Google 


This  is  a  digital  copy  of  a  book  that  was  prcscrvod  for  gcncrations  on  library  shclvcs  bcforc  it  was  carcfully  scannod  by  Google  as  pari  of  a  projcct 

to  make  the  world's  books  discoverablc  online. 

It  has  survived  long  enough  for  the  Copyright  to  expire  and  the  book  to  enter  the  public  domain.  A  public  domain  book  is  one  that  was  never  subject 

to  Copyright  or  whose  legal  Copyright  term  has  expired.  Whether  a  book  is  in  the  public  domain  may  vary  country  to  country.  Public  domain  books 

are  our  gateways  to  the  past,  representing  a  wealth  of  history,  cultuie  and  knowledge  that's  often  difficult  to  discover. 

Marks,  notations  and  other  maiginalia  present  in  the  original  volume  will  appear  in  this  flle  -  a  reminder  of  this  book's  long  journcy  from  the 

publisher  to  a  library  and  finally  to  you. 

Usage  guidelines 

Google  is  proud  to  partner  with  libraries  to  digitize  public  domain  materials  and  make  them  widely  accessible.  Public  domain  books  belong  to  the 
public  and  we  are  merely  their  custodians.  Nevertheless,  this  work  is  expensive,  so  in  order  to  keep  providing  this  resource,  we  have  taken  Steps  to 
prcvcnt  abuse  by  commercial  parties,  including  placing  lechnical  restrictions  on  automated  querying. 
We  also  ask  that  you: 

+  Make  non-commercial  use  ofthefiles  We  designed  Google  Book  Search  for  use  by  individuals,  and  we  request  that  you  use  these  files  for 
personal,  non-commercial  purposes. 

+  Refrain  fivm  automated  querying  Do  not  send  automated  queries  of  any  sort  to  Google's  System:  If  you  are  conducting  research  on  machinc 
translation,  optical  character  recognition  or  other  areas  where  access  to  a  laige  amount  of  text  is  helpful,  please  contact  us.  We  encouragc  the 
use  of  public  domain  materials  for  these  purposes  and  may  be  able  to  help. 

+  Maintain  attributionTht  GoogXt  "watermark"  you  see  on  each  flle  is essential  for  informingpcoplcabout  this  projcct  and  hclping  them  lind 
additional  materials  through  Google  Book  Search.  Please  do  not  remove  it. 

+  Keep  it  legal  Whatever  your  use,  remember  that  you  are  lesponsible  for  ensuring  that  what  you  are  doing  is  legal.  Do  not  assume  that  just 
because  we  believe  a  book  is  in  the  public  domain  for  users  in  the  United  States,  that  the  work  is  also  in  the  public  domain  for  users  in  other 
countries.  Whether  a  book  is  still  in  Copyright  varies  from  country  to  country,  and  we  can'l  offer  guidance  on  whether  any  speciflc  use  of 
any  speciflc  book  is  allowed.  Please  do  not  assume  that  a  book's  appearance  in  Google  Book  Search  mcans  it  can  bc  used  in  any  manner 
anywhere  in  the  world.  Copyright  infringement  liabili^  can  be  quite  severe. 

Äbout  Google  Book  Search 

Google's  mission  is  to  organizc  the  world's  Information  and  to  make  it  univcrsally  accessible  and  uscful.   Google  Book  Search  hclps  rcadcrs 
discover  the  world's  books  while  hclping  authors  and  publishers  rcach  ncw  audicnccs.  You  can  search  through  the  füll  icxi  of  ihis  book  on  the  web 

at|http: //books.  google  .com/l 


Google 


IJber  dieses  Buch 

Dies  ist  ein  digitales  Exemplar  eines  Buches,  das  seit  Generationen  in  den  Realen  der  Bibliotheken  aufbewahrt  wurde,  bevor  es  von  Google  im 
Rahmen  eines  Projekts,  mit  dem  die  Bücher  dieser  Welt  online  verfugbar  gemacht  werden  sollen,  sorgfältig  gescannt  wurde. 
Das  Buch  hat  das  Uiheberrecht  überdauert  und  kann  nun  öffentlich  zugänglich  gemacht  werden.  Ein  öffentlich  zugängliches  Buch  ist  ein  Buch, 
das  niemals  Urheberrechten  unterlag  oder  bei  dem  die  Schutzfrist  des  Urheberrechts  abgelaufen  ist.  Ob  ein  Buch  öffentlich  zugänglich  ist,  kann 
von  Land  zu  Land  unterschiedlich  sein.  Öffentlich  zugängliche  Bücher  sind  unser  Tor  zur  Vergangenheit  und  stellen  ein  geschichtliches,  kulturelles 
und  wissenschaftliches  Vermögen  dar,  das  häufig  nur  schwierig  zu  entdecken  ist. 

Gebrauchsspuren,  Anmerkungen  und  andere  Randbemerkungen,  die  im  Originalband  enthalten  sind,  finden  sich  auch  in  dieser  Datei  -  eine  Erin- 
nerung an  die  lange  Reise,  die  das  Buch  vom  Verleger  zu  einer  Bibliothek  und  weiter  zu  Ihnen  hinter  sich  gebracht  hat. 

Nu  tzungsrichtlinien 

Google  ist  stolz,  mit  Bibliotheken  in  Partnerschaft  lieber  Zusammenarbeit  öffentlich  zugängliches  Material  zu  digitalisieren  und  einer  breiten  Masse 
zugänglich  zu  machen.     Öffentlich  zugängliche  Bücher  gehören  der  Öffentlichkeit,  und  wir  sind  nur  ihre  Hüter.     Nie htsdesto trotz  ist  diese 
Arbeit  kostspielig.  Um  diese  Ressource  weiterhin  zur  Verfügung  stellen  zu  können,  haben  wir  Schritte  unternommen,  um  den  Missbrauch  durch 
kommerzielle  Parteien  zu  veihindem.  Dazu  gehören  technische  Einschränkungen  für  automatisierte  Abfragen. 
Wir  bitten  Sie  um  Einhaltung  folgender  Richtlinien: 

+  Nutzung  der  Dateien  zu  nichtkommerziellen  Zwecken  Wir  haben  Google  Buchsuche  Tür  Endanwender  konzipiert  und  möchten,  dass  Sie  diese 
Dateien  nur  für  persönliche,  nichtkommerzielle  Zwecke  verwenden. 

+  Keine  automatisierten  Abfragen  Senden  Sie  keine  automatisierten  Abfragen  irgendwelcher  Art  an  das  Google-System.  Wenn  Sie  Recherchen 
über  maschinelle  Übersetzung,  optische  Zeichenerkennung  oder  andere  Bereiche  durchführen,  in  denen  der  Zugang  zu  Text  in  großen  Mengen 
nützlich  ist,  wenden  Sie  sich  bitte  an  uns.  Wir  fördern  die  Nutzung  des  öffentlich  zugänglichen  Materials  fürdieseZwecke  und  können  Ihnen 
unter  Umständen  helfen. 

+  Beibehaltung  von  Google-MarkenelementenDas  "Wasserzeichen"  von  Google,  das  Sie  in  jeder  Datei  finden,  ist  wichtig  zur  Information  über 
dieses  Projekt  und  hilft  den  Anwendern  weiteres  Material  über  Google  Buchsuche  zu  finden.  Bitte  entfernen  Sie  das  Wasserzeichen  nicht. 

+  Bewegen  Sie  sich  innerhalb  der  Legalität  Unabhängig  von  Ihrem  Verwendungszweck  müssen  Sie  sich  Ihrer  Verantwortung  bewusst  sein, 
sicherzustellen,  dass  Ihre  Nutzung  legal  ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  ein  Buch,  das  nach  unserem  Dafürhalten  für  Nutzer  in  den  USA 
öffentlich  zugänglich  ist,  auch  für  Nutzer  in  anderen  Ländern  öffentlich  zugänglich  ist.  Ob  ein  Buch  noch  dem  Urheberrecht  unterliegt,  ist 
von  Land  zu  Land  verschieden.  Wir  können  keine  Beratung  leisten,  ob  eine  bestimmte  Nutzung  eines  bestimmten  Buches  gesetzlich  zulässig 
ist.  Gehen  Sie  nicht  davon  aus,  dass  das  Erscheinen  eines  Buchs  in  Google  Buchsuche  bedeutet,  dass  es  in  jeder  Form  und  überall  auf  der 
Welt  verwendet  werden  kann.  Eine  Urheberrechtsverletzung  kann  schwerwiegende  Folgen  haben. 

Über  Google  Buchsuche 

Das  Ziel  von  Google  besteht  darin,  die  weltweiten  Informationen  zu  organisieren  und  allgemein  nutzbar  und  zugänglich  zu  machen.  Google 
Buchsuche  hilft  Lesern  dabei,  die  Bücher  dieser  Welt  zu  entdecken,  und  unterstützt  Autoren  und  Verleger  dabei,  neue  Zielgruppcn  zu  erreichen. 
Den  gesamten  Buchtext  können  Sie  im  Internet  unter|http:  //books  .  google  .coiril  durchsuchen. 


Lehr-  und  Handbuch 

der 

politisclien  Oekonomie. 

In  einzelnen  selbständigen  Abtheilungen. 
In  Verbindung  mit 

A.  Bachenberger  E.  Bflcher  H.  Dietzel 

grotsh.  lOnisterialrath         Professor  der  Statistik  und     Professor  der  Staatswissen- 
in  Karlsmhe  Nationalökonomie  in  Leipsig  Schäften  in  Bonn 

und  Anderen  bearbeitet  und  herausgegeben 

von 

Adolph  l¥a8rner 

Professor  der  Stoatswissenschaften  in  Berlin. 


Vierte  Hauptabtheilung: 

Finanzw^issenschaft. 

Erster   Theil: 

Einleitung,    Ordnung  der  FinanzAAärthschaft, 
Finanzbedarf,    Privaterwerb 

von 

A.  l¥a§^iier. 


3.  Auflage. 


<  ■•■ » 


Leipzig. 

C.  F.  Winter'sche  Verlagshandlung. 

1883. 


Vorwort 

zur  dritten  Auflage, 


Die  starke  zweite  Auflage  dieses  ersten  Bands  der  Finanz- 
wiasenschaft  ist  seit  Mitte  1882  im  Buehhandel  vergriffen  gewesen. 
Die  Bearbeitung  der  dritten  Auflage  habe  ich  inmitten  viel  Zeit 
und  Kraft  beanspruchender  politischer  Thätigkeit  und  neben  den 
Verpflichtungen  meines  akademischen  Lehramts  nicht  so  schnell 
vollenden  können,  als  ich  gewünscht  hätte.  Der  ersten  im  Fe- 
bruar d.  J.  erschienenen  Lieferung  (S.  1  —  252)  folgte  die  zweite 
Lieferung  (S.  253  —  480)  zu  Ende  October.  Nunmehr  gelangt  der 
ScUuss  des  Bandes  und  damit  die  Bandausgabe  selbst  in  die 
Oeffentlichkeit. 

Heine  Arbeit  wäre  allerdings  vereinfacht  und  beschleunigt 
worden,  wenn  ich  mich  auf  eine  blosse  Revision  der  zweiten  Auf- 
lage beschränkt  hätte.  Aber  trotz  der  tiefgreifenden  Umgestaltung, 
welche  ich  in  dieser  zweiten  Auflage  bereits  mit  meiner  Neube- 
arbeitung der  6.  Auflage  des  ersten  Bands  der  Rau'schen  Finanz- 
wissenschaft vorgenommen  hatte,  hielt  ich  eine  solche  blosse  Revision 
dieser  im  Jahre  1877  erschienenen  zweiten  Auflage  nicht  mehr  für 
ausreichend.  Ich  habe  in  allen  Abschnitten  Vieles  überarbeitet,  das 
statistische  und  legislative  Material  erneuert  und  fortgeführt  (so 
besonders  im  Abschnitt  vom  Besoldungswesen,  Militärwesen,  Unter- 
ricbtswesen).  Grössere  Partieen  sind  aber  völlig  umgearbeitet  und 
dabei  theils  erweitert  (so  die  finanzwissenschaftliche  Literatur- 
geschichte, das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper,  die  Lehre 
Yon  der  Deckung  des  Finanzbedarfs,  einige  Abschnitte  des  Eisen- 
bahnwesens), theils  zusammengezogen  worden  (so  das  Domänen-, 
das  Forstwesen).  Endlich  ist  das  vierte  Kapitel  des  ersten  Buchs 
/"formelle  Ordnung  der  Finanz wirthschaft ,  d.  h.  Finanzdienst  und 
Finanzbehörden  Wesen,  Etats  wesen,  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungs- 
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wesen ,  ControIwescD ,  RechnuDgsabschloss  u.  s.  w. ,  8.  183  --  335) 
in  diese  dritte  Auflage  ganz  neu  eingefügt  worden.  Es  behandelt 
dieses  Kapitel  einen  Gegenstand ^  der,  vielleicht  mehr  als  jeder 
andere  in  der  Finanzwissenschaft,  dem  Theoretiker  besondere 
Schwierigkeiten  bereitet.  Ueber  die  Grltnde,  ihn  an  diese  Stelle 
in  Band  I  zu  setzen,  habe  ich  mich  im  Werke  selbst  ausgesprochen 
(S.  61,  183). 

Ueberall  war  es  mein  Bestreben,  die  principielle  Behand- 
lung und  die  socialpolitische  Auffassung  noch  schärfer  als 
in  der  vorigen  Auflage  hervortreten  zu  lassen.  Dadurch  sollte  auch 
der  Einklang  mit  der  zweiten  Auflage  der  „Grundlegung^'  herge- 
stellt werden.  Auf  die  historischen  Entwicklungen  bin  ich  dabei 
genauer  eingegangen,  als  in  den  früheren  Auflagen  (besonders  im 
Kapitel  von  der  formellen  Ordnung  der  Finanzwirthschaft).  Auch 
habe  ich  bei  der  Bestimmung  der  Aufgabe  der  Finanzwissenschail 
meine  frühere  Auffassung  ergänzt  und  die  Bedeutung  der  Finanz- 
geschichte fUr  die  eine,  die  beobachtungswissenschaftliche  Seite  der 
Disciplin  mehr  hervorgehoben  (§12).  An  der  scharfen  Unterscheidung 
zwischen  Finanzwissenschaft  und  Finanzgeschichte  halte  ich  hier 
wie  in  der  Nationalökonomie  jedoch  fest  Ich  kann  in  der  unklaren 
Identificirung  von  Theorie  und  Geschichte  in  beiden  Fällen  nur 
einen  logischen  Fehler  sehen. 

Das  erste  Heft  war  schon  ausgegeben,  als  Schäffle's  Aufsätze 
„zur  Theorie  der  Deckung  des  Staatsbedarfs''  in  der  Tttbinger  Zeit- 
schrift erschienen.  Eine  Auseinandersetzung  mit  dieser  Theorie 
konnte  ich  daher  in  dieser  Auflage  nicht  mehr  vornehmen. 

Die  Eisenbahnlehre  hat  jetzt  noch  eine  weitere  Ausdehnung  erfah- 
ren. Das  Bedenken,  sie  in  solcher  Ausführlichkeit  in  die  Finanzwissen- 
schaft zu  ziehen,  wird  daher  gegen  meine  gegenwärtige  Behandlung 
des  Gegenstands  noch  mehr  erhoben  worden.  Indessen  entspricht 
es  doch  der  deutschen  Theorie  und  Praxis,  die  „privatwirthschaft- 
lichen  Zweige"  eingehender  in  der  Finanzwissenschaft  zu  behandeln. 
Das  Staatseisenbahnwesen  ist  jetzt  ein  beherrschender  Factor  in 
unseren  Finanzwirthschaften.  Wenn  z.  B.  in  Preussen,  noch  ohne 
die  jetzt  in  Aussicht  stehenden  weiteren  Verstaatlichungen  der  Privat- 
bahnen, in  einem  Gesammt-Einnahme-Etat  von  1113  Hill.  M.  (f.  1884, 85) 
auf  das  Eisenbahnwesen  553  Hill.  M.  fallen,  so  entspricht  es  dieser 
Sachlage  einigermaassen ,  ihm  in  der  Finanzwissenschaft  eine  so 
ausgedehnte  Darstellung  zu  widmen,  wie  es  hier  geschieht.  Darin 
liegt  etwas  fUr  die  gegenwärtige  Phase  der  Finanzwirthschaft  und 
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demnach  auch  der  Finanzwissenschaft  Characteristisches  (§  27 — 29). 
Im  Uebrigen  glaubte  ich  aber  auch  in  dieser  Auflage  die  Eisen- 
bahnlehre nicht  kürzen  zu  sollen,  weil  ich  noch  nicht  auf  den  Band 
des  Lehrbuchs,  in  welchem  sie  mehr  vom  volkswirthsohaftlichen 
Htandpnncte  aus  zu  behandeln  sein  wird,  verweisen  konnte.  —  Die 
Domänenlehre  und  zum  Theil  die  Forstlehre  konnte  ich  dagegen 
wohl  auch  deshalb  kürzen,  weil  die  älteren  Streitfragen  mehr  und 
mehr  verschwunden  oder  endgiltig  ausgetragen  sind. 

Die  Beziehungen  zur  Rau 'sehen  Finanzwissenschaft,  aus  deren 
Neubearbeitung  dieses  Werk  ursprünglich  hervorgegangen  war, 
hatten  sich  schon  in  der  vorigen  Auflage  sehr  vermindert  und 
traten  eigentlich  nur  noch  in  der  Lehre  von  den  älteren  Domänen 
und  von  der  Bewirthschaftung  der  Forsten  mehr  hervor.  Jetzt  be- 
schränken sich  diese  Beziehungen  vollends  nur  noch  auf  die 
Benutzung  von  Notizen  und  einzelnen  kleinen  Ausführungen,  wie 
ich  sie  mehrfach  auch  anderen  Werken  entnommen  habe.  Damit 
glaube  ich  nicht  gegen  die  Rau  gebührende  Hochachtung  Verstössen 
zu  haben.  Die  Wissenschaft  ist  eben,  seit  Rau  die  Grundlage  zu 
dem  seiner  Zeit  so  vorzüglichen  Werke  legte,  vorwärts  geschritten 
und  gerade  die  principiellen  Auffassungen  sind  andere  geworden. 
Ob  mit  vollem  Rechte,  das  ist  ja  noch  bestritten,  aber  nach  meiner 
Ueberzeugung  zu  bejahen. 

Dem  Umfang  nach  hat  sich  dieser  erste  Band  in  dieser  3.  Auf- 
lage wieder  um  117  Seiten  vergrössert,  besonders  durch  die  Ein- 
fügung des  Kapitels  von  der  formellen  Ordnung  der  Finanzwirth- 
scbaft,  das  allein  152  Seiten  umfasst.  Dem  Inhalt  nach  hat  dieser 
Band  aber  eine  noch  erheblich  grössere  Ausdehnung  durch  die 
ve^Uiderte  Art  des  Drucks  erfahren.  Ich  habe,  ähnlich  wie  es  bei 
meinen  und  anderen  Abhandlungen  im  Schönberg'schen  Handbuch 
der  politischen  Oekonomie  geschehen  ist,  durchweg  die  Noten  nicht 
mehr  unter  die  Seiten  oder,  wie  Rau  und  Röscher,  nach  den  Para- 
graphen, sondern  zwischen  den  Text  selbst  in  kleinerem 
Druck  gesetzt  und  ebenso  die  näheren  Ausführungen,  Be- 
weisführungen, Belege  u.  s.  w.  in  dieser  Weise  drucken 
lassen.  Dadurch  ist  eine  bedeutende  Raumerspamiss  erreicht  wor- 
den. Es  wird  so  aber  zugleich  meines  Erachtens  in  zweckmässiger 
Weise,  auch  für  Lehr-  und  Lemzwecke,  das  Hauptsächliche  und 
das  Detail  schon  äusserlich  besser  unterschieden  und  für  denjenigen, 
welcher  die  Noten  genauer  verfolgen  will,  das  lästige  und  zerstreuende 
Hin-  und  Herlesen  und  Herumschlagen  der  Seiten  vermieden. 


YTTT  Vorwort  ziir  dritten  Auflajre. 

Diese  3.  Auflage  ist,  wie  auch  diejenige  des  2.  Bands  der 
Finanzwissenschaft,  in  der  doppelten  Stärke  der  üblichen  Auflagen 
gedruckt  worden,  —  auch  ans  einer  persönlichen  Rücksicht:  mir 
die  ohnehin  beschränkte  Müsse  für  literarische  Arbeit,  welche  mir 
das  Lehramt  und  die  Theilnahme  am  politischen  Leben  übrig  lassen, 
wenigstens  für  die  Fortsetzung  des  grossen  systematischen  Werks 
etwas  länger  frei  zu  halten,  dessen  Plan  ich  schon  vor  acht  Jahren 
entworfen  habe,  ohne  davon  bisher  mehr  als  die  Grundlegung  und  die 
beiden  ersten  Bände  der  Finanzwissenschaft  vollenden  zu  können.  In 
den  letzten  zwei  bis  drei  Jahren  war  es  auch  die  persönliche  Be- 
theiligung an  der  Politik,  welche  meine  Zeit  und  Arbeitskraft  in  An- 
spruch genommen  hat,  —  oft  mehr  als  ich  wünschte.  Ich  bin  halb 
Widerwillen  in  diese  Betheiligung  hineingezogen  worden,  glaubte  sie 
aber  doch  nicht  unbedingt  ablehnen  zu  sollen.  Gerade  uns  Theore- 
tikern ist  es  gut,  einmal  so  aus  der  Studirstube  ins  Leben  hinaus 
zu  treten  und  Manches  zu  lernen,  was  uns  Bücher  und  Studien  allein 
nicht  lehren.  Und  als  Jünger  einer  Wissenschaft,  welche  wie  die 
Nationalökonomie  und  Finanzwissenschaft  für  das  Leben,  für 
das  Volkswohl  mit  zu  arbeiten  hat,  hielt  ich  und  halte  ich  es 
denn  auch  nicht  für  etwas  Unrichtiges,  sondern  fUr  etwas  Erlaubtes, 
ja  Gebotenes,  jenen  „socialpolitischen  Standpunct'^  in  der 
praetischen  Politik,  soweit  die  Kräfte  reichen,  mit  durchkämpfen 
zu  helfen,  den  ich  in  diesem  „Lehrbuch^'  der  politischen  Oeko- 
nomie  theoretisch  vertrete,  —  mit  für  eine  Gesetzgebung  dieses 
Characters  zu  kämpfen  und  sie  in  der  öffentlichen  Meinung  mit 
vorzubereiten,  vollends  seitdem  die  Kaiserliche  Botschaft  vom 
17.  Nov.  1881  wenigstens  ein  ähnliches  Ziel  aufgestellt  hat,  zur 
unendlichen  Freude  und  Genugthuung  der  Männer  unserer  Richtung 
(8.  §  27—29). 

Wenn  dann  auch  mein  Werk  langsamer  vorrückt,  als  ich  gehofft 
habe,  so  mögen  Fachgenossen  und  weiteres  Publicum  es  mit  solchen 
Umständen  freundlich  entschuldigen.  Ich  darf  behaupten,  gerade  an 
dieser  neuen  Auflage  öfters  bis  zur  äussersten  Anspannung  meiner 
Kräfte  gearbeitet  zu  haben.  Wenn  ich  die  Vorrede  meiner  gerade 
vor  12  Jahren  erschienenen  6.  Auflage  Rau's,  der  ersten  dieses 
Bands,  schon  damals  mit  dem  Worte  schloss:  „Die  beschauliehe 
Arbeitsmusse  unseres  Altmeisters  Rau  im  schönen  Heidelberg  gehört 
eigentlich  auch  zum  Abfassen  solcher  mühsamer  Werke,  aber  sie 
fehlt  leider  nur  zu  sehr  in  der  Hetzerei  der  Weltstadt^',  so  habe  ich 
allerdings  vollauf  erst  in  den  letzten  Jahren  kennen  gelernt,  welche 
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y^Nerren  stehlende^'  AospannuDg  unsere  Zeit  von  ihrem  Gesehlechte 
verlangt.  Und  doch  ist  das  wieder  das  Grosse  und  das  Anregende 
dieser  Zeit,  wer  möebte  es  eigentlieh  anders  haben?!  — 

Was  mir  an  Mnsse  fUr  literarisehe  Arbeit  bleibt,  werde  ich 
mögliebst  aussehliesslich  der  Fortsetzung  dieses  Werks,  zunächst 
dem  dritten  Bande  der  Finanzwissenscbaft  widmen,  itir  welchen 
ich  seit  Jahren  viele  Vorstudien  gemacht  habe. 


Charlottenburg^-Berlin.  2.  December  1883, 


Dr.  Adolph  Wagner. 


Aus  dem  Vorwort 

zur  zweiten  Auflage  dieses  Bands. 


Mit  der  tiefgreifenden  Umgestaltung  dieses  Bands  in  der 

neuen  Auflage  bezwecke  ich  mehr  Einheitlichkeit  der  sachlichen 
und  formellen  Behandlung  in  diesem  Bande  wie  zwischen  den  ein- 
zelnen Bänden  des  Lehrbuchs  herzustellen.  In  der  jetzigen  zweiten 
Aasgabe  meiner  Bearbeitung  des  ersten  Theils  der  Finanzwissen- 
schaft leitete  mich  daher  das  Bestreben,  diesen  Band  überall  in 
grundsätzliche  Uebereinstimmung  mit  meiner  „Grund- 
legung'' der  Allgemeinen  Volkswirthschaftslehre  zu 
bringen. 

Namentlich  wurde  in  den  Untersuchungen  über  die  Beibehaltung 
oder  Veräusserung  der  einzelnen  privatwirthschaftlichen  Erwerbs- 
zweige neben  dem  Gesichtspunct  des  Productionsinteresses  —  wel- 
cher Rau  mit  den  früheren  NationalOkonomen  und  im  Ganzen  auch 
noch  mich  in  der  Neubearbeitung  der  6.  Ausgabe  von  Rau  fast  allein 
b^chäftigt  hatte  —  der  Gesichtspunct  des  volkswirthschaft- 
lichen  Vertheitungs-  und  des  socialpolitischen  Inter- 
esses zur  gebührenden  Geltung  gebracht.    Dadurch  ergaben  sieh 
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manche  principielle  Abweichungen  von  Rau  und  hie  und  da  auch 
von  der  letzten  Aasgabe.  Die  jetzige  Behandlung  des  Gegenstands 
liefert  auf  diese  Weise  zugleich  eine  Ergänzung  der  mehr  theore- 
tischen Untersuchungen  über  die  Organisation  der  Volkswirthschaft 
und  den  Staate  sowie  über  die  Rechtsordnung  des  Kapitals  und 
des  Bodens  in  der  ^^Grundlegung''  durch  die  mehr  practischen  Er- 
örterungen aus  dem  finanzwissenschaftiichen  Gesichtspuncte.  Die 
Theorieen  der  Grundlegung  erfuhren  dabei  gewissermassen  eine 
,,Probe'',  die  anzustellen  mir  erwünscht  war,  um  so  manche  Pnncte 
in  der  Grundlegung  genauer  und  mit  steter  Rücksicht  auf  die 
practische  Durchfahrung  zu  prüfen.  Es  ist  dadurch  die  Verbindung 
zwischen  den  theoretischen  und  practischen  Theilen  des  Lehrbuchs, 
soweit  ich  letztere  zu  bearbeiten  übernommen  habe,  hergestellt 
worden.  Darauf  lege  ich  vom  Standpuucte  meines  Systems  der 
Politischen  Oekonoroie  aus  besondern  Werth. 


Bcriiu,  Februar  1877. 

Dr.  Adolph  Wagner. 
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Einleitung. 


1.  Abschnitt 
Der  Staat  und  die  Flnanzwirthsehaft. 

Die  Fioaiizwlasenschaft  hat  zunächst  an  die  Gemein-,  besonders  die  Zwangs - 
emeinwirthschaftslehre  und  speciell  an  die  allgemeine  Lehre  vom  Staate 
in  Tolkswirthschaftlicher  Hinsicht  anzuknöpfen,  diese  Lehren  aber  als  be- 
kannt Forauszusetzen,  Siehe  daher  das  Nähere  darüber  im  1.  Bande  des  Lehr- 
bachs, Wagner,  AUgem.  Volkswirthschaftslehre  L  (Grundlegung),  2.  A.  Lpz.  1S79, 
bes.  Abth.  I,  Kap.  3,  Hauptabschu.  1,  3,  4  und  Kap.  4. 

I.  —  §.  1.  Der  Staat  und  die  sogen.  Selbstverwaltungs- 
körper haben  als  Formen  der  öffentlichen  oder  Zwaugs- 
gemeinwirthschaften  für  das  ganze  Volksleben  Aufgaben  zu 
erfüllen  y  zu  deren  Durchführung  sie  wie  jede  andere  Wirthschaft 
(G.  §.  161,  170)  der  regelmässigen  Verfügung  über  Productionsmittel 
d.  h.  ttber  Arbeitskräfte,  Kapitalien  und  Grundstücke  bedürfen,  um 
die  von  ihnen  begehrten  einzelnen  Leistungen  herzustellen.  Die 
Verftlgang  ttber  diese  Productionsmittel  kann  der  Staat  auf  die  ver- 
schiedenen Arten  erlangen,  welche  einer  Wirthschaft  überhaupt 
hierzu  zu  Gebote  stehen  (G.  §.  10).  Geschichtlich  zeigt  sich  darin 
mancher  Wechsel.  Es  kommen  indessen,  wenn  auch  in  ver- 
schiedenem Umfange,  gewöhnlich  mehrerlei  Arten,  jene  Verfügung 
zu  erlangen,  neben  einander  vor. 

Hinsichtlich  der  Arbeitskräfte,  welche  der  Staat  bedarf, 
sind  namentlich  drei  Systeme  der  Beschaffung  derselben  zu  unter- 
scheiden: die  im  Wesentlichen  freiwillige  und  unentgeltliche 
Bereitstellung  dieser  Kräfte,  wie  im  System  der  unentgeltlichen 
(Ehren-)  Aemter  der  Selbstverwaltung;  die  im  Ganzen 
zwangsweise  und  nach  einseitiger  Bestimmung  des  Staats  ver- 
goltene Bereitstellung,  wie  im  System  der  militärischen  Con- 
scription  oder  der  allgemeinen  Wehrpflicht;  und  die 
vertragsmässig   erlangte    und    nach    den  Bedingungen  dieses 
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2  Einleitung.   1.  Abschnitt.  Staat  und  FinanzwirthscLaft.   S-  1—8. 

Vertrags  entlohnte  Verfügung,  wie  im  System  des  besoldeten 
Staatsdienstes  (Arbeits-,  Staatsdiener-Vertrag). 

Das  erste  System  hat  nur  ausnahmsweise  in  der  Geschichte 
der  Staaten  eine  grössere  Bedeutung  gewonnen.  Theils  fehlt  es 
an  der  genügenden  Bereitwilligkeit  der  Bürger,  freiwillig  und 
unentgeltlich  Dienste  zu  leisten ;  theils  entspricht  die  so  angebotene 
Arbeit  nicht  ausreichend  den  Anforderungen  an  die  Qualität  der 
Arbeit,  welche  der  Staat  stellen  muss;  theils  legen  diese  Dienste 
den  Einzelnen  zu  grosse  und  besonders  zu  ungleiche  Opfer  auf, 
oder  es  stellen  sich  andere  Bedenken  einer  umfassenderen  Ver- 
wendung solcher  Dienste  entgegen.  Der  Staat,  zumal  der  moderne 
Gulturstaat,  ist  daher  vornemlich  auf  das  zweite  und  dritte 
System  der  Beschaffung  der  Arbeitskräfte  angewiesen.  Ob,  wo 
und  wieweit  er  hier  mittelst  Zwangs  vorgehen  darf  und  kann,  ist 
an  diesem  Orte  nicht  zu  entscheiden.  Es  genügt  hier,  darauf  hin* 
zuweisen,  dass  sich  ein  solcher  Zwang  aus  dem  Wesen  des  Staats 
ableiten  und  principiell  rechtfertigen  lässt  (6.  §.  157)  und  nach 
geschichtlicher  Erfahrung  allgemein,  im  Gebiete  des  Wehrwesens, 
ausgeübt  worden  ist. 

Die  zwangsweise  beschafften  Arbeitskräfte  vermag  der  Staat 
aber  gewöhnlich  nicht  ohne  jeden  Entgelt  zu  benutzen,  theils  weil 
die  einzelnen  Betroffenen  diesen  Entgelt  nicht  völlig  entbehren 
können,  theils  weil  die  bei  unentgeltlichen  Zwangsdiensten  zu 
bringenden  Opfer  sich  zu  ungleichmässig  vertheilen  würden.  Der 
Staat  muss  daher  in  der  Regel  auch  hier  die  Mittel  zum  Unter- 
halt (Sustentation)  gewähren.  Auch  bei  dem  im  Uebrigen 
unentgeltlichen  Ehrenamtsdienst  ist  öfters  wenigstens  ein  Ersatz 
besonderer  Kosten  nothwendig.  Für  die  in  Anspruch  genommenen 
Zwangs-  und  Ehrendienste,  vollends  für  die  veitragsmässig  gegen 
Lohn  beschafften  Dienste  bedarf  der  Staat  somit  zunächst  der 
Verfügung  über  Sachgüter,  daher  in  der  Gcldwirthschaft  meist 
über  Geld. 

Aus  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sich,  dass  der  Staat  zur 
Durchführung  seiner  Zwecke,  welche  sich  ohne  Verfügung  über 
menschliche  Arbeitskräfte  nicht  erfailen  lassen,  stets  nothwendig 
eine  eigene  Wirthschaft  führen  muss,  deren  Aufgabe  es  ist, 
diejenigen  Sachgüter  (Geld)  regelmässig  zu  erwerben  und  zur 
Verwendung  zu  bringen,  welche  zur  Vergütung  der  erforder- 
lichen Arbeitskräfte  erforderlich  sind.  Der  Umfang  dieser  Wirth- 
schaft kann  sehr  verschieden  sein  und  schwankt  erfahrungsgemäss 
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zeitlich  and  örüicb  ansserordeDtlich.  Aber  wo  ttberhaupt  ein  ,,8taat^S 
weoD  auch  noch  in  primitivster  Entwicklang,  existirt,  da  kann  eine 
solche  eigene  Wirtbschaft  zum  Zweck  der  Beschaffung  und  Ver- 
wendung von  Sachgütern  niemals  vollständig  fehlen.  Dieselbe  ist 
insofern  eine  absolut  nothwendige  Bedingung  und  Folge  des  Staats 
selbst,  an  sich  eine  absolute  Kategorie  des  Wirthschaftslebens  und 
Dor  in  ihrer  Erscheinungsform  etwas  geschichtlich  Ver- 
änderliches. 

Rau  in  d.  5.  A.  §.  5  noch  anders. 

§.  2.  Neben  den  Arbeitskräften  und  ausser  den  für  deren 
Vergütung  erforderlichen  Sachgtltem  braucht  der  Staat  für  die 
Erfmiung  der  ihm  als  „  Productionswirthschaft "  (G.  §.  170,  69) 
obliegenden  Aufgaben  Kapitalien  und  Grundstücke.  Auch  wo 
sich  dieaelben  im  concreten  Staate  bereits  in  erforderlicher  Menge 
und  Beschaffenheit  in  seinem  Eigenthum  befinden,  bedarf  es  zu 
ihrer  Instandhaltung  einer  beständigen  neuen  Hinzuftthrung  von 
Sachgütern,  mithin  zu  diesem  Zweck  wieder  einer  regelmässigen 
Thätigkeit  zur  Beschaffung  und  Verwendung  der  letzteren.  In  der 
geschichtlichen  Entwicklung  des  Volkslebens  ändert  sich  indessen 
fortwährend  auch  der  Bedarf  des  Staats  an  solchen  Kapitalien  und 
Grundstücken  in  qualitativer  und  quantitativer  Hinsicht.  Die  vor- 
handenen Staatseigenthumsobjecte  müssen  umgestaltet,  neue  müssen 
dazu  erworben  werden,  u.  A.  auch,  um  eine  richtige  Vertheilung 
der  nationalen  Kapitalien  und  Grundstücke  als  Privateigenthum  an 
die  Privatwirthschaften  und  als  öffentliches  Eigenthum  an  den  Staat 
UDd  die  übrigen  Zwangsgemein wirthschaften  herzustellen,  insbe- 
sondere was  den  Grund  und  Boden  anlangt  (G.  §.  285  u.  G.  Abth.  II, 
Kap.  3—5). 

II.  —  §.  3.  Die  Sachgüter  (bez.  das  Geld),  welche  der  Staat 
zur  Vergütung  von  Arbeit  und  sonst  braucht,  kann  er  wiederum 
auf  dreierlei  Art  erlangen:  freiwillig  und  unentgeltlich  von 
den  Staatsangehörigen  aus  deren  Wirthschaften;  sodann  mittelst 
privatwirthschaftlichen  Erwerbs,  nämlich  direct  durch  Ei  gen - 
production  der  betreffenden  Sacbgüter  oder  indirect  durch 
Verkehrs-  oder  vertragsmässige  Erwerbung  von  anderen 
Wirthschaften  gegen  speciell  stipulirte  Gegenleistungen  (Kauf,  Dar- 
lehen, Miethe,  Pacht);  endlich  zwangsweise  ohne  speciellen 
oder  wenigstens  gegen  einen  von  ihm,  dem  Staate,  einseitig 
bestimmten  Entgelt  (G.  §.  10).  Selbst  wenn  das  erste  System 
vollständig  allein  ausreichte,  würde  der  Staat  eine  eigeneWirth- 
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Schaft  (UDd  zwar  eine  ^^Ausgabewirthschaft'^,  G.  §.  69) 
führen  müssen,  welche  die  Aufgabe  hätte,  die  so  zur  Verfügung 
des  Staats  kommenden  Güter  richtig  zu  verwalten  und  zu  ver- 
wenden. Bei  den  beiden  andern  Systemen  erlangt  diese  Wirthschaft 
eine  grössere  Ausdehnung  und  einen  reicheren  Inhalt,  weil  hier 
vielfältige  und  umfassende  Thätigkeiten  zur  Erwerbung  der  Güter 
nothwendig  werden,  also  eine  erwerbswirthschaftliche  Abtheilnng 
hinzutreten  muss. 

Freiwillige  und  ancutgeltliche  Gaben  von  Sacbgütera  und  UebertragungeD 
von  Kapitalien  and  GnindstQcken  Seitens  der  Staatsangehörigen  an  den  Staat  oder,  in 
früheren  Zeiten,  an  das  den  Staat  vertretende  Oberhaupt,  den  Fürsten,  sind  überall 
in  der  Geschichte  vorgekommen.  Sie  spielen  in  primitiven  Verhältnissen  des  Volks-, 
Wirthschafts -  nnd  Staatslcbens  eine  relativ  grossere  Bolle,  so  bei  den  Germanen  zur 
Zeit  des  Tacitus,  auch  noch  in  der  fränkischen  Monarchie  der  Merovinger  und 
später  in  der  Form  von  Ehrengoschenken  an  die  Fürsten,  von  grösseren  einmaligen 
Leistungen  in  besonderen  Fällen,  z.  B.  im  Kriege,  wo  die  Prästation,  wenn  auch  nicht 
nach  strictem  Bechtc,  so  doch  nach  der  Sitte,  wenigstens  thcil weise  freilich  schon 
den  Gharacter  einer  Zwangsabgabo  annehmen  kann,  aus  welcher  sich  dann  später  das 
eigentliche  (dirccte)  Steuerwesen  entwickelt.  Ganz  fehlen  solche  Leistungen  auch  im 
modernen  Staate  der  Gegenwart,  z.  B.  wiederum  im  Kriege,  bei  öfl'entlichon  Unglücks- 
fällen, nicht  Aber  im  Wesentlichen  ans  ähnlichen  Gründen  wie  das  System  frei- 
williger unentgeltlicher  Arbeitsdienste  reicht  auch  dieses  System  freiwilliger  nnent- 
geltUcher  Gaben  niemab  aus,  für  den  entwickelten  Staat  voUends  nicht.  Der  Grund 
hierfür  liegt  in  der  Natur  des  Staats  als  Zwangsgcnieinwirthschaft  überhaupt  und  in 
der  Entwicklungstendenz  des  modernen  Rechts-  und  Culturstaats  insbesondere, 
(G.  §.  154  —  160). 

Der  Staat  ist  daher  prineipicll  und  der  sieh  entwickelnde 
moderne  Staat  auch  thatsächlich  immer  mehr  auf  die  beiden 
anderen  Arten  des  Erwerbs  von  Sachgtttem  angewiesen.  Das- 
selbe gilt  von  den  Selbstverwaltungskörpern.  In  die  Verfügung 
der  erforderlichen  Grundstücke  gelangten  diese  Körper  durch 
ursprünglichen  Vorbehalt  bei  der  Ansiedlung  und  Vertheiluug  des 
Bodens,    durch   Ankauf,   Pacht,   Confiscation,   Zwangsenteignung. 

III.  —  §.  4.  Die  Erörterung  darüber,  ob,  wo  und  wieweit  ein 
Zwangserwerb  von  Sachgtttern  dem  Staate  gestattet  sein  kann, 
gehört  nicht  an  diese  Stelle,  sondern  ebenfalls  in  den  grundlegenden 
Theil  der  Allgemeinen  Volkswirthschaftslehre.  (G.§.  10, 11, 156—159). 
Hier  ist  nur  zu  constatiren,  dass  auch  ein  solcher  Zwangserwerb, 
in  gleicher  Weise  wie  der  Zwang,  durch  welchen  der  Staat 
persönliche  Dienste  sich  zur  Verfügung  stellt,  aus  dem  Wesen  des 
Staats  als  Zwangsgemeinwirthschaft  abzuleiten  ist  und  danach 
principiell  gerechtfertigt  erscheint  und  überall  in  der  Geschichte 
vorkommt.  Seine  beiden  Hauptformen  sind  die  Besteuerung  nnd 
die  Enteignung  (G.  §.  384).  Im  Gegensatz  zum  Zwangserwerb 
als  dem  öffentlichen  kann  man  den  durch  Eigenproduction  er- 
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folgenden  und  den  vertragsmässig  mit  speciell  stipnlirteu  Gegen- 
leistangen  verbundenen  Erwerb  des  Staats  (zu  welcbem  letzteren 
auch  derjenige  mittelst  Greditaufnahme  gehört)  den  privatwirth- 
schaftlichen  nennen. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  hat  in  den  modernen  euro- 
päischen Culturstaaten  fiberall  dem  Zwangserwerb  gegenüber  diesem 
geschichtlich  älteren  und  anfänglich  vorwaltenden  privatwirthschaft- 
lichen  und  namentlich  gegenüber  dem  Eigenerwerb  des  Staats  das 
Uebergewicht  verschafft  (F.  II.  §.  340  ft',  438  ff.).  Es  hängt  dies  zwar 
zum  Theil  mit  zufälligen  Ereignissen  der  europäischen  Geschichte, 
besonders  mit  dem  mehrfach  vorgekommenen  Verlust  oder  der  Ver- 
minderung des  ehemaligen  Staatsguts  zusammen.  Vornemlich  ist 
es  jedoch  die  nothwendige  Folge  zweier  grosser  Momente 
der  volkswirthschaftlichen  Entwicklungsgeschichte,  ein- 
mal der  Ausbildung  des  Rechtsinstituts  des  Privateigen- 
thnms  an  den  sachlichen  Productionsmitteln,  besonders  am 
Boden,  und  des  thatsächlich  grösstentheils  erfolgten  Uebergangs 
des  Bodens  und  des  Materialkapitals  an  die  Privatwirth- 
Schäften  (F.  II.  §.  341),  sodann,  in  nunmehriger  Rückbildung 
dieses  historischen  Processes,  ist  es  die  Folge  jenes  gegenwärtig 
mehr  und  mehr  zur  Geltung  kommenden  grossen  volkswirth- 
schaftlichen Entwicklungsprincips,  welches  sich  als  Ueber- 
gang  von  der  mehr  privatwirthschaftlichen  zu  der  mehr 
gemein-  und  besonders  zwangsgemeinwirthschaftlichen 
Organisation  der  Volkswirtbschaft  formuliren  lässt  und  sich 
in  der  fortschreitenden  Ausdehnung  der  öffentlichen,  besonders 
der  Staatsthätigkeiten  offenbart  (6.  §.  171  ff.). 

Zur  regelmässigen  Besorgung  nun  des  Zwangs-  wie  des  privat- 
wirthschaftlichen Gtitererwerbs,  als  des  Mittels  zur  Herstellung  der 
Staatsleistungen,  sei  es,  um  Arbeitsdienste  zu  vergüten,  sei  es,  um 
unmittelbar  Sachgüter  für  Staatszwecke  zu  verwenden,  muss  der 
Staat  eine  eigene  (Erwerbs-)  Wirthschaft  ftihren.  Und 
wiederum  dasselbe  gilt  meistens  von  den  Selbstverwaltungs- 
körpem. 

IV.  —  §.  5.  Diese  eigene  Wirthschaft,  welche  ein  öffentlicher 
Körper,  wie  der  Staat,  zum  Behuf  der  Erwerbung  und  Verwendung 
von  Sachgfltern,  bez.  Geld  für  die  Zwecke  der  von  ihm  mit  Rück- 
sicht auf  die  herzustellenden  Leistungen  repräsentirten  „Productions- 
wirüischaft"  (G.  §.  170)  betreibt,  ist  die  Finanz  wirthschaft  oder 
der  öffentliche  bez.  der  Staatshaushalt.    Dieselbe  ist,  wenn 
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der  Staat  selbst  als  ein  Wirthschaftsganzes  betrachtet  wird, 
eine  Wirthschaftsabtheilnng  desselben. 

Andere  Namen  sind:  Begierungswirthschaft,  auch  (subjecti?)  Finanz- 
wesen. Der  Ansdrack  Finanzyerwaltnng  bleibt  besser  für  die  Gesammtheit  der 
Behörden  vorbehalten,  welche  die  Finanzwirthschaft  leiten.  Die  letztere  wird  mitunter 
auch  Staatswirthschaft  genannt,  sprachlich  nicht  unrichtig.  Der  Ausdruck  ist 
jedoch  nach  dem  heutigen  Sprachgebrauch  vieldeutig,  indem  mit  ihm  Öfters  die 
(staatlich  organisirte)  Yolkswirthschaft  selbst  bezeichnet  wird,  wie  z.  B.  in  dem  Titel 
des  bekannten  Hermann 'sehen  Werks:  „staatswirthschaftliche''  Untersuchungen. 
Anders  ist  wieder  die  Terminologie  von  L.  Stein,  Übrigens  wülktlrlich  und  wider- 
spruchsvoll. Er  stellt  den  Begriff  „Staatswirthschaft"'  („das  Guterleben  als  Gegen- 
stand der  Verwaltung  im  weiteren  Sinne*')  an  die  Spitze,  betrachtet  die  Finanzen  als 
einen  Theil  derselben  und  will  unter  dem  Finanzwesen  dann  wieder  nur  die  Staatb- 
ein nahmen  verstanden  wissen,  —  eine  Auffassung,  die  er  jedoch  selbst  in  seinem 
Lehrbuch  nicht  festhält.  S.  L.  v.  Stein,  Lehrb.  d.  Finanzwiss.,  3.  Aufl.,  Lpz.  1875, 
S.  1  ff.  Wieder  etwas  abweichend  in  d.  4.  Aufl.,  1878,  I,  1  ff.  6  ff.  48.  —  „Das 
Wort  Finanz  stammt  aus  dem  Latein  des  Mittelalters.  Im  13.  und  14.  Jahrhundert 
verstand  man  unter  tiuatio,  financia,  auch  wohl  financia  pecnniaria,  eine  schuldige 
(ieldleistung.  Diese  Ausdrücke  stammen  von  finis  ab,  welches  oft  einen  Zahlungstermin 
bedeutete,  wie  man  durch  eine  ähnliche  Metonymie  des  Sprachgebrauches  öfters  sagt: 
einen  Termin,  ein  Quartal,  ein  Ziel  bezahlen.  Mit  dem  griechischen  Worte  xiXoq, 
Ziel,  Zweck,  verhält  es  sich  in  ähnlicher  Weise.  Dasselbe  wurde  auch  für  Steuer 
und  Zoll  gebraucht.  In  der  älteren  Kanzleisprache  bedeutete  finis  auch  den  einen 
Rechtsstreit  beendigenden  Vertrag  und  die  daraus  herrührende  Zahlung,  femer  einen 
vor  dem  KOuig  über  einen  Kauf  von  Grundstücken  abgeschlossenen  Vertrag,  dessen 
Urkunde  die  Form  eines  Urtheils  erhielt  (quasi  litis  terminus),  sodann  die  Abgabe  an 
den  König  von  solchen  Käufen  (the  Kings  sylvor),  eine  Entrichtung  des  antretenden 
Pachters  oder  Grundholden  an  den  Verpächter  oder  Grundherrn,  auch  eine  schwere 
Geldstrafe;  überhaupt  werden  in  England  allerlei  Geldgebühren  mit  dem  Namen  fine 
bezeichnet.  Vgl.  Du  Fresne  du  Gange,  Glossar,  mediae  et  infimae  latinitatis,  s.  v. 
financia  und  finatio.  —  Speimann,  Glossar,  archaeologic.  s.  v.  finis  (Lond.  1651. 
S.  228).  —  Hüllmann,  Städtewesen,  III,  95.  —  Gneist,  Engl.  Verfassungs-  und 
Verwaltungsrecht,  A.  I,  36.  —  Mehrere  Schriftsteller  hielten  den  Stamm  des  Wortes 
Finanz  für  germanisch;  sie  deuten  entweder  auf  das  englische  fine,  Geldstrafe, 
Privilegientaxe  u.  dgl.  (z.  B.  Genovesi,  Grunds,  der  bürgerl.  Oek.,  I,  358),  welches 
aber  nach  Speimann  a.  a.  0.  nicht  vor  der  normannischen  Eroberung  voikam  und 
nach  dem  Obigen  mit  finis  zusammenhängt,  —  oder  auf  finden,  schwed.  finna, 
welches  durch  den  Mittelbegriff  von  erfinderisch  auf  ränkevoll  führt,  wie  das 
isländische  findinn  durch  ingeniosus,  calumniosus,  erklärt  wird,  Ualdorson,  Lex. 
island.  ed.  Bask,  I,  213  (Uavn.  1813),  —  oder  auch  auf  fein.  —  Merkwürdig  ist, 
dass  im  16.  und  17.  Jahrhundert  das  Wort  eine  allgemeinere  und  zwar  schlimme  Be- 
deutung hatte,  weil  vielleicht  das  fremde  Wort  an  fein  und  erfinderisch  erinnerte  und 
die  finationes  selbst  mit  vielen  Bedrückungen  verbunden  sein  mochten,  weshalb  z.  B. 
Schottelius  (Von  der  deutschen  Hauptsprache,  Braunschweig  1663,  S.  1316)  Finanz 
durch  Schinderei.  Wuc)ier,  erklärt,  und  Sebastian  Braut  (Narrenschiff)  Untreu, 
Finantz,  Neid  und  Hass  zusammenstellt.  [Aehnlich  noch  v.  Seckendorff,  Boscher, 
Gesch.  d.  Nat-Oekon.,  München  1874,  S.  241.]  Vergl.  Frisch,  Deutschlatein. 
Wörterb.  S.  267,  Scherz,  Glossar,  germ.  med.  aevi,  ed.  Oberlin,  I,  392.  Campe, 
Wörterbuch,  S.  321.  In  Frankreich  bezeichnete  schon  damals  finance  eine  Geldsumme, 
oder  insbesondere  die  Staatseinnahme  (Nos  adversalres  ont  peu  de  finance,  mais  ils  la. 
m6nagent  bien,  sprach  Kanzler  de  THospital  1568),  les  finances  aber  das  ganze 
Staatsvermögen  und  den  Zustand  der  Regierungswirthschaft  Der  Einfluss  der 
französischen  Sprache  verdrängte  aus  der  deutschen  jenen  schlimmen  Wortsinn  von 
Finanz  gänzlich.  —  Der  spanische  Ausdruck  hacienda  für  Finanz  stammt  vielleicht 
aus  dem  arabischen  chasena,  Schatzkammer.  Auch  im  Russischen  heisst  kasna  die 
Gasse,  kasnatschei  der  Schatzmeister.  Vielleicht  ist  dies  Wort  durch  die  tatarische 
Herrschaft  eingedrungen.  Doch  wird  in  der  russischen  Sprache  Finanzwesen  durch 
hosudarstwennie  dochodui,  herrschaftliche  Einnahmen,  ausgedrückt'.  (Nach  Rau , 
Aum.  zu  §.  1). 
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Der  8taat  braucht  demnach  zar  Aasilihrung  seiner  Aufgaben 
als  Productionswirthschaft  eine  Summe  ,,wirth8chaftlicher  Güter^' 
(6.  §.  15—20)  (persönliche  oder  Arbeitsleistungen,  Sachgtiter  und 
in  der  Geldwirthschaft  Geld),  welche  den  Staatsbedarf  darstellen. 
Derjenige  Theil  des  letzteren,  welcher  in  SachgUtern  bez.  in 
Geld  besteht,  um  damit  Dienste  zu  vergüten  oder  unmittelbar 
ätaatsleistungen  herzustellen  oder  andere  Sachgtiter  zu  erwerben, 
ist  dnrch  die  Finanzwirthschaft,  die  hier,  getrennt  vom  Staate 
gedacht,  als  Verbrauchs-  oder  Ausgabewirthschaft  fungirt, 
zu  beschaffen.  (G.  §.  69,  170).  Dieser  Theil  des  gesammten  Staats- 
bedarfs kann  daher  speciell  Finanz  bedarf  genannt  werden.  In 
der  Geldwirthschaft  (G.  §.  114)  tritt  er  grösstentheils  als  der 
Geldbedarf  der  Finanzwirthschaft  hervor  und  erscheint  rech nungs- 
mässig  als  Staatsausgabe,  bez.  „Ausgang^'  (G.  §.  67,  71).  Zur 
Deckung  des  Finanzbedarfs  oder  zur  Bestreitung  der  Staatsaus- 
gabe muss  die  Finanzwirthschaft  sodann  als  Erwerbs-  oder  Ein- 
nahm ewirthscliaft  fungiren.  Ihr  Erwerb  kommt  rechnungsmässig 
als  Staatseinnahme  bez.  „Eingang'^  (G.  §.  67,  70)  zum  Vor- 
schein. Die  Doppelfunction  der  Verbrauchs*  und  Erwerbswirthschaft 
bildet  den  Inhalt  der  Finanzwirthschaft. 

In  Uebereinstiminang  mit  Bau,  welcher  sagt,  es  sei  dem  Sprachgebrauche  durch- 
aob  zowider,  aach  die  BcscbafTuDg  persönlicher  Leistungen  ohne  Yermittelung  sachlicher 
Gater,  z.  6.  das  Conscriptionswesen,  in  die  Finanzwirthschaft  zu  rechnen,  (vergl.  da- 
gegen Behr,  Wirthsch.  des  Staates,  S.  190),  halte  ich  daher  au  der  Beschränkung 
der  Finanzwirthschaft  auf  die  Beschalfang  und  Verwendung  von  Sachgtttern  oder  Geld 
fest     Mein  Zusatz  zu  §.  5  Anm.  a.  in  der  6.  Ausg.  Ran 's  ist  danach  zu  berichtigen. 

Ihr  eigenthtlmliches  Gepräge  als  Wirthschaftsart  erlangt  die 
Finanzwirthschaft  des  Staats  dadurch,  dass  sie  die  Wirthschaft  ist, 
dnrch  welche  der  Staat  die  ihm  zu  seiner  Function  als 
höchster  Form  der  Zwangsgemeinwirthschaften  erforder- 
lichen Sachgtiter  (Geld)  erwirbt  und  zur  Verwendung 
bringt.  Der  specifische  Character  der  beiden  Abtheilungen  der 
Finanzwirthschaft y  der  Verbrauchs-  und  der  einnahmewirthschaft- 
lichen,  ergiebt  sich  aus  dieser  Sachlage  mit  Nothwendigkeit.  Dies 
ist  von  vornherein  für  die  Auffassung  der  wissenschaftlichen  Lehre 
von  der  Finanzwirthschaft  zu  beachten. 

V.  —  §.  6.  Die  Wissenschaft  von  der  oder  den  Finanzwirth- 
schaften  ist  die  Finanzwissenschaft.  Dieselbe  lässt  sich  mit 
Rficksicht  anf  die  ökonomische  Natur  der  Finanzwirthschaft  definiren 
als  die  Wissenschaft  von  der  Wirthschaft,  welche  der 
Staat  oder  ein  öffentlicher  (Selbstverwaltungs-)  Körper 
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zur  Bescbaffang  und  Verwendang  der  ihnen  zu  ihrer 
Function  als  Zwangsgemeinwirthschaften  erforderlichen 
Sachgttter  (insbesondere  Gelds)  führt.  Der  früher  fUr  die 
Finanzwissenschaft  in  Deutschland  nicht  selten  gebrauchte  Name 
Cameralwissenschaft  (im  engeren  Sinne)  ist  jetzt  abgekommen. 
Er  erklärte  sich  geschichtlich  daraus,  dass  man  ursprünglich  unter 
Kammersachen  oder  Eammergeschäften  gerade  das  Finanzwesen 
verstand,  und  erst  nach  Errichtung  der  KammercoUegien  anch 
andere,  nicht  finanzielle  Geschäfte,  die  sog.  Polizei,  hinzukamen. 

Ran,  Ueber  die  Cameralwiss.  S.  8.  Der  ältere  Name  z.  B.  bei  Di th mar, 
EinleitoDg  in  die  Ökonom.,  Polizei-  und  Gameral Wissenschaften,  6.  Aufl.  v.  Schreber. 
S.  19.  (Frankf.  1769.)  Eine  noch  engere  Bedeutung  von  Oameralwissenschafl  ist  jetzt 
fast  vergessen.  Man  unterschied  (nach  Rau  I.  §.  5)  ehemals  in  dem  heutigen  Um- 
fange der  Finanzwissenschaft  zwei  Theilo,  nemlich  1)  die  Cameralwissenschaft,  welche 
von  den  ganz  in  der  Verfügung  der  Fürsten  stehenden  Quellen  der  Staatseinnahme, 
d.  i.  den  Domänen  und  Regalien  handelte,  2)  die  eigentliche  Finanzwissenschaft,  deieti 
Gegenstand  die  der  landständischen  Mitwirkung  unterworfenen  Abgaben  der  Btlrger 
waren;  s.  z.  B.  Fischer,  Lehrbegriff  u.  Umfang  der  deutschen  Staatswissensch.,  S.  20 
(Halle,  1783).    Rössig,  Lehrb.  d.  Finanzwiss.  §.  6. 

Die  Finanzwissenschaft  wurde  bisweilen  auch  mit  dem  Namen 
Staatswirthschaftslehre  belegt,  was  aber  bei  der  Vieldeutig- 
keit dieses  Wortes,  welches  mitunter  auch  die  ganze  Politische 
Oekonomie  bezeichnet,  besser  vermieden  wird.  Die  Finanzwissen- 
schaft ist  ein  Theil  der  Politischen  Oekonomie. 

S.  u.  §.  12  ff.  u.  Rau,  Yolkswirthsch.- Lehre,  §.  15.  Ich  halte  in  diesem  Poncte 
an  Rau 's  Systematik  fest,  wenn  auch  mit  etwas  anderer  Motivirung.  Ueber  Stein  *s 
abweichende  Auffassung  der  Finanzwissenschaft  s.  o.  §.  5.  Er  fasst  die  F.-\V.  auf 
als  einen  „bestimmten  Theil  der  Staatswirthschaftslehre'*  oder  „die  wissenschaftliche 
Entwicklung  der  Staatseinnahmen,  ihrer  Grundlagen  und  ihres  Rechts*'  (4.  A., 
I.  9):  zu  eng,  wie  seine  eigene  spätere  Behandlung  zeigt.  —  Meine  jetzige  Begriffs- 
bestimmung weicht  von  der  Rau 's  (Fin.  L,  §.  5,  auch  noch  in  meiner  Bearb.  d.  6.  Aufl.) 
ab.  Rau  sagte  hier:  „Die  Finanzwissenschaft  sei  die  Wissenschaft  von  der  besten 
Einrichtung  der  Regierungswirthschaft  oder  von  der  besten  Befriediguugsweise  der 
StaatsbedUrfnisso  durch  sachliche  Guter.''  Dies  wurde  mehr  auf  die  Finanzpolitik 
als  die  Finanz  Wissenschaft  passen,  welche  letztere  doch  zugleich  immer  den 
Oharacter  einer  Beobachtungswissenschaift  hat  (§.  12).  Richtig  hat  daher  gegen  meine 
Beibehaltung  der  älteren  Rau'schen  Definition  und  gegen  einen  Widerspruch  der 
letzteren  mit  späteren  Ausführungen  schon  in  meiner  Bearbeitung  der  G.  Auflage 
(§.  85  ff.)  Hack  Einwendungen  erhoben,  s.  dess.  Recension  der  6.  Aufl.  in  d.  Tab. 
Ztschr.  XXVIU.  (1872)  S.  434.  Auch  Cossa,  elemeuti  3.  ed.  MU.  1882,  S.  3,  be- 
stimmt die  Finanzwissenschaft  als  „dottrina  del  patrimonio  pubblico'',  welche  lehre  „11 
modo  miglioro  di  costituirlo,  amministrarlo  ed  impiegarlo''.  Leroy-Bcaulieu 
Fin.  I.,  Par.  1877,  p.  2:  Finanzwiss.  „science  des  revenus  publics  et  de  la  mise  en 
Oeuvre  de  ces  revenus",  m.  E.  auch  zu  eng. 
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2.  Abschnitt. 
Chaneterislrung  der  Finanzwlrthschaft  als  Wirthsehaftsart. 

Vgl.  Waguer,  G.  §.  49  ff.  Rau,  L  §.  7—10.  Laspeyres,  Art.  Staatawirth- 
schait  im  Staatswörterbach  X,  71  ff.     Geffckcn,  in  Schönberg's  Handbach  II,  3  ff. 

§.  7.  Ihren  specifischen  Character  erlangt  die  Finanzwirth- 
sehaft,  wie  gesagt  (§.  5),  dadnreh,  dass  sie  fUr  die  Zwecke 
öffentlicher  Körper,  speciell  des  Staats  fnngirt.  Im  Einzelnen 
tritt  das  Wesen  nnd  die  Eigenthümlichkeit ,  die  Aehnlichkeit  mit 
anderen  Wirthscbaften  nnd  die  Verschiedenheit  von  denselben  bei 
der  hier  vomemlich  zu  betrachtenden  Finanzwirthschaft  des  Staats 
in  folgenden  einzelnen  Pnncten  hervor: 

L  Die  Finanzwirthschaft  ist  eine  Einzelwirthschaft,  welche 
das  den  Staat  in  der  Verwaltung  vertretende  Organ ,  die  Regie- 
rnng,  znm  Wirthschaftosnbject  hat. 

Als  Einzelwirthschaft  ist  sie  in  vielen  Pnncten  anderen  Einzel- 
wirthschaften  wesentlich  gleichartig,  so  namentlich  auf  den- 
jenigen Gebieten,  wo  sie  ganz  oder  ttberwiegend  nach  den 
Grundsätzen  des  privatwirthschaftlichen  Systems  Güter, 
insbesondere  Sachgttter,  ftir  den  freien  Verkauf  auf  dem  Markte 
prodncirt:  in  der  Feldgtiter-,  Forst-,  Bergwerksverwaltung  u.  s.  w. 
Soweit  diese  Gleichartigkeit  besteht,  ist  auch  die  Lehre  von  der 
Finanzwirthschaft  in  der  Einzelwirthschaftslehre  oder  der  Privat- 
ökonomik enthalten.  Sie  gehört  daher  streng  genommen  im 
Ganzen  wie  in  ihren  einzelnen  Thcilen,  der  Domänen-,  Forst-  und 
Eisenbahnlehre  u.  s.  w.,  nur  insoweit  in  die  Finanz  Wissenschaft, 
als  der  Umstand,  dass  der  Staat  das  einzelwirthschaftliche  Subject 
ist,  Eigenthümlichkeiten  des  Wirthschaftens,  z.  B.  bei  der  eigenen 
Verwaltung  der  Feldgüfer,  Forsten,  Bergwerke,  bedingt.  Letzteres 
ist  nun  freilich  meistens ,  und  oft  in  erheblichem  Maasse  der  Fall, 
indem  die  Uebemahme  neuer  oder  Beibehaltung  älterer  privat- 
wirUischaftlicher  Tbätigkeiten  und  der  betreffenden  Eigenthums- 
objecte  überhaupt  nur  selten  aus  rein  finanziellen,  sondern  mehr 
oder  weniger,  selbst  überwiegend  aus  Staats-  und  volkswirthscbaft- 
licben,  socialpolitischen ,  politischen  Gründen  erfolgt  und  demnach 
auch  die  Verwaltung  oder  Bewirthschaftnng  mit  nach  solchen 
Rticksichten  stattfindet. 

Richtige,  aber  etwas  za  weitgehende  Bemerkungen  über  diesen  Punct  macht 
T.  Scheel,  Schönbeig's  Handbuch  II.  36.  —  Die  Zagehörigkeit  mancher  ünanzwirth- 
ächaftlichen  Lehren  zar  Einzelwirthschaftslehre,  nicht  zar  eigentlichen  Finanzwissen- 
sebtft  hat  z.  B.  7.  Hock  in  s.  öffentl.  Abgaben  and  Schulden,  Stattg.  1863,  S.  1, 
benorgehoben      Aehnlich  betont  es,  wenn  auch  in  anderen  Ausdrucken,  doch  dem 
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Siune  nach  L.  y.  Stein  in  b.  FinanzwisseDscb. ,  bes.  in  d.  Abschn.  v.  wirthschaftL 
EiDkommcn  des  Staates  (3.  Ausg.,  S.  173  ff.).  Im  Princip  ganz  richtig.  Wenn  in- 
dessen an  dieser  Scheidung  der  priratökonomischen  und  finanzvirthschaftlichen  Seite 
der  Fragen  in  den  Werken  Qber  Finanzwissenschaft  nicht  genau  festgehalten,  sondern 
auch  die  er^ere  in  grösserem  Umfange  mit  in  die  Erörterung  gezogen  wird,  so  hat 
dies  in  Deutschland  geschichtliche  und  praktische,  wie  anderseits)  theoretische 
Gründe.  Ersteres,  weil  in  den  deutschen  Terntorialstaaten  das  Domänenwesen  bis  in 
die  Neuzeit  hinein  den  Haupttheil  des  Finanzwesens  bildete  und  die  praktischen 
Cameralisten  in  der  Verwaltung  die  privatökonomische,  technische,  volkswirthschaft- 
liche  und  die  eigentlich  finanzwirthschaftliche  Seite  gleichzeitig  behandeln  mussten. 
Theoretische  Grunde,  weil  sich  mit  unter  dem  Einfluss  dieser  Praxis  die  deutsche 
FiDauzwissenschaft  in  der  Form  der  Cameralwissenscliaft  und  dann  aus  dieser  heraus 
entwickelt  hat  Dieser  Ursprung  ist  in  dem  Werke  von  Kau  noch  deutlich  erkennbar. 
Hier  werden  die  priyatwirthschaftlichen  Einkommenzweige  und  die  Regalien  noch 
sehr  eingehend  behandelt,  während  fiele  der  betreffenden  Erörterungen  theils  über- 
haupt nicht  in  die  Politische,  sondern  in  die  Pnvatökonomik,  theils  wenigstens  nicht 
oder  nicht  vollständig  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  in  die  Volkswirthschafls- 
politik  und  in  die  WirthschafÜiche  Yerwaltungslehre  gehören.  Trotzdem  lässt  sich 
indessen  auch  für  die  Gegenwart  noch  diese  Behandlungsweise  Rau's  aus  Gründen 
practischer  Zweckmässigkeit  rechtfertigen  und  wird  wenigstens  einstweilen  auch  in 
meiner  Bearbeitung  der  Finanzwissenschaft  noch  beibehalten.  Denn  bei  dem  engen 
inneren  Zusammenhange  lassen  sich  die  politisch -ökonomischen  und  privat- 
ökonomischen, sowie  die  finanzwissenschaftlichen  und  volkswirthschafts-,  socialpolitischen 
(^sichtspuncte  bei  der  Erörterung  doch  niemals  volbtändig  trennen.  Auch  fehlt 
es  in  der  neueren  Literatur  an  privatökonomischen  Schriften  auf  dem  jetzigen  Stand- 
puncte  der  Wissenschaft,  auf  welche  man  verweisen  könnte.  Später,  wenn  die 
Ausarbeitung  dieses  Lehrbuchs  der  Politischen  Oekonomie  bis  zu  der  specieUen  und 
praktischen  Yolkswirthschaftslchre  vorgeschritten  sein  wird,  beabsichtige  ich  theil weise 
eine  Horübemahme  einiger  Materien,  welche  jetzt  in  der  Finanzwissenschaft  einen 
etwas  zu  grossen  Raum  einnehmen,  z.  B.  der  Eisenbahnlelire  in  die  Bände  4  u.  bes.  'A. 
L.  Stein  übersieht  in  seiner  flüchtigen  Weise  bei  seiner  mehrfachen  Polemik  gegen 
meine  Behandlung  der  privatwirthschaftlichen  Zweige  in  der  3.  und  4.  Ausgabe  seiner 
Finanzwissenschaft,  dass  ich  hierin  absichtlich  Rau  noch  folgte  und  die  Auf- 
nahme der  Eisenbahnlehre  in  die  Finanzwissenschaft  nur  eine  Consequcnz 
dieser  Kau'schen  Behandlungsweise  war.  Die  Bedenken  hiergegen  vom  Stand- 
puncte  strenger  Systematik  habe  ich  schon  damals  selbst  ausgesprochen, 
s.  Vorwort  zu  meiner  Bearbeitung  der  6.  Aufl.  d.  l,  B.  d.  Rau^schen  Finanzwissen- 
schaft, S.  IX.  Diese  Bedenken  treffen  meine  Behandlung  aber  nicht  mehr ,  als  die- 
jenige Rau's  und  vieler  anderer  Finanzschriftsteller. 

Die  Regierung,  vollends  die  der  parlamentarischen  Finanz- 
controle  des  Verfassungsstaats  unterstehende,  ist  als  leitendes  und 
verwaltendes  Organ  der  Finanzwirthschaft  der  Natur  der  Sache 
nach  eine  complexe  Grösse.  Sie  selbst,  als  einheitliches 
Ganzes,  daher  auch  ihr  Wille  muss  erst  künstlich  gebildet 
werden.  Dieser  Wille  kommt  nur  durch  einen  Organismus  von 
Behörden  und  einzelnen  Personen  zur  Ausführung.  Die  Finanz- 
wirthschaft ähnelt  daher  allen  solchen  Einzelwirthschaften,  deren 
leitendes  und  verwaltendes  Rechts-  und  Wirthschaftssubject  auch 
eine  juristische  Person  ist,  demnach  anderen  Gemeinwirth- 
schaften  und  solchen  Privatwirthschaften ,  welche  in  Form  von 
Vereinen ,  Erwerbsgesellschaften ,  besonders  Actiengesellschaften, 
betrieben  werden. 
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Nameuüich  die  Aehulichkeit  zwischen  dem  fiuanzwirthschaftlichen 
Betrieb  des  Staats  (der  Gemeinde  u.  s.  w.)  und  dem  Actiengesellscliafts- 
Betrieb  ist  tod  weitreichender  Bedeutung  in  der  Frage  von  der  Abgrenzung 
des  durch  den  Staat  (und  die  sonstigen  öffentlichen  KOrper)  vertretenen  gemein- 
wirtbschaftlichen  und  des  durch  die  Actiengesellschaft  vertretenen  privatwirthschallt- 
liehen  Systems,  indem  in  vielen  Fragen,  z.  6.  in  der  Frage  ,,Staats-  oder  Privatbahn ?"', 
„öffentliches  oder  privates  Yersicherungs-,  Bankwesen  ?  '\  die  üblichen  Gründe  für  das 
letztgenannte  System  und  gegen  Staatsbetrieb  schon  deswegen  nicht  schwer  wiegen, 
weil  die  hier  allein  in  Betracht  kommende  Privatwirthschaft ,  die  Actiengesellschaft, 
an  denselben  M&ngein  wie  die  Wirthschafl  des  Staates  leidet.  Selbst  grosse  Indi- 
vidnalwirthschaften ,  z.  B.  eines  grossen  Grundbesitzers,  Berg-  und  Hüttenwerk-, 
Fabrikbesitzers«  haben  wegen  der  Yerwickeltheit  der  Verwaltung  noch  einige  Aehu- 
lichkeit mit  der  Finanzwirthschaft,  was  bei  der  Frage  nach  der  finanziellen  Zweck- 
missigkeit  des  Staats-Grundcigenthums,  Bergwerks-,  Hüttenbetriebs,  zu  beachten  ist. 
lo  allen  diesen  Fällen  handelt  es  sich  zwischen  der  Finanzwirthschaft  und  anderen 
(ProductioBs-)  Wirthschaften  nicht  um  specifische  (qualitative),  sondern  nur 
um  gradweise  (quantitative)  Unterschiede.  Nur  bei  dem  Vergleich  zwischen 
der  Finanzwirthschaft  und  der  gewöhnlichen  Individual- (Productions-)  Wirth- 
schaft  (der  eigentlichen  Einzelfirma,  allenfalls  auch  der  offenen  Handelsgesellschaft 
und  Commanditgesellschaft)  verhält  sich  dies  anders:  nur  hier,  nicht  allgemein, 
kann  man  wenigstens  häufig,  z.  B.  beim  Betrieb  des  Ackerbaues,  der  Fabrikation,  des 
Handels  unter  Mitwirkung  des  im  folgenden  §.  besprochenen  Dmstands  von  einem 
^natürlichen'^  ökonomisch  -  technischen  Vorzug  der  privaten  Einzel wirthschaft  vor 
der  Finanzwirthschaft  sprechen,  ein  Satz,  welcher  in  praktischen  volkswirthschaftlicheu 
und  finanziellen  Fragen  im  Uebrigen  viel  zu  sehr  verallgemeinert  und  daher  miss- 
bräuchlich,  unter  falschem  Hinweis  auf  die  „Erfahrung",  angewendet  worden  ist 
Es  ist  gut,  dies  schon  hier  zu  betonen.  Die  weitere  Ausführung  folgt  in  der  Lehre 
vom  Privaterwerb.  Einzelne  wichtige  Fragen,  z.  B.  die  Eisen bahnfn^e,  sind  durch 
die  falsche  Stellung  des  Gegensatzes  oft  von  vornherein  schief  aufgefasst  worden. 
Der  hervoiigehobene  Irrthum  hängt  übrigens  eng  mit  der  einseitigen  Reaction  des 
Smithianismus  und  seiner  Theorie  der  freien  Concurrenz  gegen  Staatsthätigkeit  und 
mit  der  gleich  einseitigen  optimistischen  Beurtheilung  der  Thätigkeit  der  vom  Selbst- 
interesse geleiteten  Privat  wirthschaften  zusammen.  Vgl.  Wagner,  G.  §.  129,  134  ff.  u. 
Vorbemerk,  zu  Abth  I.  d.  G.,  Kap.  3,  S.  196  ff.,  Kap.  4,  S.  288  ff.  u.  Abth.  U.,  S.  343  ff. 
Unter  den  Finanzschriftstellem  begegnet  die  einseidge  Parteinahme  gegen  die  privat- 
wirthschaftlichen  Gebiete  des  Finanzwesens  aus  dem  Grunde  einer  ohne  Weiteres  an- 
genommenen, vermeintlichen  principiellen  Inferiorität  des  Staates  bei  A.  Smith  selbst, 
neuerdings  noch  am  Meisten  bei  Pfeiffer,  Staatseinnahmen,  fniher  auch  bei 
Max  Wirth.  Mit  Recht  ganz  anders  Schmoller,  Epochen  d.  preuss.  Fin.polit, 
Jahrb.  d.  D.  Reichs,  1877,  S.  104  ff.  u.  v.  Scheel,  Schönberg's  Ilandb.  H.  40. 

II.  —  §.  8.  Wie  im  Staate  überhaupt,  so  besteht  auch  in  der 
Finanzwirthschaft  das  Arbeiterpersonal  aus  einem  zahlreichen 
und  complicirten  Apparate  in  der  Regel  nicht  selbst  direct 
ökonomisch  am  Ausfall  der  Arbeit  oder  an  der  Menge  und  Güte 
des  Arbeitsproducts  interessirter  „Arbeiter'',  der  Beamten.  Auch 
in  dieser  Beziehung  giebt  es  zwischen  der  Finanzwirthschaft  und 
verschiedenen  Arten  anderer  Einzelwirthschaften  Aehnlichkeiten 
und  Verschiedenheiten,  welche  von  der  Finanzwissenschaft  und 
Finanzpraxis  zu  beachten  sind. 

Die  Finanzwirthschaft  leidet  unvermeidlich  gegenüber  dem 
Selbstbetrieb  des  Privaten  an  den  Nachtheilen  aller  Wirthschaften, 
welche  mit  einem  solchen  Beamtenapparat  arbeiten  müssen.    Sie 
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steht  daher  wiedernm  anderen  Gemeinwirthschaften  and  unter  den 
Erwerbsgesellschaften  besonders  der  Actiengeseilschaft  in  dieser 
Beziehung  ziemlich  gleich.  ,,Die  Trennung  mehrerer  Zweige  des 
Finanzdienstes  wird  nothwendig,  wodurch  die  oberste  Leitung  be- 
trächtlich erschwert  wird.  Der  Vorstand  des  ganzen  Finanzwesens 
kann  nur  durch  verschiedene  Mittelglieder  die  Ausführung  der  Be- 
schlüsse bewirken,  die  Geschäftsführung  der  unteren  Beamten  nicht 
an  Ort  und  Stelle  beobachten,  sondern  dieselbe  fast  nur  aus  schrift- 
lichen Berichten  kennen  lernen  und  vermittelst  schriftlicher  Be- 
fehle leiten.  Die  hieraus  hervorgebende  Umständlichkeit  und 
Schwerfälligkeit  im  Staatshaushalte  hat  die  Folge,  dass  hier 
Manches  nach  anderen  Regeln  eingerichtet  werden  muss,  als  in 
der  Privatwirthschaft"  (Rau,  Fin.  I,  §.  8).  Es  ergiebt  sich  daraus  aber 
auch  vielfach  fast  mit  Nothwendigkeit  eine  geringere  Wirth- 
schaftlichkeit  des  Betriebs  und  namentlich  in  der  Gegenwart 
in  den  gewöhnlichen  Erwerbsgeschäften  (der  Landwirthschaft, 
Fabrikation,  des  Handels)  eine  nattlrliche  ökonomisch-tech- 
nische Ueberlegenheit  des  einfachen  Privatgeschäfts- 
betriebs gegenüber  dem  Staats-  (Communal-  u.  s.  w.)  Betrieb  mit 
nicht  selbst  interessirten  und  noch  durch  gleichwohl  unvermeidliche 
Controlen  gebundenen  Beamten.  Dies  gilt  um  so  mehr,  je  weniger 
nach  der  Natur  des  Geschäfts  eine  eigene  Betheiligung  der  Be- 
diensteten am  Geschäftserfolg  wegen  des  im  folgenden  §.  9  an- 
gegebenen Grundes  überhaupt  eingerichtet  werden  kann  oder 
wegen  der  Würde  des  Dienstverhältnisses  werden  darf,  also  bei 
der  grossen  Mehrzahl  der  eigentlichen  Staatsthätigkeiten. 

Abschaffung  des  eigenen  Sportclbezugs  der  Richter  im  Dienstinteressc ;  von 
immerhin  nicht  unbestreitbarem  Wcrthe  ist  der  Schulgeld-  und  Honorarbezug  der 
Lehrer  (auch  au  den  UniTcrsitäten).  —  Selbst  bei  Geschäften  der  materiell  wirthschaftlichen 
Sph&re  hat  man,  im  Gegensatz  zu  der  PriTatwirthschaft,  die  an  sich  mögliche  Be- 
theiligung der  Beamten  am  Gewinn  des  Unternehmens  grundsätzlich  im  Dienstinteresse 
ausgeschlossen,  z.  B.  bei  der  Prenss.  Bank,  der  jetzigen  Keichsbank,  hinsichtlich  des 
leitenden  und  verwaltenden  Beamtenpersonals,  das  gar  keine  Bankactlen  besitzen  darf. 

Man  hat  hieraus  in  der  entwickelten  Volkswirthscbaft  wohl  die  Regel  abgeleitet, 
dass  die  „Staatsindustrie''  besser  vermieden  wird,  soweit  die  technische  Seite 
und  das  Moment  der  privatwirthschaftlichcn  Rentabilität  entscheidet. 
Mit  letzterem  Satze  wird  dann  zugleich  die  oft  vergessene  Schranke  dieser  Regel 
gezogen:  in  vielen  Fällen,  z.  B.  in  der  Forstwirthschaft,  beim  Eisenbahnwesen, 
entscheidet  diese  Seite  und  dies  Moment  nicht  allein.  Femer  gilt  die 
Regel  anch  in  den  wichtigen  Fällen  nicht,  wo  aus  sachlichen  (technischen  u.  s.  w.) 
Gründen  auch  der  sonstige  einzelwirthschaftlichc  Betrieb  ähnlich  wie  der  Staats- 
betrieb eingerichtet  werden  und  namentlich  in  gleicher  Weise  mit  einem  complicirten 
Beamten apparate  arbeiten  mOsste:  z.  B.  bei  den  grossen  Verkehrs-,  Bank-,  Versicherungs- 
anstalten. Der  Staat  steht  daher  auch  aus  diesem  Grunde  bei  dem  Industriebetrieb 
ebensowenig  wie  aus  dem  im  vorigen  §.  7  angegebenen  Grunde  principiell  gegen  die 
Acti  enges  ellschaften  zurück,  was  wiederum  z.  B.  für  die  Eisonbahnfrage ,  das 
Versicherungswesen  zu  beachten  ist.    Aehnliches  gilt  von  der  Gemeinde. 
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Dem  Staate  kommt  ferner  auch  in  der  Finanzwirthschaft  im 
Vei^leicb  mit  denjenigen  anderen  Einzelwirthsohaften,  besonders 
den  Priyatwirtbscbaften ,  welcbe  gleichfalls  mit  einem  solcben 
Beamtenapparate  ihre  Geschäfte  besorgen  müssen,  zweierlei  zu 
Gute,  —  ein  selbst  in  ökonomischer  nnd  speciell  in  finfuizieller 
Hinsicht  wichtiger  Punkt:  —  er  braucht  seine  Beamten  nicht  bloss 
in  Geld  zu  bezahlen  und  kann  sie  anders  stellen  als  jede 
andere,  vollends  jede  Privatwirthschaft  Ersteres,  indem  er  äussere 
Ehrenvortheile  vergiebt  (Rang,  Titel,  Stellung,  Orden  u.  s.  w.). 
Letzteres,  indem  er,  wenigstens  bis  jetzt  fast  allein,  (ähnlich,  aber 
nicht  wohl  in  gleichem  Maasse  nur  in  der  Verwaltung  grosser 
Selbstyerwaltungskörper)  der  Staatsdienerschaft  als  Arbeitergattung 
in  der  Organisation  des  Staatsdienstes  eine  gesichertere 
und  darin  dem  einzelnen  tüchtigen  Beamten  durch  die  Aussicht 
auf  Vorrücken  (Avancementsystem)  eine  allmälig  besser 
bezahlte,  höhere  und  wichtigere  Stellung  bietet  Der  Staat 
verfügt  Dank  diesem  System  doch  häufig  über  ein  besonders 
tüchtiges  und  bei  gleicher  Lohnzahlung  über  ein  tüchtigeres  Arbeits- 
personal als  jede  andere  Wirthschaft. 

Vgl.  unten  aber  den  Staatsdienst  u.  das  Besoldangswesen.  Interessante  Vergleiche 
zvbchen  der  Anziehungskraft  des  Staates  und  der  Privatwirthschaften  (ActiengeselLschaft) 
ils  Arbeitgeber  liessen  sich  in  Deutschland  in  der  wichtigen  Wirthschaftsperiodc 
seit  1S71  anstellen  und  fielen  schliesslich  doch  zu  Gunsten  des  Staats  aus. 

III.  —  §.  9.  Die  Finanz  wirthschaft  beschafft  Sachgüter 
(Geld)^  mit  welchen  der  Staat  zur  Erfüllung  seiner  ihm  als 
Zwangsgemein  wirthschaft  obliegenden  Aufgaben  vornemlich 
immaterielle  Güter  („öffentliche  Einrichtungen^^,  Dienstleistungen) 
herstellt.  Fasst  man  den  Staat  und  die  Finanzwirthschaft  als  Ein 
Wirthschatlsganzes  auf,  so  erfolgt  also  hauptsächlich  ein  Um- 
setzangsprocess  von  materiellen  in  immaterielle  Güter. 

VgL  u.  A.  Laspeyres,  Staatswörterb.  X,  72  ff.,  80  ff. 

Wegen  der  Unentbehrlichkeit  der  letzteren  für  das  ganze  volks- 
wirthschaiUiche  Leben  nnd  für  alle  privatwirthschaftlichen  Tbätig- 
keiten  der  Einzelnen  müssen  diese  Staatsleistungen  und  muss  der 
Staat  nnd  daher  auch  die  Finanzwirthschaft  —  und  zwar  letztere 
gerade  in  ihrer  verbrauchswirthschaftlichen  Abtheilung  —  selbst 
für  eminent  productiv  im  volkswirthschaftlichen  Sinne  gelten. 
Aber  schwierig  ist  sogar  die  technische  und  vollends  die  ökono- 
mische Prodnctivität  der  einzelnen  Staatsthätigkeit  zu  beuitheilen. 
(6.  §.  116»,  151,  158,  161  ff.)    Denn  in  der  grossen  Mehrzahl  der 
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Fälle  sind  schon  nach  der  Natur  der  staatlichen  Gemeinwirthschaft, 
z.  B.  bei  den  Leistungen  auf  dem  Hauptgebiete  der  StaatsthStigkeit; 
dem  der  Rechtsordnung  und  des  Rechtsschutzes  (Militärwesen!), 
die  einzelnen  Leistungen  des  Staates  speciell  unverkäuflich. 
Es  waltet  im  Staate  noch  mehr  als  in  jeder  anderen  Gemein- 
wirtbschaft, die  tlbrigen  Zwangsgemeinschaften,  auch  die  Gemeinde^ 
eingeschlossen,  das  Princip  der  bloss  generellen  Entgeltlich- 
keit ob:  ein  gemein wirthschaftlicher  Pröductionsprocess  findet  statt, 
dessen  Kosten  nicht  nach  dem  gewöhnlichen  privatwirthschaftlichen 
Princip  von  specieller  Leistung  und  Gegenleistung,  sondern  nach 
einer  einseitig  vom  Staate  bestimmten  Weise  gedeckt  werden,  ohne 
separate  Verrechnung  mit  dem  Einzelnen  Über  dessen  Empfänge 
von  Staatsvortheilen.  (G.  §.  116  a).  Selbst  in  der  geringen  Zahl 
von  Fällen,  wo  der  Staat  (und  ähnlich  die  anderen  räumlichen 
Zwangsgemeinwirthschaften,  wie  besonders  die  Gemeinde)  sich  den 
einzelnen  Dienst  vom  Geniessenden  speciell  vergüten  lassen,  in  der 
sogen.  Gebahr  (F.  IL  §.  277  ff.),  wird  die  Höbe  dieser  Gebtthr 
nicht,  wie  bei  anderen  Preisen,  durch  die  Marktconcurrenz,  sondern 
einseitig  vom  Staate  festgestellt  und  regelmässig  nicht  bloss  nach 
dem  privatwirthschaftlicben  Gesichtspunkte  der  Kostendeckung. 

Die  Folge  hiervon  ist  dann,  dass  die  Finanzwirthschaft 
nicht  wie  die  Privatwirthschaft  von  selbst  im  bezahlten 
Absatz  ihrer  Leistungen  ihr  vorgeschossenes  Kapital 
und  damit  die  Mittel  zur  Fortsetzung  ihrer  Production 
immer  von  Neuem  ersetzt  erhält,  sondern  zu  diesem  Zwecke 
einer  eigenen  Erwerbsart  der  Einkünfte,  der  Besteuerung, 
bedarf.  Daraus  ergiebt  sich  aber  auch,  dass  der  gewöhnliche 
Maas s Stab  des  privatwirthschaftlicben  Systems  zur  Beurtheilung 
der  technischen,  der  privat-  und  schliesslich  der  volkswirthschaft- 
lichen  Productivität,  nemlich  der  —  freilich  oft  trügerische  — 
Maassstab  dauernder  lohnender  Rentabilität,  in  der  Finanz- 
wirthschaft fehlt,  mit  ihm  aber  auch  diese  wirksame  Controle 
fUr  die  Production  überhaupt  und  für  die  Durchführung  des  Princips 
der  Wirthschaftlichkeit. 

Aach  daraus  entwickelt  sich  wieder  die  Kothwendigkeit  der  Forderang  einer 
unabhängigen  Finanzcontrole  durch  Volksvertretungen,  um  einen  Ersatz  jenes 
fehlenden  Maassstabes  der  Productirität  zu  erlangen.    6.  §.  160,  163. 

IV.  —  §.  10.  Der  Staat  ist  auf  unbegrenzte  Dauer  be- 
rechnet. Geht  auch  der  einzelne  geschichtliche  Staat  unter,  er  findet 
in  dem  Nachfolger  seinen  Ersatz.    Der  Staat  kann  daher  Geschäfte 


Unrerkäuflichkeit  der  Staatsleistungen  —  Staatsdaner.  15 

eingehen,  welche  anderen  Einzelwirthschaften  in  der  Regel  schon 
wegen  ihrer  beschränkten  Lebensdaner  versagt  sind.  Ein  Punct, 
der  u.  A.  für  das  Staatsschulden wesen  von  Bedeutung  ist:  der 
Staat  allein  kann  und  darf  eigentlich  immerwährende  (sogen, 
ewige)  Renten  versprechen. 

Das  Gcsa(|^c  gilt  nicht  allein  selbstverständlich  ?on  den  gewöhnlichen  Wirth- 
!}chAften,  deren  Rechtssubject  ein  einzelner  Mensch  ist,  trondcrn  aach  von  Vereinen, 
Enrerbsgescllschaftcn  u.  s.  w.  Mit  gutem  Grande  haben  selbst  Gesetzgebungen  fUr 
die  Actiengcsellschaften  mitunter  eine  Maximaldauer  festgesetzt,  welche  erst  beim 
Ablauf  dieser  Zeit  verlängert  werden  kann.  Auch  die  übrigen  Zwangsgemeinwirth- 
schaften,  selbst  die  Gemeinden,  stehen  dem  Staate  hier  nicht  gleich.  Sind  sie  auch 
nach  geschichtlichen  Erfahrungen  oft  langlebiger  als  der  histoiische  Staat,  dem  sie 
aogebOren,  so  wechselt  ihre  „Substanz"'  (ihre  Bevölkerung,  Wohlstand  u.  s.  w.)  noch 
fiel  mehr,  was  ftlr  Fragen  wie  die  der  ewigen  Kentenschnld  in  Betracht  kommt.  Das 
Rom  der  Kaiserzeit  von  iVi — 2  Millionen  Bewohnern  war  zur  Zeit  der  Pabstresidenz 
ifl  Avignon  eine  Landstadt  von  weniger  als  17,000  Einwohnern  geworden.  Ob  Italien 
in  diesem  >ra«sse  „niedergegangen''  war,  ist  doch  zu  bezweifeln. 

V.  —  §.11.  Der  letzte  und  wesentlichste  Unterschied  zwischen 
der  staatlichen  Finanzwirthschaft  und  anderen  Wirthschaften  liegt 
eodlich  in  der  Bestimmung  des  Staats  für  das  Volksleben  und 
in  der  souveränen  Stellung  desselben  im  und  ttber  dem  Wirth- 
scbailsleben. 

Inhalt  und  Umfang  der  Staatsthätigkeiten  mUssen  sich 
nach  den  richtig  erkannten,  dem  Interesse  des  Volks  gemäss 
bestimmten  Staatszwecken  richten.  In  dieser  Beziehung  steht 
aber  der  Staat  und  demgemäss  die  Finanzwirthschaft  ausserhalb 
der  freien  Verkehrsconcurrenz.  Er  vermag  vielmehr  kraft 
seiner  Souveränetät  seine  Aufgaben,  die  Art  der  Erfüllung  der- 
selben und  mithin  die  Menge  und  Beschaffenheit  von  Leistungen, 
die  er  der  Bevölkerung  bietet,  freithätig  zu  bestimmen,  ohne  Rück- 
sicht auf  die  Begehrtheit  dieser  Leistungen  Seitens  des  Volks. 
(6.  §.  162).  Die  Durchtlihrung  dieser  Aufgaben  wird  dem  Staate 
aber  kratl  seiner  Finanzhoheit  oder  Finanzgewalt^),  d.  h. 
der  Souveränetät  speciell  auf  dem  Gebiete  des  Erwerbs  von  Ein- 
kttnften  möglich.  Denn  er  kann  sich  so  die  letzteren  im  erforder- 
lichen Umfange  durch  den  Zwangserwerb  (s.  o.  §.  3,  4)  be- 
schaffen, ohne  eine  specielle  Gegenleistung  zu  gewähren.  Dieser 
Zwangserwerb,  insbesondere  mittelst  allgemeiner  Steuern,  ist 
die  dem  Staate  als  höchster  Form  der  Zwangsgemeinwirthschatl 
znstehende    eigentlich   organische  Erwerbsart   in   unseren 

')  Der  yon  L.  Stein  Finanzw.,  3.  Aufl.  S.  79,  162  perhorrescirte  Ausdruck 
..Flnanzhobeit''  lässt  sich  recht  wohl  noch  aufrecht  erhalten.  Die  Identificirung  der 
TOB  L  Stein  sog.  Staatswirtbschaftsgewalt  mit  der  Finanzgewalt  (eb.  S.  77  tf.)  ist 
freilich  falsch,  aber  auch  nicht  so  „gewöhnlich*',  wie  er  behauptet. 
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wesentlich  privatwiilhschaftlich  organisirten,  demnach  das  Ganze 
des  Volkseinkommens  und  Vermögens  rechtlich  in  die  Einzelein- 
kommen  und  Vermögen  zersplitternden  Volkswirthschaften. 

Dadorch  wird  os  dem  Staate  möglich,  dauernd  auch  nicht  begehrte  oder  zu 
kostspielige  Leistungen  herzustellen,  für  welche  die  Priratwirthschaft  im  freien  Ver- 
kehr keinen  Absatz  oder  keinen  vollen  Ersatz  der  Productionskosten  erlangen  wurde. 
In  dieser  Gewalt  liegt  eine  offenbare,  durch  die  Geschichte  reichlich  belegte  Gefahr 
des  Missbrauchs,  d.  h.  einer  Anwendung  der  Souveränet&t  des  Staats  und  speciell  der 
Finanzgewalt  gegen  das  wahre  Interesse  des  Staats  und  seiner  Bevölkerung.  Daher 
weist  auch  die  Finanzwissenschaft  von  ihrem  Standpuncte  darauf  hin,  dass  die 
Regierung  in  der  Ausübung  der  Finanzgewalt  einer  Controle  bedarf.  Eine  solche 
liegt  in  einem  der  Regierung  unabhängig  gegenüberstehenden  Organ,  dass  die  Interessen 
der  Bevölkerung  auch  in  den  Finanzsachen  zu  vertreten  hat,  daher  in  einer  je  nach 
der  politischen  Ycrfassungsform  der  Staaten  verschieden  organisirten  Volksvertretung 
(Stände,  Parlament  u.  s.  w.,  Steuerbewilligungsrccht  derselben). 


3.  Abschnitt. 
Die  Finanzwissenscliaft. 

Für  die  Fragen  der  Systematik  vgl.  Rau,  Volkswirtlischaftsl.  8  Aufl  §.  8,  12  ff., 
bes.  17,  21  ff.  Wagner,  G.  1.  A.  Vorrede  S.  10  ff.  Geffcken  in  Schönberg's  Handb. 
II.  Abh.  1.  Stein  Finanzwiss.  4.  A.  I,  1 — 39  passlm.  Cossa,  finanz.  cap.  1,2. 
Leroy-Beaulien  fin.  I,  1  ffl  In  der  Bestimmung  der  Aufgaben  der  Finanzw.  habe 
ich  im  Folgenden  meine  frühere  Auffassung  wesentlich  ergänzt  (2.  A.  §.  12  ff.). 

§.  12.  Die  Finanzwissenschaft  ist  materiell  oder  nach  ihrem 
Inhalte  ein  Theil  der  Politischen  Oekononiie,  formell  ein 
Theil  der  Staatswissenschaften. 

I.  Die  Finanzwissenschaft  hat  zwei  wesentlich  verschie- 
dene Aufgaben.  Sie  soll  nemlich  einmal  zeigen,  wie  that- 
sächlich  nach  der  geschichtlichen  Erfahrung  die  sach- 
lichen Hilfsmittel  (bez.  Geld)  für  den  Staat  und  die  anderen 
öffentlichen  Körper  beschafft  und  verwendet  worden  sind 
und  noch  werden.  Das  ist  ihre  vorwiegend  theoretische 
Aufgabe,  in  Bezug  aufweiche  sie  vomemlich  eine  Beobachtungs- 
wissenschaft ist,  welche  aus  der  Geschichte  und  Statistik  ihr 
Material  entnimmt  und  die  Causalzusammenhänge  in  der 
Entwicklung  und  Gestaltung  der  Finanz wirthschaft,  besonders  der 
einnähme -wirthschaftlichen  Seite  derselben  (Domanial-,  Regal-, 
Steuerwirthschaft,  Arten  und  Formen  der  Besteuerung,  öffentliche 
Creditwirthschaft  u.  s.  w.)  aufzudecken,  die  bezüglichen  Abhängig- 
keitsverhältnisse von  den  socialen,  politischen  und  namentlich  den 
wirthschaftlichen  Factoren  des  gesellschaftlichen  ZusammenlebenB 
und  die  danach  sich  ergebenden  finanzwirthschaftlichen  Entwicklungs- 
gesetze festzustellen  sucht.     Die  zweite  Aufgabe  besteht  in  der 


Die  Fioanzwissenscliafl  als  Tlieil  der  Politischen  üekoiiomie.  17 

wissenschaftlichen  Lösung  der  practischen  Finanz- 
pro bleme,  soweit  dafür  nicht  die  concreten  Verhältnisse  der 
einzelnen  Finanzwirthschaft,  sondern  allgemeine,  aus  der  Er- 
fahmng  gewonnene  oder  bestätigte  oder  auch  deductiv  abgeleitete 
Grundsätze  eine  Richtschnur  geben  können.  Die  Lösung  der 
ersten  Aufgabe  bereitet  hier  diejenige  der  zweiten  theilweise  mit 
vor  (s.  jedoch  §,  18).  Die  Erörterungen  Ober  das  bestehende 
Finanzrecht  und  seine  geschichtliche  Entwicklung  (de  lege  lata) 
werden  hier  zu  solchen  über  die  passende  Fortbildung  und  Ge- 
staltung des  Finanzrechts  (de  lege  ferenda).  Grade  dabei  muss 
wieder  der  Staat  in  seiner  Function  als  höchste  Form  der  Zwangs- 
gemeinwirthschaft  oder  als  Gesammtwirthschaft  des  staatlich  organi- 
sirten  Volks  aufgefasst  werden.  Die  Finanzwissenschaft  gebort 
insofern  mit  zur  Gemeinwirthschafts-,  speciell  zur  Zwangsgemein- 
wirthschaftslehre  und  setzt  in  allen  ihren  Untersuchungen  die 
Bekanntschaft  mit  diesem  wichtigen  Theile  der  Politischen  Oekono- 
mie  voraus.  (G.  Abth.  I,  Kap.  3  u.  4). 

£s  gilt  dies  yor  Allem  von  der  Lehre  7om  Finanzbedarf  oder  von  der 
Staats  ausgäbe.  Dieser  Bedarf  ist  Wirkung  und  Maass  der  herrschenden 
Aoffassang  der  Staatszwecke,  des  geltenden  Bereichs  der  Staatsthätigkcit  und  des 
bestehenden  Vervaltangssystems,  d.  h.  des  Organismus  von  £inrichtungen  und  Arbeits- 
kräften, mit  Hilfe  deren  die  Staatsthätigkeit  durchgeführt  wird.  Die  Aufgaben  des 
Staats  als  höchster  Form  der  Zwangsgemeinwirthschaften ,  die  organische  Yerbindung 
aller  letzteren  unter  einander,  daher  namentlich  des  Staats  mit  der  Gemeinde  und 
den  übrigen  Selbstverwaltungskörpern  (rftomlichen  Zwangsgemeioirirtbschaften), 
(G.  §.  141,  155),  ferner  ihrer  aller  mit  den  freien  Gern  ein  wirthschaften  (Vereins- 
wesen u.  s.  w.)  (G.  §.  151  tf.)  zum  gemein wirthschaftlichen  System,  die  richtige 
Combination  des  letzteren  mit  dem  privatwirthschaftlichen  und  caritativen  System  zq 
dem  grossen  Organismas  der  Volks wirthschaft  (G.  §.116  — 120)  —  alle  diese  Momente 
beiftimmen  den  jeweiligen  Bereich  der  Staatsthätigkeit  und  damit  den 
Kinanz bedarf.  Die  Finanzwissenschaft  muss  dieses  Zusammenhangs  der  ausgäbe- 
wirthschaftlichen  Abtheitung  der  Finanzwirthschaft  mit  der  ganzen  Organisation  dur 
Volkswirthschaft  stets  eingedenk  sein  und  hat  in  dieser  Beziehung  als  ein  materieller 
Theil  der  Politischen  Oekonomie  zu  gelten.  Denn  die  Finanzwirthschaft  des  Staats 
faagirt  hier  als  ein  hochwichtiges  Glied  in  der  Kette  von  Einzelwirthschaften,  welche 
die  Volkswirthschaft  bilden,  (G.  §.  49-56),  diese  anderen  £inzeiwirthschaften  beein- 
flossend  und  Ton  ihnen  beeinflusst,  ihnen  stets  zugleich  indirect  Güter  gebend  — 
aemlich  die  Staatsleistungen,  für  deren  Herstellung  sie  die  sachlichen  Mittel  beschatil  — 
ud  direct  Güter  nehmend,  durch  die  Besteuerung  n.  s.  w. 

§.  13.  Aus  dieser  Auffassung  der  Finanzwissenschaft  ergeben 
sich  ftlr  die  Behandlung  der  letzteren  zwei  wichtige  Fol- 
gerungen und  Forderungen: 

1.  Mehr  und  mehr  muss  die  Finanzwissenschaft ,  welche  in 
ihrer  bisherigen  Gestalt  fast  noch  ausschliesslich  die  Lehre  von 
der  Finanzwirthschaft  des  Staats  ist^  sich  zur  Lehre  von  der 
Finanzwirthschaft  aller,  einen  grossen  Organismus 
bildenden  Z^angsgemeinwirthschaften  im  Staate  er- 

A.  WÄCHAf.  Finanxi«rU>i*»n»*rhaft.     T.    3.  Aufl.  2  • 
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weitem  oder  m.  a.  W.  zu  der  Lehre  vom  Staatshausbalte  in 
Verbindung  mit  der  Lehre  vom  Hausbalte  der  grossen  räum- 
lichen Selbstverwaltungskörper,  mithin  vor  Allem  vom 
Gemeinde-^  Kreis-  und  Provinzialhaushalte.  Denn  der 
Staat,  zumal  unser  heutiger  geschichtlicher  Staat,  der  moderne 
europäische  Rechts-  und  Culturstaat,  ist  zwar  der  vornehmste 
Repräsentant,  die  höchste  Form  der  Zwangsgemein wirth- 
schaften,  von  welcher  alle  anderen  Arten  derselben  in  letzter  Linie 
ihre  Zwangsbefugnisse  ableiten,  aber  er  ist  doch  immer  nur  eine 
dieser  Formen,  er  hat  in  Gemeinschaft  mit  den  übrigen  die 
Aufgabe  zu  erftlllen,  die  noth wendigen  „Gemeingüter"  (G.§.  139  ff.) 
des  gemeinwirthschaftlichen  Systems  der  Production  und  Bedürfniss- 
befriedigung in  der  Volkswirthschaft  herzustellen  und  dement- 
sprechend statt  des  privatwirthschaftlichen  Systems  einzutreten.  Die 
aus  der  Function  des  Staats  entspringende  Aufgabe  der  staatlichen 
Finanzwirthschaft  lässt  sich  deshalb  wissenschaftlich  nicht  voll- 
ständig getrennt  erörtern  von  der  verwandten  Aufgabe  der  Ge- 
meinde, des  Kreises,  der  Provinz,  so  wenig  als  diese  Aufgaben  in 
der  Praxis  zu  trennen  sind. 

Schon  die  bisherige  Finanzvissenschaft  hat  daher  mit  Recht  auf  das  Finanz- 
wesen dieser  Selbstvenvaltungskörper  Bezug  genommen.  Doch  genügt  dies  noch  nicht. 
Namentlich  drängt  die  in  der  Praxis  unserer  Coltnrstaaten,  znmal  Deutschlands,  vor 
sich  gehende  grossartige  Organisation  der  Selbst-  neben  der  Staats- 
verwaltung auf  eine  förmliche  Erweiterung  der  bisherigen  Finanz  Wissenschaft  hin, 
wie  es  schon  langer  die  englische  politische  und  Verwaltungspraxis  hätte  thun 
sollen.  Wenn  unsere  Disciplin  auch  in  ihrer  neuesten  Literatur  —  dieses  Werk  noch 
mit  eingeschlossen  —  dieser  Forderung  gegenwärtig  noch  nicht  so  vollständig  nach 
allen  Seiten  entspricht,  wie  es  principiell  zu  verlangen  wäre,  so  liegt  der  Grund  nicht 
in  einer  Bestreitung  der  Richtigkeit  jenes  Ziels  oder  in  fehlender  Erkenntniss  desselben, 
sondern  in  äusseren  Verhältnissen,  zum  Theil  in  dem  Mangel  an  genügenden  Vor- 
arbeiten über  das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper,  speciell  der  Gemeinden. 
Eine  grössere  Berücksichtigung  dieses  Finanzwesens,  als  die  bisherige,  wird  aber 
immer  mehr  zu  erstreben  sein. 

S.  die  frühere  Behandlung  bei  Rau,  Finanzwiss.  5.  Ausg.  §.  53 — 55,  in  der 
von  mir  bearbeiteten  6.  Ausg.  §.  88a — 38  f.  —  Die  künftige  Finanzwissenschaft  wird 
somit  einen  weiteren  Rahmen,  als  die  gegenwärtige  und  vollends  als  die  frühere  um- 
fassen müssen.  Vorgearbeitet  wird  ihr  seitens  der  Politischen  Oekonomie 
durch  die  Lehre  vom  gemeinwirthschaftlichen  System,  hinsichtli'h  dessen 
hier  auf  Schaf fle  und  auf  meine  „Grundlegung*'  verwiesen  wird,  eine  Hauptseite 
der  Frage,  welche  bei  L.  Stein  noch  zu  sehr  fehlt;  sodann  seitens  der  neueren 
Staatswissenschaft,  besonders  der  Inneren  Yerwaltungslehre  durch  die 
Lehre  von  der  Selbstverwaltung  in  ihrer  organischen  Verbindung  mit  der  Staats- 
verwaltung, bezüglich  deren  auf  Gn  ei  st 's  bekannte  Werke  über  die  englische  Selbst- 
verwaltung u.  s.  w.  und  namentlich  auf  L.  Steines  grosses  System  der  Verwaltuugs- 
lehre  und  zum  Theil  auch  bereits  auf  dessen  Finanzwisseuschaft,  besonders  die  3.  u.  4. 
Auflage,  zu  verweisen  ist.  Stein  hat  im  letzteren  Werke  den  SelbstverwaltungskOrpem 
ihre  Stelle  in  der  von  ihm  sogen.  Staatswirthschaft  (s.  bes.  3.  Aufl.  S.  80)  und  ihrem 
Finanzwesen  im  „Organismus  der  Finanzverwaltung''  (eb.  S.  126 — 156)  gegeben,  wo- 
mit aber  vorläufig  doch  mehr  die  formale  als  die  materielle  Seite  der  Aufgabe  gelöst 
ist.    In  d.  4.  A.   werden  jetzt  in  B.  I.  im  1.  Buche  (Staatshaushalt   und  Staatsreicb- 
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tkom)  im  4.   Hauptstllck    ,,der  Hanshalt  der  Selbstrerwaltnng''  (S.  124—129),  im 

2.  Buche  (Aosgabcn  u.  s.  w.)  S.  1 58  ff.  das  Aasgabebadget  d.  Selbstfenr.körper,  im 

3.  B.  S.  200  ff.  die  SelbstFerw.körper  als  Finaozorgane ,  dann  in  der  Einnahuielehre 
ebeofalis  d.  Verhältnisse  der  Selbst^enr.kOrper  etwas  näher  betrachtet  (s.  bes.  das 
Steoenresen  ders.  I.  548 — 568).  Viel  dürftiger  als  die  Bebandlang  der  Staats- 
Fin.wirthsch.  bleibt  das  freilich  alles  noch.  Aach  Leroy-Beaulieu  widmet  im 
1.  B.  ein  Kap.  den  Localsteaem.  —  Die  Hauptaufgabe  besteht  darin,  auch  nach 
Gegenständen  die  Thätigkeitsgebiete  der  Selbstverwaltungskörper  unter  einander 
Qsd  gegenüber  der  Sphäre  des  Staats  (bez.  des  Reichs)  principiell  und  erfabrungs- 
Bässig  festzustellen,  daraus  die  Anforderungen  abzuleiten,  welche  die  betreffenden 
?<iischiedcnen  Ausgabewirthschaftcn  erfüllen  müssen,  und  dann  die  principiell  und 
erfiihningsm&ssig  richtigen  Deckungsmittcl  der  dazu  gehörigen  Einnahmewirth- 
Schäften,  daher  namentlich  die  Steuersysteme  der  verschiedenen  Haushalte  des 
Staats  und  der  Sclbst?crwaltungskOrper  zu  bestimmen.  Um  letzteren  Pnnct.  um  die 
Besteueningsfrage ,  drehen  sich  auch  gegenwärtig  die  praktischen  Finanzprobleme  auf 
diesem  Gebiete  vomemlich. 

§.  14.  —  2.  Die  zweite  Forderung,  welche  für  die  Behand- 

kng  der  FiDanzwisseDsebaft  zu  stellen  ist,  betrifiFt  die  stete  Beacb- 

tang  der  Beziehungen   zwischen  der  Finanzwirthschaft 

einer-  und  der  Volkswirthscbaft  des  privatwirthschaft- 

liehen  Systems  anderseits.    Die  Finanzwirthschaft  liefert  die 

saehlichen  Mittel  zur  Herstellung  der  Leistungen  des  zwangsgemein- 

wirthschaftlichen  Systems.    Von  Art  und  Umfang  dieser  Leistungen 

hängt  notbwendig  stets    die  Abgrenzung   desjenigen  Gebiets  der 

Volkswirthscbaft  ab,  welches  dem  privatwirtbschaftlichen  System 

verbleibt    Die  Finanzwirthschaft  bezieht  aber  bei  der  geschichtlich 

gegebenen    heutigen  Ausdehnung    des    letztgenannten  Systems  in 

unseren  Volkswirthschaften   jene    sachlichen    Mittel   grösstentheils 

durch   den  ihr  eigenthürolichen  Zwangserwerb,    die  Besteuerung, 

aas  dem  Einkommen  der  Privatwirtbschaften.     Auf  dieser  Seite 

erscheinen  die  Staatsleiätungen  u.  s.  w.  mithin  in  ihren  Kosten. 

Es  ist  nun  die  Aufgabe  der  Finanz  Wissenschaft,  die  Kotbwendig- 

keit  eines  richtigen  Verhältnisses  zwischen  dem  Werth 

der  Staatsleistungen    für    das  Volksleben  und  ihren 

Kosten   fttr   die    Privatwirthschaften   stets  im  Auge    zu 

behalten. 

Die  Finanzwissenschaft  kann  so  wenig  wie  die  Finanzpraxis  einen  ein  fUr  allemal 
festen  absoluten  oder  relativen  Betrag  (im  Yerh&ltniss  zum  Volkseinkommen)  angeben, 
velchen  die  Kosten  der  Staatsicistungcn  nicht  überschreiten  dürfen.  Denn  je  nach 
dem  Werth  der  Staatsleistnngen,  nach  ihrer  Art  und  Gute  kann  und  darf  dieser  Betrag 
^  verindem.  Je  mehr  sich  die  Staats-  und  zwangsgemeinwirthschaftliche  Sphäre 
bei  den  Völkern  der  modernen  Welt  ausdehnt,  „eine  desto  grössere  Quote  der  Aus- 
g&beo  des  Familienbudgets  entfällt  notbwendig  auf  Steuern,  besonders  an  Gemeinde 
and  Staat,  auch  auf  Gebühren  an  sie''  (6.  §.  171).  Daraus  ist  keine  nothwendige 
UeberListung  der  Prifatwirthschaften  abzuleiten,  sondern  es  ist  darin  nur  eine  Folge 
einer  leränderten  —  mehr  gemein-,  weniger  privatwlrthschaftlichen  —  Organisation 
^  Volkswirthscbaft  zu  erkennen.  Aber  die  Finanzwissenschaft  muss  doch  betonen, 
dass  hier  Alles  ankommt  auf  eine  richtige  Bestimmung  der  Leistungen  des  Staats, 
M dass  die  letzteren  stets  wenigstens  im  Ganzen  für  die  Volkswirthscbaft  den  Ersatz 
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für  die  Stenern  bilden  und  die  eigene  Leistungsfähigkeit  der  Privatwirthschaften  noch 
steigern.  Da^on  hängt  die  Productivität  der  Verwendung  ab,  welche  der 
Staat  den  Steuern  giebt.  Wird  daher  die  Staatsthätigkoit  in  unrichtiger  Weise 
nasgeübt  und  werden  die  Kosten  derselben  ohne  genügende  Berücksichtigung  der 
Rückwirkungen  der  Finanzmassregeln  auf  die  Volkswirthschaft  aufgebracht,  werden 
die  Lehrsätze  der  Volkswirthschaftslehre  dabei  nicht  gehörig  zu  Käthe  gezogen,  so 
muss  die  Finanzwissenschaft  ihre  warnende  Stimme  erheben.  „Eine  drückende,  die 
Verarmung  einzelner  Volksclassen  oder  des  ganzen  Volkes  herbeiführende  Finanzver- 
waltung, sie  mag  sich  nun  harter  Gewaltstreiche  oder  listiger  Kunstgrifle  („Plusmacherei**) 
bedienen,  kann  nur  aus  kurzsichtigem  Dei^potismns  entspringen''  (Rau,  Fin.  L  §.  12). 

IL  —  §.  15.  Die  Finanzwissenschaft  gehört  zu  den  Staats- 
wissenschaften, weil  sie  vornemlich  die  Lehre  von  der  Finanz- 
wirthsehaft  des  Staats  ist.  Dabei  hat  sie  Bezug  zu  nehmen  auf 
die  etwaige  Stellung  des  Staats  in  Bundesstaats- Verhältnissen 
u.  8.  w.,  wodurch  eine  mehr  oder  weniger  eingreifende  Rückwirkung 
auf  das  Finanzwesen  des  Einzel-  oder  Gliederstaats  entsteht,  ferner 
auf  das  Verhältniss  des  Staats  zu  den  Selbstverwaltungs- 
körpern, wobei  wieder  mancherlei  Beziehungen  zwischen  den 
Finanzen  dieser  Körper  und  den  Staatsfinanzen  eintreten.  Vielfach 
handelt  es  sich  in  modernen  Staaten  nur  um  eine  ihnen  vom  Staate 
„delegirte"  Thätigkeit  dieser  Körper,  zur  Ausführung  eigentlicher 
Staatsaufgaben  durch  sie,  wovon  auch  in  der  Finanzwissenschaft 
Act  zu  nehmen  ist.  Für  die  Finanzwissenschaft  als  Staats  Wissen- 
schaft kommen  viele  Grundsätze  und  Lehren  der  übrigen  Stiiats- 
wissenschaften ,  der  allgemeinen  Staatslehre  (Politik),  des 
allgemeinen  und  des  positiven  Staatsrechts,  speciell  der 
Inneren  Verwaltungslehre(Polizeiwissenschaft),  derWirth- 
schaftlichen  Verwaltungslehre  (§.  16),  der  Justizver- 
waltungslehre, der  Militärverwaltungslehre  u.  s.  w.  in 
Betracht. 

Namentlich  mehrere  der  leitenden  Grundüätzc  der  modernen  Steuerpolitik, 
besonders  die  sogen.  Principien  der  Gerechtigkeit  („Allgemeinheit'*  und 
..Gleichmässigkeit*'  der  Besteuenmg,  Fin.  II.  §.  396—429)  sind  blosse  Consequeuzen 
der  im  heutigen  Staate  zur  Anerkennung  gelangten  Rechtsprincipien  der  staatsbürger- 
lichen Freiheit  und  Gleichheit  der  Bevölkerung.  Desgleichen  ist  die  Trennung  von 
Hof-  und  Staatsfinanzen  in  monarchischen  Staaten  und  die  daraus  folgende  Ver- 
werfung des  Rechts  des  Regenten,  beliebig  zu  seinen  Priratzwecken  über  die  Staats- 
einkünfte zu  verfugen,  eine  einfache  Consequenz  der  modernen  staatsrechtlichen  Ent- 
wicklung u.  s.  w. 

III.  —  §.16.  In  besonders  nahe  Beziehung  tritt  die  Finanz- 
wissenschaft vielfach  mit  der  Wirthschaftlichen  Verwaltungs- 
lehre oder  der  speciellen  oder  practischen  Volkswirthschafts- 
lehre (Volkswirthschaftspolitik).  Denn  die  Thätigkeiten,  welche 
der  Staat  hier  ausübt,  berühren  oftmals  nicht  nur  die  Ausgabewirth- 
schaft,  sondern   zugleich   die  Ein  nahm  ewirtbschaft  des  Finanz- 
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weseng.  Es  wird  z.  B.  ein  bestimmtes  Gebiet  der  Thätigkeit,  wie 
das  Münz-,  Post-  und  Eisenbahnwesen,  vom  Staate  übernommen, 
am  es  nach  den  Grundsätzen  des  gemeinwirthsehaftlichen  Systems 
za  leiten,  aber  es  dient  gleichzeitig  mit  zur  Erzielung  von  Ein- 
nahmen, sei  es  um  die  Betriebskosten  ganz  oder  theilweise  zu 
decken  oder  um  selbst  noch  einen  Ueberschuss  dartlber  hinaus  zu 
geben.  Die  finanzielle  Behandlung,  welche  der  Staat  diesen 
Einrichtangen  angedeihen  lässt,  verändert  sich  mit  der  geschicht- 
lichen Entwicklung  des  Volkslebens  mitunter  wesentlich.  Das 
fioanzieile  Interesse  tritt  stärker  oder  schwächer  hervor  und  ver- 
schwindet vielleicht  schliesslich  ganz,  weil  der  Staat  dies  durch 
das  Volkswohl  für  geboten  hält.  In  der  Lehre  von  den  Staats- 
einnahmen wird  näher  nachgewiesen  werden,  nach  welchen  ver- 
schiedenen Finanzprincipien  der  Staat  eine  von  ihm  geübte 
Thätigkeit  oder  gescha£fene  Einrichtung  behandeln  kann  und  in  der 
Geschichte  behandelt  hat. 

Für  die  formeUe  Behandlung  der  Finanzwissenschaft  selbst  erklärt  sich  aus  diesen 
Veriültnisseu  die  Thatsache,  dass  viele  Gegenstände  der  Volkswirthschafts- 
politik  sowohl  in  der  literarischen  Darstellung  dieser  als  in  derjenigen  der  Finanz- 
wissenschaft eine  Stelle  ünden  können  und  auch  gefunden  haben.  Die  volks- 
wirthschaftspolitische  Bedeutung  einer  Einrichtung  oder  Thätigkeit  des  Staats 
für  das  Yolktdeben  oder  die  finanzielle  Bedeutung  derselben  fUr  die  Staatsein- 
Dabmen  pflegt  zwar  in  einem  bestimmten  Lande  und  Zeitalter  zu  überwiegen.  Die 
Wissenschaft  hat  dann  die  Aufgabe,  dies  zur  Geltung  zu  bringen  und  danach  den 
Gegenstand  mehr  dem  praktischen  Theile  der  Volkswirthschaftslehre  oder  mehr  der 
tlnanzwissenschaft  zuzuweisen.  Unter  der  Annahme  eines  gewissen  Wirthschafts-  und 
ColtorzustaDdes  der  Völker  lässt  sich  bisweilen  (obwohl  man  darin  öfters  gleichfalls  zu 
abeolut  geartheilt  hat)  auch  principiell  die  linanzieUo  Ausnutzung  einer  Staatsein- 
lichtUDg  ftlr  Einnahmebeschali'ung  verwerfen,  wie  etwa  diejenige  des  Schul-,  des  Münz-, 
d«  Landstrassenwesens  bei  den  Culturvölkem  unserer  Epoche.  (Ob  in  diesen  Bei- 
spielen ganz  mit  Recht,  steht  freilich  dahin,  s.  Fin  II.  §.  296,  299,  305,  306).  Dann 
wird  der  Gegenstand  grossentheils  aus  der  Einnahmelehre  der  Finanzwissenschaft  selbst 
aQäzascheiden  sein.  Da  es  sich  indessen  in  allen  solchen  Fragen  meistens  um  contro- 
Terse  Puncte  handelt,  nach  deren  Entscheidung  erst  die  lünausweisung  des  Gegen- 
standes aus  diesem  Theil  der  Finanzwissenschaft  wissenschaftlich  begründet  ist,  so 
rechtfertigt  es  sich  immerhin,  einer  solchen  Materie  einen  Platz  in  letzterer  Disciplin 
za  belassen,  auch  wenn  dann  wiederholte  Erörterungen  über  denselben  Gegenstand  in 
den  TeiBchiedenen  Theilen  des  wissenschaftlichen  System  es  der  Politischen  Oekonomio 
Dicht  ganz  zu  vermtdden  sind. 

YgL  Bau,  Fin.  I.  §.  13.  Die  Frage  ist  eine  ganz  ähnliche  wie  die  oben  im 
1.  Abschn.  §.  7  erwähnte.  S.  nam.  das  daselbst  gegen  L.  Stein  Gesagte,  was  hier 
BOT  zu  wiederholen  wäre.  Er  übersieht  in  seiner  Polemik  gegen  die  Hineinziehung 
mancher  Gegenstände  in  die  Finanzwissenschaft,  die  er  meistens  nur  mir  vorwirft,  die 
jedoch  zunächst  an  Rau*s  und  der  meisten  anderen  deutschen  Finanztheoretiker  Adresse 
gehen  müsste,  dass  eben  die  finanzielle  Behandlung  streitig  ist,  in  der  Geschichte 
nelfach  gewechselt  hat  und  eine  bestimmte  principielle  Entscheidung,  die  für 
die  Gegenwart  ganz  richtig  sein  mag,  (übrigens  auch  hier  meist  nur  relativ 
richtig  ist),  nach  geschichtlicher  Auffassung,  welche  Stein  doch  sonst  so 
energisch  vertreten  will,  nicht  als  die  allein  richtige  gelten  kann.  Die  unbedingte 
Hinaosweisung  eines  solchen  Gegenstands  aus  der  Finanzwissenschaft  beruht  insofern 
«f  einer  petitio  principii. 
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IV.  —  §.  17.    Hülfsiehren  der  Finanzwissenschaft. 

Bau,  Volkswschl.  §.  14.    Bo8cher,  Syst.  I.  §.  20. 

1.  „Privat-Oekonomik",  nemlich  Land-  und  Forstwirth- 
schafts-,  Bergbau-,  Gewerks-  und  Handelslehre,  nebst  ihren 
Specialtheilen  (Bank-,    Versicherungs-,    Transportlehre  u.  s.  w.). 

Diese  Disciplinen  sind  wichtig  für  die  Lehre  von  den  privatwirthschaftlichcn 
Erwerbszweigen  und  von  den  Gebtlhrenzweigen ,  aber  auch  für  die  Steoerlehre;  hier 
namentlich  für  die  Lehre  von  den  Ertragsteuern  und  den  indirecten  Ver- 
brauch steuern,  besonders  der  Bier-,  Branntwein-,  Zucker-,  Tabaksteuer,  bei  welchen 
es  sich  um  die  genauere  Eenntniss  z.  B.  der  chemischen  Processe  bei  der  Erzeugung 
des  Products  für  die  zweckmässige  und  gerechte  Einrichtung  der  Besteuerung  handelt 

2.  Staatsrechenkunst,  politische  Arithmetik,  ein  Theil 
der  angewandten  Mathematik,  welcher  sich  mit  der  Lösung  mannig- 
faltiger, in  der  Staatsverwaltung  vorkommender  Rechnnngsanfgaben 
beschäftigt. 

S.  ältere  Literatur  bei  Bau,  Fin.  L  §.  14,  Note  c;  z.  Th.  darnach  in  d.  2,  Aufl. 
dieses  Bandes  §.17  Note  18.  Neuere  Werke  u.  A.:  Bleib  treu,  polit  Arithmetik 
2.  Aufl.,  Heidelberg  1853.  Oettinger,  Anleitung  zu  finauziellen ,  polit.  u.  jarid. 
Bechnungcn,  Braunschweig,  1 843.  Dessen  weitere  Ausführung  der  politischen  Arith- 
metik. 1863.  Beskiba,  Lehrbuch  fUr  die  juristische,  politische  und  cameralist 
Arithmetik.  Wien,  1862.  Wild,  Politische  Bechnuugswisscnsch.  L  B.  München  1S62. 
Habcrl,  Lehrb.  d.  polit.  Arithmet.  Wien,  1875. 

§.18.  3.  Geschichte  und  Statistik  des  Finanzwesens  sind 
für  die  Fiaanzwissenschaft,  wie  Geschichte  und  Statistik  überhaupt 
für  die  ganze  Politische  Oekonomie,  einerseits  Hilfswissen- 
schaften, andererseits  Methoden  der  Beweisführung  and 
daher  der  Fortbildung. 

Die  nähere  Begründung  dieser  Auflassung  gehört  in  die  Fortsetzung  der  „Grund- 
leguug'*  in  dem  späteren  2.  B.  der  AUgcm.  Volkswirthschaftsl.  Bau 's  Ansichten 
(^Volkswirtlischaftäl.  frühere  und  noch  8.  Aufl.  I,  §.  24,  25)  sind  hier  unzulänglich. 
Aber  auch  Boscher  wird  der  Statistik  nicht  gerecht,  s.  dessen  System.  I,  §.  \b, 
22,  26.  Meine  Auffassung  s.  in  d.  Abh.  Statistik  in  Bluntschli's  Staatswörterb.  XI. 
400  ff.  nam.  S.  457  ff.  S.  sonst  bes.  Knies,  polit.  Oekonom.  Braunschw.  1855  u.  neue 
(2.)  Aufl.  1881—82. 

Wenn  in  beiderlei  Beziehung  die  Geschichte  bisher  kaum 
eine  so  hervorragende  Bedeutung  für  die  Finanz  Wissenschaft,  wie 
für  andere  Theile  der  Politischen  Oekonomie,  gewonnen  hat,  so 
liegt  dies  zunächst  an  dem  äusseren  Grunde,  dass  es  an  genügen- 
den Vorarbeiten  über  die  Geschichte  des  antiken,  mittelalterlichen 
und  selbst  vielfach  des  neuzeitlichen  Finanzwesens  noch  sehr  fehlt, 
ein  Mangel,  welchen  neuere  Studien  und  Quellenforschungen  in- 
dessen mehr  und  mehr  heben.  Selbst  heute  ist  man  aber,  was 
verarbeitetes  Material  anlangt,  noch  vielfach  auf  sonst  veraltete 
Werke,    wie  Hüllmann,  Lang  u.  A.  angewiesen.     Für  die  in 
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§.  12  genannte  erste  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  oder  ilür 
die  erfabraogswissenschaftliche  Seite  dieser  Disciplin  hängt  der 
weitere  Fortschritt  der  letzteren  yornemlich  von  geschichtlicher 
Forschnng  und  statistischer  Untersuchung  ab.  Für  die  zweite 
Aufgabe,  die  practische,  gilt  dies  aus  einem  principiellen 
Grunde  nicht  in  gleichem  Maasse.  Die  Finanzgeschichte  vor  der 
modernen  Epoche  der  ^^staatsbürgerlichen'' Gesesellschaft  und 
vor  den  grossen  technischen  und  wirthschaftlichen  Umgestaltungen 
der  Neuzeit,  also  im  Wesentlichen  die  Finanzgescbichte  vor  der 
Hiitte  oder  dem  Schluss  des  18.  Jahrhunderts  bietet  zu  wenig  Ver- 
gleichungspuncte  mit  der  Gegenwart,  als  dass  man  aus  ihr  für  die 
Lösung  der  jetzigen  practischen  Finanzprobleme  sich  viel  Raths 
erholen  könnte. 

Jener  principielle  Grund  liegt  in  dem  innigen  Abhängigkeits- 
verhältniss  der  Finanzwirthschaft  vom  Gange  des  Staats- 
lebens. In  das  moderne  Staatsleben  sind  nun  Factoren  ein- 
getreten, welche  der  früheren  Zeit  grossentheils  fehlen,  weshalb 
sich  keine  rechte  Vergleichbarkeit  ergiebt. 

Der  Umfang  und  der  Inhalt  der  Staatsthätigkeit  hat  sich  gegen  jede  frühere 
geschichtliche  Periode  unserer  CuItnrvOlker  aosserordentiich  erweitert  und  ver- 
indert  und  diese  Bewegung  daaert  fort  Die  Ausgabewirthschaft  des  modernen 
Staats  Usst  sich  daher  mit  derjenigen  keines  anderen  genügend  vergleichen. 
Zar  Deckung  des  Finanzbedarfs  müssen  deshalb  aach  Mittel  eines  früher  nicht 
gekannten  Omfangs  in  Anspruch  genommen  werden.  Aehuliches  gilt  vom  Haushalt 
der  übrigen  öffentlichen  Körper,  besonders  der  Gemeinden  (Grossstädtc). 

Bei  der  Wahl  dieser  Mittel  befindet  sich  die  moderne  Welt  wiederum  in  einer 
foUstiadig  anderen  I.Age  als  die  frühere  Zeit.  Nach  der  Aufhebung  aller  Unfreiheits- 
veriiältnisse ,  dem  Fort^  ständischer  Vorrechte  in  der  Besteuerung,  nach  der  An- 
erkennung allgemeiner  persönlicher  Freiheit  und  staatsbürgerlicher 
Gleichheit,  freien  Eigen thnms  und  Vertragsrechts  muss  die  Staatsgewalt 
Dothwendig  ganz  anders  bei  der  Deckung  ihres  Bedarfs  verfahren,  als  sie  es  ehedem 
thun  konnte.  Die  Entwicklung  des  modernen  Gesellschaftslebens,  der 
modernen  Yolkswirthschaft,  des  Systems  der  freien  Concurrenz,  dann 
namentlich  der  Productions-Technik,  des  Communicationswesens  stellt 
ebenso  viel  neue  Anforderungen  an  die  Beschaffung  der  Staatseinnahmen  wie  an  die 
Fonction  des  Staats  und  damit  an  die  Ausgabewirthschaft  des  Finanzwesens.  Das 
moderne  Bechtsleben,  das  neuere  Völkerrecht  sind  weitere  Factoren  von 
weitreichendem  Einfiuss  auf  die  mögliche  Art  der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 

Für  die  heutigen  Aufgaben  der  Finanzwirthschaft,  welche  die  Finanzwissenschaft 
mit  zu  lösen  hat,  bietet  sich  so  kaum  ein  Analogen  in  der  entfernteren  Vergangenheit. 
Die  Finanzg66chichte  ist  daher  von  grösstem  Interesse  als  ein  wichtiger  Theil  der 
allgemeinen  politischen,  der  Cultnr-  und  Wirthschaftsgeschichte,  als  Uauptförderungs- 
mittel  zur  Lösung  der  genannten  ersten  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft.  Auch 
practischen  hohen  Werth  hat  sie  als  der  Schlüssel  des  Verständnisses  für  das  in 
den  einzelnen  Staaten  historisch  überkommene  Finanzwesen.  Aber  sie  ist  nur  ein 
untergeordnetes  Förderungsmittel  der  Finanzwissenschaft,  soweit  letztere  sich  mit  den 
practischen  Aufgaben  des  Finanzwesens  der  Gegenwart  zu  befassen  hat.  Am  meisten 
eigentliche  Förderung  der  allgemeinen  wissenschaftlichen  Erkenntniss  möchte  aus  der 
G^hichte  des  Staatsschulden-  und  Papiergeldwesens  der  neueren  Zeit  und  für  das 
Finanzwesen  der  Gemeinden  aus  der  Geschichte  des  städtischen  Steuerwesens  —  eine 
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vor  der  grosseu  Schönberg'bchen  Schrift  übrigeus  noch  sehr  wenig  bearbeitete 
Partie  der  Finanzgeschicbte  —  zu  gewinnen  sein.  Sonst  ist  es  vomemlich  erst  die 
neuere  und  neueste  Geschicbtsperiode  der  modernen  Staaten,  in  welcher  die 
Finanzgeschichte  von  umfassenderer  Bedeutung  far  die  Fortbildung  auch  der  pr ac- 
tischen Seite  der  Finanzwissenschaft  wird.  Denn  in  dieser  Periode  entwickelt  sieb 
der  moderne  Rechts-  und  Goltnrstaat,  die  neue  Technik,  das  neue  Rechts-,  Wirthschafts-, 
Cultnrleben  mit  seinen  Anfordenmgcn  an  den  Staat  und  demnach  an  das  Finanzwesen. 
Hier  sind  denn  namentlich  die  Verhältnisse  der  bereits  weiter  vorgeschrittenen  Länder, 
z.B.  Englands  und  FrankTeichs,  von  Wichtigkeit.  Die  Finanzgeschichte  führt  dann 
theils  in  die  Darstellung  des  positiven  Finanz  rechts  unserer  modernen  Staaten, 
theils  bei  dem  Erforderniss  zittermässiger  Genauigkeit  zur  Finanzstatistik  hinüber. 

§.  19.  Das  positive  Finanzrecht  ist  ein  Tbeil  des  posi- 
tiven öffentlichen  Rechts,  Es  handelt  sich  auch  hier  bei  der  Finanz- 
wissenschaft um  die  verfassungsmässigen  und  gesetzlichen  Be- 
stimmungen über  die  Mitwirkung  der  Volksvertretung  an  der 
Feststellung  und  Controle  des  Staatshaushalts  (Bndgetrecht,  Control- 
recht);  ferner  um  die  Gesetze,  Ausführungs-  und  Vollzugsverord- 
nungen, Instructionen  u.  s.  w.  über  Besteuerung,  Verwaltung  des 
werbenden  Staatsvermögens ,  Staatsschuldenwesen  und  Finanz- 
verwaltung im  Allgemeinen,  Kassenwesen  u.  s.  w.  Auch  die 
Steuergesetzentwürfe,  die  Motive  zu  denselben,  die  Kammer 
Verhandlungen  darüber  sind  eine  wichtige  Quelle. 

Die  Finanzstatistik  bildet  sich  aus  den  Daten  der  Finanz- 
rechnungen, welche  dann  das  Material  für  die  „vergleichende 
Finanzstatistik^'  liefern.  Jemehr  das  Budgetrecht  der  Volks- 
vertretungen und  deren  verfassungsmässige  Finanzcontrole  und  je 
mehr  das  Princip  der  Oeffentlichkeit  in  Finanzsachen  sich  in 
unseren  Staaten  einbürgerte,  desto  reicher,  eingehender  und  leichter 
zugänglich  ist  dieses  finanzstatistische  Material  geworden.  Noth- 
wendig  ist  dabei,  namentlich  auch  für  Vergleiche  verschiedener 
Perioden  und  Länder,  die  Unterscheidung  von  Regierungs- 
entwurf des  Voranschlags  oder  Budgets  (vorgelegtes 
Budget),  von  verfassungsmässig  verabschiedetem  Budget  und 
Sohlussrechnung  (Ergebniss). 

Die  vergleichende  Finanzstastistik  hat  die  Aufgabe, 
aus  der  Vergleichung  der  Finanzrechnungen  eines  Staats  in  ver- 
schiedenen Perioden  und  verschiedener  Staaten  die  characteristischen 
Gleichartigkeiten  und  Unterschiede  der  Gestaltungen  des  Finanz- 
wesens abzuleiten.  Zu  diesem  Zwecke  müssen  die  finanzstatistischen 
Daten  aber  möglichst  genau  vergleichbar  gemacht  werden, 
was  oft  grosse,  nicht  immer  genügend  beachtete  Schwierigkeiten 
bietet. 
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Stdrend  ist  zunächst,  da^s  in  den  einzelnen  Ländern  die  Aufstellung  vo^ 
Brutto-  und  Nettobudget  (d.h.  von  Ausgaben  und  Einnahmen  bez..  inbegriffen 
and  abzüglich  der  durchlaufenden  Poston«  der  Geirinnungs-  und  Erhebungskosten 
der  Einnahmeu  u.  s.  w.),  selten  in  ganz  gleicher  Weise  erfolgt ;  ferner  dass  mitunter 
daa  moderne  Princip  der  fiscalischen  Kasseueinheit  noch  nicht  ganz  consc- 
4iient  durchgeftlhrt  ist,  sondern  für  einzelne  Zweige  der  Einnahmen  und  Ausgaben 
Qoch  besondere  Kassen  bestehen.  Bei  finanzstatistischen  Vergleichen,  namentlich 
bei  etwaigen  Berechnungen  der  Verthoilung  der  Ausgaben  und  Einnahmen  auf  den 
Kopf  .''der  Bevölkerung  oder  des  Verhältnisses  zwischen  Rohertrag  und  Reinertrag  im 
Kionahmeetat  stArt  ferner  die  sehr  ungleiche  Ausdehnung  der  privatwirth- 
^chaft]icben  Thätigkeit  in  den  verschiedeneu  Staaten  (Domänen,  Bergwerke,  Eisen- 
bahnen u.  s.  w.).  Durch  Nichtbeachtung  des  angegebenen  (Jmstandes  entstehen  die 
grtasten  Täuschungen.  So  berechnet  selbst  Hörn  in.  s.  annuaire  du  cr6d.  publ.  p. 
1$60,  S.  289,  die  Kopfquoten  der  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Hauptstaaten  ohne 
Rttckäicht  auf  jenes  Moment:  Baden  nimmt  hier  gleich  nach  Gross.-Brit.  die  zweit- 
höchste Stelle  ein,  —  wegen  seines  Eisenbahnwesens  und  seines  Bruttobudgets; 
Biiern  mit  seinem  damal.  Nettobndget  trotz  Staatsbahnwesens  erst  die  zwölfte! 
Solche  Zasammenstellnngen  sind  ohne  jeden  Werth.  Weiter  hat  auch  die  unmittelbare 
Vergleichang  von  Staaten  und  Staatshaushalten  sehr  ungleicher  Grösse  ihr 
Mi^ches,  indem  z.  B.  ein  kleiner  reicher  oder  armer  Staat  verglichen  mit  einem 
Crossen  Staat  in  zu  günstigem  oder  zu  ungünstigem  Lichte  erscheinen  wird.  Denn 
der  grosse  Staat  wird  oft  aus  Provinzen  ungleicher  Entwicklung  zusammengesetzt  sein, 
ron  denen  manche  Provinz  jenem  kleinen  Staate  gleicht,  was  aber  bei  der  Zusammen- 
nehong  der  Resultate  des  grossstaatlichen  Finanzwesens  nicht  so  zum  Vorschein 
kommt  Namentlich  in  Deutschland  wird  dies  bei  einem  Vergleich  Preussens  mit 
einem  Mittel-  oder  Kleinstaat  oft  übersehen.  Und  schliesslich  darf  nicht  unbeachtet 
bleiben,  dass  die  öffentlichen  Thätigkeiten  in  verschiedenen  Ländern  und 
Zeiten  zwischen  dem  Staate  und  den  Selbstverwaltungskörpern  manchfach  ver- 
schieden vertheilt  sind  (England-GontinentI),  was  natürlich  die  Vergleichbarkeit 
der  Daten  der  Staatsfinanzen  und  die  SchltLsse  daraus  sehr  erschwert. 

Viele  Mühe,  die  Grundlagen  für  richtige  Vergleichbarkeit  der  finanzstatistiscben 
Daten  herzustellen,  gab  sich  v.  C zornig,  d.  österr.  Budg.  i.  Vergleich  mit  jenen  d. 
TorzügL  and.  eorop.  Staaten,  Wien  1862.  S.  darüber  meine  Besprechung  in.  d. 
GötL  Gcl.-An2.  1863,  S.  81—116.  Engel,  krit.  Beiträge  z.  vergleich.  Finanzstatistik, 
Freies.  Stat  Zeitschr.  1862,  S.  145.  Hörn,  annuaire  du  crM.  publ.  Par.  1859—61 
(leider  mit  dem  3.  Jahrg.  eingegangen)  und  darüber  meine  Recension  in  d.  Gott. 
GeL-Anz.  1859,  S.  1601 — 1620,  worin  überall  auf  d.  methodol.  Fragen  der  ver- 
gleichenden Finanzstatistik  eingegangen  ist.  üeber  letztere  s.  bes.  die  Verhandlungen 
der  intern.  Statist  Congresse  zu  Paris,  London  u.  nam.  Wien.  Dann  neuerdings: 
ir.  Riecke,  d.  Internat  Finanzstatistik,  ihre  Ziele  und  Grenzen.  Stuttg.  1876  (im  Auf- 
trage der  perman.  Commission  d.  intern.  Congresses  gearbeitet),  der  die  Schwierig- 
keiten und  unvermeidlichen  Mängel  aller  vergleichenden  Finaozstatistik  näher  nach- 
weist (s.  bes.  Abschn.  5)  und  die  neuere  Literatur  d.  Finanzstatistik  anführt.  Die 
besten  und  neuesten  Versuche  einer  Vergleichung  der  Finanzstatistik  der  Culturstaaten 
^d  von  Herrn.  Wagner  im  Goth.  Almanach  gemacht,  bes.  1874,  und  seitdem  von  der 
jetzigen  Redaction  (Stein,  Behm)  wiederholt  Die  besten  neueren  deutschen  ver- 
l^leichend -finanzstatistischen  Arbeiten  sind  die  von  Gerstfeldt  Mancherlei  finanzstat 
Vergleiche  und  weitere  Bemerkungen  über  die  Art  sie  anzustellen,  folgen  in  den 
tpäterea  Abschnitten  dieses  Werks,  bes.  auch  in  d.  Ausgabelehre. 

Eodlich  ist  unter  den  Gegenständen  der  Statistik  nicht  bloss 
die  Finanzstatistik,  sondern  auch  die  allgemeine  Bevölkerungs- 
nnd  die  volkswirthschaftliche  Statistik  jedes  Staats,  wegen 
der  Abhängigkeit  des  Finanzwesens  vom  Zustande  der  Volkswirth- 
schafty  besonders  zu  beachten. 

,3Ian  sagt  oft,  Zahlen  regieren  die  Welt;  das  aber  ibt  gewiss,  Zahlen  zeigen, 
▼ie  sie  regiert  wird*%  so  sagt  Goethe.  Ob  unbedingt  auch  der  Statistiker  selbst,  der 
die  Mingel  seines  Materials  kennt«  ist  eine  andere  Frage. 


26  Einleitung.    3.  Abschnitt.    Die  Finauzurissenschaft.    §.  20. 

V.  —  §.  20.  Ueber  das  hier  wie  immer  streitige  Verhäitniss 
der  Wissenschaft  (Theorie)  zur  Ausübung  (Praxis)  äusserte 
sich  Rau  folgendermaassen  —  (Fin.  I.  §.  15 — 18),  —  Ausflihrnngen, 
welche  zwar  heutezutage  fast  tllr  selbstverständlich  gelten  können 
und  deswegen  Manchem  beinahe  trivial  erscheinen  werden, 
angesichts  vieler,  auch  noch  neuester  Vorgänge  im  öffentlichen 
Leben  bei  uns  und  in  anderen  Ländern,  angesichts  der  Prüfungs- 
ordnungen itlr  den  höheren  Verwaltungsdienst,  auch  im  Finanzfach, 
aber  immerhin  hier  noch  ihren  Platz  behalten  und  beherzigt  werden 
mögen : 

,,Die  blosse  Geschäftsübung  (Routine)  ohne  wissenschaftliche 
Kenntniss  muss  entschieden  als  unzureichend  erklärt  werden.  Ohne 
geordnetes,  reifes  und  vielseitiges  Nachdenken  über  die  wirthschaftlichen  Angelegen- 
heiten der  Staaten  ist  man  nicht  im  Stande,  den  richtigen  Weg  zu  Verbesserungen 
zu  finden ;  man  bleibt  aus  Gewohnheit  gerne  bei  dem  Bestehenden,  ohne  es  unbefangen 
zu  prüfen,  und  hält  sich,  statt  das  Ganze  zu  aberblicken,  an  Einzelnes.  Sobald  in 
einem  praktischen  Gebiete  eine  wissenschaftliche  Behandlung  angefangen  hat,  kann 
Niemand,  der  zur  Ausübung  berufen  ist,  es  sei  denn  in  den  ganz  untergeordneten 
Diensten,  den  Beistand  des  in  der  Wissenschaft  niedergelegten  Gedankenvorrathes 
entbehren,  selbst  wenn  darin  noch  Manches  unreif  wäre.  Der  Schein  einer  aus  blosser 
Geschäftsübung  erlangten  vollkommenen  Tüchtigkeit  ist  dann  eine  Täuschung,  weil 
dabei  immer  mittelbar  auf  irgend  eine  Weise  die  in  dem  Beamtenstande  verbreiteten 
oder  auch  zum  Gemeingute  der  Bürger  gewordenen  wissenschaftlichen  Lehrsätze  ihren 
Einfluss  geäussert  haben,  auch  muss  diese  mühsame  Weise  der  eigenen  Ausbildung, 
wo  man  die  Theorie  zerstückelt  und  aus  zweiter  oder  dritter  Hand  sich  aneignet,  dem 
unmittelbaren  Erforschen  derselben  immer  nachgesetzt  werden.  Die  Erfahrung  beweist, 
dass  die  Wissenschaft  eine  grosse  Macht  über  die  Ausübung  besitzt,  dass  ihre  Lehren 
auf  vielerlei  Wegen  früher  oder  später  in  das  Geschäftsleben  gelangen  und  dort 
herrschend   werden,  und  dass  hierdurch  grosse  Verbesserungen  zu  Stande  kommen^'. 

Der  theoretisch  hochgebildete  österreichische  Finanzpractiker  v.  Hock  setzte  daher 
mit  Recht  seiner  Schrift  über  „d.  Off.  Abgaben  u.  Schulden*'  folgendes  Wort  Roy  er- 
Collard's  vor:  „Die  Theorie  als  überflüssig  erklären,  heisst  den  Hochmuth  haben, 
man  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn  man  spricht,  und  was  mau  thut. 
wenn  man  handelt''  S.  auch  Vorwort  zum  B.  IL  meiner  Fin.wiss.  —  üeber  da«» 
Verhäitniss  von  Theorie  und  Praxis  in  einzelnen  Finanzfragen,  z.  B.  der  Valutafrage, 
8.  A.  Wagner,  Russ.  Papier- Währung,  Riga,  1868,  S.  1  ff. 

„Gleichwohl  giebt  die  Wissenschaft  für  sich  allein  zur  Führung 
schwieriger  Staatsgeschäfte  nicht  die  hinlängliche  Fähigkeit  Sie  kann 
bei  der  Entwicklung  allgemeiner  Lehrsätze  nicht  in  alle  Verschiedenheiten  der  äusseren 
Zustände  der  Zeit  und  des  einzelnen  Landes  eingehen  und  muss  bei  ihren  Anforderungen 
eine  gewisse,  oder  die  gewöhnliche  Lage  der  Dinge  voraussetzen.  Nur  da,  wo  bloss 
wenige  Fälle  möglich  sind ,  ist  es  thunUch ,  für  jeden  derselben  besondere  Grundsätze 
aufzustellen.  Man  muss  also  bei  der  Anwendung  jener  wissenschaftlichen  Vorschriften 
auf  ein  einzelnes  Land  immer  erst  die  besonderen  Umstände  erforschen  und  hieraus 
die  Regeln  für  das  zweckmässigsto  Verfahren  ableiten.  Was  hier  als  Ausnahme  einer 
theoretischen  Regel  erscheint,  ist  nur  die  Folge  der  Einwirkung  eines  anderen  Grand* 
Satzes.  Za  diesen  sorgfältig  anzufassenden  Umständen  gehören  die  rechtlichen  Verhält- 
nisse (positives  Privat-  und  Staatsrecht  des  einzelnen  Landes),  die  bisherigen  Ein- 
richtungen der  Finanzverwaltung,  auf  die  man  foribauen  muss  oder  von  denen  man 
wenigstens  nicht  sogleich  abgehen  darf,  der  Zustand  der  Gewerbe,  die  Wohlhabenheit 
des  Volkes,  die  äussere  Stellung  des  Staates  u.  dgl." 

„Es  war  auch  öfters  die  Schuld  der  bisherigen  Theorie,  wenn  man 
sie  nicht  anwendbar  fand,  d.  h.  sie  war  noch  unvollkommen  und  ihre  Lehren 
bedurften,  wenn  man  sie  in  Vollzug  zu  bringen  unternahm,  noch  einer  Läatenin^. 
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Dies  war  die  Folge  des  jagendlicben  Alters  der  ganzen  Politischen  Oekouomie  und 
des  Umstandes,  dass  ?iele  Bearbeiter  derselben  ihre  Sorgfalt  und  Vorliebe  den  yolks- 
vinhschaftlichen  Grandlehren  zugewendet  hatten  und  in  die  Finanzwissenschaft  weniger 
eingedrungen  waren.  Daher  blieben  manche  schwierigere  Theile  derselben  ungenügend 
durchdacht,  es  wurden  hier  und  da  aus  einem  zu  beschränkten  Kreise  ?on  Erfahrungen 
einseitige  Schlüsse  abgeleitet,  es  wurden  Behauptungen,  die  nur  in  gewissen  Be- 
schränkungen wahr  sind,  mit  zu  grosser  Allgemeinheit  aufgestellt,  die  verschieden- 
artigen obersten  Grundsätze  durchdrangen  sich  nicht  immer  gehörig,  endlich  sind  über 
manche  Arten  von  Finanzgeschäften  noch  gar  keine  wissenschaftlichen  Beteachtungen 
angestellt  worden.  Wo  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  da  ist  man  leicht  geneigt,  sogar 
die  Möglichkeit  oder  doch  die  Fruchtbarkeit  einer  systematischen  Behandlung  in  Zweifel 
zu  ziehen  und  die  Gegenstände  in  das  Gebiet  wechselnder  besonderer  Regeln  zu  ver- 
weisen, wie  dies  in  Frankreich  oft  geschehen  ist.  ^ie  aber  die  Wissenschaft  mehr 
gepflegt  wird,  zieht  sie  auch  mehr  solcher  Angelegenheiten  in  ihren  Bereich.  Je 
glücklicher  man  diese  Mängel  vermeiden  und  je  mehr  sich  der  Vorrath  belehrender 
Erfahrungen  anhäufen  wird,  desto  fester  muss  auch  das  allgemeine  Vertrauen  auf  die 
Wissenschaft  wurzeln."  Yergl.  ?.  J a k o b ,  Finanzwissenschaft,  L  Vorrede.  —  v.  Malchuß, 
Handb.  I.  Vorrede.  —  Jakob  a.  a.  0.  unterscheidet  1)  den  reinen  Theoretiker,  der 
sich  bloss  an  das  Allgemeine  hält,  2)  den  praktischen  Theoretiker,  der  die  Anwendung 
der  Theorie  auf  wirkliche  Fälle  lehrt,  3)  den  theoretischen  Praktiker,  4)  den  blossen 
Praktiker,  Routinier.  Die  Finanzgelehrten  müssen  zur  zweiten,  die  Finanzpraktiker  zur 
dritten  Kjttegorie  gehören,  um  nützlich  wirken  zu  können.  In  Männern  wie  Malchus, 
J.  G.  Hoff  mann,  Nebenius  und  namentlich  Hock  hat  die  deutsche  Finanzwissen- 
schaft Vertreter  besessen,  welche  mehr  als  ähnliche  bei  irgend  einem  anderen  Volke 
Theorie  und  Praxis  auf  diesem  Gebiete  vortrefflich  vereinigt  haben. 

„Wie  die  gesammte  Politische  Oekonomie,  so  ist  die  Finanzwissenschaft  demnach 
fOr  den  Beamten  in  jedem  Zweige  der  Finanzvorwaltung  unentbehrlich. 
Manche  dieser  Zweige  wurden  früherhin  bloss  nach  den  besonderen  Kunstregeln,  z.  B. 
der  Forstwissenschaft,  des  Bergbaues,  des  Post-,  Münz-,  Lotto wesens  u.  s.  w.  behandelt. 
In  unserm  Zeitalter  aber  verbreitet  sich  mehr  und  mehr  die  Ueberzeugung,  dass  diese 
technischen  Kenntnisse  nicht  genügen,  und  dass  man  auf  die  allgemeinen  ünanzwissen- 
schaftlichen  Grundlehren  zurückgehen  muss,  um  jeden  dieser  Geschäftszweige  ganz 
zweckmässig  zu  gestalten." 

„Die  Finanzwissenschaft  ist  ferner  fUr  die  Rechtspflege  und  sogen.  Innere 
Verwaltung  im  engeren  Sinne  von  unzweifelhafter  Bedeutung,  weil  bei  vielen  Rechts- 
streitigkeiten (z.  B.  fiscalischen)  und  Vergehen  (z.  B.  Steuerbetrug)  die  Begriffe  und 
Einriditungen  des  Finanzwesens  massgebend  sind,  und  weil  viele  Staatsanstalten  die 
Zwecke   der  Volkswirthschaftspolitik   und   der  Finanzwirthschaft  zugleich    betreffen". 

„Die  Finanzwissenschaft  ist  endlich  auch  dem  Gebildeten,  dem  Bürger, 
welcher  die  Ereignisse  seiner  Zeit  begreifen  will,  nützlich  und  geradezu  unentbehrlich 
Demjenigen,  welcher  in  Gemeindeämtern,  in  den  Parlamenten  und  in  den  Vertretuogs- 
organen  der  Selbstverwaltungskörper  zu  einer  öffentlichen  Wirksamkeit  berufen  ist" 


4.  Abschnitt. 
Die  Entwicklung  der  Flnanzwissenschaft  und  ihrer  Literatur. 

Eine  eigentliche  umfassendere  Literaturgeschichte  der  Finanzwissenschaft 
fehlt  Man  ist  auf  die  allgemeine  Literaturgeschichte  der  Politischen 
Oekonomie,  welche  freilich  die  Finanzliteratur  oft  nur  sehr  nebenbei  (mitunter  gar 
nicht)  berührt,  und  auf  die  kurzen  Abrisse  und  Bibliographien  der  systematischen 
Werke  der  Finanzwissenschaft  angewiesen.  Aus  der  allgemeinen  Literaturgeschichte 
s.  das  Heissige  und  stoffreiche  AVcrk  von  Kautz,  geschichtl.  Entwickl.  d.  Nat-Oek.  u. 
ihrer  Literatur,  Wien,  1860  und  jetzt,  bes.  auch  f.d.  ältere  deutsche  Finanzliter., 
W.  Röscher,  Gesch.  d.  Nationalökon.,  München,  1S74  (vgl.  Register  s.  v.  Finanz- 
wissenschaft, Finanzen).  K.  Wal  ck er 's  „z.  Gesch.  d.  Finanzwiss.'*  („Zeitfragen'*,  Lpz. 
IL  Kass.  1874,  S.  183—196)  enthält  nur  einige  Aphorismen.  Rau,  Fin.  I.  §.  22—28 
giebt  einen  kurzen  Abriss,  mit  Bibliographie,  danach  auch  noch  meine  2.  A.  §.  21  ff.. 
Stein,  Pin.  4.  A.  I.  24 — 39  einige  allgemeine  Bemerkungen  u.  Notizen,  dsgl.  Geffcken 
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in  Schönberg 's  Uandb.  d.  pol.  Oek.  II,  Abth.  l,  §.  9  fl'.  Bei  Cossa.  Fin.  4.  ed.  p.  7 — 1 1 
einige  literar.  Fingerzeige  (s.  auch  ders.  guida  alle  studio  dell*  ecou.  pol.  2.  cd. 
Mil.  1878,  psssim,  deutäch  von  Moormeister,  IbSl);  in  einem  Anhange  (p.  171 — 204) 
eine  gute,  systematisch  nach  den  Materien  geordnete  Bibliographie  der  neueren  Ünauz- 
wisa.  engl.,  französ..  deutschen.  Italien,  u.  z  Th.  der  sonstigen  (u.  A.  d.  span.)  Literatur. 
Eine  vorzügliche  umfassende  Monographie  über  die  ital.  Fin.lit.  z.  Th.  mit  Hinblicken 
auf  die  übrige  lieferte  jüngst  G.  Kicca-Salerno,  storia  delle  dottrine  iinanziarie  in 
Italia,  Koma,  1881. 

In  dieser  3.  Auflage  ist  dieser  Abschnitt  Über-  u.  z.  Th.  umgearbeitet  und 
etwas  erweitert  worden.  Ungleich  wichtiger  als  die  Literatur  ist  bis  zur  neueren  Zeit 
(vierte  der  im  Text  unterschiedenen  Epochen)  die  practische  Gestaltung  des  Finanz- 
wesens. Darauf  wird  mehrfach  bei  den  betreffenden  einzelnen  Materien  (so  im  B.  I, 
Kap.  4,  vom  Finanzdienst,  §.  86  fi.)  eingegangen.  Auch  für  weitere  Einzelheiten  der 
neueren  Literatur  seit  der  Mitte  des  18.  J.h.,  soweit  diese  von  Bedeutung  für  die  Ent- 
wicklung der  Ideen  und  Zielpuncte  auf  den  verschiedenen  Gebieten  des  Finanzwesens 
sind,  ist  auf  Späteres  zu  verweisen,  wo  öfters  Abrisse  der  literarhistor.  Entwicklung 
an  betrelTender  Stelle  gegeben  werden,  i.YgI.  bes.  B.  II,  von  den  Gebühren  u.  der 
allgem.  Steuerlehre.)  Eine  eingehendere  Literaturgeschichte  der  allgemeinen  Finanz- 
literatur muss  der  monographischen  Behandlung  vorbehalten  bleiben.  Geber  die  lite- 
rarische Bearbeitung  des  älteren  und  neueren  practischen  Finanzwesens  einzeber  Län- 
der 8.  unten  die  Bibliographie  am  Schluss  dieses  Abschnitts  u.  ebenfalls  die  Noten  in 
den  späteren  Abschnitten. 

§.21.  Die  Geschiebte  der  FinaDzwissenschaft  steht 
mit  der  Geschichte  der  Finanzwirthschaft  in  Znsammen- 
hang.    Theorie  nnd  Praxis  wirken  gegenseitig  auf  einander  ein. 

Die  Anfänge  einer  einigermassen  wissenschaftlichen  Er- 
örterung des  Finanzwesens  gehen  nicht  über  den  Beginn  der  neueren 
Zeit,  das  Reformationszeitalter,  hinaus.  Etwas  bedeutendere  An- 
sprüche werden  kaum  vor  der  zweiten  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts 
befriedigt.  Für  die  ältere  Zeit  kann  man  auch  aus  den  Finanz- 
einrichtungen nur  mit  Vorsicht  auf  theoretische  Ansichten 
der  betreffenden  Epoche  schliessen,  indem  dabei  gewöhnlich  nur 
rein  practische  Gesichtspuncte  massgebend  waren  und  Zufall, 
Tradition  und  Routine  entschieden. 

Für  die  Geschichte  der  Finanzwissenschaft  sind  etwa  dieselben 
grossen  Epochen  wie  für  diejenige  der  Finanzwirthschaft  und 
damit  der  allgemeinen  Geschichte  überhaupt  zu  unterscheiden: 
I.  Alterthum,  II.  Mittelalter,  III.  Uebergangszeit  vom  15.,  16.,  zum 
17.,  18.  Jahrhundert,  IV.  neuere  Zeit  etwa  seit  der  Mitte  des  18., 
V.  neueste  Zeit  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhundert.  Jene  Ueber- 
gangszeit knüpft  an  die  mittelalterlichen  Verhältnisse  noch  deutlich 
an  und  lässt  sich  für  das  Finanzwesen  als  die  Epoche  der  „ständi- 
schen Gesellschaft^^  characterisiren.  Im  17.  und  vollends  im 
18.  Jahrhundert  beginnt  diese  Epoche  mit  dem  Siege  der  absoluten 
Staats-,  insbesondere  Fürstengewalt  in  die  Epoche  der  „staats- 
bürgerlichen Gesellschaft^'  überzugehen.  Denn  der  Absolutis- 
mus hat  grade  dieser  Epoche  hier  wie  sonst  mächtig  vorgearbeitet. 
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Im  und  mit  dem  Zeitalter  der  französischen  Revolution  gelangt 
diese  Epoche  aber  erst  zu  voller  Herrschaft  und  rechtlicher  Aner- 
kennung im  ,,Recht8staat'^  In  unserem  Jahrhundert  treten  dann 
allmälig  die  socialen  Ideen  immer  mächtiger  hervor,  beeinflussen 
die  Auffassung  des  Staatszwecks,  der  Aufgaben  und  damit  der  Aus- 
gaben der  öffentlichen  Körper,  socialpolitische  Gesiehtspunete 
fangen  an  für  die  Ausgabe-  und  Einnahmewirthschaft,  besonders 
für  die  Besteuerung  sich  geltend  zu  machen :  eine  „sociale"  Epoche 
der  Finanzwirthschaft ,  eine  Zeit  des  Cultur-  und  Socialstaats 
kfindigt  sich  in  Anknüpfung  an  die  und  in  Weiterentwicklung  der 
staatsbürgerlichen  Periode  an.  Die  finanzwissenschaftliche  Literatur 
seit  dem  15.  und  16.  Jahrhundert  spiegelt  auch  diese  drei  Epochen, 
die  ständisch-absolutistische,  die  staatsbürgerliche  und 
die  sociale,  wieder.  Die  grossen  Gährungen  in  der  Praxis  der 
Politik  und  der  Finanzpolitik  kommen  in  der  Literatur  stets  deutlich 
zom  Vorschein.  Die  Wissenschaft  hilft  dann  der  Praxis  mit  zu  all- 
mäliger  Abklärung.  Aber  natürlich  gelangt  auch  die  Literatur  selbst, 
stets  vom  umgebenden  practischen  Leben  beeinflusst,  wie  sie  ist,  erst 
allmälig  zur  Klarheit  des  Erkennens  und  der  Ziele.  Grade  in  der 
anmittelbaren  Gegenwart  ist  die  Unfertigkeit  der  Finanzwissenschaft 
wesentlich  mit  eine  Folge  der  gewaltigen  socialen  und  wirthschaft- 
lichen  Gährungen  im  practischen  Leben. 

I.  —  §.  22.  DemAlterthum  und  dem  Mittelalter  ist  nicht 
nur  eine  systematische  Finanzwissenschaft  völlig,  sondern  selbst 
eine  wissenschaftliche  Erörterung  einzelner  Finanzfragen  in  der 
Hauptsache  fremd.  Dies  kann  nicht  auffallen,  da  es  in  der  antiken 
Welt  Griechenlands  und  Roms  kaum  zu  einer  eigentlichen,  von  der 
Philosophie  wenigstens  nicht  losgelösten,  Staatswissenschaft,  zu 
einer  selbständigen  Wirthschaftswissenscbaft  aber  überhaupt  nicht 
gekommen  ist.  Denn  die  sporadischen  Bemerkungen  der  Historiker 
und  selbst  die  gelegentlichen,  etwas  zusammenhängenderen  und 
principielleren  Ausführungen  einzelner  Philosophen  über  ökonomische 
Puncte  können  doch  noch  nicht  als  eine  „Politische  Oekonomie" 
im  Sinne  einer  wirklichen  Wissenschaft  gelten.  Aus  den  Massregeln 
der  practischen  Staatsmänner  der  antiken  Culturstaaten  lassen  sich 
aber  immerhin  auch  theoretische  Gesiehtspunete  ableiten,  welche 
diesen  Männern  deutlich  zum  Bewusstsein  gekommen  waren  und 
naeh  denen  sie  handelten.  Der  Zusammenhang  zwischen  guten 
Finanzen  und  Macht  und  Wohlsein  von  Staat  und  Volk  ist  auch 
damals  nicht  verkannt  worden. 
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Vgl.  die  Aasftlhrungcn  von  Böckh,  Staatshaosb.  d.  Athener  2.  A.  I,  201  ff, 
über  die  aucb  im  Alterthum  nachweisbare  n.  erkannte  Bedentang  der  Finanzen  far 
das  Staatswoh).  —  Theilweise  finanzwissenschaftlicher  Art.  jedenfalls  finanzieller  Ten- 
denz ist  die  gewöhnlich  und  nach  Böckh  wohl  mit  Becht  dem  Xenophon  zuge- 
schriebene Schrift  vom  Einkommen  oder  von  den  Quellen  des  Wohlstandes  inegl 
tiSqwv).  Die  meistens  freilich  sehr  fragwürdigen  Vorschläire  dieser  Schrift  gehen 
darauf  hinaus,  durch  Entwicklung  der  inneren  volkswirthschaftlichen  Kräfte  des  Lands 
und  Volks  von  Athen  den  Wohlstand  und  die  Staatseinkünfte  unabhängiger  vom  Aus- 
land, von  den  Bundesgenossen  zu  machen.  U.  A.  soll  im  volkswirthsch.  u.  finanziellen 
Interesse  die  Vermehrnng  der  vom  Kriegsdienst  zu  befreienden,  aber  Schutzgeld  zah- 
lenden Schutzgenossen  begünstigt,  dem  Handel  soll  durch  öffentliche,  mit  aus  Staats- 
mitteln herzustellende  Einrichtungen  Unterstützung  zu  Theil  werden.  Der  Hauptvor- 
schlag betrifft  die  Ausdehnung  des  atti.«*chcn  Silberbergbaus.  Dieser  gilt  dem  Xeno- 
phon für  unerschöpflich  und  durch  Vermehrung  der  Arbeitskräfte  für  jeder  Ausdehnung 
fähig.  Die  Vermehrung  des  Silbers  werde  dessen  Werth  nicht  erniedrigen.  Der  Staat 
solle  nach  und  nach  eine  grosse  Anzahl  Sclaven  anschaffen  und  diese  vermiethen, 
woraus  ihm  ein  erhebliches,  sich  steigerndes  Einkommen  erwachsen  könne.  S.  Böckh, 
a.  a.  0.  S.  777—789,  Kautz,  Gesch.  d.  Natökon.  S.  125  ff'. 

Unter  den  hervorragenden  Regenten  des  Mittelalters,  welche  die  Bedeutung  der 
Ordnung  der  Finanzen  für  das  Staatsleben  erkannt  haben  u.  bei  ihren  Plänen  u. 
Maassregclu  den  Eindruck  machen,  als  ob  sie  wohl  mit  von  theoretischen  Einsichten 
ausgegangen  wären,  ist  wohl  Friedrich  IL,  der  Hohenstaufe,  besonders  als  Herrschor 
Siciliens,  hervorzuheben.    S.  v.  Raumer' s  Hohenstaufen,  B.  HL 

II.  —  §.  23.  In  der  Uebergangsperiode  vom  Mittel- 
alter zur  Neuzeit  begannen  sich  seit  dem  16.  Jahrhundert  die 
politischen  Schriftsteller  auch  ttber  das  Finanzwesen  zn 
verbreiten.  Es  waren  die  allgemeinen  politischen  und  wirth- 
schaftlichen  Veränderungen  des  Zeitalters,  welche  auch  auf 
diese  theoretische  Beschäftigung  mit  Finanzfragen  hinwiesen: 
einerseits  die  allmälig  erfolgende  Loslösung  des  Staatsbegriffs 
von  der  patrimonialen  Auffassung;  das  Emporkommen  des  fürst- 
lichen Absolutismus,  wodurch  doch  die  Entwicklung  eines  eigent- 
lichen Staatslebens  begünstigt  wurde;  die  Umgestaltung  in  der 
Wehrverfassung;  die  Einbtlrgerung  des  römischen  Rechts  (auch  des 
Fiscalrecbts);  der  wachsende  Fiuanzbedarf  des  Staats  im  Gefolge 
von  alle  Dem;  anderseits  in  ökonomischer  Hinsicht  der  immer 
mehr  sich  vollziehende  Uebergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirth- 
schaft;  die  Geldentwerthung  im  Gefolge  der  americanischen  Silber- 
ausbeute; dazu  die  allgemeine  bevormundende  Tendenz  in  der 
Wirthschaftspolitik,  die  mercantilistische  Politik,  die  Begünstigung 
des  Regalien  Wesens  in  der  Praxis;  die  Säcularisation  des  geistlichen 
Guts  in  den  protestantischen  Ländern,  die  u.  A.  eine  andere  Regelung 
des  Armenwesens  gebot. 

Aber  die  ersten  literarischen  Versuche  einer  Art  finanzwissen- 
schaftlieher  Theorie,  sowohl  in  grösseren  staatswissenschaft- 
lichen Werken  (Bodin,  Gregorius  Tholosanus,  Box- 
horn  u.  A.  m.),  als  in  der  abgesonderten  Darstellung  des 
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FiDanzwesens  (Bornitz,  Besold,  Klock^  v.  Secken- 
dorff  u.  A.)  waren  und  blieben,  so  urtbeilt  Rau,  Fin.  I.  §.  20 
mit  Recht,  lange  doch  ,,sehr  mangelhaft.  Sie  zeugen  mehr  für  den 
Sammlerfleiss,  als  für  die  gründliche  Sachkenntniss  ihrer  Verfasser, 
welche  zwar  manche  gute,  [aber  auch  oft  sehr  platte]  Lehren  der 
Sparsamkeit,  Gerechtigkeit  und  wirthschaftlichen  Klugheit  aufstellten, 
jedoch  die  zur  Erläuterung  bestimmten  Thatsachen  aus  den  ver- 
schiedensten Zeitaltern  und  Staatsverbältnissen  hernahmen  und 
wenig  Einsicht  in  den  Zustand  und  die  Bedürfnisse  der  Gegen- 
wart bewiesen.  Später,  im  Verlaufe  des  17.  Jahrhunderts,  ergriflFen 
Geschäftsmänner  die  Feder.  Auch  ihnen  standen  strengere 
wissenschaftliche  Grundsätze  nicht  vor  den  Augen.''  Mercantilistische 
Ansichten  äussern  dabei  vom  17.  Jahrhundert  an  immer  mehr  ihren 
Einflnss  auf  die  Finanzliteratur. 

Die  deutschen  Autoren  knüpfen  im  Uebrigen,  dem  Zustand 
der  Praxis  gemäss,  vorzüglich  an  das  Domänen-  und  Regalien- 
wesen der  Territorien  an  und  machen  allmälig  die  Finanzlehre 
zu  einem  Theil  der  Kameralwissenschaft.  Das  Domänen- 
wesen gilt  fast  allgemein  als  der  wahre  Kern  des  Finanz- 
wesens. Da  aber  bei  dem  steigenden  Staatsbedarf  und  dem  noch 
Quentwickelten ,  mehrfach  noch  an  die  unliebsame  ständische  Zu- 
stimmung geknüpften  (directen)  Steuerwesen  die  Domäneneinktinfte 
immer  weniger  ausreichten,  wird  das  Augenmerk  stärker  auf  die 
Entwicklung  des  Regalienwesens,  der  indirecten  Abgaben,  der 
Accise  u.  s.  w.  gelenkt,  worüber  dann  auch  in  der  Literatur 
debattirt  wird.  „Die  Lehre  von  den  Staatsausgaben  blieb  schon 
wegen  des  Hangels  leitender  staatsrechtlicher  Sätze  sehr  unvoll- 
kommen. Doch  wirkten  deutsche  Schriftsteller,  von  einem  richtigen 
GefEible  geleitet,  mehrfach  eifrig  für  Ordnung,  Gerechtigkeit  und 
SchoDung,  obgleich  sie  dieses  Streben  nicht  tiefer  zu  begründen 
vermochten.''  (Rau  a.  a.  0.).  Der  Zusammenhang  zwischen  Volks- 
wirtbschaft und  Volkswohlstand  einer-,  Finanzen  und  Steuerkraft 
andrerseits  wird  in  dieser  Periode  aber  schon  deutlich  erkaont  und 
findet  in  der  theils  patriarchalisch,  theils  höfisch  und  fiscalisch 
gefärbten  Literatur  seinen  mitunter  freilich  sehr  naiven  Ausdruck 
(v.  Seckendorff,  v.  Schröder).  In  der  traurigen  Zeit  nach 
dem  verheerenden  dreissigjährigen  Kriege  galt  es  in  der  That 
zunächst  direct  und  indirect  durch  wohlgeplante  und  zweckmässig 
durchgeführte  positive  Staatspolitik  („Landescultur- 
politik")  Volk,   Land  und  Volks wirthschaft  zu  heben,  wenn  die 
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Finanzinteressen  des  Fürsten  oder  Staats  sollten  wahrgenommen 
werden  können.  Dies  war  der  richtige  Gesichtspunet,  welcher  in 
den  mitunter  rein  fiscalisch  and  absolutistisch  klingenden  Beweis- 
führungen der  Schriftsteller  nicht  zu  verkennen  ist. 

Eine  Characterisük  der  einzelnen  älteren  Autoren  ist  bei  der  Unklarheit  ihrer 
Meinungen  u.  der  Verwirrtheit  ihrer  Darstellung  mit  wenigen  AVorten  kaum  zu  liefern 
u.  durch  den  Werth  der  Schriften  auch  hier  nicht  geboten.  Im  Folgenden  daher  nur 
Einiges  zur  Orientirung.  Aus  der  deutschen  älteren  Literatur,  namentlich  des  17. 
Jahrhunderts,  giebt  Röscher  in  s.  Gesch.  d.  NationalOkon.  meist  genauere  Auszüge. 
Besonders  wichtig  sind  zwei  Perioden  mit  ihrer  Literatur,  die  ?on  Koscher  soge- 
nannte des  „Eindringens  des  wälschen  Regalismus'*  im  16.  Jahrhundert,  der 
aber  in  Deutschland  nie  solche  Bedeutung  wie  im  Auslande  (Frankreich,  Italien)  ge- 
wann (s.  bes.  Koscher  a.  a.  0.  §.  38,  39,  S.  151  ü.,  158  ff.),  und  die  Periode  des 
sogen.  Acciscstrcits  am  Ende  des  1 7.  Jahrhunderts  und  später  noch,  bes.  in  Bran- 
denburg, s.  darüber  und  tlber  die  sich  anknüpfende  Literatur  Koscher  §.  74,  S.  319  ff., 
V.  Inama-Sternegg,  in  d.  Tüb.  Ztsöhr.  1^65,  B.  21,  S.  515,  Gliemann,  ebendas. 
1873,  B.  29,  S.  177,  auch  Riedel,  brandenb.  preuss.  Haush.  S.  31,  49  ff.,  u.  bes. 
Isaacsohn,  preuss.  Beamtenth.  II,  182  — 197.  üeber  eine  ähnliche  Streitschrift- 
literatur bei  Gelegenheit  des  Walpole 'sehen,  später  gescheiterten  Planes  einer  Salz-, 
Wein-  u.  Tabakaccisc  (1732—33)  s.  Leser,  ein  Accisestreit  in  England.  Heidelb.  1Ö79. 

Der  hauptsächlichste  deutsche  Vertreter  der  fiscalischen  Regalisirungen  war  der 
strassburger  Jurist.  Professor  0 brecht  (1547 — 1612),  aus  dessen  hierher  gehörenden 
Abhandlungen  (1617  nach  seinem  Tode  herausgegeben  zu  Strassburg)  Koscher  län- 
gere Auszüge  giebt.  Aehnliche  Tendenzen  finden  sich  mehrfach  bei  italienischen  und 
französischen  Autoren  jener  Zeit. 

Das  im  Ganzen  auch  wohl  hier  in  der  Finanzliteratur  bedeutsamste  Buch  ist 
Jean  Bodin's  (Bodinus  1530 — 1596)  1576 — 77  zuerst  französ.,  dann  1584  lateinisch 
geschriebenes  n.  öfter  erschienenes  Werk  de  republica,  bes.  Buch  6,  Kap.  2  de  aerario. 
S.  über  ihn  Baudrillard,  Bodin  et  son  temps,  Par.  1853,  bes.  p.  473  —  503,  auch 
Kautz  S.  271,  Koscher,  Gesch.  d.  deutschen  Nat-ök.  S.  143  ff.,  Kicca-Salerno 
a.  a.  0.  p.  60  ii.  Bodin  ragt  überhaupt  als  theoretischer  Politiker  und  Nationalökonom 
über  seine  Zeitgenossen  hervor  und  kann  als  einer  der  Begründer  modemer  Staats- 
wissenschaft gelten.  Er  hat  u.  A.  die  „Vertheuerung",  d.  h.  die  Preissteigerung  der 
Waaren  im  16.  Jahrhundert  mit  zuerst  auf  die  Vermehrung  des  Geldes  in  Folge  der 
amerik.  Silbergewinnung  zurückgeführt.  Er  vertritt  eine  rationelle  Münzpolitik.  Seine 
Ausführungen  über  Finanzen  stellen  bereits  eine  Art  theoretisches  System  dar.  Er 
erörtert  die  zweckmässige  und  gerechte  Verwendung  des  fürstlichen  Einkommens, 
wobei  neben  den  eigentlich  öffentlichen  Ausgaben  Ausübung  der  Wohlthätigkeit  hervor- 
gehoben wird.  Er  bringt  die  Einnahmen  in  ein  System:  Domanialeinkommen,  das  er 
für  das  passendste  und  sicherste  hält,  weshalb  der  Veräusserung  der  Domänen  vorzii- 
beugen  ist;  Beute  u.  dgi.  vom  Feinde;  Geschenke,  auch  testamentar.  Zuwendungen 
von  Freunden  u.  Unterthanen;  Tribute  der  Bundesgenossen;  Staatshandel  (bedenkliä); 
Abgaben  der  Kaufleute  beim  Ein-  nnd  Ausführen  der  Waaren  (Zölle,  höhere  Ausfahr-, 
niedrigere  Einfuhrzölle^  alt  und  im  Ganzen  berechtigt;  endlich,  directe  Steuern:  nur 
im  FaB  absoluter  Noth wendigkeit  zulässig.  Für  solche  Steuern  wird  Allgemeinheit 
(keine  Exemtion  der  privil.  Stände)  u.  Gleichmässigkeit  verlangt  Luxussteuern  werden 
empfohlen.  Die  theueren  Anleihen  sind  dem  Bodin  bedenklich,  eher  im  Fall  der 
Noüi  Zwangsanleihen  zulässig.  Bodin  empfiehlt  auch  zu  Zwecken  der  Verwaltung,  der 
Besteuerung  und  der  Sittlichkeit  einen  umfassenden  Census  (Volkszählung,  mit  vieler- 
lei speciellen  Angaben  über  Beruf,  Vermögen  u.  s.  w.). 

Neben  Bodin  ist  sein  Landsmann  Gregorius  (Gr6goire)  Tholosanus  (aus 
Toulouse,  gest.  1597)  mit  s.  Werke  de  republ.  3.  Buch  zu  nennen.  Nach  Kau  §.  20. 
Note  6  wurde  dies  Buch  mehrmals  abgedruckt,  u.  a.  Francof.  1642,  4^  Arnd  (bi- 
blioth.  polit.  heraldica,  1705,  S.  97)  erwähnt  eine  Frankf.  Ausg.  von  1597;  nach  der 
biographie  gen6r.  XXI,  879  ist  die  älteste  Ausgabe  1595  zu  Gabors  erschienen. 
Naud«i,  bibliogr.  polit.  Hai.  1712  S.  28  schildert  den  Verf.  richtig:  omnla  ingerit 
et  pauca   digerit,  vgl.  Kau,  primae   lineae   historiae  politices,   p.   S2.     S.   indessen 
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anders.  Rose  hei,  Gesch.  d.  deutschen  Natök.  S.  139  ff.  Bodinus  wird  nach  Bau 
ron  Gre^rius  nicht  erwähnt,  scheint  aber  von  ihm  hie  und  da  benutzt  worden  zu 
sein;  er  hebe  mehr  die  juridischen  u.  religiösen  Gesichtspuncte  als  Bodin  hervor, 
neige  sich  auch  mehr  zur  unbedingten  fUistl.  Gewalt,  ohne  jedoch  deren  Missbranch 
DBgerQgt  zu  lassen.  —  Auch  die  holla nd.  polit.  Schriftsteller  u.  Nationalökonomen 
des  17.  J.b.  sind  z.  Tli.  auf  Finanz-  u.  Steuerfragen  eingegangen,  so  die  beiden  De- 
lacourt  (Peter  1618 — 1685,  u.  Jan),  Böxhorn  (institutiones  politicse  Üb.  I,  c.  10, 
Aoch  farii  tractatus  polit  Amsteld.  1643).  S.  darüber  £.  Laspeyres,  Gesch.  d^volks- 
wirthsch.  Anschauungen  der  Niederländer  u.  ihrer  Liter,  zur  Zeit  d.  Republ.,  Leipz. 
1S63;  ders.  aber  Dekcourt  in  d.  Tub.  Ztschr.  1862,  B.  18,  S.  330,  bes.  S.  364  (prin- 
cipielle  Abweisung  der  Glcichmässigkeit  der  Besteuerung;  um  die  wohlhabenderen  u. 
volkswirthschaftlich  wichtigeren  Thcile  der  Be?ölkerung  nicht  aus  dem  Lande  zu  ?er- 
drängen,  seien  diese  mit  Steuern  zu  schonen).  Röscher  Gesch.  d.  Natök.  S.  221  ff. — 
Unter  den  Italien.  Zeitgenossen  Bodin 's  vertritt  der  bedeutendste,  G.  Botero  (1540 
—  1617)  (della  ragione  di  stato,  Yenet  1589)  in  der  Hauptsache  ähnliche  theoret 
Ansichten  über  Finanzen  wie  Bodin  (Ricca-Salerno,  p.  62  ff.  £b.  über  andere 
ttalien.  Finanzschriftsteller  der  Zeit).  Auch  SuUy's  Memoiren  sind  aus  dieser  Pe- 
riode zu  erwähnen. 

Die  deutschen  Autoren  des  17.  Jahrhunderts  kommen  bereits  zu  einer  gewissen 
Verselbständigung  und  Systematisirung  ihrer  Ausführungen  über  Hnanzen. 
So  giebt  Bornitz  (Jac.  Bornitius,  aerarium  Francof.  1612,  4^)  ein  Gerippe  einer 
Finanzwissenschaft.  Er  betont  vor  Allem  die  Domänen wirthschaft  als  Grundlage  der 
Finanzen,  rechtfertigt  im  Princip  Steuerezemtionen,  verlangt  aber  sonst  Glcichmässig- 
keit der  Besteuerung,  auch  ist  er  Gegner  der  Obrecht'schen  Regalisirungstendenzen  (s. 
Ran  §.  20,  Note  b,  Röscher  S.  184,  193  —  194).  —  Chr.  Besold,  von  Röscher 
der  grösste  deutsche  Staatsgelehrte  in  der  1.  Hälfte  d.  17.  J.h.  genannt  (a.  a.  0.  S. 
195  ff.),  ein  äusserst  fruchtbarer  und  vielseitiger  Schriftsteller,  berührt  mehrfach  Finanz- 
fragen  und  hat  ebenfalls  eine  Schrift  de  aerario  geschrieben  (zuerst  1615  [?],  2.  A. 
1620  u.  spätere).  £r  ist  gegen  die  willkührliche  Ausdehnung  der  Regalien,  nur  aus- 
nahmsweise für  Staatsmonopolien.  In  der  Besteuerung  vertritt  er  die  ständischen 
Rechte  der  Bewilligung  und  Controle,  mehr  die  indirecten  als  die  directen  Steuern, 
er  verwirft  die  Stcuerexemtionen  der  privil.  Stände  (Röscher,  S.  208  —  205,  Rau, 
§.  20,  Note  6).  —  Von  Einfluss  auf  die  Literatur  seiner  Zeit  war  namentlich  mit 
2  grossen  Finanzwerken  Kaspar  Klock:  tractatus  oeconomico-politicus  de  contri- 
hotionibus,  Brem.  1634,  Fol.,  und  tract  juridico-politico-polemico-historicus  de 
aerario,  Norimb.  1651,  2.  ed.  1671,  Fol.  (Röscher  S.  210—217  hebt  auch  hier 
das  Hauptsächliche  gut  hervor).  Zwei  unendlich  weitschweifige  und  von  ihrem 
Thema  abschweifende,  höchst  umfangreiche  Werke  (das  erste  von  519,  das  zweite  in 
der  2.  Aufl.,  besorgt  von  Peller,  von  1104  doppelspaltigen  Seiten  Gross-Folio). 
Nadooalökon.,  Jurist,  u.  iinanzwirthschaftlichc  Erörterungen  laufen  neben  einander  her 
D.  sind  mit  polit,  histor.  u.  anderen  Excursen  wirr  gemengt  Im  1.  Buche  de  aerario 
wird  eine  wirre  Geschichte  der  Finanzen  in  der  ganzen  Welt,  im  2.  Buche  eine  Er- 
örterung über  die  verschiedenen  Mittel  u.  Wege  der  Bescbaffung  der  Einnahmen  ge- 
geben, unter  Berücksichtigung  der  damit  in  Verbindung  stehenden  volkswirthschaft- 
Uchen  und  Verwaltungsfragen.  In  der  älteren  Schrift  ist  Kl.  hinsichtlich  der  ständi- 
schen Rechte  auch  in  Betr.  der  Besteuerung  freisinniger,  in  der  zweiten  absolutisti- 
scher. Er  tritt  für  das  Regalienwesen  ein,  doch  mit  Maass.  Für  die  Steuern  steUt 
er  einige  richtige  volkswirthsch.  Gesichtspuncte  auf  u.  macht  Katastrirungsvorschläge. 
Den  Accisen  r^et  er  wenigstens  in  schwachbevölkerten,  verkehrsarmen  Ländern  wie 
l>etitschland  nicht  das  Wort  Besteuerung  der  'wichtigsten  Lebensbedürfnisse  verwirft 
er  (s.  bes.  Röscher,  S.  215  —  217). 

Während  die  erstgenannten  Schriftsteller  mehr  als  Theoretiker  an  die  Finanz* 
fragen  herantreten  und  diese  wissenschaftlich  —  nach  Maassgabe  ihrer  Zeit  —  behan- 
deln wollen,  vorfolgt  der  bedeutendste  deutsche  Autor  auf  diesem  Gebiete,  Veit  Lud- 
wig von  Seckendorff  (1626 — 1692)  mehr  practische  Verwaltungszwecke  in  seinem 
lange  Zeit  sehr  einflussroichen  Werke  „der  teutsche  Fürstenstat"  (zuerst  165G, 
Fraakf.  a.  M.,  in  kl.  4*^.,  erschienen,  die  von  mir  benutzte  u.  im  weiteren  Verlauf 
ntirte  Aufl..  dann  noch  öfters  bei  Lebzeiten  u.  nach  dem  Tode  des  Verf.,  bis  in  die 
Mitte  d.  IS.  J.h.  neu  aufgelegt).  Dies  Buch  „hat  lange  Zeit  die  vornehmste  Grund- 
lage des  polit  Unterrichts  auf  den  deutschen  Universitäten  gebildet,  wonach  verschie- 
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dene  Gelehrte   ihre  Vorleäuugeu  hielten''  (Koscher  S.  238,   der  ihu  eingehend  wür- 
digt, S.  238  —  252,   über  S.s  Finanz-Auffassungen  S.  249  IT.).     v.  S.  war  ein  ehren- 
fester Staatsmann  von   gesunder  realpolitischer   u.  gemässigt  conservatirer   Richtung, 
lange  in  herzogl.  sächs.,  zuletzt  in  kurbrandenb.  Diensten  (Kanzler  d.  Univers.  Halle). 
Sein  genanntes,  in  den   neueren  Auflagen  vermehrtes  u.  in  einzelnen  Puncten   ver- 
ändertes Hauptwerk  liefert  ein  Schema  für  die  Beschreibung  eines  Fürstenthums  oder 
einer  ähnlichen  HerrscLaft  (kurzer  1.  Theil),   behandelt  dann  in  einem   2.   Th.   die 
Einrichtung  der  Verfassnng  und  Kegierung  eines  solchen  Landes  des  Breiteren  (eine 
Art  allgemeiner  n.  innerer  Verwaltungslehre)  und  geht  in  einem  dritten,  dem  hierher- 
r^ehörigen  Theilc,  auf  das  Finanzwesen  und  die  Finanzverwaltung  ein:  „von  eines 
Lands-Herrn  eii^enen  Gütern  u.  Einkünfiten,  Vorzügen  u.  Regalien,  dadurch  er  neben 
Fürstlicher  u.  Herrlicher  Präminenz  u.  Hoheit'  die  Mittel  zu  seiner  Fürstl.  u.  Standes 
gebührlichen  Unterhaltung  u.  ergetzlichkeit  erlanget  u.  wie  er  darauss  sein  Kammer  u. 
Hausswesen  führet  n.  bestellet".    (Das  Wort  „Finanz"  bedeutet  bei  v.  S.  noch  in  jenem 
älteren   Sinne  [s.  o.  §.  5,  S.  6J   „unbillige,  zumal  arglbtige  Erpressung'',   Bosch  er 
S.  241).    Er  betrachtet  hier  freilich,  für  seine  Zeit  characteristisch.  bei  allem  Maass 
im  Einzelnen  u.  bei  politischen  Ansichten   —  z.  B.  in  Betreff  der  Steuern  und  der 
ständischen  Bewilligung  derselben  — ,  welche  keineswegs  dem  fürstl  Absolutismus  der 
Zeit  schmeicheln,  ,.dle  ganze  Volkswirthtichaft  aus  dem  Standpuncte  des  noch  vorzugs- 
weise höfisch  n.  domanial   gefärbten  Begieruugshaushalts"  (Boscher  S.  249).    Der 
genannte  3.  Theil  des  Werks  ist  mehr  eine  practische  Finanzverwaltungslehre  n.  Dar- 
stellung der  positiven  Finanzverhältnisse  in  deutschen  Landen,  als  eine  theoret.  Fiuanz- 
wissenschaft    Doch  finden  sich  Bestrebungen  der  theoret.  Systematisirung  und  der  prin- 
cipiellen  Behandlung  u.  Generalisirang  vielfach.    In   5  Kapiteln  wird  gehaudclt  von 
den  fürstl.  Gütern,  Einkünften  u.  Begalien  insgemein  (Kap.  ]);  dann  speciell  von  den 
fürstl.  eigenen  Gütern  u.  Einkünften,  „die  nicht  auf  Begalien  bestehen"  (privatwirthsch. 
Einnahmen,   K.  2,   Gebäude,   landwirthsch.   Kammergüter,   gemeine   Gefälle,   Bunten, 
Gülten,  Zinsen,  Zehnten  u.  a.  m);  von  fürstl.  Einkünften,  Hoheiten  u.  Gerechtigkeiten, 
die  andere  Stände  des  Lands  insgemein  nicht  haben,  sondern  als  fürstl.  Begalien  gel- 
ten, oder  denselben  verglichen  werden  oder  sonst  hierherzuziehen  sind  (Kap.  3,  also 
Einnahmen  aus  Begalien  i.  e.  S.,  gebühren-  u.   steuerartige  Abgaben,  wuhin  v.  S. 
rechnet:  Bergregal,  Münzregal,  Geleit  u.  Zoll,   Leheu-Hofsangelegeuheiten,  Wildbann 
nebst  Jägerei.  Fischerei  u.  Wassernutzung,  Forstbann  n.  Waldnutzung,  „Landes-Stcner- 
barkeit",  Fiscalgerechtigkeit  u.  d^l.).    Das  4.  Kap.  beschäftigt  sich  mit  der  Bestellung 
der  fürstl.  Kammer  zur  Beaufsichtigung  u.  Verwaltung  der  aufgezählten   Einkünfte, 
Nutzungen  und  Begalien  (die  eigentl.  Finanzvcrwaltungslehre,  mit  Ausführungen  über 
Vcrrochnungswcsen,  Etats  u.  dj^l.).     Das  5.   Kapitel  i^t  eine   Darstellung  der  fün>d. 
Privatökonomie,  indem   es  von   der  Bestellung  u.  Verfassnnc:   der  „fürstl.   Hofstadt" 
(Hofhaltung)  handelt  u.  die  dazu  gehörigen  Aufgaben  u.  Einrichtungen  näher  darlegt. 
Das  Privat-  u.  öffentlich -Bcchtlicho  und  -Oekonomische  wird  doch  schon  mehrfach 
deutlicher  geschieden.    Bei  der  Gliederung  des  Finanzbedarfs  (Frankf.  Ausg.  v.  1656 
S.  164)  werden  6  Bubriken  gebildet,  die  erste  und  die  letzte  betreffen  fürstliche  Privat- 
interessen (Haushaltung  —  Erj^ötzlichkeiten),   dio   4  mittleren   öffentliche  Angelegen- 
heiton (Besoldung  der  Hof-  u.  Staatsdiener,  —  sonstige  innere  u.  äussere  Verwaltung, 
—    Erhaltung   der   Schlösser,    Amtsgebäude,   Festungen,    Landstrassen,   Brücken,    — 
Kirchen-.  Scnul-,  Armcuwesen).     Eine  characterist.   Beiheufolge.  in  der  bcacht<»ns- 
werther  Weise  die  besondere  Hervorhebung  des  Militärwesens  als  Hauptglied  der  Aus- 
gaben noch  fehlt    Bei  der  Darstellung  u.  Beurtheilung  der  Einkünfte  stehen  auch  für 
Y.  S.  nach  deutscher  Praxis   die  Domanialeinkünfte   u.  Begaleinnahmen  voran,  wobei 
aber  in  letzterer  Beziehung  an  dio  alten  Begale  gedacht,  nicht  deren  Ausdehnung  das 
Wort  geredet  wird.    Die  Steuern  fas»t  v.  S.  bes.  in  der  1.  Aufl.  noch  als  eine  durch- 
aus extraordinäre,  mehr  freiwillige,  nur  mit  stand.  Bewilligung  zu  erhebende  Einnahme 
auf  (S.  222  ff.)  und  betrachtet  es  selbst  als  erreichbares  Ziel,   wieder  zur  Beseitigung 
aller  Steuern  zu  kommen,  wo  „die  Obrigkeit  bei  ihren  ordentlichen  Eiuküntl>en  u.  die 
Untertbanen   bei  Ablegung  ihrer  Erbschuldigkeit  beruhen  und  vergnügt  sein  können'* 
(S.  229).    Später  erscheint  ihm  diese  Hoffnung  selbst  als  zweifelhaft    Er  neigt  dann, 
aus  den  gewöhnlichen  Gründen   der  pract  Staatsmänner,  („Unmerklichkeit")  mehr  zu 
Accison,  Lizenzen,  (^nsnmtionssteuem  als  zu  Schatzuniren. 

In  vieler  Beziehung  ein  Zerrbild  der  patriarchalischen   Auffassung  der  Volks- 
wirthschaft  und  des  Finanzwesens  erscheint  in  dem  Werke  eines  Zeitgenossen  v  Secken- 
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dorTs,  in  W.  von  Schröder  s  fUrstl.  Schatz  u.  Eentkammer  (zuerst  1686  n.  8  mal 
spiter  aof^elegt).  Dennoch  ist  mehr  die  Ausdrucksweise  als  die  volkswirtlischaftliche 
u.  fioanzieUe  Grundtendenz  des  Buchs  so  anstössig,  dessen  Verf.  nur  sonst  rückhalt- 
loser Absolutist  u.  strenger  Mercantilist  war.  Er  empfiehlt  wörtlich  dem  Fürsten, 
gleich  einem  Hausvater  seinen  Unterthaneti  erst  zu  einer  guten  Nahrung  zu  verhelfen, 
veoD  er  ihnen  etwas  nehmen  wolle,  ähnlich  wie  ein  Hausvater  das  Vieh,  das  er 
schlachten  wolle,  erst  mästen,  die  Kühe,  die  er  melken  wolle,  erst  gut  füttern  müsse: 
TOD  der  Form  abgesehen  ja  ein  ganz  richtiger  u.  von  den  practischcn  Finanzmäuncrn 
oft  unbeachtet  gelassener  Satz.  (Röscher  S.  294  ff.).  —  Auch  die  bekannten  grossen 
Stiatsgclehrten  der  Epoche,  H.  Conring  (de  aerario  boni  principis  recto  constitueudo, 
aogendo  et  conservando.  Boscher  S.  2ti0  ff.)  und  Puffendorf  (eb.  S.  31H)  gehöre» 
zu  dcu  in  der  Literarliistorie  der  deutschen  Finanzwissenschaft  zu  nennenden  Autoren 
Die  Schrift  des  ersteren  enthält  nach  Boscher  „eine  ziemlich  vollständige  Finanz- 
Tissenschaft  jener  Zeit,  allenthalben  mit  volk^wirthschaftlichcn  Durchblicken".  PuHen- 
dorf's  Finanzlehre  ist  „ein  aufgekläiter  Absolutismus  fast  genau  derselben  Art,  wie 
die  Praxis  des  Grossen  Kurfürsten''  (Röscher).  Bcmcrkeubwenh  ibt  seine  rechts- 
philosophische Begründung  der  Besteuerung  auf  den  Schutz  für  Leben  u.  Vermögen, 
den  dafür  die  Uutenhanen  genössen,  und  seine  Forderung,  dass  die  Stcuervertheilung 
nach  Verhältni&s  des  Nutzens  der  Pflichtigen  vom  öllenilichen  Frieden  erfoI;<e  (Rö- 
scher, S.  317).  Das  noch  in  der  modernen  Theorie  spukende  sogen.  „Gennssprincip" 
D.  ,.Assecuranzprincip''  als  Rechtsprincip  für  die  Begründung  und  finanzwirthschaft- 
liches  Piincip  für  die  Vertheilung  der  Steuern  (Fin.  II,  §.  418,  340)!  — 

Unter  den  ausländischen  Schriftstellern,  welche  Finanzfragen  mit  berühren, 
sind  im  17.  J.h.  in  England  die  Philosophen  Hobbes  u.  bes.  Locke  mit  zu  nen- 
nen, wofür  hier  auf  Röscher,  z.  Ge>ch.  d.  engl.  Volksw.sch.lehre,  Lpz.  1851.  u.  jetzt 
auch  auf  Ricca-Salerno  a.  a.  0.  p.  82  ff.  zu  verweisen  genügen  muss.  (Bei  Locke 
Steucrübcrwälzungstheorie.)  Unter  den  ital.  Autoren  der  Zeit  wirkt  Botero's  Ein* 
flnss  nach.  Bedeutendes  auf  diesem  Gebiete  tritt  nicht  hervor  (Ricco-Salerno 
p.  73  ff.). 

Die  erwähnte  Epoche  des  Accisestreits  in  d.  2.  Hälfte  des  17.  J.h.  und  noch 
hinüber  ins  ]8te  spielend,  hat  zu  einer  Streitschriftliteratur  geführt,  in  die  Röscher 
IL  die  oben  S.  32  gen.  Schriften  interessante  Einblicke  gewähren.  Aehulicher  Streit 
der  Ansichten  über  directe  u.  indirectc  Steuein  wie  noch  heute. 

§.  24.  Bis  über  die  Mitte  des  18  Jahrhunderts  hinaas  ändert 
sich  in  diesem  Zustande  der  Finanzliteratur  doch  nur  wenig.  Im 
Wesentlichen  auf  Grund  der  bisherigen  Anschauungen,  wenn  auch 
allmSlig  unter  dem  Einfiuss  der  neueren  Staats-  und  ßecbtsphilo- 
Sophie,  besonders  WolflTscher  eudämonistischer  Richtung,  wurde  die 
Finanztheorie  in  Deutschland  nur  mehr  und  mehr  systematisirt 
and  im  Einzelnen  mehr  ausgebildet,  meist  im  engen  Anschluss  an 
die  Kameralwissenscbaft,  diesem  „Inbegriffe  der  für  einen  Beamten 
in  der  inneren  Verwaltung  dienlichen  Kenntnisse"  (Rau)  oder  als 
ein  Theil  dieser  Disciplin.  Die  wichtigsten  Autoren  sind  v.  Justi 
nnd  V.  Sonnenfels. 

S.  die  Literatur  in  Ran,  Grundriss  der  Kameralwissenscbaft,  1923,  S.  10.  Viele 
Mos  finanzieUe  Schriften  bei  Zincke,  Kameralistenbibliothek,  III,  780  ff  (1751).  — 
Noch  beute  sind  manche  dieser  Schriften  auch  deshalb  beachtenswerth ,  weU  sie  die 
Verhältnisse  der  damaligen  Praxis  schildern  oder  zum  Atisgangspunct  der  theoret. 
Betrachtung  nehmen.  Für  die  ganze  deutsche  Kameralwissenscbaft,  die  eine  Wurzel 
der  modernen  deutschen  Nationalökonomie,  und  damit  auch  für  die  „kameralistische 
Finanzwissenschaft*'  des  18.  Jahrhunderts  ist  die  eudämonistische  oder  Wohlfahrtsstaats- 
Fhilosophie  Chr.  Wolff's  vielfach  von  Einfluss  gewesen,  —  jene  Philosophie,  welche 
für  die  Praxis  des  Staats  des  „aufgeklarten  Despotismus"  der  Friedrich  II.  u.  Maria 
Theresia  in  mancher  Hinsicht  die  theoretische  Begründung  u   Rechtfertigung  gegeben 
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hat.    Unter  den  ünanz.  Fachschriften  verdienen  her?orgchoben  zu  werden:  Gasser's 
•  erster  Inhaber  des  von  Friedr.  Wilh.  I.  neu  errichteten  Ökonom.  Lehrstuhls  an  der 
Univers.    Halle,   1727)  Einleit.  zu  den   ökon.,  polit.  u.  Kameralwissenscliaften .   1729 
(1.  Band),  „eine  nach  den  damaligen  Begriffen  ziemlich  vollständige  Finanzwissenschafr' 
(Koscher,  S.  372  ff.),  d.  h.  vomemlich  die  Lehre  v.  d.  Domänen  u.  Regalien,  deren 
Erträge  den  Civiletat,  während  die  Steuern  den  Militäretat  zu  decken  haben.    Bei 
Weitem  der  hervorragendste  deutsche  Theoretiker  dieser  Epoche,  hier  wie  auf  dem 
verwandten  polizeiwisscnschaftl.  Gebiete  war  Joh.  Heinr.  Gottl.  von  Justi  (gest.  1771. 
ausführlich  über  ihn  Röscher,  S.  444 — 465,  über  s.  Fin.wiss.  461  ff.).     Mit  seinen 
hierhergeliörigen  grossen  Werken  (System  des  Finanzwesens,  Halle  1761,  4.,  u.  Staats- 
wirthschaft  2.  B.  Leipz.  1.  A.  1752,  2.  staik  vermehrte  A.  175S),  hat  v.  Justi  wohl 
den  Anspruch  auf  den  Platz  des  bedeutendsten  finanztheoretischen  Systematikers  seiner 
Zeit  erworben.    Mit  Recht  stellt  ihn  Stein  voran,  freilich  ihn  doch  wohl  etwas  über- 
schätzend.   Auch  Rau  nennt  seine  Werke  „die  erste  ausführliche   u.  methodische 
Abhandlung  der  Finanzwissenschaft,    die  auch  lange  Zeit  Handbuch  der  Practiker 
blieb.*'    v.  Justi  steht,  wie  v.  Sonnenfels  auf  ausgesprochen  eudämonist.  Stand- 
puncto  (s.  bes.  d.  Einleit.  z.  System  d.  Fin.  S.  4  ff.)  u.  theilt  die  Vorzüge  u.  die 
Schwächen  dieser  philosoph.  Auffassung,  weiss  namentlich  die  Confiicte  zwischen  dem 
Staats-  und  Yolksinteresse  u.  der  Einzelfreiheit  so  wenig  als  seine  practischen  Vor- 
bilder,  Maria  Theresia  u.  Friedrich   d.  Gr.  zu   lösen.    In  polit.  Ansichten  ist  er  von 
Montesquieu  beeinflusst.    Die  Anschauungen  seinerzeit  über  Bevölkerung,  positive 
Volkswirthschaftspolitik  („Polizei'')  ^Is  Mittel  zur  Hebung  des  Wohlstands  u.  damit 
der  Finanzkraft,  im  Gedankengange  der^v.  Seckendorff  u.  v.  Schröder,   theilt  er,  was 
auch  auf  seine  theoret.« Behandlung  der  Finanzwissenschaft  Einfiuss  übte:  der  1.  Band 
der  „Staatswirthsch."  enthält  die  „Lehre  von  der  Erhaltung  u.  Vermehrung  des  Ver- 
mögens des  Staats,  mithin  die  Staatskunst,  die  Polizei-  und  Oommerzienwisscnsch., 
nebst  der  Haushaltungskunst";    der  2.  Band  baut  dann  auf  dieser  Grundlage  „die 
eigentliche  Kameral-  oder  Finanzwissenschaft"  auf,  oder  „die  Lehre  von  dem   ver- 
nunftigen Gebrauche  des  Vermögens  des  Staats".     Es  tritt  überall  bei  v.  Justi  in 
volkswirthsch.  Fragen  der  so  characteristische,  th.  mercantilistische,  th.  staatsbevor- 
mundende Standpunct  der  Doctrin  vor  den  Physiokraten  u.  Smith  scharf  hervor.    Im 
Finanzwesen  steht  ihm  die  Besteuerung  schon  mehr  voran,  als  den  deutschen  Kameralisten 
des  17.  J.h.,  wenn  er  das  auch  mehr  als  einen  thatsächlichen  Uebelstand  ansieht  n. 
von   den  Einkünften  aus  den  Domänen  u.  Regalien  sagt,  „sie  seien   eigentlich   die- 
jenigen, worauf  der  Staat  fundirt  ist"  (Fin.  S.  347).    Die  Steuern  u.  Abgaben  sollten 
daher  eigentlich  nicht  zu  den  ordentlichen  Staatseinkünften  gerechnet  weiden  (Eb.  S.  HbO). 
Er  stellt  für  die  Besteuerung  bereits  die  Regeln  der  „staatsbürgerlichen  Gcsellschafr', 
im  Wesentlichen  die  v.  A.  Smith  (Fin.  S.  362  ff'..  36S),   auf,  kennt  die  Bedeutung 
des  finanztechnischen  Moments  in  allen  Steuersachcu  gut  (Fin.  S.  399  ff.)  u.  hat  hier 
für  die  Folgezeit  der  deutschen  Stcuertheorie  vorgebaut.    Die  lediglich  principlelle 
Behandlung  der  Steuerfragen  in  der  englischen  Doctrin,  ohne  irgend  genügende  Rück- 
sicht auf   die  Steuertechnik,    wird    so    mit  Recht   vermieden.     Seine  volkswirthsch. 
Würdigung  der  Steuern  enthält  im  Einzelnen  manches  Richtige,  entbehrt  aber  freilich 
jener  principiellen  Würdigung,  wie  sie  erst  seit  der  Smith 'sehen  Zeit  en.;ichl  winl. 
In  Montesquieu 'scher  Weise,  aber  nicht  mit  einfacher  Zustimmung  zu  ihm,  wird  der 
Zusammenhang  zwischen  den  Steuern,  deren  Art,  Höhe  und  der  Staatsform  u.  s.  w. 
behandelt  (Fin.  S.  369  ff'.).    Doch  die  ganze  Staatsidee  v.  Justi's  war  eine  zu  einseitige, 
als  dass    grade   seine  politischen  Betrachtungen  der  Besteuerung  genügen  könnten. 
Im  Ganzen  ist  er  grösser  im  Speciellen,  im  Technischen  als  im  Allgemeinen,  Philo- 
sophischen, Oeffentlich -Rechtlichen,  Volkswirthschaftlichen. 

Der  jüngere  Zeitgenosse  v.  Justi's,  der  österr.  Nationalökonom  Joh.  v.  Sonnen  fels 
(1733 — 1817,  jud.  Abstammung)  nimmt  in  der  deutschen  Finanzliteratur  des  vor. 
Jahrhunderts  mit  seinem  s.  Z.  berühmten  viel  knapper  geschriebenen  Werke  „Grund- 
sätze der  Polizei,  Handlung  u.  Finanz"  (3.  B.,  I.A.  Wien  1765,  6.  1798,  nach  der 
ich  citire.  7.  1804.  8.  1819)  wokl  als  Finanztheoretiker  die  erste  Stelle  nach  Justi 
ein.  (Vgl.  Röscher,  533—552,  über  d.  Fin.wiss.  S.  548  ff*.).  Er  war  zwar  ebenfalls 
Eudämonist  und  aufgeklärter  Absolutist,  vertritt  noch  schärfer  als  seine  Zeitgenossen 
das  „Bevölkerungsprincip"  (Vermehrung  der  Bevölkerung  als  Ursache,  Wirifung  n. 
Massstab  der  Hebung  des  Volkswohlstands),  ist  bis  zuletzt  von  A.  Smith  noch  kaum 
berührt,   aber  in  seinem  politischen  ürtheil  u.  seiner  Auffassung  des    Finanzwesen 
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doeh  schon,  seiner  Zeit  entsprechend,  mehr  ein  moderner  Mann  ak  v.  Jasti,  iu  seiner 
Staatsanffassang  von  Roassean'schen  Ideen  mit  beeinflusst.  Domänen  u.  Regalien 
treten  bei  ihm  weit  mehr  zurück  als  bei  v.  Justi;  seine  Steucrlehre  ist  nicht  so  tech- 
nisch eingehend,  aber  principiell  schärfer  n.  z.  B.  seine  Polemilk  wider  die  Steuer- 
freiheiten Privileg.  Stände,  vor  Allen  der  „Clerisey'*  athmot  den  Geist  der  Josefinischen 
Zeit  0.  der  .staatsbürgerlichen  Epoche''  (III,  107  C). 

Ans  der  deutschen  Finanzlit.  sind  ausserdem  etwa  noch  zu  nennen:  die  finanz. 
Artikel  in  Bergius*  Polizei-  u.  Kameralmagazia,  1707  tf ,  9  Bände.  —  v.  Pfeiffer, 
Grandriss  d.  Finanzwesens,  Lpz.  17S1  u.  dess.  Lchrbcgritt'  sämmtl.  ökon.  u.  Kameral- 
wissensch.  1764—78,  VI  (Koscher  S.  555  ff.).  ~  Jung.  Lehrb.  d.  Fin.wiss.  17^9 
Bescher  S.  552).  —  Kössig,  Fin.wiss.  1789  (Röscher  S.  591).  —  S.  auch  Mor- 
timer,  Grundsätze  d.  Handlungs-,  Staats- u.  Fin. Wissenschaften,  d.  v.  Engelbrecht. 
Himb.  1781.  —  Mehr  vom  Staudpunct  d.  pract.  Staatsmanns  aus  d.  Schule  Friedr.  d.  Gr.: 
de  Bielfcld,  institutions  politiqucs,  1760,  I,  eh.  11,  12  (Koscher  S.  426  IT.). 

Diese  ganze  FiDanzIiteratur  des  18.  J.b.  leitet  dann  hinüber 
zur  modernen  deutschen  Finanzwissenschaft  der  streng  wissen 
schaftlichen  Periode,  auf  die  sie  (auch  von  Kau  gilt  das  noch) 
einen  deutlichen  Einfluss  ausgeübt  hat.  Dieser  letztere  wurde  nur 
durch  die  mächtigeren  Einflüsse  von  anderen  Seiten  (§.  25)  mehr 
und  mehr  zurückgedrängt,  ist  aber  auch  gegenwärtig  berechtigter- 
massen  noch  nicht  völlig  verschwunden,  was  System,  Methode, 
Berücksichtigung  der  finanztechnischen  Momente  anlangt,  worin 
die  moderne  deutsche  Wissenschaft  Dank  dieser  Nachwirkung  der 
kameralistischen  Periode  die  fremde  heute  noch  übertiifl't. 

In  der  ausländischen  Literatur  von  Ende  des  17.  bis  um 
die  Mitte  des  18.  Jahrhunderts  gelangt  man  nur  ausnahmsweise 
zu  der  in  Deutschland  beliebten  Systematisirung  der  Finanztheorie* 
Aber  einige  Finanzfragen  finden  doch  bereits  in  dieser  Periode 
eine  bemerkenswerthe  Behandlung  von  wissenschaftlichem  Werthc. 
So  fördern  in  Frankreich  Boisguilbert  und  Vauban  durch 
ihre  Kritik  der  bestehenden  Besteuerung  und  deren  Wirkungen  und 
dorch  Erörterungen  und  Reform  vorschlage,  welche  sich  daran 
schliessen,  die  theoretische  Erkenntniss  des  Steuerwesens.  Die 
Theorie  des  öffentlichen  Credits  und  damit  zusammenhängender 
Panete  wird  durch  den  Schotten  Law  gefördert,  trotz  des  practi- 
^hen  Fiasco's  dieses  Mannes.  Die  Italiener  sind  auch  jetzt  nicht 
mttssig  (Broggia).  Montesquieu's  Auftreten,  das  auch  für  die 
Finanztheorie  von  nachhaltiger  Bedeutung  war,  fällt  in  den  Schluss 
dieser  Periode,  wie  ebenso  dasjenige  von  Hume.  Beide  bringen 
dann  mit  den  Physiokraten  die  politischen  und  Wirthschaftswissen- 
8chaften  zu  jenem  mächtigen  Aufschwung,  welcher  in  A.  Smith 
culminirt  und  auch  die  Finanzdoctrin  in  neue  Richtungen  führen 
sollte. 

Näheres  Eingehen  auf  diese  Literatur  mUsseu  wir  uns  hier  vei'sagcn.     Sie  darf 
iber  Sicht  unterschätzt  oder  übersehen   werden.    Rau's  Urtheil  Fin.  I,  §.  20  über 
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die  Italiener  des  18.  J.h.  ist,  wie  Kicca-Salerno's  Arbeit  zeigt,  doch  zu  ungünstig 
hinsichtlich  der  Ausbeute  dieser  Autoren  auch  für  die  Finanzwissenschaft.  Boisguilbert 
u.  Vauban  sind  von  der  neueren  französ.  Literarhistoric  wohl  etwas  Ubennftssig 
hervorgehoben  und  überschätzt  worden,  aber  bcmerkenswerth  sind  ihre  Ausführungen 
über  die  Unbilden  der  damaligen  Besteuerung  u.  ihre  Beformvorschläge  allerdings. 
S.  beider  Schriften  (B.'s  Detail  de  la  France  lö95,  2.  ed.  16DT,  Factum  de  la  France 
1706  oder  1707,  V.s  dimo  royale,  1707)  in  vol.  l  der  Collect,  des  princip.  öconomistes, 
cd.  Dairc.  Darüber:  Hörn.  econ.  polit.  avant  les  physiocrates.  Par.  1867.  Cadet, 
P.  do  Boisguilbert,  l'ar.  1870,  G.  Cohn,  Boisg.  in  d.  Tub.  Ztschr.  1869,  B.  25, 
S.  860,  V.  Skarzynski  P.  de  B.,  Berl.  1873,  Ricca-Salerno,  S.  96  ff.  B.  wie  V. 
strebten  doch  vor  Allem  nach  einer  gerechteren  und  wirthschaftlich  zweck- 
massigeren  Vertheilung  der  Steuerlast,  wobei  der  Verwaltungspractiker  B. 
nur  nicht  so  radical  vorgeht  als  der  Marschall  Vauban  mit  seiner  Forderung  des 
„ Königszehen ts'*  von  allen  ländlichen  und  städtischen  Erträgen.  —  Law's  Credittheorie 
bes.  in  s.  „m^moires'*  u.  „lettre«"  sur  les  banques  (im  1.  vol.  der  Coli.  d.  princ.  econ.). 
Darüber  Kautz,  S.  282,  Ilorn,  J.  Law,  Leipz.  1858,  bes.  Kn  i es.  Credit  1, 63  ff.  Weitere 
französ.  Finanzschriften:  Duval,  616ments  des  hnances,  Par.  1730.  Dutot,  reflex.  polit. 
sur  les  fin.  et  le  commerce,  La  Haye,  1738—54  II.  B.  Auch  M61on,  essai  poliL  sur 
lö  commerce,  1734,  Forbonnais,  recherches  et  consider.  sur  les  fin.  de  France  1758 
a.  a.  m.  berühren  Finanz-,  Credit-,  Steuerfragen.  Grouber  de  Groabenthal. 
th6oric  g6ner.  de  l'administr.  des  fin.  P.  1788  2  B.  —  Heber  die  Italiener  (auch 
andere,  wie  z.  ß.  Melon)  s.  Ricca-Salerno,  99  ff.  (Pascoli,  1733,  .1737, 
Bandini  1677—1760,  bes.  Broggia,  gest.  1763,  von  ihm  trattato  dei  tributi  etc. 
Nap.  1743,  s.  Ricca-S.  p.  106  it).  Genovesi,  dessen  gedrängte  Entwicklung  der 
Finanzgrundsätze  auch  Bau  schätzbar  nennt,  gehört  doch  erst  der  späteren  Periode  an. 

111.  —  §.  25.  Neuere  Zeit  seit  der  Mitte  des  18.  Jahr- 
hunderts oder  strenger  wissenschaftliche  Periode  der  Finanz- 
wissenschaft. Diese  beginnt,  wie  diejenige  der  gesammten  Politischen 
Oekonomie,  —  was  bei  aller  Achtung  vor  einzelnen  früheren  Autoren 
mercantilistischer  wie  freierer  Richtung  wahr  bleibt  —  doch  erst 
nach  der  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts.  Drei  Uauptmomente 
zeigen  sich  darauf  von  Einfluss.  Zunächst  und  zumeist  die  Ent- 
wicklung der  neueren  Volkswirthschaftslehre,  der  „Theorie 
der  freien  Concurrenz",  in  der  Lehre  der  Physiok raten  (Quesnay, 
Turgot)  und  mehr  noch  in  dem  epochemachenden  Werke  von 
Adam  Smith.  Sodann  der  Umschwung  in  der  Rechts-  und 
Staatsphilosophie  und  in  der  (theoretischen)  Politik,  in  An- 
knüpfung an  Montesquieu,  Rousseau  und  schliesslich  und 
hauptsächlich  an  Kant  Eudlich,  den  Ausschlag  gebend,  die 
practische  Umgestaltung  des  politischen,  socialen  und 
wirthschaftlichen  Lebens  durch  die  französische  Revo- 
lution und  die  mit  ihr  in  Verbindung  stehenden  Ereignisse.  In 
der  Praxis  und  in  der  Theorie  geht  nunmehr  erst  die  „ständische 
Periode"  definitiv  unter  und  gelangt  die  „staatsbürgerliche" 
zur  Herrschaft. 

Die  Physiokraten  waren  die  ersten  consequenten  Vertreter 
des  Individualismus  und  Liberalismus  auf  ökonomischem 
Pre biete,  sie  stehen  hiermit  auf  derselben  philosophischen  Grund- 
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läge  wie  A.  Smith  und  die  britische  Oekonomik.  Ihre  Doctrin 
wird  mit  Recht  mit  der  britischen  Lehre  zu  einer  höheren  Binheit^ 
eben  der  ,,  Theorie  der  freien  Concarrenz",  zu  Einer  grossen 
„Schule"  zusammengefasst,  in  welcher  sie  die  erste,  die  Smith'sche 
liebre  die  zweite  Entwicklungsphase  bildet.  Der  auch  för  die 
Finaoztheorie  hochwichtige  Punct  der  neuen  Doctrin  ist  die  ganz 
veränderte  Auffassung  des  Zwecks  und  der  Aufgaben 
des  Staats.  Grundsätzlich  wird  Front  gegen  die  eudämonistische 
Staatsauffassung,  gegen  die  Vielregiererei  und  die  F^inmischung 
des  Staats  in  das  Wirthschaftsleben  gemacht.  Die  „natürliche 
Ordnung"  soll  im  letzteren  hergestellt  werden,  der  Staat  soll  sich 
im  Wesentlichen  auf  Rechtsschutzgewähr  und  etwa  auf  Volks- 
erziehung  beschränken,  Handel  und  Wandel  nicht  künstlich  regu- 
liren,  „die  sterilen  Ausgaben  sich  selbst  überlassen"  (Quesnay 
Max.  8).  Daraus  würde  eine  Verminderung  des  Finanzbedarfs 
folgen  müssen.  Der  verbleibende  Bedarf  soll  dann  nach  physio- 
kratischer  Lehre  einfacher  und  rationeller  und  dem  leitenden 
ökonomischen  Princip  der  Doctrin  der  „Oekonomisten"  gemäss 
ganz  oder  grossentheils  durch  eine  einzige  Grundsteuer  oder 
eine  einzige  Steuer  (impot  unique)  vom  Boden-Reinertrag  (produit 
net)  bedeckt  und  die  schweren,  belästigenden,  ungleichniässigen, 
grosse  Erhebnngskosten  bedingenden  bisherigen  Steuern,  zumal 
die  indirecten  Verbrauchsteuern  sollen  beseitigt  werden. 
Die  Forderung  jener  einzigen  Steuer  ist  die  Consequenz  der  schiefen 
and  unhaltbaren  physiokratischen  Lehre  von  der  allein  Beinertrag 
oder  Uebersehuss  schaffenden  Bodenarbeit  und  ausserdem  von  dem 
Streben  nach  Vereinfachung  der  Besteuerung  eingegeben,  indem 
die  Steuer  jenen  Reinertrag  an  der  Quelle,  in  der  Hand  des  Boden- 
bebaners  bez.  des  Grundeigenthümers  trifft.  Die  Beseitigung  des 
bestehenden  Steuerwirrwarrs  wird  somit  auch  aus  Gründen  der 
Steuertechnik  (Vereinfachung  der  Besteuerung,  Verringerung  der 
Erhebungskosten)  und  der  Gerechtigkeit  (gleichmässigere  Be- 
steuerung) verlangt.  Trotz  der  theoretischen  Einseitigkeit  und 
grossentheils  der  Falschheit  der  philosophischen  Grundlage  des 
Physiokratismus,  der  Unrichtigkeit  der  Lehre  vom  alleinigen  Rein- 
ertrag der  Bodenarbeit  und  der  practischen  UndurchfUhrbarkeit 
der  „einzigen  Steuer"  hat  die  ganze  Doctrin  doch  anregend  und 
befruchtend  auf  die  Finanztheorie  eingewirkt. 

Ueber  die  innere,  nicht  nar  Verwandtschaft,  sondern  Gemeinsamkeit  des  Physio- 
i^^itismus  and  Smithianismns,  unbeachtet  der  Berichtigung'  der  Lehre  vom  produit  net 
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und  imput  unique  durch  Smith,  s.  bes.  v.  Scheel  über  Turgot,  Tüb.  Ztschr.  1S68, 
B.  24,  S.  243  tf.,  auch  v.  Sivers  über  Tnrgot,  in  Hildebr.  Jahrb.  1874  I,  meine 
Grundleg.  S.  223  ff.  Vgl.  auch  ?.  Skarzynski,  A.  Smith,  Berl.  1878.  Leser,  Begr. 
d.  Beichthums  bei  A.  Smith.  —  Ueber  die  Physiokralen  im  Ailg.  z.  B.  E.  Laspey- 
res  in  Bluutschli's  Staatswörterb.  B.  8,  L.  De  Larergne,  ccon.  fran^.  du  16.  si(^le, 
Par.  1870.  —  Quesnay's,  Turgot's  xind  der  übrigen  wichtigeren  Physiokraten 
Schriften  jetzt  am  Besten  zugänglich  in  d.  ColL  d.  princip.  6conomistes,  vol.  2 — 4.  — 
Die  Steuerlehre  schon  in  Quesnay's  Max.  5  (aus  1758):  „que  Timput  ne  seit  pas 
destructif  ou  disproportionn6  ä  la  masse  du  re?enu  de  la  nation;  que  son  augmenta- 
tion  suire  l'angmentation  des  reyenus;  qu'il  soit  stabil  immediatemont  sur  Ic 
produit  net  des  biens-fonds  et  non  sur  le  salaire  des  hommes  ni  sur  les  denrccs, 
oa  il  multiplierait  les  frais  de  perception,  pr6jadicieralt  au  commerce  et  di^truirait 
annuellement  une  partie  des  richesses  de  la  nation.'^  Modificationen  u.  Zugeständnisse 
an  die  Praxis  bei  andern  Physiocraten.  So  plädirt  Mirabeau  (d.  Aeltcrc),  th<^orie 
de  TirapAt,  1760,  für  eine  Besteuerung  in  Frankreich  von  75  MilL  F.  mittelst  einer 
Grundsteuer,  von  150*  MilL  F.  mittelst  einer  auf  Ueerd,  Haus  u.  Personen  gelegten 
Einkommensteuer.  Ein  Hauptargument  gegen  die  bestehende  Besteuerung  ist  auch 
für  M.  die  colossale  Höhe  der  Erhebungskosten,  die  er  auf  c.  587o  anschlägt  (?,  ^50 
von  600  MilL  F.)  —  Le  Trosne,  trait6  de  l'administr.  provinc.  et  de  la  r6forme  de 
Timpöt,  1779,  behält  die  Grcnzzölle  bei,  vereinfacht  aber  sonst  das  Steuersystem,  in- 
dem er  die  indir.  Steuern  durch  einige  directe  ersetzt  —  Seit  den  Physiokraten  ist 
der  theoret.  Kampf  gegen  die  indirecten  Verbrauchsteuern  aus  princip.  u.  techn. 
Gründen  lebhaft.  Vgl  meine  Fin.  H,  S.  488  ff.  —  Ein  Versuch  zur  Verwirklichung 
der  phybiokrat  „einzigen  Steuer"'  ist  in  kleinem  Maassstabe,  in  ein  paar  Dörfern,  in 
Baden  gemacht  worden.  Er  musste  schon  dieses  Maassstabes  wegen  misslingen.  S. 
den  auch  sonst  für  die  physiokr.  Lehre  beachtenswerthen  Aufs,  von  Emminghaus 
über  Karl  Friedr.  v.  Baden,  in  Hildebr.  Jahrb.  1872,  B.  19,  S.  1  ff.  Scheel  in  d. 
Au&.  über  TUrgot  S.  255. 

Mit  den  Physiokraten,  wie  gesagt,  auf  demselben  Boden  der 
philosoptiischen  und  ökonomischen  Grundanschauungen  stehend, 
aber  die  falsche  Steaerlehre  derselben  fallen  lassend  verbreitete 
hierauf  „A.  Smith  ein  neues  Licht  über  das  Finanzwesen,  indem 
er  die  volkswirthschaftliche  Grundlage  desselben  in  seinem  der 
ganzen  Politischen  Oekonomie  gewidmeten  Werke  entwickelte. 
Die  Staatseinkflnfte  traten  aus  der  Vereinzelung,  in  der  mau  sie 
bisher  betrachtet  hatte,  zu  einem  Ganzen  zusammen,  welches  mit 
dem  grösseren  Ganzen  der  Volkswirthscbaft  in  der  engsten  Ver- 
bindung erschien.  Man  ward  jetzt  in  den  Stand  gesetzt,  für  die 
nothwendige  Schonung  des  Volksvermögens  und  der  Volksgewerbe 
bestimmte  Grundsätze  statt  undeutlicher  und  schwankender  Regeln 
aufzustellen,  und  man  lernte  Massregeln  und  Einrichtungen  als 
fehlerhaft  erkennen,  bei  denen  man  bisher  kein  Bedenken  gehegt 
hatte"  (Bau  §.  22).  Allerdings  hat  selbst  Smith,  wie  L.  Stein 
mit  Recht  sagt,  zwar  schon  eine  ziemlich  vollständige  Staatswiilh- 
Schaftslehre,  aber  noch  keine  vollendete  Finanzwissenschaft  ge- 
liefert, weil  ihm  in  seinen  Erörterungen  über  das  Finanzwesen  ein 
einheitliches  leitendes  Princip  noch  fehlte.  Dies  war  die 
nothwendige  Folge  seiner  mangelhaften,  dürftigen  Staatslehre, 
namentlich  der  vollständigen  Verkennung  der  universalen  Bedeutung 
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des  Staats  für  das  Volksleben  nnd  der  Bedingtheit  der  Volkswirtbr 
Schaft  (selbst  des  von  A.  Smith  und  seiner  engeren  Schule  eigent- 
lich allein  betrachteten  privatwirthscbaftlichen  Systems)  durch  den 
Staat  Aber  von  diesem  allerdings  verhängnissvollen  Fehler  ab- 
gesehen hat  A.  Smith  auch  hier  mit  dem  fünften  Buche  seines 
berühmten  Werks  vom  Volkswohlstande  Epoche  gemacht,  mass- 
gebenden, in  der  englischen  Literatur  eigentlich  noch  heute  nach- 
haltigen Einfluss  auf  die  theoretische  Auffassung  und  Behandlung 
des  Finanzwesens  ausgeübt  und  schon  ein  ziemlich  abgerundetes 
System  der  Theorie  entworfen.  Die  auch  äusserlich  enge  Ver- 
bindung, iix welcher  er  das  Finanzwesen  mit  der  Politischen  Oekonomic 
behandelte,  blieb  für  die  ausländische  Wissenschaft  bis  heute  meistens 
bestehen.  Die  sich  selbständig  stellende  deutsche  Finanzwissenschaft 
ist  in  ihrer  Systematik  aber  ebenfalls  von  Smith  mit  beeinfiusst 
worden.  Sie  hat  sich  erst  seit  ihm  aus  der  alten  Kameralwissen- 
schaft  herausgelöst  und  verdankt  Smith  namentlich  das  Durch- 
dringen zu  schärferer  principieller  Behandlung  der  Finanzfragen 
aus  dem  volkswirthschaftlichen  Gesichtspnnct. 

Der  wichtige  britische  Vorläufer  von  A.  Smith  auch  im  üebiete  der  Finanz-, 
BAmentUch  der  Steaeitheoric  ist  D.  Home,  besonders  in  seinem  Essay  über  Steuern 
IL  Staatscredit  in  den  „essays  a.  treatises  on  several  subjects''  1753.  H.  ist  (icgner 
der  physiokrat  u.  ähnUcher  Stonertendenzcn,  mehr  Anhänger  passender  Verbrauchs-, 
aoch  Lnzuisteuem,  auch  ein  scharfer  Kritiker  der  leichtsinnigen  Staatsschuldcnwirth- 
&chaft  Auch  der  überhaupt  durch  Smith  etwas  zu  sehr  verdrängte  gemässigte  und 
?eläatertc  Mercantilist  J.  Steuart,  in«|uiry  into  the  principlcs  of  pol.  ccon.  1767,  gicbt 
eine  beachtenswerthe  Stcuerichre. 

Es  ist  überhaupt  hier,  wie  sonst  nicht  sowohl  die  keineswegs  übcraU  vorhanden'^, 
mehrfach  ganz  fehlende  Originalität,  als  die  glückliche  Form  seiner  Darstellung,  die 
grassartige  Zusammenfassung  de^  Stoffs,  die  richtige  Verbindung  theoret.  u.  pract. 
AofEassang,  der  A.  Smith  seine  Epoche  machende  Stellung  in  der  Finanzwisscnschaft 
rcrdankt  Seine  staatsmännische  Auffassung  lässt  ihn  die  doctrin&ren  Einseitigkeiten 
eller  rermeiden  und  dadurch  ihn  auch  für  die  Praxis  grösseren  Erfolg  erzielen.  Eine 
nähere  Dariegung  u.  Würdigung  seiner  Finanztheorie  gehört  nicht  hierher.  Vielfach 
liegt  seine  Theorie  doch  der  Finanzwissenschaft  bis  auf  unsere  Tage  zu  (irunde  u. 
ist  daher  in  diesem  Werke  öften  an  ihn  anzuknüpfen,  beistimmend  und  kritisch  ab- 
lehnend. S.  s.  „Inquiry  into  the  nature  a.  causes  of  the  wealth  of  nations''.  Lond. 
1776  u.  zahlreich  später.  Unter  den  deutschen  ücbcrsetzungen  die  ältere  von  (Jarvc, 
die  (für  die  beste  geltende)  v.  As  her  (Stuttg.  1861,  2  B.),  neueste  von  Stöpcl  1S7&, 
von  LOwenthal,  2.  A.  1880,  französ.  in  d.  Coli.  d.  princip.  dconom.  vol.  V  u.  VI. 
Das  5.  Buch  „of  the  revenue  of  the  sovereign  or  Commonwealth"  zerfüllt  in  8  grössere 
Abtheil.  (Kap.).  Zuerst  werden  die  Ausgaben  geprüft,  wo  die  Staatslehre  dos  Verf. 
^m  Meisten  nachtheilig  einwirkt.  Beben  manchem  richtigen  polit.  Gesiclitspunct,  der 
bei  Smith  nie  fehlt,  aber  mit  seiner  Grundanschauung  in  Widerspruch  steht.  Darauf 
Verden  die  Quellen  der  Staatseinkünfte  behandelt.  Hier  werden  u.  A.  für  die  Bcsteu- 
raiig  die  berühmten  4  Kegeln  aufgestellt  (B.  V,  eh.  II,  part  2  im  Anf.)  (s.  meine  Fin.  II, 
22t),  wie  sie  übrigens  vor  u.  gleichzeitig  mit  Smith  von  manchem  andern  Autor  ge- 
lben wurden  (auch  von  deutschen  Kameralisten,  s.  die  Noten  der  vorausgehenden 
8f§l  Urd  dieser  Regeln,  .»Bestimmtheit',  „Bequemlichkeit",  „geringe  Erhebungskosten'* 
sind  Selbstverständliche  Steuervcrwaltungsprincipien  (Fin.  II,  §.  533—536),  wo  nur  die 
Schwierigkeit  besteht,  sie  in  der  Praxis  richtig  auszuführen.     Die  erste  Kegel,  ,.Bc- 
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fteuerang  im  Verhältoiss  za  den  resp.  Fähigkeiten,  d.  i.  zum  Einkommen,  welches 
man  unter  dem  Schutze  des  Staats  gcniesst'\  ist  mit  den  anderen  Regeln  das  richtige 
Stoaerprogramm  der  ,,staatsbürgerl.  Gesellschaft''  (Stein),  aber  ein  unklarer  Satz,  der 
in  seiner  Fassung  alles  problematisch  lässt,  d.  h.  eigentlich  keine  Frage  löst,  vielmehr 
alle  möglichen  Streitfragen  der  Sti'uenheorie  in  sich  birgt  Auch  die  weitere  Steuer- 
lehre  von  A.  Smith  leidet  an  erheblichen  Mängeln,  z.  Th.  der  Folge  der  ungenügen- 
den Smith'schen  Lehre  von  der  Vertheilung  des  Einkommens.  Das  Schlusskapitcl 
handelt  von  den  Staatsschulden.  S.  über  Smith'  Staats-  u.  Finanzlehre  Ontcken, 
Smith  u.  Kant,  Leipz.  Ib77,  I,  105  ff.  —  Bis  heute  hält  sich  die  britische  Finanz- 
wissenschaft merkwtlrdig  streng  in  den  Gleisen,  die  Smith  zog.  nach  Inhalt  und  selbst 
auch  Form.  S.  z.  B.  Mill,  princ.  of  pol.  econ.  (Deutsch  v.  Sötbcer),  ebenf.  Buch  5.  — 
Immerhin  manches  Selbständige  zeigt  auch  im  18.  J.h.  die  italien.  Literatur 
aber  Finanzen,  wofür  hier  auf  ßiccal-Salerno's  reichhalt.  Werk  zu  verweisen  genügen 
muss,  da  ein  allgemeiner  Einfluss  dieser  Literatur  auf  die  Finanzwissenschaft  über- 
haupt und  speciell  auf  die  deutsche  doch  nicht  hervortritt  S.  u.  A.  Genovesi's 
Iczioni  di  econ.  civile,  1765,  u.  darüber  Bicca-S.  p.  178  ff. 

Der  Umschwung  der  Philosophie  und  die  französische 
Ötaatsumwälzang  haben  dann  zu  neuen  staatswissenschaftlichen 
Untersuchungen  über  die  Aufgaben  des  Staats  und  die  Grenzen 
seiner  Thätigkeit  geführt,  wodurch  neue  staatsrechtliche  Sätze  ge- 
wonnen und  der  Finanzwissenschaft  von  einer  anderen  Seite  aas 
vorgearbeitet  wurde.  Ein  Uebelstand  war  nur  hier  die  über- 
triebene Reaction  der  Kant 'sehen  Staatslehre  gegen  die 
eudämonistische  Theorie  der  Wo Iff  sehen  Schule  und  gegen  die 
Praxis  des  Staats  des  ^^aufgeklärten  Despotismus'^  Diese  Reaction 
bewirkte  eine  bedenkliche,  der  concreten  Sachlage  auch  durchaus 
widersprechende  Entleerung  des  Staatsbegriffs,  welche 
sich  mit  der  einseitigen  und  ungeschichtlichen  Opposition  des 
Smithianismus  gegen  alle  „Staatseinmischung''  in  das  (materiell-) 
wirthschaftliche  Gebiet  begegnete.  Die  falsche  Lehre  von  Smith 
und  seiner  Schule  über  die  Unproductivität  der  Dienst- 
leistungen (G.  §.  16  ff.)  und  damit  auch  des  Staats  leistete 
dieser  verhängnissvollen  Richtung  noch  Vorschub.  (G.  Abth.l,  Kap.  4.) 
Trotzdem  gewann  aber  unter  diesen  verschiedenen  Einflüssen  die 
Finanzwissenschaft  eine  festere  systematische  Gestaltang  und  es 
bereitete  sich  in  Folge  der  allmäligen  Vervollkommnung  der  Wissen- 
schaft ein  Umschwung  der  Praxis  vor,  der  seitdem  zwar  langsam, 
aber  doch  unaufhaltsam  sich  vollzieht. 

Neben  dem  grösseren  u.  nachhaltigeren  Einfluss  der  neueren  Philosophie,  bes. 
der  Kant'schcn,  darf  der  Einfluss  Mon  tcsquieu's  nicht  ganz  übersehen  werden.  In 
seinem  berühmten  „ej^prit  des  lois"  (Genf  174*^  zuerst)  behandelt  M.  die  Besteuerung 
in  B.  XIII,  den  öttentl.  Credit  mit  in  B.  XXl[.  Er  stelh  jene  utilitarische  mAssc- 
coranzthcorie'*  für  die  Begründung  der  Steuern  auf.  wonach  diese  sind  „une  ponion 
que  chaqoe  citoyen  donne  de  son  bien  pour  aroir  la  sureto  de  lautre  ou  pour  en 
jouir  agreablement  (XllL  eh.  1).  Eine  schon  ältere,  aber  noch  heute  nicht  völlig: 
überwundene  Theorie  der  Begründung  und  Vertheilung  der  Steuern  (s.  Fin.  II,  g.  4 1 S). 
Boa.  wichtig  ist  seine  Erörterung  über  die  Beziehungen  zwischen  Staatsform,  politi- 
scher Freiheit  u.  Bebteuerung,  wo  die  Möglichkeit  starker  Besteuerung  grade  fur  dea 
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irdereo  Staat  abgeleitet  wird.     Gute  Ueborsicht   über  M.'s  Finanzleliren   bei   Bicca- 
Salerne,  p.  112  fi'. 

§.  26.  Die  wissenschaftliche  Behandlung  des  Finanzwesens 
hat  sich  dann  auf  dieser  Grandlage  im  Auslände  und  in  Deutsch- 
land bis  in  die  neueste  Zeit  bemerkenswertb  verschieden- 
artig gestaltet. 

„Die  vielen  Bearbeitungen  der  Politischen  Oekonomie  seit 
Adam  Smith  erstreckten  sich  gewöhnlich  auch  auf  das  Gebiet 
des  Finanzwesens,  inzwischen  wurde  dasselbe  in  den  nichtdeutschen 
Werken  jener  Art  nicht  vollständig  systematisch  behandelt,  sondern 
vorzüglich  in  der  Absicht  herbeigezogen,  um  volkswirthschaftliche 
Lehren  darauf  anzuwenden  und  dadurch  zu  erläutern.  Man  be- 
schränkte sich  dabei  meistens  auf  eine  allgemeiue  Betrachtung  des 
Stenerwesens,  der  Staatsausgaben  und  Staatsschulden,  die  man  bei 
der  volkswirthschaftlichen  Lehre  von  der  Consumtion  einschaltete." 
(Rau,  §.  23.)  Schon  eine  solche  Einschaltung  schloss  unliebsame 
CoDseqnenzen  in  sich.  Es  konnte  dabei  in  wirthschaftlicher  Hin- 
sicht, wie  im  Uebrigen  nach  der  ganzen  staatsphilosophischen 
Auffassung,  von  der  diese  Oekonomisten  ausgingen,  eine  prin- 
cipielle  Auffassung  der  Bedeutung  der  Finanzwirthschaft  für 
die  Volkswirthschaft  nicht  gewonnen  werden.  In  der  That,  eine 
solche  fehlt  hier  bis  in  die  Gegenwart  fast  durchweg.  Aber  im 
Einzelnen  wird  Bedeutendes  geleistet,  besonders  in  der  Lehre 
TOD  den  volkswirthschaftlichen  Wirkungen  der  Steuern, 
von  der  Ueberwälzung  der  einzelnen  Arten  Steuern. 
(Ricardo.)  Ueber  der  principiellen  Erörterung  wird  jedoch  die 
steuertechnische  Seite  der  Fragen  arg  vernachlässigt. 

Die  monographische  Fiuanzliteratur  knUpft  gern  au  die  grosseu  practischeo 
Probleme  des  öffentlicheu  Lebens  an,  namentlich  in  England,  an  die  Fragen  des 
Staatsschaldenwesens,  des  Papiergolds,  der  Münz-  und  Bankpolitik, 
des  Zoll  Wesens  n.  s.  w.  In  neuester  Zeit  finden  sich  auch  Anklänge  an  die  social- 
potitische  Auffassung  des  Finanzwesens.  Im  Einzelnen  zeigt  sich  hier  in  der  eng- 
iiachen  und  französischen  Literatur  fast  immer  der  Tact.  den  die  Anschauung  grosser 
Staatsferhältnisse  ?erleiht,  wodurch  auch  die  reinen  Theoretiker  vor  dem  Doctrinarismus 
bewahrt  werden,  zu  welchem  gerade  auf  dem  Gebiete  der  Finanzwissenschaft  die 
-Theorie  der  freien  Concurrenz"  sonst  so  leicht  geführt  hat.  Aber  eine  selbständige 
Piiianzwissenschaft  in  deutscher  Weise,  als  ein  besonderer  Theil  der  Politischen 
«Jekonomie,  fehlte  der  fremden  Wissenschaft  bis  vor  Kurzem  grossentheils ,  soweit  sie 
nicht,  wie  die  osteuropäische  und  etwas  die  italienische,  von  der  deutschen  Wissen- 
schaft beeinflusst  wurde.  Selbst  besondere  Werke  über  das  ganze  Finanzwesen  sind 
in  der  englischen  und  französischen  Literatur  selten  und  beginnen  erst  in  neuster 
Zeit  mehr  hervorzutreten. 

S.  u.  die  Bibliographie.  Zu  nennen  s.  z.  B.  ans  der  1.  Hälfte  d.  19.  J.h.  J.  B. 
J*»y,  trait^  decon.  pol.  (vielfache  Aufl.)  L  IIL  eh.  6—9:  ders.  cours  complet  d'6con. 
rwl  prat  7.  Th.  A,  Abschn.  u.  S.  Th.  —  Eingreifender  u.  selbständiger  auch  hier 
Sinonde  de  Sismondi,   Nouv.   princ.  decon.  poL   Par.  IS  18,  2.  A.  1821.  1.  6  (do 
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riuipdt).  —  Ricardo,  princ.  of  pol.  econ.  eh.  8 — 1*>,  29,  zuerst  1S19,  deutsch  von 
Raumstark,  Leipz.,  I.A.  1837,  2.  A.  1877,  uebst  Baumstarkes  ErUaterangcn,  1S3S. 
M'CulIoch,  treat.  od  the  princ.  a.  pract.  influence  of  taxaüou  a.  the  fanding  System. 
Lond.  1845  u.  öfter.  —  J.  St   Mill,  princ.  of  pol.  ec.  B.  V. 

,,Id  Deutschland y  wo  die  FinanzwisseDscbaft  schon  frUher 
als  eine  besondere  Wissenschaft  (von  den  kameralistischen  Autoren) 
behandelt  worden  war,  wurde  dagegen  von  vielen  Schriftstellern 
die  zusammenhängende  und  vollständige  Darstellung  derselben 
beibehalten,  so  dass  sie  als  einer  der  drei  Haupttheile  der  Politischen 
Oekonomie  vorgetragen  oder  auch  ganz  ausschliesslich  abgehandelt 
wurde.  Diese  Methode  hat  die  Ausbildung  der  Finanzwissenschaft 
sehr  befördert."  (Rau  §.  23.).  Hier  zeigt  sich  einmal  die  Nach- 
wirkung der  alten  kameralistischen  Tradition  von  günstigem  Ein- 
flüsse, dann  au<;h  die  in  Deutschland  doch  immer  vorhandene 
tiefere  Auffassung  des  Staats  und  damit  der  Finanzwirth- 
schaft,  als  der  materiellen  Bedingung  des  Staats,  verbunden  mit 
dem  deutschen  Sinn  für  systematische  Behandlung.  Aber  zwei 
Klippen  hat  besonders  die  ältere  deutsche  Finanzwissenschaft 
dieser  Periode  (vor  der  neuesten  Phase  der  Disciplin)  nicht  stets 
vermieden.  Sie  hütete  sich  nicht  immer  vor  dem  Doctrinarismns, 
eine  manchesterschuleartige  Beschränkung  der  Staatsthätigkeit 
zu  befürworten,  und  sie  betonte  den  öffentlichen  Character 
der  Finanzwirthschaft  oft  nicht  genügend. 

Am  letzteren  Fehler  war  nicht  selten  die  Enge  des  politischen  Gesichtskreises 
kleiner  Staatsverhältnisse  schuld.  £s  hängt  hiermit  und  mit  dem  thatsUcliIichcn  Zu- 
stande der  deutschen  Territorialtinanzen  zusammen,  dass  das  Domänen-  uud  Regalieii- 
wesen  gegenüber  dem  Steuer-  und  vollends  dem  Staatsschulden  wcseu  noch  zu  sehr 
im  Vordergrund  der  Betrachtung  stand.  Zu  einer  principiellen  Würdigung  namentlich 
des  Staatscredits  gelangte  die  deutsche  Finanzwissenschaft  daher  z.  ß.  noch  nicht, 
selbst  Neben ius  kaum  aasgenommen.  Ihren  Höhepunct  erreichte  die  ältere  deutsche 
syst«matische  Finanzwissenschaft  sonst  im  Ganzen  wohl  in  dem  für  seine  Zeit  master- 
gUtigen  Werke  von  Bau. 

Die  Literatur  s.  u.  in  der  Bibliographie.  Bes.  zu  nennen  sind  neben  Kau 
V.  Jacob,  V.  Malchus  für  die  allgemeine  Finanzwisscnsrhaft,  Nebenius  f.  d.  Lehre 
vom  öffentl.  Credit,  J.  G.  Uoffmann  f.  d.  Steuorlehre,  von  etwas  späteren  v.  Hock. 

Ausser  in  den  grosseren  selbst&ndigen  \\  erkcn  und  in  den  umfassenderen  Syste- 
men der  Politischen  Oekonomie  wurde  in  Deutschland  auch  öfters  ein  Abriss  der 
Finanztheorie  in  den  allgemeineren  Werken  über  di<>  ganze  Staats  Wissenschaft 
(Politik)  gegeben. 

Ein  immer  wichtigeres  Hilfsmittel  auch  für  die  Finanztheoric 
wurde  im  Laufe  des  Jahrhunderts  die  stark  anschwellende  historische, 
statistische  und  administrative  Finanzliteratur  über  das  Finanzwesen 
einzelner  Staaten,  die  monographische  über  einzelne  practischc 
Finanzfragen,  die  politische  und  populäre  über  finanzielle  Zeit-  und 
Streitfragen.  Das  überall  neu  erwachte  politische  Leben,  in  der 
Aera  der  Constitutionen,  die  immer  stärker  hervortretende  Bedeutung 
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der  Fioanzen  für  Staaten  und  Selbstverwaltungskörper  führte  Überall 
zur  regsten  Beschäftigung  mit  Finanzangelegenheiten.  Die  parla- 
meDtarischen  Verhandlungen  bewirkten  eine  solche  von  Amtswegen 
und  das  moderne  Verfassungswesen  gab  ausserdem  den  Anlass  zur 
Anerkennung  und  breitesten  Verwirklichung  des  Princips  der 
Publicität  in  allen  Finanzsachen,  wodurch  eine  Masse  werthvolles 
statistisches  und  legislatives  Material  zu  Tage  trat,  das  vielfach 
Doch  der  wissenschaftlichen  Verarbeitung  harrt,  diese  durch  seine 
Ueberfülle  erschwert,  unverarbeitet  aber  nicht  immer  genügend 
brauchbar  für  Scblussziehungen  ist. 

IV.  —  §.  27.  Eine  neueste  Entwicklungsphase  der 
Finanzwissenschaft  hat  sich  in  manchen  Symptomen  etwa  seit  der 
Mitte  unseres  Jahrhunderts  angekündigt  und  ist  jetzt  in  Deutsch- 
land wenigstens  deutlich  im  Durchbruch  begriffen.  Sie  findet  ihre 
Berechtigung  in  den  Mängeln,  welche  nach  dem  Gesagten  der  bis- 
herigen Finanzwissenschaft  ankleben,  und  ihre  Erklärung,  wie  immer, 
in  der  Umgestaltung  der  Anschauungen  auf  den  nächst- 
stebenden  Wissenschaftsgebieten,  sowie  in  neuen  Er- 
scheinungen des  öffentlichen  Lebens.  Dadurch  erhält 
die  Finanzwissenschaft  auch  neue,  erweiterte  und  veränderte 
Ziele:  es  bereitet  sich,  nach  der  „staatsbürgerlichen^',  das  Richtige 
in  derselben  aufnehmend  und  fortführend,  eine  „sociale'^  Phase  des 
Öffentlichen  Lebens,  der  Politik,  der  Finanzwirthschaft  und  als 
Reflex  davon  eine  analoge  Phase   in  der  Finanzwissenschaft  vor. 

In  der  Rechts-  und  Staatsphilosophie  und  (theoretischen) 
Politik  ist  an  die  Stelle  der  engen  und  einseitigen  Kant'schen 
Schntzzwecktheorie  und  der  rationalistischen  Auffassung  die 
organische  und  historische  Auffassung  des  Staats  getreten. 
Der  Staat  wird  nicht  mehr  als  eine  willkührliche  Bildung,  die  etwa 
auch  unterbleiben  könnte,  nicht  nur  als  ein,  besten  Falles,  noth- 
wendiges  Uebel,  sondern  als  die  unumgängliche  Bedingung 
nnd  zugleich  die  höchste  Form  des  gesellschaftlichen 
Zusammenlebens  der  Menschen  betrachtet,  als  ein  Product 
der  Geschichte,  mit  dem  jede  Theorie  als  mit  einer  gegebenen 
Grösse  rechnen  muss.  Der  entleerte  Staatsbegriff  ist  daher 
wieder  angefüllt  und  dem  Staate  sind  theils  für  sich  allein, 
thdls  in  Gemeinschaft  mit  den  Selbstverwaltungskörpern  die  um- 
fassendsten Aufgaben  vindicirt  worden,  namentlich  neben  denjenigen 
auf  dem  Gebiete  des  Rechtszwecks  solche  der  Cultur-  und  Wohl- 
fahrtsförderung, ohne  fest  bestimmbare  Grenzen,  in  neuester 
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Zeit  mit  der  bestiumiten  Tendenz  einer  Hebung  der  unteren  Classeu 
mittelst  Staatsbilfe.  In  der  auch  ftlr  die  Finanzwissensebaflt 
zunäebst  massgebenden  volkswirthschaftlicben  Auffassung 
erscheint  der  Staat  als  höchste  Form  der  Zwangsgemein- 
wirthschaften,  als  wahre  Gesammtwirthschaft  der  Nation^ 
stets  in  enger  Verbindung  mit  den  übrigen  Zwangsgemeinwirth- 
schalten,  mit  den  grossen  Selbstverwaltungskörpern.  Die 
für  den  Staat  erfolgenden  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Finanz- 
wirthschaft  erlangen  ihre  organische  Stellung  im  Productions-  und 
Vertheilungsprocess  der  wirthschaftlichen  Gttter.  Sie  fungiren  als  das 
Mittel  des  Umsatzes  von  materiellen  in  immaterielle  Güter,  von  Sach- 
gutem  der  Privatwirthscbaften  in  Dienstleistungen  des  Staats  und, 
durch  den  direct  und  indirect  fördernden  Einfluss  der  letzteren  auf  die 
Volkswirthschan,  wieder  dieser  Dienstleistungen  in  Sachgüter. 

Es  moss  genOg-cn,  das  hier  anztideaten.  Das  Nfihero  und  die  BcgrUnduDfr  gehört 
nicht  in  die  Finanzwissenschaft  sondern,  soweit  überhaupt  in  die  politische  Ockonomie, 
nach  meiner  AufTas^ung  in  deren  ^grundlegenden  Thcil".  Eben  dR>haIb  habe  ich 
auch  for  mein  System  der  Finanzwissenschaft  geglaubt  diese  „ Grundlegung ''  zuvor 
auiiarbi:iten  zu  müssen.  (S.  Vorwort  zu  R.  1  d.  Lehrb.  d.  Polit  Oekon.  1.  Aufl>.  Ich 
beziehe  mich  daher  hier  jetzt  auf  dies  Werk,  s.  bes.  Grundleg.  2.  A.  1.  Abih.  Kap. 
3  u.  4.  Auch  für  den  folgenden  Ponct  habe  ich  die  nähere  Begründung  in  letzteiem 
Werke  zu  geben  gesacht,  1.  Abthcil.  K.  3,  u.  2.  Abth.  der  2.  Ausgabe. 

Dazu  kommt  noch  ein  wichtiges  zweites  Moment.  Die  neuere 
Wissenschaft  der  Nationalökonomie  erkennt  nicht  nur  den  orga- 
nischen Zusammenhang,  die  ge^renseitige  Abhängigkeit  und  Sich- 
Ergänzung  des  vomemlich  durch  den  Staat  vertretenen  gemein- 
wirthschaftlichen  und  des  privatwirthscliaftlichen  Systems,  sie  sagt 
sich  auch  mehr  und  mehr  von  der  optimistischen  Auf- 
fassung des  letzteren  im  Smithianismus  los  und  erkennt 
die  grossen  Redenken  des  Systems  der  freien  Concurrenz. 
(G.  §.  121—138.)  Sie  lernt  verstehen,  dass  die  Gestaltung  des 
privatwirthschaftlichen  Productionssystems,  die  bestehende  Privat- 
eigenthumsordnung,  besonders  das  private  Kapital-  und  Grund- 
eigenthnm,  dass  die  auf  dieser  Basis  sich  vollziehende  Vertheilung 
des  volkswirthschaftlicben  Productionsertrags  oder  Volkseinkommens 
mit  der  ökonomischen  eine  entscheidende  sociale  Bedeutung  haben 
und  dass  die  socialen  Machtverhältnisse  der  Klassen  und 
Individuen  der  modernen  Erwerbsgesellschaft  dadurch  ihr  Gepräge 
erhalten  (G.  Abth.  II).  Zugleich  erkennt  die  Nationalökonomie 
den  Einfluss,  welchen  der  Staat  direct  oder  indirect  auf  die  Ver- 
theilung des  Volkseinkommens  und  auf  die  socialen  Macht- 
verhältnisse einerseits  durch  die  Art  seiner  Thätigkeit,   also 
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dorch  die  Art  der  Verwendung  seiner  Einkünfte  oder  durch 
seine  Ansgabewirthschaft,  anderseits  durch  die  Gestaltung 
seiner  Ein  nahm  ewirthschaft  ausübt.  Der  Staatsbesitz  (und 
ähnlich  der  Communalbesitz)  von  sachlichen  Productionsmitteln, 
Kapitalien,  Grundstücken,  als  Grundlage  der  privatwirthschaftlichen 
Erwerbszweige  (älteres  und  neueres  Domanium)  und  vieler  Gebühren- 
aostalten  (Verkehrswesen),  hat  als  öflFentliches  oder  Gemeineigen- 
tham  (G.  §.  254)  auf  die  ganze  Organisation  der  Volkswirthschaft, 
daher  weiter  auf  die  Production  und  Verlheilung  des  Volksein- 
kommens und  Vermögens  erheblichen  Einfluss.  Und  die  Art  der 
Besteuerung,  der  vornehmsten  modernen  Einnahmequelle,  (Steuer- 
gattuDgen,  Steuerfuss,  Steuerform,  Erhebungssystem  u.  s.  w.),  endlich 
das  öffentliche  Creditsystem  (Staatsschulden wesen)  sind  in 
ihrem  Einfluss  auf  die  wirthschafth'chen  und  socialen  Verhältnisse 
gleichfalls  immer  mehr  erkannt  worden. 

Es  entwickelt  sich  aus  dieser  Ei kenntniss  nun  eine  doppelte 
Forderung  für  die  Finanzwirthschaft,  mithin  auch  für  die  Finanz- 
wissenschaft: 

Zunächst  die,  die  Ausgaben,  den  Staatsbesitz  und  das 
Besteuerungs-  und  Creditsystem  so  einzurichten,  dass  gewisse 
daraus  bisher  hervorgehende  ökonomische  und  sociale 
Uebelstände  möglichst  abgestellt  werden. 

Sodann  die  weitere  Forderung:  dass  auch  solche  Uebel- 
stände, welche  unabhängig  von  der  bisherigen  positiven  Staats- 
tbätigkeit  und  vom  Einnabmesystem  der  Finanzwirthschaft  sind, 
durch  eine  zweckentsprechende  Socialpolitik  und  eventuell 
mit  Aufwendung  von  Finanzmitteln  gehoben  werden.  Daiaus 
folgt  dann  für  die  Finanzen  eine  Aenderung  und  im  All- 
gemeinen eine  Ausdehnung  des  Finanzbedarfs,  um  mehr 
und  andere  Staatsthätigkeiten  zu  ermöglichen,  eine  Erweiterung 
des  Staatsbesitzes,  um  Renteneinkommen  und  Gewerbsgewinn 
den  Privatwirthschaften  zu  entziehen  und  auf  den  Staat  (ähnlich 
auf  die  Communen  u.  s.  w.)  zu  übertragen  (Staatseisenbahnwesen, 
Versicherungswesen,  Bankwesen,  neue  Regalisirungen,  Tabak- 
nionopol,  —  städtische  Anstalten  f.  Gas,  Wasser,  Verkehr  u.  s.  w.). 
Neben  den  rein  finanziellen  Gesichtspunct  der  Deckung  des 
Finanzbedarfs  tritt  ferner  der  Gesichtspunct  einer  „socialen 
Steuerpolitik"  zu  dem  ausgesprochenen  oder  nicht  gescheuten 
Zwecke,  eine  andere  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
als  die  im  System  der  freien  Goncurrenz  auf  der  Basis  der  beutigen 
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Eigenthams-  nnd  Ervverbsordnang  sich  vollziehende  mit  Hilfe  des 
Besteuerungssystemsberbeizufttbren.  Es  ist  die  moderne  ^^sociale 
Frage"  in  der  Wissenschaft  und  im  öffentlichen  Leben ,  welche 
hier  umgestaltend  auch  auf  die  Finanzwissenscbaft  einzuwirken 
beginnt  und  eben  deren  „sociale  Phase"  einleitet. 

Die  nähere  Begründung  ftlr  das  Gesagte  sucht  wiederum  meine  ««Grundlegung'' 
zu  geben.  S.  1.  Abtli.  Kap.  3,  4,  im  2.  Kap.  die  §.  76—81  n.  §.  94—109  e,  nebst 
Abth.  II.  'Aus  der  Finanzliteratur  bes.  v.  Scheel,  progress.  Besteuerung,  Tüb.  Ztsch. 
1S75  u.  ders.,  Erbschaftssteuer,  Hildebr.  Jahrb.  1875.  Jetzt  auch  mein  B.  II  der 
Fin.wiss.  Einzelne  ähnliche  Gesicbtspuncte,  aber  dabei  m.  £.  noch  nicht  die  ausrei- 
chende Zuruckführung  der  Spccialfragen  (Steuerart  u.  Form,  Stenerfuss,  proportionaler, 
progressiver,  Erbschafis-,  Börsensteuer  u.  s.  w.)  auf  das  höhere  ««sociale  Flnanzprincip", 
nach  dem  gegenwärtig  solche  Fragen  zu  entscheiden  sind,  bei  Neumann,  Scbmol- 
1er,  L.  Stein  (l,  414)  u.  A.  m.  S.  Fin.  II,  bes.  d.  Absch.  über  gerechte  Steuer- 
rcrtheilung  S.  2S2  ff.,  u.  die  Citate  S.  282,  283.  Am  Meisten  hat  auch  hier  Schäfflc 
in  seiner  „Steuerpolitik''  (Tub.  1880)  sich  mit  auf  den  Boden  dieser  socialen  Auf- 
fassung gestellt. 

V.  —  §.  28.  Die  Finanzwissenschaft  ist  unter  diesen  Einflüssen 
gegenwärtig  in  einer  ähnlichen  Krisis  begriffen  wie  die  ganze 
Politische  Oekonomie.  Es  ist  nicht  zu  erwarten,  dass  die  grossen 
Probleme,  welche  hier  vorliegen,  von  der  Theorie  bereits  vollständig 
bewältigt  sind.  Vieles  ist,  wie  im  practischen  Leben,  noch  unab- 
geklärt. Aber  das  Ziel  möchte  bereits  feststehen:  Die  Finanz- 
wissenschaft muss  der  neuen  organischen  Auffassung  des 
Staats,  den  durchaus  gemeinsamen  Aufgaben  der  Staats- 
und der  Selbstverwaltung  und  dem  social-politischen 
neben  dem  fiscalischen  Gesichtspunct  im  ganzen  Finanzwesen, 
in  den  Fragen  des  Besitzes  von  öffentlichem  Eigenthum, 
im  Steuerwesen,  im  Creditwesen  und  in  der  Ausgabe- 
wirthschaft  gerecht  werden.  Damit  schreitet  sie  weit  über  die 
Entwicklung  hinaus,  welche  die  ältere  deutsche  Finanzwissenscbaft, 
auch  bei  Rau,  erreicht  hat. 

Einigkeit  über  dieses  Ziel  herrscht  freilich  auch  in  der 
deutschen  Wissenschaft  noch  nicht,  so  wenig  als  in  der  politischen 
Praxis.  Wird  der  erste  Theil  der  Aufgabe,  die  Finanzlehre  der 
neueren  Auffassung  des  Staats  und  der  Staats-  und  Selbstverwaltung 
anzupassen,  auch  immer  mehr  zugestanden  und  bat  derselbe  in 
L.  Steines  Finanzwissenschaft  bereits  eine  in  vieler  Beziehung 
vorzügliche  Lösung  gefunden,  so  wird  der  zweite  Theil  der  Auf- 
gabe, die  zugleich  social-politische  Auffassung  des  Finanz- 
wesens, noch  um  so  mehr  beanstandet,  vielfach  noch  nicht  einmal 
verstanden. 

Vgl.  z.  B.  die  Aeusserungen  Sötbeer's  in  Betreff  einer  Stelle  über  das  social- 
politische  Stcuerprincip   in   meiner  Vorrede  zum    I.  Bande  des  Lehrbach«  (S.  VI.)  in 
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dem  Aufeatze  ttber  d.  Gesaminteiiikoininen  in  Preassen  im  ,,  Arbciterfreund*'  1875 
(im.),  28S.  Die  schätzenswerthen  Vergleiche  des  preuss.  q.  englischen  Volkseinkom^ 
Bens  und  seiner  Yertheilnng,  welche  Sötbecr  hier  giebt,  beweisen  m.  £.  schon  die 
Teodenz  steigender  Ungleichheit  des  Einkommens,  die  ich  bek&mpfen  möchte.  Und 
SAtbeer's  frühere  Arbeit  ttber  die  Wirkungen  des  Staatsschuldeiiwesens  ist  selbst  ein 
Beleg  für  die  Nothwendigkeit,  die  socialpolitische  Seite  der  Finanzmassregeln  mit 
zo  b^dtt^D.  Bei  fremden  NatOkonomen,  z.  B.  bei  Leroy-Beaulieu  in  seinem  viel- 
fach TorzQglichen  Finanzwerk,  mangelt  eine  solche  sociale  Auffassung  noch  ganz,  so 
bei  der  Betrachtung  des  Steuerfasses,  der  Erbschaftssteuer.  —  Auf  die  mancherlei 
Aogriffe,  welche  diese  Auffassung  der  Finanzen  und  der  Finanzwissenschaft  mir  zu- 
gezogen hat,  lohnt  es  sich  mir  nicht,  an  dieser  Stelle  einzugehen.  Sachlich  wacen  sie 
sehen  genug,  die  grosse  liberale  Tagespresse  ist,  wie  immer,  in  solchen  Dingen  durch- 
ans  in  der  Arri^regarde ,  wie  es  Lassalle  ?on  ihr  so  richtig  sagte,  gewöhnlich  um 
so  mehr,  je  mehr  sie  ?on  „Fortschritt**  redet. 

In  der  FinaDzwisscDScbaft  selbst  kann  die  auf  jenes  Ziel 
bezflglicbe  Controrerse  ancb  niebt  ansgefocbten  werden,  denn  sie 
gebort bierber  nur  nacb  ibren  finanzteebniseben  Conseqnenzen. 
Völlig  zu  erledigen  ist  sie  allein  in  der  Allgemeinen  Volkswirtb- 
sebaftslebre ,  speciell  in  der  ,, Grundlegung'',  auf  welebe  dafttr  bier 
ZQ  verweisen  ist.  Dieses  Werk  stellt  sieb  aber  nunmebr  auf  diesen 
Bocialpolitiscben  Standpanct  und  wird  versucben,  ibn  aucb 
in  der  Finanztbeorie  zur  Geltung  zu  bringen. 

Ausserhalb  der  deutseben  Wissensebaft  ist,  abgesehen 
TOD  einzelnen  Anzeichen  in  der  italienischen,  von  der  deutschen 
Literatur  beeinflussten  Finanzwissenscbaft,  von  dieser  neuesten 
EDtwicklungspbase  der  Finanzlehre  selbst  noch  weniger  zu  spüren, 
als  Ton  der  Umgestaltung,  welche  der  gesammten  Politischen 
Oekonomie  bei  uns  neuerdings  zu  geben  gesucht  wird.  Von  unserem 
Standpuncte  aus  erscheint  dies  als  ein  M  a  n  g  e  I ,  welcher  sich  aus 
der  ungenügenden  Auffassung  des  Staats  und  aus  dem  falschen 
Hängenbleiben  in  den  Schablonen  des  Smitbianismus  erklärt. 

§  29.  Die  Weiterentwicklung  wird  gewiss  bei  uns  wie  im 
Auslände  wesentlich  mit  yon  der  Entwicklung  der  öffent- 
lichen Dinge  im  practischen  Leben  abhängen.  In  dieser 
Hinsicht  muss  das  Zurückgehen  auf  nationale  Wirthscbafts^ 
Politik  und  der  entschiedene  Fortschritt  zu  einer  positiven 
Staatswirthschafts-  und  Socialpolitik  —  nach  Rodbertus' 
richtigem  Programmwort:  Die  Volkswirtbscbaft  muss  mehr  StaatSr 
wirthschaft  werden  —  oder  m.a.  W.  die  Hinwendung  zum  „Staats^ 
Bocialismus''  und  die  finanzieüe  Voraussetzung  dafür,  eine 
^sociale  Finanzpolitik''  von  grossem  Einflüsse  aucb  auf  die 
Finanzwisserischaft  werden.  Eine  solche  Politik  erscheint  mir 
ebenso  berechtigt,  als  unausbleiblich,  wenn  die  grössten  inneren 
Katastrophen   vermieden  werden   solle».     Es  ist  hoch  erifrepUßbi 
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dass  das  jange  Deutsche  Reich  hier  mit  gewohnter  preosskicher 
Energie  den  neuen  Weg  betritt;  sich  selbst  zum  Ruhme ^  allen 
anderen  Gnlturstaaten  zur  Nachahmung.  Die  bisher  in  der  Theorie 
noch  so  vielfach  angefochtene,  in  der  politischen  Praxis  als  uner- 
hört geltende  ,,  sociale  Steuerpolitik '',  welche  in  diesem  Werke  in 
dieser  Weise  zuerst  vertreten  wurde,  hat  in  den  Motiven  zur  ersten 
Unfallversicherungs -Vorlage  im  Deutschen  Reichstage  und  noch 
allgemeiner  und  principieller  in  der  Kaiserlichen  Botschaft  vom 
17.  Nov.  1881  im  prächtigen  Lapidarstyl  ihren  Ausdruck  und  ihre 
Anerkennung  gefunden.  Ein  solcher  Vorgang  in  der  Praxis  wird 
von  der  Theorie  auf  die  Dauer  nicht  ignorirt  werden  kdonen  und 
zur  vollen  Herrschaft  der  „socialen  Phase^^  in  der  Finanzwisaßn- 
Schaft  der  (Gegenwart  das  Seine  beitragen. 

Ich  habe  hierauf  schon  in  meiner  Abh.  directe  Steuern  in  SchOnberg's  Hand- 
bach II,  170  hingevitsen  und  wiederhole  es  hier  absichtlich  auch  gegenüber  nenar- 
lieber  Polemik  gegen  diese  Anffassnng.  Vgl.  ans  den  gen.  Motiven  der  Unfalkersicb.- 
vorläge  u.  A.  die  folg.  Sätze:  „dass  der  Staat  sich  in  höherem  Maasse  als  bisher  sei- 
ner bilfsbedQrfltigen  Mitglieder  annehme,  ist  nicht  bloss  eine  Pflicht  der  HnmaiuüU 
0.  des  Christenthums,  von  welcher  die  staatlichen  Einrichtanren  durchdrungen  sein 
sollen,  sondern  auch  eine  Aufgabe  staatserhaltonder  Politik,  welche  das  2«iel 
zu  verfolgen  hat,  auch  in  den  besitadosen  Klassen  der  Bevölkerung,  welche  zugleich 
die  zahlreichsten  u.  am  wenigsten  unterrichteten  sind,  die  Anschauung  zu  pflegen, 
dass  der  Staat  nicht  bloss  eine  noth wendige,  sondern  auch  eine  wohlth&tige  Anstalt 
sei.'*  ....  „Das  Bedenken,  dass  in  die  Gesetzgebung,  wenn  sie  dieses  Ziel  verfolg, 
ein  socialistisches  Element  eingeführt  werde,  darf  von  der  Betretung  dieses 
Weges  nicht  abhalten.  Soweit  dies  wirklich  der  Fall  ist,  hand^  es  sich  nicht 
um  etwas  ganz  Neues,  sondern  um  eine  Weiterentwicklung  der  aus  der  christlichen 
Gesittung  erwachsenen  modernen  Staatsidee,  nach  welcher  dem  Staat  neben  der  de- 
fensiven, auf  den  Schatz  bestehender  Rechte  abzielenden,  auch  die  Aufgabe 
obliegt,  durch  zweckmässige  Einrichtungen  und  durch  Verwendung  der  fu  sei- 
ner Verfügung  stehenden  Mittel  der  Gesammtheit  das  Wohlergehen  aller 
seiner  Mitglieder  und  namentlich  der  schwachen  und  hilfsbedürftigen  positiv  zu 
fordern.  ...  Auch  die  Besorgniss,  dass  die  Gesetzsrebung  auf  diesem  Gebi^  naip- 
hafte  Erfolge  nicht  erreichen  werde,  ohne  die  Mittel  des  Reichs  und  der 
Einzelstaaten  in  erheblichem  Maasse  in  Anspruch  zu  nehmen,  darf  von 
der  Betrotung  des  Weges  nicht  abhalten.  Denn  der  Werth  von  Maassnahmen,  bei 
welchen  es  sich  um  die  Zukunft  des  gesellschaftlichen  und  staatlichen  Bestands  han- 
delt, darf  nicht  an  den  Geldopfern,  welche  sie  vielleicht  erfordern,  gemessen  wer- 
den.*' —  0.  ähnlich  ist  allgemeiner  noch  in  der  Kais.  Botschaft  v.  17.  Nov.  1881  die 
Rede  von  Plänen  „zur  positiven  Förderung  des  Wohls  der  Arbeiter**,  namentlich  von 
Gewährung  „grosserer  Sicherheit  n.  Ergiebigkeit  des  Beistands,  auf  den  die  Hilfsbe- 
dürftigen Anspruch  haben*',  u.  von  „einem  höheren  Maass  staatlicher  Fürsorge,  als 
ihnen  (speciell  den  Arbeitsinvaliden)  bisher  hat  zu  Theil  worden  können.**  Dass  hier- 
ftlr  ..ohne  die  Aufwendung  erheblicher  Mittel**  nichts  zu  erreichen  sei,  verhehlt  sich 
die  Botschaft  nicht  Einstweilen  von  einem  grossen  Theil  der  „öflentlichen  Meinung** 
abgelehnte,  verspottete,  aber  im  Zusammenhang  der  Social-  u.  Finanzpolitik  betrachtet 
durchaus  der  Erörterung  werthe  Ideen  u.  Pläne,  grosse  Erwerbsquellen  der 
Privatwirthschaft  dieser  zu  entziehen  und  nach  einem  neuen  „B^ga- 
lisirungsprincip**  dem  Staate,  zum  Zweck  specieller  Leistungen  für 
die  unteren  Classen,  zu  Obertragen,  solche  Ideen  u.  Pläne  mOchten  in  nicht 
allzufemer  Zeit  zu  den  regelmässigen  Objecten  zählen,  welche  die  Finanzwissenschaft 
in  der  ,.80cialen  Phase**  der  Finanzpolitik  zu  behandeln  haben  wird,  —  wie  z.  B.  die 
Gonstituirung  eines  Reichs- Tabaks monopols  als  ,,Patrimoiiiom  der  Enterbten^ 
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inm  Hü£ffonds  für  Arbeitewersicheniiigswescn.  nach  einer  spociellen  Idee  des  Fürston 
Bisnarck  (nicht,  wie  öfters  gesagt  wurde,  des  Verf.  dieses  Werks,  der  nur  ähnliche 
Meen,  z.  B.  hinsichtBch  der  Verwendang  der  Salzsteacr  schon  früher  kundgegeben 
[s.  Flo.  n,  S.  491]  und  jene  Bismarck*sche  Idee  zueßt  mit  im  Publicum  verbreitet 
hat).  Die  bloss  negative  Kritik  und  die  Abtrumpfung  solcher  Ideen  mit  einem  Schlag- 
wort des  Tags,  wie  sie  auch  von  Männern  der  Wissenschaft  erfolgt  ist,  wollen  wenig 
besagen  gegenüber  einer  unverkennbaren  Tendenz  der  Praxis,  eben  derartige  Pro- 
bleme der  Social-  u.  Finanzpolitik  zur  Losung  zu  stellen.  Hie  Rhodus, 
hie  salta,  —  das  wird  für  die  Finanzwissenschaft  in  dieser  neusten  Entwicklangsphase 
des  politischen,  socialen,  wirthschaftJichen  Lebens  u.  in  der  eben  dadurch  bedingten 
Phase  der  Finanzwissenschaft  solchen  Problemen  gegenüber  gelten. 

VI.  —  §.  30.  Zur  Bibliographie  der  Fin  au  zwissen- 
Schaft  Im  Vorausgehenden  ist  nur  in  grossen  Zügen  ein  Bild 
der  Entwicklung  der  Finanzwissenschaft  entworfen  worden.  Es 
kann  nicht  die  Aufgabe  eines  Lehrbuchs,  wie  des  gegenwärtigeu, 
sein,  eine  förmliche  Literaturgeschichte,  welche  sich  ein- 
gehend mit  den  Werken  der  einzelnen,  wenn  auch  nur  der  wich- 
tigeren Autoren  beschäftigt,  zu  geben.  Ebenso  wenig  vermag 
ein  solches  Werk  eine  vollständige  Bibliographie  des  Fachs 
m  liefern.  Entsprechend  dem  Vorgänger  dieses  Werks,  dem 
Ran 'sehen  Lehrbuche,  soll  indessen  auch  hier,  im  Anschluss  an 
obige  Skizze  der  Geschichte  der  Finanzwissenschaft,  ein  Beitrag 
zur  Bibliographie  der  Disciplin,  insbesondere  hinsichtlich  der  neueren 
nnd  neuesten,  namentlich  deutschen  Literatur,  seinen  Platz  finden. 

Die  folgende  Uebersicht  über  die  Finanzliteratur  beschränkt 
sich  im  Wesentlichen  auf  die  Schriften  systematischer  und  all- 
gemeiner Art,  einschliesslich  einzelner  monographischer  Arbeiten 
Ton  Bedeutung  für  die  principielle  Auffassung  des  Finanzwesens, 
femerauf  die  Werke  über  Finanzgeschichte,  Finanzstatistik 
ond  Über  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten.  Die  Special- 
literatnr  über  die  einzelnen  Hauptgebiete  des  Finanzwesens  (Steuer- 
wesen, Staatscredit  u.  s.  w.)  findet  sieh  in  den  späteren  Abschnitten 
angeführt. 

L  Allgemeine  bibliographische  Hilfsmittel  der  (neaercn)  Finanzliteratnr 
sind:  Küldener,  bibl.  geogr.  btat  et  oecon.  pol.  (GOtt.);  dess.  (jetzt  eingestellte) 
stutBwissenscb.  Bttchorschan  in  den  früheren  Jahrgängen  der  Tttb.  Ztschr.  for  Staats- 
wusenscb.  Ferner:  0.  Mtlhlbrecht's  (auch  die  fremde  Literatnr  voUsi&ndig  nm- 
fusendc)  Uebersicht  der  rechts-  n.  staatswiss.  Liter.«  Berl.  seit  1868  jährlich.  —  Ausser^ 
dem  dorfen  drei  gedruckt  Toiliegende  Bibliothekskataloge  hier  genannt  werden, 
derj.  der  Hamburger  Commerzbibliothek  (Hamb.  1864,  mit  spateren  Nachträgen) 
Q.  dei).  der  Bibliothek  des  K.  Statist.  BureauA  in  Berlin  (1.  Abth.  Ib74,  2.  1879), 
wozu  jetzt  noch  (1882)  derj.  der  Bibtioth.  des  Deutschon  Keichstags  getreten  ist. 
Die  zvei  erstgenannten  Bibliotheken  sind  wohl  die  reichsten  Si^ecialbibliothekon  det 
StattBwifsenscbaften  (im  weitesten  Sinne)  in  Deutschland,  reich  bes.  auch  an  aus- 
lindisch  et  Literatur,  die  Berliner  freilich  lückenhaft  in  Bezug  auf  ältere  Werke. 
Die  Keichsta^^bibllothek  beginnt  sich  ihnen  würdig  anzuschliessen  und  übertrifft  sie 
Weits   in   einzelnen  Zweigen,    aUerdings  nicht  in  der  Finanzliteratur.  —  Für  die 
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neueste  in-  u.  ausländ.  Liter,  s  auch  den  reichhaltigen  Lagerkatalog  Ko.  SO  (18^2) 
der  Buchh.  f.  Rechts-  u.  Staatswissensch.  Puttkammer  u.  Mtthlbrecht  in  Beiiin. 
Das  speciell  die  preuss.  Finanzliteratur  betrefl'ende  Werk  von  Kletkc,  Liter,  obor 
das  Finanzwesen  des  preuss.  Staats,  8.  Aufl.,  Berlin  1876.  liefert  zugleich  vielfach 
ein  allgemeines  bibUograpiiisches  HilfsmiUel  für  die  Finanzliteratur.  Eine  kürzere 
Bibliographie,  systematisch  gegliedert,  enthält  Gossa's  elementi  d  scienza  d.  fin. 
Mil.  H.  ed.  1882,  deutsch  v.  Eheberg,  Erlangen  1882,  (hier  u.  A.  mehrfache 
Angaben  tlber  span.,  russ.,  poln.,  scandinav.,  holländ.,  ungar.  u.  s.  w.  Finanzwerke}. 
Die  folgende  Debersicht  beschränkt  sich  im  Wesentlichen  für  die  fremde  Literatur 
auf  Angaben  über  franzOs.,  englische  u.  Italien.  Werke. 

IL  Einzelne  Werke  (die  ältere  Literatur  z.  Th.  nach  Ran\ 

1.  Aus  der  fremden  Literatur  über  Polit.  Oekonomie  im  Allgemeiuen. 
Ad.  Smith,   wealth  of  nations,  b.  Y.  s.  o.  S.  41.  —  Ricardo,  principles  of 

polit.  econ.,  s.  S.  44.  —  M*  Gull  och,  ebendas.  —  J.  St.  Mi  11,  princ.  of  poL  econ., 
B.  y.,  deutsch  v.  Sotbeer,  2.  Aufl.  in  1.  B.,  Hamb.  1864,  S.  590  tf.  (8.  Aufl.  1870). 
J.  B.  Say,  traitö  d'6con.  pol.  s.  o.  S.  48.  —  Simonde  de  Sismondi,  nonv. 
princ.  d'econ.  pol.,  ebendas. 

2.  Deutsche  Werke  über  Finanzwissenschaft  im'  Anschluss  an  die  Werke 
über  Polit  Oekonomie  im  Allgemeinen. 

Krug,  Abriss  d.  StaatsOkonomie,  S.  116  bis  Ende.  —  Uarl,  Handb.  d.  Staais- 
wirthsch.  u.  Finanz,  2.  Abth.  1811.  —  Graf  J.  v.  Soden,  Nationalökonomie.  VL  B. 
1811  (hat  auch  den  besonderen  Titel:  Staatsfinanzwissenschaft).  —  Fulda  (f  1847), 
Grundsätze  der  ökonomisch-politischen  oder  Kameralwisscnschaften,  2.  A.  18-^0.  S.  255 
bis  Ende.  —  Schmalz,  Staatdwirthschaftslehre,  IL  152  bis  Ende.  —  Lotz,  Hand- 
buch der  Staatswirthschaftslehre,  IIL  B.  —  Pölitz,  Die  Staatswissenschaften,  11,  263 
bis  Ende  (2.  Ausg.  1827).  —  Krause,  National-  und  Staatsökonomie,  II,  218(1880). 

—  Schäffle,  d.  geselbch.  Syst  d.  menschl.  Wirthsch.  Tüb.  1867.  2.  Aufl.  §.  176 
bis  179,  198—220  (bes.  nationalök.  Analyse  d.  Staats),  §.  274—284  (Abriss  d.  Finanz- 
wissensch.).  —  Wirth,  M.  Gruudz.  d.  Nationalök.,  B.,  4.  Aufl.,  Cöln  1882,  S.  828—506. 

'   8.  Selbständige  Behandlungen  der  gesammten  Finanzwissenschaft 
(Systemat.  Werke). 

a.  Deutsche  Werke:  Stockar  v.  Neuforn  (t  1817),  Handb.  der  Finanz- 
wissenschaft, Rothenburg  a.  d.  T.  1807.  IL  B.  —  v.  Jacob,  Die  Staatsfinanzwissenschaft, 
Halle,  1821,  IL  2.  Ausg.  von  Eiselen,  1887.  —  Behr,  Die  Lehre  von  der  Winh- 
Schaft  dp8  Staates,  Leipzig,  1^22.  —  Fulda,  Handb.  der  Finanzwissenschaft, 
Tüb.  1826.  —  V.  Malchus  (f  1840),  (ehem.  westfähl.  u.  würtemb.  Finanzmlni>t«r). 
Handbuch  der  Finanzwissenschaft  und  Finanzverwaltung.  Stuttg.  18:^0.  IL  (noch  heute 
verthvoll  bes.  für  die  pract.  Seiten,  Verwaltung  u.  s.  w.)  —  Schön,  Die  Grundsitze 
der  Finanz,  eine  kritische  Entwicklung..   Breslau  1882.    (Nur  einzelne  AbbandlunKcn.) 

—  Barth,  Vorlesungen  über  Finanzwissenschaft,  Augsb.  1848.  —  Gr.  Cancrin, 
(t  ]84n).  Die  Oekonomie  der  menschlichen  Gesellschaft  und  das  Finanzwesen.  Stutt- 
gart 1845.  —  Magnus  GrafMoltke,  Debcr  die  Einnahmequellen  des  Staats. 
Hamburg  1846.  —  Umpfenbach.  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft  IL  B.  Erlangen 
1859.  1860,  (mehr  nur  G^undri^s).  —  Stein.  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft. 
Leipzig  1860,  4.  Aufl.  jetzt  in  2  B.  1878.  —  Huhn,  Finanzwiss.,  Lpz.  1865.  - 
K.  J  Bergius,  Grundsätze  der  Finanzwiss.  mit  besonderer  Beziehung  auf  den  preuss. 
Staat  Berlin  1865.  2.  Aufl.  1871.  —  E.  Pfeiffer,  die  Staatseinnahmen,  (ieschichte. 
Kritik  und  Statistik  derselben.  Stuttg.  1866.  IL  B.;  ders.  vergleich.  Zusammcnstell. 
d.  curop.  Staatsausg.,  1865,  2.  A.  1878.  —  Bischof.  Katechismus  d.  Fiuanxwiss.. 
Lpz.  Ib70.  3.  A.  1880  (grossenth.  Auszug  aus  Stein's  und  meinem  Fin.werk).  — 
Parth,  A,  B,  C.  d.  Fin.wi^s.  Gratz,  1874.  —  Schmidt,  Rcpctit  d.  Syst.  d.  allgcm. 
Fin.rechts  u.  d.  Fin.wissensch.,  Lpz.  1880.  —  v.  Hock,  öff.  Abgaben  und  Schulden, 
Stuttg.  1868  (nahezu  eine  vollständ.  Fin.wissenschaft  in  prägnanter  Kürze,  über  Finanz- 
technisches mit  das  Beste).  —  G.  Schönberg,  Handbuch  der  polit  Oekonomie, 
Tüb.  1S$2,  B.  n,  1—464,  10  grössere  monograph.  Abhandlungen:  v.  Geffckon  üb. 
Wesen.  Aufgabe,  Geschichte  d.  Fin.wiss.  u.  üb.  Staatsausgabcn ,  v.  v.  Scheel  Ob. 
Erwerbseinkünfte,  v.  Schall  üb.  Gebühren,  üb.  Aufwandsteuern,  tib.  Verkehr-  u. 
Erbsch.steuer,  v.  Helferich  üb.  allgem.  Steu.lehre.  v.  Riecke  üb.  Zölle  u.  Zuckcr- 
steuem,  v.  A.  Wagner  üb.  directe  Steuern  u.  üb.  Ordn.  d.  Fin.wirthsch.  neM 
Oflentl.  Credit. 
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b.  Fremde  Literatur.  J.  Garnier,  trait6  de  finances,  3.  Äd.  Par.  18722.  -— 
Leroy-Beaulieu,  trait6  de  la  science  de  fin.  2  voL,  Par.  1877,  2.  6d.  1879  (sehr 
reichhaltig  o.  eingebend  in  Betr.  d.  französ.  Finanzen).  —  Gandillot,  princ.  de  la 
8c  d.  fin.  Par.  1874.  —  De  Luca,  scienza  d.  fin.  Nap.  185S.  —  Marescotti,  le 
fioanze,  BoL  1867.  —  Zeppa,  la  sc.  financ.  Fir.  1870.  —  Gio?anelli,  doUa  sc. 
fintoz.  rol.  I,  Roma  1877.  —  Morpurgo,  la  finanza,  Fir.  1877.  —  L.  Cossa,  primi 
eJementi  di  sc.  d.  fin.  3.  ed.  Mil.  1882  (hier  Werke  in  and.  fremd.  Sprachen  S.  176), 
deutsch  0.  d.  T.  Grundnss  d.  Fin.wissensch.,  frei  bearb.  v.  Eheberg,  Erl.  1882  (als 
GmodrisB  aach  dies  Bach  Cossa^s  fcleich  seinen  anderen  sehr  brauchbar). 

4.  Monographische  theoret  Behandlungen  von  Hanptgobieten  der 
Finanzwissensohaft  nebst  einigen  grundlegenden  Arbeiten  ttber  einzelne  Puncte. 
(Weiteres  in  den  späteren  Abschnitten  bei  den  Speciallchren). 

a.  OrdnungdorFinanzwirthschaftu.dgl.:  Dietzel,  Syst  d. Staatsanleihen, 
Heidelb.  1855.  —  A.  Wagner,  Ordn.  d.  Osterr.  Staatshaushalts,  Wien  1863,  Ab- 
sehn.  I,  S.  1 — 6.H.  (Oberste  Grundsätze  d.  Finanzinss.  f.  d.  Ordnung  d.  Staathhaus- 
biltes.);  ders. ,  Art  Staatshaushalt  in  Bentzsch'  Handwönerbuch  der  Volkswirth- 
schafblehro  (186H),  ders.  a.  a.  0.  in  Schönbergs  Handb.  II,  413—433.  — 
Laspeyres,  Art  Staatswirthsch.,  Staatsw.buch,  B.  10.  —  Schäfflo,  z.  Theorie  der 
DeckoDg  des  Staatsbedarfs,  Tub.  Ztschr.  1883  (B.  39).  —  Knies,  finanzpolit  Er- 
6rterQogen,  Ueidelb.  1871  (Prorectoratsprogr.  allgemeineren  Inhalts)  —  Vgl  auch  die 
5taatsrechtl.  Liter.,  bes.  Ober  Budgetrecht  so  Gneis t,  Gesetz  u.  Budget  Berl.  1879). 

b.  Besteuerung.  S.  die  umfassendere  Bibliographie  in  B.  II .  S.  139 — 150. 
U.  A  Hurhard,  Theor.  u.  Polit  d.  Besteuer.,  GOtt  lb34.  —  J.  G  Hoffmann, 
Lehre  ?.  d.  Steuern.  Berl,  1840.  —  G.  Schmoller,  Lehre  vom  Einkommen  in  ihrem 
ZMammenhange  mit  den  Grundprincipien  d.  Steuerlehre,  Tttb.  Ztsch.  1 863,  XIX,  I.  — 
ProQdhon,  thii^rie  de  l'impöt,  Bruz.  1861  u.  später.  —  Eisenhart,  Kunst  d. 
Besteoeri,  Berl.  186S.  —  Maurus,  mod.  Besteuer.,  Held.  1870.  —  A.  Hold,  Ein- 
koamensteuer,  Bonn  1872.  —  Heuschling,  Timpdt  sur  le  rerenu,  Par.  et  Bruz.  1873. 

—  Gotachten  Ober  Personalbosteucnini?  von  Nasse,  Held,  Gensei,  Graf  v.  Wintzin- 
irerode  u.  Bössler,  Lpz.  1878  (Schrifren  des  Vereins  f.  Soc.  Pol.  IIL).  — 
Fr.  J.  Neumann,  progress.  Einkommensteuer  im  Staats-  und  ^emeindehaushalte, 
Lpz.  1S74  (Schriften  d.  Yer.  u.  s.  w.  VIII.):  ders.,  d.  Steuer  nach  d.  Leistungs- 
flhigkeü,  in  Gonrad*s  Jahrb.  1880,  1S81.  —  Verhandl.  dieses  Vereins  Ober  Eln- 
bminensteuer,  Lpz.  1875,  (Schriften  No.  XI),  15  ff.  —  v.  Scheel,  progress.  Be- 
^teoer..  Tob  Ztsch.  1875,  XXXI,  273;  ders.,  Erbschaftssteuer,  Hildebr.  Jahrb.  1875, 
XXIV,  233;  dies.  Arbeit  selbständig  in  2.  Aufl.,  Jona  1877.  —  Schäffle,  Grund- 
Oue  d.  Steuerpolitik,  Tob.  1880.  —  Esqu.  de  Parieu,  trait6  des  imp6ts,  4  voL 
I  6d.  Par.  1^66,  1867.  —  Cliffo  Leslio,  financ.  reform,  Lond.  1871  (auch  deutsch 
TOB  Brömel,  1872.) 

Ueber  Communalbosteuerung  insbesondere:  Die  Gommunalsteuerfrage, 
10  Gutachten  d.  Ver.  f.  Socpolit  (bes.  y.  E.  Meier,  Nasse,  v.  Reitzcnstoin  u. 
\.  m.),  Heft  12  d.  Verschr.  1877.  —  Verbandlungen  darüber  in  d.  Ver.vere.  z. 
Berlin  1877,  Heft  14  d.  Schriften,  Lcipz.  1878.  -^  Daraus  bes.  ausgearbeitet  das 
Referat  von  A.  Wagner,  d.  Gommunalstcuerfrage ,  Leipz.  1878.  —  R.  Friedberg^ 
4.  Besteuer.  d.  Gemeinden,  Berl.  Ib7^.  —  v.  Bilinski,  d.  Gemeindebesteuerung  u.  d. 
RelumK  Leipz.  1878.  —  Gneist,  d.  preuss.  Finanzreform  durch  Begulir.  d.  (yemeinde- 
r^saem,  Berl.  1881.  — 

c  OeffentlicherCredit  Nebeuius,  öffentl.  Credit  2.  Aufl., LB.,  Karlsr.  1829. 

—  Dietzel,  S^st  d.  Staatsanfcihen,  Heid.  1855.  —  A.  Wagner,  Art  Staatsschulden 
ia  SraatswOrterb.,  X.  —  Se^tbeor,  Betracht  Ober  d.  Staatsschulden wesen ,  Berl. 
Viertcljahwchr.  f.  Volkswirthsch.  1865,  2.  B.  —  £.  Nasse,  Steuern  und  Staatsanleihen. 
Ttlbing.  Zeitschr.  1868,  XXIV.  —  O.Michaelis.  Ober  Staatsauleihen  (aus  d.  volksrv. 
TirtelJÄjhr.)  in  d.  volkswirthsch.  Schriften,  Beri.  1873  IL  ~  Ricca-Salerno;  teor. 
gejier.-d.  prest.  pubL  MiL  1^79. 

Besondere  deutsche  Fachzeitschriften  f.  d.  Finanzwissenschaft  allein  bestehen 
Bicht,  doch  finden  sich  manche  finanzwiss.  Specialarbeiten  in  den  allgem.  natökoii. 
«od  stattswiss.  Fachzeitschriften,  so  in  d.  Tub.  Ztschr.  f.  d.  gos.  Staatswiss. ,  in 
HUdcbnod-Oonrad's  Jahrbüchern  f.  KatOk  u.  Stati&t,  im  Jahrb.  f.  Ges.geb.  u.  s.  w. 
d.  deutschen  Reichs,    in  d.  Berl.   Viertelj.schr.  £  Volkswirthsch.     Aus  d.  fremden 
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Lit.  8.  bes.  das  Journal  des  Ecouomistes ,  das  Joanx.  of  tbe  Statist.  Soc.  in.  London, 
den  engl,  Economist  u   A.  m. 

5.  Abriss  der  Finanzlehre  in  Werken  der  allgemeinen  Staats- 
Wissenschaft 

Behr,  Syst.  d.  angew.  StaatsL,  IIL  348.  (1810)  —  Craig,  Grundzüge  d.  Politik, 
IIL  Bd.  deutsch.  Leipz.  1S16.  —  v.  Aretin.  Staatsr.  d.  constitut.  Monarchie,  foHges. 
durch  V.  Rotteck.  U,  295.  (1S27.)  —  Weber,  Grondzügc  d.  Politik,  2.  359.  (1927.) 

—  Eiseion,  Handbuch  des  Systems  der  Staatswisöenschaften ,  S.  291.  (1S2S.)  — 
Schmitthenner,  Grundriss  der  politischen  und  historischen  Wissenschaften,  l,  215, 
^IS.MO.)  —  Schön,  Die  Stoatswissenschaft ,  S.  811—360.  flSSl.)  —  ?.  Rotteck, 
Lehrbuch  der  ökonomischen  Politik  (des  Vernunftrechtes  4.  B.)  Stuttg.  1S35,  S.  22S. 

—  Stahl,  Philos.  d.  Rechts,  II,  2.  §.  120  ff.  —  Waitz,  Politik,  1862.  S.  81  ff.  — 
H,  Escher,  Handb.  d.  pract  Politik,  Lpz.  1863,  I,  247  ff.  —  Bluutschli,  Lehre 
V,  mod.  Staate,  5.  Aufl^  Stuttgart  1876,  11,  495  ff.  u   a.  m. 

6.  Zur  Literatur  der  Finanzgeschichte  (s.  auch  No.  7  n.  bes.  S  unten 
u.  f.  Weiteres  d,  Specialabschnitte). 

Heeren,  Ideen  über  die  Politik  u.  s.  w.  der  Völker  der  alten  Welt,  3.  Ausg., 
Gott  1815,  UI.  —  L.  Reynier,  de  l'^con.  polit  et  rur.  des  Perses,  etPh^ic.,  Gon. 
et  Par.  1819:  dgl.  des  Arabes  et  des  Juifs,  1820;  dgl.  des  Egyptiens  et  Garthag^n., 
1823;  dgl.  des  Grecs,  1825.  —  Ganilh,  Essai  politique  sur  le  revonu  public  des 
peuples  de  l'antiquite  du  moyen  age  et  des  sidcles  modernes.  P.  1800.  Keue  Ausg. 
1823.  IL  Bd.  (grössentheils  Über  Frankreich  und  England)  —  Böckh,  Die  Staats- 
hanshaltong  der  Athener,  Berlin  1817.  IL  2.  Ausg.  1850. 

Ueber  Rom  ist  die  ältere  Hauptschrift:  Burmann,  de  vectigalibus  populi  Bo- 
mani.  Leid.  1734.  —  Hegewisch,  Histor.  Versuch  über  die  röm.  Finanzen,  Altena, 
1804.  —  Bosse,  Grundzüge  des  Finanzwesens  im  römischen  Staate.  Braunschweig, 
1806.  7,  n.  —  Becker,  Handbuch  der  röm.  Alterthümer,  fortges.  v.  Marquardt, 
3.  ThL  2.  Abth.  1853  (enthält  Finanz-  u.  Militärwesen),  neue  Aufl.  Röm.  Staatsverw.  B.  2, 
Lpz.  S.  76—308.  1876.  —  Mommsen,  röm.  Staatsr.,  Lpz.,  1874,  II,  1.,  400  ff.,  596  fll, 
II,  2.  (1875),  929  ff.  —  Bouchard,  6tud6  sur  l'administr.  des  finances  de  Temp. 
Romain,  Par.  (1874).  —  v.  Gosen,  röm.  Fiscus,  Tüb.  Ztsch.  28.  —  Rodbertns, 
z.  Gesch.  d.  röm.  Tnbutsteuer  u.  s.  w.,  in  Hildebr.,  Jahrb.  B.  4,  5,  S. 

Hallmann,  Deutsche  Finanzgeschichte  des  Mittelalters.  Berlin,  1805.  (Sur 
das  Finanzwesen  des  ganzen  Reiches,  nicht  der  einzelnen  Lande.)  —  G.  Waitz. 
Deutsche  Verfassungsgeschichte  pass.,  bisher  8  Bände,  d.  älteren  in  neuen  Auflagen. 
B.  8.  Kiel,  1878.  Für  die  einzelnen  Epochen  s.  bes.  die  Kapitel  über  d.  Finanzwesen 
(so  B.  8,  S.  216  —  414).  —  Zeumer,  d.  deutschen  Städtesteuem ,  insbes.  d.  städt 
Reichssteuern  im  12.  u.  13.  J.h.  Leipz.  1878  (Schm  oller 's  Forsch.  1,  2).  —  Lang, 
bist  Entwickl.  d.  deutschen  Steuerverfass. ,  Berl.  u.  Stett  1793.  —  Ilse,  Gesch.  d. 
deutschen  Steuerwesens  1.  Abth.  Giesseu  1844.  —  G.  Schön  borg,  Fin.verh&ltoisse 
d.  St  Basel  i.  14.  u.  15  J.h.  Tüb.  1879.  —  Toppen,  d.  Zins?erfass.  Preussens  unter 
d.  Herrsch,  d.  Deutschen  Ordens,  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch.  B.  4.  —  Kotelmann,  d. 
Finanzen  Albr.  Achills,  ebendas.  B.  3.  —  G.  Schm  oll  er,  d.  Epochen  d.  preuss. 
Fiu.politik,  Jahrb.  f.  Ges.geb.  u.  s.  w.  i.  Deutschen  Reich,  N.  F.  I,  1877  S.  33—114.  — 
Klewitz,  Stcu.vetfass.  im  Herzogth.  Magdeburg,  Berl.  1797.  —  Kries,  bist.  Ent- 
wickl. d.  Sten.verfass.  in  Schlesien,  Bresl.  1842.  —  Riedel,  d.  Brand,  preuss.  Staats- 
haushalt in  d.  beiden  letzten  Jahrhunderten,  Berl.  1866  (quell.mä8sig).  —  Krug, 
Gesch.  d.  preuss.  Staatsschulden,  her.geg.  v.  Bergius,  Breslau  1861.  —  v.  Bosse, 
Darstellung  des  Staats wirthscbafilichen  Zustandes  in  den  deutschen  Bundesstaaten  auf 
icinen  geschichtlichen  Grundlagen.  Braunschweig,  1820.  —  Falke,  Gesch.  d.  Deutschen 
Zollwesens,  Lpz.  1869.  —  Hoff  mann,  das  Finanzwesen  Yon  Würtemberg  zu  Anfang 
des  16.  Jahrhunderts.  Tübingen,  1840.  —  Oberleitner,  Oesterreichs  Finanzen 
unter  Ferdinand  L,  Wien,  1859;  ders.,  Finanzlage  Nieder-Oesterreiehs  im  16.  Jahr- 
hundert, Wien  1863;  ders.,  Finanzlage  der  deutsch-österreich.  Erblando  im  J.  1761, 
Wien,  1865.  —  Schwabe  v.  Waisenfreund,  Vers,  einer  Gesch.  d.  Österr.  Staats-, 
Credit-  u.  Schuldenwesens,  Wien  1860  ff.  —  J.  v.  Hauer,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  österr. 
Finanzen,  Wien.  1848,  5  Hefte.  —  A.  Wagner,  z.  Gesch.  u.  s.  w.  der  Österr. 
Bancozcttelperiode,  Tab.  Ztschr.  1861  u.  1863.  —  Vocke,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Ein- 
kommensteuer in  Baiern,  Tüb.  Ztschr.  B.  20  u.  21.  —  S.  im  Allgem.  sonst  die  Werke 
über  deutsche  Staats-  u.  Rechtsgeschichte  (wo  Eichhorn  auch  über  das  Finanz- 
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vesen  imiiier  noch  das  BQSte  u.  Eiog^endste  giebt)  u.  ttber  allgemeine  deutsche 
0.  Territorialg^«s:chicht6,  so  Droysen's  Gesch.  d.  preuss.  Politik. 

Sinclair,  Uistory  of  the  public  re?enae  of  the  British  emplre.  3.  Edit.  1803. 
IIL  —  Madoz,  Hiatory  etc.  of  the  exchequer,  2.  ed.  Lond.  1769.  —  Gneist,  engl. 
Yenraltoogsrecht,  2.  A.  2.  B.  BerL  1867.  passim.  —  Yocke,  Gesch.  d.  Steuern  d.  brit. 
Beicfas,  Leipz  1867.  —  HOfler,  Gesch.  d.  engl.  Cirilliste.  Stuttg.  1834.  —  Dowell, 
Sketch  of  the  bist  of  tazes  in  Engl.  Lond.  ]b76  ff. 

Froumantcau  (pscudonym),  Le  secret  des  finances  de  France,  1851.  (Auf- 
zähhiDg  alier  Einnahmen  und  Ausgaben  des.  30j&hrigon  Zeitraums  von  1550 — 1580, 
rgl  f.  Mohl,  Geschichte  und  Literatur  der  Staatäwissenschaft,  ILI,  111.)  —  de 
Forbonnais,  Recherches  et  considärations  snr  les  finances  de  la  France  depuis  1595 
JB^u'en  1721.  Büe.  1758.  IL  4«,  u.  Liöge,  1758.  VL  Sr  --  Arnould,  Histoire 
giji6rale  des  finances  de  la  France,  Par.  Ih04.  4^.  —  de  Monthion,  Particularitc^s 
et  obsenratioDs  sur  les  ministres  dos  finances  de  la  France  les  plus  c6l6bres  depuis 
1660  jusqucn  1791.  Par.  1812.  —  Bresson,  Histoire  financidre  de  la  France.  Par. 
IS28.  IL  (meistentheils  aus  Monthion  abgeschrieben).  —  Bailly,  Histoire  financi^re 
de  la  France.  1830.  IL  (bis  1786.)  —  Die  Discours  pröliminaires  von  Pastor  et  vor 
ileo  von  demselben  herausgegebenen  Theilen  der  Ordonnances  des  rois  de  France, 
Band  15 — 19,  enthalten  ebenL  die  ältere  französische  Finanzgeschichte.  —  Glamageran , 
bist  de  Timp^t  en  Fraace.  3  voL  Par.  1867 — 76.  —  de  Nervo,  Les  finances  frau^sos 
soo»  rancienne  monarchie,  la  repoblique,  le  consnlat  et  l'empire  P.  1863.  IL  B. 
Forts,  soos  la  restauration.  1865 — 68.  LY.  B.  —  Yuitry  6tndes  sur  le  regime  fiu. 
d.i.  France  avant  la  rcvolution,  Par.  1678.  —  Oberleitner  Frankr.s  Fln.verhält- 
Disse  unt  Ludv.  XVI.  Wien  1866.  —  d'Audiffret,  aper^u  du  cr6d.  publ.  etc.  de 
1789—1860,  Par.  1861.  Dgl.  bis  1873,  Par.  1873.  —  Tripier,  la  dette  publ.  en 
Fiaace  1789—1873,  Par.  1873.  —  v.  Wolff,  d.  Staatsrentenschuld  in  Frankr. 
LpL  1875.  —  Cohn,  G.,  Golbert,  i.  d.  Tttb.  Ztschr.  f.  Staatswlss.  B.  25,  bes.  B.  26, 
S.  590  ff.  ^ 

7.  Zur  Finanzstatistik. 

S.  oben  §.  19,  S.  25.  Hauptwerk  immer  noch:  v.  G zornig,  d.  Ostcrr.  Budget 
in  Veigfeieh  mit  jenen  d.  vorzUgL  and.  europ.  Staaten,  Wien,  1862.  Eine  neue  Be- 
arbeitung dieses  halbamtl.  Werks  durch  ein  Statist.  Bur.  wäre  erwünscht.  —  F.  Gehen, 
etsdes  sur  les  impt^ts  et  sur  les  budgets  des  princip,  6tat8  de  l'Europe  Par.  1865  — 
r.CzOrnig,  Einriebt  üb. Budget,  Staatsrechn.  u.  s.  w.in  verschied. Staaten,  Wien,  1866.  — 
M«  Block,  TEuropc  pol.  et  soc^  Pa^  1869,  eh.  3.  —  Ders.  Annuaire  d'6con.  poL 
et  de  stat^  jährlich.  —  Kolb,  Handb.  d.  vergl.  Statistik.  —  Go(h.  Almanach,  die 
Haaptdaten  für  alle  Gulturstaatcn  j&hrl.,  in  den  letzten  Jahrgängen  gegen  früher  sehr 
äpopaüftirt  —  Mehrfach  Aufsätze  in  der  Zeitschr.  f.  Kap.  u.  Rente.  —  Publicationen 
d.  intemat  Statist.  Gongresses  über  Finanzstatistik,  bes.  der  grossen  Städte  (vom  Poster 
stldt  Bur.  besorgt).  1.  vol.  1877  if.,  Jahresbulletin  kürzer  ausserdem.  —  Die  Arbeiten 
der  vergleichenden  Finanzstatistik,  vomeml.  über  deutsche  Yerhältnisse,  aber  mit  Yer- 
gieichungen  fremder,  von  Ph.  Gorst feldt,  bes.  Beitriige  z.  Reichssteuerfrage  u.  s.  w. 
Uipz.  1879,  femer  vergleichende  Zahlen  u.  Bilder  2.  Reichssteuerfrage,  Leipz.  1881.  — 
Oebcr  ihren  betreffenden  Staat  bringen  die  amtl.  Statist.  Bureaus  bes.  in  den  ,Jahi- 
bochera^  vergleichend.  Statist.  Daten  f.  längere  Perioden  (Deutsches  Reich,  PreusscA, 
0«»terreidi,  bes.  Italien  n.  a.  m.)  Uebcr  Gommunal-Finanzstatist.  s.  bes.  die 
«.  geo.  neueren  preuss.  Publicationen. 

Regelmässig  finden  sich  geschichtliche  Ausfuhrungen  und  Statist.  Daten 
ia  d€B  Werken  der  folgenden  Rubrik,  natürlich  von  verschiedener  Ausdehnung. 

8.  Zur  Literatur  über  das  Finanzwesen  einzelner  Staaten,  (weiteres 
ia  den  Specialabschnitten). 

Deutschland.  (lebiet  des  ehemaligen  Deutschen  Bundes:  v.  Reden, 
ii  1857),  Allgemeine  vergleichende  Finanzstatistik,  Darmstadt,  1851—56.  II  B.  in 
4  Abtheilungon.  Es  bind  bloss  die  deutschen  Staaten  abgehandelt  Bd.  I  enthält  die 
r«iü  deutschen  Staaten,  Bd.  II  Preussen  und  Oesterreich. 

Keues  Deutsches  Reich:  A.  Wagner,  Reichsfinanzwesen  in  v.  Holtzen- 
dorff's  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  B.  1  u.  3  (hier  bes.  über  die  Kriegsfiianzcn  1870—71).  — 
Zahlreiche  Abhandlungen  und  Materialiensammlungen  über  alle  wichtigeren  Gebiete 
de*  D.  Finanzwesens  (v.  v.  Atiffsess  u.  a.  m.)  in  Hirth's  Annalen  d.  D.  R.  — 
Jikrb.  a.  amtl.  Statist,  d.  preussisch.  Staats,  lY,  2,  S.  215  ff.  —  Statist.  Jahrb.  f.  d. 
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Deutsche  Beich.  Lpz:  1882.  Berl.  1882,  S.  148  ff.  Zoll-  u.  Stcuentatistik  avchia^. 
..Statistik  d.  D.  Beichä'\  bes.  in  d.  Monatsheften.  —  Weber,  d.  D<  Zollverein,  Lpz.  1669, 
2.  Aufl.  1871.  —  Uober  das  ßeichsfinanzrecht  s.  bes.  v.  Böüne'«  n.  Laband's 
Werke  über  das  Staatsrecht  d.  Deutschen  Reichs. 

Einzelne  Staaten  des  heut  Deutschen  Reichs: 

Preussen:  Kletko,  Literatur  tkb.  d.  Finanzw.  d.  prcuss.  Staates.  3.  Auflv  Berl. 
1876  (sehr  fleissig).  —  v.  Begnelin,  histor.  krit  DarstelL  der  Accise-  u.  ZoUverfass. 
in  prenss.  Staaten,  Berl  1797.  —  Borowski,  Abriss  des  praktischen  Kameral-  und 
Finanzwes.  in  den  K.  preuss.  Staaten.  3.  Ausg.,  II.,  Berlin  1805.  —  Benzenber^, 
Preussens  Geldhaushalt  u.  neues  Steuersystem.  Leipzig  1820.  —  (?.  Rcibnitz?)  über 
Preussens  Geldhaushalt  u.  s.  w.  Berlin  1821.  —  Hansemann,  Preussen  u.  Frankreich, 
staatswirthschaftlich  u.  politisch,  2.  Auf.,  1834.  (Gegen  den  Verfasser  trat  Kauf- 
mann auf,  den  wieder  Springsfeld  zu  bekämpfen  suchte.)  —  t.  Balow-Gum- 
merow,  Preussen.  Berlin  1842.  3.  A. —  Bergius.  Preuss.  Zustände,  Mtlnster  1%44; 
dess.  Grundsätze  d.  Finanzwiss.  mit  bes.  Bezieh,  auf  d.  preuss.  Staat.  Berlin,  2.  Aufl. 
1871.  —  D  i  e  t  e  r  i  c  i ,  Tabellen  und  Nachrichten  for  den  preuss.  Staat  fQr  das  J^r  1 S49. 
lY.  B.  1853.  —  Schimmelpfennig,  d.  preuss.  directen  Steuern  2  B.  3.  u.  4.  A. 
Potsd.  1859;  ders.  die  preuss.  indirecten  Steuern.  2  B.  3.  A.  Berl.  1858.  — 
Nasse,  Bemerk,  über  d.  preuss.  Stcuersjrst.  Bonn,  1801.  —  ▼.  G zornig,  <ias  Osterr. 
Budget  etc.  I,  281.  —  Jahrbuch  für  die  amtliche  Statistik  des  prenss.  Staats.  3.  Jahr- 
gang 1869,  S.  357—578  (Einnahmen  u  Ausgaben  von  1860—69).  —  Auch  4.  Jahrg., 
2.  Abth.  S.  245  ff.  (1874 — 76).  —  Richter,  das  preuss.  ^Staatsschuldenwesen ,  Bert. 
1869.  —  Dieterici  (jun.),  Gesch.  d.  Steuerref.  in  Preussen  von  1810 — 20,  Beri. 
1875.  —  S.  auch  J.  G.  Hoffmann's  Lehre  v.  d.  Steuern,  Berl.  1840.  —  v.  Czud- 
nochowski,  Steu.reform,  Fin.pol.  u.  s.  w.  in  Preussen,  Berl.  1873.  —  Wissmunü, 
d.  Steuerweson  d.  preuss.  Monarchie,  Berl.  1875.  —  Ueber  GomBTunalfinanis- 
s.tatistik:  L.  Herrfurth,  Beiträge  z.  Finanzstatistik  d.  Gemeinden  in  Preussen; 
Ergänz.h.  6  d.  Ztschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.,  1879;  Herrf^urth  u.  Studt,  Fin.stmt. 
d.  Kreise  d.  preuss.  Staats,  Erg.h.  7,  1880;  Beiträge  z.  Statist,  d.  Gemeindeabgaben 
in  Preussen  (auch  Stat  d.  Kreisabgaben),  Erg.h.  9,  18S2.  —  Gerstfeldt,  Städte- 
linanzen  in  Preussen,  Lpz.  1882  (Schmoller*s  Forsch.  IV,  1).  —  Staats finanz— 
rjBcht  bes.  in  v.  Rönne'.8  preuss.  Staatsrecht  (4.  Aufl.).  Ein  allgemeines  Wert- 
über  das  preuss.  deutsche  Finanzwesen  im  Ganzen,  wie  die  Werke  von  Stockar  ^x>n' 
Neuforn-Hock  über  Baiem,  v.  Hock  u.  v.  Kaufmann  über  Frankreich  fehlt 
leider.  Einen  bezUp:!.  Abriss  giebt  v.  Oesfeld^  Preussen  in  staatsrechtl.  u.  Sr  w.- 
Bczieh.  Berl.  1871,  II  1—183.  .  .  .- 

Andere  deutsche  Staaten:   Hock,  Grundlinien  der  KameralpraxiB ,  Tt^.- 
1819  (ist  grössteiitheils  Finanzstatistik).  —  Dessen  Materialien  zu  einer  Finanzstatistü 
der  deutschen  Bundesstaaten.    SchmaJk.  1823.  —  Gerct,  Systcmat.  Ropertorium  der 
kQnigl*  baier.  Finanzverordnungen.  1812.  1825.  II.  dessen  Samml.  ungedruckter  Ycr-^ 
Ordnungen.  —  Budhart^  Ueber  den  Zustand  des  K.  Baiern,  Erlangen  1827.   III.  B. 
Erl.  1827.  —  K.  Stockar  von  Neuforn  (Sohn  des  oben  genannten,  f  1865),  Hand- 
buch der  gesammten  Finanzverwaltung  im  Königreich  Baiern.  Bamberg,  1857.  3.  Aufl. 
V.-J.  Hock,  eb.  1882 — 83.  —  Vocke,  über  d.  baier.  Fin.  in  d.  Ztschr  d.  baier.- 
Stat.  Bur.  heransgeg.  von  G.  Mayr,   1870  H.  2,  3,   1S71  H.  1,  2,  3,    1872  H.  2,  b^ 
(Statist,  Einn.,  bes.    dir.  u.  indir.  Steuern,  Staatseigenth. ,   Untemehm..    dann  Aus- 
gaben). —  Chr.  Herdegen,  Würtembergs  Staatshaushalt,  Stuttg.,  1848.  —  Hoff- 
mann, Das  würtemberg.  Finanzrecht.  L  Tttbinjren,  1857.  —  Biecke,  in  d.  Wart 
Jahrb    1861,   1871—74   über  Würtemb.,    ders.  Verfass.  Verwalt.  u.  Staatshansh.  di- 
Ki  Wtkrt  Stuttg^  1882.  —  Ueber  d.  Finanz,  d.  Kirr.  Sachsen  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten s.  V.  Nostiz  in  d.  Sachs.   Stat.  Ztschr.   187(\  —  Ubbelohde,  Ueber- die 
Finanzen  des  KftJiiKreichs  Hannover,   1834.  —  Lehzen  (f  1855).    Hanno-vers 
Sii^tshausbalt.  4^53-^55.    II.  B.  —  Amtliche  Beiträge  zur  Statistik  der  Staatsfinanzeu 
des  Grossh.  Baden.    Karlüruhe,  1851.    4^    Von  dem  Minister  Rege  na  uer  heraus- 
gegeben. —  Re genauer,   Der  Staatshaushalt  des  Grossh.  Baden.   Karlsr.  1863.  — 
Eigenbrodt,  Handb.  der  Grossh.  Hess.  Verordnungen.  11.  B.  1817.  —  v.  Hoff- 
uLajin,  Reiträge  zur  näheren^  Kenntniss  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  des  Grossh. 
Hessen.  Giessen,    1832.  —  Baur,  Haadb.  d.  dir.  Steuerwes.  u.  s.  w.  in  Hessen, 
LB.  Hcidelb.  1868.  —  M.  Wiggers,  d.  Finanzverhältnisse  d.  Grossh.  Mecklcnb.- 
Sphwerln,  Berlin  1866.   —    Balck,    Flu  .Verhältnisse  in.  Mecklonb.-Schwerin . 
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risfflir  1877.  —  Denkachr.  üb.  d.  Fin.  7.  Els.-Lothr.  Strassb.  1875.  —  Grtd, 
fODsiddr.  siir  les  fin.  etc.  de  l'Alsace  Lomine,  Ptr.  1877.  —  Burkhard,  Handbach 
derVenralHiDg  im  Qrossh.  W&iiDar-£iseDa<;h.  1844.  S.  517.  —  Ueber  Hamburg 
iB  der  Statistik  d.  hamb.  Staats,  H.  3  und  4. —  GrOning,  zar  Boform  der  bremischen 
Roinieii,  Bremen  1867. 

~  Oesterreich:  A.  y.  Malinkovski,  Handb.,  zim&chst  für  k.  k.  Kameral-^ 
beamte.  Wien,  1840.  IL  (Abriss  des  Österreichischen  Finanzwesens).  —  de  Tengo- 
^orski.  Dos  finances  et  du  credit  public  de  TAutriche,  Par.  1843.  H.  B.  Deutsch 
1845.  Dagegen  die  3  folgenden:  Wiesner,  Bassisch-politische  Arithmetik,  Leipzig, 
IS44.  II:  A.  ^obeldi,  (Beidtel?),  Die  Geldangelegenheiten  Oestorreichs.  Leipzig, 
1847.  (Nur  zum  Theil  finanzwissenschaftlich.) ;  L.  Jo h n.  Anti-Tebeldi.  Leipzig,  1848. -^ 
H  ü  b  B  e  r ,  -  Oestorreichs  Finanzlage ,  1848.  —  v.  0  z  0  r  n  i  g ,  Oestorreichs  Neuge- 
iUlmg  1848—58,  Stuttgart  1858.  S.  119.  DesS.  Das  österreichische  Budget  fUr  18^2 
in  Vergleichung  mit  Jenem  der  rorzttglicheren  anderen  europäischen  Staaten,  11  B,, 
1 A.  Wien,  1862.  —  Wagner,  A.,  Ordnung  d.  Österreich.  Staatshaushalts,  Wien  1863.' 

—  Dcrs,  Oestorreichs  Finanzen  (histor.  stat.  Abriss  bis  1862)  im  d.  Staatswftrterb. 
VU,  595 — 646  u.  di«  hier  cit.  Abhandl.  Ders.,  Oestorreichs  Finanzen  seit  döm  Frieden 
^  Villafranca  (1859  — 63)  in  „Unsere  Zeit"  1863.  —  Angerstein,  25  J.  öst 
Kia.polit  1S48  — 73,  2.  A.  Leipz.  1874.  —  de  Mülinen,  fin.  de  TAutriche,  Paris 
et  Yienne,  1875.  —  Neuwirth,  Bank  u.  VaL  in  Oesterreich  -  Ungarn ,  2  Bde., 
Upzig  1878  —  74.  —  M.  Wirth,  Oestorreichs  Wiedergeburt,  Wien,  1876,  S.  309^ ff.^ 

—  A.  Beer,  Oest  Fin.  i.  19.  Jhrh.  Wien  1877.  —  Ders.  d.  Staatshaushalt  Oosterr. 
Uflfjams  seit  1868.  Prag]881.  —  Lang,  les  finances  de  la  Hongrie  et  de  l-Autrichev 
1867—77,  Par.  1881.  —  Hörn,  Ungarns  Fin.lage,  Wien  1874.  —  Dessary,  Grund- 
zöge  d.  österr.  Finanzgesesetzkunde,  Wien,  1855.  —  ?.  Ghlnpp;  Handb.  d.  dir. 
Straeni  (in  Ocst),  6.  A.  Lpz.  1877.  —  KonopaSek  u.  v.  Mor,  2.  Aufl.-r.  Bl.onski 
besorgt,  Fin.gesetzkunde  d.  öst  Kaiserstaats,  2.  B.  Wien,  1880.  —  Hai^oK  d;-östcfrr 
Stenergesetze,  Mies  —  Wien  1879,  1880.  4  B.  —  7.  Patsher,  chron.Fin.noth  in 
Oosterr.  ZtUich  1883. 

Grossbritannien:  r.  Raumer,  D.  britische  Besteuerungssystem;  Bcriih-1810. 
(Betrifl^  aoch  andere  Einkünfte.)  —  Dess.  Enghiud  im  Jahre  1835.  Berlin  183^.  IL  B  — 
L>ove,  England  nach  seinem  gegen wärti^ten  Zustande ,  nach  dem  En^  f.^aooV, 
Leipzig^I823.  —  Parncll,  On  finaftcial  refonn.  2d.  ed.  London,  1830. —^larsh all,- 
Digest  of  all  the  accounts  relating  tho  tho  population,  prodnctions,  rovenues;  financia) 
Operations  .  .  .  etc.  of  the  U.  K.  of  Great  Britain  and  Ireland,  Lond.  1833;  IIYöl.  4^. 
(Sehr  reichhaltige  Materialien,  blosse  Zahlenangaben.)  —  Pablo  Pobr^r,  Histoire 
fioancräre  et  statistique  g6nerale  de  l'Empire  Britanniquo,  Irad.  par  Jacobi,  Paris  1834. 
1  Aull.  1839.  —  Bailly,  £Tpos6  de  Tadministration  g6n6rale  et  locale  des  finances 
da^reyaume-imide  la  Gr.  Brot,  et  d'Irlando,  Paris  1837,  IL  —  Porter,  The  Prpgress 
of  the  nation,  n.  A.  1851.  —  Wells,  The  true  State  of  the  national  finances  Loif^ 
<ten  1842.  —  V.  Czörnig,  Oosterr.  Budget,  I,  19.  —  Gladstone,  financ.  statem<mtö. 
2.  ed.,  Lond.  1864.  —  Korthcotc,  20  yoars  of  fin.  policy,  London  1862.—  Po t<j 
S;  Morton,  taxation,  Lond.  1863.  —  Noble,  fisc.  legislation  1842—65,  Lond.  1867.  — 
Faxter,  nation.  income  of  tho  Unitod  Kingdom,  Lond.  1868.  -^  Vocke,  Gesch.  dj 
Steicm  d.  brit.  Reichs.  Lpz.  1867.  —  Gneist,  Engl.  Vcrwaltrecbt,  2.  A.  1  B, 
Berl.  1867.  —  Baxter,  taxat.  of  ihc  Unit.  Kingdom,  London  1869.  —  Dors.  national 
(lebt»,  Lond.  1871.  —  G.  Duff,  East  Ind.  financ.  Statement  1869.  —  JSargahfr, 
Taiation,  Lond.  1874.  —  Fawcett,  Indiätr  financc,  Lond.  1880;  —  R.  GiffÖTi, 
essays  in  finance,  Lond.  1880  (nur  z.  Th.  hierhergehörig).  —  Parliamonl  paperai; 
Rnaacc  accounts,  jfthrl.  —  Rep.  -of  the  commiss.  of  Inland  Rovenues  etc.  I  1856—^69.- 
with  retrospect.  history,  2.  p.  Lond  -1870.  — Rep.  on  local  taxation  1844;  Weitere, 
Ulcr.  über-  Commnnalfiuanzwosen  s.   u.   §.   53.  — -    ^^    ■"■^^- 

Frankreich:  Encyclop6die  m6thodiq^ao.  Finance.  Paris  et^  Liegos  1784.-  IV  Vplk^ 
1*.  (Die  Grundlage  dieses  für  die  Konntniss  der  damaligen' Finanzverwaltung  schitii^^ 
baren  Werkes  sind  die  einschlägigen  Artikel  der  Didoro tischen  Encyklopädfe.)  — 
Neck  er.  De  Tadministratfon  dos  finances  de  la  France.  Paris  17^  III  n.  öfter.  — 
Bosse,  Ucborsicht  der  französischen  Staatswinhschaft.  Braunschweig  1806 — 7.  IL 
(der  L  Br  historisch).  —  Wohnort,  Ueber  den  Geist  der  neuen  französischen  Finanz- 
rerwahong.  Beriin  1812.  —  Ganilb,  La  scicnce  des  finances.  P.  1825.  (Gegen 
VilUlc's   Verraliung.)   —  Duc  de  Gaete  (Gandin),  Notiee  historique  sur  Ic^ 
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fiaancea  de  la  France  de  l'aa  180a~l§14.  P.  1848.  —  M&moires.  IL  1626.  —  do 
G6raAdo,  Institut»  du  droit  admiuistratif  fran^ais.  HL  B.  zum  Theiie,  lYl  gpAz. 
Paris  1880.  —  Rapport  au  Roi  sur  radministration  des  finances.  Paris  1830.  (von 
V,  Audi £f rot,  init  38  Tabellen  und  einer  Sammlung  von  Yurordnungen.  4%  — 
Macarel  et  Boulatignier,  De  la  fortune  publique  en  France.  Paris  1838  ff. 
lU.  B.  (unvollendot).  —  Oslander,  Danttellnng  der  franz.  Finanzen  von  1880 — 32. 
Stuttgart  1839.  —  Marquis  d'Audiffret,  Examen  des  rerenus  publios.  Paris  1839.  — 
Ders.  Systeme  financier  de  la  France.  Paris  1»40— 54.  VL  B.  3  6d.  1868--1870. 
Sppplem.  dazu  Pan  lS7ß.  —  v.  Beden.  Fr.s.  Staatsbausb.  u.  s.  v.«  Darmst  1653.  — 

F.  Hock  (t  1869),  Die  Finanzverwaltung  Frankrcicbif.  Stuttgart  1657.  —  v.  Cetiniig 
a.  a.  0.  I,  133.  —  Calmon,  bist  pariameut  dos  finances  de  la  rcataoration,  2  vd. 
Par.  1868,  1870.  —  Hern,  Frankreichs  Finanzlage,  Wien  1868.  —  Annuaire  de 
de  r^con.  politiquo  fUr  jedes.  Jabr.  —  Merlin,  Progression  compar6e  des  budgets 
de  Tdtat  sous  le  second  empiro.  P.  1869.  —  Hern,  bilan  de  l'empire.  Par.  1%9, 
5.  6d.  —  Keller,  diz  ann6es  de  deficit  (1859—69).  Par.  1869.  —  v.  Brasch,  Ge- 
mciude  u.  ihr  Finanzw.  in  Frankreich.  Lpz.  1874«  —  ▼.  Hirschfeld,  die  Finaazen 
Frankreichs  nach  dem  Kriege  v.  1870.  Berl  1875.  —  L.  Say,  rapp.  sur  le  payement 
deJa  contribution  de  guerre  etc.  Par  1874.  —  Wolowski,  r6sult.  6conom.  du  ps^eau 
de  la  contrib.  de  guerre.  Paris  1874.  —  Desmousseaux  de  Givr6  la  legislat  da 
budget.  —  Yraye,  le  budget  de  l'^tat  etc.  Par.  1875.  —  Ferraris-,  l'indeuaita  di 
gfierra  dclia  Franda  alla  Germania,  Nuofa  Antologia  1S75.  —  de  Gasahianca  fia. 
fran^.  Par.  1880.  —  Noel,  6tudo  histor.  sur  l'orgaaisat.  fiuanc.  d.  1.  France,  Par.  18S1. 

—  Mathieu-Bodet,  fin.  fran^.  de  1870—78.  2  voL  Par.  1881.  —  Block,  bttd{^ 
rofeuus  et  depenses  de  la  France,  Par.  1882.  —  Atlas  de  stat  finandere,  Par.  1861. 

—  Die  Specialartikel  in  Block 's  diction.  de  ladministr.  frauQ.,  2.  cd.  Par.  1881  (3.  Ab- 
druck), nebst  Jabressupplementen.  —  Dejean,  code  des  nouv.  impOts,  2*  ed.  Par.  1675. 

—  V.  Kaufmann,  die  Finanzen  Frankreichs,  Leipz.  1882.  —  Perroux,  d.  fraazds. 
directcn  Steuern,  übers,  v.  Joppen,  Strassb.  Ib74.  —  Olibo,  code  des  contrib. 
indirectes,  3  ?ol.  Lyon,  1878 — 79.  — 
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Erstes  Buch. 
Die  Ordnung  der  FinaQzwirthschaft. 

Ran,  Fio.  I,  (5  A.,  tach  z.  Th.  uoch  meine  Bearbeitaog  d.  6.  A.)  hat  in  seinem 
Buche  ron  den  ,JStaatsansgaben**  Mancherlei  behandelt,  was  systematisch  richtiger 
OD  zu  trennen  ist,  weil  es  sich  auf  die  Regelung  der  Finanzwiithschaft  im  All- 
Deinen  bezieht,  so  die  Lehre  von  den  Haashalten  der  SelbstverwaltungskOrper,  in 
§§.  53^55  und  57  (in  der  6.  Ausgabe  Ton  mir  an  eine  andre  Stelle  geschoben, 
38  c  ff).  Andres  von  grosser  und  allgemeiner  Bedeutung  für  die  Finanzwirth* 
aft  und  ihre  Ordnung,  wie  die  Lehre  vom  Haushalt  der  Staatenverbindunged, 
der  Deckung  der  Staatsausgaben  (Abschn.  8  des  1.  Buchs  in  meiner  6.  Ausgabe) 
Bau.  nach  dem  früheren  Standpuucte  der  Wissenschaft,  ganz  übergangen  odef 
nebenbei  und  gelegentlich  in  anderem  Zusammenhang  beiührt  Dagegen  findet 
t  dann  wieder  in  i^rterungen  wie  der  „allgemeinen  Betrachtung  der  Staatsausi- 
en*'*  in  der  5.  Aufl.  §.  24—41  (6.  Ausg.  §.  24— 37a)  Manches,  was  gegenwartig 
Is  unnOthig,  theils  antiqnirt  erscheint.  Andere  Punkte,  welche  sich  auf  die 
erielle  und  formelle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  beziehen,  erörtert  Rau  im 
)d.  im  3.  und  z.  Th.  im  4.  Buche.  In  der  2.,  bereits  im  Wesentlichen  verselb*- 
digtcn  Ausgabe  des  1.  Bandes  meiner  Ncubearbcitnug  des  Rau 'sehen  Finanzwerks 
e  icll  im  dortigen  1.  Buche  schon  iu  erheblicher  Erweiterung  und  vielfach  völliger 
reichung  ron  Rau  „die  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  und  den  Finanzbediif" 
andelr.  Aber  ich  behielt  damals  noch  die  formelle  Ordnung  des  H&usbalts  dem 
luss  des  Werks  vor.  Bei  den  engen  Zusammenhang  der  matcnelleu  und  formellen 
nung  und  in  der  Consequenz  richtiger  finanzwissenschaftlicber  Systematik  erscheint 
iber  doch,  in  Debercinstimmung  mit  Stein,  angemessener,  auch  die  Lehre  von 
formellen  Ordnung  schon  hier  mit  in  das  erste  Buch  herüber  zu  nehmen  und 
der  Lehre  ron  den  Ausgaben  und  Einnahmen  voranzuschicken,  wie  ich  es  nunmehr 
iieser  3.  A.  rhue.  Die  Abtrennung  der  Lehre  vom  „  Fiuanzbedarf ''  für  ein  be- 
lerea  (jetzt  das  zweite)  Buch  ist  ebenfalls  wuhlvdai  Richtigere.  Aus  der  Littnrätur 
namentlich  auf  Stein,  bes.  auf  dessen  neueste  Behandlung  des  Gegenstands  in 
I.  A.  zu  rerweisen  (1.  Buch:  ,. Staatsbanshalt  u.  Staatsroichthum'*,  I,  51 — 128, 
Iweise  nuch  auf  Buch  2.  „Staatsausgaben,  Yerwaltungslehre  u.  Cameralwisseuschaft*' 
inch  3,  1.  Abth.  „rerfass.  massiges  Finanzwesen").  Hier  wie  sonst  geht  nur  bei 
in  die  finanzwissenschaftliche  und  finanzpolitische  Behandlung  der  Fragen 
(ehr  in  der  finanzrechtlichen,  bez.  rerwaltungsrechtlichen  auf,  was  bei  dem 
tn  Zusammenhang  der  Dinge  freilich  nahe  Üegt,  aber  wobei  da*«  Gebiet  der  Finanz- 
n&chaft  (rollends  wenn  man  diese  mit  Stein  auf  die  Einnahmen  —  allerdings 
chtig  —  beschränkt,  s.  o.  vor  §.  7)  zu  sehr  erweitert  und  verschoben  wird.  Das 
namentlich  von  der  Behandlung  der  ,. formellen''  Ordnung  der  Finanzwirthschaft 
habe  mich  grade  in  diesem  Gegenstand  möglichst  auf  das  Hauptsächliche  zu  be- 
änken  gesucht,  ohne  in  das  reiche  Detail  der  bndgetrechtlichen  Fragen  u.  s.  w. 
Qgehen,  wie  das  ähnlich  auch  Leroy-Beaulieu  (Fin.  U,  1.  1,  le  budgct)  vor- 
Ict  Dagegen  war  mein  besonderes  Bestreben,  die  Finanzwirthschaft  in  engerem 
ammenhange  mit  der  volkswirthschaftlichen  Lehre  vom  Staate 
rem  zwangsgemeiuwirthschaftlichen  System  überhaupt  zu  be- 
lein,  gemäss  dem  in  der  „Grundlegung**  dargelegten  und  dort  begründeten  Stand- 
:tc.     Auf  letzteres  Werk,  bes.  Abth.  I,  Kap.  3  u.  4,  z.  Th.  auch  2.  u.  Abth.  II, 
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Ut  daher  hier  za  verweisen.    Ich  wollte,  wie  schon  in  der  vorigen  2.  Aufl.,  den  1.  Band 
der  Finanzwissenscbaft  mit  der  „Grundlegung"  möglichst  in  Einklang  bringen. 

Mit  Ausnahme  von  Stein  and  Leroy-Beaulieu  beschränkt  sich  die  sonstige 
allgemeine  finanzwissenschaftliche  Literatur  im  Wesentlichen  auf  die  Erörterung  ein- 
zelner Gegenstände  dieses  1.  Buchs.  Im  Abriss  habe  ich  jüngst  in  der  Abb.  X, 
B.  11  d.  Schön  borg 'sehen  Handb.  der  Polit.  Oekon.  ,,  Ordnung  d.  Fin.wirthsch.'' 
{S,  413—433)  den  grOssten  Theil  des  Themas  behandelt. 

§.  31.  Einleitung.  Hier  sind  folgende  Gegenstände  zu  be- 
handeln. 

I.  Es  ist  die  Einwirkung  darzulegen,  welche  der  Staat  als 
Gesammtwirthschaft  und  Hauptorgan  des  zwangs- 
gemeinwirthschaftlicfaen  Systems  auf  die  Gestaltung  und 
Entwicklung  der  Finanzwirtbschaft  ausübt.    (Kapitel  1). 

II.  Es  ist  neben  dem  eigentlichen  Staatshaushalte  das  Finanz- 
wesen einmal  der  Staatenverbindungen,  zu  denen  ein  Staat 
vOlker-  oder  staatsrechtlich  gehören  kann,  sodann  der  kleineren 
räumlichen  Zwangsgemeinwirthschaflen  oder  der  Selbstverwal- 
tungskörper, besonders  der  Provinz,  des  Kreises,  der  Gemeinde, 
ins  Auge  zu  fassen,  mit  welchen  allen  sich  der  Staat  in  die  Auf- 
gaben des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems  tbeilt.   (Kap.  2). 

III.  Es  sind  oberste  Grundsätze  für  die  materielle 
Ordnung  des  Staatshaushalts,  (bez.  auch  der  übrigen  öffent- 
lichen Haushalte),  insbesondere  für  die  Sicherung  des  Gleich- 
gewichts in  demselben  und  damit  eine  Theorie  der  Deckung 
des  Finanzbedarfs  aufzustellen.    (Kapitel  3). 

IV.  Es  ist  die  formelle  Ordnung  des  öffentlichen, 
besonders  des  Staatshaushalts  darzustellen,  mit  besonderer  Rück- 
sicht auf  dieprincipiellen  Fragen,  welche  dabei  auftauchen,  und 
als  solche  eine  finanzwissenschaftliche,  ni(iht  blods  eine 
öffentlich-  oder  verwaltungsrechtliche  Bedeutung  haben.    (Kap.  4). 
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Erstes  Kapitel. 

Me  FhuMUEwlrthsehaft  in  Ihrer  AbkSnglgkeit  rem  Gtüng  des 
Offlmtlldieii,  "besonders  des  Staatslebens. 

Per  Gegenstand  dieses  Kapitels  findet  seine  tiefere  fiegrOndong  nicht  hier,  sondeca 
im  grondlegenden  Tbeil  der  Politischen  Oekonomie.  Hier  in  der  Finanzwissenschaft 
mi  daraus  nur  einige  Folgernngen  for  das  Finanzwesen  abzuleiten.  S.  bes.  meine 
Gnudlegong,  L  Abtb.  Kap.  4  und  Kap.  8  Uapptabschn.  4  (^.  150—160).  Sonst  die 
Liter,  ober  Yerwaltnngslehre,  nam.  Stein'»  grosses  Work  und  sein  ««Handbuch'*; 
io  Abrias  £.  Meier«  in  v.  HoUzendorffs  Encyd.  d.  Becbtswissensch.  8.  u.  4.  A. 

§.  32.  Die  Fiaanzwirthscbaft  hat  dem  Staate  diesaehlichen 
HUfsmittel  (Sachgtiter,  Geld)  zn  beschaffen,  welche  dieser  zu 
aeiiier  Fanction  als  Gesammtwirthschaft  bedarf  (§.  1  ff.).  Darans 
folgt  mit  Noth wendigkeit,  dass  der  äussere  Umfang  der  Finanz- 
wirthschaft  von  dem  Umfang  und  der  Art  der  jeweiligen  Aufgaben 
und  Tfaätigkeken  des  Staats  bestimmt  wird.  Und  wesentlich  das- 
selbe gilt  von  den  Hansbalten  der  übrigen  öffentiichen  Körper. 

Namentlich  ist  die  Ausgabe  wirthschaft  des  Finanzwesens  unmittelbar  ab- 
Hiagig  Tom  Umfang  und  Inhalt  der  Staatsthlltigkeit:  der  Finanzbedarf  gestaltet,  bewegt 
Qod  federt  sich  nach  dieser  Thütigkcit.  Die  Einthcilung  der  aUgomeinen  Zwecke 
«ad  einzelnen  Aufgaben  des  Staaü>  ist  daher  auch  Ton  selost  die  Grundlage  der  Kiii- 
tbdkng  des  Finanzbedarfs.  Die  Gestaltung  und  Eintheilnng  dieses  Bedarfs  ist  aus 
diesem  Qmnde  an  und  für  sich  auch  nicht  in  der  Finanzwissenschaft«  sondern  in  der 
Staats-«  bez.  der  StaatSTerwaltungsIehre  und  der  Allgemeinen  Yoikswirthschaftslehre 
21  b^g runden.  Sie  muss  daraus  hier  in  die  Finanzlehre  herüber  genommen  werden 
QDd  dieser  zum  Ausgangspunct  dienen.  Aber  in  der  Finanzwissenschaft  selbst  sind 
<^uui  nur  die  finanziellen  Co n Sequenzen  aus  der  Gestaltung  und  Weiterentwicklung 
der  S^aatstb&tigk^ic  zu  ziehen. 

In  dieser  Hinsicht  sind  es  drei  Pancte  aus  der  rolkswirth'* 
schafUiqben  Betrachtung  des  zwangsgemeinwirtbscbaftlicben  Systems 
Oberhaupt  und  des  Staats  speciell,  von  welchen  die  Finanzwissen* 
Schaft  besonders  Act  zu  nehmen  bat. 

1.  Die  Zwecke  und  Aufgaben  des  Staats  (bez.  der  sonstigen 
öffentlichen  Körper)  und  dieses  Systems  und  die  zur  Durchfahrung 
vonnnehmenden  einzelnen  Thätigkeiten  (§.  33 — 35). 

2.  Das  Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  dieser 
Thätigkeiten  in  der  modernen  Culturwelt  (§.  36). 

3.  Das  Vorwalten  des  Präventivprincips  vor  dem 
K^ressivprincip  im  entwickelten  Staatsleben  (§.  37). 

1.  —  §.  33.  A.  Das  zwangsgemeinwirthscbaftliche  System  und 
in  ihm  der  Staat  (G.  §.  IM  ff.,  168  ff.)  speciell  haben  dufch 
eventaeU  zwangsweises  autoritatives  Eingreifen  das  Selbstinteresse 
der  Individuen  unter  die  Zwecke  der  menschlichen  Gemeinschaften 
in  bougen  und  dadurch  Existenzbedingungen  der  Gattung  und  des 
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Einzelnen  als  Mitglieds  der  Gattung,  Entwieklungsbedingnogen  der 
Volkswirthschaft  and  sittliehe  Zwecke  der  Gesammtheit  nnd  der 
Einzelnen  sicher  zu  stellen.  Der  Staat  und  jenes  System  treten 
dabei  in  eine  stets  veränderliche  Combination  mit  .dem  privat- 
wirtbschaftlichen  System.  Die  dorch  sie  herzustellenden  Leistungen 
lassen  sich  daher  nicht  endgiltig  feststellen.  FUr  die  Finanz- 
wirthschaft  folgt  daraus  der  wichtige  Schluss,  dass  auch  ftlr  ihren 
Umfang  und  ihre  Thätigkeit  keine  festen  Grenzen  zu  ziehen 
sind,  woraus  sich  die  Verkehrtheit  einer  grundsätzlichen 
Stabilität  der  Einnahmen  und  der  ausschliesslichen  An- 
weisung des  Staats  auf  unbewegliche  oder  wenig  be- 
wegliche Einnahmearten,  sowie  die  bloss  rela^tive  Bedeutung 
des  Grundsatzes  der  Sparsamkeit  im  öffentlichen  Haushalte  er- 
giebt.    (G.  §.  163,  u.  u.  §.  34,  36). 

Die  einzelnen  Leistungen  des  Staats  lassen  sich  unter 
die  beiden  organisch  verbundenen  Staatszwecke,  den  Rechts- 
und Machtzweck  und  den  Cnltur-  und  Wohlfahrtszweck, 
einreihen  (G.  §.  165  ff.).  Die  Verwii^k liebung  dieser  Zwecke  im 
Leben  des  Staats  fühit  zu  einem  System  von  Leistungen,  welches 
zugleich  zu  einem  System  der  Ausgaben  der  Finanzwirthsehaft 
oder  zu  einem  System  des  Finanzbedarfs  wird.  Als  Durch- 
ffihrungsmittel  der  Staatszwecke  erscheinen  die  verfassungs- 
massige  oberste  Centralleitnng  oder  oberste  Handba1)nng 
der  Staatsgewalt,  sodann  die  Finanzverwaltung,  welche 
ihrerseits  nur  Mittel  für  die  Staatszwecke  sind. 

Batf  thciltdie  Ausgaben  in  solche  aus  dor  .^Verfassung''  und  in  ,,Regierungs- 
aosgaben''  ein  (5.  Aasg.  §.  42),  und  rechnet  zu  den  elfteren  die  Ausgaben  for  den 
Hof  und  die  Volksvertretung.  Die  Rogierungsansgahen  (§.  43)  gliedert  er  dann 
materiell  nach  den  Staatdzwecken.  In  der  6.  Ausgabe  (§  42;  4.H,  48c)  habe  ich  diese 
Ausdrücke  noch  beibehalten.  Sie  lassen  sich  indessen  kaum. billigen.  Auch  diesogeo. 
RcgieruMgsausgaben  sind  verfassungsmässige. 

Im  modernen  Staate  ergiebt  sich  alsdann  folgendes  System 
der  Ausgabewirthsohaft  oder  des  Finanzbedarfs. 

1.  Bedarf  für  die  verfassungsmässige  oberste  Cen- 
tralleit^ing,  insbesondere  ilir  die  obersten  Leiter  des  Staats 
(d.  i.  in  Monarehieen  für  den  Fürsten  und  seinen  Hof),  fUr 
die  Volksvertretung  und  für  die  obersten  Staatskörper 
(Staatsrath,  Ministerrath,  „Staatsministerium'^. 

^      ■  Streng  genommen  wäre  dieser  Bedarf  auf  denjenigen  der  anderen  Gebiete  mit 

zu  vertheilen«  weil  die  oberste  Leitung  des  Staats  schliesslich  nur  das  Mittel  zur  Reali- 

sirung  der  beiden  organischen  Staatszwecke  ist.  Der  Übrige  Theil  der  Ausjg^abea  für 

die  GoQtralleituDg  schliesst  sich  unmittelbar  an  die  Thäiigkeiten  •  zur  Durolifahiting 
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d«r  beideo  Staatszwficke  und  an  die  Finanzrenraltang  aa,  repartirt  sich  also  demgemäsa 
fleich  richtig.  In  der  verfassungsmässigen  obersten  Centralleitung  liegt 
die  BOigschaft  fQr  die  nothwendige  harmonische  innere  Vereinigung  des  Rechts-  und 
Clütarzwecks  des  Staats. 

2.  Bedarf  zur  Durchitlhning  des  Rechts-  und  Hachtzwecks. 
Die  hierher  gehörigen  StaatsleistuDgen  lassen  sich  wieder  in  ein- 
zelne Classen  zusammenfassen,  welchen  bestimmte  Verwal- 
tangsabtheilungen  (Ministerien)  zu  entsprechen  pflegen. 
Nach  letzteren  theilen  sich  daher  dann  wieder  die  betreffenden 
Finanzbedarfsquoten.    Hierher  gehören 

a)  die  Justiz  (CItU- und  Criminaljustiz  nebst  Strafanstalts- 
wcsen); 

b)  die  (Sicherheits-)  Polizei  (i.  e.  S.),  ein  Theil  des 
sogen.  „Inneren^'. 

Die  Bessorts  von  Justiz,  Polizei,  Innerer  Yerraltung  (ä.  unter  Nr.  8)  sind  in 
den  einzelnen  Staaten  verschieden  begrenzt,  auch  findet  nicht  selten  ein  Wechsel  darin 
statt  Die  Gensdarmerie ,  das  Gefängnissweseu ,  die  Strafanstalten  stehen  bald  hier, 
bald  dort,  inPrenssenz.  B.  die  Polizeiveriiraltung,  die  Landgensdarmerie,  die  Straf- 
anstalten beim  Ministerium  des  Innern;  beim  Justizministerium  die  Gerichtshöfe  und 
die  Gefängnissverwaltung.  In  Bai  er n  Strafanstalten  beim  Justizministerium,  Polizei, 
Geosdannerie  beim  Minist,  d.  Innern.  In  0 esterreich  gab  es  in  der  centralist 
Periode  zeitweise  eine  oberste  Polizeibehörde  in  einer  den  Ministerien  coordinirten 
Steüung,  später  ein  Polizeiministerium.  Jetzt  steht  in  West-Oesterreich  die  Gens- 
darnerie  in  dem  bes.  „Min.  der  Laudesvertheidigung^*  (woneben  das  Reichs^ 
kriegsmin.  f.  beide  Reichshälflen  gemeinsam),  die  Polizei  ressortirt  z.  Min.  d.  Innern. 

c)  Die  diplomatische  und  consularische  Vertretung 
im  Auslande  (^^Answärtiges^O»  welche  neben  dem  Zweck  des 
Rechtsschutzes  der  Staatsangehörigen  im  Auslande  auch  noch  den 
Interessen  der  wirthschaftlichen  Wohlfahrt  dient  und  insofern  zum 
Theil  zu  den  Leistungen  behufs  Durchflihrung  des  Culturzwecks 
des  Staats  gehört; 

Ber  diplomatische  Dienst  steht  regelmässig  unter  dem  Minist,  des  Auswärtigen, 
das  Consulatswesen  meistens  auch  (im  Norddeutschen  Bunde  im  Bundesetat,  im  Deutschen 
Reich  büm  Ausw.  Amt),  mitunter  unter  dem  Minist  d.  Handels,  z.  B.  zeitweise  in 
O^iterreich,  jetzt  auch  hier  in  dem  (gemeinsamen)  Minist,  d.  Aeussem. 

d)  Das  Militärwesen  (bewaflfhete  Macht,  Heer  und  Flotte). 

Für  Heer  und  Flotte  bestehen  zwei  getrennte  Ministerien  in  den  meisten  Staaten 
■U  Marinewesen ;  in  Frankreich  umfasst  das  Marinem inisterium  die  Colonien  mit. 

Justiz, und  Polizei  bezwecken  den  Rechtsschutz  im  Innern  des  Staats,  diplo- 
BMtiscbe  und  consularische  Vertretung  denjenigen  ausserhalb  des  Staats.  Yomemlich, 
doch  nicht  aasBchliessUcb,  gilt  Letzteres  auch  vom  Militärwesen. 

3.  Finanzbedarf  zur  Durchführung  des  Cultur-  und  Wohl- 
fftbrtszwecks.  Die  hierher  gehörigen  Staatsleistungen  erfüllen 
das  grosse  Gebiet,  wdefaes  man  mit  einem  gemeinsamen  Namen 
tls  dasjenige  der  Inneren  Verwaltung  (L  w.  S.)  bezeichnen 
luum,  ~  ein  Gebiet,  welches  sich  gerade  im  modernen  Staat  immer 

A.  Wagner,  Finannriitsengchaft.     L    3.  Aufl.  5 
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mehr  ausdehnt,  daher  immer  neae  Aufgaben  zn  lösen  giebt  und 
dafür  immer  grössere  Mittel  beansprucht. 

Die  einzelnoD  Thätigkeiten  und  Leistungen  lassen  sich  Öfters  nicht  scharf  Ton 
denjenigen  zur  Durchführung  des  Becbtszwecks  trennen,  z.  B.  von  denen  im  Gebiete 
der  ,,Polizei'\  Die  ««allgemeine  Landesverwaltung*'  (s.  unter  a)  unter  dem 
Ministerium  des  Inneren  dient  beiden  Staatszivecken  zugleich.  Im  Einzelnen  bieten 
sich  ferner  manche  Schirierigkeiten  fur  die  Einreibung  in  Classen  und  Ver- 
waltungsabtheilungon  (Ministerien).  In  den  einzelnen  Staaten  und  zu  verschiedenen 
Zeiten  bestehen  daher  auch  nicht  unbedeutende  Verschiedenheiten  in  der  Begrenzung 
der  sogen.  Ressorts.  Auch  zwischen  der  Inneren  Verwaltung  (in  diesem  allgcmciBen 
Sinn)  einer-  und  der  Justiz  und  Polizei  andererseits  sind  die  Thätigkeiten  in  unseren 
Cultnrstaaten  nicht  immer  gleichmässig  abgetheilt.  Ein  absolutes  Princip  für  die 
richtige  Eintheilung  giebt  es  auch  nicht,  sondern  die  Gestaltung  dieser  grossen  Gebiete 
der  Staatsthätigkeit,  ihr  Verhältniss  zu  einander  und  die  Eingliederung  der  speriellen 
Thfttigkeiten  in  jedes  Gebiet  unteriiegen  selbst  wieder  einem  niemals  still  stehenden 
geschichtlichen  EntwicUnngsprocess.  Für  die  Gegenwart  können  in  den  west- 
europäischen Cultnrstaaten  etwa  folgende  drei  Gebiete  und  demgemäss  Be- 
darfisquoten  unterschieden  werden.  (G.  §.  169). 

a)  Die  Innere  Verwaltung  im  engeren  Sinne:  derjenige 
Theil  des  Geschäftsgebiets  des  sogen.  Ministeriums  des  Inneren, 
welcher  sich  nicht  anf  Rechtsschntzthätigkeiten,  Sicherheitspolizei 
noch  auf  volkswirthschaftliche  Fürsorge,  Cnltas  und  Volksbildnngs- 
wesen  bezieht.  Daher  rechnen  wir  hierher  die  amtliche  Statistik, 
das  öffentliche  Gesundheitswesen,  das  Hilfs-  und  Armenwesen 
(öffentliche  Wohlthätigkeit)  n.  s.  w.  Einige  dieser  Zweige  sind  in 
der  Praxis  öfters  mit  der  Polizeiverwaltung  verbunden.  Femer 
gehört  hierher  die  allgemeine  Landesverwaltung,  soweit  sie  Staats- 
verwaltung ist  und  auf  Staatskosten  erfolgt,  nebst  der  Oberaufsicht 
über  die  Verwaltung  der  Selbstverwaltungskörper. 

In  Preusscn  steht  z.  B.  d.  amtl.  Statist,  metcorol.  Instit.  das  Vcrwaltungs- 
fcerichtswesen,  die  Deputation  f.  d.  Heimathwesen,  die  staatlichen  Ausgaben  f.  d. 
Standesämter,  die  Verwaltung  der  öfientl.  Amtsblätter  u.  s.  w.,  Wohlthätigkeit  im 
Ministerium  d.  Innern,  ausserdem  d.  landrathl.  Behörden,  Acmtcr,  Landdrost,  u.  d. 
unter  N.  2  mit  genannten  Zweige.  Das  Gesundheitswesen  im  Unterrichtsministerium. 
In  Bai  er n  Etat  für  Gesundheit,  Wohlthätigkeit,  Sicherheit,  gew.  Districtsstrassen  im 
Minist,  d.  Innern. 

b)  Die  volkswirthschaftliche  Verwaltung.  Dahin 
gehören  wichtige  Zweige  aus  dem  üblichen  Ressort  des  Ministe- 
riums des  Innern,  so  alles  Das,  was  man  die  Verwaltung  oder 
Handhabung  der  (materiell-)  wirtbschaftlichen  Rechts- 
ordnung nennen  kann.  Die  Feststellung  dieser  Ordnung  ge- 
hört zum  Rechtszwecke.  Der  Staat  übt  hier  „  V  o  1  k  s  w  i  r  t  h  s  c  h  a  f t  s  - 
pflege^^  im  Gebiete  der  privatwirthschaftlichen  Thätig- 
keit  (Ackerbau,  Bergbau,  Gewerbe,  Handel  u.  s.  w.).  Femer  ist 
dieser  Verwaltungstweig  regelmässig  verbunden  mit  der  gänzlichen 
oder  theilweisen  Uebernahme  gewisser  allgemeiner,  die 
game   Volkswirthschaft   angehenden    Angelegenheiten    auf  den 
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Staat  Diese  ADgelegenheiten  können  unter  dem  Namen  des 
^Verkehrswesens''  znsammengefasst  werden  nnd  es  gehört 
dahiD  besonders:  Maass  nnd  Gewicht,  Münze,  Bank-,  Versichernngs-, 
Commnnications-  nnd  Transportwesen.  In  unseren  Staaten  sind  die 
hierher  gehörigen  Thätigkeiten  theils  dem  allgemeinen  Ministerium 
des  Innern,  theils  Specialministerien  der  Landeseultur ,  der  Land- 
wirthschaft,  des  Handels,  der  Gewerbe  und  öffentlichen  Arbeiten, 
der  Communicationen  u.  s.  w.,  Einzelnes  auch  wohl  noch  dem 
Fmanzministerium  übertragen. 

Die  Zusammen  fassang  dieser  Th&tigkeiten  in  einem  ,,  Ministerium  der  Volks- 
Tirthschaft'\  wie  eine  Zeitlang  in  Oesterreich,  schien  Manches  für  sich  zu  haben, 
statt  der  jetzigen  Zersplitterung,  wo  drei  oder  vier  Ministerien  in  enge  verwandten 
Stehen  entscheiden  oder  die  Vermeilung  der  einzelnen  Gegenstände  unter  sie  ziemlich  will- 
kohrlich  erfolgt,  —  wenn  nicht  der  Ressort  zu  gross  wUrde!  —  Das  ««Handelsministerium'* 
mehrfach  eine  neue  Schöpfung,  z.  B.  in  Preussen  i.  J.  1848,  Verordn.  v.  17.  Apr. 
als  Minist  d.  Handels,  der  Gewerbe  u.  Oft'cntl.  Arb.  vom  Ministerium  des  Innern, 
der  Finanzen  losgetrennt  Neuerdings  Veränderungen  in  der  Gestaltung  und  in  den 
Renorts  dieser  Ministerien.  Neben  einem  jetzt  auf  einen  nur  noch  kleinen  eigenen, 
Tomemjich  die  Angelegenheiten  v.  Handel  und  Gewerbe  umfassenden  Gesohäftskreis 
beschriakten  ,3iün.  fOr  Gewerbe  und  Handel''  (worin  u.  A.  auch  die  Kavigat^schulen) 
eia  besondres  ,Jdin.  d.  OffentL  Arbeiten''  (mit  der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen^ 
iler  sonstigen  Bauverwaltung  [Wasserbau  u.  s.  w.],  dem  Staats-  Berg-  u.  Hüttenwesen), 
üo  besonderes  „Min.  f.  Landwirthech.,  Dom&nen  u.  Forsten"  (letzteres  beides  früher 
bdm  Finanzministerium)  (Eri.  v.  7.  Aug.  1878,  Ges.  v.  13.  März  1879).  —  In  (West-) 
Oesterreich  jetzt  im  Min.  d.  Inneren  auch  der  Staatsbaudienst,  die  Polizei,  im 
Handelsmiiisterium  Post,  Telegraphen,  Staatsbahacn,  im  Aokerbauministerium  die 
Domänen,  Forsten,  Bergwerke  des  Staats.  —  In  Baiern  im  Min.  d.  Inneren  eine 
AbtbeiL  f.  Landwirthsch.,  Gewerbe,  Handel.  —  In  Frankreich  (unter  dem  Kaiser- 
duA  u.  jetzt  unter  d.  Republik)  ein  besond.  Minist  der  öfieotL  Arbeiten  (mit  Strasaeo- 
bau,  Eisenbahnen,  inn.  SchifJOfahrt,  Häfen,  Staatsbauten)  und  ein  anderes  gemeinsames 
fttr  Ackerbau  u.  Handel.  —  In  Russland  ein  Minist,  der  Wege  u.  Verkehrsanstalten 
(t  Eisenbahnen,  Landstrassen,  Kanäle,  Flösse,  wogegen  Posten  u.  Telegraphen  Abtbeil, 
f.  sich). 

c)  Die  Verwaltung  des  Unterrichts-  und  Biidungs- 
wesens  sowie  des  öffentlichen  Cultus.  Hierhin  gehört  das 
Cnltns-  und  Unterrichtsministerium  mit  seinem  üblichen  Rq^ort. 

In  kleiBeren  Staaten   etwa  eino  Abtheilung  des  Minist,  des  Innern,  z.  B.   in 
Baden.    In  Baiern  ein  allgeoi.  Minist,  d.  Innern  u.  ein  anderes  Minist,  d.  Innern 
f&i  Kirchen-  nnd   Schulangelegenheiten.    In    Frankreich  ein   Minist   des  Ofientl. 
Cvlerriclits  n.  matn  K^»oleon  III.  ein  gemeinsames  far  Justiz  u.  Cultus ;  später  bildeten 
Cultus,  Dntenirht  u.  schOne  Künste  ein  Minist  zusammen,  jetzt  ist  der  Cultus  davon 
abgezweigt  und  unter  d.   Min.  d.  Inneren  gestellt    lu  Preussen  ein  Minist  der 
geistlichen,  Unterrichts-  und  Mediciualangelegenbeiten.     In  Rnssland  ein  Minist, 
der  Yolksauf klirung  u.  der  Ressort  des  heil.  Synod  (für  d.  griech.  orthod.  Kirche).  — 
ßnzehe  Zweige  befinden  sich  mitunter  bei  anderen  Ministerien,  z.  B.  die  Öffentlichen 
Kusstsamm hingen ,  Bibliotheken,  Theater,  die  etwa  unter  einem  Ministerium  des  K. 
Haases  oder  der  schönen  KUnste  (so  im  Kais.  Frankreich,  mit  Reichsarchiven  u.  A.  m.) 
stehen  oder  gewisse  Fachschulen  (etwa  bei  einem  der  volkswirthschaftlichen  Mini- 
sterien n.  8.  w.)    In  Preussen  z.  B.  die  Bau-  u.  Gewerbeakad.  in  Berlin,  d.  techn. 
Lernst,  in  d.  Provinzen  frtlher  unter  dem  Minist  des  Handels,  jetzt  im  Unterr.min., 
d.  landwirthsch.   Akad.  u.   Lehranstalten  sind  beim  Minist  d.  Landwirthschaft  ver- 
bßeben. 
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Mehrfach  knüpfen  sich  an  die  Staatsleistangen  auf  dem  Ge- 
biete des  Rechtsschatzes  and  der  Cnltur-  and  Wohlfahrtsfbrdemng 
Einnahmen,  namentlich  die  sog.  Gebühren  an.  Diese  Ein- 
nahmen sind  aber  nicht  der  Zweck,  dessentwegen  die  betreffende 
Staatsthätigkeit  erfolgt,  sondern  letztere  geschieht  behafs  Darch- 
fUhrung  der  vom  Staate  einmal  im  Interesse  der  G^sammtheit  über- 
nommenen Aafgaben,  also  aas  inneren  sachlichen,  volkswirthschaft- 
lichen,  socialpolitischen,  politischen,  nicht  aas  äasseren  finanziellen 
Gründen.  Der  Zweck  darf  anter  der  Benatzang  einer  solchen  Staats- 
thätigkeit als  Einnahmeqaelle  daher  aach  nicht  leiden.  Insofern 
mass  die  finanzielle  Rücksicht,  eine  Einnahme  za  erzielen,  bei  der 
Vornahme  dieser  Thätigkeiten  überhaupt  and  bei  der  Art  and  Weise, 
wie  sie  vorgenommen  werden,  hinter  die  Rücksicht  aaf  den  Zweck, 
dessentwegen  die  Thätigkeit  vom  Staate  übernommen  wird,  zarück- 
treten.  Einige  Staatsleistangen  auf  den  genannten  Gebieten  sind 
im  Folgenden  demnach  sowohl  bei  den  Ausgaben  als  bei  den  Ein- 
nahmen zu  berühren,  z.  B.  Justiz  (Kosten  und  Einnahmen,  Gebühren, 
Gerichtssporteln),  Schulen,  Strassen,  Post,  Münze  u.  s.  w. 

4.  Bedarf  iUr  die  Finanzverwaltung,  welche  im  Finanz- 
ministeriam  repräsentirt  wird.  Die  Finanz  Verwaltung  hat  die 
Anfgabe,  die  Mittel  zur  Führang  des  Staatshaashaltes  herbeizu- 
schaffen und  sie  den  einzelnen  Dienstzweigen  behufs  Ausführung 
der  diesen  im  Staatsleben  obliegenden  Functionen  znr  Verftlgang 
zu  stellen.  Sie  mass  za  diesem  Zwecke  bestimmte  Thätigkeiten 
aasüben,  welche  wiederum  nnr  Mittel  zur  Durchführung  dieser 
organischen  Staatszwecke  sind.  Die  Ausgaben,  welche  sich  an  die 
Thätigkeiten  der  Finanzverwaltung  knüpfen,  sind  theils  allge- 
meine, aus  der  Leitang  und  Organisation  des  Finanzwesens  im 
Ganaen  hervorgehende  (Centralleitung,  Etats-,  oberstes  Rechnungs-, 
Kassen-,  Controlwesen);  theils  specielle,  welche  sich  an  die  Er- 
hebung der  einzelnen  Einnahmen  oder  an  die  Verwal- 
tang  der  betreffenden  Einnahmezweige  anschliessen  und 
in  den  Abschnitten  vom  Privaterwerb  der  Regierung,  von  denStenern 
and  den  Staatsschulden  einzeln  mit  behandelt  werden. 

Genau  genommen  mUsBten  die  Ausgaben  für  die  Finanzrerwaltong  auf  die  Aus- 
gaben für  die  Durchführung  der  eigenUichen  Staatszwecke  repartirt  werden.  Denn 
offenbar  kostet  z.  B.  das  Militair,  die  Justiz  nicht  nur  das,  was  unmittelbar  dafür  reraos- 
gabt  wird,  sondern  noch  um  so  viel  mehr,  als  die  Beschaffung  der  Deckungsmittel 
für  die  Ausgaben  (an  Erhebungskosten  für  die  Steuern,  an  Zinsen  u.  s.  w.  far  die 
Schulden)  erheischt  Bei  der  Würdigung  der  Kosten  des  Rechtsschutzes,  namentlich 
des  Militairwesens,  ist  jedenfalls  daran  zu  denken,  dass,  von  den  neuen  Eisenbahn- 
schulden abgesehen,  notorisch   der  bei  Weitem  grOsste  Theil  der  Staatsschulden  aus 
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Kriegen  a.  s.  w,  herrflbrt,  die  laufenden  Ausgaben  für  die  Schuld  also  auf  jenes 
Gooto  mit  za  setzen  sind.  —  Der  Ressort  des  Finanzministeriums  umfasst  nicht  immer 
aOe  diejenigen  Zweige,  welche  ausschliesslich  oder  romemlich  Einnahmequellen  sind 
(im  Unterschied  von  den  Thfttigkeiten ,  an  die  sich  Gebühren-Einnahmen  kntlpfen). 
lo  Russland  besteht  z.  6.  noch  ein  besonderes  Ministerium  der  Dom&nen  neben  dem 
der  Finanzen.  Mehrfach  stehen  auch  solche  wichtige  Anstalten«  welche  fbr  den  Staat 
doch  woiigstens  Tomemlich  als  Einnahmequelle  in  Betracht  kommen,  unter  dem 
Handels-  oder  dem  Ministerium  der  öffentl.  Bauten,  auch  der  Landwirthsch.  S.  die 
Aogaben  o.  unter  3,  a.  In  dioRen  Ressortbegrenzungen  wird  allerdings  Öfters  passend 
dem  rolkswirthschafÜichen  neben  oder  vor  dem  finanziellen  Gesichtspunct  Rechnung 
getragen,  aber  Vieles  ist  doch  willkürlich  und  durch  ganz  zuf&llige  historische  Ent- 
wicklung bedingt  Die  OffentL  Schuld  steht  mitunter  unter  einer  selbständigen  höchsten 
Behörde  oder  anch  als  selbständiger  gestellte  Abtheilnng  im  Finanzminist  Ebenso  das 
oberste  Control-  u.  Rechnungswesen  (z.  B.  in  Oesterreich,  Russland,  in  Preussen  unter 
d.  Staatsminist.). 

§.  34.  —  B.  Die  Grandsätze  und  Gesicbtspuncte  für  die 
Feststellung  des  Bereichs  der  Staatstbätigkeit  im  All- 
gemeinen nnd  der  einzelnen  Leistungen,  durch  welche  die 
Slaatszwecke  ausgeführt  werden,  sind  nicht  in  der  Finanzwissen- 
schafl,  sondern  wieder  in  der  Staatslehre  und  Staatsverwaltungs- 
lehre nnd  soweit  der  Staat  als  Zwangsgemeinwirthschaft  erscheint, 
hn  grundlegenden  Theile  der  Allgemeinen  Volkswirthschaftslehre 
darzulegen. 

G.  §.  184—190.   Sch&ffle,  geseUsch.  Syst  2.  A.  Kap.  29,  31,  §.  185,  199. 

Da  jede  staatliche  und  jede  andere  zwangsgemeinwirthschaftliche ,  „öffentliche^ 
Thätigkeit  in  der  Regel  nothwendig  mit  einem  Finanzbedarf  oder  einer  Ausrabe  fQr 
sie  Tertmnden  ist,  so  folgt  daraus,  dass  die  FeststeUung  einer  solchen  Thätigkeit  und 
dtmit  des.  Ob  und  Wie  ihrer  Ansfthrung  zugleich  von  einer  Feststellung  des  Finanz- 
bedarfe  und,  implicite,  der  zu  dessen  Deckung  dienenden  Einnahmen  bedingt  ist.  Es 
eiklirt  sich  anf  diese  Weise  die  bekannte  und  wichtige  geschichtliche  Thatsache,  dass 
«üejenigen  Factoren,  welche  im  Staatsleben  (und  ebenso  im  Leben  andrer  öffentlicher 
Körper)  die  Finanzwirthschaft  beherrschen  oder  mit  bestimmen,  wie  die  Yolksvertre- 
mögen  (Parlamente,  St&nde),  neben  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt,  auch  im  Allgemeinen 
oad  im  Einzelnen  den  Bereich  der  Staatsth&tigkeit  feststellen,  selbst  wenn  ihnen  dazu 
die  onmittelbare  Competenz  abgeht 

Bei  diesem  antrennbaren  Zusammenhang  zwischen  Finanz- 
bedarf und  Staatsthätigkeit  mnss  die  Finanzwissenschaft  fUr  die 
Feststellnng  beider  folgende  drei  Forderungen  stellen: 
Organisation  einer  richtigen ,  unabhängigen  Finanzcontrole, 
Beachtong  des  Grundsatzes  der  Sparsamkeit  und  Beachtung 
des  Verhältnisses  des  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkommen. 

1.  Es  ist  eine  durch  die  Volksvertretung  auszuübende  wirksame 
Finanzcontrole  zu  verlangen,  damit  Umfang  und  Inhalt  der 
Staatsthfttigkeiten  und  daher  wiederum  die  Hohe  des  Finanzbedarfs 
richtig  und  sparsam  bestimmt  werde.  In  der  sog.  constitutio- 
nellcn  Budgetwirthschaft  liegt  hierfHr  die  —  wenigstens  ver- 
bütiiissmässig  —  beste  Garantie. 
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Regierung  and  Volksvertretung  rcpräsentiren  bier  in  mancher  Beziehung  die 
beiden  yerscbieidenen  Seiten  eines  Geschäftsabscblosses,  diQ  Eegienmg  die  des  An- 
gebots, die  Vertretung  die  der  Nachfrage  nach  den  Suatsleistungen.  Beider 
Urtbeile  über  Werth  und  Kosten  dieser  Leistungen  werden  leicht  auseinaBdergebeii. 
Die  Regierung  wird  mitunter  den  Werth,  d.  h.  die  Summe  von  Vortheilen  der  Staats- 
leistungen für  die  Bevölkerung  und  das  Gemeinwesen,  ttber-  und  die  Kosten,  d.  h.  die 
Opfer,  welche  die  Bevölkerung  in  den  Steuern  (und  in  der  damit  verbundenen  Be- 
lästigung) trägt,  unterschätzen;  umgekehrt  die  Volksvertretung.  Die  Regierung 
wird  auch  oft  geneigt  sein,  Staatsth&tigkeiten  Überhaupt  länger  beizubehalten,  statt  sie 
aufzugeben  oder  den  Privaten  zu  Uberiassen  (z.  B.  in  der  gewerblichen  Sphäre) ;  eine 
bestimmte  Verwaltungseiurichtung  unverändert  zu  erhalten,  statt  sie  zu  verbeasem 
(Princip  der  Stabilität  in  der  Verwaltungspolitik);  die  Staatsthätigkeiten  noch  weiter 
auszudehnen,  statt  den  Privaten  und  den  Vereinen  oder  doch  den  Gemeinden, 
Kreisen,  Provinzen  neu  herantretende  Aufgaben  zu  übertragen  (Princip  der  Staats- 
allmacht, der  Bevormundunjr,  der  Hypercen^isation);  oder  endlich  neue  Gebiete  der 
Staatsthätigkeit  nach  alter  Schablone  einzurichten.  In  allen  diesen  Dingen  wird  eine 
unabhängige,  gut  eingerichtete  Volksvertretung  sehr  häufig  den  entgegengesetzten 
Standpunct  einnehmen ,  das  Princip  des  Fortschritts  bekennen,  auf  Einschränkung  der 
Staatsthätigkeiten,  Reform  der  Verwaltung  hindrängen  und  gerade  dadurch  der  Re- 
gierung gegenüber  zu  einem  Organ  wirksamer  Finanzcontrole  werden.  Freilich  wird 
die  Volksvertretung  unter  dem  Einflasse  einseitiger  Zeitansichten  auch  leicht  in  die 
den  regierungsseitigen  entgegengesetzten  Fehler  Terfaüen,  der  Popularität  weg^ 
knauseni  oder  abstreichen ,  z.  B.  im  Militairetat  Aber  dennoch  besteht  eine  groese 
Wahrscheinlichkeit,  dass  aus  dem  Pactiren  der  Regierung  und  der  VoUcsvertrctang 
Gompromisse  hervorgehen,  durch  welche  das  Interesse  7on  Staat  und  Volk  in  der 
Bestimmung  der  Staatsthätigkeiten  und  des  daftUr  erforderlichen  Aufwandes  noch  am 
Besten  gewahrt  wird  und  namentlich  auch  der  Grundsatz  der  Sparsamkeit  zur  rich- 
tigen Geltung  kommt.  Der  leitende  Grundsatz  bei  der  Prüfung  muss  in  jedem  einzelnen 
Falle  sein:  jede  Staatsthätigkeit  oder  jede  Art  derselben  und  daher  jede  Ausgabe 
dafür  ist  zu  verwerfen,  welche  der  Gesammtheit  ein  höheres  Opfer  auferlegt,  ab  die 
betreffende  Staatsleistang  ihr  nützt  oder  werth  ist  (absolute  Verwerflichkeit)  oder 
als  sie  nothwend ig  kostet,  wenn  sie  ebenso  gut,  aber  billiger  von  den  Privaten. 
Vereinen  oder  anderen  Organen  für  öß'entliche  Zwecke,  wie  den  Gemeinden  u.  s.  w.. 
ausgeführt  werden  kann  (relative  Verwerflichkeit).  (S.  Schäffle,  Ges.  Syst.  d. 
menschl.  Wirthsch.,  2.  A.  §■  205,  216.  Im  absolutistischen  Staate  liegt  die  Gefahr  un- 
richtiger Bestimmung  der  Staatsthätigkeiten  und  geringerer  Sparaamiceit  näher,  doch 
kann  auch  hier  etwa  durch  einen  Staatsrath  und  durch  eine  richtige  Stellung  den 
Finanzministeriums  gegenüber  den  anderen  Ministerien  eine  Prüfungs-  und  Oontrol- 
instanz  geschaffen  weiden.  Die  preussischo  Finanzverwaltung  war  auch  in  der 
absolutistischen  Periode  sparsam  und  ausgezeichnet). 

Werth  und  Kosten  der  Staatsleistnngen  allgemein  und  einzeln  festzustellen, 
ist  freilich  schwierig.  Denn  bei  der  Immaterialität  und  Unverkäuflichkeit  der  meisten 
Leistungoi  (§,  ^)  kann  nicht  der  Tauschwerth,  sondern  nur  der  Gebrauchswerth  und 
auch  dieser  nur  sehr  allgemein  ermittelt  werden.  Und  selbst  die  Kosten  sind  schwer 
genau  zu  ermitteln,  weil  die  richtige  Repartition  der  vielen  gemeinsamen  Ausgabe- 
posten (für  die  gemeinsamen  Ccntralbehörden,  für  die  aufgenommenen  Staatsschulden, 
für  die  Erhebung  der  Steuern  u.  s.  w.)  sich  niemals  vollständig  durchführen  lässt. 
Erieichtert  wird  die  Aufgabe  in  der  Praxis  dadurch,  dass  die  Masse  der  alt- 
überkommenen Leistungen  überhaupt  kaum  ernstlich  in  Frage  steht  und 
nur  die  einzelnen  alten  wegfallenden  oder  neuen  hinzukommenden 
Thätigkeiten  auf  ihren  Werth  und  ihre  Kosten  zu  prüfen  sind. 

2.  Der  Grundsatz  der  Sparsamkeit  ist,  wie  für  jede  Wirth- 
schaft,  so  frttber  auch  für  die  Finanz wirthschaft  als  die  Hanpt- 
regel  ftlr  die  Ausgaben  bezeichnet  worden.  Dieae  wohlgemeinte, 
auch  von  Bau  getheiite  Auffassung  ist  indessen  in  dieser  Absolut- 
beit  bei  der  Bedingtheit  des  gesammten  Wirthschaftslebens  durch 
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den  Staat  nicht  haltbar.  y^Jener  Grundsatz  kann  niemals  eine 
absolute,  sondern  nur  eine  relative  nnd  Oberhaupt  nicht  die 
Bedeutung  haben,  dass  eine  Ausgabe  unbedingt  unterbleiben 
mQsste.  Denn  das  hängt  immer  von  dem  Zweck  derselben, 
daher  von  der  mit  ihr  herzustellenden  öffentlichen  Leistung  ab. 
Die  Sparsamkeit  kann  mithin  niemals  ein  leitender  Grundsatz 
des  Staatshaushalts  werden,  sondern  ist  bloss  eine  selbst- 
verständliche, aber  freilich  in  der  Praxis  oft  verletzte  Kingheits- 
regel in  Betreff  der  Durchführung  des  ökonomischen  Princips  im 
Staatshaushalte,  wie  in  jeder  Einzelwirthschnft.'^  (Q.  §.  163). 

Wenn  man  den  Gnindsatz  in  dieser  Bescbränkuni^  annimmt,  kann  man  mit  Ran 
sa^n:  ,«er  entspringt  aus  der  Bücksicht  auf  die  Beschränktheit  des  Vermögens  und 
Einkommens  im  Vergleich  mit  dem  grossen  Umfange  der  Bedürfnisse,  und  fordert 
eiae  rerstindige  Anordnung?  des  Aufwandes,  so  dass  mit  gleicher  Aufopferung  sach- 
licher Güter  der  grOsste  Erfolg,  oder,  was  dasselbe  sagt,  gleicher  Edolg  mit  dem 
geringsten  Guteraufwande  bewirkt  wird.  Die  Beobachtung  dieses  Grundsatzes  wird 
auch  nicht  allein  von  der  wirthschaftlichen  Klugheit,  sondern  auch  von  der  Gerech- 
tigkeit geboten.  Der  Staatsauf  wand  schm&lert,  ron  der  Kostenseite  betrachtet,  immer 
den  Gütergebrauch  der  Bürger,  es  mögen  nun  die  erforderlichen  Einkünfte  unmittel- 
bar ans  dem  Prirat?ermOgen  erhoben,  oder  gewisse  Erwerbsgeschäfte  den  Bürgern 
entzogen  nnd  yon  der  Regierung  betrieben  werden.  Staatsbürgern  dürfen  aber  nur 
jdche  Lasten  aufgelegt  werden,  welche  zur  Erreichung  der  Staatszwecke  dienen,  und 
die  Staatsgewalt  ist  zu  keinem  Aufwände  befugt,  der  nicht  zur  Befriedigung  eines 
solchen  StMtsbedürfnisses  beiträgt/'  Rau,  Fin.  I,  §.  2S,  übrigens  erkennt  er  in  §.  3S 
idhst  schon  die  Relativität  des  Sparsamkcitsprincips  an.  Beredte  Entwicklung 
jenes  Satzes  bei  Necker,  Admin.  des  fin.  de  la  France,  I,  30  der  1.  Ausg.  —  Von 
den  altem  Schrifbtellern  nimmt  Bodin  grosse  Luxusbauten  in  Schutz,  empfiehlt  aber 
doch  ein  verständiges  Maas  derselben  und  der  fürstlichen  Geschenke.  Gregoriu^ 
iKap.  VUI,  Abs.  IL)  eifert  strenger  gegen  die  Verschwendung  und  den  Prunk  der 
üöfe,  noch  stärker  Besold,  S.  10  iT..  Diese  Beiden  tragen  die  Lehren  der  Sparsam- 
keit in  dem  Abschnitt  von  der  Erhaltung  des  Staatsvermögens  vor,  couservatio 
lerarii  (Rau).  —  Zu  einseitige  Betonung  der  „Sparsamkeit*'  als  leitender  Grundsatz 
der  Finanzpolitik  bei  einzelnen  Theoretikern  der  neueren  Katök. ,  z.  B.  J.  B.  Say 
(traiti,  1.  3,  eh.  6,  cours  p.  8,  eh.  1),  wo  die  „öffentlichen  Ausgaben"  als  „Consum- 
tJoaen"*  betrachtet  werden;  ähnliche  Tendenzen  bei  manchen  Parlamentariern.  — 
Ueber  die  freilich  durchaus  falsche  Ansicht,  die  Staatsansgaben  könnten  überhaupt 
ohne  Nachtheil  beliebig  vermehrt  werden,  wenn  nur  „das  Geld  wieder  unter  die  Leute 
komme '%  was  ja  eigentlich  fast  immer  geschehe,  eine  Art  mercantilistischen  Irr- 
thofflä,  8.  Rau,  Fin.  I,  §.  29,  30  u.  danach  meine  2.  A.,  S.  63.  Eine  ähnUche  Be- 
richtigang  giebt  Say  a.  a.  0.,  auch  cours  p.  7,  eh.  13.  Nur  wenn  die  Dienste,  welche 
mit  dem  (klde  bezahlt  werden,  wirklich  productiv  sind,  liegt  ein  Ersatz  der  durch 
Steuern  u.  s.  w.  herangezogenen  Güter  für  die  ganze  Volkswirthschaft  vor.  Die  Aus- 
gaben, welche  die  Beamten  u.  s.  w.  aus  ihrem  Gehalte  bestreiten,  vertreten  aber 
keine  neue,  sondern  nur  eine  veränderte  Nachfrage  nach  Sachgütern  und  Diensten 
verglichen  mit  den  Ausgaben,  welche  die  Besteuerten  ohne  die  Besteuerung  hätten 
machen  können. 

Man  kann  dann  mit  Rau  (§.  32)  ans  dem  Grundsatze  der 
i:)par8amkeit  folgern:  ,yEs  darf  keine  Ausgabe  ohne  einen  dem 
Gemeinwohle  angehörenden  Zweck,  also  ttlr  irgend  eine  Privat- 
absicht oder  blosse  Privatvortheile,  vorgenommen  werden,  ein  Satz, 
dessen  Riebtigkeit  ausser  Zweifel  steht,  dessen  Anerkennung  und 
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Darchftthning  aber  früher  schwer  zu  bewirken  war,  so  z.  B.  hin- 
sichtlicb  der  sog.  Sinecnren,  der  Amtsstellen  mit  Besoldungen 
ohne  Dienstgeschäfte.  In  Grossbritannien  sind  dieselben  in 
neuerer  Zeit  abgeschafft  worden.  Anfang  dieses  Jahrhunderts  soll 
ihr  Betrag  dort  noch  an  360,000  Pf.  St  gewesen  sein.  —  Man 
darf  femer  auf  minder  wichtige  Zwecke  keine  Summe  verwenden, 
welche  zur  Bestreitung  einer  dringenderen  Ausgabe  nöthig  ist 
Ueberhaupt  soll  wegen  der  Unmöglichkeit ,  flir  alles  Ntitzliche  in 
einem  gegebenen  Augenblicke  zureichende  Mittel  zu  finden,  möglichst 
eine  solche  Gleichförmigkeit  in  den  verschiedenen  Regierungszweigen 
beobachtet  werden,  dass  gleich  wichtige  Zwecke  zugleich  besorgt 
werden  und  leichter  verschiebliche  Ausgaben  erst  nach  der  Deckung 
der  wichtigeren  an  die  Reihe  kommen'^  —  Endlich  muss  im  ein- 
zelnen Falle  mit  den  geringst  möglichen  Kosten  gewirtbschaftet 
werden,  wobei  jedoch  nicht  allein  der  Vortheil  des  Augenblicks, 
sondern  auch  derjenige  der  längeren  Periode  zu  berücksichtigen  ist. 
§.  35.  —  3.  DieBeachtung  des  Verhältnisses  des  Finanz- 
bedarfs  (des  Staats,  wie  der  anderen  öffentlichen  Körper)  zum 
Volkseinkommen  ist  stets  ein  hochwichtiges  Postulat  richtiger 
Finanzpolitik,  auf  welches  die  Finanzwissenschaft  eindringlich  hin- 
weisen muss.  Aber  von  vorneherein  muss  man  sich  darüber  klar 
sein,  dass  sich  ein  Grundsatz,  welche  Höhe  der  gesammte  Staatsauf- 
wand, —  ganz  allgemein  genommen  oder  in  einem  bestimmten 
Staate  zur  bestimmten  Zeit,  absolut  dem  Betrage  an  Geld 
oder  wirtschaftlichen  Gütern  nach  oder  als  Quote  des  Volksein- 
kommens,  —  erreichen  darf,  offenbar  nicht  aufstellen  lässt  Die 
früheren  Versuche,  hierfür  bestimmte  Zahlensätze  oder  unüber- 
schreitbare  Quoten  des  Volkseinkommens  zu  ermitteln,  sind  daher 
auch  immer  missglückt  Sie  beruhen  auf  einer  falschen,  mechanischen 
und  äusserlichen  statt  einer  richtigen  organischen  Auffassung  des 
Verhältnisses  des  Staats  zur  Volkswirthschaft. 

Mnrhard,  Theor.  n.  Pol.  d.  Bestenerang,  S.  110,  Parieu,  Theor.  des  imp^ts 
I.  87,  Hock,  Oeff.  Abgaben,  S.  34,  und  die  dort  citirten  Schätzungen  von  Bosch, 
Bielefeld,  Jnsti  (rergl.  tlber  ihn  Röscher,  Gesch.  d.  Kationalökon.  S.  463),  Politz, 
Schmalz  n.  A.  m.  Man  ging  von  ^/,o  bis  ^/,o  des  Volkseinkommens.  Selbst  Hock 
glanbt  aber  doch  noch  sagen  zu  dürfen:  „Wir  würden  ein  Steuersystem,  das  jährlich 
mehr  als  \b^l^  des  freien  Einkommens  des  Volkes  kostet,  schon  für  zu  hoch  halten .*' 
Schon  hält  den  Nationalcharacter  und  die  Staatsform  (letztere  auch  schon  Justi)  für 
entscheidend  für  die  mögliche  Höhe. 

Zu  betouen  ist  nur,  dass  weder  der  Werthnoch  die 
Kosten  einer  Staatsleistung  für  sich,  sondern  immer  nur  beide 
zusammen  bei  der  Beurtheilung  der  absoluten  und  relativen  Höhe 
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der  Ausgabe  zu  berücksichtigen  sind.  Daher  dürfen  nicht  bloss 
politische,  aas  dem  Wesen  des  Staats  hergenommene,  aber  anch 
nicht  ansschliesslich  privatwirthschaftliche  Erwägungen  ent- 
scheiden. Als  Regel  kann  der  Satz  gelten:  je  grösser  der 
nnmittelbar  ökonomische  Werth  einer  Staatsleistang  —  der 
aber  erheblich  weiter  als  gewöhnlich  za  fassen  — ,  je  mehr  die 
Leistung  die  Prodnctionskraft  Aller  fördert  and  je  grösser 
das  absolute  freie  Volkseinkommen,  d.  h.  im  Sinne  Boscher's 
dasjenige,  welches  nach  Befriedigung  der  nothwendigsten  (materiellen) 
Bedttrfnisse  der  Bevölkerung  ttbrig  bleibt,  (6.  §.  85)  ist,  endlich 
ein  je  grösserer  Theil  der  reinen  Staatseinnahme  aus  dem 
Privaterwerb  des  Staates,  nicht  aus  Steuern  herrührt,  desto 
höher  kann  auch  der  Staatsaufwand,  absolut  und  als  Quote 
dieses  Einkommens,  sem. 

Dia  Aneritennnng  des  Ökonomischen  Werths  einer  Staatsleistang  in  weiterem 
Mttsse  folgt  schon  aas  der  Aaffassnng  der  Dienstleistangen  mit  als  wirthschaftliche 
<rflter  (abweichend  von  Raa)  oder  der  sogen.  Prodactivität  dieser  Leistungen.  (Vgl 
Wagner.  G.  §.  16—20.)  Besonders  wichtig  zeigt  es  sich  z-.  B,  in  der  Militair- 
frag;e,  so  weit  dies  eine  ?olkswirthschaftliche  nnd  finanzielle  ist.  Das  Weltgeschichte 
Üche  Beispiel  Prenssens  dient  als  Beleg.  Namentlich  in  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht, wenn  sie  ernst,  wie  in  Preossen,  durchgeführt  ist,  muss  sicherlich  auch 
«üus  grossartige  Schalung  der  männlichen  Bevölkerung  erkannt  werden,  die  der 
letzteren  dauernd  zu  Gute  kommt.  Dem  Militairbudget  klebt  daher  mehr  ökonomischer 
Notzeffect  auch  in  dieser  Beziehung  an,  als  man  oft  denkt  Der  rolkswirthschafUiche 
Fortschritt  Preussens,  der  auch  im  tbrigen  Deutschland  kaum  eine  Parallele  findet, 
ist  gewiss  zu  einem  wesentlichen  Theile  auf  diese  Schulung  des  preussischen  Volkes 
im  XUitairwesen  mit  zurückzuführen.  S.  A.  Wagner,  Preuss.  Jahrbücher  1868,  I,  398. 
^-  Richthofen,  ab.  d.  Producti\rit&t  d.  Armee  u.  s.  w.  Schlesw.  1869. 

Die  Herkunft  der  Einnahmen  aus  Steuern  oder  Priyaterwerb  ist 
UBeBtÜch  auch  bei  Vergleichen  yerschiedener  Staaten  zu  beachten,  um  den  wirk- 
lichen Dmdt  Ton  Ausgaben  wie  für  die  Staatsschuld  und  für  Militair  richtig  zu  be* 
■MseD.  Ein  hohes  Procent  dieser  beiden  Ausgaben  von  der  Gesammtausgabe  kann 
(iod  relatir  erträglich  sein,  wenn  der  Staat  grosse  Keineinnahmen  aus  Feldgtttem, 
Fonteo,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  bezieht.  Die  Lage  des  Deutschen  Reichs,  Preussens 
und  der  deutschen  Mittelstaaten  ist  in  dieser  Beziehung  besonders  günstig,  verglichen 
Bit  Oesterrdch ,  Frankreich ,  Gross-Britannien ,  Italien ,  weil  bei  uns  die  Staatsschuld 
cnMeotheils  aus  Beute  gehenden  Kapitalanlagen  (Staatseisenbahnen)  herrtihrt  und  der 
Rest  des  Schuldenaufwands  (für  Zinsen  u.  s.  w.)  regelmässig  mehr  als  vollständig 
dorcli  die  üeherschOsse  der  Domänen,  Forsten,  Bergwerke,  der  Post  u.  s.  w.  gedeckt 
wird.  S.  die  Daten  u.  d.  Meth.  d.  Berechn.  bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr.  Staats- 
bawh.,  S.  151 ;  Ders.,  Art  Staatsschulden  i.  StaatswOrterb.  X,  56.  Jetzt  bes.  Gerstfeld t, 
B«itr.  z.  Beichssteuerfrage,  Lpz.  1879.  Nach  seinen  Berechnungen  betrugen  um  1879 
£.  B.  die  UeberschOsse  (Reinerträge)  der  Domänen,  Forsten.  Bergwerke.  Eisenbahnen, 
Post,Telegr.  in  Deutschland  (Reich  und  Einzelstaaten)  287  MillM.  (p.  Kopf  6.72  M.), 
ii  (irossbrit  78  (p.  K.  2.81\  in  Frankreich  78  (2.12),  West-Oesterr.  19(0.88), 
RsBsland  56  (0.80).  d.  h.  von  sämmtlichen  „Abgaben'',  (directen  u.  indirecten 
Stwiem,  Stempeln  u.  s.  w..  es  fehlen  z.  Th.  dabei  die  Gerichtskosten  u.  dgl).  44.4''/„ 
ii  Deutschland,  gegen  5.74,  4.06,  3.55,  4.24%  i»  ^^^  4  anderen  Grossstaaten.  Inr 
Be^rettang  der  Ausgaben  von  Heer  u.  Flotte  u.  Schuld  erttbrigen  also  in  Deutschland 
nd  grossere  nicht-steuerrechtliche  Einnahmen,  so  dass  ceteris  paribus  der  Druck 
'haer  ohnehin  bei  uns  kleineren  absoluten  Ausgaben  leichter  zu  tragen  ist  Heer, 
PWte  n.  Schuld  kosten  zusammen  p.  Kopf  Mark  in 
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überhauDt  "*^^  ^^^^  ^^^^^  ^^^^^ 

^  *     stcuerrechtlicheii  Reinerträge 

Deutschland         15.8  8.6 

Grossbrit  36.6  34.3 

Frankreich  40.8  38.7 

West-Oesterr.       18.9  18.0 

Rassland  14.2  13.4 

Deutschland  verdankt  dies  günstige  Yerhältniss  im  Vergleich  zu  den  anderen  Staaten 
namentlich  vier  Umständen:  1)  der  Massigkeit  seines  Aufwands  für  Heer  a.  Flotte, 
dem  absoluten  Betrage  der  Ausgaben  nach  (in  Deutschland  11,  in  Urossbrit.  18.5. 
Frankreich  17.8,  West-Oesterr.  7.  2,  Rassland  10.6  M.  p.  Kopf),  zumal  unter  Berück- 
sichtigung der  militärischen  Leistungen;  2)  der  Kleinheit  seiner  Staatsschuldenlast 
(p.  Kopf  jährlich  4.3,  gegen  18.2,  23,  11.7,  u.  3.6  M.  in  den  4  andern  Staaten); 
3)  dem  Ursprung  eines  grossen  Theils  seiner  Schulden  in  Staatseisenbahnen,  die  sich 
durchschnittlich  ausreichend  verzinsen;  4)  dem  bedeutenden  Besitz  rentablen  älteren 
Domaniums,  Feldgüter,  Forsten,  Bergwerke.  Die  Einnahmen  aus  Kapitalfonds  (Inralidea- 
fonds  u.  a.  m.)  sind  dabei  in  Deutschland  nicht  einmal  berücksichtigt.  Dcmgemiss 
»kann  Deutschland  auch  finanzwirthschafÜich  und  zum  Theil  volkswirthschaftlich  seinen 
Kilitäraufwand  leichter  als  die  anderen  Staaten  tragen,  und  würde  dies  um  so  mehr 
der  Fall  sein,  wenn  nicht  der  Volkswohlstand  geringer  als  in  Grossbritannien  u. 
Frankreich   u.  der  Belastungsco^fficient  durch  die  grosse  Kinderzahl  so  hoch  wäre. 

Bei  Vergleichen  mehrerer  Staaten  oder  eines  Staates  in 
verschiedenen  Zeiten  ist  namentlich  immer  erst  eine  entsprechende 
Gleichmässigkeit  der  Bndgets  zu  gewinnen,  in  Ueberein- 
Stimmung  mit  den  Forderungen,  welche  die  vergleichende 
Finanzstatistik  stellt  (§.  19). 

Vielerlei  Ausgaben  für  ufientliche  Zwecke  erscheinen  hier  im  Staatsbudget  (z.  B. 
auf  dem  europäischen  Continent.  namentlich  in  Frankreich),  dort  in  den  binderen 
Bndgets  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinzen,  auck'  der  Kirche  u.  s.  w.  (z.  B.  in  England). 
C  Zorn  ig,  d.  Osten*.  Budg.  u.  s.  w.,  hat  sich  daher  mit  Recht  besonders  bemüht,  das 
Staatsbudget  durch  Hinzufügung  dieser  anderen  Budgets  (auch  derjenigen  besonderer 
Anstalten,  z.  B.  für  Unterricht,  welche  Einnahmen  aus  eigenem  Vermögen  beziehen) 
zu  vervollständigen,  (s.  z.  B.  I,  103,  über  Grossbritannien).  S.  u.  §.  44  IT.  Viele 
Lasten  des  Volkes  für  Öffentliche  und  speciell  für  Staatsieistungen  gehen  auch  gix 
nicht  oder  nicht  vollständig  dorch  die  Rechnungen  des  Staates,  der  Gemeinde  u.  s.  w.. 
z.B.  £inqu»rtimngen  und  manche  Arbeitsleistungen:  Die  sogen,  verborgenen  Aus- 
gaben oder  versteckter  Staatsbedarf.  (S.  H e r m a n n ,  Staatswirthsch.  Unters.  2.  Aufl.. 
S.  50,  224;  ders.  auf  dem  Wiener  Internat.  Statist.  Congress,  s.  Rechenschaftsbericht 
S.  360,  526;  Ficker,  3.  Vers.  d.  Internat.  Oongr.,  1857,  S.  106,  114.  Vgl.  Lotz. 
Handb.,  II(.  93.)  In  den  einzelnen  Staaten  und  in  verschiedenen  Zeiten  (Kriegszeiten!) 
sind  diese  Ausgaben  von  sehr  verschiedenem  Umfange,  was  bei  Vergleichen  desoffen 
vorliegenden  Staatsaufwandes  nicht  zu  vergessen  ist.  In  früherer  Zeit,  vor  allgemeinerer 
Entwicklung  der  Gcldwirthschaft  im  Staatshaushalt,  besonders  bei  der  älteren  Ein- 
richtung des  Heerwesens  (Naturalquartier  u.  s.  w.)  waren  diese  Ausgaben  ungleich 
bedeutender  als  in  den  meisten  Staaten  gegenwärtig.  Grosse  Uebelstände  bestehen  in 
diesem  Puncto  noch  in  Russland.  Natürlich  ist  es  die  Gesammtheit  aller  solcher 
Opfer,  welche  mit  dem  Volkseinkommen  in  Vergleich  gebracht  werden  muss.  Statuttische 
Berechnungen  hierüber  sind  höchst  schwierig  und  fast  niemals  vollständig.  Vollends 
einigermaassen  zuverlässige  Berechnungen,  welche  Quote  des  Volkseinkommens  in 
einem  bestimmten  Staate  und  Zeitpuncte  von  dem  gesammten  (in  obiger  Weise  ver- 
standenen) öffentlichen  Aufwand  beansprucht  wird,  fehlen  noch  durchaus  wegen  der 
Unsicherheit  der  Berechnung  des  Volkseinkommens  (G.  92,  93.  86,  110).  Da  es  immer 
auf  die  Art  der  Staatsleistungen  ankommt,  so  ist  überhaupt  eine  endgiltigc 
statistische  Feststellung  der  Quote,  welche  der  Staat  (oder  eine  andere  der  grossen 
Zwangsgemeinschaften)  vom  Volkseinkommen  ohne  Bedenken  für  seine  Ausgaben  ver- 
wenden darf,  an  und  für  sich  unmöglich.    Die  statistischen  Untersuchungen  über  den 
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KormaJcaDsuiD  der  Funilieu  (Uaoshaltuogen)  und  der  cinzclnea  WohUtands-  und  Be- 
nifsd^sen  von  Familien  geben  unter  Yoranssetzang  einer  bestimmten  Sphäre  der 
SUatsthätigkeit  indessen  auch  für  die  beregte  Frage  einige  Anhaltspan cte  an. 

(S.  Engel  1.  d.  Ztschr.  d.  K.  Sachs.  Stat.  Bur..  1857,  S.  169,  u.  die  dortigen 
Arbeiterbndgets  nach  Dacp^tiauz,  Le  Play.  Ncaerdings  die  Arbeiten  von  £.  Las- 
peyres  in  d,  Balt  Monatsschr.  1870;  ders.  in  d.  „Concordia"  1875.)  Die  Grund- 
iife  für  Alles  ist  eine  gnteHaashaltstatistik  der  verschiedenen  Wohlstands- 
dasseo,  vorüber  indessen  noch  wenig  Genügendes  vorliegt. 

Min  kann  die  Frage  nach  dem  VerbältDiss  des  Finanzbedarfs 
zom  Volkseinkommen  auch  dabin  zuspitzen:  ob  der  Finanzbedarf 
so  hoch  steigen  dflrfe,  dass  die  in  der  Deckung  gebrachten  Opfer 
der  Bevölkerung  ein  drückendes  Maass  erreichen.  Letzteres 
will  besageo:  der  Übliche  Normaloonsum  der  Bevölkerung  mnss 
beschränkt,  die  übliche  Ersparung  vollends  stark  vermindert  werden 
oder  ganz  aufhören. 

Diese  Frage  ist  zu  bejahen,  wenn  dieser  Zustand  sich  nur 
aaf  kurz  vorübergehende  Staatsnothlagen  erstreckt,  die 
Vornahme  der  hohen  Ausgabe  Erfolg  verspricht  und  gerade  dieser 
Goocrete  Staat  die  Erhaltung  verdient.  Die  Frage  ist  zu  ver- 
neineu,  wenigstens  theoretisch,  so  schwer  dies  auch  den  Be- 
theiligten, namentlich  den  leitenden  Staatsmännern,  fallen  mag, 
wenn  diese  Bedingungen  fehlen  und  der  Zustand  ein  dauernder 
wttrde.  In  untergehenden  Staaten  liegt  letztere  Eventualität  öfter  vor. 

RtisBland  1812  —  1813,  Preossen  1813  —  1814!  Freilich  wird  das  endgiltigo 
Urtheil  hier  immer  rom  Ausgang  mit  abhängen.  Gambetta  und  die  Seinen  weiden 
in  December  1S70  das  Beispiel  der  französischen  Republik  auch  hierher  gerechnet 
luben.  Ob  mit  Recht,  lehrte  die  Zukunft.  Der  Ausgang  des  heroischen  Kampfes  der 
Noidstaaten  fon  Amerika  hat  die  enormen  finanziellen  Opfer  gerechtfertigt.  Bei 
längerer  Dauer  des  südlichen  Widerstandes  hätte  die  Union  doch  vielleicht  schon  aus 
änanziellen  Gründen  gespalten  bleiben  müssen.  Denn  Staatsausgaben  von  der  Höhe 
dtr  1^64  er  können  nicht  lange  ausgehalten  werden. 

Sind  die  Staatsleistungen  an  sich  nicht  entbehrlich,  kann  auch 
an  den  Kosten  iHr  sie  nichts  erspart  werden,  so  beweist  die  Un- 
möglichkeit, den  Staatsbedarf  aufzubringen,  eben  die  Unmöglichkeit 
des  dauernden  Bestandes  eines  solchen  Staates.  Selbst  die  Hülfe 
durch  Staatsbankerott,  also  durch  Bruch  der  privatrechtlichen  Ver- 
pflichtungen, wird  hier  nicht  immer  dauernd  helfen.  Die  „Staats- 
prodaetion^'  muss  in  solchen  Fällen  am  Ende  wie  die  Privat- 
produetion  eingehen,  weil  „das  Unternehmen  nicht  mehr  die 
Kosten  deckt  ^' 

Auch  hier  ist  die  Geschichte  die  Richterin,  die  aber  ihr  endgiltiges  Urtheil 
fflitanter  länger  verschiebt  als  man  erwartet.    (Turkeil) 

Ein  auf  die  Dauer  nicht  überschreitbares  Verhältniss 
des  Finanzbedarfs  zum  Volkseinkommen   besteht  mitbin.     Damit 
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wird  aber  nur  die  Regel  bestätigt,  dass  zwischen  den  Verwen- 
dungen des  Einzelnen  ftir  seine  verschiedenen  Bedttrfnissbefrie- 
dignngen  eine  gewisse  Harmonie  besteben  mnss.  Denn  in  letzter 
Linie  vertbeilt  sich  der  durch  Steuern  gedeckte  Fiuanzbedarf  ja 
als  Ausgabe  auf  das  Haushaltbudget  der  Privaten. 

U.  —  §.  36.  Das  ,,Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung 
der  öffentlichen,  insbesondere  der  Staatsthätigkeilen^' wird 
fUr  die  Finanzwirthschafk  zum  Gesetz  der  wachsenden  Aus- 
dehnung des  Finanzbedarfs,  sowohl  des  Staats,  als  in  der 
Regel  (und  öfters  noch  mehr)  auch  der  Selbstverwaltungskörper 
bei  entsprechender  Decentralisation  der  Verwaltung  und  ordentlicher 
Organisation  der  Selbstverwaltung.  Neuerdings  zeigt  sich  bei  uns 
besonders  eine  grosse  Zunahme  des  Finanzbedarfs  der  Gemeinden, 
zumal  vieler  städtischen  (§.  44  ff.).  Jenes  Gesetz  ist  das  Ergebniss 
empirischer  Beobachtungen  bei  den  fortschreitenden  Culturvölkem 
wenigstens  unserer  CiviUsationsperiode  und  findet  seine  Erklärung, 
Rechtfertigung  und  Begründung  im  Entwicklungsbedürfniss  des 
Volkslebens  und  in  den  Veränderungen,  welche  diesem  Bedttrfniss 
gemäss  in  der  Combination  des  gemein-,  besonders  des  zwangs- 
gemeinwirthschaftlichen  und  des  privatwirthschaftlichen  Systems 
vor  sich  gehen.  Finanzielle  Schwierigkeiten  können  diese 
Ausdehnung  der  Staatsthätigkeiten  hemmen,  wo  dann  der  Umfang 
der  letzteren  von  demjenigen  der  Finanzwirthschaft  bestimmt  wird, 
statt  wie  sonst  umgekehrt.  Aber  auf  die  Dauer  überwindet  das 
Entwicklungsbedürfniss  fortschreitender  Völker  diese  Schwierigkeiten 
doch  immer  wieder. 

Bei  Raa  bis  incl.  5.  Ausgabe  fehlt  die  Beachtung  dieses  wichtigen  Momeuts. 
lo  der  6.  Ausgabe  hatte  ich  in  §.  1  (bes.  Anm.  a)  mit  Berufung  auf  meine  älteren 
einschlagenden  Arbeiten  (Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  Wien,  1S6S  S.  3  ff.)  kurz  daniaf 
hingewiesen.  Meine  frtlhere  Formulirang  ging  grade  ?on  der  finanziellen  Be- 
trachtung, d.  h.  doch  nur  von  dem  Aeuss  er  liehen  der  Erscheinung  aus.  Das 
Innerlich-Treibende,  das  sich  nur  im  Finanzbedarf  abspiegelt,  ist  aber  die 
Entwicklung  der  Staatsthätigkoit  oder,  allgemeiner  ausgedruckt,  der  Zwangsgemein- 
wirthschafton.  Fur  die  n&here  Darlegung  und  Begründung  vgl.  jetzt  Wagner,  Grund- 
legung, Abth.  I,  Kap.  4,  Hauptabschn.  3. 

Ans  diesen  Verhältnissen  folgt  nun  mit  Nothwendigkeit  hin- 
sichtlich des  Finanzwesens  die  Forderung,  dass  dasselbe  in  seiner 
Einnahmewirthschaft  Expansionsfähigkeit  besitzen  muss^ 
nm  sich  dem  steigenden  Finanzbedarf,  der  finanziellen  Wirkung  der 
Ausdehnung  der  Staatsthätigkeit,  anzupassen.  Demnach  kein  aus- 
schliessliches Angewiesensein  auf  unbewegliche,  wenig- 
bewegliche    oder  nach  anderen  Rücksichten  als  der- 
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jenigen  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  sich  bewegende 
EiDnahmen:  d.  h.  kein  bloss  privatwirtbscbaftlicbes 
Einkommen  im  modernen  Staate,  nicht  allein  grundsätzlich 
stabile  Steuern,  wie  es  mitunter  gesetzlich  die  neueren  Grund- 
stenem  sind,  auch  nicht  bloss  solche  Steuern,  welche,  wie  die 
Eitragsteuem ,  nicht  leicht  eine  einfache  Erhöhung  vertragen 
(Fin.  II,  §•  463),  sondern  Begründung  der  Einnahmewirthschaft 
des  modernen  Finanzwesens  wenigstens  stark  mit  auf  bewegliche 
Steuern  und  Staatscredit  Eine  wichtige  principielle  Streit- 
frage über  die  richtigen  oder  passenden  Einnahmequellen  des 
modernen  Staatshaashalts  wird  hierdurch  einfach  und  sicKer  ent* 
sehieden  (Fin.  11,  §.  366,  368). 

III.  —  §.  37.  Nicht  minder  wichtig  für  die  Praxis  und  Theorie 
des  Finanzwesens  ist  ein  zweites  „Gesetz'^  des  Staatswesens, 
dasjenige  des  Vorwaltens  des  Präventivprincips  vor  dem 
Bepressivprincip  im  entwickelten  Staate.  (G.  §.  179 — 183).  Es 
b^flft  die  Veränderung  der  technischen  Art  und  Weise 
oder  Methode,  in  welcher  der  Staat  seine  Thätigkeiten  ausfahrt. 
Diese  Veränderung  ist  einerseits  wieder  eine  Consequenz  eines 
allgemeinen  Ökonomischen  Gesetzes  auch  auf  dem  Gebiete  der 
^taatsproduction'^,  nemlich  des  Gesetzes  derallmäligenPräpon- 
deranz  des  Eapitalfactors,  besonders  des  stehenden  Kapitals, 
and  der  qualificirten  Arbeit  im  gesammten  Productionsprocess 
der  Volkswirthschaft.  Anderseits  bringt  es  das  Bedürfniss  des  ent- 
wiekelten  Volkslebens  mit  sieb,  dassBechtsstörun^en  überhaupt 
möglichfit  vermieden  werden.  Der  Staat  sucht  daher  dagegen  all- 
gemeine Vorkehrungen  zu  treffen,  d.  h.  er  greift  auf  dem  Gebiete 
des  Rechts-  und  Machtzwecks,  vor  Allem  im  Wehrwesen,  aber 
auch  in  der  Auswärtigen  Verwaltung,  in  der  Justiz  und  Polizei, 
ZQ  umfassenden,  präventiv  Rechtsstörungen  verhütenden  Einrich- 
tungen und  Massregeln. 

Es  erfolgt  deshalb  eine  feste  Organisation  des  Staats- 
diensts,  die  Ausbildung  und  Anstellung  eines  berufsmässigen 
Beamtenthums,  die  Einrichtung  stehender  Heere  und  Flotten, 
bleibender  Befestigungen.  Im  System  der  Kriegswaffen 
tritt  die  Maschine  auch  hier  immer  mehr  an  die  Stelle  des 
Werkzeugs.  Zur  Ausführung  aller  Dienste  des  Staats  und 
zar  Handhabung  der  eomplicirten  Kriegswaffen  bedarf  es  eines 
ogens  gebildeten  und  geschulten,  „qualificirten^'  Arbeits-» 
peraonals. 
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Das  Vorwalten  des  Präventivprineips  hat  für  die  Finanzen 
vor  Allem  eine  andere  zeitliche  Vertheilnng  des  Finanz- 
bedarfs zur  Folge.  Der  laufende  Bedarf  ist  dauernd,  auch  in 
ruhiger  Zeit,  höher,  bei  der  Repression  geringer.  Aber  dafflr 
wird  auch  letztere  seltener  nöthig,  weil  weniger  Bechtsstörungen 
ausbrechen,  und  wenn  diese  (Kriege!)  doch  eintreten,  so  wird 
bei  dem  Präventivsystem  der  Extrabedarf  nicht  so  yiel  grösser, 
während  er  bei  dem  anderen  System  ausserordentlich  steigt.  Dort 
wird  sparsamer  gewirthschaftet  und  lässt  sich  eine  geordnete 
Besteuerung  zur  Deckung  des  Bedarfs  einrichten.  Hier  treten 
in  beiderlei  Beziehung  Schwierigkeiten  ein.  So  verdient  im  ent- 
wickelten Staate  auch  in  finanzieller  Hinsicht  das  Präventivsystem 
den  Vorzug. 

S.  Graudlog.  §.  Ib3.  Besonders  frappant  tritt  der  Unterschied  beider  Systeme 
im  geordneten  Heerwesen  und  im  blossen  Milizwesen  herfor.  Das  Präventivsystem 
ist  freilich  erst  anf  höherer  volkswirthschaftlicher  Entwicklongsstofe  das  ökonomisch- 
zweckmässigere,  ebenso  wie  hier  erst  die  Wirthschaft  mit  mehr  stehendem 
Kapital  nnd  die  intensiven  Systeme  der  Bodenbenntznng  rationeU  sind,  wfthreod 
früher  passender  mehr  nmlaafendes  Kapital  verwendet  wird  und  Extensivität 
vorherrscht.  Prävention  im  Staatsleben,  Wirthschaft  mit  stehendem  Kapitale 
und  Intensivit&t  der  Bodenbenutzung  sind  analoge  Eracheinungen  und  zusammen 
auf  ein  höheres  allgemeines  volkswirthschaftliches  Princip  zurück  zu  führen. 
Vgl.  auch  Grundlegung  §.  311  (Anm.  10)  und  unten  über  Strassen  und  Eisenbahnen. 


Zweites  Kapitel. 

DIo  Finaiizwlrthsehaften  der  Staatenverblndangen  und  der 
Selbstverwaltung^skSrper  neben  dem  Staatsbanshalte. 

Rau  behandelt  nur  kurz  den  Haushalt  der  Selbstverwaltungskörper  (5.  A.  §.  53—55, 
erweitert  und  verändert  in  der  von  mir  bearbeit.  6.  A.  u.  in  der  2.  A.  meines  B.  I) 
bei  der  allgemeinen  Betrachtung  der  Begiemngsausgaben ,  ferner  in  §.  88  die  „Ver- 
wendungsart  d.  Ausgaben  in  Bez.  auf  das  Land'\  das  Finanzwesen  der  Staatenrer- 
bindungcn  gar  nicht.  Die  drei  Pancte  stehen  aber  in  enger  organischer  Verbindung 
und  betred'en  nicht  nur  die  Ausgabcwirthschaft,  sondern  die  ganze  Finanzwirthschaft. 
Deshalb  müssen  sie  hier  in  genaueren  Zusammenhang  gebracht  werden  und  eine  andere 
SteUong  im  System  der  Finanzwissenschaft  erhalten.  Dem  entsprechende  Veränderungen 
und  Erweiterungen  der  Lehre  habe  ich  schon  in  der  2.  A.  vorgenommen  (§.  36 — 50). 
S.  auch  oben  die  Yorbem.  S.  61  u.  Stein  a.  a.  0.  Auch  hier  ist  an  die  Lehre 
von  den  Zwangsgcmcinwirthschaften  und  den  Gemein bedürfnissen  anzuknüpfen,  s.  Grund- 
legung, Abth.  L  Kap.  3  §.  139  —  144,  154  — 160  u.  Kap.  4. 

§.  38.     Das    zwangsgemeinwirthschaftliche  System  wird  an 
seinem  wichtigsten  Gebiete,  demjenigen  der  Fürsorge  iHr  die  Oe- 
meinbedürfnisse  der  RechtsordnaDg,  für  die  ,,räamliehen''  ond  ,,zeit- 
liehen^'  Gemeinbedürfnisse,  (G.  §.  140—143)  zwar  baaptsäctalicb, 
aber  doch  nicht  allein  durch  den  Staat  vertreten.    Neben  and 
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fiber  ihm  fangirt  in  der  Geschichte  öfters  die  StaatenverbindaDg, 
neben  und  nnter  ihm  stets  eine  der  kleineren  räumlichen 
Zwangsgemeinwirthscbaften  oder  der  grossen  Selbstver- 
waltungskörper,  Provinz,  Kreis,  Gemeinde.  Die  Staaten- 
rerbindnng  nnd  die  Selbstverwaltnngskörper  stehen  mit  dem  Staate 
in  engem  organischen  Connex  nnd  theilen  sich  mit  ihm  in  die  Anf- 
gaben  dea  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems.  Zur  Ausführung 
der  von  ihnen  geforderten  Aufgaben  bedürfen  sie  in  der  Regel  auch 
eines  eigenen  Haushalts,  jedenfalls  gewisser  Finanzmittel. 
Die  Finanzwissenschaft  hat  daher  auch  das  Finanzwesen  dieser 
Gemeinschaften  an  und  für  sich  und  besonders  in  seinem  Zu- 
sammenhange mit  dem  Staatshaushalte  zu  betrachten.  Dieser 
Zosammenhang  tritt,  gegenüber  den  Selbstverwaltungskörpern,  am 
Meisten  bei  der  Beziehung  des  Staats  und  seines  Finanz- 
bedarfs zum  Staatsgebiete  und  dessen  Theilen  hervor, 
weshalb  dieser  Punct  hier  auch  zugleich  mit  ins  Auge  zu  fassen 
ist  Es  hat  sich  daher  dieses  Kapitel  mit  drei  Gegenständen  zu 
beschäftigen:  mit  dem  Finanzwesen  der  Staatenverbindungen 
(1.  Abschnitt,  §.  39—41),  mit  der  Beziehung  des  Finanzbe- 
darfs  zum  Staatsgebiete  (§.  42)  und  mit  <iem  Finanzwesen 
der  Selbstverwaltungskörper  (§.  44  ff.,  beides  im  2.  Abschn.). 


1.  Abschnitt. 
Finanzwesen  der  Staatenverbindun^en. 

I.  —  §.  39.  Unter  „Staatenverbindungen"  verstehen  wir 
hier  nur  solche,  welche  für  unbegrenzte  Dauer  bestehen  und 
gewisse  öffentliche  Aufgaben  für  eine  Gemeinschaft  von  „Staaten" 
oder  „staatsartigen"  öffentlichen  Körpern  „gemeinsam"  dauernd 
verfolgen,  im  Gegensatz  zu  vorübergehenden  Verbindungen,  wie  z.  B. 
AUiancen.  Von  solchen  Staatenverbindungen  sind  hier  drei  Arten 
zu  unterscheiden:  der  sogen.  Staatenbund,  durch  welchen 
souveräne  Staaten  dauernd,  wenn  auch  nur  lose  völkerrechtlich 
miteinander  verbunden  sind;  der  sogen.  Bundesstaat,  ein  engerer 
staatsrechtlicher  Verband  mit  eigener  Souveränetät  (§.  40);  und 
andere,  sich  nicht  genau  in  diese  beiden  Kategorieen  fügende 
Formen  einer  Staatenverbindung  (§.  41). 

Staatenbund  und  Bundesstaat  (und  öfters  auch  eine  dieser 
anderen  Formen)  haben  vor  Allem  regelmässig  Ausgaben  von 
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Bundeswegen  zu  machen.  Die  Gegenstände,  flir  welche  und 
die  Höhe,  in  welcher  diese  Ausgaben  erfolgen,  femer  die  Art  und 
Weise,  wie  die  letzteren  durch  Einnahmen  gedeckt  werden,  daher 
die  Gestaltung  des  Bundesfinanzwesens,  ergeben  sich  aus  der  Bundes- 
verfassung und  den  dieselbe  ausführenden  oder  fortbildenden  Ver- 
trägen der  Bundesstaaten  oder  Gesetzen  des  Bundes. 

S.  z.  B.  über  Staatenbund  und  Bandesstaat  Waitz,  Polit,  S.  45,  4S,  155  ff., 
R.  V.  Mohl,  Encyclop.  d.  Staatswiss.,  1S59,  S.  37.  H.  A.  Zachariä,  D.  Staats-  n. 
Bnudesrecht.  I,  §.  25 — 28  (2.  Aufl.).  Ob  man  im  Bundesstaat  streng  genommen  den 
einzelnen  Staat  noch  „Staat"'  im  eigentlichen  Sinn  nennen  und  daher  auch  bd 
diesem  ?on  ,, Staatshaushalt'*  sprechen  kann,  ist  eine  hier  nicht  zu  entscheidende 
Frage.  Wir  bleiben  beim  tlblichen  Sprachgebrauch.  —  Das  Finanzwesen  der  Staaten- 
verbindungen ist  principiell  finanzwissenschaftlich  fast  noch  gar  nicht  behandelt 
Bau  hatte  nichts  darüber.  Stein  noch  jetzt  fast  nichts.  Für  Deutschland  natürlich 
ein  Mangel  Auch  f.  d.  fin.wiss.  Behandlung  im  AUg.  s.  Laband,  Fin.recht  d. 
D.  Reichs,  in  Uirth's  Annalen  187S  S.  405  ff.  und  im  8.  B.  s.  Staatsrechts  d.  D.  Reichs. 

1.  Im  Staatenbunde  ist  die  Souveränetät  der  einzelnen 
Staaten  nur  wenig  beschränkt,  die  gemeinschaftlichen  Gegenstände 
sind  an  Zahl  und  Bedeutung  unbeträchtlich.  Wenn  sie  auch  wesent- 
liche Staatsaufgaben  betreffen,  hat  der  Bund  als  solcher  doch  keine 
eigene  Staatsgewalt,  kein  Gesetzgebungs-  und  Besteuerungs- 
recht. Ein  selbständiger  Bundeshaushalt  kann  daher  beinahe 
ganz  fehlen.  Die  etwaigen  wirklichen  Bundesausgaben  werden 
durch  Beiträge  der  einzelnen  Staaten  nach  einem  bestimmten 
VertheilungsmasBStabe  (z.  B.  der  Grösse  der  Bevölkerung)  gedeckt 
(Matricularbeiträge)  und  erscheinen  als  Ausgaben  der  Einzel- 
staaten  in  deren  Etat.  Ein  besonderes  Bundesschuldenwesen 
fehlt. 

Ein  solcher  Staatenbund  war  der  Deutsche  Bund  1815  —  66,  die  Schweiz 
(obwohl  schon  mit  einiger  Annäherung  an  den  Bundesstaat)  bis  1848.  Ueber  den 
Deutscheu  Bund  s.  Zachariä  II,  §.  243  ff.,  über  die  Bnndesmatrikel  u.  Bundescassen 
eb.  §.  294  —  296.  Die  Kosten  der  Bundeskanzlei  wurden  durch  Beiträge  gedeckt, 
welche  nach  dem  Stimmrecht  im  engeren  Rath  in  der  Weise  repartirt  wurden,  dass 
auf  jede  der  1 7  Stimmen  ein  Simplum  von  2000  fl.  im  24  fl.-Fusse  kam,  alle  anderen 
Ausgaben  nach  der  Grosse  der  Bevölkerung  auf  Grund  der  Bundesmatrikel,  Simplum 
80,000  fl.  Bei  der  Auflösung  des  Bundes  im  J.  1866  galten  für  dieses  MatrikuUr- 
wesen  die  Beschlösse  der  Bundesversammlung  vom  14.  April  1842,  3.  Oct.  1851  und 
26.  Juni  1 860.  Auch  ftlr  den  Fall  eines  Bundeskriegs  war  zur  Bestreitung  der  Kriegs- 
kosten eine  Bundoskriogscasse  in  Aussicht  genommen,  welche  aus  den  matrikular- 
massigen  Beiträjcen  der  Bundesstaaten  zu  dotircn  war.  —  Wagner.  Reichsfinanzwesen 
in  V.  Holtzendorff  *s  Jhrb.  £  Gesetzgeb.  u.  s.  w.  d.  D.  Reichs,  I  (1871),  S.  580—581. 

Auch  das  alte  Deutsche  Reich  konnte  in  den  letzten  Jahrhunderten  kaum 
noch  für  mehr  als  einen  Staatenbund  gelten.  Ilat  doch  schon  Bodin  ihm  den  Character 
der  Monarchie  ab-  und  denjenigen  des  aristokratischen  Reichs  zugespiodien  (L  II  c.  6V 
Der  Hauptmangel  in  finanzwirthsch.  Hinsicht  war  seit  Jahrhunderten  das  Fehlen  ge- 
nügender selbständiger  Reichs  einnahmen.  Das  Ertrag  gebende  Reichsvermögen, 
die  Finanzregalien  und  gebuhrenartigen  Einnahmen  aus  Hoheitsrochten  waren  fast 
sämmtlich  an  die  Reichsstände  verloren  gegangen,  die  Begründung  einer  selbständigen 
allgemeinen  Reichsbesteuerung  nicht,  gelungen.  Der  Versuch  im  „gemeinen  Pfennig*^ 
(im  15.  Jahrhundert  (1427—1551)  11  mal  ausgeschrieben,  aber  ganz  unzurdchend  ein* 
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gegangen),  zeigte  bereits  yöllig  die  Ohnniacht  des  Reichs.  Man  wurde  schon  im 
16.  Jahihundert  zum  System  der  Matricular Umlagen  (nach  sogen.  Römer- 
Bonaten,  indem  nach  der  Matrikel  ?on  1521  die  ron  jedem  Reidustand  tfXt  den 
Bteenug  zu  stellende  Mannschaft  in  Geld  angeschlagen  wurde)  genöthigt,  das  elend 
g«Big  fnngirte.  (Ein  Monat  anfangs  128000  ü,,  seit  1787  58280  fl.,  selten  Toilst&ndig 
dagegangen,  zur  Deckung  der  Kosten  des  Reichskammergerichts  u.  s.  w.).  Eine 
dringende  Warnung  ftlr  das  neue  Deutsche  Reich,  S.  Weizsäcker,  geschichtl. 
Entvickl.  d.  Idee  einer  allgem.  Reichsteuer  (Rede)  Beil.  1882. 

§.  40.  —  2.  Der  Bundesstaat  bat  eine  in  bestimmter  Sphäre 
soQyeräne,  eine  eigentliclie  Staatsgewalt.  Wichtigere  und 
zahbeichere  Theile  der  den  wesentlichen  Staatsanfgaben  entstam- 
menden Staatsthätigkeiten  sind  der  Competenz  einer  eigenen  Bnn- 
desgesetzgebnng  unterstellt. 

Die  grossen  Beispiele  Ton  bleibender  Bedeutung  sind  bekanntlich  die  Ver- 
einigten Staaten  von  Kordamerika,  die  Schweiz  (Verf.  y.  12.  Sept  1848), 
der  Norddeutsche  Bund  (Verf.  ?.  25.  Juni  1867)  und  das  nunmehrige  neue 
Dentsche  Reich  (Yerfass.  ?.  31.  Dec.  1870,  Yertr.  mit  Hessen  v.  15.  Nor.  1870, 
Baden  ?.  dems.  Tage,  Wtlrtemberg  ?.  25.  Not.  1870,  Baiern  v.  23.  Nov.  1870).  FOr 
die  fiaanzrechtl.  Seite  des  Deutschen  Finanzwesens  s.  Laband  in  Hlrth's  Annalen, 
1.  a.  0.,  fl  d.  finanzwissensch.  u.  finanzpol.  Seite  A.  Wagner,  Reichsfinanz- 
vesen  in  r.  Holtzend.  Jahrbuch  I,  1871.  S.  581 — 645  (auch  selbständig  erschienen) 
0.  HI,  1874,  S.  60—252. 

Namentiich  pflegen  das  Militairwesen,  die  auswärtige 
Vertretung  (Diplomatie  nnd  Consulate),  einzelne  Zweige  der 
Inneren,  besonders  der  Volkswirthschaftlichen  Verwaltung 
(Handel,  Mtinz-,  Zettelbankwesen,  Commnnicationen  und  grosse 
Yerkehrsanstalten,  Post,  Telegraphen  u.  s.  w.),  des  obersten  Justiz - 
imd  Unterrichts  Wesens  u.  a.  m.  Sache  des  Bundes  zu  sein. 

In  Nordamerika  sind  Aeusseres,  Heer  u.  Flotte  (incl.  Inralidenpensionen), 
oberste  Gerichte,  Indianerwesen,  Regierung  der  Territorien.  Handelspolitik,  Zollwesen, 
Mtiaze,  Post,  Landve^nessung ,  Kustensicherung ,  Bundesschuld  Bundessache.  In  der 
Schweiz  Aeusseres,  Heer  (incl.  Pulver-  u.  Patronenfabriken),  oberster  Gerichtshof, 
Handelspolitik,  ZoUwesen,  MOnze,  Post,  Telegraphen,  Maass  und  Gewicht,  technische 
Hochschule  Bundesangelegenheit  Die  Competenz  des  Korddeutschen  Bunds  er- 
^streckte  sich  nach  §.  4  der  Verl  auf  folgende  „der  Beauünchtigung  u.  Gesetzgebung 
dei  Bunds  unterliegende''  Gegenst&nde:  Freizügigkeit,  Heimaths-  und  Kiederiassungs- 
Terhiltnisse,  Stajttsbtlrgerrecht ,  Passwesen  u.  Fremdenpolizei,  Gewerbebetrieb  u.  Yer- 
flchemngswesen  (s.  §.  S  d.  Verf.),  Golonisation  u.  Auswanderung  nach  ausserdeutschen 
L&adem  —  Zoll-  u.  Handelsgesetzgebung  u.  f.  Bundeszwecke  zu  verwend.  Steuern  — 
Maasi-,  Mtknz-,  Gewichtssystem,  Grundsätze  über  Ausgabe  ?.  fund.  u.  unfund.  Papier- 
reld  —  allgem.  Bestimm,  aber  Bankwesen  —  Ürfindangspatente  —  Schutz  d.  geist 
Eigetth.  —  Schutz  d.  deutschen  Handels  im  Ausland,  der  Schiffüahrt,  der  Flagge. 
Coasulatswesen,  —  Eisenbahnwesen  u.  Herstell,  v.  Land-  u.  Wasserstrassen,  im  Interesse 
der  Laadetvertheid.  u.  d.  allgom.  Verkehrs,  —  FlOsserei  u.  SchifiT.  auf  den  mehreren 
Stsatea  gemeins.  Wasserstrassen,  Zustand  der  letzteren,  Flnss-  u.  and.  WasserzOlle,  — 
Pc«t-  uä  Telegraphenwesen,  —  Best  üb.  wechselseit  Vollstreckung  ▼.  Erkenntnissen 
in  Qfilsachen  u.  s.  w.,  —  Beglaubigung  Offentl.  Urkunden,  —  gemeins.  Gesetzgeb. 
Aber  Obligat,  Straf-,  Handels-,  Wechselrecht  u.  gerichtl.  Verfahren,  —  Milit&rwesen 
des  Bunds  u.  Kriegsmarine,  —  Medicinal-  u.  Veterinärpolizei.  —  Dieser  Artikel  ist 
vdnlich  als  Ajt  4  auch  in  d.  Ver&ss.  d.  Deutschen  Reichs  abergegangen  mit 
dem  Zusatz,  dass  die  Bestimmungen  aber  Presse  und  Vereinswesen  auch  Bundessache 
^  soUm.  Die  normale  Fortentwicklung  bringt  es  gewöhnlich  mit  sich,  dass  die 
CoBpetenz  des  Bundes  sich  langsam,  aber  steetig  erweitert,  wie  die  Schweiz  und  das 
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Deutsche  Reich  es  jetzt  erloheu.  Die  Zerlegung ,  bez.  Umbildoug  des  ursprüDgUchen 
RoichskaDzleramts  in  eine  Anzahl  selbständiger  oberster  Reichsämter,  von  denen 
bes.  das  Reichsamt  des  Inneren  eine  Reihe  von  kleineren  Rcichsiatern  umfasst 
(Heimathves. ,  Statist. Amt ,  Gesundh.amt,  Patentamt«  Normaleich.commission)  u.  die 
Steigerung  der  Ausgaben  für  diese  Abtheilungon  der  „Inneren  und  Volkswirthsch. 
Venraltung''  belegen  das  am  Besten.  1872  beanspruchte  (Schlussrechn.)  diese  Innere 
U.  die  JustizverwJtung  1*065  MiU.  M.,  18bl/82  (Anschl)  4*555  Mill.  M. 

Damit  nähert  sich  nati^ich  der  Bundesstaat  mehr  dem  Einheitsstaat  und  der 
Einzelstaat  mehr  der  Provinz.  Für  die  betrefl'enden  Haushalte  ergeben  sich  analoge 
Consequenzen  (vgl.  z.  B.  Wagner  in  Holtzend.  Jahrb.  III,  187). 

Zur  Durchführung  dieser  getuehisamen  Zwecke  und  zur  Be- 
sorgung der  dafür,  sowie  für  die  Bundesgewalt  und  Bundesrer- 
tretung  selbst  nöthigen  Ausgaben  bedarf  der  Bundesstaat  eines 
eigenen  Haushalts,  wie  ein  Einheitsstaat,  einer  besonderen 
Finanzverwaltung  und  eventuell  (für  Kriege,  etwaige  Ver- 
kehrsanstalten u.  s.  w.)  eines  eigenen  Bundesschulden wesens. 

In  den  gen.  5  Bundesstaaten  besteht  ein  eigener  grösserer  Bundeshaushalt  und 
ein  Bundesschuldcnwesen.  In  Nordamerilia  Abschluss  f.  ISTl) — 80  (u.  in  d.  Klammer 
Anschlag  f.  18^1  — s2)  in  Mill.  Doli,  ('ivildienst  iucl.  Aeusseres  51-44  (67*56) 
Kriegsdep.  38  12  (30-24),  Mariiiedcp.  13-54  (15-02),  Pensionen  5677  Und. 
19-3  Mill.  Rückstunde)  (50*0),  Indianer  5*1)5  (4-S«),  Zinsen  d.  Schuld  98-55  (88*8^), 
Tilgung  d.  Schuld  unbestimmt,  District  Columbia  3*27  (3*35),  Summa  d.  Ausg.  ohne 
Tilg.  267-64  (259*92).  Einnahmen  333-58  (350*0),  neral.  Zölle  l$6-52  (195),  Innere 
Steuern  124  01  (130),  Landverkauf  102  (10),  v.  d.  Nationalbankcn  7*01  (712), 
Mtlnzc  2*79  (3  0),  Summe  plus  allen  and.  divers.  Einn.  383-53  (350).  Ueberschoss 
der  ordcntl.  Einnahmen  über  d.  ord  Ausgaben  65's8(90  09).  Stand  d  öitentl  Schuld 
der  Union  1.  Juli  18S0  212042  (wovon  3SSS0  Papiergeld),  ab  Cassenbcstand  (201-09), 
Restschuld  1919'33,  1.  Juli  1879  199<V42,  1.  Juli  1S70  24066  M.  D.  —  Schweiz 
Abschl.  f.  ISMO  (in  KUmmer  Anschl.  f.  18S1).  Einn.  (Itoh)  in  MilL  ff.  42*5  <40'7). 
wovon  Zölle  17-21  (17),  Post  15-51  (15-43)  [Ausgabe  dafür  14-25,  bez.  14-20], 
Telegr.  2*37  (225)  [Ausg.  1*S1  u.  l'OO],  Münze  1-27  (0  404)  (Ausg.  ebenso  hoch\ 
Ausgaben  im  Ganzen  41  04  (40'95't,  wovon  Kap.-  u.  Zinszahl.  2-75  (1.87),  sülgem. 
Verwalt  0*75  (0*76),  die  einzelnen  Departements  (vergleichbar  den  Ministerien,  aber 
nur  f.  d.  obere  ^erwalt)  3*53  (352),  Militär  11*76  (13-1^)  (ausserdem  Kriegs- 
material 0'94.  bez.  0'8s),  Polytechnikum  in  Zürich  0-362  (0*360)  (Zusohuss  zu  den 
eig.  Einn.).  Nach  einer  vergleichenden  Zus stell,  der  Bundes-  u.  der  Cantonal- 
ünanzen  f.  1876  (Goth.  Jahrb.  1882  S.  964)  betragen  die  Nettoausgaben  des  Bonds 
18-30,  der  Cantone  44*10  MiU.  fr.,  davon  u.  a.  f.  Militär  bez.  12-61  u.  217«  Jostiz 
0  18  u.  2-78,  Gefängnisse  nichts  u.  108,  Polizei  0018  u.  270,  volkswirthsch.  An- 
gelegenheiten und  ölf.  Arbeiten  217  u.  12*71,  Unterr.,  Wissensch.,  Kunst  0*39  u.  8*90. 
Kirchenwesen  nichts  u.  8*12,  Wohlthätigk.  0*015  u.  2  51,  Sanit.wes.  fast  nichts  u.  0*26, 
Ges.geh.  und  allgem.  Verwalt.  1*28  u.  3*67,  Kosten  d.  Schulden  1*22  n.  301  MUl.  fr. 
Man  sieht,  wo  der  Schwerpunct  der  Bundes-  u.  d.  Oantonalthätigk.  liegt  Von  den 
ord.  Kcttoeinnahmon  (B.  17*24,  G.  39*74  Mill.)  treffen  auf  d.  indir.  Steu.  i.  w.  S. 
beim  B.  15*85,  bei  d.  Gant.  15*04,  v.  d.  dir.  Steu.  0*966  u.  16*45,  v.  d.  Regalien  u. 
Monopolen  (Salz  u.  s.  w.)  0*305  u.  4*15,  v.  d.  Einn.  aus  Forsten,  Domänen,  StajUs- 
gewerben  0*103  u.  3*67  Mill.  fr.:  doch  eine  wesentliche  Achnlichkeit  mit  den  Ver- 
hältnissen im  Deutschen  Reich  in  d.  relativer  Vcrtheilung  der  Posten  zwischen  Bond 
u.  Gantonen. 

Ueber  das  Deutsche  Reich  s.  eingehend  bis  1874  Wagner,  Uoltnond. 
Jahrb.  KL  167;  Statist.  Jahrb.  f.  d.  D.  Reich,  3.  J.  g.  1882,  S.  148  ff.  «.  bes.  aocfa 
(ierstfeldt,  Beitr.  z.  Reichsteuerfrage.  Die  „fortdauernden-'  Ausgaben  waren  (Ab- 
schluss) 1872  388-41,  1881/82  (Anschlag  mit  Nachträgen)  511-68,  1882/88  (Anschl.» 
531-83  Mill.  M.  Davon  Reichsheer  boz.  26678,  d42'21,  842*49,  Marine  14*85,  27*^2. 
27-57,  ReichsinvaLfonds  (also:  Belastung  desselben  mit  Pensionen)  28*2$,  31-4)7,  80  13, 
allgem.  Pensionsfonds  20*87,   1840,  19*10,  Reichsschnld  0*59,   10*60,  13*70,  Reichs- 
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tag  0136,  0*404,  0*408,  Aaswärt.  Amt  4'3$,  6*56,  6*68,  BoichsaiDt  d.  Inoern  (incl. 
Reichskanzler  u.  Kanzleramt  n.  Reichseisenb.amt)  0'S26,  2*30,  3*20,  KeichsjastizTer- 
▼ihnng  0239,  1*70,  171,  Reichsschatzamt  1*17,  69*46,  86-32,  u.  and.  Posten  mehr. 
Die  „einmaligen''  Ausgaben  gestatten  bei  der  starken  Schwankung  nnd  grossen  Yt^ 
schiedenheit  in  den  einzelnen  Jahren  keinen  unmittelbaren  Vergleich.  Die  ordentlichen 
Einnahmen  {d.  h.  die  Eingänge  ohne  die  Anleihen,  d.  französ.  Gontribution ,  die 
Zahlungen  aus  dem  Festungs-  u.  Eisenb.fonds)  waren  1872  (Abechkss)  u.  lbSl/82 
(Anschlag  nebst  Nachtrag)  u.  1882/83  (Anschlag)  bez.  284*25,  519*71,  61063  (incl. 
Ueberschnss  fon  1056  Mill.  M.  aus  Vorjahr);  daron  Zölle  u.  Verbrauchsteuern  164*04, 
335-49,  839*10,  Stempel-  u.  ähnl.  Abgaben  (statist.  Gebühr)  5*08,  751,  19^58,  üeber- 
sckoss  Ton  Reichsbahnen  (Eis.  Lothr.>,  Post,  Telegr.,  ReiclMdruckerei,  Einn.  aus  Bank- 
vesen  (Reichsbank),  Münzwesen  1980,  32*80.  36*51,  yerschied.  Verwalteinn.  1^20, 
5*82,  6*01,  aus  dem  Reichsinval.ftmds  (Zinsen  nnd  Kapitalqnoten)  nichts,  31*07,  30*18, 
Zinsen  aas  belegten  Reichsgoldem  nichts,  3*84.  306,  MatricnlarbeitrSge  94*12,  103*68, 
103*68  Mill.  M.  Die  Reichssrhulden  sind  in  den  letzten  Jahren  wieder  aus  An- 
leih^^n  für  verschiedene  Zwecke  angewachsen,  nachdem  sie  (bez.  die  des  Norddeutschen 
Bundes)  nach  dem  letzten  Kriege  aus  der  franzOs.  Gontribution  getilgt  waren.  Am 
!.  April  1880  war  der  Betrag  218*08  Mill.  M.  nominell  Anleihen,  10*0  Mill.  M. 
Si^atzseheine,  159*44  Mill.  M.  Reichscassensrhcinc  (Papiergeld).  Die  aus  d.  franxOs. 
CoDtribution  gebildeten  „Fonds''  überragen  diese  Schulden  auch  noch  nach  dem 
gegenwärtigen  Bestände;  dazu  dann  noch  der  baare  Reichskriegsschatz  v.  120  Mill.  M. 
in  (lold. 

Da  es  sich  hier  am  grössere  Ausgabeposten  handelt^  deren 
Aufbringung  durch  Matricularbeiträge  der  Einzelstaaten  nach  der 
Kopfzahl    oder   nach   irgend   einem  ähnlichen  immer  ziemlich 
willkfihrHchen  Maassstabe  ohnehin  die  Einzelstaaten  ungleich  be- 
lasten wtirde,  so  werden  zweckmässiger  Weise  mit  den  genannten 
Ausgaben  auch  gleichzeitig  bestimmte  Einnahmequellen  aus  dem 
Haashalt  der  Einzelstaaten  ganz  ausgeschieden,  der  Competenz  des 
Boudes  und  seiner  Gesetzgebung  unterstellt  und  passend  dem  Bunde 
daneben  noch  ein  besonderes  Besteuerungsrecht  zur  Deckung 
seiner   yerfassungsmässigen  Ausgaben    verliehen.     Von    letzterem 
pflegt  aus  steuertechnischen  Grtlnden  namentlich  in  Bezug 
anf  die  sogen,  indirecten  Steuern,  Zölle,  inländische  Ver- 
brauchssteuern Gebrauch  gemacht   zu  werden,    passend  so, 
das8  diese  ausschliesslich  dem  Bunde  zufallen,  während  die 
directe  Besteuerung  ganz  oder  grossentheils  den  Einzelstaaten 
Terbleibt,  ftr  die  Deckung  ihrer  Bedtirfnisse.    Andernfalls  mtlssen, 
wenn  die  zugewiesenen  Einkünfte  nicht  ausreichen,  auch  hier  noch 
Matricularbeiträge  erhoben  werden,  —  was  besser  abzustellen 
ist    Je  mehr  sich  der  Bundesstaat  in  seiner  Fortentwicklung  dem 
EmbeitsstaiUe  etwa  nähert,  je  grössere  und  kostspieligere  Aufgaben 
an  ihn   herantreten  (Bandeskriege!,  Beichsbahnen!),  desto  mehr 
rnnss  auch  der  Bundeshaushalt  in  Betreff  der  Ausgaben  und  Ein- 
nahmen allmälig  einem  gewöhnlichen  Staatshaushalte  gleichen  und 
desto  mehr  schrumpfen  die  Einzelstaatshaushalte  zu  freilich  höher 
&Qsgebildeten  Provinzialhaushalten  zusammen.     Eine  solche  Ent- 
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wicklnng  ist  auch  in  finanzieller  Hinsicht  wohl  im  Ganzen  erwünscht. 
Das  schwierige  Problem  der  richtigen  Trennung  von  Hauptstaats-, 
d.  h.  eben  von  eigentlichstem  Staatsbedarf  und  Local-  (Landes- 
theil-) bedarf  wird  auf  diese  Weise  ftlr  grosse  Ausgabeposten  wohl 
am  Besten  gelöst  (s.  u.  §.  43). 

£8  ist  gewiss  beachtenswerth ,  dass  in  den  drei  wichtigsten  modernen  Bundes- 
staaten, wie  die  Toraasgehenden  Angaben  zeigen,  vor  aUem  die  GrenzzOlle,  dann 
mit  diesen  in  näherer  Yerbindong  stehende  innere  Verbrauchsteuern  (so  wenigstens 
im  Deutschen  Beich  und  in  Nordamerika,  —  die  Schweiz  hat  das  noch  nicht  erreicht), 
rechtlich  und  thatsächlich  auf  den  Bund  übertragen  sind:  namentlich  die  Tabak- 
und  die  Getränksteuem.  So  im  Deutschen  Reich  speciell  die  Tabakst  (An- 
schL  1881/82  4.58,  1882/83  11.03  MilJ.  M.),  die  Bttbenzuckerst  (49.55  u.  47.42). 
die  Salzst  (36.37  n.  36.71),  leider  noch  immer  nicht  vollständig  die  Branntweinst 
(die  in  Baiem,  Württemb. ,  Baden  noch  aparte  Landesst  blieb,  A.  £.  das  übrige 
Beichsgebiet  34.85  u.  35.52)  u.  die  Bierst  (die  ausser  in  d.  3  gen.  Steuern  noch  in 
Hsass-Loth.  besondere  Landesst  ist  A.  f.  Beichsgebiet  15.10  u.  15.11  MilL  M,). 
Diese  Einnahmen  sowie  die  UeberschUsse  der  Post-  und  Tclegr.verwjütung  (die  in 
Baiem  und  Württemberg  ebenfalls  Landessache  blieb)  dienen  zn nächst  zur  Bestrei- 
tung der  Beichsausgaben  (Art  70  d.  Keichsverfass,).  Durch  Ges.  v.  15.  Juli  1879  ist 
bei  Gelegenheit  der  Zollreform  u.  s.  w.  allerdings  die  Bestimmung  getroffen,  dass  der 
Ertrag  der  Zölle  u.  der  Tabaksteuer  nur  bis  zur  Summe  von  130  MilL  M.  der  Reichs- 
casse  zufliesst  u.  der  Betrag  darüber  hinaas  den  Einzelstaaten  nach  der  Matricular- 
bevOlkerung  zufallen  soll:  formell  reiclispolitisch  ein  unliebsames,  im  Effect  aber  doch 
nicht  erhebliches  Zugeständniss  an  den  Particularismus .  da  pro  tanto  eben  nur  eine 
Gompensation  mit  den  Mathc.beiträgcn  erfolgt  Die  Einfahrung  andrer  Reich- 
steuern ist  gestattet  (Art.  70  d.  Verf.),  aber  bisher  nur  f.  die  Wechselstempel  (Ertr. 
Anschl.  1881/82  u.  82/83  6.11  u.  6.01  Mill.  M.),  Spielkartenstempel  (1.1  n.  1.04  Hill. 
M.),  die  statistische  Gebühr  (0.3  u.  0.45),  1881  f.  versch.  and.  Stempelabgaben  (,3ör9eB- 
steuem'\  Anschl.  1882/83  12.07  MilL  M.)  erfolgt,  nicht  für  directe  Steuern.  So  waren 
1881/82  364.26  M.M.  diverser  ehemaliger  einzelstaatl.  Einnahmen  u.  BetriebsüberschOsse 
an  das  Reich  übertragen.  Die  Steuer-technischen  Gründe  für  die  Uebemahme 
grade  solcher  indirecter  Steuern,  auch  der  Post,  Telegraphie  u.  s.  w.  auf  das 
Reich  sind:  gemeinsame  u.  vereinfachte  Controlen,  wohlfeilere  Erhebung  grade  in 
einem  grossen  Gebiete,  volkswirthschaftliches  Bedürfniss  gleichmässiger  Rcffelong 
dieser  Dinge.  S.  Wagner,  Jahrb.  I,  5S9.  Directe  Reichstcucrn  werden  gleiiSiwohl 
schwerlich  auf  die  Dauer  ausbleiben.  Ueber  die  Steuerprojecte  im  Beich  Wagner, 
Jahrb.  III,  213.  Ders.  schwebende  deutsche  Fiu.fragen,  Tub.  Ztschr.  1880,  S.  6S  ff. 
Geffcken,  Reform  d.  Reichsteuem,  Heilbr.  187U,  Schmoller,  deutsche  Steuerreform, 
Jahrb.  1881,  S.  859  ff.  Gerstfeldt*s  Schriften.  Schäffle,  SteucrpoliUk.  Plan 
einer  Reichseinkommensteuer,  Hirth,  Anualen  1875,  S.  115  ff. 

In  Nordamerika  ist  während  des  Bürgerkriegs  der  umfassendste  Gebrauch  von 
dem  Besteuerungsrecht  des  Bundes  gemacht  worden,  s.  Hock,  Finanz.  Amerikas 
S.  187  ff.  Nach  d.  späteren  Ermässigung  brachten  diese  Steuern  1868  noch  186.34  M.  D., 
wovon  auf  rohe  Baumwolle  22.50,  Spirit.  14.28,  gegohr.  Getränke  5.69,  Tabak  18.64. 
Manufact.  39.16,  Licenzen  16.36,  Banken,  Versieb.,  Eisenb,  Telegr.  ges.  16.53,  Ein- 
kommenst  33.07,  Testamentsst  2.82,  div.  Abgaben  2.43  Mill.  D.  Die  Weiterentwici- 
lung  hat  von  directcn  Unionsteuem  wieder  abgeführt. 

Die  Matricularbeiträge  belasten  im  Deutschon  Reiche  die  süddeutschen 
Staaten  relativ  stärker,  weil  diese  an  der  allgemeinen  Bier-  u.  Branntweinsteuer  nicht 
theilnehmen  (z.  B.  Preussen  1881/82  nur  52.50,  Sachsen  nur  5.62,  dagegen  Baiom 
20.15,  Württemberg  7.28,  Baden  5.19  MilL  M.\  Das  Bedenkliche  und  das  Trügerische 
des  Kopfquotensystems  beruht  derauf,  dass  ohne  Rücksicht  auf  den  veisehiedenen 
Wohlstand  die  Consumtions-  u.  Productionskraft  u.  die  Steuerfähigkeit  jedes  „Kopfes*' 
in  jedem  sogen.  „Staate*'  als  gleich  angenommen  wird.  Dabei  wird  ganz  ttberaeheo, 
dass  grosse  und  kleine  Staaten  sich  gar  nicht  unmittelbar  vergleichen  lasson,  da 
der  kleine  „Staat**,  vollends  in  Verhältnissen  wie  den  deutschen,  eben  nichts  Anderes 
als  eine  zur  Souveränotät  gelangte  Provinz  oder  gar  nur  ein  Kreis  eines  natürlichen 
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imeMii  Staatsgebiets  ist,  s.  o.  §.  19.  S.  über  die  Frage  in  Deutschland  Wagner, 
Jahrb.  I,  628,  m,  217,  Hirth,  in  s.  Annalen  1875,  115  ff.  Matricolarbeiträge,  com- 
binirt  nach  der  Kop&ahl  und  der  nngefiüiren  Steuerkraft.  sind  Terfassangsmässig  in 
der  Schweiz,  aber  nicht  in  pract  Anwendung:  ärmste  Cantone  15  cent.  p.  Kopf, 
reichste  90  cent;  Hirth,  Annal.  1875,  S.  142,  786.  Vorschlfige  zur  Beseitigung  u. 
Verändenuig  der  Matric.beiträge  machte  ?.  Scheel,  Jahrb.  f.  d.  D.  Reich  1878  (Neue 
Folge  n),  48  £  Dgl.  YorschlSge  dess.,  statt  nach  der  blossen  Kopfzahl  nach  der 
Zahl  der  Erwerbsfähigen  in  der  Bevölkerung  die  Matric.beiträge  zu  vertheilen, 
in  Hildebr.  Jahrb.  1878,  XXX,  34,  mit  Statist.  Ausführung.  —  Dm  den  Ersatz  oder 
doch  die  wesentliche  Yenninderung  der  Matric.beiträge  und  zugleich  um  die  Schaffung 
selb^andiger  Reichseinnahmen,  ein  auch  politisch  so  wichtiges  Ziel,  drehen  sich 
die  Reformpl&ne  u.  Yersuche  im  Reiche  seit  1878.  Gedanke  auch  an  Keichs-Erb- 
sc  haftsteuer  u.  an  umfassendere  Uebertragung  der  elnzelstaatl.  stcmpelart.  Yerkehr- 
steoem  «if  das  Reich  nebst  deren  weiterer  Ausbildung ;  jetzt  ror  der  Reform  der  Zölle 
a.  Yerbranchsteuem  in  den  Hintergrund  getreten.  S.  Bericht  d.  Commission  z.  Er- 
öitonDg  der  Einftlhr.  einer  Reichs-Stempel-  u.  Erbsch.steuer;  Papiere  d.  Bnndesraths 
l«i77/78  N.  98. 

§.41.  —  3.  In  der  concreten  Wirklichkeit  zeigen  die  sogen. 
Staatenbunde  und  Bundesstaaten  schon  mancherlei  erhebliche 
Modificationen  der  theoretischen  Idee  dieser  Staatenverbindtingen. 
Die  Geschichte  weist  aber  auch  noch  zahlreiche  andere  Ver- 
hältnisse einer  Staatenverbindnng  auf,  welche,  zufälligen 
historischen  Ereignissen  entsprungen,  sich  nicht  immer  leicht  unter 
eine  bestimmte  Völker-  und  staatsrechtliche  Formel  bringen  lassen, 
sumal  der  rechtliche  und  factische  Zustand  in  solchen  Fällen  oft 
erheblich  von  einander  abweichen. 

Beispiele:  das  f rubere  und  jetzige  Yerh&ltniss  des  K.  Polen  zu  Russland,  früher 
wohl  ein  Mittelding  zwischen   Personal-  und  Realunion,  getrennte  Finanzen,  jetzt 
betisch  wenigstens  kaum  etwas  Anderes  als  Einverleibung;  das  polnische  Budget 
der  Ausgaben  postenweise  bei  den  Budgets  der  russ.  Reichsministerien,  woneben  eine 
Zeitlang  nur  ein   kleiner  Betrag  noch   besonders  ftlr  Polen  im   russ.  Budget  stand 
(1870   3.74  M.  R.),  der  jetzt  auch  verschwunden  ist;  ebenso  bei  den  Einnahmen. 
Das  Yerhältniss  Transkaukasiens    (Einn.   u.  Ausg.  ein  besonderer  Theil  des 
Fuasischen  Budgets) ,  Finnlands  (im  Wesentlichen  Personalunion,  durchaus  getrennte 
Finanzen  u.  Ausgaben,  Schulden,  besond.  Militairbudget  getrennt  v.  allgem.  Budg.  des 
ntSB.  Reichs").  —  In   0  est  erreich   hatte  die  Militairgrenze  seit  lange  ein  apartes 
Budget,  das  nur  als  besond.  Theil  d.  Staatsb.  aufgestellt  war.    Jetzt  hat  d.  Königreich 
Kroatien  u.  Slaronien  noch  ein  besond.  „Budget  f.  d.  Erfordernisse  der  inneren  Auto- 
nomie'* oder  fUr  seine  „autonome  Yerwaltung"'  (55  7o  d-  ^i^^  erhob,  dir.  u.  indir.  Steuern 
Hessen  in  d.  ungar.  Staatsschatz,  45  7o  bleiben  dem  Lande  fUr  jene  Erfordernisse; 
gesetd.  Bestimm,  y.  1873).     Das  jetzige  Yerhältniss  zwischen  Oesterreich  u.  Ungarn 
tcisleith.,  im  Wiener  Reichsrath  vertretene  u.  Länder  d.  ungar.  Krone)  auf  Grund  der 
Verfissang  r.  1S67  lässt  sich  auch  nicht  unter  eine  einfache  Formel  bringen.    Merk- 
male der  Personal-  und   Realunion,  des  Bundesstaats,  Staatenbunds  u.   wieder  des 
EiaheitKtaats  liegen  in  bunter  Mischung  durcheinander.     Als   Realunion  ist  das 
Yerhältniss  vielleicht  noch  am  Richtigsten  zu  bezeichnen,  weil  dies  Moment  noch 
vorwiitet    Das  ist  natürlich  fttr  die  ^richtung  des  Finanzwesens  von  wesentlichem 
EinfiittB.  ~  Weiter  sei  an  das  Yerhältniss  der  Tflrkei  vor  dem  letzten  Kriege  zu 
ihren  Schutzstaaten,  der  Donaufürstenthilmer  unter  einander  (Rumäniens,  fast 
dem  Einheitsstaat  schon  vor  1877  gleichkommende  Realunion,  jetzt  ganz  Einheitsstaat), 
Luxemburgs  zu  Holland  (seit  1^7  Personalunion),  Limburgs  desgl  bis  1866,  der 
Elbherzogthfimer  zu  Dänemark  bis   1864  u.  A.  m.   erinnert    Alle  solche  künst- 
liche Verhfitniase  äussern  auch  auf  die  Ausgabeeinrichtung  und  die  ganze  Finanz- 
wiithschaft  überhaupt  ihren  Einiluss.    Sie  haben  selten  lange  unveränderten  Bestand 
und  fahren  leicht  zur  polit  Yerwickhingen,  daher  auch  zur  Unordnung  im  Finanzwesen. 
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Staaten,  welche  nar  in  Personalunion  stehen,  wie  z.  B. 
Schweden  und  Norwegen,  bleiben  im  Wesentlichen  selbständige, 
wenn  auch  unanflöslich  verbundene  Staaten.  Ein  grösserer  Kreis 
gemeinsamer  Angelegenheiten,  daher  auch  ein  gemeinsamer  Haus- 
halt fehlt,  kaum  dass  einzelne  gemeinsame  Ausgaben  (etwa  flir 
Diplomatie)  vorkommen.  Auch  ftir  gemeinsame  Behörden  können 
hier  die  Ausgaben  in  den  einzelnen  Budgets  getrennt  bleiben. 

Schweden  und  Norwegen  haben  f.  gemeinsame  Sachen  einen  aas'  schwedischen 
und  norwegischen  Mitgliedern  zusammengesetzten  Staatsrath,  dessen  Kosten,  wenn  aas 
den  mir  nicht  specieUer  vorliegenden  Budgets  geschlossen  .werden  darf«  getrennt  in 
beiden  Haushalten  erscheinen. 

Staaten,  welche  in  Realunion  oder  einer  ähnlichen  näheren 
staatsrechtlichen  Verbindung  stehen,  haben  in  vielen  Puncten  die 
Merkmale  eines  Bundesstaats  oder  selbst  eines  Einheitsstaats  und 
eine  grössere  Reihe  wichtigerer  gemeinsamer  Gegenstände  („6e- 
sammtstaat^',  wie  z.  B.  die  Oesterreichisch-ungarisohe  Monarchie). 
Daher  giebt  es  hier  einen  eigenen  „Haushalt  ftir  die  gemein- 
samen Angelegenheiten'^  neben  besonderen  Haushalten  der 
Länder  oder  Ländergruppen.  Die  Einrichtung  gleicht  in  vielen 
Hinsichten  derjenigen  des  bundesstaatlichen  Finanzwesens:  im  ge- 
meinsamen Haushalt  gewisse  durchaus  gemeinsame  Ausgaben  (etwa 
Aeusseres,  Heer,  gemeinsame  Schuld),  auch  bestimmte  gemeinsame 
Einnahmen,  welche  ohne  Separatverrechnang  für  die  Theile  des 
Gesammtstaatsgebiets  zuvörderst  zur  Deckung  der  gemeinsamen 
Ausgaben  dienen  (Einnahmen,  welche  sich  an  die  Ausgabezweige 
knüpfen,  einzelne  indirecte  Steuern,  wie  Zölle).  Die  übrigen  Aus- 
gaben werden  nach  einem  verfassungsmässig  bestimmten  Maass- 
stabe durch  Beiträge  jedes  einzelnen  Landes  aus  dessen  eignen 
Einnahmen  gedeckt.  Die  Geschichte  zeigt  auch  in  solchen  Puncten 
viel  Mannigfaltigkeit.  Mitunter  ist  die  Realunion  so  eng,  dass  alle 
wichtigeren  Gegenstände  gemeinsam  sind  und  die  einzelnen  Länder 
höchstens  noch  besondere  Haushalte  von  der  Natur  eines  Provinzial- 
haushalts  oder  selbst  das  nicht  einmal  mehr  haben. 

Nach  d.  Yerfass.  von  1867  sind  in  Oesterreich- Ungarn  gemeinsam:  die 
Zweige  (u.  Ausgabeetats)  far  d.  Aeussere  (wobei  auch  die  Subrention  der  Oesterr. 
Lloyd-Dampfschiff.gesellschaft) ,  für  Heer  u.  Flotte,  f.  ein  gennüns.  Finanzministeriiuii 
u.  einen  gemeinsamen  Rechnungshof  (Summe  A.  f.  18S1  122.18  Mill.  fl.,  wovon 
107.89  ordentl.)  n.  gemeinsame  Deckungsmittel:  eigene  Einnahmen  der  gemeinsamen 
Yerwaltungszweige,  besond.  des  Kriegsmin. ,  der  Consulate  (i.  G.  1881  3.31  Mill.  Ü.l, 
Ueberschüsse  der  Zollgef&lle  (3.77  Mill.  fl),  im  G.  f.  1881  7.08  Mill.  fl.  Aue  anderen 
Einnahme-  und  Ausgabeetats  (auch  z.  B.  der  Hofstaat)  sind  getrennt.    Der  Rest  der 

Semeinsamen  Ausgaben  wird  —  nach  Abzug  eines  bes.  Zuschusses  v.  2.18  Mill.  fl.. 
en  Ungarn  jetzt  für  den  Uebergang  eines  Theils  der  Militairgrenze  an  die  Cinlver- 
waltung  noch  bes.  glebt  —  zu  70  %  von  den  cisleith.  nnd  zu  3(»  %  von  den  ungar. 
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Lindem  ^eckt.  Von  der  Staatssclmld  ist  uur  die  schwebende  in  Betreff  der 
Hypothekaranweisungen  (Schatzscheine)  und  dos  Papiergelds  (beide  Posten  zus.  ge- 
setzlich begrenzt  auf  412  Mill.  fl.)  gemeinsam.  Die  übrige  sog.  allgemeine 
Sduüd  (£.  ISSO  2755.83  MilL  fl.)  lastet  eigentlich  jet^  auf  den  cislcith. 
Landen  nach  dem  finanziellen  Ausgleich  mit  Ungarn  allein,  jedoch  zahlt  dieses  zur 
Verzinsung  der  Schuld  die  fixe  Summe  Ton  30.32  Mill.  fl.  jährlich.  Dazu  kommt 
daan  noch  eine  bosondore  Schuld  der  WesthUfte  („der  im  Heichsrathe  vertretenen 
Königreiche  u.  Linder"),  E.  1S80  408.61  Mill.  fl.  Die  Grundentlastungsschuld 
lastet  in  der  westl.  Hälfte  des  Staats  auf  den  einzelnen  Kronlanden,  in  Ungarn 
auf  der  Gesammtheit  der  ungar.  Lande  als  deren  Staatsschuld.  Ausserdem  hat 
Ungarn  seit  seiner  wiedererlangten  politisch.  Selbständigkeit  eine  schon  recht  bedeutende 
eigene  eigentliche  Staatsschuld  erlangt  (meist  f.  Eisenbahnbauten  u.  Deckung  der 
Deficite),  Aul  1880  752.5  Mill.  fl.  —  Rumänien  hatte  schon  länger  ein  elnheitl. 
Budget ;  aa  die  Türkei  zahlte  es  fUr  beide  FUrstenth.  getrennt  den  kloinen  Tribut  von 
5000  u.  3000  Beutel  (ä  500  Piaster  gleich   30  Thlr.).    Auch   Serbien   hatte  schon  s 

Tor  dflr  1877/78  erreichten  völligen  Unabhängigkeit  ein  ganz  getrenntes  Budget,  in 
dem  der  Tribut  an  die  Pforte  als  Ausgabeposten  (in  der  tUrk.  Rechnung  als  Einnahme) 
apart  vorkam  (4600  Beutel).  Aehnlich  noch  jetzt  Samos  (800  Beutel),  Aegypten 
(76.5  Mill.  Piaster  oder  681.486  ägypt  Pfund,  zu  20.8  Reichsmark). 


2.  Abschnitt. 
Finanziresen  der  SelbstrerwaltungskCrper. 

S.  0.  S.  61  u.  78  die  liter.  Notiz.  Ausser  Stein  ist  kaum  etwas  Weiteres, 
»pecieU  Finanzwissenschaflliches  zu  nennen.  Die  bisherige  Literatur  des  Finanz- 
▼eseos  dieser  K5ri)er  bezieht  sich  fast  nur  auf  die  Gemeinden  und  beschränkt  sich 
neisteBS  auf  die  Steuerverhältnisse.  S.  die  bezUgl.  Lit.  oben  §.  30.  Aus  der  Statistik 
besw  Herrfurth  u.  Gerstfeldt. 

I.  —  §.  42.  Der  staatliche  Finanzbedarf  in  seiner  Be- 
ziehung zum  Staatsgebiet.  Die  Betrachtung  hierüber  führt  zur 
Besprechung  des  Finanzwesens  der  8elbstverwaltungsk5rper  hin 
und  geht  derselben  passend  voraus,  weil  dabei  einige  für  die 
finanzielle  Ordnung  dieser  Verhältnisse  maassgebende  Gesichts- 
pnnete  bereits  deutlieh  hervortreten.  Folgende  zwei  Fragen  sind 
hier  hervorzuheben.  Einmal,  welche  Wirkung  die  Veraus- 
gabung des  Finanzbedarfs  im  Inlande  als  Verwendung  von 
Saehgütern  ausübt.  Sodann,  wie  sich  der  Finanzbedarf  hin- 
sichtlich seiner  in  der  Herstellung  von  Staatsleistungen  her- 
Tortretenden  Wirkung  anf  das  inländische  Staatsgebiet  ver- 
t  heilt  Die  ältere  Finanztheorie  hat  den  ersten  Punct  öfters  erörtert, 
mit  dem  zweiten,  wichtigeren  sich  jedoch  noch  wenig  beschäftigt. 

1.  „Wenn  der  Staatsaufwand  innerhalb  des  Landes  geschieht, 
sagt  Rau  (§.  38),  so  werden  einheimische  Arbeiter  und  Unter- 
nehmer beschäftigt,  wird  inländischen  Kapitalien  und  Grundstücken 
eine  Bente  abgewonnen,  was  ohne  Zweifel  für  die  Volkswirthschaft 
zuträglich  ist.  Daher  haben  schon  ältere  Schriftsteller  den  Satz 
aufgestellt,  man  solle  die  Staatsausgaben  so  einrichten,  dass  die 
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Summen  nicht  ansserLandes  gehen,  sondern  dem  inländischen 
Nahrnngsstande  zu  Gate  kommen.  Doch  ist  diese  Regel  nnr  unter 
zwei  Bedingungen  zulässig,  dass  nemlich  der  Zweck  der  Ausgabe 
darunter  nicht  leidet  und  diese  auch  nicht  höher  wird,  oder  dass, 
wenn  die  Verwendung  im  Inlande  mehr  kostet,  dadurch  ein  volks- 
wirthschaftlicher  oder  politischer  Nebenvortheil  erreicht  wird  und 
desshalb  der  Mehrbetrag  auch  als  besondere  Ausgabe  zu  recht- 
fertigen sein  würde,  z.  B.  als  eine  Prämie  zur  Ermunterung  eines 
wichtigen  und  dieser  Begünstigung  bedürftigen  Gewerbszweiges,'^ 
namentlich  etwa  eines  solchen,  durch  welchen  wichtige  Güter  für 
die  Militair Verwaltung  erzengt  werden.  Die  Herstellung  solcher 
Güter  im  Inlande  kann  mitunter  durch  die  politische  Sicherheit 
des  Landes  geboten  sein. 

V.  Justi,  Staitsw.  II,  482,  rerlangt  die  inländische  Verwendung  der  Staatsana- 
gaben.  Auch  Ran  a.  a.  0.  meint,  dass  die  ins  Ausland  gehenden  Geldsummen  in 
der  Begel  eine  entsprechende  Waarenausfuhr  nach  sich  ziehen,  kann  nicht  als  roll- 
ständiger  Ersatz  des  Nachtheiles  für  die  einheimischen  Gewerbe  angesehen  werden. 
Aller<tings  haben  aber  wohl  mercantilistische  Grttnde  zu  der  Forderung  mitgewirkt  — 
Oeflere  Vorschrift,  besonders  früher,  Pensionen  im  Lande  zu  Terzehren.  Selbst  in 
deutschen  Staaten  bestanden  bis  in  die  neueste  Zeit  noch  mehrfach  Abzüge  ftU* 
Pensionen,  selbst  ftlr  Wittwenpensionen ,  welche  im  „Ausland"'  verzehrt  werden,  d.  h. 
natarlich  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  in  andern  deutschen  Staaten.  Da  dergleichen 
meistens  durch  Familienverhältnisse ,  Gesundheitsrücksichten  u.  s.  w.  veranlasst  werden 
wird  und  die  deutschen  „Staaten''  doch  schon  lange  vor  1866  und  1870  ein  nationales, 
culturliches  und  wirthschaftliches  Ganze  bilden,  so  erscheinen  diese  Abzüge  kleinlich 
und  unbillig.  —  Die  inländ.  Herstellung  auch  zu  höheren  Kosten  im  Interesse  der 
nationalen  Unabhängigkeit,  z,  B.  bei  Wafi'enfabriken ,  Kanone ngiessereien ,  Schi^bau- 
anstalten,  manchen  Fabriken  für  Eisenverarbeitnng  (Panzerplatten,  Eisenbahn- 
material)  u.  s.  w. 

§.  43.  —  2.  Die  Vertheilung  des  Finanzbedarfs  oder 
der  Staatsausgaben  über  das  inländische  Staatsgebiet 
Hier  hat  man  zwischen  Haupt-  und  Landestheil-  oder  Local- 
finanzbedarP)  oder  zwischen  allgemeinen  und  speci eilen 
Ausgaben^)  (in  diesem  Sinne  des  Worts)  zu  unterscheiden. 

Der  Hauptfinanzbedarf  wird  durch  die  allgemeinen 
Zwecke  des  ganzen  Staats  als  solchen,  der  Finanzbedarf  ftir 
die  Landes theile  durch  die  specielien  Bedürfnisse  dieser  letzteren 
nach  einer  Staatsthätigkeit  überhaupt  oder  nach  einer  gerade  in 
der  Art  oder  in  dem  Umfange  auszuübenden  Staatsthätigkeit 
bedingt  oder  er  umfasst  eine  solche  Staatsausgabe,  welche  doch 
bestimmten  Landestheilen  vorwiegend  zu  Gute  kommt. 

')  Umpfenbach,  Finanzwiss.  §.  20  (etwas  andere  Scheidung).  Ich  brauchte 
früher  den  Ausdruck:  Haupt-  und  Local  Staats  bedarf.  Da  der  Staats  bedarf  aber 
ein  weiterer  Begriff*  ist  als  der  Finanzbedarf  (§.  5),  ist  es  richtiger,  auch  hier  den 
letzteren  Ausdruck  anzuwenden.    S.  auch  Rau,  Fin.  I,  §.  8$. 

*)  V.  Malchus,  Finanzwiss.  ü,  §.  7. 
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Hmoptfinaiizbedaif  also  namentlich:  Anfvrand  for  Centralverwaltong,  Ho&taat, 
Heerwesen,  Flotte,  Öffentliche  Schuld,  oberste  Justizbehörden,  Gerichtshöfe,  höchste 
iQgemeine  Bildungs-,  Knnstanstalten  n.  s.  w.,  Localfinanzbedarf  dagegen  gesammtes 
aittleree  und  nnteies  Gerichtswesen,  da  dies  nach  der  heute  herrschenden  Auf- 
fassung Staatsangelegenheit  sein  soll,  ähnlich  auch  innere  Verwaltung,  Polizei wesen. 
Schul-,  Strassenwesen  u.  s.  w.,  soweit  diese  Gebiete  Staatssache  im  Interesse  der 
Laade^hflile  und  der  Gesammtheit  sein  sollen,  bei  entsprechender  Entwicklung  der 
AufEassung  also  auch  z.  B.  das  Armen-,  das  Versicherungswesen.  Hier  entscheidet 
der  Stand  der  politischen  Meinungen,  dor  öfientlichrechtlichen  und  naüonalökon. 
Doctrinen.  In  Staaten  mit  grosser  Staatsschuld,  starkem  Heer  ist  der  Hauptstaatsbedarf 
Dothwendig  im  Verhftltniss  zum  Localstaatsbedarf  sehr  hoch.  Die  unrermeidüche 
Folge  ist,  dass  die  Provinzen  starke  Hin  aus  Zahlungen  an  die  Gentralcassen  zur 
Dedning  dieser  Ausgaben  machen  mUssen,  was  mitunter  etwa  gerade  die  wohlhabenderen, 
daher  mehr  Steuern  tragenden  Provinzen  zu  der  unrichtigen  Ansicht  verfahrt,  sie 
sden  überhaupt  den  anderen  Provinzen  gegentlber  aber  lastet  (italien.  Provinzen 
Oesterreichs  früher,  einigermaassen  halt  Provinzen  Russlands).  Venetien  zahlte  1862 
9.76  MiU.  fl.  für  die  Gentralausgaben  Oesterreichs,  12.34  Mill.  wurden  in  der  Provinz 
selbst  verwandt,  schweriich  im  Verh&ltniss  zum  Wohlstand  des  Landes  eine  Ueber- 
lastung.  S.  K&heres  in  dem  unten  gen.  Aufs.  v.  A.  Wagner.  Um  so  nothwendiger 
aber  iä  es,  in  solchem  Fall  wenigstens  den  Hauptstaatsbedaif  möglichst  zu  decentralisiren. 

Derjenige  Theil  des  Haaptfinanzbedarfs ,  welcher  sich  an  die 
Centralverwaltang  anknüpft  nnd  daher  auch  vornehmlich  am  Re- 
gieningssitz  yeransgabt  wird,  kann  centralisirter,  deijenige 
Theil,  welcher  sich  schon  nach  seinem  Zweck  oder  doch  unbeschadet 
desselben  über  das  ganze  Land  vertheilt,  kann  decentralisirter 
oder  vertheilter  Hanptfinanzbedarf  genannt  werden.  Letzteren, 
soweit  es  der  Zweck  erlaubt,  möglichst  gleichmässig  über  die  Theile 
des  Staatsgebietes  zu  vertheilen,  also  demgemäss  die  betreffenden 
Staatsanstalten  and  Thätigkeiten  u.  s.  w.  einzurichten,  ist  eine 
billige  volkswirthschaftspolitische  Forderung  im  Interesse  der  steuer- 
zahlenden Provinzen  gegentiber  zu  starker  Centralisirungstendenz. 

Gentralisirter  Hauptbedarf  daher:  Hofstaat,  Ministerien  und  andere  höchste 
MlÜtur-  und  Givilbehörden,  allgemeine  Reichsanstalten,  wie  z.  B.  höchste  Schulen, 
Sammlungen,  Bibliotheken  n.  s.  w.  Die  Zinszahlung  der  Staatsschuld  erfolgt  meist 
auch  am  Begierungssitz,  namentlich  wenn  derselbe  ein  Geldplatz,  sonst  an  anderen 
in-  nnd  z.  Th.  ausländischen  Börsenorten.  Vertheilter  Bedarf:  die  Ausgaben  fOr 
die  mittleren  und  unteren  Verwaltungsbehörden,  Gerichte,  Schulen,  das  Gros  der  Aus- 
gaben f^  Heer  und  Flotte.  Sie  erfolgen  nothwendig  an  den  Orten,  wo  die  betreffenden 
Anstalten  sich  befinden.  Mitunter  b^timmt  die  liatnr  der  Sache  schon  die  Localit&t, 
wie  z.  B.  bei  der  Flotte,  den  Festangen,  dem  Bergbaa.  In  anderen  F&llen  steht  die 
Wahl  frei  Es  ist  nicht  zu  läognen,  dass  in  unsem  modernen  Staaten  und  zwar  neben 
Fraalroch  und  Bussland  (Petersburg!)  wohl  am  Meisten  in  den  deutschen  und  andern 
enropäischen  Mittelstaaten  (z.  B.  auch  Dänemark)  oft  eine  einseitige,  mitunter  ganz 
zweckwidrige  Begünstigung  der  Residenzen  erfolgt  ist,  indem  möglichst  alle  höheren 
Behörden  dahinein  verlegt  wurden.  Gewiss  auch  ein  culturlicher  Nachtheil ,  freilich 
aber  eine  Folge  der  kOnsÜichen  Territorialbildung  dieser  Staaten  (Karlsruhe,  Darmstadt, 
Stattgart,  Hannover!  Auch  selbst  München  und  Dresden).  Passend,  wenigstens  nach 
dieser  Seite  betrachtet,  der  oberste  bad.  Gerichtshof  in  Mannheim,  der  hannov. 
fr^iher  in  Celle,  das  Reichsgericht  jetzt  in  Leipzig.  —  Nach  Rau  (§.  38  Anm.  d  der 
5,  Aul)  betrugen  im  Dep.  Seine  1846  die  Staatseinkünfte  (ohne  Zölle)  129  Mill. 
Francs,  die  Staatsausgaben  machten  daselbst  527  Mill.  aus.  In  19  Dep.  beliefen  sich 
äieae  Aasgaben  nicht  voll  auf  %  der  Einkünfte  (nur  58  Proc.  derselben);  Gordier, 
I^cputirten-Kammer ,  18.  Mai  1846.    De  Lavergne  berechnete,  dass  1850  im  Nord- 
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Westen  von  Frankreich  die  Staatseinkünfte  514,  die  Staatsausgabeu  707  MilJ.  Fr.  be- 
tragen, in  den  mittleren  Landestheilen  jene  9578*  diese  an  77  M.  Im  Jahre  1855 
war  die  Verschiedenheit  noch  grösser.  Die  gesammte  Ausgabe  mit  Ausnahme  der  im 
Auslände  ftlr  den  Krieg  verwendeten  Summen  war  um  727  Mill.  Fr.  angewachsen, 
wovon  543  Mill.  auf  das  Dep.  Seine  und  die  4  Dep.  mit  Kriegshäfen  kamen,  also 
nur  1 83  Mill.  auf  den  tlbrigen  Theil  des  Landes ,  und  zwar  auf  die  Dep.  der  Mitte, 
des  Südwestens  und  Nordostens  zusammen  nur  44V2  MüL  Offenbar  konnten  die  Ein- 
künfte der  Landestheile  noch  weniger  im  gleichen  Verh&ltniss  zu  den  Ausgaben  stehen. 
Joura.  des  Econ.  April  1853,  S.  1,  Juli  1857,  S.  32.  —  Geber  Osterreich  siehe 
Czörnig  a.  a.  0.  II,  426.  A.  Wagner,  Oesterr.  Finanz,  seit  dem  FricMien  von 
Villafranca.  „Uns.  Zeit''  1863,  S.  188  ff.  (nach  den  Daten  aus  d.  Vorlagen  xum 
Voranschlag  v.  1862  berechnet).  Auf  das  Centrale  kamen  v.  351*6  Mill.  fl.  Erforder- 
niss  267-7,  v.  296*6  Mill.  fl.  Mettostaatseinnahme  10*4  (incl.  Militairgrenze).  Die 
Provinzen  hatten  also  257*3  Mill.  ü.  ftlr  die  Centralausgaben  zu  liefern,  ergaben  aber 
nach  Abzug  der  fUr  sie  und  in  ihnen  erfolgenden  spec.  Ausgaben  von  86*9  Blill.  nur 
199*3  MilL  ü,  für  diesen  Zweck,  daher  08  Mill.  fl.  erdend  Deficit.  Die  Ueberschüsse 
der  Provinzen  sind  sehr  ungleich,  Dalmatien  hatte  gar  keinen;  Näheres  a.  a.  O. 
S.  189—190. 

Hinsichtlich  des  Localfinanzbedarfs  ist  namentlich  immer 
zu  nntersuchen^  ob  and  wieweit  demselben  wirklich  ein  Staats-, 
nicht  nur  ein  (reines)  Local-  oder  Landestheilbedürfniss  za 
Grande  liegt.  Im  letzteren  Falle  ist  der  Bedarf  möglichst  ganz 
aas  dem  Staatsbadget  in  dasjenige  des  betreffenden  Selbstver- 
waltungskörpers  (Provinz,  Bezirk,  Kreis,  Gemeinde)  hinüber  za 
setzen.  Hier  handelt  es  sich  am  die  allgemeine  Frage  der  OrgaDi- 
sation  der  Selbstverwaltang  neben  oder  statt  der  Staatsverwaltang. 
Nicht  aasgeschlossen  bleibt,  dass  dabei  mitunter  aus  besonderen 
Gründen  wahre  Localbedttrfnisse  zu  Staatsbedürfnissen  erklärt 
und  demgemäss  die  betreffenden  Ausgaben  in  das  Staatsbadget 
gesetzt  werden.  Die  Natur  des  Staats  als  eines  Organismus  recht- 
fertigt das.  Gleichwohl  wird  es  ein  Ausnahmefall  sein  und  ist 
alsdann  eine  Prägravation  des  begünstigten  Landestheils  mit 
Staatsabgaben  wohl  zulässig.  Wichtiger  sind  die  Fälle,  wo  es 
sich  eben  um  ge  mischt -staatliche  und  provinzielle,  communaleu.  s.  w. 
Bedürfnisse  handelt,  wie  so  vielfach,  z.  B.  im  Verkehrs-,  Strassen-, 
Schul-,  Armenpolizeiwesen  u.  s.  w.  Hier  erscheint  als  das  Richtige 
eine  Vertheilung  der  bezüglichen  Ausgaben  auf  den  Staat  und 
den  (oder  die  mehreren)  sonstigen  öffentlichen  Körper,  nach  einem 
bestimmten  Vertheilungsschlüssel,  oder  so,  dass  der  Staat  Zuschüsse 
bis  zu  der  und  der  Höbe  an  die  Provinz,  Gemeinde,  oder  umge- 
kehrt diese  an  jene  giebt,  oder  dass  eine  Kategorie  der  Kosten, 
z.  B.  die  persönlichen,  vom  einen,  eine  andere,  z.  B.  die  sachlichen, 
vom  anderen  Theil  übernommen  werden.  Gerade  auf  eine  solche 
Entwicklung  drängt  der  organische  Character  des  gemeinwirth- 
schaftlichen  Systems  hin. 
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Oline  AneikennuDg  dieses  Grundsatzes  kann  man  überhaupt  nicht  von  einem 
Stiatslebcn,  sondern  nur  ?on  einem  Gemeinde-,  Provinzialleben  sprechen.  Voll- 
itlDdi^e  Gleichm&ssigkeit  der  Yortheilc  und  Opfer  aller  Betheiligten  bei  allen 
Staatstbätigkeiten  ist  einmal  nicht  zu  erreichen.  S.  Wagner,  Grundlegung  Abth.  I, 
Kap.  3  D.  4.  Vortreffliche  Anfänge  einer  richtigen  Scheidung  von  Staats-  und 
Laa^estheilbedarf  und  einer  solchen  Kostenvertheilung  z.  B.  in  neuen  Strassen- 
fosetzen,  wie  dem  badischen  ?.  14.  Jan.  1868,  auch  in  der  neueren  finanziellen 
Sckolgesetzgebung. 

Die  richtige  und  billige  Entscheidung  über  solche  Puncte, 
welche  besonders  bei  denjenigen  Ausgaben,  die  den  Cnltur-  und 
Wohlfahrtszweck  des  Staats  betreffen,  schwierig  ist,  hängt  von 
einer  zweckmässigen  Organisation  der  Gemeinden,  Kreise,  Provinzen 
und  von  der  Einrichtung  von  Vertretungsorganen  dieser  Körper 
(LaDdrath,  Provinziäl-,  Kreistände,  Gemeindevertretung)  wesentlich 
mit  ab  und  ist  wieder  die  Voraussetzung  einer  gesunden  Gestaltung 
eines  leistungsfähigen  Finanzwesens  dieser  Körper  und  wechsel- 
wirkend, deiyenigen  des  Staats.  Die  grosse  Frage  der  sogen. 
Decentralisation  der  Verwaltung  und  der  Organisation 
der  Selbstverwaltung  im  modernen  Staat  hat  hier  auch  finanziell 
eine  wichtige  Tragweite. 

Die  gerechtere  Yertheilung  der  Lasten,  keineswegs  nothwendig 
eise  rermindcrte  Belastung  Überhaupt,  oft  sicher  das  Gegentheil,  wird  die  finanz. 
Folge  der  Decentralisation  der  Verwaltung  sein,  was  man  oft  verwechselt  S.  (irundl. 
S.  309.  —  Die  Bedeutung  der  Frage  der  Provinzial-,  Kreisoiganisation,  besonders  in 
Preuäsen,  kann  in  unsrer  gegenwärtigen  politischen  Entwicklung  auch  in  finanzieller 
Beziehung  kaum  überschätzt  werden. 

II.  --  Das  Finanzwesen  der  Selbstverwaltungskörper 
§.  44.  Die  Bildung  besonderer  Provinzial-  (Bezirks-), 
Kreis-  und  Gemeindehaushalte  neben  dem  Staatshaushalt  ist 
nach  dem  Vorausgehenden  eine  principielle  Forderung  zum  Be- 
hnfe  der  richtigen  und  gerechten  Durchführung  des  zwangsgemein- 
wirthschaflUchen  Systems.  Der  Staat  kann  und  darf  nicht  alle  in  das 
(jebiet  dieses  Systems  in  der  Volkswirthschaft  gehörigen  Leistungen 
direct  selbst  übernehmen,  sondern  muss  Vieles  den  Selbstverwaltungs- 
körpem  von  vornherein  überlassen  oder  von  Neuem  übertragen. 
Die  entscheidenden  Gründe  hierführ  sind  nicht  finanzielle, 
aber  auch  finanzielle  Gründe  sprechen  für  diese  Gestaltung  der 
Dinge  mit,  weil  sich  nur  so  ein  Mittel  bietet,  den  Finanzbedarf 
aod  die  Deckungsmittel  dafür  einigermaassen  gerecht  und  zugleich 
mogliehst  zweckmässig  auf  die  Bevölkerung  des  Staatsgebiets  zu 
vertheilen. 

£s  ergiebt  sich  namentlich,  dass  bei  richtiger  Organisation  der  Selbstferwaltung 
Bad  bei  entsprechender  Mitwirkung  und  Controle  von  Yertretungsorganen  in  den 
öfizehien  Selbstrerwaltungskörpern   ,,di6  Leistungen  der  Borger  mit  den  für  sie  aus 
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den  OfieQÜiclien  Thätigkeiten  entspringenden  Yortheilen  leichter  im  richtigen  Verh&ll- 
niss  stehen  werden,  die  Bereitwilligkeit  zar  Uebemahme  ron  Lasten,  durch  den 
deatlicher  sichtbaren  Nutzen  fOr  die  einzelnen  Landestheile ,  die  Anhftnglichkttt  der 
Bürger  an  diese  verstärken,  ein  löblicher  Wetteifer,  nützliche  Ansialten  zu  errichten 
und  zur  Bltlthe  za  bringen,  entstehen  wird,  endlich  die  Ausgaben  nach  reiferer  Er- 
wägung des  wahren  BedOrfhisses  eingerichtet  und  auf  die  sparsamste  Art  bestritten 
werden  kOnnen''  (Rau  Fin.  I.  §.  53).  Auch  lehrt  die  Erfahrung,  dass  eine  solche 
Selbstverwaltung  eine  Menge  tüchtiger  Arbeitskräfte  eotwickelt,  welche  sich  fUr 
das  Gemeinwesen  ohne  Entgelt  zur  Verfügung  stellen  und  dass  wohlhabende  patriotische 
Familien  es  als  eine  Ehrensache  ansehen,  durch  Stiftungen  und  Beiträge  Öffentliche 
Zwecke  durchfuhren  zu  helfen,  weil  sie  eben  den  unmittelbaren  Katzen  ftlr  das 
Gemeinwohl  erkennen.  Ein  nicht  verwerflicher  Ehrgeiz  spielt  dabei  oft  mit  Von 
jeher  äusserte  sich  die  Neigung,  Stiftungen  für  gemeinnützige  Zwecke  zu  dotiren. 
innerhalb  enger  localer  Kreise,  namentlich  in  den  Gemeinden,  sehr  selten  fär  den 
ganzen  (zumal  grossen)  Staat,  psychologisch  begreiflich. 

Auch  in  neuester  Zeit,  trotz  yid  lebhafteren  Staatsbewusstseins,  bewährt  sich 
dies  noch.  Städte  wie  Frankfurt,  Köln,  Basel  und  Überhaupt  die  schweizer,  auch  die 
holländischen,  sind  hier  rühmlichst  hervorzuheben. 

Im  Uebrigen  gehört  die  Frage  der  Decentralisation  der  Ver- 
waltung and  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  nicht  in  die 
Finanzwissenschaft,  sondern  wiederum,  wie  andre  ähnliche  Fragen, 
in  die  Staats-,  Verfassungs-  und  Verwaltungslehre,  Einiges  davon 
speciell  in  die  Innere  Verwaltungslehre,  auch  in  die  Allgemeine 
Volkswirthschaftslehre.  Die  Finanzwissenschaft  hat  dann  nur  die 
finanziellen  Consequenzen  zu  ziehen,  welche  das  wieder 
in  verschiedener  Weise  denkbare  und  in  der  Praxis  verschieden 
gestaltete  Nebeneinanderbestehen  von  Staats-  und  anderen  öffentlichen 
Haushalten  mit  sich  bringt. 

Mit  dem  politischen  Verständniss  der  Sache,  sogar  dem  Begpiff  der  „Selbst?er- 
waltung''  fehlte  den  älteren  Finanztheoretikem  auch  das  Verständniss  der  finaozieUcn 
Seiten  der  bezüglichen  Fragen  meist  S.  v.  Jacob,  II,  §.  $2S,  985,  Fulda,  Handb. 
§.  21,  T.  Malchus  II,  41.  Auch  Rau  5.  A.  §.  52—55  in  der  prindp.  Auffassung 
noch  ungenügend.  Diese  erstrebte  ich  bereits  in  d.  2.  A.  Ton  B.  I,  §.  44 — 49,  doch 
reichte  das  dort  Gegebene  noch  nicht  aus.  Erhebliche  Forderung  gerade  auch  der 
finanzwissensch.  Behandlung  des  Gegenstands  erfolgte  dorch  Stein,  3.  A.  S.SO, 
126  ff.  a.  nam.  4.  A.  I,  18  —  24,  39—50,  124—128,  158  —  162,  200  ff.,  290  ff. 
Stein  benutzt  hier  wie  sonst  mit  Erfolg  die  Katcgoricen  seiner  Yerwaltongslchre, 
beleuchtet  Manches  in  sehr  zutreffender  Weise,  schablonisirt  und  construirt  aber  wie 
gewöhnlich  etwas  zu  fiel  and  hütet  sich  auf  diesem  Gebiete  vor  „verworrenem  In- 
halt** und  Detail  (rgl.  I,  128),  indem  er  „Inhalt**  und  Detail  zu  sehr  vennoidet  und 
sich  seiner  Neigung  nach  nur  mit  den  „grossen  Gesichtspuncten**  begnügt  So  werth- 
foU  diese  zur  Orientirung  sind,  so  wird  eben  doch  auf  einem  so  positiren  Gebiete 
wie  dem  Finanzwesen  der  SelbstverwaltungskOrper  noch  etwas  mehr  verlangt 

A.  Die  Organisation  der  Selbstverwaltung  in  ihrer 
finanziellen  Bedeutung  §.  45.  Der  Ausdruck  ^^Selbstver- 
waltungskörper''  wird  hier  in  der  neuerdings  tlblich  gewordenen 
Weise  fttr  die  „localen  Zwangsgemeinwirthschaften"  (G.  §.  141), 
besonders  die  genannten  drei  oder  vier,  Provinz,  Bezirk,  Kreis, 
Gemeinde  gebraucht.  Er  enthält  aber  eigentlich  zwei  noch  heute 
keineswegs  allgemein  erfüllte  Postulate,  dass  nemlich  diese  ,,Ge- 
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meinwirthschaften ^'  als  (öffentliche)  Körper^  als  selbständige 
Rechtspersönlichkeiten,  mit  dem  Rechte  der  juristischen  Person 
und  der  eigenen  Vermögens-  and  Erwerbsfähigkeit  nnd  ferner,  dass 
sie  als  Selbstverwaltnngskörper  mit  dem  Recht  nnd  den 
Organen  eines  solchen  Körpers  constitnirt  seien.  Dies  trifil 
Beides  von  altersher  fast  allgemein  bei  den  (Orts-)  Gemeinden 
ZD,  aber  yielfach,  wenigstens  bis  vor  Kurzem  auch  in  unseren 
Ländern )  nur  bei  diesen.  Die  ,, Selbständigkeit''  gegentiber  dem 
Staate  und  diejenige  ihres  Haushalts  gegentiber  dem  Staatshaus- 
halte ist  dabei  wieder  örtlich  ifhd  zeitlich  manchfach  verschieden. 
Die  grösseren  öffentlichen  Körper,  die  im  neueren  deutschen 
Staatsrecht  wohl  sogen.  ,,Communalverbände  höherer  Ordnung'', 
die  Kreise,  besonders  die  Provinzen  und  die  ihnen  analogen,  unter 
verschiedenen  Namen*  vorkommenden  (Grafschaften,  Herzogthtimer, 
Kronländer,  „Königreiche  und  Länder^'  [Oesterreich]  u.  s.  w.)  sind 
zwar  historisch  oftmals  aus  älteren  wirklich  ganz  oder  fast  ganz 
anabhängigen  und  selbständigen  Territorialkörpem  der  Feudalzeit 
hervorgegangen.  Aber  sie  haben  in  den  letzten  Jahrhunderten  im 
absolut-monarchischen  und  im  modernen  centralistischen  Staat 
wenigstens  auf  dem  europHischen  Continent  ihre  Selbständigkeit 
bemahe  ganz  verloren  und  sind  nur  territoriale  staatliche  Ver- 
wahnngsabtheilungen  geblieben  oder  selbst  das  erst  wieder  neu 
geworden. 

In  ihrer  ränmlicLen  Begrenzung  bat  die  Staatsgewalt  nach  äusseren  Zweck- 
Küssigkeitsracksichten  manche  Aenderangen  des  historischen  Gebietsiunfangs  vorge- 
nommen (besonders  anch  in  den  deutschen  Staaten)  oder,  wie  Frankreich  in  seinem 
mechanischen  ,,Departementsystem''  ohne  jede  Rücksicht  auf,  ja  hier  sogar  mit  ab- 
acktlicher  Nichtachtang  der  historischen  Eintheilung  des  Staatsgebiets,  letzteres  in 
grOisere  nnd  kleinere  Verwaltongsgebiete  zerlegt 

Erst  die  neuere  und  neueste  2ieit  hat  begonnen,  u.  A.  speciell 
in  Deutschland,  zum  Zweck  der  Decentralisation  der  gesammten 
öffentlichen  Verwaltung,  zur  Erleichterung  auch  für  die  eigentliche 
Staatsverwaltung,  und  im  politischen  Interesse  der  Herbeiziehung 
der  Staatsbürger  zur  eigenen  Theilnahme  an  den  öffentlichen  6e- 
sehäften,  den  Provinzen,  Kreisen  u.  s.  w.  in  eigenen  „Provincial^'- 
„Kreisordnungen''  u.  dgl.  m.  rechtliche  Selbständigkeit  zu  geben 
nnd  sie  zu  öffentlich  rechtlichen  Körpern  oder  zu  Selbstver- 
wtUnngskörpem  aus-  oder  umzubilden. 

Neben  den  Vorgängen  in  einigen  kleineren  deatschen  Staaten  ist  hierfür  vor 
AUea  die  preussische  Qesetzgebuog  ?.  1872  ff.  Epoche  machend  gewesen.  Dadorch 
^  hier  in  einigen  Poncten,  besonders  durch  Ueberweisnng  von  Staatsaufgaben  zar 
I^vrchfQhrung  an  die  Kreise  und  Provinzen,  eine  Ann&hening  an  die  Verhältnisse 
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der  englischen  Selbstvervaltang  erfolgt  Das  wird  allmälig  zu  einer,  heute  noch 
erst  beginnenden,  grösseren  Yergleichbarkeit  auch  der  britischen  und  preussischen 
Öffentlichen  Finanz^erhältnisso  ftlhren,  indem  der  Staatshaushalt  (nebst  den  preiiss. 
Quoten  dos  Reichshaushalts)  ähnlich  wie  in  England  in  stärkerem  Maasso  durch 
die  Haushalte  der  Localverwaltungskörper  ergänzt  wird.  In  den  deutschen  Staaten 
bestehen  auch  jetzt  noch  manche  Verschiedenheiten  in  der  dfTenÜich  rechtlichen 
Stellung  der  ,,Communalverbände'\  Kreise,  Districte  u.  s.  w.  und  demgemiss  in  deB 
Haushalten  dieser  Körper  sowie  in  der  mehr  oder  weniger  anabhängigen  Stellang 
dieser  Haushalte  gegenüber  dem  Staatshaushalt.  Die  französischen  Departemaits 
und  kleineren  Gebietsabtheilungen  können  auf  den  Namen  ?on  Selbfitverwaltungs- 
körpern  in  finanzieller  wie  in  sonstiger  Beziehung  noch  gegenwärtig  nur  in  geringem 
Maasse  Anspruch  machen  und  sind,  wie  in  mancher  Hinsicht  ^bst  die  dortigen 
(pnndpiell  gleichmässig  organisirten ,  daher  öffentlich -rechtlich  nicht  weiter  unter- 
schiedenen  Stadt-  und  Land-)  Gemeinden  in  ihrem  Finanzwesen  mehrfach  nur 
eine  Art  Appendix  zum  Staatshaushalta 

UeboT  die  nicht  allgemein  feststehenden  BegriÜc  „Staats-  und  Selbstrerwaltong*' 
und  über  die  doch  wohl  wichtige  Ablehnung  einer  völligen  Ideutificirung  von  Com- 
munal-  und  Selbstverwaltung  s.  Ernst  Meier  in  Holtzendorff's  Encycl.  d.  Rechts* 
wiss.  3.  A.  (1877)  S.  886—897,  auch  Georg  Meyer  in  Schönberg's  Handb.  II.  4&6. 

Stein  stellt  regelmässig  zu  den  Selbätverwaltungskörpem  ausser  den  genannten 
aucli  die  Körporschaft.  Dafür  lässt  sich  zwar  Einiges  geltend  machen,  aber  die 
Körperschaft  weicht  doch  in  wesentlichen  Puncten  zu  sehr  ab,  um  hier  eingereiht  zu 
werden.  Ich  ziehe  sie  daher  nicht  hier  mit  ein.  (Eine  gleiche  Entscheidung  gegen 
Stein  trittl  Ul brich,  österr.  Staatsrecht,  Berl.  1882).  Gewisse  einzelne  Körper, 
Kirchspiele  (England),  Armen-,  Schul-,  Wegeverbände  u.  dgl.  sind  nur  in  einigen 
Fällen  noch  neben  den  Ortsgemoinden  zu  berücksichtigen. 

Die  auch  tUr  die  finanzielle  Betrachtung  charaeteristisehen 
Momente  der  Selbstverwaltung  im  modernen  Staate  sind  eine  ge- 
wisse Autonomie  der  betreffenden  Körper  und  eine  Oberaufsicht 
des  Staats  über  sie.  Wie  überhaupt^  so  ist  auch  speciell  auf  dem 
Gebiete  des  Finanzwesens^  bei  der  Bestimmung  der  Ausgaben  und 
der  Besteuerung  das  Maass  der  Autonomie  und  der  Oberaufsicht 
und  beider  Verhältniss  zu  einander  in  den  europäischen  Staaten 
ein  erbeblich  verschiedenes.  In  England  ist  die  Autonomie  seit 
lange  und  noch  heute  die  grösste  in  Bezug  auf  die  Art  derAus- 
führung  öffentlicher,  einschliesslich  der  vom  Staate  übertragenen 
Thätigkeiten ,  keineswegs  in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Gegen- 
stände öffentlicher  Thätigkeit  überhaupt  und  auf  die  Besteuerang 
zu  Communalzwecken.  Selbst  hinsichtlich  des  ersten  Puncts  hat 
sich  die  Staatseinmischung  und  Oberaufsicht  z.  B.  gegenüber  den 
Kirchspielen  (parihses)  in  der  Armenverwaltung,  ausgedehnt,  weil 
gewisse  vom  Staate  diesen  Körpern  auferlegte  Verpflichtungen 
oder  zur  freien  Uebemahme  gestattete  Thätigkeiten  nicht  genügend 
oder  ,,autonom''  gar  nicht  ausgeführt  wurden.  Deutschland  und 
besonders  Preussen  hat  die  städtische  und  z.  Th.  überhaupt  die 
Autonomie  der  Ortsgemeinden,  neuerdings  auch  der  anderen 
grösseren  Körper  in  gewissen  Grenzen  gegeben,  aber  sich  doch 
erhebliche  Beschränkungen  namentlich  der  finanziellen  Autonomie 
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vorbehalten,  so  das  Erforderniss  der  staatlieben  Genehmigung  bei 
Sebnldanfnahmen,  bei  grösseren  V^eränsserungen  von  Immobilien  nnd 
in  Bezug  auf  die  Art  und  das  Maass  der  Besteuerung  (Vor- 
behalt gewisser  Steuerarten  für  den  Staat,  Besefaränkungen  in  der 
Wahl  der  einzelnen  Arten  bei  den  Selbstverwaltungskörpern,  Fest- 
setzung einer  Maximalgrenze  fttr'die  Quote  der  Zusehläge  zu  den 
Staatesteuem,  Aber  die  hinaus  eine  Erhöhung  nur  mit  Zustimmung 
der  vorgesetzten  staatlichen  Aufsichtsbehörde  erfolgen  darf  u. 
dgl.  m.).  Darin  und  in  der  Festsetzung  eines  bestimmten  Com- 
petenzkreises,  wenigstens  für  die  neuen  grösseren  Selbstverwaltungs- 
kCrper,  innerhalb  dessen  sie  allein  das  Recht  der  Autonomie  be- 
sitzen, liegt  auch  eine  wirksame  Schranke  für  die  autonome  Aus- 
gabewirthsehaft  dieser  Körper.  Deutschland  vertritt  mit  diesen 
Einriebtungen  wieder  wie  so  vielfach  eine  gewisse  mittlere  Stellung 
zwischen  England  und  Frankreich.  Im  letzteren  ist  das  Maass 
der  Autonomie  noch  jetzt  das  geringste,  mehrfach  nur  auf  einen 
Bdrath  von  Vertretungskörpem  zu  den  VorschlSgen  und  Beschltfssen 
der  durch  den  Staat  ernannten  Verwaltungsvorstände  (Präfect, 
Unterpräfect,  Maire)  bescbr'änkt. 

S.  Stein,  Handb.  d.  Vcrw.lübrc,  2.  A.  S.  33  fT.,  ders.  Fin.  I,  8  ft;  21,  172  fT. 
Ernst  Meier.  Vorwalt.Tccht  in  Holtzond.  Encycl.  3.  A.  S.  897  ff.  4.  A.,  1882, 
S.  lOSl.  (Abriää  der  Verwalt.orgauisation  in  Preussen,  England,  Frankreich).  Georg 
Meyer,  Abh.  Bebördenorganis.  d.  Verwalt.  d.  Inneren,  in  Schönberg*s  Handb.  d. 
polit  Oekon.  II,  485.    Näheres  antcn  in  §.  53  ff.  — 

B.  Der  Wirkungskreis  und  die  davon  abhängige 
Ansgabewirthschaft  oder  der  Finanzbedarf  der  Selbst- 
verwaltungskörper. §.  46.  Die  rechtliche  Stellung  und  davon 
mit  bedingt  die  tbatsüchliche  Entwicklung  der  Selbstverwaltungs- 
körper ist  für  die  Vertheilung  der  öffentlichen  oder  Ver- 
wal tu ngsauf gaben  zwischen  dem  Staate  (und  Reiche)  einer- 
nnd  diesen  Körpern  anderseits  sowie  auch  zwischen  den  verschiedenen 
Kategorieen  der  letzteren  unter  einander  maassgebend.  Demgemäss 
vertbeilen  sieh  auch  die  betreffenden  Ausgaben  und  gestaltet  sich 
das  Verhaltniss  der  Ausgabewirthschaft  des  Staats  zu  denjenigen 
der  Selbstverwaltungskörper. 

Diese  Dinge  stehen  wieder  durchaas  im  Fluss  der  (ieschichte,  und  sind  zeitlich 
ia  denselben  Lande  und  OrUicb  zu  gleicher  Zeit  in  fcrschiedenen  Landern,  auch  noch 
Segeavärtig  in  Europa,  namentlich  zwischen  dem  Continent  und  England,  vielfach 
Tenchieden.  Dies  erschwert  nicht  nur  Tergleiche  in  administrativer  und  finanzieller 
Reziehong,  es  macht  auch  die  Anwendung  allgemeinet*  Kategorieen  uhd  Schablonen 
uf  die  öffentlichan  Auf|gaben  und  Ausgaben  misslich.  Jedenfalls  kann  sie  nur  mit 
Vorbehalt  und  unter  ausdrücklicher  Anerkennung  der  Thatsache  erfolgen,  dass  jede 
^«fehe  fiategorisiruDg  gegentiber  der  Mannigfaltigkeit  des  Lebens  und  dem  Wechsel 
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der  mMfisgebendeo  Anschauungen  bloss  einen  bedingten  Werth  hat  Gleichwohl  ist 
sie  für  das  wissenschaftliche  Bedürfhiss,  welches  eine  Zusammenfassung  des  Gleich- 
artigen und  eine  Trennung  des  Verschiedenartigen  Ferlangt,  nicht  zu  entbehren. 

Grade  anch  für  die  finanzwisseDSchaftlichen  Zwecke  ist  znnächsl 
der  yyttbertragene''  und  der  ,,eigene''  (j^selbständige^) 
Wirknogskreis  der  SelbstverwaltnDgskörper  zu  nntersoheiden.  Dort 
handelt  es  sich  nm  öffentliche  Aufgaben,  welche  wesentlich  Staats- 
aufgaben sind  und  diesen  Körpern  vom  Staate  zur  Ausführung 
ausdrücklich  ^^ttberwiesen''  wurden:  ,,speziell^'  d.  h.  mit 
Normirung  des  Einzelnen  durch  den  Staat  schon  bei  der  lieber- 
tragung  oder  mittelst  Controle  in  der  Aufsichtsinstanz,  oder 
„generell^',  indem  das  Einzelne,  in  Betreff  der  Art  und  Weise 
der  Ausführung  u.  s.  w.  im  Wesentlichen  diesen  Körpern  zu  be- 
stimmen überlassen  ist  In  der  neuesten  Entwicklung  dieser  Dinge 
wird  hier  das  Ziel  einer  Decentralisation  der  öffentlichen  Ver- 
waltung mittelst  Entlastung  der  Staatsverwaltung  und  Benutzung 
der  Selbstverwaltung  fUr  Staats  zwecke  verfolgt:  durch  letztere 
sollen  hier  Staats-,  insbesondere  Local-  Staatsbedürfnisse  (§.  43) 
aus  politischen  und  aus  technischen  Gründen  durch  „De legi rte 'S 
eben  die  Selbstverwaltungskörper  und  deren  Organe,  befriedigt 
werden.  Im  eigenen  Wirkungskreise  dieser  Körper  handelt  es 
sich  um  öffentliche  Aufgaben,  welchen  der  Character  einer 
Staats  aufgäbe  nicht  —  oder  wenigstens  nach  der  herrschenden 
Auffassung  nicht  —  anklebt,  sondern  derjenige  einer  Aufgabe 
speciell  des  betreffenden  Selbstverwaltungskörpers  in  seinem  Q^ 
biete.  Diesen  Kategorieen  der  Aufgaben  entsprechen  dann  die 
analogen  der  Ausgaben  dieser  Körper  auf  der  ausgabewirth- 
schaftlichen  Seite  ihres  Haushalts:  speciell  überwiesene 
(obligatorische),  generell  überwiesene  (obligatorische) 
Ausgaben  aus  dem  übertragenen  Wirkungskreis,  eigene  oder 
freiwillige  (facultative)  aus  dem  selbständigen  Wirkungskreis. 

Die  Autonomie  fehlt  bei  den  speciell  überwiesenen  Aufgaben 
und  Ausgaben  fast  ganz,  bei  den  generell  überwiesenen  grossen- 
theils,  sie  besteht  in  beiden  Fällen  etwa  nur  hinsichtlich  einiger 
Puncte  der  verwaltungstechnischen  Ausfahrung  und  der  Art  der 
Aufbringung  der  Deckungsmittei  der  Ausgaben,  obgleich  auch  diese 
mitunter  gesetzlich  bestimmt  wird.  Die  staatliche  Oberauf- 
sicht wacht  über  die  im  Staatsinteresse  verlangte  richtige  Aus- 
führung des  „  Mandats  '^  Im  e  i  g  e  n  e  n  Wirkungskreise  kommt 
die  Autonomie  auch  auf  dem  Gebiete  der  Aufgaben  und  Ausgaben 
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zar  Geltung,  vorbehaltlich  gewisser  Beschränkungen  nnd  Controlen 
Seitens  der  staatlichen  Aufsichtsinstanz.  Die  finanzielle  Auto- 
nomie im  Gebiete  der  E  i  n  n  a  h  m  e  wirthschaft  ist  die  Bedingung 
flir  die  Ausführung  der  Aufgaben  im  eigenen  Wirkungskreise,  die 
Beschränkung  dieser  Autonomie  durch  das  staatliche  Aufsichtsrecht 
(Crfordemiss  der  Staatsgenehmiguog  bei  einzelneu  Maassregelo, 
wie  Schuldaufnahme,  Besteuerung  über  ein  gewisses  Maass  hinaus, 
Beschränkung  auf  die  Wahl  gewisser  Steuern)  ist  eventuell  die 
Grenze  für  die  Ausdehnung  dieses  Wirkungskreises. 

Die  Unterscheidong  dieser  Kategoheen  voa  Aufgaben  und  Ausgaben  (letztere  bei 
Ran,  Fin.  I,  §.  54,  55,  meine  Fin.  I,  2.  A.  §.  45.  Stein  Fin.  I,  IttO,  scheinbar 
abveichend  und  in  dem  Abweichenden  unrichtig,  aber  im  Grande  nur  andere  Aus- 
drucke fbr  dieselbe  Sache)  ist  principiell  und  theoretisch  durchaus  richtig  und  auch 
pnctisch  werthroll.  Nur  ist  die  Scheidung  zwischen  den  speciell  and  genereU  tlber- 
Tiesenen  Aufgaben  und  Ausgaben  öfters  nicht  icenau  bis  ins  Einzelne  durchzuftlhren. 
Uod  die  wichtigere  zwischen  Ubertragenem  und  eigenem  Wirkungskreis  beruht  nicht 
uf  der  „Natur  der  Sache''  oder  auf  einem  absoluten  Merkmid,  wie  nicht  selten 
ia  den  Erörterungen  der  Politiker  und  Staatsgelehrten  (sogar  ron  Stein)  ausdrücklich 
oder  implidte  angenommen  wird,  sondern  sie  erfolgt  nach  der  jeweiligen  ge- 
schichtlichen Entwicklung  und  deren  Anerkennung  im  Yolksbewusstsein.  Danach 
find  gewisse  Gebiete  Ton  öffentlichen  Aufgaben  dem  Staate  ausschliesslich  —  wie 
jetzt  regelmässig  Heerwesen,  Auswärtiges,  Justiz  —  oder  den  Selbstrerwaltungskörpem 
amschliessUch  —  wie  Theile  der  Local-.  auch  der  Sicherheitspolizei,  des  Wegewesens, 
das  untere  Schulwesen,  das  Armenwesen  —  oder  beiden,  Staat  und  diesen  Körpern 
und  etwa  wieder  mehreren  Arten  der  letzteren  gemeinsam  —  wie  gewisi>c  Theile 
der  Polizei,  Verkehrs-,  mittleres  und  höheres  Schulwesen  —  übertragen.  Demgemäss 
bildet  sich  dann  im  Einzelneu  die  Scheidung  der  Aufgaben  und  Ausgaben  im  con- 
creten  Falle  und  erscheint  für  sich  selbst  sowie  in-  der  Richtung  der  Weiterentwicklung, 
welche  ihr  durch  ihre  bisheriire  Entwicklung  und  Gestaltung  gegeben  ist,  dem  Volks- 
bewustsein  und  sogar  der  Staatswissenschaft  als  selbstrerst&ndlich  so  und  so,  als 
..aatorgemiss'',  so  leicht  auch  der  Nachweis  ist,  dass  es  sich  hier  um  manchfach 
rerinderliche  und  noch  heute  zwischen  unseren  so  nahe  verwandten  Gulturstaaten 
Tenehiedene  Competenzbegrenzungen  zwischen  dem  Staate  und  den  Selbstverwaltungs- 
körpen  und  wieder  unter  den  einzelnen  der  letzteren  handelt  Eine  principiell 
feste,  ein  fUr  allemal  richtige  Bestimmung  dieser  Competenzen  giebt 
es  so  wenig,  als  eine  feste  Grenze  zwischen  Gemein-  und  Privatwirth- 
ichaft.  Die  neueren  Tendenzen,  die  Schullast  Armenlast  auf  den  Staat  oder  grössere 
KOfper  fon  den  Ortsgemeinden  ab,  die  Strassenbaulast  umgekehrt  ?om  Staate  ab  auf 
^  Selbstverwaltungskörper  zu  legen,  (wenn  auch  mit  finanzieller  Staatsbeihülfe ,  wie 
ifi  Prausen),  ähnliche  Tendenzen  in  Specialzweigen  der  Inneren  und  der  Wirthschaft- 
lichen  Verwaltung  (z.  E.  Aufgaben  und  Ausgaben  im  Gesundheitswesen)  zeigen,  dass 
hier  Vieles  sich  im  Fluss  der  Geschichte  bewegt,  was  mitunter  für  absolut  feststehend 
gut  Wie  in  der  Verwaltung  und  in  der  Finanzwirthschaft  kann  es  sich  daher  auch 
iB  der  Flnanzwissenschaft  nur  darum  handeln,  fUr  gegebene  Zeiten  und  Länder 
dea  Wiriningskreis  von  Reich  und  Staat  einer-  und  der  verschiedenen  Arten  der 
Sdbetrerwaltungskörper  anderseits  zweckmässig  nach  den  jeweiligen  Verhältnissen  und 
ncktif  nach  den  jeweiligen  Anschauungen  abzugrenzen.  In  gleicher  Weise  sind  dann 
nieder  jetzt  als  Staat  saufgaben  anerkannte  öffentliche  Aufgaben  nach  solchen  Ruck- 
sicktea  eventneU  den  Selbstverwaltungskörpem  zu  übertragen  und  ist  die  Deckung 
te  betreffenden  Ausgaben  mit  Staats-  oder  Communalmitteln  oder  mit  beiden  zn^ 
gleich  b  einem  gewissen  Verhältniss  vorzunehmen.  Die  Unterschiede,  welche  in 
<liesea  Puncten  zwischen  unseren  modernen  Staaten  noch  bestehen,  —  imm^  noch 
aa  Meisten,  trotz  beiderseitiger  Annäherung,  zwischen  England  und  dem  Contineut^T- 
^ad  deswegen  berechtigt  sofern  die  bezüglichen  Einrichtungen  den  gesammten,Lande»- 
veikäitnissen  entsprechen.    Man  darf  nur  wegen  dieser  Verschiedenheiten  keine  ein^ 
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seitigen  Yergleichangen  z.  B.  aach  in  Betreff  der  Ausgaben  und  Einnahmen  (§.  19) 
machen,  sondern  muss  z.  B.  in  England  die  Etats  des  Staats-  und  der  Gommnnal- 
haushalte  in  manchen  Bubriken  zusammenfassen,  um  mit  continentalen  Verhältnissen 
des  Staatshaushalts  allein  vergleichbare  Daten  zu  erhalten. 

§.  47.  Die  angedeuteten  Schwierigkeiten  treten  auch  bei  einer 
Eintheilong  der  einzelnen  eonereten  Ausgaben  unserer  Selbst- 
yerwaltungskörper  hervor.  Man  kann  öfters  nur  sagen,  dass  bei 
einer  solchen  Ausgabe  sich  der  Character  einer  der  drei  anter- 
schiedenen  Kategorieen  mehr  oder  weniger  scharf  zeigt,  häufig 
eine  Ausgabe  je  nach  der  angenommenen  Auffassung  von  der 
richtigen  Competenz  des  Staats  oder  eines  anderen  öffentlichen 
Körpers  bald  zu  dieser,  bald  zu  jener  Kategorie  zu  stellen  ist 
(z.  B.  für  Annen-,  Schul-,  Wegewesen),  mehrfach  eine  Ausgabe 
gemischten  Character  hat.  Im  Folgenden  daher  mehr  nur  Bei- 
spiele der  Eintheilung. 

1.  Speciell  überwiesene  obligatorische  Ausgaben  sind:  mehrfache 
Leistungen  der  SelbstrervraltungskOrper  für  staatliche  Militärbedürfnisse, 
Bescha&ng  Ton  Katuralquartier  f^r  die  Truppen  (soweit  hier  nicht  eine  individuelle 
Last  der  einzelnen  Bürger,  namentlich  der  Hausbesitzer  und  Wohnungsinhaber  ror- 
liegt)  und  Erhebung  communaler  Abraben  dafür  (preuss.  Sublevationssteuer) :  in 
Preussen  u.  A.  Lasten  der  Kreise  für  die  Unterstützung  bedürftiger  Familien  zum 
Dienst  einberufener  Rescnren  u.  Landwchrleute,  Ges.  v.  27.  Febr.  1850,  §.  9.  Schon 
nach  d.  älteren  preuss.  und  nach  der  neuen  deutschen  Roichsgesetzvebung 
über  Kriegsleistungen  (Beichsges.  v.  13.  Juni  1873)  liegen  gewisse  naturale 
Kriegsleistungen  den  Gemeinden.  Kreisen  oder  bes.  Lieforungsrerbänden 
ob.  Das  Reich  leistet  aber  später  Vergütung  (s.  Näheres  bei  A.  Wagner  in  Holtzend. 
Jahrb.  d.  D.  Reichs,  III,  80,  220  ff.),  üeber  ähnliche  Leistungen  im  Frieden  s. 
Ges.  T.  13.  Febr.  1875.  Femer:  Leistungen  für  Unterhalt  und  Transport  der  Sträflinge 
und  Gefangenen,  sowie  fQr  Erhaltung,  Mobiliar  der  Gerichtsgebäude,  GeflUignisse  und 
mitunter  noch  anderer  öffentlicher  Gebäude  und  Locale  für  Staatszwecke  (französ. 
Departlast,  ähnlich  Belgien,  Polizeilocal-Beschaffang  durch  die  Gemeinden  in  Preussen), 
Erhebung  von  Staatssteuem  durch  die  Gemeinden,  soweit  dafür  kein  oder  kein  ge- 
nügender Ersatz  erfolgt,  Mittragnng  staatlicher  Polizeiausgaben,  Kosten  der  poli- 
tischen Wahlen  (Staat,  Reich). 

2.  Zu  den  generell  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben  gehören 
nach  der  heute  wohl  meistens  zutreffenden  Auffassung  eigentlich  die  grossen  Hanpt- 
posten  der  jetzigen  Communaletats ,  die  Ausgaben  für  das  Armen-  und  für  das 
Volksschulwesen.  Denn  regelmässig  sind  diese  Lasten  den  Communen  und  Ter- 
bftnden  durch  Staatsgesetze  ausdrücklich  übertragen,  während  es  sich  dabei  in  erster 
Linie  um  Staatsaufgaben  handelt.  Gleiches  gilt  von  den  Kosten  der  CiTÜ- 
standsämter  (im  Wesentlichen  den  Gemeinden,  als  Standesamtsbezirken,  zugewfilzt. 
s.  preuss.  Ges.  v.  9.  März  1874  §.  5),  femer  von  denjenigen  Wegebaulasten, 
welche  sich  auf  öffentliche  Strassen  von  mehr  als  localer  Bedeutung  bezieben  und 
vom  Staate  nicht  oder  nicht  voll  ersetzt  werden  (wie  jetzt  theilweise  in  Preussen  durch 
das  Dotationsgesetz).  Je  nach  der  Auffassung  und  vcrwaltungsrechtlichen  Regelung 
des  Weffewesens  sind  die  Unterscheidungen  von  speciell  und  generell  überwiesenen 
und  selbst  von  facultativen  Ausgaben  auf  diesem  Gebiete,  wie  auch  auf  dem  ver- 
wandten des  Wasserbaus  freilich  vielfach  fliessende.  (Vgl.  z.  B.  das  bad. 
Strassengesetz  v.  14.  Jan.  1868:  Unterscheidong  von  Gemeinde  wegen  —  für  den 
Verkehr  innerhalb  einer  Gemarkung  oder  vorzugsweise  für  die  nachbarlicbo 
Verbindung  einer  Gemeinde  mit  einer  anderen  —  und  von  Land  Strassen,  die  einen 
weiteren  Verkehr  vermitteln  und  nach  Anhörung  der  bethoiligtcn  Gemeinden  und 
Kreisverbände  ins  Staatsbudget  gesetzt  worden.  —  Als  Regel  pilt  nach  §.  5  für  die 
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Landätnaaen,  dass  die  Kosten  der  Doterhaltnng  den  Gemeinden,  durch  deren 
Gemarlning  sie  ziehen,  za  V4«  <^cm  Ereisrerband  dieser  Gemeinden  zn  ^j^,  der  Staats- 
c«88e  zu  Vt^  <lie  Kosten  des  Neubaus  und  der  HauptFerbessernng  bez.  zn  Vg, 
V«  D&d  '/,  zufallen.  Unter  umständen  wird  der  etwa  zu  drückend  werdende  Beitrag 
der  Gem^nden  zu  Lasten  der  Staatscasse  ermftssigt  Nach  erfolgter  Genehmigung 
des  Badgets ,  worin  die  betreifenden  Strassen  eingesetzt  sind ,  kann  der  Bau  u.  s.  w. 
Mch  gegen  den  Willen  der  beitragspflichtigen  Gemeinden  und  Kreise  ausgeführt 
Verden.  Hier  handelt  es  sich  um  spec.  aberwiesene  Ausgaben,  bei  denGemeinde- 
vegen  in  §.  4  d.  Ges.  um  gener.  überwies.  Ausgaben).  —  Für  Preussen  v^.  die 
Yonchlige  r.  Gneist,  Yerwalt,  Just,  Rechtsweg  u.  s.  w.,  Berl.  1869,  S.  471,  475 
über  Wegewesen.  Jetzt  d.  prouss.  Ges.  v.  8.  Juli  1875,  betr.  die  Ausführung  der 
§§.  6  0.  6  d.  Ges.  ▼.  30.  April  1878  wegen  der  Dotation  der  Provinzial-  und  Kreis- 
reiMnde.  Die  Ausgaben  ftlr  die  Herstellung  besserer  Strassen,  als  der  etwa  ge- 
äetzlich  Teriangten,  z.  B.  von  Chausseen  statt  der  gewöhnlichen  Landwege,  für  Yer- 
bessemngen  im  Pflastcrwesen  u.  dgl.  würden  schon  zu  den  facultati?en  zu  rechnen 
Mia,  während  Strassenreinigung  (mit  Gloakenwesen)  und  Beleuchtung 
im  Wesentlichen  zu  den  generell  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben  gehören, 
aber  auch  wieder  zu  fncultativen  im  Falle  höherer,  als  der  gesetzlich  gebotenen  Qualität 
Aiirea.  —  Der  Aufwand  für  Sicherheitspolizei,  soweit  ihn  die  Gemeinden  tragen, 
üit  spedell  überwiesene  Ausgabe,  wenn  die  Verwaltung  in  Händen  des  Staats,  generell 
aberwiesene,  wenn  sie  in  denjenigen  der  Gemeinde  ist  Sanitäts-,  baupolizeiliche 
Ausgaben  gehören  meistens  zu  letzteren,  jene  gehen  aber  öfters  in  facultatire  übe'r 
bei  grösserer  freiwilliger  Gommunalthätigkeit  auf  diesem  Gebiete  (z.  B.  Kosten  des 
Impf  Wesens,  bei  fehlenden  Impfjgebühren ,  in  Deutschland  wesentlich  den  Selbst- 
TerrJiörpem,  so  in  Preussen  nach  Ges.  v.  12.  April  1875  den  Kreisen,  zugeschoben, 
Bk  Ausschluss  der  Kosten  f.  d.  Herstellung  u.  Unterhaltung  der  Impf  Institute,  die 
da  Staat  trägt). 

3.  Die  facultatifen  Ausgaben  ergeben  sich  auf  den  bereits  genannten  Ge- 
bieten des  übertrageaea  Wirkungskreises  regelmässig  aus  dem  Plus  an  Kosten,  welches 
ans  einer  die  gesetzliche  Verpflichtung  quantitativ  und  qualitativ  überschreitenden 
Art  der  Ausführung  der  bezüglichen  Angaben  hervorgeht,  z.  B.  im  Volksschul-, 
Wege-,  Sanitätswesen.  Dazu  tritt  der  Aufwand  für  mittleres  und  höheres  Schul- 
wesen, ftkr  dessen  Uebemahme  regelmässig  bei  uns  kein  gesetzlicher  Zwang  für  die 
Selbstverwaltnngskörper  besteht;  femer  der  Aufwand  für  kirchliche  Dinge,  wofür 
Gkiches  gilt  endlich  ftlr  das  grosse  Gebiet  „gemeinnütziger  Zwecke'*,  wohin  vor- 
oealieh  volkswirthschaftliche  Förderungsmittel  aller  Axt  gehören  („Landes- 
cnkurinteressen'*  in  den  Kreisen,  Provinzen),  wissenschaftliche,  künstlerische, 
allgemeine  Biidungs-,  Wohlthätigkeitsangelegenheiten  (letzteres  über  das 
3fai^  gesetzlicher  Verpflichtung  zur  Armenversorgung  hinaus),  Städteverschönerung 
•grösserer,  ästhetischen  und  Kunstinteressen  dienender  Aufwand  bei  öffentlichen  Ge- 
bäuden, Denlnnäler,  Parks  u.  dgl.  m.).  Grade  dies  Gebiet  dehnt  sich  mit  der  Cultnr- 
eatwicklung  immer  mehr  ans,  so  fast  überall  neuerdings,  mitunter  zu  schnell  und  zu 
staik  (Italien.  Städte,  Florenz).  Die  staatliche  Oberau&cht,  wenigstens  im  Wege  der 
Gootiole  über  die  Besteuerung,  erscheint  nicht  unnöthig.  Vielfach  handelt  es  sich 
bitf  um  Anstalten,  welche  zugleich  zu  einer  Kostendeckung  des  betreffenden  Aufwands 
mittelst  Gebühren  der  Interessenten  oder  selbst  zu  einer  Erzielung  von  Ueberschüssen 
f Reinerträgen)  darüber  hinaus,  dienen  können  und  passend  so  dienen:  Wasserver- 
sorgung, Gasanstalten  (Anstalten  Air  Beschafi\ing  electrischen  Lichts),  Viehhöfe, 
Schlachthäuser,  Markthallen,  Lagerhäuser,  bald  wohl  allgemeiner  locale 
Transportanstalten,  wie  städtische  und  von  grösseren  Verbänden  ausgeftlhrte 
Ueine  (Local-)  Bahnen,  Pferdebahnen,  u.  dgl.  m.  Hier  ist  es  die  Entwicklung 
der  Technik,  welche  solche  Anstalten  ab  eigentlich  öffentliche  im  Besitz  ron 
öffeotlidien  Körpern  passend  und  im  gemeinnützigen  Interesse  fast  nothwendig  er- 
scheinen lässt  S.  Wagner,  G.  ß.  142,  146,  ders.  (yommunalbesteuer.,  jetzt  selbst 
Gneist,  Gemeindesteuern.  Ueber  die  Verhältnisse  in  den  einzelnen  Staaten  s.  u.  §.  53  ff*. 
Stein,  Fin.  I.  160  unterscheidet,  mehr  formell  als  materiell  vom  Obigen  ab- 
weidiend,  aber  systematisch  unrichtig  vier  grosse  Kategorieen  der  Selbstverwaltungs- 
ftaagabeo:  (1)  Ausgaben  für  die  örü.  Verwaltung  in  der  (yesammtheit  der  ftlr  das 
Ertliche  Bedürfniss  bestimmten  Anlagen  u.  Anstalten  (also  vomemlich:  Ausgaben  im 
eigenen   Wirkungskreis,  —  mit  der  falschen  Behauptung,  die  Besteuerung  könne 
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hier  nur  einen  subsidiären  Character  haben,  vomemlich  seien  diese  Ausgaben  durch 
Gebühren  zu  decken);  (2)  Ausgaben  f.d.  staatlichen  Functionen  der  allgemeinen 
Verwaltung,  die  die  Selbstverwaltung  übernehme  (also  im  übertragenen  Wirkungskreis); 

(3)  Ausgaben  für  offen tl.  Dienst  u.  Besoldungswesen  (gehört  richtiger  zu  1  11.2); 

(4)  Ausgaben  f.  d.  Schnldenwesen  der  Selbstverwaltung  (ebenfalls  richtiger  zu 
repartiren  auf  die  Zwecke,  denen  die  Schulden  dienten;  warum  hier  nicht  von  Ge- 
blUiren  —  z.  B.  für  die  Schulden  des  Canalisirungs-,  Wasser-,  Gasbeleuchtongswesens!  — , 
sondern  nur  von  Steuern  die  Rede  sein  soll,  ist  unerfindlich).  Wesentlich  mehr  nach 
practischen,  als  nach  wissenschaftlichen  Gesichtspuncten  unterscheidet  die  neueste 
preussische  amtliche  Gommunal-  und  Kreisfinanzstatistik  (s.  bes.  Statist  Ergänz.  Nr. 
6.  y.  1S79)  folgende  Kategorieen  von  Ausgaben:  1.  allgemeine  staatliche  Zwecke, 
einschliesslich  Polizei,  darunter  1)  Leistungen  f.  d.  Militär-  u.  Marineverwalt 
(einzeln  noch :  Einquartier.,  sonst  Gamis.einricht,  sonst.  Ausgaben ,  wie  Unterstütz, 
von  Beservisten-Familien) ;  2)  Ausg.  f.  d.  Justizyerwalt  (Gerichtsgefangnisse,  Polizei- 
anwaltsch.,  Schiedsmannssachen):  3)  Polizei  (Nacht-Wachwesen,  Feuerlöschwesen,  — 
doch  Beides  kaum  als  „staatl.  Zwecke*',  sondern  als  echte  Localzwecke  zu  be- 
zeichnen, —  Polizeigefangnisse,  sonst.  Poliz.ausg.) ;  4)  f.  Wahlen  z.  Reichs-,  Land-, 
Provinc-,  Kreistag;  5)  sonst  Ausg.  f.  staatl.  Zwecke  (Steuerverwalt,  Eichungs- 
wesen u.  A.  m.).  Daher  meist:  speciell  überwiesene  Ausgaben.  —  IL  Ausgaben 
für  Yerkehrsanlagen,  ueml.  1)  f.  Strassen  u.  Plätze  (Entwäss.,  Pflaster.,  Beleucht, 
Reinigung,  Sonstiges) ;  2)  Ausg.  f.  sonstige  Verkehrsanlagen  (Ohauss.,  Landwege,  Brücken, 
Fähren,  Canäle,  Schleussen,  Dämme,  Hafenanlagen  u.  s.  w.).  —  IIL  Ausg.  £.  ge- 
werbL  Anlagen  zu  Gemeindezwecken  u.  f.  gemeinnutz.  Anstalten,  yiel- 
fach  gebührenpflichtig,  also  auch  Einnahmen  gebend,  1)  Gasanstalten;  2)  Wasserwerke; 
3)  Sonstiges.  —  IV.  Ausg.  f.  Wohlthätigkeits-  u.  Armenanstalten,  f.  Wohl- 
thätigkeit  u.  Armenpflege  überhaupt,  1 )  unt  Gemeindeverwalt ;  2)  Zuschüsse  an  audeie 
Anstalten  nicht  unt  Gem.verwalt,  3)  Sonstiges.  —  V.  Ausg.  f.  Unterrichtszwecke, 
1)  Volks- u.  Elem.  Schulen  unter  Gem.verwalt,  incL  Armen-  u.  Mittelschulen;  2)  höh. 
Unterr.anstalten  unter  Gern  verw.;  3)  Spec.unterr.anst.  unter  Gem.verwalt,  4)  Zuschüsse 
an  nicht  unt  Gem.verwalt.  steh.  Unterr.anstalten;  5)  Sonstiges.  —  VI.  Ausg.  f.  d. 
allgem.  Gem.verwalt  (Besold.,  Pensionen,  Büreaukosten)  incl.  Kosten  f.  besond. 
Verwaltzweige,  1)  persönl.,  2)  sächl.  Ausg.  —  VIL  Ausg.  für  Gemeindeschulden, 
1)  f.  Verzinsung,  2)  f.  Tilgung,  3)  Passivrenten,  4)  f.  neue  Anleihen.  Die  Rubriken 
n,  IV,  V  sind  generell  überwiesene  (obligatorische)  Ausgaben,  wenigstens 
in  der  Hauptsache,  mit  Ausnahme  besonders  des  facultat  höheren  Unterrichte 
Wesens  u.  abgesehen  von  der  die  gesetzliche  Verpflichtung  meist  übersteigenden 
besseren  Ausführung  der  überwiesenen  Zwecke,  z.  B.  beim  Wege-,  Armenwesen.  Die 
Rubriken  UI,  VI,  VH  sind  überwiegend  facultative  Ausgaben. 

§.  48.  In  finanzieller  Hinsicht  liegen  die  Verhältnisse  im  über- 
tragenen Wirkungskreise  der  Selbstverwaltungskörper  erheblich 
verschieden  von  denen  im  selbstständigen  Wirkungskreise,  ins- 
besondere auch  in  Bezug  auf  die  Fragen  der  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs. Da  es  sich  dort  um  S t a a t s aufgaben  bandelt,  deren 
Ausführung  nur  aus  politischen  und  technischen  Gründen  jenen 
Körpern  übertragen  worden  ist,  so  müsste  in  der  Kegel  eigentlich 
der  Staat  die  Kosten  dafür  tragen  oder  sie  ersetzen.  Hier  ist 
das  System  der  Dotationen  aus  Staatsmitteln  (Preussen)  am  Platze 
und  principiell  berechtigt  Nl^'  soweit  die  Aufgabe  ein  Local- 
Staatsbedürfniss  betrifft  und  soweit  es  zur  technisch  richtigen  und 
ökonomisch  sparsamen  Ausführung  dient,  den  die  letztere  besorgen- 
den Selbstverwaltungskörper  finanziell  eigens  an  möglichster  Er- 
mässigung des  Kostenaufwandes  zu  interessiren ,  würde  jene  Regel 
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eine  Aasnahme  oder  Einschränkung  erleiden  und  der  bezügliche 
Körper  die  Kosten  einer  solchen  Maassregel  im  Gebiete  des  ttber- 
tragenen  Wirkungskreises  selbst  endgiltig  zu  tragen  oder  eine 
Repartition  zwischen  ihm  und  dem  Staat,  wie  in  dem  System 
specieller  Staatsbeiträge  zu  einzelnen  Ausgaben  (§.  49)  einzutreten 
haben. 

Würde  allgemein  in  dieser  Weise  ?erfahren ,  so  hätte  jeder  betheiligte  Körper 
diejenige  finanzielle  Belastung,  welche  ihm  gebührt  Der  Staat,  als  grösster  Kreis 
gemeinsamer  öffentlicher  Interessen  und  regelmässig  leistungsfähigster  Körper,  würde 
freilich  seinen  Haashalt  nicht  auf  Kosten  der  SelbstverwaltungskOrper  entlasten  können, 
sondern  müsste  nach  geeigneten  eigenen  Deckungsmitteln  sich  umthun.  Diese  Körper 
aber  würden  nicht  so  gärückt  durch  den  übertragenen  Wirkungskreis  und  könnten 
im  eigenen  die  nöthigen  Aufgaben  leichter  und  besser,  mitunter  überhaupt  erst 
erfüllen.  Die  Entwicklung  dieser  Verhältnisse,  zumal  in  den  letzten  Jahrzehnten,  war 
aber  in  den  meisten  Staaten  eine  andere.  Der  übertragene  Wirkungskreis  wurde  nicht 
nur  aus  sachlichen,  sondern  mit  aus  staatsfinanziellen  Gründen,  daher  mitunter  zu 
stark  und  überhaupt  nicht  immer  passend  ausgedehnt,  um  den  Staatshaushalt  zu 
entlasten,  aber  um  den  Preis  einer  Ueberlastung  der  Communalhaushalte.  Daraus 
sind  Störungen  herrorgegangen ,  neuerdings  namentlich  in  Deutschland,  welche  nach- 
theilig auf  die  öffentlichen  Interessen  zurückgewirkt  haben  und  die  vielfach  nothwendige 
oder  erwünschte  weitere  Ausdehnung  öffenüicher,  „gemeinwirthschaftlicher*'  Thätig- 
keit  hemmen.  Finanz-,  besonders  Steuerreformen,  welche  den  Staat  in  die  Lage 
bringen,  diese  Abschiebung  von  Staatslasten  auf  die  SelbstverwaltungskOrper  unter- 
lassen zu  können,  oder  die  letzteren  durch  selbständige  Entwicklung  ihrer  Einnahme- 
wirtbschaft leistungsfUhiger  und  zur  Mittragung  der  Kosten  des  übertragenen  Wirkungs- 
kreises befähigter  zu  machen,  sind  eine  Vorbedingung  für  eine  Besserung  dieser  Ver- 
hältnisse. In  der  eigenthümlichen  Lage  Deutschlands  nimmt  das  Reich  hier  zum 
Theil  die  Stellung  des  Staats  anderswo,  die  Einzelstaaten  nehmen  die  Stellung  der 
grössten  SelbstverwaltungskOrper  ein  und  ähnliche  finanzielle  Schwierigkeiten  entwickeln 
sich  hier.  Die  MatriciSarbeiträge  der  Einzebtaaten  an  das  Reich  zur  Deckung  der 
Reichsausgaben  (§.  40)  sind  ein  Analogen  der  Belastungen  der  SelbstverwaltungskOrper 
mit  den  überwiesenen  obligatorischen  Ausgaben.  In  dem  dringenden  Bedürfniss  der 
Abstellung  dieser  Uebelstände  liegt,  noch  neben  dem  politischen  Moment,  die  tiefe 
innere  rein  finanzwirthschaftliche  Berechtigung  der  grossen  Pläne  der  Reichssteuer- 
reform des  Fürsten  Bismarck,  Pläne,  welche  recht  eigentlich  in  dieser  bei  uns  noch 
durch  die  gegebene  historischpolitische  Entwicklung  erschwerten  Sachlage  ihre  Er- 
klärung finden;  darin  auch  das  finanzwissenschaftliche  Interesse  der  Gn  ei  st 'sehen 
Schrift  .,die  deutsche  Finanzreform  durch  Regulirung  der  Gemeindesteuern'* 
(Berl.  ISSl),  wo  der  gerade  entgegengesetzte  Plan,  eine  Steuerreform  „von  Unten 
nach  Oben'',  doch  schliesslich  die  gleiche  Tendenz  wie  der  Bismarck*sche  Plan 
verfolgt :  die  Lasten  zwischen  Reich,  Staat  und  Selbstverwaltungskörpem  richtiger  zu 
vertheÜen.  S.  auch  Gerstfeld t's  fin.stat  Schriften  (bes.  Zahlen  u.  Bilder,  1881 ,  u. 
Städtefinanzen  in  Preussen,  1882),  Schmoll  er,  Theorie  u.  Praxis  der  D.  Steuer- 
reform, Jahrb.  1881,  859.  —  Stein  I,  22. 

C.  Die  Einnabmewirthsehaft  der  Selbstverwaltungs- 
körper. —  §.  49.  Ihr  Umfang  und  ihre  ganze  Einrichtung  hängen 
in  einer  Hinsicht  von  der  erörterten  Gestaltung  der  Ausgabewirth- 
schaft  und  von  der  die  letztre  wieder  bedingenden  Organisation 
der  Selbstverwaltung  ah.  Danach  bestimmt  sich  vomemlich  die 
Wahl  der  Deckungsmittel,  nach  Art,  Höhe  und  finanz- 
technischer Einrichtung  derselben.    Daneben  macht  sich  für 
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die  Einnahmewirthschaft  speciell  aber  noch  die  gegebene  ge- 
schichtliche Entwicklung  geltend  and,  soweit  nor  für  die  freie 
Bewegung  des  einzelnen  Selbstverwaltungskörpers  ein  gewisser 
Spielraum  durch  die  Rechtsordnung  gegeben  ist,  wirken  Gesichts- 
puncte  der  technischen  Zweckmässigkeit  und  tlberhaupt  alle  die- 
jenigen Factoren  hier  mit  ein,  welche  auch  im  Staatshaushalte  die 
Gestaltung  der  Einnahmewirthschaft,  besonders  bei  der  Wahl  der 
Steuern  und  Gebühren,  beeinflussen.  Die  Verschiedenheit  der 
Verhältnisse  zwischen  Staat  und  Selbstverwaltungskörpem  und 
wieder  zwischen  den  einzelnen  der  letzteren,  u.  a.  schon  die 
verschiedene  Gebietsgrösse,  der  Unterschied  in  der  vorherrschenden 
Erwerbsarbeit  (Stadt  —  Land,  Industrie,  Handel  —  Landwirthschaft) 
bedingen  dabei  natürlich  auch  rein  aus  dem  Zweckmässigkeits- 
gesichtspuncte,  von  der  Rechtsfrage  abgesehen,  manche  Verschieden- 
heiten in  der  Wahl  der  Deckungsmittel. 

Die  Einnahmen  der  Selbstverwaltungskörper  lassen  sich  in 
zwei  Hauptclassen,  Beiträge  aus  Staatsmitteln  (ähnlich 
Beiträge  des  Körpers  höherer  Ordnung  aas  seinen  Mitteln  an  den 
kleineren  Körper)  und  selbständige  Einnahmen  eintheilen. 

1.  Beiträge  aus  Staatsmitteln  sind  in  verschiedener  Weise 
denkbar  und  in  der  Praxis  üblich. 

a)  Zunächst  in  der  Form  von  Zuschüssen  für  einzelne  Aus- 
gaben, in  festem  Betrage,  mit  der  und  der  bestimmten  Geldsumme 
oder  mit  veränderlichem  Betrage,  hier  wieder  so,  dass  etwa  ge- 
wisse Theile  einer  Ausgabe  vom  Staate,  andere  von  dem  betreffen- 
den Körper  gedeckt  werden  (z.  B.  Theilung  nach  persönlichen  ond 
sachlichen  Kosten  einer  Einrichtung)  oder,  dass  der  Staat  die  ein 
gewisses  Maximum  übersteigende  Ausgabe  deckt  oder  in  anderer 
ähnlicher  Weise.  In  dieser  Art  wird  öfters  bei  dem  Schul-,  Wege-, 
Polizeiwesen  verfahren,  ähnlich  bei  den  Selbstverwaltungskörpem 
unter  einander,  z.  B.  im  Armenwesen  (Landarmen-  und  Ortsannen- 
verbände). Mancherlei  Modalitäten  und  Combinationen  sind  hier 
möglich  und  Verschiedenheiten  nach  den  Zwecken  der  Ausgaben 
auch  passend.  Der  leitende  Gedanke  muss  wieder  sein,  die  all- 
gemeinen Interessen  des  Staats  (und  Körpers  höherer  Ordnung) 
and  die  speciellen  des  Selbstverwaltungskörpers  (bez.  kleineren 
Körpers)  möglichst  in  Einklang  zu  bringen,  dem  organischen 
Zusammenhang  der  gesammten  öffentlichen  Einrichtungen  gemäss, 
sowie  die  Vertheilung  der  Lasten  möglichst  zweckmässig  und 
gerecht  zu  gestalten. 
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Hier  liegt  noch  eiu  znkanfltsreiches  Gebiet  fintnzwirtbscbaftlicher  OrdnnngeD« 
velche8  mau  in  neueren  Wegegesetzen  (z.  B.  dem  oben  genannten  badi sehen) 
zweckmässig  auszobaoen  begonnen  hat.  Wichtig  sind  solche  i^richtangen  und  werden 
es  inua^  mehr  Air  die  Deckung  der  Kosten  des  Schul-  und  Armenwesens,  wo 
die  aof  diesem  Yertheilungsprincip  beruhenden  älteren  gesetzlichen  Vorschriften  Fiel- 
fich  nicht  mehr  recht  genügen. 

b)  Eine  andere  Form  der  Beiträge  aas  Staatsmitteln  ist  eine 
regelmässige  feste  Dotation  an  die  Selbstverwaltnngskörper, 
eben   ^^u  Zwecken  der  Selbstverwaltung^^    Solche  Dotation  kann 
passend  zur  Bestreitung  der  Überwiesenen  obligatorischen  Aus- 
gaben,  namentlich  der  generell  tlberwiesenen  dienen.    Die  Be- 
stimmung der  Verwendung  im  Ganzen  erfolgt  durch  die  gesetz- 
lichen Normen  fUr  den  Wirkungskreis  der  Selbstverwaltung.    Die 
Verwendung   im  Einzelnen   erfolgt  nach  eigener  Anordnung  des 
betreffenden  Körpers  vorbehaltlich  des  allgemeinen  Oberaufsichts- 
rechts des  Staats.    Diese  Einrichtung  erleichtert  die  Durchführung 
der  Decentralisation  der  öffentlichen  Verwaltung  und  der  Organi- 
sation der  Selbstverwaltung  fttr  den  Beginn,  wo  es  den  Selbst- 
verwaltungskörpem   an    eigenen  Einnahmen   fehlt   und  dieselben 
sieh  nicht  sofort  zweckmässig  beschaffen  lassen.    Aber  auch  als 
dauernder  Beitrag  des  Staats  ist  eine  solche  Dotation  doch  unter 
der  Voraussetzung  passend,  dass  die  Einrichtung  der  Staatsein- 
nahmen, der  Besitz  von  Rentenobjecten  (Domänen,  Forsten,  Eisen- 
bahnen) und  das  Staatssteuersystem  grade  die  Beschaffung  dieser 
Mittel  Seitens  des  Staats  zweckmässiger  als  je  apart  für  sich  durch 
den  einzelnen  Selbstverwaltungskörper  erscheinen  lassen.    Das  trifft 
wohl  thatsächlich  öfters  zu,  soweit  Steuereinnahmen  in  Betracht 
kommen  besonders  bei  geeigneter  Gestaltung  der  indirecten  Ver- 
brauchsbesteuerung,   in  den  deutschen  Staaten  (Preussen)  grade 
auch  bei  dem  grossen  und  werthvoUen  Domanialbesitz  des  Staats. 
Aber  ein  Maasshalten  mit  solchen  Dotationen  empfiehlt  sich  bei 
der  Verwandtschaft  der  öfters  in  einander  tibergehenden  generell 
überwiesenen    und   freiwilligen   eigenen  Ausgaben  der  Selbstver- 
waltung doch,  —  um  so  mehr,  als  die  Auffindung  eines  ge- 
eigneten Schlüssels  oder  Maassstabes  fttr  die  Vertheilung 
der  Dotation  unter  die  einzelnen  Körper  ihre  begreiflicher  Weise 
erheblichen,  völlig  nicht  zu  lösenden  Schwierigkeiten  hat 

Das  typische  Beispiel  für  die  Ausstattung  der  SelbstverwaltungskOrper  mit 
Staatsdotationon  ist  die  neue  prenssische  Gesetzgebung,  bes.  die  Gesetze  ?.  30.  April 
1873  n.  8.  Juli  1875,  wo  sich  die  Schwierigkeit  der  Yertheilang  aber  auch  gezeigt 
hat.  In  der  Beurtheilung  des  Dotationssystems  weiche  ich  zu  dessen  Gunsten  von  der 
2.  Auflage  (§.  46)  etwas  ab. 
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§.  50.  — 2.  Selbständige  Einnahmen.  Hierhin  können 
gehören  und  gehören  meistens  anch  thatsächlich  so  ziemlich  alle  die 
Einnahmen,  welche  sich  im  Staatshaushalte  vorfinden.  Doch  ist 
eine  einzelne  Einnahme  mitunter  mehr  für  letzteren  oder  ftir  den 
Hanshalt  eines  Selbstverwaltungskörpers  geeignet  und  durch  das 
öffentliche  Finanzrecht  ausschliesslich  oder  überwiegend  auch  wohl 
dem  Staate  vorbehalten.  Näheres  darüber  in  der  Lehre  von  den 
Einnahmen.  Die  drei  grossen  Kategorieen  der  ordentlichen  Ein- 
nahmen finden  sich  in  verschiedenem  Umfang  auch  im  Finanzwesen 
der  Selbstverwaltungskörper : 

a)  Privatwirthschaftliche  Einnahmen  (,,Erwerbsein- 
künfte'^)  aus  werbendem  Vermögen,  aus  Grundbesitz,  Kapital, 
Gewerbebetrieb  u.  s.  w.  Da  die  Provinzen  und  Kreise  vielfach 
erst  neuerdings  wieder  als  selbständige  politische  Körper  mit 
eigenem  Finanzwesen  organisirt  sind,  im  Unterschied  zu  den 
Ortsgemeinden,  so  fehlt  es  jenen  in  der  Regel  ganz  oder 
grösstentheils  an  solchem  Vermögen.  Die  etwa  ehemals  poli- 
tisch unabhängig  gewesenen  Landestheile  (Herzogtbümer,  Graf- 
schaften u.  s.  w.)  haben  ihr  altes  Vermögen  dieser  Art  an  den 
Staat,  der  sie  einverleibte,  übertragen.  Nur  in  einzelnen  Fällen 
ist  dies  neuerdings  anders  gehalten  worden.  Mit  der  Zeit  können 
auch  die  neuen  grösseren  Selbstverwaltungskörper  aber  manche 
Einrichtungen  gründen,  welche,  wie  Localbahnen  (fUr  Dampf-  und 
Pferde),  Transportcurse  (Omnibuswesen),  Creditanstalten  u.  s.  w., 
wenigstens  halb  privatwirthschaftlicher  Natur  oder  gemischt 
dieses  und  Gebtthrencharacters  sind  und  eine  Rente  abwerfen. 
Auch  hier  zeigt  sich  die  moderne  Technik  von  Einfluss. 

Das  Staatsvennögon  der  1866  neu  erworbenen  preussischen  Provinzen  ist 
preussisches  StaatsrennOgen  geworden,  mit  wenigen  Ansnahmen,  so  z.  B.  was  den 
knrhess.  Staatsschatz  anlangt,  der  dem  commnnalständ.  Verband  des  R.-B.  Gas  sei 
verblieb  (preoss.  Erlass  v.  16.  Sept  1867). 

b)  Gebühren  fttr  die  Benutzung  von  öffentlichen  Anstalten 
der  Selbstverwaltüngskörper  und  Beiträge  der  nächsten  Inte- 
ressenten fllr  die  Errichtung  solcher  Anstalten.  Hier  steht  wohl 
noch  eine  bedeutende  Entwicklung  in  Aussicht,  je  mehr  man  von 
dem  Bestreben  abkommt,  eine  Menge  wichtige  gemeinnützige  Ein- 
richtungen der  Actiengesellschaft  zur  Ausbeutung  zu  überlassen, 
und  sie  in  finanziell  oft  recht  vortheilhafter,  für  das  Gemeinwohl 
jedenfalls  günstigerer  Weise  auf  Rechnung  des  interessirten  Selbst- 
verwaltungskörpers ausfahrt  und  betreibt. 
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c)  Eigentliche  Steuern.  Die  verschiedensten  Arten 
sind  bei  diesen  Körpern  ebenso  wie  beim  Staate  selbst  mög- 
lich,  sind  auch  in  der  Geschichte  vorgekommen  und  kommen 
noch  jetzt  vor,  namentlich  directe  Steuern,  wie  Grund-,  Haus-, 
Hieth-,  Gewerbesteuer,  Einkommen-,  Vermögensteuer  und  ander- 
seits indirecte  Verbrauchsteuern,  besonders  Thor-Accisen, 
Octrois,  Getränkesteuem  u.  a.  m.  Im  feudalen  und  im  ständischen 
Staate  war  die  Mannigfaltigkeit  der  Localsteuem  bei  fast  völliger 
finanzieller  Autonomie  der  Städte  in  diesen  eine  grosse,  wie  denn 
die  moderne  Besteuerung  in  den  Stadtgemeinden  zuerst  zur  Ent- 
wicklung kam.  Später  wurde  grade  mit  Rücksicht  auf  die  Inter- 
essen der  Staatsbesteuerung  diese  Autonomie  beschränkt,  städtische 
Abgaben  wurden  in  Staatssteuem  verwandelt  oder  mit  jenen  ver- 
bunden (Accisewesen).  Auch  in  der  neueren  Zeit,  als  die  Städte 
wieder  politisch  selbständiger  und  die  Selbstverwaltungskörper 
höherer  Ordnung  neu  organisirt  wurden,  hat  der  moderne  Staats- 
gedanke und  das  Berticksichtigung  erheischende  Finanzinteresse 
des  Staats-  regelmässig  (selbst  in  England)  gewisse  Beschränkungen 
des  —  ttberhaupt  nur  aus  dem  Staatssteuerrecht  abgeleiteten, 
bez.  ttb ertragenen  —  Steuerrechts  der  Selbstverwaltungskörper 
in  Bezug  auf  die  Wahl  der  Steuerarten,. die  Form  der  Steaer- 
erhebung,  die  Höhe  der  Steuersätze  und  die  einzelnen 
Artikel  der  Verbraachsbesteuerung  festgehalten  oder  neu  gegeben. 
Das  Einzelne  darüber  gehört  noch  nicht  hieher. 

§.  51.  Zwei  allgemeinere  Fragen  betreffen  die  leiten- 
den Principien  des  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung  gegenüber 
dem  Staate  und  seinem  Haushalt  und  sind  schon  hier  zu  erörtern, 
nemlich  einmal,  ob  die  Steuern  dieser  Körper  nur  Zuschläge 
zu  Staatssteuem  (oder  gewissen  Arten  derselben)  sein,  oder  ob 
es  gestattet  sein  soll,  eine  von  der  Staatssteuer  abweichende 
eigene  Besteuerung  durchzuführen;  sodann,  ob  die  Höhe  dieser 
Zuschläge  oder  der  eigenen  Steuern  jenen  Körpern  selbständig 
für  sich  festzusetzen  erlaubt  sein  kann  oder  nur  mit  Staats- 
zustimmung muss  erfolgen  dürfen. 

Was  die  erste  Frage  anlangt,  so  hat  die  continentale 
Entwicklung  überwiegend  zu  dem  System  von  Zuschlägen  zu 
den  Staatssteuern,  vornemlich  zu  den  directen,  geführt,  was  sich 
geschichtlich  aus  dem  Untergang  der  Autonomie  der  früheren 
grösseren  politischen  Körper  im  Staatsverbande  und  bei  den 
Gemeinden    aus    der    Unterdrückung    ihrer    Autonomie    erklärt. 
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Provinzen,  Kreise,  selbst  Gemeinden  wurden  hier  eben  vielfach 
zu  jenen  bloss  mechanischen  Verwaltungsabtheilungen  des  Staats- 
gebiets, ohne  selbständiges  Leben,  herabgedrttckt.  Auch  bei  der 
neueren  Tendenz  der  Decentralisation  der  Staatsverwaltung  und 
der  Verwandlung  jener  mechanischen  Gebietstheile  in  politische 
und  wirthschamiche  Organismen,  scheute  man  vor  den  Schwierig- 
keiten  der  Einrichtung  eines  selbständigen  (autonomen)  Steuer- 
systems meistens  zurttck,  färchtete  wohl  noch  mehr  dessen  Gonflict 
mit  dem  Staatssteuersystem  und  woUte  tlberhaupt  Seitens  des  Staats 
die  Unabhängigkeit  der  Selbstverwaltungskörper  auch  nicht  zu 
gross  werden  lassen.  So  hat  man  vorwaltend  das  System  der  Zu- 
schläge zu  den  Staatssteuem  beibehalten  bez.  eingeflihrt,  dabei 
auch  wohl  die  Zuschläge  auf  gewisse  Staatssteuem  (directe  Real-, 
Personal-,  einzelne  innere  Verbrauchsteuern)  beschränkt.  Anders 
ist  hier,  wie  in  so  vielen  Beziehungen,  die  Entwicklung  in 
England  gewesen.  In  Verbindung  mit  dem  geschichtlich  über- 
kommenen, inhaltsreichen  Selfgovemment  stand  und  steht  hier  ein 
entwickeltes  selbständiges  System  der  Communalbesteue- 
rung  (local  taxation),  ohne  Verbindung  mit  der  Staatsbesteue- 
rung, allerdings  rechtlich  und  thatsächlich  wesentlich  beschränkt 
auf  directe  Realsteuem  und  einige  gebtthrenartige  Steuern. 
Auch  auf  dem  Gontinent  fehlt  es  nicht  an  einzelnen  besonderen 
Steuern  der  Selbstverwaltungskörper,  namentlich  der  Gemeinden 
(besondere  Mieth-,  Hundesteuer),  andere  „Luxus steuern'^, 
eigene  Einkommensteuern,  namentlich  aber  eigene  städtische 
Octrois,  mit  gewissen  Beschränkungen  in  der  Wahl  der  Artikel 
(Frankreich,  Oesterreich,  Baiern,  Ausschluss  einzelner 
Artikel,  z.  B.  Salz,  Staats  -  zollpflichtige  Waaren,  so  meist  in 
Deutschland).  Aber  diese  Fälle  bilden  gegenttber  den  Zu- 
schlägen doch  die  Ausnahme.  Die  neue  preuss.  Communalfinanz- 
statistik  hat  übrigens  den  Beweis  geliefert,  dass  mehr  oder  weniger 
von  den  Staatssteuern  abweichende  Einkommen-,  andere  besondere 
Personal-  und  Bealsteuem  in  Städten  und  Landgemeinden  doch 
noch  viel  häufiger  sind,  als  man  annahm. 

Für  die  Entscheidung  der  Frage  in  principieller  Hinsicht  sind 
wohl  die  Steuern  zur  Deckung  der  überwiesenen  von  denjenigen 
zur  Deckung  der  eigenen  freiwilligen  Ausgaben  zu  trennen. 
Wie  fQr  jene  die  Staatsdotationen,  so  können  ftir  sie  auch  die 
Zuschläge  zu  Staatssteuern  besonders  in  Betracht  kommen.  Aber 
schon  für  einen  Theil  der  generell  überwiesenen  und  mehr  noch 
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fttr  die  freiwilligen  Ausgaben  erscheint  doch  eio  eigenes  Steuer- 
system der  Selbstrerwaltung  als  finanzielle  Consequenz  des  Wesens 
der  letzteren.    Freilieb  kann  von  einer  völligen  Autonomie  in 
Besag  anf  dies  Steuersystem  ebenso  wenig  wie  sonst  in  der  Selbst- 
verwaltung   die    Rede    sein.     Dies    widerspricht   dem    modernen 
Staatsgedanken  und  dem  Begriff  der  Souveränetät  des  Staats  und 
bei  der  Wahl  wie  bei  der  Höhe  der  Steuern  muss  die  Rücksicht 
auf  die  Staatssteuem  maassgebend  bleiben.    Aber  nur  ein  be- 
sonderes Steuersystem  kann  sich  den  Wirthschaftsverhältnissen 
der  einzelnen  Landestbeile  und  den  speciellen  Aufgaben,  welche 
gerade    die  Selbstverwaltungskörper   statt    des  Staats   ausfahren 
sollen,    richtig   anpassen.     Für  das  Steuersystem  dieser  Körper 
müssen    die   Sonderverhältnisse    der    Landestheile    ebenso   mit 
maassgebend    sein   als   für   das   S t a a t s Steuersystem    die   all- 
gemeinen   Verhältnisse    des   ganzen    Landes    verglichen   mit 
anderen  Ländern.    Im  System  der  Zuschläge  wird  gegen  diese 
Anforderung  Verstössen.    Eine  Selbstverwaltung,  welche  auf  dieses 
System  allein  finanziell  basirt  ist,  wird  daher  ebenso  wie  diejenige, 
welche    sich    bIos%  auf  Staatsdotationen   stützt,   ihren   Zweck   in 
einer  wichtigen  Beziehung  wenigstens  nicht  genügend  erreichen. 
Vollends  aber  ein  grundsätzlicher  Ausschluss  von  besonderen 
Steuern  aus  dem  Steuersystem  der  Selbstverwaltangskörper,  zumal 
der  Gemeinden,  ist  zu  verwerfen,  als  dem  Zweck  der  ganzen 
Einrichtung  der  Selbstverwaltung  widersprechend.    Wird  zwischen 
den  einzelnen  Körpern  unterschieden,  so  erscheint  das  Zuschlags- 
system noch  am  Wenigsten  bedenklich  bei  den  dem  Staate  selbst 
ähnliehBten  Körpern,  daher  bei  den  Provinzen  und  zum  Theil 
noch   bei  den   Kreisen,    immer   bedenklicher   dagegen   bei   den 
kleineren  Verbänden,    daher  vor  Allem  bei  den   Gemeinden. 
Denn  hier  verlangen  die  aparten  Local Verhältnisse  immer  mehr 
Berücksichtigung,  wie  es  denn  z.  B.  in  der  Gemeinde  am  Leich- 
testen steuertechnisch  möglich  und  zugleich  hier  am  Dringendsten 
eine  Forderung  der  Steuerpolitik  wird,  besondere  Steuern  Denen 
aufzuerlegen,  welche  an  den  öffentlichen  Einrichtungen  und  Ver- 
wendungen   aller   Art   wenigstens    indirect   den    meisten   Nutzen 
haben,   wie  die  Grund-  und  Hauseigen thümer  (G.  §.  76—81, 
352 — 362).     Auf   diese   Weise    wird,    soweit   dies    überhaupt  in 
Zwangsgemeinwirthschaften  möglich  und  zulässig  ist  (G.  §.  158), 
hier  durch  ein  besondres  Steuersystem  das  Princip  von  Leistung 
imd  Gegenleistung  (Fin.  II,  §.  423,  424)  mehr  durchgeführt.    Für 
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die  Wahl  der  eigenen  Localsteuern  wird  sieh  der  Staat  nar  ein 
Zastimmungsrecht  und  gewisse  Steuern  wird  er  sich  passend 
aliein  vorzubehalten  haben.  Diese  Schranken  der  Steuer- 
autonomie  sind  noth wendig,  aber  in  Verbindung  mit  Vorschriften 
über  die  Höhe  der  Localsteuern  auch  genügend. 

Im  Allgemeinen  sind  für  unsere  Länder  heutzutage  im  Interesse  des  freien 
Verkehrs  besonders  eigene' indirecte  Abgaben,  urie  Thoraccisen  und  beim  Produ- 
centen  erhobene  Verbrauchssteuern,  der  SelbstrenraltungskOrper  hier  ausznschliessen 
oder  nur  ausnahmsweise  und  mit  besonderer  Vorsicht  zu  gestatten.  Eher  sind  bei 
solchen  Steuern  Zuschläge  zn  den  betreffenden  Staatssteuem  zulässig,  aber  auch 
mit  Ausnahmen  nach  Artikehi  (z.  B.  nicht  bei  Salz,  wohl  bei  Getränken).  Eigene 
Verkehrssteuern  (Fin.  II,  §.  467  ff.)  können  ebenfalls  nur  ausnahmsweise  gestattet 
werden,  auch  Zuschläge  zu  den  Staats- Verkehrssteuem  gewöhnlich  nicht  (Ausnahmen 
bei  Besitzwechselabgaben  vom  Character  der  Steuer  auf  Conjuncturengewinn ,  Fin.  II, 
§.  476  ff.).  Das  Hauptgebiet  der  selbständigen  und  der  Zuschlagsbesteuerung  der 
Selb6t?erwaltung  ist  die  directe  Besteuerung:  die  selbständige  besonders  in  der 
Form  eigener  Ertrags-,  namentlich  Realsteuem,  die  Zuschläge  bei  den  Staats- 
i^trags-  und  Bealsteuern  und  ausschliesslich  bei  etwaigen  Staats- Einkommensteuern. 
Ein  doppeltes  Staats-  und  Communalsystem  der  Ertrags-,  Realsteuem  ist  allen- 
falls zulässig;  bei  der  Einkommensteuer  jedoch  nicht.  Die  Basis  derselben  muss 
eine  einheitliche  sein.  Dagegen  Verstössen  in  Preussen  die  bestehenden  Steuer- 
einrichtungen, wie  die  neue  Finanzstatistik  der  Gemeinden  zeigt,  noch  vielfach.  Die 
Realsteuem  als  eigene  Steuern  eignen  sich  principiell  und  technisch  am  Besten  fär 
die  Selbstverwaltungskörper,  wenn  auch  die  übliche  englische,  in  Deutschland  von 
G  n  e  i  s  t  (mit  Ausnahmen)  und  von  NationalOkonomen  der  Fr(Aandelschulo  (F  a  u  c  h  e  r) 
vertretene  ausschiessliche  Beschränkung  dieser  KOrper  auf  solche  Steuern  zu 
weit  geht.  (Vgl.  Fin.  II,  §.  465,  466.  523-531,  auch  Wagner,  Abh.  Directe  Steuern 
in  Schönberg's  Handbuch  II.)  Die  neuen  preuss.  CoromunalsteuerentwUrfe  (so  v.  1877) 
wollen  nur  Zuschläge  zu  den  directen  Staatssteuem,  gar  keine  eigenen  directen  Steuern 
zulassen:  das  wäre  selbst  bedenklich,  wenn  die  directe  Staatsbesteuemng  in  Preussen 
besser  wäre  (Grandsteuer,  Gewerbesteuer,  Glassensteuer!),  bei  der  Beschaffenheit  dieser 
Steuern  ist  es  gewiss  nicht  räthlich. 

Die  Bestimmung  der  Höhe  der  selbständigen  wie  der  Zu- 
schlagslocalsteuern  wird  bei  uns  auf  dem  Continente  regelmässig 
nicht  den  Selbstverwaltungskörpern  ganz  aliein  überlassen,  sondern 
stets,  jedenfalls  aber  wenn  ein  gewisses  gesetzliches  Maximum 
überschritten  werden  soll,  bis  zu  welchem  sich  der  betreffende 
einzelne  Körper  frei  bewegt,  an  die  Staatsgenehmigung  ge- 
knüpft (Preussen).  Das  erscheint  auch  passend,  weil  sonst  die 
Zwecke  jener  Körper  zu  weit  ausgedehnt  werden  könnten  und  die 
Staatsbesteuerung  leicht  unter  zu  hoher  Localbesteuerung  zu  leiden 
vermöchte.  Je  besser  aber  die  Organisation  der  Selbstverwaltung 
und  besonders  die  Einrichtung  einer  wirksamen  Finanzcontrole 
durch  eigene  Vertretungen  in  ihr  selbst  gelingt,  desto  freieren 
Spielraum  kann  der  Staat,  wie  in  der  Wahl  so  in  der  Höhe  der 
Localsteuern  jenen  Körpern  gewähren.  (S.  unten  §.  54  ff.  über 
Preussen). 
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§w  52.  —  d)  Eine  letzte  aasserordentliche  Einnahmequelle 
ist  die  Veränsserung  von  Vermögensbestandtheilen  der  Selbst- 
verwaltungskörper,    besonders  von  ertraggebendem    Grund  ver- 
mögen, und  namentlich  die  Aufnahme  von  Schulden.    Für 
solche  (zumal  grössere  und  Grundbesitz  betreffende)  Veräusserungen 
gelten  in  principieller  Hinsicht  ziemlich  dieselben  Regeln  wie  flir 
Veräusserung  von  Staatsgut  (Domänen  u.  s.  w.),  wofür  auf  die 
späteren  Abschnitte  zu  verweisen  ist    Gewöhnlich  ist  bei  uns  die 
Veräusserung    von    Grundeigenthum,   auch   wohl   von  Kapitalver- 
mögen   an   die  Staatsgenehmigung   gebunden   (Preussen).     Die 
Auftiahme   von  Schulden    unterliegt   principiell   einer   ähnlichen 
Beurtheilung  wie  beim  Staate.     Sie  hat  weniger  Bedenken,  weil 
die  Schulden   hier  gewöhnlich  zur   Herstellung   wich- 
tiger gemeinntttziger,  oft  zugleich  einen  Ertrag  zur 
Deckung  der  Zinsen  und  wohl  noch  Ueberschttsse  darüber 
hinaus    gebender   Anstalten    und   Einrichtungen    halb 
privatwirthschaftlichen ,    halb  Gebührencharacters   dienen  (Gasan- 
stalten,   Wasserwerke,   Gloakenwesen ,    Markthalleu  u.  s.  w.)  — 
häufiger  als  dies  beim  Staate  der  Fall  ist.    Denn  letzterer  nimmt 
vomemlich  zur  Durchführung  des  Rechts-  und  Machtzwecks,  die 
Selbstverwaltungskörper  dagegen  meist  nur  für  Cultur-  und  Wohl- 
fahrtsinteressen Schulden    auf.     Es   ist   daher   auch   nothwendig, 
diesen  Körpern  die  betreffende  Ermächtigung  gesetzlich  zu  gewähren, 
weil  sie  viele  Aufgaben  nur  oder  doch  am  Besten  durch  Aufnahme 
von   Anleihen    ausführen    können.     Die    Staatsgenehmigung 
-in  jedem  einzelnen  Falle  erscbeiät  dabei  zur  Controle  und  um  für 
später  übermässige  Belastung   der  Bevölkerung   zu  verhüten  ge- 
boten (Preussen). 

Von  allen  Selbstverwaltungskörpern  sind  die  Gemeinden 
nicht  nur  die  ältesten  und  diejenigen,  welche  doch  von  Alters  her 
eine  gewisse  Selbständigkeit  und  auch  eine  gewisse  finanzielle 
Autonomie  sich  fast  überaD  durch  alle  Zeit  hindurch  erhalten  haben,  — 
sie  sind  auch  heute  noch  die  wichtigsten  dieser  Körper.  Sie 
haben  vielfach  noch  ein  eigenes  Grundvermögen  („Kämmerei- 
gttter*^  der  Städte),  oft  seit  unvordenklicher  Zeit,  etwa  ein  Rest 
des  ursprünglichen  Gemeineigenthums ,  das  später  zum  Corpo- 
rationsvermögen  der  Gemeinde  wurde  und,  wie  die  Staats- 
domänen behandelt,  Erträge  zur  Deekung  der  Gemeindeausgaben 
abwirft.  Daneben  aber  wird  grade  neuerdings,  mit  den  immer 
grösseren  Anforderungen,  welche  an  die  Gemeindeverwaltung,  zu- 
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mal  der  Städte,  herantreten  das  Gebtthren-  und  Steuerwesen 
ftlr  die  Gemeinden  immer  wichtiger.  Jenes  im  Anschlnss  an  jene 
noch  einer  bedeutenden  Ausdehnung  fähigen  und  im  öffentlichen 
Interesse  selbst  zu  übernehmenden  mehrfach  erwähnten  ,^emein- 
nützigen  öffentlichen  Anstalten  und  Einrichtungen^',  welche  vor 
Allem  Gemeindesache  passend  sind.  Und  zwar  je  mehr  grade 
die  Gemeinde  ihrer  Natur  nach  den  Gharacter  einer  Gemeinschaft 
für  die  Befriedigung  local er,  auch  der  materiell-wirthschaft- 
liehen  Sphäre  angehöriger  Gemeinbedttrfnisse  hat  und  je  mehr 
sie  wegen  der  Fortschritte  der  Technik  erfolgreich  hier  statt 
der  Privatwirthschaften ,  d.  h.  meistens  der  speculativen  Erwerbs- 
(Actien-)  Gesellschaften  ökonomisch-technisch  befähigt  ist,  Aufgaben 
zu  übernehmen  (so  namentlich  auch  im  örtlichen  Communi- 
cationswesen)  und  gut,  im  Interesse  des  Gemeinwohls  und 
ihrer  Finanzen,  auszuführen.  Ein  umfassendes  örtliches 
Besteuerungsrecht,  auf  dem  Gebiete  der  selbständigen  wie 
der  Zuschlagsbesteuerung,  bedarf  aber  schliesslich  grade  die  Ge- 
meinde am  Meisten,  sowohl  um  ihren  sich  stets  vermehrenden 
öffentlichen  Aufgaben  nachzukommen,  als  um  die  öffentlichen  Lasten 
möglichst  zweckmässig  und  gerecht  zu  vertheilen.  Für  die  Regelung 
der  finanziellen  Autonomie  der  Gemeinden  und  des  grade  ihnen 
gegenüber  freilich  noch  besonders  wichtigen  staatlichen  Oberanf- 
sichtsrechts  wird  gewöhnlich  auch  heute  noch  passend  zwischen 
Stadt-  und  Landgemeinden  unterschieden  und  namentlich  der 
modernen  Grossstadt  eine  freiere  Bewegung  ftir  die  Gestaltung 
ihrer  Haushaltung,  mit  scharfer  Controle  durch  richtig  organi- 
sirte  städtische  Vertretungskörper  gegeben  werden  müssen. 

D.  Finanzwesen  der  Selbstverwaltung  in  einigen 
Staaten. 

§.  53.  Die  britischen  Verhältnisse  sind  immer  noch  prac- 
tisch  besonders  wichtig  und  geschichtlich,  öffentlich-rechtlich  wie 
finanzpolitisch  auch  allgemein  besonders  lehrreich,  freilich  in  ihrem 
chaotischen  Zustande  nichts  weniger  als  mustergiltig,  vielfach  darin 
wahrhaft  abschreckend.  Für  die  Selbstverwaltung  der  Körper 
höherer  Ordnung  hat  die  neue  preussische  Gesetzgebung 
grosse  Bedeutung  und  verdient  sie  am  Meisten  Beachtung,  neben 
ihren  Vorläufern  in  anderen  deutschen  Ländern  und  ihren  Nach- 
folgern in  einigen.  Die  französische  Gesetzgebung  ist  in  den 
formellen  Puneten  hier  wie  sonst  vorzüglich,    wenn  sie  auch 
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sachlich  am  Wenigsten  den  neueren  Anforderungen  an  eigentliche 
,y S  e  1  b  s  t Verwaltung^'  entspricht. 

Ein  specielles  Eingehen  auf  alle  Einzelheiten  widerspricht  dem  Character 
und  Zweck  dieses  Werks.  Die  allgemeine  verwaltungsrechtliche  und  die  finanzielle 
Seite  des  Gegenstands  hängen  auch  —  namentlich  in  England  —  so  eng  zusammen, 
dass  eine  genauere  Darlegung  des  concreten  Finanzwesens  der  Selbstverwaltung 
in  einem  Staate  fast  zu  einer  Darlegung  der  Organisation  und  des  gesammten  Yer- 
waltnngsrechts  der  Selbstverwaltung  selbst  werden  muss.  Wir  müssen  uns  hier  auf 
eine  Orientirung  Über  die  finanzwirthschaftlichen  Hauptpuncte  beschränken, 
welche  für  unsere  Zwecke  auch  genügt.  Manches  Weitere  später  in  der  Lehre  von 
den  Ausgaben  und  Einnahmen. 

1.  Für  England  sind  die  einschlagenden  Werke  Gneist's  auch  in  Bezug  auf 
die  finanzielle  Seite,  besonders  das  Steuerwesen  der  Selfgovernment  (die  sogen,  local 
tazes)  vomemlich  hervorzuheben.  So  sein  englisches  Yerwaltrecht,  2.  B  2.  A.  Berl.  1867. 
Selfgovernment  in  England,  3  A.  Berl.  1871  (bes.  Buch  1,  Kap.  2  u.  3,  auch  §.  98, 
152,  164),  engl.  yorfass.ge8chichte  Berl.  1882  (bes.  S.  667  If.);  mehrfach  auch,  für 
die  Vergleiche  mit  englischen  Dingen,  Gneist's  verwaltungsrechtliche  und  verwaltungs- 
politische Schriften  über  preussische  u.  deutsche  Verhältnisse  (s.  u.).  Vielfach  Einzelnes 
bei  Stein  in  dem  grösseren  Werk  über  Verwaltlehro  u.  in  der  Fin.wiss.  I  a.  a.  0; 
gute  Abrisse  über  die  Organisation  des  Selfgovernment  geben  Ernst  Meier,  Abh. 
Yerwaltrecht,  in  Holtzendorffs  EncycL  3.  A.  S.  933,  4.  A.  S.  1141,  Georg  Meyer 
in  Schönberg's  Handb.  II,  487  (beide  mit  weiteren  Liter.angaben).  S.  sonst  u.  A. 
Knies,  engl.  Armenpflege,  Berl.  1803,  ders.  Gemeindesteuern  in  England,  2  Art. 
in  d.  Tüb.  Ztschr.  1855.  Kcport  of  the  poor  law  commission  on  local  taxation  3  vol. 
Lond.  1844,  Auszug  daraus  in  the  local  taxes  of  the  Unitod  Kingdom,  Lond.  1846, 
Rep.  on  local  taxat  1S70,  desgl.  1875  (von  Göschen)  u.  neuere  Keports  über  Armen- 
wesen. Statistik  f.  1873/74  (Hauptposten)  im  Statist  abstract  f.  1878,  p.  7.  Palgrave 
u.  Scott  Aufsätze  im  Journ.  of  tho  stat  soc.  of  London  1871.  Gobden  club  essays, 
loc  govcmm.  a.  tazat,  1875  (über  Eugland  u.  die  wichtigsten  andren  europ.  Staaten). 
V.  Gzörnig,  österr.  Budget  I,  104  ft.  de  Parieu,  impOts  l\\  230.  Fisco  et  van 
der  Stracten,  instit  et  taxes  localcs  du  roy.  uni  2.  ed.  Par.  1863.  Leroy-Beau- 
lieu,  Tadministr.  locale  en  France  et  en  Angletcrre,  Par.  (1872),  ders.  traitc  de  fin. 
I,  livre  2,  eh.  15,  Bödiker,  Communalbesteuerung  in  England  u.  Wales,  Berl.  1873 
ischarfe,  aber  trefiende  Nach  Weisung  der  grossen  Missstände,  bes.  mit  Gneist*s  zu 
optimistischer  Beurtheilung  des  leitenden  Grundsatzes  der  engl.  Communalbesteuerung 
zu  vergleichen).    M.  Block,  Ics  communes  et  la  libertö,  Par.  1876,  p.  94  ff. 

England  fehlen  Landgemeinden  im  continentalcn  Sinn  des  Worts,  die  sogen. 
Städte  sind  nur  zum  kleineren  Thcil,  der  Zahl  nach,  Städte  mit  eigentlicher  Stadt- 
verfassung (die  sogen,  municipal  boroughs),  die  grosse  Mehrzahl  sind  nur  „Local- 
districte*',  welche  durch  eine  für  einige  Localzwecke  fungirende  Behörde  einheitlich 
zusammengefasst  werden.  Die  unterste  Localverwaltungseinheit  ist  das  Kirchspiel, 
auch  die  Städte  bilden  eigentlich  nur  eine  Vereinigung  von  Kirchspielen,  die  Graf- 
schaften stellen  den  Sclbstverwaltungskörper  höherer  Ordnung  dar,  dem  es  aber 
an  einer  förmlichen  Organisation  fehlt  Für  Specialzwecke  sind  dann,  besonders 
in  neuerer  Zeit,  venchiedcnerlei  Vorbände  gebildet,  so  namentlich  die  unions  für 
die  Verwaltung  des  Armenwesens,  bez.  für  die  Tragung  eines  Haupttheils  der  Lasten 
desselben,  Districte  für  die  Gesundheitsvorwaltung,  für  das  Wegewesen  u.  a.  m. 

Innerhalb  dieser  Kirchspiele,  Vorbände,  Grafschaften  werden  nun  regelmässig 
ftlr  gesetzlich  bestimmte  Zwecke  gesetzliche  bestimmte  Steuern 
—  „Zwecksteuern"  —  erhoben  und  verwendet  Diese  Erhebung  und  Ver- 
wendung von  Localsteuern  durch  eigene  Organe  bildet  das  Selfgovernment  in  finanz- 
wirthschaftlicher  Beziehung.  Die  finanzielle  Autonomie  der  einzelnen  „Körper" 
(soweit  dieser  Ausdruck  hier  zulässig  ist)  ist  aber  eine  engbeschränkte,  im  Puncto 
der  Wahl- der  Steuerart  und  des  Verwendungszwecks  fehlt  sie  grossentheils  ganz. 
Der  eigene  (selbständige)  Wirkungskreis  und  damit  das  Gebiet  der  facultativen 
Ausgaben  ist  nemlich  enger  bemessen,  als  in  Deutschland,  selbst  in  den  Städten 
mit  Stadtverfassung.    Die  Erhobung  von  Steuern  für  die  betrcHenden  Aufgaben  und 
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Ausgaben  dieses  Wirkungskreises  erfolgt  nur  auf  Grund  einer  allgemeinen  gesetzlichen 
Ermächtigung  des  einzelnen  Körpers,  für  die  und  die  generell  angegebenen  Zwecke 
Steuern  erheben  zu  dürfen.  Die  Autonomie  beschränkt  sich  dann  darauf,  ?on  der 
Ermächtigung,  einen  solchen  Zweck  sich  anzueignen  und  Steuern  dafür  zu  erheben, 
Gebrauch  zu  machen.  Mitunter  handelt  es  sich  hier  aber  um  Dinge,  welche  der 
Staat  im  öffentlichen  Interesse  sicher  ausgeführt  zu  sehen  wünscht.  Kommt  der  be- 
treffende Körper,  wie  es  öfters  geschehen  ist,  nicht  freiwillig  dem  nach,  so  wird  er 
auch  wohl  gesetzlich  genOthigt,  die  Aufgabe  zu  übernehmen,  also  die  Autonomie  noch 
mehr  beschränkt  (so  im  Gesundheitswesen).  Dadurch  geht  auch  ein  solcher  Gegen- 
stand in  das  Hauptgebiet  der  englischen  Selbstverwaltung  in  den  „übertragenen^^ 
Wirkungskreis  mit  überwiesenen  Ausgaben  über.  Hier  beschränkt  ^ch  die 
finanzielle  Autonomie  vollends,  auch  in  Betreff  der  Höhe  der  Ausgaben  und  der 
dafür  zu  erhebenden  Steuern,  indem  diese  Höhe  eben  in  der  Hauptsache  durch  den 
vorgeschriebenen  Zweck  schon  bedingt  ist  Bei  dem  Ineinanderlaufen  und  Sich-krenzen 
der  Competenzen  der  einzelnen,  einem  oder  einigen  Zwecken  dienenden  Localbehörden 
(boards),  bei  dem  Mangel  einer  centralisirten  Localverwaltung  selbst  in  den  Städten 
sind  diese  Zustände  nach  dem  eigenen  Ausdruck  britischer  Practiker  und  Staatsmänner 
(so  namentlich  Göschen's  in  seinen  Drtheilen  über  Localverwaltung)  „wahrhaft 
chaotisch**.  Durch  das  System  von  Specialsteuem,  bez.  von  bestimmten  festen  Steuer- 
betragen  für  die  Deckung  von  Specialaufgaben,  ohne  ordentlichen  Gesammtetat  und 
im  Wesentlichen  ohne  Debertragungen  zwischen  den  verschiedenen  specialisirten  Aus- 
gaben und  den  Steuern  dafür,  w&d  dieses  Chaos  im  Gebiet  der  Besteuerung  noch 
gesteigert  Auch  die  Finanzstatistik  leidet  darunter  sehr  und  ist  absolut  vollständig 
kaum  zu  beschaffen.  Die  Weitläufigkeit  und  die  Kosten  der  Gommunalverwaltung 
(200,000  Beamte  in  England)  steigen  dadurch  stark.  Genügend  eingerichtet  sind  die 
Yertretungsorgane  der  Besteuerten  in  Kirchspiel,  Union,  District  ebenfalls  nicht,  in 
der  Grafschaft  fehlen  sie  ganz.  Aber  der  einzelne  Besteuerte  ist  wirksam  durch 
die  gesetzliche  Begrenzung  des  Localsteuerrechts  geschätzt,  indem  er  nur  soweit 
besteuert  werden  darf  und  zu  seinem  Schutze  die  Gerichte  anrufen  kann. 

Die  Communalbesteuerung  hat  sich  geschichtlich  auf  das  Engste  an  die  Armen- 
steuer (poor  rate)  aus  der  Zeit  Elisabeüi's  (43  Eliz.  c.  2.  v.  1601)  angeschlossen  und 
im  Wesentlichen  dieselbe  rechtliche  und  thatsächliche  Entwicklung  wie  diese  Steuer 
gewonnen.  Unter  dem  Namen  „Armensteuer^  wird  die  Hauptmasse  der  gesammten 
Localsteuem  erhoben,  nicht  nur  für  die  Deckung  der  den  Kirchspielen,  jetzt  grossen- 
theils  den  Unions  obliegenden  Annenlast,  —  übrigens  immer  noch  der  Hauptzweck  — 
sondern  auch  für  zahlreiche  andere,  gesetzlich  bestimmte  Specialzwecke.  Daneben 
kommen  Steuern  unter  anderem  Namen  Vor,  dieselben  werden  theils  rechtlich,  theils 
wenigstens  thatsächlich  auch  nach  dem  Massstab  der  Armensteuer,  höchstens  mit 
einzdnen  kleinen  Abweichungen  davon,  erhoben,  was  die  steuerpflichtigen  Snbjecte 
und  Objecto  betri^,  so  besonders  die  wieder  einer  Menge  Specialzwecken  dienende 
Grafschaftsteuer  (county  rate),  die  Wegesteuer  und  eine  ganze  Anzahl  sonstiger 
„rates''  für  Specialzwecke  (s.  Gneis t,  Selfgovemm.  3.  A.  Kap.  3,  mit  grossem  Detail 
u.  Statistik,  auch  Bödiker  a.  a.  0.).  Der  feste  Grundsatz  dieser  Besteuerung  ist 
dass  sie  auf  dem  in  dem  betreffenden  örtlichen  Gebietstheil  liegenden  Bealbesitz, 
der  visibie  profitable  property  in  the  parish  ruht,  eine  aus  dem  Armen- 
gesetz von  1601  herrührende,  in  bestimmter,  nunmehr  unbestrittener  Weise  ausgelegte 
Vorschrift.  Demnach  sind  die  Steuerobjecte:  Ländereien  aller  Art  und  Benutzungs- 
weisen, auch  Kohlenbergwerke  (nicht:  andere  Bergwerke),  Häuser,  Zehnten,  ver- 
käuflicher Niederwald  (nicht:  Hochwald).  Zu  den  Häusern  gehören  Wohnhäuser 
wie  Gcwerksgebäude  aller  Art.  Das  steuerpflichtige  Subject  für  diese  Objecto  ist  aber 
nicht  der  Eigenthtimer  an  sich,  sondern  der  nutzniessende  Inhaber  (occupier), 
daher  eventuell  statt  des  Eigenthümers  der  Miether,  Pächter  u.  s.  w.,  —  ein  Principe 
das  neuerdings  (seit  1819  zuerst  dann  noch  ausgedehnt)  aber  für  kleine  Miethgrund- 
stücke  verlassen  worden  ist,  indem  hier  der  Eigenthümer  statt  des  Miethers  im  Interesse 
leichterer  Erhebung  der  Steuer  zum  Pflichtigen  gemacht  worden  ist  (System  des 
„compounding  the  rates*',  für  c.  Vs  ^^^  steuerpflichtigen  Wohnungen  in  Kraft). 
(S.  Gneist,  Selfgovernm.  §.  24  S.  143  ff).  Die  nicht- grundbesitzende  Bevölkerung 
ist  also  nur  durch  diese  hier  als  Mieth-  und  Pachtstener  zu  characterisirende  Real- 
besteucrung  mit  Localsteuem  belastet  Wer  die  letzteren  trfigt,  hängt  von  den  Ueber- 
wälznngsverhältnissen  ab:  beim  ländlichen  Grundbesitz  doch  wohl  oftmals  der  Eigen- 
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thfimer,  ind^m  die  Pachtrente  um  die  Steuer  ?erringert  wird.  Die  kapitalbesitzende 
BeTdÜEening  wird  ausser  auf  diesem  Wege  der  Mieth-  und  Pachtsteuer  durch  die 
Localstener  auf  die  Fabriken  u.  dgl.  m.  und  auf  den,  meist  hoch  abgeschätzten  Boden, 
irdcher  zu  Communicationen  (Eisenbahnen)  und  zu  verschiedenen  sonstigen  technischen 
nicht-landwirthschaftlichen  Zwecken  dient,  mitgetrofien.  Eine  Ueberlastung  des  Grund- 
besitzes durch  die  Locahiteuem  ist  gleichwohl  kaum  zu  verkennen.  Gne ist's  eifrige 
Beforwortun^  dieses  englischen  Systems,  das  er  in  den  Grundzügen  selbst  fttr  Deutsch- 
land empfiehlt,  geht  zu  weit  So  sehr  man  die  Belastung  des  Boalbesitzcs  grade 
^T  Communalzwecke  auch  aus  wirthschafÜichen  Gründen  als  berechtigt  zugeben  darf 
und  sie  selbst  rorzugsweise  verlangen  muss  (s.  Fin.  II  §.  423,  424),  so  ist  doch  die 
Schablone  „den  Communcn  nur  die  Bealsteuem*'  zu  eng  und  z.  Th.  falsch.  Weiteres 
in  der  Steuerlehre.  —  Ausser  diesen  directen  Steuern  kommen  unter  den  eng^ 
hachen  Localsteuem  noch  mancherlei  Gebühren,  gebührenartige  Steuern,  Hafen- 
gelder u.  dergl.,  auch  ältere  Accisen  und  StadtzOlle  (London,  u.  A.  auf  Kohlen,  Wein) 
Tor.  Aber  die  personale  Einkommensteuer,  die  GrenzzOUe,  die  grossen  inneren  Ver- 
biiuchsteuem  (Malz,  Spirituosen)  hat  der  Staat  sich  vorbehalten.  Neuerdings  hat 
sich  jedoch  zur  Erleichterung  der  Lasten  der  Localsteuern  und  zur  leichteren  Durch- 
führung neuer  den  Verbänden  aufgetragener  Öffentlicher  Aufgaben  das  System  der 
Staatszuschüsse  für  Specialzwecke  (f.  49)  in  England  immer  weiter  ausgedehnt. 
Dies  schliesst  bei  dem  Character  der  britischen  Staatseinnahmewirthschaft  eine 
Verwendung  anderer  als  blosser  Realsteuem  für  die  Kosten  der  Selbstverwal- 
tung ein. 

Die  einzelnen  Aufgaben,  welchen  die  einzelnen  Localsteuern  gesetzlich  dienen, 
sind  zum  Theil  ausserordentlich  specialisirt,  was  wieder  den  Vergleich  mit  continentalen 
Verhältnissen  sehr  erschwert  (Reichstes  Detail  bei  Gneist,  Selfgovernm.  S.  117  ff.). 
Li  der  Hauptsache  dient  die  Grafschaftssteuer  (county  rate)  zur  Deckung  der 
Gerichts-  und  Polizeikosten  (7  ältere  Haupt-  und  an  40  neuere  Nebenzwecke, 
u.  A.  auch  f.  Erhaltung  der  Grafschaftsbrücken,  der  Irrenhäuser  der  Grafschaft);  die 
städtische  Steuer  (borough  rate)  ebenfalls  für  Gerichts-  und  Polizei- 
koste d  u.  allgemeine  Verwaltungskosten  (Besoldungen  der  Beamten);  die  Armen- 
steuer  fbr  die  Bestreitung  der  den  Kirchspielen  und  Sammtgemeinden  (Unions) 
gesetzlich  aufliegenden  Kosten  der  öffentlichen  Armenpflege  u.  für  eine  wachsende 
Anzahl  Nebenzwecke,  welche  auf  Kosten  dieser  Körper  auszufahren  sind  (u.  A.  Ck>n8tabler- 
dienst,  Impfwesen,  Civilstandsregister) ;  die  Wegesteuer  für  die  öffentlichen  Strassen 
in  Stadt  und  Luid  (subsidiär  auch  für  Chaussee -Erhaltung,  für  Chausseebau  sonst 
besondere  Verwaltungen,  die  sog.  tumpike  trusts),  —  ebenfa]is  nach  dem  Princip  der 
Armensteuer ,  mit  kleiner  Modification  im  Umfang  der  steuerpflichtigen  Objecto 
(u.  A.  Hochwald  u.  Bergwerke  hier  allgemein  einbezogen).  Neuerdings  sind  besonders 
die  Ausgaben  für  Gesundheitswesen  und  Volksschulwesen  hinzugekommen 
und  werden  ebenfalls,  neben  StaatBzuschüssen  und  Uebertragung  einzelner  Posten  auf 
den  Stoat  (u.  A.  Lehrerseminare)  nach  dem  Modus  der  Armensteuer  gedeckt. 

Im  J.  1873/74  stellten  sich  die  Einnahmen  der  gesammten  Localverwal- 
tung  in  Tausenden  Pf.  St  (also  Weglassung  von  S  Nullen): 

^'^W^m'*'       SchotÜand  Irland         Zusammen 

Direct  durch  „rates"  19.773  1.908  2.641  24.322 
Indirect  durch  Zölle, 

Gebühren  u.  dgl.  4.106  464  355  4.926 

Zus.  Localsteuem  23.879  2.373  2.996  29.248 

Staatszuschüsse  1.006  161  1.238  2.405 

Andere  Mittel  4.645  520  236  5.401 
Anleihen  (ausser  der 

Armenverwaltung)  8.201  149  129  8.480 

Zusammen  37.731  3.203  4.500  45.434 

A.  Wagaer,  Finanxwunonsrh&ft.    I.    3.  Anfl.  O 
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Die  Ausgaben  waren  gleichzeitig: 

England  n.  Wales. 
Metro-      Land-     Küsten-     «.       Schott-  t_|-_ ^ 
pole,     districte.    districte.    ^       land.    "^*""- 
Armenpflege  (bei  Engl.  incl.  Zurück- 
zahlung ?.  Werkhausauleihen)  1.637        6.054  —        7.691        851     1.00) 
Andere  rarocblalausgaben,  aus  der 

poor  rate  zu  zahlen 137  583  —  720       —         — 

Hauptst&dt  6es.ausgabe  für  Strassen, 
Bauwesen,  Wasser,  Canalisir.,  Be- 
leucht,  Qesundh.yerwalt  n.  dgl.  m. 

AUgem 4.0S8  ^  —  —        —         _ 

Desgl.  i.  Inlande  (z.  Th.  a.  Polizei)       —  11.691       —  —        — 

Polizei 1.042  —  —  _        .^         __ 

DgL,  auch  Gefängnisse,  Irrenhäuser       ^  2.788       —  —       258      1.214 

Wegewesen  (incL  Chausseen)     .    .       —  2.247        —  —        180      1.140 

Schulrerwaltung 743  1.214       —        1.967      327        — 

Begribnisswesen 57  342       —  399      —         — 

Handelshäfen,  LeuchtthUrme,  Loot- 

senwesen  u.  s.  w —  —         3.763        —        —  477 

Durch  die  ..  StadlautoritiWen "    .    .       —  —  —  —      1.176        664 

Anderes —  422         —  —      .  «64        119 

Summa 7.653        25.334      3.763    36.751     3.158    4.616 

Auf  den  Kopf  Schilling:    ...        —  —  —      81.4      18.4       17.3 

Für  das  ganze  Verein.  Königreich  zus.  44,524,000  Pf.  St.  Manche  einzelnen 
Posten  dieser  Ausgabestatistik  sind,  wie  man  sieht,  nicht  genauer  mit  deutschen  Ver- 
hältnissen vergleichbar,  die  Organisation  der  Verwaltung  ist  zu  rerschieden,  aber  einen 
ungefähren  Einblick  erhält  man  doch.  Dieser  Ausgabeetat  ist  z.  Th.  durch  Anleihen 
gedockt.  Unter  Abzug  der  letzteren  bliebe  eine  Ausgabe  von  c  86  Mill  Pf.  St, 
d.  h.  etwa  die  Hälfte  der  damaligen  ordentlichen  Staatsausgabc  von  c.  71  Mill.  Pf.  St. 
Die  Localsteuem  allein  betrugen  c.  46  7o  <)or  damaligen  Staatssteuorn  (63.3  Mill.  Pf.  St.) 
und  die  dirccten  Localsteuem  c.  295  7o  ^^^  directen  Staatssteuorn. 

§.54.  —  2.  Preussen.  Die  hiergehörige  neuere  Literatur  hat  theils,  wie 
besonders  Gn eist's  SchriAen,  die  neuere  Gesetzgebung  über  Selbstverwaltung  mit  an- 
geregt und  dafür  in  Ausführungen  de  lege  ferenda  vorgearbeitet,  theils  das  bestehende 
Recht  dargelegt  S.  Gneist,  Verwaltung,  Justiz  u.  Rechtsweg,  Staats-  u.  Selbst- 
verwalt  Berl.  1S69.  Ders.  Rechtsstaat  u.  Verwalt  -  Gerichtsbark,  in  Deutscht, 
2.  A. ,  Berl.  1879;  ders.  d.  preuss.  Kreisordn.,  Berl  1870;  ders.  Verw.reform  u. 
Rechtspflege  in  Preussen,  Berl.  1880;  ders.  d.  preuss.  Steu.reform,  Berl.  1878;  ders. 
d.  preuss.  Fin.reform  durch  Regulir.  d.  Gemeindesteuern,  Berl.  1S81  (s.  dar.  G.  Gohn,  i- 
Gonr.  Jahrb.  1881,  B.  36,  S.  416.  Schmoller,  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs  1881,  S.  86S, 
auch  Gerstfeld,  Fin.reformplan  f.  d.  D.  Reich,  Lpz.  1881,  S.  80  ff.).  —  Ernst 
Meier.  Abh.  Verwaltungsrecbt  in  Holtzendorfi's  Encycl.  d.  Rechtswiss ,  8.  A.,  S  897 ff; 

4.  A.,  S.  1099.  Ders.  die  Reform  d.  Verwaltorganis,  unter  Stein  u.  Hardenberg, 
Lpz.  1881.  Georg  Meyer,  Abh.  BehOrdenorganis.  in  SchOnberg's  Handb.  II,  507.  — 
lieber  das  Verwaltungsrecht  vor  der  Reform  der  70  er  Jahre:  v.  Möller,  d.  Recht 
d.  preuss.  Kreis-  und  Provincialverbände ,  Berl.  1866.  —  v.  Rönne,  preuss.  Staats- 
recht 3.  A.  I,  2.  Abth.  Lpz.  1870  S.  466  ff.  (zusJiängend  wird  v.  Rönne  das  Recht 
der  Selbstverw.körper  iiA  5.  B.  der  im  Erscheinen  begriffenen  4.  A.  s.  preuss.  Staats- 
rechts behandeln).    Herm.  Schulze,  preuss.  Staatsrecht,  II  (Lpz.  1877)  Kap.  4, 

5.  1  ff.,  ders.  Lehrb.  d.  Deutschen  Staatsrechts,  I  (Lpz.  1881)  S.  408  ff.,  Georg 
Meyer,  Lehrb.  d.  Deutschen  Staatsrechts,  Lpz.  1878,  §.  109—118.  Morier,  Selbst- 
regierung, D.  V.  Beta,  Lpz.  1876.  Hue  de  Grais,  Handb.  d.  VerfSus.  u.  Verwalt 
in  Preussen  u.  d.  D.  Reich,  2.  A.  Berl.  1882  §.  71 — 76.  Das  legislat  u.  s.  w. 
Material  über  die  neue  Ges.geb.  der  höheren  Verbände  detaiUirt  bei  v.  Brauch itsch, 
d.  neuen  preuss.  Verwaltgesetze,  5.  A.  Berl.  1882,  2  B.  Preussen  erfreut  sich  jetzt 
vorzüglicher  finanzstatistischer  Aufnahmen  über  die  Finanzen  der  Gemeinden  u. 
Kreise,  besonders  über  das  Steuerwesen,  bearbeitet  v.  Herrfurth,  Studt,  v.  d. 
Brincken,  im  Ergänz.heft  6,  7,  9  d.  Preuss.  stat  Ztschr.,  sich  anschliessend  an 
frühere  Aufsätze  in  d.  Ztschr.  (so  im  Jhg.  1871,  Arbeit  von  Blenck),  an  das  amtL 


Preusaisches  GommiuialfiiuLnzweseD.  115 

Jahrboch  vu  an  HfV.  35  d.  .«Preoss;  Statistik'*.  Ein  alli^emoines  Gesetz  über  Gommnnal- 
besteaeiung  iat  wiederholt  in  Angriff  genommen  worden,  aber  bisher  nicht  gelungen. 
Die  gelaunten  statistischen  Arbeiten  sollten  dafür  n.  für  die  ganze  deutsche  Reichs- 
nad  die  preass.  Staatsfinanzreform,  für  das  sogen.  ^^Verwendongsfcesetz*'  u.  A.  m. 
die  Thatukchen,  namentlich  die  Höhe  der  Belastung  mit  Gemeinde-,  Kreis-,  Pronncial- 
nnd  anderen  Öffentlichen  Corporationsabgaben  (Schul-,  Kirchen-,  Armenstenem)  and 
das  Verhiltniss  dieser  Belastung  zu  den  Staatssteuem  feststellen,  —  Thatsachen,  deren 
gttiaae  Kenntniss  in  manchen  Puncten  die  Voraussetzung  fOr  die  richtige  Wahl  des 
Wegs  zur  Finanzreform  ist  Gegenwärtig  wird  kein  andrer  Staat  eine  so  Torzngliche 
Plnaozstatistik  der  Selbstrerwaltung  besitzen.  Es  fehlt  romemlich  diejenige  der  Guts- 
bezirke (in  deren  Gebiet  über  2  MiU.  Einwohner  ausserhalb  der  GemeindeFerfassuag 
leben,  groesentheils  nur  in  den  östl.  Provinzen).  Dieselbe  hat  aber  kaum  Uberwind- 
liehe  Schwierigkeiten  in  der  Vermischung  des  öffentlich-rechtlichen,  gemeinwirth- 
schafUichen  mit  dem  priratrechtlichen ,  pri?atwirthschafUichen  Moment  Bei  den 
Landgemeinden  bildet  die  noch  vielfach  herrschende  Natoralwirthschaft  (z.  B.  in  der 
BeaoTgang  des  Wegebaus)  ebenfalls  fttr  die  Finanzstatistik  eine  Klippe,  da  hier  Natural- 
leistungen in  Geldwerthe  umzusetzen  sind,  wie  es  in  den  genannten  Arbeiten  auch 
geschehen  ist  S.  sonst  auch  Neumann,  progross.  Einkommensteuer,  Wegner, 
Referat  über  Gommun.besteuerung  nebst  Statist  Tabellen,  Verhandl.  d.  Ver.  f.  Soc. 
polit  1877,  Heft  14  d.  Ver.schriften ,  S.  27,  überhaupt  die  Liter,  über  allgemeines 
und  über  preuss.  Gommunalsteuerwesen,  so  Grotefend,  1874,  Kotze  1877,  Gut- 
achten d.  Ver.  f.  Soc.  polit  1877,  mein  Referat  auf  d.  VersammL  dieses  Vereins  1877 
(o.  selbständig  Lpz.  1878),  die  Gerstfeld*8chen  Arbeiten,  welche  das  gen.  amtl. 
Material  weiter  verarbeiteten,  bes.  „ein  Fin.ref.plan''  1881,  „Zahlen  u.  Bilder"*  1881, 
„Stidtefinanzeu'*  1882.  Auch  Blenk,  Gehaltsverhältnisse  der  höheren  Gemeinde- 
beamten in  d.  preuss.  Stadtgemeinden  über  10,000  Ein w.,  Preuss.  Stat  Ztschr.  S.  271. 
a.  Für  das  öffentliche  Finanzrecht  der  Gemeinden,  namentlich  für  das 
Straerrecht  sind  die  Vorschriften  der  Stadt-  und  Landgomeindeordnungeo 
massgebend.  Nach  der  Stadt eordn.  f.  d.  6  östl.  Provinzen  v.  30.  Mai  1853  ist  u.  A. 
die  Genehmigung  der  Regierung  erfiDrderlich  zur  Veräussorung  von  Grund- 
stücken und  diesen  gesetzlich  gleichgestellten  Gerechtsamen,  und  zu  Anleihen, 
durch  welche  die  Gemeinde  mit  einem  Schuldenbestand  belastet  oder  der  vorhandene 
veigrOssert  wird  (§.  50  d.  Ges.).  Zur  Deckung  der  durch  Bedürfniss  oder  Verpflichtungen 
der  Gemeinde  nOthigen,  aus  den  Einnahmen  vom  städtischen  Vermögen  nicht  gedeckten 
Ausgaben  können  die  Stadtverordneten  die  Aufbringung  von  Gemeindesteuern 
beschiiessen  (§.  53).  Diese  können  bestehen:  einmal  in  Zuschlägen  zu  den  Staats- 
steuern, wobei  aber  die  Steuer  f.  d.  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen  und  bei  Zu- 
schlägen zur  dassif.  Einkommensteuer  das  ausserhalb  der  Gemeinde  belegene  Grund- 
eigenthum  frei  zu  bleiben  hat;  die  Genehmigung  der  Regierung  ist  bei  allen 
Zuschlägen  zur  Einkommensteuer  (also  nicht  zur  Classenst),  bei  Zuschlägen  zu 
den  übrgen  dlrecten  Steuern,  wenn  sie  507o  übersteigen  oder  nicht  nach  gleichen 
Sätzen  auf  diese  Steuern  vertheüt  worden  sollen  (Freilassung  oder  geringere  Belastung 
der  letzten  Glassenst.stufe  ist  ohne  Genehmigung  erlaubt),  und  bei  Zuschlägen  zu  den 
indirecten  Steuern  erforderlich.  Sodann  können  besondere  directe  oder  in- 
directe  Gemeindesteuern  beschlossen  werden,  die  der  Genehmigung  der  Regierung 
bedürfen,  wenn  sie  neu  eingeführt,  erhöht  oder  in  ihren  Grundsätzen  verändert  werden 
sollen.  Bei  besonderen  Communideinkommensteuem  ist  ebenfalls  das  ausserhalb  der 
Gemeinden  gelegene  Grundeigenthum  frei  zu  lassen  (§.  53  d.  St  0.).  Wie  die  neueste 
Statistik  zeigt,  bestehen  doch  noch  viele  besondere  Einkommensteuern.  Bestimmungen 
über  den  Gemeindehaus  halt  im  Titel  7,  §.  66  ff.  Jährlicher,  eventuell  bis  3  jähr. 
Etat  vom  Hagistrat  den  Stadtverordneten  zur  Feststellung  zu  überreichen;  ausseretat- 
mässige  Ausgaben  bedürfen  der  Genehmigung  der  Stadtverordneten.  Bestimmungen 
über  Gehälter  u.  Pensionen  in  Titel  6.  —  In  der  Hauptsache  dieselben  Vor- 
schriften in  d.  Städteordn.  v.  19.  März  1850  f.  Westfalen  (§.  49,  52,  mit  einer 
Beschränkung  in  Betr.  der  Zuschläge  auch  bei  d.  Classenst,  nicht  nur  der  Eink.st, 
indem  auch  dabei  das  ausserhalb  der  Gemeinde  belegene  Grundeigenthum  ausser 
Berechnung  bleibt;  die  Zuschläge  unter  50Vo  verlangen  hier  bei  der  Eink.8t  keine 
blondere  Staatsgenehmigung;  Tit  6  u.  7),  dsgl.  in  deij.  f.  die  Rheinprovinz  v. 
15.  Mai  1856  (§.  46,  hier  auch  Genehmigung  der  Regierung  erforderlich  zu  gewissen 
Processen  von  finanz.  Bedeutung;  §.  49,  mit  weiterer  Beschränkung  der  Zuschläge 
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zur  Classcn-  und  Einkommcnst  als  in  den  anderen  Städteordnung^en ,  in  Bez.  auf 
Freilassang  auch  des  ortsfremden  Gewerbeertrags  in  gewissen  Fällen;  Tit  6  n.  7>. 
Die  gleichen  Bestimmungen  tlber  das  Steuerrecht  wie  in  den  östL  Provinzen  auch  im 
Ges.  y.  31. Mai  185)  über  d.  Vcrfass.  d.  Städte  in  NouTorpommem  u.  ROgen,  §.  5,  IIL 
In  der  Pro?.  Hannover  gilt  die  revidirte  hannoF.  Städteordn.  v.  24.  Juni  1S5S 
(T.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht,  3.  A.  U,  2.  Abth.  S.  531,  569  ff.,  bei  Qrotefend, 
Polizcüexicon,  Lpz.  1877  S.  1082).  Danach  Verpflichtung  der  Gemeindemitglieder 
zur  Zahlung  ?on  Abgaben,  wenn  die  Einkünfte  des  Stadtvermögens  nicht  ausreichen 
(§.  114).  Vorgängige  Genehmigung  der  Regierang  zur  freiwilligen  Veräusserung  tob 
Gerechtigkeiten  u.  Grundstacken,  zu  Anleihen,  welche  den  Schuldenstand  TergrOssem, 
zur  Einfuhrang  neuer  oder  Voränderung  bestehender  Gemeindeabgaben  (§.  119).  In 
Schleswig-Holstein  ist  darch  das  preuss.  Ges.  ?.  14.  April  1869  die  Verfassung  u. 
Verwaltung  der  Städte  und  Flecken  geordnet  (r.  Rönne,  II,  2.  Abth«  S.  532,  590  ff., 
Grotefend  a.  a.  0.).  Die  Vorschriften  über  Veräusserungen,  Anleihen,  Gemeind^cuem 
(§.71,  72)  sind  hier  denjenigen  für  die  Rheinprovinz  im  Wesentl.  nachgebildet.  Ueber 
Abweichungen  in  Hessen  s.  d.  ehemal.  kurhess.  Gemeindeordn.  f.  Städte  u.  Land- 
gemeinden T.  23.  Oct  1834  (bei  Grotefend,  a.  a.  0.  S.  510,  Rönne,  II,  2,  S.  583). 
U.  A.  können  hiemach  (directe)  Gemoindeumlagen  erst  stattfinden,  wenn  das  Erwerbsein- 
kommen und  die  Erträge  der  bestehenden  Verbrauchsabgaben  nicht  ausreichen  (§.77). 
Fflr  die  EinfQlirung  neuer  Verbrauchsabgaben  minister.  Genehmigung  erforderlich. 
1880/81  waren  unter  2.541  Hill.  M.  Gemeindeabgabon  in  den  hess.  Städten  0.844  Hill.  M. 
indirecte,  in  den  Landkreisen  v.  1.78  Mill.  M.  Gemeindeabg.  0.29  Hill.  M.  S.  sonst  Tit.  4 
der  gen.  hess.  Ordn.  Im  ehemals  nassa u '  sehen  Gebiet  besteht  die  nass.  Gemeindererfass. 
y.  26.  Juli  1854  (?.  Rönne,  II,  2,  585,  Grotefend,  527);  auch  hier  noch  mehr  in- 
directe Abgaben.  In  Frankfurt  a.  M.  gilt  d.  preuss.  (*es.  y.  25.  März  1867,  wesentl. 
nach  den  Grandsätzen  der  Städteordn.  f.  d.  östl.  Proyinzen,  so  bes.  in  d.  Vorschriften 
über  Staatsgenehmig.  yon  Anleihen,  Veräusserungen  u.  über  das  Steuerwesen. 

Für  die  Landgemeinden  bestehen  in  den  6  östl.  Proyinzen  die  besonderen 
Bestimmungen  der  Gemeindeyerf.  y.  14.  April  1856;  so  über  d.  Verthoilung  der 
Gemeindeabgaben  §.  11,  12.  Hiernach  gilt  zunächst  der  „hergebrachte'^  Mass- 
stab; Veränderung  desselben,  Ergänzung  u.  s.  w.  durch  Gemeindebeschluss  mit 
Regierungsgenehmigung;  eyentuell,  wenn  ein  solcher  nicht  zu  Stande  kommt,  allein 
durch  die  Regierung  nach  Anhörung  des  Kreistags  mit  Genehmigung  des  Min.  d. 
Innern.  In  der  Landgemeindeordn.  f.  Westfalen  y.  19.  März  1856  gelten  für 
den  Gemeindehaushalt,  die  Staatsgenehmigung  zu  Veräusserungen  u.  Anleihen  u.  für  das 
Steuerrecht  wesentlich  dieselben  Bestimmungen  wie  für  die  Städte  (§.  45,  46,  53,  57). 
In  der  Rheinpro yinz  können  die  Landgemeinden  (bez.  die  Gemeinden  unter 
10.000  E,  Erl.  y.  15.  Mai  1856)  auf  Wunsch  entweder  die  Städteorduung  oder  die 
Gemeindeordnung  y.  23.  Juli  1845,  yerändert  durch  Ges.  y.  15.  Mai  1856,  ycrliehen 
bekommen.  Die  Bestimmungen  über  das  Stcuerrccht  sind  in  letzterem  Gesetz  dieselben 
wie  in  d.  Städteordn.  In  d.  Proy.  Hannoyer  besteht  das  hannoy.  Ges.  über  die 
Landgemeinden  y.  28.  Apr.  1859,  nebst  hannoy.  Min.erl.  y.  dems.  Tage.  Die  Ver- 
thoilung der  Gemeindelasteu  erfolgt  nach  dem  herkömmlichen  oder  sonst  giltig  be- 
stehenden Fuss,  der  durch  Gemeindeyersammlungs-,  bez.  Ausschoss-Beschluss  unter 
Staatsgenohmigung  abgeändert  werden  kann.  (§.  47  ff.  der  Min.  V.o.,  mit  Angabe 
der  Gesichtspnncte,  nach  denen  die  Genehmigung  zu  ertheilen  oder  zu  yersagen). 
Erfolgt  wiederholt  keine  Genehmigung,  so  hat  die  obere  Staats- Verwaltbehörde  das 
Beitrags-Verhältniss  zu . bestimmen ,  §.  50—52.    Grotefend  S.  492. 

Nach  der  gen.  neuen  Finanzstatistik  hatten  für  1880/81  zu  entrichten  (Mili.  M.): 

Die  Stadtgem.  Landgem. 

(ohne  Gutsbezirke:) 

1.  Directe  Staatssteuern 80.99  65.75 

2.  Gemeindeabgaben 99.66  58.92 

d.  i.  auf  den  Kopf 10.53  3.76 

dayon  in  Mill.  M. 

a.  Zuschüsse  zur  Grundst  ....  1.87  18.07 

b.  ,,            ,.  Gebäudest      ....  6.84  5.19 

c.  ,.            „  Glass.u.Einkommenst.  .  50.66  22.12 

d.  „            „  Gewerbest 1.24  1.21 

zusammen:  Zuschläge   ....  60.61  46.59 
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Die  Stadtgem.  Landgem. 

(ohne  Gatsbezirk.) 
o.  besondere  GemeindeeinkommeDsteuero  16.67  2.04 

f.  Wohn-  u.  Miethst 11.16  0.06 

g.  Hundest 1.20  0.57 

h.  sonst  Realst 5.67  5.51 

L  sonst.  Pers.st 0.29  3.21 

L  indir.  GenLStonern 4.05  0.56 

L  and.  Gem.  n.  Corporstenem  ....  —  0.38 

zusammen:  and.  Steuern    .    .     .  39.04  12.33 

3.  Ausserdem  erhoben,  neml.    .    .    ^    .  8.50  30.00 

a.  ScholBtenem 3  34  11.59 

b.  Kirchenst 3.13  5.26 

c  Armenst 0.12  1.96 

d.  Kreis-  ond  ProTinzst 1.86  11.15 

4.  Summa  Gem.  u.  Corp.8t 108.11  88.88 

5.  Alle  diese  Off.  Abg 189.10  154.63 

Yerhältniss  ?on  N.  4 : 1   wie  ?  zu  100:  133  135 

Ohne  HohenzoUem.  Das  System  der  allgemeinen  Gemeindeabgaben  waltet  demnach 
staxi,  in  besonderem  Maasse  in  den  Stidten  ror,  wo  die  SchoUasten  nur  noch  theil- 
weise  Schulsocietätslasten  sind ,  meistens  auf  die  Gemeindecasse  Übernommen  wurden 
UBd,  gemiss  einer  Befbgniss  der  St&dte  in  den  Kreisordnungspronnzen,  sowie  gem&ss 
dem  üblichen  Contingentirungsprincip  in  den  anderen  Provinzen,  die  Kreisabgaben 
grossentheils  direct  aus  der  Gemeindecasse  im  Ganzen  entrichtet  werden,  ohne  Indi- 
ndii«lrepartition  auf  einzelne  Steuerpflichtige.  Letzteres  Princip  ist  dagegen  ftlr  die 
Landgemeinden  durch  die  Kreisordnung  rorgeschrieben  und  besteht  auch  sonst  ali- 
gemein. Die  Zwecksteuem  fttr  das  Armenwesen  sind  auch  in  den  Landgemeinden 
der  alten  Provinzen  unerheblich  (durch  Gab.  0.  v.  22  Juni  1S25  ist  überhaupt  die 
Einfohrung  einer  besonderen  „Armen Steuer"'  als  allgemeine  Form  zur  Aufbringung 
der  Armenlasten  verboten),  wichtiger  sind  sie  noch  In  Schlesw.  Hobtein  u.  Hannover. 
—  Das  System  der  Zuschl&ge  zu  den  Staatssteuern  überwiegt  in  Sta^t  und  Land 
bei  den  Gemeindeabgaben,  aber  die  mehr  oder  weniger  von  den  Staatssteuem  ab- 
weichenden blonderen  Steuern  sind  doch  noch  sehr  verbreitet  und  erheblich  im 
Betrage.  Das  Personal  steuergebiet  (zu  dem  auch  die  Wohnungs-  und  Miethsteuem 
bes.  in  Berlin,  im  Wesentl.  mitzurechnen  ist)  hat  selbst  in  den  Landgemeinden  eine 
grosse  Ausdehnung  gewonnen  und  überwiegt  vollends  in  den  St&dten:  oin  Haupt- 
unterschied  von  England«  Die  indirecte  Gemeindebesteuerung  ist  nur  noch  sehr 
schwach  vorhanden,  am  meisten  in  Hessen -Nassau,  Hannover  u.  in  einzelnen  Städten 
der  alten  Provinzen,  wo  die  Schlachtsteuer  als  Gemeindesteuer  blieb  (so  in  Breslau^i. 
Die  einzelnen  Provinzen,  theils  die  Gruppe  der  alten  (und  hier  wieder  der  Ostlichen 
und  westlichen  auch  untereinander)  gegenüber  den  neuen  (1866  er),  theils  jede  Provinz 
gegenüber  den  andern,  femer  die  einzelnen  St&dte  und  die  einzelnen  Landgemeinden  in  den 
Kreisen  zeigen  aber  viele  Verschiedenheiten,  für  die  auf  den  reichen  Inhalt  des  Statist. 
£i^iiiz.heft8  9  zu  verweisen  ist.  Bemerkenswerth  ist  u.  A.,  dass  von  den  37,305 
Landgemeinden  des  Staats  (ohne  HohenzoUem)  doch  nur  noch  640  ohne  Gemeinde- 
abgaben u.  7324  vorhanden  sind,  in  denen  diese  Abgaben  ausschliesslich  von  den 
Grundbesitzern  aufgebracht  werden.  — 

Die  älteren  statistischen  Aufnahmen  gestatten  nur  theilweise  eine  Vergleichung 
mit  den  neuesten.  Für  1857  wurden  im  Staate  alten  Umfangs  (ohne  HohenzoUem) 
sämmtliche  Corpor.abgaben  berechnet  in  den  Stadtgemeinden  auf  29.47,  den  Landgem. 
auf  43.57,  zus.  auf  73.04;  diese  Beträge  waren  1880^81  gestiegen  auf  90.35,  65.68 
u.  156.03  Hill.  M.,  p.  Kopf  1857  im  Staate  4.21,  1880—81  6.21  M.,  Zunahme  in 
den  Städten  207,  Landgemeinden  51,  im  Ganzen  114^«,  p.  Kopf  um  48^/o,  mit  vielen 
Verschiedenheiten  in  den  Provinzen.    (Erg.h.  9  S.  111). 

Ueber  die  Verwendungszwecke  der  Gemeindesteuern  u.  der  gcsammten  (ie- 
meiodeeinnahmen,  sowie  über  die  nicht -steuerrechtlichen  Einnahmen  liegen,  abgesehen 
von  den  erwähnten  Zwecksteuer -Daten,  im  Ergänz.heft  6,  bearb.  v.  Herrfurth, 
genauere  Daten  für  die  preuss.  Gemeinden  v.  über  10.000  E.  vor,  einzeln  für  170  Ge- 
meinden, f.  1S76.  Hier  werden  (S.  121)  berechnet  für  die  Summe  dieser  170  Ge 
meindon : 
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Gesammte  Bnitto-     Auf  d.    Ord.  Bratto-  Auf  d. 

ausg.  ord.ü.&nssord.      Kopf      aosg.  allein  Kopf 

MilL  M.  M.           MilL  M.  M. 
Alle  Aoflgaben  (incl.  Leistungen 

an  Kreis  u.-Pro?.  verband)                       227.45  42.37           165.88  30.91 
Davon  f.  staatl.  Zwecke  (incl. 

Polizei)       13.12  2.45             12.87  2.31 

f.  Yerkehrsanlagen  u.  s.  w.   .    .                36.68  6.83             18.22  3.S9 

£  Woblth&tigk.    u.   Annenwesen                21.62  400            20.08  3.74 

f.  ünterr.zwecke 40.73  7.59            32.03  5.97 

f.  Verzinsung  und  Tilgung  der 

Gemeindeschulden     ....               20.71  3.86             19.35  3.60. 
Im  Einzelnen  unterscheidet  diese  amtliche  Statistik,  wie  oben  (S.  100)  aogegebeo 
wurde.    Zur  Illustration  mögen  die  Zahlen  für  die  zwei  grGssten  prcuss.  Gemeinden, 
Berlin  u.  Breslau,  mitgetheilt  werden.    Einzelne  Posten  bedtlrfen  eine  Erläuterung, 

wofür  auf  die  Quelle  selbst  zu  verweisen  ist    Die  bei  einigen  Rubriken  vorkommenden 
Einnahmen  sind  zugleich  mit  angegeben.    (Die  Zahlen  in  1000  Mark). 

Berlin.  Breslau  (1875) 

Ausgabe      Davon  Ein-      Ausg.       Davon  Ein- 

Extraord.  nähme                 Extraord.  nähme. 

L  Allgem.  staatl  Zwecke    3.742              62  336        389              5  57 

nemL  1.  f.  Militverw.      .    .       639           —  156          15          —  7 

davon  a.  Einquart    ....       569            —  154          14          —  7 

b.  sonst  Gamis.einricht       —              —  —           0.2          —  — 
c  sonst  Ausgaben  (Re- 

servistenunterstOtz  u   s.  w.)  .         70            —  2       —            —  — 

2.  Justizverwalt    ....      —              —  — 

3.  Polizei 2.906              73  172        351               5  51 

Davon  a.  Nacht -Wachtwes    .337              11  52        109          —  ~ 

b.  Feuerlosch wes.   .    .      H80              50  61        177              1  9 

c.  Polizeigefftngn.  .     .       131            —  47          25              3  o 

d.  Sonstiges  ....       958              12  12         40              1  37 

4.  Wahlsaohen      ....         33            —  —          —            —  — 

5.  Staatssteuerverwaitung   .       —              —  —          —            —  — 

6.  Eichwesen  u.  A.  m.              165            —  8         23          —  — 

II.  Yerkehrsanlagen.      .  16.048         8.693  982     2.135       1428  157 

1.  Strassen  und  Pl&tzc  .    .  15.256         8.439  837     1.393          836  15 
Davon  a.  Entwässerung     .     .    8.420         8.420  191        515          492  1 

b.  Pflasterung     .    .    .    3.552                1  603        393          334  — 

c.  Beleuchtung  .    .    .     1.171            —  —          212          —  — 

d.  Reinigung       .    .    .     2.013               6  43        263              3  14 

2.  Sonst  YerLaiü.  (Ghauss., 
Brocken,  Fähren,  Ganäle, 

Schleussen,  Häfen  u.  s.w.)       792            254  145        742          592  142 

III.  Gewerbl.  Anlagen  u. 

gemeinnutz.    Anst  18.063             451  14.992       973           114  1357 

1.  Gasanst  (Breslau  in  1877)    9.905            —  12.126(1.765          415  1930) 

2.  Wasserwerke     ....    2.189              23  2.807       578          375  325 

3.  Sonst  gem.  nutz.  Anst       970            428  59       391          177  41 S 
lY.  Wohlthätigk.,Arm.wes.     5.032            257  517     1.362          318  935 

1.  Anst  unt  Gem.  verwalt    2.058            219  267       610          240  550 

2.  ZascbOsse  an  andere      .119            —  —            10          —  — 

3.  Sonstiges    incl.    Armen- 
krankenpflege u.  8.  w.    .     2.856              38  250       742            78  3S5 

V.  ünterrichtszwecke      .    8.470         2.787  2.017     1.584            93  478 

1 .  Gemeinde  -  Yolks-  u.  Elem. 
schulen,  auch  Annen-  u. 

Mittelschulen    ....    4.860          1.562  70        770            52  0 

2.  Höhere     Schulen    unter 

Gem.verwaltang     .    .    .    3.436         1.224  1.946        734            31  393 
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Ausgabe       Davon  Ein-      Ausg.       Davon         Ein- 

Eztraord.  nähme  Extraoid.    nähme. 

3.  Spec.anterr.anst  dsgl.    .         83  —  1         49  7  79 

4.  Zuschösse   an   Schalen, 

nicht    anter   Oem.rerw.       121  —  —  13  —  — 

5.  Sonst  Ausgaben   ...         30  —  1  18  3  1 
VI.  Gemeindererwalt. 

LA  1 1  g  e  m.  (Besold.,  Pens., 

Boreaoaosgb.  u.  s.  w.)    .  4.132  5  504  1.043  lOtf  155 

1.  Persönliche  Aasgaben    .  3.360  —  4SS  855  —  128 

2.  SachHche            „  772  5  16  189  106  28 
ML   Geaeindeschulden  4.699  --  S.420  1.509  —  — 

1.  Teränsang 3.621  —  —  1.095          —  — 

2.  Tagung 1.078  —  —  413            28  — 

3.  PaMiTrenten     ....  —  —  —  1          —  — 

4.  Neue  Anleihen     ...  —  —  8.420  _            _  — 
Yin.  Summe  der  Brutto- 

aasg.    (incL    einige 

hier  nicht  gen.  Posten)  56.157        12.379  —      10.861       2.856  — 

Dazu  treten  dann  noch  die  Leistungen  der  Städte  Air  den  Kreisverband,  den 
Provinzialverband  u.  f^  kirchliche  Zirecke  (bei  Berlin  fehlend,  bei  Breslau  N.  1  dgl, 
N.  2  74,  N.  8  80  Tausend  M.). 

Nicht  unerheblich  sind  die  Nettoeinnahmen  „aus  dem  nutzbarem  Ver- 
mögen^ (KämmereigOter,   landwlrthsch.  Grundbesitz,    Waldungen,  andere  gewerbl. 
Anlagen   ,jeu  Privatzwecken")  der  Städte,  im  Ganzen  in  d.  170  preuss.  Gemeinden 
aber  10.000  £.  in  1876  14.19  MiU.  M.   (netto)  oder  2.64  M.   p.  Kopf,  neben  einer 
Bruttoeinnahme  aus  der  Communalbesteuerang  von  70.39  M.  M.  oder  13.12  M.  p.  Kopf. 
Ferner  die  theils  gebuhrenartigen ,  th.  den  Character  privatvirthschafüicher  Renten 
and  Untemehmergewinns  tragenden  Einnahmen  bez.  Betriebs-  oder  Venvaltungsttber- 
schosse  der  Gemeindeanstalten,- Einrichtungen  u.  Unternehmungen.    Hier 
gewinnen  moderne  Dinge  wie  die  Gasanstalten,  Wasserleitungen  auch  eine  wachsende 
finanzielle  Bedeutung  fttr  die  Einnah mewirthschaft  der  preuss.  Städte.    Leider  fehlen 
noch  die  hohen  grossstädt.  Einnahmen  aus  Strassenbahnen,  die  man  bisher  auch  hier 
den  Actiengesellscbaften  zur  Ausbeutung  ttberliess.    Unter  den  gebtthrenartigen  Ein- 
nahmen sind  die  Schulgelder  für  höhere  Schulen  hervorzuheben,  welche  die  betreffenden 
Kosten  meist  zur  Hälfte  und  mehr  decken.    Reiches  Material  Über  dies  Allee  im 
ErgänzJi.  N.  6.    Die  Bruttoeinnahmen  (von  denen  bei  Gasanstalten,  Wasserleitung 
allerdings  nur  eine  massige  Qaote  als  Reinertrag  für  andere  Gommunalausgaben  ver- 
fügbar bleibt)  waren  in   den  170  Gemeinden  Ober  10.000  E.  56.26  Mill.  M.  (davon 
Gtfanstalten    27.9$,    Wasserversorg.anstalten    8.31,    Entwäss.anlagen    und    Abfuhr- 
anstalten   0.45,    Märkte,     Markthallen,    Messeinrichtungen    0.90,    Gommunications- 
anlagen    1.19,    Schlachthäuser   u.    Höfe    0.31,    Stadtwaagen    0.14,    Krankenhäuser, 
Hospitäler,  Wohlthätigk.an8talten  1.54,  Schulen  im  (Ganzen  10.91  [neml.  Volkssch.  1.46, 
höhere  Töchtersch.  2  03,  Mittelsch.  1.79,  Real-  und  höhere  Bürgersch.  2.85,  Gym- 
nasien 2.23,   Fachsch.   0.55   M.  M.]     Dazu  traten   noch    besondre  ,3eiträge''   2.63 
^f.  Einquartier.  u.  s.  w.  1.02,  Feld  und  WaldhUterlohn  0.034,  der  Adjacenten  f.  Strassen- 
Q.  Wegebaukosten  1.54),  ferner  diverse  „Gebühren  u.  Sportein''  (u.  A.  £,  Standesamt- 
sachen, Eichwesen  u.  A.  m.,  z.  Th.  auf  Herkommen  oder  Spocial-Rechtstiteln  beruhend) 
0.54   M.   M.    Im  Ganzen  an  solchen  Bruttoeinnahmen  aus  gebtlhrcnartigen  Gefällen, 
Beiträgen  u.  s.  w.  55.44  M.  M.,  10.33  M.  p.  Kopf,  gegen  70.39  M.  M.  oder  13.12  M. 
p.  Kopf  Communalsteuem  (Erg.h.  N.  6  S.  222,  218). 

§.  55. —  b.  Die  Selbstverwaltungskörper  höherer  Ordnung,  die  Kreise  und 
Provinzen,  haben  in  Preussen  früher  nur  beschränkte  Befugnisse  der  Autonomie 
gehabt.  Eine  erhebliche  Erweiterung  derselben  ist  durch  die  neue  Gesetzgebung  der 
70er  Jahre  erfolgt  Diese  gilt  aber  erst  in  den  östlichen  Provinzen,  mit  Ausnahme 
Posens,  in  den  anderen  bestehen  theils  die  älteren  Normen  noch,  theils  neue  besondere 
Bestimmungen,  so  in  den  1866  annectirten  Ländern,  unter  Gewährung  etwas  grösserer 
Autonomie. 


120  ].  B.  2.  K.  2.  A.  Finanzwesen  der  Selbst?erwaltQngskdrper.  §.  55. 

a.  Die  Kreise,  (S.  ?.  BOune,  I,  2.  §.  169,  Schulze,  preoss.  Staatsr. 
n.  63  S.,  F.  Meier,  4.  A.  t.  Holtzend/s  £ncycl.  I.  1114).  Nach  den  Kreisordnang^en 
T.  1823  ff.  für  die  acht  alten  Provinzen  (Gesetze  v.  1.  Jali  1823  n.  27.  März  1824) 
haben  die  KreisstlUide  nur  die  Befagniss,  die  kreisveise  aafzabringenden  Staats- 
prästationea  zn  repartiren,  soweit  deren  Aafbringnngsart  nicht  durch  das  Gesetz 
bestimmt  yorgeschrieben  ist,  sowie  die  Begulirung  von  Abgaben  und  Leistungen  für 
Ereisbedttrfnisse  zu  begutachten.  Durch  verschiedene,  im  Einzelnen  nicht  ganz 
übereinstimmende  Verordnungen  von  1841  ff. — 1846  für  die  verschiedenen  Landes- 
theile  (v.  BOune  I,  2,  S.  549)  haben  die  Kreisst&nde  aber  die  Befugnias  erhalten, 
die  Ereiseingesessenen  auch  zu  anderen  als  den  ohnehin  obligatorischen  Ausgabe! 
zu  verpflichten,  woraus  wieder  das  Becht  abgeleitet  wurde,  Kreisschulden  auf- 
zunehmen. Die  regelmässigen  Zwecke  sind:  Ausgaben  zu  gemeinnützigen  Ein- 
richtungen und  Anlagen,  auch  (mit  Ausnahme  der  Prov.  Preussen)  zur  „Beseitigung 
eines  Nothstands''.  Zu  diesen  Zwecken  können  auch  die  Einkünfte  der  Kreis- 
communalfonds  benutzt  werden,  das  Kapitalvermögen  derselben  mit  Eon.  Genehmigung. 
Einzelne  weitere  Beschränkungen  ausserdem,  so  in  d.  Bheinprov.,  dass  die  Beiträge 
u.  Leistungen  der  Kreiseingesessenen  lO^q  ^^^  directen  Staatssteuem  (Ind.  MabJ- 
u.  Schlachtst.)  nicht  übersteigen  dtlrfcn  (doch  Ausnahme  mit  Kön.  Genehmigung). 
Nach  der  Kreisordn.  v.  13.  Decb.  1872  (neue  Fassung  v.  19.  März  1881)  ist  der  Kreis- 
tag (§.  116)  allgemein  befugt,  „Ausgaben  zur  Erfüllung  einer  Verpflichtung 
oder  im  Interesse  des  Kreises  zu  beschliessen  und  zu  diesem  Behufe  über 
das  dem  Kreise  gehörige  Grond-,  bez.  Kapitalvermögen  zu  verfügen,  Anleihen  auf- 
zunehmen nnd  die  Kreisangehörigen  mit  Kreisabgaben  zu  belasten,  innerhalb  der 
Grundsätze  der  §.  iO — 18  der  Kreisordn.  den  Vertheilungs-  u.  Aufbringungsmaassstab 
der  Kreisabgaben  zu  beschliessen,  den  Kreishaushaltsetat  festzustellen  und  hinsichtlich 
der  Jahresrechnung  Decharge  zu  ertheilen;  die  Grandsätze  festzustellen,  nach  weichen 
die  Verwaltung  des  dem  Kreise  gehörigen  Grund-  und  Kapitalvermögens,  sowie  der 
Kreiseinrichtungen  u.  Anstalten  zu  erfolgen  hat,  die  Einrichtung  von  Kroisämtern  zu 
beschliessen,  die  Zahl  u.  Besoldung  der  Kreisbeamten  zu  bestimmen.'*  üeber  die 
Beitragspflichten  zu  den  Kreisabgaben  s.  §.  9—19  d.  Kr.  0.  Hauptgrundsatz 
in  §.  10:  „Die  Vertheilung  der  Kreisabgaben  darf  nach  keinem  anderen  Maassstabe 
als  nach  dem  Verhältniss  der  von  den  Kreisangehörigen  zu  entrichtenden  directen 
Staatssteuern  u.  zwar  nur  durch  Zuschläge  zu  denselben,  bez.  zu  den  nach 
§.  14,  15  zu  ermittelnden  fingirten  Steuersätzen  der  Foronsen,  juristischen  Personen 
u.  8.  w.  erfolgen**  —  (mit  spec.  Bestimmungen  über  das  Verhältniss  der  Heranziehung 
der  einzelnen  Steuern).  In  den  einzelnen  Gemeinden  u.  den  Gutsbezirken  erfolgt  dann 
Individualrepartition  der  Kreisabgaben  auf  die  einzelnen  Pflichtigen ,  nur  den 
Städten  bleibt  die  Art  der  Aufbringung  ihres  Steuercontingents  überlassen  (§.  11) 
und  sie  decken  es  vielfach  gleich  im  Ganzen  aus  ihren  Einnahmen.  Der  Maassstab 
der  Vertheilung  der  Kreisabgabon  soll  ein  für  allemal  festgestellt  werden,  Bevision 
von  5 — 5  Jahren  vorbehalten  (§.12).  Eine  Mehr-  oder  Minderbelastung  einzelner 
Kreistheile  ist  gestattet,  wenn  einzelne  Kreiseinrichtungen  in  besonders  hohem  oder 
geringem  Maasse  solchen  Theilen  zu  Gute  kommen  (§.  13).  Ueber  den  Kroishaushalt 
s.  §.  127 — 129  d.  Kr.O.,  über  das  Oberaufsichts-  und  Genehmigungsrecht  der  Begierung 
§.  176  —  180  (u.  A.  bedarf  die  Belastung  der  Kreisangehörigen  mit  über  507o  der 
Gesammtsumme  der  dir.  Staatssteuem,  auch  jene  Mehr-  oder  Mindcrbehistung  einzelner 
Kreistheile  der  ministeriellen  Genehmigung,  Veränsserungen  von  Grundstücken  u.  Im- 
mobiliarrechten,  Aufnahme  von  Anleihen  meistens,  neue  Belastung  der  Kreisangehörigen 
ohne  gesetzliche  Verpflichtung  über  die  nächsten  5  Jahre  hinaus  der  Genehmigung 
des  Bezirksraths  §.  176).  —  Ueber  die  bisherigen  kreisständischen  Einrichtungen 
in  den  neuen  Provinzen  s.  die  preuss.  Verordnungen  v.  12.  Sept.  I8C7  f.  Hannover, 
22.  Sept  1867  f.  Schleswig- Holstein,  9.  Sept.  1S67  f.  B.  B.  Cassel,  26.  Sept  1867 
f.  K.  B.  Wiesbaden.  Die  betreffenden  Kreisstände  haben  die  Verwaltung  der  dem 
Kreise  gehörigen  Fonds,  mit  dem  Becht,  Ausgaben  daraus  zu  beschliessen,  zu  gemein- 
nützigen Zwecken,  bei  denen  ein  Interesse  des  Kreises  obwaltet,  oder  zur  Abwehr 
eines  Nothstands  die  Kreisangehörigen  zu  besteuern.  Staatsgenehmigung  ist  erforder- 
lich zu  Beschlüssen,  wodurch  Ausgaben  und  Leistungen  für  den  Kreis  ohne  bestehende 
Verpflichtung  neu  übernommen  werden,  zur  Aufstellung  des  Beitragsfusses  f.  Aufbringung 
der  Kreislasten  oder  zur  Aendening  des  bestehenden  Fusses,  auch  zur  Veräusserung 
von  Grundstücken  u.  Kapitalbestäuden  (ausser  Ersparnissen  aus  den  letzten  5  Jahren). 
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Einblick  in  die  thatsächlicho  Gestaltung  der  Kreishanshalte  gewähren  ebenfalls 
die  genannten  neneren  amtlichen  finanzstatist  Arbeiten.  An  Kreis-  nndProrincial- 
steuern  neben  den  Gemeindeabgaben  worden  danach  IbSO — 81  aufgebracht  in  den 
Stikilen  J.856  Mill.  M.,  in  den  Landgemeinden  11.147  Mill.  M.,  dort  so  fiel  weniger, 
veil  die  grösseren  Städte  (aber  25.000  Einw.)  meist  kreisezemt  sind  o.  viele  andere 
diese  Ab^^ben,  wie  bemerkt,  nicht  indindaell  erheben  (Erg.  Heft  9,  S.  49,  99). 
Der  Gesammtbetrag  der  ansgeechriebenen  Kreissteuem  allein  (darunter  die  direct 
ihr  Contingent  zahlenden  Städte  inbegriffen),  war  im  prenss.  Staate  (incl.  HohenzoUcrn) 
1877—78  22.800,  1880—81  25.876  Mill.  M.,  dafon  im  Gebiet  der  Ereisordnung  14.553, 
im  nbzigen  Staatsgebiete  11.323  Mill.  M.;  von  letzteren  zwei  Summen  wurden  erhoben 
mls  Zuschlag  zur  Grundsteuer  bez.  4.968  u.  4.463,  zur  Gebäudest  1.501  u.  1.202,  zur 
Classen-  u.  Einkommenst.  7.066  u.  4.150,  zur  Gewerbest.  0.656  u.  0.509,  Überhaupt 
in  Znschlagform  14.190  u.  10.324,  ausserdem  in  Form  besonderer  Bealst.  0.047  u. 
0.089,  besond.  Personalst  0.064  u.  0.088,  sonstiger  besond.  Kreissteuern  0.252  u.  0.822 
(Erg.  H.  9,  S.  135).  Näheies  in  d.  „Finanzstatistik  der  Kreise  f.  1877—78^*  von 
H^furtb  u.  Studt  (Eig.  Heft  7),  auch  über  die  anderen,  nicht  steuerrechtL  Einnahmen, 
über  die  Ausgaben,  den  Vermögens-  und  Schuldenbestand  u.  den  Vertheilungsmaass- 
stmb  der  Kreissteuem.  Folgende  Uebersicht  zeigt  die  Hauptposton  (ord.  und  aus8.ord. 
Ansg.  u.  Einn.  zus.)  in  1000  M. 

Staat  Davon  ProFinzen 

der  Kreisordn.       andere. 

I.  Ausgaben. 

1.  FUr  allgem.  Stsatszwecke 215  105  109 

2.  Yerkehrsanlagen 21.965  12.848  9.117 

3.  >Vohlthätigk.  Armen w.  u.  s.  w 1.713  1.146  567 

4.  Unterricht 158  98  60 

5.  Sanitätswesen 1.094  551  542 

6.  Landesmeliorat.  Land-,  forstwirthsch.  Zwecke        137  24  )]2 

7.  Gemeinnütziges 79  35  44 

S.  Beseitig,  v.  Nothstand 33  32  1 

9.  Zinsen,  Tilg.  d.  Kreisschulden 7.748  4.919  2.829 

10.  Allg.  Kreisferwalt 5.269  4.716  552 

11.  Leist  an  Profinc.  u.  comm.-  stand.-  Verbände      5.077  2.171  2.906 

12.  Sonstiges 1.789  1.375  413 

Summe  d.  Ausgaben 45.277  28.022  17.255 

II.  Einnahmen. 

1.  Aus  nutzbarem  Kreisvermögen 1.662  1.110  552 

2.  Ans  den  Verkehrsanlag 2.039  1.759  280 

3.  Aus  Wohlthätfgk.an8t.  u.  gemeinnOtz.  Anlag.  183  131  52 

4.  Aus  Dnterruinst 6  6  — 

5.  Aus  Kreissteuem 22.798  12.994  9.803 

6.  Aus  Jagdscheingeldem 511  200  310 

7.  Aus  Zahlungen  aus  Staats-  od.  Prov.fonds    .      8.293  5.437  2.856 

8.  Anleheu 5.871  8.102  2.268 

9.  Sonstiges 3.168  2.005  1.162 

Snmjne  der  Einnahmen 44.030  26.746  17.284 

HL  Summe  des  ActivvermOgens     .    .    43.205  32.483  10.761 

1.  Davon  Gebäude 10.011  18.301  8.365 

2.  „    Inhaberpapiere 8.612  13.027  5.673 

3.  .;    and.  Forderungen 1.399  5.274  2.692 

IV.  Summe  der  Passiva 93.266  64.997  28.269 

1.  Davon  luhaberpap 47.685  37.160  10.525 

2.  ^    sonstige  Schulden 45.581  27.836  17.744 

Die  Naturalleistungen  sind  hier  Überall  in  Einnahme  u.  Ausgabe  auf  Gcldworth 

reducirt    Die  Bedeutung  der  Ausgaben  f.  Verkehrsanlagen  ragt  hervor. 

§.56.  —  ß.  Die  Provinzen.  (S.  v.  Rönne,  E.  Meier,  Schulze  a.  a.  0.)  Die 
i»ogen.  Provincialverbändc  sind  nach  der  neuesten  preuss.  Gesetzgebung  jetzt  die  höchsten 
Sislbstverwaltuugskörper,  welche  insbesondere  regelmässig  nunmehr  auch  als  Land- 
armenverbände  fungiren  und  die  älteren  communalständischen  Verbände  in  sich  auf- 
saogen  (s.  z.  B.  das  Ges.  v.  18.  Jan.  1881  betr.  die  Auf  heb.  d.  comm.ständ.  Verbände 
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f.  Pommern,  d.  Geä.  ?.  19.  Jan.  18S1  betr.  die  Aufheb.  d.  comm.st&nd.  Verbands  d. 
Neumark  n.  dessen  Vereinig,  mit  Brandenburg.  Eine  Ausnahme  bildet  namentlich  die 
Pro?inz  Hessen -Nassau,  vo  die  beiden  geschichtlich  getrennten  Bestandtheil«  auch 
in  den  beiden  Begierongsbezirken  der  Prorinz  selbständige  communabtind.  Yertiinde 
geblieben  sind).  — 

Nach  dem  Ges.  t.  5.  Juni  1828  und  den  danach  für  die  einzelnen  älteren 
Provinzen  gegebenen  proyincialst&ndischen  Verfassungen  hatten  die  Stände  kein  Rocht 
der  eigenen  Besteuerung  zur  Deckung  der  Pro?incialausgaben,  noch  ein  Recht  der 
Schuldaufnabme.  Nach  dem  J.  1866  fahrte  zunächst  die  Rücksicht  auf  die  neuen 
Provinzen  zu  einer  Ausbildung  der  Pro?incial?erfassungen  und  zur  Ausgestaltung  der 
Provinzen  zu  Selbstvenraltungskörpern  höchster  Ordnung  mit  umfassenderer  Gompetenz. 
Die  preuss.  Verordnung  v.  22.  Aug.  1867  machte  aus  dem  Gebiete  Hannovers  (wozu 
später  das  preuss.  Jadegebiet  trat)  einen  Provincialverband  mit  Corporationsrecht,  dem 
durch  das  Ges.  v.  7.  März  1868  eine  jährliche  Dotation  von  Vt  MilL  ThL  aus 
Staatsmitteln  zu  eigner  Verwaltung  dgenthümlich  überwiesen  wurde,  und  zwar  für 
folgende  Zwecke:  Bestreitung  der  Kosten  des  Provinclandtags  und  der  einzelnen  Land- 
schaften, Unterhaltung  u.  Ergänzung  der  Landesbibliotheken,  ZuschOste  f.  Offientl. 
Sammlungen  d.  Kunst  u.  Wissensch.,  Unterhalt  u.  Unterstütz,  d.  Irrenanstalten,  mikiea 
Stiftungen,  Blinden-,  Taubstummen-,  Rettungs-,  Idioten-,  Landarmenaastalten ,  des 
jodischen  Schul-  u.  Synagogenwesens,  Kostenbestreitung,  bez.  Unterstützung  des 
chausseemäss.  Ausbaus  von  Landstrassen  u.  Instandhaltung  der  Gemeindewege,  Bildung 
eines  Fonds  für  Zuschüsse  zu  Landesmeliorationen,  sowie  f.  ähnliche,  im  Wege  der 
Gesetzgebung  zu  bestimmende  Zwecke.  Dem  Prov.landtag  steht  unter  Mitwirkung 
u.  Aufsicht  der  Staatsregierung  die  Beschlussnahme  über  die  Gommunalangelegenheitea 
der  Provinz,  die  Verwaltung  und  Vertretung  der  prov.ständ.  Institute  und  Vermögens- 
rechte zu.  £r  hat  sonst  die  Rechte  und  Pflichten  der  Prov.stände  der  älteren  Provinzen. 
Darüber  hinaus  ist  die  Provinz,  zum  Unterschied  von  den  alten  Provinzen,  die  dies 
Recht  bis  dahin  noch  nicht  hatten,  befugt,  im  Interesse  der  Provinz  Ausgaben 
u.  Leistungen  zu  übernehmen  und  die  Art  und  Weise  der  Aufbringung 
derselben  zu  beschliessen,  also  ein  weiter  Kreis  facultativ er  Ausgaben  eröffnet 
(§.  2  d.  Verordn.  v.  22.  Aug.  1867).  Staatsgenehmigung  ist  erforderlich  bei  der 
Neuübernahme  von  Ausgaben  u.  Leistungen  filr  den  Verband  ohne  bestehende  Ver- 
pflichtung, femer  zur  Aufstellung  des  Bdtragsfusses  für  Aufbringung  der  Verbands- 
lasten u.  UiT  Abänderung  des  bestehenden  Fusses,  endlich  zu  Veräusserungen  von 
Grund-  und  Kapitalbestand  des  prov.ständ.  Vermögens,  soweit  das  Kapital  nicht  aus 
Ersparnissen  der  letzten  5  Jahre  herrührt  (§.  17  d.  gen.  Verordnung).  Durch  Ges. 
V.  25.  Dec.  1869  ist  die  bannov.  Landescreditcasse  von  1842  zur  Provjmstalt  erklärt 
u.  unter  bezügL  Entlastung  des  Staats  mit  ihren  Rechten  und  Pflichten  auf  die 
Provinz  übergegangen.  (Erweiter,  d.  Statuten  dieser  Anstalt  durch  Ges.  v.  24.  Juli  1875, 
auch  Ges.  v.  7.  März  1879).  Die  Verwaltung  der  Angelegenheiten  des  Landarmen- 
verbauds  der  Prov.  Hannover  ist  dem  Prov.verband  übertragen  worden  (Verordn.  v. 
1.  Aug.  1871).  Aach  die  Provincialstände  v.  Schleswig-Holstein  haben  durch 
V.  V.  22.  Sept  1867  wesentlich  dieselben  finanziellen  und  sonstigen  Befugnisse,  wie 
die  hannoverschen  erhalten,  ebenso  die  getrennten  Communalstände  der  beiden  Be- 
zirke der  Prov.  Hessen -Nassau  (V.  v.  20.  u.  26.  Sept  1867,  beim  nase.  Reg.bz.  ist  der 
Stadtkreis  Frankfurt  a.  M.  vom  communalständ.  Verband  ausgeschlossen).  Der  Erlass 
V.  11.  Nov.  1868  regelt  für  den  R.  Bz.  Kassel  die  Verwaltung  des  communalständ. 
Vermögens  u.  der  communalständ.  Anstalten  näher.  Dem  Gommunalverband  ist  die 
Landescreditkasse  von  1832  (s.  Näheres  bei  v.  Rönne,  I,  2.  Abth.  S.  542  ff.)  durch 
preuss.  Ges.  v.  25.  Dec.  1869  als  ständische  Anstalt  überwiesen  worden,  unter  s|>ecieller 
Regelung  der  Bechtsverhältnisse.  Die  hess.  Brandversich.anstalt  in  Kassel  ist  durch 
Ges.  V.  18.  März  1879  von  Anf.  1880  an  auf  den  Gommunalverband  d.  R.  B.  Kassel 
übergegangen.  Durch  Erlass  v.  16.  Sept  1867  ist  der  ehemate  kurhess.  Staats- 
schatz dem  comm.ständ.  Verband  des  R  B.  Kassel  überwiesen  als  ein  demselben 
gehöriges  u.  von  ihm  zu  verwaltendes  Vermögen,  mit  Bestimmung  der  Verwendungs- 
zwecke f.  Unterstützung  des  Chaussee-  u.  Landwegebaus,  Unterhaltung  der  Land- 
krankenansuüten  u.  Landhospitäler,  Anlegung  und  Unterhalt  einer  Irrenheilanstalt 
dsgl.  einer  Arbeitsanstalt  f.  verhaftete  Landstreicher,  Bettler,  Arbeitsscheue,  für  die 
Kosten  der  Landarmenpflege,  eines  Landarmenhauses,  f.  Landesbibliothoken,  u.  „ähnliche, 
im  Wege  der  Gesetzgebung  festzustellende  Zwecke.**    Ausdehnung  dieser  Zwecke 
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ist  erfolgt  durch  Ges.  y.  25.  Mira  1869  (a.  A.  Uebemaliuio  der  Kosten  der  common. 
st&nd.  VerwAlt,  verschiedener  Armen-  und  Wohlth&tigk.au8gaben ,  Bildung  eines 
Zosclmasfonds  f.  Landesmeliorationen).  (Die  Verhältnisse  des  hessischen  ftlrstlichen 
FideicommissvermOgens  [irozn  der  ^Uaosschatz*'  gehörte,  s.  Bönne,  I,  2.  A., 
S.  M2]  sind  nanmehr,  nach  rertragsmiss.  Bcgelong  and  Aoseinandersetzang  mit  den 
Mtt^odem  des  karhess.  Hauses  endgiltig  durch  Ges.  v.  16.  Mftra  1881  geordnet. 
IMe  Vermögonsgegenstande  des  Fideicommisses,  die  dem  Staate  demnach  Terblieben, 
flind  JUS  Staatseigenthum  anerkannt,  die  Bestände  des  Uausschatzes  mit  den  bei 
der  Generalstaatskasse  ferwalteten  StaatsactlTkapitalfonds  vereinigt  die  auf  dem  Haas- 
Schatz  ruhenden  rechtlichen  Verpflichtungen  auf  den  Staat  Übernommen  worden.  Die 
an  die  Mitglieder  des  Fürstenhauses  auszuzahlenden  Beuten  stehen  jetzt  auf  dem 
Staatshaoshaltetat).  —  Dem  comm.ständ.  Verband  d.  B.  B.  Wiesbaden  ist  die  Nass. 
Landesbank  durch  Ges.  r.  25.  Dec.  1869  fibertragen  worden,  eine  nass.  Staatsanstalt; 
neben  ihr  ist  eine  comm.ständ.  Sparkasse  errichtet  worden.  Die  nass.  BrandForsich.- 
anstalt  wurde  durch  Ges.  t.  21.  Dec  1871  communalständ.  Institut  t.  Anf.  1872  an. 
DiTck  Ges.  T.  11.  März  1872  ist  der  Wiesbad.  Verband  auch  zu  Ghausseebauten  u. 
Ineo-  u.  Taubstummenftlrsorge  mit  142.000  Thl.  jährlich  aus  Staatsfonds  dotirt,  auch 
sind  zwei  ältere  Fonds  von  46.380  Thl.  zur  Gründung  einer  comm.ständ.  HiHskassc 
jenem  Verband  überwiesen  worden. 

Eine  Fortbildung  der  Prorincial?er£issungen  der  alten  Provinzen  erfolgte  durch 
die  wichtige  Gesetzgebung  ?on  1875:  Pronncialordn.  f.  d.  6  östl.  Provinzen  (ohne 
Posen)  f.  29.  Juni  1875,  abgeändert  durch  Ges.  ?.  22.  März  1881  und  daraaf  neu 
redigirt  in  d.  Bekjnach.  t.  22.  März  1881 ,  femer  durch  die  sogen.  Dotationsgesetze, 
welclie  sich  z.  Th.  mit  auf  die  Kreisverbände  u.  auf  die  anderen  Provinzen  b^ehon, 
Ges.  Y.  30.  April  1878  u.  8.  Juli  1875  (s.  das  Material  darüber  bes.  bei  v.  Brauchitsch). 
Die  ProT.verbände,  bz.  Landtage  haben  hier  eine  umfassendere  Competenz  erhalten, 
\%  S,  34 — 44,  bes.  §.  37),  namentlich,  wie  die  neuen  Provinzen,  das  Becht,  Aua- 
^ben»  welche  zur  Er&llung  von  Verpflichtungen  oder  im  Interesse  der  Provinz 
erforderlich  sind,  zu  beschliessen,  dafür  die  Staatsdotationen  nach  der  gesetzl.  Vor- 
schrift, die  Einnahmen  aus  dem  sonstigen  Kapital-  und  Grundvermögen,  auch  das 
V^mOgen  selbst,  zu  verwenden.  Anleihen  aufzunehmen,  Bürgschaften  zu  übernehmen, 
Prov.abgabea  auszuschreiben  (§.  37).  Nähere  Bestimmungen  über  diese  Abgaben  in 
§.  105 — 109,  im  8.  Abschnitt,  v.  Prov.haushalte.  Bis  zum  Erlass  eines  besond. 
Gommunalsteaergesetzes  ist  die  Hauptvorschrift  die,  dass  die  Prov.abgaben  auf 
die  einzelnen  Land-  u.  Stadtkreise  nach  dem  Maassstabe  der  in  ihnen 
aufkommenden  dlrecten  Staatssteuern,  mit  Ausschluss  der  Hausir-Gewerbe- 
iteaer,  rertheilt  werden  sollen.  Die  Stadt-  u.  Landkreise  bringen  (§.  108)  die 
Gontingente  nach  den  Vorschriften  der  Kreisordn.  u.  der  Städteordn.  v.  1853  auf, 
daher  Zwang  zur  Individnalrepartition  nur  bei  den  Landkreisen  (o.  S.  120).  Eine 
Mehr-  oder  MinderbelaStnng  einzelner  Provincialtheile  ist  ebenso  wie  diejenige  einzelner 
Kreistheile  zulässig  (§.  110).  Ueber  das  staatL  Aufeichtsrocht  s.  Tit.  3,  §.  114  ff., 
bes.  §.  119.  U.  A.  ist  danach  minist  Genehmigung  erforderlich  bei  Mehr-  u. 
Minderbelastungen  einzelner  Prov.theile  zur  Aufnahme  v.  Anleihen,  zar  Beiast  des 
Verbands  mit  über  257o  Prov.beiträgen  vom  Gesammtauf  kommen  der  dir.  Staatssteuem, 
auch  zu  über  fünQähr.  Belastungen  ohne  gesetzL  Verpflichtung.  In  diesen  Bestimmungen 
liegt  die  eventuelle  Begrenzung  der  facult.  Aufgaben  und  Ausgaben;  die  einzelnen 
Gegenstände,  welche  der  Prov. verband  übernehmen  darf,  sind  gesetzlich  nicht  näher 
benimmt 

Das  Dotationsgesetz  v.  30.  April  1873  hat  jährlich  2  Mill.  Thlr.  aus  den 
Staatseinnahmen  bewilligt  zur  Ausstattung  der  Prov.verbäude  der  alten  Provinzen, 
Schlesw.- Holsteins,  des  Stadtkr.  Frankfart  a.  M.,  HohenzoUerns  u.  des  Jadegebiets  mit 
,,  Fonds  zur  Selbstverwaltung'',  femer  jährlich  1  Mill.  Thlr.  zu  Fonds  für  die  Darch- 
fUiruAg  der  Kreisordnung  (u.  ähnlicher  f.  d.  anderen  Provinzen  zu  erlassender  Gesetze), 
bes.  zur  Bestreit  d.  Kosten  des  Kreisausschusses  u.  der  Amtsverwaltung  im  ganzen 
Staate.  Der  —  wohl  angreifbare,  mechanische,  aber  schwer  darch  einen  besseren  zu 
ersetzende  —  Vertheilungsmaassstab  für  diese  Summen  unter  die  Verbände  ist: 
ZOT  Hälfte  der  Flächeninhalt,  zur  Hälfte  die  Civilbevölkerung  v.  1871 :  gleicher  Maass- 
atab  fxa  die  Vertheilung  der  1  Mill.  Thlr.  unter  die  Kreise.  Durch  Ges.  v.  8.  Juli 
1875  wurde  die  Dotation  der  gen.  Provinzen  um  7.44  MiU.  M.  erhöht  (Endgilt 
Vertheilung   der    ganzen  Summe  von    13.44   Mill.  M.  durch  V.  v.  12.  Sept  1873). 
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Ausserdem  wurden  den  genannten  Verbänden  die  nach  d.  Ges.  ?.  1873,  §.  5,  zinsbar 
angelegten  Dotationsfonds  f.  d.  Jahre  1873 — 75  vom  1.  Jan.  1876  an  Uberwieseit 
(zus.  13.68  MilL  M ).  Die  gesetzlichen  Verwendungszwecke  dieser  SummeD,  — 
also  ,,generell  aberwiesene,  obligatorische  Ausgaben''  —  sind  nach  §.  4 
d.  Ges.  ?.  1875:  Neubau  chauss.  Wege  u.  Unterstatznng  des  Gemeinde-  u.  Krei»-» 
Wegebaus,  Beförderung  Fon  Landesmeliorationen  innerhalb  des  profinz.  Interesses, 
Landarmen-  u.  Gorrigendenwesen ,  Irren-,  Taubstummen-.  Blindenwesen .  Unterstfltz. 
milder  Stiftungen,  Bettungs-,  Idioten-  u.  and.  Wohlthätigkeitsanstalten ,  Zuschösse  f. 
kttnstl.  u.  wissensch.  Vereine,  öff.  Sammlungen,  Landesbiblioth.  u.  s.  w.,  u.  „ähnliche 
im  Wege  der  Gesetzgebung  festzustellende  Zwecke''.  In  den  Prov.Terbftndea  sind 
mit  den  überwiesenen  Summen  auch  die  Kosten  des  Prov.landtags,  der  Proy.yerwaltong 
u.  einiges  A.  m.  zu  bestreiten.  In  Verbindung  hiermit  sind  den  Pror.verbftnden  eine 
Reihe  ?on  gemeinnutzigen  Anstalten  mit  allen  Rechten  u.  Pflichten  unter  Ausscheidung 
des  Staats  zur  Verwaltung  u.  Unterhaltung  Überwiesen,  auch  verschiedene  kleinere 
Fonds  an  sie  übertratren  worden.  Endlich  wurde  durch  das  Ges.  y,  1875,  §.  18, 
allen  Provincialrerb&nden ,  auch  der  neuen  Provinzen,  den  Gomm. verbinden  Ton 
Kassel  u.  Wiesbaden,  den  Stadtkreisen  Berlin  u.  Frankfurt  a.  M.,  u.  dem  Comm.verband 
von  HohenzoUem  Eigenthum  au  und  Verwaltung  u.  Unterhaltung  der  Staats- 
chausseen  Übertragen  (mit  Ausnahme  der  borg-  u.  forstfiscaL  Staatschausseen). 
Zur  Uebemahme  dieser  Last  wurde  den  Verbänden  eine  weitere  Jahresronte  aus 
Staatsfonds  von  19  Mill.  M.  gewährt,  wovon  15  Mill.  M.  im  Gesetze  selbst,  4  Mill. 
M.  halb  nach  Fläche,  halb  nach  Volkszahl  auf  die  Verbände  vertheilt  wurden. 

Auf  Grund  dieser  verschiedenen  Dotationsgesetze  enthält  der  preuss.  Staats- 
haush.etat  jetzt  jährlich  37,559,111  M.  „zur  Gewähr,  von  Provincfonds  f.  Zwecke  der 
Selbstverwaltung,  einschliessl.  d.  Mittel  z.  Durchführ,  der  Kreisordn.",  ausserdem 
,3eitrag  z.  d.  Kosten  der  Amtsverwalt  der  5stl.  Provinzen"  745,500  M.  Diese 
Dotationen  machen  in  den  Prov.verbändon  die  Prov.steuem  bisher  noch  grossentheils 
entbehrlich.  Die  genannten  neueren  finanzstatist  Arbeiten  trennen  die  Kreis-  und 
Prov.stouem  nicht  An  „Leistungen  der  Kreise  an  den  Prov.-  oder  Communalständ. 
Verband"  erscheinen  in  d.  Fin.statist  der  Kreise  f.  1877/78  die  schon  oben  mit  anf- 
gefUhrten  Summen  von  5  077  Mill.  M.,  wovon  2.171  im  Gebiete  der  Kreisordn., 
2.906  im  übrigen  Gebiet  Diesen  Summen  stehen  bei  den  Einnahmen  der  Kreise 
an  „Zahlungen  aus  Staats-  oder  Provincfonds"  8.293  MiU.  M.  gegenüber,  bez.  5.437 
u.  2.856  in  den  beiden  Gebietsgruppen.  — 

Wichtig  für  das  gesammte  preussisohe  u.  deutsche  Oommunalfinanzwesen  i.  w.  S. 
ist,  dass  die  indirecte  Besteuemng  in  Form  von  Zöllen  oder  Zuschlägen  zu  den  Vereins- 
zöUen.  auch  zu  den  inneren  Verbrauchsteuern  auf  Salz  wie  den  Einzelstaaten,  so  auch 
den  (3ommunen  u.  Communalverbänden  untersagt  ist  (ZoUvcreinsvertr.  v.  1867  in 
Betr.  der  eingeführten  ausländ.  Erzeugnisse,  die  eingangszollpfHchtig,  vorbehaltlich  der 
inneren  Steuern  auf  Branntw.,  Bier,  Essig,  der  Mahl-  n.  Schladitsteuer  auch  von  aus- 
länd. Productcn,  Art.  5,  N.  I;  ähnliche  Beschränkungen,  auch  in  Betr.  der  H5he 
der  Sätze  f.  in  Und.  ArÜkel,  Branntwein,  Bier,  Wein,  femer  Mehl  u.  Mehlfabrikate, 
Fleisch  etc.,  für  die  einzelstaatl.  Besteuerung,  Art  5,  N.  II,  §.  2;  Abgaben  f. 
Rechn.  v.  Gommunen  u.  Corporationen  dürfen  nur  f.  Gegenstände,  die  zur  örtlichen 
Gonsumtion  bestimmt,  erfolgen,  nam.  f.  Bier,  Essig,  Malz,  Gider,  f.  d.  der  Mahl- 
u.  Schlachtst  unterliegenden  Erzeugnisse,  Brennmater.,  Marktvictualien,  Fourage, -nur 
in  Weinlanden  f.  Wein,  nur  ausnahmsweise  f.  Branntwein,  daneben  Beschränkungen 
in  d.  Höhe  der  Sätze  bei  Wein,  Bier,  Branntw.  (Art.  5,  II,  §.  7);  nach  d.  Ueberein- 
kunft  v.  8.  Mai  1867  darf  neben  der  neuen  Vereins -Salzsteuer  keinerlei  andere 
Salzabgabe  erhoben  werden.)  EIsass-Loth ringen  unterliegt  für  seine  städt 
Octrois  diesen  Beschränkungen  nicht    (Reichsges.  v.  25.  Juni  1873  §.  51. 

In  den  preuss.  Provinzen,  worin  die  neue  Provincialordnung  nicht  gilt,  stehen 
die  früheren  Ordnungen  noch  in  Kraft  und  sind  durch  neuere  Vorschriften  ergänzt, 
so  dass  doch  in  wesentlichen  Puncten  Gleichmfissigkeit  der  Verhältnisse  besteht 
S.  u.  A.  Erlass  v.  27.  Sept.  1871,  betr.  das  Regulativ  über  die  provincialständ.  An- 
stalten u.  Vermögen  der  Rheinprovinz,  mit  Nachtrag  v.  1.  Nov.  1S75.  Erl.  v. 
16.  Aug.  1871,  mit  Nachtr.  v.  8.  Dec.  1875  über  die  prov.ständ.  Anstalten  der  Prov.  Pos  en. 

§.  57  —  3.  In  den  übrigen  deutscheu  Staaten  gelten,  mit  manchen  Ab- 
weichungen im  Einzelnen,  ähnliche  gesetzliche  Bestimmungen,  für  die  finanzielle 
Autonomie  der  Gemeinden  u.  der  höheren  Gommunalverbände  und  für  das  Oberauf- 
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siebta-  und  Genehmigningsrccbt  dor  Staat8rcg:iening  in  Betr.  der  Wahl  der  Steuerart, 
d»  Hohe  der  Steuer,  der  Schaldanfnahmen  u.  s.  ir.  GommuQal?erbände  höherer 
Ordnung  mit  weiteren  Befugnissen  (obrigkeitlichen,  finanziellen)  hat  auch  hier  die 
lieaere  Oesetzgebong  erst  geschaffen,  th.  (Baiem,  Baden,  Sachsen- Weimar  a.  a.  m.)  schon 
froher,  mit  nach  prenss.  Master  in  K.  Sachsen ,  Hessen ,  Braanschweig.  Hier  kann 
nur  Einiges  aus  cüesem  grossen  Detail  her?orgchoben  werden.  —  Vgl.  L  AUg.  aber 
die  betreC  Terfassungs-  u.  ?erwaltrechtl.  Bestimmungen  des  Particularrechts  (ieorg 
Meyer,  Lehrbuch  d.  D.  Staatsrechts,  §.  110  ff.  —  118,  211. 

Für  die  Gemeindesteuern  ist  das  System  der  Zuschläge  zu  den  directen 
StaatsBteucm  (einzeln  auch  zu  Verbrauchsteuern,  so  der  Biersteuer,  z.  B.  in  Baiem) 
aach  ausserhalb  Preu&sens  das  Fomraltende.  Doch  kommen  communale  Octrois 
mehr  tot  (Baiem,  WOrtemberg,  u.  a.  m.).  In  Baiem  gingen  im  Gemeindeodict  ?. 
17.  Mai  181$  u.  der  Verordn.  v.  22.  Juli  1819,  betr.  die  Umlagen  f.  Gcmcindebe- 
dfirfhiase,  die  Getreide-  u.  Fleischau&chl&ge  den  directen  Steuern  ?oran,  in  d.  Gem. 
ordn.  r.  29.  April  1869  Art  S9  sind  diese  Steuern  als  gleich  statthaft  orkl&rt  Ausser- 
dem kommt  bes.  der  Localmalz-  oder  Bieraufschlag  vor,  der  1879  in  den  rechtsrhein. 
Kreiseii  4.55  Mill.  M.  ertrag  (Ztschr.  des  bair.  stat.  Bur.  1880,  S.  174).  Vgl.  Zarn, 
in  d«  Gutachten  z.  Gomm.steuerfrage ,  Sehr.  d.  V.  f.  Socpol.  XU,  1877,  S.  102. 
Scbdller  u.  Mayer,  (baier.)  Gem.ordn.,  3.  A.  £rl.  1882,  S.  40  ff.  Neue  Vcr- 
braochstenem  der  Gemeinden  können  nur  durch  Gesetz  eingeführt  werden.  In 
Wttrtemberg  zun&chst,  wenn  die  übrigen  Einnahmen  nicht  reichen,  Umlage  ron 
„Gemeindeschaden''  auf  die  im  Gemeindeycrband  befindl.  Güter,  GefiÜle,  Creb&ude,  Gewerbe 
nach  Yerhlitniss  der  Staatssteuer;  auch  Zuschläge  bis  l^/o  des  steuerbaren  Betrags  zur 
finkommensteuer  (wovon  dann  Va  '^  ^^^  höheren  Verbände,  die  Amtscorporationen.) 
Dazu  subsidiär  in  den  Gemeinden,  wo  sonst  die  Gemeindeumlagen  als  Zuschläge  zur  Gmnd-, 
Gebäude-  U.Gewerbesteuer  1007o übersteigen  würden,  mit  köuigl.  Verordnung  Oommunal- 
abgaben  auf  Bier,  Fleisch,  Gas,  in  bestimmten  Maximalsätzen  zulässig  (Gesetz  t.  23.  Juli  1877 
Art  18  u.  Ges.  t.  8.  März  1881).  S.  Riecke,  Verfass.  Würtu*  u  s.  w.  1882,  S.  227.  — 
Im  K.  Sachsen  hat  Dresden  eine  bedeutendere  indirecte  Gommunal-VerbrauchB- 
besteuerong  (s.  Mittbeil.  d.  Dresd.  stat  Bur.  H.  1,  ?.  Jan  nasch). 

Die  UommunaUerbände  höherer  Ordnung  anlangend,  so  bilden  in  Baiern 
die  Kreise  (Regier.  Bezirke)  eigene  Kreisgemeinden  mit  d.  Recht  der  Jurist  Person 
(Ges.  T.  28.  Mai  1852,  ältere  Gesetze  ?.  1828,  1846),  denen  verschiedene  gemeinnützige 
Zwecke  obliegen,  bes.  im  Gebiete  der  yolkswirthsch.  Interessen,  des  Verkehrswesen, 
des  Armen-  u.  Wohlthätigkeits-,  Gesundh.wesens.  Die  Vertretung  der  Kreisgemeinde 
der  sog.  Landrath,  setzt  den  Etat  fest,  bewilligt,  soweit  die  anderweiten  Mittel  nicht 
ai»reichen,  mit  Staatsgenchmignng  die  „Kreisumlagen''  oder  Kreiasteuem,  die  regel- 
mässig nach  Maassgabe  der  directen  Staatssteuem  vertheilt  werden,  (anderer  Maass- 
stab nar  auf  Antrag  des  Landraths  durch  Staatsgesetz  zulässig).  Zuschüsse  ans  der 
Staatskasse  für  Kreisz wecke  kommen  ebenfalls  ?or.  Vgl.  ?.  Pözl,  baier.  Verfass.iecht 
§.  131  ff.,  Stockar  y.  Neuforn,  Handb.  d.  baier.  Fin.?erwalt  3.  A.  v.  Hock, 
Bamb.  1881,  I.  72  ff.  fom  Kreishaushalte.  —  Der  kleinere  Oommunal?erband  im  Kreise, 
sBflser  den  kreisunmittelbaren  Städten,  wird  in  Baiem  durch  die  mit  dem  Bezirksamt 
zas.JEanende  Distriotsgemeinde  gebildet,  die  der  Districtsrath  vertritt.  (And.  Ges. 
T.  28.  Mai  1852).  Finanzstatistik  über  die  Districtsumlagen  u.  ihr  Verhältniss  zu 
den  directen  Staatssteuem  in  d.  Ztschr.  d.  baier.  sUt.  Bur.  1878  S.  268  ff.,  1880 
&  22  ff.,  eb.  S.  100  ff.  über  die  grösseren  Städte,  Daten  f.  1876—78.  Im  ganzen 
Staate  waren  danach:  Die  Steuerprincipalsnmme  der  directen  Staatssteuem  in  den 
Bezirksämtem,  16.89  Mill.  M.,  die  Districtsumlagen  5.09  oder  dO.ld^/o  der  Staats- 
steuer, die  Steuerprincipalsummen  der  directen  Staatssteuem  der  Gemeinden  21.65  Mill.M. 
(bloss  deij.  Gemeinden,  in  denen  Gemeindeumlagen  erhoben  werden,  20.33  Mill.  M.), 
der  Betrag  der  erhobenen  Gemeindeumhigen  17.01  M.  M.  oder  78.56%  der  Staats- 
steuem (oder  83.68Vo  unrer  Berücksichtigung  bloss  der  Gemeinden,  in  denen  Umlagen 
erhoben  wurd^).  P.  Kopf  die  Distr.unü.  1.01 ,  die  (iemeindeuml.  3.39  M.  (bloss  in 
den  Gem.  mit  Umlageerhebung  3.00),  zus.  4.40  M.  Die  Kreis  Umlagen  allein  betragen 
ausserdem  (1876)  5.51  M.  M. 

InWürtemberg  fungiren  dieOberämterals  höhere  (]lommunal?erbände  u.  Selbst- 
ferwaltungskörper  auch  auf  dem  finanzielLrai  Gebiete,  schon  nach  Ges.  v.  1822,  nicht  die 
Kreise.  S.  Riecke,  a.  a.  0.  S.  222.  Wichtig  in  princip.  Hinsicht  für  die  Ausbildung  der 
Selbttrerwmltung  war  die  badische  Gesetzgebung,  Ges.  über  Organis.  d.  inneren  Yerwalt 
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?.  5.  Oct  1863.  Die  mehrere  „Bezirke"  umfassenden  „Kreise",  mit  gew&hlten  Krois- 
yersammlangen  a.  KreisausschQssen  haben  Gorporationsrechte.  Nach  §.41  ist  „die 
KreisTeTsammlang  berechtigt,  im  Interesse  des  Kreises  n.  seiner  Bewohner  gemein- 
nützige Anstalten  zo  gründen  n.  zur  Forderung  gemeinsamer  Kultur,  Wirthschaft  a. 
Wohlthätigkeit  die  Gemeinden  zu  unterstützen".  Bcsond.  Gegenstände  des  Wirkanga- 
kreises  sind:  neue  Strassen,  Brücken,  Kanäle,  Uebcmahme  schon  Forhaadener,  ErrichL 
f.  Sparkassen,  Kreisschul-,  ßettungsanstalten,  Werk-,  Waisen-,  Armen-,  Krankenhäusern, 
sonst.  Armenfursorge,  efent.  Uebemahme  ?on  Gemeindelasten  auf  den  Kreis.  Anleihen, 
Kreisumlagen.  Alles  unter  Aufeicht  des  Staats.  —  Gr.  Hessen  (Ges.  12.  Juni  1874) 
hat  ähnlich  wie  Preussen  höhere  SelbstverwaltnngskOrper  (Provinzen,  Kreise)  mit  Yer- 
tretungsorganen  u.  weiteren  finanziellen  Befugntesen  eingerichtet  Dasselbe  gilt  rem 
K.  Sachsen  (Gesetz  r.  21.  April  1873,  betr.  die  Bildung  ?on  Bezirkaverbänden). 
Diese  Verbände  werden  durch  die  Amtshauptmannschaften  gebildet,  haben  die  Rechte 
einer  Jurist.  Person ,  werden  durch  die  BezTorsammlung  n.  den  Bezirksausschusa  fe^ 
treten.  Die  Bez.?ersamml.  darf  für  gemeinnützige  Zwecke,  welche  gesetzlich  zu 
Bezirksangelogenheiten  erklärt  sind,  —  namentl.  Einriebt  f.  ArmeuFersorg. ,  Sflentl. 
Krankenpflege,  Wegebau,  Nothstands-Abwehr,  Unterstütz,  der  Familien  der  Reserriaten 
u.  s.  w.  —  Einrichtungen  u.  Ausgaben  beschliessen ;  dafUr  u.  A.  das  Becht,  Anleihen 
aufzunehmen  u.  den  Bezirk  mit  Abgaben  zu  belasten.  Yertheilung  der  Bezirkssteuem 
auf  die  Gemeinden,  Gutsbezirke,  Fiscus  nach  Maassgabe  der  directen  Staatasteoera. 
Die  Städte  Dresden,  Leipzig,  Chemnitz  sind  bezirksezemt.  Dotation  der  Verbände  u. 
dieser  Städte  mit  3  Hill.  Tbl.  Fonds  zu  Selbst? erwaltungszweoken ;  der  Kapitalbetrag 
dieser  Fonds  muss  erhalten  werden  (Ges.  y,  25.  Juni  1874).  Vgl.  Leuthold,  sächa. 
Verw.recht,  Lpz.  1878  §.  16.  —  Auch  in  den  deutschen  Kleinstaaten  bestehen 
jetzt  mehrfach  zwischen  Gemeinde  u.  Staat  Gommunalverbände  höherer  Ordnung  fUr 
Zwecke  der  Selbst?erwaltung,  mit  finanz-  u.  steuerrechtl.  Befugnissen.  S.  Georg  Meyer, 
Staatsrecht,  S.  303  ff. 

§.  58.  —  4.  In  0 es ter reich  (West-,  „ Gisleithanien "  oder  „Gebiet  der  im 
Beichnath  vertretenen  Königreiche  und  Länder")  bestehen  Über  den  Ortsgemeinden 
als  Communalrcrbände  höherer  Ordnung  in  einigen  Kronländem  (Böhmen,  Tlrot 
Steiermark,  Galicien)  Bezirke  (Ulbrich,  Lehrb.  d.  österr.  Staatsrechts.  Berl.  1882 
§.116  fiP.).  Die  Kronländer  selbst  haben  nach  der  eigenthümlichen  historisch -poli- 
tischen Entwicklung  des  Kaiserstaats  theils  die  Bedeutung  von  Selbstrorwaltungskörpem 
höchster  Ordnung,  gleich  den  Provinzen  anderer  Staaten,  theils  eine  darüber  noch  etwas 
hinausgehende,  der  Stellung  von  Einzelstaaten  eines  Bundesstaats  vergleichbare.  Das 
wirkt  auch  auf  die  Finanzwirthschaft  ein.  S.  f.  d.  Staatsrechtliche  U 1  b  r i  ch  's  neues  Werk. 

Für  die  österr.  Gemeinden  hat  das  Reichsges.  v.  5.  März  1862  die  allge- 
meinen Grundsätze  festgestellt,  für  die  einzelnen  Kronländer  sind  daraufhin  besondere 
Landes-  Gemeindeordnungen  erlassen  (Ulbrich,  246,  giebt  die  Daten  dieser  Geaetzo). 
Ausserdem  bestehen  filr  grössere  Städte,  bes.  die  Landeshauptstädte  eigene  im  Wage 
der  Gesetzgebung  erlassene  Ortsstatuten  (Uebers.  bei  Ulbrich,  S.  288).  Der  Wirkungs- 
kreis der  österr.  Ortsgemeinden  stimmt  in  Betreff  der  obligatorischen  (o.  A.  auch 
Vdksschulwesen,  Armen wesen.  Übrigens  Beides  im  Gemelndeges.  v.  1862  Art  5  zum 
„selbständ."  Wirk.kreis  der  Gemeinde  gerechnet)  und  focultativen  Aufgaben  im  Wesent- 
lichen mit  demjenigen  der  Gemeinden  im  Deutschen  Reiche  Qberein.  Die  finanzielle 
Autonomie  im  Ausgabe-  und  Einnahmewesen,  das  betreffende  Oberaufndits-,  bez. 
Znatimmungsrecht  des  Staats  (bei  Veräusserungen  von  grösseren  Vermögensobjeoton, 
bei  Schuldaufnahme,  Besteuerung  f.  Gemeindezwecke)  ist  gleichfalls  ähnlich  geregelt 
Die  Gemeindestoucm  können  als  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  —  und  zwar 
nur  auf  alle  directen  Steuern  gleichmässig  —  u.  zur  Verzehrungssteuer  (hiermit 
Beschränkung  auf  den  Local verbrauch,  also  Freilassung  der  anderswohin  gehenden 
Ortsproducte  und  der  nur  im  Handelsverkehr  durchgeftlhrten  Waaren)  oder  in  Form 
anderer  Auflagen  u.  Abgaben  beschlossen  weiden,  wenn  die  Einkünfte  aus  dem  Ge- 
meindeeigenthum  die  Ausgaben  nicht  decken.  Einftlhrung  neuer  Auflagen  u.  Ana- 
gaben, ausser  jenen  Zuschlägen,  u.  Erhöhung  bestehender  setzt  ein  Landos- 
g 6 setz  voraus  (Gem.  Ges.  v.  1862  Art.  15). 

Die  im  Gemeindeges.  v.  1862  Art.  17  ff.  vorgesehenen,  nur  theilweise  gebildeten 
Bezirke  haben,  ähnlich  den  preuss.  Kreisen,  einige  grössere  Localan^gahen  dar 
Inneren  Verwaltang  dnrchzuAlhren  (Anstalten  f.  I^mdesknltur,  Gesandheitspflega, 
Armen  Versorgung,  Uumanitätsanstalten ,  Bezirkstrassen  u.  dgl.).    Die  Besteuerung  zu 
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Bezirltszweclcen  hat  regelrafissig  in  der  Form  Ton  Zuschlägen  za  dou  dirocten 
Steilem  zu  erfolgen,  hä  zu  einem  bestimmten  Maasse  (Böhmen  10,  Tirol  50,  Steier- 
mark 27,  Galicien  20  7o)  ohne  Weiteres,  daraber  hinaus  und  im  Falle  anderer  Umlagen 
ist  ein  besonderes  Landesgesetz  erforderlich  (Gem.  Ges.  y.  1862  Art  21.  ül brich  S.  294). 

Die  Stellung,  welche  die  Osterr.  Kronländer  in  der  neueren  Yerfassungsepoche 
seit  1S61  („Febmarpatenf'  ?.  26.  Febr.  1861,  „Landesordnungen''  auf  Grund  desselben) 
wieder  erhalten  haben,  ist  wie  gesagt  eine  etwas  selbständigere,  als  sie  den  Proyinzen 
in  einem  modernen  Einheitsstaat  gewährt  zu  sein  pflegt.  Das  hat  auch  seinen  Ein- 
fluas  auf  die  Landeshaushalte  gehabt  (Vgl.  Ulbrich,  a.  a.  0.  §.  118  ff.,  7.  GzOrnig, 
flst  Budg.  II,  401  ff.)  Die  „Länder*'  haben  eine  erhebliche  Thätigkeit  auf  dem  Ge- 
biete der  Inneren  Yeiwaltung  (Anstalten  f.  Krankenpflege,  Findol-,  Gebär-,  Irren wesen, 
Impfwesen,  Zwangsarbeitshäuser,  Schulwesen,  Aufwand  f.  Kunst  u.  Wissenschaft, 
Strassen-  u.  Ghausseebau,  z.  Th.  Gensdarmcrie-,  Militärquartier-,  Vorq>annwesen  u. 
A.  m.)*  Die  Einnahmen  zur  Deckung  dieser  obligat,  u.  facult  Ausgaben  fliessen  aus 
dem  werbenden  Vermögen  u.  Gefällen  der  Länder,  aus  Landesfonds  (Domesticalfonds) 
ans  der  froheren  stand.  Periode,  aus  Specialfonds,  tiberwiegend  jedoch  aus  Landes- 
stenem,  wiederum  regelmässig  in  Form  von  Zuschlägen  zu  den  directen  Staatssteuern. 
Bas  zu  lOVo  können  diese  Zuschläge  durch  auton.  Landtagsbeschluss,  darüber  hinaus  oder  in 
andever  Form  nur  mit  kais.  Genehmigung  angeordnet  werden  (Ulbrich,  S.  801).  Ausser- 
dem ist  in  WostOsterreich  die  Grundentlastungsschuld  eine  Speciallast  der  einzelnen 
Kronländer,  nicht  desStaats,  der  aber  erhebliche  Zuschüsse  übernommen  hat.  Statistisches 
über  die  Landesfonds,  den  Gemeindehaushalt  im  österr.  Statist  Jahrb.  f.  1879  H.  VIL 

§.  59.  —  5.  In  Frankreich  stehen  über  den  Gemeinden  (communes)  als  Analoga 
unserer  Communalverbände  höherer  Oidnung  nur  die  Departements.  Die  Gantone 
gehören  nidit  dazu,  da  sie  nur  Gebietsabtheilungen  für  einige  Specialzwecke,  ohne 
coiporative  Gestaltung,  sind.  Und  auch  die  Arrondisscments  sind  hier  nicht  zu 
nennen ,  da  sie ,  die  Unterabtheilungen  der  Departements,  zwar  in  „Räthen'*  (conseils) 
eine  Vertretung  mit  gewissen  Aufgaben,  aber  keine  selbständige  Finanzwirthschaft, 
kein  eigenes  Budget  haben.  S.  über  die  Organisation  ErnstMeier  in  Holtzendorff*s 
EncycL  d.  Rechtswiss.  S.  A.  S.  939  ff.,  4.  A.  S.  1148  ff.,  Georg  Meyer,  in  Schön- 
berg's  Handb.  d.  poL  Ookon.  II,  498.  Leroy-Beaulieu,  administr.  loc.  en  France 
et  ea  Anglet  1.  Partie  u.  3.  partie  (diese  über  d.  Finanzielle);  ders.  traitö  de 
in.  I  hrre  2,  eh.  15.  Block,  les  communes,  passim  (Vergleiche  mit  and.  Ländern). 
Ders.  dict  de  Tadministr.  fran^.,  2.  6d.  3.  tirage,  Par.  1881,  nebst  den  jährt  er- 
scheinenden Supplements  dazu  (bisher  4,  1878  —  81),  unter  den  betreffenden  tech- 
aisdiea  Ausdrücken,  so  „Organisation  communale"  u.  A.  m.,  sehr  reichhaltig  im  legis- 
lat  Material,  auch  über  die  finanzwirthsch.  Bestimmungen ;  ebendaselbst  Bibliographie. 
Ueber  das  französ.  Gommonalfin.wesen  speciell:  r.  Brasch,  d.  Gemeinde  u.  ihr  Fin.we6. 
in  Frankr.  Lpz.  1874,  v.  Reitzenstein,  Gutachten,  in  B.  XII  der  Schriften  d.  Vor. 
f.  SocpoL,  1877,  S.  111  —  187,  bes.  S.  133  —  157.  Auch  f.  Hock,  Fin.?erwalt 
FrsnkrjB  4.  Kap.  passim,  über  den  Octroi  7.  Kap.  S.  377  ff.  Jetzt  r.  Kaufmann,  Fin. 
Piankreichs,  Leipz.  1882,  Buch  V,  spec.  über  Paris  S.  752  ff.  (während  des  Drucks 
dieses  Bogens  mir  zugegangen:)  bes.  viel  Statistisches.  Die  Verhältnisse  in  Betreff 
der  Zoachlagcentimen  sind  compUcirt    Für  Näheres  s.  bes.  Blockes  dict 

Die  Ausgaben  der  Gemeinden  zerfallen  ?erwaltungsrechtlich  bes.  in 
obligatorische  u.  facultati^e.  Zu  den  ersteren,  welche  die  staatliche  Aufsichts- 
hehöide  (Präfect)  zwangsweise  ins  Budget  setzen  kann,  wenn  sie  der  Mnnicipalrath 
Mckt  bewilligen  will,  gehören  eine  Reihe  speciell  überwiesener  Ausgaben  für 
Staatszwecke  (n.  A.  gewisse  Kostenpo^ten  f.  die  Volkszählungen,  f.  d.  Givilstandsrogister, 
Miethe,  Reparatur,  Unterhaltung,  Mobiliar  f.  d.  Friedensgerichte,  gewisse  Zuschüsse 
zu  den  GnUnskosten  fsubsidiärj,  Zuschüsse  zu  den  Unterhaltskosten  der  Waisen-  u. 
Findelkinder,  auch  solcher  Geisteskranken,  die  in  der  Gemeinde  ihr  Domicil  haben, 
Kosten  der  polit.  Wahlen,  Logis  f.  d.  Präsidentea  der  Assissen  ausserhalb  des  Sitzes  des 
Appellgerichts,  gewisse  Polizeigebäudekosten,  Kosten  der  Emeuerang  der  MutterroUen 
dttr  directen  Steuern ,  gewisse  andere  Polizeikosten,  nur  ein  Minimum  Unterrichtsaus- 
gabca  u.  A.  m.).  Die  Armenlast  bildet  in  Frankreich  keine  obligator.  Ausgabe  der  Ge- 
meiadeo.  Dagegen  werden  eine  Reihe  fon  Ausgaben  f.  eigentliche  Gommunalzwecke  ( Wege- 
vasea,  Gommnnalgebäude,  allgem.  Gommunalferwaltkosien,  Schuldenlast)  zu  den  obUg. 
Augi^)en  gerechnet  Erst  nach  Bestreitung  der  oblig.  Au^faben  können  rem  Monicipal* 
lath  selbständig  facult  Ausgaben  beschlossen  werden,  vorausgesetzt,  dass  die  ordentl. 
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Einnabinon  zur  Deckung  beider  Kategorieen  ausreichen,  so  für  Zwecke  des  Cultns,  öflentl. 
Unterrichts,  OH'entl.  Wohlthätigkeit,  Offentl.  Arbeiten,  Wege  u.  dgl.  m.  (Hauptges.  d.  Ge- 
meindeges.  7.  18.  Juli  1887,  neuere  Ges.  y.  18.  Juli  1866,  10.  Aug.  1871).  —  Die  Ein- 
nahmowirthschaft  derGcmeinden  beruht,  abgesehen  7om  Ertrag  werbenden  Vermögens 
u.  communaler,  nach  dem  pri?atwirthsch.  Erwerbs-  oder  nach  dem  Gobuhrenprincip  ver- 
walteter Anstalten,  sowie  abgesehen  von  Gebuhren  verschiedener  Art,  überwiegend  auf 
dem  gesetzlich  genau  geregelten  System  von  Zuschlägen  zu  den  directen  Steuern 
(Centimes  additioneis),  Antheilen  an  der  Patent -(Gewerbesteuer)  u.  an  d.  Pferde- 
u.  Wagensteuer  (hier  57o)f  endlich  dem  verbreiteten,  bes.  in  den  grösseren  Gemeinden 
wichtigen  städtischenOctroi  (Thoraccise).    Die  Zuschläge  sind  th.  gcsetelich  f  e  s  t  e , 
th.  veränderliche  nach  dem  Jahresbedarf,  femer  th.  allgemeine  f.  die  Deckung  der 
ordentl.  Gommunalausj^ben  überhaupt,  th.  specielle,  eine  Art  Zwecksteuern  f.  be- 
sondere einzelne  obligatorische  Ausgaben.    Das  System  der  Zuschlagcenümen  steht  hier 
mit  der  Specialisirung  letzterer  Ausgaben  in  Verbindung.    57o  Zuschläge  zur  Grund-  u. 
Personal-  u.  Wohnungssteuer  im  Maximum  bilden  die  erste  allgemeine  Steueroinnahme  zur 
Deckung  der  jährlichen  regelmäss.  Ausgaben  der  Gemeinden.    Im  Fall  des  Bedarfs  treten 
Specialzuschläge  zu  den  4  directen  Steuern,  f.  Vicinalstrassen  im  Max.  von  57o  (6^*  v. 
21.  Mai  1836),  desgleichen  mit  wechselndem  Maximum  (festgesetzt  durch  das  FinauzgeRetz) 
f.  die  Primärschulen,  femer  für  die  Kosten  der  Feldhüter  hinzu.    Im  Fall  die  Einkünfte 
noch  nicht  ausreichen,  werden  mit  Staatsgenehmigung  weitere  ZuschUgcentimen  zu 
den  directen  Steuern  erhoben.    Auch  Zuschläge  zur  Bestreitung  einmaliger  obli- 
gater, u.  facult  Ausgaben  sind  ebenfalls  unter  gewissen  Cautelen  (Genehmigung  des 
Präfectcn,  bez.  der  Staatsregierang)  zulässig.    Die  Maxima  der  ausserord.  Zuschläge 
werden   jährlich    von  den  Generalräthen  innerhalb  der  vom  Finanzgesetz  normirten 
Grenzen  festgestellt  (v.  Keitzenstein,   S.    139,  Ges.  v.   10.  Aug.   1871   Art  42). 
Allgemein  femer  beziehen  die  Gemeinden  8%  vom  Ertrage  der  in  ihnen  erhobenen 
Patentsteuer  (Ges.  v.  25.  Apr.  1844).    Unter  den  zahlreichen  sonstigen  Gebühren 
u.  steuerartigen  Abgaben,  welche  ausserdem  in  den  Gommunen  vorkommen  (s.  Block, 
dict  p.  141S),  befindet  sich  eine  obligat.  Hundesteuer  zu  Gunsten  der  Gemeinden 
(Ges.  V.  2.  Mai  1855)  u.  bes.  der  Octroi,  die  Hauptsteuerquelle  der  bedeuteiideren 
franzOs.  Städte,  aber  auch  in  kleineren  Gemeinden  sehr  verbreitet  (im  Ganzen  jetzt 
in  über  1500!)  aus  der  alten  Monarchie  stammend,  1791  aufgehoben,  schon  unter 
dem  Directorium  wieder  hergestellt  (Ges.  v.  9.  germin.  V,   11.  mm.  VU,  2.  vendem. 
u.  27.  frim.  VIU,  5.  ventose  VIII  u.  a.  m.  bis  in  die  neuste  Zeit).    Vgl.  Art  octroi 
bei  Block,  dict,  v.  Reitzenstein,  S.  150  ff.    Die  Reihe  der  steuerbaren  Artikel 
ist  eine  sehr  grosse  u.  den  Municipalräthen  ist  Freiheit  gegeben,  sie  mit  Zustimmung 
des  Generalraths  des  Departements,   event  des  Ministers  und  Staatsraths  noch  aus- 
zudehnen.    Sie  umfasst  (Tarif  im  Anschluss  an  d.  Decret  v.  12.  Febr.  1870)  sechs 
grossere  Kategorieen,  Getränke,  Nahrungsmittel,  Brennmaterial,  Futter,  Baomatenal, 
Verschiedenes.    Der  Tarif  bestimmt  das  zulässige  Maximum  der  Tarifsätze,  verschieden 
nach  6,  nach  der  BevOlkcrnngsgrOsse  gebildeten  Ortsklassen.    Der  Wein  spielt  eine 
Hauptrolle  im  Ertrag  des  Octroi,  bes.  der  grossen  Städte  des  Nordens:  ein  Haupt- 
unterschied von  den  Verhältnissen  anderer  Länder.    Nach  der  amtlichen  Statistik  f. 
1877  (im  Auszug  in  Block 's  ann.  de  T^c.  pol.  p.  1881  p.  149)  bestand  der  Octroi  182S 
in  1484  Gemeinden  mit  6  Mill.  Einw..  Rohertrag  61.87  M.  £r.,  p.  Kopf  10.32  fr.,  1877 
in  1543  Gemeinden  mit  10.95  Mill.  Einw.,  Rohertrag  250.12  Mill.  fr.,  p.  Kopf  22.83  fr. 
Davon   über   die  Hälfte  in   Paris,   126.49  M.  fr.     Von   den    Hauptobjecten    gaben 
Wein   76.86  M.   fr.  (in  Paris  allein  50.84),  Gider  u.  s.  w.  2.24  (Paris  0.22),  Alco- 
hol  15.79  (P.  9.83),  and.  Flüssigkeiten  24.79  (P.  12.03),  Nahrungsmittel  63.68  (P.  23.28), 
Brennstolfe  24.49  (P.  9.97),  Futter  12.34  (P.  4.19),  Baumaterial  24.19  (P.  12.28),  Ver- 
schiedenes 5.74  (P.  4.01).    An  finanz.  Bedeutung  überwiegt  so  der  Octroi  als  0>mmunal- 
ebnahmc  im  Ganzen  die  Zuschläge  zu  den  directen  Steuern  bei  Weitem,  namentlich  auch 
in  den  grösseren  Städten  (Lyon  1868  ges.  Einn.  14.63  Mill.  fi*.,  wovon  Octroi  6.71, 
Zuschläge  1.45,  Marseille  1869  16.30  i.  G.,  wovon  Octroi  8.5,  Zuschläge  1.32  M.  fr.; 
Paris  Budg.  f.  1881  ord.  Einn.  232.34,  auss.ord.  5.36,  zus.  237.70;  von  d.  ord.  Einn.  aus 
Octroi  130.45,  aus  Zuschlagcentimeu,  Specialaufl.  u.  Hundesteuer  zus.  nur  24.37  M.  fr., 
Voranschi.  d.  Octroi  f.  1883  140  MiU.  fr.  Hebekosten  des  Octroi  in  Paris  1860  5.62, 
1879  4.37^/o).    Eingehende  Bestimmungen  auch  über  die  Aufnahme  von  Gommunal- 
Anleihen.     (Ges.  v.  24.  JuB  1867).    Bei  Anleihen,  welche  aus   ausserord.  Quellen 
später  als  nach  12  Jahren  zurückzahlbar  sind,  ist  ein  Regierangsdecret  erforderlich, 
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das  bei  Gemcindea  mit  über  100,000  fr.  Einkommen  im  Staatsratb  erlassen  werden 
moss-  Bei  Anleihen  im  Betrage  von  über  1  Mill.  fr.  ist  ein  Uesetz  notLwendig. 
Bei  gewissen  anderen  Anleihen  Zastimmangsrecht  des  Präfecteu.  Die  Zuschläge 
ZQ  den  directen  Steuern  für  Gommunalzweckc,  ebenso  für  Departementszwecke,  er- 
scheinen als  Annex  zum  jährlichen  Budget  des  Staats;  im  B.  f.  18S2  151.48  MiU.  fr. 
f.  CJommunal-,  140.77  M.  fr.  f.  Depart.zwecke ,  jenes  40.4,  dieses  37.5,  zus.  77.97o 
des  Ertrags  der  4  grossen  directen  Staatssteoern  (375.14  M.  fr.).  Die  directen  Steuer- 
znschläge  betrugen  also  im  Ganzen  noch  nicht  60  7o  ^^^  jetzigen  Rohertrags  des 
(>ctroi,  obwohl  dieses  nur  in  einem  Theil,  allerdings  in  allen  grösseren  Gemeinden, 
besteht.  Nach  einer  amtl.  Statistik  f.  1S77  (bei  Kaufmann,  a,  a.  0.  S.  737  ff.)  betrugen 
in  den  Gemeinden  ohne  Paris  die  ord.  Ausgaben  354.3,  die  ausserord.  359.4  (wovon 
Scholdcntilg.  187.7)  M.  fr.,  dazu  Paris  mit  bez.  199.2  u.  87.7,  zus.  553.5  u.  447.1, 
Summa  1000  6  M.  fr  Die  glcichzeit.  Einnahmen,  ohne  Paris,  ord.  407.3  (davon 
Zuschläge  zu  den  dir.  Steuern  77.8,  Autheil  an  Staatsstcu.  8.7,  Octroi  110.4,  Hunde- 
steuer 6.3)  M.  fr.,  die  ausserord.  Einnahmen  514.6  M.  fr.  (davon  directe  Zuschläge  88.3, 
Anleihen  173.4,  Rückstände,  üeberschüsse  226.2  M.  fr.),  zus.  922  M  fr.  Eiun.,  dazu 
Paris  mit  426.1.  Summe  aller  Gem.einn.  1348  M.  fr.  Die  Abhängigkeit  der  französ. 
Gemeinden  vom  Staate  tritt  auch  in  der  Erhebung  der  Zuschläge  durch  die  S'euer- 
eionehmer  des  Staats,  in  der  Uebcrweisung  der  Quoten  an  die  Gemeinden  u.  in  der 
Beifügung  der  betreffenden  Einnahmen  zum  Staatsbudget  hervor. 

Die  Departements,  welche  in  der  Revolution  als  hauptsächliche  Verwaltungs- 
abiheihingen  an  die  Stelle  der  Provinzen  u.  s.  w.  der  alten  Monarchie  traten,  haben  im 
Geoeralrath  (conseii  g^n^ral)  ein  Vertretungsorgan;  sie  besitzen  eine  eigene  Finanz  wir  th- 
Schaft  u.  ein  eigenes  Budget,  das  in  ein  ordentliches  und  ein  ausserordent- 
liches zerfällt.  Auch  hier  sind  die  ordentlichen  Ausgaben  z.  Th.  obligatorische 
für  staatliche  Zwecke,  welche  in  das  Budget  gestellt  werden  müssen  (u.  A.  Miethe, 
Mobiliar,  Unterhaltung  der  Pr&fectur*  u.  Unterpräfectur-Hotels,  dgl.  für  die  Assissen-, 
Civil-  u  Handelsgorichtshöfe,  Kasorniruug  der  Gensdarmerie).  Auch  die  Last  der 
Ausgaben  für  enfauts  assist^s  (Waisen-.  Findelkinder)  liegt  den  Departements  in  der 
Hauptsache  ob.  Dazu  treten  Ausgaben  für  Depart.Gebäude,  Dep-  Strassen  (womit  die 
Aasgaben  der  Gemeinden  für  die  Vicinalstrassen  grösserer  Verbindung  n.  von  all- 
gemeinem Interesse  in  gewisse  Combinationen  gebracht  werden),  für  öffentliche  Unter- 
stQtznng,  für  Gultus,  Depart.-Archive,  Beförderung  von  Ackerbau  u.  Industrie,  öffentl. 
Cnterricht,  gewisse  Katasterkoslen ,  Untetstützuog  an  Gemeinden  f.  gewisse  Zwecke. 
Zar  Deckung  der  ordentl.  Departausgaben  dienen  namentlich  die  ordentlichen 
Zaschlagcentimeu  zu  den  directen  Staatssteuern.  Der  Betrag  wird  jährlich 
durch  das  Finanzgesetz  festgestellt;  er  ist  neuerdings  im  Max.  25  cent  oder  ^/^  von 
der  Gmnd-  u.  der  Personal-  u.  Wohnungsstener.  1  cent.  von  allen  4  directen  Steuern. 
Dazu  konunen  Specialznschläge  für  gewisse  Zwecke  (Zwecksteuern),  namentlich 
für  Vicinalwege  (Max.  7  cent.),  f.  Primärunter  rieht  (Max.  3  cent),  beides  Zuschläge 
za  den  4  directen  Steuern,  f.  Katastererneuerung,  (Max.  5  cent.,  bloss  von  der  Grund- 
steuer, doch  nur  zum  kleinsten  Theil  verwandt).  —  Das  ausserordentliche  Aus- 
i^ebudget  ist  zunächst  auf  ausserordentliche  Zuschlagrcntimen  zu  den  4 
directen  Steuern  basirt,  deren  Maximum  ebenfalls  das  jährliche  Finanzgesetz  feststellt 
neuerdings  12  cent.).  Darüber  hinaus  müssen  Zuschläge  durch  ein  Gesetz  gestattet 
Verden.  Ferner  dienen  zu  grösseren  derartigen  Ausgaben  Dcpart.-Anleihcn,  die 
der  Generalrath  bis  zur  Rückzahlungsfrist  von  15  Jahren  auf  die  ord.  u.  ausserord. 
Einnahmen  aufnehmen  darf.  Für  andere  Anleihen  ist  ein  Specialgesetz  nothwendig. 
VfL  bes.  Ges.  v.  10.  Aug.  1871,  das  die  Befugnisse  der  Generalräthe  erweitert  hat. 
Näheres  in  den  Art.  Departement,  conseil  g6n6ral,  chemins  vicinaux  u.  a.  m.  in 
Block'«  dicU  de  l'admin.;  auch  E.  Meier  in  Hollzeud.  Eucycl.  4.  A.  S.  1150  ff.  — 

In  Belgien  hat  das  Prov.gcs.  v.  30.  Aug.  1836  Näheres  über  das  Finanzwesen 
der  Provinzen  bestimmt.  Auch  hier  das  System  der  Zuschläge  zu  den  directen 
Steuern  (6%  ord.  Zuschlag,  dazu  ein  wechselnder  auf  bestimmte  Zeit).  Die  belg. 
Communen  erhalten  für  die  aufgehobenen  Octrois  Entschädigungen  in  Antheilen  an 
den  Zöllen,  inneren  Verbrauchsteuern  (auf  Branntwein,  Bier,  Essig,  Zucker).  Postein- 
nabmen  (zus.  1881  25.68  Mill.  fr.,  neben  60.01  MilL  fr.  St;(atsantheil).  lieber  das 
belg.  Gommunalfin.wes.  s.  Bollie,  traite  des  taxes  commuuales,  Brux.  1881.  Ueber 
die  Auf  heb.  d.  Octrois  Ko  11  mann  in  d.  Ztschr.  d.  prcuss.  stat.  Bur.  1868.  Auf  das 
i  tili  CD.  Communalfin.  Wesen   kann  hier  nicht  weiter  eingegangen  werden.    Hervorzu- 

A.  Wn^iter,  FiDanrwitipeuHi'kaft.    I.    3.  Aufl.  9 
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heben  sind  die  guten  finanz-statis tischen  Arbeiten  des  ital.  stat.  Bur.  darabcr,  ä. 
Bilaoci  comuunali  f.  1ST9,  Koma  1880. 

Drittes  Kapitel. 

Materielle  Ordnung  der  Finanzwirtliseliaft  und  Theorie 

der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 

Vgl.  oben  S.  ül  die  Vorbemerk,  zum  1.  Buche.  Die  Fragen  der  materiellen 
und  formellen  Ordnung  des  Staatshaushalts  hängen  enge  zusammen  und  lassen  sich 
auch  in  der  Darstellung  nicht  vollständig  trennen.  Bei  der  materiellen  Ordnung  handelt 
CS  sich  mehr  um  finanzwissenschaftliche  und  finanzpolitische  Grundsätze, 
bei  der  formellen  mehr  um  finanztcchnischo  und  um  Staats-,  bez.  verwaltungs- 
rechtliche.  In  diesem  Werke  sind  die  erstcrcn  das  Wichtigere.  Sie  werden  daher 
auch  in  diesem  Kapitel  vor  der  formellen  Ordnung  behandelt  Vom  finanzwissen- 
schaftlichen Standpuncte  aus  ist  zu  verlangen,  dass  die  Grundsätze  für  die  materielle 
Ordnung  in  der  formellen  Ordnung  des  Oä'entlichen  Haushalts  alsdann  möglichst  Be- 
rücksichtigung finden. 

Soweit  Rau  diesen  Gegenstand  überhaupt  berücksichtigt  hat,  geschah  dies  im 
1.  Abschnitte  des  3.  Buchs  (Verhältniss  der  Einkünfte  zu  den  Ausgaben  des  Staats) 
§.  463  bis  470  und  theilweise  im  2.  Abschnitte  dess.  Buchs,  in  der  Lehre  yon  den 
Staatsschulden  §.  471  fi'..  Von  der  einen  Ait  der  Unterscheidung  zwischen  ordcntJ. 
u.  ausserordentl.  Einnahmen  sprach  Rau  in  §.  39 — 41  (5.  Ausg.).  Bei  der  pnncipiellen 
Bedeutung  der  hier  zu  erörternden  Puncto  für  die  Lehre  von  den  Einnahmen  erschien 
iis  richtiger,  diesen  Gegenständen  eine  andere  Stelle  im  System  zu  geben.  Dadurch 
wird  einmal  die  innere  Verbindung  zwischen  den  Lehren  von  den  Ausgaben  und  von 
den  Einnahmen  tiefer  begründet  Sodann  wird  innerhalb  der  Ausgaben  die  (irenz- 
linie  gezogen,  bis  zu  der  die  ordentlichen  Einnahmen  unter  allen  Umständen  aasge- 
dehnt werden  müssen.  Mau  gewinnt  so  erst  ein  Mass  für  diese  Einnahmen  insgesammt, 
das  bereits  feststehen  muss,  wenn  die  Frage  nach  der  Wahl  der  einzelnen  Arten  der 
ordentlichen  Einnahmen  (und  darunter  auch  der  einzelnen  Steuerarten)  beantwortet 
werden  soll.  In  meiner  Neubearb.  (6.  Aufl.  von  Rau,  1.  von  mir,)  hatte  ich  dies<i 
Lehre  an  den  Schluss  des  Buchs  von  den  Staatsausgaben  gestellt  (§.  B2  —  S3d. 
S.  198  —  242).  In  der  2.  Ausg.  gab  ich  ihr  eine  wohl  richtigere  systematische 
Stellung  und  ^Ugte  zugleich  die  damals  noch  davon  getrennte  Erörterung  über  den 
ordentl.  u.  ausserordentl.  Bedarf  (§.  39 — 41  d,  S.  OS  ff.),  woran  jene  Lehre  vom  Gleich- 
gewicht im  Staatshaushalte  und  der  Deckung  des  Bedarfs  anzuknüpfen  hat,  nunmehr 
unmittelbar  in  diesen  Abschnitt  ein.  Ich  bin  dabei,  wie  auch  in  der  jetzigen  Aufl. 
grossentheils  meinen  eigenen  älteren  Arbeiten:  Ordn.  d.  östcrr.  Stantshaush.  (dessen 
Verhältnisse  mich  zunächst  auf  diese  Untersuchungen  führten^  S.  1 — 63,  Art  Staatä- 
schnlden  im  Staatswörterb.  X.  1 — 20,  Art  Staatshaush.  u.  Staatsschulden  im  Uand- 
wörterb.  d.  Volkswirthsch.lehrc  v.  Rentzsch  gefolgt.  S.  jetzt  auch  meine  Abh.  X 
„Ordn.  d.  Fin.wirthsch. *'  in  Schönberg's  Handb.  II,  413.  An  einer  ahnlichen  allge- 
meinen und  pnncipiellen  Behandlung  des  Gegenstands  hat  es  in  der  fin.wiss.  Literatur 
bisher  gefehlt.  Man  hat  sich  mit  der  Aufstellung  u.  Kritik  des  obersten  Postulats  der 
Finanzpolitik  (§.  61)  begnügt,  bis  man  dann  nach  DietzeTs  hier  massgebender  An- 
regung die  Frage  von  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  principieller  erfasste  und  sie 
als  die  principiello  Vorfrage  über  die  Benutzung  des  öffentlichen  Credits  überhaupt 
erkannte.  Hauptsächlich  gehört  daher  hieher  die  neuere  Liter,  über  den  Staa ts- 
cred it:  Dietzel,  System  d. Staatsanleihen,  Heidclb.  1855,  meine  vorhin  gen.  Arbeiten, 
Laspeyres,  Art  Staatswirthsch.  im  Staatswörterb.,  Sötbeer,  Betrachtungen  über 
Staatsschuldenwescn  in  d.  Bert  volksw.  Viertclj.schr.  1865  B.  2,  Nasse  in  dem  alle 
diese  Arbeiten  kritibch  zus.fasscnden  Art  Steuern  u.  Staatsanleihen,  Tüb.  Ztschr. 
B.  24  (1S<>S).  Eine  allgemeinere  Erörterung  des  Problems  jetzt  auch  bei  Stein, 
Fin.  3.  A.  S.  35  ff.  u.  4.  A.  I,  60  ff.  Die  wenig  loyale  Polemik  Stein 's  in  s.  3.  A., 
die  ich  in  der  2.  A.  S.  99  rügte,  hat  der  geniale  Wiener  College  in  d.  4.  A.  wieder- 
holt und  verschärft,  auf  Grund  einer  so  flüchtigen  Lcctüre  der  angegriffenen  Auf- 
fas.sunp:<*n.  wie  man  sie  bei  ihm  lcid(^r  «gewohnt  ist.  oder  wie  er  sie  sich  wenigstens 
im  Fall  eiiior  solchen  Polemik  nicht  zu  schulden  kommen  lassen  solllc.     So  bezeichiio 
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ich  nicht,  wie  er  mir  imputirt,  in  §.  66  S.  139  d.  2.  A.  „Extrasteoern**  in  Staats- 
uotblagen  zugleich  als  „Zwangsanlcihen*\  sondern  spreche  von  ,, grossen  Extrasteuern* \ 
oder  „richtig  repartirten  Zwangsanleihen'*,  u.  stelle  nicht,  nach  Stein 's  falschem 
('itat,  einen  „Gegensatz"  von  „chronischem"  und  „wahrem",  sondern  einen  unterschied 
Ton  ^.chronischem"  und  „acutem"  Deficit  auf  (Stein,  I,  67,  68,  meine  2.  Aufl.  S.  143). 
Seine  Polemik  hat  mich  zu  keiner  sachlichen  Aenderung  veranlasst.  Auch  bleibe  ich  ihm 
gesenuber  objectiv  (s.  Fin.  II.  S.  142).  Seine  eigenen  Unterscheidungen  der  Deficite 
geben  aber  entweder  nur  andere  Ausdrücke  für  dieselbe  Sache  oder  sind  Wortspielercien. 
Man  kaun  eine  in  der  „Grundlegung"  (§.  64  ff.)  näher  dargelegte  unJ  motivirte 
Terminologie  für  die  Gütcrbewegung  in  einer  Wirthschaft  zweckmässig  auch  auf  die 
Finanzwirthschaft  anwenden.  Danach  sind  als  „Eingänge"  und  „Ausgänge" 
diejenigen  SachgUter,  bez.  Geldsummen  zu  unterscheiden,  welche  zur  Durchführung 
der  Aufgaben  der  Finanzwirthschaft  in  die  Verfügung  der  letzteren  eingehen 
und  aus  dieser  Verfügung  heraustreten.  Unter  diesen  Ein-  und  Ausgängen  befinden 
iqch  auch  die  durch  den  Credit  bewirkten  Empfänge  und  Fortgaben  von  Sachgütem 
oder  Geld.  Unter  Einnahmen  und  Ausgaben  der  Finanzwirthschaft  sind  dagegen 
nach  jener  Terminologie  streng  genommen  nur  diejenigen  Ein-  und  Ausgänge  der 
Finanzvirthschaft  zu  verstehen,  welche  gleichzeitig  eine  Veränderung  des  zur  Ver- 
fügung der  Finanz  Verwaltung  stehenden  StaatsvermOgens,  des  sog  Fiscalver- 
mOgens,  in  sich  schliessen.  Es  ist  im  Folgenden  an  diese  Unterscheidung  zwü^chen 
Ein-  und  Ausgängen  und  Einnahmen  und  Ausgaben  für  einen  Fun  et  der  wichtigen 
Lehre  vom  Gleichgewicht  im  Staatshaushalte  und  vom  Deficit  anzuknüpfen. 

§.  60.  In  diesem  Kapitel  sind  gewisse  oberste  Grundsätze 
flKr  die  materielle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  nnd  damit  für 
die  Sicherung  des  Gleichgewichts  im  Staatshaushalte 
aufzustellen.  Es  handelt  sich  dabei  zunächst  um  Grundsätze,  deren 
Befolgung  die  Vermeidung  eines  Deficits  zwischen  Ein-  und 
Ausgängen  oder  eines  sogen.  Cassen-Deficits  sichert.  Dieses 
Ziel  kann  auf  die  Dauer  nur  erreicht  werden,  wenn  für  ein 
richtiges  System  von  Eingängen,  in  der  Finanzwirthschaft  ge- 
sorgt wird.  Deshalb  müssen  auch  dafür  Grundsätze  für  die  Wahl 
der  passenden  Eingänge  abgeleitet  werden.  Solche  lassen 
^icb  nur  in  der  Weise  finden,  dass  die  einzelnen  Eingänge  den 
verschiedenartigen  Ausgängen  bez.  Ausgaben  der  Finanzwirthschaft 
angepasst  werden.  Daher  muss  eine  Analyse  der  Ausgaben 
oder  des  Finanzbedarfs  nach  dem  Gesichtspuncte,  für  jede  Aus- 
gabeart die  geeigneten  Deckungsmittel  zu  ermitteln ,  erfolgen. 
Diese  Analyse  führt  zu  einer  Unterscheidung  von  ordentlichen 
and  ausserordentlichen  Ausgaben  (in  verschiedenem  Sinne 
des  Worts).  Die  hauptsächlich  in  Betracht  kommenden  Deckungs- 
mittel  des  modernen  öffentlichen,  namentlich  des  Staatshaushalts 
sind  Steuern  und  Staatsschulden.  Die  Untersuchung  kann 
sich  daher  vornemlich  auf  die  Wahl  dieser  beiden  Arten  von  Ein- 
gängen beschränken.  Dabei  ist  an  die  genannte  Unterscheidung 
der  Ausgaben  anzuknüpfen.  Zugleich  muss  aber  auch  der  Fall 
der  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  des  Staatscredits 
erörtert   und   nach  Hilfsmitteln    zum  Ersatz   in  einem  solchen 
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Falle  geforscht  werden.    Nach  Erledigung  dieser  Puncte  ist  dann 
die   Lehre   vom    Deficit,    insbesondere    vom    eigentlichen 
Deficit,  zum  Abschluss  zu  bringen.     So  gewinnt  man  eine  Theorie 
der  Deckung  des  Finanzbedarfs. 
Im  Folgenden  wird  somit  behandelt: 

I.  Das  Gleichgewicht  in  Ein-  und  Ausgängen  und  das 
Cassendeficit,  §.  61. 

II.  Die  Unterscheidung  von  ordentlichem  und  ausser- 
ordentlichem Finanzbedarf,  §.  62  ff. 

III.  Die  Wahl  der  Eingänge  oder  Deckungsmittel  ilir 
den  Finanz  bedarf,  speciell  die  Wahl  zwischen  Steuern  und 
Staatsschulden,  §.  65  ff. 

IV.  Die  FiUle  der  Unzulänglichkeit  der  Benutzung  des 
Staatscredits,  §.  74  ff. 

V.  Begriff,    Arten    und   Umfang  des   Deficits,   §.   77. 
I.  —  §.  61.    Das   Gleichgewicht   zwischen  Aus-  und 

Eingängen.  Derjenige  Betrag  des  Finanzbedarfs,  welcher  für 
eine  Rechnungsperiode  (Jahr)  einmal  nach  Massgabe  der  über- 
nommenen Verpflichtungen  und  auszuführenden  Thätigkeiten  fest- 
gestellt worden  ist  (§.  34),  muss  durch  Eingänge  der  Finanzwirth- 
Schaft  in  derselben  Periode  gedeckt  werden.  Diese  Eingänge 
mUsseu  ferner  in  den  Zeitpuncten,  wo  die  Ausgaben  zu  machen 
sind,  verfügbar  sein.  Daher  müssen  sich  die  Eingänge  einer 
solchen  Periode  in  ihrer  Höhe  und  ihren  Fälligkeits- 
terminen genau  nach  der  Höhe  und  den  Fälligkeits- 
terminen der  festgestellten  Ausgänge  richten  oder  mit 
andern  Worten  —  da  dies  auf  beiden  Seiten  vornemlich  in  Betracht 
kommt,  —  es  wird  insofern  die  Einnahme  durch  die  Aus- 
gabe bestimmt.  Dieser  oft  missverstandene  und  wegen  seiner 
vermeintlich  sehr  bedenklichen  practischcn  Consequenzeu  vielfach 
bestrittene  Satz  ist  ein  im  Grunde  selbstverständliches  oberstes 
(formelles)  Postulat  der  Finanzpolitik  für  die  richtige 
Ordnung  des  Staatshaushaltes.  Wird  es  vernachlässigt,  so 
tritt  ein  Cassendeficit  ein,  d.  h.  die  laufenden  Eingänge  (und 
insbesondere  Einnahmen)  reichen  zur  Bestreitung  der  laufenden 
Ausgänge,  bez.  Ausgaben  nicht  aus. 

Dann  muss  entweder  die  jranzc  Staatsthätijfkeit  ins  Srockcn  geratlicn ,  oder  da 
dies  niclit  angeht  und  da  selbst  einzelne  einmal  unternommene  Staatsthätigkeiten  nicht 
ohne  grosse  Störung  und  Nachtheile  plötzlich  eingestellt  werden  können,  so  führt  ein 
solches  Cassendeficit  nur  zu  leicht  zum  schlimmsten  Schuldenmachen,  z.  B.  in  der 
Form   der  Papiergcidausgahe,   oder   zum  Verschleudern    von  Staatseigcnthum   in  ganz 
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pUuloser,  nngcrechtcr  und  Ferderblichcr  Weise,  sowie  in  Kuck  Wirkung  hiervon  oft  zu 
um  so  geringerer  Sparsamkeit  im  Staatshaushalte,  daher  zu  neuer  Vergrösserung  des 
„eigentlichen"  Deficits  (§.  77).  Namentlich  unterbleiben  etwa  contractiiche  Zahlungen 
^  B.  an  die  Staatsgläubiger,  Beamten,  Lieferanten  u.  s.  W.,  woraus  die  unbilligsten 
Vorkürzungen  dieser  Personen,  welche  doch  ihrerseits  dem  Staate  Leistungen  gemacht 
haben  oder  selbst  noch  fortwährend  machen,  hervorgehen.  Ein  solcher  Zustand  fuhit 
natürlich  zur  grössten  Unordnung  und  leicht  auf  Jahre  hinaus  zum  schlimmsten 
chronischen  Deficit  und  damit  zum  Ruin  der  Finanzen  und  des  Staatscredits. 
„Ist  die  Herrschaft  der  Deficite  eingebrochen,  ist  man  um  eine  Unzahl  von  Millionen 
Fom  Gleichgewicht  entfernt,  da  erscheint  jede  Ersparung  im  Kleinen  unnütz,  mau 
erwartet  die  Bettung  von  sogen,  grossen  Massregeln  und  ein  Geist  der  Unwirthschaft 
aod  Sorglosigkeit  bemächtigt  sich  der  Finanzvertwaltung*',  Hock,  Öfientl.  Abg.  S.  33, 
mit  d.  gewiss  sehr  rieht.  Urtheil  über  Kübeck,  den  spars.  österr.  Minister  in  Gleich- 
^wichtszeiten ,  und  Brück,  der  in  der  Deficitwirthschaft  bloss  Millionen  beachtete. 
Ueber  das  oberste  Postulat  s.  Wagner,  Ord.  a.  a.  0.  S.  1  ff.,  12  ff.,  Art.  Staatshaush. 
S.  83S.  Rau,  in  d.  5.  Aufl.  der  Finanzwissenschaft  §.  469,  v.  Malchus  U,  8  ff.. 
Schön,  Grunds.  S.  20  ff.,  Murhard,  Th.  u.  Polit.  der  Besteuerung  S.  103  —  131, 
linpfcnbach,  Finanzwiss.  §.  4,  §.  1S9  ff.,  Hock,  öff  Abgaben  §.  7,  S.  30  ff. 

Der  Ausdruck  Deficit  (engl,  deficiency,  französ.  auch  dccouvert,  deutsch  mit- 
unter Ausfall,  8.  Rau  in  Welcker's  Staatslex.  3.  Aufl.  IV,  330)  wird  im  gewöhnlichen 
Leben  und  selbst  im  Staatsrechnungswesen  in  verschiedenem  Sinn  gebraucht,  woraus 
oft  irrige  Ansichten  Ober   die  Lage  eines  Staatshaushalts  hervorgehen.    S.  u.  §.  77. 

Zar  Vermeidung  eines  Cassendeficits  und  der  es  begleitenden 
Uebelstände,  ferner  ebenso  zur  Vermeidung  von  zwecklosen,  unver- 
wendbaren üeberscbtissen  („Cassentiber schlissen",  als  Gegen- 
stück des  Cassendeficits)  im  Staatshaushalte  wird  für  die  Dauer 
als  Regel  die  Gleichheit  der  Eingänge  und  Ausgänge 
in  der  betreffenden  Rechnungsperiode  zu  erstreben  sein.  Zu  diesem 
wie  zu  den  weiteren  Zwecken  der  formellen  Ordnung  der  Finanz- 
wirthschaft  dient  die  Aufstellung  eines  Voranschlags  (Etat's, 
Budget's)  für  die  Finanzperiode  über  die  darin  zu  erwartenden 
Aus-  und  Eingänge,  bez.  Ausgaben  und  Einnahmen  und  die  Ziehung 
einer  Bilanz  zwischen  diesen  Summen. 

In  unseren  Staaten  mit  Volksvertretung  wird  dieser  Voranschlag  regelmässig 
ioftäcb^t  ?on  der  Regierung  aufgestellt,  der  Volksvertretung  zur  Prüfung  und  üe- 
ncbmigung  vorgelegt  und  alsdann  nach  Genehmigung  des  Staatsoberhaupts  als  Slaats- 
hwbhaJts-  oder  Finanzgesetz  der  Periode  verkündet.  Er  enthält  in  dieser  Form 
bei  den  Ausgaben  die  Erlaubnisi,  sie  bis  zu  der  bestimmten  Summe  für  den  be- 
stimmten Zweck  vorzunehmen  (die  sog  Credito  der  einzelnen  Verwaltungsabtheilnnffen, 
Mioisterien,  Behörden  u.  s.  w.).  Dabei  bestehen  dann  nähere  staatsrechtliche  Vor- 
schriften, ob  und  welche  üebertragungcn  von  Creditcn  (Transferirun^en,  Virements) 
TOD  einem  Zweige  zum  anderen  in  Kol?c  von  Er^parungcn  oder  Minderausgaben, 
welche  in  einer  Abtheilong  gemacht  sind,  der  Regierung  allein  vorzunehmen  erlaubt 
«in  soll.  Eine  Ueberschreitung  der  etalsmässigen  Ausgaben  ist  sonst  im  Allge- 
meinen unzulässig,  entzieht  sich  aber  bei  noth wendigen  unvorhergesehenen  Aus- 
raben und  bei  einem  höheren  Bedarf  für  die  etatsmässigen  (z  B.  wegen  höherer 
üa«:hpreise).  zum  Theil  dem  Einfluss  des  Staats.  Der  Voranschlag  führt  ferner  die 
Eioj^änge  uud  Einnahmen  nach  dem  rauthmasslichen  Ertrage  der  einzelnen  Quellen 
auf.  Dieser  Ertrag  hängt  von  der  gegebenen  Beschaffenheit  dieser  Quellen,  bei  einem 
Theüe  der  Steuern  von  dem  Entrichtungsfusse  und  sonst  im  Allgemeinen  von  der 
ganzen  Lage  der  Volkswirthschaft,  der  Politik  u.  s.  w.  ab  und  muss  auf  Grund  der 
bisherigen  Erfahrungen  unter  Berücksichtigung  der  Zeitverhältnisse  möglichst  objectiv 
festgestellt  werden,  entzieht  sich  aber  mit  seinen  Schwankungen  ebenfalls  stets  mehr 
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oder  weniger  der  ganz  genauen  Veranschlagung.  Die  constitutionelle  Budgetwirthschaft 
und  die  Vereinbarung  zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  (§.  34)  über  das  von 
letzterer  eingehend  durchgeprüfte  Budget  bietet  auch  für  die  Vermeidung  eines  Caaseii- 
deficits  wohl  wiederum  besondere  Bürgschaft.  Denn  die  Regierung  wird  leicht  geneigt 
sein,  die  Ausgaben  zu  niedrig,  die  Einnahmen  zu  hoch  zu  veranschlagen,  während 
die  Volksvertretung  öftere  der  entgegengesetzten  Annahme  huldigen  wird;  mitunter 
auch  umgekehrt.  Ausserdem  sind  die  Fälle  zu  berücksichtigen,  dass  aus  der  ver- 
schiedenen zeitlichen  Vertheilung  der  Ein-  und  Ausgänge  innerhalb  einer  Finanz- 
periodo  Cassendeficits  entstehen,  indem  Ausgaben  vor  dem  Eingang  der  zu  ihrer 
Deckung  bestimmten  Einnahmen  (z.  B.  Steuern)  zu  leisten  sind.  Die  materielle 
Ordnung  des  Haushalts  macht  bei  allen  solchen  Ueberschreitungcn  der  Ausgaben, 
Ausbleiben  von  Einnahmen  u.  s.  w.  Befugnisse  der  Regierung,  geeignete  Deckungs- 
mittel zu  beschallen,  z.  B.  mittelst  Aufnahme  einer  schwebenden  Schuld,  Vornahme 
von  Uebcrtragungen ,  Anlegung  und  Verwendung  von  Reservefonds,  nothwendig.  — 
In  ähnlicher  Weise  wie  der  Staat  haben  auch  die  Staaten  Verbindungen  (§.  31»)  und 
Selbstverwaltuugskörper  Budgets  aufzustellen. 

Für  Etat  früher  in  Deutschland  das  lat.  Status  gebraucht.  Budget,  eigentlich 
im  Englischen  ein  Sack,  Beutel,  von  dem  altfranzös.  bouge  und  dem  noch  jetzt 
üblichen  bougette,  sodann  in  der  engl.  Parlamcntssprache,  wegen  der  üebergabe  der 
Actenstücke •  in  einem  solchen  Behälter,  der  vom  Kanzler  der  Schatzkammer  dem 
Parlament  vorgelegte  Etat  (daher  Campe's  wunderliche  üebersetzung:  Bedarfstasche). 
Italienisch  preventivo  im  Gegensatz  von  consuntivo,  den  Rechnungsergebnissen  des  ver- 
flossenen Jahrs.  Welcker's  Staatslex.  3.  Aufl.  III,  115  Art.  Budget  von  K.  H.  Rau. 
(Rau,  §.  465).    Näheres  über  Etatwesen  im  folg.  Kap.  4,  bes.  Abschn.  2. 

Der  Voranschlag  eines  geordneten  Staatshaushalts  muss  in 
der  Regel  in  Ausgang  und  Eingang  bilanciren,  d.  h. 
beide  letztere  einander  decken,  wenn  nicht  aus  besonderen, 
bei  uns  nur  ausnahmsweise  zutreffenden  Gründen  ein  Eingangs- 
überschuss  erzielt  werden  soll.  Das  Verbleiben  eines  (Gassen-) 
Deficits  schon  im  Budget  —  budgetmässiges  Deficit  —  ist  nnr 
dann  zulässig,  wenn  für  alle  Fälle  Eingangsquellen  zur  Disposition 
gestellt  sind,  aus  denen  das  Deficit  rechtzeitig,  sobald  es  wirklich 
eintritt  oder  zum  „wahren"  wird,  mit  Sicherheit  gedeckt  werden 
kann,  z.  B.  in  der  constitutionellen  Budgetwirthschaft  mittelst  Er- 
mächtigung der  Regierung,  kleine  budgetmässige  Deficits  eventuell 
durch  Aufnahme  einer  (schwebenden-)  Staatsschuld  bis  zu  einem 
Maximal-  oder  auch  bis  zu  dem  wirklich  nöthig  werdenden  Be- 
trage zu  decken.  (So  jetzt  regelmässig  auch  im  Deutschen  Reich 
und  in  Preussen  bei  zeitweiligem  Mangel  an  Cassenmitteln  inner- 
halb des  Finanzjahrs).  Aber  davon  abgesehen  gilt  recht  eigentlich 
hier  der  Grundsatz,  dass  der  einmal  als  in  der  Finanz- 
periode nicht  reducirbar  bewilligte  Finanzbedarf  folge- 
richtig die  Bewilligung  der  vollständigen  Bedeckung 
dieses  Bedarfs  durch  die  dazu  erforderlichen  Ein- 
gänge in  der  Periode  in  sich  schliesst. 

Diese  budgetmässige  und  wirkliche  Bilancirung  von  Au»giingen  und  Eingäng-en 
ist  das  einzige  Mittel  zur  Vermeidung  eines  verderblichen  Cassendeficits  untl  eine 
Conse<iuenz   des  aufgestellten   Postulats   und   des  eben   formulirten  Satzes.     Der  Ein- 
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raiid,  da-ss  damit  eine  ,,rtlcksichtslose  Steigerung  der  Einnahmen  gerechtfertigt"  werde, 
trifft  Dicht  zn.  Wenn  die  Einnahmen,  also  insbesondere  die  Steuern,  jetzt  schon 
dnlcltend  hoch  sind  oder  es  bei  der  Erhöhung  auf  den  Betrag  der  Ausgaben  werden, 
so  müfäCD  nur  zufor  die  letzteren  vermindert  oder  andere  Eingänge,  z.  B.  aus 
Crcditoperationcn  für  zulässig  und  erreichbar  befunden  werden.  Die  sorgfähigste 
Prüfung  hierüber,  die  Nachforschung,  ob  nicht  wenigstens  ein  Theil  der  Ausgaben 
rerschoben  werden  kann,  ist  dann  dringend  geboten.  In  der  Regel  ist  jedoch  über- 
haupt eine  beträchtliche  Verminderung  der  Ausgaben  schwer  durchzusetzen  oder  sie 
kann  wenigstens  nicht  sofort  für  die  bevorstehende  Finanzperiode  erfolgen.  Alsdann 
muss  dennoch  für  jetzt  dieser  Ausgabebetrag  als  die  feste  Grösse  betrachtet  werden, 
uach  der  sich  die  Eingänge,  bez.  die  Einnahmen  unbedingt  richten  müssen.  In  der 
constitationelleu  Budget wirthschaft  adoptlrt  die  Volksvertretung  damit  noch  nicht,  wie 
man  oftmals  in  dieser  Frage  eingewendet  hat,  die  ganze  regierungsseitige  AuUassung 
»Icr  Staatszwecke,  die  zur  Verwirklichung  der  letzteren  eingeschlagene  Politik  und 
tlas  bestehende  Verwaltungssystem.  Sie  erkennt  vielmehr  nur  mit  der  Budgetbe- 
wUligung  an ,  dass  für  die  jetzige  Finanzperiodo  der  Bedarf  nicht  zu  verändern  ist, 
folglich  im  Interesse  der  Aufrechterhaltung  der  Ordnung  im  Staatshaushalte  auch 
Einnahmen  oder  Eingänge  in  entsprechender  Höhe  eröffnet  werden  müssen. 

II.  —  §.  62.  Die  Scheidung  des  Finanzbedarfs  in 
ordentlichen  und  ausserordentlichen.  Diese  Eintheilung 
kommt  in  einem  dreifachen  Sinne  vor,  einmal  indem  man  auf 
die  Zeit  des  Eintretens  des  Bedürfnisses  und  Bedarfs, 
fflr  welchen  eine  Ausgabe  bestimmt  ist,  aucfi  auf  den  Umstand, 
ob  dies  genau  voraus  zu  bestimmen  war  oder  nicht;  zweitens, 
indem  man  auf  die  Dauer  der  mit  einer  Ausgabe  (Ausgang) 
erzielten  Wirkungen  sieht;  drittens  kann  die  UnterscheiduDg 
noch  eine  staatsrechtliche  Bedeutung  haben.  Die  zweite  Ein- 
theilung ist  für  die  Theorie  der  Deckung  des  Finanzbedarfs  von 
principieller  Tragweite,  daher  finanzwissenschaftlich  die  wichtigste. 

1.  Erste  Unterscheidung. 

Kau,  5.  Aufl.,  §.  39  —  41  hat  nur  diese,  aber  nicht  ganz  correct;  ebenso  ich 
iü  der  ß.  Ausg.  §.  39 — 41  noch  nicht  ganz  richtig.  —  S.  auch  Malchus,  Fin.  II,  55. 
Text  z.  Th.  nach  Kau,  aber  mehrrach  von  ihm  abweichend. 

a)  Ordentliche  Ausgaben  sind  hier  solche,  welche  im  regel- 
mässigen Gange  des  Staatslebens  jährlich  oder  doch  in  be- 
stimmter Periodicität  vorkommen,  daher,  einem  fortdauernden 
Bedürfnisse  entsprechend,  sich  genau  vorbestimmen  lassen. 
Es  ist  deshalb  zweckmässig,  zu  ihrer  Deckung  Einkünfte  von 
gleicher  Fortdauer  und  Höhe  aufzusuchen. 

b)  Ausserordentliche  Ausgaben  treten  dagegen  in  Folge 
eines  besonderen  entweder  überhaupt  nicht  oder  seinem  Bedarfs- 
betrage nach  nicht  vorauszusehenden  Bedürfnisses  in  einem 
Zeitpuncte  unerwartet  hervor,  z.  B.  bei  einem  Kriege,  einem 
plötzlichen  Nothstand.  Sind  hier,  wie  gewöhnlich,  grosse  Summen 
zur  Deckung  erforderlich,  so  müssen  ausserordentliche  Hilfsmittel 
io  Bewegung  gesetzt  werden.    In  einem  grösseren  Staatshaushalte 
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kommen  aber  auch  zahlreiche  kleinere  Posten  solcher  aasBcr- 
ordentlichen  Ausgaben  vor,  die  sich,  wenigstens  im  Ganzeu, 
mit  einiger  Regelmässigkeit  wiederholen.  Dafür  kann  man  einen 
Einnahmebetrag  schon  nach  dem  Budget  als  freiverfügbaren 
Hilfsvorrath  (Reservefonds)  in  Bereitschaft  halten,  daher 
im  Etat  in  Ausgabe  stellen  oder  die  Regierung  zur  Aasgabe  von 
Schatzscheinen  ermächtigen. 

Diese  kleinen  Posten  ausserordentlicher  Ausgaben  sind  dann  den  so^en. 
unständigen  luter  den  ordentlichen  Ausgaben  verwandt.  Kau  äusserte  sich 
darüber  folgendermassen  (§.  41): 

,,Man  nennt  diejenigen  Ausgaben,  die  von  Jahr  zn  Jahr  mit  gleicher  Summe 
bestritten  werden  können,  ständige,  während  die  anständigen  von  wechselnder 
Grösse  sind.  Zur  Erreichung  mancher  Zwecke  wird  nach  Umständen  bald  eine  grössere, 
bald  eine  kleinere  Menge  von  Mitteln  nothwendig,  z.  B.  bei  Baukosten,  Diäten.  Prämien. 
Strafprocesskosten.  Um  aber  doch  für  zureichende  Einkünfte  schon  vorher  einigor- 
uassen  sorgen  zu  können,  bildet  man  sich  bei  den  unständigen  Ausgaben  wenigstens 
eine  Vermuthung  über  ihre  wahrscheinliche  Grösse,  im  Anhalt  an  den  Durchschnitt 
aus  den  vorhergehenden  Jahren"  und  unter  Berücksichtigung  der  steigenden  oder 
fallenden  Richtung  der  Jahressumme  dieser  Ausgaben.  ..Wo  vielerlei  unständige  Aus- 
gaben vorkommen,  da  kann  man  bei  sorgfältig  gefertigten  Ueberschlägen  hoffen,  dass, 
wenn  ein  Theil  der  ersteren  den  Anschlag  übersteigt,  dagegen  an  andern  etwas  er- 
spart wird.  Da  es  jedoch  nicht  sicher,  dass  beide  Fälle  sich  gerade  ausgleichen,  so 
ist  auch  um  der  unständigen  ordentlichen  Ausgaben  willen  ein  Hilfsvorrath  nützlich, 
dessen  Grösse  im  Yerhältniss  zum  ganzen  Staatsaufwande  nach  den  Umständen  zu 
bemessen  ist'S  oder  die  Emission  von  Schatzscheinen  erfolgt  auch  hier.  „Lassen  sich 
unständige  Ausgaben  ohne  andere  Nachtheile  in  ständige  umwandeln,  so  ist  dies  für 
die  Ordnung  im  Staatshaushalte  förderlich/' 

Nach  dem  hannöv.  Grundgesetz  v.  1833,  §.  143,  sollte  ein  Reservecredit  von 
5  Proc.  des  ganzen  Ausgabebudgets  zur  Verfügung  des  Gesammtministeriums  bereit 
gehalten  werden.  In  Preussen  war  sonst  ein  ansehnlicher  Reservefonds,  z.  B.  nach 
dem  Voranschlage  von  1847  2.312000  Thlr.,  er  wurde  aber  auch  zu  Landesver- 
besserungen benutzt  und  der  üeberschuss  zum  Staatsschatze  geschlagen.  Neuerlich 
sind  nur  noch  300.000  Thlr»,  dann  400.000  als  Haupt- extra- ordinarium  des  Finanz- 
ministeriums aufgenommen.  So  auch  jetzt  noch  \'2  Mill  M.  Baiern  hatte  1855 — 61 
650.000  fl.  Reservefonds  auf  43  Mill.  fl.  Ausgal>cn  nach  Abzug  der  Einnahmskosten, 
also  IV2  Proc,  für  1868  und  69  sind  je  1.818.000  fl.  als  Rcichsreservefonds  bei 
58'/j  Mill.  reiner  Staatsausgabe  angesetzt,  also  3*1  Proc,  für  1874  u.  75  nur  0*90  Mill.  M. 
bei  einer  eigen tl.  Staatsansgabe  v.  13r»-8  Mill.  Mrk.-,  f.  1880  u.  81  0*3  M.  M.  bei 
132.34  M.  M.  Sachsen,  A.  1874—75  0  42  Mill.  Mrk.  Roservefonds  bei  4749  MiU.  M. 
Gesammtausgabe,  f.  1<^80  u.  81  0235  bei  63*76.  WUrtemberg  f.  1875  —  76 
105.000  Mrk.  bei  44*34  Mill.  Mrk.  eigenü.  Staatsausgabe,  1882  —  83  70.000  bei 
52*04  M.  M.  —  Die  Ausgabe  von  Schatzscheinen  für  die  gen.  Zwecke  ist  ein  passendem 
Mittel  zur  Ersetzung  oder  Ergänzung  baarcr  Reservefonds,  weil  sie  weniger  Zinsen 
kostet.  In  England  u.  Frankreich  ist  sie  seit  lange,  in  Preossen  u.  im 
Deutschen  Reich  jetzt  auch  üblich. 

§.  63  —  2.  Zweite  Unterscheidung. 

Zuerst  hat  Dietzel,  Syst.  d.  Staatsanleihen  1S55,  die  Wichtigkeit  dieser  Ein- 
theilung  betont  und  sie  für  die  Staatsbedarfsdeckung  verwerthet.  s.  nam.  S.  90  IT., 
152  ff.,  wobei  er  indessen  nicht  genügend  specialisirt ,  s.  unten.  S.  auch  ümpfen- 
bach,  Finanzwiss.  §.  194,  201,  174.  Ganz  unabhängig  von  Dietzel  bin  ich  auf  in- 
ductivem  Wege,  speciell  durch  das  Studium  der  östcrr.  Finanzverhältnissc  bei  dem 
Aufsuchen  eines  richtigen  Verfahrens  in  einem  am  chronischen  Deficit  leidenden 
Staatshaushalfc,  zur  Aufstellung  einiger  Hauptprincipicn  für  die  Ordnung  der  Finanz- 
wirthschaft gelangt,  wie  sie  früher  schon  Dietzel  a.  n.  0.  abgeleitet  hatte.  Nachdem 
ich  Letzteres  nachträglich   bemerkt  hatte,   habe  ich  DietzeTs  Priorität  offen  aner- 
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kannt,  (s.  Vorrede  zu  Wagner,  Ordn.  d.  östcrr.  Staatshaushalts),  was  Dietzel  selbst 
früher  dankbar  constatirt  hat.  —  üebcr  die  Frage  selbst  s.  meine  angef.  Schrift,  bes. 
S.  9 — 19,  54 — 63,  ferner  Wagner,  Art.  Staatsschulden,  Staatswörterb.  X,  5 — 10, 
u.  Art.  Staatshaushalt  im  Handwörterb.  der  Volkswirthschaftsl.  v.  Reutsch.  Laspeyrcs, 
Art.  Staatsvirthsch.  im  Staatswörterb.  X,  84  ff.  Nasse,  Steuern  und  Staatsani.,  Tüb. 
Ztschr.  f.  Staatswiss.  XXIV  (1868)  1  ff.,  II  ff.  Jetzt  auch  Stein,  Finanzwiss.,  3.  Aufl., 
S.  42 — 49,  4.  A.  I,  64  ff.,  ganz  ähnlich  dem  Sinne  nach  (nur  mit  gesuchten  neuen 
Ausdrücken)  wie  ich  schon  in  d.  6.  Ausg.  v.  Rau,  aus  welcher  diese  Partie  hier 
ziemlich  wörtlich  hertiber  genommen  wurde  (6.  Ausg.,  §.  41  a  If.). 

Wichtiger  als  die  eben  besprochene  ist  die  mit  ihr  verwandte, 
aber  doch  scharf  zu  unterscheidende  zweite  Eintheilung  des  Finanz- 
bedarts  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen,  wobei 
auf  das  innere  Moment  der  Dauer  der  mit  einer  Aus- 
gabe (Ausgang)  (sicher  oder  muthmasslich)  erzielten 
Wirkungen  gesehen  wird.  Die  Wichtigkeit  dieser  Eintheilung 
liegt  darin,  dass  sie  zugleich  den  Ausgangspunet  für  eine 
richtige  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung,  insbesondere 
für  die  Beantwortung  der  Frage  über  die  principielle  Zulässigkeit 
and  den  Umfang  der  Benutzung  des  Staatseredits  statt  der 
Bestenernng  bildet. 

Für  die  Scheidung  der  Ausgaben  nach  dem  angeführten 
Moment  lässt  sich  zugleich  der  Begriff  des  umlaufenden  und 
stehenden  Kapitals  (6.  §.  27,  259)  auch  auf  die  Finanzwirth- 
Schaft  anwenden,  wenn  die  Gleichartigkeit  der  Verhältnisse  auch 
keine  ganz  vollständige  ist.    Hiernach  sind  zu  unterscheiden: 

a)  Ordentlicher  Finanzbedarf:  die  periodische  regel- 
mässige Zuführung  umlaufenden  Kapitals  in  den  öffentlichen  Haus- 
halt, d.  h.  der  Aufwand  an  Gütern,  welcher  innerhalb  einer 
Productions-;Finanz-)periode  definitiv  im  staatlichen  (communalen 
u.  s.  w.)  Productionsprocess  zugesetzt  wird,  seinem  vollen 
Werthe  nach  in  die  producirten  Güter  (Staatsleistungen)  über- 
geht und  sich  eben  deshalb  jährlich  in  demselben  Betrage 
wiederholen  muss. 

3Ian  kann  diese  Ausgabe  auch  die  eigentliche  ordentliche  Ausgabe  oder 
das  Normaler forderniss  nennen.  Dieses  umfasst  alsdann  alle  die  Ausgaben,  welche 
sich  durch  den  gegenwärtigen  Bereich  der  Staatsthätigkeiten  und  das  in  einer 
Finanzperiode  bestehende  Verwaltungssystem  jährlich  cet.  par.  in  demselben  Be- 
trage ergeben,  also  einschliesslich  des  bleibenden  Theils  der  seit  der  letzten 
Finanzperiode  hinzugekommenen  neuen  (vermehrten)  Ausgabe.  Der  Haupttheil  des 
Normalerfordemisscs  ist  Lohn  fttr  die  ?om  Staate  gebrauchten  Arbeitskräfte  (Gehalt 
der  Beamten,  Sold  n.  s.  w.),  dazu  kommt  der  sich  regelmassig  wiederholende  unmittel- 
bare Sachgüterbedarf  (Realbedarf).  Auch  die  Zinsen  (und  Lottericanlchensge- 
winnste  als  Ersatz  oder  Vervollständigung  der  Verzinsung)  der  Staatsschuld  gehören 
hierher;  die  Ausgaben  für  Tilgung  formell  rechtlich  je  nach  den  Anleihecontracten, 
nicht  unbedingt  allgemein  finanzwissenschaftlich,  weil  eine  regelmässige  Schulden- 
tilgung nicht  principiell  geboten  ist. 
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b)  Ausserordentlicher  Fihanzbcdarf:  der  UDperio- 
disch,  in  grösserem  Betrage  meist  nur  von  Zeit  zu  Zeit  statt- 
findende Aufwand  an  Gütern,  dessen  Wirkungen  über  die 
laufende  Finanzperiode  (notbwendig  oder  regelmässig)  hin- 
überragen. Hier  ist  aber  weiter  zweifach  (a  und  ß)  zu  unter- 
scheiden. 

£s  ist  ein  Fehler  von  Dietzel  a  a.  0.,  dies  nicht  genügend  zu  tbun.  Dadurch 
gelangt  er  zu  seiner  viel  zu  weit  gefasstcn  Kegel  fur  die  Anwendung  des  Staatscredits 
statt  der  Besteuerung  behufs  Deckung  des  Slaatsbcdarfs.  S.  A.  Wagner,  Ordn. 
a.  a.  0.,  S.  3S  IT.,  Laspeyrcs  a.  a.  0.  X,  85,  Nasse,  a.  a.  0.,  S.  11.  Auch  Stein , 
Finanzwisscnsch.,  3.  Aufl.,  S.  46,  47,  wo  jedoch  auch  dio  Kegel  fUr  die  Benutzung- 
des  Staatscredits  zu  absolut  ausgesprochen  ist,  ähnlich  wie  bei  Dietzel.  Ebenso 
noch  in  Stciu's  4.  A. 

a)  Die  betreffende  Ausgabe  wird  die  Grundlage  einer 
dauernden  Nutzung,  d.  h.  sie  wird  zu  einer  stehenden  Kapital- 
anlage, so  dass  in  den  folgenden  Finanzperioden  eine  Minder- 
ausgabe und  eine  gesteigerte  staatliche  Productions- 
fähigkeit  eintritt.     Hierher  gehören  zwei  Fälle: 

aa)  Einmal  die  privatwirthschaftliche  Kapitalanlage: 
alle  Ausgaben  für  die  Erwerbung  (durch  eigene  Errichtung  oder 
durch  Ankauf)  und  für  die  Verbesserung  eines  privatwirthschaft- 
licben  Unternehmens,  dessen  Zweck  ausschliesslich  oder  doch 
zugleich  mit  darin  besteht,  dem  Staate  einen  Reinertrag  zur 
Bestreitung  der  ans  der  Durchführung  der  eigentlichen  Staatszwecke 
entspringenden  Ausgaben  abzuwerfen,  oder  wo  wenigstens  die 
(Verzinsungs-  und  Betriebs-)Kosten  des  betreffenden  Unternehmens 
ganz  oder  theilweise  durch  die  Einnahmen  aus  der  Kapitalanlage 
mit  gedeckt  werden  sollen  (Objecte  von  Erwerbseinkünften  und 
von  Gebühreneinnahmen). 

Wie  in  der  späteren  Lehre  von  den  privatwirthsch.  Einnahmen  gezeigt  wird,  giebt 
es  im  modernea  Staatshaushalt  immer  weniger  rein  privatwirthschaftl.  Unternebmen, 
sondern  es  spielt,  z.  B.  bei  Forsten,  Eisenbahnen,  ein  staatswirthschaftl.  Gesichts- 
punct  stark  mit.  Der  Rentebczug  ist  dann  nur  ein  mehr  oder  weniger  mitsprechen- 
der Zweck.  —  Beispiele:  Anlage,  Ankauf,  techn.  Verbesserung  (durch  neue  Kapital- 
Verwendungen)  von  Feldgütern,  Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Staatsfabriken,  Eisen- 
bahnen, Post-  und  Telegrapheneinrichtungen. 

bb)  Sodann  die  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage, 
wodurch  zur  Durchführung  der  eigentlichen  Staats- 
zwecke bestimmte  Staatseinrichtungen  und  Anstalten  geschaffen 
oder  verbessert  werden,  welche  alsdann  wie  ein  stehendes  staat- 
liches Immaterialkapital  wirklich  die  Grundlage  für  eine  dauernde 
Nutzung,  für  eine  grössere  Leistungsfähigkeit  des  Staats  auch  bei 
nicht  wiederholter  Ausgabe  bilden. 
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Die  Ausgaben,  vclcho  fur  die  ersic  Ein-  und  DurcUführun^  grosser  staatlicher 
Keformen  vorübergehend  in  besonderem  Umfange  erforderlich  sind,  —  wohl  zu  unter- 
scheiden ron  denen,  um  welche  sich  etwa  von  da  an  wegen  solcher  Reformen  das 
l^ormalerfordemiss  dauernd  erhöht  — ,  bilden  den  wichtigsten  Fall,  z.  B.  die  Anlage 
eines  neuen  Grondstenerkatasters  für  die  Finanzrerwaltung,  eines  Staatsstrassen netzes. 
die  Vornahme  einer  Justizreform,  wie  etwa  die  Ersetzung  der  Patrimonialgerichte 
durch  landesherrliche,  einer  Yerwaltungsrcform ,  einer  Gesetzgebung  über  Ablösung 
von  Grundlasten  oder  anderen  wohlerworbenen  Rechten,  wobei  der  Staat  etwa  einen 
Theil  der  Entschädigungen  auf  seine  Rechnung  nimmt,  einer  Militarreform,  die  Ein- 
führung eines  neuen  Bewaffnungssystems,  die  Herstellung  von  Flotten,  Festungen  u.  s.  w. 

A.  Wagner,  Ordn.  S.  43  ff.  Hier  statistische  Beispiele  aus  der  grossen 
österr.  inneren  Reformperiode  1849  ff.  Eine  Summe  von  12  —  14  Mill.  fl.  mag 
1 S50  —  60  bei  der  Justiz  reform  in  Oesterreich  als  stehende  staatswirthschaftliche 
Kapitalanlage  verwandt  worden  sein.  S.  auch  Wagner  in  Hörn 's  Ann.  du  iT6d. 
publ.  1861,  p.  59  ff.  (art  fin.  de  rAutriche)  u.  Staafswörterb.  VH,  606,  616  IK  Die 
bekannte  engl  Ausgabe  von  20  Mill.  Pfd.  St  fiir  Entschädigung  der  Sklavenhalter. 
die  Zuschüsse  (oder  Vorschüsse)  Russlands  bei  der  Emancipation  der  Leibeigenen, 
die  Zuschüsse  der  Österreich.  Kronländer  bei  der  Grnndcntlastung ,  ähnliche  in 
deutschen  Staaten  (z.  B.  in  Baden  bei  der  ZehntablOsung)  sind  wichtige  Beispiele. 
Häufig  werden  solche  Ausgaben  für  staatswirthschaftl.  Kapitalanlagen  nach  längeren 
Zwischenräumen  (Perioden  der  Stabilität,  Keaction)  auf  einmal  in  besonders  grossem 
Umfang  nothwendig.  Perioden  des  Fortschritts,  der  Reform,  oft  nach  grossen  poÜtischen 
Bewegungen,  so  nach  1S4S,  nach  1866  (neues  europ.  Infanteriefeuerwaffensystem,  ver- 
besserte Kanonen,  Panzerschiffe  u.  s.  w.),  ähnlich  wieder  1871  fl.  S.  Wagner,  Ordn. 
S.  3,  45  ff.  und  jetzt  namentl.  dcrs. ,  Grundlegung  1,  §.  17S.  S.  auch  unten  über 
das  Finanzwesen  der  Militärverwaltung. 

ß)  Die  betreffende  Ausgabe  wird  vorübergehend  in  einzelnen 
Finanzperioden  durch  abnorme,  sich  zeitweilig  der  Verwirklichung 
der  Staatszwecke  entgegenstellende  Schwierigkeiten  verursacht 
Man  kann  hier  nur  gezwungen  und  oft  ganz  und  gar  nicht  von 
der  Schaffung  stehender  staatlicher  Immaterialkapitalien  durch 
solche  Ausgaben  sprechen.  Vielmehr  stellen  letztere  in  der  Regel 
grosse  Verluste  an  Sachgütern  und  Menschenkräften  für  die  ganze 
Volkswirthschaft  dar.  Der  Hauptfall  ist  stets  der  Kriegsauf- 
wand oder  der  ähnliche  für  die  Bewältigung  innerer 
Unruhen.  Mitunter  kann  auch  der  Staatsaufwand  für  die  Be- 
kämpfung allgemeiner,  durch  Elementarereignisse  bewirkter  Noth- 
stände  (bei  Misswachs,  Ueberschwemmung)  hierher  zählen.  Nur 
darin  gleicht  diese  Ausgabe,  welche  man  die  eigentliche  ausser- 
ordentliche oder  die  ausserordentliche  im  engeren  Sinne  nennen 
kann,  der  privat-  und  Staats wirthschaftlichen  Kapitalanlage,  dass 
alle  drei  nicht  regelmässig  periodisch  wiederkehren.  Dadurch 
unterscheiden  sie  sich  auch  von  der  ordentlichen  Ausgabe  (Norraal- 
erforderniss). 

üeber  die  rolkswirthschaftl.  Wirkung  des  Kriogsaul'wands  siehe  A.  Wagner, 
Ordn.  S.  49  —  53.  (Vgl.  auch  ders.  Kuss.  Papierwähr.  Abschn.  I  u.  II.).  —  Andre 
Nothst&nde:  die  österr.  Staatsunterstützung  Ungarns  bei  dem  Misswachs  (durch 
Trockenheit)  in  1S63,  desgl.  die  prcuss.  Ostpreussens  bei  dem  Misswachs  (durch 
Nässe)  in  1S67,  desgl.  die  schweizer.  Cantonalhilfen  bei  der  Rheinuberschwemmung 
in  1»*6S.    Die  prcuss.  Hilf»;  beim  oberschles.  Nothötand  1879.    (^(ies.  v.  3.  Febr.  18S0, 
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ß    Mill.  M.,  ans  einer  Aoleihc.)     Vgl.  Siegel,   über  Staatsbilfe  bei  NothbtÄudon, 
Tub.  Ztschr.  1882. 

Man  kann  auch,  freilich  immer  nur  ganz  bedingt,  zugestehen,  dass,  wenn  ein- 
mal eine  solche  eigentliche  ausserordentliche  Ausgabe  in  einer  Finanzperiodo  (Jahr) 
vorgekommen,  sie  in  den  folgenden  nach  einer  gewissen  Wahrscheinlichkeit  ausbleiben 
wird.  Insofern  wirkt  also  auch  diese  ausserordentliche  Ausgabe  allerdings  ttber  die 
Periode,  in  welcher  sie  erfolgte,  hinaus.  Aber  eine  Sicherheit,  w4e  doch  im  Fall 
der  staatswirthschaftlichcn  Kapitalanlage,  besteht  gleichwohl  nicht.  Ja,  in  dem 
wichtigsten  Falle,  dem  des  Kriegsaufwands,  ist  die  wirkliche  Sachlage  oft  gerade 
umgekehrt:  der  beendete,  selbst  der  glucklich  beendete  Krieg  schaift  oft  genug-  für 
den  Staat  gerade  eine  Aussicht  auf  einen  baldigen  neuen  Krieg.  Dies  kann  selbbt 
in  jenen  Fällen  gelten,  wenn  ein  Krieg  zu  einem  wohlthätigen  staatlichen  Neubau 
und  zu  einem  neuen  Aufschwung  der  nationalen  Volkswirtlischaft  führt.  Die  auch 
Volkswirt h sc  haftlich  so  segensreiche  Folge  der  niederländ.  Befreiungskämpfe 
im  IG.  Jahrh.,  ebenso  der  deutschon  1813,  des  Kriegs  von  1866  in  Deutschland 
bind  Beispiele.  Aber  wenn  man  auch  mit  Recht  in  den  Kriegen  Preussens  geg-en 
Dänemark,  Oestcrreich  und  Frankreich  die  Grundlage  für  die  politische  Wiedergeburt 
Deutschlands,  und  insofern  auch  etwas  volkswirthschaftliclies  Gutes  sieht,  so  beweist 
doch  gerade  dieses  Beispiel,  wie  so  manche  andere,  dass  „ein  Krieg  den  anderen 
gebährt,  oder,  wie  seit  1871,  zu  gebähren  droht*',  was  für  unsere  Frage  von  Wichtig- 
keit ist 

Auch  vom  finanziellen  Standpuncte  aus  wird  man  daher  diese 
ausserordentliche  Ausgabe  in  der  Hauptsache  als  einen  Kapital- 
verlust zu  behandeln  haben.  Derselbe  kann  nur  mitunter,  weil 
er  sich  nicht  periodisch  wiederholt,  {ähnlich  wie  ein  Elementar- 
schaden (oder  wie  etwa  bei  Bauken  massenhafte  Verluste  an  aus- 
stehenden Darlehen  in  einer  Creditkrise) ,  in  einer  Reihe  von 
Finanzperioden  amortisirt  oder  „abgeschrieben"  werden.  Dieses 
Verfahren  beruht  aber  eigentlich  nur  auf  einer  buchhalterischen 
Fietion,  indem  der  erlittene  Verlust  einstweilen  theilweise  noch 
als  ein  Guthaben,  oder  ein  Activum  bloss  in  Rechnung 
betrachtet  wird,  während  in  dem  Fall  der  privat-  und  staats- 
wirthschaftlichen  Kapitalanlage  dieses  Activum  auch  wirklich 
existirt.  In  der  Lehre  von  der  Staatsbedarfsdeckung  ist  dieser 
wesentliche  Unterschied  zu  beachten. 

Stein  a.  a.  0.  3.  A.  S.  46  fi*.  untersucht  die  Grund«;  des  von  ihm  sogen,  staatb- 
wirthsch.  Dcficits  im  Wesentlichen  mit  denselben  Ergebnissen,  wie  ich  schon 
im  Text   der  §§.  41a  — 41c  der  6.  Ausg.  ?on  Bau  die  connexe  Frage  behandelte. 

§.  64.  —  3.     Dritte  Bedeutung. 

Die  staatsrechtliche  Bedeutung  des  Unterschieds  zwischen 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Einnahmen  kommt  auf  die 
Unterscheidung  eines  stabilen,  ein  für  allemal  oder  doch  für  längere 
Perioden  von  den  gesetzlichen  Factoren  (Parlament,  Stände)  be- 
willigten und  eines  wandelbaren,  jährlich  (oder  von  Finanz- 
periode zu  Finanzperiode)  neu  zu  bewilligenden  Theils  des  Aus- 
gabevoranschlags hinaus.  Namentlich  nach  englischem  Vor- 
gange,   der  übrigens  nicht  ganz  allein  steht,  erscheint  es  als  eine 


Staatsrechtliche  Unterscheidung  im  Finanzbedarf.  141 

wichtige  Aufgabe  des  öffentlichen  Finanzrechts  (Bud- 
getbewilligungsfrage), aus  der  jährlichen  Ausgabe  einen  Theil 
als  stabiles  Budget  auszuscheiden,  der  etwa  nur  von  Zeit  zu  Zeit 
wieder  revidirt  wird,  und  dafür  bestimmte  Deckungsmittel 
(privatwirthschaftliche  Einnahmen,  Steuern)  bleibend  der  Regierung 
zar  Verfügung  zu  stellen. 

Das  stabile  Budget  Icann  nicht  wohl  die  ganze  ordentliche  Ausgabe  (in  der 
zweiten  Bedeutung,  Normalürfordcrnisb)  umfassen,  vohl  aber  einige  Hauptposten 
derselben,  weiche  ihrem  Wesen  nach  längere  Zeit  eine  gleichmässige  Höhe 
behalten  und  unter  allen  Umständen  bestritten  werden  müssen,  wenn  die 
StJiatsmaschine  ungestörten  Fortgang  haben  soll.  Dahin  sind  namentlich  gewisse  aus 
priTätrechtlichen  Verpflichtungen  herrührende  Zahlungen,  wie  die  Verzinsung  und 
coutracüiche  Tilgung  der  öffentlichen  Schuld  zu  rechnen.  (A.  Wagner,  Art 
St^tsscbulden,  Staats w Orterb.  X,  49).  Dazu  treten  passend  solche  weitere  Theilo  dor 
ordentlichen  Ausgabe,  über  welche  auch  aus  anderen  Gründen  (z.  B.  um  peinliche 
oder  schwierige  parlamentarischo  Verhandlungen  zu  vermeiden  oder  um  eine  gewisse 
Stabilität  der  Behandlung  der  sich  an  diese  Ausgaben  knüpfenden  politischen  Fragen 
zu  erreichen),  passend  für  längere  Zeit  (selbst  für  eine  unbestimmt  lange  Zukunft) 
eine  fe:>te  Vereinbarung  zwischen  Regierung  und  Volksvertretung  gctrotfen  wird. 
Wichtige  Beispiele  der  Praxis  und  des  geltenden  öffentlichen  Finanzrechtes  sind  die 
Bestimmungen  über  Civillisten,  Krondotationen  u.  s.  w.,  ferner  die  „Contingen- 
tirnng**  des  Militärbudgets  auf  mehrere  Jahre,  wie  im  Norddeutschen  Bunde 
und  Deutschen  Reiche.  Der  schon  vorhandene  Begriff  der  Dotation  könnte  und 
sollte  hier  in  entsprechender  Weise  weiter  gebildet  werden,  so  dass  das  stabile 
Budget  aus  einer  bestimmten  Reihe  solcher  Dotationen  bestände.  (Der 
technische  Ausdruck  Dotation  bezeichnet  im  preuss.  Budget  den  Zuschuss  zur  Rente 
des  Kronfideicommissfonds,  die  Ausgabe  für  die  öffentliche  Schuld  [Verzinsung, 
Tilgung,  Verwaltung]  und  die  Kosten  des  Landtags.) 

Eine  solche  Scheidung  hätte  nicht  nur  günstige  politische  Folgen,  sondern  käme 
muthmasslich  auch  den  Finanzen  zu  Gute.  Denn  das  wandelbare  Budget  würde 
dano  um  so  sorgsamer  geprüft  werden,  während  jetzt  die  ganze  Prüfung  schon  aus  Zeit- 
mangel, oft  genug  nur  allzusehr  Formsache  ist.  Politisch  und  finanzpolitisch  möchten 
diher  die  Vortheile  einer  solchen  Einrichtung  grösser  sein  als  die  von  liberalpolitischcr 
Pirteiscite  geltend  gemachten  Bedenken. 

Treffend  sagt  Stein,  Finanz  ,  1.  Aufl.,  S.  29:  „es  durfte  kaum  zu  bezweifeln 
sein^  dass  dieser  Gedanke  (der  Ausscheidung  eines  ordentlichen  oder  stabilen  Budgets) 
noch  eine  bedeutsame  Zukunft  hat,  da  eine  Bewilligung  des  absolut  Nothwendigen 
«1  sich  ein  Unding  und  seine  Verweigerung  als  Misstrauensvotum  gegen  Persönlich- 
keiten ein  durchaus  verkehrtes  Mittel  ist,  denn  sie  würde  in  der  That  ein  Misstrauens- 
votam  gegen  die  Existenz  dos  Staats  selbst  sein.''  Der  preuss.  Etat  hat  bei  den 
Aasgaben  eine  Rubrik:  „darunter  künftig  wegfallend"  (z.  B.  Gehalte  auf  Aussterbe- 
etat). Diese  Ausscheidung  Hesse  sich  in  der  im  Text  angedeuteten  Weise  ausbilden. 
Ein  verwandter  Gedanke  liegt  zu  Grunde.  Gegen  solche  stabile  Budgetthcile  sind 
meistens  die  mehr  links  stehenden  politischen  Parteien,  in  Deutschland  z.  B.  die 
Fortschrittspartei  in  der  Militärbndgetfrage. 

S.  V.  Malchus,  Finanz.  II,  §.  20  (S.  111  IT.),  A.  Wagner,  Ordn.  u.  s.  w. 
S.  5S,  Stein,  Finanzwiss.,  1.  Ausg.,  S.  29  ff.,  3.  Ausg.,  S.  (59,  71  ff.  Ueber  England 
Malchus  a.  a.  0.,  S.  113,  v.  C zornig,  österr.  Budget,  I,  20,  Bergius,  Finanz- 
wisscnsch.  S.  14,  =  dcrs.  in  d.  Tüb.  Zt^ch.  für  Staatswiss.  \S1\,  S.  105  (über  den 
consolid.  Fonds  handelnd).  Gneist,  engl.  Verwaltungsrecht,  2.  Ausg.  II,  769  und 
§.6**,  S.  832  —  845.  Ders.,  Budg.  u.  Ges.  nach  d.  constitut  Staatsrecht  Englands. 
Bcrl.  iS67.  Die  Angaben  der  verschiedenen  Schriftsteller  stimmen  übrigens  über  die 
englischen  Verhältnisse  nicht  ganz  übercin.  Man  unterscheidet  zwischen  den  auf  dem 
^iesetz  beruhenden  u.  den  für  den  Dienst  des  Jahrs  bewilligten  Ausgaben.  Die 
'-■r-tercn  betragen  nach  Gneist  jotzt  an  30  Mill.  Pfd.  St..  vornemlich  für  die  Zinsen 
der  Schuld,  ausser  welchen  im  J.  ls()4   1.975.139  Pf.  ordentliche  dauernde  Ausgaben 
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waren,  bes.  far  das  gesammte  Richterpersonal,  das  ordentliche  Personal  der  Gesandt- 
Schäften  und  einige  andre  Aemter.  Diese  Ausgaben  sind  auf  den  sogen,  consoli- 
dirten  Fonds  angewiesen,  d.  h.  auf  den  Betrag  einer  bestimmten  Beihe  von  Ab- 
gaben, welche  Pitt  1787  in  einen  Fonds  vereinte  und  für  jene  Ausgaben  bleibend 
bcwilliojeii  Hess.  Die  einzelnen  Einnahmen  n.  Ausgaben  dieser  Fonds  waren  ursprünglich 
nach  dem  älteren  finanzrechtl.  System  je  als  besondere  Fonds  constituirt,  dann  in 
drei  grössere  Fonds  zusammengezogen  worden,  bis  sie  nun  zum  consolid.  Fonds  rer- 
einigt wurden  (27  Ge.  111,  c.  13).  Dieser  Fonds  haftet  für  die  betr.  Ausgaben,  nur 
sein  Uebcrschuss  steht  zur  Anweisung  für  den  Dienst  des  Jahres  offen.  Die  auf  dem 
Gesetz  beruhenden  Ausgaben  werden  daher  auch  nicht  im  Etat  dem  Parlament  zur 
Bewilligung  vorgelegt  üebcr  den  consolid.  Fonds  u.  die  ihm  vorangeh.  Gosetzgeb. 
s.  Gneist  a.  a.  0.  II,  833.  Die  neueren  Aemter  und  Verwaltungseinrichtungen  sind 
immer  mehr  auf  die  period.  Parlamentsbewilligungen  angewiesen  worden  (eb.  S.  835).  — 
In  den  Niederlanden  wurde  vor  der  Trennung  Belgiens  nach  Ges.  r.  24.  Aug.  1815 
ein  10 jähr,  stabiles  Budget  bewilligt  „für  alle  ordentlichen,  fixen  und  beständigen 
Ausgaben,  welche  aus  dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  hervorgehen  u.  insb.  sich 
auf  den  Friedensstand  beziehen."  S.  Malchus  II,  118.  Vorschlag  Lafitte's  für 
Frankreich  1827,  ebcndas.  S.  114.  —  Norddeutsche  Bundesverf.  Art.  60,  Be- 
willigung eines  stabilen  Militäretats  bis  Ende  1871,  1  Vo  ^'  Bevölkerung  v.  1S67, 
225  Thlr.  per  Mann.  Ebenso  Deutsche  Reichsverf.  Art.  60,  s.  auch  Art.  62,  71. 
Dann  Deutsches  Reichsges.  v.  9.  Dec.  1871,  worin  auf  3  Jahre,  bis  Ende  1874,  ein 
stabiler  Militäretat  bewilligt  wurde.  S.  darüb.  A.  Wagner  im  HoltzendorlTschen 
Jahrb.  III,  171  ff.  Seitdem  jährliche  Bewilligung,  aber  auf  Grund  der  im  Reichsges. 
V.  2.  Mai  1874  für  die  Zeit  v.  1875— Sl  gesetzlich  festgesetzten  Truppenstärke 
(,. Friedenspräsenzstärke"  des  Heeres  an  ünterofficieren  u.  Mannschaften,  ohne  Ein- 
rechnung  der  Einjährig-Freiwilligen)  von  401.659  Mann.  Durch  Ges.  ?.  6.  Mai  ISSO 
ist  diese  Zahl  bis  31.  März  1S88  auf  427,274  Mann  festgestellt  worden. 

III.  Die  Wahl  der  Deckungsnüttel  oder  Eingangsarteu 
für  den  Finanzbedarf. 

S.  hierzu  bes.  die  oben  S.  130  in  der  Vorbem.  zu  diesem  Kap.  genannte  neuere 
Literatur  über  die  Principienfrage :  Steuern  oder  Schulden? 

Dieser  allgemeinen  Frage  nach  den  richtigen  Deckungsmitteln  wird  in  der 
Praxis  selten  näher  getreten,  weil  für  die  Hauptmasse  der  von  einem  zum  andern 
Jahr  sich  wiederholenden  Ausgaben  bestimmte  Deckungsmittel  geschichtlich  über- 
kommen und  staatsrechtlich  festgestellt  zu  sein  pflegen.  Auch  die  Theorie  hat  erst 
neuerdings  dieser  Frage  ihre  Aufmerksamkeit  gewidmet  und  sie  principiell  zu  be- 
antworten gesucht  (s.  u.).  Dies  ist  vom  Standpuncte  der  Wissenschaft  ans  auoli 
durchaus  geboten.  Namentlich  verlangt  die  systematische  Behandlung  der  Finanz- 
wissenschaft eine  solche  principielle  Erörterung  der  Frage,  weil  sonst  immer  die 
innere  (organische)  Vorbindung  zwischen  der  Lehre  von  den  Staatsausgaben  niid 
Einnahmen  fohlt  Die  Theorie  muss  der  Praxis  hier  den  richtigen  Weg  zeigen. 
Kümmert  sich  die  Praxis  um  jene  Frage  nicht,  so  steht  sie  eben  nur  auf  dem  Stand- 
puncte gewöhnlicher  Koutine  und  wird  bei  jeder  Schwierigkeit  Fiasco  machen,  nach- 
dem sie  mit  ihrer  planlosen  Wahl  der  Deckungsmittel  für  gesteigerte  Ausgaben  und 
Deficite  der  Volkswirthschaft  und  den  Finanzen,  dem  Volke  und  Staate  schwere 
Wunden  geschlagen  hat.  Namentlich  droht  hier  regelmässig  die  grosse  Gefahr,  dass 
ohne  Untersuchung,  ob  es  in  diesem  Falle  zulässig  sei,  das  acute  Deficit  einfach  ho 
lange  es  irgend  geht  durch  Aufnahme  von  Staatsschulden  oder  Veräusserung  von 
(meistens  werbendem)  Staatseigenthum  gedeckt  wird,  statt  dass  die  Ausgaben  möglichst 
beschränkt  und  die  Einnahmen  aus  Steuern  rechtzeitig  erhöht  werden.  Dadurch  wird 
das  ,,acute"  Deficit  zu  einem  „chronischen'*,  das  sich  von  einer  Finanzperiode 
zur  anderen  hinzieht,  in  Folge  der  falschen  Deckungsmittel  immer  mehr  vergrössert, 
schliesslich  lawinenartig,  und  nun  vollends  nicht  mehr  zu  beseitigen  ist.  Von  der 
Wahl  richtiger  Deckungsmittel  für  die  Ausgaben  hängt  daher  auch  der  dauernde 
(ileichgewichtszustand  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen  im  Staatshaushalt  ab. 
Während  die  Vermeidung  eines  Cassendeficits  mehr  nur  eine  Aufgabe  der  Finanz- 
calculatur  ist,  wird  die  Erhaltung  (und  eventuell  die  Wiederherstellung)  jenes 
dauernden    Gleichgewichtszustands     dts    Staatshaushalts    eine    der    wichtigsten    und 
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schwierigsten  Auf^abcu  der  practiscLen  Finanzpolitik  und  die  tlieorctische  Eiörtcruu^ 
tiber  diese  Aufgabe  eine  bisher  meistens  nicht  genügend  erörterte  Cardinalfrage  der 
Finanzwissenschaft.  —  Besonders  instructir  für  Pathologie  und  Therapie  von  Deßcits  und 
iDSofern  für  die  Theorie  der  Staatsbedarfsdeckung  ist  die  neuere  Österreich.  Finanz- 
geschichte. In  diesem  Staate  hat  man  es  zu  lange  versäumt,  das  einmal  nicht  zu  be- 
seitigende Deficit  durch  rechtzeitige  und  gehörige  Steigerung  der  Steuern  zu  decken. 
Es  var  namentlich  ein  schwerer  Fehler  der  absolutistischen  Regierung  vor  und  nach  1S4S, 
immer  wieder  zu  leicht  zu  dem  verführerischen  und  politisch  bequemeren  Mittel  der  Ver- 
mehrung der  Staatsschuld  und  sogar  des  Papiergelds  zu  greifen,  als  zur  unliebsamen 
Steuererhöhung.  Mannichf.  Beisp.  in  meinen  tiuanzgeschichtl.  Aufsätzen  Über  Oesterreicli, 
so  z.  B.  Staats  Wort  erb.  Vl(,  005,  620.    Wie  anders  verfuhr  Nordamerika  im  Bürgerkriege! 

§.  65.  Für  die  aufgeworfene  Frage  genügt  es,  bloss  zwischen 
den  beiden  Hauptarten  von  Eingängen  oder  Deckungsmitteln  zu 
onterscheiden,  welche  man  gewöhnlich  ordentliche  und  ausser- 
ordentliche nennt.  Die  ersteren  sind  die  ihrer  Natur  nach 
einer  regelmässigen  Wiederholung  von  Periode  zu 
Periode  fähigen  Einnahmen,  nemlich  der  Privaterwerb  des 
Staats  und  die  Auflagen  oder  Steuern  (im  weitesten  Sinne  des 
Worts).  Die  ausserordentlichen  umfassen  die  keiner  solchen 
periodischen  Wiederholung  fähigen  Eingänge  aus  der  Veräus- 
sernng  von  Staatseigenthum  (Verminderung  der  Staatsactiva) 
und  aus  der  Benutzung  des  Staatscredits  oder  der  Auf- 
nahme von  Staatsschulden  oder  Anleihen  (Vermehrung 
der  Passiva).  In  unserer  heutigen  Zeit  und  in  den  civilisirten 
Staaten  kommen  als  ordeDtliche  Einnahmen  vornemlich  die  Steuern 
and  als  ausserordentliche  die  Staatsschulden  in  Betracht. 
Die  Frage  dreht  sich  daher  vor  Allem  darum,  ob  Steuern  oder 
•Staatsschulden  zur  Bedeckung  der  Ausgänge  über- 
haupt und  speciell  der  Ausgaben  und  event.  in  welchem 
Verhältniss  beide  dazu  benutzt  werden  sollen.  In 
dieser  Form  liegt  sie  in  der  Regel  in  der  Praxis  zur  Entscheidung 
vor  und  bietet  sie  auch  für  die  Theorie  das  meiste  Interesse.  Sie 
mtiss  aber  beantwortet  werden,  noch  bevor  die  einzelnen  Arten 
der  ordentlichen  Einnahmen  näher  betrachtet  werden,  weil  es  vom 
Aasfall  der  Antwort  abhängt,  bis  zu  welcher  Höhe  der  Ausgänge 
unbedingt  ein  Gesammtbetrag  ordentlicher  Einnahmen  zu  be- 
^haflfen  ist. 

Nach  der  Terminologie  o.  S.  131  u.  in  der  Grundlegung  §.  ü4  IT.  würden 
die  „ausserordentlichen*'  Einnahmen  des  gewöhnlichen  Sprachgebrauchs  meistens  nur 
unter  den  allgemeineren  B<;grifF  der  ,, Eitigünge"  fallen  und  nur  die  ordentlichen 
Einnahmen  eigentliche  Einnahmen  sein.  Zn  beachten  ist  übrigens  auch  für  die 
HDanzwirthschaft,  dass  manche  Ein-  und  Ausgänge  nur  ein  Substanzwechsel 
fJ^  Vermögens  sind,  nicht  eine  eigentliche,  neue  Einnahme  oder  Ausgabe. 
Es  Längt  dies  mit  der  Leliiv  vom  onb'ntlirlien  und  anssorordentlichcn  Finanzbedarf 
in  diT  obigen  zweiten  Bedeutung  (§.  63)  zusammen.     Der  Ausgang  für  eine  Staats- 
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wirtbsckaftliche  Kapitalanlage  ist  z.  B.  keine  reelle  Ausgabe,  sondern  nur  ein  solcher 
Substanzwccbsel.  S.  Grundlegung  I,  §.68  ff.  Die  neue  Terminologie  dient  daza, 
auf  solche  wesentliche  Momente  der  Unterscheidung  hinzuweisen,  was  z.  B.  Ad. 
Held  in  s.  Bemerk,  in  Hildebrand's  Jahrb.  1876,  B.  27,  S.  153  verkannt  bat 

§.  66.  Steuern  oder  Staatsschulden  als  Deckungs- 
mittel  der  Ausgaben. 

1.  Dogmengeschichtliches  über  diese  Frage. 

Es  kann  sich  an  diesem  Orte  nur  um  eine  generelle  Characterisirung  der 
älteren  und  neueren  theoretischen  Ansichten  handeln.  S.  Näheres  bei  Dietzel, 
System  d.  Staatsani,  pass.,  bes.  S.  158  ff.,  und  bei  A.  Wagner,  Ordnung  d.  österr. 
Staatshausb.  S.  6  ff.,  14  ff.  Im  Texte  ibt  dieser  Darstellung  und  der  Behandlung  der 
Frage  im  Art.  Staatsschulden  im  Staatswörterb.  gefolgt  worden.  Das  Gesag:te  bezieht 
sich  so  ziemlich  auf  alle  früheren  Theoretiker,  auch  auf  Nebenius,  v.  Malchns 
und  auf  Kau.  S.  in  der  5.  Aufl.  seiner  Finanzwiss.  bes.  §.  466,  469,  471, 
478a,  worin  übrigens  im  Vergleich  mit  den  früheren  Auflagen  schon  mehrfache  Zu- 
geständnisse gegen  die  neuere  Lehre  gemacht  sind.  Der  Satz,  mit  welchem  in  §.471 
der  früheren  Auflagen  die  Lehre  von  den  Staatsschulden  von  Kau  eingeleitet  wurde: 
„wenn  zur  Bestreitung  des  beschlossenen  Staatsaufwands  die  gegenwärtigen  Staats- 
einkünfte (d.  b.  die  ordentlichen  Einnahmen)  nicht  zureichen,  eine  Erhöhung  der- 
scll)en  für  volkswirthschaftlich  nachtheilig  oder  überhaupt  nicht  für  rathsam  erachtet 
wird  und  kein  früher  angesammelter  Hilfsvorrath  zur  Verfügung  steht,  so  rauss  die 
fehlende  Summe  durch  eine  Schuld  gedeckt  werden"  —  dieser  Satz  bezeichnet  eben 
nur  ganz  richtig  den  Zeitpunct.  wo  eine  Schuld  aufgenommen  zu  werden  pflegt, 
aber  enthält  kein  Princip  über  das  Wesen  und  die  Zulässigkeit  einer  Benutzung  des 
Staatscredits. 

Die  älteren  Theoretiker  haben  die  Frage  nach  der  Wahl  der 
Bedeckungsart  der  Ausgaben  nicht  generell  und  principiell  bebandelt, 
sondern  sie  regelmässig  nur  bei  Gelegenheit  ihrer  Erörterungen 
über  Staatsschulden  berührt.  Sie  stellten  dabei  kurzweg  die  Frage 
auf,  ob  und  wann  der  Staatscredit  benutzt  werden  dürfe  und  solle 
und  ob  Staatsschulden  mehr  Vortheile  oder  mehr  Nachtbeile  böten. 
Hier  hätte  dann  eine  absolute,  allgemein  giltige  Antwort  gegeben 
werden  müssen,  die  aber  unmöglich  war.  Jene  Theoretiker  sind 
deshalb  zu  einer  klaren  Krkenntniss  des  Wesens  und  zu  einer  unbe- 
fangenen Würdigung  des  Staatscredits  nicht  gelangt,  sie  blieben 
alle  an  dem  Namen  Staatsschuld  hängen  und  dieser  wurde  somit 
verhängnissvoll  (Dietzel).  Man  wog  die  Vortheile  und  Nachtheile 
ab,  fand  regelmässig  die  für  eine  Benutzung  des  Staatscredits 
sprechenden  Gründe  zu  leicht,  sah  höchstens  in  der  Aufnahme  von 
Staatsschulden  ein  freilich  oft  unvermeidliches  Uebel  und  beschäftigte 
sichdaun  vorzugsweise  mit  den  Erscheinungsformen  des  Staats- 
credits, indem  die  Nachtheile  des  Staatsschuldenwesens  durch 
eine  richtige  Wahl  der  Schuldform  möglichst  abgeschwächt  werden 
sollten.  Statt  ein  festes  Princip  über  das  Wesen  und  die  Zulässig- 
keit eiuer  Benutzung  des  Staatscredits  aufzustellen,  bezeichnete  die 
herrschende  Finanztheorie,  von  den  Vorgängen  in   der  Praxis  ein- 
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faeh  abBtrabirendy  nur  den  Zeitpanct,  wo  eine  Schuld  contrahirt 
zu  werden  pflegt,  als  denjenigen,  wo  eine  Sobald  allenfalls  auf- 
genommen werden  darf.  Hier  wnrde  also  die  angefoebtene  Praxis 
znm  tbeoretiscben  Rechtfertigongsgrande  des  Staatsscbuldenmacbens 
selbst.  Bei  einem  solcben  Selbstwidersprucb  der  Theorie  Hessen 
sich  begreiflich  nicht  einmal  die  notorisch  schlimmsten  Aos- 
schreitangen  der  Praxis  in  der  Benotznng  des  Staatscredits  ver- 
htlten.  £s  wäre  bei  der  gegnerischen  Stellung  zu  allem  Staats- 
seholdenwesen  folgerichtiger  gewesen,  zu  verlangen,  dass  die  Aus- 
gabe nicht  Aber  den  Betrag  der  ordentlichen  Einnahme  steigen 
solle  oder  letztere,  wenn  der  Bedarf  einmal  nicht  mehr  zu  ver- 
mmdem  sei,  unbedingt  auf  die  Höhe  desselben  gebracht  werden 
mttsse.  Aber  angesichts  der  practischen  Schwierigkeiten  wurde 
diese  Consequenz  nicht  gezogen. 

2.  Principielle  Erörterung  dieser  Frage.  Die  Früheren 
fibersahen,  dass  die  von  ihnen  behandelte  Frage  über  die  Anwend- 
barkeit des  Staatscredits  nicht  für  sich  zu  beantworten  ist,  sondern 
dass  ihr  eine  Vorfrage  vorausgehen  muss,  welche  Ausgänge  bez. 
Ausgaben  grundsätzlich  durch  ordentliche  Einnahmen  zu 
decken  sind.  Die  Untersuchung  hierüber  führt  erst  zu  einer 
richtigen  Auffassung  aller  der  Controversen,  welche  sich  an  die 
Benutzung  des  Staatscredits  knüpfen,  hin.  Es  sind  dabei  die 
beiden  Fragen,  welche  Ausgänge  durch  Steuern  und  welche  durch 
Anleihen  zu  decken  seien,  in  ihrem  organischen ^i^mmenhang 
aufzufassen  und  auf  ein  oberstes  Princip  zurückzuführen,  nach 
welchem  sie  einfach  beantwortet  werden  können.  Die  Neueren 
sind  in  dieser  Weise  verfahren  und  haben  dadurch  eine  feste 
Grundlage  für  die  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung 
gelegt  Eine  principielle  Würdigung  des  Staatscredits  ist  erst  hier- 
durch erzielt  worden. 

S.  die  betreff.  Literaturangaben  oben  S.  ISO.  Ausserdem  auch  Emminghaus 
Mf  d.  rolkswiithsch.  Ck>ngres8  in  Mainz  1869  (L  Auszug  Br.  H.  Bl.  1869  Nr.  985), 
den.  im  Bremer  Handelsbl.  Nr.  892  (1863)  (wie  der  Aufs.  ?.  Nasse  in  d.  Tab. 
Ztschr.  eine  kritische  Bevision  der  Theorieen  ▼.  Dietzel,  Wagner,  Laspeyres, 
Sotbeer).  Ebendas.  ein  Au&atz  aus  anderer  Feder,  „Staatsschulden  u.  Steuern'', 
Nr.  929  (1869).  0.  Gildemeister  „Kriegsanleihen''  in  d.  Freuss.  Jahrb.  B.  17. 
Dts,  was  an  den  Ansichten  Sotbeer'sin  Betreff  der  nachtheiligen  Wirkung  inländischer 
Anleihen  ?erglichen  mit  Steuern  auf  die  Yertheilung  des  Vermögens,  bez  Ein- 
kommens in  der  Yolkswirthschafl  richtig  ist,  ist  nichts  Neues  und  kann  durch  fingirte 
Zahlenbeispiele  auch  m.  £.  nicht  besser  bewiesen  werden.  (Vgl.  auch  die  sich 
sotbeer  anschliessenden  Bemerkungen  7on  Emminghaus  im  Br.  H.  BL  a.  a.  0.). 
Ib  den  Erörterungen  Über  die  Wirkungen  solcher  Anleihen,  die  das  Kapital  einer 
pTodactifen  Verwendung  im  Inland  erst  wegnehmen  (s.  §.  6S),  als  Kapital ent- 
ziehnngen  auf  die  Yolkswirthschaft,  komme  ich  schon  in  d.  Ordn.  d.  Ostorr.  Staats- 

JL  Wafner.  Finanzwissenscliaft    I.  3.  Aufl.  XO 
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hwk^  S.  31 — 35  (1863)  und  noch  bestimmter  in  dem  Art.  Staatsschulden  im  Hand- 
wörterbuch ?on  Bontzsch  S.  860  (geschrieben  Anf.  1865)  und  im  StaatswOrterb. 
X,  15  — 18  (1865)  zur  Bevorztignng  der  Steuer  vor  der  Anleihe,  weil  letztere  die 
Yertheilnng  ungünstiger  beeinflusse  und  die  Arbeiter  eher  beeinträchtige.  Stein 
hat  schon  früher  und  noch  in  der  3.  Aafl.  s.  Finanzwiss.  S.  44  ff.,  dann  S.  715  E, 
727  ff.  im  Wesentlichen  keine  andre  Theorie  der  Staatsbedarfsdeckung,  als  die  im 
Text  aufgestellte,  nur  dass  er,  wie  Dietzel,  die  noth wendige  Einschränkung  ftkr  die 
wirkliche  Benutzung  des  Staatscredits  zur  Deckung  nicht  macht  und  somit  die 
eigentlich  socialpolitische  Seite  der  Frage,  die  auch  Sötbeer  behandelt,  — 
Einfluss  der  Wahl  der  Deckungsmittel  und  spedell  der  Schuldaufnahme  auf  die 
Yertheilnng  des  Volkseinkommens  —  vernachlässigt.  Wenn  er  es  dabei  ^  gut 
findet,  auch  in  der  3.  Ausg.  S.  731,  meine  Behandlung  der  Frage,  die  viel  älter  als 
4ie  seinige  ist  (schon  in  meiner  „Ordnung  des  Osterreich.  Staatshaushalts''  a.  a.  0.  — 
1863),  nicht  einmal  zu  erwähnen,  obwohl  sie  in  d.  6.  Audg.  v.  B&n's  Finanzwiss. 
die  erschöpfendste  Bearbeitung  des  Gegenstands  war,  ursprünglich  unabhängig  von 
Dietzel  entstand  n.  z.  B.  Nasse  in  dem  von  Stein  selbst  genannten  Au£atz  mit 
zum  Anknüpfungspuncte  diente,  so  berechtigt  mich  das  wohl  zu  einer  Yerwabrnng 
gegen  diese  literarische  Bloyalltät  in  einem  Werke,  welches  auf  Objectivität  Anspruch 
macht  Die  von  Stein  jetzt  so  betonte  Verbindung  der  Staatsschuldenfrage  mit  d^ 
Verwaltung  ist  in  meiner  schon  lb63  und  1865  aufgestellten  und  in  der  6.  Ausg. 
V.  Bau^s  Finanzwiss.  neu  formulirten  Lehre  von  der  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage 
im  JSem  und  in  der  Ausführung  vollständig  enthalten.  St  ein 's  ohnehin  schiefe  und 
in  seiner  Weise  nicht  haltbare  Unterscheidung  von  Finanzcredit  und  Staatsschuld 
hat  mit  der  hier  zu  behandelnden  Frage  nichts  zu  thun.  Bau  hatte  den  Gegenstand 
des  Tezts  noch  kaum  nur  bertüirt.  In  d.  4.  A.  hat  Stein  keine  Aenderungen  ge- 
macht, welche  mich  zur  Zurücknahme  dieser  Vorwürfe  bestimmen  kOnnen.  S.  4.  A. 
I,  61  ff.,  II,  343  ff.,  457  £  In  gekünstelter  neuer  Terminologie  wird  die  jetzt  allge- 
mein angenommene  Lehre  vorgetragen,  nur  dass  wie  bei  Dietzel  die  Grenze  fftr 
die  Benutzung  des  Gredits  viel  zu  weit  bleibt  u.  demgemäss  auch  das  enorme  Wachs- 
thum  der  Schulden  in  einigen  modernen  Staaten  za  leicht  genommen  wird  (II,  464  ff.). 

Den  Wegy  anf  welchem  man  zur  jetzigen  Theorie  der  Bedarfs- 
deckung gelange  and  diese  Theorie  selbst  betreffend,  so  hat  man 
zunächst  die  Frage  nach  der  richtigen  Bedeckungsart  der  Aus- 
gaben mit  der  früher  in  §.  63  aufgestellten  Unterscheidung  des 
Finanzbedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordenüichen  in  Verbindung 
gebracht,  wobei  das  Unterscheidungsmerkmal  in  der  Dauer  der 
mit  einer  Ausgabe  als  einer  GUterverwendung  hervorgebrachten 
Wirkungen  liegt  Dadurch  gewann  man  eine  feste  Unter- 
grenze für  denjenigen  Theil  des  Gesammtausgangs,  der  unbe- 
dingt durch  ordentliche  Einnahmen  (Steuern)  bedeckt  werden 
muss:  im  Wesentlichen  die  ordentliche  Ausgabe  oder  das 
Normalerforderniss.  Jene  Untergrenze  bezeichnet  zugleich  die 
Obergrenze  (Maximum),  bis  wohin  allenfalls  die  ausserordentliche 
Einnahme  (Schuldaufnahme)  zur  Deckung  der  Ausgänge  benutzt 
werden  darf,  soweit  nemlich  Zweck,  Wesen  und  Wirkung 
der  letzteren  hierüber  entscheidet:  demnach  darf  von  diesem 
Gesichtspuncte  aus  der  ganze  ausserordentliche  Finanz- 
bedarf, d.  h.  die  privat-  und  staatswirthschaftliche 
Kapitalanlage  und  die  eigentliche  ausserordentliche 
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Aasgabe  aal*  diese  Weise  bestritten  werden.  Jedoch  ist  damit 
noch  nicht  die  weitere  Frage  beantwortet,  ob  überhaupt  nnd  unter 
allen  Umständen  oder  wieweit  die  ausserordentliche  Einnahme 
wirklich  zur  Deckung  dieser  Ausgaben  benutzt  werden  soll;  denn 
hierfür  können  doch  noch  andre  als  der  obige  Gesichtspunct  in 
Betracht  kommen.  Die  Entscheidung  hängt  nemlich  noch  von 
einer  weiteren  Erwägung  ab. 

Dietzel  a.  a.  0.  zieht  diesen  zweiten  Ponct  nicht  mit  in  Betracht«  sondern 
entscheidet  nur  nach  der  Wirlrang  der  Ausgaben,  die  mit  Anleihen  oder  Steuern  be- 
stritten werden.  Hieraus  sowie  aus  der  unterlassenen  weiteren  Spedalisirung  der 
ansaerordentlichen  Ausgaben  erklärt  sich  seine  viel  zu  weit  gefasste,  deshalb  unrichtige 
Begel  for  die  Benutzung  des  Staatscredits.  Die  im  Text  herrorgehobone  Berück- 
sichtigung der  Wirkungen  von  Anleihen  oder  Steuern  als  Guterentziehungen  schon  in 
d.  Onln.  d.  Osterr.  Staatshaush.  Abschnitt  I  Nr.  3,  S.  19  —  36.  Aehnlich  einseitig 
wie  Dietzel  auch  noch  Stein  a.  a.  0.,  selbst  noch  in  d.  4.  A. 

Neben  der  vergleichenden  Betrachtung  ^  welche  Wirkungen 
die  Ausgänge  als  Güter-  oder  Kapitalverwendungen  auf  die 
Volkswirthschaft  ausüben,  müssen  nemlich  auch  noch  die  Wirkungen 
verglichen  werden,  welche  die  beiden  verschiedenen  Arten  der 
Einnahmebeschaffang ,  also  namentlich  die  Besteuerung  und  die 
Scholdenaufhahmey  als  Güter-  oder  Kapitalheranziehungen  aus 
dtai  Einzelwirthschaften    auf   die  Volkswirthschaft   hervorbringen. 

Die  ausserordentliche  Einnahme  darf  dann  der  ordentlichen 
Einnahme  wirklich  als  Deckungsmittel  vorgezogen  werden,  wenn  es 
erstens  der  Zweck  und  die  Wirkung  des  Ausgangs  erlaubt,  also 
wenn  es  sich  um  ausserordentliche  Aasgaben  (i.  w.  S.)  handelt,  und 
wenn  zweitens  in  diesem  Falle  zugleich  die  Beschaffung  ausser- 
ordentlicher Einnahmen  von  der  Volkswirthschaft  günstiger  oder 
minder  ungünstig  empfunden  wird,  als  die  Beschaffung  ordentlicher 
Einnahmen. 

Hierdurch  erhält  man  für  die  Theorie  und  die  rationelle  Praxis 
die  Regel,  dass  die  wirkliche  Anwendung  des  Staatscredits 
gegenüber  jener  vorhin  aufgestellten  Obergrenze  sehr  wesentlich 
zu  beschränken  ist,  d.  h.  es  muss  auf  die  Schuldaufnahme 
in  vielen  Fällen  verzichtet  werden,  wo  die  Beschaffenheit 
der  Ausgänge,  welche  durch  Schulden  gedeckt  werden, 
allein  betrachtet,  sie  erlauben  würde.  Demgemäss  ist 
alsdann  die' ordentliche  Einnahme  (Besteuerung)  mit- 
unter selbst  auf  den  ganzen  Betrag  der  ausserordent- 
lichen Ausgabe  zu  erhöhen  (s.  u.  §.  68  ff.). 

Hiemach  ist  mithin  im  Unterschied  von  der  principlosen  Auf- 
fassung der  früheren  Theorie  der  Satz  festgestellt  worden,  dass  die 
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Deckungsmittei  der  FiDanzwirthschaft  grundBätzlicb  doppelte 
sind:  ordentliche  Einnahmen,  besonders  durch  Benutzung  der 
Stenerkraft  und  ausserordentliche  Einnahmen,  besonders 
durch  Anwendung  des  Staatscredits:  Besteuerung  und 
Schuldaufnahme  sind  zwei  Formen  derselben  Operation 
mit  specifisch  gleicher,  nur  gradweise  verschiedener 
Wirkung. 

§.  67.  —  3.  Begründung  dieser  Theorie  der  Finanz- 
bedarfsdeckung. 

Vgl.  hierzu  auch  Wagner,  Grundleg.  Abth.  I,  Kap.  3  und  4,  ttber  die  Organisation 
der  Yolkswirthschaft  und  den  Staat 

In  beiden  genannten  Fällen ,  bei  der  Besteuerung  und  der 
SchuldaufDahmC;  werden  für  die  Zwecke  des  staatswirthschaftlichen 
Productionsprocesses  Güter  aus  den  Einzelwirtbschaften  in  der 
Volkswirthschaft  herangezogen  und  in  das  Staatswesen  verarbeitet 
Aber  die  „Producte",  welche  in  letzterem  durch  diese  Gttterver- 
wendungen  gewonnen  werden,  sind  von  verschiedener  Dauer.  Die 
Nothwendigkeity  sie  neu  zu  erzeugen,  wiederholt  sich  daher  in 
Perioden  von  ganz  ungleicher  Länge.  An  diesen  Unterschied  ist 
hier  anzuknüpfen  und  sind  demnach  die  Staatsleistungen,  je  nach- 
dem sie  mit  ordentlichen  oder  mit  ausserordentlichen  Aus- 
gaben bewerkstelligt  werden,  zu  trennen. 

a)  Die  Leistungen  ersterer  Art  werden  im  Allgemeinen  stets 
in  gleich  langen  Zeitabschnitten  (z.  B.  Finanzjahren)  völlig  ,,con- 
sumirt^^  Im  Wesentlichen  liegt  Jahr  für  Jahr  das  gleiche  Be- 
dürfniss  der  Einzelwirthschaften  nach  diesen  von  der  staatlichen 
Oesammtwirthschaft  für  sie  zu  erzeugenden  Gütern  (Sorge  ftlr 
Rechtsschutz ;  Beförderung  der  Cultur  und  Wohlfahrt)  in  derselben 
Weise  wieder  vor.  Die  Einnahmen,  mit  denen  die  ordentliche  Aus- 
gabe gedeckt  wird,  stellen  daher  in  der  That  die  Zuführung  von 
umlaufendem  Kapital  in  den  Staatshaushalt  dar,  gehen  mit  ihrem 
ganzen  Werthe  in  die  Productionskosten  der  mit  jener  Ausgabe 
hergestellten  Güter  (also  meistens  immaterieller  Staatsleistungeo) 
und,  wenn  man  der  Berechnung  z.  B.  Jahresabschnitte  zu  Grunde 
legt,  auch  in  den  Gesammtwerth  der  Jahresproduction  in  der  Volks- 
wirthschaft über.  Was  der  letzteren  zur  Deckung  der  ordentlichen 
Ausgabe  an  Gütern  jährlich  entzogen  wird,  was  also  gewisser- 
massen  eine  Ausgabe  für  die  Gesammtbeit  der  Privat-  und  der 
Gemein wirthschaften  ausschliesslich  derjenigen  des  Staats  selbst 
bildet,  erhält  die  Volkswirthschaft  und  erhalten  speciell  diese  Wirth- 
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Schäften  in  derselben  Zeit  im  Werthe  der  Staatsleistungen,  also  an 
Einnahme,  wieder. 

So  ist  es  wenigrsteDs  bei  gerechter  Stenervertbeilong  und  bei  der  richtigen 
Korminuig  ron.  Allen  im  Wesentlichen  gleichmässig  zu  Gate  kommenden,  Staats- 
leiätüngen  aach  in  Betreff  jeder  einzelnen  Einzelwäthscbaft.  Die  Staatseinnahmen, 
mit  denen  die  ordentliche  Ausgabe  bestritten,  also  m.  a.  W.  mit  denen  die  jährlich 
ron  Nenenv  in  gleichem  Umfange  nOthig  werdenden  Staatsleistangen  beschau  werden 
sollen,  mOssen  daher  einer  ebensolohen  regelmässigen  Wiederholung  f&hig  sein.  Dies 
sind  nnn  aber  bloss  die  ordentlichen  Staatseinnahmen,  namentlich  aach  die  Stenem. 
Daher  sind  diese  allein  die  geeigneten  Deckungsmittel  fttr  die  ordentlichen  Ausgaben 
imd  müssen  sie  ausreichen,  also  nOthigenfalls  entsprechend  erhöht  werden,  um  diese 
Aasgaben  ?ollständig  zu  decken. 

Wird  nun  das  Gebiet  der  Staatsthätigkeit  und  das  Verwaltungs- 
system richtig  bestimmt y  so  dass  der  Betrag  der  ordentlichen 
Ausgabe  und  Einnahme  wenigstens  auf  die  Daner  ebenfalls  als 
angemessen  gelten  kann,  so  wird  durch  die  strenge  Befolgung 
des  Grundsatzes^  mindestens  stets  die  ganze  ordentliche  Aus- 
gabe durch  ordentliche  Einnahmen  zu  decken,  in  finanzieller 
und  in  volkswirthschaft lieber  Hinsicht  ein  zweifacher  wichtiger 
Vortheil  erreicht,  dem  nachzustreben  ist.  Einmal  bleibt  der 
Staatshaushalt  vor  der  Gefahr  eines  ^^chronischen'', 
nicht  bloss  stets  wiederkehrenden,  sondern  sich  in 
seiner  Höhe  stets  noch  steigernden  Deficits  bewahrt. 

Damit  wird  auch  in  schwierigen  Perioden  des  Staatslebens  der  rettangslose 
Rain  der  Finanzen  mit  allen  seinen  furchtbaren  wirthschaftlichen ,  politischen  und 
sittlichen  Folgen  für  das  Volk  vermieden.  Denn  wenn  selbst  ein  Theil  der  ordent- 
hohen,  noth wendig  jährlich  im  gleichen  Betrage  wiederkehrenden  Ausgabe  durch  die 
natOrlich  nicht  lange  vorhaltende  Veräusserung  von  Staatseigenthum  oder  darch  Schuld- 
aufnähme  gedeckt  wird,  so  wächst  das  vorhandene  Deficit  jährlich  auch  bei  sonst 
gleich  bleibender  Ausgabe  um  den  Betrag  der  verminderten  Einnahme  und  der  hin- 
zokommenden  Zinsen,  und  zwar  in  immer  stärkerer  Progression. 

Besonders  deutliche  Belege  für  diese  Sätze  giebt  die  neuere  Finanzgeschich tc 
Oesterreichs,  Italiens,  auch  Busslands  und  z.  Th.  Frankreichs,  Die 
Progression  des  Schulderfordemisses  nach  dem  absoluten  Betrage  (in  Millionen)  des 
letzteren  und  nach  dem  Yerhältniss  zur  ordentlichen  Netto-Einnahme  in  zweien  dieser 
Staaten  zeigt  die  folgende  Uebersicht,  wobei  freilich  zuzugeben  ist,  dass  nur  ein  Theil 
der  Zunahme  auf  die  ganz  verwerfliche  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  mit  Staats- 
schulden zurttckgefahrt  werden  kann. 


Oesterreich. 

Besultat. 

(Gesammtstaat) 

Proc.  d.  ord. 

Schuld- 

Einn. 

erfordern  iss 

MilL  fl.  C.-M. 

1848 

37-2 

33-3 

1849 

172 

340 

1850 

44-7 

261 

1851 

54-7 

28-7 

1852 

56-2 

26-5 

1853 

641 

2S-6 

1854 

72  9 

311 

1855 

791 

31-9 

1856 

91-4 

35-4 

Rassland. 

Budget. 

Schuld- 

Proc.  d.  ord. 

erfordemiss 

Netto-Einn. 

Mill.  R.  S. 

1862 

54-30 

19-4 

1863 

57  49 

211 

1864 

59-64 

19-4 

1865 

63*29 

20-6 

1866 

68-59 

22-2 

1867 

73-85 

217 

186S 

76-64 

21-5 

1869 

7610 

201 

1870 

78-38 

20-3 
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Oesterreich. 

Resultat. 

Russland. 

Budget. 

iGesammtstaat) 

Proc.  d,  ord. 

Schuld- 

Proc  d.  ord. 

Schnld- 

Einn. 

erforderniss 

Netto-Einn. 

erfordcrniss 

Mill.  R.  S. 

Mill.  fl.  C.-M. 

1857 

96-7 

36-8 

1871 

82-18 

23-6 

1858 

102-8 

38-9 

1872 

86-38 

230 

1859 

1-20-0 

46-2 

ms 

91-06 

c.  20-0 

1860 

115-5 

411 

1874 

9826 

c.  200 

1861 

121-4 

44-0 

1875 

106-91 

c.  220 

1863 

141-9 

46-9 

1876 

108-42 

1867 

A.   149-3 

50-4 

1877 
1878 
1879 
1880 
1881 

108-2ß 

133.7 

156-6 

171-5 

193-3 

Die  Berechnung  für  Oesterreich  (in  1863  ohne  Rückzahlung  an  d.  Nationalbank» 
weicht  von  den  Daten  in  Gzörnig's  Handbüchlein  und  a.  a.  0.  etwas  ab,  weil  hier 
nach  etwas  anderen  Grundsätzen,  z.  B.  in  Betreff  der  üct  Zahlungen  an  und  ans  dem 
ehemaligen    allgemeinen  Tilgungsfonds,    verfahren  wurde.     Die  mitgetheilten  Daten 
nach  meinen  speciellen  Berechnungen.     Für  1867  der  Anschlag.    Nach  dem  dann 
eintretenden  finanziellen  Ausgleich  mit  Ungarn,  der  damit  verbundenen  Einstellung  der 
meisten  Tilgungen  und  der  erfolgten  Zinsreduction  (euphemistisch:  Einkommensteuer- 
erhOhung)  ist  die  frühere  Entwicklung  abgebrochen.    In  Ungarn  ist  sie  dafür  mit 
um  so  mehr  Erfolg  nun  allein  fortgeführt.    (Im  ungar.  Etat  f.  1881  steht  das  Schuld- 
erfordemiss  für  die  seit  1868  entstandene  eigene  ungar.  Schuld  schon  mit  54-3  Mill.  fl., 
neben  dem  Betrag  v.  30-3  M.  fl.  Osterr.  Schuld.)    In  den  früheren  Zahlen  f.  Oesterreich 
ist  die  contractliche  Tilgung,  der  Münz-  und  Wechselverlust  (Folffe  der  Papiergeld- 
wirthschaft) ,  die  Subventionen  an  Bahnen  u.   s.  w.  im  Schulderfordemiss  bei  den 
Zinsen  inbegriffen.  —  Auch  bei  Russland  umfasst  die  Ziffer  die  Tilgung  mit    FOr 
die  Jahre  seit  1873  ist  das  Budget  etwas  anders  als  früher  publicirt,  weshalb  der 
angegebene  Procentsatz  von  da  an  nur  annähernd  richtig  ist.    Für  die  folgenden  Jahre 
wagte  ich  ihn  aus  den  mir  vorliegenden  Daten  überhaupt  nicht  zu  berechnen.    Die 
enorme  Zunahme  ist  die  Folge  des  letzten  Türkenkriegs.    In  1881  beträgt  das  Schuld- 
erfordemiss von  den  stark  gesteigerten  Roh  einnahmen  aus  den  dir.  u.  indir.  Steuern 
u.  von  den  Staatsgütern  (zus.  548-6  Mill.  R.),  eine  Summe,  welche  den  Haupttheil 
der  ord.  Reineinnahme  darstellt,  35-2^/^.    Diese  Quote  war,  in  derselben  Weise  be- 
rechnet, 1862  von  den  gleichen  Einnahmen  (circa  258  Mill.)  circa  217o'  ^^  trotz 
der  Vermehrung  der  genannten  Haupteinnahmen  um  106Vo  ^^^^  ^^^  Steigerung  der 
Quote  des  Schulderfordemisscs  von  ein  Fünftel  auf  über  ein  Drittel!  Und  daneben 
über   1    Milliarde   R.   uneinlOsbares   Papiergeld    mit   Zwangscurs.     Wären   nicht  in 
Oesterreich  und  Russland  die  ordentl.  Einniämen  (worunter  aber  manche  Posten,  die 
im  Grunde  zu  den  ausserord.  gehören)  so  bedeutend  gesteigert  (wenn  auch  in  Oester- 
reich nicht  erheblich  genug  und  nicht  rechtzeitig),  so  würde  der  Procentsatz  noch 
viel  grösser  geworden  sein.     Das  österr.  Schulderfordemiss  von  1861   betrag  z.  B. 
mehr  als  die  ganze  Netto -Einnahme  von  1848  u.  63*7 7o  <)er  (durch  Einbeziehung 
Ungarns  u.  s.  w.  schon  stark  gesteigerten)  Einnahme  von  1851.    Das  russ.  Schuld- 
erfordemiss von  1870  ist  25-2%  der  ordentL  Einnahmen  von  1862,  das  v.  1881  697o.  — 
In  Italien  sind  die  Schulden  der  ehemaL  selbständigen  Staaten  hinzugekommen.    Der 
Hauptposten,  die  57o  (consolid.)  Rente  rührt  aus  der  sardin.  Schuld  und  aus  neuen 
Schulden  des  Königreichs  Italien  her.    Er  betrag  1861  978  Mill  fr.  Zins,  1870  263*2, 
woneben  noch  etwa  ein  Drittel  dieser  Summe  auf  andre  neue  rückzahlbare  Schulden 
des  Königreichs  kam.     Während  sich  die  ordentl.  Einnahme  Italiens  von  1861  —  70 
etwa  verdoppelte  (457  auf  951  Mill.  Francs  incl.  Erhebungskosten),  stieg  der  gesammte 
Schuldaufwand  auf  das  4  —  5  fache.     Nach  d.  A.  f.  1881   war  das  Zinserforderniss 
f.  d.  coüsolid.  Schuld  355*6.  f.  d.  rückzahlbare  38-7,  das  Erfordemiss  f.  d.  schwebende 
(incL   Eisenb.zinsgarant)  63-5,  f.   Annuitäten  z.   Ankauf  d.  oberital.  Bahnen  29-1, 
zus.  487  MilL  fr.  oder  circa  457«   <3er  ord.  Nettooinnahme  (c.  1084  MilL  fr?).  — 
In  Frankreich  erforderte  die  Rente  (fundirte  Schuld)  1851  283,  1870  364,  1876  748, 
1882  743  Mill  fr.  Zins.    In  Oesterreich,  Italien  und  neuerdings  auch  in  Russland 
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(5icolaibaha  Peteisburg- Moskau)  bat  man  daneben  in  sehr  bedeutendem  umfange 
verbendes  Staatseigenthom,  so  fast  alle  Staatseiseo bahnen  yerftassert,  z.  Th.  aach  zo 
sehr  schlechten  Preisen ,  in  Oesterrelch  meist  im  Beginn  der  Rentabilit&tsperiode  der 
Bahn^  Hier  wurde  bis  Ende  1859  ein  Bahncomplez,  der  836*26  Miil.  fl.  C.-M. 
gekostet,  f^r  meist  erst  in  längeren  Jahresraten  fällige  168*56  MiU.  fl.  G.-M.  ver- 
kaoftl  S.  Wagner  in  Uns.  Zeit  1868.  S.  159.  Erst  in  den  letzten  Jahren  haben 
Oesterreich  n.  Italien  mit  dem  nenen  Erwerb  fon  Staatsbahnen  begonnen  u.  daraas 
rtLhit,  wie  aoch  in  Ungarn,  ein  Theil  der  neaereu  Schulden  her,  die  sich  wenigstens 
etwas  ans  den  Bahnerträgen  selbst  ferzinsen. 

Der  Gleichgewichtsznstand  zwischen  Gonsnmtion 
nnd  Prodnction  in  der  ganzen  Volkswirthschaft  oder 
m.  a.  W.  zwischen  BedQrfnissbefriedigungen  nnd  pro- 
dnctiyen  Leistungen  der  Einzeiwirthschaften  bleibt  dann 
ebenfalls  gewahrt:  der  zweite  Gewinn ,  der  ans  der  Befolgung 
jenes  DecknngsgruDdsatzes  hervorgeht. 

Was  die  Einzelwirthschaften  z.  B.  jährlich  an  Rechtsschutz  und  Förderung  ihrer 
Interessen  aller  Art  erhalten,  in  diesem  Zeitraum  ?Ollig  verzehren  und  jährlich  in 
demselben  umfange  ?on  Neuem  bedtlrfen,  das  bezahlen  sie  auch  in  den  Steuern 
a.  s.  w.  aus  ihren  laufenden  Leistungen  (oder  Einnahmen)  vollständig.  Sie  werden 
aber  zu  diesen  Leistungen  auch  nur  in  den  Stand  gesetzt  durch  das,  was  ihnen  wieder 
der  Staat  leistet,  ebenso  wie  umgekehrt  letzterer  dies  nur  leisten  kann,  wenn  er  die 
erforderlichen  Goter  aus  den  Einzelwirthschaften  heran  zieht.  Hier  besteht  also  bei 
richtiger  Kormirung  der  Staatsthätigkeiten  und  der  Besteuerung  und  bei 
der  Befolgung  des  richtigen  Grundsatzes  für  die  Deckung  des  Finanzbedarfii  das  Yer- 
bältniss  der  völligen  Correspondenz  von  Leistung  und  Gegenleistung,  wenn 
ixkch  in  anderer  Form  als  im  gewöhnlichen  Tauschsystem.  (G.  §.  116,  158).  Es  ist 
die  Aufgabe  der  Staatsverwaltung,  dieses  Verhältniss  fest  ins  Auge  zu  nehmen.  Der 
Staat  und  die  anderen  Einzelwirthschaften  bilden  ia  nur  zusammen  das  organische 
Ganze  der  Volkswirthschaft.  In  den  Steuern,  die  der  Staat  zur  Bestreitung  der 
ordentlichen  Ausgaben  verwendet«  nimmt  er  den  Einzelwirthschaften  etwas,  was  er 
ihnen  zu  derselben  Zeit  im  vollen  Betrage  in  den  Staatsleistungen,  also  nur  in  einer 
andern  Form,  an  Gutem  wiedergiebt;  und  zwar  in  der  Form,  in  welcher  die 
IQnzelwirthschaften  diese  Guter  brauchen,  insbesondere  auch  um  ihre  eigenen  Produc- 
tionen  zu  betreiben,  und  wie  sie  diese  Güter  selbst  gar  nicht  oder  nicht  ebenso  gut 
erzeugen  können.  Die  Einzelwirthschaft  schafft  also  sich  selbst  allein  nachhaltig 
die  Bedingungen  der  eigenen  Prodnction,  wenn  sie  die  ordentlichen  Ausgaben  des 
Staats  mit  ordentlichen  Einnahmen  (Steuern)  zu  decken  ermöglicht.  Denn  nur  in 
diesem  Falle  kann  der  Staat  andauernd  den   übernommenen  Aufgaben  nachkommen* 

Der  anfgestellte  Grundsatz  hat  daher  eine  eben  solche  volks- 
wiräischaftliche  als  finanzielle  Tragweite.  Die  richtig  bestimmte 
and  mit  Steuern  n.  s.  w.  gedeckte  ordentliche  Ausgabe 
ist  insofern  wirklich  reprodnctiv:  sie  erzeugt  ihre  eigenen 
wirthschaftlichen  Bedingungen  immer  >elbst  wieder  (Stein):  das 
Princip  der  ,,Erhaltnng  der  Kraft^'  in  der  mit  der  Staatswirth* 
Schaft  als  Ein  Ganzes  betrachteten  Volkswirthschaft. 

stein,  Finanzen  1.  Ausg.  S.  30,  wo  der  Satz  ohne  Weiteres  —  zu  weit  —  fUr 
alle,  nicht  bloss  f&r  die  ordentl.  Ausgaben  aufgestellt  wird.  Auch  die  neuste  Dar- 
stdlung  Stein 's  in  d.  4.  A.  U,  343  ff.  leidet  an  dem  tiefen  Mangel  jeder  richtigen 
Begrenzung  der  Anwendbarkeit  des  Staatscredits.  Ein  ^^AnlagekapitaT'  der 
Staatswirthsch.  ist  die  Staatsschuld  (auch  wenn  man  sie  mit  Stein  vom  Finanzcredit 
trennt)  keineswegs  so  allgemein,  wie  Stein  es  hinstellt '  11.  345),  namentlich  regelm&ssig 
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nicht,  wenn  sie  znr  Deckung  ?on  Deficiten  im  ord.  Etat  u.  von  Kriegtikosten  dient. 
Die  ganze  Beweisführong  St  ein 's  a.  a.  0.  schwebt  ohne  jene  Begrenzong  in  derLaft 
u.  dient  mit  ihren  ?agen  halbwahren  Allgemeinheiten  nur  dazu,  die  missbräuchlichste 
Schuldvennehrung  der  Praxis  noch  theoretisch  zu  rechtfertigen.  Der  richtige  und 
wichtige  Gedanke,  die  Staatsschuld  in  enger  Verbindung  mit  der  Yerwaltung  zn 
betrachten,  führt  so  bei  Stein  nicht  zur  Kl&rung,  sondern  zur  Ck>nfusion. 

b)  Mit  der  ansserordentlichen  Ausgabe  nnd  zwar  mit 
der  privat-  und  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage, 
sowie  mit  der  dnrch  abnorme  Schwierigkeiten,  z.  B.  Kriege,  ver- 
anlassten eigentlichen  ausserordentlichen  Ausgabe  (§.  63), 
verhält  es  sich  anders  als  mit  der  ordentlichen  Ausgabe.  Die 
Wirkungen  der  ausserordentlichen  Ausgabe,  nlso  der  mit  ihnen 
bewerkstelligten  Leistungen  kommen  wenigstens  in  der  Regel 
künftigen  Finanzperioden  in  der  Form  erhöhter  Staatseinnahmen, 
gesteigerter  staatlicher  oder  zunächst  volkswirthschaftlicher  Pro- 
ductionsfähigkeit  oder  muthmasslich  zu  vermindernder  Ausgabe  zn 
Gute.  Diese  Umstände  stehen  bei  einer  Deckung  der  betreffenden 
Ausgaben  mit  ausserordentlichen  Einnahmen  der  Belastung  künftiger 
Perioden  mit  den  Zinsen  und  Kosten  der  Anleihen  u.  s.  w.  aus- 
gleichend gegenüber.  Bei  der  Wahl  solcher  Deckungsmittel  wird 
also  das  Oleichgewicbt  der  Finanzen  nicht  gestört. 

Namentlich  wenn  etwa  die  Dauer  der  Anleihen,  also  die  Tilgungstermine,  nach 
der  Toraussichtlichen  Dauer  der  günstigen  finanzieUen  Wirkung  der  mit  den  aosser- 
ordentlichen  Ausgaben  hergesteUten  Anlagen  oder  gemachten  Leistungen  bemessen 
wird,  so  können  kaum  noch  rein  finanzielle  Bedenken  laut  werden.  Practische 
Schwierigkeit  macht  nur  die  Berechnung  einer  solchen  Dauer,  besonders  in  dorn 
wichtigsten  Falle,  wenn  Kriegsausgaben  mit  den  Anleihen  bestritten  wurden.  Aber 
man  kann  sich  durch  Annahme  kürzerer  Tilgungsperioden  auch  hier  ziemlich  sicher 
stellen.  Es  ist  kein  Widerspruch  mit  dem  hier  Gesagten,  dass  die  Länge  der  Tilgungs- 
perioden u.  die  Dauer  der  Wirkungen  der  bezügL  Ausgaben  übereinstimmen  müssten, 
wenn  gleichwohl  die  principieUe  Nothwendigkeit  der  Tilgung  selbst  in  solchem  Fall 
einer  allmäligen  „Aufzehrung'*  der  betreffenden  Anstalten  bestritten  wird.  Entschiede 
bloss  die  Dauer  jener  Wirkungen,  so  müsste  unbedingt  entsprechend  getilgt  werden. 
Aber  nach  der  Natur  des  Staatshaushalts  ist  die  Frage  ob  Tilgen  oder  nicht  in  der 
Regel  (d.  h.  ?on  Einnahmen  ans  PriFaterwerb  oder  Yeräussemng  von  Staatseigenthmn 
abgesehen)  identisch  mit  iener:  ob  Besfenern  bloss  zum  Zwecke  der  Tilgung 
oder  Fortbestehenlassen  der  Schuld.  Diese  Frage  ist  aber  so  wenig  unbedingt  zu 
Gunsten  der  Besteuerung  zu  beantworten,  als  die  andere,  ob  Ausgaben  mit  Steuern 
oder  Schulden  gedeckt  werden  sollen.    S.  A.  Wagner  im  StaatswOrterb.  X,  20. 

Auch  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  ist  wenigstens  In  einer 
Hinsicht  gegen  die  Benutzung  des  Staatscredits  in  dem  angegebenen  Falle  nichts 
einzuwenden.  Denn  für  die  Volkswirthschaft  als  ein  Ganzes  ist  es  ohnehin  in  einer 
Beziehung  einerlei,  ob  die  dem  Staate  nOthigen  Mittel  durch  Steuern  oder  durch 
Staatsschulden  beschafft  werden:  in  beiden  Fällen  sind  es  die  vorhandenen 
Guter  der  Gegenwart,  die  einem  anderweiten  Consum  oder  einer  anderweiten 
producti?en  Verwendung  entzogen  werden,  weil  sie  der  Staat  für  seine  Zwecke  braucht 
Früher  hat  man  wohl  öfters  die  Staatsschuldonaufhahme  damit  zu  rechtfertigen  ge- 
sucht, dass  durch  sie  die  Lasten  auf  die  Zukunft  geschoben  würden,  was  im  Falle 
gewisser,  der  Zukunft  mit  oder  ausschliesslich  zu  Gute  kommender  Ausgaben  daher 
ganz  billig  sei.  Diese  Rechtfertigung  beruht  aber  auf  einer  offenbaren  Yerkennung 
des  doch  sehr  einfachen  Vorgangs.  Die  Unrichtigkeit  dieses  Arguments  zu  Gunsten 
der  Staatsschuld  bewirkt  jedoch  nicht,  dass  man  nun  die  Anwendung  des  Staatscredits 
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roverfea  müsse.  Vielmehr  wurde  eine  solche  Operation  gerade  am  so  mehr  fest- 
znhalteo  sein,  da  sie  nach  dem  Obigen  bei  der  Deckung  der  ausserordentlichen  Aus- 
gabe durch  finanzielle  Gründe  unterstützt  wird  und  für  die  Volkswirthscht^t  als  Ganzes 
betrachtet  in  der  erwähnten  Beziehung  wenigstens  indifferent  ist.  Der  handgreifliche 
Iirthum  wird  von  den  Gegnern  der  Staatsschulden  oft  mit  unnöthiger  Wichtigkeit  be- 
bandelt. So  Ton  Chalmers  und  nach  ihm  von  Mill,  poHt  Oek.,  B.  1,  Kap.  5,  §.  8  u. 
vielen  Anderen.  Aber  wenn  das,  was  durch  Anleihen  oder  Steuern  dem  Staate  zur 
Verftlgung,  z.  B.  für  Kriegsführung,  gestellt  wird,  nothwendig  auch  die  vorhandenen 
Gftter  der  Gegenwart  sind,  so  macht  es  eben  doch  einen  Unterschied,  welchen  Einzel- 
virtbschaften  diese  Güter  in  jedem  der  beiden  Fälle  gehören  und  nun  entzogen  werden. 
Eigenthümlich  ist,  dass  Hock  eine  Ansicht  über  die  Entlastung  der  Gegenwart  durch 
Anleihen  äussert,  die  mit  jener  irrigen  älteren  viel  Aehnlichkeit  hat  und  einer 
kritischen  Bemerkung  gegenüber  sie  brieflich  festhielt,  s.  öffentl.  Abg.  S.  32,  Finanz. 
Amerika's  S.  470  ff.,  A.  Wagner  in  d.  Gott  Gel.  Anz.  1867,  S.  946.  S.  auch  u. 
§.  72,  S.  163. 

Gleichwohl  kann  man  sich  trotzdem  nicht  unbedingt  für 
die  Benutzung  des  Staatscredits  zur  Deckung  des  ausserordent- 
lichen Bedarfs  aussprechen.  Denn  die  Wirkung  der  Steuern  und 
Staatsschulden  auf  die  Lage  der  Einzelwirtbschaften  und  insofern 
wieder  auf  die  Volkswirthscbaft  kann  eine  verschiedene  sein.  Die 
Beschaffung  der  Deckungsmittel  ist  daher  in  dieser  Beziehung 
doch  nicht  gleichgültig  für  die  Volkswirthscbaft,  wenn  sie  es  auch 
in  der  vorhin  erwähnten  Hinsicht  war.  Es  bedarf  dann  keines 
weiteren  Beweises,  dass  diejenigen  Deckungsmittel  den 
Vorzug  verdienen,  welche  -günstiger  oder  minder  un- 
günstig als  Güterheranziehungen  aus  den  Einzelwirtb- 
schaften auf  die  Volkswirthscbaft  einwirken.  Nur  das  ist 
vielmehr  nachzuweisen,  ob  und  wieweit  solche  Unterschiede  zwischen 
Besteuerung  und  Schuldaufnahme  bestehen.  Hiervon  hängt  es  ab, 
ob  das  Gesetz  der  Anwendbarkeit  des  Staatscredits  im  Staatshaus- 
halte mehr  oder  weniger  Einschränkungen  gegenüber  jenem  Satze 
erfahren  soll,  dass  alle  ausserordentlichen  Ausgaben  wegen  ihrer 
länger  dauernden  Wirkungen  an  sich  durch  Staatsschulden  gedeckt 
werden  dürften. 

§.  68.  —  4.  Die  vergleichsweisen  volkswirthschaft- 
lichen  Wirkungen  der  Steuern  und  Staatsschulden  als 
Güterheranziehungen  aus  den  Einzelwirthschaften. 

In  den  früheren  Auflagen  (2.  A.  S.  124)  ist  nur  das  Resultat  der  betreffenden 
Untersuchung  gegeben,  die  Begründung  dafür  auf  die  spätere  Lehre  vom  öffentlichen 
(^edit  überhaupt  verschoben  worden.  Ich  gebe  in  dieser  3.  A.  diese  Begründung 
Donmehr  schon  hier,  womit  die  principielle  Frage  dann  erledigt  ist.  Das  Folgende 
\>üdet  einen  Auszug  aus  meinen  älteren  Arbeiten  über  den  Gegenstand  (Ordn.  d. 
österr.  Staatshaush.  S.  19  ff.,  271—289,  Staatswörterb.  Art  Staatsschulden,  X,  10— IS). 
Die  dortige  Beweisführung  glaube  ich  in  allem  Wesentlichen  aufrcchthalten  zu  können, 
wie  ich  sie  auch  jüngst  in  Kürze  in  Schönberg's  Handb.  II,  427 — 430  wiederholt 
babe.  Dietzel  speci^sirt  auch  hier  zu  wenig.  Stein  ebenfalls  nicht  Vgl.  ausser 
diesen  sonst  bes.  die  oben  S.  130  u.  S.  145  gen.  Arbeiten  von  Laspeyres,  Sötbeer, 
Kasse,  Emminghaus,  ferner  f.  d.  Frage  der  auswärtigen  Anleihen  0.  Michaelis, 
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in  d.  Volks wirthscb.  Viertelj.schr.  1S67  (jetzt  in  B.  2  6.  frolksw.  Schriften),  wo  eine 
andere  Anffassong  vertreten  ist.  S.  auch  v.  Hock,  öfif.  Abgaben  §.  S5  ff.,  n  hin- 
sichtlich eines  Einwands  ans  der  vermein tlich  widerlegten  „  Lohnfondstheorie  ^'^ 
Brentano  in  Hildebr.  Jahrb.  1871,  I,  269. 

Ftlr  die  Frage  der  Räthlicbkeit  der  wirklichen 
Benatznng  des  Staatscredits  statt  der  Bestenernng 
sind  zunächst  drei  Arten  Anleihen  nach  den  Arten  der 
Kapitalien,  aus  denen  sie  fliessen;  sodann  die  einzelnen 
Arten  des  ausserordentlichen  Finanzbedarfs  zu  unterscheiden. 

a)  Die  Anleihen  können  sein: 

a)  Anleihen  aus  wirklich  disponiblen  Kapitalien  der 
heimischen  Volks wirthschaft, 

fi)  Anleihen  aus  Kapitalien  fremder  Volkswirtbschaften  (Ver- 
schuldung an  das  Ausland), 

/)  Anleihen  aus  heimischen  Kapitalien,  welche  erst  durch 
die  Anleihe  einer  anderweiten  productiven  Verwendung  im 
Inlande  entzogen  werden. 

Es  ist  gegen  eine  solche  Unterscheidung  der  Kapitalien,  ans  denen  die  An- 
leihen fliessen ,  wohl  nntcr  dem  Hinweis  auf  die  practischen  Verhältnisse  des  Geld- 
markts eingewendet  worden,  bei  dem  heutigen  kosmopolit  Gharacter  des  Werthpapier- 
Verkehrs  und  bei  der  Bethoiligung  der  verschiedensten  Börsen  und  Gddleuto  an  An- 
leiheoperationeu  lasse  sich  gar  nicht  sagen,  welcher  Art  eine  Anleihe  sei.  Sicherlich 
ist  dies  oft  in  der  Praxis  schwer.  Aber  aus  welchen  Kapitalien,  des  Inlands  oder 
Auslands,  eine  Anleihe  hauptsächlich  nnd  dauernd  komme,  lässt  sich  doch  auch 
hier  bestimmen.  Für  die  theor.  Seite  der  Frage  genügt  dies:  man  wird  z.  B.  eine 
Anleihe,  die  als  in  der  Fremde  aufgenommen  zu  billigen  wäre,  doch  lieber  möglichst 
vermeiden  müssen,  wenn  sie  durch  Betheiligung  des  inländ.  schon  angelegten  Kapitals 
zu  Stande  kommt  oder  muthmasslich  die  Obligationen  rasch  heimströmen.  Hypothesen 
wie  die  obige,  dass  die  Anleihen  nur  der  einen  oder  anderen  Art  seien,  muss  man 
fast  bei  jeder  theoret.  Behandlung  practischer  volkswirthsch.  Fragen  zum  Zweck  der 
Isolirung  der  einflussübenden  Umstände  bilden. 

b)  Die  auch  hier  zu  unterscheidenden  Arten  des  ausserordent- 
lichen Finanzbedarfs  sind  die  drei  genannten:  privatwirthschaft- 
licbcy  staatswirthschaftliche  Kapitalanlagen,  eigentlicher 
ausserordentlicher  Aufwand  (Kriegskosten  u.  dgl.)  (§.  73  ). 

Zu  a.  Immer  vorausgesetzt,  dass  die  Anleihe  nach  der  Art 
der  Ausgänge,  die  mit  ihr  gedeckt  werden  sollen,  zulässig  ist,  so 
darf  im  Allgemeinen  vom  Standpnncte  der  einzelnen  Volks- 
wirthschaft  aus  die  Anleihe  der  ersten  und  zweiten  Art 
der  Besteuerung  vorgezogen  werden.  Dagegen  muss  um- 
gekehrt die  Besteuerung  statt  der  Anleihe  der  dritten 
Art  gewählt  werden.  Die  letztere  Anleihe  bildet  aber  im  Ganzen 
den  normalen  Hauptfall  der  Benutzung  des  Staatscredits. 
Insofern  ist  doch  in  der  Regel  der  Besteuerung  der 
Vorzug  zu  geben.     Vom  Standpuncte  der  Weltwirthschaft 
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ans,  wo  die  KapitallübertragtiDg  von  einer  Volkswirthscbaft  znr 
andern  als  indifferent  erscheint^  wird  das  Urtheil  femer  sogar  nar 
dann  zu  Gunsten  der  Anleihe  laaten,  wenn  ohne  die  letztere  das 
Kapital  bloss  in  sehlechten  Unternehmungen  (also  z.  B.  in  Zeiten 
ausschweifender  Ueberspeculation)  vergeudet  worden  wäre.  Dem- 
gemäss  ist  von  diesem  Standpuncte  aus  der  Benutzung  des 
Staatseredits  nur  in  bestimmten  einzelnen  Fällen  der 
ersten  und  zweiten  Art  von  Anleihen  der  Vorzug  ein- 
znräumen.  Ueberall  sonst  muss  man  daher  auch  fttr  die 
Deckung  der  ausserordentlichen  Ausgaben  möglichst  die 
ordentliche  Einnahme,  bez.  die  Steuer  wählen.  Da  femer 
aus  dieser  Einnahme  nothwendig  stets  die  immer  zum  Normal- 
erfordemiss  gehörende  Verzinsung  und  vorkommenden  Falls 
auch,  wenn  sie  anders  einen  vernOnftigen  Sinn  haben  soll,  die 
Tilgung  der  Schulden  erfolgen  muss,  so  erscheint  die  ordent- 
liche Einnahme  oder  Steuer  zugleich  als  Basis  der  Credit- 
benutzung. 

Erfolgt  die  Schuldaufnahme  trotzdem  in  weiterem  Umfange 
als  nach  obigen  Regeln,  so  hat  dies  die  unbedingt  nach- 
theilige volkswirthschaftliche  Wirkung,  dass  sich  die  Lasten 
der  Staatsausgaben,  also  das  Gesammtopfer,  auf  die 
Einzelwirthschaften  in  der  Gegenwart  ungleichmässiger, 
mitbin  ungerechter  als  im  Falle  der  Besteuerang  vertheilen  werden: 
die  Vertheilung  des  Volkseinkommens  wird  bei  der  Schulden- 
wirthschaft  ungleichmässiger  als  bei  der  Steuerwirthschaft,  selbst 
ab  im  Falle  hoher  und  drückender  Gesammtbesteuerang,  welche 
bei  Vermeidung  von  Anleihen  nöthig  würde.  Darunter  leiden 
Tomemlich  die  unteren  (arbeitenden)  Classen,  deren  Interesse 
also  keineswegs  die  Anleihen  in  den  vorerwähnten  Fällen  empfehlens- 
werth  macht  Eine  solche  Wirkung  der  Anleihen  kann  dann,  auf 
die  Dauer  wenigstens,  auch  den  Staatshaushalt  schädigen. 

Sonst  wird  letzterer  jedoch  bei  einer  solchen  unrichtigen  um- 
ftnglicheren  Benutzung  des  Staatseredits  nur  dann  leiden  und  in 
Unordnung  kommen,  wenn  nicht  einmal  das  volle  Normal- 
erforderniss  durch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird.  Denn 
bier  droht  immer  ein  chronisches  eigentliches  Deficit 
einzoreissen. 

§.  69.  Die  Begründung  der  hier  getroffenen  Entscheidung 
zwischen  den  drei  verschiedenen  Arten  von  Anleihen  lägst  sich  in 
folgender  Weise  geben.     In  allen  drei  Fällen  ist  für  diese  EnV 
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scbeidang  der  Einfloss  massgebend,  welchen  die  Anleihe  auf  die 
Volks  wir  thschaft  im  Ganzen,  auf  die  Prodnetion  und  die  Ver- 
theilnng  des  Volkseinkommens  und  Vermögens,  mithin  auch  auf 
die  Lage  der  unteren  Classen  der  Bevölkerung  muthmasslich  aus- 
übt Hierbei  ist  dieser  Einfluss  an  sich  und  zum  Theil  wieder  im 
Vergleich  mit  der  Besteuerung  zu  untersuchen. 

Die  erste  Art  Anleihen  anlangend,  diejenige  aus  disponiblen 
Kapitalien,  so  sind  unter  letzteren  solche  zu  verstehen,  welche 
thatsächlich  zur  Zeit  der  Aufnahme  der  Anleihe  mttssig  liegen,  also 
nicht  in  der  Production  beschäftigt  sind,  sondern  eine  Verwendung 
suchen.  Durch  Anleihen  dieser  Art  wird  mithin  der  Prodnetion, 
der  Arbeiterbeschäftigang  kein  Kapital  entzogen,  wird  keine  Ein- 
schränkung der  Production  nothwendig  und  erfolgt  keine  allge- 
meine Steigerung  des  landesüblichen  Zinsfusses.  Wo  daher  solche 
Kapitalien  zur  Verfügung  stehen,  dürfen  Anleihen,  den  fUr  diese 
zulässigen  Verwendungszweck  vorausgesetzt,  gebilligt  werden.  Sie 
haben  hier  unter  Umständen  selbst  noch  einige  Neben vorth eile, 
während  die  vermehrte  Besteuerung  in  gewissen  volkswirthschaft- 
lichen  Lagen,  wo  solche  Ausgaben  vomemlich  in  Frage  stehen, 
ihre  besonderen  Schwierigkeiten  hat.  Es  giebt  nun  in  der  Praxis 
auch  Fälle,  wo  disponible  Kapitalien  Itir  eine  Anleihe  wirklich  zu 
Gebote  stehen.  Nur  liegen  diese  Fälle  nicht  immer  vor,  wie  die 
neuere  Theorie  (Dietzel)  zu  wenig  beachtet.  Auch  sind  Kapitalien 
doch  regelmässig  nur  für  eine  gewisse  Zeit  in  dem  angeführten 
Sinne  disponibel,  so  dass  itlr  eine  andere  Zeit  die  Beweisführung 
nicht  oder  nicht  genügend  passt.  Die  betreffende  Anleihe  geht 
in  letzterem  Falle  in  diejenige  der  dritten  Art  über  und  hat  dann 
entscheidende  Gründe  gegen  sich.  Demgemäss  ist  der  Vorzug  der 
Anleihen  ans  disponiblen  Kapitalien  vor  der  Besteuerung,  immer 
den  eine  Benutzung  des  Credits  überhaupt  rechtfertigenden  Ver- 
wendungszweck als  vorhanden  vorausgesetzt,  zwar  richtig,  aber 
diese  erste  Art  Anleiben  hat  eine  viel  geringere  practische  Be- 
deutung und  Anwendbm'keit,  als  öfters  (besonders  von  Dietzel) 
angenommen  wird. 

In  zwei  oder  drei  Fällen  ^iebt  es  solche  disponible  Kapitalien  und  kann  hier 
ihre  Heranziehang  far  OiFentliche  Finanzzwecke  selbst  volkswirtbschaftlich  gttnstig 
wirken.  In  der  höher  entwickelten,  besonders  in  der  Volkswirthschaft  mit  bedeutender 
Industrie  und  starker  Betheilignng  am  Welthandel  (typisches  Beispiel  der  Gegenwart; 
England)  werden  einmal  in  Kriegszeiten,  also  in  dem  practisch  so  wichtigen  Falle 
der  Benutzung  des  Staatscredits,  viele  bisher  beschäftigte  Kapitalien  in  Folge  der 
allgemeinen  Verkehrsstockung  ,,  disponibel ''  für  die  Verwendung  zu  Anleihen.  Die 
gerade  in  solcher  Zeit  leicht  besonders  druckende  Mehrbestouerung  wird  hier  in  er* 
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vflDSchter  Weise  entbehrllcli.    Lafitte's  bekanntes  Wort  bewahrheite  sich:  die  An- 
leihe nimmt  die  Kapitalien,  wo  sie  sind  (d.  h.  disponibel  sind),  die  Steuern,  wo  sie 
nicht  sind;  diese,  wo  sie  10,  127o  ^öd  mehr,  jene  wo  sie  4,  57o  kosten  (Lafitte  in 
d.  franzOs.  Kammer  1830,  s.  Rao,  Fin.  II,  §.  474  a  Note).    Auch  in  einem  zweiten 
FiU,    der  in  modernen,    indostriellen  und  kapitalreichen  Yolkswirthschaften  in   der 
gegenwärtigen  Epoche  wirthschaftlicher  Kechtsordnung  nicht  selten  vorliegt,  bei  kapital- 
Tergendender  oder  schlecht  anwendender,  in  Ueberspeculation  übergehender  Speculation 
auf  dem  Geldmarkt,  auch  bei  nachtheiliger  AbstrOmung  von  Kapital  aas  der  Ueimath 
in  die  Fremde,  kann  eine  Anleihe  in  gflnstiger  Weise  Kapital  heranziehen,   Deber- 
speculatiouen   und  Krisen  vermeiden  oder  ermässigen  helfen.    Endlich  in  jenen  oft 
lange  dauernden  Perioden  „flauer*  Geschäfte,  wie  sie  Ueberspeculationen  und  Wirth- 
Schaftskrisen  zu  folgen  pflegen  oder  durch  politische  Verhältnisse  hervorgerufen  werden, 
kann  eine  Anleihe  öfters  auf  genügende  Mengen  disponibler  Kapitalien  rechnen  und 
durch  deren  Abschöpfung  günstiger  einwirken  als  die  Besteuerung.    In  diesen  Fällen 
pisst  daher  Dietzel 's  Beweisführung  (u.  A.  Syst.  S.  224  ff.),  ähnlich  die  M.  Wirth's, 
Stein's  u.  A.  m.  und  ist  das  Yerdict  von  Nationalökonomen,  wie  z.  B.  J.  St.  MilKs 
(pol.  ec  4.   engl.  Ausg.  1857  I,  94  ff.,  II,  452  ff),   gegen  die  Staatsschulden  ein  zu 
unbedingtes.    Hill  nimmt  übrigens  einen  dieser  Fälle,  wenn  nemlich  sonst  ohne  die 
Anleihe  das  Kapital  doch  in  Ueberspeculationen  vergeudet  oder  in  die  Fremde  ge- 
sendet sein  würde,  selbst  ausdrücklich  schon  von  seinem  Yerdict  aus  (Mill  11,  453). 
Aber  der  Fehler  der  neueren  Staatscreditthoorie  ist,  dass  sie  jene  Fälle  theils 
m  sehr  verallgemeinert,  theils  als  stets  vorhanden   annimmt.     Es  giebt  ganz  ver- 
schiedene Fälle,   wo  die  Dinge  in  der  Praxis  wesentlich  anders  liegen,  als  hier  an- 
genommen   wird.     Jene  Theorie    hat    die   Yerhältnisse  hochentwickelter  Yolkswirth- 
schaften vor  Augen  und  ist  hier  in  gewissen  Perioden  richtig.    In  ärmeren,  weniger 
entwickelten  Yolkswirthschaften  wird  es  in  der  Regel  an  disponiblen  Kapitalien  fehlen. 
Aach  in  reichen  Yolkswirthschaften  kommen  femer  Zeiten,  wie  nach  längerer  Dauer 
des  Kriegs,  oder  mitten   in  Speculationsperioden,  wonn  schon  viel  Kapital  in  neuen 
Anlagen  feststeckt,  ins  Ausland  abgeflossen,  viel  umlaufendes  in  stehendes  verwandelt 
ist  (Eisenbahnen,  Bergbau,  Fabrikwesen)  u.  s.  w.,  wo  die  Anleihe  vergebens  „disponible'' 
Kapitalien  sucht  (England  während  der  Zeit  des  Eisenbahnschwindels  1S44  ff.).    Hier 
hinkt  daher    auch  jene  Theorie,    nach  welcher  „immer*'  auf  genügende  Mengen 
disponiblen  Kapitals  in  modernen  Yolkswirthschaften  zu   rechnen  sei,  —  von  jenen 
FlÜen  ganz  abgesehen,  wo  aus  politischen  Ursachen  der  Staatscredit  den  Dienst  ver- 
sairt,  wie   es  Frankreich,  das  Haaptbeispiel  DictzeTs  nach   den  zu  optimistisch 
»nsgelejrten  Erfahrungen  der  50er  Jahre  für  die  neuere  Staatscredittheorie,  lb70 — 71 
sel^  erfahren  musste.    Ygl.  meine  Ordn.  d.  ö^terr.  Staatshaush.  S.  20  ff.,  auch  Ajt. 
Staatsschulden  im  Staatswörterb.  X,  10,  wo  diese  Einwände  gegen  und  Berichtigungen 
an  DietzeTs  Theorie  bereits  gemacht.    S.  auch  die  richtige  Einschränkung  dieser 
Theorie  durch  Umpfenbach,  Fin.wiss.  11,   130  ff.:   „Je  nach  dem  Yerhältniss  des 
voihandenen  Kapitalvorraths  zu  den  vorhandenen  Anlagegclcgenheiten  wird  der  Ein- 
floss,   welchen    die  Contrahirung    einer  Staatsschuld  übt,    von  einer  empfindlichen 
Schwächung  des  Kapitalmarkts  durch  die  mannigfaltigsten  Stadien  hindurch  bis  zu 
einer  wohltätigen  Erleichterung  desselben  gehen  können.*' 

§.  70.  Die  zweite  Art  von  Anleihen,  solehe,  welche  aus  dem 
Ausland  hereingeliehen  werden,  also  aus  fremden  Kapitalien 
stammen,  ist  im  Ganzen  tiberwiegend  günstig  zu  beurtheilen,  so- 
weit sie  eine  Kapi tal Vermehrung  im  Inlande  bewirkt.  Es  wird 
80  zunächst  das  disponible  Kapital  vermehrt,  weshalb  die  Be- 
weisfahrung  zum  Theil  dieselbe  wie  im  vorausgehenden  Fall  ist. 
Daneben  kommen  einige  besondere  Gründe  Für  und  Wider  in 
dieser  Frage  nach  den  Wirkungen  einer  „Verschuldung  an  das 
Ausland"  in  Betracht,  von  denen  diejeuigen  „Für"  doch  wichtiger 

diejenigen  „Gegen"  sind.    Die  letzteren  können  um  so  weniger 
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entscheidend  sein,  da  jede  andere  Verschuldung  an  das  Ausland ^ 
welche  unter  den  heutigen  Verhältnissen  des  internationalen  Ver- 
kehrs bei  grösseren  Verschiedenheiten  des  Zinsfusses  zwischen 
In-  und  Ausland  nicht  zu  vermeiden  ist,  die  gleichen  Bedenken, 
aber  nicht  dieselben  Vorzüge  wie  eine  Verschuldung  an  das  Aus- 
land in  der  Form  von  Staatsanleihen  bietet. 

,, Auswärtige"  Anleihen  können  in  formell  und  reell  auswärtige  unterschieden 
werden:  jene  werden  im  Auslande  selbst  aufgenommen,  haben  daher  regelmässig 
Einzahlungs-,  Zinszahlungs  -  und  Kapitalrtlckzahlungsstellen  an  ausländischen  Börsen- 
plätzen; diese,  die  reell  auswärtigen,  liegen  vor,  wenn  die  Obligationen  der  formell 
auswärtigen  Anleihe  wirklich  im  Besitz  des  Auslands  sind  und  solange  sie  es  bleiben 
oder,  ein  heutzutage  wichtiger  Fall,  wenn  inländische  Anleihen  durch  Erwerb  der 
Obligationen  in  den  Besitz  des  Auslands  übergehen.  Auch  formell  auswärtige  An- 
leihen gelangen  öfters  in  den  Besitz  von  Inländern,  dann  scheiden  sie  aus  unserer 
Betrachtung  aus.  Für  die  vorliegende  Frage  braucht  im  üebrigen  an  diesen  unter- 
schied nicht  weiter  angeknüpft  zu  werden.  Es  handelt  sich  hier  jetzt  um  Anleihen, 
welche  wirklich  fremdes  Kapital  zur  Verfügung  des  Inlands  bringen,  also  um  reell 
auswärtige.  Beide  Formen  von  auswärtigen  Staatsanleihen,  die  formell  auswärtigen 
mitunter  in  besonderem  Maasse,  sind  verglichen  mit  anderen  Orediten,  durch  welche 
das  Inland  Kapital  aus  dem  Ausland  hereinzieht,  öfters  wegen  des  grösseren,  ge* 
festeteren  und  verbreiteteren  Credits  grade  des  borgenden  Staats  das  beste  und 
billigste  Mittel,  sich  diese  Kapitalverfügung  zu  verschaffen.  (Oesterreich ,  Rusaland. 
Ungarn,  Italien,  Nordamerica  können  aS  gute  Belege  dienen). 

Indem  die  auswärtige  Anleihe  das  disponible  Nationalkapital 
im  Inlande  vermehrt,  vermag  sie,  verglichen  mit  der  dritten  Art 
der  Anleihen,  derjenigen  aus  bereits  productiv  verwendeten  heimischen 
Kapitalien,  und  verglichen  mit  normaler  und  übermässiger,  d.  h- 
mit  einer  den  üblichen  Consum  und  die  übliche  private  Kapital- 
bildung einschränkenden  Besteuerung  volkswirthschaftlich  günstig 
zu  wirken,  d.  h.  eine  sonst  nöthige  Consum-  oder  Productions- 
einschränkung  zu  verhüten.  Und  zwar  in  den  beiden  hier  zu 
unterscheidenden  Fällen  des  Verwendungszwecks  oder  der  Aus- 
gaben, nemlich  sowohl,  wenn  es  sich  um  productive,  selbst  rentable 
Verwendungen,  wie  bei  privat-  und  staatswirthschaftlichen  Kapital- 
anlagen, als  auch,  wenn  es  sich  um  unproductive,  Kapital  ver- 
zehrende Verwendungen,  wie  bei  der  „eigentlichen  ausserordentlichen 
Ausgabe '',  auch  in  dem  Hauptfall  der  letzteren,  wenn  es  sich  um 
die  Deckung  von  Kriegskosten  handelt.  Hier  „verhütet  die  aus- 
wärtige Anleihe  eine  Einschränkung  der  Production,  welche  sonst 
dadurch  nothwendig  geworden  wäre,  dass  inländisches  Kapital 
aus  der  productiven  Verwendung  zur  Kriegsführung  u.  s.  w.  heraus- 
gezogen und  zerstört  worden  wäre;  dort,  im  Falle  der  Verwendung 
zu  privat-  und  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlagen,  ermöglicht 
sie  neben  der  Vornahme  der  letzteren  eine  gleichbleibende  Aus- 
dehnung der  privatwirthschaftlichen  Production,  soweit  diese  von 
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der  Yerfügung  ttber  Nationalkapital  abhängt,  denp  von  letzterem 
würde  ja  der  Annahme  nach  nnn  dem  Inlande  nichts  entzogen. 
Also:  unter  der  hier  znlässigen  Einrechnnng  der  betreffenden  pro- 
dnctiven  Verwendungen  des  Staats,  die  auswärtige  Anleihe  er- 
möglicht hier  eine  reelle  grössere  Ausdehnung  der  Gesammt- 
production.  Sie  kommt  so  dem  Inlande  nachhaltig  zu  Gute,  gleicht 
Wirtbschafts-  und  Cultnrdifferenzen ,  die  tiefere  Ursache  nationaler 
Zinsfassverschiedenheiten ,  und  damit  internationaler  Kapitalbe- 
wegnngeuy  aus  und  bewirkt,  statt  eines  Rflckgangs  eine  Hebung 
der  ganzen  Volkswirthschaft:  eine  wahrhaft  culturhistorische  Mission 
des  internationalen  öffentlichen  Credits. '' 

Die  letzten  S&tze  z.  Th.  wOrtlicli  ans  meiner  Abb.  Ordn.  d.  Fin.wirtbscb.  in 
ScbOobergs  Handb.  II,  428.  Etwas  eingebendcre  Begründung  in  meiner  Ordn.  d. 
Osten.  Staatsbansh.  S.  272  ff.  u.  im  StaatswOrterb.  X,  11  ff.  Einirendonffen  gegen 
diese  Boircit»führong  können  allerdings  mebrfacb  gemacbt  werden.  Dieselben  beben 
z.  Tb.  nicbt  mit  Onrecbt  einige  Bedenken  —  nocb  abgcsebcn  von  den  unten  zu  er- 
wiboenden  —  gegen  den  auswärtigen  Credit  hervor.  Aber  diese  Bedenken  treten 
g^enuber  den  Yortbeilen  zurück  und  sind  wiederum,  gleich  den  später  zuzugebenden, 
nicht  durchschlagend,  weil  sie  sich  gegen  jede,  einmal  doch  nicht  zu  verhindernde 
Benutzung  ausländischen  Credits  erheben  lassen.  So  kommt  es  ftlr  die  Wirkungen 
eioer  auswärtigen  Anleihe  und  der  durch  sie  herbeigefQhrton  Kapitalubertragung  vom 
Ausland  ins  Inland  u.  A.  auch  auf  die  Form  an,  in  welcher  sich  diese  Uebertragung 
vollzieht  Die  letztere  kann  dir e  et,  durch  Baargeldeinfuhr  und  durch  vermehrte 
Waareneinfnhr  und  indirect,  durch  Beschränkung  der  sonst  eintretenden  Geldausfuhr 
oder  der  Waarenausfuhr  erfolgen.  Hier  werden  die  Schulden  des  Inlands  an  das 
Ausland  durch  das  fremde,  in  die  Anleihe  gesteckte  Kapital  beglichen.  Yerschiedenerlei 
Störungen  einzelner  Zweige  der  heimischen  Production  können  hier  allerdings  zeit- 
weilig aus  der  grösseren  Einfuhr  fremder  Waaren  oder  aus  der  geringeren  Ausfuhr 
keimiKher  Waaren  hervorgehen.  Die  in-  und  ausländischen  Absatzverhätnisse  werden 
verM^ben.  Im  Einzeben  konunt  es  hier  auch  noch  auf  die  Art  der  Waaren  an, 
in  welchen  eine  Mehrausfuhr  oder  Mindereinfuhr  erfolgt,  ob  es  mehr  Roh-  und  Hilf- 
stoffe, also  Natural -Kapitalien  für  die  weitere  Verarbeitung,  oder  fertige  Erzeugnisse, 
Fabrikate  n.  dgl  m.  unmittelbar  fUr  den  Consum  sind.  FOr  dia  Volkswirthschaft  als 
Ganzes,  daher  filr  die  gesammte  Bevölkerung,  diese  ebenfalls  als  ein  Ganzes  aufge- 
fasBt,  ergiebt  sich  aber  doch  aus  der  Verftlgung  über  das  auswärtige  Kapital  der 
Yortheil,  mehr  produciren  und  mehr  consumiren  zu  können,  als  wenn  das  Inland  die 
betreffende  productive  oder  unproductive  Staatsausgabe,  um  deren  Deckung  mit  der 
Anleihe  es  äch  handelt,  aus  seinen  eigenen  Sachgütem  mit  Hilfe  heimischer  Anleihen 
oder  Steuern  bestreitet  Der  Nutzen  von  fremden  Subsidien,  Contributionen  u.  dgl. 
liegt  in  denselben  Verhältnissen.  Lehrreich  fttr  die  ganze  Frage  sind  die  neueren 
Catersuchungen  über  grosse  Werthubertragungen  zwischen  verschiedenen  Vdkswirth- 
schaften,  wie  sie  z.  B.  durch  Contributionen  u.  dgl.  bewirkt  werden.  S.  die  Liter. 
über  die  „Fünf  Milliarden"  (1871),  bes.  Fellmeth,  z.  Lehre  v.  d.  iutcrnat.  Zahl.bilanz. 
Heidelb.  1877,  L.  Bamberger,  die  5  Milliarden,  Berl.  1873,  A.  Sötbeer  dgl., 
BetL  1874,  Stöpel,  dsgl.  ,Frankf  1873,  A.  Wagner,  in  dem  Aufs,  über  d.  deutschen 
Beichsfinaozen  in  Holtzend.  Jahrb.  des  D.  Reichs,  B.  3,  1874,  S.  228  —  252,  ders. 
über  diese  ganze  Liter,  in  Hildebr.  Jahrb.  1874  B.  22  S.  879  ff.,  L.  Wolowski, 
rMt.  öcon.  da  payement  de  la  contrib.  de  guerre  en  Allem,  et  en  France,  Par.  1874 
(ms  d.  J.  des  Econ.),  C.  F  erraris ,  indennitä  di  guerra  etc.  Nuova  Antelogia,  Febr.  1875.  — 
Auch  die  Vermeidung  eines  sonst,  ohne  die  Verfügung  über  den  auswärtigen  Credit, 
«ifigetretenen  höheren  Steuerdrucks  darf  doch  als  ein  Vortheil  gelten.  —  Ohne  die 
Verfügung  über  ausländisches  Kapital  würden  Länder  wie  Oesterreich,  Italien,  Russ- 
ittd,  Nordameiica  die  grossen  Ausgaben  für  Kriege  u.  dgl.  und  für  productive  Zwecke, 
«1e  Eisenbahnea  entweder  gar  nicht  haben  bestreiten  können  oder  auf  anderen  G(^- 
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bieten  der  Volkswirthscliaft  und  damit  im  Ganzen  nicht  im  Stande  geiresen  sein,  sich 
entsprechend  wirthschaftlich  so  weit  und  so  rasch  zu  entwickeln ,  wie  sie  es  jetzt 
vermochten. 

§.  71.  Als  regelmässige  erhebliche  volkswirthscbaftliche 
Nacbtheile  der  VerschulduDg  an  das  Ausland  gelten  die  Hinaus- 
Zahlung  derZinsen,  der  ^^Zinstribut^'  an  die  Fremde,  und  die 
Kapitalrückzahlung;  mag  letztere  in  der  Form  der  eigentlichen 
Schuldentilgung  oder  des  Rückerwerbs  der  Anleihetitel  durch  In- 
länder erfolgen.  Hier  wird  jedoch  das  Causalverhältniss  nicht 
richtig  aufgefasst.  Wurde  die  Anleihe  ihrer  Zeit  zu  unproductiven 
Zwecken,  z.  B.  für  einen  Krieg,  verwendet,  so  hat  allerdings  eine 
Zerstörung  von  Nationalkapital  stattgefunden,  welche  für  die 
heimische  Volkswirthschaft  und  Bevölkerung  einen  Druck  bewirkt 
Den  letzteren  hätten  sie  aber  unmittelbar  und  stärker  bei  der 
Bestreitung  jener  Anleihe  aus  heimischen,  bisher  beschäftigten 
Kapitalien  oder  aus  Steuern  empfunden.  Das  Nationaleinkommen 
wäre  sofort  definitiv  verkleinert  worden.  Mit  Hilfe  des  auswärtigen 
Kapitals  konnte  dies  vermieden,  jener  Druck  vermindert,  in  der 
Zinszahlung  an  das  Ausland  auf  eine  längere  Zeit  vertheilt,  in  der 
Kapitalrückzahlung  auf  eine  spätere  Zeit  höherer  Entwicklang, 
grösseren  Wohlstands,  niedrigeren  Zinsfusses  —  lauter  günstige 
Umstände,  welche  mit  auf  die  Verfügung  über  das  fremde  Kapital 
zurückzuführen  sind  —  verschoben  werden.  Die  Zinsen  insbesondere 
stellen  regelmässig  nur  einen  Theil  desjenigen  Volkseinkommens 
dar,  welches  ohne  die  Verfügung  über  das  fremde  Kapital  gar 
nicht  gewonnen  worden  wäre.  Aehnlich  bleibt  immer  noch  ein 
besonderer  Vortheil  nachweisbar,  wenn  die  ursprüngliche  Ver- 
wendung des  Anleihekapitals  eine  productive  war.  Die  gesammte 
volkswirthscbaftliche  Entwicklung  wird  Dank  dem  fremden  Kapital 
immer  eine  grössere  sein,  als  sie  sonst  möglich  gewesen  wäre. 
Ein  Plus  an  Volkseinkommen  und  Volksvermögen  bleibt  nach  Ab- 
zug der  Hinauszahlung  von  Zinsen  und  der  späteren  Kapital- 
rückzahlung an  das  Ausland  stets  übrig. 

Vgl.  auch  hier  die  weiteren  Ausführungen  Über  diese  Puncte  in  meinen  ge- 
nannten früheren  Arbeiten.  Der  öfters  besonders  betonte  Uebelstand,  dass  eine  An- 
leihe billig  an  das  Ausland  begeben  werde  und  theaer  zurückzukaufen  sei  —  darch 
Tilgung  wie  durch  Privatankauf  im  Verkehr  —  ist  thatsächÜch  häufig  genug  ?oi^ 
banden,  lässt  sich  aber  durch  eine  richtige  Form  der  Anleihe,  uemlich  durch  Aus- 
gabe derselben  annähernd  zu  einem  dem  jeweiligen  wirklichen  Zinse  (Kcalzinsfass) 
entsprechenden  Nomin alzinsfnss.  statt  der  Begebung  stark  unter  Pari  grossentheils 
vermeiden.  S.  meine  Ordn.  d.  österr.  Staatshaush.  S.  204 — 225,  Art  Staatsschulden 
im  Staatswörterb.  X.  36  ff.,  Art  Ordn.  d.  Fin.wirthsch.  in  Schönberg*s  Handb.  II, 
§.  31,  S.  448  ff.  —  Die  Last  einer  öffentlichen  Ausgabe  wird  dem  Inland  dorch  die 
auswärtige  Anleihe  freilich  nicht  eudgiltig  abgenommen  —  ausser  im  FaU  des  Staats- 
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banierotts!  Aber  sie  wird  ihm  regelmässig  erheblich  erleichtert«  „Ton  der  ärmeren 
Gegenwart  auf  die  reichere  Zukunft  rerschoben ''.  Die  jüngste  Finanzgeschichte  ?on 
NoIdamericJ^  das  nunmehr  seine  Anleihen  vom  Ausland  zurttckerwerben  und  im  Zins- 
foss  stark  reduciren  konnte,  auch  ?on  Frankreich,  welchem  der  auswärtige  Credit  1871  ff. 
eine  Zeitlang  ebenfalls  die  grossen  Credit-  und  Finanzoperationen  sehr  erleichterte, 
zeigen  deutlich  die  practische  Richtigkeit  der  vorausgehenden  Beweisführung.  Wenn 
Oesterreicfa,  Ungarn,  Bussland  n.  a.  L.  m.  den  Druck  des  „ Zinstributs ''  besonders 
stark  empfinden,  so  liegt  die  Schuld  wieder  nicht  an  der  auswärtigen  Verschuldung 
an  sich,  sondern  an  der  langen  Andauer  einer  stets  auf  Anleihen  sich  stutzenden, 
vielfach  bedenklichen  Finanzpolitik.  Welcher  volkswirthschaftliche  Drude  wttrdc  jedoch 
erst  ohne  den  Becurs  auf  den  ausländischen  Credit  entstanden  sein?1 

Unter  den  weiteren  Nachtheilen  der  Verschuldung  an  das 
Ausland  y  zumal  in  der  Form  von  Staatsanleihen ,  werden  auch 
politische  genannt:  grössere  Abhängigkeit  vom  Ausland  und 
seinen  Börsen  (Italien  gegenüber  Frankreich,  Russland  gegenüber 
England  und  jetzt  auch  gegenüber  Deutschland).  Dieser  Nachtheil 
ist  nicht  ganz  zu  leugnen.  Die  Abhängigkeit  ist  jedoch  in  gewissem 
Grade  eine  gegenseitige,  auch  eine  mitunter  recht  heilsame  Friedens- 
btlrgschaft  und  Garantie  ruhiger/  besonnener  auswärtiger  Politik 
des  verschuldeten  Staats.  In  der  Hauptsache  ist  das  Verhältniss 
aber  auch  nicht  anders  bei  den  übrigen  Formen  internationaler 
Verschuldung.  Letztere  ist  bei  dem  heutigen  Verkehr  die  Wirkung 
von  Zinsfussverschiedenheiten  und  hört  nur  mit  deren  Ausgleichung 
auf.  Diese  Ausgleichung  wird  grade  durch  die  internationale 
Kapitalübertragung  vom  reicheren  und  volkswirthschaftlich  ent- 
wickelteren Lande  niedrigeren  in  das  ärmere  Land  höheren  Zins- 
fusses  allmälig  mit  herbeigeführt.  Hier  waltet  also  ein  Princip 
des  Selbstcorrectivs  ob. 

Bedenklicher,  auch  in  volkswirthschaftlicher  Beziehung,  ist  eine 
andere  Wirkung  der  Verschuldung  an  das  Ausland,  welche  auf 
dem  Gebiete  des  Staatscredits  mitunter  besonders  scharf  hervor- 
tritt: die  Gefahr  grosser  Störungen  der  internationalen 
Zahlungsbilanz,  daher  des  heimischen  Geld-,  Credit- und 
Bankwesens  in  kritischen  Zeiten,  in  wirthschafüichen  und 
zumal  in  politischen  Krisen. 

Das  Ausland  sucht  sich  in  solchen  Zeiten  rasch  auf  einmal  eines  mehr  oder 
weniger  erheblichen  Theils  seines  fremden  Werthpapierbesitzcs  zu  entledigen,  die 
OUigationen  strömen  ins  Inland  zurück,  drücken  den  Curs  unverhältnissmässig  herab. 
Zur  Bezahlung  reichen  die  Guthaben  aus  dem  gewöhnlichen  Handelsverkehr  nicht  aus, 
die  Waarenausfuhr  aus  dem  Inlande  stockt  ohnedem  leicht  in  solcher  Lage,  sie  lässt 
sich  jetzt  follends  nicht  auf  einmal  rasch  steigern.  Wechsel  aufs  Ausland  werden 
daher  stark  gesucht  und  verthcuern  sich,  Baargcld  fliesst  hinaus,  wird  den  Banken 
entzogen,  die  Lage  der  letzteren,  ihre  Baarzahlungsfähigkeit ,  die  Einlösbarkeit  der 
Banknoten  wird  gef&hrdet,  der  Credit  muss  allgemein  beschränkt  werden  und  der 
DiscoDto  steigt,  Zwangscurs,  Papiergeld wirthschaft  reisscn  unter  solchen  Umständen, 
wo  der  heimische  Staat  etwa  ohnedem  in  Finanznoth  zur  Papiergeldpresse  greift,  um 
so  leichter   ein   oder  Ferschlimmern  sich   noch   mehr.    Mitunter  kann  der  politische 
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Antagonismus  zwischen  dem  schuldenden  Inland  und  dem  creditirendeu  Ausland,  von 
Kriegen  zwischen  beiden  selbst  abgesehen,  die  Lage  der  Dinge  noch  erschweren. 
So  hat  z.  B.  England  die  russischen  Staatspapier-  und  Papiergeldcurse  in  dem  letzten 
Tttricenlfriege  (1877)  durch  massenhaftes  Losschlagen  russischer  Papiere  in  Berlin, 
Petersburg  u.  a.  m.  staric  geworfen. 

Diesen  Schwierigkeiten  gegenüber  ist  wieder  das  beste 
Präventiv  mittel  eine  vorsichtige  heimische  Politik.  Die  freilich 
nur  theilweise  wirksamen  Repressivmittel  sind:  richtige  Disconto- 
politik  der  Banken ,  rechtzeitige  und  genügende  Erhöhung  des 
ZinsfusseSy  Beschränkung  der  Vorschüsse,  wodurch  auf  die  Wechsel- 
cnrse,  auf  die  Curse  der  Fonds  und  die  Preise  der  Waaren  ein- 
gewirkt, die  Rückströmung  der  Papiere  und  der  Abfluss  des 
Metalls  ins  Ausland  erschwert  wird.  So  beachtenswerth  aber  dieser 
Znsammenhang  zwischen  auswärtiger  Verschuldung  und  den  dar- 
gelegten Umständen  ist:  den  Ausschlag  gegen  die  auswärtige 
Anleihe  kann  auch  dies  Bedenken  nicht  geben,  zumal  jede 
andere  Art  und  Form  internationaler  Verschuldung  ganz  ähnliche 
Wirkungen  hat. 

§.  72.  Wesentlich  verschieden  von  dem  ürtheil  über  die  erste 
und  die  zweite  Art  Anleihen  fällt  dasjenige  über  die  dritte  Art 
aus,  über  die  Anleihen  aus  heimischen  Kapitalien,  welche  erst 
durch  die  Anleihe  einer  anderweiten  productiven  Verwendung 
im  Inlande  entzogen  werden  (§.  68).  Hier  ist  die  Opposition 
der  älteren  Theorie,  der  britischen  Oekonomisten  (Mill)  im  Ganzen 
berechtigt  und  trifft  die  von  Dietzel  u.  A.  m.  gegebene  Recht- 
fertigung in  der  Hauptsache  nicht  zu.  Sogar  eine  reelle  Kapital- 
besteuerung, welche  nicht  nur  nach  dem  Kapital  aufgelegt, 
sondern  aus  dem  Kapital  bezahlt  wird  (Fin.  II  §.  330,  370  ff.) 
oder  auch  eine  solche  „übermässige''  Besteuerung,  welche  den 
Normalconsum  der  Besteuerten  und  deren  weitere  Kapitalvermehrang 
vermindert  oder  letztere  unmöglich  macht,  vollends  die  gewöhnliche, 
wenn  auch  hohe  reelle  Einkommenbesteuerung  (Fin.  II  §.  330,  379) 
hat  hier  muthmasslich  fUr  die  Volks wirthschaft,  besonders  iUr  die 
Vertheilung  des  Volkseinkommens  weniger  ungünstige  Folgen  als 
jene  Anleihe,  Im  Princip  wirken  diese  inländische  Anleihe  und 
die  inländische  Besteuerung  auf  die  Volkswirthschaft  und  die  Be- 
völkerung, beide  wieder  als  ein  Ganzes  betrachtet,  gleichmässig, 
aber  dem  Grade  nach  wirkt  diese  Anleihe  noch  übler  ein. 
Wenn  man  nemlich  die  verschiedenen  wirthschaftlichen  Classen 
des  Volks  unterscheidet,  so  ergiebt  sich  durch  das  Anleihesystem, 
verglichen  mit  der  Besteuerung,  eine  Begünstigung  der  besitzenden, 
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namentlich  der  das  Kapital  zur  Anleihe  hergebenden  und  eine 
Benachtheiligung  der  nicht  besitzenden,  der  unteren  arbeitenden 
Classen:  letztere  beziehen  eine  kleinere,  jene  die  gleiche  oder 
selbst  eine  grössere  Quote  vom  gesammten  Yoll^seinkommen ,  aus 
welchem  auch  der  Finanzbedarf  des  Staats  mit  gedeckt  werden  muss. 

Jene  schon  erwähnte  (S.  152)  irrthUmliche  Bechtfertij^g  des  Anleihesystems 
duich  einzelne  frühere  Theoretiker,  welche  unter  Laien  und  Fractikem  heute  noch 
rerbreitet  ist,  die  Annahme,  dass  Anleihe  und  Besteuerung  nicht  principiell  gleich, 
sondern  erstere  insofern  günstiger  wirke  als  die  Besteuerung,  als  sie  das  wirthschiuEt- 
liche  Opfer,  die  Last  einer  mit  ihr  gedeckten  Ausgabe,  z.  B.  für  Kriegskosten,  Ton 
der  Gegenwart  auf  die  Zukunft  wälze  und  dadurch  die  jetzige  Generation 
erleichtere,  übersieht,  wie  schon  bemerkt,  dass  es  in  beiden  Fällen  vorhandene 
oder  in  der  Gegenwart  her?orgebracht  werdende  neue  Sachgüter  des  jetzigen 
üe»:hlechts  sind,  welche  dem  Staate  bei  der  Anleihe  oder  der  Steuer  aus  dem  Ein- 
kommen oder  YermOgen  des  Volks  zur  Verfügung  gestellt  werden.  Im  Ganzen 
moss  die  betreffende  Einschränkung  des  Gonsums,  Minderbildung  ?on  Kapital  und 
Minderprodnction  gewisser  Güter  in  beiden  Fällen  zunächst  in  gleichem  Umfange 
in  der  Gegenwart  eintreten.  (Vgl.  ausser  Mill,  a.  a.  0.  auch  Dietzel  S.  177).  Es 
kann  sich  bei  der  Wahl  zwischen  Anleihe  und  Steuer  daher  nur  um  die  Frage  handeln, 
ob  nicht  die  directen  und  indirecten  Weiterwirkungen  der  einen  oder  der 
anderen  dieser  zwei  Methoden,  einen  TheU  des  Einkommens  oder  Vermögens  der 
gegenwärtigen  Generation  dem  Staate  zur  Deckung  Ton  Finanzbodarf  zuzuführen, 
Terschiedene  sind?  Das  ist  nun  der  Fall  und  zwar  ergeben  sich  bei  der  Besteuerung 
mothmasslich  günstigere  Wirkungen  für  die  Froduction  und  namentlich  für  die  Ver- 
theilnng  als  bei  der  Anleihe,  der  entscheidende  Punct  in  dieser  Frage. 

Zur  Betheiligung  an  der  Anleihe  werden  die  Kapitalisten 
durch  die  Aussicht  auf  grösseren  Gewinn,  als  sie  ihn  aus  der 
bisherigen  Beschäftigung  ihrer  Kapitalien  ziehen  —  die  Voraus- 
setzang  dieser  Erörterung  —  angereizt.  Ein  besonderes  Motiv  zu 
eigener  Beschränkung  des  Consums,  zu  grösserer  Sparsamkeit, 
am  neues  Kapital  zu  bilden,  und  zu  gesteigerter  prodnctiver 
Thätigkeit  liegt  daher  für  diese  Classen  bei  der  Anleihe  nicht  yor, 
wohl  aber  bei  der  Besteuerung.  Bei  jener  droht  in  Folge  dessen 
derjenige  Theil  des  Volkseinkommens,  bez.  Volksvermögens,  welchen 
der  Staat  für  die  Deckung  seines  Finanzbedarfis  den  Einzelwirth- 
schaften  entzieht,  ausschliesslich  auf  Kosten  der  nicht  kapital- 
besitzenden,  an  der  Anleihe  unbetheiligten  Volksclassen,  vor  Allem 
der  Hasse  der  Arbeiter  in  die  Verfügung  des  Staats  übertragen 
zu  werden.  Bei  der  gleichmässigen  Besteuerung  aller  Classen 
müssen  die  Kapitalbesitzer  an  dieser  Last  ihr  Theil  mittragen  und 
werden  sie  angespornt,  die  Einbusse  an  Einkommen  oder  vollends 
an  Kapital,  welche  ihnen  die  Steuer  auflegt,  durch  angemessene 
Regelung  ihres  Consums,  ihrer  Ersparungen  und  durch  Steigerung 
ihrer  Productivität  wieder  wett  zu  machen. 

Dies  ist  der  Vorgang,  auf  das  einfachste  Schema  zurückgeführt.    In  der  Praxis 
kommen  natürlich   noch  andere  Factoren  mit  in  Betracht.     Die  Einschränkung  des 
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Consums  der  Kapitalisten  bei  der  Besteuerung  kann  z.  B.  auch  eine  verminderte  Nach- 
frage nach  Erzeugnissen,  dadurch  nach  Arbeit  bewirken,  welcher  aber  anderseits  die 
vermehrte  Nachfrage  nach  beiden  von  Seiten  des  die  betreffende  Ausgabe  machenden 
Staats  gegenüber  steht 

Ausser  auf  die  angegebene  Weise  lässt  sich  der  Beweis  zu  Gunsten  der  Be- 
steuerung und  gegen  die  Anleihe  auch  noch  folgendermassen  führen.  Die  Anleihe 
wird  —  auch  hier  wieder  den  Fall  der  vollen  Beschäftigung  des  heimischen 
Nationalkapitals  vorausgesetzt,  also  vom  Vorhandensein  disponibler  Kapitalien  abge- 
sehen, —  nothwendig  aus  dem  umlaufenden  Kapital  gedeckt.  Aus  diesem  erhalten 
in  unseren  Yolkswirthschaften  in  der  Regel  die  Arbeiter  zunächst  wenigstens  ihren 
Lohn,  freilich  in  der  Voraussetzung  des  KücJcersatzes  dieses  Lohns  aus  den  Mitteln 
derer,  welche  nach  den  Arbeitsproducten  als  Consnmenten  eine  wirksame  Nachfrage 
unterhalten  und  diese  Producte  bezahlen.  Eine  Verminderung  dieses  Theils  des  um- 
laufenden Kapitals,  der  als  ,. Lohnfonds"  fungirt,  droht  also  wiederum  die  Arbeiter 
besonders  zu  bonachtheiligen.  Denn  selbst  wenn  die  Nachfrage  der  Consumenten 
nach  Arbeitsproducten  gleich  bliebe,  würde  es,  wenn  diese  Nachfrage,  wie  anzunehmen 
ist,  keine  Vorschüsse  an  die  Unternehmer  gäbe,  an  Mitteln  zu  gleicher  Lohnzahlung 
wie  bisher  fehlen.  Auch  hier  ist  es  nur  wieder  die  vom  Staate  durch  seine  Ver- 
wendungszwecke ausgehende  Nachfrage  nach  Arbeit,  welche  diesen  Nachtheil  für 
die  Arbeiter  zweitweiso  ausgleichen  oder  vermindern  könnte.  Im  Falle  der  Kriegs- 
ausgäbe  wird  z.  B.  zuerst  und  eine  Zeitlang  bei  starker  Becrutirung  von  Soldaten  unter 
der  Arbeiterbevölkerung  und  grosser  Nachfrage  nach  Ausrüstuugsgegenständen ,  f^ 
deren  Herstellung  wieder  Arbeitskräfte  gesucht  sind,  eine  Lohnerhöhung  statt  der 
sonst  zu  erwartenden  Verschlechterung  der  Lage  der  Arbeiter  eintreten  (nordameric. 
Erfiüirungen  1S62,  Eiufluss  von  „Kapitalschaffung''  durch  Papiergeldausgabe,  s.  meine 
Ordn.  d.  öst.  Staatsh.  S.  50  ff.,  auch  Mill,  pol.  econ.  I,  95).  Aber  da  hier  nicht 
wie  in  der  gewöhnlichen  Sachgüterproduction  eine  regelmässige  Reprodnction  des 
Kapitals  erfolgt,  mnss  „in  einem  langen  Kriege,  welchen  ein  Volk  ganz  mit  eigenen 
Truppen  und  Gütern  (.ohne  fremde  Soldheero  und  Subsidien)  führt,  nothwendig  all- 
mälig  eine  starke  Einschränkung  des  Consums  materieller  Güter  erfolgen,  welche 
schliesslich  die  Masse  der  Bevölkerung  in  Noth  und  Entbehrung  sttlrzf'  (Wagner 
a.  a.  0.),  beim  Anleihesystem  aber  noch  mehr  die  unteren  Classen  schädigt.  In  Staaten, 
welche  dies  System  übermässig  ausgedehnt  haben,  läuft  in  der  That  „das  auf  dem 
Besteuerungszwang  fundirte  öffentliche  Schuldenwesen  dann  vielfach  nur  auf  eine  neue 
Zinsknechtschaft  der  Massen  zu  Gunsten  der  Staatsgläubiger  hinaus"  und  drohen  heil- 
lose Zustände,  für  die  es  an  Symptomen  nicht  mehr  fehlt  Mit  Hecht  warnt  hier 
auch  Sötbeer  a.  a.  0.  vor  dem  Anleihesystem  und  das  Verdict  der  J.  St.  Mill  u.  v. 
A.  m.  ist  hier  berechtigt. 

Den  Einwand,  den  Brentano,  Hildebr.  Jahrb.  B.  16,  S.  268  aus  der  durch 
Thornton  —  dem  sich  dann  auch  Mill  anschloss  —  u.  A.  m.  erfolgten,  ?on 
Brentano  gebilligten  Berichtigung  der  älteren  brit.  Lohnfondstbeorie  gegen  meine 
vorausgehende  Beweisführung  erhebt,  kann  ich  nicht  für  zutreffend  halten.  Einmal 
stutze  ich  mich  gar  nicht  allein  für  meinen  Nachweis  des  Vorzugs  der  Steuer  vor 
der  dritten  Art  Anleihen  und  für  meine  Darlegung  der  Benachtbeiligung  der  Arbeiter 
im  Falle  der  Anleihe  aus  bereits  beschäftigten  Kapitalien  auf  jene  Lohnfondstheoric, 
wie  sich  aus  dem  Obigen  ergiebt.  Sodann  aber  halte  ich  die  neuere  „Berichtigung'' 
der  Lohnfondstheorie  (u.  A.  selbständig  jetzt  auch  von  George,  Fortschritt  u.  Armuth, 
Deutsche  üebersetz.  v.  Gütschow,  Berl.  1881  Buch  1  vorgenommen)  überhaupt  nur 
für  theüweise  richtig.  Nicht  die  Lohnfondstheorie  allein,  aber  auch  nicht  die 
auf  Hermann  zurückzuführende  sogen,  deutsche  Theorie  von  der  Abhängigkeit  des 
Lohns  von  der  Nachfrage,  bez.  der  Zahlung  der  Consumenten  erklären  das  Problem 
der  Bestimmgründe  der  Lohnbewegung,  sondern  nur  eine  recht  wohl  mögliche  und 
m.  E.  nothwendige  Vereinigung  dieser  beiden  Theorieen.  Die  Ausführung  dieser 
These  und  ihre  Begründung  gehört  jedoch  in  die  theoretische  Nationalökonomie.  Ich 
wollte  hier  nur  meine  frühere  Beweisführung  den  neueren  Bemängelungen  gegenüber 
ausdrücklich  aufrecht  halten.  Die  Ausführungen  Brentano 's  a.  a.  0.  in  d.  Note  sind 
auch  sonst  anfechtbar,  da  sie  von  nicht  zutreffenden  Voraussetzungen  in  Betreff  des 
Kapitalzuschusses  ausgehen.  Ausführlicher  als  oben  habe  ich  in  meiner  Ordn.  d.  öst. 
Staatsh.  u.  im  Art.  Staatsschulden  die  Frage  behandelt. 
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§.  73.  Zu  b  (in  §.  68).  Auch  je  nach  der  Natur  der  einzelnen 
Arten  der  ausserordentlichen  Ausgaben  ist  die  Frage  der  Räth- 
lichkeit  der  wirklichen  Benutzung  des  Staatscredits  verschieden 
za  entscheiden.  Wenn  auch  Zweck  und  Wirkung  dieser  sämmt- 
liehen  Ausgaben  die  Schuldaufnahme  rechtfertigt  (§.  66),  so  doch 
schon  für  die  verschiedenen  Arten  nicht  gleich  unbedingt. 

a)  Denn  allein  die  privat-  und  die  staatswirthschaft- 
licbe  Kapitalaolage  und  unter  ihnen  wiederum  am  Meisten  die 
erstgenannte,  bieten  eine  sichere  Bürgschaft  dafür,  dass  sie, 
einmal  vorgenommen,  künftigen  Finanzperioden  und  der  ganzen 
Volkswirthschaft  als  Ausgabeersparung  oder  Einnahmevermehrung 
zu  Gute  kommen  werden.  Bei  der  eigentlichen  ausser- 
ordentlichen Ausgabe,  insbesondere  bei  Kriegskosten,  be- 
steht eine  solche  Sicherheit  stets  in  viel  geringerem  Maasse. 
Wenn  man  daher  auch  nur  nach  den  Wirkungen  der  Ausgaben 
nrtheilt,  so  wird  man  zwar  unter  den  oben  bezeichneten  Cautelen 
selbst  die  Kriegsausgabe  durch  Anleihen  decken  dürfen. 
Aber  unter  übrigens  gleichen  Umständen  ist  es  doch  bereits  ge- 
rathener,  lieber  hier  wenigstens  mit  zu  ordentlichen  Einnahmen 
zu  greifen  und  womöglich  die  Benutzung  der  Anleihen  auf  die 
beiden  genannten  Arten  der  Kapitalanlage  zu  beschränken.  Dies 
ist  um  so  mehr  anzurathen,  wenn  nach  ihrer  vergleichsweisen 
Wirkung  als  Kapitalentziehung  der  Besteuerung  vor  der  Anleihe 
wegen  der  Art  der  Kapitalien,  aus  denen  die  Schuld  gezahlt  wird, 
nach  dem  Vorigen  der  Vorzug  zu  geben  ist.  Denn  dann  kommen 
möglicher  Weise  noch  volkswirthschaftliche  zu  den  finanziellen 
Bedenken  gegen  die  Anleihe  für  Kriegs-  und  dergleichen  Ausgaben 
hmzu.  Hiernach  wird  die  Deckung  von  letzteren  nur  durch 
auswärtige  und  in  gewissen  Fällen  durch  Anleihen,  welche  ans 
disponiblen  Kapitalien  der  heimischen  Volkswirthschaftkommen, 

vorzunehmen  <  sein. 

Es  ist  daher  g^ewiss  als  die  solidere  Praxis  zu  bezeichnen,  wenn  wenigstens 
ein  Theil  der  Kriegskosten  und  sonstiger  ausserordentl.  Ausgaben  (z.  B. 
fär  öffontl.  Nothstände)  durch  Steuern  bestritten  oder  nur  vorübergehend  durch 
schwebende  Schulden,  welche  alsbald  mit  Steuererträgen  wieder  abgezahlt  werden, 
gedeckt  wird.  So  ?erfährt  mit  Recht  in  neuerer  Zeit  Grossbritannien.  Selbst  in 
diesem  Lande  ist  auf  grössere  Massen  disponibler  Kapitalien  nicht  immer  zu  rechnen. 
Namentlich  wird  die  Einkommensteuer  in  solchen  Fällen  richtig  erhöht.  Das  Vor- 
handensein einer  derartigen  beweglichen  und  mit  Sicherheit  einen  höheren  Ertrag 
gebenden  Steuer  ist  auch  mit  Rücksicht  auf  solche  Fälle  zu  verlangen.  (Fin.  U  §.  368.) 
Im  Krimmkriege  crhöhete  Grossbritannien  die  Einkommensteuer  von  7  auf  14  und 
schüesslich  auf  16  d.  v.  L.  St.  (ö'/sVo)  ^^r  das  voll  besteuerte  und  von  5  auf  10 
und  11 V,  d.  für  das  niedriger  besteuerte  Einkommen;  erst  1857  erfolgte  wieder  die 
Herabsetzung   auf  den  alten  Satz.     Der  Ertrag  stieg  von   7' 13   auf  16-92  Mill.  L. 
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Ausserdem  worden  damals  die  Zölle  auf  Zucker  (Dorchschnittszollsatz  per  Geotner  für 
alle  Gattungen  von  11  allmälig  bis  auf  14^,  sh.),  Thee  (?on  iVs  ^^^  1^4  per  Pfand, 
statt  der  beabsichtigten  Ermässigung  auf  1  sh.),  Kaffee  (?on  3  auf  4  d.  per  Pfand), 
die  Accisen  auf  MaJz  (von  fast  2"/^  auf  4  sh.  per  Bushel)  u.  Branntwein  (in  Engiand 
von  7  sh.  10  d.  aaf  8  sh.,  in  Schottland  Ton  4Va  ^^b  allmälig  bis  auf  8  sh.,  in 
Irland  ?on  3Va  ^^^  ^  sh.  per  Gallon)  erhöht  Aehnlich  wurde  die  Expedition  nach 
Abyssinien  grossentheils  durch  Steigerung  der  ordentl.  Einnahmen  bestritten  (Auf- 
wand 1867/67—69/70  dafür  8*3  Mill.  L.,  Erhöhung  der  Einkommensteuer  ?on  5*7  MilL 
in  1866/67  auf  618,  8.62,  10*04  Mill.  L.  in  den  3  folg.  Jahren  nach  Rechnungs- 
abschlüsse Auschl.  für  1870/71  7*6  Mill.).  Auch  bei  anderen  Extraausgaben,  z.  B.  für 
den  grösseren  militärischen  und  maritimen  Aufwand  1 860  fP.  wurde  so  operirt  Aehnlich 
jetzt  1882  für  den  ägyptischen  Krieg.  —  Preussen  erhöhte  1855/56  wegen  der 
Kosten  der  Rüstungen  die  Klassen-,  Einkommen-  und  Schlachtsteuer  um  V«*  — 
Oesterreich  legte  im  Kriege  von  1859  einen  Zuschlag  zur  Grund-  u.  Haussteuer 
von  Ve«  ^^^  Hausklassensteuer  von  V21  zu  der  Erwerbsteuer,  Einkommensteuer  und  dem 
contributo  arti  e  conunercio  von  Vs  ^^  Ordinariums  „für  die  Dauer  der  durch  die 
Kriegsereignisse  herbeigeführten  Verhältnisse"  auf  (Verordn.  v.  13.  Mai  1859).  Ebenso 
wurde  die  Yerzehrungsst  um  ^/^  der  Normalsätze,  der  Salzpreis  um  15Vot  die  Rechts- 
gebühren, Stempel  u.  s.  w.  meist  um  207o  erhöht  (Yerord.  v.  17.  Mai  1859).  Die 
meisten  dieser  Erhöhungen  blieben  mit  einigen  Abänderungen,  zeitweise  mit  neuen 
Steigerungen  und  selbst  Verdoppelungen  (1862  fr)i  permanent.  —  Frankreich  erhöhte 
durdi  Verordn.  der  provis.  Regierung  v.  17.  März  1848  -die  4  directen  Steuern  um 
457«,  was  192  Mill.  Fr.  betrug  u.  1852  wieder  aufhörte.  Später  (Ges.  v.  23  Juni  1857) 
trat  ein  zweiter  lO^/^iger  Kriegszuschlag  zu  dem  lange  bestehenden  bei  allen  directen 
Steuern  hinzu,  die  Tabaksteuer  (im  Monopolpreis)  und  die  Branntweinsteuer  wurde 
1860  erhöht.  Die  bedeutenden  Steoererhöhungcn  und  neuen  Steuern  in  Frankreich 
nach  dem  Kriege  von  1870 — 71  fallen  unter  einen  anderen  Gesichtspunct ,  denn  sie 
dienten  im  Wesentlichen  nicht  mehr  zur  Dockung  der  laufenden  ausserordentlichen, 
sondern  der  durch  die  Kriegs-  und  (}ontributionsanleihen  u.  s.  w.  gesteigerten  ordent- 
lichen Ausgaben  für  Zinsen,  Erhöhung  der  Militärbudgets  u.  s.  w.  Die  Lage  war 
ähnlich  wie  in  den  Vereinigten  Staaten  v.  Nordamerika  u.  in  Italien,  wo  natürlich 
auch  im  grössten  Umfange  neue  Steuern  geschafTen,  alte  erhöht  werden  mussten,  um 
die  enormen  Ausgaben  für  Kriege  u.  Staatsneu  bau  wenigstens  theilweise  zu  decken. 
Nach  dem  Ende  des  Kriegs  hat  Amerika  bald  die  vollständige  Deckung  der  laufenden 
Ausgaben  mit  ordentl.  Einnahmen  erreicht,  ebenso  Frankreich,  in  den  letzten  Jahren 
auch  Italien.  In  den  Verein.  Staaten  hat  man  die  Besteuerung  in  so  erheblicher 
Höhe  beibehalten,  dass  nunmehr  seit  Jahren  beträchtliche  Ueberschüsse  zur  Schulden- 
tilgung aus  ordentlichen  Einnahmen  bleiben  (Abschluss  1879/80  65*88,  Anschl.  1881/82 
90*08  Mill.  Doli.  Ucberschuss).  Eine  Finanzlage,  die  dann  auch  auf  den  Staatscredit 
sehr  günstig  wirkte  und  im  Verein  mit  anderen  günstigen  Umständen  starke  Zins- 
reduction  der  Schuld,  von  6  auf  5,  4^/8  u.  4Vo  ermöglichte. 

fi)  In  gleicher  Weise  wird  man  sich  dahin  aussprechen  rnttssen, 
dass  die  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage  besser  anch 
darch  ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird,  wenn  nicht  eine  in 
jeder  Beziehung  unbedenkliche  Anleihe  in  Aussicht  steht.  Denn 
die  günstigen  Wirkungen  solcher  Anlagen  und  die  Dauer  der 
ersteren,  z.  B.  bei  grossen  Verwaltungsreformen ,  sind  doch  nicht 
leicht  ganz  so  sicher  zu  constatiren,  als  etwa  bei  privatwirth- 
schaftlichen  Kapitalanlagen. 

Die  herrschende  Praxis  in  Staaten  normaler  Finanzlage,  dass  die  staatswirth- 
schaftlichen  Kapitalanlagen,  wenigstens  die  kleineren,  ziemlich  Jahr  für  Jahr  vorkom- 
menden Ausgaben  dafür,  durch  ordentl.  Einnahmen  bestritten  werden,  lässt  sich  daher 
auch  billigen,  so  z.  B.  hinsichtlich  der  sog.  „unständigen'*  Ausgaben  für  Bau- 
kosten u.  dgl.  (§.  62),  wo  z.  B.  bei  der  Menge  von  Neubauten  in  einem  grösseren 
Staate  jährlich  dieser  Posten  überhaupt  besser  grossentheils  zur  ordentlichen  Aus- 
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gäbe  gesetzt  wird,  ir&hrend  ein  einzelner  Keabau  im  Haushalt  einer  kleinen  Gemeinde 
nicht  dazu  gestellt  zu  werden  brancht,  da  er  sich  nicht  bald  wiederholen  wird.  Nur 
sollte  in  jenen  Fällen  auch  im  Staatshaushalte  ein  bestimmtes  Princip  leiten  u.  die 
betreff.  Posten  in  den  Ausweisen  tibersichtlich  zusammengestellt  werden,  damit  man 
ZOT  besseren  Beartheilong  der  wirklichen  Finanzlage  leichter  feststellen  kann,  ob  und 
in  welchem  Verh&ltniss  die  Ausgaben  eines  Jahres  nach  der  Dauer  der  Wirkungen 
der  beschafiten  Leistungen  und  Anstalten  nur  diesem  Jahre  oder  auch  sp&teren  Finanz- 
perioden zu  Gute  kommen.  InPreussen  gehört  der  grösste  Theil  der  sog.  einmaligen 
und  aosserord.  etatsmässigen  Ausgaben  zu  Staats-  u.  z.  Th.  selbst  zu  privatwirthschaft- 
Üchen  Kapitalanlagen  (z.  B.  Meliorationen  der  Domänen  u.  s.  w.)  und  wird  regelmissig 
schon  nach  dem  Voranschläge  durch  die  ordentliche  Einnahme  (die  allerdings  einige 
kleinere  Posten  ausserordentl.  Einnahmen  einschliesst)  gedeckt  Aber  ein  festes  Princip 
der  Scheidung  fehlt  auch  hier;  so  stehen  z.  B.  ganz  gleichartige  Posten  far  Chaussee- 
neobaoten,  Stromregulirungen,  Hafen  bauten  u.  s.  w.  unter  den  ordentlichen  und  den 
etatmiasigen  ausserordentlichen  Ausgaben  Jahr  für  Jahr.  —  In  Staaten,  welche  so 
hiofigen  „Neugestaltungen"'  (der  inneren  Organisation,  Verwaltung  im  Justiz-,  Polizei-, 
Cntenichtb-,  Kriegswesen  u.  s.  w.)  unterliegen,  wie  früher  wenigstens  (1B48  fi.)  z.  B. 
Oesterreich,  z.  Th.  auch  Busslaud,  wttrde  es  Tollends  ein  hOchist  gefährliches 
Princip  sein,  mit  Rtlcksicht  auf  die  mögliche  Dauer  der  Wirkung  solcher  Ver- 
wendungen eine  Deckung  mit  ausserordentlichen  Einnahmen  vorzunehmen.  Hier  fehlt 
bei  der  Unst&theit  der  Verhältnisse  das  in  finanzieller  Hinsicht  wesentliche 
Merkmal  der  Staats wirthschaftlichea  Kapitalanlagen:  die  wirkliche  längere  Dauer 
der  Wirkungen,  —  Von  den  Theoretikern  haben  Dietzel  wie  Stein  auch  diese  Seite 
der  nur  bedingten  Bäthlichkeit  der  Benutzung  des  Staatscredits  viel  zu  wenig  be- 
achtet, z.  Tb.  ganz  übersehen.  Stein  wird,  wie  so  häufig,  von  einem  partiell  richtigen 
Gedanken,  der  Productivität  der  Staatsausgabe  und  Staatsschuld,  ganz  hingenommen 
und  T^isst  dartlbor  die  so  höchst  nothwendigen  Einschränkungen.  Vgl.  3.  Aufl., 
S.  717  ff.,  42  ff.    Ebenso  noch  in  d.  4.  A. 

y)  Anders  liegt  die  Sache  bei  grösseren  Verwendungen  fUr 
privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen.  Diese  müssen  unbe- 
dingt ans  ausserordentlichen  Einnahmen  oder  Anleihen  bestritten 
werden y  so  lange  man  wenigstens  im  Rahmen  der  bisherigen 
Wirthschafts-  nnd  Finanzpolitik  bleibt  und  nicht  etwa  mit  Hilfe 
der  Besteuerung  dem  Staate  die  Mittel  verschaffen  will,  um 
direct  auf  dem  Gebiete  der  Sachgüterproduction  den  Besitzern 
des  Privatkapitals  als  tiberlegener  Concurrent  entgegentreten  zu 
können.  Sehen  wir  von  dieser  Eventualität  hier  ab,  so  darf  in  der 
Tbat  bei  der  privatwirthschaftlichen  Kapitalanlage  des  Staats  die 
Regel  für  die  Benutzung  des  Staatscredits  absoluter  formulirt  werden. 

Dieser  Satz  wird  von  Laspeyres  im  Staatswörterb.  X,  93  angegriffen,  hier 
aber  meines  Erachtens  mit  Recht,  wie  schon  ebend.  X,  8,  festgehalten,  wenigstens 
als  Regcd  bei  grösseren  Ausgaben,  wenn  man  nicht  die  obige  £?entualität  statuirt 
Ob  die  Volksvertretung  hier  mitwirkt  oder  nicht,  ist  fQr  die  volkswirthschafdiche  und 
fijianzielle  Seite  der  Frage  gleichgtütig.  Es  ergiebt  sich  hier  übrigens  wieder,  wie 
bei  einer  weitgreifenden,  socialpolitischen  Zwecken  dienenden  Steuerpolitik  die  heutigen 
SnanzwissenschafUichen  Grundsätze  mannichfach  nur  als  historisch-relative  er- 
bcheinen.  Bei  kleineren,  sich  ohnehin  in  einem  grösseren  Haushalt  auch  öfters 
wiederholenden  Verwendungen  jener  privatwirthsch.  Art  empfiehlt  es  sich  aber  wohl 
auch,  ebenso  wie  bei  kleinen  staatswirthsch.  Ausgaben,  sie  zur  ordentlichen  Ausgabe 
zu  schlagen  und  demgemäss  aus  ordeutl.  Einnahmen  zu  decken:  ein  Zugeständniss 
an  Laspeyres'  Auffassung.  Anderseits  ist  an  den  grossen  Kapitalaufwand  ftlr  Eisen- 
bahnen (Bau,  Kauf)  u.  Aehnliches  zu  denken,  wo  sich  das  Missliche  einer  Besteuerung 
n  solchem  Zweck  doch  deutlich  zeigt 
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Zu  dem  allgemeinen  Recbtfertignngsgrande ,  welcher  aus  der 
Wirkung  der  Ausgaben  entnommen  ist,  kommen  noch  weitere 
Gründe,  die  hier  wohl  den  Ausschlag  geben. 

Privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen  mit  Steuern  herstellen, 
widerspricht  eiomal  dem  letzten  Zweck  und  tieferen  Rechtsgmnd 
der  Besteuerung. 

Die  hergestcuertcn  Guter  werden  den  Einzelwirthschaften  entzogen,  damit  in 
der  Gesammtwirthschaft  des  Staats  solche  Güter  prodocirt  werden,  welche  der  Staat 
allein  oder  doch  am  Besten  für  die  Yolkswirthschaft  herstellen  kann  (eigentliche 
Staatsleistungon,  meist  immaterieller  Art),  nicht  aber  solche  Güter,  welche  der  Einzel- 
wirthschaftcr  selbst,  und  oft  besser  als  der  Staat,  herstellt  Stoaern  für  die  priTat- 
wirthschaftlichcn  Kapitalanlagen  zu  verwenden,  würde  also  nur  dazu  führen,  dem 
einzelwirthschaftlichen  Betrieb  Sachgüter  oder  sachliche  Productionsmittel  zn  entziehen, 
mit  Hülfe  deren  der  Staat  den  Einzel wirthschaften  in  der  Production  derselben 
Güter  unmittelbare  Conen rrenz  macht. 

Die  Deckung  durch  Anleihen  wird  femer  auch  durch  die 
speci fische  Natur  der  privatwirthschaftlichen  Kapitalanlagen 
und  durch  die  Wirkung  der  für  letztere  erfolgenden  Kapitalver- 
wendungen gerechtfertigt. 

Ob  der  Staat  oder  Private  Kapital  zum  Ankauf  oder  zur  ersten  Anlage  und 
Verbesserung  von  Domänen,  Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerken,  Fabriken  und  sonstigen 
Gewerksanlagen,  Eisenbahnen  u.  dgl.  m.  verwenden,  das  hat  für  die  Volkswirthsch&ft 
im  Wesentlichen  ganz  die  gleiche  Wirkung.  Theils  wird  (beim  Ankauf)  Kapital  ein- 
fach von  einem  Wirthschaftsbetrieb  auf  den  andern  übertragen,  theils  (bei  der  Neu- 
anlage und  Melioration)  umlaufendes  in  stehendes  Kapital  verwandelt,  neue  Ersparnisse 
als  Betriebskapital  benutzt  u.  s.  w.  Private  machen  für  solche  Zwecke  auch  h&ufig 
Anleihen,  die  dann  nicht  anders  wirken,  als  die  Staatsanleihen.  Letztere  entziehen 
vielleicht  das  Kapital  einer  anderweiten  productiven  Verwendung  in  der  heimischen 
Volkswirthschaft ,  so  dass  hier  eine  Einschränkung  der  Production  erfolgen  muss. 
Aber  auf  der  andern  Seite  vergrössert  sich  die  Production  durch  die  Leistungen  der 
betreffenden  Staatsanstalt.  Die  Wirkung  einer  Deckung  der  privatwirthschaftlichen 
Kapitahinlage  des  Staats  durch  Anleihen  ist  immer  ebenso,  als  wenn  Private  ihre 
eigenen,  bereits  anderswie  angelegten  oder  aus  den  productiven  Anlagen  dritter 
Personen  leihweise  herangezogenen  Kapitalien  in  ein  neues  Unternehmen  stecken;  nur 
die  Richtung,  nicht  der  Gesammtumfang  der  volkswirthschaftlichen  Production 
ändert  sich,  eine  Kapitalvemichtuiig  erfolgt  nicht. 

Endlich  setzt  die  Aufbringung  des  bedeutenden  Aufwands 
z.  B.  fUr  Eisenbahnen  durch  Steuern  eine  viel  vollkommenere  Ein- 
richtung der  Besteuerung  voraus,  als  sie  besteht  und  in  absehbarer 
Zeit  bestehen  kann.  Der  Drack  der  unvermeidlichen  Ungleich- 
mässigkeiten  jeder  Besteuerung  würde  in  solchem  Falle  vollends 
unerträglich. 

«      Dies  hat  Perrot,  der  einzige  mir  bekannte  Befürworter  dos  Staatsoiseubahnbaus 
aus  Steuerfonds,  ganz  übersehen. 

Wo  es  sich  um  grosse  Summen  für  solche  Anlageo,  z.  B. 
um  Eisenbahnbau  handelt,  ist  es  auch  allgemeine  Praxis,  ausser 
ordentliche  Deckungsmittel  zu  brauchen.  Neben  Anleihen  kann 
man  passend  den  Erlös  für  veräusserte  Staatsgüter,  die 
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Ablösungskapitalien  ftir  beseitigte  Qrnndlasten  u.  dgl.  m. 
80  Terwenden.  Auch  die  Reinerträge  des  DomaDiums  (i.  w.  S.), 
obgleich  zu  den  ordentlichen  Einnahmen  gehörig,  mögen  allenfalls 
auf  diese  Weise  benutzt  werden.  Die  Wirkung  davon  auf  die 
Volkswirthschaft  ist  dieselbe ,  als  wenn  Private  die  Erträge  ihrer 
Unternehmen  sofort  Ubersparen  und  für  die  Errichtung  neuer 
Anstalten  verwenden.  Fttr  die  Steuerzahler  gewährt  dann  nur 
zeitweise  der  Besitz  von  Rente  gebenden  Staatsanstalten  keine 
Erleichterung. 

Nach  dem  Vorausgehenden  kommt  man  zu  folgender  Regel 
fflr  die  wirkliche  Benutzung  des  öffentlichen  Credits,  in 
wesentlicher  Einschränkung  gegen  DietzeTs  Theorie  und  Steines 
Erörterangen :  Die  Benutzung  des  Credits  ist  überhaupt  nur  zu- 
lässig bei  gewissen  Verwendungszwecken  der  Anleihen,  zu  denen 
nicht  die  Deckung  ordentlicher  Ausgaben  gehört  Auch  wenn  der 
Zweck  sie  erlaubt,  sollte  die  Schuldenaufnahme  möglichst  beschränkt 
werden  auf  die  Fälle  von  Anleihen  aus  wirklich  disponiblen 
heimischen  und  aus  auswärtigen  Kapitalien.  Dies  um  so  mehr, 
wenn  eigentlicher  ausserordentlicher  Aufwand,  wie  Rriegskosten  u. 
dgl.  zu  decken  ist,  während  die  Deckung  des  Bedarfs  für  Staats- 
wirthschaftliche  Kapitalanlagen  auch  mittelst  Anleihen  aus  bereits 
angelegten  heimischen  Kapitalien  unbedenklicher  ist  und  der  Bedarf 
tlir  privatwirthschaftliche  Kapitalanlagen  grösserer  Art  in  normaler 
Weise  durch  solche  Anleihen  richtig  bestritten  wird.  Demgemäss 
ergeben  sich  auch  die  Forderungen  an  die  Ausdehnungsfähigkeit 
der  ordentlichen  Einnahmen,  besonders  der  Besteuerung  zur  Deckung 
ordentlichen  und  ausserordentlichen  Finanzbedarfs. 

IV.  —  §.  74.  Die  Fälle  der  Unzulänglichkeit  der 
Benutzung  des  Staatscredits.  Nach  dem  Vorhergehenden 
moss  die  Benutzung  des  Staatscredits  zur  Deckung  der  Ausgaben 
doch  auf  wenige  ganz  bestimmte  Fälle  eingeschränkt  werden. 
Aber  auch  wenn  sie,  wie  von  einigen  Anhängern  des  Staats- 
scholdenwesens  geschieht,  in  weiterem  Umfange,  namentlich  unbe- 
dingt zur  Deckung  der  gesammten  Kriegsausgaben  —  practisch 
der  Hauptrall  —  empfohlen  wird,  so  erheben  sich  noch  folgende, 
eng  mit  einander  zusammenhängende  wichtige  practische  Fragen: 

1)  ob  Anleihen  denn  immer  möglich  sind; 

2)  ob  auch  in  diesem  Fall  der  Zweck,  die  Deckung  des 
einmal  vorliegenden  Bedarfs  in  festbestimmter  Zeit,  mit 
ihnen  immer  sicher  erreicht  werden  kann; 
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3)  ob  die  Bedingungen  einer  Anleilie  nicht  mitunter  so 
ungünstig  sein  können,  dass  dennoch  besser  fttr  andere  Deckungs- 
mittel gesorgt  wird. 

Diese  Fragen  führen  zu  derjenigen  von  der  Noth wendigkeit 
oder  Zweckmässigkeit  eines  Staatsschatzes  und  eines  Systems 
grosser  Extrasteuern  (Kriegssteuern)  hin.  Erst  durch  ihre 
Erörterung  erlangt  die  Theorie  der  Finanzbedarfsdeckung 
den  richtigen  Abschluss. 

Die  bisherige  Theorie,  auch  in  ihren  neaeren,  der  Benutzung  des  Staatscredits 
günstigen  Vertretern,  wie  z.  B.  Dietzel,  hat  diese  Fragen  so  gut  wie  vOllig  ignoriit, 
während  sie  doch  ausserordentlich  wichtig  sind.  Bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  österr. 
Staatshaush.  S.  23 — 28  u.  Art.  Staatsschuld,  im  StaatswOrterb.  S.  18  sind  die  Fragen 
bereits  berührt  Für  die  Entwicklung  im  Texte  sind  die  neuesten  Erfahrungen  bes. 
Preussen's  i.  J.  1866  u.  1870  gewiss  mit  Recht  massgebend  gewesen.  Merkwürdig, 
aber  characteristisch  für  ihn,  ist  die  Stellung,  welche  Stein  zu  diesen  Fragen  und 
speciell  zu  meiner  Behandlung  derselben  i.  d.  6.  Ausg.  Rau's  einnimmt  Vgl.  besond. 
seine  Polemik  gegen  meine  Bcchtfertigung  des  Staatsschatzes,  Finanzwissensch., 
3.  Ausg.,  S.  682  ff.,  bes.  191  ff.,  194.  Dieser  geist?olle  Gelehrte  besitzt  leider  zum 
Schaden  fUr  seine  verdienstvollen  Werke  absolut  nicht  die  Fähigkeit,  Gedanken  u. 
practischcn  Verhältnissen  ausserhalb  seines  Schematismus,  ich  sage  nicht  gerecht  zu 
werden,  sondern  nur  sie  zu  verstehen.  Wenn  Jemand,  wie  er,  so  lange  in  Oesterreich 
gelebt  hat  u.  doch  nicht  einmal  im  Stande  ist,  die  Lücke  zu  erkennen,  welche  für 
die  Theorie  u.  Praxis  des  Finanzwesens  hier  von  mir  auszufüllen  gesucht  wird, 
während  ihm  gerade  Oesterreich's  Geschichte  den  Beweis  ad  hominem  demonstrirt, 
dass  hier  eine  Lücke  ist,  so  bleibt  nichts  weiter  übrig,  als  ihn  achselzuckend  bei 
seiner  Einseitigkeit  zu  belassen.  Bedauerlich  ist  es  aber,  dass  Stein  mit  sophistischen 
Theorieen  schlimme  Osterreichische  Finanzpraxis  rechtfertigt  (man  vgl.  z.  B.  seine 
Stellung  in  der  Eisenbahnfrage,  die  gradezu  mit  seiner  Regaltheorie  in  Widerspruch 
ist,  seine  ältere  Theorie  der  Yerkehrssteaern,  wo  die  bedenklichsten  fiscalischen  Practiken 
nicht  nur  ihre  Absolution  finden,  sondern  als  die  wahren  Postulate  der  höheren  Wissen- 
schaft erscheinen,  u.  A.  in.),  während  er  diese  Unfähigkeit  beweist,  aus  dem  Studium 
des  so  hochinteressanten  u.  lehrreichen  Osterr.  Staatshaushaltes  diejenigen  Puncto 
herauszufinden,  wo  die  Praxis  u.  die  bisherige  Theorie  mit  absoluter  Nothwendigkeit 
verbessert  werden  müssen.  S.  auch  u.  über  Stein 's  „Finanzwissenschaft  des  Kriegs.'' 
In  d.  4.  Aufl.  I,  252  hat  Stein  in  der  Erkenntniss  vom  Werth  eines  Staatsschatzes 
wenigstens  den  einen  Fortschritt  gemacht,  das  „ausnahmsweise  Zweckmässige*'  einer 
solchen  Einrichtung  zuzugestehen.    Seine  Einwände  sind  die   alten,  oft  widerlegten. 

Es  genügt,  im  Folgenden  den  nicht  nur  practisch  wichtigsten, 
sondern  auch  für  die  wissenschaftliche  Principienfrage  charac- 
teristischsten  Fall  zu  behandeln:  wenn  plötzlich  sehr  grosse 
Kriegsausgaben  binnen  einer  ganz  kurzen  Zeit  zu  be- 
streiten sind. 

Dieser  Fall  liegt  bei  Kriegen  der  modernen  Staaten  in  der 
Gegenwart  stets  vor.  Jedoch  gestaltet  er  sich  noch  bemerkens- 
werth  verschieden  nach  der  geographischen  Beschaffenheit 
eines  Staatsgebiets,  nach  der  ganzen  politischen  Stellung 
und  Aufgabe  eines  Staats  und  nach  dem  herrschenden 
Wehrsystem. 
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Von  der  geographischen  Beschaffenheit  des  Staatsgebiets,  d.  h.  von  der 
Bode  n  gestältnng  (Flachland,  Gebirgsland) ,  den  Grenzverhältnissen  (gute 
natüiüche  —  schlechte  conventioneile  Grenzen),  der  Abrundung  des  Gebiets, 
dem  Zasammenliegen  desselben  in  einer  compacten  Masse  oder  der 
Zerrissenheit  in  mehreren  getrennten  Stücken  u.  s.  w.  hängt  die  Offensi?- 
QDd  Defensivkraft  eines  Staats  wesentlich  mit  ab.  Ein  Staat  z.  B.  mit  offenen  Grenzen, 
Flachland,  mit  grosser  Ausdehnung  seines  Gebiets  in  schmalen  Streifen  über  weite 
RSnme  nnterilegt  der  besonderen  Gefahr,  rasch  beim  plötzlichen  Ausbruch  eines 
Krieges  einen  Theil  seines  Gebiets  vom  Feinde  überschwemmt  zu  sehen.  Dadurch 
Termindem  sich  auch  die  finanziellen  Hülfsmittel  eines  solchen  Staats  sofort  und  der 
Staatscredit  leidet  leichter  oder  versagt  schneller  ganz  den  Dienst.  Man  vorgleiche 
narPreussen  und  Deutschland,  bes.  vor  den  Jahren  1S66  u.  1870,  aber  im 
Wesentl.  doch  auch  jetzt  noch  mit  Grossbritannien,  Frankreich,  Spanien,  Scandioavien, 
Italien.    Man  denke  an  die  Schweiz. 

Ton  der  politischen  Stellung  und  Aufgabe  eines  Staats,  welche  beide 
einmal  das  Product  bestimmter  geschichtlicher  Verhältnisse  sind  und  sich  ^cht 
leicht  beliebig  ändern  lassen,  hängt  die  nähere  oder  fernere  Gefahr  von  Kriegen 
wesentlich  mit  ab.  Z.  B.  ein  erst  im  Aufbau  begriffener  Staat,  der  die  Aufgabe 
nicht  von  sich  weisen  konnte,  nationalen  Bedürfnissen  gemäss  sich  auszudehnen,  zu 
arrondiren  nnd  Innerlich  in  seiner  politischen  Verfassung  neu  zu  gestalten,  wie 
Deutschland  in  der  Gegenwart,  wird  leichter  als  ein  gefesteter  alter  Staat  zu  Offensiv- 
kriegen behufs  rechtzeitiger  Defension  (Preussen !)  genOthigt  werden  oder  öfters  seinen 
BesUnd  von  Neuem  vertheidigen  müssen.  Eine  solche  Lage  becinilusst  nothwendig 
auch  die  Benutzbarkeit  des  Staatscredits. 

Unter  den  verschiedenen  modernen  Wehrsystemen  ist  es  das  preussisch- 
deutsche  mit  seiner  Scheidung  von  stehendem  Ueerc,  Keserve  und  Landwehr,  welches 
seiner  eigenthümlichen  Organisation  gemäss  relativ  noch  grösserer  Geldsummen, 
die  zugleich  in  noch  kürzerer  Zeit  verfügbar  sein  müssen,  gerade  im  aller- 
kritischsten  Augenblicke,  nemlich  kurz  vor  und  unmittelbar  nach  der 
Kriegserklärung,  wo  der  Credit  regelmässig  am  Tieüsten  erschüttert  ist,  bedarf:  zur 
Mobilmachung  n.  s.  w.  Das  ist,  wie  manches  Andere,  ein  volkswirthschaftlicher 
und  finanzieller  wie  politischer  und  insofern  selbst  militärischer  Nachtheil  dieses 
Wehrsystems,  der  wegen  der  anderweiten  überwiegenden  Vortheile  (Ersparung  an 
Geld  und  Arbeitskraft  u.  s.  w.  in  Friedenszeit,  grössere  Truppenstärke  im  Kriege) 
tls  dem  System  inhärent  in  den  Kauf  genommen  werden  muss.  Auch  für  die  Be- 
DQtzung  des  Staatscredits  ist  diese  Eigcnthümlichkeit  dos  preussisch- deutschen  Wehr- 
systems wieder  nicht  ohne  wichtige  Folgen. 

Die  Grediterschtttterung  zur  Zeit  des  Kriegsausbruchs  beweist  die  Statistik  der 
Garae  der  Werthpapiere  fast  in  jedem  neueren  grossen  Kriege  ganz  deutlich,  so  bes. 
1859,  1S66,  1870.  Das  Minimum  der  Gurse  pflegt  unmittelbar  vor  oder  gleich  nach 
der  Kriegseriüärung  erreicht  zu  werden,  noch  bevor  irgend  entscheidende  militär. 
Operationen  erfolgt  sind.  Später  steigen  wohl  selbst  im  Kriege  die  Gurse  des  Staats, 
der  Niederlagen  erlitten,  weil  die  Aussicht  anf  baldigen  Frieden  wächst:  so  war  es 
viederholt  in  Oesterreich.  Freilich  zeigen  die  französischen  Gurse  i.  J.  1870  eine 
entgegengesetzte  Bewegung,  in  welcher  sich  der  verstärkte  Eindruck  der  ganz  un- 
errarteten  Niederlagen  abspiegelt,  während  der  anfängliche  günstigere  Cursstand  auf 
dis  übertriebene  Selbstgefühl  der  Franzosen  zurückzuführen  war.  Ueber  die  Bewegung 
der  deutschen  Gurse  in  der  Zeit  vom  5.  bis  19.  Juli  1870  s.  die  Tab.  XI  in  A.  Wagner, 
Syst.  d.  Zettelbankpolitik,  S.  412,  zum  Beleg  des  Gesagten.  —  Die  sog.  Mobilmachungs- 
hsißü  (einmal.  Ausgaben)  werden  für  Preussen  im  Feldzug  von  1866  auf 
13'61  Mill.  Thlr.  angegeben,  wovon  jfür  die  mobile  Armee  (persönl.  Mobilmachungs- 
Q.  Aosrüstongsgelder,  Beschaffung  der  Pferde,  Bekleidung,  der  Fahrzeuge  u.  Geschirre 
^  8.  w.,  Ausrüstung  der  Pontoncolonnen,  Ausstattung  der  Feldlazarethe)  10*14  Mill.  Thlr. 
Fär  das  norddeutsche  Heer  im  J.  1870  war  in  der  Zeit  vom  15.  Juli  bis  3.  Aug. 
täglich  mindest  2  MUl.  Thlr.  nothwendig  für  Mobilmachung  u.  Krieg  (ohne  das 
Sachs.  Contingent).    (Stenogr.  Ber.  üb.  d.  Beichstagsverh.,  2.  Sess.,  1871,  II,  74). 

Die  drei  erwähnten  Umstände  erschweren  die  Benutzung  des  Staatscred.  bes. 
in  Deutschland,  zumal  in  Preussen,  vollends  vor  den  Ereignissen  von  1866  und 
ISTO.    Die  schwierige  geograph.  Lage  in  Mitten  des  Welttheils,  die  auch  jetzt  noch 
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schlechten  Grenzen  gegen  die  Schweiz  u.  Holland,  gegen  Oesterreich  u.  Russland  oder 
Polen  üben  dauernd  einen  ungünstigen  Einflass  aus. 

Die  Summen,  um  welche  es  sich  in  neueren  Kriegen  von  Qrossstaaten  binnen 
kurzer  Wochen  und  Monate  handelt,  übersteigen  bei  Weitem  Alles,  was  sonst  im 
Haushalt  des  Staats  oder  anderer  grosser  Einzelwirthschaften,  z.  B.  für  Eisenbahnzwecke, 
in  ähnlich  kurzer  Zeit  an  grossen  Ausgaben  noch  vorkommt 

Die  durchschn.  tägliche  Ausgabe  für  Heer  u.  Flotte  stieg  in  den  Verein. 
Staaten  1865  auf  über  3  MilL  D.,  die  laufende  Extraaasgabe  für  den  Krieg  ?on 
1870  —  71  (über  die  gewöhnl.  militär.  Ausgabe  hinaus)  betrug  für  Norddeutsch- 
land täglich  weit  über  1  Mill.  TUr.  —  Förmlich  experimentell  lassen  sich  die 
preuss.-deutschen  Erfahrungen  von  1866  und  mehr  noch  von  1870  —  71  für  die 
Theorie  verwerthen.  Der  urplötzliche  Kriegsausbruch  im  Juli  1870,  die  Erfordernisse 
der  Mobilmachung  einer  riesigen  Armee  und  deren  Sendung  an  die  ferne  Westgrenze, 
die  eigenthümlichen  geographischen  Verhältnisse  Deutschlands  belehren  vortrefflich 
über  das,  was  hier  auch  in  finanzieller  Hinsicht  uothwendig  ist  Ich  darf 
deshalb  hier  wohl  speciell  auf  meine  eingehende,  quellenmässige  Bearbeitung  des 
deutschen  Kriegsfinanzwesens  in  1870 — 71  im  HoltzendorfTschen  Jahrb.  d.  D.  Reichs 
HI,  S.  65  —  166,  verweisen,  bes.  S.  68  ff.,  120  ff.,  152  ff. 

Erweist  sich  nun  die  Benutzung  des  Staatscredits  gerade  für 
diesen  Zweck,  für  die  Deckung  plötzlicher  grosser  Kriejgs- 
ausgaben  immer  als  zulänglich?  Diese  Frage  ist  durchaus  nicht 
mit  Sicherheit  fUr  alle  Fälle  zu  bejahen,  vollends  nicht  in  Staaten, 
wo  die  im  Vorigen  erwähnten  Umstände  erschwerend  einwirken. 

S.  A.  Wagner,  Ordn.  S.  24,  26.  Das  hier  im  Jahre  1863  über  Frankreich 
Gesagte  hat  im  Kriege  von  1870  seine  Bestätigung  gefunden. 

Absolut  unmöglich  ist  freilich  wolil  die  (freiwillige)  Anleihe  zur  Beschaffung 
kleiner  Summen  nicht  leicht  fur  einen  Staat,  wohl  aber  öfters  zur  Beschaffung 
grosser  Summen,  zumal  wenn  letztere  in  bedeutenden  Beträgen  rasch  auf  ein- 
mal noth wendig  zusammen  kommen  mUssen.  Mit  EinZahlungsterminen,  welche  sich 
über  lange  Zeiträume  erstrecken,  reicht  man  nicht  aus.  Durch  Gewährung  wesentlich 
günstigerer  Bedingungen,  also  bei  einer  Emission  einer  Anleihe  zu  viel  niedrigerem 
als  dem  üblichen  Curse  oder  zu  viel  höherem  Zinsfusse,  kann  man  zwar  in  der  Regel 
grössere  Summen  eher  beschaffen.  Aber  auch  diese  Regel  hat  ihre  Ausnahmen. 
(Ein  interessantes  und  lehrreiches  Beispiel  liefert  die  Österreich.  Steueranleihe 
von  1861,  die  bei  einem  Betrage  von  bloss  30  Mill.  Gulden  in  Friedenszeit,  aber 
mitten  in  einer  der  schwersten  inneren  Verfassungskrisen  [vor  der  Schmerling'schen 
Februarverfassung]  nur  mit  grösster  Mühe  und  unter  den  härtesten  Bedingungen 
[57o.  Cnrs  88,  rückzahlbar  al  pari  zu  je  ein  Fünftel  schon  in  1  —  5  Jahren,  reeller 
Zinsfuss  an  9°/ol]  zu  Stande  kam.    S.  A.  Wagner  in  uns.  Zeit  1868,  S.  149.). 

Die  Bedingungen  der  Crediterlangung  können  ferner  in  solchem  Falle  so  un- 
günstig für  den  Staat  als  Schuldner  werden,  dass  es  auch  aus  diesem  Grunde  grosse 
Bedenken  hat,  bloss  auf  den  Staatscredit  angewiesen  zu  sein.  Der  Staat  ist  daon 
der  Ausbeutung  durch  die  Creditgeber  vollständig  preisgegeben.  Die  Anleihe,  selbst 
wenn  sie  im  erforderlichen  Betrage  wirklich  die  Deckungsmittel  liefert,  —  und  gerade 
recht  in  diesem  Falle,  —  kommt  so  theuer,  dass  andere  Hilfsquellen  dringend  in 
Erwägung  zu  ziehen  sind.  Vollends  in  der  Zwangslage  eines  Staats,  welcher  unmittel- 
bar vor  und  nach  der  Kriegserklärung  aus  den  vorerwähnten  Gründen  durchaus  flüssiger 
Geldmittel  bedarf,  wird  eine  Anleihe  meistens  nur  mit  grossen  Opfern  zu  Stande 
kommen.  Man  denke  z.  B.  an  die  erste  Kriegsanleihe  des  Norddeutschen  Bundes  im 
Jahre  1870,  die  doch  erst  fast  14  Tage  nach  der  Kriegserklärung  aufgelegt  wurde, 
beim  Curse  von  88  (5%  ig)  nur  zu  weniger  als  zwei  Drittel  trotz  alles  Patriotismus 
zu  Stande  kam,  —  am  8.  u.  4.  Aug.,  allerdings  2  Tage  vor  Weissenburg!  S.  Wagner 
im  Jahrb.  III,  69 — 71.  Zu  welchem  Curse  hätte  Geld  beschafft  werden  müssen  ohne 
Vorhandensein  des  preussischen  Schatzes,  also  etwa  Mitte  Juli!  Die  5°/oigen  preuss. 
Papiere  waren  vom  5.  bis  19.  Juli  von  102"/«  auf  87,  die  4V2%igen  von  94  auf  77»/4 
gewichen,  muthmasslich  aber  um  viele  Procento  mehr,  wenn  gleich  damals  die  neue 
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Aiileilie  aoffi^elegt  worden  wäre.  In  welche  peinliche  Verlegenheit  kam  Oesterroicli 
jungst  bei  der  Beschattung  des  kleinen  Extrabedarfs  für  die  Durchführnng  der  bosnischen 
Occopatlou!  Bis  zum  Plane,  eine  hypothekarische  Schuld  auf  die  grossen,  im  Bau 
befiodlichen  Staatsgebäude  auf  dem  \Viener  Glacis  aufzunehmen!  Der  Umstand,  dass 
die  Abhängigkeit  der  militärischen  Leistungsfähigkeit  des  Staats  \ron  der 
Verfügung  über  bestimmte  grosse  Summen  Geld  innerhalb  gewisser 
kurzer  Zeit  bekannt  ist,  wirkt  abermals  nur  ungünstig  auf  den  Staatscredit  ein  und 
ferschlechtert  die  Bedingungen,  unter  denen  wenigstens  die  Anleihe  zur  Deckung  des 
ersten  Bedarfs  aufgenommen  werden  muss,  wiederum. 

Demgemäss  ist  es  als  Grundsatz  richtiger  FiDanz- 
politik  hinzustellen,  dass  der  Staat  rechtzeitig  im  Frieden 
Vorkehrungen  treffen  muss,  um  in  dem  immerhin  möglichen 
Falle,  dass  eine  Anleihe  im  erforderlichen  Umfange  gar  nicht  oder 
nicht  schnell  genug  zu  Stande  kommt,  und  in  dem  oftmaligen  wirk- 
lichen Falle,  dass  die  Bedingungen  der  Anleihe  im  Augenblicke 
ausserordentlich  angttnstig  sind,  nicht  durchaus  auf  die  Be- 
nutzung des  Staatscredits  angewiesen  zu  sein. 

Die  Vorkehrungen,  welche  zu  diesem  Zwecke  zu  ergreifen 
sind,  sind  die  Anlage  eines  Staatsschatzes  (Kriegsschatzes) 
und  die  Einrichtung  eines  Systems  von  Extra-  (Kriegs-)steuern. 

§.  75.  Die  Anlage  eines  Staats-Kriegsschatzes,  d.  h.  die 
Bereitbaltung  eines  grösseren  Betrags  haaren  (gemünzten)  Geldes 
dient  zur  Deckung  der  ersten  grossen  Ausgaben  vor  und 
im  Beginn  eines  Kriegs.  In  früheren  Zeiten,  bei  geringer 
Lebhaftigkeit  des  Verkehrs  und  bei  dem  Mangel  an  Credit,  galt 
das  Sammeln  eines  Staatsschatzes  für  eine  wesentliche  Massregel 
der  Staatsklugheit.  Unter  den  heutigen  Verhültnissen  der  modernen 
Staaten  hat  die  Praxis  meistens  auf  Staatsschätze  verzichtet  und 
die  Theorie  sie  in  der  Regel  kurzweg  verworfen. 

Für  den  Staatsschatz  Hume,  8.  Versuch,  Gönner,  Noth wendigkeit  eines 
Staatsschatzes,  staatswiss.  u.  jurid.  erwogen,  Landshut  1805  (in  d.  Werk  über  Staats- 
schulden §.  43  nimmt  G.  diese  Ansicht  zurück).  Ancillon,  Geist  der  Staatsver- 
fassung, S.  297,  mit  Rücksicht  auf  Friedrich  II.  —  GenoFesi  II,  77  folgt  Hume, 
»cbliesst  jedoch,  es  komme  auf  die  Verfassung  u.  auf  d.  Handelsreichthum  an.  Für 
den  Schatz  auch  Strucnsee,  Schmalz,  Encycl.  §.  811.  Jacob  I,  §.  731  ff. 
sQcbt  zu  zeigen,  dass  Schätze  nur  da  nöthig  seien,  wo  wonig  Geldumlauf,  wenig  grosse 
Kapitale  und  wenig  Credit  zu  finden.  —  Vgl.  A.  Smith,  III,  355.  —  ?.  Sonnen- 
fcls,  Grunds.  III,  §.  190  —  195.  —  Lotz,  III,  424.  —  Mac  Culloch,  taxation 
S.  396  (Rau).  —  Gegen  den  Staatsschatz  auch  Malchus  I,  §.  81,  Rau  in  d.  früheren 
Aufl.  d.  Finanzwissenschaft  §.  464,  z.  Th.  aus  den  hier  im  Text  widerlegten  Gründen, 
femer  Dietzel  S.  157.  ümpfenbach  §.  192,  Stein  1.  A.  S.  475,  4.  A.  I,  252, 
BergiuB  S.  415  ff.,  die  sämmtlich  den  wesentlichen  Punct  nicht  erkennen.  —  Hinweis 
auf  die  bedingte  Rechtfertigung  und  die  Einseitigkeit  der  abstracten  Theorie  in  dieser 
Frage  bei  A.  Wagner,  Ordn.  d.  Osterr.  Staatshaush.  S.  23,  Art  Staatssch.  Staats- 
wörterb.  X,  19.  Durchaus  der  richtige  Standpunct  bei  Hermann,  staatswirthschaftliche 
Untersuchungen,  2.  Aufl.,  S.  228,  wo  besonders  auch  die  Bedeutung  des  Staatsschatzes 
als  eines  Sicherungsmittels  gegen  übermässiges  Sinken  aller  Ourse  von  Werthpapieren 
und  der  demgemässe  ?olkswirthsch.  Nutzen  eines  solchen  Schatzes  richtig  hervor- 
gehoben wird.    Die  Frage  vom  Staatsschatze  gehOrt  zu  den  irielcn  practischen  Fragen 
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unseres  Fachs,  in  denen  nach  einer  einseitigen  abstracten  aprioristischen  Theorie  unter 
jedem  Absehen  von  den  Thatsachen  und  unter  Verzicht  auf  irgendwelche  objecti?e 
Prüfung  entschieden  und  die  absolute  Verrerfung  des  Staatsschatzes  abgeleitet  wird. 
Nachdem  dieser  Standpunct  in  solchen  Fragen  wenigstens  von  den  wissenschaftlichen 
Vertretern  der  deutschen  Nationalökonomie  ziemlich  Überwunden  ist,  h&lt  ihn  um  so 
mehr  noch  der  Journalismus  und  die  Geschäftswelt  fest.  Bei  der  Verwerfung  des 
Staatsschatzes  denkt  man  meistens  an  die  Schätze  barbarischer  Herrscher  oder  Staaten 
der  alten  Welt:  die  Gründe,  welche  für  solche  Schätze  sprechen,  treffen  in  den 
cinlisirten  Staaten  freilich  meist  oicht  mehr  zu.  Mit  diesen  Grtlndon  widerlegt  man 
aber  den  Nutzen  eines  Staatsschatzes  eines  modernen  Staats  nicht.  Es  ist  deshalb 
die  Art  und  Weise  schwer  begreiflich,  wie  Stein  die  Frage  des  Staatsschatzes  noch 
glaubt  abmachen  zu  können.  Er  sagt  darüber  3.  Aufl.  d.  Finanzwiss.  S.  193:  ,,Das 
Bedürfniss  nach  einem  solchen  Schatze  ist  mit  dem  Creditwesen  der  neueren  Zeit 
verschwunden  (??),  die  Uebelstände  der  Entziehung  von  Geld  aus  dem  Umlaufe  und 
der  Zinslosigkeit  desselben  jedoch  nicht;  gewiss  ist,  dass  der  Schatz  nur  aus  Ueber- 
Schüssen  entstehen  kann,  und  sein  Vorhandensein  daher  nur  beweist,  dass  man  diese  nicht 
rationell  zu  verwalten  versteht  (sie!!).  .  .  .  Die  ganze  Frage  kann  in  unserer  Zeit 
als  beseitigt  angesehen  werden.*'  Und  in  der  Anmerk.  S.  194:  „Was  Wagner 
bei  Bau  mit  seiner  Vertheidigung  des  Staatsschatzes  will,  ist  nicht  recht  abzusehen  (?); 
hätte  ihn  doch  Jacob  I,  331  (fälsch  citirt  f.  I,  §.  728,  731  ff.)  lehren  müssen,  wie 
wesentlich  sich  in  unserem  Jahrhundert  die  Auffassung  über  die  historische  Bedeutuni^ 
der  Sache  geändert  hat''  Nach  dieser  Probe  von  Stein's  Fähigkeit,  die  Ansichten 
anders  Denkender  zu  verstehen,  wird  meine  Bemerkung  oben  wohl  nicht  als  ungerecht- 
fertigt erscheinen.  Uebrigens  hat  Jacob  in  §.  731  die  richtigen  Gesichtspuncte  her- 
vorgehoben, täuscht  sich  aber  in  §.  733,  dass  ein  Staat  in  einem  kapitalreichen  Volke, 
der  unbedingt  Credit  besitze,  sich  „die  prompten  Mittel  zur  Führung  eines  Kriegs** 
ohne  Schatz  sicher  verschaffen  kOnno.  Jacob 's  Auflassung  ist  viel  gründlicher  als 
die  Stein'sche.  In  d.  4.  A.  I,  252  macht  dann  Stein  doch  das  Zugeständniss,  dass 
die  Voraussichtlichkeit  drohender  Kriege  den  Werth  eines  Staatsschatzes  so  hodi 
steigern  könne,  dass  die  Vortheile  die  Nachtheile  überwiegen.  — 

In  neuerer  und  in  neuester  Zeit  hält  man  bes.  nur  in  Preussen  und  jetzt  im 
Deutschen  Reiche  an  dem  Staatsschatzsystem  seit  Friedrich  Wilhelm  I.  fest:   vgl. 
über  d.   Geschichtliche  bes.   Biedel,    brandenb.  preuss.   Staatshaush.  passim,   b^ 
S.  72,  80,  120  ff.,  189,  239,  wo  manche  Berichtigungen  früherer  irrthüml.  (meist  zu 
hoher)  Zahlen.     Betrag  1740  8'7,    1786  55*2  (incl.   viel  leichtes  Geld),  neuerdings 
meist  20  —  30  Milk  Thlr.,   wenn   nicht  gerade  grössere  Ausgaben  daraus  bestritten. 
Nach  K.-O.  V.  17.  Jan.  1820  und  17.  Juni  1826  flössen  dem  Staatsschatz  Verwaltungs- 
überschüsse, Rest-   und   zufällige  Einnahmen  aus  d.  Erlös  bei  Veräusserungen  oder 
Vererbpachtung  solcher  Besitzungen  und  Anlagen  des  Staats,  die  nicht  Domänen  sind 
(z.  B.  Hütten-,  Gruben,  Salzwerkc  u.  s.  w.,  Militärgebäude  u.  s.  w.),  gewisse  nicht- 
domanialo  Ablösungsgelder,  gewisse  zurückzuzahlende  Darlehen  u.  s.  w.  zu.    Hiemach 
war  das  Anwachsen  des  Staatsschatzes  unbegrenzt,  —  der  hauptsächliche,  aber 
wesentlich  nur  formelle  Uebelstand  der  ganzen  Einrichtung.    Der  Streit  zwischen 
Regierung  und  Kammer  drehte  sich  bes.  um  diesen  Punct;  es  erfolgte  das  Compromiss 
im  Gesetz  v.  28.  Sept.  1866,  worin   der  Staatsschatz  als  feste  Staatseinrichtung  mit 
Recht   beibehalten,   aus  der  Kriegsentschädigung  vorweg  mit  27*3  Mill.  Thlr.  dotirt, 
aber  in  §.  2  bestimmt  wurde,   dass  die  dem  Staatsschatze  nach  der  K.-O.  v.  1S20 
u.  1826  „übereigneten  Einnahmen,  sobald  die  baaren  Bestände  desselben  durch  fernere 
Einziehungen  über  30  Mill.  Thlr.  erhöht  werden  würden,  den  allgemeinen  Staatsfonds 
als  Einnahmen"  ....  zufliessen.    Ueber  d.  Verwalt  s.  Rönne,  Staatsrecht,  3.  Aufl. 
II,  1,  S.  73;  vgl.  auch  Richter,  preuss.  Staatssch.  passim  undBergius,  Finanzwiss. 
bes.  S.  415^422.    Die  Institution   hat  sich  von  Neuem  1866  und  1870  vortrefflich 
bewährt,  wie  so  manche  preussische  (und  englische),  die  vor  der  abstracten  Theorie 
keine  Gnade  fanden.    Sie  steht  mit  dem  preuss.  Wehrtystem  in  engem  Zusammenhange, 
nicht  minder  mit  der  geographischen  Lage  des  Landes.    Vgl.  über  den  Nutzen  des 
preuss.  Staatsschatzes  in  1870  meinen  Aufs.  Reichsfinanzwesen  im  Holtzendorfi^schen 
Jahrb.  III,  67  ff..  152  ff.,  und  die  dortigen  Daten  aus  den  Reichstagsverhandlungen. 
Fürst  Bismarck  äusserte  sich  dahin:  „Ich  will  bloss  die  eine  Thatsache  hervorheben, 
dass,   wenn   wir  einen  Staatsschatz  nicht  gehabt  hätten,   wir  positiv  nicht  im  Stande 
gewesen  wären,  die  paar  Ta}?e  zti  gewinnen,  welche  hinreichten,  das  gesammte  linke 
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SbeiBofer,  das  baierischo  wie  das  preussische,  vor  der  französischen  Invasion  zu 
:>chatzdn.  Hätten  wir  den  Staatsschatz  nicht  gehabt,  so  fing  der  Krieg  am  Bhein 
in*'  u.  8.  w.  —  Mit  vollem  Kecht  hat  es  daher  die  Beichsregiemng  durchgesetzt, 
dass  der  ehemalige  preoss.  Staatsschatz  zu  einem  Beichskriegsschatz  gemacht 
rarde  (Beichsges.  ?.  11.  Nov.  1871).  S.  darüber  meinen  Aufs.  S.  108,  152  U. 
Er  ist  auf  120  Hill.  Mark  in  Gold  fixirt,  aus  der  franzOs.  Contribution  dotirt,  ge- 
setzlich nur  zu  Ausgaben  fUr  die  Zwecke  der  Mobilmachung  verwendbar  mittelst  kais. 
Anordnung  unter  vorgängig  oder  nachträglich  (s.  tlber  diesen  Strcitpunct  meinen 
kuh,  S.  155)  einzuholender  Zustimmung  des  Bundesraths  und  des  Beichstags.  Die 
Einwände  im  Beichstag  waren  ausser  politischen  die  gewöhnlichen  privatwirthschaft- 
liehen,  die  im  Text  wiederlegt  werden.  Der  mitunter  (auch  1871)  gemachte  Yor- 
licblag,  den  Schatz  verzinslich  anzulegen,  wird  durch  den  Zweck  der  Institution  ver- 
boten. Die  plötzliche  Ktindiguug  der  üeider  wurde  auch  eine  Creditkrise  beim  Kricgs- 
aosbmch  noch  steigern,  s.  A.  Wagner,  Zettclb.  polit.  S.  390,  Jahrb.  S.  153  ff. 

Die  gegen  den  Staatsschatz  angeführten  Gründe  sind  nicht 
durchweg  stichhaltig  oder  werden  durch  andere  überwogen: 

Man  sagt  zunächst;  ein  Staatsschatz  sei  unnöthig,  weil 
man  sich  in  Nothfällen  durch  Anleihen  helfen  könne. 
Nach  den  Erörterungen  im  Vorhergehenden  ist  diese  Behauptung 
auf  Grund  der  Erfahrung  aber  gar  sehr  der  Einschränkung  be- 
dürftig. Vielmehr  erscheint  danach  der  Staatsschatz  bedingt  fast 
überall  auch  jetzt  noch,  wenn  ein  Staat  nicht  etwa  ganz  ausser- 
ordentlich durch  seine  Lage  gesichert  ist,  —  selbst  England  kann 
wohl  mehr  wegen  seiner  geschützten  insularen  Lage,  als  wegen 
seines  Kapitalreichthums  auf  einen  Staatsschatz  verzichten  — 
unbedingt  aber  in  Staaten  der  oben  geschilderten  Art  gerecht- 
fertigt.   Er  ist  hier  ein  wichtiges  Mittel  der  Sicherheit 

Man  sagt  ferner;  das  y^Todtliegen'^  grosser  Geld- 
sammen, die  Zinsverluste  u.  s.  w.  seien  ein  nachtheiliger 
volkswirthschaftlicher  Verlust,  der  zudem  eine  Belastung 
der  meistens  ärmeren  Gegenwart  zu  Gunsten  der  reicheren  Zukunft 
in  sich  schliesse.  Die  Bereithaltung  eines  Staatsschatzes  ist  jedoch 
eine  Maassregel,  wie  sie  im  Staatshausbalte  und  in  der  Privat- 
wirthschaft  zur  regelmässigen  Führung  der  Wirthschaft  mehrfach 
unvermeidlich  sind,  z.  B.  wie  die  Anlegung  von  Waffenvorräthen, 
Zeughäusern,  Arsenalen,  Schiffen,  Festungen  u.  s.  w.  und  wie  über- 
haupt von  Reservefonds  (in  Geld  oder  in  Sachgütern  für  einen 
coDcreten  Zweck),  welche  bereit  gehalten  werden  für  einen  mög- 
licher Weise,  stets  aber  ungewiss  wann  eintretenden  Fall. 

S.  die  sehr  treff.  Bemerkungen  von  Hermann  S.  226,  der  „Yorräthe,  die 
man  dem  gegenwärtigen  Yerbranch  entzieht,  nm  sich  die  Art  ihrer  Verwendung  zu 
wahren,  für  Fälle  unrorherznsehenden  Bedarfs  oder  um  später  in  beliebiger  Weise 
frei  daraber  zu  ?erfOgen'\  auch  nicht  zu  den  todten  Kapitalien  rechnet  —  Wagner, 
firondL,  §.  27,  Anm.  3.  —  Solche  Reservefonds  haben  eine  bestimmte  wirth- 
schaft! iche  Function:  sie  gewähren  die  Sicherheit  regelmässiger  Führung  der 
betreffenden  Geschäfte.     Man    kann  sie  daher  auch   nicht  als   todt  oder  müssig 
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liegend  bezeichnen.  Ihre  Nutzungen  sind  nur  anderer  Art  ab  die  vieler  anderer 
Guter.  Vom  Staatsschatz  speciell  gilt  dasselbe,  auch  für  die  Zeit,  wo  er  ruhig  bereit 
'  liegt  Sein  Nutzen  besteht  in  der  Gewähr  grösserer  Sicherheit  fQr  den  Staat  und  ftlr 
die  Volkswirthschaft.  Wenn  den  Leistungen  des  Staats  auch  im  Gebiete  des  Rechts- 
schutzes nach  Innen  und  Aussen,  wie  von  den  Neueren  mit  Recht,  volkswirthscluLft- 
liehe  Producti?it&t  zuerkannt  wird,  so  ist  sie  auch  einem  Staatsschatze  von 
richtiger  Höhe,  der  die  Vornahme  jener  Leistungen  mit  verbürgt,  nicht 
abzusprechen.  Die  unmittelbaren  2UnsverIuste  sind  der  meistens  nicht  sehr  höbe 
Preis,  um  welchen  der  Staat  die  werthvoUe  Gewissheit,  stets  tlber  die  nöthigen  Geld- 
mittel beim  Ausbrucbe  eines  Kriegs  zu  verfügen,  bezahlt.  Bei  einer  m&ssigen  Höhe 
des  Staatsschatzes,  die  allein  in  Frage  kommt,  sind  jene  Zinsverluste  auch  ftkr  die 
Finanzen  erträglich  und  werden  unmittelbar  durch  die  erheblichen  Gnrsgewinnste  bei 
Kriegsanleihen  mehr  oder  weniger  aufgewogen.  Rechnungsmässig  würde  es  sich 
rechtfertigen  lassen,  die  jährlichen  Zinskosten  des  Schatzes,  also  in  Deutschland  jetzt 
etwa  47o*  zu  den  Staatsausgaben,  speciell  zum  Militäretat  zu  setzen.  In  den  ohne 
Krieg  bbher  verflossenen  11  Jahren  also  bei  uns  c.  52*S  Mill.  M.  Aber  dieselbe 
Forderung  könnte  eigentlich  auch  fUr  die  Anrechnung  von  Zinsen  auf  den  Kosten- 
aufwand für  Arsenale,  Festungen  u.  s.  w.  gestellt  werden. 

Man  wendet  weiter  ein,  mit  Hülfe  eines  Staats- 
schatzes erreiche  man  doch  nicht  den  beabsichtigten 
Zweck.  Es  handle  sich  bei  modernen  Kriegen  um  so  grosse 
Summen,  dass  man  sie  nicht  in  einem  Schatze  aufsammeln  könne, 
sonst  wäre  der  Zinsverlust  ganz  unerträglich.  Ein  kleiner  Staats- 
schatz aber  sei  gleich  erschöpft  und  ohne  irgend  erhebliche 
practische  Bedeutung.  Man  müsse  also  doch  sofort  wieder  auf 
den  Staatscredit  zurückkommen.  Diese  Beweisführung  verfehlt 
das  Ziel,  weil  sie  dem  Staatsschatze  eine  falsche  Aufgabe  stellt 

Es  handelt  sich  beim  Staatsschatze  nicht  um  Geldsummen ,  mit  denen  ein  längerer 
grosser  Krieg  eines  Grossstaats  geführt  werden  kann,  nicht  um  2 — 3 — 400  Mül.  Thlr. 
und  mehr.  Von  der  Ansammlung  und  Bereithaltung  eines  solchen  Betrags  kann  ftlr 
längere  Zeit  nicht  die  Rede  sein.  Die  Function  dos  Staatsschatzes  ist  aber 
auch  eine  ganz  andere:  der  Staatsschatz  soll  nur  die  Mittel  dazu  gewähren,  dass 
der  Staat,  welcher  plötzlich  in  einen  Krieg  verwickelt  wird,  mit  unbedingter 
Sicherheit  sich  in  kürzester  Zeit  schlagfertig  macheu  kann,  ohne  sofort 
unter  den  drückendsten  Bedingungen  mit  Anleihen  an  den  Geldmarkt  kommen  zu 
müssen  und  dabei  gleichwohl  nicht  des  Erfolgs  sicher  zu  sein.  Zu  diesem  Zwecke 
genügt  aber  ein  Staatsschatz  von  massiger  Höhe,  selbst  in  einem  Staate  mit 
ungüubtiger  geographischer  Lage,  schlechten  Grenzen  und  mit  Landwehrsystem.  Die 
Zinsverloste  bei  einem  solchen  Schatze  fallen  daher  nicht  so  schwer  ins  Gewicht  und 
werden  durch  die  besseren  Anleihecurse  um  so  leichter  gut  gemacht 

Mit  diesem  Einwände  opponirten  früher  Börsenblätter  gern  gegen  den  Staats- 
schatz, jetzt  noch  L.  Stein.  In  unruhigen  Zeiten,  wie  den  jetzigen,  wo  der  Schatz 
nur  kurze  Zeit  unbenutzt  liegt,  kann  der  finanzielle  Gewinn  am  Curs  vollends  leicht 
den  Zinsverlust  übersteigen.  Von  E.  1866  bis  Sommer  1S70  gingen  am  preuss.  Schatz 
5 — 6  Mill.  Thlr.  Zins  verloren.  Diese  Summe  möchte  reichlich  an  besseren  Cursen 
im  Juli  und  Aug.  1870  wieder  gewonnen  sein.  Daneben  der  von  Hermann  hervor- 
gehobene Yorthcil,  dass  der  allgemeine  Cursdruck  geringer  wird.  Die  Last  des 
Schatzes  wie  des  Heeres  trug  Preussen  bisher  allein,  der  Yortheil  kam  auch  hier  dem 
übrigen  Deutschland  mit  zu  Gute. 

Man  erhebt  endlich  politische  Bedenken  gegen  den 
Staatsschatz:  er  mache  die  Regierung  unabhängiger  von  der 
Volksvertretung,  die  Controle  schwerer,  erhöhe  die  Gefahr  unnützer 
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Kriege  oder  sonstiger  annöthiger  Ausgaben.    Diese  Bedenken  sind 
kaam  irgendwie  haltbar. 

Es  moss  traurig  um  die  Macht  einer  Volksvertretung  und  um  die  Gewissen- 
haftigkeit einer  Regierung  bestellt  sein,  wenn  ein  Staatsschatz  in  dieser  Hinsicht  Bc- 
ftlrcbtungcn  erwecken  könnte.  Dann  würde  eine  Regierung  auch  ohne  ihn  unabhängig 
nnd  eine  Yolksrertretung  bedeutungslos  genug  sein.  Der  practische  Nutzen  eines 
Staatsschatzes  far  die  politische  Sicherheit  und  Macht  eines  Staates  fällt  umgekehrt 
schwer  ius  Gewicht  Indem  man  die  Zwecke  der  Verwendung  des  Staatsschatzes 
gesetzlich  feststellt,  z.  B.  auf  den  Fall  der  Mobilmachung  des  Heers  beschränkt, 
werden  auch  die  letzten  politischen  Bedenken  hinfällig.  (Reichsges.  v.  11.  Norcmb.  1871, 
^.  2.    Der  Schatz  heisst  auch  amtlich  jetzt  Reichs  krieg  sschatz.) 

Die  erste  Begründung  oder  die  Wiederanfüllung  des 
Staatsschatzes  erfolgt  dem  Zweck  der  Einrichtung  gemäss  oft  am 
Besten  durch  Aufnahme  einer  Anleihe^  wenn  nicht  ausserordentliche 
Mittel;  wie  Kriegsentschädigungen  vom  Feinde,  zur  Verfügung 
stehen.  Auch  die  Veräusserung  von  Staatseigenthum  kann  in 
Frage  kommen.  Wird  dann  noch  eine  weitere  Erhöhung  über  den 
hierdurch  erreichten  (Minimal-)  Betrag  für  nothwendig  gefunden, 
so  kann  diese  aus  kleinen  Ueberschüssen  der  laufenden  Einnahmen 
geschehen.  Die  gesetzliche  Bestimmung  der  Verwen- 
dungszwecke des  Staatsschatzes  empfiehlt  sich  auch  aus  dem 
rein-finanziellen  Gesichtspuncte. 

Gen.  Reichsges.  §.  1  u.  2.  Bei  ein^^etretener  Verminderung  soll  der  Schatz  bis 
zor  Wiederherstellung  der  Summe  von  40  Mill.  Thlr.  „aus  anderen  als  den  im  Reichs- 
bansbaltsetat  aufgeführten  Bezugsquellen  fliessenden  Einnahmen  des  Reichs  und  im 
üebrigen  nach  der  darüber  im  Reichshaushaltsetat  zu  treffenden  Bestimmung  ergänzt'' 
Verden.    S.  Jahrb.  d.  D.  Reichs  III,  155. 

§.  76.  —  2.  Die  rechtzeitige  Organisation  eines  Systems 
grosser  Extrasteuern  (Kriegssteuern)  oder  richtig  repar- 
tirter  Zwangsanleihen  ist  die  zweite  Vorkehrung,  welche  flir 
Staatsnothfälle  getroffen  werden  muss. 

Auf  diesen  Punct  hat  mich  schon  ?or  längerer  Zeit  Helfe  rieh  mit  Recht 
aufimerksam  gemacht,  s.  A.  Wagner,  z.  Gesch.  u.  Kritik  der  österr.  Bancozettelper. 
Tab.  Ztschr.  1863,  S.  402.  Auf  die  vesentl.  Lttcke  in  unserer  modernen  Finanz- 
virthschaft,  welche  weder  das  bestehende  Besteuerungs-  noch  das  Anleihesystem  aus- 
fallt, sondern  derentwegen  es  eines  Schatzes  und  eines  Systems  von  Kriegssteuem  bedarf, 
bin  ich  namentlich  durch  die  Studien  über  Fapiergeldwirthschaft  hingeführt  worden. 
EbcDd.  S.  400.  Stein  scheint  es  anders  gegangen  zu  sein.  Er  spöttelt  Über  den 
Aasdruck  „Eztrasteuern"':  „was  fUr  ein  Ding  ist  denn  ftir  die  Finanzwissenschaft 
eine  Ezstrasteuer?''  I,  68.  Wenn  er  Riesen  einfachen  und  klaren  Begriff  nicht  ver- 
steht, so  ist  ihm  durch  Erläuterungen  nicht  zu  helfen.  S.  jetzt  auch  meine  Abh. 
üirccte  Steuern  in  Schönberg's  Handb.  II,  271  u.  Fin.  II,  §.  366  ff.  aber  die  „tinanz- 
polit.  Steuerpriucipien". 

Durch  eine  solche  Einrichtung  wird  der  Staat  auch  im 
weiteren  Verlaufe  eines  Kriegs  mehr  gesichert  für  den  Fall 
der  Unzulänglichkeit  einer  Benutzung  des  Staatscredits.  Damit 
wird    aber   auch   ein   practisch   ausreichendes   Mittel   geschaffen, 

\.  Wagner,  FinauÄiriaseii-H-haft.    I.    3.  Anfl.  12 
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darcb  das  die  Aufnahme  von  Staatsschulden  in  den  Fällen;  wo  sie 
nach  dem  Früheren  besser  unterbleibt,  eher  entbehrlich  gemacht 
wird,  ohne  dass  der  Staat  die  Möglichkeit  der  Deckung  für  seine 
einmal  unvermeidlichen  Ausgaben  verliert.  Die  gewöhnlicheD 
Steuern  reichen  für  den  fraglichen  Zweck  nicht  aus.  Der  Ertrag 
solcher  Extrasteuern  oder  Zwangsanleihen  kann  nöthigenfalls  selbst 
ohne  wesentliche  Gefahr  durch  die  zeitweilige  Ausgabe  von 
Papiergeld  (ohne  Zwangscurs)  anticipirt  werden,  denn  es  besteht 
alsdann  die  Sicherheit,  dass  dieses  Papiergeld  alsbald  wieder  ein- 
gezogen wird. 

Selbst  0  est  erreich  hat  ungefährdet  die  lomb. -  Fenetian.  Zvangsanleihcu 
durch  Papiergeld  (Vaglien)  anticipirt:  so  1859  Ausgabe  u.  schon  1S60  Einziehung  r. 
7-28  Mill.  fl.  Papiergeld,  s.  uns.  Zeit  1803,  S.  27. 

Zwangsanlcihcu  fallen  wenigstens  in  der  hier  in  Betracht  kommenden  Beziehung 
wesentlich  unter  den  (iesichtspunct  der  Besteuerung.  Sie  können  vor  eigentlichen 
Steuern  gerade  in  StaatsnothfäiJen  den  Vorzug  verdienen,  weil  bei  ihnen  mancherlei 
sonst  unvermeidliche  Härten  elier  ausgeglichen  werden,  —  sofort,  durch  Weiterbe- 
gebung der  betreffenden  Schuldtitel,  später,  durch  Rückzahlung  der  entnommenen 
Summen. 

Die  Organisation  eines  solchen  Systems  von  grossen  Extra- 
steuem  oder  Zwangsanleihen  muss  nothwendig  vorher  in  ruhiger 
Friedenszeit  erfolgen. 

Improvisiren  mitten  in  der  Zeit  des  Kriegs  und  des  unmittelbaren  Geldbedarfs 
lässt  sich  dergleichen  in  ausreichender  Weise  gar  nicht  und  stets  alsdann  nar  mit 
grossen  Dnvollkommenheiten  und  Härten.  Die  Aufgabe  ist  hier  auf  finanziellem  Ge- 
biete eine  ähnliche,  wie  in  Betreff  der  Organisation  ausserordentlicher  militärischer 
Httlfskräfte  im  Gebiete  des  Heerwesens.  Ein  Wohrsystcm  wie  das  heutige  deutsche 
erlangt  erst  sein  nothwendiges  finanzielles  Complement  und  darin  die  Garantie  seiner 
sicheren  Durchführbarkeit  mittelst  eines  Systems  von  Hulfssteuern  in  Kriegen  und 
anderen  Staatsnothlagen. 

Ein  richtiger  Beginn  ist  auch  hier  das  namentlich  in  Preussen  und  jetzt  im 
Deutschen  ßeiche  ausgebildete  System  der  sogen.  Kriegsleistungen,  za  denen 
gewisse  Private  (wie  die  Pferdebesitzer)  und  namentlich  die  Selbstverwaltnngs- 
körper  (Kreise,  Gemeinden)  gesetzlich  dem  Staate  verpflichtet  sind.  Diese  Leistungen 
beschränken  sich  im  Wesentlichen  auf  Natural  lieferungen  und  Leistungen.  Di«^ 
nothwendige  Ergänzung  fehlt  aber  noch:  nemlich  die  Einrichtung  eines  Systems 
von  Extra -Geld  steuern,  wodurch  zugleich  das  System  des  Staatsschatzes  und  das  de^ 
Öffentlichen  Credits  richtig  ergänzt  werden.  Vgl.  die  proussischen  Bestimmungen 
nach  d.  Ges.  v.  11.  Mai  1851  wegen  der  Kriegsleistungen  und  deren  Vergtttang  (ein- 
geführt im  Norddeutschen  Bunde  durch  Verordnung  vom  7.  Nov.  1867).  In  Zu- 
sammenhang damit  die  Verordnung  vom  24.  Febr.  18,H4  u.  Gesetz  v.  12.  Scpt  1855 
über  die  Herbeischaffung  der  Pferde  durch  Landlieferungen.  Hier  wird  für  einen 
erheblichen  Theil  des  Kriegsbedarfs  (Brotmaterial,  Hafer,  Heu,  Stroh,  Natoralrer- 
pflegung,  manche  Transportmittel,  Holz,  Pferde  u.  s.  w.)  durch  eine  entsprechende 
Verpflichtung  der  Kreise  und  Gemeinden  gesorgt,  denen  nachträglich  eine  (freilich 
nicht  immer  genügende)  Entschädigung  von  Seiten  des  Staats  zu  Theil  wird.  Jetzt 
s.  nam.  d.  Gesetzgeb.  d.  D.  Keichs,  Ges.  vom  13.  Juni  1873  (mein  Aufs.  Rcichsfin. 
im  Jahrb.  III,  SO  ü.,  220  ff.),  das  die  Hauptgrundsätze  des  preuss.  Kcchts  herUber- 
nahm,  manche  Härten  derselben  beseitigte  (so  in  Betr.  der  Pferdestellung,  ob. 
S.  223,  225).  üeber  die  Verhältnisse  im  Frieden,  s.  Ges.  d.  Nordd.  B.  v.  25.  Juni  1S6^ 
über  Quartierleistung  u.  bes.  zum  Vergleich  das  Ges.  Über  d.  Naturalleistungen  f.  d. 
bewaffnete  Macht  im  Frieden   v.  13.  Febr.  1875.    Diese  Gesetzgebung,  bes.   d.  G&l 
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T.  1S73,  ist  auch  ein  inteross.  Beitrag  zur  principiell  rieht.  Behandl.  des  Privateigcn- 
tboms  aus  dem  Gesichtspuncte  des  öffentlichen  Interesses,  s.  Jahrb.  III,  225, 
meine  Gnmdl.  I,  §.  286.  —  Ck)rrcspondiren  moss  nur  ein  gerechtes,  auch  fOr  solche 
Ztrecke  ausreichendes  Steuersystem  der  Kreise  u.  Gemeinden.  Die  Aufgabe,  durch 
Extrasteuem  die  Bedeckung  des  Staatsbedarfs  fUr  den  Krieg  sicher  zu  stellen,  wird 
nberbaupt  wohl  mittelst  Decentralisation  der  Besteuerung  gelöst  werden  müssen.  S.  o. 
§.  45,  47. 

Unterbleiben  die  besprochenen  Vorkehrungen,  so  wird  besten 
Falles  schon  der  Staatscredit  in  einem  zu  masslosen  Um- 
fange für  die  Deckung  ausserordentlicher  Ausgaben  in  Anspruch 
geDommen.  Das  führt  nur  zu  leicht  in  die  reine  Deficitwirthschaft 
hinüber.  Oftmals  wird  aber  die  Hülfe  des  Staatscredits  ver- 
sagen. Dann  muss  in  Ermangelung  anderer  Mittel  die  Ausgabe, 
von  welcher  vielleicht  das  Schicksal  eines  Staats  und  Volks  ab- 
hängt, unterbleiben.  Oder  aber  der  Staat  hilft  sich,  so  lange  es 
gebt  —  und  es  geht  stets  eine  geraume  Zeit  lang  —  durch  die 
Ausgabe  von  eigentlichem  Papiergelde,  d.  h.  uneinlösbarem, 
mit  dem  Zwangscurs  versebenem,  und  regelmässig  geht  daraus 
länger  andauernde  Papiergeldwirthschaft  mit  allen 
ihren  zerrüttenden  Folgen  hervor. 

S.  A.  Wagner,  Ordn.  S.  27,  Staats wörterb.  X,  19,  Ber.  d.  ?olksw.  Congress. 
itt  Hannorer  1S64,  S.  48  u.  die  Entgegnung  v.  Wolff,  worin  der  gerügte  abstracte 
Standpunct  in  äusscrster  Nai?etät  herFortritt.  —  Zu  diesem  ?erderblichen  Holfsmittel 
ist  trotz  der  klarsten  Einsicht  in  dessen  Schädlichkeit  fast  jeder  neuere  Staat  in  an- 
dauernden schlimmen  Nothlagen  gedrängt  worden:  so  fast  alle  betheiligten  Staaten 
in  den  grossen  franzOs.  Rerolutionskriegen ,  selbst  Grossbritannien.  Frankreich 
Termicd  die  Papiergeldwirthschaft  unter  Napoleon  I.  besonders  Dank  den  ungeheuren 
Contributionen  u.  s.  w.  des  Auslands.  In  neuerer  Zeit  sei  nur  an  Oestorreich 
Iseit  1S4S.  1S55,  1859,  1860),  Russland  (seit  1854,  u.  von  Neuem  im  letzten  Türken- 
kriege 1878  ff.),  Nordamerika  (seit  1862),  Italien  (seit  1866),  Frankreich 
(seit  1870)  erinnert 

In  unserem  gertihmten  Zeitalter  der  volkswirthschaftlichen  Aufklärung  und  des 
Bcchtsstaats  hilfl  man  sich  also  wie  ehedem  mit  Verschlechterung  der  Währung,  d.  h. 
priratrechtlich  gesprochen  mit  Raub  und  Betrug  und  uugleichmässigster  Belastung  der 
Eiozeinen  fUr  die  Staatszwecke,  nicht  weil  man  das  Mittel  billigt,  sondern  weil  es 
factisch  zunächst  allein  zum  Ziele  fuhrt  Der  Grund  liegt  einfach  in  der  oft- 
mahgcn  practischen  Unzulänglichkeit  des  Anlcihesystems ,  im  Mangel  eines  Staats- 
Hciiatzes,  der  am  Besten  über  die  ersten  finanziellen  Schwierigkeiten  beim  Ausbruch 
^'iner  Staatsnothlage,  insbesondere  eines  Kriegs,  hinweg  hilft  nnd  in  der  UngenUgendheit 
<ler  bestehenden  Steuersysteme,  welche  bei  Weitem  nicht  elastisch  genug  sind, 
Qm  sich  plötzlichem  grösserem  Staatsbedarf  anzubequemen.  Die  Sicherung  gegen  die 
Oefihr  der  Papiergeldwirthschaft  ist  daher  nicht,  wie  man  wohl  gemeint  hat,  in  der 
Verbreitung  der  Einsicht  in  die  volkswirthschaftlichen  Nachtheile  des  Papiergelds  zu 
suchen,  denn  diese  Einsicht  fohlt  nicht  mehr,  —  von  der  Verbreitung  dieser  „Auf- 
Uäning''  über  die  Nachtheile  des  Zwangscurses  erwartete  mau  auf  dem  volkswirth- 
schaftlichen Congress  in  Hannover  das  Wunder,  dass  es  keine  Papiergeldwirthschaft 
mehr  geben  werde!  S.  Bor.  S.  52.  Vgl.  meine  Grundl.  §.  133,  —  sondern  in  der 
ßereitmachung  anderweiter  finanzieller  Hülfsmittel,  d.  h.  neben  dem 
Staatsschatz  in  einem  System  von  Extrasteuem.  Bisher  ist  diese  wichtige  Aufgabe 
TOD  der  Praxis  noch  sehr  wenig  beachtet,  von  der  Theorie  so  gut  wie  ganz  ignorirt 
oder  mit  oberflächlicher  Kurzsichtigkeit,  wie  in  der  Staatsschatzfrage,  von  der  Hand 
f «wiesen  worden. 

12* 
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Auch  Stein  hat  darüber  nichts  iu  d.  Fin.wiss.  —  In  s.  Lehre  ?.  Heerwesen 
giebt  Stein  S.  26  —  28  einige  Fingerzeige  filr  die  Aufgaben  d.  FinanziFesens  in 
Kriege  u.  stellt  dann  eine  allgemeine  Regel  auf,  welche  den  Mittelpunct  aller 
„Finanzwissenschaft  des  Krieges''  (!)  bilden  soll.  Danach  „hat  die  Diplomatie 
dem  Staate  zu  sagen,  welcher  Krieg  wahrscheinlich  ist  (!!),  die  Kriegswissenschaft  hat 
zu  sagen,  welche  Mittel  er  fordert,  die  Heeresverwaltung  hat  darnach  die  Kriegs- 
bereitschaft zu  bestimmen;  die  Finanzyerwaltun«?  hat  ihrerseits  diese  Kriegsbereitschaft 
durch  ein  Anlchen  zu  decken;  dieses  Anlehcn  vor  (!!)  dem  Kriege  muss  so  gross 
sein,  dass  es  die  bereits  rorhaudono  schwebende  Schuld  des  Staats  im  Yoraas 
consolidirt  (?!),  denn  der  Krieg  selbst  soll  nicht  mit  Anlehen,  sondern  mit  Ausgaben 
von  schwebenden  Schuldscheinen  gefuhrt  werden  und  diese  Schuldscheine  soll 
man  nach  dem  Kriege  wieder  durch  eine  Obligationsschuld  consolidircn/*  Fangen 
die  schwebenden  Schuldscheine  an  „zu  billig  zu  werden,  so  soll  der  Krieg  auf- 
hören (!).  Denn  das  richtige  finanzielle  Maass  seiner  Dauer  ist  kein  andres, 
als  der  Curs  seiner  schwebenden  Schuldscheine  (!)/'  Der  Krieg  „dauert  zu 
lange,  wenn  seinetwegen  Papiergeld  ausgegeben  werden  muss;  gefährlich  wird 
seine  Dauer,  wenn  das  Papiergeld  ein  Agio  bekommt.''  „Nur  die  höchste  Gefahr 
kann  einen  Krieg  mit  Agio  motiviren*'.  Mit  diesem  letzten  Satz  hält  sich  Stein 
für  diese  „Finanzwi^souschaft  des  Krieges"  ein  Pförtchen  offen,  um  diese  bodeniob 
doctrinärc  und  unpractische  Theorie  der  Deckung  des  Kriegsbedarfs  zu  retten.  Ein 
weiteres  Wort  der  Kritik  ist  nicht  noth wendig.  Man  braucht  nur  an  Ereignisse  wie 
1859,  1866,  1870,  an  die  Lage  vollends  von  Staaten  wie  Ocsterreich,  Russland. 
Italien  u.  v.  a.  m.,  welche  schon  in  Friedenszeit  entwerthetes,  schwankendes  Papier- 
geld haben,  zu  denken,  um  die  absolute  U na nwend barkeit  jener  Steio^schcn 
„Finanzwissenschaft  des  Kriegs"  sofort  zu  erkennen.  Die  Aufstellung  unbrauchbarer, 
schön  klingender  Formeln  ist  doch  die  Aufgabe  der  Finanzwissenschaft  nicht!  Diese 
Stein 'sehe  Theorie  ist  eine  neue  Bestärkung  meiner  oder  vielmehr  der  deutschen 
Staatsschatztheorie  und  des  im  Texte  Gesagten. 

V.  —  §.  77.    Begriff,  Arten  und  Umfang  des  Deficits. 

Der  Begriff  Deficit  wird  im  gewöhnlichen  Leben  und  selbst  in  der  technischen 
Sprache  des  Staatsrechnungswesens  oft  in  verschiedenem  und  fast  immer  in  einem 
vagen,  unpräciscu  Sinne  gebraucht.  Eine  schärfere  Begriffsbestimmung  und  die  noth- 
wendige  Unterscheidung  verschiedener  Arten  von  Deficiten  ist  fttr  Theorie  tmd  Praxis 
geboten,  um  viele  Unklarheiten  zu  beseitigen.  Beides  erlangt  man  am  Besten  durch 
die  Anknüpfung  des  Begriffs  und  der  Unterscheidungen  an  eine  wissenschafüichc 
Theorie  der  Deckung  der  Staatsausgaben.  Demgemäss  ist  schon  in  den  früheren  §§.  60 
u.  ff.  eine  bestimmte  Terminologie  gebracht  worden,  welche  hier  zum  Schlnss  noch 
übersichtlich  zusammengestellt  wird: 

1.  Cassendefieit  oder  Deficit  im  weitesten  Sinne  be- 
zeichnet den  Zustand;  wo  die  laufende  Gesammtausgabe  (alle 
Arten  znsammengefasst)  oder  der  ^^Oesammt- Ausgang^'  durch  die 
Gesammteinnahme  (gleichfalls  aller  Arten)  oder  den  ,,Ge8ammt- 
Eingang'^  in  einer  Finanzperiode  nicht  gedeckt  wird.  Dieses  Cassen- 
defieit ist  ein  acateS;  wenn  es  plötzlich  durch  Vermehrung  der 
Ausgänge,  Verminderung  der  Eingänge  oder  durch  beides  zugleich 
hervortritt,  ein  chronisches,  wenn  es  sich  durch  mehrere  Finanz- 
perioden hinzieht,  also  länger  andauert.  Jedes  solches  Deficit  kann 
und  muss  zur  Ziffer  gebracht  werden. 

2.  Eigentliches  oder  wahres  Deficit  bezeichnet  den 
Zustand,  wo  die  ordentliche  Ausgabe  im  finanz wissenschaft- 
lichen Sinne  des  Worts  (das  Normalerforderniss)  nicht  vollständig 
durch   ordentliche  Einnahmen  gedeckt  wird,   wie  dies  nach 
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§.  60  priocipiell  za  verlangen  ist.  Auch  hier  kann  in  ähnlicher 
Weise  wie  heim  Cassendeficit  ein  acutes  und  chronisches  Deficit 
unterschieden  werden.  Dieses  eigentliche  Deficit  ist  ebenfalls 
möglichst  genau  zur  Ziffer  zu  bringen,  was  aber  eine  viel  schwierigere 
Änrgabe  der  Finanzcalculatnr  und  Finanzstatistik  als  beim  Cassen- 
deficit ist  Es  bildet  das  Hauptkriterion  für  die  Beurtheilung  der 
ungffDStigen  Lage  eines  Staatshaushalts. 

3.  Deficit  in  der  ausserordentlichen  Gebahrung  be- 
zeichnet den  Zustand,  wo  die  ausserordentliche  Ausgabe  oder 
die  Summe  der  Ausgänge  durch  den  Ueberschuss  der  ordentlichen 
Einnahme  über  die  ordentliche  Ausgabe  nicht  gedeckt  wird.  Es 
kann  dabei  wieder  das  Deficit  im  Zweige  der  staatswirthschaftlichen 
Kapitalanlage  und  im  Zweige  der  eigentlichen  ausserordentlichen 
Ausgabe  unterschieden  werden.  Namentlich  letzteres  Deficit,  welches 
dann  meistens  durch  Schuldaufnahme  gedeckt  zu  werden  pflegt, 
ist  ebenfalls  ein  wichtiges  Kriterion  zur  Beurtheilung  der  un- 
gOnstigen  Lage  eines  Staatshaushalts.  Gegenüber  der  privatwirth- 
schaftlichen  Kapitalanlage  gestalten  sich  die  Verhältnisse  insofern 
anders,  als  die  Deckung  dieser  Anlage  durch  ausserordentliche  Ein- 
nahmen allgemein  zulässig  ist,  daher  der  genannte  Begriff  „Deficit'^ 
hier  eigentlich  entiUllt. 

4.  Die  verschiedenen  Deficite  können  budgetmässige,  die 
schon  im  Voranschlage  vorgesehen  sind,  und  wirkliche,  die  sich 
in  Uebereinstimmung  mit  dem  Budget  oder  auch  gegen  dasselbe 
aas  der  laufenden  Gebahrung  ergeben,  sein. 

Andere  Begrifisbestünmungen  des  Deficits  bei  Stein,  FinanzwissenschM  3.  Ausg., 
S.  42  £  Er  unterscheidet  ein  finanzielles,  ein  administratives  ond  ein  eigentliches 
Deficit,  das,  auf  seine  Ursachen  zurückgeführt,  den  Begriff  des  staatswirthschaftlichen 
Deficits  ergebe.  Ucbcr  letzteres  unklare  Auseinandersetzung  S.  46  ff'.  (Es  soU  z.  B. 
entstehen  durch  das  regelmässige  Steigen  der  Ausgaben,  das  seinen  allgemeinen  Grund 
in  dem  in  der  Regel  (?)  steigenden  Preise  aller  Bedürfnisse  hat:  dies  sei  das  „natür- 
liche'' (!)  Deficit).  Dann  führt  Stein  das  Deficit  auf  „einmalige  grosse  Auslage  für 
irgend  einen  Theil  der  Verwaltung**  zurück,  —  im  Wesentlichen  so  wie  ich  nach  der 
obigen  Lehre  von  d.  staatswirthsch.  Kapitalanlage,  aber  ohne  scharfe  Characterisirung 
«fieses  Falls,  wie  sie  oben  versucht  wird.  In  d.  4.  A.  I.  61  kommen  noch  einige 
veitere  willkuhrliche  Specialisirungen  u.  Benennungen  von  Deficits  vor.  Das  „admini- 
ätnUive*'  Deficit  entsteht,  „wo  ein  bestimmter  Yerwaltungszweig  mehr  Ausgaben  macht, 
ils  ihm  im  Voranschlage  berechnet  worden.**  Stein  zerlegt  es  in  drei  Formen,  N.  2 
wird  durch  ein  „öfTentl.  Unglück'*  begründet  („Deficit  d.  Noth*'),  N.  3  u^productives 
Deficit'')  durch  einmalige  grosse  Ausgaben  (also  wie  meine  „staatswirthsch.  Kap. 
anläge").  Die  „letzte  u.  eigentl.  allgemeinste  Art  des  Deficits"  ist  das  „regelmässige" 
sie!),  das  auf  den  (Jesetzen  beruht,  welche  den  Werth  des  Geldes  beherrschen,  wo 
eine  jener  halbwahren  Generalisationen  über  die  beständige  Tendenz  zum  Sinken  des 
(iddwerths  zur  Begründung  herbeigezogen  wird.  Auch  in  der  Darstellung  gehen  bei 
Stein  hier  die  „Arten"  und  die  „Formen  der  Arten**  des  Deficits  bunt  durcheinander.  — 
Ich  habe  keinen  Grund  gefunden,  an  meiner  früheren  Darstellung  etwas  zu  ändern. 
Wenn  Stein  meine,  übrigens  nach  dem  obigen  secundäre,  Unterscheidung  von  acutem. 
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chronischem  Deficit  practisch  nnd  theoretisch  wcrthlos  nennt,  so  ist  dies  Urtheil  mir 
wieder  ein  Beleg  dafür,  dass  Stein  leider  aus  den  Ostcrr.  Zuständen  nicht  so  viel 
gelernt  hat,  als  er  gekonnt,  wenn  er  unbefangen,  ohne  sich  von  seinem  Schema  be- 
herrschen zn  lassen,  geprüft  hätte.  In  d.  4.  A.  I,  6S  spöttelt  Stein  auch  ttbcr 
meine  Unterscheidung  des  „ budgetmässigen "  und  „wirklichen**  Deficits  ganz  unver- 
ständig; ein  „budgctmässiges*'  Deficit  braucht  durchaus  kein  wirkliches  zu  werdeu, 
z.  B.  wenn  die  Einnahmen  die  Voranschläge  überschreiten.  St  ein 's  weitere  Einwände 
sind  einfach  Folge  seiner  Flüchtigkeit  im  Lesen. 

Die  richtige  Berechnung  der  verschiedenen  Arten  nnd  nament- 
lich des  eigentlichen  Deficits  ist  hiernach  eine  schwierige  Aufgabe, 
welche  in  jedem  einzelnen  Falle  umfassende  Umrechnungen  der 
Etats  nothwendig  macht.  Die  gewöhnlichen  amtlichen  und  privaten 
Berechnungen  ergeben  für  die  Zwecke  der  vergleichenden  Finanz- 
statistik und  für  die  Beartheilnng  der  wahren  Lage  eines  Staats- 
haushalts immer  nur  ganz  annäherungsweise  richtige  und  vergleich- 
bare Werthe,  was  zu  oft  übersehen  vHrd.  Denn  man  legt  dabei 
keine  richtigen  Begriflfe  der  „ordentlichen"  und  „ausserordentlichen" 
Einnahmen  und  ihrer  Unterarten  zu  Grunde. 

Die  Grundsätze,  nach  denen  die  amtlichen  Staatsrechnungen  im  Ausgabe-  und 
Einnahme-Etat  aufgestellt  werden,  sind  sehr  verschieden.  Auch  die  Finanzstatistiker 
lassen  sich  selten  von  ganz  bestimmten  wissenschaftlichen  Principien  bei  ihren  Zu- 
sammenstellungen leiten  oder  vermögen  dieselben  doch  bei  der  Yerwickcltheit  der 
Aufgabe  nicht  ganz  consequent  durchzuführen.  Man  muss  daher  immer  erst 
genau  angeben,  was  im  concreten  Falle  unter  dem  Begriff  „Deficit" 
verstanden  werde.  Meistens  fasst  man  zwar  diesen  Begriil'  in  der  Praxis  und  in 
der  Finanzstatistik  so,  dass  er  sich  obigem  Begriff  des  wahren  Dcßcits  nähert,  aber 
eine  Menge  nach  Zeit  und  Land  immer  wieder  verschiedene  Unterschiede  finden  doch 
statt.  Von  den  Ausgaben  pflegen  wohl  diejenigen  für  privatwirthschaftliche  Kapital- 
anlagen, z.  B.  für  Eisenbahnbauten,  zum  Theil  richtig  abgesetzt  zu  werden,  aber  z.  B. 
Meliorationsverwendungen  für  Domänen,  Berg-  u.  Hüttenwerke  n.  s.  w.  in  der  Regel 
wieder  nicht.  Eine  Ausscheidung  von  Ausgaben  für  staatswirthschaftliche  Kapiul- 
anlagen,  z.  B.  grosse  Verwaltungsreformen  und  neue  Organisationen,  regelmässigen 
Strassen-  und  Wassemenban,  Grnndsteuerkataster,  findet  gewöhnlich  nicht  statt,  aber 
in  einzelnen  Fällen,  namentlich  wenn  es  sich  um  sog.  „einmalige''  Ausgaben 
handelt,  z.  B.  für  grosse  Ablösungen,  „ausserordentlichen''  Strassen  bau,  Umgest^tang 
der  Bewafihung  des  Heers,  Schi£bau,  Festungsbau,  wird  die  bezügliche  Ausgabe 
doch  wieder  von  der  ordentlichen  abgezweigt.  Die  Schuldentilgung  wird  wiederum 
ganz  verschieden  behandelt,  bald  ganz,  bald  gar  nicht,  bald  theilweise  zur  ordentlichen 
Ausgabe  gerechnet.  Aehnlichc  Ungleichmässiji^keiten  finden  sich  bei  der  Behandlang 
der  Einnahmen.  Ein  festes  Princip  für  die  Eintheilung  fehlt  regelmässig  auch 
hier.  Meistens  wird  zwar  zum  Behuf  der  Berechnung  des  Deficits  die  ordentliche 
Einnahme,  also  die  Reinerträge  des  Staatseigenthums  nnd  der  Steuern,  zu  Grande 
gelegt,  Schuldaufnahme  und  Veräusserang  von  Staatseigenthum  (wie  Domänen  u.  s.  w.  i 
richtig  abgesetzt,  aber  consequent  wird  dieser  Grundsatz  selten  durchgeführt.  Kleinere 
Erlöse  z.  B.  aus  regelmässigen  Yeränsserungen  von  Domänen,  selbst  aus  ein- 
maligen von  kleineren  besonderen  Staatsanstalten,  wie  Hüttenwerken  u.  dgl.  m.,  sind 
doch  oft  bei  den  ordentlichen  Einnahmen  eingeschlossen.  Mittheilungen  aus  den 
Finanzrechnungen  der  Staaten  über  das  „Deficit"  müssen  daher  stets 
mit  aller  Vorsicht  aufgenommen  werden.  Selbst  wenn  die  Ausweise  sehr 
detaillirt  vorliegen,  ist  es  zumal  dem  Privatstatistiker  kaum  mö<(lich,  ganz  sichere  und 
genau  vergleichbare  Daten  festzustellen.  Man  hält  sich  für  die  Berechnung  deü 
Deficits  in  längeren  Perioden  auch  wohl  einfach  an  die  Zunahme  der  Staatsschuld, 
die  Abnahme  des  werbenden  Staatsvermögens,  indem  man  grössere  neue  privatwirthsch. 
Kapitalanlagen,  z.  B.  Eisenbahnen,  in  Abzug  bei  der  Schuld  bringt.     Allein  aus  der 
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Zaoahme  des  Kapitalbetrags  der  Schuld  ist  durchaus  nicht  auf  eine  gleiche  Ver- 
veodaiig  ausseronlentlicher  Mittel  zu  schliessen,  da  die  Schuldtitel  sehr  oft  unter 
Pari  bogeben  werden.  Selbst  wenn  der  wirkliche  Erlös  ans  der  Schuldrermehrung 
and  Eigenthumsverminderung  constatirt  wird,  so  kann  vielleicht  ein  umfassender 
Strasscnbau,  eine  grossartige  Reorganisation  der  Verwaltung,  des  Steuerwesens  durch- 
geführt sein,  wodurch  das  „wahre*'  Deficit  (im  obigen  Sinne,  unter  N.  2)  viel  geringer 
wird,  als  es  sich  aus  jener  Rechnung  ergiebt.  Offenbar  dreht  sich  hier  auch  Vieles 
um  den  Begriff  der  Productivität  einer  Ausgabe  oder  Anlage,  wonach  sich  wiederum 
der  Begriff  Deficit  verändert:  das  Deficit  wird  grösser,  wenn  unter  productiven  Aus- 
gaben nur  die  verstanden  werden,  welche  eine  rentable  privatwirthsch.  Kapitalanlage 
schaffen,  und  kleiner,  wenn  auch  andere  Ausgaben  mit  längerer  Wirkung  so  genannt 
werden.  —  Nur  mit  all  den  Vorbehalten,  welche  sich  aus  dem  Gesagten  ergeben, 
lassen  sich  daher  statist.  Angaben  tlber  „Deficite''  machen,  wie  sie  in  der  Kürze  Ran 
in  der  5.  Ausg.  §.  46da  und  ansftthrlicher  ich  in  d.  6.  Ausg.  von  Ran  S.  236 — 242 
brachten.  Dieser  finanzstatistische  Excurs  ist  in  dieser  wie  in  der  vorigen  (2.)  Aus- 
gabe fortgefallen,  weil  er  in  ein  Werk  ttber  Finanzwissenschaft  überhaupt  kaum  go* 
hört.  Er  wäre  einem  Handbuch  der  pract.  Finanzstatistik  vorzubehalten.  Dann  aber 
aach,  weil  ich  mich  noch  mehr  überzeugte,  dass  bei  einer  wirklich  brauchbaren 
statistischen  Behandlung  des  Puncts  noch  viel  mehr  ins  Detail  eingegangen  werden 
muss,  als  es  an  diesem  Orte  irgend  angeht.  Diejenigen  Daten,  welche  allenfalls  Platz 
finden  könnten,  sind  auch  noch  immer  viel  reichlicher  in  leicht  zugänglichen  Werken 
zu  finden,  wie  besond.  in  den  finanzstatistischen  Abschnitten  des  Gothaer  Uofkalenders 
\his  1S76  von  Hermann  Wagner,  seitdem  v.  Behm  u.  v.  Stein),  in  Kolb's  Statistik 
u.  s.  w.  Ausser  auf  diese  Werke  ist  für  die  einzelnen  Staaten  auf  die  frühere 
Bibliographie  zu  verweisen. 


Viertes  Kapitel. 
Formelle  Ordnung  der  Flnanzwlrtliscliaft« 

Dies  Kapitel  bildet,  wie  früher  bemerkt  (S.  61,  ISO),  eine  Hinzufügung  in  dieser 
3.  Auflage  dieses  Bandes  I.  zum  ersten  Buche  „von  der  Ordnung  der  Finanzwirth- 
bchaft",  aus  den  S.  61  dargelegten  Gründen.  Die  Angelegenheiten  und  Fragen 
der  formellen  Ordnung  sind  im  Unterschied  zu  denjenigen  der  materiellen  Ordnung 
mehr  finanztechnischer  und  Staats-  und  verwaltungsrechtlicher  Natur. 
Sie  verlangen  vielfach  auch  für  eine  allgemeine  Behandlung,  vollends  für  das  Ver- 
ätäodniss  der  Finanzeinrichtungen  eines  coucreten  Staats  ein  Zurückgehen  auf  Finanz- 
ond  Verwaltungs-Geschichte.  Auch  in  einem  Werke  über  Finanzwissenschaft 
und  Finanzpolitik  kann  ein  Eingehen  auf  diese  technischen,  rechtlichen  und  ge- 
schichtlichen Verhältnisse  des  engen  Zusammenhangs  mit  den  finanzwissenschaflüichen 
ood  -politischen  Erörterungen  wegen  nicht  ganz  vermieden  werden.  Aber  es  ist  nicht 
uar  aus  äusseren  Gründen  zu  beschränken,  es  muss  auch  dieVerschiedenheitdes 
Stand  puncts  diesen  technischen,  rechtlichen  und  geschichtlichen  Seiten  des  Gegen- 
stands gegenüber  in  einem  Werke  über  Finanzwissenschaft  einer-  und  in  solchen  über 
die  Technik  des  Finanzdiensts,  das  öffentliche  Finanzrecht  und  die  Finanz-  und  speciell 
die  Finanzverwaltungsgeschichte  anderseits  festgehalten  worden.  In  dem  vorliegenden 
Werke  handelt  es  sich  bei  der  Beschäftigung  mit  jenen  Seiten  immer  nur  um  die 
Aofgibe,  allgemeine  Entwicklungsprincipien  aufzufinden  und  allgemeine 
tirund Sätze  für  die  mit  der  jeweiligen  Rechtsordnung  und  dem  gesammten  Kultur- 
nistand  eines  Zeitalters  vereinbare  möglichst  zweckmässige  Gestaltung  der 
formellen  Ordnung  der  Finanz wirthschaft  festzustellen.  Der  Finanzthcoretiker  und 
Fioanzpolitiker  haben  daher  andere  Ziele  und  müssen  in  Folge  dessen  auch  theilweise 
Aodere  Wege  gehen,  als  die  juristischen  Darsteller  des  Finanzrechts  und  die  Histo- 
riker des  Finanzwesens.  Stein  scheint  mir  das  öfters  zu  übersehen.  Auch  einzelne 
historische  ^ationalökonomen  sind  wohl  geneigt.  Finanzwissenschaft  und  Finanzgeschichte 
ebenso  zu  identificircn,  wie  sie  es  mit  Wirthschaftsgeschichte  und  Nationalökonomie 
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zu  thun  suchen,  —  freilich  ohne  dies  wiriciich  zu  erreichen  — ,  unter  dem  unUaroo 
Vorgeben,  nur  so  werde  die  letztere  „exact*'  begründet.  Hier  liegt  m.  £.  ein  Miss- 
verständniss  über  das  Wesen  und  die  Aufgaben  der  Nationalökonomie  und  Finanz- 
Wissenschaft  als  eigener,  von  Wirthschafts-  und  Fiuanzgeschichto  unterschiedener, 
wenn  auch  aus  diesen  einen  Theil  ihres  Materials  und  ihrer  Beweismittel  entnehmen- 
der Disciplinen  ?or. 

Die  im  Ganzen  so  reichhaltige  neuere  deutsche  systematische  Literatur  tlber 
Finanzwissenschaft  hat  freilich  den  Gegenstand  dieses  Kapitels  nur  ausnahmsweise 
etwas  genauer  und  principieller  behandelt  (am  meisten  ?.  Malchus).  Wenn  d&ra 
jetzt  auch  Manches  hinzuzufügen  ist,  so  liegt  doch  der  bisher  üblichen  mehr  nur 
orientirenden  und  cursorischen  Behandlungsweise  die  richtige  Auffassung  zu  Grunde, 
dass  die  Materie  wegen  ihres  engen  Zusammenhangs  mit  Finanztechnik  und  Finanz- 
recht in  der  Finanzwissenschaft  als  solcher  nicht  erschöpft  werden  kann  noch  moss. 
Au  dieser  Auffassung  halte  ich  im  Folgenden  ebenfalls  fest 

Aus  der  älteren  Literatur  s.  u.  A.  schon  ?.  Seckendorff,  teutschcr  Fürstcn- 
staat  (Frankf.  Ausg.  v.  1656,  nach  der  ich  citire),  bes.  Th.  3,  Kap.  4.  ?.  Josti, 
Staatswirthsch.  2.  A.  Lpz.  1758,  U,  Buch  3,  auch  B.  2,  S.  469—527  passim.  Ans 
der  neueren  systemat  finanzwiss.  Literatur  s.  Jacob,  Fin.wiss.  II,  Buch  3,  be:«. 
§.  9G4 — 989  u.  §.  1268  ff.,  vomemlich  u.  am  eingehendsten  v.  Malchus,  der  deu 
2.  Band  seines  Finanzwerks,  zwischen  Finanz  Wissenschaft  und  Finanz  ?  er  wal- 
tungslehre  principiell  im  System  unterscheidend,  ganz  der  letzteren  widmet  Rau  II, 
Buch  4,  §.  530  tr.  ümpfenbach  II,  Buch  4.  Bes.  Stein  4.  A.,  I,  51—223 
(grösstentheils  hierhergehörig,  übrigens  mit  sehr  gekünstelter  und  angreifbarer  Syste- 
matisirung  des  Stoffs).  Leroy-Boaulieu,  fin.  11,  livre  1.  Abriss  einiger  Uaupt- 
puncte  in  meiner  Abh.  Ordn.  d.  Fin.wirthsch.  in  Schönberg's  Handb.  II,  §.  1 — 9. 
V.  Czörnig,  Darstell,  d.  Einrichtungen  über  Budget,  Staatsrechnung  u.  (jontrolo  in 
Oesterr. ,  Preussen,  Sachsen,  Baiem,  Württemb.,  Baden,  Frankreich,  Belgien  (Wien 
1866).  Sonst  gehört  Manches  ans  den  Schriften  über  Verwaltungs-  und  Finanz- 
geschichte, über  Staatsrecht  u.  Politik  hieher,  bes.  auch  die  bezügliche  Literatur  Über 
diese  Verhältnisse  in  einzelnen  Staaten.  Darunter  sind  aus  der  deutschen  Literatur 
V.  Hock 's  Werke  über  Frankreichs  und  Nordamerikas  Finanzen,  Gn  eist's  über 
englisches  Staats-  und  Yerwalt.recht,  ?.  Rönne's  über  preuss.  u.  deutsches,  La- 
ban d 's  über  deutsches  Staatsrecht  besonders  in  den  Abschnitten  über  Etat  Budget  n. 
Fin.verwaltung  hervorzuheben.  Ueber  Frankreich  einschläg.  Detail  in  Block'b 
dict  de  I'admin.  fran^.  und  auch  d' Audiffret*s  syst  fin.  de  la  France,  3.  6dit 
Par.  1S64  ff. 

§.78.  Znr  Ueber  sieht.  In  jedem  etwas  aasgedehnteren 
öffentlichen  Haushalt,  zumal  im  Haushalt  des  modernen  entwickelten 
grösseren  Staats  verlangt  die  Leitung  der  Finanzwirthsehaft  und 
die  Durchführung  der  finanziellen  Aufgaben  eine  eigene  Finanz- 
verwaltung, d.  h.  einen  besonderen  Aemter-  und  Behörden- 
apparat (,,Finanzbehördenwesen'')  speciell  für  die  finanz- 
wirthschaftlichen  Zwecke  innerhalb  des  Organismus  der  voll- 
ziehenden Gewalt  oder  fltr  den  Finanzdienst. 

Nach  den  unTermcidlichen  Anforderungen  des  Princips  der  Arbcitstheilung  iu 
der  modernen  öffentlichen  Verwaltung  hat  sich  in  unseren  Staaten,  höchstens  von  ganz 
kleinen  sogen.  ,,Staaten''  abgesehen,  eine  solche  eigene  Finanzverwaltung  auch  tiberall 
geschichtlich  herausgebildet,  meistens  als  eine  der  besonderen  obersten  Yerwaltaugs- 
abtheilangen ,  als  ein  eigenes  „Ministerium''.  Die  einzelnen  theils  unter  diesem 
allein,  theils  mit  unter  anderen  Ministerien  stehenden  Finanzämter  und  FinanzbchOrdcu 
bilden  dann,  wie  die  Aemter  in  anderen  Zweigen  der  öffentlichen  Verwaltung,  ein 
vielgliederigcs  System  und  stehen  unter  einander  in  einem  bestimmten  Ueber-,  Nebeo- 
und  UnterordnungSFerhältniss.  Sie  sind  insbesondere  entweder  höhere  leitende, 
auch  Aufsicht  und  Controle  ausübende,  oder  untere  ausführende  Organe 
im  Verwaltungsorganismus. 
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Dem  obersten  leitenden  Organ  der  Finanz  Verwaltung,  dem 
jetzt  gewöhnlich  sogen.  Finanzministerium  liegt  neben  der 
Leitung  und  Beaufsichtigung  der  gesammten  Finanzverwaltung  auch 
die  Aufgabe  ob,  in  erster  Linie ,  wenn  auch  gewöhnlich  unter  be- 
stimmter Mitwirkung  der  ttbrigen  obersten  Staatsbehörden  oder 
einiger  von  ihnen ,  die  Finanzgesetzgebung  vorzubereiten  und 
den  Voranschlag  (Etat,  Budget  §.  61)  fUr  die  kommende 
Finanzperiode  aufzustellen. 

Dieser  finanzministcriolle  Entwarf  des  Voranschlags  wird  alsdann  etwa  noch  einer 
Bcnthung  durch  andere  Organe  des  BehördenorganismQS  (Staatsrath,  Gesammtministo- 
riom)  unterzogen  und  darauf  dem  Staatsoberhaupt  zur  (ionohmigung  unterbreitet.  Mit 
dieser  rcrsehen  kommt  er  in  Staaten  mit  Volksvertretun^r  (Stände,  Kammern,  Parla- 
ment) als  Kegierungs-Entwurf  zur  Prüfung  und  Genehmigung  an  die  Vcrtretungs- 
kdrper.  Nach  bestimmten,  aus  dem  Verfassungsrccht  sich  ergebenden  Rechtsformon 
▼iitl  er  hier  durchberathen  und,  im  Ganzen  oder  Einzelnen  mehr  oder  weniger,  ?iel- 
fach  auch  par  nicht  abgeändert,  ?on  der  Vertretung  gebilligt  („votirt").  ZurUck- 
gdeitct  an  die  Regierung  wird  er  nach  erfolgter  Vereinbarung  zwischen  den  Factoren 
der  gesetzgebenden  Gewalt  vom  Staatsoberhaupt  sanctionirt,  als  „verabschiedeter 
Etat'"^  und  Finanzgesetz  öfi'entlich  verkOndigt  und  damit  der  Finanzverwaltuug  und 
den  betheiligten  sonstigen  Organen  der  vollziehenden  Gewalt  zur  Richtschnur  gegeben 
and  von  ihnen  zur  Ausfuhrung  oder  Vollziehung  gebracht. 

Die  Angelegenheiten y  welche  sich  auf  die  Vorbereitung,  Auf- 
stelluDg,  Einrichtung,  parlamentarische  Votirung,  endgiltige  ge- 
setzliche Feststellung  und  nunmehrige  Ausführung  des  Voranschlags 
beziehen,  bilden  das  sogen.  Etatwesen. 

§.  79.  Die  Ausführung  des  Voranschlags  erfolgt  zunächst 
durch  Anordnungen  (Verordnungen)  der  hierzu  nach  dem  öffent- 
lichen Recht  competenten  Organe  der  vollziehenden  Gewalt.  Diese 
Anordnungen  bestehen  vornemlich  in  Anweisungen  oder  Auf- 
trägen dieser  Organe  an  bestimmte  untere  finanzwirthschaft- 
liche  Vollzugsbehörden  zur  Empfangnahme  der  gesetzlichen, 
bez.  etatmässigen  Einnahmen  —  „Einnahme-Aemter^^  —  und 
zur  Vornahme  der  gesetzlichen,  bez.  etatmässigen  Ausgaben  — 
„Ausgabe-Aemter''. 

Dieses  „finanzielle  Anweisungsrecht'*  haben  einmal  das  Finanzministe- 
riam  oder  die  von  ihm  ressortirendeu,  damit  betrauten  Behörden,  sodann  zur  Durch- 
führung ihres  Ausgabeetats  und  soweit  sie  Einnahmezweige  mit  zu  verwalten  haben, 
lach  die  anderen  obersten  Behörden  (Ministerien)  und  die  von  ihnen  dependireuden 
Aemter,  z.  B.  eines  der  volkswirthschaftlichen  Ministerien,  dem  die  Domänen,  Formten, 
Bergwerke,  Eisenbahnen,  Posten  unterstehen.  In  der  Zeit  des  ancicu  regime  war  es 
bei  uns  wie  in  anderen  Ländern  ein  verbreiteter  Uebelstand,  dass  der  Monarch 
selbst  das  finanzielle  Anweisungsrecht  willkuhrlich  zu  allen  möglichen  Ausgaben  den 
Kassen  gegenaber  ausübte. 

Die  finanzwinhschaftlichen  Vollzugsbehördcn  stehen  ebenfalls  theils  im  Kessort 
der  Finanzverwaltung,  theils  anderer  Verwaltungszweige  (Ministerien).  Zu  ersteren 
gehören  gewöhnlich  die  Einnahmeämter  fUr  die  Hauptzweige  der  Einnahmen,  nament- 
lich for  die  Steuern,  da'nn  die  Ausgabeämter  fUr  gewisse  allgemeine  Ausgabe- 
zweige (etwa  Pensionswesen,  bestimmte  Dotationen,  Staatsschuld).  Finanzwirthschaft- 
Hche  Vollzugsbehördcn  anderer  Ressorts  sind  vornemlich  Ausgabeämter  fUr  die  Be- 
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werkütelligang  der  Verwaltungsausgaben  dieses  Kessorts,  ferner  auch  Aemtcr 
für  den  Einnahmedieust  solcher  Ertragsquellen,  welche  dem  betrefTenden  Ressort  unter- 
stellt sind,  z.  B.  bei  der  Oebertragung  des  Domänen-  und  Forstwesens  an  das  land- 
wirthschafUicho  Ministerium,  oder  fdr  die  Erhebung  solcher  Einnahmen,  welche  sich, 
wie  die  sogen.  „Gebühren"  oder  gebührenartigen,  an  die  Ausübung  der  VerwÄl- 
tnugsthätigkeit  eines  Kessorts  anknüpfen. 

Die  hierhergehörigen  finanzwirthschaftlichen  Vollzugbbehörden  haben  daher  die 
mit  der  Auhführang  des  Amts  verknüpften  Kassengeschäfte  und  die  mit  diesen 
unmittelbar  verbundenen  Rechnungsgeschäfte  auf  Grund  der  durch  Gesetze  und 
Verordnungen  festgestellten  Normen  zu  besorgen.  Sie  sind  demnach  Kassenämter 
oder  KassenbehOrden  und  führen  gewöhnlich  diesen  technischen  Namen  oder 
kurzweg  den  der  „Kasse'',  wo  dann  wohl  durch  llinzufügung  eines  Beiworts  Rang, 
Aufgabe  und  Zweck  der  Kasse  näher  bezeichnet  wird  (z.  B.  General -Staatskasse, 
Staats-Hauptkasse,  Provincial-,  Kreis-,  Special-,  Ministerial-,  Kriegs-,  Staatsschulden-, 
Steuer-,  Zoll-,  Domänen-,  Forstkasse  u.  v.  a.  m.). 

Die  bezüglichen  finanzwirthschaftlichen  Angelegenheiten  bilden 
das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen.  Letzteres 
trennt  sich^  zumal  in  grösseren  öffentlichen  Haushalten^  theilweise 
vom  Kassen  wesen  und  dem  damit  unmittelbar  verbundenen  Rechnungs- 
wesen und  wird  dann  als  ,,Staatsbuchhaltungswesen'' 
(Staatsbuchhalterei)  ein  besonderer  selbständiger  Zweig  der  Finanz- 
verwaltung. Diese  Staatsbuchhaltung  dient  dem  Zweck,  Ueber- 
sicht  tiber  die  Bewegang  und  den  Stand  der  Kassen  und  weiter 
über  die  Lage  des  öffentlichen  Haushalts  und  seiner  einzelnen 
Zweige  zu  gewinnen  und  fortdauernd  zu  erhalten. 

§.  80.  An  das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  schliesst 
sich  das  Controlwesen  an,  das  verschiedene  Aufgaben  hat  und 
danach  in  verschiedene  Arten  zerfällt:  die  eigentliche 
Rechnungs-  oder  Kassencontrole  (Controle  im  engsten  Sinne), 
die  administrative  oder  Verwaltungscontrole  und  die 
politische  oder  sog.  Staatscontrole  (,,  verfassungsmässige'' 
Stein's). 

Der  ersten  unterliegt  alles  Kassen-  und  das  damit  verbundene  Rechnungswesen 
hinsichtlich  seiner  ordnungsmässigen  rechnerischen  und  den  Anweisungen  entsprechen- 
den Durchführung  Seitens  des  Kassen-  und  Rechnungspcrsonals,  welches  dcmgemäss 
controliit  wird.  Die  Verwaltungscontrole  soll  die  Bürgschaft  dafür  liefern,  dass  die 
mit  dem  Recht  der  finanziellen  Anweisung  versehenen  Behörden  streng  gesetzmässig, 
bez.  nach  den  Bestimmungen  und  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats  von  diesem  Rechte 
(iebrauch  gemacht  haben,  besonders  in  Bezug  auf  die  Ausgaben,  welche  die  Kassen 
vorzunehmen  angewiesen  wurden.  Sie  hat  im  gutgeordneten  Haushalt  der  absoluten 
Monarchie  bereits  eine  grosse  Bedeutung  und  wird  hier  für  die  obersten  Yorwaltungs- 
chefs  (Minister)  schon  zu  einer  politischen  Controle  dem  Staatsoberhaupt  gegenüber. 
Von  einer  solchen  besonderen  politischen  Controle,  welche  sich  mit  der  administrativen 
eng  und  im  letzten  Endzweck  kaum  mehr  unterscheidbar  verbindet,  kann  man  dann 
vornemlich  im  modernen  Staate  mit  Repräsentativ  Verfassung  sprechen.  Hier  wendet 
sich  die  Controle  gegen  die  für  die  Ausübung  des  finanziellen  Anweisungsrechts,  wie 
dem  Staatsoberhaupt  (Monarchen)  so  der  Volksvertretung  verantwortlichen  obersten 
Regierungsorgane  (Minister).  Es  soll  dadurch  festgestellt  werden,  ob  und  wie  weit 
die  ganze  Finanzwirthschaft  und  insbesondere  die  Ausführung  des  Staatshaushalts 
streng  gesetz-  und  bez.  etatmässig  erfolgt  ist  und  ob  keine  eigenmächtigen,  von 
Gesetz  und  Etat  abweichenden  Acte  der  Regierung  stattgefunden  haben.  Im  letzteren 
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Fall  mu^  die  Regierung  Entlastung  und  nachträgliche  Gutheissung  von  der  Volksver- 
tretung wegen  gesetz-  und  etatwidriger  Führung  des  Staatshaushalts  einholen  und  er- 
halten (Frage  der  Ministerverantwortlichkeit  in  finanziellen  Angelegen- 
heiten und  der  Erlangung  der  Indemnitätsortheilung).  Die  administrative  und 
die  politische  Controle,  welche  demgemäss  in  unseren  Staaten  nunmehr  vielfach  in 
einander  übergehen,  pflegen  durch  besondere  selbständige,  auch  den  Ministerien  gegeu- 
aber  unabhängige  oberste  Controlbehörden  —  oberster  Rechnungshof,  Ober- 
rech eu  kämme  r  —  ausgeübt  zu  werden. 

§.  81.  Auf  Grund  der  Rechnungsergebnisse  der  Kassenämter 
wird  dann  der  Rechnnngsabschluss  des  Staatshaushalts,  das 
„Ist**  neben  dem  „Soll**  des  Etats,  festgestellt  und  dieses  End- 
resultat der  finanziellen  Gebahrung  wiederum  dem  Staatsoberhaupt 
und  der  Volksvertretung  zur  nachträglichen  Genehmigung  derjenigen 
Abweichungen  vom  Etat,  für  welche  die  Finanz  Verwaltung  und 
die  sonstigen  obersten  Verwaltungsorgane  verantwortlich  sind,  vor- 
gelegt. Die  Dinge  endigen  daher  normal  wiederum  mit  einem 
besonderen,  den  Rechnungsabschluss  genehmigenden  Gesetz. 

Dieser  Abschluss  zieht  sich  unvermeidlich  längere  Zeit  nach  Ablauf  der  be- 
treffenden Finanzperiode  (Jahr)  hin,  da  die  etatmässigen  Einnahmen  und  Ausgaben 
einer  solchen  Periode  überhaupt  nicht  alle  genau  innerhalb  des  ,Jaufenden"'  Jahres 
ZQ  bewerkstelligen  sind,  sondern  sich  vielfach  ganz  unabhängig  vom  Willen  der  Finanz- 
rerwaltung  in  das  oder  die  folgenden  Jahre  als  Einnahme-Rückstände  und  Ausgabc- 
Rebtc  hinziehen,  so  sind  auch  gesetzliche  Bestimmungen  darüber  nothwendig,  wie  es 
in  solchen  Fällen  gehalten  werden  soll,  ob  und  wie  weit  namentlich  Ausgaben  (z.  Th. 
aoch  Einnahmen)  auf  Grund  des  Etats  einer  abgelaufenen  Periode  zur  Vornahme 
(bez.  Erhebung)  gelangen  dürfen,  welchem  Jahre  sie  zuzurechnen  sind  u.  s.  w. :  die 
Fragen  der  f inanz-administrativen  Trennung  der  verschiedenen  „Jah- 
resdienste", der  Einrichtung  der  Verrechnung  dafür  u.  s.  w. 

§.  82.  Jede  Finanzwirthschaft  eines  geschichtlich  ttberkommenen 
öffentlichen  Körpers  tritt  endlich  eine  neue  Finanzperiode  mit  einem 
mehr  oder  weniger  erheblichen  Bestände  von  öflFentlichem  (Staats-, 
Communal-) Vermögen  an,  das  theils  Finanzzwecken  („Finanz- 
vermögen"),  theils  Verwaltungszwecken  („Verwaltungsver- 
mögen *0  dient  (G.  §.  25). 

Ersteren  Falls  gehört  es  gewöhnlich  zum  Ressort  der  Finanzverwaltung  (^Finanx- 
miuisterium),  auch  wohl  eines  der  volkswirthschaftlichen  Ministerien  (landwirihschaft- 
lichcs,  Bauten-,  Verkehrs-Ministcrium),  letzteren  Falls  zu  den  Ressorts  der  einzelnen 
grossen  Dienstzweige  (Gebäude,  Mobiliar-Invcntare ,  militärische  und  maritime  An- 
stalten und  Einrichtungen,  Knnst-  und  wissenschaftliche  Sammlungen  u.  s.  w.).  In 
jeder  Etatsperiode  gehen  von  diesem  Vermögen  wenigstens  einzelne,  oft  recht  bedeu- 
tende Veränderungen,  Verminderung  durch  Ge-  und  Verbrauch  (Militärverwaltung), 
durch  Unfälle,  Vermehrungen  durch  betreifende  etatmüssige  Ausgaben  vor  sich. 

Auch  das  gehört  zur  formellen  Ordnung  des  öflfentlichen  Haus- 
halts, dass  über  diese  Ab-  und  Zugänge  und  demnach  über  die 
Bestände  Buch-  und  Rechnung  —  theils  in  Geld,  theils  und 
vornemlich  in  natura  —  geführt  und  Verzeichnisse  angelegt  und 
auf  dem  Laufenden  erhalten  werden  (Inventarisirung  des  Staats- 
vennögens).     Die  Controle  in  den   erwähnten  drei  Formen  hat 
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sich  auch  auf  diese  ^yActivbestände^'^  wie  anderseits  das  Recbnungs- 
und  Controlwesen  auf  die  Passiva  der  Verwaltungs-Dienstzweige, 
insbesondere  auf  das  eigentliche  Staatsschuldenwesen  zu 
erstrecken. 

Aach  in  den  Hausbalten  der  SclbstvcrwaltungskOrper  verlangt  die  for- 
melle Ordnung  der  Fiuanzwirtlischaft  im  Princip  dieselben  Einrichtungen,  wie  im 
Staatsbanshaltc.  Die  geringere  Ausdehnung  der  betreffenden  Haushalte  gestattet  nur 
in  der  Kegel  eine  Vereinfachung,  z.  B.  im  Finanzbehörden wesen.  Mehrfach  können 
und  werden  Finanz-,  z.  B.  Kassengeschäfte  von  Staatsbehörden  zugleich  mit  für  Selbst- 
vervaltungskörper  ausgeführt,  z.  B.  die  Einziehung  gewisser  Steuern  (wie  anderseits 
auch  umgekehrt,  indem  etwa  die  Einziehung  von  Staatssteuorn  mit  durch  Organe  der 
Commune  geschieht).  Unterschiede  in  den  bezüglichen  Einrichtungen  der  Staats-  und 
der  Selbstvcrwaltungshaushalte  ergeben  sich  sonst  aus  den  Verschiedenheiten  des 
öffentlichen  Rechts,  z.  B.  in  Bezug  auf  das  Etat-  und  Controlwesen  (administrative 
und  politische  Controle).  Aber  in  grossen  Selbstverwaltungs-Haushalten,  so  der  mo- 
dernen Grossstädte,  in  entwickelten  Provincial-Haushalten,  mtlsscn  sich  diese  Einrich- 
tungen aus  finanztochnischen  und  öttentlich-rechtlichen  Gründen  denjenigen  des  Staats- 
haushalts mehr  und  mehr  nähern,  wie  dies  auch  thatsächlich  geschehen  ist  Manches 
richtet  sich  dabei  nach  der  Art  der  Organisation  der  Selbstverwaltung  und  dem  Maasso 
der  den  betreffenden  Körpern  gewährten  iinanziellen  Autonomie,  so  besonders  bei  den 
Selbstverwaltungskörpern  höherer  Ordnung. 

Demnach  sind  in  diesem  Kapitel  folgende  Gegenstände  zu 
bebandeln : 

L  Der  Finanzdienst  im  Allgemeinen  und  das  Finanz- 
behördenwesen. 

II.  Das  Etatwesen. 

III.  Das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen. 

IV.  Das  Controlwesen. 

V.  Der  Rechnungsabschluss,  die  Einrichtung  der 
Jahresdienste  und  die  Inventarisirung  des  öffentlichen 
Vermögens. 


1.  Abschnitt. 

Der  Finanzdienst  im  Allgemeinen  und  das  Finanz- 

behördenwescn, 

I.  Geschichtliche  Entwicklung. 

Die  Organisation  des  heutigen  Finanzdiensts  und  die  heute  übliche  Zusammen- 
fassung der  obersten  Finanzverwaltung  im  Finanzministerium  in  den  modernen  Staaten 
ist  das  Ergcbniss  einer  langen  geschichtlichen  Entwicklung,  welche  sich  in  der  euro- 
päischen Welt,  besonders  auf  dem  Coiitinent,  vom  Mittelalter  her  in  jedem  Lande  ver- 
schieden und  doch  in  den  GrundzUgen  gleichmässig  vollzogen  hat.  Diese  Entwicklung 
steht  in  engstem  Zusammenhang  mit  derjenigen  der  gesammten  öffentlichen  Verwal- 
tung und  mit  derjenigen  der  öflcntlichen  Einnahmewirtlischaft  und  Iftsst  sich  auch  in 
jedem  einzelnen  Lande  nur  in  diesem  Zusammenhang  darstellen  und  verstehen.  So- 
weit die  Geschichte  des  Finanzdiensts  und  seines  Behördcuwesens  ein  Theil  der  all- 
gemeinen Vcrwaltungsgcschiclite  und  damit  wieder  ein  Theil  der  ganzen  Eutwicklungs- 
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?e»cliichte  des  modernen  Staats  ist,  kann  hier  darauf  nicht  näher  eiiigej^angen  werden. 
Es  ist  dafür  auf  die  Werke  über  Staats-  und  Rechtsgeschichte,  Über  die  specielle 
Yenraltnngsgeschichte  einzelner  wichtiger  Länder  —  ein  kaum  erst  zu  bebauen  be- 
gonnenes Gebiet  —  über  Verwaltnngslehre  und  Verwaltungsreclit  zu  verweisen.  Der 
Zusammenhang  der  Entwicklungsgeschichte  des  FinanzbehOrdcnwesens  ebenso  wie  der 
gegenwärtigen  Gestaltung  des  letzteren  mit  der  Gestaltung  der  Einnah  mewirthschaft 
wird  in  der  Lehre  ?on  den  öffentlichen,  namentlich  von  den  Staatseinnahmen  mehrfach 
behandelt  werden.  An  dieser  Stelle  muss  die  Henrorhebung  einiger  allgemeinen  Mo- 
fflente  genügen ,  welche  für  die  geschichtliche  Entwicklung  und  hentige  Einrichtung 
jenes  Diensts  wichtig  waren.  Daran  reihen  sich  einige,  mehr  nur  als  Beispiele 
dienende  Ausfahrungen  zur  Geschichte  des  Finanzdiensts  einzelner  Länder  an,  wobei 
vir  nns  aber  für  Mittelalter  und  neuere  Zeit  auf  deutsche  Verhältnisse  beschränken 
(§.  S6— 91).  Alles  Speciellere  darüber  gehört  in  die  eigentliche  Finanzgeschichte, 
welche  als  solche  keinen  Gegenstand  dieses  Werks  bildet.  Die  wissenschaftliche  Be- 
arbeitung der  Geschichte  des  Finanzdiensts  ist  auch  bisher  noch  sehr  spärlich,  noch 
ungleich  mehr  als  z.  B.  diejenige  der  Stcuergeschichte.  Quellen-  u.  litcrar.  Nachweise 
s.  unten  in  den  §§.  86  ff. 

§.83.  —  A.  A eitere  Zeiten.  Von  „Verwaltung"  im 
modernen  Sinne  kann  in  den  Reichen,  Staaten  und  Territorien 
während  des  ganzen  Mittelalters  und  vielfach  darüber  noch  hinaus 
bis  ins  17.  Jahrhundert  bekanntlich  nur  bedingt  gesprochen  werden. 
Es  fehlten  dafUr  die  Bedürfnisse  wie  die  Voraussetzungen.  Eine 
Centralisation  der  Verwaltung  beim  König  oder  Fürsten  fand 
YoUends  nur  in  geringem  Maasse  statt.  Bei  der  vorherrschenden 
Natural wirthschafty  der  Begründung  der  königlichen  Einkünfte 
vomemlich  auf  Domänen,  welche  von  eigenen  Verwaltern  bewirth- 
schaftet  wurden,  und  für  den  Hof  und  für  dessen  Beamte  unmittel- 
bar die  Erträge  in  natura  abliefern  mnssten,  bei  dem  ähnlichen 
System  von  Naturalleistungen  der  Hintersassen  (iiscalini)  und 
Unterthanen  zur  Deckung  der  nicht  genauer  zu  trennenden  fürst- 
lichen- Hof-  und  öffentlichen  Bedürfnisse  waren  eigene  Finanzorgane 
der  Verwaltung,  ein  eigentliches  Etat-,  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesen einheitlicher  Art  für  das  ganze  Gebiet  des  ,, Staats''  weder 
nöthig  noch  möglich. 

Der  Schwerpunct  der  Finauzwirthschaft  lag  Inder  Ortlichen  Natnralgewinnung 
der  Domänenertrage  und  der  Ortlichen  Erhebung  der  GefiUo  durch  Administratoren 
and  Beamte,  welche  zugleich  andere  Aufgaben,  militärische,  polizeiliche,  vogteilichc, 
allgemeine  administrati?e ,  mitunter  auch  richterliche  zu  besorgen  hatten.  Sie  waren 
selbst  auf  Naturalgehalte  aus-  diesen  Einnahmen  gesetzt  und  hatten  die  Uebcrschltsse 
abzuliefern.  Achnliches  galt  ?on  der  Erhebung  der  wenigen  steuerartigen  Einnahmen 
der  älteren  Zeit,  von  der  Verwaltung  der  Kegalien,  der  steuerartigen  (im  Unterschied 
Toa  den  grnndherrlichen)  Grundabgaben  und  sonstigen  directen  Steuern  (auch  der 
Bcdcn,  soweit  diese  nicht  von  Grundherrschaften  und  Gemeinden  selbständig  subrepar- 
tirt  und  7on  ihnen  gleich  im  Ganzen  abgeführt  werden),  während  nur  etwa  fUr  die 
an  bestimmten  Stellen  zu  erhebenden  ZoUe  eigene  Unterboamtcn  schon  früh  sich 
finden  (Zöllner).  Vom  Gentrum ,  vom  KOnig  und  Fürsten  aus  fehlte  zwar  nicht  jede 
Controle  (welche  z.  B.  schon  die  carolingischen  missi  mit  auszuüben  hatten,  die  zu- 
gleich manche  Einkünfte  selbst  einziehen  und  verrechnen  mussten),  aber  dieselbe  ist 
hier  so  wenig  wie  auf  anderen  Gebieten  der  öffentlichen  Verwaltung  eine  feste  Ein- 
richtung und  nicht  genügend  wirksam,  unter  den  den  I^ath  und  die  Verwaltungs- 
organe des  Fürsten  bildenden  höchsten  Beamten   am  Hof  befinden  sich  besondere 
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Beamte  (,,Kämmerer*'  u.  s.  f.)  fur  die  Aufsicht  Über  die  Einkünfte  und  den  Schatz, 
die  Besorgung  der  Ausgaben  und  die  hiermit  in  Verbindung  stehenden  Kassen-  und 
Rechnungsgeschäfte  meist  erst  später.  Früher  gehören  die  bezüglichen  Functionen 
mit  zu  denen  des  obersten  Verwaltungsbeamten  (des  „Kanzlers"  oder  welchen  Titel 
er  fuhren  mochte),  gleich  allen  anderen  Yerwaltungsgeschäften.  Er  ?ollfuhrt  sie  durch 
Unterbeamte,  Schreiber  u.  dgl. :  die  ersten  Keime  eines  speciellen  Finanzdienstes  an 
■  der  Contralstelle. 

§.  84.  —  B.  Späteres  Mittelalter.  Uebergangszeit. 
In  diesen  VerbältDissen  gehen  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittel- 
alters,  namentlich  gegen  dessen  Sphluss  allgemeinere  Veränderungen 
vor,  im  Prineip  ähnlich  in  soni^t  sehr  verschiedenen  europäischen 
Staaten  und  in  den  zur  politischen  Selbständigkeit  gelangenden 
Territorien.  Diese  Verändefrungen  sind  das  Product  bekannter 
allgemeiner  Umgestaltungen  im  wirthschaftlichen  und  politischen 
Leben.  Die  öffentlichen  Bedürfnisse  steigen,  indem  Staat,  Territorium 
und  Stadt  mehr  Aufgaben  an  sich  ziehen.  Letztere  werden  ebenso 
wie  die  schon  von  Altersher  üblichen  mehr  centralistisch  und 
gleichmässiger  im  ganzen  Staatsgebiet  ausgeführt.  Der  vermehrte 
Finanzbedarf  muss  bei  der  wachsenden  Unzureichend heit  der 
älteren,  ohnehin  vielfach  verloren  gegangenen  oder  verminderten 
Einnahmequellen  (Domänen,  Regalien)  mehr  steuerwirthsehaftlich 
gedeckt  werden.  An  Stelle  der  älteren  Naturalwirtbschaft  in  der 
Volkswirthschaft  und  im  Finanzwesen  kommt  die  Geldwirthschaft 
mehr  zum  Durchbruch:  der  Finanzbedarf  selbst  wird  mehr  Geld- 
bedarf, so  vor  Allem  mit  der  Aenderung  der  Wehrverfassung  und 
dem  Aufkommen  von  Soldtruppen,  vollends  mit  den  stehenden 
Heeren  seit  dem  17.  Jahrhundert;  die  Einnahmen,  die  Leistungen, 
Abgaben,  Steuern  müssen  mehr  Geldabgaben  werden.  Die  Steuer- 
wirthschaft  führt  direct  und  indirect  zu  einer  grösseren  Mitwirkung 
der  „Stände'^  an  der  Regelung  des  Finanzwesens  gegenüber  der 
auf  diesem  Gebiete  nicht  souveränen  öffentlichen  Gewalt.  Den 
Ständen,  Parlamenten  u.  s.  w.  muss  der  Steuerbedarf  nachgewiesen 
werden.  Das  setzt  schon  eine  gewisse  Entwicklung  des  Etat-^ 
Kassen-  und  Rechnungswesens,  wenn  auch  noch  nicht  nothwendig 
eine  einheitliche  Gestaltung  desselben  voraus.  Die  Entwicklung 
landständischer  Verfassungen,  wie  in  deutschen  Territorien,  die 
dabei  übliche  Trennung  der  Kassen  und  Etats  (Kammerkasse, 
Steuerkasse  §.  90)  ist  hier  besonders  fUr  die  Ausbildung  des  Finanz- 
behördenwesens und  des  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesens  von 
Einfluss  gewesen.  Alle  die  genannten  und  andere  verwandte 
Umstände  wirken  auf  die  Entstehung  eines  von  der  sonstigen 
öffentlichen  Verwaltung  getrennten  eigenen  Finanz dienstes  bin. 
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Mit  zDerst  und  bereits  ziemlich  rationell  in  den  Städten,  wo  die  wirtlischaft- 
liehen  und  finanziellen  Verhältnisse  das  besonders  begünstigen  (Geldwirthschaft,  Steuer- 
▼irthschaft  mehr  und  früher  „öffentliche",  „gemein wirihschafiliche"  Thätigkeit,  §.  88) ; 
dum  auch  in  den  Territorion  und  Staaten  (§.  89  ff.).  Die  moderne  finanzwirthschaft- 
liehe  Centralisation  fohlt  hier  freilich  auch  später,  im  17.  und  1 8.  Jahrhundert  in  der 
Staatenwelt  des  „ancien  regime"  grossentheils  noch.  Die  „fiscalische  Kasseneinheit", 
aach  nur  im  Etat-  und  Bechnungswoson ,  war  noch  nicht  erreicht  Die  Hof-  und 
Staatsfinanzen  werden  erst  allmälig  und  in  der  ganzen  Periode  bis  zur  französischen 
Rerolution  noch  selten  ausreichend  geschieden.  Aber  an  der  Centralstelle ,  beim 
Fürsten,  sind  doch  schon  besondere  höchste  Beamte,  mit  einem  besonderen  Amts- 
Qod  Beamtenapparat,  specieli  mit  dem  Finanzdienst,  namentlich  mit  der  Verwaltung 
der  hauptsächlichen  Einnahmen,  betraut.  Centralkassen ,  wenn  auch  noch  mehrere 
nebeneinander,  auf  welche  einzelne  besondere  Ausgaben  angewiesen  sind,  werden  von 
lüer  aus  Terwaltet  und  empfangen  baar  oder  durch  Verrechnung  aus  von  ihnen  ab- 
hängenden Profincial-  und  Localkassou  deren  DeberschUsse  (nach  Abzug  nament- 
lich der  unmittelbar  aus  letzteren  Kassen  zu  deckenden  Ertragsgcwinnungs-  und  £r- 
bcbungskosten).  Das  wird  allmälig,  besonders  im  17.  und  18.  Jahrhundert  nach  dem 
Siege  der  monarchischen  Gewalt  llber  die  Stände,  soweit  durchgefahrt.  als  es  das 
Fes^altcn  an  einer  gewissen  Selbständigkeit  der  unter  Einer  Staatsgewalt  (Fürst)  ver- 
einigten Pro?inzcn  und  Länder  in  der  gesammten  Verwaltung  im  Zeitalter  des  alten 
Staatensystems  vor  der  französischen  Revolutionsperiode  („Provincialsystem")  überhaupt 
gestattet  und  als  es  mit  dem  geschichtlich  überkommenen  System  von  „Zweckkassen" 
(Einnahmen  und  Ausgaben  getrennt  für  einzelne  Zwecke)  vereinbar  ist,  —  ein  System, 
welches  mit  der  Finanz-,  Steuer-  und  Landesverfassung  einmal  eng  zusammenhing  und 
aber  das  sich  deshalb  auch  die  absolute  Monarchie  jener  Periode  nicht  vOlIig  hinweg- 
setzen konnte  oder  wollte. 

Mit  der  Umgestaltung  des  Aemterwesens  und  des  Beamtenthums,  der  Einbürge- 
rung von  Goldgehalten  und  dem  stärkeren  Hervortreten  der  Besteuerung  wird  dann 
auch  im  Lande  selbst  die  wirthschaftlich-finanzielle  Behandlung  und  Verwaltung  der 
ilteren  Ertragsquellen  des  Öffentlichen  Einkommens,  des  Domaniums  und  der  Regalien 
eine  andere:  der  „cameralistisch-fiscalische"  Standpunct  gewinnt  die  Herrschaft,  be- 
sonderen technischen  Specialboamten  wird  die  Verwaltung  übertragen,  Be- 
inten,  die  nicht  mehr  oder  nur  noch  nebenbei  andere  Verwaltungsaufgaben  auszu- 
fahren haben.  Die  regelmässig  und  allgemein  werdende  Besteuerung,  zumal  das 
Gddstcuersystem  und  die  Entwicklung  besonderer  Steucrarten  (indirecte  Steuern)  führt 
Mch,  theils  schon  für  den  Veranlagungs-  und  Erhebungsdienst,  theils,  wo  dieser  noch 
loderen  Verwaltungsorganen  oder  Communalorganen  verbleibt  oder  neu  übertragen 
«ird,  wenigstens  für  die  Ansammlung  der  Gelder  in  Kassen ,  für  das  Verrechnungs- 
vesen  und  für  den  Ausgabedienst  zu  eigenen  localen  Finanz-Beamten  und  Be- 
hörden (wie  in  Deutschland  die  „Rentmeister"  und  „Rentämter").  Das  17.  und 
h.  Jahrhundert  sind  bei  uns  in  Deutschland  wie  in  anderen  europäischen  Staaten 
bereits  emsig  bemüht,  diesen  localen  Finanzdienst,  das  sich  ihm  anschliessende  Pro- 
TiBcial-  und  Central-FinanzbehOrden-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  nach  bestimmten 
theoretischen  Regeln  und  practischen  Grundsätzen  „rationell"  zu  gestalten  (Preussen. 
Oesterreich,  Frankreich  im  18.  Jahrhundert,  v.  S  eckender  ff,  v.  Justi).  So  bereitet 
sich  die  moderne  Organisation  des  Finanzdienstes  und  des  finanziellen  Behörden-, 
Etat-,  Kassen-  und  Rechnungswesens  bereits  allgemein  vor.  Die  vielfach  schon  tech- 
nisch ganz  guten  Einrichtungen  am  Schluss  des  ancicn  rdgime  trugen  hier,  wie  auf 
»öderen  Verwaltungsgebieten,  nur  noch  die  Spuren  der  älteren  volkswirthschaftlichen 
ood  öffentlich-rechtlichen  Verhältnisse  an  sich,  unter  denen  das  frühere  Finanzwesen 
sich  entwickelt  hatte.  Der  Hauptübelstand  lag  in  Mängeln  des  Öffentlichen  Rechts, 
in  immer  noch  nicht  vollständiger  oder  nicht  genügend  verbürgter  Trennung  der  Hof- 
ond  Staatsfinanzen  und  in  dem  vom  absoluten  Fürsten  ausgeübten  Anweisungsrecht 
gegenüber  den  Öffentlichen  Kassen.  Ein  Recht,  von  dem  tüchtige  Regenton  wohl  nur 
überwiegend  zu  Öffentlichen  Zwecken  und  zum  Nutzen  des  Landes  Gebrauch  machten, 
was  aber  selbst  hier  für  die  Ordnung  der  Finanzen  Gefahren  barg  und  das  von  un- 
tüchtigen Regenten  immer  wieder  zu  personlichen  Zwecken  missbraucht  werden  konnte 
und  wurde.    Damit  war  keine  dauernde  Ordnung  des  Staatshaushalts  vereinbar. 
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§.  85.  —  C.  Neueste  Zeit  der  verfassungsmässigen 
Finanzverwaltung.  Entwicklungen  im  öffentlichen  Recht 
waren  es  denn  auch  vornemlich^  welche  die  hauptsächlichen  neuesten 
Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  formellen  Ordnung  des  Finanz- 
wesens und  des  Finanzdienstes  herbeigeführt  haben,  —  in  England 
dank  der  schon  .früher  erreichten  Consolidation  seiner  Verfassungs- 
verhältnisse zuerst,  besonders  seit  der  zweiten  Revolution,  auf  dem 
Continente  Europas  seit  den  grossen  politischen  Bewegungen  im 
Oefolge  der  französischen  Revolution. 

Die  rollbtäudige,  daucrndo  and  mit  genügenden  Cantelen  rcrbUrgtc  Trennung 
der  Hof-  und  Staatsfiiianzeu ,  die  erst  so  erreichte  völlige  Selbständigkeit  des  Fioanz- 
diensts  als  eines  Glieds  des  grossen  Organismus  der  modernen  OfTentlichen  VervaJtang, 
die  technisch  rollendetc  Ausbildung  des  Etat-  und  Controlwesens  sind  allgemeine  Er- 
rungenschaften dieser  Periode,  nicht  nur  in  den  Staaten  mit  sogen.  Repräsentatir- 
verfassung,  sondern  auch,  wenngleich  immer  noch  weniger  gesichert,  in  dou  sogen, 
absolut-monarchischen  Staaten  (Preussen,  Oestcrreich  vor  1848,  Kussland),  üobcrall 
bricht  sich  ferner  gegenüber  der  früheren  provinciellcn  Zersplitterung,  dem  üeber- 
rest  der  älteren  geschichtlichen  Verhältnisse,  der  Gedanke  der  Staatscinheit  jetzt 
Bahn  und  löst  sich  der  Staatsbcgriff  von  der  patriioouialen  Auffassung  los.  Das  hat 
auch  für  das  Finanzwesen  und  speciell  für  die  Organisation  des  Finanzdiensts,  fUr  das 
Finanzbehörden-  und  das  Etatwesen  grosse  Bedeutung:  Einheit,  Einheitlichkeit,  grössere 
Gieichmässigkeit  im  Staatshaushahe,  Centralisalion  der  Einnahmen,  tiscalische  Kassen- 
einheit, Goncentration  der  Leitung  des  Finanzdiensts  in  Einer  obersten  Contralstelle, 
dem  nunmehrigen  „Finanzministerium"',  sind  die  Folge.  Dieses  Ministerium  orh&lt 
auch  in  den  Staaten  ohne  Volksvertretung  als  cr^te  leitende  Verwaltnngsinstanz  in 
allen  Finanzsachon  eine  bevorzugte  Stellung  beim  Entwurf  des  Etats,  bei  der  Bewilli- 
gung höhereu  Aufwands  in  demselben  für  die  anderen  Verwaltungszwoige  und  ist  das 
entscheidende  Verwaltungsorgan  unter  dem  Staatsoberhaupt  für  die  Gestaltung  und 
Fortbildung  der  Einnahmewirthschaft. 

Zum  Abschluss  kommt  diese  Entwicklung  durch  die  modernen 
„Verfassungen"  in  den  Staaten  mit  Volksvertretung.  Hier 
erlangen  die  „Stände^',  „Kammern",  „Parlamente"  das  politisch 
besonders  wichtige  Recht  einer  entscheidenden  Mitwirkung  bei  der 
Aufstellung  des  Etats  und  bei  der  Finanz-,  besonders  der  Steuer- 
gesetzgebung. Es  entsteht  dadurch  erst  eine  hinlänglich  verbtirgte 
„verfassungsmässige  Finanzverwaltung",  namentlich  eine 
Finanzcontrole  in  Betreff  der  Prüfung  und  der  Innehaltung  des 
Etats.  Das  Etat-  und  das  Controlwesen  (die  administrative  und 
politische  Controle  §.  80)  werden  Hauptangelegenheiten  des  ver- 
fassungsmässigen Rechts  der  Volksvertretung.  Die  Verwaltung, 
insbesondere  die  im  Finanzministerium  zusammengefasste  Finanz- 
verwaltung werden  für  die  Führung  des  Staatshaushalts  dieser 
Vertretung,  wie  schon  bisher  dem  Staatsoberhaupt,  verantwortlich. 
Auch  dies  wichtige  staatsrechtliche  Princip  bedingt  wieder  eine 
Steigerung  der  Anforderungen  an  die  technisch  zweckmässige 
Einrichtung   des   Finanzdiensts,    des  Finanzbehördenwesens,    des 
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ZahluDgs  j  Ca8sen-y  Rechnungs-  und  Gontrolwesens.  So  wird  die 
formelle  Ordnung  des  Staatshaushalts  erst  in  der  gegenwärtigen 
Epoche  der  ,,yertassungsmässigen  Finanzwirthschaft^'  mit  den  noth- 
wendigen  öffentlich -rechtliehen  Garantieen  umgeben. 

II.  Zur  Geschichte  des  Finanzdienstes  einzelner  Staaten. 

§.  $6.  —  I.  Altertbnm.  Griechenlaad.  Was  man  heute  über  die  alt- 
friechiscbe  Finaozrerwaltung,  namentlich  die  athenische  weiss,  ist  wenig,  spo- 
radisch, im  Einzelnen  unsicher  und  die  historische  Entwicklung  dieser  Dinge  entzieht 
üich  Tollcnds  grossenthcils  der  Kenntniss.  Dennoch  genügt  das  Bekannte,  um  sich 
ein  ungefähres  Bild  ?on  der  Einrichtung  des  Finanzdiensts  zu  machen.  Man  sieht, 
da^  hier,  besonders  in  Athen  während  seiner  BlUthezeit  eine  finanztechnisch  und 
staatsrechtlich  hoch  ausgebildete  Finanzvcrwaltung  bestand,  welche  in  ihren  typischen 
(inmdzOgen  den  modernen  Einrichtungen  gleicht,  —  ganz  naturgemäss,  da  es  sich 
hier  am  feste  logische  oder  natürliche  Kategorieen  von  Dingen  handelt,  welche  nur 
in  äasseren  Formpuncten  dem  geschichtlichen  Wechsel  unterliegen.  S.  das  Buch  2 
Ton  BOckh's  Staatshaush.  d.  Athener,  I.  Der  Rath  der  500  fahrte  die  Finanz? er- 
valtong.  Unter  ihm  fungirten  Behörden  und  Beamte  getrennt  für  die  drei  Haupt- 
dieoste,  die  Erhebung  der  Einnahmen,  das  Kassenwesen  mit  der  Besorgung  eines 
Theils  der  Ausgaben  (so  durch  die  athen.  Apodecten,  die  die  empfangenen  Golder  als 
oberste  Kasseninstanz  an  Specialkassen  abführten),  und  für  das  Rechnungs-  und  Control- 
wesen  (sehr  umfassende  Pflicht  zur  Rechenschaftslegung,  entwickeltes  Verfahren  dabei, 
OeSeDtUchkeit).  Zahlreiche  Finanzbeamten-Kategorien  kamen  in  diesen  drei  Dienst- 
zweigen Tor.  Ein  förmliches  Etatwesen  in  Form  von  Voranschlägen  über 
Einnahmen  und  Ausgaben,  als  Grundlage  für  den  Finanzdienst  und  ftlr  die  Ver- 
antwortlichkeit der  leitenden  Finanzverwaltungsbehörden  fehlte.  Ein  solcher  Ueber- 
schlag  wurde  „schwerlich  in  irgend  einem  hellenischen  Staate  regelmässig  und  im 
Vonus  angeferrigt."  Böckh  I,  280. 

Rom.  Trotz  mannigfacher  Lücken  reicht  das  Material  über  die  Finanzverwal- 
toog  Roms  aus,  sich  ein  ziemlich  genaues  Bild  davon  zu  machen  und  die  hauptsäch- 
lichen Veränderungen,  welche  die  Erhebung  der  Stadt  zum  Weltreich  und  der  Ucber- 
icang  von  der  republicanischen  zur  monarchischen  Regierung  mit  sich  brachten,  ge- 
schichtlich zu  verfolgen.  Die  neueren  Arbeiten  von  Th.  Mommsen,  H.  Mar- 
•{oardt,  0.  Hirschfeld,  Lange  u.  m.  a.  haben  unter  Mitbenutzung  des  inschrift- 
lichen 3iaterials  Vieles  auch  im  Detail  festzustellen  vermocht.  S.  bes.  Marquardt, 
röm.  Staatsverwalt.  H  (1876)  S.  76,  144,  199,  286  tf.  —  306.  Mommsen,  röm. 
Stutsrecht  (1.  Aufl.)  II,  1.  Abth.  (1874),  S.  510—538  (Quästur),  II,  2.  Abth.  S.  933— 
953  (Staatskassen)  und  manches  Ajidere  passim.  L.  Bouchard,  sur  Tadministration 
des  finances  de  lempire  romain  dans  les  derniers  temps  de  son  existenco,  Paris  (ohne 
Jahreszahl,  um  1876),  bes.  eh.  1,  11 — 13.  Eine  kurze  üebersicht  auch  nur  des  Wich- 
tigeren lässt  sich  ohne  ein  uns  hier  unmögliches  Eingehen  auf  Einzelheiten  nicht  wohl 
geben.    Nur  einige  Puncto  seien  daher  hier  hervorgehoben. 

Vielleicht  zu  den  ursprünglichen  seit  Begründung  des  Amts,  jedenfalls  zu  den 
sehr  alten  Functionen  der  Quaestores  urbani  gehörte  die  Kassenverwaltung 
(Mommsen,  II,  1,  510  ff".).  Sic  hatten  die  Aufsicht  über  das  aerarium,  den 
Staatsschatz  und  die  Staatskasse  und  über  Alles,  was  darin  war,  einschliesslich  der 
Kisseobücher,  später  der  Abrechnungen  des  Aerars  mit  den  Provincialstatthaltem. 
nAk  Verwalter  der  römischen  Kasse  waren  die  Quästoren  verbunden,  die  für  den 
Staatsschatz  bestimmten  Zahlungen  entgegenzunehmen  und  die  aus  demselben  ange- 
wiesenen zu  leisten''  (Mommsen  a.  a.  0.  S.  514).  Doch  gelangten  nicht  alle  Ein< 
nahmen  in  diese  Kasse,  sondern  in  Specialkassen,  „die  rechtlich  Theile  des  aerarium, 
aber  thatsächlich  davon  getrennt''  waren,  Kassen,  deren  Einnahmen  und  Ausgaben 
(z  B.  für  das  zur  Soldzahlung  dienende  tributum)  aber  rechnungsmässig  durch  die 
Bacher  der  Quästoren  liefen,  —  also  insofern  das  Princip  der  Staatskassen-Einheit. 
Einzelne  Arten  von  Einnahmen  und  Ausgaben  wurden  versclücden  behandelt.  „Ucber 
dis  eigentliche  Kassenverfahren  ist  sogut   wie   nichts   bekannt"   (Mommsen  II,  1, 

A.  Wagner,  Finaozwis8onHi>bafl.    I.    3.  Aafl.  |3 
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521).    Mit  der  kaisorlickcu  Zeit  gingen   in  der  Besetzung  dieses  Amts  der  Aerar- 
Quästur  und  dann  in  diesem  selbst  Aenderongen  Tor  sich. 

,,Ein  fester  Etat,  in  welchem  Ausgaben  und  Einnahmen  gegen  einander  ab> 
gewogen  waren,  scheint  zur  Zeit  der  Bepublik  niemals  aufgestellt  worden  zu  sein"* 
(Marquardt  a.  a.  0.  S.  77).  Erst  Augustus  liess  einen  solchen  Etat  auf  Grund 
umfassender  Vorbereitungen  herstellen  (rationarium ,  breviarium  imperii).  Unter  den 
ersten  Kaisern  erfolgten  YerOfifentlichungen  daraus.  Aber  Tom  Inhalte,  der  sich  auf 
die  Kassen  -  Bestände,  die  Einnahmen  und  Ausgaben,  ausserdem  auf  verschiedenes 
Andere,  bezog,  ist  nichts  auf  nns  gekommen.  Nur  von  den  Vorbereitungen  ist 
Einiges  bekannt  (Marquardt  199.  Mommsen,  II,  2.  Abth.  953).  Die  öfters  ver- 
suchten Schätzungen  der  Neueren  tlber  die  HOhc  der  römischen  Staatseinnahmen  und 
Ausgaben  sind  sämmtlich  sehr  unsicher  (Marquardt  S.  286), 

Von  besonderer  staatsrechtlicher  und  linanztechnischer  ^Dichtigkeit  war  die  Ge- 
staltung des  Kassenwesens  seit  der  KaiserL  Zeit  (Marquardt  S.  293  ff.,  Momm- 
sen II,  2.  Abth.  S.  934).  Die  Entwicklung  der  Dinge  ist  hier,  entsprechend  der 
immer  absoluter  werdenden  Gewalt  des  Monarchen,  einigermaassen  die  analoge  wie 
in  der  neueren  Zeit  des  Niedergangs  der  ständischen  Macht  und  die  umgekehrte  wie 
seitdem  in  der  Penode  der  Loslösnng  des  modernen  Staats  von  der  patrimonialcn 
Auffassung  und  seit  der  Ausbildung  der  constitutionellen  Staatsform.  Das  aerarium 
Saturni  der  Republik,  damals  die  einzige  Haupt-Staatskasse,  wurde  nach  der  Thei- 
lung  der  Provinzen  in  senatorische  und  kaiserliche  zur  Staatskasse  bloss  fUr  die 
ersteren.  Obgleich  der  Senat  darüber  rechtlich  verfügte,  kam  doch  auch  diese  Kasse 
mehr  und  mehr  unter  die  roaassgebcnde  Leitung  des  Kaisers.  Länger  noch  formell 
getrennt  neben  dem  Fiäcus  bestehen  bleibend,  wurde  sie  im  3.  Jahrhundert  zur  blossen 
Stadtkasse  und  der  Fiscus  die  einzige  Haupt-Staatskasse.  Der  fiscus  (f.  Caosaris), 
ist  die  von  Augustus  begründete  eigentliche  kaiserliche  Staatskasse,  in  welche 
vor  Allem  die  Einnahmen  aus  den  kaiserlichen  Provinzen,  ferner  gewisse  Einnahmen 
von  Domänen  und  Abgaben  auch  aus  den  senatorischeu  Provinzen  fliessen,  auf  welcher 
aber  Ausgaben  wesentlich  öffentlichen  Characters,  nur  von  nächstem  Interesse 
auch  für  den  Monarchen  lasten,  für  die  Unterhaltung  des  Heeres,  der  Flotten,  des 
Kriegsmaterials,  für  die  Besoldung  der  Beamten,  die  Versorgung  Roms  mit  Getreide, 
die  Militärstrassen ,  die  Post,  die  Staatsbauten.  Vom  Fiscus  als  kaiserl.  Staatskasse 
unterschied  sich  eine  kaiserl.  Privatkasse  (Patrimonium  Caesaris),  die  aber 
doch  mehr  die  des  Fürsten  als  solchen  als  reines  Privat-  und  Familienvermögen  (res 
familiaris)  gewesen  zu  sein  scheint.  Entsprechend  den  Verhältnissen  des  absolat- 
monarchischen  Staats  war  die  Trennung  von  Fiscus  und  Privatkasse  eine  schwankende, 
thatsächlich  nicht  wesentliche.  Neben  diesen  Centralkassen  errichtete  Augustus  end- 
lich noch  im  aerarium  militare  6ine  mit  bestimmten  JEinnahmen  (n.  A.  der  Erb- 
schaftssteuer) ausgestattete  „Militärpensionskasso'\  Für  den  Erhebungs-,  Ausgabe-, 
Verrechnungs-  und  Oontroldienst  bestand  nun  ein  sehr  entwickeltes  Aemtersystem  auch 
in  den  Provinzen,  ü.  A.  in  jeder  Provinz  eine  Provincialkasse  (fiscus  provinciaeV 
unter  ihr  verschiedene  Einnahmeämter;  bei  jedem  Truppentheil  ein  fiscus  castrcnsis 
für  die  Ausgaben.  Besondere  Organe  ähnlicher  Art  hatte  das  Aerar,  solange  es  Staats- 
kasse war,  und  die  kais.  Privatkasse  (Marquardt  S.  304).  Für  den  Erhebungsdienst 
ist  die  Aufgabe  durch  das  ausgedehnte  System  der  Verpachtung  der  Steuern  und 
Gefälle  vereinfacht  worden.  Allerdings  wurde  im  kaiserlichen  Rom  die  provincialo 
Hauptsteuer,  „die  Grund-  und  Vermögenssteuer  nicht  mehr  verpachtet,  sondern  von 
den  Behörden  des  Reichs,  unter  Vermittlung  der  städtischen,  direct  erhoben''  (Momm- 
sen II,  2,  947).  Aber  wichtige  Einnahmen,  so  die  Erbschaftsteuer,  die  Zölle,  manche 
Domänengefälle,  blieben  verpachtet.  Die  Pachtgesellschaften  und  ihre  einzelnen 
„Bureaus"'  in  den  Steuerbezirken  standen  indessen  unter  einer  gewissen  Gontrole  durch 
beigegebene  kais.  Beamte  und  die  Schlussrechnungen  gingen,  nach  Mommsen,  nach 
Rom  (eb.  S.  948).  So  deutet  alles  das,  was  von  Nachrichten  über  die  römische 
Finanzverwaltung  auf  die  Gegenwart  gekommen  ist,  so  viel  Unsicheres  auch  im  Ein- 
zelnen bleibt,  darauf  hin,  dass  die  damaligen  Einrichtungen  in  ihrer  späteren  Ent- 
wicklung zur  Zeit  des  wohlgeordneten  röm.  Weltreichs  denjenigen  modemer  Gross- 
staaten sehr  ähnlich  gewesen  sind,  —  was  ja  auch  natürlich  genug  ist 

§.  87.  — 2.  Froheres  Mittelalter,  besonders  in  Deutschland.  Die  römi- 
schen Einrichtungen  gingen  zunächst  in  die  Staaten  mit  über,  welche  sich  auf  den 
Trümmern  des  röm.  Reiches  in  der  romanisch-germanischen  Welt  neu  bildeten.  Aber 
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das  Meiste  daron  gerieth  doch  bald  in  Verfall  und  verschwand  unter  den  ganz  ver- 
änderten wirthschaftlichen,  socialen  und  politischen  Verhältnissen.  Erst  allmälig  ent- 
▼ickelte  die  neue  Staateuwelt  nach  ihren  Bedürfnissen  ihre  neue  Finanzvenvaltung, 
technisch  und  rechtlich  viel  unvollkommener,  als  die  römische  Verwaltung  gewesen. 
Einzelnes  bildete  sich  später  auch  wohl  mit  nach  antikem  Muster  und  nicht  erst  mit 
der  späteren  Einbürgerung  des  röm.  Kechts,  sondern  schon  früh  beim  fränkischen 
Königthum  fand  das  römische  Fiscalrecht  eine  gewisse  Anerkennung  und  Nach- 
ahmung, was  nicht  ohne  Einfluss  auf  die  Gestaltung  des  Finanzwesens,  besonders  der 
Einnahmen  blieb. 

Im  fränkischen  Reich  der  Mcrovinger  ündet  sich  unter  den  höchsten 
Hofbeamten  bereits  ein  eigener  Schatzmeister  oder  Kämmerer  (thesaurarius), 
der  den  Schatz  und  was  damit  in  Verbindung  stand,  die  Geschenke  u.  s.  w.  verwal- 
tete (Waitz,  Verf.gesch.  II,  2.  Aufl.,  402).  Der  Begriff  des  Fiscus  im  römischen 
Sinne  hat  sich  auch  bei  den  Merovingem  erhalten,  wenngleich  etwas  modiücirt  Er 
bedeutet  die  königl.  Kasse  und  weiter  alles  königl.  Eigenthum  und  tvas  dazu  gehört 
an  Einkünften  u.  dgl.,  auch  den  Schatz,  der  in  der  Schatzkammer,  dem  aerarium 
(aer.  publicum)  bewahrt  wird  und  die  Einnahmen  empfängt.  Eine  Trennung  des 
eigentlichen  öffentlichen  und  des  königlichen  Vermögens  und  Einkommens  fehlt  aber 
nach  Lage  der  Verhältnisse.  Für  die  Verwaltung  der  Güter  und  die  Erhebung  der 
selten  genau  zu  trennenden  steuerartigen  und  herrschaftlichen  Abgaben,  Gefälle,  der 
Strafgelder  dienen  im  Lande  die  gewöhnlichen  allgemeinen  Beamten,  die  Grafen,  auch 
die  domesüci,  unter  ihnen  die  örtlichen  Beamten,  Vicarien,  Tribunen,  Schultheissen, 
die  Wirthschaftsbeamten  der  Domänen,  keine  eigenen  Finanzbeamten,  mit  Ausnahme 
der  Zöllner  (Waitz,  II,  617—626.  412),  Hüllmann,  D.  Fin.gesch.  246). 

In  der  carolingischen  Zeit  ging  die  Entwicklung  auf  der  so  geschafTencn 
Grandlage  fort.  Carl  M.  wie  seine  Nachfolger  schärfen  in  den  Capitularien  auf  finanz. 
Gebiete  mehr  alte  Normen  ein,  als  dass  sie  neue  Grundsätze  durchführten.  Das  Major- 
domat  war  selbst  durch  die  Theilnahmo  an  der  Verwaltung  des  königl.  Guts  mit  zu 
äciner  Macht  gelangt.  Der  Kern  der  Finanzwirthschaft  war  nach  wie  vor  das  könig- 
Hche  Domänengut,  und  blieb  das  noch  lange  nach  der  carol.  Zeit.  Die  Verwaltung 
dieser  Güter  durch  eigene  Wirthschaftsbeamte  unter  Aufsicht  von  Hof  beamten  und 
Controle  der  Sendboten  wird  bes.  im  capit.  de  villis  ron  Carl  M.  genau  geordnet.  Ver- 
zeichnisse, Beschreibungen  und  Inventare  werden  aufgenommen  (vgl.  Waitz,  IV. 
Kap.  6,  bes.  S.  119  ff.,  v.  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirthsch.gesch.  I,  321  ff., 
Httllmann,  Fin.gesch.  1  ff.,  19  ff.,  86  ff.).  Eine  besondere  Finanzverwaltung  und 
eigene  Finanzbeamte  fehlen  bei  dem  Character  des  ganzen  Staatswesens,  der  Ver- 
mischung des  öffentlichen-rechtlichen  und  privatrechtlichen  Moments,  der  vorherrschen- 
den Natural wirthschaft  (vgl.  bes.  Waitz  a.  a.  0.). 

In  der  folgenden  Periode,  etwa  vom  9. — 13.  Jahrhundert,  gewann  zwar  die 
Geldwiithschaft  schon  mehr  Boden  und  die  Heeresverfassung  änderte  sich  und  begann 
mehr  Geldbedarf  zu  schaffen.  „Doch  war  man,  sagt  Waitz,  VIU,  216,  weit  entfernt 
?oii  einer  nach  irgend  welchen  allgemeinen  Gesichtspuncten  geordneten  Finanzwirth- 
schaft. Als  Regd  galt  noch  immer,  dass  die  staatlichen  Bedürfnisse  möglichst  durch 
directe  Leistungen  zu  befriedigen  seien:  öffentliche  Ausgaben  und  die  des  Könige 
Taren  nicht  geschieden  und  deshalb  auch  die  Einkünfte  nicht  auseinander  gehalten, 
für  die  Verwaltung  dieser  waren  keine  besonderen  Einrichtungen  getroffen.  Auch  in 
den  einzelnen  Ftirsfenthtlmem  verhielt  es  sich  nicht  wesentlich  anders,  was  sich  fand, 
trag  nur  den  Character  einer  grösseren  Privatwirthschaft  an  sich."  Der  ,,Kämmc- 
rcr**  hat  die  Finanzgeschäfte,  soweit  von  solchen  zu  reden  ist,  zu  leiten.  Der  Auf- 
bewahrungsort des  Einkommens  und  der  köu.  Kasse  wird  camera,  Kammer  ge- 
nannt, woneben  die  Ausdrücke  fiscus,  aerarium,  thesaurus,  Schatz  in  der  früheren 
Bcdeotang  vorkommen,  mit  etwas  verschiedenen  Nebenbedeutungen  ^Waitz,  VIII, 
219  ff.).  Sonst  fehlen  eigene  Finanzbeamte  auch  auf  den  Gütern  und  im  Lande  wohl 
noch  fast  ganz,  die  Wirthschaftsbeamten  (Amtleute)  und  allgemeinen  Verwaltungs- 
beamten  (Vögte)  besorgen  auch  hier  den  unteren  Dienst  für  die  etwaigen  Finanz- 
geschäfte, Erhebung  von  Abgaben,  Gefällen,  Bewerkstelligung  von  Ausgaben  mit. 
Aach  „an  umfassenOen  Aufzeichnungen  tlber  das,  was  dem  König  an  Besitzungen  und 
Einkünften  zustand  oder  durch  und  für  ihn  zur  Verwendung  kam,  hat  es  wahrschein- 
lich in  Deutschland  gefehlt"  (Waitz,  VIII,  223).  Also  noch  nichts  von  „Etatwesen". 
Mit  dem  allmäligen  Herabgehen  der  ßeichsgewalt,  dem  Verluste  der  meisten  Domänen 
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und  Kegalien  f  dem  Fehlen  einer  bleibenden  Keichsbesteuerung,  dem  Debergang  der 
Zolle  u.  8.  w,  an  die  Territorialgewalten,  dem  Mangel  eigentlicher  OfTentlicher  Beich»- 
ausgaben  ist  in  der  Folgezeit  im  Deutschen  Reiche  als  solchem  natürlich  ?oa  einer 
eigenen  Finauzrerwaltung  immer  weniger  die  ficde.  Die  yerblicbenen  Domanial-  und 
anderen  Einkünfte  wurden  auf  ReichsgUtom  ähnlich  wie  in  den  Territorien  verwaltet 
die  seltenen  Rcichssteuern  ?on  den  Städten  und  Territorien  meist  hier  eigens  erhoben 
und  an  die  kais.  Kammer  abgeführt.  Dies  gilt  grossentheils  auch  von  den  Reichs- 
steuern  des  15.  imd  16.  Jahrhunderts  (dem  ««gemeinen  Pfennig''  und  der  „Türken- 
Steuer"')«  konnte  mangels  eigener  Verwaltungsorgane  des  Reichs  und  angesichts  der 
bereits  ziemlich  ausgebildeten  Verwaltungsmaschinerie  der  Territorien  auch  kaum 
anders  sein ,  erklärt  aber  das  ganz  unzulängliche  Kingehen  solcher  Abgaben  mit 
(Weizsäcker,  Rede  Über  d.  geschieht!.  Entwickl.  u.  Idee  einer  allgem.  Reichssteuer, 
Berl.  18S2). 

§.  88.  —  3.  Deutsche  Finanzverwaltung  in  den  Territorien  und 
Einzel  Staaten.  Die  geschichtliche  Entwicklung  der  deutschen  politischen  Verhält- 
nisse erklärt  es,  dass  vom  späteren  Mittelalter  an  nur  eine  territoriale  und  localc 
Finanzverwaltung  in  Betracht  kommt  Am  Frühsten  bildet  sich  die  locale  in  den 
Städten  aus,  weil  hier  zuerst  eigentlich  öffentliche,  „gemeinwirthschaft- 
liche''  Bedürfnisse  Befriedigung  erheischen,  dafür,  zumal  in  Städten  mit  wenig 
GemeindevermOgen  und  deshalb  vorherrschender  Steuerwirthschaft ,  umfassende  Ein- 
richtungen zur  Einnahmebeschafiung  getroQcn  und  öffentliche  Organe  zur  Leitung  und 
Durchführung  der  Finanzgeschäfte  bestellt  werden  mtlssen.  In  den  „Städten  ent- 
wickelte sich  zuerst  ein  geordneter  öffentlicher  Haushalt;  in  ihnen  bildeten 
sich  zuerst  im  deutschen  Gemeinwesen  Steuern  im  heutigen  Sinne  des  Worts 
und  eine  Staatswirthschaft  heraus,  in  welcher  die  Geldwirthschaft  durchgeführt 
wurde,  die  Haupteinnahmequclle  in  Steuern  bestand,  in  welcher  auch  der  öffentliche 
Credit  in  mannigfacher  Weise  zur  Bestreitung  ordentlicher  und  ausserordentlicher 
öffentlicher  Ausgaben  zur  Anwendung  kam  und  eigene  Finanzorgane  unter 
öffentlicher  Controle  nach  gesetzlicher  Vorschrift  die  Einnahmen  und  Ausgaben  der 
öffentlich-rechtlichen  Gemein  wirf  hschaft  besorgten"  (Schön  borg,  Fin.verf.  d.  St 
Basel,  Tüb.  1S79,  S.  9  ff.).  „Die  zweckmässige  Organisation  der  Finanzverwaltuog 
war  daher  in  den  Städten  bereits  lauge  ein  wichtiger  Zweig  der  öffentlichen  Verwal- 
tung, ehe  in  den  Territorialstaaten  auch  nur  das  BedUrfniss  danach  vorhanden  war*' 
(Eb.  S.  11).  Wahrscheinlich  hat  die  städtische  Finanzverwaltung  später  den  Terri- 
torien mit  zum  Muster  gedient,  wie  z.  B.  Arnold  (Verf.gesch.  d.  deutschen  Frei- 
städte, 1854,  II,  138,  bei  Schönberg  a.  a.  0.)  auch  annimmt,  Schönberg  selbst 
mit  Rücksicht  auf  erst  noch  erforderliche  weitere  Untersuchungen  dahin  gestellt  sein 
lässt  In  Basel  (Schönberg,  S.  23  ff.)  war  im  14.  Jahrhundert  der  Rath  auch 
die  höchste  Finanzbehörde,  die  Ausführung  seiner  Beschlüsse  in  Finanzsachen  und 
die  eigentliche  Finanzverwaltung  hatte  seit  Mitte  des  14.  Jahrh.  ein  besonderes  Colle- 
ginm  von  7  Personen  (die  „Sieben",  5  Rathsherren,  2  Zunftmeister).  „Sie  waren  das 
eigentliche  administrative  Central-Finanzorgan.  Sie  hatten  die  Stadtka.sse  hinter  sich 
(drei  von  ihnen  führten  die  Schlüssel  dazu),  empfingen  direct  oder  indirect  durch 
andere  Finanzbeamte  die  Einnahmen  und  besorgten  nach  den  Anweisungen  des  Raths 
die  Ausgaben*'  (eb.  S.  31).  Ueber  die  Einnahmen  und  Ausgaben  wurden  genaue 
Wochen- RechnungsbUcher  geführt.  Am  Ende  der  Amtsführung  hatten  die  Sieben  eine 
Rechnung  aller  Einnahmen  und  Ausgaben* zusammenzustellen  und  dem  Rath  zu  über 
geben,  um  Dechargo  zu  erhalten.  Auch  Jahresabschlüsse  wurden  gemacht  und 
alle  diese  Abrechnungen  in  besondere  Bücher  eingetragen.  Ein  anderes  Collegiom. 
das  im  15.  Jahrh.  dazu  kam,  das  der  13,  scheint  in  Finanzsachen  die  Entscheidungen 
des  Raths  mit  vorbereitet,  die  Ausführung  der  Rathsbeschlüsse  mit  besorgt,  die  Thätigkeit 
der  speciellen  Finanzorgane  überwacht  zu  haben,  —  also  eine  Art  Controlorgan  gewesen  zu 
sein  (Schön b erg  S.  49).  Koch  ein  anderes,  aus  ständigeren  Mitgliedern  bestehendes 
Organ,  die  „Dreier",  hatte  neben  den  Siebenern  eine  Function  der  Mitwirkung  an  den 
Finanzgeschäften  und  vielleicht  speciell  die  Stadtschuldenverwaltung  in  Händen  (Schön- 
berg,  S.  49).  Die  Siebener  wie  die  Dreier  erhielten  Honorar.  Als  untere  Ausfüb- 
ruiigsorgane  besonders  für  die  specielle  Erhebung  einzelner  Einnahmen  und  für  die 
Besorgung  einiger  Ausgaben  waren  Einzel beamte  vorhanden,  die  in  gewissen  Ter- 
minen die  Einnahmen  an  die  Siebener  abzuführen  und  ihnen  Rechnung  zu  Ic^grii 
hatten  (eb.  S.  50,  Daten  über  die  Gehalte  und  Löhne  der  Stadtbeamten  in  14.10  S.  559^ 
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§.  S9.  Die  Tcrritorialfinanzen  behielten  länger  ihren  Schwerpanct  in  den  Do- 
mänen, Regalien  und  alten  Abgaben  und  Gefällen  mancherlei  Art,  eigentliche  am- 
fassendero  Steacrwirthschaft  kam  erst  später  und  als  bleibende  Einrichtung  erst  vom 
15.— 17.  Jahrhundert  hinzu,  als  auch  hier  mit  der  Umgestaltung  des  Heerwesens,  der 
Nothwendigkeit  vermehrter  „innerer",  polizeilicher,  wirthschaftlicher  Verwaltungs- 
tbätigkeit,  mit  der  stärkeren  Entwicklung  der  Geldwirthschaft  der  Finanzbedarf  stieg, 
mehr  als  Geldbedarf  erschien  und  neue  Einrichtungen  zu  seiner  Besorgung  und 
Deckung  erforderlich  wurden.  Die  Ausbildung  der  landständischen  Verfassung 
hängt  eng  mit  diesen  Verhältnissen  zusammen.  Es  galt  für  die  Stände,  ihre  her- 
gebrachten Rechte  und  Privilegien  zu  erhalten;  das  gefährdetste  dieser  Hechte  war 
bei  dem  steigenden  Fiuanzbedaif  und  der  oftmals  fahlbaren  Finanzuoth,  welche  zu 
schlimmer  Schulden wirthschaft  ftlhrto,  die  Freiheit  von  Beten  oder  Steuern,  wäh- 
rend die  Territorialgewalten  unbedingt  mehr  und  neue  Steuern  brauchten.  Eben  dies 
fahrte  zu  Verhandlungen  mit  den  Ständen,  um  Hilfe  zur  Abtragung  von  Schulden 
uod  zur  Bestreitung  von  Ausgaben  mittelst  Steuern  zu  erhalten.  Daraus  ging  die  Ver- 
einigung der  Stände  und  die  landständische  Verfassung  mit  hervor.  Wenn  dabei  auch 
andere  Momente  noch  mitwirkten  und  andere  Dingo  in  den  Versammlungen  erledigt 
wurden,  so  war  doch  die  ständische  Stouerbewilligung  meistens  der  Kern  von 
Allem.  (S.  daher  auch  Fin.  II.  §.  355,  bes.  356  u.  uberh.  Abschn.  2  das.  S.  195  it.: 
,,dic  Besteuerung  in  ihrer  Beziehung  zur  inneren  Verfassung  u.  zum  polit.  Stände- 
wesen**. —  Eichhorn,  D.  Staats-  u.  Rechtsgesch.  II,  §.  423  If".  Als  Beispiele  der 
EDtwicUung  der  Dinge  im  Einzelnen,  ausser  den  Noten  bei  Eichhorn,  s.  u.  A.  Kries, 
Iiistor.  Entwickl.  d.  Steuerverfass.  in  Schlesien,  Bresl.  1S42,  Falke,  Steuerbewillig, 
der  Landstände  in  Kur-Sachsen,  Tub.  Ztschr,  1874,  1S75,  Riecke,  Verfass.  u.  s.  w. 
Würtembergs  1882,  S.  12  ff,). 

Es  bildete  sich  so  der  Begriff  des  „Kammer  guts*'  rechtlich  genauer  aus  und 
es  entstand  neben  der  fürstlichen  „Kammerkasse**,  in  welche  die  Einkünfte  des 
Kunmerguts,  d.  h.  meistens  nur  die  Ueberschüsse  der  einzelnen  Ertragsquellen 
flössen,  —  über  die  unmittelbar  zur  Ertragsgewinnung  erforderlichen  Ausgaben  und 
aber  die  allgemeinen  Verwaltungsausgaben  hinaus,  die  z.  B.  für  die  Vdgte  und  die 
Dienstmannschaft  gebraucht  wurden  —  die  landständische  Steuerkasse.  Ein 
f^evisscs  Etatwesen  war  damit  schon  verbunden,  weil  den  Ständen  der  Bedarf  der 
i^ursten  aus  der  Unzareichendheit  der  Mittel  der  Kammerkasse  erst  nachgewiesen 
werden  musste.  Ein  genaueres  Rechnungs-,  Specialkassen-,  Gontrolwesen  knüpfte  sich 
dann  noth wendig  an. 

In  der  Verwaltung  der  landesherrlichen  oder  Kammereinkünfte  ging  aus  den 
rer»chiedenen  hier  angedeuteten  Gründen  im  14. — 16.  Jahrhundert  denn  auch  eine 
Veränderung  hervor.(  Vgl.  bes.  Eichhorn,  III,  §.  430,  IV,  §.  549.)  Ein  eigentlicher 
höherer  wie  unterer  Finanzdienst  beginnt  sich  von  der  allgemeinen  Verwaltung  los- 
zulösen. Der  allgemeine  oberste  Verwaltungsbeamte,  der  jetzt  über  grössere  Districte 
als  „Landeshauptmann**  u.  dgl.  bestellt  wird,  hatte  zwar  auch  noch  die  Einlieferung- 
and  Verrechnung  der  Einnahmen  unter  sich,  der  eigentliche  Finanzdienst  wurde  aber 
schon  von  besonderen  Gameral-  oder  Finanzbeamten  („Rentmeister**, 
^Kammermeister**,  „Landschreiber**  u.  dgl.  Namen  mehr)  besorgt.  Solche  Spe- 
cialbcamte  (Amtskassner,  Amtsverwalter)  kommen  auch  bei  den  unteren  Aemtern 
mehr  und  mehr  auf.  Die  Naturalb^oldungen  der  Verwaltungsbeamten,  das  System 
der  Anweisung  derselben  auf  Domänen,  die  sie  dann  für  sich  selbst  zu  bewirth- 
schaften  hatten,  und  auf  gutsherrliche  Gefälle  hörten  noch  nicht  auf,  aber  die  Gcld- 
besoldangen  verbreiteten  sich  mehr.  Die  Domänen  selbst  wurden  bis  zum  Ende  des 
17.  Jahrh.  in  deutschen  Landen  meistens  auf  Rechnung  der  Kammerkassc  bewirth- 
schaftet,  nicht  verpachtet.  Ein  Theil  ihres  Ertrags  wurde  immer  noch  in  natura  dorn 
Hofe  oder  den  Beamten  als  Besoldung  zugeführt,  aber  die  Verrechnung  und  die  Con- 
trolc  wurden  methodischer  und  umfassender.  Im  16.  u.  17.  Jahrh.  bestand  die  Ver- 
ändermig  der  allgemeinen  Einrichtung  des  obersten  Beamtenwesens  in  der  Bildung 
Fon  Gollegien  von  Räthen  („Hofrath**,  „Kanzlei**,  „Regierung**),  einem  oder  in 
grösseren  Ländern  mehreren  für  die  einzelnen  Landestheile.  Hier  führte  die  Ver- 
Dehrnng  der  Geschäfte,  die  steigende  Arbeitsth eilung  und  das  Bedürfniss  nach  spe- 
cialistiäch  ausgebildeten  Beamten  dann  zu  einer  Trennung  nach  Geschäfts- 
jrrappen.  Besonders  für  die  Besorgung  der  Geschäfte  des  Kammerguts  entstanden, 
aöfaogs  als  eigcue  Deputationen   der    Regierung,   dann  als  selbständige  Gollegien  die 
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Hofkainmcrn  (Eichhorn,  IV,  371.  Die  Einrichtung  und  Aufgabe  dieser  Kärn- 
tnern Mitte  des  17.  Jabrh.  behandelt  v.  Seckendorff,  teutschcr  Fürstenstaat,  Th.  3, 
Kap.  4,  Frankf.  Ausg.  v.  1656,  S.  232  ff.  genau.  Die  „Kammer"  oder  Kcat- 
kammer  [„Konterey'',  auch  Kechenkammer,  Hofkammer]  hat  fUr  „die  rechte  Ein- 
bringung der  fürstl.  intraden"  und  für  ,.die  gebührliche  Anwendung*'  derselben  zu 
sorgen.)  Wo  dann  Tom  17.  Jahrh.  an  der  Einfloss  der  Stünde  in  Finanzsachen  ge- 
brochen wurde  und  sich  die  Territorialgewalt  auch  im  Inneren  ziemlich  zur  absoluten 
entwickelte,  wahrend  die  stehenden  Heere  und  die  gesammte  Landesverwaltong,  die 
sich  ohnedem  mehr  ccntralisirio,  den  Finanzbedarf  immer  mehr  steigerten  und  unbe- 
dingt grössere  Steuereinnahmen  verlangten  (Oesterreich,  Preussen,  Baiem  u.  a.  m.), 
kam  CS  bereits  zu  einer  einheitlicheren,  alle  Arten  Öffentlicher  Einnahmen,  Kammer- 
ein kunfte  und  Steuern  zusammenfassenden  Finanzverwaltung.  Anderswo  erhielten  sich 
mehr  die  älteren  Einrichtungen,  auch  selbst  die  f&rmliche  Kassentrennung,  nicht  nur 
während  des  18.  Jahrh.,  sondern  noch  über  die  Stürme  der  französischen  Kriegszeit 
hinaus,  in  einzelnen,  besonders  einigen  kleinen  deutschen  Staaten  sogar,  mit  einigen 
Modificationen  in  Folge  des  neueren  Yerfassungsrechts,  bis  in  die  unmittelbare  Gegen- 
wart. Diese  Dinge  lassen  sich  überhaupt  nur  in  historischer  Betrachtung  ver- 
stehen. Sie  hängen  mit  der  Kcchtsgeschichte  des  älteren  domanium  oder  Kammerfmts 
auf  das  Engste  zusammen,  worauf  an  dieser  Stelle  noch  nicht  einzugehen  ist.  }iur 
über  das  getrennte  Kassenwesen,  in  seiner  Bedeutung  für  die  formelle  Ordnung  des 
Staatshaushalts  und  für  die  Finanzverwaltung  ist  hier  noch  Einiges  hinzuzufügen 
(z.  Th.  nach  §.  151,  153,  154  der  2.  Aufl.  dieses  Bands  I.  im  Anschluss  an  Rau 
Fin.  I,  §.  90,  92,  93.  S.  auch  v.  Seckendorf  f,  Fürstenst  Th.  K  Kap.  3,  Abschn.  S 
(fon  der  „Landes -Steuerbarkeit'*,  Frankf.  Ausg.  v.  1656  S.  222),  v.  Justi,  Staats- 
wirthsch.  II,  89,  Zachariä,  D.  St  u.  Bundesrecht  II,  §.  209  ff.,  219  ff.  (2.  A.). 

§.  90.  Die  Kassentrennung  im  deutschen  territorialen  Finanz- 
wesen. Nach  den  anerkannten  Grundsätzen  des  älteren  deutschen  Landesstaatsrechts, 
welche  meist  noch  beim  Eintritt  der  Periode  der  neuen  Yerfassungsbildungcn  im 
19.  Jahrhundert  galten,  war  der  Begriff  des  „Kammerguts'',  der  fürstlichen 
„Kammereinkünfte",  die  in  die  „Kammerkasse"  flössen,  ein  ziemlich  um- 
fassender. Zum  Kammergut  gehörten  nicht  nur  der  ländliche  Grundbesitz  und 
Verwandtos,  die  Feld  guter,  d.  h.  Garten-,  Beb-,  Ackerland,  Wiesen,  Weiden,  s&mmt 
Wirthschaftsgebäuden,  häufig  mit  gutsherrlichen  Gerechtsamen,  dinglichen 
Berechtigungen  verbunden,  wobei  die  Feldgüter  vielfach  grosse  Hofgütcr 
(Domänenhöfe)  bildeten  (die  späteren  „Kammorgüter  im  engeren  Sinne"  oder 
die  „eigentlichen  Domänen"),  femer  Gewerksvorrichtungen,  als  Mühlen,  Braue- 
reien u.  dgl.  m.,  auch  wohl  Wohngebäude,  dann  die  Waldungen,  Forsten.  Die 
(iosammtheit  dieses  Besitzthums  hiess  schon  im  fränkischen  Reich  bona  fiscalia,  splUer 
domania,  Domänen  (Zöpfl,  St.  u.  R.gcsch.  II,  219,  Waitz,  Verf.gesch.  H,  616  ff.). 
Ausserdem  gehörten,  wie  sich  aus  der  Verbindung  der  Territorialgewalt  (späterer 
Landeshoheit)  und  dem  Domänenbesitz  in  der  Einen  Hand  des  Fürsten  erklärt,  noch 
andere  finanzielle  Gerechtsame  verschiedenen  staatsrechtlichen  Characters 
zum  Kammergut,  welche  finanzwissenschaftlich  überwiegend  gebühren-  und  steaer- 
artiger  Natur  sind.  So  werden  die  sog.  nutzbaren  Regalien,  Bergwerke,  Salinen. 
Posten,  Münze  u.  v.  a.  m.,  dann  die  Zölle  und  Geleitsgelder,  ferner  ConÖä- 
cationscrträge,  Sport  ein,  Concessions-,  Nachsteuer-  und  Abzugsgelder,  Bot- 
zehnten,  Stcmpelge fälle  im  Allgemeinen,  mit  particularrechtlichen  Ausnahmen, 
zum  Kammergut,  daher  die  betreffenden  Einkünfte  regelmässig  zum  Einkommen  der 
Kammerkasse  gerechnet  (s.  Zachariä,  D.  St.  u.  Bundesrecht,  II,  §.  209,  in  der 
2.  Ausg.  S.  421).  Wie  nun  auch  der  rechtliche  Ursprung  dieses  Kammerguts,  nament- 
lich seines  Hauptthcils,  des  Grundbesitzes,  immer  war.  —  theils  wirklich  ursprüng- 
liches Staatsgut,  theils  dynastisches  Hausgut  — ,  nach  gemeinem  deutschen  Staats- 
recht hatte  der  Ertrag  dieses  gesammten  Kammerguts  nicht  nur  zur  Bestreitung  der 
eigentlichen  fürstlichen  oder  Hofausgaben,  sondern  darüber  hinaus,  soweit  er  reichte, 
zur  Bestreitung  der  übrigen,  wirklich  „öffentlichen"  oder  Staatsbedürfnisse  zu  dienen, 
eine  Unterscheidung  der  Ausgaben,  welche  freilich  früher  vollends  eine  üiesseodo 
war.  Auch  nach  der  Entstehung  der  landständischen  Verfassung  hatte  der  FüTüt  die 
Verwaltung  des  Kammerguts  und  der  Kammerkasse  allein  in  Händen.  Im  Interesse 
des  Landes,  bez.  ihrer  selbst  durften  die  Stände  aber  einer  Voräussening,  Vergebung 
und  Belastung  des  Kammerguts  widcrsprecheu,  um  de&scn  Kinnahmen  für  die  Deckung 
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der  Aosg&bcn  ?erfügbar  zu  erhalten,  ferner  hatten  unter  diesen  Umständen  die  Stände 
das  Recht,  wenn  ?on  ihnen  die  Bewilligung  neuer  oder  der  Fortdauer  alter,  d.  h. 
froher  von  ihnen  bewilligter  Steuern  verlangt  wurde,  Einsicht  vom  Stande  und  den 
Mitteln  der  Kammerkasse  zu  nehmen.  Nur  bei  ihnen  nachgewiesener  Insufficicuz 
dieser  Kasse  brauchten  sie  Steuern  zu  gewähren,  ein  Bechtssatz,  welcher  ausdrücklich 
in  Kraft  blieb,  als  im  Laufe  des  17.  Jahrh.  mehr  und  mehr  die  Verpflichtung  der 
Siäado  zur  Bewilligung  von  Steuern  im  Fall  nothwcndigcn  Bedarfs  geltendes  öfTcnt- 
lichcs  Kccht  wurde.  Diese  Verhältnisse,  u.  A.  auch,  schon  in  der  frtlheren  Zeit  der 
landständischen  Verfassung,  die  Bewilligung  der  Steuern  in  der  Form  von  „Zwcok- 
steocro"  für  die  und  die  bestimmte  Verwendung  (Schuldentilgung,  Kriegskosten  u.  dgl. 
—  V.  Serkendorf f  a.  a.  0.  erwähnt  als  sonstige  Motivirung  der  Sfeuerforderung 
i.  B.  Abgang  der  eigenen  Kammerguter,  weitläufige  Bestellung  des  Regiments,  noth- 
veodige  Gebäude,  vorhabende  gemeinntltz.  Anstalten,  ansehnliche  Heirathen,  kostbare 
ßeisco,  Legationen  u.  s.  w.  „zu  des  Fürsten  und  des  Landes  Nothdurft"  — )  führten 
rar  Bildung  der  landständischen  Steuerkassen  („Landeskasson''),  in  welche 
die  bewilligten  Steuern  flössen. 

In  den  einzelnen  Territorien  war  die  Rechtsstellung  und  Verwaltung  dieser 
Kassen  nicht  ganz  die  gleiche.  Anfangs  waren  die  Kassen  ausschliesslich  oder  ttber- 
liegend  unter  der  Verwaltung  der  Stände  oder  ihrer  Ausschüsse,  der  ständischen 
Schatzcollegien  selbst,  nicht  bloss  in  Bezug  auf  die  eigentlichen  Kassengeschäfte  und 
auf  die  Verwendung  der  bewilligten  Summen ,  sondern  mehrfach  auch  in  Betreff  der 
Erhebung  der  Steuern.  Später,  als  die  Steuern  tliatsächlich  regelmässige  wurden 
ond  schon  deshalb  ein  ordentliches  Behördenwesen  für  den  Erhebnngs-,  Kassen-  und 
Verwendungsdienst  nOthig  ward,  und  als  die  Territorialgewalt  überhaupt  den  ständi- 
schen Einfluss  mehr  und  mehr  lähmte,  wurde,  wie  einst  beim  rßm.  aerarium  in  der 
Kaiserzeit,  die  ständische  Mitwirkung  öfters  nur  eine  Formalität  oder  verschwand 
selbst.  Das  allgemeine  Rechtsprincip  war  aber  doch,  dass  die  Stände  selbst  oder 
darch  Ausschüsse  die  Landeskasse  verwalteten  oder  bei  der  landesherrlichen  Verwal- 
toDg  derselben  mehr  oder  weniger  wirksam  concurrirten  und  dieselbe  controlirten.  In 
mehreren  Ländern  ging  das  Bestreben  der  Stände  darauf  aus,  für  die  Landeskasso 
Töllige  Unabhängigkeit  von  der  Landesherrschaft  zu  erlangen,  was  aber  nicht  zu  er- 
reichen war.  Hier  walten  nach  Ländern  und  Zeiten  grosbc  Verschiedenheiten.  „Worin 
die  Rechte  des  Landesherrn  in  Betreff  der  Landeskasse  bestanden ,  lässt  sich  nur  aus 
der  Verfassung  der  einzelnen  Länder  bestimmen;  so  viel  lag  aber  überall  in  der 
Nttür  der  hergebrachten  Verfassung,  dass  der  Landesherr  oder  seine  Räthe  nicht  ein- 
seitig über  die  vorhandenen  Landesgelder  disponiren,  Ueberschüsse  sich  nicht  aneignen 
QQ*1  keine  verbindlichen  Zahlungsbefehle  an  die  landschaftlichen  Kassen beamton  er- 
lassen konnten,  sowie  auch  anderseits  die  einseitige,  der  landständischen  Zustimmung 
entbehrende  Ausschreibung  neuer  Steuerauflagen  für  die  Unterthanen  nicht  als  ver- 
biodlich  erachtet  wurde**  (Zachariä,  a.  a.  0.  II,  496.  Näheres  in  den  Schriften  der 
älteren  Publicisten,  bes.  Moser,  v.  d.  Landeshoheit  in  Steuersachen,  Kries,  Falke 
1  a.  0.).  Thatsächlich  waren  es  vor  Allem  die  Bedürfnisse  des  Wchrwesens,  die 
Soldtruppen  und  stehenden  Heere,  für  welche  die  Landessteuerkassen  die  Mittel  auf- 
bringen musstcn.  Daher  die  Steuerkasse  die  „Kriegskasse**,  wie  im  brand.preuss.  Staate. 

Natürlich,  dass  diese  Kassentrennung  finanztechnisch  mannigfache  Nachtheile  und 
Mch  staatsrechtlich  nur  solange  einen  guten  Sinn  hatte ,  als  das  ältere  Verfassungs- 
recht bestand  und  die  Auffassung  noch  zutraf,  die  v.  S eckend orff  (am  Eingang 
des  Abschnitts  von  der  „Landes-Steuerbarkeit**  S.  222)  typisch  mit  den  Worten  ver- 
tritt: „Die  Steuren  oder  die  also  genente  Anlagen  oder  Entrichtungen  sind  keine 
ördt.'ntliche  gewisse  Gefälle,  die  etwan  ein  Unterthaner  seinem  Herrn  an  Erbzinsen 
und  Frohndiensten  entrichtet,  sondern  seynd  extraordinär  Anlagen  und  Einnahmen, 
welche  ihrer  rechten  Art  und  Gelegenheit  nach  freiwillig  und  als  guthertzige  Bey- 
steuern  gereichet  und  dahero  auch  in  etlichen  Orten  Bethen,  d.  i.  erbetene  Ein- 
Wtc,  anderswo  auch  Hülffen  oder  Präsenten  geneunet  werden  ....'*  Die  Ver- 
waltung doppelter  Kassen  dieser  Art  war  unvermeidlich  schwerfälliger,  fur  die  for- 
melle Ordnung  des  Haushalts  störend,  zu  mancherlei  Streitigkeiten  wurde  dadurch 
Gelegenheit  gegeben.  Wo  in  der  absolutistischen  Zeit  die  l3ynastie  sich  mit  dem 
StMt  mehr  Eins  wusste  und  sich  hier  gerade  dadurch  und  mehr  dann  noch  in  der 
Nrezeit  des  neuen  Verfassungsrechts  der  Staatsbcgriff  der  früheren  patrimonialen 
Auffassung  entrang,  kam    es  daher  zu  einer  neuen  lvechts))ildung,  eventuell  zu  einer 
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vertragsmäbbigeu  liegelang  zwischeu  Landesberrn  and  Stauden  über  das  Kammergut 
und  zu  einer  Vereinigung  der  beiden  Kassen,  der  Kammer-  uud  der  Landessteaer- 
kasse.  Dadurch  wurde  erst  der  Boden  für  die  moderne  rationelle  Ordnung  des  Staats- 
hauühalts  und  des  Finanzdiensts  geschaffen.  Nur  die  eigenthümlichen  politischen  und 
staatsrechtlichen  Verhältnisse  in  Deutschland,  besonders  in  den  Mittel*  und  den  doch 
nur  euphemistisch  „Staaten''  zu  nennenden  Kleinstaaten,  erklären  es,  dass  fiestc  jener 
alten  Einrichtungen  noch  in  unsere  Tage  hineinragen. 

Sonst  hängt,  wie  bemerkt,  die  ehemalige  Kassentronnung  auch  mit  den  Rechts- 
verhältnissen des  alten  Domaniums  näher  zusammen,  mit  dem  wirklichen  oder  behaup- 
teten Character  alles  oder  eines  grossen  Theils  dieses  Domaniums  als  Patrimonialgut 
der  herrschenden  Dynastie.  Hier  schien  Öfters  ein  dynastisches  Interesse  die  dauernde 
Sonderstellung  dieses  Domaniums  und  eine  aparte  Kasse  dafür  zu  verlangen.  Ein 
(icsichtspunct,  welcher  in  den  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  sich  mehrfach  bi» 
in  die  Gegenwart  hinein  vertreten  findet  und  mancherlei  Kämpfe  zwischen  Fürst  und 
Ständen  über  das  Domanium,  sowie  neuere  vertragsmässige  Regelung  darüber  erkUrt. 
Ausserhalb  Deutschlands,  wo  die  älteren  Rechtsverhältnisse  ähnlich  lagen,  und  in 
Oesterreich  und  Preussen,  wo  dio  Dynastie  sich  mehr  mit  dem  Lande  politisch  eines 
wusste,  ist  sowohl  die  Anerkennung  aller  Domänen  als  Staatsgut  als  auch  die  Beseiti- 
gung der  besprochenen  Kassentrennung  längst  erfolgt,  worauf  in  der  Lehre  von  den 
Domänen  zuiückzukommen  ist.  In  Deutschland  steht  mit  der  Regelung  dieser  Do- 
mänen- und  Kasscnangelegenheit  auch  diejenige  der  fürstlichen  Givillisten  öfter» 
in  Verbindung.  Specielle,  sonst  kaum  verständliche  Einrichtungen  wie  die  Bildung 
von  „Grundstockvermögen"  (Würtemberg  s.  Riecke,  Verfass..u.  s.  w. 
Wurtemb.s,  S.  181  E,  Baden,  s.  Regenauer,  bad.  Staatshaush.  S.  51)  hängen 
ebenfalls  mit  der  nnr  historisch  zu  verstehenden  besonderen  Rechtsstellung  dcä  Do- 
maniums zusammen.  Aehuliches  gilt  auch  heute  noch  von  der  Einrichtung  der  Etats 
in  einigen  deutschen  Staaten  (z.  B.  in  Würtemberg:  Einnahmen  I.  vom  Kammer- 
gut,  n.  aus  Steuern).  Im  ehemal.  Kön.  Hannover  wnrde  die  Kassentrennung  1834 
aufgehoben,  1841  wieder  eingeführt,  1851  abermals  beseitigt,  Veränderungen  in  enger 
Verbindung  mit  den  hannov.  Verfassungskämpfen.  In  Braunschweig  noch  jetzt 
2  Etats,  „Staatshaush.etaf*  und  „Etat  der  Kammerkasse'*.  Im  letzteren  als  Einnahmen 
die  Domänenpachten  und  Gefalle,  Forsten  und  Jagden,  Berg-  u.  Hüttenwerke,  Zinsen 
(ISSl  zus.  2.193  Mill.  M.);  als  Ausgaben  die  Verwalt.kosten,  Erhaltung  d.  Kammer- 
guts,  Kammerschuld,  Rückzahlungen  und  „Zahlung  an  die  herzogliche  Hofkassc" 
(0.^25  M.  M.),  zus.  1.456  M.  M  ,  der  Ueberschuss  kommt  als  Domänen- Netto- 
ertrag (0.737  M.  M.)  in  den  Staatshaush.etat  unter  dessen  Einnahmen.  Aehnlich,  ein 
echtes  Bild  der  an  ältere  Zustände  noch  erinnernden  kleinstaatl.  Fin.verwalt.,  die  Ver- 
hältnisse in  Coburg-Gotha.  Im  ersten  oder  Domänenkassenetat  die  Bruttoeinnahmen 
(aus  Forsten ,  Domänen ,  Zinsen ,  Verschiedenem)  und  dio  darauf  zunächst  lastenden 
Ausgaben  (Verwalt.kosten,  Doman.schuld.  Kirchen-  u.  Schulausgaben),  der  Ueberschuss 
in  bestimmtem  Verhältniss  an  die  herzogliche  und  an  die  Staatskasse.  Im  Etat 
der  letzteren  dann  diese  Ueberschüsse  als  Einnahme.  Einige  weitere  ältere  Notizen 
bei  Rau  I,  §.  92  Noten  u.  in  d.  2.  Aufl.  dieses  Bands  §.  154,  Noten. 

§.  91.  —  4.  Brandenburg-preussische  Finanzverwaltung.  Ein  ge- 
naues Bild  der  Finanzverwaltung  der  Staaten  des  Uebergangszeitalters  im  17.  and 
18.  Jahrhundert  erhält  man  natürlich  nur  ans  der  Darstellung  der  Verwaltung  eines 
einzelnen  concreten  Staats.  Die  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  dafür  sind  für  keinen 
einzigen  Staat  bisher  ausreichend.  Die  allgemeine  Verwaltungsgeschichte  der  einzelnen 
Staaten  wartot  noch  auf  ihre  genügende  Bearbeitung  und  das,  was  davon  bisher  vor- 
liegt, nimmt  auf  die  Finanzverwaltung  nicht  immer  die  gebührende  Rücksicht.  Die 
Arbeiten  über  Finanz-  und  Steuergeschichte  vernachlässigen  die  Geschichte  der 
Finanzverwaltung  gewöhnlich  zu  sehr.  Unter  den  deutschen  Verhältnissen  ist  dio 
Entwicklung  der  Finanzverwaltung  in  Oesterreich  und  in  Preussen  besonders 
wichtig.  Für  letzteres  verspricht  G.  Schmoll  er 's  geplante  Verwaltungsgeschichte 
auch  hier  eine  wichtige  Lücke  auszufüllen.  Vorläufig  ist  auf  einzelne  einschlagende 
bereits  veröff'entlichte  Vorarbeiten  Schmoller^<mcist  in  d.  Ztschr.  f.  preuss.  Gesch. 
(so  Jahrg.  1871,  73,  74  über  Städtewesen),  u.  A.  auch  auf  seinen  Aufs,  „die  Epochen 
der  preuss.  Finanzpolitik**  in  d.  Jahrb.  f.  d.  D.  Reich,  Jahrg.  1877,  S.  33,  auf 
Droyscn*s  Gesch.  d.  preuss.  Politik,  auf  Isaacsohn's  Gesch.  d.  preuss.  Beamten- 
thums  (bisher  2.  B„  bis  E.  d.  17.  Jahrh.)  Berl.  1^74  u.  78.  und  vor  Allem  auf  Rie- 
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del's  bnndenb.  prouss.  Staatshaiish.  (17.  a.  JS.  Jahrb.),  Berl.  1866  zu  vorweisen.  Die 
Umgestaltungen  in  der  Stcin-IIardenberg'schen  Koformpcriode  auch  auf  dem  üebietc 
der  Finanzvervaltung  schildert  E,  Meier,  in  8.  bezügl.  Werke  (Leipz.  ISSl).  Die 
hauptsächlichen  Einrichtungen  des  Finanzdiensts  in  ihrer  allmaligen  Um-  und  Ans- 
bildoDg  im  finanzberUhmten  hohenzoller'schon  Staate  sind  nach  der  hier  zumeist  bc- 
DDtzten  Darstellung  von  Isaacsohn  und  Riedel  die  folgenden.  Sie  werden  hier  als 
eia  Beispiel,  und  im  Allgemeinen  als  ein  musterhaftes,  der  Entwicklung  der  Finanz« 
venraltung  dos  Patrimouialstaats  in  dessen  Fortbildung  zum  modernen  Rechts-  und 
Coltuistaat  vorgeführt. 

Auch  in  Brandenburg  findet  sich  im  15.  Jahrh.  als  ein  eigenes  oberstes  Hofamt 
das  des  Kammermeisters  oder  Kämmerers,  der  damals  bereits  nach  Abgabe 
des  eigentlichen  Kammerdienst  i.  c.  S.  (Verwaltung  von  Kleidung,  Schmuck,  (ie- 
räth  0.  8.  w.)  das  eigentliche  oberste  Finanzamt  rcpräscntirt  Er  hat  die  Kammer- 
eiokanfte  und  die  darauf  angewiesenen  Ausgaben  zu  verwalten,  lässt  durch  seinen 
Kammerscbreiber  die  Rechnungen  führen,  hat  die  Einnahmen  und  Ausgaben  bcsor- 
^den  Beamten  im  Lande  zu  controliren  und  seinerseits  selbst  dem  Markgrafen  Rech- 
nung zur  Erhaltung  seiner  Entlastung  zu  legen.  Anf.  d.  16.  Jahrh.  unter  Joachim  L 
weiden  Kammermeister  und  Kammerkasso  auf  die  Verwaltung  der  Domänen  und  klei- 
neren Regallen,  Judenschntzgelder  u.  8.  w.  beschränkt,  und  unter  einem  Hofrenthei- 
meister  eine  Hofrenthei  und  Landeskasse  (fUr  die  hauptsächlichsten  Regalien, 
Steuern,  Zöllo,  Ziesen)  abgezweigt.  Beide  Kassen  bleiben  aber  in  engster  Beziehung. 
Die  Kammerkas9e  wird  dann  mehr  und  mehr  die  kurfürstliche  Privatkasso,  die 
spätere  Chatulle  für  den  persönlichen  Bedarf,  die  Hofrenthei  ist  mehr  die 
Staatskasse,  für  den  Hofstaat  und  die  allgemeine  Landes-,  namentlich  Civilvorwal- 
tuog.  Für  das  MUitärwesen  entstand  erst  mit  der  Einbürgerung  des  stehenden  Heeres 
als  einer  festen  Institution  unter  dem  grossen  Kurfürsten  eine  eigene  Kasse.  Von  einem 
geordneten  Staatshaushalte  ist  bis  Mitte  des  17.  Jahrh.  noch  keine  Rede.  Reste  der 
alten  Katuralwirthschaft  hatten  sich  erhalten  und  störten  die  Uebersicht,  und  der  Kur- 
fürst griff  durch  Ertheilung  von  unmittelbaren  Zahlungsanweisungen  an  die  localen 
Speciadkasscn  willkürlich  ein.  Rechnungs-,  Buchungs-,  Controlwesen  blieben  unvoli- 
«tindig  (Isaacsohn  L  9  ff.,  Riedel  1 — 8).  Auch  die  neueren  Forschungen  haben 
daher  für  die  ältere  Zeit  bis  zur  2.  Hälfte  des  17.  Jahrh.  nur  ganz  lückenhaftes  finanz- 
stitist  Material  zusammenbringen  können,  obwohl  schon  im  Landbuch  der  Mark  von 
Karl  lY.  1373  ein  Verzeichniss  der  landesherrlichen  Einkünfte  aufgestellt  wurde. 

Für  die  untere  Finanzverwaltung  im  Lande  selbst  war  im  15.  Jahrh.  noch  der 
allgemeine  Yerwaltungsbeamte,  der  Vogt,  das  Hauptorgan,  der  „neben  der  Eintreibung 
der  regelmässigen  Steuern  in  seinem  Bezirk  die  bestmögliche  Ausnutzung  der  Rega- 
h^n  und  Einziehung  der  Natural-  und  Geldleistungen  der  markgräfl.  Domänen,  die 
genaue  Registrirnng  sämmtlicher  Einnahmen  und  schliesslich  ihre  Verrechnung  vor 
den  landesherrlichen  Commissioncn  zu  besorgen  hatte*^  (Isaacsohn,  I,  55\  Doch 
werden  vom  15.  Jahrh.  an  und  mehr  noch  im  16.  Jahrh.  die  Unterbeamten  des  Vogts, 
Kastner,  Zöllner,  Amtsschreiber  specieller  mit  dem  Finanzexecntivdienst  betraut  und 
die  höheren  Beamten  auf  den  Finanzcontroldienst  beschränkt.  Der  Kastner,  der 
aoch  noch  andere  Geschäfte  zu  besorgen  hatte,  war  der  vogteiliche,  später  der  landes- 
nod  amtshauptmännische  Kasse nbeamte,  mit  entsprechenden  finanzwirthschafÜichen 
Functionen  im  Vogtei-  und  Amtsbezirk,  namentlich  auch  mit  Verrechnung  und  Bnch- 
föhrung  betraut  und  verantwortlich  dafür  (Isaacsohn,  I,  63  ff).  Neben  dem  Kastner 
erscheint  im  16.  Jahrh.  der  Schosser,  dann  schon  früher  bei  bedeutenderen  Zoll- 
stäiten  der  Zöllner  für  die  Verwaltung  der  Zollgefälle  (eb.  S.  72  If.).  Unter  ihm 
stehen  für  die  Zollcontrole  die  Zoll  reit  er.  Ueber  dem  Zollwesen  als  oberer  Control- 
beamter  tritt  Ende  des  16.  Jahrh.  der  Oberzollaufseher  hervor  (eb.  S.  78).  Auch 
der  Landeshauptmann  an  der  Spitze  eines  grösseren  Bezirks  hat  in  seinem  klei- 
neren Specialbezirk  mit  den  anderen  Functionen  des  Vogts  die  wirthschaftlich-finan- 
ziellen  Befugnisse  desselben  \eh.  S.  107). 

Die  oben  angegebenen  allgemeinen  Verhältnisse  haben  auch  in  der  Mark  Bran- 
denburg zu  einer  Mitwirkung  der  Stände  in  der  Finanzverwaltung  geführt 
Wesentlich  zu  Zwecken  der  Schuldentilgung  war  zuerst  148^  eine  Bierzicse  (Accise) 
Ton  den  Ständen  bewilligt  und  später  verlängert  worden,  1540  kam  ein  neues  Bier- 
peld  hinzu.  Die  Verwaltung  besorgt  ein  ans  den  sog.  Oberständen  (Prälaten  und 
Bittcrschafi)  und  den  Städten  gemeinsam  gebildeter  Ausschuss,  unter  dem   besondere 
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.«Zicäemeister*'  die  SpecUlverwaltang ,  Yeircchiiung  u.  s.  w.  fübrcD.  Aach  ciue  zur 
Dcckoug  landesherrlicher  Schulden  Mitte  des  16.  Jahrh.  bewilligte  städt.  directe  Steuer 
(Schoss)  wird  von  den  Städten  selbst  verwaltet  nnd  in  zwei  Hauptkassen  gesammelt 
(Stendal  und  Berlin).  Eine  andere  directe  Steuer  der  Landschaft  unterliegt  der 
Verwaltung  durch  einen  Ausschuss  der  Oberstände  (Isaacsohn,  I,  186  fT.). 

Im  17.  Jahrh.  war  auch  für  die  gesammte  obere  Finanzverwaltung  die  Errich- 
tung des  ,, Geheimen  Kaths'*  (1604)  von  Bedeutung,  indem  dadurch  ein  Aufsieb ti>- 
und  Controlorgan  für  die  Kammerrerwaltung  mit  geschaffen  wurde.  Bald  darauf  kam 
es  zur  Umbildung  der  mark.  Kammer  in  eine  Collegialbehördc  unter  einem  Prä- 
sidenten (1615),  dem  auch  die  Hofrenthei  unterstellt  wurde  und  deren  Vorstand  (Hof- 
renthcimeis(er)  1652  regelmässiges  Mitglied  der  Amtskammer  wird.  Die  Zeitverbäit- 
nisse  liesscn  es  noch  nicht  zu  einer  erfolgreichen  Hebung  der  Finanzverwaltung 
kommen,  aber  in  dieser  Amtskammer- Verwaltung  findet  das  preuss.  Finanz-  und 
Camcralbeamtenthum  seine  Schulung.  Getrennte  Kammerverwaltungen  bestanden  in  den 
neu  erworbenen  Landen,  Preusscn,  Cleve-Mark  (Isaacsohn,  II,  40 — 50). 

Erhebliche  Fortschritte  machte  die  Organisation  der  Finanzverwaltung,  diie  Be- 
schaffung und  feste  Ordnung  neuer  Steuenjuellen  (Accise)  zur  Deckung  der  steigenden 
Ausgaben,  besonders  auch  ftlr  das  Militär,  unter  dem  grossen  Kurfürsten.  Die  Grund- 
lage für  die  Entwicklung  der  Finanzverwaltung  im  alten  preuss.  Staate  (der  Zeit  vor 
1806)  wurde  damals  gelegt.  Schon  bei  der  Reorganisation  des  Geheimen  Kaths  i.  J. 
1651  wurde  in  einem  Collegium  von  „Staats-Kammerräthen"  ein  eigenes 
oberstes  Verwaltungs-Departemcnt  für  die  Finanzen  (KammereinkUnfle,  Steuern)  ge- 
bildet. Später  kam  es  zu  einer  administrativen  Scheidung  in  ein  Hof  kämme  r- 
departement  namentlich  für  die  Domäneneinkünfto  und  ein  Kriegsdeparte- 
ment für  die  neuen  Steuern  zu  Militär-  und  Kriegszwecken.  Für  letzteres  Departe- 
ment ward  in  Anknüpfung  an  ältere  zeitweilige  Einrichtungen  ähnlichen  Zwecks  eine 
eigene  neue  Generalkasse,  die  General-Kriegskasse  errichtet  (1674,  1676). 
Zugleich  wurde  die  zu  Zwecken  der  Militärverwaltung  und  Aufbringung  der  Kosten 
dafür  gebildete  Einrichtung  von  Commissariaton  (Kriegs-  u.  a.  m.  Ck>mmissarc) 
ein  „ständiges  Institut,  das  vermöge  seiner  Doppelnatur  als  Militär-Intendantur  nnd 
Steuerdirection  auf  die  Entwicklung  der  Heeres-  wie  der  Civilverwaltung  hervor- 
ragenden Einfluss  geübt  hat"  (Isaacsohn,  II,  173).  Die  ständische  Steuerverwaltung 
ging  mehr  und  mehr  in  Städten  und  auf  dem  Lande  auf  fürstliche  Steuer-Com- 
missariato  über.  Kassen-,  Rechnungs-  und  Controlwesen  verbesserten 
sich  auch  bei  dem  Nebeneinanderbestehen  vci-schiedcncr  Gencralkasscn  (Chatulle,  Hof- 
renthei, Hofstaatsrcnthei,  Kriegskassc)  und  centraler  Ncbonkassen  und  bei  noch  mangel- 
hafter Einrichtung  des  Specialkassen wesens  erheblich  (^Riedel,  11 — 13,  auch  passim 
13—34,  Isaacsohn  II,  lOS  ff.,  122  ff.,  bes.  Kap.  5  „der  Kriegsstaat  d.  Gr.  Kor- 
fürsten", Entwickl.  der  Commissariate ,  der  Stcuerverfass.  u.  s.  w.  S.  158  ff.  üeber 
die  Rechnungsabschlüsse  s.  d.  Tabellen  in  den  Beilagen  zu  RiedeTs  Werk).  Be- 
merkcnswerth  sind  auch  die  practischen  Bemühungen,  allgemeine  Etats  durch  die 
Summirung  der  Provincialetats  zu  bilden  (1679 — 80). 

Zu  einer  geordneten  Etatseinrichtung  für  das  Finanzwesen  kam  es  jedoch  erst 
unter  König  Friedrich  L,  noch  in  dessen  kurfürstlicher  Zeit  (1683,  1688—89),  unter 
dem  zugleich  das  Rechnungswesen  bedeutend  vervollkommnet  und  ein  Hauptübelstand 
der  älteren  Finanzwirthschaft  grossentheils  beseitigt  wurde,  nemlich  durch  directe  An- 
weisungen des  Fürsten  an  untergeordnete  Behörden  und  Kassen  willkürlich  über  deren 
Geldmittel  zu  verfügen  (Riedel  S.  35,  Isaacsohn  II,  256).  Das  System  der  all- 
gemeinen und  der  spcciclicn  obersten  „Zweck-Kassen"  erlitt  manche  Veränderungen, 
blieb  aber  bestehen  und  wurde  durch  ziemlich  willkürliche  Vertheilung  der  Ausgaben 
auf  die  einzelnen  Kassen,  z.  B.  Zuschicbung  mancher  anderweiter  Ausgaben  auf  die 
Kriegskassc,  nicht  verbessert.  AVie  in  der  übrigen,  so  tritt  auch  in  der  Finanzverwal- 
tung das  Streben  nach  grösserer  Ccntralisation  und  Verschärfung  der  Revisionen  und 
Controlen  hervor. 

Grosse  Fortschritte  in  jeder  Richtung  machte  die  preuss.  Finanzverwaltung  dann 
unter  dem  „cameralistischen"  König  Friedrich  Wilhelm  I.  Die  besondere  königliche 
ChatuUkassc  für  die  pci-sönlichen  Ausgaben  des  Fürsten  wurde  aufgehoben,  der  König 
setzte  sich  selbst  auf  „Handgelder",  eine  Art  Civilliste  der  absoluten  Monarchie.  Die 
Güter  der  ChatuUkassc  wurden  mit  den  Domänen  vereinigt  (1713^  und  so  der  Schritt 
aus  dorn   roiiicu  Patiimoniai^taat   zum  modernen  Staate,  die  Trennung  der  Hof-  und 


Zur  Geschichte  des  Fluaiizdicustcs.    Preussischcr  Haushalt.  203 

StaatifiuaDzeD  bereits  damals  in  Preussen  Ini  Weseutlichcn  vollzogen.  Für  die  Haupt- 
zweige  des  £inüahmodiensts,  mit  Ausnahme  der  Geschäfte  des  Gonend-Kricg;8commis- 
sariats,  wurde  bereits  1713  eine  oberste  collegiale  CcntralbohOrdo ,  das  Gonoral- 
Fiuanzdirectorium  gebildet.  Im  J.  1722  machte  die  Ccntralisirnng  auf  diesem 
(iebiet  den  weiteren  wichtigen  Portschritt,  dass  dies  Directorium  und  das  General- 
Kriegscommissariat  zu  einer  einzigen  Behörde,  dem  Gcneral-Ober-Finanz- 
Kriegs-  und  Domänen-Directorium  Fcrschmolzcn  wurde,  das  nunmehr  die 
Kammereinkunfto  u.  s.  w.  und  die  Steuern  unter  sich  hatte.  Auch  in  den  Prorinzon 
worden  die  bisher  getrennten  Finanzbehörden  möglichst  zusammengelegt  (Kriegs-  und 
Domäneokammern).  Nur  das  Kassensystem  blieb  in  der  Central-  wie  Provincialver- 
wtltuog  ein  doppeltes,  das  der  General-Kriegs-  und  der  Goneraldomäncn- 
Easse,  aber  die  älteren  kleineren  Nebenkassen  verloren  ihre  Selbständigkeit,  indem 
de  ihre  UeberschUsse  (über  die  Erhebungskosten  ihrer  Einkünfte)  an  eine  der  zwei 
Gcneralkassen  abzuliefern  hatten.  So  wurden  in  der  Richtung  auf  ,,fiscalische  Kassen- 
einheir^  erhebliche  Fortschritte  gemacht,  denen  gegenüber  die  Errichtung  einiger 
militärischer  Specialkassen  für  besondere  Zwecke  (Rccruten-,  Invaliden-,  Potsd.  Milit. 
Waisenhaus-Kasse)  nicht  schwer  ins  Gewicht  fällt.  Die  Errichtung  einer  eigenen 
Bechnungs-Revisionsbehörde ,  der  General-Rechonkammer,  1723,  sicherte  die 
Bccllität  aller  dieser  Verbesserungen  (Riedel,  S.  54  ff.,  57,  58,  u.  Beil.  11 — 13). 

Friedrich  d.  Gr.  behielt  diese  Einrichtungen  der  Finanzverwaltung  seines  Vaters 
bis  nach  dem  7 jähr.  Kriege  im  Wesentlichen  bei.  Dann  traten  in  der  Function  des 
Generaldirectoriums  einige  Aenderungon  ein  (Riedel  S.  99  ff.),  namentlich  aber 
suchte  der  König,  unabhängig  von  diesem  Directorium,  nach  fremden,  besonders  fran- 
zOaschen  Mustern  und  mit  Hilfe  fremder  Finanzbeamten  neue  Einnahmezweige 
(Lotterie,  Tabakmonopol)  zu  schaffen  und  den  Finanzdienst  für  die  indirecten  Steuern, 
Accise  und  Zölle,  sowie  Post,  neu  zu  organisiren  (System  der  „Regie'').  Diese 
Veränderungen  nnd  Neugestaltungen  vrurden  auch  für  die  Einrichtung  des  Kassen- 
wesens wichtig.  Zwar  blieben  die  beiden  grossen  Genoralkassen  bestehen,  aber  über 
einige  Gelder  darin  zog  der  König  die  directe  Verfügung  an  sich  und 'von  den  Ein- 
kOnften,  welche  seine  neuen  Einrichtungen  brachten,  galt  dasselbe.  Es  bildete  sich 
daher  eine  neue  k.  Dispositionskasse,  mit  dem  Generaldirectorium  geheim  gehal- 
tener Gebahrung,  ohne  Mitwirkung  und  selbst  ohne  Kenntniss  der  sonstigen  obersten 
stattlichen  Finanzbehörden,  neben  den  Gcneralkassen.  Im  Ucbrigen  fand,  mit  Aus- 
nahme Schlesiens,  dessen  Finanzverwaltnng  selbständig  blieb,  eine  grössere  Cen- 
trahsirung  der  Staatseinnahmen  nnd  Ausgaben  statt.  Wenn  nun  anch  die  formelle 
Ordnung  des  Staatshaushalts  in  Kassen-,  Rechnungs-,  Controlwcsen  Fortschritte  ge- 
macht und  der  König  nicht  für  seine  persönlichen  Zwecke,  sondern  für  die  wich- 
tigsten Staatszwecke  über  die  Mittel  der  Dispositionskasse  verfügt  hat,  so  ist  doch 
diese  zu  absolute  Cabinetsregierung  des  Königs  in  der  Zeit  nadi  dem  7jähr.  Krieg  der 
Finanzverwaltung  nicht  günstig  gewesen.  Sie  war  verwickelter,  unübersichtlicher  und 
staatsrechtlich  weniger  gut  geordnet,  als  unter  Friedrich  Wilhelm  I.,  die  Oberrechen- 
lammer  war  in  ihrer  Bedeutung  und  Function  herabgedrückt  worden.  (Belege  bes. 
bei  Riedel.) 

Diese  Rückschritte  sind  unter  Friedrich  Wilhelm  IL  gleich  zu  Anfang  wieder 
beseitigt  worden.  Das  Generaldirectorium  erhielt  wieder  die  Stellung  der  obersten 
leitenden  und  beaufsichtigenden  Behörde  für  alle  Zweige  des  Finanzdiensts,  die  Accisc- 
nnd  ZoUadfflinistration  wurde  eine  Abtheilung  des  Directoriums ,  die  verhasste  beson- 
dere Regie  dafür  aufgehoben  (178d — 87).  Die  Ober-Rechenkammer  erhielt  ihre 
bedeoisamo  Stellung  und  Aufgabe  für  eine  umfassende  Controle  des  Staatshaus- 
halts neu  angewiesen  (C.  J.  v.  2.  Nov.  1786),  —  nach  Gesichtspuncteu,  welche  für  sie 
beute  noch  in  Preussen  gelten.  „Bei  der  Revision  der  Rechnungen  sollte  nicht 
bloss  calculatorische  Richtigkeit,  Uebercinstimmung  mit  den  Etats, 
Jnstification  der  Abweichungen  und  gehörige  Beibringung  von  Belägen,  son- 
dern auch  die  zweckmässige  Benutzung  der  Einkommenquellen  und  die 
Beobachtung  gebührender  Sparsamkeit  in  den  Ausgaben  ihrer  Prüfung 
unterliegen**  (Riedel  S.  143  ff).  Mit  wenigen  Ausnahmen  wurden  die  Rechnungen 
»Her  öffentl.  Kassen  der  Revision  der  Oberrechenkammer  unterstellt.  Zu  diesen  Aus- 
nahmen gehörten  die  Rechnungen  der  besonderen  geheimen  Dispositionskasse, 
deren  Stellung  eine  unliebsame  Anomalie  im  Staatshaushalte  blieb,  practisch  eine 
schlimmere  als  unter  Friedrich  IL.   da  die  Ausgaben   dieser  Kasse  mehr  mit  zu  per- 
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söiilichcu  uud  Hof-Luxasausgabcn  verwendet  wurden  (Riedel  S.  152,  auch  BciL  17). 
Wichtige  Schritto  in  Bozng  auf  die  Organisation  des  Finanzdiensts  im  alten  Staate 
that  endlich  noch  Friedrich  Wilhelm  III.  in  der  Zeit  vor  1806.  Eine  Imme  diät- 
Finanz-Commission  aus  4  Ministern  und  4  Käthen  wurde  mit  dem  Auftrag, 
Finanzreformen  aufzustellen,  gebildet.  Der  Wirkungskreis  der  Oberrechonkammer 
wurde  ausgedehnt  u.  A.  ihr  jetzt  auch  die  Bevision  der  bisher  exemten  Kassien, 
darunter  der  Dispositionskasse,  unterstellt  und  diese  Behörde  dem  Generaldirectorium 
im  Range  gleichgestellt.  Daneben  wurde  noch  eine  General-Gontrolo  der 
Finanzen  unter  einem  Generalcontroleur,  der  zugleich  Chef  der  Oberrcchenkammert 
eingerichtet  (1798),  mit  der  Aufgabe,  jährliche  Uebersichten  der  Einnahmen  und  Auf- 
gaben dem  König  zu  liefern  und  die  Ergebnisse  der  gesammten  Vorwaltung,  spccicU 
der  Finanzen,  kritisch  zu  beurtheilen.  Hierdurch  entstand  eine  schärfere  CentralisiniDg 
des  ganzen  Finanzdiensts.  Auch  das  Generaldirectorium  wurde  erweitert,  die 
Verwaltungen  der  neu  erworbenen  Länder  mehr  in  dasselbe  hineingezogen,  die  colle- 
gialo  Borathung  aller  das  Ganze  des  Staats  angehenden  Geschäfte  im  Directorium  ein- 
gerichtet. Die  Dispositionskassc  blieb  zwar  dem  König  gegcnaber  in  der  früheren 
Stellung,  aber  sie  hörte  auf,  bloss  vom  Cabinet  aus  verwaltet  zu  werden  und  wuruc 
dem  Staatsminister-Gcneraicontroleur  mit  unterstellt,  —  also  eine  Beschränkung^  des 
absolutistischen  Systems  in  diesem  Puncte.  Die  beiden  grossen  Generalkasseu  ,  Do- 
mänen- und -Kriegskasse,  blieben  bestehen,  die  gesammten  Staatseinkünfte  und  Aub- 
gaben  wurden  darin  mehr  und  mehr  ccntralisirt,  so  z.  B.  die  MiHtärgelder  der  schles. 
Provincialkassen  auf  die  General-Kriegskasse  übertragen  (Riedel  S.  200  IT.,  210,  226. 
231).  Alles  dies  trug  dazu  bei,  den  prenssischen  Staatshanshalt  zu  Anfang  des  19.  Jahrh. 
auch  schon  vor  1806  mehr  und  mehr  zu  einem  modernen  zu  machen.  Die  absolat- 
roonarchische  Begierungsform  zeigte  sich  freilich  auch  in  der  Organisation  der  Finanz- 
verwaltung  noch  maassgebend,  aber  bei  der  strengen  Rechtlichkeit  und  Sparsamkeit 
des  preuss.  Königthums  war  die  formelle  Ordnung  im  Staatshaushalte  fast  schon 
vollständig  erreicht  und  verbürgt. 

§.  92.  —  5.  Auch  in  Oesterreich  war  im  Laufe  des  18.  Jahrh.  die  Finanz- 
Verwaltung  doch  schon  mehr  auf  modernen  Fuss  eingerichtet  und  in  stärkerem  Maassc 
centralisirt  worden.  Das  gilt  noch  mehr  und  schon  früher,  in  Gemässheit  der  ganzen 
politischen  Entwicklung  des  Staats,  von  Frankreich,  wo  im  surin tendant  des 
finances  schon  seit  dem  14.  Jahrh.  und  im  späteren  controleur-gön^ral  des 
finances  seit  dem  17.  J.h.  bereits  in  der  alten  Monarchie  ein  in  vieler  Hinsicht  dem 
modernen  Finanzminister  ähnliches  oberstes  leitendes  Finanzorgan,  das  durch  eine 
einzelne  Person  vertreten  wurde,  bestanden  hat.  Die  formelle  Ordnung  des  Staats- 
haushalts wäre  im  18.  J.h.  schon  ausreichend  gewesen,  wenn  nicht  die  Staats- 
rechtlichen  Bürgschaften  dafür  im  Zeitalter  Ludwig  XIV.  u.  XV.  gefehlt  hätten. 
Es  war  der  Vorzug  Englands,  auch  in  dieser  Hinsicht  bereits  Einrichtungen  erlaugt 
zu  haben,  welche  auf  dem  Gontinent  erst  in  der  Periode  nach  der  französ.  Revolution 
zur  Durchführung  gekommen  sind.  Aber  nicht  nur  staatsrechtlich,  sondern  auch 
finanztechnisch  war  in  England  die  Organisation  der  Finanzverwaltung  und  der  Finauz- 
dienst  schon  weit  früher  als  auf  dem  Continente  gut  geordnet.  Die  tüchtige  Grund- 
lage dazu  schuf  bereits  der  normannische  Lehensstaat,  nach  Mustern  aus  seinem 
Heimathlande,  der  Normandie,  in  der  Einrichtung  der  Schatzkammer,  exchequer, 
mit  ihrem  an  moderne  Gestaltungen  erinnernden  bestimmt  geregelten  Geschäftsgang. 
S.  bes.  Gneist,  engl.  Verwaltrecht,  2.  A.  I,  194  H. ,  nach  dem  älteren  Hauptwerk 
von  Madox,  History  etc.  of  the  exchequer,  2.  ed.  Lond.  1769.  Bei  Gneist  auch 
die  Weiterentwicklung  u.  heutige  Gestaltung  des  Finanzdiensts,  (wonach  unten  in  §.  100 
Weiteres),  s.  bes.  Gneist,  II,  762  —  862.  Auch  in  der  heutigen  Einrichtung  und  in 
der  ganzen  Stellung  der  exchequer  ist  Vieles  nur  historisch  verständlich,  steht  aber 
grade  in  England  in  so  engem  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Verfassung  u.  Ver- 
waltung, dass  hier  nicht  darauf  eingegangen  werden  kann. 
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III.  Die  moderne  verfassungsmässige  Finanzverwaltang. 

§.  93.  —  A.  Das  Finanzministerium.  Insbesondere  seine 
Functionen.  Das  Characteristische  der  modernen  Organisation  der 
obersten  Staatsverwaltung  überhaupt  ist  die  Zerlegung  derselben 
in  grössere,  nach  dem  Prineip  zusammengehöriger  Fachgegenstände 
gebildeter  Verwaltungsabtheilungen,  meist  jetzt  allgemein 
sogen.  Ministerien,  an  deren  Spitze  verantwortliche  Chefs 
stehen,  womit  also  hier  die  Collegialverfassung  beseitigt  ist.  Eine 
dieser  Abtheilungen  ist  nun  die  finanzwirthschaftliche,  das  Finanz, 
ministerium. 

SteUung  und  Wirkungskreis  desselben  sind  erst  in  der  neueren  Epoche  der 
„Veriiassungen",  d.  h.  der  Einrichtung  von  Volksvertretungen  neben  Fürst  und  Regierung, 
staatsrechtlich  zu  dem  geworden,  was  sie  jetzt  sind.  Indessen  ist  doch  auch  hier, 
selbst  in  Frankreich,  wo  der  Finanzminister  jetzt  an  die  Stelle  des  Generalcontroleurs 
der  Finanzen  in  der  alten  Monarchie  getreten  ist,  nur  eine  Entwicklung  fortgeführt 
▼orden,  welche  in  der  vorausgehenden  Periode  angebahnt  und  in  den  Staaten  des 
18.  J.h.  bereits  im  Wesentlichen  zur  Verwirklichung  gelangt  war.  Die  Unterschiede 
zwischen  unseren  heutigen  Finanzministerien  und  den  oberston  Gentral-FinanzbehOrden 
des  ]$.  J.h.  sind  daher  in  finanztechnischer  Hinsicht  auch  nicht  so  bedeutend,  als  in 
staatsrechtlicher.  Die  schärfere  Hervorhebung  des  Grundsatzes  der  YerantwortUchkeit 
des  Finanzministers  hat  nur  in  derselben  Richtung  gewirkt,  wie  die  technischen  Be- 
dürfnisse des  Finanzdiensts:  zur  Concentration  der  Geschäfte  der  obersten  Leitung, 
Verwaltung,  Aufsicht  bei  der  Centralstolle. 

Im  Einzelnen  zeigen  die  Stellung  und  der  Wirkungskreis  des 
Finanzministeriums  in  den  verschiedenen  Staaten  einige  Verschieden- 
heiten nach  dem  geltenden  Verfassungs-  und  Verwaltungsrecht,  der 
geschichtlichen  Entwicklung  der  Finanzverwaltung  und  den  speciellen 
Bedürfnissen  jedes  Silaats.  Aber  in  den  GruudzUgen  besteht 
grade  hier  eine  hervorstechende  Gleichheit  der  Einrichtungen,  zumal 
aaf  dem  europäischen  Continent.  Naturgemäss,  da  es  den  nervus 
rerum  gerendarum  verwaltet,  hat  das  Finanzministerium,  wenn 
aach  nicht  im  Range,  doch  der  Sache  nach  eine  hervorragende 
Stellung  unter  den  Ministerien.  Dies  kommt  auch  in  bestimmten 
staatsrechtlichen  Grundsätzen  zur  Anerkennung,  namentlich  darin, 
dass  das  Finanzministerium  principiell  zu  hören  ist  und  auch  wohl 
die  entscheidende  Stimme  hat,  wo  es  sich  fttr  irgend  einen  Ver- 
waltUDgszweig  um  neue  oder  um  gegen  bisher  vermehrte  Ausgaben 
handelt.  Die  hauptsächlichen,  im  Wesentlichen  in  den  modernen 
Staaten,  wenigstens  in  den  grösseren,  gleichmässigen  Functionen 
des  Finanzministeriums  sind  dann  die  folgenden. 

1.  Entwerfung  des  Staatsvoranschlags  ftir  die  künftige 
Finanzperiode.  Zunächst  zur  Vorlegung  an  die  etwa  bei  der 
Feststellung  mitwirkenden  sonstigen  obersten  Staatskörper  (Gesammt- 
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ministerium ,  Ministerrath ,  Staatsrath).  Nach  hier  erfolgter  Be- 
rathang und  Erledigung  hat  namentlich  der  Finanzminister  den 
Entwurf  beim  Staatsoberhaupt  selbst  zu  vertreten  und  nach  dessen 
Sanction  ihn  der  Volksvertretung  vorzulegen  und  ihn  hier  zu  ver- 
treten. 

Es  empfielilt  sieb,  die  Yorbereitang  des  Budgets  eine  binlänglichc ,  aber  auch 
wieder  eine  nicht  zu  lange  Zeit  7or  der  Vorlage  im  Parlament,  bez.  yor  dem  Anfang 
der  neuen  Finanzperiode  zu  beginnen  und  eine  bestimmte  Zeit  vorher  innerhalb  der 
Kegierungskreise  selbst  zum  Abschluss  zu  bringen.  Daher  pflogen  Bestimmungen 
getroffen  zu  werden,  dass  die  anderen  Verwaltungschefs  ihre  Anträge  auf  veränderte, 
besonders  auf  erhöhete  Crcdite  im  neuen  Etat  bis  zu  einem  bestimmten  Präclusi?- 
termin  beim  Finanzministerium  anbringen  müssen,  (in  Preussen  z.  B.  bis  zum  30.  Juni 
des  Vorjahrs).  Die  Vorbereitungen  des  Budgets  im  Finanzministerium  und  weiter  in 
der  Kegierungsiustanz  nicht  zu  lange  Zeit  vor  dem  neuen  Finanzjahr  auszudehnen,  ist 
rätlilich  mit  Küclisicbt  auf  die  sonst  in  grösserem  Umfang  zu  erwartenden  Veränderungen 
der  für  die  Einnahme-  und  Ausgabe- Ansätze  im  Budget  maassgebcnden  Verhältnisse, 
wodurch  dann  wieder  die  missliche  Nothwendigkeit  von  Nachtrags etats  entsteht 
In  dieser  Gefahr  liegt  auch  das  Missliche  längerer  als  einjähr.  Etatsperioden,  bes.  in 
grossen  Staaten,  wenn  sich  dafür  auch  andere  zutreffende  Gründe  geben  lassen  (s.  §.  104). 

2.  Vollziehung  des  Staatsvoranschlags  nach  seiner  Ver- 
abschiedung und  seiner  Verkündigung  als  Finanzgesetz.  Grade 
diese  wichtige  Aufgabe  concentrirt  sich  im  Finanzministerium  und 
fällt  zunächst  diesem  zu,  wenn  sich  auch  im  weiteren  Verlaufe 
andere  Ressorts  daran  betheiligen.  Das  Finanzministerium  voll- 
führt die  Aufgabe  im  Verordnungswege  und  mittelst  des  ihm 
grundgesetzlich  zustehenden  Anweisungsrechts  über  das  ge- 
sammte,  zunächst  ihm  zur  Verfügung  stehende  Staatseinkommen 
(bez.  über  die  etatsmässigen  ,,Eingänge''  einer  Finanzperiode)^  ein 
Recht,  welches  durch  den  Etat,  namentlich  für  die  Ausgaben,  nur 
seine  nähere  ziffermässige  Bestimmung  und  Begrenzung  findet. 

Demgemäss  concentrirt  sich,  auch  vorbehaltlich  der  Mitwirkung  anderer  Ministerien 
und  coordinirter  oberster  Verwaltungsbehörden  (z.  6.  für  das  Staatsschuldenwesen)  und 
der  zu  diesen  gehörigen  Mittel-  und  ünterbehörden,  der  Ausgabe-  und  Einnahme- 
dienst in  oberster  Centralinstanz  beim  Finanzministerium  und  untersteht  demselben 
daher  die  Hauptstaatskasse.  Nach  dem  jetzt  anerkannten  „Princip  der  fiscalischen 
Kassenoinheit**  läuft  durch  diese  Kasse  möglichst  die  Gcsammtheit  aller  auf 
Hechnnng  des  Staats  (Fiscus)  erfolgenden  Ausgänge,  bez.  Ausgaben  und  aller  Ein- 
gänge, bez.  Einnahmen  zu  seinen  Gunsten.  Und  zwar  mindestens  rech  nun  gsmässig, 
so  weit  es  nothwcndig  und  zweckmässig  auch  thatsächlich,  indem  die  Einnahme- 
ämter ihre  Einnahmen,  eventuell  —  unter  Abzug  ihrer  unmittelbar  bestrittenen  Betriebs-, 
Erhebungs-  und  dgl.  Kosten  und  nach  weiterem  Abzug  der  auf  sie  angewiesenen 
allgemeinen  Verwaltungsausgaben  —  ihre  üebcrschüsse  an  die  Uauptkasse  abfahren 
und  von  dieser  Ausgaben  direct  geleistet  oder  Fonds  dazu  an  andere  Kassen  über- 
tragen werden. 

Auf  Grund  des  Etats  überweist  daher  das  Finanzministerium  aus  den  ihm  zur 
Verfugung  stehenden  Einnahmen  allen  anderen  Verwaltungszweigen  die  für  sie  aus- 
gesetzten Creditc,  Ikber  welche  die  betreffenden  Ressortschefs  und  Behörden  dann 
weiter  durch  eigene  Anweisungen  disponiren.  Für  die  richtige,  d.  h.  gesetzmässige 
und  innerhalb  der  Grenzen  des  Etats  sich  haltende  Ausübung  des  Anweisungsrechts 
ist  das  Finanzministerium  der  administrativen  und  der  politiscben  Controle  (§.  80) 
unterworfen,    üeberschreitungon  des  Etats  in  den  Ausgaben  haben  die  anderen  Vcr- 
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waltuDgszweigü  auch  ihm  gegenüber,  und  wenn  sie  mit  seiner  Zustimmung  gescliolicn, 
hat  sie  das  Finanzministerium  in  Gemeinschaft  mit  dem  Chef  der  betrett'enden  Ycr- 
wiltang  dem  Staatsoberhaupt  und  der  Volksvertretung  gegenüber  zu  vertreten  und 
dafQr  Indemnität  einzuholen. 

3.  Vorbereitung  der  organischen  Gesetze  rein  oder 
überwiegend  finanzwirthschaftlichen  Characters  und  Ver- 
tretang  derselben  in  der  Berathungsinstanz  vor  den  anderen  obersten 
Staatskörpem  (Ministerrath,  Staatsrath  u.  dgl.),  sowie  weiterhin 
Yor  dem  Staatsoberhaupt,  um  dessen  Genehmigung  zur  Vorlage 
des  Gesetzes  bei  der  Volksvertretung,  und  vor  letzterer,  um  deren 
Zustimmung  zu  erlangen. 

Vomemlich  kommen  hier  die  grossen  organischen  Gesetze  über  die  Hauptein- 
gäDge  (Einnahmen)  des  modernen  Staats,  die  Steuern  und  das  Staatsschulden- 
veson  in  Betracht.  Bei  den"  Gesetzen  über  privatwirthschafdicho  oder  Erwerbs- 
cinkünfte  (Domänen,  Forsten,  Bergiverke,  auch  Verkehrsanstalten,  wie  Po3t,  Telegraph, 
Eisenbahnen)  und  vollends  über  Gebuhrenoinnalunen  (Justizgebühren,  Unterrichtsge- 
bahren  o.  a.  m.)  steht  regelmässig  der  ünanzieUo  Gesichtspunct  in  zweiter  Linie,  wes- 
halb die  Verwaltung  dieser  Zweige  überhaupt  nicht  direct  dem  Finanzministerium  zu 
unterstehen  braucht  (s.  u.)  und  die  Vorbereitung  der  betreffenden  Gesetze  zwar  wohl 
uoter  Mitwirkung  dos  Finanzministeriums  erfolgt,  das  dabei  das  fiscalische  Interesse 
ZQ  rertreten  hat,  aber  von  den  botreOenden  anderen  Ministerien  ausgeht.  Ein  ähnlicher 
Sachrerhalt  besteht  bei  den  Gesetzen  in  Bezug  auf  Staatsausgaben,  welche  letztere 
natQriich  durch  die  bezüglichen  Staatsthätigkeiten  bedingt  werden,  weswegen  die 
Gesetze  regelmässig  zum  Ressort  des  betreffenden  Fachministeriums  gehören  (Militärisches, 
Baaten,  Beformen  u.  s.  w.)-  Speciell  ins  Gebiet  der  vom  Finanzministerium  vorzu- 
bereitenden organischen  Gesetze  des  Ausgabewesens  gehören  aber  diejenigen  zur 
Regelung  der  Gehalte  und  Pensionen  der  Staatsbeamten.  Dafür  sind  im  Wesent- 
lichen in  allen  Zweigen  des  Staatsdicnsts  gleichmässige  Normen,  vornemlich  nur  mit  der 
ÜDtetscheidung  von  Civil-  und  Militärdienst,  erforderlich.  Das  Finanzministerium 
allein  ist  im  Stande,  das  fiscalischo  Interesse  gegenüber  der  Gesammtheit  der  An- 
sprüche des  Bcsoidungs-  und  Pensionsetats  zur  Geltung  zu  bringen.  Nur  wird  bei 
der  grossen  allgemeinen  politischen  Bedeutung  dieses  Gegenstands  natürlich  auch 
vieder  der  finanzielle  Gesichtspunct  nicht  allein  entscheiden  können.  Die  Aufgabe, 
das  politische  Interesse  in  der  Sache  wahrzunehmen,  wird  den  anderen  Kossortsche& 
mit  zufallen. 

4.  Vollziehung  der  finanzwirthschaftlichen  Gesetze. 

Diese  erfolgt  namentlich  wieder  im  Wege  der  Verordnungen  (Vollzugs-, 
Verwaltungs Verordnung),  durch  Erlass  von  Vorfügungen  und  Bescheiden  zur 
Lösung  von  Zweifeln  und  Fragen,  welche  erst  bei  der  Vollziehung  des  Gesetzes  auf- 
tauchen.   S.  Stein,  4.  A.  I,  194. 

5.  Oberste  Leitung  und  Verwaltung  der  Finanz- 
wirthschaft. 

In  dieser  Hinsicht  gehört  zum  Finanzministerium  zunächst  das  gesammtc 
Zahlungs-,  Kassen-,  Bechnuugs-  und  Controlwesen  (Rechnungs-  oder 
Kassencontrole),  die  Staatsbuchhalterei;  ferner  die  unmittelbare  Verwaltung 
«ichtigor  Einnahmequellen;  regelmässig  insbesondere  der  meisten  Steuern 
(directen,  indirecten,  Fin.  II.  §.  338,  „Erwerbs"-,  „Verkehrs**-,  „Verbrauchs**-Steucrn 
^  9.  w.,  Fin.  n,  §.  451 — 531),  zum  Thcil  auch,  so  namentlich  früher,  der  „Domanial- 
^nahmen"  i.  w.  S.,  der  Domänen,  Forsten,  Bergwerke,  Staatsfabriken,  Staats-  Handels- 
Oeld-  und  Bankgeschäfte,  Verkehrsanstalten.  Doch  sind  diese  Einnahmequellen, 
gleich  den  meisten  VerwiJtungen  von  Gebührenzwoigcn ,  vielfach  dem  Ressort  des 
nnanzministcrinms  entzogen  und   aus  principiellen  und  practischen  Gründen  anderen 
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Ministerion,  denjenigen  fUr  Land  wir  thschaft,  Handel  und  (jcwerbe.  Bauten,  Verkehrs- 
anstalten  unterstellt.  Das  Finanzministerium  hat  öfters  auch  die  Substanz  des  Staats- 
vermögens zu  überwachen,  daher  die  Inventarisirung  desselben  unter  sieb,  vorbehaltlich 
der  Uebertragung  dieser  Aufgaben  an  andere  Fach -Ministerien.  Auch  das  Staats- 
schuldenwesen ist  wohl  aus  staatsrechtlichen  und  practischen  Gründen  —  letzteres 
nemlich  im  Interesse  des  Staatscredits  —  dem  Finanzministerium  entzogen  oder 
wenigstens  unter  eine  besondere  Behörde  gestellt,  welche  auch  bei  der  ressort- 
mässigen  Zugehörigkeit  zum  Finanzministerium  eine  selbständigere  Stellung  als  eine 
blosse  Verwaltungsabtheilung  desselben  einnimmt.  Von  den  Ausgabezweigen  ver- 
waltet das  Finanzministerium  unmittelbar  wohl  einzelne  von  allgemeiner  Be- 
deutung für  den  ganzen  Staat,  die  allgemeinen  Dotationen,  das  Pcnsionswcsco, 
u.  dgl.  m.  —  mitunter  sogen,  „allgemeine  Finanzverwaltung''  im  unterschied  von 
der  „spociellen''  — ;  ferner  die  zum  Dienst  seines  eigenen  Specialressorts  gehörigen 
Ausgabezweige  —  eben  die  „specielle"  Finanzverwaltung.  Beispiele  aus  einzelneß 
Ländern  unten  in  §.  96  0*. 

Die  Ausscheidung  von  Domänen  u.  s.  w. ,  Verkehrsanstalten  aus  dem  Finanz- 
ministerium ist  mehrfach  principiell  verlangt  und  ausgeführt  worden,  um  den  fis- 
calischen  Gesichtspunct  in  der  ganzen  Eichtung  und  Tendenz  der  Verwaltung  hinter 
den  eigentlich  staatswirthschaftlichen  zurücktreten  und  allgemeine  staats- 
und  volkswirthschafcliche  Interessen,  die  eben  für  die  Uebertragung  dieser  Verwaltungs- 
zweige grade  an  den  Staat  die  entscheidenden  sind,  mehr  zur  Berücksichtigung 
kommen  zu  lassen.  Insofern  birgt  diese  administrative  Organisation  und  Ressortbe- 
stimmung ein  Stück  Entscheidung  wichtiger  allgemeiner  Staats-  und  volkswirthschaft- 
licher  Principien fragen  in  sich. 

§.  94.  Organisation  und  Eintheilung  des  Finanz- 
ministeriums. Gewisse  GrundzUge  sind  hier  dem  Finanzministerium 
mit  den  anderen  Ministerien  im  modernen  Staate  gemein. 

Beim  Minister  und  in  seinem  Bureau  concentrirt  sich  die  Entscheidung  aller 
Geschäfte,  zu  deren  Berathung  aber  die  Ministerialräthe  in  Form  von  CoUegien 
wohl  hinzugezogen  werden,  während  der  einzelne  Rath  (Referent,  Decement)  über 
die  Angelegenheiten  seines  speciellen  Ressorts  dem  Minister  berichtet.  Oeberall  aber 
ist  es  der  Minister,  der  nach  dem  staatsrechtlichen  Grundsatze  der  Verantwortlichkeit 
gegenüber  dem  Staatsoberhaupt  und  der  Volksvertretung  die  Entscheidung  trifft 
Alle  Verfügungen,  Bescheide,  Verordnungen  des  Ministeriums  erfolgen  daher  durch 
den  Minister  persönlich  oder  in  Vertretung. 

Im  Uebrigen  hängt  die  Organisation  und  Eintheilung  des 
Finanzministeriums  wesentlich  vou  den  Functionen  und  der 
Ressortbestimmung  des  letzteren  ab,  wonach  sich  auch  wieder  die 
Ausdehnung  der  Geschäfte  richtet.  In  kleineren  Staaten  kann 
Manches  vereinfacht  und  zusammengezogen  werden,  was  sich  in 
grösseren  verwickelter  gestaltet  und  getrennt  wird.  Neben  tech- 
nischen Rücksichten  machen  sich  mitunter  auch  staatsrechtliche 
bei  einzelnen  Puncten  geltend. 

Nach  technischen  Gesichtspuncten  scheiden  sich  die  allge- 
meinen Angelegenheiten  der  im  Finanzministerium  concentrirten 
Finanz  Verwaltung,  für  die  dann  wohl,  etwa  in  Verbindung  mit 
dem  Etats-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  eine,  oder  mit  diesem, 
aber  getrennt,  zwei  Abtheilungen  (Departements,  SectioneD) 
gebildet  werden,  von  den  speciellen  Finanzdienst-Zweigen.  Für 
letztere  werden  je  nach  dem  Umfang  der  Geschäfte  eine  grössere 
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oder  kleinere  Anzahl  weiterer  Ministerial-Abtheilnogen  nach  dem 
leitenden  Gesichtspnnct  der  sachlichen  Znsammengehörigkeit 
der  Gegenstände  eingerichtet. 

•  Also  z.  B.  vcna  Domänen  u.  s.  w.,  Vcrkehrsanstalten  im  Finanzministeriam 
ätebeo,  für  Domänen,  für  Forsten,  oder  für  beide  zusammen,  für  Berg-  nud  Hütten- 
werke, für  directe,  für  indirecte,  für  Stempel-,  Register-  und  derartige  Steuern,  für 
Staatsscbuldenwescn ,  mit  etwaigen  weiteren  Specialisirungen  nach  Bedarfniss,  that- 
sichlich  öfters  nach  historischer  Tradition,  die  man  beibehält. 

Mitunter  bilden  sich  solche  Abtheilnngen  des  Ministeriums  ans 
staatsrechtlichen  Grtinden  zu  mehr  selbständigen  Behörden 
ans,  die  nur  wegen  des  Gegenstands  ihrer  Beschäftigung  dem 
Finanzministerium  angegliedert  und  bloss  in  gewissen  Puncten 
demselben  subordinirt  sind,  so  z.  B.  die  Verwaltung  des  Staats- 
schuldenwesens, auch  der  oberste  Rechnungshof,  wo  der- 
selbe nicht  ganz  selbständig  gestellt  ist.  In  anderen  Fällen  werden 
aosspeciellfinanz-technischenund  ökonomisch-technischen 
Gründen,  u.  A.  wegen  des  Erfordernisses  specieller  Fachkennt- 
nisse auch  in  der  oberen  Leitung,  einzelne  Dienstzweige  des  Finanz- 
ministeriums zu  selbständigeren  „Directionen"  ( „Genera  1- 
directionen"  u.  unter  dgl.  Namen  mehr)  erhoben  und  damit  der 
unmittelbaren  Verwaltung  von  der  Cenlralstelle  aus  entzogen. 

Neuere  Beispiele  sind:  Monopolverwaltungcn .  wie  Tabak  (Oesterreich) ,  Lotto- 
rerwaltung  (Oesterreich,  Preussen),  Bergwerksverwaltung  (Baiern),  MUnzweseu  (mehr- 
fach), Staatsmanufacturen  (Prankreich),  Staats-,  Geld-  und  Bankgeschäfte  (Preussen. 
Seehandlung,  ehemals  die  Bank),  Pensionsweseu  (preuss.  Wittwen-Verptlegnngsanstalt), 
Geaeraldirectionen  der  Hanpteinnahmezweige  Überhaupt  (Frankreich,  §.  99)  u.  dgL  m. 

Mehrfach  spielen  hier  auch  die  schon  erwähnten  Tendenzen 
mit,  neben  und  vor  dem  bloss  iisealischen  die  allgemeinen 
Staats-  und  volkswirthschaftlichen  Gesichtspnncte  mehr  zur 
Geltung  zu  bringen  (z.  B.  bei  eigenen  Directionen  für  Bergwerke, 
Staatsfabriken,  Banken). 

Der  weitere  Schritt  über  die  Bildung  solcher  selbständigeren, 
aber  doch  noch  zum  Finanzministerium  ressortirenden  „Directionen^^ 
binaas  ist  dann,  die  betreffenden  Dienstzweige  anderen  Fach- 
ministerien zu  unterstellen,  bei  denen  diese  allgemeinen  staats- 
und  volkswirthschaftlichen  Interessen  ex  officio  gepflegt  werden, 
z.  B.  die  Domänen  und  Forsten  dem  landwirthschaftlichen,  die  Vcr- 
kehrsanstalten dem  Handelsministerium  oder  einem  verwandten. 
Oder  man  geht  endlich  auch  noch  einen  letzten  Schritt  in  dieser 
Richtung  vorwärts  und  erhebt  solche  Dienstzweige,  einzeln  oder 
verwandte  miteinander,  zu  eigenen  Ministerien  oder  diesen 
wenigstens    im    Wesentlichen    gleichgestellten    obersten   Oentralbe- 
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hörden,  so  z.  B.  die  Post  und  Telegraphie  (so  jetzt  in  Frankreich), 
das  Staatseisenbahnwesen.  Derartige  Erscheinungen  sind  im  Leben 
der  modernen  Staaten  mehrfach  hervorgetreten.  Sie  bilden  einen 
interessanten  Beleg  für  die  wirthschafts-  und  culturgeschicbtliclk 
bemerkenswerthe  Thatsache  des  allmäligen  Zurfickweichens  der 
älteren  rein  oder  fiberwiegend  iiscalischen  Tendenz  bei  der  Ver- 
waltung von  Objecten  des  Staatsvermögens  und  von  Ertragsquellen 
(Regalien  u.  dgl.)  vor  dem  Princip  der  Verwaltung  in  möglichst 
staatswirthschaftlich-gemeinnütziger  Weise. 

Vgl.  Stein,  4.  A.  I.  198.  Bau  Fin.  II,  §.  535.  Beispiele  anten  in  §.  96  ff. 
Beachtenswerth  ist  namentlich,  wie  sich  der  innere  Grund  der  Begalisirung,  d.  h. 
des  ansschliesslichen  Vorbehalts  einer  wirthschaftlichcn  Th&tigkeit  für  den  Staat,  hier- 
mit verändert,  z.  B.  bei  Münze,  Post,  anderen  Yerkehrsanstalten :  das  Regal  diente 
ursprünglich  vor  allem  dem  fiscalischen  Zwccif,  einen  grösseren  Beinertrag  erzielen 
zu  können,  jetzt  dem  volkswirthschaftlichen  Zweck,  die  betroHende  Einrichtung  möglichst 
gut  einrichten  zu  können.  Darauf  ist  in  der  Lehre  von  den  Begalien  und  Gebühren 
zurückzukommen  (s.  auch  Fin.  II,  Kap.  1  v.  d.  Gebühren). 

§.  95.  —  B.  Das  sonstige  Finanzbehördenwesen  und 
der  finanzielle  Executivdienst  Die  Einrichtangen  schliessen 
sich  zum  Theil  an  die  allgemeinen  in  der  modernen  Staatsver- 
waltung an,  zum  Theil  folgen  sie  der  Organisation  der  oberen 
Finanzverwaltung,  besonders  des  Finanzministeriums  genauer  uod 
gliedern  sich  nach  dessen  Abtheilungen  und  nach  den  General- 
Directionen;  zum  Theil  endlich  und  vielfach  fiberwiegend  ist  aaf 
sie  das  technische  Bedttrfniss  der  verschiedenen  iinanzwirthscbaft- 
liehen  Dienstzweige,  besonders  auf  dem  Gebiete  der  Einnahmen, 
von  Einfluss,  ein  Bedürfniss,  das  anderseits  für  die  Organisation 
des  Finanzministeriums  selbst  mit  bestimmend  sein  niusste. 

In  früherer  Zeit  (§  87 — 91)  dienten  die  allgemeinen  Verwaltungsorgane,  Aemter 
und  Beamten  zugleich  meistens  mit  für  den  Finanzdienst,  besonders  auch  zur  Einziehung 
der  Einkünfte,  mit  wenigen  Ausnahmen,  wie  z.  B.  im  ZoUdienst.  Fortschreitender 
Arbeitstheilung  auch  in  der  Verwaltung  gemäss  hat  sich  dann  der  Finanzdienst  all- 
mälig  von  dem  allgemeinen  Verwaltungsdienst  losgetrennt  und  verselbständigt,  so 
namentlich  da,  wo  es  sich  um  specifisch-technische,  dieselbe  Arbeitskraft  auch 
ziemlich  gleichmässig  und  fortwährend  beschäftigende  finanzielle  Aufgaben  handelte. 
Eben  deshalb  schon  am  frühsten  im  Zolldienst,  später  im  Dienst  der  anderen  indirecten 
Steuern,  der  Verkehrsstenem,  in  der  Eigen  Verwaltung  von  Staatseigonthum,  Begalicu 
und  anderen  Ertragsquellen  durch  Administratoren  auf  Bechnung  dos  Staats,  daher 
beim  Münz-,  Post-,  Bergwerks-,  Forstwesen  u.  s.  w.  Dagegen  blieb,  z.  Tb.  bis  iu 
die  Gegenwart  hinein,  die  Verwaltung  der  directcn  Steuern  und  der  Domänen  in  der 
neueren  Periode  der  Verpachtung,  in  der  Mittel-  und  selbst  in  der  unteren  Instanz 
wohl  ein  Theil  der  allgemeinen  Landesvcrwaltung,  indem  deren  Organe  auch  hier 
die  betrefienden  finanzwirthschaftlichen  Geschäfte  mit  zu  besorgen  haben.  Allerdings 
mitunter  —  auch  hier  die  Gonsequenz  des  Arbeitstheilungsprincips  —  so,  dass  inner- 
halb einer  allgemeinen  Verwaltungsbehörde  wieder  Abtheilungen  wie  für  andere  Fach- 
gruppen von  Geschäften  (Polizei-,  Schul-,  Kirchen,  Sanitäts-,  Wirthschaftssachen  u.  s.  wX 
so  auch  für  Finanzsachen  gebildet  oder  wenigstens  Specialbeamte  einer  allgemeinen 
Behörde  mit  dem  Finanzdienst  betraut  werden.  Die  Vermehrung  aUer  Verwaltungs- 
gcschäfte,  wie  auch  der  Finanz-jacheii  speciell  und  das  Bedürfniss.  gerade  die  Finanz- 


Sonstiges  FinanzbehOrdenwesen.  211 

geschifle  ?od  technisch  gebildeten  Organen  besorgen  zu  lassen ,  bat  aber  jetzt 
mehrfach  zu  eigenen  FinanzbchOrden  far  fast  alle  verschiedenen  Zweige  oder 
wenigstens  für  je  eine  I^eihe  verwandter  Zweige  des  Finan/diensts  geführt.  Auch 
hier  zeigen  sich  freilich  manche  Unterschiede  in  den  einzelnen  Ländern,  je  nach  der 
<irOsäe  der  Staaten,  der  Eotwicklang  der  inneren  Staatsverwaltung  überhaupt  und 
ihrer  Stellung  zur  localen  Selbstverwaltung  und  nach  der  Gestaltung  der  Finanzwinh- 
schaft  namentlich  des  Steuerwesens.  In  Deutschland,  spcciell  in  Prcussen  ist  die 
Lostrennung  der  Finanzverwaltung  in  der  Mittel-  und  Unterinstanz  besonders  bei  der 
diiecten  Beteuerung  von  der  übrigen  inneren  Verwaltung  noch  nicht  so  weit  gediehen, 
als  z.  B.  in  Frankreich,  was  mit  der  grosseren  Einfachheit  unserer  directen  Steuern 
und  mit  Verschiedenheiten  in  der  Erhebung  zusammenhängt. 

Die  schon  erwähnten  specifisch  technischen  Dienstzweige 
haben  ihr  eigenes  Behördenwesen,  das  etwa  nach  oben  zu  in  einer 
Generaldirection  oderMinisterialsection  gipfelt,  ans  inneren  sachlichen 
GrQnden  auch  nach  nnten  zu  am  Meisten  selbständig  ausgebildet 
und  damit  das  sog.  ,,Centralisationsprincip'^  in  dem  einzelnen 
Zweige  —  Post,  Zollwesen,  Verwaltung  der  inneren  Verbrauchs- 
steuern, mit  weiteren  Specialisirungen  nach  den  Hauptkategorieen, 
Salz,  Tabak,  Bier,  Branntwein,  Wein  n.  s.  w.,  Forst-,  Bergwesen 
—  vollständig  durchgeführt.  Die  übrigen  finanzwirthscbaftlichen 
Dienstzweige,  wie  namentlich  die  Verwaltung  der  directen  Steuern, 
bleiben  auch  aus  sachlichen  Gründen  mit  dem  sonstigen  Verwaltungs- 
behördenwesen mittlerer  und  unterer  Instanz  in  näherer  Beziehung. 

So  scheidet  sich  denn  das  moderne  Finanzbehördenwesen 
nach  drei  Grundsätzen,  einmal  nach  Fachgruppen  oder 
gegenständlich;  sodann  räumlich,  nach  dem  Wirkungskreis  im 
Staatsgebiet  und  dessen  Theilen,  wo  als  Regel,  die  aber  Ausnahmen 
erleidet,  die  Finanzbehördenorganisation  sich  der  räumlichen 
Organisation  der  inneren  Landesverwaltung  anschliesst  —  Provinz, 
Bezirk,  Kreis,  Gemeinden,  Stadt  und  Land,  mit  den  betreffenden 
Ämtsstellen  für  den  Finanzdienst  — ;  endlich  nach  Rang  Ver- 
hältnissen, indem,  wie  gleichfalls  in  der  sonstigen  Verwaltung, 
die  Finanzbehörden  jeder  Fachgruppe  und  des  ganzen  Staats  in 
einem  bestimmten  Verhältniss  der  lieber-  und  Unterordnung  unter 
einander  stehen.  Zwischen  ihnen  läuft  daher  der  Instanzenzug 
ron  unten  nach  oben,  bis  zur  Centralstelle ,  daher  regelmässig  bis 
znm  Finanzministerium.  Hier  gelten  dann  in  Betreff  des  Rechts, 
Verordnungen  und  Verfügungen  zu  erlassen,  die  untergeordnete 
Behörde  zu  controliren  und  zu  rectificiren,  hinsichtlich  des  Be- 
schwerdenlaufs u.  s.  w.  die  allgemeinen  Grundsätze  des  modernen 
Verwaltungsrechts ,  speciell  des  Rechts  der  vollziehenden  Gewalt. 
Regelmässig  sind  die  Local- Finanzbehörden  (Zoll-,  Steuer-Aemter, 
Steuereinnehmer,    Ausgabekassen    n.  s.   w.)    mit  der  eigentlichen 
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Ausfübraog  der  einzelnen  in  ihr  Ressort  schlagenden  finanzwirth- 
schaftlichen  Verwaltangsacte  betraat,  wie  dies  der  Gang  der  Dinge 
erfordert.  Diesen  Behörden  and  ihren  Organen  stehen  daher  anch 
fUr  die  Sicherung  des  Einnahmediensts ,  mithin  besonders  für  die 
Steuerveranlagung  und  Erhebung,  die  erforderlichen  Control-  und 
Zwangsrechte  („Execution")  (Fin.  IL  §.  585-590,  579,  580)  zu. 

Vgl.  Y.  Malcbus,  II,  Ran,  Fin.  II,  §.  531—534.  Stein,  4.  A.  I,  195.  Eine 
weitere  Ausführang  kann  liier  im  Hinblick  auf  die  practiscben  Beispiele  in  den 
folg.  §§.  unterbleiben.  Sind  auch  die  leitenden  Principien  und  GrundzQge  der  modernen 
Organisation  des  FiuanzbehOrdenwesens  und  seiner  Dienstverrichtungen  im  Wcsent- 
Hellen  übereinstimmend,  so  unterscheidet  sich  diese  Organisation  doch  in  den  einzelnen 
Staaten  unter  dem  Einfluss  der  verschiedenen  geschichtlichen  Entwicklung,  der  Ver- 
schiedenhcitcn  der  Landesverwaltung,  der  wirthschaftlichcn  Verhältnisse,  der  VoUs- 
dichtigkeit,  der  Einnahroearten  n.  s.  w.  immer  wieder  bemerklich.  Auf  den  Wirku  ngs- 
kreis  und  die  Functionen  der  Mittel-  und  UnterbehOrden  im  Finanzdienst  wird  in 
den  einzelnen  Abschnitten  dieses  Werks  bei  den  Einnahmen  u.  s.  w.  roitanter  ein- 
gegangen. 


IV.  Gegenwärtige  Einrichtung  der  Finanzverwaltung  in 

einigen  Staaten. 

Das  Wesentliche  hierüber  wird  wohl  in  den  Werken  über  Staatsrecht,  Vcr- 
fassungs-  u.  Verwaltungsrccht  und  über  Fiiianzgcsctzkunde  der  einzelnen  Staaten  mit 
gethcilt.  Weiteres  findet  sich  in  den  StaatshandbUchern  u.  dgl.  u.  ist,  z.  B.  in  Betretf 
der  Einzelheiten  des  Beamtenthums ,  aus  den  Etats  zu  ersehen.  Uober  die  nord- 
deutschen Staaten  giebt  eine  Ueborsicht  der  Organisation  u.  Competenz  der  oberen 
Behörden  ein  Aufsatz  in  Hirth's  Annalen  1870  S.  147  ff.,  671  ff.  Allgemeini? 
organisatorische  Gesetze  fehlen  öfters. 

§96.  —  1.  Preussen.  Hier  gehen  die  jetzigen  Einrichtungen  auf  die 
grosse  Reformperiode  nach  dem  Frieden  von  Tilsit  und  auf  die  Zeit  der  Meugeätaltung 
des  Staats  nach  1S15  zurück.  An  Stelle  der  älteren  Behörden,  namentlich  auch  des 
(jeneraldirectoriums,  (§  91),  das  im  alten  Staate,  um  1806,  noch  in  4  Prorincial- 
und  in  4  Realdepartements  zerfiel,  (wovon  das  erste  für  Kassen-,  Stempel-,  Münz-, 
Bank-,  Mcdicinal-,  Lotterie-,  Postwesen  unter  einem  Minister,  der  zugleich  General- 
Gontroleur  der  Finanzen  war),  trat  eine  neue  Organisation,  welche  auch  ftlr  den 
Finanzdienst  umgestaltend  war  (s.  E.  Meier,  ReF.  d.  Vcrw.organis.,  S.  29,  177  tf. 
y.  Rönne,  preuss.  Staatsr.  8.  A.  II,  1.  Abth  ,  S.  90  ff.,  11,  2.  Abth.  S.  574  ff.). 

Nach  dem  Publicandum  v.  16.  Dec.  180S  wurde  ein  eigenes  Finanz- 
ministerium zur  Leitung  und  Verwaltung  des  gcsammten  Finanzwesens  (unter  Zu- 
weisung der  Fonds  zur  weiteren  Verfügung  an  die  anderen  Ressortchefs)  crricbteL 
Die  Stellung  desselben  unter  den  obersten  Behörden,  sein  Wirkungskreis  und  seine 
Ressortverhültnissc  sowie  seine  Eintheilung  haben  wiederholt  Aenderungen  erfahren. 
U.  A.  wurde  zeitweilig  (1817 — 23)  ein  besonderes  S  c  h  a  t  z  ministerinm  vom  Finanz- 
ministerium abgezweigt.  Die  jetzt  geltende  Organisation  beruht  vornemlich  auf  d.  K. 
Erlass  v.  17.  April  1848;  die  wichtigste  seitdem  erfolgte  Aenderung  ist  die  üeber- 
tragung  der  Abtheilung  f.  Domänen  u  Forsten  vom  Finanzministerium  auf  das  Und- 
wirthschaftliche  Ministerium  (Erl.  v.  7.  Aug.  1878).  Danach  „hat  das  Finanzministeriom 
gegenwärtig  die  gesammte  Finanzverwaltung  des  Staats  zu  leiten,  dm 
Staatshaushaltsetat  und  die  Rechnungen  darüber  aufzustellen  und  eine  fort- 
laufende Controle  über  die  Staatseinnahmen  u.  Ausgaben  zu  üben.  Dasselbe 
bildet  demgemäss  den  Mittelpunct  für  das  gesammte  Etats-  u.  Kassen  weiten  des 
Staats,  Indem  ihm  sämmtliche  Etats  zur  Mitrevision  vorzulegen  und  alle  Kassen- 
abschlüsse einzureichen  sind.  Ausserdem  hat  dasselbe  die  Verwaltung  der 
directen   u.  indirectcn  Steuern  und  der  sonstigen  Einnahmezweige  des 
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SUats.  welche  nicht  anderen  Ministerien  oder  Reichsbehörden  untergeordnet  bind, 
äpecieil  zu  filhren.  Endlich  unterliegt  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden 
äeioer  oberen  Leitung'*  (v.  Rönne  II,  1.  Abth.  S.  92).  Das  Finanzministerium  zer- 
fällt jetzt  in -3  Abtheilungen,  fUr  Etats-  und  Kassenwesen,  —  (im  Wesentlichen 
dafbr  bestand  ?on  1817 — 26  eine  eigene  unabhängige  CentralbehOrde,  die  ,, Genera  1- 
controle  der  Finanzen'',  dann  far  einen  Theil  der  hierhergehörigcn  Aufgaben 
Ton  1826 — 44  eine  andere  Centralbehörde,  die  „Staatsbuchhaltcrei");  —  für  die 
indirecten  Steuern  (wozu  in  Preussen  ausser  den  üblichen  auch  die  Stempel-, 
Erbsch^steuer,  forschiedene  gebuhrenart.  Abgaben  im  Ycrkehrswosen ,  jetzt  auch  die 
(ieiichtskosten  u.  s.  w.  gerechnet  werden),  u.  für  die  dir octen  Steuern.  Zum  Rossort 
des  Finanzministeriums  gehören  an  sonstigen  Gentralbehörden  die  Gcneralstaatskassc, 
die  General- Lotterie -Direction,  die  Münzanstalten,  die  Gcn.-Dir.  d.  allgem.  Wittwen- 
?cipfleg.anstalt,  weiter  die  Seehandlung.  In  einer  abgesonderten,  mehr  selbständigen 
Stellung  steht  die  Hauptverwaltung  der  Staatsschulden.  Abgesehen  von  verschiedenen, 
meist  gebührenartigen,  dem  Gesammtbetrage  nach  kleineren  Einnahmen,  die  bei  allen 
einzelnen  Ministerien  vorkommen,  sind  von  Haupteinnahmezweigen  mehr  privatwirthsch. 
Natur  anderen  Ministerien  als  dem  Finanzministerium,  mit  aus  den  oben  dargelegten 
piindpiellen  und  practischen  Gründen,  in  Preussen  unmittelbar  übertragen :  die  Domänen 
a.  Forsten  dem  landwirthschafUichen ,  das  Berg-,  Hütten-  u.  Salinen wesen  (incl.  der 
fiergwcrksteuern)  u.  das  Staatseisenbahnwesen  dem  Min.  f.  ölTentl.  Arbeiten  (1878). 
Eine  „dem  König  unmittelbar  untergeordnete,  den  Ministem  gegenüber  selbständige 
Behörde^  ist  die  Oberrechnungskammer  (Ges.  v.  27.  März  1872.  §.  1,  Yor- 
l^eschichte  bei  v.  Könne,  II,  1,  S.  154,  G.  Herrfurth,  preuss.  Etats-  u.  s.  w.  Wesen, 
BerL  1881,  S.  13  ff.). 

Für  die  Finanzverwaltung  im  Lande  fungiren  als  Mittel behörden  die 
Abtheijungen  der  Bezirksregierungen  (Begier. Bezirk)  für  die  Verwaltung  der 
directeu  Steuern,  der  Domänen  und  Forsten,  also  Glieder  des  allgemeinen 
Oigamsmus  der  inneren  Verwaltung,  ferner  die  selbständigen,  den  Regierungen 
cocidinirten  Provincial-Steuer-Directionon  für  die  Verwaltung  der  indirecten 
Steuern  und  Zölle,  die  in  gleicher  Weise  wie  die  Regierungen  der  Oberaufsicht 
des  Oberpräsidenten  der  Provinz  unterstehen  (das  Einzelne  näher  bei  v.  Rönne,  II,  1 , 
bes.  §.  264,  266,  274,  279;  zu  den  Bez.regierungen  gehören  auch  Kassenräthe, 
Einzelbeamte,  die  die  Kassen-,  Etats-  u.  Rechn.sachen  zu  bearbeiten  haben).  Ab- 
veichende  Einrichtungen  in  der  Mittelinstanz  bestehen  namentlich  in  Berlin,  wo  die 
Geschäfte  der  directen  Steuerverwaltung  jetzt  von  einer  besonderen  ,4)irection''  dafür 
▼ibrgenommen  werden  (Organis.ges.  v.  26.  Juli  1880  §.  88)  u.  bisher  in  d.  Prov. 
Hannover,  wo  im  theiUreisen  Auschluss  an  die  älteren  hannov.  Verhältnisse,  für 
die  ganze  Provinz  die  gesammte  Finanzverwaltung,  mit  Ausnahme  der  auch  hier 
einer  eigenen  Provincialsteuerdirection  unterstehenden  indirecten  Steuern  n.  Zölle,  bei 
der  „Finanzdirection"  concentrirt  ist  (preuss.  Erl.  v.  5.  April  1869).  Nach  dem 
Organis.gc8.  v.  1880  §.  24  soll  auch  hier  dieselbe  Einrichtung  wie  in  den  anderen 
Provinzen  eintreten,  also  die  Geschäfte  der  Finanzdirection  an  die  Regierungen  (bis- 
herigen Landdrosteien)  übergehen.  —  Bei  den  Regierungen  bestehen  Reg.-Haupt- 
kassen,  in  welche  die  Kreiskassen  und  in  den  Provinzen,  wo  solche  bestehen,  die 
Steoererheber  ihre  Einnahmen,   bez.  Ueberschüsse  terminweisc  abzufahren  haben. 

Die  staatlichen  Untorbehördcn  der  Finanzverwaltung  sind  in  Preussen  da- 
durch z  Th.  entbehrlich,  dass  in  einer  Heiho  von  Provinzen  die  directen  Staats- 
steoem  durch  die  (Kommunen  erhoben  werden.  In  einigen  Provinzen  fungiren  aber 
aach  dafür  eigentliche  staatliche  Steuerempfänger.  In  den  Kreisen  giebt  es  dann 
Kreiskassen  und  Kreissteuereinnehmer,  an  welche  von  den  Commuuen  u.  den 
übrigen  Steuerempfängem  die  Gelder  abgeliefert  werden.  Ein  besonderes  System 
eigener  Finanz-Unterbehörden  u.  Beamten  besteht  für  die  indirecten  Steuern 
Q.  Zölle  unter  jeder  Prov.steuerdirection  (Zoll-  u.  Steuerämter  verschied.  Rangs,  im 
Greozbezirk  u.  im  Innern). 

Der  Ausgabedlonst  wird  th.  von  der  Gcneralstaatskasse,  th.  von  Ceotral- 
kassen,  (sog.  Generalkassen)  einzelner  Ministerien  (so  im  Caltusmin.)  u.  Behörden, 
im  Lande  von  den  Regierungshauptkassen  und  von  Specialkassen  für  einzelne 
Verwaltungszweige  besorgt. 

Die  Verwaltung  der  Roichszölle  und  inneren  Reichs- Verbrauchsteuern 
ist  bisher  Angelegenheit  der  Einzelstaaten,  das  Beich  hat  aber  Gommissariate  zur 
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CoDtroIc,  indem  wechselweise  Finanzbeamte  der  grösseren  Einzelstaaten  bei  den  be- 
treffenden DistrictsbehOrden  eines  anderen  Staats  als  Be?ollm&chtigte  fnngiren.  Dio 
oberste  Finanzier waltnng  dos  Deutschen  Reichs  concentrirt  sich  in  dem  jetzt  zu 
einem  selbständigen  Roicbsamt  erhobenen  Reichsschatzamt.  dessen  nnmittfilbar 
Tcrwaltende  Thätigkeit  aber  bei  dem  engen  Connex  zwischen  Reichs-  n.  Staatsfioaazen 
eine  geringe  ist.  Die  Reichshauptkasse  wird  von  der  Reichsbank  verwaltet.  Zu 
den  Reichs -FinanzbehOrden  gehört  noch  die  Verwaltung  der  Rcichsschuldeo, 
diej.  de^  Reichskriegsschatzes  u.  diej.  des  Reichs-Invalidcufonds. 

§.  97.  —  2.  Andere  deutsche  Staaten.  In  sämmtlichen  Mittelstaaten 
bestehen  jetzt  ebenfalls  besondere  Ministerion  der  Finanzen,  während  in  den 
Kleinstaaten  etwa  nur  eine  Abtheilung  der  obersten  CentralbehOrde  (Ministerioms 
u.  dgl.)  speciell  ftlr  die  Finanzgeschäfte  fungirt.  Bei  manchen  Unterschieden  im 
Einzelnen  unter  sich  u.  von  den  preuss.  Einrichtungen  besteht  doch  im  Ganzen  mit 
letzteren  Debereinstimmung. 

In  Baiern  (Pözl,  Verwr.  3.  A.  S.  60  ff.,  Stockar  v.  Neuforn-Hock, 
3.  A.  I,  83  ff.)  stehen  die  Domänen  u.  Forsten,  letztere  als  eine  eigene  Abtheilnng 
(Min.  Forstbureau),  dann  die  Bergwerke  u.  Salinen  (unter  einer  zum  Finanzministeriom 
ressortirenden  eigenen  Generaladministration)  unter  dem  Fin.min ,  die  Verkehrsanstalteu 
in  einer  eigenen  Gencraldirection  unter  d.  Min.  d.  K.  Hauses  u.  des  Aeussem  (ebenso 
wie  in  Wurtcmbcrg).  Auch  die  Zölle  u.  indirecton  Steuern  bilden  eine  besondere 
Generaldirection  unter  dem  Finanzministerium.  Zu  diesem  ressortiren  auch  die  Staats - 
Centralkasse  und  in  selbständigerer  Stellung  die  Staatsschuldencommission 
sowie  der  oberste  Rechnungshof.  Die  Finanz -Mittelstellen  im  Lande  sind  in 
den  Kreisen  (Reg.bezirken)  regelmässig  —  d.  h.  wo  nicht  Centralstellen  gewisse  Ge- 
schäfte ausfuhren  oder  ein  besonderes  Behördensystem  besteht,  wie  bei  der  Gen.dir. 
der  indir.  Steuern  u.  s.  w.,  der  Bergwerke  u.  bei  d.  Yorkehrsanstalten  —  die  Krois- 
regierungen,  bez.  die  Finanzkammern  in  denselben.  In  jedem  Kreise  befindet 
sich  eine  der  Kreisregierung  unmittelbar  untergeordnete  Kreiskasse.  Die  Finanz- 
Unter  behördon,  für  das  Gros  sämmtlicher  Einnahmen,  bes.  for  den  Steuerdienst  u. 
fUr  die  Besorgung  der  Ausgaben  sind  die  Rentämter  (Stockar- Hock,  S.  133  ff.). 
Ein  eigenes  Mittel-  u.  Unterbchördensystem  (Zoll-,  Salzsteuerämter)  besteht  ^  die 
Reichs-  u.  baier.  indir.  Steuern  u.  Zölle  unter  der  botreff.  (leneraldirection  (Stockaj*- 
Hock  S.  167  ff.).  Für  das  Gebühren-  (u.  Verkehrsteuer-)  Wesen  fungiren  th.  die 
Rentämter,  th.  besondere  Expeditions-  u.  Tazämter  (eb.  S.  144  ff.). 

In  W ü rt em borg (Ri  ecke,  Verf.  u.s.w.  W.  S  161)  ist  das  Finanzministerium 
eines  der  vorfassungsmäss.  Vcrwaltungsdepartements,  in  welchem  sich  die  gesammte 
Finanzvcrwaltung  vereinigt,  mit  den  beiden  Hauptausnahmen,  dass  für  die  Staats- 
schuld verfassungsmässig  eine  besondere  1  and  ständische  Verwaltung  (unter  Ober- 
aufsicht eines  kön.  Commissärs)  besteht  u.  dass  die  Verkehrsanstalten  seit  1864 
au»  dem  Finanzdepartement  ausgeschieden  u.  dem  Min.depart.  der  Auswärt  Ange- 
legenheiten übertragen  sind.  Unter  dem  Finanzmin.  stehen  die  Oberfinanzkammeru 
mit  3  Abtheil.  (Domänendirection,  Forstdirectlon,  Bergrath),  das  Steuercollegium 
für  die  Verwaltung  der  directen  und  indir.  (incl.  Reichs-)  Steuern,  zeitweilig  eine 
für  neue  Kataster  gebildete  Commission,  dann  die  Staatskassenverwaltung,  die 
Oberrechenkammer  u.  das  Statist,  topogr.  Bureau.  Finanz-  Mittel-  u.  Unter- 
behörden im  Lande  sind  die  Kameralämter  (f.  Domänen wesen ,  Leitung  eines 
Theils  der  dir.  Steuern,  Erhebung  eines  anderen  Theils,  auch  der  indir.  Landcs- 
steuem,  u.  für  den  Ausgabedienst).  Das  Kanstatter  Kameralamt  fungirt  zugleich  als 
Hauptsteueramt  f.  Zölle  u.  Reichssteuern,  wofür  ausserdem  noch  Grenz-  u. 
innere  Zollämter  u.  Steuerämter  bestehen.  Für  die  indir.  Land  es  steuern  giebt  &i 
noch  staatliche  Umgeldscommissäro  u.  Ortssteuerbeamten.  Die  Grund-,  Gc- 
bände-  u.  Gewerbesteuer  wird  von  den  Gemeinden  u.  Amtskörperschaften  erhoben,  unter 
dem  Princip  der  communalcn  Steuerhaft  (Fin.  II,  $$.  567)  und  an  den  Staat  abgeftthrt. 

In  Baden  (Regenauer,  S.  12  ff..  183  ff.  u.  passim)  bestehen  im  Finanz- 
ministerium eine  Domänen-,  eine  Steuer-,  eine  Zoll-,  eine  Baudirection  u.  die  Gen.dir. 
der  Staatseisenbahnen.  Eigene  Finanz-  Mittel-  u.  Unterbehörden  im  Lande  (mit 
dazugehörigen  Kassen)  sind  die  Domäncnverwaltungen ,  Bezirksforsteien ,  dio  Hütton- 
verwaltung, Salinenverwaltung,  dio  Obereinoehmereicn  für  einen  oder  mehrere  Amts- 
bezirke zur  Steuerverwaltung,  die  Zollämter.  Auch  in  Hessen  ist  die  Finanzvcr- 
waltung in  einem  Finanzministerium  (mit  3  Hanptabtheil.)  concentrirt. 
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Ebenso  im  K.  Sachsen,  ebonÜalls  3  Abtheil.  —  die  erste,  yorneml.  f.  Etat-, 
Kassen*,  Rechnungs-,  Abgaben-  u.  Steoerweseu  u.  A.  m. ,  die  zweite  f.  Domänen, 
Forsten  u.  andres  Staatseigenthum ,  die  dritte  f.  Wege-,  Verkehrswesen,  Yerkehisan- 
stalten  —  u.  unter  d.  Min.  die  Zoll-  u.  Steuerdirection  für  die  Zolle  und  indirecten 
Steaeru,  die  Gen.dir.  der  Eisenbahnen,  die  Landrenten-  u.  s  w.  Bankverwaltung,  die 
Direction  der  Landeslotterie,  das  Oberbergamt  Die  Oberrechnungskammer  steht  hier 
unter  dem  Gesammtministerium.  Im  Lande  die  Zoll-  u.  Steuerämter  f.  d.  indirecten 
Steuern  u.  Zolle,  die  Kreissteuerräthe  u.  Bezirkssteuereinnahmestellen  f.  d.  directen 
Steuern,  die  Domänen-  u.  die  Forstverwaltungen  u.  s.  w. 

§.  98.  —  S.  Oesterreich  (ülbrich,  Lehrb.  d.  öst  Staatsrechts,  S.  42, 
141  ff.,  156  ff.,  Dessary,  Fin.ge8.kunde ,  S  296  ff.,  eingehend  Konopasek-Mor- 
B  Ions  kl,  Pin.ges.kunde.  2.  A.  I.  25  ff.).  Natürlich  hat  hier  auch  die  Organisation 
der  Finanzrerwaltung  mancherlei  Veränderungen  unter  den  WechsclfäUcu  der  inneren 
Politik  des  Kaiserstaats  erfahren,  so  auch  noch  in  der  jüngsten  Periode  seit  1848.  Schon 
im  alten  Staate  war  im  vor.  Jahrhundert  u.,  unter  manchen  Veränderungen  während  u. 
nach  der  franzOs.  Kriejsszcit,  später  das  Finanzwesen  in  der  Hauptsache  bei  einer 
Gentralstelle,  der  allgemeinen  Hofkammer,  die  aber  nach  älterer  Wciio  auch  volks- 
wirthschaftliche  Verwaltungsgeschäfto  zu  besorgen  hatte,  concentrirt  worden.  Neben 
ihr  bestand  das  Generalrechnungsdirectorium  als  allgemeine  Gontrolbehörde. 
Die  1848  er  Ereignisse  mit  ihren  weiteren  politischen  und  staatsrechtlichen  Folgen 
führten  zum  modernen  Ministerialsystem  mit  Ministern  als  ?erantwortlichen  Chefs  an 
der  Spitze.  Seit  dem  Ausgleich  mit  Ungarn  (1867)  besteht  ein  Reichsfinanz- 
ministcrium  und  ein  gemeinsamer  oberster  Rechnungshof  far  das  ganze  Reich. 
Di^  Ministerinm  hat  wesentlich  nur  den  Haushalt  f.  d.  Gesammtmonarchie  formell 
xa  ordnen  u.  zu  leiten  (Etat-,  Kassen-,  Rechnungswesen),  indem  fast  die  ganzen 
Einnahmen  des  Reichsetats  aus  Beiträgen  der  beiden  Reichshälften  (s.  o.  §.  41  S.  86) 
herrühren  und  von  deren  Finanzverwaltung  getrennt  beschafft  werden. 

An  der  Spitze  der  westOsterr.  Finanzverwaltung  („im  Reichsrathe  vertretene 
Königreiche  u.  Länder'')  steht  das  Finanzministerium  f.  sämmtlicho  Finanzan- 
gelegenheiten. Zu  dessen  Ressort  gehören  von  Haupteinnahmequellen  die  directen  u. 
iadirecten  Steuern  (letztere  incL  ZöUe,  Monopole,  Lotto,  Stempel  n.  „Gebühren  von 
Rechtsgeschäften''),  die  Staatsdruckerei,  die  Münze.  Dagegen  unterstehen  dem  besond. 
Min.  d.  Ackerbaus  auch  hier  jetzt  die  Domänen  u.  Forston,  femer  die  Bergwerke  u. 
dem  Handelsmin.  die  Verkehrsanlagen  u.  Anstalten  (Häfen,  Post,  Telegraphen,  Staats- 
eisenbahnen). Das  Finanzministerium  zerfällt  in  3  „Sectionen"  (f.  Budget  u.  Credit- 
wesen;  f.  indirecte  Abgaben  u.  unbewegl.  Staatseigenth.;  f.  Pensionswesen,  directo 
Steuern  u.  die  leitenden  Finanzbehörden),  die  Sectionen  in  eine  Anzahl  weitere  Fach- 
departements. Als  eigene  Gcntral-Behördeu  unter  dem  Finanzministerium  fungiren  in 
selbständigerer  Stellung  die  Direction  der  Staatsschuld,  die  Lottogefällsdirection,  die 
1834  errichtete  Generaldirection  der  Tabaksregie,  beide  letztere  mit  einem  selbständigen 
Mittel-  a.  Unterbehörden-  u.  Amtsorgauismus  im  Lande,  die  Centralcommission  zur 
Regelung  der  Grundsteuer,  die  Direction  der  Hof-  u.  Staatsdruckerei,  das  Haupt- 
fflOnzamt  Femer  stehen  die  Salinenverwaltungon  im  Salzkammcrgut  unmittelbar  unter 
dem  Fin.min.  (^in  Galicien  unter  der  Fin.landesdirection).  Zur  Gontrole  der  Finanz- 
verwaltung besteht,  den  Ministerien  gleichgeordnet,  der  oberste  Rechnungshof 
(Verordn.  v.  21.  Nov.  1866).  Eine  besondere  Stellung  nimmt  dieFinanzprocuratur 
ein  (diejenige  in  Wien  mit  centralamtlicher ,  die  in  den  Provinzen  mit  Proviuz.be- 
hördenstellung),  zur  Vertretung  des  Staatsschatzes  in  Rechtsgeschäften  u.  Rechtsstreiten 
(Mor-Blonski,  I,  46  ff.). 

Der  Finanzdienst  im  Lande  in  der  Mittel-  und  Unterinstanz  ist  überwiegend 
in  besonderen  Finanzbehörden  organisirt,  welche  aber  z.  Tb.  mit  der  politischen 
(inneren)  Verwaltung  in  Verbindung  gebracht  sind.  Die  oberen  Mlttelbehördeu,  direct 
QDter  dem  Finanzministerium  sind  die  Finanzlandesbehörden,  immer  je  1  in  jedem 
Kronlande  (in  den  grösseren  Finanz  1  a  n  d  e  s  directionen ,  in  den  kleineren  Finanz- 
directionen  genannt).  Sie  haben  die  zum  Fin.min.  ressortirenden  Finanzsachen  unter 
sich,  daher  namentlich  die  Verwaltung  der  directen  und  indirecten  Steuern  in  ihrem 
Kronlande  (s.  „Amtsunterricht"  v.  29.  Mai  1874,  bei  Konopasek -Mor-Blonski  I,  2S). 
Uer  Präsident  ist  der  Landeschef,  durch  den  die  Verbindung  mit  der  polit.  Verwaltung 
hergestellt  ist,  unter  ihm  steht  ein  speciell  finanzieller  Director.  Im  unteren  Finanz-, 
namentlich  Steuerdienst  sind  die  Behörden   für  die  directe  Besteuerung  von  den- 
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jenigea  für  die  Ubhgen  Fluanzgcbchäfte ,  bes.  für  die  iudirecte  Bestouerong  getrennt 
Als  BohOrdcu  erster  Instanz  oder  leitende  für  die  directen  Steuern  bestehen  ia  den 
grösseren  Landeshauptstädten  Steueradmiuistrationcn,  in  den  kleineren  Steuer* 
localcommissionen,  ausserhalb  die  ßczirkshauptmannschaften,  die  politischen 
Behörden  der  inneren  Verwaltung,  welchen  für  die  Steuersacheu  besondere  Finani- 
beamte  beigegeben  sind.  Die  gleichstehenden  Finanzbehörden  für  den  sonstigen 
Finanzdienst  sind  die  Finanz bczirksdirectioncn  (statt  ihrer  in  den  kleineren  Kron> 
Jändcm  Finanzinspcctoreu  u.  Oberinspectoren).  Die  unteren  ExecutiTbehörden 
sind  die  Stcuerämter,  besonders  für  die  Verwaltung  u.  Erhebung  der  directen 
Steuern,  (wobei  auch  die  Gemeinden  selbst  mitwirken)  und  eines  Theils  der  Gebühren. 
Stempel,  Taxen,  iudirecten  Steuern  u.  sonstigen  Gefälle;  ferner  die  Zollämter,  die 
Vorzehrungssteuerämter  in  Wien  (Linie),  die  Salz-,  Tabak-,  Stcmpelrcr- 
schleissämter.  In  Wien  besteht  ein  höheres  Centraltax-  und  Gebührenbe- 
messungsamt für  das  in  Oostcrreich  stark  entwickelte  Gebiet  der  Stempel,  T&xen  u. 
Gebühren  von  Kechtsgescliäfteu ,  ausserdem  Gebühren bemessungsämter  in  den  Krou- 
ländern.  £ine  besondere  Einrichtung  für  den  Controldienst  in  Bezug  auf  die  Staats- 
p:efälle,  bes.  die  Zölle  und  iudir.  inn.  Steuern  u.  Monopole,  ist  die  österr.  bewaffnete 
Fiuanzwache  (Mor-Blonski  I,  (58  li".).  —  Die  Borg-  u.  Hütten-,  Domänen- 
u.  Forstverwaltung  erfolgt  durch  besondere  Directionen  mit  weiteren  Unterbehörden 
in  den  Provinzen  (ülbrich,  S.  155,  Blonski,  I,  17S).  Aehnlich  wie  in  Wcst- 
Oesterreich  ist  die  Organisation  des  Finauzdiensts  auch  jetzt  noch  in  Ungarn  (Blonski , 
1,  bl). 

§.  99.  —  4.  Frankreich  i^Hock,  Fin.verwalt  Frankreichs,  Kap.  1,  auch 
2  u.  3,  Kaufmann,  Fin.  Fr.'  s.  Buch  1,  bes.  Kap.  2  u.  3.  Specielleres  in  D'Audiffret's 
syst.  flu.  de  la  France  u  in  den  bezüglichen  Specialartikeln  von  B 1  o  c  k  's  dict.  de 
l'admiu.  franc.V  Die  französ.  Finanz  Verwaltung  hat  gegenwärtig  den  grösstcu  Staats- 
haushalt der  Welt  unter  sich,  von  3  —  4  Milliarden  Fr.  im  Jahresetat,  die  Nebeuetaü» 
eingeschlossen.  Sie  iat  aber  nicht  nur  die  grösste.  sondern  auch  eine  der  besi- 
organisirten  und  bc^tgeordneton,  namentlich  in  allen  formellen  Puncteu.  Mehrfach 
bchon  in  der  alten  Monarchie,  dann  seit  der  Revolutionszeit  hat  sich  Frankreich  be- 
sonder ausgezeichneter  Fiuauzminister  erfreut,  die  auch  im  speciell  Finanztecb- 
uischen  hervorragend  waren.  Das  Hauptverdienst  gebührt  zwei  Ministem  der 
Restauration,  Baron  Louis  u.  Graf  Vi  11 61c.  Bes.  wichtig  f.  d.  Organisation  det» 
Finanzministeriums  ist  die  Ordonnanz  v.  17.  Dec.  1844.  Aenderungen  in  Gompeteoz, 
Ressort,  Eintheilung  u.  s.  w.  sind  aber  seitdem,  z.  Th.  unter  dem  Einfluss  der  wech- 
selnden Staatsverfassungen  und  der  von  diesen  wieder  mit  abhängigen  Vcrwaltungs- 
grnndsät/e,  mehrfach  erfolgt,  auch  in  der  neuesten  republican.  Zeit.  Wie  auf  anderen 
französ.  Verwaltungsgebietcn  sind  jedoch  auch  hier  die  Haupteinrichtungen  unter  aUcn 
neueren  politischen  Stürmen  des  Staats  im  Wesentlichen  bestehen  geblieben;  wohl 
einer  der  Gründe,  dass  diese  Stürme  weniger  tief  in  das  wirthschaftlichc  Wohl  der 
Nation  und  in  die  finanzielle  Gesundheit  des  Staats  eingegriffen  haben,  als  man  hätte 
vermuthen  mögen. 

Die  französische  Finanzverwaltung  der  Neuzeit  ist  im  Finanzministerium 
noch  vollständiger  als  in  anderen  Staaten  concontrirt  und  centralisirt.  Es  unterstehen 
demselben  fast  alle  Einnahmezweige  unmittelbar,  nur  die  Forsten  sind  neuordingb 
abgezweigt  und  unter  das  Ackerbauministerium  gestellt,  und  das  P u  1  v e r moDopoI 
wird  vom  Kriegsmini6torium  verwaltet.  Aber  auch  in  diesen  und  ähnlichen  Fällen 
wird  der  Einnahmedienst  durch  Beamte,  welche  zum  Finanzministerium  ressortireo, 
besorgt.  Für  Posten  und  Telegraphen  besteht  gegenwärtig  ein  eigenes  Ministerium. 
Unter  dem  Finanzminister  fungirt  jetzt  ein  Unterstaatssocrctär.  Beide  haben  ein 
eigenes  „Cabinef'  zur  Besorgung  der  Central-  u.  allgemoiRen  Geschäfte.  Das  Mini- 
sterium zerfällt  sodann  in  eine  Reihe  von  grösseren  Facbabtheilungen :  für  die  allge- 
meine Gelderbewcgung  (direction  du  mouvement  gen6ral  des  fonds),  für  die  Staats- 
Ceutral-Kassen  (directeur  comptable  des  caisses  centrales  du  tr6sor,  auch  caissiier- 
paycur  central  du  tr6sor  public),  für  die  Ucberwachung  der  Gencraldircctionen ,  für 
die  Rccht&angelegenhciten  (le  contentieux)  und  die  Gcneralinspcction  (eine  der  französ. 
Finanzverwaltung  eigenthümlicho  Einrichtung,  darin  bestehend,  dass  eine  Anzahl 
Inspcctoren  der  Central  Verwaltung  in  einem  gewissen  Turnus  je  eine  bestimmte  Anzahl 
Departements  zur  Revision  aller  Finanzgeschäfte  bereisen:  die  (ieneralinspection  war 
früher   neben  der  Persoualdircction  eine  der  Präsidialabtheilungcn  des  Ministeriums, 
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jetzt  bt  MO  mit  dem  coDtontieux  zu  einer  Abtheilung  verbunden,  zu  welcher  auch 
die  ^atistik  gehört  Das  contentieux  des  finances  betrifft  die  Regelung  ron  Rechts- 
geschäften u.  dgL,  an  denen  der  Staatsschatz  betheiligt  ist.  Hock,  S.  11,  eine  Ab- 
theilong  mit  ähnlichen  Functionen,  wie  die  Osterr.  Finanzprokuratur) :  weitere  Abtheilungcn 
«ies  FiBanzministeriums  sind  noch  die  Direction  der  allgemeinen  Buchhaltung  (dir. 
feo.  de  la  comptabilitü  publique)  und  diejenige  der  eingeschriebenen  Schuld  (detto 
inscrite).  Unter  dem  Fin.min.,  aber  in  der  selbständigeren  Stellung  eigener  General- 
directioncn  stehen  gegenwärtig  die  folgenden  6:  ftlr  die  dirccten  Steuern,  für 
Registerwesen  (enregistrement)  nebst  Stempel  u.  Domänen,  fUr  die  inneren  indirccten 
Steaem,  für  die  Zölle,  für  die  Tabaksregie,  für  das  MOnzwesen,  lauter  Zweige  von 
cigcnthQmlichcr  ünanzwirthschaftlicher  u.  z.  Th.  Ökonomischer  Technik,  worin  der 
ioocre  Grund  für  die  Bildung  solcher  eigener  Directionen  bei  diesen  Zweigen  liegt. 
l>üch  bt  mitunter  die  Eingliederung  der  letzteren  als  einfache  Abtheilungen  ins 
i  ioanzministerium  angeregt  worden.  Die  Generaldirectionen  zerfallen  wieder  in  Untor- 
abthciluugen ,  diese  in  verschiedene  Bureaux  u.  haben  collcgiale  Verfassung.  Eine 
besondere  h'tellung  im  Ressort  des  Fin.min.  nimmt  noch  die  Gen.dir.  der  Tilgungs- 
und  der  Depositenkasse  ein  (dir.  gencr.  de  la  caisse  d'amortissement  et  des  depAts  et 
coQsignations),  eine  Kasse,  deren  Function  als  Tilgungskasse  im  Wesentlichen  seit 
länger  sistirt  ist,  welche  aber  als  Depositenkasse  (fttr  öH'entliche  Depositen  der  Ge* 
richte  o.  Verwaltungen,  wie  auch  für  ^owiSSS  Privatgelder  u.  fUr  einige  Einrichtungen 
des  Sparkassen-  u.  Lebensversicherungswesen)  eine  sehr  umfassende  Thätigkeit  hat. 
Sie  steht  im  Uebrigen  als  unabhängige  Verwaltungseinrichtung  direct  unter  dem  Par- 
lamente. In  der  Stellung  eines  selbständigen  Gerichtshofs  fungirt  der  Rechnungs- 
hof (cour  des  comptes). 

Der  Finanzdienst,  insbesondere  der  Einnahmedienst  im  Lande  erfolgt  durch 
Finaozbehörden  und  Beamte,  welche  theils  unmittelbar  unter  dem  Finanzministerium, 
tb.  unter  den  gen.  Generaldirectionen  stehen  (Kaufmann,  Kap.  3).  Ersteres  gilt 
ron  den  regelmässig  in  jedem  Departement  (ausser  dem  Seinedep.)  angestellten 
<ieneraleinnehmern  (trösoriers-paycurs  g^neraux),  unter  denen  wieder  die  Arron« 
dissements-Einnehmer  stehen  (als  welcher  im  Ort  seines  eigenen  Arrond.  der  General* 
ciDDehmer  fungirt).  die  ihrerseits  Localeinnehmör  (percepteurs)  unter  sich  haben  (auch 
hier  fangirt  der  Arrond. -Einnehmer  als  Localeinnehmer  in  scihem  Orte).  Die  Local- 
uod  in  der  Hauptsache  auch  die  Arrond.  -  Einnehmer  sind  Specialbeamte  für  die 
Erhebung  der  directen  Steuern.  Die  Generaleinnehmer  sammeln  dagegen  alle  Ein- 
uahmen  der  Finanzverwaltung  in  ihrem  Departement  und  leisten  nach  Anweisung 
die  Ausgaben  in  demselben  damit.  Sie  nehmen  im  Kassendienst  eine  hervorragende 
StelloDg  in  der  französ.  Finanzverwaltung  ein,  müssen  z.  B.  die  etatmässigen  Raten 
der  Einnahmen  terminweise  zur  Verfügung  des  Schatzes  stellen,  auch  wenn  dieselben 
noch  nicht  ganz  eingegangen  sind,  auch  vermitteln  sie  kostenlos  den  Kauf  und  Ver- 
buf  von  Staatsrenten  beim  Publicum. 

Die  Generaldirection  der  directen  Steuern  im  Finanzministerium  hat,  zum  Zweck 
der  Veranlagung,  Inspection  und  Controle  der  directen  Besteuerung  im  Lande,  ausser 
ihrem  „serrice  central''  im  Ministerium  einen  ..Service  ext6rieur''  in  jedem  Departement 
l)ie  vier  anderen  Generaldirectionen  des  Stenerwcsens  haben  nach  der  technischen 
Nator  ihrer  Geschäfte  jede-  ihr  eigenes  System  von  Mittel-  u.  Unterbehörden,  bez. 
Beamten  im  Lande  und  ein  sehr  zahlreiches  Bcamtenpersonal  überhaupt,  wie  das  be- 
sonders die  Einrichtung  des  französ.  Enregistrement  und  der  indirecten  Besteuerung 
bedingt  Bei  diesen  zwei  Generaldirectionen  findet  sich  in  jedem  Departement  in  der 
Ucgel  eine  Direction  mit  Inspectoren,  Controleuren ;  der  untere  Dienst  in  der  indirecten 
Bcsteaerung  wird  th.  von  festansässigen,  th.  von  Wanderbeamten  (receveurs  ambulants) 
besorgt  Ein  Theil  des  Unterbeamten  -  Personals  dient  mehreren  Generaldirectionen. 
So  sind  die  Tabaksläden  z.  Th.  in  den  Händen  von  Unterbeamten  der  indirecten 
Besteuerung,  bes.  in  kleinen  Gemeinden.  Zur  Zollverwaltung  gehört  eine  Grenzwache 
von  20,000  Mann,  welche  auch  für  die  Monopole  u.  indirecten  Steuern  von  Wichtig- 
keit ist  Die  Beamten  sind  theils  auf  Gehalt,  th.  nur  auf  Tantiemen,  tli.  auf  Beides 
gesetzt  Das  Tantiömesystem  findet  in  Frankreich  hier  umfassende  Anwendung  (bes. 
bei  den  86  Generaleinnehmern,  1881  522,000  fr.  Gehalt  u.  3,353,800  fr.  Tant,  dann 
bei  den  Einnehmern  des  Enregistrement,  die  nur  auf  Tantieme  stehen).  — 

Mehrfach  nach  französ.  Muster  ist  die  Finanzverwaltung  in  Italien  eingerichtet 
An  der  Spitze  steht  ein  Ministerium   der  Finanzen   und  des  Schatzes,  mit  General- 
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directionon  ontor  demselben  fUr  die  Verwaltung  des  Scbatzdepartemeuts  (öffeatliche 
Schuld,  wofür  noch  eine  besond.  Direction,  Pensionen,  Dotationen  f.  Ciriiliste,  Apana^n. 
Parlament,  u.  A.  m.),  fUr  Zölle,  für  Domänen  u.  Enregistrement,  für  directe  Steiiem 
Katasterwesen,  einschliesslich  Maass-  und  Gewichtswesen,  für  die  allgemeine  Boch- 
führung.  Posten,  Telegraphen,  Eisenbahnen,  Strassonwesen  stehen  unter  dem  Min. 
f.  öffentl.  Arbeiten. 

In  Russland  besteht  neben  dem  Fiuanzminibtcrium  ein  besond.  Ministerimn 
der  Domänen.  Wege,  Ycrkehrsanstalten,  Eisenbahnen,  Posten,  Telegraphen  sind  wieder 
unter  andere  Ministerien  gestellt.  Die  Reichsconfrole  ist  einer  eigenen  obersten  Be- 
hörde Übertragen.  Das  Fin.min.  zerfällt  in  Departements  für  die  grossen  Einnahme- 
zweige und  die  sonstigen  Geschäfte. 

§.100.  —  5.  Qrossbritannien.  (S.  bes.  Gneist,  engl.  Verwalt.recht,  2.  A. 
II,  762  IT.).  Die  Einrichtung  der  obersten  Finanzverwaltung,  das  Product  einer  laugen 
und  vielfach  eigenthümlichen  geschichtlichen  Entwicklung:,  hängt  in  England  enge 
mit  der  ganzen  Organisation  des  Gabinets  und  dessen  Stellung  zu  Königthum  and 
Parlament  zusammen.  In  der  Form  bestehen  auch  heute  noch  viele  AbweichuDgen 
von  den  contlncntalon  Verhältnissen,  im  Wesen  sind  die  Dingo  unter  dem  Einflnss 
ähnlicher  Bedürfnisse  in  allen  modernen  Staaten,  doch  nicht  mehr  so  sehr  verschieden. 
Die  Spitze  des  sogen.  Schatzamts  (treasury)  bilden  nominell  zwei  Amtsstellen,  die 
des  „ersten  Lords  des  Schatzes'',  und^Rb  des  „Schatzkanzlers''  (chancellor  of  thc 
cxchequer).  Diese  Stellen  können  in  einer  Person  vereinigt  sein,  gegenwärtig  ij»t 
dies  bei  Gladstone  der  Fall.  Sonst  ist  der  ,. Erste  Lord  des  Schatzes''  der  Chef 
des  Cabinets,  im  Wesentlichen  der  „Premierminister'*,  als  solcher  Chef  der  iresammten 
Staatsverwaltung  und  somit  auch  an  der  obersten  Finanzverwaltung  betheiligt,  doch 
hauptsächlich  nur  nominell.  Der  eigentliche  Leiter,  besonders  dem  Parlament  g^^n- 
über,  und  der  „Finanzminister"  im  continentalen  Sinne  ist  der  Schatzkanzler.  Das 
weitere  oberste  Verwaltnngsorgan  des  Finanzwesens  ist  eine  Collegialbehörde,  die 
Lords  Commissioners  of  the  treasury,  bestehend  aus  dem  Ersten  Lord  des  Schatzes 
als  nominellem,  dem  Schatzkanzler  als  zweitem  Chef  und  drei  ordentlichen  sog.  junior 
Lords,  ZQ  denen  gegenwärtig  noch  ein  viertes  ausserordentliches  Mitglied  »tetroten  ist. 
Doch  liegt  die  wirkliche  Geschäftsführung  und  oberste  Verwaltung:  thatsächlich  über- 
wiegend in  den  Händen  von  drei  Unterstaatssecretären ,  von  denen  zwei  gleich  den 
Ministem  und  den  Commissioners  mit  dem  Ministerwechscl  wechseln,  der  dritte 
permanenter  Secretär  ist.  Die  oberste  Finanzverwaltung  zerfällt  in  drei  Abtheilangen 
unter  diesen  drei  Sccretären:  eine  für  das  Staatseinkommen ,  dessen  wirkliche  obere 
Verwaltung  aber  durch  selbständige  Onterbehördcn  (Generalzollamt,  Generalamt  für 
das  „inländ.  Einkommen"  —  Inland  revenue  — ,  Generalpostamt,  auch  für  die  Tnlegraphie. 
und  ein  Dep.  für  Domänen  u.  s.  w.,  Generalcontrole,  fcomptroller  generalj,  General- 
registratur), besorgt  wird,  so  dass  die  Schatzabtheilung  mehr  nur  Aufsichtsinstanz  ist ; 
eine  zweite  Abtheilung  für  die  Ausgaben,  mit  umfassenden  Gontrolbofugnissen,  unter 
dem  permanenten  Secretär;  eine  dritte  Abth.  für  das  Anstellungswescn  (direct  von  hier 
werden  nur  die  oberen  Stellen  besetzt,  die  unteren  durch  Onterbehörden).  Der  Schatz- 
kammer attachirt  sind  Specialbureans  des  Solicitor's  (Gcneralfiscals)  und  für  Schreib- 
materialien und  Drucksachen. 

Erst  im  Laufe  der  Zeit  (16.  u.  17.  J.h.)  ist  von  der  alten  Schatzkammer  der 
eigentliche  Kassen-  und  Rechnungs dienst  abgetrennt  worden.  Ersteres  geschah 
insbesondere  durch  Uebertrag^ung  eines  grossen  Theib  des  oberen  Einnahme-  und 
AuRgabediensts  an  die  Bank  von  England  (1834),  welcher  die  Einnahmedepartementä 
ihre  Einkünfte  zuführen.  Die  Bank  besorgt  dann  die  sämmtlichen  Auszahlungen  in 
der  Staatsschuldenverwaltung,  einen  Theil  der  Zahlungen  ftlr  den  consolidirten  Fonds 
und  die  Zuweisung  der  Geldsummen  an  die  Dienstzweige  der  Staatsverwaltung  auf 
die  Anweisungen  der  Finanzverwaltung  hin.  Im  Schatzamt  selbst  befindet  sich  ein 
General -Coutrolamt  (comptroller  general)  und  ein  Generalzahlamt  (paymaster  general) 
für  die  sonstigen  Zahlungsgeschäfte. 

Der  mittlere  und  untere  cxecutive  Einnahmedienst  gliedert  sich  nach  den 
grossen  Zweigen  des  Saatseinkommens.  Das  Generalzollamt  (commissioners  of 
cuslom,  Gneist,  a.  a.  0.  II,  815  fl.)  ist  das  Gcntralamt  für  den  Zolldienst,  neben 
ihm  fnngircn  der  Generaleinnehmer  (receiver  general)  und  Generalcontroleur 
icomptroller  general),  unter  ihm  stehen  die  grosse  Zoll-  und  Hafenverwaltung  ?od  London, 
die  für  sich  einen  besonderen,  mehrfach  gegliederten  Amtsorganismns  darstellt,  und 


Britische  Finanzverwaltung.  219 

die  Proriozialzollämter.  Das  (ieneralamt  für  das  inländische  Einkommen, 
b<^  fiir  die  inneren  Steuern  (commissioners  of  inland  revenue,  Gnoist,  II,  820  ff.) 
ist  aus  der  Vereinigung  der  ursprunglich  getrennten  Behörden  der  verschiedenen  hier> 
heigehdrigeu  Einkünfte  entstanden  und  jetzt  das  Centralamt  fUr  diesen  Einnahmedienst, 
dem  wiederum  ein  besonderes  Genoralcinnehmer-  und  ein  Controlamt  beigegeben  ist. 
Die  innere  Einrichtung  dieses  Amts  gliedert  sich  nach  Fachgruppen,  d.  h.  nach  den 
Uiupteinnahmezweigeu  oder  Steuorarten,  die  es  verwaltet  wohin  die  directen  Steuern 
(taxes,  die  Grund-,  Haus-,  Einkommen-,  die  Luxnssteneni ,  sog.  assassed  taxes),  die 
iDoeren  Verbrauchsteuern,  Accisc  (oxcise,  daher  bes.  die  Spiritus-  und  Malzsteuer) 
ond  die  Stcmpelabgaben  u.  s.  w.,  sowie  die  Erbschaftssteuern  gehören.  Der  Aus- 
ftthniDgsdienst  im  Lande  steht  unter  diesem  Generalamt  und  ist  ttXr  die  directen 
Steuern  und  die  Accise  getrennt,  wie  dies  die  technische  Natur  dieser  Abgaben  be- 
dingt. Für  diu  ersteren  fungiren  sog.  surveyors  und  Inspcctoren,  für  die  Accise 
coUectors  je  in  einem  Bezirk  (coUoction)  mit  dem  erforderlichen  Untcrpcrsonal.  Die 
Staatsschuld,  deren  Kassengesch&ft  der  Bank  obliegt,  wird  von  einer  besonderen 
Behörde  verwaltet,  einer  Gommission,  gebildet  aus  dem  Schat^kanzler ,  Sprecher  des 
Unterhauses,  den  Bankgouvemeuren  und  einigen  anderen  Wurdentr&gern  (Gncist, 
tl,  S59). 

Seit  1834  ist  au  Stelle  früherer  Behörden  ein  General-Controlamt  (compt- 
roller  general,  Gneist,  II,  846)  mit  der  Aufgabe  getreten,  die  richtige  Verrechnung 
der  Einnahmen  und  die  Gesetzmässigkeit  der  Ausgaben  zu  controliren.  Erst  1882 
iät  es  zur  Organisation  einer  ordentlichen  Behörde  für  die  Function  einer  Obcr- 
rechenkammer  (commissioners  of  audit,  Gneist,  II,  $5(>)  gekommen. 


2.  AbscbDitt. 
Das  Etatswesen. 

r.  Justi,  Stoatswirthsch.  2.  A.  1758,  II  §.  408  tf.  v.  Malchus,  Fin.  II,  9S  ff. 
Kau  Fin.  II,  §.  561—565.    Stein  Fin.  I,  51  ff.,  78  ff.,  A.  Wagner,  Abh.  Ordn. 
d.  Fin.wirthsch.  in  Schönberg's  Handb.  II,  418,  §.  2 — 8.    Leroy-Beaulieu  Fin.  II, 
1.1«  bes.  eh.  1.  —  V.  Gzörnig,  Budg.,  Staatsrechn.  u.  s.  w.  —  Die  öffentlich- 
rechtliche  Seite  des  Etatwesens  wird  mehrfach  in  den  modernen  Verfassungs- 
urkunden geregelt,  s.  sonst  die  Schriften  über  Staatsrecht,  v.  Könne,   Laband, 
Pözl,  Gneist  (s.  v.  Gneist  bes.  auch  die  Schrift:  Gesetz  u.  Budget,  Berl.  1879) 
Q.  A.  m.  —  Die  finanztechnische  u.  administrative  Seite  behandeln  meistens 
mehr  oder  weniger  eingehend  die  Schriften  Ober  positive  Finanzgesetzkunde 
Qod  aber  Staats-  bez.  öffentliches  Kassen-  und  V errech nungsw es cn  zugleich  mit. 
S.  die  Bibliographie  darüber   bei  Schrott,  Lohrb.  d.   Vcrrechn.wissensch. ,  4.  A. 
Wien,   1881  S.  551  ff.    Einzelnes  aus   der  älteren  Liter,   bei  v.  Malchus,  II,  97, 
Rau  11,  §.  589,  Stein,  I,    104.    Die  Specialschriften  über  einzelne  Länder  gehen 
öfters  auch  auf  die  allgemeineren  Principien  und  technischen  Fragen  des  Etatswesens 
CID.    Von  älteren  Schriften  sind  noch  hervorzuheben:  Feder,  Handb.  über  das  Staats- 
rechnungs-  u.  Kassen wescn,  Stnttg.  u.  Tub.  1820;  Kieschke,  Grundzüge  z.  zweck- 
mäss.  Einriebt,  d.  Staats-  Kassen-  u.  Rechn.wesens,  Berl.  1821.  —  Tonzig.  trattato 
dcUa  scienza  di  amministrazione  c  di  contabilitä  priv.  e  dello  btato,  Venczia  1857.  — 
Schrott*s  gen.  Werk  §.  154  ff.  (S.  484  ff.).  —  üebcr  Prcussen  Näheres  betr.  die 
bozQgl.  ältere  u.  neuere  Liter,   bei  Kletke,   Lit  üb.  d.  Fin.wesen  d.  preuss.  Staats, 
3.  A.  Berl.  1876,  S.  837  ff.     S.  n.  A.  Wöhner.  Handb.  über  das  Kassen-  u.  Rech- 
uuogswcscn,  2.  A.  v.  Symanski,  Berl.  1824.    Graaf,   Handb.  d.  Etats-,  Kassen-  u. 
Rechnungswesens  d.  preuss.  Staats,  Berl.  1831;  Jonas,  d.  Kassen-  u.  Rechn.wesen, 
Berl    1864.     Meissner,    d.    gegenwärtig  giltigen   preuss.  Gesetze   betr.   d.  Staats- 
recbnungswesen ,    Berl.    1878,  ders.   preuss.  Verwaltungskunde,  B.    1,  über  preuss. 
Eutswcsen  u.  über  Baufouds,  Grünberg  1882;  G.  Herrfurth,  d.  gesammte  preuss. 
Etats-,  Kassen-  u.  Rechnungswesen  u.  s.  w.,  Berl.  1881.    v.  Rönne,  preuss.  Staats- 
recht 8.   A.  II,  2.  Abth.  S.  575  ff.  (Etatswesen),   eb.  S.  722  ff.  (Kassen-  u.  Rechn.- 
wesen). —  Ueber  Baiern:  Stockar  v.  Neuforn-Hock  Handb.  d.  ges.  Fin.verwalt. 
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Baierns,  I,  IS  ff.,  387  IL,  Pözl,  Lchrb.  d.  baier.  Verfass reclitsJ ,  5.  A.  Miuichen 
1877,  S.  441,  526  ff.  —  üebcr  Ocstorrcich:  Fröhlich,  Handb.  d.  Staatsrechn.- 
wissensch.,  Wien  1856.  7.  Escherich  Lehrb.  d.  allgem.  u.  Staats  rech  n.wes.  Wieu  1S51, 
ders.  Kassen-  u.  Kcchn.wes.  Wien  1860.  Lieh tne gel,  Gesch.  d.  österr.  Rcchn.  n. 
Controlwcs.,  Graz  1872.  Blonski,  Fin.ges.knnde  11,  862  ff.,  auch  350  ff.  —  üeber 
Frankreich  7.  Hock,  Fin.w.  511  ff.  (Staatshaush.) ,  3.  Kap.  S.  85  ff.  (öff.  RccIid.- 
wes.),  V.  Kaufmann,  Kap.  21,  z.  Th.  K.  4,  Art.  couiptabilit6  publique  in  Block'« 
dict  de  Tadmin.  —  üeber  Gr.  Britann.  Gneist,  engl.  Vorwalt.rccht ,  2.  A.  II, 
§.  68—70,  S.  832  ff.,  auch  S.  765  ff.  —  Abgesehen  von  den  Bestimmungen  der 
Vcrfassungsurkunden  oder  ähnhcher  Grundgesetze  tlbcr  einzelne  Puncto  des  Etat-  und 
des  Oontrolwesens  (Gesetze  über  die  Oberrechnungskammer)  ist  das  Einzelne  auf  dem 
(lebiete  des  Etats-,  Kassen-,  Bechnungs-  und  Oontrolwesens  auch  in  der  neueren 
Constitution.  Periode  meistens  im  Ycrordnungswege  (Seitens  des  Monarchen,  der  obersten 
Staatskörper  u.  bes.  des  Fin.ministeriums),  nicht  im  Wege  der  Gesetzgebung,  geregelt 
worden. 

§.  101.  Das  Etatswesen  der  Finanzwii-thschaften  oder  öffent- 
lichen Haushalte  (§.  61)  ist  eigentlich  nur  die  Uebertragung  einer 
allgemeinen  technischen  Einrichtung  der  Einzel wirthscbaften  (6.  §.  51) 
auf  die  Finanzwirthschaften.  In  technischer  Hinsicht  bewirken 
nur  die  Grösse  und  die  Verwickeltheit  der  iinanzwirthschaftlichen 
Ein-  und  Ausgänge,  bez.  Einnahmen  und  Ausgaben,  besonders  des 
Staatshaushaltes,  Verschiedenheiten  von  der  Aufstellung  von  Vor- 
anschlägen im  Privathaushalte,  bei  Erwerbsgesellschaften  u.  dgl.  ni. 
Sodann  bedingen  die  Verhältnisse  des  öffentlichen  Rechts  eine 
besondere  rechtliche  Bedeutung  des  finanzwirthschaftlichen  Ctats- 
wesenSy  welche  sich  bei  der  Aufstellung,  Genehmigung,  Verpflichtang 
zur  Innehaltung  des  durch  die  zuständigen  Factoren  genehmigten 
und  damit  als  Richtschnur  vorgeschriebenen  Etats,  bei  der  Durch- 
führung des  letzteren  und  weiter  bei  dem  Kassen-  und  Rechnungs- 
wesen in  Bezug  auf  den  Etat,  schliesslich  bei  der  betreffenden 
Controle  überall  in  eigenthUmlicher  Weise  geltend  macht.  Nach 
den  rechtlichen  Gesichtspuncten  muss  sich  Manches  in  der 
technischen  Einrichtung  des  Etatswesens  richten,  damit  bestimmte 
Rechtsgrundsätze,  z.  B.  hinsichtlich  der  verfassungsmässigen  Controle 
der  Volksvertretung,  ttberliaupt  ordentlich  durchgeführt  w^erden 
können.  Insofern  sind  für  die  Technik  des  Etatswesens  nicht  nur 
technische  Zweckmässigkeitsgesichtspuncte  allein  massgebend.  Als 
Angelegenheit  der  Finanzwissenschaft  wie  der  practischen  Finanz- 
verwaltung sind  indessen  doch  die  technischen  Seiten  des  Etats- 
wesens das  zunächst  und  allgemein  Wichtige,  die  rechtlichen  Seiten 
kommen  hier  nur  in  zweiter  Linie  in  Betracht. 

Namentlich  ist  davon  auszagehen«  dass  ein  modemer.  fast  ganz  auf  Geldwirth- 
Schaft  begründeter  Staatshaushalt,  einerlei,  welche  „Verfassung''  in  dem  Staat«  bestehe, 
doch  in  der  Hauptsache  wegen  der  zwingenden  Anforderungen,  welche  die  Ordnung 
der  Finanzwirthschaft  stellt,  ein  gutes  Etatäwesen  bedarf.  Es  ist  daher  auch 
begreiflich,  dass  sich  das  letztere  geschichtlich  schon  vor  der  neuesten  Periode 


Technische  Seiten.   Begriff  des  Etats.  221 

der  Verfassangen  —  mit  Volksvertretangen  und  mit  Fisanzcotttrol-,  speciell  mit  Mit- 
wirkungsrcchten  dieser  Vertretangcn  bei  der  Fcststellang  der  Etats  —  im  Interesse 
der  Ordnung  der  Finanzwirthschaftcn  entwickelt  hat.  Fur  diese  Ordnung  schuf  dann 
das  y erfassungsrecht  in  den  betreffenden  Rechten  der  Parlamente  nur  eine  vermehrte 
Bürgschaft  in  Bezug  auf  die  Prüfung  bei  Aufstellung  und  auf  die  Innehaltuug  der 
Etats,  aber  an  dem  Technischen  de^  Etatw^esens  selbst  ?iel  zu  ändern,  war  wegen 
dieser  Entwicklung  nicht  immer  noth wendig.  Im  Folgenden  werden  zuerst  die  tech- 
nischen, dann,  soweit  sie  nicht  unmittelbar  gleich  dabei  besprochen  werden  kOnnon, 
die  rechtlichen  Seiten  des  Etatswesens  (§.  114  ff.)  behandelt. 


I.  Die  technischen  hJeiten  des  Etatswesens. 

§.  102.  —  A.  Begriff  und  Zweck.  Der  Etat  oder  Vor- 
anschlag (Budget)  ist  eine  ziffermässige  Uebersicht,  in  bestimmter, 
gei^öbnlich  mehr  oder  weniger  systematischer  Ordnung,  über  die 
muthmasslichen  Ein-  und  Ausgänge  (Einnahmen  und  Ausgaben) 
in  Geld  oder  Geldeswerth  im  Haushalt  eines  öffentlichen  Körpers 
tHr  eine  ktinftige  Periode  (Jahr)  und  über  die  danach  sich  er- 
gebende Bilanz  zwischen  diesen  Summen  (§.  61). 

Der  wichtigste  dieser  Etats  nach  seinem  Umfang,  auch  nach  seiner  öffentlich- 
rechtlichen Bedeutung  pflegt  der  Staatshaushalts -Etat  zu  sein,  in  Bundesstaaten  der 
Reichs-  oder  Bundeshaushalts-Etat.  Neben  ihm  kommen  theils  schon  seit  froher, 
theils  nach  neueren  BedOrfuisseu,  besonders  bei  grösserer  Entwicklung  der  Geldwirth- 
schaft,  jetzt  auch  gewöhnlich  in  Folge  aasdrilckl icher  gesetzlicher  Anordnung  Etats  der 
Haushalteder  Selbstverwaltangskörper,  der  Provinzen,  Kreise,  Gemeinden  vor,  deren 
technische  und  rechtliche  Seiten  ähnlich  wie  diejenigen  des  Staatshaushalts  sind  und  hier 
nicht  näher  behandelt  zu  werden  brauchen.  Vgl.  die  Bemerkungen  passim  oben  im 
Abschn.  vom  Finanzwesen  der  Scibstverwalt  §.  53  ff.  Die  neueren  Provinzial-,  Kreis-, 
Gemeindcordnungen  (Prcussen  u.  a.  L.)  pflegen  wohl  ausdrücklich  die  Etatisiruug  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  für  die  betreffenden  Haushalte  vorzuschreiben.  Womöglicli 
sollte  dabei,  auch  im  Interesse  der  vergleichenden  Finanzstatistik,  eine  gewisse  Gleich- 
mässigkeit  in  den  benutzten  Schcmatou  befolgt  werden.  {S.  die  o.  gen.  ueuercu  preuss. 
Arbeiten  f.  Uerrfurth  u.  s.  w.).  In  kleineren  und  namentlich  in  Landgemeinden 
mit  noch  vorwaltender  Naturalwiithschaft  auch  in  ihrem  Finanzwesen  (Naturalioistungcu, 
persönl.  Dienste,  z.  B.  im  Wegewesen)  ist  die  Etatisirung  noch  heute  oft  wenig  ge- 
nOgend,  aber  auch  noch  nicht  ein  so  dringendes  BedUrfniss,  wie  bei  Geldwirthschaft, 
zugleich  erheblich  schwerer  technisch  dnrchzuftlhren  als  bei  letzterer. 

Seinem  Zweck  nach  ist  der  Etat: 

1)  zunächst  ein  technisches  Hilfsmittel  fUr  die  Erfüllung  einer 
Hauptaufgabe  der  formellen  und  materiellen  Ordnung  im  Öffent- 
lichen Hanshaltc,  der  planmässigen  Fürsorge  für  aus- 
reichende Deckung  der  Ausgaben  (Ausgänge)  durch 
die  Einnahmen  (Eingänge)  in  der  späteren  wirklichen 
Führung  des  Haushalts. 

Der  Etat  zeigt  der  Finanzverwaltung,  welcher  Art  und  wie  gross  die  Bedarfnisse 
auf  der  Ausgangsseite  und  die  Deckangsmittel  auf  der  Eingangsseite  sind,  macht 
danach  gleich  die  Nothwendigkeit  von  Aenderungen  auf  der  einen  oder  der  anderen 
oder  auf  beiden  Seiton  ziffermässig  ersichtlich,  um  das  Gleichgewicht  fUr  die  bevor- 
stehende Finanzperiode  herbeizufahren,  dient,  ganz  abgesehen  von  der  betreffenden 
Kechtspflicht ,  als  Richtschnur  bei  der  Bewerkstelligung  der  Ein-  und  Ausgänge, 
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und  weist  auch  im  Gebiet  der  letzteren  auf  die  erfordcriicbcn  bedeutenderen  Umge- 
staltungen far  die  weitere  Zukunft  hin,  welche  sich  aus  dem  BedUrfuiss  der  Ver- 
waltung des  Staats  einer-  und  der  bestehenden  Einrichtung  des  Finanzwesens  andrer- 
seits ergeben.  In  technischer  Hinsicht  muss  der  Etat  so  eingerichtet  sein,  dass  er 
fQr  alle  die  genannten  Aufgaben  möglichste  Klarstellung  der  Verhältnisse  bewirkt. 
Leichte  Uebersichtlichkeit  des  Etats,  passende  Anordnung  seiner  Rubriken  sind  dabei 
leitende  Zielpuncte. 

2)  Der  Etat  dient  weiter  dazu,  die  Grösse  des  Gesammt- 
aufwands  eines  öffentlichen  Körpers  im  Verhältniss  zur 
Leistungsfähigkeit  des  Volks  und  der  Volkswirthschaft 
(oder  des  betreifenden  Theils  beider  bei  den  kleineren  öffentlichen 
Körpern  innerhalb  des  Staats)  ersichtlich  zu  machen,  soweit  dies 
von  der  einen  Seite,  derjenigen  der  Belastung  der  Volks- 
wirthschaft durch  den  Kostenaufwand  eines  öffentlichen  Körpers, 
möglich  ist. 

Mit  um  dieses  Zwecks  willen  sind  an  die  (JCAtaltuug  des  Etats  bestimmte  An- 
forderungen 7.n  stellen:  Brutto-,  nicht  nur  Nettoetat,  Vollständigkeit  des  Etat:f, 
Einheit  desselben  oder  in  deren  Ermangelung  Hinzufügnng  von  Nebenetats  zum 
Hauptetat  u.  dgl.  m.  Dadurch  erst  erlangt  man  die  Möglichknit ,  cinigermasscn  den 
Werth  der  Leistungen  des  betreKcnden  Öffentlichen  Köi'pers,  im  Ganzen  wie  im 
Einzelnen,  mit  der  Hohe  der  Kosten  dieser  Leistungen  zu  vergleichen,  wie  c^  für 
die  richtige  Feststellung  des  Bereichs  der  Staatslhätigkeit  (§.  34)  und  zur  Würdigiiug 
der  volkswirthschaftlichen  Productivität  des  Finanzaufwands  geboten  ist. 

3)  Der  Etat  hat  endlich  den  Zweck,  schlussberechtigendes 
Material  itlr  die  Beurtheilnng  der  ökonomisch- technischen 
Einrichtung  der  Finenzwirthschaft  selbst  zu  bieten, 
besonders  in  Bezug  auf  das  Verhältniss  der  einzelnen  Einnahme- 
kategorieen  und  deren  Theile  zu  einander  (Steuern  und  andere 
Einkünfte-Arten  u.  s.  w.)  und  in  Betreif  der  Roh-  und  Reinerträge 
(Höhe  der  Verwaltungs-,  Bewirthschaftungskosten  in  den  Betriebs- 
verwaltungen, der  Erhebungskosten  der  Steuern  u.  dgl.  m.)- 

Zu  diesem  Behufe  ist  wieder  die  passende  Uubricirung  der  Posten,  die 
Selbständigkeit  des  Etats,  die  Brutto-Etatisirung  unter  genauer  Angabe  der 
von  den  Roheinnahmen  zur  Erzielung  der  Reinerträge  abgehenden  Kosten  nothwcndig. 

Die  Entwicklungsgeschichte  des  Etatswesens  zeigt,  dass  diese  verschiedenen 
Zwecke  erst  allmälig  immer  klarer  erkannt  und  durch  verbesserte  Einrichtung  der 
Etats  zu  erreichen  gesucht  worden  sind.  Die  „constitutioneUo  Bndgetwirthschaff'  hat 
zu  diesen  Verbesserungen  im  Öffentlich-rechtlichen  Interesse  vielfach  mit  beigetragen. 
Aber  die  dargelegten  Zwecke  und  die  aus  ihnen  hervorgehenden  Anforderungen  ge- 
hören doch  zunächst  wieder  in  das  Gebiet  der  Technik  des  Etatswesens. 

§.  103.  —  B.    Arten  der  Etats. 

Verschiedene  Grundsätze  der  Unterscheidung  lassen  sich  hier  anwenden,  tech- 
nische und  rechtliche  Einthei'ungen  kommen  neben  einander  vor,  theils  letztere  sich 
an  jene  anschliessend,  theils  getrennt  davon.  Im  Staatshaushalte,  von  dem  es  hier  zu 
sprechen  genfigt,  sind  der  Unterscheidungen  mehr  als  in  den  Haushalten  der  Selbst- 
verwaltungskörper, aber  im  Princip  kommen  bei  letzteren  dieselben  Arten  vor  und 
bei  grossen  verwickolten  Haushalten,  /.  B.  einer  Grossstadt  finden  sie  sich  auch  in 
der  Praxis 
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1.  ZanäcfaBt  sind  zu  unterscheiden  verfassungsmässige 
oder  finanzgesetzliche  und  Verwaltungs-  oder  Kassen- 
etats. Zu  ersteren  gehören  der  Hauptfinanzetat,  die  Haupt- 
etats und  die  Specialetats. 

a)  Der  Haupt-Finanzetat  ist  der  Etat  der  gesammten 
Finanzwirthschaft,  im  Unterschied  von  den  Etats  einzelner  grösserer 
und  kleinerer  Dienstzweige. 

Im  Princip  ninfasst  er  daher  alle  Zweige  der  Eingänge  und  Ausgänge  einer 
KiDanzperiodc.  In  der  Praxis  i>t  das  freilich  auch  heute  noch  nicht  immer  vAlIig 
erreicht,  indem  noch  öfters  diese  oder  jene  Nebenetats  (Specialetats  s.  u.)  für 
einzelne  Zweige  apart  vom  Hauptfinanzetat  geführt  werden  (§.  113).  Doch  bildet  das 
die  gewöhnlich  auch  sachlich  nicht  erhebliche  Ausnahme,  die  mit  der  strengeren 
Durchföhrnng  des  „Princips  der  fiscalischen  Einheit"  seltener  wird.  Der  Haupt- 
dnaozetat  ist  zugleich  in  rechtlicher  Hinsicht  der  wichtigste,  indem  vor  Allem  er 
von  den.  gesetzgebenden  Factoren  festgestellt  und  der  Finanzvcrwaltung  und  den 
sonstigen  betheiligten  obersten  A'erwaltungsbehördcn  als  gesetzliche  Richtschnur  zur 
Innehaltung  in  der  practischen  Finanzgebahrung  selbst  vorgeschrieben  wird. 

b)  Hauptetats  (Haupt-Specialetats)  werden  die  besonderen 
Etats  für  die  einzelnen  grösseren  selbständigen  Dienst- 
zweige in  der  Ausgabewirthschaft  und  fttr  dieHauptkategorieen 
der  Einnahmen  in  der  Einnahmewirthschaft  genannt,  nach 
Eintheilungen,  welche  sieh  gewöhnlich  aus  der  ganzen  Organisation 
der  Staatsverwaltung  (Ministerialsysteni,  Ministerialetats)  und  der- 
jenigen des  Finanzdienstes  (Abtheilangen  im  Finanzministerinm, 
besonders  fttr  die  Einnahmezweige,  Directionen  dafUr,  Verwaltnngs-, 
ökonomisch -technische  und  rechtliche  Gruppen  der  Einnahmen) 
ergeben. 

Diese  Hauptetats  sind  ihrerseits  Bestandtheile  des  Hauptfinanzetats.  Der  Ent- 
werfnng  des  letzteren  geht  ihre  Bildung  voraas.  Nach  seiner  verfassungsmässigen 
(ienebmigung  erhalten  die  Hauptetats  dann  als  Theile  des  Haoptfinanzetats  ihre  be- 
stimmte  rechtliche  Bedeutung. 

c)  Specialetats  sind,  noch  von  den  ebengenannten  nnter- 
scbieden  : 

a)  in  einer  Bedeutung  des  Worts  die  Etats  für  die  einzelnen 
Aeroter  und  Behörden  der  grösseren  Verwaltungsabtheilungen, 
daher  insbesondere  für  die  Dienststellen  im  Lande. 

Diese  Etats  bilden  die  Elemente  (Kapitel,  Sectionen,  Titel  u.  dgl.).  aus  denen 
sich  bei  der  Entwerfung  des  Budgets  die  Hauptetats  und  schliesslich  der  Hauptfinanz- 
etit  zusammensetzen  und  in  welche  wieder,  auch  z.  Th.  mit  bestimmten  rechtlichen 
Cooseqaenzen ,  der  genehmigte  Uauptfinanzetat  mit  seinen  Hauptetats  zerfällt.  Die 
Anstellung  dieser  Special-  und  der  Hauptetats  schliesst  sich  auch  an  die  Gliederung 
der  Kassen  nach  Goschäftszweigen  und  an  die  Artliche  Vertheilnng  der  Kassen  an 

ß)  Der  Ausdruck  „Specialetat"  wird  aber  auch  noch  in  dem 
anderen  Sinne  gebraucht,  indem  darunter  die  früher  häufigen,  jetzt 
noch  hie  und  da  vorkommenden  selbständigen  Nebenetats 
ftlr  einzelne    apart    gehaltene    Verwaltungszweige    neben    dem 
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Hauptfinanzetat  verstanden  werden;  mitanter  auch  solche  Etats, 
von  denen  bloss  die  abschliessenden  Hauptsummen,  z.  B.  die 
Ueberscbüsse  eines  Zweiges,  allein  in  den  Hauptfinanzetat 
kommen,  während  das  Einzelne  in  einem  solchen  ,,8pecialet8t" 
besonders  aufgeillhrt  wird  (§.  113). 

Specialetats  crstcrer  Art,  welche  noch  besonders  als  Neben  etats  bezeichnet  weiden 
können,  sind  die  gelegentlich  noch  zu  findenden  Etats  fUr  einzelne  Gebietstheilc 
(Reste  des  alten  Provincialsystcms,  das  sonst  meistens  dem  centralisirenden  Realsystem 
gewichen  ist)  neben  dem  Hauptfinanzetat  für  das  Hauptgebiet  des  Staats.  Beispiele 
der  zweiten  Art  sind  die  Etats  for  wirthschaftlich  selbständiger  gestellte  Staatsuntor- 
nehmungen,  wie  Fabriken,  Banken  (preuss.  Scehandlung),  ferner  auch  für  selbständige 
Anstalten  corporativer  Art,  z.  B.  Lehr-,  Kranken-.  Armenanstalten,  welche  nur  „Be- 
darfs-ZuschOsse''  aus  dem  Staatshaushalt  erlangen  (ausnahmsweise  etwa  auch  an  diesen 
Ceberschüsse,  statt  sie  selbst  zum  Vermögen  zu  schlagen,  abliefern).  (Oesterr.  „dotirte 
politische  Fonde*'  ftlr  Zwecke  des  Cultus  u.  Unterrichts,  „Religionsfondc'\  „Schulfondc"). 

Die  Verwaltungs-  oder  Kassen  etats  dienen  unmittelbar 
und  ausschliesslich  den  Verwaltungszwecken.  Sie  ergeben  sich 
aus  den  finanzgesetzlichen  Etats  und  gliedern  sich  eventuell  nach 
Kassenbezirken  und  nach  Verwaltungsbezirken. 

Bei  crsteren  sind  wieder  Hanptctats  für  die  Gentralkassen  und  die  Prorincial 
(Bezirks-,  Departements-,  Kronlands-)  Kassen  und  Specialetats  für  die  Localkasscn. 
mit  weiterer  Unterscheidung  dieser  Kassen  nach  den  Einnahme-  und  Ausgabezwcigeo. 
denen  sie  specieli  dienen,  zu  unterscheiden.  Die  Verwaltungsbezirks -Etats  schliesseo 
sich  au  die  Yerwaltungsointheilung  des  Staatsgebiets  an,  welche  in  den  einzelnen 
Dienstzweigen  zu  Grunde  gelegt  wird  und  werden  in  Generaletats  dieser  Dienst- 
/weige  (z.  B.  der  Borg-,  Forst  Verwaltung)  zusammengefasst.  0.  Meissner,  preoss. 
V^erw.kundo  I,  0,  wonach  hier  z.  TJi.  das  Gesagte. 

§.  104.  —  2.  Mit  Rücksicht  auf  die  Beziehung  der  Etats  zur 
Kategorie  y^Zeit^'    werden    folgende  Unterscheidungen  gemacht: 

a)  Nach  der  Zeit,  fttr  welche  die  Etats  bestimmt  sind,  und 
in  welcher  man  steht,  sind  die  Etats  solche  der  abgelaufenen 
Finanzperiode,  der  laufenden  und  der  künftigen.  Ebenso 
unterscheiden  sich  die  ,,Jahresdienste'^ 

Practisch  und  rechtlich  wichtig  wird  diese  Unterscheidung  besonders  hinsichtlich 
der  Frage,  ob,  wie  weit,  wie  lange,  und  unter  welchen  Bedingungen  und  Formalitäten 
Finanzoperationen,  bez.  Kassen bewegungen  (Ein-  und  Ausgänge)  nach  Ablauf  einer 
Finauzperiodo  noch  auf  Grund  des  Etats  der  letzteren  und  auf  Rechnung  dcrseibeii 
gemacht  werden  dürfen,  wie  und  wann  die  Uebcrtragung  in  den  laufenden  Dienst  zu 
erfolgen  hat  u.  dgl.  m.:  Puncto,  welche  mit  der  Ausfuhrung  des  Budgets  und  mit 
dem  Rechnungsabschluss  /.usammonhftngen  und  später  in  Verbindung  mit  dieseu 
Gegenständen  zu  behandeln  sind. 

b)  Nach  der  Zeitdauer  der  Finanzperiode,   für  welche 
die  Etats  aufgestellt  werden,   unterscheidet  man   vorncmlich  ein 
jährige  und  mehrjährige. 

In  neuerer  Zeit  und  zumal  in  grösseren  Staaten  sind  Jene  die  QbUchcu.  In 
technischer  Hinsicht  haben  sie  wohl  meistens  den  Vorzug,  dass  sie  sich  in  ihreu 
Veranschlagungen  der  Wirklichkeit  mehr  annähern  können  und  werden,  nachträgliche 
Acndcrungon   nnd  NachtrairsetÄts  sich  -^filtener  nothwondig  erweisen.     Auch  wenn  die 
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mehrjäbrigen  £tats  in  der  Weise  aufgestellt,   bez.  geäetzlich  festgestellt  werden,  dass 
Dicht  ein  Jabresctat  ohne  Weiteres  für  eine  mehrjährige  Periode   gilt,  sondern  so. 
dass  mehrere,  unter  sich  e\rentueil  verschiedene  Jahres -Etats  gleichzeitig  auf  einmal 
für  eine  mehrjährige  Periode  gegeben  werden,  sind  die  angedeuteten  Schwierigkeiten 
vorhanden,  wie  namentlich  das  leichtere  und  stärkere  Auseinandergehen  von  Voran- 
schlag und  wirklicher  Finanzgebahrung.    Je  nach  der  Beschaffenheit  der  Einnahmen 
ond  Ausgaben   in    einem  Staatshaushalte  und  je  nach   der  ganzen  Lage  eines  Staats 
werden  diese  Schwierigkeiten  kleiner  oder  grösser  sein.     Wo  die  Beinerträge  grosser 
Bctriebsrerwaltungen  (Eisenbahnen,  Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerke,  wie  in  Preussen 
und  anderen  deutschen  Staaten)  eine  hervorragende  Bolle  im  Einnahmebudget  spielen, 
sind   die  Bedenken    gegen   längere  als   einjährige   Etatsperioden   wegen  der  ?on  so 
mancherlei  wechselnden  Umständen  abhängigen  Einnahmen  und  Aasgaben  di^er  Be- 
triebsTerwaltnngen  nicht  zu  verkennen.    Anderseits  hängt  die  Frage  mit  der  Einrichtung 
der  parlamentarischen  Etatsberathung  and  mit  anderen  Verhältnissen  des  Parlamentarismus 
ond  des  Staatslebens   zusammen.    Jene  Berathung   lässt  sich  erheblich  verkürzen  und 
dadurch  in  Bezug  auf  Einzelheiten   gründlicher  machen   bei  längeren  Etatsperioden. 
Eine  „Gefährdung  des  Budgetrechts  der  Volksvertretung*',  welche  öfters  in  einer  solchen 
Einrichtung  gefunden  wird,  möchte  deshalb  kaum  anzuerkennen  sein.     Kürzere  Etats- 
berathung  kommt  auch   wieder  den   sonstigen  parlamentarischen   Arbeiten  zu   Gute. 
Wo,  wie  in  Deutschland,  verwickelte  Ycrfassnngsverhältnisse ,  die  Schwierigkeit  des 
Kebenei Danderbestehens  und   eventuell   gleichzeitigen  Tagens  des  Bcichstags  und  der 
Landtage  zur  Erledigung  der  Etatsberathung  vorliegen,  sind   daher  immerhin  wohl 
beachtenswerthe  Gründe  auch  für  längere  Etatsperioden  anzufahren.    Die  Ermächtigung 
zn  umfangreicherer  Aufnahme  schwebender  Schulden  (Ausgabe  von  Schatzscheinen) 
hei  erheblicheren    unvorhergesehenen  Abweichungen  der  Wirklichkeit  vom  Etat  wird 
dabei  freilich   kaum  immer  zu  vermeiden  sein.     Das  Bichtigste  wäre  wohl  eine  Ein- 
richtung von  „stabilen''  Budgets  mit  längeren  (möglichst  langen)  und  von  „wandel- 
baren" Budgets  mit  kürzeren  (1  jähr.)  Etatsperioden,  nach  dem  Vorgang  Englands,  in 
der  Weise,  wie  es  oben  in  §.  64  erörtert  und  begründet  worden  ist. 

In  den  europ.  Staaten  sind  cinjähr.  Etatspcrloden  die  allgemeine  Bcgel.  Auch 
im  Deutschen  Beich  und  in  Preussen  bestehen  sie  bisher  verfassungsmässig,  doch  wird 
die  Frage  regierungsseitig  zu  Gunsten  mehr-  (2)  jähr.  Perioden  erwogen.  In  den 
deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  sind  meistens  längere,  selbst  bis  6  jähr.  Etats- 
perioden, verfassungsmässig,  neuerdings  aber,  besonders  in  den  grösseren,  aus  tinanz- 
tecbnischen  und  mehr  noch  aus  budgetrechtlichen  Gründen  mehrfach  verkürzt  worden. 
Baiern  hat  jetzt  2  jähr.  Perioden,  mit  gleichen  Summen  für  jede^  Jahr,  ebenso  K. 
Sachsen;  Würtemberg  und  Baden  stellen  in  einem  Finanzgesetz  den  Etat  für 
2  Jahre  getrennt  fest,  Gr.  Hessen  hat  eine  4 jährige,  die  Kleinstaaten  1 — 4  jähr. 
Etatsperioden. 

c)  Nach  dem  Zeitpuuct  der  Feststellung  (nach  demjenigeu 
der  parlamentarischen  Einbringung  Seitens  der  Begierung  oder^ 
wenn  dies  gestattet  ist,  Seitens  der  Mitglieder  der  Volksvertretung) 
unterächeidet  man  den  regelmässigen  (^^Haupt'^-)  Finanzetat 
undNaehtrags-Etats  zu  jenem,  insbesondere  zu  dem  einmal 
?on  den  zuständigen  Factoren  festgestellten  und  vom  Staatsober- 
haupt verkündeten  regelmässigen  Etat. 

Principiell  und  unbedingt  zu  vermeiden  sind  solche  Nachtragsetats  nach  dem 
Gange  des  Staatslebens  nicht,  z.  B.  wenn  nach  Erlass  des  Hauptetats  grössere  Yer- 
iodcniogen  in  Einnahme-  und  Ausgabezweigen  eingetreten  sind.  So  hat  z.  B.  in 
Preussen  jüngst  die  Uebemahme  von  Privatbahnen  Nachtragsetats  veranlasst  (Ges. 
r.  14.  Mai  1882,  betr.  Feststellung  eines  Nachtrags  zum  Staatsh.h.etat  f.  1882  —  83). 
Aber  im  Interesse  der  Ordnung  und  Uebersichtlichkeit  des  Haushalts  müssen  Nach- 
tragsetats  auf  dringende  Fälle  beschränkt  werden.  Einiges  hängt  dabei,  wie  schon 
bemerkt,  von  der  Länge  der  Etatsperioden,  dann  auch  von  der  Zeitdauer  der  Vor- 
b«reitiuig  des  Budgets  im  Kreise  der  Regierung  und  von  derjenigen  der  Parlamentär. 

A.  Wagner.  FlinanzvÜMun<»chaft  I.     3.  Aufl.  15 
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Dorchberathüng  ab.  Zar  Vermeidung  von  Nachtragsetats  ist  eine  kurze  Zeitdauer 
der  Vorbereitung  und  Dnrchberathung  erwünscht,  daher  namentlich  ein  Beginn  der 
Vorbereitung  und  Durcharbeitung  des  Etats  innerhalb  der  R^^ening  möglichst  kurz 
Tor  dem  Anfang  des  neuen  Finanzjahrs  (Leroy-Beaulieu.  Fin.  II,  7).  Vieles  hiojrt 
auch  hier  wieder  von  parlament  Einrichtungen  u.  Gebrauchen  ab.  In  Frankreich 
werden  die  zum  System  gewordenen  Nachtragsetats  oder  Supplementär- Creditc  als 
ein  Missstand  empfanden.  Z.  Th.  erklären  sich  die  dortigen  Verhältnisse,  im  Unter- 
schied zu  England,  das  die  Nachtragsetats  kaum  kennt,  in  Frankreich  daraus,  dasi 
Supplcmcntarcredite  in  Betr.  der  Ausgaben  hier  in  Opposition  zur  ßegicrung  oder 
ohne  Mitwirken  derselben  vom  Parlament  auf  Antrag  von  Deputirten  votirt  werden 
können.  Eine  Reform  in  diesen  Dingen  gilt  als  uothwendig.  (S.Näheres  bei  Leroy- 
Beanlieu,  II,  livre  1,  eh.  II).  In  Preussen  können  nach  d.  Gcschaftordn.  d. 
Hauses  d.  Abgeordn.  v.  16.  Mai  1S76  Anträge  von  Mitgliedern,  „welche  eine  Geld- 
bewilligung in  sich  schliesscn  oder  in  Zukunft  herbeizuführen  bestimmt  sind,  zur 
Abstimmung  nur  gelanj^cn.  wenn  eine  Commission  mit  ihrer  Vorberatbung  betraut 
worden  ist  u.  diese  einen  Bericht  darüber  eratattct  hat**  (j^.  27).  Auch  mit  der  Be- 
fugniss  der  Regierung  zu  U  eher  tragungen  (virements)  innerhalb  des  Etats  und 
daher  mit  dem  Maassc  der  Specialisirung  des  Budgets  (in  Kapitel,  Titel  u.  s.  w.)  ood 
mit  der  Form  der  parlam.  Votirung  —  in  Abiheilungen  oder  in  Kapiteln  oder  in 
Titeln  und  noch  weiteren  kleinen  Posten  —  steht  das  grössere  oder  geringere  Be- 
dttrfniss  nach  Nachtragsciats  in  Verbindung.  Je  beschränkter  das  Recht  zu  üeber- 
tragungen  und  je  grösser  die  specialisirende  Votirung  des  Etats,  desto  leichter  die 
NoUi wendigkeit  von  Nachtragsetats  oder  —  von  „nachträglicher  Genehmigung  ausser- 
etatsmässiger  Ausgaben.'*    S.  darüber  u.  §.  117,  HS. 

d)  Nach  dem  Zeitpunct  des  Beginns  des  Etatsjahrs  (der 
Etatsperiode)  unterscheidet  man  Etatsjahre  („Finanzjahre'*), 
welche,  mit  dem  Kalenderjahre  zusammenfallend,  am  1.  Jan. 
oder  zu  einem  anderen  Termine  anfangen. 

AUgemeinc  wirthschaftlichc  Gründe,  die  verschiedene  Bewegung  der  Einnahmen 
und  Ausgaben  nach  den  Jahreszeiten,  namentlich  aber  Rücksichten  auf  die  geeignetste 
Zeit  der  parlament  Berathung  des  Budgets  machen  einen  anderen  Anfangstermin  als 
den  1.  Jan.  rathsam.  Diese  Erwägung  hat  mehrfach  zur  Annahme  andrer  Finanzjahre 
als  der  Kalenderjahre  geführt,  so  in  Grossbritannien,  im  Deutschen  Reich,  in  Preussen. 
wo  (in  beiden  letzten  seit  1.  Apr.  1S77)  das  Fin.j.  am  1.  April  beginnt;  so  jetzt  auch 
in  Würtemb.  u.  Gr.  Hessen.  In  Nord- America  ist  der  1.  Juli  der  Termin,  eiu 
Zeitpunct,  den  Leroy-Beaulieu  (II,  9)  auch  für  Frankreich  empfiehlt. 

§.  105.  —  3.  Mit  Rücksicht  auf  die  Beziehung  der  Etats  zur 
Kategorie  y,Baum'^  unterscheidet  man  nicht  nur  die  Staatshaus- 
halts- und  die  Etats  der  verschiedenen  Selbstverwaltungs- 
körper, sondern  auch  in  den  ersteren  wieder  den  Etat  ftir  das 
ganze  Staatsgebiet  und  die  Staatshaushaltsetats  für  einzelne 
Gebietstheile  (Provinzen  u.  s.  w.). 

Früher,  vor  der  Ersetzung  des  „Provincialsystems"  mit  eigenen  getrennten  V«^ 
waltungsdepartemcnts  für  jede  Provinz,  Gruppe  von  Provinzen,  oder  „Landschaft" 
durch  das  centralistische  „Realsystem**,  war  die  getrennte  Führung  des  Staatshaus- 
haltsetats in  „Provincialetats**  das  Uebliche  und  Zweckmässige.  Nur  jfür  einige  bereits 
zusammengcfasste  Verwaltungszweige,  z.  B.  Militärwesen,  wurden  etwa  ,.Generaletats** 
der  centralisirenden  „ General -Staatscasse**  geführt,  in  denen  bei  den  Einnahmen  die 
UeberschUsse  der  Provincialetats  als  Beiträge  zu  den  Kosten  der  allgemeinen  Staats- 
verwaltungszweige erschienen.  Die  neuere  politische  Entwicklung,  die  Einführung 
allgemeiner  Yertrctungsorgane  der  ganzen  Staatsbevölkerung  und  finaaztechnische 
Rücksichten  haben  mit  Recht  zum  .,Princip  der  fiscalischen  Kasseneinbeit  **  und  zn 
einheitlichen  Staatshanshaltctats  für  das  ganze  Staatsgebiet  geführt.    Einzelne  kleißf 
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RtäU  des  älteren  Syätems  haben  sich  aber  mitunter  erhalten  oder  finden  sich  in 
Specialetats  des  Hauptfinanzetats  noch  hie  und  da,  namentlich,  wenn  in  gewissoi 
iUnnchtnngen,  z.  B.  im  Stenerwesen  provinzielle  Abweichungen  geblieben  sind  (Steuern 
der  UobenzoUern 'sehen  Lande  im  preuss.  Etat). 

4  Endlich  ist  nnter  den  Arten  der  Etats  noch  der  Brutto- 
und  der  Netto etats  zu  erwähnen.  Die  ersteren  enthalten  bei 
den  Einnahmen  die  Kosten  der  Gewinnung,  Bewirtbschaftung,  des 
Betriebs,  der  Erhebung  mit  in  sich,  die  letzteren  fuhren  nur  die 
Reinerträge  auf. 

Principielles  darüber  u.  §.  109. 

Die  consequentc  technische  DnrchfUhrung  der  Brutto-  wie  der  Nettoetatisimng 
bietet  manche  Schwierigkeiten  und  ist  absolut  ^cnau  kaum  zu  erreichen.  Das  ge- 
schichtlich Acltcre  sind  die  Nettoetats,  das  tinanztechnisch  und  budgetrechtlich 
Richtige  die  Bruttoetats,  die  aber  so  aufgestellt  und  eingerichtet  sein  müssen,  dass 
sich  der  Nettoetat  daraus  leicht  hcretcllen  lässt. 

■m  

§,  106,  —  C.  Einrichtung  und  Form  der  Etats.  Der 
Etat  ist  ein  Rechnungsanschlag.  Aus  diesem  seinem  Wesen 
folgen  die  Anforderungen  hinsichtlich  seiner  zweckmässigen  Ein- 
richtung und  Form. 

Auch  hier  liegt  zunächst  eine  technische  Aufgabe  vor,  bei  deren  Losung 
aber  wieder  rechtliche  Gesichtspunctc,  „budgct-  oder  etatsrechtÜche"  concurriren. 
Namentlich  richtet  sich  nach  letzteren*  die  Bedeutung  der  einzelnen  Uubriken  und 
Posten  (Abtheilungen,  Kapitel,  Sectionen,  Titel  u.  s.  w.)  des  £tats  und  wird  dann 
auch  darin  mit  Rücksicht  auf  die  budgctreclitliche  Bedeutung  solcher  Posten  mehr 
oder  weniger  specialisirt  (§  117).  Im  Uebrigen  ist  das  allgemeine  Schema  des  Etats,  wenn 
einmal  das  Priucip  der  Etatisirung,  „Brutto-  oder  Nettoetat?'*  feststeht,  ein  durch 
die  Sache  selbst  gegebenes ,  das  sich  daher  auch  zeitlich  und  Ortlich  nur  in  Neben- 
pancten  verändert. 

1.  Der  Hauptfinanzetat  und  seine  Theile,  die  Haupt-  und  die 
Specialetats  (§.  103)  zerfallen  zunächst  vielfach  in  einen  ordent- 
lichen und  einen  ausserordentlichen  Etat;  eine  Scheidung, 
welche  principielle  Bedeutung  hat,  dieser  gemäss  dann  auch  richtig 
dnrchgeführt  werden  sollte,  aber  in  der  Praxis  öfters  eine  mehr 
äosserlich-formale,  als  innerlich-begründete  ist.  Die  wissenschaftlich 
DDd  practisch  werthvolle  Unterscheidung  mtisste  sich  bei  den  Aus- 
gängen (Ausgaben)  an  die  oben  in  §.  62,  63  erwähnte  Trennung 
des  Finanzbedarfs  in  ordentlichen  und  ausserordentlichen,  „nach 
dem  inneren  Moment  der  Dauer  der  mit  einer  Ausgabe  (Aiisgang) 
erzielten  Wirkungen^'  und  bei  den  Eingängen  (Einnahmen)  an  die 
oben  §.  65  ff.  aufgestellte  Deckungstheorie  („Steuern  oder  Schulden  ?") 
ankoflpfen.  Das  Streben  in  der  Praxis  des  Etatwesens,  dies  za 
thnn,  ist  auch  ersichtlich,  aber  es  wird  selten  streng  und  folge- 
richtig verwirklicht. 

Dies  gilt  z,  B.  auch  Ton  der  preuss.  etatsmässigen  Scheidung  von  ^/ortdauemden" 
ud  „einmaUgen  und  ausserordentlichen''  Ausgaben  und  von  derjenigen  der  ,,ordent- 
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liehen*'  und  ,,aasserordeDtlichen''  Einnahmen.  Unter  den  fortdauernden  Ausgaben 
bildet  zwar  der  wirl^Iiche  ordentl.  Bedarf  (das  ,,Normalerforderniss''  §.  63)  das  Gros, 
aber  zahlreiche  mehr  oder  woniger  erhebliche  Posten  „aasserord."'  Aasgaben  im 
wissenschaftlichen  Sinne,  für  privat-  und  staatswirthsch.  Kapitalanlagen,  befinden  sich 
auch  daniuter.  In  einem  grösseren  Staatshaushalte,  wo  sich  derartige  Ausgaben 
ziemlich  regelmässig  wiederholen,  lässt  sich  für  die  Einreihung  derselben  unter  die 
ord.  Ausgaben  practisch  Manches  sagen,  aber  das  WiUkUhrliche  ist,  dass  dann  wieder 
andere,  ganz  verwandte  Posten,  z.  B.  für  grössere  Neubauten,  in  das  Eztraordinariom 
kommen.  Bei  'Vergleichen  verschiedener  Jahrosetats  desselben  Staats  wie  der  Etats 
der  verschiedenen  Staaten  mUsste  man  daher  die  Etats  erst  Posten  für  Posten  zer- 
gliedern. Auch  unter  den  ordentlichen  Einnahmen  befinden  sich  in  Prcossen  nod 
anderswo  manche  Posten,  welche  als  eine  Verminderung  der  Substanz  des  Staatsrer- 
mögens,  z.  B.  bei  Verkäufen  von  Domänen-  und  PorstgrundstUckcn ,  eigentlich  eine 
ausserordentliche  Einnahme  bilden,  gleich  der  Schuldaufnahme,  oder  welche  implicito 
auf  letzteres  hinauslaufen  (z.  6.  im  neusten  preuss.  Etat  f.  1SS3/S4  die  Einsetzung  der 
nur  erst  zum  kleinen  Theil  zu  Pensionszahlungen  verwandten  3% igen  Zahlungen  der 
Beamten  aus  ihren  Gehalten  zu  den  Beiträgen  fur  Versorgung  der  Wittwen  und  Waisen 
unter  die  laufenden  Staatseinnahmen  zur  Deckung  der  laufenden  Ausgaben).  Unter 
diesen  Umständen  ist  die  Berechnung  des  „Dcficits''  auch  stets  ziemlich  willkohrlich 
(§•  77),  —  in  soliden  Hausbalten,  wie  dem  preussischen,  dio  wirkliche  Lage  meist 
günstiger,  als  diejenigo,  welche  in  dem  „rechnnngsmässigcn  Deficit"  hervortritt. 

Principiell  ist  eine  scharfe  und  consequente  Scheidung  von 
ordentlichem  und  ausserordentlichem  Etat  auf  beiden  Seiten,  der 
Ein-  und  der  Ausgänge,  unter  Befolgung  der  oben  aufgestellten 
Grundsätze  fQr  die  materielle  Ordnung  des  öffentlichen  Haushalts 
(3.  Kap.)  berechtigt.  Sie  darf  nur  nicht  dazu  dienen,  die  Lage 
des  Haushalts  durch  willkUhrliche  Einreihung  ordentlicher  Bedarfs- 
posten in  den  ausserordentlichen  Etat  und  ausserordentlicher  Ein- 
gangsposten  in  den  ordentlichen  Etat  günstiger  oder  durch  das 
umgekehrte  Verfahren  sie  ungünstiger  als  der  Wahrheit  ge- 
mäss erscheinen  zu  lassen.  Auch  letzteres  ist  bedenklich  und  führt 
möglicher  Weise  zu  falschen  Finanzoperationen  und  einer  unrichtigen 
Bedeckung.  Ungleich  bedenklicher  und  practisch  gefährlicher  ist 
aber  das  erste  Verfahren,  das  unsolider  Finanzpolitik,  leichtsinnigem 
Schuldenmachen  und  einem  grundsätzlich  verkehrtem  Bedeckungs- 
system Thor  und  Thür  öffnet 

Es  gehören  demnach  in  den  ordentlichen  Etat  und  müssen 
darin  genau  sichtbar  gemacht  werden:  bei  den  Eingängen  die 
sogen,  ordentlichen  Einnahmen  (oder,  richtiger  gesagt,  die 
überhaupt  nur  so  zu  nennenden  „Einnahmen'^)  nebst  dem  etwaigeu 
Zuschuss  aus  ausserordentlichen  Einnahmen  zur  Deckung  der 
Ausgaben  des  ordentlichen  Etats;  bei  den  Ausgängen  die 
ordentlichen  Ausgaben  nebst  dem  etwaigen  Ueberschass 
in  diesem  Etat,  welcher  für  die  Verwendung  im  ausserordentlichen 
Etat  zur  Verfügung  bleibt.  Die  Einstellung  jenes  Zuschusses  oder 
dieses  Uebersehusses  als   besonderer  Posten  in  den  Etat  empfehle 
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($icb  allgemein,  um  diesen  wichtigen  Umstand  recht  deutlich  zu 
machen.  In  den  ausserordentlichen  Etat  gehören  dann  bei 
den  £  i  n  g  ä  n  g  e  n :  die  ausserordentlichen  Deckungsmittel  nebst 
dem  etwaigen  Ueberschoss  des  ordentlichen  Etats,  bei  den  Aus- 
gängen die  „ausserordentlichen  Ausgaben'^  (nach  deren  drei  grossen 
Kategorieen  getrennt  §.  63)  nebst  den  etwaigen  Zuschttssen  zur 
Deckung  des  ordentlichen  Etats. 

Die  Praxis  bietet  aocb  heute  noch  manche  Verschiedenheiten  in  der  AufisteUung 
des  Etats,  was  eine  Deurtheilung  in  Gemässheit  der  dargelegten  Grundsätze  und  eine 
Vei^gleichong  sehr  erschwert.  So  werden  z.  B.  in  Preussen  im  Staatshausbaltsetat 
(Haaptfinanzetat)  bei  den  Aasgaben  die  dauernden  von  den  einmaligen  und  ausser- 
ordentlichen getrennt  und  bei  den  dauernden  wieder  die  ««künftig  wegfallenden'*  neben 
der  Haoptsumme  besonders  hervorgehoben  (im  Regier.entwarf  f.  18b3/84  z.  B.  mit 
10  067,S70  von  1.045«473,136  M.  im  Ganzen).  Bei  den  Einnahmen  wird  aber  nur 
in  den  Spccialetats  zwlsclien  ordentlichen  u.  ausserordentlichen  dadurch  unterschieden, 
diss  aus  der  Bezeichnung  des  einzelnen  Postens  seine  Zugehörigkeit  zu  der  einen 
der  beiden  Kategorieen  ergehen  werden  kann.  Selbst  die  Eingänge  aus  Anleihen  er- 
scheinen hier  nur  als  ein  Titelposten  des  Kapitels  „allgemeine  Finauzverwaltung''  und 
sind  in  der  einen  Abschlusszifier  der  „Einnahmen*"  mit  enthalten.  So  verschwindet 
hier  der  Posten  der  durch  den  Staatscredit  bewirkten  Eingänge  und  ordentlicher  und 
aQsserordentlichcr  Etat  werden  auf  der  Eiugangsseite  verschmolzen.  —  was  gewiss 
nicht  zweckmässig  ist.  —  In  Frankreich  wird  das  ordentliche  Aasgabebudget,  fUr 
dessen  Deckung  die  ordentlichen  Einnahmen  nebst  den  etwaigen  UcberschUssen  der 
Vorjahre  dienen,  von  dem  auf  „ausserordentlichen  Hilfsquellen'*  fundirton  Ausgabe- 
bodget  unterschieden.  In  (West-)  Oesterreich  werden  bei  den  Ausgaben  die 
ordentlichen  u.  ausserordentlichen  getrennt,  denen  die  „Einnahmen*'  nebst  dem  durch 
.Anleihen  und  andere  ausserordentliche  Mittel  zu  deckenden  „Deficit**  gegenüber  stehen. 

§.  107.  —  2.  Jeder  vollständige  Haupt-  wie  Specialetat  ent- 
hält zunächst  die  zwei  Seiten  der  Eingänge  (Einnahmen) 
und  der  Ausgänge  (Ausgaben),  die  bei  grösseren  Etats  hinter- 
einander aufgeführt  werden,  wobei  bald  die  Eingänge,  bald  die 
.\u8gänge  voranstehen.  Da  letztere  das  eigentlich  bestimmende 
Moment  für  die  Höhe  der  Eingäuge  sind  (§.  61),  so  ist  es  logisch 
richtiger,  sie  voranzustellen.  Innerhalb  beider  Seiten,  von  der 
grösseren  oder  geringeren  Specialisirung  noch  abgesehen,  werden 
die  einzelnen  Posten  und  Gruppen  von  solchen  in  systematischer 
Zusammenfassung  und  Reihenfolge  eingestellt.  Man  kann  hier 
entweder  nur  nach  der  inneren  Zusammengehörigkeit  und 
Verwandtschaft  der  Einnahme-  und  Ausgabeposten  selbst  oder 
nach  der  Zugehörigkeit  derselben  zu  den  grossen  Ver- 
waltungsabtheilungen (Ministerien)  und  wieder  innerhalb 
der  letzteren  nach  innerer  Zusammengehörigkeit  der  Posten  rubriciren. 
Diese  zweite  Methode  entspricht  am  Meisten  den  Consequenzen 
des  modernen  Verfassungs-  und  Verwaltungsrechts,  insbesondere 
dem  „Budgetrecht"  und  der  verantwortlichen  Stellung  der 
Ministerien  und  hat  sich  daher  jetzt  mehrfach  auch  für  die  Rubri- 
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cirung  der  Einnahmen  eingebürgert.  Ftlr  diejenige  der  Ansgabea 
ist  sie  sehon  älter  und  liegt  sie  auch  noeh  näher.  Sie  gebt  hier 
in  die  erste  Methode  der  Rnbricimng  mit  Ober. 

In  manchen  constitotionellen  Staaten  des  Contineuts  besteht  jetzt  in  der  Bobh- 
cirung  der  Einnahmen  wie  der  Ausgaben  nach  Ministerien  (and  ähnlichen,  diesen 
coordinirten  Behörden)  im  Grossen  und  Ganzen  eine  gewisse  Gleichmässigkeit,  im 
Einzelnen  finden  sich  aber  immer  noch  viele  Unterschiede.  Das  britische  Budget, 
aach  das  nordamericanische  weichen  erheblicher  ab.  Vergleichnngen  der  Budgets» 
verschiedener  Staaten,  auch  öfters  der  älteren  und  neueren  Budgets  desselben  Staate 
verlangen  so  noch  heute  viel  Vorsicht.  — 

Beispiele.   InPreussen  zerfällt  der  Etat  in  die  zwei  Uauptabtheilungen :  Ein- 
nahmen und  Ausgaben.  Die  ,,Einnahmen''  im  Etat  werden  in  die  3  grossen  Abtheilungen 
,, einzelne  £innahmezweige*%  «.Dotationen  und  allgemeine  Finanzverwaltung''  und  „Staats- 
verwaltungseinnahmen'' geschieden  und  innerhalb  der  ersten  und  dritten  Abtheilung  nach 
Bilinisterialdepartements,  von  denen  die  Einnahmen  ressortiren,  postenweise  eingestellt. 
Bei  den  ..fortdauernden  Ausgaben"  tritt  der  Character  des  Bruttobudgets  scharf  hervor. 
Sie  zerfallen  auch  in  drei  grosse  Abtheilungen :  „Betriebs-,  Erhebungs-  u.  Verwaltungb- 
kosten   der  einzelnen  Einnahmezweige",   „Dotationen  (wobei  die  öffentl.  Schuld)  und 
allgemeine  Finanzverwaltung"   und  „Staatsverwaltungs- Ausgaben",  in  der  1.  und  3. 
Abth.  wieder  Rubricirung  nach  Ministerien.    Die  Debersicht  wird  durch  die  Trennung 
der  Koherträge  und  der  Betriebsausgaben   der  sogen.  „Betriebsverwaltungen"  etwas 
erschwert.    Die  „einmaligen  und  ausserordentlichen  Ausgaben"  werden  ebenfalls  nach 
Ministerien   rubricirt.    Die  Einnahmen   stehen  im  Etat  voran.    Umgekehrt  ist  es  im 
Etat  des  Deutschen  Reichs.    Die  „fortdauernden"  Ausgaben  werden   hier 
theils  nach  Yerwaltungsabtheilungcn  (Reichsämtem)  und  innerhalb  derselben  nach  den 
einzelnen  Verwaltungszwecken,  Üieils  nach  Haupt- Verwaltungszwecken  (Reichsschuld, 
Rechnungshof,  allgem.  Pensionsfonds,  Reichsinvalidenfonds)  zusammengefasst  im  Etat 
aufgeführt     Bei    den    „einmaligen"   Ausgaben    erscheinen  noch  einige  weitere 
Hauptrubriken  (u.  A.  im  Et.  f.  18S2/88  t  d.  Post-  u.  Telegr.verwalt ,  f.  d.  Reichs- 
druckerei,  f.  d.  Eisenb.verwalt ,  f.  Ausgaben  in  Folge  des  Kriegs  gegen  Frankreich, 
f.  Deficit  [„Fehlbetrag"]  des  Haush.  f.  1880/81,  f.  Betriebsfonds).    Die  Einnahmen 
werden  nach  den  grossen  Quellen,  aus  denen  sie  fliessen,  rubricirt    Bei  den  Betriebs- 
verwaltungen (Post-  u.  Telegr.verwalt,  Reichseisenb.verwalt  [Els.lothr.  Bahnen],  Reichs- 
druckerei) werden   die  Bruttoeinnahmen,   die  Betriebsausgaben  und   die  üeberschtlsse 
im  Einnahmeetat  aufgeführt  u.  nur  die  Ueberschüsse  in  die  Summe  der  Reichseinnahmen 
gezogen.     Die  Ruhr,   „ausserord.  Zuschüsse"   enthält  Beiträge   ans  Fonds   (so  aus  d. 
Reichsfestungsbau-,  Reichseisenbahnbau-,  Rcichstags-Gebäudefouds)  sowie  die  Eingänge 
aus  Anleihen.    Selbst  zwischen   dem  preuss.  u.  dem  Reichsetat  bestehen  also  er- 
hebliche Verschiedenheiten,  die  bei  Vergleichen  erst  durch  Umrechnungen  ausgeglichen 
werden  müssen.  —  Das  Budget  Baierns  besteht  aus  3  Theilen:   A)  Staatseinnahmen 
des  lauf.  Jahres  (nach  Einnahmequellen,  nicht  nach  Ministerien  rubricirt),  B)  Aus- 
gaben auf  die  Erhebung,  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  (nach  den  Einnahmezweigen 
unter  gleicher  Ziffer  wie  diese  rubricirt\    C)  Staatsausgaben  (th.  nach  Hauptausgabe- 
zwecken —  so  für  d.  K.  Hof  u.  Haus,  f.  d.  Staatsschuld,  f.  d.  Staatsrath,  f.  d.  Landtag, 
f.  Reichszwocke,  f.  Pensionen  u.  dgl.  [in  3  Ruhr.],  u.  A.  m.  — .  th.  nach  Ministeriat 
departements  zusammengefasst).  —  In  Würtemberg  ist  das  Budget  der  Ausgaben 
ähnlich  wie  in  Baiem  aufgestellt,  das  der  Einnahmen  hat  die  4  Hauptrubriken:  ,30s 
dem  Kammergut"  (incl.   Verkehrsanstalten)  mit  Brutto-,  Kosten-  und  Kettosnmmen, 
„aus  den  Steuern"  dsgL,  „Antheil  an  Reichseinnahmen'',  „Zuschuss  zur  Deckung  der 
contractl.  Tilgung  der  Eisenb.anlehen ".  —  In  (West-)  Oesterreich  werden  die 
Ausgaben  jetzt  nach  Ministerien  und  einzelnen  selbständigen  Hauptzwecken  (Givilliste. 
Gabinetskanzlei,   Reichsrath,  Reichsgericht,   Ministerrath ,  Rechnungshof,  Pensionen, 
Dotationen  nebst  Subventionen,  Staatsschuld,  Antheil  an  den  gemeins.  Ausgaben  der 
Gesammtmonarchie) ,  die  Einnahmen  gleichfalls  grösstentheils  nach  Ministerien  (mit 
Unterscheidung  der  Quellen),  ausserdem  nach  einigen  selbständigen  Zweigen  rubricirt  — 
In  Frankreich  wird  das  ordentl.  u.  ausserord.  Ausgabebudget  jetzt  nach  Mini- 
sterien aufgestellt  (beim  Finauzmin.  stehen  die  öffentl.  Schuld,  die  Dotationen  «. 
Ausgaben  f.  Präsident,   Parlament,   Ehrenlegion,   Zuschüsse  z.  Marineinvalidenkasse, 


Einrichtnn^,  Form  der  Ktala.  231 

fmier  die  Erhebuogskosten  a.  s.  w.  der  Steuern  n.  Afientl.  Einkünfte«  welche  von 
diesem  Ministerium  verwaltet  werden).  Auch  die  Neben  Budgets,  (§.  113),  dasjenige 
der  auf  Specialeinnahmen  fundirten  Ausgaben  f.  Departements  u.  Gemeinden  u.  dasr 
jenige  der  Services  rattachto  pour  ordre  au  budgct  de  rann6e,  werden  in  der  Ausgabe* 
Seite  nach  Ministerien  rubricirt.  Dagegen  fuhren  die  Einnahmebudgets  in  Frankreich 
die  Einnahmen  nach  den  Quellen  allein  znsammengefasst  auf.  —  Letzteres  gilt  von 
dem  auch  sonst  vielfach  abweichenden  britischen  Budget,  das  bei  den  Ausgaben 
Dach  Zwecken  derselben  und  unter  Berücksichtigung  der  staatsrechtlichen  Trennung 
des  stabilen,  auf  dem  consolidirten  Fonds  beruhenden  und  des  Jahresbudgets  (s.  o. 
§.  64)  unterscheidet  —  In  Italien  sind  die  Ausgaben  im  Budget  nach  Ministerien, 
mit  eigenthümlicher  Unterscheidung  von  Kategorieen  innerhalb  der  Ministerien  (I  wirkl. 
Ausgaben,  11  Bewegung  der  Kapitalien,  III  Eisenbahnbau,  IV  Compensationcn),  die 
Eionahmea  nach  den  Quellen,  mit  analoger  Unterscheidung  nach  diesen  Katcgorieeu 
nibricirt.  —  In  Kussland  werden  die  Ausgaben  im  Etat  nach  einzelnen  selbständigen 
Zwecken,  überwiegend  aber  ebenfalls  nach  Ministerien,  die  Einnahmen  nach  Quellen 
znsammengefasst 

§.  108.  Die  RabriciruDg  der  einzelnen  Kategorieen  and 
Posten  von  Ausgaben  und  Einnahmen  im  Etat  wird  sieh  immer 
mit  nach  der  Verwaltangseinrichtung  des  concreten  Staats  richten 
müssen.  Auch  in  den  einzelnen  Ministerien  und  Dienstzweigen 
ergeben  sich  Eigen thümlichkeiten  aus  speciellen  Verhältnissen. 
Mitunter  hat  man  aber  hier  gewisse  durchlaufende  Kategorieen 
eingeführt,  nach  denen  gegebenen  Falls  in  allen  Specialetats  unter- 
schieden wird.  Dahin  gehört  bei  den  Ausgaben  z.  B.  die 
Unterscheidung  von  „persönlichen"  und  „sächlichen"  im 
preussisch-Deutschen  Etat,  welche  richtig  darchgefdhrt  einen 
allgemeineren  Werth  beanspruchen  kann. 

Die  „persönlichen"  zerfallen  hier  wieder  in  „Besoldungen",  „Wohnungsgeld- 
iraschOsse  für  die  Beamten'*  u.  „andere  persönliche  Ausgaben"  (worunter  Prttfungs- 
TcbOhren,  Bezahlung  von  Hilfsarbeitern,  persönl.  u.  Localzulagen  f.  Beamte,  ausserord. 
Remunerationen  f.  Subaltern-  u.  Dnterbeamtc).  Die  «sachlichen"  Ausgaben  umfassen 
B&reaubedUrfnisse,  incl.  Beleuchtung,  Feuerung,  Beise-  u,  Fuhrkosten,  Miethon,  aber 
aoch  Diäten  oder  Tagegelder  u.  A.  m.). 

Bei  der  Rubricirung  der  Eingänge  ist  vom  finanzwissen- 
schaftlichen  Standpuncte  aus  die  Forderung  zu  stellen,  dass  nach 
dem  finanziellen  Character  der  Eingänge  unterschieden  wird. 
Daher  müssten  namentlich  die  ordentlichen  und  ausserordent- 
lichen Eingänge  scharf  getrennt  und  bei  beiden  wieder  die 
finanziell  gleichartigen  Posten  rubrikenweise  vereinigt  und 
80  Ton  den  anderen  getrennt  werden.  Dies  geschieht  jedoch  kaum 
in  einem  Etat  ganz  folgerichtig  und  in  verschiedenen  Haushalten 
nicht  gleichmässig.  Theils  ist  daran  die  verschiedene  Termi- 
nologie schuld,  die  in  der  Praxis  noch  mehr  als  in  der  Theorie 
schwankt,  z.  B.  hinsichtlich  des  Begriffs  privatwirthschaftliche  Ein- 
künfte, Gebühren,  Steuern  und  wieder  „directe"  und  „indirecte" 
Steuern.    Theils  richtet  sich  die  Rubriciioing  der  Einnahmen  auch 
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hier  mit  nach  Verhältnissen  der  Verwaltungsorganisation^ 
der  Ressorts  der  Ministerien  und  anderen  Behörden,  was  dann 
wieder  zu  Abweichungen  in  der  Rnbricirnng  von  der  finanzwissen- 
schaftlich richtigen  ffihrt.  Hier  wird  sich  die  Wissenschaft  be- 
scheiden müssen,  da  das  Etatwesen  doch  zunächst  practiscben 
Zwecken  dient  und  diese  demnach  vorangehen.  Bei  der  kritischen 
Beurtheilnng  des  Etats,  bei  finanzstatistischen  Vergleichnngen  mnss 
aber  auf  das  Incorrecte  solcher  practischer  Rnbricirungen  Rücksicht 
genommen  und  das  Material  der  Etats  ffir  manche  Schlussziehungen 
erst  über-  und  umgearbeitet  werden. 

S.  über  die  Terminologie  in  Betr.  der  Einnahmen  unten  Buch  :\  u.  speciell 
in  Betr.  der  Gebühren  u.  Steuern  Band  II.  namentl.  §.  277  u.  §§.  It29  ff.  Die  ge- 
schichtliche Entwicklung  und  der  technische  Zusammenhang  der  Dinge  haben  z.  B. 
in  Prcussen  dahin  geführt,  dass  die  Steuern  und  Steuer-  und  gebtthrenartigen  Ab- 
gaben von  Privatbergwerken  nur  als  ein  besonderer  Einnahmetitcl  des  EinnahmckapitaL» 
„Verwaltung  für  Berg-,  Hatten-  u.  Salinenwesen"  erscheinen,  also  in  Verbindung  mit 
Einnahmen  ganz  anderen  Characters,  mit  privatwirthschaftlichon  aus  Staats-  Berg-  n. 
Hüttenwerken.  Die  eigenthümliche  Vermengung  des  Gebühren-  und  des  Verkehrs- 
steuer-Moments bei  den  sogen.  „JustizgebUhren''  (Gericbtskostcn),  Kegisterabgaben  und 
in  der  Form  des  Stempels  erhobener  Abgaben  („Stempelsteuern''),  eine  geschichtlich 
überkommene  und  im  modernen  Recht  dieser  Abgaben  noch  vorhandene,  völlig  auch 
kaum  zu  beseitigende  Vermengung  (s.  Band  II,  Fin.  S.  29  lt.),  nöthigt  auch  in  der 
Etatisirung  dieser  Einnahmen  zur  Zusammenfassung  solcher  heterogener  Posten.  Die 
Erbschaftssteuer  verschwindet  dann  als  selbständige  Kubrik  wohl  ganz  in  der  Haupt- 
rubrik „Stempelgefälle  u.  Gebühren  von  Rechtsgeschäften'*  (so  früher  in  Preussen  u. 
a.  deutschen  Staaten,  jetzt  noch  in  Frankreich,  Oesterreich  u.  s.  w.*.  Auch  je  nach 
der  Erhebungsform  muss  eventuell  eine  Einnahme  im  Etat  inter  anderer  Rubrik 
erscheinen,  z.  B.  wieder  bei  den  ebengenannten  Abgaben,  je  jachdem  sie  mittelst 
Stempels  oder  nnmittelbar  erhoben  werden  iFin.  II,  §§.  .^iO  U'.).  Die  Ueber- 
tragung  der  Erhebung  der  Gerichtskosten  von  der  Justizverwaltung  an  die  Verwaltung 
der  indirecten  Steuern  hat  in  Preussen  seit  d.  Etat  f.  18S0/81  zur  Folge  gehabt,  dass 
die  „Gerichtskosten  und  Strafen"  nunmehr  unter  den  „indirecten  Steuern"  im  Etat 
erscheinen. 

§.  109.  —  3.  Brutto-  und  Nettoetats.  Die  älteren  Etats 
enthielten  gewöhnlich  nur  die  Nettosnmmen  bei  den  Einnahmen 
und  Ausgaben,  die  neueren  Etats  sind  regelmässig  Bruttoetats. 
Diese  Entwicklung  ist  finanztechnisch  und  rechtlich  ganz  berechtigt. 
Denn  nur  aus  den  Bruttoetats  ersieht  man  alle  Kosten  eines  öffent 
liehen  Haushalts  (so  besonders  bei  den  Steuern  und  Gebühren), 
alle  Belastungen  des  Volks  und  der  Volkswirthschaft  durch  diesen 
Haushalt  (so  ebenfalls  namentlich  bei  beiden  genannten  Posten). 
Ebenso  ist  die  ökonomisch -technische  Leistung  der  Verwaltung  in 
Bezug  auf  die  Privaterwerbseinkünfte  und  auf  die  Bestenerung 
und  das  Gebfihrenwesen  zum  Theil  wesentlich  mit  nach  dem  Ver- 
hältniss  des  Roh-  zum  Reinertrag  und  nach  der  Höhe  der  6e- 
wirthschaftungs-,  Betriebs-  und  Erhebungskosten  zu  beurtheilen. 
Der  Etat  muss   daher  alle  Daten  erhalten,  um  diese  Verhältnisse 
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richtig  übersehen  za  köDiien:  eine  freilich  schwer  zu  erfüllende 
nnd  vollständig  consequent  und  correct  kaum  in  irgend  einem 
grösseren  öffentlichen  Haashalt  erfüllte  Forderung.  Je  mehr  privat- 
^virthschaftliche  Betriebs -Verwaltungen,  wie  Domänen,  Forsten, 
Berg-  und  Hüttenwerke,  Eisenbahnen,  Fabriken,  Gebtthren- 
zweige  wie  Post,  Telegraphie,  Monopolverwaltungen,  wie  Salz 
und  Tabak,  indirecte  Steuern,  wie  Zölle,  innere  Verbrauch- 
steuern in  einem  Haushalte,  desto  mehr  steigen  die  Schwierigkeiten 
der  Brattoetatisirung  und  desto  höher  sind  die  Summen  der  Brutto- 
etats, absolut  und  im  Verhältniss  zu  den  Nettoziffern.  Letztere 
müssen  aus  dem  Etat  auch  genau  mit  zu  entnehmen  sein,  um 
schliesslich  den  wirklichen  Geldbetrag,  welcher  für  die  öffentlichen 
Zwecke  verfügbar  ist,  und  damit  die  wirklichen  Kosten  der  Er- 
füllung dieser  Zwecke  ersichtlich  zu  machen. 

GeschichÜich  erklärt  sich  die  ältere  Nettoetatisirong  aus  dem  ganzen  Zustande 
des  älteren  Fioanzvesens  und  der  Finanzvcrwaltung  (§.  S3  If.).  Ein  grosser,  anfangs 
der  grösste  Theil  der  öffentlichen  Thätigkeiten  erfolgte  örtlich,  wo  es  grade  nöthig 
var,  bestand  ans  Natnraldiensten  oder  wurde  mit  Natoraleinnahmen  ausgeführt,  die 
von  den  einzelnen  Beamten  und  Behörden  selbst  eingezogen  oder  von  Unterbehördeii 
in  diese  Beamten  u.  s.  w.  direct  abgeführt  wurden.  Nur  die  etwaigen  DeborschUsse 
der  örtlichen  Einnahmestellen  kommen  für  allgemeine  und  an  der  Gentraistelle 
erfolgende  Thätigkeiten  in  Betracht  und  nur  für  diese  Ueberschilsso  lag  das  Bcdttrfniss 
einer  Etatisirnng  vor,  die  ebendeshalb  eine  Kettoetatisirung  war.  Erst  mit  der  Durch- 
ringung  des  Gedankens  der  „fiscalischen  Kassoneinheif'  (§.  112),  mit  der 
grösseren  Centralisation  im  Staate  Überhaupt,  wobei  die  örtlichen  öffentlichen 
Thitigkeiten  eben  doch  auch  als  Staatsthätigkeiteu  anerkannt  wurden,  mit  der  ver- 
mehrten wirthschaftlichen  Einsicht  in  das  Wesen  der  „Kosten'*  der  Einnahmen  eines 
öffentlichen  Haushalts  und  mit  der  Ziehung  aller  Polgerungen  aus  dem  Begriff  und 
Zweck  des  Etats  kam  man  zur  Bruttoetatisirnng.  Die  neuere  staatsrechtliche  Ent- 
vicklung  hat  diese  dann  vollständig  zur  (ieltung  gebracht,  weil  nur  sie  die  wirkliche 
BeUstung  des  Volks  nnd  den  wirklichen  Aufwand  der  Verwaltung  ergiebt.  In  Deutsch- 
Und  ist  daher  auch  hierauf  die  neuere  Periode  der  ..Verfassungen''  von  Einfluss  ge- 
worden, mindestens  mit  Vorschriften,  welche  implicito  die  Bruttoetatisirung  bedingen. 
(Letzteres  in  d.  preuss.  Verfurk.  v.  1S50  Art.  99:  „alle  Einnahmen  u.  Ausgaben 
des  Staats  müssen  im  Voraus  veransphlagt  und  auf  den  Staatshaushaltetat  gebracht 
werden",  wo  im  Wort  „alle"  die  Bruttoetatisirung  inneliegtX  Die  allgemeine  Durch- 
f&hrang  der  Geldwinhschaft  hat  ebenfalls  auf  Bruttoetats  mit  hingewirkt. 

Die  äussere  Erscheinung  eines  Brutto-  und  Nettoetats  ist  natürlich  sehr  ver- 
schieden: ersterer  schliesst  namentlich  ceteris  paribus  mit  viel  grösseren  Summen  ab. 
£ine  anmittelbare  Vergleichbarkeit  solcher  Etats  fehlt  grossentheils.  Dasselbe  gilt 
ftli  Bruttoetats  von  Staatshaushalten  mit  sehr  verschiedenen  Einnahmequellen 
Dod  Verwaltungssystemen  in  Bezug  auf  letztere.  Der  Besitz  und  vollends 
die  eigene  Verwaltung  (wo  dann  die  Betriebs-  u.  s.  w.  Kosten  durch  den  Etat  laufen. 
was  bei  der  Verpachtung  nicht  der  Fall)  von  älteren  Domanialobjecten  (Domänen  L  e.  S., 
Forsten,  Berg-  u.  Hüttenwerken),  von  Staatseben  bahnen ,  der  Post-  u.  Telegraphen- 
betrieb des  Staats,  die  eigene  Monopolverwaltung  statt  anderer  Verbrauchsteuerformeu 
(Salz,  Tabak),  das  Vorwalten  indirecter  Steuern  mit  höheren  Verwaltungs-  und  Er- 
hebongskoeten  vor  directen  mit  regelmässig  niedrigeren  Kosten  bedingen  hohe  Summen 
der  Bruttoetats,  höhere  als  in  Haushalten  mit  anderen  Einnahmeverhältnissen.  Daher 
ist  hier  vor  den  nicht  seltenen  oberflächlichen  fiuanzstatistischen  Vergleichen,  z.  B. 
der  beliebten  Berechnung  von  Kopfquoten  der  Gesammt-  (Roh-)  Einnahmen  und  Aus- 
gaben zu  warnen  (s.  o.  §.  19).    Die  Etats  der  deutschen  Staaten  figuriren  alle  mft 


234      1-  B-  4.  K.   Formelle  Ord^unJ5^   2.  Abschnitt.   EUtswescii.    §.  109,  110. 

relatir  hoben  Brattoziff'ern  wegen  des  Besitzes  grosser  privatwirthschaftlicher,  meisteos 
selbst  verwalteter  EinDahmeonellen,  abweichend  yon  den  Etats  fremder  Staaten,  denea 
diese  Quellen  grossenthcils  fehlen.  Der  Einfluss  des  Staatseis enbabnwesens  tnf 
den  Etat  zeigt  sich  besonders  stark.  Yornemlich  in  Folge  neuer  Yerstaatlicbnng  foa 
Privatbahnen  schliesst  z.  B.  der  preuss.  Etat  f.  t8S3/84  (Regieren tworf)  gegea  deo 
des  Vorjahrs  (verabschied.  Etat)  um  134.0  Mill.  M.  höher (lOSySS  gegen  95558  M.  M.* 
ab.  Nach  Abzog  der  demnach  im  Wesentlichen  nor  durchlaufenden  Posten  der 
grossen  BetnebsverwaltUDgen  reduciren  sich  daher  die  deutschen  Etats  sehr  erheblich. 
Die  dann  sich  ergebenden  Zahlen  zeigen  erst  verglichen  mit  denen  ausl&ndischer 
Etats  die  verhältnissmässige  Niedrigkeit  der  Summen,  mit  denen  unsere  Staatshaushalte 
wirthschaften.  Bei  der  grossen  Abhängigkeit  der  Etats  von  den  Betriebsverwaltungen 
liegt  der  Gedanke  doch  nahe,  für  letztere  neben  dem  eigentlichen  Staatshausbaltsetat  be- 
sondere Etats  aufzustellen  und  in  jenen  nur  die  Uebcrschüsse  oder  Zuschüsse  (Deficite) 
dieser  Betriebsverwaltungen  einzustellen:  ein  Verfahren,  das  als  Verstoss  gegen  den 
Grundsatz  der  fiscalischen  Kasseneinheit  sonst  meistens  mit  Recht  im  modernen  Etats- 
wesen beseitigt  ist  (§.  113). 

Folgende  Beispiele  zeigen  den  EinAuss  der  Brutto-  und  der  Nettoetatisirung  und 
die  grossen  Unterschiede  in  europ.  Staatshaushalten  je  nach  der  erwähnten  (lestaltung 
des  Einnahmewesens. 

Brutto-  Betriebs-,  Erheb.-,  Netto-  =-7. 

einnähme  Verwalt.kosten  einnähme    derBrutto- 

d.  Einnahmen  einnähme 

Preussen  1882/83  042.3  M.  M.         419.7  M.  M.  522.5  M.  M.       55.4 

Dazu  c.  60%  Antheil 
an  Reichseinnahmen 

(excl.  Matr.beitr.)  c.    406     „    „      c.  92       „   ,.  c.  314     „   ., 

Zusammen:  c.  1348.3  „   „      c.  511.7  „    .,  c.  836.6  „    „    c.  62.5 

Baiem  1883  228.7  „    .,  91.0  .,   „  137.7  „    „        60.2 

West-Oesterreich  1882        448.2  „  fl.  134.0  „  fl.  316.2  „  fl.        70.5 

Grossbritannien  1881/82         87.7  „  Pf  St.       8.5  „  Pf.  St.  79.1  „Pf. St  90.2 

Frankreich  ord.Einn.  1883  3032.8  „  fr.  317.6  „  fr.  2715.2  „  fr,        89.5 

Bei  Preussen  nur  annäherungsweiser  Anschlag  des  Antheils  an  den  Reiohsein- 
nahmen  (eigentlich  etwas  höher,  weil  Suddeutschland  an  den  Branntwein-  u.  Bier- 
steuem  nicht  participirt).  Genau  gleichwerthig  für  Vergleiche  sind  alle  solche  und 
ähnliche  Daten  nicht,  weil  zu  mancherlei  sonstige  Verschiedenheiten  in  der  Verbucbung 
und  Etatisimng  bestehen.  Aber  ein  ungefähres  Bild  der  au»serordentlichen  Unter- 
schiede erhält  man  doch. 

§.  110.  —  4.  Eintheilang  und  Specialisirung  des  Etats. 
Die  technisch-sachliche  nnd  die  rechtliche  Zusammeoge- 
hörigkeit  der  einzelnen  Posten  des  Etats  pflegt  durch  die  aus  ser- 
liche Zusammenfassung  derselben  zu  ,,Titeln^',  dieser  zu 
„Sectionen"  oder  ,^ K a p i t e  1  n ^S  letzterer  wieder  zu  „  A b - 
theilungen''  im  Etat  oder  durch  eine  „Eintheilung''  in  diesem 
Sinne  angedeutet  zu  werden.  Die  technischen  Namen  und  die 
Gruppen  dieser  Zusammenfassungen  schwanken.  Ihre  rechtliche 
Bedeutung  bildet  einen  wichtigen  Theil  des  ,,Budgetrecht8^*  (§.  114  ff). 
Auch  ihre  technisch  •  sachliche  Bedeutung  ist  aber  für  die  ganze 
Ordnung  des  Etatswesens  und  des  Haushalts,  für  die  Uebersicbt- 
lichkeit  des  Etats,  tlir  das  Rechnungswesen  und  die  Gontrole  nicht 
zu  verkennen.  Je  nachdem  man  bei  dieser  Eintheilung  und  folge- 
weise bei  der  Zerlegung  des  Hauptetats  und  der  grossen  Einnahme- 
und  Ausgaberubriken  mehr  oder  weniger  ins  Einzelne  geht,   ent- 
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Sieht  dann  eine  grössere  oder  geringere  ,) Specialisirung'^  des 
Etats.  Der  Äafstellnng  des  Etats  selbst  muss  natürlich  —  wenn 
man  sich  nicht  mit  ganz  rohen ,  deshalb  nur  wenig  brauchbaren 
Sehätzangen  und  Pauschanschlägen  begnügt,  was  nur  ausnahms- 
weise zulässig,  wenn  auch  mitunter  unvermeidlich  ist,  —  eine  solche 
Specialisirung  zu  Grunde  liegen.  Deshalb  ist  es  aber  weder 
technisch  noch  rechtlich  nothwendig  noch  zweckmässig, 
in  dem  Etat  selbst,  wie  er  der  Volksvertretung  zur  Genehmigung 
vorgelegt  und  der  Verwaltung  zur  Nachachtung,  der  Oberrechen- 
kammer zur  Grundlage  der  Controle  vorgeschrieben  wird,  gar  zu 
sehr  zu  specialisiren. 

Viele  Posten  im  Etat  berubeu  doch  nur  auf  Vcranscblagungoo ,  für  wolclic  die 
sicheren  Grundlagen  fehlen,  so  aUe  diejenigen,  welche,  wie  die  sachlichen  Ausgaben 
^Tossenthoils  und  wie  die  Erträge  der  Privaterwerbszu eige  (Forsten,  Bergbau),  von 
der  Bewegung  der  Preise  der  Güter  im  Verkehr  abhängen.  Je  mehr  man  hier  und 
in  anderen  ähnlichen  Fällen  eine  zusammengehörige  Gruppe  von  Einnahmen  und  Aus- 
üben specialisirt,  desto  mehr  Abweichungen  der  wirklichen  Ergebnisse  von  den  Vor- 
anschlägen sind  wahrscheinlich.  Bei  der  Zusammenfassung  in  einer  grösseren  Rubrik 
liid  eher  in  Folge  der  entgegengesetzten  Bewegungen  der  Einzelposten  eine  Aus- 
gleichung, daher  eine  grössere  üebereinstiramung  zwischen  Voranschlag  und  Ergebniss 
eintreten.  Ein  gewisser  Spielraum  von  Uebertragungcn  zwischen  Einzclposten, 
Titeln  und  selbst  Kapiteln,  daher  eventuell  die  Aufstellung  des  Etats  in  grösseren 
Rnbriken,  (Abtheilungen,  Kapiteln),  um  Uebcrschrcitnngcu  hier  und  Minderausgaben 
gegen  die  Specialanschläge  dort  in  der  wirklichen  Gebahning  zum  Ausgleich  zu  bringen, 
erscheint  insofern  als  etwas  ganz  Natürliches  gegenüber  der  UnvoUkommenheit  aller  Vor- 
nnschläge,  was  doch  auch  für  die  budgctrcchtliche  Frage  (§.  117)  zu  beachten  ist. 

In  Preussen  zerfällt  der  Etat  in  Kapitel,  diese  in  Titel  (mit  budgetrcchtlichcr 
Bedeutung,  indem  nach  Titeln  votirt  wird).  Jene  führen  fortlaufende  Nummern  je 
bei  den  Einnahmen  und  bei  den  Ausgaben,  durch  alle,  in  feststehender  Reihe  sich 
folgenden  Ministerialetats  hindurch.  Die  Titel  haben  in  jedem  Kapitel  besondere 
laofende  Kummern.  Dieselbe  Einrichtung  besteht  im  Etat  des  Deutschen  Reiches. 
Eine  jüngste  Neuerung  ist  hier  und  jetzt  (seit  ISS.'J/S^)  auch  in  Preussen,  dass  der 
Htuptfinanzetat,  der  Vereinfachung  und  besseren  Uebersichtlichkeit  wegen,  nur  in 
Kapiteln  den  Parlamenten  vorgelegt,  wie  er  ebenso  im  Gesetzblatt  publicirt  wird. 
Die  Titel  stehen  nur  in  den  Specialetats  der  Anlagen.  —  In  Baiern  zerfallt  jede 
der  drei  Abtheilungen  des  Staatshaushaltsctats  in  „Ziffern*'  (mit  lauf.  Nummer  je 
durch  die  Abtheil.),  diese  in  Kapitel,  diese  in  Paragraphen.  —  In  Frankreich  zer- 
fillt  das  Budget  in  Minist. departements,  diese  in  Scctioncn  grössere  Abthcilungcn), 
diese  in  Kapitel  (nach  denen  jetzt  votirt  wird)  mit  laufender  Nummer  innerhalb  jedes 
Ministeriums,  die  Kapitel  sind  in  Artikel  zerlegt. 

Für  bnügetrechtliche  Zwecke,  z.  B.  was  das  Recht  der  Ueber- 
tragang  von  Ausgaben  von  einem  Jahre  auf  das  andere  (so  bei 
Baafonds)  und  zwischen  gewissen  Etatspositionen  verschiedener 
Abtheilungen,  Kapitel  anlangt,  werden  wohl  gleich  im  Etat 
bezügliche  „Anmerkungen**  den  betreffenden  Posten  beigefügt. 
(Preussen).  Im  üebrigen  werden  besondere  „Erläuterungen" 
(»Bemerkungen")  theils  am  Rande  im  Etat  oder  in  den  Special- 
etats selbst,  theils  nachfolgend  in  weiteren  Ausführungen  gegeben, 
wesentlich  zum  Zweck  der , Begründung  einer  Position  überhaupt 
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(z.  B.  einer  CreditforderuDg)  oder  des  Geldbetrags  derselben,  der 
Abweichungen,  vom  Vorjahre  u.  s.  w.  Das  Alles  zusammen  bildet 
die  ,,  An  lagen''  des  Etats,  zu  denen  auch  wohl  die  Specialetats 
selbst  gerechnet  werden. 

MaDcberIci  kleinere  uud  grossere  formelle  Vcrschiedeuheitcn  fiudcu  sich  hier 
gewobnheitsmässig,  liic  und  da  aacb  aus  staatsrechtlichen  Gründen  in  rerschiedeaeii 
Staatshaushalten,  aber  im  Wcsentliclicn  besteht  doch  eine  gewisse  UebercinstiiDmoog. 
den  Zwecken  des  Etats  und  der  Erläuterungen  gemäss.  —  Wichtig  werden  diese  Er- 
äuterungen  besonders  da,  wo  bei  Ausgaben  eine  neue  oder  sehr  erhöh cto  For- 
derung, bei  Einnahmen  ebenfalls  eine  neue  oder  verminderte  Position  begründet 
werden  soll,  daher  z.  6.  im  prenss. -deutschen  Etatwesen  bei  den  „einmaligen  und 
ausserordentlichen*'  Ausgaben,  für  Neubauten,  grössere  Meliorationen  u.  dgl.  in. 
Besondere  „Denkschriften"  werden  wohl  in  einzelnen  wichtigeren  Fällen  beigefügt 
oder  nachträglich  auf  Wunsch  der  Parlamente  oder  der  „  Budgetcommissionen  "*  von 
der  Regierung  geliefert.  So  entwickelt  sich  um  und  aus  dem  Etat  eines  grösseren 
Hanshalts  ein  grosses  Actenmatcrial.  das  für  die  genauere  Kenntniss  des  Finanzwesens 
von  bedeutendem  Werthe  ist,  sclion  der  Uebersichtlichkeit  halber  aber  vom  Etat  selbst 
besser  getrennt  wird. 

§.  111.  —  5.  Feststellung  der  Zahlen  für  schwankende 
Etatspositionen.  Dahin  gehören  fast  alle  Einnahmen,  die  einen 
mehr,  wie  die  Roh-  und  Reinerträge  der  Betriebsverwaltungen,  die 
Einnahmen  aus  GebUhrenzweigen,  indirecten  und  Verkehrssteuern, 
die  anderen  weniger,  wie  die  Summen  der  Domäocnpachten  und 
die  Erträge  der  directen  Steuern.  Bei  den  Ausgaben  sind  die 
sachlichen  grossentheils  hierher  zu  rechnen,  auch  diejenigen  für 
nicht- ständige  Arbeitsdienste,  ferner  unvorhergesehene  Ausgaben 
u.  dgl.  m.  (§.  62).  Theils  ist  das  Vorkommen  dieser  Ausgaben 
fraglich  und  schwankend,  theils  .ist  ihre  Höhe  und  diejenige  vieler 
Einnahmen  veränderlich  unter  dem  Einfluss  der  Preisbewegung 
und  anderer  Umstände  des  Verkehrs  und  des  öffentlichen  Lebens. 
Im  Etat  als  einem  Voranschlage  handelt  es  sich  darum,  auf  Grund 
gewisser  Erfahrungsregeln  und  Mutbmassungen  Ziffersätze  zu  ge- 
winnen. Dazu  können  Durchschnittsberechnungen  nach 
den  wirklichen  Ergebnissen  der  Vorjahre,  der  abgeschlossenen 
Jahresdienste  und  Veranschlagungen  nach  gewissen  Beob- 
achtungen im  Staatsleben  und  im  Verkehr,  besonders  in  Bezug 
auf  eine  seit  den  letzten  abgeschlossenen  Ergebnissen  wahrnehmbare 
veränderte  Richtung  der  Einnahmen  und  Ausgaben  (Steigerung, 
Abnahme  des  Verkehrs,  Aenderung  der  Preisbewegung,  der  öffent- 
liche Thätigkeiten  bedingenden  Verhältnisse  u.  s.  w.)  benutzt 
werden.  Im  Interesse  des  wirklichen  Gleichgewichts  im  Haushalte 
müssen  namentlich  die  beiden  Gefahren  vermieden  werden,  die 
künftigen  Einnahmen  zu  hoch  und  die  künftigen  Ausgaben 
zu   niedrig  zu  veranschlagen.    In  der  „ constitutionellen  Budget 
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wirthschaff'  liegt  immerhin  eine  gewisse  Garantie  gegen  diese 
Gefahren.  Die  Parlamente  sind  aber  den  letzteren  leicht  besonders 
aasgesetzt,  während  die  Regierungen  eher  zu  dem  entgegengesetzten 
Fehler  einer  Ueberschätzung  der  Ausgaben  und  einer  llntcrschätzung 
der  Einnahmen  neigen. 

üeber  die  technische  Bercchnungswciso  solcher  Etatspositiouen  pflegen  Vor- 
schriften im  Verorduongsweffo  Seitens  der  betreffenden  Ressortministcrien  gegeben  zu 
sein,  theils  allgemeine,  theiis  für  besondere  Dienstzweige.  S.  über  Preussen  Meissner. 
Venraltkondo.  I.  19  ff.,  tiber  „ l'ractionsberechnuirgen *'.  Für  die  Berechnung  der 
Durchschnitte  werden  3  jähr.  Ergebnisse  zu  Grunde  gelegt  und  Abweichungen  darou 
tlann  besonders  begründet  unter  Würdigung  der  massgebenden  Verhältnisse. 

Besonders  wichtig  und  schwierig  sind  die  Voranschläge  für  grossere  Bauten, 
insbes.  fQr  eigentliche  Neubauten  aller  Art.  die  in  den  Parlamenten,  so  in  Preussen. 
^eich  bei  der  ersten  Creditforderung  verlangt  werden.  Darüber  eingehende  Special- 
bestimraungcn,  s.  f.  Preussen,  Meissner,  a.  a.  0.  S.  24.  111  ü*.  Während  der 
Bauzeit  erfolgt  Uebertragung  der  bewilligten,  noch  nicht  verbrauchten  Credito  auf 
(las  oder  die  nächsten  Etatsjahre.  Der  veranschlagte  Aufwand  kommt  aber  raten- 
veise  bei  den  „einmal,  u.  ausserord.  Ausgaben''  auf  den  Etat  und  unterliegt  somit 
jede  neue  Rate  einer  besondren  Bewilligung.  Ftlr  die  laufenden  gewöhnlichen 
Reparatur-  u.  Unterhaltungskosten  der  Bauten  werden  Pauschsummen  nach  den  allge- 
meiaen  Grandsätzeu  ins  Ordinarium  des  Etats  gestellt. 

§.  112.  —  D.  Einheit  des  Etats  und  Princip  der  fis- 
calisehen  Kasseneinheit. 

Auch  diese  Fragen  des  Etatweseus  sind  doch  zunächst  finauztechnische, 
welche  nur,  wie  manche  der  im  Vorausgehenden  schon  bertlhrten,  mit  rechtlichen 
n^c  zusammenhängen  und  zum  Theil  damit  zusammenfallen.  Sie  werden  daher  auch 
Vier  gemeinsam  bebandelt. 

,,Princip  der  fisealischen  Kasseneinheit^'  heisst  die  mindestens 
rechnungsmässige  Vereinigung  aller  Ein-  und  Aus- 
gänge eines  öffentiiehen,  insbesondere  des  Staats- 
banshaltes in  Einer  Kasse,  bez.  Rechnung.  Die  Conseqnenz 
dieses  Princips  ist  im  Etatwesen  die  ,, Einheit  des  Etats ^^  oder 
die  Zusammenfassung  aller  Ein-  und  Ausgänge  des 
betreffenden  Haushalts  in  Einem  Etat. 

Finanztechnisch  sind  diese  Kasseneinheit  und  Einheit  des 
Etats  geboten 7  weil  so  allein  die  Vollständigkeit  im  Ueber- 
blick  der  einem  öffentlichen  Haushalte  zu  Gebote  stehenden  und 
der  yon  ihm  verwendeten  Finanzmittel  erreicht  wird.  In  politi- 
scher und  öffentlich-rechtlicher  Hinsicht  entsprechen  sie 
beim  StaatshsCushalte  dem  modernen  Princip  der  Staatseinheit, 
auch  der  Centralisation  gegenüber  der  früheren  Decentralisation 
und  provinciellen  Autonomie,  ferner  den  modernen  gesammtstaatlichen 
einheitlichen  Vertretungskörpem  der  ganzen  Staatsbevölkerung,  im 
Unterschied  von  älteren  provincialständischen  Vertretungen.  In 
wirthschaftlicher  Hinsicht  sind  Kasseneinheit  und  Einheit  des 
Etats  die  Consequenz   der  Auffassung  der  öffentlichen  Haushalte 
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des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper  als  einheitlicher 
Wirthschaften,  welche  als  ^^Fiscus^' (Staatsfiscus,  analog  bei 
Communen  und  Verbänden)  selbständige  Rechtspersönlichkeiten  ftir 
finanzwirthscbaftliche  Zwecke  werden. 

Es  ist  daher  auch  begreiflich,  wenn  sich  die  fiscalische  Kassen- 
einheit und  die  Einheit  des  Etats  im  Staats-  und  Communalhaus- 
halte  erst  in  der  neueren  und  neuesten  Zeit  mehr  und  mehr,  auch 
jetzt  übrigens  aus  technischen  und  politischen  Gründen  noch  nicht 
immer  vollständig,  durchgerungen  haben.  Im  Staate  war  es  das 
Zeitalter  der  absoluten  Monarchien,  welches  den  Uebergang  vom 
mittelalterlichen  feudalen  und  patrimonialen  zum  modernen  Staate 
bildet,  in  dem  sich  dies  Streben  nach  fiscalischer  Kassen-  und 
Etatseinheit  deutlicher  zeigt.  Erst  in  der  Periode  der  verfassungs- 
mässigen Finanzverwaltung  nach  der  Epoche  der  französischen 
Revolution  ist  jedoch  diese  Einheit  im  Princip  völlig  zur  Geltung 
gelangt,  wenn  auch  aus  verschiedenen  Gründen  Nebenetats  (§.  113) 
mitunter,  dann  aber  ausdrücklich  als  Ausnahme  geblieben  sind. 
Aus  finanztechnischen  Gründen  und  unter  dem  befördernden  Ein- 
fluss  des  neueren  Verfassungs-  und  Verwaltungsreehts  der  Selbst- 
verwaltungskörper hat  jene  Einheit  sich  dann  auch  in  den  Haus- 
halten dieser  Körper  eingebürgert. 

S.  oben  Abscbn.  1  dieses  Kapitels  S.  ISS  ff.  Wagner,  in  Schönbergs 
Haiidb.  II,  41 Ö  (T.  Aeltere  Abweichungen  fou  der  Kassen-'  and  Etatseinbeit  habe 
ich  bereits  in  dem  eben  gen.  Aufsatz,  dem  ich  hier  folge,  auf  drei  typische  Ver- 
schiedenheiten des  froheren  Finanzwesens  zurttckgcführt  Keste  dieser 
älteren  Einrichtungen  ragen  mehrfach  noch  in  die  Gegenwart  herein,  so  im  deutschen 
kleinstaatlichen  Finanzwesen.  Aber  auch  aus  practischeu  Zweckmässigkeits-  und  aus 
öffentlich-rechtlichen  Gründen  hat  man  mitunter  noch  jetzt  den  älteren  ähnliche  Ein- 
richtungen in  einzelnen  Fällen  befarwortet  und  beibehalten  oder  neu  geschaffen  (§.  113). 
Insofern  haben  diese  Dinge  nicht  nur  historisches,  sondern  auch  actuelles  Interesse. 

Einmal  bUdet  die  früher  besprochene  Kassentrennung  in  Ländern  mit 
älterer  landständischer  Verfassung,  wie  in  den  deutschen  Territorien  (§.  90) 
eine  charactcristische  Abweichung  vom  Princip  der  Kassen-  und  Etatseinheit  Reste 
davon  haben  sich,  wie  oben  gezeigt,  mehrfach  noch  in  deutschen  Staaten  erhalten. 
Sodann  bestanden  früher  auch  für  die  einzelnen,  ehemals  selbständigen 
Landestheile  eines  grösseren  Staatsgebiets  längere  Zeit  noch  getrennte  Kassen  und 
Etats,  auch  nachdem  diese  Länder  unter  Einer  Hoheit  (Fürst)  vereinigt  waren.  Ein 
solcher  Zustand  des  Finanzwesens  entsprach  den  übrigen  staatsrechtlichen  und  Ver- 
waltnngsverhältnissen.  Die  Einheit  des  Staats  (Territoriums)  war  überhaupt  zunächst 
mehr  erst  nur  in  der  Dynastie  gegeben.  Auch  im  Zeitalter  der  über  die  alten  Stände 
obsiegenden  Monarchie  hat  man  in  Verwaltung  und  Finanzen  erst  nach  und  nach 
mehr  centralisirt,  ßeal-  neben  und  statt  Provincialdepartemcnts  gebildet,  für  „gemeinsame 
Ausgaben*'  „gemeinsame  Einkünfte''  geschaffen  oder  beide  aus  den  JProvincialfinanzen 
ausgeschieden.  So  wurde  in  den  Ländern  des  ancien  regime  das  Princip  der  Kassen- 
und  Etatscinheit  vorbereitet,  aber  noch  nicht  erreicht  Die  Staatshaushaltetats  waren 
doch  mehr  nur  eine  Verbindung  von  Provincialetats.  (Vgl.  §.  91,  bes.  Riedel  über 
Preussen).  Wo  gegenwärtig  ein  „Land'*  nur  durch  Personalunion  mit  einem  Staate 
verbunden  oder  sonst  politisch  selbständiger  geblieben  ist  findet  sich  wohl  noch  etwas 
den   früheren  Provincialetats  Analoges.     (Finnland,    früher  auch  Königr.   Polen 
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gegrenüber  Russland).    In  Bundesstaaten  sind  die  Einzel  Staats -Haaslialte  und  Etats 
aach  den  älteren  Yerlmltnisscn  vergleichbar. 

Endlich  bildet  das  ältere  System  von  Specialkassen  und  Etats  fUr  Special- 
jiwecke,  für  bestimmte  einzelne  Yerwaltungszwecke  und  für  bestimmte  znr 
Deckong  dieser  Ausgaben  dienende  Einnahmen  noch  eine  besonders  characteristische 
Abweichung  Ton  der  modernen  fiscalischen  und  Etatseinheit  Das  Specialkassen- 
System  war  das  natürliche  geschichtliche  Product  der  allmäligen  Entwicklung 
oeaer  und  yermehrter  Thätigkeiten  eines  Offentliehen  Körpers,  der  dafür  hervortretenden 
Finanzbedttrfnisse  und  der  speciellen  Massregeln  zur  Beschaffung  der  dafür  erforder- 
lichen DeckungsmitteL  Wo  es  sich  für  letzteren  Zweck  um  ständische,  wie  in  deutschen 
Territorien,  oder  um  parlamentarische  Steuerbewilligungen  wie  in  England,  handelte, 
oder  wo  die  absolute  Monarchie,  wie  im  vorigen  Jahrhundert,  doch  auch  nur  mit 
Muhe  und  Vorsicht  neue  Finanzquellen  sich  eröffnen  konnte,  da  hat  sich  wohl  eine 
;aoze  ßeihe  von  solchen  „Zweckkassen**  gebildet.  Daraus  ging  neben  dem  Mangel 
an  üebcrsichtlichkcit  des  Finanzwesens  auch  eine  grössere  und  kostspieligere  Yer- 
waltnngsarbeit  hervor,  bis  dann  „Consolidationen'%  wie  in  England,  und  CentralisHtionen, 
wie  auf  dem  Continentc  stattfanden.  (S.  bes.  über  die  Entstehung  des  „consolid. 
Foads''  in  England,  1787,  und  über  die  ihm  vorausgehenden  Gestaltungen  Gneist, 
engl.  Verwalt.recht,  2.  A.  II,  S33,  840).  Erst  die  moderne  Auffassung  von  der  Ein- 
heit der  Staatszweckc,  von  der  principielleu  Nothwendigkeit  der  Uebernahme  der 
verschiedenartigsten  öffentlichen  Thätigkeiten  auf  den  Staat  und  von  der  Einheit  der 
Finanzmittel  und  der  Finanzvcrwcjidungen  für  solche  Thätigkeiten  hat  hier  aber  an 
Stelle  der  Zersplitterung  des  Zweckkassen -Systems  zur  ffscalischen  Kasseneinheit  ge- 
ftüirt  Auch  hier  ist  die  finanzielle  Entwicklung  ein  Product  und  ein  Spiegelbild  der 
Entwicklung  der  politischen  Idee  und  öffentlich  -  rechtlicher  Verhältnisse.  —  Im 
Commaoalfinanzwesen  ging  etwas  Aehnliches  vor  sich.  Doch  ist  die  Einheit  hier  ge- 
wöhnlich nicht  soweit  als  im  Staatshaushalte  durchgeführt,  was  sich  mit  aus  der 
eigenthümlichen  Art  mancher  Gommunaltbätigkeiten ,  besonders  solcher,  welche  der 
materiell-wirthschaftlichen  Sphäre  angehören,  erklärt.  Hier  kommen  dann  aber  öfters 
aach  die  gleich  noch  zu  erwähnenden  Gründe  für  theilweise  Abweichungen  vom  Princip 
der  Kasseneinheit  in  Betracht 

§.  113.  Nebenetats.  Absolut  vollständig  ist  die  Kassen- 
und  Etatseinheit  auch  gegenwärtig  wohl  noch  nirgends  erreicht, 
wenn  man  ihr  auch,  besonders  unter  dem  Eiufluss  der  neueren 
Verfassungs Verhältnisse,  in  den  Staatshaushalten  immer  näher  ge- 
kommen ist. 

Noch  immer  giebt  es  auch  einzelne  Einnahmen  und  Ausgaben,  die  kategorien- 
weise  oder  doch  in  Betreff*  einzelner  Posten  überhaupt  nicht  im  Etat  erscheinen,  weil 
das  ftlr  unnOthig  und  zwecklos  Mühe  machend  gilt  oder  die  Verrechnung  zu  um- 
ständlich ist  (z.  B.  Worth  der  Dienstwohnungen,  der  eigentlich  in  Geld  veranschlagt 
zur  Einnahme  und  Ausgabe  gehört)  oder  weil  gewisse  Vergütungen  für  amtliche 
Thätigkeiten  von  Beamten  gleichwohl  —  kaum  mit  Recht  —  als  deren  Privat bezügc 
gelten  (Gebühren,  Vorlesungshonorare). 

Wichtiger  sind  die  Fälle,  wo  auch  gegenwärtig  noch  für 
einzelne,  etwas  apart  stehende  öffentliche  Einrichtungen 
und  Anstalten  Specialetats  als  selbständige  „Nebenetats'' 
neben  dem  Hauptetat  geführt  werden.  In  den  letzteren  werden 
dann  nur  etwa  die  Ueberschttsse  jener  Specialetats  als  Ein- 
nahmen oder  die  Zuschüsse^  welche  aus  dem  allgemeinen  Haus- 
halt zur  Deckung  der  Deficite  erforderlich  sind,  als  Ausgaben  ein- 
gestellt.   Hierin  liegt  eine  bleibende  Abweichung  vom  Princip 
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der  Kassen-  nud  Etatseinheit,  die  zwar  ruit  Reebt  eioe  Ausoahme, 
aber  nnter  UmstäDden  doch  eine  berechtigte  Ausnahme  bildet 

S.  0.  §.  103,  snb.  c.  So  kann  sich  die  Sache  verhalten  bei  gewissen  Betriebs- 
vcrwaltungcn  (Eisenbahnen.  Staatsfabrikon ,  Bauken,  städtischen  gewerblichen  und 
gebührenpflichtigen  Anstalten,  wie  Gasanstalten,  Wasserleitungen,  YiehhOfeo,  Kanalisirang 
II.  dgl.  m.),  femer  bei  der  Abwicklang  grosser  Extraaasgaben.  z.B.  von  Kriegs- 
kosten, bei  der  Darchführung  besonderer  Reformen  auf  einem  Yerwaltaugsgebiete, 
auch  heute  endlich  noch  bei  Anstalten  mit  Stiftungscharacter  für  Kirchen-,  Schal- 
Wohlthätigkeit  und  mit  Zuschusspflicht  des  Staats  oder  der  Gemeinden.  Im  ScbOn- 
berg'schcn  Handb.  11,  418  habe  ich  die  ausnahmsweise  Berechtigung  von  solchen 
Neben -Specialctats  neben  dem  Hauptetat  noch  etwas  bedingter,  als  im  Vorausgehenden, 
zugegeben.  Aber  grade  die  Aufnahme  der  grossen  Betriebsverwaltungen,  bes.  der 
Staatseisenbahnen,  in  den  Hauptetat  hat  doch  in  der  That  auch  für  letzteren  ihre 
bedenklichen  Seiten.  In  Preussen  kommt  jetzt  nach  den  neuesten  Eisen  bahn- Ver- 
staatlichungen fast  die  Hälfte  der  Bruttoeinnahmen  auf  die  Eisenbahnen  (Reg.eotv. 
1883/84  514.7  M.  M.  von  1089.6  M.  M.:  dazu  96.5  M.  M.  des  Etats  der  Berg-, 
Hütten-  u.  SalinenverwaltungV  Das  hat  sein  Missliches.  Es  würde  die  Aufstellaog 
^auz  selbständiger  Nebenetats  für  solche  Verwaltungen,  mit  blosser  Uebertragung  der 
Ueberschttsse  oder  erforderlichen  Zuschüsse  in  den  Hauptetat,  wohl  die  „Debersicht- 
lichkeit  und  Klarheit  der  Finanzverhältnisse''  hier  erhöhen,  nicht,  wie  ich  a.  a.  0. 
zu  allgemein  annahm,  verringern. 

Nebenetats  der  geschilderten  Art  finden  sich  aus  principiellen  und  practischen 
Gründen  noch  öfters  in  modernen  Staatshaushalten,  mehr  noch  für  die  mancherlei 
grösseren  städtischen,  halb  gemeinnützigen,  halb  gewerblichen  Anstalten,  in  Communal- 
haushalten.  So  hat  bisweilen  die  Staatsschuldenverwaltung,  namentlich  der 
aparte  Schuldontilgungsfond  einen  solchen  Nebenetat.  Im  Deutschen  Reich 
wie  in  Frankreich  sind  die  jüngsten  Kriegskosten  in  besonderen  Etats  liquidirt  In 
Preussen  hat  die  Seehandiung  ihren  Specialetat,  nur  der  Ueberschuss  steht  ak 
Nettoeinnahme  im  Hauptetat.  Mitunter  ist  es  so  bei  der  Münze,  bei  der  auch  sonst 
(He  Ein-  und  Ausgänge  von  Münzmaterial  nicht  im  Staatshaushaltsetat  zu  erächeiaen 
pflegen  (insofern  eine  Abweichung  von  der  Bruttoetatisirung).  In  Baden  sind  jetzt 
einige  Betriebsverwaltungen  aus  dem  allgemeinen  Etat  ausgeschieden  und  werden  in 
speciellen  Nebenetats  geführt  (Eisenbahn-  Betriebs-,  Eisenb.-  Bau-,  Eisenb.-S  ch  u  Iden- 
tilgungs-A^erwaltung,  Bodensee  -  DampfschifiT.).  —  In  Frankreich  (Leroy- 
Beaulieu  H,  10  ff.,  v.  Kaufmann,  Fin.  Frankr.s,  S.  797  ff.)  besteht,  nach  manchem 
Wechsel  der  Verhältnisse,  gegenwärtig  eine  ganze  Reihe  solcher  Nebenetats  neben 
dem  „allgemeinen  Budget''  (18S3  3044.2  M.  Fr.),  so  ein  „Budget  der  auf  ausser* 
ordentl.  Hilfsmittel  begründeten  Ausgaben''  (meist  f.  grosse  öffentl.  Arbeiten  des 
Verkehrswesens),  im  Et.  f.  1883  529*1  M.  Fr.,  dann  das  „Budget  der  auf  specielle 
Hilfsmittel  begründeten  Ausgaben''  (die  Zuschläge  zu  den  dir.  Staatssteuern  f.  Depail- 
und  Commun.- Ausgaben,  1883  417*1  M.  Fr.),  femer  die  6  „ordnungsmässig  zum 
allg.  Budget  gefügten''  Specialbudgets  f.  die  Nationaldruckerci ,  Ehrenlegion,  Marine 
Invalid  encasse ,  Staatseisenbahnen,  Münzen  und  Medaillen,  die  Central -Kunst-  und 
Gewerbeschule  (zus.  1883  84*6  M.  Fr.). 

II.  Die  rechtlichen  Seiten  des  Etatswesens 
(sogen.  „Budgetrecht*^). 

Einiges  ist  des  Zusammenhanges  wegen  schon  im  Vorausgehenden  bei  den 
technischen  Seiten  mit  erörtert  worden.  Einiges  Andere  muss  hier  noch  berührt 
werden.  Es  handelt  sich  dabei  aber  in  diesem  finanzwisseuschaft liehen  Werke 
nicht  um  ein  näheres  Eingehen  in  das  ganze,  manche  schwierige  Controv eisen  auf- 
weisende staatsrechtliche  Gebiet  des  Budgetrechts,  z.  B.  bezüglich  der 
Ministerverantwortlichkeit,  des  „Ausgabebewilligungsrechts'',  des  Kechts  der  „Budget- 
verweigerung'', der  Forterhcbuug  bestehender  Steuern  und  Abgaben  (Art.  109  d 
preusb.  Verfass.)  oder  der  allgemeinen  Bewilligung  der  Steuererhebung  durch  das 
Etatsgesetz  u.  dgl.  m.,  wobei  auch  unvermeidlich  die  Bechtsgeschichte  und  das  posi- 
tive Kecht  jedes   einzelnen  Staats  mehr  zum  unmittelbaren  Ausgangspunct  genommen 
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werden  müssto.     Für  uns  kommt  es  vielmehr  nur  darauf  au ,  einige  der  budgetrecht- 
lieben  Fragen   rom   Gesichtspunet  finanzvirthschaftlicher   Zweckmässig- 
keit  aus  fOr  unsere  Zeit  in  unseren  Staaten  in  einer  dementsprechenden  Behandlung^ 
d«  lege  ferenda  hier  in  die  Finanzwissenscbaft  hinein  zu  ziehen.    Dies  geschieht  in 
rorzflglicher  Weise  in  gleicher  Tendenz  von  Leroy-Beaulieu  II,  1.  1,  eh.  lu.  2. 
Der  Standpunct  Hnanzwirthschaftlicher  Zweckmässigkeit  kommt  in  der  Praxis  in  diesen 
Dingen  j^och   selten  rein  zum  Ausdruck.    Politische  Tendenzen,   —  unabhängigere 
SteÜDBg  der  Regierung,  grösserer  Einfluss  der  Parlamente,  —  sind  öfters  entschulden- 
dere  Factoren  für  die  Gestaltung  des  Budgetrechts  im  Ganzen  und  in  den  massgeben- 
den Einzelheiten.    Die  parlam.   Kämpfe  drehen  sich  gern  um  diese  Punctc.    Alle 
mögliche   Veränderungen    mit    den    Yerfassungsändcrungcu   bes.   in    Frankreich.     S. 
Leroy-Beaulieu  a.  a.  0.  —  Vgl.  sonst  passim  Stein,  Fin.  I,  72  ff.  und  fOr  das 
bndgetrechtlicho  Material  die  Werke  Über  positives  Staatsrecht  einzelner  Staaten, 
für    vergleichende    Behandlung    bes.    Gneis t,   „Gesetz    und    Budget''    (1S79), 
nam.  Kap.  lY   (über  das  englische,   französ.  belgische   und  deutsche   Budgetrecht): 
höchst  Idireich  u.  m.  £.  durchweg  zutrefi'end  in  der  staatsrechtlichen  Construction  dos 
deotscben  Budgetrechts    und    in    den   eingestreuten  politischen   und  finanzpolit.  Er- 
örterungen,   so   u.  A.   in   dem  Urtheil   tlbcr  die   „sachwidrige  Specialisirung'' 
des  Budgets  in  Preusscn  und  über  die  bedenklichen  Folgen  davon  (S.  174  11.,  s.  u. 
§.  117,    IIS).     Ausserdem:    Fricker,   d.   Natur  der   Steuerverwilligung  und   des 
Finanzgesetzes.    Tttb.  Ztschr.,  B.  17,  1861,  S.  636. 

§.  114.  —  A.  Allgemeine  Bedeutung  des  Budgetrechts. 
In  finanzwirthschaftlicher  Beziehung  ist  zunUcbst  zu  betonen,  dass 
eine  staatsrechtlich  und  politisch  gut  geordnete  Gestaltung  des 
}, Budgetrechts''  ihren  allgemeinen  Werth  ftlr  das  Finanzwesen  hat. 
Sie  bietet  vermehrte  Bürgschaften  fttr  ordentliche  Prüfung  der 
Einnahmen  und  Ausgaben,  für  ökonomisch  und  technisch 
zweckmässige  und  sparsame  Finanzverwaltung,  sie  wirkt  dadurch 
günstig  auf  den  öffentlichen  Credit  ein,  was  sich  u.  A.  in  Er- 
mässigung des  Zinsfusses  der  Anleiben  und  geringerem  Schwanken 
der  Curse  der  Schuldverscbreibungen  zeigen  wird.  Es  muss  dabei 
aber  auch  im  finanzwirthschaftlichen  Interesse  vor  jenem  Extrem 
der  links  stehenden  Parlamentsparteien  gewarnt  werden ,  welche 
in  einer  Ausbildung  des  Budgetrechts  zu  dem  (formellen  und 
materiellen)  Rechte  einer  absoluten  Ausgabe-  und  Einnahme-,  ins- 
besondere Steuerbewilligung  und  demgemäss  in  dem  Rechte  der 
völligen  „  Budgetverweigerung "  und  „  Steuerverweigerung "  ihr 
Ideal  sehen.  Ein  solches  Recht  würde  darauf  hinlaufen.  Alles 
,jn  Frage  stellen '^  und  die  ganze  Staatsmaschinerie,  Verwaltung 
u.  s.  w.  eventuell  auch  „zum  Stillstand  bringen'^  zu  können. 
äelM  wenn  ein  derartig  extremes  Recht  der  Volksvertretung  maass- 
Mtendinit  politischem  Tactc  ausgeübt  wird,  möchte  die  Anerkennung 
desselben  ftls  eines  Theils  des  geltenden  öffentlichen  Rechts  fiinauz- 
wirtbschalltlich  nachtheilige^  den  öffentlichen  Credit  schädigende 
Wirkungen  mit  sich  führen.  Das  verfassungsmässige  Budgetrecht 
bat  aber  doch  überhaupt  in  erster  Linie  finanzwirthschaftlichje 

A.  Wagner,  FinanswisBenBchan.    I.    3.  Aufl.  "[Q 
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Zwecke,  die  politischen  iu  Betreff  des  Einflusses  der  V^olks- 
vertretungen  der  Regierung  gegenüber  stehen  erst  in  zweiter  Lioie. 
Hiemach  müssen  bezügliche  Bestrebungen,  welche  auf  eine  solche 
Missbildung  des  Budgetrechts  abzielen,  gerade  im  finanzwirth- 
schaftlichen  Interesse  abgewiesen  werden.  In  letzterem  liegt 
durchaus  eine  Sicherung  der  Grundlagen  und  der  Stabilität 
des  Finanzwesens,  welche  bei  einem  solchen  Budgetrecht  verloren 
zu  gehen  droht. 

Eb  spukt  hier  iiumer  noch  die  extrem  individualistisch -liberale  Anbchtuung. 
welche  den  Staat  als  etwas  mehr  oder  weniger  Entbehrliches  ansieht  und  einen 
unhaltbaren  Gegensatz  von  Staat  und  Volk  und  von  Regierung  und  YolksvertrcliuiF 
festhält;  als  ob  etwa  die  gesicherte  Fortdauer  der  Staatsvci-waltung  mehr  oder  über- 
haupt nur  ein  Uegierungsinteressc,  nicht  vielmehr  das  erste  und  höchste  Volka- 
intercssc  wäre,  dessen  Befriedigung  gar  nicht  in  Frage  gestellt  werden  darf.  Meine 
Grundlegung  §.  154  ff.,  161  ff.  Gn  ei  st 's  grosses  Verdienst  ist  es,  in  seinen  Werken 
über  englisches  Recht  irrige  Ansichten  über  das  dortige  Budgetrecht  berichtigt  und 
auch  fUr  Deutschland  nachgewiesen  zu  haben,  dass  ein  solches  extremes  Budgetrechc 
hier  nirgends  verfassungsmäs&ig  ist;  s.  bes.  sein  ,,Ges.  u.  Budg.**  a.  a.  0.  lieber  die 
politische  und  finanzpolitische  Bedenklichkeit  solchen  Rechts  ist  kein  Zweifel  mOglich. 

§.115.  —  B.  Einzelne  finanzwirthschaftlich  besonders 
wichtige  Fragen  des  Budgetrechts.  Als  solche  sind  wohl 
zu  nennen:  1)  die  Form  der  parlamentarischen  Berathung 
und  Beschliessung  oder  sogen.  Votirung  des  Budgets;  2)  die 
Specialisirung,  in  welcher  das  Budget  der  Volksvertretung 
vorgelegt  und  namentlich  in  welcher  es  mit  rechtsverbind- 
licher Kraft  für  die  Vorwaltung  votirt  wird,  woraus  sich 
dann  das  Maass  der  Befugniss  der  Verwaltung,  von  sich  aus 
Uebertragungen  (Transferirungen,  virements)  zwischen  ver- 
schiedenen Etatspositionen  vorzunehmen  und  anderseits  auch  er- 
giebt,  ob  und  in  welchen  Fällen  Naehtragscredite  erbeten 
oder  nachträgliche  parlamentarische  Genehmigung  von  der  be- 
sonderen Erlaubniss  bedürftigen,  eigenmächtig  erfolgten  Ueber- 
tragungen (ähnlich  auch:  der  Vornahme  unbewilligter  Ausgaben) 
eingeholt  werden  muss:  3)  die  Einrichtung  der  Controle  in  Bezug 
auf  die  Innehaltung  des  Etats  bei  der  Ausführung  und  4)  die  Ab- 
legung der  Schlussrechnung. 

Die  beiden  letzten  Puncto  werden  unten  in  Abschn.  4  und  5  dieses  K^itels 
mit  behandelt,  die  beiden  ersten  sind  hier  zu  erledigen. 

1.  Die  Form  der  parlamentarischen  Berathung  und 
Votirung  des  Budgets  zeigt  in  den  einzelnen  modernen  Staaten^ 
im  engen  Anschluss  an  andere  Verhältnisse  des  Parlamentarismus, 
manche  Verschiedenheiten,  welche  in  Europa  wieder  auf  den 
britischen  und  continentalen  Typus  zurückgeführt  werden 
können,    woneben  Nordanierica  einen  dritten  Typus  darstellt. 
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a)  In  Grossbritannien  wird  in  Folge  der  Scheidung  des 
stabilen  und  wandelbaren  Budgets  (§.  64)  überhaupt  nur  ein 
Theil  der  Ausgaben  und  ein  noch  kleinerer  Theil  der  Ein- 
nahmen eigentlich  jährlich  vom  Parlament  ,ybewilligt'S  die  übrigen 
Ausgaben  und  Einnahmen  beruhen  auf  festem  Gesetz  und  erscheinen 
nur  rechnungsmässig  der  Vollständigkeit  wegen  im  Etat.  Dadurch 
wird  von  vorneherein  die  „In -Frage -Stellung"  des  ganzen  Haus- 
halts vermieden  und  die  vortheilhafte  Möglichkeit  gegeben,  die 
Mitwirkung  des  Parlaments  bei  der  Feststellung  des  Etats  grade 
da  eintreten  zu  lassen,  wo  etwas  wirklich  ,,fraglich"  ist. 

Die  Berathung  des  vom  Schatzkanzler  vorgelegten  Budgets 
erfolgt  in  allen  ihren  Stadien  nicht  in  besonderen,  zu  diesem 
Zweck  aus  dem  Parlament  gewählten  Commissionen,  wie  auf 
dem  Continent  (den  sogen.  „Budgetcommissionen"),  sondern 
in  formloserer  Weise  im  ganzen  Hause  (Unterhause),  das  sich 
hierzu  zunächst  als  „Comit^"  constituirt,  und  zwar  als  „Comit^ 
der  Bedürfnisse"  (comitee  of  supply)  ftir  die  Bedarfsfrage  und 
danach  als  „Comitä  der  Mittel  und  Wege"  (comitee  of  ways  and 
means)  ftlr  die  Bedeckungsfrage. 

Jedes  Mitglied  des  Haasos  kann  sich  an  diesen,  nicht  öfTentlichca  Comit^- 
sitznngen  and  Berathaogen  betheiligen,  thatsächlich  aber  betheiligen  sich  mcb^t  nor 
die  fachmännisch  oder  sonst  am  Gegenstand  intcressirtun  Mitglieder.  „I^io  Resultate 
dieser  Verhandlung  werden  dann  gewöhnlich  gegen  Schluss  der  Session  in  einer 
Gcsammtabersicbt  zasammengefasst,  die  in  Form  eines  Gesetzes  als  consolidated  fund 
actpobiicirt  wird*  (Gnoist,  Ges.  u.  Budg.  S.  95).  Mit  Rocht  rllhmt  Leroy-Reauliou 
U,  20  diese  Organisation  als  besonders  ingeniös  und  practisch.  Sie  habe  alle  Vor- 
ihcile  ohno  die  Nachtheile  der  contincntalen  geschlossenen  Commissionen ,  schlicssc 
kein  Mitglied  von  der  Berathung  aus,  veikUrze  die  Oßcntlichcn  Parlamcutssitzungen 
Q.  beschleunige  dio  Durcliberathung  des  Budgets  erwünscht.  —  Ob  ohne  Sclieiduug 
eines  stabilen  und  wandelbaren  Budgets  die  Erfolge  dieselben  wären,  steht  vielleicht 
dahin,  aber  anderseits  weisen  auch  die  Erfolgo  einer  solchen  Berathungsmethodc 
vicdcr  auf  die  Zweckmässigkeit  dieser  Scheidung  hin.  Abstriche  an  Forderungen 
der  Regierung  sind  im  englischen  Parlament  selten  und  spärlich  (Beispiele  bei  Gn  eist 
I.  a  0.  S.  114). 

Im  Unterschied  zu  Frankreich  und  zu  anderen  Continental- 
Btaaten  schlägt  das  englische  Parlament  oder  einzelne  Mitglieder 
desselben  nicht  selbst  Ausgaben  vor^  was  ein  Vorrecht  der  Krone 
ist  Das  möchte  zwar  als  allgemeines  Budgetrechts  ^  Princip  zu 
weit  gehen )  aber  hat  immerhin  den  Vortheil^  wie  sich  am  Oegeo- 
satz  Frankreichs  zeigt ,  grössere  Regelmässigkeit  im  Etat  und 
Vermeidung  von  Supplementcrediten  zu  bewirken. 

Vgl  Leroy  II,  52  ff. 

§.  116.  —  b)  In  den  constitutionellen  Staaten  des  Continents 
besteht  meistens  keine  Ausscheidung  bestimmter  Ausgaben  aas  dem 
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«  _  

Etat  der  Finanzperiode  (Jahr)  wie  in  England ,  sondern  der  oder 
die  Etats  der  Ausgaben  und  Einnahmen  werden  vollständig  von 
-der  Volksvertretung  durchberathen  und  votirt.  Diese,  wenn  sie 
ernstlich  genommen  würde  oder  wird,  sehr  umfassende  Arbeit  pflegt 
durch  Berathungen  und  Beschlüsse  besonderer  Commissionen, 
insbesondere  der  sogen.  ,,Budgetcommi8sionen^'  (^^Commissioo 
^ur  Prüfung  des  Staätshaushaltsetats'^  nach  der  amtlichen  preussischen 
Benennung)  für  die  endgiitige  Beschlussfassung  in  der  „Plenar- 
Versammlung"  vorbereitet  zu  werden. 

Diesen  -  Gommissionen  werden  von  vornherein  entweder  der  ganze  Etat  oder 
bestimmte  wichtigere  und  streitigere  Theile  desselben  und  eventuell  später  auf  be- 
sonderen Antrag  einzelne  Specialitäteu ,  worüber  sich  die  Plcnarvcrsammlung  erst  im 
Wege  der  vorbereitenden  Commissionsbcrathung  zum  Zwecke  ihrer  Entscheidung  unter- 
richten will,  überwiesen.  Die  Commission ,  aus  einer  angemessenen  Anzahl  — 
nomineU  durch  Wahl,  factisch,  wie  z.  B.  in  Preussen  hier  und  bei  anderen  Gom- 
missionen durch  massgebende  Bestimmung  der  ..Fractionen"  (politischen  Parteigruppen) 
ernannter  —  Mitglieder  bestehend,  bestellt  Referenten  für  die  einzelnen  Theile  des 
Etats,  die  dann  zuerst  in  der  Commission,  hinterher  im  Plenum  Bericht  erstatten, 
mündlich,  in  wichtigeren  Fällen  schriftlich.  Auch  andere  verwandte  Finanzsachen. 
z.  B.  SteuergesetzentwUrfe ,  werden  wohl  der  Budgetcommission,  der  „einfachen'' 
oder  „ad  hoc  verstärkten''  überwiesen.  Manches  Einzelne  ist  natürlich  in  vcrschiedeneo 
Staaten  verschieden,  im  Wesentlichen  besteht  Uebereinstimmung  der  Einrichtungen, 
wie  dies  bei  Annahme  des  Princips  der  Commissionsbehandlung  begreiflich  ist.  Wir 
haben  hier  im  Vorausgehenden  und  Folgenden  die  preussischen  und  die  analogen 
Einrieb ttmgen  des  Deutschen  Reichs  vor  Augen.  Die  französischen  sind  nicht  so 
sehr  verschieden  davon. 

Diese  Einrichtungen  beruhen  sicher  auf  einem  richtigen  Grund- 
gedanken und  haben  auch  in  der  Praxis  einige  Vorz.tige,  denen 
aber  erhebliche  Nachtheile  gegenüberstehen.  Die  Vorberathung  in 
kleineren,  z.  Th.  mehr  aus  Fachkennern  und  Liebhabern  des 
Gegenstands  bestehenden  Commissionen  kann  einfacher  und  doch 
zugleich  gründlicher  als  in  grossen  Versammlungen  sein  —  wenn 
die  Zusammensetzung  der  Commission  die  richtige  ist.  In  dieser 
Hinsicht  bietet  aber  das  Mtspielen  des  politischen  Parteimoments 
und  die  unvermeidliche  Beschränkung  der  Zahl  der .  Mitglieder 
zwei  Gefahren:  dass  nicht  immer  grade  die  sachlich  geeigneten 
Mitglieder  in  die  Commission  kommen  und  dass  quaiificirte  Personen 
ausgeschlossen  bleiben.  Die  britische  Einrichtung  vermeidet  beide 
Gefahren.  Die  ganze  Berathung  wird  ferner  öfters  zeitraubender^ 
weil  sie  eine  doppelte,  in  Commission  und  Plenum  wird.  Die 
Minorität  der  Commission  wird  sich  selten  zufrieden  geben  und 
im  Plenum  ihren  Standpunct  von  Neuem  vertreten.  Die  Commissions- 
berathung  giebt  reiche  und  oft  gern  benutzte  Gelegenheit  zu  end- 
losen Verhandlungen  über  Kleinigkeiten/  zumal  bei  so  weitgehender 
S^ecialisirung  des  Etats  wie  bei  uns,  worüber  4ie  grossen  Fragen 
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leicht  zn  kurz  kommen.  Die  PrUfnog  des  Etats  erscheint  dann 
wohl  gründlicher,  ist  es  aber  in  Wirklichkeit  nicht.  Die  Antorität 
eines  Commissionsvotums  kann  im  Plenum  wohl  den  richtigen 
Weg  zeigen y  aber  ebensogut  auf  den  Abweg  führen,  weil  mit 
Rücksicht  auf  das  Votum  die  Berathung  im  Plenum  ungrOndlich  wird. 
Es  liegt  daher  wohl  immerhin  eine  Verbesserung  vor,  wenn 
nur  gewisse  wichtigere  Theile  äfis  Etats  zuerst  in  der  Budget- 
eommission,  andere  sofort  im  Plenum  verhandelt  werden,  wie  jetzt 
in  Preussen.  Dadurch  erfolgt  eine  Annäherung  an  das  britische 
System  (die  sich  bei  der  üblichen  „schwachen  Besetzung  des 
Hauses^'  bei  unwichtigeren  Etatsverhandlungen  auch  äusserlich  noch 
mehr  herausstellt!)  ^ 

So  worden  z.  B.  vom  preuss.  Ktat  f.  1883 — 84  der  Budgetcommission  sofort  nur 
überwiesen:  sämmtliche  einmalige  u.  ausserordeotl.  Ausgaben;  ans  der  Ycrwalt.  der 
directen  Steuern  2  Titel  eines  Kapitels  (classific.  Einkommensteuer  u.  Olassensteuer) ; 
aus  derj.  der  indir.  Steuern  2  Titel  eines  Kap.  d.  Einnahme  (Stempelsteuer,  Gericbts« 
kosten),  1  Titel  eines  Kap.  d.  dau.  Ausg.  (Kosten  f.  d.  Yerwalt.  d.  Zolle  u.  s.  w.  von 
Bremen);  von  der  Eisenbalinverwaltung  die  ganze  Einnahme  u.  die  dauernden  Aus^ 
gaben;  von  d.  allgem.  Finanzvcrwaltung  1  Titel  eines  Kap.  d.  Einnahme  (Ergänzung 
der  Finnahmcn  f.  d.  Etat)  und  1  Titel  eines  Kap.  d.  dau.  Ansg.  (Rückzahlung  von 
hinterlegten  Geldern);  von  d.  Justizverwalt.  5  Titel  aus  2  Kapiteln  u.  3  Kapitel  der 
dauernden  Ausgaben ;  aus  dem  Minist,  d.  geistl.  u.  s.  w.  Angelegenheiten  6  Titel  aus 
3  verschied.  Kapiteln;  endlich  die  beiden  Etatsgesetzc.  Die  Auswahl  bctrifll  auch 
hier  wichtigere,  streitigere  u.  neuere  Theile  des  Etats  (Eisenb.verwalt.!);  sie  ist  zu- 
gleich den  .^Stichproben''  zu  vergleichen.  Die  umfassende  Thätigkeit  der  Budget- 
commissionen ergiebt  sich  &usserlich  aus  der  grossen  Zahl  und  langen  Dauer  der 
Sitzungen.  In  Preussen  fanden  z.B.  in  d.  3.  Session  d.  14.  Legislaturperiode  (Anf. 
1SS2)  20  Sitzungen  der  gewohnlichen,  17  der  verstärkten  (f.  d.  Eisen bahnvorlageu 
0.  B.  w.)  Budgetcommission  statt,  meist  3 — 4-  u.  mehrstündig.  Ueber  die  Besultatc 
des  preuss.  Etat-Berathungssystems  passim  sehr  richtige  kritische  Bemerkungen  von 
(jBcist,  Ges.  u.  Budg.  S.  134—190. 

Je  mehr  nun  auf  diesem  Gebiete  der  Etatsberathung^  beg:Unstigt 
durch  die  Form  der  parlamentarischen  Berathung  und  Votirung 
Qod  durch  das  Specialisirungsprincip ,  die  Volksvertretung  sich 
that8äch]ich  bei  der  Feststellung  des  Etats  in  die  Verwaltung  ein- 
mischt u.  ,,durch  das  Budget  hier  organisirt'',  desto  leichter  werden 
sich  auch  Fehler  bei  den  Beschlussfassungen  einschleichen,  welche 
für  die  Verwaltung  und  z.  Th.  auch  für  die  Finanzwirthschaft 
schädlich  sind. 

Die  Gefahr  solcher  Fehler  steigt  noch  bei  dem  französischen  System,  wo- 
nach die  Abgeordneten  berechtigt  sind,  Anträge  auf  GreditbcwiUigungen  zur  Abstim- 
liiiDg  zn  bringen  auch  in  Widerspruch  mit  oder  unter  Passivität  der  Regierung  (vgl. 
Leroy-Beaulieu  H,  50  ff.).  In  Preussen  ist  dem  durch  die  oben  S.  226  schon 
erwihnte  Bestimmung  des  §.  27  der  JGeschäftsordnung  des  Abgeordnetenhauses  wenig- 
stens theilweise  ein  Biegel  vorgeschoben^  indem  hier  Anträge  von  Mitgliedern,  welche 
äne  Geldbewilligung  in  sich  schltessen  oder  in  Zukunft  herbeizufahren  bestimmet  sind, 
BU  nach  Yorberathung  und  Berichterstilttnfig  einer  Cominission   zur^  Ab^imtnung  gc- 
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langOD  können.  Doch  liegt  bereits  der  Präcedcnzfail  vor,  da^s  von  Uebenreisang  au 
eine  Commission  abgesehen  werden  kann,  wenn  solche  Antr&ge  zum  Etat  gestellt 
werden  u.  die  Hegicrung  zustimmt.    S.  Stenogr.  Ben  1873/74  I,  7b3. 

In  nnseren  Staaten   mit  Zweikammersystem  ist  endlich  noch 
bemerkenswert!),  dass  wohl  das  Abgeordnetenhaus,  als  ,,Voiks 
Vertretung '^  im  engeren  Sinne,  etwas  weitergehende  Befugnisse 
als  die  erste  Kammer  bei  der  Votirung  des  Etats  und  etwa  aach 
bei  anderen  Finanzgesetzen  hat. 

So  müssen  z.  B.  diese  beiden  in  Preussen  der  2.  Kammer  zuerst  vorgelegt  a. 
können  die  Etats  von  der  1.  Kammer  nur  im  Ganzen  angenommen  oder  abgelehnt 
werden  (Art.  62  d.  Verfass.). 

In  d.  nordamer.  Union  bestehen  beständige  Gommissionon  aus  Mitglie- 
dern des  Repräsentantenhauses  u.  des  Senats.  Zwei  davon  beschäftigen  sich  mit  dem 
Etat  und  den  Finanzgesotzen,  eine  für  die  ößentl.  Ausgaben,  eine  far  dfe  ^.Mittel  u. 
Wege'';  die  letztere  mnss  binnen  30  Tagen  ihre  'Vorschläge  machen.  Loroy- 
Beaulien  II,  21. 

§.  117.  —  2.  Die  Specialisirung  des  Budgets  und 
die  Uebertragungen.  In  dieser  budgetrechtlich  und  wegen 
der  Tragweite  für  die  Verwaltung  besonders  wichtigen  Frage  ist 
die  Vorlegung  und  die  Votirung  des  Etats  wohl  zu  unter- 
scheiden. 

a)  Jeder  finanztechnisch  richtige  Voranschlag  muss  sich  ans 
SpecialitUtcn  aller  Art  aufbauen.  Für  die  Verwaltung  ist  bei  der 
Ausfuhrung  des  Etats  die  weitestgehende  Specialisirung  Vorbedingung 
der  practischen  Brauchbarkeit  des  Etats.  Jetzt,  wo  es  sich  regel- 
mässig nicht  mehr  um  Geheimnisse  im  Finanzwesen  handelt, 
sondern  umfassende  Oeffentlichkeit  in  letzterem  anerkannter  Grund- 
satz ist,  wird  daher  die  Vorlage  eines  sehr  specialisirten 
Etats  mit  allen  Abtheilungen,  Sectionen,  Kapiteln,  Titeln  und 
weiterem  Detail  in  den  Parlamenten  mit  Recht  zu  verlangen  sein. 
Ein  solcher  Etat  dient  am  Besten  zur  Information,  giebt 
wünschenswerthe  Gelegenheit  zur  Kritik,  in  und  ausser  dem  ParU- 
ment,  welche  auch  der  Regierung  nützlich  sein  kann,  ist  für 
mancherlei  finanzstatistische  Zwecke  brauchbar,  mitunter  allein 
brauchbar.  U.  A.  ist  Gewicht  darauf  zu.  legen,  dass  auch  die 
Einnahmen  ihrem  finanzwirthscbaftlichen  Character  nach  möglichst 
genau  specialisirt  werden. 

Die  meisten  Schwierigkeiten,  die  sich  allerdings  yOllig  nicht  lösen  lassen,  bieten 
hier  die  in  Stempelform  u.  als  Registerabgaben  erhobenen  Gebühren  n.  Yerkehrsstcaem. 
1.  Flu.  H,  Kap.  1. 

b)  Eine  ganz  andere  Frage  aber  ist  es,  wie  der  Etat  vom 
Parlament  beschlossen  oder  votirt  werden  soll:  ob  im  Ganzen 
(en  bloc);  ob  in  grösseren  Abtheilungen,  z.  B.  bei  den  Ans- 
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gaben  nach  Mioisterialdepartements,  oder  iu  grösseren  Sectionen 
der  letzteren,  iu  grösseren  Gruppen  von  verwandten  Ausgaben 
imd  Einnahmen ;  oder  ob  in  kleineren  Abschnitten,  Kapiteln, 
Titeln  u.  dgl.  m.,  mit  der  Rechtsfolge,  dass  der  Etat,  soweit 
das  von  der  Verwaltung  abhängt,  also  regelmässig  besonders  bei 
den  Ausgaben,  nach  diesen  einzelnen  Voten  von  Titeln, 
Kapiteln,  grösseren  Abtheilungen  u.  s.  w.  bei  der  Ausführung 
streng  inne  gehalten  werden  muss. 

Demnach  dflrten  insbesondere  die  betreffenden  einzelnen  Aus- 
gabepositionen nur  genau  für  den  bewilligten  Zweck  ver- 
wendet, nicht  überschritten  und  zwischen  ihnen  dürfen  keine 
Uebertragungen  gemacht  werden,  wenn  z.  B.  bei  einer  votirten 
Position  Ersparungen  von  selbst  vorkommen  oder  zu  Gunsten 
anderer  Ausgaben  herbeigeführt  werden  könnten.  Vielmehr  müssen 
solche  Ersparungen  definitiv  von  der  Verwaltung  als  Erttbrigung 
behandelt  werden. 

Je  weiter  nun  bei  der  Votirung  des  Budgets  specialisirt  wird,  bis  in 
kleine  Kapitel  und  kleine  Titel  hinab,  desto  mehr  ist  die  Verwaltung  an  die  Vor- 
inschUge  bis  ins  Einzelne  bei  der  Ausführung  des  Etats  gebunden. 
Je  veniger  specialisirt,  je  mehr  der  Etat  in  grossen  Kapiteln  oder  Abtheilnngen 
rotirt  wird,  desto  freier  ist  sie  in  Betreff  der  wirklichen  Verwendung  der  Sum- 
men. Begreiflich,  dass  daher  die  Kegiernng  selbst  und  die  ihre  Auffassung  theilendcn 
politischen  Parteien  eine  geringere,  die  Parteien  des  Individualismus  und  extremen 
Libenlismns  eine  grössere  „Spccialisirung*'  des  Budgets  in  diesem  Sinne  des 
Worts  erstreben. 

Bei  objeetiver  Erwägung  sowohl  des  Zwecks  der  parlamentari- 
schen Mitwirkung  bei  der  Etatsreststellung  als  der  Bedürfnisse  und 
Voraussetzungen  guter  Verwaltung  wird  man  in  der  Frage  der 
Specialisirung  einen  Mittelweg  für  den  richtigsten  erklären  müssen. 
Daher  zwar  keine  Votirung  nur  im  Ganzen  oder  bloss  in  ganz 
grossen  Abtheilungen,  Sectionen  u.  dgl.,  wie  zeitweilig  früher  in 
Frankreich,  aber  auch  keine  soweit  getriebene,  dadurch  sachwidrig 
werdende  Specialisirung  fast  bis  ins  kleinste  Detail  wie  in  der 
Regel  in  Deutschland,  speciell  auch  in  Preussen.  Vielmehr  statt 
dessen  ein  richtiges  Maass  in  der  Specialisirung,  das  im 
preussisch- deutschen  Etatswesen  wohl  durch  die  Votirung  in 
Hiuisterialabtheilungen  (als  Regel)  und  dieser  in  Kapiteln, 
nicht  in  Titeln,  und  zwar  im  Allgemeinen  wohl  in  der  Form 
etwas  grösserer  Kapitel,  als  den  bei  uns  üblichen,  am  Besten 
gekennzeichnet  wird. 

Die  richtige  Bildung  solcher  Kapitel  wäre  eine  vorausgehende  finanzstatistische 
Arbeit,  deren  Ergcbniss  dann  dem  Etat  als  Schema  zu  Grunde  zu  legen  tr2rc.  Nach 
^  aattirlichen  Verschiedenheiten  der  Eingänge  und  Ausgäns^e,  Einnahmen  u.  Au9- 
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gaben  ergeben  sich  schon  verschiedene  Kapitel  auf  diesen  beiden  Haoptseiten  des 
Etats.  In  dem  besonders  wichtigen  Aosgabedienst  liegen  ähnliche  natürliche  Ver- 
schiedenheiten für  die  Bildung  von  EtatskApiteln  in  den  verschiedenen  Dienst- 
zweigen and  deren  grossen  Gruppen  —  Dotatiof^en,  Schuld,  Kriegsde|»arte- 
ment.  Civil  Verwaltung  —  vor,  wie  denn  z.  B.  im  Kriegsdepartexnent  eine  Voti- 
rung  in  ganz  grossen  Kapiteln  gewiss  dem  Verwahnngsb^Urfniss  am  Meisten 
entspricht  In  der  Givilverwaltang  kann  unbedenklich  etwas  mehr  specialisirt  werden. 
Unter  Voraussetzung  eines  richtig  durchgeführten  Aemicrorganismus  und  eines 
passenden  Systems  von  Normalgehalten  ist  aber  auch  hier  die  Spccialis^irung.  un- 
beschadet aller  sachlich  hegrttndeten  Ansprtiche  der  Volksvertretung  auf  Mitwtfkiing 
bei  der  Feststellung  des  Etats,  erheblich  mehr  zu  beschränken,  als  dies  in  Deutsch- 
land üblich  ist. 

lonerhalb  der  nach  solchen  sachlichen  Gesichtspuncten  ge- 
bildeten Kapitel  des  Etats  hat  das  der  Verwaltung  zustehende 
Recht  der  Uebertragung  dann  keine  Bedenken.  Allenfalls 
könnte  die  Verwaltung  angehalten  werden,  bei  der  Rechnungslegung 
dem  Parlament  motivirten  Bericht  über  die  üebertragungen  zn 
erstatten,  welche  sie  bei  der  Ausführung  des  Etats  gegen  die 
Titel  u.  s.  w.  des  von  ihr  selbst  früher  vorgelegten  Etats  vorge- 
nommen hat.  Die  Forderung  einer  nachträglichen  parla- 
mentarischen Genehmigung  von  Ueberechreitungen  der  etats- 
m^sigen  Atisgaben  wäre  aber  auf  die  Ueberschreitung  der 
Kapitelsummen  zn  beschränken. 

§118.  Di6  Begründung  für  diese  auf  richtiges  Haass- 
halten in  der  Specialisirung  und  in  der  Beschränkung  des 
administrativen  Uebertragungsrechts  abzielenden  Vorschläge  ergiebt 
sich  unschwer  aus  einer  Betrachtung  des  Zwecks  aller  parla- 
mentarischen Mitwirkung  bei  der  Feststellung  des  Etats.  Dieser 
Zweck  ist  nicht  und  darf  vor  Allem  im  Interesse  von  Land 
und  Volk,  das  eben  hier  mit  dem  wahren  Interesse  der  Ver- 
waltung durchaus  zusammenfällt,  nicht  darin  gefunden  werden, 
dass  die  meist  in  Verwaltungssachen  durchaus  nicht  hinreichend 
competente  Volksvertretung  störend  in  die  Verwaltung  durch 
Specialisirung  des  Etats  bis  ins  Einzelne  eingreift  oder  „durch 
den  Etat  die  Verwaltung  mit  organisirt *' ,  geschweige  — -  worauf 
diese  extreme  Specialisirung  in  der  Praxis  nicht  selten  hinauszu- 
laufen droht  -^  der  Verwaltung  nur  am  Zeuge  zu  flicken  sucht: 
eine  wahre,  auch  dem  Parlamentarismus  selbst  gefährliche  Aus- 
artung des  letzteren.  Jener  Zweck  ist  vielmehr:  eine  vermehrte 
Bürgschaft  zu  geben  für  sorgfältige  Erwägung  des  Bedürfnisses 
an  sich  und  seiner  Höhe,  fllr  ökonomisch  zweckmässige  und 
sparsame  Finanzwirthschaft  und  für  eine  mit  den  Bedürfnissen 
von  Volky  Land  und  Staat  und  mit  den  Kräften  der  VolkswirthsQhaft 
harmoQirende  Vertheilung  des  öffeptljchen  Finanzaufwands  fiuf  die 
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grossen  Hanptgebiete  der  modernen  öffenüichen  Verwaltung.  Für 
diesen  Zweek  reicht  allerdings  die  Votirung  der  Aasgaben  im 
Ganzen  oder  in  wenigen  grossen  Abtheilnngen  nicbt  ans,  jedoch 
ist  jene  weitgehende  Specialisimng  ebensowenig  nothwendig.  Die 
letztere  hemmt  aber  besten  Falles  die  Verwaltung  leicht  nachtheilig, 
und  schafft,  was  doch,  von  unberechtigten  politischen  Nebenabsichten 
abgesehen  y  ihr  einziger  Zweck  sein  könnte ,  durchaus  keine  ver- 
mehrte Garantie  für  sparsamere  Verwaltung,  —  eher  das  Gegen- 
theil.  Denn  bei  solcher  Specialisimng  hat  die  Verwaltung  gar 
kein  Interesse  an  möglichsten  Ersparungen,  streng  genommen, 
wenn  der  Etat  wirklich  wörtlich  ausgeführt  werden  soll,  gar  keine 
Möglichkeit  dazu.  So  wird  grade  die  Gesammtausgabe  wachsen. 
Nur  das  ominöse  Mitspielen  politischer  Velleitäten  auf  Seiten 
parlamentarischer  Parteien  kann  zur  Verkennung  dieses  Zusammen- 
hangs der  Dinge  und  dieses  Sachverhalts  führen.  „Kammern  und 
Kegiernng  müssen  ein  wenig  gegenseitiges  Vertrauen  haben;  fehlt 
es  daran,  so  ist  eine  intelligente,  voraussichtige  und  sparsame 
Verwaltung  nicht  möglich"  (Leroy-Beaulieu  II,  33). 

Ein  solches  VcrtraaeosFotum  liegt  ja  in  jeder  parlamentariscliea  Badgetvotirang. 
Aber  nichts  ist  thörichter  und  dem  wahren  eigenen  Interesse  von  Volk,  Land  und 
Staat  schädlicher,  als  aus  Misstranen  gegen  eine  bestimmte  Begierung,  concret  ge- 
spfiochen  gegen  das  Ministerium  X  Y  Z,  wie  das  Budget  zu  yerweigem,  so  auch-  bis 
ins  Kleinste  zu  specialisiren  und  dadurch  die  Verwaltung  besonders  in  ihren  Reform- 
bestrebungen lahm  zu  legen.  S.  über  solche  Gonsequenzon  des  preuss.-i  deutschen 
Systems  besonders  Gncist^  Ges.  u.  Budget,  a.  a.  0.,  mit  7ortrefllichen4  durchauszutref- 
fenden Ausftlhrungen  über  die  Nachtheile  der  deutschen  zu  weit  gehenden  Specialir 
simng.  womit  Leroy-Beaulieu's  ebenÜEdls  guten  Erörterungen  zu  vergleichen  sind. 
,,Die  Folge  des  Uebermaasses  im  Gebrauch  politischer  Rechte  ist,  dass  man  den  Zweck 
nicht  nur  verfehlt,  sondern  das  Gegcntheii  des  erstrebten  Zwecks  herbeifuhrt  Ein 
solcher  Etat  dient  nicht  dem  .Zweck  der  Förderung  der  Sparsamkeit,  der  Förderung 
fOQ  Yerwaltungsreformen,  der  zweckm&ssigeren  Gestaltung  des  Finanzplans,  sondern 
bewirkt  unwiUktthrlich  von  aUedem  das  Gegentheü'*  (Gneist  S.  176).  Wie  sehr 
schliesslich  auch  im  specialisirtesten  Etat  und  bei  genauester  sachgomüsser  Begründung 
die  Bewilligung  der  geforderten  Credite,  z.  B.  für  einmalige  u.  ausserordentliche  Aus- 
gaben, eine  Yertrauenssache  bleibt,  ergiebt  sich  aus  jedem  nur  ein  wenig  näheren 
Einblick  in  die  Berathungen  von  Parlamenten  und  Budgetcommissionen. 

Mit  vollem  Rechte,  wird  z.  B.  unter  Mitwirkung  der  Volksvertretung  —  wenn 
auch  in  diesem  Falle  grade  nicht  nothwendig  jährlich,  sondern  für  längere  Perioden 
—  festgesteUt  werden,  welcher  Aufwand  für  Heer  u.  Flotte  im  Ganzen  und  im  Vcr- 
hiltnisa  zum  CiviTverwaltungs- Aufwand  erforderlich  und  mit  den  volkswirthschaftlichen 
Kräften  vereinbar  erscheint  Zu  diesem  Zweck  ist  eine  Specialisirung  des  Militäretats 
in  eine  Reihe  weiterer  Kapitel  im  Allgemeinen  richtig,  weil  erst  dadurch  die  Höhe 
des  Bedarfs  sicherer  begrtuidct  werden  kann.  Aber  eine  genauere  Specialisirung 
kann  grade  hier  auf  einem  Gebiete  besonders  nachtheilig  wirken,  auf  welchem  nach 
politischen  Umständen,  nach  technischen  Verhältnissen  (Erfindungen  u.  s.  w.)  oft  rasch 
Veränderungen  der  Pläne  und  Voranschläge  erfolgen  müssen.  Die  Forderung  der 
strengen  Innehaltnng  eines  sehr  specialisirten  Etats,  ohne  Recht  der  Uebertragnng, 
wurde  ähnHch  wiricen,  wie  in  einem  grossen  industriellen  Privatunternehmen  das  Ver- 
langen, dass  der  Unternehmer  einen  für  eine  gewisse  Technik  gemachten  Plan  und 
Vonnschlag  genau  so  ausführen  solle,  auch  wenn  mittlerweile  eine  neue  Erfindung 
die  alten  Pläne  nnzweckmässig  erscheinen  lässt  .. 
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,«Nicht  nur,  um  politisch  heikle  und  leicht  zu.  Conflictcn  führende  Debatten  sel- 
tener zu  machen,  sondern  auch,  um  einer  technisch  tüchtigen  Verwaltung  Gelegenheit 
und  Anreiz  zn  geben,  mit  gegebenen  Mitteln  bestimmte  Aufgaben  zu  erfüllen,  daher 
auch  im  rein  finanziellen  Interesse,  kann  es  sich  mitunter  empfehlen,  fQr  gcirissc 
wichtige  Vcrwaltungszweckc  Pauschsummon  zn  gewähren  oder  den  Etat  dafQr 
weniger  als  sonst,  etwa  nur  in  einige  grössere  Abthoilnngon  zu  specia- 
lis Iren  und  domgcmäss  zu  votiren  oder  mehr  Uebert ragungen  Innerhalb  ein&i 
solchen  Etats  zn  gestatten,  so  namentlich  beim  Militär-  u.  Marine-,  auch  bei  grossen 
Bauotats,  wie  z.  B.  der  Eisonbahnrerwaltung*'  (aus  meiner  Abh.  in  Schönberg 's  Uaudb. 
il,  421).  Die  Ausscheidung  eines  dauernden  aus  dem  Gosammtbndget 
und  die  jährliche  Bewilligung  bloss  des  wandelbaren  Budgets  (§.  64)  wilrdc  auch 
in  der  Frage  der  Spocialiäirnng  Vieles  erleichtern. 

In  Grossbritannion  und  in  Frankreich  wird  die  Specialisirung  des  Budgets 
viel  massiger  gohandhabt  als  bei  uns  (s.  Gncist  a.  a.  0.  S.  113,  128,  174  ff.V  In 
Grossbritannion  wurlo  1S7S  der  Etat  d.  Marino  in  IT  Posten,  der  Militürctat  in 
25,  die  Übrige  Staatsverwaltung,  nach  Materion  in  7  Theilo  geordnet,  in  139  Posten, 
die  Steucrvcrwaltung  in  5  Poston  votirt  (Gneist  S.  175).  In  Frankreich  war  dio 
Spocia'isirung  stets  ein  grosser  politischer  Streitpnnct  (Lcroy-Beaulieu  II,  S.  26  E, 
34).  Das  Ausgabebudgot  wurde  hier  unter  der  1.  Ropubl.  u.  dem  Kaiserthum  on  bloc, 
während  der  ersten  Zeit  der  Restauration  und  der  ersten  Zeit  des  zweiten  Kaiserthnms 
nach  Ministerien,  am  Ende  der  Restauration  und  kurze  Zelt  am  Ende  des  2.  Kaiser- 
reichs (1860 — 69,  hierin  59)  grossen  Sectiouon,  Fon  1830 — 53,  dann  seit  dem  Senats- 
coRSult  ?om  8.  Sept.  1^69  am  Schluss  dos  Kaiserreichs  und  seitdem  unter  der  Re- 
publik in  Kapiteln  TOtirt.  Im  Et.  v,  1877  waren  deren  c.  350,  im  Durchschnitt  von 
7.7  Mill.  Fr.,  aber  Fon  sehr  ungleichem  Betrag  (f.  d.  5/^*0  «•  87o  Konto  z.  B.  346  bez. 
363  Mill.  Fr.,  im  Militäretat  „Sold  und  Natoralloistungon'*  363  Mill.  Fr.,  bis  herab 
auf  viele  Kapitel  mit  unter  ]  Mill.  u.  selbst  unter  lOJ.OOO  Fr.).  Der  französ.  Etat 
f.  1881  (s.  denselben  bei  Kaufmann,  S.  801  ff.)  zerlogt  dio  Ausgaben  dos  Finanz- 
ministeriums (incl.  f.  Schuld,  Dotationen,  Regie*  und  Erhebungskosten,  im  Ganzen 
1447.3  Mill.  Fr.)  in  85,  bez.  84  Kapitel,  des  Justizministeriums  (34.5  Mill.  Fr.)  in  Ifi, 
haz.  13,  des  Minist,  d.  Aousseron  (13.7  Mill.  Fr.)  in  15,  bez.  13,  des  Minist,  d.  Inne- 
ren u.  d.  Culto  (140.7  MUl.  Fr.)  in  82,  bez.  76,  dos  Minist,  d.  Posten  u.  Telcgr. 
(Hl  Mill.  Fr.)  in  11,  bez.  9,  des  Kriogsminist  (570.3  Mill.  Fr.)  in  2S,  boz.  26  (Max. 
jout  Sold:  191.3  Mill.  Fr,  2  and.  Kapitel  zwischen  50—100,  7  zwischen  10 — 50, 
10  zw.schen  1  —  10,  6  unter  1  MilL  Fr.),  des  Minist,  der  Mirino  u.  Colonion  (196.2 
MilL  Fr.)  in  27,  bez.  25,  des  Min.  d.  Offcntl.  Unterrichts  n.  d.  schönen  Kansto  (72 
Mill.  Fr)  in  57,  bez.  53,  des  Min.  d.  Ackerbaus  u.  Hindels  (35.3  MilL  Fr.)  in  28, 
bez.  26,  dos  Minist,  d.  öffentl.  Arbeiten  (141.4  Mill.  Fr.)  in  56,  bez.  51  K^pita  ; 
demnach  zerßLtU  der  ganze  ordentl.  Ausgabeetat  (2762.5  Mill.  Fr.)  jetzt  in  405,  bex. 
380  Kapitel  (dio  kleinere  Zahl  nach  Abzug  der  Rubriken:  ,.Ausgaben,  noch  nicht  ror- 
fallen,  der  porimirtun  Fiscaljahre**,  u.  „Ausgaben  der  abgoichloss.  Fiscaljahro"',  welche 
in  jedem  Ministerium  ohno  Zilt'er  im  Etit  stehen).  Im  Durchschn.  kommen  auf  1  Kap. 
(von  den  gen.  380)  7.2T  Mill.  Fr.,  ohno  Militär-,  Marine-,  Schuldetat  (dann  319  Kap. 
u.  968  Mill.  Fr.)  3.03  MilL  Fr. 

Ganz  anders  im  preuss.  Etat.  Hier  bestanden  1878  264  Einnahmetitel,  1460 
ordentliche  u.  306  einmalige  Ausgabetitel  (Gneist  a.  a.  0.  S.  174).  Der  vorgclogto 
Etat  f.  1883—84  weist  bei  den  Einnahmen  48  Kapitel  auf,  die  meistens  wi^r  in 
mohrero  Titel  zerfallen  (circa  274  Titel  im  (tanzen,  ohne  einige  kleino  NebentiteL 
f.  1089.6  Mill.  M.  Totalsnmmo,  oder  im  Durchschn.  f.  1  Kap.  22.7  Sl.  M.,  f.  1  Titel 
fast  4  M.  M.).  Bei  den  dauernden  Ausgaben  zerfällt  dio  Rubrik  A)  Botrieb»-« 
Erhcbungs-  u.  Verwaltungskosten  der  einzelnen  Einnahmezweigo  (zus,  542.9  H.  M.) 
in  36  Kapitel  u.  diese  in  circa  503  TiteL  oder  f.  1  Kap.  15.1,  f.  1  Titel  nnr  1.0^ 
M.  3^L;  ß)  die  Ruhr.  Dotat.  n.  allg.  Fin.verwalt  (zus.  254.4  M.  M.)  zählt  11  Kap.  n. 
77  Titel  (incl.  hier  der  Kapitel,  welche  nicht  in  Titel  zerlegt  sind):  G)  dio  Staatsrcr- 
waltungsausgaben  (248.1  M.  M.)  sind  in  85  Kapitel  u.  880  (1)  Titel  (incl.  der  1-titeI. 
Kap.)  gethcilt,  oder  p.  Kap.  2.92  M.  M.,  p.  Titel  nur  282,000  M.l  Dio  Venr.-Aoap. 
im  ätaatsminist.  zählen  11  Kap.  u.  77  Titel  f.  3.12  M.  M.,  im  Minist  d.  Aenaseraa 
2  K.,  9  T.  f.  0.50  ^L  M,  im  Fin.minist.  7  K.,  60  T.  f.  40.45  M.  M.,  im  MinisL  d. 
öff.  Arbeiten  3  K.,  37  T.  f.  17.45  M.  M .  im  Minist  f.  Handel  u.  Gewerbe  4  K., 
38  T.   f.  1  56  M.  M.,   im  Just.minibt  12  K.,   88.  T.  f.  b0.16  M.  M.,   im   Minist   d. 
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loncrn  16  K..  177  T.  f.  41.24  M.  M.,   im  Miiiiät    f.  Laudivirthscb.,   Torston  u.  Dom. 

11  Km  J42  T.  f.  11.45  M.  M.,   im  Unterr.minist.  19  Kap.,  246  T.  f.  51.10  M.  M., 

im  Kricgsmin.    1  K.,  8  T.  f.  0.11  M.  M.     Im  Ganzen   zcrföllt  Liornacb  die  ordontl. 

(daaemdc)  Ausgabe  (1045.5  M.  M.)  jetzt  in  182  Kapitel  zu  7.9  M.  M.  und  1460  (!) 

Titel  zu   715.000  M.  M.  im  Durcbscbnitt.     Im  Vcrgleicb  mit  Fraukreicb  f&Ilt  liier 

allerdings  ins  Gcwicbt,  dass  der  gewöbnlicb  weniger  specialisirtc  Militär-  u.  Marino« 

dat  nicbt  iin  prcuss.,   sondern  im  dcutscbcn  Boiebsbudgot  stebt.    Aber  die  viel  zu 

I^Tosse  Specialisirung  in  votirte  Titel  bleibt  gleicbwobl  deutlicb:   sie  ist  aucb  in  dor 

Civikenraltung  wobl  lOiual  so  weit  getrieben  als  in  Frankreicb.   Die  einmal,  u.  ausser^ 

ordentl.  Ausgaben  (44.1  M.  M.)  zerfallen  ausserdem  uocb  in  14  Kap.  u.  170  Titel. 

Im  Etat  des  Deutseben  Keicbes  bestebt  eine  äbnlicbe  Specialisirung.    Bei  der  ,,A'^er- 

valtQDg  der  Beicbsbeers ''  wird  nur  der  Posten  „Milit.rerwalt.  in  Baiom*'  ungotrennt 

ausgeworfen  (ord.  Ausg.  1S82  41.13  M.  M.),  der  für  das  übrige  Ueieb  (299.36  M.  M.) 

in  3  Spalten  getrennt  f.  Preussen  u.  s.  w.,  f.  Sacbsen,  f.  Wurtemborg;  f.  Prenssen 

y  die  Summe  263.40  M.  M..  in  30  Kap.  «  8.78  M.  M.  u.  281  Titel  ä  912.000  M. 

^ethcilt.    Bei  der  Mar.veiwalt.  (dau.  Ausg.  27.56  M.  M.)  giebt  es  20  Kap.  ä  1.378  M.  M. 

u.  149  Titel  k  185.000  M.  im  Durcbscb. 

An  besondere,  mit  dem  betreffendeu  Etatsposten  nicht  in 
Verbindung  stehende  Bedingungen  darf  die  Ausgabe-  und  Ein- 
nabmebewilligung  bei  uns  zwar  staatsrechtlich  nicht  geknüpft 
werden.  Aber  durch  besondere  ,,  Bemerkungen  zum  Etat"  kann 
die  freie  Verfügung  der  Verwaltung  über  einen  Etatsposten  auch 
noch  eingeschränkt  werden,  was  gelegentlich  vorkommt.  Ander- 
seits sind  mitunter  Uebertragungen  zwischen  verschiedenen  Titeln 
QDd  Kapiteln,  z.  B.  bei  den  Besoldungsetats  verschiedener  Mini- 
sterialabtheilungen ,  ausdrücklich  im  Etat  als  zulässig  bezeichnet* 
Aber  im  Ganzen  bleibt  der  Vorwurf  einer  „sachwidrigen  Speciali- 
sirung des  Budgets  in  Preussen,  auf  Kosten  der  Sparsamkeit,  der 
Zweckmässigkeit  und  unter  Verdrängung  des  Finanzministers  aus 
der  finanziellen  Disposition"  (Gnei st)  bestehen.  Eine  Beschrän- 
kung in  der  Specialisirung,  nach  bewährtem  britischem  Muster, 
ist  daher  eine  gerechtfertigte  Forderung  besonders  für  das  preussisch- 
deatsche  Etatswesen. 

Die  bier  aufgeworfenen  Kragen  stehen,  wie  mau  siebt,  in  engster  Verbindung  mit 
kt  &tiatsrecbtlichen  Form  der  ..Anordnung"  der  Besteuerung.  Sie  wei-dcn 
dakr  iu  Bezug  auf  letztere  im  2.  Bande  dieses  Werks  wieder  aufgenommen.  S.  11. 
Abscho.  V.  d.  ».Besteuerung  in  ihrer  Beziehung  zur  inneren  Verfassung  u.  s.  w.'* 
§•  3d3  £  (S.  195  fi.)  Bei  der  hier  zunächst  nnterscbiedenen  Anordnungsform  der 
BeateueruDg,  der  ,,  Au  flegung''  durch  die  absolute  Staatsgewalt  allein  (§.  354). 
vüter  VoranssetzuDg  politischer  Becbtlosigkeit  der  Bevölkerung«  haben  jene  Fragen 
tidae  der  modernen  ,,budgetrechtlicben''  vergleichbare  Bedeutung.  Die  Specialisirung 
les  Etats  kommt  nur  innerhalb  der  Verwaltung  selbst  zur  practiscben  Geltung. 
^  B.  fiir  die  Verantwortlichkeit  dor  Verwaltungschefs  gegenüber  dem  Staatsoberhaupt 
nd  ge^eotlber  einer  etwa  aucb  hier  bestehenden  Oberrechenkammer.  Bei  der  zweiten 
Vom  der  Anordnung  der  Besteuerung,  der  von  mir  a.  a.  0.  sogen.  ,,rertrags- 
lissigen  Regelung**,  wie  sie  im  mittelalterlichen  und  späteren  ständischen  Terri- 
t&mktaate,  namentlich  auch  im  deutschen,  einen  so  cbaracteristischen  typischen  Aus- 
M[  findet  (II,  §.  355,  35t>),  führt  die  ständische  Steuerbewilligung  vornemlich,  zumal 
n  der  früheren  Zeit,  zu  „Zwecksteuern**  für  bestimmt  genannte  Ausgaben 
sfidfiirfestbegronzte  Perioden,  nach  deren  Ablauf  die  Steuer  unbedingt  „ganz 
^t  und  alle  sein**  soll.    Eine  förmliche  öffentlich-rechtliche  Verpflichtung  zur  Steuer- 
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bewilliguuj^  wird  aufaugs  uur  in  wenigen  Fällen  anerkannt,  spüter  nnr  mit  Muhc  and 
in  .beschränktem  Maasse  von  der  Territorialgewalt  durchgesetzt.  Auch  war  es  anei- 
kannter  Kechtssatz,  dass  bloss  bei  nachgewiesener  In»ufficienz  der  KaID|ne^ 
einkt)nffe  eine  Stcuerbewilligung  mit  einem  gewi;>sen  Rechtsgrund  zu  fordern  war. 
Alle  diese  Verhältnisse  drängten  auf  eine  genauere  Specialislrung  der  Ausgaben 
und  Einnahmen  hin  und  gaben  den  Ständen  die  gern  benutzte,  auch  vom  Fuiäten 
nicht  allgemein  als  rechtswidrig  anerkannte  Möglichkeit,  die  Steuerbewilligung  an 
Bedingungen  zu  knüpfen,  die,  wie  z.  B.  Gewährung  u.  Bostättigung  ?on  Rechten 
(„Freiheiten",  —  modern  aufgefasst  „Privilegien*'^  mit  dem  Zweck  der  Ausgabe  oder 
Steuer  e?£ntuell  gar  nichts  zu  thun  hatten.  Die  moderne  politische  Forderung  weitest- 
gehender Specialislrung  des  Budgets  entspricht  daher  wohl  den  Gonsequcuzcn,  zu  denen 
man  bei  der  Anwendung  der  Grundsätze  des  älteren  ständischen  Steuerbewilligungs- 
rechts  im  ehemaligen  Patrimonialstaat  auf  unsere  modernen  Verhältnisse  gelangen  kann. 
Aber  diese  Grundsätze  sind  eben  auf  den  moderneu  Vorfassungsstaat 
in  dieser  Weise  nicht  anwendbar.  In  diesem  Staate  beruht  die  Anorduon; 
der  Besteuerung  nicht  mehr  auf  jener  wirklich  oder  doch  quasi- vertragsmässigen,  mehr 
priFatrechtlichen  Regelung  der  Besteuerung  zwischen  Fürst  und  Ständen,  sondern  auf 
dem  das  ganze  Staatsrecht  des  modernen  Staats  durchziehenden  Gedanken  der  öffent- 
lich-rechtlichen Steuerpflicht  der  Bevölkerung,  als  der  Staatsangehörigen, 
ihrem  Staate-  gegenüber.  Die  hier  geltende  Form  der  Anordnung  der  Besteuerung, 
die  dritte  der  in  B.  II,  §.  357  fP.  unterschiedenen  Formen,  die  yerfassungsmässige 
Steuerb&willigung,  hat  zur  nothwendigen  Voraussetzung  „die  im  Volksbewusstscin 
anerkannte,  im  öffentlichen  Recht  zur  Geltung  gelangende  Identität  des  Staats- 
und Volksintere^ses  und  daraus  resultirend  die  Idee  einer  Steuer- 
p flicht"*  (II,  204).  Natürlich  ist  solche  Voraussetzung  eine  Fiction,  die  im  Ein- 
zelnen oft  nicht  zutreffen  mag,  ohne  die  miin  aber  den  modernen  Staat  und  sein  öfieot- 
liches  Recht  gar  nicht  construiren  kann.  Die  extreme  Specialislrung  des  Budgets 
rerstösst,  ebenso  wie  die  Knüpfung  fremdartiger  Bedingungen  an  die  Bewilligung  einer 
Steuer,  gegen  diese  unvermeidliche  Fiction  und  mu6s  auch  deswegen  abgewiesen  werden, 
wie  es  mit  der  Stellung  solcher  Bedingungen  geschehen  ist.  Ueber  letzteren  staats- 
rechtlichen Punct  vergl.  H.  A.  Zachariae,  deutsches  Staats-  und  Bundesrecht  (2.  A.) 
II,  50Q.  In  den  älteren  landständ.  Verfassungen  bildet  das  Verbot  der  Stellung  fremd- 
artiger (d.  h.  Zweck  und  Verwendung  der  Steuer  nicht  betreuender)  Bedingungen 
eine  seltene  Ausnahme,  in  den  neueren  deutschen  Verfassungsurkunden  ist  es  die 
Regel  (z.  B.  Baier.  Verf.  v.  1818:  „die  Stände  können  die  Bewilligung  der  Steuern 
mit  keiner  Bedingung  verbinden",  (Tit.  VII,  §,  9,  Bad.  §.  56,  Würt.  §.113,  u.  a.  m.i. 
Die  p  reu  SS.  Verfassungsurkunde  enthält  den  Passus  nicht,  dafür  aber  die  wichtige 
allgemeine  Beschränkung  des  stand.  Stenerbewilligungsrechts  durch  Art  109,  wonach 
die  bestehenden  Steuern  forterhoben  werden,  bis  sie  durch  ein  Gesetz  abgeändert 
werden.  Ein  wesentlich  eingeschränktes  ständisches  Steuerbewillignngsrccht  liegt  auch 
hier  vor.  S.  v.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht  3.  A.  I,  1.  Abth.  S.  439  ff.,  besondere 
auch  über  die  Vereinigung  der  sich  z.  Th.  widersprechenden  Art.  99,  100  u.  109 
der  preuss.  Verfassung.  Obwohl  v.  Rönne  hier  den  sogen,  liberalen  Staudpunct 
vertritt,  gelangt  doch  auch  er  zu  der  Ansicht,  dass  den  Kammern  „in  Betreff  der- 
jenigen Steuern,  welche  einmal  ohne  Bedingung  oder  Zeitbeschränkung  festgestellt 
worden  sind,  kein  Bewilligungsrecht  zusteht"  Ein  „eigentliches  Steuerverweigenings- 
recht,  im  Sinne  des  neueren  constitutionellen  Princips"  haben  die  Kammern  nicht 
Insofern  beruht  auch  nach  v.  Rönne  die  preuss.  Verfassungsurknnde  auf  dem  Grund- 
satze, dass  die  Staatsbürger,  bez.  die  Volksvertretung  verpflichtet  seien,  die  Mittel 
zur  Deckung  der  Staatsbedürfhisse ,  insoweit  solche  nicht  aus  den  sofist  bestimmten 
Mitteln  bestritten  werden  können,  zu  gewälircn ;  „sie  erkennt  kein  Steuerbewilligungs- 
recht in  dem  Sinne,  dass  die  für  den  Staatsbcdarf  nothwendigen  Steuern  auch 
wfllkührlich  verweigert  werden  könnten."  Dasselbe  bestimmte  allgemein  4er 
Beschluss  der  ehemal.  Deutschen  Bundesversammlung  vom  28.  Juni  lS32vArt.  2.  S. 
V.  Rönne,  a.  a.  0.  S.  442. 
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3.  Abschnitt. 
Das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Beelinangswesen. 

Diese  drei  Dioge  stehen  sowohl  unter  einander  als  auch  wieder  mit  dem  Control- 
weseo,  dem  Rechnongsabschluss  and  der  Einrichtung  der  Jahresdienste  (§.  SO,  81)  in 
eogem  Zusammenhange.  Sie  werden  daher  in  diesem  Abschnitt  zwar  in  der  ange- 
gebenen Reihenfolge  behandelt,  aber  mehrfach  sind  Einzelheiten  der  drei  Gegenstande 
in  der  einem  jeden  gewidmeten  speciellen  Darstellung  (§.  123  ff.)  eben  dieses  Zu- 
sammenhanges halber  und  um  Wiederholungen  zu  Fermeiden  vereint  zu  erOrtem.  Aus 
demselben  Grunde  muss  Einzebcs  bezüglich  des  Controlwesens  und  des  Rechnungs- 
abschlusses schon  in  diesem  Abschnitte  vorweg  mit  berührt  und  z.  Th.  bereits  er- 
ledigt werden. 

Das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen  ist  in  noch  höherem  Grade  als 
die  anderen  Gegenstände,  welche  in  dieses  Kapitel  von  der  „formellen  Ordnung  der 
Fioanzwirthschaft*'  gehören,  eine  überwiegend  finanztechnische  Materie.  Dieselbe 
hingt  wieder  überall  mit  öffentlich-rechtlichen  Yerhältnissen  zusammen,  doch 
tritt  dies  Moment  hier  weniger  als  im  Etatswesen  und  als  im  Controlwesen  hervor. 
In  die  Finanzwissenschaft  gehört  das  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesen 
in  seinen  Grundztlgen  jedenfalls  und  ist  auch  von  älteren  und  neueren  Autoren 
demgemäss  in  den  systematischen  AVerken  dieser  Disciplin  behandelt  worden.  Aber 
bereitwillig  muss  zugestanden  werden,  dass  grade  hier  ,,Grnndzüge''  nicht  ausreichen, 
um  einen  genügenden  Einblick  zu  geben.  Wenn  ferner  schon  die  Entwerfong  solcher 
Grandzüge  überhaupt  und  vollends  dem  Theoretiker,  der  nicht  aus  der  eigenen  An- 
schauung und  Uebung  der  Praxis  urtheilt,  in  der  doch  auch  hier  zu  erstrebenden 
mehr  principiellen  Behandlung  des  Gegenstands  grosse  Schwierigkeiten,  wie  auf 
kaum  einem  anderen  Gebiete  des  Finanzwesens  bereitet,  so  steigern  sich  diese  noch 
erheblich,  sobald  man  wenigstens  etwas  mehr  in 's  Detail  geht  und  hier  die  Thatsachen 
and  Einrichtungen  auf  Principicn  zurückzuführen  sucht  Die  „grossen  leitenden  Ge- 
sichtspunkte'%  mit  denen  auch  hier  Stein  operirt  und,  wie  ich  gern  einräume,  oft 
excellirt,  lassen  dann  bald  im  Stich  und  die  Ableitungen  daraus  erweisen  sich  mehr 
ilä  geistreiche  Constructionen  und  Conjecturen,  denn  als  etwas,  das  wirklich^  den 
principiellen  Kern  der  Realitäten  enthält. 

Die  eigentliche,  die  concreten  Verhältnisse  einzelner  Staaten  betreffende  Fach- 
literatur des  Gegenstands,  wie  z.  Th.  auch  des  Etats-  und  Controlwesens,  ist  bisher 
mit  geringen  Ausnahmen  subaltern,  auch  meist  unmittelbar  im  Dienste  subalterner 
Verwaltungszwecke  verfasst  und  gewöhnlich  rein  compilatorisch ,  nur  das  Material, 
die  Verordnungen ,  Instructionen  wörtlich  zusammenstellend  und  sie  durch  Auszüge 
ans  den  Acten,  Specialinstructionen  u.  s.  w.  commentirend ,  fast  ohne  jeden  Versuch 
systematischer  Verarbeitung  des  Gebotenen.  Daher  bietet  diese  Literatur  (für  Preussen  z.  B. 
die  neuen  Schriften  von  Meissner,  Herrfurth)  zwar  auch  dem  Finanztheoretiker 
sehr  dankenswerthes  Quellenmaterial,  das  demselben  z.  Th.  sonst  gar  nicht,  jedenfalls 
nur  mit  einem  unverhältnissmässigen  Aufwand  von  Arbeit  und  Zeit  und  doch  schwerlich 
rollständig  verschaffbar  wäre.  Aber  auch  nur  als  eine  finanzwissenschaftliche  Vor- 
arbeit kann  diese  Fachliteratur  nicht  gelten.  Hier  bedürfte  es  erst  einmal  einer 
amfasseuden  monographischen  Behandlung  des  ganzen  Gebiets  von  Gegenständen, 
welche  in  die  formelle  Ordnung  der  Finanzwirthschaft  gehören,  Seitens  eines  theoretisch 
nnd  practisch  gleich  durchgebildeten,  auf  so  hohem  wissenschaftlichen  Standpuncte 
wie  etwa  v.  Hock  stehenden  Fachmanns.  Erst  dann  wird  die  Materie  auch  in  dem 
bapperen  Rahmen,  in  welchem  sie  immer  doch  selbst  in  einem  grösseren  systemati- 
schen Werke  über  Finanzwissenschaft  nur  behandelt  werden  kann,  genügend  darzu- 
stellen sein.  Das  Beste  gab  denn  auch  wohl  —  für  seine  Zeit,  heute  freilich  nicht 
mehr  ausreichend  —  v.  Malchus,  Fin.  IL,  123  ff.,  neuerdings  v.  Hock  (Fin.verw. 
Frankr.s)  u.  v.  Czörnig,  Budg.,  Staatsrechn.  u.  s.  w.  S.  im  Uebrigen  die  auf  S.  219 
gen.  Literatur,  auch  für  diesen  Abschnitt,  v.  Jacobs,  §.  1233—1315,  Kau  II,  §.539  ff., 
566  ff.,  Stein  I,  77.  89  ff.,  100  ff.,  die  unten  gen.  Artikel  in  Blockes  dict.  de  l'admin. 
franc.  Eine  ganz  gute  generelle  und  principielle  Behandlung  des  Gegenstands,  nur 
mehr  vom  Standpuncte  der  Einzelwirthsch.lehre  und  der  Finanztechnik,  als  vom  finanz- 
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wissenschaftlichen,  findet  sich  in  Schrott's  gen.  Werke.    Wichtigere  YerordniingeD 
einzelner  Länder  und  Specialliter,  darüber  s.  unten  in  den  Noten. 

§.119.  Einleitung.  Der  Gegenstand  dieses  Abschnitts  bietet, 
wie  im  Grunde  freilich  auch  derjenige  des  vorigen,  das  Etatswesen, 
zwei  Ausgangspuncte  für  die  Betrachtung.  Man  hat  es  hier  zu- 
nächst mit  allgemeinen  Angelegenheiten ,  Einrichtungen  und 
Aufgaben  jeder  grösseren  und  complicirteren  Einzelwirth- 
schaft  zu  thun.  Die  demgemäss  zu  treffenden  Vorkehrungen 
ergeben  sich  aus  der  ganzen  ökonomisch  -  technischen  Structur  und 
aus  dem  Betrieb  (der  Function)   einer  solchen  Einzelwirthschati 

Die  mehr  oder  weniger  zweckmässige  Gestaltung  dieser  Vorkehrungen  ist  eine 
^litbedingung  des  grösseren  oder  geringeren  technischen  und  ökonomischen  Erfolgs 
der  Wirthschaft.  Insofern  ist  der  Gegenstand  dieses  wie  des  vorausgehenden  Abschnitts  — 
denn  jede  geordnete  Einzelwirthschaft ,  zumal  die  grössere ,  bedarf  auch  der  Tor- 
anschlage  —  kein  rein  finanzwissenschaftlicher,  sondern  ein  solcher  der 
Lehre  von  der  Einzelwirthschaft  überhaupt,  oder  der  ,.Privatökonomik".  Nor 
die  besondere  Grösse  und  Eigenthttmlichkcit  der  Ein-  und  Ausgänge,  der  Art  der 
Einnahmen  und  Ausgaben  der  meisten  Finanzwirthschaften  bedingen  hier  auch  schon 
manches  EigenthUmliche  in  den  Verhältnissen  des  Zahlungs-,  Kassen-,  Rechnangs-, 
Controlwesens,  des  Rechnungsabschlusses  u.  s.  w. 

Weitere  Abweichungen  und  Besonderheiten  der  betreffenden 
Einrichtungen  bei  Finanzwirthschaften  folgen  sodann  daraus,  dass 
es  sich  hier  um  Haushalte  öffentlicher  politischer  Körper  handelt. 

'  Im  Etatswesen  entspringt  diesem  Umstände  ein  grosser  Theil  der  specifischen 
Eigenthtlmlichkeiten  des  staatlichen,  des  communalen  Etatswesen  im  Unterschied  von 
dem  sonst  vorkommenden.  Einzelnes,  mitunter  selbst  an  sich  Unzweckmässiges,  wie 
die  weitgehende  Specialisirung  des  Etats  mit  den  angegebenen  rechtlichen  Consequenzcn 
v§.  117  11.),  ist  grossentheils  auf  das  Mitspielen  des  politischen  Moments  zurückzu- 
fahren. Auf  dem  ausgedehnteren  Gebiete  der  Gegenstände  dieses  u.  des  nächsten  Abschnitte 
zeigt  sich  dies  wohl  nur  in  wenigen  Fällen  in  demselben  Maasse,  so  in  der  Verwaltungs- 
und  mehr  noch  in  der  politischen  oder  Staatscontrole  (§.  80).  Aber  mehr  oder  weniger 
richten  sich  die  einzelnen  Vorkehrungen  doch  auch  in  den  betreffenden  sonstigen 
Puncten  der  uns  hier  beschäftigenden  Materien  nach  Anforderungen  politischer 
Art,  in  Gemässheit  der  politischen  Natur  der  Körper,  deren  Finanzwirthschaften  eben 
eine  zweckmässige  formelle  Ordnung  erfahren  sollen. 

Die  hierher  gehörigen  Einrichtungen  des  Finanzdienstes  erhalten 
daher  ihr  characteristisches  Gepräge  durch  zweierlei  zusammen- 
wirkende Umstände:  sie  sind  einmal  ein  nothwendiges  Ergeb- 
niss  der  Verbältnisse  eines  grossen,  complicirten, 
jedoch  einheitlichen  Wirthschaftsbetriebs,  welcher  mit 
einem  umfangreichen,  vielgliederigen  Beamten-  oder  Arbeiterapparat 
und  einem  grossen  verschiedenartigen  Kapital  und  gleichzeitig  an 
zahlreichen  verschiedenen  Orten  in  mannigfaltigster  Weise  operiren 
muss;  sie  sind  sodann  eine  logische  Consequenz  derjenigen 
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Einrichtung,  welche    seiner  ganzen  Natur  nach    der  Haushalt 
eines  öffentlichen  politischen  Körpers,  speciell  des  Staats 

bedingt 

In  ersterer  Hinsicht  haben  dio  bezüglichen  Vorkehrungen  und  V^eranstaltangen 
besondere  Aehnlichkeit  mit  denjenigen  grosser,  örtlich  ausgedehnter  Privatwirtbschai'ten, 
rie  z.  B.  grosser  Grundherrschaften,  Uandelsunteniehmungen  mit  Filialen,  Agenturen, 
niaachcr  Actiengesellschaften.  In  der  zureiten  Hinsicht  finden  sich  Verschiedenheiten, 
aocb  bei  ungefährer  Gleichheit  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  und  der  davon 
bedingten  Art  und  Höhe  der  Einnahmen  und  Ausgaben,  zwischen  den  verschiedenen 
Maatsknshalten  derselben  Epoche,  wie  vollends  zwischen  den  Staats-  und  den  Com- 
iDonalbaashalteiL  Doch  zeigen  nicht  nur  die  typischen  Grundzüge  der  Ein- 
richtUDgen,  —  eben  das  Product  der  gegebenen  ökonomisch  -  technischen  Verhältnisse 
meätt  Wirthschaftsbetriebe  und  der  gegebenen  rechtlichen  Structur  öffentlicher  Haus- 
Ä. -- sondern  selbst  viele  Einzelheiten  in  der  Durchführung  der  Ein- 
richtangen  und  Vorkehrungen  in  demselben  Zeitalter  der  staatlichen,  wirthschaftlichen 
^d  Ciüturentwirklung  eine  grosse  Uebereinstimmung.  Eine  solche  tritt  besonders  in 
ien bezuglichen  Veranstaltungen  der  absoluten  Monarchieen  im  letzten  Jahr- 
inndört  desancien  regime  (17.,  nam.  18.  Jahrb.,  Frankreich.  Oesterreich,  Preusseu, 
kleinere  Staaten)  hervor,  wo  man  allgemein  ziel-  und  zweckbcwusst  finanzwirthschaft- 
•  jche  Verwaltun^reformen  grade  auch  auf  dem  hier  besprochenen  Gebiete  schuf  oder 
Üb  anbahnte.  Noch  mehr  ergiebt  sich  eine  solche  Uebereiustimmung  in  der  ,,  Staats - 
»ärgerlichen  Epoche'*  seit  der  französischen  Revolution,  indem  überall 
üe  ökonomisch  -  technischen  Bedingungen  geordneter  Wirthschaft  und  die  rechtlichen 
Bedingungen  öffentlicher  Haushalte  erkannt  und  practisch  möglichst  zu  verwirklichen 
Äsucht  werden. 

Von  besonderer  Wichtigkeit  waren  für  die  Entwicklung  und 
tür  die  neuere  Gestaltung  der  hierher  gehörigen  Einrichtungen 
denn  auch  ein  wirthschaftliches  und  ein  politisches  oder 
öffentlich-rechtliches  Moment.  Jenes  war  der  Uebergang 
von  der  noch  tiberwiegend  n at  u ral  wi  r  t h s  ch  af  t lic  hen  Gestaltung 
des  älteren  Finanzwesens  (in  Deutschland  doch  in  den  Territorial- 
änanzen  im  17.  Jahrhundert  noch  worwaltend)  zur  geldwirth- 
schaftlichen  Gestaltung.  Das  politische  Moment  war  erst 
die  Ausbildung  der  absoluten  Monarchie  des  „  Wohlfahrts- 
«nd  Polizeistaats",  mit  ihrer  Vermehrung  und  Centralisirung 
der Staatsthätigkeiten,  dann  neuerdings  auch  hier  die  Ausbildung 
der  „verfassungsmässigen  Finanzverwaltung",  in  der 
Aera  der  „constitutionellen  Monarchie"  (§.  85). 

Die  Geldwirthschaft  tritt  auf  der  Einnahmeseite  in  der  Regal-,  Gebtlhren- 
^d  Steuerwirthschaft  gea^enüber  der  Domanialwirthschaft ,  in  der  Verpachtung  der 
I>oiDäoen  statt  der  Selbstbewirthschaftung  oder  der  üeberweisung  an  die  Beamten  zur 
Nutzung,  im  neueren  System  der  Staatsschulden,  auf  der  Ausgabeseite  in  der  all- 
^i^  auch  mehr  auf  Geldwirthschaft  basirten  Hof hanshaltung ,  in  dem  System  der 
'itidbesoldungen  der  Beamten,  in  den  stehenden  Soldheeren  u.  s.  w.  characteristisch 
nXage. 

Die  politische  Thätigkeit  des   neueren   „üebergangsstaats"  erheischte  besonders 

>:it  dem  Soldheersystem   und    der  Uebernahme  umfassender  gcrichts-   und  polizei- 

rranisatorischer,    cultur-    und  wirthschaftspolitischer  Aufgaben    unvermeidlich  eine 

^kht  mehr  geldwirthschaftliche  Gestaltung  des  ganzen  Staatshaushalts,  zugleich  aber 

'i^e  grössere  Centralisirung  der  Einnahmen,  eine  Disposition  Über  die 
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Finanzmittel  von  der  Ccntralstclle  ans,  eine  sorgsamere  Zarathebaltong  aller 
dieser  Mittel,  eine  schärfere  Controle  über  die  Erhebung  und  die  Yerwendoiig  der 
Einnahmen.  Eben  zu  diesen  Zwecken  musste  das,  was  etwa  von  Zahlungs-«  Kassen-, 
Bechnungs-,  Gontrolwcsen  schon  bestand,  aber  den  neuen  Bedürfhissen  der  durch- 
geführten Geldwirthschaft  nicht  entsprach.,  auf  ganz  neue  Grundlagen  gestellt  worden. 
Vieles  auf  diesem  Gebiete  war  aber  auch  erst  so  gut  wie  neu  zu  schaffen:  ohne  das, 
was  auch  andere  Staaten  leisteten  (Prankreich,  0 esterreich) ,  zu  unterschätzen,  darf 
auch  hier  wohl  besonders  die  erfolgreiche  Thätigkeit  der  preussischen  Regenten  vom 
grossen  Kurfürsten  an  rühmend  hervorgehoben  werden  (§.  91).  Die  letzten  finanz- 
technischen und  rechtlichen  Consequenzen  sind  in  den  modernen  europäischen  Staaten 
in  der  jetzigen  Periode  der  „verfassungsmässigen  Finanzverwaltung**  doch  wieder  in 
wesentlicher  Uebereinstimmung  gezogen  worden,  besonders  im  Zahlungs  -,  Gontrolwesen, 
in  Bezug  auf  die  Bechnungsabschlüsse ,  den  Kassenverband  u.  A.  m.:  begreiflich  bei 
der  grossen  Gleichmässigkeit  der  Bedürfnisse  und  nach  den  einfachen  Erfordernissen 
der  logischen  Folgerichtigkeit  in  der  Durchführung  eines  leitenden  Princips. 


I.  Die  Einrichtung  des  Zahlungs-,  Kassen-, 
Bechnungs-  und  Controlwesens  und  des  Geschäftsgangs 

im  Allgemeinen. 

§.  120.  —  A.  Uebersicht.  Es  ist  das  Princip  der  fis- 
cal ischen  Kasseneinheit  in  der  modernen  Finanzwirtbschaft 
(§.  112),  die  administrative  Concentration  des  gesammten 
obersten  Finanzdienstes  im  Finanzministeriam  als  Centralstelle 
und  der  staatsrechtliche  Grundsatz  der  Verantwortlichkeit  des 
Chefs  dieses  Ministeriums  gegenüber  dem  Träger  der  Staatsgewalt 
und  der  Volksvertretung,  woraus  sich  mit  logischer  Consequenz  die 
Haupteinrichtungen  des  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungswesens 
und  des  Controlwesens  ergeben. 

Die  Summen,  welche  das  Etatsgesetz  zur  Vereinnahmung  und 
Verausgabung,  gegliedert  nach  den  einzelnen  Dienstzweigen,  an- 
weist, stehen  in  höchster  Instanz  dem  Finanzminister  zur  Ver- 
fügung. Er  bat  die  Einnahmeämter  zu  instruiren,  direct  die  vom 
Finanzministerium  ressortirenden ,  mittelbar  die  übrigen,  welche 
zum  Kessort  anderer  Ministerien  gehören.  Ueber  die  Gesammtheit 
der  Einnahmen  trifil  der  Finanzminister  zu  Zwecken  der  Veraus- 
gabung, also  speciell  der  Ausführung  dieser  Seite  des  Etats,  die 
Dispositionen. 

Soweit  es  sich  um  unmittelbare  Erhebungs-  (Betriebs-) 
kosten  der  Einnahmen  handelt,  pflegen  diese  auf  Grund  allgemeiner 
Verordnungen,  eventuell  in  besonderen  Fällen  nach  specieller  An- 
weisung des  Finanzministers  bez.  Ressortchefs,  gleich  aus  den  Ein- 
nahmen der  betreiFenden  Einnahmedienstzweige  und  Aemter  bestritten 
zu  werden.  Wichtiger  und  schwieriger  zu  regeln  sind  die  Fälle, 
wo  es   sich  um  die  Verwendung  der  Ueberschttsse  der  Ein- 
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nahmeämter  zur  Bestreitung  der  Verwaltuugsausgaben  der  einzelnen 
Dienstzweige  handelt 

Hier  bedarf  es  zunächst  einer  genauen  Uebersicht  der  je 
weilig,  bez.  in  bestimmten  Terminen  wirklich  erfolgten  Ein- 
nahmen sowie  der  daraus  unmittelbar  bestrittenen  Betriebs  •  u.  s.  w. 
Ausgaben  und  der  danach  vorhandenen  Kassenbestände  der 
einzelnen  Aemter  oder  (Einnahme-)  Kassen.  Zu  diesem  Behufe 
haben  diese  Kassen  periodisch  von  Unten  nach  Oben  zu  an 
ihre  vorgesetzten  Behörden  bis  hinauf  zum  Finanzministerium  be- 
zfigliche  Ausweise  („Kassenextracte")  zu  liefern.  Durch  die 
buchhalterischen  Zusammenstellungen  dieser  Ausweise  ergiebt  sich 
an  der  Centralstelle  die  Gesammtlage  aller  Einnahmekassen. 

Von  Oben  nach  Unten  zu^  wiederum  in  erster  Linie  vom 
Finanzministerium  aus,  erfolgt  darauf  hin  die  Disposition  über 
die  Ueberschüsse  dieser  Kassen.  Theils  werden  den  letzteren  Ver- 
waltungsausgaben zur  Zahlung  überwiesen,  auf  Rechnung  der  be- 
treffenden Kasse  oder  anderer  Kassen,  theils  werden  sie  angewiesen, 
ihre  verfügbaren  Ueberschüsse,  etwa  nach  Abzug  eines  ge^ssen 
Eassenbestands  zur  Bestreitung  weiterer  Ausgaben,  an  andere  gleich- 
geordnete, der  Zuschüsse  bedürfende  Kassen  oder  an  höhere 
Sammelkassen  periodisch  abzuführen.  Diese  Geldbewegung  geht 
wieder  von  Unten  nach  Oben,  von  der  niederen,  der  Special-, 
der  Ortskasse,  z.  B.  eines  localen  Steuererhebers,  zur  höheren,  z.  B. 
der  Kreiskasse,  von  dieser  zur  Bezirks-,  Provincialkasse  und  von 
diesen  schliesslich  zur  Central-  oder  Hauptkasse  des  Staats. 

Jemchr  aas  letzterer  unmittelbar  Ausgaben  zu  bestreiten,  grosse  Centralfoods 
ZQ  dotiren  sind  —  z.  B.  die  Kronkasse,  die  Staatsschnldenkasse,  die  Eisenbahnbankassc, 
die  verschiedenen  Ministerialkassen  —  desto  mehr  sind  UeberschOsse  ans  den  provinciellen 
üDd  localen  Kassen  an  die  Centralstelle  za  übertragen,  die  sodann  wieder  ?on  Oben 
nach  Unten  zur  Dotation  der  betreffenden  Aasgabekassen  disponirt  werden. 

Auch  diese  ganze  Kassenbewegung  wird  wieder  durch  die 
Buchführung,  die  Extracte  tllr  die  höheren  Behörden  und  die  buch- 
halterische ZusammeDStellung  dieser  Extracte  an  der  Centralstelle 
und  für  deren  Zwecke  übersichtlich  gemacht.  Die  sämmtlicben 
Kassen,  welche  Gelder  einnehmen  und  ausgeben,  bilden  so  einen 
einheitlichen  Verband  („Kassen verband^').  Finanztechnische 
Aufgaben  desselben  sind,  auf  möglichst  geringe  Höhe  der  massigen 
Kassenbestände  hinzuwirken  und  baare  Geldsendungen  thunlichst 
za  vermeiden,  indem  durch  Ueberweisung  von  Ausgaben  zur  Zahlung 
80  viel  als  möglich  über  die  von  einer  Kasse  nicht  selbst  gebrauchten 
Ueberschüsse  verfUgt  wird. 

A.  Wagner,  Finanzwinsflnschaft.    1.  3.  Aufl.  17 
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Durch  üeberlragnng  eines  Theils  der  Kassengeschäfte  an  eine  grosse  Bank 
oder  wenigstens  durch  regelmässige  Verbindung  mit  einer  solchen,  indem  der  Staat, 
bez.  die  Centrallasse  und  andere  Kassen  mit  der  Bank  ein  Contocorreut  führen,  lassen 
sich  diese  Aufgaben  besser  erfüllen  (§.  122). 

Da  die  ganze  baare  nnd  buchhalterische  Geldbewegong  in  den 
Einnahme-  und  Ansgabekassen  wesentlich  das  Resultat  feststehender 
und  in  der  Hauptsache  gleichbleibender  finanzwirthschaftlicber 
Einrichtungen  im  Einnahme-  und  Ausgabedienst  ist,  so  kann  und 
wird  auch  ein  grosser  Theil  der  regelmässigen  Zahlnngs-  und 
Kassengeschäfte  durch  allgemeine  Verordnungen  oder  In- 
8  tr  u  cti  onen  fest  geregelt.  Dieselben  gehen  für  den  ganzen  Finanz- 
dienst vom  Staatsoberhaupte  („Königliche  Verordnung")  oder  vom 
Finanzministerium  aus. 

Diese  Verordnungen  regeln  häufig  zugleich  die  technische 
Einrichtung  und  die  Formalien  des  Zahlungs-,  Kassen-  und 
Rechnungswesens. 

§.  121.  —  Practische  Verhältnisse  in  einzelnen  Ländern.  S.  die 
Literatur  über  die  Einrichtungen  einzelner  Staaten  oben  S.  219  in  der  Vorbem.  zum 
£tatsw%sen. 

In  Preussen  (vgl.  ttber  die  Entwicklung  und  die  gegenwärtige  Einrichtung  der 
Fin.verwaltung  o.  §.  91  u.  96)  sind  die  älteren  Bestimmungen  über  das  Kassen-  und 
Rechnungswesen  durch  eine  Instruction  v.  27.  Febr.  1769  ersetzt,  bez.  zusammen- 
gefasst  und  entsprechend  umgestaltet  worden.  Diese  Instruction,  das  „K.  preuss, 
Kassenedict**,  ist  lange  die  Grundlage  geblieben,  obwohl  viele  einzelne  Veränderdbgen 
eintraten.  Neue  zusammenfassende  Bestimmungen  erfolgten  im  Regulativ  v.  17.  März  1 82S, 
3.  V.  Kamptz,  Ajinaleu,  XII,  285,  Herrfurth,  Etatswcs.  Preussens  S.  125  ff.  Ge- 
schäftsanweisung ftlr  die  Begierungshauptkassen  v.  1.  Juni  1857,  bei  Herrfurth 
S.  J  33.  Die  verschiedeneu  noch  giltigen  Verordnungen,  Itoglemonts,  Instructionen  u.  s.  w. 
über  Einzelnes  im  Kassen-  und  Rechnungswesen  s.  beiUerrfurth  u.  Meissner 
a.  a.  0.  (z.  Th.  wörtlich  abgedruckt.  Ucbersicht  darüber  bei  Meissner  II,  S.  XI  ff\ 
Hervorzuheben  sind  u.  a.  die  K.-O.  v.  19.  Aug.  1828  betr.  die  Kassenrevisionen, 
Vorordn.  v.  24.  Jan.  1844  betr.  Kassendefecte,  Ges.  v.  25.  März  1873,  betr.  die 
Kautionen  der  Staatsbeamten,  mit  zahlreichen  Ausfuhrungsverordnungen  Dir  die 
Beamten  der  verschiedenen  Ministerien  und  Dienstzweige.  Durch  Verordn.  v.  3.  Nov.  1817 
war  eine  höchste  Behörde  n.  d.  T.  „General-Controle"  für  das  Etats-,  Kassen-, 
Rechnungswesen  und  die  Staatsbuchhalterei  errichtet  worden.  Diese  wurde  durch 
K.-O.  V.  29.  Mai  1826  aufgehoben,  wobei  gleichzeitig  die  Staatsbuchhalterei  als  be- 
sondere Behörde  verblieb.  Im  J.  1844  wurde  auch  diese  aufgehoben  und  ihre 
Functionen  dem  Finanzministcrinm  übertragen.  Seit  1859  besteht  in  letzterem  ein 
besondres  Kechnungsbureau  als  „Hauptbuchhalterei  des  Fin.min.8''.  —  Auch  die 
Regulative  u.  s.  w.  für  den  Geschäftsgang  der  Oberrechenkammer  sind  hier 
mit  zu  nennen,  bes.  die  Instruction  v.  18.  Dec.  1824,  Erlass  v.  22.  Sept  1873  (im 
Anschluss  an  das  Gesetz  betr.  Einriebt,  u.  Befugnisse  der  Oberrechenkammer  vom 
27.  März  1872),  mit  verschiedenen  späteren  Abänderungen. 

Schon  in  der  absolutist  Zeit  war  namentlich  durch  die  Reformen  der  1820  er 
Jahre  das  im  Text  besprochene  Princip  anerkannt  und  streng  durchgeführt  worden, 
dass  nemlich  „die  Disposition  über  die  Ueberschüsso  aller  Yerwaltungszweige  vom 
Finanzministerium  allein  ausgeht'',  weshalb  dasselbe  fortwährend  U ebersichten 
(„Kassencxtracte*')  von  den  Einnahmeerträgen  und  den  Beständen  der 
Kassen  zu  erhalten  hatte.  Damit  hing  auch  die  damals  eintretende  grössere  Centrali - 
sirung  des  Kassen wesens  zusammen,  indem  mehrere  der  älteren  kleineren  Central- 
kassen  aufgehoben   und   ihre  Einnahmen,  sowie  diejenigen   anderer  Einnahmezwciiro 
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(aoch  der  Domänen-  und  Forstverwaltnng^) ,  darch  die  Regierun^hauptkassen ,  die 
OeberschOsse  der  verbleibenden  besonderen  Centralkassen  der  Post  und  Lotterie  un- 
mittelbar in  die  Generalstaatskasse  geleitet  wurden.  Letztere  wurde  erst  so  eine  wahre 
»berste  Centralkasse.  Die  vorhandenen  besonderen  Ministerialkassen  konnten  nur 
ab  reine  Ausgabekassen  verbleiben,  sie  erhielten  den  Bedarf  aus  der  General- 
Staatskasse  —  durch  directe  Ueberweisung  oder  durch  Ausführung  von  Zahlungen  fur 
sie  in  den  Provinzen.  S.  Herrfurth  S.  125  ff.,  v.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht  3.  A. 
II,  2,  723.  Folgerichtig  und  auch  zugleich  dem  Princip  des  Bruttoetats  in  der  Ver- 
rechnung entsprechend  werden  nicht  nur  die  UeberschUsse,  sondern  rechnungsweise 
auch  die  Bruttoeinnahmen  und  die  abgezogenen  Yerwaltungs-  und  Betriebsausgaben 
durch  die  Gcneralstaatskasse  geführt.  —  Zur  Ueborsicht  der  Erträge,  der  Ausgaben 
und  der  Bestände  und  zur  zweckmässigen  Benutzung  und  Vertheilung  der  Mittel  haben 
alle  Kassen,^  auch  die  andren  obersten  Behörden  untergeordneten,  periodische 
Rassencxtracte  und  Jahresabschlüsse  dem  Fin. min.  einzureichen.  Für  die  ver- 
schiedenen Gattungen  von  Kassen  sind  dafür  ein  für  allemal  bestimmte  Monatstage 
festgesetzt.  Die  Einnahmekassen  haben  in  der  Regel  zwei  mal  monatlich  an  bestimmt 
bezeichnete  Kassen  ihre  UeberschUsse  abzuliefern.  Das  gesammte  Kassenwesen  bildet 
mit  dem  Etatswesen  eine  der  3  Abtheiinngen   des  preuss.  Finanzministeriums  (§.  96). 

Ueber  Baiern  (o.  §.  97)  s.  Stockar  von  Neuforn-Hock  a.a.O.  Im  Staats- 
mioisterium  der  Finanzen  concentrirt  sich  auch  hier  die  gesammte  Finanzverwaltung, 
mit  entsprechender  Verantwortlichkeit  des  Ministers  (Hock,  I,  83).  Unter  dessen 
Leitung  steht  die  Centralstaatskasse,  in  der  &ich  die  Geldbewegung  des  Staats- 
haushaltes vomemlich  rechnungswoise  concentrirt;  sie  hat  nur  geringe  selb- 
ständige Einnahmen,  aber  grosse  selbständige  Ausgaben,  die  sie  unmittelbar  selbst 
besorgt  (a.  a.  0.  II,  94,  95).  Die  übrigen  Kassen  haben  monatlich  (früher  z.  Th. 
häafiger)  Bestandsausweise  dem  Finanzministerium  zu  übersenden  (eb.  I,  384).  Auf 
Grand  des  Finanzgesetzes  eröffnet  erst  der  Finanzminister  auch  den  anderen  Ministerien 
ihre  „Oedite'^  und  hat  er  die  Befugniss,  die  bezüglichen  Zahlungen  an  die  Central- 
kasse direct  anzuweisen  oder  die  übrigen  Finanzstellcn  zur  Ertheilung  der  erforder- 
lichen Anweisungen  zu  ermächtigen  (cb.  I,  407,  414). 

.  Ueber  (West-)  Oesterreich  (§.  98)  s.  Blonski,  Fin.ges.kundo,  I,  27,  55, 
II,  350.  Die  Vorschriften  über  das  Kassenwesen  s.  in  „Zus.stellung  der  Kassenmani- 
pnlationsvorschriften"  v.  1850,  im  „Amtsunterricht  f.  d.  ausübenden  Aemter*'  von  1853 
Q.  in  d.  Kais.  Verordn.  v.  21.  Nov.  1866  betr.  Bestimmungen  über  die  Regelung  des 
Staats-,  Rechnungs-  und  Controldienstes.  Vgl.  auch  Schrott  Verrechn.  wisscnsch. 
§.  57  ff.,  dessen  gute  und  klare  theoret.  und  princip.  Darstellung  vomemlich  österr. 
Verhältnisse  vor  Augen  hat.  Unter  etwas  anderen  Bezeichnungen  doch  den  preussischen 
ähnliche  Einrichtungen,  so  in  der  Stellung  des  Finanzministeriums  zum  Kassen-  und 
Rechnungswesen. 

Ueber  Frankreich  ^§.  99)  s.  v.  Hock,  Fin.verwalt.  Fr.s.  Kap.  3.  S.  85  ff. 
116  tf.  (vomeml.  nach  d'Audiffret's  syst.  lin.  p.  2  u.  5  bearbeitet,  concis  u.  klar), 
?.  Kaufmann,  Fin.  Frankr.s,  passim  in  Kap.  1,  S.  44  if.,  K.  3  u.  4  (hier,  nach 
Block 's  dict.,  gute  Darstellung  des  Diensts  im  Finanzministerium,  sonst  unvollständig 
in  diesen  Particen).  Das  geltende  legislative  Material  bes.  in  Block 's  dict.  de  Tad- 
mioistr.  o.  den  suppl6m.  (bisher  5) ;  s.  namentl.  d.  Artikel  comptabilit6  publique,  cour 
des  comptes,  payeurs,  percepteurs,  tresor  public,  tnJsoriers-payeurs  g6n6raux.  Die 
Hanptbestimmungen  sind  in  Ordonnancen  der  Restaurationszeit  u.  der  Julimonarchio 
enthalten  (14.  Sept.  1822,  10.  Dec.  1823  u.  a,),  Zus.fassung  in  der  Ordon.  v.  31.  Mai  1838 ; 
jetzt  geltende  Fassung  der  letzteren  in  dem  die  früheren  Verordnungen  zus. fassenden 
Q.  vervollständigenden  Decret  v.  31.  Mai  1862. 

Die  leitenden  Grundsätze  für  das  ganze  Gebiet  der  französ.  compt.  publ.. 
—  eines  Musters  folgerichtiger  Ordnung  des  Zahlongs-,  Kassen-,  Rechnungs-  und  Control- 
weseos,  daher  von  allgemeinem  Interesse  für  die  Theorie  des  Gegenstands  überhaupt 
mid  hier  aus  diesem  Grunde  und  zugleich  mit  zur  Uebersicht  der  einschlägigen  Be- 
stimmangen  über  das  uns  hier  beschäftigende  Gebiet  eingereiht  —  stellt  Hock 
folgendermassen  hin  (in  vortrefflicher  Fassung,  wenn  auch  in  einer  uns  nicht  ganz 
uigemessen  erscheinenden  Reihenfolge,  die  wir  hier  aber  beibehalten):  1)  „Niemand 
dtrf  Gelder  des  Staats  verwalten,  der  nicht  vom  Finanzminister  ernannt,  unter 
seine  Befehle  gestellt,  ihm  verantwortlich  und  der  Gerichtsbarkeit  des  Rechnungs- 
hofs unterworfen   ist     Wer  das  Recht   hat,  Gelder  des  Staats  anzuweisen,   darf 
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nicht  Gelder  des  Staats  ? erhalten''.    Dieser  Grundsatz  bedingt  eine  noch  grössere 
Centralisation  des   betreff.  Finanzdiensts  beim   französ.   Finanzministerium   als  id 
anderen  Staaten.  —  2)  ,Jeder  verrechnende  Beamte  ist  zu  einer  Cautionsleistong  rer- 
pflichtet*'.  —  3)  „Der  Staatshaushalt  unterliegt  einer  dreifachen  üebervachung  und 
Prüfung*',  einer  legislativen  durch  Staatsrath  u.  gesetzgeb.  Körper  (jetzt  National- 
versammlung), einer  judici eilen  durch  den  Kcchnuugshof,  einer  administrativen 
durch  einzelne  Ministerien  und  durch  das  Fia.ministerium,  —  wie  in  Priocip  und 
Praxis  jetzt  allgemein  ähnlich,  nur  mit  mehr  Abweichungen  bei  der  zweiten  Controle, 
in  den  moderneu  Staaten  mit  constitut.  Verfassung.  —  4)  „Als  Grundlage  der  Ver- 
waltung des  Staatsvermögens  dient  das  jährl.  Finanzgosetz  mit  dem  genehmigten 
Staatsvoranschlage'\  den  einzelnen  Grediten  u.  s.  w.,  —  wie  jetzt  ebenfalls  all- 
gemein. —  (Nr.  5  bezieht  sich  auf  die  Trennung  der  Jahresdienste,  wovon  später).  — 
0)  .«Gelder  des  Staats  dürfen  nur  gegen  juxtirte  (aus  einem  Buch   ausgeschnitteoft) 
oder  mit  Talons  versehene  Quittungen  in  Empfang  genommen  werden.    Wer 
für  Rechnung  des  Staats  Abgaben  eiuhebt  oder  Gelder  empfängt,   wird  mit   dem 
Betrage  derselben  belastet*',  ein  eigenthamlicher ,   zu  weiteren  besonderen  Ein- 
richtungen in  der  französ.  Finanzverwaltung  führender  Grundsatz.  —  7)  „Ein  Zahlungs- 
auftrag darf  nur  von  dem  Minister,  dessen  Ressort  er  betrifil,  oder  von  einem  durch 
ihn  im  Kreise  seiner  Befugnisse  hierzu  ermächtigten  Dienstchef,  nach  Liquidirung  der 
Ansprüche  des  Staatsgläubigers  (d.  i.  Zahlungsborechtigtcn)  ....  ausgestellt  werben**. 
„Wer  Zahlungen  für  den  Staat  leibtet,  darf  die  Zahlung  nicht  vollziehen,  wenn  ihm 
nicht  vom   Finanzministerium    ein   Fond   hiezu   angewiesen  (ausnahmsweise  nicht 
erforderlich   bei  den  Soldzahlungen  f.  d.  Heer  und  die  Flotte),  vom  betreff.  Mijiister 
oder  Dienstchef  die  Zahlungsanweisung  zugekommen  und  vom  Staatsgläabiger 
(Zahlungsberechtigten)   die  seine  Ansprüche  rechtfertigenden,  durch  die  R^lements 
nach  Art  und  Form  genau  bezeichneten  Behelfe  vorgelegt  sind''.     Dies  ist  die  französ. 
Regelung  des  „finanziellen  Anweisungsrechts",  die  verglichen  mit  der  deutschen  einiges 
Eigenthümliche  hat,   wenngleich  im  Hauptprincip  auch  wieder  damit  übereinstimmt 
S.  u.  §.  123 — 125.  —  8)  „Alle  Schriften  der  Geld  anweisenden  und  Geld  verrech- 
nenden Behörden,  Acmter  und  Kassen  werden  in  der  Hauptsache  genau  nach  den- 
selben Formularien,  unter  denselben  Benennungen,   in  derselben  Weise 
geführt,  in  gleichen  Fristen  abgeschlossen  und  vorgelegt'*.  —  9)  „Alle  Bacher 
der  Ha  uptrechnungs  leger  werden  nach  doppelter  Buchhai  tu  ng  mit  thunlichster 
Beibehaltung  der  im  Staatsvoranschlag  enthaltenen   Rubriken  geführt.     Jeder  Artikel 
des  Journals  erscheint  so  unter  passend  gewählten  Rubriken  doppelt,   unter  den 
Einnahmen  und  den  Ausgaben,  eingetragen,  so  dass  stets  jede  Eintragung  sich  selbst 
controlirt",  —  während  in  Deutschland  doch  wohl  aus  triftigen  Gründen  der  sogen. 
Oamoralstyl  (s.  u.  §.  135)  dem  Rechnungswesen  zu  Grunde   liegt  oder  die  doppelte 
Buchhaltung  nur  wesentlich   modüicirt  Anwendung  findet  (Oesterreich  i.  18.  JJi.).  — 
10)  „Eine  durch  alle  Verwaltungs-,  und  Rechnungszweige  durchgreifende  Unterscheidung 
ist  die  zwischen  den  zum  Ertrag  gehörenden  Einnahmen  und  Ausgaben  [oder  den 
etwa  als  eigentliche  oder  wirkliche  Einnahmen  und  Ausgaben  eines  Dienstzweigs 
zu  bezeichnenden]  und  den  bloss  auf  das  Kassavirement  (die  Fondsbewegung) 
sich  beziehenden":  die  sog.  durchlaufenden  Posten,  z.  B.  Einnahmen  und  Aus- 
gaben für  Rechnung  einer  anderen  Kasse,  die  zwar  auch  ImRechnungs-  und  Kassen- 
wesen andrer  Länder  vorkommen,  aber  im  französischen  folgerichtiger  und  vollständiger 
durch  die  Rechnungen  geführt  werden.  —  (Nr.  11    bezieht  sich  auf  die  Einrichtung 
und    Beschaffenheit    der    Rechnungsdocumente ,    Register,    Journale).  —   12)   „Kein 
Rechnungsleger  kann  sich  selbst  einen  Beleg  ausstellen,  keiner  mit  einem  anderen, 
der  nicht  zu  ihm   im   Verhältniss  der    Uebor-    oder    Unterordnung   steht,   ohne 
höheren  Auftrag  in  unmittelbare  Verbindung  treten".  —  (Nr.  13  botrillldie  äussere 
Einrichtung  und  Führung  der  Kasse,  wo  die  französ.  Bestimmungen  ganz  den  deutschen 
entsprechen,  s.  u.  §.  129).  —  Im  Finanzministerium  ist  es  in  Frankreich  die  besondere 
Abtheilung  für  die  allgemeine  Gelderbewegung,  (dir.  du  mouvement  g6n6ral 
des  fonds  s.  o.  §.  99),  in  welcher  sich   die  oberste  Leitung  dieser  Bewegung  in  den 
Staatskassen  concentrirt,  bei  der  die  Kassen  Übersichten   einlaufen  und  buchhalterisch 
zusammengestellt   und    die  Verfügung   über   die  Uebertragungen   zwischen   den   ver- 
schiedenen Kassen  (unter  Mitbenutzung  der  Bank  von  Frankreich  und  ihrer  Filialen) 
getroffen  wird.    Die  gesammte  comptabilitä  publique  bildet  eine  weitere  eigene  Fach- 
abtheilung des  Fin.ministerinms  (wonach  oben  §.  99  S.  216  zu  ergänzen  ist),  von  der 
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dann  die  Abtheilnng  für  die  Gentialkasse  and  deren  Dienst  noch  zu  unterscheiden  ist. 
Diese  Kasse  ist  oberste  Sammelicasse  der  Ueberschüsse  der  Departementskassen  und 
fang^irt  ausserdem  als  Kasse  fUr  das  Seinedepartement. 

üeber  England  (§.  100)  s.  Gneist,  engl.  Yerwaltrecht,  2.  A.  II,  §.  69,  70. 
Der Zdilungsdienst  concentrirt  sich  in  dem  Amte  des  paymastcr  goneral  (Gencral- 
Zahlkasse),  welches  jetzt  zum  Schatzamte  (trcasury)  gehört.  Dies  Amt  fungirt  neben 
der  Bank  von  England,  welche  die  Zahlungen  für  die  Staatsschuld  besorgt,  als  Aus- 
zahlungsamt  für  die  Ausgaben  der  übrigen  Zweige  der  Staatsverwaltung. 

§.  122.  —  B.  Eine  Verbindnog  des  Staatskassen- 
wesens  mit  Banken,  besonders  mit  der  etwaigen  grossen 
Centralbank  des  Landes  empfiehlt  sich  in  unserer  Zeit  aus  ver- 
sehiedenen  Gründen  und  ist  auch  mehrfach  erfolgt,  gewöhnlich  mit 
der  privilegirten  oder  eines  Notenmonopols  geniessenden  Zettelbank. 

Im  Einnahmedienst  kann  eine  solche  Bank  passend  bei  der  Aufnahme 
and  Einzahlung  ?on  Staatsschulden  direct  dienen.  Bei  entwickeltem  Check- 
rerkehr  und  einem  soliden,  gut  eingerichteten  Abrechnungshause  (Clearing-House) 
ist  die  Annahme  von  Checks,  besonders  —  aber  nicht  nothwendig  ausschliesslich  — 
auf  die  Hauptbank,  wenigstens  fOr  gewisse  grössere  Zahlungen  an  Staatskassen,  daher 
namentlich  fdr  Zoll-,  für  gewisse  innere  Verbrauchsteuer- Zahlungen,  wie  Kubenzucker-, 
Branntwein-,  Bier-,  Salzsteuem,  für  die  Domänen pachtschillinge,  für  grössere  Zahlungen 
an  die  Forst-,  Bergwerksverwaltung,  zulässig  und  zweckmässig  (England).  Die  Ueber- 
schüsse der  Provincial-  und  Localkassen,  in  Orten  mit  Bankfilialen,  gelangen  vielfach 
durch  eine  Bank  für  Fiscns,  Publicum  und  Yolkswirthschaft  am  Bequemsten  und 
Wohlfeilsten  an  die  Bestimmungs-  und  Bedarfsorte.  Endlich  können  grössere,  einige 
Zeit  im  Bestand  bleibende  Ueberschüsse,  die  sich  sonst  etwa  in  der  Centralkasse  an- 
häufen, erwünschtermassen  einstweilen  bei  der  Bank  stehen  und  hier  mit  für  Bank- 
geschäfte verwendet  werden. 

Im  Ausgabedienste  kann  eine  Bank  ebenfalls  passend  für  die  Bewerk- 
stelligung interlocaler  und  etwaiger  internationaler  Zahlungen  der 
Staatskasse  fungiren.  Femer  kann  sie  —  zwar  in  ungleichem  Maasse  je  nach  dem 
System  der  Beurkundung  der  einzelnen  Schuldtitel,  daher  besonders  bei  der  Form  der 
Bnchschuld,  wie  in  England,  indessen  doch  auch  bei  der  continentalen ,  speciell 
deutschen  Form  der  „Obligationenschuld''  und  der  Zinserhebung  mittelst  Coupons  — 
den  Auszahlungsdienst  und  die  gesammte  technische  Verwaltung  der 
Staatsschuld  übernehmen  (England).  Endlich  Hessen  sich  auch  sonstige  Aus- 
zahlungen, namentlich  solche,  wo  es  sich  um  grössere  Zahlungen  auf  Grund 
rorausgebender  Liquidation,  z.B.  für  Lieferungen  an  den  Staat,  oder  um  periodisch 
feste  Hebungen,  wie  die  Besoldungen  der  Beamten  handelt,  an  Banken  zur  Be- 
sorgung aberweisen. 

Durch  diese  Einrichtungen  wird  der  eigentliche  Eassendienst 
Tereinfacht  und  wohlfeiler,  die  Ansammlung  mttssiger  Geldbestände 
geringer,  Stockungen  im  Geldverkehr,  die  AfYicirung  des  Geldmarkts 
durch  grössere  Zahlungen  an  die  Staatskasse  oder  von  ihr  mehr 
Termieden,  der  wirkliche  Geldumlauf  in  Münze,  daher  der  Bedarf 
der  Yolkswirthschaft  dafUr,  ebenso  der  Banknotennmlauf  kleiner. 
Viele  Zahhingen,  z.  B.  zwischen  Staaatsschuldnem  aus  dem  Titel 
der  Zollgefälle  und  Staatsglänbigem  aus  dem  Titel  der  verzinslichen 
Staatsschuld  lassen  sich  durch  blosse  Eintragung  in  die  Bankbücher 
und  reell  durch  Compensation  abmachen.  M.  a.  W.  die  Geld- 
wirthschaft  wird  auch  in  den  Beziehungen  zwischen  Fiscus  und 
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Pablicum  vielfach  durch  die  Creditwirthschaft  ersetzt 
Das  ist  im  Ganzen  eine  volks-  und  privatwirthschafUich  günstige 
Entwicklang.  Es  kommt  dadurch  auch  in  das  Eassenwesen  des 
StaatS;  das  oft  an  einer  gewissen  bareaukratischen  Schwerfälligkeit 
leidet,  ein  kaufmännisch -bewegliches  Element,  das  hier  keine 
Bedenken,  sondern  nur  Vortheile  hat,  liinein.  Am  Meisten  passt 
die  Verbindung  des  staatlichen  Eassenwesens  mit  grossen  Central- 
Zettelbanken,  die  zugleich  ein  ausgebildetes  Filialnetz 
haben  (Deutsche  Reichsbank).  Doch  ist  auch  die  Verbindaog 
mit  sonstigen  soliden  Banken  f(lr  diese  Zwecke  nicht  ausgeschlossen. 
Auch  für  grössere  Communalhaushalte  empfiehlt  sie  sieb.  Der 
(überwiegend  wttnschenswerthe)  Uebergang  vom  System  der  specula- 
tiven  Erwerbsgesellschafts-,  besonders  der  Actienbanken  zum 
System  wirklich  öffentlicher  („gemeinwirthschaftlicher^')  Banken^ 
in  Eigenthum  und  Verwaltung  öffentlicher  Eörper  oder  doch  öffent- 
licher Genossenschaften,  würde  jener  Verbindung  von  Staats-  und 
Communalkassen  mit  Banken  Vorschub  leisten  und  die  letzten  Be- 
denken ^ocialpolitischer  Art  gegen  eine  solche  Verbindung,  wie  sie 
in  Deutschland  wohl  —  u.  E.  mit  Unrecht  —  aus  dem  Character 
der  bekanntlich  schon  jetzt  nur  von  Reicbsbeamten  verwalteten 
Reichsbank  als  Actiengesellschaft  abgeleitet  worden,  beseitigeo. 
Auch  die  Ausbildung  öffentlichen  Versicherungswesens  drängt  darauf 
hin  und  würde  selbst  wieder  dadurch  begünstigt. 

Früher  war  dio  Aosnutznng  der  Banken  zur  Creditgewähnuig  an  den  Staat  in 
FinanznOthen  ein  gewichtiges  Gegenbedenken,  das  jetzt  in  Folge  Verbesserung  dt» 
Staatscredits  and  staatsrechtlicher  Cantelen  zurackgetreton  ist  —  Das  wichtigste  Beispiel 
der  ücbemahme  eines  Theils  des  KasseodieDSts  des  Staats  durch  eine  Bank  bildet  die 
Bank  von  England.  Dieselbe  ist  schon  seit  ihrer  Gründung  (1694)  wegen  ihrer 
Darlohen  an  den  Staatsschatz  in  näherer  Verbindung  mit  dem  letzteren  und  hat  all- 
mählich die  Geldverwaltung  der  Staatsschuld  ganz  übernommen.  Dann  sind  ihr  auch 
die  Ueberschüssc  der  Einnahmekassen  überwiesen«  wofür  sie  mit  dem  Staate  ein  Conto- 
corrent  führt  (public  deposits).  Die  Auszahlung  der  vierteljährlichen  Zinsen  der  Schuld 
kann  sich  jetzt  in  Verbindung  mit  dem  englischen  System  der  Buchcredite,  Checb 
und  des  Clearing- Houses  grossentheils  durch  Umschreiben  in  den  Bankbüchem  voll- 
ziehen :  das  Conto  der  public  deposits  nimmt  ab«  das  der  private  deposits  entsprechend 
zu.  Indem  jetzt  Zoll-  u.  ähnliche  Zahlungen  mittelst  Checks  auf  die  Bank  von  Eng- 
land bewericstelligt  werden  können«  wird  dies  Umschreibeverfahren  (Giriren)  noch  mebr 
zur  Vermittlung  der  Zahlungen  zwischen  Publicum  und  Staatskasse  benutzt.  Neuere 
Regelung  dieser  Verhältnisse  des  britischen  Zahlungswescns  durch  Ges.  y,  1866  (29, 
30.  Vict.  c.  39).  S.  auch  Stein,  Fin.  I«  97  ff.«  der  aber  hier  wie  eb.  S.  91  mit 
Unrecht  die  Bank  schon  von  Anfang  an  (seit  1694)  zur  ««Centralkasse  für  den  ganzeu 
Haushalt''  bestimmt  und  gemacht  sein  lässt.  [Er  schliesst  seine  Ausführungen  S.  9S 
mit  einem  Ausfall  gegen  mich:  ««wenn  Wagner  diese  Verhältnisse  und  Principien 
bekannt  gewesen  wären,  so  hätte  er  wohl  nicht  seine  wunderliche  Idee  eines  Erwerbs 
von  Staatseinnahmen  aus  dem  staatlichen  Betrieb  von  Bankgeschäften  (2.  Aufl.  l 
§.  224  ff.)  aufstellen  können  ....  So  wie  er  kann  man  in  diesem  ernsthaften  Dinge 
nicht  zu  einem  Resultat  kommen''.  Dass  mir  ««diese  Dinge  bekannt"  waren«  —  über- 
haupt und  specieü  mit  Bezug  auf  die  Englische  Bank  —  hätte  Stein  bei  ein  wenig 
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geriogerer  als  seiner  gewöhnlichen  Flüchtigkeit  und  bei  ein  wenig  mehr  Ernst  in  der 
Kritik,  wie  man  ihn  bei  solcher  Polemik  wenigstens  erwarten  sollte,  aus  den  ?on  ihm 
selbst  citirten  Stellen  ersehen  kOnnen:  2.  A.  I,  S.  510,  518,  Nr.  5,  Note  17  u.  die 
dort  dt  Stellen  meiner  älteren  Bankschriften;  schon  in  meiner  ersten  (1857)  spreche 
ich  ?on  den  Vorschüssen  der  Bank  auf  deüciency  bills  des  Schatzes  u.  von  dem 
Kassendienst  fUr  den  Staat.  Neben  einem  solchen  Dienst  einer  Bank  kann  aber 
sehr  wohl  auch  ?on  einer  mit  aus  fiscal,  (u.  volkswirthscbaftspolitischen)  Rucksichten 
erfolgenden  Uebertragung  von  „Geld-  u.  Bankgeschäften'*  auf  den  Staat  (oder  Communen) 
die  Bede  sein  und  öfters  waren  solche  Rücksichten  (auch  in  Preussen)  massgebend. 
Dagegen  lassen  bich  natürlich  auch  Grtlnde  anführen,  wie  ich  denn  die  Gründe  für 
und  gegen  in  I,  §.  224  ff.  prüfe.  Eine  „wunderliche  Idee*'  kann  das  nur  derjenige 
nennen,  der  die  Thatsachen  nicht   kennt  oder  nicht  versteht  (Preuss.  SeehandlungT] 

Nicht  in  der  Ausdehnung,  wie  in  England,  steht  die  Staatskasse  in  Prankreich 
mit  der  dortigen  Bank  in  Verbindung,  mit  der  sie  aber  immerhin  ebenfalls  eüi  Conto- 
corrent  führt  und  deren  Vermittlung  zu  Zahlungen  zwischen  Paris  und  den  Departe- 
ments wie  dieser  unter  einander  sich  die  Staatskasse  und  die  Generaleinnehmer  viel- 
fach bedienen.  Aehnliche  Verhältnisse  bestehen  in  Italien,  Belgien  (Ges.  v. 
17.  JoU  1872). 

In  Deutschland  hatten  die  Zettelbanken  auch  schon  früher  hie  und  da  in 
ihren  Statuten  Pflichten  zur  Ausführung  vou  Staats  -  Kassengeschäften  übernommen. 
Im  Deutschen  Bankgesetz  v.  15.  März  1875  ist  der  Reichsbank  in  §.  22 
die  Verpflichtung  auferlegt,  „ohne  Entgelt  für  Rechnung  des  Reichs  Zahlungen 
anzunehmen  und  bis  auf  die  Höhe  des  Reichsguthabens  zu  leisten''  und  das  Rocht 
ertheilt,  die  nemlichen  Geschäfte  für  die  Bundesstaaten  zu  übernehmen.  In  Folge 
späterer  Anordnung  (v.  29.  Dec.  1875)  fung^irt  nun  die  Reichsbank  förmlich  als 
Reichs hauptkasse  (u.  A.  auch  —  bedenklich  genug  —  als  Einlösungsstelle  für 
die  Beichskassenscheine),  was  allerdings  bei  dem  eigenthümlicheu  Character  des  Reichs- 
fioanzwesens  und  der  meist  im  blossen  Verrechnungswege  vor  sich  gehenden  Aus- 
einandersetzung zwischen  den  Reichst nanzen  und  den  Finanzen  der  Einzelstaaten  nicht 
ZQ  einer  grossen  eigentlichen  Kassengebahrong  führen  musste.  Für  die  Buchführungs- 
gescbäfte  der  Reichshauptkasse  ist  bei  der  Reichsbank  eine  besondere  Geschäfts- 
abtheilong  eingerichtet.  In  den  Ausweisen  der  Reichsbank  ist  das  Guthaben  des  Reichs 
lugeschiäen  in  dem  Posten  „täglich  fallige  Verbindlichkeiten"  enthalten.  Im  Jahres- 
bericht wird  unterschieden,  doch  das  „Guthaben  des  Reichs''  mit  dem  der  Bundesstaaten 
(das  übrigens  in  der  Regel  nicht  so  erheblich  sein  wird)  zusammengefasst.  Am 
I.Jan.  1882  betrug  dies  Gesammt^thaben  15.01  M.  M.,  worauf  in  1882  926.34  M.  M. 
dng^hlt,  891.82  M.  M.  ausgezahlt  und  31.  Dec.  1882  49.53  M.  M.- als  Guthaben 
Teibfieben  sind.  Mit  welchen  einzelnen  Staaten  des  Reichs  und  in  welchem  Umfange 
die  Beichsbank  in  Verbindung  steht,  ergiebt  sich  nicht.  Die  etwas  schwerfällige 
preuss.  Kassenverwaltung  könnte  dadurch  nur  gewinnen.  In  Baiern  bedient  sich  die 
Staatskasse  mehrfach  der  Vermittlung  der  Eon.  Bank  in  Nürnberg  für  ihre  Kassen- 
bewegung. 

II.  Einzelheiten  des  Zahlungs-,  Kassen-  und 

Rechnungswesens. 

§.  123.  Hierhin  gehören  von  wichtigeren  Verhältnissen :  A)  die 
Ordnung  des  finanziellen  Anweisungsrechts,  —  B)  das 
Kassensystem  und  die  innere  Einrichtung  des  Kassen- 
dieostes,  sowie  der  Gang  der  Kassengeschäfte  bei  den 
Kassen,  —  C)  die  innere  Einrichtung  des  Rechnungswesens 
(Bachführung). 

Es  sind  dies  speciell  technische  Dinge,  von  denen*  wieder  die  Bemerkung  in 
§.  119  gilt,  dass  es  sich  dabei  um  allgemeine  einzelwirthschaftliche  und  finanzwirth- 
scbaftliche  Angelegenheiten  zugleich  handelt  Die  drei  unterschiedenen  Verhältnisse 
hingen  eng  zusammen,  so  dass  bei  der  Erörterung  eines  jeden  Einzelnes  mit  hinein 
zu  ziehen  ist,  was  die  beiden  anderen  betrifft.    Eine  grosse  Fülle  von  Einzelheiten 
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liegt  hier  ?or,  welche  in  doo  modernen  Staaten  in  zahlreichen  VerordBungen,  BegoU- 
tiven  y  Instructionen ,  nur  ausnahmsweise  Einzelnes  im  Wege  der  Gesetzgebung  (z.  B 
das  Cautionsweseu)  geordnet  sind.  Bei  manchen  Verschiedenheiten  besteht  in  dem 
Allen  doch  eine  aus  der  Natur  der  Sache  und  modernen  Rechtsbegiifien  auch  noth- 
wendig  folgende  grosse  Debereinstimmung  in  dem  Wesentlichen.  Darüber  darf  man 
sich  durch  die  öfters  verschiedene  Terminologie  —  auch  innerhalb  Deutschlands — 
und  eben  gewöhnlich  nur  scheinbar  bedeutende  Unterschiede  in  den  Einrichtungen 
und  im  Geschäftsgang  nicht  täuschen  lassen.  Eine  auch  hier  m.  E.  zu  erstrebende 
und  7on  mir  erstrebte  mehr  principielle  Behandlung  eines  solchen  Gegenstands  bietet 
nach  dem  Character  des  letzteren  besondere  Schwierigkeiten  und  ist  nur  ftlr  die 
wichtigeren  Puncto  strenger  durchzuführen.  Das  grosse  technische  und  administrative 
Detail  gehört  nicht  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  allenfalls  in  eine  Lehre  vom 
Tcclinischen  und  Formellen  der  Finanzverwaltung.  Ein  freilich  meist  noch  sehr  unvoll- 
kommener Versuch  systematischer  Verarbeitung  dieses  Details  liegt  denn  auch  nar  in 
den  Schriften  ftlr  practische  Zwecke,  ««Anleitungen'*  zur  Ausbildung  und  für  die 
PrOfungen  des  Subaltemdienstes  in  diesen  Branchen  vor. 

A.  Das  finanzielle  An  Weisungsrecht  ist  das  Recht  einer 
Behörde  (oder  des  Chefs  einer  solchen)  von  Amtswegen  oder  nach 
speciellem  Auftrag  (schriftliche)  Anweisungen  (Aufträge)  an  andere 
Beamten  und  Behörden  zur  Empfangnahme  (Einhebung)  von 
Zahlungen  auf  Rechnung  des  Fiscus  (Staats,  der  Staatskasse  oder 
einer  Behörde,  eines  Instituts),  sowie  zur  Vornahme  von  Zahlungen 
auf  Rechnung  dieser  Verpflichteten  an  Dritte  (insbesondere  im 
„Publicum*')  zu  geben. 

Aucli  dies  Recht  concentrirt  sich  in  oberster  Instanz  beim 
Finanzminister.  Von  ihm  ergehen  sowohl  die  Aufträge  zur 
Empfangnahme  von  Zahlungen  als  zur  Vornahme  von  Zahlungen 
an  die  betreffenden  Behörden,  soweit  nicht  gewisse  Dienstzweige, 
z.  B.  für  Einnahmen  (Verkehrsanstalten,  Domänen,  Forsten)  etwa 
unter  anderen  Ministerien  stehen.  Bei  den  Verwaltungsaus- 
gaben beschränkt  sich  die  Anweisung  des  Finanzministers  regel- 
mässig darauf,  den  anderen  Ministerien  die  etatmässigen 
Credite  im  Ganzen  anzuweisen,  worauf  dann  die  Special- 
verwendung durch  die  Chefs  dieser  Ministerien  je  in  ihren  Ressorts 
angewiesen  wird.  Die  Minister  und  die  Chefs  der  den  Ministerien 
coordinirten  sonstigen  Behörden  bilden  die  obersten  Verwaltung»- 
osgane  mit  selbständigem  Anweisungsrecht  innerhalb  ihrer 
Competenz  (Anweisungsbehörden  erster  Klasse).  Von  ihnen 
wird  das  Anweisungsrecht  delegirt  an  gewisse  untergebene  Be- 
hörden in  verschiedenem  Umfange  (Anweisungsbehörden  2., 
3.  Klasse  u.  s.  w.,  ordonnateurs  secondaires). 

Dem  Finanzminister  sind .  über  die  erfolgten  Anweisungen  und  deren  Erledigoog: 
durch  die  Kassen  auch  auft  den  anderen  Ministerien  regelmässig  periodische  Mit- 
theilongen  zu  machen.  Es  kann  auch  die  Einrichtung  getroffen  werden,  dass  alle 
oder  gewisse  Anweisungen  andrer  Ministerien  selbst  innerhalb  der  etatmässigen  Gredito 
vor  ihrer  Vollziehung  im  Finanzministerium  zu  visiren  sind  —  so  in  Frankreich  Stfiten^ 
der  Direction  der  Fondsbewegung  (v.  Malchus  IE,  124). 
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Zar  Empfangnahme  von  Zahlungen  in  ihrem  regel- 
mässigen Wirkungskreise  erhalten  die  Einnahmeämter  einen 
Gene  ra  lau  ft  rag,  welcher  sich  aus  ihrer  Bestimmung  und  Function, 
bez.  aus  der  Ueberweisuug  eines  ,,Etats^'  zur  Vollziehung  an  sie 
(Zoll-,  Verzehrungssteuerämter ,  Aemter  fUr  directe  Steuern,  Forst- 
kassen, Domänenkassen,  Postkassen  u.  s.  w.)  ein  für  allemal  ergiebt. 
Zahlungen  ausserhalb  dieses  Wirkungskreises  und  Etats  haben 
solche  Aemter  entweder  gar  nicht  anzunehmen,  sondern  bei  irr- 
thttmlich  angebotenen  die  Zahlungswilligen  an  das  competente  Amt 
zu  weisen,  oder  nur  ausnahmsweise  einstweilen  „in  Verwahrung" 
za  nehmen  und  dann  apart  zu  buchen.  Sonst  setzt  die  Annahme 
einen  Specialauftrag  der  competenten  vorgesetzten  Behörde 
voraus. 

Auch  bei  der  Vornahme  von  Zahlungen  sind  die  auf  all- 
gemeinen Rechts-  und  damit  Zahlungstiteln  beruhenden 
regelmässigen  Zahlungen,  insbesondere  die  periodischen, 
wie  för  Besoldungen,  Pensionen,  Schuldzinsen,  gewöhn- 
lich ein  für  allemal  bestimmten  Kassen  durch  einen  General- 
anftrag  zur  Zahlung  überwiesen.  Ein  solcher  Generalauftrag 
liegt  auch  hier  in  der  Uebermittlung  des  betreffeuden  Etats 
(,,Ka8senetats'')  an  die  Kasse  zur  Ausführung  (Preussen). 
Einer  Specialanweisung  der  competenten  Dienstbehörde  bedarf  es 
hier  nur  für  den  Beginn  und  die  Beendigung  des  einzelnen 
Zahlungsanspruchs,  so  bei  neuen  Anstellungen  und  Gehaltszahlungen 
dafHr  und  bei  der  Sistirung  oder  Uebertragung  an  eine  andere 
Kasse  oder  bei  definitiver  Beendigung  einer  solchen  einzelnen 
rechtlichen  Verpflichtung  (z.  B.  einer  durch  Tod  oder  sonstiges 
Dienstausscheiden  beendeten  Gehaltszahlungspflicht  an  den  Be- 
amten N.  N.).  Bei  sonstigen  einer  Kasse  generell  zur 
Berichtigung  überwiesenen  Zahlungen  muss  dagegen  in  der  Regel 
noch  für  jede  einzelne  Zahlung  —  z.  B.  für  sach- 
liche Ausgaben  im  Bureaudienst,  bei  Baarkäufen,  soweit  nicht 
eben  an  bestimmte  Beamten  Pauschsummen  dafür  periodisch  zu 
zahlen  sind,  für  Berichtigung  von  Rechnungen  für  Lieferungen  — 
eine  specielle  Zahlungsanweisung  der  betreffenden,  das  An 
Weisungsrecht  besitzenden  Behörde  der  Kasse  zugehen,  um  letztere 
zur  Bewerkstelligung  der  Zahlung  zu  legitimiren.  Selbstverständlich 
bedarf  es  vollends  einer  solchen  speciellen  Anweisung  bei  allen 
einzelnen  Zahlungen,  welche  nicht  zum  regelmässigen  Wirkungs- 
kreis einer  Kasse  gehören  und  dieser  nicht  generell  überwiesen  sind. 
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Die  DurchfUbraog  des  finanziollen  Anweisongsrechts  bedingt  dann  wieder  eioc 
entsprechende  BuchfUhruDg  bei  der  an  weisenden  Behörde  über  die  ergangenen 
oder  ausgestellten,  bei  der  beauftragten  Kasse  Ober  die  empfangenen 
Anwcisnngen.  Letztere  Bochfühning  kann  selbständig  neben  der  über  die  Terwirk- 
lichten  Zahlungen  oder  den  eigentlichen  Kassenverkehr  einhergehen  oder  durch  Ein- 
fügung einer  betrefiendcn  Spalte  in  die  Kassenrechnungen  mit  der  Kassen  -  BuchfUbrnng 
näher  verbunden  werden.  Den  oberen  Behörden,  speciell  den  betreffenden  Ministerien 
und  besonders  dem  Finanzministerium  sind  wieder  periodische  Auszüge  über  die 
ertheilten,  empfangenen  und  ausgeführten  Anweisungen  zuzustellen. 

Wo  die  Kasse  nach  Generalauftrag  auch  den  einzelnen 
Zahlungsanspruch,  z.  B.  aus  dem  Rechte  auf  die  periodische  Hebung 
der  Besoldung,  selbständig  zu  erfüllen  hat,  obliegt  ihr,  bez.  einem 
damit  speciell  beauftragten  Kassenbeamten,  auch  die  Prüfung 
aller  auf  die  rechtliche  Seite  der  Zahlung  Bezug  habenden 
Puncte,  somit  die  sachliche  und  die  formelle  Prüfung,  bei 
Vollziehung  von  Special  an  Weisungen  nur  die  letztere   (§.  130). 

Das  Kassenpersonal  handelt  hier  auf  seine  eigene  Ver- 
antwortlichkeit und  untersteht  demgemäss  etwaigen  Begr^s- 
ansprüchen  des  Fiscus  wie  des  Berechtigten.  Bei  Zahlungen  auf 
Grund  von  Specialanweisungen  der  competenten  Dienstbehörde 
modificirt  und  beschränkt  sich  diese  Verantwortlichkeit  entsprechend. 
Hier  muss  die  Prüfung  des  einzelnen  Zahlungsanspruchs  und  die 
„Liquidation^'  desselben  in  der  höheren  Instanz,  bei  der  an- 
weisenden Behörde,  vor  sich  gehen,  welche  demgemäss  hier- 
für die  Verantwortlichkeit  trägt.  Die  Buchführung  wird  hier 
eventuell  über  die  eingereichten  und  die  liquidirten  Zahlungs- 
forderungen und  über  die  darauf  hin  ausgestellten  Zahlungs- 
anweisungen getrennt  erfolgen  müssen. 

§.  124.  Ein  besonderes  Augenmerk  ist  bei  den  Liquidationen, 
der  Ausstellung  der  Anweisungen  und  bei  der  Zahlungsleistung  zu 
richten  auf  die  Innehaltung  des  Etats,  bez.  der  einzelnen 
etatsmässigen  Credite,  dabei  auch  auf  die  Beachtung  der 
staatsrechtlichen  Bestimmungen  über  die  Zulässigkeit,  die 
Bedingungen,  das  Verbot  oder  die  Beschränkung  der  Ueber- 
tragungen  zwischen  verschiedenen  Kapiteln,  Titeln  u.  s.  w.  des 
Etats  (§.  117  ff),  ferner  auf  die  Innehaltung  der  Vorschriften 
über  die  Trennung  der  Jahresdienste,  über  den  Verfall 
der  nicht  erschöpften  Credite  früherer  Jahre  nach  Ablauf  einer 
bestimmten  Zeit  u.  dgl.  m. 

Das  Finanzministerium  ist  hier  dem  Staatsoberhaupte  und  der 
Volksvertretung  verantwortlich,  die  Oberrechenkammer  hat  eventuell 
die  bezügliche  Gontrole  mit  auszuüben,    die  anderen   Ministerien 
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sind  dem  Finanzministerium  gegenüber  zur  Innebaltung  ihrer 
Credite  und  jener  Vorschriften  verpflichtety  jede  anweisende  Behörde 
ihrer  vorgesetzten.  Feststehen  muss  vor  Allem ;  dass  eine  Ueber- 
scbreitung  der  Credite  und  Vorschriften  Seitens  der  anderen  Ministerien 
nur  mit  Wissen  und  —  regelmässig  vorhergehender  —  Zustimmung 
des  Finanz ministers  geschehen  darf.  Diesem  siud  daher  die  Gründe 
vorzulegen  und  er  hat  darüber  mit  zu  befinden.  Er  hat  dann  die 
Ueberschreitungen  seines  Specialetats  und  diejenigen  des  Gesammt- 
etats  nach  Oben  hin  zu  vertreten  und  dafür  nachträgliche  Genehmigung 
des  Staatsoberhaupts  und  der  Volksvertretung,  regelmässig  bei  der 
Vorlegung  des  Becbnungsabschlusses  (§.  147),  einzuholen.  Für  eine 
selbständige  Mitwirkung  der  lediglich  nach  Aufträgen  der  an- 
weisenden Behörden  handehiden  Kassen  Verwaltungen  bei  der  Controle 
wegen  Innehaltung  des  Etats  fehlt  eigentlich  diesen  Verwaltungen 
die  Competenz,  selbst  wenn  sie  einen  Generalauftiag  in  der  Form 
der  Ueberweisung  eines  Etats  zur  Vollziehung  erhalten  haben  (s. 
u.  über  Preussen). 

Aach  daraber  ist  eine  fortlanfende  Controle  geboten,  dass  nicht  kleinere, 
mehr  zufällige  Ueberschreitungen  des  Etats  und  der  einzelnen  nichtübertragbaren 
Credite  stattfinden ,  z.  B.  indem  auf  generelle  Titel ,  wie  etwa  «,zu  persönlichen  Aus- 
gaben ausser  den  Besoldungen*',  ,,zu  allgemeinen  Unkosten''  durch  Specialanweisungen 
mehr  angewiesen  und  verausgabt  wird,  als  auf  diesem  Titel  zur  Verfügung  steht. 
Die  Hauptsorge  hierfür  muss  wieder  in  die  anweisenden  Behörden  und  schliesslich, 
als  oberste  Controlinstanz  in  das  Finanzministerium  verlegt  werden.  Zu  diesem 
Behnfe  wird  passend  in  den  Büchern  der  anweisenden  Behörden  eine  Ver- 
gleichsspalte  für  das  „etatmässige  Soll"  (bez.  „Darf"  bei  den  Ausgaben) 
gesetzt,  um  dadurch  jederzeit  die  Innehaltung  dieses  „Soll"  durch  das  wirkliche  Er- 
gebniss  (das  „Ist",  hier  zunächst  der  ausgestellten  Anweisungen)  leicht  vergleichen 
zu  können.  Aehnlich  kann  man  hier  dann  auch  die  Buchführung  der  Kassen 
einrichten  und  durch  Aufnahme  einer  Spalte  des  „Etats- Soll"  den  Vergleich  mit  der 
wirklichen  Geldgebahrung  oder  Verausgabung  erleichtern.  Nur  erscheint  doch  auch 
hier  die  Kasse,  welche  stets  nur  auf  generellen  oder  speciellen  Zahlungsauftrag  der 
vorgesetzten  Behörde  handelt,  keine  geeignete  Instanz,  um  etwa  unter  Hinweis  auf 
bereits  erfolgte  Ueberschreitnng  des  Gredits  von  sich  aus  selbständig  die  Er- 
fiülnog  einzelner  sonst  formell  richtiger  Zahlungsansprüche  an  sie  oder  vollends  die 
Honorirung  einzelner  Specialanweisungen  auf  sie  abzulehnen.  Sie  sollte  nur  etwa 
Recht  und  Pflicht  haben,  in  solchen  Fällen  vor  der  Auszahlung,  also,  soweit  angänglich, 
mit  Aufschub,  an  die  vorgesetzte  anweisende  Behörde  den  Thatbestand  zu  berichten 
und  weitere  Instruction  zu  erbitten.  Lautet  diese  dann  doch  auf  Auszahlung,  so  muss 
die  Kasse  ordnungsmässig  Folge  leisten.  Aehnliche  Bestimmungen  sind  für  die  Kassen 
in  Fällen  von  aufstossendcn  Irrthümem  der  anweisenden  Behörden  nothwcndig. 

Eine  besondere  Frage  ist  es ,  ob  allgemein  die  Zahlungs- 
anweisungen der  mit  dem  Anweisungsrecht  versehenen  Verwaltungs- 
behörden noch  vor  ihrem  Eingang  bei  den  Kassen  einer  Visirung 
durch  Rechnungs-  und  Controlorgane  unterworfen  werden  und  ob 
von  dieser  vorausgehenden  Visirung  die  Giltigkeit  der  Anweisung 
ftir  die  Kasse ,  allgemein  oder  wenigstens  als  Kegel,  welche  aber 
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bestimmte  Aasnahmen  zulässt,  abhängen  soll.  Bestimmungen  dieser 
Art  finden  sich  mehrfach,  aber  je  nachdem  die  Visirangsorgane  zn 
der  anweisenden  Verwaltungsbehörde  gehören  und  von  dieser  ab- 
hängen (Oesterreich ,  Italien)  oder  unabhängig  neben  ihr  stehen, 
von  verschiedener  rechtlicher  Bedeutung.  Die  Einrichtung  hat 
finanztechnisch  ihr  Für  und  Wider,  letzteres  überwiegt  wohl,  aber 
sie  kann  staatsrechtlich  werthvoll  und  im  gegebenen  Falle  folge- 
richtig sein.  In  Frankreich  passiren  die  Auszahlungsanweisungen 
das  Visum  der  Direction  der  Fondsbewegung  allgemein. 

Vgl.  Näheres  bei  Schrott,  S.  478  ff.  u.  u.  in  §.  140  ttber  die  „Visacontrole". 

Die  RechDungeo  der  anweisenden  Behörden  über  die  von  ihnen  erlassenen 
Anweisungen  (zar  Einhebung  nnd  za  Ausgaben)  kann  man  als  ,,Yerwaltang8- 
rechnungen*'  von  den  ,,Kassenrechnungen'\  d.h.  den  Rechnungen  der  Kassen 
über  die  vollzogenen  Einhebungen  und  Ausgaben  auch  terminologisch  unterscheiden. 
Danach  trennt  sich  dann  auch  eine  aUgemein  (den  ganzen  Staatshaushalt  zusammen- 
fassende) Verwaltungsrechnung  (compte  dadministration)  u.  Kassenrechnung 
(compte  de  gestion)  (d*Audiffret).  Vgl.  Schrott,  Verrechn.wisscnsch.  S.  527. 
Gewöhnlich  denkt  man  beim  Rechnungswesen  nur  an  die  letztere  Rechnung. 

§.  125.    Practische  Verhältnisse  in  einzelnen  Ländern. 

In  Preussen  (vgl.  Herrfurth  u.  Meissner  a.  a.  0.,  ausserdem  Meissner, 
preuss.  Verwalt.konde,  I,  6.  26  ff.,  44)  bestimmte  die  K.-O.  v.  17.  März  1828  (Re- 
gulativ f.  d.  Kassenwesen),  dass  den  Ministerion  u.  obersten  Verwaltungsbehörden  der 
im  Etat  festgesetzte  Ausgabebedarf  vom  Finanzministerium  bei  der  Generalstaats- 
kasse, für  die  in  den  Provinzen  zu  leistenden  Ausgaben  bei  der  betreff.  Regier.- 
hauptkasse  überwiesen  werde.  Das  Fin.min.  hat  aber  auch  dafUr  zu  sorgen, 
dass  überall  die  nöthigen  Mittel  zur  Zeit  des  Bedarfs  vorhanden  sind.  Mit  deswegen 
nach  der  gen.  K.-O.  period.  Kassenextracte  von  allen,  auch  von  den,  anderen 
obersten  Verwaltungbbehörden  unterstehenden  Kassen  an  das  Fin.min.  —  Für  alle 
Kassen  Verwaltungen  werden  dann  „Kassenetats''  aufgestellt,  für  die  Generalstaats- 
kasse, die  Regier.hauptkassen  u.  andere  Hauptkassen  der  Verwalt  zweige  des  Finanz- 
ministeriums vom  Fin. minister ,  der  diese  Etats  zu  zeichneu  u.  dem  König  zur  Voll- 
ziehung einzureichen  hat  Die  anderen  Etats  im  Fin.min.  werden  vom  Fin.minister 
allein,  die  der  übrigen  Ministerien  von  deren  Chefs,  aber  unter  Mitrevision  u. 
Mitvollzichung  des  Finanzministers  vollzogen  (K.-O.  v.  29.  Mai  1S26).  Die  Ueber- 
Weisung  der  Kassenetats  an  die  betreffende  Kasse  involvirt  dann  einen  Generalauf- 
trag zur  Einhebung  u.  Auszahlung  gemäss  dem  Etat,  wie  schon  bemerkt  —  Nach 
der  Geschäftsanweis.  f.  d.  Regier.hauptkassen  v.  1.  Juni  1857  (u.  in  diesen  Puncten 
ganz  analogen  Vorschriften  f.  die  sonstigen  Kassen)  §.  35  müssen  alle  bei  der  Haupt- 
kasse zur  Verrechnung  gelangenden  Einnahmen  „entweder  durch  die  Etats  u.  sonstigen 
allgemeinen  Vorschriften  oder  durch  spec.  Einnahmeordres  überwiesen  sein*'; 
andere  Einnahmen,  die  überhaupt  zur  Verwaltung  der  Hauptkasse  gehören,  sind  nur 
in  „Asservation*'  zu  nehmen  und  Bestimmung  darüber  einzuholen.  Ebenso  gilt 
für  die  Ausgaben,  dass  sie  von  der  Kasse  nur  geleistet  werden  dürfen,  wenn  sie  „durch 
den  Etat  oder  durch  ein  für  allemal  ertheilte  Anweisung  oder  durch  spec  Ausgabe- 
ordres  dazu  ermächtigt  worden  ist"  (§.  52).  Die  Buchhalter  der  Kassen  sind  für 
Etatsüberschreitungen  mit  verantwortlich,  müssen  daher  stets  die  Summe 
der  auf  jeden  Etatstitel  angewiesenen  Zahlungen  mit  dem  Etatssoll  in  Vergleichuog 
halten.  Dies  entspricht  zwar  dem  preuss.  Princip  der  Kassenetats,  scheint  aber  mit 
der  Stellung  der  Kassen  zu  den  anweisenden  Behörden  nicht  recht  in  Einklang  za 
stehen.  Zahlungen  über  das  Etatssoll  hinaus  dürfen  nur  nach  zuvor  eingeholter  Ge- 
nehmigung der  Regierung  erfolgen  (§.  61).  —  Die  Specialkassen  müssen  unweigerlich 
die  ihnen  von  den  Regier.hauptkassen  zugehenden  Zahlungsanweisungen  ausführen, 
nöthigenfalls  sich  die  Geldmittel  dafür  vorschussweise  von  der  Hauptkasse  überweisen 
lassen  (§.  73).    Zahlungen,  welche  „fortdauernd  an  bestimmte  Empfänger  u.  in  be- 
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stimmten  Beträgen  zu  leisten  sind"  (Besoldungen  u.  dgl.)  werden  den  Specialkassen 
ein  für  allemal  durch  die  Hauptkassc  überwiesen,  sie  sind  bis  zum  Todesfall,  sonstigen 
Abgang,  Ablauf  der  Bewilligungszeit  oder  Widerruf  zu  leisten  (g.  74). 

Auch  in  Baiern  (V.  ?.  9.  Dec.  1825,  Stockar  v.  Neuforn-Hock  I,  83, 
392  fi*.,  406  ff.,  Fahrmbacher,  d.  Zahlungswcsen  der  allgom.  Finanzverwaltuug) 
erfolgt  die  Assignirung  der  (ieneraletats  auf  die  Staatskassen  durch  den  Finanzminister. 
Dieser,  bez.  das  Fin.miuisterium  ist  auch  die  oberste  Zahlung  anweisende  Behörde. 
Er  delegirt  den  Regierungsfinanzkammern  das  Becht  th.  mit  den  Etats  (speciell  den 
nFinanzyerwaltungsetats*^',  für  die  Einnahmen  u.  die  mit  deren  Erhebung,  Verwaltung 
o.  Betrieb  verbundenen  Ausgaben),  th.  generell  für  gewisse  Ausgaben  (mit  u.  ohne 
Vorbehalt  nachträglicher  Autorisation),  th.  durch  besondere  Kescripte  n.  eröffnet 
ihnen  hierfür  einen  bestimmten  „Credit*  (detaill.  Darleg.  Hock  a.  a.  0.  I,  406  11'.). 
Die  Kassen  (Kreiskassen,  Rentämter)  dürfen  ohne  schriftliche  Anweisung  durch  die 
Kegier.finanzkammern  (ausnahmsweise  andere  Behörden)  u.  ohne  Crediteröffnung  keine 
Zahlung  leisten  u.  bedürfen  in  der  Regel  noch  specieller  Zahlungsauweisungen  für  die 
cinzeben  Aasgaben  auch  zur  Verwendung  der  etatmässigen  Ausgaben.  Die  Kassen- 
beamten haften  demgemäss,  ausserdem  auch  für  Etatsüberschreitungeu  und  fur  Ver- 
wendung der  bewilligten  Mittel  zu  anderen  Zwecken,  als  wofür  sie  bestimmt  sind 
(a.  a.  0.  S.  414  ff.,  420). 

In  Oesterreich  (Blonski,  II,  357,  im  Allgem.  die  Theorie  bei  Schrott, 
S.  132,  474  ff.,  480  If.)  haben  die  „mit  dem  Anweisungsrecht  betrauten  Behörden**  — 
der  Fioanzminisker,  die  übrigen  Ministerien,  delegirt  die  weiteren  Verwaltungsbehörden, 
insbesondere  die  Kronlands  -  Hauptbehörden  —  zur  Vollziehung  der  Anweisungen 
uDecretnren**)  eine  unmittelbar  unterstehende  Kasse,  dann  ein  Rechnungs- 
departement zur  Evidenzhaltuug  der  Anweisungen  u.  s.  w.  unter  sich.  Die  An- 
Feisangen  der  Verwaltungsbehörden  sind  hier  in  Verschreibung  zu  nehmen  und  vom 
Vorstand  des  Rechuungsdeparts  oder  dessen  Stellvertreter  zu  contrasigniren, 
bevor  sie  an  die  Kassen  gehen  (s.  o.). 

Mehrfach  eigenthümliche  Bestimmungen  bestehen  in  Frankreich  in  Bezug  auf 
das  Anweisungsrecht  u.  die  scharfe  Scheidung  der  „ordonnateurs'*  1.  u.  2.  Klasse. 
Jede  Zahlung  auf  Staatsrechnung  mnss  vorher  von  einem  Minister  angewiesen  (ordon- 
nance) oder  von  Anweisungsbehörden  2.  Kl.  (ordonnateurs  secondaires)  beauftragt  sein 
in  Gemässheit  ministerieller  Delegation.  Die  Zahlungsleistung  setzt  eine  Crediteröffnung 
Toraos.  Die  Anweiser  2.  Kl.  sind  speciell  bezeichnet  Die  Kasse  (der  „comptable**, 
der  zar  Rechnungslegung  Verpflichtete)  kann  und  muss  gegen  Mängel  der  Anweisung 
(vie  aoch  der  Beweisstücke  des  eine  Zahlung  Beanspruchenden)  remonstriren ,  aber 
iof  erneute  Anweisung,  trotzdem  zu  zahlen,  muss  die  Kasse  dem  Anweiser,  unter 
^ichzeitigem  Bericht  an  den  Finanzminister,  Folge  leisten.  Die  besondere  Visirungs- 
instanz,  welche  die  Direction  der  Fondsbewcgung  als  Abtheilung  des  Finanzministeriums 
f^  alle  Zahlungsanweisungen  der  Minister  bildet,  ist  schon  oben  erwähnt  worden. 
Niheres  im  Decret  v.  31.  Mai  1S62  u.  im  Art  comptabilite  pubL  im  diction.  de 
ladmin.  fran<;.  S.  auch  o.   §.  121    die  Darstellung  nach  Hock.    Kaufmann  S.  64. 

§.126.  —  B.  Das  Kassenwesen  im  Einzelnen.  I.Ent- 
wicklung. Das  ganze  Eassensystem  des  Staatsbaashalts  hat  sich 
bei  uns  wie  in  anderen  Ländern  historisch  in  enger  Verbindung 
mit  den  Staatseinnahmen  und  deren  Gattungen  und  mit  der 
Einrichtung,  Umbildung  und  Ausdehnung  der  öffentlichen  Ver- 
waltung, bez.  mit  den  fUr  diese  zu  bestreitenden  Ausgaben 
I      entwickelt. 

1  In  der  älteren  Periode  vorherrschender  Natural wirthschaft .  aber  bereits  mehr 

I       vori[ommender  Geldgefälle  fliessen  die  verschiedenen,  privatrechtlichen,  gebühren  -  und 
I       regalartigen,  steuerrechtlichen  Einnahmen  bei  einem  Localerheber ,  der  eventuell  zu- 
gleich Yerwaltungsbeamter,  wolil  schon  zusammen.    Er  hat  daraus  die  Betriebs-  und 
Erhebungskosten,  wie  nicht  minder  locale  oder  sonst  auf  ihn  angewiesene  Verwaltungs- 
Msgaben  zu  bestreiten  und  nur  die  Ueberschttsse  terminweise  an  vorgesetzte  Be- 
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hOrdeu  und  Kassen  abzo fuhren.  Bei  diesen  sammeln  sich  so  aus  einem  g^rOaMreft 
Landesdistrict  die  Summen  an,  Bach  wird  regelmässig  nur  über  die  erhaltenen  Gelder, 
also  nur  über  die  Ucberschttsse«  die  aus  anderen  Kassen  eingingen,  über  die  sonstigen 
baar  erhaltenen  Verlage  oder  Deberweisungen  andrer  Kassen,  über  die  geleisteten 
Zahlungen  und  über  die  Abfuhren  an  die  höhere  Sammelkasse  geführt  („Netto- 
rechnung*'). Immerhin  bildet  dies  Kassenwe&en  schon  in  gewissem  Maasse  trotz  seiner 
Uuvollkommenheiten  ein  Kassen  System  und  wenigstens  für  den  einzelnen,  einen 
politischen  Körper  darstellenden  Landestheil  hätte  sich  daraus  eine  gewisse  fiscalischo. 
Kasseneinheit  mittelst  der  Ansammlung  aller  Ueberschüsse  in  Einer  Centralkassc  und 
der  Verwendung  für  Centralausgaben  durch  diese  bilden  können. 

Der  verschiedene  geschichtliche  Ursprung  der  ein* 
zelnen  Einnahmen  nnd  Einnahmekategorieen^  der  verschiedene 
rechtliche  Character  derselben  und  der  mit  einer  jeden  Ein- 
nahme oder  dem  Ueberschuss  einer  Einnahmeart  zu  bestreitenden 
Ausgaben  bat  indessen  grade  in  den  Staatsformen  der  Uebergangs- 
zeit  seit  dem  Ausgang  des  Mittelalters  bis  ins  17.  und  18.  Jahr- 
hundert,  als  die  Finanz wirthschaft  mehr  und  mehr  in  geldwirth- 
schaftlic he  Formen  ttberging,  zu  einer  Zersplitterung  des  Kassen- 
wesenSy  besonders  nach  Verwaltungszweigen,  geführt  and 
trotz  des  früh  unverkennbaren  Bedürfnisses  eine  erheblichere 
Centralisation  desselben  verhindert. 

Einmal  bedingte  das  die  mehr  oder  weniger  verbleibende 
Selbständigkeit  der  einzelnen^  ehemals  getrennten  Landes- 
theile  auch  nach  deren  Vereinigung  in  Einem  Staate  (Territorium). 
Kaum,  dass  Ueberschüsse  der  Landestheile  in  Einer  Kasse  ver- 
einigt wurden.  Jeder  Theil  hatte  von  Unten  bis  Oben  sein  eigenes 
Kassenwesen  für  sich. 

Sodann  wirkte  das  staatsrechtliche  Doppelsystem  von 
Kammerkasse  und  Landessteuerkasse  (§.  90)  auch  anf 
grundsätzliche  Trennung  der  Kassen  bis  in  die  unteren  Glieder, 
die  Localkassen,  für  die  Einnahmen  und  für  die  darauf  angewiesenen 
Ausgaben  hin  und  eine  Zusammenfassung  von  Ueberschüssen  an 
der  Gentralstelle,  eine  Uebertragung  von  Geldmitteln  aus  der  einen 
in  die  andere  Kasse  fand  nicht  statt,  höchstens  dahrlehensweise. 

Aber  auch  innerhalb  jeder  Gruppe  bewirkten  rechtliche, 
administrative  und  technische  Verhältnisse  noch  weitere 
Trennungen  wie  im  Aeroterwesen  der  Verwaltung,  so  im  Kassen- 
wesen. Die  Domänen  (i.  e.  S.),  die  Forsten,  die  Bergwerke, 
die  Hauptarten  der  Steuern,  alte  directe,  wie  besonders  die 
Vermögens-,  die  Grund-  und  Haussteuern,  hie  und  da 
neuere,  Personal-  u.  dgl.  Steuern,  die  Zölle,  die  Accisen, 
die  Monopole,  die  Stempelgefälle  u.  s.  w.  •—  zum  Theil  in 
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noch  weiterer  Specialisirung  —  haben  ihre  eigene  Verwaltnngs- 
Organisation,  ihre  besonderen  Aemter,  Behörden  und  Kassen. 
So  specialisirte  sich  der  Einnahmedienst  auch  im  Kassen- 
wesen nach  Einnahmezweigen  (,,Forstkasse",  „Bergwerks-", 
„Zoll-",  „Stempel-",  „Salzregal-"  oder  „Debit-",  „Chausseegeld"- 
fcasse  n.  v.  a.  m.)  oder  m.  a.  W.  die  Einnahmekassen  waren  in 
der  Kegel,  sowohl  als  Sammelkassen,  wie  als  Local-  und  ei-ste 
ErhebungskaBsen  Specialkassen  im  Sinne  Yon  Kassen  eines 
einzelnen  besonderen  Einnahmezweigs. 

Auf  diesen  Kassen  lasteten  an  Ausgaben  zunächst  immer  nur 
die  unmittelbaren  Betriebs-  und  Erhebungskosten  des  Eiunahme- 
zweigs.  Dann  wurden  auf  .die  Ueberschttsse  die  eigentlichen  Ver- 
waltungsausgaben angewiesen,  jene  auch  wohl  rechtlich  für  diese 
verhaftet  —  wie  Schuldziusen  und  Schuldrttckzahlungen  —  oder 
amgekehrt  oft  zur  Deckung  einer  bestimmten  Ausgabe  bestimmte 
neue  Einnahmen,  z.  B.  die  und  die  Steuer,  geschaffen.  Wenn 
jene  Specialkassen  des  Einnahmedienstes  unmittelbar  Ausgaben 
dieser  Art  zu  leisten  hatten,  wurden  sie  also  auch  als  Ausgabe- 
kassen Special  kassen  nach  Verwaltungsdienstzweigen.  Auch 
etwaige  Sammelkassen  der  Ueberschttsse  eines  Einnahmedienst- 
zweigs („höhere"  Forst-,  Zoll-,  Steuer-,  Salzkassen  u.  dgl.  m.),  die 
dann  regelmässig  in  den  Bttchern  nur  die  von  den  unteren  Kassen 
übersandten  Ueberschttsse  führten,  behielten  diesen  Character 
Ton  Special -Ausgabekassen,  da  auch  sie  regelmässig  nur  die 
einmal  auf  diese  Kassen  fundirten  speciellen  Verwaltungsausgaben 
zn  bestreiten  hatten. 

Dies  Kassensystem  gipfelte  dann  folgerichtig  und  vielfach  auch 
Inder  Praxis  in  einer  obersten  Centralkasse  („Hauptkasse") 
des  betreffenden  Einnahmedienstzweigs:  so  viel  recht- 
lieb, administrativ  und  technisch  getrennte  Einnahmezweige,  so 
viele  Centralkassen.  Nur  die  etwaigen  Ueberschttsse  dieser  letzteren 
konnten  wenigstens,  soweit  das  nicht  rechtlich  unstatthaft  war  oder 
den  administrativen  Grundsätzen  widersprach,  in  eine  einheitliche 
Centralkasse  zusammenfliessen,  hier  sich  ansammeln  zu  einem 
„Staatsschatze"  oder  zu  „gemeinsamen"  Zwecken  des  ganzen  Staats 
oder  Landes  verwendet  werden. 

"Sehen  diesen  Yerwaltaogszweigkassen  sind  einzelne  besondere  behördliche 
Kassen  vornemlich  für  die  Verein  na  hmnug  der  mit  der  Behörde  und  deren  Thätig- 
l^eit  onmittelbar  verbundenen  Einnahmen  (Sportein  und  Gebühren,  Strafgelder  a.  dgl.) 
irorbanden,  deren  Einnahmen  früher  ganz  oder  grossenthcils,  auch  in  den  Staaten  des 
IT.  and  IS.  Jahrhunderts  noch  theilweiso,  den  Beamten  zuflössen.    Ihre  UeberschUsse 
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konnten  aber  anch  znr  Zahlung  von  Verwaltungsausgaben  (Besoldungen,  Kosten  der 
Behörde)  dienen,  wo  diese  Kassen  dann  auch  als  behördliche  Ausgabe  Lassen 
fungirten.  Auch  ein  solches  Kassen wesen  entspricht  dem  älteren  Zustand  der  Ver- 
waltung und  den  damals  tlberhaupt  geltenden  politischen  Anschauungen. 

Die  Zersplitterung  der  Kassen  und  die  mangelnde 
Centralisation  des  Eassensystems  selbst  in  den  oberen 
Instanzen  lag  mithin  in  der  einmal  geschichtlich  gegebenen 
öffentlich-rechtlichen  Structur  des  y^Uebergangsstaats'^ 
und  in  der  Entwicklungsgeschichte  seiner  Verwaltung. 
Selbst  die  Localkassen  sind  daher  vielfach  zersplittert,  wenn  auch 
in  kleineren  Orten  und  sonst  für  die  Erhebung  verschiedener  Em- 
nahmen  wie  früher  Ein  Einnehmer^  dann  mit  getrennter  Verrech- 
nung der  einzelnen  Einnahmearten  fungirt.  Neue  und  neuartige 
Einnahmen  verlangten  auch  aus  technischen  Gründen  oft  neue  und 
besondere  Beamte,  Aemter,  Kassen. 

Wenn  nun  auch  im  Einzelnen  wohl  schon  früher  öfters  inner 
halb  einer  rechtlich  zusammengehörenden  Gruppe  von  Einnahmen 
und  Ausgaben  eine  gewisse  Centralisation  im  Kassenwesen  unter 
Beibehaltung  getrennter  Buchführung  eintrat,  so  konnte  das  doch 
erst  in  grösserem  Maasse  selbst  nur  erstrebt  werden  mit  dem  mäch- 
tigeren Aufleben  des  Gedankens  der  Staats-  (Territorial)- 
Einheit,  daher  seit  dem  Ende  des  17.  und  im  18.  Jahrhundert 
mit  dem  Siege  des  Fürstenthums  über  die  Stände  und  mehr  und 
mehr  dann  mit  dem  politischen,  administrativen  und  finanziellen 
System  des  „Wohlfahrts-''  und  „Polizeistaats'S  des  „aufgeklärten 
Despotismus^^  Hier  ist  denn  auch  das  eigentlich  moderne  System 
angebahnt  worden,  dasjenige  ,,einheitlioher  Staatskassen^^ 
welche  von  unten  bis  oben,  von  den  Local-,  zu  den  Kreis-,  Pro- 
vinzial-  und  zur  Central -Staatskasse  hin,  also  in  allen  Gliedern 
möglichst  alle  Einnahmen  und  Ausgaben  ihres  territorialen  Wirkungs- 
kreises, welcher  Art  immer,  einheitlich  zusammenfassen, 
auch  die  Kassenbestände  als  Ein  Ganzes  behandeln,  die  Trennung 
der  Einnahme-  und  Ausgabegattungen,  soweit  nöthig,  nur  in  der 
Buchführung  und  in  den  summarischen  Auszügen  daraus  fest- 
halten und  in  der  Einen  wahren  Central- Staatskasse  ihren  logisch 
und  practisch  richtigen  Abschluss  finden.  Selbst  das  blosse  Streben 
in  dieser  Richtung,  vollends  seine  mehr  oder  weniger  umfassende 
Verwirklichung  war  an  Voraussetzungen  geknüpft,  welche  sieb 
vomemlich  erst  im  18.  und  voll  erst  im  19.  Jahrhundert  erflült 
haben:  eine  grössere  Centralisation  und  Ausdehnung  der  Staats- 
thätigkeiten  überhaupt,  eine  bestimmtere  Auffassung  der  letzteren 
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als  wahre  Aufgaben  des  Staats,  eine  veränderte  Stellang  des  Staats- 
diensts  und  die  Bezahlung  der  Staatsdiener  durch  feste  Besoldungen 
und  dnreh  solche  allein,  unter  Ausscheiden  von  Gebührenbeztigen. 

Die  noch  mehr  oder  weniger  zahlreich  verbleibenden  Aus> 
nahmen  von  diesem  System  einheitlicher  Staatskassen  wurden, 
abgesehen  von  einzelnen  noch  nicht  zu  überwindenden  rechtlichen 
Hindernissen,  wie  heute,  wo  sie  auch  noch  vorkommen  (§.  127) 
nunmehr  aus  bestimmten  finanztechnischen  und  administra- 
tiven Grttnden  beibehalten.  Im  Ausgabedienst  bedarf  u.  A.  das 
Heerwesen  sein  eigenes  Kassensystem,  in  den  unteren  und  z.  Th. 
in  den  mittleren  Gliedern  getrennt  vom  sonstigen  Kassenwesen. 
Aber  solche  Fälle  waren  jetzt  erst  zu  begründende  Ausnahmen, 
nicht  selbstverständliche  Regel. 

Auch  wo  aus  besonderen  Gründen  das  System  der  einheit- 
Uchen  Staatskassen  nur  theilweise  angenommen  wird,  muss  wenigstens 
dem  Princip  der  fiscalischen  Kasseneinheit  gemäss  (§.  112)  buch- 
halterisch die  Gesammtheit  der  wirklichen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben aller  Kassen  —  nicht  die  ganze  Geldbewegung  derselben 
in  Ein-  und  Ausgang,  —  daher  auch  bei  den  Einnahmen  der 
Bruttobetrag,  bei  den  Ausgaben  der  Aufwand  an  Betriebs- 
ond  Erhebungskosten  in  der  Centralstaatskasse  vereinigt  werden. 

§.  127.  —  2.  Gegenwärtige  Kassensysteme.  Theils 
im  Anschluss  an  die  älteren  geschichtlichen  Verhältnisse,  theils  in 
Gemässheit  der  besonderen  Bedürfnisse  einzelner  Zweige  des  Ein- 
nahme- wie  des  Ausgabedienstes,  theils  auch  nach  speciellen  Be- 
dQrfnissen  der  Behördenorganisation  und  der  Geschäfte  einzelner 
Behörden  sind  auch  jetzt  noch  neben  dem  System  einheitlicher 
Staatskassen  die  zwei  im  Vorigen  schon  mit  berührten  anderen 
Hanptsysteme  zu  unterscheiden:  dasjenige  der  „Verwaltungs- 
zweigkassen'' und  dasjenige  der  „behördlichen  Kassen''. 
Jedes  dieser  drei  Systeme  lässt  sich  mehr  oder  weniger  zum  herrschen- 
den machen:  zum  ausschliesslichen  auch  in  der  modernen 
Finanzwirthschaft  keines.  Jedes  hat  seine  specifischen  Vorzüge 
und  Mängel,  jedes  entspricht  besonderen  Bedürfnissen  der  allgemeinen 
und  der  Finanzverwaltung.  Während  aus  den  dargelegten,  für 
ihre  Zeit  guten  Gründen  das  System  der  Verwaltungszweigkassen 
frtther  das  hauptsächliche  war,  woneben  nur  noch  behördliche 
Kassen  zu  besteben  pflegten,  ist  das  System  einheitlicher  Staats- 
kassen wohl  als  das  logisch  richtigste  und  practisch  zweckmässigste 
fttr  die  moderne  Finanzwirthschaft  zu  bezeichnen.    Aber  in  gewissem 
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Umfange,  besonders  nach  der  Technik  des  Erhebungsdiensts 
und  der  Verwaltung  sind  Verwaltungszweigkassen  für  einzelne 
Einnahmezweige  und  Administrationen,  tbeils  in  allen,  besonders 
in  der  Mittel-  und  Unterinstanz,  theils  wenigstens  in  der  unteren 
Instanz  allein,  in  Bezug  auf  die  Localkassen,  —  Zolldienst,  Octroi 
oder  Thorsteuern,  Monopolverwaltungen,  wie  Tabak,  Post,  Telegraphie, 
Eisenbahnen,  Berg-  und  Hüttenwesen,  Lotterie  u.  a.  m.,  —  ferner 
auch  für  gewisse  Ausgabe  zweige  -—  Staatsschulden  Verwaltung  z.  Th., 
Militärwesen,  Baukassen  —  noch  heute  am  Platze  und  üblich,  ja 
meistens  nothwendig.  Auch  behördliche  Kassen  sind  in  manchen 
Fällen  nicht  wohl  zu  entbehren  oder  doch  passend,  für  gewisse 
Amtseinnahmen  (z.  B.  Polizeibehörden,  Schulen),  mehr  noch  fär 
den  Ausgabedienst  (Gefängnisse ,  einzelne  Verwaltungsbnreaus^ 
wie  z.  B.  Statistische  Bureaus). 

Es  ist  die  Aufgabe  der  obersten  Leitung  des  Kassen-  und  Kechnungswesens, 
also  der  üblichen  betreffenden  Abtheilung  des  Finanzministeriums,  hier  die  je  nach 
Omständen  zweckmässigste  Wahl  des  Systems  zu  treffen.  Dabei  wird  die  Technik 
dos  Finanzdienstes  auf  die  stärkere  Entwicklung  des  Systems  einheitlicher  Staatskassen 
hindrängen.  Dies  geschieht  u.  A.  durch  Cumulation  des  Erhebungsdiensts  für  Fer- 
schied enartige  Einnahmen  in  Einer  Kasse  oder  durch  Uebertragung  eines  bisher  ge- 
trennten eigenen  Diensts  mit  auf  eine  andere  Verwaltung,  sei  es  in  Verbindung  mit 
der  Cumulation  der  Verwaltungen  selbst  (Post  und  Telegraphie),  sei  es  ohne  solche 
(Stempelmarkendebit  der  Postkassen,  der  Tabaktrafiken  in  Monopolländern,  Uebertragung 
der  Einziehung  von  „Gericbtskosten''  an  eine  Steuerverwaltung,  wie  jüngst  in  Prenssen 
an  diejenige  der  indircctcn  Steuern).  Aehnlich  wird  im  Ausgabedienst  verfahren,  z.  B. 
besondere  behördliche  und  Ausgabekassen  werden  beseitigt  und  ihre  Function  mit  ?oii 
einer  grösseren  einheitlichen  Kasse  übernommen  (Uebertragung  des  centralen  Ausgabe- 
dienstes der  bis  auf  eine  aufgehobenen  preuss.  Ministerialkassen  auf  die  General-Staatskasse). 

Den  Character  der  drei  Systeme  schildert  Schrott  a.  a.  0.  S.  132  ff.  gut  und 
präcis  in  folgender  Weise: 

a)  Beim  System  der  einheitlichen  Staatskassen  wird  ,.jede  einzelne 
Kasse  grundsätzlich  als  Kasse  der  Gesammtheit  der  Verwaltungszweige  bestellt*' 
Erforderlich  ist  grundsätzlich  „nur  Eine  Kasse,  an  jedem  Orte  des  Gebiets,  an  welcher 
Geldanweisungen  einer  oder  mehrerer  oder  aller  Verwaltungsbehörden  des  betreffenden 
Gebiets  zum  Vollzug  kommen  mtlssen.  Das  An  Weisungsrecht  bei  jeder  solchen  Kasse 
steht  s&mmtlichen  Verwaltungsbehörden  des  Gebiets  —  jeder  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise —  zu.  Das  Tagebuch  einer  solchen  Kasse  zeigt  daher  die  Einnahmen  und 
Ausgaben  sämmtlichcr  Verwaltungszweige  des  Staats  vereint  und  den  hiemach  bei 
der  Kasse  vorliegenden  Gesammt- Kassenrest  an  Staatsgeldern.'' 

b)  Das  System  der  Verwaltungszweigkassen  „schliesst  sich  unmittelbar 
den  bestehenden  Verwaltungszweigen  selbst  an'*.  Jeder  solche  Zweig  hat  „seine 
eigenen  Kassen  —  Finanzkassen  für  jeden  Einkommenzweig,  Aufwandskassen  für  jeden 
Aufwandszweig  —  in  erforderlicher  Anzahl.  Die  Tagebücher  jeder  solchen  Kasse 
zeigen  also  die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  den  Gcldstand  (Kassenrest)  ihres  Vcr- 
waltungszweigs". 

c)  Das  System  der  behördlichen  Kassen  schliesst  sich  an  die  Behörden 
an.  Hier  sind  „für  jede  Verwaltungsbehörde  (i.  w.  S.)  in  dem  Territorialgebiete,  Ober 
welches  sich  ihre  Wirksamkeit  erstreckt,  die  zur  Vollziehung  der  in  ihrem  Wirkungs- 
kreise gelegenen  Anweisungen  erforderlichen  Kassen  aufzustellen;  die  Tagebücher 
dieser  Kassen  zeigen  die  Einnahmen,  die  Ausgaben  und  den  Geldstand  der  Gesammt- 
heit aller  im  Wirkungskreise  der  Behörde  gelegenen  Verwaltungszweige  vereint'*. 
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Beim  zweiten  System  ist  die  grösste  Anzahl  Kassen  nöthig,  an  jedem  Ort  für 
jeden  Verwaltangszweig,  der  hier  Einnahmen  und  Ausgaben  hat,  je  eine;  beim  dritten 
bedarf  es  an  jedem  Orte  je  einer  Kasse  fUr  jede  Behörde,  die  hier  Anweisungen  zu 
yoUziehen  hat;  beim  ersten  System  der  einheitlichen  Staatskassen  gentigt  Eine  Kasse 
an  jedem  Orte,  an  dem  Gebahningen  in  Staatsgeldorn  zu  vollziehen  sind.  Da  aber 
an  jedem  Orte  die  Kassen  des  zweiten  und  des  dritten  Systems  in  Ein  „Kasseu- 
amt'*  vereinigt  werden  können  (und  sollen)  und  beim  ersten  wieder  die  Eine  Kasse 
far  verschiedene  Geschäftsgruppen  bei  grösserem  Geschäftsumfang  in  mehrere  Aemter 
aufgelöst  werden  muss,  sei  die  erforderliche  Anzahl  der  Kassenämter  bei  allen 
drei  Systemen  die  ncmliche  (Schrott  S.  134).  Auch  er  bezeichnet  das  System  ein- 
heitlicher Kassen  als  „das  in  der  Praxis  zweckmässigste''. 

Besonders  die  Post-,  Telegraphen-,  Eisenbahnverwaltnng,  Monopolverwaltungen, 
überhaupt  „Einkommenzweige  mit  gewerblichem  Betrieb  in  eigener  Verwaltung*' 
(Schrott),  Staats-,  Berg-  und  Hüttenwerke  haben  auch  gegenwärtig  noch  allgemein 
ihr  eigenes  Kassensystem,  ganz  abgetrennt  von  dem  sonstigen  der  allgemeinen 
Finanzverwaltung,  von  unten  bis  oben  getrennt  fUr  sich.  Mit  dem  übrigen  Kassen- 
weaen  stehen  sie  daher  regelmässig  nur  durch  die  Gentralstaatskasse  in  Verbindung, 
indem  sie  ihre  UeberschUsse  —  die  übrigens  nicht  nothwendig  vorher  bei  einer 
Centralkasse  des  ganzen  Verwaltungszweigs  angesammelt  zu  werden  brauchen,  sondern 
in  Sammelkassen  der  Mittelinstanz  bis  dahin  verbleiben  können  (preuss.  Staatsbahnen)  — 
direct  an  diese  (oder  an  die  ihnen  zu  diesem  Behufe  specieU  angewiesenen  unteren 
und  mittleren  sonstigen  Staatskassen)  abführen  und  ebenso  von  hier  etwaige  Bedarfs- 
zuschüssc  erhalten.  Innerhalb  jedes  solchen  Verwaltungszweigs  und  seines  Kassen- 
systems kann  dann  eine  ähnliche  Rangordnung  der  Kassen  wie  im  übrigen  Finanz- 
wesen (§.  128)  vorkommen.  Doch  lässt  sich  auch  hier,  wie  bei  anderen  Verwaltungs- 
zweigen, welche  etwa  nur  eigene  untere  (Lokal -)kassen  haben  (z.  B.  Wege-,  Forst-, 
Acciseverwaltung) ,  die  Einrichtung  treffen,  dass  die  Mittel-  und  Oberkassen  des 
sonstigen  Staatskassensystems  auch  für  den  im  Kassenwesen  getrennten  Verwaltungs- 
zweig mit  fungiren,  besonders  dessen  Ueberschüsse  aufnehmen  und  auch  etwaige 
Ausgaben  dafür  bestreiten,  direct  oder  durch  Dotation  der  Unterkassen  des  allgemeinen 
Staatskassensystems. 

Die  Terminologie  bezüglich  der  technischen  Namen  der  verschiedenen  Kassen 
schwankt  in  der  Theorie  und  Praxis  sehr.  Schrott  a.  a.  0.  S.  135  nennt  die  be- 
sonderen Kassen  des  Systems  der  Verwalt.zweigskassen  Specialkassen,  ein  sonst 
öfters  in  anderem  Sinne,  z.  B.  für  die  unteren  Lokalkassen  oder  für  Kassen  (kleinen 
Umfangs)  zu  ganz  speciellen  Zwecken,  gebrauchter  Ausdruck. 

§.  128.  —  3.  Rangordnung  („Hierarchie")  der  Kassen. 
Bei  allen  Kassensystemen,  vomemlich  dem  der  einheitlichen  Staats- 
kassen ^  ähnlich  aber  auch  innerhalb  des  Kassenwesens  eines  in 
diesem  Gebiete  selbständigen  Verwaltnngszweiges  besteht  nach  der 
Function  y  der  Ausdehnung  des  territorialen  Wirkungskreises  und 
der  gliedlichen  Stellung  der  einzelnen  Kasse  eine  Rangordnung, 
welche  sich  in  grösseren  und  kleineren  Staaten  aus  drei  typischen 
Arten  von  Kassen  zusammensetzt.  Diese  werden  mit  den  Namen 
Unter-  oder  Lokal-  (auch  Elementar-),  Mittel-  oder  Bezirks-, 
und  Ober-  oder  Hauptkassen  deutlich  gekennzeichnet. 

Die  Kategorie  der  Mittelkasscn  wird,  in  grosseren  Staaten  wenigstens,  eventuell 
wieder  2 — 3  verschiedene  Unterarten  umfassen:  Kreis-,  Provincial-,  neben  etwa 
zwischen  beiden  in  der  Mitte  stehenden  Bezirks-  oder  Districtskassen.  Diese 
Mittelkassen  werden  sich  stets  mehr  oder  weniger,  gewöhnlich  ziemlich  oder  ganz 
genau  an  die  aUgemeine  administrative  Eintheilung  eines  Staatsgebiets  anschlicssen, 
in  der  Begel  auch  danach  ihren  besoderen  Amtsnamen  führen  und  ihren  Amtssitz  in 
dem  betreffenden  Hauptorte  des  Kreises,  Bezirks,  der  Provinz  haben.  Die  ünter- 
kassen  zerfallen  mitunter  auch   noch  in  verschiedene  Rangklassen,  z.  B.  stehen  etwa 
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die  Kassen  einzelner  Steuererheber,  Chausseegeldeinnehmer,  behördliche  Specialkassen 
einzelner  Unterbehörden  unter  einer  grösseren  Lokalkasse,  mit  der  sie  zunächst  ab- 
rechnen, und  an  die  sie  ihre  UeberschUsse  abfuhren.  (Hie  und  da  Aehuliches  im 
Ausgabedienst,  z.  B.  Baukassen  für  einen  besonderen  Bau,  als  Appendix  einer  Lokal- 
kasse). Die  Uauptkassen  stehen  an  der  Spitze  des  Kassensystems  eine»  selbständigen 
Yerwaltungszweiges  und  sind  dessen  Central kasse.  Daher  früher,  wie  erwähnt 
(§.  1 26),  eine  ganze  Beihe  solcher  (oberster)  Centralkassen  nebeneinander.  Aber  auch 
bei  dem  System  einheitlicher  Staatskassen  und  einer  einzigen  obersten  Central-  oder 
Generalstaatskasse  kommen  wohl  noch  abgezweigte  sonstige  Kauptkassen,  besonders 
far  Ausgabegruppen  vor,  so  öfters  für  die  Staatsschuld  („Staatsdchuldcnkasse*'% 
„Staatsschuldentügekasse",  für  die  Militärverwaltung,  die  Marine).  —  Schrott  a.  a.  O. 
S.  136  ff.  unterscheidet  yier  Arten:  Elementar-,  Kreis-,  Landes-  und  Reichskassen ; 
es  empfiehlt  sich  m.  E.  die  zwei  mittleren  wie  oben  geschehen  als  Eine  Kategorie 
mit  2  Unterarten  zusammenzufassen.  Rau  Fin.  II,  §.  566  bildet  3  Arten:  die  Haupt- 
staatskasse, Provinzialkassen ,  untere  Kassen.  Eine  Vereinigung  mehrerer  Kassen  in 
Einem  Kassenamte,  z.  B.  auch  ron  Staats-  und  Instituts-  (Fonds-) Kassen  ist  unter 
Umständen  schon  aus  Sparsamkeitsgründen  zweckmässig.    S.  Schrott,  S.  142. 

Die  Mittelkassen  des  Einnahmedienstes  bilden  nun  besonders 
Sammelkassen  fllr  die  Uebersehttsse  der  Unterkassen ,  welche 
diesen  nach  Abzug  der,  wie  früher  schon  zu  erwähnen  war,  regel- 
mässig unmittelbar  von  ihnen  zu  bestreitenden  directen  Kosten  des 
Erhebungs-  und  Betriebsaufwands  und,  soweit  diese  Unterkassen 
zugleich  als  Ausgabekassen  für  eigentliche  Verwaltungsausgaben 
dienen,  nach  Abzug  auch  dieser  verbleiben.  Gleiches  gilt  von  der 
unteren  Klasse  der  Mittelkassen,  den  Kreiskassen,  gegenüber  den 
Bezirks  -  und  Provinzialkassen  und  von  diesen  gegenüber  der  einen 
allgemeinen  oder  der  betreffenden  besonderen  Hauptkasse. 

Auch  die  wirkliche  Baargeldbewegung  (eigentliche  „Kassenbewegung"*)  geht 
demnach  hier  zwischen  den  Kassen  von  Unten  nach  Oben,  practisch  in  um  so 
stärkerem  Maasse,  je  weniger  eigentliche  Verwaltungsausgaben  den  Unter-  und  Mittei- 
kassen  zur  Bezahlung  tiberwiesen  werden  und  je  mehr  grosse  Gentralausgaben  ?or- 
kommen  und  direct  aus  der  Hauptkasse  bezahlt  werden. 

Umgekehrt  werden  die  Ausgabekassen,  sowohl  die  reinen,  ohne 
Einnahmedienst,  als  diejenigen  einheitlichen,  deren  Einnahmen  oder 
Ueberschüsse  zur  Bestreitung  der  ihnen  überwiesenen  Ausgaben 
nicht  ausreichen,  aus  der  höheren  Kasse  unmittelbar  oder  nach 
deren  Weisungen  von  anderen  —  höher,  gleich  oder  niedriger  im 
Range  stehenden  —  Kassen  mit  den  erforderlichen  haaren  Fonds 
(„  V  e  r  1  ä  g  e  n  ")  versehen. 

Im  Ganzen  geht  also  hier  die  haare  Geldbewegung  zwischen  den  Kassen  von 
Oben  nach  Unten,  aber  vielfach  auch  in  Nebenkanäle  seitwärts,  auf-  und  abwärts, 
in  allen  möglichen  Kreuzungen,  nach  dem  BcdUrfniss  der  Verwaltung. 

Die  Dispositionen  in  dieser  Beziehung  werden  theils  generell 
ein  für  allemal  getroffen,  indem  bestimmt  wird,  an  welche  andere 
Kasse  eine  Kasse  ihre  Ueberschüsse,  regelmässig  in  bestimmten 
kurzen  Perioden,   abzuliefern  und  von  welcher  sie  Verläge  zu  be- 


Klassen  der  Kasson.  277 

kommen  oder  zu  fordern  bat;  theils  erfolgt  sie  speciell  durch 
die  Anweisungen  der  eompetenten  vorgesetzten  Behörde,  schliesslich 
des  Finanzministeriums  oder  der  in  diesem  die  Geldbewegung 
leitenden  Abtheilung.  Ihr  dienen  hierbei  die  Kassenextra cte 
und  die  buchhalterischen  Zusammenstellungen  derselben 
an  der  Centralstelle.  Beim  System  der  einheitlichen  wie  der  Ver- 
waltungszweigkassen erfolgen  die  Anweisungen  und  Geldsendungen 
zunächst  meistens  innerhalb  des  bezüglichen  Kassenwesens  eines 
gr^tsseren  Territorialbezirks  (Provinz).  Erst  wenn  sich  hier  noch 
Ueberschtlsse  oder  Verlagsbedarfe  im  Ganzen  ergeben,  tritt  die 
Hauptkasse  direct  mit  in  die  Verbindung  oder  weist  Uebertragungen 
zwischen  den  Kassen  verschiedener  Territorialbezirke  an. 

So  bilden  also  die  Kassen  zunächst  für  die  wirklichen  Geld- 
tibertragungen  zwischen  sich  einen  sogen.  Kassenverband,  der 
in  der  General -Staatskasse  gipfelt  und  mit  dem  Filialnetz  einer 
grossen  Bank  zu  vergleichen  ist. 

Wie  bei  einer  solchen  Bank  kommt  es  aber  alsdann  auch  hier 
darauf  an,  die  thatsächlichen  Geldübersendungen  zwischen 
den  Kassen  möglichst  zu  beschränken  und  durch  ange- 
messene Benutzung  des  An  Weisungsrechts  so  über  die  Fonds  jeder 
Kasse  zu  disponiren,  dass  dieselben  von  ihr  selbst  zu  ihr  ein  für 
allemal  oder  durch  specielle  Ordres  überwiesenen  Ausgaben  thanlich 
voll  Verwendung  finden,  aber  auch  ausreichen.  Eben  hierzu  ist 
wieder  die  umfassendste  Verbindung  von  Einnahme-  und  Ausgabe- 
geschäften in  Einer  Kasse  geboten.  Die  Sache  wird  in  der  Weise 
darchgeführt,  dass  die  Kassen  in  bestimmten  Grenzen  sich  gegen- 
seitig einander  Zahlungen,  die  sie  an  Dritte  zu  leisten  haben,  — 
besonders,  aber  nicht  ausschliesslich  solche  an  anderen  Orten  als  dem 
ihres  Amtssitzes,  —  zuweisendürfen,  vomemlich  die  vorgesetzten, 
höheren  gegenüber  den  ihnen  unterstehenden  unteren,  aber  auch 
umgekehrt. 

So  dürfen  z.  B.  in  Prenssen  die  Specialkassen  für  Zahlungen  im  Orte  der 
RegieniDgshaaptkasse  sich  der  letzteren  bedienen.  Instr.  v.  22.  Dec.  1S69  §.  S,  Herr- 
farth  S.  237.  «.Geldversendungen  sollen  überhaupt  möglichst  vermieden  werden,  die 
Behörden  haben  Zahlungen  durch  Abrechnungen  und  Anweisungen  in  allen  den  Fällou 
za  bewirken,  in  denen  dies  füglich  geschoben  kann''  a.  a.  0.  Schrott  S.  149  ist 
daher  im  Irrthume,  wenn  er  das  als  etwas  Oesterreich  Eigcnthümliches ,  in  Deutsch- 
lind  kaum  Vorkommendes  bezeichnet.    S.  auch  f.  d.  Folgende  Schrott  S.  14s  ff. 

Diese  Art  von  „Commissionsgeschäften"  —  theils  „auf 
eigene  Rechnung  der  vollziehenden  Kasse'^,  theils  „mit  Zurechnung 
an  die  zum  Vollzug  berufene  Kasse**  (Schrott)  —  bewirkt,  dass 
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ein  grosser  Theil  sonst  erforderlicher  Geldttber- 
Sendungen  und  damit  mancher  Zeit-  und  Kostenaufwand 
und  manches  Risico  erspart  bleiben  und  wie  zwischen  den 
Filialen  einer  Bank  unter  einander  und  mit  der  Hauptbank,  auch 
wie  in  der  Postverwaltung  im  heutigen  Postanweisungsverkehr, 
statt  dessen  Abrechnungen  und  bücherliche  Uebertragungen 
zwischen  den  Kassen  eintreten.  Durch  die  oben  befürwortete  Ver- 
bindung des  Staatskassenwesens  mit  einer  grossen  Gentralbank  und 
deren  Filialen  (§.  122)  wird  auf  dieser  Bahn  noch  zweckmässig 
weiter  geschritten.  Zieht  man  hier  möglichst  die  Gonsequenzen 
aus  dem  System  einheitlicher  Staatskassen,  so  kann  die  baare 
Geldsendung  auf  die  Fälle  mehr  und  mehr  beschränkt  werden,  wo 
gewisse  Einnahmekassen  definitiv  Ueberschusskassen  und  gewisse 
andere  Kassen  desgleichen  Zuschusskassen  sind.  Durch  Hinzutritt 
einer  Bank  lassen  sich  dann  selbst  in  diesen  Fällen  Baarsendungen 
noch  vielfach  vermeiden. 

So  bilden  die  Staatskassen  in  doppelter  Weise  einen  Kassen- 
verband für  thatsächliche  Geldübersendungen  und  ftir 
Abrechnungen  und  commissionelle  Ueberweisungen. 

Die  Einnahmekassen  statten  demnach  ihre  Einnahmen  an  die  höhere  und 
schliesslich  die  Centralkasse  in  dreifacher  Form  ab:  durch  Zahlungen  für  eigene 
Rechnung,  in  Betreff  der  ihnen  zu  Lasten  liegenden  Ausgaben,  durch  Zahlungen  auf 
Rechnung  einer  anderen  Kasse  für  die  gleichen  Zahlungen  dieser  letzteren  und  durch 
baare  Uebersendungen  an  andere  Kassen.  Die  Ausgabekassen,  welche  nicht  zugleich 
Einnahmekassen  sind,  statten  ihre  Schuldigkeiten  auf  zweifache  Art  ab :  direct  mittelst 
der  ihnen  baar  übersendeten  Gelder,  ausserdem  durch  Vermittlung  anderer  Kassen, 
die  für  Rechnung  der  anweisenden  Ausgabekassen  Zahlungen  leisten. 

§.  129.  —  4.  Das  Kassenpersonal  und  seine  Amts- 
pflichten. Zahl  und  Art  des  Kassenpersonals  richtet  sich 
mit  nach  der  Grösse  der  Kasse  und  ihrer  Geschäfte.  Bei  einheit- 
lichen Staatskassen,  in  welchen  Einnahme-  und  Ausgabedienst  ver- 
einigt ist,  lässt  sich  öfters  verhältnissmässig  an  Personal  und  Material 
(Geschäftsräume,  Kassenbehälter  u.  dgl.)  sparen  —  ein  weiterer 
Vortheil.  Das  Personal  grösserer  Kassen  pflegt,  in  den  einzelnen 
Staaten  ziemlich  übereinstimmend,  zu  umfassen:  einen  Vorsteher 
(Rendant),  der  vomemlich  die  Leitung,  Oberaufsicht,  die  Ftthrung 
eines  Tagebuchs  hat,  ohne  selbst  an  den  eigentlichen  Zahlungs- 
geschäften theilzunehmen,  einen  Gontroleur,  der  auch  mit  dem 
Vorsteher  siguirt  (gegenzeichnet),  einen  Oberbuchhalter,  einen 
oder  mehrere  Kassirer  für  den  wirklichen  Zahldienst  (in  Empfang 
nehmen  und  auszahlen),  sonstige  Buchhalter,  Gehilfen, 
Schreiber,  Diener. 
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Abgesehen  von  der  Sorgfalt  der  Auswahl  im  Personal,  bei  dem 
es  sich  in  den  meisten  Fällen,  auch  in  den  höheren  Stellen,  noch 
mehr  um  Vertrauenswürdigkeit  als  um  technische  Geschick- 
lichkeit in  den  an  und  für  sich  einfachen  Verrichtungen  des  eigent- 
lichen Kassendiensts  und  des  damit  eng  verbundenen  BuchfUhrungs- 
diensts  handelt,  sollen  folgende  Einrichtungen  und  Vorschriften,  — 
theils  präventiver,  theils  repressiver  Art,  gegen  Verhütung  und 
auf  Wiedergutmachung  und  Bestrafung  vorsätzlicher  wie  fahrlässiger 
ScbädigUDgen  der  Kasse  sowohl  durch  den  oder  die  Kassebeamten 
selbst  als  durch  Dritte  gerichtet,  —  die  gesetz-  und  ordnuugsmässige 
Führung  der  Kassengeschäfte  und  die  Sicherung  der  Kasse  vor 
Hinterziehungen  der  Beamten  verbürgen. 

a)  Die  Stellung  einer  Amtscaution. 

Sie  wird  von  allen  oder  von  bestimmt  genannten  Beamten  einer  Kasse, 
namentlich  yon  den  für  die  Kasse  zunächst  verantwortlichen  leitenden 
and  oberen  Beamten  verlangt  Sic  muss  regelmässig  vor  der  Einfahrang  in's  Amt 
gestellt  werden.  Ihre  Höhe  richtet  sich  theils  nach  der  Bedeutung  der  Kasse, 
iittbesondere  den  durchschnittlich  darin  vorhandenen  Beständen  —  was  in  diesem 
Pnncte  wichtiger  ist  als  der  blosse  Umsatz,  —  theils  nach  der  Amtsstellong  and 
Function  und  der  dadurch  mit  bedingten  Verantwortlichkeit,  aber  auch  Möglichkeit 
und  möglichen  Hohe  von  Unterschleifen  des  einzelnen  Kassenbeamten.  Sie  steigt  dem- 
gemäss  bei  den  höheren  Beamten  und  ist  regelmässig  am  Höchsten  beim  Vorsteher  und 
ersten  Kassirer.  Sehr  hohe  Cautionen  haben  das  Missliche,  die  Zahl  der  zur  Auswahl 
stehenden  Personen  zu  verringern  und  selbst  zu  grade  beim  Kassenbeamten  bedenk- 
licher Verschuldung  zu  führen.  Die  Gaution  wird  in  Baarem,  oder,  wie  jetzt  bei 
ans  gewöhnlich  in  einheimischen  Staatspapieren,  die  als  Faustpfand  hinterlegt 
werden,  gestellt  Die  Zinsen  bezieht  der  Beamte.  Die  Bestellung  der  Gaution  braucht 
nicht  nothwendig  durch  den  Beamten  seibst,  sondern  kann  eventuell  auch  durch  einen 
Anderen  für  ihn  erfolgen,  wobei  nur  der  Fiscus  die  gleichen  Rechte  wie  im  ersten 
FaU  erhalten  muss.  Die  Ansammlung  von  Gautionen  aus  Kückbehalten  der  Besoldung 
wird  mitunter  passend  zugelassen,  um  in  der  Auswahl  des  Personals  freier  zu  sein. 
Die  Gaution  haftet  in  erster  Linie  für  alle  Verluste  und  Schäden,  welche  der  Fiscus 
durch  die  Schuld  oder  Mitschuld  des  Beamten,  mag  Fahrlässigkeit  oder  bOse  Absicht 
vorliegen,  erleidet  Nach  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  erfolgt  die  Rückgabe 
der  C^ution,  sobald  keinerlei  Ansprüche  an  den  Beamten  aus  der  Zeit  der  Dienst- 
ftüming  mehr  zu  machen  sind. 

S.  Schrott  a.  a.  0.  S.  418  ff.  Ziemlich  hohe  Gautionen  inPreussen  wenigstens 
für  die  höchsten  Kassenbeamten,  niedrigere  in  anderen  deutschen  Staaten,  auch  in 
Oesterreich;  hohe  vielfach  in  Frankreich.  S.  f.  Preussen  d.  neue  Ges.  v. 
25.  März  1873,  betr.  die  Gautionen  der  Staatsbeamten,  nebst  den  vielen  Ausführungs- 
verordnungen, u.  A.  mit  Gommentar  aus  den  Landtagsverhandlungen  u.  anderen  Quellen 
bei  Uerrf urth,  a.  a.  0.  S.  181  ff.  Die  relativ  hohen  Gautionen  sind  ein  Gbaracteristicum 
der  soliden,  aber  in  allen  bezuglichen  Verhältnissen  des  Finanzwesens  noch  heute  wie 
im  vor.  Jahrhundert  sehr  argwöhnischen  preuss.  Verwaltung.  Die  Gautionen  sind  in 
deutschen  (nicht  nur  preuss.)  Staatsschuldobligationen  nach  deren  Nennwerth  zu 
Stellen  (also  bei  niedrigem  Nominalzinsfuss  reell  kleiner  als  nach  dem  gesetzlichen 
HOhebetrage).  Beispiele  von  Gautionen:  bei  der  Gen. Staatskasse  Rendant  18.000  M. 
(Gehalt,  ohne  Wohn.geld,  7500  M.  momentan  8100),  Oberbuchhalter  6000  M.  (Geh. 
6000  M.),  erster  Kassirer  6000  M.  (Geh.  6000  M.),  zweiter  4800  M.  (Geh.  fehlt  im  Etat), 
Kassirer- Assistent  8600  M.  (Geh.  3300  M.);  bei  den  Regier.hauptkassen  Rendant 
18.000  M.  (Geh.  4800  M.),  Oberluchhalter  3600  M.  (Geh.  2850  M.  i.  Durchschn.), 
Ka;^rer  3600  M.  (Geh.  3600  M.) ,  ständig  mit  Vertretung  des  Rendanten  beauftragte 
Biichhah«r  3000  M.,  Kassirer- Assistenten   12^1800  M.  (Geh.  2100  M.);  bei  Kassen 


280   1.  B.  4.  K.  Formelle  Ordiiaug.  3.  Abschnitt.  Zahl.-,  Kass.-,  Kcchn.wesen.  §  129. 

der  Domäncoverwalt.,  der  Forstverwalt.,  Rendanten  je  nach  Grösse  der  Kasse  6000  bis 
3000— 1500  M.;  die  Kendanten  bei  den  HanptzoU-  nud  Stcnerämtern  9000,  Con- 
troleure  2700  M.,  Einnehmer  von  Nebenzollämtern  3600—1800—1200—300  M.  Kassen- 
diener n.  dgl.  in  den  verschiedenen  Verwaltungen  bis  600  M.  —  üeber  Baiern  ein- 
gehend St.  V.  Nßuforn-llock,  Handb.  I,  570  ff.  Verordn.  v.  19.  Febr.  1819,  nebst 
zahlreichen  Instmctioncn  u.  Fin.min.entschliess.  Die  Gautionen  („Amtsbürgschaften") 
der  eigentlichen  Kassenbeamten  (wie  sonstiger  cant.pflicht.  Beamten)  sind  ausnahms- 
los in  baier.,  mindestens  3^/,%  Staatsobligation cn  zu  Faustpfand  zu  bestellen.  Die  Höhe 
richtet  sich  th.  nach  der  zu  verrechnenden  Bruttoeinnahme  (11  Klassen,  von  Max. 
6000  M.  bei  über  10  Mill.  M.  Summe,  5000  M.  bei  6—10  MiU.  M.,  u.  s  w.,  1000  M. 
bei  20—30.000  M.,  400  M.  bei  weniger  als  10.000  M.),  th.  sind  feste  Beträge  be- 
stimmt (z.  B.  Kasseofücianten  und  Geldzähler  400  M.,  Zollbeamte  3000,  2000,  ISoO, 
1200,  600,  400  M,  Malzaufschlag-Einnehmer  1000  M.).  —  Oesterreich  (Hofdecr.  t. 
1.  Juni  1798  u.  viele  weitere,  s.  Blonski  I,  122  ff.,  100,  Schrott  S.  419).  Die 
Kassen-  u.  verrechnenden  Beamten  cautionspflichtig,  meist  die  Höhe  der  Caution  der 
1-jähr.  Gehalt,  Erlegung  baar,  zu  5%  ^^ün  Staatsschuldentilg.fonds  oder  in  östcrr. 
Staats-,  auch  Grundentlastobligationen,  oder  „mittelst  fidejussorischen ,  mit  pragmat 
Sicherheit  versehenen  Cautionsinstruments.'*  —  In  Frankreich  (v.  Hock  S.  SS, 
526,  Kaufmann  S.  61S,  bes.  Art  cautionnement  in  Block's  diction),  Cautions- 
pflichtigkeit  aller  verrechnenden  Beamten,  hohe  Gautionen  (nach  Hock  300.000  fr. 
der  Staatscentralkassirer ,  100.000  fr  viele  Generaleinnehmer,  jetzt  allgemein  das 
Sechsfache  des  Betrags  ihrer  Emolumente  jeder  Art,  wovon  ein  bestimmter  erheblicher 
Theil  als  eignes  Vermögen  nachgewiesen  werden  muss,  50.000  fr.  die  verrechnenden 
Agenten  der  Dir.  d.  Staatsschuld).  Erlag  in  Baarem,  mit  3**/^  Verzinsung,  bez.  Um- 
tausch in  '^^i^y  Kente.  Die  Hauptsumme  dieser,  wie  der  sonstigen  Gautionen  (der 
Lieferanten ,  Notare  u.  a.  m.)  bildet  einen  Theil  der  schwebenden  Schuld ,  Gosammt- 
betrag  1S7S  308  (wovon  213  M.  fr.  in  29.688  einzelnen  Gautionen),  1882  317  M.  fr. 
mit  (nach  Et  v.  1883)  9.5  M.  fr.  Zinsen.  Die  baare  Einzahlung  der  Gautionen  a. 
deren  Hinzurechnung  zur  schwebenden  Schuld  hat  keine  erheblichen  Bedenken,  weil 
die  Rückzahlungen  an  die  ausscheidenden  Beamten  regelmässig  durch  die  Einzahlungen 
der  eintretenden  gedeckt  sind  und  sogar  meistens  später  als  diese  erfolgen.  — 

b)  Die  Einrichtung  einer  Art  gegenseitiger  Gontrole  der 
Kassenbeamten  selbst. 

Eine  solche  besteht  bei  Kassen  mit  mehreren  Personen  gewöhnlich,  indem  bei 
Ein-  und  Auszahlungen  mehrere  Beamte  betheiligt  werden,  der  eine  so  den  anderen 
controliren  kann  und  muss,  eine  Gegenzeichnung  stattfindet,  der  Verschluss  der  Kasse 
durch  mehrere  Beamte,  von  denen  jeder  einen  eigenen  Schlüssel  führt,  erfolgt  u.  dgl.  m. 

e)  Die  Bestimmung,  die  Kassenbestände  regelmässig  in 
kurzen  Perioden  oder  bei  bedeutenderer  Höbe  schon  früher  an  die 
vorgesetzte  Kasse  abzuführen,  so  dass  in  einbeitlichen 
wie  in  reinen  Ausgabekassen  im  Allgemeinen  nur  der  zur  Geschäfts- 
führung und  Auszahlung  erforderliche  Betrag  in  der  Kasse  liegt. 

d)  Die  beständige  Aufsichtsführung  über  die  Kassen  und 
das  Kassenpersonal  durch  stehende,  damit  beauftragte  Verwaltungs- 
organe. 

Hierhin  gehört  die  specifisch  preuss.  Einrichtung  der  Kassencuratoren 
und  Kassenr&the,  Mitglieder  der  betreffenden  Verwaltungsbehörde,  zu  der  die  Kassd 
unmittelbar  ressortirt,  die  dann  zugleich  die  Revisionen  zu  besorgen  haben.  Instr. 
V.  27.  Febr.  1769,  Ed.  v.  30.  Mai  1769,  K.-O.  v.  81.  Dec.  1825,  Regul.  v.  17.  M&rz  182S, 
Gesch-anweis.  f.  d.  Regier.hauptkassen  v.  1.  Juni  1857,  s.  Uerrfurth,  a.  a.  0. 
S.  213—219. 

e)  Vornahme  regelmässiger,  periodischer  sowie  ausser- 
ordentlicher, gewöhnlich  mindestens  ein  oder  einige  Male  im 
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Jahre  nnvermathet  stattfindcDder  Revisionen  durch  bestimmte 
vorgesetzte  Verwaltungsorgane  und  durch  ad  hoc  im  einzelnen 
Falle  beauftragte. 

Vgl.  Schrott,  S.  458  ff.  (,,Scontrirungen"  i.  d.  östeir.  Terminologie,  „Kasse- 
stDiz**).  Die  regelmässigen  Re?isi<nieu  erfolgen  wohl  an  ein  fttr  allemal  festgesetzten 
Tagen  und  Standen ,  während  deren  dann  die  Kassen  für  den  Geschäftsverkehr,  ge- 
schlossen sind  (z.  B.  in  Preossen  monatlich  in  Berlin  bei  den  Hauptkassen  am 
letzten  Alltage  des  Monats;  ausserordentliche  einigemal,  mindestens  einmal  im  Jahre). 
S.  f.  Prenssen  K.-O.  ?.  19.  Aug.  Ib25.  Herrfurth  S.  219  ff.  Es  ist  besonders 
die  Uebereinstimmung  der  Bacher  mit  den  Kassenbeständen  zu  prüfen.  Etwaige 
Mehrbestände  verfalle  dem  Staate,  Defecte  werden  constatirt  und  veranlassen  ein 
weiteres  Verfahren  gegen  den  Beamten  —  wobei  besonders  Vorsatz  oder  Versehen 
des  Beamten  Verschiedenheiten  im  Vorgehen,  Amtssuspension,  Strafen  u.  s.  w.  be- 
dingt —  und  Massregeln  zur  Sicherstellung  des  fiscalischen  oder  des  sonst  engagirten 
Interesses  (s.  preuss.  Verordn.  v.  24.  Jan.  1&44  betr.  Defecte.  Herrfurth  S.  226  ff.). 
Besondere  Vorschriften  betreffen  wieder  die  Verhtltung  von  Vertuschungen  oder 
CoUusionen  zwischen  den  Revisoren  und  den  Kassen boamten.  (Selbst,  wie  in  Oester- 
reich,  Verbot  far  den  Commissär  bei  dem  Beamten,  dessen  Kasse  zu  untersuchen  ist, 
zu  wohnen,  zu  speisen  u.  s.  w.,  Blonski,  H,  357).  Deber  Vornahme  und  Befind 
der  Revision  ist  ein  Protokoll  aufzunehmen  und  zu  unterzeichnen.  Für  die  Richtigkeit 
der  Revision  haftet  der  Revisor  mit.  Von  Straf  bestimm ungen  kommen  im  Deutschen 
Reich  jetzt  bes.  die  §.  350  (einfache  Unterschlagung,  mit  Gefängniss  nicht  unter 
3  Mon.  bedroht,  event.  Verlust  der  burgerl.  Ehrenrechte)  u.  §.  351  ((lualüic.  Unter- 
schlagung, verbunden  mit  Fälschung  der  Bücher,  Geldpackcto  u.  dgl.,  Zuchthausstrafe 
bis  zu  10  Jahren)  in  Betracht.  —  Vgl.  ausser  den  preuss.  Bestimmungen  die  baier- 
ischen  über  die  sogen.  „Visitationen''  der  Kassen  (unvermuthete,  eingehend 
und  gründlich  f.  alle  der  Regicr.finauzkammer  unterstellte  Kassen  mindestens  einmal 
alle  4  Jahre,  unbeschadet  dieser  Visitation  alljährlich  bei  einer  entsprechenden  Anzahl 
Kaasen  cursorisch)  Neuforn-Hock  I,  237  ff.,  die  Österreichische  Instr.  über 
Kasseuntersnchung  v.  1.  Nov.  1793,  „Vorschr.  f.  d.  Vollziehung  der  Amtsuntersuchung 
bei  d.  Sammlungskassen,  Steuer-  u.  Gefäüsämtem''  v.  1851,  Blonski  II,  357.  — 
Die  kurzterminlichen  period.  Revisionen  sind  ausserhalb  Preussens  nicht  allgemein 
üblich.  —  Für  Frankreich  s.  v.  Hock  S.  106,  Kaufmann  pass.  S.  62,  100  ff., 
Art  comptab.  pnbL  im  dict.  de  l'admin.  passim,  Art  inspection  g6n6r.  des  fin.  im 
Supplem.  U(1S79).  Das  Staatsgebiet  wird  in  Abtheilungen  von  Departements  (Max.  9) 
zerlegt  und  in  jeder  Abtheilung  wird  durch  eine  aus  einem  Goneralinspector  und 
einigen  Inspectoren  bestehende  (Kommission,  einer  Beauftragten  der  finanzministerielleu 
Generalinspectioa,  das  öffentliche  Kassen  -  und  Rechnungswesen,  drei  Jahre  nacheinander 
immer  von  demselben  Generalinspector ,  genau  untersucht.  —  Bei  Kassenrevisionen 
erfolgt  womöglich  die  Untersuchung  mehrerer  Kassenbestände  in  einem  Kassenamte 
oder  in  einem  Orte  gleichzeitig,  oder  es  wird  während  der  Untersuchung  der  einen 
Kasse  eine  Sperre  der  andren  vorgenommen.  —  Ausser  diesen  sogen.  „Bestands- 
rerisionen''  und  den  damit  in  grosserer  oder  kleinerer  Ausdehnung  zu  verbindenden 
..Rechnungsrevisionen"  durch  Dritte  sind  auch  wohl  regelmässige  Bestandsrevisionen 
der  rechnungsiegenden  Beamten  selbst  von  sich  aus  vorgeschrieben  oder  üblich. 

f)  Zur  äusseren  Sicherung  der  Kasse  gegen  Schädigungen, 
wie  bei  Diebstahl,  Einbruch,  Brand  u.  s.  w.  durch  fahrlässige  und 
böswillige  Handlungen  Dritter  und  durch  Elementarereignisse  dienen 
verschiedene  technische  Sichernngsmittel  in  Bezug  auf 
Lage,  Bauart,  Verwahrung  des  Kassenlocals  und  der  Kassenbehälter, 
worüber  überall  ähnliche  Vorschriften  bestehen.  Für  die  Innehaltung 
der  letzteren  sind  die  Kassenbeamten,  insbesondere  die  Vorsteher 
verantwortlich  bei  vorkommendem  Einbruch  u.  dgl.  und  die  Visi* 
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tationen  der  Anfsichtsorgane  haben  sich  aaf  die  geeignete  Beschaffen- 
heit dieser  Einrichtungen  mit  zu  erstrecken. 

S.  Z.B.  die  Bestimmungen  in  Prenssen  bei  Herrfurth  S.  212.  Bei  Kassen 
in  Privatgelassen  mnss  der  Rendant  in  demselben  Hanse  a.  sogar  womöglich  Ia 
dem  Local,  wo  die  ,,Kasse''  (i.  e.  S.)  untergebracht  schlafen! 

§.  130.  —  5.  Der  Geschäftsgang  in  der  Kasse.  Nach 
den  früheren  AusführuDgen  über  das  Zahinngswesen  und  das  finanzielle 
Anweisungsrecht  setzt  die  Empfangnahme  von  Geldern  für  den 
Staat  sowie  die  Auszahlung  von  solchen  auf  dessen  Rechnung  einen 
General-  oder  Specialanftrag  voraus.  Der  erstere  kann  der 
Kasse  in  der  Form  der  Ueberweisung  eines  Specialetats  ,,zQr 
Vollziehung"  ertheilt  werden.  Ein  solcher  Auftrag  bedingt  und 
begrenzt  die  Rechte  und  die  Pflichten  der  Kasse,  bez.  ihres  Vor- 
stands gegenüber  der  vorgesetzten  Behörde  und  dem  Fiscus  wie 
gegenüber  dem  Publicum  nach  Unten  und  Oben  zu:  d.  h.  nur 
innerhalb  der  Grenzen  dieses  Auftrags  darf  in  der  Regel  von  der 
Kasse  Geld  für  den  Staat  angenommen  oder  eingezogen  und  in 
Zahlung  verausgabt  werden,  aber  innerhalb  dieser  Grenzen  mnss 
das  auch  geschehen,  soweit  das  von  der  Kasse  abhängt,  sonst 
verletzt  der  Vorstand  seine  Amtspflicht  und  wird  demgemäss  dem 
Fiscus  oder  dem  Publicum  regresspflichtig. 

Eine  Reihe  einzelner  Vorschriften  besteht  hier  wieder,  um  die  Rechte  dieser 
beiden  Theile  gegenüber  der  Kassenverwaltung  sicher  za  stellen:  Vorschriften  Über 
den  Gang  der  Kassengeschäfte,  tlber  die  von  der  Kasse  dabei  zu  beobachtenden 
Formalitäten,  Controlvorschriften  zum  Schutz  der  Rechte  des  Staats,  welche  die  Kasse 
gegentlber  dem  zahlenden  und  Zahlung  empfangenden  PabUcum  wahrzunehmen  hat 
und  wieder  zum  Schutz  der  Rechte  dos  Staats  gegentlber  der  Kasse  selbst  Manches 
gestaltet  sich  hier  wegen  der  Verschiedenheit  des  betreffenden  fiscalischen  Interesses 
im  Einnahmedienst  und  im  Ausgabedienst  yerschieden. 

a)  Im  Ein  nähme  dienst  fällt  der  Kassenverwaltung  als 
solcher  in  der  Regel  nicht  die  eigene  Vornahme  derjenigen  Acte 
zu,  durch  welche  Geldforderungen  des  Staats  —  aus  Verträgen, 
aus  dem  Titel  der  Steuer-  und  Gebührenpflicht  —  in  jedem  be- 
treffenden einzelnen  Falle  festgestellt  (,,liquidirt^O  ^^^  zur 
Einziehung  oder  Erhebung  angeordnet  werden.  Das  ist  viel- 
mehr die  Aufgabe  der  bezüglichen  Verwaltungsbehörden,  Steuer- 
erhebungsorgane u.  s.  w.,  die  auf  Grund  ihrer  Liquidation  der 
einzelnen  Zahlungspflicht  einer  Person  der  Kasse  den  Auftrag 
zur  Einziehung  der  Forderung  von  dieser  Person  geben. 

Nur  ist  häufig  die  Kasse  selbst  ein  integrirender  Bestandtheil  einer  solchen 
Verwaltungsbehörde,  z.  B.  die  Zollkasse  des  Zollamts,  dessen  eine  AbtheUung  dann 
die  liquidirende  und  zur  Einzahlung  bei  der  Kasse  anweisende  Instanz  ist 
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Hier  handelt  es  sieh  dann  nvä  eine  vierfache  Reibe  von 
Vorkehrungen  und  Siehernngsmitteln,  von  denen  die  drei 
ersten  ebensowohl  za  Gunsten  des  Fiscas  als  des  Publicums  in 
Betracht  kommen:  einmal  um  richtige  Feststellung  der 
Zablungsp flicht  Seitens  der  Liqnidationsi'nstanz  —  dass  alle 
gesetzlich  hergehörigen  Fälle  in  richtigem  Maasse,  zu  rechter  Zeit 
wahrgenommen  und  die  Zahlungen  dafttr  vorgeschrieben 
werden;  —  zweitens,  dass  demgemäss  an  die  Kasse  alle  erforder- 
lichen Anweisungen  richtig  und  rechtzeitig  ertheilt 
werden;  drittens,  dass  die  Kasse  sie  danach  richtig  und  recht- 
zeitig vollzieht  und  viertens,  dass  sie  sie  in  ihre  Bücher 
richtig  einträgt  und  die  Fonds  wiriclicb  im  Bestände  führt. 

Die  Verantwortlichkeit  des  Kassenpersonals  bezieht  sich  nur 
auf  die  beiden  letzten  Puncte.  Die  Instructionen  müssen  hier  die 
Pflicht  der  Kasse  genau  bestimmen  und  die  Gontrole  sich  auf  die 
Erfüllung  dieser  Puncte  erstrecken. 

Von  Einzelheiten  wichtigerer  Art  und  formellen  Vorschriften, 
über  die  der  Kasse  obliegenden  Verpflichtungen  —  im  Verkehr  mit 
dem  Zahlungen  abstattenden  Publicum  und  zwischen  Kassen  unter- 
einander, daher  besonders  bei  Ablieferungen  von  Ueberschüssen 
an  andere  (Sammel-  oder  sonstige)  Kassen  und  bei  der  Empfang- 
nahme von  Geld  ans  anderen  Kassen  —  mögen  folgende  Puncte 
bezüglich  der  Quittungen  und  der  Geldsorten  und  Geld- 
zeichen hervorgehoben  werden. 

a)  Bestimmungen  über  die  von  der  Kasse  zu  ertheilenden 
Quittungen. 

Inhalt  und  Form,  Art  und  Zahl  der  Unterschriften;  etwaiger  Amtsstempol  auf 
der  Quittung  nnd  Angabe  sonstiger  Momente,  welche  die  KechtsgUtigkeit  der  Quittung 
bedingen,  sind  genau  vorgeschrieben.  Zur  Doppelcontrole  gegen  den  zahlenden  Quittungs- 
empfanger,  vomemlich  aber  gegen  die  Geld  einnehmende  und  darüber  quittirende 
Kasse  dienen  wohl  (bei  Steuererhebungen,  besonders  in  der  Zoll-  und  Accisevorwaltung, 
aber  auch  sonst,  besonders  in  Frankreich)  Einrichtungen,  wie  die,  dass  alle  solche 
Quittungen  zunächst  in  einem  Register  oder  Quittungsbuch  sich  befinden  und  der 
Beihe  nach  bei  der  Verwendung  aus  einem  solchen  herausgezogen  werden  müssen. 
Hier  sind  mehrerlei  Controlen  möglich,  namentlich  mittelst  der  im  Buche  zurück- 
bleibenden Aufschreibungen  und  Bänder  (Hock,  Frankr.  S.  93).  Oder  man  ver- 
sieht die  Quittungen  mit  Talons,  die  vom  Empfänger  der  Quittung  behufs  der  Gontrole 
an  andere  Verwaltungsorgane  zur  Abtrennung,  Eintragung  und  Visirung  in  kurzen 
Fristen  überreicht  werden  müssen  (Frankreich,  Hock  a  a.  0.,  Kaufmann  S.  101). 
In  Preussen  sind  die  Quittungen  der  Beg.hauptkassen  von  dem  betreff.  Buchhalter,  dem 
Kassirer  und  dem  Landrentmeister  zu  vollziehen  (Gesch.anweis.  v.  1.  Juni  1857  §.  49).  — 
Oesterr.  Bestimmungen  Blonski  II,  353. 

ß)  Bestimmungen  über  die  in  Zahlung  anzunehmenden  Geld- 
sorten und  Geldzeichen. 
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Regelmässig  gelten  hier  zunächst  die  Vorschriften  der  Münz-.  Papiergeld - 
und  etwa  auch  der  Bankgesctzo  über  die  gesetzlichen  Zahlmittel.  Danach  mUssen 
Staatskassen  mitunter  Scheidemünze  und  leichtes  Silbergeld  im  System  der  reinen 
Gold-  oder  der  Doppelwährung  in  grösseren  Beträgen  oder  selbst  unbedingt  für  jede 
Summe  in  Zahlung  annehmen,  auch  wenn  dafür  im  Privatverkehr  Beschränkungen 
bestehen  (Deutsches  Münzgcs.  v.  9.  Juli  1873  Art.  9  AI.  2:  Reichssilbermünzen  ron 
Reichs-  u.  Landeskasson  in  jedem  Betrage  anzunehmen).  Einheimisches  Staats- 
papiergeld mit  und  ohne  Zwangscurs  ist  in  der  Regel  von  Öffentlichen  Kassen 
allgemein  und  im  Nennwerth  anzunehmen,  doch  ersteres  in  Papierwährungsländem 
im  Interesse  der  Metallgeldbeschafiung  für  einzelne  Zahlungen,  die  in  Ck>ld  oder 
Silber  verlangt  werden  (Zölle,  Nordamerika,  Oesterreich,  Russland)  mitunter  nicht  oder 
nur  nach  dem  Curswerth.  Bei  dem  (cinlOsbaren)  Staatspapiergeld  ohne  Zwangscars 
hat  früher  mehrfach  (Oesterreich,  Preussen  u.  andere  deutsche  Staaten)  die  Vorschrift 
bestanden,  dass  bestimmte  Quoten  von  Zahlungen  an  Staatskassen,  besonders  Steuer- 
zahlungen in  solchem  Papiergeld  oder  mit  „Strafagio'*  in  Münze  gezahlt  werden 
müssen,  —  im  Interesse  des  Curses  des  Papiergelds,  eine  Bestimmung,  die  z.  B.  in 
Preussen  formell  nicht  aufgehoben,  aber  obsolet  geworden  war  (die  Hälfte  der  Courant- 
zahlung  an  Staatskassen  hatte  in  Rasscnanweis.,  oder  mit  3  VsVo  Strafagio,  1  SgL  vom 
Thaler,  zu  erfolgen.  Best.  v.  1824,  1826  u.  1827).  Von  inländ.  Banknoten  werden 
in  der  Regel  nur  die  der  Oentralbank  in  Zahlung  genommen ,  was  mitunter  ausdrück- 
lich, wie  früher  bei  der  Preuss.  Bank  als  ein  Privileg  zugesagt  ist;  jetzt  gilt  in 
Deutschland  die  Bestimmung  des  Bankgesetzes  v.  15.  März  1S75  §.  2,  wonach  auch 
für  Reichs-  und  Staatskassen  keine  Verpflichtung  zur  Annahme  der  Noten  bei  Zahlungen 
an  sie  besteht  u.  auch  nicht  durch  Landesgesetz  für  Staatskassen  begründet  werden 
kann.  Doch  ist  wohl  allgemein  in  den  Einzelstaaten  (speciell  in  Preussen)  die  An- 
nahme der  Reichsbank -Noten  an  den  Staatskassen  im  Verordnungs  wege  vorgeschrieben 
und  erfolgt  sie  ebenso  danach  in  den  Einzelstaatcn  je  für  die  betreffende  Hauptzettel- 
bank ihres  Lands  (so  in  Baiern  f.  d.  Noten  der  Baier.  Notenbank  u.  s.  w.).  Die  Ent- 
wicklung der  Creditwirthschaft  macht  wenigstens  in  gewissen  Verwaltungszweigen  die 
Annahme  von  Checks  auf  Hauptbanken  wünschenswerth  (s.  o.  §.  122).  In  der 
Regel  beschränkt  sich  die  Annahmepflicht  der  Staatskassen  auf  inländische  Münzen 
und  etwaige  sonstige  Zahlungsmittel.  Doch  kommt  in  einigen  Zweigen  —  Zolldienst« 
Eisenb.  u.  Postverwalt.  —  die  Annahme  fremder  Münzen,  bes.  Goldmünzen, 
Papiergelds  und  selbst  Banknoten  (Russland)  nach  bestimmtem  Gurse  vor.  Der  ganze 
Punct  ist  münz-  u.  creditpolitisch  wichtiger  als  finanzpolitisch,  s.  darüber  Genaueres 
in  A.  Wagner,  Zcttelb  polit.  2.  A.  Freib.  1873,  S.  43—49.  Verwechslungsgeschäfto 
mit  den  Kassen  beständen  sind  den  Beamten  untersagt  Jedwede,  auch  noch  so  kurze 
Benutzung  von  Kassengeldern  für  Privatzwecke  eines  Kassenbeamten  ist  verboten. 

Die  Coiitrole  gegen  die  Kasse,  bez.  den  Kassirer  mnss  nun 
theils  durch  die  anderen  Beamten  (Vorsteher,  Bnchhalter),  theils 
gegen  das  ganze  Personal  durch  Verwaltungsorgane  im  Wege  der 
Revisionen  u.  dgl.  mittelst  Vergleichung  der  Bticher  der  An- 
weisungs-  und  Liquidationsbehörden  mit  den  Büchern  der  Kasse 
und  dieser  Bücher  mit  den  Kassenbeständen  ausgeübt  werden. 

Specielle  Vorschriften  bestehen  regelmässig  noch  über  die 
Reihenfolge  der  Operationen  im  Einnahmedienst  und  über 
die  Functionen  der  einzelnen  Kassenbeamten  dabei: 

Empfang  der  Anweisung  zur  Zahlungsannahme,  Anbieten  der  Zahlung  Seitens 
des  Pflichtigen ,  Vergleichung  der  Anweisungen  und  „Empfangszettel**  mit  dem  An- 
gebote des  Pflichtigen,  Empfangnahme,  Sortirung,  Zählung  des  Geldes,  Eintragung 
in  die  Bücher,  Ertheilung  der  Quittung.  Die  buchhalterischen,  die  Thätigkeiten  der 
eigentlichen  Geldhantierung,  die  Contrulausübung  durch  Gegenzeichnung  sind  bei 
grosseren  Kassen  hier  Functionen  verschiedener  Beamten. 


Geschäftsgang  der  Kasse.  285 

Nicht  minder  bestehen  für  die  Aufbewahrung,  Verpackung  (Art,  Beutel,  Packete, 
Bollen,  Ein hcitswerth betrage  der  Hollen,  Notenpackete  u.  s.  w.  nach  Geldsorten,  Noten- 
^tkcken),  Versendung  —  bei  uns  regelmässig  nur  durch  die  Post  —  genaue  Vor- 
schriften bis  in  die  kleinsten  Einzelheiten  hinein. 

b)  Eine  Reihe  der  im  Voraasgebenden  erwähnten ,  namentlich 
die  letztgenannten  Vorschriften  gelten  ebenso  oder  mit  einfach  aus 
der  Sache  sich  ergebenden  Aenderungen  für  den  Aus  gäbe  dienst. 
Einige  andere  Puncte  kommen  bei  ihm  speciell  in  Frage  und  sind 
gleichfalls  Überall  durch  besondere  Vorschriften  geordnet: 

a)  Die  Prüfung  der  Zahlungsforderungen,  sowohl  der 
nach  Generalauftrag  von  Amtswegen,  als  der  auf  specielle  An- 
weisung der  competenten  Behörde  zur  Kasse  gelangenden. 

Im  ersten  'Fall  muss  die  Prüfung  der  Kasse  auf  die  sachliche  und  formelle, 
im  zweiten  FaU  wesentlich  nur  auf  die  formelle  Berechtigung  der  Forderung  und  des 
Fordemden  gehen,  indem  hier  die  sachliche  Prüfung  in  der  Anweisungs-  und  Liqui- 
datioDsiustanz  zu  erfolgen  hat  (§.  124).  Die  erforderlichen,  genau  vorgeschriebenen 
Belegstücke,  nOthigenfalls  eine  Legitimation  und  der  Nachweis  der  Identität  des 
Zahlungforderaden  sind  zu  verlangen.  Die  Erhebung  muss  vor  Ablauf  des  Credits, 
aud  dem  die  Zahlung  erfolgt,  stattfinden,  weshalb  demgemäss  der  richtige  Termin 
zu  prtlfcn  ist.  Sie  darf  regelmässig  auch  nicht  vor  Eintritt  des  rechtlichen  (z.  B.  bei 
Besoldungen)  oder  vertragsmässigen  Termins  der  Fälligkeit  erfolgen.  Für  ausnahms- 
weise vorher,  dann  als  Yorschuss  zu  leistende  Zahlungen  muss  die  Kasse  gewöhn- 
lieh zuvor  die  Erlaubuiss  der  competenten  Behörde  einholen.  Solche  Vorsciiüsse  sind 
dann  auch  in  der  Buchung  besonders  zu  behandeln,  nach  hierfür  in  den  Instructionen 
gegebenen  Vorschriften  (preuss.  Instr.  v.  IS.Dec.  1824§.  23,  An  weis.  v.l.  Juni  1857  §.80). 

ß)  Die  Vornahme  der  Zahlungen. 

Regelmässig  sind  die  Beläge  und  Quittungen  von  einem  Buch- 
halter zu  prüfen,  zu  signiren  und  die  Posten  in  das  betreffende 
Buch  einzutragen  y  dann  an  den  Vorsteher  der  Kasse  zur  Unter- 
zeichnuDg  (Zahlungsvermerk)  und  von  ihm  an  den  Eassirer  zur 
Auszahlung  zu  leiten. 

Ueber  Form  und  Inhalt  der  Quittungen  bestehen  genauere  Vorschriften;  der 
Schuldgmnd,  die  zahlende  Kasse  sind  mit  zu  nennen,  die  Geldbeträge  ausser  in  Ziilern 
auch  wCrtlich  anzugeben.  Für  die  Geld  so  r  ton  und  Geld  zeichen  gelten  bei  Zahlungen 
aus  Staatskassen  die  münz-,  papiergeld-  und  bankgesetzlichen  Vorschriften  genau, 
daher  hat  hier  die  Kasse  begrenztere  Hechte  bei  der  In  -  Zahlunggcbung,  als  bei  der 
lu-Zahlungnahme  (s.  o.).  Papiergeld  und  Banknoten  ohne  und  Kleingeld  mit  bc- 
ächränktem  Zwangscurs  braucht  z.  B.  der  Zahlungsberechtigte  nicht  anzunehmen.  Die 
t^älligkeitstermine  von  Geldsummen  werden  nicht  immer  von  den  Berechtigten  inne- 
.i^ehalten.  Die  Kassen  können  darauf  nur  beschränkt  hinwirken,  sollen  aber  nach 
Möglichkeit  die  rechtzeitige  Abhebung  betreiben,  um  Uobertragung  von  Resten  zu 
verhüten  (Preussen). 

§.  131.  —  6.  Kassenwesen  einzelner  Länder.  Die  Organisation  und 
Function  der  Kassen  hängt  vielfach  mit  der  Einrichtung  des  Finanzdiensts  und 
der  ganzen  Finanz  Verwaltung  zusammen.  Insofern  war  davon  schon  oben,  so- 
wohl bei  der  Darstellung  der  hibtorischen  Entwicklung  als  bei  derjenigen  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  dieses  Dienstes  mit  zu  sprechen  (§.  86  tf.,  96  IF.),  worauf  daher 
hier  verwiesen  wird.  Weitcrc  Einzelheiten  sind  in  §.  121,  125  und  in  den  voraus- 
gehenden §§.  129  u.  130  zum  Beleg  und  zur  Erläuterung  der  Darstellung  angegeben 
worden.  Im  Folgenden  wird  noch  ein  Gesammtüberblick  gegeben,  etwas  eingehender 
aber  nur  für  Prcussen  und  Frankreich. 
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In  Prenssen  (§.  91,  96)  besteht  keines  der  genannten  drei  Kassensysteme 
rein  oder  ausschliesslich,  sondern  eine  Combination  derselben,  mit  deutlichen  Besten 
der  älteren  Verhältnisse,  wenn  auch  das  Princip  der  fiscalischen  Kasseneinheit,  eine 
grössere  Centralisation  des  Kassenwesens  und  die  Einrichtung  einheitlicher  Staatskassen 
besonders  in  der  Ober-  und  Mittelinstanz,  theilweiso  auch  in  der  Unterinstanz  in  dem 
Kassen wesen  der  eigentlichen  Finanzrerwaltung  Platz  gegriffen  haben  (§.  121).  Der 
Ueborgang  einzelner  Yerwaltungs-  und  £innahmezweige  (Post,  Telegraphie)  und 
grosser  Ausgabezweige  (Heer,  Flotte)  auf  das  Deutsche  Reich  hat  die  Ausscheidung 
dieser  Dienste  auch  aus  der  preuss.  Finanzvcrwaltung  zur  Folge  gehabt.  Die  Ver- 
waltung der  Zölle  und  gemeinsamen  inneren  Steuern  ist  aber  bisher  bekanntlich  bei 
den  Einzelstaaten,  unter  Reichscontrole ,  verblieben.  Im  preuss.  Finanzministerium 
besteht  ein  Abrechnungsbureau  für  die  Reichssteuem. 

An  der  Spitze  des  preuss.  Kassenwesens  steht  die  Generalstaatskasse,  in 
welcher  das  Princip  der  fiscal.  Kass^einheit  repräsentirt  ist.  An  sie  führen  die 
anderen  Ober-  und  Mittelkassen  die  Ueberschttsse  ab  oder  leisten  fllr  sie  in  ihrem 
Auftrage  daraus  direct  Zahlungen,  und  sie  dotirt  die  anderen  Oberkassen  direct  mit 
Geldfonds  oder  indirect  mit  der  Summe  ihrer  etatmässigen  Credite,  indem  sie  Zahlungen 
für  dieselben  selbst  ausfahrt  oder  durch  andere  Kassen  ausführen  läs^t 

Die  weiteren  noch  bestehenden  Centralkassen  sind  die  sogen.  Generalkassen. 
von  denen  nach  Ausscheidung  der  Gen. -Postkasse  als  Central- Einnahmekasse  nur 
noch  die  Generallotteriekasse,  als  Central- Au sgabekassen  nur  noch  die  eigene 
Generalkasse  des  Minist,  d.  geistl.  Unterrichts-  u.  Medicangelegenheiten  u.  die 
Staatsschuldentilgungskasse  bestehen.  Die  anderen  Ministerien  haben  keine 
eigenen  Generalkassen  (das  Min.  d.  Inneren  hat  eine  Minist.-Bureaukasse).  Die  General- 
Staatskasse  im  Fin  ministerinm  fungirt  fttr  den  Ausgabedienst  dieser  Ministerien  mit, 
soweit  es  sich  um  Ceutralausgabcn  (in  Berlin)  handelt.  Darin  ist  das  System  der 
einheitlichen  Staatskassen  consequcnt  durchgeführt. 

Die  Mittelkassen  sind  in  den  Provinzen  die  (33)  Regierungshauptkassen 
im  Anschluss  an  die  administrative  Eintheilung  in  Regier. bezirke,  am  Sitze  der  Regierung, 
allgemeine  einheitliche  Staatskassen  fUr  Einnahmen  und  Ausgaben  ihres  Bezirb, 
Sammelkassen  der  Kreis-  und  der  sonstigen  Unterkassen,  ein  Hauptglied  des  preuss. 
Kassenwesens. 

Unter  diesen  Kassen  stehen  vor  allen  die  Kreiskassen,  welche  als  Einnahme- 
kassen zunächst  für  die  directen  Steuern  fungiren  und  Sammelkassen  für  andere  Unter- 
kassen, dann  aber  auch  Ansgabekassen  der  Staatsverwaltung  im  Kreise  sind.  Sie 
gehören  einerseits  zu  den  Mittel-,  anderseits  zu  den  Unterkassen.  Dasselbe  gilt 
von  den  lediglich  als  Einnahmekassen  fungirenden  Kassen  der  Hauptzoll-  und 
Steuerämter  für  die  indirecten  Steuern  und  von  der  Steuerkasse  der  Verwaltung 
der  Berliner  directen  Staatssteuern,  Kassen,  von  welchen  nur  etwa  die  eigenen 
unmittelbaren  Erhcbungs-  u.  Betriebskosten  zu  verausgaben  sind.  Diese  Kassen  sind 
zum  System  der  „Verwaltungszweigkassen"  zu  rechnen.  Ebenso  die  weiteren 
Unter kassen  (sogen.  „Special kassen"  in  Preussen),  vornemlich  ftlr  den  Einnahme- 
dienst und  etwa  auch  für  Specialansgaben  ihres  Dienstzweigs,  nemlich  die  Domänen* 
rcntamts-,  die  Forst-,  die  Nebenzollamts -,  die  Kassen  der  Steuerempfänger  u.  Erheber 
(der  directen  Steuern,  vornemlich  in  den  westl.  u.  neuen  Provinzen).  Aehnliche  Unter- 
oder Spccialkassen  nach  dem  System  der  Verwaltungszweigkassen  für  den  Ausgabe - 
dienst,  aber  gewöhnlich  zugleich  für  die  Einkassirung  der  spec.  Amtseinnahmen  der 
Behörde  oder  Anstalt  sind  die  mancherlei  Specialkassen  in  den  verschiedenen  Ministerien : 
so  in  der  Unterrichtsverwaltung  (mehrfach  einzelne  Schulkassen,  Univers.kassen  für 
gewisse  Kassengeschäfte,  Krankenhauskassen  u.  dgl.  m.),  in  der  landwirthschafU. 
Verwaltung  (Gestütskassen),  in  der  inneren  Verwaltung  (Gefängnisse,  Strafanstalten, 
Statist.  Bureau,  Polizeikassen  u.  a.  m.).  Im  Finanzministerium,  Abth.  f.  Kassen-  u. 
Etatswesen,  gehören  hierhin  noch  die  Haupt-Seehandlungskasse  (der  überhaupt  in  der 
Kassen-  wie  sonstigen  Verwaltung  ein  eigenes  selbständiges,  nur  dem  Fin.min.  an- 
gegliedertes Institut  darstellenden  „Seehandlung"),  die  Kassen  des  k.  Leihamts,  der 
Münzverwaltung,  die  Ministcrialbaukasse,  die  Kassen  der  Wittwon-  u.  Waisenverpflegungs- 
anstalten  (auch  in  anderen  Ministerien,  so  die  Justizofficianten  -  Wittwenkasse  imJustiz- 
min.),  die  Kassen  der  Renteubanken,  die  Depositenkassen  u.  a.  m. 

Einzelne  dieser  Kassen  (z.  B.  Polizeikassen)  können  auch  zur  Kategorie  der 
„behördlichen  Kassen"  gerechnet  werden. 
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Ein  eigenes  Kassensystem  fttr  sieb,  Uuter-  wie  Mittelkassen,  hat  die  Borg verks - 
TenraltQDg  (Bergamts-  u.  Obcrbergamtskassen)  u.  die  Eisen  babn Verwaltung  (Haapt- 
kaasen  bei  den  Direcäonen,  Betriebskassen  bei  den  Betriebsämtern,  dann  Stationskasseu, 
aber  keine  eigene  Centralkasso).  Es  ist  hier,  wie  bei  der  Post  u.  Telegrapbie  die 
Ockonomik  xl  Technik  der  Verwaltung,  die  auf  ein  solches  durchgehendes 
Yerwaltungszweigkassenwcsen  hinwirkt. 

Die  hervorragende  Bedeutung  der  privatwirthschaftlichcn  Eiunahmezweige  noch 
in  der  heutigen  prenss.  Fiuanzwirthschaft  erklärt  auch  in  dieser  Gestaltung  des  Kassen- 
wesens, besonders  bei  den  Specialkassen  manche,  von  anderen  Staaten  abweichende 
EigenthOmlichkcit  und  den  Mangel  einheitlicher  Unterkassen.  Eine  Vereinigung  kleinerer 
Specialkassen  möchte  wohl  mitunter  zur  Ersparung  an  Personal,  Material  und  Kosten 
zu  erwägen  sein.  Die  selbständigen  Kassen  von  Instituten  und  Einzelverwaltungeu 
entsprechen  den  gegebenen  Verhältnissen  und  werden  sich  kaum  weiter  viel  ver- 
mindern lassen. 

Im  Geschäftsgang  der  prcuss.  Kassen  ist  wohl  eine  gewisse  bureaukratische 
SchwerHÜligkeit  nicht  ganz  zu  bestreiten.  Die  Verbindung  mit  der  Bank  könnte  hier 
vielleicht  zu  einigen  Verbesserungen  führen.  Es  wird  hier  wie  in  anderen  Fällen 
(Zollverfahren  u.  dgl.)  in  Preussen  wohl  auf  Formalien  etwas  zu  viel  Werth  gelegt 
und  nicht  immer  genügend  bedacht,  dass  die  Erfüllung  dieser  Formalien  nicht  nur 
dem  Staate ,  sondern  auch  dem  mit  Staatskassen  verkehrenden  Publicum  Arbeit  und 
Zeit  kostet.  Formelle  Ordnung  und  Sicherung  in  allen  Geldgeschäften  ist  gewiss  noth- 
wendig  und  segensreich,  aber  nicht  durcliaus  das  Einzige,  was  dabei  in  Betracht 
kommt  Raschheit  und  Promptheit,  eine  gewisse  „Coulanz*'  in  kaufmännischer  Art, 
die  mit  Ordnung  und  Sicherung  recht  wohl  vereinbar  ist,  wie  z.  B.  in  dem  gprosscn 
Geldvcrkehr  der  Postverwaltung  sich  zeigt,  sind  ebenfalls  zu  erstreben. 

Die  wichtigeren  Verhältnisse  in  der  Stellung  der  Kassen  zu  einander  und  im 
Geschäftsgang  sind  oben  mit  berührt  worden.  Die  bedeutsame  Stellung  der  Begierungs- 
hauptkasscn  im  preuss.  Kassenwesen  wird  in  der  Geschäftsanweisung  v.  1.  Juni  1857 
sehr  detaillirt  und  klar  entwickelt.  Ueberall  haben  sich  diese  Kassen  in  den  geeigneten 
Fällen,  besonders  für  Zahlungen  nach  ausserhalb  der  Specialkassen  zu  bedienen  (§.  58 
d.  Anweis.).  Unter  Specialkassen  werden  verstanden:  „diejenigen  Kassen,  welche  die 
von  ihnen  auf  Grund  besonderer  Specialetats  selbständig  zu  verrechnenden  Einnahmen 
unter  Anrechnung  der  etatmäss.  Ausgaben  an  die  Begier.hauptkassen  abzuführen  haben'* 
(eb.  §.  71).  Die  Specialkassen  verrechnen  jetzt  monatlich  mit  den  Hauptkassen  (seit 
1860).  Letztere  stehen  wieder  zur  Generalstaatskasse  in  demselben  Vorhältniss,  wie 
die  Specialkassen  zu  ihnen.  Sie  haben  daher  die  Einnahmen  unter  Anrechnung  der 
Ausgaben  an  die  Gen.stkasse  abzuführen,  Zahlungen  nach  Auftrag  für  letzterer  Beclinung 
zu  leisten  und  periodisch  abzurechnen  (eb.  §.  82).  „Die  für  die  übrigen  Ceutralkassen 
einzuziehenden  Gelder  u.  zu  leistenden  Zahlungen  sind  denselben  durch  Vermittlung 
der  Gen.8tka£se  resp.  zu  überweisen  u.  anzurechnen*'  (eb.  §.  85).  Der  eigentliche 
Kasseubestand  (Geld  •  und  Geldzeichenvorrath)  wird  in  jeder  Kasse  als  Ein  Ganzes 
behandelt  und  verwahrt.  Die  Herkunft  desselben  und  die  Rechtsansprüche  daran 
ergeben  sich  aus  der  Buchführung. 

In  Baiern  (§.  97)  bilden  die  Kreiskassen  für  die  Kreise  (Regier. bezirke)  die 
Mitte Ikassen  der  allgemeinen  Finanzverwaltung,  fungiren  als  Einnahme-  u.  Ausgabe- 
kassen, und  vermitteln  zwischen  den  Unterkassen,  der  Rentämter  (auch  f.  Einnahmen 
u.  Ausgaben,  u.  A.  mit  für  die  Domänen-  u.  Forstverwaltung),  und  der  Central- 
staatskasse.  Apart  davon  sind  „ccntralisirte  Administrationen''  mit  eigenem  „Ver- 
waltungszweigkassensystem"  die  „Generaldirection  der  Zölle  u.  indirecten 
Steuern'^  (Reichs-  und  baierische,  bes.  Malz- u.  Branntweinaufschlag),  die  „General- 
Bergwerks-  u.  Salinenadministration",  beide  tlbrigens,  nebst  anderen  dgl. 
Administrationen  (Münzamt,  Nümb.  Bank,  Staatsschuldentiignngscommission)  dem 
Finanzministerium  untergeordnet;  femer  die  zu  einem  anderen  Ministerium  ressortirende 
^Generaldirection  der  Verkehrsanstalten"  (Staatsbahnen,  Post,  Telegraph).  Reiches 
Detail  bei  v.  Neuforn-Hock,  I,  33  ff.,  130  ff. 

In  Oester reich  (§.  98)  besteht  in  der  allgemeinen  Finanzverwaltung  das  System 
der  einheitlichen  Staatskassen  strenger  und  folgerichtiger  durchgeführt  als  in 
Deutschland  Die  Eine  Kasse  hat  daher  in  ihrem  localen  oder  territorialen  Wirkungs- 
kreis regelmässig  alle  Einnahmen  u.  Ausgaben  für  sämmtliche  Verwaltungszweige  zu 
vollziehen.    Alle  Kassen  bilden  einen  Verband  und  jede  kann  in  ihrem  localen  Wirkungs- 
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kreise  beauftragt  werden,  commissionell  auf  Kechnung  einer  anderen- Gelder  cinza- 
nehmen  und  zu  rerausgaben,  worüber  Contocorrentjournale  geführt  werden.  An  der 
Spitze  steht  die  Staatscentralkasse,  unter  ihr  in  den  Krouländern  Land esh aap t- 
Lassen,  Finanzlandeskasseu  und  Landeszahlämtor,  einheitliche  Kassen  fUr 
Einnahmen  und  Ausgaben  (mit  zwei  Abthoilungen  dafar),  zugleich  Sammelkassen  für 
die  UeberschOsse  der  unter  ihnen  stehenden  Kreis-  u.  Localkassen  (unter  verschiedenen 
Namen,  Steuerämter  u.  a.  m.).  Neben  der  Staatscentralkasse  bestehen  an  sonstigen 
Centralkadsen  noch  ein  Ministerialzahlamt  für  den  Ausgabedienst  der  Ministerien, 
dann  die  Staatsschuldenkasse.  Eine  Ausnahme  vom  System  der  einheitlichen  Kassen 
bilden  aber  auch  in  Oestcrreich  die  „Verwaitungszweigkassen"  der  Zoll-  und  Ver- 
zehrungssteucrvcrwaltung  (wenigstens  in  der  unteren  Stufe),  der  Bergwerks-,  Tabalt- 
monopol-,  Salzrcgal-,  Post-  u.  Telegraphenverwaltung.  Vgl.  Blonski,  1,55,11,354, 
auch  Schrott,  S.  132  £  passim,  Dcssary,  Fin.ges.kunde  S.  256  11. 

Das  Kassen  Wesen  Frankreichs  hat  manches  Eigenthümliche  und  wie  die  ganze 
Einrichtung  des  Finanzdiensts,  wie  auch  das  Zahlungs-.  Kechnungs-  und  Gontrolwesen 
von  deutschen  Verhältnissen  Abweichendes,  freilich  doch  auch  wieder  mehr  in  den 
Formen,  als  in  der  Sache.  S.  o.  §.  99  über  die  neuere  Einrichtuog  der  französ. 
Finanzvorwaltung  überhaupt,  wodurch  die  Grundzüge  des  Kassen wesens  mit  bestimmt 
sind,  u.  die  Ausführungen  in  §.  121,  125,  forner  Hock  u.  Kaufmann  a.  a.  O., 
dann  f.  Näheres  die  einschlägigen  Artikel  in  Blockes  diction. 

Der  Grundsatz  derScheidung  des  Anweisungsdiensts  und  Anweisangs- 
rechts  vom  Kassendienst  der  Einnehmer  (r6ceveurs,  percepteurs)  und  der  Ver- 
ausgaber (payeurs)  oder  der  Scheidung  der  ordonnatcurs  und  comptables  ist 
besonders  scharf  und  folgerichtig  durch  alle  Stadien  des  Dienstes  hindurchgeführt. 
Der  Einnahmedienst  aller  Verwaltuugen ,  auch  der  selbst  nicht  unter  dem  Finanz- 
ministerium stehendcD,  wird  durchaus  nur  von  Behörden  u.  Beamten  dieses  Ministeriums 
besorgt  und  alle  Einnahmen  werden  hier  centralisirt.  Das  System  von  Verwaltungs- 
zweigkassen besteht  aber  dabei  noch  mehrfach,  indem  für  die  finanztechnisch  wesentlich 
verschiedenen  Eiunahmearten  (directe,  innere  indirecte  Steuern,  Zölle,  Enregistrement 
u.  Stempel)  der  Dienst  der  Verwaltung  (Erhebung)  und  der  Kassen  in  der  Unter - 
und  z.  Th.  in  der  unteren  Mittelinstanz  getrennt  ist.  Auch  sind  die  Einnahmekassen 
nicht  allgemein  zugleich  Ausgabekassen.  So  haben  die  einzelnen  anderen  Ministerien 
dafür  ihre  eigenen  Kassen.  Das  System  der  einheitlichen  Staatskassen  ist  somit  nicht 
das  herrschende.  Es  besteht  aber  für  die  Staatscentralkasse,  die  auch  als  eine 
Abtheilung,  nicht  als  eine  selbständige  Centralkasse ,  die  Staatsschuldenkasse  in  sich 
schliesst  Alle  Zahlungen  dieser  Kasse  unterliegen  zuvor  dem  Zahlungsvermerk  der 
Controlabtheilung.  Die  einheitliche  Disposition  über  alle  Kassenfonds,  in  den  der 
Finanzverwaltung  allein  (Einnahmekassen)  wie  auch  anderen  Ministerien  (Ausgabekassen) 
unterstehenden  Kassen  wird  durch  die  finanzministerielle  Abtheilung  für  die  Kassen- 
fonds-Bewegung, welche  zu  diesem  Behufe  Berichte  über  Bewegung  und  Stand  aller 
Kassen  erhält  und  die  Zahlungen  der  anderen  Ministerien  visirt,  besorgt  Neben  der 
Centralkasse  hat  die  Depositenkasse  (caisse  des  depöts  et  consignations)  eine  aparte 
Stellung  und  Function  für  eine  Reihe  wichtiger,  grossentheils  nicht  zur  eigentlichen 
Finanzvorwaltung  zählender  Geschäfte  (Hock,  S.  531,  Kaufmann  S.  72,  778). 

Die  hauptsächliche  obere  Mittelkasse  ist  in  Frankreich  die  des  General- 
cinnehmers  oder  jetzt  sogen,  trösorier-payeur  g^ncral  jedes  Departements. 
Bei  ihm  concentriren  sich  die  Einnahmen  der  anderen  Kassen  des  Departements,  und 
zwar  auch  aus  den  im  Kassenwesen  getrennten  oder  dem  Finanzministerium  nicht 
unterstehenden  Verwaltungen,  sämmtlich.  Er  hat  aber  nach  Anweisung  auch  die 
Ausgaben  in  seinem  Departement  zu  leisten,  andere  Ausgabekassen  daselbst  mit  Fonds 
zu  versehen,  direct  oder  aus  unteren,  ihm  unterstehenden  Einnahmekassen,  die  ver- 
bleibenden Ueberschüsso  zur  Verfügung  des  Finanzministers  zu  stellen  und  eventuell 
von  diesem,  d.  h.  von  der  Centralkasse  die  erforderlichen  Zuschüsse  zu  beziehen. 
Dies  Amt,  bez.  diese  Kasse  nimmt  also  in  dieser  Hinsicht  die  Stelle  der  preuss. 
Kegierungshauptkasse  ein  und  ist  eine  einheitliche  Staatskasse  für  den  Ein- 
nahme-, bez.  Sammeldienst  und  für  den  Ausgabedienst.  Der  wesentliche  Unterschied 
des  Generaleinnehmcrs  von  der  analogen  deutschen  Kasseninstanz  besteht  darin,  dass 
jener  zugleich  eine  Art  Banquicr  für  die  Staatskasse  darstellt,  mit  den  nach  den 
gesetzlichen  Terminen,  bez.  rcchnungsmässig  nach  den  Quoten  des  Jahresetats  falligen 
Kinnahmcsummei),   auch  wenn  sie  noch  nicht  vftllig  eingegangen  sind,  wie  mit  einer 
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pecBönlichen ,  am  Eingangatermin  zahlbaren  Schuld  belastet  wird,  Zahlungen  darauf 
leisten  muss,  die  Geschäfte  des  Publikums  in  Staatsrenten  zu  vermitteln  hat  und  sonst 
noch  mit  diesem  Publikum  in  gewisse  Geschäfte  (so  Annahme  ?erzinslicher  Depositen, 
Wechselgesch&fte  in  gewissem  Umfange)  eintreten  darf.  Auch  verschiedene  Zins- 
berechnungen zwischen  der  Staatsiiasse  und  diesem  Generaleinnchmor,  —  zu  seinen 
Gunsten,  wenn  er  mehr  oder  frtther,  als  er  verpflichtet  war,  ablieferte,  zu  seinen  ün- 
gonsten  im  (selteneren)  umgekehrten  Falle  —  kommen  vor.  Thatsächlich  zahlt  der 
Staat  also  oft  Zinsen  fttr  seine  eigenen  Gelder  (aus  Steuern  u.  s.  w.)  an  den  General- 
einnehmer !  Das  Abnorme  dieser  Einrichtung  springt  in  die  Augen.  Durch  Hinweis 
auf  die  historische  Entwicklung,  auf  die  Analogie  der  Generalpächter  des  ancien 
regime,  die  eine  ähnliche  Stellang  einnahmen,  wird  diese  Einrichtung  wohl  erklärlicher, 
aber  nicht  gerechtfertigter.  Und  wenn  man  im  Generaleinnehmer  nur  den  Finanz- 
beamten  sieht,  fehlt  die  Rechtfertigung  vollends.  An  eine  grundsätzliche  Umgestaltung 
des  Verhältnisses  hat  man  auch  gedacht  Dennoch  ist  es  bisher  beibehalten  und  die 
Stellung  des  Generaleinnehmers  eher  noch  bedeutungsvoller  geworden,  bes.  seitdem 
(I8ö5)  das  Amt  des  Generaleinnehmers  u.  des  Generalzahlmeisters  im  Departement 
vereiiügt  wurde.  Neben  persönlichen  Einfltlssen,  die  sich  hier  zeigen,  sind  der  Ein- 
richtung grade  auch  in  der  neuesten  Zeit  der  grossen  französ.  Finanz-  u.  Anleihe- 
op^ationen  die  Eifahmngen  hinsichtlich  ihrer  Bewährung  in  solchen  Perioden  wohl 
zu  Gate  gekommen.  Diese  Stellung  des  „Generalschatzmeisters'\  welcher  „mehr  als 
ein  gewöhnlicher  Kassierer,  der  ein  Banquier  der  Regierung  ist,  welcher  mit  dem 
Staaäschatz  in  offener  Rechnung  steht'*  (Hock),  hat  aber  doch  auch  grosse  Yortheile 
gewährt  Das  gtlnstige  Urtheil,  das  Hock  vor  25  Jahren  fällte,  gilt  heute  noch  a. 
noch  mehr  als  damals.  Die  Leichtigkeit  und  Wohlfeilheit  der  Geldbcwegung ,  die 
Kleinheit  der  mtlssigen  Eassenvorräthe,  Dank  der  Yerbindang  mit  Privaten  u.  mit  der 
Bank,  sind  wohl  in  Betracht  zu  ziehen.  Vgl.  bes.  far  die  princip.  Würdigung  u.  die 
Dariegang  der  Technik  des  Dienstes  Hock,  S.  124  —  134,  Statistisches  bei  Kauf- 
mann S.  76,  Art  tr6s.  payears  g6n6r.  u.  Art  comptab.  publ.  N.  113  ff.  in 
Block's  diction.  Neben  COOO  fr.  Gehalt  beziehen  die  tresoriers-payeurs  Tantiemen, 
oach  der  Grösse  der  Einnahmen  u.  der  Ausgaben,  bei  jenen  0.11  Vo  ^^^  ^^^  ersten 
3  MilL  dann  abnehmende  Procente  bis  0.037o  ^on  den  Summen  über  50  Hill,  fr., 
bei  den  Ausgaben  0  25Vo  ^^^  ^^^  ersten  4  Hill.  u.  ebenfalls  abnehmende  Procente 
bis  0.043  V^  von  den  Summen  Ober  30  Mill.  Gesammteinnahme  nach  Et  f.  1882  f  86 
Geo.einnehmer  522.000  fr.  (?)  Gehalt,  Einn.-Tantii^men  1.267.800  fr.,  Aasg.-Tantiömen 
2.085.500  fr.,  zus.  3.875.300  fr.  oder  45.071  fr.  durchschnittlich,  nur  an  diesen 
Amtseinnahmen. 

§.  132.  —  G.    Innere    Einrichtung   des   Rechnungs- 
wesens (Buchführung). 

Das  Rechnungswesen  in  der  Finanzwirthschaft  hat  zunächst  wieder  .dieselben 
Aufgaben  wie  in  jeder  anderen  Einzel wirthschaft  und  löst  sie  auch  wesentlich  auf 
<lie  nemliche  Weise.  Es  bezieht  sich  an  sich  und  thatsächlich  nicht  nur  auf  Geld- 
betrlge,  aber  es  hat,  nach  Durchdringung  des  geldwirthschaftlichen  Verkehrs  in  dei 
Volkswirthschaft  wie  in  der  Finanzwirthschaft,  mit  Geldsummen  ganz  Überwiegend, 
rieUach  ausschliesslich  zu  thun,  —  und  zwar  regelmässig  mit  Bestand  und  Bewegung 
wiridicher,  aus  Geld  und  Geldzeichen  (einschliesslich  creditwirthschaftlicher)  bestehender 
Geldsummen,  nicht  bloss  mit  den  Geldwerthanschlägen  von  SachgUtem  und  Leistungen, 
velche  übrigens  auch  im  Rechnungswesen  vorkommen  (§  148).  Das  finanzwirthscbafüiche 
^lecieU  das  Staatsrechnungswesen  gewinnt  dann  noch  besondere  Bedeutung  als  Grund- 
lige der  C 0 n t r ol e.  Aber  auch  daraus  ergiebt  sich  kein  specifischer  Unterschied 
rem  sonstigen  Rechnungswesen,  denn  bei  allen  solchen  Einzelwirthschaften ,  welche 
Leistungen,  Güter  und  Rechtsansprüche  verschiedener  Personen  umfassen,  wo  es  siel 
daher  um  scharfe  Trennung  des  ,.Mein  und  Dein*'  handelt,  ist  das  Bedürfniss  de) 
GoDtroie  ein  ähnliches  und  hat  die  letztere  ein  entsprechendes  Rechnungswesen  zuj 
Tomassetzung  ihrer  Möglichkeit  und  Wirksamkeit. 

1.  Aufgabe.    Arten  der  Rechnung.     Soll-    und   Ist- 
Rechnung.    Das  Rechnungswesen  im  Allgemeinen  soll  die  That- 
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sacheDyWelche  sich  anfdenBestand  und  auf  die  Veränderungen 
im  Bestand  (oder  auf  die  Bewegungen)  der  in  der  Verfügung 
einer  Wirthschaft  (bez.  des  leitenden  Hechts- *  und  Wirthschafts- 
subjects  —  Grundlegung  §.  51)  befindliehen  wirthschaftlichen  Güter 
(G.  §.  7)  beziehen,  ziffermässig  in  bestimmter  Ordnung 
zur  schriftlichen  Aufzeichnung  bringen  oder  darüber  voll- 
ständig, genau  und  systematisch  „buchführ en^',  regelmässig, 
aber  nicht  ausschliesslich  in  der  Form  der  Rechnung.  Dies  gilt 
auch  vom  Staatsrechnungswesen  in  seiner  Ausdehnung  auf  die  In- 
ventarisirung  des  Staatsvermögens  (§.  148).  Das  uns  an  dieser 
Stelle  allein  näher  beschäftigende  Bechnungswesen  soll  dagegen  bloss 
Bestand  und  Bewegungen  der  Geldsummen  (hie  und  da 
einschliesslich  gewisser  Geldwerthanschläge  von  Sachgtttem  und 
Dienstleistungen)  im  Staatshaushalt  ziffermässig  in  bestimmt  geord- 
neter Weise  zur  schriftlichen  Aufzeichnung  bringen.  Die  Buch- 
führung, mittelst  welcher  dies  geschieht,  knüpft  sich  daher  zu- 
nächst an  die  Vollziehung  des  Etats  an.  Diese  Vollziehung 
erfolgt  durch  die  Anweisungen  (§.  123)  und  durch  die  wieder 
in  der  Vollziehung  dieser  Anweisungen  bestehende  wirkliche 
Gebahrung  der  Kassen  —  Vereinnahmung,  Verausgabung, 
Empfangnahme  von  sonstigen  „Eingängen"  (§.  60)  und  Bewerk- 
stelligung von  sonstigen  „Ausgängen",  neben  den  eigentlichen  Ein- 
nahmen und  Ausgaben.  —  Die  Buchführung  ist  daher  grundsätzlich 
und  im  geordneten  Haushalte  auch  thatsächlieh,  wie  bei  den  früheren 
Erörterungen  schon  hervorzuheben  war,  eine  zweifache,  die  nur 
in  verschiedenem  Umfang  und  in  verschiedener  Weise  nach  der 
Verschiedenheit  der  aufzuzeichnenden  Thatsachen  stattfindet:  eine 
„Anweisungsbuchführung"  bei  den  anweisenden  Behörden 
und  bei  den  Anweisung  empfangenden  Kassen  und  eine 
„Kassenbnchführung"  bei  den  Kassen. 

Die  Buchführung  über  die  Anweisungen  nimmt  bei  den  an- 
weisenden Aemtern  den  Gharacter  einer  förmlichen  Rechnung 
nur  in  Bezug  auf  die  Special  an  Weisungen  und  auf  die  durch 
Ueberweisung  eines  Kassenetats  an  eine  Kasse  „zur  Voll- 
ziehung" erfolgten  „Generalanweisungen"  (§.  123)  an,  und  auch 
da  weicht  sie  von  der  gewöhnlichen  Form  einer  solchen  mehr  oder 
weniger  ab.  Die  Buchführung  der  Kassen  ist  dagegen  eine  eigent- 
liche Rechnungsführung,  für  welche  der  zur  Vollziehung  über- 
wiesene Etat,  die  empfangenen  und  vollzogenen  Specialanweisungen, 
die  empfangenen  Quittungen  über  Zahlungen  und  die  Vermerke, 
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Randreste  n.  dgl.  ttber  Quittungen,  welche  die  Kasse  ertheilte,  die 
weiteren  Belegstücke  bilden. 

Hier  wird  fornemlich  nur  die  Buchführung  und  das  Rechnunicswesen  der  Kassen 
b<ihandelt.  Das  Rechnungswesen  der  anweisenden  Behörden  ist  übrigens  ganz  analog 
einzarichteu.    Die  folgenden  drei  Unterscheidungen  können  auch  hier  gemacht  werden. 

Die  vollständige  Bachftthruog  und  Reclinung  der  Kassen  ist 
dne  dreifaclie,  die  „Soll"- Rechnung,  die  „Ist "-Rechnung,  die 
„Rest "-Rechnung,  —  eine  Unterscheidung,  bei  welcher  an  die 
Kategorie  „Zeit"  angeknüpft  und  demgemäss  die  zu  lösenden, 
die  gelösten  und  die  noch  zur  Lösung  rückständigen,  aus 
den  der  Kasse  zugegangenen  General-  und  Specialanweisungen 
sich  ergebenden  Aufgaben  unterschieden  werden. 

a)  Die  So  11- Rechnung  der  Kasse  betrifft  die  Zukunft,  d.  h. 
die  Zahlungen  an  die  Kasse  und  aus  der  Kasse  oder  die  Ein-  und 
Ausgänge,  bez.  Einnahmen  und  Ausgaben,  welche  die  Kasse  nach 
Generalauftrag  (incl.  Etats- Ueberweisung)  und  Specialanweisung 
bewerkstelligen  „soll". 

Hier  ist  zunächst  nicht  „Etats-Soll*'  und  «.Rechnungs- Soll"  unterschieden, 
wie  es  öfters  geschieht,  auch  von  Rau  II,  §.  544.  Das  einer  Kasse  vorgeschriebene 
Etats -Soll  (specialisirter  Eassenetat)  bildet  eben  einen  Generalauftrag  (§.  123)  u. 
fthM  damit  zum  Rechnungs - SoU ,  worunter  Rau  u.  A.  nur  „diejenige  Summe,  zu 
deren  Entrichtung  in  dem  Yerrechnungszeitraum  eine  bestimmte  Verbindlichkeit  ein- 
getreten ist'*  verstehen,  wonach  vornemlich  das  aus  Specialauweisnngen  abzuleitende 
„SoU**  und  das  etatmässige  SoU  erst  im  Momente  seines  Sich- Verwirklichens  hierhin 
gehörte.  Die  Soll -Rechnung  bildet  immer  eine  Voran  seh  lag -Rechnung.  Diese 
ist  regelmässig  schon  vor  oder  am  Beginn  der  Rechnungsperiode  für  die  durch  Geoeral- 
uftrag  (u.  Etat)  überwiesenen  Ein  -  und  Ausgänge,  mit  Angabe  der  Fälligkeitstermine 
der  Summen  aufzustellen  —  der  gesetzlichen  Termine  bei  den  einen,  der  nur  schätzungs- 
weise ermittelten  Termine  bei  den  anderen  Ein-  und  Ausgängen.  Dies  „Rechnungs- 
SoU"*  ist  dann  zu  ergänzen  in  Gemässheit  der  Special  an  Weisungen  im  Laufe  der 
Gebahrung,  aber  auch  hier  immer  auf  ein  „Zukünftig'*  hin,  daher  als  Voranschlag. 

Die  pTactische  Bedeutung  des  „Soll''  für  die  Kassenverwaltung  gestaltet 
sich  verschieden  bei  Ein-  und  Ausgängen,  bei  gesetzlich  fixirter  oder  bloss 
aofVeranschlagungen  beruhender  Höhe  beider  und  bei  festterminlichen 
oder  anderweiten  Ein-  und  Ausgängen.  Unterscheidungen,  welche  dann  wieder 
für  Recht,  Pflicht,  Verantwortlichkeit,  Controle  der  Kasse  wichtig  werden. 

Das  „Soll'*  hat  die  Bedeutung  eines  pflichtmässigen  „Muss"  für  die  Kasse  bei 
den  Eingängen  in  gesetzlich  fixirter  Höhe  zu  gesetzlichen  Terminen, 
wo  also  bestimmte  positive  Rechtssätze  des  Steuerrechts  und  privatrechtliche  Vertrags- 
bestimmungen in  Betracht  kommen,  daher  bei  directen  Steuern,  Pachtrenten,  Schuldig- 
keiten ans  Kauf-,  Darlehenscontract  (Restkaufgelder  von  veräusserten  Grundstücken, 
Holz,  Bergwerksproducten  n.  dgl.,  fällige  Wechsel,  dgl.  Zinsen).  Hier  m  n  s  s  die  be- 
tretfende  Summe  voll  und  rechtzeitig  eingehen,  oder  von  Seiten  der  beauftragten  Kasse 
mä»en  andernfalls  die  vorgeschriebenen  rechtlichen  Schritte  erfolgt  sein.  Bei  den 
Eingingen  in  bloss  veranschlagter  Höhe  (oder  bei  selbst  bloss  veranschlagtem  „Ob") 
ond  in  unbestimmten  Terminen  wird  das  „Soll*'  zu  einem  „Muss"  für  die  Kasse,  nur 
wenn  und  soweit  als  die  veranschlagten  Thatsachen  eintreten.  Erst  alsdann  hat 
die  Kasse  wie  bei  der  er^t  genannten  Kategorie  von  Eingängen  zu  verfahren.  Dies 
ist  regelmässig  der  Sachverhalt  bei  indirecten  Steuern.  Verkeh^teuem,  —  bei  Steuern, 
Mwelche  sich  an  einzelne  Thatsachen  u.  Handlungen  anknüpfen"  (Flu.  II,  §.  453, 
467  ff.)  —  bei  Gebühren. 

19* 
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Bei  den  Aasgängen  anderseits  liegt  ein  „Mass"'  far  die  Kasse  nur  Tor,  so- 
weit ein  nach  dem  ,3oll''  begründeter  und  speciell  als  zur  Zahlbarkeit  berechtigt 
erkannter  Anspruch  von  dem  Berechtigten  der  Kasse  gegenüber  erhoben  wird  oder, 
wenn  dies  unterbleibt,  nach  der  Sachlage  von  der  Kasse  überhaupt  die  Abstattang 
herbeigeführt  werden  kann  (so  bei  Zahlungen  aus  dem  Titel  der  Gehalte,  Pensionen, 
Remunerationen  u.  dgl).  Oftmals  ist  dies  nicht  der  Fall,  z.  B.  bei  unterbleibender 
Abhebung  von  Zinsen  der  Staatsschuld.  Das  „ßoU''  stellt  hier  dann  auch  ein  „Darf" 
dar,  in  dem  Sinne,  dass  bis  zur  Höhe  des  Soll  (als  einem  Maximum)  Zahlungen 
Seitens  der  Kasse  erfolgen  dürfen,  wenn  die  Bedingungen  dafür  eingetreten 
sind.  Die  Kasse  ist  für  Letzteres  verantwortlich  und  die  Controle  gegen  sie  muss 
sich  auf  diesen  Punct  erstrecken. 

b)  Die  yylst''- Rechnung  der  Kasse  betrifft  die  Gegenwart, 
bez.  die  soeben  zur  Vergangenheit  werdende  Gegenwart  oder  die 
wirklich  erfolgten  Zahlungen  an  die  Kasse  (,,Eingänge'')  und 
aus  der  Kasse  („Ausgänge"),  die  Verwirklichung  (Realisirnng) 
der  Soll -Rechnung  oder  das,  was  sich  von  dieser  vollzogen  hat 
(auch  „Hat''-  Rechnung). 

Das  ist  wieder  genau  durch  die  Buchführung  zu  constatiren.  Die  eigentliche 
Ist- Rechnung  bezieht  sich  daher  auf  dieselben  Posten  wie  die  Soll -Rechnung. 
Andere  als  in  letzterer  stehende  Zahlungen  auch  an  die  Kasse  (Eingänge)  hat  demnach 
folgerichtig  die  Kasse  entweder  gar  nicht  anzunehmen  oder  sie  apart  zu  buchen  (s. 
schon  0.  §.  123).  Die  Soll -Rechnung  giebt  die  Richtung  an,  in  welcher  sich  die 
Aufgabe  der  Kasse  zu  bewegen  hat,  die  Ist- Rechnung  zeigt,  wie  weit  diese  Au%abe 
erfüllt  wurde  oder  werden  konnte.  Soweit  sich  nicht  aus  den  vorausgehenden  Be- 
merkungen über  die  practische  Bedeutung  der  Soll- Rechnung  Ausnahmen  ergeben, 
muss  auf  die  möglichste  Ueberoinstimmung  der  Ist-  mit  der  Soll-Rechnung  hingostrebt 
werden.  Bei  allen  auf  blossen  Veranschlagungen  des  „Ob'\  der  Hohe  und  der  Termine 
beruhenden  Posten  der  Soll -Rechnung  kann  diese  Uebereinstimmuug  aber  bestenf&Ues 
immer  nur  eine  annähernde  sein.  Aber  auch  bei  den  Posten,  welche  auf  gesetzlicher 
und  Tcttragsmässiger  Bestimmung  in  diesen  Beziehungen  beruhen,  hängt  die  wirkliche 
Einzahlung  oder  Auszahlung  eben  nicht  immer  ?on  der  Macht  der  Kasse  ab,  so  dass 
wiederum  ein  Auseinandergehen  zwischen  Soll-  und  Ist -Rechnung  und  zwar  re^- 
mässig  in  der  Weise  erfolgt,  dass  das  „Ist'*  mehr  oder  weniger  hinter  dem 
„Soir'  zurückbleibt,  sowohl  auf  der  Eingangs-  ab  auf  der  Ausgangsseite,  indem 
bis  zu  dem  Termin  des  Abschlusses  der  Ist -Rechnung  (des  sog.  Fiualabschlusses) 
nicht  alle  nach  der  Soll -Rechnung  zu  erwartenden  Zahlungen  eingegangen  und  hinaas 
erfolgt  sind.  Der  umgekehrte  FaU,  dass  die  Ist- Rechnung  die  Soll-Rechnung  Ober- 
schreitet, kann  in  der  Kassen- Buchführung  bei  den  Ausgängen  correct,  yon 
Irrthum  oder  böswilligem  Vorsatz  abgesehen,  nicht  vorkommen,  weil  jede  in  der  Ist- 
Rechnung  erscheinende  Auszahlung  eine  vorausgehende  Anweisung  (genereller 
oder  specieller  Art)  an  die  Kasse  und,  wenigstens  nach  der  hier  festgehaltenen  Auf- 
gabe der  Soll-Rechnung ,  deren  vorausgehende  Eintragung  in  letztere  voraussetzt. 
Bei  d^n  Eingängen  ist  dies  ebenso  in  Bezug  auf  die  durch  Special  an  weisunjren 
der  anweisenden  Behörde  einer  Kasse  zur  Annahme  zugewiesenen  Einzahlungen.  Nur 
bei  denjenigen  Eingängen,  welche  eine  Kasse  unmittelbar  von  sich  aus  auf  Grund 
Gencralauftrags  und  zu  vollziehenden  Etats  einkassirt,  liegt  die  Sache  anders,  besonders 
bei  den  auf  Veranschlagung  beruhenden  Eingängen,  die  in  Wirklichkeit  ja  grösser 
als  nach  dem  Anschlag  der  Soll-Rechnung  sein  können. 

§.  133 — c).  Restrechnung  und  Jahresabschluss.  Die 
Rest- Rechnung  bezieht  sich  auf  diejenigen  Posten  der  Soll -Rech- 
nung, welche  bis  zu  dem  Zeitpuncte  des  letzten  Abschlusses  der 
Ist-Rechnung  noch  an  Eingängen  ausstehen  (,,Actiy''- Reste, ,, Aus- 
stände") und  an  Ausgängen  r (ick stehen  („Passiv "-Reste,  „Rück- 
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Stände'').  Die  Rest-Rechnnng  möglichst  unnöthig  oder  gering  zu 
machen,  moss  das  Ziel  der  Kassenverwaltung  sein,  dessen  Erreichung 
freilich  nach  dem  Gesagten  von  ihr  nxxt  theilweise  abhängt.  Darauf 
wird  denn  auch  in  den  Kasseninstructionen  als  auf  eine  Pflicht 
der  Kassen  hingewiesen  (z.  B.  in  Preussen).  Soweit  aber  ein- 
mal Reste  auf  eine  Rest -Rechnung  ttbertragen  werden  mussten, 
hat  die  Kasse  sie  möglichst  bis  zu  einem  bestimmten  Termine  zu 
effectuiren.  Mit  der  Festsetzung  eines  solchen  Termins  hängt  die 
Scheidung  der  Jahresdienste  zusammen.  Die  nicht  erhobenen 
Rückstände  verfallen  nach  einem  längeren  Termin  in  der  Regel 
definitiv  zu  Gunsten  der  Staatskasse  (z.  B.  in  Preussen  unein- 
gelöste  Coupons  nach  4  Jahren)  und  sind  dann  eine  definitive 
Ersparung,  auch  rechnungsmässig  als  solche  nachzuweisen. 
Nach  einem  kürzeren  Termine  verfallen  sie  wenigstens  für  die 
Rechnung  des  Jahres,  aus  dem  sie  herrühren,  und  treten  dann  bis 
zu  jenem  längeren  Termine  in  die  Ausgangs -Ist -Rechnung  des 
folgenden  Jahres.  Ausstände  werden  eventuell  ebenfalls  nach 
einer  bestimmten  Frist  niedergeschlagen  und  demgemäss  gebucht, 
bis  dahin  wird  ähnlich  wie  bei  den  Rückständen  durch  einen 
Termin  bestimmt,  ob  sie  noch  zur  Rest -Rechnung  früherer  oder 
zur  laufenden  Ist- Rechnung  späterer  Jahre  gehören.  Im  ersteren 
Falle  müssen  dann  solange  besondere  Restfonds  zur  Bestreitung 
gehalten  werden. 

Die  Rest-Rechnung  ist  bis  zu  einem  gewissen  Grade  unver- 
meidlich, aber  immer  störend  für  den  Haushalt,  auch  Mühe  und 
Kosten  verursachend.  Neben  prompter  Kassenverwaltung  und  guter 
Controle  der  Aufsichtsbehörde  in  dieser  Hinsicht  empfiehlt  es  sich 
wohl,  die  Termine  für  die  Offenhaltung  der  Restrechnung  und  der 
Zurückhaltung  von  Restfonds  nach  Abschluss  des  Jahres,  aus  dem 
die  Reste  herrühren,  nicht  zu  lange  hinauszuschieben.  Sonst 
verzögert  sich  auch  die  definitive  Schlussrechnung  eines 
abgelaufenen  Jahres  unliebsam  (§.  144—147). 

In  Prenssen  gelten  folgende  Bestimmiingen  (E.-O.  v.  17.  März  1828).  Die 
Ausgaben  sollen  prompt  in  den  Fälligkeitsterminen  geleistet,  alle  Anforderungen  an 
die  KMsaeii  für  das  laufende  Jahr  möglichst  vor  dem  Kassenabschlnss  desselben  be- 
fiiedigt  Verden,  worauf  die  Yerwaltungsbohörden  zu  sehen  haben.  Diejenigen  Aus- 
gabefonds aber,  bei  denen  die  obersten  Verwaltungsbehörden  (also  nicht 
bloss  die  Kassen)  es  für  nöthig  halten,  werden  noch  ein  zwei  tos  Jahr  für  die  Rest- 
aasgaben  offen  gehalten,  nach  dessen  Ablauf  aber  definiÜF  geschlossen  u.  die  Bestände 
der  Foods  als  Ersparnisse  nachgewiesen.  Die  dann  noch  vorkommenden  Bestaus- 
gaben  mOssen  aus  den  laufenden  etatm&ssigen  Fonds  mit  bestritten  werden. 
£ine  Ausnahme  von  diesen  Bestiminungen  tritt  bei  etatsmäss.  Baufonds,  bei  den 
Fonds  der  Hanptverwalt  d.  Staatsschulden  zu  d.  Zinszahlungen  u.  bei  solchen  anderen 
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Fonds,  „bei  welchen  die  Zurückhaltung  der  Best&nde  zu  gewissen  Zwecken  oder  zu 
Verstärkung  der  etatmäss.  Fonds  der  folgenden  Jahre  durch  besondere  BestimmoDgen 
ausdrücklich  genehmigt  ist*\  in  der  Weise  ein,  dass  zwar  auch  hier  die  Fonds  nach 
Ablauf  des  zweiten  Jahres  definiti?  abgeschlossen,  deren  Best&nde  jedoch 
nicht  als  Ersparniss  berechnet,  sondern  verausgabt,  nemlich  bei  der  Yerwaltiing 
des  lauf.  Jahres  in  Einnahme  übertragen  u.  der  Sollansgabe  dieses  Jahrs  zu- 
gesetzt werden.  Aus  solchen  Restfonds  dürfen  Ausgaben  der  laufenden  Yerwaltong 
nicht  bestritten  werden.  (S.  Herrfurth  a.  a.  0.  S.  128,  250,  282).  Manches  Eigen- 
thUmliche  gilt  für  die  Baufonds,  z.  Th.  schon  bei  der  Etatsbewilligung,  wo  in 
Preussen  regelmässig  ein  ordentlicher  Voranschlag  der  Gesammtkosten  bei  der  ersten 
Einsetzung  in  den  Etat  gefordert,  dann  aber  bei  grösseren  Bauten,  die  sich  über 
mehrere  Jahre  erstrecken,  immer  jede  Jahresrate  besonders  bewilligt  wird.  Die  nicht 
verbrauchten  Baten  sind  aber  ohne  Weiteres  auf  die  nächsten  Jahre  übertragbar. 
Nur  wird  bei  grösseren  Resten  davon  wohl  die  neue  Rate  massiger  gegriffen,  event 
einmal  ganz  gestrichen.  Misslich  ist  der  Mangel  eines  endgiltigen  Termins  für  den 
schliesslichen  Ablauf  solcher  Baucredite,  die  wohl  öfters  zu  lange  offen  gehalten 
werden.  S.  über  die  preuss.  Baufonds  bes.  eingehend  Meissner,  preuss.  Yer- 
waltkunde  I,  107 — 260.  —  Ausgaben  für  folgende  Rechnungsjahre  sind  nicht  aus 
Fonds  des  laufenden  Jahres  zu  bestreiten,  sondern,  wenn  überhaupt  zulässig,  als  Vor- 
schüsse zu  buchen  (Best.  v.  1854,. Herrfurth,  S.  282).  —  Zur  Berichtigung  der 
Ausgabereste  (wie  auch  zur  möglichst  vollständigen  Einziehung  der  Einnahmereste)  haben 
alle  Kassen  ihre  Bücher  noch  4  Wochen  nach  dem  Jahresschluss  offen  zu  halten.  — 

Einnahmen  (s.  auch  Instr.  f.  d.  Oberrechenkammer  f.  18.  Dec.  1824, Meissner, 
Rechn.wesen  I,  78  ff.,  Herrfurth,  S.  280)  sind  prompt,  unverkürzt  zu  den  bestehen- 
den Terminen  einzuziehen  und  für  Rechnung  desjen.  Etatsjahrs  nachzuweisen,  dem 
sie  nach  den  sie  begründenden  Rechtstiteln  u.  Thatsachen  augehören.  Reste  dürfen 
in  den  Rechnungen  nur  erscheinen,  wenn  Rendant  u.  Verwaltungsbehörde  nachweisen, 
dass  die  dabei  einwirkenden  Umstände  nicht  zu  verhindern  waren.  (Stundungen  dürfen 
nur  von  den  Ministerien  u.  obersten  Verwaltungsbehörden  bewilligt  werden.  Bei  den 
Steuern  hängt  der  Gegenstand  dann  mit  der  Ordnung  der  Steuercredite  u.  Steuer- 
reste  zusammen.  S.  darüber  Fin.  U,  §.  578,  581).  Einnahmereste,  die  über  das 
laufende  Jahr  hinaus  in  Ausstand  bleiben,  weiden  immer  als  solche  Reste  in  den 
Büchern  des  folgenden  Etatsjahrs  bei  den  entsprechenden  Kapiteln  u.  Titeln  neben 
dem  etatmäss.  Soll  behufs  der  Vereinnahmung  in  Solleinnahme  gestellt.  Das 
Rechnungssoll  setzt  sich  dann  also  aus  2  Posten  zusammen,  dem  Reste  aus  früheren 
und  dem  Etats-Soll  aus  dem  laufenden  Jahre.  Die  Ist- Rechnung  giebt  getrennt  an, 
wie  viel  von  beiden  Posten  im  Jahre  eingekommen  u.  am  Schluss  in  Rest  verblieb, 
was  dann  auf's  neue  Jahr  als  Einnahmesoll  übertragen  wird.  Oomgemäss  wird  auch 
der  dem  Landtag  überreichte  Rechnungsabschlnss  aufgemacht  Derselbe  kann  auf  der 
Einnahmeseite  rascher  als  z.  B.  in  Frankreich  festgestellt  werden  u.  enthält  die  wirk- 
lichen Eingänge  des  betr.  Jahres  verglichen  mit  dessen  Etatssoll.  Daneben  zeigt 
die  Bewegung  der  Reste,  die  aus  dem  vor.  Jahre  übernommen  wurden  u.  in  das  nächste 
übergehen,  ob  hier  eine  Verbesserung  (d.  i.  Verminderung)  oder  eine  Verschlechterung 
(d.  i.  Vermehrung)  eingetreten  ist.    Vgl.  u.  §   146,  147. 

In  Frankreich  bestehen  etwas  verwickelte  und  leicht  zu  Verwechslungen  u. 
Irrthümem  Anlass  gebende  Unterscheidungen.  Die  klarste  Darstellung  bei  v.  Czörnii^, 
Budg.  etc.  S.  $2,  Hock  S.  93,  Art  exercice  bei  Block,  auch  Kaufmann  S.  43, 
Schrott  S.  540,  550.  Im  Decret  von  31.  Mai  1862  Art.  33  ist  an  diesen  älteren 
Verhältnissen  nichts  geändert  worden.  Der  eigentliche  laufende  Dienst,  welcher 
unmittelbar  im  Verwaltungsjahre,  d.  h.  im  Kalenderjahre  sich  vollzieht,  heisst 
ann^e.  Von  ihm  unterscheidet  sich  zunächst  exercice  als  Rechnungsjahr,  das 
den  laufenden  Dienst  des  betreffenden  Kalenderjahres  zuzüglich  der  für  Rechnung 
des  letzteren  während  eines  Theils  des  nächsten  Kalenderjahres  erfolgenden 
Operationen  umiasst  Für  Rechnung  des  letzten  Kalenderjahres  kann  nem- 
lich noch  im  darauf  folgenden  Januar  innerhalb  der  eröffneten  Gredite  eine  sogen. 
Materialgebahrung  (Services  du  mat6riel),  femer  bis  Ende  Juli  noch  die  Liquidation 
u.  Anweisung  von  Ausgaben,  bis  Ende  August  noch  eine  Geldzahlung  aus  den  Staats- 
kassen, bis  Ende  November  noch  eine  Einkassirung  von  Staatsgeldem  stattünden. 
Dann  wird  der  Dienst  dieses  Jahres  geschlossen  u.  führt  den  technischen  Namen  exercice 
clos.     Was  an  Ausgaben  dieses  ex.  clos  noch  restirt,  darf  aber  ohne  Weiteres  noch 
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fernere  tauf  Jahre  lang  (incl.  des  exerc.  clos)  in  den  Etat  des  laufenden  Jahres  eingestellt 
werden.  Darauf  we^en  diese  Dienste  definiti?  geschlossen  oder  gelten  für 
abgethan  (exerc.  perimcs),  indem  die  ehemaligen  fOr  die  betreffenden  Ausgaben 
im  Budget  bewilligten  Credite  nunmehr  als  verfallen  angesehen  werden.  Restiren 
gleichwohl  noch  in  rechtsgiltiger  Weise  AusgaboFerpflichtungen  des  Staats  aus  den 
abgethanen  Jahren,  so  sind  dieselben  unter  dem  Namen  ,,Dienst  des  und  des  abge- 
thanen  Jahres*'  ins  Budget  zu  stellen,  mOssen  aber  von  Neuem  erst  wie  andere  Aus- 
taben  bewilligt  werden.  So  giebt  es  also  eigentlich  3  oder  gar  4  «Jahresdionste''  in 
der  fnmzOs.  FinanzFerwaltung:  1)  laufender  Dienst  im  Kalenderjahre  für  dasselbe, 
i)  nachträglicher  Dienst  im  nächsten  Jahre  ftlr  dasselbe,  3)  Dienst  der  ge- 
schlossenen Jahre,  4 — 5  Jahre  lang  nachdem  Schluss,  4)  Dienst  der  abgethanen 
Jahre.  Practisch  wichtig  ist  besonders  die  Trennung  des  laufenden  Jahres  (Nr.  1  u.  2) 
Ton  dem  Dienst  der  geschlossenen  Jahre.  Diese  Unterscheidong  ist  „keine  bloss  theo- 
retische oder  principielle,  sondern  sie  wird  in  allen  Rechnungen  der  einzelnen 
Bechnungsleger  bis  in  die  untersten  Stufen  herab  durchgeführt;  ttber- 
ill  ist  angegeben,  auf  welchen  Jahrgang,  den  laufenden  oder  den  vergangenen,  die 
Einnahme  ^er  Ausgabe  sich  bezieht''  (Hock,  S.  93,  der  das  rtlhmt).  Hierbei  ist 
es  aber  doch  ein  Uebdstand,  dass  durch  verspätete  Operationen  für  den  Dienst  der 
abgelaufenen  Jahre  sich  so  der  definitive  Abschluss  eines  jeden  solchen  Jahres  unge- 
bOhrlich  in  die  Länge  zieht.    Vgl  u.  §.  146,  147. 

§.  134.  —  2.  Die  Rechnungsbücher  sind  nach  Gattung, 
Zahl,  Einrichtung,  Form,  Rechnnngsmethode  („Rech- 
nangsstyrO  genau  yorgeschrieben.  Ebenso  sind  die  Beamten  (Vor- 
steher, Kassirer,  Ober-,  sonstige  Buchhalter  bei  den  Kassen,  analog 
bei  der  Buchftihrung  der  anweisenden  Behörden)  speciell  bezeichnet, 
welche  die  verschiedenen  Bttcher  verantwortlich  zu  führen  oder  bei 
der  Ftthrung  controlirend  mitzuwirken  haben.  Die  wichtigsten, 
gewissermassen  typischen  Bttcher,  deren  Erwähnung  hier  ge- 
nügt, sind: 

a)  Die  Tagebttcher  (Journale,  Diarien)  für  die  Ein- 
Zeichnung  aller  betreffenden  Rechnungs  -  Thatsachen  (Ausstellung, 
Empfang  von  Anweisungen,  Auszahlung,  Empfangnahme  von  Ein- 
zahlungen) in  chronologischer  Ordnung,  regelmässig  in  der  be- 
treffenden Soll-,  Ist-  und  Restrechnung  unmittelbar  bei  Eintritt  der 
Thatsachen  vorzunehmen. 

Geber  die  Einrichtung  dieser  BUcher  einige  Andeutungen  bei  Rau  Fin.  II, 
§.  547,  548.  Dieses  Detail  gehört  nicht  hierher  u.  muss  doch  viel  specioller  behandelt 
Verden,  wenn  diese  technische  Seite  der  Buchführung  genügend  yerständlich  werden 
soll.  Vgl.  f.  Weiteres  Schrott,  §.  15  ff.,  §.  67  ff.,  u.  die  betreff.  Verordnungen, 
aach  die  beigegebenen  u.  in  den  einschlagenden  Fachwerken  zu  findenden  Formu- 
Ure  (einige  davon  u.  in  §.  135).  Für  Preussen  s.  u.  A.  d.  Gesch.anweis.  f.  d. 
Regier.hauptkassen  f.  1.  Juni  1S57,  §.  19:  „Die  Buchführung  geschieht  in  zweifacher, 
Demhch  in  chronolog.  u.  in  systemat  Ordnung,  jene  durch  die  Journale,  .diese 
dorch  die  Manuale.  Jene  hat  den  Zweck  einer  ununterbrochenen  Uebersicht  u. 
Controle  des  gesammten  Kassenyerkchrs''.  Dazu  Schemata  von  Formularen,  bei  Herr- 
fnrth  S.  690.  Die  Journale  selbst  sind  wieder  verschiedener  Art,  Haupt-,  Neben-, 
ÜDterjoumale ,  Kassenbücher,  Buchhaltereijournale.  Daneben  kommen  Geschäfts- 
regist  er  über  alle  Einlaufe,  Belege  vor,  Notizbücher  für  die  vorläufigen  Ein- 
tragungen u.  dgl.  m.  In  den  Tagebüchern  wird  der  baare  Kassenverkehr  (zugleich 
zar  Controle  gegen  den  Kassirer)  und  der  durch  Anrechnung  stattfindende  unter- 
bchieden.    Zahlungen  durch  Anrechnung  bilden  zugleich   ein  Einnahme-  u.  ein  Aus- 
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gabegeschäft  (angef.  preuss.  Gesch.ailweis.  §.  88).  Die  Tagebttcber  können  reroint 
fOr  Ein-  und  Aasgänge  auf  2  Seiten  oder  nach  zwei  Geldspalten  geführt  werden. 
Aus  den  Tagebüchern  ist  bei  jeden  Augenblick  möglichem  und  auch  regolm&ssig  täg- 
lich —  insbesondere  bei  den  KassetagebUchern  —  erfolgendem  Abschluss  sofort  der 
Sollstand  der  Kasse  zu  ersehen.  Sie  dienen  daher  bei  Yergleichung  mit  dem 
Ist -Stand  der  Kasse  dem  betr.  Beamten  selbst  als  Gontrolmittel  und  sind  ün  Haapt- 
controlmittel  bei  den  Kassenrensionen.  Auch  die  sonst  Torgeschriebenen  Kasse n- 
abschlttsso  in  bestimmten  Terminen,  zur  Anfertigung  der  ao  die  ?orgesetzten 
Behörden  zu  sendenden  Uebersichten  u.  Ausweise  (,,Kas8eneztracte*')  n. 
der  eigentlichen  Rechnungsabschlüsse  (,,FinaiabschlUsse'')  erfolgen  zunächst 
nach  den  Tagebüchern,  ebenso  die  A Lieferungen  der  Ueberschüsse  an  die 
Sammelkassen  u.  a.  m.  (Ueber  die  vierfachen  Abschlüsse  der  preuss.  HMiptkassen : 
Tages-,  Monats-,  Quartal-,  Finalabschluss  s.  d.  angef.  GescLanweis.  §.  87  ff.).  Aus 
den  Eintragungen  *  der  Tagebücher  der  Ist- Rechnung  sind  dann  diejenigen  in  die 
folgende  zweite  Art  der  Bücher  in  der  Ist -Rechnung  der  Kassen  zu  machen. 

b)  Die  Hauptbücher  (Manuale)  fUr  die  Ein  Zeichnung  aller 
betreffenden  Rechnungsthatsachen  in  systematischer  Ordnung, 
daher  nach  bestimmten  Bubriken,  Verwaltungszweigen, 
Etatskapiteln  u.  dgl.  Die  S  o  1 1  -  Rechnungsbuchung  erfolgt 
,,nach  den  Anordnungen  des  Wirthschaftsleiters^'  ( Schrott) ,  also 
im  Staatshaushalt  nach  den  Etats  und  Anweisungen,  die  Ist-Recb- 
nungs -Buchung  wie  gesagt  nach  den  Tagebflchem.  Fttr  die  einzelnen 
Verwaltungen,  deren  Anweisungs-  und  Kassendienst  eine  gemein- 
same Behörde  und  einheitliche  Kasse  besorgt,  werden  Special- 
Manuale  benutzt,  deren  Ergebnisse  dann  wieder  in  ein  General- 
oder Haupt-Manual  übertragen  und  so  zusammengefasst  werden. 

Vgl.  Schrott,  §.  22  ff.,  71  ff.  Rau,  U,  §.  551.  Fttr  Preussen  bes.  d.  all^. 
Gesch.anweis.  y.  1.  Juni  1S57  §.  19,  23  ff.  u.  die  Formulare  (bei  Herrfurth  S.  692  ff.). 
„Die  Buchführung  durch  die  Manuale  zerf&Ut  nach  den  verschiedenen  Verwaltungeii 
u.  vereinigt  sich  in  dem  Hauptmanuale.  In  denselben  wird  der  Zustand  jeder  Ver- 
waltung u.  jedes  ihrer  Fonds  nach  der  durch  die  Etats  oder  sonstige  Bestimmungen 
vorgeschriebenen  Ordnung  dargestellt  u.  die  künftige  Rechnungslegung  vorbereitet 
Die  Manuale  sind  daher  nicht  nur  die  Grundlagen  der  Rechnungen,  sondern  können 
zugleich  als  Concepte  derselben  dienen''  (gen.  preuss.  Anweis.  §.19).  In  Preussen 
werden  Specialmanuale  f.  die  einzelnen  etatmäss.  Verwaltzweige  (ind.  der  dazu 
gehörenden  extraordinären  u.  Nebenfonds),  dann  über  jeden  abgesonderten  Neben- 
fonds, über  die  Asservate  u.  über  die  Vorschüsse  geführt.  Näheres  über  die  Führung 
der  Manuale  eb.  §.  25,  26. 

c)  Kassenbestandsbttcher  (^^Tresorbueh'^  in  Preussen)^ 
ttber  Bestand,  Ab-  und  Zugang  (d.  h.  hier:  herausgenommene  und 
hineingelegte  Gelder  u.  s.  w.)  nach  Geldsorten,  Geldzeichen-Sorten 
und  etwaigen  anderen  Werthen  (Coupons,  Effecten  und  deren  Arten) 
unterschieden. 

Preuss.  Anweis.  §.  67  ff. 

In  den  einzelnen  Ländern  und  z.  Tb.  auch  in  den  verschiedenen  Yerwaltungs- 
zweigen  desselben  Landes  kommen  manche  Verschiedenheiten  unter  diesen  Büchern 
und  neben  letzteren  auch  noch  andere  Bücher  für  das  Rechnungswesen  vor.  Die  ver- 
wickelten Abrechnungen  der  Kassen  unter  einander  voranls^n  auch  in  der  Zahl 
u.  Art  der  Bücher  Unterschiede. 
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Ucber  die  äussere  Beschaffenheit  der  Bücher  beetehon  regelmilssig  Vor- 
schtiften,  welche  irrthtlmliche,  fahrlässige  und  ?ors&tzlich  unrichtige  Bachführongeu 
hindern  sollen  (Bestimmungen  Über  Einband,  Poliirung,  Pajy^nirung,  Beurkundung  des 
Umfangs  u.  Inhalts  der  Bttcher  durch  die  Vorgesetzten,  Verbot  der  Rasuren,  des 
Herausreissens  ?on  Blättern,  Angabe,  wie  allein  Gorrecturen  vollzogen  werden  dürfen 
QDd  dergl.  mehr.  In  Preussen  hat  z.  B.  der  Kassenrath  das  Foliiren  des  Haupt- 
joumals  u.  des  eigentlichen  Kassenbuchs  speciell  zu  controliren  u.  vor  dem  Gebrauch 
der  Bttcher  auf  dem  1.  u.  letzten  Blatte  die  Zahl  der  Blätter  oder  Seiten  mit  Namens- 
onterschrift  zu  bescheinigen.    Gesch.au w.  ?.  1857  §.  19). 

Die  innere  technische  Einrichtung  der  Bücher  und  die  Buchführung 
in  ihnen  ist  ebenfalls  genau  vorgeschrieben  und  in  den  Formularen  erfolgt  die 
nähere  Anweisung  dazu.  Die  Bücher  sind  regelmässig  in  die  erforderliche  Anzahl 
Verticalspalten  eingetheilt,  welche  am  Kopfe  die  Kategorie  des  Einwtragenden 
mit  dem  betreffenden  technischen  Namen  benennen  und  in  die  dann  in  den  hori- 
zontalen Linien  die  erforderlichen  Eintragungen  nach  der  chronol.  oder  systemat. 
Bdhenfolge  stattfinden,  wobei  das  Gleichartige  untereinander  steht  u.  soweit  es  sich 
om  Geldwerthe  handelt  ein  Zusammenrechnen  leicht  stattfinden  kann.  Die  meisten 
Verticalspalten  sind  daher  Zahlenspalten  und  zugleich  Geldspalten  der  Rech- 
nungen. Mitunter  werden  diese  selbst  doppelspaltig  eingerichtet,  einmal  für  die 
ein^lnen  Posten  einer  Kategorie  (z.  B.  links),  dann  für  die  Summe  dieser  Posten 
(rechts).  Daneben  kommt  wohl  bei  einzelnen  Rechnungen  noch  eine  Einschubspalte 
«innerhalb  der  Linie,  intra  lineam^',  „vor  der  Linie,  ante  lineam'*  vor,  für  Ein- 
tragungen, die  noch  nicht  vollgiltig  sind,  zum  Vermerk  dienen  sollen  u.  dgl.  m.  Neben 
den  Zahlenspalten  unterscheidet  man  unter  den  Verticalspalten  Ordnungsspalten  für 
die  Eintragung  der  laufenden  Nummer  der  Rechnung,  für  das  Datum,  für  die  be- 
treffende Nummer  des  correspondirenden  Buchs,  meistens  links  im  Anfang,  bei  den 
systematischen  Rechnungen  für  die  Bezeichnung  der  Abtheilung  oder  Nummer  der 
Kategorie  (z.  B.  des  Etats);  dann  Benennungsspalten,  worin  das  Nähere  über 
die  einzelne  Eintragung  (Art,  Ursache,  Umstände  etc.)  angegeben  wird,  femer  Ver- 
▼eisungs spalten,  die  zu  den  Ordnungsspalten  gehören,  wenn  sie  eine  Verweisung 
inf  andere  Bücher  enthalten,  sonst  aber  auf  die  Belegstücke  u.  dgl.  verweisen.  S. 
Bau  II,  §.  543.  Näheres  in  den  theoret  u.  praci  Werken  über  Rechnungswesen, 
so  Schrott  §.  16,  17,  29.  Die  Köpfe  der  Spalten  richten  sich  natürlich  nach  den 
Büchern  u.  den  Eintragungen,  daher  hier  wie  in  der  Spaltenbildung  gewisse  Ver- 
schiedenheiten bes.  bei  den  Tagebüchern  und  den  Hauptbüchern,  den  Journalen  der 
Vorsteher  u.  den  eigentlichen  Kassenbüchern.  Folgende  Beispiele  aus  den  preuss. 
Formularen  für  die  Bücher  der  Regier.hauptkassen  geben  einen  Einblick,  wobei  nur 
za  bemerken,  dass  die  hier  des  Raumes  wegen  vertical  von  oben  nach  unten  ge- 
stellten Spaltenköpfe  horizontal  von  links  nach  rechts  zu  lesen  oder  zu  verstehen 
sind  (Abdruck  der  Formulare  bei  Herrfurth  S.  690,  692,  Nr.  II,  III,  V). 

Siehe  die  folgende  Seite. 

Im  Abschnitt  5,  §.146  u.  147  (über  die  Methoden  des  Rechnungsabschlusses  u. 
ftber  Absolutorium  u.  Indemnität)  finden  noch  einige  weitere  Ausführungen  über  den 
in  den  §.  132  ff.  behandelten  Gegenstand  statt,  mit  specieller  Bezugnahme  auf  den 
Jahresabschluss  der  Staatsrechnnng  u.  auf  dessen  Erledigung.  S.  bes.  am  Schluss 
T.  §.  147  die  Schemata  des  preuss.  Rechnungsabschlusses  für  den  Jahresdienst  in 
den  „Uebersichten  der  Staatseinnahmen  u.  Ausgaben  mit  dem  Nachweis  der  Etats- 
ftberschreitungen  u.  s.  w.** 


2!)8  I.B.4.K.l''atiucllellrJiiuiig.3.AbbcbiiiU-Zahl.-.KaiUi.-.Rucliti.wtsori.§.134.13a. 


11.1  ?!  1. 11?^  11 
J_il   .  .  s«  i:-|    ; 

.  =  =     .  =  f '     15.  15 


11 1    3 
s|5"   * 


We«       Wa.     ^Pc^CS"; 


?srpts'     SSSs 


S„PT|.„s.:'§5  5 


ijss'-   =! 


=  3tl=     I.  ili,  i-         i^f  I 


Foruularien  der  KcchnungsbUcher.    Kechnungsstyl.  299 

§.  135.  —  3.  Der  Kechnungsstyl.  Hinsichtlicb  der 
Methode  der  Rechnung  bei  der  BachfUhrong  oder  hinsichtlich 
des  sogen.  RechnangsslyTs  wird  auch  im  Rechnungs-  und 
Bacbftthrangswesen  der  Finanzwirthschaft  die  sogen,  einfache 
Buchführung  (Rechnungsstyl  in  einfachen  Posten)  oder  der 
Cameralstyl  und  die  sog.  doppelte  Buchführung  (Rechnungs- 
styl in  doppelten  Posten,  „doppische"  Verrechnung)  oder  der 
italienische  oder  Mercantilstyl  unterscbieden. 

Bei  der  ersten  Methode  verfolgt  man  alle  Veränderungen  im 
Vermögen  einer  Wirthschaft  (im  Bestand  einer  Kasse)  unmittelbar 
sowie  sie  vorgehen,  nemlich  als  Eingänge  und  Ausgänge  (Zu- 
und  Abgänge,  Einnahmen  und  Ausgaben),  entweder  chrono- 
logisch, wie  in  den  Tagebüchern  oder  systematisch  wie  in  den 
Hauptbüchern.  Durch  einfache  Additionen  beider  Seiten  und  Snb- 
tractionen  der  betreffenden  Summen  erhält  man  das  Ergebniss 
der  erfolgten  Veränderungen.  Geldrechnung  und  Sachrechnung 
werden  getrennt  geführt.  Soll,  Ist  und  Rest  stehen  in  den  Manualen 
neben  einander. 

Die  Ein-  and  Ausgänge  bestehen  theils  in  wirklichen  Bewegungen  der  Geld- 
fonds der  Kasse,  auf  deren  eigene  und  aaf  Rechnung  andrer  Kassen  (Commissions- 
feschäft),  theils  anch  hier  in  fingirten  Bewegungen,  indem  die  durch  Vermittlung 
anderer  Kassen  aber  auf  Rechnung  der  betreffenden  Kasse  erfolgenden  Ein-  und 
Ausgänge  mit  in  die  Buchführung  gezogen  werden  („Zahlungen  durch  Anrechnung 
bilden  zugleich  ein  Einnahme-  u.  ein  Ausgabegeschäft'%  s.  o.)«  und  indem  femer 
nach  dem  Grundsatz  der  Bruttorechnung  die  Betriebs-  und  Erhebungskosten  einer 
Einnahme  oder  sonstige  Ausgaben,  welche  von  den  an  die  Einnahmekasse  abzufahrenden 
UebcrschOssen  gleich  abgegangen,  also  nicht  eigentlich  zur  Kasse  gekommen  sind, 
doch  deren  Rechnungen  mit  durchlaufen  und  sowohl  bei  den  Ein- 
nahmen als  bei  den  Ausgaben  gebucht  werden  (prenss.  Instr.  v.  18.  Dec.  1824 
i  d.  Oberrechenkammer  §.  5,  gleiche  Bestimm,  in  Oesterreich). 

Bei  der  doppelten  Buchführung  wird  ,Jeder  Geschäftsfall 
(einzutragende  Posten)  als  Inbegriff  einer  Leistung  und  der 
dazugehörigen  Gegenleistung  aufgefasst  und  dargestellt*'  uud 
er  kommt  dann  in  der  hier  anzuwendenden  Geldrechnung  „zwei- 
mal, das  eine  Mal  mit  der  in  ihm  begriffenen  Leistung,  das  andere 
Mal  mit  der  zugehörigen  Gegenleistung,  also  in  zwei  Posten  oder 
in  einem  doppelten  Posten  vor''  (Schrott).  Die  Rechnung  er- 
folgt getrennt  nach  Geschäftszweigen,  die  unter  sich  durch  Leistungen 
und  Gegenleistungen  in  Verbindung  stehen  und  so  zu  einander  in 
das  Verhältniss  von  Geber  oder  Gläubiger  und  Empfänger 
oder  Schuldner  treten.  Die  gemachte  Leistung  (Zahlung)  erscheint 
bei  jenem  als  Guthaben  (Haben,  Credit),  bei  diesem  als 
Schuldigkeit  (Soll,  Debet).  Wo  sich  die  in  Geld  angeschlagenen 
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Leistungen  und  Gegenleistungen  bis  zum  Zeitpunct  des  Reehnungs- 
abschlusses  (der  Bilanzziebung)  nicht  ausgeglichen  haben ,  bleibt 
ein  Mehrbetrag  (Saldo)  als  Guthaben  zu  Gunsten  des  Einen 
und  als  Schuld  zu  Lasten  des  Anderen,  welcher  Posten  mit  ge- 
bucht und  dann  durch  eine  besondere  Gegenleistung  beglichen  oder 
auf  neue  Rechnung  vorgetragen  wird.  Die  Summe  im  Credit  und 
Debet  muss  immer  die  gleiche  sein,  weil  jeder  Posten  doppelt  ein- 
getragen wird,  ein  Moment,  das  fttr  die  Gontrole  der  Richtigkeit  dient 

Wo  es  sich,  wie  im  gewöhnlichen  wirthschafüichen  Verkehr,  daher  besonders 
nnter  Kanfleuten,  wo  diese  Rechnnngsmethode  die  übliche  ist,  nm  die  Leistungen 
nnd  Gegenleistnngen  wirklicher  Ferschiedener  Personen  (selbständiger  Rechts- 
snbjecte)  handelt,  hat  es  auch  die  doppelte  Bnchhaltung  mit  nnmittolbaren  Reali- 
täten zn  thnn.  Aber  zahlreiche  Fictionen  mOssen  daneben  gebildet  werden,  ins- 
besondere erfolgt  einePersonification  der  einzelnen  Abtheilnngen  der  einheitlichen 
Wirthschaft,  f£  deren  jede  dann  eine  besondere  Rechnung  („Conto"')  geftlhrt  und 
deren  Beziehungen  zu  einander  in  den  Leistungen  und  Gegenleistungen  durch  die 
doppelte  Buchhaltung  dargestellt  werden.  Und  ebenso  wird  die  Wirthschaft  als  eine 
eigene  Person,  getrennt  vom  EigenthUmer  (Leiter)  aufgefasst  und  die  Beziehungen 
zwischen  ihnen  auch  als  Leistungen  u.  Gegenleistungen  gebucht  Somit  bestehen 
Conti  wirklicher  und  solche  fingirter  Personen.  Jedes  Conto  hat  zwei  Ab- 
theilungen, links  für  das  Soll  (Debet),  rechts  für  das  Haben  (Credit).  —  Ygl  Über 
beide  Style  Rau,  Fin.  ü,  §.  549,  550.  Schrott,  §.  13,  14,  66.  An  beide  lehnt 
sich  obige  Darstellung  in  einigen  Puncten  näher  an. 

yyDieDoppelbuchhaltang  ist  demnach  die  vollständige' 
Darstellung  der  Verhältnisse  zwischen  einzelnen 
Personen''  (wirklicher  nnd  fingirter),  ,,der  Cameralstyl  ist  ein 
einheitlicher  Aufbau  der  Bechnung,  welche  alle  Vorgänge 
in  Beziehung  auf  eine  einzige  Person,  die  Verwaltungsstelle  (Kasse) 
bringt*'  (Bau,  II,  §.  549). 

Anwendbar  sind  beide  Methoden  auch  im  Staatsrechnungswesen. 
Der  Cameralslyl  ist  der  ältere,  verbreitetere ,  in  Deutschland  und 
Oesterreich  ttbliche,  —  mit  einzelnen  Verschiedenheiten  und  manchen 
erheblichen  Verbesserungen  des  gegenwärtigen  gegen  den  „alten 
Cameralstyl'^  Die  doppelte  Buchführung  besteht  namentlich  in  Frank- 
reich, auch  in  England.  Beide  Methoden  haben  theoretisch  und  practisch 
ihre  Vorzflge  und  Mängel  und  haben  ihre  Anhänger  in  der  Wissen- 
schaft und  im  practischen  Leben.  Die  Gründe  fUr  den  verbesserten 
neueren  Cameralstyl  überwiegen  aber  doch  wohl.  Dieser  Slyl  ist 
im  Staatsrechnungswesen  nicht  nur  der  einfachere,  sondern  auch 
deijenige,  welcher  dem  Finanzwesen  nach  dessen  Natur  und 
nach  den  characteristischen  Unterschieden  der  Finanzwirthschaft 
von  der  gewöhnlichen  privaten  Verkehrswirthschaft ,  zumal  von 
dem  Handelsunternehmen,  am  Meisten  entspricht. 
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Denn  bei  einem  grossen  Thelle  der  Gebahmngen  im  öffentlichen  Haushalte, 
welche  gebucht  werden  sollen,  handelt  es  sich  nicht  um  Leistungen  an  den  Staat, 
denen  Gegenleistungen  Überhaupt  oder  wenigstens,  wenn  auch  mit  Hilfe  von  Fictionen, 
berechenbare  Gegenleistungen  des  Staats  an  die  Leistenden  entsprechen  (so  im  Steuer- 
wesen) und  ebensowenig  umgekelirt  um  Leistungen  des  Staats  an  Dritte,  denen  solche 
bflchungsfahige  Gegenleistungen  dieser  Dritten  gegenüberstehen  (Gehalte,  Pensionen). 
Sehr  künstliche  Fictionen«  weit  mehr  als  in  der  kaufmännischen  Praxis  mUssen  hier 
bei  Benutzung  der  doppelten  Buchführung  im  Staatsrechnungswesen  gemacht  werden. 
Die  Sicherung  des  Rechnungswesen  bezüglich  seiner  Richtigkeit  und  die  Mittel  zu 
aoareichender  Controle  gewährt  aber  auch  der  verbesserte  Gameralstyl,  wie  deutsche 
Erfahrung  lehrt 

Demnach  verdient  in  den  Staatsrechnungen  der 
Regel  nach  der  Gameralstyl  den  Vorzug  (Ran  11,  §.  550). 

Zu  demselben  Resultat  gelangt  Schrott,  S.  350,  „die  Anwendung  der  Doppik 
sei  für  die  Regierungswirthscbaft  gradezu  unzweckmässig,  weil  hier  die  rubrikenweise 
Aafeeigung  der  Schuldigkeiten  u.  der  Rückstände  eine  wesentliche  Bedingung  einer 
guten  Wirthschafisleitung  sei.''  Auch  v.  Malchus,  Ein.  U,  139  hat  überwiegend 
Bedenken  in  Betr.  der  doppelten  Buchhaltung,  die  jedenfalls  nur  mit  Modificationen 
anwendbar  sei.  Misslungener  Versuch  im  18.  Jahrh.  in  Oesterreich.  Gewisse  Modi- 
ficationen scheinen  auch  in  Prankreich  zu  bestehen  (Ordonn.  ?.  14.  Sept  1822).  Doch 
rühmt  anderseits  Hock  die  Methode  grade  nach  den  fi:anz5s.  Erfahrungen  (S.  97), 
mit  Bezugnahme  auf  Beispiele,  die  aber  kaum  unbedingten  Werth  in  der  Ftage  haben. 


4.  Abschnitt. 
Das  Controlwesen. 

S.  0.  §.  80  über  die  3  Arten  der  Controle,  was  hier  weiter  auszuführen  ist 
Der  Zusammenhang  des  Gegenstands  mit  dem  im  vorigen  Abschnitt  behandelten 
nlithigte  aber  dazu,  Einzcbes  auch  bezüglich  des  Controlwesens,  namentlich  die  eigent- 
liche Kassen  controle  mittelst  der  Visitationen  u.  Revisionen  (§.  129)  schon  dort  zu 
behandeln.  Jetzt  erübrigt  hier  von  dieser  ersten  Art  der  Controle  noch  die  Be- 
sprechung der  eigentlichen  Rechnungscontrole  und  der  Kassen  controle,  soweit 
diese  zugleich  Rechnungscontrole  ist.  Für  die  Literatur  s.  die  Angaben  in  den 
Vorbemerkungen  zu  den  vorigen  Abschnitten,  S.  219  u.  253,  speciell  v.  Jacob  Fin.  II, 
§.  1316  £,  V.  Malchus  Fin.  II,  159  ff.,  Rau  Fin.  II,  8.  557,  Stein  Fin.  II, 
113  ff.,  Leroy-Beaulieu  II,  I.  1,  eh.  3,  bes.  v.  Czörnig  Budget,  Staatsrechn.  u.  s.  w., 
wo  diesem  Gegenstand  bei  jedem  der  behandelten  Staaten  besondre  Aufmerksamkeit 
geschenkt  u.  derselbe  zum  Schluss  S.  163  ff.  vergleichend  behandelt  wird  (die  Schrift 
wurde  Ende  1865  veröffentlicht,  enthält  also  n.  A.  die  neuere  Entwicklung  in  Preussen 
noch  nicht).  Das  Beste  auch  in  vergleichender  u.  principieller  Behandlung  leistet  wohl 
die  anonyme  Arbeit  „Ueber  den  Rechnungshof  mit  bes.  Rucks,  auf  das  Deutsche 
Reich",  2  Art  in  d.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  0.  33  (1876  u.  77),  der  erste  mehr  principieU, 
dann  näher  eingehend  auf  Preussen,  im  zweiten  auch  eine  Darstellung  der  gegen- 
wärtigen Gestaltung  der  Rechnungscontrole  in  Frankreich,  Oesterreich,  Baiern,  Belgien, 
eine  gute  Ergänzung  der  älteren  Schrift  v.  CzOrnlg's,  femer  eine  nähere  Dar- 
stelluDg  der  bis  dahin  (u.  auch  seitdem  noch)  resultatlosen  Parlamentär.  Verhand- 
lungen Aber  Etatsgesetz,  Rcchnungs-Control- Gesetz  u.  s.  w.  im  Deutschen  Reiche. 
Dieser  Arbeit  wird  in  diesem  Abschnitt  mehrfach  gefolgt.  Eine  umfassende  Behand- 
lung des  Gegenstands  vom  wirthschaftstechn.  Standpuncte  aus  bei  Schrott,  Yerrechn.- 
wias.  §.  123  ff.,  154  ff,  159  ff 

Die  finanztechnische  Seite  des  Controlwesens  ist  augenfällig  und  auch  in 
der  administrativen  und  in  der  Staatscontrole  deutlich  sichtbar.  Aber  hier  tritt  doch 
als  das  noch  bedeutsamere  Moment  das  staatsrechtliche  u.  politische  hervor. 
Daher  denn  insbesondere  in  der  neueren  Periode  der  „Verfassungsstaaten*'  und  seit 
dem  Uebergang  der  absoluten  in  die  constitutionelle  (u.  eventuell  parlamentarische) 
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Staatsform  ein  lebhafter  theoretischer  u.  practisch-politischcr  Streit  über  die  Controle, 
besonders  Über  die  Staatscontrole,  deren  Yerhältniss  zur  Yerwaltongscontrole,  über  die 
Organe  oder  das  Organ  zur  Ausübung  dieser  Controle,  über  die  staatsrechtliche 
Stellang,  Bildung  u.  Zusammensetzung,  Function  besonders  des  obersten  Controlorgans 
(„oberster  Rechnungshof",  „Oberrechenkammer",  6our  des  comptes),  über  das  Ver- 
hältniss  desselben  zur  Regierung,  zu  den  obersten  Verwaltungsbehörden,  (Ministerien, 
Ueber-  oder  Neben-  oder  Ein-  und  Unterordnung  des  R^chnuogshofs  gegenüber  der 
Ministerien),  über  die  Beziehung  des  Rechnungshofs  zum  Parlament  u.  dgl.  m.  Die 
Geschichte  u.  das  geltende  Recht  des  Gontrolwesens  werden  hier  zu  einem  wichtigen 
Gegenstand  der  allgemeinen  Yerfassnngs-  und  Yerwaltungsrechts- Geschichte  u.  des 
bestehenden  Staats-  besonders  Ycrfassungsrechts ,  wie  es  ähnlich  vom  Etatswesen,  der 
Etats-  und  Steuerbewilligung  gilt  Die  heutigen  positiven  Einrichtungen  der  Staaten 
auf  dem  Gebiete  des  Gontrolwesens  sind  daher  das  gemeinsame  Product  finanz- 
technischer Bedürfnisse,  —  wie  sie  sich  schon  im  entwickelten  Geldhaashalt 
der  absoluten  Monarchie  ( 1 8.  Jahrh.)  zeigten  und  mehr  oder  weniger  genügend  durch 
die  damals  getroffenen  Einrichtungen  befriedigt  wurden  (Preussen)  —  und  politischer 
Anforderungen  sowie  staatsrechtlicher  Consequenzen  des  geltenden 
öffentlichen  Rechts.  Für  diese  Seite  des  Gegenstands,  welche  hier  in  der 
Finanzwissenschaft  nur  gestreift,  nicht  genauer  behandelt  werden  kann,  ist  ausser  aaf 
den  genannten  Aufsatz  in  d.  Tüb.  Ztschr.,  ein  wichtiger  Beitrag  zum  „vergleichenden 
öffentlichen  Recht",  auf  die  Literatur  des  positiven  Staatsrechts  zu  verweisen, 
wo  dieser  Punct  regelmässig  näher  erörtert  wird,  daher  für  das  Deutsche  Reich 
auf  V.  Rönne  u.  Laband,  for  Preussen  auf  v.  Rönne,  für  Baiern  auf  POzI, 
für  Würtemberg  jetzt  auf  Sarwey,  fttr  England  auf  Gneist,  für  Oesterreich 
auf  Ul brich  u.  s.  w. 

Mehr  nach  seiner  Bedeutung  grade  für  die  Ordnung  der  staatlichen  Finanz- 
wirthschaft,  wenn  auch  unter  Berücksichtigung  jener  öffentlich-rechtlichen  Seite  and 
der  Technik  des  Zahlungs-,  Kassen-  u.  Rechnungswesens,  wird  das  Gontrolwesea  in 
den  monograph.  Arbeiten  über  den  Staatshaushalt  einzelner  Staaten  behandelt  S.  aber 
Frankreich  v.  Hock  Kap.  3,  bes.  111  fi'.,  v.  Kaufmann  Kap.  4,  Leroy-Beauliea 
a.  a.  0.  II,  1.  1,  eh.  3,  Block's  dict.  Art.  ^^omptabüit^  publ.  u.  cour  des  comptes, 
(Czörnig  a.  a.  0.  S.  97  ff.,  Tüb.  Ztschr.  1877  S.  41  ff.);  über  Oesterreich 
Blonski  II,  358  ff.,  364  ff.,  Dessary,  Fin.ges.kuude  §.  122,  123;  über  Bayern 
Stockar  v.  Neuforu-Hock,  §.68,69,  113  ff.  u.a.  m.  passim;  über  Würtemberg 
V.  Riecke  Yerfass.  u.  s.  w.  Würt.s  S.  163  u.  pass.;  über  Baden  Regenauer  a.  a.  0. 
§.  13 — 15.  Für  Preussen  fehlt  ein  entsprechendes  Werk  dieser  Art  S.  daftlr  v. 
Rönne,  preuss.  Staatsrecht,  über  die  Öberrecheukammer,  bes.  II,  1.  Abth.  §.  260. 
f.  d.  legislat  u.  Yerordn.material  Herrfurth  a.  a.  0.,  bes.  Abschn.  II,  S.  13  ff«, 
Meissner  Rechn.wesen  I  u.  IL  Uebersicht  der  Hauptpuncte  des  posit.  Controlreclits 
verschiedener  Staaten  auch  bei  Stein,  Fin.  I,  119 — 124  (kaum  haltbare  Aufstellung 
„zweier  grosser  europ.  Systeme  der  höchsten  Staatscontrole" ,  des  französischen  a. 
deutschen.  Dass  sich  so  nicht  genau  schematisiren  lässt  zeigt  d.  Aufs,  in  d.  Tüb. 
Ztschr.)  —  Daten  über  wichtigere  Gesetze  u.  Yerordnungen  unten  in  den  Noten. 

§.  136.  Einleitung.  Die  Lehre  vom  Controlwesen  hat  vor- 
nehmlich drei  Pnncte  zu  erörtern:  die  Aufgab e,  die  Organi- 
sation, die  Ausführung  der  Controle. 

I.  Die  Aufgabe.  Das  Controlwesen  in  der  Finanz  wirthschaft 
ist  zunächst  das  Mittel  zur  Constatirung  der  bezüglichen  That- 
Sachen  darüber ,  ob  und  wieweit  die  zu  fordernde  Ueberein- 
stimmung  der  Zahlungsanweisungen ,  der  Bechnungen  und  der 
Kassenbewegung  und  Kassenbestände  mit  den  Normen  besteht, 
welche  für  diese  Gebiete  im  geltenden  allgemeinen  Recht,  in  be- 
sonderen Gesetzen,  im  Etat  und  in  den  giltig  erlassenen  Verord- 


Controlwesen.    Einleitang.     Aufgabe.  303 

nangcn  der  competenten  Organe  der  vollziehenden  Gewalt  aufgestellt 
sind;  sodann  zugleich  das  Mittel  dazu,  diese  Uebereinstimmung 
möglichst  sicher  zu  verbttrgen  und,  wo  sie  fehlt,  sie 
wieder  herbeizuführen.  Diesem  gemeinsamen  Zweck  dient 
in  verschiedener  Weise,  eventuell  unter  Mitwirkung  verschiedener 
Organe,  jede  der  drei  oben  schon  (§.  80)  unterschiedenen  typischen 
Hanptarten  der  Controle,  die  Rechnungs-,  die  Verwaltungs- 
und  die  Staatscontrole. 

IL  Die  Organisation.  Dahin  gehören  die  Fragen  über 
das  Verhältniss  dieser  Controlen  zu  einander,  über  ihre  nähere 
Verbindung  mit  einander,  über  ihre  Ausübung  durch  verschiedene 
oder  zum  Theil  auch  durch  die  nemlichen  Organe,  über  die  Stellung, 
Einrichtung  und  Gompetenz  dieser  Organe,  über  deren  Bechte  und 
anderseits  über  die  Pflichten  der  zu  controlirenden  Behörden  und 
Beamten. 

III.  Die  Ausführung.  Hier  handelt  es  sich  darum,  in 
welcher  Weise  die  Controle  der  drei  verschiedenen  Arten  vor- 
genommen (Methode  der  Controle),  welche  besonderen  Zwecke 
dabei  verfolgt,  wie  die  Erreichung  der  letzteren  sicher  gestellt 
werden  soll. 

NatOrlicli  bestehen  hier  Wechsefbedingangayerhältnisse:  nach  der  Auf- 
gabe ist  die  Organisation  einzurichten  and  eine  bestimmte  Organisation  bedingt  wieder 
die  Art  der  Lösung  der  Aufgabe  und  ebenso  bedingt  die  Organisation  die  Ausfahrung 
and  reriangt  eine  bestimmte  Aufgabe  die  und  die  Art  der  Ausführung.  Aber  der 
beherrschende  Hauptpunct  ist  doch  der  vorangesteUte ,  die  Aufgabe.  Vgl.  den  gen. 
Aofe.  aber  den  Rechnungshof  in  d.  Tub.  Ztschr.  B.  32,  S.  480  ff.,  dessen  sachkundiger 
Dustellung  hier  mehrfach  (in  §.  137  in  einzelnen  Sätzen  beinahe  wörtlich)  gefolgt  wird. 

I.  —  §.  137.  Die  Aufgabe.  Dieselbe  specialisirt  sich  nach 
den  drei  Arten  der  Controle,  wie  dieses  oben  (§.  80)  schon  generell 
skizzirt  worden  ist. 

A.  Die  Rech  nun gs controle  (Controle  im  engsten  Sinne,  auch 
wohl  Kassencontrole  genannt)  schliesst  sich  mehrfach  nahe  an  die 
früher  besprochene  Kassenrevision  (§.  129,  „Kassencontrole^' 
in  einem  anderen  Sinne)  an,  ist  aber  nach  Aufgabe  und  Wesen 
davon  zu  unterscheiden.  Die  Kassenrevision  ist  eine  Controle, 
welche  vomemlich  die  Uebereinstimmung  der  Kassenbestände  mit 
den  über  die  Kassenbewegung  geführten  Bttcbern  und  Rechnungen, 
dann  das  wirkliche  Vorhandensein  der  rechnungsmässig  nach- 
gewiesenen Kassenbestände  prüft  und  sich  eventuell  sonst  auf  die 
Führung  der  Kassengeschäfte  u.  dgl.  erstreckt,  sie  ist  also  recht 
eigentlich  eine  Controle  der  Kassenverwalter.    Die  Rechnungs- 
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controle  dagegen  ist  gegen  die  Verrechner,  daher  soweit  diese 
auch  Kassenverwalter  sind,  gegen  letztere  in  dieser  Eigenschaft 
des  Verrechners  gerichtet.  Sie  prttft  dann  vor  Allem  die  Bech- 
nun  gen  und  zwar  nach  folgenden  drei  Seiten:  zunächst  nach 
der  Bichtigkeit  des  Calcüls,  in  der  Bechnung  selbst,  in  den 
Beilagen  nnd  den  Belegen  („cälculatorische^'  Controle  oder 
Bevision),  sodann  nach  der  Bichtigkeit  der  in  der  Bechnung  vor- 
getragenen Ziffern  nnd  Thatsachen  sowie  nach  der  Voll- 
ständigkeit der  dazu  gehörenden  Nachweise,  endlich  nach  der 
Einhaltung  der  fttr  die  Bechnungslegung  vorgeschriebenen 
Formen,  beztiglich  der  Bechnung  selbst  wie  der  Legalität  und 
Vollständigkeit  der  Belege  („formelle*'  Controle).  Die  Kassen- 
und  die  Bechnungscontrole  wenden  sich  demnach  beide  gegen  die- 
jenigen Behörden  und  Beamten,  welche  mit  der  wirklichen  practiscben 
Durchführung  der  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  betraut  sind. 

Die  calculatorische  nnd  die  formelle  Controle  sind  an  sich  am  Einfachsten, 
setzen  aber  technisch  geschaltes,  wesentlich  dem  Snbalterndienst  angehOriges  Personal 
rorans,  das  hinsichtlich  der  Znverlässigkeit  seiner  GontroUeistungen  selbst  wieder 
einer  Controle  durch  höhere  Organe  unterzogen  werden  mnss,  eventuell  durch  die- 
selben, an  die  es  FäUe  der  Beanstandung  der  Rechnungen  zun&chst  zu  leiten  hat 
Am  Wichtigsten  ist  die  zweite  Controle,  in  welcher  es  sich  n.  A.  besonders  um  die 
Prüfung  der  Uebereinstimmung  der  Anweisungen  mit  deren  in  den  Bechnungs- 
büchern  beurkundeten  Durchfahrung  Seitens  der  Kassen?erwaltung  handelt  Die 
Zurerifissigkeit  dieser  Controle  mnss  b^onders  durch  eine  zweckmässige  Organisation 
des  Controldienstes  verbürgt  werden.  Sie  steht,  von  den  drei  einzelnen  Theilen  der 
Bechnungscontrolen  mit  der  folgenden  zweiten  Hauptart  der  Controle  in  nächster 
Beziehung  und  wenigstens  sie,  wenn  nicht  auch  die  beiden  anderen  Theile,  erfolgt 
am  Besten  gleichzeitig  nnd  durch  dieselben  Organe  mit  ihr. 

B.  Die  Verwaltungscontrole  wendet  sich  im  Unterschied 
von  der  Kassen-  und  Bechnungscontrole  nicht  gegen  die  Kassen- 
Verwalter  und  Verrechner,  welche  nach  allgemeinen  oder  speciellen 
Aufträgen  die  Finanzgeschäfte  im  Einzelnen  ausführen,  sondern 
gegen  diejenigen  Behörden  und  Beamten,  welche  solche  Aufträge 
ertheilen,  —  gegen  die  ^^anweisenden  Verwaltungs- 
behörden^' (ordonnateurs).  Hier  soll  die  gesetz-,  etats-  und 
verordnungsgemässe  Ausübung  des  finanziellen  Anweisangsrechts 
zunächst  innerhalb  des  Verwaltungsorganismns  selbst 
geprüft  und  in  der  Verwaltangshierarchie  hinsichtlich  der  unter- 
geordneten gegenüber  der  vorgeordneten  Behörde  constatiii;  werden, 
bis  hinauf  zu  den  oder  der  leitenden  obersten  Behörde  (Ministerien, 
bez.  Finanzministerium),  in  Staaten  ohne  Volksvertretung,  wie  in 
der  absoluten  Monarchie  bis  hinauf  zum  Staatsoberhaupt,  als  der 
eigentlichen  Spitze  auch  der  Verwaltang.  Die  Verantwortlichkeit 
jeder  anweisenden  Behörde  kommt  daher  hier  zunächst  gegenüber 
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ihrer  vorgesetzten  Behörde  zur  Geltung.  Neben  der  Controle  der 
Rechtmässigkeit,  d.  b.  der  Uebereinstimmung  mit  den  Gesetzen, 
Etats ,  Verordunngen,  kann  and  soll  es  sich  in  der  Regel  auch 
Zugleich  um  eine  Controle  der  finanzwirthschaftlichen  Zweck- 
mässigkeit der  Anordnungen  im  Gebiete  der  Ausgabe-;  Einnahme- 
und  Vermögensverwaltung  bei  der  Verwaltungscontrole  handeln, 
ein  Punct,  auf  welchen  die  Controlorgane,  besonders  das  oberste 
(Oberrechenkammer)  in  den  Gesetzen  wohl  ausdrücklich  mit  hin- 
gewiesen werden. 

Im  Einzelnen  lässt  sich  mit  dem  gen.  Aufss.  in  d.  Tab.  Ztschr.  (B.  32,  S.  4S2) 
wieder  ein  dreifaches  Gebiet  der  Venr.controle  unterscheiden:  dasj.  der  Einnahmen, 
wo  es  sich  neben  der  Kechtmässigkeit  des  Verfahrens  nm  die  Prüfung  der  Follständigen, 
aber  doch  aoch  richtig  massyollen  Ausnutzung  der  Einnahmec}uellen  und  um  die  Frage 
TOD  Verbesserungen  bei  der  Benützung  handelt;  dasj.  des  Vermögens,  wo  die 
Voischriftsmässigkeit  und  Zweckmässigkeit  des  Verfahrens  bei  der  Erwerbung,  Bewirth- 
sehaftung  und  Veräusserung  zu  controliren  ist;  endlich  dasj.  der  Ausgaben,  wo 
die  AntorisatJon  zq  deren  Leistung  u.  Anweisung,  die  Zweckmässigkeit  der  Verwendung 
Q.  die  Sparsamkeit  bei  der  Bemessung  Sache  der  Verw.controle  ist.  Das  Etatsrecht 
kommt  bei  dieser  Controle  besonders  für  die  Ausgaben  in  Betracht.  Nur  wenn  die 
untergeordneten  anweisenden  Behörden  sich  streng  innerhalb  des  Etats  halten,  ist  fUr 
die  ganze  Finanzverwaltung  die  Einhaltung  des  Etats  möglich.  Daher  die  Bedeutung 
der  früher  erwähnten  strengen  Vorschriften  wider  Etatsüberschreitung,  welche  letztere 
einer  anweisenden  Behörde  nur  mit  (meist  vorheriger)  Bewilligung  ihrer  vorgesetzten 
Behörde  gestattet  ist,  wobei  Ueberschreitungcn  des  Gesammtetats  der  letzteren  wieder 
die  Zustimmung  des  Finanzministeriums,  bez.  des  Gesammtministeriams  und  Staats- 
oberhaupts voraussetzen.  Gegen  diese  Vorschriften  vcrstossende  oder  auch  solche  zwar 
bemingelte  Anweisungen  der  Verwaltungsbehörden,  deren  Bemängelungen  jedoch  nicht 
im  früheren  administrativen  Instanzenzug  behoben  sind,  bilden  dann  auch  einen  Gegen- 
stand der  Staatscontrole  gegenüber  den  obersten  Verwaltungsbehörden,  welche  für  die 
nicht  vorschriftsmässigen  Handlungen  ihrer  untergeordneten  Behörden  verantwortlich  sind. 

C.  Die  Staatscontrole  soll  nun  grade  die  Verantwortlicbkeit 
der  obersten  Verwaltungsorgane  in  Finanzangelegenheit  practisch 
wirksam  machen.  Sie  wendet  sich  daher  gegen  diese  Organe, 
speciell  gegen  das  Finanzministerium,  bez.  dessen  Chef,  um 
zu  prüfen,  ob  hier  streng  gesetz-,  etats-  uüd  verordnungsmässig, 
eyentuell  auch,,  ob  hier  ttberall  zweckmässig  mit  dem  Staatsver- 
mögen, im  Gebiete  der  Einnahmen  und  Ausgaben  verfahren  worden 
ist  Die  Staatscontrole  soll  namentlich  die  Uebereinstimmung 
zwischen  Voranschlag  und  Ausftihrung  des  letzteren  prüfen 
und  etwaige  Abweichungen  constatiren,  die  Begründung  der  vom 
Willen  der  leitenden  Organe  der  Verwaltung  mit  abhängigen  Ab- 
weichungen zwischen  Voranschlag  und  Gebabrung,  mithin  besonders 
bei  den  Ausgaben,  was  hier  EtatsüberschreitUDgen  und  Ver- 
letzungen der  gesetzlichen  Bestimmungen  des  Etatsrechts  bezüglich 
der  Uebertragungen  (§.  117)  anlangt,  von  den  betreffenden  verant- 
wortlichen Organen  fordern  und  die  ertheilte  Begründung  beurtheilen, 

A,   Wapncr,  Finanxwüwt^flsrhaft  T.    3.  Aufl.  20 
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unter  Umständen  darüber  entscheiden,  und  endlich  die  constatirten 
Abweichungen,  die  nicht  behobenen  Bemängelungen  zur  Kenntniss 
und  endgiltigen  Entscheidung  des  Staatsoberhauptes  und,  in  Ver- 
fassungsstaaten, der  Volksvertretung  bringen,  eventuell  zugleich  mit 
einem  Berichte,  welcher  eine  Kritik  der  gesammten  Finanzverwaltuog 
vom  Standpuncte  nicht  nur  der  Vorschriflsmässigkeit,  sondern  auch 
wieder  der  Zweckmässigkeit  liefert  oder  über  einzelne  Wahr- 
nehmungen kritisch  referirt. 

Ihre  wahre  Bedeutung  hat  die  politische  oder  Staatscontrole  allerdings  erst  iti 
unserer  Zeit  der  verfassungsmässigen  Finanzyerwaltung  erlangt  und  ihre  principieUc 
Unterscheidung  ?on  der  Vcrwaltungscontrolo  ist  ebenfalls  erst  ein  Ergebniss  der 
neueren  politischen  Doctrin.  Doch  geht  die  auch  bei  Stein  durchklingende  Auf- 
fassung zu  weit  als  ob  practisch  und  principiell  erst  im  Yerfassungsstaate  mit  Volks- 
vertretung von  einer  eigentlichen  Staatscontrole  zu  sprechen  sei.  Eine  solche  ist  recht 
wohl  auch  in  der  absoluten  Monarchie  gegenüber  dem  Monarchen  selbst  fttr  die 
Verwaltungschefs,  die  Minister  u.  speciell  fUr  den  Finanzminister  denkbar  u.  in  neuerer 
Zeit  auch  vorhanden  gewesen  (Preussen,  Oesterreich).  Die  Staatscontrole,  welche 
Beanstandungen,  Abweichungen  vom  Etat  u.  s.  w.  an  die  Volksvertretung  leitet, 
ist  keine  von  jener  anderen,  älteren,  wo  dem  Staatsoberhaupt  allein  Bericht  erstattet 
wird,  specifisch  verschiedene,  sondern  nur  die  folgerichtige  Aus-  und  Umbildung  dieser 
älteren,  im  Zusammenhang  mit  der  Umbildung  der  absoluten  in  die  constitutionelle  Monar- 
chie.   Meistens  eine  principiell  bedeutsamere  und  practisch  werthvoUere  ist  sie  freilich. 

IL  —  §.138.  Die  Organisation  der  Controle  muss  sieb 
einerseits  den  dargelegten  Aufgaben  anpassen  und  demgemäss  ge- 
staltet werden,  anderseits  hängt  sie  aber  unvermeidlich  auch  mehr 
oder  weniger  von  der  allgemeinen  Organisation  der  Verwaltung 
und  des  Finanzdiensts,  des  Zahlungs-,  Kassen-  und  Rechnungs- 
Wesens,  sowie  von  dem  geltenden  Verfassungsrechte  des  Staats  ab. 
Letzteres  übt,  wie  schon  angedeutet ,  namentlich  seinen  Einfluss 
auf  die  Staatscontrole  und  auf  deren  Verhältniss  zur  Verwaltungs- 
controle  aus. 

S.  auch  hierfür  bes.  den  Aufs,  in  d.  Tab.  Ztschr.  B.  32  S.  483  —  514, 
dem  hier  wieder  in  einigen  Puncten  näher  gefolgt  wird;  dann  auch  v.  Czörni^, 
Budg.,  Staatsrcchn.  u.  s.  w.  S.  170  ff. 

In  allen  drei  Arten  der  Controle  handelt  es  sich  um  eine 
Constatirung  von  Thatsachen,  insbesondere  bezüglich  der 
Uebereinstimmung  der  Rechnungen  der  Rechnung  legenden,  mit  den 
Anweisungen  und  Anordnungen  der  anweisenden  Behörden  und 
der  Anweisungen  und  Rechnungen  mit  den  auf  diesem  Gebiete 
geltenden  Bestimmungen  der  Gesetze,  des  Etats,  der  obersten  Ver- 
ordnungen („Königl.  Ordres'^)  oder  bezüglich  betreffender  Ab- 
weichungen ;  ferner  in  Anknüpfung  an  diese  constatirende  Thätigkeit 
um  eine  Kritik  des  Befundes;  weiter  um  die  Behebung  von 
aufgefundenen  Mängeln,  entweder  durch  Verhandlungen  mit 
den  roidirten  oder  controlirtcn  Behörden  und  Beamten,   wonach 
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letztere  selbst  den  Mangel  zugeben  nnd  abstellen,  oder  dnrch  die 
selbständige  endgiltige  Entscheidung,  sei  es  des  Controlorgans  ftir 
sich  oder  einer  anderen  Instanz ;  endlich  bei  unbehoben  bleibenden 
Bemängelungen  um  die  Zur-Kenntnissbringung  derselben 
bei  den  darüber  endgiitig  entscheidenden  Instanzen  (obersten  Ver- 
waltungsbehörden, eventuell  Staatsoberhaupt  bei  der  Verwaltungs- 
controle,  Staatsoberhaupt  und  Volksvertretung  bei  der  Staatscontrole). 
Alle  Controle  mnss  daher  so  organisirt  sein,  dass  die  sie  aus- 
übenden Organe  technisch  (fachmässig)  dafür  befähigt 
sind,  den  zu  controlirenden  Behörden  unabhängig  und  ausge- 
stattet mit  der  erforderlichen  Machtbefugniss  gegenüber  stehen  und 
Willens  sind  oder  durch  ihre  eigene  Verantwortlichkeit 
und  dnrch  eine  über  sie  selbst  sich  erstreckende  Controle 
(Superrevision)  angehalten  werden,  die  ihnen  obliegenden  Control- 
anfgaben  pflicbtmässig  auszuführen.  Diesen  Bedingungen  entsprechen 
verschiedene  Systeme  der  Organisation  des  Controlwesens  in  ver- 
schiedenem Maasse,  aber  nur  ein  solches  darf  gewählt  werden^ 
welches  überhaupt  die  Bürgschaft  dafür  gewährt,  dass  diese  Be- 
dingungen möglichst  erfüllt  werden.  Eine  solche  Bürgschaft  bieten 
die  beiden  hier  vomemlich  zur  Wahl  stehenden  Systeme,  dasjenige 
der  Aasübung  der  Controle  durch  die  vorgesetzten  allgemeinen 
Verwaltungsbehörden  und  dasjenige  der  Uebertragang  der 
Controle  (bez.  der Supercontrole)  an  eine  eigene  oberste  Control- 
behörde. 

S.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  S.  484—489,  490  fF. 

1.  Man  kann  nemlich  einmal  die  Rechnungs  -  und  Verwaltungs- 
controle  über  Kasse  führende,  verrechAende  und  über  anweisende 
Behörden  durchweg  der  nächstvorgesetzten  Verwaltungs- 
behörde, von  welcher  die  zu  controlirende  Behörde  ressortirt, 
Übertragen.  Vornehmlich  werden  hier  die  M  i  1 1  e  1  behörden 
(Provinzial-,  Bezirksbehörden)  die  Controlorgane.  Da  es  sich  um 
eine  regelmässige,  technische  Eenntniss  und  Uebung  voraussetzende 
Thätigkeit  handelt,  sind  bestimmte  Abtheilungen  solcher  Be- 
hörden oder  wenigstens  bestimmte  Fachbeamte  derselben  mit 
der  Ausübung  dieser  Controle  ständig  zu  betrauen. 

Indem  man  dieses  System  conseqnent  durchfahrt,  bis  zu  den  obersten  Behörden, 
imd  die  Controle  aber  die  letzteren  (so  über  die  anderen  Ministerien)  etwa  dem  Finanz- 
ministerium aberträgt,  ausserdem  aber  für  eine  etwa  anch  von  diesem  Ministerium 
(dorch  eine  Fachabtheilang  desselben)  anszaabende  Sapercontrole(Saperre?ision) 
der  gesammten  Finanzgeschäfte  in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  sorgt,  kann  man 
die  Aufgaben  der  Kechnungs-  und  Yerwaltungscontrole  wohl  im  ganzen  Staatshaus- 
halte genügend   durchfahren,  —  bis   auf  eine  hier  verbleibende  Lücke  im  Control- 
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System  in  Bezug  auf  das  Finanzministerium  selbst.  Für  dieses  als  oberste  anweisende 
Behörde  mttsste  ein  besonderes  von  ihm  unabhängiges  Organ  auch  fOr  die  Yerwaltong^s- 
controle  geschaffen  werden.  Ein  solches  ist  ferner  auch  hier  für  die  Zwecke  der 
Staatscontrole  erforderlich.  Die  Erfüllung  dieser  Bedürfnisse  bedingt  eine  Annäherau^ 
an  das  zweite  System.  Gewisse  Vorzüge  hat  die  Controle  durch  die  Verwaltungi»- 
behOrdcn  selbst  sicherlich,  besonders  den,  dass  hier  die  sachlich  am  Besten  unter- 
richtete Behörde  revidirt  und  entscheidet,  während  der  wohl  gerügte  Mangel  eines 
im  Rechnungswesen  hinlänglich  geschulten  Controlperson^ls  zwar  practisch  bei  diesem 
System  leichter  vorkommen  kann  als  bei  dem  anderen,  sich  aber  recht  wohl  abstellen 
litsst  Die  Menge  kleiner  und  oft  kleinlicher  Monita,  welche  bei  dem  anderen  Control- 
System  so  leicht  und  notorisch  oft  erfolgen,  nutzlos  für  den  Zweclc,  Verstimmung 
bereitend,  Zeit  und  Arbeit  kostend,  wird  hier  eher  unterbleiben. 

2.  Das  andere  System  besteht  nun  darin,  dass  man  entweder 
ausschliesslich  oder  auch  —  und  besser  —  neben  und  nach 
einer  durch  die  höheren  Verwaltungsbehörden  selbst  ausgeübten 
Rechnungs-  und  Verwaltungscontrole,  daher  hier  besonders  für  den 
Zweck  der  Supercontrole,  in  beiden  Fällen  aber  allgemein 
durch  den  ganzen  Staatshaushalt  von  unten  bis  oben 
hindurch  eine  eigene  Controle  durch  eine  besondere  oberste 
Behörde  einrichtet. 

Dies  System  hatte  sich  schon  in  neueren  absoluten  Monarchieen 
(PreusseU;  Oesterreich)  eingebürgert  und  ist  dann  in  unserer  Aera 
der  ^^verfassungsmässigen  Finanzwirthschaft^'  weiter  entwickelt  und 
zum  herrschenden  im  heutigen  Europa  geworden.  Darauf  wirkte 
der  Umstand  mit  ein,  dass  dasselbe  sich  am  Besten  zugleich  mit 
für  die  Zwecke  der  Staatscontrole  benutzen  Hess.  Dies  geschab 
dadurch,  dass  die  oberste  Controlbehörde  eine  selbständige 
Stellung,  unabhängig  von  anderen  höchsten  Verwaltungsbehörden, 
insbesondere  von  den  Ministerien,  nicht  unter  einem  solchen, 
sondern  neben  ihnen  erhielt,  mit  der  Aufgabe,  grade  auch  über 
die  Ministerien  die  Controle  mit  auszuüben.  Dies  System  ist  das 
des  Obersten  Rechnungshofs  (Oberrechenkammer),  welcher 
dann  für  die  Ausübung  der  Rechnungscontrole  —  mindestens 
als  Superrevisionsinstanz,  —  lür  diejenige  der  Vferwaltungs- 
und  für  die  Vorbereitung  der  Staatscontrole  zugleich  fungirt. 

Soweit  die  letztere  ein  Attribut  der  Volksvertretung  ist,  könnte  zwar  auch  ein 
besonderes  ständisches  (parlamentarisches)  ständiges  Controlorgau  dafar  geschafien 
werden,  da  das  Parlament  nicht  wohl  die  Controle  selbst  und  auch  nicht  durch  vorQber- 
gehend  ad  hoc  besteUto  Ausschüsse  oder  Gommissioncn  auszuüben  vermöchte.  Ein 
solches  besonderes  ständisches  Controlorgau  könnte  sogar  als  die  nothwendige  Conse- 
quenz  parlamentarischer  Finanzcontrole  erscheinen,  wie  man  in  Belgien  auch  vor- 
gegangen ist  (§.  148).  Indessen  lässt  sich  auch  eine  Staatsbehörde  mit  solchen 
politischen  und  staatsrechtlichen  Cautelen  umgeben,  dass  sie  recht  wohl  mit  ab 
('ontrolorgan  fUr  diese  parlamentarische  Finanzcontrole  oder  für  die  Staatscontrole 
dienen  kann.  Diese  Aufgabe  wird  durch  die  gleichzeitige  Uebertragung  der  Rechnungs- 
Pension  und  der  Yorwaltungscontrole  an  dieselbe  oberste  Behörde  auch  technisch 
besser  golöst  und  die  gesammte  Controle  rascher,  wirksamer  und  wohlfeiler  ausgeübt  werden. 
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Gegen  ein  besondres  ständisches  Controlorgan,  das  mehr  der  älteren  landständ. 
Verfassung  entspricht,  im  heutigen  constitQtionellen  Staate,  auch  d.  Aafs.  in  d.  Tttb. 
Ztschr.  B.  32  S.  510.  Schrott  S.  406  ?erlangt  ausser  dem  Rcchnnngshof  noch  znr 
Erreichung  einer  raschen  u.  sicheren  Verwalt.controle  in  jedem  Landcstheile  (Pro- 
Yiaz)  eigene  GontrolsbehOrden  in  Unterordnung  unter  den  Rechnungshof,  was  zwar 
nicht  durchaus  nOthig  erscheint,  aber  die  Aufgabe  des  Oberston  Rechnungshofs  er- 
leichtert   S.  u.  in  §.  142,  148  über  die  Einrichtungen  in  Baiem  u.  Oesterreich. 

Die  ganze  Stellang ,  die  specielle  Organisation  und  die  innere 
Einrichtung  des  Obersten  Rechnungshofs  wird  sich  nothwendig  in 
erheblichem  Grade  nach  anderen  Momenten  des  positiven  Staats- 
rechts, besonders  nach  dem  Maass  der  Befugnisse  der  Finanzcontrole 
Seitens  der  Volksvertretung  mit  richten  müssen.  Die  Gesetzgebung 
Aber  den  Rechnungshof  ist  daher  auch,  ähnlich  wie  das  Budget- 
recht  und  Steuerbewilligungsrecht,  ein  bekannter  Streitpunct  im 
politischen  Leben  der  modernen  Staaten  (Preussen,  Deutsches  Reich, 
Belgien)  und  involvirt  schwierige  Fragen  des  Staatsrechts.  Allge- 
mein zu  verlangen  ist  aber  jedenfalls  eine  solche  Stellung  und 
Organisation,  welche  mögliebst  nach  Oben  und  Unten,  der  Regierung 
wie  dem  Volke  und  dem  Parlament  selbst  gegen tlber,  Unab- 
hängigkeit des  Rechnungshofs  und  seiner  Mitglieder 
verbürgen.  Daher  mtlssen  die  modernen  Grundsätze  der  Organi- 
sation der  Gerichtshöfe  und  der  zum  Zweck  der  Unabhängigkeit 
den  Richtern  zu  gewährenden  Rechtsstellung  auf  den  Rechnungs- 
hof und  seine  Mitglieder  Anwendung  finden:  collegiale  Ver- 
fassung und  Geschäftsgang,  Unabsetzbarkeit ,  Verbot  von  Neben- 
ämtern, im  Allgemeinen  Rang-  und  Gehaltsgleichbeit  der  Mitglieder, 
Ausschluss  naher  Verwandtschaftsverhältnisse  unter  den  letzteren^ 
Ausschluss  von  der  Wählbarkeit  ins  Parlament  u.  a.  dgl.  m. 

S.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  S.  511—514.  Die  Grösse  des  Obersten  Rechnungshofs 
oder  die  Zahl  seiner  Mitglieder  muss  sich  natürlich  nach  der  zu  lösenden  Aufgabe 
richten,  daher  besonders  nach  dem  Umfang  der  Finanzwirthschaft  (neuere  Ver- 
mehrung der  Beamten  in  Preussen  mit  der  Verstaatlichung  der  Eisenbahnen  u.  grösserem 
Geschäftszuwachs  im  Gebiet  der  indir.  Steuern,  so  z.  B.  im  Etat  f.  18S.'i/S4  um  1  Rath 
und  9  Revisoren),  dann  nach  dem  Maasse  und  der  Art  der  Rechnungs-  und 
Verwaltungscontrole,  je  nachdem  diese  vom  Obersten  Rechnungshof  ganz  allein 
oder  nur  als  Superrevision  im  Anschluss  an  und  nach  einer  durch  die  vorgesetzten 
Venraltongsbehörden  selbst  ausgeübten  ersten  Revision  stattfindet.  Auch  die  Methode 
der  Revision  —  centralistisch  bei  der  Controlbehörde,  decentralistisch  bei 
der.  controlirtcn  Behörde,  s.  Tttb.  Ztschr.  B.  32  S.  491  ü".,  femer  ob  auch  voraus- 
gehende Visacontrole  der  Anweisungen  oder  nur  nachträgliche  Verwaltungscontrole 
(§.  140)  —  ist  auf  die  Zahl  des  Personals  mit  von  Einfluss.  Letzteres  besteht  regel- 
mässig aus  eigentlichen  Mitgliedern  („Räthen'')  und  denselben  für  das  Detail  der 
Gontrolarbeit l^igegebenen  Revisionsbeamten  („Revisoren**)  in  mehr  subalterner 
SteUung;  daneben  aus  Kanzlei-  luid  Registraturbeamten,  Schreibern,  ünterbeamten. 
Dienern.  Von  Wichtigkeit  ist  es,  im  Interesse  ordentlicher  Arbeitsleistung,  eine 
Ueberbttrdungder  Revisoren  und  Räthe  zu  verhüten,  daher  für  eine  angemessene 
Zahl  beider  und  ein  richtiges  Verhältniss  zwischen  der  Zahl  der  Räthe  u. 
Revisoren  (4 — 6  auf  1  Rath,  in  Preussen  jetzt  14  Räthe  u.  85  Revisoren  u.  Calcula- 
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toren ,  oder  1  :  6,  erheblich  ungünstiger  ftlr  die  R&the  als  in  Frankreich  o.  Belgien 
mit  1  :  3.5,  in  Oesterreich  mit  1  :  4,  s.  Tüb.  Ztschr.  B.  38  S.  97)  zu  sorgen,  um  die 
unentbehrliche  Supercontrolc  der  Arbeit  der  Revisoren  durch  die  Bäthe  sicher  zu 
verbargen.  Auch  auskömmliche  Gehalte  sind  bei  dem  höheren  (z.  Th.  auch  bei 
dem  Subalternbeamtenthum)  des  Obersten  Rechnungshoüs  noch  wichtiger,  als  im  Übrigen 
Staatsdienst,  weil  das  gewöhnliche  Avancemontssystem  hier  nicht  ohne  Weitres  an> 
wendbar  ist  und  Einnahmen  aus  Nebenämtern  ausgeschlossen  sind.  Ueber  alle  solche 
Puncte  gute  Bemerkungen  in  dem  gen.  Aufs,  in  d.  Tttb.  Ztschr.,  bes.  B.  32  S.  491  if.  bis 
515,  auch  in  B.  38,  bes:  S.  92  ff.    Einzelnes  aus  der  Praxis  u.  in  §.  142  u.  143. 

III.  —  §.  139.  Die  Ausführung  der  Gontrole  gestaltet 
sieh  versehieden  nach  den  drei  Hauptarten  der  Gontrole ,  nur  in 
Neben puncten  nach  den  beiden  genannten  Systemen  der  Organisation. 
Bei  der  Staatscontrole,  zum  Theil  auch  bei  der  Verwaltungscontrole 
spielt  wieder  das  politische  und  staatsrechtliche  Moment,  die  Be- 
fugnisse der  Volksvertretung  auf  dem  Gebiet  der  Finanzcontrole 
überhaupt,  wesentlich  mit  Die  Hauptpuncte  der  Ausführung  der 
Gontrole  ergeben  sich  implicite  aus  den  oben  in  §.  137  dargelegten 
Aufgaben. 

Vgl.  Tab.  Ztschr.  B.  32  S.  494  ff.,  Schrott,  S.  437  ff,  dann  die  Gesetze,  In- 
structionen f.  d.  Obersten  Rechnungshöfe.    Practisches  Detail  auch  n.  in  §.  142,  143. 

A.  Die  Rechnungscontrole  bedingt  eine  Vorlegung  der 
Rechnungen  der  Kassen  Verwaltungen ,  sammt  den  dazu  gehörigen 
Belägen,  an  die  Gontrolbehörde,  die  Vornahme  einer  Durchprüfung 
dieser  Rechnungen  Seitens  der  letzteren,  eventuelle  Verhandlungen 
mit  dem  Rechnangsieger  über  sich  herausstellende  Bemängelungen 
und  sie  schliesst  mit  einem  Urtheilsspruch  über  den  Befund. 

Nur  gewisse  Rechnungen  untergeordneter  Bedeutung  dürfen ,  müssen  aber  nicht 
nothwendig  von  der  Vorlegung  ausgeschlossen  werden  und  auch  sie  sind  fon  Zeit  zu 
Zeit  mit  zu  revidircn  (Preussen).  Blosse  Stichproben  genügen  nicht  Die  Rechnungen 
sind  regelmässig  für  den  ganzen  Zeitraum  der  Controlperiode  (Rechnungsjahr)  vorzu- 
legen. Die  Gontrole  bezieht  sich  zunächst  auf  die  Prüfung  der  Rechnungsposten, 
auf  deren  Richtigkeit  in  calculo,  auf  deren  Wahrheit,  aber  zugleich  auch  —  der 
schwierigste  Punct  —  darauf,  „ob  kein  im  Rechnungszeitraum  wirklich  vollzogener 
Geschäftsfall  in  der  Rechnung  verschwiegen  u.  ob  keine  Gebahrung,  welche  im  Rechn.- 
zei träume  hätte  vollzogen  werden  sollen,  pflichtwidrig  unterlassen  worden  ist''  (Schrott 
S.  439,  eb.  S.  440  ff.  über  die  Mittel  zur  Erforschung  solcher  „verschwiegener  Ge- 
bahrungen'').  Sodann  müssen  die  „zur  Beweiskraft  der  Rechnungsurkunden  erforder- 
lichen Eigenschaften*',  ihre  „Echtheit,  Unverfölschtheit,  Giltigkeit  u.  Glaubwürdigkeit" 
untersucht  werden,  wofür  sich  theils  allgemeine,  theils  diesem  Zweige  des  Urkunden- 
wesens spociell  angehörige,  in  den  bezüglichen  Instructionen  gewöhnlich  näher,  be- 
zeichnete Merkmale  angeben  lassen  (Schrott,  S.  442 — 444).  Darauf  hat  der  be- 
treffende Revisor  die  etwaigen  „Bemängelungen"  („Monita",  „Notata", 
Bedenken)  festzusteUen ,  sie  in  einem  Berichte  zu  sammeln  u.  sie  dem  vorgesetzten 
Beamten  (Rath)  mit  den  Rechnungen  zur  Superrevision  zu  unterbreiten.  So  ergiebt 
sich  ein  „Notatenprotokoll"  („Revisionsprotokoll"),  das  nicht  nothwendig 
(und  im  allgemeinen  nicht  zweckmässig)  vom  Rechnungshof  als  solchem,  sondern  von 
em  einzelnen  revidirenden  Rath  nun  wieder  dem  controlirten  Rechnungsleger  zur 
pflichtmässigen  Beantwortung  binnen  bestimmter  Frist  zugeht  Von  gewissen  Bean- 
standungen der  Rechnungen  ist  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  mit  zu  benachrichtigen. 
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Genügt  die  erste  «.KotatenbeantwortaDg''  des  Rechnungslegcrs  nicht«  um  alle 
Bemäogeliingen  zu  beheben  oder  erkennt  der  letztere  die  Monita  nicht  an«  so  kann 
orentuell  ein  weiterer  Schriftwechsel  zwischen  der  prüfenden  Behörde  und  dem  Rech- 
miDgsleger  eintreten.  Doch  empfiehlt  es  sich,  die  Zahl  der  zu  wechselnden  Schriften 
Tl.  die  Zeiträume  dafür  im  Interesse  der  rascheren  Erledigung  der  Revision  zu  be- 
schränken. In  den  regelmässigen  Fällen«  wo  nicht  eine  Pflichtwidrigkeit«  sondern 
HOT  IrrthUmer  oder  höchstens  kleine  Versehen  bei  den  Bemängelungen  in  Frage  stehen 
oder  wo  sich  der  Rechnungsleger  bei  den  Monitis  des  Rechnungshofs  beruhigt  oder 
in  dem  normalen  Falle  wo  überhaupt  keinerlei  Bemängelungen  zu  machen  sind«  er- 
folgt dann  auf  Grund  der  Revision  und  der  etwaigen  Verhandlungen  ein  eudgiltiger 
„Entscheid"  (««Rovisions**-,  ««Justificationsbcscheid*')  —  eventuell  in  der 
Form  eines  Urtheilsspruchs  nach  Analogie  der  Gerichtshofe  —  Seitens  des  Rech- 
nuDgshofs  selbst  Durch  denselben  wird  dem  Rechnungslcger  die  ««Entlastung'' 
i«,Decharge")  zu  Theil,  entweder  .«ohne  Vorbehalt",  wenn  Alles  in  Ordnung 
oder  erledigt  ist  oder  ««mit  Vorbehalt"  in  Bezug  auf  etwaige  ««Ersatzleistungen" 
des  Rechnungslegers  (wie  auch  umgekehrt  auf  etwaige  ««Ersatzansprüche'  des 
letzteren«  z.  6.  bei  RechnungsirrthUmem  zu  seinen  Ungunsten«  die  er  aus  eigenen 
Mitteln  der  Kasse  bereits  ersetzte).  Solche  Ersatzleistungen  festzustellen  und  für  ihre 
Einbringung«  eventuell  durch  Vermittlung  der  vorgesetzten  Behörde  des  Rechnungs- 
legers, u.  A.  mittelst  Rückgreifens  auf  die  Oaution«  zu  sorgen«  gehOrt  mit  zu  den  Ob- 
liegenheiten der  ControlbehOrde.  Handelt  es  sich  um  eine  strafbare  Pflichtverletzung 
des  Rechnungslegers«  welche  erst  die  Rechnungsprüfung  ergeben  hat«  so  hat  die 
ControlbehOrde  dies  zur  Kenntniss  der  vorgesetzten  Dienstbehörde  des  Beamten  und 
darch  diese  oder  gleich  von  sich  aus  eventuell  auch  zur  Kenntniss  des  Gerichts  zu 
bringen«  damit  von  hier  aus  das  Disciplinar-  und  Strafverfahren  eingeleitet  werde. 
In  denjenigen  Fällen«  wo  der  Rechnung^Ieger  ohne  Weiteres  entlastet  werden  kann 
oder  Bemängelungen  u.  Ersatzleistungen  anerkennt«  wäre  es  im  Grunde  einerlei«  ob 
der  Jnstificationsbescheid  von  dem  einzelnen  Beamten «  welcher  die  Rechnung  selbst 
prüfte,  ertheilt  wird.  Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  mehr  die  Ertheiluug  des  Bescheids 
durch  den  Rechnungshof  als  solchen«  nach  collegialer  Behandlung  der  Sache.  Un- 
bedingt noth wendig  erscheint  diese  collegiale  Behandlung  bei  Streitfällen«  wo  der 
Bechnungsleger  und  der  Revisionsbeamte  auch  nach  dem  Schriften  Wechsel  in  Dissens 
bleiben.  Hier  moss  dem  Rechnungsleger  ein  Recurs  binnen  bestimmter  Frist  an 
den  Rechnungshof  gestattet  sein«  welcher  letztere  dann  als  eine  Art  Gerichtshof  ent- 
scheidet. Ob  von  diesem  Entscheid  auch  noch  der  ordentliche  Rechtsweg  (an  die 
gewöhnlichen  Gerichte)  dem  sich  nicht  beruhigenden  Rechnungsleger  allgemein  ofien 
stehen  soll«  ist  zwar  nicht  ohne  Weiters  zu  bejahen  und  auch  in  der  Praxis  nicht 
allgemein  zugestanden  (so  nicht  in  Frankreich«  wohl  aber  in  Oesterreich)«  bei  Ersatz- 
ansprüchen gegen  den  Rechnongsleger«  welche  nicht  zugleich  eine  Strafbarkeit  invol- 
yiren,  aber  doch  wohl  angemessen.  Allgemein  jedoch  die  Berufung  von  Bescheiden 
des  Rechnungshofs  an  eine  andere  Instanz«  als  welche  etwa  das  Oberverwaltungs- 
gericht in  Betracht  kommen  konnte«  zu  gewähren«  erscheint  dagegen  zwar  nicht  absolut 
onznlässig,  aber  doch  mit  Zweck  und  Wesen  des  Obersten  Rechnungshofs«  der  hier 
eben  als  eine  Art  höchsten  Verwaltnngsgcrichtshofs  fur  dies  specielle  Gebiet  zugleich 
fnngirt  und  auf  demselben  der  competenteste  Urthciler  ist«  nicht  recht  vereinbar.  Die 
Organisation  und  das  Verfahren  des  Rechnungshofs  lassen  sich  recht  wohl  mit  allen 
erforderlichen  Cautelen  für  sachgemässe  und  gerechte  Entscheidung  von  StreitßUlen 
im  Rechnungswesen  umgeben.  Vgl.  Schrott  §.  141  — 14G.  Tüb.  Ztschr.  B.  32 
S.  495  ff.  (etwas  abweichend).  Schwieriger  wird  die  Sache«  wenn  etwa  die  Auffassung 
des  Rechnungslegers  in  Widerspruch  mit  der  ControlbehOrde  bleibt«  aber  von  der  ihm 
vorgesetzten  Verwaltungsbehörde  getheilt  und  mit  gegen  den  Rechnungshof  vertreten 
wild.  Dieser  Fall  gehOrt  schon  mit  zur  Vorwaltungscontrole.  Hier  wird  zunächst 
dorch  Verhandlungen  mit  jener  Behörde  und  mit  der  betreflenden  obersten  Verwaltungs- 
behörde (Ministerium),  zu  der  sie  ressortirt«  eine  Ausgleichung  zu  suchen  sein.  Miss- 
lingt  auch  diese«  so  kann  nicht  unbedingt  der  Rechnungshof  die  endgiltige  Entscheidung« 
welcher  sich  die  Verwaltungsbehörde  fügen  muss«  beanspruchen,  sondern  muss  sie 
dem  Staatsoberhaupt  oder  der  gesetzgebenden  Gewalt  überlassen«  oder  es  kann  —  was 
in  solchen  Fällen  wohl  zulässig  erscheint  —  das  oberste  Vcrwaltungsgericht  für 
competent  erklärt  werden.  (Der  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  32  S.  498  will  hier  die 
Entscheidung  in  höchster  Instanz  der  Revis.behOrde  geben«  mir  doch  bedenklich). 
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Immerhin  erleichtert  und  vereinfacht,  daher  auch  einer  sehr  erwünschten  raschereu 
Erledigung  fähig  wird  die  ßechnungscontrole  durch  den  Obersten  Rechnungshof,  wenn 
ihr  eine  ebensolche  Controle  der  Kasäenrerwaltungen  u.  der  Verrechner  durch  die 
vorgesetzten  Verwaltungsbehörden  vorausgeht  und  sie  dann  mehr  nur  eine  Super- 
revision  wird  (Oesterreich,  Baiern,  weniger  genügend  Preussec,  §.  142,  145>. 

Bei  der  grossen  Bedeutung  der  Formalien  und  der  Noth  wendigkeit  der  Gl  eich- 
mässigkeit  in  Bechnungsführung  und  Rechnungslegung  auch  für  eine  wirksame  und 
leichter  auszuübende  Rechnungscontrole  muss  dem  Obersten  Rechnungshof  das  Recht 
crtheilt  werden,  allein  für  sich  oder  in  Verbindung  mit  der  competcnten  Verwaltungs- 
behörde, bez.  mit  dem  Finanzministerium  diese  Formalien  anzuordnen  und  den  Kassen- 
und  Rechnungslegern  Weisungen  zur  Nachachtung  zu  ertheilen.  Dazu  werden 
Wahrnehmungen  bei  der  Rechnungsprüfung  öfters  Anlass  geben. 

§.  140.  —  B.    Die    Verwaltungscontrole    betrifft    nach 
dem  früher  Dargelegten  im   Wesentlichen  die  Controle  über  die 
richtige,  d.  h.  den  Gesetzen,  dem  Etat  und  den  obersten  („könig- 
lichen'^) Verordnungen   entsprechende   Ausübung   des    finanziellen 
Anweisungsrechts  Seitens  der  mit  diesem  Rechte  versehenen  Be- 
hörden.   Es  ist  dabei  zu  constatiren,  ob  sich  diese  Behörden  hier 
materiell  in  den  Schranken  ihrer  Competenz  gehalten,  aber  auch 
alle  ihre  Amtspflichten    (so  in  Bezug  auf  die  Einziehung  der  Ein- 
nahmen) erfüllt;   ob  bei  der  Ausstellung  der  Anweisungen  die  mit 
dem  finanziellen  Anweisungsrecht  versehenen  Verwaltungsbehörden 
ihre  Befugnisse  —  in  Bezug  auf  Höhe  der  Summen,  Zeit  der  Aus- 
stellung u.  <lgl.  m.  —  nicht  überschritten  haben;  ob  die  im  Etat 
bewilligten  Ausgaben  auch  nur  für  den  genehmigten  Zweck 
und  in  der  genehmigten  Höbe  erfolgt  sind,  daher  qualitativ 
und    quantitativ   innerhalb    der  Grenzen,    welche   das  Etatsrecht, 
namentlich  die  Bestimmungen    über  die  Specialisirung  des   Etats 
und   über  die  Uebertragungen  (§.  117)  bedingen:   „Verwendungs- 
controle"  — ;  ob  auch  innerhalb  dieser  Zulässigkeitsgrenze  mit  der 
erforderlichen  Sparsamkeit  verfahren  ist  u.  dgl.  m. 

S.  Schrott,  Hauptst.  XII,  §.  154  ff.,  Tüb.  Ztschr.  a.  a.  0.  B.  32  u.  33  passim 
(bes.  über  Belgien),  ?.  Czörnig  a  a.  0.  S.  170  ff,  Gneist,  engl.  Verwaltrecht, 
2.  A.  n,  851. 

Die  Verwaltungscontrole  kann  auf  zweierlei  Weise  einge- 
richtet und  ausgeitlhrt  werden,  einmal  so,  dass  sie  sich  unmittel- 
bar an  die  Ausstellung  der  Anweisungen  Seitens  der 
Verwaltungsbehörden  anknüpft  und  vor  deren  Zustellung 
an  die  Kassen  und  Parteien  erfolgt:  die  sogen.  „Controle  ob 
ante"  (sc.  expeditionem),  „vorläufige  Controle'*,  „Visa- 
controle*',  besonders  gerichtet  auf  die  Competenz  der  anweisen- 
den Behörde,  die  Höhe  der  Anweisungen  (keine  Ueberschreitung 
der  „Credite"),  die  Zeit  der  Ausstellung;  sodann  so,  dass  sie,  gleich 
der  Rechnungscontrole,  nachträglich,  gewöhnlich  zusammen  mit 
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der  Controle  der  Rechnungen  der  Kassen  Verwaltungen  erfolgt:  die 
sogen.  „Controle  ex  post",  ^^nachträgliche  Controle'',  welche 
dann  besonders  zur  Ve r wen  düng s controle  mit  wird. 

1.  Die  Visacontrole  bezieht  sich  namentlich  auf  den  Aus- 
gabe dienst,  beschränkt  sich  aber  etwa  hier  auf  gewisse  Kate- 
gorieen  von  Zahlungen  (z.  B.  die  unständigen,  Belgien).  Die  nach- 
tragliche Controle  tritt  dann  später  auch  hier  noch  hinzu  und  ist 
ohnehin  zur  Ausübung  der  Rechnungscontrole  über  die  Kassen 
nothwendig.  Die  Visacontrole  wird  so  ausgeübt,  dass  in  der  Regel 
eine  von  einer  Verwaltungsbehörde  ausgestellte  Anweisung  zuvor 
und  als  Bedingung  ihrer  Giltigkeit  diese  Controle  passirt  haben, 
daher  mit  dem  bezüglichen  Visum  versehen  sein  muss,  bevor  die 
Kasse  sie  realisiren  darf.  Damit  die  Visacontrole  indessen  nicht 
zn  einer  förmlichen  Hemmung  der  Verwaltung  führe,  muss  die 
Visirung  von  dem  dissentirenden  Controlorgan  ausnahmsweise 
„unter  Vorbehalt"  gewährt  werden,  wenn  ein  bezüglicher, 
über  diesen  Dissens  sich  ausdrücklich  hinweg  setzender  Beschluss 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  vorliegt,  die  dann  dafür  speciell  ver- 
antwortlich ist,  was  demnach  ins  Gebiet  der  Staatscontrole  hinüberführt. 

Soll  die  Visacontrole  eiDigermassen  practiscb  wirksam  werden,  sich  also  auf 
einen  bedeutenden  Theil  der  Zahlangen  beziehen,  so  setzt  sie  einen  grossen  Control- 
Apparat  ?oraas.  Selbst  in  einem  kleinen  Staate  reicht  der  Oberste  Rechnungshof  ohne 
besondere  Erweiterung  oder  ohne  grosse  Beschränkung  der  Visacontrole  (Belgien) 
schwer  aus.  In  einem  grossen  Staat  bedürfte  es  wohl  neben  diesem  Hofe  fUr  diesen 
Zveck  besonderer,  nur  vom  Rechnungshof  abhängiger  Pronncial-Rechnungskammern 
^Schrott  S.  481),  wobei  es  sich  doch  fragt,  ob  dies  Mittel  zu  dem  Zweck  in  richtigem 
Verhältniss  steht.  Schrott  ist  gleichwohl  dafllr,  und  wenn  einmal  die  Visacontrole 
etwas  Ernstliches  sein  soll,  erscheint  in  der  That  ihre  Uebertragung  an  selbständige 
Gofitrolorgane  richtiger  und  werthfoUer,  als  ihre  Ausübung  durch  AbtheUungen  der 
gewöhnlichen  Verwaltungsbehörden,  wie  in  den  folgenden  Fällen.  Man  kann  nemlich 
Mich  diese  Visacontrole  ins  Finanzministerium  selbst  verlegen,  eine  besondere  Ab- 
Üieilung  dafllr  einrichten  oder  eine  Abtheilung  eines  verwandten  Wirkungskreises  mit 
dieser  Function  betrauen  (Frankreich).  Dies  mag  in  einem  grossen  Staatshaushalte 
immerhin  der  Ordnung  dienen,  aber  unbedingt  nothwendig  dafür  erscheint  es  nicht, 
die  sonstigen  Einrichtungen  der  modernen  Finanzverwaltung  reichen  aus,  um  Fehler 
bei  der  Ausübung  des  Anweisungsrechts  Seitens  der  mit  diesem  Rechte  betrauten 
Behörden  zu  verhüten,  und  für  die  Staatscontrole  hat  diese  Einrichtung  der  Visa- 
coDtrole  kaum  Werth.  Oder  man  verbindet  gleich  mit  den  Verwaltungsbehörden  und 
deren  Rechnungsabtheilungen  für  den  Zweck  der  Visacontrole  eigene  Controlorgano 
(Oesterreich ,  Italien).  Dabei  fragt  es  sich  jedoch  abermals,  ob  der  Apparat  für  den 
Zveck  nicht  zu  compUcirt  wird  und  diesem  Zweck  überhaupt  genügen  kann,  sobald 
diese  Controlorgane  doch  nicht  unabhängig  neben,  bez.  über  den  anweisenden  Ver- 
v&ltungsbehörden  stehen,  sondern  als  deren  Bestandtheile  von  den  Chefs  dieser  Be- 
hörde mit  abhängen  (Oesterreich.  Schrott  S.  480).  Als  Massregel  der  Verwaltungs- 
coDtrole  kann  die  Visacontrole  —  neben  dem  auch  sonst  und  einfacher  zu  erreichen- 
den Zweck,  die  Finanzverwaltuug  in  steter  Uebersicht  der  ausgestellten  Anweisungen, 
über  welche  dann  die  mit  der  Visacontrole  beauftragten  Organe  die  Bücher  führen, 
m  erhalten  —  doch  nur  den  Zweck  haben ,  Unregelmässigkeiten  bei  der  Ausstellung 
der  Zahlungsanweisungen,  Etatsüberschreitungen,  Irrthümer  u.  dgl.  m.  im  Voraus 
ZI  Terhüten.    Bedarf  es  dazu  aber  eines  solchen  besonderen  Controlapparates  und 
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giebt  anderseits  dieser  Apparat,  wenn  er  integrircnder  Bestandthcil  der  sonstigen 
Verwaltung  ist,  genügende  Burgschaften?  Darch  einfache  Caatelcn  bei  der  mit  der 
Ansstellang  der  Anweisungen  nnmittelbar  betrauten  Yerwaltangsorgano  Iftsst  sich  doch 
wohl  ganz  dasselbe  erreichen. 

Die  Vertreter  der  „Controle  ob  ante''  haben  dabei  aach  mehr  die  Zwecke  der 
Staatscontrole  als  der  VcrwaUnngscontrole  vor  Augen  u.  betonen,  dass  die  blosse 
,,Controle  ez  posf'  eben  zu  sp&t  kommt,  an  rollzogenen  Thatsachen  nichts  mehr 
ändern  kann.  Selbst  bei  reellem  politischem  Werthe  des  Princips  der  Minister- 
?erantwortlichkoit  und  der  Verantwortlichkeit  der  sonstigen  anweisenden  Verwaltung»- 
chefe  sei  der  finanzwirthschaftliche  Werth  eines  solchen  Grundsatzes  gering. 
In  der  „Gontrole  ob  ante''  liege  daher  das  wirksamste  Controlmittel  und  Hemmungs- 
mittel von  Etatstlberschreitungen  (s.  Schrott  S.  481,  477  ff.  u.  die  dort  cit.  Gewährs- 
männer, auch  d.  Verf.  des  Art  in  d.  Tub.  Ztschr.,  mit  besond.  Bezugnahme  auf  die 
Lage  in  Belgien  nach  d.  Ges.  ?.  29.  Oct  1S46,  [s.  u.  §.  143,  u.  ?.  CzOrnig  a.  a.  O. 
S.  141,  auch  Tab.  Ztschr.  B.  83  S.  86  flF.].  Gneist  engl.  Verw.r.  II,  851  sagt  eben- 
falls in  Bezug  auf  die  ehemalige  engl.  Controverse  über  die  etwaige  Beseitigung  des 
die  vorherige  Controle  dort  übenden  comptroller  general  u.  gegen  die  darauf  lün- 
zielenden  Tendenzen  des  engl  Finjninisteriums:  „mit  dem  eomptr.  gen.  würde  oiine 
Zweifel  eine  Säule  des  Rechtsstaats  fallen.  Die  nachträgliche  Controle  kann  die 
vorhergehende  Controle  der  Verausgabung  nicht  ersetzen";  die  Ministenrerantwortlich- 
keit  sei  practisch  unzureichend.  S.  über  England  u.  §.  148).  Allein  die  Kothwendigkeit, 
von  der  Visacontrole  Ausnahmen  zu  statuiren,  wie  in  dem  grade  im  belgischen  Rechte 
bestehenden  (übrigens  nach  Czömig  wenigstens  bis  1865  nicht  vorgekommenen)  Falle, 
dass  der  Rechnungshof  ,jnit  Vorbehalt"  nach  minister.  Beschluss  visiron  muss,  und 
grosse  Reihen  von  Ausgraben  überhaupt  vom  Visazwang  auszunehmen  (in  Belgien  Vs) 
mochte  doch  daftlr  sprechen,  dass  der  wirkliche  Werth  dieser  Controle  von  ihrui 
Anhängern  überschätzt  wird  und  dass,  wo  sie  eine  ernstliche  Hemmung  wird,  wichtige 
Verwaltungszwecke  Gefahr  laufen.  In  Belgien,  wo  die  Mitglieder  des  Rechnungs- 
höfe auch  nicht  von  der  Regierung  (König)  ernannt,  sondern  von  der  Kammer  der 
Abgeordneten  gewählt  werden ,  steht  die  Visacontrole  mit  dem  Character  der  Ver- 
fassung allenfaUs  in  Einklang,  ebenso  in  England  in  ihrer  älteren,  wie  in  der  neueren 
Gestaltung  seit  1866;  in  deutschen  Verhältnissen  wäre  das  ebensowenig  der  Fall,  ab 
die  GewlUirung  eines  unbedingten  Steuerbewilligungsrechts  (s.  o.  §.  118).  Es  sind 
in  letzter  Linie  auch  hier  wieder  principielle  Verschiedenheiten  in  der  Auffassung 
des  Staatsgedankens  —  organisch-sociale  und  individualistische  Auffassung,  —  welche 
zur  Verwerfung  oder  zur  Anerkennung  einer  wirklich  ernstlichen  Visacontrole  führen 
werden.  — 

2.  Die  y, nachträgliche  Controle^'  über  die  von  VerwaltnDgs- 
behörden  ausgestellten  Anweisungen,  insbesondere  im  Ausgabedienst 
und  über  die  wirkliche  Verwendung  der  Credite  zu  den  bestimmungs. 
massigen  Ausgaben  ist  somit  die  eigentliche  Aufgabe,  welche  die 
Verwaltungscontrole  auszuführen  hat.  Zu  diesem  Behufe  sind  die 
Anweisungen  von  den  ausstellenden  Behörden,  bez.  von  den  sie 
empfangen  habenden  Kassenverwaltungen  ebenfalls  an  den  Rechnungs* 
hof  zu  leiten.  Hier  dienen  sie  einmal  mit  als  Controlmittel  bei 
der  Rechnungscontrole  gegen  die  Rechnungsleger  der  Kassen,  so- 
dann als  die  Grundlage  zur  Ausübung  der  Verwaltungscontrole 
gegen  die  anweisenden  Behörden,  bis  hinauf  zu  den  Ministerien, 
besonders  zum  Finanzministerium.  Der  practisch  wichtigste  Punct 
ist  die  Prüfung  der  Uebereinstimmung  der  Anweisungen  mit  den 
Sätzen  des  Etats.  Diese  Prüfung  muss  sich  nothwendig  mit  auf 
die  Rechnungen  über  die  erfolgten  Ausgaben  beziehen,  weil  nur 
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ans  diesen  die  wirkliche  Verwendung  der  angewiesenen  Beträge 
zu  den  gesetzlichen  nnd  etatmässigen  Zwecken  hervorgeht.  Wo 
sich  hier  Differenzen,  Etatsttberschreitnngen ,  nnznlässige  lieber- 
tragungen  nnd  Verwendungen  ergeben,  sind  diese  festzustellen,  im 
Correspondenzwege  zwischen  Rechnungshof  und  anweisender  Behörde 
zu  erörtern,  bei  unteren  und  mittleren  anweisenden  Behörden  zur 
Kenntniss  der  obersten  Verwaltungsbehörde  (Ministerium)  und  zu 
deren  Entscheidung,  bei  diesen  obersten  Behörden  im  Jahresberichte 
des  Bechnungshofs  zur  Kenntniss  des  Staatsoberhauptes  und  der 
Volksvertretung  behufs  endgiltiger  Entscheidung  und  eventuell  (bei 
Etatsflberschreitungen)  nachträglicher  Genehmigung  zu  bringen. 
Hier  geht  dann  die  Verwaltungscontrole  in  die  Vorarbeit  für  die 
Staatscoutrole  über  (s.  u.). 

Geschäftsgang  und  Verfahren  des  RechDiingsho&  in  der  Verwaltangscontrol^ 
sind  analog  denen  in  der  Rechnungscontrole.  Vgl.  Schrott«  §.  157,  Tüb.  Ztschr. 
B.  32,  S.  497  £  Bei  Differenzen  zwischen  dem  Rechnungshof  und  der  Verwaltangs- 
behOrde,  wenn  letztere  die  Bemängelungen  nicht  anerkennt,  sind  Verhandlangen  im 
Correspondenzwege  erforderlich.  Werden  dadurch  nicht  alle  Bemängelungen  behoben 
oder  zur  Anerkennung  der  anweisenden  Behörde  gebracht,  so  kann  auch  hier  die 
endgiltige  Entscheidung  (s.  o.  S.  311)  nicht  ohne  Weitres  dem  Rechnungshofe  zufallen, 
sondem  den  obersten.  Behörden  (Ministerien),  wenn  es  sich  um  DüTerenzen  mit  Unter- 
o.  MittelbehOrden  handelt,  dem  Staatsoberhaupt,  der  Volksfertretung  oder  eventuell 
dem  obersten  Verwaltungsgerichtshof  bei  Differenzen  mit  den  Ministerien  und  speciell 
mit  dem  Finanzministerium  selbst  (TQb.  Ztschr.  32,  S.  479—480). 

§.  141.  —  C.  Die  Staatscoutrole  scbliesst  sich  nun  mit 
vollem  Rechte  gleich  an  die  Recbnungs-  und  Verwaltungscontrole 
an,  indem  die  nicht  erledigten  Rechnungsbemängelungen  und  die 
nicht  wieder  gutgemachten  und  in  der  Regel  bloss  durch  die  Ver- 
waltung von  sich  aus  gar  nicht  wieder  gutzumachenden  Bemängelungen 
der  Ausübung  des  Anweisungsrechts  der  competenten  Instanz,  in 
der  absoluten  Monarchie  dem  Staatsoberhaupte,  in  der  constitutio- 
nellen  und  parlamentarischen  diesem  und  der  Volksvertretung 
(Parlament)  zur  Kenntniss  gebracht  und  damit  zur  Entscheidung 
und  nachträglichen  Genehmigung  gestellt  werden.  Die  Control- 
behörde,  der  Rechnungshof  übt  die  Staatscoutrole  somit  nicht  selbst 
aus,  er  ist  vielmehr  nur  das  Organ,  welches  durch  seine  Rechnungs- 
nnd  Verwaltungscontrole  und  durch  die  dabei  ermittelten  Thatsachen 
die  Ausübung  der  Staatscontrole  durch  die  Organe,  welchen  dieselbe 
allein  zusteht,  Staatsoberhaupt  und  Volksvertretung,  vorbereitet. 
Hier  rückt  dann  aber  der  Rechnungshof  in  unseren  Verfassungs- 
staaten insofern  in  die  Stellung  eines  Organs  für  specielle  („con- 
stitntionelle'')  Zwecke  der  Volksvertretung  mit  ein  und  muss  auch 
deswegen  eben  mit  jenen  Gautelen  der  Unabhängigkeit  (§.  139) 
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versehen  werden,  welche  ibn  zur  Ausfüllung  einer  solchen  Stcllnng 
befähigen. 

Was  er  in  dieser  Hinsicht  regelmässig  vor  Allem  an  Vor- 
bereitungen für  die  Aaslibung  der  Staatscontrole  zu  leisten  hat, 
knüpft  sich  an  die  Rechte  an,  welche  der  Vertretung  verfassongs- 
massig  im  Etatsrecht  und  in  Bezug  auf  die  Rechnungs- 
abschlüsse des  Staatshanshalts  gegeben  sind.  Im  Einzelnen 
entscheiden  also  hier  das  Verfassungsrecht  und  die  etwaigen  Ana- 
führungsgesetze,  welche  über  die  finanzwirthschaftlichen  Befugnisse 
der  Vertretung  gegeben  sind.  Im  Allgemeinen  steht  nach  constitutio- 
nellem  Staatsrecht  fest,  dass  Etatsüberschreitungen  (bei  den  Aus- 
gaben) nachträglicher  Genehmigung  der  Vertretung  und  die  Staats- 
regierung der  Entlastung  flir  die  abgeschlossenen,  dem  Parlamente 
vorgelegten  Staatshaushaltsrechnungen  der  abgelaufenen  Finanz- 
periode Seitens  der  Vertretung  bedürfen  (Preuss.  Verfass.  Art.  104). 
Um  hier  klar  zu  sehen,  muss  jene  eingehende  detaillirte  Prüfung 
der  Rechnungen  und  Anweisungen  erfolgen,  welche  das  Parlament 
nicht  von  sich  aus  volliühren  kann,  sondern  welche  eben  die  Auf- 
gabe der  besonderen  Gontrolbehörde  ist.  Letztere  muss  daher  die 
bezüglichen  Ergebnisse  ihrer  Rechnungs-  und  Verwaltungscontrole, 
also  auch  die  ermittelten  Etatsüberschreitungen  und  unerledigt  ge- 
bliebenen Bemängelungen  („Controlberichte'O  ftlr  das  Staats- 
oberhaupt und  für  die  Volksvertretung  in  einem  Berichte  zu- 
sammenfassen, welcher  an  diese  Organe  direct  oder  durch  Ver- 
mittlung der  Staatsregierung  zugleich  mit  den  Schlussrechnungen 
gelangt.  Die  Entscheidungen  des  Parlaments  über  die  nach- 
gewiesenen Etatsüberschreitungen  und  über  die  Ertheilung  der 
Entlastung  an  die  Regierung,  bez.  an  den  Finanzminister  erfolgen 
dann  in  derselben  Weise  wie  in  anderen  Fällen  der  Finanzgesetz- 
gebung. Mit  ihnen  ist  die  Staatscontrole  erledigt.  Dieselbe  stellt 
sich  demnach  als  das  richtige  und  in  ihrer  Ausübung  durch  die 
Volksvertretung  als  das  dem  heutigen  „constitutionellen^^  (wie  auch 
dem  im  engeren  Sinne  sogen,  „parlamentarischen^')  Staatsrecht 
entsprechende  Complement  des  gesanoimten  finanzwirthschaftlicben 
Controlwesens  dar. 

S.  aach  den  folg.  Abschn.  vom  Ecchnungsabschlass  n.  ftlr  practische  Einzel- 
seiten  die  nächsten  §§. 

Abgesehen  worden  ist  in  diesem  Abschnitt  von  den  ttblichon  besonderen 
Controleinrichtongeu  für  die  Staatsschuld  darch  Staatsschulden -Control- 
commissionen  aus  Vertretern  der  Kammern,  wie  sie  auch  in  Deutschland  sich 
finden.    Davon  wird  besser  in  Verbindung  mit  dem  Staatsschuldenwesen  gehandelt 
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IV.  —  §.142.  Ueber  das  Gontrolwesen  in  einzelnen  Staaten.  S.  aach 
hier  bes.  r.  CzOrnig  a.  a.  0.,  den  reicbhalt.  Aufs,  in  d.  Tüb.  Ztschr.  B.  32  u.  33, 
Einzelnes  passim  bei  Schrott  In  den  früheren  §§.  91  tf.,  90  ff.  zur  Geschichte 
und  gegenwärtigen  Gestaltung  des  Pinanzdicnsts  wurde  das  Cüntrolwesen  gelegentlich 
berührt  Der  Gegenstand  hängt  in  den  einzelnen  Ländern  mit  der  Geüchichte  des 
Verfassungsrechts  und  der  Finanzverwaltung  zusammen  und  hat  ein  stark  politisches 
Gepräge.  Diese  Seite  ist  hier  nicht  weiter  zu  verfolgen,  aber  sie  ist  schwer  aus  der 
Darstellung  ganz  auszuschliessen.  Hier  muss  die  Hervorhebung  einiger  solcher  Puncto 
genügen «  welche  zur  Beweisführung  in  den  Principienfragen  und  zur  Illustration  der 
vorausgehenden  principiellen  Behandlung  des  Gegenstands  besonders  wichtig  sind. 
Eine  ärmliche  Darstellung  des  positiven  Gontrolrechts  ist  in  der  hier  gebotenen  Kurze 
nicht  zu  geben  u.  nicht  Aufgabe  dieses  Werks.  Das  Folgende  bezweckt  nur  eine 
<)rientimng  in  dem  Rechte  der  hier  zu  erwähnenden  Staaten. 

1.  Preussen  S.  o.  §.  91,  96,  v.  Czörnig  S.  23  II.,  173,  Tub.  Ztschr.  B.  32, 
S.  517  U.,  B.  33  S.  23  ff.  (woselbst  Näheres  über  die  an  die  prcuss.  Ges.geb.  sich  an- 
lehnenden Pläne  der  deubchen  Kcichsregierung  bezUgl.  eines  bes.  Gesetzes  aber  das 
Gontrolwesen  im  Reiche),  v.  Rönne,  preuss.  Staatsrecht  3.  A.  II,  2.  Abth.  S.  733  ff. 
u.  n,  1.  Abth.  S.  154  ff.,  Herrfurth  a.  a.  0.  S.  13  ff.  (ausführl.  Commentirung  des 
Ges.  V.  1872  aus  den  Landtagsverhandlungen),  Meissner,  Rechn.wes.  I  u.  II  (Aus- 
fuhr,  grossentheils  in  Anlehn,  an  d.  Gcsgeb.  über  die  Oberrechenkammer).  — 

Die  gegenwärtig  geltenden  Einrichtungen  des  Controlwesens  u.  speciell  die 
Gesetzgebung  über  die  Oberrechenkammer  sind  eine  organische  Fortbildung  der  älteren 
Einrichtungen  u.  Verordnungen  der  absolutistischen  l'eriode,  wie  sie  die  neuere  con- 
stitutionelle  Zeit  nothwendig  machte.  Dabei  sind  zwar  in  Betreff  der  Stellung,  Ein- 
richtung n.  Function  der  Oberrechenkammer  die  Forderungen  der  streng  constltut 
Doctrin  nicht  in  vollem  umfange  zur  Geltung  gelangt,  wie  bes.  in  der  parlam.  Ver- 
fassung Belgiens.  Für  das  Deutsche  Reich  hat  man  daher  Seitens  der  liberalen 
Parteien  die  einfache  Copie  der  preuss.  Ges.gebung  abgelehnt.  Immerhin  aber  sind 
durch  das  Ges.  v.  1872  auch  die  wichtigsten  staatsrechtlichen  Cautelen  geschaffen. 
Die  finanztechnischen  Leistungen  der  Controle  haben  auch  schon  früher  im  Ganzen 
genügt,  Hessen  sich  aber  durch  eine  wirksamere  erste  Revision  der  Verwaltungsbehörden, 
als  die  jetzt  bestehende,  wohl  noch  verbessern; 

Für  die  aus  der  Zeit  vor  1806  übernommene  Oberrechnungskammor  wurde 
eine  technisch  treffliche  Instruction  am  18.  Dec.  1824  vom  Könige  erlassen,  welche 
die  Grundlage  bis  zum  Ges.  v.  1872  blieb  und  für  mancherlei  gegenwärtig  noch  in 
Geltung  ist  (S.  dieselbe  bei  Herrfurth  S.  56  ff.,  bei  Meissner  I,  77  ff.).  Durch 
die  1 826  erfolj;te  Beseitigung  der  damals  noch  bestehenden  Behörde  für  die  „General- 
coutrole''  ist  die  Oberrechenkammer  die  einzige  höchste  Controlbehörde  geworden, 
während  sie  zuerst  mit  der  Generalcontrole  auf  das  gleiche  Ziel  hinzuarbeiten  hatte 
(§.  1,  53  d.  Instr.).  Ihre  Stellung  ist  die  eines  „selbständigen,  nur  dem  König 
untergeordneten  Celle  gl  ums''  (§.  50  d.  Instr.),  das  aus  dem  Chefpräsideuten,  1 — 2 
Directoren  u.  der  uöthigen  Zahl  von  Räthen  besteht  (§.  54).  Auch  die  Räthe  haben 
wie  die  Revisoren  eine  Probezeit  (Max.  Va  J^br)  abzulegen.  Die  collegialische 
Berathung  u.  Beschlussnahme  ist  die  Regel,  doch  mit  Ausnahmen  in  Betr.  des 
Formellen  der  Geschäfte  n.  bei  einem  Dissens  des  Präsidenten  vom  Gollegialbeschluss 
auch  in  Betr.  des  Materiellen,  wo  der  Präsident  ein  Suspensivveto  hat  u.  Kön.  Ent- 
scheidung einholen  kann  (§.  55).  Durch  eine  neue  Instruction  v.  16.  März  1831 
wurde  jedoch  der  collegiale  Character  der  Kammer  modißcirt,  den  Räthen  mehr  nur 
eine  berathende,  dem  Präsidenten  die  allein  entscheidende  Stimme  gegeben,  —  der 
bedenklichste  Punct  in  dem  Controlrecht  dieser  Periode.  Der  Zweck  der  0.  R.  K. 
Ui  in  d.  Instr.  v.  1824  (§.  1)  so  hingestellt  u.  im  Weiteren  im  Detail  ausgeführt;  dass 
danach  die  Rechnungs-  u.  die  Verwaltungscontrole  selbständig  von  dieser 
Behörde  ausgeübt  u.  dem  König,  an  den  zu  berichten  u.  Streitfälle  u.  Zweifel  zur 
Entscheidung  vorzulegen  sind  (§.  52).  die  Ausübung  der  Staatscontrole  ermöglicht 
wird.  Namentlich  hat  die  0.  R.  K.  darauf  zu  sehen,  dass  „die  einzelnen  Verwaltungen 
nach  den  bestehenden  Gesetzen,  Verordnungen,  Instructionen  u.  Etats  gewissenhaft 
geführt,  Einnahmen  u.  Ausgaben  gehörig  nachgewiesen  u.  die  den  Verwaltungen 
bewilligten  Summen  bestimmun gsmässig  \^erwendet  werden''  (§.  1  AI.  a).  Neben 
der  Ordnungsmässigkeit  hat  sie  (wie  schon  im  18.  J.h.)  die  Zweckmässigkeit  zu  be- 
urtheilcn    u.  nach    ihren  Wahrnnhinunj^on    Rcformoii    an/.ure^t'n    (S.  1    AI.   b).      Der 
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Wirkungskreis  u.  die  Aufgaben  der  0.  R.  K.  im  Einzelnen  werden  dann  in  d.  Instr. 
V.  1824  sehr  ausfuhrlich  n.  musterhaft  klar  dargelegt 

In  der  Periode  der  Verfassung  erfolgte  nun  in  der  Stellung  u.  Aufgabe  der 
0.  R.  K.  die  bedeutsame  Aenderung,  dass  sie  auch  für  den  Landtag  das  Organ 
der  Vorbereitung  der  Staatscontrolo  Seitens  der  Volksrertretung 
wurde.  Nach  Art.  104  d.  Verf.urkunde  ▼.  81.  Jan.  1850  werden  ,,die  Rechnungen 
Ober  den  Staatshaushaltsetat  von  der  0.  R.  K.  geprüft  u.  gestellt  Die  allgemeine 
Rechnung  über  den  Staatshaushalt  jeden  Jahrs,  einschliesslich  einer  Uebersicht  der 
Staatsschulden«  wird  mit  den  Bemerkungen  der  0.  R.  K.  zur  Entlastung  der 
Staatsregierung  den  Kammern  vorgelegt''.  Zugleich  verhiess  ein  letzter  Satz  des 
Art.  104:  ,,ein  besonderes  Gesetz  wird  die  Einrichtung  u.  die  Befugnisse 
der  0.  R.  K.  bestimmen.*'  Zu  einem  solchen  Gesetze,  selbst  nur  zur  Vorlegung  eines 
Entwurfes  an  den  Landtag  kam  es  aber  länger  nicht  u.  über  das,  was  unter  den 
««Bemerkungen*'  der  0.  R.  K.«  die  mit  vorgelegt  werden  sollten«  zu  verstehen  sei, 
entstand  zwischen  Kammern  u.  Regierung  ein  Dissens  (S.  Näheres  über  diese  Zwischen- 
periode bei  V.  Rönne«  I«  1.  Abth.  S.  429  if.  433  ff.).  Erst  nach  dem  franzOs.  Krieg 
kam  ein  Gesetz  zu  Stande«  das  die  gegenwärtige  Grundlage  des  preuss.  Controlrechts 
bildet:  Ges.  v.  27.  März  1872«  betr.  die  Einrichtung  u.  Befugnisse  der  Oberrechnungs- 
kammer (bei  Herrfurth«  Meissner  a.  a.  0  im  Wortlaut  mit  Commentar)«  nebst 
d.  Erl.  V.  22.  Sept  1873  betr.  das  Regulativ  über  d.  Geschäftsgang  bei  d.  0.  R.  K. 
(in  d.  Ges.samml.  v.  1873  S.  458  public.«  u.  A.  bei  Herrfurth  S.  45  ff.)  u.  weiteren 
K.  Eriassen  v.  27.  Juli  1874  u.  11.  Mai  J877  betr.  Aenderungen  dieses  Regulativs. 

Durch  diese  Gesetzgebung  sind  die  Garantien  der  Unabhängigkeit  der  0  R.  K. 
u.  ihrer  Mitglieder  verstärkt«  der  collegiale  Character  der  Behörde  schärfer  heraus- 
gebildet und  die  Befugnisse  des  Präsidenten   (s.  darüber  Regul.  v.  1878  §.  10—21) 
demgemäss  beschränkt«  wenn  auch  nicht  mit  allen  Consequenzen «  wie  anderswo«  die 
der  0.  R.  K.  zur  Prüfung  vorzulegenden  Rechnungen  genauer  bezeichnet,  die  Stellung 
der  0.  R.  K.  gegenüber  den  Behörden  u.  zun)  Landtage«  sowie  die  Aufgaben  der 
0.  R.  K.  in  Bezug  auf  die  Vorbereitung  der  Staatscontrolo  durch  den  Landtag  (s. 
bes.  §.  18  u.  19  d.  Ges.)  präcisirt     Die  0.  R.  K.  ist  danach  ««eine  dem  KOnig  un- 
mittelbar  untergeordnete,   den   Ministern   gegenüber  selbständige   Behörde" 
(§.  1),  bestehend  ans  1  Präsidenten  u.  der  erforderlichen  Anzahl  von  Directoren  u. 
Räthen  (gegenwärtig  bez.  2  u.  14«  ausser  den  Räthen  des  Rechn.hofs  des  D.  Reichs)« 
welche  vom  KOnig  ernannt  werden  (nach  Vorschlag  des  Staatsministeriums«  bez.  des 
Präsidenten  d.  0  .R.  K.  §.  2.    Die  ehemal.  Probezeit  der  Räthe  ist  beseitigt  worden). 
(Onabhängigk.büiigschaften  in  §.  8 — 5).    Das  durch  K.  Verordn.  zu  erlassende  Regulativ 
über  den  Geschäftsgang  der  0.  R.  K.  ist  dem  Landtage  zur  Kenntnissnahme  mit- 
zntheilm  (§.  7).    Nur  bei  Stimmengleichheit  giebt  der  Präsident  bei  Abstimmungen 
im  GoUegio  den  Ausschlag;  gewisse  Hauptsachen  sind  im  Gesetz  selbst  als  unbedingt 
coUegialer  Berathung  u.  Beschlussfassung  bedürftig  bezeichnet  (§.  8).    Die  Ausführung 
eines  Beschlusses  des  CoUegiums  kann  der  Präsident  suspendiren«  muss  aber  binnen 
14  Tagen  die  Sache  nochmals  dem  ("oUcgium  vorlegen«  das  nunmehr  endgiltig  ent- 
scheidet (Regul.  V.  1873  §.  15).    Auch  jetzt  noch  hat  d.  0.  R.  K.  neben  der  Vorschrifts- 
mässigkeit  die  Zweckmässigkeit  der  Einrichtungen«  soweit  daraus  aus  den  Rechnungen 
zu  schliessen«  zu  beurtheilen  (§.  12)  u.  in  dem  jährlich  dem  KOnig  zu  erstattenden 
Berichte  demgemäss  gutachtliche  Vorschläge  zu  Verbesserungen  zu  machen  (§.  20). 
Die  0.  R.  K.  darf  u.  A.  auch  selbst  ausserordentliche  Kassen-  u.  Magazinre^sionon 
veranbissen  (§.  13).    Ausgenommen  v.  d.  Revision  der  0.  R.  K.  sind  die  Rechnungen 
über  die  im  Etat  des  Staatsminist,  f.  allgomeine  polit  Zwecke  u.  im  Et  d.  Min.  d. 
Inneren  für  geheime  Polizeiausgaben  ausgesetzten  Fonds  i§.  9).    Die  Rechnungen  der 
Kasse  der  0.  R.  K.  selbst  werden  vom  Präsidenten  der  K.  rovidirt  u.  mit  den  Revis.- 
bemerkungen  dem  Landtag  zur  Prüfung  u.  Dechargo  vorgelegt    Das  Geschäftsjahr 
der  0.  R.  K.  läuft  jetzt  seit  Verlegung  des  Etatsjahrs  auf  den  1.  April  —  81.  März, 
V.  1.  Oct  —  30.  Sept.,  innerhalb  welchen   Zeitraums   das   Revisionsgeschäft   u.   die 
Feststellung  der  Revis.protokolle  für  das  vorangegangene  Etatsjahr  zu  beenden  ist;  die 
Erinnerungen,   die   Rechnungsborichtigungen   u.   das   ganze    Revis. verfahren    müssen 
spätestens  im  folgenden  Geschäftsjahr  erledigt  sein  (Erl.  v.  11.  Mai  1877).  — 

Die  Rechnungscontrole  Seitens  der  preuss.  0.  R.  K.  ist  insofern  auch  nocli 
jetzt  eine  Snperrevision,  ab  nach  der  noch  geltenden  Vorschrift  des  §.47  der  Instr. 
V.  1S24  ..j«^do  Rechnung  vor  deron  Einsendung  an  die  0.  R.  K.  bei  der  Verwalt- 
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behOrde  abgenommen  werden  moss,  nachdem  solche  u.  die  Beläge  vorher  in 
calcnlo  rollsUndig  geprüft  u.  atteetirt  worden/'  Doch  soll,  trotz  der  weiteren  Be- 
stimmungen dieses  §.  47,  diese  Vorprüfung  keine  sehr  tiefgreifende  Formalität  in  der 
Praxis  sein,  so  dass  die  eigentliche  Arbeit  doch  auf  der  0.  K.  K.  ruht.  Für  eine 
gründliche  erste  Prüfung  müsstc  den  Behörden  wohl  vermehrtes  besondres  Personal 
zu  Gebote  gestellt  oder  wirklich  provinz.  Rechnungskammcm  gebildet  werden. 

Im  £tat  f.  1883—84  steht  die  in  Potsdam  ihren  Sitz  habende  0.  K.  K.  mit 
729.82$  M.  Ausgabe  (im  Vorjahr  mit  nur  674.819  M.),  d.  i.  c.  O.oaaVo  der  Summe 
der  Bruttoeinnahme  und  Ausgabe.  Die  Besoldungen  u.  Wohn.geldzu6chüsse  betragen 
davon  671.894  M.  Ausserdem  steht  im  gleichzeitigen  Etat  des  D.  Reicht  für  den 
mit  d.  preuss  0.  R.  K.  vereinigten  Rechnungshof  die  Ausgabe  v.  531.473  M.  Der 
Chefpräs,  bezieht,  ausser  freier  Wohnung,  21.000  M.  Gehalt  (wovon  Vs  &^  Reichs- 
fonds), 2  Directoren  je  12.000  M.,  14  Räthe  je  7500—9900,  i.  D.  8700  M.  (gleich 
den  Vortrag.  Räthen  der  Ministerien,  —  beim  Ausschluss  aller  Nebenämter  für  die 
Räthe  der  0.  R.  K.  dürfte  der  Gehalt  dieser  Beamten  höher  sein);  weiter  sind  vor- 
handen 1  Vorsteher  des  Prää.bur.  (5400  M  Geh.),  85  Revisoren  u.  Calculatoren  u. 
t  Kanzleidirector  (3t)00  — 5400  M.,  i.  D.  4200  M.  Geh.),  8  Registratoren  (3000  bis 
4S0O  M.,  i.  D.  :i900  M.  Geh.),  7  Kanzleisecret.  (1800  —  3300  M.,  i.  D.  2550  M.). 
Alle  haben  Wohn.geldzuschuss. 

Uebcr  die  auch  für  die  princip.  Fragen  sehr  lehrreichen,  bisher  misslnngenen 
Versuche  einer  selbätäudigen  Gesetzgebung  über  das  Coutrolwesen  im  Haushalt 
des  Deutschen  Reichs  s.  d.  Aufs,  in  d.  Tub.  Ztschr.  Die  anfanglich  getroffene 
Einrichtung,  wonach  die  preuss.  0.  R.  K.  mit  als  Rechnungshof  des  Norddeutschen 
Bundes,  dann  des  Reichs  dient  u.  demgemä^s  entsprechend  erweitert  wurde,  ist  bis- 
her geblieben.  S.  norddeutsches  Ges.  v.  4.  Juli  1868,  D.  ReichsM:es.  v.  11.  Febr.  1875 
(das  das  preuss.  Ges.  v.  1872  für  massgebend  auch  für  den  Rechnungshof  des  D. 
Reichs  erklärt),  Gesetze,  welche  seitdem  jährlich  für  die  Controle  des  Reichshanshalts 
in  dem  betreff,  letztvergangenen  Jahre  erneuert  worden  sind.  Auch  der  Landeshaus- 
balt  von  Elsass-Lothringen  wird  in  derselben  Weise  von  der  preuss.  0.  R.  K. 
coDtroIirt  Speciell  f.  d.  deutschen  Rechn.hof  fungiren  ausser  dem  gemeins.  Präsi- 
denten 1  Director,  10  Räthe,  5H  Revisoren  u.  Calculatoren,  5  Registratoren,  1  Kanzlei- 
vorsteher, 7  Kanzleisccr.    Die  Mitglieder  werden  vom  Bundesraüi  gewählt. 

2.  Baiern.  S.  v.  Czörnig  S.  52  ff.,  175,  Tüb.  Ztschr.  B.  38  S.  70  ff.,  Pözl, 
baier.  Verwaltrecht,  3.  A.  §.  32,  283  ff.,  auch  279  ff.,  Stockar  v.  Neuforn-Hock  I, 
96  ff.,  192  ff.,  450  ff.,  bes.  471  ff.  Hauptverordn.  v.  11.  Jan.  1826  modific.  durch  V.o. 
über  das  Finanzrechnungswesen  v.  23.  Dec.  1868.  Das  Characteristische  ist  die  Zer- 
legung der  Revision  in  eine  erste  (primitive)  u.  eine  Superrevision,  die  grössere 
Decentralisation  der  Revision  u.  die  Vornahme  derselben  durch  verschiedene  Landes- 
und  CentralbehOrden ,  welche  nach  Districten  u.  Geschäftszweigen  die  Arbeit  theilen, 
endlich  das  Fehlen  einer  speciellen  Beziehung  des  Obersten  Rechnungshofs  zum  Land- 
tag. Die  erste  Revision  der  Finanzrechnungen  erfolgt  durch  die  Rechnnngscommissariate 
der  Verwaltungsbehörden,  d.  i.  der  Kreisregierungen  (Regier.finanzkammern)  selbst  u. 
far  die  Rechnungen  gewisser  Centralstellen  durch  die  dem  Finanzministerium  unmittel- 
bar untergeordnete  „Rechnungskammer''  (bestehend  aus  1  Director,  2  Räthen, 
1  Assessor,  5  Commissären,  1  Secr.  1  Registrator,  1  Kanzlisten  als  pragmat  od.  stand. 
Personal,  5  Revisoren,  2  Kanzlisten  als  instabilem,  Etat  67.015  M.).  Die  Super- 
revision  ist  Sache  des  Obersten  Rechnungshofs.  Dieser  ressortirt  zum  Finanz- 
ministerium, ist  aber  innerhalb  seiner  Competenz  unabhängig  u.  hat  theils  ganz  für 
sich,  theils  begutachtend  für  das  Fin.ministerium  die  oberste  Leitung  des  Rechnungs- 
wesens, ist  auch  endgiltige  Recursiustanz  bei  Berufungen  aus  der  1.  Revision.  Er 
besteht  ans  1  Präs.  (Geh.  10.800  M.),  7  Räthen  (Geh.  5580—5940  M.),  1  Commissar, 
1  Kanzlisten,  wozu  noch  instabiles  Personal  tritt.  Etat  82.450  M.  Die  Verfassung 
ist  coUegial,  die  Stellung  des  Hofs  u.  seiner  Mitglieder  gleich  der  des  oberaten  Gerichts- 
hof. Die  Superrevision  bezieht  sich  auf  die  nochmalige  Prüfung  der  bereits  von  den 
gen.  ersten  Instanzen  geprüften  Rechnungen  u.  erfolgt  mittelst  jährlicher  Abordnung 
eines  Raths  in  jede  Provinz  (Kreis)  zur  Vornahme  der  Revision  an  Ort  u.  Stelle,  wobei 
der  Rath  eine  staatsanwaltliche  Function  hat.  Ueber  seine  Wahrnehmungen  berichtet 
er  schriftlich  an  den  Rechnungshof,  wo  alsdann  ein  anderer  Rath  über  den  Bericht 
rcferirt,  der  Hof  in  coUegialer  Form  bcräth  u.  über  Rechnungsfragen  endgiltig  ent- 
scheidet, andere  dem  Fin.ministerium   znr  Entscheidung   vorlcj^t.    Der  Hof  hat  auch 
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die  Generalfinanzrechnang  des  Staats  zu  stellen  u.  bis  spätestens  1.  Sept. 
des  folg.  Jahi-s  dem  Fiu.min.  vorzulegen.  —  Man  rUhmt  die  GrOndlichkcit  der  Kevision 
acbon  in  1.  Instanz,  die  Beschleunigung  der  Abrechnung,  die  gute  Schulung  ft)r  die 
lievisionsbcamten  bei  der  Revision  1.  Listanz,  doch  ist  die  yerwaIt.coutrole  gegenüber 
den  obersten  Staatsbehörden  nur  „äusserst  nothdUrfiig"  gewahrt  (Tttb.  Ztschr.  B.  33,  93) 
u.  die  Voi-arbeit  für  die  Staatscoutrole  des  Landtags  ist  wenigstens  nicht  gesetzlich 
hinlänglich  gesichert,  wenn  auch  in  der  Praxis  die  Sache  sich  günstiger  gestaltet. 

3.  Auch  den  übrigen  deutschen  Staaten  fehlen  die  bezüglichen  Ein- 
richtungen nicht.  Sie  zeigen  im  Einzelnen  manche  kleinere  Verschiedenheit,  aber 
doch  in  wesentL  Puncten  Uebereinstimmung.  Die  Rechnungscontrole  ist  wohl  überall 
genügend,  meistens  vortrefflich,  die  Yerwaltungscontrole  über  die  höchsten  Staats- 
behörden aber  noch  öfters  mangelhaft  u.  die  Staatscontrole  noch  nicht  immer  der 
coustitut.  Doctrin  entsprechend  gestaltet  oder  wenigstens  für  die  Kammern  nicht  durch 
Rechnungshöfe  soweit  vorbereitet,  als  es  für  eine  wirksame  Controle  geboten  erscheint. 
Die  Einrichtung  der  Staatscoutrole  ist  in  den  Verfassungen  u.  in  damit  zns.hängen- 
den  Gesetzen,  mehrfach  aber  auch  nach  allmählicher  ständischer  Praxis  geordnet.  £ä 
treten  darin  manche  Eigenthümlichkeiten  des  Staatsrechts  des  einzelnen  Staats  hervor. 

S.  über  K.  Sachsen  v.  Czörnig  S.  37  ff.  174.  Die  Rechnungen  der  ressor- 
tirenden  Specialkassen  werden  hier  in  jedem  Ministerium  für  sich  geprüft  u.  justificirt, 
th.  durch  die  mittleren  Verwaltungsstellen,  th^  durch  die  Rechnungssteilo  des  Ministeriums. 
Eine  eigene  Oberrechenkammer,  welche  zum  Gesammtministerium  ressortirt  (Etat 
72.100  M.,  1  Präs.  mit  11.100  M.  u.  2  Räihe  mit  7200—8100  M.  Gehalt)  übt  die 
Rechnungscontrole  über  die  Centralkasseu  allein  u.  eine  beschränkte  ycrwalt.controlo, 
indem  sie  Bemängelungen  dem  betreff.  Ministerium,  bez.  dem  Gesammtministerium 
zur  endgiltigen  Entscheidung  mittheilt  Mit  den  Landständen  steht  die  0.  R.  K.  nicht 
in  Beziehung.  — 

üeber  Würtemberg  s.  v.  Czörnig  S.  59  ff.  175,  v.  Riecke  Verfass.  u.  s.  w. 
V.  W.  S.  163.  Die  dem  Fin.min.  untergeordnete  Oberrechnungskammer  „ist  die  oberste 
Rechnungsbehörde  des  Landes  u.  hat  die  Aufsicht  über  das  gesammte  Staatsrechnun^- 
Wesen,  auch  bei  den  verrechnenden  Behörden  andrer  Departements"'  (Riecke).  Sic 
übt  die  Kassen-  u.  Rechn. controle  unmittelbar  (Abnahme,  Prüfung,  Abhör  der  Rech- 
nungen bei  allen  Haupt-  u.  Specialkassen  u.  Anstalten  des  Staats,  mit  der  eigenthllml. 
Ausnahme,  dass  die  camcralamtl.  Steuerhauptbücher  u.  die  der  Hauptzoll-  u.  Haupt- 
steuerämter vom  Steuercollegium ,  die  Rechnungen  der  Hütten-  u.  Salinenkassen  v. 
Bergrath  revidirt  werden).  Für  die  Verwalt.controle  ist  die  0.  R.  K.  nur  theilweise, 
für  die  Staatscontrole  gar  nicht  weiter  thätig,  wie  denn  an  der  Spitze  der  0.  B.  K. 
als  Director  der  Director  der  Staatskass. Verwaltung  steht  (Geh.  6b00  M.,  ausserdem 
4  Räthe  mit  5600 — 6000  M.  Geh.).  Diese  beiden  Controlen  werden  nach  der  eigen- 
thümlichcn,  aus  der  älteren  Zeit  beibehaltenen  Gestaltung  dos  würt.  Staatshaushaltes 
von  den  Ständen  u.  deren  Ausschuss  mit  ausgeübt 

öeber  Baden  s.  v.  Czörnig  S.  76  ff.,  175,  Regenauer  §.  13—15.  Zwei- 
fache Revision,  durch  die  Verwaltmittelstellen  für  die  untergebenen  Kassen  n. 
Buchführungen,  dann  Snperrevision  nach  Auswahl  Seitens  der  Oberrechen - 
kämm  er,  welche  ausserdem  die  Rechnungscontrole  über  die  Centralkasseu  unmittel- 
bar übt  Sie  ist,  dem  constit  Princip  gemäss,  eine  dem  Landesherm  unmittelbar 
untergeordnete,  der  Verwaltung,  auch  den  Ministerien  gegenüber  selbständige  Behörde, 
sie  hat  auch  demgemäss  die  Verwalt.controle  (Innehaltung  des  Etats  u  s.  w.)  zu  üben, 
für  die  Staatscontrole  der  Stände  ist  sie  aber  nicht  unmittelbar  mit  thätig  (Etat  74.900  M., 
1  Präs.  mit  12.000  M.  Geb.,  4  Räthe  mit  5800—6200  M.,  11  Revisoren  mit 
2—4000  M.). 

§.  143.  —  4.  Belgien.  S.  v.  Czörnig  S.  140  ff,  182,  Tüb.  Ztschr.  B.  33, 
S.  86  ff.  Der  Oberste  Rechnungshof  nimmt  hier  eine  wesentlich  andere  Stellung  ein. 
als  in  Deutschland  u  in  den  meisten  sonstigen  Staaten.  Während  er  bei  uns  überall 
eine  Verwaltungsbehörde,  ein  Regierungsorgan  ist,  das  entweder  gar  nicht  un- 
mittelbar oder  nur  in  beschränktem  Maasse  in  Beziehung  zur  Volksvertretung  steht,  ist 
er  in  Belgien  verfassungsmässig  u.  nach  dem  Hauptgesetz  v.  29.  Oct  1846  ein  Organ 
des  Parlaments,  für  dessen  Zwecke  mit  eingerichtet,  zur  Ausübung  auch  der  Staats- 
tontrole  selbst  neben  der  Rechnungs-  u.  Verwaltconirole.  Hier  sind  die  (Konsequenzen 
der  eigentlich  Parlamentär.  Verfassung  gezogen,  die  Einrichtung  entspricht  daher 
dr»i»  (irundsatzrn  des  deutschen  constitut  Staatsrechts  kaum  mehr.    Die  Mitglieder 
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des  Beclm.ho&  i^oach  d.  arsprOngl.  Ges.  bestehend  ans  1  Pr&s.  mit  11.250  fr.  Gehalt, 
b  SlthcA  mit  S500  fr.  Gehalt.  1  Secr.  a.  dem  erforderl.  Re?is.  o.  fiureaapersonal) 
▼erden  ?on  d.  Kammer  der  Abgeordneten  je  auf  6  Jahr,  doch  jederzeit  wider- 
nfhch  gewählt.  Die  Unabhängigkeit  der  Mitglieder  ist  durch  noch  weitergehende 
ab  die  sonst  ttblichen  Bestimmungen  verbürgt  (n.  A.  darf  nicht  nur  keine  nähere 
Verwandtschaft  der  Mitglieder  anter  sich,  eine  auch  in  Preassen  n.  sonst  besteh. 
Vorschrift,  sondern  anch  nicht  mit  den  Ministem  n.  den  yerwalt.chefs  bestehend  Der 
Hof  wacht  daräber.  ..,daaB  kein  Bndgetsatz  der  Aasgaben  überschritten  wird  a.  dass 
keine  Uebertragong  stattfindet \  Es  sind  ihm  za  diesem  Zweck  umfassende  Befugnisse 
der  Yerwaltongscontrole ,  namentlich  das  oben  (§.  140)  besprochene  Recht  der  Visa- 
contFoIe  ffii  die  unständigen  Ausgaben  ertheilt  Die  Beschlösse  des  Hofs  in  Rech- 
aungssachen  sind  endgiltig,  nur  bei  Verletzung  der  Form  oder  des  Gesetzes  steht  dem 
Bechnongsleger  binnen  3  Monaten  die  Berufung  an  den  Cassationshof  zu.  Eine 
omfusende  Mitwirkung  hat  der  Hof  auch  bei  der  Verwaltung  der  Staatsschuld.  Im 
Cebngen  ,,ressortirt  der  Hof  in  allen  seinen  Beschitlssen  (im  Gebiet  der  Verwalt- 
controle)  in  letzter  Instanz  ?on  der  Kammer  der  Repräsentanten,  als  der  Quelle  seines 
Bestandes.  Auf  diese  Weise  ist  die  Gesammtcontrole  nirgends  umfassender  u.  ein- 
diini^cher  durchgeführt  als  in  Belgien''  (Cz6rnig  S.  1S2).  Die  Gefahr  einer  zu 
veit  gehenden  Beschränkung  u.  unter  Umständen  einer  Lahmlegung  der  Verwaltung 
wild  bei  einer  derartigen  Gestaltung  der  Controle,  zumal  in  einem  Grossstaate  aber 
nicht  zu  läugnen  sein.  Indessen  mit  dem  rein  parlam.  Princip  stände  eine  Einrichtung 
der  CkHitrole  nach  belg.  Muster  in  Einklang,  ist  daher  auch  bei  uns  mitunter  von 
Vertretern  dieses  Principe  empfohlen  worden. 

5.  Oesterreich  (West-).  S.  Czörnig  S.  16  ff.,  170  ff.,  Tüb.  Ztschr.  B.  83 
S.  53—70  (hier  eingehend),  Blonski  II,  358,  362  ff.,  Dessary  §.  107,  122  ff.  (über 
das  Hecht  vor  1866),  Ulbrich,  östr.  Staatsrecht  S.  169  ff.,  663  ff.  Wildt,  d.  öst. 
Staatsrechn.  u.  Controldienst,  1876.    Auch  Schrott  passim. 

Schon  vor  der  neuen  Periode  verfassungsmäss.  Finanzwirthschaft,  zur  Zeit  des 
Absolutismas,  war  das  itotr.  Controlwescn  zweckmässig  u.  den  modernen  Anforderungen 
entsprechend  eingerichtet,  so  im  Ganzen  schon  in  der  Behörde  des  alten  „General- 
Rechnongsdirectoriums''  als  unabhängiger  oberster  Controlstelle.  Die  V.o.  v.  27.  März  1854 
machte  aus  diesem  Directorium  in  unmittelbarer  Unterordnung  unter  den  Kaiser,  un- 
abhängig von  den  Ministem,  den  Ministerien  gleichgestellt  die ., Oberste  Kechnungs- 
controls-BehOrd  e''  als  obersten  Rechnungshof  der  absol.  Monarchie  zur  Handhabung 
der  Rechnongs-  u.  der  Verwaltungscontrole  u.  zur  Vorbereitung  der  Staatscontrolc 
durch  den  Monarchen  selbst  Die  Controle  ward  aber  insofern  decentralisirt,  als  den 
Centralverwaltungen  u.  den  Kronlands -Verwaltungen  für  den  Controldienst  eigene 
Staatsbuchhaltungen  beigegeben  waren,  welche  ebenfalls  von  den  Verwaltungs- 
behörden unabhängig  u.  unmittelbar  unter  die  Oberste  ControlbehOrde  gestellt  wurden. 
Eine  Fortbildung  erfolgte  durch  die  Kais  Verordnung  v.  21.  Nov.  1866,  die  Grund- 
lage des  jetzt  geltenden  Rechts.  Hiemach  sind  den  anweisenden  Central-  und  Landes- 
behOrden  (d.  h.  den  Mittelstellen,  wie  den  polit.  Landesstellen,  Finanzlandesdirectionen, 
Oberlandesgerichten,  Postdirectionen)  allgemein  Rechnungsdepartements,  welche 
die  Stelle  der  früheren  Buchhaltereien  einnehmen ,  beigegeben.  Dieselben  verbuchen 
TL  contrasigniren  alle  Anweisungen  der  Verwaltungsbehörden,  überwachen  die 
ordnungsmässige  Vollziehung  der  Anweisungen  u.  üben  über  die  Kassen  die  Rech- 
Dungscontrole  aus.  Ueber  diesen  Rechnungsdepartements  steht  für  die  Saperrevision 
u.  für  die  Verwaltungscontrole  der  Mittel-  u.  obersten  Behörden,  einschliesslich  der 
Ministerien  —  n.  zwar  Air  materielle,  nicht  bloss  ziffermässigc  Prüfung  der  Ge- 
bahnmg  mit  dem  StaatsvermOgen  u.  ob  sie  in  Uebercinstimmung  mit  Gesetzen,  Ver- 
ordnungen, Etat;  auch  Beurtheilung  der  Zweckmässigkeit  neben  der  Vorschriftsmässig- 
keit  —  der  Oberste  Rechnungshof.  Dieser  ist  auch  gegenwärtig  noch  eine  dem 
Kaiser  untergeordnete,  selbständige,  von  den  Ministerien  unabhänfcige  u.  ihnen  coordi- 
nirte  oberste  Staatsbehörde,  mit  coÜegialer  Verfassung,  wenn  auch  mit  besonders  aus- 
gedehnten Befugnissen  des  Präsidenten,  im  Wesentlichen  aber,  nach  Analogie  des 
Obersten  Gerichtshofs  mit  den  nöthigen  Garantieen  der  Unabhängigkeit  versehen  (Etat 
io  1882  155.000  fl.  Personal  um  1880  1  Präs.  mit  dem  gewölinl.  Ost.  Minister^ehalt 
r.  10.000  fl.  u.  12.000  fl.  Zulagen,  4  Hofräthe  in  2  Klassen  mit  6000  u.  45(10  fl.  Geh., 
2  Sect.räthe  mit  3200  u.  2800  il.  Geh.,  5  Hofsecr.  in  2  Klassen  mit  2200  u.  2000  fl., 
21   Rechn.räthe  in   3  Klassen   mit    1800  u.  1600  fl.  u.   1400  fl.     Alle  diese  Beamten 
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ausserdem  mit  Activ.-Zul.  Der  Hof  hat  dem  Kaiser  jährlich  Bericht  Über  seine  Thätigkeit 
zu  erstatten  u.  hier  e?entaelle  Reformvorschläge  zu  stellen.  Er  ist  aber  aoch  fUr  die  Parla- 
mentär. Staatscontrole  mit  thätig,  indem  er  den  Centralrechnungsabschluss  für  das  vorletzte 
Yerwaltungsjahr  verfasst  u.  die  Uebereinstimmang  desselben  mit  dem  Etat  prüft,  worauf 
diese  Rechnung  mit  Beilagen  n.  Bemerkungen  an  den  Kaiser  u.  von  da  an  den  Finanz- 
minister zur  Uebergabe  an  den  Reichsrath  behufs  verfassungsmässiger  Erledigung  geht. 
In  wesentlichen  Puncten  gleicht  die  Stellung  u.  Competenz  des  öät  Rechnungshofs  der- 
jenigen der  prouss.  0.  R.  K.,  ein  Hauptunterschied  im  sonstigen  Controlwesen  liegt  in 
der  Östcrr.  Einrichtung  besondrer  Rechnungsdepartements  bei  den  anweisenden  Behörden. 
Der  Verf.  d.  Aufs,  in  d.  TUb.  Ztschr.  urtheilt  über  das  öst  Controlwesen  günstig:  ««diese 
öst.  Einrichtungen  sind  höchst  beachtenswerth.  Sie  beruhen  auf  einer  genauen  Kenntniss 
sowohl  der  prenss.  als  der  französ.  Institutionen  u.  haben  von  beiden  viel  Gutes  in 
sich  aufgenommen"  (B.  83,  S.  68).  — 

Für  die  Controle  des  gemeinsamen  Haushalts  der  öst  Monarchie  (mit  Ungarn) 
besteht  ein  besonderer,  dem  wostösterreichischen  ähnlich  eingerichteter  Oberster 
Rechnungshof  (Et  125.400  fl.). 

6.  Frankreich.  S.  Czörnig  S.  89,  97  II.,  1G5  tt'.,  Tub.  Ztschr.  B.  33  S.  41  ff.. 
Hock,  Fin.  Fr.s  S.  111  ff.,  Kaufmann  Kap.  4,  bes.  Block 's  dict  de  l'adm.  fr&DV- 
Art  cour  des  comptes,  auch  Art.  comptabilitö  publique. 

Der  französ.  Oberste  Rechnungshof  (cour  des  comptes)  ist  eine  Schöpfung  Napo- 
leons I.  (Hauptges.  v.  16.  Sept  1807  u.  V.o.  v.  28.  Sept  1807),  durch  welche  die 
Rcchnungscontrole  u.  in  beschränktem  Maasse  die  Yervealtnngscontrolo  zur  endgUtigen 
Wiederherstellung  der  finanz.  Ordnung  gewährleistet  werden  sollte.  Aehnliche  Ein- 
richtungen, nur  mehr  decontralisirt,  hatten  aber  schon  in  der  alten  Monarchie  be- 
standen: Rechnungskammem  (chambres  des  comptes,  Ord.  v.  1464),  deren  es  schliess- 
lich 13,  neben  den  Provinz.parlamenten ,  gab.  Sie  wurden  1790 — 91  beseitigt,  aber 
durch  die  neuen  centralist.  Einrichtungen  ungenügend  ersetzt  An  die  Gesetzgebung 
V.  1807  schlössen  sich  später  verschiedene.  Einzelnes  verändernde  Decrete  (v.  1856, 
1859  u.  1860)  an,  aber  die  Grundein richtung  ist  geblieben  n.  auch  seit  dem  Sturze 
des  zweiten  Kaiserreichs  nicht  weiter  verändert  worden.  Vgl.  sonst  auch  das  Decret 
V.  31.  Mai  1862  über  die  comptabilit6  publique  für  Manches  aus  diesem  Gebiete, 
was  mit  dem  Controlwesen  eng  zusammen  hängt  Die  Rechnungscontrole  wird  durch 
die  bestehenden  Einrichtungen  sehr  gut  verbürgt,  die  Verwaltungscontrole  gegenüber 
den  oBersten  Behörden  könnte  dadurch  wohl  auch  ausreichend  geleistet  werden,  ge- 
hört aber  in  der  Hauptsache  nicht  zu  ihrer  Competenz.  Sie  wie  die  weitere  Staats- 
controle haben  übrigens  unter  den  wechselnden  politischen  Verhältnissen  des  Landes 
in  ihrer  practischcn  Bedeutung  gewechselt. 

Das  Eigcnthümliche  der  französ.  Controle  durch  den  Rechnungshof  liegt  in  der 
ganzen  Stellung  u.  in  dem  Verfahren  des  letzteren.  Er  ist  nemlich  als  Hirm- 
licher  Gerichtshof  eingerichtet  rangirt  unmittelbar  nach  dem  Cassationshof,  geniesst 
dessen  Vorrechte,  verhandelt  u.  entscheidet  in  den  Formen  des  Gerichtsverfahrens, 
fällt  daher  förmliche  gerichtliche  Urtheilssprüche,  bei  der  Decharge  u.  s.  w.,  in  den 
feierlichen  Formen  der  Gerichtshöfe.  Seine  gegenwärtige  Zusammensetzung  ist  bei 
einem  Eut  von  1.56  M.  fr:  1  erster  Präs.  (Geh.  seit  1872  30.000  fr.,  früher 
35.000),  a  Kammerpräs.  (Geh.  25.000,  früher  18.000),  18  Räthe  (conseillera-maltres. 
Geh.  18.000  fr.,  früher  15.000),  24  erste  Revisoren  (r^f6rendalres  de  I  classe.  Geh. 
7000  fr.,  früher  6000),  60  zweite  Revisoren  (r6f.  de  II  cl ,  Geh.  3000,  früher  2400  fr.), 
alle  lebenslänglich  vom  Staatsoberhaupt  ernannt,  ausserdem  1  General- 
procurator  (Geh.  30  000  fr.,  früher  35.000),  1  Obersecretär  (greffier  en  chef.  Geh. 
18.000,  früher  15.000  fr.),  ferner  15  erste  Auditoren  (Geh.  2000  fr.)  u.  Kanzlei-  u. 
Unterpersonal  Die  Revisoren  u.  Auditoren  erhalten  ausserdem  unter  sich  nach  Mass- 
gabe ihrer  Arbeit  die  Summe  von  420.000  fr.  jährlich  verthoilt,  i.  Dchschn.  5000  fr. 
f.  den  Revisor,  1200  fr.  fOr  den  Auditor  1.  Kl.  Der  Rechnungshof  zerfällt  für  ver- 
schiedene Dienstzweige  in  drei  Kammern,  je  unter  1  Präs.  u.  mit  6  Räthen, 
nemlich  für  die  Einnahmen,  die  Ausgaben,  die  Rechnungen  der  Kreise  u.  Gemeinden. 
Die  Rechnungsprüfung  erstreckt  sich  auf  alle  Rechnungsleger  (comptables)  der  Staats-, 
Oommunal-  u.  öffentl.  Anstaltsverwaltung,  mit  der  Ausnahme,  dass  die  Rechnungen 
in  Gemeinden  mit  weniger  als  30.000  fr.  Jahreseinnahme  durch  den  Präfecturrath, 
doch  mit  Berufung  an  den  Rechnungshof,  u.  dass  die  Rechnungen  der  unmittelbar 
unter  dem  Generaleinnehmcr  der   Depart  stehenden  Rochnnngsleger,   spec.  für  die 
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directen  Steuern,  vom  Gcn.einnchmer  geprOft  werden.  Die  Urtheile  des  Rechnongs- 
hofs  in  Bechntingssacben  sind  vollstreckbar.  Wegen  Verletzung  der  Form  u.  des  Ge- 
setzes kann  aber  vom  Rechnungsleger  n.  fur  diesen  von  den  Ministern  Berufung  au 
den  Staatsrath  erhoben  werden.  —  Bei  der  Controle  ist  nur  die  Uebcreinstimmung 
der  Rechnungen  der  Rechnungslcger  mit  den  Anweisungen  der  ordonnateurs  zu  prüfen, 
nicht  die  Berechtigung  der  anweisenden  Behörden  zur  Ertheilung  der  Anweisungen 
selbst  oder  in  der  u.  der  Höhe,  für  die  u.  die  Zwecke:  insofern  ist  die  Verwaltungs- 
controle  nicht  Sache  des  Rechnungshofs.  Doch  werden  ausser  den  Einzelrechnungen 
der  Bechnungsleger  auch  die  Schlussrechnungen  der  Ministor  über  das  geschlossene 
Rechnungsjahr  u.  der  Generalbericht  der  Finanzverwaltung  über  das  Yerwaltjahr  dem 
Rechnungshof  zur  Prüfung,  zur  Vergleichung  mit  den  Rechnungen  der  Rechnungs- 
leger u.  zur  Beurtheilnng  ihrer  Uebereinstimmung  mit  den  Gesetzen  u.  Verordnungen 
überwiesen.  Bemängelungen  sind  dann  im  Correspondenzwege  mit  den  Ministem  zu 
erledigen;  diejenigen,  wo  dies  nicht  gelingt,  dem  Staatsoberhaupt  (Präs.  d.  Republik) 
u.  durch  dieses  dem  Parlament  zur  Entscheidung  mitzutheilen.  Hierin  liegt  die  Mit- 
wirkung des  Rechnungfihofs  bei  der  Vorbereitung  auch  der  Staatscontrole.  Die  Er- 
klärungen des  Rechnungshofs  über  die  Uebereinstimmung  der  ministeriellen  Abrech- 
nungen mit  den  geprüften  Rechnungen  der  Rechnungsleger  erfolgen  in  feierlicher  öffent- 
licher Sitzung.  —  Das  Decret  v.  31.  Mai  1S62  ordnete  ausserdem  dann  noch  eine 
besondere  Verwaltungscontrole  durch  eine  jährlich  vom  Kaiser  zu  ernennende  Com- 
missiou  von  9  Personen  aus  Mitgliedern  des  Reohnungshofs,  Staatsraths,  Senats  u.  des 
legislat.  Körpers  an.  Hier  sollte  die  Uebereinstimmung  der  Rechnungen  der  Minister 
mit  den  Ergebnissen  der  Contralaufschreibungen  beim  Finanzministerium  u.  mit  denen 
der  Beschlüsse  des  Rechnungshofs  über  die  Rechnungen  der  Rechnungsleger  constatirt 
werden.  Das  darüber  aufzunehmende  Protokoll  gelangt  an  den  Finanzministcr  u.  von 
diesem  an  die  beiden  Kammern.  Die  sonstige  Staatscontrole  erfolgt  mittelst  der  Ge- 
nehmigung der  definitiven  Schlussrechnung  (reglement  definitif  du  budget)  in  Gesetzes- 
form, ist  aber  bei  der  ausserordentlichen  Ck)mplicirtheit  der  französ.  Finanzverwaltung 
doch  heute  unter  der  Republik  noch  dieselbe  leere  Formalität  wie  früher  unter  dem 
Kaiserreich.  — 

7.  Das  Controlwesen  Italiens  ist  dem  französischen  nachgebildet,  auch  in  Be- 
zog auf  den  Rechnungshof  (corte  dei  conti),  wobei  aber  in  der  Verwalt.coutrole  auch 
das  belgische  Muster  (Visacontrole  der  Anweisungen)  mit  massgebend  war  (Ges.  v. 
14.  Aug.  1862,  15.  Aug.  1867). 

8.  Grossbritannien's  Controlwesen  ^Tüb.  Ztschr.  B.  33.  S.  72—86,  Gneist. 
«igl.  Verwalt.recht,  2.  A.,  H,  S.  845,  854)  hängt  mit  der  dortigen  parlam.  Verfassung 
Q.  anderen  specifisch  brit.  Verhältnissen  enge  zusammen,  was  das  Verständniss  u. 
Vergleiche  mit  continentalen  Einrichtungen  erschwert.  Bis  zum  J.  1866  bestanden 
zwei  getrennte  Behörden  für  die  Controle,  deren  Anfänge  in  frühe  Zeiten  zurück- 
reichen u.  welche  mit  der  ganzen  Einrichtung  des  Dienstes  der  Schatzkammer  (ex- 
chcquer)  zus.hängen.  Nach  der  Organisation  im  19.  Jahrhundert  war  das  eine  Amt 
das  des  comp  troller  general,  der  Generalcontrole  der  Einnahmen  u.  Ausgaben, 
bes.  wichtig  für  letztere,  dem  Zweck  u.  Wesen  nach  eine  vorgängige  Verwaltungs- 
controle der  Anweisungen  („Controle  ab  ante'',  s.  o.  §.  140),  zuletzt  geordnet 
dorch  Gesetz  4  u.  5  Will.  14  c.  15  (1834):  „der  Gen.controleur  wacht  darüber,  dass 
keine  Zahlungsanweisungen  auf  Staatsgelder  aus  dem  Fin.ministerium  erlassen  werden 
ohne  gehörige  Autorisation**  (Gneist  H,  847).  Das  zweite  Amt,  geordnet  dorch 
2  Will.  IV.  d.  1,  war  das  der  commissioners  of  audit,  der  „Abhörcommission", 
einer  Art  obersten  Rechnungshöfe,  für  die  nachträgliche  Verwaltungs-  oder 
die  Verwendungs-  u.  für  die  Rechnungscontrole,  anfangs  nur  für  bestimmte 
Yerwaltungsgebiete,  später  auf  immer  mehr  ausgedehnt.  Diese  Behörde  bestand  aus 
4  ordentlichen,  nicht  willkührlich  absetzbaren  Mitgliedern,  1  Secr.,  9  Inspectoren. 
c.  100  Revisoren,  fungirte  aber  gleich  der  Generalcontrole  nicht  ganz  befriedigend. 
Längere  Reformbestrebungen,  bei  deren  Erörterung  auch  in  England  die  Bedenken 
einer  wirksamen,  dann  aber  in  die  Verwaltung  eingreifender  „Visacontrole  ab  ante** 
zur  Sprache  kamen  (s.  Tüb.  Ztschr.  B.  33,  S.  79,  Citat  aus  d.  pari.  Bericht),  schlössen 
mit  dem  Ges.  v.  28.  Juni  1866  ab,  worin  für  die  bisher  getrennte  Generalcontrole  u. 
Rechnungsabhör  ein  gemeinsames  Amt  geschaffen  wurde,  besetzt  mit  Einem  Beamten 
iccMnptroUer  general  for  H.  Maj.  exchequer  and  auditor  general  of  the  publ.  account) 
Q.  1  Stellvertreter  desselben,  als   fest   angestellten  Personen,   (2000  u.  1500  Pf.  St. 
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Gehalt),  den  beiden  eigentlichen  yerantwortlichen  TrAgem  des  Amts,  welche  von  der 
Krone  u.  mit  erforderlichen  Hilfspersonen,  welche  vom  Schatzamt  ernannt  werden. 
Jene  beiden  Beamten  sind  aber  auf  Erfordern  beider  Hänser  des  Parlaments  Ton  der 
Krone  zu  entlassen.  Von  diesem  Amte  wird  die  vorhergehende  Controle  der  An- 
weisungen, dann  für  die  parlam.  Staatscontrolc  die  Yerwendungscontrole  hinsichtlich 
der  Ucbereinstimmung  der  aus  den  Rechnungen  sich  ergebenden  Verwendung  der 
Ausgaben  nach  Zwecl  u.  Hohe  mit  den  parlam.  Bewilligungen,  —  die  Controle  der 
sogen,  appropriations-accounts  —  u.  soweit  dies  hierfQr  geboten  auch  die  Rechnungs- 
controle  ausgeübt.  FOr  die  weitere  Rechnungscontrole  fungirt  eine  Abtbeilung  der 
Schatzkammer  als  eine  Art  Rechnungshof. 


5.  Abschnitt. 

Der  Beehnungsabschluss  und  die  Elnrlehtung  getrennter 
Jahresdienste    sowie    die   Inrentarisirnng    des   Offentliehen 

Vermögens. 

Die  beiden  ersten  Puncto  stehen  im  ongen  Zusammenhang  mit  dem  Zahlnngs-, 
Kassen-  und  Rechnungswesen  wie  mit  dem  Ck)ntrolwesen.  Sie  waren  deshalb  in  den 
beiden  letzten  Abschnitten  schon  mehrfach  mit  zu  berühren.  Im  Folgenden  handelt 
CS  sich  nur  noch  um  einige  abschliessende  Erörterungen  über  diese  Puncto  für  sich. 
Auch  die  InTontarisirung  des  Öffentlichen  Vermögens  und  die  Führung  von  Natural- 
is Material) -rechnungen,  welche  damit  in  Verbindung  stehen,  bedürfen  hier  keiner 
eigenen  genaueren  Darlegung,  da  die  Grundsätze  des  allgemeinen  Rechnungs-  und 
Controlwesens  dafUr  mutatis  mutandis  Anwendung  finden. 

Das  Verwaltungsrccht  der  Materie  ist  grossentheils  das  nemliche,  wie  für  die 
im  Vorausgehenden  behandelten  Gegenstände.  S.  darüber  u.  für  die  literarische  Be- 
handlung die  Vorbemerkungen  zu  den  Abschnitten  2  —  4  dieses  Kapitels  (S.  219, 
258,  300  u.  die  bezüglichen  Koten  in  diesen  Abschnitten. 

Der  Rechnungsabschluss  speciull  ist  in  der  heutigen  Periode  der  „verfassungs- 
mässigen Finanzwirthschaft'*  wieder  Gegenstand  besonderer  staatsrechtlicher  Regelung 
in  Bezug  auf  die  Rechte  der  Volksvertretung  hinsichtlich  der  Mitwirkung  dabei.  Hier- 
für kommen  daher  Bestimmungen  der  Verfassungen  u.  der  sich  daran  anschliesscuden 
Gesetzgebung,  aber  auch  öfters  eine  Art  mehr  gewohnheitsrechtlicher  Normen  in 
Betracht,  welche  sich  in  der  ständischen  oder  parlamentarischen  Praxis  für  die  Be- 
liandlung  u.  Erledigung  der  Rechnungsabschlüsse  allmählich  zu  bilden  pflegen.  Die 
Gesetzgebung  über  „Comptabilität"  und  über  die  Rechnungshöfe  enthält  auch  für 
diese  Puncto  mehrfach  nähere  Bestimmungen. 

I.  —  §.  144.    Der  Rechnungsabschluss  und  die  Ein- 
richtung getrennter  Jahresdienste. 

Alle  Wirthschaftsrechunngen  sind  nur  ziffermässige  Verzeich- 
nungen von  thatsächlichen  Vorgängen  bezüglich  der  Güter-  oder 
Werthbeweguogen ,  speciell  der  Geld-  und  Geldeswerth-  Ein-  und 
Ausgänge  im  Leben  der  Wirthschaft.  Diese  Vorgänge  wiederholen 
sich  unaufhörlich,  solange  die  Wirthschaft  besteht,  d.  h.  eben  lebt. 
Sie  sind  an  die  Kategorie  ,,Zeit''  geknüpft  und  treten  in  bestimmter 
Reihenfolge  ein.  Aber  jede  Zerlegung  dieser  „Zeit"  in  be- 
stimmte „Zeiträume'^  beruht  im  Grunde  auf  Willkühr  und 
bedingt  eine  Zerreissung  an  und  für  sich  zusammen- 
gehöriger   Thatsachenreihen    oder  Vorgänge.      Sie   ist 
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gleichwohl  durchans  nothwendig,  nm  im  ^^Flnss  der  ErscheinuDgen^^ 
einen  Rohepunet  zn  finden ,  von  dem  aus  rück-  und  vorblickend 
Ergebnisse  der  Vergangenheit  festgestellt  und  klar 
erkannt  und  Aufgaben  der  Zukunft  genauer  erfasst 
werden  können.  Immer  läuft  dabei  aber  die  nicht  zu  übersehende 
Fietion  unter ,  als  wenn  die  Bewegung  der  Thatsachen  wirklich 
momentan  auf  hörte ,  die  Vor„gänge"  —  begriffswidrig  —  still 
ständen,  als  ob  es  reelle  Ruhepuncte  gäbe.  Eben  weil  dieses 
eine  blosse  Fietion  ist,  welche  keine  Realität  hat,  ergeben  sich 
aus  diesem  Widerspruch  zwischen  Annahme  und  Wirklichkeit 
Schwierigkeiten  bei  der  Durchführung  der  Annahme,  von  der  man 
ausgeht,  in  den  weiteren  Consequenzen.  Davon  ist  auch  im  Rech- 
nungswesen der  Wirthschaft  Act  zu  nehmen:  der  „Abschluss^' 
der  Rechnungen  ist  eben  eine  Consequenz  jener  Fietion,  wodurch 
der  Wirklichkeit  immer  mehr  oder  weniger  Zwang  ange- 
than  wird. 

Die  Zeiträume,  nach  welchen  die  Vorgänge  im  Wirthschafts- 
leben  in  Zeitabschnitte  zerlegt  werden,  können  an  und  für  sich 
willkührlich  bestimmt  werden.  Man  bedarf  ftlr  verschiedene  Zwecke 
verschiedener,  kleinerer  und  grösserer.  Der  hauptsächliche  grössere, 
bez.  grösste,  welcher  sich  im  Anschluss  an  andere  Vorgänge 
auch  im  Wirthschaftsleben  und  von  da  aus  auch  in  der  Finanz- 
wirthschaft  eingebürgert  hat,  die  übliche  Wirthschafts  -  und  Finanz 
periode,  ist  bekanntlich  das  Jahr  (§.  104  unter  b).  Die  Haupt- 
rechnungen der  Finanzwirthschaft  werden  daher  wie  die  Etats  ftlr 
Jahresperioden  geführt  und  dafür  abgeschlossen.  Die 
thatsächlichen  Vorgänge,  auf  welche  die  Rechnungen  sich  beziehen, 
werden  demgemäss  möglichst  in  Jahresabschnitte  zerlegt  und 
so  in  Jahresreihen  gebracht.  Sind  die  einzelnen  in  das  be- 
stimmte Jahr  rechtlich  gehörigen  Thatsachen  nicht  wirklich  in  diesem 
Zeiträume  selbst  eingetreten,  so  müssen  Anordnungen  darüber  ge- 
troffen werden,  wie  die  zu  diesen  Thatsachen  gehörigen  Rechnungs- 
vorgänge behandelt  werden  sollen.  Das  führt  zu  den  Bestimmungen 
über  den  Abschluss  der  Jahresrechnungen,  über  die  Trennung 
der  Jahresdienste,  über  das  Offenhalten  der  Rechnungen  eines 
dem  Zeittermin  nach  abgelaufenen  Jahres  noch  eine  Zeitlang 
während  des  oder  der  folgenden  Jahre  u.  s.  w.,  —  Bestimmungen, 
wie  sie  oben  (§.  132,  133)  bereits  dargestellt  worden  sind.  Bei 
allen  diesen  Anordnungen  sind  die  praetischen  Bedürfnisse  der 
Finanzverwaltung  speciell  des  Zahlungs-,  Kassen-,  Rechnungs-  und 
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Controldienstes  neben  den  Bedürfnissen  des  wirtbscbaftlichen  Ver- 
kebrs  und  der  Staatsscbuldner  und  Staatsgläabiger,  —  d.  b.  hier 
allgemein:  der  zu  Zahlungen  an  Staatskassen  Verpflicbteten  nnd 
zu  Zahlungsforderungen  dem  Staat  gegenüber  Berechtigten  —  vor- 
nemlich  zu  berüeksicbtigen.  Bei  der  Festsetzung  und  Durchfabrang 
solcher  Anordnungen  ergeben  sich  dann  aber  jene  angedeuteten 
Schwierigkeiten,  welche  in  der  Natur  der  Sache  liegen  und  so  gut 
als  möglich  überwunden  werden  müssen,  völlig  jedocb  nicht  be- 
seitigt werden  können. 

§.  145.  —  A.  Die  Aufgabe  und  ihre  Lösung.  Das 
Ideal  für  die  Bewerkstelligung  des  Recbnungsabscblusses 
wäre,  dass  die  im  Etat  für  das  Finanzjahr  vorgesebenen  Ver- 
waltungsthatsachen  und  die  sich  an  letztere  knüpfenden  Einnahmen 
und  Ausgaben  (Ein-  und  Ausgänge,  Zablungsempfänge  und  Aus- 
zahlungen der  Staatskassen)  genau  innerhalb  dieses  Jahres 
—  bei  den  einzelnen  Kassenverwaltungen  dann  weiter  genau  inner- 
halb der  supponirten  Theilabscbnitte,  Quartale,  Monate  des  Jahres  — 
vor  sich  gingen,  keine  solche  Thatsacbe  vorher  einträte  und  Vor- 
schüsse der  Kasse  oder  Empfänge  auf  Rechnung  des  künftigen 
Jahres  bedingte,  keine  später  erfolgte  und  „Restverwaltungs- 
ausgaben'' u.  s.  w.  mit  sich  brächte. 

Da  die  'Buchung  und  Verrechnung  mit  den  Gebahrungcn  der  Kassen  Schritt 
halten  kann  und  soll  und  thatsächlich  nach  den  jetzt  allgemein  bestehenden  Ein- 
richtungen auch  hält,  so  wUrde  dann  der  Rechnungsabschluss  sofort  bei 
Ablauf  des  Jahres  erfolgen  können.  Die  Bücher  aller  Kassen  und  Rechnungs- 
beliörden  liesso.n  sich  hier  sofort  schliessen,  die  Controle  könnte  abbald  ihre  Thätig- 
keit  beginnen  —  soweit  sie  nicht  schon  während  des  Jahres  selbst  wirksam  wurde,  — 
und  die  Ertheilang  der  Entlastung  an  die  einzelnen  Kechnungslcger  sowie  Seitens  der 
compctenten  Organe  an  die  ganze  Pinanzverwaltung  und  an  deren  rerantwortliche 
Leiter  (Finanzmbister)  hinge  nur  von  der  Dauer  der  erforderlichen  Arbeit  für  die 
Rechnungs-,  Verwaltungs-  und  Staatscontrole  ab. 

Aus  bekannten  Gründen  lässt  sich  jenes  Ideal  nicht  verwirk- 
lichen, aber  man  darf  es  aufstellen,  um  sich  des  Ziels  deutlich 
bewusst  zu  werden,  dem  man  sich  mit  Hilfe  der  demgemäss  zu 
treffenden  Einriebtungen  möglichst  annähern  soll. 

Es  liegt  nicht  in  der  Macht  der  Finanzrerwaltung  und  ihrer  Organe,  der  Kassen, 
alle  etatmässigen  Einnahmen  und  Ausgaben  nur  streng  innerhalb  dos  laufenden  Jahres 
vorzunehmen.  Auch  die  Bedürfnisse  des  wirthschaftlichen  Lebens  machen  das  nicht 
möglich.  U.  A.  würde  das  die  absolut  reine  (ioldwirthschaft  unter  Ausschluss  aller 
Creditwirthscliaft  —  wenigstens  über  die  Jahrosendtcrmine  hinüber  —  voraussetzen. 
Es  ist  hier  eben  der  enge  Zusammenhang  der  Thatsachenreihen,  auf  welche  sich  die 
Kassenoperationen  und  Rechnungen  beziehen,  welcher  sich  gegen  die  den  Anforderungen 
der  Finanzwirthschaft  und  des  gesammten  wirthschaftlichen  Lebens  widersprechende 
Zerlegung  der  Vorgänge  in  willkührliche  Zeitabschnitte  und  gegen  den  diesen  Ab- 
schnitten sofort  folgenden  Rechnungsabschluss  stemmen. 
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1.  Einmal  sind  die  Kassenverwaltungen  darauf  hinzuweisen 
und  dementsprechend  zu  controliren,  dass  sie  die  nach  dem  Etat 
in  das  Jahr  gehörenden  Gebahrnngen  mögliehst  nur  in,  aber  auch 
vollständig  in  dem  Jahre  selbst  vornehmen  und  erledigen;  soweit 
sie  dazu  im  Stande  sind  —  so  im  Einnahmedienst  —  auch  ihrer- 
seits darauf  hinwirken  und  Zahlungsverpflichtete  wie  Zahlungs- 
berechtigte dazu  anhalten ;  in  Vorschusszahlung  und  Rechnung  und 
Rest-  oder  Ausstands-  und  Rttckstandszahlung  und  Rechnung 
möglichst  wenig,  nur  ausnahmsweise  und  in  an  sich  vermeidbaren 
Fällen  nur  auf  specielle  Ermächtigung  der  vorgesetzten  Behörden 
treten ;  die  Rechnungen  stets  laufend  in  Uebereinstimmung  mit  den 
Oebahrungen  halten  und  sie  für  die  Eassenbewegung,  die  Vorschtisse, 
die  Steuercredite,  die  Restverwaltung  u.  s.  w.  sofort  fttr  sich  beim 
Schiasstermin  des  Rechnungszeitraums  —  daher  auch  fUr  die  hier- 
ftlr  etwa  bestimmten  Theiltermine  des  Jahres  —  zum  Abschluss 
bringen  und  der  vorgesetzten  Verwaltungsbehörde  und  der  Control- 
behörde  einreichen. 

Bezügliche  Vorschriften  finden  sich  in  den  Kasseninstructionen  und  Yerrechnungs- 
und  Controlverordnungen  aller  Länder.  Beispiele  sind  mehrfach  im  3.  Abschnitte 
angegeben  worden  (§.  132«  133). 

Es  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  hier  Manches  von  anderen  allgemeinen  Ein- 
richtungen des  Finanzwesens  abhängt,  so  z.  B.  ?on  den  Bestimmungen  über  Steuer- 
credite  (s.  Fin.  II,  §.  578),  Steuerstundungen  (eb.  §.  581  \  über  die  Termine  und  Art 
der  Zahlung  Ton  Besoldungen,  Remunerationen  (Pränumerando-,  Postnumorandozahlung ; 
letztere  in  Preussen,  z.  B.  bei  allen  remnnerationsartigen  Zahlungen,  bei  diätarischen 
üblich,  bei  diesen  sachlich  geboten,  bedingt  schon  Zahlungen  nach  Jahresschlnss 
ä  Conto  des  Vorjahrs).  Man  kann  solche  Puncto  nicht  nur  nach  Bedürfniss  4es 
Kassen-  u.  Rechnungsdienstes  u.  nach  den  Anforderungen,  welche  für  rasche  Ab- 
schlüsse zu  stellen  sind,  regeln.  Aber  es  ist  doch  nach  Möglichkeit  auf  solche  Be- 
dürfnisse u.  Anforderungen  bei  den  bezüglichen  Anordnungen  mit  Rücksicht  zu  nehmen. 

§.  146.  —  2.  Sodann  sind  Bestimmungen  darüber  zu  treffen, 
wie  es  mit  Vorgängen  gehalten  werden  soll,  deren  betreffende 
finanzielle  Seite,  sei  es  als  Einnahme-  oder  Ausgabeact  nach  Gesetz, 
Verordnung  und  insbesondere  nach  dem  Etat  in  das  bestimmte 
Jahr  gehört,  aber  nicht  darin  erledigt  werden  konnte.  Darüber 
verbreiten  sich  die  ebenfalls  schon  früher  zu  erwähnenden  Vor 
Schriften  über  das  Offenhalten  der  Kassen  und  Rechnungen  zur 
Bewerkstelligung  der  dem  abgelaufenen  Jahre  angehörigen  6e- 
schäflsfälle  während  einer  bestimmten  Zeit  über  den  Jahresschlnss 
hinaas.  Dieser  Termin  darf,  um  den  Abschluss  der  Jahreshaupt- 
rechnung  und  deren  endgiltige  Erledigung  nicht  zu  lange  hinaus 
zu  zögern,  nicht  übermässig  lange  sein  und  sollte  daher  einige 
Monate  (bis  zu  einem  Jahre)  nicht  übersteigen.    Die  nach  Ablauf 
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dieser  Frist  immer  noch  nicht  erledigten,  nach  der  Seite  der  recht 
liehen  Verpflichtung  dem  abgelaufenen  Jahre  angehörigen  Ausgabe 
Schuldigkeiten  und  Einnahmeforderungen  sind  dann  wohl  am  Besten 
sofort  als  Ersparungen  und  Einnahmeausfälle  des  abgelaufenen 
und  nunmehr  abgeschlossenen  Jahres  gegen  dessen  Etat  zn 
behandeln.  Im  Uebrigen  aber  kann  man  in  Betreff  ihrer  wieder 
verschieden  verfahren: 

Entweder  so,  dass  man  für  sie  eine  besondere  Rest- 
rechnung noch  für  etwas  längere  Zeit,  z.  B.  2 — 4  Jahre,  und  zwar 
für  jedes  der  abgelaufenen  Jahre  getrennt  oder  auch  für  alle  ver- 
eint, ttlhrt  und  nach  Ablauf  dieser  neuen  Frist  für  jede  dieser 
Rest- Jahresrechnungen  apart  wieder  einen  eigenen  Rechnangs- 
abschlnss  herbeiführt,  und  die  etwaigen  weiteren  Reste  wie  in  dem 
folgenden  Falle  behandelt;  oder  man  geht  nemlich  so  vor,  dass 
man  alle  weder  im  zugehörigen  Etatsjahre  noch  in  der  den  Kassen 
gegebenen  Nachfrist  erledigten  Ausgaben  und  Einnahmen  bis  zum 
Termin  der  civilrechtlichen  Verjährungsfrist  der  bezüglichen  Ver- 
pflichtung immer  ohne  Weiteres  als  Gesammt-Restrechnung 
zu  den  Rechnungen  des  jeweilig  laufenden  Jahres 
hinzufügt. 

Bei  dem  ersten  Verfahren  sind  die  Credite  für  die  Ausgaben  offen  zu 
halten  and  die  betreffenden  Fonds  daher  nicht  als  reelle  Ausgabeersparnisse  Ober- 
haupt, sondern  nur  rechnungsmässig  als  solche  des  bezüglichen  Jahres 
zu  behandeln  und  Seitens  der  Finanzverwaltung  den  Kassen  Im  erforderlichen  Maasse 
während  der  Dauer  des  Kcstrechnangsdienstes  zur  Verfügung  zu  stellen.  Erst  da- 
nach verfallen  sie.  Darauf  läuft  im  Wesentlichen  das  französische  System  der 
Services  des  exercices  clos,  mais  pas  encore  perim^s  (s.  o.  §.  133  S.  294)  hinaus, 
ein  System,  das  übrigens  eine  Modification  des  im  Text  besprochenen  ersten 
Verfahrens  darstellt.  Die  ausständigen  Einnahmen  der  abgelaufenen  Jahre  werden 
ebenfalls  zu  Gunsten  der  betreffenden  Kestrechnung  realisirt,  gewähren  also  die  Fonds 
zur  Deckung  der  rückständigen  Ausgaben  mit  und  sind  cveDtuell  als  Gebers chüsse 
der  resp.  Restrechnung  zu  behandeln.  Beim  definitiven  Abschluss  der  letzteren  ergiebt 
sich  alsdann  entweder  ein  anderweit,  z.  B.  mittelst  Uebertragung  in  die  Rechnung  des 
dann  laufenden  Jahres  zu  deckendes  Deficit  oder  ein  der  Staatskasse  eudgiltig  aas 
dieser  Rechnung  zufallender,  etwa  ebenfalls  als  Einnahmevortrag  in  die  Rechnung 
des  dann  laufenden  Jahres  zu  setzender  Ueberschuss. 

Dieses  ganze  erste  Verfahren  bedingt  ein  complicirteres  Rechnungswesen ,  wie 
Frankreich  auch  zeigt,  und  eine  übrigens  sonst  für  die  Rechnungs-,  Verwaltungs- 
und Staatscontrole  doch  nicht  besonders  störende  Verzögerung  des  eudgiltigen, 
nemlich  die  ganze  Restrechnung  mit  umfassenden  Abschlusses  eines  Etatsjahrs.  Die 
Abrechnung  über  die  im  abgelaufenen.  Jahre  während  dessen  Verlauf  und  in  der 
erwähnten  —  unvermeidlichen  —  Nachfrist  erfolgten  Gcbahrungen,  immer  die  Haupt- 
sache, womit  die  Uebcrsicht  der  etatmässigen  Ansgabereste  und  der  rechtlich  ent- 
standenen Einnahmereste  verbunden  wird,  kann  ganz  wohl  ziemlich  rasch  und  nicht 
allzulange  nach  Ablauf  des  Jahres  und  jener  Frist  stattHnden.  Das  wirkliche  Er- 
geh niss  des  Jahres  in  Einnahme  und  Ausgabe  wird  allerdings  nach  Ablauf  des 
Termins  der  Restrechnungen  und  nach  Vollzug  der  Controlarbeit  dafür,  also  vollständig 
stets  erst  nach  Verlauf  mehrerer  Jahre  festgestellt  werden  können.  Alsdann  erst  ist. 
eine  genaue  Vergleichung  mit  dem  Etat  möglich,  indem  nunmehr  der  ursprüngliche 
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HedmoDgbabschluss  and  die  Abschlüsse  der  Restrechoungen  des  betrefleudeu  Etats- 
jahrs zum  Vergleich    mit    dem  Etat  zusammengezogen  werden  können.     Auf  diese 
Weise  wird  jedes  Jahr,  wie  im  Etat  anschlagsweise,  so  in  der  wirklichen  Gebahrang 
nachträglich  mit  denjenigen  Aasgaben  belastet  (debitirt)  and  werden  ihm  diejenigen 
Einnahmen  za  Gate  geschrieben  (creditirt),  welche  den  za  einer  rechtlichen  Verbind- 
lichkeit des  Staatsschatzes  an  Dritte  and  Dritter  an  den  Schatz  führenden  thatsäch- 
lichen  Vorgängen  des  Etatsjahres  entsprochen  haben.    Principiell  ist  das  das  Richtige. 
Der  ,^nanzwirthschaftliche  Character"  jedes  Jahres  tritt  nur  dabei  ganz  scharf  hervor. 
Piactisch  hat  das  indessen  doch  meistens  nur  untergeordneten  Werth  und  lohnt  inso- 
fern die  grosse  Verrechnungsarbeit  nicht    Für  die  Praxis  der  Finanzen  ist  die  Zer- 
legung der  Finanzrorgänge  in  verschiedene  Jahreszeiträume  eben  nur  ein  Punct  von 
formeller  Bedeutung  und  es  fOr  sie  insofern  einerlei,  ob  ein  bestimmtes  Deficit 
oder  ein  Deberschuss  nun  auch  genau   dem  Jahre  gebucht  wird,  aus  dem  er  her- 
rührt   Das  ist  es,  was  practisch  gegen  das  erste  und  für  das  zweite  Verfahren  spricht 
Dieses    letztere    ermöglicht   eine  Vereinfachung  im   Rechnungswesen   und 
dnen  früheren  end gilt! gen  Abschluss  des  abgelaufenen  Jahres,  indem  hier  die 
erledigten  Finanzgeschäfte  dieses  Jahres  demselben  überhaupt  nicht  mehr  nachträglich, 
wenn  ihre  Vollziehung  erfolgt  ist,  zugerechnet  werden.    Die  Folge  hiervon  ist,  dass 
die  Endergebnisse  der  einzelnen  Jahre,  je  nachdem  in  denselben  die  zugehörigen 
etatmässigen   Ausgaben   mehr   oder   weniger   vollständig  vollzogen    und   die  be- 
treffenden Einnahmen  gleichfalls  mehr  oder  weniger  günstig  eingegangen  sind, 
sowohl  von  den  Etats  dieser  Jahre  als  auch  unter  einander  stärker  abweichen  werden : 
das  eine  Jahr  wird  überhaupt   oder  mit  einem  höheren  Deficit  oder  Ueberschuss  ab- 
schliessen  als  nach   dem   Etat  desselben  allein  zu  erwarten  war  und  die  einzelnen 
Jahre  werden    danach    eine    grössere   Verschiedenheit    ihres   „finanzwirthschaftlichen 
Characters''  zeigen,    nicht  sowohl  wegen    der  Verschiedenheit    der  Ergebnisse    der 
spedell  zu  ihnen  gehörigen  Einnahmen  und  Ausgaben,  als  weil  sich  in  den  Schluss- 
ergebnissen die    nachträglichen  Operationen    aus  Vorgängen    vorangegangener  Jahre 
refiectiren.    Das  bedingt  dann  auch  materielle  Massregeln  zur  Bewältigung  eines 
den  Restausgaben  früherer  Jahre  za  verdankenden  Deficits  oder  umgekehrt  zur  Ver- 
wendung von  Ueberschüssen,  welche  durch  den  Eingang  von  Ausständen  aus  früheren 
Jahren  entstehen.    Indessen  sind  solche  Störungen   des  Gleichgewichts  nicht  leicht 
dem  Betrage  nach  sehr  erheblich  und  nicht  der  Art,   dass  um  ihretwillen  dieses 
zweite  einfachere  Verfahren  zu  Gunsten  des  anderen  fallen  gelassen  werden  müsste. 
Es  lässt  sich  im   concreten  Fall  nach  Bedürfniss  mohrfach  modificiren,  wie  dies  in 
Deutschland,  wo  man  im  Allgemeinen  ähnlich  wie  nach  diesem  zweiten  Verfahren 
abrechnet,   auch  geschieht    Diese  Methode  scheint  mir  im  Ganzen  doch  den  Vorzug 
vor  dem  anderen  und  vor  dem  französischen  Verfahren  za  verdienen.    Sie  gestattet 
eben  insbesondere  raschere  Definitivabschlüsse  der  abgelaufenen  Jahre,  ohne  die  Ab- 
wicklung verspäteter  Geschäftsfalle  aas  frilheren  Jahren  zu  hindern. 

Zum  Zweck  der  Nachweisung  von  Etatsüberschreitungen  könnte  dann 
noch  genauer  unterschieden  werden.  Gleich  beim  ersten  Rechnungsabschlass  sind  die 
wirkUch  im  Jahre  vollzogenen,  nach  dem  Etat  za  diesem  Jahre  rechtlich  gehörenden 
Aasgaben  und  die  nach  den  Büchern  rückständigen  Restausgaben  dieses  Jahres 
mit  den  Etatspositionen  desselben  zu  vergleichen  und  danach  Ersparungen  und  Etats- 
tbeischreitungen  bei  jeder  einzelnen  Position  festzustellen.  Diese  Deberschreitungen 
bedorfen  hier  schon  der  nachträglichen  Genehmigung  der  Legislative.  Wenn  sich 
dann  später  bei  der  Vollziehung  der  Ausgaben  in  der  Restrechnung  hier  noch 
Ersparnisse  ergeben  sollten  —  z.  B.  weil  fällige  Coupons  nach  Ablauf  der  Verjährungs- 
frist definitiv  unbezahlt  bleiben  oder  weil  reservirte  streitige  Summen  nach  gericht- 
lichem Entscheid  nicht  zahlbar  werden  — ,  so  sind  solche  Ersparnisse  specieu  nach- 
zoweisen  und  dürfen  z.  B.  nicht  ohne  Weiteres  zur  Deckung  von  Etatsüberschreitangen 
bei  Fällen  eines  späteren  Jahres  verwendet  werden,  so  dass  etwa  der  Anschein  ent- 
stände, als  ob  gar  keine  Deberschreitungen  vorlägen.  Letztere  sind  vielmehr  auch 
hier  speciell  als  gedeckt  durch  Fonds,  welche  bei  der  Restverwaltung  der  Ausgaben 
aus  früheren  Jahren  definitiv  erspart  wurden,  festzustellen  und  nachträglich  zu  genehmigen. 

§.  147.  —  B.  Absolutorium  und  Indemnität.  Wie 
man   nun   auch   immer    das  Verfahren  beim  Rechnungsabschlass 
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einrichte  —  nnd  iu  der  Praxis  bestehen  hier  in  den  einzelnen 
Staaten  manche  kleinere  und  grössere  Verschiedenheiten,  doch 
kann  man  die  beiden  besprochenen  Methoden  wohl  als  die  typi> 
sehen  und  hauptsächlichen,  wenn  auch  in  der  practischen 
Anwendung  sich  mehr  oder  weniger  modificirenden  bezeichnen  — : 
unter  allen  Umständen  ist  der  Rechnuogsabschluss  im  Staatshaus- 
halte, vollends  in  einem  grossen  fUr  ein  grosses  Land  und  mit 
sehr  verschiedenartigen  Einnahmen  und  Ausgaben,  —  ähnlich  auch 
in  einem  grösseren  Communalhaushalte  —  eine  höchst  verwickelte 
Sache  und  eine  schwierige  Verwaltungsarbeit  für  die  anweisenden 
und  fttr  die  Kassen-,  Rechnungs-  und  Controlbehörden.  Daraus 
folgt  wieder  für  die  Verwaltungscontrole,  dass  diese  eigenen 
selbständigen'  Fachbehörden  übertragen  werden  muss,  und 
folgt  weiter  für  die  Staatscontrole,  dass  solche  Fachbehörden 
auch  allein  im  Stande  sind,  das  Abrechnungsmaterial  für  eine 
wirksame  Staatscontrole,  sei  es  des  Staatsoberhauptes  allein 
oder  der  Volksvertretung  gleichzeitig  mit,  vorzubereiten.  Ohne 
solche  kritische  Bearbeitung  des  Rechnnugsabschlusses  und  alles 
dazu  gehörigen  Materials  ist  die  Staatscontrole  eitel  Spiegelfechterei. 
Daher  muss  im  Interesse  einer  wirklich  tüchtigen  formellen 
Ordnung  des  Staatshaushalts  in  unseren  Staaten  mit  „verfassungs- 
mässiger Finanzwirthschaft^'  die  Ertheilnng  des  Absolutoriums 
oder  der  Entlastung  an  die  Finanzverwaltung  für  die  Rechnungs- 
ahschlüsse und  die  nachträgliche  Genehmigung  von  Etats- 
überschreitungen, nach  Etatsrecht  unstatthaften  Uebertragungen 
und  von  ausseretatmässigen  Ausgaben  (Indemnitätsertheilung) 
Seitens  der  Volksvertretung  nur  auf  Grund  eingehender 
kritischer  Berichte  von  Organen,  wie  die  Obersten 
Rechnungshöfe  (§.  138flF.)>  erfolgen  dürfen.  Für  die  Richtig- 
keit dieser  Berichte  müssen  diese  Organe  verantwortlich  sein. 

Indem  die  Verwaltung  (Regierung)  auf  diese  Weise  dazu  angehalten  wird,  nicht 
durchaus  Abweichungen  rom  Etat,  Ueberschreitungen  der  etatmSssigen  Ausgaben,  Ueber- 
tragungen innerhalb  des  Etats  u.  s.  w.  zu  unterlassen,  —  was  allerdings  unter  Umstanden       ": 
zu  einer  unzulässigen  Hemmung  der  Verwaltung  und   einem  Preisgeben  wichtiger       :^ 
Staats-  und  Volksinteressen  fahren  könnte,  —  wohl  aber  solche  Abweichungen  u.  s.  w.       .^ 
zur  Kenntniss  der  Volksvertretung  wie  des  Staatsoberhaupts  zu   bringen,  sie  hier 
zu  begründen  und  zu  rechtfertigen  und  nachträgliche  Genehmigung  dafOr  zu         s 
erbitten,  wird  nur  ein  Grundsatz  reell  in  der  Praxis  durchgef tthrt ,  welcher  eine  sehr       [ 
erwOnschte ,  in   modernen  Verhältnissen  gebotene  Bürgschaft  mehr  fttr  gute  formelle         ,i 
Ordnung  der  Finanzwirthschaft  bietet.    Die  blosse   „Ministenrerantwortlichkeit  ist  fttr       .\^ 
die  Specialitäten  des  Rechnungswesens  practisch  unzureichend  und  war  auch  in  der       '^ii  ] 
(britischen)  Pariamen tsregicrung  an    dieser  Stelle  fast  ein   leerer  Name"  (Oneist,  i 

engl.  Verwaltrecht,  II,  852). 
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Aach  bei  einer  solchen  Controle  durch  Oberste  Rechnungs- 
höfe a.  dgl.  bleibt  die  Ertheilung  des  Absolutoriums  für 
den  Rechnungsabschlüsse  in  welcher  speciellen  Form,  ob 
eines  eigentlichen  Gesetzes  oder  eines  blossen  Landtagsbe- 
schlasses,  sie  auch  erfolge,  und  damit  mittelbar  oder  unmittelbar 
verbanden  die  Ertheilung  der  Indemnität  fUr  EtatsUber- 
schreitnngen  und  ausseretatmässige  Ausgaben  immer  noch  in  der 
Regel  eine  Formalität  von  geringer  practischer  Bedeutung. 
Denn  um  selbst  einer  Verweigerung  des  Absolutoriums  einen  ernsten 
practischen  Werth  zu  geben,  dafür  versagen  wenn  nicht  schon  die 
formalen  Rechtsmittel  (Ministerverantwortlichkeit ,  civilrechtliche 
Haftbarkeit  der  anweisenden  Verwaltungschefs,  Vorhandensein  und 
wirksame  Function  zur  Entscheidung  competenter  Gerichtshöfe), 
so  um  so  sicherer  die  practischen  Lebensverhältnisse,  mit  welchen 
hier  zu  rechnen  ist  (unvermeidliche  Rücksichtnahmen,  ungenügendes 
Vermögen  der  betreffenden  verurtheilten  Beamten  u.  dgl.  m.),  den 
Dienst  Aber  das  ist  auch  nicht  das  Entscheidende.  Vielmehr 
liegt  der  immerhin  sehr  grosse  practische  Werth  solcher  Control- 
eiorichtungen  und  Vorschriften  schon  in  ihrem  blossen  Vor- 
handensein. Dies  bedingt  regelmässig  Rücksichtnahmen  der 
Kegierung  und  der  Verwaltungsehefs,  welche  die  Innehaltung  des 
Etats  und  die  vorschrifts-  und  zweckmässige  Führung  der  Finanz- 
wirthschaft  am  Besten  verbürgen,  und  damit  wird  der  Zweck  erreicht. 

Vgl.  auch  Stein  Fin.  I,  117  ff.  —  Auf  die  Einzelheiten  im  Verfahren  bei  der 
Ao&teUong  des  Rcchnangsabschlasses  and  bei  der  Trennung  der  Jahresdienstc  in  den 
rerschiedenen  Staaten  braucht  hier  nicht  näher  eingegangen  zu  werden.  Es  kann  die 
Venreisang  auf  die  früheren  Abschnitte,  bes.  §.  1.H2,  133,  141—143  hier  genügen. 
Czdrnig  a.  a.  0.  verbreitet  sich  regelmässig  in  einem  besonderen  Abschnitt  über 
die  Art  der  Aufstellung  der  „Staatsrechnung''  der  einzelnen  Staaten  u.  giebt 
eine  ?ergleichende  Darstellung  dieser  Dinge  S.  155  ff. 

Als  Beispiel  der  Praxis  kann  hier  die  preuss.  „üebersicht  von  den  Staats- 
eiDoabmen  u.  Ausgaben  mit  dem  Nachweis  Ton  den  Etatsüberschreitangen  u.  den  der 
uchträglichen  Genehmigung  bedürfenden  ausseretatmäss.  Ausgaben  für  das  J.  v. 
1.  Apr.  1881/82"  dienen,  wie  sie  in  gleicher  Weise  dem  Landtage  alljährlich  vor- 
relegt  wird.  Sie  beginnt  mit  einer  resumirenden  „Denkschrift"  des  Finanzministers, 
ditirt  ,.im  No?.  1882"  (7—8  Monat  nach  Schluss  des  Rechn.jahrs).  Am  Schluss  der- 
ielbcQ  wird  beantragt,  „die  der  Genehmigung  des  Landtags  bedürfenden  EtatsUber- 
schreitungen"  im  Betr.  v.  55.961.614  M.  75  Pf.  u.  die  „nicht  auf  gesetzlichen  Be- 
hömmangen  beruhenden  ausseretatmäss.  Ausgaben"  im  Betr.  v.  399.565  M.  64  Pf. 
m(  Grund  der  beigefügten  Motive  nachträglich  zu  genehmigen".  In  der  „Üeber- 
acht  (266  S.  Gr.  4")  werden  dem  Etatsrecht  entsprechend  nach  Kapiteln  u.  Titeln 
•^t  die  Einnahmen,  dann  die  Ausgaben  aufgeführt.  Jene  beginnen  mit  einem 
-Bestand  aus  dem  Rechnungsjahr  1.  Apr.  1880—81"  von  96.644.508  M.  85  Pf. 
mon  28.862.485  M.  Ol  Pf.  f.  d.  Staatshaush.  f.  1882  —  83,  der  Rost  von 
5T.7S2.023  M.  84  Pf.  zur  Deckung  von  Resten  bestimmt'.  Die  Rechnung  wird  nun 
^aufgestellt  (mit  Beispiel  von  Kap.  1,  Tit.  1); 
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SoUeiunahme  Sollaasgabe 

nach  der       nach  dem  in  Summa   Kap.  Tit.  Es  sind    Mithin  gegen  das   An  Resten      Be- 

voricen  Ueber-      Etat  einge-        Etatssoll         gehen  in      merk- 

sieht  (Reste)  kommen     mehr    weniger     diu  J.  t.     angen. 

l.Apr.l882/83 
l'^ame  des  Titels«  ftber 

M.Pf.  M.Pf.       M.Pf.  Omndherrl.    M.  Pt      M.Pf.      M.Pf.        M.Pf. 

115.692.86   2,248,414.—  2.364.106.—  1        l    Hebungen  2,012,890.23   —    235,513.77    118,760.14        — 

U.   8.   W. 

Bei  den  Aas  gaben  ist  das  Yerrechnangsschcma  aof  der  linken  Seite  unter 
der  Rubrik  ,,  Soll  ausgäbe'"  dasselbe,  wie  bei  den  Einnahmen  unter  ^«Solleinnahme''^ 
Auf  der  rechten  Seite  sind  die  Spalten  folgende,  wobei  das  Plus  der  Summe  der 
wirklichen  Ausgabe  und  der  noch  zu  berichtigenden  Beste  über  die  Summe  der 
Sollaasgabe  als  „zu  genehmigende  Etatsttberschreitung''  nachgewiesen  wird: 

Es  sind       An  Resten    Summa    Mithin  gegen  das      Die  zu  geneh-  Be- 

ausgegeben    sind  noch  zu  Soll  migenden  Etats-   merkungen. 

berichtigen  mehr      weniger    Überschreitungen 

betragen 
M.  Pf.  M.  Pf.         M.  Pf.      M.  Pf.     M.  Pf.  M.  Pf. 

In  der  Anlage  „Erläuterung  der  im  Rechnungsjahre  1.  Apr.  1881—82  vorge- 
kommenen Hehr-  a.  Mindereinnahme''  (S.  268—317)  sind  die  Spalten  links  von  den 
Erläuterungen  folgende: 

Soll  nach  Es  sind  Betrag  der  Zusammen    Gegen  das  Soll    Kap.  Tit           Er- 

d.  vorigen     einge-  verbliebenen  (Ist  und      mehr     weniger  l&ote- 

Rechn.  u.  kommen  Reste  Rest)                                                         rang, 
nach  dem 
Etat 

M.  Pf.  M.  Pf.  M.  Pf.  M.  Pf.       M.  Pf     M.  Pf. 

In  der  weiteren  Anlage  „Motivirung  der  in  der  Ucbersicht  von  den  Staatsein- 
nahmen u.  Ausgaben  f.  1.  Apr.  1881/82  nachgewies.  EtatsUbcrschreitungen  u.  der 
der  nachträgl.  Genehmigung  bedürfenden  ausseretatsmässigcn  Ausgaben''  sind  die 
Spalten  folgende: 

Des  Staatshaushaltsetats        Betrag  der  Etats-        Motive 
Kap.    Tit.  Überschreitungen 

M.  Pf. 


II.  —  §.  148.    Die  Inventarisirung  des  öffentlichen 
Vermögens  und  dieNatural-  oder  Materialrecbnungen. 

Die  Anlegung  und  die  regelmässige,  den  Bestand,  den  Ab- 
und  Zugang  constatirende  Fortführung  von  Verzeichnissen 
ttber  alle  unbeweglichen  und  beweglichen  Eigenthumsobjecte,  welche 
zum  Vermögen  des  Staats  oder  des  betreffenden  sonstigen  öffent- 
lichen Körpers  gehören  (§.  82),  bildet  eine  nothweodige  Ergänzung 
der  Geldverrechnungen  und  wie  diese  ein  Object  der  Controle. 
Die  letztere  ist  auch  hierüber  regelmässig  von  denselben  Organen 
auszuüben,  welchen  die  Controle  ttber  die  Führung  des  Staatshaus- 
halts übertragen  ist,  daher  in  unseren  Staaten  von  dem  Obersten 
Rechnungshof.  Auch  die  Staatscontrole  hat  sich  auf  dieses  Gebiet 
mit  zu  erstrecken,  entsprechende  Rechte  sind  daher  in  der  ver- 
fassungsmässigen Finanzwirthschaft  fttr  die  Volksvertretung  zu  ver- 
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langen   and  in  der  neueren  einschlägigen  Gesetzgebung  auch  ge- 
wöhnlich ausdrücklich  gewährt  worden. 

Die  hierher  gehörigen  Objecte  (Sachgüter)  stehen,  wie  das  ihr 
Verwendungszweck  mit  sich  bringt,  regelmässig  unter  der  Obhut 
einer    bestimmten    einzelnen   Staatsverwaltungsbehörde,    der 
Direction  einer  Anstalt,  eines  Instituts  u.  s.  w.    Die  Verzeichnisse, 
die    Inventarisirung    und    die    Materialrechnung    sind    daher   von 
Organen  der  bekeffenden . speciellen  Behörde  zu  führen,  entweder 
von   deren  Vorständen    oder   unter    deren  Verantwortlichkeit  von 
Delegirten  der  Vorstände  oder  bei  grösseren  Behörden  und  Anstalten 
auch  von  besonderen  Beamten  unter  deren  eigener  Verantwortung. 
Die  Verwaltungs-,  hier  insbesondere  als  Verwendungscontrole,  so- 
wie die  Rechnungs  -  und  Bestandseontrole  wendet  sich  gegen  diese 
Organe:  die  erstere,  soweit  dieselben   ein  Anweisungsrecht  haben, 
d.  h.  aus  bestimmten  Crediten  gewisse  Arten  Sacbgttter  anschaffen 
dürfen;    die   Rechnungscontrole,    soweit    über    die  Anschaffungen 
Geld  Verrechnung  zu  führen  ist;  die  Bestandseontrole  (analog  der 
Kassencontrole  über  die  Kassen  Verwaltungen),  soweit  jene  Organe 
die  unter  ihrer  besonderen  Verwaltung  stehenden  Gegenstände  unter 
Nachweis  des  betreffenden  Ab-  und  Zugangs  in  Bestand  zu  halten 
haben  („Bestandsführung^^. 

Die^  Bestandseontrole  wird  besonders  wichtig  und  schwierig  bei  beweglichen 
Gegenständen  der  Magazin-,  der  Betriebsverwaltungen,  der  Heeres-  und  Flottenvcr- 
valtong  (Arsenale,  Zeughäuser),  der  Verwaltungen  öffentlicher  Sammlungen  (Kunst-, 
naturwissenschaftliche  Sammlungen,  Bibliotheken  u.  s.  w.).  Hier  muss  daher  insbe- 
sondere eine  genaue  Inventarisirung  und  daran  sich  schliessend  eine  genaue 
Materialien-Rechnung  stattfinden,  welche  dann  beide  der  Controie  mit  unterliegen. 

Eine  Geldwerth-Bestandsrechnnng  neben  der  Natural- 
oder  Materialrechnung  ist  für  die  hier  vorliegenden  finanzwirth- 
schaftlichen  und  Verwaltungszwecke  hinsichtlich  der  lediglich 
znm  Gebrauch  der  Verwaltung  für  sich  als  Theilen  des 
„Verwaltungsvermögens^'  bestimmten  und  dienenden  Gegen- 
stände unnöthig  und  wäre  für  die  Rechnungsleger  eine  zwecklose 
Arbeitsvermehrung. 

So  bei  den  öfienüichen  Sammlungen,  in  den  meisten  Fällen  bei  der  Militär- 
verwaltung, überhaupt  bei  allen  öffentlichen,  bloss  Verwaltungszwocken  dienenden 
Gebäuden,  bei  den  Utensilien  der  Goschäftslocale  u.  s.  w.  Hier  handelt  es  sich 
nicht  um  den  Geldwerth,  weil  eine  Yeräusserung  im  Verkehr  nicht  in  Frage  steht 
und  wo  sie  hie  und  da  vorkommt  (z.  B.  bei  Doubletten  in  den  Bibliotheken,  bei  Ver- 
kanf  alter  Utensilien)  doch  die  Geldwerthanschläge  nicht  massgebend  für  den  Erlös 
sind.  Nur  beim  wirklichen  An-  und  Verkauf  von  solchen  Gegenständen  ist  die 
Geldrechnung  auch  hier  nothwendig.  Die  Controie  (in  ihren  drei  Arten)  erstreckt 
sich  daher  u.  A.  auch  auf  die  Innehaltung  der  administrativen  Vorschriften  bei  Vcr- 
iQsserungen  alter  Utensilien,  Actenpapicrs  u.  dgl.  und  auf  den  Gelderlös  daraus. 


334  l-B.  4.  K.  Formelle  Ordnung.  5.  A   Inventarisirong.  §.  14S. 

Gleicliwolil  vird  mitunter  auch  über  die  genannten  Sachgüter  eine  Bestandsrech- 
nung in  Geld,  mit  mehr  oder  weniger  Sorgfalt»  geführt.  Dieselbe  hat  aber  dann 
höchstens  ein  gewisses  statistisches  Interesse:  ein  beschränktes  wegen  ihrer 
geringen  practischcn  Richtigkeit  und  wegen  der  gewöhnlich  vorliegenden  rechdichen 
Unveräusserlichkcit  oder  des  thatsächlichen  ünterbleibens  der  Ver&usserung  der  Be- 
standtheile  des  Verwaltungsvermögens.  Man  hat  wohl  mitunter  solche  WerthanschUge 
7.U  einer  Berechnung  der  ,,Activa'*  des  Staats,  der  Gemeinde  benutzt  und  dann  diese 
Activa  mit  den  Passivis,  den  Staatsschulden,  verglichen.  Selbst  beim  Finanz- 
vermögen das  Staats  und  der  Gemeinde  (Domänen,  Forsten,  Bergwerke,  Betriebsanstalten 
wie  Eisenbahnen,  Gasfabriken  u.  dgl.)  ist  eine  solche  Gegenüberstellung  gewöhnlich 
wcrthlos  und  irreführend,  weil  doch  an  eine  Veräusserung  solcher  Objecto  nicht  ge- 
dacht wird,  meistens  gar  nicht  gedacht  werden  kann-  und  die  Werthanschläge  für  die 
zu  erzielenden  Preise  im  Falle  wirklicher  Veräusserung  wenig  bedeuteten.  Für  die 
Geldwerthrechnung  über  Bestandtheile  des  Verwal tun gs Vermögens  gilt  dies  vollends. 
Frankreich  hat  solche  Geldwerthanschläge. 

Dagegen  muss  eine  dann  möglichst  nach  kaufmännischen 
Grundsätzen  zu  führende  Geldwerth-Bestandsrechnung  für 
gewisse  Zweige  der  F  i  n  a  n  z  Vermögens  Verwaltung  allerdings  ver- 
langt werden,  sowohl  über  den  Geldwerth  von  Immobilien,  Ma- 
schinen, als  auch  über  denjenigen  von  Verarbeitungsstoffen  und 
von  zum  Absatz  bestimmten  Producten.  Dergleichen  ist  in  ver- 
schiedenem Umfange  in  den  Betriebsverwaltungen  oder  doch 
in  bestimmten  Abtheilungen  derselben  geboten  und  hier  für  die 
Rechnungsabschlüsse  auch  nothwendig.  Die  Controle  muss  sieh 
in  solchen  Fällen  auch  auf  die  Richtigkeit  des  Werthansatzes 
der  betreffenden  Objecte  in  den  Rechnungen  mit  erstrecken. 

Wichtigere  Beispiele  bieten  die  M  onopol  Verwaltungen  von  Tabak,  Salz, 
die  Eisenbahn  Verwaltungen  (Kohlen-.  Eisenmaterial- Vorrä(]be),  die  Bergwerks-  n. 
Hütten-,  die  Forst-,  die  Weinbergs-  und  Keller-,  die  Fabrikverwaltungcn 
für  die  betrefl'enden  Rohstoff-  und  Productcuvorräthe,  bes.  auch  für  diejenigen,  welche 
vom  einen  in  das  andere  Vcrwaltungs-  oder  Rechnungsjahr  übergehen.  Nur  bei 
einem  richtigen  Werthansatz  dieser  Gegenstände,  wie  nicht  minder  der  Immobilien, 
bei  einem  richtigen  Abschreibe  verfahren,  bes.  bezüglich  der  Gebäude,  Maschinen, 
entsprechen  die  Rechnungsergebnisse  der  Wirklichkeit.  U.  A.  müssen  auch  die 
Lieferungen  von  Stoffen  und  Producten  zwischen  verschiedenen  Staats  Verwaltungen 
(z.  B.  Forst-  und  Bergwerks-  nebst  Hüttenadministration  oder  Holzlieferungen  ans 
Staatswäldem  an  Behörden  zu  deren  Verwaltungszwecken)  möglichst  auf  beiden  Seiten, 
des  Gebers  und  Empfängers,  nach  richtigem  Werth-  oder  Preisansatz  verrechnet 
werden,  weil  sonst  die  finanzielle  Lage,  die  Kosten  und  der  Reinertrag,  überhaupt  die 
., ökonomische  Bilanz''  der  betreff.  Betriebsverwaltung  oder  Staatsanstalt  in  un- 
richtiges Licht  kommen  (§  151).  Diese  noch  selten  ganz  genügend  erledigten  Punctc 
sind  natürlich  in  Staaten  mit  grossen  privatwirthsch.  Einnahmequellen,  wie  in  den 
deutschen,  von  besondrer  practischer  Bedeutung. 

Die  Gesetze  und  Verordnungen  unserer  Staaten  regeln  diese  Inventarisirnngcn  u. 
Naturalrechnungen  u.  die  Controle  darüber  näher.  Vgl.  für  Preussen  die  Instr.  f. 
d.  Ob.-Rechn.-Kammer  v.  IS.  Dec.  1824,  das  Ges.  v.  27.  März  1872  u.  manche  weitere 
Spec.bestimmungen  Seitens  der  Ministerien  u.  der  0.  R.  K.  (das  Material  auch  bei 
Herrfurth  u.  bei  Meissner).  Zur  Revision  der  0.  R.  K.  gelangen  auch  „die  Rech- 
nungen der  Staatsbehörden,  Staatsbetriebsanstalten  u.  staatl.  Institute  über  Naturalien, 
Vorräthe,  Materialien  u.  überhaupt  das  gesammte,  nicht  in  Geld  be- 
stehende Eigen thum  des  Staats''  (Ges.  v.  1872,  §.  10,  Nr.  1).  Ueber  die  In- 
vontarisation  von  Utensilien,  Geräthschaften ,  Gegenständen  d.  Sammlungen  u.  dgl. 
8.  §.  20  d.  Instr.  V.  1S24  (Herrfurth,  S.  97)  u.  Circrostr.  d.  0.  R.  K.  v.  27.  Jan. 
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1826.  Ueber  das  Verfahren  bei  Verkauf  v.  Inventarstücken  o.  dgl  Instr.  v.  1824,  §.  3.  — 
Aeholiche  Vorschriften  in  d.  anderen  deutschen  Staaten.  —  Die  ,,  Bemerkungen''  der 
0.  £.  K.,  welche  nach  Art.  104  d.  preuss.  Verfass.  mit  der  Staatsh.rechnung  dem 
Landtage  vorzulegen  sind,  müssen  u.  A.  auch  angeben,  ob  die  Vorgänge  bei  d.  Er- 
werbung, Benutzung  u.  Voräusserung  von  Staatseigen thum  den  Gesetzen  u.  Etatsbe- 
stimmungen entsprochen  haben  (Ges.  ?.  1872,,  §.18,  Nr.  2).  —  Bes.  ausgedehnte 
Material-Verrechnung  u.  eingehende  Controle  zum  Theil  durch  den  Kechu.hof 
darüber  in  Frankreich;  Hauptordonn.  der  „comptabilite  des  mati^res''  (mati6res  de 
consommation  et  de  transformation  unter,  dann  valeurs  mobiii^res  ou  permanentes  de  toute 
espcce  nicht  unter  Gontrole  des  Bcchn.hofs,  sondern  nur  der  Verwaltungsbehörden)  r. 
26.  Aug.  1S44,  jeUt  Docr.  ?.  31.  Mai  1862,  s.  Block 's  dict.  Art.  matic^res. 


Zweites  Buch. 
Der  Finanzbedarf. 

Erstes  Kapitel. 
Allgemeine  Yerhältnlsse  des  Finanzbedarfs. 

§.  149.  Im  vorausgehenden  ersten  Buch  ist  der  Finanzbedarf 
wesentlich  im  Zusammenhang  mit  den  Grundsätzen  für 
die  Ordnung  des  Staatshaushaltes,  bez.  der  öffentlichen 
Haushalte  überhaupt  betrachtet  worden.  Im  folgenden  ersten 
Kapitel  dieses  zweiten  Buchs  handelt  es  sich  darum,  diesen  Bedarf 
nach  den  grossen  Kategorieen  zu  untersuchen,  in  welche  er  nach 
seiner  wirthschaftlichen  Natur,  nach  seiner  technischen 
Seite  und  seinem  unmittelbaren  Zweck  zerfällt,  worauf 
dann  im  zweiten  Kapitel  auf  die  einzelnen  Gegenstände  des 
Bedarfs  etwas  näher  eingegangen  wird. 

In  ersterer  Hinsicht  zerfällt  der  Finanzbedarf: 

I.  In  Natural-  und  Geldbedarf,  je  nachdem  die  Finanz- 
wirthschaft  im  natural-  oder  geldwirthschaftlichen  Zustand  steht, 
daher  wirkliche  Naturalausgaben,  d.  h.  Ausgaben  in  der 
Form  naturaler  Sachgttter  selbst  oder  Geldausgaben  macht 
(1.  Abschnitt). 

II.  In  Personal-  und  Realbedarf,  je  nachdem  der  Staat 
für  seine  Productions  wirthschaft  persönlicheDienste  oder  un- 
mittelbar naturale  Sachgttter  (nicht  nur:  Geld)  bedarf. 

Für  die  Finanzwirthschaft  handelt  es  sich  dann  darum,  in  richtiger  Weise  die- 
jenigen Sachgüter  (Geld)  herbeizuschaffen  und  zur  Verwendung  zu  bringen,  mit  Hilfe 
deren  der  Staat  einmal  jene  Personaldienste  im  System  freier  Contracte  gegen 
Entgelt  —  im  Gegensatz  zum  System  freier  unentgeltlicher  Dienste  und  zum  System 
der  Zw^angsdienste  (§.  1)  —  herbeizieht  und  bezahlt;  und  sodann  darum,  die  unmittel- 
bar bedurften  Sacligüter  passend  in  die  Verfügung  des  Staats  und  seiner  Verwaltung 
zu  bringen.  Vom  Personal-  und  Realbedarf  handeln  der  2.  und  3.  Abschnitt  Die 
Frage  der  finanziellen  Beschaffung  und  Regelung  des  Personalbedarfs  lässt  sich  für 
die  Verhältnisse  des  modernen  Culturstaats  fassen  als  diejenige  vom  ^«Staatsdienst 
und  Besoldungswesen*'  (Besoldungspolitik,  2.  Abschn.). 
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Die  Lehre  ?om  Natural-  und  Geldbedarf  hängt  mit  derjenigen  ?om  Personal- 
und  Bealbedarf  in  mehreren  Pancten  zusammen,  z.  B.  in  der  Frage  der  sogen.  Na- 
tnralbesoldangen.  Es  moss  daher  Einzelnes  im  Folgenden  theils  an  ycrschiedenen 
Stellen  enr&hnt,  theils  im  ersten  Abschnitt  rorweg  genommen  oder  in  die  beiden 
folgenden  Abschnitte  ?erschoben  worden.  S.  Rau,  5.  Ausg.  §.  25  („Art  der  aus- 
gegebenen SachgQtcr'O«  §•  59  —  61  über  Naturalbesoldungen ,  §.  34,  35  über  Aus- 
bedingen, Submissionen  u.  s.  w.,  §.  56 — 65a  über  Besoldungswesen,  §.  66  über 
Bauten.  Ich  habe  schon  in  der  6.  Ausg.  ron  Rau  hier  bedeutende  Umänderungen 
und  Erweiterungen  ?orgenommen,  bes.  den  Abschnitt  über  Staatsdienst  und  Besoldungs- 
wesen (§.  53 — 65b,  S.  99 — 144)  ganz  neu  gearbeitet  Die  anderen  Materien  blieben 
aber  damals  noch  zerstreut  in  §.  25,  34 — 35,  66,  67,  und  die  Untcrsclieiduog  zwischen 
Natural-  und  Geldbedarf  und  Personal-  und  Realbedarf  trat  nicht  principiell  scharf 
genug  hervor.    Daher  schon  entsprechende  Veränderungen  in  der  vorigen  (2.)  Aufl. 

III.  Eine  dritte  Unterscheidung  ist  diejenige  in  eigentlichen 
oder  reinen  Finanzbedarf  (Staatsaasgabe,  Nettoausgabe)  fttr  die 
Ausführung  der  eigentlichen  Staatszwecke  und  in  Bedarf 
fQr  die  Verwaltung  und  den  Betrieb  des  Ertrag  gebenden 
Staatseigenthums  und  ftlr  die  Erhebungskosten  der 
Gebühren  und  eigentlichen  Steuern  (und  eventuell  Anleihen) 
(Erhebungs-  und  Betriebskostenbedarf). 

Beide  Bedarfsposten  zusammen  bilden  die  Roh-  oder  Bruttoausgabe  und 
sind  durch  die  Roh-  oder  Bruttoeinnahme  zu  decken.  Wird  von  letzterer  der 
Bedarf  an  Erhebungs-  und  Betriebskosten  abgezogen,  so  crgicbt  sich  die  Rein-  oder 
Netto  ein  nähme.  Von  diesen  Kosten  wird  später  in  Zusammenhang  mit  den  Ein- 
nahmen, an  welchen  sie  haften,  im  Einzelnen  gehandelt  werden.  Einige  allgemeine 
Betrachtungen  darüber  enth&lt  Abschnitt  4  dieses  ersten  Kapitels. 


1.  Abschnitt. 
Natural-  und  Geldbedarf. 

I.  -^  §.  150.  Die  allgemeine  Entwicklung  der  Volkswirthschaft, 
welche  als  Uebergang  von  der  Natural-  zur  Geldwirth- 
schaft  bezeichnet  wird,  —  ^^Naturalwirthschaft^'  in  den  beiden, 
yerwandten,  aber  doch  zu  unterscheidenden  Bedeutungen  ge- 
nommen (G.  §.  113,  114):  vorherrschende  Eigengewinnung 
der  Sachgüter  ftlr  die  eigene  Bedürfnissbefriedigung,  statt 
der  verkehrsmässigen  Gewinnung  durch  Tausch,  und  femer: 
naturalwirthschaftlicher  Zustand  der  Tauschwirth- 
schaft  —  hat  noth wendig  auch  in  der  Finanzwirthschaft  des 
Staats  nnd  der  Selbstverwaltnngskörper  (Gemeinde)  den  naturalen 
Finanzbedarf  in  Geldbedarf  umgestaltet.  Demgemäss  hat  der 
Staat  auch  seiner  ehemaligen  privatwirthschaftlichen  Naturalein- 
nahmen  sich  meistens  entledigt  und  die  früheren  Naturalabgaben 
nach  Möglichkeit  in  Geldsteuern  verwandelt. 

A.  Wtgner,  Finan^wh^nschaft.    I.    3.  Aufl.  22 
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Auf  Letzteres  wirkten  auch  specifisch  steuertechnische  Gründe  mit  ein, 
indem  ein  Naturalsystem  sich  schwieriger  als  ein  Geldsteuersystem  gerecht  and 
zweckmässig  einrichten  l&sst,  dem  Staate  grosse  Yerwaltungslast  macht  und  dem  Be- 
steuerten selbst  immer  weniger  couFenirt. 

Die  mit  der  Entwicklang  des  Staatslebens  hinzutretenden 
neuen  Ausgaben  und  Einnahmen  sind  daher  auch  meist  von  Yome- 
herein  auf  Geld  Währung  gesetzt.  Insbesondere  hat  der  Personal- 
bedarf immer  mehr  die  Form  des  reinen  Geldbedarfs  angenommen 
(System  der  blossen  Geldbesoldung). 

Selbst  wo  etwa  noch  ein  Theil  der  Gehalte  der  Beamten  in  Naturalien  (Getreide. 
H'>lz)  besteht,  dient  dies  mehrfach  nur  noch  als  ein  Maassstab  fur  die  Berech nunff^ 
der  Höhe  der  Gehalte  in  Geld  und  die  Zahlung  erfolgt  nicht  mehr  eH'ecti?  in  diesen 
Naturalien,  sondern  in  Geld,  eine  Berechnungsweise,  welche  unter  «Umständen  beibe- 
halten zu  werden  ?erdient. 

Im  Ganzen  entspricht  die  Verwandlung  des  Natnralbedarfs  in 
Geldbedarf  und  demnach  des  gesammten  Ein-  und  Ausgangs- 
wesens  der  Finanz wirthschaft  in  Geldein-  und  -ausgänge  auch  dem 
BedUrfniss  des  modernen  Staats  und  der  modernen  Volkswirthschaft. 
Das  Rechnungswesen,  der  Mechanismus  der  Finanzverwaltung,  die 
Uebersichtlichkeit  der  Einnahmen  und  Ausgaben ,  der  Kosten  des 
Staatswesens  und  der  Empfänge  der  Staatsdiener  gewinnen  ausser- 
ordentlich. Die  wirkliche  ökonomische  Bilanz  der  privatwirth- 
schaftlichen  Unternehmungen  des  Staats  lässt  sich  ohne  reine 
Geldwirthschaft  kaum  sicher  feststellen  (§.  148). 

II.  —  §.  151.  Gleichwohl  giebt  es  doch  auch  noch  heute 
Fälle,  in  welchen  statt  der  Geldwirthschaft  die  Naturalwirthschaft 
auch  im  Finanzwesen  beibehalten  worden  ist  und  dies  auch 
zu  werden  verdient,  ja  sogar  Fälle,  wo  die  Naturalwirthschaft 
passend  wieder  neu  eingeftlhrt  werden  darf.  Solche  Fälle 
liegen  vor  sowohl  bei  Leistungen  Seitens  des  Staats  zum 
Zweck  der  Gewinnung  der  Verfügung  tlber  Dienste  und  Sachgttter, 
als  auch  bei  Leistungen  der  Volkswirthschaft,  speciell 
der  steuerzahlenden  Bevölkerung  an  den  Staat  (Natnral- 
einnahmen  von  den  privatwirthschaftlichen  Unternehmungen,  Na- 
turalsteuern). Alle  diese  Fälle  lassen  sich  auf  ein  allgemeines 
Princip  zurtlckf (Ihren:  wo  nemlich  die  privatwirthschaft- 
liche  Verkehrsconcurrenz  einerseits  dem  Staat  im  System 
der  6eldwirthschat*t  die  naturalen  Güter  und  die  Dienste  nicht 
oder  nicht  sicher  und  nicht  genügend  und  nicht  zu  einem  ange- 
messenen Preise  verschafft,  und  wo  diese  Concurrenz  anderseits 
dem  vom  Staate  mit  Geld  besoldeten  Arbeiter  (Beamten,  Staats- 
diener)  die  Bedttrfnissbefriedigung ,    deren    Ermöglichung   in    be- 
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stimmter  Menge  und  Güte  ihm  der  Staat  mit  dem  Geldgehalte  ge- 
währen  will,  gleichfalls  nicht  ordentlich  verbtlrgt,  da  lässt  sich  im 
Princip  auch  der  naturalwirthschaftliche  Zustand  im  Finanzwesen 
noch  billigen.  Es  liegen  hier  also  wesentlich  practische 
Mängel  des  privatwirthschaftlichen  Systems  vor,  welche 
eine  Abweichung  von  der  Regel  des  rein  geldwirthschaftlichen 
Verkehrs  im  Finanzwesen  bedingen.    (G.  §.  117,  126  «F.,  134  ff.). 

1.  Ein  wirklicher  Natnralbedarf  des  Staats,  der  beute  noch  mit  Natural- 
leistungen an  ihn  befriedigt  werden  muss,  liegt  z.  B.  in  den  früher  schon  erwähnten 
Fällen  der  sogen.  .,  Kriegsleistnngen '\  auch  in  gewissen  Naturallieferungen  für  die 
Armee  in  Friedenszeiten  ror :  die  Versorgung  des  Staatsbedarfs  vermittelst  des  Erwerbs 
im  Verkehr  durch  Geld  reicht  hier  nicht  aus  oder  erfolgt  zu  uuFerhältnissmässig  un- 
günstigen Bedingungen.  Deshalb  wird  mit  Becht  auf  andere  Weise  Fürsorge  getroffen. 
(S.  oben  §.  76,  S.  178.  Bes.  characteristisch  ist  die  Versorgung  des  Pferd ebedaifs 
des  Staats  in  Kriegszeiten ,  mittelst  Zwangs  gegen  die  Besitzer,  ihre  Pferde  zu  stellen 
und  sie  zu  Friedenspreisen  abzulassen.  S.  mein  Reichsfinanzwesen  im  Jahrb.  f. 
(iesetzgeb.  u.  s.  w.  IIl,  223,  225,  und  unten  über  „Militarökonomik''.)  Auch  der  Fall 
der  Dienstwohnungen  für  Beamte  gehört  hierher,  wenn  nemlich  diese  Wohnungen 
im  Interesse  des  Diensts  (nicht,  wie  im  folgenden  Fall,  in  dem  des  Staatsdioners 
selbst)  gewährt  werden,  z.  B.  weil  die  persönliche  llähe  des  Beamten  an  der  Stelle 
seiner  amtlichen  Functionen  orwtlnscht  oder  nothwendig  ist.  (Dienstwohnungen  für 
Kassen-,  Polizei-,  Post-,  Bahnbeamte,  Institutsrorsteher,  niedere  Diener  in  Amts- 
gebäuden, zum  Zweck  der  Bewachung,  Reinigung  u.  s.  w.  Neuerdings  Werthlegung 
auf  solche  Wohnungen  beim  Eisenbahnpersonal  im  Dienstinteresse.) 

2.  Umgekehrt  liegt  ein  Natnralbedarf  des  Beamten,  welcher  vom  Staate 
besser  in  natura,  als  durch  Vermittlung  ?on  Geld  befriedigt  wird,  z.  B.  in  dem  eben 
erwähnten  wichtigen  Falle  der  Dienstwohnungen  ?or,  welche  im  Interesse  des 
Dieners  gewährt  werden,  weil  letzterer  so  sicherer  oder  besser  und  billiger  die  er- 
forderliche BedQrfnissbefriedigung  erhält  Von  diesem  Falle  wird  bei  der  Erörterung 
aber  Besoldungspolitik  noch  gesprochen  werden.  Einstweilen  ist  zu  beachten,  dass 
auch  hier  eine  mangelhafte  Function  des  privatwirthschafUichen  Systems  in  der  Volks- 
wirthschaft  der  Grund  der  „Rückkehr  zur  Naturalwirthschaft''  ist  (Warnung  davor 
von  Seelig,  auf  dem  1.  Eisenacher  soc.-polit  Congress  1872,  Verhandl.  S.  244.  — 
Ein  andrer  Fall  ist  die  Brotlöhnung  neben  der  Geldlöhnung  beim  Militär.) 

III.  Hinsichtlich  aller  im  Staatshanshalte  vorkommenden 
Naturalaosgaben  und  Nataraleinnahmen  muss  dann  aber  die 
Forderung  eines  richtigen,  d.  h.  den  wirklichen  Durch- 
schnittspreisen entsprechenden  Geld  an  Schlags  gestellt 
werden,  eine  Forderung,  welche  freilich  nicht  ganz  leicht  zu 
erfüllen  ist  und  genau  nirgends,  mehrfach  noch  gar  nicht 
erfttllt  wird. 

Dann  sind  aber  weder  Einnahmen  noch  Ausgaben  des  Staats  ordentlich  zu  tlber- 
seben.  Die  Forderung  ist  femer  den  Beamten  gegenüber,  z.  B.  im  Falle  der  Dienst- 
wohnungen, nothwendig  durch  den  Grundsatz  gleichen  Rechts  fur  Alle  geboten. 
Daher  z.  B.  hier  richtiger  Anschlag  des  wirklichen  Miethwerths  (also  nicht  bloss 
and  auch  nicht  allgemein  gleichmässig  107o  ^o  "*  Preussen,  Baden  u.  a.  L.).  End- 
lich muss  auch  zwischen  Ferschiedenen  Staatsanstalten,  welche  unter  ein- 
ander im  naturalwirthschafdichen  Verkehr  stehen,  ein  solcher  riclitiger  Geldanschlag 
der  Naturalempfänge  und  Naturalleistungen  erfolgen,  gemäss  der  schon  in  §.  148 
betonten  Forderung. 

22* 
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2.  Abschnitt. 

Der  Personalbedarf  oder  der  Staatsdienst  und  das  Besoldungs- 
wesen (Besoldungspolitik). 

Für  die  folgeoden  ErOrtemogcn  ttber  den  Staatsdienst  s.  bes.  R.  v.  Mo  hl, 
Politik  II,  347  ff.,  301  ff.  (Tttb.  18U9),  wonach  im  Wesentlichen  §.  152.  S,  auch 
L.  Stein,  Verwaltungslehre  I,  (1.  Aufl.)  pass.,  342  ff.  (Siuttg.  1865).  A.  Wagner, 
iirundleg.  I.  §.  189  (Einfluss  des  Beamteuthums  auf  die  Feststellung  des  Bereichs 
der  Staatsthätigkeit).  Ueber  die  z.  Tb.  abweichenden  Verhältnisse  im  Militär- 
dienst unten.  Eine  principiello  Erörterung  der  Besoldungspolitik  hat  der  deutschen 
Finanzwissenschaft  (auch  noch  bei  Stein)  fast  ganz  gefehlt.  Was  Bau  gab  (5.  A. 
§.  56  ff.)  war  nur  ein  kleiner  Anfang  dazu.  Meine  Behandlung  des  Gegenstandes  in 
der  6.  Aufl.  ?on  Rau  (§.  53  ff.)  war  der  erste  umfassendere  Versuch.  An  dieser 
Darstellung  ist  auch  in  dieser  3.  Aufl.  in  der  Sache  wenig,  fast  nur  im  Material  etwas 
verändert  worden.  Die  allgemeinere  volkswirthschafts-  und  socialpolitische  Bedentung^ 
des  Gegenstandes  scheint  mir  darin  zu  liegen,  dass  hier  das  Problem  der  Lohn- 
pol itilc  unter  besonderen  Umständen  behandelt  wird.  Die  gewonnenen  Resultate  sind 
mutatis  mutandis  anwendbar  anf  die  Arbeitslohnfrage  Überhaupt:  durch  mehr  bernfs- 
massige  Organisation  der  gewöhnlichen  Lohnarbeit,  entwickeltes  Arbeitcrversicherongs- 
wesen  u.  dgl.  soll  dem  Arbeiter  eine  wenigstens  einigermasson  ähnlich  wie  dem  Beamten 
gesicherte  Stellung  gegeben  und  sein  Arbeitslohn  ähnlich  wie  die  Besoldung  geregelt 
werden:  das  muss  wenigstens  das  Ziel  „socialer  Lohnpolitik'*  sein.  Dieser  Gesichts- 
punkt ist  bisher  zu  wenig  beachtet  worden,  auch  von  mir  in  der  6.  Ausg.  von  Ran 
noch  nicht  gehörig.  Die  Lehre  von  der  Besoldung  und  von  der  Besoldungspolitik  ist 
ein  wichtiges  Beispiel  dafür,  wie  tibcrhaupt  ausserhalb  des  Systems  privat- 
wirthsch.  Concurrenz  solche  Verhältnisse  zu  regeln  sind  und  das  im  Besoldungs- 
wesen Erreichte  zeigt,  dass  diese  Regelung  zugleich  besser  ist,  als  diejenige, 
wo  die  Arbeit  als  „Waarc"'  ihren  schwankenden  Marktpreis  hat  Insofern  liefert  dieser 
Abschnitt  einen  wichtigen  Beitrag  zur  Beantwortung  der  Fragen,  welche  die  ökono- 
misch'technische  Einrichtung  des  gemeinwirthsch.  Systems  überhaupt  bei  einer  wesent- 
lich veränderten,  mehr  gemein-,  weniger  privat  wirthsch.  Organisation  der  Volkswirth- 
Schaft  betreffen.    Vgl.  Wagner,  Grundleg.  I,  1,  Abth.,  Kap.  3. 

Die  Regelung  des  Besoldnngswescns,  einschliesslich  des  Pensionswesens,  ist  aach 
noch  in  einer  anderen  Beziehung  interessant,  nemlich  nach  der  Seite  der  Entwick« 
lung  des  verwaltungsrechtlichen  und  des  privatrechtlichen  Moments 
aus  dem  Sittenmoment.  Das,  was  Anfangs  dem  Gebiete  der  Gnade,  daher  der 
Sitte  angehörte,  wird  allmälich  in  das  Gebiet  des  Rechts  übertragen,  Dank  ver- 
änderter Anschauung  und  demgemäss  veränderter  Ansprüche  des  Beamten  und  Cou- 
cessionen  der  Staatsgewalt.  In  Betreff  des  Ruhegehalts  des  Beamten  selbst  ist 
dieser  Process  wenigstens  bei  uns  bereits  vollständig  vollzogen:  statt  „Gnadenverleihung^ 
Gewährung  und  Erlangung  auf  Grund  bestimmter  Rechtssätze.  Bei  den  Wittwen- 
und  Waisenpensionen  vollzieht  sich  derselbe  Process  gegenwärtig  immer  mehr  (ebenso 
bei  den  .,GnadcnquartaIen''  u.  dgl.):  wieder  beachtenswerth  für  die  Regelung  der 
gewöhnlichen  Arbeitslöhne  und  für  die  Bestrebungen  der  Arbeiterversicherung,  in 
denen  sich  Analoges  vorbereitet. 

Dass  übrigens  die  in  diesem  Abschnitte  betrachtete  Seite  des  Staatsdienstes 
recht  eigentlich  eine  finanztechnische  ist,  welche  in  die  Finanzwissenschaf^  (nicht 
etwa  nur  in  die  Verwaltungslehre)  gehört,  möchte  kaum  zu  bestreiten  sein.  Die  werth- 
vollste  lohnpolitische  und  lohntheoretische  Vorarbeit  ist  die  treffliche  kleine  Schrift 
von  Engel,  Preis  der  Arbeit,  Borl.  1866  (auch  in  2.  Aufl.).  S.  ferner  dess.  Aufs, 
in  d.  Preuss.  Stat  Ztschr.  1874,  S.  93  ff.  (Preis  der  Arbeit  bei  den  Eisenbahnen) 
u.  eb.  1876  S.  417  ff.  (Preis  der  Arbeit  im  preuss.  Staatsdienst  1875,  über  die  Sell»t- 
kostcn  der  Arbeit  eb.  S.  482  ff.).  In  geistvoller,  aber  m.  E.  doch  nicht  richtiger  Po- 
lemik gegen  diese  Behandlung  der  Besoldungsfrage  bewegt  sich  Ihering,  Zweck  im 
Rechte.  Leipz.  1877,  I,  200  ff.,  wo  die  principielle  ökonomische  Gleichstellung  von 
Gehalt  und  Lohn  und  die  Forderung  einer  Deckung  der  „Selbstkosten  der  Arbeit', 
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jLiicli  beim  Gehalt  abgelehnt  wird.  Der  Gehalt,  das  Honorar  sei  kein  Arbeitslohn, 
sondern  nur  ein  Mittel  der  Sustentation.  Statistisches  tlber  Gehalte  am  Besten 
ABR  den  Etats.  Daten  tlber  deutsche  Gehalte  vielfach  in  d.  guten  „Kleinen  Staats* 
limndbach  des  Reichs  und  der  Einzelstaaten''.    Bielef.  n.  Leipz.  tS83. 

I.  —  §.  152.  Der  Staatsdienst.  In  den  modernen  Staaten 
bestehen  verschiedene  Hauptsysteme  der  Besetzung  öffent- 
licher A ernte r^  insbesondere  im  sogen.  Civildienst.  Fttr  die 
folgende  Betrachtung  wird  das  in  Deutschland  Übliche,  übrigens 
hier  und  da  auch  sonst  allgemein  und  in  den  meisten  Staaten 
-wenigstens  für  einzelne  Beamtenkategorieen  (bemerkenswerther 
Weise  namentlich  für  richterliche  Beamte)  verbreitete  System 
zum  Ausgangs-  und  Anhaltspunct  genommen.  Hier  werden  be- 
rufsmässige Organe  nach  Erfüllung  gesetzlicher  Vorbedingungen, 
durch  welche  die  Geeignetheit  für  die  Bekleidung  des  Staatsamts 
nachgewiesen  werden  soll,  vom  Inhaber  der  Staatsgewalt  in  syste- 
matischer Ordnung  zu  besoldeten  Aemtern  ernannt.  Die  Er- 
nennung giebt,  sofort  oder  nach  einer  bestimmten  Probezeit,  einen 
Rechtsanspruch,  wenn  nicht  auf  das  klaglos  verwaltete  Amt 
selbst  (keine  willkürliche  Entlassung  oder  Versetzung  ohne  Ein- 
willigung des  Betreffenden),  so  wenigstens  auf  die  Amtsbesol- 
dang  (Gehalt)  selbst  oder  doch  auf  eine  höhere  Quote  der- 
selben („Wartegeld"),  theils  fttr  die  Lebenszeit,  theils  auch 
für  bestimmte  längere  Perioden,  worauf  alsdann  Ansprüche 
auf  Ruhegehalt  (Pension)  einzutreten  pflegen. 

Andere  Systeme  der  Aemterbesetznng  sind:  besoldete  Berufsbeamte  ohne  Becht 
auf  das  Amt  (Frankreich);  für  kürzere  Zeit  durch  Volkswahl  (direct  oder  indirect) 
ernannte  besoldete,  nicht  nothwendig  berufsmässig  gebildete  Beamte  (Schweiz,  Nord- 
amerika); freiwillig  und  ganz^oder  fast  ganz  unentgeltlich  dienende,  gleich- 
Halls  nicht  immer  berufsmässig  ausgebildete  B^mte  wenigstens  ftlr  gewisse  Aemter 
und  meist  auf  Zeit  (System  der  Ehrenämter,  englisches  Seifgor emment). 

§.  153.  Verglichen  mit  diesen  anderen  Systemen  erscheint 
das  deutsche  als  das  kostspieligste  und  insofern  wenigstens 
finanziell  als  das  ungünstigste.  Doch  ist  hier  Folgendes  zu 
beachten : 

1.  Einmal  dürfen  auch  hier  die  Kosten  nur  mit  Rücksicht  auf 
den  Werth  der  Leistung  beurtheilt  werden. 

In  dieser  Beziehung  steht  aber  das  deutsche  System,  welches  doch  Fomehmlich 
nur  eine  Gonscquenz  der  Arbeitstheilung  ist,  sehr  hoch.  Denn  in  den  com- 
plicirteu  Verhältnissen  des  modernen  Staats  steigen  die  Anforderungen  an  die  Qua- 
lität der  Leistungen  der  Arbeiter  im  Staatsdienst  ebenso  wie  auf  allen  anderen  Ge- 
bieten der  Volks wirthschafi.  M^  braucht  mitbin  auch  hier  mehr  technisch  und 
specialis  tisch,  d.  h.  eben  berufsmässig  ausgebildete  Arbeiter.  S.  o.  §.  8,  37. 
Mindestens  berufsmässig  ausgebüdete  Organe  werden  daher  auch  in  anderen 
Staaten   fflr  die  meisten  nicht  eigentUch  politischen  Aemter  immer  mehr  Ferlangt. 
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Sehr  bezeichnend  ist  in  diesem  Pancte  die  neuere  Entvickelung  in  England,  be- 
sonders was  das  Prüfungswesen  fttr  Beamte  anlangt  Freilich  noch  immer  grosse 
Missstände,  s.  £.  Meier,  Yerwaltangsrecht  a.  a.  0..  S.  93$.  Dem  Nachtheil,  dass 
der  Festangestellte  leichter  erlahmen  kann,  weil  er  einigermassen  geschützt  Tor  Gon- 
cnrrenz  ist,  steht  der  Vortheil  der  grösseren  Unabhängigkeit  des  Beamten  ron  der 
Begiemng,  aber  auch  von  den  Parteien  im  Volke  gegenüber.  Sowohl  der  Vergleich 
mit  Frankreich  als  mit  der  Schweiz  oder  vollends  mit  Nordamerika  fällt  in  dieser 
Hinsicht  sehr  zu  Gunsten  des  deutschen  Systems  aus.  Femer  wirkt  die  Aussicht  auf 
Vorrücken  in  höhere  Aemter  und  Gehalte  (Avancement),  auf  Auszeichnung  durch 
Ehrenvorthcile  als  Ansporn.  Das  „gliedlicho  Gefühl'*,  einem  tüchtigen  Staude 
anzugehören,  welches  durch  das  deutsche  System  besonders  hervorgerufen  wird,  hat 
endlich  wesentlich  günstige  Folgen,  neben  denen  die  kleinen  Nachtheile  (Gefahr  des 
Kastengeists  u.  s.  w.)  zurücktreten,  zumal  wenn  der  Staatsdienst  Jedermann,  der  die 
gesetzlichen  Bedingungen  hinsichtlich  der  Qualification  erfüllt,  ofien  steht  Und  das 
ist  jetzt  fast  allgemein  einer  der  ersten  Grundsätze  der  Verfassungen.  Vgl.  über  die 
sittliche  Tüchtigkeit  des  preuss.  Beamtentbums  das  hier  gewiss  competente  Urtheil 
des  Dr.  Strousberg,  „Str.  u.  s.  Wirken**,  Berlin  1876,  S.  152,  auch  E.  Meier, 
Verwaltungsrecht  S.  846  mit  dem  Worte  Gerber's:  „es  ist  ein  Act  der  Gerechtigkeit, 
heute  zu  constatiren,  dass  die  unermesslichc  Entwicklung  und  Cultur  des  Deutschen 
Volks  in  den  letzten  50  Jahren  zum  grossen  Theil  auf  der  Arbeit  des  Staatsdienstes 
beruht**  Wenn  man  endlich  früher  wohl  in  den  Pensionsansprüchen  des  Be- 
amten etwas  halb  Anomales,  nur  seiner  „privilegirten  Lebensstellung**  zu  Verdankendes 
sah,  so  ist  jetzt  immer  allgemeiner  anerkannt  worden,  dass  hier  im  öffentlichen  Dienste 
nur  eine  allgemeine  lohnpolitische  Forderung  früher  als  im  sonstigen  Dienst- 
verhältniss  erfüllt  worden  ist,  aber  in  letzterem  nach  Analogie  jenes  Dienstes  auch 
immermehr  erfüllt  werden  muss  und  wird  (Arbeiterversicherungswesen). 

2.  Auch  im  Kostenpuncte  steht  das  deutsche  System  der 
AemterbesetzuDg  ferner  mehr  scheinbar  als  wirklich  im 
Nachtheil  gegen  die  anderen  Systeme. 

Die  Kosten  treten  nemlich  bei  ihm  allerdings  grossentheils  unter  den  Ausgaben 
des  Staats  hervor,  aber  sie  sind  in  den  anderen  Systemen  doch  auch  vorhanden 
als  Aufwand,  den  die  Volkswirthschaft  für  die  bezügliche  Thätigkeit  der  Beamten 
tragen  muss.  Sie  stehen  also  gleichfalls  im  „volkswirthschaftlichen  Budget** 
des  zwangsgemeinwirthschaftlichen  Systems.  In  letzter  Linie  ist  es  doch  der  Auf- 
wand an  Arbeit  der  die  Kosten  bildet  und  wenn  überhaupt  diese  Arbeit  im  Staats- 
dienste geleistet  wird,  so  muss  irgend  Jemand  ihn  bestreiten. 

Im  deutschen  Aemtersystem  geschieht  dies  in  der  Hauptsache  durch  die  Ge- 
sammtheif,  indem  die  Beamten  ihren  Gehalt  aus  den  Staatseinnahmen  (Steuern) 
empfangen.  Dem  Grundsatz  der  Gerechtigkeit  und  der  richtigen  gleichmässigen  Ver- 
thcilung  der  Staatslasten  entspricht  dies  sicherlich  am  Meisten.  Im  System  der 
unbesoldeten  Ehrenämter  belastet  der  genannte  Aufwand  die  Privatbudgets  der 
Frci-Dienenden  als  erhöhte  Ausgabe  oder  verminderter  Erwerb  (Zeitver- 
lust unmittelbare  Kosten  u.  s.  w.).  Dies  kann  aus  socialen  und  politischen  Gründen 
gut  und  selbst  in  finanzieller  Beziehung  insofern  ein  Gewinn  sein,  als  es  auf  eine 
Art  Progressivbesteuerung  der  reicheren  und  sonst  unbeschäftigteren  (blassen 
in  einer  für  diese  nicht  lästigen  und  für  die  Gosammtheit  besonders  vortheilhaften 
Weise  (durch  Requisition  von  Arbeitsleistungen  gebildeterer  Personen)  hinauskommt 
Zweckmässigkeitsgründe  sprechen  also  für  die  Eingliederung  dieses  Ehrenamtssystems 
in  passender  Beschränkung  in  unser  deutsches  („bureaukratisches**)  System  oftmals. 
Eine  finanzielle  Tragweite  hat  daher  diese  Eingliederung  auch,  nur  eine  andere 
als  man  meistens  denkt  und  Kosten  macht  es  natürlich  gleichfalls.  Manches  Hierher- 
gehörige mit  Betonung  der  Ehrenämter,  aber  ohne  richtige  Beachtung  der  im  Text 
gegebenen  finanziellen  Würdigung  der  Sache  bei  Walcker,  Selbstverwalt  d.  Steuer- 
wesens, 1.  Theil.  S.  auch  Gneist  Vcrwalt.,  Justiz  u.  s.  w.,  S.  90  ff.  u.  dess.  engt 
Communalverfassung.    S.  1246  ft.    £.  Meier  a.  a.  ö.,  S.  894  ff. 

Aber  es  knüpft  sich  doch  auch  eine  erhebliche  (Gefahr  an  dieses  aristokratische 
Ehrenamtssystem  wie  vollends  an  das  der  niedrig  besoldeten  oder  nur  für  kurze  Zeit 
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ObeTgebenen  Aemter  in  Demokratieen.  Nicht  nur  ist  die  Qualität  der  Leistung  oft 
gering,  so  dass  der  Kostenersparnisse  welche  der  Gosammtheit  zn  Theil  wird,  aach 
nar  ein  niedrigerer  Werth  entspricht.  Bedenklicher  in  finanzieller  Hinsicht  ist 
noch,  dass  solche  Aemter  am  Ersten  Ton  den  zeitweiligen  Inhabern  durch  wider- 
rechtliche Praktiken  aller  Art  ausgebeutet  werden.  Man  denke  an  nord amerika- 
nische Verhältnisse,  wo  man  fast  Fon  einem  „System  der  Aemterausbeutung'' 
sprechen  kann.  S.  auch  Hock,  Finanz.  Amerikas,  S.  40—54.  Dann  erscheint  die 
Ausgabe  f&r  den  Staatsdienst  allerdings  wieder  nicht  im  Staatsbudget,  aber  doch  aach 
im  volkswirthschaftlichen  und  zwar  im  Prifatbudget  derer,  welche  sich  jener  Aus- 
bentoog  nicht  entziehen  können.  Abgesehen  Ton  allen  politischen  und  ethischen  Nach- 
theilen werden  die  Kosten  des  Staatsdienstes  hierbei  auf  die  denkbar  schlimmste  und 
ungleich  massigste  Art  Fon  den  einzelnen  Staatsangehörigen  bestritten  und  sind 
im  Ganzen  vielleicht  noch  höher. 

Es  erfolgt  also  bei  den  verschiedenen  Systemen  der  Aemter- 
besetzang  doch  nnr  eine  verschiedene  Vertheilnng  der 
Kosten,  keineswegs  aber  bei  den  andern  eine  immer  an  sich 
günstigere  Vertheilnng  oder  eine  wirkliche  Kostenersparniss  ver- 
glichen mit  dem  deutschen  System. 

6.  Endlich  kann  aber  auch  dem  deutschen  System  etwas 
vom  Ehrenamt  ankleben  und  damit  an  unmittelbaren  Kosten 
im  Staatsbudget  gespart  werden. 

Dies  geschieht  auch  notorisch,  denn  die  grosse  Masse  der  Staatsämter,  beson- 
ders der  höheren,  ist,  rerglichen  mit  anderen  ähnlichen  Berufsstellungen,  für  Per- 
sonen gleichen  und  gleich  theuer  zu  erlangenden  Bildungsgrades,  nur  massig  be- 
soldet. Der  besoldete  Berufsbeamtc  wird  mit  durch  die  Ehre  der  Stellung  im 
Staatsdienste,  femer  dnrch  besonders  gewährte  Ehrenvortheile  (Titel,  Rang,  Orden 
JL  dgl.)  befahlt,  welche  letzteren  einmal  wohl  oder  übel  in  der  öffentlichen  Meinung 
eine  gcvUsse  Geltung  haben.  Man  hat  dies  vom  ethischen  Standpuncte  öfters  ange- 
griffen und  ebenso  ?om  politischen,  ist  jedoch  darin  sicherlich  zu  weit  gegangen. 
Namentlich  in  demokrat.  Republiken  wird  über  die  £hren?ortheile  der  Monarchieen 
(for  Allem  Orden  u.  dgl.)  oft  gespöttelt.  Dennoch  ist  es  characteristisch  genug,  dass 
man  auf  dgl.  auch  in  solchen  Gemeinwesen  merkwürdig  viel  Werth  legt  Die 
„Prinzenhuldigungen'*  in  der  amerikanischen  (jcsellschaft  sind  bekannt,  und  in  der 
Schweiz  lässt  sich  jeder  Krämer  und  G^stwirth  gern  nach  seinen  Civil-  oder  Militär- 
imtem  tituliren  (Richter  u.  s.  w.).  Es  liegt  aber  auch  der  vernunftige  und  sitt- 
lich berechtigte  Gcsichtspunct  zu  Grunde,  dass  die  öffentliche  Anerkennung  durch 
die  Verleihung  eines  Amtstitels  u.  s.  w.  Seitens  der  Staatsgewalt  Werth  hat  und 
haben  soll.  Nicht  das  Titel-,  Ordenswesen  an  sicli,  sondern  der  damit  getriebene 
Missbranch  ist  das  Uobel.  Dieser  Missbrauch  aber  nimmt  ihm  auch  vielfach  die 
gtlnstigen  finanziellen  Folgen.  Vom  finanziellen  Standpuncte  aus  bietet  diese  „Be- 
zahlung mit  Ehrenauszeichnungen''  neben  derjenigen  mit  Geld  ohne  Zweifel  ihre  er- 
heblichen Yortheile  (§.  8).  Die  Ersparong  tritt  in  einzelnen  Fällen  besonders  deutlich 
hervor,  2.  B*  bei  dem  heutigen  Austheilen  von  Orden  als  Ehrengaben  an  Personen, 
welche  einem  Monarchen  Dienste  leisteten,  statt  der  einstigen  goldenen  Tabaksdosen, 
Brillantringe  u.  s.  w.  Nur  muss  freilich  die  Geldzahlung  doch  ihre  angemessene  Höhe 
erreichen,  d.  h.  ein  richtiges  Verhältniss  zwischen  materiellem  und 
Immateriallohn  bestehen.  Was  an  Ihoring's  Bemerkungen  Über  den  Gehalt  als 
gemischte  Lohnform  und  theilweise  „idealen  Lohn''  richtig  ist,  das  läuft  doch  eigent- 
lich auf  das  Zugeständnis»  hier  unter  Punct  8  hinaus.  Ih.  hat  zu  ausschliesslich  den 
eigentlichen  höhern  Dienst  vor  Augen.  Das  vielfach  Zutreffende  seiner  Ausführungen 
steht  mit  der  Anwendung  der  Theorie  der  Selbstkosten  der  Arbeit  auf  den  Staats- 
dienergehalt, in  der  von  Engel  und  mir  hier  festgehaltenen  Beschränkung,  nicht  in 
dem  Widerspruch,  den  Ih.  Uer  in  der  Polemik  gegen  Engel  (S.  203)  annimmt. 
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II.  Das  Besoldungswesen. 

§.  154.  —  A.  Um  für  die  Aufstellung  von  Grundsätzen  der 
Besoldungspolitik  den  richtigen  Standpunct  zu  gewinnen ,  muss 
man  zuerst  die  Besoldung  (den  Gehalt)  des  Staatsdieners  als  eine 
Art  des  ausbedungenen  Arbeitslohnes  betrachten. 

Die  finanzielle  Lehre  von  der  Besoldung  ist  insofern  nnr  eine  Anwendung  der 
allgemeinen  Tolkswirthscbaftlicben  Lehre  Fom  Lohne  aof  eine  specielle  Xategorie  Ton 
Fällen.  Es  lassen  sich  Besonderheiten  nachweisen,  welche  den  Staatsdienst  als  Ar- 
beitsart  von  den  meiäten  anderen  Arbeitsarten  unterscheiden.  Diese  Besonderheiten 
haben  bisher  anch  wohl  vornemlich  zn  den  Verschiedenheiten  in  der  Regelung  der 
Gehalte  verglichen  mit  der  Regelang  der  Löhne  f(lr  gewöhnliche  (niedere)  Arbeit  ge- 
führt. Und  mit  Recht  werden  gewisse  Unterschiede  im  System  der  Löhnung  bleiben. 
Aber  neben  den  Verschiedenheiten  besteht  doch  noch  mehr  Gleichartig- 
keit zwischen  der  Arbeit  eines  Staatsdieners  und  deijenigen  jedes  anderen  Arbeiters. 
Es  sind  nur  Dank  einer  richtigen  Lohnpolitik  des  Staats,  besonders  unserer 
deutschen  Staaten,  gegenüber  seinen  Arbeitern,  den  Staatsdienem,  hier  schon  Lohn- 
Verhältnisse  geschaffen,  welche  im  gewöhnlichen  privatwirthschaftlichen  Lohnsystem 
noch  grossentheils  fehlen,  heute  aber  mit  Recht  in  unseren  Culturstaaten  immer  mehr 
als  nothwendig  erkannt  und  erstrebt  werden.  Deshalb  hat  die  finanzielle  Lehre  von 
der  Besoldung  eine  allgemeine  principielle  Bedeutung  fttr  die  Lohnlehro,  muss  di« 
Besoldungspolitik  das  Muster  fdr  die  Lohnpolitik  sein. 

Besonderheiten  des  Staatsdienstes  als  Arbeitsart  treten 
nun  namentlich  folgende  drei  hervor.: 

Vgl.  auch  die  guten  Bemerkungen  von  Laspeyres,  Art.  Staatswirthschaft  L  D. 
Staatswörterb.  X,  80,  82—84. 

1.  Die  geforderte  Arbeitsart  besteht  in  einer  Reihenfolge 
niederer  und  höherer  Dienste  gemäss  eines  Systems  aneinander- 
hängender,  allmälig  wichtiger  und  schwieriger  werdender  Aemter. 
Der  Staatsdiener  ist  auf  das  Vorrücken  in  diesen  Aemtem  zur 
Verbesserung  seiner  wirthschaftlichen  Stellung  vomemlich  mit  an- 
gewiesen. Es  ist  daher  nothwendig,  dass  der  in  den  Staatsdienst 
Eintretende  sich  wenigstens  im  Allgemeinen  von  vornherein  für 
ein  Vorrücken  in  eine  solche  Reihenfolge  von  Aemtem  eigne.  Dies 
bedingt  mannigfache  Verschiedenheiten  der  Stellung  gegenüber 
anderen  Arbeitsarten ,  besondere  Bedingungen  für  den  Eintritt  in 
den  Staatsdienst  und  Eigenthümlichkeiten  der  Gehaltszahlung. 

Im  Militärdienst,  namentlich  dem  preussischen ,  daher  der  Grundsatz,  dass  der 
im  Avancement  tlbergangene  Officier  den  Dienst  quittirt,  für  den  —  Einzelnen  hart, 
aber  fttr  das  Ganze  und  für  das  Dienstinteresse  doch  nicht  unrichtig.  Das  unbedingte 
Stehenbleibenmüsscn  der  Beamten  in  den  niederen  Aemtem,  wegen  mangelhafter 
Qualification  für  die  höheren,  ist  nicht  wünscheoswerth.  Darauf  ist  auch  bei  der 
ganzen  Organisation  des  Dienstes  und  bei  der  Regelung  der  Gehalte  nicht  gerechnet. 
Auch  der  in  unteren  Posten  Befindliche  soll  sich  für  höhere  Stellen  eignen,  sonst  wird 
leicht  auch  seine  jetzige  Stellung  herabgedrückt  werden. 

2.  Der  Staatsdienst  als  Arbeitsart  erfordert  in  vielen  Zweigen 
eine  specifischC;  meistens  für  andere  Berufs-  und  Erwerbsarten 
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nicht  nöthige,  mitanter  itir  solche  gar  nicht  unmittelbar  brauchbare 
und  doch  kostspielige  (,,technische'0  Vorbildung.  Der  Ueber- 
gang  des  Beamten,  zumal  des  älteren,  In  einen  anderen  Beruf 
ausserhalb  des  Staatsdiensts  ist  daher  oft  schwierig. 

a)  Dieser  Umstand  begründet  die  in  der  Praxis  meistens  zu 
findende  Scheidung  des  eigentlichen  Staatsdiensts  oder  der 
höheren  Arbeitsarten  von  den  niederen  Diensten,  die  keine 
solche  Vorbildung  fordern,  in  Recht,  Stellung  und  Gehalts- 
system. 

Staatsdiener  —  Angestellter,  so  wird  mitunter  der  Unterschied  bezeich- 
net; in  Baden  z.  B.  eigentliche  Staatsdiener  and  nntere  Diener«  wobei  der  feste  Lohn 
der  ersten  technisch  Besoldung,  der  der  letzteren  Gehalt  in  der  Amtssprache 
heisst.  Bei  den  niederen  Angestellten  genügt  allgemeine  Schulbildung.  Allenfalls 
kann  man  zwischen  den  höheren  und  unteren  Beamten  (Dienern)  noch  die  Kategorie 
Subalternbeamte  auch  ftlr  das  Qehaltssystcm  unterscheiden.  Die  Subalternen  bedürfen 
höherer  Schulbildung,  müssen  meist  auch  Prüfungen  ablegen,  aber  brauchen  nicht 
auf  Uni?ersit&ten  u.  dgl  zu  studiren.  —  Laspeyres  a.  a.  0.  meint,  dass  auch  für 
die  Beamten  in  allen  denjenigen  Productionen ,  welche  dem  Staate  mit  anderen  Ge- 
meinwirthschaften  der  Gemeinden,  Kreise  u.  s.  w.  gemein  sind,  z.  B.  Unterricht,  Polizei, 
ferner  in  all'  den  Geschäften,  welche  der  Staat  in  Concurrenz  mit  Priraton  betreibe, 
die  feste  Anstellung  entbehrlich  sei.  Dies  kann  man  bei  der  letzten  Kategorie 
Ton  Beamten  (im  Ackerbau,  Bergbau  u.  s.  w.,  weniger  schon  im  Forstwesen)  zugeben, 
kaum  bei  den  Erstgenannten.  Noch  richtiger  darf  man  aber  umgekehrt  schliessen: 
die  festere  Stellung  des  Staatsdieners  muss  wenigstens  in  einigermassen  ähnlicher 
Weise  jedem  Privatbeamten  (bei  Actiengesellschaften  u.  s.  w.)  und  endlich  möglichst 
überhaupt  jedem  Arbeiter  werden.  Für  die  „Privatbeamten'',  welche  z.  B.  bei  Privat- 
bahnen oft  fast  ganz  der  Willkür  der  Vorgesetzten  unterliegen,  wird  eine  Stellung 
nach  Analogie  der  Staatsstellung  auch  bereits  vielfach  erstrebt  (z.  B.  in 
Oesterreicb,  Ztschr.  d.  österr.  Beamtenvereins). 

b)  Ebenso  rechtfertigt  dieser  Punct  für  den  eigentlichen  Staats- 
dienst den  Kern  des  deutschen  Systems,  nemlich  das  Recht,  nach 
Erfüllung  der  allgemeinen  Bedingungen  hinsichtlich  der  Qnali- 
fication  und  nach  Ableistung  etwaiger  Probezeit,  ein  Staatsamt  mit 
der  Aussicht  auf  Vorrtlcken  zu  erhalten ;  ferner  den  Rechtsanspruch 
auf  das  klaglos  verwaltete  Amt,  bez.  auf  dessen  Gehalt,  um  den 
Beamten  zu  sichern. 

Der  hohe  Werth  einer  solchen  Sicherung  des  Staatsdieners  in  Hiosicht  seiner 
bürgerlichen  Stellung  und  der  Nutzen  der  grösseren  Unabhängigkeit  des  Beamten  von 
der  Staatsgewalt  für  die  Qualität  der  Leistungen  ergiobt  sich  am  Deutlichsten  aus 
dem  Grundsatz  der  Unabsetzbarkeit  der  Richter,  an  dem  doch  wenigstens  für 
gewisse  (höhere)  Richterkategorien  auch  Staaten  mit  anderen  Systemen  der  Aemter- 
besetzung  (Nordamerika,  Schweiz)  festhalten. 

3.  Die  Entlassbarkeit  des  also  gestellten  Beamten  ist 
gleichwohl  im  Staatsdienste  aus  Gründen  des  Dienstinter- 
esses nicht  immer  zu  entbehren:  zeitweise  Entlassung  oder 
zur  Disposition  stellen,  bleibende  Entlassung  oder  zur 
Ruhe  stellen. 
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Dieser  Umsti^nd  in  VerbindaDg  mit  dem  vorherigen  (Nr.  2) 
bedingt  aber  in  diesem  Falle  eine  Schadioshaltung  des  ohne 
seine  Schuld  entlassenen  Beamten.  Diese  Schadloshältnng  erfolgt 
in  einer  dem  Staatsdienste  nicht  eigenen^  aber  doch  bisher  bei 
ihm  besonders  stark  ausgebildeten  Form  der  Lohnzahlung,  indem 
letztere  theilweise  auf  die  Zeit  nach  dem  Austritt  des  Be- 
amten aus  dem  (activen)  Dienst  verschoben  wird:  Warte- 
gelder und  Rahegehalte. 

.  Die  sehr  beachtenswerthe  und  erfreuliche  Weiterentwicklung 
ist  aber  im  Gebiete  des  Staatsdiensts  dann  schon  länger  in  der 
Hinsicht  eingetreten,  dass  auch  dem  Staatsdiener  unter  gewissen 
Bedingungen  das  Recht  gewährt  worden  ist,  a,ps  persönlichen 
Gründen,  besonders  bei  dauernder  Erkrankung  seinerseits 
seine  Entlassung  unter  Beanspruchung  des  Ruhe- 
gehalts zu  fordern:  das  hier  zuerst  allgemeiner  anerkannte 
lohnpolitische  Postulat. 

§.  155.  —  B.  Grundsätze  der  Besoldungspolitik.  Aus 
den  im  vorigen  §.  enthaltenen  Prämissen  lassen  sich  nun  nachstehende 
Grundsätze  fttr  die  Regelung  der  Besoldung  als  einer  L o h n - 
art  überhaupt  und  als  einer  specifisch  eigenthümlichen 
Lohnart  für  eine  besondere  Arbeitsart  ableiten. 

1.  Die  in  den  meisten  Zweigen  des  eigentlichen  Staatsdiensts 
geforderte  Arbeitsaii;  und  Interesse  und  Würde  des  Staats  schliessen 
die  freie  Anwerbung  der  Beamten  (der  „Staatsarbeiter")  und 
die  Lohn-  oder  Gehaltsbestimmung  in  jedem  einzelnen 
Falle  im  Wege  der  freien  Concurrenz  gewöhnlich  aus. 

Bekanntlich  war  dies  frdher  weder  in  Deatschland  noch  anderswo  so.  Eine 
besonders  characteristische  Abweichung^  ron  dem  heutigen  Grandsatze  bildete  das 
System  des  Aemterverkaufs,  obgleich  doch  auch  hier  DienstrUcksichten  neben 
allen  möglichen  persönlichen  Einflüssen  die  ,,freie  Concurreuz''  niemals  ganz  zur 
Geltung  kommen  Hessen.  Der  Aemterrerkauf  war  namentlich  in  den  U e bergan gs- 
staatsformen  vom  Mittelalter  zur  Neuzeit  verbreitet,  als  Finanzoperation  bosondoi» 
in  Frankreich«  aber  doch  auch  im  vor.  Jahrhundert  unter  Friedr.  Wilhelm  I.  selbst 
in  Preussen  (Zahlungen  von  Monats-  oder  Vierteljahrsgagen  in  die  Kecrutenkasse, 
s.  Riedel,  brand.  preuss.  Staatshaushalt,  S.  67,  Seh  moller,  d.  preuss.  Beamtea- 
stand  unter  Friedr.  Wilh.  L  in  d.  Preuss.  Jahrb.  1870),  u.  and.  Staaten.  Erst  in 
neuester  Zeil  ist  dies  System  im  engl.  Heere  für  Officierstellen  ganz  beseitigt  worden.  — 
Aehnliche  Fälle  ausserhalb  des  Staatsdiensts  sind  die  Verkäufe  der  Stellen  von 
Advocaten,  Mäklern  u.  s.  w.  (noch  heute  in  Frankreich,  in  EIsass-Lothringen  abgeschafft). 

Statt  dessen  verkndpft  der  Staat  in  der  Regel  passend  mit 
den  Aemtern  fest  systemisirte  Besoldangen  und  tiberträgt 
dem  Beamten  ein  solches  Amt,  ohne  einen  speciellen  Contract  mit 
dem  einzelnen  Beamten  über  die  Höhe  des  Gehalts  zu  schliessen. 
Wenigstens  ist  Letzteres  die  (seltene)  Ausnahme. 
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Eine  Ausnahme  bilden  in  Deutschland  namentlich  die  Professuren  an 
Universitäten  und  anderen  (technischen  u.  s.  w.)  Hochschulen«  gelegentlich, 
aber  selten  auch  Lehrämter  (etwa  Directorcnstellcn)  an  Gymnasien  u.  dgl.  m.  —  Es 
ist  belehrend,  gerade  wegen  der  Verschiedenheit  der  Grundsätze,  nach  welchen  die 
Besoldungen  im  höheren  Lebrdienst  und  im  Übrigen  Staatsdienst  nonnirt  werden,  die 
Folgen  beider  Systeme  zu  vergleichen.  Die  eigenthUmliche  Stellung  des  höheren 
Lehrdiensts  erklärt  sich  in  Deutschland  ohne  Zweifel  mit  daraus,  dass  fQr  diese  wissen- 
schaftlichen Berufsarten  niemals  das  particularistische  Princip,  die  Staatsdiener  nur 
aus  dem  ,Jnlande'*  zu  nehmen,  durchgeführt  werden  konnte.  In  Folge  des  hier 
herrschenden  Berufungäsystcms ,  der  damit  verbundenen  speciellen  Contracte  der  Re- 
gierung mit  dem  Lehrbeamten  aber  die  Höhe  der  Besoldung  u.  s.  w.,  ferner  in  Folge 
der  ausbedungonen  oder  frei  gewährten  Personalzulagen  fUr  Lehrer,  welche  Berufungen 
an  andere  Orte  ablehnen  u.  s.  w.,  besteht  hier  in  demselben  Amt  (z.  B.  ordentl. 
Profeasur)  und  in  demselben  Dienstalter  die  grösste  Ungleichheit  der  Be- 
soldungen, z.  B.  im  J.  1870  in  Freiburg  i.  Br.  1000—2800  fl.  fOr  d.  Ordinarius,  in 
Berlin  bez.  1870,  1876  u.  18S3  400—2500,  1100—4000,  1200—4000  Thlr.  (unge- 
rechnet die  hier  häufigen  Besoldungserhöhungen  iu  Folge  von  Nebenämtern,  Bezügen 
aus  d.  Akademie  u.  s.  w.),  in  Bonn  600—2500,  900—2800,  600-3500,  in  Göttitigen 
500—2300,  400—4200,  600—4200,  in  Marburg  800—1400,  800—2000,  1167  bis 
2000  Thlr.,  wozu  auf  d.  preuss.  Universitäten  allgemein  noch  die  Wohnungsgelder 
des  Orts  treten.  Diese  Ungleichheit  wird  durch  die  ebenfalls  grosse  Ungleichheit  der 
amtlichen  Nebeneinnahmen  (Collegiengelder  u.  s.  w.)  keineswegs  ausgeglichen,  öfters 
möchte  sie  dadurch  noch  gesteigert  werden,  da  nicht  selten  die  Höchstbesoldeten  die 
höchsten  Nebeneinnahmen  haben  und  umgekehrt  (nicht  nur  nach  den  persönlichen 
Leistungen,  sondern  auch  -  und  gewöhnlich  viel  mehr  —  nach  der  Natur  der 
Fächer,  s.  u.).  Diese  grosse  Ungleichheit  wird  durch  das  hier  im  Gegensatz  zum 
sonstigen  Staatsdienst  herrschende  Concurrenzprincip  wesentlich  mit  bedingt.  Sie  hat 
sicher  auch  ihr  hoch  Bedenkliclies ;  manche  Schäden,  ja  manche  wahrhaft  hässliche 
Seiten  der  Universitätsverhältnisse  erklären  sich  mit  daraus,  da  bei  dem  jetzigen 
System  dem  Glück  und  Zufall  und  der  —  Connexion,  dem  akademischen  Cliquen- 
wesen (persönlichen  u.  „Richtungscliquen'')  doch  ein  sehr  grosser  Spielraum  gelassen 
und  die  Gefahr  schlimmen  ,jStreberthums*'  nicht  zu  verkennen  ist:  die  wenig  erfreu- 
liche Folge  des  Goncurrenzsystoms.  Man  macht  zu  Gunsten  der  Gehaltsungleichhuit 
bei  den  akadem.  Lehrern  geltend,  dass  nur  so  die  Gehalte  den  Leistungen  angepasst 
worden.  Abgesehen  von  der  Fragwürdigkeit  dieses  Princips  der  Lohnregelung  auf 
diesem  Gebiete  u.  von  dem  hernach  noch  zu  berührenden  Umstände,  dass  die  oft  so 
wichtigen  akadem.  Nebeneinnahmen  sich  nur  nebenbei  nach  den  Leistungen,  vor- 
uemlich  nach  anderen  Umständen  richten,  warum  kommt  man  denn  ohne  dies  Princip 
bei  den  Aemtem  im  höheren  Staatsdienst  aus,  wo  der  Gehalt  nach  dem  Amt,  nicht 
nach  der  .individualen  Leistung  unter  den  Beamten  desselben  Amts  sich  richtet?  Der 
Einwand,  dass  hier  im  rascheren  Avancement  der  tüchtigeren  Beamten  die  Aus- 
gleichung liege,  trifft  practisch  nicht  zu,  da  zahlreiche  Beamten  ungleicher  Leistungen 
lange  Jahre  mit  den  gleichen  Gehalten  in  demselben  Amte  stehen.  Die  einzige  Ana- 
logie bietet,  aus  ähnlichen  Goncurrenzgründen,  die  —  Bühnenwelt  der  Hoftheater. 
Die  Anomalie  des  jetzigen  Zustands  auf  den  Universitäten  zeigt  sich  u.  A.  darin,  dass 
nicht  selten  die  ältesten  Professoren  die  niedrigsten,  die  jüngsten  die  höchsten  Gehalte 
haben.  Eine  Ausgleichung  wird  zwar  wohl  erstrebt  u.  in  gewissem  Umfange  all- 
mälig  ausgeführt  Aber  abgesehen  von  den  auch  hier  mitspielenden  Factorcn  „Gunst'* 
and  „Ungunst"  hindert  das  herrschende  System  dorch  sich  selbst  diese  Ausgleichung. 
Denn  es  muss  mit  im  Ganzen  gegebenen  Summen  gewirtbschaftet  werden; 
nehmen  davon  die  Einen  den  Löwenantheil ,  so  bleibt  für  die  Andren  wenig  übrig. 
Eine  Modification,  die  nur  in  einer  Annäherung  an  das  Besoldungs- 
system in  anderen  Aemtern  bestehen  könnte,  wird  namentlich  in  Folge  der 
neueren  politischen  Veränderungen  in  Deutschland  nicht  ausbleiben  können.  Sie 
existirt  auch  hier  und  da  schon,  indem  man  (so  jetzt  in  Baiern  nach  d.  allgem. 
Gehaltsregulativ  v.  1876)  doch  Zulagen  nach  dem  Dienstalter,  bes.  für  ältere, 
durch  Berufungen  nicht  verbesserte  Lehrer  gewährt,  wenn  auch  nicht  so  regelmässig 
^und  vollends  nicht  so  gleichmässig)  wie  im  übrigen  Staatsdienst.  Ein  festes  System 
von  Norm  algehalten,  bes.  mit  Mini  maisätzen,  wird  doch  auch  hier  zu  erstreben 
sein,  wobei  dann  Personal  zu  lagen  durch  das  Berufungswosen  hinzukommen  mögen. 
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In  Baiern  hat  man  Minimals&tze  eingefOhrt  (f.  Ordinarien  u.  Eztraordinarien). 
In  Preussen  bestimmte  die  Köu.  V.o.  v.  15.  Juli  1876  (bei  Herrfurth  S.  79) 
einen  Durchschn.satz  u.  ein  ,,Normalmaximam*'  der  Besoldungen  (Berlin  f.  d. 
Ord.  bez.  6000  n.  S400,  Eztraord.  3000  n.  8600  M.,  die  anderen  Univers,  in  2  Gruppen 
bez.  5100  u.  7200,  dann  4800  n.  6000  f.  d.  Ordin.).  Ausserdem  stehen  im  Etat 
90.000  M.  zn  Besold. Verbesserungen  u.  Heranziehung  ausgezeichneter  Docenten;  fOr 
Gehaltsausgleichung  ganz  unzureichend.  Billig  erscheint  namentlich  auch  eine  Ab- 
stufung der  Gehalte  nach  der  Natur  der  Lehrfächer,  so  dass.die  Lehrer  solcher 
Fächer,  welche  stets  wenig  Nebeneinnahmen  geben,  höhere  (lehalte  haben.  —  Auch 
die  deutsche  Schweiz  hat  an  ihren  4  Hochschulen  (incl.  Polytechnicum)  das 
deutsche  Berufungssystem  und  die  Gehaltsungleichheit.  Auf  den  österreichischen 
Universitäten  hat  man  dagegen  Norm  algehalte  (nach  Dienstaltem,  Decennalzulagen) 
und  erst  neuerdings  ausserdem  Porsonalzulagen  ftlr  einzelne  Lehrer  in  Folge  der 
Annahme  des  Berufungssystems.  In  D  orp a  t  (wie  auf  allen  russ.  Universitäten)  herrscht 
Gehaltsgleichheit,  woneben  Collegiengeld ,  das  auf  den  eigentlichen  russ.  Universi- 
täten fehlt 

2.  Die  Höhe  der  Besoldungen  steigt  regelmässig  Dach  der 
Bedeutung  der  Aemter,  also  in  demselben  Dienstzweige  nach 
der  Stufenleiter  (dem  Rang)  derselben;  ausserdem  aber  auch 
mit  dem  wachsenden  Dienstalter  des  Beamten  in  ein  und 
demselben  Amte.    Beides  ist  angemessen. 

3.  Der  Bezug  eines  unmittelbaren  Einkommenantheils 
des  Staatsdieners  aus  den  von  letzterem  dienstlich  vorgenommenen 
Thätigkeiten  ist  im  Staatsdienst  meistens  unausführbar,  weil  die 
einzelnen  Staatsleistungen  nicht  speciell  verkäuflich  sind.  Er  ist 
aber  auch,  wo  er  an  sich  möglich  wäre,  etwa  mit  Ausnahme  der 
Dienstzweige,  in  welchen  Sachgüterproduction  betrieben  wird,  gegen 
das  Interesse  und  die  Würde  des  Staatsdiensts  (§.  8,  9). 

Bei  eigens  bewirthschaft.  Domänen,  Fabriken,  Bergwerken,  bei  Staats  eisen - 
bahnen  kann  vom  Tanti6mesystem  für  das  höhere  Verwaltungspersonal  ebensogut 
wie  bei  Privatbahnen  Gebrauch  gemacht  werden.  Brennstoifprämien  der  LocomoÜT- 
fuhrer,  Heizer,  Schmierprämien  der  Wagonmeister  (d.  h.  Antheile  an  dem  Gewinn, 
der  in  Folge  einer  hinter  einem  bestimmten  Mazimalvcrbrauch  zurückbleibenden  Stoff- 
ersparung  gemacht  wird),  sind  andere  Beispiele.  Mit  Recht  dagegen  in  neuerer  Zeit 
alle  Sportein  und  Gebuhren  bei  der  Justiz,  Polizei  u.  s.  w.  in  die  Staatskasse 
fliessend.  Selbst  wenn  einzelne  solche  Einnahmen  zu  Emolnmenten  der  Beamten  ver- 
wendet werden,  sind  sie  doch  als  Einnahme  und  Ausgabe  der  Staatskassen  genau 
zu  verrechnen.  (A.  solcher  Emolumenteneinn.  im  preussisch.  Justizministerium  1883 
4.947.700  M.,  darunter  der  Hauptposten  v.  4.0  Mill.  M.  an  Gebühren  der  GerichtsvoU- 
zioher  fUr  Parteiaufträge).  Aehnlich  die  B  e  n  t  e  im  Kriege  nicht  dem  Soldaten  gehörend. — 

Eine  Ausnahme  bilden  auch  hier  die  Universitäten  (seltener  die  ja  meist 
jüngeren  sonstigen  Hochschulen)  in  Betreff  des  Collegiengelds,  der  Doctor- 
gebühron,  der  Immatriculations-  und  Exmatriculationstaxen  u.  ähnL  m. 
Das  Doctorwesen  bedarf  auch  in  finanzieller  Hinsicht  dringend  einer  Reform. 
Der  Bezug  der  anderen  Taxen  Seitens  der  Rectoren,  Prorectoren,  Decano  u.  s.  w. 
bildet  ein  kaum  mehr  zu  rechtfertigendes  Ueberbicibsel  früherer  Zeit,  da  hier  Leistung 
und  Gegenleistung  (Arbeit  dos  betr.  Wahlbeamten)  meist  in  gar  keinem  Yerhältniss 
stehen.  Massige  fixe  Remunerationen  für  die  Mühewaltung  dieser  Wahlbeamten 
würden  der  Würde  dos  Ehrenamts  weit  mehr  entsprechen,  bestehen  auch  hier  und 
da  schon.  Für  das  Collegiengeld,  als  Privateinnahme  jedes  Lehrers,  lassen  sich  triftige 
Gründe  anführen,  fast  ebenso  viele  aber  auch  dagegen.  Denn  von  den  vier  auf  die 
Höhe  des  Collegiengelds  eines  akadem.  Lehrers  vomemlich  einwirkenden  Factoren 
steht  die  eigene  persönliche  Leistung  u.  individuelle  Lehrtüchtigkeit  in  der  Regel 
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erst  ao  nerter  Stelle,  die  drei  anderen  voran:  die  Natur  des  Fachs,  zufällige 
Umstände  u.  Einricbtnngen  (Prtlf.- Ordnung,  Zwangscollegien ,  Prdfangsfach,  Lehrer 
als  Examinator!),  endlich  die  allgemeine,  vollends  vom  einzelnen  Lehrer  meist 
nur  second&r  beeinflosste  Frequenz  der  Universität.  Es  ist  daher  doch  gewiss 
misslich,  dass  sich  im  Bezug  von  Coll.geld  an  derselben  Univers,  unter  den  ord. 
Professoren  Extreme  wie  1  :  100,  selbst  wie  1  :  500  (Orient  Sprachen  —  Pandecten, 
Anatomie,  Chemie)  finden.  —  Fttr  einen  Antheil  der  Lehrer  an  Mittel  -  und  Elementar- 
schulen  am  Schulgeld  spräche  sogar  mehr  wie  beim  Universitätslehrer  der  Umstand. 
dass  die  Mühe  der  Arbeit  mit  der  Grösse  des  Klassenbesuchs  wächst,  während  an 
der  Hochschule  der  ideale  Genuss  der  Lehrthätigkeit  mit  der  Frequenz  steigt. 
Eine  einseitige  Panegyrik  des  Collegiongelds  liefert  L.  Stein,  Lehrfreiheit,  Wissen- 
schaft 0.  CoUegiengeld ,  Wien  1875,  wo  der  Gehalt  der  Ersatz  f.  d.  amtliche, 
das  Honorar  der  Ersatz  f.  d.  ethische  Leistung  des  Professors  genannt  wirdll 
(S.  24).    Es  stände  schlimm  um  unsere  Universitäten,  wenn  dem  so  wäre. 

Zur  Anspornung  des  Beamten  kann  neben  der  Aussicht  auf 
günstiges  Vorrücken  im  Dienst  und  neben  den  erwähnten  Ehren- 
aaszeichnungen  allenfalls  ein  freilich  schwer  ganz  objectiv  durch- 
zuführendes System  von  festen  Personal-Gehaltszulagen  oder 
—  was  übrigens  manche  specielle  Bedenken  bietet  —  von  un- 
periodischen  Remunerationen  flir  besondere  Leistungen 
und  Diensteifer  dienen. 

Diese  Personalzulagen  sind  individuelle,  und  von  den  nach  dem  Dienst- 
alter gewährten  zu  unterscheiden.  Es  scheint,  dass  davon  mehr  Gebrauch  gemacht 
werden  könnte.  Um  dem  Protectionswesen  u.  s.  w.  keinen  Vorschub  zu  leisten,  Hesse 
sich  vielleicht  in  Collegien  und  bei  Gruppen  von  Subaltembeamten  die  im  Ganzen  be- 
willigte Zulage  (ebenso  die  Remuneration)  nach  Anhörung  des  Colleginms  und  der 
Gruppe  an  die  Einzelnen  vertheilen.  —  Häufig  genug,  besonders  bei  niedem  Dienern, 
erfolgen  die  Remunerationen  fast  ganz  periodisch,  oft  in  bestimmter  Höhe, 
wo  der  Einzelne  dann  nur  eine  feste  Einnahme  darin  sieht.  Dadurch  wird  der  Zweck 
fast  vereitelt. 

4.  Die  Besoldung  für  ein  einzelnes  Amt  und  ein  einzelnes 
Dienstalter  ist  demgemäss  nicht  für  sich,  sondern  nur  im  Zu- 
sammenhang des  ganzen  Aemter«^  und  Besoldungs- 
Systems  zu  reguliren  und  zu  beurtheilen. 

Dies  ist  besonders  beim  Vergleiche  der  Gehalte  eines  und  desselben  einzelnen 
Amts  in  verschiedeneu  Staaten  zu  berücksichtigen.  Es  kann  leicht  sein,  dass  ein  ein- 
zelnes Amt  in  einem  Staate  höher  als  im  andern  besoldet  ist,  dafür  aber  in  letzterem 
das  Vorrücken  rascher  und  der  Gehalt  in  den  weiteren  Acmtern  besser  ist  Der  Total- 
gehalt oder  dessen  Durchschnitt  ist  dann  doch  vielleicht  hier  höher.  Auch  bei  Ver- 
gleichen der  Besoldungen,  z.  B.  im  Staats-  und  Privateisenbahnwesen,  ist  dies  zu 
beachten. 

§.  156.  —  C.  Der  Totalgehalt.  Alle  amtlichen  Bezüge 
eines  Staatsdieners  und  seiner  Familie  auf  Grund  der  An- 
stellung des  ersteren  im  Staatsdienst  sind  als  ein  Ganzes 
aufzufassen,  welchem  man  den  Namen  ,, Totalgehalt ^^  geben 
kann. 

Dieser  Totalgehalt  zerfullt  nach  der  Zeit  des  Bezugs  und 
nach  den  beziehenden  Personen  in  vier  Kategorieen: 
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1.  Der  eigentliche  oder  Activitätsgehalt^  den  der  Be- 
amte während  seiner  Dienstzeit  für  seine  Dienstleistung  selbst 
bezieht. 

2.  Der  Disponibilitätsgehalt  oder  das  Wartegeld, 
welches  der  Beamte  während  einer  zeitweiligen  Entlassung  ans 
dem  activen  Dienste  auf  Grund  seiner  Amtsstellung  bis  zur 
Wiederbernfung  in  den  activen  Dienst  bezieht. 

3.  Der  Ruhegehalt  oder  die  Pension  (Alterspension  ins- 
besondere), welche  der  Beamte  selbst  auf  Grund  seiner  einstigen 
Amtsstellung  nach  endgiltigem  Austritt  aus  dem  activen  Dienste 
bezieht,    lebenslänglich    (in    der   Regel)    oder    fttr    eine    ge 
wisse  Zeit. 

4.  Die  Beztlge  der  nächsten  Familienangehörigen 
des  Beamten,  welche  dieselben  auf  Grund  der  Amtsstellung  des 
Beamten  nach  dessen  Tode  beziehen.    Dahin  gehören: 

a)  Die  sogen.  Sterbemonate  oder  -Quartale:  der  Fort- 
bezug des  Gehalts  des  Beamten  Seitens  der  Familie  fUr  eine  ge- 
wisse (kurze)  Frist  nach  dem  Tode  des  Beamten. 

b)  Die  Wittwenpension,  welche  die  hinterlassene  Wittwe 
des  Beamten,  in  der  Regel  lebenslänglich  oder  bis  zu  etwaiger 
Wiederverheirathung  nach  dem  Tode  ihres  Mannes,  eventuell  nach 
Ablauf  der  Sterbemonate ,  bezieht. 

c)  Die  Erziehungsgelder,  welche  die  hinterlassenen, 
meist  nur  die  unerwachsenen  Kinder  des  Beamten  bis  zur 
Erreichung  eines  gewissen  Lebensalters  beziehen. 

Der  eigentliche  Gehalt  des  im  activen  Dienst  sterbenden,  die  Pension  des  auf 
Lebenszeit  zur  Ruhe  gesetzten  Beamten  und  die  Pension  seiner  sich  nicht  wieder 
verheirathenden  Wittwe  sind  Leibrenton.  Das  Wartegeld  des  später  wieder  an- 
gestellten Beamten,  die  Pension  der  sich  später  wieder  verheirathenden  und  in  diesem 
Falle  oft  ihre  Pension  verlierenden  Wittwe  und  die  Bezüge  der  unerwachsenen  Kinder 
sind  Zeitrenten. 

Dieser  Totalgehalt  muss  nun  im  Interesse  des  Staatsdienstes 
selbst  wie  des  einzelnen  Staatsdiener  zwei  Bedingungen  er- 
ftLllen,  die  im  Folgenden  näher  zu  untersuchen  sind: 

1.  Er  muss  über  die  muthmassliche  Dienst-  und 
Lebenszeit  des  Beamten  (und  seiner  Angehörigen)  richtig 
vertheilt  werden. 

Davon  handelt  §.  157—159.  Bei  der  Regelung  dieser  Yertheilung  treten  die 
Interessen  des  Staatsdicnsts  selbst  besonders  mit  hervor.  Im  Einzelnen  muss 
sich  Vieles  richten  nach  der  Natur  des  Staatsdicnsts  als  besonderer  Arbeits- 
art. £s  handelt  sich  daher  um  Eigenthümlichkeiten,  welche  der  Staatsbesoldung 
als  Lohnart  für  eine  besondere  Art  Arbeit  anhängen. 
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2.  Der  Totalgehalt  musB  ferner  in  seiner  Höhe  für  die 
wahrseheinliche  Dienst-  nnd  Lebenslaufbahn  des  Beamten  and  für 
die  Zeit,  in  der  die  Wittwe  und  die  Kinder  noch  zu  versorgen 
sind,  im  Ganzen  richtig  bemessen  werden. 

S.  darüber  unten  §.  160  ff.  Bei  der  Regelung  der  Höhe  des  Totalgehalts 
müssen  die  richtigen  Grundsätze  allgemeiner  Lohnpolitik  zur  Geltung 
kommen«  in  der  Weise,  wie  es  überhaupt  das  Ziel  in  der  Entwicklung  aller  Lohn- 
verhältnisse sein  soll  und  wie  es  hier  noch  speciell  durch  das  Interesse  des  Staat»« 
diensts  selbst  gefordert  wird.  Die  finanzielle  Lehre  von  der  Besoldung  wird  daher 
namentlich  in  diesem  Puncto  zu  einer  Anwendung  der  allgemeinen  Lohnlehre  auf  einen 
einzelnen  besonderen  Fall  und  ist  dadurch  für  diese  letztere  Lehre  zugleich  mit  belehrend. 

Vgl.  ausser  d.  gen.  Sehr.  v.  Engel  die  Gesetze  u.  d.  Literatur  über  die 
äusseren  Verhältnisse  der  Staatsdieuer  einzelner  Länder.  Mehrfach  sind 
in  neuerer  Zeit  theihs  allgemeine  Gesetze  über  die  Rechtsverhältnisse  der 
Beamten  überhaupt,  worin  auch  Bestimmungen  übe.  Besoldungs-  und  Pensionswesen 
vorkommen,  th.  Gesetze  u.  höchste  Verordnungen  über  die  Gehalts-  u.  Pensions- 
verhältnisse speciell  erlassen.  So  u.  A.  das  Deutsche  Reichsges.  v.  31. März  1878 
über  d.  Rechtsverh.e  d.  Reichsbeamteu  u.  d.  Ges.  über  die  Fürsorge  f.  d.  Wittwen  u.  s.  w.  der 
Reichsbeamten  d.  Civ.vcrwalt  v.  20.  Aug.  1881 ,  das  würtem  b.  Ges.  über  Beamten  v.  30.  Juni 
1 876,  das  ö s  t e r  r.  Ges.  v.  1 5.  Apr.  1873  betr.  d.  Bezüge  d.  activen  Staatsbeamten,  das  ö s t e  r r. 
Ges.  V.  dems.  Datum  betr.  d.  Activitbezüge  des  Staatslehrorpersonals  u.  der  Biblioth.- 
beamten,  d.  baier.  revid.  Gehaltsregulativ  v.  12.  Aug.  1876,  d.  preuss.  Pensionsges. 
V.  27.  März  1872  mit  d.  Nov.  v.  31.  März  1882  u.  das  preuss.  Ges.  v.  20.  Mai  1882 
über  Wittwen-  u.  Waisengelder,  d.  österr.  Pensionsnormale  v.  9.  Dec.  1866,  verschied. 
Veränder.  d.  k.  säch  s.  Pens.gesetze  (Hauptgcs.  v.  7.  März  1835,  auch  Ges.  v.  24.  Apr.  1 851, 
abgeänd.  u.  A.  durch  Ges.  v.  9.  Apr.  1872,  15.  Juni  1874,  u.  bes.  durch  Ges.  v.  3.  Juni  1876, 
Pensionserhöhungen  u.  dgl.  m.);  das  bad.  Ges.  v.  25.  Jan.  1874  (Erhöh,  d.  Pens.) 
u.  ein  and.  Ges.  v.  dems.  Datum  (Erhöh,  d.  Pens.  d.  Hinterbliebenen).  Dazu  die 
später  zu  erwähnenden  Gesetze  über  Wohnungsgeldzuschuss  (D.  Reich, 
Preussen,  Baden).  In  den  70 er  Jahren,  nach  d.  französ.  Kriege,  in  Deutsch- 
land zieml.  allgemein  Gehalts-  u.  Pensionserhöhungen.  Aus  d.  Literatur  für 
Preussen  u.  A. :  Mascher,  d.  preuss.  Givilstaatsdienst,  2.  Aufl.,  Lpz.  1863, 
Reinecke,  die  Einkommensverhältuisse  der  preuss.  unmittelb.  Staatsbeamten,  Berl.  1876. 
Herrfurth,  Etatswes.  a.  a.  0.  Abschn.  VIII  ff.  Meissner,  Handb.  f.  Verwalt- 
beamte u.  s.  w.,  Halle  1879.  Ueber  Bai  cm:  Grün,  Rechts-  u.  Gehaltsverhältnisse 
d.  baier.  Staatsdieners,  Münch.  1880.  Ueber  K.  Sachsen:  Lotichius,  sächs. 
Gesetze,  betr.  Civilstaatsdiener,  Lpz.  1878.  Ueber  Würtem berg:  Heberle,  Rechts- 
verh.  d.  würt.  Staatsbeamten,  Stuttg.  1876  u.  Riecke,  Verfass.  u.  s.  w.  W.s  S.  97-— 128. 
Ueber  Oesterreich:  Ges.samml.  betr.  d.  Staatsdienst  in  Oest.  2.  A.  Wien  1877; 
Blonski,  Ost  Civ.pens.vorschriften,  Wien  1879.  Ueber  Frankreich:  Block  diction. 
Art  fonctionnaires  u.  pensions.  Statistisches  über  Preussen  in  d.  gen.  Aufs. 
V.  Engel  in  d.  preuss.  stat  Ztschr.  1876;  ob.  ISSO  S.  271  ff.  Blenck  üb.  d.  Geh. 
verh.  d.  höh.  Gemeindebeamten  in  d.  grösseren  preuss.  Städten.  Ueber  Würtem b. 
Riecke  a.  a.  0.  Dann  Mus  hacke,  Wartegeld  u.  Ruhegehalt  der  Civilstaatsbeamten, 
Berl.  1868  (Gesetzgebung  in  Deutschland,  Oesterreich,  Russland,  Frankreich).  Ueber 
die  Verhältnisse  im  Deutschen  Reich  (auch  beim  Militär):  Wagner,  Reichsfin. 
im  Jahrb.  v.  Holtzendorff  III,  125  ff.,  175  ff.  Ueber  die  neuesten  preuss.  Gesetze  s. 
Elster  in  (^nrad's  Jahrb.  1883,  B.  41  S.  127. 

§.  157.  —  1.  Hinsichtlich  der  richtigen  Vertheilung 
des  Totalg^halts ,  insbesondere  des  eigentlichen  Gehalts  und 
des  Ruhegehalts,  über  die  Aemterreihe  und  die  Dienstalter  u.  s.  w. 
sind  folgende  Anforderungen  zu  stellen. 

a)  Der  Zeitpunct  ftir  den  Beginn  eines  Gehaltsbezngs 
überhaupt  und  einer  genügenden  Besoldung  speciell  (§.  160  ff.) 
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in  einem  Amt  und  Dienstalter  ist  richtig  zn  bestimpnen,  nemlicb 
so,  dass  der  Beamte  nach  Scbloss  seiner  Studienzeit  möglichst 
bald  wenigstens  seine  Snstentation  aus  dem  Amtseinkommenerbält 

Namentlich  uuss  die  Zeit  des  nncntgeltlicben,  des  etwa  bloss  mit  Unge- 
wissen und  im  Gesammtbctrage  geringen  Diäten  oder  Remunerationen  bezahlten 
oder  des  ungenügend  besoldeten  Staatsdiensts  thunlich  verkürzt  werden.  Dadurch 
lassen  sich  grosse  Uebelst&nde,  welche  in  unserem  deutschen  Staatsdienste  immer 
mehr  hervorgetreten  sind,  beseitigen  (Engel,  Preis  d  Arb.  S.  65).  Das  Ziel  muss 
sein,  dass  der  Staatsdiener  möglichst  bald  nach  der  Yollendong  seiner  theoretischen 
Stadien,  also  in  der  Regel  des  Hochschalbesachs ,  und  nach  Ablegung  seiner  (ersten) 
Prüfung,  d.  h.  nach  der  Lieferung  seines  Qoalificationsnach weises,  angemessenen 
Lohn  erhalte,  wenn  auch  die  feste  Anstellung  und  der  Rechtsanspruch  auf  Amt 
oder  Besoldung  erst  nach  Ablauf  von  einigen  (wohl  höchstens  3  bis  5)  Probejahren 
und  nach  Ableguug  der  etwaigen  weiteren  (praktischen)  Prüfung  beginnt.  Es  wird 
daher  etwa  durchschnittlich  mit  dem  24.  Lebensjahr  des  Staatsdieners  ein  Lohnbezug, 
mit  dem  27. — 29.  ein  fester  Besoldungsbezug  beginnen  müssen,  und  zwar 
mindestens  in  der  Höhe,  dass  der  noch  nicht  fest  angestellte  Beamte  aus 
dem  Lohn  ohne  Zuschüsse  der  Eltern  oder  des  eigenen  Vermögens  den  üblichen 
Bedarf  für  seine  Person  allein  und  der  fest  angestellte  aus  der  Besoldung 
den  Aufwand  für  eine  in  diesem  Alter  zu  gründende  Familie  bestreiten  kann 
(§.  160). 

Die  Sachlage  ist  in  den  einzelnen  deutschen  Staaten  etwas  verschieden,  aber 
doch  wohl  in  der  Hauptsache  ziemlich  gleich.  Grossere  Verschiedenheiten  bieten, 
namentlich  zu  Zeiten,  die  einzelnen  Dienstzweige.  Die  remunerative  Periode  des 
preuss.  Justiz-  und  Vcrwaltungsbeamten  begann  vor  Kurzem  kaum  vor  dem  30.,  der 
Bezug  fester  Besoldung  kaum  vor  dem  33.  Jahre  im  Durchschnitt,  eine  Familie  konnte 
der  Beamte  ganz  aus  dem  Diensteinkommen  höchstens  in  kleinen  billigen 
Orten  erst  in  einem  noch  mehrere  Jahi  e  höheren  Alter  erhalten.  In  den  70er  Jahren 
sind  die  Verh&ltuisse  etwas  besser  geworden,  aber  bei  dem  übermässigen  Zudrang 
zum  Jurist.  Studium  seit  d.  2.  Hälfte  der  70  er  Jahre  beginnt  sich  das  jetzt  bereits 
wieder  zu  ändern  u.  werden  die  Dinge  vielleicht  bald  so  sein  wie  in  den  60  er  Jahren. 

Unser  Princip  hat  den  grossen  VorUieil,  dass  das  aus  demGehalt  allmälig  zu  amortisirende 
Bildungskapital  nicht  so  hoch  anwächst  (§.  163);  dass  bei  etwas  frühzeitigeren  Ehen, 
die  doch  nur  in  geringem  Maasse  die  Gefahr  einer  wesentlich  grosseren  Kinderzahl 
mit  sich  bringen,  die  Zeit,  wo  die  Kinder  erwachsen  sind  und  vor  ihrer  Versorgung 
am  Meisten  kosten,  nicht  in  ein  gar  so  spätes  Alter  des  Beamten  fällt  Dadurch 
wird  die  Nothwendigkeit  für  den  letzteren  beseitigt,  bloss  aus  (leldrücksichten  mOg^- 
liehst  lange  im  activen  Dienst  zu  bleiben,  um  nur  nicht  die  etwaige  Differenz  zwischen 
Besoldung  und  Pension  zu  verlieren.  Der  Staatsdienst  wird  sich  nicht  mit  Greisen 
überfüllen.  Die  Gehalte  brauchen  in  den  höheren  Aemtem  und  Dienstaltem  nicht 
ganz  so  stark  zu  steigen,  weil  ein  kleineres  Bildungskapital  zu  amortisiren  ist  und  die 
Kosten  der  Kindorerziehung  und  Erhaltung  geringer  ausfallen,  wenn  die  letzteren 
auch  beim  Eintritt  in  den  Staatsdienst  selbst  früher  verdienen.  Selbst  die  in  anderer 
Beziehung  bedenkliche  Ermässigung  der  Pension  gegenüber  der  Besoldung  (§.  159) 
wirkt  dann  nicht  so  schlimm,  wie  jetzt  meistens,  wo  ein  genügender  Gehaltsbezug  viel 
zu  spät  beginnt. 

§.  158.  —  b)  Zwischen  den  Besoldungen  der  auf- 
steigenden Aemter  und  Dienstalter  ist  ein  richtiges 
Verhältniss  herzustellen. 

Die  Gehaltssteigerung  im  höheren  Amt  ist  das  unanfechtbare  Princip.  Aber 
sehr  bedeutende  Ungleichheiten,  sehr  grosse  Sprünge  der  Besoldungen 
namentlich  in  den  unteren,  mittleren  und  der  Hauptmasse  der  höheren  Aemter  sind 
zu  vermeiden.  Sonst  werden  wesentlich  gleiche  Leistungen  zu  ungleich  bezahlt  und 
CS  tritt  die  Gefahr  des  Protectionsunwesens,  der  Augendienerei  gegenüber  den  Vor- 
gesetzten, des  übermässigen  Ehrgeizes,  des  Streberthums  und  der  Stellenjägerei  zu 
sehr  hervor. 
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Die  Normalgehaltsätze  (ohne  Wohnungsgeldzuschass  in  PreussSn  und  Reich, 
in  Oesterreich  inci.  Functions-  und  Actiyit.-Znlage),  sind  z.  B.  im  Justizdienste: 
Deutsch.  Reich 
und  Preussen 
1870      1883 
Oberster  Mk. 

Gerichtshof. 

EwtPräsid.    18,000     25,000 
u.  Dienstvohn. 


Oesterreich 
diess.  Leitha 

1870  1880 
fl.  P.  ö.  W. 


10,500         20,000         12,600        85,000         30,000 


Baiern 

Frankreich 

1883 

1865            1881 

Mrk. 

Fr. 

Vicepr.u.dgL  10,500 

Rithe    .     .       9000 
bis  6600 
Dorchschn.  8400 
Sobalt(Czl.)B. 

1.  Cl.  4500 

bis  2100 

and.  2700 

bis  1500 

ünt.  B.  (Dien.)    1500 
bis  1050 

Gerichte  2.  Inst. 


14,000 
12,000 

1 2,000 

51001 
2700 1 


7850 


ri  1,000 
\10,000 
58S0    D.  c.  6400 
u.  4830 


1130 


33001  bis  730 
1800j 

1650  700 

1200  bis  400 


Präsidenten  .  Pr.  u.  Dir.  l.Pr.6800 

10,500     14,000   2.Pr.5250 


3100 

2200 

1950 

D.  1800 

D.  1207 

D.  850 

D.  593 

375 

(in  Wien) 
11,400 
6500 


8l00bisGO00u.  Aüeths- 
entschädig,  od.  Dienstwohn. 
Senatspräs.  7500 

bis  9900 

D.  8700 

B&the  .  .   5400   6600 

bis  3600   4800 

D.  4500   5700 

Oberstaats- 

anw.  u.  s.  w.      5400      9900 

bis  4200  bis  7500 

D.  8700 

SUatsanväite      —         4800 

2400 

-     D.  3600 

Secret.  u.  dg^.    3000      4200 

bis  1800      2100 

D.  2472      3150 

in  Berlin. 

3600 

2100 

D.  2850 

in  and.  Orten. 

Canzlisten  .       1950      2250 

bis  1350       1650 

D.  1950 

Gass.  u.  Rech- 

nuDgsb.     .     .     3300      4200 

(1883  bei     bis  2700      3900 

PreossJleyis.) 

iJntere  Diener   1050      1350 
n.  s.  w.    bis  900        960 


u.  4200 


3150 
u.  2625 
u.  2300 

Wie 
Etäthe 


D.  4804 


5000 


1300 
u.  1200 


2200 


735    D.  1345 
u.  630 
u.  525 

1600  2700 

bis  500     D.  1760 

D.  1437 

D.  1050 

420  646 

bis  300  460 


7920  u.  6660     25,000 


25,000 
18,000 


6480         18,000 

bis  5760   advoc.g6n.u.proag6n. 

25-20,000  25-30,000 


6000 
bis  2400 


1800 
bis  1000 


6000 
3600 
4000 


1800 
1100 


9720  l.Pr.  30,000 

bis  15,000 

D.  17,071 

2.  Pr.  13,750 

„  „  bis  7500 

7740 


7025 

5640 

bis  4560 


11,000 

bis  5000 

D.  5S97 


25,000 
15,000 

13,750 
7500 


11,000 
5000 


7820 


6660 
4920 
2280 


proc  gön. 
30—15,000  25—15.000 

adv^oc.  gen. 
13,200—5833    13,200 
—  7500 


greir.,  commis. 

8—2000     8—2500 


A.  Wagnor,  Finaiutwifflenschafl.    I.    3.  Aofl. 
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Baiern 
18S3 
Mrk. 


Deutsch.  Reich        Oesterreich 
und  Preassen  diess.  Leitha 

1870       1883  1870  1880 

Mrk.  Ä.  P.  ö.  W. 

Gerichte  1.  Inst. 

Präsidenten  .        Pr.  u.  Dir.  Landes-  u.    (In  Wien)       5760 

6600      9900  Kreisger.      17,000 

bis  3900      7500  Pr.  4200        6500 


Frankreich 
1865  1881 

Fr. 


Pr.  20,000 
bis  8600 
D.  4295 


D.  4300       8700  Vicepr.  3150      4700    Dir.  4800    Vicepr.  10,000 


Käthe  u.  Rieht.  3900 
bis  1800 
D.  2600 


(In  Berlin 

10,500) 

6000 

2400 

4200 


Staatsanwälte 
bis 


u.  2625 

2000 

u.  1800 

u.  1600 

Bezicksr. 

15  u.  1300 

Wie 

Räthe 


D.  2977 


bis  4560 

4620 
bis  3360 


bis 
D. 

bis 
D. 


3000 
4367 
9600 
2400 
3201 


Classen 

20,000 

3600 

10,000 
3000 

8000 
2400 


D.  3200 


4920 
bis  2280 


20,000 

bis  3600 

D.  4295 


20,000 
3600 


n.  Secret.   D.  2292 

1000 
Adjancten    D.  1000 

900 
bis  630 


8000 
bis  2400 
greffiers 

6000 
bis  1000 
D.  1070 
greff.  commis 

3500 
bis  1200 
D.  1490 


8000 
2400 

6000 
1000 


4000 
1200 


3900       6600 
2400       4800 
(In  Berlin 
7500) 
Staat§anw.geh.  2100      4800 
u.  1800      2400 
Bureaubeamte       Bur.-  u. 

Rechn.-B. 
1.  Cl. 
2700      3600 
bis  1650      2100   Offic.  Canzl. 
Bur.  u.  s.  w.  -B.  2.C1.  Accessisten 

1650       2100  630 

bis  1200       1500    bis  367^« 
Diener,  Boten     1050       1350  420      D.  613 

u.  8.  w.      bis  750        800     u.  367V2 

u.  300 
u.  250 
Für  Preussen  sind  hier  für  1870  die  Sätze  mitgetheilt,  welche  im  grössten  TheOe 
des  Staats  galten  (Gebiet  d.  Verordn.  y.  2.  Jan.  1849  für  Ger.  2.  u.  1.  Instanz).  Im 
Gebiet  des  Appellationsgerichtshofs  Köln  u.  z.  Th.  in  d.  neuen  Pro?,  (bes.  in  Hannover 
und  Frankfurt  a.  M )  waren  die  Sätze  etwas  anders,  mitunter  hoher,  aber  in  der  Haupt- 
sache doch  wenig  verschieden.  Die  richterl.  u.  Staatsanwalt!.  Beamten  bei  d.  Gerichten 
2.  u  1.  Instanz,  z.  Th.  auch  die  Burcaubeamten  beziehen  in  Berlin  (z.  Th.  auch  in 
einigen  anderen  grösseren  Städten)  etwas  mehr  als  bei  d.  and.  Gerichten.  Alles  oben  ohne 
Wohnungsgeld.  Einige  preuss.  Richter  bezogen  früher  aus  Nebenämtern  kleine 
Nebeneinnahmen,  femer  noch  etwas  Gebühren.  —  In  Oesterreich  ist  die  Gurichts- 
organisation  etwas  verwickelter  als  in  Preussen,  verschiedene  Katcgorieen  von  Mittcl- 
beamt«n  kommen  bei  mehreren  Gerichten  vor.  Bei  den  Gehalten  für  den  obersten 
Gerichtshof  sind  f.  1870  die  Quarticrgelder  eingerechnet  worden  (der  1.  Präs.  bezog 
auch  noch  4200  ü.  Personal-  und  Functionszulage).  Es  fanden  sich  daselbst  u.  A. 
noch  Hofsecretäre  mit  2415,  2205  u.  1995  fl.  Das  sämmtliche  Personal  der  Gerichte 
2.  u.  1.  Instanz  in  Wien  und  Triest  bezog  neben  den  oben  angegebenen  Gehalten 
noch  Quartiergelder  in  verschiedener  Höhe  (meist  Vo — */?  •  ^^i  niederen  Besoldungen 
noch  mehr,  bei  höheren  zum  Theil  weniger)  Für  1S80  beziehen  sich  die  Angaben 
auf  Wien  speciell  u.  zwar  auf  die  Summe  der  AmtsbezUge  der  Beamten  (d.h.  nach 
der  jetzt  gcsetzl.  Unterscheidung  in  Oest. :  Gehalt ,  Funct-Zul.  —  für  die  höchsten 
Stellen,  —  Activit-Zul.,  hier  und  da  Ergänznngs-  u.  Pers.-Zul.).  In  den  Provinzen  sind 
hier  wie  bei  anderen  Stollen  bes.  die  Funct.-  u.  Activ.-Zul.  kleiner,  die  Gehalte  nicht 
allgemein.  —  In  Frankreich  bezog  1865  der  procureur  g6n6r.  am  Cassationshof 
35,000,  der  1.  advoc.  g6n6r.  25,000  Fr.  Bei  den  unteren  Beamten  (greffiers)  kommen 
wohl  die  Gebühren  stärker  in  Betracht 

Eine  Yergleichung  bis  ins  Einzelne  ist  bei  der  immer  etwas  verschiedenen  Or- 
eanisation   der  Gerichte   und  Function   der  Beamten   nicht   durchweg   möglich.     Doch 
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gestattet  die  obige  Uebersicht  einen  genügenden  Einblick  in  die  Abstufangen  der  Ge- 
halte. Es  ergiebt  sich  eine  bemerkensverthe  Aehnlichkeit  der  Proportionen  der 
Aemterclassen  in  allen  4  Ländern ,  z.  6.  beim  obersten  Gerichtshof,  was  für  ziemlich 
nötige  Normirong  spricht  Selbst  die  absolute  Höhe  der  Gehalte  im  gleichen  Amt 
ist  in  den  Staaten  der  Uebersicht  (incl.  Baden  f.  1870,  wofür  oben  Baicm  eingesetzt) 
mehrfach  nahezu  dieselbe,  namentlich  bei  den  zahlreichen  Stellen  der  Käthe,  wo- 
bei in  Oesterreich  mit  Rücksicht  anf  Valuta  und  Preise  der  fl.  kaum  über  ^^  Thlr. 
zu  rechnen  ist  (Räthe  2.  Instanz  um  1870  in  Preussen  1500,  Oesterreich  so  ge- 
rechnet 1346,  Baden  —  mit  billigeren  Preisen  —  991,  Frankreich  1546  Thlr., 
1.  Instanz  resp.  866,  900,  822,  853  Thlr.).  Seit  1870  in  Deutschi.  u.  Oesterr.  an- 
sehnliche Erhöhungen,  in  Frankr.  Gleichbleiben,  selbst  Beduction  einiger  höchster 
Gehalte. 

In  den  anderen  Dienstzweigen,  der  inneren  Verwaltung,  der  Finanzen  u.  s.  w. 
finden  sich  meist  die  gleichen  Gehalteätze  für  die  Aemter  oder  Stellungen  entsprechen- 
den Bangs,  so  dass  die  Daten  über  den  Justizdionst  als  typische  Beispiele  dienen 
können.  Der  Civildienst  im  Deutschen  Reich  ist  im  Allgem.  nach  den  preussischen 
Sätzen  bezahlt.  Näheres  über  Preussen  i  d.  Aufs.  y.  Engel  im  Jg.  1876  der 
stat  Ztschr.  Hier  wird  für  1875  berechnet:  Durchschn.-Geh.  der  höhereii  Beamten 
4082  M.,  der  Subaltern b.  1884,  der  Unter b.  1020,  sonstiges  1286,  alles  ohne  Wohn- 
Geldzuschuss.  Es  war  bei  diesen  4  Beamtenclassen  die  Zahl:  bez.  9499,  25*433, 
39-217,  313,  Besoldungsaufwand  des  Staats:  bez.  38.78,  47.91,  40.01,  0.40  Hill.  M. 
Der  gesammte  Besold.- Aufwand  im  preuss.  Staatshaush.  131.44,  die  Wohnungsgeldzu- 
schüsse 14.56,  and.  persönl.  Ausgaben  34.51,  zus.  180.51  Hill.  M.  Ausserdem 
hatten  7480  Beamte  Dienstwohnungen  yon  1.  G.  75,839  Beamten  im  Hauptamt  und 
1277  im  Nebenamt  (a.  a.  0.  S.  419,  481). 

a)  Die  höchsten  Stellungen  im  Staatsdienst,  welche  ohne- 
dem häufig  einen  gewissen  Repräsentationsaufwand  mit  sich 
bringen ;  werden  mit  Recht  mit  bedeutend  höheren  Besol- 
dungen dotirt,  als  die  übrigen  Aemter. 

Jedoch  sind  auch  hier  zu  grosse  Abstände  yon  den  übrigen  Besoldungen, 
Tollends  wenn  diese  Stellen  am  Ende  nur  auf  Kosten  der  ungenügend  bezahlten  unteren 
und  mittleren  Aemter  besser  ausgestattet  sind,  zu  vermeiden  (Gefahren  in  Monarchieen 
verglichen  mit  Republiken).  Die  Besoldungscumulirungen  in  den  höchsten  Aem- 
tem,  indem  den  Inhabern  der  letzteren  noch  andere  Stellen  oder  gar  blosse  Sinecuren 
übertragen  werden,  lassen  sich  noch  weniger  rechtfertigen.  Grosser  Missbraach  be- 
kanntlich unter  Napoleon  III.  mit  Aemtercnmulirungen ,  Sinecuren  u.  s.  w.  für  die 
Marschälle,  hohen  Staatswürdenträgern.  Senatoren,  wobei  einzelne  Günstlinge  es  auf 
mehrere  hunderttausend  Frank  Staatsgehalte  brachten! 

Normalgehalte  für  die  höheren  Ministerialbeamten  u.  einige  andere 
höhere  Posten  im  Staatsdienste  sind: 

Preussen  Oesterreich       Baiern       Frankreich 

um  1870      1883  1870  1880  1883  1870  1881 

M.  fl.  M.  fr. 

Minister     .     .    36,000      dcsgl,        14,700        20,000     Minister    100,000      60,000 

nebst  fr.  incl.  Quar-  21,600    einige  mit 

Wohn.  u.  tiergeld  u.  (davon  V»      30,000 

Mobil.  16,800  Geh.,  Va       Repräs.- 

nebst  fr.  Wohn.  Funct.-Zul.      Aufw. 

u.Repr.-G.) 
Unterstaatflsecrt.  13,500     15,000  7350  10,000  60,000      25,000 

u.  dgL  (Minist.-  im  Staats-        u. 

I>ir.;Sect-Che&).  rath         30,000 

25,000 
u.  20,000 
in  and.  Min. 

28* 
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Preussen. 
um  1870      1883 
M. 
Vortrag.  RUthe        9000 
bis  6600 
D.  7S00 


Oesterreich. 


1870 


1880 


fl. 


Pro?inz.cliefs.    Oberpr. 

21,000 
u.  freie 
Wohnung 
Reg.-Präa. 
10,500 
u.  freie 
Wohn, 
(oder 
1800) 


9900      Min.-R. 
7500         5880  D.  c. 

8700   bis  4830  6300 

Sectionsr. 
3570      c.  3800 
bis  3045 
Statthalter 
desgl.       d.  grOss. 
Pro?. 
6—8000     7—8000 

11,400    5-10,000  5—10,000 
desgl.    Funct.-Zal. 
u.  z.Th.  fr. 
(oder        Wohn. 
2400—    Land.-Präs. 
1800)    d.  kloin.  Pro?. 

4000  7000 

nebst  4000       4000 


Baiern.      Frankreich. 
1883  1870       1881 

M.  fr. 

25,000 
6660     im  Staats-       10,000 
bis  7920    rath.Cab.-u.     12,000 
Div.-Cheföin    15,000 
and.  Minist 
c.  12— 15,000 
14,400    Prifecten     Seine-Pr. 
D.  23,380       50,000 
And.  in 
3  Classen 
35,000 
24,000 
18,000 
Unter- 
präf. 
7000 
6000 
4500 


Fonct-Zul. 
Einzelne  Minister,  wie  die  des  Aeossern,  des  K.  Hauses,  Min.-Präsidenten  er- 
halten öfters  ausserdem  grössere  Bepräsentationsgelder.  (Baiern  Min.  d.  Aeuss.  1.  G. 
z.  B.  32,400  M.).  Wegen  letzteren  Umstands  bedeutend  höhere  Emolumente  der  Ge- 
sandten. In  Oesterr.  Min.-Präs.  12.000  fl.  Geh.,  14,000  FI.  Funct.  -  Zulage ,  die 
Dep.-Min.  bez.  10,000  fl.  und  10,000  fl,  dazu  z.  Th.  freie  Dienstwohu.  In  Baieru 
Dep.-Minioter  10,800  M.  Geh.,  je  5400  M.  Funct.  -  Zulage  u.  Repräsent.- Kosten.  Die 
französische  Eintheilnng  innerhalb  der  Ministerien  gestattet  keinen  ganz  genauen 
Vergleich  mit  der  der  deutschen  Staaten.  Die  Ministerbesoldung  war  im  kais.  Frank- 
reich jedenfalls  uuverhältnissmässig  hoch.  S.  auch  Hock,  Finanz.  Frankreichs  S.  31. 
Auch  in  Preussen  ist  die  Besoldung  des  Ministers,  wenn  man  freie  und  meublirte, 
mit  allem  Hausrath  versehene  Wohnung  auf  6000  M.  anschlägt,  relati?  hoch  verglichen 
mit  der  Bezahlung  der  Käthe,  früher  mehr  als  das  Fünffache,  jetzt  etwa,  mit  Zuschlag 
des  Wohnungsgclds  von  1200  M.  bei  den  Käthen  c.  das  Vierfache,  in  Oesterreich 
(obige  Zahlen  incl.  Functionszulage)  doch  nur  etwa  das  2Vä — 3  fache.  Der  Fehler 
liegt  in  Preussen  aber  nicht  in  zu  hoher  Besoldung  der  Minister,  die  vielmehr  selbst 
zu  niedrig  ist,  sondern  in  immer  noch  zu  niedriger  der  Käthe.  Einige  der  letzteren 
haben  in  Preussen  wohl  Nebenämter  mit  kleinen  Gehalten  oder  Remunerationen.  Im 
Deutschen  Reich  bezieht  der  Reichskanzler  54,000  M.  Gehalt,  die  Staatssecretäre 
20,000,  24,000,  36,000  M.,  alle  mit  fr.  Dienstwohn.  Diroctoren  u.  vertrag.  Käthe  wie 
in  Preussen.  Im  K.  Sachsen  Minister  21,000,  Minist -Direct.  11,000,  Min.-Räthe 
9000—7200,  Prov.-Chefe  (Kreishanptleute)  11,000  M.  In  Würtemb.  Min.-Präs. 
23,143,  Depart-Min.  18,000.  Min.-Dir.  6800,  Min.-Räthe  6400—4400,  Prov.-Chefs 
6800  —  6400  M.  In  Baden:  Min.-Präs.  14,400,  Dep.-Min.  12,000,  Min.-Räthe 
6800  —  3500.  —  In  Nordamerika  und  der  Schweiz  sind  die  Gehaltsunterschiede 
zwischen  höheren  und  niederen  Beamten  viel  kleiner.  S.  auch  Hock,  Finanzen 
Amerikas,  S.  38. 

ß)  GehaltssteigeraDgen  nach  dem  Dienstalter  in  dem- 
selben Amte  sind  im  Dienste  der  modernen  Staaten  auch  deshalb 
geboten,  weil  die  Zahl  der  Beamten  in  höheren  Aemtern 
regelmässig  eine  so  viel  kleinere  wird. 


Es  muss  deshalb  ein  grosser  Thcil  der  Staatsdiener  nothwendig  lange  in  niedrigeren 
Aemtern  stehen   bleiben.     Die   Zulagen   nach   dem   Dienstalter   müssen    dann   um   so 
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häufiger  und  bedeutender  sein,  je  später  der  Beamte  in  genügende  Besoldung  eintritt, 
während  sie  seltener  und  geringer  sein  können,  wenn  die  im  vorigen  §.  gestellten 
Anforderungen  erfüllt  werden. 

Theilt  man  z.  B.  die  Beamten  des  preuss.  Jnztizdienstes  nach  der  ungefähren 
Gleichheit  ihrer  Gehaltsbezüge  u.  Bangverhältnisse  in  Classen,  so  erhält  man  (incl. 
Bhein.  Sprengel)  im  preuss.  Staate  alten  Cmfangs  um  1870:  I.  Classe  1  Stelle  (Präs. 
d.  Obertrib.).  —  IL  Cl.  47  Stellen  (Vicepräs.  desselben,  Generalstaatsanwalt,  Präs. 
2.  Inst,  Generalprocur.).  —  III.  Cl.  54  Stellen  (Käthe  u.  Oberstaatsanw.  am  Obertrib.).  — 
IV.  a.  630  Stellen  (Präs.  d.  Ger.  1.  Inst,  Käthe  2  Inst,  Oberstaatsanw.  bei  Ger. 
2.  Inst,  Generaladvoc.,  Oberprocur.).  -  V.  Cl.  2S14  Stellen  (Richter  1.  Inst,  Staats- 
anwälte, Procuratoren ,  Landgerichtsassessoren  am  Khein).  —  Gegenwärtig  (1883)  er- 
giebt  eine  ähnliche  Berechnung  f.  d.  ganzen  preuss  Staat  (incl.  Reichsgericht,  indem 
60%  <Jcr  Senatspräs.  u.  Käthe  auf  Preussen  gerechnet  werden):  I.  Cl.  1  (Präs.  d. 
Reichsger.);  11.  Ci.  18  (Senatspräs.  u.  Oberreichsanwalt  d.  Keichsger.,  Präs.  d.  Ober- 
landesger. V,  IIL  Cl.  37  (Käthe  u.  Staatsanwälte  am  Reichsger.);  IV.  Cl.  140  (Sen.- 
präs.  u.  Oberstaatsanwälte  d.  Oberlandesger.,  Landger.präs.);  V.  Cl.  504  (Räthe  am 
Oberlandesger.,  Dir.,  erste  Staatsanwälte  d.  Landgerichte);  VI.  Cl.  3547  (Staatsanw. 
bei  d.  Oberlandesger.,  dsgl.  boi  d.  Landger.,  Landrichter  u.  Amtsrichter  bei  letzteren). 
Die  „Carriöre"  im  Justdienst  ist  hiernach  ftlr  die  oberen  Stellen  (Cl.  I — III)  und 
für  die  mittleren  (Cl.  IV  in  1870,  Cl.  IV  u.  V  in  1883)  noch  ungünstiger  ge- 
worden, denn  damals  kamen  auf  1  der  höheren  Stellen  27.6,  auf  1  der  mittleren  44,7 
unterste  Justizbeamte,  jetzt  bez.  63,3  u.  55.1,  d.  h.  für  den  Richter  1.  Instanz  ist  die 
Chance  in  den  mittleren  Dienst  zu  kommen  um  23  Vu«  ^^  ^^^  höheren  Dienst  um 
129  7o  schlechter.  Die  höheren  Aemter  werden  erst  in  höherem  Alter  erreicht,  wo 
die  Zahl  der  Aspiranten  durch  Tod,  Pensionirung  u.  Uebergang  in  andere  Zweige 
schon  stark  gelichtet  Ist  verglichen  z.  B.  mit  dem  Personal  in  1.  Instanz,  aber  immer- 
hin zeigt  die  grosse  Verschiedenheit  der  Stellenzahl  die  Richtigkeit  der  Bemerkung 
im  Texte. 

Zur  Durchführung  dieser  Forderung  giebt  es  verschiedene 
Wege,  namentlich  folgende  drei:  Einmal  1)  das  ältere  System, 
Aemter  derselben  Kategorie  und  Klasse  an  verschiednen 
Orten  mit  ^erchiednen  Gehalten  zu  versehen  und  die  Beamten 
dann  durch  örtliche  Versetzung  in  höhere  Gehalte  aufsteigen  zu 
lassen,  was  indessen  vielfach  sachlich  nachtheilig  und  mit  anderen 
Kosten  sowie  mit  Belästigungen  für  den  Beamten  verbunden  ist, 
daher,  wie  es  auch  jetzt  meistens  geschehen  ist,  besser  auf- 
gegeben wird.  Sodann  2)  das  (preussische)  System,  für 
jedes  Amt  einen  Durchschnittsgehalt,  ein  Minimum,  ein 
Maximum  und  zwischen  beiden  feste  Gehaltsstufen  einzu- 
richten, wobei  der  Beamte  mit  dem  Minimum  beginnt  und  nach 
und  nach  in  die  anderen  Stufen  aufsteigt.  Letzteres  hängt  hier 
zwar  nicht  direct  von  der  vorgesetzten  Behörde  ab,  wohl  aber  von 
zufälligen  unregelmässigen  Ereignissen,  wie  von  Todesfällen, 
Pensionirungen ,  sonstigem  Ausscheiden  der  Vormänner  aus  dem 
betreffenden  Amte  u.  dgl.  ra.  Dadurch  wird  das  Ob  und  Wann 
des  Aufsteigens  ganz  unsicher  und  oft  sehr  ungleichmässig  ftir  die 
einzelnen  Hintermänner,  mitunter  sehr  rasch,  mitunter  sehr  lang- 
sam. Daher  verdient  wohl  3)  das  System  festerDienstalters- 
Zulagen    für  Perioden  von  Jahren  (z.  B.  5,  Quinquennial- 
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Zulagen,  besser  als  Decennialznlageiiy  was  eine  zu  lange  Periode 
ist)  für  Beamte,  welche  in  demselben  oder  in  einem  nach  Rang 
und  Gehalt  gleichstehenden  Amte  dienen,  den  Vorzug.  Es  macht 
diese  Zulagen  unabhängig  von  jeder  Willkfihr  der  Vorgesetzten, 
bedingt  trotzdem  keine  Erlahmung  des  Diensteifers  oder  Nach- 
lässigkeit im  Dienste,  weil  das  sonstige  Avancement  und  die  Dia- 
ciplinarbefugnisse  der  Vorgesetzten  ja  bleiben.  Es  steigert  viel- 
leicht beim  ersten  Uebergang  von  dem  zweiten  zu  ihm  den 
Besoldungsaufwand  fUr  die  Staatskasse  etwas,  aber  nicht  noth- 
wendig  oder  doch  nur  in  solchem  Maasse  auf  die  Dauer,  wie  es 
durch  das  wahre  Interesse  nicht  bloss  des  Staatsdieners,  sondern 
auch  des  Staats  selbst  gefordert  wird. 

In  Preussen  u.  danach  im  Reichsdienste  besteht  das  zireite  System.  8.  die 
obigen  Statist.  Daten  aber  die  Gehalte,  z.  6.  Oberlandesgerichtsräthe  Durchschn.geh. 
5700,  Grenzen  4800—6600,  Stafen  von  600  M.,  Richter  1.  Instanz  bez.  4200,  2400 
bis  6000,  Stufen  ?.  300  M.  Man  plant  jetzt  (1883)  ein  neues  Beamtenbesoldungs- 
gesetz, bei  welchem  der  Uebergang  zu  dem  dritten  System  vohl  ernstlich  erwogen 
werden  wird. 

Letzteres  besteht  mehrfach,  so  auch  im  neuen  Gehaltsregulati?  v.  1876  in 
Baiern.  Hiernach  erfolgen  für  die  Staatsdiener,  mit  Ausnahme  der  I.  Glasse,  regel- 
mässige Quinquennial-Alterszulagen,  bis  zur  VIII.  Gl.  meistens  um  180  M., 
insbes.  v.  5.  Quinquennium  (21.  J.)  an  um  180  M.  Von  der  IX.  Gl.  an  steigt  der 
Gehalt  schon  nach  3  Dienstjahren,  alsdann  yom  6.  Jahr  an  auch  nach  Quinquennien. 
Beispiel:  I.  Gl.  Minister  10,800  M.  Gebalt,  dazu  5400  M.  Functionsgehalt  und 
5400  M.  Repr&sentationsgelder.  —  IL  Gl.  z.  B.  Ministerialräthe  nach  Quinquennien: 
6660-7020—7380—7740  M.,  nach  20  J.  180  M.  Plus,  bis  zum  Max.  7.  7920  M.  — 

III.  Gl.  z.  B.  Operappellräthe :    5760—6120—6300—6480  —   dann    180  M.  Plus.  — 

IV.  Gl.  z.  B.  Appellräthe:  4560—4920—5280—5460  —  dann  180  M.  Plus.  ü.  A. 
auch  feste  Minimalgehalte  ftlr  die  Universitätslehrer  mit  solchen  Alters- 
zulagen: ord.  Prof.  4200—4560—4740—4920  —  dann  180M.  Plus,  ausserord.  Prof. 
3180—3360-3540—3720  —  dann  180  M.  Plus. 

In  Oesterreich  (Ges.  v,  15.  Apr.  1873)  besteht  jetzt  folgende  Einrichtung: 
Die  Beamten  zerfallen  in  1 1  Rangclassen,  die  4  obersten  mit  Gehalten  in  Einer  festen 
Ziffer  (12000,  10000,  8000,  7000  fl.)  u.  mit  Functionszulagen  (1.  GL  14000  fL, 
nur  d.  Min.präs.,  2.  Gl.  10000,  Minister,  Präs.  d.  oberst.  Gor.hofs  o.  d.  Rechn.ho&, 
3.  GL  10000—1000,  Statthalter  u.  a.,  4.  Gl.  4000—1000  fl.),  die  7  anderen  mit  je 
einem  dreistufigen  Gehalte  u.  VorrUdiong  darin  nach  5  Jahren  (also  beschränkte 
Quinqu.zulagen ,  GL  V  4500,  5500,  6000,  GL  VI  2800,  3200,  3600,  GL  VH  2000, 
2200,  2400,  GL  VIII  1400,  1600,  1800,  GL  IX  1100,  1200,  1300,  GL  X  900,  950, 
1000,  GL  XI  600,  700,  800  fl.)  und  Activitätszulagen  nach  diesen  Glassen  und 
nach  Ortsdassen  (Wien,  z.  B.  300,  400,  500,  600,  700,  800,  1000  fl..  Orte  über 
50,000  yon  10—50,000  u.  unter  10,000  Einwohnern). 

§.  159.  —  c)  Der  Zeitpnnet  für  den  Beginn  eines 
Anspruchs  auf  Ruhegehalt,  die  Höhe  dieses  letzteren 
und  das  Verhältniss  desselben  zum  Gehalt  im  activen 
Dienste  muss  richtig  bestimmt  werden. 

Die  Mannigfaltigkeit  der  Bestimmungen  Qber  Buhegehalt  und  Wartegeld  im 
Staatsdienste,  aber  auch  der  Mangel  klarer  und  wissenschaftlich  begründeter  Principien 
ist  gross,  namentlich  auch  in  Deutschland.  Vgl.  Mushacke  a.  a.  0.  Die  ungün- 
stigsten Bestimmungen  in  Preussen   und  im  Deutschen  Reich  selbst  nach  den  Ver- 
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besserangen  ?.  1872,  im  Ganzen  die  günstigsten  in  Rassland.  S.  d.  neae  prenss. 
PcDsionsgesotz  v,  27.  M&rz  ]  872  (f.  d.  nnmittelb.  Staatsbeamten)  u.  NoFcUe  ?.  81.  März  1882, 
dann  d.  Beichsgcs.  Ober  d.  Rechtsverhältnisse  der  Reichsbeamten  v.  31.  März  1873 
(darüber  mein  Aufs,  in  Holtzendorff^s  Jahrb.  über  Reichsfin.,  III,  175  ff.),  womit  das 
neae  Militärpensionsgesetz  7.  27.  Juni  1871  zu  vergleichen  ist  (ebendas.  S.  105  ff.). 
Auf  die  aparten  Verhältnisse  des  Militärpensionswesens  wird  hier  nicht  näher  einge- 
gangen (s.  darüber  meinen  gen.  Anf^atz).  Der  sachlich  begründete  Hauptunterschied 
beruht  natürlich  darauf,  dass  beim  Militär  im  Kriege  durch  den  Dienst  selbst 
die  Dienstnntauglichkeit  bewirkt  wird  und  leicht  und  sicher  dies  Causalmoment  sich 
nachweisen  lässt.  Ueber  eine  Analogie  des  Civildiensts  auch  hier  s.  a.  a.  0.  S.  178. 
Andere  Unterschiede  sind  sachlich  kaum  geboten,  denn  das  Ausscheiden  wegen 
verminderter  körperlicher  Tüchtigkeit  wäre  nicht  nur  im  Militärdienst  erwünscht, 
wenn  auch  in  beiden  Zweigen  in  dieser  Hinsicht  ein  verschiedener  Massstab  anzu- 
legen ist 

Es  empfiehlt  sich;  entgegen  einer  verbreiteten  Anschauung 
und  Staatspraxis,  welche  eine  falsch  verstandene  Sparsamkeit 
über  die  wahren  Interessen  des  Staatsdienstes  selbst  (keineswegs 
nur  des  einzelnen  Staatsdieners)  setzen,  folgende  Einrichtung. 

er)  Der  Beginn  eines  Anspruchs  auf  den  Genuss  eines 
Ruhegehalts  (Pension)  Überhaupt  darf  nicht  zu  spät  eintreten, 
passend  etwa  nach  vollendetem  fünften  Dienstjahre.  Es  soll 
aber  hier  die  Pension  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  des  Gehalts, 
z.  B.  ein  Viertel  erreichen. 

So  in  Anhalt  bei  5  und  weniger  Dienstjahren  Vm  ^^^  Gehalten  über  und 
'^/j,  von  Gehalten  unter  300  Thlr.  In  Baden  von  dem  (bei  Beträgen  von  über  600  Ü, 
bei  der  Pensionirung  stets  um  Vs  irerkürzten)  Gehalt  vom  vollend.  5.  bis  10.  Dienst- 
jähre  70®/^  (d.  i.  56 Vo  ^-  ganzen  Gehalt),  in  Hessen  in  d.  ersten  10  Dienstjahren 
70*/o,  in  Baiern  dsgL  70,  resp.  80®/o»  Auch  die  meisten  and.  D.  Kleinstaaten 
geben  v.  Anfang  an  Ansprüche  auf  Ruhegehalt,  dsgl.  Frankreich  v.  6.  Jahre  an 
(10 •/o),  Bussland  in  gew.  Fällen  v.  5.  an  (33Vs7o)»  Würtemberg  v.  vollend.  9. 
an  (40 Vo^  Sachsen  v.  vollend.  10.  an  (30 7o)»  Oesterreich  desgl.  nach  d.  neuen 
Verordn.  v.  9.  Dec.  1866  (33Va%),  Preussen  nach  d.  Pensionsregl.  v.  30.  April  1825 
dagegen  erst  v.  vollend.  15.  J.  an  (von  da  ab  bis  zum  19.  nur  25Vo\  jetzt  nach  d. 
neuen  Ges.  v.  vollend.  10.  J.  an  25%*  ebenso  im  Civil-  und  Militärdienst  des  D. 
Reichs.  Mitunter  sind  die  Pensionsverhältnisse  bei  niederen  Gehalten  etwas  günstiger 
(z.  B.  in  Würtemberg);  bei  ganz  kleinen  Gehalten  werden  wohl  absolute  Mini- 
malbeträge der  Pensionen  normirt.  in  Preussen  früher  60 — 96  Thlr.  Für  die 
Zeit  vor  Beginn  des  Pensionsanspruchs  mitunter  „Gnadenbewilligungen'',  auch  wohl 
einmalige  Abfertigungen  (so  in  Oesterr.  nach  V.  v.  1866  1 — iVjfaches  des  Jahres- 
gehalts. Hier  auch  die  Bestimm.,  dass  event.  dem  Beamten,  unter  Verzicht  auf 
Pension,  statt  deren  ein  2 jähr.  Gehalt  als  Abfindung  auf  seinen  Wunsch  gegeben 
werden  kann). 

ß)  Die  Höhe  der  Pension  muss  alsdann  von  Jahr  zu 
Jahr,  nicht  nur  nach  Perioden  von  Jahren  (z.  B.  von  5  oder 
gar  10  Jahren)  angemessen  steigen. 

Der  jährliche  Zuwachs  kann  entweder  in  der  ganzen  Dienstzeit  der  gleiche 
oder  pausend  etiva  in  der  ersten  Hälfte  derselben  ein  etwas  niedrigerer  als 
in  der  zweiten  sein,  z,  B.  vom  6.  bis  20.  Jahr  iVa»  vom  21.  bis  40.  Jahre  2Vj"/o» 
wenn  nach  5  Jahren  die  Viertelpension  eintritt. 

In  Preussen  stieg  d.  Ruhegehalt  früher  im  1.  JahrfUnf  der  Pensionsfähigkeit 
um  */g,  in  jedem  folgenden  bis  zum  50.  Dienstjahre  um  Vie  ^er  Besoldung,  jetzt  in 
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Preassen  wie  im  Reich  die  gleiche  und  j&hrliche  Progression  um  Vw«  seit  Ges. 
V.  1882  in  Pr.  um  Vm-  Auch  viele  and.  D.  Staaten  lassen  die  Pension  im  Anfang 
oder  am  Ende  der  Dienstzeit  nur  nach  Jahresperiodon  steigen  (z.  B.  Baden  6.  bis 
11.  J.  567p,  40  u.  weiter  807^1  Sachsen  11.  bis  15.  30,  45.  u.  s.  w.,  jetet  40.  807,, 
Baiern  alle  10  J.  107o  mehr,  Oesterreich  11.  bis  15.  J.  V„  16.  bis  20.  */«,  dann 
alle  5  J.  um  '/g  mehr,  daher  nach  d.  40.  J.  Betrag  d.  Pens,  gleich  dem  Gehalt  (T. 
?.  9.  Dec.  1866).  Frankreich  v.  38.  an  757«,  Russland  v.  6.  bis  10.  */„  11. 
bis  20.  V.,  21.  bis  30.  V,,  dann  roll,  im  Lehrdienst  bis  zum  20.  J.  nichts  [f.  11. 
an  einmal.  Jahresgehalt],  21.  bis  25.  J.  Va«  dann  toU).  Es  ist  nicht  einzusehen, 
warum,  1  und  5  oder  gar  1  und  10  Dienstjahre  mehr  ganz  gleich  zählen  sollen. 
Richtige  jährliche  Progression  z.  B.  in  Würtemberg  v.  10.  bis  40.  (jährl.  Steigen 
um  \*I^Iq  bei  Besold.  bis  2400  M.,  um  17^70  ^^^  ^^^  darüber  hinausgehenden 
Betrage),  Baden  ?.  11.  bis  40.  (jährl.  um  17o)t  ^^^^  bosser  in  Sachsen  jährl.  um 
17,  V.  11.  bis  25.  J.,  T.  26.  bis  35.  um  lV87oi  ▼•  86.  bis  45.  um  27,7,,  jetzt  hier 
(seit  1876)  t.  16.  bis  25.  J.  um  2,  25.  bis  30.  J.  um  3,  35.  bis  40.  J.  um  17o*  Auch 
in  Frankreich  v.  6.  Jahr  an  jährl.  um  l7t7o  iD^^r*  später  etwas  grössere  Pro- 
gression. Nach  d.  Ges.  y.  9.  Juni  1853,  das  f.  alle  Pensionen  fOr  Staatsdienst  ans  der 
Zeit  nach  1854  gilt,  ist  die  Jahresquote  l^/s^o  C/eo)«  ^^^  vollen  25  J.  ist  die  Pension 
507o  u*  wächst  dann  mit  jedem  Jahre  um  27o  bis  zum  Maximum  ?.  75°/,. 

y)  Der  Anspruch  auf  Rahegehalt  soll  nur  bis  zu  einem 
nicht  zu  hoch  gegriffenen  Dienst-  oder  Lebensalter, 
passend  etwa  bis  zum  vollendeten  25.  oder  30.  Jahre  des  Dienstes 
oder  50.  oder  55.  (vielleicht  60.)  des  Lebens,  noch  an  den 
besonderen  Nachweis  der  unverschuldeten  Dienstun- 
fähigkeit  geknüpft  sein.  Bei  einem  höheren  Dienst-  oder 
Lebensalter  muss  es  dieses  Nachweises  zur  Geltendmachung  des 
Rechts  auf  die  Normalpension  nicht  mehr  bedürfen. 

Doch  bedingt  auch  dann  ein  freiwilliger  Verzicht  des  Beamten  auf  das  Amt 
im  Allgemeinen  nur  in  dem  FaUe  den  Anspruch  auf  den  Buhegehalt,  wenn  der  Be- 
amte nicht  in  ein  besoldetes  Amt  eines  anderen  Staats  oder  bei  Gemeinden,  Corpora- 
tionen,  Gesellschaften,  Privaten  eintritt.  Ausnahmen  von  dieser  Begel  sind  indessen 
mitunter  statthaft,  und  zwar  auch  im  Interesse  des  Staatsdienstes. 

Diese  Regel  wird  man  wenigstens  in  Deutschland  nicht  leicht  fahren  lassen, 
sie  ist  mitunter  im  Pensionsreglement  besonders  ausgesprochen,  z.  B.  in  Wärtern- 
borg.  Ausnahmen  werden  passend  in  solchen  Dienstzweigen  gemacht,  wo  die  Be- 
schaifung  der  genügenden  Arbeitskräfte  schwierig  ibt  So  können  in  Russland 
Lehrbeamte  nach  dem  20.  Dienstjahre  mit  der  halben,  nach  dem  25.  mit  der 
vollen  Pension  austreten  und  doch  Aemter  in  anderen  Staaten  übernehmen,  ohne  der 
Pension  verlustig  zu  gehen  (ausdrücklich  so  in  Fällen  der  Berufung  von  Dorpater 
Professoren  an  deutsche  Universitäten  entschieden  und  in  mir  bekannten  Beispielen 
gegenwärtig  in  Wirksamkeit).  AehnÜche  günstige  Bedingungen  im  englisch-ost- 
indischen Dienste. 

In  Preussen  und  im  Reiche  musste  der  Civilstaatsdiener  bisher  in  jedem 
Dienst-  oder  Lebensalter  noch  speciell  die  physische  oder  geistige  Unfähigkeit  nach- 
weisen. Die  Novelle  v.  1882  hat  diese  Bestimmung  f.  ans  dem  Staatsdienst  aus- 
scheidende Staatsminister  u.  f.  Beamte  tlber  65  Jahre  (zu  spät!)  beseitigt  In  Sachsen 
fällt  diese  Bedingung  fort  nach  dem  40.  Dienst-  oder  70.  (jetzt  65.)  Lebensjahre, 
ganz  ebenso  in  Baiern,  in  Hessen;  in  Altenburg  nach  d.  45.  Dienst-  oder 
70.  Lebensjahr,  in  Wttrtemberg  nach  d.  40.  Dienst-  und  65.  Lebensjahre;  im 
Militärdienst  des  D.  Reichs  jetzt  dsgl.  nach  vollend.  60.  Lebensjahre.  —  Unver- 
schuldete Dienstuntauglichkeit  begründet  allgemein  im  pensionsfahigen 
Alter  Pensionsansprüche,  im  Dienst  zugezogene  oder  Kriegsdienstzeit  (in  Deutschland 
hoher  gerechnet)  gtlnstigere.  Ersteres  gilt  als  selbstverständlich  und  doch  ist  es 
eines  der  wichtigsten  Beispiele,  welche  die  so  viel  gesichertere  Stellung  des  Arbeiters 
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im  Staatsdienst  verglichen  mit  anderen,  namentlich  den  gewöhnlichen  Arbeitern 
deutlich  zeigen.  Krankheit  u.  dgl.  konnte  auch  der  Stastsdiener ,  wie  jeder  Andere, 
ab  einen  Zufall  allein  tragen  müssen.  Bei  einer  ordentlichen  Einrichtung  der  In- 
validitäts-  und  Krankenversichemng  w&re  das  auch  möglich,  gleichwohl  unzweckmässig. 
Die  jetzijrc  Bestimmung  hat  im  Staatsdienst  auch  das  Gute,  diesen  leichter  ?on  solchen 
Personen  zu  befreien. 

S)  Wird  ein  Beamter  ohne  sein  Verschulden  aus  allgemeinen 
Dienstrttcksichten  gegen  seinen  Willen  von  der  Staatsgewalt  zur 
Disposition  gestellt,  so  darf  das  Wartegeld  unter  keinen 
Umständen  weniger  betragen  als  der  normale  Ruhegebalt.  Es 
ist  aber  auch  angemessen,  das  Wartegeld  erheblich  höher 
wenigstens  in  den  jüngeren  Dienst-  und  Lebensaltern  zu  be- 
stimmen, etwa  auf  75  —  90®/o  des  Gehalts. 

Allerdings  liegt  bei  einem  hohen  Wartegeld  gerade  eine  finanzielle  Gefahr 
Tor,  welche  schon  bei  hohen  Buhcgehalten  nicht  ganz  zu  leugnen  ist:  persönliche 
Rücksichten,  missliche  Beamte  zu  entfernen,  schweigen  dann  eher  und  die  betr. 
Staatsausgabe  steigt  um  so  rascher  an.  Diese  Gefahr  ist  überhaupt  nur  durch  richtige 
Normen  über  Zur-Disposition-Stellen  und  Pensioniren  bei  einer  tüchtigen ,  von  den 
Ständen  u.  s.  w.  controlirten  Staatsverwaltung  zu  vermeiden  (s.  z.  B.  die  preuss.  Be- 
stimmungen vom  14.  Juni  u.  24.  Oct.  1848).  Die  Anforderungen  in  dieser  Beziehung 
steigen  nur,  wenn  Wartegeld  und  Pension  billiger  Weise  höher  normirt  werden.  — 
Audi  das  Wartegeld  ist  in  Preussen  zu  niedrig,  Max.  2000  Thlr.,  bei  Gehalten 
von  1200  Thlr.  und  mehr  die  Hälfte,  bei  geringeren  Besoldungen  steigt  es  bis  75Vo 
bei  240  Thlr.  u.  Minimum  ist  150  Thlr.  (allgemein  ansgen.  Richter).  In  Sachsen 
ist  das  Wartegeld  ^/,o  der  Besoldung  oder  gleich  dem  Pensionsbotrage,  wenn  dieser 
hoher  ist,  in  Würtemberg  (sogenannte  Qaiescirung)  bei  Beamten,  die  das  40.  Jahr 
noch  nicht  beendeten,  Vg»  für  jedes  weitere  Lebensjahr  um  IVa  und  JV«X  mehr, 
bei  Gehalten  unter  und  über  1200  fl.  (jetzt  2400  M.)  bis  zum  70.  J.,  Min.  600,  Max. 
3000  fl.  (jetzt  1200  —  bei  Volksschulich rern  1000  M.  —  u.  6000  M.,  Ges.  v. 
28.  Juni  1876).    Mehrfach  Wartegeld  und  Pension  gleich  hoch,  so  in  Oesterreich. 

e)  Die  von  der  Staatsgewalt  angeordnete  Pensio- 
nirung  darf  einen  höheren  Ruhegehalt  geben,  als  wenn  der 
Beamte  freiwillig  oder  wegen  Krankheit  u.  s.  w.  den  Dienst 
verlässt. 

Eine  solche  Unterscheidung  ist  kaum  noch  ausgebildet.  Auch  sie  birgt  keine 
besond.  finanziellen  Gefahren,  wenn  die  Grundsätze  für  Pensionirung  gehörig  normirt 
sind.  Ueber  zwangsweise  Pensionirung  und  Zur-Disposition-Stellung  s.  z.  ß.  d.  Deutsche 
Gesetz  über  d.  Rechtsverh.  d.  Reichsbeamten  §.  25  fF. ,  34  fW  Dieser  Punct  gehört 
nicht  weiter  hierher. 

C)  Die  Höhe  der  Pension  soll  allmälig  und  zwar  in  einem 
nicht  zu  späten  Dienst-  und  Lebensalter  den  vollen 
Betrag  der  Besoldung  erreichen.  Als  passend  erscheint  das 
vollendete  40.  Dienst-  oder  65.  (höchstens,  aber  besser  nicht 
erst,  das  70.)  Lebensjahr  als  Zeitbestimmung  für  diesen  Anspruch. 

Dies  ist  m.£.  ein  Hauptpunct  einer  richtigen  Reform  des  bestehenden  Pensions- 
wesens. In  den  meisten  Ländern  bleibt  die  Pension  aach  nach  noch  so  langer  Dienst- 
oder Lebenszeit  erheblich  unter  der  Besoldung  stehen.  In  Preussen  erreichte  sie 
bisher  erst  nach  50  Diensj.  757o  ^^  letzten  Gehalts  (also  im  Ganzen  etwa  im  75. 
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Lebensj.  oder  noch  später),  Bestimmongen ,  die  leider  in  das  neue  Pcnsionsgesetz  n. 
in  die  Reichsgesetzgebung  (auch  fttr  Militär)  übergegangen  bind.  Erst  d.  prcuss.  Ges. 
r.  1882  hat  die  Erreichung  dieses  leider  festgelialt.  Max.s  t.  75%  wenigstens  mit 
dem  yoliendeten  40.  Jahre  bestimmt  (durch  die  Veränderung  der  Jahressteigemng 
von  Vw  ^^^  V«o  ^'  ^*-  ^'  *D)-  Die  Pension  in  Frankreich  bleibt  ?.  38.  ^ienstj. 
an  auf  75%,  in  Sachsen  auf  80%  des  Diensteinkommens  der  letzten  ^  Jahre  r. 
45.  (jetzt  40.)  Dienstj.  an  stehen,  auch  in  Würtcmberg  steigt  sie  v.  40.  Dienstj.  an 
nicht  mehr  über  92%  resp.  SS®/«,  in  Baden  geht  sie  nicht  über  807o  (*>ei  allen  Ge- 
halten über  600  Ü.)  ?om  40.  Dienstj.  an  hinaus,  ähnlich  ist  es  in  einigen  Kleinstaaten. 
In  anderen  FfiUen  ist  die  Pension  im  Betrage  des  vollen  Gehalts  doch  an  ein  zn 
hohes  Dienstalter  gebunden,  so  an  50  Jahre  in  Hessen  und  mehreren  Kleinstaaten. 
In  Baiern  macht  man  bei  dem  Activgehalte  eine  ziemlich  müssige  Unterscheidung 
zwischen  Standesgehalt  und  Dienstgehalt.  Ersterer  bleibt  dem  Pensionär  und 
beträgt  im  1.  Jahrzehent  des  Dienstes  7,  im  2.  8,  im  3.  und  4.  9  Zehntel  des  bloss 
aus  einem  Hauptgeldbezug  (ohne  Nebenbezüge")  bestehenden  Gehalts.  Diese  9  Zehntel 
erhält  der  Beamte,  der  auf  Grund  von  40  Dienstjahren  oder  70  Lebensjahren  in  Pension 
tritt.  Sichtig  gewährt  dagegen  die  neue  österr.  Ponsionsordnung  v.  9.  Dec  1866 
vollen  Gehalt  als  Pension  nach  40  Dienstjahren.  In  Russland  tritt  diese  volle  Pension 
sogar  bei  Civilbeamten  schon  nach  30  (ohne  Nachweis  der  Untauglichkeit) ,  bei  Lehr- 
beamten nach  25  und  in  gewissen  Fällen  der  Untauglichkeit  nach  15  u.  20  Jahren 
ein.  —  Neben  einem  bestimmten  Dienstalter  muss  aber  auch  ein  gewisses  Lebens- 
alter diesen  Anspruch  gewähren.  Fälle,  wo  alsdann  schon  nach  kurzem  Dienstalter 
dieses  Recht  eintritt,  werden  doch  nur  zu  den  Ausnahmen  gehören  (z.  B.  bei  Ueber- 
nahme  eines  Beamten  aus  fremdem  Staatsdienste  oder  dergl.,  wo  ohnehin  die  frühere 
Dienstzeit  angerechnet  zu  werden  pflegt).  Wenn  der  Grundsatz  feststeht,  so  wird  man 
in  der  Anstellung  älterer  Beamten  nur  vorsichtig  werden,  was  gewiss  gut  ist  —  Mit 
der  Annahme  des  hier  befürworteten  Grundsatzes  fallen  dann  auch  die  sehr  allgemein 
vorkommenden  Bestimmungen  über  ein  absolutes  Maximum,  das  eine  Pension 
(auch  öfters  ein  Wartegcld)  nicht  überschreiten  darf  (z.  B.  in  Prenssen  3000  Thlr. 
nach  Gabinetsordre  v.  10.  Juni  1848  — ,  eine  Beschränkung  ist  auch  im  neuen  Gesetz 
§.11  geblieben  — ,  d.  Eink.  über  4000  Thlr.  wird  bei  Berechn.  der  Pension  nur  mit  Vi 
augesetzt);  (in  Sachsen  2000 Thlr.,  inWürtemberg  3000  fl ,  ausnahmsweise  4000  fl., 
jetzt  [Ges.  v.  1876]  6000  u.  9000  M.,  bei  Lehrern  nur  1800  fl.).  Diese  Bestimmungen 
sind  mehrfach  ein  Zugeständniss  gegen  unverständige  Angrifie  auf  das  Pensionswesen 
überhaupt  gewesen  (so  1848).  Nur  für  Minister  und  ähnliche  Beamte,  welche  eijie 
Stelle  nicht  lange  inne  zu  haben  pflegen,  mögen  solche  Ausnahmen  eintreten  (im  D. 
Reich  tritt  bei  ihnen,  die  jederzeit  entlassbar,  ein  Pensionsanspruch  von  '/^  ein,  wenn 
sie  das  Amt  mindestens  2  Jahre  bekleideten). 

fj)  im  wahren  Interesse  des  Staats  wie  seiner  Diener  empfiehlt 
es  sich,  an  letzteres  Dienst-  und  Lebensalter  —  wobei  für  diesen 
Fall  das  70.  Altersjahr  festgehalten  werden  mag  —  nicht  nur  das 
Recht,  sondern  auch  die  Pf i cht  zum  Austritt  aus  dem  activen 
Dienst  wenigstens  als  Regel  zu  knüpfen.  Für  eine  längere  Be- 
lassung im  Amte,  die  dann  die  Ausnahme  ist,  muss  eine 
specielle  Prüfung  des  einzelnen  Falls  erfolgen. 

Dieser  Grundsatz  ist  bisher  gewiss  zom  Schaden  des  Staatsdienstes  nur  in 
seltenen  Fällen,  z.  B.  bei  wichtigeren  Militärchargen  (Divisionsgeneräle  in  Frank- 
reich) in  der  Praxis  angenommen.  Man  hat  wohl  dagegen  argumentirt  mit  dem  Hin- 
weis auf  die  Leistungen  eines  Moltke,  Humboldt,  Thiors  u.  s.  w.  Aber  nach  solchen 
AusnahmefäUen  kann  man  niemals  in  Gesetzen  gehen.  Es  handelt  sich  hier  um  eine 
statistische  Erfahrungsrcgel,  die  in  der  grossen  Mehrzahl  der  Fälle  zutrifft.  Die  preuss. 
Novelle  v.  1882  hat  hier  daher  mit  Recht  f.  nichtrichterl.  Beamte  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  sie  nach  vollendetem  65.  Lebensjahre,  wenn  sie  nicht  selbst  ihre  Ver- 
setzung in  den  Ruhestand  beantragen,  unter  gewissen  Cautelen  pensionirt  werden 
können.    Aehnl.  Bestimmung  allgemein  giltig  f.  Beamte  über  65  J.  in  K.  Sachsen, 
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Ges.  r.  3.  Jani  1S76.  Yemanfüg  und  mciues  Erachtons  nachahmcnswertb  ist  die 
Einrichtung  im  höheren  russisch.  Lehrdienst  (vohl  ursprunglich  als  besonderer 
Yortheü  fQr  den  Lehrer  eingeführt,  um  Lehrkräfte  zu  gewinnen,  aber  yon  sehr  guten 
Folgen  f^  den  Lehrdienst  als  solcher  geworden).  Der  Universitätslehrer  wird  z.  B. 
nur  auf  25  Jahr  angestellt,  kann  dann  mit  seinem  vollen  Gehalt  als  Pension  austreten 
(nach  der  neuerlichen  bedeutenden  Gehaltserhöhung  allerdings  nur  mit  dem  froheren 
Qehalt  ohne  Quartiergeld,  so  in  Dorpat  mit  circa  1430  R.  S.  bei  2400  R.  jetzigem 
Gehalt),  muss  aber  auch  austreten,  wenn  ^r  nicht  wieder  präsentirt  wird.  Dies  kann 
nur  auf  Antrag  der  Facultät  unter  Zustimmung  von  %  ^^^  Mitglieder  des  Conseils 
(weiteren  Senats,  alle  Professoren  umfassend)  und  nur  2  mal  auf  je  5  Jahre  geschehen,  so 
dass  35  Jahre  die  Mazimaldienstzeit  ist.  (Neuestens  ist  diese  Grenze  beseitigt  und 
öftere  Wiederwahl  zugelassen.)  Bei  solcher  Wiederwahl  bezieht  der  Professor  neben 
seinem  Gehalte  zugleich  die  Pension,  welche  letztere  nach  je  5  Jahren  um 
'/s  steigt,  und  also  nach  35  Jahren  iVs  des  ursprünglichen  Betrags  erreicht  Die 
Stelle  des  Austretenden  oder  Nichtwiedergewählten  wird  neu  besetzt,  doch  behält 
derselbe  das  Recht,  zu  lesen.  —  Bei  vielen  deutschen  Universitäten,  z.  B.  allen 
preussischen  —  wie  denn  auch  das  neue  Pensionsgesetz  ausdrücklich  auf  Uni- 
versitätslehrer nicht  anwendbar  ist  —  erfolgt  grundsätzlich  keine  Pensionirnng  des 
Lehrers,  was  als  persönlicher  Yortheil  gegenüber  den  sonstigen  Beamten  gilt 
und  mit  Recht  Nur  führt  es  in  der  Praxis  vollends  leicht  dazu,  dass  die  Aemtcr 
von  sehr  alten  Männern  inne  gehabt  werden  und  eine  Neubesetzung  doch  meistens 
erst  bei  einer  Yacanz  durch  Todesfall  eintritt,  —  sicherlich  im  Allgem.  ein  schädliches 
Yerhältniss  mit  noch  ungünstigeren  Folgen  als  im  übrigen  Staatsdienst 

Wird  das  PeDsionswesen  nicht  in  solcher  Weise  einge- 
richtet, so  droht  stets  sehr  leicht  eine  Ueberfüllung  des  activen 
Staatsdienstes  mit  Greisen  und  decrepiden  Personen. 

Diese  suchen  so  lange  ab  möglich  activ  zu  bleiben,  um  nur  am  Gehalt  keine 
Einbusse  zu  erleiden,  und  aus  persönlichen  Rücksichton  werden  sie  gegen  das  Dienst- 
Interesse  im  Amte  belassen.  Bis  fast  zum  letzten  Athemzuge  müssen  sie  sich  auf- 
arbeiten, ohne  in  der  berechtigten  Müsse  des  höheren  Alters  die  eigenthümlichen 
YorzQge  dieser  Lebensperiode  für  sich,  ihre  Angehörigen  und  für  das  ganze  Yolk 
zur  Geltung  bringen  zu  können.  Die  Jüngeren  rücken  ungemein  langsam  nach.  Das 
von  diesen  zu  amortisirende  Bildungskapital  wächst  immer  mehr  an.  Die  Activgehalte 
müssen  schliesslich  aus  diesem  Grunde  doch  nur  um  so  mehr  erhöht  werden  und  die 
greisen  Yäter  die  Gehalte  beziehen,  um  ihre  unentgeltlich  dienenden  oder  ungenügend 
bezahlten  Söhne  zu  unterhalten.  Die  Ersparung  am  Pensionsetat  ist  daher  doch  keine 
reelle.  (Gute  Bemerkungen  darüber  v.  Engel  in  „Preis  d.  Arb.''  u.  sonst).  Die 
ungünstige  Regelung  des  Pensionswesens  erklärt  sich  wohl  nur  aus  der  noch  weit 
verbreiteten  Anschauung,  als  sei  die  Gewährung  eines  Ruhegehalts  etwas  Anomales, 
eine  besondere  Wohlthat  im  Staatsdienst  Sie  ist  aber  nur  eine  gerechte  Forderung, 
welche  im  Grunde  für  alle  Arbeitsarten  aufzustellen  ist,  damit  wenigstens  die  wahren 
Selbstkosten  der  Arbeit  ersetzt  werden.  Fällt  die  Pension  fort  oder  ist  sie  unge- 
nügend, so  muss  der  Activgehalt  nur  um  so  höher  sein,  damit  daraus  eine  Alters- 
oder Invaliditätsrente  gesichert  werden  kann,  wie  sich  aus  dem  Folgenden  ergiebt 

§.  160.  —  2.  Für  die  richtige  Bemessung  der  Höhe 
des  Totalgehalts  und  seiner  Hanptposten  (§.  156)  sind  die- 
selben Grundsätze  zu  befolgen,  welche  für  die  Regelung  der 
Höhe  jedes  Arbeitslohns  aufzustellen  sind.  Danach  mtissen  ins- 
besondere die  Selbstkosten  der  Arbeit  richtig  und  vollständig 
ersetzt  werden.  Unter  den  Betrag  dieser  Selbstkosten  kann  auf 
die  Dauer  der  Preis  der  Arbeit  oder  der  Lohn  nicht  sinken ,  sie 
bestimmen  also  das  Minimum  des  Lohnes^  wenn  die  Arbeit  be- 
ständig bedurft   wird  und   daher  angeboten   werden  muss.     Das 
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allgenieiDe  Lobnproblem  nimmt  hier  nur  gemäss  der  speeifischen 
Eigentbümlichkeit  des  Staatsdienstes  eine  besondere  Gestalt  an. 
Die  Selbstkosten  der  Arbeit  setzen  sich  nun  ans  folgenden 
ftinf  Posten  znsammen:  1)  Bedarf  für  die  Erhaltung  des 
Lebens  und  der  Arbeitskraft  während  der  Dauer  der 
Arbeitsperiode;  2)  Bedarf  ftlr  die  Aufbringung  (Reservirnng, 
bez.  Zahlung  an  Versicherungsanstalten)  von  Prämien,  um  sich 
gegen  vorzeitige  Invalidität  und  Krankheit  zu  versichern; 

3)  Bedarf  für  die  Wiedererstattung  des  verwendeten  Er- 
ziehungs-  und  Bildungskapitals  (Amortisationsrente  dafür) 
einschliesslich  eines  Prämienbetrags,  um  sich  gegen  die  Gefahr 
unvollständiger    Wiedererstattung     dieses    Kapitals    zu    sichern; 

4)  Bedarf  fttr  die  Erhaltung  des  Lebens  nach  Abscbluss 
der  Arbeitsperiode  (Altersrente);  5)  Bedarf  für  die  nicht  oder 
nicht  genügend  erwerbsfähigen  Hinterbliebenen  des  Arbeiters 
(Wittwen-  und  Waisenpension).  Im  Folgenden  ist  die 
Gestaltung  dieser  fünf  Posten  bei  der  Arbeit  des  Staats- 
dieners zu  untersuchen. 

S.  hier  namentl.  Engel,  Preis  der  Arbeit,  S.  36  ff,  bes.  Über  die  genannten 
Prämienbeträge,  die  der  Lohn  decken  mass,  (erneuert  u.  weiter  ausgeführt  v.  Engel 
in  d.  Aufs,  in  d.  prenss.  stat.  Ztschr.  1876  S.  482  Ü\).  Diese  Erörtemngen  sind  im 
Texte  mehrfach  benutzt  worden. 

§.  161.  Die  dauernden  Selbstkosten  der  Arbeit  des 
Staatsdieners. 

a)  Der  Gehalt  muss  zunächst  hinreichen  für  den  standes- 
gemässen  Lebensbedarf  des  Beamten  und  der  von  ihm  in 
üblicher  Zeit  begründeten  Familie  üblichen  ümfangs, 
also  ohne  Voraussetzung  eigenen  Vermögens  bei  dem  Beamten 
und  mit  Voraussetzung  des  im  Dienstinteresse  erfolgenden  Ver- 
bots gewöhnlichen  Gewerbebetriebs  für  den  activen  Beamten. 

Das  Moment  des  standosgemässen  Bedarfs  ist  in  unserem  bestehenden  Wirth- 
Schaftssystem  bei  der  obwaltenden  ungleichen  Vertheilung  des  Volkseinkommens 
berechtigt  Vgl.  Wagner,  Grundleg.  I,  J.  Abth.  Kap.  2,  §.  94  ff.  Von  ganz  anderen 
socialen  Zuständen  darf  hier  abgesehen  werden.  Die  Staatsbeamten  der  verschiedenen 
Kategorien  müssen  in  ihren  Einkommenyerhältnissen  wenigstens  einigermassen  den 
entsprechenden  übrigen  Gesellschaftsclassen  gleichstehen.  —  Auch  der  Staatsdienor 
wie  jeder  Andere  hat  die  Folgen  einer  übermässig  zahlreichen  Familie  selbst  zu 
tragen.  Die  häufige  Motivirung  der  Forderung  einer  Gehaltszulage  mit  der  GrOsse 
der  Familie  ist  unstatthaft.  Beamte  bedürfen  bei  uns  regelmässig  z.  Gewerbebetrieb 
einer  besonderen  Erlaubniss  der  Dienstbehörde.  S.  z.  B.  über  Preussen  die  Be- 
stimmungen bei  Mas  eher,  Civilstaatsdienst ,  S.  110  ff.,  113  ff.  Jetzt  gehören  hier- 
her auch  die  berechtigten  neueren  gesetzlichen  Verbote  f.  active Staatsbeamte, 
remunerati?e  Stellungen  in  Actien-  u.  ähnlichen  Gesellschaften  anzunehmen.  S 
preuss.  Ges.  ?.  10.  Juni  1874. 


Selbstkosten  der  Arbeit.    Deckung  des  Lebensbedarfis.  365 

In  Aemtem,  welche  nach  der  Stellung  des  Inhabers  besondere  Nebenaus- 
gaben mit  sich  bringen,  ist  dafür  ein  angemessener  Zuschlag,  nach  der  specieli  zu 
Terrechnenden  Ausgabe  oder  besser  als  Pauschsumme,  zu  gewähren  (Functions- 
zulage),  der  mit  dem  Austritt  aus  diesem  Amte  wieder  fortfällt.  Die  Annahme 
jedoch,  dass  jedes  Amt  an  sich  solche  Ausgaben  veranlasse,  womit  man  die  Unter- 
scheidung eines  Standes-  und  Dienstgehaltes  im  Activitätsgehalt  und  die  allgemein 
niedrigeren  Wartegelder  und  Pensionen  hat  rechtfertigen  wollen,  entspricht  der  Sach- 
lage doch  kaum. 

Bei  Ministem,  besond.  dem  des  Aeussem,  mehr  noch  bei  Gesandten,  General- 
consuln  u.  s.  w.  ist  die  Unterscheidung  gerechtfertigt.  Die  selir  hoben  Emolumente 
der  Gesandten  (z.  B.  der  deutsche  Botsch.  in  Frankr.  120,000,  in  England  150,000, 
in  Oesterr.  120,000,  in  Bussl.  150,000,  in  Italien  100,000  M.,  ausserdem  überall  freie 
Dienstwohnung)  sind  grOsstentheils  solche  Functionszulagen ,  die  denn  auch  bei  der 
Berechnung  des  pens.f^h.  Einkommens  ausfallen.  Die  allgemeine  Unterscheidung  in 
Baiem,  jetzt  bei  den  5  Glassen  höherer  Beamten  auch  in  Oesterreich. 

Für  die  Bemessung  des  standesgemässen  Lebensbedarfs  bilden 
nur  zuverlässige  Hausbaltbudgets  der  einzelnen  naeh  der 
Einkommengrösse  geordneten  Bevölkerungsklassen  eine  siebere 
Grundlage. 

Leider  fehlen  solche  meistens  oder  werden  bei  der  Gchaltsregelung  nicht  ge- 
nügend beachtet.  Eine  Yergleichung  der  Beamtenclassen  mit  ähnlich  gestalten  Classcn 
der  Gewerbe-  und  Handeltreibenden  und  besonders  auch  der  übrigen  liberalen  Pro- 
fessionen muss  weiter  als  Anhaltspunkt  dienen.  Eine  wesentlich  ungünstigere 
materielle  Lage  der  Staatsdiener  hat  die  grössten  Bedenken  und  verstösst  durchaus 
gegen  das  wahre  Interesse  des  Staatsdienstes,  selbst  dann,  wenn  bei  den  gewährten 
Gehalten  nicht  gleich  ein  Mangel  an  Staatsdienst -Aspiranten  eintritt  FreUich  darf 
beim  Vergleich  mit  anderen  Glassen  die  Ehre  der  Stellung  u.  s.  w.  (§.  153)  und  die 
Sicherheit  des  Einitommens  vollauf  berücksichtigt  werden. 

Besonders  wichtig  ist  die  Statist.  Erfahrungsregel,  die  von  Engel  für  den 
Nahrungbedarf,  ron  Schwabe,  Bruch,  Laspeyres  auch  für  den  WohnungsbeUarf 
nachgewiesen  ist,  dass  nämlicli  die  Quote  für  diesen  nothwendigen  Bedarf  um  so 
grosser  wird,  je  kleiner  das  absolute  Einkommen  ist.  S.  Beri.  Stadt  Jahrb.  1868, 
1869.  Balt.  Monatsschr.  1870.  Berechn.  über  d.  Yerhältn.  d.  Miethe  zum  Einkommen 
von  Laspeyres  in  d.  Ztschr.  d.  Sachs.  Statist  Bur.  1876.  (Leipz.,  Hamb.,  Berl.  ver- 
glichen). Die  neueren  verdienstvollen  Arbeiten  der  städt  Statist  Bureaux  in  Berlin, 
Krankf.  a.  M.,  Privatarbeiten  v.  Schnapper,  Dehn,  Ballin  u.  A.  m.  über  „Arbeiter- 
budgets'*  sind  auch  für  die  Besoldungsfragen  der  Unterbeamten  beachtenswerth.  S. 
bes.  Ballin,  Haushalt  d.  arbeit  Glassen,  1.  Th.  Berl.  1S83  (Zusjstell.  der  Arbeiten 
verschied.  Statistiker).  Aehnliche  Untersuchung  über  den  Haushalt  der  mittleren  u. 
höheren  Beamten  sollten  jeder  umfassenderen  Regulirung  der  Gehalte  vorangehen. 
So  sehr  zuzugeben  ist,  dass,  je  höher  das  Einkommen,  desto  mehr  das,  was  zum 
„Bedarf'  gehört,  eine  sehr  variable  Grösse  ist,  u.  der  alte  Satz  immer  gilt  „mit 
Vielem  hält  man  Haus,  mit  Wenigem  kommt  man  auch  aus''  —  selbst  ohne  reell 
sehr  empfindliche  Einschränkungen,  indem  eben  nur  überhaupt  sparsamer  gewirth- 
schaftet  wird,  —  so  lassen  sich  doch  auch  hier  gewisse  typische  Bedarfs  Scalen 
ab  Grundlage  der  Besoldungsregelung  des  mittleren  u.  sogar  des  höheren  u.  höchsten 
Bc&mtenthums  aufteilen. 

Nothwendig  und  zwar  in  keiner  Zeit  mebr  als  in  der  Gegen- 
wart sind  besonders  zwei  Forderungen  für  die  Gehalts- 
normirnng  zu  stellen:  einmal  müssen  die  zeitliehen,  sodann 
die  örtlichen  Preisverschiedenheiten  der  Lebens- 
bedürfnisse (i.  w.  S.)  und  namentlich  die  in  beiden  vorgehen- 
den Veränderungen  berücksichtigt  werden. 
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er)  Es  ist  daher  einmal  die  rechtzeitige  und  entsprechende 
Erhöhung  der  Gehalte  bei  einer  allgemeinen  Preissteige- 
rung (in  Folge  eigentlicher  Geldentwerthung,  —  wie 
wir  sie  im  Ganzen  in  Europa  im  letzten  Menschenalter,  trotz 
neuerlichen  Rückgangs  der  Preisbewegung,  erlebt  haben  —  oder 
einer  Umgestaltung  der  Verkehrsverhältnisse  u.  s.  w. 
—  wie  sie  besonders  seit  den  40  er  Jahren  auf  dem  Continente 
ebenfalls  preissteigernd,  zumal  für  Agrarproducte ,  eingewirkt 
hat  — )y  femer  aber  nicht  minder  bei  einer  dem  fortschreiten- 
den allgemeinen  Wohlstand  zuzuschreibenden  Er- 
höhung der  Lebensansprttche  in  der  ganzen  Bevölkerung 
und  namentlich  bei  den  mit  den  höheren  Beamten  zunächst  zu 
vergleichenden  wohlhabenderen  Gesellschaflsklassen  nothwendig. 
In  dieser  Beziehung  erfolgen  die  erforderlichen  Gehaltserhöhungen 
besonders  in  unserer  Zeit  zu  langsam,  zu  spärlich,  zu  unregelmässig 
und  zu  wenig  rationell. 

Statistiscbe  Yergleichungen  von  GehaltsFerändorongen  in  diesem  Jahrhundert 
0.  A.  bei  Engel,  preuss.  stat  Ztschr.  1876  S.  491  über  Prenssen,  bei  Riecke 
Verfass.  u.  s.  w,  W.s  S.  IJl  Über  WUrtemb.  Z.  B.  in  Preusaen  1S25  u.  1872 
(hier  ohne  Wohn.geld  noch)  Oberpräs.  6000  o.  7000  Thlr.  oder  16  7%  Plos  (auch  fr. 
Wohn.),  Ministdirector  bez.  3500—4500,  i.  D.  4165,  jetzt  5000  Thlr.  Pias  y.  207«, 
Ministräthe  bez.  2000—2800,  i.  D.  2520,  jetzt  2500— M300,  L  D.  2900,  (+  15.17p), 
Landräthe  (1850)  800—1200,  i.  D.  1000,  jetzt  1200  bis  1600,  i.  D.  1400  (+  40%), 
Richter  1.  Instanz  (1850)  500—1300,  i.  D.  725,  jetzt  800—1500,  i.  D.  1150  (+  58.57o), 
Minist.  Bureaubeamte  (1825)  500—1500,  i.  D.  1100,  jetzt  1000—1800,  i.  D.  1400 
(+  27.3'»/o),  Sccrctäre  d.  Prov.behörden  400  bis  1000,  i.  D.  705,  jetzt  700—1200, 
i.  D.  950  Thlr.  (+  34.87o).  In  Würtemb.  Staatsrath  1822/34  3000,  1858  3600  u. 
3000,  1864  3700  u.  3100,  1872  4000  u.  3400,  1873  4667  u.  3967  fl.,  Minist.rath  in 
denselben  5  Jahren:  2300  u.  2100,  2500  u.  2300,  2700  u.  2500,  3000  u.  2800,  3500 
u.  3267  fl.  Kanzlist  1.  Gl.  800,  900,  950,  1050,  1225  ü.  — 

Reichen  diese  Gehaltserhöhungen  aus?  Zur  Beantwortung  fUr  die  allein  noch 
etwas  zahlreiche  Kategorie  der  höchsten  Classe  der  höheren  Beamten,  der  Ministerial- 
räthe  (Minister-  u.  Directorenposten  sind  ja  gering  an  der  Zahl)  folgende  Berechnung : 
Es  bezogen  bis  vor  Kurzem  mit  dem  Wohnsitz  in  dem  neuerdings  rasch  theurer 
gewordenen  Berlin  die  Räthe  des  obersten  Gerichtshofs,  die  vortragenden  Räthe  in 
den  Ministerien  und  die  Übrigen  gleichgestellten  Beamten  2200—3000,  i.  D.  2600  Thlr., 
meist  ohne  jede  amtliche  Nebeneinnahmo  aus  ihrem  Amte  und  ohne  Nebenämter. 
Durch  die  neoere  Gehaltserhöhung  und  das  Wohnungsgeld  ist  letzterer  Betrag  um 
700  Thlr..  auf  3300  'fhlr.  erhöht  worden:  eine  relativ  freilich  starke,  absolut  noch 
immer  schwerlich  genügende  Erhöhung.  Auf  Grund  specieller  statistischer  Forschungen 
möchte  der  Übliche  Aufwand  für  eine  Familie  der  höheren  Beamtenkreise  ?on 
der  Stellung  der  Ministerialräthe  (Mann,  Frau  und  3  halbwtlchsige  schulbesuchende 
Kinder),  die  2  weibliche  Dienstboten  hält,  schon  Ende  der  60er  Jahre  im  Mini- 
mum anzuschlagen  sein  für  Berlin  u.  grössere  badische  Städte  v.  20 — 30,000 
Einw.  (spec.  Freiburg,  in  Karlsruhe  wohl  Wohnung  und  Haushalt  um  107o  theurer) 
auf  folgende  Summen  in  Thlm.: 

Berlin  Bad.  Städte 

Haushalt  (per  Mon.  87V,)7o  1050     (p.  Mon.  OS^/j)        824 

Wohnung 500  286 

Brennstoff 100  75 

Kleidung 420  360 
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B 
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Bad.  Städte 

Gesnndheit     .... 

50 

30 

Kindeninterricht     .    . 

200 

120 

Dir.  Steuern  .... 

80 

c.  40 

Direrses 

200 

150 

Amortis.  d.  Mobiliars 

150 

125 
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Unter  Haashalt  sind  hier  alle  Ausgaben   fUr  Nahrung  (incl.   kleinere  Gescllschafts- 
aasgaben),  Waschen,  Beleuchtung,  Bedienung  (2  Dienstboten  neben  Naturalkost  und 
Wohnung  u.  s.  w.  in  Berlin  zus.  mit  Gescheuken  c.  90,  in  Baden  c.  76  Thlr.  Geld- 
lohn)   nebst  den  betreff,  indirectcn  Steuern,  welche   auf  den  Haushaltsbedttrfnissen 
haften;  unter  Kleidung  auch  Schuhwerk,  Leibwäsche,  Putz  fUr  die  ganze  Familie; 
anter  Gesundheit  namentl.  Honorar  des  Arztes;  unter  Kinderunterricht  neben 
Schulgeld  und  Schulbüchern  nur  Nobenuntei rieht  in  Musik.  Zeichnen  u.  dgl.  für  1—2 
Kinder;  unter  dir.  Steuern  Staats-  und  Gcmeinde^bgabon  auf  Amtseiunahmen  (incl. 
Wohnougsst  in  Berlin,  ezd.  Mahl-  u.  Schlachtst.);  unter  Diversem  Ausgaben   für 
OtfenÜ.  Zwecke,   Arme  u.  dgl.,   Vereine,   fUr  wenig  Bücher,   Porto,   für  ebenfalls 
wenig  Vergnügenszwecke,  Theater,  kleine  Touren  u   s.  w.,  für  etwas  grössere  Ge- 
selligkeit in  noch  sehr  beschränktem  Umfange,  für  Geschenke  an  Fremde  u.  a.  m. 
begriüen.    Als  Amortisation  (u.  Neubeschallung  nebst  Reparatur,  aber  ohne  Ver- 
zinsung) des  Mobiliars  (incl.  Tisch-  u.  Bettwäsche,  Silberzeug  u.  s.  w.)  ist  5%  ftuf 
ein  Kapital  von  3000,  bez.  2500  Thlr.  gerechnet    Es  fehlt  hier  also  jeder  Aufwand 
für  Reisen,  für  kostspieligeren  Unterricht  (Studiren !),  für  tiefere  oder  längere  Gesund- 
heitsstörungen  (Badereisen  1),   für  grössere   Bücheranschaffungen   u.  s.  w.,   auch   die 
Wittwencassengelder  sind  weggelassen,  ?on  and.  Kapitalersparungon  (Lebensversicherung 
u.  s.  w.)  nicht  zu  reden.    Die  Amortisation  des  Bildangskapitals  erfolgt  in  dem  Auf- 
wand far  die  Kinder.    Sind  die  Kinder  älter,  oder  etwa  alle  3  Söhne  oder  ist  die 
Kinderzahl  grösser,  so  steigen  diese  Ausgaben  sofort.    Dabei  sind  bes.  für  Berlin  die 
Hanptansgaben  für  Haushalt,  Wohnung,  Brennstoff,  auch  wohl  Kleidung  schon  für  die 
damalige  Zeit  niedrig  angesetzt.    Die  erste  konnte,  ohne  zu  hoch  zu  werden,  um 
10,  Wohnung  um  10 — 20,  BrennstoÜ"  um  20*'/,,  höher  augeschlagen  werden,  wobei  die 
Gesanuntausgabe  auf  2950  Thlr.  stiege.  —  Und  doch  sind  die  Gehalte  jener  Räthe 
die    höchsten  Gehalte,   welche  für   eine  noch  etwas  zahlreichere  Beamtenclasse  im 
Staatsdienst  vorkommen.    Ob  die  jetzt  eingetretenen  Gehaltserhöhungen  für  die  an- 
gegehe^Q  iCategorio  ?on  Beamten  in  Berlin  ausreichen,  mag  aus  folgendem  Anschlag 
ermessen  werden,  welcher  durchaus  auf  genauen  Daten,  aus  der  Mitte  der  70er  Jahre, 
insbesondere  meinen  eigenen  Hauslialterfahrungen    beruht.     Die  Annahme  ist:   eine 
Familie  bestehend  aus  Mann,  Frau,  4 — 5  Kindern  (^bei  Deutschen  nicht  das  übliche 
Maass  übersteigend,  wie  die  Statistik  lehrt),  wovon  3 — 4  die  Schulen  besuchen,  dann 
2 — 3  Dienstboten,  eine  Zahl,  welche  z.  B.  so  lange  Kinderwartung  nothwendig ,  kaum 
zu   verringern  ist     Für  die  Wohnung  bessere  Qualität  und  Lage  rorausgesetzt,  aber 
nicht  besonders  gute.    Ein  weibl.  Dienstbote  ist  zu  veranschlagen   auf  50 — 60  Thlr. 
üeldlohn,  48  Thlr.  Kostgeld  für  FrUbstück  u.  Abendessen,  10—15  Thlr.  Geldgeschenke, 
zus.  c.  110—115  Thlr.  haar,  femer  f.  Mittagskost,  Wohnung  u.  s.  w.  80—100  Thlr., 
zus.  wenigstens  200  Thlr.,  wobei  in  grösserem  Haushalt  wie  gewöhnlich  die  Ausgabe 
allerdings  in  geringerer  Progression  als  die  Kopfzahl  steigt.    Kinderunterricbt  beträgt: 
f.  d.  Knaben  Gymuas.  u.  Bücher  c.  40—45  Thlr.,  f.  d.  Mädchen   höh.  Töchterschule 
D.  Bücher  Anfangs  c.  40—50,  später  c.  60—90  Thlr.,  Musikunterr.  f.  1  Kind  c.  50  Thlr. 
Bei  Anschaffungen    von  Nutz  vermögen  (Mobiliar,    gew.  Kleidung,   Betten,    Bücher) 
auch  hier  nur  der  Amortisationsbetrag  p.  Jahr  (ohne  Zins),  nicht  die  volle  Ausgabe 
angesetzt    Die  Rubriken  sonst  wie  oben  verstanden,  unter  Nahrung,  Wohnung,  Be- 
leuchtung, Wäsche,  die  Naturalverpflegung  der  Dienstboten  inbegriffen  (noch  in  Thalem) : 

1)  Nahrung 1300  Transport    1700 

2)  Waschen 100  Abnutzung    ....       200 

S)  Beleuchtung    ....        50  7)  Brennmaterial  ....       170 

4)  Baares  Geld  f  Dienstbot.      250                     IL  Nr.  5— 7  =  Wohnen  1270 
L  N.  1— 4  ==  Haushalt              1700       8)  Gesundheit 100 

5)  Wohnung 900  9)  Kleidung 600 

6)  Wohnungseinrichtung  u.  10)  Unterricht 250 

"  Latüs"n00~  ^LaYus"  392Ö 
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Trausport  3920                                               Transport  4370 

11)  Rildungsmittel  (Bücher ,  Ztscbr.)  150  14)  Vergnügen  etc 150 

12)  Steuern 180  15)  tiröss.  Gesclligk 150 

13)  Beiträge  für  öffentllclie  Zwecke,  16)  Nothw.  Fahren 50 

Vereine  etc.  .    .    .    . .    .     .  120  17)  Diverses .    .  150 

Latus  437Ö  Summa  1—17     4870 

Auch  hier  ist  für  Reisen  u.  dgl.  noch  nichts  angesetzt.  Schwerlich  l&sst  sich  diese 
Summe,  jenen  Umfang  der  Familie  vorausgesetzt,  ohne  eine  wesentliche  Herab- 
drückung  unter  die  Lebensweise  der  betreffenden  Gesellschaftsclasse,  auch  nur,  um  ein 
Maximum  anzunehmen,  um  c.  lOVo  vermindern.  Dann  bleibt  rund  4400  Tblr.  oder 
33Vs7o  ii^ehr  als  der  jetzt  erhöhte  Gehalt  jener  Beamtenclasse  im  Durchschnitt  be- 
trägt Und  bei  dieser  Ausgabe  weiss  jeder  mit  den  Verhältnissen  Vertraute,  dass  die 
Lebensweise  der  Familie  dabei  eine  durchaus  nicht  üppige,  sondern  eine  knappe  ist. 
Nimmt  man  nun  aber  eine  noch  etwas  grössere  FamiUe  (Ö — 7  Kinder)  und  theil- 
weise  erwachsene  Kinder  (etwa  1—2  Söhne  auf  d.  Univers.)  an,  so  steigt  der  Be- 
darf, eine  nur  halbwegs  gleiche  Lebensweise  wie  bei  Kaufleuten,  mittleren  Rentiers, 
Fabrikanten,  Gutsbesitzern  vorausgesetzt,  nach  heutigen  Berliner  Verhältnissen,  leicht 
um  '/ft — */4 — V«  dieser  Summen  oder  auf  rund  6000 — 7000  Thlr.  und  mehr  (Ifio. 
15,000,  Durchn.  wohl  20,000  M.,  wobei  6—7000  M.  auf  Haushalt,  4—5000  auf 
Wohnen,  2000—3000  auf  Kleidung  gerechnet,  1  Sohn  auf  der  Universität  2000—3000  M. 
—  letzterer  Betrag  bei  „Verbindungsleben''  nicht  einmal  hoch  angesetzt;  —  bei  et- 
was mehr  Sommerreisen,  Badecuren  steigt  der  Betrag  i.  G.  wohl  auf  20 — 24,000  M.). 
Berlin  ist  nun  freilich  relativ  thener,  aber  doch  heute  wohl  noch  wohlfeiler  als  Ham- 
burg, vollends  als  Wien  (öst.  Valuta  al  Pari  gerechnet  1  fl.  =  2  M.,  schlage  ich 
Wien  nach  eigener  Kenntniss  und  manchen  eingezogenen  Erkundigungen  auf  20 — 30**/o 
thourcr  als  Berlin  an)  u.  im  nordwcstl.  Deutschland  (Fi-ankf.  a.  M.  u.  Rhcinlande)  ist 
CS  für  Beamte  nicht  viel  wenn  überhaupt  wohlfeiler  als  in  Berlin. 

Immer  noch  zu  wenig  rationell,  ja  im  Grande  ziemlieh  roh 
ist  das  nenerlich  in  Deutschland  mehrfach  angenommene  System, 
auch  den  Civilbeamten  neben  dem  Gehalte  fixe  sogen.  Wohnungs- 
geldzuschttsse  (Quartiergelder),  abgestuft  nach  Rang- 
klassen der  Beamten  und  nach  Klassen  der  Wohnorte, 
zu  gewähren  y  um  dadurch  die  vielfach  besonders  starke  Preis- 
steigerung eines  der  wichtigsten  materiellen  Bedürfnisse  ftir  den 
Beamten  auszugleichen.  Richtiger  wäre  es  auch  hier,  nicht  ein 
solches  einzelnes  Bedürfniss  zum  Zweck  der  Regelung  des  Ein- 
kommens des  Beamten  herauszugreifen,  sondern  auf  der  Grundlage 
umfassender  Haushaltbudgets  vorzugehen. 

S.  über  d.  Wohnnngsgeld :  preuss.  Ges.  v.  12.  Mai  1873«  Reichsges.  v, 
80.  Juni  1873  (hier  zugleich,  neben  dem  alten  Ser?isgelde,  f.  d.  Officiere  u.  Beamten 
des  Reichsheercs  u.  d.  Marine).  Darüber  mein  Aufs.  Reichsfinanzwesen  in  Holtzen- 
dorlTs  Jahrb.  III,  181 — 183.  Es  bestehen  6  Ortsclassen  (Berlin  u.  5  andere  Classon) 
und  in  jeder  im  Reiche  (>,  in  Preussen  5  Dienstrangclassen ,  wobei  12  preuss.  Bang- 
classen  (incl.  Subalterne  n.  Dnterbeamte)  in  diese  5  f.  diesen  Zweck  zusammengezogen 
sind.  Nach  dem  preuss.  Tarif  sind  z.  B.  die  Sätze  für  Berlin  500,  400,  300,  180, 
80  Thlr.,  für  die  niedrigste  Ortsclasse  200,  180,  120,  60,  20  Thlr.  Die  Einrichtung 
ist  noch  zu  roh  empirisch,  die  Zuschüsse  entsprechen  den  Verschiedenheiten  der  Mieth- 
prcise  in  den  Ortsclassen  nicht  richtig  (sind  wohl  für  die  grossen  Städte,  bes.  Berlin, 
relativ  zu  niedrig).  Die  Benutzung  eines  veralteten  Rangclassensystems  als  Grundlage 
für  die  Regelung  einer  solchen  Ökonomischen  Frage  ist  ein  weiterer  Uebelstand.  Die 
Officiero,  z.  Th.  die  höchsten  Beamten  sind  gegenüber  dem  Civil  resp.  den  mittleren 
Rangclasscn  zu  sehr  begünstigt.  Die  statistische  Regel,  dass  die  Mietho  bei  kleinerem 
Einkommen    oine  wachsend    grössere   Quote   beansprucht,  ist  übrigens  einigermassen 
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beachtet  worden.  Das  Wohitangs^d  beträgt  z.  B.  in  Berlin  bei  den  Miniaterial- 
directoren  10®/«  des  jetzigen  Gehalts,  bei  den  vortragenden  B&then  13*8,  bei  der  dann 
folgenden  Kategorie  höh.  Beamten  c.  17*6,  bei  d.  letzten  c.  20— 257oi  bei  d.  Sub- 
alternen 15 — 30,  bei  d.  Unterbeamten  20 — 25  ^Z^.  Man  wird  nach  den  Arbeiten  yon 
Schwabe,  Laspeyres  annehmen  können,  dass  diese  Procente,  welche  diese  6  Glassen 
Ton  ihrem  Einkommen  für  Miethe  aasgeben,  ungefähr  sind:  18,  19,  22,  24,  27, 30.  — 
Aach  Baden  hat  Wohnungsgeldzuschüsse  im  Cirildienst  eingeführt  Ges.  ?.  9.  Jan. 
1874,  3  Urtsclassen,  6  Beamtend.,  (GL  I  der  letzteren  900,  720,  600,  Ol.  VI  120,  84, 
60  M.,  dabei  zweckmSssigere  Claasific  d.  Beamten  als  in  Preassen).  Baiern, 
War tem borg,  Sachsen  haben  bisher  kerne  Wohn.gelder  eingeführt,  in  Baiern 
hat  aber  die  Begierong  dem  Landtag  im  Oct.  1883  eine  bezügliche  Vorlage  gemacht  — 
Die  mitunter  in  den  letzton  Jahrzehnten  gewährten  „Theuerungszolagen'*  sind  bei  den 
neueren  Gehaltserhöhungen  z.  Th.  wieder  beseitigt  worden. 

ß)  Sodann  mass  mehr,  als  es  gegenwärtig  geschieht,  wegen 
der  wesentlichen  Verschiedenheit  der  örtlichen  Geld- 
preise der  Lebensbedürfnisse  nnd  wegen  der  gerade  darin  oft 
ziemlich  rasch  vorkommenden,  Gegend-  nnd  Ortsweise  wieder 
sehr  verschiedenen  Aendemngen,  der  Gehalt  anch  für  eine 
nnd  dieselbe  Gattung  Aemter  in  verschiedenen  Orten 
verschieden  bemessen  werden. 

Gonsequent  ist  dieses  Prindp  bisher  nur  für  Gesandton-  und  Gonsularposten 
dorchgeftlhrt  Gute  Einblicke  in  die  yerschiedene,  wenn  aach  fast  überall  starke  locale 
Preissteigerong  der  Hauptstädte  u.  s.  w.  geben  die  Berichte  der  englischen  Ge- 
sandtschaften über  diesen  Panct,  die  im  J.  1870  yeröfientlicht  worden  sind.  Die  hier 
beAlrwortete  locale  Gehaltsyerschiedenheit  hat  also  eine  andere  Bedeatung  als  die  oben 
in  §.  158  erw&hnte:  letztere  sollte  gerade  eine  reelle  Verschiedenheit,  diese 
dagegen  soll  eine  reelle  Gleichheit  der  Gehalte  herbeiführen.  Die  jetzige  Gleich- 
heit der  Gehalte  ist  eine  reelle  Ungleichheit  weil  die  Kaufkraft  derselben  Geldsumme 
örtlich  sehr  varürt  Ebenso  müssen  statt  allgemeiner  oftmals  anch  locale  Gehalts- 
erhöhnngen  erfolgen,  weil  die  Vertheuerung  des  Lebens  an  einem  bestimmten  Orte 
besonders  rasch  und  stark  ist  —  am  Stärksten  in  der  Regel  in  grossen,  schnell  an 
BerOlkerung  wachsenden  Städten,  z.  B.  den  Hauptstädten,  wo  daher  7or  Allem  die 
Gehalte  entsprechend  zu  erhöhen  sind.  Obgleich  dies  alsdann  rielleicht  mit  den 
ohnehin  schon  höchsten  Gehalten  (z.  B.  mit  denen  der  oberen  Beamten  in  den  Ministerien, 
obersten  Gerichtshöfen  und  Behörden)  geschieht,  so  liegt  darin  keine  Ungerechtigkeit 
denn  diese  Gehalte  sind  eben  am  Schnellsten  in  ein  Missverhältniss  gekommen.  Die 
grössere  Theuerheit  des  Lebens  in  den  Haupt-  und  Residenzstädten  und  mitunter 
anch  in  anderen  grossen  Städten  ist  allerdings  hier  und  da  schon  bei  der  Gehaltsbe- 
messung berücksichtigt  worden,  aber  weder  allgemein  noch  ausreichend  genug.  Auch 
ist  die  Erhöhung  zu  willkürlich  gegriffen,  ohne  eine  vorausgehende  brauchbare 
Statist  Untersuchung  .Höchstens  dass  die  höheren  W oh n an  gs preise,  das  Handgreif- 
lichste, beachtet  sind,  aber  wiederum  nicht  so,  dass  die  Gehaltsstoigerung  genügend 
diesen  Umstand  berücksichtigt  Beispiel:  Preussen  um  1870.  Oberstaatsanwalt  in 
Berlin  (bei  Ger.  2.  Inst)  2000,  and.  1800 — 1400,  Gassen-  u.  Bechnongsrevisoren  bei 
Appellationsgerichten  in  B.  1200,  sonst  Maximum  1100,  Secretäre  Max.  in  Berlin 
1200,  sonst  1000,  Unterbeamte  400,  sonst  350,  Stadtrichter  Max.  1800,  sonst  1100  Thlr. 
In  Städten  über  20,000  E.  erhielten  die  Richter  bei  den  Kreisger.  Localzulagen  (i.  G. 
im  Etat  ftlr  1870  14,900  Thlr.).  Aehnlich  auch  nach  der  neuen  Gehaltsregelung  t. 
1872,  z.  B.  Max.  der  Richter  1.  Inst  in  Berlin  1800,  in  den  Provinzen  1500  Thlr. 
Auch  in  Frank!  a.  M.  sind  für  Subaltem-  u.  Unterbeamte  einzelner  Dienstzweige  in 
Preussen  ,JiOcalzulagen''  gewährt  (im  Gap.  73,  Tit  14  d.  prcuss.  Ausg.et  f.  1883/84 
z.  B.  je  600  M.  f.  Gerichtsschreiber  u.  Secret,  je  375  M.  f.  Ganzlisten,  je  195  M. 
f.  Gerichtsdiener).  Die  an  sich  wohl  begründete  Ausdehnung  dieses  Princips  „localer 
Theuerungszulagen''  f.  untere  Subaltembeamte  u.  dgl.  wird  in  zahlreichen  Petitionen 
dieser  Beamten,   bes.  aus   theueren    rheinischen  Städten,   vom  Landtage    erbeten.  — 

A.  Wagner,  FinftnxwHRenflchafl.    I.    8.  Aufl.  24 


370    2.  B.  Fin.bcdarf.     t.  K.  Aligemcinos.     2.  A.  Besold.politik.  §.  161,  162. 

Oesterreich:  in  Wien,  Triest  liaben  die  Beamten  regelmässig  neben  dem  gleichen 
Gehalt  der  and.  Orte  Qnartiergelder. 

In  Betreff  des  Maasses  der  Gehaltserhöhungen  ist  es  wichtig  zu  beachten,  dass 
die  Preissteigerung  eines  bestimmten  Lebensbedürfnisses  auf  die  reelle  Lage  der  ein- 
zelnen Beamtenclassen  doch  wieder  sehr  verschieden  einwirkt,  weil  der  bezügliche 
Aufwand  im  Uaushaltbadget  bei  verschiedener  absoluter  Grösse  des  Einkommens  sehr 
ungleich  ist  Wenn  z.  B.  2  Beamte  mit  1000  und  400  Tbir.  Einkommen  resp.  50 
und  60  7o  ^^^  ^^^  Nahrungsbedarf  ausgeben  (der  Wirklichkeit  annähernd  entsprechend) 
und  beide  in  einen  Ort  versetzt  werden,  wo  cet  par.  bloss  die  Nahrungsmittel  um 
25°/o  theurer  sind,  so  müssto  der  erste  llV^Vo^  ^or  zweite  15%  Gehalt  mehr  be- 
ziehen, also  1125  und  460  Thlr. ,  um  sich  in  gleicher  Lage  zu  befinden,  wie  bis- 
her. —  Man  kann  daher  eigentlich  aus  der  Höhe  der  Preise  den  wirklichen  Werth 
(die  Kaufkraft),  welchen  eine  bestimmte  Geldsumme  für  Jemanden  besitzt,  der  sie 
im  Haushalt  verwenden  will  —  also  doch  der  Hauptfall  —  immer  nur  fttr  be- 
stimmte Einkommenverhältnisse  oder  ftlr  Personen  eines  bestimmten 
Lebensmaassstabes  (Standard  of  life)  oder  Standes  (i.  d.  S.  d.  W.)  berechnen,  — 
ein  Satz,  der  sich  aus  dem  „Gesetz  der  Normalconsumtion*'  (s.  Engel,  sachsische 
Statist  Zeitschrift  1857,  S.  169)  und  der  ungleichen  Quote  der  einzelnen  Aosgabe- 
posten  bei  verschiedener  (absoluter)  Einkommenhöhe  ergiebt,  aber  trotz  seiner  grossen 
praktischen  Tragweite  kaum  noch  beachtet  ist  (m.  E.  auch  fUr  die  Frage  der  aus 
Preisbewegungen  abgeleiteten  Vermehrung  oder  Verminderung  des  Geldwerths  wichtig 
wäre).  Für  die  Frage  der  richtigen  Gehaltsregelung  nach  den  örtlichen  und  zeit- 
lichen Preisverschiedenheiten  folgt  daraus,  dass  man  für  die  verschiede- 
nen Beamtenclassen  aparte  Budgets  entwerfen  und  danach  die  Gehaltserhöhung 
eintreten  lassen  mnss,  —  meist  also  eine  sehr  verschiedene,  auch  nicht  immer  eine 
etwa  mit  der  absoluten  Höhe  der  Gehalte  genau  progressiv  abnehmende,  wie  mitunter 
versucht  worden  ist.  —  Wie  ungemein  stark  aber  die  localen  Unterschiode  der 
Preise  der  Lebensbedürfnisse  sind  und  wie  verschieden  demgemäss  der  Geldbedarf 
für  die  Bestreitung  des  gesammten  Aufwands  ist,  dafür  folgendes  Beispiel.  Dasselbe 
beruht  auf  meinen  haushalt-statistischen  Untersuchungen  aus  den  sechziger  Jahren 
(Österr.  u.  russ.  Valuta  al  pari  gerechnet),  über  meinen  eigenen  Bedarf,  für  eine 
Familie  von  Mann  und  Frau  und  3  kleinern  Kindern,  exci.  aller  Ausgaben  für  Unter- 
richt von  Kindern  und  für  Reisen,  incl.  Bücher  (in  Deutschland  100  Thlr.).  Von  den 
absoluten  Zahlen  genügt  es  für  vorliegenden  Zweck  eine  zu  kennen:  der  Gesammt- 
bedarf  in  Göttingen  ist  auf  Grund  specieller  Berechnung  auf  2160  Thlr.  angeschlagen 
worden.  Die  Ausgaben  in  meinen  anderen  Wohnorten  sind  in  Proportion  zu  den 
Göttinger  Ausgaben  (x  :  1000)  gesetzt 

boidoB  zag.       Wohnung         Kleidung    allwAnd. 

1000  1000  1000  1000 

877  (pl.  ?)  1100  1000  (pl.  ?)  945 

1240  1710  1164  1177 

1117  1500  1618  1234 

1347  2000  1257  1155 

[i.?)1509  2000  1250  1338 

„Anderer  Haushalt*'  umfasst  Waschen,  Bedienung  (in  Russland  mehr  Dienstboten  un- 
vermeidlich, in  Wien  bes.  theuer),  Beleuchtung,  Brennstoff  (in  Rnssland  viel,  aber 
billig,  in  Wien  sehr  theuer),  Kücheneinrichtung.  Unter  „allem  Anderen"  auch  Ab- 
nutzung des  Mobiliars  u.  s.  w.  Auf  dem  Nahrungsbedarf  lasten  alle  betr.  indirecten 
Steuern.  Für  die  Verschiedenheit  der  Höhe  dieses  Bedarfs  ist  der  einfussreichsto 
Factor  der  Fleisohpreis  (z.  B.  in  Göttingen  die  Ausgabe  für  Fleisch  «»  1000,  danach 
in  Hamburg  i486,  Wien  1379,  Dorpat  nur  668,  hier  aber  hohe  Colonialwaarenpreise). 
Der  Wohnungsaufwand  in  verschiedenen  Orten  ist  am  Schweraten  unmittelbar  zu  ver- 
gleichen, da  Lage  in  der  Stadt,  Beschaffenheit  u.  s.  w.  so  massgebend  für  den  Preis 
sind;  ee  wurden  hier  Wohnungen  möglichst  analoger  Art  verglichen  (in  Wien  ist  die 
Miethe  auch  in  Folge  der  enormen  Gebäudesteuem  so  hoch.)  —  Ein  richtiges  System 
von  Normalgehalten  müsste  also  z.  B.  für  dasselbe  Amt  geben  in  Göttingen  2160  Thlr., 
in  Froiburg  2040,  in  Berlin  2776,  in  Dorpat  2781,  in  Hamburg  2997,  in  Wien  3447 
Thlr.  (in  Dorpat  lÖO  ß,  =-  108  Thlr.,  in  Wien  150  fl.  =*  100  Thlr.  gerechnet,  nach 
damal.  Cours  100  B.  =*  c.  90  Thlr.  imd  150  fl.  =  c.  83  Thlr.,  wobei  jedoch  zu  be- 
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mcbten  ist,  dass  die  BewefpiD^  der  Waarenpreise  vielfach  eine  langsamere  als  die  des 
Agio  ist  (A.  Wagner,  Art.  Papiergeld  i.  Staats vörterb.  VII,  672  u.  bes.  d.  Theorie 
in  meinem  •  Rass.  Pap. währ.  Abth.  V — VII).  Dnrch  Einrechnnng  des  ünterrichts- 
aofvands  würden  sich  diese  Proportionen  einer  solchen  Beamtenclasse  noch  etwas 
modificiren. 

§.  162.  Naturalbesoldung.  Den  Schwierigkeiten ,  welche 
nach  dem  Gesagten  einer  richtigen  Bemessung  der.  Geldbe- 
soldungen  entgegenstehen,  kann  man  durch  theilweise  Natural- 
besoldung abzuhelfen  suchen,  wie  sie  früher  allgemeiner  üblich 
war  und  auch  neuerdings  noch  mitunter  zu  diesem  Zweck  befür- 
wortet wurde. 

Vgl  Ran,  Fin.  I,  §.  59,  60;  auch  noch  meine  2.  Anfl.  ?on  B.  I  §.  8L 

Indessen  widerspricht  eine  etwas  allgemeinere  Anwendung  von 
Natnralbesoldungen  doch  der  heutigen  Entwicklung  der  Geldwirth- 
schaft  in  der  Volkswirthschaft  und  auch  im  Staatshaushalte  und 
dem  ganzen  Gharacter  des  modernen  Lebens  zu  sehr.  Man  kann 
übrigens  zwei  Fälle  unterscheiden,  von  denen  der  erste  sich 
wieder  verschieden  einrichten  lässt:  einmal  partielle  Besoldung 
in  diversen  Naturalien  (Lebensmittel,  Rohstoffe,  Holz  u.  s.  w.), 
und  zwar  entweder  wirkliche  Zahlung  in  diesen  oder 
Geld  Zahlung,  aber  nach  wechselnden  Preisen  der  Naturalien ; 
sodann  Gewährung  von  Naturalwohnung  (Quartier). 

Der  erste  Fall,  welcher  in  Deutschland  mehrfach  noch  in  diesem  Jahrhundert 
vorkam,  hatte  fUr  die  Staatskasse  eine  gewisse  Berechtigung,  solange  dieselbp  Natur al- 
einnahmen,  besonders  den  Kornzehnten  bezog.  Seitdem  diese  fast  ganz  beseitigt 
sind,  also  besonders  seit  den  Ablösungen,  ist  das  anders  geworden.  Auch  den  Be- 
amten, selbst  den  unteren  ist  aber  mit  Naturalbesoldungen ,  z.  B.  in  Korn,  bei  den 
heutigen  Wirthschafts- ,  Verkehrs-  und  Arbeitstheilungsferhältnissen  kaum  mehr  ge- 
dient Dazu  kommt  die  Veränderung  in  den  massgebenden  Preisbestim- 
mungs  grün  den.  Gegenwärtig  hängen  die  Getreidepreise  und  die  Preise  der  übrigen 
Agrarprodncte  nur  wenig  mehr  ?on  den  localen  Ernteverhältnissen  u.  dgl.  Umständen, 
sondern  in  Folge  der  neueren  Gommunicationsmittel  immer  mehr  von  den  Gonjuncturen 
des  Weltmarkts  ab.  Die  veischiedenen  Artikel  bewegen  sich  auch  nicht  mehr  so  ge- 
mcinsam  wie  früher  nach  einer  Richtung.  Die  Gonsumtionsgewohnheiten  ändern  sich 
rascher.  Das  ältere  System  der  Naturalbesoldung,  welches  doch  namentlich  auf  Ge- 
währung von  Getreide  u.  dgl.  oder  auf  Berechnung  einer  Gehaltsquote  nach  den  lo- 
calen Getreidepreisen  hinausging,  ist  auch  aus  diesem  Grunde,  wie  die  Naturalwirth- 
Schaft  tkberhaupt,  jetzt  immer  weniger  passend.  Eine  richtige  Regulirung  der  Geld- 
gehalte nach  allgemeinen  Haushaltbudgots  verdient  daher  den  Vorzag. 

Nicht  ganz  so  liegt  die  Sache  in  dem  Falle  der  Naturalwohnung,  welcher 
in  neuester  Zeit  wieder  mehrfach  ernstlicher  erörtert  wurde.  S.  bes.  EngePs  Vor- 
schläge in  dem  1.  Eisen,  soc-pol.  Gongresse  1872,  Verhandl.  S.  209  ff.  u.  die  Debatte 
darüber.  Die  Miethpreise  sind  zumal  in  grösseren  und  vollends  in  Grossstädten  min- 
destens Perioden  weise  wahre  Monopolpreise,  für  welche  die  Bestimmgründe  des 
Preismazimums  gelten:  der  concreto  Gebraochswerth  der  Waare  (die  unbedingte 
Nothwendigkeit  der  Bedurfnissbefriedigung  mit  ihr)  für  den  Begehrer  und  die  Zah- 
lungsfähigkeit des  letzteren.  Es  hängt  diese  ökonomische  Natur  des  Miethpreises  mit 
der  eigenthümlichen  Function  des  städtischen  Wohnungsbodens  zusammen,  wie  sie  in 
der  „Grundlegung**  näher  analysirt  wurde.  (G.  I.  §.  352—362).  Das  privatwirthschaftliche 
Goncurrenzsystem  auf  die  Wohnungsversorgung  angewandt  bewährt  sich  vielfach  ungenU- 
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gend.  Wird  die  Zahlongsfähigkeit  des  Wohnnogssuchers  gesteigert,  z.  B.  dorcli  Wohnungs- 
geldzuschuss  des  Beamten,  so  wird  leicht  nur  —  und  in  gewissen  Conjanctoren  sicher- 
lich —  die  Obergrenze  des  Miethpreises  hoher  und  der  Znschuss  fällt  dem  Haas- 
und  GrundeigenthUmer,  ,,der  Grundrente'*  zu.  Die  höhere  Geldzahlung  des  Staats 
verfehlt  dann  den  ZwecL  Da  nun  anderseits  der  Staat  in  Ökonomisch -technischer 
Hinsicht  nicht  ungeeignet  zur  Beschaffung  und  Erhaltung  von  Naturalquartier  ist, 
wenngleich  gewisse  Schwierigkeiten  für  ihn  dabei  nicht  verkannt  werden  sollen,  so  ist 
die  Gewährung  von  Dienstwohnungen  im  Interesse  des  Beamten  in  unseren  heu- 
tigen Verhältnissen  ein  zweckmässiges  Vorgehen  in  der  Besoldungsfrage,  welches 
auch  überall,  zum  Theil  nach  dem  Interesse  des  Dienstes  selbst  (§.  151),  schon  eine 
gewisse  Ausdehnung  hat.  Nach  Engel  hatten  in  Preussen  alten  Umfangs  im  Jahre 
1867  70  höhere,  764  Subaltern-  u.  technische  u.  4799  Unterbeamte,  zus.  5633  Beamte 
Dienstwohnungen,  c  87o  der  Staatsbeamten;  f.  1S76  desgl.  7480  von  75,839  Beamten 
im  Haupt-  u.  1277  im  Nebenamt  (Preuss.  stat  Ztschr.  1876  p.  419).  In  Wftrtemb. 
hatten  von  10,916  Angestellten  i.  J.  1873  4222  eine  Dienstwohnung  oder  einen  Mieth- 
zinsbeitrag,  darunter  2503  Unterbedienstete  (Wohn.geld  besteht  sonst  nichtX  Biecke 
a.  a.  0.  S.  112. 

§.  163.  —  b)  Zum  Ersatz  der  Selbstkosten  der  Arbeit, 
welcher  dem  Staatsdiener  im  Totalgebalte  zu  Theil  werden  musB 
(§.  160)  würde  femer  ein  Betrag  gehören,  mit  dem  sich  der 
Beamte  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invalidität  und 
Krankheit  während  seiner  mutbmasslichen  activen  Dienstzeit 
seinen  Unterhaltsbedarf  bei  einer  Versicherungsanstalt  fttr  solche 
Fälle  versichern  kann.  Der  Beamte  befindet  sich  jedoch  in 
Betreff  dieser  Puncte  meistens  in  anderer  Lage  als  der  gewöhn- 
liche Arbeiter.  Während  einer  Erkrankung,  welche  eine  gewisse 
Zeit  nicht  überschreitet,  und  überall  wenigstens  für  eine  solche 
Krankheitsdauer,  welche  während  der  activen  Dienstzeit  wahr- 
scheinlich ist,  bezieht  der  Beamte  seinen  Gehalt,  eventuell  sein 
Wartegeld,  bedarf  also  keiner  besonderen  Krankengeldversicherung. 

S.  Engel  Preis  d.  Arbeit,  S.  54. 

Ebenso  ist  eine  besondere  Versicherung  gegen  die  Gefahr 
dauernder  Invalidität,  die  zum  Dienstaustritt  nöthigt,  nur  fllr 
die  Zeit  und  in  dem  Maasse  erforderlich,  als  der  Staat  dem 
in  solchem  Falle  austretenden  Beamten  noch  keine  oder  doch 
keine  genügende  Pension  gewährt  (§.  159).  Demnach  muss  der 
Dienstgehalt  um  so  höher  sein,  damit  der  Beamte  sich  ent- 
sprechend versichern  könne,  je  später  der  Pensionsanspruch  be- 
ginnt und  je  niedriger  die  Pension  ist  (§.  159).  Bei  einer  ratio- 
nellen Regelung  der  Gehalte  wird  also  durch  ein  mangelhaftes 
Pensionswesen  gar  nicht  die  vermeintliche  Ersparung  für  die 
Staatskasse  gemacht,  sondern  nur  die  Form  der  Zahlungen 
ändert  sich. 

c)  Der  Totalgehalt  muss  weiter  eine  Amortisationssumme 
zur  Deckung  (Rückzahlung)  der  Kosten  der  Aufziehung  und 
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Vorbildang  des  Beamten  (and  streng  genommen  auch  seiner 
Fran)  enthalten.  (Amortisationsrente  des  Erziehangs- 
nnd  Bildnngskapitals,  Tilgung  und  bis  dahin  Verzinsung). 

Der  Aufwand  dafar  ist  um  so  grösser,  je  kostspieliger  die  Vorbildang  za  er- 
werben ist  (Stadiren  1)  and  je  später  der  Beamte  in  Besoldung  Überhaupt  und  in  ge- 
nOgende  Besoldung  tritt,  so  dass  auch  hier  wieder  keine  reelle  Ersparung  ftlr  den 
Staat  erfolgt,  wenn  die  aasreichende  Besoldung  zu  spät  beginnt  (§  157).  Der  bezüg- 
liche Gehaltstheil  dient  zur  Erziehung  und  Ausbildung  der  Kinder  (streng  genommen 
Eines  Sohnes  und  Einer  Tochter),  an  welche  die  7on  den  Eltern  aufgewendete  Summe 
zorttck  zu  erstatten  ist  So  hat  jede  Generation  jene  Schuld  wieder  an  die  folgende 
abzatragen,  welche  ihr  von  der  vorhergehenden  vorgestreckt  wurde. 

Ist  im  Fortschritt  der  Yolkswirthscliaft  und  des  Staatslebens  eine  Vermehrung 
der  Bevölkerung  (und  dabei  dann  meist  auch  wieder  der  Staatsdiener)  in  der  nächsten 
Generation  erforderlich,  so  muss  der  Gehalt  dazu  ausr6ichen,  eine  grössere  Anzahl 
Kinder  aufzuziehen  und  in  der  erforderlichen  Weise  auszubilden. 

Die  Frau  muss  in  der  Tochter,  wie  der  Mann  im  Sohne  wieder  ersetzt  werden. 
Auch  vom  volkswirthschaftl.  Standpunkt  ist  der  Mann,  der  Erwerber  oder  „Ernährer'', 
nur  der  eine  Theil  der  Uauswirthschaft,  die  Frau  als  Vorstand  dos  Haushalts  i.  e.  S. 
der  andere.  Die  zwischen  beiden  bestehende  Arbeitstheilung  ermöglicht  erst  dem 
Mann,  vornehmlich  seinem  Beruf  zu  leben.  Das  Einkommen  aus  letzterem  muss 
daher  fOr  die  Frau  und  fUr  die  Amortisation  des  Erziehungs-  und  Bildungskapitals 
derselben  mit  aasreichen.    So  in  jedem  Falle,  also  auch  beim  Staatsdiener. 

Engel  a.  a.  0.  berechnete  z.  B.  im  J.  1866,  wohl  damals  schon  etwas  zu 
niedrig,  är  einen  gewöhnlichen  Arbeiter  das  Erziehungs^  u.  Bildungskapital  von  der 
Gebart  bis  Ende  des  15.  J.  auf  750  Thlr.,  za  tilgen  mit  einer  Annuität  zu  5%  in 
50  Jahren  (16. — 65.  Lebensj.)  von  4M  Thlr.  Für  einen  Geistesarbeiter,  der  erst  im 
26.  Jahre  erwirbt,  etwa  einen  Techniker,  Ingenieur,  stellt  sich  das  Kapital  auf  5400» 
die  Annuität  auf  315  Thlr.  (ebenfalls  bis  z.  E.  d.  65.  Jahres);  für  einen  Geistesarbeiter 
wie  einen  deutschen  Jurist.  Beamten,  wenn  er  erst  v.  91.  J.  an  erwirbt,  sind  die 
Summen  7380  und  451  Thlr.  Einige  weitere  Berechnungen  speciell  über  die  Selbst- 
kosten im  Beamtenthum  giebt  Engel  in  d.  preuss.  stat.  Ztschr.  1876  S.  482  ff., 
486,  wobei  mit  Recht  auch  das  Erzieh.-  u.  Bild.kapital  der  Frau  mit  berücksichtigt 
ist  Unter  den  hier  näher  nachgewiesenen  im  Einzelnen  unvermeidlich  hypothet. 
Voraussetzungen  berechnet  Engel  f.  Preussen:  Selbstkosten  des  höheren  Beamten  p. 
Jahr  4814  M.,  Dnrchschn.gehalt  4082,  des  mittleren  2320  u.  1884,  des  unteren  929 
und  1020  M.  (erstere  Summe  hier  niedriger  als  die  zweite,  weil  ein  Theil  der  An- 
naüätentUgungen  bereits  vor  Eintritt  in  den  Dienst  als  verwirklicht  angenommen 
worde).  Als  „Preis  der  Arbeit  bei  einer  Centralbehörde  in  Berlin"  berechnet  Engel 
cb.  für  die  8  Kategorieen:  7221,  3479,  1393  M.  p.  Jahr. 

Im  Grossen  und  Ganzen  recrutirt  sich  der  Staatsdienst  wie  andere  Berufe  bei 
aller  Freiheit  der  Berufswahl  doch  vornehmlich  aus  den  Söhnen  der  bisherigen  Be- 
rafsgenossen.  Das  Unausreichende  der  jetzigen  Gehaltsverhältnisse  zeigt  sich  in  Zeiten 
gtknfitiger  wirthschaftlicher  Conjuncturen  (1871  ff.!)  in  dem  immer  häufigeren  Ueber- 
gang  der  Beamtensöhne  in  andere  Berufe  (Technik,  Handel  u.  s.  w.),  nicht  nur 
wegen  der  besseren  Chancen  ftlr  die  Söhne,  sondern  aach  wegen  des  Mangels  an 
Mitteln  der  Väter,  um  die  Söhne  bis  in  und  ilber  das  30.  Jahr  zu  erhalten.  Es  wird 
im  Gehalt  eben  das  Bildnngskapital  des  Vaters  oft  genug  nicht  für  einen  Sohn  (ge- 
schweige für  mehrere)  wieder  disponibel.  Werden  die  Gehalte  nicht  entsprechend 
erhöht,  so  drohen  mit  der  Zeit  immer  mehr  Schwierigkeiten.  Denn  noch  ist  im  Bo- 
amtenstande  vielfach  einiges  Erbvermögen  aus  der  früheren  günstigeren  Zeit  (billige- 
res Leben,  viele  Nebeneinnahmen,  Domäneuamtleute  u.  s.  w.,  Hannover  I).  Aber  dieses 
Vermögen  zersplittert  sich  und  wird  aufgebraucht  und  Geldheirathen  sind  eine  un- 
sichere und  bedenkliche  Hülfe.  —  Abweichungen  von  der  Kegel  natürlich  bei  Stipen- 
dien, Stiftungswesen,  Schulgeldfreiheit  u.  s.  w.  (Geistliche,  Philologen I  wie  schon 
A.  Smith  bemerkt). 

Ob  der  Aufwand  für  die  Kindererziehung  ganz  unter  diese  dritte  Rubrik  der 
Selbstkosten  der  Arbeit  oder  theilweise  schon  unter  die  erste  Rubrik  (§.  160  Nr.  a: 
standesgemässe    Bedarf  für  den  Beamten  and  seine  Familie)  gestellt  werde,  ist  nar 
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eine  Formfrage.  (Weiter  unteiscbeidend  kOnnte  man  die  Kosten  der  Anferziehnng  und 
Gewährung  der  allgemeinen  Elementarbildung,  etwa  bis  zum  Ende  d.  15.  Jahres,  zum 
Unterhaltsbedarf  der  Familie,  den  Aufwand  für  höhere  Bildung  und  für  die  Lebens- 
zeit y.  16.  Jahr  an  bis  zum  genüg,  eigenen  Erwerb  zum  Bediuf  für  die  Anschaffung 
des  Bildungskapitals  des  Geistesarbeiters  [Beamten]  rechnen.)  Jedenfalls  nyiss  die  be- 
ztlgliche  Ausgabe  durch  den  Gehalt  gedeckt  werden. 

Auch  in  Betreff*  dieser  Amortisation  muss  die  Sicherheit  bestehen,  dass  sie  nicht 
durch  vorzeitigen  Tod,  Invalidität  und  zeitweise  Krankheit  des  Beamten  unvollständig 
bleibe.  Der  Gehalt  muss  also  noch  weiter  auch  dazu  ausreichen,  eine  bezügliche 
Versicherungsprämie  bezahlen  zu  können.  Der  Fall  der  Krankheit  braucht  auch  hier 
nach  der  üblichen  Weise  der  Gehaltszahlung  nicht  mit  in  Betracht  gezogen  zu  werden , 
wohl  aber  die  beiden  andern  Fälle.  Wo  nemlich  ein  Pensionsanspruch  der 
Wittwe  und  der  unerwachsenen  (eigentlich  der  noch  nicht  erwerbsfähigen)  K i n- 
der  fehlt  oder  diese  Pensionen  zu  niedrig  sind  und  wo  die  Pension  des 
dienstunfähigen  Beamten  zu  spät  beginnt  und  zu  niedrig  ist,  da  muss  der 
Activgehalt  wiederum  nur  um  so  höher  sein,  damit  eine  besondere  Versicherung  gegen 
jene  beiden  Gefahren  erfolgen  kann.  Auch  hier  also  bei  mangelhaftem  Pensions- 
wesen wieder  nur  eine  scheinbare  Ersparung.  S.  die  Berechnungsweise  bei  Engel 
a.  a.  0.  —  Genau  genommen  muss  übrigens  noch  ein  Umstand  berücksichtigt  werden, 
nemlich  die  verspätete  Verfügung  des  Beamten  über  die  genannte  Rente,  —  später 
als  er  sie  für  Erziehung  und  Bildung  des  Sohnes  braucht  Wenn  z.  B.  der  Gebalt 
erst  in  späterem  Dienst-  und  Lebensalter  ausreicht,  um  jenes  Kapital  von  7380  Thlr. 
zu  tilgen,  so  muss  nicht  nur  alsdann  wegen  verschobenen  Beginns  der  Annuitäten- 
zahlung die  Annuität  selbst  entsprechend  höher  werden,  sondern  der  Beamte  auch 
noch  zuvor  Kapital  für  die  Erziehung  u.  s.  w.  des  Sohnes  aufnehmen.  Dann  wächst 
also  wieder  ein  Aufwand  wenigstens  für  die  zwischenzeitige  Verzinsung  dieses  Kapi- 
tals zu  (die  Tilgung  erfolgt  durch  die  spätere  höhere  Annuität). 

d)  Endlich  muss  der  Totalgehalt  auch  noch  die  Kosten  für 
die  inactive  Altersperiode  des  Beamten,  also  für  die 
Bestreitung  des  standesgemässen  Lebensbedarfs  desselben  und 

e)  seiner  nicht  oder  nicht  genügend  erwerbsfähigen 
Wittwe  bis  zum  Tode,  und  seiner  Kinder  bis  zum  erwachsenen, 
bez.  bis  zum  erwerbsfähigen  Alter,  decken,  mit  andern  Worten  der 
Beamte  muss  entweder  nach  dem  Austritt  ans  dem  activen 
Dienst  einen  Anspruch  auf  eine  Alters-,  Wittwen-  nnd 
Waisenpension  von  ausreichender  Höhe  haben,  oder,  wenn 
diese  Pension  fehlt  oder  ungenügend  ist,  so  muss  der 
Activgehalt  auch  noch  eine  Rente  enthalten,  welche  während  des 
Dienstes  bezogen  genügt,  nm  kapitalisirt  zur  Basis  einer  ent- 
sprechenden Leibrente  für  den  Beamten,  seine  Wittwe  und  einer 
Zeitrente  für  seine  Kinder  während  der  Jahre  zu  dienen,  wo  der 
Beamte  und  seine  Familie  keinen  oder  keinen  auskömmlichen 
Gehalt  mehr  beziehen. 

Demgemäss  ist  der  Pensionsbezug  nichts  Anomales, 
sondern  etwas,  was  nothwendig  zum  Ersatz  der  Selbst- 
kosten der  Arbeit  und  sogar  bloss  zur  Gewährung  des 
auf  die  Dauer  unentbehrlichen  Minimums  des  Lohns 
oder  Gehalts  gehört,  wenn  das  erforderliche  Quantum  und  Quäle 
von  Arbeit  (Arbeitsangebot)  beständig  gestellt  werden  soll. 
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£s  Terh&It  sich  mit  dem  Gebalt  des  Staatsdienors  liier  nicht  anders  als  mit  dem 
Lohne  des  gewöhnlichen  Arbeiters.  Auch  dieser  Lohn  muss  eine  Altersversorgnngs- 
und  eine  Wittwen-  nnd  Waisenrente  enthalten,  sonst  fallen  der  arbeits-  und  erwerbs- 
unfähig gewordene  alte  Arbeiter  oder  seine  erwerbslosen  Hinterbliebenen  der  Armen- 
kasse zur  Last.    S.  die  Ausführungen  ron  Engel  a.  a.  0. 

§.  164.  —  D.  Die  Ordnung  des  Pensionswesens. 

Die  principiellen  Puncte  von  Bedeutung  für  das  ganze  Besoldungswesen  sind 
schon  in  §.  159  erledigt  worden.  Hier  handelt  es  sich  noch  um  die  Frage  der 
practischen  Durchführung. 

1.  Der  Ruhegehalt  des  Beamten  selbst.  Er  könnte 
möglicher  Weise  durch  privatwirthschaftliches  Versiche- 
rungswesen (Leibrentenversicherung)  statt  direct  durch 
Staatspensionszahlung  gewährt  werden. 

Würde  der  Activitätsgehalt  hoch  genug  angesetzt,  so 
könnte  der  Staatsdiener  sich  gegen  die  Gefahr  vorzeitiger  Invali- 
dität, unvollständiger  Amortisation  seines  Bildungskapitals  und  für 
sein  Alter  durch  Prämienzahlung  bei  einer  Versicherungsanstalt 
schützen. 

Der  Staat  brauchte  dann  etwa  nur  den  Rentenkauf  in  gewisser  Höhe  anzuordnen, 
also  insofern  Ersparungen  des  Beamten  aus  dessen  laufendem  Dienstgehalte  zu  er- 
zwingen, um  Beamtenproletariat  zu  ?ermeiden  und  die  richtige  Verhältnissmässigkeit 
zwischen  SteUnng  und  Dienstgehalt  und  späterer  Pension  des  Beamten  herbeizufuhren. 

Die  Einführung  einer  solchen  Einrichtung  auf  diesem  Gebiete 
wenigstens  für  den  Beamten  selbst  (Bezug  des  Ruhegehalts) 
hindert  jedoch  der  Umstand,  dass  der  Zeitpunct  des  Beginns 
der  Pension  nur  in  dem  einen  Falle,  dass  der  Beamte  mit  einem 
bestimmten  Lebensalter  oder  doch  Dienstalter  in  Pension 
treten  muss,  von  einem  Naturereigniss  abhängt,  auf  welches 
sich  die  gewöhnlichen  Grundsätze  des  Versicherungswesens  an- 
wenden lassen.  Daneben  sind  es  aber  Beschlüsse  der  Staats- 
gewalt und  unperiodische  allgemeine  Veränderungen  im 
Staatsdienste,  z.  B.  grosse  Verwaltungsreformen,  welche  Pen- 
sionirungen  herbeiführen.  Auf  solche  Fälle  lässt  sich  das  Ver- 
sicherungswesen nicht  wohl  anwenden.  Man  wird  somit  ein 
Staatspensionswesen  nicht  wohl  vermeiden  können. 

Dasselbe  Hesse  sich  jedoch  bei  gehöriger  Ausbildung  der  (auch  privaten)  Krank- 
heits-,  Inyaliditäts-  und  UnfaUrersicherung  for  solche  Fälle,  in  denen  durch  derartige 
personliche  Omst&ndo  die  Pensionirung  eintreten  muss,  durch  das  Versicherungswesen 
ersetzen.  Nur  mUssten  dann  die  Dienstgehalte  hoch  genug  sein,  damit  der  Beamte  die 
Prämien  zahlen  kann.  Einfacher  ist  es  jedoch  und  bei  den  Mängeln  des  gewöhn- 
lichen, vollends  des  privaten  Versicherungswesens  auch  zweckmässiger,  auch  diese 
F&Ue  mit  nach  den  Grundsätzen  des  Pensionswesens  zu  regeln. 

Die  Zahlung  der  Buhegehalte  ist  dann  nichts  Anderes ,  als 
eine    dem  Beamten   nach  den  Grundsätzen  richtiger  Lohn-   und 
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Besoldnngspolitik  gebührende  verschobene  Gehaltszahlnng. 
Die  ältere  Einrichtnng  besonderer  Staatspensions- 
kassen nnd  die  Zahlung  regelmässiger  Gehaltsabzüge  in  diese 
Kassen  ist,  wenigstens  wenn  die  Gehalte  angenügend  sind,  prin- 
cipiell  anrichtig,  sonst  unnütz,  weil  dadurch  nur  eine  Geschäfts- 
nnd  Rechnungsvermehrung  erfolgt,  jetzt  auch  mehr  und  mehr  auf- 
gegeben. Vielmehr  sind  die  Buhegehalte  ohne  Weiteres,  wie  die 
Dienstgehalte,  als  Zahlungen  aus  dem  Titel  des  Staats- 
diensts  zu  behandeln.  Man  kann  sie  Leibrentenschulden 
des  Staats  nennen  und  das  ganze  Pensions wesen  auf  den 
Schuldenetat  übertragen,  wodurch  der  rechtliche  Character  am 
Deutlichsten  hervortritt.  Uebrigens  hat  eine  solche  Uebertragung 
sonst  nur  formelle,  nicht  sachliche  Bedeutung. 

Mit  Recht  sind  daher  die  Pensionsbeitr&ge  der  Gi?il8taat8diener  in  Preassen 
Tom  1.  Januar  1868  ab  aufgehoben  worden,  was  einer  aligemeinen  Ideinen  Gehalts- 
erhOboDg  gleichkam.  Sie  waren  nach  dem  Pensionsreglement  vom  30.  April  1825, 
§.21  gleich  Vis  der  Besoldung  des  1 .  Dienstjahrs  and  jeder  späteren  Gehaltserhöhung 
und  ausserdem  an  fortlauf.  Beiträgen  jährL  l*/o  bei  einem  Diensteinkommen  bis  400, 
iVi  bei  einem  solchen  7on  über  400 — 1000,  von  höheren  Gehalten  beim  1.  Tausend 
V/i,  2.  Tausend  2,  3.  und  4.  Tausend  3,  5.  und  6.  Tausend  by^  Max.  500  Thlr., 
Gesammtbetrag  1862  562J81  Thlr.  Gleiche  Aufheb.  der  MonatsabzUge  im  K.  Sachsen 
(Ges.  T.  9.  April  1872).  —  Frankreich,  Pensionskassen  der  Beamten  (caisses  de 
retraite),  Beitrag  ?on  5Vo  des  jährl.  Diensteinkommens  und  jeder  Zulage.  Unzuläng- 
lichkeit dieser  Mittel,  Staatszuschuss.  Neue  Regelung  durch  das  Gesetz  rem 
9.  Juni  1853;  alle  Pensionskassen  eingezogen,  die  bestehenden  Pensionen  auf  die 
Staatsschuld  übertragen.  Gehaltsabzüge  \ron  57ofVit  ^^  ersten  Gehalts,  Vit  j^er 
Zulage,  Zuweisung  der  Abzüge  wegen  Urlaubs  u.  s.  w.,  gewisser  Strafgelder.  Auschlag 
dieser  Einnahmen  1856  auf  11  Hill.,  Staatszuschuss  18  Mill.  (1881  bez.  19*64  u. 
46*38  Mill.  fr.  au  Civilpens.  nach  d.  Ges.  v.  1853,  nach  d.  älteren  Ges.  noch  1*46  Mill.  fr.). 
Hock,  Finanz.  Frankreichs,  S.  45.  Russland  2Vo  Beiträge  der  Beamten.  Eng- 
land (perman.  Dienst)  dsgl.  27)70*  —  ^^  Baiern  wurden  alle  Pensionen  u.  Wittwen- 
gehalte  bis  1825  der  Schuldentilgungskasse  zugewiesen.  1825  5,282,000  fl.  oder  187« 
der  Ausgaben.  Verh.  d.  2.  Kammer  y.  1828,  Beil.  XLVl,  7.  In  der  7.  Finanzperiode 
1855—61  diese  älteren  Pensionen  noch  */^  Mill.  fl.,  Zins  und  Tilgung  der  in  der 
ersten  Zeit  aufgenommenen  Schuld  447,000  fl.  Später  Zuweisung  weiterer  Ruhegehalte, 
so  dass  diese  Kasse  1868  899,000  fl.  (1875  noch  856,000  M.)  Pension  zu  zahlen  hatte, 
wozu  sie  aus  den  Actirresten  der  Schuldentilgekasse  aus  Vorjahren  die  Mittel  erhält 
(Nach  Rau).  Nach  d.  Finanzges.  f.  1876  ist  diese  alte  Pensionskasse  rem  1.  Januar  1876 
an  aufgelöst  worden. 

Die  Ausscheidung  eines  bestimmten  Theils  des 
rentablen  Vermögens  des  Staats  zur  Bildung  besonderer 
Pensions fonds,  deren  Einnahmen  die  Zahlung  der  Pensionen 
sicher  stellen  sollen  (und  etwa  auch  privatrechtlich  dafür  haften), 
ist  mit  dem  modernen  Princip  der  fiscalischen  Kasseneinheit  in 
Widerspruch,  bewirkt  gleichfalls  nur  eine  nachtheilige  Vermehrung 
der  Verwaltungs-  und  Rechnungsarbeit  und  erfüllt  ihren  Zweck 
der  Sicherung  der  Pensionen,  unabhängig  von  der  sonstigen 
Finanzlage  des   Staats,   in   kritischen   Zeiten   doch   nicht.     Eine 
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solche  EiDrichtangy  wie  sie  z.  B.  im  Deutschen  Reichsinva- 
lidenfonds  besteht,  unterbleibt  daher  besser ,  soweit  wenigstens 
allgemein  volkswirthschaftliche  und  finanzielle  Gründe  entscheiden. 

Vgl.  die  Gesetzgebung  des  Reichs  über  den  In^alidenfonds  v.  23.  Mai  1873. 
Ein  Kapital  7on  187  Hill.  Thlr.  wurde  aus  der  französ.  Kriegsentschädigung  ausge- 
schieden und  zu  einem  ,,ReichsinFalidenfonds''  bestimmt,  dessen  Vermögen  dann  in 
einer  Reihe  verschiedener  yerzinslicher  Werthpapiere  angelegt  ist  Seit  1.  Jan.  1873 
hat  dieser  Fonds  die  Militärpensionen  aus  dem  Kriege  von  1870 — 71  zu  tragen.  Später 
sind  ihm  auch  die  8onstig[en  Militärpensionen  der  einzelnen  deutschen  Staaten  aus 
Kriegen  vor  1870  übertragen  worden.  S.  darüber  meinen  Au£Mtz  Reichsfinanzen 
in  Holtzend.  Jahrb.  III,  131  ff.  Die  ganze  Schöpfung  hängt  mit  den  eigenthttml. 
staatsrechtl.  u.  polit.  Verhältnissen  des  Reichs  zusammen,  ist  aber  anch  unter  Berück- 
sichtigung der  hier  vorliegenden  Schwierigkeiten  kaum  anders  denn  als  eine  ver- 
fehlte zu  bezeichnen,  wie  ich  dies  a.  a.  0.  näher  nachzuweisen  gesucht  habe. 
Finanzielle  Bedenken  wegen  der  Anlagen  des  ohnehin  für  den  Zweck  zu  hoch  ge- 
griffenen Kapitals  haben  sich  auch  bereits  herausgestellt,  wie  das  Ges.  v.  23.  Febr.  1876 
§.  1  bestätigt.  Im  Etat  für  1883  sind  auf  den  Fonds  28*67  Mill.  Mark  Pensionen 
angewiesen,  ind.  Verwaltungskosten,  gedeckt  durch  Zinsen  u.  Kapitalzuschuss  aus  d. 
Fonds  in  gleichem  Betrage.  Davon  23*11  M.  M.  Pens,  aus  dem  Kriege  v.  1870, 
3*95  M.  M.  aus  früheren  Kriegen.  Auch  die  Pens.  f.  ehemal.  französ.  Militärs 
HYbl  M.  M.)  deckt  der  Fonds.  F.  1882  war  der  Nomin.betrag  seines  Vermögens  noch 
538  M.  M. 

Für  alles  Weitere  s.  §.  159.  Wichtig  sind  noch  die  Bestimmungen  über  die 
Berechnung  des  „pensionsfähigen  Amtseinkommens",  nach  welchem  sich 
wieder  die  Höhe  der  Pension  (als  Quote  davon)  richtet.  Functions-  u.  Repräsentations- 
zulagen,  auch  wohl  Activitätszulagen  fallen  hierbei  regelmässig  fort,  dagegen  werden 
(D.  Reich  u.  Preussen)  nicht  nur  Wohnungsgeldzuschüsse  (diese  hier  nach  dem  Durch- 
8chn.satz  der  Klasse),  sondern  auch  der  Werth  der  Dienstwohnung  (nach  dem  amt- 
lichen sonstigen  Anschlage),  etwaiger  Naturalbezüge  u.  dgl.  m.  eingerechnet,  worüber 
die  Gesetze  u.  Verordnungen  das  Nähere  feststellen. 

Häufig  wird  über  zu  starkes  Anschwellen  der  Rnhegehaltszahlungen  geklagt. 
Es  kann  natürlich  mit  der  Versetzung  in  Ruhestand  Missbrauch  Seitens  des  Staats- 
gewalt getrieben  worden  sein.  Dagegen  helfen  nur  politische  Garantieen,  ein 
ordentliches  Pensionsgesetz,  Verantwortlichkeit  der  Regierung  u.  s.  w.  Aber  öfters 
sind  die  Klagen  auch  nur  mit  grosser  Vorsicht  aufzunehmen,  indem  sie  aus  der  Ver- 
kennnng  des  Gharactcrs  der  Pension  als  einer  verschobenen  Gehaltszahlung  hervor- 
gehen. Es  ist  dann  Sache  der  Rechnung,  zu  prüfen,  ob  die  Pensionen  zu  hoch  sind 
oder  ob  nur  deshalb  so  viel  an  Pensionen  gezahlt  werden  muss,  weil  ehedem  zu  wenig 
an  Gehalten  gezahlt  wurde.    Oft  wird  es  sich  so  verhalten. 

Beispiele  aus  der  Finanzstatistik  des  Pensionswesens:  Deutsches 
Reich:  ausser  den  vorhin  gen.  Pensionen,  die  auf  dem  Reichsinvalidenfonds  lasten 
hat  das  Reich  unter  seiner  Ausgabe  noch  einen  ailgem.  Pensionsfonds,  der  die 
sonstigen  deutschen  Militärpensionen  (mit  Ausnahme  der  baierischen)  f.  1883/84 
mit  19-19,  die  Marinepens,  mit  0*51,  die  Ci?ilpens.  mit  0*455,  im  G.  2016  Mill.  Mark 
zahlt  Von  der  Gesammt- Ausgabe  des  Reichs  kommen  daher  auf  alle  diese  Pensionen 
48'S3  Mill.  Mark  oder  c.  9%  der  fortdauernden  Ausgaben.  1876  waren  es  noch 
52.23  M.  M.  u.  12*97o-  —  Preussen:  ausser  den  vom  Reich  übernommenen  Pens, 
noch  1614  Mill.  Mark  im  Etat  f.  1876,  18*34  in  dem  f.  1883/84,  wovon  Wartegclder 
för  Givilbeamte  bez.  0*625  u.  0*478,  Pension  für  Civilbeamte  1337  u.  lOMill.  Mark, 
im  G.  c  4*6Vo  u*  3*67o  ^^^  fortdauernden  eigentlichen  Staatsausgaben  (nach  Abzug 
der  Erhebungskosten).  Die  Steigerung  der  absol.  Höhe  wesentl.  die  Folge  der  nach 
d.  Ges.  V.  24.  April  1878  eingetretenen  Pensionirung  der  Richter  u.  Staatsanwälte  bei 
der  Gerichtsreorganisation.  —  Baiern.  Die  Pensionen  u.  s.  w.  wurden  nach  d. 
Finanzges.  für  1S76  bei  der  Umrechnung  von  südd.  Währ,  in  Mark  vom  I.Jan.  1875 
an  um  5%  erhöht  (mehr  noch  die  Wittwen-  und  Waisenpension).  Sämmtlicho 
Pensionen  (ausser  den  Kriegspensionen,  die  der  Reichsinvalidenfonds  trägt)  sind 
ind  der  alten  Beträge,  die  auf  der  jetzt  aufgelösten  Pensionskasso  v.  1825  lasteten, 
auf  den  ailgem.   Staatsfonds  übernommen:    neml.   f.   1876   3*34    Mill.  Mark    ältere 
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Milit&rpensionen  und  7*13  Hill.  Mark  GiTÜpcnsioDen,  wovon  eigentliche  Bnhegehalte 
4*19  MilL  Mark,  i.  G.,  soweit  sie  Baiem  direct  trägt,  6'4Vo  der  eigentL  Staatsaasg. 
(excl.  Erhebungs-  und  Betriebskosten).  —  Sachsen  1876,  Cirilpensionen  2.05  MilL 
Mark  oder  4*3%  der  Nettoausgabe.  —  WUrtemberg  1876,  Ci?ilpensionen  1*27  MilL 
Mark  oder  2*9%  der  eigentlichen  Staatsausgaben;  in  1882/83  (incL  Pens,  an  Geistl. 
u.  Zuschüsse  an  Pens.kasse  der  Yolksschullebrer) ,  1*489  M.  M..  —  Baden  1875, 
Ci?ilpensionen  147  Mill.  Mark  oder  6*6 Vo  der  eigentlichen  Staatsausgaben. —  West- 
0 Österreich  1875,  Pensionen  12*48  Mill.  fl.  =  c.  4*2%  der  Nettoausgabe,  (1882 
14*75  M.  fl.  oder  4'97o);  ausserdem  stehen  im  gemeinsamen  Budget  (mit  Ungarn) 
1*24  Mill.  fl.  Militärpensionen  und  10.23  Mill.  fl.  im  Kriegs^tat  f.  1876  „Versorgongs- 
Wesen''.  —  Frankreich  1876,  1 16*6  Mill.  Fr.  Pensionen,  wovon  66*9  Milit&rpensionen, 
i.  G.  c.  50%  der  Nettoausgabe.  (1881  140*7  M.  fr.,  wovon  71  M.  Militpens. ;  ausser- 
dem Subvention  z.  Kasse  der  Secinvaliden  13*  15  M.  fr.).  —  Russland  1875,  Pei». 
u.  unterstütz.  24*23  Mill.  Rubel,  c.  5*1%  der  Nettoausgabe  (1882  24*61  M.  R.). 
Grossbritannien  Civilpensionen  1881/82  1*17  Mill.  Pf.  St.  —Ein  bedeutender 
Posten,  jetzt  noch  50  Mill.  Doli,  sind  die  meist  aus  dem  Bürgerkriege  herrührenden 
Pensionen  in  d.  Yer.  St  v.  Nordamerika,  fast  Vs  ^^^  Gesammtausgabe. 

§.  165.  —  2.  Wittwen-  und  WaisenpensionswefleD. 

Eine  Zwischenstufe  zwischen  den  Gehalten  und  den  Wittwen-  und  Waisenpensionen 
bilden  die  in  den  meisten  Staaten  gewährten  sog.  Sterbemonatc,  -quartale  u. s.  w., 
d.  h.  die  Auszahlungen  des  vollen  Gehalts  (Pension)  noch  1 — 3  Monate  nach  dem 
Tode  des  Beamten  an  seine  hinterbliobene  Familie.  Eine  passende  Einrichtung,  welche 
es  der  durch  den  Tod  des  Mannes  und  Vaters  meist  in  ganz  andere,  eingeschränktere 
Einkommenverhältnisse  kommenden  Beamtenfamilie  erleichtert,  die  bisherige  Haos- 
wirthschaft  abzuwickeln ;  und  wieder  eine  um  so  nothwendigere  Einrichtung,  je  wenig» 
die  spärlichen  Gehalte  oft  genug  ein  auch  noch  so  geringes  Kapital  hierfür  zurück* 
zulegen  ermöglichten,  namentlich  bei  jüngeren  Männern. 

Beispiele:  Preussen  (s.  Maschcr  a.  a.  0.,  S.  204).  Hinterbliebene  (und 
zwarWittwe,  Kinder,  Enkel,  einerlei  ob  sie  des  Verstorbenen  Erben  oder  nicht;  ausser- 
dem in  gew.  Fällen  mit  minister.  Genehmigung  einige  and.  Verwandte)  von  Beamten, 
die  Mitglieder  eines  Oollegiums  waren  oder  als  Subalterne  dabei  arbeiteten,  erhalten 
ausser  der  Besoldung  des  Sterbemonats  noch  den  Gehalt  für  das  darauf  folg.  QuartaL 
Die  Hinterblieb,  von  Beamten,  die  nicht  in  coUegial.  Verhältn.  u.  verschied,  einzelne 
Kategorien  bekommen  ausser  für  den  Sterbemonat  noch  für  1,  nach  Umständen  £. 
2  u.  3  Monat  den  Gehalt  Auch  billige  Bestimmungen  weg.  Räumung  d.  Dienstwohnung. 
Die  Hinterbliebenen  protest.  Geistlichen  beziehen  mitunter  nach  Ortssitte  ein  Gnaden- 
jahr. In  Theilen  der  Rheinlande  erhalten  selbst  die  Erben  von  Inhabern  katholischer 
Guratstellen  ein  Sterbequartal.  Hinterbliebene  von  Wartegeldempf&ngem  wie  die  von 
nicht  colleg.  Beamten,  solche  von  Pensionären  ausser  dem  Sterbemonat  ein  Gnaden- 
monat (so  auch  im  neuen  Ges.  v.  27.  März  1872,  §.  31).  Das  Gnaden quartal  (nach 
d.  Sterbemonat)  beziehen  auch  die  Hinterbliebenen  der  im  Dienst  gestorbenen  Reicha- 
beamten  (Reichsges.  v.  31.  März  1873,  §.  7,  8).  —  Baden:  Wittwe  u.  Kinder  eines 
eigentlichen  Staatsdieners  und  eines  unteren  Beamten  erhalten  vom  Todestage  des 
Mannes  an  ein  Sterbequartal.  —  Auch  diese  Dinge,  anfangs  dem  Gebiet  der  „Gnade*% 
der  Sitte  angehOrig,  sind  jetzt  meistens  in  das  Rechtseebiet  übergegangen,  so  dass 
für  die  Berechtigten  ein  civilrechtlicher  Anspruch,  für  die  Staatskasse  eine  ebensolche 
Verpflichtung  entsunden  ist 

Auch  die  Wittwen-  und  Waisenpensionen  sind  nach 
dem  Früheren  als  aufgeschobene  Gehaltszahlnng  prin- 
cipiell  gerechtfertigt. 

Die  Ordnung  dieses  Pension swesens  kann  aber,  anders  als 
diejenige  der  Rahegebalte ,  nach  den  gewöhnlichen  Grand- 
sätzen desLebens-  nndRenten-Versicherangswesens^ 
daher  eventaell  anch  mittelst  Privatversichernngsanstalten,  erfolgen 
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nnd  für  diese  Einrichtang  der  Sache  sprechen  beachtenswerthe, 
doch  —  wenigstens  heute  in  unseren  Ländern  nicht  mehr  —  nicht 
überwiegende  Gründe. 

Ich  weiche  in  letzteren^  Punkte  u.  folgerichti)^  in  den  weiteren  Erörterong^cn 
Ober  dieses  Thema  7on  der  vorigen  Auflage  (§.  84)  ab.  Meine  frühere  Ansicht  war 
hier  noch  in  den  Anscbanongcn  des  ,, ökonomischen  Individualismus*^  zu  sehr  befangen. 
Die  jetzige  Modiücation  ist  die  Consoquenz  der  in  der  .^Grundlegung"*  dargelegten  u. 
begründeten  Okon.  u.  socialen  Principicn  u.  speciell  meines  princip.  Standpunkts  in 
der  Versicherungslehre.  S.  darüber  meinen  Aufs.  ,,Staat  u.  Versich.wesen**, 
Tub.  Ztschr.  ISSl  (auch  selbständig)  u.  meine  Abb.  Versieh. wosen  in  Schönbcrg's 
Handb.  d.  polit  Oekon.  IL 

Der  Zeitpunct  des  Beginns  und  des  Aufhörens  der  Pension 
hängt  hier  ganz  von  einem  Naturereigniss  (Tod  des  Mannes, 
der  Wittwe,  Tod  oder  Erreichung  eines  bestimmten  Lebensalters 
Seitens  der  Kinder)  ab. 

Selbst  der  Fall,  dass  die  Wittwe  sich  wieder  verheiratbet  und  dann  nach  häufigen 
Vorachriften  der  Pensionsreglements  ihre  Pension  ganz  oder  theilweise  verliert,  lässt 
sich  nach  den  Daten  der  Ueirathsstatistik  unter  die  Regeln  der  Wahrscheinlichkeits- 
rechnung bringen.  Vgl.  die  Statist.  Daten  über  erste,  zweite  Ehen,  Verheiratbung  von 
Witt  wen  u.  s.  w.  in  Wappäus,  Bevölkerungsstatistik  II,  230  ff.,  A.  Wagner,  Gesetz- 
mässigk.  d.  menschlichen  Handlungen  I,  20,  II,  99,  v.  Oettingen,  Moralstatist.  S.  3, 
67.  —  Richtiger  ist  es,  wenn  jede  solche  Bestimmung  —  eine  Wiederverheirathungs- 
s träfe  —  fehlt  Der  Staat  hat  jedenfalls  eher  ein  Interesse,  die  Wiedcrverheirathung 
der  Wittwe  zu  begünstigen,  als  das  Gegenthcil.  Mindestens  sollte  die  Wittwenpension 
nur  theilweise  (in  Preussen  bei  den  Wittwenverpflegungsanst  die  Hälfte)  bei  zweiter 
Ehe  fortfallen  und  bei  neuem  Verwittwen  (oder  Scheidung)  ganz  wieder  aufleben  (so 
in  Preussen,  wo  auch  gew.  Abfindungen  zwischen  der  sich  wieder  verheirathenden 
Wittwe  u.  der  Kasse  gestattet  sind,  s.  Mascher,  S.  143).  Die  Verhältnisse  kränk- 
licher, mit  Anlage  zu  organischen  Leiden  behafteter  Männer,  welche  nicht  oder  nur 
zu  erheblich  höheren  Kosten  Wittwenpension eu  kaufen  könnten,  Hessen  sich  apart  regeln. 

Im  Uebrigen  wäre  das  gewöhnliche  Versicherungs- 
wesen technisch  zulässig  und  ausreichend,  wenn  der 
Staat  nur  den  Einkauf  des  Ehemanns  und  Familienvaters  nebst 
der  ungefähren  Höhe  des  Einkaufs  vorschreibt  (wie  es  ohnehin 
auch  bei  Staatspensionskassen  vielfach  geschieht)  und  über  die 
Ausführung  wacht ,  namentlich  über  die  regelmässige  Prämien- 
zahlung. 

Ban  war  entgegengesetzter  Ansicht,  s.  §.  64  u.  65  d.  5.  Aufl.,  aus  Gründen, 
die  ich  auch  jetzt  noch  nicht  fUr  ausschlagend  halte. 

Die  nothwendige  Voraussetzung  dafUr  ist  eine  solche  Höhe 
der  Dienst-  und  Ruhegehalte,  dass  der  Beamte  daraus  die  Ver- 
sicherungsprämie u.  s.  w.  in  normaler  Höhle  bezahlen  kann. 
Bei  der  Qehaltsregelung  braucht  also  nur  auf  normale  Alters- 
verhältnisse der  Gatten  und  die  übliche  Kinderzahl  (c.  4  —  5) 
Rücksicht  genommen  zu  werden.  In  diesem  Falle  aber  entgeht 
man  auch  ohne  Weiteres  gewissen  Unbilligkeiten  und  Willkürlich- 
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keiten,  die  das  jetzige  Staatswittwen  -  and  WaiseDpensionswesen 
immerhin  enthält. 

Die  Beweisfuhrong  wesentlich  Fom  Standpunkte  des  Ökonomischen  Indi?idQalis- 
mos,  ist  diese:  Der  Anspruch  auf  einen  Gehidtstheil ,  aus  dem  eine  Wittwen-  und 
Waisenrente  versichert  werden  kann,  wird  durch  den  Staatsdienst  als  solchen  nach 
den  Grundsätzen  begründet,  welche  den  Preis  der  Arbeit  oder  den  Lohn  überhaupt 
auf  die  Dauer  regeln  mttssen,  nicht  aber  durch  den  zufalligen  Umstand,  ob  ein  Be- 
amter heirathet,  Kinder  hat  und  eine  Wittwe  und  unerwachsene  Waisen  hinterlässt 
Mit  andern  Worten  der  unverheirathete,  kinderlose  oder  seine  Frau  und  Kinder  über- 
lebende Beamte  muss  an  und  für  sich  als  Staatsdiener  dem  verheiratheten  u.  s.  w. 
in  der  Besoldung  ganz  gleich  stehen.  Er  hat  daher  das  Rocht,  die  Prämie,  welche 
er  im  andern  Falle  zahlen  müsste,  aufzuzehren  oder  apart  für  sich  und  seine  sonstigen 
Erben  aufzusparen.  Jede  günstigere  Behandlung  der  Yerheiratheten  u.  s.  w.  enthält 
mittelbar  eine  Heiraths-  und  Kindererzeugungsprämic,  jede  ungünstigere  Behandlung 
des  Ehelosen  eine  Art  Hagestolzen-  oder  COlibatsteuer,  was  sich  nicht  billigen  lässt 
und  hier  ganz  unnützer  Weise  „communistische'^  Principien  in  diese  Sachen  einftlhrt. 
Bei  solcher  Regelung  des  Wittwen-  und  Waisenpensionswesens,  so  wird  weiter 
argumentirt,  werden  auch  die  „wissenschaftlichen  Grundsätze  des  Versicherungswesens*^ 
am  Besten  consequent  durchgeführt  werden,  was  durchaus  wünschenswerth  sei.  Ins- 
besondere wird  hierbei  auch  die  neuerdings  wieder  öfters  erörterte  Frage  am  Passend- 
sten nach  den  iDdi?iduellen  Verhältnissen  der  Betheiligten  entschieden  werden, 
ob  nemlich  eine  Leib-  bez.  Zeitrentenrersicherung  der  Wittwen  und  der  Waisen 
oder  eine  Kapitalversicherung  des  Mannes  und  Vaters  auf  den  Todesfall  erfolgen 
soll.  Letztere  Form  hat  den  wesentlichen  Vorzug,  dass  sie  die  Prämienzahlung  des 
Beamten  nicht  nutzlos  für  seine  Familie  macht,  falls  die  Frau  yor  dem  Manne  stirbt 
und  die  Kinder  ?or  dem  Tode  des  Vaters  erwachsen  und  damit  aus  dem  Bezugsrecht 
ausgetreten  sind.  Das  durch  Prämienzahlung  erworbene  Kapital  kommt  also  auf  idle 
Fälle  der  Familie  zu  Gute.  Auch  kann  es  häufig  in  wirthschafUicher  Beziehung  für 
die  Hinterlassenen  wichtiger  sein,  über  ein  Kapital  als  über  eine  Rente  zu  yer^en, 
um  die  eigene  Erwerbsfähigkeit  zu  erhöhen.  Dem  gegenüber  steht  freilich  die  Ge- 
fahr, dass  ein  solches  Kapital  irerloren  gehen  oder  etwa  wieder  in  besondrer  Weise, 
unter  Staatscontrole ,  sichergestellt  werden  müsste,  um  die  Wittwen  und  die  Waisen 
dauernd  zu  sichern.  Bezügliche  Einrichtungen  der  Controle  Hessen  sich  indessen 
treffen.  Jedenfalls  wird  es  in  der  Regel  erwünscht  sein,  wenn  der  Beamte  zwischen 
Renten-  und  Kapitalyersicherung  wählen  kann.  Immer  passt  die  letztere  nicht,  z.  B. 
wenn  es  sich  nur  um  die  Wittwe  allein  handelt,  wo  die  Rentenyersicherung  billigere 
oder  ausgiebigere  Hilfe  gewährt  Bei  einer  rein  staatlichen  Regolung  wird  die 
zweckmässigsto  Gestaltung  aber  nicht  so  leicht  erreicht  werden.  Wiegand 
(Sind  gegenwärtig  die  Staats -Pensions-  und  Wittwenkassen  noch  zeitgemäss?  Halle 
1859)  empBehlt  an  Stelle  solcher  Kassen  die  Lebensyersicherung  und  räth,  dass  die 
Staatskasse  einen  Beitrag  zur  Versicherung  gebe.  So  geschieht  es  zum  Theil  in  der 
Schweiz,  wo  Gantonsregierungen  Versicherungsverträge  für  die  Schullehrer  ab- 
schliessen  und  einen  Theil  der  l^ämien  übernehmen.  Jetzt  auch  in  Deutschland 
schon  öfters,  z.  B.  im  Post-,  Schuldienst.  Eine  gute  Aufgabe  liegt  hier  für  die  neu 
sich  bildenden  Beamten?ereine,  wie  namentl.  der  yortroff'liche  Österreich.,  vor; 
desgl  jetzt  d.  neue  preussische  ?on  1876.  S.  gegen  diesen  Vorschlag  die  Be- 
mericungen  von  Rau  in  der  5.  Aufl.,  §.  65,  Anm.  (a). 

Die  hier  gegebene  Beweisftthrang  (wörtlich  ans  der  2.  Anfl. 
§.  84  herObergenommen)  ist  folgerichtig  nnd  zutreffend,  wenn 
man  in  dem  einzeben  Beamten  nnr  ein  fUr  sich  stehendes  Indi- 
vidanm,  mit  bestimmten  individuellen  Rechten  und  Pflichten,  sieht. 
Aber  eben  diese  Prämisse  ist  zu  bemängeln.  Der  einzelne 
Beamte  ist  vielmehr  als  Glied  einer  grossen  corporativen 
Gemeinschaft   aufzufassen.      Seine    Besoldung,    seine   eigene 
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Pension  y  diejenige  seiner  Hinterbliebenen  wird  niebt  nur  nm 
seinetwillen,  sondern  nm  der  Gemeinsehaft  und  deren  Interessen 
Willen  und  so,  wie  es  letztere  verlangen,  geregelt. 

Hier  Icommt  dann  der  von  Ihering  hervorgehobene,  nur  von  ihm  zu  ansschlieäs- 
lieh  betonte  Gesichtspunkt  der  ,.Sastentation''  zur  Geltang.  Der  Beamte,  welcher 
nicht  verheirathet  ist  nnd  keine  Familie  hat,  braucht  weniger  zum  Leben,  der  Ver- 
heirathete  mehr.  Indem  der  Staat  dem  letzteren  in  Pensionen  der  Hinterbliebenen 
oder  in  Beiträgen  far  Wittwen-  nnd  Waisenkassen  dieses  Mehr  gewährt,  entzieht  er 
dem  Unverheiratheten  an  sich  nichts.  Wohl  aber  ermöglicht  er  dadurch  auch  in 
seinem,  des  Staats  eigenem  und  im  allgemeinen  Gesellschaftsinteresse  seinen  Be- 
amten den  Eintritt  in  den  Normalzustand,  in  die  Ehe,  und  die  Gründung  der 
Familie.  WOrde  der  Staat,  statt  solcher  Beisteuern  in  Form  von  Wittwenpensionen 
XL,  s.  w.,  jedem  Beamten  einen  entsprechend  höheren  Gehalt  geben  und  alsdann  es 
dem  Einzelnen  überlassen,  durch  Yersicherungseinrichtungen  die  Hinterbliebenen 
sicher  zu  stellen,  so  ermöglichte  er  thatsächlich  dem  Unverheiratheten  nur  eine  be- 
quemere Lebensführung  mit  dem  höheren  Gehalte,  begünstigte  dadurch  in<Ürect  viel- 
leicht selbst  die  Ehelosigkeit  der  Beamten  und  bürdete  der  Staatskasse,  also  der  ge- 
sammten  steuerzahlenden  Bevölkerung  eine  um  den  Betrag  der  nunmehr  ersparten 
Wittwenpensionen  oder  Wittwenkassenbeiträge  der  ledigen  Beamten  erhöhte  Last  auf. 

So  verdient  das  meistens  bestehende  System  prin- 
eipiell  —  darum  noch  keineswegs  in  den  Einzelheiten  seiner 
Ausführung  —  wohl  den  Vorzug. 

§.  166.  Die  principielle  Verschiedenheit  des  Stand- 
pnncts  auf  dem  Gebiete  der  Fürsorge  ftlr  die  Hinterbliebenen  der 
Beamten  bedingt  alsdann  folgerichtig  auch  eine  verschiedene 
practische  Durchführung. 

a)  Vom  Standpuncte  des  ökonomischen  Individua- 
lismus aus  muss  man  für  die  etwaige  Einrichtung  staatlichen 
Wittwen-  und  Waisenkassenwesens,  welche  auch  von  diesem  Stand- 
puncte aus  nicht  nothwendig  ausgeschlossen  erscheint,  zweii  An- 
forderungen stellen:  die  Bildung  besonderer  selbständiger 
Pensionskassen  tllr  diesen  Zweck  nnd  die  Organisation  der 
letzteren  streng  nach  den  rein  privatwirthschaftlichen 
Gmndsätzen  des  Versicherungswesens ,  daher  namentlich  so,  dass 
die  Kassen  völlig  aus  eigenen  Mitteln,  d.  h.  ans  den  Bei- 
trägen der  Versicherten  bestehen. 

Danach  ist  dann  freilich  an  den  vielfach  bestehenden  Einrichtungen  eine  ?on 
diesem  Standpunkt  aus  richtige  Kritik  zu  tlben,  wie  dies  in  der  ?or.  Aufl.  §.  85 
geschehen  ist  Nur  ist  die  Tragweite  dieser  Kritik  beschränkter,  als  dort  noch  ange- 
nommen wurde,  weil  der  ganze  Standpunkt  zu  einseitig  ist.  Stellt  man  sich  aber 
einmal  auf  diesen,  dann  ist  es  wahr,  dass  vielfach,  wie  ich  in  der  vor.  Aufl.  schrieb. 
Principlosigkeit,  Irrationalität  und  Willkür  in  den  Bestimmungen  tlber  solche  Kassen 
herrscht  Ganz  unnOthig  werden  öfters  communistische  Grundsätze  dabei  befolgt, 
z.  B.  der  Zwangsbeitritt  der  Ledigen  (mitunter,  wie  früher  in  Giessen,  selbst  der 
kathol.  Geistlichen),  die  Gewährung  von  Pensionszuschlägen  für  jedes  Kind,  ohne 
entsprechend  höhere  frühere  Zahlung  des  Vaters,  die  Nichtberücksichtigung  der  ab- 
soluten und  relativen  (zu  einander)  Lebensalter  der  Gatten  u.  a.  m.  (Baden  u.  a.  L.) 
Statt  dessen  sind  dann  folgende  Regeln  aufzustellen. 
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a)  Die  Gehalte  (Dienst-  und  fialiegehalte)  sollen  anch  hier  so  hoch  normirt 
werden,  dass  der  Beamte  die  nach  normalen  Verhältnissen  zu  zahlenden  Beiträge  ans 
dem  Gehalt  entrichten  kann.  Am  Besten  ist  es,  bloss  fortlaufende  Beiträge,  ^lig 
zu  den  Terminen  der  Gehaltsszahlungen,  einzuführen,  nicht  auch  ein  besofideres  höhe- 
res Eintrittsgeld  q.  dgl.  m.,  dessen  Zahlung  in  kurzer  Zeit  dem  sonst  mittellosen  Bc- 
amteii  Mühe  macht. 

ß)  Nur  der  Verheirathete  soll  vom  Augenblick  seiner  Verheirathung  an  beitreten 
müssen,  eventuell  mit  der  Verpflichtung,  zur  Fortzahlung  der  Beiträge  im  Falle  der 
Verwittwung.  Der  bereits  früher  Verwittwete  braucht  nur  Beiträge  für  Kinderpen- 
sionen zu  zahlen.  Da  sich  die  Wahrscheinlichkeit,  Wittwer  zu  werden,  für  die  ein- 
zelnen absoluten  und  relativen  (Altersverhältniss  zwischen  Mann  und  Frau)  Lebens- 
alter auch  berechnen  lässt,  so  kann  man  wählen,  ob  gleiche  Prämien  von  Verhei- 
ratheten  u.  Wittwer- Word  enden,  oder  höhere  von  jenen  und  niedrigere  (bloss  ftlr 
die  Kinder)  von  diesen  gezahlt  werden  sollen.  Aehnliches  gilt  für  den  kinderlos  g  e- 
wordenen  Ehemann  oder  Wittwer.  Wer  als  Wittwer  mit  unerwachsenen  Kindern  in 
den  Staatsdienst  tritt,  sollte  für  diese,  der  kinderlose  Wittwer  in  solchem  Fall  aber 
gar  nicht  beitreten  müssen.    Also  kein  Zwang  gegen  Ehelose. 

y)  Die  Prämien  sind  genau  nach  den  Grundsätzen  der  Wahrscheinlichkeitsbe- 
rechnung in  der  Lebens-  und  Kentenversicheruug ,  daher  nach  dem  Lebensalter  der 
Gatten,  nach  der  Zahl  und  dem  Alter  der  Kinder  abzustufen.  Also  keine  gleich  hohen 
Gehaltsprocente,  ohne  Rücksicht  auf  diese  Momente,  und  vollends  keine  absolut  gleichen 
Beiträge  wie  z.  B.  bei  einzelnen  Gassen  für  besondere  Kategorieen  von  Staats- 
dienern,  z.  B.  bei  manchen  Dniversitätswittwenkassen,  die  überhaupt  unter  allen 
so  ziemlich  den  Preis  in  der  Irrationalität  davontragen,  wenn  man  sie  bloss  privat- 
wirthschaftlich  auffasst,  was  eben  einseitig  ist  (s.  z.  B.  d.  Statut  der  Berliner  üniver- 
sitätswittwcnkasse  v.  4.  Juni  1847:  alle  neueren  Mitglieder  64  Thlr.  Beitrag,  ord.  wie 
ausserord.  Profese.,  auch  die  unbesoldeten,  müssen  zwangsweise  beitreten.  Wittwen- 
pension  240  (jetzt  280  Thlr.),  Waisenpensionen  bis  3  Kinder  event.  Vo  mehr,  Max. 
120  Thlr.  (Von  1876  an  durch  stärkere  Staatszuschüsse  erstere  auf  400  Thlr.,  letztere 
auf  200  Thlr.  gebracht). 

d)  Die  Prämien  sind  so  hoch  zu  stellen,  dass  die  Kassen  aus  eigenen  Mitteln 
bestehen  können,  ohne  jeden  weiteren  Staatszuschuss. 

e)  Die  Kassen  müssen  deshalb  eine  hinlänglich  grosse  Zahl  von  Personen  um- 
fassen, damit  die  Regeln  des  Versicherungswesens  mit  Sicherheit  angewandt  werden 
können.  Daher  vor  Allem  keine  kleinen  Localkassen,  wie  die  insofern  ganz  irra- 
tionellen Üniversitäts-Wittwenkassen;  überhaupt  möglichst  Vereinigung  der  Interessen- 
ten etwa  nach  den  Hauptgtuppcn  des  Dienstes  (Civil  und  Militär)  in  Einer  Kasse, 
allenfalls  bei  nachweisbarer  Verschiedenheit  der  wahrscheinlichen  Lebensdauer  der 
einzelnen  Berufsstände  mit  entsprechender  Abstufung  der  Prämien.  Es  giebt  öfters 
besond.  Kassen  für  Officiere,  Militärbeamte,  Geistliche,  Forst-,  Post-,  Eisenbahn-  und 
verschiedene  andere  Kategorieen  von  Beamten  und  von  Lehrern  (s.  z.  B.  in  Preussen, 
Mascher  a.  a.  0.  S.  145).  Die  wahrscheinliche  Lebensdauer  dieser  Stände  ist  in 
der  That  mehrfach  ein  wenig  verschieden.  Der  so  wünschenswerthen  Verschmelzung 
solcher  kleiner  Pensionskassen  steht  oft  der  ungleiche  Vermögensbestand  der  letzteren 
entgegen  oder  unsinnige  Vorschriften,  z.  B.  dass  Aenderungen  der  Statuten  an  die 
Einstimmigkeit  der  Mitglieder  gebunden  sind  (so  bis  1876  im  Statut  der  Berl.  Uni- 
versitätswittwenkasse).  Und  doch  würde  die  Verschmelzung  viel  grössere  Garantien 
für  die  Gesammtheit  bieten,  als  das  kleine  aparte  Vermögen,  und  die  Beiträge  Hessen 
sich  dann  meist  bald  ermässigen.  Der  Verbindung  der  Kassen  (z.  B.  zum  Zweck  der 
Rückversicherung)  mit  soliden  grossen  Privat-Lebcns-  und  Rentenversichernngsanstalten 
ist  Vorschub  zu  leisten,  damit  die  Sicherheit  der  Solvenz  möglichst  gesteigert  werde. 

b)  Von  dem  am  Schluss  des  vorigen  §.  vertheidigten  ,, so- 
cialen'^ Stand  puncto  ans  ist  dagegen  diese  Kritik  mit  ihren 
practischen  Folgerungen  für  dre  Organisation  des  besprochenen 
Oebiets  erheblich  zu  modificiren.  Eine  mindestens  theilweise 
Uebernahme  der  finanziellen  Last  des  Beamten -Wittwen- 
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and  Waisenpensionswesens  auf  die  Staatskasse  ist  dann  zu 
verlangen,  in  der  Gonseqnenz  der  Theorie  und  Politik  des  Arbeits- 
lohnes überhaupt  und  des  Beamtengehalts  insbesondere,  wonach 
diese  Pensionen  zu  den  Selbstkosten  der  Arbeit  gehören.  Fraglich 
bleiben  nur  zwei  wesentlichere  Puncto:  ob  nemlich  überhaupt  be- 
sondere Pensionskassen  eingerichtet  oder  statt  dessen  auch  diese 
Wittwen-  und  Waiseogelder,  wie  jetzt  schon  die  Ruhegehalte  der 
Beamten  selbst,  ohne  Weiteres  von  der  Staatskasse  als  eine  aus 
dem  Staatsdienerverhältniss  ipso  jnre  datirende  Verpflichtang  ge- 
zahlt werden  sollen;  oder  ob  wenigstens  ein  Theil  dieser  Pen- 
sioi^lasten  nach  irgend  einem  Modus  als  In  di  vi  duallast  der 
betreffenden  Beamten  auf  diese  in  der  Form  von  Beiträgen 
repartirt  werden  soll,  sei  es  zu  Gunsten  besonderer  Pensionskassen, 
als  vermögensrechtlich  selbständiger,  vom  Fiscus  getrennter,  wenn 
auch  von  ihm  zuschussweise  zu  dotirender  Institutionen,  sei 
es  ohne  solche  Separatverrechnung  einfach  zu  Gunsten  der  im 
Uebrigen  selbstschuldnerisch  haftenden  allgemeinen  Staatskasse. 

Für  und  gegen  jede  dieser  Modalitäten  lassen  sich  wieder  besondere  principielle 
and  practische  GrOnde  geltend  machen.  Für  das  Absehen  ?on  besonderen  Pensions- 
kassen und  von  speciell  dafür  zu  erhebenden  und  zu  verrechnenden  Beiträgen  spricht, 
dass  damit  die  volle  Consequenz  des  hier  befürworteten  zweiten,  des  „socialen*'  Ge- 
aichtspunctes  gezogen  und  practisch  zugleich  viele  Yerwaltungs-  und  Bechenarbeit, 
also  auch  viele  Kosten  erspart  werden.  Anderseits  kann  man  einwenden,  dass  das 
mit  diesem  Vorgehen  verbundene  völlige  Absehen  von  individuellen  Verschiedenheiten 
in  den  far  die  Last  des  Wittwen-  und  Waisenpensionswesens  massgebenden  persönlichen 
Verhältnissen  der  Beamten  —  wie  absolutes  und  relatives  Lebensalter  der  Gatten,  Zahl 
und  Alter  der  Kinder  —  doch  auch  seine  beachtenswerthen  Bedenken  hat,  auch  wenn 
man  den  genannten  principiellen  Standpunct  festhält.  Bei  Ehen  mit  erheblich  jüngeren 
Frauen  und  bei  grosser  Kinderzahl,  wenn  für  jedes  Kind  eine  besondere  Pension  oder 
ein  Zuschlag  zu  der  sonstigen  gezahlt  wird ,  treten  dann  für  die  betreffende  Familie 
unvcrhältnissmftssig  grössere  Vortheile  ein. 

Völlig  sind  die  Schwierigkeiten,  welche  bei  der  Befolgung  des 
einen  oder  anderen  Weges  hier  entgegentreten,  nicht  zu  lösen. 
Man  muss  sich,  wie  so  oft  in  solchen  practischen  Dingen,  mit 
Compromissen  zwischen  den  Consequenzen  der  verschiedenen 
Modalitäten  zufrieden  geben.  Kelativ  am  zweckmässigsten  möchte 
es  sein,  nachdem  man  einmal  die  principielle  Zugehörigkeit  der 
Pensionen  fQr  Hinterbliebene  zu  den  vom  Arbeitgeber  zu  ersetzen- 
den Selbstkosten  der  Arbeit  erkannt  hat,  Minimalpensionen 
für  die  Wittwe  und  ftlr  ein  jedes  Kind  einer  nicht  zu 
kleinen  Maximalzahl  von  Kindern  (4—6),  ohne  Weiteres, 
d.  h.  ohne  die  Einrichtung  besondrer  Pensionskassen  und  ohne 
specielle  Beiträge  des  Beamten  an  die  Staatskasse  behufs  Erwer- 
bung solcher  Rechtsansprüche  zu  gewähren,  und  zwar  in  der  Form 
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von  Quoten  der  letzten  Besoldung  des  Gatten  und  Vaters,  unter 
Festsetzung  absoluter  Minimal  betrage  dieser  Pensionen  bei 
den  niedrigeren  und  etwa  auch  absoluter  Maximal  betrage  bei 
den  höchsten  Gehalten. 

Besonders  extreme  F&IIe,  z.  B.  der  Altersdifferenz  der  Gatten,  liessen  sich  durch 
eine  Ermässigung  der  Wittwenpension  oder  —  und  vielleicht  besser  —  durch  eine 
hier  zu  fordernde  (zwangsweise)  Beitragsleistung  des  betreffenden  Beamten  an  die 
Staatskasse  unschwer  erledigen.  Aehnliches  gilt  von  der  Erwerbung  einer  die  er- 
wähnte Maximalzahl  überschreitenden  Anzahl  von  Kinderpensionen. 

Die  Ermöglichung  des  Erwerbs  von  Ansprüchen  auf  höhere, 
d.  h.  jenes  Minimum  übersteigende  Pensionen  für  die  Hinter- 
bliebenen des  Beamten  bleibt  aber  dann  immer  noch  sehr  er- 
wünscht  Dafür  könnte  man  unter  Zugrundelegung  der  gewöhn- 
lichen privatwirthschaftlichen  Principien  des  Rentenversicherungs- 
wesens  oder  mit  geringeren,  passend  erscheinenden  Abweichungen 
davon,  besondere  Einrichtungen  trefifen.  Im  Interesse  der  Sicher- 
heit und  Wohlfeilheit  aber  auch  wohl  am  Besten  entweder  in 
der  Form  besonderer,  staatlich  verwalteter  Staats- 
pensionskassen für  dieses  Plus  der  Minimal pensionen  oder, 
was  doch  ebenso  zulässig  erscheint  und  einfacher  und  wohlfeiler 
wäre,  in  der  Form  von  Beiträgen  des  Beamten  direct  an 
die  Staatskasse,  bez.  etwa  an  die  Staatsschuldenkasse,  wie  in 
anderen  Fällen  des  Leibrentenverkaui's  Seitens  der  Staatsschulden- 
verwaltung. 

Wie  man  sieht,  liegt  hier  eine  ähnliche  Aufgabe  und  Frage  wie  bei  den  Pl&nen 
der  sogen.  Arbeiterversicherung  vor,  wo  auch  neben  Mini  mal  pensionen  u.  dgl.  auf 
der  Basis  des  Zwangsprincips  höhere  Pensionen  mittelst  facultativ  zu  benutzender 
Einrichtungen  erwünscht  erscheinen.  YgL  u.  A.  Schäffle  über  d.  corporat  Hilfs- 
kassenzwang,  TUb.  1882.  FUr  die  weitere  Rechtfertigung  etwaiger  Abweichung  von 
denjenigen  Grundsätzen,  welche  nach  dem  Standpunct  des  ökonomischen  Individualis- 
mus die  ,,a  1 1  e  i  n  r  a  t  i  0  n  e  1 1  e  n*'  im  Versicherungswesen  —  eben  eine  petitio  principii !  — 
genannt  werden,  s.  meine  Abh.  Staat  u.  Yersich.wes.  S.  39  tf  (TUb.  Ztschr.  1881  S.  40 Hl 
u.  Yeisich.wesen  in  Schönberg*s  Handb.  I.  bes.  §.  13,  14  S.  1148  ff. 

Wie  nun  aber  auch  immer  vorgegangen  wird,  jedenfalls  soll 
,ydie  Gewährung  der  Pension  gegenwärtig  nicht  mehr  bloss 
Gnadensaohe  mit  Entscheidung  des  einzelnen  Falls,  sondern 
allgemein  gesetzlich  geregelt  sein'^    (Rau,  §.  65.) 

Die  Materie  ist  offenbar  in  Fluse,  namentlich  in  Deutschland.  Die  oben  ge- 
zogenen Consequenzen ,  dass  die  Wittwen-  u.  Waisenpension  an  sich  zum  Lohn  und 
Gehalt  gehört,  orechen  sich  Bahn,  die  Folgerungen  aus  dem  „socialen''  Gesichtspunkte 
kommen  auch  mehr  und  mehr  zur  Geltung.  Interessant  in  dieser  Hinsicht  die  neueste 
preuss.  Gesetzgebung.  Ueberall  Uebergang  vom  „Privatwirthschaftlichen''  ins  „Gemein- 
wirthschaftliche'*.  Vgl.  auch  Elster  in  Conrad's  ö.  Jahrb.  B.  41,  S.  131  ff.,  wo  diese 
principielle  Seite  nur  hätte  hervorgehoben  werden  mOssen. 

Beispiele  von  Einrichtungen  fUr  Wittwen-  und  Waisenpensionen.  Eine  aparte 
Behandlung  erfährt  begreiflich  meist  das  Wittwen-  und  Waisenpensionswesen  im 
Militär,  bes.  bei  den  Officieren,  weil  hier  der  Dienst  selbst  im  Kriege  direct 
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nachweisbar  den  Yeisorger  raubt.  Daher  auch  im  Deutschen  Beichspensionsgesetz 
vom  21.  Juni  1871  fQr  die  Hinterbliebenen  ron  Officieren  und  Mannschaften  Pensionen 
aas  d.  allgem.  Staatsfonds  (In?alidenfonds  jetzt,  s.  o.  S.  377):  fOr  Officierswittwen 
500,  400,  300  Thlr.,  für  Kinder  (bloss  bis  z.  17.  J.)  50,  bei  Mntterlosigkeit  75  Thlr. 
jedes  .,£rziehang8beihilfe'* ;  auch  f.  and.  Verwandte  in  gew.  Fällen;  Wittwen  der 
Unterofficiere  u.  s.  w.  bis  zn  den  Gemeinen:  108,  84,  60  Thlr.,  Kinder  je  42,  bez. 
60  Thlr.,  gleichfalls  and.  Verwandte.  Preussen,  s.  Mascher,  S.  128  ff.  Der 
Beamte  bedarf  des  Heirathsconsenses,  der  verweigert  wird,  wenn  eine  bestimmte  Er- 
klärang  fehlt,  mit  welcher  Summe  der  Beamte  seine  künftige  Ehefrau  in  d.  Wittwen- 
kasse  einkaufen  will.  Bei  der  allgem  Wittwenverpflegungsanstalt  za  Berlin  von  1770 
(Pat  V.  28.  Dec  mit  vielen  spät  Aender.  u.  Znsätzen,  s.  auch  Ges.  v.  17.  Mai  1856) 
kann  der  grOsste  Theil  der  Beamten  u.  s.  w.,  mit  Ausschluss  einiger  bes.  Kategorieen 
(u.  A.  auch  derer  mit  weniger  als  250  Thlr.  Einkommen)  eintreten.  Ausgeschlossen 
sind  Männer  über  60  J.  oder  mit  gefährl.  chron.  Krankheiten  behaftete,  bedingt  auch 
Männer  verschiedenen  Lebensalters,  deren  Altersdifierenz  gegen  ihre  Frau  ein  best 
Maass  überschreitet  (durch  entsprech.  Zuschlagprämien  Hessen  sich  solche  Männer, 
wie  gesagt,  doch  receptionsfähig  machen).  Die  Wittwenpension  soll  mbdestens  Vs  des 
Gehalts  des  Mannes,  Min.  100,  Max.  500  Thlr.  betragen,  sie  wird  nur  gezahlt,  wenn 
der  Mann  wenigstens  1  Jahr  nach  der  Aufnahme  lebt,  nur  mit  Vs«  wenn  er  im  2., 
mit  Vs*  wenn  er  im  3.  Jahr  stirbt.  Die  Prämien  sind  rationeller  Weise  genau  nach 
dem  absei,  u.  relat  Ueirathsalter  (Jahr  f(ir  Jahr)  beider  Gatten  abgestuft,  doch  nicht 
hoch  genug,  als  dass  die  Anstalt  ganz  aus  eigenen  Mitteln  bestehen  könnte  (A.  für 
1870:  Betrag  der  Wittwenpension  1,516,000  Thlr..  Gesammtausgaben  incl.  VerwaJtnngs- 
kosten  1,548,890  Thlr.,  eig.  Einn.  aus  Beitr.  d.  Mitglieder  784,230  Thlr.,  also  Staats- 
zuschuss  im  Et  d.  Finanzministeriums  764,660  Thlr.  [im  A.  f.  1876:  2,026,780  M.], 
wonach  die  Prämien  im  Durchschn.  etwa  zu  verdoppeln  wären).  (Jetzt,  1883  erheb- 
liche Steigerung  des  Staatszuschusses,  weil  viele  Beamte  nach  d.  unten  gen.  neuen 
Ges.  V.  1882  ausscheiden.  Daher  im  Et  f.  1883/84  Ausg.  an  Pens.  u.  s.  w. 
5.452  M.  M.,  Beiträge  etc.  der  Beamten  nur  noch  1.73,  Staatszuschuss  3.72  M.  M.). 
Beispiel  d,  Tarifs:  Jährliche  Prämie  für  100  Thlr.  Pension: 

Mann  30  Jahr,  Frau  20  Jahr,  Prämie  iy03  Thlr.  M.  35  J.,  F.  20  J.,  Prä. 
24 07  Thlr.  M.  85  J.,  F.  25  J.,  Prä.  22*07  Thlr.  M.  40  J.,  F.  25  J.,  Prä.  2803  Thlr. 
M.  50  J.,  F.  30  J.,  Prä.  4226  Thlr. 

Früher  hatten  die  Mitglieder  noch  bes.  Eintrittsgelder  zu  zahlen,  was  durch  d.  Ges. 
V.  1856  beseitigt  ist  Eine  der  nachtheiligen  finanziellen  Folgen  der  zu  späten  und 
ungenügenden  Anfangsgehalte  des  Beamten  in  Preussen  u.  a.  L.  tritt  auch  hier  wieder 
hervor:  die  Männer  heirathen  später  u.  jüngere  Frauen,  woher  die  Wittwenpensioncn 
mehr  anschwellen  und  der  Staat  dabei  nachzahlen  muss,  was  er  an  Gehalten  zu  wenig 
zahlte.  Statt  der  Allg.  W.  V.  A.  kann  auch  die  Berl.  Schulenb.  allg.  Wittwenpens.  u. 
Cnterstützungskasse  (Reglem.  v.  3.  Dec.  1836)  von  dem  Beamten  zum  Eintritt  benutzt 
werden,  wo  u.  A.  Männer  bis  zum  E.  d.  64.  Jahrs  aufgenommen  werden;  Pension 
von  20—600  Thlr.  für  Wittwen,  unverheirathete  Töchter.  —  Für  verschiedene  Wittwen- 
und  Waisenkassen  der  Beamten  in  den  neuen  Provinzen  (für  Schleswig -Holstein  in 
Kopenhagen)  hat  die  preuss.  Staatskasse  in  1876  noch  1,447.000  M.,  in  1883/84 
1*35  M.  M.  Zuschüsse  zu  leisten,  ges.  A.  1876  daher  3,49,  1883/84  5*25  M.  M. 
Die  neueste  preuss.  Gesetzgebung  v.  1882  (Ges.  v.  20.  Mai  1882,  betr.  d. 
Fürsorge  f.  d.  Wittwen  u.  Waisen  der  unmittelb.  Staatsbeamten)  ist  ein  characterist. 
Beispiel  des  Uebergangs  von  einem  zum  andern  System.  Sie  füllt  einmal  eine  bis- 
herige Lücke  aus,  indem  sie  allgemein  Waisenpensionen  einrichtet  Von  besonderen 
Pensionskassen  wird  abgesehen,  Zwangs-Beiträge  der  Beamten,  auch  der  unver- 
heiratheten  (37o  ^*  pensionsfäh.  Diensteinkommen)  werden  jedoch  erhoben,  fliessen  aber 
in  die  Staatskasse  u.  diese  bestreitet,  eventuell  mittelst  Zuschüssen,  die  aus  dem  Gesetz 
erwachsende  Pensionslast  Diese  Einrichtung  bedingt  viel  Verrechnungsarbeit  (erhoben 
werden  die  Beiträge  mittelst  Abzugs  bei  den  Gehalts-  u.  s.  w.  Zahlungen),  die  sich 
ersparen  Hesse,  wenn  die  Minimalpensionen  ohne  Weitres  als  Conseciuenzen  des  ehe- 
mal. Besoldungsanspruchs  behandelt  würden  u.  demnach  jene  Beiträge  wegfielen  (was 
für  eine  weitre  Beform  geplant  werden  soll  u.  dann  eben  eine  entsprechende  Gehalts- 
erhöhung wäre).  Das  „Wittwengeld"  beträgt  normal  Vs  ^^r  normalen  Pension 
des  Beamten  (Min.  160,  Max.  1600  M.),  das  Waisengeld  ^/g,  bei  Doppelwaisen  Vn 
des  Wittwengelds  für  jedes  Kind  bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahr.    Das  Wittwen- 
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geld  (nicht  d.  Waisengeld)  erleidet  eina  gewisse  Ktlrznng,  wenn  die  Wittwe  über 
15'  Jahr  jünger  als  der  verstorbene  Mann ;  es  fällt  auch  fort  bei  Eheschliessang  innerh. 
3  Mon.  vor  dem  Tode  des  Beamten,  wenn  Zweck  der  Eheschliessong  nur  Erwerb  des 
Anspruchs  auf  d.  Wittwengeld  war.  Frei  vom  Beitragszwang  sind  die  Beamten,  welche 
in  and.  staatl.  Wittwenanstalten  stehen  o.  auf  das  neue  W.  n.  W.geld  verzichten. 
Andrenfalls  sind  sie  berechtigt,  ans  jenen  Anstalten  auszuscheiden,  was  vielfach  ge- 
schehen ist.  Im  Etat  f.  1S83/84  sind  die  Einnahmen  aus  den  W.  u.  W.  geldbeiträ^n 
bei  den  einzelnen  Verwaltungen  nachgewiesen  u.  einfach  zur  Deckung  laufender  Staats- 
ausgaben verwandt. 

Mit  dieser  neuen  Regelung  schliesst  sich  Preussen  u.  d.  D.  Reich  dem  in 
Sachsen  (Ges.  v.  7.  März  1836  u.  9.  Apr.  1872),  Wttrtemb.  (Verf.  v.  1819,  §.  50, 
Ges.  V.  28.  Juni  1876),  Baden  (Ges.  v.  1810,  1819,  28.  Juni  1876),  Hessen  (Ges. 
V.  1808,  22.  Juni  1861,  29.  Dec.  1874)  bestehenden  System  an,  wonach  also  alle  Be- 
amte Beiträge  nach  dem  Diensteinkommen  u.  s.  w.  zu  leisten  haben  n.  die  Hinter- 
bliebenen Quoten  dieses  Einkommens  als  Pension  beziehen.  Ob,  wie  gewöhnlich  noch, 
die  Beiträge  in  besondere  Pensionscassen  oder  wie  in  Preussen  einfach  in  d.  Staats- 
cassen  fliesscn,  ist  nebensächlich.  Es  giebt  aber  auch  schon  deutsche  Staaten,  wo 
die  Beamten  keine  Beiträge  leisten  u.  die  Hinterbliebenen  dennoch  Pensionen  in 
Quoten  vom  Einkommen  oder  d.  Pension  des  Beamten  beziehen;  so  in  Sachs.  Wcim. 
(Ges.  V.  6.  Apr.  1821),  Sachs.  Mein.  (Ges.  v.  27.  Febr.  1872),  Eis.  Lothr.  (Ges.  r, 
24.  Dec.  1873).  S.  Elster  a.  a.  0.  S.  132,  der  demnach  die  Gesetze  dassificirt 
Letzterem  System  gehört  wohl  die  Zukunft 

Ueber  Baden  s.  Rau  I,  §.  65  Note  c  u.  meine  Fin.wiss.  L  S.  197  der  2.  Aafl. 
Durch  Ges.  v.  25.  Jan.  1874  wurden  die  Relictenpensionen  um  15%  erhöht  —  üeber 
Baiern  s.  ebenfalls  Rau  I,  §.  65  Note  c  u.  die  vor.  Aufl.  dieses  B.  I,  S.  198.  Pözl, 
Yerwalt.recht  §.  267.  Es  erhält  die  Wittwe  Vs  ^^^  Besoldung  oder  des  Ruhegehaltes, 
ein  vaterloses  Kind  bis  zur  Versorgung  oder  bis  zum  Schluss  des  20.  Jahres  '/g  vom 
Gehalte  der  Mutter,  ein  elternloses  Kind  '/lo  dessen,  was  die  Mutter  empfangen  wtlrde. 
Nach  dem  baier.  Etatsges.  fUr  1876  sind  auch  die  Wittwen-  und  Waisenpensionen 
allgemein  um  5%  ^^^  ^^  gewissen  Fällen  ausserdem  noch  je  nach  der  Höhe  der 
bezogenen  Summe  um  10,  15  und  207«  erhöbt  worden.  A.  im  Et  f.  1876  an  Pens, 
u.  Sustentat  der  Wittwen  u.  Waisen  2*11  Mill.  M.,  nebst  einem  weiteren  Posten  in 
einer  and.  Ruhr.  —  Ueber  Wartomberg  Rau  I,  §.  65,  Note  c,  vor.  Aufl.  S.  198, 
Herdegen,  S.  177,  Riecke  a.  a.  0.,  S.  119.  Seit  d.  J.  1873  sind  mit  anderen 
Yerbess.  d.  Pensionen  auch  mittelst  neuer  oder  erhöhter  Staatszuschttsse  die  Wittwen - 
und  Waisen  Pensionen  gesteigert  worden.  Neueste  Ordn.  durch  Beamtenges,  v.  1876 
Abschn.  IV,  f.  d.  Volksschullehrer  durch  Ges.  v.  30.  Dec.  1877,  f.  d.  Hinterbliebenen 
d.  Geistlichen  durch  Ges.  v.  12.  März  1878.  Besondere  Kassen  geblieben,  Normalpens. 
der  Wittwe  Vs  ^^^  eventuellen  Nonnalpension  des  Gatten.  Beiträge:  Eintr.geld  v.  V4 
des  ersten  Gehalts  u.  der  Geh.erhöh.,  dann  2Vu  <lcs  Gehalts  u.  s.  w.  Jahresbeitr. 
Staatszuschuss  1^83  209,500  M.,  wovon  58,000  f.  d.  W.kasse  der  Civildiener.  Fonds 
der  Givllstaatsdienor- W.kasse  1880  5,021,600  M.,  worauf  500,000  M.  Pensionen  lasten. 
Auch  im  K.  Sachsen  Erhöhung  d.  Wittwen-  u.  Waisenpensionen  um  10,  15.  20*/o 
durch  Ges.  v.  15.  Juni  1874.  —  Ueber  Oesterreich  (West-)  s.  Blonski  I,  141  ff. 
Allgem.  Penset  d.  Civilvcrwalt  (ohne  d.  gemeiuschaftl  Etat)  1880  13*90  Mill.  fl., 
wovon  1384  Qnlescentenbezüge  mit  0.708,  8755  Pens.  v.  Beamten  u.  Dienern  mit 
7  60,  12,726  Pens.  v.  Beamten-  u.  Dienerwittwen  mit  3'036,  6606  Erzieh.beiträge  f. 
Kinder  mit  0258.  24,070  „Provisionen**  mit  1*556,  9560  „Gnadengaben*'  mit 
0-666  Mill.  fl.  —  Ueber  Frankreich  s.  Block's  dict  Art.  pensions  §.  54  ff:  —  Die 
Wittwen-  u.  Waisenpeus.  sind  fast  überall  noch  sehr  niedrig.  Zu  ihrer  Aufbesserung 
durch  private  Lebens-  oder  Rentenversicherung  fehlen  bei  der  Knappheit  der  Be- 
soldungen meistens  die  Mittel.  Dies  beweist,  dass  die  Selbstkosten  der  Staatsdiener- 
arbeit auch  in  Betreff  dieses  letzten  Postens  nicht  richtig  gedeckt  werden.  Das  oft 
so  kummerliche  Loos  der  Beamten  wittwen  zeigt  es  drastisch  genug.  S.  auch  Elster  S.  133. 

Geschichtlich  hat  sich  das  gesain mte  Pensionswesen  regelmässig  zuent  für  den 
eigentlichen  oder  höheren  Staatsdienst  entwickelt  und  ist  hier  zuerst  aus  dem  Gebiete 
der  Gnade  in  dasjenige  des  Rechts  hinübergegangen.  In  seiner  jetzigen  Einrichtung 
besteht  es  zunächst  &r  den  höheren  und  für  den  Subaltern  dienst,  für  den  es 
nach  der  specifischen  Eigenthümlichkeit  der  Arbeitsart  dieser  Beamten  auch  am 
Nothwendigsten    ist     Für   die  Unterbeamten    (Diener)   könnte    es   cntbehriioher 
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encheinen,  weil  hier  keine  specifiscbe  Vorbereitung  nothwendig  ist  und  diese  Beamten 
«ach  im  Pmatdienst  leichter  unterkonunen.  Mehr  und  mehr  ist  aber  auch  bei  diesen 
Personen  im  Interesse  des  Dienstes  wie  ihrer  selbst  neuerdings  die  ,, Beamte n - 
qaalität'\  wenn  auch  mit  gewissen  Abweichungen  vom  höheren  u.  vom  Subaltern- 
dienst, anerkannt  worden,  was  dann  auch  hier  zur  Ausbildung  eines  analogen  Pensions - 
rechts  fUr  die  Diener  und  für  ihre  Hinterbliebenen  führte.  Die  Einrichtung  eines 
ordentlichen  Altersversorgungs-,  Wittwen-  und  Waisen pen sie nswesens  für 
niedere  Diener  empfiehlt  sich  aber  auch  noch  principiell  aus  dem  Gesichtspunkte 
einer  richtigen  Arbeiterpolitik.  Sie  wird  dann  vielfach  fUr  gewöhnliche  Arbeiterver- 
hältnisse als  Muster  und  als  Anregung  dienen  können.  S.  Kau  I,  §.  65a,  yor.  Aufl. 
S.  199.    Beispiel:  bad.  Ges.  y.  28.  Aug.  1835. 

§.  167.  -  E.  Neben  dem  Gehalte  sind  fttr  besondere 
Dienste  oder  für  ausserhalb  des  Wohnorts  zu  vollftlhrende 
Geschäfte  Tagegelder  (Diäten)  nnd  R.eisekosten,  femer 
bei  Versetzungen,  welche  einseitig  von  der  Staatsgewalt 
ausgehen,  Umzugs  kosten  an  die  Beamten  zu  vergüten.  Im 
finanziellen  Interesse  ist  fUr  das  Unterbleiben  unntltzer  Dienstreisen 
zu  sorgen.  Sonst  soll  die  Diät  und  der  Reisekostenbetrag  zwar 
sparsam  bemessen  werden,  so  dass  dabei  kein  besonderer  Gewinn 
gemacht  werden  kann,  aber  doch  auch  die  vollen  Kosten  ersetzen. 
FUr  die  Diäten  ist  eine  Pauschsumme  am  Zweckmässigsten, 
welche  mit  einiger  Rücksicht  auf  Rang  und  Stellung  des  Beamten 
(ohne  Zopfthum)  abgestuft  wird.  Reise-  und  Umzugskosten  lassen 
sich  öfters  speciell  verrechnen,  doch  ist  auch  hier  ein  Pausch- 
quantum im  Allgemeinen  zweckmässiger,  weil  dabei  sparsamer  ge- 
wirthschaftet  zu  werden  pflegt. 

Di&tenordnung.  Beispiel:  Preussen,  (Material  bei  Herrfurth  S.  483  ff.). 
Yerordn.  v.  28.  Juni  1825  nebst  späteren,  u.  A.  bes.  r.  10.  Juni  1848.  Neues  Ges. 
T.  29.  März  1873  über  Tagegelder  u.  Reisekosten  d.  Beamten,  in  einigen  Puncten 
abgeändert  durcb  Ges.  f,  28.  Juni  1875  und  Yerordn.  ?.  15.  April  187G  nebst  ver- 
scMed.  and.  Yerordn.  f.  einzelne  Beamtenlcategorieen.  Diäten  gezahlt  für  Aufenthalt 
ausserhalb  des  Wohnorts  oder  des  zugewiesenen  Bezirks  bei  commiss.  Geschäften  in 
Dienstangelegenheiten.  Abstufung  der  Sätze  nach  liang-  und  Dienstclassen  (mit 
ziemlich  viel  WiUkttrlichem).  Neue  Sätze  fOr  actire  Minister  30  M.,  Beamte  1.  CI. 
24  M.,  2.  u.  3.  Cl.  18,  4.  u.  5.  12,  and.  in  3  Classen  9,  6,  4Vg,  ünterbeamte  3  M.  — 
Reisekosten  jetzt  unterschieden  je  nach  Reisen  auf  Eisenbahnen  u.  Dampfschiffen 
(hier  f.  d.  höheren  Beamten  p.  Kilomet.  13  Pf.  u.  f.  jeden  Zu-  u.  Abgang  3  M.,  f. 
Subaltemb.  bez.  10  Pf.  u.  2  M.,  f.  Unterbeamte  7  Pf.  u.  1  M.)  u.  nach  sonstigen 
Reisen  (p.  Kilom.  f.  diese  3  Beamtenkategor.  60,  40,  30  Pf.).  Uebrigens  werden 
„erweislich  höhere  Reisekosten''  erstattet.  Gewisse  Abänderungen  und  Erhöhungen 
der  Sätze  im  Yerordnungswege  sind  gesetzlich  gestattet  und  z.  B.  durch  die  Yerordn. 
Yom  15.  Apr.  1876  erfolgt  —  ümzugskosten,  ErL  v.  26.  März  1855.  Hiemach 
keine  Yergütung,  wenn  Yersetzung  lediglich  auf  Antrag  des  Beamten  erfolgt  und  wenn 
mit  der  Yersetzung  eine  Einkommenverbesserung  verbunden,  deren  halbjähr.  Betrag 
die  Umzugskostenvergütung  übersteigt,  —  was  also  wiederum  nur  eine  der  bedenkl. 
Gehaltsschmälerungen  ist.  Abstufung  nach  Rang-  u.  Dienstclassen  (mit  sehr  starken 
Sprüngen  der  Sätze,  welche  kaum  den  Yerhältnissen  entsprechen,  bes.  in  den  oberen 
(fassen  nicht),  ferner  Unterscheid,  von  allgem.  Rosten  und  Transportkosten  für  je 
5  Meilen,  erstere  von  600  (Räthe  1.  Cl.),  350  (dsgL,  2.  Cl.)  u.  s.  w.  bis  60  Thlr. 
(Subalt  1.  Cl.)  u.  25  Thlr.  (ünterbediente),  Transportkosten  dsgl.  30,  24  bis  7  und 
4  Thlr.  i..  G.  10  Stufen.  Bei  Beamten  ohne  Familie  die  Hälfte.  Femer  geht  v.  d. 
Yergtttnngssumme  stets  die  Hälfte  des  Nominalbetrags  der  etwaigen  Einkommenver- 
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besserang  ab.  Einige  apaiie  Bestimmnngen  für  besond.  Beamte.  Jetzt  dieser  Eilass 
V.  1856  ersetzt  durch  Ges.  v.  24.  Febr.  1877  betr.  d.  ümzagskosten  der  Staatsbeamten 
u.  V.  ?.  26.  Mai  1877.  Demnach  bei  allen  Versetzungen  ümzugskosten  ohne  jene 
Schmälerungen  (allgem.  Kosten,  nach  den  Bcamtcn-Kangclassen  u.  anderen  Rubricirungen 
1800,  1000,  500,  300,  240,  180,  150,  100  M.,  Trausp.kosten  f.  je  10  Kil.  ebenso 
24,  20,  10,  8,  7,  6,  5,  4).  Ausserdem  fUr  die  Person  der  Umziehenden  Tagegelder 
u.  Beisekosten,  auch  in  gew.  Grenzen  Ersatz  etwaiger  Miethzinsrerluste.  Im  preuss. 
Etat  stehen  die  „Diäten-,  Fuhr-  u.  Versetz.kosten"  1883/84  (Fin.min.)  mit  1  Mill.  M., 
wirkl.  Ausg.  im  D.  v.  1879—82  1-25  M.  M.  (u.  A.  ohne  die  Abgeordn  diäten).  — 
Sonst  wird  auch  wohl  die  Diät  im  Winter  höher  als  im  Sommer,  für  Geschäfte  im 
Auslande  höher  als  im  Inlande  angesetzt,  welches  Princip  in  den  kleinen  deutschen 
Staaten  allerdings  zu  komischen  Folgen  ftlhrt  S.  d  bad.  Diätenregl.  v.  9.  Mai  1867 
(u.  A.  107^,  Winterzuschlag),  10  Stufen  von  10  fl.  bis  ly^  fl.  In  Baden  besteht  u.  A. 
die  Bestimmung,  dass  Staatsdiener,  die  vor  o  J.  den  Dienst  wieder  verlassen,  die  Um- 
zugsgelder wieder  erstatten  müssen,  was  practisch  meist  nur  Universitätslehrer  tiiSi 
und  mit  der  wichtigen   deutschen  akademischen  Freizügigkeit  kaum  in  Einklang  ist 

3.  Abschnitt. 
Der  Real-  oder  Saehgilterbedarf. 

Vgl.  Bau  §.  66,  67,  34,35  u.  die  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  200—206.  Im 
Folgenden  mehrfach  gekürzt,  da  der  Gegenstand  wesentlich  technischer  Natur  ist 

I.  —  §.168.  Allgemeine  Grundsätze.  Soweit  Sachgtlter 
als  directes  Mittel  für  Staatszwecke  nöthig  sind,  kauft  sie 
der  Staat  in  der  entwickelten  Volkswirthschaft  in  der  Regel  besser 
im  freien  Verkehr  ein  oder  lässt  sie  auf  Bestellung  von  den  Privaten 
liefern.  Denn  hier  concurrirt  der  Staat  erfahrungsmässig  selten 
erfolgreich  in  der  gewöhnlichen  Sachgüterproduetion  mit  den 
Privatwirthschaften  und  die  Privatindustrie  wird  diese  Güter  auf 
Begehr  gern  liefern.  Deshalb  giebt  der  Staat  vielfach  passend 
die  eigene  Productionsthätigkeit  zum  Zweck  der  Be- 
schaffung dieser  Sachgüter  auf. 

Diese  Regel  erleidet  jedoch  berechtigte  Ausnahmen.  Die 
eigene  Erzeugung  solcher  Sachgüter  ist  auch  heute  noch  vom 
volkswirthschaftlichen  und  finanziellen  Standpuncte  zulässig  oder 
selbst  geboten,  wenn  1)  der  Staat  ganz  specifisch  eigenthUm- 
Hche  Sachgüter  braucht,  welche  die  Privatindustrie  fast  nur 
fUr  ihn  herstellen  würde  und  alsdann  oft  nach  derselben  Betriebs- 
organisation ,  wie  sie  das  Staatswerk  besitzt ;  2)  wenn  besondere 
Versuche  u.  dgl.  m.  anzustellen  sind  und  3)  wenn  die  Con- 
currenz  unter  den  Privatunternehmern  sehr  gering, 
die  Controle  der  Privatablieferungen  besonders 
schwierig  ist. 

Alle  drei  Bedingungen  treffen  namentlich  Öfters  bei  der  Production  von  Requi- 
siten der  Militär-  und  Marineverwaltung  zu.  Aber  selbst  hier  (Krupp!)  und 
vollends  auf  den  meisten  anderen  Gebieten  wird  die  entwickelte  Privatindustrie  öfter 
passend  an  dio  Stelle  der  Staatsindustrie  treten.    Am  Häufigsten  bestehen  sonst  noch 
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besonders  Staatsdrockereien  a.  selbst  Papierfabriken.  Diese  Anstalten  ren- 
tiren  selten,  liefern  die  bezttgl.  Materialien  oft  eher  thearer  als  die  Privatindnstric 
und  nicht  immer  besser.  Die  Gautelen  wegen  der  Bewahrung  des  Amtsgeheimnisses 
in  Betreff  von  Dmcksachen  und  wegen  des  Drucks  ron  Werthpapieren .  Papiergeld 
u.  s.  w.  können  wohl  ebenso  bei  Pri?atanstalten  getroffen  werden.  Wiederholt  wurde 
u«  A.  in  0 esterreich  die  Abschaffung  dieser  beiden  Staatsind nstriezwcige  berathen. 
Es  ist  auch  die  Papierfabrik  in  SchlöglmQhl  veräussert  worden.  Indessen  ist  es  bei 
dem  grossen  Bedarf  des  Staats  an  Drucksachen  doch  wohl  zulässig,  eigene  Druckereien, 
die  etwa  zugleich  als  technische  Musteranstalten  dienen,  zu  behalten.  Uebertrag.  d. 
preuss.  Staatsdruck,  an  d.  Reich.Et  1882/83  E.  3'155.  A.  2*204  MilL  M.,  d.  Osterr. 
Staatsdruck.  1882  E.  1-172,  A.  1-068  MiU.  fl. 

Bei  den  Staatsbehörden  kommt  regelmässig  ein  Bedarf  ?on  rorschiedenen  Sach- 
gtitem  Tor:  „Amtsbedürfnisse  oder  Bureaukosten'*  aller  Art  (Einrichtung, 
Ueizung,  Beleuchtung  der  Geschäftszinuner ,  Schreibmaterialien,  Packmaterial,  Bacher 
u.  dgl.).  Hier  empfiehlt  sich,  besonders  bei  unteren  Stellen,  im  Interesse  sparsamer 
Verwendung  des  Materials  und  um  die  Verrechnung  und  Controle  zu  ?ereinfachen, 
das  System  der  Gewährung  von  Pauschsummen  in  Geld  an  den  betreffenden  Be- 
amten, der  dann  damit  auf  eigene  Verantwortlichkeit  und  auf  seine  Rechnung  den 
Bedarf  decken  muss.     Bau  I  §.  66. 

Das  Postporto  für  amtliche  Sendungen  wurde  früher  meistens  nicht  bezahlt, 
da  bei  der  Post  als  Staatsanstalt  Ausgabe  und  Einnahme  nur  von  einer  Tasche  in  die 
andere  gehen.  Indessen  fuhrt  diese  Portofreiheit  der  Behörden  leicht  wieder  zu  einer 
zu  geringen  Sparsamkeit  und  zu  einer  zu  weit  gehenden  Benutzung  der  Postanstalt 
Daher  die  besondere  Verrechnung  des  Porto*s  der  Behörden  mit  der  Post,  wonach 
das  Porto  als  Ausgabe  der  Behörden  und  als  Einnahme  der  Postanstalt  erscheint, 
doch  das  Richtigere  ist.  Dadurch  erhält  man  auch  eine  genauere  Uebersicht  des 
wirklichen  Staatsaufwands  und  der  wahren  Leistungen  und  Erträge  der  Post  Mit 
Recht  daher  Aufhebung  der  Portofreiheiten  der  Behörden  u.  s.  w.  ifh  Norddeut- 
schen Bunde  durch  Ges.  v.  5.  Juni  1869,  allerdings  mit  veranlasst  durch  die  eigen- 
thOmL  Trennung  der  Bundes-  und  Einzelstaatsfinanzen,  da  die  Post  Bundessache  ist 
Postsendungen  in  Bundessachen  (also  incl.  Militärsachen  n.  s.  w.)  sind  denn  auch 
portofrei  geblieben,  §.  2,  4,  5  d.  Ges. 

In  dem  jetzt  regelmässigen  Falle  der  Beschaffhng  des  Sach- 
bedarfs durch  die  Privatindnstrie  muss  der  Staat  bei  der 
Bestellung,  dem  Abnehmen  u.  s.  w.  die  Geschäftsgrundsätze 
grosser  Einzelwirthschaften  befolgen. 

Dahin  gehören  (Bau  I  §.34,  35)  a)  das  „Aus bedingen  des  Preises  vor  dem 
Beginn  der  Ausgabe*',  b)  Die  „Benutzung  dos  Mitwerbens,  entweder  durch 
mündliches  Abbieten  und  Zuschlag  an  den  Wenigstfordemden ,  oder  durch 
Annahme  schriftlicher  Offerten  (Submissionen),,  wobei  man  dem  Wenigst- 
fordemden, wofern  seine  Persönlichkeit  die  gehörige  Sicherheit  gewährt,  den  Vorzug 
giebi**  In  neuerer  Zeit  sind  tlbcr  das  Snbmissionswesen  auch  in  Deutschland  manche 
Klagen  der  Industriellen  erhoben  worden.  Sie  haben  ihren  Grund  darin,  dass  der 
Staat  oft  zu  einseitig  auf  den  Preis,  statt  zugleich  auf  die  Qualität  der  Leistung, 
sieht,  wobei  dann  die  Preise  unter  den  Stand,  welcher  von  einer  tüchtigen  Qualität 
der  Leistung  bedingt  wird,  herabgedruckt,  damit  aber  auch  die  Qualität  der  Arbeit 
dberhaupt  in  weiten  Kreisen  verschlechtert  worden  ist  Im  Uebrigen  ist  das  ganze 
System  der  Submissionen  nur  eine  Consequenz  des  privatwirthschaftlichen  Concurrenz- 
princips,  steht  u.  fällt  mit  letzterem.  Durch  Verabredungen,  Kartelle  u.  dgl.  unter  den 
Bietern  werden  die  Vortheile  der  Concurrenz  auch  fUr  den  Staat  öfters  verringert. 
(^Vorschr.  der  Lizitation  oder  Submission  in  Preussen  als  Regel,  Instr.  d.  0.  R.  K. 
T.  1824  §.  19.)  —  c)  Abschliessen  ?on  Verträgen  über  grössere  Mengen  von 
Waaren  auf  einmal,  d)  „Das  Verdingen  von  Ausgaben,  die  aus  mehreren  Thei- 
len  bestehen,  an  einen  einzigen  Uebemehmer  (Accordantcn)  gegen  eine  im  Ganzen 
ausbedungene  feste  Summe  (Aversum.  Pauschsumme).  (^Früher  sogen.  Admo- 
diationV*  (Weitere  Begründung  dieses  Puncts  bei  Rau  I  §.  35  u.  vor.  Aufl.  S.  203). 
In  Preuss en  soU  die  Ausführung  öffentl.  Bauten  in  der  Regel  nicht  auf  Bech- 
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noDg,  sond.  in  Verding,  die  Anschaffong  der  Baumaterialien,  bes.  Kalk-,  Maaer-« 
Dachsteine,  aaf  Bechnang  erfolgen.    S.  Rönne,  prenss.  Staatsr.,  3.  Ausg.  II,  2,  S.  607. 

II.  —  §.  169.  Besondere  Bemerkungen  über  Staats- 
bauten  und  Staatsgebäude.  Die  Aufführung  und  Erhaltung 
der  den  Staatszwecken  dienenden  Staatsgebäude  (einschliesslich 
derjenigen  ftir  Dienstwohnungen)  bedingt  für  den  Staat  besondere 
Mühewaltung  und  bringt  die  Gefahr  grösserer  Ausgaben  mit  sich. 
y,Namenflich  werden  die  Regierungen  oft  durch  Vorschläge  einzelner 
Beamten  in  Versuchung  gesetzt,  grosse  Summen  auf  unzweck- 
mässige oder  doch  entbehrliche  Bauten  zu  verwenden.^'  (Ran.) 
Zur  Bewältigung  dieser  Schwierigkeiten  bieten  sich  unter  anderen 
folgende  Mittel  dar: 

Ran  §.  67  hat  zu  unbedingt  angenommen,  dass  die  Gebände  dem  Staate  stets 
theurer  als  den  Privaten  kämen.  —  Ueber  die  Bestimmungen  in  Preussen  s.  v. 
Rönne's  Baupolizei  d.  preuss.  Staats,  3.  Ausg.  S.  363  ff.,  in  Kürze  in  dess.  Staats- 
recht, 3.  Ausg.  n,  2,  606. 

1.  Richtige  Verbindung  von  Centralisation  und  De- 
centralisation  in  der  Organisation  des  Staatsbauwesens,  z.  B. 
mittelst  Anstellung  von  Bezirksbaumeistern  und  Einrich- 
tung einer  oberen  Baubehörde  in  einem  Ministerium. 

In  Preussen  ist  die  frühere  techn.  Oberbaudirection  ?on  1770  im  J.  1849 
aufgelöst  und  ihre  Function  der  AbtheiL  für  Bauwesen  im  Handelsministerium  über- 
tragen worden.  Jetzt  steht  diese  Abth.  im  Min.  d.  Ofientl.  Arbeiten  Sie  hat  u.  A. 
die  Ueberwachung  der  Geschäftsführung  der  Öaubeamten,  die  Berathung  des  Bau- 
bedürfhisses  u.  d.  Aufstellung  der  Bauetats  f.  Staatsbauten,  die  Prüfung  und  Fest- 
stellung der  Bauentwürfe  und  Kostenanschläge,  die  oberste  Leitung  und  Ocberwachong 
der  Ausführung  der  Bauten,  v.  Rönne,  Staatsrecht,  II,  1,  S.  108.  In  den  Bezirks- 
regierungen hat  ein  Baurath  die  Bau-  und  Reparaturanschläge  festzusetzen,  eb.  S.  183. 

2.  Abschaffung  der  ftir  die  Staatszwecke  entbehr- 
lichen Dienstwohnungs-  und  sonstigen  Gebäude.. 

Indessen  mit  den  Beschränkungen,  welche  sich  aus  den  früheren  Bemerkungen 
über  Dienstwohnungen  im  Dienstinteresse  (§.  151  und  im  Staatsdienerinteresse  (§.  162) 
ergeben.  Auch  ist  es  auf  dem  Lande  oft  schwer,  eine  passende  Miethwohnung  zu 
finden.  Wo  solche  Umstände  nicht  vorhanden  sind,  da  kommt  in  Betracht,  dass  die 
Zinsen  des  Yerkehrswerths  der  Gebäude  und  die  Erhaltungskosten  mehr  zu  betragen 
pflegen,  als  die  für  die  Dienstwohnung  zu  erhaltende  Vergütung,  zumal  wenn  letztere, 
wie  es  üblich  ist,  zu  niedrig  angesetzt  wird,  was  sich  £reiHch  abstellen  lässt  In 
Preussen  und  früher  in  Baden  (jetzt  hier  z.  Th.  noch  weniger)  wird  dem  Beamten 
für  die  Wohnung  meistens  ein  Abzug  von  10  Proc.  des  Gehalts  gemacht,  wofür  er 
in  der  Regel  keine  Miethwohnung  erhalten  würde.  Es  wäre  richtiger,  den  Werth  so 
anzuschlagen,  wie  er  sich  für  eine  Wohnung,  welche  der  betreffende  Beamte  sonst 
nach  seiner  Lebensweise,  Stellung  und  den  ortsüblichen  Verhältnissen  brauchte,  stellen 
würde. 

3.  Rechtzeitige  Vornahme  der  nothwendigen  Repa- 
raturen. 

Ausführliche  Vorschriften  darüber  bestehen  in  allen  Staaten.  In  Preussen 
dürfen  nur  Arbeiten  unter  50  Thlr.  ohne  vorherige  Veranschlagung  durch  Baubeamte 
unmittelbar  vorgenommen  werden.  Reparaturen  über  1000  Thlr.  bedürfen  der  Revision 
der  Anschläge  durch  die  Bauabtheilung  im  Ministerium.    Rdnne  a.  a.  0. 


Bauwesen.  391 

4.  Sorgfältige  Prüfung  der  Nothwendigkeit  von 
Neabanten  und  grösseren  Umbauten. 

Za  diesem  Behuf  sind  die  Wünsche  und  Vorschläge  der  einzelnen  Verwaltungs- 
behörden zuerst  durch  die  rorgesetzten  Behörden,  dann  durch  die  Ober -Baubehörde 
genau  zu  prüfen  und  bei  grösseren  Bauten  der  Volksvertretung  eingehende  Denk- 
schriften zur  Begründung  vorzulegen.  In  grösseren  Staaten  erscheint  es  jedoch  passend; 
u.  u.  A.  beim  Staatseisenbahnwesen  unvermeidlich,  der  Centralverwaltung ,  neben 
Specialsummen  fUr  einzelne  Bauten,  im  Etat  eine  angemessene  grössere  Pauschsumme 
fir  Bauten,  unter  der  Verpflichtung  späteren  Nachweises  der  Verwendung,  auszuwerfen. 
In  Bai  er  n  waren  für  den  Voransclüag  von  1855/6]  von  den  Kreisregierungen 
3,095,645  fl.  für  Neubauten  zu  Zwecken  der  Staatsverwaltung  verlangt  Man  ver- 
minderte durch  Ausscheidung  des  Minder -Dringenden  die  Summe  erst  auf  740,000, 
dann  auf  515,000  fl.  und  auch  hiervon  wurden  nur  887,000  fl.  in  den  Voranschlag 
für  die  7.  Finanzperiode  aufgenommen  (Kau  §.  67).  —  In  Proussen  bedürfen 
Neubauten  über  500  Thlr.  der  Revision  der  Anschläge  durch  die  ministerielle  Bau- 
abtheilung. S.  über  „Baufonds''  eingehend  Meissner,  preussische  Verwalt- 
kunde  I,  107  ff. 

5.  Bichtige  B estimmung  zweckmässiger,  in  angemessenen 
Fällen  künstlerischer  und  wohlfeiler  Ausführung  der 
Bauten. 

Zu  diesem  Zweck  genaue  erste  Anschläge,  sorgfaltige  Revision  derselben  durch 
die  Ober-Baubehörde,  strenge  Verantwortlichkeit  der  Baubeamten  für  die  Innehaltung 
der  Anschläge,  daher  Forderung  der  genauen  Begrtlndung  von  Ueberschreitungen  und 
bezügliche  Controle  der  vorgesetzten  Behörde  und  der  Volksvertretung.  Mit  vollem 
Recht  soU  in  der  Gegenwart  bei  vielen  Staatsbauten  die  Wohlfeilheit  des  Baues  nicht 
das  Hauptziel  sein,  sondern  ästhetisch-künstlerischen  Gesichtspuncten  und 
monumentalem  Gharacter  in  grossem  Umfang  Rechnung  getragen  werden.  Das  recht- 
fertigt sich  auch  durch  die  Thatsache,  dass  keine  der  bildenden  Künste  eine  so 
segensreiche  populäre  Wirkung  ausübt,  als  die  A  r  c  h  i  t  e  c  t  u  r.  (Richtiger  Standpunct  des 
Deutschen  Postsecr.  Stephan),  Ob  in  eigener  Regie  oder  ob  in  Accord  mit 
privaten  General -Unternehmern,  ob  und  wie  weit  auch  im  ersteren  Falle  mit  Ver- 
gebung der  einzelnen  Zweige  der  Bauarbeit  an  Special-Accordanten  vorgegangen 
werden  soU,  darüber  lässt  sich  keine  allgemeine  Regel  aufstellen.  Nach  der  technischen 
Natur  des  Bauwesens  ist  die  Bauausführung  in  eigener  Regie  jedenfalls  recht  wohl 
möglich  und  bei  tüchtiger  C!ontrole  auch  räthlich. 

4.  Abschnitt. 

Der  Finanzbedarf  oder  die  Ausgaben  für  die  Bestreitung  der 

Erhebungskosten  der  Staatseinnahmen. 

Dieser  Abschnitt  ist  in  der  vor.  Aufl.  neu  eingefügt  worden,  weil  es  mir  wün- 
schenswerth  schien,  von  einem  zusammenfassenden  Gesichtspuncte  aus  die  Frage 
der  Erhebungskosten  ganz  im  Allgemeinen  zu  beleuchten.  Das  Einzelne  gehört  dann 
in  die  Lehre  von  den  Einnahmen.    S.  über  d.  Steuern  Fin.  II,  §.  536. 

I.  —  §.  170.  Der  eigentliche  Finanzbedarf  oder  die 
reine  Staatsausgabe  (§.  149)  kommt  anmittelbar  den 
Staatszwecken  und  den  zu  ihrer  Verwirklichung  dienenden  einzelnen 
Thätigkeiten  zu  Gute.  Die  Erhebungskosten  der  Staats- 
einnahmen oder  allgemeiner  ausgedrückt  und  den  Fall  der 
Kosten  der  Creditoperationen  (Staatsanleihe  u.  s.  w.)  einbezogen, 
der  Eingänge,  sind  nur  das  Mittel  filr  den  Zweck  oder  für 
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die  Beschaffung  der  Deckung  des  eigentlichen  Finanzbedarfs.  In 
den  Etats  müssen  diese  Posten  möglichst  vollständig  mit  erscheinen, 
weil  ihr  Betrag  bei  dem  werbenden  Staatseigenthum  die  Wirth- 
schaftlichkeit  und  die  privatökonomische  und  technische  Fähigkeit 
der  Staatsverwaltung  mit  erweist  und  weil  ein  Theil  dieser  Ver- 
waltungskosten —  nemlich  derjenige  Theil,  welcher  etwa  bei  der 
Staatsverwaltung  wegen  der  derselben  anhaftenden  Eigenthtimlich- 
keiten  grösser  ist,  als  bei  der  Privatverwaltung  —  und  die  Er- 
hebungskost^n  der  Gebühren  und  eigentlichen  Steuern  ebenso  wie 
die  reine  Staatsausgabe  zu  den  eigentlichen  Lasten  gehören,  welche 
das  Staatswesen  der  Bevölkerung  macht.  Es  ist  auch  deshalb  die 
früher  mehrfach  erwähnte  Forderung  zu  stellen,  das  die  Etats  in 
Ausgabe  und  Einnahme  sogen.  Brutto  Etats  sind,  welche  alle 
an  den  Einnahmen  haftenden  Kosten  möglichst  vollständig  mit 
enthalten.  Dieser  Forderung  sind  die  Staaten  in  neuerer  Zeit 
auch  immer  mehr  nachgekommen.    (§.  109.) 

IL  —  §.  171.  Die  möglichste  Beschränkung  der  Er- 
hebungskosten muss  im  Finanz-  und  Staatsinteresse  selbstver- 
ständlich erstrebt  werden.  Wie  zu  diesem  Behufe  bei  den  einzelnen 
Arten  von  Einnahmen  vorzugehen,  ist  in  der  Einnahmelehre  näher 
zu  erörtern.  Im  Allgemeinen  hängt  die  Höhe  der  genannten 
Kosten  theils  von  der  Art  der  Einnahmen,  insbesondere  der 
privatwirthschaftlichen  einer-  und  der  Gebühren  und  Steuern 
andrerseits  und  wieder  der  einzelnen  Kategorieen  jeder  dieser 
Einnahmearten,  theils  von  allgemeinen  Verhältnissen  der 
Zeit  und  des  Landes  ab.  Daraus  folgt  für  die  Finanz wirthschaft, 
dass  zwar  bei  der  Wahl  der  Einnahmearten  auch  dieses 
Moment,  die  Höhe  der  natürlichen,  einer  Einnahme  anklebenden 
und  der  durch  die  Zeit-  und  Landes  Verhältnisse  bedingten  Kosten, 
thunlich  mit  berücksichtigt  werden  muss ;  dass  aber,  weil  die  Wahl 
der  Einnahmearten  doch  wesentlich  von  anderen  Umständen  mit 
abhängt,  Einnahmen  (auch  Steuern)  mit  höheren  Erhebungskosten 
oft  unvermeidlich  sind. 

Es  giebt  auch  nach  dieser  Seite  betrachtet,  kein  absolut  richtiges,  sondern 
nur  ein  örtlich  und  historisch  relativ  zweckmässiges  Einnahmesystem. 
Dies  ist  in  Theorie  und  Praxis  nicht  immer  zur  Genüge  beachtet  worden.  Das  Ein- 
nahmesystem kann  ohnehin  gewöhnlich  nicht  beliebig  gewählt  werden,  sondern 
ein  geschichtlich  Überkommenes  liegt  vor  und  verträgt  höchstens  eine  all- 
mälige  Reform.  S.  bes.  aber  die  Bedeutung  dieser  Auffassung  für  das  Steuer- 
system u.  die  Steuerarten  Fin.  II,  §.  430  ff.  Auch  bei  dieser  Reform  ist  die  Ver- 
ringerung der  Erhebungskosten  mit  ins  Auge  zu  fassen,  allein  massgebend 
kann  sie  aber  wiederum  nicht  sein.  Daraus  folgt,  dass  zwischen  den  Staatshaushalten 
verschiedener  Zeiten  und  Länder  auch  mehr  oder  weniger  unvermeidliche  Diffe- 
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renzen  in  den  Erbebungskosten  besteben,  welcbe  bei  einem  fioanzstatistiscbeii  Ver- 
gleich keineswegs  immer  der  betreffenden  Finanzverwaltang  als  Verdienst  oder  als 
Schuld  angerechnet  werden  dürfen.  Auch  dies  ist  oft  bei  der  Benrtheilung  von  Fi- 
nanzen dbersehen  worden. 

III.  —  §.  172.  Von  wichtigeren  Unterschieden  in  den  Ver- 
hältnissen der  Erhebungskosten  sind  namentlich  folgende  be- 
merkenswerth : 

1.  Staatshanshalte y  in  welchen  Einnahmen  privatwirth- 
schaftlicber  und  verwandter  Art  —  ältere  Domänen,  Feldgüter, 
Forsten,  'Bergwerke,  Fabriken,  Eisenbahnen  — ,  femer  ans  Ge- 
btthrenanstalten,  wie  Post,  Telegraphie,  und  aus  Staats- 
monopolen,  wie  dem  Tabak-  und  Salzmonopol,  vorkommen, 
haben  nothwendig  regelmässig  einen  höheren  Gesammtbetrag  von 
Erbebungskosten  im  Etat  und  damit  überhaupt  einen  höheren 
Bmttoetat  im  Aus-  und  Eingang  bei  gleich  hoher  eigentlicher 
Staatsausgabe,  als  Staatshaushalte,  deren  Einnahmen  vorzugsweise 
nur  aus  Steuern  bestehen. 

Denn  in  jenen  erstgenannten  Hansbalten  muss  ein  bedeutender  eigener  Aufwand 
an  Kosten  gemacht  werden,  um  die  Reineinnahme  (oder  das  eigentliche  Staats  ein- 
komm en  (G.  §.  84)  erst  durch  besondere  privatwirthschaftliche  Prodnctionsprocesse 
za  erwerben.  Im  Allgemeinen  ist  aus  tiefer  liegenden  politischen,  wirthschaftlichen 
und  technischen  Gründen  in  früherer  Zeit  und  in  den  weniger  entwickelten  Volks- 
wirthschaften  noch  beute  die  Einnabmewirthschaft  mehr  auf  privatwirthscbaftlicbe 
Einnahmen,  ältere  Regalien,  Monopole  n.  s.  w.  begründet  als  anf  eigen tlicbe  Steuern. 
Unter  übrigens  gleicben  Umständen  erscheinen  also  Staatsbaushalte  solcher  Zeiten  and 
Länder  mit  einem  relativ  und  absolut  grösseren  Bruttoetat  und  stärkeren  Summen  Er- 
hebungskosten als  Staatsbaushalte  mit  vorherrschender  Steuerwirtbschaft.  Ein  Beispiel 
für  jene  Haushalte  sind  noch  jetzt  die  deutschen  verglichen  mit  dem  englischen 
und  französischen  (vollends  wenn  bei  letzterem  von  dem  einen  Zweige  des  Tabak- 
monopols abgesehen  wird.    S.  o.  die  Daten  in  §.  10^  S.  2341 

2.  Auch  bei  gleicher  Gestaltung  der  Einnabmewirthschaft 
macht  es  itir  die  Erbebungskosten,  welche  im  Etat  er- 
scheinen,  einen  Unterschied,  welches  Verwaltungssystem 
in  Betreff  gewisser  Zweige  der  Einnahmen  befolgt  wird. 

Beispiele.  Bei  der  eigenen  Verwaltung  der  Domänen  (Feldguter),  Eisenbabnen, 
eines  Monopols  (Tabak)  kommen  regelmässig  hohe  Verwaltungs-  und  Betriebskosten 
vor,  welche  bei  der  Verpachtung  fast  ganz  verschwinden.  Die  Bruttootats  ver- 
mindern sich  also  mit  dem  Vorwalten  des  Pacbtsystems  bei  solchen  Zweigen.  Da 
vielfach  die  Verpachtung  geschichtlich  später  und  in  der  entwickelteren  Volkswirtb- 
Schaft  an  die  Stelle  der  Eigenverwaltang  tritt,  z.  B.  bei  den  Domänen  i.  e.  S.,  so 
erscheinen  Haushalte  neuerer  Zeit  und  vorgeschrittener  Länder  wieder  öfters,  ceteris 
panbus,  mit  kleineren  Erhebungskosten  und  Etats.  Ist  die  Verpachtung,  wie  in  solchen 
Fällen  im  Aligemeinen  anzunehmen  ist,  das  privat-  und  volkswirthscbaftlicb  zweck- 
mässigere  System,  so  vermindert  sich  wahrscheinlich  gleichzeitig  auch  der  volkswirth- 
schafdiche  Kostenaufwand  des  ganzen  Staatswesens.  Als  Zahlen beispiel  kann  der  Un- 
terschied des  Kostenverhältnisses  bei  den  meist  verpachteten  Domänen  i.  e.  S. 
und  bei  den  eigen  verwalteten  Forsten  dienen,  welcher  wenigstens  grösstentheils 
auf  diese  Verschiedenheit  des  Verwaltungssystems  zurückzuführen  ist;  z.  B.  in  Pre  u  s  sen 
1873:  Domäneneinnahmen  roh  2S'4  Mill.  M.,  Verwaltungskosten   6*1  Hill.  M.  oder 
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2 1*5  7«,  Foretoinnahme  roh  51' 1  MilL  M.,  Venraltang  u.  Betrieb  25*9  Mill  M.  oder 
50*1  Vo*  In  Frankreich  erscheint  das  selbstverwaltete  Tabak monopol  (Ind.  Polrer- 
mon.)  mit  310  MilL  Fr.  roh  und  63*2  Mill.  Fr.  Ausgabe;  in  Italien  d.  ?erpachtete 
Tabakmonopol  mit  76*1  Mill.  Fr.  Roheinn.  nnd  bloss  56,000  Fr.  Kosten. 

§.  173.  —  3.  Von  besonderer  Bedentang  sind  die  natür- 
lichen und  die  ans  den  Zeit-  and  Landesverbältnissen 
entspringenden  Unterschiede  in  den  Erhebnngskosten  der  Hanpt- 
nnd  Unterarten  der  Stenern. 

Zunächst  sind  hier  nneigentliche  nnd  eigentliche  Er- 
hebnngskosten zu  unterscheiden: 

a)  Die  u  n  eigentlichen  Erhebungskosten  sind  diejenigen  mit 
einer  Steuer  verbundenen  einzel-  und  eventuell  auch  volkswirth- 
sohaftlichen  Kosten,  welche  direct  oder  indirect  Steuerpflichtige 
tlber  ihre  gesetzliche  Steuerschuldigkeit  hinaus  tragen,  ohne  dass 
diese  Beträge  auch  nur  als  Roh  einnähme  in  die  Staatskasse 
kommen.    Hierhin  gehören: 

a)  solche  Kosten,  welche  neben  der  Steuer  in  Folge  von 
Widerrechtlichkeiten,  Bestechlichkeit  u.  dgl.  m.  der  Finanz- 
organe dem  Publicum,  bez.  den  einzelnen  Steuerpflichtigen  abge- 
drungen werden. 

Die  Folge  der  Verhältnisse  in  Zeiten  und  L&ndem  mit  nngenagendor  Rechts- 
sicherheit, roher  Gnltar.  Die  indirecten  Steuern  (Zölle,  Thoraccisen  n.  A.  m.),  aber 
auch  directe  Steaem  geben  dazu  Veranlassung.  Abhilfe  liegt  in  gentlgender  Besol- 
dung der  Beamten,  scharfer  C!ontrole,  unerbittlicher  Strenge  ?on  oben,  Oefientlichkeit 
Alles  Tomemlich  erst  im  entwickelten  Staate  auf  höherer  Gulturstufe  der  BeFölkerung 
zu  erreichen. 

ß)  Solche  Kosten,  welche  die  Besteuerung  ftir  die  Einzelnen 
und  für  die  Volkswirthschaft  direct  und  indirect  durch  ihre  un- 
zweckmässige  Anlage  und  Durchführung,  ihr  Gontrol- 
wesen,  ihre  Verhinderung  technischer  Verbesserungen 
in  der  Production,  durch  die  mit  der  Erledigung  der  Geschäfte 
der  Steuerbemessung  und  Erhebung  verbundenen  Zeitverluste 
und  Kosten  an  Arbeitspersonal  fUr  die  Steuerpflichtigen 
mit  sich  bringt. 

S.  Bergius,  Finanzwiss.  1.  Ausg.,  S.  249.  Namentlich  sind  es  die  indirecten 
Steuern,  die  Zölle  (Grenzsperre  und  Grenz?eikehrBc<»ntrole,  Zollmanipulationen,  eigene 
Leute  des  Kaufmanns  zur  Besorgung  dieser  Geschäfte),  die  städtischen  Thoraccisen 
(Mahl-  und  Schlachtsteuer  u.  s.  w.),  die  bei  der  Circulation  gewisser  Waaren  im 
Inland  erhobenen  Steuern  (gewisse  Weinsteuorn),  die  bei  der  Production  erhobenen 
Verbrauchssteuern  (Bier-,  Branntwein-,  Zuckersteuer)  u.  a.  m.,  welche  solche 
Erhebungskosten  in  zum  Theil  bedeutendem  Botrage  mit  sich  bringen.    S.  Fin.  II  §.  516. 

Die  erste  wie  die  zweite  Art  dieser  uneigentlichen  Erhebungskosten  lisst  sich 
natürlich  nicht  ziffermässig  genau  anschlagen.  Bdde,  die  zveite  besonders  in  unseren 
heutigen  Staaten  mit  allgemein  rerwaltender  indirectcr  Besteuerung,  faUen  aber  oft 
als  ein  schwerer  Posten  des  eigentlichen  rolkswirthschafÜichen  Etats  der  Steuerer- 
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hebungskosten  neben  dem  im  Finanz  etat  erscheinenden  Koütenbetrage  ins  Gewicht. 
Vereinfachung  des  Steuerwesens,  Vorherrschen  der  directen  und  anter  diesen 
wieder  der  reinen  Einkommensteuern  haben  u.  A.  den  Vortheil,  den  aus  jenen 
Kosten  sich  ergebenden  Betrag  der  Last  des  Staatswesens  zu  ?ermindem. 

b)  Die  eigentlichen  Erhebungskosten  der  Steuern  sind  der 
Aufwand,  welchen  die  Finanzverwaltung  oder  ihre  Beauftragten 
(wozu  auch  Steuerpächter  gehören)  ftlr  die  Einziehung  der  gesetz- 
lichen Steuerbeträge  machen  müssen.  Sie  gehen  daher  auch  durch 
die  Rechnungen  der  Finanzverwaltung  oder  ihrer  Beauftragten. 
Die  möglichste  Verminderung  dieser  Erhebungskosten  muss  selbst- 
verständlich das  Ziel  sein.  Die  Höhe  dieser  Kosten  hängt  nun 
im  Allgemeinen  ab: 

a)  vom  Zustande  der  ganzen  Finanz-  und  speciell 
Steuerverwaltung. 

Einen  Einfuss  übt  dabei  das  vorherrschende  Steuerhcbungssystom  aus 
(Pacht,  Hegie,  Erhebung  durch  Vermittlung  der  SelbstverwaltungskOrper «  besonders 
der  Gemeinde,  Abfindung,  s.  Fin.  II,  §.  563  If.)  Hier  liegt  eine  wichtige  Aufgabe  für 
Steuertechniker  For. 

ß)  Weiter  ist  die  Summe  der  Erhebungskosten  des  Steuer- 
wesens von  der  Wahl  der  hauptsächlichsten  Steuerarten  ab- 
hängig. 

Manche  der  letzteren  bringen  wenigstens  in  der  Begel  wegen  der  Einrichtungen 
der  Erhebung  und  der  Controle  höhere  Kosten  als  andere  mit  sich.  Namentlich  gilt 
dies  im  Ganzen  von  den  wichtigsten  indirecten  Verbrauchssteuern,  den  GrenzzOllen, 
den  inliindischen  Verzehrungssteuern,  welche  in  der  Form  von  Steuern  beim  Produ- 
centen  (Bier-,  Branntwein-,  Zuckersteuern  u.  A.  m.)  oder  von  Thoraccisen  in  den 
Stidten  n.  s.  w.  erhoben  werden.  Nun  soll,  wie  gesagt,  bei  der  Wahl  der  Steuern 
aach  auf  diesen  Punct  Rtlcksicht  genommen  werden,  aber  manche  Umstände  machen 
es  düers  unmöglich,  bloss  wegen  der  Höhe  der  Erhebungskosten  eine  Steuer  oder 
wenigstens  eine  Steuergattnng  zu  vermeiden.  Wo  daher  einmal  gewisse  Steuerarten 
vorwalten,  mOssen  die  höheren  Erhebungskosten  mit  in  den  Kauf  genommen  werden. 
Es  setzt  dann  öfters  erst  eine  ganz  andere  Entwicklung  der  Volkswirthschaft,  der  Volks- 
cultur,  des  Sittenzustands  voraus,  um  in  dem  Steuersystem  die  Steuern  mit  geringeren 
an  die  Stelle  derjenigen  mit  höheren  Erhebungskosten  treten  lassen  zu  können,  z.  B. 
mehr  directe,  besonders  Einkommensteuern  an  die  Stelle  von  indirecten  Verbrauchs- 
steuern. Auch  dies  ist  in  den  Controversen  über  Steuerwesen  nicht  immer  beachtet 
worden.    Näheres  auch  darober  in  Fin.  II,  allgem.  Steuerlehre. 

Nach  V.  C  Zorn  ig.  Österreich.  Budg.  II,  505,  sind  in  den  dort  verglichenen 
hauptsächl.  Culturstaaten  Europas  die  Erhebungskosten  der  dir.  Steuern  meistens  er- 
heblich kleiner  als  diej.  der  indirecten  (diese  excl.  Monopole  u.  Regale),  eine  Differenz, 
welche  sich  zwt^  etwas  vermindert,  aber  nicht  verschwindet,  wenn  bei  den  directen 
Steuern  die  öfters  nicht  vollständig  im  Staatsetat  erscheinenden,  z.  B.  theilweise  von 
der  Gemeinde  getragenen  Erhebongskosten  eingerechnet  werden:  Gr.  Brit  z.  B.  bei 
den  dir.  3*2,  den  indir.  Steuern  4*2,  Frankreich  5i  u.  8*8,  Preussen  4  u.  90, 
Oesterreich  3*2  u.  10*8,  Baiern  5*6  u.  9*2.  Belgien  5*1  u.  11*5.  Ausnahmen 
V.  d.  Begel  kommen  übrigens  vor,  z.  B.  in  Portugal  n.  Holland,  was  sich  aber  besond 
erklären  lässt.  Bei  einzelnen  dir.  Steuern,  welche  grosse  u.  kostspielige  Vorbc- 
reitnngsarbeiten  benöthigen,  daher  besonders  bei  der  Grundsteuer  (Kataster!) 
wurden  sich  übrigens  höhere  Erhebungskosten  finden,  wenn  man,  wie  billig,  die  Zins- 
und  Amortisationskosten  des  in  den  Katastern  u.  s.  w.  steckenden  Kapitals  mit  ein- 
rechnete. 
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y)  Aach  bei  ein  und  derselben  Steuerart  oder  selbst 
einzelnen  Steuer  sind  die  Erbebnngskosten  nach  Zeit  und  Land 
öfliers  erheblich  verschieden,  namentlich  nach  folgenden 
Umständen : 

aa)  Der  Sittenzustand  der  einen  Bevölkerung  verlangt 
mitunter  umfassendere,  mithin  meistens  kostspieligere  Steuer- 
controlen,  als  der  einer  anderen. 

Z.  B.  gegenüber  dem  ZoU-  und  ThoracciseDSchmuggel ,  der  freilich  wesentlick 
auch  von  der  Höhe  der  Steuersätze  mit  abhängt. 

bb)  Aehnlich  wirkt  die  Verschiedenheit  der  geographischen 
Verhältnisse  eines  Landes  ein. 

Z.  B.  die  Lage,  Gestalt,  die  Grenzverhältnisse  (See,  Gebirge,  Flüsse,  conventia- 
neUe  Grenzen),  das  Verhältniss  der  Grenzlänge  zum  Inhalt  und  zur  BorOlkerung  dos 
Stenergebiets  (Land,  Stadtgebiet),  die  rerticale  Configaration  des  Landes  u.  dgl.  m., 
so  besonders  bei  den  Kosten  der  Zolle,  städtischen  Accisen,  weil  Controle  und 
Schmuggelgefahr  von  diesen  Umständen  bedingt  werden. 

Grossbritannien  geniesst  auch  hier  wegen  seiner  Lage  Vorzüge  ?or  den 
meisten  Ländern.  Auch  in  der  im  Text  genannten  Beziehung  war  die  Erweiterung 
des  prenssischen  zum  Zollgebiet  des  Zouvereins  und  die  alhnälige  Ausdehnung  des 
letzteren  sehr  wohlthätig.    So  war  z.  B. 

Länge  der      Inhalt  des        Auf  1  Meile  Zolllinie  kamen: 
Zolllinie        Zollgebiets        Quadratmeilen  mit  Einwohner 

5045  Qu.m. 

3456      „ 

7729      „ 

8245      „ 

9045       „ 

9666      „ 

9858  „ 
Vgl.  Viebahn,  Stet.  Deutschi.  L  (1858),  227  u.  pass.  Einigermassen 
ZoUerhebungskosten  (Grenzwache  u.  s.  w.)  mit  der  Ausdehnung  des  Zollgebiets  sich 
relativ  vermindern,  also  in  umgekehrter  Richtung,  wie  die  auf  1  Meile  ZoUUnie  fallende 
Gebiets-  und  Bevölkerungsmenge  sich  bewegen.  Das  hat  sich  auch  im  Zollverein  ge- 
zeigt, wo  die.<ie  Kosten  von  über  16  meist  auf  unter  107o  gesunken  sind.  Kleine 
Staaten  müssen  daher  unter  Umständen  unvcrhältnisämässig  hohe  Zollverwaltungskosten 
ausgeben  (Kur-Baiern  Ende  des  vorigen  Jahrb.  60— 70%,  Viebahn,  Stat.  I,  159, 
Belgien  1831  31*4,  1860  noch  27*17o).  —  Aehnliche  Wahrnehmungen  bei  städti- 
schen Accisen.  So  forderte  die  preuss.  Mahl-  u.  Schlachtsteuer  1849  bei  Städten 
mit  über  100,000  Einw.  8*5,  zwischen  30—100,000  E.  14-3,  zw.  15-30,000  E.  17-5, 
zw.  10—15,000  E.  22  2,  unter  10.000  E.  26-5  7o  Kosten  (Preuss.  Statist.  Zeitschr. 
1868,  S.  84). 

cc)  Auch  die  Verkehrs-  und  Productionsverhältnisse, 
die  Beschaffenheit  der  Communicationen,  z.  B.  Land-  und 
Wasserwege,  Concentration  eines  gewissen  besteuerten  Verkehrs  in 
wenigen  oder  Zerstreuung  über  zahlreiche  Orte  sind  von  Einfluss, 
so  bei  Zöllen,  manchen  inneren  Verbrauchssteuern. 

Grossbritannien  hat  hier  wieder  den  wesentlichen  Vorzug  bei  den  Zöllen, 
dass  sich  sein  Hauptverkehr  mit  dem  Auslande  auf  einige  Haopthäfen  vorzugsweise 
coDcentrirt  So  wurden  z.  6.  1869  von  22*22  Mill.  Pf.  St  Zolleinnahme  10*48  in 
liOndon,  316  in  Liverpool,  3*41  in  aUen  anderen  engl.  Häfen,  3*07  in  schott,  2*1  in 


Preussen    1819 

1078  Meil. 

Mittelstaaten 

1564     „ 

Zollverein  1833 

1206    „ 

M        1844 

1105     „ 

1856 

1066    „ 

1869 

1114     „ 

1873 

1127    „ 

4*70 

c.  10,100 

2*21 

c.  13,600 

6*41 

c.  19,500 

7*41 

c.  25,600 

8*48 

c.  30,300 

8-68 

c.  84,700 

8-75 

c.  36,100 

Einige 

srmassen  müssen   die 
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ui  U&feii  erhoben  (Martin 's  statesman's  yeaib.  f.  1872,  p.  262).  Aof  die  beiden 
Haopthäfen  kommen  also  47*2  and  14*2,  zosammen  61'47o  ^^^  Solleinnahme.  In 
Deutschland  überwiegt  der  Verkehr  einzelner  Zollllmter  nicht  entfernt  in  diesem 
Maasse.  Vom  Eingangszoll  d.  J.  1875  von  120*83  MilL  M.  kam  z.  B.  zur  Erhebung 
im  Hauptamtsbezirk  Berlin  10'2U,  in  Hamburg  4*56,  Stettin  5*02,  KOln  5*4,  Leipzig 
5*24  Mill.  M.,  also  in  diesen  5  grössteu  Aemtem  zusammen  nur  30*42  Mill.  M.  oder 
c  25*1  7o*  ^^  26  weiteren  Aemtern  je  über  1  bis  unter  4  MilL  M.  Der  Übrige  Ver- 
kehr ?eitheilte  sich  auf  eine  Unzahl  Aemter  mit  Beträgen  von  weniger  als  1  Mill.  M. 
(Vierteljahrshefte  d.  Statist,  d.  D.  Reichs,  1876,  4.  Jahrg.  B.  XX,  H.  1,  Abth.  2, 
S.  109  tf.).  Katarlich  müssen  sich  hier  auch  die  Verwaltungskosten  hoher  als  in  Eng- 
land stellen.  —  Aehnlich  wirkt  z.  B.  bei  der  Spiritus-  oder  Branntwein  besteuerung  der 
Umstand  in  England  gtlnstig,  dass  die  Production  sich  auf  grosse  Etablissements  in 
wenigen  Orten,  ia  Deutschland  ungünstig,  dass  sie  sich  auf  zahllose  ländl.  Brennereien 
rertheilt 

dd)  Nicht  minder  ist  die  Entwicklung  des  Volkswohl- 
stands wichtig.  Ein  höherer  Wohlstand  erlaubt  die  Erhebung 
höherer  Steuersätze,  wobei  die  Kosten  sich  regelmässig  günstiger 
stellen. 

Es  lässt  sich  dies  an  den  verschiedensten  Steuern  nachweisen.  Ein  gutes  Bei- 
spiel bietet  das  Verhältniss  des  Koh-  und  Reinertrags  des  Tabakmonopols  in 
Frankreich  und  Oesterreich.  Dort  kann  bei  höherem  Dnrchschnittswohlstand  der  Preis 
der  Tabakfabrikate  so  hoch  gesteUt  werden,  dass  er  eine  Steuer  von  70 — 80  Thlr. 
per  Gentner  enthält,  in  Oesterreich  nur  so,  dass  diese  bloss  c.  33  Thlr.  per  Centner 
beträgt  (nach  SO t beer,  Daten  vor  1870).  Wesentlich  aus  diesem  Grunde,  nicht 
aus  Verschiedenheiten  des  Betriebs  u.  s.  w.,  sind  die  Erhebungskosteu  in  Oesterreich 
höher  als  in  Frankreich,  dort  (West-Oest.)  1875  c.  41—42,  1882  35—36,  in  Frank- 
reich (incl.  Pulvermonopol)  c.  20,  1882  c  197o- 

ee)  Endlich  darf  die  Entwicklung  des  Grossbetriebs 
und  bedeutenden  Privatreichthums  einzelner  Glassen  und 
Individuen  als  von  Einfluss  auf  die  Erhebungskosten  genannt  werden. 

Jener  wie  dieser  ermöglichen  Steuererhebung  in  wenigen  grösseren  Be- 
trägen und  mit  geringeren  Controlen,  (z.  B.  grosser  Posten  mittelst  Stempels 
erhobener  Gebühren  und  Steuern  in  wenigen  steuerbaren  Acten,  oder  hoher  einzelner 
Einkommeusteuerbeträge).  In  Preussen  kostet  z.  B.  die  Erhebung  der  Einkommen- 
steuer (von  über  1000  Thlr.  Einkommen)  nur  1*6,  der  Classcnsteuer  (früher,  von 
1 000  Thlr.  Einkommen  abwärts)  4'07o«  ^as  wenigstens  zum  Theil  auf  jenen  Umstand 
mit  zu rtlckzuf Uhren  ist  Die  niederen  Sätze  der  Glassensteuer  machen  bei  der  Er- 
hebung so  viel  Muhe  und  Kosten,  dass  dieser  Umstand  bei  der  Frage  der  Beseitigung 
dieser  Steuer  für  die  Bezieher  eines  kleinen  Einkommens  mitspricht  u.  f.  d.  18Sd 
erfolgte  Aufhebung  der  2  untersten  Stufen  wesentlich  mit  ins  Gewicht  fiel. 

Es  gehört  eine  genaue  Eenntniss  und  richtige  Würdigung 
aller  dieser  und  noch  mancher  ähnlicher  Umstände  (z.  B.  des  Ein- 
flusses des  Steuersystems  der  Kachbarstaaten)  dazu,  um,  soweit 
dies  nach  der  Höhe  der  Erhebungskosten  überhaupt  geschehen 
kann,  Steuern  für  ein  Land  und  eine  Zeit  richtig  aus- 
zuwählen und  über  die  im  concreten  Falle  sich  findenden  E^ 
hebungskosten  ein  richtiges  Urtheil  zu  fällen. 

So  kommt  es  z.  B.  auf  die  Steuersysteme  des  Nachbarstaats  mitunter  an, 
welche  Steuersätze  im  Inland  aufgelegt  und  welche  Kosten  fUr  die  Controle  verwendet 
werden  müssen  (ehemalige  preuss.  Klagen  über  die  niedere  Salzsteuer  Hannovers). 
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Die  genaue  finanzstatistische  Feststellung  derEr- 
hebungskosten  einer  Steuer  ist  auch  zu  diesem  Zwecke  zu  er- 
streben. Sie  hat  jedoch  ihre  bedeutenden  Schwierigkeiten,  weil 
in  der  Regel  manche  Posten  der  Erhebungskosten ,  z.  B.  ftlr 
Controleinrichtangen ,  mehreren  Steuern  gemeinsam  sind,  z.  B.  für 
die  verschiedenen  Arten  innerer  Verbrauchssteuern  oder  für  diese 
und  die  Zölle  (Finanzwache)  und  weil  die  allgemeinen  Kosten  für 
die  oberen  Organe  der  Finanzverwaltung  sich  nicht  oder  nur  mehr 
oder  weniger  willkürlich  reparatiren  lassen. 

Als  feststehend  darf  wohl  angenommen  werden,  dass  die 
Hebung  der  Sitten  und  Bildung  desVolks,  die  höhere 
Entwicklung  des  Wohlstands  und  des  Rechtszustands 
auch  die  Erhebungskosten  der  Finanzverwaltung,  spe- 
ciell  im  Steuerwesen,  zu  vermindern  streben:  theils  weU  dann 
Steuern  mit  an  sich  weniger  Erhebungskosten  eingeführt,  theils 
weil  bei  derselben  Steuer  weniger  Controlausgaben  gemacht  und 
mit  dem  gleichen  Arbeitsaufwand  höhere  Steuersätze  erhoben 
werden  können.  Absolute  Regeln  fiber  die  Erhebungskosten 
der  Steuer  kann  die  Finanz  Wissenschaft  nicht  aufstellen.  Histo- 
risch und  örtlich  relativ  ist  auch  hier  Alles  zu  fassen. 

Auch  bei  ausserordentlichen  Einnahmen,  z.  B.  bei  den  Eingängen  aus 
Creditoperationen,  Anleihen  n.  s.  w.  kommen  Kosten  Tor,  welche  unter  die 
Rubrik  .^Erhebungskosten'*  fallen:  einmal  Drucksachen  (Obligationen,  Staatspapiergeld 
u.  s.  w.),  dann  namentlich  Banquier-  und  ähnliche  Provisionen.  Frankreich  be- 
rechnet die  Kosten  der  Anleihen  des  letzten  Kriegs  (nominell  6  Milliarden)  auf 
631  Mill.  Fr.,  worunter  sich  aber  andere  Posten  mit  befinden. 


Zweites  Kapitel. 
Einzelne  Gfegenstände  des  elgentllehen  Finanzbedarfs. 

Die  Höhe  der  Ausgaben  hierfür  hängt  von  dem  Umfange  der  ?om  Staate 
übernommenen  Aufgaben  und  von  der  Dnrchftthrungs-Art  dieser  letzteren  — 
Ycrwaltungssystem,  wozu  von  dem  hier  massgebenden  Gesichtspuncte  aus  auch  die 
Kegierungsform  selbst  gchOrt  (Monarchie,  absolute  oder  beschränkte  Monarchie, 
Republik  verschiedenen  Form  u.  s.  w.),  ab.  —  In  dieser  Beziehung  sind  die  leitender 
Gesichtspuncte  politische,  Tolkswirthschaftliche,  sociale  und  verwaltungs- 
technische,  nicht  unmittelbar  finanzielle,  wenn  auch  bei  der  Durchfuhrung  der 
Aufgaben  letztere  un?ermeidlich  mitsprechen.  Die  nähere  Begründung  der  einzelnen 
Staatsthätigkeiten  gehört  daher  nicht  weiter  in  die  Finanzwissenschaft,  als  sie  oben 
erfolgt  ist  (§.  33  u.  34).  Filr  alles  Andere  ist  vielmehr  auf  die  allgemeine  Staats- 
lehre und  auf  die  specielle  Verwaltungslehre  (einschliesslich  der  Lehre  von 
der  wirthschaftlichen  Verwaltung),  sowie  auf  den  grundlegenden  Theil 
der  Allgemeinen  Volkswirthschaftslehre  (B.  1  dieses  Lehrbuchs  d.  polit. 
Oekon.)  zu  verweisen.  Vgl.  im  Allgem.  Rau's  Volkswirthschaftspolitik  (Syst  11), 
Röscher 's  Syst.  IL  u.  III,  M  o  h  T  s  Poliz.wiss.,  Stein'  sVerwalt.lehre,  C  z  ö  r  n  i  g  *  s  Österr. 
Budg.  verglichen  mitand.cnropäischen.St  hönborg^sHandb.  d.  polit.  Oekon.  I.  Die  Finanz- 
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vissenschaft  hat  die  bestehende  Einrichtung  des  Staats  in  dieser  Beziehung  demnach 
als  Gegebenes  hinzunehmen.  In  BetTe£f  der  einzelnen  Ausgaben  betont  sie  nur  den 
allgemeinen  Grundsatz  der  Wirthschaftlichkeit  und  Sparsamkeit,  d.  h.  nichts 
weiter  als  diejenige  Beschränkung  der  Ausgaben,  welche  unbeschadet  der  Erreichung 
des  Zwecks  stattfinden  kann  (§.  .*i4).  Im  Folgenden  wird  daher  auch  mehr  nur  eine 
Uebersicht  der  wichtigeren  einzelnen  Gegenstände  gegeben,  woran  sich  nur  einzelne 
prindpielle  Tolkswirthschaftliche  Erörterungen  (eingehender  nur  im  Abschnitte  vom 
Militäraufwand  unten)  schliessen,  um  jene  Gegenstände  des  Staatslebens  von 
ihrer  finanziellen  Seite  zu  beleuchten.  Diese  Uebersicht  schliesst  sich  dem  oben  in 
§.  33  dargestellten  System  des  Finanzbedarfs  an. 

Von  grossem  Wertho  fur  die  Beurtheilung  der  concreten  Finanzlage  der 
Staaten  ist  eine  genauere,  übrigens  mit  ausserordentlichen,  ?5llig  kaum  zu  lösenden 
Schwierigkeiten  verbundene  finanzstatistische  Analyse  der  Öffentlichen 
(Staats- und  SelbstverwaltungskOrpers-)  A  Uli  gaben.  Neben  den  älteren  Arbeiten?. 
CzOrnig's  sind  diejenigen  Ph.  Gerstfeldt*s  jetzt  als  die  bedeutendsten  zu  nennen. 
S.  o.  S.  55,  auch  S.  73  (bes.  Beitr.  z.  ßeichssteuerfrage,  Lpz.  1879)  u.  den  neuesten, 
wiederum  sehr  reichhaltigen  Aufsatz  in  Gonrad's  Jahrb.  1883  B.  2  (od.  B.  41).  (Eb. 
S.  57  über  die  Schwierigkeiten  vergleichender  Statistik  der  Ausgaben,  weshalb  bei 
der  Schlussziehung  Vorsicht  nOthig  ist).  Hier  sind  in  mehr  oder  weniger  genauer 
Anlehnung  an  die  etatsmässige  Eintheilung  der  Ausgaben  grossere  Hauptgruppen 
des  Finanzbedarfs,  mit  entsprechenden  weiteren  Theilgruppen  zu  bilden.  Für 
manche  Zwecke  u.  Vergleiche  sondert  man  namentlich  drei  Hauptgruppen:  für 
die  gesammte  allgemeine  oberste  Leitung,  Central-  u.  für  die  ganze 
Civilverwaltung  („Civile'')«  ^^^  ^^  Kriegswesen  (Heer  u.  Flotte,  „Militare'^) 
u.  f.  die  Öffentliche  Schuld  aus.  Werden  beim  Civile  nicht  schon  Netto-Aus- 
gabeetats  zu  Grunde  gelegt,  so  sind  in  der  betreffenden  Gesammtausgabe  möglichst 
diejenigen  für  Betriebs-,  Erhcbungs-  u.  Verwaltungskosten  der  Einnahmen 
von  den  eigentlichen  Staatsverwaltungsausgaben  zu  sondern,  um  so  die 
l^ettoausgabe  2u  ermitteln.  Bei  der  Schuld  kommt  es  auf  den  Ursprung  u.  damit 
implicite  auf  die  Deckungsmittel  an:  Kriegs-  u.  dgl.  „unproductive**  u.  anders. 
Eisenbahn-  u.  dgl.  „productive'',  bez.  rentable  Schulden.  Die  weitere  Zerlegung 
der  eigentlichen  Civilausgabcu  giebt  fernere  werthvoUo  Einblicke  in  die  Finanzlage 
u.  in  die  Verwendung  der  Öffentlichen  Mittel.  Im  Allgemeinen  ist  eine  absolut  u. 
relativ  grossere  Ausgabe  —  etwa  berechnet  in  üblicher,  freilich  mangelhafter 
Weise  nach  Kopf<iuoten  u.  nach  Procenten  des  Gesammtbedarfs  —  für  die 
eigentliche  Civil  Staatsausgabe  und  für  besonders  wUnschenswerthe  Theile  der 
letzteren,  wie  Unterrichtswesen,  Verkehrswesen,  wirthschaftliche  Verwaltung,  dann 
auch  für  Justiz,  Polizei  u.  dgl.  m.,  günstig  zu  bcurtheilen,  und,  vorausgesetzt 
eine  genügende  militärische  Sicherung  des  Landes  u.  Staats  oder  eine  sonst 
gesicherte  Lage,  günstiger  als  ein  Ueberwiegen  der  Ausgaben  für  Militär  und 
vollends  fUr  Kriegsschulden.  Bei  der  Anstellung  von  Berechnungen  u.  Vergleichen 
ist  aber  der  in  §^.  19  erwähnten  Regeln  u.  Cautelen  zu  gedenken. 

Die  blosse  Betrachtung  der  Ausgaben  u.  ihrer  Vertheilung  reicht  aber  zur 
richtigen  Würdigung  der  Lage  des  Staatshaushalts  noch  nicht  aus.  Es  muss  vielmehr 
auch  auf  die  Deckungsmittel,  deren  Art  u.  Vertheilung  mit  Rücksicht  ge- 
nommen werden;  besonders  ob  u.  in  welchem  Maasse  dieselben  steuerrechtlicher 
oder  sonstiger,  namentlich  privatwirthschaftlicher  Art  sind  u.  aus  welchen 
einzelnen  Gattungen  und  Species  diese  beiden  Gruppen  sich  weiter  zusammensetzen, 
wobei  für  die  Beurtheilung  u.  Schlussziehung  die  Bemerkungen  in  §.  35  S.  73  mass- 
gebend sind.  Eine  absolut  und  relativ  grossere  Ausgabe  für  die  Öffentliche  Schuld 
oder  für  Militär  oder  für  beide  Hauptposten  zugleich  wird  weniger  bedenklich,  wenn 
die  Schuld  grossentheils  aus  Eisenbahnen  herrührt  oder  ihre  Kosten,  die  Zinsen ^  u. 
der  Militäraufwand  wenigstens  in  erheblichem  Maasse  ans  privatwirthschaftlichen  ü.  dgl. 
Reinerträgen  gedeckt  wird,  wie  es  glücklicher  Weise  in  Deutschland  der  Fall  ist. 
Umgekehrt  ist  zu  urthcilen,  wenn  Schuldzinsen  u.  Militäraufwand  fast  ganz  aus  Steuern 
zu  decken  sind  (Gr.brit.,  Frankr.,  Oesterr.,  Ital.).  Untei*  Hinweis  auf  die  schon  oben 
S.  73,  74  gegebenen  Notizen  u.  für  das  Genauere  auf  das  reiche  Detail  der  hOchst 
umsichtigen  u.  fleissigen  Arbeiten  Gerstfeldt's  entnehme  ich  den  letzteren  die 
Statist  Daten  zu  folgenden«  Uebersichten  der  Gruppen  des  Finanzbedarfs. 
(Gerstfeldt,  Beitr.  z.  Reichsstfr.  S.  12  ff.  u.  Tab.  3   u.  graph.   DarstoU..  Daten  aus 
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d.  Zeit  nin  1S78 — 79;   ders.   in   Conrad's  Jahrb.  a  a.  0.  Tab.  19  tl  S.  57,  Daten 
f.  1882). 

Tab.  I.    Hanptgrnppen  des  staatlichen  Finanzbedarfs  um  1879. 

Deutsches         Grossbri-  Frank-           West-            Russ- 

Reich           tannienu.  reich.           Oester-           l&nd. 

and  Einzel-         Irland.  ^            reich. 
Staaten. 

A.  Absoluter  Staats- Aufwand  in  Millionen  Mark. 


1.  Kriegswesen 

468 

628 

657 

158 

741 

2.  Schuld 

184 

619 

851 

257 

255 

1  n.  2  zusammen 

652 

1247 

1508 

415 

996 

3.  Civile  u.  s.  w. 

720 

366 

599 

261 

GS4 

Erste  Summe 

1372 

1613 

2107 

676 

1680 

4.  Civile  ohne  Erheb,  u. 

Betriebskosten 

442 

237 

437 

187 

c.    204 

Zweite  Summe  von   1, 

2   u.  4    oder  Netto- 

ansgabc 

1094 

1484 

1945 

602 

1200 

B.  Dieser  Staatsaufwand  in 

Kopfquoten,  Mark  p. 

Kopf. 

1.  Kriegswesen 

11-0 

18-5 

17-8 

7-2 

10-6 

2.  Schuld 

4-3 

18-2 

23-0 

11-7 

3-6 

1  u.  2  zusammen 

15-3 

36-7 

40.8 

18-9 

13-2 

3.  Civile  n.  s.  w. 

16-9 

10-8 

16-2 

11-9 

9-8 

Erste  Summe 

32-2 

47-5 

57-0 

30-8 

280 

4.  Civile  ohne  Erheb Jcost. 

u.  s.  w. 

10-3 

7-0 

11-8 

8-5 

2-9 

Zweite    Summe    von   1, 

2  u.  4  oder  Nettoaus- 

gabe 

25-6 

43-7 

52-6 

274 

16-1 

C.  Dieser  Staatsaufwand 

in  Quoten  (Procenten)  dei 

'  Gesammi 

t- Nettoausgabe. 

1.  Kriegswesen 

42-8 

42-3 

33.8 

26-2 

61-7 

2.  Schuld 

16-8 

41-7 

43-7 

42-7 

21-3 

1  u.  2  zusammen 

59-6 

84-0 

77-5 

68-9 

83.0 

3.  Civile,  ohne  Erheb.- 

kosten  u.  s.  w. 

40-4 

160 

22.5 

81-3 

170 

Einzelne  dieser  Berechnungen  weichen  von  den  Ger  st  feldt 'sehen  darin  ab, 
dass  beim  Civil-  u.  dann  beim  Gesammtanfwand  der  störende  Posten  ,JIrhebnng8-, 
Betriebs-  u.  dgl.  Aufwand  f.  die  Einnahmegewinnung''  möglichst  in  Abzug  gebracht 
(d.  h.  in  Gerstfeldt's  Tab.  2  u.  3  die  Rubriken  „Erheb.kosten  der  Zolle  u.  Steuern''  u. 
«^andere  vermischte  Ausgaben",  meist  ähnl.  Characters)  u.  so  die  „Netto ausgäbe" 
(freil.  nur  annähernd  richtig)  ermittelt  ist.  Das  ist  namentlich  bei  einem  Vergleich 
Deutschlands  mit  seinen  grossen  Staatsbahnen  u.  Betriebsverwaltungen  (Dom.,  Forsten. 
Bergw.)  mit  anderen  Ländern  nothwendig,  um  einigermassen  vergleichbare  Posten  zu 
erhalten  (s.  o.  §.  19).  Für  Deutschland  sind  Reichshaushalt  und  Einzel-Staats- 
haushalte zusammengezogen,  bei  0 esterreich  die  Quote  ftlr  die  mit  Ungarn  ge- 
meinschaftl.  Ausgaben  eingesetzt. 

Die  gtlnstige  Lage  Deutschlands  springt  in  die  Augen  u.  ist  thatsächlich  noch 
günstiger  mit  Rücksicht  auf  die  weitere  günstige  Yertheilung  des  Civilbedarfs,  für 
Schulen,  Justiz  u.  s.  w.,  auf  den  Ursprung  eines  Hanpttheils  der  deutschen  Schulden 
aus  rentablen  Staatsbahnen  u.  auf  die  erheblichen  sonstigen  privatwirthsch.  Deckungs- 
mittel (8.  0.  S.  74).  So  beträgt  z.  B.  der  Aufwand  des  Staats  allein  f.  Cnltus  u. 
Unterricht  p.  Kopf  in  Deutschland  20,  Gr.brit.  2'1,  Frankr.  2*5,  Oesterr.  1*5, 
RussL  0*6  Mark  oder  in  Procenten  der  Nettoausgabe  bez.  10*1 — 4*8 — 5*0 — 5*6— 3*7 ; 
der  Aufwand  des  Staats  f.  Justiz  u.  Polizei  p.  Kopf  in  Deutschi.  3*9,  Gr.brit.  3, 
Frankr.  2*7,  Oesterr.  22,  Russl.  0*6  Mark  oder  wieder  in  7o  der  Nettoausg.  bez. 
15*3—6*8 — 5*5 — 81 — 3*7.  Dabei  ist  noch  des  gerade  f.  Unterricht  in  DeutschL  so 
bedeutenden  Communalaufwands  zu  gedenken.  Das  Bild  der  deutschen  Finanz- 
lage ist  weitaus  das  günstigste,  nach  allen  Seiten,  welche  fUr  die  kritische  Be- 
urtheiluiig  dvs  Finanzbedarfs  in  Betraclit  kommen,  angesehen,  —  trotz  unseres  „hohen 
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HiHt&rbodgets'S  der  nothwendigen  (u.  immerhin  massigen)  Assecoranzprämie  unserer 
Yolksirirthscnaft,  unserer  Coltur  u.  unseres  selbständigen  nationalen  Lebens.  Das 
ergiebt  sich  noch  mehr  ans  der  folg.  Tab.  IL 

Tab.  IL  Gesammtausgabe  f.  alle  OffentL  Zwecke  des  Staats  und  der  Selbst- 

verwaltungskOrper  um  1S82. 
A.  Absoluter  Aufwand  in  Millionen  Mark. 


Preussen. 

Gr.  Britannien. 

Frankreich. 

Staat 

(incl.    Selbst- 
Beichs-  verwalt 

Sa. 

Staat 

Selbst- 
?erwalt 

Sa. 

Depart 
Staat       u. 

Gemeind. 

Sa. 

quote) 

1. 

Kriegswesen            274 

4 

277 

543 

— 

543 

797 

4 

801 

2. 

Schuld                     118 

26 

144 

594 

12 

606 

901 

252 

1153 

1  u.  2  zusammen  392 

30 

421 

1136 

12 

1149 

1698 

256 

1954 

8. 

GiTÜe                      364 

338 

703 

360 

1143 

1503 

854 

677 

1531 

4.  Stener^erwalt.           38 

4 

42 

57 

? 

57 

84 

24 

108 

Summe  (netto)      794 

372 

1166 

1553 

1156 

2709 

2637 

957 

3594 

B.  Dieser  Aufwand  : 

in  Kop 

fquoten,  Pfe 

nnig  p 

.  Kopf. 

1. 

Kriegswesen            978 

13 

991 

1551 

— 

1551 

2153 

12 

2165 

2. 

Schuld                    420 

93 

513 

1697 

35 

1732 

2436 

681 

3117 

1  u.  2  zusammen   1398 

106 

1404 

3248 

35 

3283 

4589 

693 

5282 

3. 

Cinle                     1301 

1209 

2510 

1028 

3267 

4295 

2309 

1830 

4139 

4. 

Stenenrerwalt.          136 

15 

151 

162 

? 

162 

228 

63 

291 

Summe  (netto)    2835 

1330 

4165 

4438 

3302 

7740 

7126 

2586 

9712 

G.  Dieser  Aufwand  in  Quoten  (Procenten)  der  ,,ordentI.  Netto  ausgäbe'', 
nach  Abzug  der  Schuld  ?on  der  ganzen  Nottoausgabe. 


40-5 


10      271       56-6 


—       25*8       45-9 


0-7      32-8 


59-5 
100 


99-0 
100 


72-9 
100 


43-4 
100 


7-5       140       61-9 


100 
100 

VI 


74-2 
100 

28-8 
a.  0. 


541 
100 


99-3 
100 


67-2 
100 


1.  Kriegswesen 

2.  Ci?ile  u.  Steuer- 
verwaltung. 
Summe 

3.  Schiüd    in    7« 
dieser  Summe      17*4 

Ueber  die  Berechn.weise  u.  s.  w.  s.  G  erstfei  dt  a 
Unterricht  (ezcl.  Gultus)  berechnet  G.  in  Preussen  151  (woTon  Staat  42),  Gr.- 
bntannien  120  (wovon  Staat  91,  Locverwalt.  nur  29 — ?— ),  Frankr.  196  (wovon  Staat 
112)  Mill.  M.  oder  in  Pfennig  p.  Kopf  bez.  538—344—528,  in  7o  der  Summe  der 
Milit  u.  Giv.ausgaben  14*8— 5*7— 80. 

Wichtig  ist  diese  Statistik  u.  ihre  weitere  Specialisirung  bes.  für  die  Fragen  der 
Yertheilung  der  öffentl.  Ausgaben  u.  des  Aufwands  dafür  zwischen  dem  Staate 
XL  den  verschiedenen  KOrpem  der  Selbstverwaltung.    S.  o.  §.  44  £ 


51-9       34-3      47-2 
S.  44.    Speciell  für 


1.  Abschnitt. 

Finanzbedarf  für  die  yerfassungsmässlge  oberste  Central- 

leltung. 

S.  Kau  §.  45-51 ,  vor.  Aufl.  dieses  B.  I,  §.  97—102,  jetzt  verkürzt,  weil  die 
principielle  u.  Staatsrecht!.  Seite  nicht  in  d.  Fin.wiss.  gehört 

§.  174.    Die  hierher  gehörigen  Posten  sind  folgende  drei: 
I.  Bedarf  für  den  obersten  Leiter  des  Staats, 
A.  in  Monarchieen  insbesondere  für  den  Fürsten,  bez. 
für  die  fürstliehe  Familie, 
6.  in  Republiken. 
IL  Bedarf  für  die  Volksvertretungen. 

A.  W»gn<sr,  Finanzwissenschaft  I.     3.  Aofl.  26 
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III.  Bedarf  für  gewisse  oberste  Staatskörper. 

I.  A.   Bedarf   für   den  Monarchen  und    seine   Familie. 

Vgl.  z.  B.  Bluntschli,  Allg.  Staatsrecht,  5.  Aufl.  1876,  II,  191  £ 

Nach  der  geschichtlichen  Tradition,  welche  im  Volksbewasst- 
sein  gewöhnlich  auch  heute  noch  in  monarchischen  Staaten  ihre 
Stütze  findet;  bedarf  der  Fürst  ein  hinlängliches  Einkommen  znr 
Bestreitung  eines  umfänglichen  und  einigermassen  glänzenden 
Haushalts  und  Hofes.  Dasselbe  gilt  in  gewissem  Grade  in 
der  Erbmonarchie  von  der  ganzen  fürstlichen  Familie.  Dieser 
fürstliche  Hof-  und  Haushaltsbedarf  lässt  sich  auf  verschiedene 
Weise  decken,  wie  dies  auch  in  der  Geschichte  geschehen  ist,  ein- 
mal aus  dem  Ertrage  von  dem  Fürsten,  bez.  der  Dynastie 
gehörigem  Grund-  und  z.  Th.  auch  Kapitalbesitz;  zweitens 
durch  Ueberweisung  solchen  Besitzes,  besonders  Ländereien, 
aus  dem  Staatsvermögen  an  den  Fürsten;  drittens  durch  Fest- 
stellung sogen.  Givillisten. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  und  die  staatsrechtliche  Rege- 
lung dieser  Verhältnisse  steht  natürlich  in  enger  Verbindung  mit  der 
allgemeinen  Staatsgeschichte  und  mit  den  eingetretenen  Verfassungs- 
veränderungen, Wechsel  der  Dynastieen,  der  Staats-  oder  Ver- 
fassungsformen u.  s.  w.  Finanzwirthschaftliche  Zweck- 
mässigkeitsrücksichten  haben  daher  hier  nicht  entschieden, 
kaum  mitgespielt  und  sind  auch  gegenwärtig  für  etwaige  Fragen 
de  lege  ferenda  auf  diesem  Gebiete  doch  nur  untergeordnet. 

1.  Die  Deckung  des  fürstlichen  Haus-  und  Hof  bedarfs  aus  den 
Erträgen  von  Grundbesitz  —  dynastisches  Hausgut  oder  wirk- 
liches Staatsgut  darstellenden  „Domaniums",  „Kammerguts", 
§.  89  ff.  —  ist  regelmässig  die  älteste  Form,  wie  sich  aus  der 
Entstehung  unserer  monarchischen  Staaten  einfach  erklärt.  Diese 
Form  ist  mit  der  Entwicklung  der  Staatsidee,  mit  der  Verminde- 
rung des  betreffenden  Besitzes  und  mit  der  Veränderung  der 
Rechtsqualität  desselben,  endlich  mit  dem  steigenden  sonstigen 
Finanzbedarf  einer-  und  Hofbedarf  anderseits  mehr  und  mehr 
unzulänglich  geworden  und  daher  mehr  oder  weniger  antiquirt, 
mit  begreiflicher  theilweiser  Ausnahme  in  deutschen  Staaten.  Eine 
für  die  Dynastie  und  das  „monarchische  Princip"  specifisch  günstige 
oder  gar  wesentliche  politische  Bedeutung  kann  dieser  Form 
in  der  Gegenwart  kaum  mehr  beigelegt  werden. 

Vgl.  0.  §.  89,  90  u.  unten  über  Domänen  wesen. 
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2.  Der  zweite  der  angedeuteten  Wege  hat  wohl  zu  der  ge- 
setzliehen Anordnung  geführt,  dass  für  die  Hofstaatsausgaben 
fortwährend  eine  aus  dem  Ertrage  gewisser  benannter 
Staatsgüter  oder  bestimmter  Kategorieen  des  staat- 
lichen Grundbesitzes  (des  ^^Domaniums'^  i.  e.  S.,  der 
Domänen  und  Forsten,  Preussen)  zu  ziehende  feste  Geld- 
summe ausgeschieden  wurd,  oder  dass  sogar  bestimmte 
Güter  von  einem  schätzungsweise  festgestellten  Er- 
trage dem  Hofe  zur  Verwaltung  auf  eigene  Rechnung 
(Hannover)  überwiesen  werden.  In  beiden  Fällen  läuft  diese 
Form  doch  schon  auf  das  staatsrechtliche  Princip  der  ,,  Civil - 
listen''  hinaus,  nur  dass  man  dabei  an  die  ältere  Form  der 
Deckung  des  Hofbedarfs  mehr  anknüpft. 

Die  erste  Einrichtong  ist  in  finanzieOer  Hinsicht  kaum  etwas  Anderes  als  eine 
Formalität,  durch  die  man  etwa,  wie  in  Prenssen,  auf  das  ehemalige  Anrecht  der 
Dynastie  an  den  Domänen  hinweisen  will.  Sie  hat  etwa  nnr  das  gegen  sich,  dass  sie 
die  Finanzausweise  complicirt  Gegen  die  zweite  Einrichtung  sprechen  erheb- 
liche Bedenken,  denn  sie  verletzt  leicht  den  einen  oder  den  anderen  der  Bethei- 
ligten, Staat  oder  Dynastie,  verstOsst  gegen  den  wichtigen  Grundsatz,  dass  die  sämmt- 
lichen  Ausgaben  fUr  Staatszwecke  in  den  wirklichen  Beträgen  in  den  Staatsrechnungen 
erscheinen  sollen  und  kann  selbst  dem  richtigen  politischen  Interesse  der  Dynastie, 
dem  sie  dienen  soll,  sogar  widersprechen. 

In  Preussen  werden  nach  Ges.  7.  17.  Jan.  1820  (s.  auch  preuss.  Verfassung 
Art  59)  27«  Mill.  Thlr.  von  dem  Ertrage  der  Domänen  und  Forsten  für  den  Hof  ab- 
gezogen, die  im  Voranschläge  der  Staatsausgaben  nicht  aufgeführt  sind,  sondern  gleich 
bei  den  Einnahmen  des  Kap.  Dom.  u.  Forsten  70m  Roherträge  abgezogen  werden, 
was  bei  finanzstat  Zus^tellungen  zu  beachten  ist  Die  Summe  ist  eigentlich  2,573,099 
Thlr.,  weil  ein  Theil  ursprünglich  in  Gold  ausgedrückt  war.  Nach  Ges.  ?om  30.  AprU 
1859  ist  eine  Erhöhung  von  '/a  Mill.  Thlr.,  neuerlich  nach  der  VergrOsserung  des 
Staatsgebiets  im  Jahr  1866  von  weiteren  1  Mill.  Thlr.  als  Zuschlag  „zur  Rente  des 
Kron-Fideicommiss- Fonds''  (Ges.  ?.  27.  Jan.  1868)  eingetreten,  welche  Beträge  unter 
den  Staatsausgaben  stehen.  Ueber  die  staatsrechtliche  Frage  s.  ?.  ROnne,  preuss. 
Staatsrecht,  3.  Aufl.  S.  486. 

Nach  dem  hannO?.  Grundgesetz  von  1833  §.125,  126  sollte  ein  Domänen- 
complez,  der  Vs  M^*  '^hlr.  rein  abwUrfo,  ausgeschieden  und  dem  Könige  zur  freien 
Verwaltung  abergeben  werden.  Eine  solche  Ausscheidung  ?on  Gutem  mit  600,000  Thk. 
Reinertrag  wurde  wirklich  später  (unter  dem  letzten  König  y.  H.,  Georg  V.)  ausgeführt, 
gab  jedoch  in  Bezug  auf  die  Ertragsschätzung  der  abgetretenen  Güter  zu  starken  Be- 
schwerden Veranlassung  (s.  d.  betreff.  Schrift  ?on  Miquel,  die  durch  die  Gegenschrift 
Ton  r.  Bar  nicht  widerlegt  ist,  über  diese  Angelegenheit).  Diese  Domänenausschei- 
dung hat  zur  Dnpopularität  des  Königs  Georg  nicht  wenig  beigetragen  und  bekannt- 
lich die  Dynastie  auch  finanziell  nicht  gesichert  In  dem  später  wieder  suspendirten 
Vertrage  des  Königs  Georg  mit  der  Krone  Preussen  von  1868  wurde  die  Entschädigung 
der  Tertriebonen  Dynastie  nicht  in  Land  (mi^  Ausnahme  einer  Domäne),  sondern  in 
Geldzahlungen  stipulirt. 

§.  175.  —  3.  Fürstliche  Civillisten.  Dem  heutigen 
Verfassnngswesen  und  öffentlichen  Recht,  wie  auch  den  Bedürf- 
nissen der  staatlichen  Finanzwirthschaft  und  des  Fürsten  selbst 
entspricht  am  Meisten  die  Festsetzung  einer  sogen. ,,  C  i  v  i  1 1  i  s  t  e '', 
d.  h.    die    durch    Verfassung    oder   besondres   Gesetz    erfolgende 
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-Ueberweisung  einer   bestimmten  Geldrente  ans  dem 
allgemeinen  Staatseinkommen  an  den  Fürsten. 

Die  staatsrechtliche  Begelang  wird  natürlich  von  concreten  politischen  Vorgängen 
in  dem  betreffenden  Staat  n.  in  der  Zeit,  wo  sie  erfolgt,  wesentlich  mit  abhängen. 
Mehrfach  ist  damit,  bes.  in  Deatschland,  eine  vertragsmässige  Regelang  der 
Btichtsverh&ltnisse  des  älteren  Domaninms  oder  „Kammerguts'*  verbanden 
worden  oder  der  Feststellung  der  Givillisten  vorangegangen,  wozn  hierbei  auch  die 
passendste  Gelegenheit  war.  Pancte,  welche  aber  hier  in  der  Finanzwissenschaft  nicht 
näher  zu  verfolgen  sind,  auch  in  der  Art  ihrer  Behandlung  u.  Erledigung  sich  noth- 
wendig  nach  den  speciellen  Verhältnissen  des  einzelnen  Staats  und  der  einzelnen 
Dynastie  richteten.  Ueber  die  deutschen  Verhältnisse  s.  Georg  Meyer,  deutsches 
Staatsrecht  (Leipz.  1878),  §.  94,  202. 

Zn  erwähnen  ist  dann  hier  nur  die  Höhe  der  Givilliste  und 
die  Regelung  einzelner  Pancte. 

a)  In  allgemeiner  finanzwirthschaftlicher  Hinsicht  ist  die  Be- 
messung der  Höhe  der  Givilliste  am  Wichtigsten.  Eine  gewisse 
grössere  Höhe  ist  durch  die  Rücksicht  auf  die  fürstliche 
Würde  und  Stellung  und  auf  die  persönlichen  Aufgaben  des 
Fürsten  im  monarchischen  Staate  geboten.  Daher  wird  in  Mittel- 
und  Kleinstaaten  die  Givilliste  relativ,  d.  h.  im  Verhältniss  zum 
sonstigen  Staatsaufwand  gewöhnlich  grösser  als  in  Grossstaaten 
sein  müssen,  wie  die  Statistik  bestätigt.  Im  Uebrigen  hat  sich 
die  Höhe  der  Givilliste  mit  nach  der  Einwohnerzahl  und  Wohl- 
habenheit des  Volkes,  dem  Betrag  der  Staatseinkünfte,  dem  Um- 
fang der  übrigen  Staatsbedürfnisse  und  endlich  insbesondere  und 
mit  vollem  Recht  auch  nach  der  Grösse  des  früheren,  jetzt 
etwa  mit  dem  Staatsdomanium  vereinigten  Hausguts 
der  Dynastie,  wie  anderseits  auch  nach  dem  noch  vorhandenen 
sonstigen,   Ertrag  gebenden  fürstlichen  Vermögen  zu  richten. 

Daten  über  den  Bedarf  u.  den  Luxus  des  französ.  KOuigs-  u.  Kaiserhofs  nach 
Bresson,  Necker,  de  Nervo  u.  A.  m.  bei  Rau  §.  48  u.  in  d.  vor.  Aufl.  dieses 
B.  I,  S.  219. 

Der  seltsame,  unmittelbar  gar  nicht  verständliche  Ausdruck  „Cirilliste"'  ist 
englischen  Ursprungs,  aber  jetzt  staatsrechtlich  u.  finanzwirthschaftlich  technischer 
geworden.  Im  engern  Sinne  versteht  mau  darunter  jetzt  die  in  der  constitutionellen 
u.  Parlament.  Monarchie  verfassungsmässig  oder  gesetzlich  festgestellte  Geldsumme, 
welche  dem  Fürsten  fUr  seinen  Haus-  u.  Hof  bedarf  aus  dem  Staatdeinkommen  jähr- 
lich zugeführt  wird.  Im  weitern  Sinne  wird  der  Ausdruck,  z.  B.  in  der  Finanz- 
statistik, überhaupt  auf  die  etatmässig  oder  sonst,  auch  in  der  absoluten  Monarchie, 
für  die  dem  Fürsten  und  seinem  Hof  bestimmte  Summe  angewandt.  Vgl.  v.  Jacob, 
II,  §.  851.  V.  Treitschke,  Art.  Givilliste  im  Staatswörterbuchc  von  Bluntschli, 
II,  515  tf.  S  über  die  britische  Givilliste  Sinclair,  History  of  the  public  reve- 
nue.  I,  290,  292,  II,  38,  63.  H dfler,  Geschichte  der  englischen  Givilliste.  Stuttg. 
1834.  Jetzt  bes.  Gneis  t,  engl.  Verwaltungsrecht,  2.  Aufl.,  II,  833,  auch  §.  111,  bes. 
8.  143,  S.  1328  ff.  Auch  Rau  §.  48  und  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  220.  Die  Geschichte 
tler  brit  Givilliste  steht  aufs  Engste  mit  der  Entwicklung  des  neueren  Verfassungs- 
II.  Budgütsrechts  u.  der  Stellung  von  Krone  u.  Parlament  zu  einander  in  Verbindung. 
Es  liat  sich  bes.  soit  d.  17.  Jh.  hier  der  allgemeine  europ.  Prorcss  vollzogen:   ,.wäh- 
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rend  im  Ifittelfdter  die  Staatsaasgaben  aus  dem  peisönl.  Einkommen  des  Fürsten,  so 
wird  heut.  Tags  der  kOn.  Hofhalt  aas  dem  Stäatseinkommen  bestritten''  (One ist  II, 
1328).  Unter  den  letzten  Stuarts,  bes.  unter  Carl  IL,  wurde  die  Einrichtung  der 
CiFilliste  Forbereitet.  Aus  dem  dem  König  zustehenden  erblichen  Einkommen  wurden 
neben  dem  Hofhaushalte  verschiedene  grössere  eigentl.  Staatsausgaben  bestritten.  Unter 
Georg  HL  wurde  das  erbliche  Kroncinkommen  grossentheils  dem  Parlament  zur  ^er- 
fägung  überlassen,  daftlr  aber  dem  König  eine  feste  Civilliste  v.  800,000,  später 
900,001»  Pf.  St  gewährt,  von  welcher  Summe  jedoch  die  Hälfte  noch  f.  eigentl  Staats- 
aosgabea  darauf  ging  (Gehalte  der  Oberrichter,  Ge<)andten,  Pensionen  u.  A.  m.).  Dem 
König  blieben  indessen  noch  andere  KroneinkUnfte.  Unter  den  folgenden  Königen 
wurde  stets  nach  dem  Begier.antritt  die  Civilliste  neu  geregelt,  u.  zwar  immermehr  so , 
dass  die  eigentl.  Staatsausgaben  ihr  abgenommen,  ihr  Betrag  vermindert  und  das  erbl. 
Kroneinkommen  immer  vollständiger  in  den  consol.  Fonds  des  Staatshaushalts  überleitet 
wurde.  (Georg  IV.  850,000  Pf.  St.  Ci?.L  in  Egl.,  207,000  Pf.  in  IrL,  Wilh.  IV.  510,000, 
Victoria  395,000  Pf.).  Daneben  aber  auch  jetzt  noch  Bezug  directer  KroneinkUnfte 
durch  die  Königin,  bz.  durch  Prinzen  (Pr.  v.  Wales  die  aus  Cornwall).  Dann  direrse 
Apanagen.    Verwendung  f.  eigentl.  Privatzweckc  u.  f.  Repräsentation  u.  Hofstaat 

Bei  der  Vergleichung  der  Civilliste  in  verschiedenen  Staaten  und  in  demselben 
Staate  zu  verschiedener  Zeit  sind  die  in  §.  19  gemachten  Bemerkungen  zu  berück- 
sichtigen. Am  Wichtigsten  ist  die  Höhe  der  Quote,  welche  die  Civilliste  von  der 
Beineinnahme  des  Staats  beansprucht,  wobei  es  jedoch  wieder  einen  Unterschied 
macht  ob  die  Reineinnahme  ausschliesslich  oder  vorherrschend  nur  aus  Steuern  oder 
auch  aus  privatwirthschafUichen  Einnahmen  herrührt.  Auch  die  Höhe  der  Quote  von 
der  Nettoausgabe  des  Staats  kann  zur  Vergleichung  dienen.  In  den  letzten  Jahren 
sind  in  Deutschland  mehrfach  Erhöhungen  der  Civillisten  vorgekommen,  mit  Rück- 
sicht auf  die  allgemeinen  Preissteigerungen.  In  Deutschland  bezieht  der  Kaiser 
vom  Reiche  keine  Civilliste.  Die  Civillisten  (und  ähnliche  Einnahmen,  z.  B.  bei  den 
Grossherzögen  von  Mecklenburg)  nebst  Apanagen  veranschlagte  Hermann  Wag- 
ner f.  1873  für  alle  deutschen  Bundesfürsten  .auf  c.  35  MiU.  M.  oder  3*59 7o  der 
Nettoausgabe  des  Reichs  und  der  Einzelstaaten.  In  den  17  kleineren  monarch. 
Staaten  (d.  h.  in  den  Bundesstaaten  excl.  die  4  Königreiche  und  Baden)  soll  sie  im 
Ganzen  an  10  Mill.  M.  oder  9*4  Vo  ^^^  Nettoausg.  betragen  (Goth.  Taschenb.  1874, 
S.  328,  876  d.  deutsch.  Ausg.).  Seit  Mitte  der  70er  Jahre  sind  wenige  Veränderungen 
vorgekommen.  Nach  derselben  Quelle  u.  anderen  offic.  Angaben  war  die  Civilliste  incl. 
Apanagen: 

um  1873      oder  7o  ^' 
Mill.  Mark.   Nettoausgab. 
Preussen  ....      13.48  2*50  Im  Etat  erscheint  mit  den  neueren  Zu- 

schüssen die  Summe  von  12*22  Mill.  M. 
f.  d.  Kronfideicommissfonds ,  Apanagen 
ausserdem  im  Etat  0*361  Mill  M.,  wirkl. 
Ausg.  dafür  1881/82  0*147  Mill.  M. 

Baieru, 5*41  4*00  Die  durch  Gesetz  vom  1.  Juli  1834  auf 

2,350,580  fl.  festgestellte  permanente 
Civilliste  ist  durch  das  Finanzgesetz  v. 
25.  JuU  1876  V.  1876  an  auf  4,231,044 
Mark  d.  h.  um  c.  200,000  Mark  erhöht 
worden.  Der  ganze  Etat  des  k.  Hauses 
u.  Hofes  beträgt  1876  5*35  MilL  Mark, 
nemlich  ausser  der  Civilliste  0'8C6  Mill. 
Mark  Apanagen,  0.233  Wittwengehaltc, 
17,000  Mark  Pensionen.  Seitdem  keine 
Veränderung. 
Sachsen  K.    .     .    .        2*77  4*75  Im  Etat  f.  1881    beträgt  der  Bedarf  f. 

d.   k.  Haus    294,   f.   Apanagen    0*320 
MilL  Mark,  zus.  3*26. 
Würtemberg  ...        1*84  3'29  Die  Civilliste  ist  durch  Ges.  v.  1.  Aug. 

1864  f.  d.  Lebenszeit  des  K.  Karl  auf 
913,933  fl.  gesetzt  (worunter  777*808  fl. 
Geld,  der  Rest  Naturalien).    Sie  ist  im 
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Baden 


Gr.  Britannien 


Italien 


Oesterreich,  West-, 
Ost-,  Ungarn      .    . 

Bnssland  .    .    .    . 


Niederiande 
Belgien     . 

Dänemark . 


Schweden 

Nonregen 
Porto^  .    . 

Griechenland 


1-44 


13-20 


11-08 

9-80 
7-30 

28*60 


1-275 
2.80 

1.62 


1-43 

0-62 
2-63 

1-18 


104 


1-33 


1.63\ 


1-48 


Brasilien 


3-15 


Finanzgesetz  vom  27.  Juni  1875  auf 
1,886.688  M.  d.  h.  um  c.  170,000  M. 
erhöht  Apanagen  0*265  Hill.  Karii. 
(Et  V.  1882—88  C.  1.  1  830,517,  Apan. 
313  420  M.). 

3-36  Ftlr  1876  u.  ff.    soll  die  Civilliste    um 

0-238  Mill.  Mark  d.  i.  v.  1-85  auf  1*59 
Mill.  Marie  erhöht  werden,  Apanagen 
0*198  Mill.  Mark,  zus.  179  Mill.  Marie. 
(Ebenso  1883  noch.) 
Et.-Abschluss  f.  1881/S2:  Ci?.l.  407.590, 
Apan.  161,000  Pf.  St,  ausser  den  von 
d.  Krone  noch  bezog,  erbl.  Revenuen 
In  1874  ff.  12*25  MiU.  Fr.  u.  2  MilL  Fr. 
Apanagen,  in  1882  zus.  1525  Mill.  Fr. 
Nach  Ges.  v.  28.  Juni  1872  ist  die  Civil- 
liste  in  beiden  Beichshälfton  gleichgestellt 
mit  je  4*65  Mill.  fl. 

Im  Abschluss  f.  1873  Etat  d.  K.  Hauses 
1303  Mill.  Rubel,  in  dem  f.  1S80  11*19 
Mill.  R.  (bei  9*19  Anschl.).  A.  f.  1S82 
8-95  Mill.  K. 

B.  f.  1875  750,000  fl.    Ebenso  1882. 
B.  f.  1875   CinUiste  33  Mill.  Fr.,  Apa- 
nagen 0*2. 

B.  f.  1876  CinUiste  1  Mill.  Kronen  (8 
Kr.  -^  9  M.),  0-443  Mill.  Kr.  Apanagen, 
1882/83  C  1.  ebenso,  Apan.  225.700  Kr. 
B.  f.  1876  1-266,  f.  1883  1*338 
MiU.  Kr. 

B.  f.  1874  504.000,  f.  1881  435.000  Kr. 
B.  f.  1876  CivilUste  und  Apanage  572 
Ck>ntos  de  Reis.  1883  571. 
B.  f.  1875  1,125,000  Drachmen,  wozu 
noch  0*3  MiU.  aus  Zinserträgniss  des 
Guthabens  der  Schutzm&chte  u.  0*25  MilL 
V.  Jon.  Ins.  (1  Dr.  «=  78  Pfenn.  deutsch). 
Ebenso  1883. 

1-90  1879  1171  Contos  u.  151  Milrcis. 


1-00 
2.50 

3-68 


3-00 
2-77 

500 


Die  CivilUste  des  jetzigen  Königs  von  Spanien  soUte  auf  7*2  MiU.  Pesetas  (zu  80  Pf. 
deutsch)  gesetzt  werden.  Im  Et.  f.  1 882 — 83  steht  sie  (wohl  incl.  Apan.)  mit  9*8  Mill. 
Pes.  —  In  Frankreich  unter  Napoleon  IIL  betrug  d.  officielle  C.l.  25,  Apan. 
17«  MiU.  Fr.  He rm.  Wagner  berechnete  f.  d.  gesammten  CiviUisten  u.  Apanagen 
in  Europa  um  1873  (bei  Frankr.  nur  die  Dotation  des  Präsideuten  u.  ohne  Spanien 
damals)  137  MiU.  Mark,  wobei  aber  einige  Posten  nur  schätzungsweise  eingesetzt  — 
Im  AUgemcinen  sind  die  Hofausgaben  seit  diesem  Jahrhundert  langsamer  als  die  übrige 
Staatsausgabe  gestiegen.  In  Preussen  ist  die  Kronfideicommissrcnte  trotz  der  ein- 
getretenen Erhöhung  relativ  immer  kleiner  geworden.  Siebetrug  1821  70,  1832  60, 
1841  52,  1851  45,  1861  50,  1873  51,  18S3  44  Pfennig  oder  in  ^  der  ordentl.  Netto- 
ausg.  (Müit  u.  Civ.  ohne  Schuld)  bez.  6*1  —  60  —  5  2  —  38  —  3*4  —  2*2  — 
1*9  (Gerstfeld,  Jahrb.  B.  41  S.  27,  28).    S.  auch  Pfeiffer  Staatsausg.  S.  54. 


b)  Regelung  einzelner  Pnncte  bei  der  Civilliste. 
Die  Feststellung  der  Höbe  der  Civilliste  kann  auf  dreifache 
Weise  erfolgen:  entweder  wie  bei  sonstigen  Staatsausgaben  für 
jede  Etatsperiode  besonders,  was  kaum  passend  ist,  weil  es  Ver- 
handlungen ttber  den  Gegenstand  zu  häufig  macht;  oder  auf  die 
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Lebenszeit  des  einzelnen  Monarchen,  daher  unmittelbar  nach  dessen 
Regierangsantritt  (England),  was  finanzwirthschaftlich  wohl  das 
Richtigste  ist,  um  etwa  nöthige  Veränderungen,  bez.  Erhöhungen 
der  Summe  eintreten  zu  lassen,  und  politisch  nicht  bedenklich  er- 
scheint; oder  ein-  für  allemal,  bez.  auf  unbegrenzte  Zeit  (deutsche 
Staaten). 

Weitere  Puncte  sind  folgende:  Sogen.  Apanagien,  d.  h.  Gelddotationen  be- 
dürfen ausserdem  die  tlbrigen  einen  eigenen  Haushalt  führenden  Mitglieder  des  Fürsten- 
hauses in  Monarchien;  ebenso  die  fürstlichen  Wittwen  ,,Witthümer''  u.  dgl.,  die 
Prinzessinnen  bei  der  Verheirathung  Aussteuern  und  eventuell  auch  ständige  Apanagien. 
Für  die  Regelung  dieser  Apanagien  bestehen  zwei  Systeme:  sie  erfolgea  entweder 
aos  der  Ci?illi8te  des  regierenden  Fürsten  nach  dessen  Bestimmung  (Preussen,  Nieder- 
lande, Weimar\  was  für  den  Staatshaushalt  günstiger,  aber  nur  zulässig  ist,  wenn  die 
Cinlliste  dadurch  nicht  zu  sehr  belastet  und  zweckwidrig  beschränkt  wird,  oder  sie 
werden  auf  Grund  bestimmter  Gesetze  ähnlich  wie  die  Civilliste,  aber  neben  derselben, 
fest  gesetzt  u.  aus  dem  Staatseinkommen  bestritten,  was  indessen,  um  eine  zu  starke  Be- 
lastung der  Staatscasse  zu  verhüten  Cantelen  wünschenswerth  macht,  wie  sie  z.  B.  das  Bad. 
Gesetz  vom  21.  Juli  1839  enthält.  Die  Apanagien  und  Wittumsgehalte  dürfen  danach 
zusammengenommen  400,000  fl  nicht  übersteigen,  und  schon  bei  einem  Belaufe  von 
300,000  fl.  wird  von  jedem  neuen  Apanagium  Vs«  ^^^  350,000  fl.  an  aber  die  Hälfte 
abgezogen  (Bau  §.  49  Anm.  d).  Solche  Bestimmungen  sind  bes.  geboten  bei  dem 
System  der  sogen,  individuellen  Apanagien  (für  jedes  selbständige  Glied  der  fürstL 
Familie,  wobei  sich  die  Höhe  der  A2)anage  mit  nach  der  Nähe  der  Verwandtschaft 
mit  dem  Regenten  u.  nach  dem  ledigen  oder  verheirath.  Stand  richten  kann).  Das 
andere  System  ist  das  der  Vererbung  der  Apanagien  nach  Linien,  d.  h.  ,,so, 
dass  die  für  einen  jüngeren  Sohn  des  regierenden  Fürsten  festgesetzte  Unterhaltungs- 
somme  auf  seine  Nachkommen  übergeht  und  unter  diese  vertheilt  wird.  Hierbei 
können  die  Antheile  einzelner  fürstlicher  Personen  ganz  unzureichend  werden,  mau 
muss  daher  durch  die  Bestimmung  helfen,  dass  das  Einkommen  eines  Prinzen  oder 
einer  unverehelichten  Prinzessin  nicht  unter  eine  gewisse  Grenze  (minimum)  sinken 
kann  und  bis  dahin  durch  Zuschüsse  ergänzt  wird.  Auch  entsteht  durch  zufallige 
Ungleichheit  in  der  Zahl  der  Abkömmlinge  jeder  Linie  eine  unbillige  Verschiedenheit 
in  den  Einkünften  derselben;  der  Vortheil  ist  aber  unverkennbar,  dass  der  Aufwand 
im  Ganzen  ein  bestimmtes  Maass  behält.  Beisp.  Würtemb.  Hausges.  v.  28.  Juni 
1828  (Herdegen,  S.  150),  Hannov.  Hausges.  v.  19.  Nov.  1836".  (Rau  §.  50 
Anm.  d).  Die  früher  vorgekommene  Einrichtung,  den  Mitgliedern  des  Fürstenhauses 
Domänen  zur  Dotation  zu  geben,  die  dann  weiter  in  der  betreff".  Nebenlinie  forterben 
konnten  (Haus  Orleans  als  bourbonische  Nebenlinie  in  Frankreich)  widerspricht  der 
heutigen  staatsrechtlichen  Stellung  des  Domaniums.    V«<1.  G.  Mcycr,  Staatsrecht  §.  95. 

Die  Verwendung  der  Civillistc  hängt  lediglich  vom  Fürsten  ab,  wobei  es 
Rechtsgrundsatz  sein  muss,  dass  der  jeweilige  Regent  die  Civilliste  nicht  über  seine  Re- 
gierungszeit hinaus  belasten  kann.  Besondere  Beamte,  die  nicht  im  Staatsdienste  stehen, 
besorgen  die  Verwaltung  der  Civilliste.  Es  ist  dann  nur  nothwendig,  genau  zu  bestim- 
men, welche  Ausgaben  überhaupt  der  Civillistc  überlassen  bleiben,  d.  h.  nicht  unter 
den  sonstigen  Staatsaufwand  gerechnet  werden  sollen.  Immer  mehr  ist  hier  die  Regel 
zur  (leltung  gelangt,  dass  die  Civilliste  die  eigentlichen  persönlichen  und  Fa- 
milienausgaben des  Regenten  —  wofür  dann  die  „Cabinetskasse",  „(DhatuUe"  fun- 
girt  —  und  den  Repräsentationsaufwand  der  Hofhaltung  zu  bestreiten  hat, 
während  alles  üebrigc,  was  früher  der  Fürst  etwa  aus  seinen  Mitteln  zu  bestreiten 
hatte,  direct  auf  die  Staatskasse  übernommen  worden  ist.  (S.  über  England  Gneist 
a.  a.  0.  n,  §.  143).  Zweifel,  wohin  eine  Ausgabe  gerechnet  werden  sollte,  entstehen 
etwa  bei  Hoftheatern  u.  dgl. ;  bisher  lasten  sie  bei  uns  meist  auf  der  Civilliste. 

Erübrigungen  aus  der  Civilliste,  welche  kapitalisirt  oder  zu  Ankäufen  von 
Landgütern,  Kunstwerken  u.  s.  w.  benutzt  werden,  stehen  dem  Fürsten  natürlich  auch 
zu.  Nähere  Bestimmungen  über  die  Eigenthumsverhältnisse  an  solchen  Gegenständen 
können  zweckmässig  sein.    S.  z.  B.  Sachs.  Verf.  v.  4.  Sept.  1881,  §.  20  b. 
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Ausser  der  Gi?iIIiste  hat  der  regierende  Farst  regelmässig  den  Kiessbranch 
gewisser  Objecte  des  StaatsvermOgens ,  wie  Schlösser,  Parks,  Jagdgrttndo.  Hierüber 
sind  die  gewöhnlichen  Inventarien  (§.  148)  zu  führen  (z.  B.  bad.  Ges.  v.  2.  Ko?.  18S1 ; 
preuss.  Ges.  v.  27.  Jan.  1868  mit  Nachweisang  der  zur  Staatsdomäne  gehörenden 
Schlösser  u.  s.  w.  in  den  neuen  Provinzen;  französ.  Ges.  v.  8.  Not.  1814,  „domaine 
de  la  courronne'"),  u.  genaue  Bestimmungen  zu  treffen,  wem  die  Last  der  Erhaltung 
obliegt.    Vgl.  Rau  §.  48  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  §.  99). 

§.  176.  —  B.  Bedarf  für  die  obersten  Leiter  des  Staats  in 
Republiken.  Dieser  Bedarf  richtet  sich  hier  mit  nach  der  speciellen 
Verfassung  (Aristokratie,  Demokratie  u.  s.  w.)  und  betrifft  theils 
etwaige  Tagegelder  der  Abgeordneten  und  Vertreter 
des  souveränen  Volks  (grosser  Rath,  Congress),  theils  die 
Besoldungen,  den  Aufwand  für  Repräsentation  u.  dgl.  m.  der 
Träger  der  vollziehenden  Gewalt  (Präsident  u.  s.  w.). 
Der  Gesammtbetrag  dieses  Bedarfs  erreicht  natürlich  nicht  leicht 
die  Höhe  fürstlicher  Givillisten:  ein  finanzielles  Vergleichsmoment, 
das  aber  neben  viel  wichtigeren  kaum  mit  in  Betracht  kommt. 

Vgl  auch  Rau  §.  51  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  §.  100.  In  Nordamerika  erhielt 
jedes  MitgÜed  der  beiden  Häuser  t&glich  8  Doli.,  seit  1856  for  2  jähr.  Amtsdaner 
i.  G.  6000  D.  nebst  einmal  Reisegeld  fUr  Hin-  u.  RQckreise,  Hock,  Amerik.  Fin., 
S.  38.  Die  Ausgabe  für  den  Congress  war  1855/56  2.000,362  D.,  1865/66  Senat 
466,000,  Abgeordnetenhaus  654,000  D.  — Schweiz,  A.  1882:  Nationalrath  184,500  Fr., 
Ständerath  8500  Fr.  (die  Mitglieder  desselben  erhalten  ihre  Tag-  und  Reisegelder  von 
den  einzelnen  Cantonen),  Bundesrath  85,500  und  Cauzlei  311,900  Fr.  In  den 
nordamerikanischen  Freistaaten  bezog  der  Präsident  froher  25,000 
(jetzt  50.000  ?)  DoU.,  der  Vicepräsident  8000  D.  —  In  den  schweizerischen 
Freistaaten  sind  die  Besoldungen  so  gering,  dass  die  obersten  Beamten  nicht  davon 
leben  können;  z.  B.  der  Bundespräsident  erhielt  (A.  1858)  nur  8700,  jeder  Bundes- 
rath 8300  Fr.,  in  Zürich  jeder  der  2  Präsidenten  2625  Fr.,  in  Luzem  der  Schultheiss 
3143  Fr.  (Nach  Rau).  —  In  Frankreich  bezog  der  jetzige  Präsident  Mac  Mahon 
t  1876  bereits  900,000  Fr.  Gehalt  und  Repräs.-Kosten,  der  jetzige  Gr6vy  600,000  fr. 
Gehalt,  300,000  fr.  Reise-  u.  Repräs.-kosten ;  ausserdem  freie  Wohnung  im  Elysee- 
Palast;  f.  die  Erhaltung  dieses  Gebäudes  u.  seiner  Einriebt,  stehen  noch  300,000  fr. 
im  Etat 

IL  —  §.  177.  Ausgaben  fttr  die  Volksvertretung. 
Der  Hauptposten  sind  die  etwaigen  Vergütungen  oder  Kosten- 
entschädigungen  an  die  Mitglieder  der  betreffenden  Körper- 
schaften. Ob  solche  Vergütungen  überhaupt  gewährt  werden 
sollen,  ist  eine  wichtige  politische  Frage,  welche  eine  allge- 
meine Entscheidung  nicht  gestattet.  Der  schwer  wiegende  und 
vielfach  mit  Recht  als  entscheidend  geltende  Vortheil  der  Ge- 
währung einer  angemessenen  Vergütung,  wenigstens  an  die  durch 
Wahl  des  Volks  bestimmten  Abgeordneten  der  Volkskammer 
(2.  Kammer,  Unterhaas  u.  s.  w.).  liegt  in  der  Erlangung  einer 
grösseren  Freiheit  für  die  Auswahl  der  Deputirten.  Zu  vergüten 
ist  dann  eventuell  und  wird  bei  der  Gewährung  einer  Vergütung 
in  der  Praxis  auch  regelmässig  vergütet  der  Betrag  der  Reise- 
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kosten  (nach  Wegelänge  und  Transportart,  nebst  einem  Pauschale 
für  sonstige  Kosten)  und  der  Kosten  des  Aufenthalts  am 
Sitze  des  Parlaments  oder  Landtags.  Die  Form,  in  welcher 
letztere  Kosten  ersetzt  werden,  pflegt  die  Gewährung  von  Tage- 
geldern (Diäten),  also  eines  Pauschale  zu  sein  (deutsche 
Länder),  was  auch  wohl  passender,  als  ein  fixer  Jahressatz 
(Frankreich)  ist.  Weitere  Kosten  der  Vertretungskörper  entstehen 
durch  das  bleibend  beschäftigte  Personal  (etwaige  Aus- 
schüsse, Bureaubeamte  u.  s.  w.)  und  durch  die  sachlichen  Aus- 
gaben für  Gebäude,  Inventar,  Drnckkosten,  Stenographie  u.  s.  w.). 

Im  Norddeutschen  u.  jetzt  DeutscbeD  Reichstag  wie  im  früheren  Deutschen 
ZollptrUment  hat  man  keine  Tagegelder  zugelassen,  um  ein  Gegengewicht  gegen  das  allge- 
meine Stimmrecht  zu  schaffen.  Wiederholte  Antr&ge  des  Parlaments  auf  Einfuhrung  von 
Diäten  hat  die  Beichsregierung  bisher  abgelehnt  Nur  freie  Fahrt  (auf  den  Eisen- 
bahnen) ist  den  Mitgli^lem  des  Reichstags  kurz  vor  und  nach,  sowie  w&hrend  der 
Sitzungszeit  neuerdings  gewährt  worden.  In  mehreren  Ländern  hat  man  geglaubt, 
Stellen  fUr  Mitglieder  eines  Oberhauses  (Pairskammer,  Senat)  mit  einem  aus  der 
Staatskasse  zu  schopfenden  Einkommen  errichten  zu  müssen.  In  Frankreich  waren 
nach  der  Herstellung  des  KOnigthums  bis  1830  erbliche  Pairsstellen  bis  zu  12,000  Fr. 
jährlicher  Ausstattung.  Auch  im  zweiten  Kaiserreich  erhielten  die  Senatoren  wieder 
eine  solche,  wofür  der  A.  1859  4,980,000  Fr.  auswirft  Ausserdem  sind  für  den 
Senat  1,080,000  und  fUr  den  gesetzgebenden  Körper  2,795,000  Fr.  jährlich  als  Yer- 
waltungskosten  aufgenommen.  A.  für  1870  für  diese  Zwecke  zusammen  11,274,000  Fr. 
Jetzt  erhalten  Deputirte  u.  Senatoren  auch  ein  Fixum  von  9000  fr.  jährlich  (zus. 
1882  4,815,000  fr.),  der  Kammerpräsident  72,000  fr.  Gesammtausg.  f.  d.  franzOs. 
Deputk.  1881  6,898,900  fr.,  Senat  4-5  Mill.,  zus.  11-4  Mill.  fr.  —  In  West-Oester- 
reich  A.  f.  1880  Ordin.  678,165  fl.,  wovon  Herrenhaus  55,396,  Abgeordn.h.  597,734, 
Delegation  14,000,  Staatsschuld  coDtr.commiss.  11,035  fl.  Diäten  der  Abgeordn.  10  fl. 
(Ges.  V.  7.  Juni  1861).  —  Prcussen.  Neues  Ges.  über  Reisekosten  u.  Diäten  d. 
Mitglieder  d.  Abgeordnetenhauses  v.  30.  März  1873:  Diäten  5  Thlr.  p.  Tag  (bisher 
3  Thlr),  u.  zwar  f.  alle  Abgeordnete,  auch  f.  d.  in  Berlin  wohnenden.  Die  Diäten 
müssen  angenommen  werden.  Reisekosten  für  jeden  Zu-  u.  Abgang  1  Thlr.,  jetzt 
nach  Ges.  v.  24.  Juli  1876  p.  Kilometer  Eisenb.  od.  Dampfsch.  13  Pfenn.,  auf  andern 
Wegen  60  Pf.  A.  für  1883/84  Herrenhaus  172,310  (incl.  Besold.  der  Beamten  etc.), 
Abgeordnetenhaus  1,201,270,  zus.  1*374  Mill.  M.  —  Baiern.  Diäten  der  nicht  in 
München  wohnhaften  Abg.  10  M.  A.  d.  Landtagskosten  1883  346,095  M.  —  K. 
Sachsen.  Diäten  der  nicht  in  Dresden  wohnh.  Abg.  d.  2.  K.  12  M.,  ebens.  f. 
gewisse  Kateg.  d.  Mitglieder  d.  1.  K.  A.  d.  Landtagskosten  1883  126,400  M.  — 
Wartemb.  Mitglieder  beider  K.  (mit  einigen  Ausnahmen  in  der  1.  K.)  9  M  43  Pf. 
(5*/«  fl.)  Diäten.  A.  d.  Landt.kost  1883  338,255  M.  —  Baden.  Diäten  d.  nicht 
in  Carlsrohe  wohn.  Abg.  d.  2.  K.  12  M.  Kosten  d.  Landstände  A.  f.  1882  97,220  M.  — 
Hessen.  „Auf  Verlangen'"  9  M.  Diäten  f.  d.  nicht  in  Darmst  wohn  Mitgl.  d. 
2.  K.  —  Sachsen- Weimar  Abg.  10,  Kammerpräs.  15,  Vicepräs.  12  M.  Diäten. 
In  Grossbrit  Kosten  d.  Oberhauses  1881/82  42,593,  d.  Unterh.  48,324  Pf.  St  Die 
gesammte  Ausgabe  für  Landesvertretung  berechnet  Herrn.  Wagner  um  1873  in  den 
Deutschen  Staaten  auf  2*25  Mill.  M.,  noch  nicht  7Vo  ^^^  Hofausgabe.  — 

Bei  directer  Gesetzgebung  durch  das  Volk,  wie  neuerdings  in  einigen 
schweizer  C  an  tonen,  u.  z.  Tb.  jetzt  im  Bunde  selbst  wachsen  den  Finanzen 
direct  nor  wenige  Kosten  zu.  Aber  indirect  wird  der  volkswirthschaftliche  Verlust  an 
Arbeitszeit  wegen  der  Agitationen,  der  Abstimmungen  u.  s.  w.  doch  als  Ausgabepost 
im  Haushalt  des  Einzelnen  und  des  ganzen  Volks  zu  betrachten  sein. 

„Referendum"  verschiedener  Art,  so  im  Canton  Zürich  und  Thurgau, 
wo  u.  A.  jedes  von  der  Regierung  vorgeschlagene  und  vom  gesetzgebenden  Repräsen- 
tativkörper angenommene  Gesetz  noch  der  Volksabstimmung  in  den  Gemeinden  unter- 
worfen wird.    In  Waadt  besteht  ein  Finanz -Referendum  bei  Summen  über  1,  in 
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Nenenburg  dsgl.  bei  Summen  über  2  Hill.  Fr.  Wieder  Modificationen  in  Bern 
(wo  z.  B.  über  die  Subvention  zur  Gotthardt  -  Bahn  abgestimmt  wurde),  Aargau, 
Graubttnden,  Schwyz,  Baselland.  S.  M.  Wirth  in  d.  Art.  Schweizer.  Eid- 
genossenschaft, Blnntschli's  u.  Brater's  Staatsw Orterb.  XI,  1013. 

III.  —  §.  178.  Ausgaben  für  gewisse  oberste  Staats- 
körper. Nach  der  Staatsform  und  nach  manchen  zufälligen 
geschichtlichen  Entwickelnngen  sind  solche  oberste  Staatskörper 
verschieden  organisirt  und  haben  sie  eine  verschiedene  Stellung. 
Danach  gestaltet  sich  dann  der  meist  an  und  für  sich  nicht  be- 
deutende Aufwand  wieder  verschieden.  Es  gehören  dahin  etwa 
das  fürstliche  Gabinet^  das  in  Repräsentativstaaten  mit  verant- 
wortlichen Ministern  mitunter  ganz  beseitigt  ist  oder  seine  Wich- 
tigkeit verloren  hat;  der  Staatsrath,  dessen  Mitglieder  vielfach 
zugleich  andere  Aemter  bekleiden  und  dafür  ihre  Besoldung  be- 
ziehen; der  Ministerrath  (auch  Staatsministerium),  in 
welchem  die  Vorstände  der  verschiedenen  Ministerieen  und  etwaige 
Minister  ohne  Portefeuille  coUegialisch  berathen.  Auch  hier 
kommen  dann  nur  etwa  Bureaukosten  und  Gehalte  des  Burean- 
personals  neu  hinzu,  während  die  Besoldungen  der  Minister 
im  Etat  ihres  speciellen  Dienstzweigs  stehen.  Mitunter  sind 
einige  andere  Gentralanstalten  gleich  direct  unter  einen  dieser 
obersten  Staatskörper  gestellt,  z.  B.  die  Archive,  die  Oberrechnungs- 
kammer u.  a.  m. 

Oesterreich  A.  für  1883,  Cabinetskanzlei  d.  Kaisers,  Westösterreich  und 
Ungarn  je  c.  70,000  fl.,  Ministerrath  in  West-Oest.  1,011,000,  Ministerpräsidium  in 
Ungarn  299,000  fl.  —  Baiern  A.  fttr  1883  Staatsrath  48,800  M.  —  Baden  A.  für 
1883  Geh.  Cabinet  22,050  M.,  Staatsministerium  62,892  M.  —  Preussen  A.  für  1883/84 
Staatsministeriums-Bureau  298,880  M.,  Geh.  Cinlcabinet  122,680  M.  —  Frankreich 
A.  1865  Staatsministerium,  Centrakerwalt.  423,500  Fr.,  Geh.  Kath  300,000  Fr.  (1S62 
A.  Staatsrath  2,229,700,  1876  noch  856,800  Fr.). 

In  Frankreich  standen  eine  Zeit  lang  während  des  2.  Empire:  unter  dem  Staats- 
ministerium Beichsarchiv,  schOne  Künste  und  Theater,  höhere  wissensch.  Zwecke  (u.  a. 
Institut,  K.  Bibliothek),  Staatsgebäude,  Gestüte  u.  Verschied.  —  In  Preussen  direct 
unter  dem  Staatsministerium :  Staatsarchive,  General-Ordenscommission,  Überrechnungs- 
kammer, Oberezaminationscommiss.  für  höh.  Yerwaltungsbcamte,  Disciplinarhof,  Gerichts- 
hof zur  Entscheid,  d.  Competenzconflicte. 

2.  Abschnitt. 

Flnanzbodarf  für  die  DurelifUlirnng  des  Rechts-  und 

Maelitzweeks. 

§.  179.  Hierhin  stellen  wir  (nach  §.  33,  Nr.  2)  die  Justiz, 
die  Sicherheitspolizei,  als  Theil  des  „Inneren'%  das 
„Auswärtige"  und  das  im  folgenden  Abschnitt  näher  zu  be- 
handelnde Militär  wesen. 
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I.  Das  Justizwesen,  dessen  Kosten  gewöhnlich  nur  einen 
relativ  kleinen  Theil  der  eigentlichen  Staatsaasgabe  aoBmachen, 
ist  in  den  modernen  Staaten  nicht  ganz  gleichmässig  eingerichtet, 
weshalb  auch  die  Ausgaben  dafür  sich  verschieden  gestalten. 

Bau  meint  in  der  5.  Ansg.  §.  69:  Das  Jnstizwesen  koste  höchstens  ^/.  des 
ganzen  Staatsaufwands.  Solche  absolute  Statist.  Regeln  lassen  sich  nicht  angeben,  weil 
die  Quote  einmal  nach  der  Ressortbegrenzung  (z.  B.  ob  die  Strafanstalten  unter  dem 
Justizmin.  oder  unter  einem  anderen  Ministerium  stehen),  sodann  und  mehr  noch  weil 
sie  nach  der  Hohe  des  sonstigen  Staatsaufwands  (z.  B.  ob  die  Selbstverwaltung  mehr 
oder  weniger  ausgebildet  ist,  ob  die  Last  der  Staatsschuld  gross  ist  u.  s.  w.)  verschieden 
ansiallen  muss.  Bevor  allgemein  landesfarstl.  Gerichte  bestanden  (in  Oesterr.  u.  Preussen 
daher  bis  1848,  bis  zur  völligen  Beseitigung  der  Patrimonialjustiz),  war  die  Staats- 
ansg.  absol.  u.  relat  auch  kleiner.  G  erstfei  dt  (Jahrb.  B.  41,  S.  27.  2$^  berechnet 
f.  Preussen  als  Ausg.  f.  die  Justiz  (incl.  Gerichtsgefängnisse)  p.  Kopf  Pfennige: 
1821  47,  1832  43,  1841  44,  1851  167,  1861  186,  1873  253,  1883  303,  od.  in  «/o 
der  ord.  Nettoausg.  (Civ.  u.  Mil.  ohne  Schuld)  bez.  4-1— 4-3— 4-5— 13*8 -12*7— 10-8— 
12-6.  —  Beispiele.  Preussen  Et.  f.  1883/84  Ord.  d.  Justizmin.  80*16  M.  M., 
1875  nur  64  M.  M.,  c.  12*5Vo  ^^^  ei^entl.  Staatsausj^.  Baiern  1876  (incl.  Strafanst) 
11-87  Mill.  M.  oder  7-27o  ^'  eigentl.  Ausg.  (incl.  Militäretat)  1SS3  12-63  M.  M. 
Frankreich  1876  32*9  Mill.  Fr.  oder  l-47o  ^'  eig.  Ausg.  (1859  bei  wesentl.  kleinerer 
Gesammtausgabe  3*67).  18S3  35*94  M.  fr.  West-Oesterreich  1875  194  Mill.  fl. 
ordentL  Ausg.  (incl.  Gefangnissverwalt.),  c.  6*5®/o  d-  eig.  Ausg.,  1882  19*58  M.  fl. 

Die  Hauptposten  der  Ausgaben  betreffen: 

1.  Das  Justizministerium  selbst,  nebst  den  etwa  dazu- 
gehörigen Commissionen  (für  Gesetzgebangsarbeiten ,  Prüfungs- 
wesen u.  dgl.  m.). 

Nur  ein  kleiner  Posten  im  Justizetat,  z.  B.  in  Preussen  Minist.  550,000  M.  bei 
SO  MilL  M.  Gesammtausg.  in  1883/84,  JustizprUfungscomm.  32*600  M.  u.  Unterhaltung 
d.  Jnstizgebäude  1  Mill.  M. 

2.  Das  Gerichtswesen  mit  den  Gerichten  verschiedener, 
meist  3,  Instanzen.  Die  Höhe  der  hierher  gehörigen  Ausgaben 
hängt  wesentlich  von  der  Gerichtsorganisation  (Zahl  der 
Instanzen,  Instanzenzng,  Art  der  Besetzung  der  Gerichte  u.  s.  w.) 
und  dem  Gerichtsverfahren  ab. 

Vereinfachung  des  Processgangs ,  häufigere  Anwendung  des  mündlichen  Ver- 
fahrens, schiedsrichterliche  Einrichtungen  u.  dgl.  m.  empfehlen  sich  auch  im  finan- 
ziellen Interesse  (Rau).  Doch  darf  das  Letztere  in  diesen  Puncten  nur  mitsprechen, 
nicht  entscheiden.  Das  Gerichtswesen  ist  regelmässig  zugleich  eine  Quelle  von 
Einnahmen,  namentlich  sogen,  Justizgebühren,  welche  einen  Theil  der  Kosten 
decken.  Ob  und  in  welcher  Höhe  solche  Gebühren  zu  erheben  sind,  ist  wiederum 
nach  finanzieUen  Gesichtspuncten  nicht  zu  entscheiden.  Soweit  diese  aber  mitsprechen, 
wird  in  der  späteren  Gebühren  lehre  von  jenen  Gebühren  gehandelt  (s.  Fin.  11, 
§.  291—294). 

Die  Kosten  der  Gerichte  dritter,  zweiter  und  erster  Instanz  Terhielten  sich  in 
Preussen  (1870)  wie  1— CS— 41,  in  Baiern  (1868/69  u.  1870)  wie  1— S— 19,  in 
Baden  das  Obergericht  zu  den  Kreis-  u.  Amtsgerichten  wie  1  zu  30.  Die  Gerichts- 
verfassung ist  übrigens  so  verschieden,  dass  sich  ein  in  der  Natur  der  Sache  gegrün- 
detes Yerh&ltniss  nicht  genau  herausfinden  lässt.  Gegenwärtig  (um  ]$$3)  ist,  unter 
Anrechnung  von  607o^Gr  Kosten  des  Keichsgerichts  in  Leipzig  als  Gerichts  oberster 
Instanz  t  Preussen  das  Verhältniss  etwa:   1  :  4'5  :  69  (0-79— S'Sö— 54*56  M.  M.). 
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Ob  eine  Veränderung  der  Gerichtsorganisation,  wie  die  neue  deutsche,  das  Gerichts- 
wesen far  die  Finanzen  wohlfeiler  macht  oder  nicht,  ist  bei  der  Einwirkung  so  manch- 
facher  Factoren  (Bewegung  der  Criminalität,  der  Beanspruchung  der  freiwüL  Gerichts- 
barkeit, Gang  des  Wirthschaftslebens  —  Au£schwung-  und  Abschwungperiode  —  u.  s.  w.) 
schwer  zu  beurtheilen. 

3.  Die  Gefängnisse  and  Strafanstalten. 

Diese  stehen  nicht  immer  oder  nicht  immer  alle  unter  dem  Justizministerium, 
sondern  unter  einem  anderen,  z.  B.  dem  des  Inneren,  was  bei  Vergleichen  nicht  zn 
Übersehen  ist    S.  o.  S.  65. 

Die  neuere  Auffassung  des  Strafzwecks ,  die  erkannte  Noth- 
wendigkeit  auf  die  Gefangenen  bessernd  einzuwirken  und  humane 
Regungen  haben  in  den  letzten  Menscbenaltern  zu  grossen ,  aber 
auch  sehr  kostspieligen  Verbesserungen  des  Gefängnisswesens  ge- 
fUhrt  (bessere  Gebäude ,  Zellensystem  und  Absonderung  in  Einzel- 
haft,  bessere  materielle  und  sittlich-religiöse  Pflege,  Unterricht  n.  s.  w.). 
Diese  Verbesserungen  sind  ein  gutes  Beispiel  für  das  nothwendige 
Wachsen  des  Staatsbedarfs  auf  höheren  Culturstufen  des  Volks- 
lebens (§.  36).  Und  wenn  auch  vielleicht  in  der  Verbesserung 
der  materiellen  Verpflegung  und  der  ganzen  Einrichtungen  der 
Gefängnisse  und  Zuchthäuser  neuerdings  mitunter  etwas  zn  weit 
gegangen  und  damit  dem  eigentlichen  Zweck  der  Bestrafung  in- 
direct  etwas  entgegengearbeitet  worden  ist,  mnss  doch  das  Vor- 
gehen an  sich  im  Ganzen  gebilligt  werden.  Ein  Theil  der  hohen 
Kosten  kann  und  darf  durch  den  Reinertrag  der  —  auch  sonst 
unentbehrlichen  —  Zwangsarbeit  der  Sträflinge  gedeckt  werden. 
Doch  muss  dieses  Finanzinteresse  an  der  Sträflingsarbeit  wiederum 
gegen  andere  Rücksichten  zurückstehen.  U.  A.  ist  Vorsicht  zu 
üben,  dass  die  wohlfeile  Sträflingsarbeit  nicht  den  freien  Arbeitern 
eine  zu  bedenkliche  Concurrenz  macht  und  deren  Lohn,  besonders 
in  der  Gegend  der  Strafanstalten,  herabdrückt:  eine  bedenkliche 
Folge,  welche  in  der  Praxis  nicht  immer  genügend  beachtet  wird, 
allerdings  aber  auch  sehr  schwer  zu  vermeiden  ist. 

Einige  weitere  Ausführungen  mit  Statist  Daten  über  den  Gegenstand  bei  Bau 
§.  69  u.  z.  Tb.  danach  in  d.  ?or.  Aufl.  dieses  B.  S.  228—230.  Auch  dieses  Gebiet 
ist  aber  zu  specifisch  technischer  Natur  u.  hängt  mit  den  Principienfragen  u. 
Yerwaitungsgrundsätzen  des  Strafwesens  u.  Gefängnisswesens  zu  enge  zusammen,  als 
dass  es  hier  in  der  Fin.wiss.  genauer  mit  £rn>lg  behandelt  werden  könnte.  Der 
neuerlichen  Zunahme  der  Verbrechen  und  Vergehen  hat  neben  den  inneren  Ver- 
besserungen der  Einrichtung  u.  Pflege  eine  Zunahme  des  Aufwands  entsprochen. 
Aeltere  Beispiele  s.  a.  a.  0.  Beispiel.  Preussen.  Gefängnisse  unter  d.  Justmin. 
18S3/S4  Ausg.  7*52  M.  M.,  Einn.  aus  d.  Antheil  am  Arbeitsverdienst  d.  gerichtl.  Ge- 
fangenen U'789  M.  M.,  woraus  auch  Kemunerationen  der  Gefängnissbeamten  gezahlt 
werden.  Ausserdem  haben  d.  Gefangenen  noch  f.  353,000  M.  Antheil  am  Ertrag 
ihrer  Arbeit  Die  Strafanstalts-  u.  s.  w.  Verwalt  unter  d.  Min.  d.  Inneren  kostet 
gleichzeitig  9*34  M.  M.  (1875  nur  7*67),  die  Einn.,  meist  aus  d.  Arbeit  d.  Sträflinge 
2.63  M.  M.  (1875  2*24).    Oesterreich  (West-)   1880  Strafanstalten  im  Justmin. 
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Ausg.  2-3  M.  fl.  im  Ord.  (Weitres  wohl  im  Et  der  Kronländer?),  Einn.  0-603  M.  fl.  — 
Baiern  Strafanst  im  Justmin  1SS3  4*41  M.  M.  —  Frankreich  18S1  Gefängnisse 
im  Min.  d.  Inneren  20*78  Hill.  fr. 

11.  —  §.  180.  Die  Polizei  im  engeren  Sinn,  oder  die  sogen. 
Sicherheitspolizei,  d.  h.  „die  Sorge  für  die  Beschtttzung  der 
Personen  und  des  Eigenthnms  im  Innern  des  Staates  durch  un- 
mittelbar vorbeugende  Massregeln''  (fiau),  in  vielen  Staaten  mit 
anderen  Verwaltungszweigen  verbanden  und  dem  Ministerium 
des  Innern  übertragen ,  ist  im  modernen  Staate  neben  dem 
Militärwesen  die  Haupteinrichtung,  welche  der  Verwirklichung  des 
Präventivprincips  (§.  37)  dient.  Ihre  Kosten  wachsen  mit 
der  Schwierigkeit  der  zu  überwachenden  Verhältnisse  und  mit  dem 
steigenden  Bedürfniss  der  Cultur  und  Volks wirthschaft,  dass  wirk- 
lich Rechtsstörungen  verhütet  werden.  Die  bezüglichen  Ausgaben 
trägt  aber,  soweit  sie  wesentlich  für  locale  Zwecke  erfolgen,  der 
Staat  gewöhnlich  nicht  allein,  sondern  die  Selbstverwaltungskörper, 
besonders  die  Gemeinden,  participiren  daran.  Wie  dies  im  Ein- 
zelnen einzurichten  ist,  ist  in  Theorie  und  Praxis  noch  nicht  end- 
giltig  entschieden  und  gehört  zu  den  Fragen  der  Organisation  der 
Selbstverwaltung  neben  und  statt  der  Staatsverwaltung  (§.  43  ff.). 
Die  Kosten  betreffen: 

1.  Die  oberen  Verwaltungsorgane  und  Behörden, 
welche  im  Staate  meistens  gemeinsam  für  diesen  Zweck  und  für 
die  übrige  sogenannte  Innere  Verwaltung  fungiren  (Mi- 
nisterium des  Inneren,  Provinzial-,  Departemental-,  Bezirks-,  Kreis- 
verwaltung u.  s.  w.),  theils  allein,  theils  in  Verbindung  mit  Organen 
und  Behörden  der  Selbstverwaltung.  Finanziell  lassen  sich  die 
Ausgaben  nach  den  Zwecken ,  welchen  diese  Behörden  dienen, 
nicht  wohl  trennen. 

Die  Kosten  der  gesammten  Inneren  Staatsverwaltang  richten  sich  nach 
der  Einrichtung  und  Grösse  der  Vervaltangen  (Provinzen,  Bezirke,  Kreise),  dem 
Vorherrschen  der  collegialischen  oder  der  Bureanverfassung,  nach  dem 
Umfange,  in  welchem  die  Selbstverwaltung  der  kleineren  autonomen  Kreise  der  Staats- 
verwaltung Aufgaben  u.  Thätigkeiten  abgenommen  hat,  u.  dgL  m.  Die  finanzielle 
Seite  dieser  Verhältnisse  lässt  sich  ohne  ein  Eingehen  in  genaues  Detail  nicht  richtig 
beurtheilen  und  Vergleiche  zwischen  verschiedenen  Staaten  mit  gewöhnlich  mehr  oder 
weniger  Verschiedenheiten  in  der  Einrichtung  der  Verwaltung  sind  nicht  wohl  un- 
mittdbar  möglich,  (was  Bau,  in  §.  70  Anm.  a,  zwar  in  einem  Puncto  auch  hervor- 
hobt, aber  doch  nicht  genügend  beachtet).  Nor  als  Beispiel  daher:  Preusson  A. 
1S83/84  Min.  d.  Inn.  (ohne  die  davon  dependir.  Specialämter)  0,601  MiU.  M.,  Ober- 
präsidien (in  d.  Provinzen)  u.  Kegierungen  (in  d.  Bezirken)  incl.  Finanzdirectiou  u. 
Bezirkshauptkassen  in  Hannover  u.  einiger  and.  höherer  Mittelbehörden  (auch  incl.  d. 
Kasscnverwalt.  d.  Kegierungen)  12*  19  MiU.  M.  (im  Finanzmin.  eingestellt),  Ver 
waltungsgerichte  u.  Deput.  f.  Ileimathwes.  0*427,  Standesämter  0390.  Landdrosteien 
(in  Hannover)  0  561,  landräthl.  Behörden  u.  Aemler  7*175,  allgem.  Ausgaben  im  In- 
teresse der  Polizei  1*424  MiU.  M.  (incl.  geheime  Ausgaben  0*120).     West-Oestcr- 
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reich,  A.  f.  1880,  Min.  d.  Inn.,  Centralleitang  0*469  Mlli.  fl.,  Aosl.  für  Staatspolizei 
Ol  20,  Polit  Verw.  der  einz.  Länder  5-435  (ord.),  öffeulL  Sicherheit  3-389  MilL  fl.  — 
Baiern  1876,  Et.  f.  Sicherheit  356  Mill.  M.  —  Frankreich  1881,  Central?erwalt 
d.  Min.  d.  Inneren  172  Mill.  Fr..  Staatsrerwalt.  in  d.  Depart  11*29  Mill.  Fr. 

2.  Die  Local-Polizeiverwaltung,  welche  grossentheils, 
aber  nicht  allein,  sicherheitspolizeiliche  Zwecke  hat,  vom 
Staate  aber  nur  theilweise  erhalten  wird.  Im  Allgemeinen  mit 
Recht;  da  das  locale  Interesse  hier  mindestens  sehr  erheblich  mit 
betheiligt  ist. 

Beispiel:  Preussen  Et.  f.  1883/84  i.  M.  d.  Inn.,  LocalpoL-Yerw.  in  Berlin 
6-64,  in  d.  Provinzen  2*92,  Polizei -Districtcommissare  in  Pror.  Posen  0*544  MilL  M. 
In  Preussen  trägt  die  Staatskasse  einen  Hanpttheil  Königlicher  Polizeiferwal- 
tnngen  in  gewissen  Städten  (bes.  Berlin,  ausserdem  in  20  Städten,  z.  Th.  etwas  zu- 
fälliger Auswahl).  S.  oben  die  Statist.  Daten  in  §.  54.  —  Aufwand  ftlr  geheime 
Polizei  in  Frankreich,  im  Dnrchschn.  von  1830 — 48  jährl.  2,374,700  Fr.  u.  im  J. 
1860  8,859,000,  1866  7,960,000  Fr.  Im.  Et.  f.  1881  im  Min.  d.  Inn.  1,469,000  Fr. 
Total  f.  öfibnU.  Sicherheit  1876  (M.  d.  Inn.)  1214  Mill.  Fr.,  1881  13,056,  wovon 
Zuschuss  f.  d.  Pariser  städt.  Polizei  2  Mill.  u.  Kosten  d.  Pol.  i.  Lyon  7*693  MilL  Fr. 

3.  Die  Landgendarmerie,  gewöhnlich  die  kostspieligste 
Polizeianstalt. 

Sie  steht  in  einigen  Staaten  unter  dem  Kriegsministcrium  (so  in  Frankr.,  Ocsterr.) 
fungirt  aber  für  polizeU.  Zwecke  und  nach  den  Weisungen  der  Polizeibehörden.  Ausg. 
f.  Gendarmerie  in  Preussen  (L  M.  d.  Inn.)  1SS3/84  9*19  Mill.  M.  —  Baden,  A. 
f.  1876  0-593  MüL  M.  —  Westösterr.  1880  4-1  Mill.  fl.,  Frankr.  1881  40*2 
Mill.  Fr  Der  Aufwand  ist  hoch,  noch  viel  höher  als  für  die  gleiche  Zahl  Soldaten, 
weil  freie  Anwerbung  etwas  älterer  (gedienter)  Leute,  nicht  Zwangsdienst  wie  im 
Heere,  stattfindet,  was  höheren  Sold  u.  s.  w.  bedingt,  weil  sie  zerstreut  im  Lande 
wohnen,  viele  (40 — 70  7o^  beritten  sein  müssen  und  das  Verhältniss  zwischen  Offideren, 
Unterofficieren  u.  Mannschaften  fur  erstere  beiden  Kategorieen  günstiger  als  im  Heere 
ist.  Beispiel:  Preussen  1883:  11  Brigadiers  zu  6000  M,  2  Adjut,  45  Distr.- 
Offic.  mit  Majors-,  Hauptm.  L  u.  Hauptm.  IL  CL-Bang  (L  D.  4050  M.),  1  Zahlmeister 
(3000  M.),  5  Corpstabs-  u.  21  Brig  Schreiber  (1050  M.),  173  beritt.  Oberwachtmeister 
(1620  M.  incL  120  M.  Remontegeld),  2  dsgl.  zu  Fuss  (1500  M ),  1664  beiitt  (11*20  M, 
incL  120  Remonte),  1947  Fussgend.  (1050  M.).  Ausserdem  noch  186  Gend.  u.  Wacht- 
meister auf  Kosten  des  D.  Reichs,  u.  einige  auf  Kosten  v.  Privaten  n.  Corporat  Zus. 
59  Officiere  u.  3978  Unteroff.  u.  Mannsch.  u.  mit  d.  Schreibern  u.  s.  w.  überh.  4065 
Pers.  Yerbältn.  d.  Wachtm.  zur  Mannsch.  wie  1:20*6,  Gesammtkosten  (incl.  sachl.) 
per  Kopf  2260  M.  —  In  West-Oesterr.  1880:  128  Offic.  u.  Rcchn.beamie ,  25 
Untbeamte,  369  Wachtmeister  (zu  649  fl.  Löhn.  u.  GeldnebenbezOgen) ,  1272  Posten- 
ftthrer  (zu  549  fl),  5347  Gendarmen  (zu  449  fl.).  Die  Mannschaft  bezieht  ausserdem 
z.  Th.  Dienstes-  u.  Medaillenzulagen  (jene  zu  50 — 200  fl.).  Gesammtkopfzahl  7141, 
per  Kopf  Gesammtkoöten  574  fl.  Einige  weitere  alt  Angaben  bei  Rau  §.71  Note  6 
u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  232. 

4.  Die  Zwangsarbeitshäuser. 

Vgl.  Rau,  Volks wirthschaftspolitik,  §.348.  —  Die  Kosten  trägt  gewöhnlich  nicht 
der  Staat,  sondern  ein  SelbstverwaltungskOrper,  z.  B.  Provinz  oder  Kreis.  Für  Preusse  n 
8.  Rönne,  Staatsr.  3.  Aufl.  II,  2.  S.  146. 

III.  —  §.  181.  Die  Verwaltung  der  auswärtigen  An- 
gelegenheiten betrifft  das  Ministerium  selbst,  die  Ge- 
sandtschaften und  die  meistens,  aber  nicht  allgemein  diesem 
Ministerium  unterstehenden  (Handels-)  Consulate.    Stehende 
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Gesandtschaften  verschiedenen,  dem  Range  der  Staaten  und  Höfe 
und  der  Bedeutung  der  internationalen  Beziehungen  entsprechen- 
den Ranges  sind  eine  jener  staatlichen  Einrichtungen,  welche  sich 
auf  das  Präventivprincip  zurückführen  lassen  (§.  37  und  6. 
§.  179  —  183).  Sie  bedingen,  wie  die  Dinge  einmal  liegen,  zumal 
unter  monarchischen  Staaten,  einen  erheblichen  Aufwand  für  Re- 
präsentation, besonders  bei  den  Gesandtschaften  ersten  Ranges 
(Botschaftern).  Im  Consulatswesen  hat  das  neuere,  sachlich 
vorzüglichere  System,  sogen.  Berufsconsuln,  welche  regel- 
mässig besoldete  Staatsbeamte  sind,  statt  des  Systems  (kauf- 
männischer) Ehrenconsuln  natürlich  auch  eine  Erhöhung  der 
Ausgabe  zur  Folge. 

Vgl.  Hau.  5.  Ausg.,  §.  78  q.  ?or.  Aufl.  dieses  Bands  S.  232.  In  manchen 
Staaten  sind  diesem  Ministerium  die  Archive  und  Angelegenheiten  der  fürstlichen 
Familie  übertragen.  Der  Aufwand  für  das  Auswärtige  ist  überaU  ?erhältnissmässig 
untergeordnet,  z.  B.  im  Dentschen  Keich,  £t  f.  18S3/84,  fortdauernde  Ausgabe 
far  das  Ausw.  Amt  6'S3  Mill.  M.,  wovon  1*161  f.  d.  Amt  selbst,  5*22  f.  Gesandtsch. 
u.  Consul.,  allg.  Fonds  0*44.  Gerstfeld  a.  a.  0.  berechnet  f.  Preussen  (incl.  Reichs- 
quote)  p.  Kopf  Pfennig  1821  16,  1832  14,  1841  14,  1851  17,  1861  15,  1873  21, 
1883  17  oder  7^  <Jer  Ausg.  (ohne  Schuld.),  bez.  14  —  1*4  —  1*4  —  1*4  —  0*9 
0*9  —  0-7.  —  Frankreich,  Min.  d.  Aeusseren  1SS3,  14*35  Mill.  Fr.,  c.  V-V«  d. 
eigentl.  Staatsausg.  —  Gr.  Brit.  1881,  0695  Mill.  Pfd.  Sterl,  wovon  0*238  diplom., 
0*274  Consuldienst,  0*110  Zuschüsse  an  d.  Colon.).  —  0 esterreich- Ungarn  (im 
gemeins.  B.  f.  1882)  4*19  Mill.  fl  ord.,  incl.  1*3  MiU.  Subvention  des  Lloyd.  — 
Russland,  Et  f.  1882,  369  MiU.  Rub.  —  Italien,  A.  1881,  6*59  Mill.  Fr.  — 
Dänemark,  A.  1882,  0*379  MiU.  Krön.  —  Niederlande,  A.  1882,  0*684  Mill.  fl. 
—  Nord-Amerika,  A.  1876,  1*4  M.  D. 

Das  Deutsche  Reich  unterhält  1883  6  Botschaften  (bei  den  5  and.  europ. 
Grossmächten  u.  bei  d.  Türkei),  13  Gesandtschaften,  9  Ministerresidentaren,  54  Berufs- 
u.  582  Wahlconsulate.  Die  zu  einem  Bundesstaate  vereinigten  Staaten  können  und 
soUen  die  zahlreichen  Gesandtschaften  eingehen  lassen,  indem  der  Bund  die  Vertretung 
im  Auslande  übernimmt.  So  ist  es  jetzt  in  Betr.  d.  Consulate  ganz,  der  Gesandt- 
schaften grösstentheils  im  D.  Reiche  durchgeführt.  Die  Einzelstaaten  haben  daher 
fast  keine  bezügl.  Ausgaben  mehr.  Das  „Auswärtige"'  bctrifil  hier  namentlich  die 
Vertretung  beim  Bunde  u.  unter  d.  einzelnen  Partie-Staaten.  So  z.  B.  im  preuss. 
Et.  1883/84  Ausw.  0*502  Mül.  M.,  wovon  0*365  f  Gesandtsch.,  009  f.  Avers.-Eut- 
schäd.  an  d.  Reich  f.  Besor.  spec.  preuss.  Angelegcnh.  —  Baiern  1883,  Min.  d. 
K.Hauses  u.  Aeusseren,  0*558  MiU.  M.  Sachsen,  Aeuss.  1883  0149.  Württemb. 
(.hier  mit  d.  Anomalie,  dass  die  Verkehrsanstalten ,  Eisenbahnen  u.  s.  w.  unter  diesem 
Min.  stehen)  Ol  84.  Ebenso  fallen  die  Ge4>andtsch.  fremder  Staaten  bei  den  einzelnen 
Bundesstaaten  mit  Recht  weg.  Die  Wiederherstell.  des  Deutschen  Reichs  hat  daher 
für  die  übrigen  europäischen  Staaten  schon  manche  erfreuliche  Ersparung  bewirkt, 
indem  die  meisten  die  Gesandtschaften  an  den  kleinen  und  Mittelhdfen  eingezogen 
haben. 

Nicht  unerheblich  ist  zu  Zeiten  ein  ausserordentlicher  Aufwand  im  Etat 
des  Auswärtigen  für  Ankauf  oder  Neubau  von  passenden  Gesandtschafts-  und 
Consulatsgebäuden  im  Auslande,  m.  a.  W.  es  erfolgt  die  hier  besonders  sach- 
lich begründete  Anerkennung  des  Pnncips  der  Dienstwohn}ingen  (§.  162)  für 
diese  Beamtenkategorie.  So  hatd.  Deutsche  Reich  in  d.  letzten  Jahren  erhebl. 
Summen  f.  Bauten  in  Petersburg,  Constantinopel,  Rom,  London,  Wien  u.  a.  0.  im  Etat 
z.  B.  1875  0*76,  1876  1*48  MiU.  M. 

Bei  den  Gesandtschaften  und  Consulaten  kommen  für  Dienstgeschäfte  zu  Gunsten 
von  Privatpersonen  Gebühren  vor,  über  welche  in  der  Gebtthrenlehre  Näheres,  s.  Fin. 
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II,  §.  290.  Früher  flössen  diese  Gebtthren  öfters  den  Beamten  selbst  zu,  wie  jetzt 
z.  Tb.  noch  den  unbesoldeten  Ehrenconsob.  Das  richtige  Princip  ist  auch  hier, 
dass  solche  Gebühren  sämmtlich  in  die  Staatscasse  fliessen  und  hier  verrechnet  werden. 
Sie  dienen  dann  zur  Deckung  eines  Theils  der  betreffenden  Staatsausgabe. 

Hierhin  gehören  hanptsächL  d.  Einn.  d.  Answ.  Amts  im  D.  Reich,  A.  1883/84 
0-518  Mill.  M.,  8*47o  d.  Aufwands.  A.  d.  Cons.-Geb.  im  gemeins.  österr.  B.  1876 
auf  0*177  Mill.  fl.    Einn.  d   gemeins.  Min.  d.  Aeuss.  ttberh.  in  1882  714*400  fl. 


3.  Abschnitt. 

Finanzbedarf  fQr  das  Militllrwosen  (Heer  und  Flotte) 

insbesondere. 


Abweichend  von  der  Behandlung  der  sonstigen  Materien  dieses  zweiten  Kapitels 
„von  den  einzelnen  Gegenständen  des  eigentlichen  Finanzbedarf:»''  wird  das  MUitär- 
weson  hier,  wie  schon  in  d.  vor.  Aufl.  nicht  nur  etwas  eingehender,  sondern  auch 
nach  seiner  volkswirthschaft liehen  Seite  mehr  principiell  erörtert  In  die  Fi- 
nanzwissenschaft  gehört  das  zwar  streng  genommen  ebensowenig,  als  eine  Erörterung 
der  principiellen  u.  materiellen  Puncto  bezüglich  der  übrigen  Gegenstände  dieses  Ka- 
pitels ^s.  0.8.  398).  Indessen  kommen  diese  Gegenstände  th.  in  anderen  Theilen  des 
Systems  der  polit.  Oekon.,  th.  in  verwandten,  bereits  ausgebildeten  Disciplinen,  bes.  in  d. 
Inneren  Verwaltungslehre,  auch  nach  diesen  Seiten,  welche  die  entscheidenden  und 
wichtiger  als  die  finanziellen  sind,  zu  ihrem  Rechte.  FUr  das  Militärwesen  trifft  das 
nicht  zu.  Kaum  Anfänge  einer  „Verwaltungslehre''  desselben,  als  Theiles  der  AU- 
gem.  Verw.l.  sind  vorhanden  (Stein,  Ratzenhof  er).  In  anderen  Theilen  des  Sys- 
tems der  polit.  Oekon.  ist  das  Thema  auch  nur  etwa  zu  streifen,  wie  in  der  „Grund- 
legung". Kein  wichtiges  Gebiet  des  Staatslebens  ist  in  den  Staatswissenschaften  bis- 
her so  vernachlässigt  worden,  als  das  Heerwesen,  und  leidet  heute  noch  so  sehr  unter 
falscher  oder  einseitiger  Bcurtheilnng  der  ökonomischen  Doctrin,  der  politischen  Par- 
telungen und  der  durch  letztere  beherrschten  „öffentlichen  Meinung*'  —  selbst,  ja  gerade 
mit  am  Meisten  in  Deutschland,  trotz  der  demonstratio  ad  hominem»  welche  das  Elend 
der  alten  deutschen  u.  der  Glanz  der  neuen  preussisch- deutscheu  Geschichte  und 
welche  ittngst  vollends  die  Jahre  1866  u.  1870 — 71  gegeben  haben.  Das  alte  Ge- 
spenst aor  britischen  Oekonomie  von  der  „Unproductivität  der  Dienstleistungen, 
zumal  des  Heeres"  spukt  hier  immer  noch.  Dem  gegenüber  erschien  ein  Abschnitt 
wie  der  folgende  nicht  nur  zulässig  auch  im  Rahmen  dieses  Werks,  sondern  geboten, 
gerade  auch  wegen  der  ausserordentlichen  Bedeutung  des  Heerwesens  fur  die  Finanzen. 
Der  Schwerpunct  der  finanzwiss.  Betrachtung  liegt  in  Abth.  Hl  dieses  Abschnitts 
(„Militärökonomik").  Vgl.  Ran,  5.  A.,  §.  72—77.  Femer  v.  Standpunct  d.  Verwaltungs- 
lehre aus  L.  Stein,  Lehre  v.  Heerwesen.  Stuttg.  1872,  über  d.  Militärhaushalt  eb. 
S.  233  ff'.;  die  volkswirthschaftl.  Würdigung  übrigens  ungenügend  (s.  das.  S.  215  Ka- 
tionalökon.  u.  Militärwirthsch.,  vgl.  Wagner,  Grundlegung  I,  2.  Aufl.  S.  325,  auch 
unten  passim).  Auch  Ratzenhofe r,  Staatswehr.  Stuttgart  1881.  Ueber  die  gegen- 
wärtigen militärisch.  Kräfte  der  europ.  Staaten  s.  v.  Firks,  Gebers,  d.  f.  d.  Landkrieg 
verfügb.  Streitkräfte,  1873/74  vgl.  mit  1858/59.  Femer  ders..  Beitr.  z.  Statist  d. 
Reichsheeres,  Ergänz.h.  VIII  d.  preuss.  stat  Ztschr.  1881.  Weiteres  Statist.  Material 
über  Organiäation  u.  Grösse  des  Heers  u.  d.  Flotte  immer  in  Kürze  am  Besten  im 
Goth.  Hofkalendor;  auch  vielerlei  Daten  in  den  stat.  Werken  v.  Kolb  (antimilitarische 
Tendenz),  Brachelli.  Ebendas.  bes.  im  Gothaer  Alman.,  auch  die  Hauptdaten  über 
die  Finanzen  v.  Heer  u.  Flotte.  Aeltere  Daten  s.  in  Rau*s  früherer  Ausg.,  5.  Ausg. 
§.  72  Anm.,  6.  Ausg.  eb.  u.  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  234  ff.  Statist.  Daten  über  das 
Heer  überh.  u.  selbst  über  die  Finanzen  des  Heerwesens  allein  können  indessen  in  diesem 
Werke  nur  spärlich  gegeben  werden.  Sie  verlangen  gerade  hier  eine  genauere  Analyse, 
um  Fehlschlüsse  zu  vermeiden,  damit  aber  auch  einen  so  breiten  Raum  der  Dar- 
stellung, wie  er  hier  nicht  vorhanden  ist. 
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I.  —  §.  182.  Die  volkswirthschaftliche  Bedentnng 
und  Noth wendigkeit  des  Heerwesens  auch  im  Frieden. 
Unter  den  gegebenen  Verhältnissen  der  politischen  Lage  der 
Völker  und  Staaten  Europas  und  unter  den  dadurch  mit  ge- 
schaffenen Daseinsbedinguifgen  unseres  ganzen  Volkslebens,  unserer 
materiellen ;  ideellen  und  sittlichen  Cultur  ist  die  Ausbildung 
und  Bereithahung  eines  angemessenen  Heeres  und  für  See- 
staaten einer  Kriegsflotte  auch  in  Friedenszeit  eine 
unvermeidlich  gebotene  Nothwendigkeit  zur  Durchführung  des 
staatlichen  Macht  zwecks  und  zur  Realisirung  des  Präventiv- 
princips  (§.37)  behufs  möglichst  ungestörter  Aufrechthaltung 
der  Rechtsordnung  nach  Aussen  wie  im  Inneren.  Das 
„System  des  bewaffneten  Friedens",  wie  es  sich  in 
unserer  modernen  europäischen  Staaten  weit  in  der  Haitang  grosser 
stehender  Friedensheere  besonders  seit  dem  17.  und  mehr  noch 
im  18.  Jahrhundert  entwickelt  und  im  19.  fortgebildet  hat,  kann 
objectiv  nur  im  Zusammenhang  mit  der  ganzen  Völker-  und 
Staatengeschichte  gewürdigt  und  staatsw  issenschaf t lieh  wie 
speciell  nationalökonomisch  nur  richtig  aufgefasst  werden, 
wenn  man  in  ihm  eine  jener  grossen  Einrichtungen  erkennt, 
durch  welche  die  staatliche  ,^6emeinwirthschaft"  eben  im 
höchsten  volkswirthschaftlichen  und  Culturinteresse  präventiv 
die  Bedingungen  menschlichen  Zusammenlebens  garantirt  (Grund- 
legung, §.  179  ff.).  Diese  Einrichtungen  und  unter  ihnen  allen 
diejenige  der  stehenden  Friedensheere  und  Flotten  weitaus  am 
Meisten,  machen  zwar  ausserordentliche  Opfer  an  Arbeit  und 
Sachgtitern,  einen  riesigen  Finanzaufwand  nöthig,  Opfer  und  Auf- 
wand, welche  die  Volkswirthschaften  ungeheuer  belasten,  gleich- 
wohl aber  nicht  nur  als  Belastungsfactoren  betrachtet  werden 
dürfen,  deren  Höhe  man  beklagt,  sondern  wenigstens  ideell,  wenn- 
gleich eine  Bezifferung  nach  dieser  Seite  nicht  möglich  ist,  mit 
dem  ungeheuren  Werth  verglichen  werden  müssen,  den  ein 
tüchtiges  Heer  als  Mittel  der  Prävention  von  Störungen  der 
Rechtsordnung  und  der  Gewährung  gesicherter  nationaler  und 
staatlicher  Unabhängigkeit  auch  volkswirthschaftlich  hat. 

Selbstverständlich  ist  jede  thunliche  Ersparung  an 
Truppenhaltung  und  Militäraufwand  durch  volks- 
wirthschaftliche und  finanzielle  Erwägungen  geboten. 
Doch    ist    die    übliche   Polemik    gegen    den    „Militarismus''    und 

A.  Wftgaer,  FinuinriveiuebAft.   I.   3.  Anfl.  27 
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namentlich  gegen  das  System  der  stehenden  Heere  oberflächlich 
und  ttberschiesst  häufig  das  Ziel. 

Dies  gilt  besonders  anch  von  jenen  tendenzpolitischen  Angriffen  auf  das  Heer- 
wesen, als  sei  dieses  die  Ursache  der  Kriege,  oder  als  seien  etwa  die  Fürsten  mit 
ihren  Heeren  Schuld  an  denselben.  Als  ob  nicht  regelmässig,  auch  in  unserem  Zeit- 
alter, tiefe  Interessengegensätze  der  Volker  und  Staaten  oder  einzelner  BevOlkerungs- 
grappen  in  letzteren  die  Ursache  der  Kriege  wären,  einerlei  ob  es  stehende  Heere 
giebt  oder  nicht,- ob  die  Staatsform  republikanisch  oder  monarchisch  ist.  Man  denke 
an  den  nordamerikanischen  Bargerkrieg,  den  furchtbarsten  und  bei  Weitem  kostspieligsten 
der  Neuzeit,  oder  an  den  schweizer  Sonderbundskrieg  oder  auch  an  den  jüngsten 
französ.-deutsch.  Krieg,  der  gewiss  nicht  als  das  Werk  Napoleon  III.,  sondern  des 
französischen  Volks  anzusehen  war.  S.  A  Wagner,  Elsass  u.  Lothringen  u.  s.  w., 
6.  Aufl.,  1870,  Abschn.  L 

Mag  mau  das  grosse  stehende  Heer  ein  ,,nothwendiges  Uebel^' 
nennen:  so  ist  es  ein  solches  eben  wie  tausenderlei  andere  kost- 
spieligere Einrichtungen;  die  der  Staat  oder  kleinere  Vereinigungen 
in  ihm  oder  Individuen  zur  Abwehr  von  Gefahren  und  zur  Herstellung 
der  unentbehrlichen  Sicherheit  treffen  müssen.  Stets  ist  es  er- 
wünscht, dass  solche  Einrichtungen  möglichst  zu  vermeiden  oder 
billig  herzustellen  seien.  Das  Land  oder  der  Staat  oder  das  Zeit- 
alter, welches  in  dieser  Hinsicht  wenig  für  solche  (freilich  fälsch- 
lich so  genannte)  ,,unproductive'^  Zwecke  aufzuwenden  braucht, 
ist  meistens  deswegen  glücklich  zu  preisen.  Aber  dies  gilt  von 
dem  Aufwand  für  Polizei,  Justiz,  für  Vorkehrungen  gegen  Zer- 
störungen der  Elemente  (Wasser!),  ja  im  Grunde  von  den  Kosten 
jeder  Bedürfnissbefriedigung  ganz  ebenso  als  von  dem  Aufwand 
nir  Heerwesen.  Soweit  solche  Verwendungen  durch  den  Zweck, 
also  beim  Heeerwesen  durch  die  Sicherung  der  Rechtsordnung 
und  der  Unabhängigkeit  von  Volk  und  Staat,  auch  durch  die 
Notb wendigkeit  geboten  sind,  einen  ungenügenden  politischen 
Zustand,  namentlich  eine  ungenügende  Beschaffenheit  des  Staats- 
gebiets (nach  Lage,  Grösse,  Grenzen,  Ausdehnung  über  die  ganze 
Nation  oder  Beschränkung  auf  einen  Theil  derselben  u.  s.  w.)  zu 
verbessern,  Einbussen  früherer  Zeit  wieder  gut  zu  machen  — 
soweit  sind  sie  bei  einer  richtigeren  Auffassung  auch  nicht  un- 
productiv,  sondern  durchaus  productiv  zu  nennen. 

Auch  jene  Verbesserung  u.  Reparirung  des  polit.  Zustands  darf  bei  der  Militär- 
frage nicht,  wie  es  meistens  geschieht,  übersehen  werden.  Mit  dem  blossen  Defensiv- 
zweck  des  Heerwesens,  der  vom  volkswirthschaftlichen  Standpuncte  allenfalls  noch 
öfters  als  berechtigt  anerkannt  wird,  reichte  man  nur  aus,  wenn  die  bestehenden 
Staatsverhältnisse  —  d.  h.  sehr  oft  in  erster  Linie  die  Abgrenzung  der 
Staatsgebiete  —  bereits  allgemein  gerechte  und  nattlrliche,  den  be- 
rechtigten Bedtlrfnissen  entsprechende  wären  und  —  wenn  sie  es,  vorausgesetzt, 
es  sei  einmal  ein  ganz  befriedigender  Zustand  hergestellt,  immer  blieben.  Beides 
wird  mit  Unrecht  gewöhnlich  ohne  Weiteres  angenommen.    Die  noth wendige  Gonse(|nenz 
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wäre  dann  die  Unveränderlichkeit  der  zufällig  einmal  gewordenen  Staats- 
verhältnisse, also  namentlich  z.  B.  der  politischen  Karte  der  Länder, 
womit  die  ,,Kriegsära''  abgeschlossen  sei.  Eine  solche  Consequenz  widerspricht  jedoch 
aller  geschichtlichen  Erfahrung  and  dem  ganzen  Wesen  menschlicher  und  irdischer 
Dinge  überhaupt  Für  Deutschland  z.  B.  hätte  dies  in  den  letzten  Jahrhunderten 
geheissen,  dass  es  sich  niemals  wieder  aus  dem  Verfall  des  17.  Jahrh.  erholen  dürfe. 
Ein-  und  Answanderung ,  Colonisation ,  Vordrängen  der  einen,  Verdrängtwerden  der 
tnderen  Völker  (Deutsche  —  Slavenl),  Be?ölkerangsbewegung ,  wirtliSchaftl.  Ent- 
wickelung,  Goltur,  —  kurz  alle  Momente,  welche  die  MachVder  Völker  u.  Staaten 
TcrrOcken,  dürften  dann  gar  nicht  mehr  politische  Veränderungen  bewirken,  wie  sie 
es  ron  jeher  gethan  und  muthmasslich  auch  in  Zukunft  thun  werden.  Freilich  aber 
giebt  CS  hierbei  unvermeidlich  Willensconflicte  der  Völker  und  Staaten,  die  nur  durch 
die  Waffen  ausgetragen  werden  können.  Solche  realpolitischo  Thatsachen 
dürfen  auch  in  der  Finanzwissenschaft  nicht  ignorirt  werden.  Sie  biden  in  der  Militär- 
frage recht  eigentlich  den  entscheidenden  Factor.  Erst  wenn  die  Karte  von  Europa 
den  nattlrlichen  Verhältnissen  des  Bodens  und  den  Bedürfnissen  der  Völker  gemäss 
umgesultet  sein  wird,  daher  doch  vornemlich  unter  Anerkennung  des  vernünftig  ver- 
staudenenen  Princips  der  natürlichen  Grenzen  und  des  Nationalitätsprincips,  wird  eine 
dauerhaftere  Aera  des  Friedens,  der  Abrüstungen  und  der  kleineren  Militärbudgets 
vielleicht  zu  erwarten  sein.  Die  Consolidation  vor  Allem  Deutschlands,  aber  auch 
Italiens  sind  jedenfalls  ein  erfreulicher  Schritt  zu  diesem  Ziele.  Die  Erfahrnngen, 
welche  ganz  Europa  seit  1871  an  Deutschland  gemacht  haben,  zeigen  das  jedem  Un- 
befangenen, wie  überall,  ausserhalb  Frankreichs,  auch  in  England,  immer  mehr  anerkannt 
wird,  (jeberhanpt  wird  bei  einer  unbefangenen  Beurtheilung  nicht  zu  längnen  sein, 
dass  die  Karte  von  Europa  in  den  letzten  200  Jahren  wesentlich  naürlicher  ge- 
worden ist,  worin  die  b^te  Friedensbürgschaft  liegt.  Nur  im  Osten,  in  den  Grenz- 
ländern zwischen  Deutschen  und  Bossen  und  in  Sudostenropa,  ist  noch  nichts  Be- 
friedigendes geschaffen.  Aber  auch  für  eine  fernere  Zukunft  darf  an  einer  bleibenden 
Friedensära  gezweifelt  werden,  da  sie  kaum  denkbar  ist  ohne  vollkommenen 
Gleichschritt  der  Entwicklung  oder  ohne  gleiche  Stagnation  aller.  Vgl. 
A.  Wagner,  Elsass  u.  s.  w.  Cap.  II,  VI,  (woselbst  auch  über  und  gegen  das  politische 
Unding  einer  „Neutralisirung''  von  Staatsgebieten);  ders  Die  Entwickl.  d.  europ. 
Staatsgebiete  u.  d.  Nationalitätsprincip,  Preuss.  Jahrb.  1867,  1868,  ders.,  die  Ver- 
änderungen d.  Karte  von  Europa,  1871.  Ueber  den  „nationalen  Machtzweck''  y. 
Holtzendorff,  Politik  S.  219  ff. 

Wer  z.  B.  das  grossartige  Militärwesen  Preussens  seit  200  Jahren,  dem  wir 
doch  in  erster  Linie  die  neue  politische  Einheit  und  Macht  Deutschlands  mit  ver- 
danken, nach  der  Weise  so  vieler,  wenigstens  ehedem  selbst  deutscher  Gegner 
Preussens  verdammt,  handelt  gerade  so,  wie  Jemand,  der  die  holländischen  Deichbauten 
für  Verschwendung  erklärt.  Die  Ausgaben  für  beide  Zwecke  sind  unvermeidliche 
generelle  Kosten  der  Volkswirthschaft  und  die  Vorbedingung  für  jeg- 
liches Gedeihen.  Die  nationale  Unabhängigkeit  und  Macht  ist  für  ein  tüchtiges 
Volk  eines  der  höchsten  aller  Güter  und  des  höchsten  Preises  werth.  Bequemer  für 
den  Augenblick  —  ob  auch  nur  volkswirthschaftlich  betrachtet  dauernd  günstiger, 
läast  sich  sogar  bezweifeln  —  wäre  es  freilich,  wenn  solche  Güter  keine  Opfer  kosteten. 
Aber  gilt  dies  nicht  von  allen  Gütern  Überhaupt? 

Als  Beispiel  der  Entwickelung  des  modernen  Heerwesens  kann  Preussen  dienen. 
Hier  waren  (nach  Rau  §.  72  u.  fortgeführt  bis  heute) 

das  Heer  (Mann)    die  Kosten  (Mill.  Thlr.) 
unter  dem  grossen  Kurfürsten     .     .  28.000  1*0 

Friedrich  1 40,000  1*8 

Friedrich  Wilhelm  1 76,000  4*834 

Friedrich  II 200,000  13*5 

Friedrich  Wühelm  II 235,000  17 

Friedr.  Wühelm  IIL  bis         1806        250,000  20 

1806-1812  42,000  8 

1820         1144)00  22 

Friedrich  Wühelm  IV.    .       1846        138,000  25*75 

A.  1857         140,000  27*66 

A.  1858         148,000  31*6 

27* 
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das  Heer  (Mann)    die  Kosten  (Mill.  Thlr.) 

Wilhelm  L 1862        212,000  38-8 

Stehend  1865        212,631  43*56 

(60  Vo  vom  Reiche:)  1883        267,000  66*0      (ord.  Et.  ohne 

Pensionen.) 
Pie  älteren  Daten  übrigens  nur  annähernd  correct.  v.  Zedlitz,  Geogr.  n.  Statist  v. 
Preossen,  I,  522.  Dieterici,  Mitth.  des  Statist.  Bur.  1848,  S.  52.  Dazu  1883  f. 
Marine  u.  Pens.  15*1  Mill.  —  In  Frankreich  berechnete  Necker(Adininistr.  II, 
283)  1784  die  Kosteilt  des  Militärwesens  auf  122  Mill.  Lif.,  das  Budget  für  1811 
setzte  dieselben  auf  460  Mill.  Fr.  und  mit  Einrechnung  der  140  MilL  für  die  Marine 
auf  600  Mill.  oder  62  Proc.  der  ganzen  Staatsausgabe.  1870  war  der  Friedensotat 
376  Mill.  Fr.  f.  d.  Heer,  1733  MiU.  Fr.  f.  d.  Marine  u.  Colon.,  zus  5493  MiU.  Fr. 
18S3  ist  er  bez.  584  1  u.  204*9  (f.  d  Marine  allein),  zus  7890  MiU.  Fr.  im  Ordin. 
lu  sämmtlichen  deutsch.  Staaten  (mit  dem  ganz.  Oesterreich  u.  Preossen)  berechnete 
V.  Reden  (Deutschland  u.  s.  w.  S.  1012)  1846  die  Militärausgabe  auf  102  Mill  Thlr. 
oder  1*41  Thlr.  auf  den  Kopf  der  Einwohner.  —  C zornig  (das  Oesterr.  Budget  II, 
488)  berechnete  1862  in  9  europ.  Staaten  über  3  Mill.  Einwohner  (ohne  Russland) 
die  Ausgaben  für  das  Kriegsministerinm  im  D.  auf  21*3  Proc.  oder  2*6  Thlr.  auf  den 
Kopf,  zusammen  auf  390*74  Mill.  Thlr.,  für  die  Seemacht  7*1  Proc.  oder  156  Mill. 
Thlr.  Nach  den  Angaben  aus  den  Jahren  1868  und  69  macht  der  Aufwand  für 
Land-  und  Seemacht  in  Grossbritannien,  Russiand,  Frankreich,  Oesterreich,  Italien  und 
den  Zollvereinsstaateu  695  MilL  Thlr.  auf  276  Mill.  Einwohner  oder  2*52  Thlr.  a.  d.  K.~ 
Rau  u.  Andere  haben  auch  versucht,  in  folgender  Weise  den  ganzen  regelmässigen 
Aufwand  in  Europa  für  die  Staatsvertheidigung  auszumitteln:  Die  Staatsausgabe  für 
diesen  Zweck  wurde  1844  auf  540 — 546  Mill.  Thlr.  angenommen.  Hiezu  kämen  noch 
als  ?olkswirthschaftliche  Opfer  1)  der  Verlust  an  Arbeitskräften  für  die  hervorbringen- 
den Gewerbe,  der  sich  nicht  genau  anschlagen  lässt,  indessen  läuft  hier  grossentheils, 
wie  Rau  übersieht,  eine  grundsätzliche  falsche  Doppelrechnung  unter,  wie  im  nächsten 
§.  gezeigt  wird.  2)  Die  Kosten  der  Familien  für  Stellvertreter.  3)  Die  Zuschüsse  an 
die  Soldaten  wegen  der  Unzulänglichkeit  der  Löhnung.  Rechne  man  für  2)  und  3) 
60  Mill.,  für  1)  200  hinzu,  so  erhalte  man  um  1845  800  Mill.  Thlr.  für  266  MilL 
Einw.,  also  gegen  3  Thlr.  auf  den  Kopf,  was  jedoch  nur  ein  ungefährer  Deberschlag 
sei.  Ende  d.  60er  Jahre  sind  die  Staatsausgaben  für  die  Land-  u  See -Kriegsmacht 
in  Europa  auf  811*8  Mill.  Thlr.,  die  Zinsen  der  zugehörigen  sachlichen  Hilfsmittel 
(Watfen,  Geschütze,  Festungen,  Schiffe  u.  s.  w.)  auf  30*4  MilJ.  Thlr.  angeschlagen 
worden;  jene  Summe  macht  auf  den  Kopf  (294  Mill.  Einw.)  2*7  Thlr.  (Engel  in 
Zcitschr.  des  preuss.  Statist.  Bur.  1869.  S.  33a).  Nimmt  man  nun  die  obigen  and. 
Opfer  Nr.  1 — 3  verhältnissmässig  höher  an,  so  lässt  sich  die  ganze  Ausg.  (ohne  Zinsen) 
auf  beinahe  1200  Mill.  Thlr.  oder  4*8  Thlr.  a.  d.  K.  anschlagen.  Diese  Summe  ist 
indessen  zu  hoch  gegriffen,  weil  ftlr  den  Verlust  au  Arbeitskräften  überhaupt  nur  der- 
jenige Plus  betrag  hier  veranschlagt  werden  darf,  welcher  aus  einem  unnöthig 
hohen  Truppenstande  hervorgeht  (s.  folg.  §.).  Rau  citirt  noch  Larroque,  De  la 
guerre  et  des  armees  permanentes.  Paris  1856.  (Preisschrift  der  Friedensgesellschaft.) 
Schulz-Bodemer,  Die  Rettung  der  Gesellschaft  aus  den  Gefahren  der  Militär- 
herrschaft, Leipzig  1859.  —  FUr  die  Zeit  um  1873  berechnet  Hermann  Wagner 
im  Goth.  Jahrb.  f.  1874,  S.  877  den  Bedarf  in  ganz  Europa  (incl.  asiat.  Russland) 
auf  2241  Mill.  M.  f.  d.  Heer,  575  Mill.  M.  f.  d.  Flotte,  zus.  auf  2816  Mill.  M.  oder 
auf  31  Thlr.  p.  Kopf  (die  BevOlker.  d.  asiat  Russland  unberücks.  gelassen),  wobei 
aber  nicht  immer  gleichmässig  gerechnet  werden  konnte,  z.  B.  die  Militärpensionen 
hie  und  da  fehlen.  Jene  indirecten  Verluste  zu  veranschlagen,  dazu  fehlt  es  zu  sehr 
an  sicheren  u.  allgem.  Anhaltspuncten.  Rau  hat  jedenfalls  zu  hoch  gerechnet  Mehr 
als  4  Thlr.  pro  Kopf  oder  20 — 25  Thlr.  pro  Familie  ist  schwerlich  anzusetzen,  auch 
wenn  man  weitere  Posten,  die  nicht  im  Staatshaushaltetat  erscheinen,  mitrechnet 
wie  z.  B.  Naturalquartierleistungen,  Zuschüsse  der  Wirthe  bei  Naturalverpflegung  gegen-, 
über  der  Ersatzleistung  des  Staats,  nicht  vergütete  Leistungen  der  Gemeinden ,  Kreise 
u.  8.  w.  Auch  mit  Rücksicht  auf  die  vorwaltende  —  in  ihren  Wirkungen  auf  die 
Preisgestaltung  freilich  fragliche  —  indirecte  Besteuerung  verbreiteter  Vollu-Nahrungs- 
uud  Genussmittel  u.  s.  w.  muss  man  allerdings  wohl  annehmen,  dass  die  Familie 
in  den  unteren  Volksclassen  in  Europa  einen  nicht  unbedeutenden  Betrag  ihres  Ein- 
kommens für  das  Militärwesen  opfern  muss;  jedenfalls  durchschnittlich  mehrere  Pro- 
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Cent  Eine  genauere  Bezifferang  wage  ich  nicht  yorznnehmen.  Nach  Herrn.  Wag- 
ner a.  a.  0.  (S.  877,  883)  betrugen  die  Militär- Ausgaben  um  1873  die  in  fol- 
gender Uebersicht  angegebenen  Summen  in  Mill.  M.,  Procente  der  Ausg.  u.  Quoten 
p.  Kopf  d.  Be?Olker.  (Reihen folge  der  Staaten  nach  d.  Hohe  d.  Proc.  von  d.  Netto- 
ausg.,  unter  Beifügung  der  von  Bau  u.  mir  berechneten  Procente  u.  Kopfquoten  für 
die  60er  Jahre). 


Netto- 
ausgabe, 

dsgL^/oders. 

dsgl. 

p.  Kopf 

Heer 

Flotte 

Zus. 

nach  Abzug 

P- 

in  d.  60er 

MilL  Mark  um 

1878 

d.  Kosten 

Kopf 

Jahren 

d.  Schuld. 

Mark. 

Mark. 

Norwegen 

6-25 

3-87(?)      9-1 2(?) 

43-8 

48-0 

5-2 

— 

Bossland 

541-30 

78-30 

61 9-60 

42-7 

53-3 

7-7 

7-2 

Brasilien 

35-02 

30-50 

65-53 

40-0 

65-0 

6-6 

Grossbritannien 

30826 

190-86 

499-12 

39-3 

680 

15-6 

18-6 

Sachsen 

— 

21-65 

37-1 

52-8 

Preussen 

— 

208-26 

366 

45*4 

— 

— 

Deutäches  Beich 

291-00 

56  20 

347-20 

35-6 

43-7 

8-5 

6-9 

Niederlande 

29-07 

15-88 

44  96 

35-4 

56*0 

12-2 

11-7 

Baiem 

— 

41-12 

38-7 

43-3 

•— 

5-49 

Serbien 

3-49 

3-49 

331 

33-1 

2-6 

— 

Dänemark 

10-08 

4-65 

14-72 

31-9 

48-8 

8-2 

8-7 

Würtcmberg 

15-39 

31-4 

43-7 

4-11 

Frankreich 

402-40 

118-56 

521-00 

31-8 

595 

14.4 

11-4 

Oesterreich 
Ungarn 

150-60 
73-40 

15-40\ 
6-60/ 

24600 

291 

43-5 

ra 

5-73 

Baden 

— 

— 

12-35 

28-9 

44*5 

5-61 

Belgien 

— 

— 

30-00 

26-8 

40-7 

5-8 

609 

Griechenland 

508 

1-20 

6-20 

26-3 

34-1 

4-1 

— - 

Italien 

182-03 

36  80 

218-83 

26-2 

580 

8-2 

5-25 

ChÜe 

— 

6-83 

25-2 

85-4 

5-8 

Schweiz 

8-59 

— 

8-59 

25-2 

33-7 

3-3 

Argentinia 

21-50 

1-50 

2300 

24-2 

59-0 

121 

Portugal 

16-67 

3-82(?) 

20-00(?) 

21-0 

45-5 

4*6 

— 

Bomänien 

11-72 

11-72 

14-6 

33'5 

2-7 

Verein.  Staaten 

148-50 

98-75 

239-25 

? 

? 

60 

— 

Schweden 

20-99 

813 

29-12 

? 

? 

6-9 

3-69 

Die  Daten  in  d.  letzten  Col.  f.  Deutschi,  beziehen  sich  auf  den  damal.  Nordd.  Bund. 
Flir  1873  sind  die  betreff.  Daten  des  Beichs  auf  die  einzelnen  Deutschen  Staaten  nach 
deren  Kopfzahl  repartirt  £s  fehlen  hier  beim  D.  Reich  aber  die  Pensionsausgaben 
des  Invalidenfonds,  die  für  1873  37  M.  M.  betragen,  wodurch  die  Kopfquote  um  c. 
0*9  Marif  steigt  Bei  Frankreich  und  Italien  sind  die  Mil.-Pens.  z.  B.  eingerechnet 
Seit  1873  sind  nun  aber  mehrfach  wiederum  Steigerungen  des  Aufwands  einge- 
treten.   Z.  B. 

Deutsches  Reich.  Etat  ftlrl876  u.  f.  1883/84.    M.  M. 

A.  Fortdauernde  Ausgabe  f.  d.  Reichsheer     .    . 

Fortdauernde  Ausgabe  f.  d.  Marine 

Allgem.  Pensionsfonds  im  Reichsetat  (exd.  Baiem) 

für  das  Heer 21-591 

Allgem.  Pensionsfonds  für  die  Marine   ....  0'21 

Aus  dem  Reichsinvalidenfonds  (ind.  Baiem)  .    .  28*83 

Militärpensionen  im  baierischen  Etat      ....  3*34 


1876 
H.  M. 

1883/84 
M.  H.        M.  M. 

312-86 

339-87 

21-07 

26-91 

... 
53-97 

•         •         • 

1919^ 

0.51 1     ...„- 
28-67  (     ^^^^ 
c.  3.0 1 

(p.  Kopf  9-08  M.)  in  1876  A.  Summa:  fortd.  Ausg.         38790  418-15 

B.  Dazu  an  einmal.  Ausgaben  im  Reichsetat: 

Erhöhung  des  ordentlichen  Etats  (ezcl.  Baiem)  des  Heers      17*27  6*31 

Ftir  verschied.  Milit.  Bauten  (Festungen  u.  s.  w.)  u.  Ver- 
vollständigung d.  Materials  des  Reichsheers  (auf  Grand 

Latus  A  u.  B.    405*17  424*46 
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Transport  A  u.  B.    405-17  424*46 

älterer  Gesetze  über  die  Verwendung  der  franz^^sischen 

Kriegsentschädigung) 28'63  20*45 

Für  die  Marine  (an  neuen  Bewill,  über  d.  Restbestände 

d.  alten  hinaus) _.  _. 477 10'13 

Summa  A  u.  Br~438-57  455*04 

Seit  dem  französ.  Kriege  sind  für  das  Beichsheer  u.  die  Marine  z.  Retabliss.  u.  zur 
Verstärkung  sehr  bedeutende  Fonds  zu  einmal.  Ausgaben  aus  der  französ.  Contribution 
verwendet.  S.  tlber  die  bezUgl.  Bestimmungen  bis  1873 — 74  Wagner,  Reichsfinanz- 
wesen in  Holtzendorff's  Jahrb.  III,  113,  141  ff.  Es  waren  bis  damals  angewiesen 
(ausser  dem  Kriegsschatz  von  40  Miil.  Thir.)  auf  Reichsrechnung  für  die  Wieder- 
herstellung u.  Verstärkung  d.  Kriegsmacht  144*11  Mill.  Thlr.,  wovon  für  elsass-lothr. 
Festungs-  u.  andere  Militärbauten  40*55,  für  umbau  and.  Festungen  72,  f.  Erweiter, 
d.  Marine  (incl.  10*69  Mill.  Thlr.  Abzahl.  norddeutscher,  für  Marinezwecke  ausgegeb. 
Schatzanweis.)  31*95  Mill.  Thlr.,  ferner  speciell  noch  für  Rechnung  des  ehe  mal. 
Nordd.  Bundes  Retabliss.  der  Armee  (incL  Baden  u.  Südhossen)  106*85,  f.  milit. 
Bauten  13*24,  f.  and.  milit.  Zwecke  5*56  Mill.  Thlr.  (ebendas.  S.  117);  ausserdem  noch 
ein  eiserner  Vorschuss  f.  d.  Verw.  d.  Reichsheers  6*27  Mill.  Thlr.  Entsprech.  Posten 
wie  in  Norddeutschi,  wurden  in  Baiern  u.  Würtembcrg  aus  d.  franzOs.  Contribution 
für  Retablissement  u.  s.  w.  verwendet.  S.  auch  f.  die  Zeit  bis  1882 ,  bez.  83  Statist. 
Jahrb.  d.  D.  Reichs  f.  1883  (IV)  S.  162  u.  Gerstfeldt  in  Conrad's  Jahrb.  B.  41. 
Gesammtaufwand  für  das  Heer  „in  Folge  des  Kriegs  gegen  Frankreich"  incl.  Reta- 
blissement V.  1870—1.  Apr.  1883  (bis  1.  Apr.  1879  nach  der  Abrechn.,  von  da  nach 
d.  Anschlag)  1663  Mill.  M.  Relativ  hat  übrigens  der  Aufwand  für  Heer  u.  Flotte 
in  Preussen  (incl.  Reichsquote)  p.  Kopf  der  Bcvölk.  seit  1821  nicht  so  stark  zu- 
genommen, als  wohl  vorausgesetzt  wird  u.  als  Quote  vom  Gesammtaufwand  bez.  im 
Verhältniss  zum  Civilbedarf  abgenommen:  p.  Kopf  Pfennig  (nach  Gerstfeldt 
S.  27)  1821  622,  1832  526.  1841  474,  1851  467,  1861  689,  1873  958,  1883  980 
oder  als  Quote  (7o)  vom  Civ.-  und  Mil. aufwand  bez.:  53*7— 53*1— 47*5— 38*7— 
46*8 — 40*9 — 40*5.  Es  lässt  sich  wegen  der  complicirten  Verhältnisse  des  Retabliss. 
u.  s.  w.  schwer  genau  berechnen,  welches  der  gegenwärtige  wirkliche  Durch- 
schnittsaufwand für  die  deutsche  Kriegsmacht  ist.  Mit  450  Mill.  M.  oder:  10  M. 
p.  Kopf  wird  er  kaum  zu  hoch  veranschlagt  sein.  — 

Oesterreich-Üngarn:  gemeinsamer  Etat  für  1877:  Ordin.  Landheer  90*78, 
Marine  813,  zus.  96*91  Mill.  fl.,  Extraordin.  bez.  10*58,  1*28,  zus.  11*86  Mill.  fl, 
total  11 0*77 ,  wozu  noch  Nachtragscredite  v.  0*72  Mill.  11.  Nach  Abzug  d.  eigen. 
Einn.  der  Kriegsverw.  von  4*62  Mill.  fl.  bleibt  ein  reines  Erfordemiss  ?on  i.  G. 
106*87  Mill.  fl.  oder  c,  3  fl.  (al  pari  6  Mark)  der  1869er  Bevölkerung.  Dazu  noch 
apart  im  w  est  Osten*.  Budget  „Min.  d.  Landesvertheidig.''  mit  7*48  Mill.  fl.,  Etat 
für  1875,  wovon  3*26  f.  d.  Landwehr,  3*99  f.  d.  Gendarmerie  u.  Polizeiwache,  dsgL 
im  Ungar.  Etat  f.  dass.  Min.  6*24  Mill.  ff.  (Honveds).  Dadurch  steigt  die  (yesammt- 
ausgabe  (ohne  Gondarm.)  für  Militärzwecke  um  c.  87o-  Et.  f.  1882  im  gemeins. 
Budg.  f.  d.  Heer  9490  Ord.,  6*69  extraord..  zus.  101  59,  Marine  dsgl.  7*52,  1*66, 
9*18,  zus.  110'77  Mill.  fl.,  dazu  westöst.  Min.  f.  Landesvertheid. ,  ohne  Gendarm., 
4*35,  Ungar,  dsgl.  (wohl  mit  Gendarm.)  68 1  M.  fl.,  alles  zus.  c.  120  Mill.  fl.  oder 
c.  3*2  fl.  per  Kopf.  —  Frankreich  s.  o.,  die  ord.  Ausgabe  für  1876  beträgt  17*6  Fr. 
p.  Kopf  (14  M.)  der  Bev.  v.  1872.  —  Grossbritannien  Result.  f.  1881/82  Heer 
16*31,  (ausserd.  f.  Rechn.  Indiens  1*1),  Flotte  10*76  Mill.  Pf.,  zus.  28*7  Mill.  Pf. 
p.  Kopf  c.  0*80  Pf.  (16  Mark).  —  Russland  Abschluss  f.  1880  Heer  265*08,  Flotte 
33-95,  zus.  299*3  M.  Rubel,  Anschlag  f.  1882  bez.  183*49,  27*51 ,  zus.  211  M.  R., 
c.  2*7  R.  p.  Kopf  der  eur.  Bev.  (c.  8*9  Mark  al  pari  gerechnet).  —  Italien  A. 
1882  Heer  193,  Flotte  45,  zus.  238  M.  Fr.  im  Ord.,  dazu  Extraordin.  bez.  28*3,  2*1,  zus. 
30*4,  Summa  2684  Mill.  fr.,  c.  91  Fr.  p.  Kopf  (7*3  M.).  —  Nordamerika  A. 
1875—76  Heer  38.  Flotte  22  5  M.  Doli.,  zus.  60*5  M.  D.  (ohne  Pensionen)  p.  Kopf 
c.  1*4-1*5  DolL;  1881/82  A.  zus.  46  3  D.,  p.  K.  c.  0*9  D. 

§.  183.  Für  die  nähere  volkswirthschaftliche  und 
finanzielle  Würdigung  des  Militäraufwands  kommt 
noch  Folgendes  in  Betracht: 
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1.  Zu  den  nnmittelbaren  Ausgaben  des  Staats,  welche  in  den 
Finanzreehnungen  erscheinen,  müssen  allerdings  noch  die  Leist- 
ungen der  Gemeinden,  Kreise  u.  s.  w.  und  der  Soldaten  und 
deren  Familien  selbst  hinzugerechnet  werden  (s.  o.)«  Der  Werth 
der  durch  den  Soldatendienst  für  andere  Zwecke  verlorengehen- 
den Arbeit  ist  indessen  nur  dort  zum  yolkswirth  schaftlichen 
IMilitäraufwand  zu  schlagen,  wo  ein  unnöth  ig  grosser  Truppen- 
stand besteht,  also  auch,  wo  der  Soldat  länger,  als  es  militärisch 
nöthig  ist,  im  Dienste  bleibt. 

Hier  handelt  sich  mithin  AUes  nm  eine  qnaestio  facti,  die  hänfig  erst  nach 
sp&terer  Erfahrung  in  Kriegen  richtig  zu  beantworten  ist  Wollte  man  im  Princip, 
wie  es  vielfach  geschieht,  den  Werth  der  Arbeit  aller  Soldaten,  letztere  also  in  der 
nach  Lage  der  Umstände  nöthigen  Zahl  and  Dienstzeit  genommen,  zum  Militäraufwand 
rechnen,  so  wäre  dies  eine  unhaltbare  Doppelrechnung.  Mit  demselben  Rechte 
könnte  man  die  Arbeit  jedes  Arbeiters,  welche  in  dessen  speciellem  Berufe  verwendet 
wird  und  nach  Menge  und  Art  hier  nOthig  ist,  um  die  Befriedigung  der  Gesammt- 
bedurfhisse  eines  Volks  zu  erzielen,  doppelt  auf  den  Kostensatz  des  betreffenden  Products 
schlagen,  weil  diese  Arbeit  fttr  andere  Productionen  verloren  gehe.  Man  vergisst  — 
was  vollends  eine  Inconsequenz  Derjenigen  ist,  welche  wie  fast  alle  Neueren  mit 
Becht  den  Dienstleistungen  Productivit&t  zuerkennen  — ,  dass  der  Werth  der  Arbeit 
der  nOthigen  Truppenzsdil  in  das  Product,  d.  h.  eben  in  das  volkswirthschaftliche  Gut 
,J5icherheit  und  Macht  des  Staats''  übergeht,  gerade  so  wie  bei  allen  anderen  Pro- 
ductionen. 

Dieser  Satz  sub  1  ist  wörtlich  aus  meiner  Bearbeit.  d.  6.  Ausg.  der  Bau 'sehen 
Fin.  I,  §.  72b  herubergenommen  und  dadurch  der  auch  von  Kau  begangene  Irrthum 
(s.  o.  u.  Rau's  5.  Ausg  §.  72,  Anm.  c)  berichtigt  worden.  Jetzt  hat  auch  Bümeliu 
(Beden  u.  s.  w.,  Tüb.  1S75)  S.  360  „d.  Milit-Aufwand"  diesen  Irrthum  berichtigt, 
er  hätte  durch  einen  Blick  in  jene  Ausg.  sich  tlberzengen  können,  dass  dies  schon 
geschehen  war. 

2.  Die  eigentliche  Höhe  des  Militäranfwands  lässt  sich 
nach  der  Natnr  und  den  Wirkungen  des  modernen,  nach  den  6e- 
sichtspuncten  des  Präventivprincips  eingerichteten  Heer- 
wesens nicht  aus  der  Ausgabe  eines  einzelnen  Jahrs, 
sondern  in  der  Regel  nur  aus  der  Ausgabe  in  einer 
längeren  Periode  von  Jahren  richtig  ersehen.  Dies  wird 
oft  bei  Vergleichen  zwischen  Staaten  mit  stehenden  Heeren 
(und  daran  sich  knüpfenden  Landwehreinrichtungen,  wie  in 
Preossen),  und  solchen  mit  Milizsystem  oder  mit  sehr  kleiner 
stehenden  Militärmacht  (Vereinigten  Staaten)  ganz  vergessen. 
Das  moderne  Heerwesen  wirkt  zunächst  präventiv  Rechts- 
störungen oder  Kriegen  entgegen  und  bewirkt  dadurch  unmittelbar 
den  höchsten  Nutzen.  Es  dient  aber  sodann,  wenn  trotzdem 
solche  Störungen  eintreten,  also  von  Zeit  zu  Zeit  und  im  Ganzen 
nur  in  längeren  Perioden,  als  stets  bereites  schlag- 
fertiges, weil  alles  dazu  Noth wendige  enthaltendes  Werkzeug 
der  Erfolg  sichernden  Repression,  d.h.  als  bestes  Mittel 


424  2.  B.  Fin.bcdarf.    2.  K.  Einzelnes.    3.  A.  Militär.  §.  183. 

zur  schnellen  and  erfolgreichen  Wiederherstellung  des  Friedens. 
Wenn  daher  auch  hier  der  Krieg  sofort  viel  grossere  Mittel 
neben  dem  laufenden  Militäraufwand  beansprucht,  so  ist 
diese  eigentliche  unmittelbare  Ausgabe  fttrdenKrieg 
selbst  doch  viel  geringer  und  dauert  der  Krieg  der 
Regel  nach  viel  kürzer,  —  was  für  Sieger  und  Besiegte  ge- 
rade in  volkswirthschaftlicher  und  ethischer  Beziehung  ein  unend- 
licher Segen  ist  —  als  in  Staaten,  welche  im  Kriege  selbst 
erst  das  Heer  schaffen  oder  entsprechend  erweitern 
und  ausbilden  müssen.  In  solchem  Falle  wird  ausserdem  un- 
vermeidlich auch  die  Ausgabe  sehr  wenig  sparsam  eingerichtet 
werden  können.  (Nordamerika  im  Bürgerkrieg,  England  im 
Krimkriege,  Frankreich  nach  den  Niederlagen  der  kaiserlichen 
Heere  bei  der  Fortführung  des  Kriegs  gegen  Deutschland  unter 
Gambetta.)  Es  ist  daher  sehr  wahrscheinlich,  dass  einem  Staate 
auf  die  Dauer  bei  einem  stehenden  Heere  die  Beschaffung  des 
Bechtsschutzes  nach  Aussen  und  die  Durchführung  des  Macht- 
zwecks billiger  zu  stehen  kommt  als  ohne  ein  solches  oder  bei 
blossem  Milizsystem.  Zumal  in  der  höher  entwickelten  Volks- 
wirthschaft  mit  grossen  stehenden  Kapitalien,  wo  jeder  längere 
Krieg  um  so  schlimmer  wirkt,  verdient  das  System  eines  massigen 
stehenden  Heeres  in  Verbindung  mit  allgemeiner  Wehrpflicht, 
Reserve-  und  Landwehreinrichtang  daher  doch  wohl  auch  in 
volkswirthschaftlicher  und  finanzieller  Beziehung  den  Vorzug  vor 
den  auch  militärisch-technisch  gar  nicht  bewährten  reinen  Miliz- 
Systemen.  Jenes  Heerwesen  ist  eben  nur  eine  Con Sequenz  des 
Präventivprincips,  das  im  entwickelten  Volksleben  nach 
Geltung  ringt.  Bei  den  beiden  verschiedenen  Einrichtungen  handelt 
es  sich  also  theils  nur  um  eine  verschiedene  Vertheilung 
der  Last  auf  die  einzelnen  Jahre,  theils  ist  die  gesammte  Last  bei 
dem  ersten  System  auch  eine  absolut  geringere. 

Beiego  fur  das  Gesagte:  im  Ganzen  wohl  schon  die  heutigen  Kriege  (auch 
bereits  die  des  ersten  Napoleon«  wo  die  einzelnen  Kriege  doch  immer  nor  kurz 
währten)  im  Vergleiche  mit  denen  des  vorigen  und  17.  Jahrhunderts  und  frdher. 
Namentlich  aber  der  Gegensatz  zwischen  den  neueren  europäischen  Kriegen,  besondere 
denen  ?on  1859,  1866.  1870 — 71  einer-  und  dem  nordamerikanischen  BOrgcrkrieg  1861 
bis  1865  anderseits.  Vgl.  Wagner,  Grundleg.  §.  181,  ders.,  Reichsfin.  in  Holtzen- 
dorfiTs  Jahrb.  III,  119,  121,  mit  Anwendung  auf  Deutschland.  Im  Heer-  und  Finanz- 
wesen Preussens  und  der  Vereinigten  Staaten  tritt  der  Gegensatz  am  AUer- 
schärfsten  henror.  Könnte  man  eine  bestimmte  Zeit  als  festen  Ausgangs-  und  £nd- 
punct  in  solchen  Dingen  annehmen,  was  nicht  angeht,  weil  sich  die  Geschichte  eines 
Volks  und  Staats  nicht  so  mechanisch  in  Abschnitte  zerlegen  lässt.  so  wurde  eine  ge- 
naue zahlenmässige  Vergleichung  möglich  sein.  Man  brauchte  dann  nur  den  Gesammt- 
aufwand während  einer  solchen  Periode  auf  den  Betrag  des  Jetztwerths  eines  be- 
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stimmteii  Zeitpnncts  (dessen  Wahl  freilich  wieder  von  Eiufloss  auf  das  Rechnungs- 
ergebniss  wäre,  je  nachdem  die  Kriegsaasgabe  diesem  Zeitpuncte  näher  oder  ferner 
läge)  za  redaciren.  Immerhin  ist  in  folgenden  Daten,  in  beiden  Staaten  ans  Perioden 
des  Kriegs  genommen,  ein  statistischer  Beleg  für  das  im  Text  Gesagte  enthalten. 
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S.  Engel,  Statist  Jahrb.  III  u  Hock,  Finanzen  Nordam.  S.  729,  die  späteren  Jahre 
nach  d.  Gothaer  Almanach.  Bei  Prenssen  ist  fOr  1868 — 69  die  nach  Yerhältniss  auf 
dasselbe  (im  jetz.  Umfange)  von  den  Ausgaben  des  Nordd.  Bandes  fallende  Aasgabe 
{*ls)  angesetzt.  In  1864—65  fallen  die  Kosten  des  dänischen,  in  1866—68  die  des 
deutschen  Krieges  nnd  die  grössere  Aasgabe  in  Folge  der  neuen  Lage.  Aach  in 
Nordamerika  fallen  in  die  Zeit  von  1851 — ^60  schon  einige  Male  erhöhte  Aasgaben  für 
Heer  a.  Flotte  in  Folge  von  Indianerkriegen,  inneren  Unrahen  (in  d.  Territorien  a.  s.  w). 
Die  riesige  Aasgabe  während  des  Bargerkrieges  erfolgte  allerdings  grossentheils  in 
einem  immer  stärker  entwerthenden  Papiergeld,  würde  sich  daher  auf  Gold  redacirt 
stark  ermässigen,  aber  doch  immer  noch  ganz  kolossal  bleiben  Aach  ist  in  finanzieller 
Hinsicht  zn  bedenken,  dass  der  grösste  Theil  jener  Aasgabe  mittelst  Schaldaafnahme 
geschah,  diese  Schuld  aber  meist  in  Gold  zu  verzinsen  und  jetzt  zu  tilgen  ist.  —  Die 
Folge  des  verschiedenen  Militärsystems  zeigt  sich  daher  1)  darin,  dass  in  Prenssen 
jäbrl.  eine  ziemlich  bedeutende  gleichmässige  Last  auch  in  Friedenszeit  getragen  wird, 
wogegen  die  Mehrausgabe  selbst  fOr  so  gewaltige  Kriege  wie  1S66  u.  1870 — 71 
dann  relativ  nicht  so  stark  steigt  und  überhaupt  auch  absolut  massig  ist;  während  in 
Nordamerika  im  Frieden  wenig  auf  das  Heer  verwendet  wird,  dafür  aber  im  Kriege 
diese  Ausgabe  in 's  ganz  Ungemessene  steigt;  2)  darin,  dass  in  einem  Kriege  wie  in 
Amerika  auch  die  sonstigen  volkswirtbsch.  Opfer,  welche  nicht  in  den  Finanzrechnungen 
des  Staats  erscheinen,  schon  wegen  der  längeren  Kriegsdauer  weit  grösser  als  in 
Prenssen  sind;  endlich  3)  darin,  dass  in  Prenssen  die  Staatsschuld  aach  durch  Kriege 
wenig  vermehrt  wird  (A.  für  Verzins,  der  Schuld  1860  10-7.  1870  ohne  die  Schulden 
der  neuen  Prov.  15-1  MiU.  Thlr.,  welche  Vermehrung  zum  Theil  noch  aus  Schulden 
für  Kisenbahnbauten  herrührt),  in  Nordamerika  dagegen  hierdurch  ungeheuer  wächst 
(Stand  I.Juli  1860  64-8,  1S61  90*9,  1865  2682-6,  1866  2800,  1870  2645  6  MiU.  DoU., 
Zinsen  fur  d.  Schuld  1860  3*14,  1865  121-3,  1869  c.  126  MiU.  D.,  wovon  über  124 
MiU.  in  Gold).  Diese  starken  Zinszahlungen  kann  man  halb  und  halb  als  verschobene, 
früher  ersparte  Zahlungen  für  das  Heerwesen  betrachten,  io  dass  auch  darin  nur  eine 
andere  Vertheilung  der  Ausgabe  für  Rechtsschutz  zu  Tage  tritt.  —  Aus  den 
Daten  über  den  letzten  deutsch-französischen  Krieg  lässt  sich  zum  Beleg  des 
oben  Gesagten  Folgendes  benützen.  Normale  Militärausgabe  (Heer  allein)  im  Deut- 
schen Reich  in  den  ersten  Jahren  nach  dem  Kriege  (ohne  die  Neabauten  u.  s.  w.) 
c.  92  MiU.  Thlr.,  Kriegskosten  für  jenen  Krieg  c.  520  MiU.  Thlr.  für  c.  lOMon. 
oder  p.  Jahr  c.  624  MiU.  Thlr,  daher  Steigerang  des  Friedensetats  durch  solchen 
Krieg  von  1  auf  7*8.  Frankreich  norm.  Ausg.  desgl.  127  MiU.  Thlr.,  ausseror- 
dentl.  Ausg.  f  d.  Krieg  c.  510  MUl.  Thlr,  p.  J.  c.  612  MiU.  Thlr.,  also  Steigerung 
7.  1  auf  5*8.  (Die  Ausi?.  für  die  Flotte  lässt  sich  wegen  des  Gharactcrs  des  damal. 
Kriegs  nicht  vergleichen.)  Im  nordamer iL  Bargerkrieg  stieg  dagegen  der  Friedens- 
etat im  Dorchschnitt  der  Kriegsjahre  c.  von  1  auf  25:  wiederum  keine  reelle  Er- 
sparung, sondern  nur  eine,  auch  wirthschaftl.  nicht  günstige  andere  Vertheilung 
des  Aufwands.    Gegenwärtig  wird  wieder  öfters  auf  die  Vereinigten  Staaten   als  auf 
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das  beDoidenswerthe  Muster  eines  Landes  ,,obne  Militarismus''  nnd  grOssten 
«rirthschaftl.  Anfschvangs,  das  seine  riesigen  Kriegsschnlden  rasch  tilge,  hingewiesen. 
Aber  es  sind  doch  ganz  andere,  mit  der  Webrfrage  icar  nicht  zos.h&ngende  Fac- 
toren,  welche  das  bewirken.  Und  Nordamerika  ist  eben  bisher  ein  Staat  ohne  irgend 
ernstlichen  Bivalen  auf  seinem  Continent,  noch  dünn  befölkert  Ob  sich  nicht  auf 
seinem  Gebiete  dereinst  bei  grösserer  Volksdichtigkeit  n.  bedeatenderer  Entwicklung 
der  Interessengegensätze  getrennte  Staaten  bilden  werden,  steht  dahin,  aber  erscheint 
nicht  unwahrscheinlich. 

3.  Den  Ausgaben  nnd  Opfern  für  das  Heer  sind  endlich  die 
grossen,  auch  ethisch  und  für  die  ganze  Cultur,  Kraft  und  Ge- 
sundheit des  Volks  hoch  bedeutsamen  Vortheile,  welche  das  Heer- 
wesen, auch  abgesehen  von  Sicherheit  und  Schutz,  in  volkswirth- 
schaftlicher  Beziehung  mit  sich  bringt,  gegenüber  zu  stellen: 
Beförderung  der  körperlichen  und  geistigen  Ausbildung  der  männ- 
lichen Jugend,  Anleitung  zur  Ordnung,  Pünctlichkeit,  Reinlichkeit; 
Gewandtheit  u.  s.  w.,  —  kurz  alles  Das,  was  das  Heerwesen 
wenigstens  bei  allgemeiner  Wehrpflicht  als  Schulung  leistet 
(§.  35).  Dadurch  wird  der  den  Völkern  hoher  Culturentwicklung 
so  leicht  drohende  körperliche  und  sittliche  Verfall,  die  einreissende 
materialistische  Verweichlichung  eher  verhütet  und  damit  erst  die 
Bürgschaft  dauernder  Gulturblüthe  gewonnen. 

§,  184.  Für  die  Grösse  des  fortdauernden  Aufwandes 
für  das  Wehrwesen  kann  man  mit  Rau  (§.  73)  folgende  einzelne 
Umstände  als  hauptsächlich  massgebend  annehmen: 

1.  Die  Grösse  und  äussere  Stellung  des  Staats. 

Kleine  Staaten  können  aUerd.  mit  einem  gering.  Anfw.  anskomm.,  da  sie  öfters  darauf 
rechnen  dürfen,  durch  gegens.  £ifersucht  der  grossen  Staaten  geschützt  zu  werden  u. 
ihnen  durch  die  Leistungen  der  grossen  Staaten  indirect  Schutz  und  VortheUe  gegen- 
über dritten  Völkern  und  Staaten  mit  zu  Theil  zu  werden  pflegen.  Insofern  ?ertheilt 
sich  aber  nur  der  Aufwand  zu  Gunsten  der  kleinen  Staaten  nicht  richtig  auf  letztere 
mit  Dies  gilt  für  die  Schweiz,  Belgien,  Holland,  früher  auch  für  die  Deutschen 
Staaten,  für  die  Preussen  die  noth wendigen  Lasten  theilweise  mit  trug.  —  Analog  der 
Schutz  und  die  Handels?ortheile.  die  Deutschen  u.  anderen  Europäern  durch  England 
und  Frankreich  in  Asien.  Amerika  zu  Theil  werden  oder  früher  wurden. 

2.  Lage,  Grenzen  und  Naturbeschaffenheit  des 
Landes. 

„Natürliche  (Gebirgs-)  und  Meergrenzen  im  Vergleich  mit  solchen,  die  im  flachen 
Lande  laufen.  Gerundete  oder  zerschnittene  Gestalt  des  Landes''.  (Rau).  Sehr 
günstig  ist  die  Lage  von  Grossbritannien,  Frankreich,  Spanien,  Schweden  u.  Norwegen, 
sowie  von  Nordamerika,  sehr  ungünstig  war  bis  1&6(>  die  ?on  Preussen.  Die  Lage 
Deutschlands  mitten  in  Europa,  in  Ost  und  West  ohne  feste  Naturgrenzen,  ist  wie 
die  des  ehemal.  Polen  immer  eine  schwierige,  was  schon  an  sich  und  bleibend  einen 
grösseren  Militäraufwand  bedingt.  — 

Je  nachdem  daher  auch  ein  Staat  bereits  die  richtige  und  den  Verhältnissen 
entsprechende  Deckung  seines  Staatsgebiets  mit  dem  Nationalgebiet  und  mit  dem  ihm 
geographisch  zukommenden  (Natur-)  Gebiet  —  „seine  natürlichen  Grenzen*',  ein  sehr 
wohl  zu  rechtfertigender  Anspruch,  trotz  des  mit  dieser  Forderung  getriebenen  Miss- 
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bnnchs  —  erreicht  hat  oder  nicht,  wird  sich  sein  regelmässiger  Militäraafvand  ver- 
schieden gestalten. 

3.  Seekttsten,  Handelsschiff  fahrt,  Colonial  besitz, 
was  wieder  den  Anfwand  für  eine  Kriegsmarine  bedingt. 

Daher  denn  auch  ein  besonderes  Marineministeriam  neben  dem  Kriogsministeriam 
für  das  Landheer. 

II.  —  §.  185.  Beschaffung  des  Wehrpersonals  (Wehr- 
system). 

Natürlich  gehört  auch  dieser  Panct  als  ein  specifisch  militari echnis eher 
o.  administrativer  nicht  näher  in  die  Fin.viss.,  kaum  in  dem  Maasse,  wie  Ran, 
§.  74  £  u.  die  vor.  2.  Aufl.  dieses  B.  S.  244  ff.  ihn  erörterten.  Es  ist  nur  kurz  auf 
die  entscheidende  Bedeutung  des  Wehrsystems  auch  fur  die  finanzielle  Seife  des 
Wehnrescns  hinzuweisen.  S.  Ratzenhof  er,  Staatswehr,  S.  30  ff.  Stein,  Heer- 
wesen, S.  40  ff.  Statistik  bei  v.  Firks  a.  a.  0.  Speciell  über  die  deutschen  Ver- 
hältnisse: V.  Briesen,  Reichskriegswesen  und  preuss.  Militärgesetzgebuug,  DUsscld. 
1S72,  bes.  S.  56  S^  Gesetz  v.  9.  Nov.  1867,  wonach,  wie  in  Preussen  seit  1858,  die 
Dienstpflicht  im  stehenden  Heer  und  der  Flotte  7  Jahre  (vom  vollendeten  20.  J.  au), 
wovon  3  Jahre  „activer  Dienst'\  4  Beurlaubung  zur  Reserve  mit  2  Uebungszeiten, 
hierauf  5  Jahre  Dienst  in  der  Landwehr  mit  2  kürzeren  Uobungen.  Es  werden  aber 
nicht  alle  20-Jährigen  zum  Dienst  einberufen  und  nicht  alle  Dienenden  3  volle  Jahre 
bei  den  Fahnen  („präsent*')  bebalten.  Die  längere  Dienstzeit  hat  die  Ausgaben  be- 
trächtlich vermehrt,  aber  auch  die  Tüchtigkeit  der  Mannschaft  sehr  erhöht.  S.  auch 
Reichsmilitärgesetz  v.  2.  Mai  1874  u.  Ges.  über  d.  Landsturm  v.  12.  Febr.  1875. 
Dem  Landsturm  gehören  alle  Wehrpflichtigen  v.  voliend.  17.  bis  zum  vollend.  42.  Jahre 
an,  welche  weder  in  dem  Heere  noch  in  der  Marine  stehen.  Ein  noch  sehr  unvoll- 
kommener Uebergang  von  dem  Werbsystem  zur  heutigen  Einrichtung  war  das  in 
Preossen  sog.  Cantonsystem.  Hauptverordnungen  von  1733,  s.  z.  B.  Berowsky, 
Abriss  H,  641.  —  Das  neue  preuss.  deutsche  System  hat  jetzt  die  Runde  durch 
Europa  gemacht  lu  Frankreich  Einführung  der  allgemeinen  Wehrpflicht  durch 
Ges.  V.  27.  Juli  1872,  20  J.  Dienstpflicht,  9  J.  in  der  Linie,  wovon  5  in  der  eigentl. 
activen  Armee,  4  in  d.  Reserve,  11  J.  in  d.  Territ.- Armee,  wovon  5  J.  in  der  eigent- 
lichen, 6  J.  in  deren  Reserve.  Oest  er  reich -Ungarn,  allgem.  Wehrpfl.  nach  Ges. 
V.  5.  Dec.  1868  und  XL  ungar.  Gesetzart.  v.  1868.  3 jähr.  Dienst  in  Linie,  7  in  Re- 
serve, 2  in  Landwehr,  zus.  12  J.  Russland  Ges.  v.  1./13.  Jan.  1S74:  allgem. 
Wehrpflicht,  15  J.  Dienstzeit  im  europ.  Russland,  wovon  6  activ,  9  in  Reserve.  S. 
Hauptpuncte  d.  Organis,  im  Goth.  Ta^chcnk.  (D.  Ausg.)  1876,  S.  S26— 836.  Ges. 
über  mss.  Reichswehr  v.  30.  Oct.  1876.  Italien,  allgem.  Wehrpflicht,  Ges.  v.  7.  Juni 
1S75.  Grossbritannien  u.  die  Verein.  Staaten  v.  Nordam  erika  haben  f. 
ihr  stehendes  Heer  am  Werbesystem  festgehalten:  die  letzteren  mussten  aber  im 
Verlauf  des  Bürgerkriegs  doch  zur  Conscription  greifen.  Sonst  Milizsystem  hier 
wie  mit  einiger  Verbesserang  in  der  Schweiz. 

Das  in  neuerer  Zeit  für  die  angedeuteten  Aufgaben  des  Wehr- 
wesens allein  genügend  bewährt  befundene  Webrsystem,  welches 
daher  anch  den  weiteren  finanzwissenscbaftlichen  Erörterungen  zu 
Grunde  zn  legen  ist,  ist  das  System  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht, wonach  alle  erwachsenen  jungen  Männer  in  einem 
bestimmten  Alter  und  eine  gewisse  Zeit  lang  zum  Waffendienst 
gesetzlich  verpflichtet  sind  und  in  möglichst  umfassender 
Zahl,  jedenfalls  soweit  man  ihrer  bedarf,  auch  zu  diesem  Dienst 
gezogen  und  in  demselben  ausreichend  technisch  ausgebildet 
werden.     Um  die  hierdurch  erwachsende  Last  fUr  das  Volk,  die 
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Volkswirthschaft  und  speciell  auch  fUr  die  Finanzen  in  den  mit 
dem  Zweck  der  Einrichtung  vereinbaren  und  die  Erreichung  dieses 
Zwecks  selbst  mit  verbürgenden  Grenzen  zu  halten,  wird  der  Mi- 
litärdienst und  damit  das  Heer  selbst  in  drei  Theile  getheilt: 
activer  Dienst  im  stehenden  Heere  beständig  unter  der  Fahne, 
darauf  Uebergang  in  die  ,,  Reserve '',  mit  zeitweiligem  Dienst  bei 
Uebungen,  endlich  Uebertritt  in  die  Landwehr  mit  noch  kürzerem 
zeitweiligen  Uebungsdienst.  Die  Lasten  und  Kosten  werden  vor- 
nemlich  durch  den  Dienst  im  stehenden  Heere,  durch  die  Länge 
der  Dienstzeit  darin  und  die  Grösse  dieses  Heeres  gebildet  Daran 
gilt  es  daher,  soweit  dies  militärtechnisch  zulässig  er- 
scheint, zu  sparen^  d.  h.  die  „Friedenspräsenzstärke'' 
des  stehenden  Heeres,  die  Länge  der  Dienstzeit  darin,  die 
etwaigen  Beurlaubungen  während  letzterer  oder  vor  deren  völligem 
Ablauf  möglichst  mit  nach  volkswirthschaftlichen  und 
finanziellen  Rücksichten  einzurichten.  Aber  ohne  eine  hin- 
länglich hohe  Friedenspräsenzstärke  und  Länge  der  Dienstzeit 
kann  das  Heer  auch  bei  diesem  Wehrsystem  seine  Aufgabe  niebt 
erfüllen.  Eine  blosse  Landwehr  oder  Miliz,  ganz  ohne  oder  mit 
einem  ganz  kleinen  stehenden  Heere  und  mit  sehr  kurzer  Dienst- 
zeit unter  der  Fahne  (Schweiz)  genügt  nicht.  Das  stehende 
Heer  soll  und  muss  vielmehr  nach  dem  bewährten 
preussischen  Muster  die  Durchgangsstufe  für  die 
gesammte  Landwehr  bilden.  Sonst  wird  letztere  besten 
Falles  erst  im  längeren  Verlauf  der  Kriege  ihrem  Zwecke  ent- 
sprechen, damit  aber  auch  ein  volkswirthschaftlicher 
Hauptzweck  des  modernen  Heerwesens  —  Verkürzung  der 
Kriegsdauer  —  vereitelt.  Durch  die  Verbindung  von  stehendem 
Heer,  Reserve  und  Landwehr  wird  jedoch  eine  Verminderung  des 
ersteren  zulässig  und  die  Bereithaltung  grosser  Streitkräfte  für  den 
Kriegsfall  mit  massigeren  Kosten  möglich. 

A.  Smith  hat  fttr  seine  Zeit  als  in  Europa  herrschende  Regel  aufgeführt,  dass 
das  Heer  ohne  grossen  Nachtheil  nicht  über  l^/^  der  Berölkerung  betrafen  dürfe. 
Eine  feste  Regel  der  Art  lässt  sich  aber  nicht  wohl  aufsteUeu.  weil  zu  viele  und  zu 
verschiedenartige  Factoren  hier  einwirken.  FUr  das  stehende  Heer  trifi^  die  Quote 
Übrigens  auch  jetzt  noch  mehrfach  annähernd  zu.  Vgl.  Rau,  Noten  zu  §.  74,  vor. 
Aufl.  dieses  Bands.  S.  246  u.  folgende  gesetzl.  Bestimmungen:  Deutscher  Bund: 
Beschlüsse  v.  9.  April  1821,  13.  Sept  1832  u.  24.  Juni  1841.  Beschluss  der  deutschen 
Nationalversammlang  vom  15.  Juli  1848.  Verfügung  des  Reichskriegsminist.  f.  12.  Aug. 
1848.  Verfassung  des  Nordd.  Bundes  f.  16.  Juli  1S67,  §.  60:  die  Friedens- 
präsenzstärke des  Bundesheers  ist  bis  1871  1  Proc.  der  Volkszahl  von  1867.  Reichs- 
militärges.  v.  2.  Mai  1874:  Friedenspräsenzstärke  des  Heers  an  Unterofficieren  und 
Mannschaften  (also  ohne  Officiere)  v.  1875—81  =  401,659  Mann,  worauf  die  Ein- 
jährig-Freiwilligen nicht  in  Anrechnung  kommen.    Die  Zahl  ist  dieselbe  wie  im  Ges. 
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f.  9.  Dec.  1871,  d.  h.  gleich  l"/o  der  ZoUabrechn.-Bevölker.  f.  1867  vl.  der  elsass- 
lothr.  Beyölk.  nach  d.  franz.  Zählung  r.  1866.  Durch  Beichsges.  t.  ß.  Mai  1880  ist 
die  Friedenspräsenzst&rke  des  Reichsheers  f.  d.  Zeit  v.  1.  Apr.  1881 — 88  aaf  427,274 
Mann  erhöht  worden.  Dazu  kommen  jetzt  18,128  Officiere,  81,628  Dienstpferde. 
Offic.  u.  Mannsch.  ziemlich  genau  1  %  ^^^  jetzigen  Bevölk.  —  In  Frankreich 
irar  Tor  1848  der  Stand  340,000  Mann  oder  nicht  ganz  1  Proc.  Für  1864  war 
(ohne  Gendarmerie)  der  Friedensstand  093  Proc.  der  Volksmenge.  Nach  dem  Ges. 
V.  1.  Febr.  1868  das  active  Heer  400.000  Mann,  über  1  Proc,  die  Reserve  ebensoviel, 
die  mobile  Nationalgarde  ungefähr  550,000  Mann.  Nach  der  Durchführung  des  neuen 
Milit&iges.  V.  1872  u.  des  Cadrcsgcs.  v.  13.  März  1875  sollte  d.  Efiectivbestand  d. 
activen  Armee  (ohne  Gendarmerie^  463,308  Mann  u.  107,227  Pferde  betragen.  FUr 
1882  wird  er  mit  471,701  Mann  u.  113,531  Pferden  angegeben,  d.  h.  auf  1.25 7o 
der  Bevölkerung.  S.  d.  Hauptpuncto  d.  neuen  Organis,  im  Goth.  Jahrb.  1876  (D.  Aus- 
gabe) S.  593—605.  —  Nach  v.  Firks  a.  a.  0.  S.  373  ff.  war  um  1873—74: 

Erhöhung  dere.        Im  Kriege  xom       Die  vert  (Nfeii- 
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Deutsches  Reich 

422,300 
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2-60 

Oesterreich-Ungam 

273,800 

3-65  „ 

2-39 

1-57 

Frankreich 

453,000 

2-50  „ 

2-51 

1-76 

Gr.  Britann.  (Europa) 

67,100 

7-67  „ 

1-50 

0  29 

Italien 

214,400 

3-14  ,. 

2-27 

1-39 

Russland  (Europa) 

751,600 

2.03  „ 

1-85 

1-00 

Schweiz 

— 

— 

7-30 

402 

Belgien 

41,400 

2-47  „ 

1-86 

1-30 

Holland 

26,000 

2-78  „ 

1-74 

0*99 

Ebendas.  S.  366  ff.  die  Yerthoiluog  der  europäischen  Heere  in  Waffengattungen  und 
in  Feld-,  Reserve-,  Besatzungs-  und  Landesvertheidigungstruppen,  sowie  die  spec.  Be- 
rechnung der  Offensivstärken. 

III.  —  Militärökonomik. 

Rau  hat  in  d.  5.  Ausg.  einige  sporadische  Bemerkungen  Über  diesen  Punct  in 
§.  75  u.  76  (auch  §.  73,  Anm.  a.).  Die  bezüglichen  Erörterungen  wurden  in  die  von 
mir  besorgte  6.  Ausg.  Rau 's  noch  fast  unverändert  herübergenommen.  Sie  reichten 
jedoch  nicht  mehr  aus  und  enthielten  vomemlich  nur  einige  eigentlich  selbstverständ- 
liche Sparsamkeits-  u.  ähnl.  Regeln.  Ich  habe  bei  der  2.  Aufl.  meiner  Neubearbeitung 
geschwankt,  ob  ich  ein  Eingehen  auf  den  Gegenstand  an  diesem  Orte  nicht  lieber 
ganz  unterlassen  sollte,  da  es  sich  hier  doch  nur  um  eine  ganz  kurze  Orient! rung 
in  einem  Gebiete  handeln  kann,  bei  dem  das  practische  Detail  die  Hauptsache 
ist  und  wo  es  an  wissenschaftlichen  Vorarbeiten  fast  fehlt,  zumal  sich 
auch  bei  diesem  Gegenstand  deutlich  zeigt,  dass  auch  er  nach  seiner  ökono- 
mischen und  fiivanziellen  Seite  nicht  sowohl  in  die  Finanz  Wissenschaft, 
als  in  die  Yerwaltungslehrc.  hier  in  die  Militärverwaltungslehre,  gehört 
Doch  schien  mir  bei  der  fast  noch  fehlenden  Ausbildung  der  letzteren  Disciplin 
auch  ein  solches  bloss  orientirendes  Eingehen  auf  diese  Specialfragen  der  „Mili- 
tärfinanzen'' hier  schliesslich  doch  zweckmässig.  S.  S.  248  ff.  d.  vor.  Aufl.  Die 
bezUgl.  Abschnitte  in  Stein'»  Lehre  vom  Heerwesen  (S.  215  ff.,  bes.  233  ff,  s.  auch 
S.  18,  26  ff.)  enthalten  eine  umfassende  principielle  Erörterung,  in  der  sich 
St  ein 's  Meisterschaft  im  Schematisiren  und  FormuUren  wie  selten  zeigt,  aber  auch 
die  Einseitigkeit  dieser  Behandlungsweise  sich  besonders  fühlbar  macht.  Die  Grund- 
anaichauung  über  das  Heer  als  „blos  consumirender  Körper''  ist  ohnehin  grundfalsch. 
Vgl.  sonst:  Vergleich.  Darstell,  der  Wehrverhältn.  in  Europa  (v.  österr.  Generalstab) 
1871.  —  Von  besonderem  Interesse  ist  es,  zu  beobachten,  welche  Verschiedenheiten 
der  finanziellen  Regulirung  beim  Militärwesen  aus  dem  Princip  der  Zwangsstellung 
folgerichtig  hervorgehen,  verglichen  mit  den  Verhältnissen  des  Besoldungswesens  im 
gewöhnlichen  Staatsdienst.  Im  Folgenden  wird  daher  die  bezügliche  Erörterung  über 
Besoldungspolitik  im  vor.  Kapitel  nach  dieser  Seite  ergänzt. 

§.  186.  Der  Finanzbedarf  des  Militärwesens  gestaltet  sich  nach 
dem  Wehrsystem  natürlich  sehr  verschieden  in  seiner  Höhe,  seiner 


430  2.  6.  Fin.bedarf.    2.  K.  Einzelnes.    3.  A.  MilitärMr.  §.  1S6. 

Gliedernng  and  zum  Theil  ancb  noch  in  der  Art  seiner  Deckung. 
Man  muss  daher  bei  einer  finanziellen  Betrachtung  des  Militär- 
wesens von  einem  bestimmten,  in  seinen  Grundzttgen  feststehen- 
den Wehrsystem  ausgeben,  als  welches  hier  das  preussisch- 
deutsche,  jetzt  in  den  meisten  Continentalstaaten  ähnlich  be- 
stehende, im  vorigen  §.  kurz  geschilderte  angenommen  wird. 
Die  Verhältnisse,  welche  den  Finnnzbedarf  des  Heers  und  der 
Flotte  betreffen,  kann  man,  vom  Standpuncte  der  Militärverwaltung 
aus  betrachtet,  als  Militärökonomik  zusammen  fassen.  Für  die 
Aufgaben  der  letzteren  ist  zu  unterscheiden: 

1.  Der  Friedens-  und  der  Kriegszustand.  Im  Folgen- 
den wird  die  Militärökonomik  nur  iür  den  ersteren  genauer  be- 
trachtet. 

Es  ist  jedoch  nicht  zu  Übersehen,  dass  das  Militärwesen  schliesslich  doch  im 
Frieden  für  den  Krieg  eingerichtet  wird,  ciu  Gesichtspunct,  welcher  zumal  im 
jetzigen  Heerwesen  ?orherrscht  und  nothwendig  auch  die  speciell  militärOkonomische 
oder  finanzielle  Regelung  beeinflusse.  Die  speciellen  Verhältnisse  im  Kriegszustand 
werden  mehrfach  unten  mit  berührt.  Besonders  Fon  demselben  handelt  unten  Abth.  V 
dieses  Abschnitts. 

2.  Im  Friedenszustand  muss  mehr  fast  als  bei  irgend 
einem  anderen  Verwaltungsetat,  mit  Ausnahme  desjenigen  grosser 
öffentlicber  Bauten  (Strassen,  Eisenbahnen  u.  s.  w.),  im  Militär- 
etat zwischen  denjenigen  Ausgaben,  welche  wirklich  ordentliche, 
und  denjenigen,  welche  „staatswirthschaftliche  Kapital- 
anlagen^' sind,  unterschieden  werden,  genau  in  Gemässheit  der 
in  §.  63  begründeten  Eintheilung  des  Finanzbedarfs 

Zu  solchen  einmaligen  oder  nicht  regelmässig  wiederkehrenden  Kapitalanlagen 
gehören  namentlich  die  durch  die  Fortschritte  der  Technik  im  System  der  Au- 
grifis-  und  Vcrtheidigungsmittel  (Werkzeuge,  Kriegsmaschinen,  Waffen)  nnumgänglich 
werdenden  Neubauten  oder  umfassenderen  Umbauten  ?on  Festungen,  Kriegs- 
häfen, Kriegsschiffen,  die  Umgestaltung  der  Waffen;  femer  die  durch 
veränderte  Militärorganisation  (Erhöhung  des  stehenden  Heers  u.  s.  w.)  be- 
dingten neuen  oder  grösseren  Kasernirungs-,  Magazin-  und  ähnliche  Bauten. 
Auchgrosse  politische  Umgestaltungen,  Veränderungen  im  Staatsgebiete  u.dgl.  m., 
machen  mitunter  solche  Ausgaben,  für  neue  Befestigungsworke  u.  s.  w.,  nöthig. 

Nach  grossen  Kriegen,  mögen  sie  mit  Sieg  oder  Niederlage  enden,  bildet  das 
sogen.  Rctablissement  der  Armee,  d.  h.  der  Wiederersatz  und  bez.  die  Verbesserung 
des  im  Kriege  verbrauchten  oder  als  ungenügend  befundenen  Waffen-  und  sonstigen 
Materials  (Fuhrwerke,  Kleidung  u.  s.  w.)  eine  ebenfalls  in  diese  Kategorie  gehörige 
Ausgabe,  welche  nun  im  Friedenszustand  zu  machen  ist.  Im  Militäretat  wird  auch 
gewöhnlich,  wenn  es  sich  wenigstens  um  einigermassen  erhebliche  Ausgaben  für 
diese  „Kapitalanlagen"  handelt,  grundsätzlich  richtiger  als  in  den  meisten  sonstigen 
Etats,  zwischen  der  „ordentlichen''  und  einer  solchen  „ausserordentlichen""  Ausgabe 
unterschieden.  Nur  kleinere  Posten  der  genannten  Art,  für  die  etwa  durchschnitt- 
lich jährlich  vorkommenden  Erneuerungen  des  Materials  und  Neubauten  oder  für  eine 
militärische  Beform,  welche  absichtlich  nur  langsam  —  dann  freilich  oft  aus  finan- 
ziellen Rücksichten  erst  in  einer  Reihe  von  Jahren  —  durchgeführt  werden  soll, 
pflegen  in  das  gewöhnliche  Ordinarium  gestellt  zu  werden,  z.  B.  der  Neubau  von 
Schiften  zur  ersten  Grtlndung  einer  Flotte  oder  die  Neuanlago  von  Befestigongswerken. 
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Da  jedoch  der  einmal  gatgeheissene  Zweck  solcher  Aasgaben  die  letzteren  meist  nicht 
als  yerschiebliche  erscheinen  lässt,  so  ist  eine  solche  Regelung  des  Finanzbedarfs  für 
militärische  Reformen  die  Aasnahme:  Alles  Umstände,  welche  die  Militärökonomik 
anders  gestalten,  als  diejenige  eines  anderen  Staats?erwaltnngszweiges. 

Die  ausserordentliche  Bedeutung  dieser  Kapitalanlagen  im  gegenwärtigen  Militär- 
badget  ist  in  erster  Linie  die  Folge  der  veränderten  und  verbesserten  Technik  in 
den  Angriffs-  und  Vertheidigungsinitteln.  Einen  guten  Einblick  in  diese  Verhält- 
nisse gewähren  die  Verwendungen  des  Deutschen  Reichs  fttr  diesen  Zweck  nach  dem 
französ.  Kriege  v.  1870 — 71.  Die  Hauptdaten  der  Reichafinanzstatistik  s.  o.  S.  422. 
Weiteres  Detail  nach  d.  Beichstagsacten  in  meinem  Art.  Reichsfinanzwesen  a.  a.  0. 
Vom  Retablissement  des  norddeutschen  Heeres  (incl.  Baden  und  Hessen)  kamen 
z.  B.  80*12  Mill  Thlr.  auf  verbessertes  Artillerie-  und  Waffenweson,  wovon  34*74  Mill.Thlr. 
auf  1,737,000  Stück  neue  Hinterladergewehre  zu  20  Thlr.  d.  Stück;  9*3  Mill.  Thlr. 
für  die  dazn  gehörigen  Patronen  (1000  Stück  scharfe  Patr.  kosten  jetzt  35,  früher 
nur  15  Thlr.):  17*93  Mill.  Thb.  fOr  Ersatz  des  Artilleriematerials  (1  Batterie  29,870  Thlr., 
ebensoviel  wie  vorher  schon,  1  Munitionscolonne  31,370  Thlr.),  die  Munition  dafür 
.S34  Mill.  Thlr.  (1*5  Mill.  Schuss  zu  27*  Thlr.).  —  Der  auf  100  Mill.  Thlr.  veran- 
schlagte Festungsneu-  und  Umbau  verlangt  besonders  wegen  des  neuen  Systems 
zahlreicher  detachirter  Forts  so  viel.  Bei  den  älteren  Festungen  sind  57  solcher 
Forts  zu  450—700,000  Thlr.  p.  Stück,  im  G.  zu  30  Mill.  Thlr.  veranschlagt.  Bei  der 
Marine  sind  es  die  Hafen  bauten  (Wilhelmshafen  hat  bis  1875  bereits  über 
38  Mill.  Thlr.  gekostet),  die  Schiffe,  bes.  die  Panzerschiffe  (eine  Panzer- 
fregatte 2 — 3*5  Mill.  Thlr.),  die  Küstenbefestigungen,  die  artilleristische 
Ausrüstung  der  Forts  und  der  Schiffe ,  welche  so  riesige  Summen  beanspruchen. 
Vgl.  Näheres  über  d.  deutsche  Flotte  in  meinem  Reichsfinanzwes.  S.  147  ff. 
(Jahrb^  d.  D.  Reichs  UI).  —  Die  grossen  Ausgaben  für  diese  „Kapitalanlagen*'  sind 
in  Deutschland  seit  1871  aus  der  französ.  Contribution  gedeckt  worden.  Sonst  sind 
hier  die  früher  dargelegten  allgemeinen  Grundsätze  der  Staatsbedarfsdeckung  anwend- 
bar, also  eventuell  auch  Anleihen;  wie  früher  im  Nordd.  Bunde  für  die  Marine  u. 
neuerdings  wieder  im  Reiche  (§.  66  ß'.).  Bei  der  Vertheilung  der  betr.  Ausgabe 
auf  eine  Reihe  von  Jähren  empfiehlt  sich  Deck'ung  mit  ord.  Einnahmen,  die  auch 
dann  nicht  selten  ist,  denn  Anleihen  sind  hier  immer  misslich  bei  der  Unsicherheit 
der  Dauer  dieser  Anlagen  (neue  techn.  Fortschritte!). 

3.  Der  Finanzbedari'  des  Militär wesens,  insbesondere  der 
ordentliche,  lässt  sieb,  wie  derjenige  anderer  Dienstzweige ,  in 
Geld-  und  Natural-  und  in  Personal-  und  Realbedarf  ein> 
theilen.  Aber  diese  Eintbeilung  und  die  ihr  entsprechenden  Quoten 
des  ganzen  Bedarfs  haben  in  der  Militärökonomik  eine  manch- 
fach  andere  Bedeutung  als  in  der  Oekonomik  andrer  Ver- 
waltungen. 

§.  187.  —  4.  Natural-  und  Geldbedarf.  Die  Entwicklung 
der  Geldwirthschaft  im  Allgemeinen  und  die  Beseitigung  der 
meisten  Naturaleinnahmen  aus  privatwirthschaftlichen  Erwerbs- 
zweigen insbesondere  haben  zwar  auch  in  der  Militärverwaltung 
den  Geldbedarf  zum  vorherrschenden  gemacht.  Aber  die 
specifischen  Mängel  der  reinen  Geldwirthschaft  bei  der 
Befriedigung  der  Bedürfnisse  treten  im  Militärwesen  besonders 
scharf  hervor,  so  dass  hier  aus  diesem  Grunde,  im  Interesse  des 
Zwecks  selbst  wie  der  bei  seiner  Durchführung  betbeiligten  Per- 
sonen, mitunter  auf  die  naturalwirthschaftliche  Befriedigungsweise 
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der  Bedürfnisse  znrttckgegriffen  oder  bei  derselben  stehen  geblieben 
werden  muss,  wenn  dies  auch  in  anderen  Zweigen  der  Staatsver- 
waltung unnöthig    oder   unzweckmässig  und  selbst  schädlich  ist 

Jene  Etrentnalität  liegt  besonders  in  zwei  Fällen  vor: 

a)  Einmal,  wenn,  wie  im  Militärwesen  nicht  selten,  das  in  §.  151  fdr  solche 
Fälle  aufgesteUte  Princip  zutrifft:  mangelhafte  privatwirthschaftliche  Ver- 
kohrsconcurrenz,  weswegen  die  Militärverwaltung  oder  die  Militärpersonen  ihre 
Bedurfnisse  nach  gewissen  naturalen  Gutem  mittelst  Geldes  ungenügend  befriedigen. 
Im  Interesse  des  Diensts  wie  des  Dieners  muss  dann  mehrfach  Naturalbedarf  statt 
Geldbedarf  vorgesehen  werden,  was  demgemäss  bei  dem  Personal-  und  Bealbedarf 
zu  theilweiser  Natural-  statt  Geldbesoldung  und  zur  Eigenproduction 
gewisser  Bedarfsgegenstände  statt  des  Ankaufs  derselben  mittelst  Gelds  im  Verkehr  führt, 
b)  Sodann  muss  —  bei  der  besonderen  Wichtigkeit,  welche  der  Verfügung  Über 
gewisse  Bedarfsgegenstände  Überhaupt,  von  richtiger  Art  und  zur  rechten  Zeit  Seitens 
der  Militärverwaltung  und  der  einzelnen  Militärpersonen  beizulegen  ist,  weil  davon 
die  sichere  Erfüllung  des  Zwecks  des  Militärwesens  wesentlich  mit  abhängt  —  die 
naturalwirthschaftliche  statt  der  geldwirthschaftlichen  Beschaffung 
des  Militärbedarfs  auch  sonst  noch  in  manchen  anderen  FäUen  vorgezogen  worden, 
wo  der  vorerwähnte  Mangel  der  Geldwirthschaft  sich  sonst  nicht  störend  bemerkbar 
macht.  Dies  gilt  besonders  hinsichtlich  der  Befriedigung  gewisser  „Individual- 
bedUrfnisse"  (G.  §.  139)  der  Militärpersonen,  namentlich  der  zur  sogen.  Mannschaft 
gehörigen.  Weil  jeder  Einzelne  nicht  nur  in  seinem  persönlichen,  sondern,  da  er  ein 
dienendes  Glied  im  Militärorganismus  ist,  auch  im  Dienstinteresse  solche  Be- 
dürfnisse richtig  befriedigen  soll,  muss  das  naturalwirthschaftliche  System  hier  mit- 
unter in  grösserem  Umfange  beibehalten  werden,  denn  es  ist  dasjenige,  welches  mehr 
als  das  geldwirthschaftliche  die  genügende  Sicherheit  hierfür  bietet  Daher  wiederum 
im  Besoldnngswesen,  wenigstens  bei  der  Mannschaft,  mehr  Natural-  als  Geldbesoldong. 
Gut  motivirt  ?.  Stein,  Heerwes.  S.  236. 

Im  Kriegszustande  fehlt  die  privatwirthschaftliche  Ver- 
kehrsconcurrenz  oder  fungirt  sie  noch  mangelhafter,  während  die 
ordentliche  Befriedigung  auch  der  Individnalbedürfnisse  der  Mi- 
litärpersonen vollends  die  Voraussetzung  des  Erfolges  ist.  Hier 
erweist  sich  daher  das  System  des  reinen  Geldbedarfs  noch  unzu- 
reichender. 

§.  188.  —  5.  Der  Personalbedarf.  Der  Militärfinanz- 
bedarf lässt  sich  wie  derjenige  anderer  Verwaltungszweige  in  die 
beiden  Hauptkategorieen  des  Personal-  und  Realbdarfs 
theilen,  je  nachdem  die  Finanzwirthschaft  dem  Staate  die  Sach- 
gttter  (das  Geld)  zur  Herbeiziehung  der  unmittelbar  bedurften 
Arbeitsdienste  oder  der  ebenso  (natural)  bedurften  Sachgttter 
liefern  soll  (§.  150).  Aber  der  Personal-  wie  der  Realbedarf  muss 
im  Militärwesen  nach  dessen  eigenthttmlicher  Natur  und  nach 
dessen  specifischen  Zwecken  mehrfach  anders  geregelt  werden , 
als  in  anderen  Zweigen  des  Staatsdienstes.  Es  geht  dies  zum 
Theil  schon  aus  den  obigen  Bemerkungen  über  den  Naturalbedarf 
hervor.  Jedoch  kommen  hier  auch  noch  andere  Momente  in 
Betracht.  Es  muss  namentlich  zwischen  dem  durch  Dienst- 
vertrag beschafften   Personalbedarf  (Officierwesen) 
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mid  dem  Mannscbaftsbedarf  bei  gesetzlicber  Dienst- 
pflicht unterschieden  werden.  Das  verschiedene  Vorgehen  be- 
dingt wesentlich  verschiedene  Einrichtungen.  Im  Unterschied  zum 
Werbesystem  wird  im  heutigen  Wehrsystem  der  grösste  Theil  des 
Heeres,  die  ,,Mannschaft^',  in  der  Regel  nicht  im  Wege  des 
Vertrags,  sondern  mittelst  Zwangs  dem  Staate  zur  VerfQgang 
gestellt  Im  OroBsen  und  Ganzen  macht  hiervon  nur  das  Offi- 
eiercorps  (und  die  ihm  gleichstehenden  Militärbeamten  u.  s.  w.) 
eine  Ausnahme.  Nur  itlr  diese  ist  der  Militärdienst  der  Kegel  nach 
frei  gewählter  Lebensberuf.  Bei  den  übrigen  Soldaten  tritt 
die  vertragsmässige  Herbeiziehung  der  Arbeitskräfte  meistens 
nur  für  die,  die  gesetzliche  Dienstzeit  überschreitende,  längere 
Dienstzeit  ein,  z.  B.  bei  einem  grossen  Theile  des  Unterofficier- 
Corps.  Für  alle  Anderen  ist  der  Militärdienst  k e i n  freigewählter 
Beruf,  sondern  die  Leistang  einer  staatsbürgerlichen  Pflicht 
In  der  Form  eines  persönlich  zu  übernehmenden  (Na- 
tural)dienstes,  —  einer  Pflicht,  welche  ihr  nächstes  Analogon 
in  der  Steuerpflicht  hat.  Für  die  finanzielle  Regelung  des 
Personalbedarfs  im  Militärwesen  ergeben  sieh  aus  diesen  Ver- 
hältnissen wichtige  Folgerungen. 

a)  Der  durch  Dienstvertrag  beschaffte  Personal- 
bedarf. Die  finanzielle  Ordnung  dieses  Theils  des  Personal- 
bedarfs, also  insbesondere  die  Ordnung  des  Besoldungswesens  des 
Officiercorps,  hat  in  der  Hauptsache  nach  den  allgemeinen 
Grundsätzen  der  Besoldungspolitik  im  Staatsdienste 
(§.  152  ff.)  zu  erfolgen.  Abweichungen  werden  aber  einmal 
nach  dem  oben  dargelegten  natnralwirthschaftlichen  Oe- 
sichtspuncte,  daher  besonders  im  Kriegszustande,  sodann  in 
einigen  Puncten  auch  nach  der  speci fischen  Natur  des 
Militärdienstes,  verglichen  mit  dem  sonstigen  Staatsdienst, 
bedingt. 

Solcher  Pancte  sind  mancherlei,  die  wichtigsten  wohl  die  folg^enden; 

a)  Der  Militärdienst  bringt  auch  im  Frieden  besondere  Last,  grössere  körper- 
liche Anstrengung,  weitere  Beschränkung  der  individuellen  Freiheit  (Disciplin)  mit 
sich,  wofür  theils  in  der  materiellen  B«äoldung,  theils  in  gewissen  Ehrenvortheilen 
(§.  153),  theils  in  der  Aussicht  auf  spätere  Versorgung  im  Civildienst —  so  besonders 
auch  bei  den  Über  die  gesetzliche  Zeit  hinaus  dienenden  Mannschaften,  (Unterofß- 
cieren  u.  s.  w.)  —  eine  gewisse  Compensation  gewährt  werden  muss,  wenn  auf  ein 
^enOgendes  Angebot  der  erforderlichen  Arbeitskräfte  des  Dienstzweigs  soll  gerechnet 
werden  können.  Zur  Sicherung  des  Staats  in  letzterer  Hinsicht  dient  auch  die  Ein- 
richtung, die  Kosten  der  Vorbildung  des  Militärs  ganz  oder  grossontheils  auf  den 
StaAt  zu  obernehmen,  so  dass  dann  auch  bei  kleinerem  Gehalte  der  Dienst  lockend 
erscheint,  weil  ein  Hauptposten  der  Selbstkosten  der  Arbeit,  die  Amortisation  und 
Verzinsung  des  Erziehungs-  und  Bildungskapitals  (§.  163)  wesentlich  verriugert  wird. 

A.  Wagner.  Fiaanzwl>«ion.s<>haft  I.     3.  Aufl.  28 
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In  dieser  Weise  wirken  die  öffentlichen  militärischen  Erziehnngs-  und 
Bildungsanstalten,  ?on  denen  jene,  die  Cadettenh&user,  weniger  die  Militär- 
Waisenhäuser,  freilich  die  Gefahr  einer  kastenartigen  Absonderung  des  militärischen 
Berufsstands  und  der  ihm  romemlich  sich  widmenden  Familien  ?on  der  Ubrigea  Be- 
vOlkening  mit  sich  bringen. 

Die  Ansprüche  auf  „Civilfersorgung''  sind  mehrfach  als  ein  Mittel,  zum 
Militärdienst  anzueifem,  in  ein  System  gebracht  worden.  Vgl.  f.  Preussen  bes.  d. 
C.-O.  f.  20.  Juni  1867  über  d.  Civilrersorg.  u.  Givilanstell.  d.  Militärpers.  d.  Heers 
u.  d.  Marine  7om  Feldwebel  abwärts  (Reglern,  t.  16.  Juni  1867),  u.  a.  bei  Briesen 
a.  a.  0.  S.  496  ff.  F.  d.  D.  Reich  MiUtärpensionsges.  v.  27.  Juni  1871  §.  58,  75  ff. 
(Civilversorgung  f.  In?alide),  Ges.  ?.  4.  Apr.  1874  §.  10  (Unterofficiere,  welche 
nicht  als  Invalide  versorgungsberechtigt,  erhalten  nach  12 jähr,  activcm  Dienste  bei 
fortgesetzter  guter  Führung  den  Anspruch  auf  Cinlversorgung).  —  Verbeaser.  d.  Lage 
d.  Unterofficiere  (noch  immer  kaum  genügend,  um  den  Mangel  zu  heben)  durch  Reichs- 
gesetz V.  14.  Juni  1873.  —  Deutsches  Reich,  Et  f.  1876:  Gadettenanstalten  1173  Mill.  M., 
femer  in  Baiem  0*090  M.  M.,  Militärknabenendehungsinstit.  u.  Gamisonschulen  resp. 
0.349  u.  0048  M.  M.  Reichset.  f.  1883/84  f.  MÜitärerzich.  u.  Bildungswesen  überh. 
(ohne  Baiem)  4*81  Mill.  M. 

8)  Femer  führt  der  Officierberaf,  theils  in  Verbindung  mit  den  Dienst- 
pflichten, z.  B.  in  Bezog  auf  Waffen,  Kleidung,  Pferdehaltung,  theils  wohl  oder  übel 
in  Verbindung  mit  gewissen,  wenigstens  nicht  aaf  einmal  zu  beseitigenden  und 
für  den  Einzelnen  noth wendig  mehr  oder  weniger  mit  massgebenden  Sitten  in  der 
Lebensweise  und  im  persönlichen  Auftreten,  zu  gewissen  Extraausgaben 
im  Vergleich  zum  Civilstaatsdienst ,  welche  eine  Oompensation  in  der  Besoldung  for- 
dern, wenn  auf  genügende  Versorgung  des  Personalbedarfs  Seitens  des  Staats  gerechnet 
und  der  Oflicierdienst  nicht  vollends  wenigstens  thatsächlich  das  mehr  oder  weniger 
exclusive  Privileg  gewisser  begüterterer  Volksclassen  werden  soll. 

y)  Insoweit  endlich  der  Militärdienst  grössere  körperliche  Tüchtigkeit 
verlangt  oder  dieselbe  vermindert  oder  zum  Tode  des  Militärs  führt,  da- 
her besonders  im  Kriege,  muss  das  militärische  Pensionswesen  anders  als  im 
Givildienst,  im  Allgemeinen  für  den  Dienenden  günstiger  eingerichtet  werden,  so- 
wohl das  eigentliche  oder  Ruhegehalts-  als  das  Wittwen-  und  Waisenpensions- 
wesen. D.  Reichsges.  v.  27.  Juni  1871  und  4.  April  1874.  Ocsterr.  Ges.  v. 
27.  Dec.  1875. 

Manche  einzelne  Abweichungen  hierin  und  im  Besoldungswesen  des  Officiers 
gegenüber  dem  Civilstaatsdiener  sind  freilich  nur  ein  zufälliges  historisches 
Privileg  des  ersteren  Standes,  das  entweder  beseitigt  oder  dem  Givildienst  gleichzeitig 
zu  Theil  werden  müsste,  z.  B.  die  Bestimmung,  dass  im  Militärdienst  die  Pensioninmg 
von  einem  gewissen  Alter  an  ohne  Nachweis  der  körperlichen  Untauglichkeit  von 
dem  Dienenden  gefordert  werden  kann  (§.  159).  Manche  Mängel,  wie  wenigstens  bis 
vor  Kurzem  in  den  unteren  Dienststufen  immer  noch  zu  kloine  Gehalte,  Üieilt  der 
Officierdienst  und  mehr  noch  der  untere  ßemfsmllitärdienst  (länger  dienende  Unter- 
officiere u  s.  w.)  zum  Schaden  des  Dienstintercsses  selbst  übrigens  auch  heute  noch 
mit  dem  Civüdienste,  obwohl  in  neuerer  Zeit  im  Ganzen  bei  jenem  mehr  Verbesserungen 
als  bei  diesem  eingetreten  sind. 

Ueber  die  Gehaltsverhältnisse  im  deutschen  Heer  s.  Hirth*s  Annalen  1873, 
S.  76  ff.  Die  Gehalte  vom  Regimentscommandeur  abwärts  sind  mehrfach  etwas  ver- 
schieden nach  den  Waffen.  Zu  einer  Vergleichung  der  Durchschnittssätze  der  Chargen 
kann  man  das  auf  Grand  der  Bestimmungen  des  Pensionsgesetzes  v.  1871  berechnete 
„pensionsfähige  Diensteinkommen''  benutzen,  bei  welchem,  wenn  es  im  Ganzen  über 
40U0  Thlr.  beträgt,  jedoch  nur  die  Hälfte  angerechnet  wird.  Es  beträgt  für  den 
command.  General  7330,  Chef  des  Generalstabs  u.  and.  ähnL  Posten  6330,  Divbious- 
commandeur  als  Generallieutenant  5009,  dsgl.  als  Generalmajor  4509,  Generaliieatenant 
mit  dem  Gehalt  s.  Grads,  aber  ohne  Dienstzulage  4259,  Brigadecommandeur  als  General- 
major 3720,  Generalmajor  mit  dem  Gehalt  s.  Grads,  aber  ohne  Dienstzulage  3420, 
Brigadecommandeur  als  Oberst  3320,  Stabsofficier  als  Regimentscommandeur  2S88,  dsgL 
als  Bataillonscommandeur  2013,  Hauptmann  u.  Rittmeister  1.  Cl.  1513,  dsgL  2.  GL  913, 
Hauptmann  3.  CL  774,  Prem.-Lieut.  631,  Sec.-Lieat.  571  Thlr.  Im  Jahre  1872  sind  bei 
einer  Anzahl  Officiere  Aufbessemngen  erfolgt;  dann  1873  (Ges.  v.  30.  Juni  1873)  die 
erheblichen   Wohnungsgclder   (§.   161)    hinzugekommen,    die    oacli    Ortsclasseu    f.    d. 
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obtTSte  Ofifiderclaase  200—500,  f.  Stabsofißciere  mit  Regimentscomm.-Bang  180 — 400, 
f.  and.  Stabsofficiere  u.  Haopüeute  120—300,  f.  Lieatenants  72—140  Thlr.  betra«^. 
—  Eine  Rolle  spielen  auch  die  Dienstznlagen,  die  vom  Brigadecommandenr  auf- 
wSrts  in  das  pensionsffthige  Diensteinkommen  eingerechnet  werden.  Sie  betragen 
6000  Thlr.  beim  command.  General,  4000  n.  2000  bei  gew.  and.  Stellen,  1500  beim 
Dirisionscommandeur,  300  beim  Brigadecommandenr,  Summen,  aas  denen  aber  z.  Tb. 
die  Kosten  f.  BoreanbedOrfnisse  za  bestreiten  sind. 

Die  Höbe  des  ganzen  Finanzbedarfs  fttr  das  Vertrags- 
massig  zn  bescbaffende  Militärpersonal  hängt  dann  schliesslich 
Ton  der  Zahl  der  Officiere  n.  s.  w.  nnd  des  länger  als 
die  gesetzliche  Zeit  dienenden  Unterpersonals  sowie 
Ton  dem  Verhältniss  dieser  Zahlen  zn  derjenigen  der  eigent- 
lichen Mannschaft  ab.  Hier  muss  nach  technischen 
Mcksichten  der  Heeres-  nnd  Flottenverwaltnng  entschieden  werden. 
Die  Zahl  der  OberofGciere  in  höbern  Chargen  mag  hie  und  da, 
besonders  in  kleinen  Staaten  zu  gross  gewesen  sein.  Gewöhnlich 
wird  umgekehrt  ans  finanziellen  Rücksichten  die  Zahl  der  Officiere 
eher  zn  niedrig  als  zu  hoch  gehalten,  was  bei  der  eminenten  Be- 
deutung einer  genügenden  Anzahl  Officiere  nnd  gedienter  Unter- 
officiere  für  die  eigentliche  Eriegsleistnng  des  Militärs  dem  Zweck 
der  ganzen  Militärinstitution  nicht  entspricht. 

Im  Deutschen  Kelch  kommen  (1S73)  anf  1  Infanterieregim.  1  Comman- 
devr,  1  Stabsofftcier,  3  Bataillonscomm.,  6  Haaptl.  1.  GL,  6  dgl.  2.  Gl.,  12  Premier- 
lieatenants,  28  Secondelts.,  zos.  57  Officiere,  anf  1721  Mann  (v.  Feldwebel  abwärts). 
Damal.  Kosten  der  Geld  Verpflegung  eines  Infanterieregiments  118.584  Thlr.  (ohne 
Aerzte),  woTon  34,760  Thlr.  f.  d.  Officiere.  1  Dragoner-  od.  Husarenregiment  55,883, 
woTon  auf  die  Officiere  16,550,  1  Feldartillerieregim.  151.068  Thlr.,  woron  ca.  35.600 
auf  die  Officiere.  — 

§.  189.  —  b)  Der  Mannschaftsbedarf  bei  gesetzlicher 
Dienstpflicht.  Wesentlich  andere  Grandsätze  sind  fHr  die 
finanzielle  Regelung  dieses  Tbeils  des  militärischen  Personalbedarfs 
zor  Geltang  zn  bringen.  An  nnd  für  sich  würde  es  dem  Wesen 
dieser  Dienstpflicht  entsprechen ,  wenn  der  Soldat  sich  selbst  unter- 
hielte, wie  dies  in  früheren  Wehrsjstemen  auch  in  gewissem  Um- 
fange der  Fall  war,  wo  selbst  die  Bewaffnung  oft  vom  Einzelnen 
gestellt  wurde.  Wenn  der  Staat  jetzt  allgemein  die  Unterhaltung 
der  dienstpflichtigen  Mannschaft  übernimmt,  so  geschieht  dies  zu- 
nächst im  Interesse  des  Dienstes  selbst,  sodann,  weil  ein 
grosser  Theil  der  Pflichtigen  nicht  im  Stande  ist, 
sieb  aus  eigenen  Mitteln  während  einer  Zeit  zu  erhalten, 
in  welcher  der  Staat  die  Erwerbsarbeit  so  gut  wie  unmöglich 
macht,  endlich  auch,  um  die  Lasten  des  Kriegsdienstes 
gleichmässiger  auf  die  Bevölkerung  zu  vertheilen.  Es 
sind  dann  namentlich  zwei  Fragen  von  allgemeinerer  Bedeutung, 
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za  eröitern^  oemlicb  wie  die  Höhe  der  ,, Besoldung '^  des  Dienst- 
pflichtigen — wenn  die  gewährte  Unterstützung  in  Ermangelung  eines 
andren  allgemeinen  Namens  noch  so  genannt  werden  darf  —  zn  be- 
messen und  in  welcher  Zahlungsform  diese  Besoldung  zn 
gewähren  ist. 

a)  In  ersterer  Hinsicht  können  die  gewöhnlichen  Grund- 
sätze der  Lohngestaltung,  welche  auch  die  Besoldung  der  Beamten 
bestimmen  müssen,  fUr  die  Personen  im  gesetzlichen  Wehrdienst 
nur  zum  Theil  massgebend  sein.  Denn  gegenüber  einer  allge- 
meinen Dienstpflicht,  welche  der  Einzelne  an  die  Gemeinscbatl 
zu  erfüllen  hat  für  die  ihm  durch  die  letztere  gewährten  Be- 
dingungen seines  Gedeihens,  kann  von  eigentlichem  Lohne,  in 
welchem  eine  Belohnung  liegt,  überhaupt  nicht  die  Bede  sein. 

Von  den  einzelnen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  161) 
muss  Yomemlich  nur  der  erste,  die  Deckung  des  Lebens- 
bedarfs  während  der  Dienstzeit  selbst,  in  dem  dem 
Pflichtigen  gewährten  Unterhalt  ersetzt  werden. 

In  auareichender  Weise,  so  dass  die  Erhalton^  oder  WiedeForoeuerang  der 
im  Dienste  meist  stark  in  Anspruch  genommenen  Kräfte  mit  möglichster  Sicherheit 
verbürgt  ist,  worin  die  Verpflegang  leider  mitunter  zu  wünschen  übrig  lässt,  aber  im 
Wesentlichen  nur  in  dem  Umfange,  dass  die  „Existenzbedürfnisse  zweiten 
Grads^'  (nach  meiner  Terminologie  in  d.  Grundlegung,  §.  96),  d.  h.  diese  Bedürfe 
nisse  in  der  nach  dem  Lebensmassstabe  der  Masse  der  Bevölkerung  üblichen  Weise 
Befriedigung  finden.  Denn  es  handelt  sich  hier  nur  um  die  Gewährung  der  Mittel, 
durch  welche  jeder  Dienstpflichtige  in  seinem  und  im  Gesammtinteresse  sicher  in  den 
Stand  gesetzt  wird ,  dieser  seiner  Pflicht  ordentlich  nachzukommen.  Darüber  hinaus 
können  vom  Staate  während  der  Dienstzeit  keine  Mittel  beansprucht  werden.  Eine 
Erhöhung  des  Unterhaltes  wird  daher  auch  nicht  nach  dem  socialen  und  ökono- 
mischen Stande  des  Pflichtigen  —  wie  bei  dem  eigentlichen  Beamten  und  dem  Offi* 
cier,  wo  der  stand es^emässe  Unterhalt  (§.  161)  zu  gewähren  ist,  —  erfolgen  dürfen, 
sondern  nur  im  Dienstinteresse  selbst  nach  der  militärischen  Bangclasse,  welche  der 
Soldat  während  der  Zeit  seiner  Dienstpflicht  etwa  erlangt  und  deren  Erlangung,  wieder 
in  erster  Linie  im  Dienstinteresse,  auch  durch  solche  Vorthoile,  wie  höherer  Sold  und 
dergleichen,  orstrebenswerth  gemacht  werden  soll. 

Beispiel  der  Soldabs^fung  in  d.  deutschen  Infanterie  1873:  monatl.  der 
Gemeine  3,  der  Gefreite  3*5,  die  Unterofficiere  nach  3  Glassen  5,  6*5,  7*5,  die  Sergeanten 
nach  2  Gl.  8*5  u.  10-5,  die  Feldwebel  15  Thir.  an  Geldsold.  Seitdem  sind  kleine 
Erhöhungen  f.  d.  Unterofficiere  eingetreten.  Für  das  Jahr  erhalten  gegenwärtig  an 
Geldlöhnung  bei  den  gewöhnl.  Infantregimentem  die  Gemeinen  126,  Gefreiten  144, 
Unterofficiere  in  D.  306,  Sergeanten  i.  D.  432.  Vicefeldwebel  540,  Feldwebel  720  M. 

Die  übrigen  Posten  der  Selbstkosten  der  Arbeit  (§.  163) 
kommen  bei  der  Bereebnung  der  dem  Dienstpflichtigen  aus  Staats- 
mitteln zu  gewährenden  Subvention  nnr  ausnahmsweise  in 
Betracht. 

Eine  angemessene  Entschädigung  aus  den  Mitteln  der  Gemeinschaft,  in  deren 
Interesse  der  Einzelne  zum  Militärdienst  rerpüichtet  wird,  muss  nnr  in  allen  den 
Fällen  gegeben  werden,  wo  der  Einzelne  durch  den  Dienst  nachweisbar  Schaden  er- 
leidet Es  ist  deshalb  einmal  im  Kriege,  dann  auch  soweit  als  möglich  im  Friedens- 
dienste ein  Pensionsanspruch  für  die  Dienstpflichtigen  zuzugestehen,  7or  Allem 
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ftr  durch  den  Dienst  in?alide  gewordene,  —  rgL  die  neuen  deutschen  n.  Osterr. 
Militlrpensionsgesetze,  so  bes.  d.  deutsche  Ges.  v.  27.  Juni  1871,  §.  58  ff.  (in  §.  59  auch 
die  F&lle  der  Dienstbesch&dig.  im  Frieden,  worunter  auch  d.  .innere  Dienstbeschäd.'' 
bei  activem  Dienste,  d.  contag.  Augenkrankheit).  Oesterr.  Ges.  ?.  25.  Dec.  1875, 
§.  72  ff.,  §.4;  —  sodann  in  gewissem  Umfange  auch  ein  Wittwen-  und  Waisen- 
pensionswesen. (Deutsches  Ges.  r.  1S71,  ^.  94,  regelmässig  nur  t  d.  Hinterbliebenen 
der  im  Kriege  oder  auf  gewissen  Seereisen  Verstorbenen).  BezQgliche  Einrichtungen 
sind  auch  für  den  Friedenszustand  im  Princip  gerechtfertigt.  Wenn  sich  ihre  prac- 
tische  Bedeutung  auf  im  Dienst  ohne  eigenes  Verschulden  erlittene  Unfälle  meist 
zu  beschränken  pflegt,  so  ergiebt  sich  dies  aus  der  Schwierigkeit,  in  anderen  Fällen, 
daher  besonders  bei  inneren  acuten  und  chronischen  Krankheiten,  den  Causalnezus 
zwischen  dem  Dienste  und  dem  Krankheitsschaden,  der  im  Allgemeinen  rorhanden 
seiB  mag,  spedeU  nachzuweisen.  Weitere  Ausbildung  der  Krankheitslehre  würde  hier, 
wie  beim  Ginldienst,  die  Berücksichtigung  auch  solcher  Fälle  im  Pensionswesen 
nelleicht  möglich  machen,  was  gerade  im  Militärdienst  besonders  erwünscht  wäre. 
(S.  mein  Beichsfinanzwesen  in  Holtzendorff's  Jahrb.  m,  178). 

Im  Ganzen  kann  daher  die  Besoldung  der  Dienstpflichtigen 
eine  auf  den  Ersatz  des  erstgenannten  Postens  der 
Selbstkosten  der  Arbeit  sich  beschränkende  sein,  mit- 
hin hinter  dem  normalen  Darcbschnittssatz  des  gemeinen  Arbeits- 
lohns etwas  zurflckbleiben. 

Wie  ?lel  zu  geben  ist,  hängt  dann  zunächst  von  den  allgemeinen,  aus  der 
Katur  des  Menschen  folgenden  und  von  den  speciellen,  nach  den  Zeit-  und  Landes- 
verhältnissen sich  richtenden  Umständen  ab,  welche  die  Höhe  des  nothwendigen  Doter- 
haltsbedarfs  überhaupt  bestimmen:  in  Betreff  des  wichtigsten  Theils  dieses  Bedarf, 
des  Nahrungsbedarfs,  entscheidet  daher  die  Physiologie  der  Ernährung  darüber, 
wie  viel  erforderlich  ist,  unter  Berücksichtigung  des  Einflusses  des  Klimas  u.  s.  w. 
Aebnlich  bestimmt  sich  der  nothwendige  Aufwand  für  die  sonstigen  körperlichen  Be- 
dürfnisse, wobei  die  Volk  SS  itte  immer  mit  spricht.  Daneben  muss  femer  stets  der 
Einfluss^  des  Militärdiensts  als  einer  besonderen  Arbeitsart  mit  berück- 
sichtigt werden:  sowohl  beim  Nahrungs-,  als  bei  dem  sonstigen  materiellen  Bedarf. 
Es  folgt  daraus  auch,  dass  im  Kriegsdienst  regelmässig  der  Unterhaltsbedarf  höher 
anzuschlagen  ist  (Kegelmässig  wird  schon  in  der  Verpflegung  in  der  Garnison  und 
in  Bivouaks  und  Lagern  ein  Unterschied  gemacht  Im  deutschen  Heere  wird  in 
letzteren  die  grosse  Victualienportion  (unter  Einbehaltung  des  zum  Mittagessen 
bestimmten  Löhnungsantheils  und  des  Vorpflogungszuschusses)  gewährt  nemlich  250  Gr. 
Fleisch,  120  Gr.  Reis  oder  150  Gr.  Granpen  oder  Grütze,  300  Gr.  Hülsenfrüchte  oder 
2000  Gr.  Kartoffeln  oder  170  Gr.  Erbsenmehl,  25  Gr.  Salz,  15  Gr.  gebrannter  Kaffee). 
Eine  zu  knappe  Bemessung  dieses  Bedarfs  ist  im  Kriegs-  und  Friedensstande  eben- 
so sehr  gegen  das  Interesse  des  Dienstes  wie  des  Pflichtigen.  Sie  führt  entweder 
zu  kQmmerlicher  Lebensweise,  wobei  der  Dienstpflichtige  für  sein  ganzes 
Leben  Schaden  leiden  kann,  oder  zu  der  Nothwendigkeit  einer  Ergänzung 
des  Bedarfs  aus  anderen  Hilfsquellen,  im  Kriege  zum  Raube,  im  Frieden 
wenigstens  zu  Zuschüssen  der  Familien,  einer  schlechten  Art  Steuern,  welche  als 
schwere  Last  empfunden  werden  und  die  einzelnen  Bevölkerungsclassen  zudem  sehr 
ungleich  treffen. 

ß)  Die  Zahlnngsform  der  Besoldung  des  gesetzlicb  Dienst- 
pflichtigen kann  im  Interesse  des  letzteren  wie  mehr  noch  in  dem- 
jenigen des  Dienstes  selbst  nnr  znm  Theil  die  Geldbesoldang 
sein.  Denn  diese  Form  gewährt  keine  hinlängliche  Sicherheit 
dafUr,  dass  die  erhaltene  Geldsamme  vom  Soldaten  richtig  znr 
Bestreitung  des  Unterhaltsbedarfs  verwendet  wird.  Davon 
hängt    aber   die    Leistnngsfähigkeit   des   einzelnen   Mannes   und 
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schliesslich  des  ganzen  Heeres  ab.  Dazu  kommt  die  Zweck- 
mässigkeit einer  theil weisen  Natnralbesoldung  ans  den  oben 
angeitlhrten  Gründen  grade  hier.  Auch  lässt  sich  die  Beschaff- 
ung des  Unterhaltsbedarfs,  wenn  sie  im  Grossen  erfolgt, 
billiger  einrichten,  als  wenn  der  einzelne  Mann  für  sich  selber 
allein  sorgt  Bei  einzelnen  Bedflrfhissen ,  wie  bei  der  Kleidung 
und  der  Wohnung  (Kasemirung)  kommen  auch  noch  specielle 
Militärinteressen  zugleich  mit  dem  Gesichtspuncte  der  Gewährung 
des  Unterhaltsbedarfs  zur  Berücksichtigung.  Dies  Alles  hat  zur 
Folge,  dass  der  finanzielle  Personalbedarf  bei  der  dienst- 
pflichtigen Mannschaft  zum  Theil  in  einen  finanziellen 
Real  bedarf  sich  verwandelt,  und  nach  den  finanziellen  Grund- 
sätzen des  letzteren,  besonders  ein  Theil  des  Unterhaltsbedarfs 
ähnlich  wie  der  Waffenbedarf,  geregelt  werden  muss.  Die  eigen- 
thttmliche  Folge  der  Tbatsache,  dass  es  sich  dabei  jedoch  eigent- 
lich um  einen  Personalbedarf  handelt,  zeigt  sich  in  den  besonderen 
Einrichtungen  und  Mässregeln,  welche  zur  richtigen  Verthei- 
1  n  n  g  der  Bedarfsartikel  an  die  Einzelnen  getroffen  werden 
müssen. 

Der  Unterhaltsbedarf  wird  dem  Soldaten  daher  regelmässig 
in  der  Praxis  —  und  principiell  ganz  richtig  —  gewährt  in  der 
vierfachen  Form  von  Naturalquartier,  von  Natnralbe- 
kleidnng,  von  Naturalverpflegung  fQr  einen  Haupttheil 
des  Nahrungsbedarfs,  endlich  nur  zum  Rest  in  der  Form  von 
Geldverpflegnng  oder  eigentlicher  Löhnung  (Sold). 

Vgl.  Stein,  Heerwesen,  S.  286,  244  ff. 

(1.)  Das  Naturalquartier  ist  durch  die  Ökonomische  Lage  der  Mannschaft  and 
durch  das  Bedflrfniss  des  Militärdienstes  selbst  gleichmässig  geboten,  im  Friedens- 
wie  im  Kriegszustande.  Es  kann  durch  Einquartierung  der  Mannschaft  bei  den 
Borgern  und  durch  Kasernirung  beschafft  werden.  Die  erste  Form  ist  im  Kriege 
unentbehrlich,  sie  war  auch  ftlr  den  Friedenszustand  früher  die  rorwaltende.  Im 
Interesse  der  militärischen  Disciplin  und  der  Befreiung  der  Bürger  von  einer  stets 
drückenden  und  auch  bei  Gewährung  einer  Entschädigung  niemals  gleichmässig  Ter- 
theilten  Last  ist  die  Kasernirung  vorzuziehen  und  auch  in  unseren  Staaten  immer 
allgemeiner  geworden,  wenigstens  in  den  Städten.  Sie  setzt  natürlich  eine  ziemlich 
feste  und  gleichbleibende  Vertheilung  der  Truppen  nach  Menge  und  Waffengattung 
im  Staatsgebiet  voraus,  —  eine  Einrichtung,  welche  auch  sonst  wegen  der  localen 
Tdkswirthschaftlichen  Wirkung  der  Militärausgaben  wünschenswerth  ist  (Regelung  des 
Garnisonwesens).  —  Vgl.  d.  Bundesges.  über  d.  Qaartierleist.  f.  d.  bewaffn.  Macht 
im  Frieden  v.  25.  Juni  186b.  Die  Ftlrsorge  f.  d.  räuml.  Unterbringung  der  bewaffn. 
Macht  ist  nach  §.  1  eine  Last  des  Bundes,  deren  Natnralleistung  nur  gegen 
Entschädigung  gefordert  werden  kann,  nach  d.  näh.  Bestimmungen  d.  Gesetzes. 
Für  den  Kriegszustand,  d.  i.  nach  eingetretener  Mobilmachung,  gilt  das  Reichsges. 
V.  13.  Juni  1873,  s.  bes.  §.  3,  9,  14,  mit  beschränkter  Vergütung  f.  Naturalquartier. 

Die  Anlegung  der  Kasernen  und  die  erste  Beschaffung  ihres  In- 
v'entars  gehört  dann  zur  staatswirthschaftlichen  Kapitalanlage.  Es  ist 
dabei  in  finanzieUer  Hinsicht  nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  des  Bauwesens 
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ond  der  Beschaflimg  des  Realbedarfs  za  verfahren  (§.  168  ff.).  Die  Instand- 
haltung der  Kasernen  and  ihres  Inventars  gehört  zur  ordentlichen  Aasgabe. 
Es  kann  dabei,  am  das  Princip  der  WirthsMshafUichkeit  möglichst  zar  Geltang  za 
bringen,  das  System  der  Gewährang  von  Paaschsammen  an  jeden  kasemirteii 
Trappenkörper  and  dessen  Abtheilongen  befolgt  werden. 

Die  Etats  des  D.  Reichs  enthalten  in  den  letzten  Jahren  bedeutende  Summen 
ftlr  Kasernen  u.  ähnl.  Bauten  unter  den  ««einmaligen  Ausgaben''  im  ««ausserord.  EV\ 
z-  B.  1880/81  12-38,  61/82  11*17.  82/83  827,  83/84  4-85  M.  M.  (ind.  jährl.  einige 
100,000  M.  an  Kostenerstattungen  für  aus  Landesmitteln  erbauten  Kasernen).  Aus 
der  französisch.  Kriegsentschädigung  wurden  durch  Ges.  v.  8.  Juli  1872  u.  A.  9*5  MUl.Thlr. 
angewiesen  f.  die  erste  Einrichtung  der  Kasernen,  Stallungen  u.  sonst.  Garnisonanstalten 
in  Elsass-Lothringen.  —  Da  es  sich  Übrigens  bei  dem  Bau  von  Kasernen  u.  s.  w.  um 
eine  nur  allmälig  durchzuführende  Aufgabe  handelt,  kann  die  Einsetzung  der  be- 
treffenden Quoten  in  den  gewöhnl.  Etat  ausreichen,  ohne  dass  dann  auch  dafttr  ausser- 
ordentl.  Einnahmen  flOssig  gemacht  werden.  —  Ueber  die  laufende  Ausg.  f.  Easeinen- 
weeen  s.  u. 

(2.)  Die  Bekleidung  fällt  bei  dem  Soldaten  in  besonderem  Maasse  unter  den 
doppelten  Gesichtspunct  eines  Artikels  des  individuellen  Bedarfs  und  der  mili- 
tärischen Ausrüstung.  Wesentlich  deshalb  die  Naturalbekleidung,  wenigstens 
für  die  Hauptgegenst&nde.  Die  Anschaffung  kann  im  Submissionswege  oder,  viel- 
fach nicht  tinpassend,  in  eigenen  Militärwerkstätten  erfolgen.  (In  d.  60er  Jahren  war 
die  Ausg.  t  Kleidung  in  Frankreich  f.  Gemeine  d.  Infant.  29*4,  Dragoner  44*32, 
Garde-Kürassier  121*21  Fr.:  in  Baden  jährlich  für  grosse  Bekleidungsstücke  eines 
Infanteristen  13  fl.  23  kr.  u.  36  kr.  za  Ausbesserungen,  eines  Cavalleristen  desgL 
16  fl.  55  kr.  u.  48  kr.  Für  jedes  Bekleidungsstück  wird  eine  erfahrungsmäss.  mittlere 
Daaer  angenommen,  z.  B.  Waffenrock  des  Gemeinen  2,  des  Kanoniers  l"/^,  Mantel 
des  Infanteristen  9,  des  Cavalleristen  u.  Artilleristen  10  Jahre.  In  Baiern  früher 
jährL  Ausg.  f.  Infant  28  fl.  50  kr.,  Ulanen  u.  Kürassier  39  fl.  (Nach  Rau).  —  Ge- 
sammtaosg.  s.  u.).  Für  die  Instandhaltung  der  Kleidung  und  eventuell  auch  für 
die  Anschaffung  gewisser  Artikel,  wie  der  Wäsche  u.  s.  w.,  empfiehlt  sich 
in  wirthschafUicher  Hinsicht  die  Gewährung  einer  Geldpauschsumme  für  den  Mann, 
um  ihn  zur  Schonung  anzueifem.  Doch  müssen  auch  hier  die  militärischen  Dienst- 
rücksichten eventuell  vorgehen.  So  z.  B.  früher  in  Baden  f.  d.  sogen.  Kleiumontnr 
(Hemden,  Stiefel  u.  s.  w.),  ein  In-Verding-Geben  ge Wissermassen.  Der  Gemeine  in  d. 
Infant  erhielt  15,  in  der  Gavallerie  14  fl.,  dazu  für  Reinigungsmittel  resp.  48  kr.  u. 
2  fl.  S.  Vogelmann,  bad.  MiliUrverwalt,  Karlsruhe  1853,  S.  179,  188  (Nach  Rau). 
Später  nach  dem  preuss.  System  abgeschafft. 

(3.)  Die  Naturalverp flegung  erstreckt  sich  im  Friedenszustand  und  im  festen 
Quartier  (im  Gegensatz  zu  Märschen,  Lagern  u.  s.  w.)  vor  Allem  auf  das  Hauptnah- 
mngsmittel,  das  Brot  Dasselbe  wird  am  Besten  und  Billigsten  dem  Soldaten  in 
natura  geliefert.  Es  muss  von  richtiger  Beschaffenheit  und  Güte  sein  —  wo- 
btt  die  Volks  Sitte  neben  der  physiologischen  Anforderung  mit  zu  entscheiden  hat. 
Im  J.  1870 — 71  erhielten  demgemäss  in  Deutschland  selbst  die  französischen  Gefangenen 
mehrfiach  besseres  Brot,  als  d.  deutsch.  Soldaten;  auch  im  preuss.  Heere  jetzt 
etwas  besseres  Brot  (grössere  Kleieaussonderung),  z.  Th.  mit  Rücksicht  auf  die  bessere 
Gewöhnung  anderer  Gontingente  der  Reichsarmee,  s.  Hirth,  Annaleu  1873,  S.  8.  — 
und  in  genügender  Menge  gereicht  werden.  So  lange  der  Staat  bedeutendere 
Naturaleinkünfte  in  Getreide  von  seinen  Domänen  oder  aas  gutBherrlichen  Gefällen 
bezog,  konnte  er  öfters  diese  zur  Brotlieferung  unmittelbar  benutzen.  Jetzt  ist  der 
Ankauf  von  Getreide  und  Mehl  im  Grossen,  durch  Vermittlung  von  Lieferanten  und 
im  Submissionswege  nothwendig,  wenn  das  Brot  in  eigenen  Militärbäckereien  gebacken 
werden  soll.  Unbedingt  geboten  ist  das  Letztere  nicht.  Es  kann  auch  das  Brot  anter 
richtiger  Controle  durch  Privatbäcker  geliefert  werden.  Bei  dem  starken  jährlichen 
Schwanken  der  Getreidepreise  muss  schon  im  Etat  eventuell  ein  Zuschuss  zu  der  Aus- 
gabe für  Brot  eingestellt  sein  oder  nachträglich  der  Militärverwaltung  geleistet  werden, 
wenn  der  Getreidepreis  eine  bestimmte  Höhe  erreicht  Denn  an  dem  Brotquantum 
der  Mannschaft  darf  nichts  abgezogen  werden.  Aeltere  Daten  ans  d.  60er  Jahren  bei 
Rau,  §.  76  Noten.  Danach  z.  Th.  in  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  261  Note.  —  Im 
deutschen  Heere  1873  d.  tägl.  Brotportion  750  Gr.  in  der  Garnison,  alle  4  Tage 
1  Brot  V.  3000  Gr.    Die  Festsetzung  der  bezttgl.  Kosten  der  Beschaffung  der  Natura- 
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lien  im  Etat  erfolgt  f.  d.  1.  Hälfte  des  Jahresbedarfs  nach  den  im  Oct  ?orher  wirk- 
lich zn  zahlenden  Preisen,  f.  d.  2.  H&lfte  nach  10  jähr.  Darchschn.preisen,  ?om  zweit 
Torherigen  Jahre  an  zorQckgerechnet. 

Die  übrige  Nahrong  hat  sich  der  Soldat  im  Friedensznstand  öfters  ans  seiner 
GeldlOhnung  zn  beschaffen,  wobei  jedoch  fOr  die  Mannschaft  auf  deren  Rechnong 
gemeinsame  Kochanstalten,  besonders  ftlr  die  Mittagskost,  sich  aoch  aas 
ökonomischen  Rücksichten  empfehlen  und  üblich  sind.  Wenn,  wie  oftmals  (auch  im 
deutschen  Heere)  feste  Quoten  der  Löhnung  für  diese  Kochanstalten  abgegeben  werdea 
müssen  und  dazu  etwa  noch  Yom  Staate  ein  fester  Yerpflegungszuschuss  gewährt  wird 
(wie  gleichfalls  im  deutschen  Heere,  wo  dem  Soldaten  (1873)  tou  der  Löhnung  1  Sgr. 
3  Pf.  abgezogen  und  ein  Yerpflegungszuschuss  f.  1  Sgr.  3*/g  Pf.  dazugegeben  wurde, 
woron  es  meist  noch  möglich  ist,  Suppe  oder  Kaffee  zum  Frühstück  mit  zu  beschaffen, 
Hirth,  Ann.  1873,  S.  7,  88),  so  liegt  allerdings  im  Grunde  doch  nur  eine  bestimmte 
Form  der  Naturalverpflegung,  nicht  der  Geld?erpflegung  For,  wobei  nur  der  Mannschaft 
eine  directere  Mitwirkung  bei  der  Einrichtung  der  Verpflegung  —  ganz  passend  — 
gegeben  ist  —  Zur  Nataral?erpflegung  gehört  endlich  noch  die  im  Interesse  des 
Diensts  und  der  Mannschaft  selbst  gebotene,  auch  ökonomisch  zweckmässige  Kranken- 
pflege im  Militärlazareth. 

(4.)  Es  hängt  7om  Umfang  und  f  on  der  Einrichtung  der  Naturalverpflegung  und 
der  Lieferung  der  Kleidung  ab,  welche  Höhe  die  Geldlöhnung  dann  noch  er- 
reichen muss.  Mit  einer  kleinen  Löhnung  muss  sonst  im  Allgemeinen  vorlieb  ge- 
nommen werden,  wenn  die  Naturalrerpflegung  ausreichend  ist.  Ganz  entbehrlich  ist 
die  Geldlöhnung  aber  niemals,  weil  sie  mindestens  die,  wenn  auch  geringen  Mittel 
für  ganz  individuelle  Bedürfnisse,  für  kleine  Nebenaasgaben  u.  s.  w.  bieten  muss, 
wovon  nicht  vollständig  abgesehen  werden  kann.  Auch  kleine  Löhnungsunterschiede 
nach  den  W  a  f f e  n  erscheinen  mit  Rücksicht  auf  die  durch  die  Waffe  etwas  mitbe- 
dingte Verschiedenheit  der  Lebensweise  und  der  Aoslagen  für  Instandhaltung  der 
Kleidung  u.  s.  w.  berechtigt.  Der  Gemeine  in  der  Infanterie  im  deutsch.  Heere  1873 
3  Thlr.,  in  der  Linien-Cavallerie  37,  TUr.,  jetzt  i.  Jahre  126  u.  144  M..  Gefreite 
144  u.  162,  Unterofficiere  306  u.  324  M. 

Gesammter  Mannschaftsbedarf.  Wenn  die  Höhe  des 
Unterhaltsbedarfs,  welcher  dorchschnittlich  fUr  einen  Mann  er- 
forderlich ist,  feststeht,  so  hängt  der  gesammte  Aufwand  für  die 
Mannschaft  ab  von  der  Stärke  des  Heers,  daher  der  Zahl 
der  zum  Dienste  Einbernfenen  und  der  Länge  der 
Dienstzeit,  sowie  der  Vertheilung  der  Dienstpflichtigen  aaf 
Qemeine  und  auf  die  eine  höhere  militärische  Rangstufe 
einnehmendenPersonen (Gefreiten,  Unterofficiere,  Sergeanten, 
Feldwebel  u.  s.  w.),  da  die  letzteren  eine  etwas  höhere  Löhnung 
und  z.  Th.  auch  Verpflegung  erhalten  müssen.  Ueber  alle  diese 
Puncte  muss  unter  möglichster  Berücksichtigung  des  Finanzinter- 
esses schliesslich  doch  das  Dienstinteresse  entscheiden. 

Besonders  wichtig  auch  in  finanzieller  Beziehung  ist  die  Länge  der  Dienst- 
zeit. Bei  kürzerer  Dienstzeit  kann  mit  demselben  Aufwand  eine  grössere  Anzahl 
Personen  militärisch  ausgebildet  werden.  Bei  Beurlaubungen  während  der  Dienst- 
zeit vermindert  sich  wenigstens  ein  Theil  des  Unterhaltsbedarfs  der  Truppen,  besonders 
fOr  Natural-  und  Geldverpflegnng ,  und  wird  auch  im  volkswirthschaftlichen  Interesse 
die  fUr  die  militärische  Arbeit  entbehrliche  Arbeitskraft  für  andere  Arbeiten  der  Na- 
tion yerfügbar.    Einige  beztkgl.  Statist.  Daten  s.  u.  S.  445. 

§.  190.  —  6.  Der  Realbedarf.  Derselbe  ist  zum  Theil 
in  der  vorausgehenden  Erörterung  über  den  Personalbedarf  schon 
mit  berührt  worden.    Ausser  den  grossen  Ausgaben  für  militärische 


Rcalbedarf.  441 

Kapitalanlagen  in  Festnngen,  Schiffen,  Häfen,  Kasernen  nnd  ttber- 
hanpt  Bauwerken  verschiedener  Art  und  ausser  den  zur  Na- 
turalverpflegüng  der  Truppen  gehörenden  Ausgaben  kommen 
namentlich  drei  Hauptposten  des  Staatsbedarfs  auch  im  Friedens- 
zustande in  Betracht:  das  Waffen-  und  Ausrttstungswesen 
(incl.  Fahrwerke,  Trainwesen),  die  Pferde  und  das  Futter  u.  s.  w. 
(Fourrage)  für  dieselben. 

S.  Stein,  Heerwesen,  S.  244  ff. 

a)  Die  Bewaffnung  und  Ausrüstung  des  Heers  kann  im 
Allgemeinen  gegenwärtig  nur  eine  Sache  der  Militärverwal- 
tung selbst  sein. 

Die  durch  technische  Bücksichten  gebotene  genaue  Gleichmässigkeit  der 
Bewaflnnng  rerbietet  schon,  von  allen  anderen  Grtlnden  abgesehen,  die  Bewaffnung 
zur  Sache  des  einzelnen  Mannes  zu  machen,  sei  es,  dass  dieser  sie  sich,  wie  ehedem 
Tielfach,  aus  eigenen  Mitteln  beschaffen  muss  oder  zu  ihrer  Anschaffung  das  Geld  ?om 
Staate  erhilt  Auch  ökonomische  Rücksichten  sprechen  für  die  Beschaffung  Seitens 
der  HilitärFerwaltung ,  welche  allein  im  Grossen  eigens  produciren  cnder  an- 
kaufen kann.  Welches  dieser  beiden  Systeme  der  Besorgung  des  Bealbedarfs  befolgt 
werden  soll,  lisst  sich  nicht  allgemein  entscheiden.  Es  gilt  dafür  das  in  §.  169  und 
170  Gesagte.  Nur  auf  Privatfabriken  angewiesen  zu  sein ,  kann  auch  im  Kriege  sehr 
tbeuer  kommen.  England  musste  im  Krimmkriege  die  Tonne  gewisser  Geschosse 
(diaphragm  shell)  f.  73  Pf  St.  kaufen,  die  es  später  zu  15  Pf.  selbst  machen  Hess 
(Bau).  Jedenfalls  sind  militärische  Reparaturwerkstätten  und  solche  für  Experimente 
unentbehrlich.  Ueber  d.  preuss.  Einrichtungen  s.  Rönne,  Staatsr.  3.  Aufl.  II,  2.  S 
773  ff.  Die  Mannschaft  kann  auch  mit  der  Instandhaltung  der  Waffen  in  der 
Begel  nicht  unmittelbar  betraut  werden.  Wohl  aber  hat  sie  die  Reinigung  der 
Waffen  zu  übernehmen  und  dafür  ist  wieder  die  Auswerfnng  von  Pauschsummen  für 
den  einzelnen  Truppentheil  und  seine  kleinsten  AbtheUangen  bis  herab  zum  einzelnen 
Mann  möglich.  Für  das  sonstige  Rüstzeug  (Tornister,  Kochapparat  u.  s.  w.)  der 
Mannschaft  gilt  im  Allgemeinen  dasselbe  wie  für  die  Waffen. 

Abweichend  hiervon  kann  bei  den  Officieren  das  geldwirthschaftliche 
System  auch  in  Bezug  auf  die  Einzelbewaffnung  und  Ausrüstung  dorch  Gewährung 
fester  jährlicher  Pauschsummen  für  diesen  Zwedc  und  Auswerfnng  von  Ausrüstungs- 
geldem  für  den  Feldzug  allgemeiner  angenommen  werden,  was  sich  im  Ganzen  wohl 
ökonomisoh  empfiehlt  Deber  den  Kostenpunct  des  Waffen wesens  s.  o.  S.  431.  Die 
Durchschnittsdauer  einer  Waffe  ist  schwer  festzustellen,  da  ein  Fortschritt  der 
Technik  zur  Erneuerung  der  Waffen  zwingt,  auch  wenn  die  alten  noch  lange  nicht 
abgenutzt  sind.  Die  Preise  der  Waffen  sind  mit  der  höheren  Leistungafähigkeit,  daher 
bes.  bei  Schusswaffen,  meist  stark  gestiegen,  dsgl.  die  der  Munition. 

b)  Die  Beschaffung  der  nothwendigen  Armee-Pferde  ist 
im  Frieden  und  vollends  im  Kriege  eine  ebenso  wichtige  als 
schwierige  Aufgabe.  Im  Frieden  kann  die  Beschaffung  der 
Officierpferde  wieder  dem  OfGcier  gegen  Panschalentschädigung 
selbst  überlassen  Werden.  Die  Mannschaftspferde  in  der  Cavalleric 
and  alle  sonstigen  Pferde  in  der  Artillerie,  dem  Train  u.  s.  w. 
mtissen  wie  die  Waffen  durch  die  Militärverwaltung  selbst 
besorgt  werden.  Es  kann  dies  auf  verschiedene  Weise  geschehen 
and  in  den  verschiedenen  Staaten  sind  auch  verschiedene  Systeme 
der  Pferdebeschaffnng  in  Gebrauch. 
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Manches  muss  sich  hier  nach  den  Landesverhältnissen ,  dem  Umfang  der  ein- 
heimischen Pferdezucht,  der  Nothwendigkeit  eines  Znkaufs  aus  dem  Aoslande  richten. 
Es  liegt  sehr  im  militärischen  Interesse,  dass  der  Pferdebedarf  im  Kriege  möglichst 
voilst&ndig  und  in  genügender  Qaalit&t  im  Inlande  beschafft  werden  kann,  um  in 
dieser  wichtigen  Beziehung  ?om  Auslande  unabhängig  zu  sein.  Zu  diesem  Zwecke 
müssen  aber  schon  im  Frieden  die  erforderlichen  Massregoln,  wie  Hebung  des 
heimischen  GestQtewesens,  Bezahlung  hinlänglicher  Preise  f Ur  die  Militärpferde, 
um  die  Zucht  \rortheilhaft  zu  machen,  ergriffen  werden.  Hier  begegnet  sich, 
kreuzt  sich  aber  auch  leicht  das  militärische  und  das  Tolkswirthschaftliche, 
speciell  das  landwirthschaftliche  Interesse.  Die  Frage  der  Unterstützung  des  Gestüte* 
Wesens  mit  Staatsmitteln  wird  aus  einer  agrarpolitischen  zugleich  eine  militärpolitische, 
wo  dann  in  letzterer  Rücksicht  die  Pflege  der  heimischen  Pferdezucht  auch  dann  noch 
erfolgen  darf,  wenn  die  allgemeinen  yolks-  und  landwirthschaftlichen  Verhältnisse  die 
Pferdezucht  ?om  Standpuncte  rationeller  Agrarpolitik  nicht  mehr  so  passend  erscheinen 
lassen.  Ueber  Pferdezucht  ?om  volkswirthsch.  Standpuncte  betrachtet  s.  Bau,  Volks- 
wirthschaftspol.  §.  168  (Gestüte);  Röscher,  Nat-Oek.  d.  Ackerbaus,  g.  178.  Ueber 
d.  preuss.  Verhältnisse  Meitzen,  Boden  Preussens,  IL,  445  ff.  Der  Militär  u.  der 
Pferdeliebhaber  übersieht  leicht  die  bloss  relative  Tolkswirthschaftliche  Zweck- 
mässigkeit der  Pferdezucht    S.  auch  u.  §.  94.    S.  459. 

a)  Der  Ankauf  der  Militärpferde  im  Frieden  geschieht 
unter  unseren  Verhältnissen  am  Passendsten  nach  dem  im  deutschen 
Heere  bestehenden  preussischen  System  durch  militärische  Com- 
missionen  (,,Remonte-Ankaufs-Commissionen''),  eventuell 
unter  Mitwirkung  von  Lieferanten,  welche  die  Pferde  an  bestimmte 
Plätze  (Depots,  Assentplätze)  stellen,  und  zwar  am  Besten  so,  dass 
junge  Pferde  gekauft  und  in  sogenannte  Remontedepots  des  Staats 
zur  Fütterung  uod  Wartung  ttberwiesen  werden,  um  sie  fttr  den 
Armeedienst  brauchbar  zu  machen. 

Der  Zuschuss  zu  den  Kosten  der  Remontedepots  stellt  dann  neben  dem  Ankaufis- 
preis  der  Pferde  den  Kostenbetrag  des  Pferdebedarfs  der  Militänrerwaltung  dar.  Aus 
diesen  Depots  werden  die  Pferde  durch  militärische  Remonte-Gommandos  den  Truppen- 
theilen  zugeführt  Der  jährliche  Bedarf  an  Pferden  wird  durchschnittlich  auf  eine 
gewisse  Quote  der  etatmässigen  Stärke  des  Pferdebestands  und  demgemäss  wird  eine 
gewisse  Durchschnittsdauer  des  Pferdes  angenommen,  wobei  sich  in  den  einzelnen 
Ländern  einige  Verschiedenheiteu  herausstellen.  Bei  den  seit  längeren  Jahren  staifc 
gestiegenen  Preisen  der  Pferde  ist  die  bezügliche  Ausgabe  ein  ziemlich  erheblidier 
und  immer  noch  steigender  Posten.  S.  Stein.  Heerwesen,  S.  247,  der  aber  unter 
den  Terschied.  Systemen  der  Beschaffung  der  Pferde  in  Deutschland  die  „Requi- 
sition als  gesetzl.  Dienstpflicht  der  Pferde*'  nennt,  was  nur  im  Kriegszustand  gilt 
Ueber  Preussen:  ROnne,  Staatsr.  II,  2.  S.  772.  Jetzt  im  deutschen  Heere  (exd. 
Baiem)  6  Remonteankaufiicommissionen,  15  Remontedepots,  wo  die  Pferde  im  Alter 
?on  3  bis  incl.  6  Jahr;  Durchschnittsdauer  9  Jahre  (in  Oesterreich  12  Jahre),  Chargen- 
pferde 5  Jahre.  Die  Remontedepots  sind  Domänen,  die  landwirthsch.  benutzt  u.  für 
die  dem  Domänenfiscus  eine  Pachtrente  gezahlt  wird.  Im  Reichsetat  für  188S/S4 
(ezcl.  Baiem)  stehen  an  Kosten  der  Remontirung  5'6S  Mill.  M.  Die  Verwaltung  der 
(preuss.)  Remontedepots  kostet  1'52  Mill.  M.  Angekauft  werden  nur  noch  Pferde  r. 
3—5  (nicht  mehr  bis  6)  Jahre  Alter,  durchschn.  Preis  1880  655  M.  Als  Bedarf  der 
Remontirung  wird  gerechnet:  jährL  bei  der  Cavallerie  V*o  (minus  4  Pferde  p.  Regi- 
ment), bei  der  Artülerie  V9  der  Friedensetatstärke  an  Dienstpferden,  so  z.  B.  in  1880 
incL  der  Officierchargenpferde.  worauf  die  Subalternofficiere  der  Garall.  u.  reit  Ar- 
tillerie Anspruch  haben,  6273  Remontepferde.  Der  Abgang  durch  Tod  u.  Ausrangirung 
in  d.  Depots  selbst  wird  auf  5^/^  berechnet  Dadurch  u.  durch  Berücksichtigung 
einiger  besonderer  Ersatz-  und  Bedat&fälle  steigt  der  Gesammtbedarf  auf  6719  Pferde. 
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—  Aoltere  Angabeii  bes.  Über  Bai  er n  bei  Bau,  6.  Ausg.  g.  76  Aiun.  g.  — Pferdc- 
besUnd  der  Armee  imd  Wechsel  darin  1875  s.  im  Jahrb.  d.  Stat  d^  preiiss.  Staats, 
IV.  2,  S.  344. 

ß)  Im  Kriegszustände  (bei  der  Mobilmaehung)  ist 
die  gewöhnliche  Form  des  Ankaufs  der  Pferde  zwar  nicht  ausge- 
schlossen. Sie  ist,  soweit  es  sich  um  Versorgung  mit  Pferden  aus 
dem  Auslande  handelt,  besonders  wichtig.  Aber  sie  reicht 
nicht  aus,  theils  weil  der  Bedarf  dabei  nicht  rasch  genug,  theils 
weil  er  unter  zu  ungünstigen  Bedingungen  gedeckt  wttrde.  Im 
Kriege  muss  daher  anders  vorgegangen  werden,  am  Besten  so, 
dass  die  Pferdebesitzer  gesetzlich  gezwungen  sind, 
ihre  Pferde  der  Militärverwaltung  zur  Auswahl  zu 
stellen  und  sie  ihr  gegen  angemessene  Entschädigung 
abzutreten.  Die  letztere  braucht  aber  nicht  nach  Kriegs- 
preisen, sondern  darf  nach  Friedenspreisen  bemessen  werden. 

Hier  liegt  also  ein  practisch  wichtiger  und  principiell  richtiger  Fall  der  Zwangs- 
enteignnng  vor,  welcher  durch  die  Dnznreichendheit  des  priratwirthschafüichen 
Systems  geboten  ist.  Der  Fall  ist  deshalb  von  allgemeinerer  Bedeutung  für  die  Fragen 
der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung.  S.  meine  Grundlegung  2.  Abth.  Kap.  5, 
und  mein  Reichfinanzwosen  im  Jahrb.  a.  a.  0.  III,  223  über  die  neue  deutsche 
Gesetzgebung.  Ges.  tlber  Kriegsleistungen  7.  1 3.  Juni  1873«  §.  25  ff.,  Bestimmungen, 
welche  an  die  Stelle  der  älteren  (z.  Th.  h&rteren)  preussischen  Vorschriften  getreten 
sind,  s.  meine  Reichsfin.  S.  80.  Fttr  die  Pferde  wird  aus  den  bereitesten  Mitteln 
der  Kriegskasse  Ersatz  des  vollen  von  Sachverständigen  unter  Zugrundelegung  der 
Friedenspreise  endgiltig  festzustellenden  Werths  geleistet  (§.  25).  Ein  neues  französ. 
Ges.  V.  1.  Aug.  J874  ordnet  ebenfsdls  die  Zwangsstellung  der  Pferde  im  Fall  der 
Mobilmachung  des  Heeres  an.  Jährlich  im  Jan.  findet  zu  diesem  Zweck  eine  gemeinde- 
weise Registrirung  aller  über  6 jähr.  Pferde  und  tlber  4  jähr.  Maulthiere  statt  Diese 
Thiere  werden  jährl.  schon  im  Frieden  untersucht  und ,  wenn  militärisch  verwendbar 
gefunden,  nach  den  Remontepreisen  des  Jahresbudgets  abgeschätzt.  Im  Kriegsfall 
werden  dann  alle  requirirten  Reit-  und  Artilleriezugpferde,  mit  Ausnahme  der  Hengste, 
mit  25%  Zuschlag  zu  den  obigen  Taxpreisen  al^^ommen.  Zahlung  mittelst  An- 
weisung auf  die  nächste  Steuererhebungsstelle.  Strenge  Strafbestimmungen.  S.  Preuss. 
Stat.  Zeitschr.  1874,  S.  345.  —  Der  Pferdebedarf  des  deu tschon  Heers  ist  im 
Frieden  81,629,  im  Kriege  312,731,  wovon  242,415  bei  d.  Feldarmee;  Frankreich: 
active  Armee  im  Frieden  jetzt  126,544,  wovon  13,013  auf  die  Gendarmerie;  für  die 
mobile  franzOs.  Feldarmee  wenigstens  224,000  (offic.  Angabe  250,000).  —  FOr  An- 
schaffung der  Pferde  der  mobilen  norddeutchen  Armee  sind  im  Kriege  v.  1870/71 
22'82  MilL  Thlr.  ausgegeben  (wovon  gleich  bei  der  Mobilmachung  1 3*37).  Der  Erlös 
ftr  Pferdeverkättfe  betrug  1870  u.  71  81 3  MilL  Thlr.,  bes.  f.  Verkauf  französ.  Beute- 
pferde und  filr  allgemeinen  Verkauf  bei  der  Abrüstung. 

c)  Futter,  Hafer  und  Heu,  ferner  Stroh  fUr  die  Pferde  ist 
im  Frieden  in  der  Begel  im  Grossen  durch  die  Militär- 
verwaltung, bez.  durch  die  einzelnen  Truppenkörper  (Regimenter, 
Bataillone)  anzuschaffen,  meist  im  Wege  der  Submission. 

Passend  erhalten  die  Offi eiere  fur  die  Dienstpferde,  welche  sie  halten  mtlssen, 
feste  Fourragerationen,  also  inso&rA  auch  hier  naturalwirthschaftliches  System, 
da  der  Einzelne  nicht  immer  ordentlich  seinen  Bedarf  decken  kann.  Die  Pferderationen 
zerfallen  im  D.  Heere  nach  der  Waffe  und  der  Gattung  der  Pferde  in  schwere,  mitt- 
lere und  leichte;  sie  betragen  in  der  Garnison  47o0,  4400  u.  4000  Gr.  Hafer,  ausser- 
dem bei  jeder  Bation  2300  Gr.  Heu  u.  3500  Gr.  Stroh.    Nur  ausnahmsweise  ist  im 
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Frieden  (z.  B.  auf  Märschen)  fUr  Fourrage  ein  Lieferangszwang  der  Gemeinden  am 
Platze.  (So  im  deutschen  Ges.  über  d.  NataraUeistongen  fttr  die  bewafinete  Macht 
im  Frieden  y.  13.  Febr.  1875,  §.  5). 

Im  Kriege  erweist  sich  dagegen  die  Beschaffung  der  Fonr- 
rage  im  Wege  des  freien  Ankaufs,  namentlich  da,  wo  man  sie 
gerade  bedarf,  mitunter  nicht  möglich  oder  ist  sie  nicht  rasch 
genug  und  zu  tbeuer  auf  diesem  Wege.  Deshalb  muss  auch  hier 
eine  gesetzliche  Pflicht  zur  Lieferung  dieser  wie  anderer 
verwandter  Artikel  (Vieh,  Brotmaterial)  fttr  gewisse  Selbstverwal- 
tungskörper,  wie  Gemeinden  und  Kreise  oder  eigens  fttr  diesen 
Zweck  neu  zu  bildende  „Lieferungsverbände'^  ausgesprochen 
werden.  Eine  angemessene  Entschädigung  aus  Staats- 
mitteln ist  dabei  namentlich  deshalb  geboten,  weil  nach  dem  zu- 
fälligen Aufenthalt  der  Truppenkörper  die  einzelnen  Landestbeile 
gewöhnlich  in  sehr  verschiedenem  Umfange  zu  solchen  Lieferungen 
in  Anspruch  genommen  werden. 

S.  das  deutsche  Ges.  Über  Kriegsleistangen  r.  13.  Juni  1873,  bes.  §.  16  ff. 
Entschädigung  für  Pouirage  u.  and.  sogen.  ^J^andiieferangen''  ausser  Vieh  nach  dem 
lOj&hr.  Durchschnittspreis  des  Hauptmarktorts  des  Lieferungsverbands,  unter  Ausschluss 
des  theuersten  und  wohlfeilsten  Jahrs.    S.  mein  Reichsfinanzwesen  8.  220 — 226. 

Die  Höhe  des  Gesammtaufwands  fttr  den  Realbedarf 
des  Heeres  im  Friedenszustande  richtet  sich  einmal  nach  den- 
selben  Umständen,  welche  die  Höhe  des  Aufwands  fttr  den  Per- 
sonalbedarf bestimmen;  sodann  nach  den  technischen  An- 
forderungen, welche  an  das  System  der  Angriffs-  und 
Vertheidigungswaffen  und  der  damit  in  Verbindung  stehenden 
militärischen  (und  maritimen)  Einrichtungen  und  Anstalten  zu 
stellen  sind. 

Ist  das  Material  des  Heers  und  der  Flotte  einmal  in  technisch  genügendem  Zu- 
stande vorhanden,  so  handelt  es  sich,  was  die  laufende  Ausgabe  anlangt,  nur  um  den 
verhältnissmässig  kleineren  Aufwand  fQr  die  regelmässige  Ergänzung  und  Instandhaltung 
des  Materials.  Aber  es  ist  in  ökonomischer  und  finanzieUer  Hinsicht  nicht  zu  über- 
sehen, dass  dieses  Material  eine  „staatswirthschaftliche  Kapitalanlage*'  darstellt,  deren 
Verzinsung  und  Amortisation  eigentlich  zu  dem  Militäraufwand,  bez.  zu  dem 
Aufwand  für  den  Realbedarf,  geschlagen  werden  müsste,  um  die  wahre  Höhe  und 
Last  der  Militärausgabe  zu  erkennen.  Da  nach  der  Finanzlage,  nach  politischen  Um- 
ständen und  nach  anderen  zufälligen  Einflüssen  in  den  einzelnen  Staaten  gerade  auch 
der  Aufwand  für  das  militärische  und  maritime  stehende  Material  in  yerschiedener 
Weise  und  zu  verschiedener  Zeit  bestritten  wird  —  bald  durch  einmalige  grosse  Ver- 
wendungen aus  Kriegscontributionen ,  wie  nach  ]$]5  und  nach  1871  in  Deutschland, 
oder  aus  verzinslichen  Anleihen,  bald  durch  allmählige  Verwendungen  in  einer  Keihe 
von  Jahresetats  —  so  ergiebt  sich,  dass  man  die  Ausgabe  für  den  gesammten  Real- 
bedarf und  daher  auch  für  den  ganzen  militärischen  Bedarf  in  verschiedenen  Staaten 
schwer  unmittelbar  vergleichen  kann. 

Eine  genauere  finanzstatistische  Vergleichung  der  einzelnen  Hauptposten 
des  Heeresaufwands  verschiedener  Staaten  oder  eines  Staats  in  verschiedenen  Zeiten 
leidet  ausser  an  der  ebengenannten  noch  an  der  weiteren  Schwierigkeit  der  doch  immer 
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maDch^Msh  rerschiedenen  Organisation  des  Heeres  and  der  rerschiedenen 
Heiliode  der  Etatisirnng  des  Finanzbedarfs  für  das  Heer  (und  die  Flotte). 
Vgl.  ältere  Angaben  über  die  Bestandtheile  der  milit.  Ausgaben  bei  Ran, 
§.  73  Anm,  a  in  der  5.  n.  (neuere)  in  d.  6.  Ausg.  Auch  Stein,  Heenres.  S.  282 
(Tabelle  nach  der  „Yergleich.  Darstell,  d.  Wehrverh&ltnisse'').  Einen  Einblick  in  die 
reUti?e  Bedeutung  der  einzelnen  Haoptposten  giebt  folgende  Uebersicht  aus  dem  Etat 
des  deutseben  Heeres  (ezd.  Baiern)  fttr  1S84/85,  des  Osterr.-ungar.  fUr  1877 
und  des  französ.  fttr  1881.  Eine  unmittelbare  Yergleichung  auch  dieser  drei  Etats 
ist  bei  der  Yerschiedenbeit  der  Etatisirnng  nicht  f&r  alle  Posten  durchfilhrbar.  Aber 
wichtige  Anhaltspuncte  für  die  Yergleichung  bieten  sich  gleichwohl. 

Deutsches  Heer  (ohne         Oesterr -ünirar  Heer 
Baiem).  Fortdauernde  Ausg.      ^     ?^S-'     lnn\ 
in  Mill.  M.  (Etatskapitel)  ^'^^'*'    ^^  ^ 


Kriegsministerium 

MiJit&r-Eassenweseu    . 

Militäriotendantaren    . 

Hilitftrffeistlichkeit 

Mllit&ijustizverwalt 

Höh.  Truppenbefehls- 
haber  

GouTem.,  Gommand.  u. 
Platz-Miüore    .    .    . 

Adjut,  Offic.  u.  Offic. 
in  he&,  SteUungen 

Generalstab  und  Yer- 
messungswesen     .    . 

Ingenieurcorps  .    .    . 

(teld.erp«eg.d.Tropp   98-02    ^rÄ^' '^: 


FranzOs.  Heer. 
MÜL  Fr.  • 

Min.,  Gentralverwalt.    3*27 


Militäijnstiz 


0-98 


190    Centralleitung     .    .  0*47 

0-27    Territ-  u.  Localbeh.  0*43 

1*73    Intend.  u.  Gontrole  .  084 

064    Militärseelsorge  .    .  015 

0*68    Milit&ijostizverwalt  0*27 

Höh.     Gommandant. 

2*52      u.  Stäbe  ....  1*59 

0*64 

0-97 

Techn.  u.  administr. 

1*62      MiUtärcomit6    .    .  018 

1*59    Mil.-geogr.  Institut .  0*35    Dep.  gen.  d.  1.  guerre    0*49 


Generalstab 


2391 


2208 


Naturalverpiiegung .    .  78*22 


Sold  etc. 
I^bensmittel 


Bekleidung  u.  AusrOst.  22*41 
Gamisonverwaltung    u. 

Serns 3345 

Gamis.bauwesen  .  .  0*38 
B^sekost,  Tagegelder, 

Yorspann-  u.Transp.- 

kosten 5*41 

7-29    ^^^^^'^     Betten-, 
Montunnagazin 
Militärmedicinalwesen     6*02 
Traindepots,  Feldger. .    0*48 
Verpfleg,  d.  Ersatz-  u. 

2*67 

5*68 

1-52 


jMannsch.  Kost.    .  12'01  j ...    Tr^,„„« 

iN.h.naverpflegang    1609  ^;„^^*»'""« 

Montur  u.  Betten    .    8*34  Bekleidung  . 

Dnterkunftsanslagen     4*47  Milit&rbetten 

Unteroff.-Dienstpräm.    1 90  Marsc^dienst 


191*26 

99'2G 

408 

71*65 

39*49 

6-40 

9*48 


Wohnungsgeld 


B^rvemannschaften 
Ankauf  d.  Remonten  . 
Remondedepots  .     .    . 
MUlitärerziehungs-  and 

Bildungswesen .    .    . 
Militärgefängn  isswes. 


Militärsanitätswesen 
Fahrwes.  mat  dep.  . 

Remontirung  .    .    . 


4*81 
0-91 


Militärbildungsanst 
MUitärstrafanst.  .    . 


ArtUl.-  u.  Waffenwes.  1274  Techn.  Artillerie 
Techn.  Instit  d.  Artill.  0*57  Pionierzeugmater. 
Bau-  u.  Onterhaltang  d. 


Festungen  ....  2*75 
Gew.  Unterstütz.  .  .  OOS 
Militärwittwenkasse     .     0*86 

Difeises 0  10 

Summa    *296-92" 


Genie- u.MiLBaudir.    212 


Q,^Q    AUg.  Transporte     .  3*66 

3*10    Hospitäler      .    .    .  12*25 
011 

Recrutir.-Reserven  .  0*86 

1*43    Remonte  a.  Geschirr  15*18 


1*07    Militärscbulen     .    .  3*80 

006 

2*70    Artill.  a.  Feldcquip.  16*85 

0*03    Pulv.    u.    Salp.fabr.  5*27 
Etabl.  u.  Aemter  d. 

G6nie 15*13 


Untersttttzungen  .    .  3*11 

Subventionen .    .    .  1*33 

Versorgungswesen   .  lO'OO    Kriegsinvaliden  .    .  0  82 

Nicht -Activ.sold  etc.  1*28 

.     0*29    Geheime  Ausgabe   .  0*30 


Verschiedenes 


80-77        (ohne  Gendarm.)    ä^O'lO 
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Deutsches  Heer  (ohne 
Baiem).    Fortdaaemde  Ausg. 

(in  Hill.  M.  (Etotskapitel) 
Dazu  kommt  noch: 
Allgem.  Pensionsfonds 

d.  Reichsheeres    .    .  1919 
Beichsinvaiidenf.  f.  d. 

Heer 22*97 


Oesterr.-Üngar.  Heer. 
Ordin.    MIU.  fl. 


Französ.  Heer. 
:^IilL  Fr. 


Militpens.      .    .     .  75*00 


605*10 


Summa    33908  80*77 
Ohne  die  einmaligen  und  ausserordentlichen  Ausgaben. 

Die  Ausgaben  im  Ordinarium  für  die  Flotte  sind  die  folgenden,  in  denselben 
Jahren. 

Deutsche  Flotte.  Oesterr.  Flotte.  Französ.  Flotte. 

Mill.  M.  Mill.  fl.  MiU.  Fr. 

Admiralität    ....  0.49    Gagen 1*09    Minist  u.  Gentr.     .    1*34 

Hydrogr.  Bur.   .    .    .  014  Löhnung.,  Bekleid.-              Karten,  Pläne     .    .    0*52 

Seewarte 0*22  Mass.-Gelder     . 

Stationsintendantur.    .  0*18  Dienst  zu  Lande 

Rechtspflege  ....  0*03  „      „    See    . 

Seelsorge 0  04  Hydrogr.  Anst  . 

Militärpersonal  .    .    .  5*65  And.  Anstalten  . 

Indiensthalt  d.  Schiffe  2*92  Instandhalt,  Ersatz, 


1*04  Generalstab,  Person. 

0  46  z.  See      ....  42*67 

1  22  Truppen  z.  See  .  .  13*95 
0  03  Seeintendanz  .  .  .  2'93 
0*14  Person,  z.  Lande    .    5*17 

Lebensmittel  .    .    .  20*82 
Spitäler     ....    3*30 

3*17  Arbeitslöhne        im 

Artillerie,    Seemin.,    0*22  Schiffbau     .    .    .  22*37 

And.  Auslag.      .     .    0.21  Schiffsbauten.  Mater.  42*87 

Vcrsorgungsauslag. .    0*23  Artill.  u.  Pul?.  .    .    4  00 

Marinespitäler     .    .    0*11  Hydraul.  Arbeiten  u. 

Sumuia     813 


Betrieb  d.  Flotten- 
materials .... 


Ci?. -Bauten  . 

•        • 

5*88 

Rechtspflege  . 

•        • 

0*23 

AUg.  Druckkost. 

etc. 

0*62 

Reisekost.  etc. 

•        • 

3*27 

Versch.  Ausg. 

•         ■ 

0*75 

Summa  166  69 

Invalidenkasse  . 

• 

25*67 

Naturalverpflegung .    .  2*25 

Bekleidung    .    .    .    .  0*11 

Senris»  Gamjsonverw. .  0*71 

Wohnungsgeld    .    .    .  0*51 

Krau  kenpflege    .    .    .  0  52 

Reise-  etc.  Kosten .    .  0*31 

Unterricht     .    .    .     .  0.12 
Werftbetrieb.     .    .     .10*15 

Artillerie 1*93 

Torpedo  wesen    .    .    .  0*37 

Lootsen,  Betonn.  etc. .  0*19 

Diverses    .    .    .    .    .  007 

Summa  26*91 
In?alidenpens.    .    .    .    0*51  192*36 

-    aus  Reichsin?aL-  Die  fnmxöa.  SeeinvaÜden- 

Fonds  .    .    .    .    .    .    0*02  kassefungirtfÜrdieKriegs- 

27*44  und  die  Handelsmarine. 

Eine  genauere  Yergleichung  ist  hier  noch  weniger  möglich  als  beim  Heere. 

IV,  —  §.  191.  Eigene  EiDnabmen  der  Militärver- 
waltung.   Solehe  kommen  regelmässig  vor. 

Es  gehören  dahin  die  oft  nicht  unerheblichen  Einnahmen  für  Yeräusserung 
alter  abgängiger  Waffen,  Pferde,  Materialien  u.  s.  w.,  bedeutendere  Posten  nach 
Kriegen,  bei  grösseren  Reformen  im  Wafienmaterial  u.  s.  w.  Auch  gewisse  Gebühren 
für  die  Benutzung  ron  Militärinstitnten  und  Taxen  (bei  Urlaub,  beim  Avancement  u.  s.  w.>, 
Strafgelder,  Miethen,  der  Erlös  ?on  Verkaufsgegenst&nden  militärischer  Anstalten  (z.  B. 
Karten)  u.  A.  m.  In  Oesterr  eich  ist  das  Pnlrer-  und  Salpetergefall  der  Heeres- 
verwaltung unterstellt  Besondere  Fonds  (für  Invaliden,  Stellvertreter  u.  A.  m.) 
geben  ihre  Erträgnisse  der  Militärverwaltung. 

Es  ist  zwar  nicht  nothwendig,  aber  es  kann  zweckmässig  sein,  diese  Einnahmen 
als  eigene  Einnahmen  der  Militärverwaltung  zu  bebandeln  und  sie  im  Etat  gleich 
von  den  Ausgaben  dieser  Verwaltung  abzusetzen.  Jedenfalls  müssen  sie  aber  als 
wirkliche  Staatseinnahmen  angesehen  und  verrechnet  werden. 

Im  österr.- Ungar.  Etat  f.  1877  erscheinen  4*53  Mill.  fl.  eigene  Einn.  d. 
Heeresverwaltung,  wovon  kommen:  auf  d.  Pulver-  u.  Salpeter-Gefäll  1*4,  verschiedene 
Taxen  0  28S,  Interessen  v.  Fonds  1*58  Mill.,  der  Rest  meist  Erlös  v.  Yeräusserungen, 
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Mieih-,  PachtzlDS  n.  s.  w.  (1882  im  Ganzen  2'61  Mill.  fl.).  Aach  die  Marine  hat 
84,000  fl.  eig.  Einnahme.  —  Im  Deutschen  Beichsetat  f.  1884/85  finden  sich  an 
Einn.  der  Verwaltong  des  Reichsheers  d'38  Mill.  M.,  der  Marine  0*43  Mill.  M.,  ausser 
den  Zinsen  a.  EapitalznschUssen  des  Reichsinvalidenfonds  (28'67)  u.  Reichsfestangs- 
banfonds  (11*47),  letztere  meist  far  die  ausserord.  Bauten.  S.  auch  Hirth's  Ann. 
1878,  S.  90.  —  In  Frankreich  haben  die  Dotationskasse  der  Armee  u.  die  Invaliden- 
kasse der  Marine  eigene  Einnahmen  ans  eigenem  Vermögen,  aus  Taxen,  Abzügen  an 
der  Gage,  besond.  aber  aus  Staatssobventionen. 

V.  —  §.  192.  Die  Kriegskosten  selbst  lassen  sich  unter- 
scheiden in  die  eigentlichen,  welche  unmittelbar  die  Finanz- 
verwaltung trefifen  und  die  mittelbaren,  welche  die  sonstigen 
Lasten  des  Kriegs  für  die  Volkswirthschaft  begreifen. 

A.  Die  eigentlichen  Kriegskosten  setzen  sich  im  Wesentlichen 
aas-  folgenden  3  oder  4  grossen  Posten  zusammen. 

Belege  fOi  das  Folgende  aus  den  finanzstatistischen  Daten  neuerer  Kriegs- 
filhrong  w^en  unten  im  Zusammenhang  gegeben.  Die  Berechnungen  ?.  Gallina 
u.  nach  ihm  ?.  Stein,  Heerwesen  S.  231,  scheinen  mir  zu  übersehen,  wie  sehr  das 
Verhältniss  des  Kriegs-  zum  Friedensbudget  von  der  Heeresverfassung  abhängt  YgL 
auch  §.  183,  S.  425. 

1.  Die  Kosten  der  Mobilmachung  und  der  Aufstellung 
des  Heers  in  kriegsbereitem  Zustande  auf  dem  Kriegsschauplatz. 

Der  Umfang  dieser  Kosten  hängt  namentlich  von  dem  Yerhältniss  der 
Friedens-  zur  Kriegsstärke  des  Heeres  ab.  Je  mehr  die  letztere  die  erstere 
abertrifft,  desto  hoher  belaufen  sich  nothwendig  die  „einmaligen  Ausgaben  fur  die 
Mobilmachung.''  Die  Anschatf'ung  der  Pferde  pflegt  der  stärkste  einzelne  Posten 
ZQ  sein.  Je  nach  dem  Stande  der  Vorräthe  von  Waffen,  Munition,  Feldgeräth, 
Kleidung  u.  s.  w.  sind  die  Kosten  der  Mobilmachung  und  Ausrastung  natürlich  auch 
verschieden ;  ebenso  je  nach  der  Lage  des  Kriegsschauplatzes,  der  Grösse  des  eigenen 
Staatsgebiets  und  dem  Zustande  der  Communicationsmittel,  wonach  die  Auslagen  für 
den  Transport  des  Heers  und  seines  Geräthes  sowie  der  Gegenstände  seines  Yer- 
pflegungsbedarfs  verschieden  ausfallen.  Gemeingiltige  Kegeln  über  die  Höhe  der 
Kosten  und  ihr  Yerhältniss  zum  Friedensetat  lassen  sich  daher  nur  annähernd  geben. 
In  finanzieller  Beziehung  steht  nur  der  Satz  fest,  dass  die  für  eine  Mobilmachung 
des  ganzen  Heeres  unbedingt  nothwendigen  einmaligen  Auslagen  unter  allen 
Umständen  müssen  gemacht  werden  können,  auch  unabhängig  von  der  jeweiligen 
Lage  des  Staatscrcdits  und  des  Geldmarkts.  Diese  Sicherheit  giebt  allein  vollständig 
der  Kriegsschatz,  der  daher  wenigstens  bei  gewissen  Heersystemen  eine  noth- 
wendige  Fiuanzeinrichtung  ist  (§.75).  Bei  den  Festungen  gehören  die  Kosten 
derArmirung  und  Proviantirong,  bei  der  Flotte  diejenigen  der  vollständigen  Aus- 
rüstung und  Indienststellung  der  Schiffe  za  diesem  ersten  Hauptposten  der 
eigentlichen  Kriegsaasgaben. 

2.  Die  Kosten  der  Kriegsftthruog  selbst^  welche  tiber 
den  gewöhnlichen  Friedensetat  hinaus  —  der  daneben 
bestehen  bleibt  —  zu  machen  sind. 

Sie  hängen  von  der  Stärke  des  Heeres,  der  Dauer  des  Kriegs,  bez.  der  Kriegs- 
bereitschaft, den  vorkommenden  Verlusten  an  Material  aller  Art  (Waffen,  Kleidang, 
Geräth  u.  s.  w.),  welches  sofort  wieder  ersetzt  und  ergänzt  werden  muss,  vom 
nothwendigen  Umfang  des  Lazarethwesens,  vom  Nachschub  der  Trappen  zur  Ergänzung 
und  Vermehrung  des  Heers  aus  der  Hoimath  zum  Kriegsschauplatz  u.  A.  m.  ab.  Die 
einzelnen  wichtigsten  Posten  sind  die  Auslagen  für  die  Natural  Verpflegung  der 
Trappen,  für  die  Gehälter  und  Löhnungen,  für  die  Ergänzung  der  Waffen 
und  Munition  und  Bekleidung,  wozu  dann  noch  je  nachdem  grössere  Summen 
für  Transporte  und  für  Lazarethe  und  Krankenpflege  kommen. 
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a)  Die  Gage  und  Lnhnung  ist  im  Kriege  vielfach  za  er- 
höh e  n  wegen  der  tbenreren  Preise,  der  stärkeren  Abnutzung  der 
Sachen. 

b)  Die  Naturalverpflegung  muss  nothwendig  viel  nm- 
fangreieher  und  gewöhnlich  auch  viel  kostspieliger  als  im 
Frieden  werden. 

Denn  sie  wird  im  beimischen  wie  im  Feindeslande  im  Interesse  der  Truppen 
wie  des  kriegerischen  Zwecks  vielfach  auch  da  eintreten,  wo  im  Frieden  die  Geld- 
Verpflegung  ausreicht,  z.  B.  bei  den  Officieren.  Die  Kosten  steigen,  weil  der  Krieg 
tiberhaupt  die  Preise  der  Artikel  des  MilitSrbedarfis  empor  treibt,  weil  gewöhnlich 
hohe  Transportkosten  hinzukommen  und  weil  im  eigenen  Lande  die  naturalen 
Landlieferungen  der  NachbaTBchaft zu  drückend,  im  Feindeslande  dieRequisitionen 
zu  l&stig,  zu  gehässig  werden,  die  Disciplin  dabei  leicht  leidet  und  doch  die  Ver- 
sorgung nicht  hinlänglich  sicher  gestellt  wird.  Daher  bleibt  soweit  als  mOglich  die 
Verpflegung  des  Heeres  auf  eigene  Kosten  im  Gange,  mittelst  eines  um- 
fassenden Systems  von  Lieferungen  (durch  kaufmännische  Lieferanten),  Feldmaga- 
zinen, Bäckereien,  Fabriken  von  transponfähigen ,  dauerhaften  Nahrungs- 
mitteln u.  s.  w.  So  sind  auch  im  letzten  franz.  Kriege  die  Requisitionen  des 
deutschen  Heeres  immer  untergeorilnet  geblieben. 

Ein  besonderer,  unter  Umständen  nicht  unerheblicher  Ausgabeposten  während 
des  Kriegszustandes  kann  die  Unterhaltung  der  Kriegsgefangenen  sein.  Z.  B.  sind 
auf  Rechnung  des  Nordd.  Bundes  für  1870 — 71  an  Kosten  fUr  kriegsgefangene 
Franzosen  21*63  Mill.  Tblr.  liqnidirt,  ohne  die  Ausgabe  f.  die  Verpflegung  d.  Ge- 
fangenen auf  franz.  Gebiete. 

Ueber  die  Sicherung  der  Beschaffenheit  der  Finanzmittel  zurKriegs- 
fQhrung  selbst  ist  oben  in  §.  74  ff.  schon  gehandelt  worden.  Da  die  Benutzung  des 
Staatscredits  nicht  unbedingt  diese  Sicherung  bietet  oder  unter  Umständen  unverhältniss- 
massig  kostspielig  ist,  muss  einmal  die  gesetzUcbe  Verpflichtung  zu  Naturalleistungen 
der  Selbstverwiätungskörper  (Gemeinden ,  Kreise ,  Lieferungsverbände) ,  bestehen, 
sodann  ein  System  von  Extra-Steuern  (bez.  Zwangsanleihen)  eingerichtet  sein. 

3.  Nach  beendigtem  Kriege  bandelt  es  sieb  zunächst 

a)  um  die  Kosten  der  Abrüstung. 

So  Rücktransport  der  Truppen,  Zahlung  gewisser  Abfindungen,  Dcsarmirung  der 
Festungen,  Ausserdienststellung  der  Schiffe  u.  s.  w. 

b)  Sodann:  Ersatz  oder  Ergänzung  des  verlorenen 
oder  unbrauchbar  gewordenen  und  Verbesserung  des 
durch  die  Kriegserfahrung  als  ungenügend  erwiesenen 
Kriegsmaterials  aller  Art :  Waffen,  Kleidung,  Heergeräthe  n.  s.  w., 
Reparatur  und  Umbau  der  Schiffe,  Festungen:  das  sogen.  Retab- 
lissement  und  Verwandtes. 

In  finanzieller  Hinsicht  ist  zu  beachten,  dass  die  bezüglichen  Auslagen,  ob- 
wohl ihrer  Natur  nach  eine  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage,  doch  möglichst 
rasch,  soweit  es  das  sachliche  Interesse  zulftsst,  zu  machen  sind,  also  nicht,  wie  im 
Frieden  mitunter,  auf  l&ngere  Perioden  rertheilt  werden  dtlrfen,  weil  das  Heer  mög- 
lichst sofort  wieder  in  jeder  Hinsicht  leistungsfähig  gemacht  werden  muss,  um 
seinem  Zwecke  der  grossen  Präventiv-  und  Repressivanstalt  zu  entsprechen.  Fem  er 
ist  es  auch  fUr  die  finanzielle  Auffassung  wichtig,  dass  in  der  That  nicht  nur 
Ersatz  und  Ergänzung,  sondern  zugleich  Verbesserung  des  Kriegsmaterials  noth- 
wendig ist  und  daher  die  bezaglichen  Kosten  zu  den  mit  dem  Kriege  in  Verbindung 
stehenden  gehören.  Denn  der  Krieg  ist  der  letzte  PrOfstein  wie  für  den  Werth  der 
Militärorganisation,  so  for  denjenigen  des  Kriegsmaterials.  Daher  z.  B.  nach  dem 
letzten  Kriege   in  Deutschland   die  Neubewaffnung  der  Armee  mit  verbesserten 
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Gewebren.    Bei  der  Institution  des  Kriegsschatzes  gehört  auch  dessen  Wieder- 
anfttllung  unter  diesen  Theil  der  Kosten. 

c)  Endlich:  Kosten  der  Wiedergntmaebung  der  überhaupt 
ersetzbaren  Schäden  in  Folge  des  Kriegs.  Hierin  geboren 
namentlicb  : 

a)  Die  Pensionen  der  durch  den  Krieg  invalide  gewor- 
denen Militärpersonen,  nebst  den  Wittwen-  und  Waisenpensionen 
für  die  Hinterbliebenen  der  verstorbenen  Militärpersonen. 

Ein  Posten,  welcher  natürlich  zan&chst  ?on  der  Grösse  der  Verloste  ahhängt  — 
worauf  neben  der  Grosse  des  Heers  nnd  der  Dauer  des  Kriegs  auch  das  Waffen- 
system Ton  Einflnss  ist,  sowohl  was  die  Zahl  der  Gebliebenen  und  Verwundeten, 
als  die  Art  der  Wunden  und,  da?on  abhängig,  die  Grade  der  In?alididät  anlangt. 
—  Die  Höhe  der  einzelnen  Pension  wird  ?on  der  Finanzlage  mit  bedingt  sein, 
aber  knappe  Pension  ist  gegentlber  einer  wahren  Ehrenschuld  der  Nation  am  We- 
nigsten angebracht  und  auch  nicht  richtig,  weil  entmuthigend  für  die  individuelle 
Leistung. 

ß)  Entschädigung  derjenigen  Landestheile  und  einzelner 
Staatsbürger,  welche  durch  den  Krieg  besondere  materielle 
Verluste  erlitten  haben. 

So  die  Bewohner  des  Kriegsschauplatzes  oder  seiner  Nachbarschaft,  die  vom 
Feinde  Geschädigten  (Plünderung,  RequiRition  des  Feindes,  Vertreibung  aus  dem 
Feindeslandc ,  Wegnahme  von  Handelsschiffen  bei  dem  noch  geltenden  Zustande  des 
Völkerrechts  u.  s.  w.),  die  aus  ihrem  Erwerbsboruf  heraus  gerissenen  Angehörigen 
des  Heers  (Reservisten,  Landwehrleute)  u  a.  m.  Da  es  sich  hier  immer  um  Opfer 
handelt,  welche  durch  den  Krieg  veranlasst  sind  und  vom  Einzelnen  für  die  Ge- 
sammtheit  getragen  werden,  sich  aber  sehr  ungleich  auf  die  Einzelnen  verthoilen, 
ist  eine  Entschädigung  im  Princip  geboten.  Ihre  Höhe  wird  mit  Rücksicht  auf  die 
Finanzlage  bemessen  werden:  volle  Entschädigung  ist  aber  jedenfalls  zu  erstreben. 
Die  französischen  5  Milliarden  haben  es  dem  Deutschen  Reiche  möglich  gemacht,  in 
allen  diesen  Beziehungen  das  Erforderliche  reichlich  zu  leisten. 

y)  Ersatz  der  Kriegsleistungen,  welche  Landestheile 
oder  Einzelne  nach  gesetzlicher  Vorschrift  in  Arbeits-,  Spann- 
Diensten,  Transportleistung,  Quartiergewähr,  Naturallieferungen  u.s.  w. 
dem  heimischen  Heere  machen  mussten. 

Auch  hier  ist  möglichst  voller  Ersatz  geboten,  weil  diese  Leistungen  immer 
mehr  oder  weniger  ungleich,  in  der  Regel  schon  wegen  der  geographischen  Lage  des 
Kriegschauplatzes  und  der  Marschrouten  sehr  ungleich  die  einzelnen  Theile  des 
Staatsgebiets  und  die  verschiedenen  Glassen  und  Individuen  der  Bevölkerung  belasten. 
Es  gelten  hier  die  Grundsätze  fttr  die  gleich  massige  Vertheilung  der  Steuerlast 
(Fin.  II,  §.  346—429). 

Ob  und  in  wie  weit  für  alle  diese  nach  beendigtem  Kriege 
nothwendigen  Ausgaben  ausserordentliche  Mittel  wie  nament- 
lich Kriegscontributionen  zu  Gebote  stehen,  hängt  natürlich 
vom  Ausgang  des  Kriegs  und  von  der  Höhe  solcher  Contribu- 
tionen  ab.  Sind  solche  Einnahmen  vorhanden,  so  werden  sie  in 
erster  Linie  zur  Deckung  der  Kosten  der  KriegsfUhrung  und  zur 
Deckung  dieser  weiteren  Kosten  nach  beendigtem  Kriege  dienen. 
Doch  muss  dabei  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  Vorsicht 
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in  Betreff  der  raschen  Einziehung  grosser  baarer  Geld- 
summen aus  der  Fremde  und  in  Betreff  der  raschen  Ab- 
zahlung etwaiger  Kriegsanleihen  angewandt  werden. 

Für  die  wisseoschafUiche  Behandlung  aller  solchen  Fragen  liegen  jetzt  wie  in 
einem  grossartigen  Experiment  die  Erfahrungsthatsachen  in  den  Einwirkungen  der 
französischen  Eriegscontribntion  ?.  1871  auf  Frankreich  and  Deutschland  ?or.  Siehe 
darüber:  Bamberger,  die  5  Milliarden,  1873  (ans  den  Preuss.  Jahrb.  B.  31), 
SOtbeer  desgL  Berl.  1874,  mein  Reichsfinanzwesen  im  Jahrb.  d.  D.  Reichs,  III, 
S.  85^165,  bes.  228—252,  dsgL  mein  bezOgL  Aufs,  in  Hildebr.  Jahrb.  XXIL  (1874), 
S.  378  ff.,  Wolowski,  result  6conom.  da  payem.  de  la  contribat  de  gaerre  etc., 
Par.  1874  (aus  J.  d.  Econ.  Dec.  1874),  L.  Say,  rapport  sar  le  payem.  de  la  con- 
tribation  etc.,  Paris  1874;  Ferraris,  indemnitä  di  gaorra  etc.,  Naora  Antologia 
Febr.  1875. 

Fehlen  solche  Contributionen ,  so  sind  die  bezüglichen  Aus- 
gaben nach  den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Deckung  des  Finanz- 
bedarfs zu  regeln,  also  eventuell  auch  durch  Anleihen  zu  decken, 
aber  immerhin  bei  der  zweifelhaften  Dauer  der  durch  die  Kriegs 
ausgaben  hervorgerufenen  Wirkungen  und  in  dem  Falle,  dass  es 
sich  um  Anleihen  ans  bereits  angelegten  heimischen  Kapitalien 
(§.  65 — 73)  handelt,  wenigstens  theilweise  mit  durch  erhöhete  oder 
neue  Steuern. 

4.  Ein  letzter  Posten  der  Kriegsausgaben  ist  endlich  eventuell 
die  vom  Besiegten  dem  Sieger  zu  zahlende  Kriegscontri- 
b  u  t  i  0  n  („Kriegskostenentschädigung'O. 

Eine  rasche  Zahlong  derselben  wird  in  der  Hegel  schon  im  Friedensverträge 
bedungen  and  Hegt  gewöhnlich  im  Interesse  des  Besiegten  eben  so  sehr  oder  noch 
mehr  als  in  demjenigen  des  Siegers,  weil  von  ihrer  Entrichtung  die  Befreiung  des 
eigenen  Gebiets  von  feindlicher  Besetzung  und  die  Wiedererlangung  der  politischen 
Unabhängigkeit  abzuhängen  pflegt.  Der  Drack,  der  auf  den  besetzten  Landestheilen 
liegt,  trifft  die  einzelnen  Staatsbürger  sehr  ungleich,  was  auch  die  möglichst  rasche 
Abwicklung  erwünscht  macht.  Es  nOthigen  diese  Verhältnisse  meistens  zur  Aufnahme 
von  Anleihen  und  nach  der  Natur  der  betreffenden  Ausgabe  sind  dieselben  auch  ge- 
rechtfertigt Doch  empfiehlt  sich  auch  hier  ein  RUckgreifen  mit  auf  Steuern,  beson- 
ders solche,  welche  die  wohlhabenderen  Glassen  stärker  zur  Tragung  dieses  Opfers 
mit  heran  ziehen. 

Die  „Kriegskostenentschädigungen*'  an  Freussen  betrugen  nach  d.  Friedens- 
verträgen 1866  55*78  Mill  Thlr.,  wovon  von  Oesteneich  20,  Baiern  17*10  (genau 
30  Mill.  fl.),  Sachsen  S'87,  WOrtemberg  4*56  (genau  8  Mill.  fl.),  Baden  3'40  (6  MilL  fl  ), 
Hessen  1*70  MilL  Thlr.  (8  MilL  fl.),  Reuss  ä.  L.  100,000  Thlr.  Ausserdem  an  Kriegs- 
contribut,  Kriegsbeute  u.  dgL  4*77  MilL  Thlr.,  wovon  3284  Mill.  Thlr.  Kriegscon- 
tribution  der  Stadt  Frankfurt  a.  M.,  1*29  MilL  Thlr.  Zahlungen  des  sächs.  Finanz- 
ministers an  die  preuss.  Civilverwalt.  während  d.  Occup.-Zeit,  339,000  Thlr.  hannov. 
Feldkriegskasse  u.  a.  m.  S.  Jahrb.  d.  preuss.  Statistik  III,  468.  —  Die  französ. 
Kriegskostenentschädigung  an  das  Deutsche  Reich  war  nach  Abzug  der  Rcalisationa- 
kosten,  aber  inbegriffen  die  von  Frankreich  f.  die  Reste  seit  dem  Frieden  zu  zahlenden 
Zinsen,  nach  deutscher  Rechnung  5,301,145,078  Fr.  =»  4,240,672,893  Mark  (nach 
fianz.  Rechn.  5,302,065,000  Fr.),  die  Pariser  Contrib.  (200  MiU.  Fr.)  160*52  MilL  M., 
der  Uebeischuss  (Über  d.  Verwaltungskosten)  der  in  Frankreich  erhobenen  Steuern  n. 
nicht  unmittelbar  verwend.  Ortl.  (Contribut  52*8  Mill.  M.  (in  d.  franz.  Rechn.  findet 
sich  als  „Wiedererstattung  d.  v.  Deutschi,  erhobenen  Steuern**  61*70  MilL  Fr.).  In 
Summa  daher  die  deutsche  Baareinnahme  aus  Frankreich  4453*99  Mill.  M.  Die  Unter- 
haltung der  deutschen  Truppen  auf  französische  Rechnung  während  der  Occupation 
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nach  dem  Friedensschluss  berechnet  Frankreich  anf  323*64  Mill.  Fr.  S.  Preuss.  stat 
Jahrb.  lY,  2.  Abth.,  S.  240«  mein  Reichsfinanzwes. ,  Jahrb.  III,  S.  S5,  97,  Goth. 
Jahrb.  1876,  S.  592. 

6.  Die  mittelbaren  Eriegskosten,  die  Lasten,  Leiden, 
Verluste  aller  Art  für  Land  und  Leute,  zumal,  wenn  der  Kriegs- 
schauplatz auf  heimischem  Boden  ist,  lassen  sich  niemals  genau 
in  Zahl  und  Maass  fassen,  sind  aber  meistens  so  erheblich,  dass 
sie  das  Conto  der  eigentlichen  Kriegskosten  noch  ansehnlich  er- 
höhen, mitunter  vielleicht  letztere  noch  überragen.  Fttr  die  Wehr- 
Verfassung  und  die  Militärfinanzen  folgt  daraus  wieder,  dass  sie 
in  Friedenszeit  zweckentsprechend  in  der  oben  (§.  185)  dargelegten 
Weise  eingerichtet  sein  müssen,  um  mit  verheerender,  Erfolg  ver- 
sprechender Repressivkraft  den  Krieg  auf  feindliches  Gebiet  zu 
spielen  und  rasch  siegreich  zu  Ende  zu  fahren.  Dann  werden, 
wie  die  eigentlichen,  so  vollends  die  mittelbaren  Kriegskosten 
wenigstens  so  viel  als  möglich  verringert  werden. 

VgL  Rau  §.  72,  auch  ?or.  Aofl.  dieses  Bandes,  S.  276,  woselbst  einige  Statist. 
Daten,  freilich  \ron  nur  bedingter  ZuYcrlfissigkeit ,  über  Eriegskosten  ans  der  Zeit 
Napoleons  I.  n.  für  den  Krimmkrieg.  Der  Krieg  ron  1866  kostete  der  prenssischen 
StajUskasse  Über  die  laufende  Ausgabe  circa  83  Mill.  Thlr.  und  brachte  derselben  an 
Entrichtungen  anderer  Staaten  60Vt  MilL  Thlr.  ein.  Der  dänische  Krieg  kostete 
Preussen  extra  c.  18^/9  Mill.  Thlr.  Die  einmal.  Mobilmachungskosten  betrugen 
1866—67  circa  16*3  MilL  Thlr.  S.  Engel,  Jahrb.  III,  541,  462.  Der  italienische 
Krieg  ron  1859  kostete  Oesterreich  extra  c  210  MilL  fl.,  s.  A.  Wagner,  Uns.  Zeit 
1863.  S.  25.  Der  Krieg  ron  1870—71  hat  Frankreich  9—10  Milliarden  Fr.  bloss 
an  Tcrrechneten  Ausgaben  gekostet  Nach  d.  Ber.  d.  Min.  Mathieu-Bodet  r. 
7.  Jan.  1875  (Journ.  offic  8.  Jan.  1875,  danach  Goth.  Jahrb.  1876,  S.  592)  ergaben 
sich  folgende  Posten  in  Mill.  Fr.: 

Ausserordentl.  Ausgabe   in  Folge  Untersttltcung  d.  Familien  ?.  Sold. 

des  Kriegs 1912*05        u.  Matrosen 5000 

YerproTiantirung  von  Paris      .    .    169*52  Baare  Entschäd.  an  Opf.  d.  Kriegs   106*00 

Nicht  classific.  Kriegskosten     .    4     30*00  DsgL  an  Gemeinden  (Annuit)  .    .   251*95 

I.  Eig.  Kriegskosten  2111*57  ^^^'  ^-  ^'  Genie  verurs.  Schäden  .     2600 

Kosten  der  Anleihen 681*27  IV.  Wiodergutmach.  7.  Schäden    433*95 

Veriuste  an  Steuern  u.  Einkünften   364*19  Kriegscontrib.  (ohne  Paris)  .    .    .  5000*00 

n.  Besond.  finanz.  Opfer   995*46    Zinsen  dafür 302*07 

WiAderem^te    d   Mater    Befestig  \in\ßx\i.  d.  deutsch.  Truppen    .    .    323'64 

""itÄS:  d^ÄoÄf)'  V^«^  ^«°^<^^^  ^^^<>»>-  Steuern^^eWO 

=  m.  Wiederherstell.  u.  Ve>  V.  Contrib.  u.  dgL  m.  5687*41 

Stärkung  der  Kriegsmacht     .    .    592*26  Summa  9287*88 

Ueber  die  deutschen  Kriegsfinanzen  von  1870 — 71  siehe  mein  Reichsfinanz- 
wesen, Jahrb.  III,  65 — 166,  mit  den  rerrechn.  Daten  bis  Ende  1872,  approximatiren 
bis  1874.  Auch  Jahrb.  f.  d.  amtL  Statist  Preussens  IV,  2.  Abth.,  S.  240,  bis  1S74 
Q.  1875.  Dann  d.  fin.  Tabellen  in  d.  Statist  Jahrbüchern  des  D.  Reichs  (bisher 
4  Jahrgänge,  1880—83).  Vollständig  waren  noch  bis  1882  nicht  alle  Posten  abge- 
wickelt, indem  der  Reichshaushaltsetat  noch  bis  1882/83  bezügliche  kleine  Summen 
ab  „Ausgaben  in  Folge  des  Kriegs  mit  Frankreich''  «offührte.  Die  Verwendungen 
f.  die  Wiederherstellung  u.  Verstärkung  der  Kriegsmacht  werden  ferner  erst  im  Laufe 
der  Zeit  verbraucht  Schwierigkeiten  f.  d.  Berechnung  macht  die  getrennte  Liquid, 
f.  d.  Reich,  d.  Nordd.  Bund,  die  einzelnen  südd.  Staaten.r  Die  folg.  Uebersicht  aus 
meinem  gen.  Aufsatz  kann  genügen,  weil  sie  die  muthmaassl.  Ausgabereste  nach  den 
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officiellen  Anschl&gen  mit  enthält  u.  die  gesetzL  Verwendung  f.  d.  später  zu  machenden 
Ausgaben  schon  fast  ganz  in  1873  geregelt  war.  Verwendung  der  franzOs.  Ck>atri- 
bution  u.  s.  w.  in  Mill.  Thlr.: 

Auf  Reichsrechn.        Auf  spec.  nordd.  Bechn. 

I.  Kriegskosten    ........  73*13  377*38 

IL  Wiederherstellung  u.  s.  w  d.  Kriegs- 
macht    ]86'1]  120  02 

IIL  Wiedergutmachung  von  Schäden    .  246*39  10*82 

IV.  Verwaltungszw.  der  Kriegsmacht    .  6*27  — 

V.  Allgemeine  Verwaltungsreformen    .           29*79                                 1*66 
VI.  Erfag  gebende  Kapitidanlagen  .    .  143*87 — - 

Summa  I— V          685*57                              509*83 
üeberreste  zur  Vertheilung      •    .    .  798*98 133*70 

Summa        1484*55  643*50 

Die  deutschen  Kriegskosten  (Mobilmachung,  Kriegsführung,  Abrüstung)  mögen  incl. 
Sttddeutschland  c.  520  Mill.  Thlr.  betragen.    FOr  die  finanz.  Seite  des  Kriegs  sind 
die  unmittelbar  zu  machenden  Ausgaben  0m  Unterschied  von  den  erst  später  nach 
und  nach  zu  machenden  resp.  abzuwickelnden)  bes.  wichtig.    Sie  ergehen  sich  in  der 
Hauptsache  aus  dem  Bechnungsnachweis  d.  Kordd.  Bundes  f.  1870  u.  71.    Hiemach 
wurden  verrechnet  f.  d.  Mobilmachung  30*80  (wovon  24*23  in  1870  allein),  wovon 
f.  Pferde  14*69  Mill.  Thlr.  (abzügL  8*13  f.  Erlös  ausverkaufen),  f.  Mobilmachangs- 
gelder  d.  Offidere  n.  gew»  Fers.  d.  Mannschaft  2*54,  f.  Fortific,  Armir.  d.  Festungen 
u.  KOstenpuncte  4*92,  £  Verproviaut  d.  Festungen  2*25;   femer  f.  d.  lauf.  Kosten 
des  Kriegs  beim  Landheer  in  beiden  gen.  Jahren  260*76  Mill.  Thlr.  (wovon  72*20 
in  1870,  188*55  in  1871),  davon:  t  Gehälter  u.  Löhne  der  Trappen   43*79,  Natural- 
verpfleg.,  Fddmagaz.,  Bäcker.  105*77,  Bekleidung  und  Ausrast  37*27,  Lazaretheu.  dgl. 
10*35  Bemontir.  der  Feldarmee  1*58  (wenig  wegen  der  erbeuteten  Pferde),  Munition 
u.  Waffen  7*99  u.  s«  w.    —   Die  Wiederherstellung   und   Verstärkung    der 
Kriegsmacht  erforderte  nach  d.  gesetzl.  Bestimmungen  an  Ilauptposten    für 
Beichsrechnung:  Kriegsschatz  40,  Festungsbau  u.  dgL  114,  f.  nordd.  Bechnong 
spec:  BetabHss.  (incl  Baden  und  Hessen)  106*85,  div.  Gebäude  etc.  c  19  MilL  Thlr. 
—  Die  Wiedergutmachung  von  Schäden  u.  s.  w.  schon  bis  1875/74  (seitdem 
bei  einz.  Posten  weitere  kleine  Beträge):   auf  Beichsrechnung:  Invalidenfonds  187 
(Zahlungen  vor  s.  Gründung  ausserdem  10*1  MiH  Thlr.),  Beihilfen  an  Angehörige  der 
Boserven  u.  Landwehr  4,  dsgL  an  aus  Frankreich  vertriebene  Deutsche  2,  dsgL  l^r 
deutsche  Bhederei  5*6,  dsgL  Ersatz  v.  Kriegsschäden  u.  Leistungen  u.  s.  w.  (bes.  f. 
EIs.-Lothr.)  37*7,  dann  auf  nordd.  Bechnung:  Ersatz  d.  Krißgsleistungen  d.  Gemeinden 
2*5,  dsgl.  der  Unterstützung  für  die  Familien  d.  einbemf^  Beserve-  u.  Landwehrieute 
8*3  MiU.  Thlr.    Weiteres  Detail  aus  den  betr.  Gesetzen  u.  der  Statistik  in  meinem 
Beichsfinanzwesen,  S.  103  ff.,  112  ff.,  118  ff.  —  Debor  den  letzten   orientaL  Krieg 
Busslands,  den  dieses  fast  ganz  mit  neuen  Papiergeldemissionen  und  einiger  Ver- 
mehrung seiner  verzinsl.  Schuld  während  des  Kriegs  führte  —  Fundirangsoperationen 
folgten  erst  später,  bisher  in  beschränktem  Maasse,  —  sind  mir  keine  spec.  Abrech- 
nungen über  die  Kriegskosten  bekannt  geworden.    Einen  Einblick  geben  aber  folg. 
Zahlen:    fnnd.  Schuld   nomin.    1876   9037   Mill.  B.    (wovon   439*3   äussere),    1S80 
2039*9  M.  B.  (wovon  672  5  äussere).    Verzinsung  der  ganzen  Schuld  nach  d.  Etat  L 
1877  108*3,  1882  198*8  M.  B.  Creditbillite  (Papiergeld)  in  Umlauf  1876  797,  1880 
1163  Mill.  B. 


4.  Abschnitt. 

Finanzbedarf  fftr  die  Dnrelifnhrang  des  Cultnr-  und 

Wohlfalirtszwecks. 

Die  Darstellung  beschränkt  sich  im  Folgenden  wieder  mehr  auf  eine  kurze  lieber- 
sieht  der  Gebiete.  Mehrfach  ist  auf  dieselben  in  der  Finanzwissenschaft  in  der  spät. 
Einnahmelehre,  nameuü.  bei  den  Gebühren,  so  bei  Münze,  Post,  Straten,  Schulen, 
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oder  bei  den  zugleich  privatwirthschaftl.  Enrerbszweigen «  wie  bei  Eisenbahnen, 
cinzagehen  and  dann  sind  die  enge  zasammenhängenden  Verhältnisse  der  Aasgaben 
a.  Einnahmen  zugleich  za  behandeln.  Anderes  ist  genauer  in  den  anderen  Theilen 
des  Syst  d.  polit.  Oekon.«  bes.  in  der  Volkswirthschaftspolitik,  zu  erörtern.  Auf  dem 
Gebiete  der  hier  zu  berührenden  Angelegenheiten  hat  man  es  dann  namentlich  mit 
den  früher,  im  2.  Abschn.  des  2.  Kap.  des  roT.  Bachs  (Finanzwesen  der  Selbstfer- 
waltnngskOrper)  schon  behandelten  theoretischen  and  practischen  Streitfragen  hinsicht- 
lich der  Dobemahme  solcher  Angelegenheiten  auf  den  Staat  oder  anf  einen  Selbst- 
venraltongskOrper,  bez.  auf  welchen  der  letzteren  and  hinsichtlich  der  angemessenen 
Vertheilang  der  Lasten  zu  thun.  S.  bes.  o.  §.  43,  S.  90,  §.  46—48,  S.  96  ff.,  §.  53  ff., 
wo  die  in  Betracht  kommenden  Gesichtspuncte  and  die  Verhältnisse  der  Hauptländer 
ilar«relegt  sind.  Ein  Haapttheil  der  heute  in  Deutschland,  spec.  in  Preusson  „schwe- 
benden Finanzfragcu"  (üebertragung  eines  Theils  der  Staats-Ertragssteuern  an  Com- 
muuen  u.  Verbände,  Schuldotationeu  ,  Regelung  der  Armen-,  der  Wegelast  u.  s.  w.) 
dreht  sich  um  diese  Puncto  des  Abschnitts. 

I.  —  §.  193.  Die  innere  Verwaltung,  soweit  sie  von 
der  Polizei  (§.  180)  und  von  der  volkswirthschaftlichen  und 
Unterrichtsverwaltung  (§.  194  ff.)  getrennt  wird,  nmfasst  in  ihrer 
hente  üblichen  Organisation  mit  ihrem  schon  erwähnten  Behörden- 
apparat folgende  Hauptgebiete: 

1.  Die  amtliche  Statistik. 

Hierher  geliOren  die  Kosten  der  jetzt  in  den  meisten  civilisirteu  Staaten  bestehen- 
den statistischen  Bureaus,  die  Kosten  der  laufenden  statistischen  Sam- 
melarbeiten der  Verwaltungsbehörden,  welche  sich  schwer  ?on  den  übrigen 
Kosten  dieser  Behörden  absondern  lassen ;  dann  namentlich  die  Kosten  der  periodischen 
Volkszählungen  oder  Gensus  und  ähnlicher  Aufnahmen  (Viehzählungen 
a.  a«  m.). 

Z.B.  D.  Reich,  Stat.  Amt  1883/84  568,000  M.,  Preussen  1883/84  382,000  M. 
lohne  Bauconto),  daneben  noch  besonders  für  d.  meteorol.  Instit.  29,800  M.  Die 
Ausgabe  ist  in  den  rerschiedenen  Staaten  nicht  nur  nach  der  Grösse  der  letzteren 
uod  der  Umfassendheit  der  Arbeiten,  sondern  auch  nach  der  ganzen  Stellung  und 
Einrichtung  der  Bureaus  verschieden,  je  nachdem  sie  nur  die  letzten  Concentrirungs- 
nnd  Public.-Arbciten  oder  schon  frühere  Sammci-  und  Concentrirungsarbeitcn  (aus 
den  Urlisten  u.  s.  w.)  zu  machen  haben.  S.  A.  Wagner,  Art  Statistik,  StaatswOrter- 
buch  X,  448.    Stein,  Verwaltungsl.  bes.  B.  2. 

Die  Kosten  des  Gensus  sind  nach  der  Methode  der  Volkszählung,  der  Spe- 
cialität  derselben  (namentl.  neuerdings  eingehende  Eigenschaftsstat  der  Beyölk.)  und 
je  nachdem  die  Zählung  mit  anderen  Statist.  Aufnahmen  (über  Wohnungen,  Viehstand, 
Gewerbewesen  u.  s.  w.)  verbunden  ist,  sehr  yerschieden.  Wo  die  Selbstzählung  und 
die  Zählung  durch  freiwillige  und  unentgeltl.  dienende  Zähler  stattfindet  (wie  vielfach 
in  Deutschland)  sind  die  Kosten  geringer,  ohne  indessen  f.  d.  Volkswirthsch.  zu  ver- 
schwinden. Es  gilt  hier  das  in  §.153  über  Ehrenämter  Gesagte.  S.  nam.  Engel 
i.  d.  Ztschr.  d.  preuss.  stat.  Bur.  1870  über  Kosten  der  Volkszähl.  S.  33  ff.  Z.  B* 
Oesterr.  Gensus  v.  1857  2  Mill.  fl.,  Brit  v.  1861  250,000  Pfd.  St,  Verein.  St 
V.  1861,  1-S5  Mill.  D.,  Belg.  von  1866  über  644,000  Fr.  Die  lOjähr.  Periode  der 
Zählung  empfiehlt  sich  auch  vom  Kostenstandpuncte  aus.  Engel  a.  a.  0.  S.  41  ver- 
anschlagte bei  theilw.  Benutzung  unentgeltl.  Zähler  für  die  71er  Volkszählung  die 
Anagabe  Preussens  auf  191,000  Thlr.  Ucbcrsicht  über  Aufwand  an  Geld,  Zeit  und 
Arbeitsleistung  bei  der  letzten  (1880er)  preuss.  Volkszählung  s.  in  d.  Au&.  v.  Blenck, 
prenss.  stat  Ztschr.  1882,  S.  188.  VoranschL  1880—83  452,500  M.,  wirkl.  Ausgabe 
499,609  M.,  davon  Beschaff,  d.  Zählpapiere  175,591,  Verpack,  u.  Vereend.  20,176, 
Racksend.  9-197,  Remunerat  d.  Zähler  37,336,  Aufbereit,  d.  Zählpapiere  254,419, 
Zwischeuformulare  u.  and.  Bureanbedürfiüsse  2326,  Unvorhergesehenes  563  M.  Es 
smd  dies  die  Kosten  bis  Oct.  1882;  sie  betragen  p.  Kopf  der  ortsanwes.  gezählten 
Be?filk.  1.83  Pfenn. 
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2.  Das  öffentliche  Gesundheitswesen  und  die  daflir 
dienenden  Anstalten. 

Letztere  (Kranken-,  Geb&r-,  Irrenh&user,  UebammoninstitQte  n.  dgl.  m.)  pflegen 
in  der  Regel  gr  nz  oder  groesentheils  aas  Provincial-  oder  Gemeindemittoln  oder  ans 
eigenem  StiftiingsrermOgen  bestritten  zu  werden,  so  dass  es  sich  für  die  Staatskasse 
etwa  nur  um  Zuscbttsse  handelt  Yöllig  trägt  der  Staat  mitunter  nur  den  Aufwand 
fUr  solche  Anstalten  dieser  Art,  welche  zugleich  zu  Unterrichtszwecken  dienen.  Ausser- 
dem hat  der  Staat  die  Ausgaben  fftr  das  Sanitäts-  und  MedicinalbehOrdenwescn,  — 
meistens  eine  Abtheilnng  des  BehOrdenwesens  der  gesammten  Inneren  Verwaltung, 
„Medicinalcollegien''  u.  dgl.  — ,  dann  etwa  auch  fUr  einzelne  Medicinalbeamte,  Amts- 
ärzte, Amtswund-  und  Hebeärzte,  femer  für  Impfwesen,  Quarantäne  u.  s.  w.  zu  decken. 
Eine  ausserordentliche  Ausgabe  verursachen  bisweilen  die  Seuchen,  Epidemieen  und 
Viehseuchen  (Epizootieen),  indem  sie  Absperrungsmassregeln  u.  s.  w.  nothwendig  machen. 
Ein  Theil  dieser  Kosten  lässt  sich  auch  auf  SelbötferwaltkOrper  u.  in  GebUhrenform 
auf  die  Viehbesitzer  abwälzen. 

Ausgabe  des  Staats  fOr  öffentliches  Gesundheitswesen,  meist  ohne  die  betreflT. 
Anstalten,  welche  an  Dni?ers.  u.  s.  w.  mit  für  Lehrzwecke  dienen:  z.  B.  0 esterreich 
westl.  Th.  1880  Ord.  748,000,  mit  Eztraord.  780,000  fl.  Der  sogen.  „Sanitätsdienst"^ 
steht  unter  dem  Min.  d.  Inneren  u.  wird  hier  in  der  Hauptrubr.  des  Etats  „poUt. 
Verwalt.  in  d.  einzelnen  Kronländern"  getrennt  t.  „Aufwand  d.  polit.  Behörden**  Ober- 
haupt nachgewiesen.  Obige  Zahlen  umfassen  den  Anfw.  an  d.  Centralstcllc  nicht  mit  — 
D.  Reich.  Reichsges-undh.-Amt  1883/84  126,000  M.  —  Preussen  1883/84  Medic.- 
wes.  (im  Cult.min.)  1,432,000  M.  (f.  d.  Provincmediccollegien  u.  Regier.medic.räthe 
222,000,  f.  d.  Physiker  in  Städten,  Kreisen,  Bezirken  u.  s.  w.  722.000,  Zuschüsse  zn 
Unten*.,  Heil.-  u.  Wohlthät.anst,  bes.  Berl.  Charit6  213,000  M.,  Remuner.  der  Examina- 
toren bei  Prüfungen  —  durch  Gebühren  der  Examinanden  gedeckt  —  75,000  M.  o. 
and.  Posten  mehr).    Dazu  kommt  eine  Quote  d.  Ausg.  d.  Ministeriums  selbst 

3.  Das  Hilfs-  nnd  Armenwesen  (öffentliche  Wobl- 
thätigkeit). 

Die  Staatskasse  wird  liierf&r  im  Allgemeinen  nur  ausnahmsweise  und  etwa  nur 
subsidiär  in  Anspruch  genommen,  indem  thcils  die  freiwillige  (Privat-),  eventuell  die 
kirchliche  und  Stiftungsarmenpflege  eintreten,  theils,  wo  eine  gesetzliche  Armenpflege 
besteht,  die  Gemeinden,  Kreise  und  deren  Verbände  die  Pflichtigen  sind.  Die  end- 
giltige  Regelung  der  Tragung  der  Armenlast  gehört  zu  den  erwähnten  „schwebenden 
Fragen*'  der  Auseinandersetzung  zwischen  Staat  und  Selbstrerwaltungskörpem  (vgl.  o. 
§.  53  S,)  und  ist  in  der  „Inneren  Yerwaltungslehre'*  näher  zu  erOrtem.  Der  Staat 
wird  sonst  nur  bei  einzelnen  grösseren  öffentlichen  Nothständen  (Misswachs, 
Wassersnoth,  Kriegsverheerung  u.  s.  w.)  mit  Geldmitteln,  öfters  übrigens  nur  vorschuss- 
weise, oder  mit  Steuernachlass,  —  ja  auch  nur  eine  Form  der  Unterstützung  —  Hülfe 
gewähren  müssen.  Beispiel:  Preussen,  Ausg.  für  „Wohlthätigkeitszwecke"  im 
Minist  d.  Innern  1883/84  1*15  Mill.  M.,  wovon  aber  allein  223,000  (1875  noch 
1,085,000)  f.  Unterstütz,  armer  Krieger  aus  1806 — 15,  der  Rest  meist  f.  Pens.  u.  dgl., 
nur  113,000  M.  f.  Almosen  u.  Unterstütz,  im  Allg.,  146,000  M.  feststeh.  Unterstütz, 
f.  Armen-  u.  Wohlthätigkeitsanstalten. 

Zur  Abhülfe  des  ostpreuss.  Nothstandes  (Misswachs  durch  Nässe),  wurde  vom 
preuss.  Staate  verwendet  nach  Ges.  v.  23.  Dec.  1867  1,998000,  nach  dem  v.  3.  März  1868 
3  Mill.  Thh-.  —  Während  des  1870er  Kriegs  ähnl.  Unterstütz,  aus  d.  Staatskasse  an 
Theile  d.  R.-B.  Trier.  Aelinl.  1876  f.  üeberschwemmungen  in  d.  Prov.  Sachsen,  f. 
den  Bergsturz  bei  Kaub,  1880  6  MiU.  M.  f.  oberschles.  Nothstand  {ßes,  v.  3.  Febr.  1880), 
1882/83  3  Mill.  M.  f.  Rhein  -  üeberschwemmungen  (Ges.  v.  21.  Jan.  1883).  Vgl. 
Siegel,  über  Staatshilfe  bei  wirthsch.  Nothständen,  Tüb.  Ztschr.  1882. 

IL  —  §.  194.  Die  volkswirthschaftliche  Verwaltung. 
Hieher  zählt  ein  grosser  Theil  der  allgmeinen  Aasgaben  der 
tibliehen  Ministerien  des  Inneren,  des  Handels,  der  Land- 
wirthscbaft,   der  öffentlichen  Arbeiten  (Bauten,   Ver- 
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kebrsaDStalten),  z.  Tb.  auch  der  Finanzen  n.  s.  w.  Viele 
Tbätigkeiten  der  znm  Ministerinm  des  Inneren  ressortirenden  Ver- 
waltungsbebörden,  der  Polizei  sind  oft  baaptsächlich,  in  der  Regel 
wenigstens  nebenbei  zur  volkswirtbschaftlicben  Verwaltung  zu 
rechnen^  wenn  sie  sieb  ancb  ausserdem  gleicbzeitig  auf  andere 
Gebiete  erstrecken.  Die  beztiglicben  Ausgaben  sind  daber  aucb 
nicbt  wobl  zu  trennen. 

Von  den  einzelnen  Einriebtungen  und  Anstalten  des  Staats 
zur  Pflege  der  Volkswirtbscbaft  sind  diejenigen  im  Ganzen  die 
älteren,  welcbe  gleicbzeitig  —  und  in  der  Praxis  früber  meistens 
stark  —  mit  als  eine  wiebtigere  Einnabmequelle  fElr  die 
Staatskasse  in  Betracbt  kommen  können.  Riebtigere  Einsiebt  bat 
jedocb  dazu  gefHbrt,  dass  der  fiskaliscbe  Gesiebtspunct  bei  der 
Verwaltung  dieser  Anstalten  zurtick  getreten  ist  und  im  All- 
gemeinen nur  nocb  eine  massige,  gebttbrenartige  Einnahme  beab- 
siebtigt  wird,  wenn  der  Staat'  nicbt  etwa  ganz  auf  Gewinn  ver- 
ziebtet. 

Näheres  über  die  einzelnen  Verhältnisse  gehört  in  die  Gebtthrenlehre  (Fin.  lU 
\ .  Kap.)  und  in  die  Lehre  von  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  (folgendes  Bach 
dieses  Bandes  I)  oder  in  die  anderen  Theile  des  Systems  der  politischen  Oekonomie, 
specieU  in  die  Yolkswirthschaftspolitik. 

Die  beztiglicben  Tbätigkeiten  auf  diesem  Gebiete  sind  wieder 
solcbe  tbeils  des  Staats  allein,  tbeils  der  Selbstverwaltungskörper 
allein,  tbeils  dieser  und  des  Staats  zusammen,  wobei  dann  aber 
die  Fragen  der  ricbtigen  Vertbeilung  der  Tbätigkeiten  selbst  und 
der  daraus  bervorgebenden  finanziellen  Lasten  tbeoretiscb  und 
practiscb  besondere  Scbwierigkeit  macben  und  vielfacb  nur  von 
Fall  zu  Fall  entscbieden  werden  können.  Oefters  tritt  aber  bier 
die  nocb  scbwierigere  Frage  auf,  ob,  wann  und  unter  welcben 
Bedingungen  und  Modalitäten  tiberbaupt  ein  öffentlicber  Körper 
als  Vertreter  der  Gern  ein  wirtbscbaft  bier  statt  oder  neben  der 
Privatwirtbschaft  eintreten  soll,  —  die  principielle  Hauptfrage  der 
,, Organisation  der  Volkswirtbschaft''. 

Für  die  allgemeinen  leitenden  Gesichtspuncte  ist  hierbei  auf  die  principiellen 
Erörterungen  in  der  ^Grundlegung'',  (besonders  1.  Abth.  Kap.  3),  für  die  speciellen 
Momente  in  den  einzelnen  Fragen  nieder  auf  die  Erörterungen  in  der  Lehre  ?om 
Prifatenrerb  des  Staats  (folg.  Buch  dieses  Bandes),  in  der  Gebührenlehre  (Kap.  1  des 
B.  II  der  Fin.wiss.)  und  in  der  Yolkswirthschaftspolitik  hinzuweisen. 

Die  volkswirtbscbaftlicben  Angelegenheiten,  welcbe  Ursache 
und  Gegenstand  eines  Finanzbedarfs  sein  können,  lassen  sich  auch 
fBr  die  finanzwissenscbaftlicbe  Betrachtung  in  zwei  grössere 
Gruppen    zerlegen:    allgemeine    Angelegenheiten    der 
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ganzen  Volkswirthdchaft,  bez.  generellvolkswirthscbaft- 
lichen  Interesses  (wenn  anch  vielleicbt  nur  in  einem  bestimmten 
Gebietstbeile  oder  Orte)  und  specielle  Angelegenbeiten 
einzelner  Prodnetionszweige.  Die  ersteren  Angelegen- 
beiten sind  bereits  and  werden  immer  mebr  solebe  des  Staats 
oder  grösserer  Selbstverwaltungskörper.  Hier  bat  man  es^  wo 
die  Sacbe  noeb  nicbt  entscbieden  ist,  mit  den  Plänen  der  „Ver- 
staatlicbung^'  (Eisenbabnen,  Versieberangs-,  Bankwesen)  za 
tbun.  Uebernimmt  der  Staat  die  Sacbe,  so  werden  besondere 
„Anstalten''  datllr  eingericbtet,  bei  denen  es  sieb  dann  a.  A. 
wieder  am  das  leitende  Finanzprincip  in  der  Verwaltong 
bandelt  In  der  Lebre  vom  Privaterwerb  and  von  den  Gebühren 
ist  dieser  Panet  näber  za  erörtern.  Bei  den  speciellen  Angelegen- 
beiten der  einzelnen  Prodnetionszweige  („Volk s wir tbscbaft s- 
pt'lege''  im  engeren  Sinne)  wird  die  privatwirtbscbaftlicbe 
Organisation  als  bestehend  and  verbleibend  vorausgesetzt.  Die 
Frage  ist  dann,  ob  and  wie  and  wann  and  speciell  anter 
welchen  finanziellen  Modalitäten  der  Staat  oder  ein 
andrer  öffentlicher  Körper  helfend  and  nntersttttzeud  ein- 
treten soll,  eine  Frage,  deren  nähere  Erörterung  and  Entscheidung 
in  den  speciellen  Tbeil  der  Volkswirtbscbaftspolitik  gehört  (in  die 
„Agrar-,  Gewerbe-  und  Handelspolitik''). 

Die  einzelnen  Gebiete  der  volkswirthscbaftlicben  Verwal- 
tung sind  dann: 

A.  Allgemeine  Angelegenheiten  der  ganzen  Volks- 
wirthschaft. 

1.  Das  Maass-  und  Gewichtswesen.    S.  Fin.  II.  §.315. 

2.  Das  M  ü  n  z  w  e  8  e  n.    S.  Fin.  II.  §.  299. 

3.  Das  Postwesen.    S.  Fin.  II.  §.  308  —  312. 

4.  Das  Telegrapbenwesen.    S.  Fin.  II.  §.  313. 

5.  Das  Staatseisenbahnwesen.  S.  darüber  den  Scblnss 
des  nächsten  Buchs. 

6.DasStaatsschifffahrtswesen(Dampfschiffcarse.  S.eb.). 

7.  Das  sonstige  Wegewesen.  S.  ebendaselbst  u.  Fin.  II. 
§.  303—306. 

8.  Der  Wasserbau. 

Der  Wegrcbau  (ei^^cntlichc  erste  Aula^^e  u.  Erhaltung:)  und  der  Wasserbau 
(Utenichutz,  Deichbau  u.  dgl.),  (über  diesen  Näheres  in  der  Volksw.scb.polit.)  inacheu 
in  den  Staats-  u.  eveiit.  den  Provinc.budgets  (Preussen)  bedeutende  Kosten.  Z.  B.  West- 
Oesterreich  1880  Strasscnbau  4,102,000  fl.  im  Ord.,  372,800  fl.  im  Extraord.,  zus. 
4,474,800,  Wasserbau  dgl.  798,000—803,800—1,601,800  fl.     In  Preussen  ist  durch 
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Uebertngon^  der  Staatschausseeii  an  die  Provinzen  ((ios.  y.  8.  Juli  1875)  der  be- 
treffende Ausgabeposten  insofern  doch  nicht  aus  dem  Staatsbudget  ausgeschieden,  als 
die  Staatskasse  den  Provinzen  fttr  die  Chausseen  eine  Dotation  v.  19  M.  M.  zahlt.  S. 
darftber  o.  §.  56,  S.  124.  Ausserdem  ist  im  Min.  d.  Off.  Arbeiten  (ohne  die  Ausg. 
f.  d.  Min.  selbst),  der  ord.  Et.  d.  Bauverwaltung  1883/84  noch  16'57  M.  M.,  wovon 
die  Besoldungen  u.  persönl.  Ausgaben  3'2,  die  sachl.  Ausgaben  13*38  M.  M.  (wovon 
ein  Theil  f.  Erhalt,  diverser  Staatsgebäude,  dann  2*47  M.  M.  f.  Seeh&fen  u.  Seoktksten, 
6*37  M.  M.  f.  Binnenhäfen,  Gewässer  u.  SchiffiF.,  0*9  f.  Unterhalt  d.  Kanäle,  1*09  f. 
Unterhalt  d.  Wege  u.  BrUckcn  auf  Grund  rechtl.  Verpfllcht.,  0*475  f.  Kuhrschiff.). 
Unter  d.  einmal,  u.  auss.ord.  Staatsausgaben  stehen  f.  1883/84  ferner  8*04  M.  M.  z. 
Begolimng  d.  Wasserstrassen,  8*17  M.  M.  z.  Bauten  z.  Förderung  d.  BinnenschiffT., 
1*44  zu  Seehäfen  u.  s.  w.,  ferner  weitre  Posten  f.  einzelne  BrUckcnbauten.  ErhebL 
Posten  f.  Dferschutz,  genossensch.  Flussregulirung  (*/,  M.  M.  dafUr  im  Et.  f.  1883/84) 
stehen  auch  im  landwirthsch.  Ministerium.  Den  Ausg.  stehen  im  Fin.min.  gegenüber 
an  „Brücken-,  Fähr-,  Hafengeldern,  Strom-  u.  Canalgefällen**  2*2  M.  M.,  an  Nieder- 
lage, Krahn-  u.  Waagegeld  0*17  M.  M.,  im  Min.  d.  öff.  Arbeiten  aus  der  Buhrverwalt 
5 1 2,000,  ans  Beiträgen  z.  Unterhalt,  der  Land  -  u.  Wasserstrassen,  Canäle,  Brücken  u.  dgl.  m. 
200,000  M.  In  B'rankreich  Et.  f.  1883  im  Ord.  beim  Min.  d.  öff.  Arbeiten  (ausser 
d.  Quote  V.  d.  allg.  Verwalt.)  38*18  M.  fr.  f.  Strassenbau,  10*9  f.  BinnenschiffiF.,  7*2  f. 
Seehäfen.  —  Vgl.  überhaupt  oben  §.  53  ff. 

Statt  der  Staatsausgaben  für  Strassen,  Eisenbahnen  und  Canäle,  Wasserbauten, 
^hiffe  u.  s.  w.,  die  im  Eigen th um  des  Staats  stehen,  können  auch  unter  ver- 
schiedenen Formen  Staatssubventionen  für  solche  Verkehrswege  und  Verkehrs- 
mittel, welche  Eigenthum  von  Privaten  (Incl.  Gesellschaften),  Gemeinden 
u.  s.  w.  sind,  vorkommen.  Die  Subvention  kann  in  einer  Betheiligung  des  Staats  als 
Actionär  an  der  Unternehmung,  in  einem  verzinslichen  oder  unverzinslichen  Darlehen, 
zur  ersten  Anlage  oder  zum  Betriebe,  in  einer  Zinsgarantie  an  die  Actionäre  (wobei 
die  Zinsen  etwa  vorschussweise  geleistet  werden  und  aus  den  späteren  Erträgen  wieder 
zu  erstatten  sind)  oder  auch  in  einem  nicht  rückzahlbaren  Beitrage  bestehen,  wobei 
im  Einzelnen  noch  weitere  Modificationen  vorkommen.  Namentlich  bei  Eisenbahnen, 
DampfschiffiGihrtslinien  ist  eine  solche  Subvention  sehr  gebräuchlich  geworden  und 
macht  wenigstens  zeitweilig  oft  bedeutende  Ausgaben.  Näheres  auch  hierüber  in  d. 
Volkswirthsch.politik.  Am  Wichtigsten  sind  die  Subventionen,  bes.  in  der  Form  von  ' 
Zinsgarantieen,  bei  Eisenbahnen,  im  System  des  ausschliesslichen  oder  neben 
Staatäbahnen  bestehenden  Privateisenbahnwesens,  daher  in  Oesterreich  (s.  Gross, 
^taatssubvent. f. Privatbahnen, Wien  1 882),  Russland,  Frankreich,  Italienu.a.L.m., 
niemals  auch  im  früheren  £isenb.system  in  diesem  Maasse  vorgekommen  in  Deutsch- 
land. Ueber  d.  princip.  Frage  s.  Schäffle,  gesellsch.  System  2.  A.  §.  266  £,  Saz, 
Verkehrsmittel  B.  2.  Mit  dem  Fortschreiten  der  „Verstaatlichung"  der  Bahnen,  wie 
jetzt  in  Preassen,  ändert  sich  die  Sachlage  natürlich,  ähnlich  auch  in  Oesterr. 
seit  Staatserwerb,  der  Elis.  Westbahn  u.  a.  m.  Den  betreff.  Ausgaben  f.  Zinsgarantieen 
u.  andere  Zuschüsse  entsprechen  dann  auch  Einnahmen  des  Staats  aus  Gewinn- 
antheilen,  Dividenden,  Rückzahlungen  der  Privatbahnen.  Im  preuss.  Et.  f.  1883/84 
stehen  an  fortdauernden  Ausgaben  f.  Priv.bahnen,  an  denen  d.  Staat  betheiligt  ist, 
nar  noch  901,363  M.,  wovon  Zinsgarantieen  386,200,  Amortis.  v.  Stammactien  der 
Best.  Die  Einnahme  von  der  Betheilig,  an  Privatbahnen  (abgesehen  von  d.  Eisen- 
bahn st  euer)  ist  dagegen  5*42  M.  M.  —  Im  westösterr.  Etat  f.  1882  befinden  sich 
dagegen  697,000  fl.  ord.  u.  13,986,450  fl.  ausserord.  Subvention  an  Verkehrsanstalten 
(meist  Eisenb.),  ausser  d.  Subvention  an  d.  Dampfsch.f.gesellsch.  d.  öst.  Lloyd  v. 
1*3  Mill.  fl.  im  gemeins.  Budget  Die  Rückeinnahmen  etc.  v.  Priv.bahnen  (Eaufschill.- 
reste  u.  dgl.")  waren  5,488,000  fl.  Noch  im  Et.  f.  1880  waren  d.  westöst.  Subventionen 
an  Verkehrsanstalten  21,071,300  fl.,  darunter  spec.  f.  d.  ostind.  Fahrten  des  Lloyd 
(die  Ungarn  nicht  mit  subventionirt)  637,000  fl.,  die  übrige  Summe  meist  47o  Vor- 
schüsse z.  Deckung  der  Zinsgarantieen  u.  Betriebsdeficite.  Für  die  Verzins,  u.  Tagung 
der  Anleihen  des  Unternehmens  der  Donauregulirung  trägt  d.  westöst.  Etat  auch  noch 
605,000  fl.  bei.  —  Im  französ.  Et.  f.  1881  u.  A.  14*7  Mill.  fr.  an  Aimuifäten  an 
Eiseub.gesellschaften  u.  40  Mill.  an  Zinsgarantieen  zu  verausgaben.  Die  französ.  Staats- 
kasse hat  bes.  die  Ostbahnges.  für  die  an  Deutschland  abgetretenen  Bahnen  in 
Eb.-Lothr.  zu  entschädigen  gehabt.  —  Immer  wichtiger  ist  neuerdings  die  Frage  der 
Subvention  f.   transatlant.  Dampfschiffe  u.  für  Canäle  geworden.    England, 
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F  ran  kr.,  N.Amer.,  Oesterr.  greben  solche  Damp{8ch.8nbvcntionen,  Dentschlaud  noch 
nicht.  Trotzdem  haben  die  hamb.  n.  b  rem  er  Linien  bisher  die  Ooncurrenz  be- 
standen. Aehnliche  Subventionen,  Zinsgarantieen  u.  dgl.  f.  coloniaie  Untemehmani^ou 
u.  Yemrandtes  (Samoa-Yoriage  in  Dentschl.)  neuerdings  oft  discutirt  —  S.  auch  Raa 
Flu.  §.  79,  Volksw.scb.polit.  II,  §.  255  ff.,  u.  ?or.  AuO.  dieses  B.  I  S.  283  (ttber 
Canäie). 

9.  Das  Bankwesen.    S.  folg.  Bach  n.  Fin.  IL  §.  300. 

10.  Das  Versicherungswesen.    S.  Fin.  II.  §.  301. 

11.  Commnnale  gemeinnützige  Einrichtungen  und 
Anstalten.    S.  o.  §.  53  ff.  n.  Fin.  II.  §.  314. 

12.  Verschiedene  Ausgaben  zur  Förderung  der  allge> 
meinen  Landescultur.  So  für  Arbeiten,  durch  welche 
ein  Theil  des  Landes  urbar  gemacht  oder  zum  Anbaa 
besser  zugerichtet  wird,  wenn  sie  in  so  grossem  Umfange 
ausgeführt  werden,  dass  die  Mittel  und  die  Kenntnisse  der  einzelnen 
Bürger  und  der  Selbstverwaltungskörper  nicht  zureichen,  z.  B. 
grosse  Anlagen  zur  Entwässerung  und  Bewässerung. 

Es  sind  dies  Ausgaben,  die  auch  zur  Kategor.  B  im  Folgenden  mit  gehören. 
S.  Bau,  YolksiFirthschaftspolitik  §.  102  ff.  —  Z.  B.  im  preuss.  Etat  für  18S3/S4  im 
landwirthsch.  Ministerium  f.  „Landesmeliorationen",  Moor-,  Deich-,  Ufer-,  Dtinen- 
wesen  0'79  M.  M.,  ausserdem  unter  d.  einmal.  Ausg.  verschied.  Posten  für  äha- 
liehe  Zwecke, 

13.  Ausgaben  für  Ablösungen  von  Privatrechten, 
welche  der  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  im  Allgemeinen  und 
einzelner  Productionszweige  speciell  hinderlich  sind.  Wenn  die 
Beseitigung  solcher  Rechte  ein  wesentliches  allgemeines  Inter- 
esse ist,  kann  sich  die  Uebemahme  der  Ablösungskapitalien  ganz 
oder  theilweise  auf  den  Staat  und  die  dem  entsprechende  Unter- 
stützung der  Verpflichteten  rechtfertigen.  Namentlich  im  Interesse 
der  Landwirthschaft  (Orundentlastung)  sind  solche  FlUle 
vorgekommen. 

Das  Nähere  darüber  gehört  theils  in  die  grundlegende  Lehre  von  der  Enteignung 
(Grundleg.  2.  Abth.,  Kap.  5).   theils  in  die  Speciallehren  der  Yolkswirthschaftspolitik. 

Mit  der  Weiterentwicklung  der  Cultur  und  der  Volksirirthschaft  werden  imnaer 
Fälle  eintreten,  wo  einzelne  wohlerworbene  Privatrechte  dem  öffentlichen  Interesse 
entgegenstehen  und  beseitigt  werden  mUssen  (event.  im  Wege  der  Zwangsenteignung 
gegen  Entschädigung),  damit  Verkehrsfreiheit  erlangt  werde  oder  die  bezüglichen  An- 
stalten iu  das  Eigenthum  und  in  die  Verwaltung  des  Staats  übergehen  (Telegraphen 
in*  England ,  vielleicht  in  nicht  femer  Zeit  allgemeiner  die  Privateisenbahnen).  Alle 
Verwendungen  für  solche  Zwecke  und  überhaupt  für  die  in  diesem  §.  aufgeführten 
Einriclitujigen  gehören  recht  eigentlich  zu  den  l)csten  ,^taatswirthschaftlichen  Kapital- 
aulagen." S.  §.  63.  Baden  hat  bei  der  Zehcntablösung  Va  auf  d.  Staatskasse  tlber- 
nommen.  In  Oesterreich  übemalimen  die  Kronländer  7,  der  Grundentlastungs- 
schuld (d.  h.  Vs  der  Ablösungssummen,  da  Vs  gestrichen  wurde).  —  Entschädigung 
der  westind.  Sclavenhalter  durch  England  mit  20  Mill.  Pfd.  St.  bei  d.  Aufhebung 
der  Sclaverei.  —  Ablösung  des  Thum-  u.  Tazisschen  Postrechts  durch  Preussen 
1866—67  um  3  Mill.  Thlr.  Wichtig  sind  auch  die  neuerdings  gelegentlich  vorge- 
kommenen Ablösungen  von  ausländischen  Gerechtsamen,  welche  den  Verkehr  be- 
lasteten: Aufhebung  der  Sund-  und  BeltzöUe  zu  Gunsten  Dänemarks  1857  (Preussen 
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liat  z.  B.  eine  Quote  von  3.330,000  Thlr.  von  dem  EntschädigunjB^kapital  übernehmen 
müssen.  Die  Samme  wurde  in  halbjährl.  Baten  vom  1.  October  1857  —  1.  April 
1S77  abgezahlt  mit  jähri.  243,462  Thlr.),  des  Stadcr  Zolls  zu  Gunsten  Hannorer's,  der 
Scheldez5lle  zu  Gnnsten  Belgiens.  —  S.  auch  Ran,  Yolkswirthschaftspolit.  §.  47  fi*., 
Stein,  Verwaltungslehre  Bd.  7. 

B.  Specielle  Angelegenheiten  einzelner  Prodac- 
tionszweige.  Hierhin  gehören  Staats-,  Provincial-,  Kreis-, 
Gemeindenntersttttzui^gen  in  verschiedener  Form,  z.  B.  aach 
in  deijenigea  der  Prämien  bei  Ansstellnngen  und  sonst,  für 
einzelne  landwirthschaftliche ,  gewerbliche ,  mercantile  Unter- 
nehmungen, für  Experimente  darin  n.  dgl.  m.  Das  Ob  und  Wie 
macht  manche  Schwierigkeit  und  ist  nicht  hier,  sondern  soweit 
überhaupt  generell,  in  der  Volkswirthschaftspolitik  zu  behandeln. 
Der  wichtigste  Fall  betrifft  wohl  in  der  heutigen  Praxis  das 
Gesttttewesen  in  der  Pferdezucht,  wo  man  vielfach  eigene 
staatliche  Gestüte  hat.  Doch  kommen  hier  neben  den  volks-  und 
^peciell  landwirthschaftlichen  Interessen  militärpolitische  mit 
zur  Erwägung  und  geben  auch  wohl  die  Entscheidung  (§.  190). 

S.  Fin.  II,  §  316,  317.    Prämien  zur  EinfUhmng  Ijesserer  Viehracen  öfters 
nützlich  gewesen.   Dispositionsfonds  des  preuss.  landw.  Min.  1883/84  f.  Unterstützung 
landwirthsch.  Vereine  u.  zur  Förderung  d.  Landescultur  226,000  M.,  zur  Förderung  d. 
ObstcuUur  16,511.  d.  Fischerei  214,400  M.,  zur  Förderung  d.  Viehzucht  618,400  M. 
üeber  das  Gestütewesen  s.  Rau,  Volkswirthschaftspol.  §.  168  ff..  Röscher 
n,  §.  178.    Auch  oben  S.  442.    Es  kommt  auch  hier  eine  gebuhrenartige  Einnahme 
(Spruoggeld,  Fohlengeld),  dann   für  vericaufte  Thiere  u.  dgl.  vor.    Von  den  Landge- 
stüten  sind   diejenigen  Gestüte   zu   unterscheiden,   in    denen  zu  den  Hengsten  auch 
Zuchtstuten  gehalten  und  junge  Pferde  aufgezogen  werden,   sogenannte  Hauptgestute. 
—  Preussen  3  Haupt-,  15  Landgestüte. 

1858  1870  1881 

Hauptgestüte,  Beschäler     .        25  28  29 

Zuchtstuten .......      550  570  585 

Landgestüte,  Beschäler  .    .     1070  1450  2015 

Tausend  Thlr.    Tausend  Thlr.  Tausend  M.  (1883/4) 

Einnahmen       436  326  1842 

Ausgabe 638  589  3849 

Mehraasgabe 202  262  2007 

Ohne  die  einmal.  Ausg.  f.  1883/84  (778.000  M.).  Die  Hauptgestüte  kosten  1,015,000 
die  Landgestüte  1,866,000,  (bei  1,140,000  M.  Sprung-  u.  Füllengeld),  die  allgem. 
Ausg.  923,000  M.  Gedeckt  y.  d.  Landbeschälem  1881  100.469  Stuten,  wo?on  be- 
fruchtet 67,277,  welche  55,192  lebende  Füllen  gebaren.  West-Oesterreich  1880  5 
Hengst-Depots,  zus.' mit  1613  Pferden  in  ärar.  Verpflegung,  1  Gestüt  zu  Radautz  mit 
257,400  fl.  Kosten.  A.  f.  1880  in  Wcst-Oesterr.  f.  Staatsgesttite  Ausg.  257,400,  für 
Hengstdepots  u.  Fohlcnhöfe  967,500  fl.,  f.  Ergänz,  des  Zuchtmaterials  aus  d.  Privat- 
zucht 200,000,  f.  Förderung  der  Pferdezucht  sonst  noch  55,000  fl.  Ausg.,  Einn. 
347,120  fl.  —  Frankreich:  Die  Gestüte  n.  Beschälanstalten  kosteten  1881  403  Mill. 
Fr.,  daneben  der  Ankauf  von  Hengsten  und  die  Beförderung  der  Pferdezucht  durch 
Prämien  noch  207  Mill.  Fr.  Das  Sprunggeld  brachte  1870  572,500  Fr.,  andere 
Nebeneinnahmen  112,440. 

IIL  —  §.  195.  Die  Verwaltung  des  Unterrichts- 
and Bildnngswesens  nnd  des  öffentlichen  Cnltas. 
Die   hierdurch  erfolgende  Befördernng  der  Volksbildung  wird  in 
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nnserem  2ieitalter  als  eine  bochwichtige  Aufgabe  der  Staatsgewalt 
anerkannt  Die  dafür  erforderlicbe  reine  S t a a t s ausgäbe  ist 
aber  in  den  meisten  Ländern  verhältnissmässig  gering,  weil  ein 
grosser  Tbeil  des  Aufwandes  aus  anderen  Mitteln  bestritten  wird, 
theils  aus  solcben,  welche  meistens  schon  längst  diesem  Zweck 
gewidmet  waren,  wie  Stiftnngsvermögen,  theils  aus  den 
Einnahmen  der  Selbstverwaltungskörper,  besonders  der 
Gemeinden,  so  bisher  namentlich  die  Kosten  der  Volks- 
schulen und  eines  Theils  der  Mittelschulen,  theils  aus  Ge- 
bühren (Schulgeldern  u.  dgl.)  der  betreffenden  öffentlichen  An- 
stalten. 

Vgl.  im  Allg.  Stein,  Verwaltungslehre  B.  5.  iVlles  Genauere  u.  Prindpielle 
gehört  in  die  Innere  Verwaltungslehre,  üeber  die  Leistungen  der  Gemeinden  u.  8.  w. 
8.  passim  o.  §.  53  ff.  u.  für  die  Frage  der  Dotation  d.  Volksschule  mit  aus  Staats- 
hez.  Reichsmitteln  Gcrstfeld,  preuss.  Städtefinanzen,  auch  d.  Aufs,  in  Conrads 
Jahrb.  S.  41.  Femer  f.  d.  preuss.  Verhältnisse  d.  oben  gen.  neueren  amtl.  Publi- 
cAtionen  d.  Ministeriums  (Ei^änz.hefte  d.  preuss.  stat  Ztschr.),  wozu  noch  U.  X,. 
öff*.  Volksschulen,  Fon  Petersilie  u.  d.  neueste  Erg.h.  XIII,  d.  6ff.  Volksschulen  im 
preuss.  Staat,  Berl.  1S83  kommen.  Der  Aufwand  im  Staatsbudget  ist:  in  Prenssen 
im  Etat  des  Min.  d.  Unterrichts  f.  Unterricht  allein  Prov.schulcollegien  508,000, 
Prüf.commiss.  92,000,  ünivers.  6,130,000,  höhere  Lehranst  4,681,000,  Elem.-Ünterr.- 
wcsen  20,796,000,  techn.  ünterr.wesen  2,117,000,  zus.  im  ünterrichtsmin.  34*32  Mill.  M. 
Dazu  i.  landw.  Min.,  landw.  Lehranst  u.  s.  w.  926,000,  Thierarzneisch.  239,000  M.  Dazu 
kommen  noch  bezügl.  Posten  in  anderen  Kapiteln  des  Etats  des  Unterr.minist.  })e- 
souders  aus  d.  Cap.  124  „Cultus  u.  Unterr.  gemeinsam''  (Schulräthe,  Zuschüsse  zu 
Wittwen-  u.  Waisenkassen  d.  Elem.lehrer).  In  Baiern  A.  f.  1876  13-35  M.  M. 
Etat  d.  Ausg.  f.  Erzieh,  u.  Bildung.  Baden  A.  1882  2*67  M.  M.  West-Oesterr. 
A.  f.  1882  f.  ünterr.  im  Cultmin.  9-98  M.  fl.  Frankreich  A.  1883  f.  sämmtL 
Aufw.  f.  ünterr.  u.  wissensch.  Zwecke  134*41  M.  Fr. 

Wie  die  Deckung  der  bezüglichen  Kosten ,  besonders  für  das 
Schulwesen,  am  Zweckmässigsten  erfolgt,  lässt  sich  wieder 
kaum  allgemein  beantworten.  Man  wird  dabei  nur  die  verschie- 
denen Arten  Schulen  und  sonstigen  hierhergehörigen  Verwendungs- 
zwecke zu  unterscheiden,  dann  aber  auch  auf  die  Einrichtung  der 
Staats-  und  Communalfinanzen,  speciell  auf  die  Steuersysteme  bei 
der  Entscheidung  Rücksicht  zu  nehmen  haben.  Principiell  ist  die 
Mitbenutzung  von  Gebühren  (Schulgeldern)  wohl  für  alle  Arten 
Schulen  allgemein  gerechtfertigt  und  meistens  zweckmässig.  (Fin.  IL 
§.  296.) 

Die  Hauptgebiete  der  hierhergehörigen  Verwaltung  sind: 

1.  Die  flUr  die  geistige  Bildung  dienenden  Schulen  oder 
Anstalten  für  den  Jugendunterricht,  welche  hier  auch  fUr  die 
finanzwirthschaftliche  Betrachtung  in  Volks-  und  Berufs- 
schulen zerfallen. 

a)  Als  allgemeine  Grundlage  alles  Unterrichtes  dienen  die 
Volks- (ElemeQtar-)Schulen.  Nach  der  modernen  Auffassung, 
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welche  im  Princip  der  allgemeinen  Schulp  flicht,  als  einer 
staatsbürgerlichen  Pflicht^  ihren  folgerichtigen  und  deutlichsten 
Ausdruck  findet ,  liegt  hier  eine  unzweifelhafte  Aufgabe  zur  Er- 
richtung öffentlicher  Volksschulen  wesentlich  mit  öffent- 
lichen Mitteln  vor.  Nach  der  geschichtlichen  Entwicklung,  ins- 
besondere der  deutschen,  hat  man  regelmässig  zunächst  den 
Ortsgemeinden  die  Pflicht  auferlegt,  die  Mittel,  welche  über 
die  etwaigen  Zuschüsse  aus  Stiftungsvermögen,  Kirchenvermögen 
und  Schulgeldern  gebraucht  werden,  aus  Gemein defonds,  theils 
den  allgemeinen,  theils  etwa  den  Erträgen  besonderer  Schulsteuern, 
zu  bestreiten.  Indessen  sind  die  Anforderungen  an  die  Orts- 
gemeinden in  Folge  der  neueren  immer  grösseren  Ausdehnung  und 
Vervollkommnung  des  Volksschulwesens,  der  noth wendigen  Ver- 
mehrung und  besseren  Bezahlung  der  Lehrer,  der  Verbesserung 
der  Schulgebäude,  der  längeren  Schulzeit  u.  s.  w.  sehr  gestiegen. 
Die  Aufbringung  dieser  Mittel  durch  die  Ortsgemeinden  (oder  et- 
waige Schulsocietäten  in  der  Gemeinde,  Gemeinschaften  der 
Familienväter  u.  dgl.)  ist  dadurch  vielfach  schwieriger  geworden, 
während  die  Erhöhung  des  Schulgeldes  nicht  angänglich  erschien, 
selbst  wohl  aus  principiellen  Gründen  und  nach  öffentlich-recht- 
lichen Bestimmungen  eine  Ermässigung  oder  sogar  der  völlige 
Fortfall  des  Volksschulgeldes  verlangt  und  mehrfach  durchgeführt 
wurde.  Obgleich  nun  wohl  auch  bei  der  Volksschule  und  selbst 
bei  gesetzlichem  Schulzwang  eine  allgemeine  Freiheit  vom  Schul- 
geld nicht  nothwendig  und  nicht  einmal  durchaus  zweckmässig  ist, 
wird  bei  der  Volksschule  ein  erheblicher,  steigender  Zuschuss  aus 
öffentlichen  Mitteln  vorzusehen  sein.  Die  Ortsgemeinden,  besonders 
die  ärmeren,  vermögen  denselben  nicht  allein  zu  tragen,  theils 
wegen  ihrer  beschränkten  wirthschaftlichen  und  finanziellen 
Leistungsfähigkeit,  theils  auch  wegen  der  unzureichenden  Beweg- 
lichkeit ihrer  Besteuerung.  Da  es  sich  bei  dem  betreffenden  Auf- 
wand und  unter  unserer  heutigen  socialen  und  wirthschaftlichen 
Rechtsordnung  (Freizügigkeit,  Ehefreiheit,  Gewerbefireiheit  u.  dgl.  m., 
auch  lauter  staatsbürgerliche  Rechte)  ausserdem  überhaupt 
in  erster  Linie  um  Lasten  handelt,  welche  die  Consequenz  der 
Staatsgesetzgebung  und  staatlicher  Einrichtungen  und 
Interessen  sind,  so  erscheint  es  wohl  gegenwärtig  ähnlich  wie  bei 
der  Regelung  der  Armenlasten,  Wegelasten  angemessen,  wenigstens 
einen  Theil  der  Lasten  der  Volksschule  den  Ortsgemeinden  ab 
und    dem  Staate    aufzubltrden.     Die   übliche   Einrichtung  der 
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Besteuerang,  nemlich  das  Vorwalten  oder  selbst  der  nahezu 
aussehliessliche  Vorbehalt  der  indirecten  Verbraachstenem  für  das 
Staatssteaersy Stern  spricht  daneben  zn  Gunsten  dieser  MassregeL 

Der  Modalitäten  der  Darchfllhning  bieten  sich  alsdann  mehrere,  z.  B.  diejenige, 
dass  man  ein  gewisses  Minimum  der  Leistungen  ?on  der  Gemeinde  verlangt  und 
den  darüber  hinausgehenden  Betrag  aus  Staatsfonds  zuschicsst,  wobei  man  wieder 
rcischieden  ?orgehen  kann,  etwa  nach  Massgabe  des  absoluten  Aufwands  fUr  die 
Schule  oder  fUr  den  Kopf  der  Schüler  oder  fur  den  Kopf  der  Einwohner  oder  nach 
dem  Quotenrerhältniss  des  communalen  Schulaufwands  zum  gcsammten  Gommunal- 
aufwand  oder  nach  Massga)>e  der  Quote,  um  welche  die  wirkliche  directe  Besteuerung 
zur  Deckung  des  Schulaufwands  erhöht  werden  muss,  bez.  oline  Staatszuschusse  mas»to. 
Oder  mann  kann  umgekehrt,  in  Anlelinung  an,  aber  mit  Modification  des  Gerst- 
fol  dt' sehen  jedenfalls  wohldurchdachten  und  ernstlicher  Erwägung  werthen,  wenngleich 
auch  Bedenken  bietenden  Vorschlags,  ein  Minimum  der  StaatsleistungenfUr  Volks- 
schulen feststellen  und  diesen  Betrag,  z.  6.  1  M.  per  Kopf  der  Ortsbevölkerung  aus 
Reichsfonds  den  Gemeindon  zuführen  (Gerstfeld,  Städtefin.  I^es.  S.  90  ff.).  Oder  man 
kann  endlich,  wie  es  in  der  Praxis  mehrfach  geschieht,  von  Fall  zu  Fall  an  „)>edurf- 
tige  Gemeinden''  Staatszuschusse  leisten,  aus  Staatsmitteln  das  festgestellte  Minimum 
der  Lehrergehalte  ergänzen,  speciell  die  Pensionslast  ganz  oder  theil weise  auf  den 
Staat  nehmen,  auch  sonst  noch  Kategorieen  von  Ausgaben  (persönlichen,  besonders  Be- 
soldungen, sachlichen,  Gebäude)  unterscheiden  und  die  eine  vom  Staate,  die  andere  von 
der  (ycmeinde  tragen  lassen  oder  beiden  Verpflichteten  gewisse  Quoten  auflegen.  Jede 
dieser  Modalitäten  hat  ihre  Vorzüge  und  ihre  Kachtheile.  Die  Entscheidung  wird 
wesentlich  nach  den  vielseitigen  verschiedenen  concreten  Verhältnissen  zu  treffen  sein, 
welche  hier  mitsprechen.  Gewisse  mittelbare  Kosten  des  Volksschulwesens,  beson- 
ders fUr  die  SchuUehrerscminare  und  filr  die  Schulaufsicht  sind  wohl  am 
Besten  ganz  vom  Staate  zu  Übernehmen,  wie  das  bezaglich  der  erstcren  in  der  Be-gel 
geschehen  ist.  Für  die  Verbesserung  der  früher  u.  bis  in  die  neuere  u.  neueste  Zeit 
oft  sehr  kärglichen  Besoldungen  der  Volksschullclirer  in  den  Städten  u.  auf  dem 
Lande  ist  in  Deutschland  in  den  letzten  Jahrzehnten  viel  geschehen,  auch  mit  aus 
Staatsmitteln.  Aber  noch  nicht  vor  langer  Zeit  war  das  Lehrereinkommen,  bes.  auf 
dem  Lande,  ganz  unzureichend,  oft  kaum  so  hoch  als  der  gemeine  Tagelohn  und  der 
Lehrer  so  zu  unwürdigem,  seiner  Stellung  und  damit  auch  seinem  Erfolge  schadenden 
Nebenerwerb  gezwungen,  an  den  „Beihetisch"  bei  den  Bauern  angewiesen  u.  dgl.  m« 
(In  Hannover  lebten  1834  noch  396  Lehrer  mit  vom  Beihetisch). 

üeber  Preussen  s.  Ztschr.  d.  Statist.  Bur.  v.  Engel,  1869,  S.  99  ff,  153  ff., 
177,  u.  Jahrb.  f.  d.  amt.  Stat.  IV,  2.  (1876)  S.  20  ff.,  woraus  Daten  in  vor.  Aufl. 
dieses  B.  S.  287.  Genanntes  Ergänz.h.  XIII  S.  48  ff.  u.  X.  (von  Petersilie)  S.  XIII  ff. 
Im  J.  1821  war  das  Durchschn.einkommeu  der  Stadtschu IstellcuJ (aber  incl.  dama- 
liger Bürger-,  Mittel-  u.  Realschulen)  638  M.  (bei  122  unter  150,  bei  493  150^300, 
bei  1436  300—600  M.),  der  Land  schulstellen  259  M.  (unter  30  M.  bei  323.  30 
—60  bei  857,  60—120  bei  2287,  120—180  bei  2826!)  Diese  Sätze  sUegen  bis  1861, 
1871,  1878  f.  Elem.-schulen  in  4.  Städten  auf  846  —  1087  —  1430  M.  (Berlin  allein: 
1249—1533—2063  M.),  auf  dem  Lande  auf  548  —  701—954  M.  (Staat  im  vor- 
66  er  Umfang).  Im  ganzen  preuss.  Staate  jetz.  Umfangs  war  die  Lehrerbeeold.  im 
Dchschn.  1871  in  d.  Städten  1089,  1878  1441,  auf  d.  Lande  705  u.  955,  im  Dchschn. 
überhaupt  792  u.  1 1 22  M.  Diese  Erhöhungen  sind  th.  durch  vermehrte  Gemeinde-,  th. 
durch  Staatszuschüsse  ermöglicht,  bes.  in  d.  kleineren  Städten  u.  auf  d.  Lande  (im 
Dchschn.  lieferten  f.  d.  Gesammtstelleneinkommen  1878  in  d.  Städten  d.  Schulgeld 
2502,  Schulvermögensertrag  3*75,  Gemeinde-,  Gutsherrl.  u.  Patronatsleistungon  65*67, 
Staatsmittel  5  56,  dsgl.  auf  dem  Lande  bez.  16*80  —  19*07  —  46*39  —  17*74,  und 
im  ganzen  Staate,  Stadt  u.  Land  zus.  bez.  20*58  —  12*02  —  55*26  —  12'147o  (Peter- 
silie, Erg.h.  X  S.  XIII).  Der  Dchschn.-Bu begeh  alt  emerit  VolksschuUehrw  war 
1878  534  M.,  wovon  bes.  auf  dem  Lande  ein  erhebl.  Betrag,  hier  22*25 Vo«  noch 
durch  Abgabe  des  Dienstnachfolgers  aufgebracht  wird.  Das  Minimum  der  Lehrer- 
Wittwenpension  ist  jetzt  250  M.  Auch  hierftlr  (1883/84  i.  G.  396,000  M.),  wie  für 
d.  Ruhegehalte  der  Lehrer  (1S83/84  700,000  M.)  leistet  d.  Staatskasse  wachsende  Zu- 
schüsse.   Reiches  weiteres  stat.  Detail  in  d.  gen.  2  neuen   amtl.  statistischen  PuUi- 
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cadoaen.    Das  allgemeine  Ontemchtsgefletz    wie  ein  besonderes  Schaldotationsgesetz 
steht  noch  ans.    'Es  sind  aber  in  der  günstigen  Finanzlage  der  letzten  Jahre  sehr  er- 
hebt Summen  f.  Volksschulen  unter  die  fortdanemden  Ausgaben  des  Staats  gestellt, 
so  im  A.  f.  1874  18*16,   1875  17'48,  1876  18*32  Hill.  M.,   woyon  speciell  ^r  die 
Schulen  1042,  13-61,  18*77,  f.  d.  Seminare  n.  dgl.  2*23,  336,  410  MiU.  M.    Im 
Et  f.  1883/84   stehen  an  Ausg.   f.  Seminare  4*499000  M.,  f.  Präparandenanstalten 
626,000,  f.  £lem.schulen  15,227,000,  woFon  f.  SchulauMcht  1,472,000,  f.  Lehrer- 
besold, u.  Znschtlsse  12,151,000  M.,  f.  Schulbauten  500.000  M.    Beispiel  eines  treff- 
Heben  Schulgesetzes  das  Badische  schon  t.  8.  März  1868;  Tit  Y.  vom  Einkommen 
der  Lehrer:  4  Ortsclassen,  Gemeinden  bis  500,  501—1500,  1501—8000,  Über  3000 
Einw.  Hauptlehrer  Minimalgehalt  (in  Geld,  Naturalien  oder  festen  Nutzangen)  hienach 
350,  875,  400,  450  fl.;  wenn  an  einer  Volksschule  wenigstens  2  Hauptlehrer,  so  hat 
der  erste  50,  wenn  8,  so  der  erste  100,  der  zweite  50,  wenn  4  oder  mehr,  so  hat 
der  erste  200,  der  zweite  100,  der  dritte  50  fl.  mehr;  ausserdem  stets  freie  Wohnung, 
ferner  Antheil  am  Schulgeld,  das  in  der  niedeisten  Ortsdasse  mit  50,  in  den   drei 
anderen  mit  75  fl.  garantirt  wird;  endlich  Personalznlagen  nach  d.  Dienstalter,  alle 
5  Jahr  20  fl.,  bis  zum  Max.  y.  120  fl.  in  der  untersten,  100  fl.  in  d.  anderen  Glassen, 
doch  nur,  soweit  feste  Besoldung  u.  Schulgeldantheil  650  fl.  nicht  Übersteigt.    Schul- 
gehilfen als  Unter-  und  Hulfslehrer:   heizbare,  mObl.  Stube  und  im  Min.  265  fl.  in 
den  2  untersten,  290  fl.  in  den  2  obersten  Ortsclassen,  in  Städten  über  6000  Einw. 
315  fl.    S.  Titel  VI  über  die  Bestreitung  des  Aufwands  für  die  Volksschulen.     Was 
durch  Schulfonds,  Dotationen,  gesetzl.  Beiträge  d.  Lehrer  nicht  gedeckt  ist,  trägt  die 
Staatskasse,  §.  74.    So  im  Jahre  1871  A.   178,000  fl.  Staatsbeitrag  zu  den  Ge- 
halten der  Volksschullehrer,  ausserdem  30*000  fl.  Personalzulagen,  A.  fUr  1876:  resp. 
246,000  u.  64,000  M.,  überhaupt  an  Staatsbeitr.  f.  d.  Volksschulen  541,000.    Ueber 
Ruhegehalte,  Versorg,  d.  Witt  wen  u.  Waisen,  s.  Titel  VIL  d.  Ges.  —  Bes.  f.  Lehrer- 
besoldungen u.  Penäonen  sind  noch  in  anderen  deutschen  Staaten  neuerdings  Staats- 
zuschOsse  beim  commun.  Elementarschulwesen  eingetreten,  so  giebt  Würtemberg 
769,000  M.    Zuschuss  an  Gemeinden  u.  £  d.  Alterszulagen  der  Lehrer.  Die  Seminare 
sind  regelmä^g  Staatsanstalten  auf  Staatskosten.    In  West-Oesterr.  fiel  t.  einem 
Gesammt-Staatsaufwand  ?.  9*82  M.  fl.  in  1880  1*71  auf  die  Volksschulen,  meist  fQr 
Seminare  u.  dgl..  (1*43  Mill.  fl.),  doch  auch  Zuschüsse  zu  den  Normalschulfonds  u.  für 
Volks-  u.  Bürgerschulen  überhaupt  (243,000  fl.),  spec.  f.  Tirol  35*000  fl.  —  Das   in 
d.  preuss.  Verfass.  aneiiannte  Princip  der  Schulgeldfreiheit  bei  d.  Volksschulen  ist 
nur  theüweise  durchgeführt  worden  (so  in  Berlin).    Dagegen  hat  Frankreich  dasselbe 
jüngst  (1881)  an-  u.  d.  Ausfall  auf  d.  Staatscasse  übernommen.    Dies   hat  eine  be- 
deutende Steigerung  des  staatl.  Unterrichtsbudgets  bedingt    Auch  in  Grossbritan- 
nien, wo  lange  Zeit  für  das  Schulwesen  gar  nichts  vom  Staate  geschah,  ist  das  jetzt 
anders  geworden.    1861 — 62  war  die  Staatsausgabe  fUr  Erziehung,  Wissenschaft  und 
Kunst  1,360,000  L.,  davon  803*784  L.  für  Offentl.  Anstalten  fUr  Erziehung,  meist  für 
Schulhänser,  Lehrerbesold.,  Lehrerbildungsanstalt,  überhaupt  grossentheüs  für  Elemen- 
tarunterricht   1881/82   wurden   für  öfTentl.  ünterr.  (ohne  üni?ers.)  3*85  Mill.  Pfd. 
?eraasgabt    S.  sonst  einige  ältere  Daten  bei  Rau  §.  80  n.  ?or.  Aufl.  dieses  Bands 
S.  285  ff.    Ein  genaueres  Eingehen   auch  auf  die  finanzielle  Seite  des  Schulwesens 
und   die   bezügliche    neuere    Gesetzgebung    muss    bei    dem    engen    Zusammenhang 
mit  den  sonstigen    administratifen  Fragen  der   Schulverwaltung    der  Inneren  Ver- 
waltongslehre  vorbehalten  bleiben.    Der  Gang  scheint  ziemlich  allgemein   in  Europa 
der,  dass  der  Staat  neben  den  Gemeinden  mehr  und    mehr  mit  finanz.  Hilfe  auch 
beim  Volksschulwesen  eintritt,  mittelbar  oder  unmittelbar.    Gerstfeldt  (Conrad's 
Jahrb.  B.  41,  Tab.  6  ff*.)  berechnet  f.  Preussen  den  absol.  Staats -Aufwand  f.  Un- 
terricht u.  Cultus  (incl.  Medic.wesen)  f.  1821  auf  6  MiU.  M.,  1832  7,467,000,  1841 
9,087,000,  1851  11,321,000,  1861   12,886,000.  1873  38,525,000,  1888  60,495,000  M., 
oder  in  Pfennigen  per  Kopf  bez.  55—57—61—67—70—160—216  u.  in  7^  der 
ordentl.  Nettoausg.  f.  Milit  u.  Civilverwalt  bez.  4*7— 5-8  — 61— 5-5-4*7— 6-8  — 
8*9.    Für  Yolksunterr.  allein  berechnet  er  um  1882  (eb.  S.  39)  f.  Preussen:  Staats- 
kasse 20,439,000,  Gemeinden  u.  s.  w.  89,341,000,  zus.    109,780,000  M.,  f.   Gross- 
brit   ebenso  77*04  —  29*16   (Localverwalt  —  wohl    zu   niedrig  angesetzt?  — )  — 
106*2  M.  M.,  f.  Frankreich  51*76—68-83  (Depart  u.  Gemeinden)  —  120*59  M.  M. 
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b)  Das  Berufs  sc  hnlwesen,  mit  seinen  drei  HanptgebieteD, 
des  gelehrten  oder  wissenschaftlichen^  des  wirthschaft- 
liehen  und  des  künstlerischen,  und  in  jedem  dieser  Gebiete 
mit  seinen  Schulen  für  die  Vorbildung  und  für  die  Fachbil- 
dung zum  Beruf  ist  in  finanzieller  HinsicJit  gewöhnlich 
schon  länger  mehr  mit  zu  Lasten  der  Staatskasse  übernommen  als 
das  Volksschulwesen,  soweit  nicht  Schulgelder,  CoUegiengeld  und 
das  oft  nicht  unbedeutende  Stiftnngsvermögen  u.  dgl.  (wie  bei  den 
Universitäten)  die  Kosten  decken.  Dabei  ist  auch  für  die 
finanzielle  Seite  zu  beachten,  dass  das  gelehrte  Schulwesen  im 
Ganzen  das  ältere  ist,  das  wirthschaftliche  erst  den  Bedürf- 
nissen der  neueren  Zeit  seine  Entstehung  verdankt  und  das 
Kunstschulwesen,  wenigstens  als  öffentliche  Angelegenheit, 
meistens  erst  der  jüngsten  Zeit  angehört.  Das  gelehrte  Schul- 
wesen ist  ferner  für  die  meisten  Staatsdiener  (höherer  Art)  in  der 
Regel  das  Mittel  zur  Erlangung  der  Vor-  und  der  theoretischen 
Fachbildung.  Dieser  Umstand  hinderte  gewöhnlich  die  Erhöhung 
des  allgemein  üblichen  Schulgelds  über  ein  gewisses  Maass.  Die 
niederen  und  höheren  gelehrten  Schulen  (Lateinschulen,  Lyceen, 
humanistische  Gymnasien)  sind  besonders  häufig  auf  altes 
eigenes  oder  Stif tun gs vermögen  fundirt.  Wo  dessen  Erti^ige 
nicht  genügten  oder  wo  sie  fehlten,  werden  diese  Schulen  seit 
lange  von  den  Städten  dotirt.  Nur  soweit  diese  Mittel,  wie 
neuerdings  vielfach,  nicht  ausreichen  oder  neue  Anstalten  erforder- 
lich wurden,  leistet  auch  der  Staat  bedeutendere  Zuschüsse  oder 
unterhält  die  Anstalten  auch  allein.  Das  wirthschaftliche 
Schulwesen  (Real schulen ,  Special- Berufsschulen ,  wenigstens 
niedere  und  mittlere,  seltener  Hochschulen,  wie  Polytechniken, 
Landwirthschafts-,  Forst-,  Berg-,  Bauakademieen)  steht  den  Inter- 
essen der  grossen  Masse  der  Bevölkerung  näher,  konnte  daher 
aucli  mehr  auf  freiwillige  Gaben  (Gründungsbeiträge  u.  s.  w.) 
der  Interessenten  und  auf  Schulgeld,  dann  besonders  auf  Bei- 
träge der  Gemeinden,  Kreise  begründet  werden,  so  dass  der 
Staat  nur  secundär  dafür  eintreten  musste.  Die  wirthschaft> 
liehen  Specialschulen,  namentlich  die  Hochschulen, 
machen  in  dieser  Beziehung  indessen  schon  länger  eine  wichtigere 
Ausnahme,  indem  der  Staat  in  deren  Unterstützung  wieder  seine 
Staatsdienstinteressen  pflegte  (Forst-,  Berg-,  Bauschulen)  und 
ausserdem  darin  eine  passende  Form  der  Förderung  der  Volks- 
wirthschaft  erkannte.    Dieser  berechtigte  Gesichtspunct  ist  neuer- 
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dings  auch  öfters  dem  niederen  wirthschaftlichen  Schulwesen 
zu  Gute  gekommen.  Die  Unterhaltung  der  niederen  Kunstschulen 
(z.  B.  Zeichenschulen)  dient  auch  zugleich  wirthschaftlichen  Inter- 
essen. Diejenige  der  höheren  für  Malerei ,  Bildhauerei,  Baukunst 
ist  Sache  des  reichen  Mäcenatenthums,  der  grossen  blühenden 
Städte,  aber  doch  mit  Recht  auch  des  Staats. 

Die  allgemeine  Aufgabe  ist  nun  auch  hier  wieder,  die 
richtige  Vertheilung  der  Last  zwischen  dem  Staat 
und  den  verschiedenen  Arten  der  Selbstverwaltungs- 
körper,  besonders,  aber  doch  nicht  ausschliesslich  der  Ge- 
meinden, herbeizuführen.  Mit  der  Neuordnung  dieser  finanziellen 
Seite  des  Gegenstands  ist  man  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit 
mehrfach  beschäftigt,  etwas  endgiltig  Befriedigendes  ist  aber  kaum 
noch  erreicht.  Jedenfalls  darf  nicht  nur,  sondern  soll  auch,  den 
Gesichtspuncten  richtigen  Gebtthrenwesens  gemäss  (Fin.  II.  §.  296) 
durch  Beiträge  der  Schulbesucher  (Schulgeld)  ein  erheb- 
licher Theil  der  Kosten  des  Berufsschulwesens  gedeckt  werden, 
da  das  letztere  Privatinteressen  in  starkem  Maasse  zu  Gute  kommt. 
Dabei  Hesse  sich  wohl  eine  Abstufung  des  Schulgeldes  mit 
nach  dem  Wohlstande  der  Schulbesucher,  bez.  ihrer  Familie, 
wie  es  hie  und  da  bei  preussischen  Gymnasien  geschieht,  vor- 
nehmen. Der  Rest  der  Kosten  wäre  dann  bei  den  Mittel  schulen 
(Gymnasien),  ähnlich  wie  es  oben  für  Volksschulen  erörtert  wurde, 
zwischen  dem  Staate  und  der  Ortsgemeinde  zu  vertheilen, 
dabei  aber  auch  eine  Mitbetheiligung  der  Verbände  h ö h e r e r 
Ordnung,  wie  der  Kreise  und  Provinzen  in  Erwägung  zu  ziehen. 
Die  Wahl  des  Weges  oder  der  Modalität  der  Kostenvertheilung 
wird  sich  nach  den  concreten  Verhältnissen  im  einzelnen  Staate 
richten  müssen.  Eine  unbedingte  allgemeine  Regel  lässt  sich 
dafür  nicht  wohl  aufstellen.  Besonders  wichtig  —  nicht  nur  um 
der  betheiligten  Lehrbeamten  willen  —  ist  wieder  die  Gewährung 
genügender  Besoldungen  der  Lehrer,  nach  einem  den  Verhält- 
nissen wirklich  entsprechenden  „Normaletat''  und  die  gute 
Ordnung  des  Pensionswesens,  wobei  nach  der  Eigenthüm- 
lichkeit  des  Lehrberufs  Normen  nothwendig  erscheinen,  welche 
günstiger  als  diejenigen  des  sonstigen  Civildiensts  sind  (früherer 
Anspruch  auf  volle,  dem  Gehalt  gleiche  Pension,  um  früheres 
Ausscheiden  alter  und  Einrücken  jüngerer  Personen  zu  ermög- 
lichen). Die  Staatskasse  möchte  hier  wohl  zur  Erfüllung  dieser 
Forderungen  mit  dem  System  von  „Bedürfnisszuschüssen'' 

A.  Wagner,  Finanzwirtflenscbaft.    I.    3.  Aufl.  30 
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gegenüber  städtischen  Mittelschulen  (Gymnasien,  Preussen)  passend 
vorgehen. 

Das  eigentliche  Hochschulwesen,  Universitäten  nnd  Poly- 
techniken u.  dgl.,  wird  bei  dem  hier  mitspielenden  allgemeinen 
Interesse  des  Volks  nnd  dem  besonderen  Interesse  des  öflfentlichen, 
zumal  desStaatsdiensts  wohl  mit  Recht  in  der  Regel  zu  Lasten 
derStaatskasse  stehen  müssen.  Doch  möchte  wenigstens  in  einem 
grossen  Staate  mit  leistungsiUhigen  Communalverbänden  höchster 
Ordnung,  wie  den  Provinzen,  nnd  mit  grossen  Verschiedenheiten 
des  Wohlstands,  der  Cnltur,  der  Bevölkernngsdichtigkeit,  der 
wirthschaftlichen  Bedürfnisse  auch  hier  eine  Mitbetheilignng 
der  Provinzen  an  der  Tragung  dieser  Lasten  zu  erwägen  sein. 
Mit  Rücksicht  darauf,  dass  ferner  das  Hochschulwesen  doch  neben 
den  allgemeinen  die  besonderen  Interessen  der  wohlhabenderen 
Classen  speciell  mit  befriedigt,  wäre  wohl  auch  die  Aufbringang 
der  Staats-  und  Communalbeiti'äge  in  höherem  Maasse  diesen 
Classen  mit  zu  zuschieben,  nemlich  in  der  Form  von  höheren  oder 
besonderen  Steuem  ad  hoc  für  grösseres  und  ilir  fundirtes  Ein- 
kommen. 

Statistisches  über  Preussen  auch  L  d.  höhere  Schulwesen  (Mittelschulen, 
Gymnasien  u.  s.  w.)  in  den  genannten  neueren  amtlichen  communalfinanzstat. 
Publicationen ,  bes.  Erj^.heft  VI  (grössere  Städte).  Vgl.  auch  oben  §.  53  ff.  Für 
etwas  frühere  Zeit  giebt  noch  folgende  Uebersicht  aus  d.  vor.  Aufl.  einen  Einblick. 

In  Preussen  (alten  Umfangs)  kosteten 

Oeff.  Ele-      Höh.  Realsch.  Bealach.  Oeff.  Oeff.      ünirers. 

mentaneh.     Bür-  2.  Ord.  1.  Cid.  Pro-  Gymn.   1870  iacI. 

gersch.  gymn.  neue  Pro?. 

1862— 64D.     1864         1864           1864  1864  1864 

Im  Ganzen  Tausend  Thaler  11*040       89         86        461       105     1'833      1*492 

418    4435     7152      9414    3746  12*638 149200 
c  3*8       45         26  30        43         43    c.  207 


3-5 


0.71        1.43       2-61     1404     14.02       57*8 

—         1*56      0*46      4  52     12*31         — 
30-22    34*92    29*36    2001     1023        — 


73*7 


pr.  1  Schule  .    . 
pr.  1  Schuler 
davon  7o  '^on: 
Staat  a.  unmittelbar 

Fonds  .  .  . 
Staat  a.  mittelbaren 

Fonds  .  .  . 
Stadtgemeinden  . 
Kirch,  u.  nicht  unter 

Staatsvenralt.  steh 

Stiftungen  .  . 
Schulgeld  .  .  . 
üebrigens  (?),  auch 

eigenes  Vermögen  .  ~      15*51        5.01       406     18*28     17*91       27-0 

Bei  der  ünivers.  ohne  Einrcchnung  des  Collejriengeldos  (bei  Schulgeld  hier  ^.Einnahme 
aus  eig.  Erwerb":  wohl  Gebühren).  Um  1870  Botrag  der  Nomwügehalte  der  Gym- 
nasiallehrer nach  8  Ortsciaesen  Directoren  bis  1800,  1600  u.  1400,  ordentl.  Lehrer 
600—1300,  550—1150,  500— 1000  Thlr.,  s.  Engel,  Zeitschr.  1869,  S.  '202,  206,  19«. 
Details  in  Mushacko^s  Schulkalender.  Nach  einer  neueren  Statistik  (Jahrb.  d.  amd. 
Statistik  IV,  2.  Abth.,  S.  86,  114)  ist  der  Aufwand  f.  d.  höheren  Lehranstalten  nnd 
Universitäten  in  Preussen  folgendermassen  gesticjren  (in  1000  Thlr.),  ganzer  Staat  incl. 
neoe  Provinzen. 


5-45        431       1*15      4*62       311        131 
22-8    47*71       52*77     62*36    38*53    42*42       (21) 
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schulen.  schulen.  ond  Pro^mn.  ^»^^ereitäten. 

1869       1874        1869       1874        1869       1874  1876 

Summa      ....        401        640  801       1584       3016      4584  2257 

woFon  aus 

Staatsfonds     ...  22  42  14  95         480      1184  1641 

Stiftongen      ...  4  6  11  11  264        228  449 

Andere  QaeUen .    .        374        592  776       1477        2272      3222  167 

Im  preass.  £t.  f.  1883/84  wird  im  Ganzen  die  Summe  f.  4,681.000  M.  f. 
„höhere  Lehranstalten'^  (ohne  Dnirers.  u.  techn.  Anst.)  ausgeworfen  u.  dabei  unter- 
schieden: 1)  Zahlungen  ?ermOge  rechtl.  Verpflicht.  an  benannte  Anstalten  u.  Fonds 
(221.000  M.),  —  2)  Zuschüsse  f.  d.r.  Staate  zu  erhaltenden  Anstalten  u.  Fonds 
(3.107,000  M.),  —  3)  Zuschüsse  f.  d.  y.  Staate  u.  7.  anderen  gemeinschaftl.  zu 
haltenden  Anstalten  (65,400  M.)  —  4)  Zuschüsse  y.  d.  y.  Anderen  zu  unter- 
haltenden, aber  w.  Staate  zu  unterstützenden  Anstalten  (961,000  M.).  Der 
fiest  (326,000  M.)  enthält  u.  a.  Summen  f.  yeischied.  Ergänzungen,  so  zur  Erfüllung 
des  Normaletats  der  Gymnasien  y.  1872  (65,700  M.),  Zuschüsse  f*  höhere  Töchter- 
schulen (100,000  M.).  Im  Ganzen  ergiebt  sich  für  die  mit  Staatsmitteln  dotirten  oder 
unterstützten  467  höheren  Schulen  (meist  Gymnas.  u.  Progymnas.)  gegenwärtig  (1883) 
ein  Bedarf  y.  25,519,000  M.  (dayon  f.  Besold.  der  Directoren  2,2b9,000,  der  Lehrer 
16,415,000,zu  Remunerationen  f.  Unterr.  1,258,000,  zu  Wohn.geldjsuschüssen  1,323,000  — 
noch  nicht  bei  aliea  städt  Gymnasien  gewährt,  —  zu  sachl.  Ausg.  u.  VerwaltJiosten 
4,234,000  M.  Dieser  Bedarf  wird  gedeckt:  aus  eigenem  Erwerb  (Schulgeld  u.  s.  w.) 
12,091,000  M.  oder  4TS7ot  *ü8  eigenem  Vermögen  1,746,000  M.  oder  6'8"/o.  *iis 
Stiftungs-  und  andren  Fonds  703,000  M.  oder2*77ot  aus  gewissen  Specialfonds  543,000  M« 
oder  2' iVotftüs städt.  Fonds 6,082,000  M.  oder  23*87o,  aus  „Bedürfnisszuschüssen*' 
des  Staats  4,134,000,  oder  16*2Vo«  aüs  Staatsmitteln  nach  rechtL  Verpflichtung 
221,000  M.  oder  O'OVo*  Nach  dem  in  den  Staats gymnasien  schon  länger,  in  d. 
städt  jetzt  meist  auch  durchgeführten  „Normaletat"  y.  20.  April  1872  betragen  an  den 
Gymnasien  u.  gleichgestellten  höheren  Unterrjinst.  (auch  Realsch.  I.  Ordn.)  die  Gehalte 
der  Diiectoren  in  Berlin  6600,  in  Städten  über  50,000  Einw.  5100—6000,  i.  D.  5650  M., 
in  and.  Orten  4500--5400,  i.  D.  4950  M.  (d.  h.  nur  750  M.  mehr  als  d.  Durchschn.- 
gehalt  der  Land-  u.  Amtsrichter  jetzt  beträgt),  der  ordentL  Lehrer  in  Berlin  2100  bis 
5100,  L  D.  3600  M.,  sonst  1800—4500  M.,  i.  D.  3150  M.  Dazu  das  Wohnungsgcld 
der  Cl.  in  (in  Berl.  900,  sonst  720—660—540—480—420—360  M.).  Die  Gleich- 
stellung mit  den  Richtern  1  .Inst  ist  wohl  zu  yerlangen.  —  InWest-Oesterr.  trägt 
1880  die  Staatskasse  t  d.  staatlichen  „Mittelschulen''  (Gymn.  u.  Realsch.) 
3,978.000  fl.  bei,  dayon  f.  d.  Gymnasien  2,766,000  fl.  Dieselben  haben  ausserdem 
ans  Schulgeld  u.  Beiträgen  Dritter  (geistl.  Stifter),  auch  eig.  Vermögen  556,000  fl. 
Einn.  —  In  Frankreich  sind  die  Ausg.  f.  d.  Mittelschulen  (Staatslyceen  u.  Gommunal- 
coll^ges)  in  1876  c.  76  Mill.  fr.,  woyon  d.  Schulgeld  65*6,  d.  Staat  5*57,  die  Depart. 
0*47,  die  Gemeinden  4'28  M.  fr.  tragen  (Kaufmann  S.  674). 

Die  prenssischen  Uniyersitäten  haben  1883/84  einen  Etat  y.  8,103,000  M., 
woyon  aus  Staatsfonds  5,845,000  (mit  Zuschlag  einiger  f.  alle  Uniyers.  gemeins.  Fonds 
6,130,000),  aus  Stiftungs-  n.  dgL  Vermögen  1,016,000,  aus  Kapitalzins.  u.  Grundst- 
reyenuen  481,000,  ans  eigenem  Erwerb  (diyerse  Gebühren  etc.,  nicht  CoUcgiengcld) 
762,000  M.  Dayon  f.  Besold.  der  Lehrer  3.057,000,  Wohn.geld  450,000,  Institute, 
Sammlungen  u.  s.  w.  3,697,000,  Conyicte,  Stipendien  152,000,  Anderes  (auch  Bau- 
)(osten)  462,000  M. 

Im  Einzelnen  war  d.  Etat  1883/84. 

Summe     day.  aus  c««»«,^        day.  aus 

Maik      StaatsL  bumme        staatai: 

Berlin 1730        1548    Freiburg    (1876)     .     .    .    Mark      ?  197 

Bonn 904  770    München  (1870)    .     .     .  fl.  208  84 

BresUu 747  698     Würzburg      „        345  73 

Halle 890  513    Erlangen       „  171         124 

Königsberg     ...    848  759     Wien         (1880)    .     .     .   „  Ord.    766      Gröss- 

Qreifswald       .    .    .    547  141     Prag  „        .    .    .  „    „      454        ten- 

Münster  (Akad.)  .    .175  115    Gratz  „        .    .    .  „    „      261       tbeils- 

Göttingen    ....    954  296    Innsbruck      „        .     .    .   „     „      202        aus 

30* 
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Marburg     ....    611  478    Krakaa      (1880)    .    .      fl.  Ord.    216        der 

Kiel 661  507     Lemberir       „        153       Staats- 

ßraunsbcrg:  (Lyc.)    .41  20     Czemowitz    „        .     .    .   „    „        95        kasse. 

Heidelberg  (1876)    .       ?  496     Dorpat Rbl.(1870)209         209 

Die  Ausübe  u.  Einnahme  bilandren  regelmässig.  Nur  bei  Würzburg  ist  die  Aas- 
gabe bloss  269«000  ü.,  die  Zahl  in  der  Uebersicht  betrifft  die  Einn.  (Baiem:  Statistik 
d.  ünterr.  p.  27,  1.  Th.,  S.  39).  —  Von  fremden  Univers,  haben  z,.  B.  Lund  und 
Upsala  in  Schweden.  Oxford  (174,000  L.  Einkommen  einschliesslich  der  Colleges)^ 
Cambridge  (133,000  L.  St.)  bedeutende  eigene  Einkünfte.  In  Deutschland  sind  letztere 
mitunter  vom  Staate  eingezogen,  die  heutige  Staatsdotation  erfolgt  theiiireise  aus  diesem 
Titel  (z.  B.  1870  bei  Freiburg  13,564  ff.  Staatszuschuss  fQr  entzogene  Geftlle,  50.436  ff. 
eigentlicher  Staatszuschuss).  —  Üeber  den  Betrag  des  Collegiengelds ,  der  Doctorge- 
bühren  u.  s.  w.  fehlen  Angaben  fast  durchaus.  Um  so  dankenswerther  sind  die  Mit- 
theilungen in  dem  gen.  Werke  über  die  baier.  Unterrichtsstat.  S.  39  u.  XIX.  Die 
«ingezahlten  Collegiengelder  betragen  1869/70  in  München  45,900,  Warzbarg  32,400. 
Erlangen  16,200,  i.  G.  94.600  ff.,  1S71/72  resp,  53,900,  41,700,  18,200,  118,800  ff. 
(auch  mit  Unterscheidung  der  Facult).  Im  Durchschnitt  ?.  1869/70 — 71/72  irar  das 
Golleg^engeld  97.000  ff.  oder  137o  ^^  Gesammtbetrags  der  Kosten  des  Universit&ts- 
unterrichts  ▼.  744,000  ff.  in  1871.  Allerdings  betragen  die  voUständ.  Befreiungen  20, 
die  theilweisen  25,  zus.  457o  ^^i*  Studenten.  Ebendaselbst  Berechnungen  doji  Werths 
der  Sammlungen  und  Anstalten  der  Universitäten.  Aeltere  Nachrichten  über  preuss. 
Universitäten  s.  bei  Dieterici,  gesch.  und  Statist  Nachrichten  über  die  Universitäten 
im  preuss.  Staat,  Berlin  1836. 

Für  d.  techn.  Hochschule  in  Berlin  (incl.  Bauak.)  verwendet  d.  preuss. 
^taat  aus  Staatsfonds   in  1883/84   fUr  Gehalte  alU>in  224,000.  fUr  die  in  Hannover 
148,000M.    West-Oesterr.   f.  d.  techn.  Hochschulen  im  Ordin.  1880:  719,000   ff. 
Baden  f.  d.  polytechn.  Schule  153,000  M. 

Die  Ausgaben  filr  das  höhere  Unterrichtswesen  anderer  Länder  lassen  nicht  immer 
eine  unmittelbare  Vergleichung  mit  den  bezüglichen  Ausgaben  in  Deutschland  zu, 
weil  die  Oi^anisation  zu  verschieden  ist.  Beispiel:  Frankreich,  A.  der  Ausg.  des 
Staats  für  1881:  f.  d.  sämmtl.  Facultäten  9*55  M.  Fr.  Collie  de  France  (für  einen 
grossen  Theil  der  Fächer  d.  deutschen  philosophischen  Facultäten,  Naturwissenschaft, 
Mathematik,  Philologie,  dass.  u.  moderne)  466,000  Fr.  Museum  der  Naturgeschichte 
(Lehranstalt  incl.)  846,000  Fr.  —  In  Grossbritannien  1861/62  Zuschuss  des  Staats 
für  d.  Universitäten  zu  London,  Dublin,  d.  schott  23,610  L.,  (1881  41,000  Pf.),  Berg- 
bauschule und  geologische  Anstalt  17.185,  öffentliche  Anstalten  für  Erziehung  in  Irland 
285,377  L.  S.  auch  A.  Beer  u.  F.  Hochegger,  Fortschritte  des  Unterrichtswesens 
in  d.  Culturstaaten  Europa's,  1867  ff*.  —  Beispiele  von  Ausgaben  für  Kunstbildung: 
Akad.  der  Künste  zu  Berlin  1883/84  Staatszuschuss  386,000  M.,  Kunstakademien  zu 
Königsberg,  Düsseldorf.  Cassel  und  Hanau  185,000  M.  Dotation  d.  Deutschen  Reichs 
i.  d.  archäolog.  Institut  zu  Rom  u.  Athen  in  1876  93,000  M.  —  Akad.  d.  bild.  Künste 
in  Wien  1880  114,000  ff. 

2.  Ausgaben  für  die  Beförderung  wissenschaftlicher 
Bildung  überhaupt. 

Bibliotheken,  naturwissenschaftliche,  culturhiätorische  a.  dgl.  Sammlungen, 
botanische  Gärten,    Gcwerbemusecn  u.  s.  w.,  gelehrte   Gesellschaften    (Akademieen). 

Beispiele:  Preussen,  Et.  f.  1883/84  Staatszuschüsse  Berliner  Akad.  d. 
Wissensch.  201,000  M..  K.  Bibliothek  in  Berlin  252,000  M.,  Geodät.  Institut  in  Beriia 
108,000  M.,  astrophys.  Observatorium  bei  Potsdam  69,000  M.  —  Frankreich.  1881 
Institat  708,000  Fr.,  Nat.  Bibliothek  644,000  (u.  aiisserord.  für  Catalogis.  50,000), 
andere  öffentliche  Bibliotheken  u.  s.  w.  300,000"Fr.  —  EnirUnd  1861— 62r  Brit. 
Museum  101,714  L.,  wovon  Staatszuschuss  100,414  L.  1881/82  f.  Wiss.  u.  Kunst  i. 
AUg.  362,000  Pf.,  f.  d.  Museen  157,000  Pf.  —  Oesterreich  <West-)  1880  Akad. 
d.  Wissensch.  65,000  ff.  Staatszuschuss. 

3.  Ausgaben  für  Kunstpflege  im  Aligemeinibn.  Neben  den 
erwähnten  Schulen  für  Malerei,  Bildhauerei  und  Tonkunst  gehören 
hierhin  Kunstsammlungen  aller  Art. 
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Hierftlr  ist  direct  ans  der  Staatskasse  meist  erst  in  neuester  Zeit  mehr  ge- 
schehen. Dagegen  hahen  hier  die  H5fe  und  einzelne  kanstliebende  Fürsten  schon 
länger  Kanstsammlungen  u.  s.  w.  angelegt,  welche  dem  Publicum  zur  Benutzung  ge- 
öffnet waren,  und  auch  noch  jetzt  werden  manche  Hofausgaben  für  solche  Zwecke 
verwandt  Neuerdings  hat  man  die  Bedeutung  der  Kunst-  und  Gewerbemuseen  speciell 
für  die  Entwicklung  der  Knnstiüdustrie  immer  mehr  erkannt  und  daher  auch  im 
wirthschaftlicheu  Interesse  solche  Museen  gegründet  und  stärker  mit  Staatsfonds  aus- 
gestattet 

Beispiele:  Preu  ssen ,  Staatszuschuss  f.  d.  Kunstmuseen  in  Berlin  1870  69,580  Thlr., 
1875  201,000  Thlr.,  1883/84  734,000  M.,  ausserdem  f.  d.  NationalgaU.  in  1876 
16.000  Thlr.  in  1883/84  83,000  M.  (im  Ordin.).  Für  sonst  Kunst-  u.  wiss.  Zwecke 
252,000  Thlr.,  bez.  jetzt  590,000  M.  (Vermehr,  dieser  Ausgaben,  auch  durch  ansser- 
ord.  Bewill.,  in  den  letzten  Jahren).  Zuschuss  f.  Kunstgewerbemuseum  in  Berlin  1883/84 
269,000  M.  —  Baiern,  Akademie  d.  bild.  Künste  u.  Kunstsamml.  1870  71,900  fl. 
Staatsdotation,  ausserdem  ftlr  Pflege  und  Förderung  d.  Kunst  im  Allgemeinen  15,000  fl.  — 
Oesterreich  1870,  Akademie  der  bild.  KUnste  in  Wien  59.740  fl.,  1876  111,000  11. 
Staatsdotation,  OesterreiclL  Museum  für  Kunst  und  Industrie  und  Kunstgewerbeschule 
60,200  fl.,  1876  87,000  fl.  —  Frankreich  1865:  Conservat  für  Musik  195,000  F., 
(1881  276,000  Fr.),  Ausstellung  von  Werken  lebender  Künstler  345,000  Fr.,  5  kais. 
Theater  1,515,000  (Oper  820,000  Fr.).  (Theater  1881  1,470,000  Fr.),  für  Kunstwerke 
u.  Verzierung  Ofientlicher  Gebäude  950,000  Fr.,  1876  t  schöne  Künste,  Museen, 
Theater,  Musik  6'69  M.  Fr.  (1881  8*26  M.  Fr.,  wovon  noch  f.  d.  Nationalmuseen 
796,000  fr.,  t  Erhalt  histor.  Monumente  1,550,000,  für  d.  Nationalmanufacturen, 
Gobelins,  S6vres  u.  s.  w.  897,000  fr^  f.  Volksconcerte  55,000  fr.). 

4.  Die  Kirche.  Ob  and  wie  weit  der  Staat  selbst  den 
Kirchengesellschaften  Subventionen  gewährt,  das  ist  meistens  durch 
die  geschichtliche  Entwicklung  und  das  positive  Recht  entschieden, 
ohne  besondere  Rücksicht  auf  die  Principien frage.  Was  in  dieser 
Beziehung  geschehen  sollte,  hängt  von  der  Auffassung  des  Ver- 
hältnisses von  Staat  und  Kirche  ab,  worüber  die  Politik,  nicht  die 
Finanzwissenschaft  die  Entscheidung  zu  geben  hat 

In  manchen  Ländern,  so  bis  vor  den  jüngsten  Ereignissen  in  Italien.  Spanien, 
ferner  in  Grossbritannien,  Schweden  hat  sich  ein  grosses  Kirchenvermögen  erhalten, 
in  anderen  wenigstens  theilweise.  Wieder  in  anderen  ist  das  KircheuFermögen  vom 
Staate  eingezogen  u.  d.  Unterhalt  der  Geistlichen  u.  s.  w,  auf  Staatsfonds  übernommen, 
so  in  Frankreich.  A.  für  1883:  Ausgabe  f.  d.  gesammtcn  Cultus  52*99  M.  Fr. 
In  Deutschland  ist  wenigstens  fast  überall  ein  örtliches  Kirchenvermögen  zur 
Deckung  der  Pfarrbesoldungen  und  der  anderen  Kosten  des  Gottesdiensts  vorhanden, 
z.  Th.  auch  noch  ein  allgemeines.  Daher  erscheinen  gewöhnlich  nur  verhältniss- 
massig  kleine  Summen  im  Staatsbudget  für  Cultuszwecke.  Auch  das  Finanzwesen 
der  Kirchen  geht  einer  grossen  Umgestaltung  entgegen,  je  mehr  die  Ideen  der  Trennung 
von  Staat  und  Kirche  sanctionirt  werden  und  der  Liberalismus  auch  in  der  Kirche 
zur  Herrschaft  kommt.  Das  kirchliche  Gebühre nwesen  ist  in  der  Protestant 
Kirche  Deutschlands  so  schon  jetzt  fast  unhaltbar  geworden.  Die  Einfahrung  der 
Civilehe  und  der  eigentlichen,  von  bürgerlichen  Standesbeamten  geführten  Givilstands- 
register  (Beichsges.  v.  6.  Febr.  1875).  womit  die  Aufhebung  des  gesetzlichen  Trau- 
und  Tan&wangs  verbunden  war,  nöthigte,  aUm&lig  die  kirchlichen  Stolgebühren  zu 
beseitigen.  Um  so  mehr  müssen  dann  andere  Hilfsquellen  für  die  Finanzen  der  Kirche 
eröffnet  werden.  Eine  einfache  Erhöhung  der  Staatsdotation  (wie  in  Preussen  seit 
1875  wegen  des  Ausfalls  an  Stolgebühren  zur  Verbesserung  der  äusseren  Lage  der 
Geistlichen  um  c.  2  Mill.  M.)  widerspricht  den  Grundsätzen  der  neueren  Gesetzgebung 
über  Kirchensachen,  aber  nicht  dem  wahren  Volks-  und  dem  richtig  verstandenen 
Staatsbedürfniss,  darf  daher  gebilligt,  ja  mnss  unter  Umständen,  wie  den  gegenwärtigen, 
verlangt  werden.  Wie  weit  von  der  Einräumung  eines  kirchlichen  Besteuerungs- 
rechts (wie  in  Preussen  nach  d.  Generalsynodalordnung  v.  1S76  §.  11 — 15)  practisch 
Gebrauch  gemacht  werden  kann,  ist  zweifelhaft    Denn  ein  Besteuerungsrecht  setzt  im 
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Grande  stets  eine  Zwangsmitgliedscbiit  Torans,  irelcbe  jetzt  fehlt  Die  hanptsichlicbe 
Qndle  der  Einkünfte  werden  dann  freiwillige  Beiträge  sein  mossen.  Auch  die 
Beziehungen  zwischen  dem  Staate  und  der  kathol.  Kirche  durften  za  einer  neaen 
Regelung  der  Finanzrerhältnisse  hindringen.  Doch  ist  hier  nicht  der  Ort,  anf  diese 
Verhältnisse  wesentlich  kirchenpolitisch  er  Art  einzugehen.  Beispiele:  Preussen: 
1S83/84  A.  im  Min.  d.  Geistl.  u.  s.  w.  Angelegenh.  f.  d.  erang.  Kirche  2,537,000  M., 
woT.  f.  d.  E?ang.  Oberkirchenrath  146,000,  Consistorien  1,061,000  M.,  e?angeL  Geistl. 
u.  Kirchen  1.330,000;  f.  d.  kathol.  Kirche  2,582,000  M.,  wor.  f.  Bisth.  u.  die  z. 
dens.  gehör.  Instit  1,254,000,  kath.  Consist  35,000,  Kirchen  u.  Geistl.  1.244,000. 
Ausserdem  f.  Cult.  u.  Unterr.  gemeins.  6*73  M.  M.,  wovon  Unterhalt  der  Kirchen-, 
Pfarr-,  Küster-,  Schulgebäude  auf  Grund  rechtlicher  Verpflichtung  des  Staats  1*78, 
zur  Verbesserung  der  Lage  der  Geistlichen  aller  Bekenntnisse  3*26  (1874  1*41)  M.  M.  — 
Baiern  A.  f.  1876  kathol.  Gultus  im  Staatsbudget  3*87,  protest  desgl.  1*81  M.  M., 
Israel.  14,000  M.,  Übrige  Staatsausgaben  fOr  kirchl.  Zwecke  1*15  M.  M.  —  Baden 
A.  f.  1876  kathol.  Gultus  117,000  (wobei  aber  die  damals  gestrichene  Dotation  fklr 
den  erzbischöfl.  Stuhl  in  Freibarg  von  13,400  fl.  nicht  inbegriffen),  erangeL  Gultus 
95,000  M.,  Israel,  dsgl.  3600  M.,  Summa  Gultus  215,000  M. —•  West-Oesterreich 
1880  kathol.  Gultus  Erfordemiss  d.  Religionsfonds  ord.  3*83,  Eztraord.  0*77,  zusammen 
4*60,  Stiftungen  u.  Beiträge  für  kath.  Gultus  bez.  0*17,  0*05,  zusammen  0*22,  f.  evan^. 
Gultus  104,000  ord.,  f.  griech.-or.  Gultus  (Dalmat)  64,000,  6,000,  zus.  70,000,  über- 
haupt für  Gultus  4*17,  0*82,  zus.  5  Mlll.  fl.  Durch  Ges.  v.  18.  März  1876  zur  Unter- 
stützung kathol.  Geistlichen  600,000  fl.  mehr  (aus  d.  Relig.fonds).  Die  gleichzeitigen 
Einnahmen  der  Religionsfonds  sind  veranschlagt  auf  3*89  M.  fl. 

IV.  —  §.  196,  Der  Finanzbedarf  ftir  die  Finanzverwal- 
tung  selbst  ergiebt  sich  einmal  ans  den  Verwaltnngs- 
nnd  Betriebskosten  des  rentablen  Staatseigenthnms 
und  den  Erhebnngskosten  der  Steuern  n.  s.  w.  Davon 
war;  soweit  es  sich  dabei  nm  allgemeine  Verhältnisse  handelt, 
schon  oben  (§.  170  ff.)  die  Rede.  Weiteres  mnss  für  die  spätere 
Lehre  von  den  Einnahmen  selbst  vorbehalten  bleiben.  Sodann 
ist  der  Bedarf  fUr  die  Staatsschuld  (Verzinsung,  Tilgung  u.  s.  w.) 
hierher  zu  rechnen.  Davon  wird  in  der  späteren  speciellen  Lehre 
von  der  Staatsschuld  gehandelt  Endlich  gehört  hierher  der  Bedarf 
für  die  Finanz  b  eh  Orden  n.  s.  w.  selbst  Soweit  die  Dar- 
stellung des  Finanzbehördenwesens  in  die  Finanzwissenschaft 
überhaupt  aufzunehmen  ist,  war  dieser  Bedarl'  im  4.  Kapitel  des 
vorigen  Buchs  mit  zu  berühren.  Das  Meiste  hängt  aber  auch  hier 
mit  den  Einnahmen  zusammen  und  wird  am  Besten  bei  diesen 
mit  besprochen.  ' 


Drittes  Buch. 

Die  ordentlichen  Einnahmen  der  Finanz- 
wirthschaft  im  Allgemeinen,  insbesondere  der 

Privaterwerb. 


Erstes  Kapitel, 

AllgemeUie  Betrachtung  und  Hauptelnthellung  der 

ordentlichen  Einnahmen. 

1.  Abschnitt. 

Hauptelnthellung  und  Grundsätze  fQr  die  weitere  Elnthellung 

der  ordentlichen  Einnahmen. 

Es  handelt  sich  hier  am  einijET«  zasammeuhängcDde  Erörterungen  zur  Feststellung 
und  Begründung  der  in  der  Theorie  u.  Praxis  schwankenden  Terminologie.  Da- 
durch soll  auch  der  Vermengung  der  historischen,  rechtlichen  und  finanzwissenschaft- 
lichen Begriffe  ein  Ziel  gesetzt  wenien,  zu  welchem  Zwecke  ein  näheres  Eingehen  auf 
die  Streitfragen  über  Begriffsbestimmung  und  Classification  nothwendig  ist  Vgl.  zur 
Ergänzung  des  Folgenden  auch  Fin.  II  g.  329  ff.  über  Terminologisches  in  Betr.  der 
Besteuerung.  Bei  Bau  fehlt  es  an  einer  ähnlichen  zusammenhängenden  Betrach- 
tung dieses  (iegenstands,  s.  darüber  §.  82 — 88,  dann  die  Einleitungen  zum  Abschnitt 
„?0D  den  Einkünften  aus  Hoheitsrechten''  (Regalien)  §.  166  bis  171  und  zum  Ab- 
schnitt von  den  Gebühren  (§.  227—230),  Einzebes  auch  in  §.  247  ff.  vom  Steuer- 
Wesen. 

I.  —  §.  197.  Begriff  und  Quelle  der  ordentlichen 
Einnahmen.  Der  Ausdruck  ,, ordentliche  EUnnahmen''  (des  Staats, 
wie  der  Staatenverbindnngen  und  der  Selbstverwaltungskörper) 
wird  in  der  Finanzpraxis  nicht  immer  in  einem  genau  be- 
stimmten und  gleichmässigen  Sinne  genommen.  Er  unterliegt 
aoch  nach  den  Verschiedenheiten  des  öffentlichen  Finanzrechts  in 
ein  und  demselben  Staate  geschichtlich  einigem  Wechsel.  Im  All- 
gemeinen versteht  die  Gegenwart  in  der  Praxis  unter  den  ordenir 
liehen  Einnahmen  diejenigen,  welche  auf  Grund  des  be- 
stehenden Rechts  dauernd  in  gewisser  periodischer 
Regelmässigkeit  der  Finanzwirthschaft  zufliessen.  Die  Finanz- 
theorie hat  an  diese  Auffassung  anzuknüpfen,  aber,  wegen  des 
untrennbaren   Znsammenhangs    der   Finanzwirthschaft    und  ihrer 


472  3.  B.  Ord.  Einn.     1.  K.  Im  Alldem.     1.  A.  Eintheil.  §.  197,  198. 

Einnahmen  mit  der  ganzen  Volkswirthschaft  bei  der  Begriffs- 
bestimmung der  ordentlichen  Einnahmen,  als  einer  Hanptart  der 
Einnahmen  überhaupt,  die  nothwendige  ökonomische  Be- 
dingung, von  welcher  die  dauernde  Periodicität  jener  Einnahmen 
abhängt,  mit  zu  berücksichtigen.  Danach  sind  in  f  in  an z  wissen- 
schaftlicher Hinsicht  die  ordentlichen  Einnahmen  zu  bezeichnen 
als:  die  ihrer  ökonomischen  Natur  nach  einer  regel- 
mässigenWiederholung  von  Periode  zu  Periode  danernd 
fähigen.  Es  muss  daher  die  Quelle,  aus  welcher  diese  Ein- 
nahmen fliessen,  Nachhaltigkeit  verbürgen.  Demgemäss  mnss 
in  der  Regel  das  Volkseinkommen,  oder  müssen  die 
dasselbe  bildenden  Einkommen  der  Einzel wirthschaften  in  der 
Volkswirthschaft  die  Quelle  der  ordentlichen  Einnahmen  sein. 

Entsprechend  seiner  Anffassnog  des  Staatsscbnldenwesens  (Fin.  5.  Ausg.  II, 
§.  471  fi.)  behandelt  Ran  überbaapt  unter  den  ««Einkünften''  nur  die  hier  sogeu. 
ordenti.  Einnahmen.  Stein  bat  die  UntencbMdang  von  ordentl.  und  ausserordentl. 
Einnahmen  in  dieser  Weise  nicht  Ich  halte  an  ihr  sowohl  in  wesentlicher  Ueber- 
einstimmung  mit  der  Praxis,  als  wegen  ihrer  principiellen  Bedeutung  fttr  die  Finanz- 
bedarfsdecknng  fest  B6sobrasoff  nennt  die  ordentl.  Einnahmen  die  sources  plus 
ou  moins  constantes,  in  der  unten  gen.  Abb.  S.  IS.  —  Deber  den  Begrifi  des  Ein- 
kommens und  des  Volkseinkommens  siehe  jetzt  Grundlegung  I.  §.  84,  86  ff.  Etwas 
abweichend  sind  Erbschaftssteuern  und  überhaupt  eigentl.  Kapitalsteuern« 
d.  h.  solche  Steuern,  welche  nicht  nur  nach  dem  Kapitalwerth  angel^,  sondern  aas 
dem  Kapital  einer  Einzelwirthschaft  reell  entrichtet  werden .  aufzufassen.  Hier  kann 
man  nicht  immer  sagen,  dass  die  Quelle  der  Steuer  das  Volkseinkommen  ist  Mit- 
unter dient  solche  Steuer  nur  als  Mittel  zu  einer  veränderten  Vertheilung  des 
Volkäverm5gens,  speciell  des  Nationalkapitals,  und  wenn  der  Steuerertrag  ein- 
fach verzehrt  wird,  so  ist  dann  dieses  Volks  vermögen  die  Steuerquelle  gewesen. 
Deshalb  wird  im  Text  gesagt,  dass  „in  der  Reger'  das  Einkommen  die  Quelle  der 
ordentl.  Einnahme  sei.  Auch  jene  Erbschafts-  u.  Kapitalsteuern  sind  jedoch  ordentl. 
Einnahmen  unter  der  Voraussetzung  der  regelmässigen  Beproduction  der  von  der 
Finanzwirthschaft  den  Privatwirthschaften  entzogenen  Vermögen.  Weiteres  in  der 
allgem.  Steuerlehrc,  Fin.  II,  §.  369  S,  (Abschn.  v.  d.  Wahl  der  Steuerquelle).  Die 
Vermögens-  und  Kapitaiunterscheidong  vom  rein  ökonomischen  und  historisch  -  recht- 
lichen Standpuncte  (Grundleg.  I,  §.  28  ff.,  27  ff.)  u.  der  soc.  Steuergesichtspunct  (o. 
§.  27)  spielen  hier  mit 

II.  —  §.  198.  Hanpteintheilang  der  ordentlichen 
Einnahmen.  Je  nachdem  das  Einkommen,  welches  die  Quelle 
der  ordentlichen  Einnahmen  ist,  von  der  Finanzwirthschaft 
selbst  in  den  gewöhnlichen  Formen  des  freien  Verl^ehrs  oder 
von  anderen  Einzelwirthschaften  erworben  wird,  sind 
zwei  —  aber  auch  nur  zwei  —  coordinirte  Hauptarten 
ordentlicher  Einnahmen  zu  unterscheiden,  privatwirthschaft- 
liehe  und  staatswirthschaftliche. 

Zwei  Hauptarten  unterschied  auch  Rau  §.  84  ff.,  von  der  Regierung  erwor- 
bene und  von  ihr  befohlene  oder  geforderte.  Aber  er  rechnet  die  Einnahmen 
aus  Finanzregalien  zu  der  ersten  Art,  §.  85,  was  ich  aus  den  unten  entwickelten 
Gründen  f^r  unrichtig  halte.  Die  Eintheilung  Rau*s  auch  bei  Pfeiffer,  Staatsein- 
nahmen I,  58  (ohne  Quellenangabe).    Umpfenbach  §.  22  unterscheidet  fast  Inder* 
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selben  Weise  zwei  Uanptarten  anter  dem  Namen  mechanische  nnd  organische 
Staatseinkommenqaellen ,  venriift  den  Begriff  Begal  bei  der  Eintheilong  (I,  S.  53), 
bildet  aber  nnter  dem  Namen  Fiscalvorrecht  einen  ähnlichen  (S.  5S)  nnd  setzt  die 
Einnahmen  ans  letzteren  unter  Vernachlässigung  des  bei  den  wichtigsten  znmal  dent- 
lieh  mit  herrortretenden  Stenercharacters  (Salzrorrecht,  Tabakvorrecht)  dennoch  nnter 
die  mechanischen  Einkommenqnellen.  Bergins,  Finanzwiss.  S.  71  stellt  3  Hanpt- 
arteo,  Regalien  (ind.  GebCÜiren),  Domänen,  Steuern  anf;  ebenso  schon  Jacob,  Fin» 
§.  47,  49,  Malchns  §.  1,  doch  mit  Einreibung  der  meisten  GebOhren  unter  die 
indirecten  Steuern  §.  63  bis  65  und  mit  richtiger  Auffassung  der  Monopolisirung  von 
Salz  und  Tabak  als  Besteuerungsform.  §.  69.  Vgl.  auch  J.  G.  Ho  ff  mann,  Lehre 
Ton  den  Steuern,  Berlin  1840,  S.  23  ff.  Stein,  Finanzwissenschaft,  1.  Auflage, 
S.  101  und  2.  Auflage  S.  136  erkennt  drei  Finanzquellen:  das  wirthschaftliche  Ein- 
kommen des  Staats,  das  wirthschaftliche  Einkommen  des  Einzelnen  und  den  Staats- 
credit  Die  Eintheilung  der  Einnahmen  nach  den  beiden  ersten  Quellen  trifit  also 
mit  der  im  Text  gegebenen  zusammen.  Aber  Stein  führt  (1.  A.  S.  106.  2  A.  & 
143)  Einnahmen  aus  den  Regalien  (nach  seiner  willktlrl.  und  unhaltbaren  Begrit&be- 
Stimmung)  u.  aus  d.  Gebühren  auf  die  erste  Finanzquelle  zurück,  nicht  wie  ich  auf 
die  zweite.  FUr  die  Fragen  der  Classification  der  Einnahmen  s.  sonst  bes.  BA- 
sobrasoff,  r6venues  publ.  de  la  Russie,  (mit  einer  theor.  Einleit.  über  die  Grund- 
sätze der  Classific),  in  d.  M6m.  de  l'Acad.  de  St.  Pctersb.  tom.  XVIII,  N.  9,  St  Pet 
1872,  bes.  p.  18  ff.  Er  theilt  ein  in  Auflagen  (impöts)  und  „industr.  Eink.  des 
Staats**  (r^venues  industriels),  die  ersteren  in  Steuern  u.  Gebuhren  (contributions 
et  taxes),  die  letzteren  in  Regalien  (droits  r6gal.)  und  revenues  industriels  i.  e.  S. 
u.  wendet  sich  bes.  gegen  meine  Auffassung  der  Regalien.  B.  hat  mich  nicht  davon 
überzeugt,  dass  meine  Eintheilung  aufzugeben  sei  (vgl.  bes.  p.  23  über  d.  Unterscheid. 
zw.  Gebühren  und  Regalien).  Er  giebt  a.  a.  0.  selbst  zu  (p.  29),  dass  diese  Ein- 
nahmen gemischt  sind  aus  verschied.  Elementen.  Mir  scheint  in  1.  Linie  Gewicht 
zu  legen  auf  d.  allgemeinen  rechtlichen  Bedingungen,  unter  welchen  die 
Einnahmen  erworben  werden.  Hier  steht  sich  principiell  gegenüber  der  privat- 
wirthsch.  und  der  staatswirthsch.  Erwerb.  Wo  freie  Concurrenz  ausge- 
schlossen s.  die  rechtlichen  Bedingungen  des  Erwerljs  specifisch  verschieden. 
—  Vgl.  femer  Knies,  i.  d.  gen.  Heidelb.  Rectoratsprogramm ;  s.  Classification  im 
Ganzen  mit  meiner  Auffassung  in  Ueberelnstimmung,  nur  behandelt  er  I'ost  u.  dgl. 
noch  anders.  A.  Held,  Einkommenst.,  Bonn  1872,  C.  1.  unterscheidet  privatrechtl. 
u.  Offentlichrechtl.  Einnahmen,  bei  letzteren  Gebühren  und  Steuern,  also  wie  ich.  Die 
Fiscalvorrechte  wären  gemischten  Character»;  Post  und  Münze  „trotz  des  Monopols'* 
Gebühreneinrichtungen  (S.  6),  richtig,  aber  ohne  die  genüg.  Unterscheidung  des  inneren 
Grands  des  Vorrechts  S.  auch  Neu  mann,  progress.  Einkommensteuer,  Lpz.  1874 
bes.  S.  46  ff.  über  die  „Beiträge**.  Gegen  meine  Classification  und  bes.  gegen  die 
Bezeichnung  „privatwlrthschaftliche**  Einnahmen  neuerdings  v.  Scheel  in  Schönberg*s 
Handb.  II.  36,  mit  beachtenswerthen,  gleichwohl  m.  E  nicht  durchschlagenden  Grün- 
den. Der  von  ihm  u.  A.  m.  statt  dessen  gebrauchte  Ausdruck  „Erwerbseinkünfte** 
scheint  mir  kein  wirklich  besserer  zu  sein.  Wenn  auch  der .  Privaterwerb  deir 
Finanzwirthschaft  aus  gutem  (Grunde  nicht  immer  wie  von  anderen  Wirthschaften  ge- 
wonnen wird,  so  kann  er  doch  so  gewonnen  werden,  nach  der  geltenden  Rechts- 
ordnung. Das  scheint  mir  das  Massgebende  zu  sein.  Demnach  sub  1  u.  eine  dem 
Scheerschen  Einwände  Rechnung  tragende  kleine  Modification  der  Formulirung.  Eine 
Ueberelnstimmung  der  Eintheilnngen  der  Theoretiker  ist  daher  jetzt  noch  ebenso  wenig 
als  früher  erreicht  Der  Streit  dreht  sich  bes.  um  d.  Regalien  und  Gebühren,  s. 
B^sobrasoff,  p.  23  ff.  —  Auch  die  Praxis  classificirt  ganz  verschieden  u.  schwan- 
kend. Die  Gebühren  werden  meistens  zu  den  (indirecten)  Steuern  gestellt,  Einnahmen 
aus  Post,  Münze  (vulgo  Regalien)  öfters  unter  diejenigen  aus  Staatseigenthum  und 
Staatsanstalten.  So  ist  z.  B.  noch  im  baier.  Budgetentwurf  f.  d.  10.  Finanzperiode 
(1870/71)  der  Ausdruck  „Regalien  und  Staatsanstalten**  in  den:  „Staatsanstalten**  ver- 
ändert worden,  worunter  z.  B.  Salinen.  Bergwerke.  Post,  Telegraphen  u.  s.  w.,  s.  Pözl, 
baier.  Verwaltangsrecht  3.  Aufl.  Mönchen  1871,  S.  535. 

1.  Privatwlrthschaftliche  oder  Domania leinnahmen 
(im  weitesten  Sinne),  oder  Privaterwerb  („Erwerbsein- 
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künfte'^)  fliessen  aus  einem  Einkommen,  welches  die  Finanz- 
wirthschaft  (des  Staats  n.  s.  w.)  als  Einzelwirthschaft  in  Unter- 
nehmungen (vornemlich  in  Sachgttterproductionen)  nach  den 
gewöhnlichen  Grundsätzen  des  privatwirthschaft- 
liehen  Systems  in  der  freien  Verkehrsconcnrrenz 
zu  erwerben  rechtlich  in  der  Lage  ist. 

Die  ordentliche  Staatseinnahme  crgiebt  sich  also  hier  anmittelbar  als  Bein- 
ertrag jener  ünternehmnngen,  der  das  Einkommen  des  Staats,  als  ihres  einzelwiith- 
schafUichen  Snbjects.  bildet. 

2.  Staatswirthschaftliche  Einnahmen  oder  Auflagen, 
auch  (im  weitesten  Wortsinn)  Abgaben  oder  Steuern  genannt, 
sind  diejenigen,  welche  irgendwie,  d.  h.  nach  der  Art  ihres  Ein- 
gangs und  nach  der  Höhe  ihres  Betrags,  Kraft  der  Finanz- 
hoheit als  Mittel  zur  Ausführung  der  Staatszwecke  zwangs- 
weise von  anderen  Einzelwirtbschaften  eingefordert  werden. 

Diese  Einnahmen  fliessen  aus  dem  Einkommen  (bez.  Vermögen)  aller  anderen, 
der  Finanzhoheit  des  Staats  —  oder,  in  Folge  der  Uebertragnng  eines  bezüglichen 
Rechts,  eines  Selbstverwaltongskörpers  —  unterstehenden  Einzelwirthschaflea.  Die 
Staatseinnahme  wird  hier  dem  Staate  durch  gesetzlichen  Befohl  an  die  Einzel- 
wirthschafter,  mithin  durch  Zwang  zur  Verfügung  gestellt,  wonach  diese  in  bestimmten 
F&llen  einen  Theil  ihres  Einkommens  —  des  Beinertrags  ihrer  Unternehmungen  oder 
ihres  Vermögens  —  dem  Staate  überlassen  müssen. 

Rau  will  in  §.  84,  S6  den  Begriff  Steuer  nur  in  einem  engeren  Sinne,  im 
Gegensatz  zu  Gebühr,  gelten  lassen  (Vgl.  jedoch  §.  227).  Selbst  die  wahren  Ge- 
bühren (im  Gegensatz  zu  denen,  welche  in  der  Praxis  meistens  auch  so  genannt  werden, 
obgleich  sie  nach  ihrer  Höhe  und  sonst  eigentliche  Steuern  sind,  so  die  sogen. 
Verkehrssteuern  in  Stempelform,  die  von  Ran  in  §.  231  Nr.  3,  236  ebenfalls  noch  unter 
die  Gebühren  gereiht  werden)  können  aber  im  weiteren  Sinn  nach  ihrem  Rechtsgrund 
und  der  Art  ihrer  Erhebung  Steuern  genannt  werden.  So  auch  Hock,  öffentl.  Ab- 
gaben u.  Schulden,  Stuttg.  1863,  S.  84.  85. 

III.  —  §.  199.  Unterscheidung  verschiedener  Stand- 
pnncte  für  die  Begriffsbestimmung  und  Classification 
der  Einnahmearten.  Um  die  im  vorigen  §.  gegebene  Ein- 
theilung  richtig  zu  wtlrdigen  und  letztere  nach  allen  Seiten  streng 
durchzuführen;  ferner  um  die  weitere  Eintheilung  dieser  beiden 
Hauptarten  von  Einnahmen  in  Unterarten  richtig  vorzunehmen  und 
die  in  der  Geschichte  und  in  dem  bestehenden  Rechte  vorkommen- 
den Einnahmearten  richtig  zu  rubriciren  und  zu  beurtheilen,  müssen 
folgende  vier  Standpuncte  auseinander  gehalten  werden:  einmal 
derjenige  der  rechtsgeschichtlichen  Entwicklung  und  des 
früher  geltenden  Rechts,  sodann  derjenige  des  gegen- 
wärtig geltenden  (positiven)  Rechts,  femer  der  finanz- 
politische Standpunct,  welcher  unter  Berücksichtigung  der 
politischen  und  volkswirtbscbaftlichen  Verhältnisse,  Bedürfnisse 
und  Auffassungen  für  einen  bestimmten  Staat  und  eine  be- 
stimmte  Zeit   aufgestellt   werden    muss,  endlich   der  finanz- 
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wissenschaftliche  Standpanct,  von  welchem  aus  die  Ein- 
Dahmearten  nach  ihrer  ökonomischen  Natur  und  ihren 
Wirkungen  auf  die  verschiedenen  Einzelwirthschatlten  (besonders 
auf  die  gewöhnlichen  Privatwirthschaften)  und  schliesslich  auf  die 
ganze  Volkswirthschaft  unterschieden  werden. 

Es  ist  der  grosse  nnd  verhängnissvolle  Fehler  der  Theorie  und  Praxis  des 
Finanzwesens,  dass  diese  rier  Standpnncte  nicht  genau  ans  einander  gehalten,  sondern 
in  der  Begel  nnklar  vermengt  wonlen  sind.  Daraas  sind  manche  Streitfragen  ent- 
ätsuiden,  die  sich  sonst  sofort  als  mttssig  ergeben  hätten.  Vgl.  die  Bemerk,  von  Stein, 
Finanz.  1.  A.  S.  135  ff.  über  den  Begriff  Regal,  wo  aber  wie  an  andern  Stellen  bei 
ganz  richtiger  Betonang  der  verschied.  Standpnncte  doch  ans  dem  Gesichtspnnct  der 
G^^enwart  die  froheren  Auffassungen  zu  gern  als  „nnldar"'  vernrtheilt  werden,  —  wie 
denn  Überhaupt  jede  der  Stein 'sehen  entgegenstehende  Aaffassnng  mit  diesem  Epi- 
thqiton  versehen  wird.  Dem  Stein 'sehen  Begriff  Regal  geht  es  dann  freilich  ebenso, 
wie  PözKs  Drtheil  beweist  (Staatswörterbnch  v.  Blnntschli,  VIII,  554),  vergl.  u.  In  d. 
6.  Aosg.  Ran's  §.  85  hatte  ich  nnr  3  Standpnncte  unterschieden,  indem  ich  noch  den 
finanzwissenschaftlichen  mit  dem  finanzpolitischen  Standpuncte  ideutificirte.  In  diesem 
Puncte  ist  der  Einwand  v.  B6sobrasoff  richtig  (p.  11),  der  aber  wieder  selbst  nicht 
genügend  unterscheidet. 

Namentlich  die  zwei  folgenden  nachtheiligen  Gonsequenzen 
gingen  aus  der  Vermengung  jener  Standpuncte  hervor. 

1.  Einmal  hat  man  die  ziemlich  unklaren  und  wenigstens  für 
die  Gegenwart  volkswirthschaftlich  wie  politisch  unhaltbaren  Be- 
griffe nnd  Eintheilungen  der  Einnahmen  aus  der  Rechtsgeschichte 
nnd  dem  positiven  Rechte  einfach  in  die  Finanzwissenschaft  wie 
in  die  Erörterungen  über  die  Finanzpolitik  herttbergenommen  und 
sich  dann  regelmässig  ganz  vergebens  bemüht,  sie  mit  den  An- 
forderungen der  eigenen  Disciplin  in  Einklang  zu  bringen. 

So  ging  es  mit  den  rechtsgeschichtlichen  nnd  positivrechtlichen  Begriffen  der 
Domanialein nahmen,  der  Steuern,  der  so^.  Kegalien  nnd  der  Gebühren. 
Unter  beiden  letzteren  Rubriken  befemden  sich  öfters  einzelne  Gattungen,  welche  als 
reine  Steuern  fon  der  Fiuanzwissenschaft  entweder  in  eine  ganz  andere  Stelle  des 
Systems  bitten  eingereiht  oder  foUständig  ausgemerzt  werden  massen.  Keines  von 
Beiden  geschah,  was  nur  Verwirrung  zur  Folge  hatte. 

Beispiele:  (1)  Falsche  Auffassung  eigentlicher  Steuern  als  Re- 
irale.  Der  dem  Monopol  zu  verdankende  Extragewinn  beim  Salz-,  Tabak-  u.  a. 
ähnlichen  Regalien  ist  eigentliche  Steuer,  die  Regalisimng  insofern  (also  deshalb 
noch  nicht  bloss)  eine  besondere  Steuerform,  wie  schon  Sonnenfels,  Fin. 
§.  108,  HO,  J.  G.  Hoffmann,  L.  von  den  Steuern  S.  25,  Malchus  I,  §.  69,  S.  340, 
343  lehrten,  neuerdings  Stein  1.  A.  S.  358  ff.,  Laspeyres  im  Staatswörterb.  X, 
104,  M.  Wirth,  Nationalök.  3.  A.  II.  516,  518  u.a.m.  Gerade  mit  als  Steuer- 
form muss  d.  Regal  daher  in  d.  Finanzwissenschaft  betrachtet,  mit  anderen  Stcuer- 
formen  t\M  denselben  Gegenstand  verglichen,  also  tlljerhaupt  systematisch  in  die  Steuer- 
lehre eingereiht  werden«  wenn  nicht  Zusammengehöriges  auseinander  gerissen  werden 
soll.  Demnach  ist  die  Behandlung  von  Rau  in  der  5.  Aufl.  §.  184  ff.,  203  ff.  (Salz, 
Tabak  u.  s.  w.  in  der  Lehre  v.  d.  Regalien)  zu  berichtigen.  B6sobrasoff  a.  a.  0. 
kommt  auf  diese  ältere  Auffassung,  m.  E.  mit  Unrecht,  zurück.  Auch  Scheel's 
Bemerk,  a.  a.  0.  S.  36  laufen  darauf  hinaus.  Bergius  spricht  von  Salz-,  Tabak- 
monopol u.  s.  w.  gar  bei  den  Staatsgewerben  u.  Domänen,  wodurch  jede  unbefangene 
Würdigung  unmöglich  wird.  Auch  Umpfenbach  behandelt  Salzvorrecht,  Tabak- 
vorrecht unter  den  Fiscalvorrechten,  wie  die  Früheren  unter  den  Regalien,  wobei  dann 
trotz  der  veränderten  Namen  doch  im  Wesentlichen  Alles  beim  Alten  bleibt;  apart 
davon  bespricht  er  die  „Tabaksmauth"'.    Gelten  Tabak-  und   andere  Finanzmonopolo 
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bloss  als  Regale,  so  bat  das  auch  den  Nachthoü,  dass  sie  bei  der  Herrschaft  der 
„Theorie  der  freien  Concurrenz''  (Grandleg.  §.  117,  126  £)  noch  leichter  ohne  Wei- 
teres  vom  volliswlrthsch.  Standpnncte  aus  nur  als  dem  Interesse  der  Yerkehrsfreiheit 
iriderstreitend  verworfen  werden.  Die  Frage  ist  aber,  ob  nicht  trotzdem  ans  finanziell 
lom  Interesse  and  anter  Voraassetzang  eines  einmal  bestehenden  Verbraachsstener- 
Systems  solche  Monopole  za  rechtfertigen  sind.  —  (2)  Falsche  Aaffassang  von 
eigentlichen  Steuern  als  Gebühren.  Manche  mittelst  Stempels  erhobene 
Steuern,  z.  B.  Wechselstempel,  Werthpapierstempel,  namentl.  aber  die  finanziell  wich- 
tigste und  volkswlrthschafUich  wenigstens  mitunter  bedenkliche  und  drückende  Abgabe 
vom  Besitzwechsel  bei  Immobilien  (Enregistrement,  Uebertragungs^gebühr"',  Kauf&cdse 
u.  8.  w.)  sind  nach  ihrer  histor.  Entstehung  und  Jurist  Behandlung  auch  von  den 
Finanztheoretikem  unter  die  Gebühren  gestellt  Unter  den  finanziellen  Begriff*  der 
Gebühr  fallen  sie  aber  gar  nicht  Etwas  Andres  ist  die  Frage,  ob  sie  sich  nicht  in 
beschränktem  Maasse  als  eigentliche  Steuern  rechtfertigen  lassen.  Rao,  der 
diesen  innem  Widerspruch  in  der  Behandlung  dieser  Abgaben  als  Gebühren  fühlt 
(5.  A.  §.  236  ff.  231),  hat  ihnen  dennoch  weder  eine  andre  richtigere  Stellung  im 
System  gegeben,  noch  sie  ganz  verworfen.  Von  Neueren  noch  ähnlich  Umpfenbaoh 
§.  27 — 29,  wenn  auch  unter  schärferer  Betonung  der  Verwerflichkeit  mancher  Poeten 
im  Enre|^trement  als  Steuern.  Richtiger  Bergius  S.  297,  354,  Pfeiffer,  I,  307, 
Wirth  U,  521,  aber  alle  dem  Standpunct  der  Praxis  gemäss  diese  Abgaben  als  Ge- 
bühren beurtheilend  und  danach  verwerfend.  PrincipieU  richtiger  ist  daher  sicher  die 
Auffassung  und  Fragstellung  von  L.  Stein,  der  jedoch  einen  wie  gewöhnlich  geist- 
reichen, aber  wie  gewöhnlich  bei  ihm  auch  sophistischen  und  haltlosen,  weil  viel  zu 
weit  gehenden  Versuch  macht  diese  Abgaben  völlig  als  Verkehrs  steuern  zu  rettea, 
1.  A  S.  158,  412  ff.,  2.  A.  S.  217,  466  ff.,  einen  Versuch,  den  er  freilich  in  der 
4.  Aufl.  selbst  wieder  fallen  lässt,  während  er  einen  richtigen  Kern  enthält  Aehnlich, 
aber  doch  mit  einem  gewissen  Zweifel  über  die  Triftigkeit  der  Rechtfertigungsgründe 
Hock,  öffentL  Abg.  S.  234.    S.  jetzt  Fin.  II,  439  ff 

Für  die  Einreibung  einzelner  Einnahmen  unter  Gebühren  und  Regalien  blieb 
ebenfalls  der  rechtsgeschichdiche  oder  juristische  Begriff  massgebend,  was  für  die 
Finanzwissenschaft  neue  Verwirrung  stiftete. 

Beispiel:  Die  Einnahmen  der  Post  aus  Porti*s  u.  s.  w. .  der  Münze  aas 
dem  Schlagschatz  für  Prägung  auf  Rechnung  Privater,  der  Telegraphen  wurden 
als  Einnahmen  aus  Regalien,  wie  diejenigen  aus  dem  Bergwesen,  aus  der  Jagd 
betrachtet  während  sie  finanzwissenschaftlich  unter  den  Begriff  der  Gebühr 
(oder  unter  Umständen  selbst  der  privatwirthschaftl.  Einnahme)  fallen.  Daher  das 
Ungenügende  der  Behandlung  dieser  Einnahmen  unter  denen  aus  Hoheitsrechten  bei 
Rau.  5.  A.,  §.  196,  205,  219  b.  Ebenso  die  meisten  Aelteren  und  Neueren«  so 
Pfeiffer  (unter  monopolis.  Gewerben!),  Bergius,  Wirth  u.  a.  m.  Ganz  richtig 
fasst  dagegen  Umpfenbach  diese  Einnahmen  als  Gebühren  auf,  nur  dass  er  das 
Gebührenprincip  zu  absolut  hinstellt  und  die  Relativität  die  auch  hier  gilt  übersieht 
wie  seine  Einreihung  der  Eisenbahnen  schon  jetzt  allgemein  unter  das  Gebühren- 
princip zeigt.  Steines  Vorwurf  gegen  Umpfenbach,  dass  dieser  Regalien  und 
Gebühren  „gänzlich  verschmelze''  (2.  A.  S.  191)  oder  „ungeschieden  durcheinander* 
werfe*'  (S.  219)  ist  daher  unrichtig.  Vielmehr  hat  U.  eher  Gebühren  und  privatwirth- 
schaftl Einnahm,  nicht  genug  unterschieden  und  die  Regalien  unpassend  wenigstens 
t^ieilweise  als  Fiscalvorrechte  wieder  aufleben  lassen.  Stein  dagegen  verwirft  aiit 
Recht  den  früheren  Regalbegriff  für  die  gegenwärtige  tlnanzwissenschaft ,  aber  er 
stellt  einen  neuen  ebenso  unbrauchbaren  auf,  durch  den  bedingt  wird,  dass  die  oben 
gen.  Einnahmen  aus  Post  u.  s.  w.  wieder  nicht  als  Gebühren,  wie  doch  durchaus 
verwandte  Einnahmen  (z.  B.  Chausseegeld),  aufgefasst  werden,  1.  A.  134,  137«  2.  A. 
184,  190.  B^sobrasoff  meint  dagegen  wieder,  dass  die  Aehnlichkeit  der  Realien 
i]nd  Gebühren  (taxes)  mehr  ausser  lieh  (in  der  Erhebungsform  und  Organisation), 
als  innerlich  sei,  nicht  in  ihrem  inneren  ünanz.  Character,  den  mit  ihnen  Verbund. 
Rechten  des  Schatzes,  dem  Ökonomischen  Einfluss  beider  liege.  Das  ist  zuzugeben, 
a1>er  es  beweist  nicht  das,  was  B.  beweisen  will,  nemlich,  dass  die  Gebühren  zu  den 
Auflagen  und  die  Regalien  zum  industr.  Erwerb  zu  reihen  sind.  Denn  Gebühren  und 
Regalien  haben  gemeinsame  Eigenthümiichkeiten  dem  industriellen  Erwerb  gegen- 
über. B.'s  Ausführung,  p.  23  ff.,  ist  nicht  überzeugend:  es  ist  z.  B.  in  Betreff  der 
Post  die  entgegengesetzte  Einseitigkeit  von  Stein,   der  dieselbe  zu  einer  seiner 
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«^Regale"*  emponchraobt,  v&hrend  Bc'sobrasoff  in  allen  (alten)  Regalien,  also  auch  der 
Post,  nur  die  industr.  u.  utilitar.  Einrichtung  sieht,  p.  25. 

Auch  die  Stellung  der  Gesammtheit  der  Regalien  .und  Gebühren  in  finanz- 
irissenschafUichen  System  der  ordeutliohen  Einnahmen  ward  in  neler  Hinsicht  durch 
den  rechtsgeachichtlichen  und  positiv-rechtlichen  Znsammenhang  dieser  Einnahmearten 
mit  den  Domanialeinnahmen  oder  dem  Kammergut  und  die  demgemässe,  vom  finanz- 
wissenschaftlichen  und  finanzpolitischen  Standpuncte  aus  unrichtige  Gegenüber- 
stellung gegen  die  Steuern  eine  schiefe.  (So  ist  es  auch  ein  Nachtheil  der  Stein'- 
sehen  Classification,  dass  wiederum  Domänen,  Regalien,  Gebtlhren  die  eine,  Steuern 
die  andere  Hauptgruppe  der  ordentl.  Einnahmen  bilden).  Es  fehlte  daher  an  einer 
klaren  principiellen  Behandlung.  Nur  zu  leicht  wurden  deshalb  auch  Compromisse 
mit  der  bestehenden  Praxis  geschlossen:  unpassende  und  schlechte  Einnahmen  in  der 
Theorie  nicht,  wie  es  sich  gebührte,  verwoHen,  sondern  höchstens  etwas  bem&ngelt. 
Bezeichnend  ist  in  dieser  Hinsicht  besonders  die  Stellung  der  Theoretiker  und  ratio- 
neller Praktiker  wie  Hock  (ö£  Abg.  S.  234,  248)  zu  „Gebuhren'*  wie  denen  für  den 
„Erwerb  von  Privatrechteu'*  (Eigenthumsubertragung  bei  Immobilien  u.  s.  w.).  Der 
Einflnss  der  Theorie  auf  die  Finanzpolitik  und  dadurch  auf  die  Verbesserung  des 
geltenden  Finanzrechts  und  der  Praxis  blieb  aber  gerade  bei  einem  solchen  Verhalten 
ein  nntergeordnctcr. 

2.  Die  zweite  nachtheilige  Folge  war  die  gerade  entgegen- 
gesetzte. Angesichts  der  Mängel  des  bestehenden ,  geschichtlich 
überkommenen  Einnahmewesens  und  angesichts  der  unklaren, 
vielfach  unhaltbaren  Begriffe  und  Eintheilungen,  welche  die  Theorie 
einer  durch  sie  erst  zu  refonnirenden  Praxis  entnahm,  fand  ein 
abstracter,  unhistorischer  Radicalismus  und  Absolutismus  nur  um 
so  leichteres  Spiel,  —  wenigstens  in  der  Finanz theorie,  freilich 
bei  der  unvermeidlichen  Noth wendigkeit,  einen  gegebenen  Staats- 
bedarf zu  decken,  nicht  in  der  Praxis. 

Ein  neues  Beispiel  ist  Maurus,  mod.  Bcsteuer.,  Heidelb.  1870.  Dann  die 
englische  (Smith* sehe)  Schule  der  Nationalökonomie,  namentlich  in  Deutsch- 
land, bes.  die  extremen  Freihändler  unter  den  Stimmftthrem  und  Publicistcn  des 
deutschen  volkswirth.  Congresses,  die  sog.  „deutsche  Freihandelsschnle"',  bes.  mit  ihrer 
Theorie  von  Leistung  und  Gegenleistung  auch  im  Steuerwesen  des  Staats, 
ToUends  der  Gemeinde. 

Die  herrschenden  Begriffe  und  Eintheilungen  der  Einnahmen  wurden  verworfen, 
veil  sie  vielfach  willkürlich  und  unlogisch  wären,  statt  dass  der  richtige  Kern  heraus- 
geschält ward.  Gewisse  Einnahmealten,  die  wegen  veränderter  Verhältnisse 
von  Zeit  nnd  Ort  nicht  mehr  passend  waren  oder  erst  hätten  umgestaltet  werden 
müssen,  wnrden  unbedingt  für  Überall  und  alle  Zeit  als  verderblich  bezeichnet. 
Namentlich  wurden  häufig  alle  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  des  Staats  kurzweg 
verurtheilt.  Fflr  die  finanzielle  Behandlung  von  sonstigen  Staatsthätigkeiten,  an  welche 
sich  herii&mmlich  Einnahmen  knOpften,  wurden  allenfalls  verschiedene  Finanzprincipieu 
ab  Richtschnur  zugelassen,  aber  fQr  jede  einzelne  Thätigkeit  wieder  immer  nur  ein 
einziges  als  dasein  fttr  allemal  richtige,  z.  B.  fOr  diePost,  dass  sie  stets  nur 
nach  dem  Gebührenprincip  behandelt  werden  solle,  was  nur  für  unsre  Zeit  und  Länder 
richtig,  froher  bei  gerini^er  Yerbreitnng  der  Kenntniss  von  Lesen  und  Schreiben  und 
(i^t.ausschliQSSl...BQnutc()og  der. Po;$t  .durch  einzelne.  Claseu  nur  bedingt  richtig,  war. 
\t\n.  n,  §.  30s  AT.).  Oder  es  wurde  auch  entschieden,  dass  bestimmte  Staats- 
thätigkeiten überhaupt  niemals  zur  Beschaffung  von  Einnahmen  benutzt  werden 
dürften,  was  wieder  nicht  so  allgemein  richtig  ist  (Z.  B.  Forderung  des  unent- 
geltlichen Unterrichts  in  Staatsschulen,  besonders  niederer  Art,  der  Beseitigung 
aller  Wegegelder  anf  Staatsstrassen.)  Kurz,  als  ob  auch  hier  eine  völlige  tabula 
nsa  bestände,  wurde  wie  auf  so  vielen  anderen  Gebieten  der  wirthschafUichen 
Politik  der  „Absolutismus  der  Lösungen**  practischer  Fragen  aufgestellt  und  dem 
.^Gesetz   der  BelatiYität**    zuwieder    gebandelt.     Vollständig   neue  Einnahme-,    d,  h. 
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Steuersysteme  wurden  entworfen,  die  jedoch  nur  auf  dem  Papiere  standen ,  and  ttber 
dem  Suchen  nach  einem  (absolut)  ,,besten  Steuersystem''  wurde  die  wahre  Auflebe 
den  Forhandeneu  Uebelst&nden  gegenüber  verfehlt  Radicale  Reformer,  wie  Maarus 
a.  a.  Gm  sind  wenigstens  mitunter  einsichtig  genug  gewesen,  ihre  SteuerreformpUuie 
an  die  Voraussetzung  zu  knüpfen,  dass  zuvor  der  Staatsbedarf  sehr  stark  vermin ieit, 
m.  a.  W.  die  meisten  Thätigkeiten  des  modernen  Staats,  die  daher  von  Mau  ms  ein- 
fach als  unnütz  bezeichnet  werden,  aufgegeben  oder  eingeschränkt  würden.  S.  jetzt 
Flu.  II  §.  220  ff.,  365  it. 

§.  200.  Die  wahre  Aufgabe  ist  angesichts  dieser  beiden 
entgegengesetzten  Fehler  and  Einseitigkeiten  itir  Theorie  und 
Praxis  tblgendermassen  zu  bezeichnen  : 

1.  Vermeidung  des  Aufsteilens  rein  abstracter,  ver- 
meintlich absolut  gültiger  und  nach  einem  aprioris- 
tischen  Princip  construirter  Schablonen  für  die  Ein- 
nahmebeschaffung; statt  dessen  Auffassung  der  Einnahme-  and 
speciell  der  Steuersysteme  als  abhängig  von  geschichtlich 
gewordenen  Verhältnissen,  die  sich  so  wenig  als  andere 
Beziehungen  des  Volkslebens  mit  einem  Schlage  durch  ein  Macht- 
wort der  radicalen  Theorie  umgestalten  lassen,  aber  andererseits 
allerdings  einem  beständigen  Wandel  und  einer  sehr  wohl 
zu  beeinflussenden  und  in  die  passende  Richtung  zn 
leitenden  Entwicklung  unterliegen;  Prüfung  der  rechts- 
geschichtlichen und  positiv -rechtlichen  Begriffe  und  Eintheilangen 
der  einzelnen  Einnabmearten  an  dem  Maasse  des  jeweilig  vor- 
handenen politischen,  socialen  und  volkswirthschaftlichen  Bedürf- 
nisses und  demgemässe  Umbildung  jener  Begriffe  und  Ein- 
theilungen  in  solche  finanzielle,  wie  sie  für  bestimmte  Staaten  und 
Zeiten  passen;  daher  denn  auch  Behandlung  der  einzelnen  Ein- 
nahmearten in  der  Finanzpolitik  nicht  als  absolute 
(logische),  sondern  als  historische  Kategorieen,  und  in  der 
Finanzwissenschaft  als  Formen  der  Gttterherbeizieh- 
u  n  g  aus  der  Volkswirthschaft  zu  Zwecken  des  Staats  (der  Selbst- 
verwaltungskörper u.  s.  w.),  welche  verschiedenen  ökono- 
mischen Character  und  nach  Zeit  und  Land  verschiedene 
Volks-  und  einzelwirthschaftliche  Wirkungen  haben. 

2.  Für  practische  Ziele  demnach:  volle  Beachtung 
des  geschichtlich  Ueberkommenen  und  rechtlich  Be- 
stehenden, und  Reform,  nicht  Umsturz  desselben  nach 
richtigen  volkswirthschaftlichen,  socialen^  politischen  und  finan- 
ziellen Grundsätzen  unter  genauer  Berücksichtigung  der  Verhält- 
nisse von  Zeit  und  Ort,  so  dass  einmal  und  vor  Allem  die 
Deckung  der  Gesammtausgabe,  soweit  sie  durch  ordent- 
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liehe  Einnahmen  erfolgen  mnss,  stets  gesichert  bleibt  (§.  65  ff.); 
and  sodann  diejenigen  socialpolitischen  und  dieVertbeilung 
des  Volkseinkommens  betreffenden  Wirkungen  dnrch  die  Einnahme- 
beschaffang  nnd  besonders  durch  die  Besteuerung  erzielt  werden^ 
welche  dem  richtigen  socialen  Programm  der  Zeit  und 
des  Landes  entsprechen  (§.  27). 

In  dem  ersten  Puncte  kann  En^^land  vie  in  so  vielen  Dingen  der  practischen 
Politik  namentlich  hinäicbtlich  der  Art  and  Weise  der  Einführong  Ton  Beformen  als 
Vorbild  dienen:  Zoll-  und  Accisereductionen  immer  erst,  wenn  Einnahmeiiberschilsse 
vorhanden  oder  andere  Einnahmen  zur  Verfügung.  So  Einführung  der  Einkommen- 
steuer bei  den  Zollreformen  der  40er  Jahre  u.  a.  m.  Für  die  Beseitigung  oder  Er- 
mässigung lästiger  und  schlechter  Abgaben  wird  gewiss  durch  die  Begründung  einer 
ergiebigen  und  wenigstens  relativ  guten  Steuer  auf  Tabak,  Branntwein  u.  s.  w. 
viel  erfolgreicher  als  durch  pathetische  Declamationen  nnd  theoret  Erörterungen  über 
tlie  Verwerflichkeit  aller  indir.  Steuern  gewirkt 

3.  Fttr  die  Ziele  der  Wissenschaft  endlich  die  Ge- 
winnung und  Verwerthung  der  Erkenntniss,  welche  in 
der  Unterscheidung  der  obigen  Standpuncte  bei  der 
Eintheilung  der  Einnahmen  und  in  der  Anerkennung  der  im 
Folgenden  unterschiedenen  Principien  fttr  die  finanzielle 
Behandlung  einer  Staatsthätigkeit  und  des  bloss  rela- 
tiven Werths  oder  Unwerths  sowie  der  historischen  (zeitlichen 
und  örtlichen)  Bedingtheit  der  Anwendbarkeit  eines  jeden 
dieser  Principien  liegt 

IV.  —  §.201.  Unterscheidung  leitender  Finanz - 
principien  für  die  finanzielle  Behandlung  solcher 
Staatsthätigkeiten  (Einrichtungen,  Anstalten)  zur 
Aasftthrung  von  Staatszwecken,  an  welche  sich  Ein- 
nahmen knüpfen  können.  Solcher  Principien  (oder  finan- 
zieller Standpuncte)  giebt  es  vier,  nemlich  dasjenige  der 
reinen  Ausgabe,  das  Gebtthrenprincip,  das  rein-privat- 
wirthschaftliche  (gewerbliche)  und  das  reineRegalitäts- 
und  Bestenerungsprincip. 

Diese  Principien  sind  oftmals  da  und  dort,  in  dieser  oder  jener  Zeit  wirklich 
befolgt  worden.  Die  Geschichte  zeigt,  wie  bei  einer  und  derselben  Staatsinstitution 
diese  Principien,  —  nicht  immer  in  gleichförmiger  Ordnung,  —  auf  einander  folgten  und 
sich  ablösten,  z.  B.  im  Post-,  Münz-,  Strassen-,  Schul-,  selbst  in  Zweigen  des  Jastiz-, 
Poiizeiwesens.  Das  weist  schon  darauf  hin,  dass  man  schwerlich  stets  ein  einziges 
Princip  als  das  allein  und  ein  für  allemal  richtige  für  die  finanzielle  Behandlung 
einer  solchen  Institution  bezeichnen  kann.  Jede  Zeit  pflegt  dies  freilich  gern  zu  thun, 
die  Anwendung  eines  bestimmten  Principe  sogar  mitunter  selbstverständlich  zu  finden 
und  jedes  andere  Princip  scharf  zu  venmheilcn,  so  z.  B.  jetzt  in  der  Opposition  fi;e^en 
Strassen-,  Schulgeld,  Gerichtsgebuhren ,  in  dem  unbedingten  Verlangen  des  blossen 
Gebtthrenprincips  fAr  die  Post.  Aber  der  thats&chliche  Wechsel  der  Principien  und 
der  darüber  bestehenden  Ansichten  beweist,  dass  diese  Autfassung  einseitig  ist  Eine 
unbefangene  Prüfung,  wobei  die  bestimmten  geschichtlichen  Bedingungen 
der  einzelnen  Principien  gebührend  gewürdigt  werden,  lehrt  dasselbe,  indem  sie  zu- 
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gleich  die  tiefer  liegenden  Rechtfertignn^sgrilnde  der  wechselnden  Behandlonjc  aufdeckt. 
£ä  ist  daher  die  bisher  zu  wenig  beachtete  Aufgabe,  die  Vorzüge  und  Nachthciie, 
welche  die  Behandlung  einer  Stäatseinrichtung  nach  jedem  der  möglichen  und  vor- 
gekommenen Finanzprindpien  an  sich  und  unter  gegebenen  Umstünden  mit  sich  bringt, 
/u  vergleichen  und  das  far  die  bestimmte  Zeit  und  das  bestimmte  Land  relativ 
richtigste  auszuwählen. 

1.  Das  Princfp  der  reinen  Aasgabe:  der  Staat,  bez.  ein 
öffentlicher  Körper,  bestreitet  die  Kosten  einer  Einrichtung  oder 
Thätigkeit  vollständig  aas  allgemeinen  Einnahmen, 
ohne  denjenigen,  der  von  der  Einrichtung  Nutzen  zieht  oder  sonst 
irgend  wie  besonders  mit  ihr  in  Berührung  kommt,  zur  Deckung 
dieser  Kosten  speciell  mit  heranzuziehen.  Der  Einzelne  geniesst  also 
diese  Einrichtungen  umsonst,   d.  h.  ohne  speciellen  Entgelt 

Der  Staat  stellt  sie  her  und  unterhält  sie,  weil  er  dies  als  eine  seiner  im  allge- 
meinen Intere^sse  übernommenen  Aufgaben  betrachtet.  Hierin  zeigt  sich  der  eigent- 
lich communistische  Character  des  Staats  und  jeder  räumlichen  Zwangsgemein- 
wirthschaft,  in  welcher  principieU  ein  anderes  Princip  der  Entgeltlichkeit  als  im 
privatwirthschaftlichen  System  obwaltet  und  obwalten  muss.  S.  in  der  Grundlegaog 
d.  Abschnitte  Über  das  gemein-,  besoud.  das  zwangsgemeinwirthschaftl.  System, 
namentl.  §.  116a,  118,  150—152,  154—160,  171.  Auch  Neumann,  progress.  Ein- 
kommensteuer, S.  66 — 70.  —  Beispiele  aus  der  Gegenwart:  die  Gewährung 
des  Rechtsschutzes  der  Einzelnen,  fUr  ihre  Person  und  ihr  Vermögen,  im  Inlande  und 
bis  zu  einem  gewissen  Grade  im  Auslande  (durch  Gesandte,  Konsuln),  durch  polizei- 
liche, militärische,  diplomatische  Leistungen.  Grossbritannien  gab  fUr  die  Ge- 
währung des  Rechtsschutzes  von  ein  paar  Dutzend  seiner  Bürger  im  abessin.  Feldzug 
über  H  Mill.  Pfd.  St.  aus.  —  Unentgeltliche  Benutzung  von  Strassen  (Chausseen)  aU- 
gemein  (mit  theilweiser  Ausnahme  der  Brücken)  für  Fnssverkehr,  hie  und  da  auch  für 
Fährverkehr  (Süddeutschiand,  jetzt  auch  bei  Staatschausseen  in  Preussen);  freier  Besuch 
der  Sammlungen,  Bibliotheken  u.  s.  w.  Unentgeltliche  Mittheilung  von  Nachrichten 
über  Wirthschaftsverhältnisse  (z.  B.  Eonsulatsberichte);  unentgeltL  Prägung  gewisser 
Münzen  (Grossbritannien,  Rus^nd)  n.  s.  w. 

2.  Das  Oebührenprincip:  der  Staat  unterzieht  sich  im 
öffentlichen  Interesse  der  Uebemahme  einer  Thätigkeit  oder  der 
Ausführung  einer  Einrichtung  (Anstalt).  Aber  er  erhebt  von  denen, 
welche  daraus  besonderen  Nutzen  ziehen  oder  welche  die  Kosten 
der  Einrichtung  mit  provociren ,  eine  besondere  Abgabe  als 
speciellen  Entgelt,  die  Gebühr,  und  zwar  oft  in  einer  Höhe, 
welche  die  Kosten  vollständig  deckt  oder  doch  decken 
soll.  Die  Einnahme  aus  diesen  Grcbühren  kann  aber  selbst,  da 
die  betreffende  Thätigkeit  immer  zugleich  in  einem  allgemeinen 
Staatsinteresse  liegt,  niedriger  bleiben,  als  der  Kostenbetrag 
ist  oder  vollends  als  eine  privatwirthschaftliche  Rente  sein  wUrde. 

Die  Differenz  gegen  beide  bildet  dann  einen  Zuschuss  (ahio  implicite  eine 
Ausgabe)  der  Staatskasse  fdr  die  Ausübung  einer  als  nothwendig  oder  zweckmässig 
erkannten  Staatsthätigkeit,  welche  von  dem  einzelnen  Beansprucher  oder  Benutzer  nur 
theilweise  vergütet  wird.  Beispiele  kostendeckender  Gebühren  in  der 
Gegenwart:  meistens  Postgeld,  Tdegraphengeld ,  mitunter  noch  Münzschlagschatz, 
auch  mehrfach  noch  Justizkostengebühren.  Beispiele  nicht  voll  die  Kostea 
deckender  Gebühren  in  der  Gegenwart:  Justiz-,  Polizeigebühren  verschiedener 
Art,  Wegegelder,  Schulgelder,  Einnahmen  aus  den  Gestüten  u.  v.  a.  m. 
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3.  Das  rein  pri  vatwirtbschaftliche  oder  gewerbliche 
Prineip:  der  Staat  übernimmt  eine  gewerbliche  Thätigkeit  oder 
schafft  eine  solche  Einriebtang  rein  oder  doch  tiberwiegend  mit 
aus  dem  finanziellen  Grande,  um  sich  dadurch  eine  Quelle 
von  Einnahmen  für  die  Deckung  von  Ausgaben,  also  die  Mittel 
zur  Aasführang  anderer  Tbätigkeiten,  zu  eröffnen. 

Es  soll  daLer  in  der  Kegel  auch  eine  möglichst  grosse  Kcineinnahine 
(Rente)  erzielt  werden,  and  zwar  im  Allgemeinen  nach  den  Grundsätzen  der 
pri ratwirthscliaft liehen  Verkchrsconcurreuz. 

Beispiele:  die  landwirthsch.  Domänen,  Berg-  u.  Hüttenwerke,  Staatsgewerks- 
anlageu   und   Handelsunternehmungen.     Absatz  des  Holzes  in  der  Forstwirthschatt 

4.  Das  reine  Regalitäts-  und  daher  Besteuerangs- 
princip:  der  Staat  betreibt  ebenfalls  allein  oder  doch  Über- 
wiegend nur  aus  finanziellen  Gründen  eine  gewerbliche 
Thätigkeit  (Unternehmung),  aber  er  sucht  aas  dieser  eine  grössere 
als  die  privatwirthschaftliche  Concurrenzrente  zu  gewinnen.  Zu 
diesem  Zwecke  geniesst  er  gewisser ^  ganz  oder  theilweise 
Andere  ausschliessender  Vorrechte  (Monopole,  Fi- 
nanzmonopole, „Regale^^),  die  ihm  die  Erzielung  eines  solchen 
Mehrertrags  ermöglichen  sollen.  Letztrer  stellt  dann  aber  eine 
reine  Steuer  dar. 

Er  ist  nicht  ein  Theil  des  etwa  anssordem  daneben  und  im  rechnungsmässigen 
Reinertrag  mit  ihm  verbundenen,  vom  Staate  privatwirthschaftlich  (gewerb- 
lich) erworbenen  eigenen  Einkommens,  sondern  er  repräsentirt  eine  auf  staat- 
lichen Zwangsbefo  hl  zurückzu  führende  üebertragung  von  Einkommen 
anderer  Einzel wirthschaftcn  auf  den  Staat.  Beispiele:  jetzt  namcntl.  Tabak-,  Sal/- 
monopol,  früher  eine  Unzahl  gewerblicher  Regale,  von  denen  jedes  einzelne  nur  geringe 
linaoz.  Bedeutung  hatte;  ferner  früher  sehr  allgemein  die  Post,  auch  die  Münze. 

In  der  Praxis  gehen  diese  verschiedenen  Standpuncte  öfters 
fast  anmerkbar  in  einander  über,  z.  B.  bei  Eisenbahnen 
(privatwirthschaftliche  Rente,  Gebühr),  Post  (desgl.,  auch  Steuer), 
Telegraph  (beide  erstre)  u.  s.  w.  In  der  obigen  Reihenfolge  er- 
giebt  sich  ein  Fortschritt  zu  einer  immer  weniger  fiscalischen  Be- 
handlung. 

Die  Finanzgeschichte  liefert  Beispiele  für  Beides.  Beispiele  immer  weniger 
fiscal.  Behandlung:  Münze,  Post,  Strassen,  Schulen,  öfters  noch  zu  wenig  Gerichte; 
Beispiele  der  steigend  fiscal.  Behandlung:  in  Zeiten  starker  Finanzbedürfnisse, 
in  und  nach  Kriegen  selbst  neuerdings  wieder  Erhöhung  der  Gebühren  für  die  eben 
genannten  Anstalten  (Postporto  z.  B.  in  den  grossen  französ.  Kriegen  Anfang  d.  Jahr- 
hund.  in  Oesterreich  aus  finanz.  Gründen  erhöht,  gleicher  Vorschlag  sogar  1871  in 
Frankreich;  dsgl.  Gebühren  u.  eigentliche  Steuern  bei  Gerichten).  Die  Entwicklungs- 
geschichte des  Stempelwesens  bei  Gerichten,  Behörden  u.  für  Urkunden,  Bescheinigungen 
u.  s.  w.  gehört  im  Ganzen  auch  hierher. 

Auch  bei  ein  and  derselben  Institution  wechselt  wohl  die 
ganze  Richtang  ihrer  finanziellen  Behandlung.  Im  Grossen  und 
Ganzen  begünstigen  Zeiten  der  politischen  Unmündigkeit  der  Be- 
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völkeruDg  und  einer  Doch  uneDtwi ekelten  und  in  den  Formen  der 
Naturalwirthschaft  steckenden  Volkswirthschaft,  wo  die  Erhebang 
reiner  Geldsteuern  noch  schwieriger  ist,  femer  Zeiten  grossen 
Staatsbedarfs  begreiflicher  Weise  mehr  die  fortschreitend  fisca- 
lischer  werdende  Behandlung  einer  Institution,  oder  es  ist  von  vorn- 
herein dabei  das  dritte  oder  selbst  das  vierte  obiger  Principien 
allein  das  leitende.  In  Zeiten  dagegen,  wo  die  Bevölkerung  selbst 
mehr  mitspricht,  wo  die  Interessen  der  unteren  Classen  besser 
berücksichtigt  werden,  wo  das  gerwerbliche  Leben  entwickelter 
ist,  der  Volkswohlstand  wächst  und  die  Erhebung  reiner  Geld- 
steuem  das  bequemste  Mittel  zur  Deckung  des  Staatsbedarfs  wird, 
da  waltet  die  umgekehrte  Richtung  vor,  so  im  Grossen  und  Ganzen 
gegenwärtig. 

Die  Regalien  verschwinden  dann,  weil  sie  als  volkswirtbschaftlich  za  nachtheUige 
Einnahmequellen  gelten,  so  die  meisten  gewerblichen  Regalien,  bei  denen  die 
Regalisining  nar  eine  Steoerfonn  war,  z.  B.  die  im  17.  und  18.  Jahrhundert  einge- 
führten, selbst  inPrenssen  auf  Mühlsteine,  Schweinsborsten  n.  s.  w.  Das  bcdentcnc^e 
neueste  Beispiel  ist  die  Aufhebung  des  Salzmonopols  in  Deutschland  1868  (Ges. 
d.  Nordd.  B.  v.  12.  Oct  1867,  §.  1).  Ein  einzelnes  Monopol  wird  nur  hier  und 
da  etwa  trotzdem  als  bestes  Mittel  zur.  Erhebung  einer  finanziell  ergiebigren  eigent- 
lichen Steuer  beibehalten  oder  selbst  neueingeftlhrt,  ohne  Verkennung  mancher 
yolkswirthschaftlicher  Nachtheile  desselben.  Hauptbeispiel:  TabakmonopoL,  in 
Ocsterreich,  Frankreich,  Italien  und  andern  Ländern.  Absicht  der  Regierung  dafiir 
in  Deutschland  jüngst.  Neue  Einführung  des  ZttndhOlzchen-Monopols  in 
Frankreich  nach  dem  letzten  Kriege  durch  Ges.  v.  2.  Aog.  1872,  nachdem  ferschiedene 
Steuererhöhungen  bei  diesem  Artikel  zu  viel  Schwierigkeiten  gefunden.  Priratwirth- 
schaftliche  Thätigkeiten  früherer  Wirthschaftsperioden  werden  aus  volkswirthschaft* 
liehen  Gründen  vielfach  vom  Staate  aufgegeben,  so  Staatsfabriken,  Staats-Handelsunter- 
nehmungen  (theilweise  ausgenommen  Banken),  eigene  Verwaltung  von  Landgütern  fast 
allgemein,  vielfach  auch  Staatsberg-  u.  Hüttenwesen,  selbst  eigener  Besitz  von  Land- 
gütern, ferner  Schiflfahrtsbetrieb  des  Staats.  Die  Gebühren  werden  aus  volkswirth- 
schaftlichen  und  ans  politischen  Gründen  ermässigt,  so  der  Schlagschatz  für  Prägung 
auf  Rechnung  Privater,  Postporti,  Telegraphengebühren,  Strassengeld ,  Schulgelder, 
Prtlfungstazen ;  mitunter,  aber  im  Ganzen  noch  zu  wenig  „Gebühren'*  (wahre  und 
solche,  welche  ganz  oder  fast  ganz  eigentliche  Steuern  sind)  für  Gerichts-  und  Ver- 
waltungsthätigkeiten.  In  einzelnen  Fällen  wird  selbst  auf  jede  bisher  bezogene  Ein- 
nahme aus  bestimmten  Staatseinrichtungen  oder  Thätigkeiten  ganz  verzichtet ,  weil  das 
Öffentliche  Interesse  bei  der  unentgeltlichen  Ausübung  am  Besten  gewahrt  erscheint, 
so  die  Aufhebung  jeder  Prägekostenberechnung  für  Prägung  für  Private,  des  Strafen- 
gelds,  Brückengelds,  Postportos  in  bestimmten  Fällen,  z.  B.  für  gew.  Briefe  an  Soldaten 
im  Kriege;  der  gerichtl.  u.  Verwaltungs„gebuhren"  dsgl.,  z.  B.  um  landwirthsch« 
Reformen  zu  erleichtern  (Stempel-  und  Gebührenfreiheit  bei  Gemeinheitstheilungen, 
Zusammenlegungen  u.  s.  w.). 

Sicherlich  ist  eine  solche  Entwicklang  der  finanziellen  Be. 
handlung  jener  Staatsthätigkeiten  auch  in  Zeiten  der  bezeichneten 
Art  im  Ganzen  die  richtige  und  die  zu  begünstigende.  Aber  sie 
rauss  nur  abermals  nicht  als  die  schlechtweg  allein 
richtige  betrachtet  werden.  Eine  Finanzpolitik,  welche  dies 
thäte,  würde  in  anderen  Zeiten  und  Verhältnissen  mindestens  rer- 
frUht  und  oft  gar  nicht  durchführbar  sein. 
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Z.  B.  eine  Porforeform  wie  die  der  neueren  und  neuesten  Zeit  hätte  früher 
bei  i?ering:em  Verkehr,  schwacher  Verbroitang  von  Elementarlienntnissen  u.  s.  w.  wahr- 
scheinlich nur  zu  einer  starken  Einbasse  der  Staatskasse  geführt.  Unter  der  Bc- 
diogunf^  so  niedriger  Porti's  hätte  der  Staat  dann  mothmasslich  die  Postanstalt  gar 
nicht  Qt)emoininen  oder  nicht  beibehalten,  zum  Nachtheil  auch  des  Einzelnen,  der 
etwas  hohes  Porto  zahlt.    S.  Fin.  II,  §.  808  fi. 

Hinsichtlich  der  Regalien  ist  daher  auch  ein  Moment  von 
allgemeinster  Bedeutung  für  das  Verständniss  der  ganzen  volks- 
wirtbschaftlichen  Organisation  und  der  Entwicklungsgeschichte  der 
Staatseinnahmen  noch  einer  besonderen  Hervorhebung  schon  an 
dieser  Stelle  wertb.  Regalien  oder  Vorbehalte  gewisser  Boden- 
producte  und  ihrer  Gewinnung  und  gewisser  Gewerbe-  und 
Handelsbetriebe  zu  Gunsten  des  Staats  (Fiscus)  sind  eine  recht- 
liche Bedingung  einer  mehr  gemeinwirthschaftlichen  Orga- 
nisation der  Volkswirthschaft  und  ein  Ersatz  eigentlicher  Steuern, 
vor  deren  selbständigerer  Entwicklung  und  nach  eingetretener  Un- 
znreichendheit  der  Domanialerträge.  Nach  dem  Durchbruch  des 
privatwirthschaftlichen  Organisationsprincips  erscheinen  sie  als  eine 
Anomalie  der  wirtbscbaftlichen  Rechtsordnung  und  als  eine 
Hemmung  der  vollen  Entfaltung  des  privatwirthschaftlichen  Pro- 
dactions-  nnd  Verkehrssystems.  Deshalb  werden  sie  theoretisch 
verworfen  und  practisch  mehr  und  mehr  aufgegeben.  Letzteres 
wird  durch  die  mittlerweile  erreichte  Entwicklung  der  eigentlichen 
Stenern  möglich.  Der  Vorgang  steht  in  Einklang  mit  der  tiber- 
wiegend privatwirthschaftlichen  Gestaltung  der  neueren  Volkswirth- 
schaft.  Aber  geschichtlich  betrachtet,  erscheint  er  eben  des- 
wegen doch  nur  als  eine  zwar  unter  gewissen  Verhältnissen, 
aber  keineswegs  stets  richtige  Phase,  was  in  den  Theorieen 
der  Nationalökonomen  und  Finanzmänner  wiederum  oft  genug  ver- 
kannt worden  ist.  Die  theilweise  Verdrängung  der  privatwirth- 
schaftlichen durch  die  gemeinwirthschaftliche  Organisation,  welche 
ans  ökonomisch -technischen  wie  aus  social -politischen  Gründen 
noth wendig  oder  wenigstens  zweckmässig  sein  kann,  wird  daher 
vielleicht  wieder  mit  der  Einführung  neuer  Regalien  verbunden  sein. 

Vjsrl.  Grundlegung,  1.  Abth.  Kap.  3  u.  Über  den  Zus.han^  der  Besteuerung  mit 
der  Eigenthums-  u.  Erwerbsordnung  u.  der  Organisation  der  Volkswirthsch.  jetzt  l'in.  II, 
S.  169  ff.,  bes.  §.  346— 34S. 
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2.  Abschnitt. 

Allgemeine  Betrachtung  der  priYatwlrthsehaftllchen 

Einnahmen. 

I.  —  §.  202.  Zu  den  privatwirthschaftlichen  oder 
Domanialeinnahnien  gehören  nach  der  oben  aufgestellten 
BegrifTsbestimmung  streng  genommen  nur  die  Einnahmen, 
welche  aus  der  Verwendung  von  werbendem  Staatseigenthum  und 
aus  dem  Betrieb  von  Staatsgewerben  iliessen,  wenn  sie  vom  Staate 
als Einzelwirthschafter unter  den  allgemeinen  rechtlichen  Be- 
dingungen des  privatwirthschaftlichen  Concurrenzsystems,  daher 
rechtlich  im  Wesentlichen  wie  von  den  gewöhnlichen  Privat- 
wirthschaften,  erworben  werden. 

Dieses  Concurrcnzsystcm  hängt  in  seiner  jeweiligen  Gcstaltun":  freilich  wesentlich 
von  der  Beschaffenheit  seiner  Rechtsbasis  ab,  welche  selbst  wieder  ?er* 
äuderlich  ist.  S.  Grundlegung,  §.  123 — 125  u.  Abth.  IL  Hier  muss  mithin  eine 
bestimmte  Rechtsbasis  als  bestehend  vorausgesetzt  werden:  diejenige,  in  der  Haupt- 
sache gleiche,  im  europiUsch-amerikanischen  Staatensystom  der  Gegenwart 

Demgemäss  müssen  folgende  drei  YoTaussetzungen  zutreffen,  damit  eine 
Kinnahme  finanzwissenschaftlich  als  rein  privatwirthschaftliche  bezeichnet  werden  kann: 

1.  Der  Staat  muss  in  keinerlei  Weise  bei  der  Production  und  dem  Absatz 
der  Producte  in  seiner  Eigenschaft  als  Staat  oder  als  Inhaber  der  Finanzhoheit  zum 
Zweck  der  Einnahmeerzielung  vor  andern  Prodocentcn  und  Verkäufern  im  Verkehr 
einen  rechtlichen  Vorzug  geniessen.  Soweit  solches  der  Fall  ist,  gehört  die 
Einnahme  zu  den  Steuern  i.  w.  S.,  so  nach  Zweck  und  finanzieller  Folge  die  Ein- 
nahme bez.  ein  Theil  der  Einnahme  (der  „Extragewinn)  aus  gewerblichen 
Regalien  (Finanzmonopolen). 

2.  Der  Staat  muss  die  Thätigkeit  (Anstalt  u.  s.  w.)  wenn  nicht  wirklich  ans- 
schliesslich  im  finanziellen  Interesse,  um  eine  für  andere  Staatszwecke  ver- 
fügbare Einnahme  zu  gewinnen,  übernehmen  oder  beibehalten,  so  doch  rechtlich  im 
Stande  sein,  so  vorgehen  zu  können.  Einnahme-gebende  Thätigkeiten  oder  Anstalten, 
welche  nur  die  Verwirklichung  von  als  richtig  erkannten  Staatsaufgaben  bezwecken, 
gehören  daher  nicht  hierher.    Die  Einnahmen  daraus  sind  Gebühren. 

3.  Der  Staat  muss  die  Thätigkeit  oder  Unternehmung  auch  durchaus  nur 
von  dem  privatwirthschaftlichen  Gesichtspuncte  höchstmöglicher  —  wenn  auch 
unter  gebührender  Berücksichtigung  der  Nachhaltigkeit  erstrebter  —  Rentabilität 
aus  betreiben  dürfen,  wenn  auch  nicht  nothwendig  sie  in  Wirklichkeit  nur  so  betreiben. 
Lasst  sich  der  Staat  bei  der  finanziellen  Regelung  der  betreffenden  Thätigkeit  aber 
von  einer  Rücksicht  auf  die  eigentlichen  Staatszwecke  mit  leiten  und  verzichtet  er 
auf  einen  Theil  der  bei  privatwirthschaftlicher  Betriebsweise  erlangbaren  Rente,  so 
stellt  das  sich  hierbei  ergebende  Einnahmeminus  gewissermassen  eine  (verhüllte)  Ans- 
f][abo  dar,  welche  der  Staat  absichtlich  im  öffentlichen  Interesse  macht.  Die  betreffende 
Einnahme  ist  dann  wieder  keine  rein  privatwirthschaftliche.  So  kann  die  Sache 
bei  den  Forsten  liegen. 

In  der  Wirklichkeit  erfüllt  in  der  Finanz  wirthschaft  der  Gegen- 
wart nur  ein  Theil  der  sogen,  privatwirthschaftlichen  Einnahmen 
diese  drei  Voraussetzungen  genau.  Bei  manchen  gewöhnlich  hier- 
her gerechneten  Einnahmen ^  z.  B.  bei  derjenigen  aus  Staats- 
forsten,  aus  Eisenbahnen,  vollends  ausGanälen  des  Staats 
waltet  der  fiscalische  Gesichtspunct  gegenwärtig  bei  uns  meist  nicht 
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aasschliesslich  ob,  und  mit  Recht  nicht.  Einnahmen  dieser  Art 
sind  daher  immerhin  anders  als  die  rein  privatwirthschaftlichen 
aufzufassen.  Sie  können  mit  letzteren  gleichwohl  in  eine  Gruppe 
znsammengefasst  werden,  weil  die  Erzielung  der  Einnahme  unter 
den  gewöhnlichen  Bedingungen  der  wirthschaftlichen  Rechtsordnung 
erfolgt,  wozu  noch  kommt,  dass  sie  thatsächlich  (bei  Eisen- 
bahnen, und  wohl  auch  Canälen,  wenigstens  so  lange  das  Anlage- 
kapital noch  nicht  amortisirt  und  daher  noch  zu  verzinsen  ist),  ein 
sehr  hervorragender  Zweck  mit  ist 

Dies  ist  für  mich  der  entscheidende  Grund,  warum  ich  wenigstens  für 
jetzt  noch,  wo  besten  Falls  bei  dem  geringen  Alter  der  betr.  Unternehmungen  das 
Kapital  aus  den  Erträgen  erst  zu  einem  (meist  noch  kleinen)  Thoile  amortisirt  ist,  die 
Staatseisenbahnen  unter  den  Anstalten  für  den  Priyaterwerb  des  Staats  einreihe. 
Umpfeobach,  der  die  Eisenbahnen  in  Händen  des  Staats  haben  u.  dann  unter  das 
Gebühren princip  stellen  will,  übersieht  dies  zu  sehr  §.  37— 39.  Die  Hohe  der  Kosten 
bedingt  einen  wesentlichen  Unterschied  in  diesem  Puncte  zwischen  Bahnen, 
C'hausseen  u.  Telegraphen  (ungefähres  Kostenverhältniss  in  Deutschland  wie  c.  500  bis 
600  :  10 — 30  :  1 — 3!).  Was  für  Eisenbahnen,  gilt  wenigstens  auch  fur  neue  Canäle 
(Kostenanschlag  per  Meile  für  ein  grösseres  deutsches  C'analnetz  schon  vor  1870 
252,000  Thlr.  nach  Meitzen,  ahio  immerhin  die  Hälfte  von  Bahnen,  wahrscheinlich 
noch  mehr).  Der  Satz  in  §.  54  der  Nordd.  und  der  deutschen  Rcichsverfassung  über 
Staatscanäle  ist  etwas  undeutlich  in  diesem  Puncte,  ginge  aber  zu  weit,  wenn  er  dies 
Princip  nicht  mit  sanctiouirte.  Aehnliche  Auffassung  der  Staatsbahnen  wie  bei  mir 
auch  bei  Nasse.  Tariferhöh..  Jena  1S74,  S   31  if. 

Früher  war  der  rein  privatwirthschaftliche  Standpunct  auch  bei  Einnahmen,  wie 
den  genannten .  mitunter  der  massgebende  und  in  manchen  Ländern  ist  er  es  noch 
jetzt,  z.  B.  im  Forstwesen.  Auch  bei  den  Einnahmen,  welche  gegenwärtig  in  der 
Regel  als  rein  privatwirjhschaftliche  behandelt  werden  können,  z.  B.  aus  Staat^berg- 
werken,  Staatsfabrikon ,  kam  früher  öfters  der  andere  Gesichtspunct  mit  in  Betracht, 
dass  der  Staat  hier  gleichzeitig  Musteranstalten  zur  Nachahmung  betreiben  wollte. 
Einzelne  Staatsfabrikcn,  z.  B.  für  Porzellan bereitung,  ähnlich  einzelne  landwirthschaft- 
licbe  sog.  Musteranstalten  stehen  auch  jetzt  noch  nicht  unter  dem  bloss  priratwirth- 
scbaftlichen  Gesichtspuncte  höchstmöglicher  Rentabilität,  sind  aber  doch  finanzwirth- 
schafüich  zu  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmequellen  zu  rechnen. 

Demnach  kann  man  auch  in  der  Theorie  nicht  ein  für  allemal 
kurzweg  sagen:  diese  und  jene  Einnahmen  sind  privatwirthschaft- 
liche,  sondern  man  kann  immer  nur  angeben,  welche  Einnahmen 
anter  gegebenen  Verhältnissen  als  rein  oder  als  über- 
wiegend oder  als  doch  zugleich  wesentlich  mit  privat- 
wirth  Schaft  liehe  zu  behandeln  sind.  Der  Uebergang  von  der 
Betriebsweise  einer  Anstalt  nach  dem  rein  privatwirthschaftlichen 
zu  derjenigen  annähernd  oder  ganz  nach  dem  GebUhrenprineip 
oder  die  Behandlung  einer  bisher  in  privatwirthschaftlicher  Weise 
betriebenen  Thäügkeit  theilweise  nach  dem  Gesichtspuncte  einer 
wirklichen  Staatsaufgabe,  wobei  auf  einen  Theil  der  Einnahme 
verzichtet  wird,  kann  gerade  hier  öfters  in  Frage  kommen.  Das 
ist  aber  kein  Grund,  sie  sofort  aus  der  finanziellen  Kategorie  der 
privatwirthschaftlichen  Einnahmequellen  ganz  auszuscheiden. 
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Dies  mache  ich  u.  A.  gegen  f.  ScbeeTs  Einwände  im  Schönberg'schen  Handb.  II« 
36  geltend.  Er  meint  „die  blosse  rechtliche  Form,  unter  der  die  Einnahme  erzielt 
wird,  also  namentl.  ob  Monopol  oder  nicht,  sei  f.  d.  Classification  der  öffentl.  Einkünfte, 
bez.  die  Einreihung  derselben  unter  ErwerbseinkUnfte  oder  nicht,  als  massgebend 
nicht  anzusehen*'.  Ich  glaube  doch.  Dies  rechtliche  Moment  ist  aach  das  einzig 
feste  Unterscheidungsmerkmal,  die  thatsäch  liehe  Behandlung  einer  Einnahmequelle 
seh  Krankt  zu  sehr,  als  dass  man  sich  daran  allein  fUr  die  ClassiGcation  halten  LOnnte. 

IL  —  §.  203.  Im  Folgenden  werden  nachstehende  Einnahme- 
zweige noch  zu  den  privatwirthschaftlichen  unserer  heutigen  Staaten 
gerechnet  und  demnach  im  zweiten  Kapitel  diesen  Buchs  (Privat- 
erwerb  des  Staats)  behandelt: 

1.  Einnahmen  aus  Feldgtttern  (Domänen  im  engsten  Sinne) 
einschliesslich  der  Einnahmen  aus  dinglichen  Bechten  auf 
Leistungen  von  Privatländereien  (Grund gefalle)  oder  auf  eine 
Benutzung  derselben  (Weide-,  Fischereirechte  u,  s.  w.),  ferner  aus 
landwirth  Schaft  liehen  Gewer  ksvorrichtungen. 

2.  Einnahmen  aus  Staatswaldungen,  nebst  Jagd  und 
Fischfang. 

3.  Einnahmen  aus  Staatsberg-  und  Hüttenwerken,  ein- 
schliesslich des  Salinen  betriebs ,  aus  anderen ,  als  mit  Land- 
gütern u.  s.  w.  verbundenen  Staatsgewerksanlagen,  ins- 
besondere Fabriken  u.  s.  w.,  und  aus  Wohngebäuden. 

4.  Einnahmen  aus  Handels-,  Geld-  und  Bankgeschäften, 
sowie  aus  werbendem  beweglichen  Vermögen  überhaupt 

5.  Einnahmen  aus  dem  Staate  eigenthümlich  gehörigen  oder 
auf  seine  Rechnung  betriebenen  Einrichtungen  des  Verkehrs- 
wesens, nemlich  Eisenbahnen,  Canälen  und  Schifffahrts- 
diensten. 

Die  Grande,  warum  diese  Einnahmen  in  der  Gegenwart  noch  als  —  rein  oder 
überwiegend  oder  doch  zugleich  wesentlich  mit  —  pri?atwirthschaftUche 
gelten  können,  werden  in  den  Abschnitten  des  folg.  Kapitels,  welche  von  den  einzelneu 
Zweigen  handeln,  mit  erörtert.  Dort  wird  daher  auch  untersucht,  ob  und  wieweit  der 
priratwirthschaftliche  Gesichtspunct  mitunter  modificirt  werden  muss,  z.  B.  bei  Waldungen, 
Canälen,  Bahnen. 

Manche  andere  Einnahmen  sind  einigen  der  obigen  nahe  verwandt,  und  wurden 
bisweUcn  ebenfalls  zu  den  privatwirthschaftlichen  gereiht:  so  die  Einnahmen  ans 
Staatsstrassen  (Wegegeld),  Telegraphen,  aus  der  Post  (besonders  aus  einzelneu 
Zweigen  derselben,  wie  z.  B.  aus  der  Person enpost),  aus  der  für  Rechnung  Privater 
erfolgenden  Münzprägung,  aus  den  Staatsschulen  aller  Art  (Schulgeld),  aus 
Staatslotterieu.  Da  jedoch  hier  die  wirthschaftliche  Rechtsordnung  für  diese  Ein- 
richtungen eine  andere  als  die  gewöhnliche  des  Concurrenzsystems  zu  sein  pflegt,  da 
ausserdem  aus  später  anzugebenden  Gründen  der  privatwirthschaftliche  Gesichtspunct 
hier  nicht  nur  nicht  der  leitende  oder  nur  vorwaltende  sein,  sondern  wenigstens  in 
unseren  Staaten  in  der  Gegenwart  in  der  Regel  nicht  einmal  wesentlich  mehr  mit- 
sprechen soll,  ja  mitunter  ganz  fortfallen  muss,  auch  schon  jetzt  wegen  der  geringeren 
Höhe  des  in  der  Einrichtung  steckenden  Kapitals  —  im  (Jegensatz  zu  den  Eisen- 
bahnen, —  aus  finanziellen  Rücksichten  meist  nicht  mehr  nothwendig  entscheidend 
zu  sein  braucht,  so  werden  die  genannten  Einnahmen  hier  zu  der  folgenden  zweiten 
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Hauptclasse  der  ordontlichen  Einnahmon  gerechnet,  die  meisten  jetzt  mit  Kccht  zu 
den  Gebühren. 

Stein  3.  Ansg.  S.  256  macht  mir  einen  Vorwarf  daraus,  dass  ich  in  der  6.  Aus^. 
der  I^u 'sehen  Finanzwiss.  so  weitläuüs^  die  Eisenbahnen  behandelt  habe  und  doch  kein 
Wort  aber  die  Telegraphen  hätte.  Er  hätte  vielfach  aus  meiner  Arbeit,  u.  A.  aus 
§.  93  ^\jim.  a,  ersehen  können,  dass  und  warum  ich  die  To^egraphie  mit  der  Post 
unter  die  Gebührenanstalten,  nicht  unter  die  privatwirthschaftiichen  Unternehmungen, 
wie  in  einer  Hinsicht  die  Eisenbahnen,  stelle.  Man  mag  diese  Gründe  angreifen  u. 
rerwerfen,  kann  aber  doch  nicht  ignoriren,  dass  ich  hier  bestimmten  Gründen  folge. 

Der  Umstand,  dass  einige  Zwei^fe,  wie  Telegraphen,  Post,  Münze,  geschichtlich 
und  nach  geltendem  Rechte  öfters  sogen.  Regalien  sind,  nöthigt  nicht,  die  Ein- 
nahmen aus  solchen  Zweigen  von  den  Gebühren,  wozu  sie  nach  ihrer  richtigen  finan- 
ziellen Auffassung  gehören,  als  besondere  Classe  abzutrennen,  s.  folg.  Abschnitt. 

Die  Lotterie  dient  vielfach  als  Besteuerungsform  des  Spielgenusses.  Der 
finanzielle  Gesichtspunct  soll  aber  nicht  der  entscheidende  sein  und  er  kommt  gar  nicht 
mehr  in  Betracht,  wenn  der  Staat  sich  ausschliesslich  das  Recht  vorbehält,  Lotterien 
zu  betreiben,  es  aber  aus  Gründen  des  Volks-  u.  Staatswohls  nicht  ausübt.  Der  Vor- 
behalt erfolgt  dann  nur  wieder  aus  Gründen  der  Politik  u.  s.  w.,  um  Andre  am  Lotterie- 
betrieb zu  verhindern. 

Anhangsweise  kann  man  zu  den  privatwirthschafdichon  Einnahmen  solche  ge- 
legentliche Einkünfte  stellen,  welche  aus  der  Veräusserung  alter,  abgenutzter  Gc- 
br  aachsgegenstände  der  StaatSTerwaltung  erzielt  werden,  besonders  im  Militärdepartemeut. 


3.  Abschnitt. 

Allgemeine  Betraehtang  der  staatswirtliseliaftliehen 
Einnahmen  oder  Auflagen  (Steuern),  insbesondere  der 

(Jebflliren. 

Näheres  im  2.  Bande  d.  Fin.wiss.  Kap.  1  „die  Gebuhren".  Es  ist  nur  eine  leere 
Fiction,  wenn  Maurus,  Besteuer.  S.  98,  93,  auch  den  Steuercharacter  der  privat- 
wirthschaftiichen Einnahmen  des  Staats  behauptet  wie  ähnlich  schon  früher  Pfeiffer  I, 
61.  Danach  soll  z.  B.  der  Domänenbesitz  des  Staats  wie  eine  Vorcnthaltung  von  so 
und  so  viel  Morgen  Land  p.  Familie  der  Staatsbürgerschaft  und  daher  wie  eine  Art 
Einkommensteuer  wirken.  Hier  wird  ebenso  einseitig  die  n  atürl  iche  Selbstverständlich- 
keit des  bloss  privaten  Grundeigenthums  angenommen  als  von  Seite  der  Socialdemocratio 
die  natürliche  Selbstverständlichkeit  des  bloss  gemeinsamen  Grundeigenthums.  Vgl. 
Grundlegung  Abth.  U,  bes.  Kap.  4.  FUr  diese  schwache  Argumentation  Pfeiffer's 
hat  der  sonst  so  absprechende  L.Stein  bloss  die  zahme  Bemerkung;  er  habe  diesem 
Gedanken  nicht  rocht  folgen  können.  2.  A.  S.  153.  Die  der  Pfeiffer'schen  ähn- 
liche Erörterung  von  A.  Held,  Einkommensteuer,  S.  7 — S,  ist  zwar  etwas  vorsichtiger, 
aber  auch  noch  schief  und  zu  Missdeutungen  Anlass  bietend. 

L  —  §.  204.  Die  staatswirthschaftlichen  Einnahmen 
gliedern  sich  in  zwei  Arten,  in  die  eigentlichen  Gebühren 
oder  speciellen  Steuern  und  in  die  eigentlichen  allge- 
meinen Steuern  (Steuern  im  engeren  Sinne). 

Gebühren  sind  Abgaben ,  welche  von  Einzelnen  oder 
Gruppen  von  Einzelnen  als  ein  specieller  Entgelt  eines 
ihnen  vom  Staate  geleisteten  Diensts  oder  einer  durch  sie  dem 
Staate  verursachten  Ausgabe  (Kostenprovocation)  bei  der  Ausübung 
einer  Staatsthätigkeit  in  einer  von  der  Staatsgewalt  einseitig 
bestimmten  Weise  und  normirten  Höhe  erhoben  werden. 
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Hier  wie  meisteas  iu  diesem  Werke  siud  d.  BegriiTsbestimmaDgen  u.  Formulirangeii 
der  Eiufachhuit  uiid  leichteren  Verständlichkeit  wegen  für  die  StaatBÜnanKcn  ge- 
geben. Gebuhren  u.  s.  w.  können  natürlich  auch  bei  den  Selbbtverwaltuogskörpem 
vorkommen.  Die  erforderliche  Umformung  (Verallgemeinerung)  des  Bcgrifls  ergiebt 
sich  leicht. 

Die  EinDahme  aus  den  Gebühren  hat  den  Zweck,  die  Kosten, 
namentlich  die  laufenden  Betriebskosten,  eventuell  auch  die  ge- 
wöhnlichen Herstellungskosten,  (bez.  einen  üblichen  Zins  und  eine 
Amortisationsquote  des  eiforderlieh  gewesenen  Kapitalaufwands) 
der  betreffenden  StaatsthUtigkeiten,  Einrichtungen  und  Anstalten 
ganz  oder  theilweise  zu  decken.  Ein  Ueberschuss  darüber 
hinaus  fällt  unter  den  Begriff  der  eigentlichen  Steuereinnahme. 

Die  Gebühren  wurden  bisher  (vor  Kau)  gewöhnlich  zu  den  Steuern  gerechnet 
!Man  fuhrt  üiq  meistens  unter  den  indirectcn  Steuern  auf,  obgleich  sie  grösstentlieils 
direct,  d.  h.  von  demjenigen  gefordert  werden,  der  sie  tragen  soll.  Die  Gebuhren 
unterscheiden  sich  von  den  eigentlichen  Steuern  aber  so  wesentlich,  dass  ea  nöthig 
ist,  sie  als  eine  besondere  Art  von  Auflagen  zu  betrachten.  Passend  wird  jedoch 
das  Wort  Steuern  auch  in  einem  weiteren  Sinn  genommen,  wo  dann  die  Gebühren 
auch  darunter  begritl'en  werden.  Früher  führten  sie  öfters  den  Namen  zufillifre 
Einkünfte,  z.  B.  Sonnenfels,  Fin.,  §.112,  116  ff.,  auch  werden  sie  mitunter  Gefälle 
genannt.  Die  Neueren  sind  Rau  in  der  Begriffsbestimmung  und  Begründung  der 
Gebühren  vielfach  gefolgt.  Vgl.  übrig.  Pfeiffer  I,  295,  Umpfenbach,  §.  23  fl"., 
Walcker,  Selbstverwaltung  d.  Steuerwesens,  S.  5,  14,  A.  Meyer  in  d.  Viertel- 
jahrschr.  f.  Volkswirthsch.  u.  s.  w.  1S64,  B.  8,  Hock,  öff.  Abg.,  g.  14,  81—34, 
Stein,  Finanzen,  1.  A.,  S.  106,  151  ff.,  2.  A.  143,  215,  3.  A.  265—296,  Parieu. 
traitc  des  impots  III,  165,  Bcsobrasoff,  impots  sur  les  actcs,  in  den  mi^smoires  d. 
Pet.  Akad.,  B.  X,  Nr.  14,  B.  XI,  Nr.  8.  in  d.  oben  gen.  Abhandl.  über  die  re?en. 
publ.  21,  23  ff.  (Eintheilung  wie  ich,  nur  dass  B  gewisse  Hegalien,  die  ich  zu  den 
Gebühren  rechne,  wie  Post  u.  A.,  als  Regal  zu  d.  iudustr.  Einnahme  steUt*. 
Knies  a.  a.  0.  Ucber  Stein 's  falsche  Trennung  gewisser  Regalien  von  den  Gebühren 
s.  die  unten  folg.  Bemerk,  und  über  Umpfenbach 's  im  Wesentlichen  richtif^c,  nur 
etwas  zu  weitgehende  Lehre  über  Gebühren  s.o.  S.  476.  Etwas  abweichend  Schall, 
Abh.  Gebühren  in  Schönberg's  Handb.  II,  79.  Er  will  den  Gcbtthrenbegriff  aus- 
schliesslich an  die  Qualität  des  betreffenden  Staatsacts  anknüpfen  u.  nur  von  „Ge- 
bühren" sprechen,  wo  es  sich  um  Amtshandlungen  zur  Verwirklichung  wesentlicher 
Staatszwecke  handelt.  Das  erscheint  mir  ein  wenig  zu  eng.  Uebrigens  habe  ich  nicht, 
wie  Schall  meint,  das  Moment  der  Bemessung  der  Gebühr  nach  den  Kosten  in 
die  Definition  der  Gebühren  gezogen,  sondern  die  Kostendeckung  nur  als  einen  doch 
nicht  zu  leugnenden  Zweck  mit  angeführt.  Wieder  etwas  anders  Schaffle,  Stcuer- 
polit.  S.  52,  454  ff.,  der  von  „Verwalt gebühren"  spricht,  wenn  die  betreff.  öffentL 
rcchtl.  Verwalt.einnahmo  „höchstens  auf  Deckung  der  Kosten  des  vergoltcnt-n  Verwalt.- 
acts  berechnet  ist",  darüber  hinaus  braucht  er  den  m.  E.  leicht  irre  führenden  Aus- 
druck „Steuergebuhren"  oder  „Gebühreusteuern". 

Diese  Gebühren  knüpfen  sich  an  zweierlei  verchiedene, 
wenn  auch  in  einzelnen  Fällen  nicht  immer  leicht  zu  unterscheidende 
Thätigkeiten  des  Staats,  nemlich  an  die  Ansöbung  wesentlicher 
Iloheitsrechte  und  an  Thätigkeiten,  welche  bloss  aus  Zweck- 
mässigkeitsgründen im  öffentlichen  Interesse  vom  Staate 
übernommen  sind.  Bei  den  ersteren  handelt  es  sich  vornemlich 
um  Thätigkeiten  zur  Ausführung  des  Rechts-  und  M  a  c h  t- 
zwecks,  bei  den  anderen  um  solche  zur  Ausführung  desCultur- 
nnd  Wohlfahrtszwecks. 
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An  diese  UuterscbciduDg  wird  auch  die  Gebfihruiilohrc  passeud  angekoupft 
Der  liiätorischo  Staat  fügt  sich  allerdings  nicht  in  eine  cn^e  theoretische  Formel  und 
zeigt  namentlich  niemals  eine  völlige  Beschränkung  auf  den  Kcchtszwcck.  Ebensowenig 
haben  die  Hoheitsrechte,  welche  wir  vom  Standpunct  der  Gegenwart  (,.im  moderneu 
Staate*^')  mit  Becht  wesentliche  nennen,  immer  alle  oder  im  jetzigen  Umfange  dem 
histor.  Staate  zugestanden ,  ohne  dass  man  deshalb  den  Begriff  ,«Staat'^  in  solchen 
Källou  als  nicht  vorhanden  wird  bezeichnen  wollen.  Gleichwohl  ist  es  doch  vollkommen 
begründet,  erst  im  entwickelten  (Rechts-  und  Cultur-)  Staat  das  wahre  Wesen  dos 
Staats,  den  ,,wahren  Staat''  .zu  erkennen.  Zum  Begriff  dieses  Staats  gehört  aber  dann 
die  Uebernahme  aller  der  Functionen,  durch  welche  der  Bechtszweck  verwirklicht 
wird.  In  der  geschichtlichen  Erscheinung  des  modernen  Staats  hat  sich  dies  auch 
geltend  gemacht.  Im  Unteh>cbied  davon  lässt  sich  von  keiner  einzigen  einzelnen  und 
nicht  einmal  von  einer  grösseren  Gruppe  der  zur  Verwirklichung  des  Cnitur-  und 
Wohlfahitszwecks  gehörigen  Staatsthätigkeiten  behaupten,  dass  sie  auch  dem  hoch 
entwickelten  Staate  wesentlich  sind,  —  nicht  an  sich  und  nicht  ebenso  wie  die 
Bechtsfunctioneu.  Die  Vornahme  e^ner  der  Functionen  auf  dem  zweiten  Gebiete  ist 
daher  nicht  als  wesenilichcs  Hoheitsrecht  zu  bezeichnen.  Das  ist  u.  A.  auch  gegen 
Steines  neuen  Begalbcgritf  einzuwenden,  1.  A.  S.  134  ff.,  2.  A.  S.  184  ff..  3.  A.  S. 
229  fl*.  Denn  in  diesem  Begriffe,  wo  die  Kegalien  „die  wirthschaftlichen  Hoheits- 
rechte des  Staats''  bedeuten  sollen,  wird  unter  Kcgal  nicht  mehr,  wie  in  der  späteren 
Bechts-  und  Finanzgeschichte  und  vielfach  noch  im  heutigen  Bechte.  ein  nutzbares 
kleineres,  sondern  gerade  wieder  wie  ehedem  ein  wesentliches  Hoheitsrecht  ver- 
standen. Es  ist  vom  Standpuncte  der  Rechtsphilosophie  wie  von  demjenigen  d.  Rechts- 
gcschichte  u.  des  positiven  Rechts  aus  gleich  sehr  willktlrlich ,  Münze,  Post,  Eisen- 
bahnen. Telegraphen,  Papiergeld,  Lotterie  überhaupt  Regalien  oder  wirthschaftlichc 
Hoheitsrechte,  oder,  wenn  es  einmal  geschieht,  nur  sie  so  zu  nennen,  mit  Ausschluss 
aller  anderen  ähnlichen  Einrichtungen  und  Functionen  des  Staats.  Ganz  Verwandtos, 
wie  Posten,  Telegraphen  und  Chausseen,  wird  dabei  getrennt.  Wenn  aber  Stein 
2.  A.  S.  ISS  u.  3.  A.  S.  233  noch  ebenso  wie  in  der  1.  A.  sogar  das  „Regal"  definirt 
als  „diejen.  wirthsch.  Unternehmung,  deren  Existenz  u.  gesicherte  Ordnung  als  eine 
absolQtd  (!)  u.  allgemeine  Bedingung  der  wirthsch.  Wohlfahrt  eines  Volkes  erscheint 
u.  die  eben  deshalb  nicht  dem  Zufall  oder  der  Willkür  der  Einzelnen  in  ihrer  Be- 
gründung n.  Durchführung  überla!^sen  werden  kann,"  so  ist  es  doch  mindotens  gesagt 
eine  starke  üebeHreibung,  Post,  Telegr.,  Eiscnb.,  Lotto  hiernach  Regalien  zu  nennen 
u.  wiederum  nur  folgewidrig.  Wegowesen  u.  vieles  Andere  nicht  el)enso  oder  nicht 
noch  eher  unter  diese  Regalien  zu  reihen.  (Vgl.  übrigens  in  der  3.  A.  S.  21 S.  wo 
vom  Bergbau  gesagt  wird:  „er  ist  die  Production  (sie!)  einer  der  aligem.  u.  absol. 
Bedingungen  der  Volkswirthschaft."  Warum  bleibt  er  dann  nicht  auch  jetzt  noch 
Regal?)  Auch  gerade  für  die  Finanzwissenschaft  und  spcciell  fUr  die  Gebührenlehre 
ist  diese  neue  Unterscheidung  Stein 's  von  Regalien  und  Gebühren  nachtheilig.  Da- 
gegen wird  durch  die  im  Text  befürwortete  Unterscheidung  gleich  das  richtige,  den 
fcegebenen  Verhältnissen  angemessene  Princip  für  die  finanzielle  Regelung  des  Ge- 
bühren wesens  festgestellt:  ein  niedriges  Maass  der  Rechtsgebührcu ,  ein  höheres 
der  übrigen,  namentlich  der  wirthschaftlichen,  derjenigen  für  materielle 
Leistungen  des  Stxiats  überhaupt;  s.  u.,  auch  Hock,  öff.  Abg.  g.  34. 

Ueber  die  Eintheilung  und  Systematik  der  Gebühren,  mehrfach  abweichend 
von  der  Darstellung  im  Texte,  s.  Hock,  eb.  §.  31 — 34,  Umpfenbach,  §.  26—44, 
Bcrgius  K.  3  (v.  d.  Regalien),  Pfeiffer,  Staatseinnahme  1,  Th.  5,  namentl.  aber 
Stein,  1.  A.  S.  137  (Regalien),  154,  2.  A.  S.  190,  (Regal.),  bes.  S.  226  ü,  (Syst  d. 
Gebühren),  3.  A.  S.  229,  205,  4.  A.  I,  308  ff.  Rau,  5.  A.  §.  227  bis  246.  Beso- 
brasoff,  rev.  publ.  p.  24,  stellt  mit  Unrecht  bei  seiner  Hervorhebung  des  Unter- 
schieds V.  taxes  u.  droits  regaliens  die  Sache  so  dar,  als  ob  es  sich  bei  jenen  immer 
um  die  wesentlichen  Zwecke  des  Staats  handle,  oder  als  ob  die  taxes  nur  bei  dem 
Rechtszweck,  die  Regalien  nur  bei  dem  Wohlfahrtszwcck  vorkämen.  Schall  a.  a.  U., 
der  am  Kriterium  „wesentlicher  Staatszwock''  festhält,  bes.  S.  8 1 .    S c h ä f f  1  e  a.  a.  0. 

IL  —  §,  205.    Hauptarten  der  Gebühren. 
1.     Unter     wesentlichen     Hoheitsrechten     (Regalien    in 
diesem  Sinne   des  Worts)  werden  hier  diejenigen  verstanden, 
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welche  zum  Begriffe  des  wahren  Staats  gehören^  daher  ihm  rich- 
tiger Weise  ausschliesslich  zustehen,  und  deshalb  regelmässig  in 
gewissem  Umfange  bei  jedem  Staate,  ganz  allgemein  aber,  ausge- 
dehnt und  ausschliesslich  wenigstens  bei  dem  entwickelten  Staate 
gefunden  werden.  Dahin  gehören  mithin  vornemlich  die  Th'ätig- 
keilen  zur  Ans-  und  Durchitlhrung  des  Rechts-  und  Macht- 
zwecks des  Staats  (§.  33).  Diese  Thätigkeiten  werden  aus  einem 
allgemeinen  Grunde  im  Interesse  der  Gesammtheit  übernommen, 
aber  sie  kommen  in  vielen  Fällen  Einzelnen  besonders  zu  Gate 
oder  werden  von  diesen  besonders  verursacht.  Abgaben,  welche 
alsdann  von  diesen  Einzelnen  erhoben  werden,  sind  Gebühren. 
Man  kann  sie  in  ihrer  Gesammtheit  Rechts-  oder  Rechts-  nnd 
Verwaltungsgebühren  nennen. 

Als  (wahre)  Gebühren  sind  die  Abgaben,  welche  sich  an  die  Staatsthätigkoiten 
zur  Darchfuh rang  des  Rochtszwecks  knüpfen,  aber  einmal  nur  dann  anzusehen,  wenn 
der  Einzelne  wirklich  aus  triftigen  sachlichen,  d.  h.  in  der  betreffenden  Staatsinstitution 
liegenden  Gründen  in  eine  mit  Abgaben  verbundene  Berührung  mit  der  Staatsthitigkeit 
kommt;  (daher  denn  z.  B.  Abgaben  wie  im  franzOs.  Enregistrement  für  die  Authenti- 
cirang  des  Datums  d.  Urkunden  (s.  Hock  a.  a.  0.  S.  24S)  keine  Gebühren,  send, 
hohe  u.  lästige  Steuern  bind.  Ebenso  wenig  sind  Abgaben  noch  Gebühren,  bei  denen 
der  Zahlende  keine  Gegenleistung  von  der  Staatsgewalt  empfängt:  [gegen  Hoff  mann, 
würtembcrg.  Finanzreclit  I,  694];  ferner  nur  in  der  Höhe,  welche  mit  dem  Werthe 
des  geleisteten  Dicnsts  für  den  Nutzniesscr  und  dein  Kostenbetrage  dieses  Diensts  fdr 
den  Staat  in  einem  richtigen  A^erhältniss  steht.  Wird  eine  Abgabe  in  anderen  Fällen 
oder  in  einem  viel  höheren  Betrage  erhoben,  indem  z.  B.  ein  Dienst  oder  eine  Kosten- 
verarsachung  nur  fingirt  oder  der  crstere  bloss  /.um  Zweck  der  Einnahmebeschaffung 
aufgezwungen  oder  der  Werth  des  Diensts  übermässig  hoch  angeschlagen  wird,  so  ist 
die  Einnahme  keine  Gebahr  im  richtigen  ünanzwissenschaftlichen  Sinne  des  Worts> 
mehr,  sondern  eine  bei  einer  besondern  Gelegenheit  erhobiMie  eigentliche  Steuer,  über 
welche  dann  als  Steuer  zu  urtheilen  ist.  S.  Fin.  II,  S.  439  ff.  über  Verkehrs- 
besteuerung u.  S.  455  ff.  über  Besteuer.  d.  Erwerbs  durch  Anfall. 

2.  Aus  Zweckmässigkeitsgründen  werden  vom  Staate 
vielerlei  Thätigkeiten  übernommen^  welche  einzeln  jedenfalls  nicht 
zu  den  wesentlichen  Staatsaufgaben  gerechnet  werden  können, 
wenn  sich  auch  ein  bedeutendes  öffentliches  Interesse 
an  sie  knüpft  und  sie  überhaupt  nur  im  Falle  eines  solchen 
vom  Staate  ausgeübt  werden  sollen.  Dahin  gehören  zehlreichei 
aber  geschichtlich  und  von  Land  zu  Land  mannigfach  wandelbare 
Thätigkeiten  auf  dem  Gebiete  der  Cultur-  und  Wohlfahrtsförderung. 
Auch  hier  werden  Gebühren  von  denjenigen  erhoben,  welche 
durch  die  Berührung  mit  dem  Staate  und  den  bezüglichen  Ein- 
richtungen eine  Förderung  ihrer  speciellen  Interessen 
(besonderen  oder  grösseren  Nutzen  als  die  Allgemeinheit, 
andrerseits  Kostenersparung)  erlangen.  Die  Gesammtheit  dieser 
Gebühren   nennen  wir  Cultur-    und   Wohlfahrtsgebühren, 
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Auch  diese  Abgaben  fallen  unter  den  Begrift'  der  Gebahr  uur  unter  denselben 
Voraussetzungen  wie  die  RechtsgcbUhren.  Werden  sie  in  anderen  Fällen  oder  in 
höherem  Ausmaass  erbeben«  so  gehen  sie  in  eine  eigentliche  Steuer  oder  eine 
piivatwirthschaftiiche  (^Gcwerbs  -)  Rente  fUr  den  Staat  Über. 

Bei  vielen  hierher  gehörigen  Abgaben  ist  ein  solcher  Ucbergang  leicht  möglich, 
manchfach  in  der  Praxis  vorgekommen  und  nicht  immer  allgemein,  sondern  nur 
nach  den  Verhältnissen  des  einzelnen  Falles  zu  billigen  oder  /u  verworfen. 
Man  kann  daher  auch  wieder  nur  fUr  gewisse  Zeiten  und  gewisse  Länder  an- 
geben, welche  Abgaben  auf  diesen  Gebieten  von  der  Verwaltung  als  Gebühren 
behandelt  werden  sollen. 

Das  System  der  Gebuhren  oder  die  weitere  Classification  der  beiden 
genannten  Hanptarten  wird  rationeller  Weise  durch  das  System  der  Verwaltung 
bestimmt  Die  Begründung  des  Gebührensystems  gehört  daher  in  die  Verwaltungs- 
lebrc,  die  finanzielle  Durchführung  desselben  in  die  spätere  specielle  Gebührcn- 
lehre.  S.  darüber  Fin.  II,  Kap.  1,  bes*  S.  29  ff.  Stein  a.  a.  0.  bes.  die  Abschnitte  2.  A. 
S.  219  ff.,  3.  A.  S.  269,  über  die  Entwicklungsgeschichte  d.  Gebühren,  u.  S.  229  ff., 
3.  A.  S.  279  ff.  über  die  Rechtspflege  u.  das  Gebühren wesen,  (4.  A.  I,  S.  308  ff., 
317  ff.)  —  eine  vortreffliche  Partie  dieses  Werks.  Schaf fle  a.  a.  0.,  bes.  Schall  a.  a.  0. 
S.  95  ff.,  der  seinem  engeren  Gebührenbegriff  gemäss  hier  im  Wesentl.  nur  die  obige 
erste  Classe  der  Gebuhren,  die  Rechts-  u.  Verwalt.gebühren  behandelt. 

Die  Rechts-  und  Verwaltungsgebühren,  welche  wirklich  als  Gebühren 
zu  erachten  sind,  kommen  gemeinsam  mit  manchen  sogenannten  Gebühren,  welche 
eigentliche  Steuern  sind,  in  der  Praxis  und  in  der  Sprache  der  Gesetze  unter 
verschiedenen  Namen  als:  Rechts-,  Justiz-,  Gerichts-,  Polizeigebühren  (auch 
wohl  -Taxen),  als  Gerichtskosten,  Vermögens-, insbesondere G eidstrafen  U.S.  w. 
vor.  Eine  gleichmässige  allgemein  gültige  Eintheilang  fehlt  in  der  Praxis  noch.  In 
der  Sache  selbst  liegen  auch  manche  Schwierigkeiten.  Die  Jurisprudenz  hat  dieses 
wichtige,  so  viele  privatrechtliche  Verhältnisse  berührende  Gebiet  des  Gebuhrenwesens 
noch  nicht  genügend  bearbeitet.  Daraus  erklärt  sich  auch  der  häufig  bemerkbare 
Mangel  scharfer  juristischer  Präcision  des  Ausdrucks  in  den  Gesetzen  selbst  Dies 
rügt  richtig  Mor,  Randbemerk,  zum  österr.  Gebuhrengesetze,  Wien  ISTO  (Separat- 
abdruck aus  der  allgemeinen  österr.  Gerichtszeitung),  eine  bemcrkcnswerthe  Abhandlung. 

III.  —  §.  206.  Erhebungsform  vieler  Gebühren. 
Stempel.  In  der  Finanzwissenschaft  hat  namentlich  ein  Um- 
stand Unklarheiten  über  das  Wesen  und  die  richtige  Eintheilung 
dieser  Gebühren  veranlasst,  nemlich  die  äussere  Form  der 
Erhebung.  Viele  Rechtsgeblthren,  manche  mit  ihnen  fälschlich 
zusammengeworfene  eigentliche  Steuern,  aber  auch  einige  Gebühren 
aus  der  zweiten  Classe  des  Gebührenwesens  werden  vermittelst 
eines  sogen.  Stempels  erhoben :  Es  wird  gesetzlich  vorge- 
schrieben, dass  bei  gewissen  Berührungen  des  Einzelnen  mit 
Staatseinrichtungen  und  Thätigkeiten  für  die  dabei  vorkommenden 
Schriftstücke,  für  gewisse  Urkunden,  Documente  u.  s,  w.  ein  vom 
Staate  mit  einem  Werthstempel  versehenes  Papier 
(„Stempelpapier'')  oder  eine  staatliche,  auf  das  Schriftstück 
zu  klebende  und  eventuell  zu  überschreibende  Stempelmarke 
gebraucht  werden  soll.  Durch  die  gesetzliche  Anordnung  des  Ge- 
brauchs des  Stempels  wird  also  bloss  die  Gebührenpflichtig- 
keit einer  solchen  Berührung  mit  einer  Staatseinrichtnng  (oder  in 
anderen  Fällen  die  Steuerpflichtigkeit  in  einem  bestimmten 
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thatsächlichen  Fall,  bei  einer  gewissen  Handlung  n.  s.  w.)  aosge- 
sprochen.  Die  Vorschrift  über  den  Gebrauch  eines  Stempels  in 
bestimmter  Werthhöhe  norrairt  die  Gebührensätze,  so  dass  der 
StempeltarifGebührentarif  wird.  Die  wirkliche  Anbringung 
des  Stempels  auf  dem  bezüglichen  Schriftstück  u.  s.  w.,  welches 
den  Beweis  für  die  Inanspruchnahme  der  bestimmten  Staatstbätig- 
keit  (oder  llUr  die  Steuerpflichtigkeit)  bildet,  liefert  den  Beweis  für 
die  Zahlung  der  Gebühr  und  die  Quittung  darüber.  Diese  Stempe- 
lung, die  Benutzung  von  Stempelpapier  und  vollends  von  Stempel- 
marken ist  eine  für  die  Staatsbehörden  wie  för  die  Zahlungs- 
pflichtigen einfache  und  bequeme  Gebühren-  und  Steuer- 
erhebungsform- Aber  eben  deshalb  ist  der  Begriff  einer 
besondern  „Stempelgebühr"  (Stempelgefälle,  „Stempel- 
steuer") als  einer  eigenen  Gebührenart  unhaltbar.  Es  giebt 
immer  nur  mittelst  Stempels  erhobene  Gebühren  oder 
Steuern,  aber  keine  „Stempelgebühren". 

Etwas  Aensserlicbes ,  Unwoscntlicbcs  wird  bei  der  Aufstellung  von  ,,Stempel- 
g:ebubrcü''  zu  einem  wesciitlicbcn  inneren  Unterscheid un^mcrkmal  gemacbt  Dies 
Zeigt  sich  auch  darin,  das»  manche  Gebühren,  statt  durch  vorschriftämässigcn  Gebrauch 
von  Stempelpapier  oder  Stempelmariten,  durch  unmittelbare  Einkassirung  des 
Schuldbetrags  erhoben  werden.  Auch  ist,  wie  ?:csagt,  die  Erhebung  mittelst  Stem- 
pels keineswegs  auf  Kechts-  und  Vcrwaltangsgebahren  beschränkt,  wenn  sie  hier  auch 
am  Aeltesten  und  Häufigsten  ist.  Sie  dehnt  sich  ihrer  formellen  Vorzüge  wegen  auf 
immer  mehr  Gobieti»  des  Gebühren-  und  des  eigentlichen  Steuerwesens  aus,  jenes  z.  B. 
bei  den  Post-  u.  Telegraphcnjcebuhren  (PortoV  denn  die  botr.  Marke  ist  nichts  Anderes, 
als  eine  Stempelmarke,  die^e^  z.  B.  bei  d.  Besteuerunir  v.  Zeitungen,  BUchem, 
Brochüren  (Frankreich).  Spielkarten,  Kalendern,  Tabak  (russ.  Handerollensystem)  u.  s.  w. 
Vgl.  über  England:  Vocke,  britische  Steuern  „Gebrauchssteuern  in  Stempelform", 
S.  249,  über  Nordamerika  mancherlei  Waarenstempcl ,  Hock,  Fin.  Amcrika's 
S.  200  ff.  Wechsel-,  viele  Urkunden-  (Oontract-,  Obligationen-,  Actien-),  „Erbschafts- 
stempel"  u.  s.  w.,  sind  keine  Gebührenerhebungen,  sondern  Steuererhebungen. 

Näheres  ü))er  die  Erhebungsform  von  Gebühren  (u.  gewissen  Steuern,  uameotl. 
den  sogen.  Verkehrssteuern)  in  Fin.  II,  §.  320—324,  auch  S.  29  ff.,  459  fl.  Schall 
a.  a.  0.  S.  b8  ff.    Kau  l,  §.  231  ff. 

Die  ,.Stempelgebuhr*  als  besondere  Art  von  Staatseinkünften  ist  nach  Boxhorn, 
disiiuis.  polit.  Am^t.  ]()(i3  p.  391  von  einem  Holländer  erdacht  worden,  nachdem 
die  (j^nerabtaatcn  einen  Preis  auf  die  Erfindung  einer  neuen,  nicht  drückenden  und 
doch  einträglichen  Abgabe  geset^  hatten.  D:e  Einführung  geschah  1024  und  erwies 
sich  bei  der  Menge  der  Vertragsurkunden,  die  in  jenem  reichen  Lande  jährlich  aos- 
gestellt  wurden,  sehr  einträglich.  Der  gen.  Verfasser  rühmt,  dass  die  Gebühr  niedrig, 
dass  die  önbegüterton  nicht  davon  jretroffen  werden  u.  dasü  der  Ertrag  für  die  Staats- 
kasse grobs  sei.  Eine  Art  von  Stempelpapier  kommt  zwar  schon  in  den  römischen 
(ii  setzen  vor  (Nov.  44),  aber  ohne  Erwähnung  einer  davon  angeordneten  Bezahlung. 
Beckmann,  Beitr.  z.  Gesch.  d.  Erfind.  II,  300—310  Einführ,  in  England  1071, 
Frankreich  1073,  Oestcrreich  1086,  Baiern  1690.    (Nach  Kau  §.231  Noten). 

Stempelmarken  in  England  1853  (16.,  17.  Vict.  c.  59.  v.  4.  Aug.),  Oesterrcich 
V.  V.  28.  März  lb54  (v.  C zornig,  Neugestaltung,  S.  145),  Frankreich,  Ges.  vom 
11.  Juni  1859  (timbre  mobile),  Preusseu,  Ges.  v.  2.  Sept  1802  u.  a.  L.  m.  Der- 
jenige, der  das  Blättchen  anklebt,  muss  seinen  Namen  oder  die  Anfangsbuchstaben 
des  Schriftstücks  oder  das  Datum  darauf  schreiben  und  es  dadurch  zum  weiteren  Ge- 
brauche untauglich  machen.    In  gewissen  Fällen  muss  auch  ein  Cffcntl.  Beamter,  z.  B. 
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der  Behörde,  welche  das  Schriftstück  ausstellt  oder  beglaubigt  u.  s.  v.,  die  Cebcr- 
schreibuDg  der  Marke  vornehmen«    (Ran.) 

Namentlich  Stein  hat  den  Stempel  als  eine  blosse  Form  der  Erhebung 
einer  Abgabe  richtig  gekennzeichnet,  1.  A.  S.  153.  Aehnlich  aber  schon  vorher 
Umpfenbach,  §.  26  ff. 

Von  einer  besonderen  „Stempel gebühr**,  von  Stempelgefällcn,  als  „einer 
in  allen  Zweigen  der  Staatsverwaltung  vorkommenden  GebUhrenart*'  spricht  auch  Kau 
in  §.  230,  231.  Stempel  aut  verkäufl.  Gegenstände  (Zeitungen,  Spielkarten)  siebt  übrigens 
auch  er  §.  231  a.  E.  als  Steuern  an.  Die  Prübercn  stellen  Kau  folgend  meistens 
eine  besondere  Stempelsteuer  auf,  wie  es  die  Praxis  und  Gesetzgebung  noch 
heute  vielfach  thut,  so  in  Preussen  (Stempelsteuer  unter  den  indirecten  Steuern, 
bei  der  Einnahme  des  Finanzminist.,  Gerichtskobtcn,  Strafen  früher  bei  denen  dos 
Justizmin.).  Vgl.  schon  Sonnenfels,  §.  119  ff.,  dann  auch  Pfeiffer  I,  345  Anm., 
der  den  Ausdruck  Stempelgebuhren  vermeidet,  weil  der  Stempel  so  verschiedentlich 
verwendet  werde. 

Unmittelbare  Einkassirung  grösstentheils ,  wenn  nicht  allein  bei  den  Gerichts- 
ffcbühren,  s.  Fin.  II,  §.  822.  In  dem  österr.  Ges.  über  Gebühren  v.  9.  Febr.  werden 
ausdrücklich  die  unmittelbaren  Gebiihren,  welche  durch  unmittelbare  Eiuzalilung, 
und  die  übrigen,  welche  durch  Verwendung  von  Stempelmarken  oder  Stcmpelpapier 
zu  entrichten  sind,  unterschieden.  Vgl.  Dessary,  Osterr.  Finaiizgesetzk.  S.  55.  In 
Frankreich  gab  e^  nach  Hock,  Fin.  Frankr.  S.  197.  kein  höheres  Stcmpelpapier 
als  10  Fr.  Grössere  Beträge  werden  mittelst  Vidirung  der  Urkunde  durch  die 
Stempelämter  als  berichtigt  bezeichnet  Es  ist  sogar  unzweckmussig,  wenn  eine  Ab- 
gabe stets  nur  in  Stempelform,  nicht  auch  durch  unmittelbare  Zahlung  entrichtet 
werden  kann,  z.  B.  bei  der  Wechselbesteuerung.  Im  Sommer  1871  soll  z.  H.  ein 
Wechsel,  gezogen  von  der  franzOs.  Regierung  auf  ein  Berl.  Haus  mit  63  Marken  zu 
10  Thlr.  versehen  worden  sein.  Hier  hört  natürlich  die  Bequemlichkeit,  der  Zweck 
der  ganzen  Einrichtung,  auf. 

Auch  die  Leistung  sogen.  „Beiträge",  —  einmaliger,  insbesondere  zu  den 
Anlage-  und  ersten  Einrichtungskosten,  oder  auch  fortlaufender,  zu  den  Betriebs- 
kosten oder  zu  der  Verzinsung  (und  Tilgung)  des  Anlagekapitals  einer  öffentlichen, 
einzelnen  Personen  oder  Personengruppen  besonders  mit  dienenden  Einrichtung  —  ist 
principiell  eigentlich  nur  eine  Zahlun«:  von  Gebühren  in  einer  besonderen  Form 
der  Pauschali rung  oder  Abfindung.  S.  darüber  die  schönen  Erörterungen  von 
Neamann,  progress.  Einkommensteuer,  Kap.  2,  S.  46  ff.  mit  den  dazu  gehör. 
Noten  S.  205  ff.    Näheres  in  Fin.  II  §.  325. 

IV.^ —  §.  207.  Gebühren  der  zweiten  Classe  in  der 
Recbtsform  des  Regals.  Aach  das  Recht  der  Vornahme 
einzelner  zum  Gebiete  der  Coltur-  und  Wohlfahrtsförderung  ge- 
höriger Thätigkeiten  hat  sich  der  Staat  mitunter  ausschliess- 
lich vorbehalten  y  wenn  auch  etwa  die  Ausübung  dieses  Rechts 
dann  Privaten  überlassen  wurde.  Auch  ein  solches  ausschliess- 
liches  Recht  des  Staats  ist  Regal  genannt  worden.  Die  Regali- 
sirung  kann  nun  hier  einen  zweifachen  Zweck  haben : 

1.  Sie  kann  einmal  wie  im  Falle  eines  wesentlichen  Hoheits- 
rechts erfolgen,  weil  die  bezügliche  Thätigkeit  nach 
ihrem  Inhalte  am  Passendsten  vom  Staate  ausgeübt 
und  die  Vornahme  der  Leistungen  durch  den  Staat 
dadurch  erleichtert  sowie  ihre  gute  Beschaffenheit 
verbürgt  wird. 

2.  Sie  kann  aber  sodann  auch  bloss  oder  vorwiegend  im 
Interesse    der    finanziellen    Ausbeutung    einer    solchen 
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Thätigkeit  stattfinden ,  wobei  das  Regal  wesentlieh  zur  Steuer- 
form  wird.  Früher  war  dies  mehrfach  der  Fall,  namentlich  beim 
Münz-  und  Postwesen  (Münzregal,  Postregal).  Solche  Regale 
wurden  dann  von  den  „höheren**  oder  „wesentlichen"  als 
sogen,  nutzbare  oder  niedere  unterschieden,  zu  denen  ausser 
den  genannten  noch  gewisse  grundherrliche  und  sonstige 
gewerbliche  Regale,  aber  auch  nach  Rechtsgeschiehte  und 
geltendem  Rechte  noch  mancherlei  andere  eine  Einnahme  gebende 
Rechtsinstitute  zählen. 

In  der  Gegenwart  darf  nun  in  der  Regel  bloss  der  erste, 
nicht  der  finanzielle  Zweck  für  die  Beibehaltung  oder  Ein- 
führung der  Regalisirung  einer  Staatsthätigkeit,  welche  in  das 
Gebührengebiet  gehören  soll,  entscheiden,  so  namentlich  beim 
Post-,  MüDz-,  Telegraphenwesen. 

Alsdann  erlangen  die  Einnahmen  aus  letzteren  Einrichtungen 
aber  auch  eine  andere  Stellung  im  System  der  Staatseinnahrhen. 
Sie  gehören  zu  den  Einnahmen  aus  Gebühren,  während  die 
Einnahmen  aus  den  übrigen  nutzbaren  Regalien  meistens  als 
eigentliche  Steuern  zu  betrachten' sind.  Das  Staatsvorrecbt 
bildet  dann  kein  characteristisches  Unterscheidungsmerkmal  mehr 
zwischen  diesen  Gebühren  aus  regalisirten  Staatsthätigkeiten 
und  anderen  Gehühren. 

Ueber  den  histor.  Begriß*  des  Regals  u.  seine  Entwicklung  n.  über  den  heut 
recbtl.  Begriff,  soweit  er  Überhaupt  im  geltenden  Rechte  noch  anzuerkennen  ist,  siebe 
Hullmann,  Gesch.  d.  Urspnings  der  Regal.  1804,  Gmoiner,  Beiträge  z. Lehrer,  d. 
Regal.  1842»  Krau  t,  Grundriss  z.  Vorles.  über  D.  PriFatrecht  (3.  A.  1845),  §.  117  u.  ff. 
(.Qucllenanszilge),  Eichhorn.  Rechtsgesch.,  Zachariä,  über  Regal,  u.  s.  w.  in  der 
Ztschr.  für  Deutsches  Recht  B.  8,  18.  BOhlau.  de  regal.  notione  a.  s.  w.  1855, 
Strauch,  üb.  Urspr.  n.  Nat  d.  Regal.,  1865  (kurze  Uebersicht  der  Lehrmeinangeo 
der  Autoren  über  d.  Begr.  Regal,  wenn  auch  sonst  im  Resultat,  dass  es  keine  Jurist, 
(^onstruction  dos  Regalbegrilfs  gebe  und  geben  kOnne  und  das  Regal  überhaupt  kein 
Jurist  Bcgrifl  sei,  ?on  zweifelhaftem  Werthe,  ebend.  S.  78)  Pözl,  Art.  Regal,  und 
Laspeyres,  Art.  Staatsmonopol  im  Staatswörterb.  VIII  und  IX,  Zachariä,  D, 
Staatsrecht  §.  203  u.  tt.,  Ger  bor,  D.  Priratrecht  (4.  A ),  bes.  §.  67,  Beseler,  D. 
Privatrecht  (2.  A.  1866),  §.  94.  Stobbe,  Deutsches  Priv.recht,  2.  A.  Berl.  1883, 
II.  84.  Vgl.  auch  Rosch«r.  Gesch.  d.  Nat.-Oekon.  Kap.  6  (Eindringen  des  wälschen 
Regalismus),  bes.  §.  39  S.  158  ff.  ül)er  die  „Regal wirthschaff'  als  Zwischenstufe 
zwischen  der  mittelalterl.  Domänen-  und  der  modernen  Steuerwirthschaft  Er  unter- 
scheidet bei  den  neuereu  Völkern  zwei  Perioden  des  Regalismus,  die  eine  im  An- 
schluss  an  das  sinkende  Domänenthum,  wesentl.  feudalistisch,  die  andre  an  das  heran- 
nahende Vorherrschen  der  Steuern,  wesentl.  absolutistisch;  ferner  vier  Gruppen :  Lehens- 
gefälle, die  möglichst  ausgebeutet  wurden;  Erklärung  aller  herrenloser 
Güter  —  weit  gefasst  —  als  Krongut;  Bezahlungen  für  die  eigene  polit 
Thätigkeit  der  Regierung  (mit  vielen  gebühren  artigen  Abgaben;  Gewerbe- 
u.  Handelsgeschäfte  des  Staats  (Monopole,  aijer  auch  manchen  verschieden- 
artig. Gcsichtspunctcn  erwachsen). 

Höchst  abweichende  Vorstellungen  der  älteren  Publicisten,  aber  kaum  geringeres 
Auseinandergehen  auch  noch  der  heutigen,  wie  Strauch 's  Schrift  zeigt!  Klock's 
Wort  de  aerario  S.  83  d.  2.  A.,  rei^alia  vero  quae  sint  vix  definiri  potent,  gilt  einiger- 
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massen  auch  heute  noch.  Die  Aelteren  nehmen  zahllose  Regalien,  d.  h.  vornemlich 
notzbare,  an,  so  Matthaeus  de  Affiictis  125,  Ghassancus  20S,  Petrus 
Antonius  de  Petra  ^ar  413.  Klock  S.  107.  Vgl.  Berlins,  Magaz.  Art.  Rcpal, 
VU,  242,    (Rau  g.  166  Note  a). 

Auch  die  neueren  Juristen  sind  nicht  einmal  tiber  die  Zahl  der  frtlher,  selbst 
nicht  der  heute  als  Rejs:alien  anznsehenden  Rechte  des  Staats  einig.  Während  die 
Einen,  wie  Beseler  a.  a.  0.  S.  360  den  Begriff  der  Regalien  „auf  die  hergebrachten 
oder  festgestellten  Arten  beschränken,  ohne  dass  eine  Ausdehnung  desselben  auf  ver- 
wandte Verhältnisse  durch  die  wissensch.  Doctrin  zulässig  erscheint",  daher  Eisenbahnen, 
Telegraphen  nicht  zu  den  Regalien  zählen,  geschieht  dies  von  anderen  wieder,  so  von 
Reyscher,  Ztschr.  f.  D.  Recht  B.  13,  S.  243  ff.,  eb.  B.  19,  so  noch  neuerdings  in 
Betreff  der  Telegraphen  von  Meili,  Telegrapheurecht,  Zur.  1871.  Sicher  ist  es  da- 
her schon  schwer,  sich  fQr  die  Finanzwissenschaft  von  den  Rechtshistorikem  und 
Juristen  Raths  zu  holen  über  den  Jurist  Begriff  des  Regals  zu  irgend  einer  bestimmten 
Zeit  Om  so  weniger  kann  uns  die  verwandte  Disciplin  einen  klaren  fin an z wissen- 
schaftlichen Begriff  des  Regals  bieten.  Dies  erkannten  schon  die  Gameralisten  des 
vor.  Jahrhunderts,  so  (in  Anknüpfung  an  Seckendorff)  Justi.  Finanzsystem  §.262, 
Staatswirthschaft  II,  §.  95,  97,  Bergius,  Magaz.,  VII,  243  ff.,  Sonnenfels, 
Fin.  §.  108,  welcher  letztere  in  §.  110  klar  trennt:  diejen.  Regalien,  welche  ihrer 
Wesenheit  nach  Steuern  u.  Abgaben  u.  nach  allgemeinen  Grundsätzen  der  Steuern 
zu  verwalten  sind  u.  die,  welche  als  Hulfstheile  zur  Beförderung  der  Polizei  u.  Hand- 
lung beitragen. 

Ueber  den  historischen  Begriff  der  Regalien  sei  bemerkt,  dass  der  Ausdruck 
in  Reichsgesetzen  zuerst  im  12.  Jahrhund,  vorkommt,  so  im  Wormser  Concordat  fUr 
d.  Temporalien,  die  den  Bischöfen  vom  Kaiser  verliehen  werden  (Portz,  legcs  II, 
p.  76,  69,  so  auch  Strauch  a.  a.  0.,  S.  1  ff.,  Beseler  S.  358),  dann  in  der  Constit 
Frieder.  I  de  regalibus  v.  1158  (Pertz,  II,  p.  111)  für  die  kais.  Befugnisse  in  Ober- 
italien, die  andere  Personen  nur  durch  Belehnung  erlangen  konnten.  Später  entwickelt 
sich  der  BegriS  Regal  so,  dass  darunter  die  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt 
als  solchem  (in  Deutschland  früher  dem  König,  später  auch  dem  Landesherrn)  zu- 
stehenden Rechte  (einerlei,  ob  wesentl.  selbstverständliche  Ausflüsse  der  Staatsgewalt 
oder  ob  auf  besond.  Thatsachen  im  einzelnen  Staate  beruhende  Rechte)  verstanden 
werden,  so  allgemein  in  Deutschland  im  16.  Jahrhundert  Die  Abschwächung  der 
kaiserl.  Gewalt  brachte  nur  zu  Wege  dass  die  Territorialherren  die  meisten  Regalien 
an  sich  ziehen  konnten.  So  war  lange  Zeit  Regal  und  Hoheitsrecht  identisch.  Zu 
diesen  Regalien  gehörten  aber  namentl.  auch  gewisse  fiscal.  Rechte,  deren  Bedeutung 
eben  in  ihrem  finanz.  Nutzen  lag.  (S.  Röscher  a.  a.  0.  S.  158 — 160.)  Die  An- 
wendung mancher  Sätze  des  röm.  Fiscalrechts  hat  zu  dieser  Entwicklung  beigetragen. 
Noch  mehr  hat  der  vielfache  enge  Zusammenhang  oder  das  völlige  Zusammenfallen 
von  Landeshoheit,  Lehensherrschaft  und  Grundherrschaft  der  Verbindung  solcher  finanz. 
Rechte  mit  den  Regalien  Vorschub  geleistet.  Vom  16.  Jahrh.  an,  wo  der  Staatsbcgriff 
schärfer  hervorzutreten  beginnt,  erfolgt  dann  in  Theorie  u.  Praxis  allmälig  eine 
Trennung  der  bunten  Mannigfaltigkeit  von  Rechten  des  Inhabers  der  Staatsgewalt, 
welche  unter  dem  Namen  Regalien  zusammcngcfasst  wurden,  und  zwar  so,  dass  die 
wesentlichen  Regie rungs rechte,  die  zur  Ausübung  der  Staatsgewalt  gehören 
und  im  (noch  so  eng  gefassten)  Begriff  des  Staats  liegen  (wie  Ziegler  bei  Strauch 
1.  c.  de  jur.  majest  tract  1681  sagt:  jura  quae  gnbernationem  et  statum  ipsum  reipubl. 
concemant)  höhere,  majora,  die  von  wesentlich  bloss  finanzieller  Bedeu- 
tung (commoda  et  cmolumenta,  quae  ex  bonis  pnblicis  ....  percipiuntur ,  ders.), 
niedere  oder  nutzbare,  minora  genannt  wurden.  Wie  „die  begriffliche  Unter- 
scheidung der  dem  Staate  seinem  Wesen  nach  zustehenden  Hoheitsrechtc  von  den 
zufällig  erworbenen  fiscalischen  Rechten,  die  der  Staat  nur  so  besitze,  wie 
sie  auch  ein  Privater  besitzen  könne''  nur  eine  der  Consequenzen  der  Entwicklung 
des  Souveränetätsbegriffs  gegen  Schluss  des  Mittelalters  war,  zeigt  Glerke,  Genossensch.- 
recht  ra,  623  (1881). 

Für  jene  wesentlichen  Hoheitsrechte  kam  der  Ausdruck  Regal  dann  allmälig 
mehr  und  mehr  ausser  Gebrauch,  so  dass  Wissenschaft,  Gesetzgebung  und  Praxis 
unter  Regalien  schlechtweg  nutzbare  oder  Finanz regalien  ve^tanden.  Dazu  ge- 
hörten nun  bes.  zwei  Classen:  grundherrschaftliche,  welche  Beschränkungen  des 
privaten  Grundeigenthums  in  ausschliessendcn  Rechten  des  Staats,  gewisse  „herrenlose'* 
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Sachon  in  Besitz  zu  ncbmen,  enthalten  (vom  ältesten  Rechte  nicht  gekannt,  namcntL 
Berg-,  Salz-,  Forst-,  Jagd-,  Fischeteire^)  und  gewerbliche  Regalien  (bes.  Post 
und  Münze,  früher  zahlreiche  andere,  t>ehr  yerschieden  in  den  einzelnen  Ländern). 
Die  genannten  sind  die  einzigen  Regalien,  welche  neuere  Germanisten,  wie  Beseler 
S.  300  als  eigentlich  nutzbare  Regalien  des  (bedingt)  gemeinen  Rechts 
anerkennen,  während  sie  allgem.  Vorrechte  des  Fiscus  auf  erblose  Güter  u.  s.  w.  toh 
den  Regalien  ausscbliessen.  Dagegen  ht  der  Begriff  der  nutzbaren  Regalien  vom 
(iesetz  (so  im  Preuss.  Allg.  L.  Recht  ThL  II,  Tit.  14  §.  21.  24)  wohl  weiter  gc- 
fasst,  so  dass  das  Nutzungsrecht  der  im  gemeinen  Eigenthum  des  Staats  8tehenden 
Land-  und  Heerstrassen,  der  von  Natur  schiffbaren  Ströme,  des  Ufers  des  Meers,  der 
Häfen,  ferner  das  Recht  auf  alle  Arten  herrenloser  Güter  (verlassener,  erbloser  u.  s.  w), 
(las  Recht,  verwirkte  Güter  einzuziehen,  Geldstrafen  aufzulegen,  Abzngsgelder  zu  for- 
dern (Preuss.  Landr.  a.  a.  0.  §.  28),  endlich  mitunter  noch  weiter  Zölle,  Gcleitsgelder, 
Sportein,  Stempel  u.  s.  w.  unter  den  Regalien  begriffen  sind.  Dass  diese  Regalien 
zum  staatsrechtl.  Begriff  des  Domaniums,  die  Einnahmen  daraus  zu  den  Kammerein- 
künften  gehörten  n.  der  Einwirkung  der  Landstände  entzogen  waren,  hat  abermals  nor 
d.  Verwirrung  in  d.  Ansichten  über  diese  Regalien  als  Einnahmeart  gesteigert,  weil 
d.  Steuercharacter  sehr  vieler  nun  vollends  verkannt  wurde.  Trotzdem  stellte  d.  öffentl. 
Recht  öfters  auch  wieder  die  Regalien  den  Eigenthumsrechten  am  werbenden  Ver- 
mögen (Domänen  u.  s.  w.)  wie  andererseits  dem  Rechte,  Steuern  aufzulegen,  gegen- 
über.   (V^gl.  f.  diese  historische  Darlej^ung  bes.  Strauch,  Pözl,  Beseler  a.  a,  O.) 

Auch  Rau  wie  die  Cameralisten  des  vor.  Jahrh.  sah  daher  ein  (§.  166  d.  5.  A.), 
dass  dieser  rechtsgeschichtl.  u.  positivrechtl.  Begriff  Regal  fttr  d.  Finanz- 
wissensch.  schl  echterdings  unbrau  chbar  sei.  ersetzte  ihn  durch  den  finanz- 
wissenschaftlichen:  ein  Vorrecht  der  Staatsgewalt  in  Bezug  auf  ein 
Gewerbe,  das  ohne  besondere  gesetzl.  Bestimmung  zu  den  bürgert  Nahmngszweig^en 
gehören  würde,  u.  rechnete  unter  solche  Regale  die  Berg-,  Salz-  n.  Salpeter-,  Jagd- 
u.  Fischerei-,  Münz-,  Tabak-  u.  and.  Gewerks-  u.  Handels-,  Post-,  Staatseisenbahn-. 
Fähr-  u.  Flöss-  u.  Glucksspielregale.  Aber  hierbei  wurde  der  schon  von  Sonnen- 
fels a.  a.  0.  klar  erkannte  Steuercharacter  der  einen  u.  polizeiliche  oder 
Verwaltungszweck  der  anderen  Regale  wieder  tibersehen,  was  ich  jetzt  durch 
Einreihung  der  ersteren  Regalien  tinter  die  eigentlichen  Steuern  und  der  letzteren 
unter  die  Gebühren  berichtigt  habe.  Im  Grunde  ist  zwischen  meiner  u.  Stein 's  Auf- 
fassung kein  sehr  grosser  Unterschied,  nur  dass  ich  glaube,  den  neuen  Stein'schen 
Regalbegriff  u.  damit  eine  selbstständige  Einnah meart  der  Regalien  im  Ein- 
nahmesystem der  Finanzwissenschaft  gegenwärtig  fast  ganz  verwerfen  und  die 
Stein 'sehen  Regalien  unter  die  Gebühren  (Münze,  Post,  Telegraphen)  oder  unter  die 
privatwirthschaftl.  Einnahmen  (Eisenbahnen)  oder  unter  die  Steuern  (Lotto)  reihen  zu 
müssen. 

Die  Finanzwissenschaft  muss  daher  vor  der  Vermengung 
der  Finanzregalien  und  Gebühren  warnen.  Ueber  äusseren 
Aehnlichkeiten  werden  hier  die  tieferen  Verschieden- 
heiten Obersehen. 

Die  äussere  Aehnlichkeit  liegt  darin,  dass  sich  jedesmal  eine  Einnahme  an 
eine  specielle  Staatsth&tigkeit  und  zwar  an  eine  dem  Staate  ausschliesslich 
vorbehaltene  anknüpft.  Aber  weder  erfolgt  die  Thätigkeit  bei  dem  Finanzrogal  zu 
demselben  Zwecke  wie  bei  der  Gebühr,  noch  beruht  das  Staatsvorrecht  für  die  Aus- 
übung der  Thätigkeit  beide  Male  auf  dem  gleichen  inneren  Grunde.  Die  mit  Ge- 
bühren verbundene  Staatsthätigkeit  ist  Verwirklichung  der  eigentlichen 
Staatszwecke.  Die  bei  einem  Finanzregal  erfolgende  ist  bloss  Mittel- 
beschaffung für  die  Ausführung  von  Staatszwecken.  Das  ausschliessliche 
Recht  des  Staats  dient  dort  zur  besseren  Verwirklichung  der  Aufgabe,  hier 
zur  Erzielung  einer  höheren  Einnahme;  hat  dort  einen  politischen  (volks- 
wirthschaftlichen ,  culturlichen ,  socialpolitischen) ,  hier  einen  bloss  finanziellen 
Zweck.  Bei  dieser  (irundvcrschiedenheit  kann  der  zufällige  Umstand,  dass  Gebühren- 
zweige wie  Post,  Münze,  geschichtlich  und  oft  noch  nach  dem  geltenden  Finanzrecht 
zu  den  Kegalien  gehören,  so  wenig  für  eine  Zusammenwerfnng  mit  den  eigentlichen 
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Finanzrcj^alen  und  filr  die  VerVennung'dos  wahren  Stcucrcharacters  der  letzteren 
sprechen,  als  dies  die  äussere  Achnlicbkeit  des  ökonomisch-technischen  Moments  in  bei- 
den Einrichtungen  thnn  darf. 

V.  —  §.  208,  Finanzwissenschaftliche  Aufgabe  im 
Gebührenrechte.  Gebühren  schliessen  sich  demnach  immer  an 
solche  Einrichtungen  und  Anstalten  des  Staats  an,  welche  in  einem 
allgemeinen  öffentlichen  Interesse  zum  Zweck  der  Aus- 
führung von  Staatsaufgaben  unternommen  werden.  Im  concreten 
Falle  wird  daher  stets  zu  untersuchen  sein,  ob  und  wieweit 
tiberhaupt  eine  Gebühr  erhoben  oder  nicht  etwa  besser  ganz 
oder  doch  in  grösserem  Umfange  als  bisher  auf  Einnahmen  aus 
solchen 'Staatseinrichtungen  verzichtet  werden  soll.  Geschieht 
letzteres,  so  müssen  die  Kosten  der  Institution  aus  eigentlichen 
Steuern  gedeckt  werden,  wie  ohnehin  bei  sehr  vielen  und  gerade 
bei  sehr  wichtigen  und  kostspieligen  Staatsleistungen  (namentlich 
für  Rechtssicherheit  nach  Aussen:  Hfeer  und  Flotte).  Hier  weicht 
dann  das  Gebührenprincip  dem  „Princip  der.  reinen  Ausgabe" 
(§.  201). 

Die  Entscheidung  hierüber  wird  im  einzelnen  Falle  nothurendig  immer  mit 
Rttcksicht  anf  die  jeweilige  Finanzlage  zu  treffen  sein,  also  ob  andere  Aus- 
gaben fortgefaUen  sind,  sonstige  geeignete  Deckungsmittel  zur  VerfUgang  stehen  u.  s.  w. 
Aber  schliesslich  muss  die  Entscheidung  doch  nicht  vom  finanziellen  Gesichts- 
puncte,  sondern  von  den  richtigen  Anforderungen  der  politiscbeu,  socialen,  volkswirth- 
schaftlichen  und  Cultur- Interessen  abhängen.  Das  iiuanzielle  Interesse  rechtfertigt 
gegenüber  dem  ab  mangelhaft  erkannten  bestehenden  Zustande  höchstens  eine  Ver- 
zögerung einer  nothwendigen  Reform,  einer  Ermässigung  oder  selbst  Beseitigung 
des  Gebührenwesens.  Es  muss  aber,  wenn  jene  entscheidenden  Interessen  für  eine 
solche  fieform  sprechen,  nur  um  so  eifriger  auf  baldige  finanzielle  Durchführbarkeit 
der  Massregel  hingestrebt  werden,  so  also  namentl.  in  den  wichtigen  Fällen  der  Rechts- 
und  Verwaltungsgebühren,  des  Wege-  und  Wassergelds,  der  Post,  der  Müuze,  des 
Schulgelds  an  niederen  Schulen  u.  ?,  w. 

Hieraus  ergiebt  sich  auch  für  die  Theorie  der  wichtige  Folge- 
satz, dass  die  Lehre  von  den  Gebühren,  ebenso  wie  diejenige 
von  den  einzelnen  Gegenständen  des  Finanzbedarfs,  nach 
ihrer  Hauptseite  nicht  in  die  Finanzwissenschaft, 
sondern  in  die  theoretische  Politik  und  in  die  Verwal- 
tungslehre (einschliesslich  der  Volkswirthscbaftspolitik ,  in 
Betreff  der  Reclitsgebühren  namentlich  in  die  Justizverwaltungs- 
lebre)  gehört.  Denn  die  Frage,  ob  und  wann  überhaupt,  ferner 
in  welcher  Höhe  Gebühren  erhoben,  ist,  ebenso  wie  die 
Frage,  ob  und  welche  einzelne  Ausgaben  gemacht  werden  sollen, 
nach  Gesichtspuncten  der  Verwaltungspolitik  zu  entscheiden. 

Dies  ist  für  die  spätere  Darstellung  der  Gebührenlehre  zu  beachten.  Auch  die 
Uebersidit  und  Besprechung  der  einzelnen  Gebühren  gehört,  wie  die  der  einzelnen 
Ausgaben,  mehr  zur  Finanzstatistik  als  zur  Finanzwissenschaft  und  Finanzpolitik. 
S.  Fin.  II,  Kap.  1  u.  oben  S.  aOS,  Einl.  zu  Kap.  2. 

A.  Wagner,  Finanzwuöensehaft  I.    3.  Aufl.  32 
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Leider  zeigt  die  Finanzgeschichte  and  der  gegenwärtige  Zu- 
stand des  Gebtihrenrechts  in  den  meisten  Cnlturstaaten  ein  gaDz 
ungerechtfertigtes  Vorwalten  des  finanziellen  Inter- 
esses im  Gebührenwesen.  Die  Gründe  dafür  liegen  wenigstens 
zom  Theil  mit  in  der  rechtsgeschichtlichen  und  positiv -rechtlichen 
Vermengung  von  Gebühren  und  Finanzregalien.  Die  Aufgabe 
der  Wissenschaft  und  der  rationellen  Praxis  ist  es  daher,  die  A  n  - 
forderungen  der  Politik,  insbesondere  der  Social-,  Volk 8- 
wirthschafts-,  Justiz-  und  Unterrichtspolitik  in  folgen- 
der Weise  zur  Geltung  zu  bringen: 

1.  Es  muss  zwischen  Gebühren  und  Finanzregalien 
streng  unterschieden  werden. 

2.  Die  Gebührenpflichtigkeit  von  Berührungen  der 
einzelnen  Personen  im  Staate  mit  Staatsthätigkeiten ,  Einrich- 
tungen u.  s.  w.  ist  genau  zu  begründen  und  zu  begrenzen. 

Die  Ausdehnung  der  Gebuhrenpflichtigkeit  auf  unpassende  Fälle  ist  unbedingt 
zu  verwerfen,  also  da,  wo  von  einem  besonderen  Nutzen  des  Einzelnen  aus  einer  Be- 
rührung mit  einer  Staatsth&tigkeit  oder  von  einer  besonderen  Kostenverursachnng  durch 
den  Einzeben  gar  nicht  ernstlich  die  Bede  sein  kann  oder  Nutzen  wie  Kostenmachoog 
in  solchen  Fällen  ganz  unbedeutend  sind.  Ob  und  wie  weit  hier  eine  Abgabe,  welche 
als  Gebuhr  zu  verwerfen  ist,  als  Steuer  bedingt  oder  unbedingt  zu  rechtfertigen 
ist,  muss  nach  Gesichtspuncten  der  Bestcuerungspolitik  entschieden  werden.  S.  Ein.  II, 
439  ff. 

3.  Für  die  Bemessung  der  Höhe  der  Gebühr  als  Auf- 
lage (oder  Steuer  im  weiteren  Sinne)  muss  der  Gesichts- 
punet  der  leitende  sein,  dass  der  Staat  die  bezügliche 
Thätigkeit  stets  mehr  oder  weniger  auch  im  allge- 
meinen, öffentlichen  Interesse  ausübt. 

Daher  braucht  der  Kostensatz  einer  solchen  Thätigkeit  dem  Einzelnen,  welcher 
von  dieser  letzteren  einen  Nutzen  zieht,  nicht  vollständig  angerechnet  zu  werden,  denn 
Andere  (Alle  oder  die  Gesammtheit)  sind  an  dieser  Nutzengewährung  zu  Gunsten  des 
Einzelnen  doch  immer  mit  interessirt  und  nehmen  in  Folge  der  „geseUschaftlichen 
Zusammenhänge**  sozusagen  mittelbar  daran  ThcU.  Je  mehr  letzteres  der  FaU  ist, 
desto  niedriger  darf  die  Gebühr  angesetzt  werden  und  umgekehrt  S.  Näheres  in 
Fin.  II,  §.  317—319.  — 

Hieraus  ergiebt  sich  auch  die  Regel  für  den  Uebergang  der 
Gehuhr  einerseits  nach  Oben  in  einen  solchen  Satz,  welcher 
dem  Staate  eine  volle  privatwirthschaftliche  Rente  aus  der 
Thätigkeit  (mitunter  selbst  noch  darüber  hinaus  eine  eigentliche 
Steuer)  abwirft,  andererseits  nach  Unten  in  einen  so  ge- 
ringen Satz,  dass  der  Staat  fast  die  ganzen  Kosten  der 
bezüglichen  Thätigkeit  aus  allgemeinen  Einnahmen  decken 
muss,  bis  schliesslich  etwa  auf  jede  Gebühr  verzichtet  wird: 
die  letztere  läuft  durch  eine  ganze  Stufenleiter  von   Sätzen   von 
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einem  Mininiiim  (von  fast  Null)  an  bis  zu  einem  Maximum  und 
geht  in  einen  vollen  privatwirthschaftlichen  Preis  über,  je  mehr 
bei  einer  Staatsthätigkeit  das  Privatinteresse  des  einzelnen  Be- 
nutzers das  allgemeine  Interesse  der  Gesammtheit  an  der  Ausübung 
jener  Tbätigkeit  durch  den  Staat  übersteigt  oder  schliesslich  fast 
nur  allein  vorhanden  ist;  ferner  vollends,  je  mehr  der  Einzelne 
durch  seine  Schuld  eine  Staatsthätigkeit  überhaupt  nothwendig 
gemacht  hat  (Finanzprincip  bei  Criminaljustizkosten,  bei  chicanösen 
oder  leichtsinnig  angestrengten  Civilprocessen ,  bei  Geldstrafen). 
Hieraus  sind  Principien  für  die  Höhe  der  Gebührensätze 
im  Grossen  und  Ganzen  abzuleiten,  welche  in  der  speciellen  Ge- 
bührenlehre darzulegen  sind.    (Fin.  IL  §.  318.) 

Vgl.  die  in  einer  Hinsicht  sehr  ähnliche,  in  anderer  grundverschiedene  Auf- 
fassung von  Stein,  2.  A.  S.  215  ff.  Er  sagt,  die  Höhe  der  (rebuhr  könne  weder 
nach  dem  Werth  der  Leistaug  für  den  Gebührenpflichtigen,  noch  nach  den  Kosten  der 
Ausübung  der  Leistung  bemessen  werden.  Wäre  dies  richtig,  obwohl  ja  die  Schwierig- 
keiten im  einzelnen  Fall  nicht  zu  verkennen  sind  und  müsste  demnach,  wie  Stein 
behauptet  (S.  217),  die  Gebühr  immer  den  Character  der  Verkehrssteuer,  also  der 
eigentL  Steuer  haben,  so  fide  der  wesentliche  Unterschied  zwischen  Gebühren  u. 
Steuern  ganz  fort  u.  damit  die  Gebühren  als  selbstständ.  Einnahmcgattang.  §.  209  u.  ff. 
AUes,  was  Stein  Übrigens  hier  u.  an  anderen  Stellen  der  Gebülirenlchro  sagt,  passt 
wieder  gerade  so  auf  seine  Regalien,  weshalb  auch  deshalb  die  Abtrennung  der 
letzteren  von  den  Gebühren  willkührlich  erscheint  und  auf  einer  üebcrschätzung  einiger 
ganz  modemer  Verkehrsgestaltungen  beruhen  möchte.  Stein  hat  die  Einwende,  welche 
ich  ihm  in  d.  6.  Ausg.  von  Bau  machte,  nicht  beachtet,  aber  auch  nicht  zu  wider- 
legen vermocht.  S.  auch  die  trefflichen  Ausführungen  Schafft  «'s,  Steuerpolit, 
S.  477  ff.,  worin  ich,  wie  in  den  weiteren  Bemerkungen  S.  508,  514  fT.  nur  das  Zurück- 
gehen auf  die  ältere  Auffassung  verkehrssteuerartiger  Abgaben  als  Gebühren  nicht  für 
richtig  halte.     Vgl.  femer  Schall,  a.  a.  0.  S.  82  ff. 


4.  Abschnitt. 
Allgemeine  Betrachtung  der  eigentllelien  Steuern. 

Dieselbe  beschränkt  sich  auf  eine  vorläufige  allgemeinste  Orientirang  über  den 
Gegenstand  aus  dem  in  diesem  Kapitel  überhaupt  leitenden  Ge^ichtspunct  der  Fest- 
stellung der  Terminologie  und  der  Classification  der  ordentlichen  Einnahmen. 
S.  jetzt  die  umfassende  „allgemeine  Steuerlehre''  in  B.  II  der  Fin.wiss.  S.  150  ff., 
166  ff.  bis  Schluss  des  Bandes. 

I.  —  §.  209.  Die  zweite  Hanptart  der  Staats wirthschaftlichen 
Einnahmen  oder  Auflagen,  die  Steuern,  sind  Zwangsbeiträge 
der  Einzelwirthschaften  (Einzelnen)  zur  Deckung  der  allge- 
meinen Staatsausgaben,  welche  vom  Staate  kraft  der  Souveräne- 
tat  (Finanzhoheit)  in  einer  von  ihm  einseitig  bestimmten  Weise 
und  Höhe  als  generelle  Entgelte  und  Kostenersätze  der  ge- 
sammten  Staatsleistungen  nach  allgemeinen  Grundsätzen  und 
Maassstäben  eingefordert  werden. 
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Dies  ist  der  Begriff  der  Steacrn,  weno  ihr  nächster,  rein  finanzieller 
Zweck  ins  Auge  gefasst  wird  Soll  die  Steuer  gleichzeitig  socialpolitischen 
Zwecken  dienen,  d.  h.  in  diejenige  Vertheilung  dos  Volkseinkommens,  welche  im 
priratwirthschaftlichcn  Concurrenzsyätem  vor  sich  geht,  regnlirend  eingreifen 
(§.  27),  so  muss  die  Begrifl'sbcstimmung  etwas  modificirt  und  eine  HinwcisuD^  auf 
diesen  zweiten  Zweck  mit  in  sie  aufgenommen  werden.  Die  Steuern  sind  dann  Zwangs- 
beiträge der  Einzelwirthschaften  theils  zur  Deckung  der  allgemeinen  Staatsansgaben, 
theils  zur  Herbeiführung  einer  veränderten  Vertheilung  des  Volkseinkommeus- 
Irgend  erheblichere  Erbschaftssteuern  und  gewi^se  Verkehrssteuern  haben  z.  B.  diese 
Wirkung,  auch  wenn  sich  die  Gesetzgebung  dessen  nicht  klar  bewusst  ist.  Die  Recht- 
fertigung dieses  socialpolit.  Zwecks  der  Besteuerung  liegt  in  den  Ausführungen  des 
§.  27  und  allgemeiner  in  der  in  der  „Grundlegung",  bes.  1.  Abth.  Kap.  2,  §.  76 — 81, 
U4~-107,  Kap.  3  u.  4  nebst  Abth.  II  näher  entwickelten  a.  motivirtcn  Auffassnng^. 
Weitres  in  Fin.  II  S.  151  u.  bes.  §.  398,  399,  in  den  Abschn.  S.  295  ff.  ttbcr  All- 
gemeinheit u.  Gleichmäsbigkeit  der  Besteuerung,  §.  476  li'.  (Bcsteuer.  d.  Gonjonct- 
gewinne),  §.  482  ff.  (Erbsch  st.).  Eine  schiefe  Polemik  gegen  meine  Auffassung  bei 
Helferich,  allg.  Steuerlehre  in  Schönberg's  Handb.  H,  114;  dagegen  mein  Aufs, 
ebendas.  S.  259.  Eine  besondere  Widerlegung  H.s  scheint  mir  tlberflQssig.  Seine 
eigene  Definition  S.  110  ist  unnöthig  weitläufig  u.  in  zweifacher  Beziehung  auch 
falsch.  Denn  einmal  gehört  das  Gerechtigkeitspostulat  der  Steuervertheilung,  die 
Gleichmässigkeit,  nicht  zum  Begriff  der  Steuer  u.  sodann  i:>t  der  doch  wenigstens 
mögliche  und  öfters  thatsächliche  Zweck  der  Steuer  nicht  immer  nur  „die  Be- 
friedigung der  allgem.  öffentl.  Bedürfnisse,  wenn  und  soweit  die  Einnahmen  aas  dem 
privatrechtl.  Erwerb  u.  s.  w.  u.  aus  denj.  öffentl.  Geschäften  unzureichend  sind,  bei 
deren  Ausübung  besond.  Abgaben  erhoben  werden",  sondern  event.  eben  ein  Eingreifen 
in  die  priv.  Vermögensverbältnisse.  —  Ueber  die  Begriffsbestimmung  der  Steuern  s. 
auch  A.  Held,  Einkommenst. ,  S.  11,  wo  jedoch  unrichtiger  Weise  nur  von  einem 
Zwang  des  Staats  gegenüber  seinen  Unterthanen  gesprochen  wird,  was  eine  — 
vielfach  nothwendige  und  verbreitete  —  Besteuerung  Fremder  ausschliessen  wOrde; 
die  Definition  ist  also  zu  eng. 

Ueber  das  Wort  Steuer  bemerkt  Kau  §.  247  Anm.  a: 

„Steuer,  ehemals  Sture,  Stior,  heisst  im  Allgemeinen  Stutze,  Hilfe;  daher 
Steuerruder,  —  zur  Steuer  der  Wahrheit  Engila  stiura,  Schut2  der  Engel,  bei  Ott- 
fried, vgl.  HuUmann,  Finanzgesch.  des  Mittelalters,  S.  146.  [S.  auch  Waitz,  D. 
Verfassungsgesch.  II,  (2.  A.),  560  über  steova,  stuofa].  Aehnlich  aide,  adjutoriom  in 
Frankreich.  —  Abgabe  hat  öfters  eine  allgemeinere  Bedeutung,  indem  es  jede 
dauernde  Entrichtung  anzeigt,  z.  B.  aus  dem  gutsherrlichen  Verbände,  oder  des 
Sohnes,  der  den  Hof  übernommen  hat,  an  die  Eltern.  Es  giebt  daher  Privat-  nnd 
Staatsabgaben,  bedungene  und  auferlegte.  Letztere  sind  (nach  Kau)  Auflagen.  VgL 
abweichend  Schön,  Grunds,  d.  Fin.  S.  55.  —  ImpOt,  impositio  kommt  mit  Aaflage 
überein.  Tributum,  contributio  drückt  zunächst  den  Beitrag  zu  den  Staatsaasgaben 
aus,  sodann  das  Merkmal  des  Zwangs,  die  Steuerforderung.*'  — 

Das  Unterscheidungsmerkmal  zwischen  Gebühren  nnd  eigent- 
lichen Steuern  (im  üblichen  Sinne)  liegt  in  dem  Moment  der  spe- 
ci eilen  Entgeltlicbkeit  und  Kostendeckung  besonderer  Staats- 
leistnngen  und  der  generellen  Entgeltlicbkeit  und  Kostendeckung 
der  allgemeinen  sonstigen  Staatsleistungen.  Aus  diesem 
Unterschied  des  nächsten  Zwecks  folgen  alle  weiteren  Unterschiede 
der  Grundsätze  für  die  Auflegung ,  Höhebemessung  und  innere 
Einrichtung  des  GebUhrenwesens  einer-  und  des  Steuerwesens 
andererseits. 

Bei  den  Gebühren  ist  daher  der  leitende  Gesichtspunct  für  die  Erhebung  und 
die  Höhe  wenigstens  das  Bestreben,  zwischen  dem  Werth  einer  einzelnen  Staats- 
Iriaiung  für  den  einzelnen  (icnicsscndcn,  der  Kostenverursachung  durch  den  Benutzenden 
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und  dem  Kosteubctragc  der  einzelnen  Staatsleiätung  für  den  Staat  ciu  möglichst  an- 
jsremessencs  Vcrhältniss  herzustellen,  —  ein  Analogen  der  privatwirthschaft- 
lichen  Preisbestimmung:  im  Verkehr.  Bei  den  eigentlichen  Steuern  kann 
ein  solches  Bc&trebcn  im  einzelnen  Falle  nicht  stattfinden,  weil  zwischen  der  Steuer 
des  Einzelnen  und  dem  Nutzen,  welchen  er  ?on  der  Gesammtheit  der  Staatsthätigkciten 
zieht,  oder  den  Kosten,  mit  welchen  er  an  dem  Gesammtaufwand  betheiligt  ist,  keine 
specielle  Beziehung  besteht.  Bei  den  Steuern  muss  es  vielmehr  genügen,  ein  solches 
angemessenes  Vcrhältniss  bloss  zwischen  dem  Gesammtwerth,  den  die  Staats- 
leistungen für  die  ungetrennte  Gesammtheit  aller  Derer  besitzen,  um  derentwillen 
diese  Leistungen  erfolgen,  und  dem  ganzen  Herstellungsaufwand  fUr  letztere 
und  daher  der  Gesammtbestcuernng  herbeizufahren. 

Diese  Werthcorrospondenz  zwischen  der  Gesammtheit  der  Staatsleistungcu 
und  der  Gesammtgegenleistung  der  Bevölkerung  in  der  Besteuerung  ist  aber 
auch  zu  erstreben.    S.  Grundleg.  S.  283  (gegen  Held,  Eiiikommenst.  S.  25  it'..  31). 

Die  richtige  Unterscheidung  zwischen  Steuern  und  Gebühren  und  die  richtige 
Auffassung  des  Ökonom.  Characters  der  ersteren  ist  ohne  Verstäudniüs  des  Wesens  der 
Gemeinwiithschaften,  speciell  der  Zwangsgemeinwirthschaften,  des  Staats,  nicht  möglich. 
Denn  die  Eigcnthümlichkeit  der  Besteuerung  ist  eine  Folge  der  Natur  der  Zwangs- 
gcmeinwirtbschaft  und  ihres,  vom  privatwirthschaftlichen  System  verschiedenen  Ent- 
gelilichkeitsprincips.  S.  daher  Grundleg.  I.  Abth.  §.  llOa,  118,  150  ff.,  154  11'., 
bes.  §.  159. 

Allerdings  hat  es  an  theoretischen  Versuchen  in  der  anderen  Richtung  beim 
Steuerwesen  nicht  gefehlt:  es  sollte  das  GebUhrenprincip  verallgemeinert, 
ja  sogar  zum  einzigen  Princip  fUr  die  Einnahmebeschaffang  zur  Dockung  der 
Staatsausgaben  gemacht,  m.  a.  W.  jede  Steuer  sollte  Gebuhr.  bei  jeder,  wie  im 
privatwirthschaftlichen  Verkehr,  das  Entgeltlichkeitsprincjp:  Leistung  und  Gegen- 
leistung, d.  h.  specielle,  vollständige  und  möglichst  genaue  Werth- 
correspondenz  von  Leistung  und  Gegenleistung,  befolgt  werden.  Aber 
diese  Versuche  sind  theoretisch  verfohlt  und  mUsstcn  ohnehin  schon  an  den  practiächen 
Schwierigkeiten  der  Ausführung  stets  scheitern.  Das  wird  in  der  allgemeinen  Steuer- 
lehre bei  der  Kritik  des  Princips  der  „Gleichmässigkeit"  der  Besteuerung  näher 
erörtert  und  nachgewiesen.  S.  Fin.  II,  S.  3:^3  ff.  (In  der  vor.  Aufl.  dieses  Bands  war 
die  Widerlegung  der  Verallgemeinerung  des  Gebührenprincips  an  dieser  Stelle,  in 
§.  144  S.  328  tf.,  gegeben.  Im  Hinblick  auf  die  eingehendere  Erörterung  an  der 
systematisch  richtigeren  Stelle  in  B.  II  ist  dieser  §.  144  in  dieser  3.  Aufl.  wog- 
geblieben).    Vgl.  auch  Bau  §.  252. 

Grundsätzlich  ist  demnach  eine  Besteuerung  auf 
anderer  Grundlage  als  auf  derjenigen  des  Gebühren wesens 
nothwendig.  Letzteres  ist  nur  innerhalb  der  im  vorigen  Abschnitt 
gezogenen  Schranken  zu  billigen  und  selbst  dabei  zeigen  sich 
schon  manche  Schwierigkeiten,  weil  in  vielen  Fällen,  zumal  auf 
dem  Gebiete  der  Rechtsgebühren,  die  Nutzen-  und  Kostenberech- 
nung im  einzelnen  Falle  ihr  Missliches  hat. 

Die  Bestimmung  der  richtigen  Grundlage  der  Besteuerung  erfoljct  in  der 
späteren  Lehre  von  den  Steuern  im  B.  II.  S.  bes.  über  die  „obersten  Grundsätze 
der  Besteuerung"  S.  240—361  u.  über  das  „Steuersystem*'  S.  302—565. 

IL  —  §.  210.  Steuern  in  der  Form  von  Finanz- 
reg a  1  i  e  n.  Zu  den  eigentlichen  Steuern  gehören  auch  die  Ein- 
nahmen (oder  genauer  gesagt  ein  bestimmter,  als  Steuer  zu 
betrachtender  Theil  der  Einnahmen)  aus  vielen  sogen,  eigent- 
lichen Finanzregalien  (§.207).  Diese  werden  aber  trotzdem 
nicht  nur  in  der  Rcchtsgeschichte  und  im  geltenden  Rechte,  sondern 
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danach  auch  wieder  in  der  FinanzwisseDsebaft  den  Übrigen 
Steuern  gegenüber  gestellt  und  häufig  auch  gar  nicht  als  Steuern 
betrachtet. 

Dies  gilt  namentlich  von  den  finanziell  wichtigsten  jener  nutzbaren 
oder  niederen  Eegalien,  denjenigen,  welche  sich  ergeben  aus  dem  Vorbehalt 
eines  ausschliesslichen   Rechts  des  Staats  in  Bezug 

1)  auf  den  Betrieb  gewisser  Gewerbe  (gewerbliche  Regalien); 

2)  auf  die  Aneignung  gewisser  Katurgegenstände  im  ganzen  Staats- 
gebiete, daher  auch  solcher  Objecto,  die  sich  auf,  am  oder  im  Boden  der  Prirat- 
cigenthttmer  befinden,  wobei  das  Staatsyorrecht  zur  entsprechenden  Beschränkung 
des  Grnndeigenthums  fahrt  (grundherrschaftliche  Regalien);  hie  und  da 

3)  in  Bezug  auf  gewisse  Benutzungsarten  der  öffentlichen  Gewässer 
(Wasser-,  Fähr-,  Fluss-,  Mtthlenregal  u.  s.  w.)  (§.  207,  S.  495). 

In  der  Regel  war  und  ist  der  ausschliessliche  Zweck  eines 
solchen  Vorrechts  des  Staats,  wie  bei  allen  nutzbaren  Regalien,  so 
auch  hier  ein  finanzieller:  dem  Staate  eine  fttr  seine  Ausgaben 
verfügbare  Einnahme  zu  beschaflfen,  wenn  auch  gelegentlich  ein 
polizeilicher  und  volkswirthschaftlicher  Gesichtspunct 
bei  der  Regalisirung  etwas  mitgewirkt  hat.  Dabei  sind  die  Ein- 
nahmen aus  diesen  Regalien  theils  mit  Eolchen  Gebühren, 
welche  sich  an  regalisirte  Staatsthätigkeiten  anknüpfen,  theils 
mit  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  vermengt  worden. 
Sie  müssen  jedoch  von  beiden  genau  unterschieden  und  als 
eigentliche  Steuern  betrachtet  werden.  Der  Unterschied  zwischen 
Finanzregalien  und  Gebühren  ist  schon  oben  (§.  207)  dargelegt 
worden.  Nicht  minder  wichtig  ist  die  Unterscheidung 
zwischen  privatwirthschaftlichen  und  Finanzregal- 
einnahmen. 

Die  letzteren  scheinen  allerdings  in  der  Regel  auf  dieselbe  Weise  wie 
jene  wirthschafilich  gewonnen  zu  werden,  so  wenn  der  Staat  ein  gewerbliches  Regal, 
z.  B.  das  Tabakmonopol  selbst  ausübt  oder  einen  eigenen  Gewerbebetrieb  mit  eioem 
grundherrschaftlichen  Regal,  wie  z.  B.  dem  des  Bergbau 's,  verbindet.  Deshalb  sind 
die  Einnahmen  aus  solchen  Regalien  in  der  Finanzwissenscbaft  oft  unmittelbar  neben 
die  rein  privatwirthschaftlichen  gestellt  worden:  zwei  Classen  von  „Erwerbs- 
cinkUnften*',  unter  sich  nur  dadurch  verschieden,  da&s  bei  den  ersteren  durch 
das  Staatsvorrecht  das  Mitwerben  der  Privaten  ausgeschlossen  werde,  bei  den  anderen 
nicht,  —  beide  Classen  aber  als  die  eine  Hauptgruppe  von  Einnahmen  der 
]C weiten  Hauptgruppe,  den  Auflagen  (Gebühren  und  Steuern)  gegenüber  stehend. 
(Rau  §  So  u.  vor  u.  nach  ihm  die  meisten  Schriftsteller,  s.  o.  S.  472,  ähnlich  wieder 
V    Scheel  a   a.  0.). 

Diese  Auflassung  ist  durch  die  rechtshistorische  Entwicklung  und  durch  das 
!?eltende  Recht  öfters  noch  unterstützt  worden.  Die  Finauzregalien  (und  manche 
(lebühren)  wurden  als  Aus  fluss  der  Landeshoheit  und  der  mit  ihr  wieder 
geschichtlich  oft  verknüpften,  bald  aus  ihr  entstandenen,  bald  zu  ihr  hinführenden 
Grundhcrrlichkeit(uud  Lchensberrlichkeit)regolmässig  wieder  mit  dem  Dom ani um 
und  dem  fürstlichen  Kammergut  verbunden,  zu  dessen  Bestandtheilon  sie 
nach  deutschem  Staatsrecht  gehören.  (S.  o.  S.  19S,  Zachariä,  Staatsrecht,  2.  A.  II, 
>$.  20S).    Die  Einnahmen  aus  den  Finanzrogalien  waren   daher  auch  der  st&ndischen 
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EioirirkonjQr  eotzoi^en.  Dies  hat  in  practisclier  Hinsicht  ihre  Beliebtheit  erhöht  und 
in  den  letzten  Jahrhunderten  ihre  Ansdehnnng  sehr  begünstigt,  in  theoretischer  Hin- 
sicht aber  vollends  bewirkt,  dass  sie  ebenso  wie  die  gewöhnlichen  Kammer- 
cinnahmen  den  Steuern  gegenüber  gestellt  worden. 

Non  kann  aber  auch  in  diesem  Falle  diese  rechtsgeschichtliche  und  juristische 
Stellung  der  Finauzrcgalien  für  die  Finanzwissenschaft  nicht  entscheidend  sein.  Letztere 
muss  rielmchr  den  ?erschiedonartigen  wirthschaftsrechtlichen  Character 
der  Einnahmen  aus  Finanzregalien  nnd  aus  Privaterwerb  betonen  und  demgemftss 
reformirend  auf  das  öffentliche  Finanzrecht  einwirken.  Sie  hat  dabei  vor  Allem  nach- 
zuweisen, dass  in  jenen  Regalien  die  Erhebung  einer  Steuer  (wenigstens  jetzt)  beab- 
sichtigt und  in  den  bezüglichen  Einnahmen  auch  in  der  Regel  eine  Steuer  wirklich 
enthalten  ist 

Allerdings  bildet  der  Reinertrag  eines  solchen  vom  Staate  aus- 
geübten Regals  zum  Tb  eil  gewöbnliches  privatwirthschaftliches 
Einkommen  des  Staats  als  des  Rechtssubjeets  der  betreffenden 
Unternehmungen,  —  ein  Einkommen,  welches  aus  der  Kapitalan- 
wendung im  Gewerbebetrieb,  aus  der  Ausbeutung  des  eigenen 
Grundbesitzes  herrührt  und  auf  Zins,  Rente  und  Untemehmer- 
gewinn  ebenso  wie  z.  B.  bei  der  Bewirthschaftung  eines  Landguts 
zurückzuführen  ist.  Aber  dieses  Einkommen  ist  auch  bei  eigenem 
Betrieb  (Regie)  vermischt  mit  einem  Extragewinn,  welcher 
dem  Vorrechte  zu  verdanken  und  von  diesem  bezweckt  ist. 
Dieser  Extra  gewinn  ist  ganz  und  gar  Steuer  und  soll  nach  der 
freilich  oft  dem  Gesetzgeber  selbst  nicht  ganz  klaren  Idee  auch 
nur  Steuer  sein.  Dieser  Umstand  ist  für  die  finanzielle  Betrach- 
tung der  wesentliche.  Die  Finanzregalisirung  oder  Fiscalbevor- 
rechtung  ist  daher  eine  Besteuerungsform,  die  in  der 
Steuerlehre  zu  behandeln  ist. 

Dies  tritt  auch  in  dem  besonderen  Falle  hervor,  wenn  ein  Finanzregal  einem 
Dritten  vom  Staate  zur  Ausnutzung  überlassen  wird.  Die  Abgabe,  welche  dann  für 
die  Verleihung  und  die  in  ihr  liegende  Aasschlicssung  Anderer  vom  Betriebe  zu 
entrichten  ist,  stellt  sich  als  Steuer  dar.  Der  Erwerber  des  nutzbaren  Rechts  über- 
wälzt entweder  diese  Steuer  in  den  höheren  Preisen  der  Producte  und  Leistungen 
auf  diejenigen  Personen,  welche  die  letzteren  begehren.  Alsdann  gleicht  der  Fall 
ganz  demjenigen,  wo  gewisse  indirecte  Steuern  vom  Producenten  oder  Kaufmann  vor- 
geschossen und  im  höheren  Preise  vom  Cousumenten  wieder  eingezogen  werden,  z.  B. 
mitunter,  wenn  die  Concurrenzverhältnisse  es  erlauben,  bei  Bergwerken,  welche  der 
Staat  an  Private  kraft  bestehenden  Begals  gegen  Abgabe  verliehen  hat.  Auch  die 
Verpachtung  des  Tabakmonopols  (Italien)  ist  ein  ähnlicher  Fall.  Oder  der  Erwerber 
des  Rechts  sieht  sich  nicht  im  Stande,  diese  Steuer  zu  überwälzen.  Dann  fällt  die- 
selbe auf  seinen  eigenen  Gewinn  und  wird  zu  einer  Erhöhung  der  Gewerbe-,  Berg- 
wcrkssteuer  u.  s.  w. 

Beispiel:  bei  Bergwerksabgaben  von  kraft  Kegais  verliehenen  Bergwerken 
wird  die  öeberwälzunjr  meistens  nur  gelingen,  wenn  diese  Bergwerke  ein  natür- 
liches oder  rechtliches  Monopol  haben  oder  doch  für  die  Versorgung  des 
Markts  einer  Volkswirthschaft  vorwiegend  allein  in  Betracht  kommen.  Wenn 
andere  Bergwerke  frei  concurriren,  wird  der  Gewinn  jener  ersten  um  die  Abgabe  ver- 
mindert werden  Die  hiergegen  sprechende  nationalökonomische  Kegel  von  der  Ge- 
winnausgleichung in  verschiedenen  Unternehmungen  und  von  der  fehlenden  Neigung 
des  Kapitals,  sich  Prodnctionszweigen  zuzuwenden,  worin  der  Gewinn  durch  eine  un- 
überwälzbare  Extrasteuer  verringert  wird,  kann  sich  eben  in  der  Praxis  nicht  immer 
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Terwirklichen.  Auch  müssen  sich  vielfach  fest  ani^elegte  Kapitalien  sowohl  als  solche, 
welche  später  erbt  minder  gewinnbringenden  Unternehmungen  sich  zuwenden ,  mit 
einem  dauernd  niedrigeren  Gewinnsatz  begnügen.  In  neuerer  Zeit  Ut  namentlich  in 
dem  Falle  der  staatlichen  Verleihung  von  Monopolen  oder  von  Privilegica  an  Prirat- 
Unternehmungen  eine  besondere  Abgabe  neben  (oder  statt  der  niedrigeren) 
allgemeinen  Gewerbesteuer  vielfach  üblich  geworden,  welche  als  Extrasteucr  for 
die  Ucborlassung  der  Ausnutzung  eines  staatlichen  Vorrechts  bezahlt  wird  und  wohl 
nur  selten  überwälzt  werden  kann;  so  z.  B.  für  die  Gewährung  eines  Banknoten- 
monopols  oder  eines  weitgehenden  Privilegs  der  Notenausgabe  (öfters  zugleich 
far  die  Vergünstigung  der  Annahme  der  Koten  an  den  Staatskassen  in  Zahlung^,  s. 
A.  Wagner,  Syst.  d.  Zettclbankpolitik  S.  451,  46Ü— 463;  ferner  für  die  Gewährubgr 
des  Expropriationsrechts  an  Eisenbahnen  u.  s.  w.,  wo  vollends  bei  der  ablichcn 
Feststellung  von  Maximaltarifen  eine  Ucberwälzung  der  besonderen  Eisenbahnsteuer 
kaum  vorkommen  wird. 

Die  finanzwirthschaftliche  und  mehr  noch  die  allgemein-volks- 
wirthschaftliche  und  socialpolitische,  nemlich  den  volkswirth- 
schaftlichen  Yertheilungsprocess  beeinflussende  Bedeutung 
der  Regalisirung  gewisser  Bodenbenutzungsarten  und  Gewerbe- 
betriebe wird  bei  der  hier  betonten  Auffassung  der  Regalisirung 
als  Besteucrungsform  keineswegs  verkannt.  Mit  Hilfe  des  Regal- 
prineips  erfolgt  freilich  nicht  nur  eine  Besteuerung,  sondern  zugleich 
eine  Uebertragung  privatwirthschaftlichcn  Renten- 
einkomraens  und  Unternehmergewinns  auf  den  Staat 
Insofern  liegt  in  der  Regalisirung  zugleich  eine  Einwirkung 
auf  die  Organisation  der  Volkswirthschaft  in  mehr 
gemeinwirthschaftlicher  Richtung.  Unter  Umständen  kann 
wohl  einmal  im  Reinertrag  eines  Staatsmonopols,  wie  des  Tabaks, 
dieses  Moment  wichtiger  als  das  Besteuerungsmoment  sein.  Aber 
das  letztere  bleibt  gleichwohl  wie  in  der  Regel  das  practisch 
wichtigere,  so  das  für  die  finanzwirthschaftliche  Classification  der 
Einnahmen  massgebende. 

Jene  Außassung  bei  der  Beichsregierung  in  d.  deutschen  Tabak monopolfrai^e. 
S.  auch  oben  §.  27,  auch  §.  29  S.  50  u.  Fin.  II,  §.  34b  über  diesen  Punct 

Die  Finanzwissenschaft  muss  demnach,  den  S  t  e  u  e  r  character 
der  Finanzregalien  betonend,  die  Einnahmen  aus  letzteren 
demgemäss  beurtheilen  und  sie  folgerichtig  den  Domanial- 
einnahmen  gegenüber  stellen. 

Liisst  sie  sich  dagegen  vom  staatsrechtlichen  Begriff  des  Domaniums  be- 
stimmen, so  ist  es  nur  folgewidrig,  bloss  die  Finanzregalien  und  nicht  auch 
andere  ebenfalls  unter  jenen  Begriti'  des  Domaniums  fallende  Einnahmen,  wie  die 
wichtigsten  Gnbühren  und  sogar  Hauptarten  indirecter  Steuern  {z.B.  Zölle)  von  den 
Steuer»  abzutrennen.  Vgl.  Zachariä  a.  a.  0.  S.  421:  regelmässig  gehören  nach 
allgemeinem  deutschen  Staatsrecht  folgende  Posten  zum  Kammergut:  1)  zur  land- 
wirthschaftl.  Cultur  bestimmte  Grundbesitzungen  (incl.  Mühlen.  Höfe  u.  8.  w ),  2)  die 
damit  verbundenen  gutsherrl.  Gerechtsame,  li)  landesherrliche  Forsten,  Jagden,  Berg- 
werke ,  Salinen .  Posten  u.  andere  nutzbare  ßcgalien ,  insbes.  auch  der  Ertrag  der 
Zölle  u.  des  Geleits,  sowie  auch  der  Nutzen  des  Mttnzrechts,  4)  Gonfiscationen, 
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SportelD,  Coucessions-,  Stempel-,  Kachsteucr-,  Abzogrsgeldcr,  Rottzehnten  d.  b.  w. 
Abweichungen  in  den  besonderen  Landesvcifassangen  u.  nach  territor.  Herkommen. 
Die  bifiher  übliche  Behandlung  ist  also  ungenügend  und  inconsequent ,  indem 
vedcr  bloss  der  recbtsgeschichtliche  und  positir-rechtliche,  noch 
bloss  der  rationoll  finanzwisscnschaftlicho  Gesichtspunct  entschieden  haben, 
soDdcro  willktthrlich  beide  vermengt,  staatsrechtlich  zusammengehörende  Einnalime- 
artoQ  getrennt  und  finanzwisscuschat'ilich  verschiedene  zusammengefügt  wurden. 

§.  211.  Die  Fortdauer  eines  geschichtlich  überkommenen 
und  noch  rechtsbeständigen  Finanzregals,  die  etwaige  Einfüh- 
rung eined  neuen,  die  Höhe  der  dabei  erhobenen  Steuersätze 
sind  zugleich  vom  volkswirthschaftlichen  und  vom 
finanziellen  Standpuncte  aus  zu  beurtheilen.  In  erstcrer  Be- 
ziehung gilt  für  die  Lehre  von  den  Finanzregalien  etwas  Aehn- 
liches  wie  für  diejenige  von  den  einzelnen  Staatsausgaben  und 
von  den  einzelnen  Gebühren:  sie  gehört  nach  ihrem  Inhalte  und 
ihren  entscheidendenGesichtspuncten  nicht  in  die  Finanz- 
wissenschaft,  sondern  in  die  Allgemeine  Volkswirthschaftslehrc 
(Grundlegung),  in  die  Volkswirthschaftspolitik  und  die  wirtbschaft- 
liche  Verwaltungslehre.  Die  Beschränkungen  des  privaten  Grund- 
eigenthums,  welche  die  grundherrschaftlichen,  und  der  Erwerbs- 
und Berufswahl,  sowie  der  freien  Concurrenz  in  den  Unterneh- 
mungen, welche  die  gewerblichen  Finanzregalien  in  sich  schliessen, 
haben  weittragende,  volkswirtbschaftliche  Wirkungen,  selbst,  wie 
bemerkt,  für  die  ganze  Organisation  der  Volkswirthschaft, 
Wirkungen,  nach  denen  vomemlich  es  zu  entscheiden  ist,  ob  der 
Staat  passend  auf  diese  Weise  sich  Renteneinkommen  und 
Gewerbsgewinn  zuführe  und  dabei  zugleich  in  die  Lage  komme,  eine 
Steuer  mit  zu  erheben.  Diese  Entscheidung  kann  wiederum  nicht 
für  alle  Länder  und  Zeitalter  gleichmässig  ausfallen,  weil  jene 
Wirkungen  auf  einer  verschiedenen  Entwicklungsstufe  der.  ganzen 
Volkswirthschaft  sehr  verschieden  sind.  Namentlich  werden  der 
allgemeine  Znstand  der  Volkswirthschaft,  besonders  die  für  zweck- 
mässig geltende  Combination  zwischen  dem  privat-  und 
dem  gcmeinwirthschaftlichen  System,  die  socialpoli- 
tischen  Bedenken  gegen  die  immer  weitere  Machtsteigerung  des 
Privatkapitalismiis  und  des  Grossgrundbesitzes,  ferner,  unter  der 
Voraussetzung,  dass  das  privatwirtbsehaftliche  System  hier  fungiren 
soll,  der  technische  Zustand  des  Gewerkewesens  (der  „Industrie**), 
des  Bergbaues,  die  Kapitalkraft,  das  Associationsvermögen  und  die 
technische  Intelligenz  der  Privaten  mit  entscheiden  müssen. 

Anch  hier   Ist  daher  wieder  an  die   tiefsten  Principicnfragen  der  Organisation 
der  VoUuwirthsch.  anzuknüpfen.    S.  bes.  Grundlegung  I,  §.  120  u.  Uborh.  Kap.  3, 
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dann  4  u.  2.  Abtk  Dio  Smitli'scho  Schule  ist  in  ihrer  Polemik  gegen  ^«Monopole** 
Kinanzregalien  a.  s.  w.  aus  Nciprung  zur  freien  Concurrenz  zu  weit  gegangen  und  hat 
oft  zu  unbedingt  die  Nachtheile  jener  Beschränkungen  des  freien  Verkehrs  henror- 
gehoben.  Socialpolitischo  Grunde  kOnnon  z.  B.  Beschränkungen  der  Grundeigcu- 
tlinmsfroihcit  wohl  rechtfertigen.  In  sehr  bemerkenswcrther  Weise  spielen,  mehr 
oder  weniger  klar  bewusst,  in  der  deutschen  Tabakmonopolfrage  fast  mehr  als  die 
fiiianzwirthschaftlichen  die  Gesichtspuncte  der  Socialpolitik  und  der  volkswirthsch. 
Organisation  bei  Freund  u.  Gegner  des  Plans  mit 

Nur  soweit  bloss  finanzielle  (nicht  auch  socialpolitiscbe 
und  verwandte)  Gründe  mitsprechen,  kann  man  daher  in  der 
Gegenwart  für  die  Volkswirtbschaften  Mittel-  und  West- 
europa's  wohl  folgende  Entscheidung  über  die  Finanzregalien 
treffen. 

1,  Diejenigen  Regalien,  welche  Beschränkungen  des  privaten 
Grundeigenthums  bloss  aus  fiscalischen  Gründen  enthalteUi 
wie  oft  die  grundherrschaftlichen  Regalien,  ferner  die- 
jenigen, kraft  deren  für  die  blosse  Gestattung  der  Be- 
nutzung öff'entlicher  Gewässer  Abgaben  erhoben  werden,  das 
Wasser-,  Flöss-,  Fähr-,  Mühlenregal,  sind  aus  volkswirthschaft- 
lichen  Gründen  im  Wege  der  Gesetzgebung  aufzuheben. 

Dies  kann  um  so  eher  geschehen,  weil  das  finanzielle  Interesse  des  Staats  an 
diesen  Regalien  jetzt  wenigstens  meist  ein  ganz  untergeordnetes  ist  oder  in  den 
wenigen  und  seltenen  Fällen,  wo  es  in  unsern  Ländern  noch  erheblicher  sein  könnte 
(wie  mitunter  beim  Bergregal)  überwiegi'ndc  volkswirthschaftliohe  Interessen  von  der 
starken  Geltendmachung  des  finanziellen  Intcrcssc's  abmahnen  oder  Goncurrenz?erhält- 
nissc  die  Geltendmachung  unmöglich  machen.  So  liegen  dio  Dinge  wenigstens  in 
Mittel-  und  Westeuropa  in  dem  wiclltig^ten  Falle,  beim  Bergregal,  anderswo  meistens 
auch,  soweit  es  sich  um  Kohlen  und  die  Mehrzahl  der  unedlen  Metalle  handelt  Eine 
HnanzieU  ergiebige  Regalibirung,  bei  eigener  Staatsregie  und  bei  Ueberlassung  dos 
Baurechts  an  Private,  setzte  hier  eine  gleichmässigc  Behandlung  aller  Bergwerke  im 
Staate  voraus,  was  bei  den  bestehenden  Rechtsverhältnissen  seine  grosse  Schwierigkeit 
hätte ;  ferner  den  Ausschluss  der  Concurrenz  ausländischer  Bergwerke,  also  ein  Verbot 
oder  eine  hohe  BezoUung  der  Einfuhr  (nach  ähnlichen  Grundsätzen  wie  bei  den 
Zöllen  auf  im  Inland  accisepflichtigc  fremde  Artikel,  —  bekanntlich  bei  der  Durch- 
führung ein  sehr  schwieriger  Punct!  S.  A.  Wagner,  Zölle  im  Staatswörterbnch 
XI,  364 — 370)  Nur  bei  der  eigenthumlichen  Vertheilung  der  grösseren  Lager  der 
edlen  (Gold,  Silber,  Piatina)  u.  einiger  unedler  Metalle  (Quecksilber,  Zink  u.  n.  a.  m.) 
kann  in  den  Productionsläudem  in  solchen  Zeiten,  wo  diese  Länder  ein  theilwcisc^ 
natürliches  Monopol  für  die  Versorgung  des  Markts  haben,  zumal  wenn  die  Produc- 
tionskosten  sehr  niedrig  sind,  wohl  mittelst  der  Regalisirung  eine  erheblichere  Ein- 
nahme erzielt  werden,  die  aber  dann  wieder  den  Character  einer  ubcrwälzbaren  Extra- 
steuer hat  (Silber  in  Mexico,  Peru,  Chile,  Nevada  u.  s.  w.,  Gold  in  Sibirien,  Califor- 
nien,  Australien).  Ueber  die  Behandlung  der  Bergwerke  mit  aus  dem  socialpolitischen 
Gesichtspuncte  s.  meine  Grundleg.  I,  g.  363  bis  365.  Ueber  Bergrocht  u.  Staats- 
bergbaus unten.  Meistens  sind  solche  Regalien  denn  auch  neuerdings  ausdrücklich  durch 
Gesetze  beseitigt  (wie  das  Berg-,  Salz-,  Jagd-,  Fischereiregal,  Wasserregal),  oder  mit- 
unter schon  früher  obsolet  geworden. 

2.  Andere  gewerbliche  Regalien  hemmen  leicht  heut- 
zutage Verkehr,  Production  und  Entwicklung  der  ge werklichen 
Technik  mehr  oder  weniger,  öfters  stark.  Das  volkswirthschaft- 
licbe  Interesse   spricht  daher,   soweit  es  an  einer  weiteren  Aus- 
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dehnuDg  des  privatwirthschaftlichen  Systems  interessirt  ist,  für 
möglichste  Beschränkung  der  Zahl  und  des  Umfangs  oder  iUr 
gänzliche  Beseitigung  dieser  Regalien,  so  dass  völlige  Verkehrs- 
freiheit eintritt  und  die  allgemeine  Steuerßhigkeit  Ersatz  giebt  für 
den  Wegfall  der  Staatseinnahmen  aus  der  Regalität. 

Dieser  Einsicht  sind  denn  auch  die  grosse  Mehrzahl  der  ehemals  sehr  zahlreichen 
g^ewerblicben  Regalien  schon  gewichen,  wiederum  nm  so  leichter,  da  das  tiscalische 
Interesse  bei  dem  einzelnen  in  der  Regel  doch  nur  gering  war  und  andere,  bessere 
und  bequemere  Bestenerungswege  aufgefunden  wurden.  Die  StrOmung  im  wirthschaft- 
liehen  Zeitalter  der  ,,freico  Coucurrenz''  ist  natürlich  in  dieser  Richtung  gegangen, 
freilich  oft  zu  einseitig. 

Einige  wenige  Regalien  sind  jedoch  noch  gegenwärtig  in 
unseren  Staaten  übrig  geblieben,  und  zwar: 

a)  wesentlich  nur  aus  dem  erheblich  ins  Gewicht  fallenden 
finanziellen  Interesse:  das  Salz-  und  das  Tabakregal, 
wozu  neuerdings  in  Frankreich  das  Zündhölzchenregal 
kommt; 

b)  wesentlich  aus  einem  politischen  oder  polizei- 
lichen Interesse:  das  Pulver-  und  Salpeter regal  (hier  und  da 
noch  ein  anderes  ähnliches  —  neuerer  Gedanke  eines  Dynamit- 
monopols), von  untergeordneter  finanzieller  Bedeutung; 

c)  aus  vorwaltendem  politischen  oder  polizeilichen,  aber 
daneben  auch  stärker  mitsprechendem  finanziellen  Interesse:  das 
Lotto-  und  etwa  das  (seltene)  Branntweinregal. 

Die  Regalisirung,  welche  bei  allen  diesen  Regalien  zur  Mono- 
pol isirung  wird,  kommt  hier  als  eine  Form  der  Verbrauchs- 
oder Genussbesteuerung  in  Betracht,  bei  den  beiden  letztgenannten 
Regalien  mitunter  mit  der  ausgesprochenen  Tendenz,  die  Befriedi- 
gung des  Genusses  durch  die  Regalisirung  zu  erschweren  oder, 
wie  beim  Lotto,  sie  ganz  zu  verhindern. 

Demgemäss  wird  die  Beibehaltung  und  auch  die  NeueinfQh- 
rung  dieser  Regalien  von  folgenden  Erwägungen  abhängen: 

a)  beim  Salz-  und  Tabak  regal  und  etwaigen  ähnlichen, 
welche  wesentlich  nur  aus  finanziellem  Interesse  neu  in 
Erwägung  kommen  könnten:  ob  die  Besteuerung  des  Verbrauchs 
oder  Genusses  überhaupt  zu  rechtfertigen  ist;  und,  im  Bejahungs- 
falle, ob  die  Regalisirung  oder  Monopolisirung  so  sehr  als  die  ge- 
eignetste Form  der  Verbrauchsbesteuernng  erscheint,  dass  sie  trotz 
der  sie  etwa  begleitenden  nachtheiligen  Folgen  für  Verkehr  und 
Production  gewählt  werden  darf.  Diese  Fragen  sind  mithin  nur 
im  Zusammenhange  des  ganzen  Steuersystems  und  speciell  in  der 
Lehre  von  den  Verbrauchssteuern  zu  erledigen. 
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Das  Salzrcgal  wird  gegenwärtige  aL>  Bestcuorungsform  meist  verworfen,  ?ieUeicht 
zu  unbedingt,  gerade  bei  Berücksichtigung  des  Consnmentenintcresscs;  die  neue 
Kiufülirung  des  Tabak monopols  wenigstens  ist  bedingt  in  einem  grosseren  Ver- 
brauchssteucrsystom  zu  reclitfcrtigcn  und  sein  Besteh cnble  Iben  regelmässig  zu 
empfehlen. 

b)  Bei  den  Regalien  von  politiscbetn  oder  polizeilichem 
Interesse:  ob  letzteres  überhaupt  genügt,  am  eine  besondere  Ein- 
misehuug  des  Staats  und  um  vollends  die  Regalisirung  trotz  der 
etwa  auch  hier  vorhandenen  volkswirthschaftlichen  und  sonstigen 
(politischen,  rechtlichen)  Bedenken  zu  rechtfertigen,  oder  ob  der 
politische  oder  polizeiliche  Zweck  nicht  auch  durch  eine  andere 
Form  der  Verbrauch-  oder  Genussbesteuerung  erreicht  werden  kann« 

Denn  die  Regalisirung  ist,  soweit  sie  nicht  wie  etwa  beim  Lotto  zum  Fölligen 
Verbot  des  Genusses  benutzt  wird,  eben  doch  nur  als  solche  Bosteuerungsform  auch 
bei  diesen  Regalien  zu  bctrachren.  Auch  diese  Fragen,  soweit  sie  überhaupt  in  die 
l'^inanzwisscnschaft  und  nicht  in  die  Verwaltungsichre  und  Colturpoiitik  gehören,  sind 
in  der  Lehre  ?on  den  Verbrauchssteuern  zu  behandeln.  Das  Lottoregal  ist  wohl 
beizubehalten  oder  selbst  neu  einzuführen,  wo  es  noch  nicht  besteht,  aber  nicht 
auszuüben,  das  Pulver-  und  Salpeterregal  in  der  Regel  aufzuheben,  das 
Branntwein regal  durch  eine  andere  Form  der  Verbrauchssteuer  zu  ersetzen. 

Sonach  entfällt  dann  eine  selbständige  finanz- 
wissenschaftliche Einnahmeart  der  Finanzregalien 
und  damit  ein  besonderer  davon  handelnder  Abschnitt  in  der 
systematischen  Lehre  der  Finanzwissenschaft  von  den  ordentlichen 
Einnahmen  wenigstens  jetzt  mit  Recht. 

Die  grundherrlichen  Regalien  sind  ohnedem  meist  beseitigt.  Soweit  Einnahmen 
unter  diesem  Titel  noch  vorkommen,  können  sie  in  den  bezuglichen  Abschnitten  von 
den  verwandten  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  des  Staats,  mit  denen  sie  i^bts- 
geschichtlich  meistens  zusammenhängen,  kurz  erwähnt  werden.  Einzelne  Rcgalein* 
nahmen  dieser  Art  haben  jetzt  einen  ganz  anderen  Character  erhalten  und  sind  theiJs 
in  die  Reihe  der  Gebühren  (so  beim  Bergwesen),  theils  der  Genusssteuern  (so 
bei  der  Jagd)  übergegangen,  wo  sie  zu  erwähnen  sind.  Die  Einnahmen  aus  gewerb- 
lichen Regalien  gehören  ferner  entweder  unter  die  Gebühren  in  denjenigen  Fällen, 
wo  mit  Gebühren  verbundene  Staatsthntigkeiten  unrichtiger  Weise  zu  Finanzregalien 
gemacht  worden  waren,  oder  unter  die  Verbrauchs-  und  Genussstouorn.  Sie 
finden  danach  ihre  entsprechende  Stelle  im  System  der  Finanzwisseuschaft. 

Es  verbleibt  dann  nur  eine  besondere  Einnahmeart,  welche 
zu  keiner  der  drei  Classen  der  privatwirthschaftlichen  Einnahmen, 
der  Gebühren  oder  der  reinen  Steuern  gezählt  werden  kann.  Sie 
ist  zwar  mit  den  Einnahmen  aus  Finanzregalien  verwandt,  aber 
gehört  doch  auch  dazu  nicht,  nicht  einmal  nach  dem  rechtsge- 
schichtlichen Begriff  der  eigentlichen  Regalien:  die  Einnahme 
aus  herrenlosem  Eigenthum,  erblosen  Gütern  u.  dgl.  m. 
Diese  Einnahme  gebührt  dem  Staate  nach  geschichtlichem 
und  positivem  Rechte  und  in  der  That  auch  rationell  als  dem 
Vertreter  der  Gesammtheit  io  Ermangelung  eines  näherberechtigten 
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Einzelnen.    So  untergeordnet  sie  in  finanzieller  Hinsicht  auch  zu 

sein   pflegt,    so   verlangt  sie  doch  eine  selbständige  Stellung  im 

System  als  ,,  Einnahme  aus  dem  Hoheitsrecht  an  herrenlosem 
Eigenthum'^ 

Sie  wäre  streng  systematisch  da  ein/.nreihen,  wo  sonst  die  TorwandteD  Einnahmen 
aas  gruudherrschaftUchen  und  aus  Finaozregalien  oder  Fiscaltrorrechten  tiberhaupt  be- 
bandelt zu  werden  pflegton:  zwischen  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  und  den 
(iebübren.  Sie  wird  ?on  mir  anhaugsweibe  im  Kapitel  von  den  Gebühren  behandelt. 
(Fin.  II,  g.  326 — 328).  Mit  den  Gebühren  und  Steuern  ^ehOrt  diese  Einnahme 
abrigens  zur  Gruppe  der  staatswirthschaftlichen,  da  bie  auf  einem  staats- 
rechtlichen Titel  beruht  und  aus  bisher  fremdem  Eigenthum  oder  Einkommen  herriihrt. 

III.  —  §.  212.  Die  Gliederung  der  Lehre  von  den  ordent- 
lichen Staatseinnahmen  ist  hiernach  die  folgende  dreifache: 

A.  Der  Privaterwerb  oder  die  privatwirthschaftliche 
oder  domaniale  Einnahme,  die  von  Anderen  sogenannten  ,,Er- 
werbseinkttnfte''  des  Staats:  das  zweite  Kapitel  dieses 
dritten  Buchs  in  dieser  Auflage,  vollständig  noch  in  diesem 
ersten  Bande  der  Finanz  Wissenschaft  enthalten. 

B.  Die  Gebühren:  das  erste  Kapitel  des  zweiten 
Bandes. 

C.  Die  eigentlichen  Steuern,  deren  Behandlung  in  diesem 
Werke  in  einer  „allgemeinen  Steuerlehre  (Kap.  2  des  zweiten 
Bandes)  und  in  einer  „speciellen  Steuerlehre'^  (im  Band  lli  der 
Finanzwissenschaft)  erfolgt. 

5.  Abschnitt. 

Das  Terhältnlss  der  Hauptarten  der  ordentlichen  Einnahmen 

zn  einander. 

Die  geschichtliche  Entwicklung  dieses  Verhältnisses  hängt  auf  das  Engste  mit 
der  allgemeinen  inneren  politischen  Geschichte  zusammen.  In  diesem 
Abschnitte  handelt  es  sich  nur  um  eine  generelle  Uebersicht,  welche  nach 
einzelnen  Seiten  in  anderen  Theileu  dieses  Werks  weiter  auszufahren  ist.  S.  über  die 
Entwicklung  des  Finanzdienstes  u.  BehOrdenwesens,  woiiu  sich  die  Entwick- 
lung des  Verhältnisses  der  Einnahmen  zu  einander  abspiegelt,   oben  Abschn.  1  des 

4.  Kap.  des  1.  Buchs,  S.  JB8  ff.,  bes.  §.  ^6  ff.  Das  Wichtigste  bleibt  die  Entwicklung 
der  Besteuerung  und  die  Klarlegung  der  bedingenden  und  verursachenden  Momente 
dieses  Processes.  S.  darüber  Fin.  II,  den  Abschn.  über  „die  Besteuerung  in  ihrer 
Bezieh,  zur  Organisation  d.  Volkswirthsch.«  sowie  zur  Eigenth.-  u.  Erwcrbsordnung'% 

5.  169  ff.,  ferner  „zur  inneren  Verfassung'*  S.  195  ff.  u.  den  Absch.  tlber  die  „Grund- 
rüge der  gcschichtl.  Entwicklung  des  Steuersystems  und  der  Stcuerarten"  S.  3*^7  ff. 
Ich  beziehe  mich  ausserdem  auf  meine  Abh.  „directe  Steuern'*  in  Schönberg's  Hand- 
buch II,  157  ff.  Die  Literatur  des  Gegenstands  ebcndas.  u.  bes.  in  Fin.  II,  149  u. 
oben  S.  54.  Vgl.  u.  A.  Lang,  bist  Entwickl.  d.  D.  Steuervcrf.,  1793,  Hüll  mann, 
Finanzgesch.  d.  Mittelalters,  Jlse,  Gesch.  d.  D.  Steuorrerfass.,  1.  Abth.  Giesson,  1S44. 
Eichhorn,  Rechtsgesch.  §.  24,  88,  17L  Zöpfl,  D.  ßechtsgesch.  4.  Aufl.  II,  §.  40, 
50,  75.  —  0.  Waitz,  D.  Verfassungsgesch.  die  betreff.  Kapitel.  —   Falke,  Gesch. 
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d.  D.  ZoHwcsens,  Lcipzijä;  t^VA.  —  Gneist,  engl.  Verv&ltanjrsreclit,  2.  A.  I,  S.  28, 
§.  12  S.  182  ff,  §.  13  u.a.  Stellen.  —  Zeumer,  Städtesteuern,  187S.  — Schmoiler, 
Epochen  d.  preuss.  Fin.po'.  Jahrb.  Neue  Folge  B.  I.  (1877).  —  Röscher,  Gesch.  d. 
Nat.-Oek.  §.  39,  S.  158  tf.  —  Rau,  Fin.  §.  89,  93. 

I.  —  §.  213.  Character  des  älteren  Finanzwesens, 
besonders  der  Einnahmen.  Das  Finanzwesen  des  mittel- 
alterlichen Patrimonialstaats  und  noch  des  Staats  in  der  Ueber- 
gangszeit  zum  modernen  Staatsleben  vom  15.  oder  16.  Jahrhundert 
an  bis  in  das  17.  und  theilweise  selbst  noch  bis  in  das  18.  nnd 
19.  hinein,  characterisirt  sich  durch  dieselbe  VermischuDg 
privat-  und  staatsrechtlicher  Momente,  welche  der 
früheren  Zeit  überhaupt  eigen  war. 

Die  Ausgaben  für  den  König  oder  den  Fürsten  und  seinen 
Hof  und  für  öffentliche  Zwecke,  soweit  letztere  überhaupt 
unter  Vermittlung  einer  besonderen  fioanzwirthschafUichen  Thätig- 
keit  und  nicht  gleich  direct  durch  Requisition  persönlicher  Dienste 
verwirklicht  wurden,  erfolgten  gemeinsam  nach  der  Bestimmung 
des  Fürsten.  Die  Einnahme  zur  Bestreitung  dies  Ausgaben,  das 
Besitzthum,  insbesondere  der  Grundbesitz,  aus  welchem  die  Ein- 
nahmen zum  Theil  flössen,  bildeten  als  fürstliches  Einkommen  ein 
ungetrenntes  Ganzes,  welches  regelmässig  wie  ein  Privat- 
einkommen und  Privatvermögen  angesehen  wurde  und  wie  ein 
solches  zur  Verfügung  des  Fürsten  stand. 

Gleichwohl  lässt  sich  dieses  Einkommen  nach  seinen  öko- 
nomischen Quellen  und  mitsammt  dem  fürstlichen  Vermögen 
nach  seinem  rechtlichen  Character  unterscheiden.  Das  Ein- 
kommen wie  das  Vermögen  haben  immer  Bestandtheile  in  sich 
enthalten,  welche  als  öffentlich-rechtlicher  Natur  anzusehen 
sind,  weil  sie  dem  Fürsten  in  seiner  Eigenschaft  als 
Staatsoberhaupt  zustanden.  Das  Einkommen  zeigt  ferner 
immer  eine  Vereinigung  der  drei  finanzwissenschaft- 
lichen Hauptarten  der  ordentlichen  Staatseinnahmen,  der 
privatwirthschaftlichen,  der  Gebühren  und  der  eigent- 
lichen Steuern.  Die  Gebühren  erscheinen  theils  unmittelbar 
als  solche,  theils  mit  in  der  Form  von  Steuern  in  Verbindung  mit 
nutzbaren  Regalien.  Die  Steuern  zeigen  die  beiden  typischen 
Grundformen  der  indirecten  Verbrauchssteuern  wie  Zölle, 
Marktgelder,  Abgaben  von  Gewerben,  —  mitunter  in  Verbin- 
dung mit  gebührenartigen  Einnahmen,  wie  z.  B.  bei  den  Markt- 
geldern, Wegezöllen  —  und  der  directen  Personal-,  Ertrags-, 
(Grund-)  Vermögens-  und  Einkommensteuern. 
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"Vielerlei  persönliche  Verpflichtungen,  zum  Krie^ienst  (mit  cijrcner 
Waffenstellong ,  Unterhaltung:),  zu  anderen  Dienstleistung:en  (Fuhren,  Spanndienste 
u.  dffl.  m.),  entsprechen  dem  älteren  naturalwirthschaftlichen  Zustande  der  Volkswirth- 
schaft.  Sie  betreffen  nicht  unmittelbar  das  mittelalterliche  Finanzwesen.  Aber  da 
sie  später  im  geldwirthschaftlichen  Zustande  durch  andere  Formen  der  Beschaffung 
der  Arbeitskräfte  ftlr  öffentliche  Zwecke  (§.  J)  ersetzt  werden,  worauf  dann  die  Ein- 
nahm ewirthschaft  des  Finanzwesens  sich  entsprechend  entwickeln  musste,  «lürfen  sie 
hier  nicht  unerwähnt  bleiben.  Eine  besondere,  dem  modernen  Staat  meist  fehlende 
Einnahme  waren  namentlich  in  früherer  Zeit  die  freiwilli)2:en  Gaben  (Geschenke, 
dona)  an  den  Fürsten.  Sic  dürfen,  wenn  auch  nicht  auf  dem  Rechtszwang:  beruhend, 
«loch  zur  ordentlichen  Einnahme  j^erechnet  werden,  weil  sie  zuimlich  rejrclmässijr. 
der  Sitte  g:emäss,  eingehen. 

In  allen  diesen  Verhältnissen  besteht  von  der  fränkischen  Zeit  an  in  Mittel-  und 
Westeuropa  eine  Gleichartigkeit  der  Gestaltung"  und  Entwicklung  wenigstens 
in  den  Grundzügen  des  Finanzwesens  und  speciell  der  Einnahmewirthschaft.  Nur 
dass  in  Deutschland  delinitir  ursprüngliche  Einnahmen.  Besitzthümer  und  finanzielle 
Rechte  des  deutschen  Königs  und  des  Reichs  an  die  selbständig  werdenden  Terri- 
torial her  ren  übergehen,  während  sie  in  Frankreich  und  England  der  Krone  oder 
dem  König  verbleiben  oder  wieder  von  ihnen  erlangt  werden,  mit  Ausnahme  freilich 
eines  grossen  Theils  der  alten  Kronländereien,  die  überall  durch  Verschenkung,  durch 
das  Lehenswesen  u.  s.  w.  endgiltig  in  Privathände,  vornehmlich  der  ehemaligen  Grossen, 
des  Adels,  der  Kirche  gelangen. 

Tbeilt  man  die  EinDahmen  nach  dem  finanzwissenschaftlichen 
Gharacter  in  der  angegebenen  Weise,  so  lässt  sich  die  Regel  auf- 
stellen, dass  je  weiter  man  in  die  Geschichte  der  Vorläufer  der 
heutigen  europäischen  Staatsbildungen  in  das  Mittelalter  zurückgeht, 
desto  mehr  die  privatwirthschaftlichen  und  in  zweiter  Linie 
die  gebfihrenartigen  Einnahmen  tiberwiegen.  In  diesen 
beiden  besteht  auch  in  den  einzelnen  Ländern  am  Meisten  Gleich- 
artigkeit. 'Die  regelmässige  Besteuerung  gewinnt  erst  in 
der  neueren  und  neuesten  Zeit  immer  allgemeiner  den  Vorrang. 

"Von  früh  an  finden  sich  sehr  allgemein  Zölle,  d.  h.  regelmässige  Passage- 
'T  ran  Sit-)  oder  Weg  zolle  für  den  Transit  der  Waaren  an  bestimmten  Stellen. 
Einzelne  andere  indirecte  Verbrauchssteuern,  wie  Getränkesteuern  (Bier, 
Wein),  Marktabgaben  an  den  Thoren  bilden  sich  im  städtischen  Finanzwesen  früher 
aus,  werden  aber  von  Anfang  an  und  später  mehr  mit  für  landesherrliche  Rechnung 
erhoben.  In  Form  von  Fiuanzregalien  und  Monopolen,  dann  von  allgemeinen 
Accisen  werden  sie  seit  dem  Scliluss  des  Mittelalters,  besonders  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert im  Staats-  und  Territorialfinanzwesen  wichtiger. 

Am  Wenigsten  ausgebildet  blieb  regelmässig  lange  das  directe  Steuerwesen 
und  wieder  besonders  die  Personal-  und  Einkommensteuern,  wÄhrend  allgemeine  Ver- 
mögens-, Real-,  namentlich  Grund-,  Gebäude-  (Heerd-)  steuern,  früher  vor- 
kommen. Die  älteren  Abgaben  dieser  Art  sind  übrigens  vielfach  nicht  öffentlich- 
rechtliche Steuern,  sondern  privatrechtliche  oder  lehens-  und  dienstrecht- 
liche Abgaben  des  Grundbesitzers  und  der  Personen.  Im  früheren  Mittelalter 
hinderte  schon  die  Auffassung  der  persönlichen  Freiheit  die  Entwicklung  des 
directen  Steuerwesens,  später  that  dies  die  erforderliche  ständische  Zustimmung, 
welche  sich  bei  diesem  Zweige  der  Steuern  Überall  am  Wirksamsten  zeigte.  So  blieb 
besonders  die  directe  Besteuerung  bis  in  die  Neuzeit  hinein  und  selbst  noch  in 
der  Theorie  der  deutschen  Cameralisten  des  vorigen  Jahrhunderts  eine  untergeord- 
nete und  mehr  nur  eine  Ausnahme  bildende  Einnahmequelle,  auf  die  in  grösse- 
rem Umfange  nur  in  besonderen  Fällen  für  Staats-  oder  früher  für  königliche 
oder  fürstliche  Zwecke  zurückgegriffen  wurde.  S.  Fin.  IL  §.  440  ff.  und  oben  §.  87 
—90,  auch  91  u.  §  23  u.  24). 
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Die  eij^onthuiiiliclie  Gestaltung:  und  Tcrhältniäsmässi g  grosse  Ausdeh- 
nung, welche  das  Geb Uhrenwesen  im  mittelalterlichen  Staat  einnahm,  ist  beson- 
ders bemerkenswerth.  Das  Princip  von  Lebtung  und  Gegenleistung  war  in  diesen 
„S  p  e  c  i  a  1  s  t  e  u  e rn"  im  uuausgebildeten  Staate  mehr  vertreten,  als  jetzt  im  entwickelten 
Staat,  dem  die  Gcneralsteuern  eieren  sind:  ein  Fingerzeijr,  dass  die  allgemeinere 
Einfiüirung  der  ersteren  ein  wesentlicher  Rückschritt  im  modernen  Staat  wäre. 
Vgl.  Fin.  II  §.  281,  bes.  S.  12  ff.  „zur  Geschichte  des  Gebühren wesens". 

IL  —  §.  214.  Geschichtliche  and  staatsrechtliche 
Stellung  des  älteren  Domaniums. 

S.  oben  §.  87 — *»0,  bes.  S.  198,  wohin  in  dieser  3.  Aufl.  Einiges  gestellt  ist, 
das  in  der  2.  Aufl.  (§.  151  fl.)  in  diesem  Abschnitte  gegeben  wunle.  S.  auch  Bau 
§.  89  fl*.,  bes.  die  Noten.  Hullmann,  Geschichte  der  Dumänenbenutzung  in  Deutsch- 
land. 1807.  V.  K  Ott  eck  in  dessen  und  Welcker's  Staatslezikon ,  IV,  459. 
V.  Treitschke,  Art.  Domänen  in  Bluntachli's  Staatswörterb.  III,  162.  Boscher, 
Grundriss  §.  46.  Zachariä,  Staatsrecht  II,  Kap.  7.  Tit  2.  Georg  Meyer,  D. 
Staatsrecht  §.  94,  202.  BOlilau,  Fiscus,  landrsheiTl.  u.  Landcsvennög.  in  Mcckl. 
Schwerin,  Rost.  1S77.  Bergius,  Grundsätze  der  Finanzw.  S.  161.  Stein,  Fin., 
2.  A.,  S.  J47.  Ueber  England  s.  Gneist,  engl.  Verwaltungsrecht,  2.  A.,  bes.  I., 
128,  168,  190,  409,  II.  940,  1151,  Vocke,  brit.  Steu.  S.  128;  über  Frankreich, 
Hock,  Fin.  Frankreichs  S.  209;  über  Preussen  (17.  u.  18.  Jahrh.)  Biedel,  brand. 
preuss.  Staatshaushalt  passim,  neue  Zeit  Bönne,  Domän.-,  Forstwesen  u.  s.  w.  des 
preuss.  Staats  1854,  ders.,  Staatar.  Preuss..  3.  A.  II,  S.  587  ff.;  über  Baiern, 
Pözl,  bair.  Verwaltungsrecht  §.  229  ff.;  über  Baden,  Begenauer,  g.  192  ff.; 
über  Nordamerika,  Hock,  Fin.  Amerika's  S.  225.  Vgl  auch  Czörnig,  österr. 
Budget,  II,  477.    (Vergleiche).    Dann  oben  §.  175  über  Cinllisten. 

A.  Gestaltung  im  Allgemeinen.  Die  Grundlage  und 
den  Haupttheil  der  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  bildete 
von  jeher  und  bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  der  ländliche 
Grundbesitz  der  Krone  oder  des  Forsten.  Er  umfasste  vor- 
nemlich  Feldgüter  (die  späteren  Kammergttter  im  engeren 
Sinne),  Gewerksvorrichtungen,  Waldungen. 

Ursprünglich  war  dieser  Grundbesitz  in  den  germanisch- 
romanischen Reichen  des  frühen  Mittelalters  sehr 
bedeutend.  Er  rührte  aus  Vorbehalten  von  der  Landvertheilung 
bei  der  ersten  Ansiedlung  und  Eroberung,  auf  dem  Boden  des  alten 
römischen  Reichs  aus  Confiscationen  und  Uebernahme  römischen 
Staatsguts  her.  Die  Geschlechter,  welche  zur  Fürsten-  oder  Königs- 
würde kamen,  waren  in  der  Regel  grosse  Grundbesitzer,  deren 
Güter  mit  dem  eigentlichen  Staatsgut,  bez.  mit  dem  Gute  der  alten 
(ausgestorbenen  oder  vertriebenen)  Dynastie  zu  einer  Einheit  ver- 
schmolzen. 

Waitz  II,  615  ff,  (merov.  Zeit).  Weiden  und  Wälder  fast  in  allen  Theilen  des 
fränk.  Beichs  im  Besitz  des  Königs,  z.  Tb.  wohl  nur,  weil  unbebautes  Land  ihm  zn- 
geschrieben  wurde,  (jrossc  Wälder  waren  bes.  zur  Jagd  (als  „Forste'')  im  Besitz  des 
Königs.  Grosse  Masse  von  ftlrstlichen  Ländereien  im  Mittelalter.  Verzeich- 
niss  Ton  123  kaiserlichen  Villen  der  Karolinger  bei  II  Uli  mann,  Finanzgesch.  S.  19  ff. 
Unter  dcji  Königen  von  England  aus  dem  sächsischen  Stamme,  namentlich  unter 
Eduard  dem  Bekenner  (1042— -65)  befanden  sich  1422  Landgüter  (manors),  die  zum 
Theil  von  der  sächsisrhon  Königsfaniilic  horstamnitcn.  nebst  tiS  Forsten  und  781  Parks, 
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und  bis  auf  Heinrich  11.  bewirthotcn  die  Könige  aJIjalirlicli  an  den  gnrossen  Festen 
die  Barone  und  ihr  Gcfolpro  aufs  Reichlichste.  (Nach  Rau:  Sinclair,  History  of  the 
public  re?cnue,  I,  26,  27.  Gneist.  engl.  Vcrwaltungsr.  I.  28,89.)  üeber  das  Alt er- 
thum  s.  0.  §.  86.  Ueber  die  altrömischen  Domänen  bes.  Marquardt,  rOm. 
StaatsTcrwalt.     II,  147,  152,  176,  239—257. 

Im  früheren  naturalwirthschaftlichen  Zustande  dienten  diese  Güter  theilweise  un- 
mittelbar zur  Unterhaltung  des  Hofs  und  des  k.  Hausens.  Die  vielfachen  Reisen  und 
Heerzuge  des  Fürsten  gaben  dazu  in  allen  Landestheilen  Gelegenheit  und  setzten  das 
Vorhandensciu  solclier  Güter  eigcntlirli  voraus.  Die  Naturaleinkünfte  derselben  bei 
Selbstverwaltung  durch  k.  Beamten  lieferten  auch  zugleich  mit  die  Mittel  für  die  Be- 
streitung der  Regierungsausgaben,  soweit  von  solchen  gesprochen  werden  kann. 

Mehr  and  mehr  aber  ist  der  Bestand  des  ursprüng- 
lichen Domaninms,  besonders  der  Besitz  eigentlicher  Feld- 
gtiter,  überall  im  Lauf  der  Geschichte  vermindert 
worden,  in  manchen  Ländern  so  sehr,  dass  davon  auf  die  Gegen- 
wart nur  wenig  gelangt  ist.  Die  allgemeinen  Ursachen 
dieser  Erscheinung,  welche  nach  Zeitaltem  und  Ländern  ver- 
schieden stark  einwirkten  und  sich  verschiedenartig  untereinander 
und  mit  anderen  speciellen  Ursachen  verbanden,  sind  die  folgenden. 

1.  Einmal  erfolgten,  besonders  in  früherer  Zeit,  sehr  um- 
fassende Landverschenkungen  Seitens  des  über  das  Gut 
wie  über  ein  Privatvermögen  verfügenden  Herrschers. 

So  an  Familienangehörige,  Grosse,  Günstlinge,  Kirchen  u.  s.  w.  zur  Ausstattung, 
zur  Belohnung  von  Verdiensten,  zur  Eriangung  von  Gegendiensten,  Unterstützung  in 
politischen  Verhältnissen  u.  s.  w.  Selbst  wo  nicht  sofort  eine  Vergebung  zu  £igen- 
thum,  sondern  zuprecärem  Besitz,  als  Beneficium  oder  zu  Lehen  stattfindet, 
ist  meistens  später  eine  vollständige  Ausscheidung  dieses  Guts  aus  dem  Staats-  oder 
Krongut  per  fas  et  nefas  eingetreten. 

2.  Sodann  hat  bei  solchem  Gut  wie  bei  anderem  Grundbesitz 
eine  Vergebung  an  kleinere  bäuerliche  Landwirthe 
zur  Bebauung,  gegen  Naturalabgaben  von  dem  so  erhaltenen  Lande 
und  gegen  die  Uebemahme  von  Diensten  auf  dem  Hofgute,  statt- 
gefunden. 

Daraus  entwickelten  sich  die  dinglichen  Gerechtsame  des  Hofguts  gegcn- 
nber  diesen  Ländereien.  Die  von  vorneherein  gewährten  oder  später  nacli  Sitte  und 
Recht  sich  ausbildenden  Erbpachtverhältnisse  und  schliesslich  die  Beseitigung 
der  Dienstpflichten  und  Abgaben  und  des  Erbpacht-Kanons  mittelst 
Ablösungen  oder  sonst  wie  haben  dann  den  DomUnenbesitz  wie  den  sonstigen 
herrschaftlichen  Grundbesitz  vermindert. 

3.  Mit  Grundbesitz  aus  dem  fürstlichen  oder  Staatsgut  wurden 
ursprünglich  vielfach  gewisse,  namentlich  höhere  Aemter 
dotirt,  —  also  wesentlich  ein  System  der  Naturalbesoldung. 
Mit  der  Erblichkeit  dieser  Aemter  ging  der  Grundbesitz  an  die 
vornehmen  Familien  über  und  ist  meistens  im  Lauf  der  Zeit  mit 
dem  Eigengut  und  mit  anderem  Lehensgut  derselben  zu  einer 
Denen  Einheit  mehr  oder  weniger  unnnterscheidbar 
verschmolzen. 

A.  Wtgner,  Finan/wisflcnschaft.    I.    3.  Aü6.  33 
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Wurden  und  blieben  solclic  Familien  Dyuastieeu  und  Territorialhcrreu .  so  ist 
zwar  dieses  gesammte  Gut  oder  ein  Theii  davon  später  öfters  wledcr^seinem  Ursprung- 
liehen  Otfentlichen  Zweck  zurUckg:e)Ereben  worden.  Aber  bisweilen  *?erblieb  es  auch 
der  neuen  Dynastie.  Erhoben  sich  diese  Familien  nicht  zur  oijrentlicheii  Landesherr- 
schaft oder  verloren  sie  dieselbe  wieder,  so  haben  sie  das  Gut  öfters  endiriltigr  als  ihr 
Privatvennögen  behalten,  wie  z.  B.  die  mediatisirtou  weltlichen  Forsten  in  Deutschland 
noch  zu  Anfang:  diesem  Jahrhunderts. 

4.  In  neaerer  Zeit  ist  auf  eine  Scheidung  des  Hof-  und  des 
Staatshanshalts  hingearbeitet  worden,  als  sich  die  moderne 
Staatsau£fassung  von  der  patrimonialen  loslöste.  In  dem 
seinem  verschiedenen  rechtlichen  Urspnmg  nach  schwer  zu  schei- 
denden Domaniura  befand  sich  jedenfalls  öfters  altes,  eigentlich 
öffentlich  rechtliches  Besitzthum,  das  an  der  Krone  oder 
Landeshoheit,  bez.  an  der  fürstlichen  Gewalt,  als  der 
Vertreterin  der  Rechte  des  staatlichen  Gemeinwesens  als  solchen, 
haftete.  Bei  den  vertragsmässig  oder  durch  Octroyrung 
erfolgenden  Auseinandersetzungen  über  dieses  Domanium 
und  über  etwaige  Civil  listen  (§.  175)  wurde  dann  aber  mitunter 
wohl  das  ganze  Domanium  oder  ein  Theil  desselben  der  Dy- 
nastie als  Patrimonialgut  zugesprochen.  Dadurch  ist  aber- 
mals der  Bestand  des  alten  Domaniums  vermindert  worden. 

5.  Endlich  kamen  schon  länger,  z.  B.  in  England  im  16.  und 
17.  Jahrhundert,  und  fast  überall  neuerdings  (selbst  in  deutschen 
Staaten,  wie  Preussen)  Verkäufe  von  Domänenland  vor. 

Vielfach  haben  freilich  überall  und  zu  allen  Zeiten,  wenn  auch  in  sehr  rer- 
schiedenen  Formen  und  in  verschiedenem  Umfange,  wieder  Yermehrufigen  des 
Domaniums  stattgefunden.  Früherhin  durch  Einziehung  von  Schenkungen,  Vcrfail  toq 
Lehen,  Yermöf^ensconhscutionen,  welche  ehedem  oft  eine  grosse  Quelle  der  Einnahme 
überhaupt  bildeten,  u.  s.  w.,  (s.  x.  B.  f.  d.  meroving.  Zeit  im  fränk  Beich,  Waitz  II, 
593  ff.),  später  durch  die  Säcul  arisationen  des  geistlichen  Guts,  durch  Ver- 
einigung des  fürstlichen  Hausgnts  mit  dem  Staatsgut — ,  also  der  umgekehrte 
Fall  wie  die  beiden  vorhin  erwähnten  — ,  gelegentlich  immer  durch  Ankäufe. 
Aber  im  Ganzen  haben  diese  Vermehrungen  des  Domaniums  nicht  die  Verminderungen 
aufgewogen. 

Das  Endergebniss  der  geschichtlichen  Entwicklung  ist  in 
unseren  west-  und  mitteleuropäischen  Staaten  ein  verhältniss- 
raässig  doch  nur  kleiner  werbender  Grundbesitz  in 
Händen  des  Staats,  am  Meistea  noch  Wald  besitz.  M.  a.  W. 
das  eigentlich  private  Grundeigenthum  der  Privatwirth- 
Schäften  hat  mehr  und  mehr  den  ländlichen  (agrarischen) 
Boden  umfasst  und  öffentliches  (,,gesellschaftliches^O  Eigenthum 
daran  verdrängt.  Für  die  Finanzen  ist  diese  Entwicklung  mit 
der  Noth wendigkeit  verbunden,  auch  abgesehen  von  dem  viel 
grösseren  Staatsbedarf,  jetzt  mehr  als  früher  auf  Steuereinnahmen 
bedacht  zu  sein. 
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WagrncT.  Grandios.  Abth.  I,  Kap.  4.  Samter,  •rcsellsch.  u.  Privateigrenthum, 
Lpz.  1877.  —  Man  erkennt  hier  leicht  den  Eioflass  eines  Hechtsinstitats  wie  das  pri- 
rate  Grnndeigenthiim  und  wie  der  private  Rentenbezu^  daFon  auf  das  Finanzwesen  n. 
auch  in  dieser  Hinsicht  wieder  auf  die  Vertheilung  dos  Yolifseinkomuens :  indem  die 
Rente,  die  sonst  der  Staat  beziehen  könnte,  ihm  entgeht,  mnss  die  BerOlkening  anrh 
mehr  allgemeine  Steuern  ziihlen.  Ue1)er  dio  Bedeutung  dieses  Moments  für  die  Knt* 
wicklunp:  dor  Bestoucrang  s.  Fin.  II,  §.  342  IT.,  851. 

§.  215.  —  B,  Gestaltung  der  Rechtsverhältnisse 
des  älteren  Domaninms  speciell  in  Dentschland.  Der 
eigenthtimlichen  politischen  Entwicklung  Deutschlands  ist  es  zu 
Terdanken,  dass  sich  hier  in  höherem  Grade  als  sonst  ein  be- 
deutendes Domanialvermögen ,  nicht  bloss  Forsten ,  sondern 
meistens  auch  FeldgUter  u.  A.  m.  im  Besitze  der  deutschen  Staaten 
erhalten  hat.  Die  Finanzwirthscbaft  der  letzteren ,  zumal  der 
Kleinstaaten,  doch  auch  der  Mittelstaaten  und  selbst  Preussens, 
hat  in  Folge  dessen  noch  heute  mehr  als  diejenige  der  meisten 
anderen  europäischen  Staaten  von  dem  älteren  domanialwirth- 
schaftlichen  Character  Etwas  beibehalten.  Jene  politische  Ent- 
wicklung Deutschlands  ist  aber  auch  die  Ursache,  dass  hier  die 
Rechtsverhältnisse  des  Domaniums  sich  ganz  besonders  complicirt 
haben  und  zum  Theil  noch  gegenwärtig  von  denjenigen  in  anderen 
Staaten  abweichen. 

Kau  (§.  90 <  91)  hat  dieses  im  Wesentlichen  in  fol«;ender  Weise  yortrefllich 
dargelegt: 

In  mehreren  deutschen  Staaten  haben  sich  aus  alter  Zeit  her  Liegenschaften 
erhalten,  deren  Eigenthum  dem  fürstlichen  Hause  zusteht,  deren  Rein- 
ertrag jedoch  fortdauernd  dem  Staatsrechte  dieser  Länder  gemäss  zur  Bestreitung 
Ton  Staatsausgaben  verwendet  wird.  Solche  fürstliche  Haus-  oder  Stamm- 
güter, die  sich  durch  die  für  sie  geltenden  Rechtssätze  von  dem  reinen  Phvat- 
vermOgen  des  Fürsten  oder  seines  Hauses  unterscheiden,  wurden  eben  so  wie  die 
eigentlichen  Staatsgüter  Domänen,  oder  nach  dem  älteren  deutschen  Ausdruck 
Kammergüter  genannt.  Der  BogrifT „Domänen'' enthält  also  hier  die  den  beiden 
Arten  ?on  Gutem  gemeinschaftlichen  Merkmale  der  Unbeweglichkcit  und  der  Wid- 
mung des  Ertrages  für  Öffentliche  Zwecke.  Nach  dem  Eigenthums* 
rerhältniss  aber  zerfallen  diese  Güter  in  Staats-  und  Haus-Domänen.  Diese 
Unterscheidung  wurde  jedoch  früberhin  meistens  nicht  streng  festgehalten.  Die 
Kammergüter  der  deutschen  Kaiser  waren,  dem  We^en  eines  Wahlreiches 
gemäss,  Staatsgüter,  die  bei  dem  öftern  Uebergange  der  Kaiserwürde  von  einem  Hause 
zum  andern  sich  nach  und  nach  verloren  und  in  die  Hände  der  Reichsfürsten  gelangten. 
Die  Tafelgüter  der  geistlichen  Fürsten  und  die  Besitzungen  der 
Reichsstädte  gaben  jedoch  fortwährend  das  Beispiel  unverkennbarer  Staatsguter, 
wenn  auch  für  erstere  mitunter  der  Character  von  Kirchenvermögen  behauptet  wurde. 
Die  Kammergüter  der  weltlichen  Fürsten  dagegen  hatten  keinen  gleichförmi<^en 
Ursprung.  Anfänglich  waren  es  Privatgüter  (Alle de),  welche  in  den  sich  empor- 
hebenden Familien  durch  Kauf,  Erbschaften,  Heirathen,  Schenkungen  u.  s.  w.  sich 
allmälig  vermehrten.  Als  aus  solchen  reichen  Grundeigenthümem  mit  der  Zeit  kaiser-^ 
liehe  Beamte,  Lehenträger  und  endlich  Landesherren  wurden,  diente  der  Ertrag 
jener  Güter  nicht  bloss  zum  Unterhalt  dieser  fürstlichen  Geschlechter,  sondern  auch 
zur  Bestreitung  von  Regierungskosten.  Später  trat  mancherlei  Zuwachs 
aus  Reichslchen,  aus  kaiserlichen  Staatsgütern,  nach  der  Reformation  auch 
aus  aufgehobenen  geistlichen  Stiftern  (Klöstern,  Ordcnscommenden  u.  s.  w.) 
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ein,  ähnlich  wieder  in  der  poliÜBch  bewegen  Zeit  zu  Anfang:  dieses  Jahrhunderts 
in  FoIg:e  des  Rcichsdcputationshaaptschlnsses.  So  wurde  z.  B.  in  Wttrtember«:  noch 
1806  das  efanp'lischc  Kirchen^^Qt  des  Erblandes  im  Betrage  von  etwa  10  Hill.  9. 
dem  Kammerg:ute  einverleibt  Aach  in  der  Markgrafschaft  Baden-Durlach  ist  das 
evangelische  allgemeine  Kirchenvermögen  zu  dem  Kammergate  gezogen  worden.  In 
Proussen  erfolgte  die  Einziehung  aller  geistl.  Güter  und  deren  Erklärung  zu  Staats- 
gütern durch  Edict.  v.  30.  Oct  1810.  (Aehnllch  wurde  in  Frankreich  im  Anfange 
der  ersten  Revolution ,  in  Spanien  1835  and  später,  nach  Rückgängigmachung  der 
Massrcgel,  von  Neuem,  inBussland,  dann  in  neuester  Zeit  in  Italien  das  Kirchen- 
gut  von  der  Staatsgewalt  in  Besitz  genommen,  hierauf  die  V(;räasserung  in  grösserem 
Umfange  durchgeführt).  Ferner  fand  in  den  deutschen  Staaten  eine  Vermehrung  d«»s 
Domanialbesitze^  aas  den  Domänen  der  neu  erworbenen  Landestheilc,  also 
aus  staatsrechtlichen  Veranlassungen,  statt  Bei  diesem  verschiedenartigen 
Ursprung  der  Kammergüter  ist  der  Streit  und  die  Unbestimmtheit  d<'r  Meinongt-n 
über  die  rechtliche  Natur  derselben  leicht  zu  erklären. 

Das  auf  die  angegebene  mehrfache  Weise  allmälig  entstandene  Domanium 
oder  Kammergut  der  deutschen  Landt-sgebirte  wurde  nun,  ebensowenig 
wie  in  den  anderen  europäischen  Ländern,  nicht  nach  der  Art  des  Ursprunges 
in  Haus-  und  Staatsgut  gctheilt,  sondern  als  eine  einzige  Masse  behandelt 
und  nur  von  denjenigen  Besitzungen  getrennt  gilialtcn.  di<;  d*T  Fürst  wir  •; in  Privat- 
mann besass,  den  sog.  Chatoulgütern.  Letztere  unterliegen  gewöhnlich  der 
Landcsbestcuerung  und  den  Bestimmungen  des  bürgerlichen  Rechts,  auch  des  allge- 
meinen Erbrechts,  vorbehaltlich  etwaiger  Abweichungen  in  den  Normen  der  fürst- 
lichen „Hausgesetze''.  (In  Prensscn  gehört  dahin  d.  Kön.  Hausfideicommiss ,  das 
prinzl.  Fam.fideicommL5s;  Aehnliches  im  K.  Sachsen,  Würtemb.).  Für  das  Kammer- 
gut  galt  dagegen,  wie  oben  schon  zu  erwähnen  war  (S.  19S)  in  Deutschland  allgemein 
der  staatsrechtliche  Grundsatz,  dass  der  Ertrag  des  Kammergutes  (meist 
mit  Einschluss  der  Regalien)  für  S.taatszweck«'  und  zwar  zunächst 
für  die  Hofstaats-,  sodann  ab«r  auch  für  Regierungsaussraben  ver- 
wendet werden  müsse  und  dass  Steuern  erst  dann  zulässig  sei«n, 
wenn  erwiesener  Maassen  jene  Einkünfte  nicht  zureichen.  Durch 
Landes-  oder  Ilausgesetze  oder  Uebereinkunft  mit  den  Landständen  ward  meistens 
ausdrücklich  festgesetzt ,  dass  dies  gesammte  Kammergut  unzertrc;nnlich 
beisammen  bleiben,  nicht  veräussert  oder  belastet  werden  solle 
(ausser  unter  gewissen  Bedingungen)  und  sich  nach  der  Erstgeburt  im 
Manuesstamme,  also  zugleich  mit  der  Fürstenwürde,  vererbe.  Das- 
»^Ibe  unterlag  nicht  den  gemeinrechtlichen  Verjährungsregeln  und  trug  keine  Steuern. 
Die  Landstände  durften  seiner  unbefugten  Veräusseruug  widersprechen,  auch  wurden 
mit  ihnen  Vereinbarungen  gi^troffen,  wenn  aus  Land<'smitteln  ein  Zuschuss  zu  dem 
Bedarf  der  Hofhaltung  geleistet  oder  bei  einem  reichlichen  Domänenertrage  ein  Tbeil 
desselben  zu  anderen  Staatsausgaben  bestimmt  werden  sollte  (§.98).  Das  Kammer- 
gut war  folglich  in  vielen  Hinsichten  dem  wahren  oder  eigentlichen 
Staatsgute  ähnlich,  wenn  es  gleich  nicht  als  solches  anerkannt 
war.  Aus  diesen  Verhältnissen  des  deutschen  Kammerguts  erklärt  es  sich,  dass  bei 
den  Mediatisirungen  Anfang  dieses  Jahrhunderts  die  bisher  reichsunmittelbaren  Terri 
torialherren  als  nunmerige  sog.  Standesherren  die  Domänen  als  Eigenthum  für  sich 
behalten  durften,  während  die  anderen  Staatseinktlnfte  auf  die  Staatskasse  der  Länder 
übergingen,  denen  die  Standesherren  jetzt  angehörten.  Die  Schulden  wurden  nach  dem 
Verhältniss  beider  Theile  des  bisherigen  Einkommens  gctheilt.  Bei  der  Einverleibung 
Hannover's,  Kurhessen's,  Nassau*s  u.  s.  w.  in  Preussen  1866  sind  da- 
gegen die  Domänen  mit  dem  preoss.  Staatsgütern  vereinigt  worden.  Vgl.  sonst  tdi 
die  älteren  Rechtsverhältnisse  u.  Auffassungen  v.  Seckendorf,  T.  Fürstenstaat, 
(worüber  oben  S.  34).  Pütter,  Institutiones  juris  publ.  §.  254.  Zachariä, 
Staatsrecht  2.  A.  §.  208,  v.  Rönne,  Das  Domänen-,  Forst-  und  Jagdwesen  d^^ 
preuss.  Staats,  1854,  S.  2  ff.  —  Mehrfach  ist  über  die  ältere  u.  neuere  Rechtsqaalität 
des  Kammerguts  u.  über  die  auf  dessen  Erträgen  ruhenden  Verpflichtungen  auch 
neuerdings  noch  bei  Gelegenheit  der  „Domänenstreitigkeiten''  in  deutschen  Staaten, 
bes.  in  Kleinstaaten  literarisch  discutirt  worden.  Vgl.  bes.  die  Literatur  über  den 
Meininffer  Domänenstreit:  üeber  die  Domänenfrage  im  H.  S.  Meiningen.  1847. 
Vollert,      Die    Entstehung     und     die     rechtliche    Natur    des     Kammcrvermögena 
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iu  D„  1857.  Zachariä,  üeber  das  rechtliclie  Verliältniss  des  furstl.  Kammer- 
pits  insbesondere  im  Uerzogtbnm  S.  Meiningeu.  Gott  1861.  Keyscher,  Die  Rechte 
des  Staats  an  den  Domänen  und  Kammergütem,  Leipzig  1863  (gegen  Zachariä  und 
far  die  öfi'entlichc  Natur  des  Kammergutes).  Zop  11,  Bemerkungen  zu  Rcyscher, 
1864.  Zachariä,  Das  Eigenthumsrccht  am  d.  Kammergut.  Gegen  A.  L.  Key  sc  her, 
1S64.  Ueyschcr,  der  Rechtsstreit  über  das  Eigenthum  an  den  Domänen.  1865. 
Heinze,  Dom.frage  in  S.  Mein.,  Tüb.  Ztschr.  B.  19,  S.  212. 

Nach  der  Gründung  des  Deutschen  Bundes  seit  den  neuen 
ständischen  Verfassungen  wurde  es  dringenderes  Bedürfniss.  das  unklare  Rechts- 
Terhältniss  genau  zu  regeln,  was  hie  und  da  nicht  ohne  grosse  Schwierigkeiten  und 
läDgeren  Streit  zwischen  Fikrstenhaus  und  Ständen  geschah.  Doch  suchte  man  eine 
mühsame  Sondernng  jener  beiden  Gattungen  zu  umgehen. 

In  einem  Thcile  der  deutschen  Staaten  wurden  sämmtliche  Kammergtlter 
als  Staatsgut  erklärt,  was  die  Domänen  in  den  ausserdentschen  Staaten,  zufolge 
des  dftern  Wechsels  der  regierenden  Geschlechter  oder  nach  ausdrücklicher  Erklärung, 
meist  schon  früher  geworden  waren  und  Givillisten  festgesetzt  (§.  175). 

Vgl.  im  Allg.  Zachariä,  Staatsrecht,  §.210  (bes.  in  d.  Anm.),  auch  oben 
§.  89 — 91.  In  Preussen  wurden  die  hier  Chatoulgüter  gen.  Pri?atgüter  der  hohen- 
zollemschen  Dynastie  schon  unter  dem  grossen  Kurfürsten  in  der  Verwaltung  ihrer 
Einkünfte  mit  dem  Staatsdom.  zus.  gezogen  u.  unter  Friedr.  Wilh.  I.  durch  Edict  ?. 
13.  Aug.  171  a  die  Dom.-  u.  Chat. -Güter  vereinigt  u.  beiden  gleiche  Rechtsqualität 
beigelegt  (s.  o.  S.  202).  Rönne,  Staatsr.  II,  2,  S.  588.  Landrecht.  Th.  II,  Tit.  14, 
g.  11,  sodann  Hausgesetz  v.  6.  No7.  1809,  Edict  v.  30.  Oct.  ISIO  §.  1.  Die  früher 
IS.  403)  erwähnte  Radicirung  der  Rente  v.  2*/a  Mill.  Thlr.  auf  die  Erträge  der  Dom. 
u.  Forsten  u.  der  Vorwegabzog  dieser  Rente  ?on  diesen  Einkünften  noch  jetzt  im 
preuss.  Etat  hängt  indessen  mit  den  älteren  Anrechten  der  hohenz.  Dynastie  am 
Domanium  zusammen.  (Verordn.  r.  17.  Jan.  1S20  und  Art.  59  der  Verfassung  v. 
31.  Jan.  1850).  S.  auch  Riedel,  brandenb.  Staatshansh.  S.  54,  61.  Treitschke, 
Art  Domänen  im  Staatswörterbuch  S.  161.  —  Baiern  1818,  Verf.  ürk.  Tit.  III, 
§.  1,  2.  -  Würtemberg  1819,  Verf.  ürk.  §.  103,  in  Ansehunj?  des  k.  Kammer- 
gutes, —  Kurhessen  in  der  Verf.  ürk.  von  lö31  §.  139,  140,  mit  Vorbehalt  einer 
Ausscheidung  des  Staats-  und  Familiengutes.  —  Sachsen,  Verf.  v.  1838,  §.  16  ff.  — 
Von  anderen  Ländern  zeigen  gleichen  Vorgang:  Dänemark,  Frankreich, 
Grossbritannien,  Ocsterreich,  Niederlande,  Schweden  u.8.  w.  In  Frank- 
reich hicssen  die  Domänen  Kron^^ut  (domaine  do  la  couronne)  und  unter  Franz  I. 
wurde  die  ünveräusserlichkeit  desselben  verordnet,  Edict.  v.  30.  Jun.  1539.  Frühzeit. 
Anerkennung  als  Staatsgut  (was  freilich  durch  die  absolut  monarchische  Gewalt  ver- 
wischt wurde),  Bodinus  de  republ  lib.  VL  cap.  2,  S.  648  (ed.  Par.  1591).  Das 
Privateigenthum  des  Königs  wurde  im  Augenblick  der  Thronbesteigung  Staatsgut 
Edict  V.  1607.  (ies.  v.  8  Nov.  1814.  Die  assembl^e  Constituante  erklärte  1790  diese 
Gütermasse  für  domaine  national,  d.  h.  sie  sprach  aus,  dass  sie  Staatsvermögen  sei. 
Das  Kron<::ut  (domaine  oder  dotation  de  la  couronne)  im  19.  Jahrh.  war  der  dem 
Staatsoberhaupt  zum  Niessbrauch  überlassene  Theil  des  Staatsvermögens  (dorn,  de  l'etat). 
Es  gehörten  biezu  sowohl  Liegenschaften  (Schlösser.  Landgüter,  die  Fabriken  zu  Sevres 
und  Beauvais  und  die  Tapetenfabrik  des  Gobelins,  sodann  3  Wälder),  ab  bewegliche 
Dinge,  wie  Juwelen,  Kunstwerke.  Bücher,  Zimmergeräthe  u.  s.  w.  Bei  der  Entsetzung 
der  napoleonischen  Dynastie  1870  ist  der  Character  dieses  Besitzthums  als  Staats- 
gut von  Neuem  anerkannt  worden.  Das  bisherige  Apanagium  des  Hauses  Orleans 
von  1061,  1672  und  1692  war  unter  Napoleon  IIL  wieder  mit  dem  Staatsgute  ver- 
einigt worden,  nach  1871  erfolicte  jedoch  eine  Restitution. —  In  den  Niederlanden 
wurde  erst  unter  König  Wilhelm  II.  das  Ei^enthnm  der  Domänen  an  den  Staat  zurück- 
gegeben.   (Nach  Rau).     üeber  England  Gneist,  engl.  Verw.recht  H,  1155. 

In  anderen  deutschen  Ländern  wurde  der  fürstlichen  Familie  das  Eiiren- 
thum  der  Domänen,  selbst  in  den  neu  einverleibten  Landestheilen,  vorbehalten,  z.  B. 
in  Nassau  (1814),  Waldeck  (1814),  Baden,  Gotha,  Liechtenstein  0818),  Grossh. 
Hessen  (1820),  Weimar,  Koburg  (1S21,  1846),  Kurhesseu,  Altenburg  (183l\ 
BraunSchwei^r  (1832),  Hohenzollern-Sigmaringen  (1833),  Hannover  (Verf. 
V.  1840),  Schwarzburg-Sondershausen  (1841),  Lippe  (1868).  In  mehreren 
andern  deutschen  Ländern  (z.  B.  Mecklenburg,  die  anhaltischen  und  reussischeu 
Lande)  galt  dies  ebenfalls  fortwährend,    (teber  Gr.  Hessen  u.  Hannover  s.  R^u. 
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5.  A.  §.  91  Anm.).  Jedoch  wurde  auch  hier  die  Verwendaiig'  des  Domänen- 
crtrages  zu  Staatsausgaben  im  Allgemeinen  oder  zur  Bestreitung  der 
Hofstaatsaus^aben  zupresichert  Erstros  geschah  z.  B.  in  Baden,  nach  d.  Verf.- 
Urk.  (r.  1S18)  §.  59:  „Ohnerachtet  die  Domänen,  nach  allgemein  anerkannten  Grund- 
sätzen des  Staats-  und  Farstenrechts,  unstreitiges  Patrimonialcigenthum  des 
Regenten  und  seiner  Familie  sind,  und  Wir  sie  auch  in  dieser  Eigenschaft  — 
hiermit  ausdrücklich  bestätigen,  so  wollen  Wir  dennoch  den  Ertrag  denclben,  aasser 
der  darauf  radicirten  Ci?illiste  und  ausser  anderen  darauf  haftenden  Lasten,  so  lang 
als  Wir  uns  nicht  durc^  Herstellung  der  Finanzen  in  dem  Stand  befinden  werden. 
Unsere  Untertbanen  nach  Unscrm  innigsten  Wunsche  zu  erleichtem,  —  der  Be- 
streitung der  Staatslaston  ferner  belassen.^  Ueber  die  aus  dieser  Be- 
stimmung entspringenden  RechtS7orhältnisse  zwischen  dem  Fürstenhause  und  der 
Staatskasse  als  Nutzniesscrin  der  Domänen,  wobei  indess  die  rein  r  privatrechtlichen 
Sätze  nicht  unbedingt  massgebend  sein  kOnnen,  Holferich  in  der  Zeitschrift  far 
die  ges.  Staatswiss  1847.  I,  9.  (Ges.  ub.  Civ.liste  v.  1854,  später  erhöbt).  —  Aehnlich 
Koburg,  §.  76  der  Verf.  von  1821,  —  Braunschweig,  lAndschafis-O.  von  1832, 
§.  6.    (Kau). 

Etwas  abweichendes  Verfahren  in  Bfeiningen,  Nassau  (1829)  u.  s.  w.  S. 
tkbcr  Mein  in  gen  die  oben  gen.  Schriften.  Endlicher  Abschluss  eines  Vortrags 
daselbst  zwischen  Dynastie  und  Ständen  im  J.  1871,  auf  G/und  des  zweiten  Ver- 
gleichsentwurfs, den  das  als  Schiedsgerichtshof  gewählte  Drcsd.  Oberappdlationsgoricht 
aufgestellt  hatte:  das  den  Landosstcuern  nicht  unterworfene  Domänenvermögen  wird 
wie  hisher  verwendet,  der  Herzog  erhält  eine  feste  Rente  von  230.000  Thlr.  jährlich, 
der  Rest  fällt  zur  Hälfte  an  ihn  u.  an  die  Landeskassc.  Der  Domänenetat  wird  mit 
Zustimmung  (früher  hloss  mit  Beirath)  der  Landesvertretung  festgestellt.  Diese  Be- 
stimmungen bleiben  in  Kraft,  solange  ein  Mitglied  dos  Mein.  Specialhauses  oder  Goth. 
Gesammthauses  nach  Massgabe  der  Verfassungsurkunde  die  Regierung  des  Landes 
führt  Wenn  dies  aus  irgend  einem  Grunde  nicht  mehr  der  Fall  ist,  so  erfolgt  eine 
Grundtheilung  des  DomänenvermOgens:  dem  herzoglichen  Hause  bleiben  ^5  ^^  fidel- 
commiss.,  der  (gewöhnlichen  Besteuerung  unterworf.  Privateigenth.  des  Goth.  Gesammt- 
hauses, dem  Lande  %  ^  Prov.-Fonds.  (Mein.  Ges.  v.  20.  Juli  IS71).  —  ücber 
Nassau,  s.  Rau,  5.  A.  §.  91  Anm.  (h). 

Die  Ereignisse  von  1848  haben  die  Folge  gehabt,  dass  in  mehreren  deatschen 
Ländern  auf  Antrag  der  Landstäude  die  Domänen  für  Staatsgut  erklärt  wurden  nnd 
eine  Givilliste  eingeführt  ward,  z.  B  in  Altenburg,  wo  die  Kammer-  und  Landescin- 
kUnfte  vom  Anfang  1849  an  zusammengelegt  worden  sind,  in  Weimar,  Mecklenbni^. 
Meiningen,  Koburg  und  Gotha,  Oldenburg,  Nassau  u.  s.  w.  In  den  folgenden  Jahren 
wurden  diese  Bestimmungen  von  den  Regierungen  wieder  aufgehoben  und  neue  Ver- 
abredungen über  die  Verwendung  des  Domänenertrages  getroffen,  die  sich  oft  lange 
hinzogen  und  mitunter  erst  unter  dem  Eindruck  der  Ereignisse  v.  18H6  zu  einem 
Abschluss  gekommen  sind  (Anhalt  1869,  Schaumb.-Lippe,  Meiningen).  — 
Nachdem  im  Kriege  von  18C6  die  Gebiete  von  Hannover,  Kurhessen  u.  Nassau  in 
Preussen  einverleibt  worden  waren,  erhielten  die  Fürsten  dieser  Länder  reichliche 
Entschädigungen,  wohl  auch  mit  Rücksicht  auf  die  Hausdomänen,  welche  nun  preussische 
Staatsgüter  wurden.  So  der  KOnig  von  Hannover  1 3,679,000,  der  Herzog  von  Nassau 
8,892,000  Thlr.,  doch  wurde  die  Entschädigung  des  erstercn  wieder  mit  Beschla? 
belegt.  —  Uebersicht  über  die  jetzt  in  den  einzelnen  Staaten  bestehenden  Rechts- 
verhältnisse bei  G.  Meyer,  D.  Staatsrecht,  §.  94,  vgl.  mit  §.  202  eb. 

Mit  diesen  eigenthümlichen  Verhältnissen  des  älteren  und  neueren  Rechts  der 
Kammergüter  steht  dann  auch  die  Einrichtung  des  Kassen  wesens  in  Verbindung: 
das  System  zweifacher  Kassen,  die  „Kammerkasse'*  für  die  Einkünfte  des 
Kammerguts  und  für  die  daraus  zuvOrderst  zu  bestreitenden  Hofstaaatsausgaben ,  und 
die  (ständische)  Landes-Steuerkasso  für  die  Steuereinnahmen  und  für 
die  darauf  lastenden  Staatsausgaben.  Dieser  Gegenstand  ist  o.  in  §.  90  schon  er- 
ledigt worden.    Vgl.  dazu  auch  Rau  §.  92.  93. 

III.  —  §.  216.  Heutige  finanzwirthschaftliche  Be- 
deutung des  älteren  Domaniums.  Die  Verminderung 
desselben  musste  sieb  für  die  Finanzen  um  so  fühlbarer  machen, 
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je  mehr  schon  seit  den  letzten  Jahrhunderten  und  vollends  im 
modernen  Staate  der  Gegenwart  der  Staatsbedarf  stieg. 
Selbst  da,  wo  sich  noch  ein  erheblicher  Theil  des  Domaniums  er- 
halten hat  und  wo  dessen  Einnahmen  nicht  ganz  zur  Deckung 
des  Hofbedarfs  dienen,  ist  daher  regelmässig  nur  noch  eine 
massige  Quote  der  ordentlichen  Staatseinnahme ,  welche 
letztere  sich  wenigstens  im  Ganzen  dem  vergrässerten  Staatsbedarf 
anpassen  mnsste,  auf  dieses  Domanialeinkommen  zurOckzuftlhren. 

Relativ  am  Bedeutendsten,  d.  h.  als  Quote  ?on  der  Gesammteimiahme,  ist  es  noch 
in  den  deutschen  Staaten,  in  welchen  sich  neben  dem  bedeutenden  Einkommen 
besonders  aus  Forsten,  danach  aus  Feldgütern  auch  das  nächst  verwandte 
Einkommen  ausBerj?-  und  Hüttenwerken,  Salinen,  gewissen  Staatsfabriken 
u.  8.  w.  noch  reichlicher  als  in  den  meisten  andern  Ländern  findet.  Reste  des  alten 
Domanialcinkommens  sind  wohl  noch  in  aUen  europäischen  Staaten  vorhanden.  Aber 
sie  sind  öfters»  besonders  in  Westeuropa,  nicht  mehr  erheblich,  wenn  nicht  etwa  durch 
neuere  Einziehung  von  Kirchougut,  wenigstens  zeitweise,  grössere  Bestände 
wieder  hinzu  gekommen  sind. 

Im  Ganzen  ist  daher  die  Einnahmewirthschaft  unserer  Staaten 
immer  weniger  alte  Domanialwirthschaft  geblieben  und 
immer  mehr  Steuerwirthschaft,  d.  h.  theils  Gebühren-, 
namentlich  aber  eigentliche  Steuerwirthschaft  geworden. 
Nur  das  Hinzukommen  von  Staatseisenbahnen,  finanz- 
wirthscliaftlich  betrachtet  des  Haupt-Zweigs  modernen  Do 
manialwesens ,  hat  diese  Entwicklung  mitunter  etwas  zurUck- 
gedrSingt. 

Genaue  finanzstatist.  Vergleichunjren  bieten  wieder  wegen  der  Verschiedenheit 
der  Bestandtheile  des  privatwirthschaftlichen  Einkommens  und  der  Verschiedenheit  der 
Etatisirung  manche  Schwierigkeiten.  S.  ältere  Daten  ilber  den  „Reinertrag  der  Do- 
mänen mit  Angabo  s.  Verhältnisses  zum  reinen  Staatsei nkommen"  bei  Rau,  5.  A., 
g.  S9  Anm.  d,  in  meiner  Bearb.  d.  6.  A.,  §.117  Anm.  d,  bei  Czörnig,  Oesterr. 
Budget  II,  452,  477.  Nach  Herrn.  Wagner  (Goth.  Taschcub.  J874,  S.  87S  ff.,  884), 
ergeben  sich  folgende  Quoteu,  welche  einmal  der  „Reinertrag  der  Doniäuen  (i.  e.  S.) 
u.  Forsten",  dan»  ,.der  Reinertrag  des  ge,saminten  Privaterwerbs'*  von  den 
Is'ettoausgaben  des  Staats  um  1873  deckten.  Unter  dem  „gesammten  Privat- 
erwerb'* sind  hier  aber  einige  Posten  inbegriüen,  welche  steuerartiges  (Einnahm, 
aus  d.  Colonien.  Lotterie)  oder  gebührenartiges  Einkommen  (Münze,  Post,  Tele- 
graphie)  sind.  Es  lässt  sich  in  der  That  auch  eine  genaue  und  gleichmässige 
Ausscheidung  schwer  vornehmen.  Der  Privaterwerb  umfasst  nemlich  bei  der  folgen- 
den Berechnung:  Domänen,  Forsten,  Colonien,  Zinsen  aus  Geldgeschäften  (bei  den 
einzelnen  dcntschen  Staaten  incl.  des  rcsp.  Antheils  an  verzinslichen  Reichsactiven), 
Staatslotterie,  Berg-,  Hüttenwerke  und  Salinen,  verschiedene  gewerbliche  Anstalten 
(incl.  Staatsdrackeroi,  Münze,  Iftrag  der  Gesetzblätter),  endlich  Post,  Staatseisenbahnen. 
Telegraphen. 
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d.  Dom.  u.     ganz.  Privat- 


Voii  der  Nettoaosgabe 
beträgt 
d.Nettoertr.  d.Nettoertr.d. 
d.  Dom.  u.     ganz.  Privat- 


Forsten. 

erwerbs. 

Forsten. 

crwerb^j. 

Prousseu     .     . 

8-4 

31-9 

Italien    .    .    . 

30 

10-2 

Dänemark    .    . 

2-9 

20-0 

Chile     .    .    . 

.    .         1-7 

8*3 

Schweiz       .    . 

4-1 

24-4 

Serbien .    .    . 

1-8 

6-6 

Belgien   .    .     . 

1-0 

18'6 

Oesterreich 

.    .        0-5 

4-9 

Niederlande 

1-9 

17-0 

Portugal     . 

.     .        06 

4-7 

Korwegen    .    . 

1-2 

135 

Frankreich 

.     .         1-4 

3-9 

Griechenland   . 

3(i 

12-7 

Grossbritannien 

06 

2-5 

Bassland    .    . 

3-4 

12-5 

In  den  deutschen  Kleinstaaten  ist  der  Ertrag  der  Domänen  und  Forsten  mehrfach 
relativ  noch  grosser  als  in  den  Mittelstaaten.  Weitere  Einzelheiten  s.  im  folg.  Kapitel. 
Auch  Gerstfeldt  hat  in  s.  ?erdienstvolleo  finanzstat  Arbeiten  einige  hierher  gehör. 
Berechnungen  fUr  die  neueste  Zeit  angestellt,  wobei  indessen  ebenfalls  wegen  der 
Zus.fassung  nicht  ganz  gleichartiger  Bubrikeu  nur  annähernd  richtige  Ergebnisse 
zu  gewinnen  waren.  S.  bes.  d.  Tab.  in  d.  „Beitr.  z.  Reichsstirage''  u.  den  Aufs,  in 
Conrads  Jahrb.  B.  41  (1883).  Vgl.  auch  oben  S.  73.  Hiernach  würde  sich  um 
1878  stellen: 

Nettoertrag  Oder  per  Kopf  der 

Domänen  u.      Berg- um!  Bevölkerung. 

Forsten        Hüttenwesen    Dom.  u. s.w.  Bergw.  u.s.w. 


Mill.  M. 


Pfennig 


Preussen 

46-67 

13-38 

181 

52 

Baiem 

24-56 

0-84 

491 

17 

K.  Sachsen 

810 

0-70 

290 

25 

Würtemberg      .... 

611 

0-80 

325 

42 

Baden  

3*74 

0-23 

248 

mio 

Elsass-Lothringen  .    .    . 

3-96 

259 

Hessen 

5-78 

667 

Andere  deutsche  Staaten 

11-92 

1-92 

360 

5S 

Alle  Staaten      .... 

110-85 

17-87 

260 

42 

Gr.  Britannien  .... 

2678 

(??) 

79 

Frankreich 

44-08 

119 

West-Oesterreich  .    .    . 

19-40 

88 

Russland 

50'84 

73 

Die  Ziffer  f.  Grossbrit.  möchte  einen  Irrthum  enthalten  (zu  hoch  sein).  Eben- 
falls nach  Gerstfeldt  war  in  Preussen  (nach  1860  incl.  neue  Prov.)  der  Bein 
ertrag  der  Domänen  u.  Forsten  1821  27*53,  1832  2356,  1841  22-78,  1851  -24-74, 
1861  25-06,  1873  45-44,  1883  47-84  Mill.  M.  oder  p.  Kopf  der  Bevölk.  bez.  250— 
181—151—145  —  136—191—169  Pfennig,  d.  h.  in  7«  der  gleichzeitigen  „steuerrechtl. 
Einnahme'*  bez.  28*1— 181— 160 -13-5— 10'6— 12-2— lO'O,  als'o  ein  starkes  relative» 
Zurückbleiben  hinter  der  Entwicklung  der  Besteuerung  doch  auch  hier.  Die  Reiuein* 
nähme  aus  Berg-,  Hütten-  u.  Salzwerken  ist  auch  relativ  bis  1873  gestiegen  (p.  Kopf 
1821  16,  1873  89,  1883  54  Pfennig,  in  7«  der  Steuern  1-4—5-8—3-2),  schwankt  aber 
jahresweise  sehr. 

IV.  —  §•  217.  Principielle  finanzwirthschaftlichc 
Beurtheilung  dieser  Entwicklung.  Diese  thatsächliche 
Gestaltung  des  Verhältnisses  der  beiden  Hauptarten  der  ordentlichen 
Einnahmen,  der  privat-  und  der  Staat swirthscbaftlichen,  zu 
einander  hat  die  Finanzwissenschaft  aus  dem  Gesichtspuncte  der 
Zweckmässigkeit  nach  den  Bedürfnissen  des  modernen  Staats  zu 
beurtheilen.    Dies  führt  in  Bezug  auf  die  Objecte,  welche  als 
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die  Grandlage  des  betreffenden  privatwirthscbaftlichen  Einkommens 
dienen,  zu  der  Frage,  ob  dieselben  beibehalten,  vermindert, 
bez.  veräussert  oder  vermehrt  werden  sollen.  Eine  solche 
Frage  mnss  getrennt  für  die  einzelnen  Hauptqaellen  des 
Privaterwerbs  untersucht  werden,  weil  bei  jeder  immer  aparte  Ver- 
bältnisse mit  in  Betracht  kommen.  Im  nächsten  Kapitel  wird  die 
Untersuchung  demgemäss  geführt  werden. 

Bei  der  allgemeinen  Beurtheilung  des  Verhältnisses  der 
privat-  und  staatswirthschatUichen  Einnahmen  zu  einander  und  bei 
der  Erörterung  der  genannten  Frage  ist,  wie  gewöhnlich  bei  den 
practischen  Problemen  der  Finanz  Wissenschaft ,  wieder  der  rein 
finanzielle  und  der  social-politische  und  „allgemein- 
volkswirthschaft liehe''  Gesichtspunct  zu  unterscheiden. 

So  kann  man  ihn  nennen,  wenn  gewisse  allg;emeinc  Interessen  der  Volkswirth- 
schaft  auch  der  Froduction  im  Ganzen  in  Betracht  kommen,  nicht  nur  die  Spe- 
cial iuteresscu  eines  Productionszweigea.  So  ist  z.  B.  die  Erhaltung  der  Walder 
wegen  des  Einflusses  des  Waldbestands  auf  das  Klima  und  auf  die  ganze  Landescultur 
ein  aligemein-Folkswirthsch.  Interesse. 

1.  Nach  dem  ersteren  Gesichtspunct  ist  die  geschilderte 
Entwicklung  und  demgemäss  das  starke  Vorwalten  der 
Steuerwirthschaft  vor  der  Domanialwirthschuft  im  modernen 
Staate  principiell  zulässig,  ja  dem  Wesen  dieses  Staats  im 
Ganzen  angemessen.  Aber  immerhin  bietet  die  Verfügung  über 
ein  erheblicheres  privatwirthschaftliches  Einkommen  auch  heute 
noch  ihre  finanziellen  Vortheile  (§.  35),  weil  die  Steuer- 
last dann  ceteris  paribus  nicht  so  gross  zu  werden  braucht,  weniger 
empfindlich  gespürt  wird  und,  wie  jede  kleinere  Last,  leichter  richtig 
vertheilt  werden  kann. 

Deshalb  sind  finanzstatist.  Berechnungen  wichtig,  weh- he  spccioll  zeigen ,  wie 
gross  die  Qoote  ist,  die  z.  B.  die  Schuld  oder  Heer  und  Flotte  von  der  Steuereinnahnio 
noch  absorbiren,  nachdem  sie  zuförderst  soweit  als  möglich  vom  Reinertrag  der  privat- 
wirthsch.  Einnahmen  «:edeckt  sind.  S.  C zornig,  österr.  Budg.  II,  4S4,  A.  Wagnnr, 
Ordn.  d.  Ost  Staatshaush.  S.  151  und  Art.  Staatsschulden  im  Staatswörterbuch  X.  57, 
jetzt  oben  S.  73,  74.  Prcussen  z.  B.  konnte  seinen  g:rosscn  Militäraufwand 
leichtertragen:  wegen  seiner  kleinen,  ohnehin  z.  Th.  für  Eisenbahnen  aui'gcnomnicnen 
Schuld  und  wegen  seiner  grossen  pri?atwirthsch.  Einnahmen,  umgekehrt  doppelte  Last 
des  Militäraufwands  in  Oesterreich. 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  eine  principielle  Beseiti- 
gung allen  Privaterwerbs,  wie  sie  hier  und  da  in  der 
britischen  Schule  des  ökonomischen  Individualismus,  auch  bei 
deren  deutschen  Vertretern,  z.  B.  Bergius,  verlangt  wurde,  dem 
Interesse  der  Finanzen  zuwider  wäre.  Eine  Vermehrung 
jenes  Erwerbs  kann  unter  UmständeD  auch  finanziell  passend  sein. 
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Nar  wird  darüber  selten  das  Finanzinteresse  allein  entscheiden 
dürfen:  es  spricht  bloss  in  zweiter  Linie  mit 

2.  Die  Entscheidung  muss  vielmehr  schliesslich  nach  dem 
socialpolitischen  und  dem  allgemein-volkswirthschaft- 
liehen  Interesse  erfolgen,  daher  im  Ganzen  auch  verschieden 
nach  Zeit  und  Landesverhältnissen  and  nach  den 
einzelnen  Arten  des  Privaterwerbs,  wie  es  im  nächsten 
Kapitel  gezeigt  werden  wird.  Hier  ist  jetzt  nur  aus  den  Ergeb- 
nissen der  doit  anzustellenden  Untersuchungen  vorweg  zu  nehmeni 
dass  eine  principielle  Beseitigung  allen  alten  Privat- 
erwerbs des  Staats  nicht  im  Gesammtinteresse  liegt 
Einzelne  Objecte,  wie  die  Forsten,  sollten  durchaus  im  Staats- 
eigenthum  erbalten  werden,  auch  die  weitere  Verminderung  der 
Staats-Fcldgtlter  ist  wenigstens  nicht  aUgemein  räthlich.  Andere 
Objecte  werden  passend  zu  den  privatwirthscbaftlichen  Einnahme- 
quellen neu  hinzutreten,  wie  die  Staatseisenbahnen.  Im  Ganzen 
wird  daher  der  Privaterwerb  des  Staats  doch  seine  heutige 
Bedeutung  zweckmässig  behaupten  und  mehrfach  wieder 
Erweiterungen  gerade  aus  Rücksicht  auf  moderne  Verhält- 
nisse des  Volkslebens,  der  Volks wirthschaft  und  Technik  u.  s.  w.,  er* 
fahren.  Die  Ausdehnung  gemeinwirthschaft lieber  Thätigkeit 
des  Staats  und  der  Gemeinden  und  übrigen  Selbstverwaltungs- 
körper  an  Stelle  der  Privatwirthschaft ,  besonders  der  durch  die 
Erwerbs-  (Actiengesellschaft)  vertretenen,  —  vielfach  eine  ökono- 
misch-technische und  eine  socialpolitische  Nothwcndigkeit,  welche 
sich  jetzt  allenthalben  bei  uns  vollzieht  — ,  wirkt  auf  solche  Er- 
weiterungen des  privatwirthscbaftlichen  Einkommens  der  Finanz- 
wirtbsehaft von  selbst  mit  hin. 

Aber  dadurch  wird,  wenigstens  voraussichtlich  noch  für  sehr 
lange  Zeit,  der  specifische  Character  der  modernen  Ein- 
nahmewirthschaft  des  Staats  und  der  Communen,  das 
starke  Vorwalten  der  Steuerwirthschaft,  nicht  be- 
seitigt, sondern  nur  wieder  etwas  modificirt  werden. 

3.  Das  Vorwalten  der  Steuer-  vor  der  Domanial- 
wirth Schaft  im  modernen  Staatshaushalte  tindet  auch  noch 
in  folgenden  Erwägungen  seine  weitere  Begründung: 

a)  Das  Wesen  und  die  Aufgabe  des  Staats  selbst 
spricht  dafür.  Das  zwangsgemeinwirthschaftliche  System,  das  im 
Staate  seinen  höchsten  Vertreter  findet,  soll  das  privatwirthschaft- 
liche  System  in  der  Volks  wirthschaft  ergänzen  und  theil  weise 
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ersetzen,  aber  nicht  alle  Functionen  desselben  Übernehmen. 
PriTatwirthschaftliche  Thätigkeiten  des  Staats  rein  zu  finan- 
ziellen oder  Erwerbs  zwecken  sind  eben  deshalb  nur 
aasnahmsweise  passend :  sie  haben  die  Vermnthang 
gegen  sich. 

Das  richtige  YerbAltniss  ist  vielmehr,  dass  der  Staat  (ähnlich  die  Gcmciudc)  das 
jprodacirt,  was  grnndsät/Üch  seine  Aufgabe  ist:  die  mancherlei  meist  immateriellen 
Staatslcistungen,  die  ihm  auf  dem  (iebiete  des  Rechts-  und  Macht2wecks,  des  Cultur- 
Qnd  Wohlfahrtszwccks  obliegen,  weil  die  Bevölkerung  die  betreffenden  Gater  nach  dem 
priratwirthsch.  System  nicht  oder  nicht  so  gut  produciren  kann.  Die  Bevölke- 
rung dagegen  erzeugt  die  SachgUter,  welche  der  Staat  dircct  und  indirect  für  die 
Herstellung  der  von  ihm  verlangten  Leistungen  braucht.  Er  giebt  diese  der  Be- 
völkerung, die  letztere  giebt  die  SachgUter  (das  Geld)  in  den  aligcmcinon  Steuern  dem 
Staate;  auch  eine  Art  Tausch,  nur  nach  den  Bedingungen,  die  der  Staat  stellt 
So  erscheinen  Staatsleistungcn  und  Steuern  als  richtiges  Correlat  fur  einander. 
Aenderungen  in  diesem  Verhältniss  sind  in  der  heutigen  Volkswirthschaft  freilich 
durch  die  ökonomisch-technischen  Bedingungen  des  Productionsbetriebs  (Gross Unter- 
nehmungen) und  durch  die  social-politischeu  Bedenken  ge<ren  das  Ucberwuchern  des 
Privatkapitalismus  geboten,  aber  eben  doch  nur  in  bestimmten  Fällen,  nicht  auf 
dem  ganzen  grossen  Gebiete,  wo  sich,  wie  in  Landwirthschaft,  Gewerbe  u.  llandel  die 
Production  doch  noch  heute  in  den  Formen  der  gewöhnlichen  Privatwirthschaft 
vollzieht  und  —  bewährt  Das  abersieht  der  „extreme  Socialismus'\  S.  Grundleg. 
1.  Abth.  Kap.  3  u.  §.  109a— 109e. 

b)  Dazu  kommen  politische  Erwägungen.  Die  Domanial- 
einnahme,  zumal  die  vorwaltende,  kann  wenigstens  der  Regierung 
leichter  zu  grosse  Unabhängigkeit  und  Macht,  bedenklichen  Ein- 
fluss  geben,  —  gegen  das  politische  und  auch  gegen  das  finan- 
zielle Interesse  der  Nation.  Auch  im  Finanzinteresse  hat 
sich  am  Steuerbewilligungsrecht  die  Volksfreiheit 
emporgerankt  und  ist  dadurch  eine  wirksame  Finanzcontrole 
geschaffen  worden. 

c)  Oekonomische  Gründe  sprechen  wenigstens  in  den- 
jenigen Fällen  gegen  Privaterwerb,  wo  wirklich  der  Staat  (oder 
die  Commune)  als  leitendes  Wirthschaftssubject  ökonomisch- tech- 
nisch Geringeres  leistet  als  der  Private. 

Dass  dies,  entgegen  einer  verbreiteten  Annahme,  nicht  immer  so  ist,  wurde  schon 
früher  hervorgehoben  (§.  7)  und  wird  im  folj^eiiden  Kapitel  noch  mehrfach  näher 
nachgewiesen.  In  manchen  Fällen  ist  der  Staat  aber  ohne  Zweifel  zum  Betriebe  un- 
geeignet, wie  zur  Führung  gewöhnlicher  landwirthschaftlicher,  ge werklicher  und 
Handelsgeschäfte.  Da  hier  nicht  allgemein  Verpachtung  möglich  ist,  so  empfiehlt 
bich  aus  rein  finanziellen  Gründen  dann  Beseitigung  der  betreffenden  Zweige  des 
Prifaterwerbs. 

d)  Endlich  sind  auch  specifisch  finanzielle  mit  den  An- 
forderangen  der  Ordnung  des  Finanzwesens  zusammenhängende 
Grtinde  gegen  ein  Vorwalten,  selbst  aueh  nur  gegen  eine  sehr 
starke  Vertretung  privatwirthschaftlicher  Einnahmen  im  modernen 
Staatshaushalte    anzuführen.     Der   ziemlich    gleichmässige 
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und  im  Cranzen  allmälig  steigende  Finanzbedarf  findet  in 
nothwendig  stärker  wechselnden  und  nicht  nach  demselben 
Princip  steigenden  privatwirthschaftlichen  Einnahmen  (Rein- 
erträge der  Berg-  und  Hüttenwerke,  Eisenbahnen!)  keine  richtige 
Deckung.  Der  Bedarf,  welcher  durch  unmittelbar  gefühlte  Steuern 
bestritten  wird,  wird  in  der  Regel  sorgsamer  geprüft  werden.  Die 
auf  Steuer>virthschaft  begründete  Finanzwirthschailfc  hat  daher  mehr 
als  die  auf  Domanialeinnahmen  basirte  die  Vermuthung  einer 
Regelung  nach  dem  wahren  Volks-  und  Staatsinteresse  fUr  sich 
und  demgemäss  wird  wahrscheinlich  dort  mehr  als  hier  die 
Staatsthätigkeit  richtig  bestimmt  werden. 


Zweites  Kapitel. 
Der  Privaterwerb  der  Finanzwirthsfliaft. 

Zu  dem  Privaterwerb  werden  hier  dicjcnig^eu  Einnahmequellcu  gercchuct,  welche 
oben  in  §.  20.^  angezählt  worden  sind.  Je  nachdem  man  die  Abgrenzung  zwischen 
privatwirthächaftlichen  und  gebuhrenartigen  Einnahmen  etwas  andern 
vornimmt,  als  es  hier  geschieht,  wird  die  Keihe  der  Eiuuahmei^uellen  erstercr  Art 
sich  verengen  —  z.  B.  wenn  das  Staatseisenbahnwesen  jetzt  bereits  unter  die  Ge- 
buhrenanstalten  gerechnet  wird  —  oder  sich  erweitern,  —  z.  B.  wenn  die  Podt, 
Telegraphie  noch  nicht  als  Gcbtlhrenanstalt  behandelt  werden  sollte.  Daraus  erklärt 
sich  dann  nothwcndig  die  verschiedene  Stelle,  welche  einzelne  Zweige  der  Einnahmen 
im  System  der  Theoretiker  erlangen,  z.  B.  bei  Kau,  Stein,  Umpfenbach,  mir« 
Diese  Stelle  ist  eine  Consequenz  der  principiellen  Auffassung  und  nicht  sie,  sondern 
letztere  muss  evcnt.  berirbligt  werden,  was  L.  Stein  öfters  übersieht 

§.  218.  Einleitnng.  Bei  allen  privatwirthschaftlichen  Ein- 
nahmearten sind  zwei  Fragen  auseinander  zu  halten, 
welche  im  Folgenden  daher  immer  getrennt  untersucht  werden: 

1.  Ob  die  bezflglichen  Objecte,  welche  den  Ertrag  geben, 
beibehalten,  veräussert  oder  vermehrt  werden  sollen. 

2.  Wie,  im  Falle  des  Staatsbesitzes,  dieBewirthschaftung 
und  Verwaltung  eingerichtet  werden  soll. 

Für  die  erste  Frage  sind  die  beiden  in  §.  217  genannten 
Gesichtspuncte  zu  unterscheiden:  der  rein  finanzielle  und  der 
socialpolitische  und  allgcmein-volkswirthschaftliche. 
Von  letzterem  aus  ist  die  Beibehaltung,  Vermehrung  oder  Beseiti- 
gung des  betreffenden  „werbenden  Staatseigenthums^^  (ähnlich  des 
gleichen  Communaleigenthums)  zu  beurtheilen  nach  den  allge- 
meinen Einwirkungen  sei  es  des  Staats-,  sei  es  des 
Privatbesitzes  auf  die  ganze  Volkswirtbschaft,  auf  die  allgemeine 
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Landescnltnr,  die  Production  und  Vertheilang  des  Volkseinkommens, 
und  wegen  der  hieraus  wieder  folgenden  socialpolitisehen  Wir- 
kungen einer  solchen  Gestaltung  der  Besitz  Verhältnisse.  Im 
Allgemeinen  muss  sich  der  rein  finanzielle  Standpunct  dem 
anderen  unterordnen. 

Es  ergiebt  sich  daraus,  dass  die  Frage  der  VerUusserung  etc. 
des  ,, werbenden  Staatseigenthums^'  nur  eine  relative  Beant- 
wortung zulässt. 

Die  unbedingte  Kmpfclilunjr  einer  solchen  Massre^el  war  »lie  Consc(|Ucnz  der 
überwiegend  privatwirthschaftlichen  Anschaann«!:  der  Smith 'sehen  Schule  mit  ihrer 
Theorie  der  freien  Concnrrenz.  Dies  verkennt  auch  Stein,  2.  A-,  S.  151),  wenn  er 
zwei  Verwaltungsprincipien  für  Domänen  unterscheidet:  naeh  dem  massgebenden 
zweiten  müsse  die  finanz.  Verwaltung  so  eingericlitet  werden,  dass  man  den  Debcr&rang 
der  Domänen  ins  Privatei^enthum  rorbereite.  Letzteres  ist  kein  allgemein  ^Oltigcs 
Axiom,  selbst  nicht  für  die  Goiienwart.  A.  Smith,  III,  20S:  „Das  Einkommen, 
welches  in  jeder  cinlisirten  Monarchie  die  Krone  von  den  Staats«rUteni  zieht,  obschon 
es  die  Bürger  nichts  zu  kosten  scheint,  kostet  doch  in  der  That  die  Gesellschaft  mehr 
als  vielleicht  jede  andere  Einnahme  der  Krone  von  gleicher  Grösse'*,  ein  höchst  ein- 
seitiger Satz  und  eine  falsche  Generallsation  brit.  Verhältnisse.  Lotz,  III,  120. 
Seeliff  in  Bau  o.  Haussen,  Archiv  der  polit.  Oekon.,  N.  Foljrc,  IX.  29.  Berpfius, 
Kinanzwissenschaft  S.  171.  Pfeiffer,  Staats-Einnahm.  I,  112,  und  überhaupt  die 
Vertreter  der  Manchesterrichtun*r.  Siehe  auch  oben  S.  4S7  die  einscitigro  Auffassuns: 
V.  Pfeiffer,  Maurns,  dass  der  Domänenbesitz  des  Staats  wie  eine  Steuer  wirke. 
Die  Praxis  ist  von  dieser  Anschauung  mehrfach  beeinflnsst  worden,  wenn  auch  bei 
ihr  Finanzschwierigkeiten  gewöhnlich  zumeist  zu  Veräusserunfren  von  Domänen  dräng-ten. 
In  Ocsterreich  sind  schon  im  vorigen  Jahrhundert,  sodann  auch  im  jetzigen  (V.  v. 
7.  Octob.  1810  u.  20.  Febr.  1811,  ferner  nach  dem  Patent  vom  22.  Januar  1817) 
»ehr  viele  grosse  Domänenherrschaften  zur  Schuldentil(!:ung  veränssert  worden.  Der 
Verkauf  brachte  1818—1851  35,736,097  fl.  ein,  der  Ausrufspreis  war  28,893,968  fl. 
oder  Vr  des  Erlöses.  Darunter  befand  sich  die  Herrschaft  Podiebrad  in  Böhmen,  die 
1839  tut  1,634,050  fl.  veräussert  wurde.  Tafeln  zur  Statistik  der  österr.  Monarchie, 
Neue  Folge,  I,  3.  Heft  Taf.  19.  (Eau.)  Neuerdings  war  die  Domänenvcräusserung 
in  Oesterreich  wieder  bloss  eine  Folge  der  Finanznoth.  ohne  ein  leitendes  rationelles 
Flnanzprincip.  Dies  gilt  namentlich  von  dem  verfehlten  Vertrag  vom  18.  Octobcr  1855, 
zwischen  Staat  und  Nationalbank,  wonach  eine  Masse  von  Staatsgütern,  die  auf 
156,485,000  fl.  angeschlagen  waren  und  eine  Fläche  von  150  g.  Quadr. -Meilen  ein- 
nahmen, an  die  Nationalbank  als  Unterpfand  für  das  Guthaben  derselben  von  155  M.  fl. 
überlassen  wurde.  Die  Bank  durfte  diese  Güter  verwalten  und  allmälig  voräussern 
und  der  Erlös  wurde  an  der  genannten  Schuld  des  Staates  abgerechnet  Für  die  Her- 
stellung der  Valuta  —  doch  der  Zweck  der  Miassregel  —  war  dieser  Vertrag  ohne 
Erfolg  (s.  A.  Wagner,  Finanz.  Oesterr.  im  Staatsw.  B.  VII.  630).  (Die  Bemerkungen 
von  Stein  S.  IfiS  d.  2.  A.  machen  fast  wieder  ein  festes  „Princip*'  aus  der  Verwen- 
dung des  Erlöses  verkaufter  Domänen  zur  Papiergeldeinlösung,  —  wie  so  oft  bei 
Stein  eine  Erhebung  zuflUliger  österr.  Finanzmassregeln  zum  wissenschaftL  Postulat!) 
In  dem  Verkaufe  von  Eisenbahnen  und  anderen  Gegenständen  an  eine  Gesellschaft, 
für  welche  französische  Gapitalisten  den  Vertrag  abschlössen  (1.  Jan.  1855,  für  200 
Mill.  Fr.),  waren  auch  114,000  Hekt  Land  einbegriffen.  Starke  Veräusserungen,  selbst 
von  Forsten,  sind  in  neuester  Zeit  in  Oesterreich  wieder  erfolgt,  mit  zur  Beschaffung 
von  Deckungsmitteln  des  Staatshaush.  seit  1868  (Ges.  v.  20.  Juni  1868).  Vgl.  die 
Vofhciöse)  Schrift  Staatsgütorverwaltiing  der  Nationalbank.  Wien  1862.  Es  sind  daher 
mit  Ausnahme  der  Staatswaldnngen  im  westlichen  Oesterreich  nur  noch  ganz  wenige 
Staatsgtlter  übrig  geblieben.  —  Auch  in  Preussen  führten  die  Ereignisse  von  1806  ff*, 
zur  Aufhebung  der  gesetzlichen  Onveräusserlichkeit  der  Domänen  (Ed.  v.  5.  Nov.  1809, 
Hausges.  v.  17.  Dec.  1808)  u.  zu  grösseien  Verkäufen  (s.  v.  Rönne.  Staatsr.  IL  2. B. 
§.5191.    Bis  1820  sind  für  20  Mill..  von  da  an  bis  1840  für  SüVg  Mill.  Thlr.  Kammer- 
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guter  verkauft  worden.  Auch  spiier  wurde  noch  jährl.  1  MilL  Tlilr.  für  Vorküafe, 
Ablösungen  in  den  Etat  gesetzt  (C.-O.  ?.  7.  Novbr.  1832),  dann  bald  etwas  mebr, 
bald  etwas  weniger,  z.B.  im  D.  1851—56  wurden  281.8S4,  1860—64  1035.  1865—69 
0*854.  1874  1*842  Mill.  Thir.  ans  dem  V^erkanfe  v.  Domänen  u.  ForstgrandstOdcea  o. 
der  AblObung  von  Domänengefalleu  eingenommen.  A.  für  1875  n.  76  box.  3  u.  3  6, 
Et  f.  1883/84  3-2  Mill.  M.  Wirkliche  Einnahme  für  Veräusserungcn  (nur  in  den 
alten  Provinzen)  allein:  1871  1*17,  1872  2-20,  1873  2*09.  1879/80  1*81,  1880/81 1-96, 
1881/S2  105  Mill.  M.,  vielfach  kleinere  Grundstücke,  aber  sonst  doch  auf  die  Dauer 
keine  erwünschte  Praxis. 

Die  neuere  Wissenschaft;  wie  sie  insbesondere  von  der 
dentschen  historischen  Schule  der  Nationalökonomie  vertreten 
wird,  ist  solchen  Massregeln  der  Veräusserung  der  Domänen^ 
wenn  sie  als  allgemeine  Forderung  der  Politik  erscheinen, 
schon  abhold;  weil  sie  mit  Recht  die  Bedingtheit  aller  solcher 
Entscheidungen  durch  die  geschichtlich  gegebenen  Verhältnisse 
des  Volks-  und  Wirthschaftslebens  betont  und  danach  eine  rich- 
tige Entscheidung  nur  von  Fall  zu  Fall  für  möglich  hält  Die 
socialpolitische  Auffassung;  welche  namentlich  den  Einfloss 
der  Gestaltung  der  Besitzverbältnisse  und  RentenbezOge  auf  die 
Vertheilnng  des  Volkseinkommens  und  auf  die  sociale  Lage  der 
Volksclassen  beachtet,  wird  sich  vollends  dem  allgemeinen 
Verdict  gegen  das  werbende  Staatseigenthum ,  besonders  gegen 
Staatsgrundbesitz  nicht  auschliessen  können.  Sie  wird  vielmehr 
die  Bedenken  eines  ausschliesslich  privaten  Besitzes  der  Pro- 
ductionsmittel  und,  daraus  hervorgehend;  eines  zu  starken  Ueber- 
wiegens  des  privatwirthschaftlichen  Systems  in  der  Volkswirthschaft 
hervorheben. 

Die  Frage  der  Beibehaltung,  Vermehrung  oder  Veräussemng 
der  privatwirthschaftlichen  Einnahmeobjecte  des  Staats  hängt  da- 
her wieder  eng  mit  den  allgemeinsten  und  wichtigsten 
Fragen  der  Organisation  der  Volkswirthschaft  und  der 
Gestaltung  der  Besitzverhältnisse,  speciell  der  Ver- 
theilnng des  EigenthumS;  namentlich  des  Grundeigen- 
thums,  als  Privateigenthum  an  die  Privatwirthschaften  und 
als  öffentliches  oder  „gesellschaftliches^*  Eigenthum  ao 
die  Zwangegemein wirthschaften,  den  Staat  und  die  Selbstverwal- 
lungskörper,  besonders  die  Gemeinden,  als  die  Vertreter  der  Volks- 
gemeinschaft, zusammen.  Jene  Frage  ist  deshalb  z.  B.  in  Hinsicht 
auf  die  Feldgüter  zugleich  eine  principale  Frage  in  Bezug  auf 
die  Rechtsordnung  für  den  ländlichen  (agrarischen) 
Boden.  Diese  Seite  der  Sache  hat  die  ältere  Finanzwissenschaft 
zu  wenig,  oftmals  gar  nicht  beachtet.    Sie  beging  denselben  Fehler 
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wie  die  Politische  Oekonomie  der  Smith'scben  Schule  in  den  volks- 
wirthschaftlichen  Fragen  überhaupt  Daraus  ergiebt  sich,  dass 
die  Gründe  für  und  wider  Domänenveräusserung  bei  den  älteren 
Finanz theoreti kern,  auch  noch  Bau  hier  eingeschlossen,  nur  eine 
bedingte  Beweiskraft  haben  und  mit  den  anderen  Gründen  aus 
dem  socialpolitiscben  Gesichtspuncte  für  die  Entscheidung  corobinirt 
werden  müssen. 

S.  daher  bes.  die  eiDgehondc  principiclle  TlrOrtening  der  Gmodeisrenthumsfra^o 
in  der  Grandle^DO?  2.  Abtb.,  Kap.  4,  bes.  §.  341—345,  347—351,  wo  auf  di«  Staats- 
dom&oen  mit  RQcksicht  «rcnommcn  ist;  ^rner  A.  Samt  er,  Gesellsrb.  n.  Privatcijr. 


Erster  Hauptabschnitt. 

Feldgüter  oder  Domänen  im  engsten  Sinne  und  dingliche  Rechte. 

1.  Abschnitt. 
Beibehaltimg  oder  Yerftusserung  der  FeldgUter. 

I.  —  §.  219.  Die  Gründe  für  und  wider  in  der  bis- 
herigen Finanzwissenschaft.  Zar  allseitigen  Würdigung 
der  Frage  und  der  Art  und  Weise,  wie  sie  behandelt  wurde,  er- 
scheint es  zweckmäesig,  zunächst  die  bisher  übliche  Beweisführung 
darzulegen,  deren  bester  Repräsentant  Rau  war.  Kau  hat  die 
Gründe  für  und  wider  folgendermassen  zusammengestellt. 

S.  Rau,  5.  A.,  §.  94 — 98.  mit  kleinen  Veränderungen  von  mir  in  d.  6.  A.  §.  122  ff. 
Rau  hat  liier  noch  rein  die  iinanz.  (u.  privatökonom.)  Betrachtungsweise.  Kiuzelne 
Modificationen  dieser  Auffassuni?  liatte  ich  schon  in  d.  6.  A.  ein&refilgt  (z.  ß.  Punct  1 
in  §.  122),  aber  noch  nicht  ^enu«rend;  meine  Ansicht  war  dem  Staatsgrundeigenthum 
noch  zu  ungfünstiiü^.  Diese  Beliandlung  fand  schon  in  meiner  Grundloguniur  a.  a.  0. 
die  nothwendi^e  Berichtigrung.  Ich  ffehe  jetzt  hier  nur  kurz  die  GrUnde,  die  Rau 
auffülirt,  dem  Sinne  nach  an.  Seine  weitläufige  Auseinandersetzung  dieser  GrUnde 
ist  jetzt  wohl  entbehrlich.  Sie  findet  sich  tlbrigens  im  Ganzen  noch  wörtlich  in  der 
vor.  Aufl.  dieses  Bandes  §.  1 59  S.  363  ff. 

A.  Für  die  Veräusserung  der  Domänen. 

1.  Die  geringere  ökonomisch-teehnisehe  Oeschick- 
lichkeit  derStaatsverwaltung  verglichen  mit  der  der  Privaten 
im  gewöhnlichen  Wirthschaftsbetrieb. 

Man  hat  darauf  u.  A.  aus  der  Iljihe  des  Erlöses  b«'im  Verkauf  verglichen  mit 
dem  bisherigen  Reinertrag  und  dem  Schätzungswerth  schliessen  wollen.  Letzteres  ist 
Jedenfalls  bei  der  Unsicherheit  der  Grundlagen  mis>!ich.  Nach  Rau  a.  a.  0.  sollen  in 
Dänemark  ncuj^rlich  die  Staatsgüter  so  gut  verkauft  worden  sein,  dass  ihr  bisheriger 
Reinertrag  nur  Va~^  Proc.  des  Erlöses  war.  Die  in  Spanien  bis  1811  verkauften 
Staatscrtlter  waren  auf  133  Mill.  Re.  gc>chätzt  und  es  wurden  92t)  Mill.  erlöst.  Die 
bis  1*^5  von  der  Regionmg  verkauften  Kirchenguter  brachtun  einen  Erlös  von 
17,851,000  Realen,  während  sie  zu  9,143,000  Re.  angeschlagen  worden  waren.  Auch 
die  neuesten  Italien.  Resultate  beim  Verkauf  der  Staats-  u.  Kirchengüter  sind  ver- 
glichen mit  den  bisher.  Renten  u.  den  Taxen  ffUnslitr.    In  Baiern  sind  in  den  Jahren 
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Ib26 — 28  für  3.350,557  fl.  Doniänon  verkault  worden,  deren  Kcinertrag  bisher  54J51  fl. 
oder  2*3  Proc.  war.  Der  Erlös  ist.  wenn  man  nocli  45,000  fl.  VorscliOsse  u.  35,000  fl. 
Ausstände  cinrcclinet,  das  45faclie  der  bishcrip:en  reinen  Rente,  und  verzinset  sich 
dagegen  zu  42  Proc.  Verb.  v.  1831.  Beil.  XXI.  Vetterlein's  yortrag  §.  15  (Kau). 
Ueber  Oesterrcicb  s.d.  Schrift  v.  J.  Schulhof.  Staatsjj^üter  u.  Grossflrruodijositz  in 
d.  östcrr.  Mon.,  Wien  1862  (ziemlich  unzuverlässi«r)  n.  da^c^en  dieS.  525  jren.  Schrift  der 
Bank.  In  Jctzten;r  wird  u.  A.  jrezcij^t,  dass  man  hvA  der  Ver^icichunfr  mit  Prirat- 
jrlltem  oft  den  Ertrag  der  Staats«rüter  nicht  richtig  (nicht  hocli  jrenup)  anschlisrt. 
S.  12:  ..Die  Keutabfnhren  können  nicht  zur  Gruudlaire  einer  venrleichcndon  ßeurtheilun^ 
dienen,  da  von  dem  Keinertras  d(?r  StaatsjjUter  meist  nur  ein  Theil  in  die  Staatskass« 
pelanpft"  Es  möchte  Überhaupt  häufiger,  als  biNher  an)2:enommen  wurde,  der  Staats- 
jiCUtererti'a«?  selbst  jetzt  schon  nicht  allgemein  (wenn  Zeit  des  Verkaufs,  Lage,  BodcD, 
Absatz\erhaltui>se,  Grösse  der  Güter  u.  s.  w.  verglichen  winl)  so  sehr  hinter  dem  Ton 
Privatgütern  zurückstehen,  von  möglichen  Verbesserungen  in  der  Verwaltung  gar  nicht 
zu  reden.  Immerhin  verkaufte  jedoch  auch  d.  österr.  Nationaibank  8  Güter  von  zns. 
öl. 524  fl.  mittl.  Reinertrag  im  Anschlag  (unter  BeiUcksicht.  steigender  Cultur)  \on 
1-46  Mill.  fl.  für  2,620,645  fl.,  wovon  der  bisher.  Ertrag  also  2*35  %  ^ar»  —  **<'> 
einem  Staatsschuldzinsfuss  von  7  —  y"/o'  ^^^  ^^^^  neuesten  preuss.  DomänenviTäu-^se- 
rungen  (1874  ff.),  bcsond.  in  Neu -Vor- Pommern,  sucht  die  Regiening  nach 
Anregung  der  Kamm<'rn  die  Domänen  in  kleinen  Stücken  zu  veräussern,  um  der  Land- 
bevülkenmg  Gelegenheit  zum  Ankauf  von  Land  zu  geben  und  dadurch  u.  A.  der 
Auswandening  entgegenzuwirken.  Besonderen  Erfolg  haben  diest?  Massregeln  bii>her 
nicht.  Doch  soll  auch  nach  den  Ansichten  Sachverständiger,  z.  B.  Sombart's,  nicht 
in  der  richtigen  Weise  vorg<igangen  werden  Die  Sache  nimmt  in  solchem  Falle  aber 
schon  den  Charakter  einer  socialpolitischen  Massregel  an.  So  wurden  im  R.-B.  Stral- 
sund 3  Domänen  in  Parcellen  vom  Umfang  eines  Bauerhofs  u.  von  Cossäthenhöfon, 
tlu'ils  als  Häuslerstellen  meistbietend  zu  verkaufen  gesucht,  Zahlungsbcdingrung  '/•  ^'^ 
der  Uebergabe,  V«  ^^ch  Jahresfrist,  Va  blei))(;n  5  Jahre  lang  zlnsfmi  stehen.  Geringe 
Nachfrage,  besonders  die  kleineren  Parcellen  konnten  mehrfach  nicht  einmal  unter 
der  Taxe  verkauft  werden.  Vgl.  So m hart,  d.  Fehler  im  Parcellinerfahren  d.  preuss, 
Staatsdomänen,  Berl.  1876. 

2.  Passende  Verwendung  des  Verkanfserlöses  der 
Domänen  zur  Schuldentilgung,  wobei  gewöhnlich  mehr 
Rente  erspart ,  als  preisgegeben  werde. 

3.  Nachtheilige  Verwicklung  der  Staatsverwaltung 
als  Domänenflscus  in  Privatinteressen. 

4.  Erfabrungsmässige  Entbehrlichkeit  der  Domänen  zur 
Deckung  des  Finanzbedarfs. 

B.  Für  die  Beibehaltung  der  Domänen: 

1.  Politische  Zweckmässigkeit  des  Domänenbesitzes, 
besonders  inErbmonarchieen,  nach  dem  historischen  Ursprang 
der  letzteren,  wegen  grösserer  Unabhängigkeit  der  Regierung  von 
Volk  und  Ständen,  grösserer  Sicherheit  dieses  Besitzes  und  der 
Einkünfte  daraus  in  unruhigen  Zeiten,  welch'  letzterer  Pnnct  freilich 
zweifelhaft  ist 

2.  Politische  und  speciell  finanzpolitische  Zweck- 
mässigkeit des  Domänenbesitzes  auch  verglichen  mit  der  stets 
mehr  oder  weniger  unliebsamen  Besteuerung  dem  Volke  gegenüber. 

3.  Keineswegs  allgemeines  Zurückstehen  der  Rein- 
erträge   und    der   Bewirthschaftung   der  Domänen  verglichen  mit 
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Privatgnindbesitznngen.  Wo  es  vorhanden  sei,  lasse  es  sich  be- 
seitigen und  bei  der  üblichen  Verpachtung  ergäbe  sich  kaum 
ein  Unterschied  zwischen  Domänen  des  Staats  und  den  meist  an 
ihre  Stelle  tretenden  Grossgrnndbesitznngen  grosser  Grandherren 
und  Körperschaften. 

4.  Gewöhnlich  in  fortschreitenden  Ländern  im  Laufe  längerer 
Zeit  zu  erwartendes  Steigen  des  Domäneneinkommens,  wegen 
der  allgemeinen  Erhöhung  der  Grundrente  und  der  Preise  der 
Agrarproducte. 

S.  Berv:i"s,  Grundsätze,  S.  ISO,  Meitzen.  Boden  PreussenV,  III,  408,  419, 
Stat  Jahrb.  VI,  1.  156,  Grandlei»'.  §.3-15,  Ertrag  d.  prcuss.  Dom.vorwerke  p.  Ilect. 
1849,  59,  69,  79,  83  bez.  13-46  -  17-60  — 281S  — 37-49  — 3913  M.;  allerdings  unt. 
Mitc'influss  des  Hinzutritts  der  Domänen  der  1866  neu  erworbeneu  Landestlieüe  u.  in 
einer  Periode  ürrosscr  Steigerung:  der  Pachterträpe :  jedoch  ist  neuerdings  diese  Steig^orunjc 
lanjrsamer  geworden  u.  hat  mehrfach  bei  Ablauf  älter<T  Pachtcontracte  in  einzelneu 
Fällen  einer  Herabsetzung  der  Kente  Platz  gemacht. 

5.  Vortheilhafter  Einfluss  des  Domänenbesitzes 
auf  den  Staatscredit  mittelst  Fundirung  der  Anleihen  auf 
diesen  Besitz. 

6.  Benutzbarkeit  einzelner  Domänen  zu  landwirthschaft- 
liehen  Musterbetriebsanstalten,  zu  landwirthschaftlichen 
Lehranstalten,  und  der  mit  entsprechenden  Gebäuden  ausgestatteten 
Domänen  zu  sonstigen  Staatszwecken  (Irren-,  Arbeitshäuser,  Schul- 
lehrerseminare u.  dgl.  m.). 

C.  Nach  der  Abwägung  der  vorstehenden  einander  zum  Theil 
widerstreitenden  Gründe  gelangt  schon  Bau  auch  fUr  die  Gegen- 
wart nicht  zu  einer  einfachen  unbedingten  Kegel. 

„Weil'%  wie  er  sagte  (§.98)  „die  Bcstandtheilc  d.  Domänenvennögens  selbst,  sowie  die 
örtlichen  und  zeitlichen  Verhältnisse  so  verschieden  seien,  dass  nicht  überall  und  zu 
aller  Zeit  eine  und  dieselbe  Handlungsweise  der  Kegierung  empfohlen  werden  liünne. 
Der  Verkauf  aller  Domänen",  meinte  er,  „wftre  eben  so  wenig  allgemein  zu  recht- 
fertigen, als  die  Beibehaltung  aller,  vielmehr  müsse  man  in  gegebenen  Fällen  neben 
den  feststehenden  Zwecken  auch  auf  die  obwaltenden  Umstände  Rücksicht  nehmen." 
Kau  hob  dann  verschiedene  zu  berücksichtigende  Puncte  henor.  Namentlich  bei 
allgemein  intensiverer  Bodencultur  werde  der  Unterschied  leichter  zu  Gunsten  des 
Privatgrund  besitze»  sein  und  sich  dann  der  Verkauf  der  Domänen  auch  im  volks- 
iriTthschaftlichen  Interesse  empfehlen.  Am  Ersten  sei  der  üebergang  von  Garten-  und 
llebland,  weniger  von  Ackerland  und  Wiesen,  am  wenigsten  von  Waldungen  an  Private 
zweckmässig.    (Kau,  §.1)8,  darnach  auch  vor.  Aufl.  dieses  Bandes,  §.  160.) 

Diese  ganze  Beweisführung  ist  ein  characteristisches  Beispiel 
der  Argumentationen  des  besonnensten  und  wissenschaftlich  unbe- 
fangensten Theils  der  Smith'schen  nationalökonomischen 
Schule  in  allen  solchen  Fragen  der  Finanz-  und  Yolkswirthschafis- 
politik.    Die  Gründe  für  und  wider  eine  solche  practische  Mass- 

A.  "Wagner,  Finanrwissenwhaft.    I.    3.  Aufl.  34: 
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regel  werden  hier  objectiv  geprüft  und  es  wird  immerhin  schon 
in  einer  der  historischen  Schale  ähnlichen  Auffassung  eine  ab- 
solute Entscheidung  abgelehnt;  den  relativen  Verhältnissen 
vielmehr  richtig  Rechnung  getragen.  Aber  dennoch  bleibt  die 
Beweisführung  einseitig  und  unzulänglich^  wesentlich  ans 
zwei  Gründen:  Einmal  bewegt  sie  sich  immer  nur  in  den 
Gesichtspnncten  des  volkswirthschaftlichen  und  privatwirthschaft- 
liehen  Prodnctionsinteresses  und  lässt  die  anderen  Gesichts- 
puncte,  diejenigen  des  volkswirthschaftlichen  Verth eil ungs-  nnd 
des  damit  verbundenen  socialpolitischen  Interesses  oder  m. 
a.  W.  die  Einwirkung  der  Grundbesitzverhältnisse 
auf  das  Volksleben  —  Staatsgrundeigenthum  und  Staats renten- 
bezug  im  Falle  des  Domänenbesitzes  und  Beseitigung  dieser  Ver* 
hältnisse  bei  der  Domänenveräusserung  —  ganz  unbeachtet; 
sodann  geht  jene  Beweisführung  auch  überall  ohne  ausreichende 
Begründung  von  der  Annahme  einer  natürlichen  Inferiorität 
des  Staatseigenthums  verglichen  mit  dem  Privateigenthum  am 
Boden  und  demgemäss  von  der  Voraussetzung  einer  zu  allgemeinen 
und  zu  bedeutenden  Ben  ach  theiligung  des  volkswirthschaft- 
lichen Productionsinteresses  bei  der  Beibehaltung  der 
Domänen  aus. 

Die  nähere  Bc^rilndun^  dioscr  Einwürfe  ^(y^an  die  liier  als  Btdspitd  g:onomineno 
Beweisftthrang  Kau 's  gehört  wieder  nicht  in  die  Finanzwissenschaft,  sondern  theüs  in 
den  g  rund  legenden  Theil  der  allgemeinen  Volks  wirthschaftslelire,  ins- 
besondere in  das  Kapitel  von  der  allgemeinen  wirthschaft liehen  Rechts- 
ordnung und  der  Grnndeigenthumsordnnng  speciej!  (Grundlegung»  2.  Abth., 
bes.  Kap.  4),  theils  in  die  Agrarpolitik. 

IL  —  §.  220.  Entscheidung  der  Frage  des  Domänen- 
besitzes mit  aus  dem  socialpolitischen  Gesichts- 
puncte.  Das  Ergebniss  der  einschlagenden  Erörterungen  in 
der  „Grundlegung"  (bes.  §.  341—351,  368)  flir  diese  Entscheidung 
ist  fQr  unsere  Staaten  in  der  Gegenwart  etwa  folgendes: 

Die  genannte,  wie  alle  Fragen,  welche  sich  an  die  Eigenthnms- 
ordnung  für  Productionsmittel ,  speciell  für  den  Grund  und  Boden 
knüpfen,  müssen  stets  aus  dem  doppelten  Gcsichtspuncte 
des  volkswirthschaftlichen  Productions- und  des  volks- 
wirthschaftlichen Ve  r  theilun  gs  int  eresses  und  mit 
letzterem  zusammenhängend  des  socialpolitischen  Interesses 
beurtheilt  werden  (G.  S.  719,  §.  340).  Es  lässt  sich  aber  nach- 
weisen, dass  der  letztere  Gesichtspunct  bei  der  Entscheidung  doch 
den  Ausschlag  geben  darf  (G.  §.  345). 
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In  der  Domänenfrage,  wie  in  allen  Fragen  des  ländlichen 
Grnndeigenthums,  ist  ausserdem  zwischen  kleinem  und  mitt- 
lerem einer-  und  Grossgüterbetrieb,  bez.  Besitz  anderseits 
za  unterscheiden  (G.  §.  347,  349).  Die  Entscheidung  wird  dann 
folgendermassen  lauten  : 

A.  Handelt  es  sich  nach  der  Sachlage  nur  darum,  die  Do- 
mänen als  Grossgttter,  was  sie  bei  uns  meistentheils  sind,  in 
die  Hände  von  Privaten  übergehen  zu  lassen,  so  erscheint  die 
Beibehaltung  aus  volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen, 
aus  Gründen  des  Productions-  und  Vertheilungsinteresses  gerathen 
und  jedenfalls  aus  finanziellen  Gründen  nicht  so  allgemein  ver- 
werflich, wie  die  frühere  Theorie  annahm. 

Die  Gründe  fUr  diese»  Entsclieidunji:  dcv  Fraj»:e  sind  die  nachstehenden: 

1.  Bei  ordcntlich<T  IJe'ielun»-  des  Zeitpachtverhältnisses,  welche  recht 
wolil  zu  eiTciclien  ist,  wird  dw,  Domäne  von  Pächtern  ehensojrut,  wenn  nicht  besser 
bewirthschaftet,  als  von  Eij^enthilmcru.  Das  lässt  sich  aus  den  massjj^cbenden  Yerhidt 
nisftcn  ableiten  und  wii'd  durch  die  Erfalirung  bestätigft.  (G.  §.  345.)  Es  kommt  auch 
in  deutschen  Verhältnissen  liier  der  besondere  Vortheil  bei  der  Pacht  im  Verjj:lcich  mit 
dem  privaten  Eiicenthum  in  Betracht,  dass  der  Pächter  mit  einem  jSfrösseren  eigenen 
Betriebskapital  wirthschaften  kann  als  der  Käufer  (Kau,  VolLsw.sch.lchrc  §.  377, 
Röscher,  Syst.  II.  §.  62),  weil  letzterer  sein  Kapital  zum  g^o^sen  Theil  fUr  den 
Kaufpreis  verwenden  muss.  Wird  das  Gut  vom  Erwerber  etwa  selbst  wieder  verpachtet, 
so  bleibt  die  Sachlap»  im  Eflect  für  das  Productionsintcresse  dieselbe  wie  bisher. 

2.  Das  Vorhandensein  eines  unabhäno:igt;n  Grossjrnmd besitze. rstands  kann  für  ein 
Land  in  socialer  Hinsicht  so  werthvoll  sein,  dass  der  private  Grundrentenbezua:  dafür 
trotz  seiner  Bedenken  mit  in  den  Kauf  jrenommen  werden  darf.  Ftir  die  Erhaltung 
des  privaten  Grossirrundlnsitzes  wird  die  sociale  Function  des  Grund bf^sitzer- 
standes  daher  wicliti^  in  die  Waaa-schale  fallen.  (G.  §.  350).  Aber  mit  Domäncn- 
verdasscrun«ren ,  die  schon  bei  der  mässig-cn  Zahl  noch  vorhandener  GrossdomSnen  in 
unseren  Staaten  und  bei  der  nothwendifren  A'ereinzelung  von  A^erkäufen  nicht  bedeutend 
hierauf  einwirken  können,  lässt  sich  diesT  Stand  doch  nicht  erst  schaffen.  (Zalil  der 
Domänen  selbst  in  Preussen  1^75  nur  1127  [in  Kheinland  fehlen  sie  granz,  in  West- 
falen bis  auf  4].  Zahl  der  Pachtunjren  1SS3  818  mit  1077  Vonverkcn  und  13-27  Mill.  M. 
Ertrag-,  daneben  Ertraar  von  anderen  Douiänengrundstücken,  in  Parcellenpacht,  v.  Mühlen 
imd  Fischereien  4*70  Mill.  M.)  Ein  solcher  Stand  muss  ohnehin  seine  greschicht- 
liche  Tradition  haben,  um  eine  crsprie>»sliclic  sociale  l'unction  auszuüben.  Deswegen 
kommt  bei  der  Frag-e  der  Domänenveräussenino:  nur  das  andere  Moment  in  Betracht, 
das  mit  dem  Verthcilung^-  und  socialpolitischen  Interesse  verbunden  ist:  die  nationale 
Grundrente,  bez.  ihr  natürlicher  weiterer  Zuwachs  würde  in  noch  grösserem  Maasse 
aus  der  Hand  der  durch  den  Staat  vertretenen  Volksp:emeinschaft  in  die  Hand  eines 
kleinen  besitzenden  Bruchtheils  der  Bevölkoruns  ilberj^chen.  (G.  §.  341.)  Das  ist 
nicht  erwünscht. 

3.  Das  finanzi<*ll(;  Interesse  kann  allerding-s  durch  den  Verkauf  der  Domänen 
befriedig  werden,  wenn  der  Zins  aus  dem  Kaufpreise  erheblich  höher  ist  als  die 
reine  Pachtrente  und  etwa  der  Staat  Schulden,  die  er  hoch  verzinsen  muss,  so  tilgen 
kann.  Hier  haben  die  von  Kau  zusammenjrt.stellten  Grimde  ein  gewisses  Gewicht. 
Aber  durch  richtige  Anwendunj?  deü  Conen rrenzpriucips  lässt  sich  die  Paclitrente 
steiiccrn.  Sie  steis^t  dann  re.ffelmäs.>i;^  mit  der  alljremeinen  nationalen  Grundrente, 
der«*n  Wachsthum  bei  vennelirter  Bevölkerung  und  höherer  Entwickelung  des  Volks- 
rcichthmns  im  Allg:emeinen  zu  erwarten  ist ,  von  zeitweiligen  Rückschlägen  abgesehen, 
wie  etwa  gegenwäiiig  und  in  nächster  Zukunft  unter  dem  Einfluss  der  amerikanischen 
Concurrenz.  Selbst  finanziell  fragt  es  sich  daher,  ob  der  Staat  bei  einem  jetzigen 
Verkauf   diese   Chancen    genügend    bezahlt   bekommt.     Gegenüber   dem   principiellen 
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Bedenken,  immer  ^rösscru  Thcilc  und  schliesslich  die  ganze  nationale  Grundrente  oder 
weni^tens  ihren  Zuwaclis  an  wenii^e  Private  ü]>erji:ehen  zu  sehen,  entscheidet  aber 
eine  Zinsdifferenz  zu  ünj^unston  des  Staats  in  der  Veräusscrunj?sfra«:e  aucli  nicht  allein. 

B.  Anders  liegt  die  Sache  im  AllgemeiDen,  bei  einer  Zer- 
schlagung der  Domänen  in  kleinere  oder  mittlere 
(bäuerliche)  Betriebe  oder  Güter.  Kann  hier  mit  Aussicht  auf 
Erfolg  durch  eine  Veräusserung  der  Domänen  ein  Bauerstand  er- 
halten oder  neu  geschaffen  werden  —  allerdings  ein  sehr  schwie- 
riges Problem!  —  so  empfiehlt  sich  diese  Massregel  aus  allen 
in  Betracht  kommenden  Gesichtspuncten  (G.  §.  347,  348). 

Die  letzteren  sind  insbesondere: 

1.  Das  Productionslnteresse,  besonders  wenn  es  sich  um  intensivere,  mehr  Handels- 
gewächse  u.  s.  w.  bauende  Gulturen  handelt,  wird  hier  durch  das  Privateigenthom 
am  Boden  wohl  besser  gefordert  als  durch  ein  hier  ohnehin  schwerer  zu  regelndes 
Zeitpachtrecht. 

2.  Der  Bezug  eines  Theils  der  nationalen  (jrundrente  in  kleinen  Quoten  durch 
eine  grössere  Anzahl  bäuerlicher  Wirthe  hat  die  oben  hervorgehobenen  Bedenken 
nicht,  oder  sie  werden  durch  den  socialpolitischeu  Vortheil  des  Vorhandenseins  eines 
solchen  ßanerstands  aufgewogen. 

3.  Das  finanzielle  Interesse  des  Staats  kann  bei  einem  Verkauf  von  zerschlag-enen 
Domänen  auch  besser  wahrgenommen  werden.  Denn  bei  der  grösseren  Zahl  mit- 
werbender Käufer  lassen  sich  höhere  Preise  als  bei  der  Veräusserung  geschlossener 
Domänenhofe  erlangen,  ohne  dass  das  Plus  des  Preises  für  den  Klein-  uud  Mittel- 
landwirth  bei  seiner  Betriebsamkeit  und  seinen  Bodenculturen  druckend  werden  muss. 

Das  Hauptbedenken  bleibt  nur,  ob  das  erwünschte  Ziel  bei 
solchen  Verkäufen  erreicht  wird.  Die  Käufer  können  durch  Auf- 
nahme kündbarer  Schulden  leicht  von  vorneherein  in  abhängige 
Lage  gerathen.  Sie  werden  dann  nicht  immer  im  Stande  sein, 
den  Besitz  zu  erhalten.  Anderer  Gross-  und  Mittelbesitz  sangt 
die  ehemaligen  Domänenstttcke  auf.  Es  wird  daher  bei  der  Durch- 
führung der  Massregel  auf  ein  richtiges  Schuldrecht  ui- 
kommen  (6.  §.  322),  oder  statt  des  Verkaufs  richtet  der  Staat 
besser  ein  Erbpachtsystem  ein.  Dies  kann  die  wirthschaft- 
liehen,  finanziellen  und  socialpolitischeu  Vortheile  der  Veräusserung 
und  des  festen  Besitzrechts  für  beide  Betheiligte  bieten,  ohne  die 
mit  dieser  Maassregel  leicht  verbundenen  Schwierigkeiten  und  Be- 
denken. Die  speciellen  Bedenken,  welche  gegen  die  Erbpacht 
geltend  gemacht  werden,  wiegen  nicht  so  schwer,  als  dass  man 
dies  System  unbedingt  dem  Privateigenthum  des  Landwirths  nach* 
setzen  müsste. 

III.  —  §.  221.  Verfahren  bei  Do  mänenver  äusse  r- 
ungen. 

Vgl.  Kau  §.  99,  100,  u.  danach  noch  ?or.  Aufl.  dieses  Bands  §.  163.  Jetzt 
hier  rerkOrzt.  Für  Preussen  s.  die  Bestimmun;j:en  des  geltenden  Rechts  (mit  Rück- 
blick auf  dessen  Kntwicklnng)  in  Oelrichs,  d.  Domänen verwalt  d.  preuss.  Staats, 
Bresl.  1SS3,  S.  77  IF. 
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A.  Allgemeine  Puncte. 

1.  Die  dem  älteren  Staatsrecht  der  deutsehen  Territorien  be- 
zttglich  der  ,, Kammergüter''  angehörige,  auch  im  Ausland 
(Frankreich)  früher  für  die  Domänen  giltige  Bestimmung  der 
unbedingten  Unveräusserlichkeit  entspricht  den  Verhält- 
nissen der  Gegenwart  nicht  mehr  und  ist  als  Cautel  gegen  finau- 
zielle  Misswirthschaft  und  gegen  Missbrauch  der  Regierungsgewalt 
im  System  der  ^^verfassungsmässigen  Finanzwirthschaft^'  nicht  mehr 
nöthig.  Es  sind  vielmehr  nur  die  Bedingungen  der  Ver- 
änsserung  (ebenso  des  Austausches,  der  Verpfändung) 
gesetzlich  festzustellen  und  über  deren  Innehaltung  die  Verwaltungs- 
und die  Staatscontrole  (§.  137  ff.)  mit  auszuüben.  An  die  jedes- 
malige vorausgehende  Zustimmung  der  Volksvertretung  die  ein- 
zeln e  Veräusserung  zu  knüpfen  y  erscheint  dann  weder  nothwendig 
noch  zweckmässig. 

Jedenfalls  müssto  sich  eine  solche  Vorschrift  auf  VeräussernngeD  ii^rösscrcii 
B^trap)  (über  eine  gewisse  Werthsumme  oder  FiächengrOsse  hinaus)  beschränken.  Für 
kleinere  Vorkäufe,  von  einzelnen  Grundstücken,  Parcellen,  deren  Ausfahrung  die 
Bedürfnisse  des  wirthschaftlichen  Lebens,  Strassen-,  Hänserbanten,  Aenderung  der 
Culturen  regelmässig  bald  da,  bald  dort  bedingen,  mnss  die  Veniraltung  vollends  freie 
Hand  liabon.  Es  genUgt  auch  in  der  verfassun^mässigen  Finanz wirthschaft  die  Ver- 
pflichtung der  Regiernnp,  die  vorgekommenen  Veräusserungen  nachträglich  der  Volks- 
vertretung regelmässig  zur  Kcnntniss  zu  bringen. 

2.  Besondere  sonstige  Beschränkungen  der  Veräusserung 
der  Domänen  und  der  Verwendung  des  Erlöses  sind  dann  gegen- 
wärtig nur  da  noch  am  Platze ;  wo  den  Domänen  noch  nicht  die 
Rechtsqualität  reinen  Staatsguts  anhaftet,  sondern  die  Dy- 
nastie noch  ein  besonderes  Anrecht  daran  hat  (§.  215,  174).  Hier 
ist  wohl  die  Consequenz,  dass  der  Erlös  von  stattgefundenen  Ver- 
äusserungen wieder  in  Grundstücken  oder  dgl.  angelegt  oder 
wenigstens  darüber  eine  besondere  Rechnung  geführt  wird, 
welche  den  ursprünglichen  Umfang  der  Domänen  und  die  darin 
durch  yeräusserungen  eingetretenen  Verminderungen  in  Evidenz 
hält  (Grundstockverwaltung,  bez.  -Rechnung  einzelner 
deutscher  Staaten).  Die  Regelung  dieser  Verhältnisse  ist  dann 
eine  Frage  des  Staatsrechts  des  einzelnen  Staats,  keine  finanz- 
wissenschaftlicbe. 

S.  Rau  §.  99  Note  «  u.  vor.  Aufl.  dieses  Hands  S.  375  Note  24.  Bad.  Verfass. 
§.  5S,  Sachs.  §.  18,  würtemb.  §.  102  ff.,  hess.  Art.  7—10,  baier.  Vcrf.-Ürk. 
Tit.  III.  §.  6,  7.  Ueber  Preussen  s.  v.  Rönne,  Staatsr.  II,  2,  591,  Oelrichs 
S.  79  ff.  Es  g^elten  hier  verschiedene  Rechtssätze  in  Betr.  der  Vcräosserung  in  den 
Thcilen  des  Gebiets,  das  180S  zum  Staate  gehörte  u.  später  dazu  kam  In  Baden  z.  B. 
vird  der  aus  dem  Domänenverkaufe  und  den  Ablösungen  eingegan«^ene  und  nicht 
wieder  zu  Ankäufen  verwendete,  sondern  zur  Einlösung  von  Staatsobligationen  benutzte 
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Botrag  unter  dem  Namen  desGrundstocksveimOgcns  als  eine  Forder.  des  Fürsten- 
haases  an  das  Land  betrachtet  and  als  ein  besonderer  Bestandtheil  der  Staatsschuld 
aufgeführt.  (Jedoch  sind  unter  den  verkauften  Gegenständen  auch  wahre  StaatsjrUtcr 
begrificn  gewesen).  Bis  zum  Belaufe  von  12  MilL  fl.  ist  dieses  Grundstocksvermögen 
unverzinslich ;  der  Mehrbetrag  wird  den  Domänenkassen  aus  der  Schuldoutilgungskassc, 
welche  die  Grundstocksrechnung  führt,  verzinset,  jedoch  nicht  baar.  sondern  durch 
Abrechnung  mit  der  Staatskasse,  aus  welcher  die  Schuldenkasse  ihre  Dotation  erh&lL 
Es  ist  dies  nur  eine  Form,  um  den  Belauf  der  in  letztere  Kasse  geflossenen  Ver- 
kaufs- und  Ablösungfsgelder  in  Erinnerunir  zu  erhalten.  Durch  Ankäufe  und  Grund- 
Verbesserungen  von  Domänen  wird  diese  YermOgensmasse  auch  wieder  vermindert. 
Neben  dem  Domanial-  wird  neuerlich  auch  ein  Staats-GrundstocksvermOgcn  aufgeführt, 
welches  aus  Verkäufen  von  Bestandthoilen  des  Staatsvermögens  gesammelt  und  zum 
Theile  wieder  zu  Ankäufen  verwendet  wird.  Beide  Grundstocksberechnungen  werden 
jährlich  dem  ständischen  Ausschuss  zur  Prüfung  vorgelegt  u.  bei  dem  Anfang  einer 
Budgetperiode  den  Stä.nden  mitgetheilt  (Hau)  (Stand  Anf.  1SS2  unter  den  Passiven 
der  Amortis.kasse :  Domänengrundstock  20  57  Mill.  M.  unverzinslich,  12*23  M.  M. 
verzinslich  (4%),  zus.  32*bO  M.  M.,  Staatsgrundstock  noch  21 5S  fl.  unverzinsl.).  — 
Aelmlich  in  Würtemberg,  s.  Riecko  a.  a.  0.  S.  181  ff. 

3.  Die  Verwendung  des  Erlöses  mass  im  Uebrigen  nach 
den  richtigen  Grundsätzen  der  Finanzwissenschaft 
gesetzlich  so  bestimmt  werden,  dass  entweder  Schulden  getilgt 
oder  Ausgaben  für  privat-  und  staatswirthschaftliche 
Kapitalanlagen,  eventuell  auch  für  andere  (eigentliche) 
ausserordentliche  Ausgaben,  in  Folge  von  Kriegen  etc. 
damit  gedeckt  werden.  Hier  gelten  für  die  Verwendung  des  Er- 
löses mithin  dieselben  Regeln  wie  für  die  Benutzung  des  Staats- 
credits  zur  Deckung  des  Finanzbedarfs  (§.  65  ff.).  Es  sind  daher 
nur  die  laufenden  ordentlichen  Ausgaben  grundsätzlich  nicht  aus 
dem  Erlös  zu  bestreiten. 

Der  „Erlös  aus  Ablösungen  von  Domänengcfällen  und  aus  dem  Verkauf  von 
Domänen-  und  ForstgrundstUcken*'  bildet  jetzt  zwar  ein  besonderes  Kapitel  in  der 
p rc US sischen  Staatseinnahme,  aber  müsstc  streng  genommen  überhaupt  nicht  unter 
der  ordentl.  Einnahme  stehen.  Die  ausschliessliche  Verwendung  für  Schuldentilgung 
XL.  f.  neue  privatwirthschaftlichc ,  Rente  gebende  Kapitalanlagen  entspräche  mehr  der 
älteren  Rechtsstellung  der  Kammergüter  u.  den  Grundsätzen  jener  „Grundstock- 
Verwaltungen**,  geht  aber  als  unbedingte  Regel  (wie  sie  auch  Rau  implicite  gicbt, 
§.  99)  zu  weit  —  Wo,  wie  in  Preussen,  die  Domänen  (nur  des  Staats  im  Umfang 
V.  1S15)  ab  Generalhypothek  der  Staatsschuld  dienen,  sind  dann  die  Verkaufserlöse 
{und  Ablösungsgelder)  zur  Schuldentilgung  zu  verwenden.  Darüber  erfolgt  denn  hier 
auch  eine  besondre  Abrechnung. 

4.  Ob  eine  bisher  geschlossene  Domäne  im  Ganzen  oder  in 
Theilen  (Parcellen)  und  letzteren  Falles  in  welcher  Weise  sie 
dann  weiter  veräussert  werden  soll,  ist  nach  dem  Stande  der 
landwirthschaftlichen  Cultur  (Grad  der  Extensivität  und 
Intens! vität  der  Landwirthschaft) ,  nach  sonstigen  Local Ver- 
hältnissen, und  als  allgemeine  Frage  endgUtig  wieder  nach 
dem  vorerwähnten  zweiten,  dem  socialpolitischen  Gesichts- 
puncte  zu  entscheiden.  Mitunter  war  die  Domänenveräusserung 
und  Zerschlagung  ein  passendes  Mittel  zur  Colonisation  weniger 
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bevölkerter  Landstriebe  oder  zur  Hebung  oder  Nenbegrttndnng 
eines  Bauernstandes  und  kann  dies  und  damit  ein  Hemmungsmittel 
der  Auswanderung  unter  Umständen  auch  wohl  beute  nocb  wieder 
werden,  wenn  niebt  etwa  die  Vererbpaehtung  vorzuziehen  sein  sollte. 

P  reu  SS.  Massrcgeln  unter  Fried  r,  d.  ür.  in  Westprcussen.  Die  preussische 
Kegierung  verordnete  1846,  dass  künftig  auf  pachtlos  werdenden  Domänen  in  den 
Provinzen  Preussen  und  Posen»  sowie  im  R.-B.  KOsIin  zur  Verhinderung  der  Aus- 
wanderungen Stütkc  von  ungefähr  60  Morgen  an  Ansiedler  verkauft  werden  sollen 
(.Kau);  ähnlich  neuerdings  seit  1S74  (nach  Rescr.  v.  30.  Aug.  1873  f.  AnsiedL  ländl. 
Arbeiter).  S.  o.  S.  528  u.  bes.  d.  Sehr.  v.  Sombart.  —  Im  Zusammenhang  mit  der 
Fra^ro  der  ländlichen  Auswanderanir  ist  auch  neuerdings  wieder  mehrfach  die  Frajrc 
der  Domänenzcrschlagung  u.  Vcräusscrung  erörtert  worden.  Doch  darf  man  die  Be- 
deutung dii'ScT  Massrcgcl  für  die  Hemmung  der  Auswanderung  nicht  tiberschätzen. 
W*ie  schon  dir  Bewegung  des  grossen  deutschen  Auswanderungsstroms  zeigt  —  ftüher, 
h*is,  in  den  50er  Jahren  im  Westen,  bei  vorherrschendem  Kleingrundbesitz,  dann,  in 
den  (iOer  Jahren  in  der  Mitte  Deutschlands  von  Westen  nach  Osten  gesehen,  bei  viel- 
fach verbreitetem  bäoerl.  Mittelbcsitz  (Hannover),  neuerding«  bes.  seit  den  70er  Jahren, 
bei  vorwaltendem  Grossgrundbesitz,  im  Osten  — ,  wirken  aber  doch  zu  mannigfaltige 
Umstände  hier  ein  und  die  „Agrarverfassung'*  des  Ostens  ist  nur  einer  der  dabei  mit 
spielenden  Factorcn. 

5.  Statt  des  Verkaufs  kann  nemlicb  die  Ueberlassung 
in  Erbpaebt  gerade  aueb  im  Interesse  eines  Stands  kleiner  und 
mittlerer  Landwirtbe  und  insofern  zugleicb  im  Staatsinteresse  liegen. 
Die  finanziellen  Bedingungen  sind  dann  entspreebend  umzuändern. 
Sie  braueben  niebt  notbwendig  ungünstig  zu  sein,  aber  selbst  etwas 
ungünstigere  finanzielle  Bedingungen  als  beim  Verkauf  können  aus 
socialpolitisoben  Gründen  gereebtfertigt  erscbeinen. 

B.  Das  besondere  Verfahren  bei  Domänenveräusserungen 
ergiebt  sieb  aus  dem  einschlägigen  Privatrecbt  des  Landes,  aus 
den  üblieben  Grundsätzen  bei  solchen  Massregeln  überhaupt  und 
aus  einzelnen  speciellen  Vorschriften,  wie  sie  das  fiscalische  Inter- 
esse bedingt. 

So  hat  dor  Käufer  regelmässig  die  Steuern  und  andere  Lasten  des  Gutes 
zu  übernehmen,  das  von  nun  an  insbesondere  grundsteuerpflichtig  wird,  wenn 
die  Domänen  steuerfrei  waren.  Femer  soll  in  der  Regel  der  Verkauf  durch  Ver- 
steigerung geschehen,  nur  mit  einzelnen,  bestimmt  anzugebenden  Ausnahmen. 
Bietungscautionen  werden  verlangt,  Kaufgelderminima  festgesetzt,  in  wichtigeren  Fällen 
die  Enheilung  des  Zuschlags  der  vorgesetzten  Behörde  vorbehalten,  binnen  einer  Frist, 
in  der  der  Meistbieter  an  sein  Gebot  gebunden  i^t.  Erst  nach  Entrichtung  einer 
Rate  des  KaufschiUiugs  wird  der  Käufer  in  Besitz  gesetzt.  FUr  den  Rest  bekommt 
er,  unter  Zinsstipulation,  Zahlungsfristen.  Verfolgt  man  zugleich  jene  socialpolitischen 
Zwecke,  BegUnstiL'^ung  der  Ansicdluug  und  des  Grunderwerbs  kleiner  Landwirthe  u.  dgl., 
so  muss  man  die  Zahlungsbedingungen  in  Bezug  auf  die  Hohe  der  ersten  Anzahlung 
und  die  Abtragung  des  Rests  (eventuell,  schon  nach  Rau's  Vorschlag,  durch  Um- 
wandlung des  Itcstkaufschillings  in  eine  Zeitreute)  entsprechend  erleichtern.  Der 
Fiacus  behält  aber  bis  zur  Abzahlung  ein  Pfandrecht  Ueber  die  Bedingungen  bei 
den  neuesten  preuss.  Domänenverkäufen  s.  o.  S.  528.  Sombart  verwirft  fur  jene 
Zwecke  der  Dom.parcellirung  überhaupt  das  Meistgebot  u.  befürwortet  S.  4 1  '/a  baare  An- 
zahlung nach  Taxe,  Rest  mit  Amortis  -Rente  u.  4"/y  Zinsen  in  30  Jahren  zu  tilgen,  was 
fast  auf  Erbpachtbedingungen  hinauskommt.  —  S.  sonst  f.  Preussen  z.  B.  die  Regeln  d. 
Licitaüonv.  S.  Mai  1SH9(U  el rieh s,S.  bb).  Miuist.rescr.v.  10. Febr.  lS73(ob.S.202).  Vom 
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Mitbieteo  Dom.-  a.  Forstbeamte  ohne  spec.  Erlaubuiss  dos  Min.  aasfceschlosson.  Biet  - 
caution  10%.  Keine  Gewähr  f.  (irösse,  Ertrag,  Beschafienh.,  Prif.dienstbarkeiteo, 
Lasten,  Abgaben.  Anzahlung  zu  V4  ^^^oi  Debergabetermin .  zu  '/^  binnen  1  Jahre, 
Rest  binnen  3  Jahren ;  Verzinsang  einstweilen  mit  57o*  Versteigening  die  Bcgol ; 
Aasnahmen  in  besond.  Fällen,  wo  dadarch  finanz.  u.  staatswirthscL  Vortheile  zu 
erreichen  (Rescr.  v.  12.  Febr.  183S,  Oclrichs  S.  90). 

IV.  —  §.  222.  Die  Frage  der  Vermehrung  der  Do- 
mänen iBt  nach  ihrer  principiellen  Seite  durch  die  voraus- 
gehenden Erörterungen  über  die  Domänenveräusserungen  im 
Wesentlichen  schon  mit  erledigt  werden.  Aus  reinfinanziellen 
Gründen  ist  in  der  Gegenwart  eine  Vermehrung  in  der  Regel 
nicht  rathsam.  Socialpolitische  und  allgemein-volks- 
wirthschaftliche  Gründe  haben  aber  auch  hier  den  Ausschlag 
zu  geben.  Jedenfalls  liegt  indessen  auch  nach  dieser  Seite  bei 
Feldgtitern  die  Frage  anders  als  z.  B.  bei  Forsten  und  Eisen- 
bahnen. Bei  ländlichem  Boden  kann  ttlr  unsere  Zeit  wohl 
von  einer  umfassenden  Enteignungsmassregel  dem  Privat- 
besitz, auch  dem  G  r  0  s  s  grundbesitz  gegenüber  nicht  die  Rede 
sein,  weshalb  von  dieser  Eventualität  hier  abgesehen  wird. 

Vgl.  für  die  ganze  Frage  wieder  die  (imndleg.  Abth.  I,  Kap.  4.  Weitergehende 
Ansichten  vertritt  A.  Samt  er  in  s.  Gcsellsch.-  u.  Privateigen  thu  in.  —  S.  sonst  Raa 
§.  100a  u.  vor.  AuH.  dieses  Bands  §.  164,  woselbst  auch  einige  ältere  Statist.  Itcispidc 
ans  deutschen  Ländern. 

Vermehrungen  der  Domänen  können  dann  erfolgen  durch 
Einzug  heimfallender  Ritterlehen  und  durch  Ankauf 
von  Privatgrundstücken  (auch  standesherrlichen  Gebieten). 

Ersteres  ist  bei  der  üblichen  AlIodiHcation  der  Lehen  meist  von  geringer  prac- 
tischcr  Bedeutung.  Diese  AUodification  ist  die  practisch  gewöhnlich  gezogene  Conse- 
«[uenz  der  allgemeinen  Entwicklung  privaten  Grundeigenthums,  eine  Consequenz,  welche 
freilich  ihre  Bedenken  ha:,  weil  so  ehemaliges  Staatseigen thom  definitiv  der  Gemein- 
schaft verloren  geht.  Eine  Bekämpfung  der  Massregel  ist  aber  nur  von  einem  ganz 
anderen  als  dem  heutigen,  die  G rundeigen thumsfrage  beherrschenden  Gcsichtspoucte 
aus  möglich.  Ankauf  neuer  Feldgüter,  von  dem  oben  erwähnten  Falle  abgesehen, 
dass  es  sich  nur  um  staatsrechtlich  vorgeschriebenen  Ersatz  für  verkaufte  Domänen 
handelt,  wird  als  allgemeinere  Mass re gel  gegenwärtig  auch  kaum  anden  in 
Frage  kommen,  als  wenn  etwa  Ablösungs kapitale  für  Grundgefälle  wieder  an- 
gelegt werden  sollen.  Das  ist  nicht  unpassend  und  in  deutschen  Staaten  mehrfach 
in  neuerer  Zeit  geschehen.  Unbedin^rt  ist  es  aber  auch  nicht  zu  verlangen  und 
Schuldentilgung  öfters  vorzuziehen.  Einzelne  Ankäufe  werden  natürlich  immer  aus 
specicllen  Gründen,  zur  Arrondirung  des  Besitzes,  zur  Beseitigung  störender  Dienst- 
barkeiten  u.  dgl.  m.  stattfinden. 

Noch  im  ncucbten  preuss.  Et.  858,000  M.  so  verwandt  für  den  Ankauf  von 
(irundätücken,  welche  (im  ßeg.bez.  Magdeburir)  mit  2  Dom.  im  Zusammenhang  liegen 
u.  deren  Ertragsfähigkeit  bei  gemeinsamer  Bewirthschaftang  sehr  steigern  (Steigerung 
des  neuen  Pachtschillings  ab  lss3  gegen  bisher  von  .■].'),535  auf  90,405  M.,  was  eine 
Verzinsung  des  Kaufgeldes  mit  0  4Vo  ergiebt). 
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2.  Abschnitt. 
Verwaltung  und  Bewlrthschaftung  der  FeldgUter. 

Dieser  Gegenstand  ist  überwiegend  technischer  und  privat  ökonomischer, 
nur  nebenbei  speciell  administrativer  und  finanzwirthschaftlicher  Natur. 
Die  Erörterung  ist  deshalb  in  dieser  Aufl.  etwas  mehr  zusammengezogen  worden,  als 
noch  in  der  vor.  Aufl.  dieses  Bands  (§.  165 — 182)  und  als  bei  Rau  Fin.  I.  §.  101  bis 
1.M6.  —  S.  u.  A.  über  Preussen  v.  Rönne,  Dom.-,  Forst-  u.  Jagdwesen  S.  45  ff*., 
433  ff-,  dcrs.  prenss.  Staat^r.  3.  A.  II,  2,  §.  521.  Oelrichs  a  a.  0.  S.  9  11*. 
(Uebers.  aller  Vorwerkspachten  S.  217  ff.).  Frantz,  Preussens  Dom.güter.  üeber 
Baiern  Pözl.  Vorwalt. recht  §.  233,  St.  v.  Neuforn-Hock,  a.  a.  0.  üeber  Würtem- 
berg  Dom.vcrwalt.  d.  w.  Staats,  Tüb.  1842,  v.  Riccke  a.  a.  0.  S.  162,  184.  üeber 
Baden  Wehrcr,  Kam.dom.administration,  1833,  Regenauer  Staatshaush.  Badens 
S.  288.  üeber  Oesterreich  (West-),  Konoi»asek-Mor  -  Blonski  1,  165  ff. 
Ueber  Frankreich  Hock  S.  209,  Kaufmann  a.  a.  0.  S.  579  fl*.  Block  dictiou. 
Alt.  domaiue.     üeber  England  Gneist,  engl.  Verw.r.  IT,  §.  111. 

I.  —  §.  223.  Die  Einrichtung  der  Domänenverwal - 
tu  Dg.  Ein  Punct  nicht  ohne  principielle  Bedeutung  ist  es,  unter 
welchem  Ministerium  das  Domänenwesen  des.  Staats  steht,  bez. 
stehen  soll.  Neben  rein  administrativen  Gesichtspuncten  kommt  es 
darauf  an,  welches  das  leitende  Princip  in  der  Domänenver- 
waltung ist  und  sein  soll.  Gelten  die  Domänen  wesentlich  nur 
als  privatwirthschaftliche  Einnahmequelle  des  Staats,  wie  früher 
ziemlich  allgemein,  so  erscheint  es  am  Richtigsten,  sie  unter  das 
Finanzministerium  zu  stellen,  zu  welchem  sie  auch  gewöhnlich 
ressortirt  haben  und  vielfach  noch  ressortiren.  Will  man 
neben  oder  vor  dem  finanziellen  mehr  den  Staats-  und  volkswirth- 
schaftlichen  Gesichtspunct  zum  leitenden  auch  für  die  Verwaltung 
machen,  —  heute  wohl  mit  Recht  —  so  werden  die  Domänen 
nnter  eines  der  volkswirthschaftlichen  Ministerien,  am  Besten 
unter  dasjenige  der  Landwirthschaft  (so  jetzt  in  Preussen  und 
Oesterreich)  gestellt,  wobei  natürlich  das  iiscalische  Interesse 
innerhalb  gewisser  Schranken  berechtigt  bleibt  und  wahrgenommen 
werden  muss. 

S.  0  S.  67.  Preuss.  Verordn.  v.  7.  Aug.  1878.  west-östcrr.  v.  20.  Jan.  1872. 
In  anderen  deutschen  Staaten  stehen  die  Dom.  regelmässig  unter  d.  Fin  min., 
ebenso  in  Frankreich.   Besond.  Dom.ministerium  in  Russland. 

In  dem  betreffenden  Ministerium  bildet  das  Domänenwesen, 
bei  grösserer  Ausdehnung  eventuell  für  sich,  oder  mit  dem  Staats- 
forstwesen zusammen  eine  eigene  Ministerialabtheilung,  Direc- 
tion  u.  dgl.  zur  obersten  Leitung  der  Geschäfte.  Die  Provincial- 
und  Local-Domänenverwaltung  wird  sich  mit  nach  der  bestehenden 
Behörden-  und  Verwaltungsorganisation,  dann  aber  auch  nach  dem 
Umfang  der  Domänen  und  nach  der  Art  der  Verwaltung  richten. 
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Seit  der  Ablösung  der  Grundgofallo  und  dein  Aufhören  der  Naturaleinuahmen 
bat  sich  der  Geschäftsumfaug:  auch  in  Deutschland  erheblich  Fermindert  und  Verein- 
fachungen der  DomänenTert^altun^,  yenninderui)<^  des  Personals  ermöglicht.  In 
manchen  deutschen  Staaten  ist  zudem  der  Domänenbcsit^  (zum  unterschied  vom  Forst- 
besilz)  nur  noch  klein,  ebenso  in  Frankreich,  England,  seit  den  neueren  grossen  Vcr- 
äusserungen  in  West-Oesterrcich.  Bei  der  vorherrschenden  Verpachtung  vermindern 
sich  die  laufenden  Verwaltungsgeschäfte  sehr  und  heschränken  sich  nur  noch  auf 
eine  gewisse  Controle  der  Päcliter  und  der  verpachteten  Fcldgütcr.  Die  älteren 
„Domänenkammcrn'\  als  Oberbchörden,  haben  daher  nur  noch  einen  Theil  ihrer 
ehemaligen  Bedeutung  behalten  und  die  Verwaltung  in  der  Mittel-  u.  UnterinstAnz 
könnte  anderen  Behörden  oder  einzelnen  Beamten  in   diesen  mit   Übertragen  werden. 

Beispiel.  Preussen.  Die  Domänen  standen  früher  in  den  Provinzen,  mit 
anderen  Finanz-  u.  Verwaltungsgeschäftszweigen,  unter  der  Kriegs-  u.  Doroänenkammer. 
Seit  der  Behördenorganisation  v.  ISOS  u.  deren  späterer  Abänderung  (1S17)  fungrirt 
eine  der  .,Abth<ilungen**  der  „Regierung"  (in  d.  Hegier.bczirken)  für  die  „Verwalt. 
d.  directen  Steuern,  Domänen  n.  Forsten**.  Die  Erhebung  der  Domänengcfällc  erfolgtem 
früher  durch  eigene  Domänen-Kentämtor  u.  Domänenämter,  jetzt  in  d.  Kogel  durch 
die  allgemeinen  Kreiskassen  oder  andere  Kön.  Kassen.  Im  Etat  werden  jetzt  noch 
75  Dom.-Bentbeamte  aufgeführt  (Geh.  i.  D.  2700  M).  In  West-Oestcrr.  hcstehen 
unter  d.  Min.  d.  Ackerbaus  6  „Forst-  u.  Dom.-Directionen*\ 

Als  Grundlage  der  DomänenverwaltaDg  dienen  genaue  Ver- 
zeichnisse aller  zu  den  Domänen  gehörenden  Bestandtbeile  und 
Gerechtsame,  welche  natürlich  sorgfältig  auf  dem  Laufenden  ge- 
halten werden  müssen.  Seit  der  Durchführung  der  Ablösungen 
der  Grundlasten  hat  sich  auch  dieses  Geschäft  der  Aufzeichnung 
erheblich  vereinfacht. 

Der  Umfang  des  Besitzes  an  FeldgUtcrn  u.  dcmiremäss  die  Einnahme 
daraus  ist  in  den  europ.  Staaten  sehr  verschieden,  relativ  am  Grössten  noch  in  Kass- 
land und  in  den  deutschen  Staaten,  aber  auch  in  einzelnen  dieser  letzteren  nicht 
immer  mehr  erheblich.  Daten  auch  über  die  Grösse  mehrfach  in  den  Etats.  S. 
einige  ältere  Notizen  bei  Kau  §.  103  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bandes  S.  382.  In  Wcst- 
Oesterroich  meist  nur  noch  kleine  Koste  laudwirthsch.  Domänen,  in  Verbindung 
mit  Forsten.  IS^O  noch  G775  Ilectaren  Accker,  Wiesen,  Gärten,  (meist  in  Galicicn», 
44.1 4.H  Hect.  Alpen  u.  Weiden  (bes.  in  Tirol,  Salzb.,  Stcierm.),  15,2S9  ha,  sonst 
Culturbodens,  dagegen  doch  noch  643,217  ha.  Waldungen,  253,083  ha.  unproduct 
Boden.  Kohertrag  d.  Laudwirthsch.  63,270  fl.,  der  Nebenwirthschaften  295/220  fl., 
neben  3*512  Mill.  fl.  aus  d.  Forst wirthsch.  Anschl.  f.  1882  roh  3*955,  rein  0*66!  Mill.  fl., 
also  fast  ganz  aus  den  Forsten.  —  Preussen  1883.  81 S  Pachtungen  mit  1077 
Vorwerken  u.  339,185  ha.  nutzbarer  Grundstücke,  gciron  1127  Vorwerke  u.  346,760  ha. 
noch  in  1875.  Dennoch  der  Krtraa:  damals  nur  11*21,  jetzt  1814  Mill.  M.  Sehr 
ungleiche  Vertheilung  dieser  Domänen  über  das  8taats,*rebiet,  in  Kheinprov.  u.  Uohen- 
zollern  gar  keine,  Westphalcn  (K.-B.  Minden)  nur  2  mit  1003  ha.  (1875  noch  4  mit 
1533  ha.),  K.-B.  Wiesbaden  (ehem.  Nassau)  25  mit  2175  ha.,  K.-B.  Cassel  (Kurhessen) 
86  mit  12.631,  Prov.  Hannover  192  mit  35,673  ha.  (1875  197  mit  37,000),  Prov. 
Schlesw.  Holst,  nur  4  mit  626  (1875  2  mit  92  ha),  Prov.  Sachsen  151  mit  54,496 
(1875  153  mit  55,000i,  Schlesien  99  mit  25,218  ha.,  Posen  78  mit  27,460  (1875  bO 
mit  28,000),  Pommern  151  mit  61,412  (1875  154  mit  63,000),  Brandenb.  138  nut 
54,579  (1875  143  mit  55.000),  West-  u.  Ostprensscn  156  mit  64,460.  Veränderungen 
Jüchen  ausser  durch  Verkäufe  auch  durch  andere  Verpachtungsform  (in  Parcellon)  vor 
sich.  Der  Ertrag  von  parccll.  Pachtstücken,  Mühlen,  Fischereien  ist  470  Mill.  M., 
davon  1*61  .aus  d.  Prov.  Hannover,  0.744  aus  K.-B.  Wiesbaden.  6  Vorwerke  mit 
1445  ha  hat  die  Gestütsverwaltung,  47  mit  20,071  ha.  zu  Kcmoutedepots  die  Milit.- 
verwalt.  in  Pacht.  Die  Kosten  der  Bewirthscbaft.  u.  Erhebung  für  die  Feldgütcr 
(incl  Parcelleu)  allein  lassen  sich  nicht  genau  feststellen,  da  das  betreff".  Vcrwaltunss- 
pcrsonal  noch  f.  andere  Zweige  mit  fungirt.  Die  Brunnen-  u.  Bäderverwaltung  fEion. 
1.97  M.  M  )  steht  mit  unter  d.  Dom.verwaltung.    Gesammtanschlag  im  Et  f.  1883;84 
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ist:  2S*yS  M.  M.  Einn.  (wovon  ausser  den  schon  gen.  Posten  18 18  aus  »^randherrl. 
Hebungen  u.  s.  w.,  t)*376  aus  Dom. -Amortis.- Renton,  der  Rest  aus  diversen  and. 
Posten).  Die  dauernde  Ausgabe  ist  auf  6'78  M.  M.  angesetzt  (davon  f.  Dom.beamte 
372,000,  Wohn.geld  24,000,  Kosten  f.  Erhebung  d.  Dom.-Gefällo  110,000.  Aufs.kosten 
130,000,  Dienstaufw.entscbädig.  123,000,  Zinsen,  Renten  v.  Pass.kapit.,  Abgaben  u.  s.  w. 
1.178,000,  Unterhaltung  u.  Neubau  v.  (iebäudcn,  Weircn  etc.  2,347,000,  Betriebskosten 
administr.  Grundstücke  578,000,  dsgl.  der  Miner.br.  u.  Bäder  1.211,000,  das  Ccbrijre 
verschied,  kleinere  Posten).  Reinertraj^  dieser  ganzen  Verwalt.  22*20  M.  M.  S. 
auch  Meitzen,  Boden  Prcussens  I,  522,  preuss.  Statist.  Jahrb  IV,  1,  S.  156.  — 
üebcr  Baiern,  Vocke  in  d.  Ztschr.  d.  baier.  stat.  Bur.  1871  S.  161  ff.  PeldgUter- 
bestand  durch  principiell  von  d.  Kammern  gewüiischte  Verkäufe  sehr  vermindert.  — 
üebcr  Baden  Regenauer  S.  339.  —  üeber  Würtemb.  Riecke  a.  a.  0.  S.  185. 
Landwirthsch.  benutzte  Domänen  u.  einzelne  Grundstücke  1883  10,216  ha.,  wovon 
erstere  nicht  ganz  die  Hälfte;  Wiesen  dabei  3300  ha.,  Aecker  5461,  Weinberge  48. 
Pachtertrag  der  „Meiereien**  191,547  M.,  der  verpacht.  Eiuzelgüter  481,841  M.  — 
üeber  Mecklenb.  s.  Balck,  Dom.verf.  in  M.  Schw.  1864.  Beitr.  z.  Statist.  M.s  IV, 
H.  1  u.  2,  1865.    (üeber  die  gen.  deutschen  Länder  einige  Daten  in  vor.  Aufl.  S.  383). 

II.  —  §.  224.  Uebersicht  und  Entwicklung  der 
Systeme  der  Verwaltung.  Geschichtlich  kamen  und  noch 
gegenwärtig  kommen  hier  dieselben  Systeme  wie  beim  ländlichen 
Privatgrundbesitz  vor.  Die  drei  typischen  Formen,  mit  einzelnen 
Ab-  und  Nebenarten,  sind  die  eigene  Bewirthschaftung 
durch  Verwalter  auf  Rechnung  des  Domänenfiscus,  (mit  der  Abart 
der  „Gewährsverwaltung"),  die  Verzeitpachtung  und 
die  Vererbpachtung., 

Kau,  §.  103,  weist  darauf  hin,  wie  in  dieser  Keihenfolge  die  Theilnahme  der 
Regierung  an  der  Verwaltung  immer  schwächer,  diejenige  der  Privaten  immer  stärker 
wird  — :  also  stärkere  Herbeizichung  des  Moments  des  „wirthschafiJichen  Interesses" 
der  Privaten  im  Productionsiutcrcsse. 

üeschichtlich  entwickelte  sich  in  Deutschland  und  den  Nachbarländern  die 
Beoutzungsweise  im  Ganzen  ungefähr  in  der  hier  angegebenen  Reihenfolge.  Die 
eigene  Verwaltung  ist  die  älteste  Form  auf  niedriger  Wirthschaftsstufe:  bei  vor- 
waltender Abhängigkeit  des  Ertrags  vom  Naturfactor  und  bei  extensivem  Betrieb  ist 
sie  elier  zulässig:  später  treten  aber  die  spcciHschen  Nachtheile  des  Staatsbetriebs 
bei  ihr  leicht  am  Meisten  hor\or.  Dann  gnift  man  lieber  zur  Pacht.  Die  anfangs 
kurzen  Zeitpachtperioden  werden  aus  ökonomibchen  Gründen  verlänj^crt  Ebenso 
wird  der  anfangs  an  ein  bestimmtes  Wirthschaftssystem  gebundene  Pächter  später  in 
der  Wahl  des  Wirthschaftssystems  frei<'r  gestellt.  Die  ^^historisch  öfters  ältere)  Erb- 
pacht leitet  geschichtlich  mehrfach  den  Uel>crgang  der  Domänen  in's  Privateigenthum 
ein ,  welche^)  letztere  auch  wieder  aus  ökonomischen  und  socialpolitischen  Gründen 
durch  Ablösung?  des  Erbpachtkanons  oder  durch  fn-ien  Verkauf  im  Interesse  intensiverer 
Landwirthschaft  bei   grösserer  Volksdichtitrkeit  und  weiterem  Absatz  h<'rgestellt  wird. 

Vgl.  oben  §.  Sö  li.  —  Ein  Theil  der  römischen  agri  pubtici  wurde  von  den 
Sklaven  für  den  Staat  verwaltet,  unter  Aufsicht  des  Senates,  der  die  Rechnungen 
abhörte.  Bosse,  I.  76.  Die  regelmä>s.  Körm  der  Nutzbarmachung  der  Staatsläiidereien 
war  aber  die  Zeitpacht  gegen  Geld.  entsprech(!nd  der  früh  ausgebildeten  röm.  Geld- 
wirthschafi.  Mommsen,  röm.  Staatsrecht  H,  1,  410.  Ueber  die  censorische  Ver- 
pachtung der  Proviiicialdomäne  in  d.  Zeit  der  Kepublik  s.  Marquardt,  röm.  Staats- 
vcj-waltung  II,  241.  Bei  grösseren  Coniplexen  Generalpacht  mit  Separatafterpacht. 
Auch  das  zur  Viehweide  bestimmte  Land  wurde  verpachtet,  die  Pächter  lie>sen  Vieh 
jregen  Weidegeld  (scriptura)  zu.  eb.  S.  244.  l  ntcr  den  Kaisern  kam  die  Domänen 
unter  die  Administration  d«'S  kais.  Fiscus.  Diese  Guter  wurden  auch  jetzt  noch  ver- 
pachtet, auf  5  Jahre  oder  langer;  spiiter  mehr  Golonabverhiiltniss  (Erbpacht).  Auch 
Selbstbewirthschaftun^^  von  l'iscalgQtern  kommt  noch  vor.    Marquardt,  S.  250,  251.  — 
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In  Athen  alJgem.  Erbpacht  oder  Zeitpacht  der  heil.  u.  nicht  heil.  Gemeinde-  o.  Staats- 
güter,  z.  Th.   unter  Vermittlunjr  von  Generalpächtern.    Zeitpacht  v.  verschied.  Läng*», 

4,  10,  25,  40  Jahre  kommen  vor.  Böckh,  Staatsh.  Athens,  2.  A.,  I,  415  ff.  — 
Im  Mittelalter  war  fast  alljcem.  die  Administration  üblich,  and  noch  in  der  Mitte 
des  vori;ren  Jahrhunderts  wurde  sie,  z.B.  von  Schreber,  vorgezog^en ,  denn 
mau  scheute  die  Verpachtung*,  um  dem  Pachter  nicht  eluen  Gewinn  zu  lassen,  der 
der  Regfiernn^  zugewendet  werden  kr>nnte,  und  um  die  bessere  Schonung  der  Läodereicu 
zu  bewirken.  Seckendorf  lelirte  indess  schon,  dass  man  nach  den  UmstaadeD 
zwischen  Verpachtung  und  Verwaltung  wählen  solle,  s.  bei  v.  Seckendorf  im  Anhang 
die  Bestallung  des  Amtmannes  n.  Kastners  im  17.  Jahrhundert.  (Kau,  §.  104.)  Iio 
froheren  Mittelalter  Zusammenhan*^  der  Selbstbewirthschaftung  der  Domänen  mit  der 
natural -wirthschaftl.  Versorgung  dos  Hofs.  Vgl.  Hüllmann,  Tin.gesch.  S.  36  ff., 
Ders.,  Ge^ch.  d.  Dom.benutz.  in  Deutschi.,  Franko,  a.  0.  1807.  Anton,  Geschichte 
der  deutscheu  Landwirthschaft.  I.  177.  Langet  ha),  Geschichte  der  deutschen  Land- 
wirthschaft  I.  118.  Waitz,  Verf.gesch.,  a.a.O.  passim.  Kau,  §.  104  Noten,  vor. 
Aufl.  dieses  Bandes  S.  i)S5  u.  o)>cn  bos.  §.87—91.  —  Unter  Kaiser  Friedrich  IL 
war  ein  Thcil  der  Krongütcr  in  Neapel  verpachtet,  v.  Kaum  er,  Hobeiistaufe^ 
VII.  Buch,  6.  Hanptst.,  Nr.  XIV.  —  In  Deutschland  kamen  einzelne  Verpachtnnjreü 
auf  Zeit  schoa  im  16.  Jahrh.  vor,  wie  die  von  Schreber  mitgetheilten  Contracte  aus 
der  Kcgieninjr  des  Kurfürsten  Aug^ust  von  Sachsen  von  1565  zeigen.  In  Wttrtemberg 
waren  schon  zu  Anfanji:  des  16.  Jahrh.  viele  Feldhüter  verpachtet.  Ho  ff  manu  a.a.O. 

5.  38.  Häuiljj;cr  wurde  die  Vei-pachlung  gejj^en  Ende  des  1 7.  Jahrhunderts ,  als  man. 
um  die  Wunden  des  30jälir.  Krie^^es  zu  heilen,  bosond.  eifrig;  auf  Verbesseronjren 
bedacht  war,  namcntlicli  1670  in  Sachsen,  um  dieselbe  Zeit  in  Hannover,  16S4 
im  Preussischen,  wo  die  wieder  eini^eführte  Administration  von  Neuem  in  Ver- 
pachtung: auf  6  Jahre  verwandelt  wurde  (Kiedel  S.  17,  Oelrichs  S.  14).  während 
durch  y.o.  von  1642  noch  die  eingehendsten  Bestimmungen  üln;r  d.  Administration  der 
Domänen  im  Her^ogth.  Preussen  u.  über  Naturallieferungen  der  Dom.  an  den  Hof  er- 
^:infren;  1699  in  Oesterreich;  Hüllmann,  Geschichte  der  Domänen -Benutzung, 
S.  74  —  86.     (Kau.) 

Lit.  über  d.  Bewirthsch.  d.  Dom.  s.  unten.  Auch  bei  Kletke,  Lit.  d.  Kiuanz- 
\\e>.  d.  Prcuss.  Staats.  5.  A ,  Berl.  1S76,  S.  82. 

A.  —  §.  225.  Bewirthschaftung  durch  Verwalter. 
(Selbst-  oder  Eigenverwaltung,  AdminiBtration).  Diese 
Form  war  im  älteren  naturalwirthschaftlicben  Znstande  der  Volks- 
wirtbschaft überhaupt  und  der  Finanzwirthscbaft  speciell  angebracht 
und  gewöhnlich  durch  die  Verhältnisse  geboten,  auch  ökonomisch- 
technisch bei  extensivem  Ackerbau  nicht  nothwendig  schlechter 
als  ein  Pachtbetrieb  gewesen  wäre,  wenn  derselbe  überhaupt  alU 
gemeiner  hätte  stattfinden  können.  Nur  die  Mängel  der  Staats- 
verwaltung überhaupt,  die  Unordnung  und  Unehrlichkeit  der 
Administratoren  bei  ungenügender  Controle  bewirkten  wohl  ziem- 
lich allgemein  schwere  Schäden  dieses  Systems  für  den  Staat  oder 
den  Fürsten.  Die  specifisch  ökonomisch-technischen  Mängel 
der  Eigenverwaltung  traten  dann  aber  nach  der  Hebung  oder 
Verminderung  jener  allgemeinen  Missstände  mehr  und  mehr  ber>'or 
und  führten  seit  dem  17.  Jahrhundert  zur  Einführung  der  Zeitpacht, 
nachdem  für  diese  Form  auch  sonst  die  rechtlichen  und  wirtb- 
schaftlichen  Bedingungen  sich  entwickelt  hatten.  In  der  neueren 
Staatspraxis  ist  es  daher  üblich  geworden,   die  Eigenverwaltung 
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nur  in  möglichst  seltenen  Ausnahmefällen  noch  eintreten 
zu  lassen. 

z.B.  Preossen  (Könne,  Staatsr.  IL  2,  596),  wo  die  Domänenvcräussenin^^- 
Instruction  toid  25.  Oct.  1810  u.  d.  Instr.  f.  d.  Obcrrecljenkamm.  r.  18.  Dec.  1824 
bestimmen,  dass  bei  den  dem  Staate  vcrblcil>endcn  Domänen  die  eigene  Administr. 
auf  jode  Weise  vermieden  u.  nur  in  äusscrsten  Notlifullen  gepcn  spec.  Genelimigunp 
di->  Konipi  erfolgen  solle;  bei  nnvcrnieidl.  Exmission  des  Pächters  aucli  nur  einst- 
weilen auf  kurze  Zeit  mit  Genehmigung  des  Finanzminist.  Bad.  Hofdom.  K.  Verord. 
V.  2.  Mai  1S26,  §.  5:  D'ut  SeJbstbewiithschaftung  kann  nur  ausnahmsweise  u.  nicht 
ohne  be>iondere  Ermächtigung  stattfinden.  Ebenso  Würtembero:,  Hoff  mann  S.  49.  — 
Für  die  eigene  Verwaltung  spriclit  die  Schrift:  üelnir  Domänen  und  deren  Benutzung, 
Bresl.  1835.  Der  Verf.  sucht  zu  zeigen,  dass  in  den  Händen  sehr  j?eschickt«!r  und 
zuverlässiger  Verwalter  die  KammergQter  fortdauernd  mehr  eintrajren  kOnnt4;n ,  als  bei 
grossen  Pachtungen.  Wäre  es  nur  leicht,  solche  Vcrwalti^r  zu  finden  und  auf  den 
(iotem  zu  erhalten!     (Kau.) 

Die  Grunde,  welche  heute  gegen  die  Eigen\ envaltunp:  der  Domänen  geltend 
tremacht  werden,  sind  theils  die  gewöhnlichen,  nur  etwas  zu  sehr  verallgemeinerten 
GrOndo  gegen  unmittelbaren  Betrieb  wirthschaftlicher  Thätigkeiten  durch  den  Staat 
imd  seine  Beamten,  die  dazu  wenip:  p:eeignet  seien,  theils.  eini^:e  besondere  aus  dem 
Gebiet  der  Domänen bewirtbschattung:  speciell  entnommene.  Auch  hierbei  wird  freilich 
mehr  auf  die  „Erfahruntr"  im  Allgemeinen,  als  auf  einzelne  Thatsachen  hin- 
gewiesen. Kau.  §.  105  u.  danach  noch  die  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  167,  hebt 
namentlich  ?ier  Nachtheile  hervor:  zu  geringen  Kohertrag,  weil  der  Verwalter, 
als  festbesoldeter  Beamter,  kein  genügendes  eigenes  Interesse  zu  tüchtigerer  Wirthschafts- 
führung  habe,  durch  Instructionen  u.  Controlen  gebunden  sei,  auch  besonders  geeignete 
Personen  unabhängigere  Lebensstellungen  erstrebten;  zu  hohe  Kosten,  bei  der 
gewöhnlich  zu  erwartenden  geringeren  Sparsamkeit,  von  schwer  ganz  zu  verhütenden 
Veruntreuungen  abgesehen ;  unliebsame  Nothwendigkeit,  das  ganze  Bewirth- 
schaftungskapital,  l>ei  steigender  Intensivität  des  Ackerbaues  also  ein  immer 
grösseres,  durch  den  Staat  selbst  zu  stellen;  unbequemer  Wechsel  der  Rein- 
erträge jahresweise.  Gewiss  vielfach  wahrnelimbare,  atx'r  doch  nicht  immer  durchaus 
nothwendige  Nachtheile. 

Zulässige  Ansnahmen  der  Eigenverwaltnng  liegen  zu- 
nächst selbstverständlich  bei  landwirthschaftlichen  Muster- 
anstalten u.  dgl.  vor,  wo  andere  als  das  privatwirthschaftliche 
Bentabilitätsmoment  entscheiden  und  über  die  öfters  wahrzu- 
nehmende geringe  Einträglichkeit  solcher  Wirthschaften  hinwegzu- 
sehen erlauben. 

S.  die  Daten  ü)>er  die  baier.  betreff.  Güter  Scbleissheim,  Weihenstephan,  Fürsten- 
ried Q.  über  ähnliche  Güter  anderer  deutscher  Staaten  bei  Hau,  §.106  Note  a,  u. 
wesentlich  darnach  nocli  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  168  Note  12. 

Allgemeiner  erscheint  die  Selbstverwaltung  zulässig  bei  Reb- 
land, besonders  solchem  einer  specifisch  vorzüglichen  Lage,  und 
zweckmässig  bei  eigenen  abgesonderten  Wiesen- 
flächen.  Bei  diesen  ist  sie  auch  tiblich  und  leicht  ausführbar, 
unter  Oberleitung  reisender  Wiesenbaumeister.  Der  Grasschnitt 
selbst  wird  versteigert. 

Staats  -Weinberge  u.  A.  in  kleinen  Partien  nocli  im  K.  Sachsen ,  Baiem  (Cuter- 
franken),  Würtemb.,  Baden.  Mehrfach  in  Eigen  Verwaltung,  doch  in  Baiem  jetzt  meist 
verpachtet.  Baier.  Staats-Hof kellerei  noch  in  Würzburg.  —  Wiesen  vielfach  in  Selbst- 
vem'altung.     Instruction  für  den  bad.  Domaiiial -Wiesenbaumeister  v.  2.  Mai  1850.  — 
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In  den  einzelnen  Vorwaltunfrsbezirkcn  wcrdun  kundige  Wiesenaufseher  anp:estellt  — 
Grosso,  Anlagen  von  Riesf^lwieson  auf  bisherigem  Domanialwaldboden  iu  der  Provinz 
Poson.  Lette's  Bericht  in  der  Kammer  der  Abjreordneton  von  1855.  —  Wiesen- 
anla^<;  von  5S0  Morien,  wovon  345  bisher  Donianiaiwald  waren,  auf  105,000  fl. 
angeschla.iren ,  in  Baden,  184^  be*;onnen.  (Schutter^'ald ,  in  der  Gemeinde  Eckarts- 
weier,  Amt  Kork.)    (Rau.) 

Auch  die  Vorbereitung  eiues  Guts  zum  Verkauf,  die  dazu 
etwa  erforderliehe  vorherige  Vornahme  von  Verbesserungen,  ferner 
die  Deterioration  eines  Guts  durch  einen  unordentlichen  Pächter 
oder  in  Folge  grosser  Unglücksfälle  (Elementarschäden  u.  a.  ra.), 
können  mitunter  die  Eigenveiwaltung  wenigstens  zeitweilig  zweck- 
mässig erscheinen  lassen.  Der  Concurs  des  Pächters  macht  sie 
natürlich  zeitweilig  nothwendig. 

Es  vorwaltete  die  Ostorr.  Nationalbank  z.  B.  die  ihr  ü1)erwies.  Staats^:üter  mitunter 
eine  Zeitlang  selbst,  um  sie  fur  den  Verkauf  vorzubereiten.  S.  d.  «ren.  Sehr.  Staats- 
pütcrverw.  d.  Nationalb.,  S.  42  u.  i>st.  Finanzinin.-Instr.  ?.  14.  Nov.  1856. 

Bei  Eigen verwaltung^  einer  Domäne  wird  dann  ein  Wirthschaftsanschla^  zn 
Gninde  j^eleirt  und  das  Betriebssystem  regelmässijf  vorgeschrieben  werden.  Dem 
Verwalter  in  der  Wahl  des  landwirthschaftlichcn  Systems  in  dersellien  Weise,  wie 
jetzt  passend  dem  Zeitpäcliter,  eine  gewisse  Freiheit  zu  lassen,  geht  ausser  etwa  bei 
Mustenh'irthschaften  nicht  wohl  an  und  i^t  auch  bei  der  kurzen  Dauer,  während  deren 
Domänen  nur  in  Selbstvem^altung  stehen  sollen,  aus  KentabilitätsrUcksichten  nicht 
nothwendig.  Eine  rejrelmi'issijre  llevision  der  Wirthschaft  erfolsrt  durch  Beamte  der 
vorpresetzten  Domänonverwaltunjrs- Behörde.  Die  Anwendung"  des  Gewinnanthcil- 
Systems  (Tantiöme)  bei  den  im  Uebrig^en  auf  festen  Gehalt  gosetzten  Verwaltern  ist 
empfehlenswerth  und  nicht  allzu  schwierig:.  (Kau,  §.  107,  108,  darnach  noch  vor. 
Aufl.  dieses  Bands  §.  169,  ausfuhrlicher). 

Etwas  Aehnlichos  ist  die  sotren.  Gewährsverwaltunjr,  wo  der  „Verwalter", 
dem  das  Betriebskapital  vom  Staate  geliefert  wird,  fur  einen  Minimalertra^  des  Guts 
haftet  und  von  dem  rechnunp:smässigen  Mehrertrag  einen  Anthfil  bezieht.  Es  wird 
jedoch  schwer  sein,  j?eeignete  und  zu  einer  solchen  Haftung  geneigte  Personen  zu 
finden,  wenigstens  wenn  sich  die  Haftung  auf  einen  dem  Üscalischen  Interesse 
angemessenen  Gutsertrag  erstrecken  soll.  S.  Kau  §.  109,  vor.  Aufl.  dieses  Bands 
§.  170  (etwas  ausführlicher).  Sehr  eher,  Abh.  v.  Kammergutem.  S.  29  und  S.  137. 
wo  das  Formular  eines  solchen  Pachtvertrages  mitgetheilt  wird.  Der  Gewährsadmini- 
strator soll  alle  casus  fortuitos  auf  sich  nehmen ,  ausser  Brandschaden  oder  wenn  die 
Amtsunterthanen  wegen  besonderer  Unfälle  Nachlass  an  ihren  Prä^tatiooen  erhalten: 
ferner  will  die  Regierung  von  Viehsterben,  Wasser-,  Frost-,  Wetterschaden  und  Mäuse* 
frass  an  Feldfrüchten  die  Hälfte  tragen ,  wenn  solche  Verloste  über  die  Hälfte  des 
Viehstandes  oder  der  Nutzung  ausmachen.  Der  Amtmann  haftet  für  einen  jährlichen 
Ertrag  v.  20,000  Thir.  und  erhält  von  dem,  was  darüber  bezogen  wird,  die  Hälfte. 
Für  diese  Einrichtung  ist  Bergius,  Pol.  u.  Cam.  Mag.  IV,  123  (im  Einzelnen  nach 
Seh  reber).  Mangelhafte  Einrichtung  dieser  Art  in  Kurbrandpnburg,  1660  —  76. 
Hüllmann,  Dom.-Ben.  S.  45.  (Kau.)  Nicht  so  ungünstig  urtheilt  darüber  Riedel, 
brand.  preuss.  Staatsh.  S.  16:  Die  Massrcgcl  des  Vergebens  in  „Admodiation''  oder 
des  Verpachtens,  die  zur  Erreichung  einer  höheren  Nutzung  möglichst  angenommen 
wurde,  hatte  ihren  guten  Erfolg,  wenn  die  Durchführung  auch  nur  langsam  gelang 
und  dem  Verpächter  zu  viele  Lasten  blieben,  so  dass  nur  die  Pächter  sich  bereicherten. 
Aber  die  Hauptsache  war,  dass  Ordnung  gcschaflen  wurde.  Die  Massregel  ist  wohl 
überhaupt  bloss  als  Uebergang  zur  gewöhnlichen  Zeitpacht  beliebt  worden.  Es  hatte 
zufällige  besondere  Gründe,  dass  später  wieder  Administration  eintrat,  eb.  S.  17. 
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B.  —  §.  226.    Verpachtung  oder  Zeitpacht. 

1.  Beurtheilung.  Aas  dem  Vorausgebenden  folgt  schon, 
dass  bei  uns  in  der  Gegenwart  im  Allgemeinen,  besonders  bei 
Domänenhöfen  nnd  bei  einzelnen  Ackerstttcken  die 
Zeitpacht  der  Eigenverwaltung  vorzuziehen  ist. 

In  der  Regel  wird  der  Pächter,  als  selbst  interessirt,  einen 
höheren  Reinertrag  als  der  staatliche  Administrator  erwirthschaften 
and  dann  auch  eine  höhere  Pachtrente  zahlen  können.  Die  weit- 
läufige Rechnungslegung  und  Controle  fällt  fort,  das  Bewirthschaf- 
tungskapital  kann  eventuell  der  Pächter  selbst  stellen.  Die  Er- 
neuerung des  Pachtvertrags  ermöglicht  dem  Staate,  an  der 
mittlerweile  etwa  eingetretenen  Erhöhung  des  Reinertrags  theilzu- 
nehmen.  Dem  Bedürfniss  der  Finanzwirthschaft  gemäss  gehen  die 
Pachtsummen,  wenn  sie  nicht  zu  übertriebener  Höhe  emporge- 
schraubt sind  und  nicht  besondere  Nothstände  vorliegen,  sicherer 
und  namentlich  auch  gleichmässiger  als  die  Reinerträge  bei  der 
Eigenverwaltung  ein. 

Diesen  notorischen  Vortheilen  stehen  freilich  auch  hier, 
wie  bei  allem  Zeitpachtwesen,  gewisse,  stets  mehr  oder  weniger 
hervortretende  und  völlig  niemals  ganz  zu  vermeidende  Nach- 
theile gegenüber.  Vor  Allem  ist  das  Interesse  des  Pächters 
nicht  ebenso  gross  wie  das  des  selbstwirthschaftenden  Eigen- 
thümers  in  Bezug  auf  die  Vermeidung  übermässiger  Ausnutzung 
des  Guts  —  eine  zu  Ende  der  Pachtperiode  besonders  naheliegende 
Gefahr  —  und  auf  die  Vornahme  von  Verbesserungen,  welche  sich 
nicht  schon  innerhalb  der  Pachtzeit  hinlänglich  bezahlt  machen. 
Dem  ersteren  Uebelstande  lässt  sich  auch  durch  vorsichtige  Clausein 
im  Pachtcontract  und  durch  Controlen  des  Verpächters  schwer 
ganz  steuern,  abgesehen  davon,  dass  solche  Bestimmungen  und 
Controlen  den  Pächter  in  der  WirthscbaftsfUhrung  lästig  hemmen 
nnd  sonstige  Nachtheile  im  Gefolge  haben.  Hinsichtlich  des  anderen 
Punctes  kann  man  im  Pachtvertrage  wenigstens  einige  Vor- 
kehrungen ti'effen,  welche  des  Pächters  und  des  Verpächters 
Interesse  vereinigen,  was  nicht  ganz  leicht,  aber  doch  in  gewissem 
Umfange  möglich  ist. 

Die  zweckmässige  Gestaltung  des  Pachtvertrags 
ist  hiernach  die  wichtige  Aufgabe,  von  deren  richtiger  Lösung  es 
abhängt,  dass  das  Zeitpachtsystem  für  Volkswirthschaft  und  Fi- 
nanzen möglichst  viel  Vortheile  und  möglichst  wenig  Nach- 
theile zeigt. 
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S.  Kau  §.  110,  111  UDÜ  darnach  vorige  Auflage  dieses  Bands  §.171  (aus- 
ftthrlichcr). 

§.  227.  —  2.    Formen  der  Pacht. 

a)  General-  und  Specialpacht.  Unter  ersterer  versteht 
man  die  Verpachtung  der  ,, Ländereien  in  grösseren  Massen 
mit  den  zugehörigen  Gewerksanstalten ,  z.  B.  Brauereien ,  MUhlen, 
Ziegel-  und  Kalköfen,  sowie  mit  den  Vorwerken  und  Gefällen  im 
Ganzen^^  (Rau),  unter  Specialpacht  die  Verpachtung  jedes 
einzelnen  selbständigen  Objects  („Guts",  Domänenhofs,  Vor- 
werks, wie  auch  der  einzelnen  —  „parcellirten"  —  Grundstücke) 
für  sich. 

Generalpachten  vurden  fraher  wohl  empfohlen  wegen  der  Vereinfachung  der 
Geschäfte  für  die  Domünenver^^altung,  wegen  des  grosseren,  dem  Betriebe  zu  Gute 
kommenden  Kapitalreichthums  der  Pächter  und  wegen  der  besseren  gegcnseitigca 
Ergänzung  der  einzelnen  zusammen  verpachteten  Objecto  (Ländereien  und  Gewerks- 
austalten  u.  s.  w).  Die  Erhebung  der  ehemaligen  Dom  anial  -  Grundgefälle  erschien 
auch  wohlfeiler  durch  Generalpächter  und  zugleich  konnten  diese  die  gutsherrlichc 
Justiz  und  Polizei  als  ,, Pachtamtleute''  gut  ausüben.  Mit  dem  Wegfall  dieser 
Verhältnisse  ist  die  Lage  aber  anders  geworden.  Die  Concurrenz  unter  den  Pacht- 
suchern wird  kleiner  sein.  Das  Recht  zu  Separatafterpacht  wird  dem  Generalpächter 
nicht  ganz  versagt  werden  können,  was  ihm  zwar  die  Zahlung  einer  höheren  Pacht- 
rcnte  ermöglicht,  aber  mit  grösserer  Gefahr  der  übermässigen  ßodenausnutzung  und 
mit  einem  Zwischengewinn-Bezug,  der  weder  dem  Staate  noch  dem  Afterp&chter  und 
damit  auch  nicht  dem  Lande  zu  Gute  kommt.  So  ist  gegenwärtig  wohl  ia  unseren 
Staaten  eine  grössere  Generalpacht  nur  ausnahmsweise  am  Platze.  Im  Allgemeinen 
möchten  Gcncralpachteu  wie  grosse  Specialpachten  überhaupt  mehr  für  Länder  dünner 
Bevölkerung,  extensiven  Ackerbau 's.  Specialpachten,  namentlich  kleinere,  für  Länder 
dichter  Bevölkerung  und  intensiven  Anbau 's  gewisse  Vorzüge  haben ,  die  indessen  im 
concreten  Fall  durch  andere  Umstände  aufgewogen  werden  können.  VgL  Rau,  §.  112, 
118,  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bandes  §.  172.  Bei  Rau  u.  darnach  anch  in  d.  vor.  Aafl. 
war  zwischen  den  hier  jetzt  getrennten  Fragen  a)  u.  b)  nicht  gehörig  unterschieden, 
Specialpacht  zu  sehr  mit  Verpachtung  einzelner  Grundstücke  identificirt  worden. 

b)  Verpachtung  von  grösseren  Domänenhöfen  (daher  regel- 
mässig mit  den  erforderlichen  Wohn-  und  Wirthschaftsgebäuden) 
und  von  einzelnen  Grundstücken,  („Parcellenpacht" 
meist  ohne  solche  Gebäude).  Finanziell  ist  öfters  das  letztere 
System  für  den  Staat  vortheilhafter,  die  Pachtpreise  werden  durch 
die  grössere  Concurrenz  der  Pachtsucher  mehr  emporgetrieben,  die 
mancherlei  Schwierigkeiten  und  Kosten,  welche  das  Gebäudewesen 
auch  für  den  Domänenfiscus  mit  sich  bringt,  fallen  im  Wesentlichen 
fort.  Vortheile,  welche  durch  die  etwas  mühsamere  Aufsicht  auch 
wegen  grösserer  Gefahr  der  Aussaugung  und  Einziehung  der 
Pachtrenten  nicht  aufgewogen  werden.  Indessen  kommt  der 
finanzielle  Gesichtspunct  wieder  nicht  allein  in  Betracht,  der  volks- 
wirthschaftliche  muss  mit  entscheiden.  In  dieser  Hinsicht  läuft 
die    ganze    Frage    auf   die   allgemeinere  von   den  Vorzügen   und 
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Nacbtheilen  der  grösseren  und  kleineren  Güter  und  der  Gross-  nnd 
Kleincultur  hinaus.  Diese  Frage  nnd  damit  diejenige  von  der 
Wahl  zwischen  Domänenhofs -Pacht  nnd  Parcellenpacht  gestattet 
wieder  keine  allgemeine,  sondern  nur  eine  relative  Entscheidung, 
nach  Zeit  und  Ort  und  Umständen.  Danach  hat  der  Staat,  selbst 
wenn  er  sich  vornemlich  nur  von  seinem  fiscalischen  Interesse 
leiten  lässt,  überhaupt  keine  so  grosse  Freiheit  der  Wahl  zwischen 
den  beiden  Systemen.  Er  muss  dasjenige  anwenden, 
welches  den  gegebenen  Verhältnissen  der  Gegend 
entspricht. 

Bei  steigendem  Bediirfniss  nach  Pachtland  Seitens  kleinerer  (und  zaui  Thcil 
auch  mittlerer)  Landwirthc,  daher  gevrOhnlich  bei  steigender  Intensivltät  der  Land- 
wirthschaft,  bei  Geschlossenheit  des  sonstigen  grösseren  Pri?atgnindbesitzes,  bei  Ein- 
bürgerung gewisser  Zw\iige  der  Kleincultur  wird  dann  die  Parcellenpacht  ?olks- 
wirtbschaftlich  und  socialpolitisch  und  gewöhnlich  in  diesem  Falle  auch  hnanziell  den 
Vorzug  verdienen.  Dann  wird  die  Zerschlagung  der  grossen  Domänen  zu  erwügea 
sein.  Wiederum  unbedingt  kann  man  sich  aber  auch  hierfür  nicht  erklären.  Die 
grösseren  Domänen  bieten  durch  die  Verbindung  landwirthschaftlicher  In- 
duätrioen,  besonders  der  Brennerei,  mit  der  Landwirthschaft  wieder  specifisch  privat- 
ökonomisch-technische und  damit  volkswirthschaftliche  Vortheile,  ermöglichen  so  mit- 
unter auch  die  Zahlung  grösserer  Pachtrenten,  als  bei  der  Zersrhlagung,  und  iürdern 
endlich  in  manchen  Gegenden  auch  als  Musterbetriebe  das  allgemeine  Interesse 
der  Land-  und  Volkswiithschaft.  Vgl.  Bau  §.  112,  113  und  vor.  Aufl.  dieses  Bauds 
§.  172.  üeber  tlie  Frage  der  Gross-  u.  Kleinglitcr,  Gross-  u.  Kleincultur  s.  Gnindlc>rung 
J^.  319,  320,.Rau,  Volksw.sch.lehre  8.  Aufl.  §.  371.  Koscher  IL  2.  B.,  Kap.  4  und 
die  neueste,  vortrefflich  alle  Momente  zusammenstellende  u.  unbefangen  abwäsende 
Arbeit  v.  v.  Miaskowski.  Erbrecht  u.  Grundeiirenth.vertheU.  im  1).  Keiche,  L  3  II. 
(Lpz.  1882). 
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Aus  den  Angaben  im  Haushaltungsetat  1870  und  83/84  berechnet.  Die  Steuer- 
schätzungsergebnisse bei  Meitzen,  IV,  116.  Man  sieht,  dass  die  PachtgiUer  in  den 
neuen  Landestheilen  kleiner  sind  als  in  den  alten  Provinzen  und  der  Pachtzins  a.  d. 
Morgca  im  Ganzen  da  lu^her  ist ,  wo  auch  das  ganze  Ackerland  einen  grösseren  Uein- 
ertrag  giebt.  Der  Pachtzins  der  Domänen  steht  aber  durchgängig  höher,  als  d<r 
Jarchschnittlicho  Keinertrag  des  Ackers,  in  Westfalen  und  Schlesien  ist  er  das  l*2fache, 
in  Pommern  sogar  das  23fache  desselben.  Dies  rlihrt  offenbar  zum  Thoilc  von  der 
A.  Wagner,  Finanzwi^.'wnschaft.    I.    3.  Anfl.  35 
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im  Pachtzins  enthaltenen  Rente  der  Gebäude,  zum  Theile  aber  auch  davon  her,  dass  die 
Pachtgiiter  Wiesen  und  mehr  besseres  Ackerland  entlialten,  als  der  Durchschnitt  allf^r 
vorhandenen  Ackerclassen  anzeigt.  Es  erhellt  aber,  dass  der  gegen  kleinere  deutsche 
Länder  niedrige  Ertrag  der  preuss.  Domänen  mit  allgemeinen  volksivirthschafüichen 
Verhältnissen,  als  Klima,  Boden,  noch  nicht  sehr  dichte  Bevölkerung  u.  s.  w.  zusam- 
menhängt Die  Daten  f.  die  Domänen  in  Westfalen  u.  Schlesw.-Üolst.  sind  mit  denen 
der  übrigen  Provinzen  nur  bedingt  vergleichbar,  weil  die  Zahl  der  dortigen  Domänen  ganz 
klein  ist  (s.  o.  S.  538).  Bes.  in  Prov.  Sachsen  macht  sich  der  Einfluss  der  Bnben- 
cultur  auf  die  Steigerung  der  Pachtrente  geltend.  Im  Reg.-Bez.  Magdeburg  allein  ist 
die  Pachtrente  sogar  SO'l  M.  —  In  Wurtemb.  war  1876  f.  die  Maiereien  di« 
Rente  40G1,  für  die  Einzelgüter  91-04  M.  per  Hectar  (Riecko,  S.  184).  — 

§.  228.  —  3.    Regeln  für  die  Zeitpachtangen. 

Dieser  Abschnitt  ist  schon  in  d.  6.  A.  von  Rau  nach  den  neueren  Ansichten, 
bes.  nach  dem  u.  gen.  Buche  von  Drechsler  von  mir  grossentheils  umgearbeitet 
worden.  S.  6.  A.  §.  143—149,  Rau,  5.  A.  §.  114—120  (nebst  Anhang  von  den 
Pachtanschlägen  der  Kammergüter  §.  121 — I29a,  der  schon  in  der  6.  A.  fortgelassen 
worden  ist).  Von  älterer  Literatur  s.  vorzügl.  Nicolai,  I,  234.  II,  156 — 209.  v.  Hon- 
stedt,  Die  Verpachtung  der  Land^rüter,  Hannover  1837  (vorzüglich  von  rechtlicher 
Seite).  Hoff  mann  in  der  Zeitschrift  f.  die  gesammte  Staatsw.  1848,  VI,  S.  719. 
Jetzt  aber  bes.  G.  Drechsler,  d.  landwirthschaftl.  Pachtvertrag.  Halle  1871,  2  B. 
(D.  2.  B.  enthält  eine  Sammlung  bestell.  Paclitverträge  u.  Pachtbedinirungeu  bei  den 
Domänen  vieler  D.  Staaten).  Femer  A.  Blomeyer,  Pachtrecht  u.  Pachtverträge 
(zugleich  Handb.  d.  pnmss.  u.  sächs.  Pachtrechts).  Berlin  1873.  Drechsler  geht  mehr 
vom  landwirthschaftl.,  Blomeyer  mehr  vom  Jurist  Standpuncte  aus.  Beider  Ergrebnisse 
weichen  mehrfach  ab.  Die  Vergleichung  dieser  Werke  ist  daher  zweckmässig. 
S.  sonst  unter  Anderen  über  Preussen  Oelrichs  gen.  Sehr.,  S.  22  IT..  in  den 
Anlagen  S.  137  ff.  z.  Th.  die  bezügl.  Verordnungen  n.  Instructionen.  S.  bes.  d. 
preuss.  Verordn.  v.  11.  Dec.  1862  üb.  d.  allgem.  Beding,  z.  Verpacht.  d.  K.  Domänen- 
Vorwerke  (exd.  R.-B.  Stralsund)  u.  a.  bei  Drechsler,  II,  192.  Neue  Redact  d. 
V.  0.  V.  1862  V.  9.  Juli  1872  u.  22.  März  1882,  s.  Oelrichs  S.  28  ff.  V.  der  bad. 
Hof-Dom.-Kammer  v.  18.  März  1836.  Acltere  Literatur  über  die  Anfertigung  von 
Krtragsanschlägen  s.  bei  Rau,  Fin.  I  §.  121  Note  a  und  danach  in  vor.  Aufl. 
dieses  Bands  S.  396  Note  31.  U.  A.  v.  Flotow,  Anleitung  zur  Fertin:nng  d.  Ertrags- 
anschläge.  Lcipzit?  1820.  22.  IL  B.  (vorzüjsrlich  gut).  Pabst,  Landw.  Tasationslehre. 
2.  A.  Wien  1868.  Die  landwirthsch.  Schriften  v.  v.d.  Goltz,  bes.  dessen  landwirth- 
schaftl. Taxationslehre.  Berl.  1882.  Birnbaum,  landwirthschaftl.  Tax.lehre  (in  der 
Thäer-Bibl.). 

Regeln  dieser  Art  lassen  sich  wiederum  nur  fUr  bestimmte 
Länder,  Zeiten  und  Landwirtbscbaftssysteme  aufstellen. 
Mit  der  Veränderung  namentlicb  der  letzteren  ändern 
sie  sieb  daber  selbst  wieder.  Das  bat  die  Domänenver- 
waltung niebt  zu  tiberseben.  Manebe  frtiberen  Regeln ,  welcbe 
aucb  in  Deutschland  nocb  vor  Kurzem  als  unbedingt  riebtig 
galten,  sind  gegenwärtig  denn  aucb  veraltet  oder  bedürfen  einer 
wesentlicben  Modification  in  Folge  der  Umgestaltung  der  Verkehrs- 
und Absatzverbältnisse,  der  dadurch  bewirkten  Notbwendigkeit 
anderer  landwirtbschaftlicber  Systeme  und  namentlich  anch  in 
("olge  der  viel  grösseren  Leichtigkeit,  mit  welcher  sich  jetzt  eine 
Aenderuug  dieser  Systeme  vollzieht.  Uebrlgens  gelten  für  die 
Zeitpacht   der  Domänen  in  allen   wesentlichen  Pnncten  dieselben 
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Regeln  wie  ftir  die  Zeitpachten  der  Privatgliter.  Es  gentigt  daher 
hier^  einige  der  Hauptpanete  zusammenzustellen. 

a)  Die  Ermittlung  des  richtigen  Pachtzinses.  Sie 
erfolgt  entweder  allein  auf  Grund  eines  sorgfältig  ausgearbeiteten 
Ertragsanschlages  des  Gutes  oder  in  Anknüpfung  an  einen 
solchen  Anschlag  (als  Minimum)  durch  das  Meistgebot  bei  der 
Versteigerung  oder  unabhängig  von  dem  Ertragsanschlag 
bloss  durch  das  Meistgebot. 

Der  Anschlag  eines  Landguts  oder  Grundstücks  ist  die 
ausführliche  Vorausberechnung  des  bei  einer  gewissen  Art 
der  Bewirthschaftung  mit  Wahrscheinlichkeit  fortdauernd 
zu  erwartenden  Ergebnisses  des  Ertrags.  Die  Regeln  dafür  sind 
in  Deutschland,  besonders  in  Preussen,  schon  seit  älterer  Zeit  sehr 
ausgebildet  worden.  Die  Ermittlung  des  richtigen  Pachtzinses 
mittelst  Veranschlagung  y  woneben  dann  die  Versteigerung  nicht 
ausgeschlossen  war,  ist  früher  auch  in  Deutschland  die  allgemeine 
Regel  gewesen.  Die  Anschläge  erfolgen  unter  Benutzung  der 
landwirthschaftlichen  Erfahrungen  mit  Rücksicht  auf  die  besonderen 
Bedürfnisse  der  Finanzverwaltung ,  nach  Geschäftsanweisungen, 
welche  die  Taxationen  zuverlässig  und  zugleich  gleichförmig 
machen,  unter  der  Leitung  der  oberen  Domänenbehörden.  Sie 
brauchen  nicht  bei  jeder  neuen  Verpachtung  ganz  erneuert,  sondern 
können  mitunter  durch  die  nöthigen  Veränderungen  nur  den  Zeit- 
umständen angepasst  werden. 

Die  bezüglichen  Grundsätze  für  die  Anfertigung  solcher  Anschläge  sind  bis- 
weilen in  die  systematischen  Werke  der  Finanzwissensrhaft  aofgenommen  worden,  so 
auch  TOD  Ran  §.  122 — 129a  in  einem  Anhang  „von  den  Pachtanschlägen  der  Kammer- 
guter**.  Ich  hatte  schon  in  der  6.  Anfla^e  von  ßau  diesen  Anhang  fortj^elassen.  Der 
Grund  liegt  in  dem  im  Text  Gesagten.  Die  Bedin^nng  fur  einen  einigermasscn 
richtijren  Anschlag:  Vorausbercchnong  bei  einer  gewissen  Art  der  Bewirt h- 
schaftnng  ist  überhaupt  kaum  so  zu  erfüllen,  dass  die  theoretischen  Grundsätze 
für  alle  Fälle  passen.  Mindestens  müsste  die  Darstellunjr  dann  eine  sehr  eingehende 
werden.  Die  Frage  ist  aber  auch  eine  wesentlich  landwirthsrhaftliche.  In 
dem  Abschnitt  von  den  Grundsteuern  ist  sie  ausserdem  in  der  Finanzwissenschaft 
zu  berühren. 

Die  neuere  Erfahrung  und  die  Wissenschaft  haben  jedoch  das 
Unzuverlässige  der  Anschläge  des  Verpächters  in  vielen  Fällen 
herausgestellt.  Es  ergiebt  sich  auch  hier  wieder  die  Regel,  dass 
die  Ermittlung  des  Pachtzinses  durch  Anschlag  mehr  den  ein- 
fächeren,  stabileren  Verhältnissen  der  Land-  und  Volks wirth- 
schafl  entspricht,  dagegen  in  Ländern  hochentwickelter  Gultur  die 
meistbietende  Verpachtung  wenigstens  dann  allein  zum 
Ziele  fuhrt,  wenn  dem  Pächter  die  Wahl  des  Wirthschafts- 
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Systems  frei  gegeben  wird,  wie  es  im  Interesse  intensiverer 
und  besserer  Cultur  geboten  ist.  Der  Anschlag  behält  dann  nur 
die  Bedeutung  eines  Anhaltspunctes  der  Regierung  zur  Beurtheilung 
der  Pachtgebote.  Das  Princip  des  Meistgebots  ist  ferner  eine 
Consequenz  des  allgemeinen  Concurrenzprincips  in  der  heutigen 
wirthsehaftlichen  Ordnung,  eine  Consequenz,  welche  zwar  auch 
nicht  ohne  Bedenken  ist,  aber  unter  den  gegebenen  Verhältnissen 
doch  ebenso  von  der  Gerechtigkeit  als  vom  Finanzinteresse  ge- 
fordert wird. 

Vgl.  namcntlicli  hierüber  Drechsler  a.  a.  0.  I,  74 — S5.  Der  Verf.  prüft  die 
neueren  nacli  prenss.  System  erfolg^ten  Doniänen?erpachtaugun  in  der  Pro?.  HannoTor 
und  kommt  in  Betreff'  der  Anschläge  und  Versteifter  engen  zu  folg.  Ergebniss,  S.  8.5 : 
„Die  Feststellung  des  angemessenen  Pachtzinses  durch  Beroehnung  voh  Seiten  des 
Verpächters  ist  ausführbar  l)in  allen  IJindern,  deren  Cultur  noch  nicht  auf  so  hoher 
Stufe  steht,  dass  der  schablonenmässige  Wirthschaftsbetrieb  verlassen  wertlen  kann; 
wo  also  die  Einrichtung  des  Wirthschaftssystems  nicht  abhängt  von  unberechenbaren 
individ.  Neigungen  und  Fähigkeiten  der  Pachter,  sondern  der  Betrieb  ein  gegebener, 
stabiler,  landesüblicher  ist;  2)  in  Ländern  hochentwickelter  Cultur,  dann,  wenn 
h)  das  dem  Pachtansclüag  zn  Grunde  lieucnde  Wirthschnftssystem  contractlicli 
eingehalten  werden  muss  oder  b)  das  dem  Pachtanschlage  xu  Grunde  liegende  Wirth- 
srhaftasystem  thatsächlich  eingehalten  wird.  Wo  diese  Voraussetzungen  nicht  vor- 
handen sind,  ist  eine  Berechnung  des  angemessenen  Pachtzinses  durch  den  Ver- 
pächter nicht  möglich.  Es  bleibt  also  fUr  diesen  Fall  ....  nur  die  meistbietcnde 
Verpachtung  üblich.**  In  Hannover  konnte  der  Domänenpachter  das  Wirthschafts- 
system  nur  mit  Genehmigung  des  Verpächters  ändern;  thatsächlich  bestand  dagegen 
bei  den  Pachtern  Abneigung  (Drechsler  II,  83).  Bei  der  Ncuverpachtnng  unter 
prenssischer  Herrschaft  hat  der  Pachter  freie  Hand  in  der  Wahl  des  Wirthschafts- 
systems.  Ueber  d.  verschiedenen  Modus  der  Verpachtung  (iucl.  Submission)  Bio- 
mcycr,  S.  30  If.  Er  liält  für  Staatsgüter  auch  die  Verpachtung  durch  Licitatioii  für 
die  beste,  S.  40. 

Möglichst  zu  vermeiden  ist  bei  der  Anwendung  des  Concurrenz- 
princips eine  zu  hoheEmporschraubung  des  Pachtscbilliogs, 
weil  dabei  die  Gefahr  der  Deterioration  zu  sehr  wächst  und  der 
Pachter  am  Ende  nicht  bestehen  kann,  wodurch  auch  das  fiscalische 
Interesse  geschädigt  wird. 

Diese  Gefahr,  die  auch  dnrcli  das  zu  grosse  Selbstvertrauen  intelligenter,  wohl- 
habender Pachter  noch  vermehrt  wird,  hat  sich  in  einzelneu  Fällen  in  neuester  Zeit 
bei  norddeutschen  Domänen  Verpachtungen  gezeigt 

Daher  empfiehlt  es  sich,  wie  es  auch  in  der  Praxis  üblich  ist, 
Versteigerung  als  Regel  vorzusehreiben ,  aber  doch  hie  und 
da  Ausnahmen  zuzulassen.  Insbesondere  wird  man  auch  im 
Finanzinteresse  oftmals  gut  daran  thun,  bewährte  bisherige 
Pachter,  in  der  Pacht  bei  Ablauf  des  Contracts  zu  belassen,  auch 
wenn  sie  nicht  das  allerhöchste  Gebot  machen,  wenigstens  bei  der 
Verpachtung  von  ganzen  Domänenhüfen.  Ueberhanpt  sind  schon 
bei  der  Versteigerung  zum  Mitbieten  nur  Personen  zuzulassen, 
welche  gewisse  persönliche   und  durch  ihre  Vermögensverhältnisse 
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gewisse  Morthschaftliche  Garantieen  bieten.  Auch  wird  sich  der 
Staat  passend  die  Answabl  unter  einigen  (z.  B.  3)  Meistbietenden 
vorbehalten.  Die  Zusagung  der  Pacht  unter  derHand  hat  das 
schwer  zu  beseitigende  Bedenken,  dass  persönliche  Begünstigungen 
leichter  vorkommen  können,  mindestens  —  vermuthet  werden. 

Diese  Form  früher  iii  Hannover,  Ubbelohile,  S.  44.  Die  Beseitigung  dieses 
Verfahrens  und  die  Kinfühmnjr  der  prcuss.  Versteigerung-  bat  manche  Privatinteressen 
verletzt  und  sehr  verscliiedene  Ürtheile  erfahren.  Nach  obij::«'n  Aascinandei-sctzungcu 
im  Text  war  dieses  Vorj^ehen  aber  doch  richtig.  Die  Pachtsteigerangcn  bei  der  Neu- 
verpaclitnn^  von  Domänen  in  Hannover  sind  ailerdin>i:s  enorm:  z.  B.  bei  13  Domänen 
für  die  12jähr.  Pachtzeit  von  196S— 80  gcj-en  1856—68  zwischen  Hl  und  121  %•  i'i 
7  Fällen  zwischen  73  nnd  108%.  Man  hat  daraus  auf  viel  zu  niedrige  Pa*ihten 
der  früheren  Zeit  geschlossen  Seitens  der  Anhänger  des  prcuss.  Systems,  auf  viel  zu 
hohe  der  Neuzeit  Seitens  der  älteren  haunov.  Landwirthe.  Drechsler  a.  a  0.  hält 
beide  Ansichten  filr  unrichtijr  und  die  alten  Pachtpreise  für  nicht  zu  niedriir,  die 
neuen  für  nicht  zu  hoch.  Er  erklärt  sie  durch  die  veräud.  Pachtbedinpfung:  und 
Wirtbschaftspraxis:  im  alten  Königreich  Hannover  stabiles  System,  wo  die  Anschläjio 
auch  geniijften.  in  der  neuen  Provinz  verändertos  System,  wo  bei  Freiheit  der  Be-. 
wegung  die  Pachter  mehr  bieten  konnten.  InPreussen  ist  die  Versteigerung  („Lici- 
tation^'j  in  der  Kegel  geboten ;  wer  mitbieten  wilL  uiuss  sich  über  den  eigenthttmlichen 
Besitz  eines  bestimmten  disponiblen  Vermögens  ye  nach  d.  Domäne)  und  über  seine 
Qualüication  als  Landwirth.  sowie  über  seine  Solidität  ausweisen;  ob  dieser  Nachweis 
gentigt,  hat  der  Gommissar  allein  zu  entscheiden,  unter  Ausschluss  des  Rechtsweg. 
Das  Fin.min.  entscheidet  aber,  ob  der  Zuschlag  auf  Grund  der  Angebote,  an  welche 
der  Bieter  gebunden  bleibt,  überhau])t  erfolgen  soll  u.  behält  sich  die  Auswahl  unter 
den  3  Bestbietenden  vor.  S.  prcuss.  Rescr.  v.  3.  Juni  1861)  u.  18.  Mai  1875,  bei 
Oelrichs  S.  63.  In  d.  absolutist.  Zeit,  bis  ]S50,  auch  in  Preussen  Belassung  der 
alten  Pachter,  wenn  sie  den  nach  neuem  Pachtanschlag  normirten.  meist  nicht  viel 
höheren  Pachtschilling  übernahmen,  ohne  besondere  neue  Versteigerung.  —  Aehnlich 
ijualif.  u.  Vermögensnachweis  in  Würtcmb.  verlanjrt.  s.  Hoff  mann  S.  61.  Erheb- 
liche Gründe  für  die  Versteigerung  auch  bei  «ranzen  Landj^ütern ,  Schumacher  in 
Kau  und  Haussen  Archiv,  N.  F.  II,  125,  und  Seelig.  In  der  Nöthigung  eine 
grössere  Pachlrente  zu  erwirthschaften,  liegt  auch  ein  oft  gut  wirkender  Ansporn  zu 
landwirthschaftlichen  Fortschritten  aller  Art.  üeber  Mecklenburg-Schwerin  be- 
merkte Kau  in  einem  hanils(  hriftl.  Zusatz  z.  5.  A.:  hier  werden  die  grossen  Pacht- 
höfe versteigert,  die  Pachtungen  der  bäuerlichen  Wirthe  (sogen.  Haus wirthe)  bleiben 
in  der  Kegel  in  der  Familie  u.  gehen  in  Ermangelung  von  Sühuen  auf  die  älteste 
Tochter  über.  Der  Pachtzins  wird  nach  Verfluss  der  12 — 14jährigen  Pachtperiode 
von  Neuem  festgesetzt,  aber  sehr  massig;  im  D.  von  der  Last  leicliten,  mittleren  und 
guten  Bodens  30— 35,  70— »sO  und  100—130  Thlr.,  die  Last  ist  96  Scheff.  Aussaat, 
ahjo,  den  Schett.  zu  60  Quadr.-K.  gerechnet.  5760  Quadr.-R.  ^-=  49  pr.  M.,  mithin 
wird  vom  pr.  M.  0'6 — 26  Thlr.  entrichtet.  Kleine  Bauern  haben  etwas  weniger  zu 
bezahlen.  Auf  jeden  der  4122  bäuerlichen  Pachter  kommen  19,252  K.,  es  besteht 
aber  eine  Abstufonu  von  Vollbauern  li.  D.  31.634)  bis  zu  Achtelhüfnern  (i.  D.  10,694  R.), 
s.  meclenb.  Beiträge  IV,  38.  Es  ist  demnach  keine  reine  Zeitpacht  vorhanden,  sondern  eine 
herkömmliche  bedingte  Erblichkeit  der  Bauerngüter  mit  einem  veränderlichen,  aber 
schonend  bestimmten  Zins.  Da  innerhalb  des  Domaidums  fast  kein  ländliches  Privat- 
eigenthum  besteht,  so  müssen  hier  volkswirthscljaftliche  u.  socialpoli tische  Rücksichton 
auf  den  Bauernstand  vorwalten. 

b)  Öicherstcllung  (Caution)  wird  für  die  Erfüllung  aller 
Verbindlichkeiten  des  Pachters  verlangt,  entweder  baar,  mit  Zins- 
gewährung an  den  Pachter,  oder  wie  jetzt  gewöhnlich  in  be- 
stimmten öffentlichen  Werthpapieren,  deren  Coupons  der  Pachter 
behält  (Preussen).    Die  Höhe  der  Caution  richtet  sich  wesentlich 
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Dach  der  Grösse  der  DomäDen,  bez.  auch  des  Pachtschillings.  Sie 
ist  natürlich  höher  bei  MitverpachtuDg  des  Inventars.  Von  dem 
Gmndsatz  hoher  Cautionen  kommt  man  indessen  mit  Recht 
ab,  da  sonst  das  Betriebskapital  deis  Pachters  zum  Nachtheil  der 
Bewirthschaftung  (und  deshalb  vielfach  auch  des  Eigenthümers) 
zu  sehr  verringert  wird.  Auch  bei  einzelnen  Grundstücken  ist  die 
Hinterlegung  einer  Summe  zu  verlangen,  wenn  auch  nicht  immer 
durchzusetzen.  Die  Forderung  der  Bürgschaftsstellung  ist  bei  der 
Schwierigkeit  für  den  Pachter,  einen  Bürgen  zu  finden,  gleichfalls 
oft  unpractisch. 

Man  setzt  die  Caution  nach  den  Umständen  auf  etwa  7s»  '/i  oder  ^i^  des  Pailil  - 
Zinses,  auch  bis  auf  den  ganzen  einjähr  Betrag.  Nach  der  preuss.  Finanzminister.-V. 
V.  29.  Xo7.  1836  in  der  Bcj^el  Va  des  Pachtzinses,  ausser  wo  der  Pachter  auch  Gefalle 
einzieht.  Jetzt  in  der  Regel  Ya  ^^  Pachtgeldcruiinimums.  Stellung  der  Caution  in 
inländ.  Pfand-  oder  Rentenbriefen  oder  in  nach  K.-O.  v.  3.  Mai  1821  «.  Nachtra^r 
depositalfäh.  Inhaberpapieren  (§.  28  d.  Verordn.  v.  1862  u.  v.  1882).  Die  Höhe  wird 
jetzt  in  dem  besond.  Vertrag  bestimmt  —  Wtlrtemberg:  ly^facher  Pachtzins  und 
einfacher  Anschlag  des  InFentariuras,  Hoff  mann,  W.  Finanzrecht  I,  240.  —  S.Bio- 
meyer  S.  214  ff. 

c)  Die  Dauer  der  Pachtzeit.  „Lange  Pachtzeit 
giebt  eine  grössere  Ermunterung  zu  bedeutenden  Verbesserungen 
des  Gutes  und  Betriebes^^  (Rau)  und  verhütet  wirksam  länger  die 
Neigung  zur  übermässigen  Ausnutzung  des  Bodens  und  zu  sonstiger 
Deterioration.  Solche  längere  Pachtzeit  wird  namentlich  bei  höherer 
Intensivität  der  landwirthschaftlichen  Cnltur  noth wendig.  Die 
auch  bei  den  Zeitpachten  der  Domänen  im  Laufe  der  letzten 
100  Jahre  und  darüber  eingetretenen  Verlängerungen  der  Pachtzeit 
finden  in  der  Nothwendigkeit  und  nunmehrigen  Rentabilität  inten- 
siveren Betriebs  ihre  Erklärung.  Rücksichten  dieser  Art  lassen 
auch  die  Ausdehnung  der  Pachtzeit  mindestens  auf  das  Leben 
(jüngerer)  Pachter  und  den  Uebergang  der  Pacht  auf  geeignete 
Erben  des  Pachters  wünschenswerth  erscheinen.  Für  sehr 
lange  und  die  übliche  Frist  überschreitende  Pachtperioden  sind 
dann  Erhöhungen  des  Pachtschillings  von  vorneherein 
oder  nach  bestimmter  Zeit  vorzusehen  und  gewöhnlich  im  beider- 
seitigen Interesse  durchführbar. 

Ueber  die  Grunde  gej-en  knrze  Pachtzeiten  s.  die  bei  Drochslerl,  53  augef. 
Schriftsteller.  Es  jrüt  auch  die  Kegel,  dass  die  Pacht  um  so  länger  danem  muss,  je 
mehr  das  Ciut  im  Culturzustand  zurück  ist.  12jiihr.  Pachtdauer  ist  bei  Privat-  und  bei 
DomanialgiUt-m  jetzt  sehr  verbreitet.  18  Jahr  ist  f.  Staatsdomänen  wohl  am  Passeüdstt»n. 
Blomeyer  S.  121.  —  Eine  sechsjährige  Periode  ist  noch  zu  kurz.  In  Baden  sind 
\)  Jahre  bei  Hofji:Utern  Reiicl,  in  Hannover  und  Kurhi-ssen  12,  in  \Vürtemb«Tir 
18  Jahre,  in  Preussen  soubt  G,  jetzt  12  \md  mehr  Jahre,  bei  grösseren  Domänen 
m«'ist  IS  (früher  bis  24),  Me eklen  bürg  bei  grossen  Höfen  20—21  J.,  bei  Bauer- 
höfen  12  —  14  J.,  in  Oesterreif  h  Max.  9  J.,  bei  Gütern  über  20i)  Jo<  h  (zu  kor/), 
evont.  noch  weniger,  in  Frankr«'i<h  3 — 9  Jahre.    Man  hat  die  Pachtzeit  mit  ROcJc- 
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sieht  aaf  die  übliche  Dauer  der  Fruchtfolge  zu.  bestimmen  vorgeschlafen,  so  dass  sie 
z.  B.  bei  der  horwchenden  DreifeUlerwirthschaft  ein  Vielfaches  von  3  ist,  soRoscher 
II,  §.  63  Q.  a.  in.,  was  indessen  nnnöthig  ist,  s.  Drechler  I,  54,  auch  Blomeyer 
S.  121.  Die  Paclit  uiibcdinjft  mit  dem  Tode  des  Pachters  ablaufen  zu  lassen  (sog^. 
Vitalpacht)  empfiehlt  sich  nicht.  Gejren  d.  Vitalpacht  Blomeyer  S.  120,  s.  f. 
Preusseu  die  Bestimm,  iu  §.  33  d.  V.-O.  v.  1882.  Küiidi^ungsbefuirniss  der  Erben 
des  verstorbenen  Pachters  ist  damit  unbedingt,  solche  dos  Staats  unter  gewissen,  im 
Allirem.  Jiicht  schwer  za  crftUlenden  Bedingungen  ausgeschlossen. 

In  Preusseu  Erhöhung  des  Pachtgeldes  bei  längeren  Pachtzeiten  seit  Friedr. 
Wilh.  IL:  damals  Normaltermin  6  J.,  doch  alten  bewährten  Domäneupachtem  konnten 
*J  und  12jähr.  Perioden  gegen  einen  Zuschlag  von  4,  bez.  1 2  7o  (Prolongationsgebuhr) 
gew&hrt  werden.  S.  Riedel  a.  a.  0.  176,  für  d.  neuere  Zeit  d.  V.  23.  April  1837: 
bei  längeren  Pachtzeiten  vom  13.  Jahre  an  jährlich  5  Proc,  vom  19.  Jahre  an  noch- 
mals 5  Proc.,  also  zusammen  jährlich  10  Proc.  mehr  als  in  den  ersten  12  Jahren. 
In  d.  neuen  V.  v.  1862  fehlt  diese  Bestimmung,  es  ist  also  Alles  richtiger  den  beson- 
deren Contracten  überlassen. 

d)  Die  Form  des  Pachtzinses. 

S.  bes.  Drechsler  I,  63—74.     Blomeyer  S.  129  ff. 

Die  Hauptverschiedenheit  ist  die  Festsetzung  des  Zinses  in 
Geld  oder  ganz  oder  theilweise  statt  in  Geld  in  Naturalien 
und  zwar  auch  in  dem  letzteren  Falle  in  einem  für  die  Pacht- 
daner  unveränderlichen  Jahresbetrage  (im  Gegensatz 
zu  der  früher  vorgekommenen  Feststellung  einer  Quote  vom 
Rohertrage).  Der  Pachtzins  braucht  aber  auch  alsdann  nicht 
nothwendig  in  den  Naturalien  selbst ,  sondern  kann  alljährlich 
nach  bestimmten  Preisen,  —  entweder  den  jedesmaligen 
Marktpreisen  eines  bestimmten  Orts  und  Zeitpnncts  oder  nach 
Durchschnittspreisen  gewisser  Perioden  —  Modalitäten,  welche 
noch  verschiedene  Modificationen  gestatten  —  entrichtet  werden. 
Die  richtige  Wahl  dieser  Formen  des  Pachtzinses  hängt  wieder 
mit  dem  Gange  der  landwirthschaftlichen  Cultur  und 
mit  der  Entwicklungsstufe  derganzenVolkswirthschaft 
zusammen.  Bei  reiner  Geldwirthschaft  und  regerem  Verkehr 
und  bei  angemessener  Freiheit  des  Pachters  in  der  Aenderung  des 
Wirthschaftssystems  verdient  der  blosse  Geldzins  den  Vorzug 
Seitens  beider  Contrahenten.  In  der  Praxis  ist  denn  auch  neuer- 
dings der  Geldzins  der  Domänen  immer  allgemeiner  üblich  ge- 
worden. 

Naturallieferungen  kommen  vornemlich  nur  als  kleine  Neben  Verbindlichkeiten  des 
Pachters,  und  auch  hier  nicht  passend,  noch  vor.  (Drechsler  I,  74.  Heu,  Struh, 
Dünger,  auch  Butter  (Detmold)  kommt  vor  neben  Getreide.)  Die  Befürwortung  der 
Vosisetmng  des  ganzen  Pachtzinses  oder  eines  Theils  desselben  in  Naturalien  (beson- 
ders in  Körnern)  und  der  Entrichtung  nach  Markt-  oder  Durchschnittspreisen  in  Geld, 
wodurch  die  Schwankungen  des  reellen  Pachtzinses  geringer  werden  sollten,  beruht 
auf  einer  unrichtigen  Uebertragung  einer  bloss  im  Grossen  und  Ganzen  geltenden  Er- 
fahrungsregel auf  den  einzelnen  Fall.  Die  Preise  verändern  sich  zwar,  wie  Rau  be- 
merkte (§.  116^.  „in  umgekehrtem  Sinne  wie  die  Ernte-Ergebnisse;  stehen  sie  hoch, 
M>  ist  gewöhnlich    nicht    viel   gewachsen    un<l    umgekehrt,    die  ganze  Einnahme  des 
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Pachters  ist  folglich  öfters  nicht  so  sehr  verschieden  als  die  Preise."  Aber  das  Ernte- 
ergübniss  anf  dem  einzelnen  Gate  ist  doch  wieder  h&nfig  genug  rom  Ergebnü^^  im 
ganzen  Lande  verschieden  und  Übt  auf  die  localen  Preise  einen  um  so  geringeren 
Einfluss  aus.  je  mehr  sich  heut  zutage  der  Markt  erweitert  und  die  allgemeinen  Ver- 
hältnisse der  Ernten,  der  Zu-  und  Abfuhren  den  Preis  bestimmen.  Mindestens  in  der 
Gegenwart  wird  daher  die  Lajre  des  Pachters  bei  einer  Festsetzung  des  Zinses  in  Geld 
gesicherter  sein,  und  auch  l'ttr  den  Verpächter  ist  ein  solcher  Zins  jetzt  vorzuziehen. 
Anders  Kau  §.  116.  Ucbrigens  kommen  auch  in  Deutschland  noch  bis  in  die  neueste 
Zeit  (einzeln  noch  gegenwärtig)  andere  als  Gcldzinsstipulationen  für  den  Pachtschilling 
oder  einen  Theil  desselben  vor.  S.  einige  Beispiele  bei  Kau  §.  110  u.  in  vor.  Aufl. 
dieses  Bands  §.  174,  in  den  Noten. 

§.  229.  —  e)  Die  Remission. 

Drechsler,  1,85  ft*.,  übbelohde,  d.  gemeinrechtl.  Lehre  v.  d.  Kemission  des 
Pachtprei^es,  Hannov.  Journ.  fttr  Landwirthschaft  1861,  1867.  Blomeyer,  S.  143  ff., 
151  ff.  Kau  in  §.  117  vertrat  noch  die  ältere  Ansicht  von  der  Noth wendigkeit  der 
allgeni.  Kemission. 

Auch  die  Regelung  des  sogen.  Nachlass-  oder  Remissions- 
Wesens  bei  Zeitpachten  ist  nach  den  concreten  Verhält- 
nissen von  Zeit  und  Ort  und  mit  Rücksicht  anf  die  Ent- 
wicklungsstufe der  Land-  und  Volkswirthschaft  und 
auf  die  Freiheit  der  Bewegung,  welche  dem  Pachter  contractu 
lieh  gelassen  ist,  verschieden  zu  behandeln.  Kleinere  Verluste 
pflegen  allgemein  im  Pachtanschlage  berücksichtigt  zu  werden. 
Sie  finden  ihre  Ausgleichung  in  den  grösseren  Gewinnsten  anderer 
Jahre.  Bei  ^^bedeutenden  Beschädigungen'^  aber  galt  es 
früher  allgemein  und  auch  noch  nach  Rau's  Ansicht  für  bUlig 
und  zweckmässig,  einen  Nachlass  (Remission)  an  der  Pacht- 
summe  des  einzelnen  Jahres  zu  bewilligen. 

Vgl.  Borowski,  I,  144.  Nicolai,  II,  126.  Sturm,  I,  224.  Kau  §.  117, 
vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  227.  Die  gemeinrechtlichen  Bestimmungen  genügten  nicht 
immer.    S.  übrigens  Preuss.  Landrecht,  Th.  I,  Tit  21,  §.  478—531. 

Um  Weiterungen  zu  verhüten  wurden  Ursachen,  Art,  Umfang  des  Schadens, 
auf  Grund  deren  Anspruch  auf  Kemission  eintreten  solle  und  zugleich  die  Höhe  dieses 
Erlasses  (Quote  vom  Pachtzins,  nach  Massgabc  des  V«;rlusts  im  Vergleich  mit  der 
Mittelemte)  genau  im  Voraus  festgesetzt.  Sofortige  Anzeige  des  eingetretenen  Schadens 
wurde  verlangt,  um  alsbald  untersuchen  zu  können.  Beispiel*.  Baden:  Bei  ge- 
schlossenen Gutem  von  betrachtlicher  Grösse  ein  Schaden  von  V4  der  Ernte,  sonst 
nur  über  die  Hälfte.  Bei  der  Abschätzung  soll  ausgemittelt  werden,  was  der  Land- 
wirth  ohne  das  eingetretene  Ereigniss  an  Ertrag  (mittlerem  oder  des  einzelnen  Jahres  V) 
zu  hoü'en  gehabt  und  was  er  nun  zu  erwarten  hat  —  Auch  in  Wurtemborg  wird 
nur  Nachlass  gegeben,  wenn  der  wirkliche  Kohertrag  der  Ländereien  nach  seinem 
Belauf  in  Geldpreisen  unter  ^/^  des  im  Pachtanschlage  angenommenen  (nicht  des  im 
einzelnen  Jahre  bevorstehend  gewesenen)  Kohertrages  ausmacht,  Hoff  mann,  Finanz- 
recht  I,  243.    (Kau). 

In  neuerer  Zeit  ist  es  wenigstens  bei  der  Verpachtung 
grösserer  Landgüter  immer  üblicher  geworden,  den  Pachter 
vertragsmässig  auf  jeden  Nachlass  am  Pachtzinse 
für  aussergewöhnliche  Unglücksfälle  verzichten  zu 
lassen.    Eine  solche  Bestimmung  findet  sich  namentlich  auch  in 
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den  Domänenpachtverträgen  Deutschlands  und  im  Ganzen  heutzu- 
tage mit  Recht. 

Nur  bei  geringerer  Entwicklung  der  landwirthschaftlichea  Cultur  und  der  Ver- 
kehRsverhältnissc,  ferner  wenn  dem  Pachter  contractlich  in  den  massgebenden  Einzel- 
heiten des  Betriebs  die  Hände  zu  sehr  gebunden  sind,  ist  eine  Kemiäsion  am  Platze. 
Die  letztere  erfolgt  hier,  weil  es  nicht  möglich  ist,  im  Voraus  den  Einfluss  ausscr- 
gewöhnlicher  Unglücksfälle  auf  den  Keinertrag  abzumessen  und  weil  es  keinen  Schutz 
gegen  solche  Fälle  und  kein  Mittel,  sie  wieder  gut  zu  machen,  giebt.  Dies  ändert 
sich  notorisch  auf  höheren  Entwicklungsstufen  und  hat  sich  in  den  letzten  Jahr- 
zehentcu  besonders  auch  in  Deutschland  geändert.  Das  landwirthschaftliche  Ver- 
sicherungswesen (Brand,  Uagel,  Vieh,  wobei  allerdings  die  techn.  Schwierigkeiten 
letzterer  beiden  Versicherungszweige  gelöst  sein  mllssen),  bietet  das  Mittel,  sich  gegen 
viele  Schäden  zu  decken.  Die  Versicherungsprämie  hat  der  Pachter  beim  Pachtzinse 
anzuschlagen«  der  sich  uui  ihren  Betrag  ermässigeu  muss.  Dit-s  ist  aber  eine  bessere 
Form  der  Remission  als  die  früher  übliche.  Viele  andere  Schäden  (I)ttrre,  Frost, 
Mäusefrass,  lusectenschaden ,  Pflanzenkrankheiten)  lassen  sich  durch  intelligenten 
Betrieb  wieder  gut  machen.  So  kann  die  Remission  in  der  Kegel  fortfallen.  Nur  für 
wenige  abnorme  Fälle  von  Brand,  Krieg,  grosser  Ucberschwemmung  sind  besondere 
Bestimmungen   im  Vertrage  erforderlich. 

Das  Gesagte  wesentlich  nach  Drechsler,  I,  Ü4 — 97:  älinl.  Blomcyer,S.  151), 
151.  Verzicht  auf  Remission  z.  B.  in  d.  preuss.  V.  v.  1837  §.  2S,  V.  v.  1*^62  u. 
1S82  g.  19,  doch  theilweiser  Ersatz  bei  v.  Feinde  erzwung.  Lieferungen.  —  In 
Würtemberg  giebt  nur  Hagelschlag  und  „feindliche  Fouragirung'*  Anspruch  auf 
Nacblass.  —  In  Oesterreich  nur  Nachlass,  wenn  den  Grundbesitzern  ein  Steuernachlass 
bewiUigt  wUrde.    In  Baden  mehr  Fälle   von  Remission,   Drechsler.  II,  65,  I,  87. 

f)  Das  Inventar. 

Drechsler  I.  26  ff.;  Blomeyer  S.  62  tl*.  Auf  dem  älteren  Standpuncte  Rau 
§.  118.  —  Es  wird  übrigens  auch  von  einem  unbeweglichen  Inventar  (iuventarium 
solo  junctum)  gesprochen  (Blomeyer  S.  85  (f.):  das  unter  g  genannte,  Gebäude 
mit  Zubehör,  dann  Mtlhlen,  Brunnen.  Brücken,  Gräben,  Wasserleitungen,  Drainage, 
Dämme,  Deiche,  Wege,  Bäume,  Hecken,  Feldbestellung,  s.  Blomeyer  a.  a.  0. 

Die  zur  Bewirthschaftang  dienenden  beweglichen  Zabe- 
hörnngen  des  Gutes  (das  Inventar  in  m)  sind  hauptsächlich 
Theile  des  stehenden  Kapitales,  wie  Geräthe  und  Vieh,  bisweilen 
auch  Bestandtheile  des  umlaufenden  Kapitales,  wie  Futtervorräthe. 
Die  Hauptfrage  ist  es  hier,  wer  das  Inventar  liefern  soll, 
der  Verpächter  oder  der  Pachter.  Eine  absolute  Antwort  ge- 
stattet auch  diese  Frage  nicht,  denn  auch  hier  entscheiden  die 
gegebenen  Zustände  der  Land- und  Volkswirthschaft. 
Auf  primitiverer  Stufe  liefert  der  Verpächter,  auf  höherer  passender 
der  Pachter  das  Inventar. 

(iehört  das  letztere  dem  Verpächter  (Staate,  also  nicht  dem  früheren  Pachter). 
so  muss  es  dem  Pachter  nicht  durch  Verpachtung,  sondern  durch  Uebergang  in  sein 
Eigenthum  überlassen  werden.  Bei>ser  ist  es,  wenn  der  Staat  kein  Inventar  besitzt, 
also  das  betreffende  Kapital  flüssig  macht,  und  es  dem  Pachter  überlässt,  das  Inventar 
selbst  anzaschaffen ,  durch  Ankauf  von  seinem  Vorgänger  oder  sonstwie.  Dies  wird 
auch  jetzt  immer  mehr  die  Regel  und  bewirkt  natürlich,  dass  der  Pachter  ein  grösseres 
eigenes  Kapital  braucht.  Die  eigene  Stellung  des  Inventars  setzt  daher  bereits  höheren 
und  verbreiteteren  Volkswohlstand  voraus,  wenn  es  nicht  an  concurrirenden  Pacht- 
suchem  fehlen  soll.  Sie  ist  aber  den  Verhältnissen  der  modernen  Land-  und  Volks- 
wirthschaft,  welche  eine  freiere  Stellung  des  Pachters  erforderlich  machen,  angemessen 
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und  erscheint  hier  als  „uuerlässliche  Bedingung  für  die  rationelle  Leitung  einer  Wirth- 
Schaft."  (Drechsler,  I,  21).  Aehnlich  Blomeyer  S.  69  ff.).  Eben  deshalb  sehen 
wir  sie  schon  länger  in  England  und  immer  mehr  auch  in  Deutschland  verbreitet  bei 
Privat-  und  Domäneugütem. 

Bei  dem  älteren  System  der  Lieferung  des  Inventars  durch  die  Domäncnver- 
waltung  au  den  Staat  bietet  auch  die  Abrechnung  tlber  das  Plus  oder  Minus  des 
Inventars  bei  Ablauf  der  Pachtzeit  viele  Schwierigkeiten,  die  man  durch  Hinzuziehnog 
von  Schiedsrichtern  nicht  leicht  ganz  beseitigt    (Rau  §.  118). 

Formulare  zu  f^ntachtlichen  Anschlägen  Über  das  Inventar  bei  Borowski,  I, 
185.  Berechnungen  mit  Bücksicht  auf  die  verschiedene  Dauer  in  SchOnloutncr 
und  Zierl,  Jahrb.  II,  Beil.  I — III.  — Wenn  die  Jahreszeit  des  Pachtwechsels  es  mit 
sich  bringt,  dass  der  abziehende  Pachter  besäetes  Land  zurücklassen  muss,  so  müssen 
ihm  die  ßestellungskosten  von  dem  Nachfolger  vergütet  werden.  —  In  Mecklenburg 
ist  bei  den  bäuerlichen  Pachtgütem  bisweilen  das  nOthigste  Inventar  (die  Hofvehr) 
Eigenthum  des  Verpächters,  der  Pachter  schafft  aber  dann  gewöhnlich  noch  weitere 
(iegenstuude  (üeberwehr)  auf  seine  Kosten  an.  —  In  Baden  erhält  der  Pachter 
den  vorräthi^en  Mist  und  einen,  den  Winterbedarf  deckenden  Vorrath  von  Heu  und 
Stroh  unentgeltlich,  muss  aber  beim  Abzüge  i^leich  viel  zurücklassen.  Y.  v.  6  Aujr.  1 S55. 
(Kau). 

g)  Die  Wirthschaftsgebäude. 

X}d'  den  inhaltreichen  Abschnitt  in  Drechsler  I,  101—142.  Blomeyer  ^S, 
91  ff.     Hau  §.  119  nicht  mehr  genüji:end. 

Die  richtige,  den  Interessen  beider  Parteien  entsprechende 
Regelung  der  Baulasten  macht  besondere  Schwierigkeiten  nnd 
lässt  sich  nicht  gut  in  wenigen  Sätzen  zusammenfassen.  Der 
Pachter  muss  an  der  Schonung,  Erhältung,  an  billiger,  aber 
solider  Reparatur  und  eben  solchem  Neubau  interessirt,  aber  er 
darf  nicht  durch  ungewisse  und  ungemessene  Verpflichtungen 
überbürdet  werden.  Nach  neueren  Erfahrungen  und  Vorschlägen 
erscheint  besonders  auch  für  Domänen  Folgendes  passend. 

a)  Reparaturen:  sie  trägt  bei  den  Gebäuden,  ausgenommen 
die  durch  Brand  veranlassten,  der  Pachter,  doch  unbedingt  nur 
bis  zu  einer  gewissen  jährlichen  Minimalsumme,  darüber  hinaus 
bis  zu  einer  Maximalsumme  zur  Hälfte  er,  zur  Hälfte  der  Ver- 
pächter, und  über  diese  Maximalsnmme  hinaus  nur  letzterer.  Bei 
der  Ungleichheit  des  Aufwandes  in  einzelnen  Jahren  erfolgt  eine 
Ausgleichungsberechnung  am  Ende  der  Pachtzeit,  allenfalls  auch 
von  Zeit  zu  Zeit  nach  mehreren  Jahren. 

fi)  Umbauten:  wenn  der  Verpächter  4azu  verpflichtet,  trägt 
er  sie,  wobei  aber  der  Pachter  die  Fuhren  leistet  und  eventuell 
die  Bausumme  verzinst.  Vom  Pachter  gewünschte  Um-  und  Neu- 
bauten uod  V^eränderungen,  die  aus  wirthschaftlichen  Gründen 
erfolgen,  trägt  der  Pachter,  nach  Genehmigung  des  Verpächters, 
und  erzielter  Vereinbarung  über  eine  Amortisationsquote  des  Bau- 
aufwands. 

Wesentlich,  z.  Th.  wörtlich  nach  Drechsler,  bes.  S.  115,  141,  wo  die  ein- 
ucheude  Bejirründunjir  nebst  Kritik  der  bestehenden  Vorschriften,   namentlich   auch  in 


Z«Mtpacht-Resreln.     Gebäude.     Melioration.  555 

den  Doiuäuencoutractcn.  Die  bisherige  prcass.  Bcätiuimung,  dass  der  Dotnäuen- 
Pachter  alle  Keparaturen  trage,  ist  im  Princip  richtig,  aber  unbillig  und  anzweck- 
mässig, weil  ihr  eine  Grenze  fehlt.  Ihre  Folge  ist  die  übermässig  dürftige  Beschaffen- 
heit preassischer  Domänengebäude,  —  freilich  wieder  nach  einer  Seite  ein  Vorzug, 
umgekehrt  grosse  Liberalität  und  —  Verschwendung  im  ehemal.  K.  Hannover. 
S.  preuss.  A'.  v.  1882  §.  12,  13,  14,  wovon  jetzt  einige,  hie  und  da  für  den  Pachter 
ganstigen  Abweichungen  der  Bestimmungen  über  Baulasten  von  den  bisher  gihigen. 
Aufwand  ISTO  in  Preussen:  645,000  Thlr.  far  Gebäude,  Wege,  Brücken  auf  den 
Domänen,  =  11*3  Proc.  der  Einnahme  von  Pachtgütorn  u.  Gewerksvorrichtungen. 
1883/84  dieser  Aufwand  2347  M.  M.  oder  beinahe  lOVo  v»  Keinertrag  der  Dom.- 
vorwalt  (incl.  Bäder).  Viele  interess.  Data  bei  Drechsler,  üebcr  Brand,  Uebcr- 
schwemm,  u.  Krieg  eb.  I,  203—213. 

h)  Melioration  des  Guts. 

A'gl.  auch  Drechsler  I,  143  ff.,  170  ff.  passim.    ßlomeyer  S.  201  H'. 

Die  früher  vorkommende  allgemeine  Vorschrift  im  Pachtvertrag, 
zu  melioriren,  ist  practisch  ziemlich  werthlos.  Viele  einzelne  ältere 
Vorschriften  beruhten  auf  einer  ungenügenden  und  unklaren  Er- 
kenntniss  der  Bedingungen  intensiver  Cultur.  Das  Wichtigste  bleibt 
die  Gewährung  so  langer  Pachtperioden,  dass  der  Pachter 
selbst  genügendes  eigenes  Interesse  am  Melioriren  hat.  Bei  kost- 
spieligen Verbesserungen,  welche  sehr  im  Interesse  des  Gutes 
liegen  können,  muss  der  Pachter  entweder  den  Aufwand  nach 
Ablauf  der  Pachtzeit  angemessen  vergütet  erhalten  oder  ihm  Vor- 
schuss  gegeben  oder  die  Melioration  auf  Staatskosten  unter  Bei- 
tragsleistung des  Pachters  ausgeführt  werden. 

Hierher  gehört  besonders  die  Trockenlegung  durch  bedeckte  Abzüge,  d.  i.  das 
Drainiren.  Hier  macht  die  Unsicherheit  des  Krfolgs,  der  Erhöhung  der  Ertrags- 
fahigkcit,  weniger  (wie  Kau  §.  120  meinte)  der  Dauer  der  Anlage  Schwierigkeit, 
denn  bei  rieht.  Anlage  mit  gutem  Material  u.  Offeuhaltung  der  Abzugsgräben  kann 
die  Dauer  nach  Drechsler  I,  176  eine  unbegrenzte  sein,  wenn  nicht  abnorme  Um- 
stände, Niederschläge  aus  dem  Drainwasscr,  Eindringen  ?on  Wurzeln  die  Anlage  ver- 
derben. Es  erscheint  als  das  Zwcckmässigste,  Drainirungcn  auf  Wunsch  des  Pachters 
mit  Staatsrorschüssen  vom  Pachter,  unter  gewisser  Staatsaufsicht  ausfahren  zu  lassen, 
wobei  eine  bestimmte  Verzinsung  u  Amortisationsquote  der  A'orschttsse,  z.  B.  5 — S"/o 
jährlich  im  Ganzen  verabredet  wird.  Doch  ist  die  Höhe  der  Amortisations(iuote  nach 
den  concreten  Verhältnissen  zu  bestimmen,  eine  ganz  allgemeine  Kegel  lässt  sich  nicht 
dafür  angeben.  Beider  Parteien  Interessen  sind  eben  passend  zu  combinircn.  In 
Preussen  hatte  der  Pachter  früher  die  Kosten  neuer  Draiuirungen  ganz  selbst  zu 
tragen,  ohne  Ersatzanspruch,  was  für  den  Staat  wieder  das  Wohlfeilste  war,  aber  die 
Drainimngen  natürlich  selten  machte,  zumal  in  der  späteren  Zeit  des  Pachtcontracts. 
In  Hannover  erhielt  der  Pachter  die  Auslagen  wieder,  soweit  sie  bei  einer  angemess. 
Absorbirungsscala  noch  nicht  beim  Ablauf  des  Contracts  ersetzt  waren.  Neuerdings 
sind  jedoch  auch  auf  d.  preuss.  Domänen  gewisse  Staatsunterstützungen  gerade  zu 
Draininingszwecken  gewährt  worden,  indem  seit  186S  (Rescr.  v.  5.  Mai  IStiS)  die 
Seehandlmig  die  Herstellunirskosten  vorschoss,  gegen  5°  „  Zins  u.  5"/o  Amortis.,  zus. 
8%  (seit  1875  zu  5  u.  l«/,,,  zus.  67o).  Seit  18S2  (Kescr.  v.  S.  April  1882)  erfolereu 
diese  Darlehen  aus  den  Fonds  der  Domänen verwalt.  zum  gleichen  Satze,  aber  unter 
Gewährung  eiuiuer  weiterer  Vortheilc.  (S.  Oclrichs  S.  32).  (Gesammtkostenanschl. 
der  auf  d.  Dom.  nocli  zu  bewirkenden  Draiuirungen  5.5  Mill.  M.,  im  Etat  f.  1883/84 
sind  600,000  M.  ausgesetzt,  u.  d.  T.  ,J)arleheu  au  Dom.i)ächter  f.  Ausführung  von 
Meliorationen,  bes.  v.  Drainirungen'".  —  \'gl.  Seclig,  Das  \'erliältniss  zwischen  Guts- 
herrschaft und  Pachtern  bei  der  Drainirung.  2.  A.  Kiel  1858.  Bes.  Drechsler  I, 
171 — 178,  auch  Über  Erhaltung  der  alten  Drainirungen.    lUomeyer  S.  210  ff. 
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i)  Verhütung  einerDeterioration  der  Grunds  tu  cke. 

S.  namentl.  wieder  Drechsler  I,  143  ff.,  bes.  274 — 284.  Auch  Blomeyer 
iui  Abscbn.  y.  d.  Bewirthscbaft.  d.  Guts,  passim,  S.  166 — 201.    Kaa  §.  120. 

In  den  Vertrag  wurden  früher  besonders  auch  solche  Be- 
dingungen aufgenommen,  welche  den  Staat  gegen  eine  aussaugende 
oder  sonst  verderbliche  Bewirthschaftungsweise  sichern  sollen. 
Viele  der  üblichen  Bestimmungen  sind  durch  die  neuere  Wissen- 
schaft und  Praxis  veraltet  oder  selbst  als  unrichtig  erwiesen. 

Sic  waren  aus  der  mangelhaften  Kcnntniss  der  Pflanzenernährun<^Iebre  und  der 
Mitwirkunji^  specicll  des  Bodens  zur  Ernährung  der  Pflanzen  herrorgegrangen  und  rid- 
iach  Folgerunjrcn  der  älteren  Lehre  voü  der  Statik  des  Ackerbaus.  Die  neuere 
Liebig'scbe  Agriculturchemie  und  die  Pflanzenphysiologie  haben  jetzt  andere  Ansichten 
verbreitet  Danach  können  auch  viele  ehcmali  als  unumgänglich  betrachtete  Bc- 
st-hränkungen  des  Pachters  ganz  wegfallen  oder  bedeutend  yereinfacht  werden.  Schon 
früher  sah  man  übrigens  ein,  wie  Kau  §.  120  bemerkte,  ,,d^s  man  sich  aaf  solche 
Bestimmungen  beschränken  muss,  deren  Nichtbefolgung  leicht  wahrzunehmen  sei  und 
die  den  Pachter  nicht  in  nützlichen  landwirthschaftlichen  Unternehmungen  hinderten; 
dahin  ;rch5rte  das  Verbot  des  Verkaufs  von  Mist,  Stroh,  Heu.  Kartoffeln  und  Bankel- 
rüben  ohne  besondere  Erlaubniss.  und  eines  zu  sehr  erschöpfenden  Fruchtwechsels, 
die  gleichmässige  Bedüngung  und  Bearbeitung  der  Felder  in  Yerbindun,!^  mit  der 
Führung  von  Dünge-,  Saat-  und  Arbeitsverzeichnissen,  das  Verbot  von  Lohnfohren, 
Bestimmungen  tlber  die  Erhaltung  der  Obstbäume  u.  s.  w.''  Jetzt  hält  man  von  solchen 
Beschränkungen  das  Verbot  des  Verkaufs  von  Futter,  Stroh  und  Dünger  noch  auf- 
recht, wenigstens  da,  wo  es  zweifelhaft  ist,  ob  der  Boden  ohne  Stallmistdüngont^  in 
seiner  Ertragsfähigkeit  erhalten  werden  könne.  Statt  eines  solchen  Verbots  kann  die 
contractliche  Verpflichtung  des  Pachters,  durchschnittlich  jährlich  eine  gewisse  Menge 
Phosi>horsäure  zur  Verwendung  anzukaufen,  eintreten. 

Nach  Drechsler  I,  284.  Hier  auch  der  Vorschlag,  dem  Pachter  in  Betr. 
des  Strohverkaufs  mit  Ausnahme  des  letzten  Jahrs  «»-anz  freie  Hand  zu  lassen,  gegen 
die  Verpflichtung,  die  aus  diesem  Verkauf  erlangte  Geldsumme  zum  Ankauf  künst- 
licher Düngemittel  zu  verwenden.  \'^\,  d.  prcuss.  Pachtbestimmnngen  v.  1882  §.  9, 
10.  Hier  u.  A.  Verkauf  v.  Gras,  Heu,  Grummet,  Klee  u.  andren  Futterkräutem,  Futter- 
rüben, Kartoffeln,  auch  von  den  zum  Futter  dienenden  Hückbtänden  der  Spiritus-  u. 
Stärkefabriken  ohne  Genehmig,  d.  Kegierung  verboten.  Ferner  eb.  g.  8:  „zum  Anbau 
V.  Zuckerrüben  darf  dasselbe  Grundst.  ohne  ausdrückl.  Genehmig,  der  llegier.  nicht 
öfter  als  2  mal  in  je  6  Pachtjahren  benutzt  werden.  Auch  dürfen  niemals  2  Rüben- 
ornten  einander  unmittelbar  folgen.'* 

k)  Andere  Vertragsbestimmungen. 

Sie  betreffen  z.  B.  die  Jahreszeit,  in  welcher  der  Antritt  des  neuen  Pachters 
vor  sich  gehen  soll;  am  lieblichsten  ist  der  24.  Juni  (Johanni),  am  Passendsten  wäR 
bei  uns  wohl  der  1.  Joni.  Wird  dieser  nicht  gewählt,  so  empfiehlt  sich  statt  des 
24.  Juni  der  1.  Juli,  um  sich  möglichst  an  die  bürgerl.  Eintheilung  des  Jahrs  anzu- 
schliessen,  was  auch  die  Buchführung  erleichtert  Nur  in  Oester reich  der  1.  Juli, 
in  Preussen  d.  24.  Juni;  manchfache  andere  Termine  in  einzelnen  deutschen  Staaten. 
(Näheres  bei  Drechsler  I,  51 — 53).  Ferner  Verbot  der  Afterpaeht  ohne  besondere 
Erlaubniss,  wo  nemlich  jene  landrechtlich  erlaubt  ist;  die  Bestimmunc:,  wer  die  auf 
dem  Gute  ruhenden  Lasten  zu  traircn  habe;  die  Termine  zur  Entrichtung  den 
Pacht/.inses,  (in  Preussen  z.  B.  4  Itaten  praennm.  1.  Juni,  1.  Sept,  1.  Dcc,  1.  März«; 
noch  weitere  Bestimmungen  für  den  Todesfall  des  Pachters  u.  dgi. 

Zur  Controle  der  Erfüllung  dieser  Pacbtbedingungen  während 
der  Dauer  des  Contraets  erfolgen  Visitationen  durch  Beamte 
der  Domänenverwaltung. 


r 
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C.  Erbpacht. 

S.  Kau  5.  A.  §.  130—136.  Ich  habe  die  Erbpacht  schon  \u  vor.  Aufl.  §.  178  IF. 
noch  entschiedener  befürwortet,  als  in  d.  6.  A.  Raus  §.  150—155. 

Die  Suith'sche  Nationalökonomie  war  der  Erbpacht  im  AlJgreuieinon  abhold,  weil 
sie  überall  ihr  Idol  „freies  Eigenthum*^  zur  Geltung  bringen  wollte.  Sie  übersah  aber 
nicht  nur  die  grundsätzlichen  Bedenken  alles  privaten  Grnndeigenthums,  denen  freilich 
wichtige  Vortheile  trej^cnüber  stehen  (s.  Wagner,  Grundleg.  2.  Abth.  K.  4),  sondern 
nach  den  Umstand,  dass  „freies  Gnindcigenthum''  mit  seinen,  im  heutigen  Kechte  gat- 
geheissenen  Consequenzen ,  freier  Theilbarkeit ,  Veräusserlichkeit,  Verschnldbarkcit  (in 
der  Form  der  Kapital  Verschuldung!  s.  Grundleg.  §.  822)  meist  nur  fictiv  freies, 
thatsächlich  in  Foljre  der  Verschuldung,  Verpfandnuff  u.  s.  w.  viel  gebundeneres 
Itesitzthum  werden  kann,  als  dasjenige,  welches  der  Erbpächter  hat.  Die  Uodbertus'- 
sohen  Lehren  (Kentenprincip  s.  dess.  Grcditnoth  des  Grundbesitzes,  2.  A.,  1876),  die 
neueren  oft  ungttnstipren  Erfahrungen  mit  freiem  kleinem  Grundeigenthum  und  die 
«cilnsti.^en  Erfahrun*;en  mit  Erbpachten  auf  den  Mecklenbur/scheu  Domänen  haben 
jene  früheren  einseitigen  Ansichten  berichtigt  In  Preussen  ist  die  Frage  durch 
Anregungen  von  verschiedeneu  Seiten  neuerdings  wieder  lebhafter  u.  mohrfach  in 
einer  der  Erbpacht  sympathischen  Weise  erörtert  worden.  S.  bes.  d.  ^Verhandlungen 
des  preuss.  Landcsökon.collegiums  1877,  Nasse  in  d.  landwirthsch.  Jahrbüchern  1878, 
Ruprecht,  Erbpacht,  Gott  1882.  In  der  Fin.wiss.  ist  die  Frage  natürlich  nur  oben 
zu  berühren,  sie  gehört  in  die  A,2:rarpolitik.  Im  Folgenden  ist  die  Darstellung,  die 
ich  wesentlich  im  Anschluss  an  Rau  in  d.  vor.  Aufl.  gab,  hier  jetzt  möglichst  zu- 
sammengezogen worden,  üeber  die  rechtliche  Seite  s.  die  Werke  über  deutsche 
Rechtsgeschichte  u.  deutsches  Privatrecht,  so  z.  B.  die  neueste  Bearbeitung  des 
Gegenstands  in  Stobbe,  D.  Priv.recht  (Berl.  1883),  2.  A.  II,  §.  132. 

Die  Erbpacht  kommt  im  deutschen  Recht  in  verschiedenen  Modi/icationen  vor 
und  hat  auch  rechtlich  viele  Aehnlichkeit  mit  der  Emphyteuse  des  römischen 
Rechts.  Sie  lässt  sich  nach  den  concreten  Bedürfnissen  auch  verschieden  gestalten, 
was  für  die  Frage  ihrer  Wiedereinführung  zu  beachten  ist. 

§.  230.  —  1.  Wesen.  Der  Pachter  oder  sogen.  Erbpaehter 
erhält  nicht  wie  der  Zeitpachter  auf  einen  benannten  Zeitraum 
(Reihe  von  Jahren),  sondern  auf  die  Geschlechtsdauer  ein  erb- 
liches Benutzungsrecht.  Seine  sonstigen  Verfügungsbefug- 
nisse sind  mehr  oder  weniger  beschränkt  zu  Gunsten  des  Eigen- 
thümers  oder  an  dessen  Einwilligung  gebunden,  so  besonders  der 
im  üebrigen  gestattete  Verkauf  und  die  Verpfändung.  Die  Gegen- 
leistungen des  Erbpachters  an  den  Verpächter  bestehen  in  der 
Zahlung  einer  ersten  Einkaufssumme  (Erbbestand- 
geld) beim  Beginn  und  einer  jährlichen  Pachtrente 
(Grundzins,  Kanon).  Das  Grössenverhältniss  dieser  beiden 
Leistungen  kann  beliebig  normirt,  ebenso  die  Pachtrente  in  Geld 
oder  Früchten,  welche  letztere  in  natura  oder  nach  Geldpreisen 
zu  entrichten  sind,  stipulirt  werden.  Bei  ErftlUung  der  vertrags- 
mässigen  Leistungen  ist  der  Erbpachter  in  seinem  Besitze  geschützt 
und  unterliegt  keiner  willktlhrlichen  Kündigung  des  Eigenthümers. 

2.  Beurtheilung.  Die  Erbpacht  hat  für  die  Domänen  Ver- 
waltung, für  welche  sie  hier  allein  näher  zu  betrachten  ist,  manche 
Vortheile,  welche  durch  die  etwaige  geringere  finanzielle  Rentabi- 
lität;  verglichen  mit  der  Zeitpacht  nnd  mit  der  Rente  des  erlösten 
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Kapitals  beim  Verkauf  nicht  nothwendig  aufgewogen  werden.  Sie 
muss  aber  überhaupt  nicht  nur  nach  ihrer  finanziellen  Seite  und 
auch  nicht  bloss  nach  ihrer  Wirkung  auf  die  landwirthschaftliche 
Production,  sondern  unter  Umständen  zugleich  als  eine  wichtige 
Maassregel  gesunder  Socialpolitik  betrachtet  werden. 
Denn  sie  kann  zur  Erhaltung  oder  Gründung  eines  tüch- 
tigen Bauerstands  dienen  und  auch  kleinen  Leuten 
(Arbeitern)  zu  Grundbesitz  verhelfen,  ohne  die  Gefahr,  sie  vom 
Grossgrundbesitz  und  Kapital  bald  wieder  verdrängt  zu  sehen.  Die 
Vererbpachtung  der  Domänen  ist  daher  eine  Maassregel, 
welche  ähnlieh  wie  der  Verkauf  der  Domänen  in  kleinen  Stücken 
zu  beurtheilen  ist  (§.  220),  aber  Vorzüge  vor  diesem  bietet.  Dies 
hat  man  neuerdings  wieder  mehr  erkannt  und  beurtheilt  sie  des- 
wegen wieder  günstiger,  als  es  eine  Zeitlang  der  Fall  war. 

Schon  nach  der  früheren  Auffassung,  wie  sie  bei  Ran  (§.  131  ff.)  hervoitritt, 
allerdings  abweichend  von  der  vorherrschenden  Ansicht,  wurden  erhebliche  V or- 
theile der  Erbpacht  nicht  verkannt:  so  verglichen  mit  der  Zeitpacht  die  grosse  Ver- 
einfachung, daher  die  Verwohlfeilerung  der  Verwaltung  für  den  Staat;  die  bessere 
Bewirthschaftung  des  Guts  durch  den  hierbei  ziemlich  wie  ein  Eigenthümer  interessirten 
Erbpachter,  woraus  sich  auch  für  den  Staat  die  Möglichkeit  einer  höheren  Pachtrente 
(aus  den  Zinsen  des  Erbbestandgelds  und  aus  dem  Kanon)  ergebe.  Kau  betont  dabei 
(§.  132),  dass  „diese  Vortheile  dann  am  ürösstcn  würden,  wenn  die  Erbpacht  mit 
einer  Zerschlagung  (Dismembration,  Abbau)  der  grossen  Dom&nenhöfe  in 
kleinere  Güter  in  Verbindung  gesetzt  wird",  wie  es  mehrfach  geschehen  ist,  als 
Massregel  der  innert^n  Colonisation  und  der  Hebung  der  Landoscultor  im  18.  Jahr- 
hundert. Vgl.  Ran  §.  1.H2  Note  a  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  414  Note  77  mit 
verschiedenen  älteren  Daten  u.  literarischen  Nachweisea  ü.  A.  begann  1701  im 
preussischen  Staate,  um  einen  höheren  Ertrag  aus  den  Dom.  zu  erzielen,  eine 
Vererbpachtung  der  Domänengüter  u.  sonst.  Pertinenzstückc  mit  Parzellirung 
der  Vorwerke.  Die  übereilte  Massregel,  die  zudem  viele  politische  Gegner  hatte, 
blieb  ohne  die  gehofften  Resultate  und  wurde  deswegen  1710,  1711  mit  grosser 
Mülie  wieder  rückgängig  gemacht,  Riedel,  brand.  preuss.  Staatshaush.  8.  39. 
Gegen  die  Nützlichkeit  der  Sache  im  Aligemeinen  kann  man  aus  diesem  Misslingen 
keinen  Beweis  nehmen.  Friedrich  II.  zertheilte  und  vorerbpachtete  über  300  Vor- 
werke, Friedrich  Wilhelm  IL  setzte  dies  bei  drei  Domänen  im  Oderbrucho  fort 
und  Friedr.  Wilh.  IIL  Hess  eine  grössere  Anzahl,  besonders  in  Ostpreussen,  in  Erb- 
pacht geben.  In  Ansbach  (1757),  Baireuth  (1763),  Waldeck  (1753).  Hessen- 
Darmstadt  (1773),  Böhmen  (1776).  der  Rheinpfalz,  fing  man  an,  diese  Bei- 
spiele nachzuahmen.  In  den  dänischen  Staaten  geschah  dies  seit  1763  in  grosser 
Ausdehnung  und  mit  gutem  Erfolge.  Auch  in  Mecklenburg  geschah  es  h&ofig  n. 
seit  1S46,  dann  besonders  seit  1S6S,  wieder  in  grösserem  Maasse.  (Nach  Kau  a.  a.  0.). 
Mecklenburg-Schwerin  hatte  1855  75  grössere  Erbpachthöfe  von  ungefähr  880  pr.  M. 
mittlerer  Grösse  u.  1 320  bäuerliche  Erbpachtgtlter  von  durchschnittlich  18,388  Quadr.-Kuth. 
=•  153  pr.  M.  u.  7288  Büdnerstellen  i.  D.  von  1920  Quadr.-Ruth.  «  16  pr.  M.  Bei- 
träge, IV,  30,  38.  Auf  dem  Schwerin 'sehen  Domanium  betrug  die  Zahl  der  Erb- 
pachtstellen 1832  437,  1847  832,  1857  1250,  1870  2383,  1872  3633  —  mit  als 
Massregel  zur  Hemmung  der  Auswanderung  dient  diese  Einrichtung,  die  auf  den 
mecklenb.  Rittergütern  sehr  zum  Nachtheil  fehlt.  Vgl.  Ber.  d.  mecklenb.  (^mmiss. 
üb.  Arbeiterverhältnisse,  Schwer.  1873,  d.  Refer.  v.  Schuhmacher-Zarchlin, 
S.  83.  Vgl.  auch  Hüllmann,  Geschichte  der  Dom.-Ben.  S.  93.  —  Krug,  National- 
reichth.  des  preuss.  Staates,  II,  418.  v.  Rönne,  Domünenwesen  d.  preuss.  Staates 
S.  56.     Ueber  die  Massregeln  Friedr.  II.    Stadelmann,    Preussens  Könige  in  ihrer 
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Thitigkoit  f.  d.  Landescultar ,  II,  14  (F.  (Leipz.  1S82,  Public,  aus  d.  preuss.  Staats- 
archiren  B.  XI). 

Auch  die  mancherlei  practischen  und  principielien  Einwendungen  gegen  die 
Erbpacht,  besonders  im  Vergleich  mit  der  Zeitpacht,  hat  schon  Kau  (§.  13^, 
134)  mit  Kecht  nicht  als  ausschlaggebend  anerkannt  Sie  verlieren  ihr  Gewicht  um 
so  mehr,  je  mehr  man  eben  in  der  allgemeineren  \'ererbpachtung  eine  Massregel  der 
lAndescultur-PoIitik.  nicht  nur  eine  finanzielle  Frage  sieht.  Gegen  den  finanziellen 
Nachtheil,  dass  der  in  Geld  gesetzte  Kanon  bei  sinkendem  Geldwerth  und  steigenden 
Getreidepreisen  für  den  rerpachteuden  Staat  einen  immer  kleineren  Werthbetrag  er- 
reicht, kann  sich  der  Staat  durch  Stipulirung  des  Kanon  in  Früchten  (einschliesslich 
anderer  landwirthschafUicher  Producte),  zahlbar  ganz  oder  theil weise  nach  mehr- 
jährigen Durchschnittspreisen  oder  nach  den  Jahres-Marktpreisen,  hinlänglich  schtitzen. 
Dies  Verfahren  steht  mit  dem  Wesen  der  Erbpacht  und  mit  den  ?on  dieser  zu  erwarten- 
den günstigen  Folgen  für  die  bessere  Bewirthschaftung  des  Bodens  nicht  im  Widerspruch 
und  ist  in  der  Praxis  Öfters  angewandt  worden  (Ostprcussen ,  Mecklenburg),  z.  B. 
im  ostpreussischen  Kammerdepartement  Stipulirunu:  des  Kanons  halb  Ro^«ron,  halb 
Gt-rste;  der  durchschnittliche  Marktpreis  einer  SOjähriiren  Periode  wird  während  der 
folirenden  30  Jahre  zur  Bezahlunir  anj^eweudet,  doch  darf  der  Mittelpn'is  d«^r  einen  Periode 
nicht  über  das  Doppelte  vom  Preise  der  vorhcrurehenden  steiffoh.  Kruc:,  Nat.-Reich- 
thum  II,  42.  Mecklenburg-,  der  in  Getreide  aniresetzt(;  Kanon  wird  nach  20jähr. 
Durchschnittspreisen  bezahlt  (Rau.)  Je  mehr  die  Kömerwirthschaft  hintfr  andere. 
Productionsz^ eijre  in  der  Landwirthschaft  zurücktritt,  desto  wenijrcr  reichen  Pacht- 
zinse  in  Getreide  für  den  beabsichtijrton  Zweck  aus.  Animalische  Productc,  Uandcls- 
•^ewächse  stei-ren  auch  vielfach  stärker  im  Preise.  Die  allerdin;^  w«'«::en  der  Qnalitäts- 
düferenzen  noch  schwierijrere  Fcstsetzunj^  des  Pachtzinses  od.  Kanons  mit  iu  Quantitäten 
solcher  andrer  Producte  niüsste  daher  versucht  werden. 

Angesichts  der  grossen  Steigerung  der  Grundrenten,  welche  z.  B.  die  Zeit- 
pachten der  Domänen  constatiren  (s.  S.529),  und  bei  dem  Umstände,  dass  diese  Steigerung 
notorisch  zum  guten  Theil  nicht  auf  individuelle  Leistungen,  Kapitalzuführungen  u.  s.  w. 
des  Landwirths,  sondern  auf  allgemeine  Vorgänge  in  der  Volkswirthschaft,  wie 
steigender  Preis  der  Bodenproducte,  sinkender  Geldwerth,  weiterer  Absatz,  grijssere 
Volksdichtigkeit  u.  v.  a.  m.  zurückzuÄlhren  ist,  muss  eine  solche  Theilnahme  des  Staats 
als  Vererbpachter  an  diesen  Vortheilen  gewünscht  werden.  Vgl.  die  Daten  ans  Mecklen- 
burg in  d.  Ber.  d.  Commiss.  z.  Prüfung  der  Rententheorie  v.  Rodbertus  Berl.  1S71. 
Befer.  t  Schuhmacher-Zarchlin,  S.  4  ff.,  über  die  „aufsteigende  Bewegung  der 
landwirthsch.  Grundrente'".  Bei  im  Ganzen  nur  wenig  verändertem  Arealbestand  stieg 
die  Anfkunft  am  Zeit-  u.  Erbpacht  r.  1750  —  51  an  von  144,640  ThIr.  auf  303,401 
in  1775  —  76,  379,273  in  1800  —  01,  564,359  in  1825-- 26,  935,641  in  1849  —  50, 
955,397  in  1864.  In  einem  Amte,  das  keine  wesentl.  Veränder.  erfahren,  war  die 
Zeit-  und  Erbpacht  1750—55  jährl.  11,128,  1S45— 50  32.677  Thlr. 

Auch  die  Tragweite  der  Behauptung,  dass  die  Erbpacht  durchaus  weniger 
Vortheile  als  der  Verkauf  von  Domäncnland  und  mithin  der  üebergang  des  letzteren 
in  Privatgrundeij^enthum  biete,  ))cschränkt  Rau  (§.  135)  bereits  richtig,  wenn  er  auch 
d«'n  entscheidenden  (iesichtspunct  beim  Vergleich  zwischen  Erbpaclit  und  Privat- 
^rrundbesitz  noch  nicht  hervorhebt;  dtnm  wichti'cer  als  seine  an  sich  richtige 
Beweisführung  zu  Gunsten  der  Erbpacht,  wobei  wieder  nur  das  Productions- 
interesse  berücksichtigt  wird,  ist  noch  der  Umstand,  den  die  Gegner  der  Erbpacht 
und  die  Anhänger  des  freien  Grundeigenthums  übersehen,  dass  der  Zweck  des  Ver- 
kaufe der  Domänen  an  kleinere  Landwirthe  gar  nicht  sicher  erreicht  wird,  weil  die 
gleich  anfängliche  oder  die  später  so  leicht  eintretende  Verschuldung  der  Besitzer  oft 
zn  deren  Enteignung  führt  Die  Lage  des  Erbpächters  ist  viel  sicherer.  (S.Wagner. 
Grundl.,  §.  322).  Viel  lieber  Erbpächter  mit  festem  Besitzrecht  u.  festem  Kanon,  als 
vcrschnldeter  Eigenthümer  mit  kündbaren  Hypotheken  und  wechselndem  Zinsfusse! 
Selbidt  das  Productionsinteresse  bei  der  Erbpacht  ist  femer  häufig  besser  als  beim 
Verkauf  gewahrt ,  weil  dem  Erbpächter  nach  Entrichtung  des  Erbbestandgelds  mehr 
eigene  Mittel  als  beim  Ankaufe  als  Betriebskapital  bleiben.  Hier  zeigt  sicli  bei  der 
Erbpacht  ein  ähnlicher  Vortheil  wie  bei  der  Zeitpacht,  im  \'ergleich  mit  dem  Ankauf. 
Einzelne  für  die  Entwicklung  der  landwirthschaftlichen  Cultur  nachtheilige  oder 
unnöthige  Beschränkungen  der  Verfiltrungsbefugnisse  des  Erbpachters,  z.  B.  Iiinsichtlich 
der  Verändern««:  der  Benutzun<rsart   des  Bodens,   «rehörcn  nicht  zum  Wesen  der  Erb- 
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pacht  und  gfstatteu  oiuo  Modification.  Scliou  Kau  kam  dalior  zu  dem  Ergebiiiss 
(§.  136),  dass  die  „Erbpacht  nach  du!S<ii  Betrachtungen  für  Domauial-Hofgüt^r 
wesentlich«'  VorzUp:c  hat". 

§.  231.  —  3.  Entscheidung  der  Erbpachtfrage.  Das  Ver- 
dict  gegen  Erbpacht  ist  in  der  individualistischen  Nationalöko- 
nomie eine  einfache  Gonsequenz  ihrer  Grundanscbaa- 
ungen.    Auch  Rau  wagte  davon  nicht  abzugehen. 

Er  sagt  §.  13G:  Dtr  Erbpacht  „steht  dor  in  dov  heutigen  A'olkswirthschaftspoli tili 
angenommene  Gnuidsatz  «'ntjrejron ,  dass  div  BefD'iung  dw  Grundcijfenthtlmcr  oder 
erblichen  Nutznie&scr  von  allen  Wrbindliclikciten  gegen  die  Healbcreclitigten  (Guts- 
herren) zu  befördern  ^oi".  Daraus  folgert  auch  Kau:  „dass  man  keiu  neues 
dauerndes  bäuerliches  Verpflich  tungsverh  Hltniss  entstehen  lasst»n.  oder 
es  wenigstens  sogleich  ablösbar  machen  soll,  und  dass  auch  die  vorhandcueu 
Erbpachtor  in  den  Stand  gesetzt  werden  müssen,  das  nur  mit  einem  ablös- 
lichen Grundzinse  beschwerte  Eigenthuni  zu  erlang-en.  Mau  wird  daher 
in  vielen  Fällen,  wo  man  sich  sonst  zur  Vererbpachtung,  aber  noch  nicht  zu  dem 
Verkaufe  entschlossen  haben  wUrd«*,  bei  der  Zeitpacht  stehen  bleiben."  Man  könne 
nur  etwa  „Domänen  so  verkaufen,  dass  (;in  Thoil  des  Preises  abbald  baar  entrichtet, 
für  den  andern  Theil  ein  ablösbarer  Grundzins  ausbedun«ren  werde,  welcher  sich  nach 
(«etreideproisen  regele,  und  dessen  Ablösung,  wenn  sie  vom  Eii?enthUmer  be«rehrt 
werde,  nach  dem  durch  jene  Preise  bestimmten  Geldbeträge  des  letzten  Zeitraum^ 
erfolge''.  Allenfalls  „könnte  der  Grundzins  auch  auf  eine  gewisse  nicht  zu  lani^e  Zeit 
unaldösbar  gemacht  werden,  oder  man  könnte  ausnahmsweise  einen  höheren  Abkauf^^- 
betrag,  z.  B.  das  22*/g-  oder  25 fache,  verabreden".  Kau  hat  sich  hier  also  geffon 
seine  eigene  üebcrzeugiing  der  Verwerfung  der  Erbpacht  accommodirt. 

Richtiger  ist  es  wohl,  zu  bekennen,  dass  eine  solche  Ver>verfnng 
des  Instituts  zu  weit  geht  und  die  Erbpacht  bei  den  Domänen 
cles  Staats  im  finanz-  und  volkswirthschaftlichen  wie  im  social- 
politischen  Interesse  mitunter  zugelassen  werden  sollte,  weil  sie 
günstiger  als  die  Zeitpacht  und  als  der  Uebergang  des  Staats- 
grundbesitzes an  Private  zu  beurtheilen  ist.  Namentlich  bei  einer 
Zerstückelung  der  Domänen  aus  Gründen  der  Landescoltur  nnd 
der  Socialpolitik  verdient  sie  den  Vorzug  vor  dem  Verkauf,  weil 
sie  die  Enteignung  des  Bauern  weniger  leicht  macht,  als  diese  in 
der  heutigen  Lage,  insbesondere  bei  dem  bestehenden  Schuldrecht, 
bei  „freiem  Privateigenthum**  ist. 

Vgl.  auch  hier  Sombart  a.  a.  0.  Er  kommt  freilich  auch  nicht  zum  Vorschlag 
der  Wiedereinführung  der  gerade  in  Prenssen  durch  die  Gesetzgebung  verbotenen 
Erbpacht.  Aber  sein  A'orschlag,  dass  7«  ^^^  Taxwerths  baar  anzuzalüen,  */,  mit 
47o  ^i"*^  u^^  ^^^  Amortis.-Bente  in  30  Jahren  zu  tilgen  sei,  erkennt  das  Bedenken, 
das  dem  A'erkauf  p:egen  Baar  entgegensteht. 

Die  Einrichtung  der  Erbpacht  wUrdc  nach  Kau  §.  136  etwa  in  folgender 
Weise  zu  treffen  sein:  Bei  der  Zersclilaguntr  grosser  Guter  sind,  je  nach  den  örtlichen 
Umständen,  mittlere  und  kleinere,  möglichst  gut  arrondirte  BauergUter  und  nach 
Bedttrfniss  auch  kleine  Tagelöhnerstellen  zu  bilden.  Fehlt  es  an  Erbpachtlustigen, 
die  aus  eigenen  Mitteln  Wohnungen ,  Ställe ,  Scheunen  zu  erijauen  vermögen .  so  hat 
dies  auf  Rechnung  des  Staats  zu  geschehen.  Der  Grundzins  wird  besser  sogleich  bei 
der  Bekanntmachung  der  Veräu^sernngsbedingungen  festgesetzt  und  nur  die  anfängliche 
))aare  Einzahlung  (Erb))estandgeld)  durch  Versteigerung  oder  lieber  nach  der  Taxe 
bestimmt.  (Sombart  S.  41.)  Ein  rechtliclier  Anspruch  auf  Nachlässe  (Remission) 
bestellt  nicht,   bei   grossen  ünglueksfallen   sind   sie   aber  nicht   iuim«'r  zu  vermeiden. 
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§.  232.  Anhang.  Landwirthscbaftliche  Gewerks-Vorrichtungen. 
Gebäude  und  Vorrichtungen  zur  Betreibung  von  sogen,  landwirthschaft liehen 
Industrien,  welche  mit  den  Domänen  und  meist  speciell  mit  dem  landwirthschtft- 
lichen  Betriebe  in  näherer  Verbindung  stehen ,  wie  Bierbrauereien,  Branntweinbrenne- 
reien. Ziegeleien,  Mahl-  und  andere  Mühlen  u.dgl. m.,  bleiben  in  der  Regel  passend 
damit  verbunden  und  werden  dann  mit  der  betreffenden  Domäne  verzeitpachtet.  Bei 
der  Zerschlagung  von  Domänen  wird  es  meistens  rathsamer  sein,  jene  Bestand- 
theile  zu  verkaufen.  Der  Staat  eignet  sich  gewöhnlich  nicht  zur  eigenen  Verwaltung 
derselben  und  die  aparte  Verpachtung  macht  zu  grosse  Schwierigkeiten.  (S.  Rau  §.  158.) 
Ziegelei -Verpachtung  kommt  bei  Domänen  öfters  vor.  Bei  Zeitpachten  pflegt  sich  die 
Bestimmung  zu  finden,  dass  es  dem  Pachter  ohne  Genehmigung  des  Verpachteis  nicht 
gestattet  ist,  andere  Gewerbe  (industrielle)  als  die  Landi^irthschaft  auf  dem  Gute  zu 
betreiben. 


3.  Abschnitt. 
Dingliche  Rechte  oder  Beallasten. 

Vgl.  Rau  §.  156—165,  vor.  Aufl.  dieses  Bands  1.  §.  183—189.  Die  Lehre  von 
d.  Grandgefällen  gehört  nach  ihrer  volkswirthsch.  Seite  vornehmlich  in  die  Agrar- 
politik, 8.  daher  darüber  auch  f.  Literatur,  Recht  u. s. w.,  Rau,  Volkswirth- 
schaftspolitik  §.46  ff..  Röscher  II,  2,  Kap.  9,  Meitzen  L  367  ff.  In  die  Finanz- 
wissenschaft  gehört  der  Gegenstand  eigentlich  wieder  nur,  soweit  der  Umstand  von 
£influss  ist,  dass  der  Staat,  der  Domänenfiscus ,  der  Berechtigte  ist.  Da  die  recht- 
liche Regelung  der  Reallasten  durch  die  neuere  Ablösungsgesetzgebung  bei  uns 
erledigt  und  die  Ablösung  bereits  allgemein  thatsächlich  durchgeführt  ist,  so  hat  der 
ganze  Gegenstand  auch  wesentlich  nur  noch  historisches  Interesse.  Wegen  der 
dabei  in  Betracht  kommenden  Prlncipienfragen  ist  er  aber  gleichwohl  noch  von  allge- 
meinerer Bedeutung,  auch  für  etwa  wieder  einmal  vorkommende  ähnliche  Fälle  (Frage 
der  Ablösung  von  Grundsteuern  u.  dgl.).  Die  Darstellung  selbst  hier  jetzt  gegen  die 
vor.  Aufl.  zusammengezogen.  Für  Rechtsgeschichtliches  s.  Kraut,  Grundr.  d.  Privat- 
rechts §.  145 — 155,  V.  Maurer,  Gesch.  d.  Fronhöfe  u.  s.  w.,  pass.,  bes  III,  230  ff., 
280  ff,  Waitz,  D.  Verfassungsgcsch.  pass.,  bes.  V,  K.  4,  S.  185  ff.  Die  Entstehung 
u.  Ausbildung  der  Gnindgefälle  hängt  auch  mit  der  Unfreiheit  u.  den  Landüberlassungen 
gegen  Dienste  u.  Abgaben  zusammen.  S.  Grundleg.  2.  Abthg..  K.  1,  §.  201 — 215,  u. 
die  dort  ausführl.  angeg.  Liter.  Ferner  f.  die  Frage  der  Beseitigung  der  betr. 
Lasten  eb.  2.  Abth.,  K.  5.  Ueber  die  specifisch  juristische  Seite  der  Reallasten 
s.  die  Werke  über  deutsclic  Rechtsgeschichte  u.  D.  Priv. rocht,  u.  A.  Stobbe,  D.  Priv.-» 
recht,  1.  A.  II,  §.  100  ff. 

I.  —  §.  233.  Die  älteren  Grundgefälle.  Die  ihnen  zu 
Grande  liegenden  dinglichen  Rechte  oder  Beallasten  sind  ;,  Ver- 
pflichtungen zu  wiederkehrenden  stetigen  Leistungen  (besonders 
ZinsC;  Renten,  Frohnden  u.  s.  w.,  -^  auch  Zehnten, 
Handlöhne,  Gilten),  welche  dem  Besitzer  eines  Grund- 
stücks als  solchem  obliegen,  so  dass  die  Person  des  Verpflich^ 
teten  lediglich  durch  den  Besitz  des  Grundstücks  bestimmt  wird. 
Die  Verpflichtung  zur  Leistung  kann  entweder  in  regelmässiger  Weise 
za  bestimmten  Zeiten  (so  beim  Zehnten)  oder  in  unregelmässigen 
Intervallen  nur  bei  gewissen  Veranlassungen  (z.  B.  Todesfällen, 
Besitz  Wechsel,  —  Mortuarium,  Laudemium)  eintreten  ^^  (8  t  ebbe). 

Solche  Rechte  sind  von  Alters  her  bis  in  unsere  Tage,  wie  mit  andereu^  privaten 
Landfiltern  herrschaftlicher  Qualität  (Grundherrschaften),   so  mit  den  Domänen  des 
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Staats  verbunden  gewesen,  auch  bei  Veräasserung  Von  Domänen  wohl  zurticibehalten 
worden.  Nach  dem  rechtlichen  Ursprung  sind  diese  Rechte  vorherrschend  privat- 
rechtlicher  Natur,  hie  und  da  aber,  im  Einzelnen  nicht  leicht  unterscheidbar,  mit-ilten 
festen  Abgaben  öffentlich-rechtlichen  Cliarakters  und  steuerrechtlichcr  Natur  ver- 
mischt (vogtei-  und  gcrichtsherrschaftUche  Lasten). 

Die  bezüglichen  Einnahmen  aus  diesen  GerechtsameD)  die 
sogen.  Grundgefälle,  haben  in  deutschen  und  anderen  Ländern 
bis  in  die  neueste  Zeit  hinein  eine  oft  nicht  unerhebliche  finanzielle 
Bedeutung  gehabt,  bis  die  Ablösungen  sie  verminderten  oder  be- 
seitigten. 

Beispiele  Baiern.  Nach  dem  A.  für  1832—34  war  die  Einnahme  aus  Gniml- 
gefÜlen  im  D.  5,277,400  fl.  rein,  die  Kosten  40  Proc,  Lasten  5*4  Proc.  Die  B.  1853/4 
zeigt  4,471,276  fl.  Reinertrag,  der  A.  für  1855—61  eine  Roheinnahme  von  5.143,849  fl., 
A.  1870  322,170  fl.  ältere  Gefalle,  4,300^000  fl.  neu  angesetzte  Grundzinse  nach  Ges. 
?.  4.  Juni  1848,  18,130  fl.  Naturalabgaben,  zus.  4,710,000  fl,,  Ausgabe  88,300  fl. 
A.  1877  7,783,600  M.  Gmndgefölle,  mit  201,140  M.  Ausgaben  dafür,  1883  bez, 
7-51  u.  0*183  Mill.  M  —  In  Baden  sind  die  Grundgefälle  neuerlich  durch  den  Fort- 
gang der  Ablösungen  sehr  vermindert  worden.  Der  Rohertrag  des  Zehnten  war  im 
D.  1833—36  yor  der  Ablösung  1,002,841  fl.  Derselbe  ist  jetzt  abgelöst  und  es  gingen 
im  D.  1854  und  1855  474,277  fl.,  1882  noch  522,000  M.  Zinsen  aus  noch  ausstehenden 
Ablösungssummen  ein.  Die  Geschäfte  jetzt  im  Wesentl.  abgewickelt.  —  Wttrtemberg 
hatte  bis  1849  noch  sehr  viele  Naturalgefällc.  Nach  dem  A.  1845  —  1847  war  die 
Einnahme  aus  Zehnten  1,475,648  fl.,  aus  Lehen-  und  ZinsgUtem  593,712  fl.,  die 
Kosten  und  Abgänge  bei  jenen  43,621  fl ,  bei  diesen  12,455  fl.  Von  dem  Reinertnge 
von  2,013.284  fl.  müssen  aber  noch  viele  allgemeine  Kosten  abgerechnet  werden,  indon 
die  Ausgaben  für  Naturalvorräthe  (34,502  fl.)  grösstentheils  durch  die  Gefälle  ver- 
anlasst wurden.  Diese  Einnahme  jetzt  fast  völlig  (noch  229  M.!)  verschwunden.  Biecke, 
a.a.O.  S.  182.  —  In  Proussen  beliefen  sich  die  Domanialgefälle  1847  noch  auf 
4,057,513,  1849  auf  3,974,000,  1853  auf  3,134,221,  1861  auf  2,695,342,  1870  auf 
1,741,172  Thlr.  „grundherrl.  Hebungen  u.  Hebungen  aus  veräuss.  Dom.-Objecten" 
(incl.  neue  Provinzen),  davon  aus  Erb-.  Grund-  u.  Domänenzins,  Kanon  u.  Geldrenten 
ftlr  Getreide,  die  vcrtragsmässig  nach  wechselnden  Durchschnittspreisen  regnlirt  werden, 
1,551,582  Thlr.,  Zinsen  v.  bäuerl.  Inventarieu-  (Hofwehr-)  Geldern  2214,  für  Natural- 
präStationen  (entw.  nach  Kammertaxe  oder  nach  zeitweisem  Abkommen  in  Geld  bezahlt 
oder  in  natura  geliefert)  148,437  Thlr.,  fUr  unbeständ.  Gefälle  38,939  Thlr.  Summa 
d.  „grundherrl.  Hebungen  u.  s.  w."  im  Et.  f.  1875  3*62  Mill.  M.  Die  Domänen- 
amortisatioosrenten  betrugen  1,998,049  Thlr.  in  1870,  in  1875  6'22  Mill.  M.  Im 
Et  f.  1883/84  stehen  nur  noch  1,818,000  M.  „grundh.  Hebungen''  u.  s.  w.  u.  6,376,000  M. 
Dom.amortis.renten.  —  Auch  mehrere  Schwoizercantone  hatten  früher  erhebliche 
Einnahmen  dieser  Art,  z.B.  Bern  im  A.  für  1846  318,878  Fr.  von  Zehnten  und 
Lehngofällen ,  Neuenburg  105,000  Liv.  (zu  40  Kr.),  Zürich  1815  —  25  im  D. 
198,750  Fr.  oder  fast  V4  der  Einnahme.  Aargau  A.  1846  62,250  Fr.  (d.  älteren 
Daten  z.Th.  nach  Rau). 

Die  Sicherheit  des  Bezugs  der  Grandgefälle,  die  Aus- 
sicht auf  steigenden  Ertrag  bei  einzelnen  davon,  besonders 
beim  2iehnten  waren  ersichtliche  Vortheile  dieser  Einnahmen  fUr 
die  Finanzwirthschaft  des  Staats.  Diesen  Vortheilen  standen  als 
Nachtheile  volks-  und  privatwirthschaftlicher  und  mehrfach  anch 
finanzwirthschaftlicher Art  gegenöber  die  veränderliche  Grösse, 
die  lästige  Entrichtnngsart ,  die  Hemmung  des  Fort- 
schreitens im  Landban.  Fttr  den  Staat  war  namentlich  die 
sehr  ungleiche  Grösse  der  Einnahme  von  Jahr  zu  Jahr  be- 
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sonders  störend,  bei  den  Naturalgefällen  ist  überdies  die  Er- 
hebung kostspielig. 

In  Baiern  z.  B.  war  der  Durchschnittsertrag  in  19  Jahren  ron  1819 — 37  5,21 1,626  fl., 
min.  3,894,225  fl.  im  J.  1825,  max.  6,554,775  fl.  im  J.  1831,  also  resp.  74  nnd  125 
Proc  des  Durchschnittes.  ; 

Diese  Nacbtheile,  verbanden  mit  allgemeinen  Strömungen  im 
öffentlichen  Leben,  führten  in  der  Wissenschaft  zu  der  Forderung 
der  Umwandlung  der  Grundgefälle  in  einfache  Grundzinse  oder 
selbst  der  gänzlichen  Ablösung  dieser  Gefälle.  Diese  Forde- 
rung haben  die  meisten  europäischen  Staaten,  auch  die  deutschen 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  verwirklicht,  so  dass  die  Einnahmen 
aus  den  alten  Grundgefällen  sich  immer  mehr  vermindern  oder 
schon  verschwunden  sind. 

Die  Tollständigc  Abschaffung  der  Grundgefälle  war  eine  Consequenz  der 
neueron  nationalokonomischen  Ansichten  yon  der  Noth wendigkeit  abgabefreien 
lifidlichen,  speciell  bünerÜchen  Grandeigenthams  im  privat-  and  rolkswirthschaft- 
liehen  Prodactionsinteresse  nnd  zugleich  eine  Consequenz  der  neueren  poli- 
tischen Ansichten  über  persönliche  Freiheit  und  Eigenthum.  Die  Maassregel 
hat  auch  ohne  Zweifel  auf  den  Ackerbau  und  die  bäuerlichen  Wirthe  einen  guten 
Einfluas  geübt,  soweit  sie  zu  einer  Beseitigung  7on  Quoteuabgaben  vom  Roh- 
erträge, also  besonders  des  Zehnten,  führte.  In  ihrer  Allgemeinheit  jedoch 
wird  sie  verschieden  beurtheilt  werden,  je  nachdem  entweder  wieder  mehr  der  privat- 
wirthschaftliche  Gesichtspunct  für  die  Beurtheilung  maassgebend  ist  und  dieser  in  der 
Üblichen  Weise  mit  dem  volkswirthschaftlichen  identificirt  wird,  wie  in  der  Smith'schen 
Schule  des  ökonomischen  Individualismus,  oder  aber  der  wirklich  voikswirthschaft- 
liehe  und  der  socialpolitische  Gesichtspunct  mit  entscheidet. 

Es  gilt  dann  wieder  Aehnliches,  wie  von  der  Erbpacht  In  Hinsicht  auf  die 
Productivität  und  die  sociale  Function  seines  Besitzers  ist  allerdings  schulden- 
freies bäuerliches  Privatoigenthum  dem  mit  jenen  Lasten  beschwerten  vorzuziehen. 
Aber  jenes  war  keineswegs  das  allgemeine  Resultat  der  Abschaffung  der  Grundlasten. 
Vielmehr  hat  sich  der  mit  nicht  beliebig  vermehrbaren  Grundlasten  bosch werte  Grund-^ 
besitz  öfters  nur  in  solchen  mit  kündbaren  Kapitalschulden  belasteten  verwandelt: 
keineswegs  durchaus  eine  Verbesserung,  oftmals,  wohl  sogar  in  der  Regel,  eine  Ver- 
schlechterung. Femer  ist  eine  Theilung  des  Grundertrags  zwischen  dem  ver- 
pflichteten Bauer  und  dem  Privat grundherrn  eher  zu  beanstanden.  Aber  wo  der 
Grundherr,  wie  bei  den  Domanialgef allen,  der  die  Gesammtheit  vertretende  Staat  ist, 
liegt  die  Sache  wiederum  anders.  In  zweckmässig  regulirten  Grundgefullen 
kann  der  Staat,  ohne  wesentliche  Benachtheiligang  dos  Productionsinteresses,  einen 
Theil  der  ihm  gebührenden  nationalen  Grundrente  und  des  Zuwachses  derselben  beziehen, 
was  mit  der  gänzlichen  Beseitigung  der  Grundgefalle  aufhört  Damit  ist  auch  das 
berechtigte  finanzielle  Interesse  des  Staats  beinträchtigt  worden. 

Man  wird  daher  zwar  der  in  Mittel-  und  Westeuropa  meist 
erfolgten  Abschaffung  der  Grundgefälle  manche  günstige  Wirkung 
nicht  absprechen  können.  Aber  richtiger  als  diese  Maassregel 
wäre  eine  Fixirung  aller  alten  Grundgefälle  und  eine  Verwand- 
Inng  derselben  in  eine  auf  dem  Boden  lastende  nicht  ablösbare 
Geldrente  oder  in  bestimmten  Durchschnittspreisen  zu  entrichtende 
Naturairente  gewesen,  wenigstens  soweit  der  Staat  als  doma- 
nialer  Grundherr  der  Berechtigte  ist 

:3G* 
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Die  tiefere  Begrandong  dieser  Ansicht  s.  in  der  Grandlcg.  2.  Abtb.  bes.  K.  4 
{v.  Grundeigenth). 

Ueber  die  ehemal.  Verwaltung  der  Grundgcfftlle  s.  Ran  §.  157.  vor.  Aufl. 
dieses  Bands  §.  184.  Genaue  Verzeichnisse  bildeten  die  Grundlage.  Die  Eintreibung 
erfolgte  wohl  nach  den  Grundsätzen  des  Steuerrechts.  Es  war  möglichst  zu  verhotea, 
dass  fehlerhaftes  Getreide  u.  s.  w.  geliefert  wurde,  doch  blieb  dasselbe,  z.  B.  beim  Fmcht- 
zins,  immer  etwas  unter  der  Durchschnittsqualität.  Aus  den  Magazinen  kam  das 
Getreide  zur  Versteigerung ,  soweit  es  nicht  für  Staatszwecko  unmittelbar  (z.B.  beim 
Militär)  Verwendung  fand. 

IL  —  §.  234.  Umgestaltungen  der  NatnralgefäUe. 
Je  mehr  anch  im  Staatshaushalte  die  reine  Geldwirtbsehafl  sieb 
einbürgert,  desto  nnbeqaemer  werden  Naturalgefälle.  Der  Staat  als 
Grundherr  ist  bei  deren  Einziehung  und  Verwaltung  ohnebin  regel- 
mässig im  Nacbtbeil  gegenüber  den  privaten  Grundberren.  Aneh 
die  Pflichtigen  Bauern  ziehen  mit  der  allgemeineren  Entwicklung 
der  Geldwirthschaft  in  der  Volkswirthschaft  gewöhnlich  Geldab- 
gaben den  Naturalabgaben  vor.  Im  beiderseitigen  Interesse  greifen 
daher  bei  der  Beibehaltung  der  Grundgefälle  folgende  Umgestal- 
tungen Platz. 

1.  Man  lässt  statt  der  Naturalien  den  Marktpreis  dafür  in 
Geld  entrichten. 

Da  hiebei  die  Kosten  und  Verluste,  welche  mit  der  Aufbewahrung  von  Getreide, 
Wein  und  anderen  Erzeugnissen  des  Landbaues  verknüpft  sind,  erspart  werden  können, 
Vorrathsgebäude  entbehrlich  werden  und  die  Verwaltungsgcschafte  sich  sehr  rer- 
einfachen,  so  kann  der  berechtigte  Staat  schon  hier  ohne  Nachtheil  für  sich  und  zum 
VortheU  des  Pflichtigen  in  eine  Beduction  der  schuldigen  Leistung  willigen. 

2.  Die  veränderlichen  Gefälle  lassen  sich  passend  in 
einen  Grundzins  umwandeln,  wobei  der  vieljährige  Durch- 
schnittsbetrag der  Gefälle  zu  Grunde  gelegt  und  ein  Abzog 
für  die  Erhebungskosten  bestimmt  wird.  Der  Grundzins 
wird  entweder  fest  in  Geld  oder  zwar  auch  in  Producten 
(Getreide)  angesetzt,  aber  auch  letzteren  Falls  die  Zahlung  nacb 
gewissen  Marktpreisen  in  Geld  ausgemacht.  Am  Schwierigsten 
war  diese  Regulirung  beim  Zehnten,  welcher  unter  den  Grund- 
gefallen  des  Staates  besonders  wichtig  war. 

Vgl  Regenaner,  üeber  die  Verwaltung  der  landesherrlichen  Zehnten,  Kariar. 
1829.  —  In  Wurtemberg  erstreckte  sich  das  Zehntrecht  des  Staats  aber  1,107,SOO 
Morgen  Acker  (44  Proc.  alles  Ackerlandes),  76,008  Morgen  Wiesen  (9*6  Proc.) 
und  50,700  M.  Weinberge  (62  Proc.  des  ganzen  Weinlandes).  In  Baden  waren  die 
1522  Domanialzehnten  zu  Ende  1856  schon  sämmtlich  abgelöst  für  ein  Kapital  ?on 
17,390  000  fl.    (Rau.) 

Die  gewöhnlichen  Arten  auch  des  Domanialzehents  waren: 

Zehnten  von  Gewächsen,  und  zwar  grosser  oder  Getreidezchnte,  kleiner. 
Schmal-  oder  Brach  zehnte  von  anderen  Feldfrüchten,  z.B.  Klee,  Kartoflfeln  u.  s.w^ 
Obst-  und  Weinzehnte,  Heuzehnte,  der  jedoch  seltener  vorkam,  ferner  Blut- 
zehnte  von  jungem  Vieh,  der  lästigste,  dessen  Umwandlung  oder  Ablösung  am  Ersten 
bewirkt  worden  ist.  Der  privat  rechtliche  Charakter  war  auch  beim  Domanialzehnten 
meist  unverkennbar, jedenfalls  der  allgemein  vorherrschende  (Rau  §.  159,  vor.  Aufl.  §  1S6\ 
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Die  frttlieren  Erhebungsformen  waren  die  Entrichtung  des  Zehnten  von  den 
Zekntpflichtigen  selbst,  wobei  er  dann  entweder  auf  Bechnnng  der  Domänen- 
kasse eingezogen  oder  verpachtet  wurde;  eventaeli  auch  die  Ersetzung  des 
Zehnten  durch  eiue  ausbedungene  Abfindungssumme.    (Rau  §.  159.) 

Die  eigene  Einziehung  auf  Rechnung  des  Staats  war  das  mtthsamere  und 
kostspieligere  Verfahren,  das  eine  Menge  lästige  und  doch  uuäichorc  Controlen  und 
Cautelon  sowohl  gegen  die  Zehntpflichtigen  als  gegen  die  den  Zehnten  erhebenden 
Beamten  erforderte  (u.  A.  Pflicht  der  Anzeige  an  den  Zehntherm  vor  dem  Beginn  der 
Emtearbeit,  Vornahme  der  Weinlose  nach  obrigkeitlicher  Erlaubuiss). 

Schon  die  Verpachtung  war  daher,  zumal  bei  den  Domanialgef&llen,  eine 
wanschenswerthe  Vereinfachung  der  Geschäfte  fur  den  Berechtigten.  Sie  wurde  ent- 
weder jährlich  im  Sommer  zu  einer  Zeit,  wo  sich  der  Ausfall  der  Ernte  tibersehen 
Hess ,  oder  auch  gleich  für  mehrere  Jahre ,  regelmässig  im  Wege  der  Versteigerang, 
vorgenommen  und  der  Pachtpreis  in  Geld  oder  thcilweise  in  Fracht  zo  bestimmten 
Darchschnittspreisen  eines  Marktorts  und  Zeitraums,  auch  etwa  ein  Theil  in  Nataral- 
lieferung  festgesetzt 

Noch  bequemer  für  die  Domänenverwaltang  und  zagleich  fUr  die  Zehntpflichtigen 
selbst  war  das  Abfindungsverfahren,  das  zugleich  zur  Vorbereitung  der  Um- 
wandlung und  Fixirung  des  Zehnten  dienen  konnte.  Hier  warde  mit  der  ganzen 
zehntpflichtigen  Gemeinde  oder  mit  der  Gesammtheit  der  Zehntpflichtigen  in  ihr  ein 
Vertrag  dartlber  geschlossen,  dass  der  Zehntherr  statt  des  Zehnten  selbst  einen  festen 
Betrag  in  Fruchten  oder  eine  fixe  Geldsumme  erhielt,  deren  Auf  bringung  oder 
VertheUang  unter  die  einzelnen  Verpflichteten  Sache  der  letzteren  war.  Bei  der  Ent- 
richtung in  Geld  fiel  dann  fUr  den  Staat  auch  der  Aufwand  für  die  Verwaltung  der 
liaturalien  fort.  (Verträge  dieser  Art  in  Wttrtemberg  meist  auf  27  Jahre.)  (Näheres 
über  diese  Erhebungsformen  bei  Rau,  §.160 — 163,  u.  danach  noch  in  vor.  Aufl. 
dieses  Bands,  §.  186.) 

Erst  die  Umwandlung  der  Zehnten  nnd  anderer 
ähnlieber  Grandgefälle  in  feste  Grundzinse  oder 
Renten  befreit  aber  den  Zehntherm  oder  den  Domänenfiscus 
wie  auch  die  Zehntpflichtigen  von  dem  Lästigen  und  Odiösen,  den 
Unbequemlichkeiten,  Betriebsstörungen  und  Kosten  völlig,  welche 
die  erwähnten  Erhebungsformen  theils  für  beide  Parteien,  theils 
besonders  auch  für  die  Zehntpflichtigen  stets  mehr  oder  weniger 
mit  sich  bringen. 

Der  Zehnten  ist  so  besonders  nachtheilig  und  wird  es  bei  intensiverer  Land- 
wirthschaft  immer  mehr,  weil  er  eine  Quoten  abgäbe  vom  Rohertrage  ist.  In  dieser 
Eigenschaft,  nicht  bloss,  wie  Rau  (§  163)  U.A. in.  ihn  auffassen,  ah>  Abgabe  vom 
Rohertrage,  wird  er  leicht  eine  Hemmung  landwirthschaftlicher  Fortschritte.  Denn 
bei  intensiverer  Landwirthschaft  steigt  der  Rohertrag  in  einem  stärkeren  Verhältniss 
als  der  Reinertrag.  Der  Zehnte  and  ähnliche  Abgaben  vom  Rohertrage  werden  also 
immer  drückender  und  nehmen  dem  Landwirth  (Bauern)  einen  grossen  Theil  desjenigen 
Ertrags,  der  nur  durch  die  stärkeren  Verwendangen  von  Kapital  und  Arbeitskraft 
gewonnen  wird. 

Bei  der  Umgestaltung  und  eventuell  der  Aufhebung  des 
Zehnten  und  anderer  Gruudgerälle  macht  nun  ein  Umstand  be- 
sondere Schwierigkeit,  nemlich  die  Rücksicht  auf  die  bezüg- 
lichen Rechte  andrer  privater  Grundherren.  Beim 
Staate  ist  gelegentlich  der  unentgeltliche  Verzicht  auf  das 
Gefälls-,  bez.  das  Zehntrecht,  mindestens  das  Begnügen  mit 
einer  unvollstän  digen  Entschädigung  befürwortet  worden. 
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So  sollten  z.B.  nach  v,  Rotteck^s  Antrag^  in  Baden  die  StaatszehBten  unent- 
geltlich aufgehoben,  Privatzehntherren  mit  dem  10  fachen  des  Reinertrages  und  im  Falle 
eines  enveislichen  privatrechtlichen  Titels  mit  dem  15  fachen  abgefandon  ^rerden,  woza 
der  Zehntpflichtige  das  5  fache,  das  Ucbrigo  der  Staat  zuzuschiessen  hätte.  Verbandl. 
der  bad.  2.  K.  1831,  BeiL  I,  25.  Vgl.  v.  Aretin  n.  v.  Botteck's  Staatsrecht  der 
constit.  Monarchie  II,  272,  276.  Nach  dem  Antrage  der  Majorität  der  Zehntcommission 
in  der  2.  Kammer  sollte  der  Berechtigte,  und  also  auch  die  Domänenkasse,  das  15  fache 
erhalten,  wo?on  das  9 fache  dem  Pflichtigen  znr  Lasl^ fiele;  der  Staat  schOsse  bei  den 
Privatzehnten  das  6  fache  zu.  Die  Minorität  wollte  dem  Zehntpflichtigen  das  13  fache 
des  reinen  Ertrages  auflegen  und  den  Zuschuss  der  Staatskasse  für  die  Privatbercch- 
tigten  auf  das  5  fache  beschränken.  Die  Kammer  selbst  sprach  sich  1831  daf^  aus, 
dass  der  Berechtigte  das  15 fache  erhalte  u.  der  Pflichtige  hievon  %  zahle.  (Bau  §.  162.) 

Bestehen  indessen  diese  Gefälle  einmal  zu  Kecht,  so  ist  eine 
solche  Verletzung  des  Finanzinteresses  doch  möglichst  zu  verhüten, 
jedenfalls  nur  soweit  zulässig,  als  wichtige  Rücksichten 
auf  die  Entwicklung  der  Landwirthschaft  und  auf  die 
ökonomische  und  sociale  Lage  der  Pflichtigen,  also 
wieder  allgemein-volkswirthschaftliche  und  social- 
politische  Gesichtspuncte  es  rechtfertigen.  Um  der  noth- 
wendigen  Gleichheit  Willen  müssen  dann  aber  die  Gefällspflichtigen 
von  Privat-Grundherren  ebenso  wie  diejenigen  des  Staats  behandelt 
werden.  Hält  man  eine  Ermässigung  der  Last  für  geboten  nnd 
glaubt  man  das  daraus  hervorgehende  Opfer  den  privaten  Grund- 
heiTcn  wegen  der  einmal  anerkannten  Rechtsbeständigkeit  der 
Gefälle  nicht  zumuthen  zu  können,  so  muss  der  Staat  also  für 
beide  Classen  der  Pflichtigen,  diejenigen  des  Domänenfiscus  und 
der  Privat-Grundherren,  die  gleiche  Unterstützung  gewähren.  Un- 
bedingt nothwendig  erscheint  ein  solches  Vorgehen  nicht. 

Die  zur  Motivlrnng  mit  angeführte  ursprüngliche  Stenernatur  des  Zehnten 
iat  keineswegs  allgemein,  in  der  Kegel  gar  nicht  yorhanden.  jedenfalls  aber  hat  sie 
sich  im  Verlauf  der  Jahrhunderte  verloren,  wo  sie  etwa  früher  bestand.  Die  zohent- 
baren  Ländercien  werden  auch  billiger  gekauft. 

Das  landwirthschaftliche  Productionsinteresse  ver- 
langt wohl  eine  Beseitigung  des  Zehnten  als  einer  Quotenabgabe 
vom  Rohertrage,  aber  mit  einer  Umwandlung  desselben  und 
anderer  Naturalgefälle  in  eine  fixe  Geld-  oder  in  eine  in  be- 
stimmten Marktpreisen  zu  zahlende  Productenrente  ist 
es  vollständig  befriedigt.  Eine  Ermässigung  der  demgemäss 
umgestalteten  Leistung  ist  zulässig  und  gerechtfertigt,  weil  fllr  den 
Grundherrn  viele  nnd  bedeutende  Erhebungskosten  fortfallen.  Darfiber 
hinaus  ist  eine  Verminderung  der  Leistung  aber  höchstens  in  Aus- 
nahmefällen geboten. 

So  wenn  die  Summe  der  GnindgeflÜle  einen  besonders  niedrigen  Reinertrag  f.  d. 
Pflichtigen  ttbrig  lä^st  Nach  d.  preuss.  Gcö.  f.  2.  März  1S50,  §.  63,  musste  bei 
der  Ablösung  mindestens  Vj  des  Reinertrags  dem  Pflichtigen  bleiben,  was  eine  ent- 
sprechende Rcduction  der  Gefalle  involvirt. 
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Besondere  StaatBbeiträge  selbst  zur  vollständigen  Beseitigung 
der  Zehnten  sind  auch  nicht  immer  erfolgt,  so  dass  sieh  jedenfalls 
die  Hassregel  ohne  solche  durchführen  Hess. 

So  im  Grossherz.  Hessen,  Gesetz  v.  15.  Au^.  1816,  in  Nassau,  Sachsen 
Hannofer,  Weimar  (Gesetz  vom  18.  Mai  1848)  etc.,  Preussen.    (Ran). 

Wollte  man  aber  aus  Gründen  der  Politik,  wegen  Ver- 
hasstheit  der  Grundgefälle  u.  s.  w.  ein  Uebriges  thun  und  ins- 
besondere mit  Recht  das  Verhältniss  zwischen  Privatgrundherren 
und  Gefälls-,  namentlich  Zehntpflichtigen  lösen,  so  hätte  die  all- 
gemeine Umwandlung  der  Gefälle  in  eine  feste,  aber  noch  etwas 
weiter  reducirte  unablösbare  Geld-  oder  Getreide-,  bez.  Pro- 
duetenrente  wiederum  genügt.  Der  Staat  hätte  dabei  in  das 
Kechtsverhältniss  der  privaten  Grundherren  eintreten  und  letztere 
angemessen  entschädigen  müssen.  Die  Forterhebung  der  Gefälle 
in  der  neuen  Form  hätte  keine  grösseren  Bedenken  gehabt,  als 
die  Erhebung  der  alten  oder  der  etwa  neu  eingeführten  allgemeinen 
Grundsteuer  und  konnte  einfach  mit  der  Steuererhebung  verbunden 
werden. 

Statt  der  blossen  Umwandlung  der  Grundgefälle  ist  regelmässig 
die  vollständige  Ablösung  derselben  erfolgt.  Sie  hat  dem 
Staate  eine  werthvolle  Einnahme  für  die  Zukunft  und  damit  die 
berechtigte  Theilnahme  am  Bezug  der  nationalen  Grundrente  ent- 
zogen, wottlr  in  der  Rente  des  Ablösungskapitals  kein  sicherer  und 
gewöhnlich  kein  ausreichender  Ersatz  gelegen  hat.  Die  mehrfach 
erfolgten  weiteren  Beisteuern  des  Staats  zur  Ablösung  haben 
selbst  neue  finanzielle  Opfer  mit  sich  gebracht.  Das  „lastenfreie 
volle  Privateigenthum  des  Bauern'^  wird  aber  auf  die  Dauer  doch 
nicht  erreicht  werden,  weil  die  „Verschuldungs-,  bez.  Verpfändungs- 
freiheit'' nunmehr  um  so  leichter  zu  kündbaren  Kapitalschulden  mit 
wechselndem  Zinsfusse  führt.  Daa  Endurtheil  über  die  „Grund- 
entlastung'' fällt  daher  nicht  so  unbedingt  günstig  aus,  wie 
früher  angenommen  wurde. 

Diese  Ansicht  ist  ciuc  Conseqaenz  der  in  der  Grundleg.,  2.  Abth.  E.  4,  nieder- 
gelegten Auschaoun^ren  Über  Privateigenthum  an  Productioiismitteln.  Bau  stand  liier 
noch  anders,  s.  §.  163,  164  bei  ihm. 

In  Baden  ist  schliesslich  im  Zehntgesetze  vom  25.  Nov.  1S33  der  Staatszuschuss 
auf  ^/5  der  Ablösungssumme  festgesetzt  worden,  der  überdies  bis  zur  beendigten  Ab- 
lösung jedes  Zehutrechtes  oder  wenigstens  bis  zum  1.  Jan.  1844,  vom  1.  Januar  1834 
an,  mit  Zwischenzinsen  zu  4  Proc.  verzinst  wurde.  Die  Ausgabe  an  Staatszuschuss 
ftii  sämmtliche  Zehnten,  deren  Ablösung  40,547,000  fl.  kostete,  war  auf  9*9  Mill.  fl. 
angenommen  worden,  belief  sich  aber  nur  auf  7,933,000  fl.,  fttr  die  Domanialzehnteu 
wurde  ein  Ablösekapital  von  17,390,000  fl.  ermittelt«  wovon  aber  3,443,000  fl.  an 
Staatszuschuss  abgingen.    Regenaucr,  Staatshaush.  S.  319.    Die  Last,   die  für  die 
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übrigen  Staatsbürger  aus  jenem  grossen  Staatsbeitrage  entstand ,  minderte  sich  unge- 
fähr ?on  20  auf  12  Proc.  des  Kapitals,  weil  die  Zehntpflichtigen  selbst  zu  den  Steoeni 
beitrugen  und  ungefähr  %  <^er  Ausgaben  tragen.  —  Die  Verhandlangen  der  beiden 
Kammern  von  1833  bilden  eine  ausführliche  Erläuterung  des  Zehntgesetzes,  do<^ 
wurde  der  Zweifel  an  der  Zweckmässigkeit  jener  grossen  Staatsausgaben  am  Wenigsten 
beachtet.  Deberblick  des  Gegenstandes  in  dem  Vortrage  von  Kau,  Protok.  der  1.  K  , 
I,  255.  Aufsätze  von  Lotz  und  Regenauer  in  Rau,  Archiv  II,  1  Heft  Vogel- 
mann, Die  Zehnt-Ablösung  im  Grossh.  Baden,  Karlsr.  1838.  —  Die  Regierung  vou 
Bern  hat  das  ganze  ZehntablOsungskapital  an  der  Stelle  der  Zehntpflichtigen  bestritten 
(Kau).  —  In  Oest erreich  wurde  durch  Patent  v.  4.  März  1849,  8.  18  (ähnlich 
noch  andere  Patente  für  andere  Kronlande)  für  die  deutschen  Erblande  bestimmt,  dass 
von  d.  berechn.  Entschäd.  des  Berechtigten  ^.Z,  für  verschiedene  Abzüge  abgehen, 
vom  Reste  je  Vs  (^^o  Va  ^^  gezahlten)  vom  Pflichtigen  und  von  jedem  Kronl&nde 
za  übernehmen  sei.  So  entstand  die  Grundentlastungsschuld,  für  welche  neben  den 
Pflichtigen  die  einzelnen  Kronlande,  nicht  der  Gesammtstaat  als  solcher  haftet,  £. 
1869  fUr  d.  cisleithan.  Länder  247i5  Hill.  fl.  Näheres  bei  CzOrnig,  Neugestaltung, 
S.  486  «.  Anf.  1882  betrug  diese  Schuld  noch  162  8  M.  fl.  —  Für  Preussen  vgl. 
Ablösungsgesctz  v.  2.  März  1850  u.  Ges.  über  Errichtung  v.  Rentenbanken  v.  dem- 
selben Tage;  s.  Rönne,  Staatsrecht,  II,  2,  274  K.  Bei  den  festen  Abgaben  von 
Körnern  wurde  v.  d.  ermittelten  Marktpreisen  5**/©  wegen  schlechterer  Beschafienbeit 
des  Zinsgetreides  abgezogen;  bei  Zehnten  in  der  Regel  nicht  (vgL  §.  33  mit 
§.  32  des  ersten  Ges.).  Ablösung  der  berechneten  Geldrente  baar  in  18  Jahren,  was 
mindestens  107o  Rß^^öc^iön  involvirt,  bei  Annahme  eines  5VoJJ?«ü  Zinsfusses,  erheblich 
mehr  bei  der  rieht.  Annahme  eines  niedrigeren  Zinsfasses.  Doch  konnte  der  Berecli- 
tigte  die  Abfindung  zum  20  fachen  in  47o  ß^^^^^^^i^^f^i^  verlangen  (§.64).  Der  Staat 
leistete  keinen  directeu  weiteren  Zuschuss,  wohl  aber  übernahm  er  die  Errichtung  der 
Rentenbanken  (im  Etat  f.  1875  mit  512,000,  in  dem  Eut  f.  1883/84  mit  614.000  M. 
Kasten)  und  die  Garantie  dafür.  Der  Gewinn  an  ZwLschenzinsen  f.  d.  Staat  übersteigt 
jene  Kosten. 

Das  Verfahren  bei  der  Umwandlung  und  Ablösung  der  Zehnten 
u.  s.  w.  ist  in  der  Agrarpolitik  näher  zu  erörtern.  Die  Hanptpuncte  sind  folgende 
(Rau,  §.  163  u.  Volksw.scli.politik  §.  74,  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  188).  Bei  der 
Umwandlung  des  Zehnten  (Zehnt  fix  im  ng)  wird  der  durchschnittliche  Roh-  und 
Reinertrag  aus  den  Domänenreclinungen  für  längere  Perioden  berechnet  Nur  der 
Reinertrag,  von  dem  nocli  etwas  für  die  nunmehr  zu  ersparenden  Scheunen  u.  s.  w. 
abgeht,  ist  vom  Pflichtigen  zu  vergüten,  wodurch  sicii  die  Last  für  diesen  bis  um  Vs  und 
mehr  vermindert.  Bei  sofort  oder  binnen  kürzerer  Zeit  ablösbaren  Zchntrenten  werden 
diese  in  Geld  angc^setzt,  in  anderen  Fällen  ist  die  Ansctzung  in  Producten  ((Je- 
treide)  mit  der  Bedingung  der  Zahlbarkoit  in  gewissen  Marktpreisen  —  am  Besten  za 
einem  Theil  den  Preisen  des  betreffenden  Jahrs,  zum  andern  Theil  langjährigen  Durch- 
schnittspreisen —  vorzuzielion ,  um  den  Werth  der  Zehntrente  sicherer  für  längere 
Perioden  zu  erhalten. 

Bei  der  völligen  Ablösung  der  Zehnten  u.  s.  w.  geht  die  Umwandlung  in  eine 
Rente  voran.  Diese  Rente  wird  alsdann  nach  dem  vom  Gesetze  zu  bestimmenden  Zins- 
fusse  kapitalisirt.  Die  Aufbringung  dieses  Kapitals  bildet  regelmässig  die  besondere 
Schwierigkeit  für  die  Zehntpfliclitigen.  Sie  ist  gewöhnlich  in  zweckmässiger  Weis<3 
dnrcli  Gründung  von  Rentenbanken  oder  durch  Voi'schüsse  des  Staats  und  andrer  Fonds 
(GrundentIastun<;:sfonds)  den  Pflichtigen  erleichtert  worden,  wobei  dann  die  Tilgung 
mittelst  einer  Zeitrente  erfolgen  konnte,  welche  eine  bestimmte  Amortisationsquote 
enthielt  und  den  üblichen  Zinsfii.ss  docli  niclit  erheblich  überstieg. 

Rau,  Volksw.sch.polit  §.  60.  —  Die  bad.  Zehntsc huldentilgangskasse  lieh  den 
zehntpfliclitigen  Gemeinden  auf  Verlangen  das  Kapital  gegen  einen  Zins-  und  Tilge- 
betrag. Dieser  musste  mindestens  1%  Proc.  betragen,  manche  Gemeinden  machton 
sich  aber  zu  einer  jährlichen  Abtragung  von  V*«  Vb»  Vjo»  ^/u  "•  ^  ^'  ^^  Kapitals 
anheischig,  aucli  wurde  oft  mehr  gezahlt,  als  die  übeniommene  Verpflichtung  für  ein 
jrewisses  Jahr  betrug,  z.  B.  1867  u.  1868  29,000  u.  28,000  fl.  mehr.  Die  grösste 
Summe  der  gegebenen  Darleihen  v.  3,620,000  fl.  im  J.  1848.  Zu  Ende  1868  waren 
noch  404,405  fl.  ausstehend,  seit  1874  nichts  mclir.  Das  jährlich  bezahlte  V*  Prot- 
für  VerwaltuojjTskosten  ergab  bei  der  sparsamen  Verwaltung  und  weil  keine  Verloste 
vorkamen,  einen  Ueberschuss  von  1 14,000  fl.    Die  erfonlerlirhen  Summon  konnten  ganz 
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aas  den  sogen.  GraKdstocksgcldern  (8.  533)  genommen  werden.  Ueberbicht  Über  den 
gaozen  Zeitraum  ?on  1836—66  in  YerUandL  der  8tände?ersauimlung,  2.  K.,  1867,  I, 
145.  (Bau.)  —  In  Preussen  zahlt  der  Verpflichtete  bei  der  Ablösung  mittelst 
Rentenbriefen  an  die  Rentenbanken  4Va7o  »6  J.  1  Mon.  lang  oder  5'/o  41  J.  1  M. 
lang.  Der  Dom.-Fiscus  erhält  als  Berechtigter  keine  Rentenbriefe,  sondern  entnimmt 
den  an  ihn  in  ders.  Weise  wie  an  die  Rentenbanken  xu  zahl.  Renton  4Vo  Zinsen  u. 
tilgt  mit  den  Amortisationsciuoten  unmittelbar  Staatsschnld^D  in  gleicher  Höhe.  Mel  tzeu 
I,  429,  IV,  27t»,  Stat  Jahrb.  IlL  74,  IV,  1,  154  (üb.  d.  Ergebnisse  d.  Rentenbauken, 
eb.  S.  152),  IV,  2.  304.  Der Domänenfiscus  erhielt  z.B.  fOr  Ablösang  durch  Kapital- 
zahlungen 1871 — 74  zus.  2*498.  f.  Tilguugsquoten  yon  Domänenamortis.  ^Reuten  zus. 
2-745  Mül  Thlr. 

Der  Empfang  des  Ablösungskapitals  für  die  Grund- 
gefälle (auch  bei  der  Amortisation  in  Form  von  Zeitrenten)  bildet 
eine  Flüssigmachung  eines  Theils  des  Eapitalwerths  der  Domänen. 
In  finanzieller  Hinsicht  ist  die  betreffende  Einnahme  daher  eine 
ausserordentliche,  für  deren  richtige  Verwendung  im  Wesent 
liehen  dieselben  Grundsätze  wie  für  die  Benutzung  des  Staatscredits 
gelten  müssen  (§.  65 ff.).  In  staatsrechtlicherBeziehung  müssen 
die  Grundsätze  zur  Anwendung  kommen,  welche  für  die  Veräusse- 
rung  der  Domänen  selbst  und  für  die  Verwendung  des  Erlöses 
daraus  gelten. 

Daher  in  Staaten,  wo  die  Domänen  als  Patrimouialgut  der  Dynastie  gelten,  ver- 
wickelte Abrechnungsirerhältnisso ,  wie  z.  B.  in  Baden.  Wo  der  ErlOs  für  verkaufte 
Dom&nen  nach  dem  besteh.  Staatsrecht  z.  Schuldentilgung  dienen  muss,  folgerichtig 
auch  die  gleiche  Verwendung  des  Ablösungskapitals  (Preussen). 

Von  anderen  Berechtigungen  sind  noch  die  ebenfalls  zum  Domänen  ver- 
mögen gehörenden  Weiderechte  auf  Privatländereien  und  die  Fischereiberech- 
tigungen in  Privatgow&ssem  zu  erwähnen.  Die  ersteren  sind  durch  Verpachtung, 
öfters  am  Besten  durch  Verpachtang  an  die  weidepflichtige  Gemeinde,  auszunutzen, 
mttsseu  aber  aus  land-  und  volkswirthschaftlichen  Gründen  überhaupt  in  unserer  Zeit 
und  in  unseren  Ländern  lieber  abgelöst  werden  (Rau,  Volksw.8ch.polit.  §.  72,  75, 
Fin.  §.  165.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  §.  189).  Auch  die  Fischereiberechtigungen  werden 
vcrzeitpachtet. 


Zweiter  Hauptabschuitt. 

Waldungen,  Jagd,  Fischerei. 

Auch  dieser  Gegenstand  gehört  nach  seiner  principiellcn  Seite,  nemlich  hinsicht- 
lich der  Frage  der  Beibehaltung  und  Vermehrung  oder  der  Veräusserung 
der  Staatsforsten  und  der  Frage  nach  dem  richtigen  leitenden  Bewirth- 
scbaftungsprincip  der  Forsten  zunächst  in  die  Volks wirthschaftspolitik.  Kr  wird 
aber  aus  den  früher  dargelegten  Gründen  doch  auch  in  der  Finanzwissenschaft  be- 
handelt, nur  weniger  eingehend.  Bei  der  grossen  finanziell  en  Bcdeutuuj?  der 
Staatsforsten  gerade  in  Deutschland  ist  diese  Uineinziehung  des  Gegenstandes  in  die 
Finanz  Wissenschaft  bei  uns  auch  aus  practischen  Gründen  zweckmässig.  Endgiltig  zu 
erledigen  ist  das  Thema  aber  hier  nicht,  was  besonders  von  der  Frage  desBewirth- 
schaftungsprincips  gilt,  um  welche  sich  der  neuere  Streit  in  Theorie  und  Praxis 
vomemlich  dreht.  Ich  habe  mich  auch  in  dieser  Auflage  im  folgenden  ersten  Ab- 
schnitte im  Wesentlichen  auf  die  Wiedergabe  meiner  eingreifenden  Umarbeitung  der 
Lehre  von  den  Forsten  u.  s.  w.  in  der  6.  A.  von  Bau  §.  167 — 190   beschränken  zu 
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können  geglaubt  und  eher  die  Daistellang  zu  kurzen,  als  auszudehnen  gesucht,  um  den 
Erörterungen  in  der  „Volksw.sch.politik*'  nicht  mehr  vorzugreifen,  als  es  die  Hinein- 
Ziehung  des  Gegenstands  in  die  Fin.wiss.  bedingt.  Mehr  wurde  im  2.  Abschnitte  ver- 
ändert. Aach  Kaa,  der  den  Gegenstand  in  d.  Fin.wiss.  g.  137 — 152  behandelt,  hat 
in  §.  138  fi'.,  143  schon  die  Beibehaltung  der  Staatsforston  gegen  die  Angriflfe  der 
Suiith'schen  Schule  vertheidigt,  nur  nicht  mit  dem  durchschlagenden  Grunde  und 
immer  der  älteren  Schule  gemäss  so,  als  ob  an  sich  das  Privatgrandeigenthum  stets 
die  Ycrmuthung  far  sich  habe.  S.  dagegen  Grundicg.  Abth.  2.  bes.  E.-4,  nam.  §.  366. 
Vgl.  Ran,  Volksw.sch.lehre  §.383  ff.,  Volksw  sch.polit  §.  153  ff..  Röscher,  Syst.  II, 
B.  8  K.  3.  Helferich  in  Schönberg's  Handb.  d.  pol.  Oek.  I,  Abth.  Forbtwrirth- 
schaft  (mit  grössrer  Lit.ttbcrs.  S.  711).  Von  den  neueren  forstwissensch.  systemat  u. 
dgL  Werken  s.  bes.  die  verschiedenen  „Lehrbücher^'  von  Albert  (Staatsforstwiasen- 
schafi,  Wien  1875,  Forstverwalt.  München  1883  u.  a  m.),  die  Schriften  von  K.  Gay  er 
Waldbau,  2.  A,  Forstbenutz.  6.  A.,  Berlin  1883,  der  Verf.  nicht  mit  dem  unten 
gen.  Phil.  Geyer  zu  verwechseln.)  K.  Hey  er,  Waldbau,  Leipzig  1878,  3.  A. 
von  G.  Hey  er;  letzterer:  Handbuch  der  forstlichen  Statik,  1871,  ders.  Waldwerth- 
berechnung,  3.  A.  Leipz.  1883;  die  unten  S.  576  und  am  Beginn  des  2.  Ab- 
schnitts genannten  Schriften,  von  Pressler,  Judci  ch  u.  A.  Von  älteren  forstwissen- 
schaftl.  Werken,  z.  Th.  in  neueren  Aofl.  die  von  G.  L.  Hartig,  Pfeil,  Hundes- 
hagen. —  Geschichtliches  u.  Statistisches  über  Forsten:  Bernhardt, 
Gesch.  d.  Waldeigenthums  u.  s.  w,  in  Deutschi.  Bcrl.  1874-76.  Roth,  Gesch.  d. 
Forst-  u.  Jagdwes.  in  Deutschi.,  Berl.  1879.  Maren,  Wälder  Deutschi.  Berl.  1862. 
V.  Hagen,  forstl.  Verhältnisse  Proussons  2.  A.  Berl.  1867.  Leo,  Forststat.  Deutscht 
u.  Oestcr.  üng.,  Beri.  1874.  —  Verivaltungsrecht  vielfach  in  d.  forsttechn.  und 
Statist  Liter,  berührt.  S.  sonst  f.  Preussen  v.  Rönne  Dom.-,  Forst-  u.  Jagdwesen 
Pr.  s.  S.  579  ff.,  preuss.  Staatsrecht  (nach  3.  A.)  II.  2,  S.  332  ff.  üeber  Baiern, 
Pözl,  Verw.r.,  3.  A.  S  528  ff.,  auch  391  ff.  üeber  Würtemb.  Riecke  a.  ».  O., 
S.  183  u.  „D.  forstl  Verh.  W.s**  1880.  Ueber  Baden  Regenauer  S.  340  fl. 
Ueber  West-Oosterr.  Blonski  I,  165  fl.,  175  ff.  üeber  Frankr.  Hock,  S.  223  ff. 
Kaufmann.  S.  574  ff. 

§.  235.  Einleitung.  Wälder  in  bedeutendem  Umfange  sind  in 
europäischen  Ländern  seit  Alters  ein  Bestandtheil  des  Domaniams 
und  haben  sich  als  solcher  mehr  als  Feldgüter,  erhalten,  so  dass  der 
Staatsforst  noch  jetzt  einen  in  der  Regel  ziemlich  erheblichen  Theil  der 
ganzen  Waldfläche  beträgt.  War  es  früher  vornemlich  das  Interesse 
der  Jagd,  so  später  immer  mehr  das  der  Holznutzung,  welches 
nach  der  finanziellen  wie  nach  der  volkswirthschaftlichen 
Seite  für  die  Erhaltung  dieses  Staatswaldbesitzes  und  für  dessen 
Bewirthschaftungsart  massgebend  war.  Erst  in  neuerer  Zeit 
hat  man  die  allgemeinen  Gründe  gegen  privatwirthschaiUicbe 
Thätigkeiten  des  Staats  und  gegen  jeden  Domänenbesitz  auch  in 
Betreff  der  Staats  Waldungen  geltend  gemacht.  Indessen  liegt  die 
Frage  hinsichtlich  der  letzteren  doch  selbst  vom  Productions- 
standpuncte  aus  manchfach  anders  als  hinsichtlich  der  Feldgttter, 
Bergwerke,  Fabriken  u.  s.  w.,  so  dass  sie  eine  genauere  Prüfung 
erheischt.  Von  dem  Ergebniss  dieser  Prüfung  hängt  die  Antwort 
auf  die  Frage  der  richtigen  Bewirthschaftungsart  mit  ab. 
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1.  Abschnitt. 
Beibehaltung  oder  Yerftusseniiig  der  Staatsforsten. 

I.  —  §.  236.  Das  Vorhandensein  von  Staatsforsten 
in  den  modernen  Staaten  und  seine  Gründe.  Es  ist 
offenbar  keine  blosse  historische  ZalUlligkeit ,  dass  sich  in  vielen 
enropäischen  und  namentlich  in  allen  deutschen  Staaten  ein 
grosser  Betrag  Waldungen  bis  auf  den  heutigen  Tag  im 
Eigenthum  des  Staats  erhalten  hat,  auch  da,  wo  der  Staat 
nur  wenig  Feldgttter  mehr  besitzt.  Diese  Thatsache  ist  vielmehr 
sehr  wohl  zu  erklären  und  dient  selbst  wieder  der  ferneren  Bei- 
behaltung der  Staatswaldungen  zur  Bechtfertigung. 

In  Deutschland  (Deutsches  Reich)  ist  eiu  Drittel  des  ganzen  Waldbestands 
noch  im  Staatscigentham ,  über  die  Hälfte  gehört  dem  Staate ,  den  Gemeinden,  Stif- 
tungen u.  s.  w,  zus.,  nemlich  nach  Maron's  Forststatist.  v.  50*51  Mill.  Morgen  17'3S 
dem  Staate,  9*08  den  Gemeinden,  0*67  Kirchen  u.  Instituten,  23*37  Mill.  M.  den  Pri- 
Taten.  Für  1873—74  wird  die  Staats  waldfläche  im  D.  Reiche  zu  4,456,948  Hect. 
oder  8*24 Vu  ^  Landesflache  angegeben.  Forstl.  Blätter,  1875,  S.  322.  In  den  ein- 
zelnen Staaten  und  den  einzelnen  Provinzen  der  grösseren  Staaten  ist  der  Staatsbesitz 
an  Wald  manchfach  verschieden.  In  Treussen  ist  der  Staatsforst  von  der  ganzen 
GebietsflÄche  u.  von  der  Waldfl&che  bez.  6*87  u.  307„,  Baiern  12  40  u.  36.  Würtem- 
berg  9*77  u.  .83,  Baden  5*67  u.  18,  Sachsen  11*08  u.  34,  Elsass-Lothriugen 
9*44%  der  Gebietsfläche,  in  den  kleinen  Staaten  vielfach  12—16-20—24  Procent 
der  Gebietsfläche  u.  40—50—60—80—90  u.  mehr  von  der  Waldfläche  (z.  Th.  nach 
Leo,  Forststat  S.  1 — 27).  Am  Grössten  ist  in  Preussen  der  Antheil  des  Staats  an 
den  Waldungen  im  Ganzen  im  Osten  (R.-B.  Gambinnen  z.  B.  68  %)«  ^^^^  ^^^  manchen 
Ausnahmen  (R.-B.  Posen  bloss  14,  COslin  15,  Liegnitz  47o);  kleiner  ist  im  Allgemeinen 
der  Staatswald  in  den  westl.  Provinzen  (Max.'  nach  R.-B.  25  u.  26%  i"  Trier  und 
Aachen,  Coblenz  u.  Cöln  10,  Arnsberg  6.  Münster  2°/„V,  in  d.  neuen  Prov.  48 Vo  1" 
Hannover,  38  in  Schlesw.-Holst,  57  in  Cassel,  24  in  Wiesbaden.  Der  Et.  f.  1883/84 
weist  2,646,059  ha.  Staatswald  nach  (ausser  4680  ha.  .,gemeinsch.  Wälder'*)*,  davon 
2,373,514  ha.  zur  Holzzucht  bestimmt,  272,545  nicht  dazu  bestimmt.  Von  der  Ge- 
sammtfläche  des  Staatsforst  sind  112,739  ha.  unnutzbar  als  Wege,  Gestelle,  Sdmpfe, 
Wassersttlcko.  S.  v.  IIa  gen,  forstliche  Verhältn.  d.  preoss.  Staats,  Berl.  1867,  S.  6, 
98,  Anh.  H.  S.  39.  Meitzen,  Preusseiis  Boden  IV.  553;  Statist.  Jahrb.  III,  98, 
101,  144,  eb.  IV,  1,  S.  200,  Leo,  S.  5.  Baiern  um  1868  (Leo  S.  11)  938,200  ha. 
Staatswald  (incl.  18,398  ha.  auf  östcrr.  Gebiet),  Min.  in  %  der  Waldfläche  in  Nieder- 
baiem  19,  Schwaben  31;  Max.  in  Obcrbaiern  45,  Pfalz  517ot  von  der  ganzen  Fläche 
d.  Staatswalds  z.  Heizzucht  bestimmt  843,571  ha.  —  Sachsen  um  1868  160,655  ha. 
Staatswald.  —  Würtemb.  1S80  192,236  l^a.  Staats wald,  jetzt  32*2'»/„  der  Waldfläche 
des  Staatsgebiets.  —  Baden  um  1S70  91,319  ha.  Staatswiild.  —  Hessen  um  1870 
67,396  ha.,  287«  ^cr  Waldfläche.  —  Mecklenb.-Sch wer.  115*321  ha  (llVo)-  — 
Braunschw.  80.704  ha.  (70 Vo^.  In  den  thürlng.  u.  and.  Kleinstaaten  (Anhalt, 
Lippe-Detmold,  Waldeck  u.  s.  w.)  gehört  von  dem  reichen  Waldbestand  meist  Va — '/.i 
u.  mehr  dem  Staate.  —  0 esterreich  1S68:  3*94  Mill.  ha.  Staatswald,  21%  der 
Waldfläche.  West  Österreich  allein  1870  716,000  ha..  1880  043,217  ha.  Waldfläche 
unter  der  Forstverwaltung  des  Staats.  —  Frankreich  Staatswälder  1869  1,085,565  ha., 
1872  998,510  ha.  (Abnahme  durch  Ausscheid.  £ls. - Lothr.s).  —  Belgien  1840 
34,810  Hect  —  Europäisches  Russland  c.  123  Mill.  Dessjät.  (zu  1039  Hect.) 
oder  69^0  ^<^^  Waldfläche,  nach  Tengoborski  (ges.  Waldflächo,  nach  Busche n 
172  Mill.  Dessj.).  —  Grossbritannien  c.  60,000  Acres  (zu  0*405  Hect.)  Staatsforst, 
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Der  Waldbau  oder  die  Forstwirthschaft  stellt  im  Vergleich 
zum  Feldbau  eine  sehr  extensive  Benutzung  des  Bodens  dar. 
Der  Factor  Natur  behauptet  dort  vor  den  Factoren  Arbeit  und 
Kapital  einen  nachhaltigen  Vorrang  verglichen  mit  der  Landwirth- 
schaft,  und  zwar  in  ähnlichem,  wenn  auch  nicht  in  gleichem 
Masse  noch  auf  hohen  Stufen  der  Volkswirthscbafl  wie  auf 
niedrigen. 

• 

Vgl.  Kau,  VolksKrirthschaftsL,  S.  A.,  §.  385  ff.,  VolksKrirthächaitspoI.,  §.  153  tf. 
und  die  dort  angez.  Liter.  —  Koscher,  Ansicht,  d.  Yolkswirthsch.,  n&t.-ökoa.  Haupt* 
princ.  d.  Forstwissenscb..  bes.  8.  88  ff.,  ders.  System  II,  §.  183  ff.  Im  Allgemeinen 
Wagner,  Grandleg.,  g.  337,  336  u.  Abth.  2,  K.  4. 

Daraus  folgt  zunächst,  dass  die  specifischen  wirthschaftlichen 
Gründe,  welche  den  Uebergang  des  Bodens  aus  dem  Gemein- 
eigenthum  in  das  Privateigenthura  im  allgemeinen  Productions- 
Interesse  ökonomisch  zweckmässig  machen,  socialpolitisch  recht- 
fertigen und  historisch  erklären ,  nemlich  das  Erforderniss 
intensiverer  Bodenbestellung,  beim  Waldbau  theils 
gar  nicht,  theils  nur  in  viel  geringerem  Grade  ob- 
walten. Sodann  folgt  daraus  weiter,  dass  die  specifischen 
Nachtheile  des  Staatsbetriebs  im  Forstwesen  bei  Weitem  nicht 
in  demselben  Maasse  wie  im  Ackerbau  und  in  anderen  privat- 
wirthschaftlichen  Thätigkeiten  hervortreten. 

Der  Staatswaldbesitz  ist  die  wichtigste  Art  des  bestehen  ge- 
bliebenen Gemeineigenthums  an  Wald,  woneben  Gemeinde-  und 
Corporationswaldbesitz  noch  in  bedeutendem  Umfange  vorzukommen 
pflegt,  der  sich  ähnlich  erklären  und  rechtfertigen  lässt  wie  jener. 
Es  liegen  keine  solchen  Gründe  des  Productionsinteresses  vor,  das 
eigentliche  Privateigenthum  am  Waldboden  ebenso  einzuführen,  wie 
am  Feldboden,  wohl  aber  sprechen  manche  erhebliche  Gründe 
dieser  Art  dagegen.  Ausserdem  gelten  die  manchfachen  Gründe 
des  volkswirthschaftlichen  Vertheilungs  -  und  des  socialpolitischen 
Interesses,  welche  gegen  Privatgrundeigenthum  überhaupt  anzu- 
führen sind,  noch  mehr  gegen  privates  Wald  eigenthum. 

Der  Staatswaidbesitz  ist  geschichtlich  z.  Th.  durch  die  sogen.  Inforestiran^ 
der  bisher  der  Gemeinnatzang  unterstehenden  Wälder  entstanden;  es  bildete  sich  also 
ein  Eigenthum  des  Staats  an  den  Wäldern  der  Markgenossenscliäft  u.  s.  w.,  das  aber 
als  Staats  eigenthum  eben  doch  wieder  Gemeineigenthum  genannt  werden  muss.  Vgl. 
Koscher  II,  §.  191.  Wagner,  Grundlcg.  I,  §.  337.  S.  im  AUg.  Bernhardt, 
Gesch.  d.  Waldeigenth.  v.  Maurer,  Dorfverfass.,  I,  231  ff.  —  Ceber  die  Principion- 
frage  Grundleg.,  2.  Abth.,  K.  4.  bes.  §.  340—346,  366. 

Die  dem  Staats-  und  überhaupt  dem  öffentlichen  Waldbesitz  günstige  An- 
sicht bleibt  bestehen,  auch  wenn  manche  Gründe,  mit  denen  die  Anhänger  der  Staats- 
forsten für  die  Beibehaltung  der  letzteren  kämpfen,  aufgegeben  oder  in  ihrer  Trag- 
weite sehr  eingeschränkt  werden  müssen,  umgekehrt  ako  Insoferne  die  Beweisführ- 
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ong  der  Gegner  der  Staatswaldangen  zu  billigen  ist.  Diese  Gegner  halten  nnr  mit 
Unrecht  durch  Widerlegung  einiger  unstichhaltigcF  oder  nicht  den  Ausschlag  gebender 
Argumente  zu  Gunsten  der  Staatswälder  die  ganze  Frage  für  abgethan.  Einem  aprio- 
rischen Axiom  zu  Liebe  fällt  dann  das  Yerdict  gegen  den  Staatsforstbesitz  ans,  ohne 
Beachtung  des  geschichtlichen  Entwicklungsgangs  und  dessen  innerer  ökonomischer 
Berechtigung  und  ohne  Rücksicht  auf  die  sonstigen  durchschlagenden  Grttnde,  welche 
für  die  Beibehaltung  der  Staatswaldungcn  anzuführen  sind. 

IL  —  §^  237.  Die  Gründe  für  und  wider  die  Beibe- 
haltung oder  Veräusserung  der  Staatsforsten  lassen  sich  in 
folgender  Weise  darstellen. 

Vgl.  über  d.  Streitfr.  die  forstl.  Liter,  im  Allg.  bei  Bau,  Yolkswirthschaftsl. 
§.  383,  Volkswirthschafkspol.,  §.  153.  —  Eine  ziemlich  voUständ.  üebersicht  der  ein- 
schläg.  Literatur  gicbt  Leo,  über  d.  Beibehalt,  oder  Yeränsser.  d.  Staatswaldungen, 
Stuttg.  1S70  (3.  Snpplem.  H.  z.  Baur's  Monatsschr.  fUr  Forst-  u.  Jagdwes.)  S.  19  ff. 
Unter  den  Gegnern  der  Staatswälder,  zu  denen  begreiflich  vielfach  die  radicalercn 
Smitbianer  unter  den  Nationalökonomen,  wie  A.  Smith  selbst,  gehören,  vgl.  besonders 
Trunk,  neuer  Plan  d.  allgem.  Revrolut.  in  d.  bisher.  Forstökonomieverwaltung,  1802. 
V.  Hazzi,  acht  Ans.  d.  Wald.  u.  Forste,  Üb.  d.  Gemeioschädl.  d.  Staatsforste,  1805. 
Pfeil,  Grunds,  d.  Forstwirthsch.  in  Bezug  auf  NationalOk.  und  Staatsfinanzwiss.  1822, 
I,  324,  womit  aber  zu  vergleichen  II,  19,  37.  Lotz,  Handb.  III,  134.  Neuerdings 
bes.  Bergius,  im  Archiv  d.  Landeskunde  d.  preuss.  Mon.  1S56  (gegen  ihn  Wiese 
in  Wilda,  landwirthsch.  Centralblatt,  1859,  Suppl.  S.  107);  ders.  Finanzwissenschaft, 
S.  183  ff.  (unbedingt  für  Veräusserung,  z.  Th.  auch  fttr  Abholzen,  nach  Krug, 
aber  ohne  den  klimat.  Gcsichtspunct  auch  nur  zu  erwähnen).  Unter  Forstmännern 
sind  die  Stimmen  für  Yeräusscrang  der  Staatswälder  begreiflich  selten,  doch  nennt 
Leo,  Forststat  S.  25.  noch  2  neuere  Aufs.,  bes.  in  Bez.  auf  Oest.-Ung.  (von  v.  Berg, 
MoD.8chr.  f.  Forst-  u.  Jagdwes,  1870  u.  ein  Aufs,  in  Hey  er 's  allg.  Forst-  u.  Jagd- 
zeitung,  1871).  —  Viel  grösser  ist  die  Zahl  der  Anhänger  der  Staatswälder  und 
ihre  Gründe  viel  gewichtiger.  S.  bes.  Hundeshagen.  Encykl.  II,  744  ff.  d.  1.  A. 
u.  d.  dort  angef.  Schriften;  dess.  Forstpollz.  S.  44  ff.  v.  Jacob,  Fin.  I,  §.  225, 
239.  Behr,  Wirthsch.  d.  Staats.  S.  61.  Krause,  Nat.-  u.  Staatsökon.,  I,  108. 
Schenk,  Yolkswirthschaftspflege  §.  182%  Malchus,  Fin.  I,  §.  15.  —  Vgl  aus  der 
neueren  Lit  u.  A.  selbst  weitgehende  Freihändler,  wie  Rentzsch,  d.  Wald  i. Haush. 
d.  Natur  u.  d.  Yolkswirthsch.,  1862;  ders.  Staat  und  Yolkswirthsch ,  S.  200  und  die 
Artikel  Staatswaldungen,  Forstwirthsch.  in  dess.  Handwörterb.  d.  Yolkswirthschaftsl. 
Gontzen,  forstl.  Zeitfragen,  2.  A.,  Berl.  1872.  Heiss,  Wald  U.Gesetzgebung.  Berl. 
1875.  Die  meisten  neueren  Forst  Schriftsteller  sind  energische  Freunde  des 
Staatswalds,  sie  betonen  vor  Allem  das  klimatologische  Moment  Beachtenswerthe, 
aber  einseitige  Gegnerschaft  gegen  diese  Auffassung:  Ph.  Geyer,  d.  Wald  im  nat. 
Wirthsch.leben,  Leipz.  1879.  Ygl.  über  d.  klimatol.  Seite  ausser  den  fachwissensch. 
Werken  die  mehr  populär  gehaltene  Schrift  v.  v.  Liburnau,  Wald,  Kliman.  Wasser, 
München  1878.  Gräger,  Sonnenschein  u.  Regen,  Weim.  1870.  Bes.  Ebermayer, 
physic.  Einwirk.  d.  Waldes  auf  Licht  u.  Boden  u.  s.  klim.  u.  hygien.  Bedeutung. 
Aschaffenb.  1873.  Helferich  im  Schönberg'schen  Handb.  S.  7H  ff.  —  Yon  den 
neueren  Finanzschriftstellern  ist  Umpfenbach,  §.  136 — 143,  für  dermal- 
einstige Yeränsserung  der  Staatswälder,  wenn  der  Privatbetrieb  tiberlegen  sein  wird, 
event  ftlr  Belegung  der  Privatwälder  mit  dem  Forstbann;  Pfeiffer,  I,  125  ff.,  ist 
aas  Rücksicht  auf  d.  Klima,  nicht  aus  dem  cameralist  Gesichtspunct  für  Erhaltung 
der  Wälder,  aber  fUr  den  Ucbergang  an  Private  unter  weitgehender  Staatsoberaufliicht, 
mit  Ycrbot  des  Abstockens  der  verkauften  Fläche,  —  doch  alles  immer  unnöth.  Zu- 
geständnisse gegen  das  falsche  Dogma  von  der  absoluten  Supcriorität  des  Privatbe- 
triebs über  den  Staatsbetrieb.  Durchaus  richtig  ist  die  Behandlung  St  ein 's.  1.  A., 
S.  125,  2.  A.  168,  Dogmengeschichtliches,  S.  172  ff.  Ygl.  auch  noch  v.  Scheel  z. 
Waldschutzfrage,  Forstl.  Blätter  1876,  8.  381  ff.,  der  in  der  ihm  eigenen  prägnanten 
Kürze  die  B^eutung  des  Walds  treffend  darlegt  Er  hebt,  abweichend  von  mir, 
zuerst  hervor,  dass  „der  Wald  die  einzige  beständige  und  mit  menschlichem  Willen 
anversiegbare  Quelle  von  Bau-  u.  Brennmaterial  sei.''    Die  anderen  Puncto,  derent- 
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wegen  der  Wald  wichtig,  scheinen  mir  doch  noch  bedeutsamer.  Bernhardt,  z. 
Geschichte  der  Staatsforstwirtlischaftslehre  im  19.  Jahrhundert,  Foratl.  BUtter  187S. 
S.  161  ff. 

A.  Falsehe  oder  doch  unzareicbende  Gründe  für  die 
Beibehaltung  der  Staatsforsten^ 

B.  Richtige  Gründe  dafür, 

C.  Die  Gegengründe. 

A.  Als  ein  falscher  oder  mindestens  unzureichender 
Grund  für  den  Staats  waldbesitz  muss  der  ,,cflmerali8tische" 
bezeichnet  werden,  mit  welchem  bis  in  die  neueste  Zeit  in  der 
Regel  in  der  Wissenschaft  und  in  der  Praxis  der  Staatsverwal- 
tung sowie  von  den  meisten  Forstmännern  fast  allein  zu  Gunsten 
der  Beibehaltung  der  Staatsforsten  argumentirt  wurde:  die  Furcht 
vor  zu  weit  gehender  Abbolzung  der  ins  Privateigen- 
thum  übergegangenen  Wälder  und  vor  schlechter,  nicht 
auf  genügende  Nachhaltigkeit  des  Ertrags  sehender 
Forstwirthschaft  der  Privaten. 

Daraus  entstehe  sofort  oder  in  Bälde  ein  absoluter  Holzmangel  im  Lande, 
der  sich  für  lange  Zeit  oder  überhaupt  nicht  mehr  gut  machen  lasse,  mindestens  aber 
ein  relati?er  Holzmangel,  der  sich  in  einer  Vertheuerung  der  Holzprodncte 
für  die  Industrie  und  für  die  Privathaushaltungen  empfindlich  fühlbar  mache  nnd 
einen  grossen  Uebclstand  der  Yolkswirthschaft  darsteüo.  Um  jenen  Holzmao^el  zu 
vermeiden  und  womöglich  auch  durch  eine  geordnete,  die  Zukunft  bedenkende  Forst- 
wirthschaft das  Holz  billig  im  Preise  zu  erhalten,  sei  der  Staatswaldbesitz  wenn  nicht 
das  einzige«  so  doch  das  beste  Mittel.  Er  dürfe  um  so  weniger  verringert  oder  gai 
aufgegeben  werden,  je  geringer  überhaupt  der  Waldbestaud  (iincs  Landes  und  je  mär 
Wald  bereits  im  Privatbesitz  sei.  Diese  „Furcht  vor  Holzmangel'*  ist  durchaus  das  Hanpt- 
argumcnt  der  älteren  Anhänger  der  Staatsforsten ,  vcrgl.  auch  Malchus  L  §.  15: 
auch  für  Rau  in  Volkswirthschaftspnlitik ,  §.  153  ff.  u.  Fin.  5.  A.  §.  140,  g.  143 
Nr.  4  ist  dieser  Gesichtspunct  doch  im  Ganzen  der  leitende.  Gegen  dieses  Argument 
ist  die  Polemik  von  Krug  u.  Bergius  (Fin.  186)  zutreffend,  al)er  auch  nur  gegen 
dieses  allein. 

Diese  Ansicht  ist  einer  ganz  berechtigten  Reaction  zn  Gunsten 
der  Wälder  entsprangen,  welche  nach  langen  Devastirungen  und 
auf  Grand  der  abschreckenden  Beispiele  mancher  Länder  z.  Th. 
schon  seit  dem  16.  und  17.,  namentlich  aber  seit  dem  vorigen 
Jahrhundert  eingetreten  ist.    Aber  sie  überschiesst  das  Ziel. 

1.  £inmal  verallgemeinert  sie  zu  sehr  und  sucht  za 
viel  zu  beweisen. 

Notorisch  bestehen  überall  neben  den  Staatsforsten  Privatforsten,  die  auch  ohne 
staatliches  Verbot  nicht  devastirt  oder  ganz  abgeholzt  werden.  Die  Gegner  der  Staats- 
forsten haben  darauf  oft  hingewiesen,  Beispiele  angeführt,  dass  die  verkauften  Wilder 
des  Staats  nicht  verwüstet,  sondern  nur  zweckmässiger,  billiger  und  rentabler  bewirth- 
schaftet  wurden  —  wie  z.  B.  Lafitte  in  einer  von  Kau  §.  138  Note  a  u.  in  vor. 
Aufl.  dieses  Bands  S.  439  citirten  Parlrede  ausführt  —  und  mit  mehr  oder  weaifsr 
Grund  die  regelmässigen  Uebelstände  des  Privatwirthschaftsbetriebs  des  Staats  auch 
im  Forstbetrieb  desselben  nachzuweis(;n  gesucht.    Die  Anhänger  der  Staatsforsten  haben 
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oftmals  zu  wenig  unterschieden,  den  Wald  um  jeden  Preis  und  Überall  erhalfen  wollen 
ond  sich  gerade  dadurch  manche  Vorwtlrfe  zugezogen,  dass  sie  sich  in  ihren  An- 
forderungen nicht  beschränkten  und  das  Bedürfniss  eines  fortschreitenden  *Anbaus  zu 
wenig  berücksichtigten. 

Neuere  Forstmänner  unterscheiden  daher  ganz  richtig,  ob  die  Wälder  als  Schutz- 
oder als  Erwerbswälder  beibehalten,  oder  als  Luxus wälder  auch  ?om  Staate  7er- 
kauft  und  dann  event.  abgeholzt  werden  sollen.  S.  z.  B.  Leo  in  s.  Forstl.  Blättern, 
1875,  S.  324.  Dabei  ist  freilich  der  Begriff  des  ,3chutzwalds'\  bes.  nach  der  schwier, 
klimatol.  Seite  wieder  der  Strcitpunct,  allgemein  und  vollends  im  concreten  Fall  (Streit 
in  Betr.  d.  Wiener  Walds,  als  d.  öst.  Kegierung  davon  3000  ha.  in  1870  veräussem 
wollte). 

2.  Die  obige  Vertheidignng  der  Staatsforsten  ist  aber  auch 
prineipiell  falsch.  Wird  wirklich  das  ersehnte  Ziel  erreicht, 
d.  h.  ein  grosser  Holzbestand  und  ein  billiger  Preis  des  Holzes 
erhalten y  so  ist  die  Folge  davon  ein  unrichtiges  Verhältniss 
des  Holzpreises  zu  den  Preisen  anderer  Boden- 
producte. 

Vgl.  Bergius  S.  187.  Ein  zu  niedriger  Holzprois  ist  aber  kein  Vor- 
theil,  ein  Steigen  dos  Holzpreises  kein  unbedingter  Nachtheil  für  die  Volks- 
wirthschaft.  Dieses  Steigen  bildet  vielmehr  das  sicherste  und  wirthschaftlich  richtige 
Präservativ  gegen  Holzmangel  überhaupt  wie  gegen  Mangel  bestimmter  einzelner 
Holzarten.  Denn  es  führt,  besonders  was  Brennholz  anlangt,  zu  grösserer  Sparsamkeit 
im  Verbrauch  von  Holz,  zu  Holz  ersparenden  oder  ganz  ersetzenden  Erfindungen,  und 
es  giebt,  besonders  auch  was  Nutzholz  anlangt,  die  Anregung  zum  Anbau  und  zu 
geordneter  Waldcnltur  und  macht  letztere  erst,  verglichen  mit  der  Cultnr  anderer 
Bodenerzeugnisse,  privatwirthschaftlich  rentabel.  Erst  bei  einem  gewissen 
Preise  des  Holzes  lohnt  es  auf  den  höheren  Stufen  der  Volkswirthschaft  für  den 
Privaten,  Waldbau  zu  betreiben.  Die  Behauptung  der  Staatsforst wirthe,  dass  die 
Privatforstwirthschaft  selten  eine  gutö  und  conservirende  sei,  ist  daher  zwar  thatsäch- 
lieh  öfters  richtig.  Aber  es  wird  dabei  übersehen,  dass  der  durch  das  Staatsforst- 
wesen und  durch  zu  umfangreiche  Waldconservirung  kunstlich  niedrig  gehaltene  Holz- 
preis hiervon  mit  die  Ursache,  vielleicht  die  Hauptursache  sein  kann.  Denn  gerade 
deswegen  kommt  das  Bestreben  leichter  auf,  durch  Massenhieb  und  Abholzung  rasch 
Geld  zu  machen  und  den  bisherigen  Waldboden  mit  grösserem  Vortheil  für  andere 
Zwecke  zu  verwenden.  Es  ist  nicht  zu  leugnen,  dass  die  Verwaltung  der  Staatsforsten 
und  auch  die  staatliche  Forstpolitik  gegenüber  den  Privatwaldungen  vielfach  zu  sehr 
von  dieser  falschen  Angst  vor  Holzmangel  geleitet  worden  ist.  Damit  lässt  sich  weder 
die  möglichste  Erhaltung  der  Wälder  an  sich  noch  die  Beibehaltung  des  Staatseigen- 
thums  an  einem  grösseren  Theile  derselben  genügend  begründen.  Fa^'st  man  den 
Wald  überhaupt  nur  als  die  Quelle  der  Versorgung  eines  Landes  mit  Hoiz  auf,  so 
giebt  es  keinen  Grund,  den  Waldboden  anders  als  sonstigen  Boden  zu  behandeln. 
Es  ist  nicht  zu  besorgen,  dass  es  an  Holz  zu  den  verschiedenen  Verwendungen  fehlen 
werde.  Selbst  auf  genügende  Einfuhr  aus  dem  Auslande  ist  wenigstens  heutezutage 
bei  dem  hochentwickelten  Communications wesen  sogar  bei  einem  so  voluminösen 
Artikel  geringen  specifischen  Werths  wie  Holz  zu  rechnen,  wenn  nur  der  Preis  hin- 
Uaglich  hoch  steht,  wie  England  zeigt  Diese  Lage  der  Dinge  hat  aber  keine  be- 
sonderen Nachtheile,  denn  sie  beweist,  dass  es  sich  mehr  lohne,  im  Inlande  andere 
Bodenproducte  statt  des  Holzes  zu  bauen.  Dieses  Interesse  des  Einzelwinhschafters 
widerstreitet  unter  der  gegebenen  Voraussetzung  nicht  dem  volkswirthschafUichen. 
Treffend  characterisirt  das  Falsche  der  unbedingt  conservativen  Forstpolitik  Hock, 
Finanzverw.  Frankreichs  S.  223:  die  französ.  Gesetzgebung  sei  geleitet  vom  Geiste  der 
Bevormundung  und  des  Staatsschutzes.  Sie  „behandelt  das  Holz  nicht  wie  ein  Glied 
in  der  grossen  Reihe  der  Guter,  mit  denen  die  Vorsehung  den  irdischen  Wohnsitz  des 
Menschen  ausgestattet  hat,  wechselnd  in  seinem  Wertli  wie  aUe  anderen  und  bestimmt, 
verbraucht,  vertauscht,  umgestaltet  zu  werden,  wie  es  eben  das  Bedürfniss  und  das 
Interesse  fordern,  sondern  sie  behütet  den  vegetabil.  Brennstoff  vor  der  Verfügting  des 
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EigenthUincrs  wie  vor  den  Eingnfien  der  Fremden,  damit  er  im  Grandstock  unrersebrt 
derZakonft  und  jenen  be?or/.ngten  Männern  yorbebalten  bleibe,  von  denen  der  Gesetz- 
geber Toraassetzt,  dass  sie  allein  den  recbten  Gebraucb  davon  machen  werden/*  Aehn- 
lieh  warnt  Reuning,  Beitr.  z.  Frage  Über  d.  Grandprinc.  d.  Waldbans,  1S71,  S.  22, 
vor  Uobcrtreibnugen  in  Bezug  auf  die  Nachhaltigkcit  des  Waldbetriebs.  Vgl.  aach 
Ph.  Geyer,  d.  Wald,  bes.  d.  Kritik  d.  ünanz.  Ergebnisse  der  deutschen  Staatsforst- 
Verwaltungen  S.  243  ff.  — 

Insofern  scheint  mir  auch  die  Tendenz  der  Schriften  von  Pres8ler*8  richtig, 
s.  bes.  dess.  Waldbau  dos  NationalOkonomen ,  Dresd.  1865  u.  darüber  Helfer  ich, 
Art  Waldrente  in  d.  Tüb.  Ztschr.  1867  (XXIII,  1  ff.).  Auch  Pressler,  Hauptlchr. 
d.  Forstbetriebs  u.  seine  Einrichtung  im  Geiste  der  Reinertragsschule,  3.  A.,  1S72; 
ders.  in  d.  Foretl.  Blättern  1876,  S.  16  ff.,  mit  einer  bemerkenswerthen  Mittheilong 
aus  Norwegen;  ders.,  d.  Hochwaldsideal  (1.  Hälfte  der  Hauptlehren  d.  Forstbetriebs 
u.  s.  w.),  3.  A.  Lpz.  1872,  Forstfinanzrechnung  (2.  Hälfte  dess.  Buchs),  Lpz.  tS71. 
Judeich,  Forsteinricht.,  Dresd.  1871.    Vgl.  auch  Beuning  a.  a.  0. 

Man  kann  demnach  die  Beibehaltang  der  Staatsforeten 
als  Mittel  zur  Conservirnng  derWälder  ans  der  Furcht 
vor  Holzmangel  und  vor  Ueberthenernng  des  Holzes 
nicht  genügend  begründen,  weil  diese  Conservirnng,  yoUends 
in  dem  jetzigen  Umfang,  zu  diesem  Zwecke  nicht  geboten  ist. 

Die  Interessen  einzelner  Landcstheile ,  in  denen  sich  zuföllig  Staatsforston  be- 
finden ,  können  noch  weniger  in  der  Frage  zu  Gunsten  der  Beibehaltung  entscheiden. 
Denn  das  Institut  der  Staatsforsten,  als  Präservativ  gegen  Holzmangel  und  hohe  Holz- 
preise betrachtet,  würde  dann  den  einzelnen  Gegenden  des  Staatsgebiets  in  sehr 
ungleichem  Maasse  zu  Gute  kommen,  vollends  solange  als,  der  Wirklichkeit  entsprechend, 
der  Staatsforstbesitz  sehr  verschieden  in  den  einzelnen  Landesth eilen  ist. 

§.  238.  —  B.  Als  richtige  und  den  Ausschlag  gebende 
Gründe  für  die  Beibehaltung  der  Staatsforsten  er- 
scheinen dagegen  die  folgenden,  von  denen  der  erste  der  wich- 
tigste ist: 

S.  bes.  Leo,  a.  a.  0.  S.  63  ff.  Kau,  I,  §.  385,  II,  8.  157.  Boscher,  II, 
§.  192.  Reuning,  S.  20.  Die  o.  S.  573  genannten  Schriften  v.  Gräger,  Ebor- 
maycr,  Liburnau,  anders  die  skeptische  Polemik  gegen  Ebermayer  v.  Ph.  Geyer. 
AVald,  S.  211  ff.,  der  ich  gleichwohl  hier  keine  Goncession  machen  zu  mtlssen  glaubte, 
wobei  ich  mich  freilicli  durchaus  auf  die  forstwisscnsch.  Autoritäten  allein  stQtzen 
muss.  S.  auch  Grunert,  Waldschutzfrage  u.  deren  Behandl.  auf  dem  Wege  Internat 
Congr.  Forstl.  Blätter  1873,  S.  97  ff.  Scheel,  a.  a.  0.  S.  382.  Mehrfach,  bes.  f. 
d.  allgem.  volkswirthsch.  Bedcut.  d.  Wälder,  s.  auch  Helferich  in  s.  2  Art  Wald- 
rente, Tab.  Ztschr.  1S67  u.  1871,  u.  s.  Abh.  in  Schön berg*s  Hand b.,  bes.  S.  744,  746. 

1.  Die  Conservirnng  der  Wälder  ist  jest  in  unseren 
Ländern,  wo  der  Waldbestand  doch  im  Laufe  der  Zeit  ohnehin 
stark  vermindert  ist,  im  Allgemeinen  geboten,  nicht  aus  den 
im  vorigen  §.  angegebenen  Gründen,  sondern  aus  den  wichtigsten 
Kücksichten  auf  den  grossen  Einfluss  des  Waldes  auf  das 
Klima  und  dadurch  direct  nnd  indirect,  sowie  auch  abgesehen 
davon  noch  sonst,  anf  die  Volkswirtbscbaft  eines  Landes  im  All- 
gemeinen. 

Namentlich  bewirkt  der  Wald  eine  gleichmässigere  Vertheilnng  der 
Feuchtigkeit   durch    das   ganze   Jahr,  auch  wenn   es   fraglich  ist,  ob  er  die 
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absolote  Regenmenge  im  Jahre  7ennehre.  Nach  Do?e  hat  das  planlose  Ausroden  der 
W&lder  einen  nachtheiligen  Einfloss  anf  die  Vertheilong  des  Regens  llber  das 
Jahr.  Die  Ortlichen  Niederschläge  werden  in  waldlosen  Gegenden  mehr  anf  bestimmte 
Zeiten  beschränkt,  weil  sie  dann  mehr  nur  7om  periodischen  Wechsel  der  allgem. 
Bewegungen  der  Atmosphäre  abhängen.  Gerade  deshalb  in  der  einen  Zeit  übermässige 
Trockenheit,  in  der  anderen  üeberschwemmnng,  Sturz-  u.  Giessbäclie  verheeren  leichter, 
Erde  wird  abgeschwemmt,  die  Wiederbewaldung  erschwert.  Leo,  S.  65  ff.  Auf  Grund 
der  neuesten  Arbeiten,  bes.  Ebermayer's,  legt  Leo,  Forstl»  Blätter  1873,  S.  19, 
die  klimatol.  Bedeutung  des  Waldes  folgendermassen  dar:  Der  Wald  stumpft  die  Ex- 
treme des  Klima's  vornemlich  in  den  wärmeren  Monaten  (Mai  bis  Oct )  in  unseren 
Breiten  ab.  Die  Waldlnft  ist  stets,  bes.  im  Sommer,  feuchter,  daher  durch  Wald  ein 
feuchteres  Klima.  Der  Wald  verlangsamt  den  Wasserabfluss  u.  bewirkt  gleichmässigere 
Yertheilung  der  Bodenfeuchtigkeit  auf  die  Jahreszeiten.  Er  verhindert  an  Hängen 
Bodenabschwemmungen  durch  Wasser,  auf  den  Hochgebirgen  Einstürze  u.  Lawinen, 
in  der  Ebene  Flugsand.  —  In  allgemein-volkswirthsch.  Beziehung  kommen  generelle 
Interessen  der  Landwirthscli.,  specielle  der  an  Wäldern  gelegenen,  z.  B.  durch  sie 
vor  Wind  mehr  geschützten  ländl  Grundstücke,  bes.  in  Betracht,  —  von  der  nicht  zu 
leugnenden  „ethischen**  oder  socialpolitischen  Bedeutung  der  Wälder  zu  geschweigen, 
s.  Röscher  II,  §.  183,  Anm.  4,  u.  bes.  Riehl,  Land  n.  Leute,  Abschn.  I  „Feld 
n.  Wald**. 

Eine  unpassende  Abholzung  oder  eine  Devastirung  der  Wälder,  welche 
der  einzelne  Besitzer  in  kurzsichtigem  Egoismus  vornimmt,  kann  daher  weittragende 
schlimme  Folgen  haben,  welche  sich  schwer  oder  gar  nicht  wieder  gut  machen  lassen, 
auch  wenn  das  Holzbedürfniss  aus  anderen  Gegenden  oder  mit  Hülfe  von  Ersatzmitteln 
befriedigt  wird. 

Zum  Zweck  der  Conservirung  aller  solcher  Wälder,  denen 
jene  Bedeutung  für  das  Klima  und  die  Volkswirthschaft  zuge- 
schrieben  werden  muss,  ist  das  Staat  seigenthum  an  den  Wäldern 
im  Principe  nicht  nur  nicht  verwerflich,  sondern  vielfach  am 
Passendsten.  Wo  Staatsforsten  fehlen,  kann  aus  diesem  Grunde 
selbst  der  Ankauf  von  Wäldern  durch  den  Staat  ernstlich  in 
Frage  kommen. 

Andernfalls  wird  eine  mehr  oder  weniger  weitgehende  staatliche  Ober- 
aufsicht und  Controle  tiber  die  Gemeinde-,  Corporations-  und  besonders 
die  eigentlichen  Privatwaldungen  namentlich  da  geboten  sein,  wo  schlechte, 
devastirende,  nur  die  Bedürfnisse  der  zeitigen  Eigenthtlmer  berücksichtigende  Aus- 
nützung der  Wälder  üblich  ist.  Jede  solche  Einmischung  der  Regierung  in  den  Wirth- 
schaftsbetrieb  der  Privaten  hat  aber  wieder  mancherlei  andere  Inconvenienzen.  „Ent- 
weder muss  der  Staat  in  Norwegen  in  ganz  beträchtlicher  Menge  Wälder  an- 
kaufen, oder  man  mnss  Forstgesetze  herbeischaffen,  die  die  Wirthschaftlichkeit 
durch  Zwang  hervorrufen,  bis  dass  die  kleinen  Waldbesitzer  klüger  werden."  (Forstl. 
Bl.  1876,  S.  16.)  Aber  ob  letzteres  Ziel  erreicht  wird?  Vgl.  auch  das  neue  preuss. 
Waldschutzges.  v.  6.  Juli  1875.  Helfe  rieh  im  Handbuch  S.  747  ff.  Wo  daher 
einmal,  wie  namentlich  in  Deutschland,  der  Staat  Eigenthümer  grosser  Waldmassen 
geblieben  ist,  da  erscheint  mindestens  die  Erhaltung  dieses  Zustands  durchaus  als 
das  Beste.  (Umpfenbach,  Pfeiffer  u.  a.  m.  machen  auf  einem  im  Grunde  gleichen 
Standpnncte  daher  unnöthige  Zugeständnisse  an  die  „herrschende  Doctrin*',  s.  o.  S.  573). 
Diese  Ansicht  findet  durch  die  folgenden  Grtlnde  ihre  weitere  Unterstützung. 

2.  Mancher  Boden  ist  nur  für  Wald  tauglich  (sogen,  un- 
bedingter Waldboden).  Die  Erhaltung  des  Waldes  auf  ihm, 
auch  wenn  der  Ertrag  dauernd  gering  ist,  erfolgt  am  Sichersten 
und  Leichtesten,  wenn  dieser  Boden  im  Staatbesitz  ist. 

A.  Wni;n»»r.  Finan3n»k«#»nwhaft.    I.   3.  Anfl.  37 
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tJst  der  Wald  einmal  zerstört,  so  kann  er  wegen  des  Mangels  an  Schutz  gegeo 
Hitze»  Kälte,  Wind  und  wegen  des  Abschwemmens  der  guten  oberen  Erde  oft  gar 
nicht  wieder  hergestellt  werden'',  wie  sehr  das  Interesse  des  ganzen  Landes  es  auch 
fordern  mag.  Einzelne  Blossen  ist  aber  immerhin  der  Staat  noch  am  Ersten  in 
der  Lage  wieder  zu  bewalden. 

3.  Die  Forstwirthschaft  hat  im  Vergleich  mit  der  Landvrirth- 
schaft  mehrere 'besondere  Eigenthümlichkeiten,  wegen 
deren  sie  sich  am  Besten  für  den  Grossgrand besitzer  überhaupt 
und  znmal  für  einen  solchen  Grossgmndbesitzer,  wie  den  ^^ewigen 
Staat''  (Domänenfiscus)  eignet. 

Solche  Eigenthtlmlichkciten  sind  die  Langsamkeit  des  Holzwuchses,  di<^ 
nothwendige  Bück  sieht  auf  die  Nachhaltigkeit  des  Ertrags  („Nachhalts- 
bewirthschaftung*')»  ^^  lange  Warten  auf  eine  Rente  wenigstens  bei 
jungen  Wäldern  bei  den  fttr  gewisse  Holzculturen  erforderlichen  längeren  ümtriebs- 
zoiten  (Hochwald);  die  schwierige,  kostspielige  und  vollends  lange  auf  Ertnir 
warten  lassende  Wiederbewaldung  von  Blossen  und  Anlegung  neuer 
Wälder,  welche  der  Staat  mit  seinem  schon  vorhandenen  Forstpersonal  aber  noch 
am  Billigsten  ausfuhren  kann;  die  Grösse  des  stehenden  Holzvorraths, 
welche  den  Privaten  leichter  in  Versuchung  bringt,  durch  üeberhauen  den  Wald  tü 
schädigen;  der  Umstand,  dass  rentable  Waldwirthschaft  meist  nur  auf  grossen, 
womöglich  zusammenhängenden  Flächen  wegen  der  EigenthUmlichkeit  der 
Waldarbeit  betrieben  werden  kann;  das  Erforderniss  einer  nur  geringen  Menge 
von  Arbeit  auf  einer  Waldfläche  (nach  Hundeshagen  auf  c.  500  Morgen 
1  Arbeiter)  im  Vergleich  mit  Ackerland  oder  Gärten,  aber  zugleich  das  Erforder- 
niss einer  specifischen  Fachbildung  wenigstens  des  mittleren  und  höheren 
Arbeiterpersonals  im  Forstwesen,  wobei  jedoch  dergestalt  fachmässig  gebildete  Arbeiter 
wieder  nur  auf  grossen  Flächen  entsprechend  zu  verwenden  und  auszunutzen  sind, 
so  dass  die  Staatsforstwirthschaft  insofern  auch  als  die  ökonomischste  selbst  gegen- 
über derjenigen  anderer  grosser  Waldbesitzer  erscheint  Wenn  der  Private  seinen 
Wald  ebenfalls  durch  Fachleute  bewirthschaftet,  so  wird  ihm  dies  oft  theoerer  kommen, 
weil  die  Arbeitskraft  dieser  Personen  nicht  vollständig  ausgenutzt  wird.  Steht  das 
PrivatfoTStpersonal  aber  in  der  Fachbildung  nach,  so  wird  es  auch  die  Bewirthschaftung 
der  Privatwälder  meistens  thun. 

4.  Der  schon  erwähnte  Umstand,  dass  in  der  Forstwirth- 
schaft der  Factor  Natur  gegenüber  den  Factoren 
Arbeit  and  Kapital  überwiegende  Bedeutung  hat,  be- 
wirkty  dass  die  gewöhnlichen  Vorzüge  des  Privatbetriebs 
und  Nachtheile  des  Staatsbetriebs  hier  so  ziemlich  ver- 
schwinden. 

unter  einigen  besonderen  Schwierigkeiten  der  Waldarbcit  (schwere  Gontrole, 
leichte  ünterschleife  u.  s.  w.)  leidet  der  Staat  eher  weniger  denn  mehr  als  der  Private. 
Aebnlich  steht  es  fUr  beide  im  Ganzen  doch  auch  um  die  Sicherung  des  Waldeigen- 
thnms  vor  Diebstahl  u.  s.  w. 

5.  Die  Höhe  der  Waldrente  hängt  vorzugsweise  von 
allgemeinen  Verhältnissen  der  ganzen  Volkswirth- 
schaft  ab. 

Wirthschafts-  und  Culturfortschritte,  vermehrter  WolJstand,  grössere  VoUtsdichtig- 
keit,  Goncentratiou  der  BevOlkerang  in  Städten  und  der  Industrie  in  gewissen  Gegenden« 
verbesserte  Communicationen,  Absatzwege  u.  s.  w.  erliöhen  die  Holzpreise  und  daher 
neben  der  städtischen  kaum  eine  andere  Qmndrente  so  sehr  als  die  Waldrente. 
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In  folgenden  Beispielen  ist  der  Holzerlös  für  die  Staatskasse,  ohne  Einrechnung 
des  Antheils  der  Berechtigten  (mit  Einschluss  der  Jagden),  aber  ohne  die  Holzhandlnng 
angegeben.  Baden,  Holzerlös  D.  1831—35  998,714  fl.,  1842—47/48  1,746,316  fl., 
1860—61  2,221.711  fl.,  1866—68  2,024,060  fl.,  1872—74  4,358,000  M.  Die  Holz- 
preise stiegen  1807/9—1841/45  um  50—100,  1838—1859  um  27— 307o.  la  den 
3  J.  1872—74  war  d.  Holzpreis  p.  1  Festmeter  Nutzholz  16*14,  18-74,  18*66,  i.  D. 
17*85  Mark,  Brennholz  8*56,  9*11,  9*94,  i.  D.  9*30  Mark.  —  Preussen,  Holzerlös 
1830—33  3,730,600  Thlr.,  1846—49  4,807,700  Thlr.,  1854— 57  5,918,400  Thlr.,  1862 
bis  65  8.508,000  Thlr.  Der  Reinertrag  war  D.  1849—50  2,827,800,  D.  1864—65 
6,450,200  Thlr.  Solleinn.  f.  Holz  1875  12*505  Mill.  Thlr.,  wovon  auf  die  alten  Prov. 
(Tor  66cr  Umfang)  8*962  Mill.  Thlr.  Die  mnthmassl.  Einn.  wurde  aber  gegen  diesen 
Specialetat  höher,  auf  15*25  Mill.  Thlr.  im  Ganzen  veranschlagt.  Stat.  Jahrb.  IV,  1,  202. 
Allerdings  ist  auch  der  Holzertrag  selbst,  nicht  nur  der  Preis  stark  gestiegen  u.  das 
VerhSltniss  der  wcrthvolleren  Hölzer  (Nutz-,  Bauholz)  im  jcanzen  Holzertrage  ist 
STünstiger  geworden.  Der  Cubikfoss  Holz  wurde  im  preuss.  Staate  im  D.  1830 — 33 
zu  1*03,  1862—65  zu  1*72  Sgr.  verkauft.  Nach  neuerer  amtl.  Mittheil,  war  d.  Durch- 
schn.preis  des  Festmeters  Holz  in  d.  preuss.  Staatsforsten  1835  364,  1865  6*31, 
1879/80  5*79,  1880/81  5'95,  1881/82  5*81  M.;  der  Keincrtr.  p.  ha.  in  denselben 
Jahren  bez.  3-23— 101— 7*73— 9*67— 10*05  M.  Baiern  Reinertrag,  D.  1826—28 
1*91,  1832—34  2*87,  1835—37  3*18,  1852—56  3*79,  1861—67  7*21  MiU.  fl.  Die 
t»aier.  Staatswälder  haben  sich  1861—67  gegen  1819—25  i.  D.  um  1027o  in  der 
Fläche  vermehrt,  der  Ertrag  an  Bau-  u.  Nutzholz  um  137,  an  Scheit-  u.  Knüppelholz 
um  26,  an  Stockholz  um  117,  an  Wellen  um  38,  dagegen  die  eifect.  Einnahme  von 
3*33  auf  11*64  Mill.  fl.  oder  um  249  %•  Berechnet  nach  d.  Daten  in  der  baier. 
stat  Ztschr.  1871  S.  154.  Der  Reinertrag  p.  baier.  Tagw.  stieg  in  diesen  42  J.  von 
52  Kr.  auf  3  fl.  15  Kr.  In  der  sächsischen  Staatsforstwirthschaft  war  der  ge- 
sammte  Hokertrag  von  1  Acker  im  D.  1817—26  1  Klafter,  1863  1  26  Kl.,  die  Kl. 
Derbholz  galt  1854  5*5  Thlr.,  1863  7*08  Thlr.,  der  Reinertrag  des  Ackers  kam  in 
diesem  Zeitraum  von  3  64  auf  5*96  Thlr.,  die  Ausgaben  sanken  von  37*2  auf  26*8  Proc. 
der  Einnahme  herab.  Das  Nutzholz  betrug  1817—26  17  Proc,  1854  41,  1863 
58  Proc.  des  Stammholzes.  —  In  Frankreich  wurden  bei  der  Versteigerung  des 
Holzes  vom  Hectare  im  Durchschnitt  von  1816—20:  697  Fr.,  im  D.  von  1824—29: 
1110  Fr.  gelöst.  Zugleich  wurden  im  ersteren  Zeiträume  auf  dem  Hectare  nur  31, 
im  zweiten  aber  69  Bäume  Ubergehalten.  Rapport  Tab.  14.  (Aelt.  Daten  z.  Th.  nach 
R  a  u). 

Die  Waldrente  ist  vornemlich  ^^Bente  der  Lage".  Der 
Privatbezng  dieser  Rente,  welche  ein  Einkommen  bildet,  das 
meistens  nicht  auf  individuelle  Arbeit,  Kapitalverwendung  oder 
auch  nur  Speculation  des  Beziehers  zurückgeführt  werden  kann, 
ist  der  misslichste  Punct  bei  der  Rechtfertigung  des  privaten 
Grundeigenthums.  Bei  den  Staatsforsten  kommt  diese  Rente  der 
Staatskasse,  also  der  Allgemeinheit  zu  Gute,  was  durchaus  nur  zu 
billigen  ist. 

Allerdings  trägt  die  Staatskasse  dann  auch  die  Ausfälle  bei  ungünstigen  Preis- 
conjuncturen,  was  aber  ebenfalls  richtiger  ist,  als  wenn  sie  den  Privaten  treffen.  Holz- 
erlOs  der  badischeo  Domänenwaldungen  1848  V«  ^U.  fl.  weniger  als  1847.  Der 
Holzpreis  hatte  1862—68  in  Baden  1865  das  Max.  erreicht,  16*24  fl.,  1867  u.  1868 
war  er  im  D.  13*25  fl.  In  den  thüring.  Forsten  sollen  in  den  letzten  Jahren  die 
Holzpreise  durch  die  Concurrenz  des  b Ohm.  Holzes  gedruckt  sein  (üeberhauen  hier!) 
In  Wttrtemb.  (Riecke  S.  183)  Reinertr.  d.  Staatsforsten  p.  ha.  1861—78  26*6, 
1874—78  22-5,  1873  46  (?),  1877  27,  1878  29  M.,  Anschl.  f.  1881—83  25'2  M. 

Auch  im  preuss.  staatl.  Forsthaushalt  ist  unter  den  Einwirkungen  der  wirthsch. 
Krise  u.  der  Concurrenz  des  auswärtigen  Holzes  eine  Verminderung  der  Einnahmen 
u.  Preise  des  Holzes  seit  der  2.  Hälfte  der  70er  Jahre  eingetreten,  nachdem  die 
Jahre  1873 — 76   abnorm   hohe  Preise  u.  Erträge  gehabt   hatten.     Vgl.  die  Moti?e  z. 
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Ges.eDtwiirf  über  Erhöh,  d.  Holzzölle  ?.  11.  Fobr.  lS8d  (v.  Beichstag  abg^dehnt». 
woraus  auch  obige  neuere  Daten  über  Preussen  (ActenstQcke  Sess.  1888,  Nr.  194. 
S.  692).  Es  wird  hier  nachzuweisen  gesucht,  dass  nur  bis  1865  gOnst.  Verhälbiissf 
bestanden  hätten,  indem  die  Beinerträge  jälirlich  seit  1835  um  22*9  Pfenn.  p.  ha. 
gestiegen  seien.  Indessen  ist  das  bestritten.  Auch  waren  z.  B.  1830  d.  Bcineitr. 
schon  einmal  4*38  M.  p.  Meter.  S.  auch  d.  Verhandl.  im  Beichstage  (1879  a.  1883) 
\L  Lehr,  d.  neuen   deutschen  Holzzölle,  Suppl.h.  V  zu  Conrad's  Jahrb. 

Vgl.  z.  näheren  BegrUnd.  dieses  „socialpolif*  Grundes  Nr.  5  bes.  Gnmdleg.  K.  4, 2.  Abth. 

§.  239.  —  C.  Im  Vergleich  mit  den  angeführten  GrIindeD 
sind  die  Gegengründe  gegen  die  Beibehaltnng  der 
Staatsforsten  nnd  die  positi ven  G r ü n d e  für  die  Veräusse- 
rang  anerheblich  oder  selbst  geradeza  anrichtig. 

Vgl.  die  üebersicht  bei  Leo  S.  61. 

Ausser  in  Betreff  des  in  §.  237  besprochenen  Arguments  kann  man  den  Gegnoo 
der  Staatsforsten  in  keinem  wesentlichen  Puncto  Becht  geben.  Sie  fahren  haupt- 
sächlich die  allgemeinen  Gründe  gegen  prifatwirthschaftliche  Thätig- 
keiten  des  Staats  an.  Aber  diese  Grunde  lassen  sich  hier  weniger  fast  als  in 
irgend  welcliem  andren  Falle  als  durchschlagend  bezeichnen.  Auch  wird  dabei  ganz 
übersehen,  dass  es  doch  vor  allen  ein  staatswirthschaftlicher  Grund  ist,  welcher 
für  die  Beibehaltung  der  Staatsforsten  geltend  gemacht  wird. 

Unter  den  sonstigen  Gegengründen  sind  wohl  die  wichtigsten  : 
,^1.  Dass  beim  Staate  die  Forstwirthschaft  nach  aUgemeineo 
Grandsätzen  geregelt  und  geführt  werden  müsse,  daher  nie  den 
zahlreichen  Verschiedenheiten  der  Bedürfnisse  and 
örtlichen  Verhältnisse  bis  in  das  Einzelnste  anzu- 
passen sei  und  dass  bei  ihr  nie  die  Pflege  und  Benutzung 
bis  auf  die  kleinsten  Gegenstände  ausgedehnt  werden 
könnten. " 

L  e  0  S.  62.  Dieses  Bedenken  ist  öfters  niclit  ganz  unrichtig,  nur  kann  ihm  durch 
eine  gute  und  geschickt  geleitete  Staatsforstwirthschaft ,  die  recht  wohl  möglich  ist, 
abgeholfen  werden.  Jedenfalls  aber  wird  es  durch  die  oben  angegebenen  Gründf 
weit  überwogen. 

2.  Die  geringere  Ergiebigkeit  der  Staatsforsten  im 
Vergleich  mit  den  Privatwaldungen,  die  Folge  der  vermeintlich 
unvermeidlich  ökonomisch  unfähigeren  und  theureren  Wirthschaft 
des  Staats. 

Allein  ,,die  behauptete  geringere  Ergiebigkeit  der  Staats- 
forsten ist  keineswegs  allgemein  erweislich'^  (Rau, 
§.  142).  Soweit  sie  vorhanden,  ist  sie  grossentheils  aus  beson- 
deren Ursachen  zu  erklären,  in  anderen  Fällen  durch  recht  wohl 
mögliche  Verwaltungsreformen  zu  heben. 

Nach  der  Abschätzung  der  Pri?atwälder  in  Baden  ist  der  Stcucranschlag  63  fl. 
auf  den  Morgen,  woraus  sich  ein  Beinertrag  von  2*52 — 3*15  fl.  rermuthen  liwt 
Domänenwald  trägt  mehr.  Nach  Leo  (Forstl.  Bl.  1875  S.  323)  ist  d.  Ertrag  p.  Hcct 
in  d.  bad.  Staatswäldern  4*2,  Gem.-  u.  Gorporationswäldem  4'2,  Pri?atwäld.  (nai*h 
Gutachten  d.  Staatsforstbehörden)  3' 7  Festmeter.  —  In  Baiern  wurde  der  Holzertra^ 
der  Staatswaldungen  zu  0*58  Klafter,  der  Gemeinde-  und  Stiftungsw.  zu  0*46.  der 
l*rivatwakluiigen    zu   0*47    KI.    auf   di;m   Tairwcrk    angegeben,    (Die    Forstvenraltunp- 
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Biieras,  1861,  S.  418),  1874  p.  Hect.  bez.  zu  400,  3-58,  315  Ster.  —  Im  K.  Bern 
Abgabesatz  dsgl.  5*66,  4*12,  4*29  Ster.  Leo  eb.  —  In  Belgien  ist  der  allgemeine 
Steueranschlag  des  Waldes  19*33  Fre.  rein  \rom  Hectar,  wahrscheinlich  zu  niedrig. 
Die  Staatswälder  tragen  34*42  Fr.,  die  Gemeindewälder  26*13  Fr.  Statist,  de  la  Belg. 
Agric  S.  184.  —  Preussen:  Reinertrag  der  Staatswaldnngon  (A.  1870)  %  Thlr., 
sämmtlicher  Waldungen  0*36  Thlr.  a.  den  M.,  Meitzen  IV,  118.  —  Auch  in  Frank- 
reich wird  der  Reinertrag  der  Staatswälder  höher  als  dcrj.  der  Privatwälder  veranschlagt 
Zu  den  besonderen  Ursachen  geringeren  Ertrag-s  der  Staatsforsten  gehören  nach 
Rau  §.  142: 

a)  die  rielen  allein  oder  vomemlich  nur  auf  den  Staats  Waldungen  aus  alten 
Zeiten  ruhenden  Lasten,  z.  B.  Abgaben  von  Brenn-  xi.  Bauholz  und  Waldstreu 
an  Berechtigte,  Weidedienstbarkeitcn  (Servituten)  u.  dgl.  „In  den  meisten  Staaten 
wird  nur  der  wirkliche  Gelderlös  als  Einnahme  berechnet,  der  ohne  Ersatz  abgegebene 
Mehrbetrag  bleibt  aus  der  Geldrechnung  hinweg"  (Rau).  So  geschieht  es  z.  B.  in 
Preussen.  Der  Geldwerth  der  etatmäss.  Holz-  u.  Torfabgaben  an  Berechtigte  u. 
Deputanten  wird  1875  auf  2*25  Mill.  M.  berechnet  neben  einer  etatmäss.  Staatseinn. 
V.  42*38  (muthmassl.  51  09)  M.  M.  (1883/84  bez.  2206  M.  M.  neben  46*13  M.  M. 
Geldeinnahme  f.  Holz).  Meitzen  berechnet  fUr  1865  418,738  Thlr.  Verlust  durch 
unentgeltliche  Holzabgaben,  nach  deren  Einrechnung  der  Rohertrag  des  Morgens  sich 
auf  40  Sgfr.  erhöht.  —  üebcr  Baiern  s.  Rau  5.  A.  §.  142  Note  6  u.  vor.  Aufl.  d.  Bands 
S.  447  (ältere  Daten).  Nach  Vocke  a.  a.  0.  (baier.  stat.  Ztschr.)  war  d.  Werth  d. 
an  Berechtigte  abgeb.  Genüsse  1*608  M.  fl.  in  1861/67  jährl.  Nach  dem  A.  1870  ist 
der  Verlust  durch  Holzabgaben  1,503,000  fl.  ==  067  fl.  a.  das  Tagew.  von  productivem 
Waldboden,  dies  inbegritfen  ganzer  Reinertrag  3*87  fl.  —  Baden.  Holzabgabe  an 
Berechtigte  i.  D.  v.  1872—74  1846  Festmeter  Holzmasse  im  Werth  v.  10,448  M., 
dsgl.  aus  Vergünstigung  2274  Met  f.  14,961  M.  (nach  d.  Dat.  im  Budget  f.  1876  bis 
1877).  —  Vgl.  ähnl.  ältere  Angaben  aus  and.  deutsch.  Ländern  bei  Rau  5.  A.  §.  142. 
Anm.  b,  6.  A.  in  meiner  Bearbeitung  §.  134.  Anm.  c.  —  West-Oesterreich, 
Verlust  wegen  der  Berechtigungen  A.  1870  499,206  fl.  ö.,  aber  in  den  einzelnen 
Krooländem  ungleich  vertheilt,  z.  B.  in  Oe.  unter  der  Enns  nichts.  In  Kämthen  wird  der 
Betrag  der  von  Berechtigten  bezogenen  Nutzungen,  hauptsächlich  der  Weiden  (22,756  fl.) 
mehr  als  doppelt  so  hoch  angegeben  als  die  Einnahme  des  Staates  (38,376  fl.  gegen 
16,310  fl.).  —  Auch  in  Frankreich  Aehnliches.  —  Uebrigens  ist  in  Betreff  der 
Beurtheilung  dieser  Lasten  der  Staatswaldungen  nicht  zu  vergessen,  dass  dieselben 
vielfach  eigentlich  Reste  des  alten  wahren  Miteigenthums  der  Markgenossen  an  den 
später  inforestirten  Wäldern  sind.    S.  Röscher  H,  §.  191. 

b)  Dem  Staate  gehören  vielfach  vomemlich  die  entlegeneren  Wälder  in 
geringer  bevölkerten  und  verkehrsärmeren  Gegenden ,  auf  schlechterem  Boden,  in  den 
Gebirgen,  wo  der  Rohertrag  bei  schlechterem  Waldbestand  und  niedrigeren  Holzpreisen 
und  vollends  der  schliessliche  Reinertrag  niedriger  ist. 

S.  ältere  Belegdaten  bei  Rau  §.  142  Note  c  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bd.  S.  448. 
Die  Vertheüung  der  Staatswälder  in  Preussen  s.  o.  S.  571.  Im  R.-B.  Königsb.  z.  B. 
p.  ha.  des  Waldbodens  218  Festcubikmeter,  des  zur  Holzzucht  bestimmten  2*95  dgl. 
an  Natunüertr.  controlfäh.  u.  nicht  controlfäh.  Materials,  Gelderlös  dafür  p.  ha.  alles 
Waldbodens  9*8  M.,  des  zur  Holzzucht  bestimmten  12*2  M.  Im  R.-B.  Magdeburg 
sind  dieselben  Zahlen  bez.  3*27  u.  3*49  Festcubikmeter  p.  ha.  u.  bez.  25*2  u.  26*9  M.  Erlös. 

Die  wiederum  öfters  von  Altersher  besonders  in  Staatswäldern  befindlichen 
Blossen  n.  dgl.  müssen  bei  Berechnungen  des  Ertrags  p.  Flächeneinheit  (ha.)  und 
bei  Vergleichen  mit  Privatwäldem  erst  abgesetzt  werden,  was  nicht  immer  geschieht 
S.  oben  die  Daten  S.  571.  Sonstige  holzleere  Stellen  im  Gebiet  der  Staatsforsten 
liefern  andere  aber  doch  auch  öfters  aus  allgemeinen  nicht  abzuändernden  Gründen 
geringere  Erträge  (Wiese,  Weide,  Torfetich  u.  dgl.).  Vielfach  werden  auch  solche 
Blossen  wieder  vom  Staate  angebaut  und  andere  Ausgaben  zur  Melioration  der  Forsten, 
für  Anlegung  von  Waldwegen  u.  s.  w.  gemacht  Diese  Ausgaben  werden  oft  gleich 
vom  Roherträge  abgezogen  und  lassen  deshalb  wieder  den  Reinertrag  zu  gering  er- 
scheinen. 

Wenn  es  aber  auch  mitunter  richtig  ist,  dass  der  Private  eine 
Waldfläche  in  Ackerland  verwandeln  und  daraus  einen  grösseren 
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Reinertrag  erzielen  würde ,  als  der  Staat  aus  der  dauernden  Be- 
nutzung des  Bodens  als  Wald  bezieht,  so  muss  das  Minns  der 
Einnahme  (gewissermassen  lucrum  cessans)  als  eine  verbttUte 
Staatsausgabe  betrachtet  werden,  welche  der  Staat  im  allge- 
meinen Interesse  der  Conservirung  der  Wälder  macht. 
Aus  diesen  Grtlnden  kann  man  aus  der  Vergleichung  des 
Reinertrags,  den  die  Staats-  und  Privatwaldungen  and  die 
Forsten  verschiedener  Staaten  abwerfen,  nicht  ohne  genaue  Be- 
rtlcksichtigung  aller  genannten  Umstände  allgemeine  Folgerungen 
ableiten. 

Beispiele  des  Ertrags  y.  Staatsforsten.  Preussen.  A.  f.  1875  a.  £. 
1883/84  Einn.  d.  Forstverr.  51'086  u.  52.371  M.  M.,  wofon  f.  Holz  45*75  u.  41130 
(Jsteinn.  f:  1880/81  45*788,  t  1881/82  46.484  M.  M.),  Nebennutzungen  3405  u.  4*221, 
Jagd  0-313  u.  0-339,  Torfgräb.  0.295  u.  0338,  d.  Rest  auf  yerschied.  kL  Poeten  (excl. 
Geldwertb  d.  Hoizabgabe  an  Berecbt  und  Dcp^tanten);  Summe  d.  dauernden  Aasg. 
27*851  Q.  30-464;  demnach  Deberschuss  in  1875  23-234  M.  M.,  d.i.  p.  1  Hect  d. 
gesammten  Forstbodens  8*93  Mark,  oder  p.  1  Hect  d.  z.  Holzzucht  u.  z.  and.  prodact 
Zwecken  nutzbaren  Bodens  9'35  Mark.  Statist.  Jahr.  lY,  1,  202  ff.  Ueberschosb 
1883;84  21-907  M.  M.,  nach  Abzug  d.  einmal.  Ausg.  (2.050  M.  M.)  19.857  ÄLM.  — 
Baden.  WirkL  Ertrag  i.  D.  1872  —  74  roh  4.383  M.  M.  f.  Holz,  wovon  Holzabgmbe 
au  Berechtigte  u.  Vergünstigte  25-400  M.  A.  f.  1876—77  j&hri.  aus  Holz  4-478. 
Nebennutzungen  0*135,  SchadenersaU  f.  Waldfrevel  9000  M.,  zus.  roh  4*622  M.  M^ 
Ausgabe,  ohne  d.  Oberverwaltung,  c.  1-723  (die  einzelnen  Posten  im  Etat  sehr  ver- 
streut, Lasten  f.  Holzabgaben  hier  nicht  eingerechnet),  demnach  rein  c.  2*900  M«  M. 
oder  f.  1  Hect  33*75  M.  Anschlag  roh  f.  1883  4*060  M.  M.  —  Baiern.  Rein- 
ertrag i.  Durchsch.  v.  1819—25  1*899,  1843—49  3*399,  1801—67  7-212  MiU.  fl.. 
ohne  den  Werth  d.  Abg.  an  Berechtigte ,  oder  resp.  p.  Tagw.  52  K. ,  1  ü,  34  Kr., 
3  fl.  15  Kr.  A.  f.  1877  Roheinn.  d.  Forst-,  Jagd-  und  Triftgefälle  30  236,  Kosten 
13-641,  Reinertr.  16-595  Mill.  Mark,  c.  14*5  Mark  p.  Hect  AnschL  f.  1883  Toh 
22*756,  rein  9*98  M.  M.  (also  starkes  Sinken  seit  Mitte  d.  70  er  Jahre).  —  Die  höheren 
relativen  Reinerträge  (p.  ha.)  in  deutschen  Mittel-  und  Kleinstaaten  gegunabfi 
Preussen  sind  wesentlich  die  Folge  günstigerer  Lage  der  Wälder.  In  den  mittlercD 
u.  westl.  preuss.  Provinzen  steigen  sie  annähernd  ebenso  hoch.  —  0 esterreich 
(West-).  A.  f.  1876  (incl.  d.  kl.  Rests  d.  Dom.)  Reinertrag  c.  1  3  MiU.  fl.  um  1S70 
p.  Joch  c.  0-85  fl.  rein,  1882  A.  roh  3*755,  rein  0*661  M.  fl.  —  Frankreich.  A 
1876  roh  38*06,  Kosten  12*3,  Reinertr.  25*76  Mill.  Fr.,  1883  roh  35*2,  rein  19  M.  Fr., 
also  ebenfalls  gesunken.  —  Die  Kosten  betrugen  nach  Rau  in  den  60  er  Jahren  tob 
Rohertrapi  81  Proc.  hannov.  Harz,  64  hannov.  Landforste,  54  Preussen  (auch  1875 
c.  54),  46  Baiern  (1876  weniger,  c.  41),  41  üesterreich,  40  Baden  (lÖ'ß  c  58. 
35  Würtemberg,  36  Sachsen,  21  Proc.  (1876  c.  31)  Frankreich.  In  Frankreich  erkürt 
sich  der  geringe  Belauf  der  Kosten  theils  aus  dem  Verkaufe  auf  dem  Stamme,  theil> 
aus  dem  schwachen  Personal.  Jetzt  scheinen  hier  Aenderungen  eingetreten  zu  sein. 
Die  Abhängigkeit  des  Reinertrags  von  d.  Hohe  der  Holzpreise  u.  den  aUgemein^a 
Oulturvcrliäitniss<!n  ergiebt  sich  aus  dem  Vergleich  obiger  Daten ,  z  B.  Preussens  n. 
Badens,  und  mehr  noch  aus  dem  Vergleich  der  Reinerträge  in  den  einzelnen  Provinzen. 
In  Baiern  variiren  diese  z.  B.  von  1  :  2-5  (Maar.  Ober-  u.  ünterfranken.  Min.  Oberpfali 
u.  0))erbaiem).  Ohne  d.  Kosten  d.  CcntralverwaU.  ist  d.  Reinertr.  1875  im  R.-B- 
Gumbinnen  p.  Hect  3-06,  im  R.-B.  Frankfurt  a.  0.  11*21,  im  R.-B.  Magdeb.  18.06M. 
In  den  letzten  Jahren  seit  Mitte  der  70er  sind  die  Kosten  relativ,  im  Vertiältniä!» 
zum  Rohertrage,  u.  mehrfach  selbst  absolut  in  Deutsclil.  u.  Nachbarsch,  ziemlich 
allgemein  bei  den  weichenden  Holzpreisen  gestiegen.  Daher  das  Sinken  des  Bein- 
ertrags, —  eines  der  Motive  f.  d.  Forderung  höherer  Holzzölle  Seitens  der  deutscheL 
Regierungen.  In  den  preuss.  Staatsforsten  Reinertrag  in  **/o  des  Rohertrags  1865 
64*6,  1875/79  41*48,  1879/80  41.67,  1880/81  wieder  45*81,  1881/82  46*46  (aus  d. 
Motiven  z.  Ges.entwurf  über  Erhöh,  d.  Hohtzölle  v.  11.  Febr.  1883,  Actenstücke  S.  6931 
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§.  240.  —  D.    Ergebniss  dieser  Erörterungen. 

Vgl.  Rau  §.  143,  der  zu  ähnl.  Ergebnissen,  nur  mit  z.  Tb.  and.  Motivirung  kam. 
Leo  in  den  ForstL  BL  1875,  8.  321  ff. 

1.  Die  Staatsforsten  sind  im  Allgemeinen,  wenigstens  in 
unseren  Ländern  und  in  unserer  Zeit,  beizubehalten,  aber 
principiell  ist  dies  nur  soweit  unbedingt  geboten ,  als  die  in 
§.  238  angefahrten  Grttnde  maassgebend  sind.  Die  betreffenden 
Forsten  dienen  dann  als  ^^Schutzwälder''. 

Dieser  Name  passt  allgemein  fUr  Waldungen,  welche  sozusagen  klimatische  u. 
allgemein-Folksvirthscb.  Functionen  haben.  Er  ist  altublich  fUr  Wälder,  die  als  Schutz 
gegen  Lawinen  u.  s.  w.  dienen. 

2.  Selbst  eine  Erweiterung  der  Staats  forsten  durch 
Ankäufe  von  Waldungen  und  durch  eigene  Neuanlegung 
kann  als  Staatsaufgabe  erscheinen,  wenn  obige  Rücksichten  dafür 
sprechen  und  wenn  es  sich  um  die  Erhaltung  des  Waldbestands 
auf  sogen,  unbedingtem  Waldboden  handelt,  welche  durch 
Privatbesitzer  gefährdet  sein  kann.  Die  bezügliche  Aufgabe  ist 
eine  privat-  und  zugleich  eine  staatswirthschaftliche  Kapitalanlage 
(§.  63). 

Die  Vermehrung  der  Staatswaldflächen  betrug  durchschn.  jährlich  in  Preusseu 
1867  —  73  0-19,  Baiern  1844  —  68  0-24,  Würtemberg  1861—67  0*23,  Baden 
1856—70  0-29,  Sachsen  1843— 74  0*37 V^-  Leo  a.a.O.,  S.  322.  Eine  weitere  Ver- 
mehrung wäre  nothwendig,  wenn  wirklich  z.B.  in  Deutschland  20®/„  der  Landesfläche 
Wald  aus  allgemeinen  Gründen  erforderlich  ist  Leo,  329.  In  d  Etats  kommen  in 
Deutschland  mehrfach  regelmässig  Summen  f.  d.  Ankauf  v.  Forstgrundstücken  vor, 
z.B.  in  Preussen  1883/84  im  Ord.  1,050,000,  dazu  ein  extraord.  Zuschuss  unter  d. 
einmal  Ausg.  ?.  950,000  M.,  zus.  2  M.  M. 

In  einzelnen  Fällen,  wo  jene  allgemeinen  Rücksichten 
weniger  in  Betracht  kommen,  kann  sich  ein  Ankauf  finanziell 
empfehlen,  wenn  er  um  besonders  billigen  Preis  geschieht,  wenn 
dadurch  eine  zusammenhängende,  leicht  zu  beaufsichtigende  Wald- 
fläche auch  für  den  bisherigen  Staatsforst  erlangt  wird,  wobei  sich 
dann  die  gesammten  Bewirthschaftungskosten  ermässigen  und 
wenn  Boden  in  Betracht  kommt,  „welcher  zur  Zeit  bei  keiner 
anderen  Benutzung  so  hohe' Erträge  abwirft,  als  bei  der  forst- 
wirthschaftlichen^'  (Leo,  sogen,  bedingter  Waldboden,  mit  „Er- 
werbswaldungen"). Die  Neuanlegung  von  Waldungen  auf 
öden  Bergflächen  ist  aus  klimatischen  Rücksichten,  wegen  der 
besseren  Sicherung  des  Wasser  ablau  fs,  wegen  der  Ungeeignetheit 
solchen  Bodens  für  andere  Gnlturen  und  weil  dann  später  Wal- 
dungen in  den  Ebenen  entbehrlicher  werden  können ,  besonders 
rathsam. 

In  Baden  sind  hochgelegene  Bauernhöfe  in  der  Nähe  der  Waldungen  um  einen 
Preis  angekauft  worden,  der  die  Umwandlung  in  Wald  vortheilhaft  macht,  z.B.  1867 
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4  Höfe  von  320  M.  zu  55,000  fl.,  d.  M.  zu  174  fl.,  2  andere  ?.  76»i4  M.  zu  8570  Ä., 
d.  M.  zu   111  fl.;   1868  5  Höfe  v.  431*6  M.  zu  66,000  fl.,  d.  M.  z.  153  fl.    (Ran.) 

Soll  eioe  ErweiteruDg  der  Staatswalduogen  im  grösseren  Um- 
fange erfolgen,  so  müssen  für  die  Wahl  der  anzukaufenden  Wälder 
in  erster  Linie  jene  klimatischen  und  allgemein-volks- 
wirthschaftlichen  Btlcksichten  entscheiden;  sodann  mag 
soweit  als  möglich  eine  gleichmässigere  Vertheilung  der 
Staats  Waldungen  über  das  Staatsgebiet  ins  Auge  gefasst 
werden,  was  durch  jene  ersten  Zwecke  ohnehin  mit  bedingt  wird. 

3.  Im  Einzelnen  muss  dagegen  objectiv  die  eigene  Ab- 
h  0 1  z  u  n  g  von  Staatsforsten  oder  der  V  er  k  a  u  f  zu  diesem  Zwecke 
erwogen  werden,  wenn  der  Waldboden  ohne  schädliche 
Folgen  für  Klima  und  Cultur  besser  zu  anderen 
Zwecken  benutzt  wird.  Hierüber  hat  dann  wesentlich  der 
Kentabilitätsgesichtspunct  zu  entscheiden:  wenn  die 
voraussichtliche  Rente  aus  der  anderweiten  Benutzung 
des  Bodens  höher  als  die  Waldrente  ist,  so  muss  die  andere 
Verwendung  eintreten,  denn  hier  liegt  kein  Grund  vor,  absichtlich 
auf  einen  Theil  der  möglichen  Rente  zu  verzichten!  Das  specielle 
Interesse  der  Holzconsumenten  einer  Gegend,  in  welcher  sich 
solche  entbehrliche  Staatsforsten  befinden,  darf  von  solcher  Maass- 
regel nicht  ablenken.  Sonst  empfiehlt  sich  völlige  Abholznng 
oder  Verkauf  auch  bei  kleinen  zerstreuten,  schwer  zu  beaufsich- 
tigenden, dem  Holzdiebstahl  besonders  stark  ausgesetzten  Gehölzen. 

Auä  diesen  Gründen  sind  in  B&icru  früher  140,000  M.  zum  Verkauf  bestimmt 
worden,  wor.  25,000  M.,  auf  0  9  Mill.  gebcbäUt,  fttr  1  MiU.  fl.  verkauft  wurden. 
Rudhardt  III,  43.  Viele  Verkäufe  U.Ankäufe  auch  in  Baden  (s.  d.  jährL  Ber.  d. 
landst  Ausschusses),  (ßau.)  —  Beispiele  vom  passenden  Verkauf  v.  Luzuswäldem 
hei  Städten  aus  Sachsen  hei  Leo  a.  a.  0.,  S.  324.  Mit  dem  hier  erzielten  hohen 
Preise  lassen  sich  dann  zweckmässige  Erweiterungen  des  Staatswalds  an  anderen  Orten 
finanziell  gut  durchftlhren.  —  Aus  dem  principiellen  Grande  der  Inferiorität  des  Staats- 
besitzes u.  der  staatlichen  Bewirthschaftung  u.  weil  es  an  sich  richtig  u.  notbweudig 
sei,  auch  den  Wald  in  das  Privateigenthum  der  Privatwirthschaften  liinUber  zu  führen, 
wie  dies  bei  FeldgUter-Domänen  vorgekommen,  sind  wohl  Staatsforsten  kaum  veriussert 
worden,  wohl  aber  aus  finanziellen  Gründen^  um  ausserordentliche  Deckungsmittel 
zn  beschaffen  u.  an  Stelle  sonst  erforderlicher  Anleihen.  So  wurde  1831  in  Frank- 
reich der  Verkauf  v.  300,000  ha.  Staatsforst  beschlossen.  Leider  hat  auch  0  est  er- 
reich mehrfach  diesen  Weg  beschritten,  wenn  auch  noch  zögernd  bei  d.  AusfiUirung. 
Unter  d.  v.  1818—51  in  Westösterr.  f.  1419  u.  in  öngarn  f.  11-94  Mill.  fl.  verkauften 
Staatsgütern  waren  auch  Forsten,  ebenso  unter  den  nach  Vertr.  v.  1 855  v.  d.  Naüooal- 
bank  in  Pfand  übernommenen  u.  darnach  veräusserteu.  Ferner  wurden  Verkäufe,  wie 
von  Montanwerken,  Domänen,  Fabriken,  so  auch  von  Staatsforsten  durch  Ges.  v.  20.  Juni 
1868  angeordnet  u.  z.  Th.  ausgeführt.  Doch  waren  davon  Staatsforsten,  die  aus  klimat. 
Rücksichten  oder  zum  Schutz  von  Quellgebieten  u.  zur  Erhaltung  der  Productions- 
fähigkeit  des  Lands  besser  in  Staatshänden  blieben,  dann  die  Salinen-  u.  Bergwerks- 
forste ausgeschlossen.  (Leo,  Forstst  S.  25.)  Zwischen  1870  u.  £.  1878  hat  sich  (nach 
d.  Daten  im  Etat)  unter  d.  Staatsforstverwalt.  der  Wald  des  Staats  von  716,000  auf 
643.000  ha.,  die  Aecker,  Weiden,  Alpen  v.  58,000  auf  53,000  ha.,  d.  sonst  B.  d. 
unprod.  Grundes  v.  296,000  auf  268,000  ha.  vermindert. 
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2.  Abschnitt. 
Bewirthschattnng  und  Yerwaltung  der  Staatsforsten. 

Ueber  das  leitende  BewirÜischaftoogsprincip  ?gL  bes.  Beaning  a.a.O.  21, 
Preaslcr's  oben  S.  576  genannte  u.  dcss.  Übrige  in  Helferich's  Aufs,  in  d. 
Tüb.  Zeitschr.  XXIII,  1,  zus.  gestellten  Schriften  u.  diesen  An&atz  selbst,  in  welchem 
Presaler's  Princip,  dass  die  Bewirthschaftang  des  Waldes  so  einzurichten  sei,  dass  die 
Waldbodenrente  ein  Max.  werde,  pri?atwinhschaftlich  geprüft  wird.  Helferich  hält 
dies  Princip  für  privatökonomisch  richtig,  meint  aber,  dass  damit  noch  nicht  bewiesen 
sei,  68  sei  dasselbe  anch  nationalökonomisch  richtig.  S.  a.  a.  0.  S.  6,  35,  wo  die  Besnltate 
ZQS.  gestellt  sind.  Offenbar  ist  es  allerdings  nor  ?om  privatwirthschaftl. ,  nicht  aber 
Tom  folkswirthschafd.  Standpancte  richtig,  zu  der  Folgerung  zu  kommen,  dass  kein 
Boden  zur  Holzcultur  benutzt  werde ,  welcher  als  Ackerland ,  Wiese  oder  Weide  eine 
höhere  Bodenrente  erwarten  lasse,  selbst  wenn  in  einem  Lande  dann  der  ganze  Wald 
voisch winden  sollte,  —  eine  Folgerung,  welche  Helferich  mit  Recht  als  nothwendige 
Consequenz  des  rein  prifatwirthschaftl.  Forstbetriebs  hinstellt,  S.  35.  Aber  abzuweisen 
ist  diese  Folgerung  auch  aus  dem  nationalökonom.  Gesichtspuncte  nur  mit  den  Bück- 
sichten  auf  den  klimatischen  und  allgemein-volkswirthsch.  Einfluss  der  Wälder,  nicht 
mit  der  Furcht  vor  Holzmangel  und  hohen  Holzpreisen  (§.  237).  Ebenso  darf  die 
Regel,  dass  die  Rente  des  als  Waldboden  benutzten  Bodens  ?om  Forstwirth  auf  das 
Mi^mom  getrieben  werde,  nur  insofern  Ausnahmen  erleiden,  als  ein  solcher  Betrieb 
aligemein  nachtheilige  Folgen  der  genannten  Art  befürchten  Hesse,  z.B.  des- 
wegen der  Waldbestand  bei  kilrzeren  Umtriebszeiten  in  einer  für  das  Klima  ungünstigen 
Weise  beschränkt  werden  musste.  —  An  diesen  meinen  Sätzen  aus  d.  6.  A.  ?on  Bau, 
§.  176,  Note  a,  habe  ich  auch  jetzt  nichts  ändern  zu  müssen  geglaubt,  obgleich  die 
wissenschafd.  u.  praktische  Gontro?erse  über  das  richtige  leitende  Wirthschaftsprincip 
im  Forstwesen  auch  in  den  letzten  Jahren  sehr  lebhaft  discutirt  worden  ist  und  mir 
von  einem  Autor  (H  e  i  t z ,  Forstregal  u.  Waldrente,  Stuttg.  1 878)  dabei  die  „  D  m  g  e  h  u  n  g '' 
der  durch  die  neuen  Tariffragen  entstandenen  Schwierigkeiten  vorgeworfen  wurde. 
l^Ueber  Heitz  s.  Lehr  in  Hildebr.  Jalirb.  32,  8.  332.)  Beistimmend  zu  meiner 
Auffassung  in  der  6.  A.  äussert  sich  Leo,  Forstl.  Bl.  1873,  S.  89  ff.  Weiteres  gehört 
eben  nicht  in  d.  Fiu.wiss.,  sondern  in  die  Forstpolitik.  Besondere  beachtenswertb  sind 
aas  der  jüngsten  Literatur  noch:  Helferich's  2.  Art.  Waldrente  in  d.  Tub.  Ztschr. 
1871,  XXVII,  549  ff.  (nation.-ökon.  Prüfung  der  Pressler'schen  These),  ders.  ebend. 
XXVUI,  388  ff. ,  „zur  Lehre  v.  der  Waldrente"  (auch  in  den  „Forsü.  Blättern"  1 872, 
S.  4  ff.).  Ders.,  Abh.  Forstwirthsch.  in  Schönberg's  Handb. I,  bes.  S.  742;  zu  dieser 
Abb.  ist  zu  vergleichen  d.  Kritik  v.  Lehr,  in  d.  von  ihm  mit  her.gegeb.  „Allgem. 
Forst-  u.  Jagdzeitung",  Juli  1883.  Wag  euer  (Forstmeister),  die  princip.  Aufgaben 
der  Forstwirthschaft,  Tüb.  Ztschr.  1878,  XXIX,  881  ff.,  ders.,  Anleitung  zur  Regelung 
des  Forstbetriebs,  1875.  Baur  in  s.  Monatsschr.  fttr  Forst-  u.  Jagdwesen  über  „Forst- 
statistik* eine  Reihe  von  Aufsätzen  im  Jahre  1872.  Borggreve,  Forstreinertragslehre 
(bes.  gegen  G.  Heyer),  Bonn  1878  (s.  darüber  Schäffle,  Tüb  Ztschr.  1879  S.  1, 
und  Lehr,  Hildebr.  Jahrb.  33,  S.  49),  —  alle  diese  Arbeiten  gegen  Pressler.  Für 
denselben  bes.  Jndeich,  Tharander  Jahrb.  B.  19,  20,  22,  24,  daraus  ders.  in  d. 
Tüb.  Ztschr.  1873,  XXIX,  145,  sachliche  Erörterungen  belehrender  Art  mit  Helfe- 
rich.  Dsgl.  speciell  gegen  Baur:  Lehr  in  der  Allgem.  Forst-  und  Jagdztg.,  1873, 
Juninummer  u.  folg.  S.  auch  G.  Heyer's  Forstl.  Statik  u.  Lehr  in  d.  Ausführung 
gegen  Heitz  a.  a.  0.,  Roth  üb.  Grund-  u.  Waldrente,  Forstl.  Bl.  1873,  S.  225,  257,  289. 

Wenn  die  privat-  u.  volkswirthsch.  Standpuncte  richtig  auseinandergehalten  werden, 
ist  eine  Vereinigung  der  scheinbar  so  entgegengesetzten  Ansichten  nicht  so  schwierig. 
Die  praktische  Schwierigkeit  liegt  darin,  richtig  zu  bestimmen,  wie  weit  das  privat- 
wirthsch.  Princip  der  Bewirthschaftung  Platz  greifen  darf,  ohne  Nachtheil  f.  die  klimat. 
u.  allgemein -volkswirthsch.  Function  des  Waldes,  üebertreibung  in  der  Länge  der 
Umtriebszeit  ist  hier  wohl  zuzugeben,  bes.  bei  den  deutschen  Staatsforsten.  Die  Con- 
sequenz der  Anerkennung  der  genannten  Function  der  Wälder  ist  dann  entweder  eine 
beschränkende  Waldschutzgosetzgebung  für  den  Privatwald,  damit  hier 
nicht  einseitig  die  privatwirthsch.  Betriebsweise  vorwalte,  oder  die  Debernahme  der 
betreffenden  Wälder  von  solcher  allgemeinen  Bedeutung  in  das  Staats- 
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eigentham.  Hier  hängt  die  scheinbar  rein  forsttechnische  Frage  wieder  mit  den 
Fragen  volkswirthsch.  Organisation  d.  der  Eigenthumsordnung  zosanunen  (s.  Wagner, 
Grundleg.,  Abth.  2,  Kap.  4,  bes.  §.  366). 

I.  —  §.  241.  Leitendes  Princip  der  Bewirthscbaf- 
tnng.  Für  die  Bewirthschaftnng  der  beibehaltenen  Staatsforsten 
mnss  das  privatwirthschaftliche  Princip  des  grössten 
nachhaltigen  Reinertrags  das  leitende  sein,  soweit  jene 
allgemeinen  Btlcksichten  (§.238)  nicht  widersprechen. 
Nur  insofern  gehört  die  Einnahme  ans  den  Domanialwaldnngen 
demgemäss  unbedingt  zu  den  privatwirthschaftlichen  Einnahmen 
des  Staats. 

Die  häufige  Rücksicht  auf  die  „beste,  nachhaltigste  and  billigste  Befnedignn^ 
des  Holzbedürfnisses  der  Bürger"  darf  dagegen  aus  den  in  §.  237  angegebenen  Gründen 
für  den  Staatsforstbetrieb  nicht  maassgebend  sein.  (Rau  hat  in  d.  5.  A.,  §.  143,  Nr.  4, 
dieses  Princip  noch  festgehalten  neben  dem  Streben  nach  dem  grössten  Reinertrag:. 
Ebenso  schon  Malchus  I,  §.  14.)  Jene  Rücksicht  führt  auch  nur  zu  einer  ungerechtea 
Begünstigung  der  zufälligen  Anwohner  der  Staatsforsten,  was  bei  der  notorisch  meistens 
sehr  ungleichmässigen  Yertheilung  dieser  Forsten  über  das  Staatsgebiet  nicht  zu  Ter- 
meiden  und  dann  vollends  bedenklich  ist  Auch  in  der  Bestimmung  der  verschio- 
denen  Holzculturen  muss  der  Rentabilitätsgesichtspunct  entscheiden,  wobei 
sich  freilich  die  Berücksichtigung  der  speciellen  Uolzbedürfhisse  der  NachbaiscbAft 
eines  Staatsforsts  oft  ohnehin  finanziell  am  Meisten  lohnen  wird. 

Die  practische  Darchführang  jenes  Princips  ist  in  einseitiger 
Vorliebe  für  den  Wald  gerade  in  der  neueren  rationellen  Forst- 
wirthschaft  (auch  Deutschlands)  zu  sehr  vernachlässigt 
worden. 

Namentlich  ist  man  in  den  Fehler  gefallen,  die  Anforderungen  in  Betreff  der 
Nachhaltigkeit  des  Waldbetriebs  zu  übertreiben,  nicht  nur  für  den  Ersatz 
eines  der  weggenommenen  Holzmasse  p^leichen  Quantums  durch  Zuwachs  zu  sorgen, 
sondern  auch  den  zeitigen  Holzforrath  eines  Waldes  ganz  zu  erhalten  und  die  Omtiiebs- 
zelten  über  diejenige  Grenze  ron  Jahren  auszudehnen,  welche  naturwissenschaftli<^ 
nach  den  Wachsthunisverhältnisscn  der  Wälder  und  priyatwirthschafUich  mit  Rücksicht 
auf  die  Preise  der  Holzsorten  yerschiedeuen  Alters  nach  dem  Gesichtspuncte  des 
höchsten  Reinertrags  die  richtige  für  die  Fcrschiedeneu  Holzculturen  ist  Auf  diese 
Weise  ist  die  Waldfläche  öfters  grösser  und  stärker  bestockt  gehalten  worden,  als  es 
die  Rücksicht  auf  den  klimatischen  und  allgemein- wirthschaftlichen  Einfluss  der  Wälder 
gebietet.  Ferner  ist  in  den  Wäldern  ein  unnöthig  grosses  Holzkapital  aufgesammelt 
worden,  welches  im  Grunde  brach  liegt  und  im  Interesse  der  Einzelwirthschaften  der 
Waldeigeuthümer,  also  auch  des  Staats,  und  in  dem  in  diesem  Falle  hiermit  idoD> 
tischen  Interesse  der  ganzen  Yolkswirthschaft  passender  zu  einem  Theil  flüssig  gemacht 
werden  sollte. 

Obiges  nach  Reuning,  bes.  S.  12,  24  ff.  (Vegetation  in  den  verschiedenen 
Altersperioden,  Abnahme  des  Zuwaclises  ?or  den  jetzt  meist  üblichen  Umtriebsxeiten, 
die  vielfach  von  100  auf  70  Jahre  verkürzt  werden  können,  da  die  Yermindening  d^ 
Zuwachses  nicht  mehr  durch  genügende  Steigerung  der  Qualität  und  des  Werths  aus- 
geglichen wird,  vgl.  auch  Pressler  und  Helferich  a.  a.  0.);  Seite  21 — 24,  wo  Reuning 
der  jetzt  üblichen  Fürsorge  eines  Jahrhunderts  für  ein  nachfolgendes  iu  der  Erhaltung 
der  Holzsortimente  entgegentritt,  während  man  doch  die  BedürMsse  der  Zukunft  nicht 
kenne  (vgl.  o.  S.  575  das  Wort  von  Hock)  u.  S.  24  für  die  wirthschaftliche  Haubarkeit 
eines  Waldes  die  Regel  aufstellt:  sie  tritt  „mit  dem  Jahre  ein,  wo  das  aus  dem  stehendeU 
Holze  durch  dessen  Yerwerthung  gewonnene  Kapital  einen  höheren  Ertrag  gewährt, 
als  die  Wertbserhöhung  desselben  durch  den  Zuwachs  ist,   wenn  es  bestehen  bleibt"* ; 
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(^ndlicb  S.  31  ff.,  wo  Berechnungen  über  die  Grösse  des  flüssig  zu  machenden  vorrüth. 
Holzkapitals  angestellt  sind.  Einzelnes  aus  d.  Kritik  Ph.  Geyer 's  in  s.  ,,Wald'' 
über  d.  iinanz.  Ergebnisse  der  deutschen  Staatsforstfrirthsch.  ist  hier  bemcrkenswerth.  — 
In  den  preuss.  Staatsforsten  (alte  Prov.)  waren  1865  vorhanden  an  Hochwald  von 
über  80  Jahren  alt  1-57  MiU.  M.  oder  237o.  41—80  J.  alt  2-35  Mill.  M.  oder  257o» 
1 — 40  J.  alt  2*64  Mill.  M.  oder  39 7o  ^es  ganzen  Walds,  was  einer  ümtriebszeit  von 
100 — 110  J.  entspricht,  während  Keuning  nach  Burckhardt's  Tafeln  berechnet,  dass 
bei  Brennholz  die  Kcnte  vom  50  J.  an  füllt,  bei  Nutzholz  im  70.  J.  am  höchsten  ist; 
a.a.S.  28— 30  u.  Stat.  Jahrb.  f.  Preussen  III,  147.  1875  war  die  preuss.  Staatswald- 
fl&che  77o  Eichen,  lö  Buchen,  56  Kiefern,  L&rchen,  12  Fichten,  Tannen,  1  Mittel- 
wald, 8  Niederwald.  Die  Höhe  des  Reinertrags  hängt  natürlich  auch  mit  diesen 
Cnlturen  zusammen. 

IL  —  §.  242.  Bewirthschaftangsformen.  Die  allge- 
mein ttbliche  und  auch  rationellste  Form  ist  die  Selb stbe wir th- 
schaftung  oder  Selbstverwaltung  der  Staatsfursteu.  Sie 
wird  grossentheils  durch  dieselben  Gründe  empfohlen  und  selbst 
geboten,  welche  fttr  das  Staatseigenthum  an  Wäldern  sprechen, 
und  hat  sich  auch  vollkommen  bewährt.  Die  beiden  anderen 
möglichen  Formen,  Erbpacht  und  Zeitpacht,  sind  selbst  von 
sonstigen  Gegnern  des  Staatsbetriebs  beim  Walde  selten  befür- 
wortet, in  der  Praxis  wenig  oder  gar  nicht  vorgekommen  und  auch 
nicht  zweckmässig,  weil  dem  Zwecke  des  Staatseigeuthums  an 
Wäldern  zuwider. 

Dies  besonders  zu  begründen  ist  jetzt  kaum  mehr  uothwendig.  Kau  weist  in 
§.  144  die  Erbpacht  noch  in  einer  besonderen  kleinen  ErOrtening  ab.  S.  dieselbe 
abgedruckt  auch  in  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  454  Note  5.  Auch  die  Zeitpacht  ist 
aus  Tihnlichen  Gründen  wi(;  die  Erbpacht  nicht  wohl  in  grösserem  Maasse  anwendbar, 
da  auch  hier  eine  Controle  unentbi;hrlich  und  doch  zu  schwierig  für  den  Staat  und 
zu  lästig  ftir  den  Pachter  sein  würde.  (Für  eine  ,^ach  Grundsätzen  der  Forstwirth- 
schaft"  bedingte  Zeitpacht  der  Wälder  anstatt  der  eigenen  Bewirthschaftung  bis  zu 
dem  Zeitpuncte,  wo  Erbpacht  möglich  ist,  Jakob,  §.  274.  S.  auch  Albert,  Forst- 
verwalt.,  S.  141.) 

III.  —  §.  243.    Die  Staatsforstverwaltung. 

Das  Nähere  hierüber  gehört  nicht  in  d.  Finanzwissensch.  Von  alterer  Fachlit.  d. 
Gegeubtands  s.  v.  Burgsdorf,  Forsthandbuch,  2.  Band  1805.  (3.  A.)  —  Hart  ig, 
Grundsätze  der  Forstdirection,  1813,  2.  A.  Meyer,  Forstdirectionslehns  2.  A.,  1822. 
Laurop,  Die  Forstdirection,  1824.  Pfeil  a.  a.  0.,  Hartig,  Gnindzuge  zu  einer 
zweckmäss.  Forstorganisation,  in  dessen  Abhandlungen  über  interess.  Gegenstände  beim 
Forst-  u.  Jagdwe-sen,  Berlin  1830,  S.  1.  Hundeshagen,  F.  Pol.,  S.  314,  321. 
Y,  Wedekind,  Anleit.  zur  ForstFerwaltung  u.  zum  Forstgeschäftsbetriebe.  Darmstadt 
1831.  Von  neuerer  Fachliter.:  v.  Berg,  Die  Staatsforstwirthschaftslehrc ,  1850. 
Albert,  Lehrb.  d.  Staatsforstwissonsch. ,  Wien  1875,  ders.,  Lehrb.  d.  Forstverwralt., 
Münch.  1883.  Leo,  Forststat.  S.  207  ff.  Liter,  über  d.  Verwaltorganis,  einzelner  Län- 
der auch  oben  S.  570,  die  gen.  Werke  v.  Rönne  u.  s.  w.  Vgl.  Rau  §.  145  ff., 
won^h  im  Wesentl.  ?or.  Aufl.  dieses  Bands  §.  198  ff.  Jetzt  zn8.gezogen,  aber  auch 
mehrfach  verändert,  nach  Maassgabe  gegenwärtiger  Auffassungen,  z.  Th.  im  Au- 
schluss  an  Albert  (Forstverwaltung ,   bes.  S.  150  fl.\ 

A.  Die  Organisation  der  Staatsforstverwaltung  oder  die 
Einrichtung  des  betreffenden  Bebördenwesens  muss  sieb  wesentlieb 
nacb  den  Aufgaben  riebten,  welcbe  diese  Verwaltung  zu  erfäUen 
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hat.  Hier  machen  sich  dann  nach  dem  Arbeitstheilnngsprincip 
bestimmte  technische  Fordemngen  der  Forstwirthschaft  geltend, 
wodurch  Abweichungen  von  der  Organisation  anderer  Verwaltungs- 
zweige bedingt  werden.  Gewisse  Grundzöge  der  Organisation  er- 
geben sich  aus  diesen  technischen  Verhältnissen,  verändern  sich 
daher  auch  wenig  und  finden  sich  einigermassen  übereinstimmend 
in  den  verschiedenen  Ländern.  In  der  practischen  Durchfahrong 
der  Organisation  treten  dann  aber  einzelne  Verschiedenheiten  unter 
dem  Einfluss  der  sich  verändernden  ökonomisch -technischen  Auf- 
gaben der  Forstwirthschaft,  so  beim  Wechsel  des  Bewirthschaftungs- 
systems  (Betriebssystems),  ein,  wie  z.  B.  die  Verdrängung  des 
„Forstmeistersystems"  durch  das  (preussische)  „Oberförstersystem**. 
Andere  Einzelheiten  werden  auch  wohl  durch  die  Einrichtungen 
der  sonstigen  Staatsverwaltung,  des  Kassen-  und  Rechnungswesens^ 
auch  des  Militärwesens  mitunter  mit  bestimmt. 

Die  Aufgaben  der  Forstverwaltung  und  im  Anschluss  daran 
die  Gliederung  des  Forstpersonals  und  des  Behörden- 
wesens sind  wesentlich  folgende  6  —  7:  untere  Manipu- 
lationsarbeiten, Beschtttzung,  Bewirthschaftung,  Be- 
aufsichtigung, höhere  locale  Leitung,  oberste  Leitung, 
Kassenverwaltung. 

1)  Die  Vornahme  d.  eigentlichen  unteren  Manipulationsarbeiten  zur  Ordnang^ 
des  Forsts  und  der  Erwerbung  der  Forstproducte  erfolgt  durch  das  unter  Aufsicht  der 
Vorgesetzten  arbeitende  Handarbeiterpersonal  (Waldarbeiter  u.  dgl.,  .Jland- 
und  Gespannarbeit";  Albert).  —  2)  Die  BeschUtzung  des  Waldes  gegen 
Fre?el,  Widerrechtlichkeiten,  Nachlässigkeiten  u.  s.  w.  Dritter  geschieht  durch  Wald- 
hüter, Forstaufseher,  auch  durch  eigene  militärisch  organisirte  Forstschutz- 
wachen  (Wurtemb.);  dieser  Waldschutz  kann  sich  zugleich  auf  Bekämpfung  Ton 
Naturereignissen,  Wiedergutmachung  von  Elementarschäden  kleinerer  Art,  Anzeige 
grösserer  solcher  Schäden  bei  den  Förstern  erstrecken.  —  3)  Die  eigentliche  Ver- 
waltung oder  Bewirthschaftung  des  Walds,  welcher  zu  diesem  Zweck  in  be- 
stimmte „Reviere"  getheilt  wird,  findet  statt  entweder  durch  Förster  oder  Ober- 
förster mit  im  Wesentlichen  selbständigem  Wirkongskreis  unter  Gontrole  der 
höheren  Behörde —  sogen.  „Oberförstersystem" —  oder  mit  beschränkter  Com- 
petenz  unter  Leitung  eines  Vorgesetzten,  des  Forstmeisters  ftlr  mehrere  einen 
„Forstamtsbezirk"  bildende  Reviere,  (sogen.  „Forstmeister-"  oder  „Revier- 
förstersystem"). Das  erstere  System  ist  schon  jetzt  in  Deutschland  das  tiber- 
wiegende, besteht  u.  A.  in  Preussen,  Baden,  Els.-Lothr.  u.  verschiedenen  Kleinstaaten, 
gilt  nach  den  heutigen  Aufgaben  der  Staatsforstwirthschaft  und  dem  nothwendigen 
Grade  allgemeiner  und  technischer  Bildung  der  Förster  (Oberförster)  als  das  passende 
(Beschluss  d.  Versamml.  Deutscher  Forstmänner  in  Eisenach  1876  (s.  Albert  S.  179) 
und  wird  dem  Yernehmen  nach  jetzt  auch  in  Baiern  zum  Ersatz  des  dort  noch  be- 
stehenden „Forstmeistersystems"  geplant  Höhere  Kosten  soll  dies  nicht  nothwendi^ 
bedingen,  eher  selbst  Ersparnisse  (Albert  S.  183).  —  4)  Die  Ausübung  der  Ober- 
aufsicht über  die  eigentliche  Bewirthschaftung  der  Forsten  (Nr.  3)  erfolgt  durch 
die  Forstin spection.  Nach  den  eben  genannten  beiden  Systemen  wird  diese  Inspection 
in  verschiedener  Weise  eingerichtet.  Beim  „Forstmeistersystem"  hat  der  Forstmeister 
die  Inspection  der  Förster,  betheüigt  sich  aber  zugleich  an  der  Verwaltungsarbeit,  so 
auch  an  der  Verwerthung  der  Forstproducte,  was  jetzt  für  eine  unzweckmässige  Weit- 
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läoGgkeit  gilt  (Albert  S.  185).  Beim  „Oberfbrstersystem''  werden  grössere  Inspec- 
tionsbezirke  gebildet,  an  deren  Spitze  ein  Forstinspector  steht,  welcher  zugleich  Mit- 
j^lied  der  höheren  (Provinzial-)  Forst behörde  oder  der  „Forstdirection"  ist.  —  5)  Die 
Ausübung  einer  höheren  Leitung  und  Controle  über  die  gesammte  locale  Forst- 
vcrwaltong,  geschieht  durch  eine  ^össcre  Mittel-Behörde,  die  sogen.  „Forstdirec- 
tion'*.  Üblicher  ^eise  mit  einem  Director  (Oberforstmeister)  an  der  Spitze,  einigen 
Bäthen  für  die  ?erschiedenen  Specialzweige  des  Forstdiensts  uijd  Subaiternpersonal.  — 
6)  Die  Aasubung  der  obersten  Leitung  des  gesammten  Staatsforstwesens  erfolgt 
durch  eine  Central  stelle,  welche  regolmüssig  und  passend  eine  eigene  Abt  he  i- 
luQg,  eventuell  auch  eine  mit  der  Domänenverwaltung  verbundene  Abtheilung 
desjenigen  Ministeriums  bildet,  zu  dem  das  Forstwesen  ressortirt  (Finanz-  bez.  jetzt  mehr- 
fach —  Preussen.  Oesterreich  —  das  Landwirthsch.min.). 

Die  Kassengeschäfte  des  Forstwesens  waren  früher  vielfach  unmittelbar  mit 
den  Geschäften  der  Forstbewirthschaftung  verbunden  und  wurden  dann  von  den  be- 
treffenden Beamten  (Förstern  u.  s.  w.)  entweder  selbst  oder  unter  deren  Leitung  und 
Verantwortung  von  ihrem  Dienstpersonal  besorgt  Dadurch  waren  die  practischen 
Forstbeamten  „anweisende"  und  „geld erhebende" ,  bez.  „auszahlende"  Organe  zu- 
jrleich.  was  die  (jontrole  erschwert,  ünterschleife  erleichtert,  die  Beamten  ihrer 
Hauptaufgabe  entzieht  Daher  hat  man  schon  länger  und  passend  in  der  Begel  die 
Kassengo^schäfte  vom  practischen  Forstdienst  getrennt  und  sie  auf  Grund  der  Angaben, 
ßuchfilbmng,  Anweisungen  u.  s.  w.  der  Förster.  Forstmeister  von  besonderen  Or- 
icauen  ausfahren  lassen.  liier  finden  sich  dann  wieder  die  beiden  Systeme  des 
Kassenwesens  (§.  127),  das  ältere,  jetzt  öfters  auch  hier  beseitigte  oder  modificirte 
der  aparten  „Yerwaltungszweig-Kassen",  d.  h.  besonderer  Forstkassen,  unterer  bei  den 
Forstämtem,  mittlerer  bei  den  Forstdirectionen  und  eventuell  auch  noch  einer 
obersten  G  e  n  t  r  a  1  -  Forstkasse,  oder  das  neuere  der  „einheitlichen  Staatskassen", 
wo  dann  die  bezuglichen  Kassengeschäfte  nach  den  Anweisungen  der  Forstbehörden 
von  den  gewöhnlichen  Local-,  Kreiskassen  u.  s.  w.  mit  besorgt  werden.  (Vgl.  Albert 
S.  188  ff.). 

Allgemein  ist  jetzt  das  Jagdwesen  bei  uns  mit  dem  Forstwesen  verbunden 
und  unter  dessen  Organe  gestellt 

Bau  unterscheidet  bei  d.  Forstverwalt  die  Personen  u.  die  Geschäfte; 
von  jenen  beschtltzende,  bewirthschaftende,  oberaufsehendc,  Kassen- 
beamte (§.  145,  danach  noch  vor.  Aufl.  §.  198).  Diese  Unterscheidung  trifil  das 
Wichtigste,  reicht  aber  doch  nicht  mehr  aus  und  übersieht  die  Fragen  der  Organi- 
sation über  dem  Personal.  Albert  S.  146  ff.  scheidet  zuwenig  die  Organisation 
von  den  Geschäften  der  Organe. 

Beispiele  der  Personalverhältnisse  u.  s.  w.  in  einzelnen  Staaten  in  den  Noten 
bei  Rau  u.  in  vor.  Aufl.  Darstellung  der  gegenwärt  Organisation  in  deutschen  und 
anderen  Ländern  bei  Albert  §.  85  S.  152.  (Die  forstl.  Titulaturen  „Förster**  u.  s.  w. 
zeigen  in  Deutschi,  eine  bunte  Mannigfaltigkeit,  „Förster"  ist  bald  ein  unteres, 
beschützendes,  bald  ein  mittleres  verwaltendes  Forstorgan).  In  Preussen 
wurde  das  „Oberförstersystem"  1825  eingeführt  Das  Forst-  u.  Jaj^wesen  ist  wie  das 
Domänen  Wesen  1879  vom  Finanzministerium  abgetrennt  u.  an  das  nunmelir  sogen. 
„Min.  f.  Landwirtlisch.,  Dom.  u.  Forsten"  übertragen.  Hier  bildet  es  seit  1880  eine 
eigene  Minist.- Abtlieil  unter  dem  „OWlandforstmcister"  als  Director  (15.000  M.  Geh.). 
Dieser  Abtb.  gehören  mit  der  Dom.-Abth.  zusammen  jetzt  12  vortragende  Rilthe  und 
1  Forstmeister  an.  Für  Verwalt.  u.  Betrieb  der  Staatsforsten  ausserhalb  der  Central- 
verwaltung  fungiren  1883  30  Oberforstmeistcr  (Geh.  i.  D.  5100  M.)  u.  92  Forstmeister 
(Geh.  1.  D.  4800  M.),  zusammen  122  oder  1  auf  21,690  ha.  Forstland,  678  Oberförster 
(Geh.  i.  D.  2550  M.),  1  auf  3908  ha.,  3366  Förster  (Geh.  i.  D.  960  M.),  1  auf  787  ha. 
Auch  344  Waldwärter,  im  Hauptamt  mit  360—660  M.  besoldet  —  In  West-Oester- 
reic  h  das  Forst-  u.  Dom.wesen  jetzt  ebenfalls  eine  Abth.  des  „Ackerbauministeriums", 
1880  mit  1  Oberlandesforstmeister  (Geh.  5500  fl..  Activ.zul.  1000  fl.),  3  Käthen,  4 
Ingenieuren,  1  Förster,  4  Assistenten;  dann  6  Forst-  u.  Dom.directionen  je  mit  1  Ober- 
forstmeistcr (2800 — 3500  fl.  Geh.  und  verschieden  hohen  Activ.zul.),  2  Forstmeistern, 
1 — 2  Viceforstmeistern  u.  weiterem  forstteclin.  u.  Kanzleipersonal,  im  Ganzen  228  Bo« 
amte  bei  d.  6  Forstdirectionen.  Bei  d.  Localverwaltnng  fungiren  78  OberfÖrser  (1  auf 
8246  ha.  Staats  Waldungen),  72  Förster,  9  Forstassist,  532  Forstwarte  u.  im  Ganzen 
970  Bedienstete.     Specielleres   über  die  Dienstverhältnisse  u.   über  d.  GiSissenverhält- 
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nisse  d.  Dienstbezirke  der  Staatsforstboamtcn  im  D.  Reiche  s.  bei  Leo,  Forstl.  Blätter, 
1873  S.  79  ff.  u.  dcrs.  Forststatist.  S.  207  ff.  Die  durchschn.  Grösse  eines  Ober- 
forstbeamten bozirks  inPreussen  ist  hier  87.414  H.,  Max.  Brandenb.  199,910  H.,  Min. 
Westfalen  29,673,  desgleichen  eines  Inspectionsbezirks  20,329,  Max.  Posen  42,842, 
Min.  Westfalen  8*478,  desgleichen  eines  Reviers  3817,  Max.  Posen  6,855,  Min. 
Schlesw.  Holstein  2095  H.  Je  auf  1  Oberforstbeamten,  1  Inspectionsbeamten  und  1 
Bevierverwalter  kam  an  Staatswaldfl&che  in  Baiern  bez.  39,101,  13,034,  1819  H., 
Sachsen  165,006,  12,690,  1278  H.,  Wtirtemb.  94,653,  15,145,  2368,  Baden 
70,003,  —  u.  8271  (Reviere).  — 

Auch  in  Frankreich  stehen  die  Staatsforsten  seit  1S77  unter  dem  Ackerbau- 
Ministerium,  wo  eine  Abth.  dafür  fungirt  (1  Dir.  u.  3  Abth.vorstÄndc,  8  Inspect,  16 
ünterinspect.).  Im  Lande  32  Forstbezirke  mit  39  Dirigenten  (Conservateurs)  u.  General- 
inspectoren  (8—15,000  fr.  Geh.,)  165  Inspect.  (45—6000  fr.),  264  ünterinspect  (3— 
3800  fr.),  219  Oberförstern  u.  3176  Förstern  (700—1600  fr.).  S.  Kaufmann,  Fin. 
Frankr.8  S.  576.    Albert  S.  159. 

§.  244.  —  B.  Die  einzelnen  Geschäfte  der  Staatsforst- 
verwaltnng  folgen  ans  den  Aufgaben,  wie  sie  im  vorigen  §.  bei 
der  Organisation  der  Verwaltung  dargelegt  sind. 

a)  Den  Ausgangspunct  und  die  Grundlage  der  betreffenden 
weiteren  Geschäfte  bildet  die  Ermittlung  und  die  laufende  Evident- 
haltung  des  ^^forstlichen  Thatbestands'',  d.  h.  der  Lage, 
Grenzen,  Grösse,  Beschaffenheit,  des  Holzbestands,  der  Holzarten 
des  Staatsforst-Bodens,  Thatsachen,  welche  dann  für  eine  allge- 
meine Volks wirthschaftliche  Forsts tatistik  zugleich  das  Material 
liefern. 

Vgl.  Albert  §.  108  u.  über  Forststat.  §.  111,  Rau  §.  148  u.  vor.  Aufl.  §.  199, 
wo  die  forsttecbn.  Aufgabe  der  Ermittlung  des  Thatbestands  nicht  gehörig  von  der 
allgemeinen  der  Hcrstellang  einer  Forststatistik  unterschieden  wird.  S.  f.  letztere 
Leo,  Forststat.  u.  ders.  in  d.  Forstl.  Blättern  1874  S.  161  ff.  Die  eigentlich  forst- 
statist.  Fragen  gehören  nicht  in  die  Fin.wiss. 

b)  Alsdann  gilt  es  „die  vorhandene  Holzmasse  jeder  Holz- 
art, jedes  Alters  und  die  Grösse  des  jährlichen  Zuwachses 
abzuschätzen'^  (Kau),  ein  besonders  schwieriges,  nur  allmälig 
von  gettbten  Technikern  durchzufahrendes  Geschäft ,  das  nament- 
lich für  die  Bemessung  des  Zuwachses  umfassende,  neuerdings 
immer  sorgfältiger  und  ergebnissreicher  gewordene  Beobachtungen 
voraussetzt.  Auf  Grund  dieser  Beobachtungen  werden  „Ertrags- 
tafeln"  entworfen. 

Vgl.  Helferich  im  Handb.  d.  polit  Oekon.  I,  §.  8  ff.  u.  die  daselbst  S.  718. 
720,  7?9  ff.  nach  Burckhardt  u.  Baur  mitgetheilten  Tafeln.  S.  Burckhardt, 
Hilt^tafeln  f.  Forsttaxatoren,  Hannover  1873. 

c)  Mit  Hilfe  dieser  vorausgehenden  Arbeiten  ist  der  allgemeine 
Betriebsplan  für  die  Forsten  zu  entwerfen,  d.  h.  (nach  Rau, 
§.  146)  „die  Benutzungsweise  jedes  Waldtheiles,  das  Alter 
der  zu  hauenden  Stämme  (Umtriebszeit),  die  Art  des  Hiebes, 
die  zu  hauende  Holzmenge  (H i e  b  s  m e n  g e)  u.  dgl.  zu  bestimmen. 
Wälder,  bei  denen  die  Holzart  und  das  Alter  des  auf  ihren  ein- 
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zelnen  Abtheilungen  vorhandenen  Holzbestandes  nocli  nicht  den 
erforderlichen  regelmässigen  (Rieht-  oder  Normal-)  Znstand 
haben,  müssen  nach  und  nach  in  denselben  hintlbergefUhrt  werden ; 
Betriebsregulirung  oder  -Einrichtung.  Sind  diese  Plane 
festgestellt  und  die  Waldungen  denselben  gemäss  eingerichtet,  so 
wird  dann  aus  jenen  för  jede  Periode  und  jedes  Jahr  die  Vor- 
schrift ftlr  die  vorzunehmenden  Geschäfte  abgeleitet  (periodischer 
und  jährlicher  Betriebsplan).^'  Dieser  letztere  dient  dabei 
zugleich  als  Grundlage  für  die  Aufstellung  des  Eohertrags  der 
Staatsforsten  in  dem  bestimmten  Etatsjahr. 

Es  wird  dabei  daher  insbesondere  die  Hiebsmenge  reranschlagt.  Bei  ratio- 
neller, auf  die  genügende  Nachhaltigkeit  sehender  Bewirthschaftnng  lässt  sich  diese 
Hiebsmenge  nur  auf  Grund  richtiger  Ertragstafeln  bez.  zuverlässiger  Bestands-  u.  Zu- 
wachsanschläge  des  betreffenden  einzelnen  Waldes  und  Waldtheils  sicher  feststellen. 
Nach  Klima,  Bodenbeschafienheit  Holzart  zeigen  sich  hier  naturliche  Yerschii^en- 
heiten,  ans  denen  man  nicht  ohne  Weiteres  auf  die  Leistungen  der  Forst?erwaltung 
und  etwa  auf  zu  conservative,  den  Holzbestand  yermohrende,  noch  auf  zu  fiscalische, 
ihn  vermindernde  Betriebseinrichtung  schliessen  kann.  Die  erzielten  Durchschnitts- 
Betriebsmengen  hängen  ausserdem  selbstverständlich  von  dem  einmal  überkommenen 
Zustande  des  Waldes,  der  sich  erst  allmälig  verändern  lässt,  ab.  Bei  Vergleichen  der 
Dnrchschnittserträge  der  Forsten  grosser  u.  kleiner  Staaten,  z.  B.  Preussens  u.  deutscher 
Mittel-  u.  Kleinstaaten  ist  auch  wieder  nicht  zu  Übersehen,  dass  die  Durchschn.zahlen 
dort  die  Ergebnisse  vieler  verschiedenartiger  Wälder  sind.  Man  muss  hier  wieder 
nur  zwischen  den  Forsten  einer  Provinz  oder  eines  Kreises  eines  grösseren  Staats  und 
den  diesen  nach  Klima,  Boden boschaffenheit,  Zustand,  AbsatzverhältnisseJi  u.  s.w.  einiger- 
massen  ähnlichen  Forsten  des  Mittel-  oder  Kleinstaats  Vergleiche  anstellen.  Bei  einer 
absichtlichen  Verkürzung  der  ümtriebszeit,  z.  B.  bei  dem  üebergang  von  sehr  langer 
zu  mittlerer  ümtriebszeit  nach  dem  Gesichtspunct  der  Pressler'schen  Schule  vermehrt 
sich  zeitweilig  die  Hiebsmenge  stärker.  Aeltere  Beispiele  bei  Bau  §.  146  Note  c. 
u.  vor.  Aufl.  S.  458  Note  15.  Neue  Beispiele  aus  Preussen  s.  o.  S.  581.  S.  auch 
Albert,  Lehrb.  d.  forstl.  Betriebsregulirung,  1861,  Jude  ich,  Forsteinrichtung,  3.  A. 
Dresden  1879. 

d)  Verwendung  und  Verwerthung  des  Holzes.  Der 
Staat  kann  mit  dem  Holz  seiner  Wälder  entweder  selbst  unmittel- 
bar seinen  Holzbedarf  decken,  das  ältere,  mehr  naturalwirthsehaft- 
liehe  System,  und  nur  den  Ueberschuss  veräussem,  oder  wie  in 
neuerer  Zeit  in  der  Regel,  das  Holz  möglichst  vollständig  durch 
Verkauf  verwerthen,  was  jetzt  im  Allgemeinen  den  Vorzug 
verdient. 

Je  mehr  Staatsberg-,  Hüttenwerke  und-  Staatsfabriken  beseitigt  sind  oder  je  mehr 
die  Stein-  und  Braunkohle  als  Brennstoff  das  Holz  verdrängt,  desto  mehr  ^It  ein 
BedUrfhlss  der  eigenen  Verwendung  fort.  Es  ist  auch  besser,  solche  gewerbliche 
Unternehmungen  des  Staats  und  die  den  eigentlichen  Staatszwecken  dienenden  Anstalten 
(Behörden  u.  s.  w.)  für  ihren  Bedarf  an  Holz  auf  den  Ankauf  zu  verweisen,  weil  dann 
die  Nothwendigkeit  der  Ersparung  mehr  hervortritt,  als  wenn  z.  B.  eine  festgesetzte 
Holzmenge  aus  den  Staatswäldem  abgeliefert  wird  und  von  diesen  Anstalten  verbraucht 
werden  darf.  Jedenfalls  sollte  aber  bei  der  Ablieferung  von  Holz  aus  Staatsforsten 
an  Staatswerke  u.  s.  w.  die  rechnungsmUssige  Durchführung  beim  Aus- 
und  Eingang  nach  den  üblichen  Preisen  erfolgen  (§.  151).  weil  sonst  die  ökono- 
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mische  Lage  der  Forsten  zu  ungünstig  nnd  der  anderen  Staatswerke  zu  gQnstig  er- 
scheint. Es  ist  mir  deshalb  doch  frajsrlich,  o1)  z.  R.  eine  Einrichtung  wie  die  neuer- 
liehe  in  Baden  ganz  richtig  ist  Hier  soll  Holz  auf  den  zu  Waldwegen  benutzten 
Flächen  nicht  mehr  in  den  Abgabesatz  eingerechnet  werden,  was  damit  begrOndet 
wird,  dass  bei  den  gewöhnlichen  schmalen  Waldwegen  sich  Zuwachs  u.  Vorrath  nicht 
im  Verhältniss  der  Grösse  der  abgetriebenen  Fläche  mindern,  oft  gar  nicht,  weil  durch 
vermehrten  Lichtzutritt  der  Zuwachs  an  Randbäumen  gesteigert  wird.  Für  18T6 — 77 
ist  der  Anschlag  der  gewonnenen  Holzmasse  20,218  Festmeter  mit  einem  muthmassl. 
Erlus  (ohne  Abzug  der  Zurichtungskosten)  r.  225,000  M.  Diese  Summe  wOrdc  dann 
fUr  Waldwege  mit  zur  Verfügung  stehen.  Aber  es  wird  auf  diese  Weise  die  Einnahme 
der  Forsten  und  die  Ausgabe  für  Waldwege  z.  Th.  verhüllt.  Vgl.  bad.  Budg.  über  d. 
ordentl.  Ausgabe  u.  Einnahme  f.  1876 — 77,  V.  Abth.,  Finanzmin.,  S.  35  vgl.  mit  S.  5. 
—  Die  preuss.  Bestimm,  über  Abgabe  v.  Holz  f.  Staatsbauten  s.  bei  Rönne,  Staats- 
recht II,  2,  598,  Note  2. 

Zur  besseren  Verwerthung  des  Holzes  dient  besonders  die 
Verbesserung  der  Communicationsmittel,  namentlich 
auch  der  Waldwege  in  den  Forsten  selbst,  ein  so  wichtiger 
Umstand,  dass  es  sich  rechtfertigt,  speciell  dafür  im  ordentlichen 
Ausgabeetat  der  Forstverwaltung  erheblichere  Summen  auszusetzen, 
wie  das  in  der  deutschen  Staatsforst-Administration  auch  üblich  ist. 
Ferner  dient  zur  Erzielung  eines  höheren  Erlöses  mit  Erfolg  das 
„sorgfältige  Aussuchen  der  verschiedenen,  zu  besonderen 
Verwendungen  dienlichen  Holzsorten  (Sortimente), 
welche  einen  höheren  Preis  haben  als  Brennholz,  fUr  die  aber  oft 
erst  Absatzgelegenheit  aufgefunden  werden  muss.  Dahin  gehören 
Bauholz  oder  Nutzholz  zu  mancherlei  Verarbeitung/' 

(Rau  §.  149). 

Der  bad.  Aufwand  für  Flosseinrichtungen  u.  Fahrwege  1876  215,000  M.,  ausser 
dem  vorhin  gen.  Erlöse.  —  Baiern,  A.  für  1870  333,000  fl.  für  Holzabfahrwege. — 
Preussen  1875  z.  Unterhalt,  u.  z.  Neubau  d.  öffentl.  Wege  in  d.  Forsten  1*20 
Mill.  M.,  V.  d.  Samme  v.  3*67  Mill.  M.  f.  Forstcultoren  u.  dgl.  m.  ist  ein  erhebl. 
Thcil  f.  Holzabfuhrwege  bestimmt.  Ausserdem  Prämien  zu  Chausseebanten  im  Inter- 
esse d.  Forstverw.  unter  d.  ausserord.  Ausg.  0*15  Mill.  M.  Im  Etat  f.  1SS3/S4 
4  3  Mill.  M.  (wovon  0*937  bei  d.  Centralverwalt.)  unter  d.  and.  Ausgaben  f.  diverse 
Meliorationszwecke,  wobei  bes.  Bau  u.  Unterhaitang  der  Holzabfuhrwege  u.  Zufuhr- 
haltestellen im  Interesse  der  Forstvcrwalt  Ausserdem  Prämien  zu  Chaussee-  u.  Eisen- 
bahngüterhaltestellen  0*1  Mill.  M. 

Der  Preis  von  Bau-  u.  Nutzholz  ist  der  2-  3fache,  mitunter  d.  4 — Ofache  (z.  B. 
bei  grossen  Schitfshölzern)  desselben  Quantums  Brennholz.  In  Baiern  betrog  das 
aus  d.  Staatsforsten  verkaufte  Bau-  u.  Nutzholz  früher  16,  in  den  60er  J.  an  25% 
der  Holzmenge.  In  Baden  wurden  im  D.  1850—56  19*15  Proc.  Bau-  u.  Nutzholz, 
58*27  Klafterholz,  22*58  Reissig  gewonnen.  Die  Forstverw.  Badens  S.  118,  Durch- 
schnittspreis des  Nutzholzes  1872—74  17- 85,  das  Brennholz  9*30  M.  p.  Festmeter.  — 
0  est  erreich  1870  22  Proc,  insbesondere  Tirol  28  Proc,  Salzburg  6  Proc,  Bau- u. 
Nutzholz.  —  Preussen  A.  1S70:  21  Proc  Bau-  u.  Nutz-.  56  Proc.  Klafter-,  23  Proc 
Stock-  u.  Reisigholz.  Die  starke  Ertragssteigerung  der  Staatsforsten  beruht  z.  Th.  auf 
der  vermehrten  Gewinnung  v.  Nutz-  u.  Bauholz. 

Die  friihcr  wohl  empfohlene  und  in  der  Praxis  vorgekommene  „Ermunterung 
zur  Errichtung  holzverzehrender  Gewcrke",  im  Interesse  der  b^isseren  Verwerthung  des 
Holzes  der  Staatswälder  wird  jetzt  nur  in  seltenen  Ausnahmefällen«  wenn  überhaupt 
iiöthig  erscheinen. 
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Bei  dem  Verkaufe  des  Holzes  nrnss  die  Forstverwaltung 
den  höchsten  möglichen  Erlös  zu  erzielen  suchen,  gemäss 
dem  im  §.  241  aufgestellten  leitenden  Bewirthschaftnngsprincip. 

Bisweilen  wird  jedoch  auch  jetzt  noch  die  entgefcengesetzte  Anfordening  an  die 
Staatsforstwirthschaft  ans  einer  rermeintlich  ««volkswirthschaftlichen  Erwägung  gerichtet, 
(lass  nemlich  die  von  alter  Zeit  her  Übliche  Holzabgabe  für  einen  gemin- 
derten Preis  an  Einzelne  fortgesetzt,  oder  eine  solche  auch  wohl  neu  ein- 
.s:efQhrt  werde.  Man  beruft  sich  hierbei  auf  die  lästige  Stömng,  welche  eine  schnelle 
Erhöhung  der  Holzpreise  auf  den  Haushalt  unbegüterter  Familien  äussert,  und  auf  die 
Verpflichtung  des  Staats,  zur  Unterstützung  der  Dürftigen  oder  auch  einzelner  Gewerbe 
ein  Opfer  zu  bringen/'  (Rau  §.  ]oO\  Die  Frage  ist  eine  ähnliche  wie  die  in  §  237 
berührte.  Die  Forderung  muss  abgewiesen  werden,  weil  eine  solche  Massregel  als 
eine  Terein zelte  im  privatwirthschaftUchen  System  in  unrichtiger  Weise  com- 
munistisch  und  damit  ungerecht  wirkt.  Die  Frage  hängt  daher  wieder  mit  den 
priiicipiellen  Fragen  der  Organisation  der  Yolkswirthschaft  zusammen.  Fungirt  einmal 
für  die  Beschaffung  der  Befriedigungsmittel  fttr  solche  materielle  Bedürfnisse  das 
pri?atwirih8chaftliche  System,  so  ist  es  folgerichtig  und  practisch  nothwendig,  dass 
das  leitende  Princip  dieses  Systems  bei  der  Preisbestimmung  hier  zur  Geltung  komme. 
Das  Vorhandensein  von  Staatswäldern  bedingt  keine  Ausnahme  hiervon.  Vgl.  Wag- 
ner, Grundleg.  ].  Abth.  K.  3.  S.  die  Beweisführung  gegen  das  Postulat  der  Holz- 
al^abe  zu  billigerem  Preise  bei  Rau  §.  150  u.  150a  u.  danach  noch  in  vor.  Aufl. 
§.  202.  Bei  rechtsbeständigen  Ansprüchen  Berechtigter  wird  Ablösung  dieser  Ge- 
rechtsame Platz  greifen  müssen  (§.  245).  Auch  als  Massregel  der  Armcnpolitik 
verlangt  die  unentgeltliche  oder  wohlfeile  Holzabgabe  (unter  d.  Taxe)  an  Dürftige  und 
eigentliche  Arme  Vorsicht,  ist  aber  mitunter  schon  zur  Verhütung  des  Holzdiebstahls 
rätblich.  Am  zweckmassigten  erscheint  es,  „den  Dürftigen  die  ancntgeltliche  Be- 
natzung des  Raff-  und  Leseholzes  und  des  Stockholzes,  wo  das  Aus- 
graben der  Stöcke  unschädlich  ist,  zu  überlassen,  weil  diese  Holzsorten  viel  Arbeit 
erfordern  und  auf  andere  Weise  oft  gar  nicht  für  die  Volkswirthschaft  nutzbar  zu 
machen  sind/'    (Ran  §.  150a;  s.  auch  Röscher,  Ansichten  S.  103). 

e)  Form  des  Holzverkaufs.  Man  hat  vomemlich  zwischen 
zwei  Arten  zu  wählen:  Versteigerung  oder  Verkauf  zur 
Taxe^  woneben  noch  ausnahmsweise  der  Verkauf  gegen  ver- 
einbarte Preise  an  einzelne  Kauflustige,  wie  in  andren  Fällen 
des  privatwirtbschafklichen  Verkehrs,  vorkommen  kann. 

Auf  Grund  umfassender  Erfahrungen  hat  man  in  der  Forstliteratur  für  die  Ver- 
kau£iarten  eine  förmliche  Theorie  ausgebildet.  Vgl.  z.  B.  Albert,  §.  246—256, 
K.  Gay  er,  Forstbenutzung  6.  A.  S.  272  ff.  Auch  hier  handelt  es  sich  um  zahlreiche 
Detailpuncte,  welche  sich  in  d.  Fin.wiss.  nicht  erörtern  lassen. 

Die  Versteigerung  und  zwar  im  Unterschied  von  derjenigen 
auf  dem  Stamme,  wo  der  Käufer  das  Fällen  und  Aufarbeiten 
des  Holzes  selbst  besorgt,  die  Versteigerung  des  Holzes  nach  der 
durch  die  Organe  der  Forstverwaltung  erfolgten  Zu- 
rechtmachung, —  übrigens  des  noch  im  Walde  lagernden 
Holzes  —  ist  das  gegenwärtig  in  der  Staatsforstverwaltung  ange- 
messenste und  auch  das  in  der  Praxis  üblichste  Verfahren.  Der 
Verkauf  von  Holz  nach  Taxen,  welche  alsdann  möglichst  den 
ördichen  Marktpreisen  zu  entsprechen  haben,  empfiehlt  sich  indessen 
auch  heute  noch  in  Ausnahmefällen,  besonders  wenn  dabei  gegen- 

A.  Wairnor,  FinanzwisseDscIiaft  I.    3.  Aofl.  38 
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über  den  Verabredangen  der  Händler  unter  sich,  speciell  bei  den 
Versteigerungen,  das  fiscalische  Interesse  mindestens  eben  so  wie 
bei  der  Versteigerung  gewahrt  und  das  Interesse  der  wirklieben 
Holzeonsumenten  ohne  Benachtheiligung  des  Fiscus  besser  wahr- 
genommen wird. 

Die  Versteigerung  auf  dem  Stamme,  („Block verkaut'")  frUlier  auch  in  Deutsch- 
land vorgekommen ,  noch  jetzt  in  den  Staatsforst^^u  Frankreichs  die  Regel,  hat 
überwiegende  Nachtheile.  Es  werden  ünterschleife  erleichtert,  die  Schonung  de» 
übrigen  Waldes  erAchwert.  Der  auch  ncuerdin^  noch  henrorgehobcnc  Vortheil,  dass 
der  Käufer  mehr  zahlen  könne  und  werde,  weil  er  beim  eii;cnen  Fällen  und  Auf- 
arbeiten des  Holzes  die  Sortimente  mehr  nach  dem  Marktbedurfniss  zubereiten  kduoe. 
soll  doch  practisch  nicht  entscheidend  sein  (Albert  S.  516).  In  Preussen,  Hai  cm, 
Sachsen  ist  die  Ycn>tcigerung  auf  d.  Stocke  in  den  Staatsforsten  regelmäsbig  ausge- 
schlossen, auch  in  WUrtemb.  u.  Baden  nur  in  gewibscn  Ausnahmefällen  zugelassen  teb. 
S.  519).  ücber  Frankreich  s.  Ordonnance  de  Louis  XIV.  sur  le  fait  des  eaux  et 
forets,  13.  Aug.  166U.  Tit.  XV.  ('ode  forcsticr,  Art.  17—46.  Ordonnance  d'cxi^cutiou 
vom  1.  August  1827,  Art.  7H — 1)6.  Die  zum  Hiebe  bestimmten  Waldstrecken  werden 
durch  verpflichtete  l'orstgeometcr  (arpcntcurs)  vermessen  und  nach  ihrem  Holzvoixathe 
abgeschätzt,  die  zu  veiischonenden  oder  auch  die  zu  schlagenden  Baume  ausgezeichset. 
die  Bedingungen  des  Kaufes  (cahier  des  chargcs)  entworfen,  die  Vcrsteigerong  wird 
14  Tage  vorher  bekannt  gemacht.  Der  Zuschlag  erfolgt  bisweilen  nach  alterthOmlicher 
Weise  durch  Verlöschen  eine^  Lichtes,  doch  ist  v'm  Nachgebot  bis  zum  folgeodrn 
Mittag  erlaubt,  woferne  Vs  mehr  geboten  wird.  (Nach  der  0.  v.  1669.  Tit.  XV. 
Art.  31,  82  war  eben  so  lange  ein  Nachgebet  von  ^^3,  ticrcement.  und  dann  noch 
ein  weiteres  um  '/q,  semi -  tiercement  oder  doublcmont,  erlaubt)  Die  Käufer  sind 
mancherlei  Beschränkungen  und  Verpflichtungen  unterworfen.  Joder  Holzverkauf  ohne 
Versteigerung  ist  bei  3---6000  Fr.  Strafe  den  For^tboamtcn  untersagt.  Beispiel  eine^ 
cahier  de  cliarges  in  Annale-s  forest.  2.  annec.  S.  290.  Der  Meistbietende  hat  noch 
IV«  Pi'oc.  weitere  Gebühr  zu  entrichten.  (Kau).  V^l.  über  d.  bisher.  Verhältniaae 
in  Deutsch-Lothringen  Bernhardt,  forstlich«-  V»rhältn.  v.  D.  L.,  BerL  1871 
S.  61;  deutsche  Methode  sofort  eingeleitet  S.  Vogcliresang,  Holzverkauf  o.  Holz- 
taxen, in  d.  roi-sll.  Blättern  1876  S.  129  fl'.  vcingohcml  Über  d.  französ.  Vorfahren; 
franzöä.  Lastenheft  das.  S.   VV\  Kx    Alb.rt  §.  252,  Gay  er  S.  2S1,  2S5. 

Das  andere  Verfahren.  Versteigerung  des  HoI/<^  in  gehauenem  Zustande  im 
Walde  (.auch  Detail  verkauf  genannt)  ist  für  die  Waldciiltur  be„ss<>r  und  crgiebt  im 
Ganzen  die  loluiendsten  Pnisc  für  den  Wald  besitz  r.  Das  Priricip  der  Versteigerung 
ist  auch  hier  eiru«  (yonsetjuenz  d«*s  privatwirthschaftlichon  Ooncurrenzsystems  und  zeigt 
in  der  Praxis  die  Vortheile  und  Naclitheilc  dr>s«;ll»en.  Dass  dabei  gegen  das  rt?>- 
e^Uische  Interesse  Verabredungen  der  Kauflustigen  bei  der  Versteigerung:^  vor- 
kommen und  sicli  schwer  verhindern  lassen,  hat  sieh  in  neuerer  Zeit  immer  mehr 
gezeigt  (s.  An»ert  S.  .'»üJ»,  50S,  (iayer  S.  2S5  sogen.  „Comp lo  t  tbildung.  „Coa- 
litiouen").  Dass  nicht  minder  geleirentliche  Ausbeutuu'r  des  PuMicums  in  Fols-e 
monopolistischer  (iestaltung  des  Holzhantkls  oder  in  Folge  von  Preisvcrabrcduugcn  der 
Holzhändlcr  vurkomuit.  ist  ebensowenig  zu  lauiriien.  In  diesen  Fällen  sind  im  fis- 
calischon  Interesse  beizendere  Vorkehrungen  gebo'ten  1  Aufhebung  der  VersUagemogs- 
termine,  schon  erste  Ausbietung  über  der  Taxe,  in  Preussen  bis  zu  20%^.  aber 
selten  ausreichend.  Für  das  Consu  menienintcresse  wird  unter  Umständen  trotz  der 
sonstigen  Bedenken  das  Holzmagazin  des  Staats  oder  der  Gemeinde  einige 
Abhilfe  bieten  können. 

Rau  $}.  151  weist  die  Möglichkeit  der  moni»polist  Ausbeutung  der  Consumentcn 
unbedingt  ab,  was  zu  weit  geht.  Es  gilt  hier  immer  das  in  meiner  Grundlcg.  über 
d.  Conen rrenz  gesagte,  lieber  Naehthcilc  des  Staats  beim  Auctionssystem  s.  Schier 
in  d.  Forstl.  Bl.  1S73  S.  266  ff.  Die  Verdrängung^  des  älteren  Systems  der  Abgabe 
zur  (meist  zu  niedrigen)  Taxe  durch  dasjenige  der  Versteigerung  in  deutschen  Ländern, 
auch  Preussen,  im  Laufe  dieses  Jahrhundorts  ist  wieder  eine  characteristisdlic  Er- 
scheinung der  pmctischen  Verbreitung  des  Concnrrenzprincips.  S.  weitere  Daten  Ober 
die  Form  des  Verkaufs   bei   Bau   8.  151,  bes.  in  d.  Noten  u.   meist  danach    in    vor. 
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Aufl.  §.  203.  Der  Yersteigernng  wird  regehnäsaig  ein  Taxpreis  als  erster  Ausni£i- 
preis  zü  Gründe  gelegt  u.  dann  entweder  hin  aufgeboten  (so  meist  bei  uns)  oder 
hin  ab  geboten  (Frankreich).  Letztere  Form  kann  im  Interesse  der  Holzconsumenten 
gegenüber  chicanöser,  monopolsüchtiger  Concurrenz  der  Holzhändler  liegen  (Albert 
S.  506).  Von  Wichtigkeit  für  das  Ergebniss  sind  die  weiteren  Versteigerungs- 
bedingungen, insbesondere  die  Zahlungsbedingungen  (Baarzahlung,  Credit  und 
Dauer  der  Fristen  dafür«  Verlangen  der  vollen  Zahlung  vor  Ueberweisung  dos  Materials« 
wie  in  Preussen,  Sachsen,  Würtemb. ,  Albert  S.  501),  die  Grundsätze  f.  d.  Fest- 
stellung der  Taxen  für  die  ersten  Ansrufspreisc  u.  die  Bedingungen  für  einen  Ver- 
kauf darunter  bei  dem  Hinaufbietungsverfahren,  die  (übliche)  Mündlichkeit  oder  die 
Schriftlichkeit(Submissionssystem,  letzteres  auch  inPreussen  vorkommend)derVersteigerung. 

Das  ältere  System  der  Abgabe  des  Holzes,  regelmässig  gehauen  u.  aufgestellt 
im  Walde,  gegen  Taxe  entsprach  den  früheren  mehr  patriarchalischen  W^irthschafts- 
rerhältnissen.  Es  war  aber  auch  hier  für  die  Verwaltung  mühsamer,  Hess  leichter 
die  Begünstigung  einzelner  Käufer  zu  und  war  fiscalisch  oftmals  unvortheilhaft ,  weil 
man  die  Taxen  zu  niedrig  hielt,  —  ein  freilich  abstellbarer  Oebelstand. 

Ausser  in  dieser  Weise  kann  der  Detail  verkauf  von  Holz  auch  von  Holzmaga- 
zinen  (HolzhOfen,  Holzgärten)  aus  erfolgen,  wohin  das  Holz  auf  Rechnung 
der  Forstverwaltung  gebracht  wird  und  wo  es  in  beliebigen  Partieen  jederzeit  zu 
Verkauf  steht.  Diese  Einrichtung  bestand  früher  vielfach  in  Deutschland,  ist  aber 
neuerdings  auch  immer  mehr  beseitigt  oder  eingeschränkt  worden.  Das  Missliche  ist 
dabei  die  Uebernahme  der  Transportarbeit  durch  die  Forst  Verwaltung  und  der 
Hinzutritt  einer  gewissen  Handelsthätigkeit,  namentlich  wenn  etwa  auch  aus  Privat- 
wäldem  Holz  hinzugekaufl  wird.  Die  ehemalige  geringere  Entwicklung  des  Transport- 
wesens und  des  privaten  Holzhandels,  die  Verfügung  über  flOssbare  Gewässer  von  den 
Forsten  her,  besonders  aus  Gebirgsforsten,  und  die  Interessen  der  Holzconsumenten  in 
den  von  den  Staatsforsten  fem  liegenden  Gegenden  Hess  diese  Einrichtung  früher 
öfters  zweckmässig  erscheinen.  Ihre  finanziellen  Ergebnisse  waren  indessen  gewöhnlich 
nicht  eben  günstig.  Gegenwärtig  könnte  nur  die  Wahrnehmung  einer  ^anz  unge- 
nügenden, zu  monopolistischer  Ausbeutung  der  Holzconsumenten  führenden  Function 
des  Privatholzhandels  eine  allgemeinere  Kückkehr  zu  diesem  System  der  staatlichen 
Holzmagazine  erwägenswerth  machen,  das  fiscalische  Interesse  kaum.  Sonst  wird  nur 
ausnahmsweise  ein  solches  Magazin  zu  erhalten  sein.  Das  Verflössen  des  Holzes 
durch  die  Forstverwaltung  —  wie  Ran  meint  am  Besten  im  Verding  mit  Verabredung 
einer  gewissen  Quote  für  Abgang  —  kann  unter  umständen  beibehalten  werden,  wo 
dann  Versteigerung  am  Ankunftsort  erfolgt.  Die  Verluste  an  der  Menge  u  z.  Th. 
an  der  Güte  des  Holzes  beim  Verflössen  haben  aber  jetzt  schon  öfters  den  Debergang 
des  Holzes  auf  die  Eisenbahnen  zweckmässiger  gemacht.  Dabei  sind  dann  geeignete 
Ladestellen,  eventuell  mit  auf  Kosten  der  Forstrerwaltung  (Preussen,  s.  o.  S.  592) 
zu  schaffen  u.  billige  Frachttarife  für  Holz^zu  erwirken.  —  Vgl.  Rau  §.  151, 
vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  470,  471,  woselbst  auch  einige  ältere  Statist.  Daten.  In 
Baden  sind  die  letzten  Holzhöfe  schon  lb35  aufgehoben.  In  Würtemb.  besteht 
noch  ein  grösserer  zu  Stuttgart,  zugleich  mit  f.  d.  Brennholzbedarf  der  Behörden  u. 
des  Hofs,  nebst  3  kleineren.  Reinertr.  jährl.  (1870—80)  29,000  M.  Auch  in  Baiern, 
Sachsen  noch  einige  Holzhöfe.  Die  Ertragsverhältnisse  sind  schwer  zu  beurtheilen. 
da  hie  wesentlich  mit  von  dem  Preise  abhängen,  zu  dem  das  Holz  den  Höfen  von  d. 
Forstverwalt.  überlassen  wird.  In  Preussen  im  Et  f.  1888/84  nur  noch  eine  ganz 
kleine  Brennholzniederlage  im  R.-B.  Stettin  (Einn.  2880,  Ausg.  1770  M.)  angeführt, 
kleine  Flössereien  noch  in  Schlesien.  Auch  Sagemühlen  betrieb  auf  flscalischc 
Rechnung  kommt  übrigens  vor,  so  in  d.  Prov.  Hannover  in  zieml.  erhebl.  Maassc 
(Roheinn.  648,000  M.,  Betriebskosten  564,000  M.).  Deber  Holzmagazine  Albert 
§.  25Ö,  über  d.  Technische  dabei  Gayer  a.  a.  0.  S.  289  ff.,  eb.  S.  298  ff.  über 
Holztransport,  Trift-Flösserei. 

• 

§.  245.  —  C.  „Forstliche  Nebennutzungen"  im 
e  Dgeren  Sinne  nennt  man  die  ausser  der  eigentlichen  Holzgewinnnng^ 
der  „Haaptnatzang'%  vorkommenden  Nutzungen  wie  Viehmast, 
Oraasehnitty  Weide,   Streusammeln ,  Harzscharren  im  Walde.    Im 
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weiteren  Sinne  gehören  dabin  auch  Torfgräbereien ,  Baamschul- 
betrieb,  dann  Jagd  auf  eigenem  Boden  oder  auf  Grund  von 
privat reebtlicben  Titeln  auf  fremdem  Grund  und  Boden^  mitnoter 
auch  Fischerei,  von  welchen  beiden  der  folgende  Abschnitt  noch 
näher  handelt.  Die  Nebennutzungen  im  engeren  Sinne  zerfallen 
rechtlich  in  zweiKategorieen;  nemlich  in  diejenigen,  welche  Dritten 
als  Gerechtsame  nach  servitutischem  Rechte  gegenüber  dem 
Forste  zustehen  und  in  diejenigen,  über  welche  der  Forstbesitzer 
als  solcher  freie  Verfügung  hat.  Die  erstcren,  zu  denen  mitunter 
auch  noch  gewisse  B eh olzungsrcchte  oder  Berechtigungen  Dritter 
(der  Adjacenten)  auf  Bau  ,  Nutz-,  Brennholz  gehören,  sind  ge- 
schichtlich oft  alten  Ursprungs  und  vielfach  Reste  des  einstigen, 
durch  die  Inforestirung  zu  Gunsten  des  Landesherren  verdrängten 
ehemaligen  „Gemeineigenthums'^  an  den  Wäldern.  In  der  älteren 
extensiven  Periode  der  Waldwirthschaft  von  geringerem  Nachtheile, 
werden  sie  später  schädlicher,  zumal  bei  schwer  zu  verhütender 
übermässiger  oder  doch  nicht  genügend  schonsamer  Ausnutzung. 
Im  Forstinteresse  ist  daher  vor  Allem  eine  richtige  Begrenzung 
der  thatsächlichen  Ausübung  dieser  Gerechtsame,  weiter  womöglich 
eine  Beschränkung  derselben  auf  die  Fälle  wirklich  unschäd- 
licher Nutzung  und  schliesslich  eine  Beseitigung  dieser  Rechte 
im  Wege  der  Ablösung  zu  erstreben.  Dabei  entstehen  aber 
Conflicte  zwischen  dem  forstwirthsebaftlichen  Interesse  des  Wald- 
besitzers und  dem  landwirthschaftlichen  Interesse  der  Berechtigten, 
welches  letztere,  z.  B.  bei  dem  mit  auf  Weide-  und  Streube- 
rechtigungen  im  Walde  begründeten  Landwirthschaftsbetriebe  doch 
auch  eine  allgemeinere  volkswirthschaftliche  Bedeutung  hat  und 
nicht  ohne  Weitres  dem  volkswirthschaftlichen  Interesse  am  Forste 
nachsteht.  Hier  gilt  es  abzuwägen  und,  bevor  die  Gerechtsame 
abgelöst  worden,  möglichst  eine  solche  Umgestaltung  des  land- 
wirthschaftlichen Betriebs,  welche  Streu  u.  s.  w.  entbehrlich  macht, 
zu  befördern  oder  sie  abzuwarten.  Die  Ablösung  selbst  kann 
entweder  durch  Abtretung  geeigneter,  für  die  Holzzucht  des  Staats 
entbehrlicher  und  zu  anderen  Benutzungen  gut  verwendbarer  Grund 
stücke  oder  durch  Geld  erfolgen.  Wo  Gerechtsame  auf  Holz  aus 
den  Staatsforsten  bestehen  und  verbleiben,  erstrecken  sie  sich 
übrigens  regelmässig  auch  nur  auf  den  wirklichen  Holzbedarf 
des  Berechtigten,  und  zwar  nur  zur  eigenen  Benutzung,  nicht 
zum  Verkauf.  Demgemäss  ist  die  Controle  auszuüben.  Die  freien 
oder  durch  Ablösung  frei  gewordenen  Nebennutznngen  werden  in 
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einem  dem  Walde  unschädlichen  Umfange  üblicher  Weise  am  Besten 
durch  Verpachtung  auf  Zeit  verwerthet. 

Weiteres,  I>e8.  über  die  Forstsccvitnten  u.  deren  Regelung  gehört  in  die 
Volkswirthsch.poHtik  u.  in  die  b'orstwissensch.  Vgl.  Ran,  Volksw.sch.polit.  §.  78—75, 
161—163.  Röscher,  System  11,  §.  191  fl.,  ders.  in  «I.  „Ansichten"  S.  102  (bes. 
über  d.  Abwägung  der  land-  u.  forstwirthsch.  Interessen).  Hclferich  in  SchOnberg's 
llandbnch  d.  pol.  Ock.  I,  749  if.  Haa  Fin.  U,  §.  148,  152  a.  vor.  Aufl.  dieses  Bands 
§.  200.  204.  üeber  d.  Bedentunj?  der  Waldstrcu  f.  d.  Forst  s.  Ebormayer,  Lehre 
T.  d.  Waldstrea  mit  Rttcks.  auf  d.  ehem.  Statik  des  Waldbaus,  Berl.  1S76.  Albert, 
Forstsernr.ablös.  Wür^b.  1868,  ders.  Forstvcrwalt.  §.  65,  67,  254,  255.  Eingehend 
über  d.  Technische  der  Nebonnutzangen  bes.  K.  Gay  er.  Forstbenutzung,  Th.  II, 
S.  401  If.  Die  Staatswälder,  bes.  im  mittleren  u.  sttdl.  Deutschland,  sind  gewöhnlich 
am  Meisten  mit  Senituten  belastet  gewesen,  die  Ablösunü:  (.,Purification'*)  hat 
aber  in  neuerer  Zeit  erhebliche  Fortschritte  gemacht.  Die  Etats  enthalten  dafür  ge- 
wöhnlich jährlich  gewisse  grössere  Summen,  z.  B.  in  Preussen  1875,  1*445,  1883/84 
11  M.  M.  im  Exiraord.  d.  Forstverwalt. ,  in  Bai  ein  längere  Zeit  jährl.  400,000  fl. 
Noch  jetzt  entgehen  dem  Staate  durch  diese  Gerechtsame  aber  nicht  unerhebliche 
Erträge  (s.  o.  S.  581).  Die  Verminderung  des  Holzertrags  durch  d.  Streu berechtlgungen 
wurden  in  Baiern's  Staatsforsten  früher  auf  ll"/o  veranschlagt.  — 

Die  Verwetthung  der  freien  Nebennutzungen  hün«?t  auch  mit  von  Rücksichten 
auf  die  Holzzucht  u.  vom  Stand  der  Holzpreise  ab.  „In  entlegenen  Gebirgsgegenden 
kann  z.  B.  das  Harzscharren  zulässig  sein,  während  es  bei  gutem  Absätze  des  HoIz43S 
wegen  seines  schädlichen  Einflusses  auf  die  Gesundheit  der  Büume  aufgegeben  werden 
muss*'  (Rau).  Vielleicht  mit  daher  Abnahme  der  Harzgewinnung  in  Baiorn,  1S25— .Hl 
S124  fl.,  1861—67  5897  fl.,  27-4'»/u  weniger.  Im  üebrigen  zeigen  auch  die  Neben- 
nutzungen steigende  Erträge  u.  sind  finanziell  nicht  unerheblich  trotz  der  Berechtigungen 
Dritter.  Z.  B.  Preussen  aus  Neben nutzangen  (ohne  Jagd)  1875  u.  1883/84  bez. 
3-405  u.  4  221  Mill.  M.,  aus  Torfgräberei  0*295  u.  0-338,  aus  Wiescnanlagen  0069 
u.  0-1  M.  M.,  ans  Flösserei  1888/84  36,000  M.,  aus  grösseren  Baumschulen  22,000  ^U 
i.  G.  1875  c  7-3,  jetzt  c.  9Vo  vom  Rohertrag  der  Forstverwalt.  In  Baden  1876  Ertr.  d. 
Forstnebennutzungen  c.  2%  des  Holzerlöses.  In  Baiern  1825—31  i.  D.  168,000  fl., 
1861—67  455,000  fl.,  p.  Tagwerk  bez.  4  u.  10  Kreuzer;  incl.  Abgaben  an  Berechtigte 
bez.  369,000  n   876,000  fl.    Baier.  btat.  Ztschr.  1871  S.  156. 

D.  Von  sonatigen  Massregeln  der  Wald  pflege  der  Staats- 
l'orsten  ist  die  Anlegung  neuer  Waldeultureu  auf  ,,unbe- 
dingtem''  und  ,,bedingtem^^  Waldboden,  auf  Blossen  innerhalb  der 
Staatsforsten  besonders  wichtig.  Sie  ist  von  der  Staatsforstverwaltung 
mit  ihrem  einmal  vorhandenen  Personal  gewöhnlich  leichter,  wohl- 
feiler und  zweckmässiger  als  von  Privaten  auszuführen  (§.  238, 
8.  578).  Zu  diesem  Behufe  empfiehlt  sich  unter  Umständen  auch 
der  Ankauf  geeigneter  Grundstücke,  besonders  solcher,  welche 
zur  Landwirthschatl  wenig  taugen  und  zugleich  zur  Arrondirung 
der  Staatswälder  dienen. 

Aoch  für  diese  Zwecke  werden  in  unseren  Staaten  regelmibäig  jährlich  im  Etat 
Siunmen  ausgeworfen,  so  in  Preussen  in  d.  allgem.  Meliorationstitel  20. 

3.  Abschnitt 
Jagd  und  FisehereL 

Baa  behandelt  die  Jagd  n.  Fischerei  unter  den  ßegalien,  5.  A.,  §.  1U2  bi& 
195  u.  erwähnt  die  Jagd  unter  den  foretl.  Nebennutzongen  in  §.  152.  Abweichend 
hierrou  schon  meine  Behandlung  in  d.  6.  A.  v.  Rau,  §.  187 — 190. 
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I.  —  D  i  e  J  a  g;  d.  §.  246.  Die  Einnahmen  aas  der  Jagd  sind 
verschiedenartig  nach  der  Gestaltung  des  Jagdrechts. 

A.  Drei  Arten  des  Jagdrechts  sind  hier  zu  unterscheiden: 

1.  Der  Staat  kann  die  Jagd  als  Grundbesitzer,  also  insbe- 
sondere als  Domänen-  und  Forstbesitzer  haben,  wenn  das  Jagdrecbt 
entweder  Pertinenz  des  Grundeigenthums  oder  eine  grand- 
herrliche Gerechtsame  auf  fremdem  Grund  und  Boden  ist. 

2.  Der  Staat  kann  die  Jagd  auf  Grund  eines  Regals  (Jagd- 
regal)  auf  Privatländereien  besitzen. 

3.  Der  Staat  kann,  auch  wo  die  Jagd  Pertinenz  des  Grund- 
eigenthums ist,  die  Ausübung  des  eigenen  oder  des  erpach- 
teten Jagdrechts  eines  Privaten  an  eine  Bedingung  knüpfen 
und  dafür  Abgaben  erheben. 

Das  Jagdregal  unterscheidet  sich  sowohl  von  den  guts- 
herrlichen Rechten,  die  privatrechtlicher  Art  sind,  wesentlich, 
als  auch  von  der  Jagdhoheit  und  dem  Wildbanne,  d.  h. 
dem  Rechte  der  Leitung  des  Jagdwesens  aus  dem  Standpunkte 
der  Volkswirthschaftspflege  (Rau).  Es  trägt  die  Merkmale  eines 
Hoheitsrechts  an  sich,  das  aber  weniger  einen  finanziellen,  als 
vielmehr  den  Zweck  hatte,  dem  Landesherrn  eine  ausgedehnte  Jagd 
zu  ermöglichen. 

Auch  war  es  nicht  immer  nnd  nicht  UberaU  ein  ausschliessliches  Recht  d^s 
Staats  oder  Landesherrn,  indem  „?iele  Grondeigner«  insbesondre  Besitzer  Ton  Ritter- 
gütern, sich  von  Alters  her  im  Besitze  des  Jagdrechts  behauptet  hatten,  wenigstens 
in  Ansehung  der  niederen  Ja^rd,  während  die  hohe  Jagd  in  der  Regel  der  Regierung 
zugefallen  ist.  Das  Regal  erstreckt  sich  demnach  auf  diejenigen  Jagdbezirke  und  Arten  de» 
Wilds,  in  denen  nicht  schon  eine  Privatperson  oder  Körperschaft  jagdberechtigt  ist" 
(Uau  §.  19*2).  In  der  Entwicklung  des  Jagdrechts  lassen  sich  mit  Rau  3  Perioden 
unterscheiden:  1)  Auch  als  die  Jagd  nicht  mehr  Hauptnahmngsquelle  war,  blieb  sie 
docli  so  beliebt,  dass  die  freie  Pursch  lange  fortdauerte.  2)  AUmälig  sicherten  sich 
die  Grundeigner  das  Jagdrecht  ausschliesslich.  3)  Erst  gegen  Ende  des  Mittelalters 
gelang  es  den  Landesherren,  auch  in  vielen  Privatwalduugen  das  Jagdrecht  an  sich 
zu  ziehen.  In  Deutschland  vertheidigten  die  Juristen  dieses  ausschliessliche  Jagdrecbt 
der  Territorial herron  nach  der  fiscal.  Lehre  von  d.  herrenlosen  Gütern,  welche  sie 
auf  die  wilden  Thiere  anwandten,  seit  .dem  16.  Jahrhundert  HuUmann,  Finanz- 
geschichte,  S.  43,  Mittermaier,  §.  213—215.  Beseler,  D.  Privatrecht,  §.  196. 
In  Deutschland  „besteht  oder  bestand  eine  gemeinrechtliche  Vermuthung  für  die 
Regalität  der  Jagd  nicht,  sondern  es  hing  von  dem  einzelnen  Particularrechte  ab,  ob 
und  in  welchem  Umfange  sie  begründet  war.'*    Nach  Beseler,  S.  S14. 

,,Die  neue  Einführung  des  Jagdregals  würde  als  unnOthiger 
Eingriff  in  das  Grundeigentbumsrecht  nicht  zu  billigen  sein.  Wo 
es  lange  besteht,  ist  von  rechtlicher  Seite  nichts  gegen  den  Fort- 
bestand einzuwenden.^'  (Rau  §  193).  Der  Wildstand  wird  dabei 
mehr  geschont  werden  als  bei  Freigebung  der  Jagd.  Aber  gerade 
dieser  Umstand  bringt  Gefahren  für  die  landwirthschaftliche  Cultnr 
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mit  sich  und  die  im  Jagdregal  liegende  Besebränkung  der  Kechte 
des  GruDdeigeDthümers  wird  später  regelmässig  sehr  lästig  em* 
pfandeD.  Deshalb  bat  man  neuerdings  das  Jagdregal  in  unseren 
Staaten  sammt  allen  Jagdrecbten  auob  privatreehtlicben  Ursprungs 
auf  fremdem  Boden  meistens  gesetzlieb  aufgehoben. 

Aufhebung  des  Jagdregals  in  Frankreich.  11.  Aug.  1789,  in  Deutsch- 
land meist  1S4S.  Prouss.  Gesetz  v.  31.  Oct  1848:  jedes  Jagdrecht  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  ohne  Entschädigung  aufgehoben.  Jagdpolizeiges.  v.  7.  März  1S50. 
Das  Jagdrecht  in  den  neueren  Gesetzen  wieder  als  Ausfluss  des  Grundcigenthums  be- 
handelt, selbst  die  Bestellung  des  Jagdrechts  auf  fremdem  Grund  und  Boden  als  Grund- 
gerechtigkeit untersagt  (Beselcr,  S.  S15),  die  Ausabun^*  der  Jagd  aber  beschränkt. 
Namentlich  ist  die  eigene  Ausübung  d«T  Jagd  an  eine  bestimmte  Grösse  des  Land- 
guts geknüpft  und  die  Gemeiod<?n  sind  verhalten  worden,  sie  zu  verpachten  oder  Be- 
auftragte anzustellen  (vgl.  Bau,  Yolkswirthschaftspol. ,  §.  174.  u.  das  gen.  preuss. 
(lesetz). 

Wo  das  Jagdregal  oder  ein  Privatjagdrecht  auf  fremdem 
Grund  und  Boden  besteht,  ist  die  Aufbebung  solcher  Rechte  ohne 
Entschädigung  nicht  geboten ,  ja  kaum  zu  rechtfertigen.  Die  Ent- 
schädigung, die  also  dann  auch  dem  Staate  zusteht,  kann  nach 
den  allgemeinen  Grundsätzen  der  Ablösung  dinglicher  Rechte  u.  s.  w. 
erfolgen,  §.  234.  In  der  Praxis  ist  sie  freilich  bisweilen  unter* 
blieben,  wenn  die  sehr  unbeliebten  Jagdrechte  in  politisch  unruhiger 
Zeit  aufgehoben  worden  sind. 

Z.  B.  in  Preussen  nach  Gesetz  v.  31.  Oct  \bib.  Anders*  in  Sachsen,  wo 
dem  Staate  125.1  von  sämmtl.  5$.S3  Jagdrechten  gehOrtin.  Ablösungssumme  dieser 
Oomanialjagden  lSb,945  Thlr.,  wogegen  der  Staat  zu  allen  Jagdrechtsablteungeu  einen 
Zuschuss  von  485,304  Thlr.  gab. 

§.  247.  —  B.  Ausnutzung  der  Jagd.  Das  Jagdregal  wie 
die  Jagd  anf  eigenem  Boden  und  als  grandherrliche  Gerechtsame 
kann  der  Staat  ausnutzen: 

1.  durch  Selbstverwaltung,  indem  das  von  den  Jägern, 
bez.  den  Forstbedienten  „erlegte  Wild  auf  Staatsrechnung  verkauft 
und  dem  Jäger  eine  kleine  Vergütung  für  jedes  Stück  bezahlt  wird'^ ; 

2.  durch  Ueberlassung  des  Jagdrechts  an  das  Forstpersonal 
als  Gehaltsquote,  wobei  indessen  die  Gefahr  zu  starker  Verminde- 
rung des  Wildstands  und  zu  grosser  Abziehung  der  Forstleute  von 
ihrem  jetzigen  Hauptberuf,  der  Forstverwaltung,  verhütet  werden 
müsstc; 

3.  durch  Verpachtung,  die  in  der  Regel  vortheilhafter  ist 
und  den  Nutzen  hat,  dass  die  Forstleute  weniger  von  ihrem  eigent- 
lichen Berufe  abgezogen  werden;  den  Jagdpachtem  wird  die 
Schonung  des  Wildstands,  die  Beschränkung  desselben  zur  Ver- 
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btttang  von  Feldscbäden  und  der  Ersatz  solcher  Beschädigaogen 
zur  Pflicht  gemacht; 

4.  ,ybeim  Jagdregal  speciell  durch  Ueberlassung  der 
Ausübung  desselben  an  grössere  Grundbesitzer  aaf 
ihrem  Gebiete,  doch  mit  Vorbehalt  des  Widerrufs  im  Fall  einer 
Zerstückelung  der  Besitzungen.  Dies  ist  weniger  einträglich  als 
die  Verpachtung,  aber  sehr  einfach  und  befreit  die  Grundeigner 
von  allen  Belästigungen/^    (Bau). 

Die  Ausübung  der  Jagd  in  eigener  Regie  gilt  übrigens  den 
Forstschriftstellern  auch  gegenwärtig  doch  noch  im  forstlichen 
Interesse  gelegen.    So  Albert,  Forstverwalt.  S.  225. 

Ertrag  fUr  den  Staat:  Preussen,  A.  fUr  1870  (iocl.  ucue  Prov.):  Jag<l 
97,964  TUT.,  wov.  10,740  Rente.  fUr  abgelöstes  Jagdrecht,  49,066  aus  Verpacht,  3S,15S 
ans  eig.  Admioistr.;  Vervaltungskosten  der  Jagd  18,550.  1875  Ertrag  302,106  31., 
JagdFerwaltongskosten  55,650  M.,  18S3/84  bez.  339,100  u.  74,000  M.  —  Baiern  A. 
1870,  Jagd  roh  55,037,  rein  27,084  fl.,  wirkL  Ertr.  1868  54,428  fl.,  Reinertrag:  34,436. 
Der  Reinertrag  ist  meist  an  60^/^)  des  Rohertrags.  Etwa  %  ^^  Ertrags  aas  Begie, 
^/,  aus  Verpachtung.  Die  Verpachtung  soll  seit  1850  zur  Regel  Verden,  was  aber 
noch  nicht  erreicht  ist  —  Baden  Rohertr.  d.  Jagden  A.  1876  24,735  M. 

„Je  mehr  man  zur  Verhütung  des  Wildschadens  thut,  desto  mehr  muss  der  U'ild- 
ätand ,  also  der  Ertrag  der  Jagd  abnehmen.  Zur  Sicherung  desselben  gehören  vor- 
züglich Massregeln  gegen  Wilddiebstahl,  die  ausser  der  Waldhut  auch  in  der  Aufeicht 
über  den  Handel  der  Privatpersonen  mit  Wild  bestehen.  Dagegen  müssen  die  mancheiiei 
Lasten,  die  ehemals  den  in  der  Nähe  von  Jagdbezirken  des  Staats  wohnenden  Land- 
leuten aufgelegt  waren,  —  keine  Folge  des  Regals,  sondern  meist  auf  Grund  der  Guts- 
oder  Vogteiherrschaft  entstanden,  Beseler,  S.  815  —  z.  B.  Jagdfrohnden,  Bekösti^ong 
der  Jäger  und  Hunde  u.  dgl.  m.,  vollständig  aufgehoben  werden,  wie  dies  die  neueren 
Jagdgesetze  (z.  B.  Preuss.  Ges.  v.  2.  März  1850,  §.  3,  Nr.  6),  auch  meistens  gethan 
haben."  (Rau  §.  194\ 

C.  Einnahmen  ans  Jagdscheinen.  Jagdscheine, 
d.  h.  Legitimations-  bez.  auch  Erlaubniss-Papiere,  an  deren  Besitz 
das  Recht  der  Ausübung  der  Jagd  ttir  jeden  Privaten,  auch  ftir 
den  Grundeigner,  der  auf  seinem  eigenen  Gebiete  jagt,  in  den 
neueren  Gesetzen  in  der  Regel  gebunden  ist,  (z.  B.  Preuss.  Ges. 
V.  7.  März  1850,  §.  14)  haben  eine  polizeiliche  Bedeutung. 
Eine  dafHr  erhobene  Abgabe  kann  den  Charakter  der  Gebühr 
annehmen,  insofern  aus  dem  Ertrage  ein  Beitrag  zu  den  Kosten  der 
Jagdpolizeiverwaltung  geliefert  wird.  Die  Jagdscheinabgaben  lassen 
sich  andererseits,  namentlich  wenn  sie  in  höheren  Sätzen  erhoben 
würden,  auch  als  Genusssteuern  und  bei  berufsmässigen  Jägern, 
welche  vom  Ertrage  der  Jagd  ein  Einkommen  beziehen  wollen, 
als  eine  besondere  Form  der  Gewerbesteuer  auffassen. 

In  Preussen  muss  jedes  Jahr  ein  Jagdschein  ftir  1  Thir.  gelöst  werden,  der 
Ertrag  kommt  in  die  Ereiscommunalkasse  des  Wohnorts  des  Jagdscheinentnehmers; 
ob.  Ges.  §.  14. 
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II.  —  §.  248.  Fischerei.  Aach  sie  kann  dem  Staate  als 
Eigenthtlmer  der  Domänen  und  Forsten  wie  andern  Grond- 
eigenthümern  in  eigenen  Privatgewässern  oder  auch  auf  Grand 
eines  gatsherrlichen  Rechts  in  fremden  Privatgewässern 
zustehen.  In  öffentlichen  Flüssen  ist  sie  noch  jetzt  mitanter 
freigelassen  oder  steht  von  Altersher  einzelnen  Grandherren  oder 
Ufergemeinden  za.  Doch  wird  sie  öfters  aach  als  Regal  dem 
Staate  ausschliesslich  zageschrieben. 

Klüber.  öffenü.  Recht,  §.  456  ff.,  Mittermaier,  I,  §.  222a,  Besoler, 
§.  197,  bes.  S.  822. 

.,Das  Recht  (das  sog.  Wasserrogal)  kann  sich  dann  auf  die  Bofagniss  be- 
ziehen, nutzbare  Gegenstände  verschiedener  Art  aas  den  Gcwäi^scrn  zu  gewinnen, 
wobei  die  Fischerei  der  wichtigste  Fall  zu  sein  pflegt.  Die  Regalität  ist  ungefähr 
wie  die  der  Jagd  zu  beurtheilen  und  nach  dein  Beispiel  derselben  entstanden.''  Mitter- 
maier I,  §.  233,  234.  —  [n  Russland  war  früher  die  astrachanischc  Fischerei 
(auf  d.  casp.  Meere  mit  Ausnahme  der  uralischcn)  ein  Regal,  welches  1763  gegen 
eine  Abgabe  von  jedem  Pud  Hausenblase  und  Caviar  der  Kaufmannschaft  zu  Astrachan 
überlassen  wurde;  1802  wurde  die  Fischerei  der  allgemeinen  Benutzung  freigegeben. 
Storch,  Rnssl.  unter  Alex.  I.,  X.  21—80.    (Rau.) 

Die  Fischerei  in  Binnengewässern  wird  am  Passendsten 
vom  Staate  verpachtet,  apart  oder  mit  anderen  Objecten,  wie 
den  Feldgütem,  unter  Bedingangen,  welche  die  Vertilgung  der 
Fische  verhüten. 

Rau,  Yolkswirthschaftspol.  §.  17('>.  —  In  Baiern  ))e5teht  eine  Hoffischerei 
deb  Staats  im  Chiemsee,  A.  1S76  8053  M.  roh,  5940  M.  Ausgabe.  —  Die  Erträge 
aub  d.  Fischerei  dcb  Staats  sind  meist  unbedeutend.  Baden  A.  1S76  24,735  M.  lu 
Preussen  wird  die  Einn.  aus  Fischereien  mit  derjen.  aus  Domänen-Parcellenpacht 
n.  Mühlen  im  Etat  in  1  Titel  ajigesetzt 

Die  Fischerei  auf  dem  Meere,  in  der  Nähe  der  Kilsten,  wird  am  Besten 
den  Staatsangehörigen  frei  gegeben.  —  Die  Goldwäscherei  aus  dem  Bette  der 
öffentlichen  FlttJsse  giebt  in  Deutschland  kaum  einen  Reinertrag  mehr  und  verdiente, 
frei  gegeben  zu  werden.  Mehrere  europäische  Flusse  fuhren  Gold,  z.  B.  Rhein,  Isar, 
Inn,  Eder,  Reuss,  Aar,  Emme,  Arri^ge  (aurigera),  Po,  Tajo,  doch  in  wenigen  ver- 
lohnt sich  das  Auswaschen  aus  dem  Flussbette  mehr.  —  In  Baden  wird  aus  dem 
Ufersande  Gold  gewascheh,  was  jedem  GrundeigenthUmer  freigegeben  ist.  —  Gold- 
waschen aus  Privatgewässern  oder  aus  der  Erde  der  PrlvatgrundstUcko  wurde  früher 
gewöhnlich  unter  das  Bergregal  gestellt  (Rau.)  Die  Perlenbäche  einiger  Länder 
pflegen  zwar  auch  Regal  zu  sein,  aber  ohne  Gewinn  fUr  die  Staatskasse.  Baiern 
hat  einige  Perlenbächc  in  Oberfranken,  Oberpfalz  und  Kiederbaiern,  deren  Verwaltungs- 
kosten  den  Ertrag  übersteigen.  Es  wäre  vortheilhafter,  das  Betriobsrecht  auch  unent- 
geltlich einem  Privatmann  zu  geben.  Die  Freigebung  an  alle  Uferbesitzer  wurde  die 
ganze  Nutzung  zerstören.  —  Sachs.  Perlenfischerei  im  Voigtlande,  Regal  seit  1621.  — 
Bad.  Perlenbach  zu  Schönau  im  Odenwalde.     (Rau  §.  195). 

Finanziell  wichtiger  ist  das  in  Preussen  bestehende,  übrigens  dem  Bergregal 
verwandte  Bernstein regal,  das  finanziell  wohl  auch  am  Besten  im  Wege  der  Ver- 
pachtung an  Privatunternehmer  nutzbar  gemacht  wird.  Das  Bemsteinregal  an  d. 
p  reu  SS.  Küsten  war  vielen  Defraudationen  ausgesetzt  und  machte  strenge  Strafen 
sowie  fleissige  Aufsicht  nöthig.  Es  ist  früher  allgemein,  jetzt  noch  theilweise  an 
die  einzelnen  Strandgemeinden  verpachtet.  Neuerdings  hat  das  Memeler  Haus 
Stantien  und  Becker  die  Bernsteinausbeute  in  einem  Theile  des  curischen  Hafis 
und  Nachbarschaft  gepachtet  und  mit  Hilfe  grosser  Baggermaschinen  u.  s.  w. 
den   Ertrag   sehr    gesteigert,    neue   Absatzwege    im    Orient    u.    s.    w.    gesucht,   so 
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dass  bei  der  letzten  Erneuerong  des  PachtFertrags  zwischen  diesem  Hause  und  dem 
Staate  die  Pachtsumme  erheblich  gesteigert  werdeu  konnte.  Ertragsanschlag  des 
Regals  1858  9510,  1870  22,253,  1871  aber  «2,253  Thir.,  1*^75  340,000  M.,  jetzt 
sogar  (1883)  550,000  M.  Die  Kegalisirung  wird  in  diesem  spociellen  Falle  muth- 
masslicli  zu  einer  indirecten  Verbrauclisbesteuerung  der  Bemsteinconsumenten.  Die 
Erhöhung  der  Pachtsumme  trifft  den  Gewinn  der  Pachter  einstweilen. 


Dritter  Hauptabschuitt. 

Staatsberg-  und  Hüttenwerke,  Staatssalinen,  und  andere 

Oewerksanlagen. 

1.  Abschnitt. 
Bergbau. 

Die  Staatsbergwerke  behandelt  Rau  in  dem  Abschnitt  v.  Bergregal,  5.  A. 
§.  172—183.  Die  Gründe  filr  die  veränderte  Stellung  im  System  der  Einnahmen, 
welche  ich  den  Bergwerken  gegeben  liabe,  sind  oben  in  §.  207  ft".  dargelegt  worden.  In 
meiner  Bearbeitung  der  0.  A.  v.  Rau  war  dieser  Abschnitt  schon  wesentlich  ?ou  mir 
neu  bearbeitet  worden.  Ich  hatte  damals  in  der  Yeräusserongsfrage  noch  zu  aus- 
schliesslich den  Productionsstandpunct  betont.  Auch  der  des  Vertheilungsinteresses 
ist  zu  beachten  (Gefahr  monopolist.  Ausbeutung).  Vgl.  jetzt  Wagner,  ümndleg., 
§.  363  0'.  Die  Gestaltung  des  Bergrechts  ist  von  bes.  princip.  Bedeutung  filr  die 
Fragen  der  Eigenthumsordnung.     S.  eb.  S.  773  ff. 

Ueber  den  älteren  Stand  der  Lehre  vergleiche  Bcrgius,  Neues  P.  und 
Kam.  mag.  I,  229  ff.  und  von  Kancrin,  Berg-Kameral-  u.  Bergpolizei  Wissenschaft 
1791.  üeber  die  neueren  Ansichten  vergleiche  Jacob,  I,  §.  277  ff.,  §.  844  ff. 
Lotz,  III,  156.  Fulda,  S.  111.  v.  Malchus  I,  83.  Spec,  LiL  u.  Rechtsgeschicht- 
liches: Frei  es  leben,  Staat  u.  Bergbau,  heransg.  v.  Bülau,  2.  A.  1839.  Karsten 
über  d.  Ursprung  des  Bergregals  in  Deutschland,  1844.  Weisse,  Bergbau  und  Berg- 
regal 1845.  Mittermaier,  Priv.recht  §.  241  ff.  Beseler,  Privatrecht,  §.  203, 
dem  im  Texte  der  §.  191 — 193  mehrfach  gefolgt  wurde.  Die  Belege  fQr  die  rechts- 
geschichtl.  Entwicklung  sind  daselbst  zu  finden.  Ebendas.  §.  202  Uebersicht  der 
Quellen  u.  Literatur  des  deutschen  Bergrechts.  Achenbach,  d.  gemeine  deutsche 
Bergrecht  u.  s.  w..  1.  B.  Berlin  1871,  mit  bes.  reichen  liter.  u.  Quellennachweisen, 
§.  3  ff.:  d.  Entwicklung  des  Bergrechts  §.  21  ff.  Arndt,  z.  Gesch.  u.  Theorie  der 
Bergrcgahi  u.  d.  Bergbaufreih.,  Halle,  1879.  Stobbe,  D.  Priv.recht,  2.  A.  II,  §.  141 
— 143  (Berl.  1883).  Klostermann,  Abb.  Bergbau  in  Schönberg's  Handb.  d.  pol. 
Oekon.  I.  769.  Röscher,  Syst.  lU,  §.  280  ff.  Auch  bei  diesem  Gegenstand  muss 
für  eingehendere  und  allseitige  Behandlung  auf  die  Volks wirthsch.politik  verwiesen 
werden. 

I.  —  §.  249.  Der  Staatsbergban  and  die  Entwicklung 
des  Bergrechts.  Die  in  unseren  Staaten  sich  vorfindenden 
Staatsbergwerke  sind  theils  auf  eigenem  (domanialen  oder  fisca* 
lischen)  Boden  des  Staats,  theils  auf  Privatländereien  angelegt. 
Der  Ursprung  der  Staatsbergwerke  letzterer  Art  liegt , vielfach  im 
Bergregal,  öfters,  namentlich  in  neuerer  Zeit,  auch  unabhängig 
davon  in  der  Erwerbung  des  Bergwerkseigenthums  nach  den  Regeln 
des  freierklärten  Bergbaus.  Das  Bergrecht  hat  nemlich  in 
Deutschland  und  zum  Theil  auch  in   anderen   Ländern  sehr  be- 


Berjjrrecht.  603 

merkeoswerthe  Entwicklungsphaseu  durchlaufen.  Im  Weseut- 
lichen  sind  dies  vier,  nemlich  das  älteste  Recht,  wo  der  Grund - 
eigentbttmer  als  solcher  auch  ausschliesslich  über  die  in 
seinem  Boden  vorkommenden  Mineralien  verfügt,  dann  das  ältere 
Recht  der  „Bergbaufreiheit**,  darauf  das  Recht  des  Berg- 
regals, endlich  das  moderne  Recht  der  „Bergbaufreibeit-* 
oder,,Freierklärung  des  Bergbaus**.  Man  muss  diese  Phasen 
kennen,  um  auch  die  finanzielle  Seite  des  Bergbaus  richtig  zu 
würdigen. 

Zar  weiteren  Characteristik  dieser  Phasen: 

1.  Nach  ältestem  deutschen  Rechte,  das  bis  ziun  11.  Jahrhundert  in  Geltung 
war«  umfasste  das  Grundeigenthum  neben  anderen  Zubehörungen  auch  die  im  fioden 
unter  der  Erdoberfläche  befindlichen  Mineralien  etc.  ohne  Weiteres  mit  und  stand  da- 
her nur  dem  GrundeigenthUmer  dam  Recht  zu,  diese  bergmänuisch  zu  gewinnen.  Auch 
landesherrliche  Bergwerke  konnten  somit  iLur  auf  Domanialland  oder  nach  Abkommen 
mit  dem  EigenthUmer  auf  Privatland  entstehen.  Dieses  älteste  Recht  wurde  jedoch 
schon  früh  durch  eine  andere  Rechtsbildung  verdrängt,  welche  zu  einer  weBentlicheu 
Beschränkung  des  Grnndeigenthums  führte. 

2.  Es  wurde  nemlich  Jedermann  gestattet,  auf  fremdem  Boden  nach  Mineralien 
zu  suchen  (zu  schürfen)  und,  im  Falle  er  zuerst  solche  fand,  hier  ein  Bergwerk 
auf  einem  bestimmten  Grubenfclde  anzulegen,  wofür  aber  die  Erlaubniss  des  Königs 
zu  erlangen  u.  Abgaben  an  die  Staatsgewalt  zu  entrichten  waren.  In  den  ältesten 
Bergordnungen  aus  dem  15.  Jahrhundert  ist  dieses  Princip,  wonach  also  das  Recht 
des  GrundeigenthUmers  beschränkt  und  das  Eigenthum  an  der  Erdoberfläche  von  dem- 
jenigen an  den  im  Boden  enthaltenen  Mineralien  getrennt  war,  anerkanntes  Recht 
Auch  die  Landesherren  konnten  natürlich  nach  diesem  Rechte  Bergwerkseigentham 
erwerben. 

8.  Wesentlich  auch  fiscalischem  Interesse  aber  bildete  sich  vom  12.  Jalir- 
hundert  an  neben  jenem  Recht  des  freierklärten  Bergbaus  und  dassellie  allgemach 
einschränkend,  umbildend  und  zum  Theil  verdrängend  ein  anderes  Bergrecht  aus:  die 
deutschen  Kaiser  nahmen  die  Bergwerke  und  Salinen  als  Regal  fUr  sich  in  Ansprach 
(wohl  nicht  unbedingt  zuerst,  aber  als  allgemeinerer  Rechtsanspruch  zuerst  von  Frie- 
drich I.).  Die  mancherlei  Couflicte  mit  den  Landesherren,  welche  hierdurch  ent- 
standen, lösten  sich  wie  gewöhnlich  dadurch,  dass  das  Regal  den  Landesherren, 
namentlich  zuerst  in  der  Goldenen  Bulle  den  Ghurfarsten  (Aurea  bulla  c.  IX. 
§.  L  —  Übrigens  mit  der  Einschränkung:  prout  possunt  seu  consueverunt  talia  (jui^) 
possideri)  vom  Kaiser  verliehen  oder  ohne  Widerspruch  von  den  Landesherren  als 
integrirender  Bestandtheil  ihrer  Rechte  an  sich  gezogen  wurde.  Besoude»  war  es 
der  früher  ja  auch  in  Deutschland  viel  ergiebigere  Bergbau  auf  edle  Metalle,  ferner 
auf  Salz  (Steinsalz),  welcher  auf  Grund  des  Regals  vom  Staate  betrieben  wurde. 

Ueber  Athen  u.  Griechenland  s.  Böckh's  Abh.  aber  d.  Laurischen  Silber- 
bergwerke in  d.  Abh.  d.  Berl.  Akad.  1815:  dcrs.  Staatshaush.  d  Athener,  2.  A. 
S.  92,  420—425,  Reynier,  Grecs,  S.  304.  Bachsensch  ütz,  Besitz  u.  Erwerb  im 
griech.  Altertlium  S.  98  11'.  In  Athen  war  der  Eigenthumer  d.  Bergwerke  d.  Staat, 
der  aber  nie  auf  eigene  Rechnung  l)etrieb,  sondern  die  Werke,  die  mit  Sclavcn  be- 
baut wurden,  in  Erbpacht  gab.  Das  Recht  zu  bauen  wurde  f.  einen  bestimmten 
Kaufpreis  verkauft,  der  an  den  Staat  direct  zu  zahlen  war.  Dazu  kam  eine  Abgabe 
V.  ^}^  des  Ertrags,  die  in  Generalpacht  zur  Erhebung  gegeben  war.  —  In  Rom  wurden 
Salzwerke  ursprünglich  auf  Staatsrechn.  betrieben.  Später  bestand  ein  Salzmono- 
pol, aber  im  Verkehre-,  nicht  im  Finanzinteresse,  wie  es  scheint  (nach  Marquardt, 
röm.  Staatsverwalt.  II,  155,  271).  Ueber  d.  Bergwerke  s.  eb.  S.  245,  252  fl^.  lu 
Ita^lien  war  der  Bergwerksbetrieb  schon  früh  gesetzlich  sehr  beschränkt.  Die  wich- 
tigsten waren  in  den  Provinzen.  Der  Name  ist  metalla,  wozu  neben  Gold-, 
Silber-,  Eisen-,  Kupfergruben,  auch  Steinbrüche,  Kreidegruben,  Salzwerke  gehören. 
Die  wichtigsten,  wie  die  Goldwerke  v.  Vercellae  in  Gallia  transpad.,   die  Silbergruben 
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bei  Neucarthago  ia  Spanien,  die  Gold-  und  Silberbergrwerkc  in  Macedonien  —  die 
nicht,  wie  Bau  gemeint  hati  definiti?,  sondern  nnr  zeitweise  bei  der  Erobenwg  ge* 
schlössen  wurden  —  besass  der  Staat.  Die  meisten  metalla  gehörten  indessen  Privaten. 
Aach  wurden  Staatswerke,  z.  B.  die  Silberj^ruben  in  Spanien,  an  Private  Teransseit. 
unter  den  Kaisern  wurde  d.  Bergwerksbesitz  th.  i:  den  Fiscus,  th.  f.  d.  kais.  Prirat- 
vermögen  sehr  ausjjredehnt,  bes.  auf  d.  besten  u.  einträorlichsten  Gruben  (auch  Marmor- 
brüche). Der  Betrieb  war  th.  Eigenverwalinng,  th.  Verpachtung.  Tgl.  f.  dies  Alles 
jetzt  Marquardt  a.  a.  0.,  wonach  Bau  5.  A.  §.  172,  Note  c.  u.  6.  A.  §.  191. 
Note  c  zu  berichti;ren.  S.  sonst  noch  Burinann,  De  rcctigal.  pop.  Rom.  Kap.  6 
S.  77.  Uebcr  die  Verhältnisse  im  deutschen  Mittelalter  s.  Achenbach  a.  a.  0. 
S.  68  ff.,  Stobbe  II,  §.  142.  Waitz,  D.  Verfass.gesch.  VIII,  269  ff.  (aber  MeUlle; 
u.  A.  waren  d.  Harzbergwerke  im  Königl.  Eigenthum;  tiber  Salz  S.  272). 

Gerade  aus  finanziellen  Gründen,  mit  denen  sich  nicht  leicht  zu  Obersehende 
volkswirthschaftliche  verbanden,  wurde  jedoch  durch  die  Regalisirong  des 
Bergbaus  das  ältere  Hecht  der  Bergbaufreiheit  im  Allgemeinen  nicht  beseitigt, 
sondern  nur  umgestaltet.  Dasselbe  setzte  auch  keineswci?s  erst  die  Regalität 
als  bestehend  voraus,  wie  Rau  in  der  5.  Auflaufe  §.  172  annimmt:  die  Frei- 
erklärung  gestatte  den  Privatbetrieb  unter  gewissen  Bedingungen,  welche  gerade 
aus  dem  R«gal  abzuleiten  seien.  Dies  ist  irrig,  wie  die  ältere  Bergrechtsbildong  und 
wieder  die  neueste  zeigt.  Wenn  nur  das  Princip  des  beschränkten  Grundetgenthums 
feststeht,  so  dass  die  Mineralien  u.  s.  w.  vom  Verfdgungsrecht  des  Grundeigners  aus- 
geschlossen sind,  so  bedarf  es  durchaus  nicht  des  Regalprincips ,  um  die  Anlegung 
von  Bergwerken  auf  fremdem  Privatlande  zu  ermöglichen.  Der  Staat  braucht  nur  ge- 
mäss seiner  allgem.  lloheitsrechte  das  Schürfen  u.  s.  w.  und  schliesslich  die  Anlegung 
solcher  Bergwerke,  durch  welche  die  dem  GrundeigenthOmer  nicht  gehörenden  Mine- 
ralien angeeignet  werden  sollen,  zu  regeln.  Dies  geschah  in  der  Weise,  dass  das 
Recht  des  Schürfens  an  die  obrigkeitliche.  Erlaubniss  gebunden  wurde;  der  Finder 
mubste  muthen,  d.  h.  um  die  Vericihung  des  Rechts  zum  Bergbau  auf  einem  ge- 
wissen Felde  nachsuchen  und  wurde  alsdann  —  seit  dem  16.  Jahrhundert  immer 
mehr  auf  Grund  des  Regals  —  mit  diesem  Rechte  belehnt  Für  die  Staatsgewalt  war 
diese  Einrichtung  das  Mittel,  dem  finanziellen  Zweck  des  Regals  gemäss,  Bergwerks- 
abgaben  verschiedener  Art  und  in  bedeutenderer  Höhe  als  bisher  üblich  für  solche 
Privatbergwerke  einzuführen,  so  den  Bergzehnten,  Qnatembergelder,  Recess- 
gelder  u.  s.  w.  Diese  theils  aus  der  Berghoheit,  wie  man  das  polizeiliche  Obcr- 
au&ichtsrecht  des  Staats  über  den  Bergbau  auch  genannt  hat,  theils  aus  dem  eigent- 
lichen Bergregal  abzuleitenden  Abgaben  trugen  in  anderer  Hinsicht  die  Merkmale 
einer  besonderen  Gewerbesteuer  ftlr  den  Bergbau  an  sich  und  sind  in  neuerer 
und  neuester  Zeit  auch  vielfach  zu  massigen  Gebühren  oder  zu  reinen  Steuern 
umgebildet  worden.  S.  über  die  Entwicklung  der  Bergwerksabgaben  und  deren  Zq- 
sammenhang  mit  dem  Bergregal  den  lehrreichen  Aufe.  v.  Arnd,  Besteuer.  d.  Berg- 
werke, Coorad's  Jahrb.  B.  31  (1881)  S.  174,  630;  über  die  jetzige  Besteuerung  meino 
Abh.  directe  Steuern  in  Schönberg's  Handb.  II,  246. 

Der  Vorbehalt  der  ausschliesslichen  Ausübung  des  Bergregals  durch 
den  Staat  bildet  nur  die  Ausnahme.  Er  kommt  in  Deutschland  namentlich  für  Stein- 
salz vor.  In  Ansehung  der  Stoffe,  auf  welche  sich  das  Grundeigenthumsrecht  nicht 
mit  bezieht  und  für  welche  andererseits  das  Regal  gilt,  bestand  und  besteht  in  den 
verschiedenen  Ländern  keine  volle  Uebercinstimmung  und  auch  in  den  einzelneu 
deutschen  Territorien  und  späteren  Staaten  herrscht  keine  völlige  Glelclimässigkeit. 
Im  Allgemeinen  umfasst  das  Bergregal  ..alle  auf  ihren  natürlichen  Lagerstätten  vor- 
kommende Mineralien,  auf  welche  der  Bergbau  in  seiner  technischen  Ausbildung  her- 
kömmlich betrieben  zu  werden  pflegt."  (Beseler,  S.  850).  In  der  Gold.  Bulle 
werden  genannt:  auri  et  argen ti  fodinas  atque  mineras  stanni,  cnpri,  ferri«  plumbi  et 
alterius  cujuscunque  generis  metallici  etiam  salis.  —  Stein-  u.  Brannkohlen  fallen  nach 
neuerem  Rechte  meistens  unter  das  Regal  oder,  unabhängig  von  letzterem,  unter 
die  vom  Verfügungsrecht  des  Grundeigenthümers  ausgeschlossenen  Mineralien;  Torf 
war  selten  regalisirt,  Salzquellen  meistens.  In  Grossbritannien  sind  nur  Gold  und 
Silber  Regal. 

4.  Nachdem  dann  in  späterer  Zeit  die  volkswirthschaftliche  Bedeutung  des  Berg- 
baus mehr  erkannt  worden  und  der  finanzielle  Gesichtspunct  zurückgetreten  war.  der 
Privatborgbau  sich  stärker  entwickelt  hatte,  —  u.  A.  auch  weil  die  aus  dem  Regal 
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abgeleiteten  Bergverksabgaben  bei  der  verminderten  Ergiebigkeit  älterer  Werke  und 
um  den  fiergban  zu  begdnstigon  ermässigt  und  mehr  sds  eigentliche  Gebühren  und 
Steuern  behandelt  wurden,  —  bereitete  sich  auch  im  Bergreclit  eine  neue  Gestal- 
tung vor,  welche  in  neuester  Zeit  mehrfach  zu  einem  Abschlüsse  gekommen  ist. 
(Vgl.  besonders  das  vortrcfTliche  neue  preussische  Berggesetz  vom  24.  Juni  1865 
(z.  Th.  beruhend  auf  Grundsätzen  des  französischen  Bergrechts)«  welches  wieder 
dem  baierischen  Berggesetz  vom  20.  März  1S69  und  lindern  in  kleinen  Staaten 
(Braunschweig,  Weimar,  Gotha,  Waldeck)  zum  Vorbild  diente.  S  Achenbach.  §.  18). 
Das  Bergregal  als  Finanzregal  oder  „nutzbares  Hoheitsrecht''  ver- 
schwand. (Beseler,  S.  203,  VI.  Stobbc  II,  5S5.  Achenbach  S.  209).  Die 
Beschränkung  des  Grundeigenthums,  die  ja  nicht  erst  durch  das  Regal  gc- 
schail'en,  wenn  auch  durch  die  Kcgalisirung  und  deren  Verbindung  mit  der  Borgbau- 
freiheit noch  zu  grösserer  praktischer  Bedeutung  al^  durch  die  letztere  allein  gebracht 
worden  war,  blieb  dagegen  bestehen.  Im  proussischen  Berggesetz  ist  dies 
so  ausgedrückt:  §.  1.  „Die  nach>tehend  verzeichneten  ^lincralien  sind  von  dem  Ver- 
fügungsrecht  des  Grundeigcuthilmci>  ausgeschlossen.**  Ebenso  blieb  die  Bergbau- 
freiheit in  Geltung  und  wurde  nur  nach  den  neueren  BcdUrfuisscu  der  Volks- 
wirthschaft  mit  Kücksicht  auf  die  nothwcndige  Controle  des  Staats  über  den  Bergbau 
und  auf  die  Sicherung  der  Hechte  des  GrundeigenthUmers,  dessen  Boden  zum  Schürfen 
und  zur  Anlage  eines  Bergwerks  von  einem  Dritten  in  Anspruch  genommen  wird, 
gesetzlich  regulirt  In  Gesetzen,  wie  dem  preuss.,  werden  daher  die  Grund- 
sätze aufgestellt,  nach  denen  die  Aufsuchung  und  Gewinnung  der  vom  Verfagungs- 
recht  des  Grundeiguers  ausgeschlossenen  Mineralien  erfolgen  kan^.  Namentlich  wurde 
auch  genau  bestimmt,  auf  welche  Mineralstoffe  sich  das  Bergrecht  beziehe  , 
z.  B.  Preuss.  Ges.  §.  1 :  Gold,  Silber,  Quecksilber,  Eisen  mit  Ausnahme  der  Raseneisen- 
erze, Blei,  Kupfer,  Zinn,  Zink,  Kobalt,  Nickel,  Arsenik,  Mangan,  Antimon  u.  Schwefel, 
gediegen  u.  als  Erze  —  Alaun-  u.  Vitriolerze  —  Steinkohle,  Braunkohle  u.  Graphit 

—  Steinsalz  nebst  den  mit  demselben  auf  den  nämlichen  Lagerstätten  vorkommenden 
Salzen  und  die  Salzquellen.  Es  ist  nicht  nothwendig  und  nicht  richtig,  dieses  neueste 
BeigTccht,  ebenso  wenig  als  die  Freierklärung  des  Bergbaus  tlberhaupt,  auf  das  Berg- 
regal zu  gründen.  Vielmehr  ist  die  Grundlage  dieses  Bergrechts,  neben  dem  erwähnten 
Hanptprincip,  der  Beschränkung  des  Grundeigenthums  —  also  einem  Satze  des  Privat- 
rechts  —  in  den  allgemeinen  Staatshoheitsrechten  zu  suchen,  die  man  in 
ihrer  Anwendung  auf  das  Bergwesen  Berghobeit  nennen  kann.  So  auch  Beseler, 
S.  853  u.  Motive  z.  preussisch.  Berggesetz  v.  186.7  bei  Klostermann,  Allgem.  Berg- 
ges.  für  d.  preuas.  Staaten,  nebst  Commentar,  S.  45  fi\  Stobbe  II,  585:  „Der  Staat 
verleiht  nicht  in  derivativer  Weise  ein  ihm  bisher  zustehendes  Privatrecht,  sondern 
er  ertheilt  in  Folge  sein  s  Hoheitsrechts  gtMnäss  den  gesetzlichen  Regeln  die  Con- 
cession,  vermöge  deren  der  Einzelne  in  einem  concreten  Umfange  bergbauberechtigt 
wild/*    Nähere  Begründung  dieser  Auffassung  bes.  bei  Achenbach,  S.  100  ff.   209. 

—  üeber  d.  volkswirthschaftl.  Zweckmässigkeit  dieses  heutigen  Bergrechts  s.  Wagner, 
Grundleg.  I,  §.  364. 

Für  den  Betrieb  von  Staatsbergwerken  selbst  galt  nun 
schon  früher  öfters  das  allgemeine  Bergrecht  eines  Landes.  Dem 
neuen  Bergrecht  unterstehen  diese  Werke  gleichfalls,  wie  dies  in 
den  neueren  Berggesetzen  auch  ausdrücklich  ausgesprochen  wird. 

Beseler,  S.  849.  Preuss.  Berggesetze  §.  2:  „der  Erwerb  und  Betrieb  von 
Bergwerken  für  Rechnung  des  Staats  ist  den  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  eben- 
falls unterworfen."  Achenbach  S.  209:  „Die  neuere  Berggesetzgebung  hat  mit  d. 
Aufhebung  des  Bergregals  die  Verleihung  nach  Maassgabe  des  Gesetzes  aus- 
schliesslich  anerkannt."  Die  Keuanlage  von  Staatsbergwerken  auf  fremden  Privat- 
ländereien  ist  daher  hier  auch  an  dieselben  Kechtsformalitäten  gebunden,  wie  die  An- 
lage von  Privatbergwerken,  und  setzt  kein  Regal  mehr  voraus. 

Die  Staatsbergwerke  treten  auf  diese  Weise,  einerlei  ob  sie 
auf  Staats-Ornndeigenthum  oder  auf  Privatländereien  angelegt  sind, 
wenigstens  da,  wo  das  neuere  Bergrecht  zur  Geltung  gelangt  ist, 
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ganz  in  die  Classe  der  gewöhnlichen  privatwirthschaft- 
liehen  Unternehmungen,  was  sie  früher  freilieh  trotz  des 
Regals  sachlich  meistens  aach  waren,  weil  eine  Erhöhung  des  Er- 
trags in  Folge  der  Regalisirung  nur  ausnahmsweise  möglich 
war. 

Ihre  BchandlQD^'  in  der  Lehre  vom  Privaterworb  des  Staats  im  System  der 
rinanzwisscnschaft  erscheint  daher  auch  als  die  allein  richtiäcc.  Ebenso  sind  die  £io- 
iiahmcn  des  Staats  aus  Privatbcrj^werken  nanmehr  abweichend  von  Rau  (5.  A. 
§.  181 — 1S3)  systematisch  richtifi^er  in  den  Abschnitten  von  den  Gebühren  und  den 
Steuern  zu  besprechen. 

IL  —  §.  250  Beibehaltung  oder  Veräusserung  der 
Staatsbergwerke.  Der  Besitz  von  Staatsbergwerken  ist  gegen- 
wärtig in  den  europäischen  Staaten  sehr  verschieden  verbreitet 

Proussi'U  und  Ocsterreich-Ünjram  haben  noch  manche  Staatsbersrwerke ,  deren 
Entstehung  und  Beibehaltung  hier  früher  ausser  durch  dah  Kegal  auch  durch  den 
ii^  rossen  Domänen  •  und  Waldbesitz  zu  erklären  war.  Auch  in  anderen  deutschen 
Staaten,  dann  in  den  nordüstlichou  und  in  sUdcuropäischen  Staaten  (Spanien)  finden 
steh  Staatsbcrti' werke,  während  dicselb.  in  Grossbritannien  und  Frankreich  fehlen  Die 
Einn.  aus  den  Her^-,  Htittenwerken  u.  Salinen  hat  Herrn.  Wagner  in  seinen  finanz- 
stat.  Uebersichten  im  Goth.  Jahrb.  1S74  S.  879  auch  nur  lückenhaft  zusammenstellen 
können.  In  Uussland,  Norwecren.  Türkei,  Griechenland,  Spanien  befinden  sich  no«*h 
bezüg:!.  Kinnahmen. 

Die  Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  solcher  Werke 
ist  in  Deutschland  in  neuerer  Zeit  vielfach  erörtert  und  ähnlich 
wie  bei  den  Domänen  meistens  zu  Gunsten  der  Veräusserung 
beantwortet  worden,  so  namentlich  von  den  Theoretikern  der 
Smith 'seilen  Schule,  die  sich  dabei  öfters  auf  die  schlechte 
Rentabilität  der  Staatsbergwerke  berufen  konnten. 

V^l.  bes.  Berlins,  Finanzwiss.,  2.  A.,  S.  231,  mit  Polemik  gegen  die  preos^. 
Berg-  u.  Hüttenverwaltung. 

Indessen  wurde  hier,  wie  gewöhnlich,  die  Frage  zu  einseitig 
aus  dem  Gesichtspunctc  des  Pro  du  ctions  Interesses  beurtheilt 
und  die  privatwirthschaftliche  Rentabilität  und  die  volkswirthscbaft- 
liehe  Productivität  zu  unbedingt  identifieirt.  Daneben  ist  jedoch 
auch  hier  das  volkswirthschaftliche  Vertheilungs Interesse  und 
das  damit  zusammenhängende  socialpolitische  Moment  in  der 
Frage  für  die  Entscheidung  mit  zu  beachten.  (Grundleg.  §.  364, 
365).  Die  Frage,  ob  der  Staat  passend  Bergwerke  betreibe,  ist 
dann  vollends  nicht  absolut  zu  entscheiden.  Sie  ist  keine 
rein  finanzielle,  sondern  zugleich  eine  volkswirthschaft- 
liche und  allgemeine  Verwaltungsfrage,  ähnlich  wie  die 
Staatsforst-  und  Staatsbahnfrage.  Selbst  bloss  als  Frage  der  Regelung 
der  Bergbau production  betrachtet,  kann  die  Entscheidung  für 
und  wider  Staat8berg:werke  nur  eine  relative  sein.    Die  conoreteu 
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VerbältDisse  der  einzelnen  Länder  kommen  dafür  zumeist  in  Be- 
tracht Allgemeine  Regeln  lassen  sich  daher  nur  in  folgender  be- 
dingter Weise  aufstellen. 

A.  Beantwortung  der  Frage  aus  dem  Standpunete  des 
volkswirthschaftlichen  Productionsinteresse.  Hier  sind 
unentwickeltere  und  entwickeltere  Verhältnisse  der  Volks- 
wirthschaft  zu  unterscheiden. 

1.  Auf  einer  niedrigeren  Wirthschaftsstufe  ist  Staats b er g- 
wesen  und  in  Verbindung  damit  Btaatshtittenwesen  öfters  recht 
wohl  am  Platze,  8clbi?t  am  Zweckmässigsten  oder  sogar  allein 
möglich. 

Der  Staat  oder  (^Laiidcslicrr)  vrifii«:t  liier  noch  am  E^^tcu  über  die  meistens  zu 
eiuem  ordentlichen  Betrieb  bald  orFordtilichen  irro>sen  Kapitalien,  welche  "gerade 
itn  Benrbau  baoptsachlich  in  stehenden  KapitalanU<!:en  ^auz  t'estgo  lesjrt  werden 
und  fttr  welche  oft  lanjrc  auf  eine  ^cnU-rcnde  Rente  gewartet  werden  muss. 
Auch  die  technisch  jicbildeten  Arbeitskräfte,  welche  jeder  etwas  forfg-e- 
schrittene  Hergbau.  neben  vermehrtem  Kapital,  besseren  Maschinen  u.  s.  w.,  bald  zu 
brauchen  pfleirt,  kann  der  St<aat  am  Besten  heranziehen  und  entsprechend  stellen.  Ein 
Beispiel  liefert  das  Gold.  Üi«;  Verhältnisse,  welche  in  der  californ.  und  anstral. 
Gold^cwinnunfT  nach  der  ersti:u  leichttm,  aber  bald  erschöpften  Goldwäscherei  einge- 
treten sind,  ki'innen  als  typisch  f(ir  die  Goldproduction  bezeichnet  werden.  Vjrl.  dir. 
sehr  lehrreiche  und  klare  Darlejj^un^  von  v.  Bichthofen,  Metallprod.  Californicns, 
Nr.  14  der  Petermann Vhen  Erjfänzun^shefte  d.  !»'co^.  Mitthcil.  S.  18  ff.  Der  häufige 
grosse  Wald  besitz  de>  Staats  Iäs>t  sieh  ferner  oftmals  am  Vorzüfrlichsten  und  mit- 
unter gar  nicht  andci-s  verwerthen,  ab  dadurch,  dass  grosse  Holz  verzehrende 
Ge werke  im  Walde  oder  in  dessen  unmittelbarer  Nähe  angelegt  werden,  weil 
bei  diinner  und  armer  Bevölkerung,  schlechten  Strassen  und  nicdri<ren  Holzpreisen  das 
Holz  nicht  weit  weu-jjrefUhrt  werden  kann.  Zu  solchem  Zwecke  erscheinen  aber  Berg- 
werke und  damit  verbunden  namentlich  Hüttenwerke,  in  denen  die  Erze  «rleich 
ausjreschmolzen  und  die  Metalle  weiter  verarbeitet  werden,  jianz  besonders  ji:eeijrnet 
und  notorisch  sind  aus  diesen  (irUnden  manche  solche  Staatswerke  angelegt  worden. 
Das  speculativc  oder  kaufmännische  Moment  spielt  weiter  unter  den  gegebenen 
Voraussetzungen  beim  Absatz  der  Bergwerks-  und  Huttenproducte  noch  keine  so 
entscheidende  Rolle.  aU  später,  weil  dii-  Communicationsverhältnisse  und  die  allge- 
meinen Zustande  der  \  olkswirtliächaft  den  Absatz  einengen,  die  Versorgung  des 
Localbcdarfs  die  Hauptsache  und  die  (^oncurreuz  der  Producte  anderer  Gegenden  oder 
Länder  wenigstens  bei  une<llen  Metallen  unwichtiger  ist.  Die  specifischen  Mängel 
des  Staatsbetriebs  treten  aus  allen  diesen  Gründen  auch  weniger  hervor.  Die 
Staatsbergworke  haben  daher  auch  in  früherer  Zeit  oft  als  Muster  eines  geord- 
neten kunstmassigen  Betriebs  und  als  Ptlanzschulen  geschickter  Wcrkmei^ter  sehr  gute 
Dienste  geleistet.  Sprach  auch  ^chon  früher  nicht  immer  ein  erhebliches  Finanzinter- 
esse für  die  Anlegung  neuer  und  Beibehaltung  alter  Staatswerke,  so  um  so  mehr  ein 
volkswirthsc  haftlich  es. 

2.  Diese  Verhältnisse  ändern  sich  aber  nun  vielfach  auf  höheren 
Wirthschaftsstafen.  Oftmals  möchte  im  Berg-  und  Hüttenwesen 
einer  der  Fälle  vorliegen,  wo  die  (meist  zu  allgemein  hingestellte) 
Regel  gilt,  dass  eine  in  früherer  Zeit  ganz  passende  privatwirth- 
schaftliche  Thätigkeit  des  Staats  besser  durch  diejenige  der  Privaten 
ersetzt  wird. 

Von  den  soeben  angeführten  Gründen  .kann  später,  z.B.  in  unserer  Zeit  in  den 
mittel-   und  westeuropäischen  Staaten,   keiner   mehr   als  durchschlagend    für 
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Staatsbergbau  gelten.  Die  etwaigen  Uebelstände  des  Pmatbergbaos  (hinsichtlicb 
der  Nacbbaltigkeit  des  Betriebs,  der  Verhütung  gewinnstichtigen  Raubbaus)  lassen  sich 
durch  eine  gewisse  Oberaufsicht  des  Staats  meistens  verhüten.  Die  grössere  Betriebsam- 
keit, Sparsamkeit,  bessere  kaufmännische  Leitung  sind  spccififche  Vorzüge  der  Prirat- 
werke,  welche  jetzt  sehr  wichtig  werden,  wo  durch  ein  ganz  umgestaltetes  Com- 
municationswesendicGoncurrenz  auf  dem  Weltmarkte  fürden  Bergwerks- und 
Uattcnbetriob  zum  entscheidenden  Factor  wird.  Die  unvermeidliche  Schwer- 
fälligkeit des  Staatsbetriebs,  die  Geschäftsführung  durch  Beamte,  von 
welchen  letzteren  grade  die  tüchtigsten  bei  dem  jetzt  viel  höheren  Stande  der  tech- 
nischen Bildung  oft  1)esondcre  Neigung  haben  werden,  mit  Staatsgeldem  gewagt  zu 
experimentiren,  wozu  der  Bergbau  so  viel  verführerische  Versuchung  bietet,  das  starke 
Hervortreten  der  kaufmännischen  Seite  des  Geschäfts  u.  v.  a.  m.  sprechen 
daher  im  Ganzen  für  das  Lossteuern  auf  den  Verkauf  von  Staatswerken. 

Der  genaue  Reinertrag  und  die  genaue  Rentabilität 
eines  Bergwerks  sind  sehr  schwer  zu  ermitteln,  weil  das  Kapital| 
das  im  Laufe  langer  Zeit  hineingewandt  ist,  und  vollends  der 
Betrag,  welcher  von  diesem  Kapital  aus  den  Reinerträgen  noch 
nicht  amortisirt  ist  und  der  Werth,  welchen  das  Bergwerk  in 
einem  gegebenen  Zeitpuncte  repräsentirt,  kaum  annähernd  genau 
festgestellt  werden  kann.  Die  strengen  Grundsätze  des  Rechnungs- 
wesens mit  einem  bilanzm^ssigen  Anlagekapital  sind  daher  bei 
Bergwerken  nicht  recht  anwendbar.  Der  jeweilige  Reinertrag 
enthält  oft  neben  der  Rente  eine  Kapitaltilgung.  Die  Grösse 
der  letzteren  ist  aber  wiederum  vollends  von  Jahr  zu  Jahr  nicht 
näher  bestimmbar. 

Dies  sind  Schwierigkeiten,  welche  sich  auch  im  Privatbergwerkwesen  fWbar 
machen  und  wohl  mit  Recht  Vorzüge  der  alten  Bergbaugenossenschaft  vor  der  Actien- 
gesellschaft  als  Wirthschaftsform  bedingen.  (Vgl.  0.  Michaelis ,  d.  Bergbaugenossensch. 
in  Faucher's  Vierteljahrschr.  f.  Volksw.  u.  Colturgcsch.  1863,  IV.) 

Ftlr  den  Staatsbergbau  folgt  aus  jenen  Schwierigkeiten 
aber  vollends  das  Missliche,  dass  die  privatwirthschaft liehe 
Rentabilität  noch  weniger  als  bei  anderen  Staats- 
gewerken  sicher  zu  übersehen  ist  und  somit  noch  mehr  ein 
Beurtheilungsmassstab  darüber  fehlt,  wie  die  Werke  in  ökonomischer 
Hinsicht  betrieben  werden. 

Im  Allgemeinen  scheinen  die  meisten  Staats b er g werke  in  unseren  Staaten 
nur  schwach  zu  rentiren,  jedenfalls  werfen  sie  gewöhnlich  nur  (absolut)  niedrig«' 
Reinerträge  ab.  —  immerhin  mit  bemerkenswerthen  zeitlichen  und  Ortlichen  Aus- 
nahmen. Die  Eentabilität  der  einzelnen  Werke  lässt  sich  natürlich  vollends  nicht 
beurtheilen,  wenn  die  Productc,  welche  sie  liefern,  nicht  nach  dem  Marktpreise,  sondern 
nach  willkürlichen  Sätzen  an  andere  Staatswerke,  bes.  an  Hüttenwerke,  abgeliefert 
werden,  allein  diesem  Uebehitande  ist  durch  richtige  Buchfuhrungs-  u.  Bcchnungs- 
grnndsätze  abzuhelfen.  —  Aoltere  Daten  über  das  Königr.  Westfalen  bei  Malchus, 
Fin.  1,  95,  über  den  hannov.  Harz  bei  Lehzen,  I,  189  ff.,  u.  danach,  sowie  über 
Sachsen,  Oestcrreich,  Preussen,  Spanien  bei  Rau,  5.  Aufl.,  §.  174  (a).  — 
üeber  Preussen  gab  ich  weiteres  Detail  in  der  G.  A.,  §.  195,  N.  b.  Vgl.  jetzt  über 
die  deutsche  Bergwerksproduction  die  period.  YeröfT.  des  Kaiserl.  Stat.  Amts  in  den 
Vierteljahrs-  u.  nunmehr  den  Monatsheften,  üebcr  Preussen  spec.  Stat.  Jahrb. 
IV,  I,  S.  213  ff.,   nber  die  fisc.  Bert?-,  HiUten-  u.  Salzwerke  eb.  S.  241  ff.     Aeltere 
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Daten  im   Stat.  Jahrb.  III,  160  ff.,  dann  die  Daten   im  Etat.    Die  Zahl  der  preuss. 
Staatsber^werke  war  1873  60,  1874  59  (1  Kupferwerk  u.  1  Thon-  n.  Wascherdegrabe 
war  1873  verkauft  worden).    Davon  17  Steinkohlengruben,  besond.  die  fast  ganz  dem 
FiscQs  gehörenden  an  d.  Saar  (12),  11  Braunkohlengrubcn,  19  Eisensteingruben,  6  Blei-, 
Silber-  u.  Kupfergruben,  4  andere.    In  1883  (ausser  Harz  u.  Deister)  15  Steinkohlen- 
wcrke  (Saarbr.  9),  4  Braunkohlenwerite,  1  Bleizecbe.  1  Kalkst.brnch.  Phosphoritgewinnung 
rm  R.-B.  Wiesbaden.    Au  der  gewaltig  aufsteigenden  günstigen  Conjunctur  von  1870/71 
bis    1873   hat  der  Staat  natürlich  theilgenommen ,  an  der  ungünstigen  seitdem  nicht 
minder.    Der  Gcsammtwerth  der  Production  der  Staatswerke  war  1871 — 74  bez.  24*26, 
33*51,  46*00,  41*73  Mill.  Thlr.    Die  Betriebskosten  stiegen  nicht,  sanken  dann  aber 
auch  nicht  in  gleichem  Maasse   —  trotz  des  erfreulichen  Steigens  der  Löhne  in  der 
günstigen  Zeit  —  so  dass  der  Beinertrag  bedeutend  den  Anschlag  überschritt,  später 
aber  wieder  sehr  sank.    So  schwankte  z.  B.  der  Ertr.  d.  preuss.  fiscal.  Berg-  u.  Hütten- 
werke 1871 — 80  zwischen  15 — 57 — 9  M.  M.     Dies  Schwanken  ist  in  finanz.  Hinsicht 
für  den  Staat  nicht  angenehm,  immerhin  profitirt  auch  er  einmal  von  dem  „Gonjunctur- 
gewinn",   Wagner,   ürundleg.  I,  §.  76  ff.,  §.365.    Im  Anschlage  war  1874:    Der 
Rohertrag  der  Staatsbergwerke  75*95,  die  Betriebskosten  53*73,  der  Reinertrag  22*22 
Mill.  M.,  nach  dem  Ergebniss  aber  95*92,  59*98,  35*94  Mill.  M.    Nach  dem  Anschl. 
für  1875  u.  1876  sollte  der  Rohertrag  aber  nur  76*99  u.  68*09.  der  Kostenbetr.  55*24 
u.  54*84,  der  Reinertrag  also  nur  21*75  u.  13*25  Mill.  M.  sein.    Im  Ergcbn.  f.  1879/80 
war  die  Roheinn.  bei  d.  preuss.  fiscal.  Bergwerken  53*34,  der  Reinertrag  9*14,  1880/81 
bez,  59*11  u.  9*71,  nach  d.  Voranschi.  f.  1882/83  bez.  6016  u.  10*35,  nach  demjen. 
f.  1883/84  bez.  62*76  u.  11  08  M.  M.    Vgl.  über  die  Zweifelhaftigkeit  der  Buchführungs- 
grandsatze im  preussischen  Berg-  u.  Hüttenwesen  Bergius,  I.  A.,  S.  115  ff.     Ueber 
d.  fiscal.  Bergbau  im  preuss.  Harz  s.  NOggerath,  Ztschr.  f.  Berg-,  Hüttenw.  u.  s.  w. 
1883.    Die  ausgezahlte  Ausbeute  im  Oberharzer  Revier,  wo  seit  d.  17.  Jahrh.  allmälig 
der  ehemalige  ge werkschaft].  Bergbau  in  fiscal.  Eigen th.  überführt  wurde,  wird  v.  1650 
bis  1849  auf  100,936  Thlr.,  die  Zubusse  auf  25,625  Thlr.,  der  Deberschuss  demnach 
auf  75,311  Thlr.  im  Jahresdurchschn.  berechnet.    Von  1868 — 81/82  wurden  jährlich 
i.  D.   an  d.  Staatskasse  abgeführt  bei  d.  Bergwerken   615,425  M.,   bei  den  Hütten 
408,164  M.,  zus.  1,023,589  M.  —  Baiern,  A.  f.  1877:  Bergwerks-,  Hütten-  u.  Salinen- 
gefälle 8*68  Mill   M.  roh,  wovon  4*18  auf  Bergwerke,  Betriebskosten  1.  G.  7*23,  also 
1*45  Mill.  M.   rein.    Detail  bis   1868  bei  Vocke  a.a.O.,  baier.  Stat.  Ztschr.  1871, 
112  ff.    A.  f:  1883  Sal.  u.  Bergw.  roh  5.595,  rein  0*391  M.  M.  —  Sachsen,  A. 
d.  Reinertr.  d.  Berg-  u.  Hüttenwerke   1875  316,000  Thlr.,   1877  956,000  M.,  1883 
855,000  M.   —  West-O esterreich,    A.    1876,  Montanwerke  Einn.   5*69  M.  fl., 
Betriebskosten  4*45,   rein  1.24  Mill.  fl.,  1882  roh  6*00,  rein  0*93  M.  fl.  —  Russ- 
land,  Berg-  U.Hüttenwerke  (excl.  Bergregal)  rein  1874  A.  3*58,  Ergebn.  2*90,  1876 
A.  4*54,   1880  Erg.  4*55  Mill.  R.  —  Spanien:    das  reiche  Qnecksilberbergwerk 
Almaden  gab  früher  einen  ansehnl.  Reinertrag,  welcher  neuerdings  (seit  den  50  er  Jahren) 
wegen  der  Concurrenz  des  califom.  Quecksilbers  u.  des  gesunkenen  Preises  abgenommen 
hat.     S.  Willkomm,  Spanien,  in  Stein-Wappäus  Geogr.  III,  2,  S.  73,   145.  — 
Uebrigens  zeigt  ein  Vergleich  mit  dem  Privatbergbau  keineswegs  allgemein  eine 
bessere  Rentabilität  des  letzteren,  z.  B.  wenn  Staatsbergwerke  in  Privathände  übergegangen 
sind.     Bei   der  entscheidenden  Macht  der  Conjunctnr  für  die  Gestaltung  der  Preise 
der  Bergwerks-  und  Huttenproducte   und  bei  der  specifisch  ähnlichen  Betriebsweise 
wenigstens  eines  grossen  Bergwerks  durch  den  Staat,  eine  Gesellschaft  oder  selbst 
einen  einzelnen  Privateigcnthümcr  kann  dies  kaum  anders  sein.  Vgl.  die  Darleg.  im 
Preuss.  Statist.  Jahrb.  IV,  1,  232  ff.    So  war  z.B.  der Durchschnittswerth  f.  d.  Centn. 
Roheisen  in  der  preuss.  Hüttenproduction  1873  57*66,  1874  44*91,  rohe  Stahlfabrikate 
160*29  u.  124*36  Sgr.  und  später  trat  noch  ein  weiteres  starkes  Sinken  ein.    Nach 
dem  Verwaltucgsbericht  der  Actiengesellsch.  Dortmunder  Union  kosteten  1000  Kilogr. 
deutsches  Puddeleisen  im  Max.  1873  180—192  M.,  Mitte  1874  87,  Mitte  1875  72, 
Decemb.    1876  58 — 60  M.    Bcssemer  Roheisen   in   diesen   4  Terminen   resp.   210, 
102—108,  90—96,  75—78,  gewöhnl.  Eisenbahnschienen  resp.  330, 180, 102, 132—138, 
Qossstahlschieuen  396,  255,  104—210,  138—150. 

Vermag  der  Staat  indessen  ein  Werk  vortheilhaft  zu  verkaufen, 
so  dass  der  Erlös  eine  erheblich  höhere  Rente  trägt  als  bisher  der 

A.  Wagner,  Finanat Wissenschaft.    I.    3.   Anfl.  39 
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Reinertrag  war,  so  sprechen  finanzielle  Gründe  dafür, 
Gründe  des  volkswirthscbaftlichen  Produetionsinter- 
esses  nur  ausnahmsweise  noch  gegen  den  Verkauf. 

[n  kleineren  deutschen  Staaten  hat  man  mit  Recht  den  Verkauf  von  R(*rg- 
werken  mehrfach  vorgenommen,  so  auch  noch  neuerdings  die  ganz  unbedeatenden 
(ßegenauer,  §.  247)  in  Baden.  Das  bad.  Blei-  u.  Silberbergwerk  zu  Münstcrtbal 
(St  Trudpert,  Amt  Staufen)  wurde  1S33  an  eine  Gesellschaft  verkauft:  Schätzunsr^- 
werth  27,284,  Erlös  durch  Versteigerung  25,700  fl.  nebst  11.229  fl.  aus  Vorräthen. 
Vor  dem  Verkauf  war  Zubusse  erfordert  worden,  z.  Th.  wegen  UotTnungsbauteu ,  die 
sich  hinterher  bewährten.  Verhandl.  d.  1.  Kamm.  1833,  Beil.  III,  211»;  1837  Beil 
Nr.  128  (beide  Berichte  v.  Rau).  Auch  in  Preussen  werden  kleinere  uarentablc 
Werke  mehrfach  veräussert.  In  Oesterreich  Verkäufe  1S55  iL,  1868  ff.,  mit  aus 
finanzpoL  Gründen. 

3.  Auch  das  Productionsinteresse  gestattet  aber 
die  Beibehaltung  von  Staatsbergwerken ,  ohne  sie  unbedingt 
zu  verlangen,  wohl  in  folgenden  Fällen  heute  noch  bei  uns: 

a)  Bei  Bergwerken,  deren  Producte  einfacher  (z.  B.  ans 
geringer  Tiefe)  zu  gewinnen  sind,  keine  oder  keine 
schwierige  weitere  Vorarbeitung  verlangen  und  sofort 
leichten  Absatz  finden.  Daher  siod  namentlich  Kohlen-, 
Salzbergwerke  und  Salinen,  welche  oft  auch  gut  rentiren, 
eher  beizubehalten,  als  Erzgruben. 

Der  preussische  Staatsbergrwerksbestand  entspricht  wenigstens  einigermassen 
dieser  Kegel. 

b)  Bergwerke,  deren  Producte  einer  Verbrauchssteuer, 
welche  zunächst  vom  Producenten  erhoben  wird,  uoterliegen,  daher 
wieder  Salzwerke,  sind  aus  diesem  Grunde  geeigneter  für  den 
Staat.  Wenn  die  Verbrauchssteuer  in  Form  des  Kegais  des  Sali- 
handels  u.  s.  w.  erhoben  wird,  gilt  dies  noch  mehr. 

c)  Je  mehr  nach  der  Grösse  und  BeschaiTenheit  der  Anlage- 
und  Betriebskapitalien  im  Bergbau  und  nach  der  technischen  Art 
des  Betriebs  der  Staat  und  Private,  namentlich  Gewerkschaften 
und  Actiengesellschaften,  die  Verwaltung  der  Werke  ähnlich  ein- 
richten mtissen,  um  so  mehr  treten  manche  Gründe  für  den  Ver- 
kauf von  Staatsbergwerken  zurttck. 

d)  Wenn  mit  Staatsbergwerken  Hüttenwerke  verbunden  sind, 
die  sich  nicht  wohl  von  einander  trennen  lassen,  so  wird  der  Ver- 
kauf der  ersteren  vom  gleichzeitigen  Verkauf  der  letzteren  ab- 
hängen müssen. 

4.  Eine  Verschiebung  des  Verkaufs  wird  zu  rechtfertigen 
sein,  wenn  mit  grosser  Wahrscheinlichkeit  der  Reinertrag  eines 
Bergwerks  bald  steigt  oder  ein  mit  Verlust  verbundener  Gruben- 
bau (Zubussgrube)   bald   zum  Ertrag   gebracht   werden    wird. 
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Auch  die  Rücksicht  auf  die  vom  Bergbau  lebende  Bevölkerung, 
deren  Verhältnisse  durch  einen  Verkauf  von  Staatswerken  oder 
durch  das  Einstellen  des  Betriebs  von  Zubussgruben^  zu  bedenk- 
lich werden  könnten,  kann  mitunter  wohl  eine  Verschiebung  des 
Verkaufs  oder  der  Betriebseinstellung  nötbig  machen. 

5.  In  richtiger  Weise  kommt  dagegen  das  volkswirthschaft- 
liche  Productions-  und  das  Finanzinteresse  zur  Geltung  in  folgen- 
den Fällen.  Die  dauernde  Beibehaltung  schlecht  rentirender 
oder  vollends  eine  beständige  Zubusse  fordernder  Werke  im 
Staatseigenthum  und  im  wirklichen  Betriebe  lässt  sich  nemlich 
weder  rechtfertigen 

a)  aus  Rücksicht  auf  die  Erzeugnisse:  durch  die  ver- 
meintliche volkswirthschaftliche  Nützlichkeit  der  Gewinnung  von 
Bergwerksproducten,  namentlich  von  edlen  Metallen,  auch  wenn 
der  Reinertrag  gering  ist  oder  ganz  verschwindet  und  Zuschüsse 
nöthig  werden;  noch 

b)  durch  das  Interesse  der  im  Bergbau  beschäf- 
tigten Arbeiter  und  der  sonstigen  Bevölkerung  der 
Bergbaugegend.  Denn  dies  ist  eine  Ungerechtigkeit  gegen 
die  übrige  Bevölkerung,  aus  deren  Mitteln  (Steuern)  dann  im 
Grunde  der  Bergbau  unterhalten  bleibt,  und  eine  schlechte 
Form  der  Armenunterstützung.  Wenn  der  Verkauf  nicht  möglich 
ist,  so  muss  vielmehr  allen  Ernstes  das  möglichst  baldige  Ein- 
stellen des  Betriebs  in  Aussicht  genommen  werden.  Daher  ist  für 
die  Einbürgerung  anderer  Beschäftigungen  in  der  Bergbaubevölke- 
rung  und  nöthigenfalls  selbst  für  die  Auswanderang  der  letzteren 
zu  sorgen. 

Früher  ist  der  beständige  Betrieb  von  Zubussgruben  aus  voUtswirtbschaftlichen 
Gründen  in  Schütz  genommen  worden,  so  mit  aus  mercantiÜstischer  Ueberschätzung 
der  EdelmetaUe  besonders  bei  diesen,  aber  mit  Unrecht  So  glaubten  z.  B.  ?.  Justi 
und  Delius,  Gold-  und  Silberbergwerke  müssten  auch  gebaut  werden,  wenn  sie 
Zuschuss  kosten.  „Die  darauf  gewendeten  Kosten  bleiben  im  Lande  und  ernähren 
eine  Menge  Menschen.  Das  Land  hingegen  wird  allemal  um  so  Fiel  reicher,  als  Gold 
und  Silber  mit  diesem  ?ermointlichon  Verlust  aus  der  Erde  gegraben  werden.''  v.  Justi, 
Staatswirthscn.  I,  246.  Eingehendere,  aber  doch  kaum  mehr  noth wendige  Beweis- 
fahrang  gegen  andauernden  Betrieb  ?.  Zubassgruben  u.  Hervorhebung  einiger  im 
Grunde  selbstverständlicher  Gesichtspuncto  bei  der  Betricbseinstcllung  bei  Bau  §.  175 
u.  170,  u.  danach  noch  vor.  Aufl.  dieses  B.  S.  489.  Vgl.  einige  Beispiele  von  später 
wieder  einträglich  gewordenen  Gruben.  Im  concreten  Fall  ist  objectiv  ohne  Illusionen 
zu  entscheiden,  ob  der  Fortbau  wirklich  nach  dem  Stande  der  technischen  Kenntnisse 
Aussicht  auf  Erfolg  verspricht.  Das  ürtheil  der  in  der  Sache  betheiligten  Berg- 
beamten ist  natürlich  nicht  immer  unparteiisch  genug,  wenn  nicht,  wie  billig,  dafür 
gesorgt  ist,  dass  diese  aus  einem  Einstellen  des  Betriebs  oder  aus  dem  Verkauf  keinen 
materiellen  Schaden  erleiden.  Mit  Recht  befürwortet  Bergius,  S.  42,  115,  in  solchen 
Fällen  „aus  Sparsamkeit''  die  Pensionirung  der  betheiligten  Beamten  mit  vollem  Gehalte, 
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fallä  sie  nicht  in  die  neue  Verwaltung  übergehen.    Im  Uebrigen  ist  die  Lage  der  Bergbau- 
bevOlkerun^  in  der  Frage  nur  soweit  massgebend,  als  vorhin  angegeben  wurde. 

§.  251.  —  B.  Ein  Mitsprechen  des  volkswirthscbaft- 
licben  Vertheilungs-  und  des  socialpolitiscben  Inter- 
esses bei  der  endgültigen  Entscbeidnng  über  dieBei- 
bebaltung  und  Veräussernng  der  Staatsbergwerke  ist 
pun  mit  Ktlcksicbt  auf  folgende  Umstände  geboten. 

Vgl.  Grundlegung  I,  §.  365.  Die  nälicre  Motivirung  dafür,  das3  solche 
Gesichtspuncte  in  diesen  Fragen,  neben  den  rein  finanziellen  und  den  das  Frodnctions- 
interesse  berührenden,  mitsprechen  dürfen,  gehört  nicht  hierlier,  sondern  in  die 
Grundlegung,  auf  deren  1.  Abth.,  Kap.  3,  4,  u.  2.  Abth.  ich  in  dieser  Hinsicht 
wieder  zu  verweisen  habe.  Es  zeigt  sich  im  Text  nur  an  einem  neuen  Beispiel  di«- 
weittragende  Folge  de^  socialpolit.  Gesichtspuncts  in  dvr  Nationalökonomie. 

1.  Je  mehr  die  Preise  der  Bergwerksproducte  unter  dem  Ein- 
fluss  der  modernen  Communicationsmittel  und  des  beutigen 
üandelsverkebrs  von  der  Conjunctur  abbängen>  desto  mebr 
wird  der  Bergbau  in  bedenkliebem  Maasse  Gegenstand  der 
wildesten  privatwirthschaftlicben  Speculation,  na- 
mentlich bei  der  Zulassung  der  Actiengesellschaft  zum 
Bergbau.  Hierdurch  entstehen  für  die  ganze  Volkswirthschaft  be- 
denkliche Folgen,  grosse,  ökonomisch  unverdiente  Gewinne  im 
einen,  grosse,  ökonomisch  unverschuldete  Verluste  im  anderen 
Falle.  Bei  Staatseigenthum  und  Staatsbetrieb  von  Bergwerken 
sind  diese  Folgen,  namentlich  in  Verbindung  mit  anderen  tief- 
greifenden volkswirthschaftlicben  Reformen,  wie  der  allgemeinen 
Annahme  des  Staatseisenbahnsystems,  immer  noch  eher  einzu- 
schränken. 

Die  deutsche  Speculationsperiode  1871  fl'.  hat  wieder  Belege  tJber  die  heillosen 
Folgen  der  Speculation  in  „  Montanwci-tlien "  genug  geliefert.  S.  über  die  Gonjonctur 
Grnndleg..§.  7G  ff. 

2.  Bei  einzelnen  Producten,  wie  besonders  bei  Kohlen,  droht 
eine  monopolistische  Ausbeutung  der  Consumenten 
durch  Preisverabredungen  der  Privatbergwerksbesitzer  und 
Händler.  Bei  der  universalen  Bedeutung  von  Producten,  wie 
Kohle,  Salz,  für  die  Volkswirthschaft  kann  daher  wohl  eine 
Beibehaltung,  selbst  eine  Erweiterung  der  betreffenden  Werke 
Seitens  des  Staats  im  allgemeinen  Interesse  liegen,  um  so  mebr^ 
da  auch  das  Productionsinteresse  dies  nicht  verbietet. 

{G.  §.  365.)    G.  Cohn,  engl.  Eisenb.pol.  II,  92  ff. 

3.  Auch  das  Interesse  der  Arbeiter  kann  für  Beibehaltung 
und  Erweiterung  des  Staatsbergbaus  sprechen,  sobald  nicht  öko- 
nomisch-technische Grtinde   den  letzteren   unth unlieb  machen   und 
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eine  genügende  Rentabilität  gesichert  ist.  Der  Staat  kann  hier 
darch  seine  Leistungen  für  Arbeiter  als  Muster  fUr  Privat -Arbeits- 
herrn und  in  seiner  Eigenschaft  des  grossen  Arbeitgebers 
auch  als  Concurrent  auf  dem  Arbeitsmarkte  zu  Gunsten  der 
Arbeiter  einen  wünschenswerthen  Einfluss  ausüben. 

Sehr  bemerkensworth  sind  z.  B.  die  bedeutenden  Leistungen  der  fisc.  preuss, 
Saarkohlenwcrke  für  Arbeiterwohnungen,  Vorschasse  f.  den  Bau,  Gewährung  ?.  Bau- 
prämien u.  s.  w.,  wodurch  ein  be-sitzender  Arbeiterstand  gescliaflen  wird.  —  Die  Auf- 
gabe des  Staats,  als  Concurrent  auf  dem  Arbeitsmarkt  zu  Gunsten  der  Arbeiter  zu 
wiriten,  wird  freilich  in  der  heutigen  Praxis,  einem  falschen  Fiscalismus  zu  Liebe  und 
in  Yerkennung  der  Wichtigkeit  hoher  Lohne  und  guter  Arbeitsbedingungen  fnr  Arbeiter, 
noch  kaum  erkannt,  geschweige  erfüllt  Ebensowenig  ist  sie  der  älteren  Theorie  sym- 
pathisch. Aber  mit  steigender  Erkenntniss  d«*3  Wirthsch.-Lebens  wird  sie  mehr  verstanden 
werden.    Grundle^.  §.  176. 

Nur,  wenn  keine  dieser  Rücksichten  genommen  werden  soll, 
kann  man  sich  so  unbedingt  gegen  Staatsbergbau  erklären,  wie 
es  früher  in  der  Schule  des  ökonomischen  Individualismus  meist 
geschah.  Sobald  der  Zusammenhang  aller  solcher  Verhältnisse, 
wie  jetzt  immer  mehr,  richtig  erkannt  wird,  darf  die  Entscheidung 
nicht  durchaus  abweisend  lauten. 

Der  Verkauf  selbst  wird  bei  kleineren  Wi-rken  mittelst  Versteigerung,  bei 
grösseren  mittelst  de^  scliriftlichen  Submissionsrerfahrens  geschehen  können. 
Doch  sind  Verkäufe  unter  der  Hand  bei  der  Schwierigkeit,  geeignete  Käufer  zu 
finden,  wohl  nicht  immer  auszüschlie>ssen.  Die  Käufer  werden  bei  grösseren  Werken 
jetzt  meistens  Actiengeselbchaften  sein,  doch  wäre  zu  erwägen,  ob  nicht  die  Bildung 
Ton  Producti?gcnossenschaften  der  Bergleute  zur  Uebernahme  der  Staatswerke  zu  ermög- 
lichen wäre.  Einige  Kapitalbestandtheile  können  mitunter  für  andere  Verwendungen 
gebraucht  werden  und  danach  höhere,  Preise  erzielen.  Auf  die  fertigen  verkäuflichen 
Prodncte  braucht  sich  der  Verkauf  des  Werks  nicht  mit  zu  erstrecken,  da  diest"  sich 
oft  besser  apart  veraussem  lassen  wenlen.  Die  Höhe  des  Verkaufspreises  und  oft  die 
Möglichkeit  des  Verkaufs  selbst  wird  wesentlich  von  der  allgemeinen  Geschäftslage 
abhängen.  Finanziell  iit  es  freilich  vortheilliafter,  den  Verkauf  in  einer  Speculations- 
zeit,  bei  der  Gonjunctur  aufsteigender  Productenpreise  vorzunehmen.  Aber  auch  für 
die  Wahl  des  Zeitpunctes  des  Verkaufs  dürfen  solche  finanzielle  Bücksichten  nicht 
allein  massgebend  sein,  wenn  Oefahr  vorhanden  ist,  durch .  solche  Verkäufe  das 
Speculationsfieber  noch  mehr  anzuregen  und  dadurch  Volkswirt lischaftlich  und  social- 
politisch  uachtheilige  Wirkungen  auf  das  Gemeinwe4>en  und  auf  die  Lage  einzelner 
Volksciassen  auszuüben.  Auch  dieser  Satz  fol«it  aus  der  socialpoli tischen  Auffassung 
volkswirthschaftlicluT  Fragen. 

III.  —  §.  252.  Bewirthschaftung  und  Verwaltung 
der  Staatsbergwerke.  Das  Princip  der  Bewirthschaftung 
muss  das  privatwirthschaftliche  sein:  die  Erzielung  des 
höchst  möglichen  nachhaltigen  Reinertrags. 

Die  drei  möglichen  Formen  sind  wieder:  Zeitpacht, 
Erbpacht  und  Eigenverwaltung.  Die  erste  ist  kaum  so 
einzurichten,  dass  die  Interessen  des  Eigenthttmers  genügend  ge- 
wahrt werden  und  mtlsste  wegen  der  nothwendigen  Festlegung 
grosser  Kapitalbeträge  als  stehendes  Kapital  auf  sehr  lange  Dauer  er- 
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folgen.  Bei  der  Schwierigkeit  einer  Werthabschätzung  des  Berg- 
werks, der  Verwendungen,  des  Inventars  lässt  sich  die  Pacht  doch 
nicht  leicht  durchfuhren  und  ist  die  eigene  Regie  mit  Recht  ge- 
wöhnlich vorgezogen  worden.  Die  Erbpacht  könnte  den  Ueber- 
gang  ins  Privateigenthum ,  namentlich  die  Bildung  von  Bergbau- 
genossenschaften  der  Arbeiter  selbst  anbahnen,  wobei  jedoch  ein 
Theil  des  Betriebskapitals  noch  vom  Staate  vorgeschossen  werden 
mttsste,  wenigstens  zu  Anfang. 

Verpachtet  sind  u.  A.  meistens  die  spanischen  Quccksilbcrbergwcrkc  von 
Almaden  gewesen.  S.  Rau  §.  17S  (die  Pacht  nicht  so  abweisend);  danach  noch  ?or. 
Aufl.  S.  492. 

Die  Organisation  der  Eigenverwaltang  de*s  fiscalischen 
Bergbaus  hat  einige  Aehnlichkeit  mit  derjenigen  der  Forstverwal- 
tUDg.  Bei  dem  engen  technischen  und  wirthschaftlichen  Zusammen- 
hang der  Metallbergwerke  und  der  auch  regelmässig  und  am 
Besten  in  eigener  Regie  zu  verwaltenden  Hütten  besteht  zum 
Theil  derselbe  Behördenapparat  für  beide  Gebiete,  wie  auch  für 
die  Salzwerke  und  Salinen.  Bei  der  einzelnen  Grube  oder  Hütte 
findet  sich  dieselbe  Einrichtung  der  untern  Arbeiten  wie  bei 
Privatwerken  (Steiger,  Hüttenmeister  als  untere  leitende  Beamte). 
Die  einzelnen  grösseren  Werke  werden  von  technisch  gebildeten 
Beamten  verwaltet  (Directoren)  unter  Beihilfe  von  anderen  höheren 
(Inspectoren)  und  mittleren  technischen  Beamten  fUr  die  gewerb- 
lichen Geschäfte  (Factoren,  Schichtmeistern  u.  s.  w.).  Die  näher 
zusammenliegenden  und  sonst  technich  zusammengehörigen  Werke 
bilden  wohl  ein  grösseres  eigenes  Revier  („Bergamt")  unter  einer 
Gesamrotdirection  (z.  B.  im  preussischen  Saardistrict),  mit  Special- 
directoren  für  das  einzelne  Werk.  Diese  Behörden  stehen  entweder 
direct  oder  durch  provinziale  Mittelbehörden  unter  der  obersten 
Bergbaubehörde  des  Staats,  welche  letztere  jetzt  regelmässig  eine 
Ministerialabtheilung  (z.  B.  des  Ministeriums  für  Gewerbe  und 
für  öffentliche  Arbeiten)  ist. 

Beispiel.  Preusscn.  Aufhebung  der  eigenen  Bergämter  1861.  5  OW- 
bergamtsbezirke  zu  Breslau,  Halle,  Dortmund,  Bonn,  Clausthal.  Eigene  Bergurerks- 
direction  zu  Saarbrücken:  1  Vorsitzender  (9300  M.  Geh.),  7  Mitglieder  (4200—6000  M. 
Geh.),  2  Betr.in8pectoren  (3000—3600  M.),  1  Rcndant  (4500  M.  Geh.),  19  Secret  u. 
Buchhalter  (2100—3300  M.),  7  Assistenten  (1650—1950  M.),  Kanzlisten,  Boten  u.  s.v. 
Bei  den  einzelnen  Bergwerken  des  Staats  fungiren  20  Dir.  J.  Cl.  u.  10  Dir.  2.  Cl. 
(wovon  bez.  10  u.  2  in  Saarbr.,  Geli.  1.  Cl  4200—6000,  2.  Cl.  3600—4200  M.),  bei 
d.  Htltten  je  5  Dir.  1 .  u.  2.  CL,  bei  d.  Salzwerken  5  u.  3 ;  ferner  bei  den  Bergwerken 
18  Betriebsinspectoren  (3000  u.  3600  M.  Geh.),  bei  d.  Huüen  5,  bei  den  Salzwerken  3; 
sodann  bei  den  3  Kategor.  bez.  34—17—16  Factoren  (2550—8000  M.  (Jeh.),  u. 
bez.  78—12  —  14  Schichtmeister  u.  SecretÄre  (1350  —  1800  M.  Geh.),  32— 4  — S 
Assistenten  (1850  —  1800  M.  Geh.),  ausserdem  bei  d.  Bergwerken   5,  bei   d.  Salzw. 
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1  höherer  Bau-  n.  Masch.inspector,  bei  d.  Hütten  u.  den  Salzw.  je  1  Bau  •  u.  Masch.- 
meister;  im  Ganzen  bei  d.  3  Kate«c.  236—55—53,  zus.  344  solcher  höherer  u.  mittl. 
Beamtenstellen.  An  d.  Spitze  d.  Oberber^ämter  stellt  1  Berghauptmann  (10,500  M. 
Geh.),  neben  ihm  Oberberg^räthe ,  im  Ganzen  24  (4200—6000  M.  Geli.).  Die  oberste 
Behörde  ist  d.  Min.abth.  f.  Bergwesen  im  jetz.  Min.  d.  ötT.  Arbeiten,  mit  1  Dir.  u. 
4  Vortrag.  liätlien  nebst  1  ))es.  U^th.  Diese  Behörde  wie  die  Oberbergämter  fung^ren 
mit  f,  d.  Oberaufsicht  liber  d.  Privatberg))au.  Die  ehemals  mitunter  Ix^grUndcten 
Befilrchtun«<'n ,  dasä  soh\lic  Aufsiditsbehördcn,  wenn  sie  nicht  vom  fiscal.  Bergbau 
TöUi?  getrennt  sind,  die  Interessen  des  Privatbergwerks  leicht  beeinträchtigen,  haben 
gegenwärtig  kaum  mehr  Berechtigrung.  Preussen  ist  l)ei  Weitem  der  ei-stt"  Staat  mit 
Staatsbergbau  in  Deutschland  u.  in  Europa.  In  Baiern  stehen  die  Bergwerke  u.  s.  w. 
unter  d.  Gen.bergw.-  u.  Sal.administr.  im  Fin.minist..  in  Wost-Oesterr.  die  Berg- 
werke« unter  d.  Ackerl»auminist. 

Die  Kegeln  iWv  die  vortheilhaftrste  eij^^i-ne  Bewirthsehaftung  der  Staatsbergwerke 
ergebt  die  Bergbaukunde,  ein  Tlieil  drr  Privatökonomik.  Sie  bezichen  sich  Fomehmlich 
auf  die  technischen  Verhältnisse  des  Bergbaus,  deshalb  geholt  ihre  nähere  Dar- 
legung, die  ohne  ein  Eingehen  auf  viele  Einzelheiten  keinen  Zweck  hat,  nicht  in  die 
Finanzwissenschaft.  Soweit  di(*se  Kegeln  volkswirthschaftlicher  Art  sind,  mUss<m  sie 
in  der  Volkswirt hschaftspolitik  behandelt  werden.  Kau  hat  in  d.  5.  A.  §.  180  (und 
danach  6.  A.  §.  201)  einige  weitere  Bemerkimgen  über  die  Einrichtung  der  Geschäfte 
des  Staatsbergbaus,  die  indessen  für  die  technische  Seite  des  Bergbaus  zu  allgemein 
gehalten  sind,  um  belehren  zu  können.  Vgl.  Kau,  Volkswirt hschaftspol.  §.  33  if. 
Koscher,  Syst.  III,  §.  178  ff. 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  die  gute  Einrichtung  des  Rech- 
nungswesens.  In  dieser  Hinsicht  ist  zu  verlangen,  dass  auch 
in  den  der  Landesvertretung  vorgelegten  Ausweisen  die  Betriebs- 
ergebnisse jedes  einzelnen  Werks  richtig  zu  ersehen  sind  und 
nicht  Alles  in  den  summarischen  Ausweisen  ttber  alle  Werke  ver- 
wischt wird.  Zu  diesem  Zweck  ist  es  aber  auch  nöthig,  dass  alles 
das,  was  ein  Staatswerk  von  einem  anderen  an  Producten  u.  s.  w. 
empfängt  und  an  ein  solches  abliefert,  nach  den  üblichen  Preisen 
durch  die  Rechnungen  läuft.  (§.  151).  Denn  nur  so  erhält  man  ein 
richtiges  Bild  von  der  ökonomischen  Lage  der  einzelnen  Erwerbs- 
anstalten des  Staats. 

Namentlich  gilt  das  Gesagte  von  der  Verrechnung  zwischen  den  Berg-,  den 
Hüttenwerken  und  den  Staatsforsten  und  dann  wieder  von  derjenigen  zwischen  den 
rersclüedenen  Hüttenwerken,  in  welchen  die  Producte  durch  eine  Reihe  von  Ver- 
arbeitungsstadien  hindurch  gehen.  Auch  die  Wegegeldfreiheit  darf  nicht  einseitig 
den  Staatswerken  ^:ewährt  werden,  weil  sonst  unter  deren  Kosten  ein  Bestandthcil 
fehlt,  der  bei  den  concurrirenden  Privatwerken  vorkommt.  Der  Reinertrag  erschiene 
dann  kunstlich  zu  hoch.  Klagen  dieser  Art  in  Baiern,  wo  d.  Staatsbergwerke  das  Holz 
um  25  Proc.  wohlfeiler  erhielten  und  durch  die  Befieiung  von  Weggeld  begünstigt 
wurden,  Rudhardt  I,  128.    (Rau.) 

Mit  der  modernen  Verkehi-sentwicklung  und  mit  der  Beseitigung  eigener  Hütteu- 
werke des  Staats,  welche  die  Erze  und  Kohlen  der  Staatsbergwerke  selbst  verbrauchen, 
wird  neben  der  technisch<'n  die  kaufmännische  Leitung  des  Staatsbergbaus  immer 
wichtiger.  Daraus  gehen  noch  l)e8ondere  Schwierigkeiten  gerade  für  eine  Staats- 
verwaltung hervor,  die  auch  mit  dafür  sprechen,  Erzjcruben  eher  aufzugeben,  Kohlen- 
nnd  Salzwerke  mit  ihren  einfacheren  Absatzverhältnissen  der  Producte  beizubehalten. 
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2.  Abschnitt. 
Hfittenwerke. 

Bau  5.  A.  §.  154  spricht  über  die  HütteDwerke  kurz  im  A.  v.  d.  Anlagen  z. 
Geweiksbetrieb.  Die  Verbindong  mit  d.  Bergbau  ist  indessen  auch  f.  d.  System  mass- 
gebend.   So  schon  meine  6.  A.  ?on  Bau  §.  202,  203. 

§.  253.  Die  Frage  der  Zweckmässigkeit  von 
Staatshtttten werken.  Auch  hier  sind  die  Zeitverhält- 
nisse und  die  Entwicklung  der  Volkswirthschaft  zu  unter- 
scheiden. 

1.  Hüttenwerke  zur  Verarbeitung  der  Erzeugnisse  des  Berg- 
baus sind  gewöhnlich  wegen  des  Zusammenhangs  mit  den 
Staatsbergwerken  auf  Staatsrechnung  angelegt  und  betrieben 
worden,  in  früherer  Zeit  öfters  auch  mit  Rücksicht  auf  Staat s - 
forste,  um  auf  diese  Weise  die  gewonnenen  Mineralien  und 
gleichzeitig  das  sonst  schwer  abzusetzende  Holz  sicher  und  vor- 
theilhaft  in  möglichster  Nähe  der  Gruben  und  der  Wälder  ver- 
werthen  zu  können.  Die  technischen  Kenntnisse,  welche  das 
Hüttenwesen  erfordert,  hängen  mit  der  bergmännischen  Wissen- 
schaft und  Kunst  vielfach  zusammen  und  finden  sich  daher  bei 
den  Fachmännern  beider  Zweige  oftmals  vereinigt.  Im  Ganzen 
lässt  sich  deshalb  Anlegung  und  Betrieb  von  Hüttenwerken  Seitens 
des  Staats  und  in  der  erwähnten  Verbindung  mit  Staatsbergwerken 
und  Staatsforsten  im  volkswirthschaftlichen  Productions- 
interesse  wenigstens  für  die  frühere  Zeit  billigen  und  zwar 
aus  denselben  Gründen,  wie  der  Staatsbergbau  auf  niedrigerer 
Wirthscbaftsstufe  passend  erscheint  (§.  250). 

„Viele  Erfahrungen  beweisen,  dass  StaatshUttenwerke  unter  der  Leitong  wissen- 
schaftlich gebildeter  Verwalter  und  unter  kundiger  Oberaufsicht  und  guter  CJontrole 
der  Staatskasse  Nutzen  gebracht  haben  und  ähnlich  wie  die  Staatsbergwerke  selbst  als 
Vorbilder  für  den  Betrieb  von  Privatwerken  dienten."  (Rau  §.  154.)  üober  den 
Zus.hang  zwischen  Berg-,  Hatten-  u.  Forstwesen  noch  heute  im  Harz  s.  Nögge- 
rath,  a.  a«  0. 

2.  In  dieser  Hinsicht  ist  aber  in  neuerer  Zeit  in  unseren 
Staaten  eine  Aenderung  eingetreten.  Die  Privatwerke  sind 
in  der  Technik  den  Staatswerken  gleich  gekommen,  wozu  die 
Verbreitung  der  technischen  Lehranstalten  die  Möglichkeit  bot  In 
der  ökonomischen  Führung  des  Betriebs  haben  sie  die  Staatswerke 
dagegen  vielfach  zu  übertreffen  gelernt,  weil  sich  im  Hüttenwesen 
die  bekannten  Vorzüge  der  Privatbetriebsamkeit  und  die  Nachtheile 
des  Staatsbetriebs  leichter  geltend  machen  können.  Bei  der  jetzigen 
Ausdehnung  des  Privatbergbaus  und  der  schon  eingetretenen  und 
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weiter  möglichen  Einschränkung  des  Staatsbergbaus ,  bei  den 
besseren  Absatzverhältnissen  und  höheren  Preisen  des  Holzes  nnd 
bei  der  immer  mehr  erfolgenden  Verdrängung  des  Holzes  durch 
die  Steinkohle  als  Brennstoff  bei  den  Schmelz-  und  Verhttttnngs- 
Processen  ist  daher  die  Beibehaltung  der  noch  vorhandenen  Staats- 
hüttenwerke  in  der  Regel  finanziell  nicht  mehr  räthlich  und  die 
Neuanlage  von  solchen  kann  vollends  nur  noch  in  Ausnahmefällen 
gebilligt  werden,  soweit  rein  ökonomische  Rücksichten  des  Pro- 
ductionsinteresses  entscheiden. 

Für  die  Vcräusserung  der  Hüttenwerke  darf  maa  sich  anbedingter  als  für  die- 
jenige der  Bergwerke  des  Staats  erklären,  weil  das  specalativ-kaufmännischc 
Element  beim  Absatz  der  Hüttenproductc  immer  wichtiger  wird  und  dieses  am 
Wenigsten  Sache  des  Staats  ist. 

Die  Frage  der  Rentabilität  der  Staatshütteuwe)*ke  im  Yerhältuiss  zum  Kapital- 
aufwand und  selbst  des  blossen  Reinertrags  ist  schwierig  zu  beantworten.  Fest  zu 
stehen  scheint  aber,  dass  neuerdings  nur  ausnahmsweise  eine  gute  Rente  erzielt  wird. 
Wenn,  wie  vielfach  Üblich,  zwischen  den  Staatsberg-  und  Hüttenwerken  und  Forsten 
keine  ordentliclio,  möglichst  auf  Grund  der  Marktpreise  erfolgende  Verrechnung  der 
Ablieferungen  und  Empfänge  stattfindet  (§.  252),  so  ist  natürlich  gar  kein  genaues 
ürtheil  zu  gewinnen.  Aeltere  Daten,  bes.  über  die  süddeutschen  Staaten,  Harz  u.a.m. 
bei  Rau  in  der  5.  A.,  §.  154  (c).  —  Neuere  Beispiele:  Proussen.  Die  Renta- 
bilität der  Staatshütteu werke  und  die  Höhe  des  wirkl.  Reinertrags  ist  mehrfach  Gegen- 
stand der  Controrerse  ^wesen.  Vgl.  Bergius,  Finanz.,  S.  115  — 119.  Nach  einer 
Privatschrift  „über  die  Betriebsergebnisse  der  Staatshüttenwerke  i.  d.  Jahren  1853 — 60" 
hätte  der  Betrieb  in  diesen  8  Jahren  2,332,143  Tlilr.  Verlust  ergeben.  Nach  einer 
amtlichen  Gegenschrift  unter  demselben  Titel  wäre  in  dieser  Zeit  die  Summe  von 
435,550  Thlr  als  baarer  üeberschuss  abgeliefert,  woneben  der  Werth  des  Aidage-  u. 
Betriebskapitals  durch  neue  Verwendungen  aus  dem  Erlös  u.  s.  w.  um  1,487,919  Till r., 
d.  h.  von  5,567,6H0  auf  6,920,847  Thlr.  gestiegen  wäre,  so  dass  der  gesammte  Gewinn 
1,923,469  Thlr.  betrüge.  Dabei  sind  einige  Ausgabeposten  (Antheil  an  Verwaltungs- 
anfwand  f.  d.  höheren  Bergbehörden,  Unterstütz,  f.  Btmmte,  Arbeiter,  Zuschüsse  zu 
den  Knappschaftskassen)  nicht  einmal  eingerechnet.  Selbst  der  ganze  offic.  angegebene 
üe-winn  beträgt  jährlich  nur  240,807  Thlr.  oder  3  86%  <Jgs  muthmasslichen  mittleren 
Kapitalbetrags  von  6*244  Mill.  Thlr.,  der  baare  üeberschuss  aber  nicht  einmal  0*9 % 
jährlich.  In  den  Jahren  1862  —  68  war  nach  den  Resultaten  der  Staatshaushalts- 
rechnung das  Betriebsergebnis»  der  Hüttenwerke  durchsclinittl.  0*377  Thlr.,  Max.  0*50 
iu  1866,  Min.  014  in  1868,  wo  die  neuen  Provinzen  (Hannover)  eingeschlossen, 
Statist.  Jahrb.  HI.  Die  Voranschläge  gewöhnlich  etwas  günstiger  als  die  Ergebnisse. 
S.  weiteres  Detail  in  der  6.  A.,  §.  202,  Note  a.  An  der  günstigen  Conjunctur  können 
sich  Hüttenwerke  des  Staats  bei  der  Nothwendigkeit  einer  raschen  Anpassung  der 
Production  an  den  Bedarf  des  Verkehrs  nicht  so  leicht  betheiligen,  als  einfache  Berg- 
werke wie  auf  Kohlen.  A.  f.  d.  preuss.  Staatshütten  1874:  roh  22*46,  Kosten  21*45, 
rein  1*01,  Ergebniss  bez.  22  91,  23*42,  Deficit  0  51  Mill.  M.;  A.  f.  1875:  23  32,  21*39, 
üeberschuss  1*92;  f.  1876:  22*65,  20*98,  1*67  MilL  M.  Ergebn.  f.  1879/80,  1880/81 
u.  Anschl.  f.  1882/83  u.  1883/84  bei  d.  Hütten  allein  bez.  roh  17*33—18*63—19*17— 
19*53  M.  M.  (wovon  über  Vs  a^f  ^i«  Harzer  Hütten  kommen),  rein  0*898  —  0*672  — 
0*606—0*529  M.  M.  Ueber  d.  Harz,  bes.  d.  SUberhütten,  s.  Nöggerath  a.  a.  0.  — 
üeber  Hannover  in  früherer  Zeit  Lehzen,  I.  155,  über  Baden  Regenauer, 
S.  386  ff.,  über  Würtemberg  Herdegen,  S.  114,  Hoffmann,  Finanzrecht,  I,  363, 
Riecke,  S.  185,  über  Baiern  Vocke  in  der  Baier.  Stat.  Ztschr.  1871,  S.  115. 

3.  In  neuester  Zeit  haben  sich  daher  auch  in  Deutsch- 
land die  Staaten  bestrebt,  den  Httttenbetrieb  ganz  einzu- 
stellen und  dies  würde  oft  noch  rascher  geschehen,  wenn  sich 


618  .H.  B.  Ord.  Einn.     2.  K.  Privator\rerlt).     3.  H.  A.  Hütten.  §.  253. 

immer  leicht  geeignete  Käufer  und  Verkaufsgelegenheiten  zu  einem 
leidlichen  Preise  fänden. 

Auch  hier  mnss  llbri.ß:cns  die  Rcufl  gleite» .  dass  ein  Hüttenwerk  nicht  längere 
Zeit  Zubusse  verlangen  darf  (S.  611)  und  dass  es  besser  ist,  sich  mit  einem  niedrigen 
Preis«'  zu  beji^nüjren,  wenn  die  daraus  fliessende  l\ente  nur  den  andauernden  Rein- 
ertrag des  W(;rks  üliersteigt.  Getrennt  von  dorn  Werke  selbst  erfolert  in  der  Kegel  die 
Veräussernng  von  aniiesaniuielten  Vorrätlien,  in  denen  auch  oft  ein  bedeutendes  Kapital 
lange  brach  liegt. 

Beispiele.  So  sind  in  Baden  alle  Hütten  des  Staats  veräussert,  die  letate 
1868,  wobei  ein  ansehuliclier  Theil  des  anjrenoinmeneu  Kapitalwerths  verloren  gegeben 
werden  musste.  Auch  in  Preussen  ist  die  allmäliu'e  Veräusserun«r  jetzt  bealisichtigt 
und  namentl.  1870  das  grosse  schles.  Werk  KönigshUtte  u.  s.  w.  für  1,306,000  Thlr. 
verkauft  worden.  Ihr  Reinertrag  war  1870  auf  93,160  Thlr.  im  Etat  veranschlagt. 
Im  J.  1874  wurde  die  Eisengiesserei  in  Berlin  aufgelöst.  1874  ))e^tanden  noch 
12  Hüttenwerke,  näml.  7  Eisenhütten  mit  4  Hochöfen,  5  Blei-  u.  Silberhütten.  Das 
Kupferberg-  u.  Hüttenwerk  Biech^lsdoif  (länger  Zubuss-irube)  ist  1873  veraussert 
worden.  1S83  noch  ausserh.  d.  Harzes  in  Preussen  1  Silber-  u.  Blei-,  1  Eisen- 
giess-,  1  Eisenhütte  fiscalisch.  Weitere  Daten  in  meiner  6.  A.  K^u's,  §.  203,  Note  a.  — 
In  Preussen  sind  veranschlagt  als  Erlös  für  Prod.,  Mater..  Invent.  aufgelöster  Staats- 
hütten 1870  810,000  (Königshütte),  1871   100,000  Thlr. 

4.  Einem  solchen  Vorgehen  stehen  auch  die  in  §.  251  ge- 
äusserten Bedenken  gegen  den  Verkauf  von  Staatsbergwerken  nicht 
in  gleichem  Grade  entgegen,  zum  Theil  werden  sie  hier  in  höherem 
Maasse  durch  die  Rücksicht  auf  die  Schwierigkeiten  einer  ökono- 
misch-technisch genügenden  Leitung  von  Staatshüttenwerken  über- 
wogen. Der  bisherige  Besitz  von  Hüttenwerken  des  Staats  ist 
theils  niemals  sehr  umfassend  gewesen,  theils  seit  länger  nicht 
mehr  bedeutend,  so  dass  die  Beibehaltung  oder  Veräusserang 
wenige  der  in  §.  251  hervorgehobenen  Wirkungen  haben  kann. 

Der  Factor  Natur  spielt  auch  bei  der  Production  eine  untergeordnete  Rolle  in 
den  Hüttenwerken,  eine  Hauptrolle  in  den  Bergwerken.  Die  principielle  Beseitigung 
des  Priyateigenthums  an  ersteren  kann  vollends  nur  in  Verbindung  mit  einer  voll- 
ständigen Umgestaltung  der  Organisation  der  Volks wirthschaft  in  Frage  kommen  and 
würde  ein  ähnliches  Vorgehen  bei  den  Fabriken  voraussetzen,  wovon  hier  abgesehen 
werden  kann.  Es  ist  nicht  zu  vergessen,  dass  die  ausschliessliche  Zulassung  von  Staats- 
borg  werken  eine  Frage  der  Ordnung  des  Eigenthumsverhältnisses  einer  Boden- 
kategorie  ist  und  an  und  für  sich  und  praktisch  nicht  undurchführbar  erscheint 
wenn  auch  Zweckmässigkeitsgründe  sie  verbieten  mögen.  Die  gleiche  Forderung  bei 
Hüttenwerken  geht  viel  weiter  und  ist  viel  schwieriger  zu  verwirklichen,  weil  sie  die 
Rechtsordnung  des  Kapitals  betrifft.  Wie  sehr  verschieden  aber  die  Frage  des 
privaten  Grund-  u.  des  privaten  Kapitaleigenthums  zu  behandeln  ist,  ist  in 
meiner  Grundleg.  2.  Abth.  bes.  K.  :\  u.  4  (namentl.  §.  307,  341.  342.  344,  36**) 
ausgeführt  worden 

5.  Ebenso  wie  bei  Bergwerken  kann  indessen  bei  Hütten- 
werken erwogen  werden,  ob  man  nicht,  statt  die  Werke  an  einzelne 
Private  und  an  Kapitalistengesellscbaften  (Actienuntemehnmngeu) 
übergehen  zu  lassen,  aus  dem  Hüttenarbeiterpersonal  Productiv- 
associationen  bilden  könne,  denen  durch  die  Stundung  des 
Kaufpreises  und  durch  Darleihen  von  Betriebskapital  gegen  lang- 
same Abzahlungen  Credit  gewährt  würde. 
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Die  Opfer  des  Staats  worden  dabei  oft  nicht  grösser  zu  sein  brauchen«  als  beim 
bisherigen  Betrieb,  d.h.  aach  nur  in  zeitweise  niedrigerein  Gewinn  (lacrum  cessans) 
bestehen.  Der  nicht  zu  leugnende  Vortheil  bei  der  Verwandlung  eines  bestehenden 
Staats-  oder  eigentlichen  Priratwerks  in  ein  Actienunternehmen,  dass  nemlich  die 
Schwierigkeiten  der  Gründung  und  Inbetriebsetzung  fortfallen .  kommt  bei  der  Ver- 
wandlung in  solche  Associationsuntcrnehmen  e))enso  in  Betracht. 

So  lange  Hüttenwerke  vom  Staate  noch  besessen  werden,  sind 
sie  in  der  Regel  nur  in  eigener  Regie  zu  betreiben.  Diese 
muss  dann  möglichst  auf  kaufmännischem  Fasse  eingerichtet 
werden,  eine  Gewinnbetheiligung  des  dirigirenden  Personals  kann 
dazu  empfehlenswerth  sein.  Hinsichtlich  der  Verrechnung  der 
Erträge  gilt  das  im  §.  252  bei  den  Bergwerken  Gesagte. 

Die  Betriebsmater,  u.  Utensilien  absorbiren  den  Haupttheil  der  Uoheiun.  bei 
den  Hüttenwerken,  so  in  Preussen  A.  f.  1S70  (also  noch  ind.  d.  schles.  Königs- 
hutte)  bei  einer  Totalausgabe  von  6,116,034  Thlr.  jener  Posten  4,451,617;  femer  die 
Bauten,  Betriebsanlagen  n.  deren  Unterhaltung  360,1)85,  die  Betriebslohne  1,061,200  Thlr., 
kleinere  sachliche  Bedürfnisse  16,014,  Zuschüsse  zu  den  Knappschaftskassen  27.365, 
Abgab,  u.  Grundentschäd.  15,294,  Besoldungen  (109  Stellen)  83.313,  andere  persönl. 
Ausgaben  7450  Thlr.  Die  Privaten  werden  vornehmlich  nur  an  den  ersten  2  Posten 
Ersparangen  (Verbesserungen  der  Technik)  zu  machen  suchen  kOnnen,  kfum  an  den 
Besoldungen,  und  sonst  eben  nur  durch  Aufenchen  gunstigeren  Absatzes  eine  höhere 
Rente  ermöglichen,  auch  hier  nicht  dauernd  mit  Erfolg,  wie  die  Lage  der  Metall-, 
bos.  Eisenindustrie  nach  1873  zeigte. 

3.  Abschnitt. 
Salzwerke. 

Kau  handelt  von  den  Staatssalzwerken  im  Abschnitt  vom  Salzregal,  §.  184  H. 
Da  letzteres  als  Besteuerungsform  zu  betrachten  ist  (§.211),  muss  der  Gegen- 
stand hier  jetzt  ^etheilt  werden,  wie  schon  in  meiner  6.  Ausg.  Kau's  §.  204—205. 

I.  —  §.  254.  Beibehaltung  oder  Veräusserung.  Die 
Salzwerke  des  Staats  haben  sich  in  ähnlicher  Weise  wie  der 
Staatsbergban  entwickelt  und  sind  namentlich  aus  dem  Bergregal 
hervorgegangen.  In  dieser  Hinsicht  gilt  für  ihre  Beibehaltung 
oder  Veräusserung  und  auch  für  ihre  Bewirthschaftung  im  Ganzen 
dasselbe,  wie  für  den  sonstigen  Staatsbergbau  (§.  250).  Nach  den 
Bemerkungen  in  §.  250  und  251  erscheint  die  Beibehaltung 
von  Salz  werken  und  Salinen  aber  ökonomisch- technisch 
weniger  bedenklich  und  mit  Rücksicht  auf  die  Gefahr  mono- 
polistischer Ausbeutung  der  Consumenten  durch  Producenten  und 
Händler  bei  einem  so  unentbehrlichen  Verzehrungsgegeustaud,  wie 
Salz  unter  Umständen  selbst  zweckmässig. 

Vgl.  schon  in  Alt- Rom  die  Mouopolisirung  mit  aus  diesem  Zwecke.  Mar- 
quardt  a.  a.  0.,  II,  154.  271   u.  o.  §.  210,  Note  4. 

Die  Staatssalzwerke  nehmen  ferner  vnelfach  noch  eine  andere 
Stellung  als  die  übrigen  Bergwerke  des  Staats  ein,  weil  das  Salz 
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seit  lange  einer  Verbrauchssteuer  und  zwar  insbesondere 
einer  in  Form  eines  Regals  erhobenen  in  vielen  Ländern  zu 
unterliegen  pflegt.  Um  dieses  Salzregal,  welches  nach  der  ge- 
wöhnlichen Einrichtung  die  Gewinnung  und  Bereitung  des  Koch- 
salzes sowie  den  inländischen  Handel  mit  demselben  im  Grossen 
begreift,  möglichst  bequem  und  vollständig  als  Besteuerungsmass- 
regel fUr  einen  rein  finanziellen  Zweck  auszunutzen,  hat  der  Staat, 
namentlich  in  Deutschland,  den  Betrieb  der  Salz  werke  sich  gern 
selbst  vorbehalten.  Auch  bei  neuentdeckten  Salzlagern  und  Salz- 
quellen, die  ihm  nach  dem  Bergregal  zur  Verfügung  standen,  ist 
daher  selten  eine  Verleihung  an  Dritte  erfolgt  (z.  B.  Ludwigshall 
bei  Wimpfen,  in  einer  hess.  Exclave,  Rau).  In  der  Tbat 
sprechen  manche  erhebliche  Gründe  der  Verwaltungs-  und 
BeSteuerungstechnik  dafür,  da  wo  einmal  das  Salz- 
regal als  Verbrauchssteuerform  besteht,  die  Salz- 
gewinBung  in  eigenen  Werken  des  Staats  auf  Rech- 
nung des  letzteren  zu  betreiben. 

Dio  sonst  sehr  lästige  und  schwierige  Controle  der  Pri?atsa]zworke  faUt  dabei 
fort  und  die  Staatsverko  schlagen  beim  Verkauf  gleich  dio  Steuer  zum  Preise  hinzu 
oder  erheben  m.  a.  AV.  diese  Steuer  im  tarifmässigen  Kegalpreise,  also  mit  billigen 
Erhebungskosten. 

Ueber  das  Salzregal  als  solche  Verbrauchssteuerform  ist  erst  in  der  specielleu 
Steuerlehre  (B.  3  d.  Fin.wiss.)  zu  handeln,  unserer  früheren  Verwerfung  der  Regalien  als 
einer  besonderen  Einnahmeart  gemäss  (§.  211).  Hier  muss  einstweilen  die  Bemerkung 
genügen,  dass  die  Hegalisirung  des  Salzes  in  unserer  Gegenwart  und  in  unseren 
Staaten  indessen  jedenfalls  keine  nothwendige  und  mitunter  keine  gute  Besteae- 
ruugsform  mehr  ist 

An  Stelle  des  Regals  ist  daher  auch  mehrfach  eine  gewöhn- 
liche Salzverbrauchssteuer  getreten  oder  das  Salz  ist 
gänzlich  von  der  Steuer  befreit  worden.  Im  ersten  Falle  liegt 
kein  so  erheblicher  Grund  wie  bei  der  Regalisirung  des 
Salzes  vor,  dass  der  Staat  selbst  Salzwerke  besitze  und 
auf  eigene  Rechnung  betreibe. 

Die  Pri?atbetriebsamkeit  hat  hier  wieder  manche  Vorzüge  und  auch  die  zweck- 
mässige Form  der  Erhebung  der  Salzsteuer  gleich  beim  Producenten  erweist  sich 
recht  wohl  durchfuhrbar.  Es  sind  daher  bei  der  Ersetzung  des  Regals  durch  eine 
gewöhnliche  Steuer  öfters  die  Staatssalzwerke  ver&ussert  worden,  besonders  kleinere, 
wenig  ergiebige.  Ver&usserungsabsichten  seit  dem  das  Salzregal  durch  eine  andere 
Salzverbrauchssteuer  ersetzenden  Ges.  d.  Nordd.  Bundes  v.  12.  Oct  1867  in  Preussen. 
So  wurde  die  Saline  Orb  in  dem  ron  Baiern  abgetretenen  Landstrich,  Sülbeck  im 
Hildesheimschen  abgegeben.  Nach  d.  A.  f.  1871  sollten  die  Salinen  zu  Königsbom 
(Realit- Werthanschi.  120,000  Thlr.)  und  Kothenfeldo  (dsgl.  33,000  Thlr.)  im  0.  B.  A.  B. 
Dortmund  verkauft  werden.  Der  Reinertrag  war  nach  d.  A.  f  1S71  20,016  u.  3310  Thlr. 
Auch  zur  Zeit  des  Salzregals  waren  schon  mehrere  Privatsalinen  vorhanden,  1866  in 
den  alten  Provinzen  von  18  überhaupt  10  (inci.  der  hess.  in  Kreuznach).  Von  den 
16  hannov.  Salinen  waren  nur  2  fiscalisch,  die  beiden  genannten  zu  SUlbeck  u. 
Rothenfelde.    1874  besass  Preussen  noch  3  Salzwerke  u.  6  Salinen,  1883  noch  3  u.  5 
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{bes.  die  beiden  grossen  Anlagen  z.  Schönebeck  u.  Stassfurth).  —  In  den  anderen 
deutschen  Staaten  ist  seit  der  Aufhebung  des  Salzrcgals  noch  wenig  Veränderung 
eingetreten.  Baden  betreibt  noc]i  seine  beiden  Werke  zu  Kappenau  u.  Dürrheiui, 
in  Baiern,  Wtirtcinborg  gehören  alle  Salzwerke  dem  Staate;  Sachsen  hatte  schon 
froher  keine. 

Bei  grossen  und  einträglichen  Werken  ist  indessen 
die  Beibehaltung  im  Stantseigentbum  und  Staatsbetrieb  immerhin 
zulässig.  Von  den  in  §.  250  angeführten  Gründen  kommen  hier- 
für besonders  die  in  Betracht,  dass  das  Salz  keiner  weiteren 
schwierigen  Bearbeitung  unterliegt,  sondern,  wie  Kohle,  gleich 
verkäuflich  ist  und  dass  die  Erhebung  der  Steuer  gleich  bei  den 
Staatswerken  bequem  und  wohlfeil  ist. 

Wo  endlich  die  Salzstener  ganz  aufgehoben  wird,  da  ist  die 
Frage  der  Beibehaltung  oder  Veräusserung  von  Staatssalzwerken 
wieder  wesentlich  dieselbe  wie  beim  Staatsbergbau  überhaupt,  nur 
dass  dann  um  so  mehr  der  Gesichtspunct  des  §.  252  zu  er- 
wägen ist. 

II.  —  §.  255.  Bewirthschaftnng  der  Staatssalz- 
werke. 

1.  Bei  bestehendem  Salzregal.  Die  Verwaltung 
auf  eigene  Rechnung  (Eigeubetrieb)  ist  hier  die  gewöhn- 
liche und  gewiss  auch  die  zweckmässigste  Bewirthschaftungsform. 

So  vor  wie  nach  Aufhebung  des  Salzregals  in  Prcussen  (unter  dem  Handels- 
minist.), Baiern  u.a.m.    S.  auch  Rau,  §.  1S9,  u.  ror.  Aufl.  §.  220. 

2.  Ohne  bestehendes  Salzregal.  Der  Eigenbetrieb 
ist  auch  hier  wohl  am  Iläthlichsten  und  auch  die  Regel,  zumal 
wenn  eine  beim  Producenten  erhobene  Salzverbrauchsteuer  existirt. 
Die  Verpachtung  hat  die  gewöhnlichen  Schwierigkeiten  einer  Ver- 
pachtung von  Bergwerken,  Hütten  u.  s.  w.  Ihr  vorzuziehen  ist 
eventuell  die  Veräusserung. 

Die  würtomb.  Saline  Clcmenshall  war  bis  lS4b  rerpachtet.  (Kau.)  In  den 
deutschen  Ländern  war  vor  wie  nach  Aufhebung  des  Kegais  fast  nur  Eigen- 
yerwaltung.  Die  beiden  Verpachtungen  in  Frankreich  sind  nicht  gut  ausgefallen. 
S.  Rau,  §.  189  Note  G,  §.  186  S.  200  (5.  A.).,  u.  vor.  Aufl.  dieses  Bands  S.  501  Note. 

Bei  der  Eigenverwaltung  ist  besonders  auf  Kosten  Ver- 
minderung bei  der  Salzproduction  und  bei  der  Verpackung  und 
Versendung  *  von  Salz  hinzustreben.  Soviel  als  möglich  empfiehlt 
sich  der  Salzverkauf  ab  loco  (des  Werks).  Er  sollte  bei  einer 
Beseitigung  des  Regals  die  Regel  sein,  was  ein  weiterer  Vortheil 
hiervon  ist.  Wo  das  Regal  besteht,  mttsste  der  Staat  wenigstens 
darauf  hinstreben,  um  so  die  Kosten  für  die  Niederlagen  (Gebäude, 
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Beamte,  Diener)  zu  ersparen.     Im  Uebrigen  ist  die   Einrichtung 
des  Eigenbetriebs  ganz  ähnlich  wie  bei  Berg-  und  Hüttenwerken. 

Einiges  Weitere  zur  Technik  des  Betriebs  u.  tibcr  technische  Verbesserungen  bei 
Rau,  §.  1S9  Noten,  und  meist  danach  noch  vor.  Aufl.  d.  B.  S.  502.  Indessen  reichen 
solcJic  Notizen  doch  nicht  aus  u.  die  technischen  u.  pnvatOkon.  Fragen  als  solche 
gehören  nicht  in  die  Fin.wiss.  S.  bes.  die  Werke  über  Technologie  (R.  Wagner, 
Chem.  Tcchnol.'i.  (irossc  Bedeutung  hat  bei  unvollkommener  Common ication,  daher 
früher  mehr  als  jct/.t,  die  Fortleitung  der  Soole  nach  Orten,  wo  der  Brennstoflf 
billiger  und  die  Salzabfuhr  leichter  (Salzkammergut,  sildOstl.  Oberbaiern,  Leitung 
zwischen  Bcrchtesgaden,  Reichenhall,  Traunstein,  Rosenheim). 

Die  Beinertragsverbältnisse  der  Staatssalzwerke  lassen 
sich  natürlich  nur  da  richtig  und  genau  angeben,  wo  kein  Regal 
besteht,  oder  wo  die  Betriebsergebnisse  scharf  von  den  Ergebnissen 
der  Regalverwaltung,  welche  durch  Ausschluss  der  Concurrenz  den 
Salzpreis  steigert,  getrennt  werden,  was  nicht  immer  der  Fall  war 
und  ist. 

Beispiele:  Preussen,  Salzwerke.  Rechn.  1865  1'202  Mill.  Thlr.  Boheinn., 
G97.0Ü0  Thlr.  Kosten,  504,000  Thlr.  Reinertr..  woneben  d.  Salzmonopol  9*277  Mill. 
Thlr.  roh  ertrug,  281  Mill.  Thlr  Kosten  machte,  also  6-467  Mill.  Thlr.  rein  ergab. 
A.  f.  1871  (incl.  neoe  Provinzen)  Salzwerke  Einn.  1,492,976,  Ausg.  1,010,593  Thlr., 
Uebcrschuss  482,383  Thlr.  Erhebl.  Unterschiede  bei  d.  einz.  Werken,  so  nach  A.  fttr 
1871:  Saline  zu  Schönebeck  Roheinn.  484,300,  leberschuss  191,460,  Salzw.  zu  Stass- 
fürt  5ll,8.^0  u.  184,950,  Sal.  zu  Darrenberg  184,270  u.  73,920,  zu  Artern  55,770  n. 
11,130,  Salzw.  bei  Erfurt  59,430  u,  3420,  Königsbom  86,165  u.  20,010,  Neus&lzwerk 
41,340  u.  7925,  Rothenfelde  20.510  u.  3310,  Münster  a.St  14,986  u.  4287;  Sooden 
dagegen  bei  21,000  Thlr.  Einn.  10,525  Thlr.  Zuschuss,  Rodenberg  dsgl.  13,375  n. 
3835  Thlr.  1874  Ergebn.  d.  ganzen  Salinenverwaltunj?  roh  4*92,  rein  0  81  Mill.  M. 
A.  1875  4*89  u.  075,  1876  516  u.  094  Mül.  M.  1879/80,  1880/1881  Ergebn., 
1882/83  u.  188/84  Anschl.  roh  5011  — 5*718— 5*462  —  5*985  M.  M.,  rein  1.106  — 
1*695—1*436 — 1*632  M.  M.  —  Baden,  Herabsetzung  des  Ertragsanschlags  des  Salinen- 
betricbs  1876- -77  gegen  die  vorher.  Budgetper.  ?.  961,000  auf  784,000  M.  roh,  z.  Th. 
weil  die  Salzpreiso  in  Folge  der  Concurrenz  erheblich  gewichen  seien;  Gesammtetat 
der  Salinenverwalt.  rein  1875  0*3,  187C  0153  Mill.  M.  —  Baiern,  Salincnverwaltung 
A.  1868  u.  69  roh  1*33  Mill.  fl.,  rein  40,000  fl.,  Ergebniss  1868  1-43  u.  0-187  MiU.  fl., 
A.  1870  n.  71  1*25  Mill.  fl.  u.  120,000  fl.  roh  u.  rein,  A.  1876  u.  77  roh  1*547  MilL  M. 
S.  Vocke  a.  a.  0.  f.  die  Zeit  bis  1868,  Ztschr.  1871,  S.  112. 


4.  Abschnitt. 
6ewerksanlagen. 

§.  256.  Hierhin  gehören  besonders  Staats fabriken.  Bei 
solchen  Anstalten  können  dreierlei  Zwecke  unterschieden  wer- 
den, welche  aber  mitunter  bei  einer  einzelnen  zusammentreffen. 
Auch  im  Verlauf  der  Zeit  zeigt  sich  ein  geschichtlicher  Wechsel 
dieser  Zwecke. 

1.  Die  Anstalten  können  einen  rein  finanziellen  Zweck 
haben,  um  dem  Staate  eine  Reineinnahme  fUr  die  eigentlielien 
StaatsbedUrfuisse  zur  Verfügung  zu  stellen. 
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Nur  in  diesem  Falle  geboren  sie  zu  den  priyatwirtbschaftlichen  Anstalten  im 
strengen  Sinne  (§.  198).  Ein  solcher  Zweck  hat  aber  kaum  je,  weder  früher  noch 
jetzt,  bei  den  vorgekommeneu  Staatsfabriken  ausschliesslich  obgewaltet.  Gegenwärtig 
wird  man  nur  verlangen  müssen,  dass  der  Gcsichtspunct  privat wirthschaftlicher  Renta- 
bilität voranstche.  Da  zeigt  sich  indessen,  dass  der  Staat  hier  im  Eigenbetriob 
selten  günstige  Ergebnisse  erzielt.  Auch  die  Verpachtung  ist  kaum  einträglich 
und  schwer  durchfuhrbar.  Mit  Recht  werden  daher  die  (»ewerksanlagen ,  weil 
der  zweite  Zweck  nicht  mehr  wichtig  zu  sein  pllcgt,  lieber  aufgegeben  und  veräussert. 
In  einem  solchen  Falle  könnten  mitmiter  Versuche  mit  Productivassociationen  in 
Erwägung  kommen.  Die  viel  besprochene  Tabaksmanufactur  in  Strassburg,  auf 
d.  elsass-Jothr.  Budget,  gehört  in  diese  1.  Kategorie.  Ihr  behauptetes  „Fiasco"  bewiese 
gegen U))er  dem  Erfolg  massloscr  tendenzpolitischer  Angriife,  denen  auch  keine  Privat- 
fabrik widerstände,   nicht  viel.     A.  1882/^3  5*69  Mill.  M.  roh,  0  833  Mill.  M.  rein. 

2.  Die  ÄDstalten  haben  einen  volkswirthschaftlicben 
Zweck,  und  zwar  für  die  Productionsinteressen,  indem  sie  als 
Musteranstalten  dienen  und  neue  Gewerbzweige  einftlbren  sollen. 

Diesem  Zweck  verdanken  viele  frtthere  und  manche,  noch  heute  bestehende  Staats- 
fabriken ihre  Entstehung,  besonders  solche  aus.  dem  Gebiete  der  Kunstgewerbe, 
so  Porzellan-,  Teppich-,  Tapeten  fahr. ,  Glashütten,  Glasmalereien,  früher  auch 
Webereien,  Tuchfabriken  u.  a.  m.  Einige  Anstalten,  wie  Glas-,  Ziegelhütten,  Mühlen, 
Brauhäuser,  Weinkellereien,  selbst  Wirthshäuser,  sind  aus  dem  landwirthsch.  Domanium 
mit  hervorgegangen  u.  vollends  zu  veräussern,  §.  232.  Sie  haben  mitunter  ihren 
eigentlichen  Zweck  erreicht,  freilich  vielfach  unter  grosser  Hintansetzung  der  Renta- 
bilität. Insofern  sind  sie  volkswirthschaftlich  unter  den  Massregeln  und  Ausgaben 
des  Staats,  durch  welche  mit  linanziellen  Opfern  die  Gewerbe  befördert  werden  sollten, 
zu  beurtheilen.  In  der  Gegenwart  lassen  sie  sich  in  unseren  Staaten  wohl  meistens 
entbehren.  Sie  werden  daher  am  Besten  auf'iregeben,  da  die  sonst  erforderliche 
Betreibung  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Rentabilitätsprincip  keinen  günstigen 
Erfolg  zu  haben  pflegt.  Als  Geschmacksbildungs-  u.  Geschmackserhaltungsanstaltcn 
können  die  vielen  staatl.  Porzellan fabriken  allerdings  immer  noch  in  Betracht  kommen. 
Die  Weiterbildung  nach  den  Erfordernissen  der  Jetztzeit  erfolgt  etwa  so,  dass  Special- 
kiin^tschulen  (^laler,  Glasmaler)  damit  verbunden  werden  (Scvrcs.  Nymphenb.),  wo  dann 
die  Ausgabe  wieder  eine  andere  Bedeutung  erhält.  Indessen  wird  durch  angemessene 
Bestellungen  des  Staats  bei  Privatfabriken  im  kunstindustr.  Interesse  jetzt  ziemlich  das- 
selbe zu  erreichen  sein,  als  durch  eigene  Staatsfabriken,  ohne  dass  dabei  so  grosse 
Kosten  wie  bei  diesen  vom  Staate  getragen  werden.  In  Preussen  deutet  die  gegen- 
wärtige Stellung  der  K.  Porzellan manufactnr  im  Min.  f.  Unterricht  u.  s.  w.  neben  dem 
technischen  ünterrichtswesen  darauf  hin,  dass  ähnlich  wie  bei  der  ücbertragung  der 
Dom.  u.  Forsten  an  d.  landwirthsch.  Ministerium  der  finanzielle  hinter  dem  volks- 
wirthsch.  Gcsichtspunct  zurücktreten  soll. 

3.  Die  Anstalten  haben  den  Zweck,  den  eigenen  Bedarf 
des  Staats  an  bestimmten  Sachgtltern  zu  befriedigen.  Auch  hier 
ist  die  Staatsindustrie  nur  ausnahmsweise  anstelle  der  Privat- 
industrie noch  heutzutage  bei  uns  in  finanzieller  Hinsiclit  räthlicb. 

Früher  Hessen  sich  die  Porzellan  fabriken  auch  hier  mit  nennen,  ein  wenig 
selbst  jetzt  noch,  indem  sie  luxuriöse  Ehrengeschenkgegenstände  fiir  fremde  Monarchen, 
Staatsmänner  lieferten.  Auch  für  solche  Zwecke  reicht  die  Privatindnstrie  jetzt 
völlig  aus.     S.  sonst  oben  §.  108. 

Bei  der  oft  irrationellen  Rechnungsführung  der  Staatsfabriken 
lässt  sich  tlbrigens  nicht  immer  der  wirkliche  Kapitalbetrag,  der 
in  der  Fabrik  steckt,  und  daher  auch  nicht  der  wahre  verhältniss- 
mässige  Reinertrag  angeben. 
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Sohr  ?iele  Staatsfabriken  sind  schon  cinge/rangon ,  weil  sio  sich  nicht  lohnten. 
Am  Häufigsten  sind  noch  oder  waren  bis  vor  Kurzem  die  Porzellanfabriken  in 
Scvres,  Berlin,  (Wien),  (Nympheuburg),  Meissen,  Kopenhagen  u  s.  w.  —  Beispiele: 
Preusscn.  Porzellanmanufactur  Rohertrag  1865 — 6S  D.  164,250,  Betriebskosten 
144,063  Thlr.,  Reinertrag  20,197  Thlr.,  1874  A  roh  558,000,  roin  36,000,  Ergebni« 
575,000  u.  42,500  tf.,  1876  A.  555,000  u.  27,300  M.  Die  Anstalt  wurde  1866  in 
das  Gebäude  der  aufgelass.  Gesundheitsgeschirrfabrik  (die  1865  bei  103,084  Thlr.  roh 
19,357  Thlr.  rein  ergab)  verlegt,  jetzt  nach  Charlottenburg  bei  Berlin,  mit  einem 
aosserord.  Kostenaufwand  von  395,000  Thlr.  für  1868 — 71.  —  eine  finanziell  schwer 
erklärliche  Maassrcgel.  Die  neuesten  Etats  sind :  1882/83  456,000,  1883/84  529,000  M. 
roh,  dagegen  Kosten  542,000  u.  614,000  M.,  also  Zuschuss  nothwendig.  Mit  d.  Porz.- 
manuf.  ist  aber  eine  cbem.-techn.  Versuchsanstalt  verbunden.  4  Debitsbeamten  be- 
kommen kleine  Tantiemen  u.  Erlös  aus  Porz. verkauf  (Vj  u.  VioVo)-  Ausserdem  be- 
sass  die  dem  preuss.  Staat  gehörige  Scohandlungssocietät,  in  der  Hauptsache  ein 
grossartiges  Bankinstitut  mit  ausgedehntem  Gcschältskreis,  auch  nach  neuerlicher  Ver- 
minderung ihres  Besitzes  noch  immer  mehrere  Fabriken,  neml.  1871  2  Flachsgam- 
maschinenspinn.  in  Schlesien,  eine  ausser  Betrieb  befindliche  BanmwoUenspinnerei  u. 
Weberei  ebendas.,  auf  die  alle  längere  Zeit  keine  Kaufanbote  bei  ausgcschrieb.  Sub- 
missionsverfahren  erfolgten,  ein  Muhlenetabliss.  in  Bromborg,  das  gleichfalls,  sobald 
die  Umstände  es  erlauben,  verkauft  werden  sollte.  Buchwerth  dieser  Anstalten  incL 
Dienstgeb.  u.  Leihamtsgeb.  in  Berlin  E.  1669  4*27  Mill.  Thlr.,  Gewinn  auf  den  Be- 
trieb sämmtl.  industr.  EtabUss.  1869  nur  19,775  Thlr.  Seitdem  ist  die  BaumwoUfabnk 
u.  1  Flachsgarnspinn.  verkauft  worden.  Das  Institut  besitzt  noch  die  Bromb.  Mühlen 
mit  Durchschnittsgew.  in  10  J.  (1864—73)  v.  7-95"/o,  in  1874  nur  4-207o»  1872— 
81/82  i.  D.  2-6357o,  1880/81  Oil  7„,  Verlust  in  1881/82  3-05%.  bei  1,116,000  M. 
arbeitendem  Kapital;  die  Schwierigk.  d.  Veräusserung  liegt  mit  in  den  Veiiiältnisaen 
der  Wasserregelung ;  dann  1  Flachsg.spinn.  in  Schlcs.  mit  8*03  7o  ^^^'  ^^  1874,  9*31  i^/« 
in  1873  V.  buchmäss.  Kap.,  in  1881/82  arbeitete  ein  Kap.  v.  1,243,000  M.,  Ertrag 
5*61 7o«  ^  A^orjahr  4*24 7o'  —  Baiern  Porz.-Fabr.  zu  Nymphenburg  j&hrl.  Zu  seh. 
1819  bis  25  8717,  1831—36  14,988,  1837—43  11,782.  1845—47  24,842,  1848—49 
7726  fl.,  1855  aufgegeben.  Hofbräuhaus  in  München  A.  1861—67  212,602  fl.  roh, 
16,33S  fl.  rein,  wirU.  Reinertr.  1861/62  10,660.  1864/65  44,677,  1868  39,315  fl.  (zu- 
gleich Musterbrauerei),  A.  1876  781,000  u.  112,000  M.  In  d.  letzten  Jahren  starke 
Erweiterung  u.  höhere  Reinerträge.  (A.  d.  Einn.  aus  Bier  1884  1,435,000  M.).  (Selbst- 
verwalt.).  Früher  bestand  auch  noch  ein  Brauhaus  in  Wurzburg,  wo  jetzt  noch  eine 
üsc.  Hofkellcrei  in  Verbind  mit  den  fiscal.  Weinbergen  in  Untoif ranken.  Dies  Wein- 
jrut  ertrug  rein  i.  D.  v.  1870—82  42540  M.  =  c.  47©  Rente,  Max.  1874  106,000  M., 
Min.  ein  Verlust  v.  10,538  M.  in  1875.  —  Sachsen,  Porzellanfab.  in  Meissen, 
früher  jährl.  Zuschuss,  in  den  20er  Jahren  36,000  Thlr.,  seit  Mitte  der  30er  Jahre 
ergab  sich  ein  Reinertrag,  A.  1&61— 63  roh  158,300,  rein  18,000,  1873  A.  75,000  Thlr., 
1883  rein  370,000  M.  Anschl.  (s.  Gesch.  dieser  Meiss.  Manufactur  v.  Böhmert>  1881). 
—  Oesterreich,  Teppichfabrik  und  Wolldruckerei  in  Linz  1849  27,731  fl.  Zuschuss, 
1850 — 51  29,561  fl.  rein,  dann  weggegeben.  Porzellaufabr.  in  Wien  1849 — 51 
jährlich  6073  fl.  Zuschuss  (jetzt  aufgegeben).  —  Bäderetablissements,  die  mehrfach 
in  Deutschland,  Frankreich  auf  Staatskosten  betrieben  werden,  geben  auch  öfters  Ein- 
nahmen (Verkauf  v.  Mineralwasser,  Gebrauch  v.  Bädern,  Badetazen  der  Guigäste 
u.  s.  w.),  welche  theils  hierher,  theils  unter  die  Gcbflhren  v.  Heilanstalten  gerechnet 
werden  können,  z.  B.  Baiern,  Kissingen,  R.  1S68  Roheinn.  36,030,  rein  11,622  fl., 
A.  1871  23,850  u.  14,350  fl.  —  Preuss en  18S0/81  Min.bädcr  in  d.  Bergw.abtheil. 
Ergebn.  157,730  M.  roh,  19,479  M.  rein,  in  d.  Dom.verwalt  AnschL  1883/84  roh 
1*97  M.  M.  (bes.  d.  nass.  u.  die  Seebäder  Nordernoi  u.  Kranz),  Betriebskosten  12 1, 
rein  0*76  M.  M.  Ein  Theil  dieser  Einnahmen  pflegt  bes.  Badefonds  znzufliessen  und 
zu  Verschönerungen  u.  s.  w.  benutzt  zu  werden. 

Jene  socialpolitischen  Gesichtspuncte,  welche  für  die  Beibehaltung  der  Bergwerke 
im  Staatseigenthum  mitsprechen,  kommen  bei  den  wenigen  Staatsfabiiken  nicht  wohl 
in  Betracht.  Hinsichtlich  der  principiellen  Forderung,  Privateigenthum  auch  bei 
Fabriken  durch  Staatseigenthum  zu  ersetzen,  gilt  das  in  §.  253  unter  N.  4  Gesagte. 


Wohngebaudc.     Handelsgescliäfte.  -  Q25 

5.  Abschnitt. 
WolmgebSade. 

Vgl.  Bau,  5.  Am  154a.  Meine  6.  A.  v.  Raa  §.  260.  Bau  vertritt  die  ältere, 
solchem  Besilztham  abgeneigte  Ansicht,  wie  sie  in  den  ersten  Sätzsn  des  Texts  aus- 
gesprochen wird,  erkennt  ib^  den  Fall  der  Dienstwohnungen  schon  an,  nicht  die  beiden 
anderen. 

§.  257.  Die  Beibehaltung  oder  vollends  die  neue  Erwerbung 
von  Gebäuden  bloss  des  Miethertrags  wegen ,  also  aus  rein 
finanziellen  Gründen,  wird  für  den  Staat  gewöhnlich  unzweck- 
mässig sein.  Denn  die  vermietheten  Wohnungen  machen  im  Ver- 
hältniss  zu  ihrem  Ertrage  dem  Staate  leicht  viel  Baukosten.  Es 
müssen  daher  besondre  Gründe  hinzukommen ,  um  die  Beibe- 
haltung oder  Erwerbung  von  Wohngebäuden  zu  empfehlen.  Solche 
Gründe  können  liegen: 

1.  in  Dienstinteressen  und  in  Staatsdienerinter- 
essen, in  welchem  letztern  Falle  die  Frage  zu  derjenigen  der 
Gewährung  von  N  a  t-u  r  a  1  w  o  h  n  n  n  g  für  die  Beamten  wird,  worüber 
oben  in  §.  162  gehandelt  wurde. 

2.  In  den  speciellen  Verhältnissen  rasch  in  Aufschwung 
begriffener  Orte,  wo  die  Grund-  und  Hausrente  sehr 
steigt. 

Hier  kann  der  Staat  durch  Besitz  ?on  eigenen  Gebäuden  an  diesem  Yortheil 
Theil  nehmen  und  für  die  häufig  in  solchen  Orten  neu  hervortretenden  öffentlichen 
Bedürfnisse  eine  passende  Boden-  und  eventuell  Kapitalreserve  fUr  neue  Staatsgebände 
erlangen  —  nicht  selten  auch  in  seinem  Finanzinteresse.  Auch  die  Gemeinde  könnte 
und  sollte  mehr  so  verfahren  (Berlin!). 

3.  Auch  die  Zustände  des  privaten  städtischen  Grund-  und 
Hauseigenthums  können  im  socialpolitischen  Interesse  einen 
solchen  Besitz  wünschenswerth  erscheinen  lassen. 

Doch  würde  hier  Staat  und  Gemeinde  in  geeigneter  Weise  sich  in  die  be- 
zügliche Aufgabe  theilen  müssen.  Vgl.  Näheres  in  der  Grundlegung^  §.  352 — 362, 
bes.  §.  359. 


Vierter  Hauptabschnitt. 

Handels-,  Geld-  und  Bankgeschäfte  und  werbendes  bewegliches 

Vermögen. 

1.  Abschnitt. 
Handelsgeschäfte. 

§.  258.    Dem  Handel  eigenthümlich  ist  die  grosse  Bedeutung 
des  Moments  der  Speculation  und  das  Vorwalten  des  immer 

A.  Wagner,  Finanzwissensdiaft  I.    3.  Aufl.  40 
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wieder  rasch  disponibel  werdenden,  also  stets  nach 
neuem  Plane  anzulegenden  umlaufenden  (Betriebs-) 
Kapitals.  Wegen  dieser  beiden  Umstände  eignet  sich  der  Handels- 
betrieb vorzugsweise  für  die  reine  Privatunternebmungy  schon  etwas 
weniger  für  die  offene  Handelsgesellschaft,  erfahrnngsgemäss  aber 
am  Wenigsten  für  die  Actiengcsellschaft  und  vollends  für  den  Staat. 

Der  Betrieb  mass  hier  mit  Beamten  geführt  werden,  denen  das  eigene  Interesse 
und  das  eigene  Kisico  fehlt,  weshalb  sie  nicht  so  vorsichtig  als  der  Privatmann  zo 
spocnUren  pflegen,  wälirend  andererseits  die  unvermeidlichen  Gontrolen,  der  schwer- 
talligere  Geschäftsgang  auch  dem  eifrigen,  geschickten  und  pflichttreuen  Beamten  die 
Hände  lästig  binden.  Die  Betheilignng  der  Beamten  am  Gewinn,  welche  sich  aocfa 
nicht  immer  leicht  durchfuhren  lässt  (Tantiemesystem),  hebt  oinige  dieser  Uebelstände, 
aber  selten  ausreichend.  Im  Ganzen  winl  die  Gefahr  von  Verlusten  im  Staatshandels- 
geschäft  vorglichen  mit  dem  Privatgeschäft  erhöht,  die  Aussicht  auf  besondere  Ge- 
winnste  geschmälert.    Vgl.  Schaf flc,  Capitalism.  u.  Soc,  Tttb.  1870.  S.  474. 

Aus  diesen  Erwägungen  lässt  sich  Folgendes  ableiten: 

1.  Man  hat  sich  bei  uns  im  Allgemeinen  gegen  den  Betrieb 
selbständiger  Handelsgeschäfte  durch  den  Staat  zu  erklären. 
Ein  solcher  ist  auch  nur  ausnahmsweise  vorgekommen. 

2.  Oefters  knüpfen  sich  Handelsgeschäfte  an  andere  privat- 
wirthschaftliche  Unternehmungen  des  Staats  an,  z.  B. 
bei  der  Eigenverwaltung  von  Domänen  (Weinberge),  Forsten,  Berg- 
werken, Hütten,  Staatsfabriken.  Soweit  dies  unvermeidlich  ist, 
spricht  gerade  dieser  Umstand  auch  gegen  solche  Unternehmungen 
des  Staats.  Erweist  sich  die  Beibehaltung  der  letzteren  gleichwohl 
aus  anderen  Gründen  nothwendig,  so  muss  soweit  als  möglich  das 
speculative  Handelsgeschäft  von  dem  eigentlichen  Productionsgeschäft 
abgetrennt  werden,  wie  dies  z.  B.  im  Staatsforstwesen  beim  Absatz 
des  Holzes  auch  mit  Recht  erstrebt  wird  (S.  595).  Durch  grössere 
feste  Lieferungscontracte  der  Staatsverwaltungsbehörde  z.  B.  eines 
Berg-,  Hüttenwerks  mit  Privaten  lässt  sich  wenigstens  gegenwärtig 
bei  uns  das  Speculationsmoment  wesentlich  einschränken ,  was 
durchaus  anzurathen  ist. 

Handel  der  Österreich.  Regierung  im  vorig.  Jahrhundert  mit  idrianer  Queck- 
silber, Vorräthe  davon  auf  Lager  in  Amsterdam,  Genua  (auch  als  Pfand  fUr  Anlehen 
benutzt). 

3.  Bei  einer  Colon ialhandelspolitik,  wie  der  früher  so 
allgemein  in  Europa  herrschenden,  vollends  etwa  bei  einem 
Colonialsystem,  wie  dem  holländischen,  wo  die  Colonialverwaltung 
eine  grosse  feudale  Grundherrn-  Naturalwirthschaft  darstellt,  kann 
die  Betreibung  des  Colonialhandels ,  besonders  des  Absatzes  der 
Colonialproducte  auf  eigene  Rechnung  des  Staats  im  Mntterlande 
und  überhaupt   im  Occidente,    auch    im   finanziellen  Interesse 
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eher  räthlich  erscheinen.  Aber  anch  hier  empfiehlt  es  sich,  wenigstens 
den  directen  Staatshandelsbetrieb  in  Europa  lieber 
aufzugeben  und  wie  es  Seitens  der  holländischen  Regierung 
geschieht,  diesen  Handel  einer  Gesellschaft  zu  übertragen. 

Soweit  ein  solcher  Handel  des  Staats  mit  Golonialproducten  noch  rechtlich 
(gegenüber  dem  Inlande)  oder  anch  bloss  thatsächlich  (gegenüber  anderen  Ländern) 
monopolistisch  ist.  fällt  er  übrigens  mit  nnter  den  Qesichtspunct  der  Besteuerung. 
Dies  möchte  vom  holländ.  Kaffeehandel  angesichts  des  grossen  Einflusses  der  Anctionen 
der  Maatschappij,  die  den  Preis  für  halb  Europa  bestimmen,  selbst  heute  noch  etwas 
gelten.  Durch  die  monopolist.  Organisation  eines  solchen  Handels  kann  den  Consu- 
menten  in  anderen  Ländern  ähnlich  wie  durch  die  Erhebung  eines  Ausfuhrzolls  auf 
Artikel  eines  Katurmonopols  (A.  Wagner,  Art.  Zölle,  Staatsw.  B.  XI,  350)  eine  Ver- 
brauchssteuer aufgelegt  werden. 

Die  1824  gegründete  Niederländ.  Handelsgesellschaft  (Handels- 
Maatschappij)  besorgt  u.  A.  den  Transport  u.  Verkauf  der  ihr  ?on  der  Kegierong  in 
Indien  gelief.  Colonialproducte  in  Holland  auf  Rechnung  der  Regierung  gegen  Pro- 
vision. Geber  die  Verhältnisse  der  Colonialproduction,  bes.  in  Java,  s.  Brauer,  in 
Stein- Wappäus  Geogr.  II,  8,  S.  317.  Nach  d.  holL -ostind.  Colon.-Budg.  für 
1867  war  die  Einn.  12300  Hill,  fl.,  wovon  62*42  M.  fl.  als  muthmassl.  Erlös  aus  d. 
Colonialwaaren verkauf  in  Holland,  wahrscheinl.  Üeberschuss  der  Einnahmen  über  die 
Ausgaben,  der  dann  als  Zuschuss  der  Golon.-Verwalt.  in  dem  Einnahmeetat  Hollands 
steht,  14-86  Mill.  fl.  Nach  d.  A.  für  1876  sind  dieselben  Zahlen:  140'96,  56-79 
10  85  Mill.  fl.,  nach  d.  Et.  f.  1882  be/..  13S'91  (wov.  Verkauf  v.  Kaffee  4571,  v.  Zinn 
4-83,  V.  Chinarinde  018  M.  fl.)  —  14850  u.  Deficit  v.  959  M.  fl.  Nach  Baum- 
hau ur  war  d.  Üeberschuss  aus  d.  Geldmitteln  der  Colonien  für  d.  Budget  des  Mutter- 
landes von  1847—59  im  D.  jährlich  2214  Mill.  fl.  im  Ganzen,  incl.  jährlich 
9*^  Mill.  fl.  Zinsen  für  die  auf  die  Colonien  übertragenen  oder  für  sie  aufgenommenen 
Schulden.  Dieser  Üeberschuss  schwankt  sehr,  besonders  nach  den  Conjuucturen  und 
Preisen  der  Colonialwaaren  in  Europa,  namentlich  von  Kaffee  und  Zucker.  Er  war 
Und.  Zinsen)  z.  B.  1850  nur  17,  1861  3219  Mill.  fl.  nach  d.  Ergebn.,  1862  nach  A. 
18-57  Mill.  fl. 

4.  Der  vom  Staate  betriebene  Handel  mit  monopolisirten 
Artikeln  (Salz,  Tabak,  Pulver  u.  s.  w.)  im  Inlande  gebort  nicht 
zu  den  privatwirthschaftliehen  Thätigkeiteu,  sondern  zu  den  Be- 
stenerungsformen  und  ist  daher  aus  einem  anderen  Gesichtspunete 
zu  betrachten  (§.  210  flF.). 


2.  Abschnitt. 
6eld-  und  Bankgeschäfte. 

In  meiner  6  A.  Bau*9  §.  20S  ff*.  Seitdem  habe  ich  die  Frage  der  Staatsbank 
eingehend  principiell  in  der  2.  Abth.  meines  Systems  der  ZettelbankpoUtik  (2.  A. 
Freib.  1873)  S.  594  ff".,  609—614  u.  mit  spec.  Beziehung  auf  die  Deutsche  Reichs- 
bank in  meiner  Zettelbankreform  im  D.  Reiche  (Bert.  1875)  S.  149  ff.  behandelt; 
im  Wesentl.,  so  wie  in  der  6.  A.  d.  Rau 'sehen  Finanzw.,  aber  im  Principe  noch 
etwas  günstiger  für  d.  reine  Staatsbank.  Die  Frage  hängt  mit  d.  allg.  Bankpol.  zu- 
sammen: ob  neml.  Oentralisation  od.  Decentralis.  d.  ßankwes.  u.  inbes.  d.  Banknoten- 
ausg.  stattfinden  soll.  Die  Antwort  hierauf  kann  kaum  unbedingt  zu  Gunsten  od.  Un- 
gunsten d.  einen  od.  andern  Systems  ausfallen ,  da  die  Vorzüge  u.  Nachtheile  sehr 
getheilt  sind,  s.  meine  ZettelbankpoUtik,  S.  621  H.  Bei  der  Oentralisation  fragt  sich 
dann:  ob  Monopol-,  ob  prinlegirte  Bank,  und  in  beiden  Fällen:  ob  Staats-  oder 
Actienbank.    Genauer  ist  auf  d.  credit-  u.  bankpolitische  Seite  der  Frage,   bei  deren 
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ZusAmmenhang  mit  der  gesammtcn  Organisation  des  Credit-  u.  Bankwesens,  aber 
wieder  nicht  hier  in  d.  Fin.wiss.,  sondern  in  d.  yolksw.sch.polit  einzugehen.  Vgl. 
jetzt  auch  meine  Abh.  in  Holtzendorff  s  Kechtsleicikon  3.  A.  Art  Reichsbank  u. 
meine  Abh.  Bankwesen  in  Scliönberg's  Uandb.  d.  pol.  Oek.  I.  bes.  §.  86,  SS.  Die 
Notliweudigkcit  einer  ,,mohrgomeinwirthschaft liehen*'  Organisation  des  Bank- 
wesens mittelst  Staats-,  Provinzial-,  Kreis-,  Commuualbankcn  u.dgl.,  auch  um  dem 
Privatkapitalismns  eine  seiner  ihm  zu  ausschliesslich  dienenden  Stützen  zu  entziehen 
und  die  Function  des  Bankwesens  gemeinnütziger  u.  erfolgreicher  f.  d.  ganze  Volks- 
wirthsch.  zu  gestalten,  ist  mir  seit  d.  Erscheinen  der  vor.  Aufl.  —  ähnlich  wie  beim 
Versicher.wesen  —  immer  klarer  geworden.  Doch  gehört  die  nähere  Erörterung,  wie 
freilich  auch  die  analoge  Frage  beim  Eisenb.wesen  nicht  hieher,  sondern  in  d.  Yolks- 
wirthschaftspolitik,  weshalb  ioih  hier  mich  noch  nicht  genauer  darauf  einlasse,  sondern 
wesentlich  nur  die  Darstellung  der  vor.  Aufl.  (§.  224  IT.  daselbst)  wiedergebe.  Oeber 
einen  Unverstand.  Angriff  Steines  s.  S.  262. 

I.  —  §.  259.  Die  Frage  der  Räthlichkeit  von  Staats- 
banken. 

A.  Für  die  Betreibung  von  Geld-  und  Bankgeschäften  durch 
den  Staat  kann  man  sehr  beachtenswerthe  Gründe  geltend  machen, 
so  dass  solche  Geschäfte  nicht  kurzweg  wie  sonstige  Handels- 
geschäfte abzulehnen  sind.  Auch  liegen  erfolgreiche  Beispiele  des 
Staatsbankbetriebs  vor. 

Es  darf  hier  vor  allen  auf  die  Prcuss.  Bank,  jetzt  auch  auf  die  Deutsche  ßeichs- 
bank  hingewiesen  werden.  Allerdings  war  jene  seit  der  Bankordnung  ven  1846  keine 
reine  Staatsbank  mehr,  weil  ihr  Stammkapital  grossenthcils  Privatpersonen  gehörte. 
Aber  nicht  nur  hatte  der  Staat  noch  ein  eigenes  Kapital  von  fast  2  Hill.  Thlr.  (fast 
lOVo  ^^  Privatkap.)  in  ihr  stehen:  die  Verwaltung  der  Bank  erfolgte  beinahe 
ganz  durch  Staatsbeamte,  was  der  entscheidende  Pnnct  ftlr  die  im  Text  behandelte 
Frage  ist.  S.  A.  Wagner,  Zcttclbankpolit.  S.  144 — 148.  —  Auch  die  Preuss.  See- 
handlung kann  genannt  werden.  Vergl.  über  diese  Bergius,  Finanzwiss.,  2.  Aufl^ 
Berlin  1S71  ,  S.  376  fl. ,  u.  oben  S.  624.  Der  Reinertrag  der  Seehandl.,  grOssten- 
theils  aus  d.  Geld-  u.  Bankgeschäft,  war  jährlich  1860  u.  61  300,000.  1862  400,000, 
1863—66  500,000,  1S67  600,000,  186b— 7J  700,000,  1873  u.  74  Ergebn.  1*33,  M5, 
A.  1 875  1-33,  1876  1  1 5  Mill.  Thlr.  Im  StaatshaushaltseUt  sind  d.  Kosten  gleich  abgesetzt 
Näheres  in  d.  Beilagen  z.  Etat.  Ende  1 874  schlössen  d.  Activen  u.  Pass.  mit  87*87  MiU.  Thlr. 
ab,  unter  d.  Pass.  13*46  Mill.  Thlr.  Kap.conto  (cig.  Kap.).  Die  Anstalt  besorgt  allein  oder 
mit  Consorticn  v.  Bankhäusern  neue  Emissionen  v.  Obligationen  d.  Staats,  der  Eisen- 
bahnen u.  s.  w.  Das  Missliche  der  Scchaudlung:  liegt  in  solchen  Geschäften,  die  QiiTer- 
meidlich  ein  grösseres  Kisico,  ein  stärkeres  spccalatives  Moment  mit  sich  bringeu  und 
leicht,  von  einem  Staats  Institut  betrieben,  einen  nachtheiligen  Einflass  auf  die  Kapital- 
bewegung ausüben.  Das  hat  sich  auch  in  den  J.  1871  ff.  wieder  bei  der  Seehandloug 
etwas  gezeigt.  Diese  Anstalt  unterliegt  daher  mehr  volkswirthschaftlichen  und  poli- 
tischen Bedenken  als  die  Preuss.  Bank,  aber  sie  hat  gleichwohl  gerade  gegenwärtig, 
auch  als  A'eruiittlcrin  f.  d.  Emission  v.  Staatsanleihen  ihre  gute  Seite.  Im  Et  f.  1883/84 
steht  sie  mit  3  Mill.  M.  „Beitra»  z.  d.  allgem.  Staatsausgaben''  (wovon  2*73  MiU.  M. 
Reingewinn,  =  dem  Keinertr.  v.  1*^81/82)  u.  0*27  Mill.  M.  Kap.ablieferung.  Das 
Kapitalconto  d.  Seehandl.  ist  1882  34*02  M.  M.  Seit  März  1880  werden  alle  preuss. 
Staatsanlehen  durch  d.  Seehandl.  begeben,  bis  dahin  durch  Consortien.  Die  Seehandl. 
verwaltet  auch  d.  Berl.  K.  Leihamt. 

Jene  Gründe  sind  die  folgenden: 

1.  Das  Bedürfniss  der  Finanzverwaltung  nach  einem 
Bankinstitut  zur  Vermittlang  der  Geldgeschäfte  des  Staats, 
einschliesslich  der  Kassenoperationen  lässt  sich  durch  eine 
eigene  Staatsbank  zweckmässig  befriedigen. 
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Der  Stamt,  iiamootlich  der  modemo  Grossstaat,  hat  z.  R.  bei  der  Aufaahme  und 
Abzahlung  ?od  Anlehcn,  bei  grossen  Oifentlichen  Unternehmaogen ,  wie  £isenbahn- 
banten,  bei  den  Geldopcrationeu  fQr  die  KriegsfUhrang  a.  s.  w.  unvermeidlich  grosse 
Geldgeschäfte  auszufahren.  Ferner  veranlasst  die  laufende  Cassengebahrung  der  Finanz- 
venvaitung  ebenfalls  eine  Menge  Gesch&fte«  bei  welchen  die  Vermittlung  eines  Bank- 
instituts, besonders  bei  Zahlungen  zwischen  verschiedenen  Orten,  sehr  nützlich  sein 
kann.  S.  ttber  diesen  Punct  o.  §.  1 22.  Die  Durchführung  dieser  Geschäfte  mit  Hülfe 
der  ausgebildeten  Technik  und  des  Zahlnngsmechanismus  des  modernen  Bankwesens 
hat  grosse  volkswirthscliaftlichc  und  finanzielle  Vortheile  und  wirft  einen  erheblichen 
Gewinn  fUr  die  vermittelnde  Bank  ab.  Endlich  hat  der  Staat  regelmässig  grossere 
oder  geringere  Casseubestände.  welche  er  im  Augenblick  nicht  braucht.  Diese  können 
daher  auf  kurze  Termine  ausgeliehen  werden,  was  wiederum  als  regelmässiges  Geschäft 
nur  durch  eine  Bank  geschehen  kann  und  dann  nicht  unbedeutenden  Gewinn  gewährt. 
Dieser  Gewinn  kommt  statt  ganz  oder  wenigstens  theilweise  Dritten,  dem  Staate  selbst 
wieder  zu  Gute  und  der  Staat  wird  zugleich  zuverlässiger  und  wohlfeiler  als  von  Privat- 
baoquiers  oder  Actienbanken  bei  seinen  Geldgeschäften  bedient,  wenn  er  aus  eigenen 
Mitteln  eine  Bank  als  eigentliches  Staatsinstitut  zu  diesem  Zweck  errichtet  und  auf 
seine  Rechnung  betreibt  In  dieser  Weise  fungirt  die  Russ.  Reichsbank  mit, 
welche  von  grossen  Banken  die  einzige  wahre  Staatsbank  ist,  da  sie  ganz  im  Eigen- 
thume  des  Staats  steht  und  ihre  Verwaltung  von  Staatsbeamten  —  unter  einer  gewissen 
Mitcontrole  von  Privatpersonen  —  besorgt  wird.  Sie  ist  insofeme  nur  eine  etwas  selbst- 
stäudig  hingestellte  Abtheil,  des  russ.  Finanzministeriums.  Gold  mann,  russ.  Papier- 
geld, S.  80.  A.  Wagner,  russ.  Papierwähr.,  S.  223.  Ein  solches  Institut  kann  auch 
anderen  Zweigen  der  Staatsverwaltung,  z.  B.  der  Post,  namentlich  bei  der  Einrichtung 
von  Postsparcassen ,  ferner  wenn  der  Staat  das  Lebensversicheningswesen  selbst  mit 
in  die  Hand  nimmt,  nützliche  Hülfe  leisten,  bei  Ablösungen  u.  dgl.  m.  als  Rentenbank 
dienen,  wo  es  dann  keiner  besonderen,  sonst  doch  öfters  hierfür  erforderlichen  eigenen 
Anstalten  fUr  solche  Sonderzwecke  bedarf,  sondern  nur  etwa  einer  eigenen  Abtheilung 
einer  allgemeinen  Bank  oder  Zweiganstaiten  im  Lande. 

2.  Der  Betrieb  des  gewöhnlichen  Handelsbankge- 
schäftB  und  des  Bodencreditbankgeschäfts  durch  den  Staat 
ist  in  banktechnischer  Hinsicht  wohl  zulässig. 

Einige  der  gewöhnlichen  Schwächen  des  Staatsbetriebs  werden  zwar  auch  im 
Bankwesen  leicht  etwas  hervortreten:  das  Privatgeschäft  wird  vorsichtiger  und  doch 
zugleich  energischer  betrieben  werden,  weniger  nach  bureaukratischer  Schablone,  mehr 
mit  Rücksicht  auf  die  Bedürfnisse  des  Verkehrs  und  deren  Wechsel.  Aber  schwer  fallen 
diese  5achtheile  im  gewöhnlichen  Handelsbankgcschäft  nicht  ins  Gewicht.  Auch  muss 
die  Staatsbank  vornehmlich  mit  der  Actien^esellschaftsbank  verglichen  werden. 
Einrichtung  und  Betrieb  dieser  ))eiden  Banken  sind  im  Wesentlichen  nothwendig  gleich- 
artig. Die  kleinen  gegenseitigen  Vorzüge  und  Schwächen  werden  sich  ziemUch  aus- 
gleichen. Für  die  Staatsbank  passt  nur  noch  weniger  das  Spcculations-  (Credit- 
Mobilier-)  Geschäft,  welches  aber  von  den  gewöhnlichen  Actien- Handelsbanken  und 
Actien-Bodcncreditanstalteu  ebenfalls  ausgeschlossen  werden  muss.  (A.  Wagner, 
Zettelbankpol.,  S.  410.)  Die  hauptsächlichen  Activ-  und  Passivgeschäfte  der  grossen 
modernen  Handelsbank,  nemlich  Wecliseldiscontirung,  Lombardirung  (^Beleihuug 
gewisser  Faustpfänder),  selbst  ein  beschränktes,  vorsichtiges  Activcontocorrentgeschäft 
einer-,  Depositen-  und  Passiv-Contocorrent-  (incl.  Check-)  und  Noten-  (Banknoten-  oder 
Zottel-)  geschäft  andererseits  lassen  sich  auf  ziemlich  feste,  beinahe  mechanische 
Regeln  zurückführen.  (Meine  Zettelb.polit.  S.  270  ff.,  306  ff.,  399  ff.,  373  ff.,  239  iL) 
Wesentlich  dasselbe  gilt  von  den  Geschäften  der  Boden creditbanken:  der  Aus- 
leihung auf  Hypothek  von  ländlichen  und  städtischen  Grundstücken  und  Häusern  und 
der  Ausgabe  von  Pfandbriefen  auf  Grund  der  erworbenen  Hypotheken.  Ebendeshalb 
eignen  sich  alle  diese  Geschäfte  für  den  Betrieb  durch  ActiengeseUschaften ,  wie  die 
Erfahrung  zeigt,  recht  gat,  aber  im  Ganzen  kaum  weniger  für  den  Betrieb  durch  den 
Staat  mit  seinen  Behörden  und  Beamten. 

3.  Eine  Staatsbank  kann  namentlich  das  Zettel-  oder 
Notengeschäft  Übernehmen  and  dadurch  dem  Staate^  also 
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der  Gesammtheit  den  vollen  Gewinn    daraus  zu- 
führen. 

Diese  Frage  hängt  mit  der  gesammten  Bank-  und  nam.  d.  Zettelbankfrage  enge 
zusammen,  worauf  nicht  hier,  sondern  in  d.  Bankpolitik  weiter  cinzogehen  ist  Näheres 
bei  A.  Wagner,  Beitr.  z.  Lehre  ?.  d.  Banken,  Lpz.  1S57,  bes.  Kap.  4 — 10;  ders.,  die 
Geld-  ü.  Credittheor.  d.  Peerschen  Acte,  Wien  1862;  ders.,  Art.  Zettelbank  im  Staats- 
wörterb.  XI ;  ders.,  Syst.  d.  Zettelbankpol.;  ders.,  Art.  Bankwesen  in  Schönbeitrs 
Handb.  I,  §.  60  ff.,  80  ff. 

Jener  Vortheil  fallt  besonders  in  denjenigen  Staaten  ins  Gewicht,  wo  die  Bank- 
notenausgabe nicht  freigegeben  ist,  sondern  von  Privat-  oder  Actienbanken  auf  Grand 
eines  Privilegs  oder  Monopols  ausgeübt  wird,  —  in  unseren  Staaten  die  BegeL 
(Zettelb.polit.  S.  20  ff.  d.  2.  A)  Hier  moss  demgemfiss  ein  eigentliches  Noten - 
regal  rechtlich  bestehen  oder  als  bestehend  angenommen  werden.  (Eb.  2.  A.  S.  1  A  ff., 
594.  Es  ist  ein  Mangel,  wenn  ein  ausschliessl.  Recht  der  Banknotenausgabe  ohne 
Weiteres  f.  d.  Staat  bespracht  wird,  ohne  dass  dieser  sich  auf  ein  dieses  Recht 
begründendes  Gesetz  der  Notenregalität  berufen  kann.  Aus  dem  Mttnzregal  folgt 
ein  Banknoteoregal  mitnichten.  Eb.  S.  2  A.  d.  2.  A.  Ein  eigentl  Notenregal  wird 
constituirt  durch  d.  bad.  Ges.  v.  5.  Juni  1860,  Art.  9,  u.  jetzt  f.  d.  Deutsche 
Reich  durch  d.  Bankges.  v.  14.  März  1875.)  Mit  Recht  soll  ein  Theil  des  Gewinns, 
welchen  die  Bank  aus  dem  Notengeschäft  zieht,  in  solchen  Fällen  dem  Staate  zufliessen, 
aber  statt  dieses  Theils  würde  eine  Staatsbank  den  ganzen  Gewinn  der  Staatskasse  rer- 
schaffen.  Centralisation  und  Decentralisation  der  Notenausgabe  haben  speciflsche  Vor- 
züge und  Nachtheile,  so  dass  schwer  zu  sagen  ist,  welches  System  vorzuziehen  ist 
(Nasse,  Preuss.  B.,  Bonn  1866,  S.  21;  A.  Wagner,  Th.  d.  Peel'schen  Acte  S.  257  ff. 
[veränd.  Auffass.  gegen  Beitr.  Kap.  10],  Art.  Zettelb.  im  Staatswörterbuch  S.  333, 
System,  2.  A.,  S.  13  ff.,  60  ff.,  Schönberg's  Handb.  S.  80  ff.)  Stellt  man  sich  ab<*r 
einmal,  wie  die  Gesetzgebung  der  grossen  europäischen  Staaten,  auf  den  Staodpunct 
der  Centralisation,  wo  eine  grosse  Centralbank  aUein  —  Frankreich,  0 esterreich, 
Niederlande  u.  and.  kleinere  Staaten,  Baiern,  Würtemb.,  Baden,  Hessen  u.a.ni.; 
auch  Russland  gehörte  hierher,  wenn  die  Reichs- Greditbillete  eben  nicht  reines 
Staatspapiergeld  wären,  trotzdem  sie  formell  das  Passivum  der  Rcichsbank  bilden  — 
oder  ganz  überwiegend  — Grossbritannien,  Prenssen,  jetzt  Deutsches  Reich 
nach  d.  Bankgesetz  v.  1875,  K.  Sachsen  —  die  Notenausgabe  vornimmt,  so  lässt  sich 
wieder  behaupten,  dass  eine  Staatsbank  eine  solche  Function  ebenso  gut  als  ^ne 
Actienbank  in  banktechnischer  Hinsicht  ausüben  kann.  Eine  eigene  Staatspapier- 
geldausgabe ohne  bankmässige  Deckung  unterbleibt  dann  auch  eher  gänzlich  —  ein 
weiterer  Vortheil.  (Ueber  die  Bedenken  auch  gegen  das  zwangscurslose,  nominell 
sogar  meistens  einlösbarc,  aber  nicht  bankmässig  gedeckte  Staatspapiergeld  s.  A.Waguer, 
Art.  Papiergeld  im  Staatswörterb.  VH,  653—662  u.  System  S.  71,  194.  Ders.,  Staats- 
papiergeld, Reichskassenscheine  u.  Banknoten,  Berl.  1874,  bes.  S.  14  ff.  Ders.  in 
Schönberg's  Handb.  H,  Abth.  öff.  Credit,  §.  34.) 

4.  Eine  Staatsbank  kann  das  stark  hervortretende  Be* 
dttrfniss  der  Centralisation  im  Geld-  und  Bankgeschäft 
besonders  gut  unterstützen  und  andererseits  doch  dnrch 
ein  sehr  entwickeltes  Filialennetz-  die  bankmässige 
Organisation  des  Credits  über  das  ganze  Land  aus- 
dehnen. 

In  dieser  Hinsicht  ttbertrifil  sie  leicht  noch  die  Actien- Centralbank.  Sie  aber- 
nimmt damit  eine  wichtige  rolkswirthschaftliche  Aufgabe,  an  deren  Erfüllung  dem 
Staate  viel  gelegen  sein  muss,  und  bezieht  doch  dafür  eine  genügende  Rente.  Der 
Gewinn  der  Banken  resultirt  daraus,  dass  ein  Maximalgesch&ft  mit  einer  Minimal- 
baarreseire  betrieben  wird,  —  wohin  die  Entwickelung  der  ganzen  Creditwirthscbaft 
strebt,  u.  was  bei  vermehrter  Centralisation  besser  zu  erreichen  ist.  A.  Wagner, 
Theor.  d.  P.  A.,  S.  111  ff.,  121.  Am  Meisten  von  allen  Centralbanken  hat  die 
Preuss.  B.  in  der  Ausdehnung  ihres  Füialnetzes  geleistet,  was  von  den  Handels- 
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kainmem  stets  rtUmiend  anerkannt  worden  ist   Nasse,  Preoss.  B.,  S.  1  £   A.  W  a g  n  e  r , 
Zettelbankpol.,  2.  A.,  S.  14,  579  ff.,  603,  606,  634. 

5.  Durcb  ihre  Stellung  als  Banquier  der  Finanz  Verwal- 
tung kann  besonders  eine  Staatsbank  in  erspriesslicber  Weise 
den  Geldumlauf  zwischen  den  Staatskassen  und  dem  Publicum  ver- 
mitteln und  die  Störungen  des  Geldmarkts,  welche  aus  der  Ein- 
wirkung der  Staatskassengebahrung  auf  den  Geldumlauf  leicht 
hervorgehen  (§.  122)  verhüten. 

In  allen  diesen  Beziehungen  wird  durch  das  Staatsbanksystem 
das  F i n a n z Interesse  und  das  volkswirthschaftliche  Pro- 
duction sinteresse  an  einem  gut  geordneten  und  geleiteten  grossen 
Credit-  und  Bankwesen  recht  wohl  wahrgenommen.  Dazu  kommen 
aber  auch  hier  noch: 

6.  Erwägungen  aus  dem  Gesichtspuncte  des  volkswirth- 
schaftlichen  Vertheilungs-  und  des  socialpolitischen 
Interesses. 

Darch  eine  mächtige  Staatsbank  beschränkt  der  Staat  in  oft  sehr  orw^üiiscbtor 
Weise  die  Macht  des  grossen  Privatkapitals  und  übt  über  das  letztere  jederzeit  eine 
wirksame  Gontrole  mit  aus.  Hierin  kann  z.  B.  die  reine  Staatsbank,  welche  das  Noten- 
monopol aosübt,  auch  noch  einen  Vorzug  vor  der  Actien-Monopolbauk  haben,  weil 
letztere  von  den  grossen  Kapitalisten  unmittelbar  abhängt,  trotz  etwaiger  Mitwirkung 
des  Staats  bei  der  Verwaltung. 

§.  260.  —  B.  Von  den  Gegengründen  gegen  Staatsbanken 
haben  einige  zwar  nur  einen  relativen  Werth,  andere  fallen  aller- 
dings erheblich  ins  Gewicht. 

1.  Das  in  grösserem  Umfange  durchgeführte  Staatsbank- 
System  bringt  wieder  neue  grosse  Kreise  der  Bevölkerung 
in  eine  gewisse,  oft  recht  fühlbare  Abhängigkeit  von 
der  Staatsgewalt. 

Ein  solches  neues  Clientelverhältniss  hat  seine  politischen  Bedenken.  Auch 
kann  die  Unparteilichkeit  der  Creditgewährung  in  wirthschaftlich  nachtheiliger  Weise 
gefährdet  werden.  Der  Staat  erlangt  ferner  mittelst  solcher  Banken  über  den  ganzen 
Geldmarkt  und  Über  die  Volkswirthschaft  eine  grosse  Macht,  welche  wirthschaftlich 
bedenklich  werden  kann,  weil  die  Politik  dann  leicht  noch  unmittelbarer  und  stärker 
auf  die  wirthschaftlichen  Verhältnisse  einwirkt.  —  Aber  auf  der  anderen  Seite  würde 
in  demselben  Maasse  die  bestehende  Uebermacht  der  grossen  Privat-  und  Actien- 
bauken  und  damit  der  „Privatkapitalismus''  par  excelleuce  beschränkt,  das  Patronage- 
weseu  derselben  beseitigt  werden ,  was  seine  grossen  socialpolitischen  Vortheile  hätte. 
In  dieser  Hinsicht  sind  neuerdings  bemerkenswerthe  Wünsche  und  Bestrebungen  hervor- 
getreten. Die  Creditbediirfnisse  der  kleinen  Geschäftsleute  wurden  leicht  besser,  sicherer, 
wohlfeiler  bei  einem  Staatsbanksystem  als  bei  dem  bisherigen  befriedigt  werden. 

2.  Eine  Staatsbank  wie  die  bisher  üblichen^  welche  als 
Zettel-  und  Depositenbank  fungirt,  befriedigt  vorzugsweise  das 
Creditbedürfniss  einzelner  Geschäftskreise,  dient  daher 
vornehmlich  einem  Classeninteresse. 
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Auch  eine  Staatsbank  —  ja  sie  gerade  d(^pelt  —  moss  nemlich  die  ente  Re^el 
alles  Bankwesens  befolgen:  nar  ähnlichen  Credit  zu  geben,  wie  sie  selbst 
nimmt;  also  in  diesem  Falle  kurzfristigen.  (Ueber  dieses  erste  Bankgesetz  s. 
A.Wagner,  Art.  Zettelb.  im  StaatswOrterbuch  XI,  305,  in  SchOnberg's  Handb.  I,  §.  67.) 
Denn  die  Gelder,  über  welche  sie  im  Depositengeschäft  mit  dem  Staate  und  mit  Prifatea 
und  durch  die  Notenausgabe  verfOgt,  sind  äämmtUch  stets-  oder  knrzfälligo  PassiTa. 
Demgemäss  darf  sie  auch  nur  Wechsel  discontiren,  die  kurze  Zeit  lanfeu,  und  Darlehen 
gegen  Unterpfand  auch  nur  auf  kurze  Zeit  gewähren  n.  s.  w.  In  Folge  hiervon  giebt 
sie  allerdings  vornehmlich  den  Handel  treibenden  Classen  Credit:  ist  insofeme,  nach 
diesem  ihrem  natürlichen  Wirkungskreise  benannt,  eine  Handelsbank.  Das  hieraus 
gegen  Staatsbanken  abgeleitete  Bedenken  ist  jedoch  auch  nicht  durchschlagend.  Nicht 
aus  irgend  einer  parteiischen  Absicht,  sondern  nach  der  Natur  ihres  ganzen 
Geschäfts  kommt  die  Creditgewährung  einer  solchen  Bank  vorzugsweise  den  Handel- 
treibenden zu  Gute.  Wechsel  aus  anderen  Geschäftskreisen,  wenn  sie  nur  den  noth- 
wendig  im  Interesse  der  Sicherheit  der  Bank  zu  stellenden  Bedingungen  entsprechen, 
werden  ebensogut  discontirt,  nur  finden  sie  sich  thatsächlich  seltener.  Das  Lombard- 
geschäft ist  allgemeiner  zugänglich.  Die  Befidedigung  des  Creditljedurfnisses  der 
Handeltreibenden  nützt  endlich  indirect  auch  den  anderen  Classen,  denn  dadurch  ver- 
mindert sich  die  Concurrenz  um  Credit  bei  anderen  Kapitalverleihem  und  Banken. 
Bei  allgemeinerer  gemein  wirthschafdicher  Organisation  des  Bankwesens  Hessen  sich  übrigens 
auch  Einrichtungen  treffen,  den  Noten  credit  der  Ceutralbank  mittelbar,  nemlich 
durch  Gewährung  von  Darlehen  an  andere  öffentliche  Banken  gegen  geeignete  Sicher- 
heit, auch  weiteren  Kreisen  der  Bevölkerung  als  gegenwärtig  zugänglich  zu  machen. 
Und  schliesslich  würden  neben  solchen  Staats-Handelsbanken Staats-Bodenccedit- 
banken  mit  Pfandbriefausgabe  banktechnisch  recht  wohl  zulässig  sein. 

3.  Ein  Staatsbanksystem,  besonders  die  Uebertragnng 
der  Notenausgabe  auf  die  Staatsbank,  fuhrt  leicht  zn  einer 
engen  Verbindung  der  Staatsfinanzen  und  des  Geld-  und 
Creditwesens  eines  Landes. 

Daraus  können  grosse  wechselseitige  Gefahren  hervorgehen,  namentlich  die,  da&s 
die  Bank  aus  ihren  vom  Publicum  entlehnten  Mitteln  (Noten  und  Depositen)  dem 
Staate  zu  willfährig  Credit  gewährt,  der  dann  schwer  zu  realisiren  ist,  —  was  nur 
zu  leicht  zur  Zerrüttung  des  Geldwesens  führt:  zur  Wirthschaft  mit  uneiulösbarem 
Papiergelde.  Dies  wirkt  dann  wieder  auf  die  Verschlechterung  der  Finanzen, 
höheres  Deficit  u.  s.  w.  hin.  Allerdings  können  nun  diese  Gefahren  durch  eine  gute 
Gesetzgebung,  strenge,  auch  parlamentarische  Controle  des  Finanz-  und  Staatsbank- 
wesens, vorsichtige  Beschränkung  der  statthaften  Creditgewährung  der  Bank  an  den 
Staat  (Zettelb.pol.,  S.  612  ff.,  die  Cautelen,  welche  ich  für  eine  reine  Staatsbank  vor- 
geschlagen; —  Vorschlag  f.  d.  D.  Reichsb.  in  meiner  Zettelbankref.,  S.  181  [Art  3.1]i, 
bewährte  und  genau  befolgte  Deckungsvorschriflen  für  die  Noten  und  die  stets-  und 
kurzfälligen  Depositen,  namentlich  grundsätzlichen  Ausschluss  einer  Forderung  der 
Bank  an  den  Staat  von  der  specieUen  Deckung  dieser  Passiva  (Zettelbankpol.,  S.  269, 
41  ff.,  418  ff.),  erheblich  vermindert  werden,  —  in  Staaten  mit  sehr  gefesteteu  öffent- 
lichen Zuständen  so  sehr,  dass  sie  wenigstens  in  Friedcnszeiteu  beinahe  verschwinden. 
Auch  hat  die  Erfahrung,  noch  neuerdings  wieder,  gezeigt,  dass  Papiergeldwirthscbaft 
ohne  Vermittlung  von  hitaatsbanken  und  Banken  überhaupt  gleichfalls  leicht  eiureisst 
(Nordamerikaim  Bürgericrieg,  f r a n z. ,  ö s t e r r.  Papiergeldwirthsch.  in  der  Revolutions- 
zeit, russ.  im  Krimkriege  u.  letzten  Türkenkriege),  und  dass  grosse  Actiencentral- 
banken  vom  Staat  ausgebeutet  werden  (England  in  d.  französischen  Revolutionszeit. 
Oesterreich  1848  ff.,  1854,  1859,  1866,  Frankreich  1870,  Italien  1866).  Dennoch 
möchte  kaum  zu  leugnen  sein,  dass  eine  eigentliche  Staatsbank  in  politischer 
Bedrängniss,  in  Kriegsgefahr,  in  grosser  acuter  Flnanzuoth  des  Staats  die 
Versuchung  noch  erhöht,  mittelst  der  Notenpresse  den  Finanzbedürfnissen  gerecht 
zu  werden,  und  dazu  eine  noch  bequemere  Handhabe  giebt  als  eine  Actienbank  selbst 
mit  der  willfährigsten  und  schwächsten  Verwaltung  an  der  Spitze.  (Selbst  die  Oesterr. 
Nationalbank  1848 — 62  ist  anzuführen.)  Ebenso  liegt  in  ruhiger,  normaler  Lage,  wo 
jede  Gefahr  für  die  Solvenz  der  Bank  fem  scheint,  die  Versuchung  näher,  die  Actira 
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der  Bank  zu  Fertjclilechteni,  unrealisirbare  und  äcbwer  realisirbare  Ausstände  zu  erlangen, 
die  leicht  realisirbar  zu  haltenden  Fonds  der  Bank  im  Staatshaushalte  festzulegen  u.  s.  w. 
(Bemerkenswerth  ist  z.  B.  die  Verwendung  der  grossen  Depositen  der  ehemaligen  russ. 
Banken  fOr  die  Finanzzvecke  des  Staats  in  ganz  normaler  Zeit.  Gold  mann«  russ. 
Papiergeld,  S.  60.)  Im  Kriegsfall  kommt  endlich  immerhin  bei  feindlicher  Invasion 
auch  die  Gefahr  der  Beschlagnahme  der  Bankfonds  als  Staats  eigenthum  mehr  in 
Betracht. 

§.  261.  —  0.  Ergebnis s.  Za  einer  unbedingten  allge- 
meinen Entdcheidung  kommt  man  bei  einer  Abwägung  dieser 
Gründe  für  und  wider  kaum.  In  der  neueren  europäischen  Praxis 
hat  man  sich  meistens  aus  politischen  und  finanzpolitischen  Gründen 
bestimmen  lassen,  den  eigenen  Betrieb  von  Geld-  und  Bankge- 
schäften Seitens  des  Staats  als  eine  doch  besser  zu  vermeidende 
privatwirthschaftliche  Thätigkeit  anzusehen  und  desshalb  auf  reine 
Staatsbanken  zu  verzichten. 

So  ist  man  namentlich  in  dem  wichtigen  Falle  verfahrcu.  wo  die  Entscheidung 
gewöhnlich  praktisch  allein  vorlag:  bei  der  Wahl  zwischen  einer  pririlegirten  oder 
Monopol-Notenbank  in  Form  einer  Actienbauk  oder  einer  Staatsbank:  Errichtung 
der  Oestcrr.  Nationalbank  1816  als  Actienbank,  Beiziehung  von  Privatkapitalisten 
und  Einrichtung  einer  Mitcontrole  durch  Privatpersonen  bei  der  Preuss.  B.  1846. 
B.  V.  England,  von  Frankreich  Privatinstitute.  Umgestaltung  der  Preuss.  Bank 
in  die  Reichsbank  u.  Wahl  der  Actiengesellschaftsform  ifur  diese  1875.  Die 
nationalökonomischen  Schulansichten  gegen  directe  Staats  Übernahme  solcher  Wirth- 
schaftsgebiete  sprachen  dabei  freilich  mit 

Die  Wissenschaft  wird  am  Richtigsten  verfahren ,  wenn  sie 
zugesteht,  dass  die  allgemeinen  Grtlnde  für  und  wider 
nicht  allein  entscheiden  können,  sondern  dass  die  Entscheidung 
stets  mit  nach  der  concreten  politisch-finanziellen  Lage, 
der  inneren,  wie  der  äusseren,  des  betreffenden  Staats  und 
Landes  zu  treffen  ist.  Demnach  werden  die  Gründe  für  und  wider 
ein  verschiedenes  Gewicht  erhalten. 

Für  die  Wahl  der  Actienbank  kommt  in  Betracht,  dass  sich  der  Staat  bei 
der  Uebertragung  des  Kechts  zur  Ausübung  des  Notenregals  hinlänglich  finanzielle 
Vortheile  und  Controle  und  Mitwirkung  bei  der  Verwaltuiig  vorbehalten 
kann,  um  ohne  wesentliche  Bedenken  auf  eino.  reine  Staatsbank  zu  verzichten.  Dieser 
Umstand  muss  zwar  nicht  durchaus,  darf  aber  wohl  mitunter,  z.  B.  in  der  Lage  Deutsch- 
lands, den  Ausschlag  gegen  eigene  Staatsbanken  geben.  So  habe  ich  das  Vorgehen 
im  Falle  der  Deutschen  Reichsbank  motivirt.  Zettelbankreform,  S.  HO  if.  Namentl. 
die  äussere  polit.  Lage  sprach  hier  wohl  daflir  mit.  Ich  hätte  mich  aber  schon 
damals  mit  einer  reinen  Staatsbank  auch  befreundet.  Vgl.  Zettelbankpolitik  S.  594 — 596. 
Ueber  d.  besond.  Einrichtungen,  welche  eine  reine  Staatsbank  nöthig  macht,  s.  ob. 
S.  609  ff.  Am  Wichtigsten  s.  d.  Bestimmungen  über  Gescliäfte  zwischen  der  Bank 
u.  der  Finanzverwalt ,  eb.  S.  612  ff.  —  Auf  die  Gestaltung  der  Verwaltung  einer 
privil.  Actien- Zettelbank  ist  hier  nicht  näher  einzugehen.  S.  eb.  S.  596  ff..  614  ff, 
u.  d.  Reichsßankges.  v.  1875.  Die  üebertraguog  der  Leitung  u.  Verwaltung  d.  Bank 
an  Staatsbeamte,  wie  bei  der  Preuss.  u.  jetzt  d.  Keichsbank,  ist  empfehlenswerth 
u.  nimmt  die  wichtigsten  Bedenken  ß;egen  den  Verzicht  auf  eine  reine  Staatsbank  fort, 
zumal  genügend  f.  d.  Finanz  Interesse  des  Staats  gesorgt  werden  kann,  s.  §.  262. 
Die  Cautelen  gegen  eine  Ausbeutung  der  Bank  zu  Finanzzwecken  des  Staats  sind  stets 
bes.  wichtig,  s.  Zettelbankpol.  S.  612,  618.  147,  meinen  articul.  Bankgesetzentwurf  in 
der  Zettelbankreform,  s.  Art.  .^3,  Preuss.  Bankordn.  §.91,  Reichsbankges.  §.  85.    Ich 
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liätte  diese  Bestimmangen  noch   etWBS  schärfer  gewünscht,  etwa  so  wie  ini  Gesetz 
Ober  den  Reichsinvalidenfonds  v.  28.  Mai  1S73  (bes.  §.  12). 

IL  —  §.  262.  Die  Geschäftsverbindung  des  Staats 
mit  Privatbanken  und  die  Gegenleistungen  der  letzteren, 
besonders  der  Zettelbanken,  an  den  Staat. 

Hier  wird  jetzt  nur  die  finanzielle  Seite  der  Bank£rage  betrachtet  Alles 
Andere  gehört  in  die  Bankpolitik  als  Theil  der  Volkswirthsch.politik. 

Der  Staat  tritt  sehr  zweckmässig  in  regelmässige  Geschäfts- 
verbindung mit  einer  Bank,  indem  er  mit  derselben  ein  Contocorrent 
fuhrt,  in  welchem  er  regelmässig  der  Creditor  sein  wird  und  sein 
soll:  sog.  öffentliches  Depositengeschäft 

A.  Wagner,  Zettelbankpol.  S.  385  ff.  Grosse  Entwicklang  bei  der  Engl.. 
Franz.  (auch  Russ.)  B.;  noch  nicht  genügend  bei  der  Preuss.  u.  Oesterr.  B. 
Bedeutender  bei  der  Deutschen  Beichsbank.  S.  o.  §.  122.  Eine  solche  Ver))indong 
hat  das  Gute,  dass  müssige  Staatsgelder  fructificirt  werden  und  auch  in  der  Zeit  von 
einem  grösseren  Einnahme-  (z.B.  Steuer-)  Termin  bis  zu  einem  grösseren  Zahlungs- 
termin (z.  B.  fUr  die  Zinsen  der  Schuld)  im  Verkehr  sind. 

Aus  dieser,  sowie  aus  den  weiteren  Verbindungen  des  Staats 
mit  einer  Bank  und  aus  der  Verleihung  von  Bankprivilegien, 
insbesondere  des  Rechts  der  Ausgabe  von  Banknoten  in 
Gemässheit  des  dem  Staate  zustehenden  Regals  der  Noten- 
ausgabe, gehen  dann  Ansprüche  des  Staats  auf  Ver- 
gtltungen  hervor. 

A.  Berechtigung  einer  Gegenleistung  der  Bank. 

1.  Da  die  Bank  aus  den  Staatsgeldem,  welche  bei  ihr  stehen 
und  zum  Theil  in  ihrem  Geschäfte  ausgeliehen  werden  können, 
nicht  unerhebliche  Vortheile  zieht,  so  ist  es  zunächst  billig,  dass 
sie  dem  Staate  dafür  eine  Vergütung  gewährt.  Diese  kann,  wie 
im  Depositengeschäft  mit  Privaten,  in  der  kostenfreien  oder  wohl- 
feil berechneten  Uebernahme  mancher  Dienste,  Besorgung 
von  Geldgeschäften,  Eassenverwaltung,  Staatsscbuldenverwaltung 
oder  auch  in  der  Gewährung  von  Zinsen  auf  das  Staatsconto- 
corrent  bestehen. 

üeber  die  Methoden,  wie  eine  Bank  ihren  Deponenten  die  Uebcrlassung  der 
Depositen  z.  Benutzung  vergütet,  A.  Wagner,  Beitr.  S.  51 — 56,  Art.  Depositen  im 
Handwörterb.  d.  Volkswirthschaftslehre.  Die  Engl.  u.  Franz.  B.  u.  ietzt  auch  die 
Deutsche  ßeichsbank  gew&hron  weder  auf  die  Privat-  noch  auf  d.  Staatsdepos. 
Zinsen.  Bei  der  Festsetzung  der  finanziellen  Gegenleistungen  dieser  Buiken  an  den 
Staat  wird  jedoch  auf  den  Umstand  Rücksicht  genommen,  dass  grosse  Saldi  öff.  Depo- 
siten fmctificirt  werden  können.  D.  D.  Reichsb.  muss  nach  §.  22  d.  Ges.  r.  1^75 
unentgeltlich  f.  d.  Reich  Zahlungen  annehmen  und  bis  zur  Höhe  des  Reichsguthabens 
leisten.    S.  o.  §.  122. 

2.  Wenn  keine  volle  Zettelbankfreiheit  existirt,  sondern  die 
Befugniss,    Banknoten  auszugeben,    einer  Bank  durch  besondere 
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CoDceBsionen,  Privileg  oder  Monopolgewährung  vom  Staate  über- 
tragen werden  moss,  so  kann  und  mass  hierfür  eine  Gegenleistung 
der  Zettelbank  ansbedungen  werden. 

Dies  ist  gerechtfertigt,  auch  wenn  sich  der  Staat  das  ausschliessliche  Recht 
der  Notenausgabe  nicht  im  finanziellen  Interesse,  daher  nicht  als  Finanzregal, 
sondern  im  Tolkswirthschaftlichen  Interesse  wegen  der  besseren  Sicherung  des  Geld- 
und  Creditwescns  vorbehalten  hat  Denn  nur  fdr  letzteren  Zweck  ist  ein  Notenregal 
zul&ssig.  (Nur  missbräuchlich  kann  im  Vorbehalt  des  Notenrechts  ein  Finanzregal 
gefunden  werden,  aber  es  macht  sich  diese  Au£fassung  yerführerisch  leicht  geltend, 
wenn  einmal  der  Staat  das  Recht  auch  bloss  aus  wirthschaftspolizeilichen  Gründen 
vorbehielt.  £h.  S.  2  ff.  (d.  1.  A.).  Andere  Auffassung  bei  Stein,  1.  A.,  S.  160). 
Die  Ausbedingung  einer  Gegenleistuhg  ist  sogar  geboten,  weil  von  einer  solchen 
Bank  ein  Gewinn  gemacht  werden  kann,  der  andern  wegen  des  Ausschlusses  der 
Zottelbankfreiheit  untersagt  ist  Nur  wenn  das  Recht  der  Notenausgabe  auf  Grund 
allgemeiner  Bedingungen  von  jeder  Bank  zu  erwerben  ist,  also  keine  Sonderrechte 
ertheilt  werden,  wird  von  einer  besonderen  Gegenleistung  abzusehen  sein.  Diese 
letztere  f&llt  andernfalls  unter  den  Begriff  der  Gebtlhr.  Hierüber  Näheres  bei  A. 
Wagner,  Zettel  bankpol.  S.  460 — 463.  In  d.  Reichsb.-Gesetzg.  v.  1875  ist  auch  den 
älteren  Banken  gegenüber,  die  das  Recht  der  Notenausgabe  bereits  besassen  u.  be- 
hielten, von  einer  regelmässigen  Abgabe  für  das  Privilegium,  resp.  für  dessen 
Fortdauer  nach  dem  1.  Jan.  1876,  abgesehen  worden.  Die  sog.  Notensteuer  trifil  mit 
5Vo  P-  &•  ^^^  denjenigen  Betrag  der  durch  den  gesetzlichen  Baarvorrath  nicht  ge- 
deckten Banknoten,  welcher  den  einer  jeden  Bank  im  Gesetze  zugemessenen  Antheiln- 
betrag  an  dem  sog.  ungedeckten  Notenumlauf  übersteigt  Eine  „Steuer"',  die  doch 
wohl  noch  am  Ersten  als  eine  in  dem  besonderen  Falle  des  ausgedehnteren  Noten«- 
Umlaufs  zu  zahlende  Gebühr  zu  qualificiren  ist,  als  Gegenleistung  für  diese  be- 
sondere Erlaubniss  des  Staats.  Ertragsanschlag  im  Reichsbudg.  1876  50,000  M., 
aber  thatsächl.  in  diesem  Jahre  kein  Ertrag.  Seitdem  ist  derselbe  mehrfach,  neuer- 
dings auch  durch  bezügl.  Zahlungen  der  Reichsb.  (so  f.  1881  27,179  M.),  aber  durch- 
weg nur  in  kleinen   Summen  vorgekommen  (A.  f.  1884/85  im  Reichset  26,300  M.). 

3.  Oft  gewährt  der  Staat  einer  Bank,  welche  er  zur  Noten- 
ausgabe ermächtigt,  besonders  einer  hierzu  in  höherem  Maasse  oder 
ausschliesslich  privilegirten,  noch  den  weiteren  Vortheil,  dass  er 
ihre  Noten  an  seinen  Kassen  in  Zahlung  anzunehmen 
verspricht. 

Hierdurch  giebt  er  selbst  der  Bank  für  den  durchschnittlich  in  seinen  Kassen 
befindlichen  Notenbetrag  einen  beträchtlichen  Credit  und  macht  ausserdem  die  Noten 
im  Verkehr  viel  umlaufsfähiger,  weil  dieselben  zu  den  Zahlungen  an  den  Staatskassen 
benutzt  werden  können.  Für  die  Bank  stellt  sich  dieser  Notencredit  als  unverzinslich 
heraus,  soweit  sie  dafUr  nicht  Baardeckung  hält  Mit  Recht  wird  daher  auch  ftlr  die 
Einräumung  dieses  werthvollen  Yortheils  eine  Gegenleistung  der  Bank  zu  fordern 
sein.  Zettelb.pol.  S.  43 — 46,  450  tkber  d.  Bedeutung  dieses  wichtigen  Umstands,  597. 
Die  bei  den  preuss.  Banknoten  bestehende  Verpflichtung  der  Staatskassen,  die  Noten 
in  Zahlung  zu  nehmen,  ist  nicht  auf  die  Noten  der  Reichsbank  übergegangen  (Reichs- 
bankges.  von  1875,  §.  2),  aber  factisch  ist  der  frühere  Zustand  gehlieben. 

B.  Form  der  Gegenleistung.  Die  Gegenleistung  für  die 
einer  Bank  im  Zettelgeschäft  gewährten  Privilegien  und  Vortheile 
kann  mit  derjenigen  für  die  Ueberlassung  der  Benutzung  der  Staats- 
depositen verbunden  werden,  so  bei  d.  Engl.  u.  Französ.  Bank. 
Sie  ist  in  der  Regel 
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1.  eine  finanzielle,  and  zwar: 

a)  entweder  ein  direetes  Darlehen  aas  dem  Stammkapital 
der  Bank,  anverzinslicb  oder  niedrig  yerzinslich,  während  der  Daaer 
des  Privilegs  gar  nicht  oder  nar  bedingt  kündbar. 

Näheres  bei  A.  Wagner,  ZcttelbankpoL,  S.  460  ff.  Solche  Darlehen  bei  d. 
£ngl.,  Französ.,  Oesterr.,  Frankfurter  B.  £b.  S.  461.  N&h.  aber  die  fex- 
wickelten Abrechn.  zw,  der  Engl.  B.  o.  dem  Schatz  über  die  Leistungen  a.  Gegen- 
leist.,  eb.  S.  460,  Anm.  S59.  Bei  den  3  ersten  Banken  war  es  Finanznoüi  oder  Scheu, 
ein  Anlehen  auf  offenem  Markte  aufzunehmen,  was  zu  dem  Anlehen  bei  der  Bank 
fahrte.  Der  finanzielle  Werth  eines  solchen  Darlehns  bomisst  sich  in  der  Hauptsache 
nach  dem  Zinsgewinn.  Jedes  solches  Darlehen  macht  aber  einen  grosseren  oder 
geringeren  Theil  der  Bankactiva  unrealisirbar  oder  schwer  realisirbar,  selbst 
wenn  ftlr  den  Nothfall  ?om  Staate  Theilschuldvorschreibungen  in  börsengängiger  Form 
zur  erentuellen  Yer&ussemng  hinterlegt  werden  (so  bei  d.  Frankfurter  u.  FranzOs. 
B.).  Dadurch  kann  die  Lage  der  Bank  in  Krisen  erschwert  werden.  Jedenfalls  wird 
ihre  Leistungsfähigkeit  gerade  in  solchen  Zeitpuncten ,  wo  eine  grosse  Centralbank  am 
Günstigsten  wirken  kann,  beeinträchtigt  Besser  ist  daher  diese  Form  der  finanziellen 
Gegenleistung  zu  vermeiden. 

b)  Oder  die  Bank  gewährt  dem  Staate  einen  An  theil  am 
Reingewinn,  die  passende  Form  solcher  Gegenleistung,  wobei 
am  Besten  derjenige  Gewinn,  welcher  eine  billig  za  bemessende 
Rente  des  Stammkapitals  der  Bank  übersteigt,  nach  einem  za  ver- 
abredenden Satze  getheilt  wird. 

So  bei  der  Preuss.,  Belg.  Nat-,  Bad.,  Oldenb.,  WUrtemb.  Zettelbank  u.  a.  bl 
jetzt  bei  der  D.  Reichsbank. 

Je  grössere  Vortheile  die  Bank  vom  Staate  bezieht,  z.  B.  je  umfassender  ihr, 
Notenprivileg  ist  oder  je  hoher  die  Staatedeposlten  durchschnittlich  sind,  desto  grosser 
kann  der  GewinnantheU  des  Staats  werden.  Diese  Einrichtung  stOrt  den  Baokbetrieb 
weiter  nicht 

Bei  d.  Preuss.  B.  bezog  der  Staat  die  Hälfte  des  Beingewinns,  welcher 
bleibt,  nachdem  er  filr  sein  Activkapital  37«.  die  Privaten  fllr  das  ihre  47«  Proc.  er- 
halten haben.  Dieser  Gewinnantheil  betrug  im  D.  1S58— 61  913,000,  1S62— 65 
1,356,000,  1866—69  1,601,000,  1870—71  2-19,  1872  2*46,  1873  3*79,  1874  2'33 
Millionen  Thlr.,  incl.  Zins  auf  die  Staatskap.  u.  Verzins,  u.  Tilgung  der  Anleihe  v. 
1856  (vornohml.  zur  Einziehung  v.  Staatspapiergeld).  Bei  der  Reichsb.  wird  d.  Ge- 
winn über  4Vfl7o  ^^^  Stammkapital  von  120  Hill.  M.  hinaus  auch  zur  Hälfte 
zwischen  Reich  u.  Bankaction&ren  getheilt.  aber  der  Gewina,  der  nach  Zahlung  einer 
Dividende  v.  8Vy  auf  die  Actien  restirt,  fällt  zu  '/i  *ß  ^'  Reich,  zu  */^  an  d.  Actionärc 
Bei  dem  bisher  immer  noch  sehr  massigen  Gewinn  der  Reichsbank  (Div.  an  die  Be- 
theiligten 1876—82  6Vg,  6-29,  6*3,  5,  6,  6*/„  705Vo)  ^ar  auch  der  Reichsantheü 
nur  massig  (1878  2-156,  1879  0610,  1880  1*793,  1881  5*599,  1882  hoher).  —  Bei 
d.  Belg.  B.  Ve  ^^  Reingew.;  bei  der  Bad.  Vs  ^^°  ^^m  Gewinn,  der  nach  Zahhmg 
von  5Vo  Divid.  bleibt.  Ein  gewOhnl.  Vorwurf  der  Gegner  der  Zettelbanken  ist,  dass 
der  Staat  diesen  Banken  einfach  die  Rente  aus  dem  Ertrag  des  Rechts  der  Noten- 
ausgabe, bez.  des  ungedeckten  Theils  derselben  schenke,  also  z.  B.  bei  100  MilL 
M.  Notenrecht  jährlich  4  oder  5  Mill.  M.  Dies  wäre  nur  richtig,  wenn  eine  Bank 
nicht  ein  eigenes  grosses  Stammkapital  für  die  Fahrung  dieses  Geschäfts  bedurfte 
u.  dasselbe  nicht  in  wenig  lucrativen  Anlagen  (Wechsel  u.  s.  w.)  placiren  mdsste. 
Die  4Vi7o  (»0  16''5  u.  ff.,  jetzt  wenigstens  47o)  z.  B.,  welche  die  Actionäre  der 
Reichsbank  vorweg  aus  dem  Gewinn  erhalten,  würde  das  Reich  ebenfalls  bei  einer 
reinen  Staatsbank  aufwenden  müssen,  die  mit  demselben  Stammkapital  zu  dotiren  wäre; 
S.  Zettelbankpol.  S.  576.  Dieser  Punct  wird  in  der  heutigen  neuesten  Polemik  gegen 
die  Reichsbank  als  „Actienunternehmen''  gewöhnlich  ganz  übersehen. 
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Die  finanzielle  Gegenleistung  der  Bank  l&sst  sich  auch  als  eine  Art  Pacht- 
zins betrachten,  welcher  für  die  Oebcrlassung  der  Ansnatzong  der  milssigen  Staats- 
gelder and  bei  einer  privilegirten  oder  Monopolbank  für  die  Gewäbrong  des  Rechts 
der  Notonaosgabc  und  des  Privilegs  der  Annahme  der  Noten  bei  den  Staatskassen 
entrichtet  wird.  Statt  der  Selbstverwaltung  der  eigenen  Staatsgelder  und  des  Noten- 
rechts wird  also  gewisscrwasscn  die  Verpachtung  vorgezogen.  In  den  Beziehungen 
zwischen  d.  Engl.  B.  u.  dem  Staate,  die  ja  allein  eine  längere  Geschichte  haben, 
tritt  ein  solches  Quasipachtverhültniss  immer  mehr  herror.  Es  wird  hier  sehr  genau 
von  boiden  Theilen  der  Wertli  der  Yortheile  u.  der  Gegenleistungen  ausgerechnet. 
Dieselbe  Entwicklung  wird  wohl  auch  in  den  and.  Staaten  eintreten,  welche  grosse 
Monopolzettelbanken  in  der  Form  der  Actiengcsellsch.  oder  dgl.  besitzen. 

2.  An  Stelle  der  finanziellen  Gegenleistung  oder  wenigstens 
eines  Theils  derselben  kann  der  Staat,  besonders  bei  grossen  Mono- 
pol- und  Centralzettelbanken,  mitunter  passend  aueb  eine 
andere  Form  der  Gegenleistung  treten  lassen,  welche  dem 
wahren  Wesen  des  vorbehaltenen  Notenrechts  auch  besser  entspricht. 
Letzteres  soll  kein  Finanzregal  werden,  seine  Begründung,  über 
die  sich  streiten  lässt,  findet  sich,  wenn  überhaupt,  so  vornehmlich 
in  den  Interessen  des  Geld-  und  Greditwesens,  über  welche  der 
Staat  zu  wachen  hat.  Demgemäss  kann  der  Staat  in  Betreff  der 
Höbe  der  Metalldeckung  und  der  Beschaffenheit  der 
übrigen  Deckungen  der  Noten,  ferner  hinsichtlich  der  Grösse 
des  Stammkapitals  der  Bank  Bedingungen  stellen,  welche  die 
Sicherheit  der  Banksolvenz  und  daher  der  Banknoten  und 
die  Leistungsfähigkeit  der  Bank  in  Krisen  erhöhen. 
Diese  Bedingungen  laufen  aber  auf  eine  Verminderung  des 
Reinertrags  der  Bank  hinaus,  so  dass  dann  eine  finanzielle 
Entschädigung  des  Staats  fortfallen  oder  dieselbe  verringert  werden 
müsste.  Der  dem  Staate  hierdurch  entgehende  Gewinn  (lucrum 
cessans)  bildet  gleichsam  einen  Ausgabeposten  auf  dem  Conto  der 
Volkswirthschaftspflege ,  —  eine  der  verhüllten  Staatsausgaben, 
welche  bei  rein  privatwirthschaftlicher  Behandlung  des  Verhältnisses 
allerdings  zu  vermeiden  wäre. 

Bei  grossen  Gentralbanken ,  welche  wie  die  B.  ?.  England,  Frankreich  u.  mehr 
u.  mehr  auch  die  von  Preussen  u.  jetzt  die  Reichsbank  die  Edelmetallbeh&lter 
ihrer  Volkswirthschaften  zu  sein  pflegen,  ist  die  stete  Bereithaltung  eines  genügend 
grossen  Baar?orraths  bes.  wichtig.  Letzterer  muss  hinreichen  bei  einer  starken  Ab- 
Strömung  des  Metalls  ins  Ausland  (in  England  z.  B.  nach  Missemtün)  oder  bei  einer 
Beanspruchung  des  Baarfonds  der  Bank  aus  anderen  Ursachen  (vgl.  darüber  meine 
Zettelbankpol.,  S.  552  ff.),  ohne  da^is  der  Geldmarkt  durch  zu  starke  Grediteinschrüukuug 
zu  sehr  erschüttert  wird.  Es  liegt  daher  im  Interesse  der  Volkswirthschaft  u  folglich 
des  Staats,  dass  ein  starker  Baarbestand  M:6halten  wird.  Eine  darauf  bezügl.  Vorschrift 
kann  also,  wie  u.  A.  Tooke  vorgeschlagen  hat  (bist,  of  prices  II,  330,  V,  599)  einer 
Gentralbank  als  eine  passende  Gegenleistung  für  ihre  Privilegien  auferlegt  werden. 
Aehnliche  Argumente  in  Bagehot,  Lombardstreet. 
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3.  Abschnitt. 
Werbendes  bewegliches  YermOgen  und  speeielle  Kapitalfonds. 

Vgl.  ßau,  5.  A.  §.  155,  6.  A.  §.  212.  Stein  Fin.  I,  252.  Er  sagrt  „von 
den  „Fonds*-  bei  ihm  (Wagner)  nichts'*.  Da  ist  von  Stein  §.  280  d.  vor.  (2.)  Aufl., 
auf  die  er  sich  doch  ausdrücklich  bezieht,  übersehen  worden. 

I.  —  Allgemeine  Würdigung.  §.  263.  Solches  Vennögen 
anzusammeln,  zufällig  vorhandenes  zu  behalten  und  es  verzinslich 
anzulegen,  dafür  liegt  selten  ein  genügender  finanzwirthschaftlicher 
Grund  vor  und  volkswirthschaftliche  Gründe  sprechen  oft  dagegen. 

Der  nahe  liegende  Gedanke,  etwa  einen  Staatsschatz  aof  diese  Weise  zu  ver> 
wenden,  um  den  Zinsverlast  zu  ersparen,  ist  wegen  des  Zwecks  der  Institution  eines 
solchen  Schatzes  nicht  ausführbar.  (§.  75).  Bei  der  Berathung  über  den  Deutschen 
Koichsschatz  im  D.  Reichstag  im  Nov.  1871  gab  der  Abg.  Miquel  zur  Erwägung, 
ob  nicht  ein  Theil,  etwa  die  Hälfte  des  Schatzes  zur  Zinsersparung  in  fremden,  beo. 
engl,  öffentl.  Fonds  angelegt  werden  kdonte.  Zu  einem  eigentl.  Antrag  kam  es  nicht. 
Mir  scheint  dagegen  zu  sprechen:  1)  die  Möglichkeit  eines  Kriegs  mit  einem  der 
Staaten,  in  dessen  Fonds  das  Kapital  placirt  ist  (engl.,  russ.,  nordamerik.  Werthe); 
2)  die  notorische  Thatsache,  dass  in  Zeiten  des  Kriegsausbruchs  alle  Fonds,  auch  die 
ganz  unbetheiligter  Staaten  mehr  oder  weniger  stark  afdcirt  werden,  so  dass  ein  erhebl. 
Verlust  doch  unvermeidlich  ist.  Es  sanken  z.  B.  im  Juli  1870  67o  Amer.  von  97  auf 
79,  5%  ßuss.  V.  87  auf  unter  80,  russ.  Prämienanl.  v.  119  auf  90  in  Berlin.  Das 
Vermögen  als  eine  Art  bleibenden  Depositums  einer  Bank  zur  Benutzung  zu 
überlassen,  empfiehlt  sich  auch  nicht,  weil  damit  doch  ein  unnOthiger  Zinsverlust  ver- 
bunden wäre  und  die  Behandlung  solcher  Gelder  etwa  als  subsidiärer  Staatsschatz 
wiederum  bedenklich  und  schwer  durchführbar  ist  Denn  die  Einziehung  während 
einer  politischen  Krisis,  wo  sie  regelmässig  würde  stattfinden  müssen,  würde  die  Lage 
noch  verschlimmem.  Die  dauernde  Verwendung  zu  gewöhnlichen  Darlehen, 
namentlich  auf  Hypotheken,  und  die  Anlage  in  verschiedenartigen  Werth- 
papieren (Actien.  besonders  Prioritätsobligationen  von  Eisenbahngesellschaften,  Schuld- 
verschreibungen der  Selbstverwaltungskörper,  auswärtige  Staatspapiere  u.  dgl.  m.)  giebt 
allerdings  in  der  Regel  einen  genügenden  Zins  und  kann,  wenn  ebmal  ein  solches 
Vermögen  vorhanden  ist  und  dasselbe  keine  zweckmässigere  Benutzung  findet,  mitunter 
wohl  am  Platze  sein.  Grössere  Beträge  Geld  hatten  früher  d.  Schweiz.  Eidgenossen- 
schaft u.  mehrere  einzelne  Kantone  auf  Zinsen  ausgeliehen.  Mathy,  in  Bau's  Arch. 
IV,  64.  Stämpfli,  Finanzbüchl.  f.  d.  Bemer  Volk,  1850,  S.  73.  Verschiedene 
ältere  Daten  darüber  bei  Rau,  5.  A.,  §.  155  (a).  Kleinere  Beträge  verzinsL  Geld- 
anlagen kommen  vielfach  vor.  Z.  B.  Preussen:  A.  f.  1871.  Ausser  220,204  Thlr. 
Zinsen  u.  Divid.  v.  d.  aus  d.  Ertrag  der  Eisenbahnabgabe  angekauften  Actien  noch 
andere  889,000  Thlr.  Zinsen  von  Staatsactivkapitalien,  neml.  v.  7,623,697  Thlr.  (nom.) 
div.  Oblig.  u.  Actien  u.  v.  1,910,400  Thlr.  hypothek.  Porder.  u.  Darlehen  (unter  beiden 
Posten  verschied.  Zinssätze  u.  kleine  unverzinsl.  Summen).  A.  solcher  Zinsen  1875 
1*3  Mill.  M.  Auch  im  Etat  der  Domänenverw.  kommen  Zinsen  aus  Activkapital.  vor 
(A.  1»70  72,968,  1871  22,446  Thlr.,  1875  24,730  M.).  Ausserdem  hatte  der  Staats- 
schatz i.  J.  1870  ausstehen  2,603,850  Thlr.  unverzinslich,  1,174,713  Thlr.  zinstiag. 
u.  2,254,795  Thlr.  nicht  zinstragende  Activkap.  —  Der  churhess.  Staatsschatz,  der 
der  Provinz  jetzt  als  Provinzialfonds  überlassen  ist,  trug  c.  ^/^  Mill.  Thlr.  Zinsen.  — 
Baiern.  A.  für  1871  Zinsen  aus  Staatsactivkapit.  22,380  fl.,  wozu  etwa  noch  die 
Entschädigungsrente  v.  d.  Krone  Oesterreich  mit  102,083  fl.  gerechnet  werden  kann. 

Aber  etwa  absichtlich  Ueberschüsse  der  Einnahmen  zu  diesem  Zweck  anzusammeln, 
ist  wenigstens  im  Allgemeinen  nicht  räthlich.  Das  Geld  bleibt  dann  besser  in  den 
Händen  des  Publicums  und  eine  Steuerverminderung  oder  die  Vornahme  wichtiger, 
bisher  verschobener  Reformen,  Ausführung  öHentlicher  Werke  u.  s.  w.  erfolgt  statt 
der  Ansammlung  von  Ueberschüssen. 
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Einmal  vorhandenes  beweglicheB  Vermögen  wird  sonst  am 
Besten  entweder  znr  Schuldentilgnng,  wobei  dann  meistens 
noch  eine  Zinsdifferenz  gewonnen  werden  wird,  oder,  mitunter 
lieber  noch,  zur  Anlegung  öffentlicher  Werke,  Bau  von  Land- 
nnd  Wasserstrassen,  Eisenbahnen,  zu  Urbarmachungen,  zu  Unter- 
stützungen bei  Reallastenablösungen  u.  dgl.  m.  verwendet.  Auch 
können  Provinzen,  Bezirke,  Gemeinden  itlr  gemeinnützige  grössere 
Unternehmungen,  Eisenbabngesellschaften  ttir  ihre  Bauten  wohl 
daraus  Zuschüsse,  als  Staatsbeitrag  oder  vorschussweise,  erhalten, 
oder  der  Staat  sieh  als  Actionär  bei  einer  Privatbahn  mit  solchen 
Fonds  betbeiligen. 

Dauernde  Anlage  ?on  Staatsactivkapitalien  im  Aaslande,  etwa  in 
fremden  Staatspapieren  —  früher  z.  B.  Seitens  des  K.  Bern,  ein  neueres  Beispiel 
bildet  der  Ankauf  von  franzOs.  Rente  für  c.  50  Mill.  Fr.  Gold  Seitens  Russlands 
i.  J.  1847,  Courcelle-Söneuil,  trait6  des  oper.  de  banque,  Par.  1857,  S.  dd, 
p.  226,  —  hat  doch  Ubemriegende  politische  und  wirthschaftliche  Bedenken,  kann 
indessen  in  Ausnahmefällen,  z.  B.  in  Ländern,  welche  stark  an  das  Ausland  verschuldet 
sind,  im  Interesse  der  grösseren  Stabilität  des  Wechselcurses ,  besonders  in  Papier- 
währungsländem ,  in  Betracht  kommen.  Vorschlag  dieser  Art  für  Oesterreich  in 
einer  Denkschr.  d.  öst  Finanzmin.  1861,  für  Russland  mit  näherer  Begründung  von 
A.  Wagner,  russ.  Papierwäbr.,  S.  264  tt'.  Aehnl.  Vorschlag  als  Maassregel  der 
Bankpolitik,  einen  Theil  des  Baarfonds  in  fremden  Wechseln  anzulegen,  bei  de  ms., 
Zcttclb.  S.  27G  £,  ein  in  England,  Frankreich,  bei  der  französ.  Enquete  v.  1866  If. 
mehrfach  erörterter  Gedanke. 

II.  —  §.  264.  Besondere  Beachtung  verdienen  folgende 
zwei  Fälle: 

1.  Eine  besondere  Function  können  Fonds  beweglicher  Kapi- 
talien zur  einstweiligen  Anlage  grösserer  disponibler 
Geldsummen  haben,  welche  man  erst  später  bestimmten 
Verwendungen  zuführen  will  und  an  welchen  daher  Zinsver- 
luste  vermieden  werden  sollen. 

Hier  wird  es  sich  gewöhnlich  um  abnorme  politische  und  finanzielle  Verhält- 
nisse.* handeln,  welche  zur  Verfilgung  über  solche  Summen  führten,  z.  ß.  bei  Kriegs- 
contributionen  u.  dgl.  m.  Denn  durch  Anleihen  wird  man  selten  für  lange  im 
Voraus  grössere  Beträge  disponibel  machen.  In  jenen  Fällen  möchte  es  auch  zweck- 
mässiger sein,  die  Summen  einstweilen  bei  Banken  zu  massigen  Zinsen,  als  sie  eigiMis 
in  Darlehen,  Werthpapieren  u.  dgl.  m.  anzulegen,  aus  dem  im  Folgenden  (unter  Nr.  2) 
angegebenen  Grunde,  der  auch  hier  gilt. 

Im  Deutschen  Keich  hat  man  drei  solche  „Fonds''  aus  d.  franz.  Kriegscx)ntribution 
gegründet:  Den  Reichsfestungsbaufonds,  d.  Fonds  für  d.  ßeichstagsgebaudc 
u.  den  f.  Reichseisenbahnen.  Für  ersteren  gilt  d.  Ges.  v.  30.  Mai  1S73,  Art.  IIl; 
er  ist  zuerst  mit  53  Mill.  Thlr.  dotirt  worden,  welclie  im  Wesentl.  nach  denselben 
Grundsätzen,  wie  die  Kapitalien  des  Invalidenfonds,  zinsbar  augelegt  werden.  Die 
Zinsen  des  Fonds  fliessen  zu  den  allgem.  Reichseinnahmen,  die  Ausgaben  f.  ü. 
Festungsbau  selbst  werden  aus  den  ÜUssig  gemachten  Kapitalbeständen  gedeckt.  Der 
bezQgl.  Betrag  wird  in  den  Jahresetat  des  Reichs  gesetzt  Das  Kapital  des  Fonds 
besUnd  £.  1875  aus  124'34  Mill.  M.  deutscher,  4*65  Mill.  Doli,  nordamcrikan., 
930,550  Pfd.  Sterl.  and.  ausländ.  Papieren,  E.  1»81  noch  nominell  51*10  M.  M.  u. 
404,950  Pfd.  St.  Oblig.,  547,851  M.  baar.  S.  meinen  Aui^i.  Reichsfinanz.,  Jahrb. 
III,  146.  —  Der   Fonds  d.  ßcichstagsgebäudes   beruht  auf  d.   Ges.  v.   8.  Juni   1873, 
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beträgt  8  MUl.  Thlr.,  die  zinsbar  anzulegen  sind.  Die  Zinsen  sollten  dem  Fonds  bis 
zur  Yenirendung  des  Kapitals  zuwachsen,  was  später  modificirt  wurde  (im  Et  f. 
1884/85  stehen  0*8  M.  M.  Zinsen  f.  d.  Reich),  (Stond  E.  1875  27-09  MilL  M.,  E. 
1S81  29*60  M.  M.).  —  Der  Reichseisenbahnfonds  beruht  auf  d.  Ges.  v,  18.  Juni  1873  u. 
betrug  ursprUnglicli  c.  24*8  MilL  Thlr.«  die  ebenso  behandelt  werden,  wie  die  Kapitalien 
des  Festungsbaufonds.  A.  der  Zinsen  im  Etat  f.  1876  145  MlU.  M.,  der  Kapitalrer* 
Wendung  16*69  Mill.  M.,  seitdem  aufgezehrt  —  Etwas  Aelinliches  bildet  die  Erbschaft 
des  Herzogs  Karl  ?.  Braunschweig  an  die  Republik  Genf,  welche  diese  angetreten  hat. 

2.  Solche  Fonds  beweglicher  Kapitalien  können  auch  den 
Zweck  haben,  zur  Sicherstellung  künftiger  finanzieller 
Verpflichtungen  und  zur  Bestreitung  der  daraas  her- 
vorgehenden Zahlungen  mittelst  der  Zinsen  (eventuell 
unter  Mitverwendung  von  Amortisationssummen,  wenn  die  allmälige 
Aufzehrung  des  Kapitals  in  Aussicht  genommen  wird)  zu  dienen. 
Ein  Beispiel  liefert  der  Invalidenfonds  des  Deutschen  Reichs. 

Kapitalien  für  solche  Zwecke  werden  wohl  auch  nur  in  abnormen  poUtischen 
und  finanziellen  Verhältnissen  verfügbar  sein,  wie  in  diesem  Beispiel.  Eine  richtige 
Finanzpolitik  wird  aber  selbst  in  solclien  Lagen  kaum  zu  derartigen  Einrichtungen 
eines  wesentlich  privatkapitalistischen  Gharacters  greifen.  Dieselben  bietet  fm 
die  Dauer,  bei  ungünstiger  Finanzlage,  doch  keine  Sicherheit  für  ihren  Zweck,  wohl 
aber  führen  sie  fast  unvermeidlich  zu  Geschäften,  welchen  eine  Staatsbehörde  schwerge- 
wachson  ist.  Die  genügenden  Gautelen  politischer  Art  sollen  getroffen  und  doch  finanzielle 
Vi;rluste  verhütet  werden:  das  sind  zwei  kaum  vereinbare  Wünsche.  Denn  um  des  letzteren 
Willen  muss  die  Behörde  freier  verfUgen,  z.  B.  Öfter  in  den  Anlagenwechseln  können, 
was  ihr  bei  jenen  Gautelen  unmöglich  ist,  die  doch  wieder  nicht  zu  entbehren  sind. 

Daher  auch  hier  lieber  eine  Verwendung  solcher  Kapitalien 
zur  Schuldentilgung  oder  zu  grossen  öffentlichen, 
Rente  gebenden  Unternehmungen,  wie  Staatsbaboen, 
Staatsbanken  u.  dgl. 

Eingehende  Begründung  dieses  Urtheils  in  der  Kritik  des  Reichsinvalidenfonds 
in  meinem  Beichsfinanzwes.,  Jahrb.  III,  S.  131  IT.  S.  auch  o.  §.  164,  S.  877.  Das 
Ges.  V.  23.  Mai  1873  dotirt  den  Invalidenfonds  mit  187  Mill.  Thlr.  (zu  viel  für  den 
Zweck),  die  in  verschied.  Effecten  angelegt  sind,  s.  §.  2  des  Gesetzes.  Bis  I .  Juli  1 876 
durfte  interimistisch  eine  Anlage  in  weiteren  Papieren  erfolgen  (§.  3).  Es  hat  sich 
aber  nicht  durchführbar  erwiesen,  diese  Anlage  bis  zu  diesem  Zeitpuncte  zu  realisiren 
u.  in  die  gesetzliche  des  §.  2  zu  verwandeln.  Deshalb  musste  im  Ges.  v.  23.  Febr.  1 876 
die  Frist  f.  jene  interimistische  Anlage  bis  1.  Juli  1880  verlängert  werden.  Diese 
Vorgänge  dienen  zur  Bestätigung  des  im  Text  Gesagten.  Stand  des  Invalidenfondd 
Ende  1881:  nominell  534.42  Mill.  M.  u.  0.459  Mill.  fl.  süddeutsch  in  Obligationen 
2,61  MilL  M.  baar.  Die  unnöthig  grosse  Höhe  des  Fonds  hat  ermöglicht,  dem  Fonds 
auch  noch  weitere  Kriegspensionen  zuzuschiel>en.. 


Fünfter  Hauptabschnitt. 

Communications-  und  Transportwesen  oder  Verkehrswesen 
(im  engeren  Sinne),  besonders  Eisenbahnen. 

Rau  hat  bloss  den  Staatseisenbahnen  einen  besonderen  kurzen  Abschnitt,  das 

•8.  Hauptst.  V.  d.  Regalien  gewidmet,  indem  er  (5.  A.)  in  §.  219c  glaubte,  ein  eigenes 

Eisenbahn regal  aufstellen  zu  müssen.     Die  eingehendere  Darstellung  in   Rau*» 

Volkswirthschaftspolit.  11,  §.   258—263,    mit  kurzer  Berührung    der  Streitfrage,  ob 
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Staats-  oder  Pri?atbahnen ,  berücksichtigt  die  eigentlich  staatswirthschaftliche  und 
finanzielle  Seite  der  Frage  neben  der  Erörterung  der  volkswirthschaftlichen  Seite  noch 
zu  wenig.  Jene  beiden  Seiten  müssen  nothwendig  specieller  behandelt  werden.  Femer 
ist  das  Eisenbahnwesen  im  Zusammenhange  mit  dem  gesammten  Verkehrswesen  zu 
betrachten,  um  die  Stellung  des  Staats  zu  ihm  und  seine  finanzielle  Behandlung  prin« 
cipieller  u.  nach  einem  höheren  u.  allgemeineren  Gesichtspuncte  zu  begründen. 
Das  Staatseisenbahnwesen  ist  neben  dem  Forstwesen  das  Hauptgebiet  des 
modernen  Domänen wesens.  Seine  finanzielle  Regelung  ist  noch  schwieriger,  weil 
volkswirthschaftspolitische  und  privatwirthschafUlche  Gesichtspuncte  sich  noch  manch- 
facher  kreuzen.  Die  Post  behandelt  Rau  auch  unter  den  Regalien,  §.  205 — 219a, 
desgleichen  die  Telegraph ie  §.  219b.  Meine  abweichende  Auffassung  ist  schon 
oben  §.  199  ff.  begründet  worden.  Die  Landstrassen  stellt  dagegen  auch  Rau  bereits 
unter  die  Gebührenzweige,  unter  Verwerfung  eines  Sirassenregals ,  §.  239 — 243.  In 
Rau 's  Volkswirthschaftspolitik  ist  das  Verkehrswesen  —  Herstellung  der  Strassen 
§.  255  ff.,  Mittel  zur  Benutzung  der  Strassen  26S  ff.  — ,  etwas  zu  eng  und  der  all- 
gem  einen  culturlichen  und  wirthschaftlichen  Bedeutung  desselben,  sowie  den  heutigen 
Verhältnissen  nicht  mehr  recht  entsprechend,  als  „Erleichterung  der  Waarenfortschaffung*' 
bei  der  „Beförderung  des  Tausch  Verkehrs''  besprochen.  Auch  hier  fehlt  noch  zu  sehr 
eine  principielle  Behandlung  der  Fragen,  welche  sich  auf  die  Stellung  des 
Staats  zum  Verkehrswesen  u.  auf  die  ganze  finanzielle  Regelung  beziehen.  Das 
Verkehrswesen  in  seiner  modernen,  ja  noch  manchfach  in  Entwicklung  begriffenen 
Gestaltung  bildet,  f.  d.  Finanzwiss.  ein  besond.  wichtiges  u.  lehrreiches  Gebiet  der 
Staatsthätigkeit,  weil  der  geschichtliche  Wechsel  zwischen  den  vier  leitenden  Finanz- 
principien  (§.  201)  und  die  Noth wendigkeit ,  die  einzelnen,  doch  so  nahe  verwandten 
Gebiete  nach  verschiedenen  Principien,  die  sich  aber  auf  ein  oberstes  Hauptprincip 
zurückführen  lassen,  statt  nach  einer  einzigen  Schablonendoctrin ,  zu  behandeln,  be- 
sonders deutlich  hervortritt.  —  Die  Behandlung  des  Eisenbahnwesens  in  dieser  Ausführ- 
Uchkeit  hier  in  der  Finanzwissensch.  kann  vom  Standpnnct  strenger  Systematik  aus 
bemängelt  werden,  wie  ich  L.  Stein  (Finanzwiss.  3.  A.  S.  255)  einräume.  Aber  sie 
entspricht  Immerhin  der  ähnlichen  Behandlung  der  Domänen-  und  Forstlehre  schon  in 
Rau 's  Finanzwissenschaft.  Jedenfalls  habe  ich  sie  auch  in  dieser  Auflage  des  1.  B. 
der  Finanzwissenschaft  noch  nicht  wesentlich  verändern,  bez.  verkurzen  wollen,  weil 
der  das  Verkehrswesen  behandelnde  Band  des  Lehrbuchs,  wohinein  die  Eisenbahnlehre 
gehört,  noch  aussteht.  Später  wird  vielleicht  eine  Aenderung  passend  sein.  Sonst 
gilt  übrigens  über  die  Hereinziehung  solcher  Lehren,  wie  der  Eisenbahnlehre,  in  die 
Finanzwiss.  das  oben  §.  7  S.  10  Gesagte. 

Vgl.  Rau,  Volkswirthschaftspol.  II,  §.  255—272.  Hohl,  Polizeiwiss.  3.  A. 
II,  §.  174—180.  Bes.  Schäffle,  Naüonalök.  2.  A.  §.  262—269,  mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Eisenbahnen,  aber  mit  manchen  treffl.  Erörterungen  über  Verkehrswesen 
im  Allgemeinen.  L.  Stein,  Verwaltungslehre  VII,  50  ff.  und  Handb.  d.  Verwal- 
tungslehre Stuttg.  1870,  S.  173—224,  2.  A.  S.  384  ff.,  wichtig  und  in  vieler  Hinsicht 
wohl  massgebend  für  die  systemat.  Behandlung  des  ganzen  Gebiets  des  Verkehrswesens. 
Im  Einzelnen  ist  Manches  sclüef .  z.  B.  gerade  die  Behandlung  des  Eisenbahnwesens 
S.  210  (die  Eisenbahnen  den  Actiengesellschaften,  als  einer  Form  des  Vereinswesens, 
principiell  zugewiesen,  —  wieder  eine  falsche  Verallgemeinerung  specif  österr. 
Erfahrungen,  wobei  die  neueren  Bestrebungen  in  England,  Amerika  übersehen  werden). 
Ders.,  Fin.  1.  A.  S.  134  ff.,  2.  A.  S.  184—208,  3.  A.  S.  237  ff,  wo  Post,  Eisen- 
bahnen u.  Telegraphen  als  die  „Regalien  des  Gommunicationswesens''  bezeichnet 
werden.  S.  dagegen  oben  §.  204.  Die  Staatseisenbahnen  stellte  auch  Stein  früher 
zu  den  Domänen,  jetzt  (4.  A.  I,  312)  behandelt  er  sie  kurz  bei  den  Gebühren,  geht 
aber  in  der  Finanzwissenschaft  absichtlich  nicht  auf  die  Frage  „Staats-  oder  Privat- 
bahnen'' näher  ein.  Umpfenbach,  Fin.  §.  34 — 43  (hier  unter  den  Gebührenzweigen). 
Berg  ins,  S.  119—148  (2.  Aufl.,  §.  22—25,  unter  Dom.  u.  Regalien,  in  der  Auf- 
fassung so  einseitig  manchesterlich  wie  früher).  Wagner,  Grundleg.  I,  §.  367.  — 
Vgl.  femer  Enge  1*3  geistvolle  Erörter.  in  d.  Aufs,  „die  Grenzen  des  Erfindungsgeists 
im  Transportwesen",  Preuss.  Stat.  Ztschr.  1864,  S.  113.  —  A.  Wagner,  Art  Schiff- 
fahrt in  Rentzsch*s  Handwörterb.  —  Mancherlei  werthvolle  Bemerk,  über  Verkehrs- 
wesen im  Allgem.  auch  in  der  Speciallitor.  über  einzelne  Wege  u.  Anstalten,  bes.  über 
Eisenbahnwesen,  s.  d.  Liter,  über  letzteres  unten  vor  dem  zweiten  Abschnitt,  Ueber 
Strassen,  Post  u.  Telegr.  s.  Fin.  II,  §.  303—313. 

A.  Wagner,  Finan7.wis'«'PDSchaft.  L     3.  Anfl.  41 
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In  dem  nunmehr  vorliegenden  B.  III  von  Roscher's  System  werden  dem 
Transportwesen  drei  Kapitel  gewidmet,  in  der  1 .  Abth.  vom  „Hander\  also  systematisch 
noch  so  wie  bei  den  Früheren,  was  mir  unrichtig  erscheint  Unter  dem  Reichthom 
an  einzelnen  Notizen,  der  Frucht  einer  erstaunlichen  Belesenheit  und  unter  der 
schönen,  wenn  auch  etwas  schablonenmässi^en  Betrachtung  auch  dieses  G^enstands 
aus  dem  historischen  Gesichtspuncte  tritt  die  principielle  staatswirthschaftliche  Behand- 
lung nur  etwas  zu  sehr  zurück  u.  die  finanzwirthschaftliche  u.  verwaltungsrechtliche 
Seite  noch  melir.  Im  Einzelnen  lehnt  sich  Boscher  sehr  an  Saz  an.  Meine  eigene, 
der  Sax  sehen  vielfach  verwandte  u.  ihr  vorausgegangene  Behandlung  wird  dabei 
nicht  näher  von  Röscher  berücksichtigt  Das  wahrhaft  vorzügliche,  allen  Seiten  des 
Gegenstands  gerecht  werdende,  schaife  prihcipielle  Auffassung  und  systematische  Er- 
schöpfung mit  reichem  Detail  und  schöner  Form  der  Darstellung  verbindende  deutsche 
Werk  ist  jetzt:  £.  Sax,  d.  Verkehrsmittel  ia  Volks-  u.  Staatswirüiscli.  2  B.  Wien,  1S7S, 
1879.  (1.  B.  AUgem.  Lehre,  dann  Land-  u.  Wasserwege,  Post  u.  Telegr.,  2.  B. 
Eisenbahnen).  Eine  gute  Zus.fassung  des  Gegenstands  giebt  Sax  selbst  in  s.  Abb. 
Transp.  u.  Gommuuic.wesen  in  Schönberg's  Uaudb.  d.  polit  Oekon.  L  Auch  f^  die 
allgemeine  Lehre  vom  Verkehrswesen  sind  die  ausgezeichneten  Arbeiten  G.  Cohn's 
über  Eisenbahnwesen  (bes.  Untersuchungen  über  engl.  Eisenbahnpolitik.  2  B. 
Leipz.  1874,  1875,  neuerdings,  1883,  fortgesetzt  im  Archiv  f.  Eisenb.wes.,  auch  Cohn's 
Aufs.  Staat  u.  Eisenbahnen,  zugleich  eine  Kritik  v.  Sax,  in  Uildebr.  Jahrb.  B.  33, 
1879)  höchst  beachtenswertb ,  bes.  wegen  der  ZurückfUhrung  der  Einzelfragen  auf 
die  grossen  Principienfragen  der  Volks-  u.  Staatswirthschaft  u.  wegen  der  Fülle  feiner 
kritischer  Bemerkungen.  Aus  d.  fremden  Liter,  s.  u.  A.  A.  de  Foville,  trans- 
formation  des  moyens  de  transport,  Par.  1880. 

1.  Abschnitt. 

Das  Yerkehrswcscn  und  seine  staatliehe  und  finanzielle 

Behandlung  im  Allg:emeinen. 

Eisenbahnen,  Canäle  und  SchiflTahrt  sollen  nach  dem  Früheren  hier  unter  den 
privatwirthschaftlichen  Einnahmeiiuellcn  mit  betrachtet  werden  (§.  203). 
Um  diese  Einrichtungen  überbanpt  und  die  Stellung  des  Staats  zu  ihnen,  sowie  die 
finanzielle  Behandlung  derselben  Seitens  des  Staats  richtig  zu  beurthcilen,  müssen  sie 
im  Zusammenhang  mit  dem  ganzen  Communications-  und  Transportwesen 
oder  Verkehrswesen  (in  diesem,  engeren  Sinne  des  Worts)  betrachtet  werden. 
Es  ist  daher  hier  dieses  g(>.sammtc  grosse  volkswirthschaftliche  Gebiet  ins  Auge  zu 
fassen,  auch  wenn  manche  Theile  desselben,  soweit  sie  überhaupt  bei  den  Staatsein- 
nahmen in  Betracht  kommen,  nach  unserer  früheren  Scheidung  erst  bei  den  Gebuhren 
zu  besprechen  sind.  Durcli  die  nachfolgende  Erörterung  lindct  die  Ueberweisang 
eines  Theils  der  Einnahmen  aus  dem  Communications-  utid  Transportwesen  unter  die 
privatwirthschaftlichen  und  eines  andern  Theils  unter  die  (iebühren  zugleich  ihre 
nähere  Begründung.  Unvermeidlich  ist  es  dabei,  auf  die  allgemein -volkswirthschaft- 
liche und  volkswirthschaftspoli tische  Seite  des  Verkehrswesens  neben  der  finanziellen, 
soweit  dies  durch  den  Zusammenhang  beider  Seiten  geboten  ist,  etwas  mit  einzugehen. 
Weiteres  gehört  in  die  Volkswirthschaftspolitik. 

I.  —  §.  265.  Allgemeine  Bedeutung  und  Gestaltung 
des  Verkehrswesens. 

Das  Verkehrswesen  vermittelt  die  räumliche  Bewegung 
oder  die  Ortsveränderung  der  Personen,  Güter  und  Nachrichten. 
Diese  Ortsveränderung  bildet  die  Voraussetzung  für  die  Erreichung 
einer  grossen  Menge  der  wichtigsten  Wirthschafts-  und  Culturzwecke 
der  Menschheit.  Nach  der  Möglichkeit  der  Ortsveränderung 
überhaupt  sind  Sicherheit  und  Schnelligkeit,  Regelmässig- 
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keit  und  Billigkeit  die  hauptsächlich  an  das  Verkehrswesen  za 
stellenden  Anforderungen.  Maassgebend  sind  hierbei  drei  Momente, 
der  Weg,  das  Fahrzeug  und  die  bewegende  Kraft,  sodann 
die  zweckentsprechende  Combination  der  Fahrzeuge  und  be- 
wegenden Kräfte  auf  den  Verkehrswegen  zu  bestimmten  Ver- 
kehrsgestaltungen oder  Transportleistungen.  Die  Auf- 
gabe des  Staats  im  Verkehrswesen  ist  einmal  je  bei  den  Verkehrs- 
wegen  und  Verkehrsgestaltungen,  sodann  zum  Theil  auch 
wieder  bei  den  verschiedenen  Arten  beider  verschieden. 
Danach  ändert  sich  auch  die  finanzielle  Behandlung,  der  folgendes 
allgemeine  Schema  zu  Grunde  zu  legen  ist: 

1.  Verkehrswege:  Strassen  und  Plätze  in  den  Ortschaften, 
Landstrassen  aller  Art,  vom  einfachen  Feldweg  bis  zur  vollendeten 
Kunststrasse  (Chaussee),  Eisenbahnen,  natürliche  und  künstliche 
Binnenwasserwege,  die  oifene  See,  die  Telegraphenleitungen,  Rohr- 
postleitnngen. 

2.  Die  Transportleistungen  auf  diesen  Wegen.  Sie 
lassen  sich  in  freie  und  organisirte  unterscheiden. 

a)  Jene  erfolgen  so,  dass  Jedermann  gewisse  Wege  zu  belie- 
biger Benutzung,  obschon  eventuell  unter  ErfüUang  bestimmter 
Bedingungen,  z.  B.  der  Zahlung  einer  Gebühr  (Weggeld),  offen 
stehen. 

b)  Organisirte  Transportleistungen  oder  Verkehrsanstalten 
sind  dagegen  regelmässige  und  unabhängig  von  der  je- 
weiligen wirklichen  Benutzung  erfolgende  Transportdienste 
fttr  Personen,  Güter  und  Nachrichten  oder  für  eines  dieser  Trans- 
portobjecte  auf  bestimmten  Arten  von  Wegen  zwischen  gewissen 
Orten  zu  bestimmten  Zeiten,  neben  oder  auch  unter  Ausschluss 
jenes  freien  Verkehrs. 

Die  wichtigsten  Verkehrsanstalten  sind:  innerhalb  der  Orte  selbst  das 
Omnibuswesen,  die  Pferde-  und  hie  und  da  auch  die  Dampf  eisen  bahnbetriebe, 
vornehmlich  für  den  Personenverkehr.  (Das  Droschkenwesen,  als  die  Einrichtung, 
wonach  bespannte,  jederzeit  sofort  zum  Fahren  benutzbare  Personenfuhrwerke  auf 
öffentlichen  Strassen  bereit  stehen,  hat  zwar  auch  Merkmale  einer  Verkehrsanstalt, 
aber  steht  doch  insofern  apart,  als  hier  nicht  bestimmte  Curse  unabhängig  von  der 
wirklichen  Benutzung  des  Transportdienstes  gefahren  werden.  Letztres  Moment  habe 
ich  in  dieser  Aud.  in  den  Begriff  der  „Verkehrsanstalt''  wohl  mit  Recht  eingeschaltet 
u.  danach  hier  das  Droschken wesen  vom  Omnibuswesen  getrennt.  S.  vor.  Auf.  S.  528). 
Hauptsächlich  zwischen  verschiedenen  Orten:  der  regelmässige  Boten- 
dienst ftlr  den  Nachrichten-  und  den  Verkehr  von  kleinen  Gütermassen;  der  Fahr- 
curs  auf  Landstrassen  für  den  Pei^oncn-  (Diligence-)  und  den  Guter-(Fracht-)verkehr ; 
die  Post  für  die  Nachrichten-  (Brief-),  Drucksachen-,  Packet-  (Güter  in  kleinen  Massen), 
Geldübersendung,  auch  für  den  Personentransport;  der  Eisenbahn-,  besonders 
Dampfbahnbetrieb  für  den  Personen-,  Güter-  und  Nachrichtenverkehr;  der  Schiff- 
fahrts-,    insbesondere    der    Dampfschifffahrtscurs    desgleichen,    auf   Binnen- 
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ge wässern  und  auf  offener  See;   der  Telegraphenbetrieb  for   den  Nachrichten- 
verkehr. 

1.  Die  Verkehrswege  stehen  als  natürliche  Grundlage  des 
freien  Verkehrs  und  der  Verkehrs  an  stalten  selbst  auch  den 
letzteren  im  öfTentlichen  Interesse  noch  voran.  Schon  dieser  Um- 
stand äussert  auf  die  Stellung  des  Staats  zu  den  Verkehrs- 
wegen und  auf  die  finanzielle  Behandlung  derselben  besonderen 
Einfluss.  Die  Herstellung  neuer  Wege  berührt  ferner  die 
vom  Staate  wahrzunehmenden  Interessen  der  Gesammtheit  noch 
mehr  und  tiefer,  als  diejenige  neuer  Verkehrsanstalten.  Auch  setzt 
sie  vielfach  die  Gewährung  des  Zwangsenteignungsrecbts 
Seitens  des  Staats  voraus.  Daraus  folgt  zwar  noch  nicht  die  Noth- 
wendigkeit,  dass  der  Staat  allein  die  neuen  Wege  herstelle,  wohl 
aber,  dass  die  Anlage  und  die  Benutzung  der  Wege,  welche 
mit  Hülfe  dieses  bloss  im  öffentlichen  Interesse  gewährten  Rechts 
hergestellt  werden,  unter  der  Aufsicht  des  Staats  erfolge. 
Wo  der  fertige  Weg  mit  einer  Verkehrsanstalt  in  einer  Hand, 
vielleicht  sogar  mit  Ausschluss  anderer,  verbunden  ist,  wie  in  der 
Regel  schon  aus  technischen  Gründen  beim  Eisenbahn-  und  Tele- 
graphenwesen, da  erweist  sich  vollends  eine  eingreifende  dauernde 
Staatscontrole  unvermeidlich. 

Die  Herstellung  der  grossen  und  kostspieligen  Kunst- 
wege der  Neuzeit,  der  Chausseen,  Eisenbahnen,  Telegraphen, 
Canäle,  die  Verbesserung  und  Schiff barmachung  der  natürlichen 
Wasserwege  erfolgt  sodann  durch  das  Zusammenwirken 
grosser  Kapitalien  und  besonderer  technisch  boch- 
ausgebildeter  Arbeitskräfte,  in  wesentlich  gleicher  Weise, 
ob  der  Staat  oder  Private,  d.  h.  die  practischen  HauptlUUe  berück- 
sichtigend richtiger  gesagt  Erwerbs-,  besonders  Actiengesellschaften 
bauen.  Die  Verwendung  grosser  Kapitalien  Seitens  des  Staats  oder, 
bei  den  Verkehrswegen  mehr  localer  Bedeutung  Seitens  der  Selbst- 
verwaltnngskörper,  kann  zwar  ein  finanzielles  Risico  mit  sich 
führen.  Aber  iu  einem  umfangreichen  Netz  von  Verkehrswegen 
übertragen  sich  auch  wieder  die  Betriebsergebnisse  guter  und 
schlechter  Routen.  Ferner  hat  der  Staat  oder  ein  öffentlicher  Körper 
die  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips  immer  in  seiner 
Hand,  was  in  hohem  Maassc  im  Gcsammtinteresse  liegt  Wenn 
dagegen  eine  Privatwirthschaft ,  wie  z.  B.  eine  Actiengesellschaft 
solche  Wege  übernimmt,  so  muss  sie  nicht  nur  wegen  der  langen 
Kapitalfixirung  und  des  hohen  finanziellen  Risico's,  sondern   ihrer 
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wirthschaftlichen  Erwerbsnatar  nach  das  gewerbliche  Finanz- 
princip  in  ihrer  Verwaltung  befolgen.  Dazu  kommt  noch  die  Er- 
wägung, dass  die  zeitliche  Kapitalverwendung  nur  beim  Wege-, 
besonders  beim  Eisenbahnbau  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
körper  eine  einigermassen  gleichmässige  sein  kann,  was  für 
die  ganze  Volkswirthschaft  ein  Segen  ist  (6.  §.  244a,  367  u.  unten 
S.  650). 

Endlich  geniesst  der  fertige  kostspielige  Weg  (Eisenbahn, 
Canal)  rein  durch  sein  Bestehen  oft,  wenn  auch  kein  recht- 
liches, doch  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  ein  factisches  Mo- 
nopol, weil  das  Zusammenbringen  eines  grossen  Kapitals  zur 
Herstellung  eines  Con^urrenzwegs  schwierig  ist  und  daher  gar 
nicht  oder  erst  nach  längerer  Zeit  erfolgt.  Kommt  aber  trotzdem 
ein  Concurrenzweg  zu  Stande,  so  führt  dies,  je  grösser  die  darin 
angelegten  Kapitalien  sind  um  so  leichter,  oft  nur  zu  einer  Ver- 
ständigung der  beiden  Interessenten  über  das  Verbleiben  und  die 
Theilung  des  Monopols,  zumal  in  dem  Falle,  dass  Weg  und  Ver- 
kebrsanstalt,  wie  bei  Eisenbahnen,  in  einer  Hand  sind. 

Alle  diese  Umstände  bedingen  eine  weitgehende  Oberauf- 
sicht des  Staats  über  das  gesammte  Wegewesen  und  rechtfer- 
tigen im  Allgemeinen  eher  als  in  vielen  anderen  wirthschaft- 
licben  Angelegenheiten  die  Uebernahme  desselben  auf  den 
Staat  und  die  Selbstverwaltungskörper,  daher  namentlich 
den  Bau  neuer  Wege  auf  deren  Rechnung,  soweit  nicht  be- 
sondere Gründe  dagegen  sprechen.  Nach  den  einzelnen 
Arten   von  Wegen    ist   die   Frage  dann  weiter   zu  entscheiden. 

2.  Die  freie  Transportleistung,  soweit  sie  überhaupt 
Gegenstand  des  Tauschverkehrs  werden  kann,  ferner  wenigstens 
zum  Theil  auch  die  Verkehrsanstalt  selbst  besteht  dagegen  in 
einer  solchen  Combination  von  Arbeitsleistungen  und  Kapitalver- 
wendungen, in  welcher  der  Staat  und  oft  auch  die  Selbstverwal- 
tungskörper leichter  gegen  den  Privaten  und  mitunter  auch  gegen 
die  Erwerbsgesellscbaft  zurückstehen.  Auch  schliesst  die  Trans- 
portleistung häufig  ein  iür  den  Staat  und  diese  Körper  weniger 
geeignetes  speculatives  Moment  ein.  Insoferne  wird  man  im 
Allgemeinen  als  Kegel  die  Uebernahme  von  freien  Transport- 
leistungen auf  den  Staat  und  diese  Körper  ausschliessen  müssen 
und  hinsichtlich  der  Uebernahme  von  Verkehrsanstalten  wird  eben- 
falls die  Vermuthung  im  Ganzen  zunächst  eher  gegen  den  Betrieb 
durch  sie  sprechen.   Im  Uebrigen  ist  aber  auch  hier  die  Entscheidung 
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nach  der  Art  der  einzelnen  Verkehrsanstalt  und  ihrer  Ver- 
bindung mit  einem  Wege  zu  treffen. 

II.  —  §.  266.  Die  einzelnen  Arten  der  Verkehrswege. 
Für  die  richtige  Stellung  des  Staats  zum  Wegewesen,  ins- 
besondere ttlr  die  Frage  der  U  eher  nähme  von  Wegen  auf  den 
Staat  und  die  Selbstverwaltungskörper,  und  sodann  in 
dem  Fall  dieser  Uebernahme  für  die  Frage  der  finanziellen 
Behandlung  des  Wegewesens  müssen  die  Arten  der  Wege 
unterschieden  werden.  Wir  gehen  dabei  von  folgender  Ein- 
theilung  der  Wege  aus: 

1.  Unterscheidung  der  Wege  nach  ihrer  Entsteh- 
ungsart: Natur-  und  Kunstwege  und  nach  ihrer  V er k eh rs- 
func  tion. 

Im  Wesentlichen,  wenn  auch  nicht  völlig,  fällt  diese  erste  Unteischeidong  zo- 
sammen  mit  derjenigen  von  natürlichen  Wasserwegen,  der  See,  den  StrOmco, 
Flüssen,  Landseen  einer-  und  von  Landwegen  (einschliesslich  Eisenbahnen K 
Telegraphen,  Ganälen  andererseits.  Soweit  die  nattlrlichen  Wasserwege  durch 
die  Kunst  und  daher  durch  Kapitalaufwand  erhalten  und  verbessert  werden, 
treten  sie  indessen  in  wirthschaftlicher  und  finanzieller  Hinsicht  in  die  Classe  der 
Kunstwege  mit  hinüber. 

a)  Die  Herstellung  derjenigen  Kunstwege  und  die  Er- 
haltung und  Verbesserung  derjenigen  natürlichen  Wasser- 
wege, welche  vornehmlich  dem  freien  Verkehr  und  den 
einfacheren  („niederen")  Formen  der  Verkebrsanstalten 
(Fuhrmanns wesen,  Schifffahrtslinien)  dienen  und  daher  am  Unmittel- 
barsten die  Interessen  vieler  einzelner  Staatsangehörigen  berühren, 
ist  am  Besten  eine  öffentliche  Angelegenheit,  wie  seit  üralters 
thatsächlich  meistens  in  den  Culturstaaten.  Diese  Wege  stehen  dem- 
gemässim  öffentlichen  oder  Gemein-Eigenthum,  welches  durch 
dasjenige  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper  vertreten  wird. 

(Grundleg.  I,  §.  25,  254  ff.,  367).  Namentlich  gilt  dies,  bei  uns  in  der 
Regel  schon  seit  Alters,  von  den  Orts-  und  Landstrassen  aller  Art.  vobei 
jedoch  die  nächstbetheiligten  Privaten,  wie  z.  B.  öfters  bei  den  Ortsstrassen, 
gewisse  Theile  der  Strassen  auf  ihre  Kosten  herzustellen  haben  können.  Die 
„Oeffentlichkeif'  der  Wege  liefert  die  beste  Bürgschaft  dafür,  dass  sich 
der  freie  Verkehr  und  die  niederen  Yerkehrsanstalten  auf  ihnen  in  der  den  Volks- 
wirthschafts  -  und  Culturinteressen  förderlichsten  Weise  gestalten.  Am  Passendsten 
wird  die  Herstellung  und  Erhaltung  der  Landstrassen  und  allenfalls 
auch  die  Erhaltung  der  natürlichen  Wasserwege  im  Binnenlande 
und  an  den  Seeküsten  zwischen  dem  Staat,  den  kleineren  räumlichen  Ge- 
meinwirthschaften  oder  Selbstverwaltungskörpern,  den  Provinzen, 
Kreisen,  Gemeinden  oder  etwa  besonders  zu  bildenden  öffentlichen  Wege- 
bauvereinen nach  einem  festgesetzten  Modus  getheilt.  Das  N&here  gehört  in  die 
Vcrwaltungslehre  oder  in  die  Volkswirthschaftspolitik.    S.  auch  Fin.  II,  §.  303  ff. 

b)  Die  finanzielle  Behandlung  dieser  wie  aller  dem  Staate 
oder  öffentlichen  Körperschaften  gehörenden  Wege  kann  an  sich 
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nach  einem  der  vier  im  §.  201  aufgestellten  Finanzprincipien  er- 
folgen. Mit  Recht  gilt  aber  gegenwärtig  in  unseren  Staaten  bei 
den  vorgenannten  Wegen  nur  noch  das  Gebührenprincip 
oder  das  Princip  der  reinen  Staatsausgabe  (bez.  des 
,,allgemeinen  Genussguts'',  Sax)  als  anwendbar,  so  dass 
die  Kosten  ganz  oder  theilweise  durch  Gebühren  gedeckt  werden, 
oder  absichtlich  vollständig  auf  Einnahmen  verzichtet  wird. 

S.  jetzt  darüber  Fin.  ü,  §.  304  ff.  n.  bes  Sax  I,  128  ff.,  wo  mit  Recht  nach 
dem  Intensivitätsgrad  des  Wegenetzes  unterschieden  wird.  Sax  (s.  I.  SO,  84)  bestimmt 
die  leitenden  Fiii.priQcipien  etwas  anders  als  ich  es  thue  (s.  o.  §.  201),  indem  er 
zwischen  das  Gebührenprincip  u.  das  privatwirthschaftlichc  noch  eine  Mittelkategorie 
(„Princip  der  Offentl.  Unternehmung'')  einschiebt.  Seine  beaclitenswerthen  Einwände 
gegen  meine  Behandlung  haben  mich  indessen  dennoch  nicht  zu  einer  Aenderung 
bestimmt.  £s  liegt  in  diesen  Ausführungen  von  Sax  ein  Bischen  von  einer  petitio 
principii,  —  zu  Gunsten  der  „regulirten  Privatuntemehmung"  u.  „delegirten  Ver- 
waltung^    S.  auch  Röscher  III,  §.  88  ff. 

Abgaben  fUr  die  Benutzung  solcher  natürlicher  Wasserwege,  welche  keine 
Kosten  machen,  fallen  nicht  unter  den  Begriff  der  Gebühr,  sondern  der  eigentlichen 
Steuer,  werden  aber  auch  als  solche  mit  Recht  heute  verworfen  und  besteben  selten 
mehr.  Das  wichtigste Beispielsolcher  eigentlichen  WasserstrassensteucrniWassor- 
zölle)  war  der  ehemal.  dän.  Sundzoll.  Er  wurde,  noch  immer  massig,  mit  35  Mill. 
dän.  R.  B.  Thlr.  (26,486,000  Thlr.  preuss.)  im  J.  1837  abgelöst.  Ein  anderes  Bei- 
spiel: der  ehem.  hannov.  S tader  oder  Brunshäuserzoll.  Ertrag  vor  s.  Aufhebung 
ISO  bis  220,000  Thlr.  Dabei  gar  keine  Gegenleistung,  während  Hamburg  den 
Aufwand  für  Herstellung  des  Fahrwassers  auf  der  Dnterelbe  trug.  Auch  die  ehem. 
belg.  Scheide-  u.  die  deutschen  Rhein-,  Weser-,  Elbe-  und  and.  D. 
FlosszOUe  waren  nach  ihrer  Höhe  mehr  Steuern  als  Gebühren,  namentlich  vor  den 
neueren  Ermässigungen. 

2.  Unterscheidung  der  Wege,  je  nachdem  sie  eine 
gleichzeitige  Benutzung  zu  verschiedenen  Transport- 
diensten neben  einander  gestatten  oder  nicht. 

a)  Einerseits  die  für  den  freien  Verkehr,  für  Fussgänger,  Vieh, 
Wagen  dienenden  gewöhnlichen  Orts-  und  Landstrassen, 
die  Binnengewässer  (wenigstens  in  der  Regel,  etwa  von  ge- 
wissen Fahrzeugen  abgesehen,  wobei  sie  unter  b  kämen),  die 
offene  See,  zum  Theil  auch  die  Canäle  (namentlich  diejenigen 
von  genügender  Breite  zum  Ausweichen  in  den  schleussen- 
freien  Strecken). 

b)  Andererseits:  die  Canäle  in  den  Schleussenstrecken, 
besonders  aber  die  Eisenbahnen,  d.  h.  „Strassen,  auf  welchen 
sich  die  Fuhrwerke  nicht  beliebig  auf  allen  Stellen  ihrer  Breite, 
sondern  auf  festbestimmten  eisernen  Spuren  bewegen"  (v.  Weber); 
die  Telegraphenleitungen,  (auch  die  Rohre  der  Rohr- 
post jetzt). 

Dieser  wichtige  Unterschied  bewirkt,  dass  dort  (bei  a)  keine, 
hier  (bei  b)  eine   gewisse  feste   Regelung  oder  sogar  eine 
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einheitliche  Organisation  des  gesammten  Transport- 
diensts  auf  dem  betrefifenden  Wege  nothwendig  wird,  damit 
letzterer  überhaupt  seinem  Zwecke  dienen  könne.  Dadurch  werden 
aber  leicht  factische  Monopole  geschaffen,  sowohl  in  dem  ge- 
wöhnlichen und  natürlichsten  Falle,  wenn  der  Eigenthümer  einer 
solchen  Strasse  (Eisenbahn)  selbst  allein  den  Transportdienst 
übernimmt,  als  in  dem  anderen  Falle,  wenn  dieser  Dienst  von 
einem  Dritten,  aber  der  einheitlichen  Organisation  wegen  mit 
Ausschluss  Anderer,  betrieben  wird.  Dieser  Umstand  legt 
es  wieder  nahe,  die  Ausführung  solcher  Wege  dem  Staate 
oder  in  gewissen  Fällen  den  Selbstverwaltungskörpern  zu 
übertragen. 

Die  Nachtheile  des  factischen  Monopols  bei  eigener  üebernahme  des  Transport- 
dieustes  werden  hier  eher  vermieden,  weil  der  g:ewerbliche  Standpnnct  nicht  d«r 
maassgebende  sein  moss,  oder  weil  die  ans  einem  solchen  Monopol  hervor- 
gehenden finanziellen  Vortheile  wenigstens  wieder  der  Gesammthcit  zu- 
gewendet werden.  Bei  der  Uebertragung  des  Transportdiensts  auf  solchen,  dem 
Staate  u.  s. w.  gehörigen  Strassen  an  Dritte  kann  ferner  der  Staat  noch  am 
Ersten  solche  Bedingungen  stellen,  durch  welche  ein  factisches  Monopol  wenigstens 
möglichst  vermieden  wird.  Diese  Erwägungen  verdienen  um  so  mehr  Beachtung, 
weil  ohnehin  der  Staat  im  Bau  dieser  Strassen  und,  wie  sich  zeigen  wird,  wegen 
der  Eigenthümlichkeit  des  Transportdiensts  auch  im  Betrieb  der  Eisenbahnen,  Tele- 
graphen gegen  Private  oder  vielmehr  gegen  Gesellschaften,  den  hier  meist  aUein 
in  Betracht  kommenden  Privatwirthschaften,  nicht  zurücksteht. 

3.  Unterscheidung  der  Wege  nach  den  Transport- 
objecten,  welche  auf  ihnen  befördert  werden  können: 
Telegraphenleitung  bloss  für  den  Nachrichtenverkehr,  dgh 
jetzt  Rohrpostleitungen,  —  alle  anderen  Wege  fQr  sämmtlicben 
Verkehr. 

Die  Üebernahme  der  Telegraphenleitungen  auf  den  Staat  wird  durch  diese 
beschränkte  Bonutzbarkeit  fUr  eine  Verkehrsart,  welche  ohnehin  eine  gewisso  £in> 
heitlichkeit  der  Organisation  des  Transportdiensts  verlangt,  wieder  unbedenklicher. 

4.  Unterscheidung  der  Kunstwege  nach  der  Ent- 
stehungszeit: alte,  bereits  bestehende  Wege,  wie  die  Mehrzahl 
der  gewöhnlichen  Strassen,  —  neue,  erst  herzustellende,  wie 
die  Eisenbahnen,  oft  die  Canäle,  die  Telegraphenleitungen,  bessere 
Chausseen  u.  s.  w. 

Da  bei  diesen  neuen  Wegen  der  nothwendige  Grund  und  Boden  sich  gewöhnlich 
im  Privateigeathum  befindet,  so  muss  eventuell  das  Expropriationsverfahren 
Platz  greifen.  Auch  hierbei  werden  viele  Schwierigkeiten  und  Missstände  am  Ersten 
beseitigt,  wenn  der  Staat  selbst  die  Anlage  der  neuen  Wege  übernimmt  Die  zahJ- 
und  umfangreichen  Eingriffe  in  das  Privatgruudeigenthum ,  welche  namentlich  die 
ungeheuere  Ausdehnung  des  Eisenbahnwesens  erfordert,  werden  dorch  volle  Ent- 
schädigung des  Werths  noch  nicht  immer  gut  gemacht  Sie  sind  am  Meisten  zu 
rechtfertigen,  wenn  sie  ganz  und  gar  nicht  zu  Gunsten  anderer  Privaten,  sondern 
bloss  zu  Gunsten  des  Staats  (und  der  kleineren  räumlichen  Zwangsgemeinwirth- 
Schäften)  erfolgen.    Auch  diese  Erwägung  spricht  fUr  Staatseisenbahnen  u.  s.  w.. 
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feroer  der  öiiisUiid,  dass  die  TelegrapbeDleitungen  an  den  ßaboen  und  öH'tMitlirben 
Wegen  entlang  den  nöthigen  Boden  schon  tinden,  wieder  fUr  Uebemahmo  deiselhim 
auf  den  Staat 

5.  Unterscheidung  der  Kunstwege  nach  der  Höhe 
ihrer  Anlagekosten:  sehr  kostspielige  Wege,  wie  vor 
allen  die  Eisenbahnen,  Canäle,  grosse  Fluss-  und  Seeufer -Correc- 
tionen  —  und  yerhältnissmässig  wohlfeile  Wege,  wie  die 
gewöhnlichen  Landstrassen,  selbst  die  Chausseen  inbegrifTen,  die 
Telegraphenleitungen. 

a)  Die  Uebemahme  der  Landstrassen  auf  den  Staat  und 
die  Selbstverwaltungskörper  der  Kreise,  Gemeinden  u.  s.  w.,  der 
T.elegraphen  auf  den  Staat  ist  aus  anderen  Gründen  passend : 
der  Kostensatz  entscheidet  in  dieser  Frage  kaum  etwas. 

Ob  der  Kapitalaufwand  für  diese  Wege  darcb  Anleihen  oder  darch  ordentliche 
Staatseinnahmen  (Steaem)  gedeckt,  ob  etwas  höhere  oder  etwas  niedrigere  Gebühren 
erhoben  oder  die  Landstrassen  der  an  entgeltlichen  Benatznng  überlassen  werden,  ist 
im  Ganzen  doch  eine  Finanzfrage  von  untergeordneter,  wenn  auch  eine  folkswirth- 
schaftlichc  Frage  von  hoher  Bedeutung:.  Denn  der  in  kurzen  Zeiträumen  (Finanz- 
jahren) erfolp-ende  Aufwand  und  die  hierin  eingehende  Einnahme  pflef^t  wenigstens 
Ferhältnissmässig  j^trüig  zu  sein.  Erfolgt  jedoch  die  Ucbernahme  auf  den  Staat,  so 
hat  dies  den  Vortheil,  die  Wahl  der  für  die  Verwaltung  maassgebenden 
Finanzprincipion  ziemlich  frei  zu  stellen. 

b)  Anders  steht  es  um  die  kostspieligen  Wege,  vor  allen 
die  Eisenbahnen.  Wenn  der  Staat  die  Anlage  dieser  Wege 
übernimmt,  so  kann  er  den  Kapitalaufwand  dafHr  nicht  wohl  aus 
den  ordentlichen  Einnahmen  decken,  sondern  muss  ausserordent- 
liche Mittel  flüssig  machen,  also  meistens  Staatsschulden  auf- 
nehmen. So  lange  diese  den  Etat  mit  Zinsen  und  Tilgequoten 
belasten,  muss  wenigstens  als  Regel  verlangt  werden,  dass 
diese  Wege  genügende  Einnahmen  zur  Deckung  dieser 
Ausgabebeträge  abwerfen. 

Das  verwendete  Kapital  wird  bei  Eisenbahnen,  Canäleu  u.  s.  w.  ans  umlaufendem 
in  stehendes  verwandelt  und  besten  Falls  für  den  Eigenthtimer  —  anders  eventuell 
für  die  ganze  Volkswirthschaft  —  nur  laugsam  in  den  Renten  wieder  disponibel. 
Nur  eine  ungewöhnlich  hohe  Rente  bietet  also  die  Mittel  zu  einer  rascheren  Amorti- 
sation des  Anlagekapitals,  worauf  alsdann  erst  statt  des  privatwirthschaftlichen 
das  reine  Gebühienprincip  mit  massigen  S&tzen  zur  Deckung  der  Betriebskosten 
anwendbar  wird. 

Diesen  in  der  Natur  der  Sache  liegenden  Verhältnissen  kann 
man  allerdings  Gründe  gegen  die  Uebemahme  solcher  kost- 
spieligen Wege  auf  den  Staat  entnehmen. 

Denn  die  Finanzen  des  Staats  werden  durch  den  Kapitalaufwand  lange  und  oft 
schwer  belastet,  was  gewiss  seine  Bedenken  hat.  Die  Möglichkeit,  das  Gebtthren- 
princip  bei  Staatswegen  dieser  Art  anzuwenden,  welche  für  die  Staatsübemahme 
spricht,  ist  eben  aus  finanziellen  Gründen  doch  oft  eine  entfernte.  Sie  ist  femer  auch 
vorhanden,   wenn   solche  Wege  nach  einer  fUr  die  Amortisation  des  Anlagekapitals 
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angemessenen  Zeitfrist  aus  dem  Privatbesitc  an  den  Staat  heimfallen,  wie  diijs  aus- 
bedangen  werden  kann  und  bei  Eisenbahnen  öfters  aosbedungen  woiiden  ist  (Praiik- 
reich,  Oesterreich). 

Trotzdem  kann  man  aber  noch  mit  besserem  Grande  gerade 
aus  dem  grossen  Kapitalaufwand  fttr  solche  Wege  und  aus 
dem  Umstände,  das  das  Kapital  so  lange  Zeit  in  der 
Unternehmung  gebunden  bleibt,  ableiten,  dass  die  Ueber- 
nähme  dieser  Wege  durch  den  Staat  den  Vorzug  verdient 

Baut  der  Staat  nicht,  so  müssen  an  seine  Stelle  in  der  Regel  grosse  Erwerbs- 
gesellschaften treten.  Bei  der  Höhe  des  Kapitalaufwands  und  der  langen 
Kapital fizirung  haben  solche  Gesellschaften  eine  iSichcrung  in  Betreff  des  Kapitals 
und  der  Rente  nothwendig.  Diese  Sicherung  finden  sie  nur  in  einer  vom  Staate  und 
seiner  Gontrole  der  finanziellen  Erfolge  einigermaassen  unabhängiireD  Stellung.  Der 
gewerbliche  Standpunct  m u s s  unvermeidlich  bei  einer  Erwerbsgesellschaft  anwendbar 
sein,  und  natürlich  um  so  mehr,  je  grösser  das  Risico  ist,  damit  die  Gewinnchance 
die  Ausgleichung  bringt  Das  Gebührenprincip  wird  daher  bei  einer  Gesellschaft  das 
privatwirthschaftUche  Princip  der  höchst  möglichen  Rente  nicht  verdrängen  können, 
(iewisse  Vorbehalte  des  Staats  in  Betreff  der  Tarifregelung,  ohnehin  praktisch  schwer 
durchzuführen,  können  einige  Uebelstände  vermindern,  aber  sie  durchaus  nicht  besei- 
tigen.  Auch  von  der  denkbar  besten  Einrichtung  der  „regulirten  Privatuntemehmong^ 
und  „delegirten  Verwaltung"  —  Formen,  in  welchen  Saz  in  schönen  und  auch  prin- 
cipiell  bedeutsamen  Ausführungen  das  Privateisenbahnwesen  zu  salviren  sucht  — 
möchte  a  priori  und  nach  aller  Erfahrung  dasselbe  gelten.  Durch  einen  Gewinn- 
antheil  des  Staats  an  einer  höheren  Rente  oder  durch  die  Besteuerung  der  letzteren 
kann  der  finanzielle  Erfolg  der  privatwirthschaftlichen  Verwaltung  der  Wege  dem 
Staate  und  also  der  Gesammtheit  zu  einem  Thelle  mit  zu  Gute  kommen.  Jedoch  der 
grosse  volkswirthschaftliche  üebelstand,  die  wichtigsten  Verkehrswege  der  Neuzeit 
gewerblich,  wenigstens  w&hrend  der  Goncessionsdauer ,  ausgenutzt  zu  sehen,  bleibt 
immer.  Die  Goncessionszeit  muss  aber  im  Durchsclmitt  nach  der  Wahrscheinlichkeit 
zar  Amortisation  des  Baukapitals  ausreichen,  wenn  sich  Privatkapitalien  zur  Deber- 
nahme  der  Wege  bereit  finden  sollen,  also  meistens  einige  Menschenalter  dauern.  Je 
kürzer  sie  ist,  desto  mehr  muss  während  ihrer  der  gewerbliche  Gesichtspunct  aUein 
entscheiden  können,  damit  durch  eine  Maximalrente  wenigstens  die  Amortisation  des 
Kapitals  erleichtert  werde.  Oebemimmt  der  Staat  dagegen  diese  Wege,  so  wird  In  der 
Regel  das  privatwirthschaftliche  Princip  während  der  Amortisationszeit  des  Baula^itals 
maassgebend  sein;  aber  selbst  in  dieser  Zeit  wird  der  bloss  gewerbliche  Gesichts- 
punct selten  allein  hervortreten  und  noch  weniger  aUein  hervortreten  müssen.  Dean 
jedenfalls  ist  der  Staat  in  der  Lage,  jeden  Augenblick  den  höheren  Interessen  des 
Verkehrswesens  zu  Liebe  an  Stelle  des  privatwirthschaftlichen  das  Gebuhrenprindp  zu 
setzen.  Bleibt  aber  die  rein  gewerbliche  Verwaltung  bestehen,  so  bietet  sie  wenigstens 
durch  die  Ueberschüsse  guter  Strecken  die  Mittel,  ein  Bahnsystem  möglichst  roU- 
ständig  auszubauen  und  den  Verlust  an  schlechten  Linien  zu  decken. 

Endlich  ist  wieder  bei  den  kostspieligen  Wegen  die  zeit- 
lich gleichmässigere  Vertheilung  der  Kapitalverwendung  im 
höchsten  Maasse  erwünscht,  wenn  eine  nachtheilige  Verschie- 
bung der  ganzen  nationalen  ProdactionsfUhigkeit  vermieden 
werden  soll. 

Bei  der  unvermeidlichen  Abhängigkeit  einer  solchen  Kapitalverwendung  fAr 
Wegebauten  Seitens  der  Privatwirthschaften  (Actiengesellschaften)  vom  Gang  der 
Speculation  spricht  diese  Rücksicht  stark  mit  für  die  Uebertragnng  des  kostspieligen 
modernen  Wegewesens  (Eisenbahnen)  auf  den  Staat  Das  halte  ich  auch  Roschor 
(§•  S5)  gegenüber  fest,  der  meint,  „durch  einen  weise  im  Voraus  entworfenen  Plan, 
welchen  der  Staat  bei  Concessionirung  der  Privatbahnen  im  Auge  behält'',  liesaen  sich 
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diese  a.  ähnliche  Üebohitände  beim  Privatbahnsystem  beseitigen.    In  flauer  Börsenzeit 
werden  eben  keine  neuen  Concessionen  begehrt  u.  die  Ausführung  ertheilter  stockt 

Das  Ergebniss  der  vorstehenden  Betrachtung  über  die 
Stellung  des  Staats  zu  den  einzelnen  Verkehrswegen,  über  die 
Frage  der  Staatsübemabme  und  ttber  die  finanzielle  Behandlung 
der  Wege  im  Falle  der  Uebemahme  durch  den  Staat  lässt  sich 
ibigendermaassen  für  unsere  Zeit  und  Länder  zusammenfassen: 

1.  Die  natürlichen  Wasserwege  und  die  Land-Kunst- 
wege für  den  gewöhnlichen  Verkehr  sind  vom  Staate 
und  öffentlichen  Körperschaften  zu  übernehmen  und  nach 
dem  Gebührenprincip  zu  verwalten.  Doch  kann  in  manchen 
Fällen  die  kostenfreie  Benutzung  statthaft  und  selbst  rath- 
sam  sein. 

2.  Die  Wege,  welche  keine  gleichzeitige  Benutzung 
zu  verschiedenen  Transportdiensten  gestatten,  also 
namentlich  Eisenbahnen  und  Telegraphen,  führen  leicht 
zu  einem  factischen  Monopol.  Sie  werden  deshalb  passend  vom 
Staate  (Eisenbahnen  mehr  localer  Bedeutung,  Pferdebahoen  auch 
von  Provinzen,  Kreisen  und  Gemeinden)  übernommen. 
Der  rein  gewerbliche  Standpunct  in  der  Verwaltung  im  Inter- 
esse der  Sache  braucht  hier  nicht  ausschliesslich  maass- 
gebend  zu  sein,  aber  er  bat  wenn  er  gleichwohl  obwaltet, 
weniger  Bedenken. 

3.  Die  Wege,  welche  nur  für  eine  Art  von  Transportobjecten 
geeignet  sind,  die  Telegraphen,  eignen  sich  deshalb  auch  für 
die  Uebernahme  durch  den  Staat. 

4.  Die  Wege,  welche  das  Expropriationsverfahren  im 
grossen  Umfange  nothwendig  machen,  die  neuzeitlichen  Eisen- 
bahnen, Canäle,  werden  insofern  passend  vom  Staate  über- 
nommen, als  io  diesem  Falle  die  Eingriffe  in  das  Privatgrund- 
eigenthum  ganz  und  gar  ausschliesslich  nur  im  öffentlichen  luteresse 
erfolgen. 

5.  Die  Uebemahme  der  wohlfeileren  Kunstwege,  der 
gewöhnlichen  Landstrassen,  Chausseen,  Telegraphen- 
leitungen, auf  denStaat;  theilweise  auch  auf  die  Selbstver- 
waltungskörper, ist  finanziell  unbedenklich,  volkswirthscbaft- 
lieh  gut,  weil  sie  die  Wahl  des  leitenden  Finanzprincips 
freistellt.  Die  Uebernahme  der  kostspieligen  Wege,  der 
Eisenbahnen,  ist  finanziell  nicht  immer  ohne  Bedenken.  Doch 
kann  das  finanzielle  Interesse  des  Staats  durch  die  Annahme  des 
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privatwirthscnaftlichen  Finanzprincips  für  die  Verwaltung  sicher 
gestellt  werden,  wo  dann  die  Vortheile  des  factischen  Monopols 
wenigstens  der  Gesammtheit  zu  Gute  kommen.  Ausserdem  bleibt 
aber  immer  der  grosse  volkswirtbschaftliche  Vortheil,  erwünschten 
Falles  das  rein  gewerbliche  Princip  vermeiden  und  be- 
liebig das  Gebührenprincip  einfuhren  zu  können.  Und 
die  Verwendung  des  Nationalkapitals  erfolgt  zeitlich 
gleichmässiger  und  dadurch  vortheilhafter  für  die  Productions- 
Interessen  der  ganzen  Volkswirthschaft  und  für  die  ökonomische 
Lage  der  verschiedenen  Bevölkerungsclassen,  womit  auch  wichtige 
socialpolitische  Interessen,  welche  sich  an  die  Kapitalverwendnng 
im  Wegebau  knüpfen,  gewahrt  werden. 

Im  Ganzen:  die  verschiedensten  Gründe  sprechen  bei  allen 
verschiedenen  Arten  von  Wegen  für  die  Uebernahme  auf 
den  Staat  (oder  bei  einzelnen  Wegen  auf  die  kleineren  räum- 
lichen Zwangs-Gemeinwirthschaften),  sowie  bei  den  wohlfeileren 
Wegen  für  das  Gebührenprincip  und  bei  den  kostspieli- 
geren wenigstens  vor  der  Amortisation  des  Anlagekapitals  für 
das  privatwirthschaftliche  Princip,  das  aber  eventuell 
maassvoll  durchgeführt  werden  kann. 

III.  —  §.  267.  Die  einzelnen  Transportleistungen, 
insbesondere  die  Verkehrsanstalten.  Die  Stellung 
des  Staats  zu  denselben  und  ihre  finanzielle  Behandlung 
im  Falle  der  Staatsübernahme  ergeben  sich  zum  Theil  als 
Folgerungen  aus  der  vorhergehenden  Erörterung  über  die  staat- 
liche und  finanzielle  Behandlung  der  Verkehrswege.  Zum  Theil 
hängen  sie  von  besonderen,  aus  der  Natur  der  einzelnen  Transport- 
leistungen und  Verkehrsanstalten  entnommenen  Entscheidungs- 
gründen ab. 

A.  Die  Uebernahme  von  Verkehrsanstalten  durch 
den  Staat,  und  eventuell  durch  die  Selbstverwaltnngskörper. 

1.  Es  liegt  bei  uns  kein  Grund  dazu  vor,  dass  der  Staat  im 
allgemein  volkswirthschaftlichen  oder  in  seinem  besonderen  finan- 
ziellen Interesse  gewöhnliche  Transportleistungen  des 
freien  Verkehrs  übernehme ,  zu  denen  er  technisch  wenig 
geeignet  ist. 

Dies  gilt  namentlich  da,  wo  die  Herstellung  des  Weges  in  der  Hauptsache  auch 
nicht  Staatssache  ist,  also  in  Betreff  der  {gewöhnlichen  freien  (nicht  als  regelmässiger 
Curs  betriebenen)  Schiffifahrt  auf  natürlichen  Gewässern,  besonders  auf  der  See;  femer 
wo  der  Weg  zu  verschiedenen  gleichzeitigen  Transportdiensten  beliebig  benutzbar  i>t, 
also  wiederum  auf  jenen  Wasser-  und  auf  den  gewöhnlichen  Landstrasson;  endlich  wo 
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die  Transportleistung;  am  Meisten  den  Charakter  gewöhnliclier  gewerblicher  Thätigkeit 
hat,  insoweit  also  auch  bei  den  .^niederen''  Yerkebrsanstalten,  dem  städtischen  Fuhr- 
wesen, dem  Botencurs,  dem  Personenfahr-  und  dem  Gdterfrachtcurs  auf  den  Land- 
strassen u.  s.  w.  Thatsächlich  kommen  denn  auch  solche  Transportleistungen  und 
Yerkehisanstaltcn  des  Staats  bei  uns  kaum  ?or. 

Etwas  anders  muss  die  Entscheidung  wohl  in  BetreU*  der  Solbstverwaltungs- 
körper,  namentlich  grösserer  städtischer  Gemeinden  (Grossst&dte)  lauten. 
Die  grossen  Anhäufungen  von  Menschen  rufen  hier  das  ßedUrfniss  nacli  mö»:licl)st 
vollkommenen  Anstalten  fUr  den  Personenverkehr  innerhalb  verhältnissmässig  geringer 
Entfernungen  henor.  Diesem  BedUrfniss  kommt  die  moderne  Teclinik  entgegen.  Der 
Yerkehr  muss  häu£^,  regelmässig,  rasch  und  wohlfeil  sein.  Er  verlangt  ein  ent- 
wickeltes Omnibus-,  Pferdeeisenbahn-  und  zum  Theil  )>ereits  Dampfbahn- 
wesen. Das  Princip  der  Uebertraguug  der  Betriebsergebnissc  zwischen 
Activ-  und  Passiviinien  und  Oursen  kommt  hier  in  ungewöhnlichem  Maasse 
zur  Geltung.  Die  in  den  städtisch<*n  Strassen  selbst  angelegten  Eisenbahnen  halben 
ein  natürliches  Monopol,  sobald  man  dem  EigenthUmer  der  Bahn  das  ausschliess- 
liche Kecht  des  Betriebs  auf  derselben  giebt,  was  üblich,  mitunter  vom  Erwerbs- 
uuternehmer  ausbedungen,  wenngleich  bei  Pferdebahnen  nicht  unbedingt  nothwendig 
ist.  Alle  diese  Umstände  legen  es  nahe,  solche  städtische  Balmen  und  Yerkelirs- 
anstalten  den  Städten  selbst  zu  übertragen,  in  dicht  bevölkerten  ländlichen 
Districten  auch  den  Landgemeinden  und  Kreisen.  Communale  Behörden  sind  zur 
Uebernahme  dieser  Anstalten  in  technischer  und  itkono  misch  er  Beziehung  so 
gut  befähigt  als  zur  Uebernahme  städtischer  Gas-  und  Wasserwerke,  und  ebenso  gut, 
aU  es  Actiengesellschaftcn  sind.  Das  finanzielle  Interesse  lässt  sich  dabei  auch 
ganz  gut  wahrnehmen.  EiHe  gl  eich  massigere  und  allseitigere  Entwicklung 
dieser  Verkehi-sanstalten  und  die  A'erhU tun g  eines  neuen  Monopols  zu  Gunsten 
des  Privatkapitals  i^t  nur  so  möglich.  Die  Gemeinden  aber  gewönnen  eine  neue 
passende,  halb  privatwirthschaftlicli«' ,  hal)>  gebührenartige  Einkomm cnquelle.  Diese 
Auffassung  des  modernen  städt.  oder  localen  Communicationswosens  ist  eine  Ck)n- 
sequenz  der  in  der  „Grundlegung"  von  mir  mehrfach  näher  dargelegten  u.  begrtln- 
deten  Lehren.  Auch  hier  ist  Gewicht  zu  legen  auf  die  moderne  Technik  (Eisen- 
bahnen!), ähnlich  wie  bei  Gas-  und  Wasserleitung.  Man  kann  wohl  voraussagen,  dass 
ein^t  die  Pferdebahnen  mit  ihrem  ausarrordentl.  Monopol  von  den  (iemeinden  auf- 
gekauft werden  müssen,  ebrnso  wie  in  Berlin  die  Wasserwerke.  Vgl.  meine  Grundl. 
i,  §.  142,  146,  mein  Kefer.  üb.  Actiengesellsch.  auf  d.  Eisen,  socialpol.  Congi-ess  1873, 
bes.  These  5  u.  (>,  u.  meine  Ausfuhr,  in  Hildebr.  Jahrb.  XXI,  337.  Mit  vollem  Kecht 
gilt  es  jetzt  schon  immer  allgemeiner  als  ein  Fehler,  dass  man  in  Berlin,  welches 
sich  für  die  Anlegung  von  Pferdebahnen  öo  vorzüglich  eignet,  dieses  wichtige  Yehikel 
für  30  Jahre  lang  an  Gesellschaften  zur  Ausnutzung  übertragen  hat.  Die  Erfahrungen 
mit  den  Mis3ständen  des  Privateisen  bahnwesens  wiederholen  sich  hier.  S.  auch  Fin, 
II,  §.  307,  S.  S5. 

2.  Die  rersoncnfahrpoät  and  die  Packetpost  ist  jeden- 
falls anders  als  die  Brief-  und  Geldpost  des  Staats  za  beurtheilen 
und  im  Allgemeinen  bei  uns  in  der  heutigen  Verkehrgestaltung 
nicht  mehr  als  unbedingt  nothwendig,  die  ersteren  mitunter  selbst 
nicht  als  gerechtfeiiigt  anzuerkennen.  Doch  verhält  es  sich  hier- 
mit auf  anderen  Wirthscbaftsstufen  leicht  anders  und  selbst  auf 
der  unsrigen  lässt  sich  Manches  für  die  Beibehaltung  der  Personen- 
und  Vieles,  im  Ganzen  wohl  Entscheidendes  fUr  diejenige  der 
Packetpost  in  Händen  des  Staats  und  in  der  ökonomisch  und 
technisch  zweckmässigen  Verbindung  mit  den  anderen  Postzweigen 
geltend  machen. 

Solange  nemlich  auf  niedrigerer  Stufe  die  erforderliche  Betriebsamkeit  der 
Privaten  fehlt,  der  genannte  Yerkehr  aber  eine  grosse  allgemeine  Bedeutung  beanspruchen 
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darf,  kaiiQ  sich  die  Ausdehnun«;  der  Post  auf  die  •;:enanntcD  Transportobjectc  aas  diesen 
Gründen  empfohlen.  Das  ausschliessUche  Reclit  des  Staats  auf  postmässi^e  Personen- 
und  Packetl»ef&rderung  hat  dann  den  VortheÜ,  eine  ^leichmässige  Ausdehnung^ 
dieser  Transportleistung^on  über  das  ganze  Staatsgebiet  zu  ermöglichen, 
indem  der  üeberschuss  guter  StrecJ^cn  die  Mittel  liefert,  das  Deficit  schlechter  Strecken 
m  decken.  Auch  auf  höherer  Ent^ckluugsstufe ,  so  jetzt  bei  uns,  kann  der  Mangel 
an  Concurrenz  unter  den  Privatbeförderern  wohl  die  Beibehaltung  selbst  der  Per- 
sonenpost  noch  fUr  manche  Gegenden  rechtfertigen.  Ausserdem  wird  durch  eine 
Hinzufügung  dieser  Zweige,  besonders  der  Packetpost  zur  Brie^ost  auch  spater 
noch  und  so  in  unseren  heutigen  Verhältnissen,  zumal  was  die  Packetpost  anlangt, 
noch  eine  bessere  Ausnutzung  des  Betriebspersonals  und  -Materials,  also 
eine  verhältnissmässigc  Billigkeit  des  Gesammtbetriebs  ermöglicht,  welche 
die  Debemahme  dieser  Zweige  auf  die  Staatspost  passend  erscheinen  lässt 

Aehnlich  liegen  die  Verhältnisse  mitunter  bei  anderen  Verkehrsanstalten  des 
Staats  oder  bei  Transportdiensten ,  die  der  Staat  fUr  seine  eigenen  Zwecke  einrichtet. 
So  kann  die  Verbindung  des  Telegraphenwesens  mit  der  Post  und  mit 
Eisenbahnen  ökonomische  Vortheile  bieten  und  ftlr  die  Uebemahme  der  Gesammt- 
heit  dieser  drei  Verkelusanstalten  wegen  ihres  nahen  Zusammenhangs  auf  den  Staat 
sprechen.  Personen-  und  Gütertransport  kann  mit  den  Schiffifahrtscursen  der  Kriegs- 
schillb  verbunden  werden  u. dgl.  m.  Dies  war  z.B.  der  Fall  mit  den  österr.  kleinen 
Kriegsdampfem  auf  den  Italien.  Seen:  wenn  ich  nicht  irre  unter  Louis  Philipp  anch 
mit  franz.  Kriegsdampfem  auf  dem  Mittelmeer.  S.  tlber  die  Post  als  Gebuhren 
gebende  Anstalt  Fin.  II,  §.  808—312,  u.  im  Allg.  Sax,  I,  211  ff..  Röscher  Ul, 
§.84,  88,  95. 

3.  Die  Uebernahme  anderer  Verkehrsanstalten  auf  den 
Staat,  namentlich  solcher  der  „höheren"  Art,  wie  Brief-  und 
Geldpost,  Telegraphie,  Eisenbahnbetrieb,  ist  in  vielen 
Fällen  von  vornherein  nicht  nur  nicht  unpassend,  sondern  aus  ent- 
scheidenden Gründen  zweckmässig. 

Im  einzelnen  Lande  wird  die  Entscheidung  mit  nach  den  concreten  Ver- 
hältnissen und  mit  Recht  unter  Berücksichtigung  der  einmal  vorliegenden  geschicht- 
lichen Entwicklung  stattfinden.  Doch  lassen  sich  folgende  allgemeine  Sätze  aJs 
Richtscimur  aufstellen: 

a)  Die  Uebemahme  einer  Yerkehrsanstalt  auf  den  Staat  empfiehlt  sich  namentlidi 
dann,  wenn  die  Güte  der  technischen  Leistung  einer  solchen  Anstalt  Ton 
der  möglichst  weiten  und  gleichhcitlichen  Ausdehnung  des  regelmässigen 
Transportdiensts  über  das  ganze  Staatsgebiet  und  selbst  von  der  internationalen 
Verbindung  der  Verkehrsanstalt  mit  den  gleichen  Anstalten  in  fremden 
Staaten  bedingt  ist.  Dieser  Fall  liegt  bei  der  Post,  besonders  bei  der  Brief- 
post, bei  dem  Telegraphenbetrieb  und  zum  Theil  auch  bei  dem  Eisenbahn- 
betrieb vor. 

b)  Wenn  der  Transportdienst  einer  Vorkehrsanstalt  nur  mittelst  einer  fest 
bestimmten,  regelmässig  organisirten  Benutzungsweise  eines  Wegs  mög- 
lich ist,  auf  welchem  nicht  gleichzeitig  neben  einander  verschiedene  Transportdienste 
stattfinden  können,  so  liegt  es  nahe,  dass  der  Eigonthtlmer  des  Wegs  auch  der  Unter- 
nehmer der  Yerkehrsanstalt  wird:  Fall  der  Eisenbahnen,  Telegraphen.  Das 
factische  Monopol,  welches  hierdurch  auch  für  die  Verkehrsanstalt  entsteht, 
verliert  wiederum  am  Ersten  seine  Bedenken,  wenn  der  Staat  mit  dem  Wege  auch 
die  Yerkehrsanstalt  übernimmt. 

c)  Wenn  eine  Yerkehrsanstalt  durch  Private  (Einzelne  oder  Erwerbsgeselldchaflen) 
gegründet  werden  soll,  so  muss  ihr  mitunter,  wenigstens  fUr  eine  Zeitlang,  selbst  ein 
rechtliches  Monopol  vom  Staate  gegeben  werden.  Dies  ist  namentlich  in  dem 
Falle  nicht  immer  zu  vermeiden,  wenn  für  die  Yerkehrsanstalt,  wie  bei  Eisenbahnen, 
erst  der  kostspielige  Weg  hergestellt  werden  mass.  Die  Uebernahme  der  Yerkehrt- 
anstalt  auf  den  Staat  ist  dann  ein  Mittel,  um  die  etwaigen  Nachtheile  eines  solchen 
Monopob  zu  verhindern,  weil  der  Staat  in  der  Wahl  des  leitenden  Finauzprincips  bei 
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der  Yerwaltong  freier  gestellt  ist  und  ihm,  also  der  Gesammtheit,  die  etwaigen  finan- 
ziellen Yortheile  des  Monopols  zukomwon:  wiederum  Fall  der  Bahnen,  Telegraphen, 
auch  wohl  der  Schifffahrts-,  besonders  der  Dampfschifffahrtscurse.  Mehr- 
fach ist  früher  bei  Dampferlinien  ein  Monopol  vorgekommen,  z.B.  bei  der  österr. 
DonaudampfschifiTahrtsgescllsch.  (in  FoIv:c  der  späteren  Freigebung  der  DoaauschißTahrt 
yon   d.  österr.   Regierung   gegen  Entschädigung  in  Form   von   Zins^arantie  abgelöst). 

d)  Je  mehr  der  Transportdicnst  einer  Yerkelirsanstalt  aus  der  regelmässigen 
Wiederholung:  einer  grossen  Anzahl  gleicher  einzelner  Thätigkeiten 
besteht  und  sich  auf  ziemlich  feste  mechanische  Kegeln  zurückfuhren  lässt, 
also  nach  bestimmten  Schablonen  geführt  werden  kann  und  muss;  ferner  je 
mehr  in  Gonsequenz  hiervon  der  Spielraum  des  speculativcn  Moments  eingeengt 
wird;  endlich  je  mehr  wegen  der  Natur  und  Ausdehnung  und  Grösse  der  Verkehrs- 
anstalt der  Betrieb  mittelst  eines  grossen  Beamte nmechanismus  durchgeführt 
werden  muss:  desto  gleichartiger  betreibt  der  Staat  und  betreiben  Private  und 
vollends  die  hier  unvermeidlichen  Erwerbsgeselischaften  natUriichur  Weise  eine 
Yerkehrsanstalt  und  desto  weniger  bteht  der  Staatsbetrieb  wegen  seiner  sonstigen,  ihm 
etwa  anklebenden  Mängel  hinter  dem  Privatbetrieb  technisch  und  Ökonomisch  zurück. 
Dagegen  kommen  der  Staatsverkehrsanstalt  die  allgemeinen  \'orzüge  der  Staatsbeamten- 
schaft gegenüber  der  Privatbeamtenschaft,  welche  aus  der  eit^enthümlicheu  Organisation 
des  Staatsdiensts  hervorgehen,  zu  (iute.  Dieser  Fall  liegt  bei  der  Post,  beim  Eisen- 
bahn- und  Teleis^raphen  betrieb,  unter  Umständen,  wenn  auch  selten  und  in 
geringerem  Maasse,  beim  Dampfschifffahrtscurse  vor.  Daher  ist  die  Uebernahme 
dieser  Yerkehrsanstalten  auf  den  Staat  auch  aus  solchen  (irUnden  wieder  passend. 

e)  Manche  Yerkehrsanstalten  lassen  sich  zweckmässig  miteinander  ver- 
binden, weil  die  in  einem  einzelnen  Dienste  nicht  vollständig  ausgenutzten 
Arbeitskräfte  und  Kapitalien  zum  Tlieil  Dienstthätigkeiten  für  mehrere  solche  Anstalten 
übernehmen  können.  Daraus  ers:iebt  sich  eine  grössere  Oekonomic  des  Betriebs. 
Auch  dieser  Umstand  spricht  für  den  Staatsbetrieb,  da  die  Yereinigong  mehrerer 
Yerkehrsanstalten  in  Privaihändcn  zu  leicht  bedenkliche  factischc  Monopole  schafft. 
Manchfach  bietet  sich  für  den  Staat  (ielcgenlicit,  gewisse  Post-,  Bahn-  und  Telegraphen- 
ämter zusammenzulegen,  wodurch  der  gcsammten  Yolkswirthschaft  Kosten  erspart  und 
eventuell  niedrigere  Tarife  ennöjrlicht  werden.  Je  kleiner  die  Post-  und  Telegraphen- 
ämter, desto  noth wendiger  natürlich  die  Zusammenlegung,  so  z.B.  in  d.  Schweiz. 
Neuerdings  hier  auch  öfters  Verbindung  beider  Zweige  mit  Bahnämtern  der  Privat- 
bahnen, oder  üebertrajjfung  des  Post-  und  Telegraphendieusts  an  Privatbahnbcamte, 
was  aber  immer  grössere  Schwierigkeit  macht,  als  wenn  alle  drei  Yerkehrsanstalten 
dem  Staate  gehören.  Auch  in  Deutschland  jetzt  immer  mehr  Zusammenlegung  von 
Post-  u.  Telegraphcnümteru. 

f)  Wenn  Privatverkehrsanstalten  nur  mit  Hülfe  bedeutender  finanzieller  Sub- 
ventionen, wahrscheinlich  wirksam  werdender  Zinsgarantieen  u.  s.  w.  zu  Staude 
kommen,  so  wird  oftmals  auch  die  directe  Staatsübernahme  besser  als  eine  solche 
indirecte  sein,  im  Finauzinteresse  wie  im  volkswirthschaftlichen:  häufiger  Fall  bei 
Bahnen,  auch  wohl  bei  Canälen.  Wird  aber  so  vorgegangen,  so  gelangt  wieder  in 
heilsamer  Weise  das  Priucip  der  Uobertragung  der  Ertragsergebnisse  von 
Activ-  und  Passivcursen  zu  praktischer  Wirksamkeit;  es  vermindert  sich  dann  das 
finanzielle  Bisico  für  den  Staat  und  es  steigert  sich  seine  finanzielle 
Leistungsfähigkeit  in  Bezug  auf  die  Ausdehnung  der  betrefl'enden  Yerkehrs- 
anstalten. 

g)  Je  grösser  die  allgemeine  Bedeutung  einer  Yerkehrsanstalt  für  das 
gesammte  Cultur-  und  Wirthschaftsleben  eines  Volks  ist  und  je  gleichmässiger  die 
Yortheile  derselben  den  einzelnen  Bevölkernngsclassen  zu  Gute  kommen,  desto  mehr 
erscheint  wiederum  die  Uebernahme  auf  den  Staat  passend,  und  als  das  beste  Mittel, 
die  Interessen  der  Gesellschaft  zu  wahren;  daher  mehr  und  mehr  bei  intensiverer 
Yerkehrsgestaltung.  Zugleich  bietet  alsdann  die  mögliche  Auswahl  zwischen  den 
verschiedenen  Finanzprincipien  den  Yortheil,  durch  die  differente  Nor- 
mirung  der  Benutznngsproise  (Tarife)  der  einzelnen  Yerkehrsanstalten 
und  der  verschiedenen  Leistungen  der  letzteren,  die  etwaige  Verschiedenheit 
der  Interessen  der  einzelnen  Gesellschaftskreise  unter  nothwendiger  Wahrnehmung  des 
staatlichen  Finanzinteresses  richtig  zu  berücksichtigen. 
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Aus  allen  diesen  Gesichtspnncten  empfiehlt  sich  die  Ueber- 
nahme  der  Post,  besonders  der  Briefpost  (nicht  so  unbedingt 
der  Packetpost,  noch  weniger  der  Personenpost),  femer  diejenige 
der  Telegraphen  und  zum  Theil  auch  der  Eisenbahnen  nnd 
Canäle  auf  den  Staat,  während  der  Schifffahrts-  und  auch  der 
Dampfschifffahrtscurs  wohl  nur  ausnahmsweise  vom  Staate 
zu  tlbemehmen  ist 

Es  wird  hier  Manches  auf  die  geograpli.  Lage  eines  Landes  ankommen  und 
ob  die  Privatbetriebsamkeit  ausreicht.  England  wird  freilich  keiner  Staatsdampfer- 
linien nach  dem  Continent  bedürfen,  aber  es  sobrentionirt  immerlün  die  Linien  nacb 
Kordamerika  u.s. w.  Schweden,  Norwegen,  Dänemark  werden  wenigstens  nach 
einigen  Richtongen  ebenso  gut  Staatsdampfer-  als  Staatsbahnlinien  einrichten. 

§.  268.  —  B.  Die  finanzielle  Behandlung  der  Ver- 
kehrsanstalten des  Staats  (und  der  Selbstverwaltnngs- 
kürper)  im  Allgemeinen.  Auf  Staatsstrassen  und  auf  Staats- 
verkehrsanstalten lassen  sich  alle  vier  Finanzprincipien  (§.201) 
anwenden  und  in  der  Geschichte  wie  in  der  Gegenwart  finden  sich 
Beispiele  der  Anwendung.  Schon  dieser  Umstand  spricht  dafür, 
dass  sich  auch  hier  nicht  ein  einziges  Princip  als  das  tiberall 
und  allzeit  und  für  alle  Verkehrsanstalten  richtige,  als  das  schlecht- 
weg j^rationelle'^  bezeichnen  lässt,  sondern  dass  hier,  wie  so 
oft,  das  Gesetz  der  „historischen  Relativität^'  und  demgemäss 
auf  diesem  Specialgebiete  die  mehr  oder  weniger  extensive  und 
intensive  Entwicklung  des  Verkehrswesens  ftlr  die  Wahl  des 
Finanzprincips  mit  zu  beachten  ist.  Nur  ftlr  eine  gegebeneZeit 
und  ttlr  gegebene  Länder  auf  einer  bestimmten  Stufe  der  Cultur 
und  Volkswirthschaft  kann  man  eine  bestimmte  Entscheidung  unter 
Erwägung  aller  einschlagenden  Verhältnisse  treffen.  Dieselbe  wird 
für  unsere  (west-  und  mitteleuropäischen)  Länder  in 
der  Gegenwart  etwa  folgendermassen  ausfallen: 

1.  Die  Verwaltung  von  Staatsverkehrsanstalten  nach  dem 
reinen  Begalitäts-  oder  Besteuerungsprincip,  wo  durch 
Ausschluss  der  freien  Goncurrenz  ein  grösserer  Reinertrag  erzielt 
werden  soll,  ist  zu  verwerfen. 

Sie  widerspricht  dem  Hauptgründe,  dessentwegen  der  Staat  Yerkehrsanstalten 
übernimmt,  nemlich  dem  allgemeinen  Yerkehrsinteresse.  Sic  hemmt  die  Benutzung 
der  Yerkehrsanstalten  statt  sie  zu  fördern.  Sic  fuhrt  endlich  zu  einer  schlechten, 
ungleichmässigen  Form  der  Besteuerung.  Mit  Becht  ist  daher  dieses  Finanzprindp, 
wo  es  etwa  bestand,  wie  gelegentlich  bei  der  Post,  fast  allgemein  aufgegeben  worden. 
Die  Bemerkung  Über  die  Porti  unten  steht  mit  dem  hier  Gesagten  nicht  im  Widerspruch. 

2.  Die  Verwaltung  nach  dem  Princip  der  reinen  Staats- 
ausgabe   (als  „allgemeines   Genussgut",    Sax)    wäre  im 
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Allgemeinen  ein  unrichtiges  Zngeständniss  für  dieBenützer 
der  betreifenden  Anstalten  gegenüber  der  ganzen  Bevölkerung, 
welche  dann  die  vollen  Kosten  aus  den  allgemeinen  Steuern  zu 
decken  hätte. 

Sie  ist  nicht  gerechtfertigt,  weil  die  Yortheile  sich  niemals  ganz  frlcichmässig 
Tcrthoilnn ;  nicht  nöthig,  weil  die  Benutzer  einen  Dienst  geleistet  erhalten  und  wenigstens 
zum  Theil  sich  leicht  in  der  Beanspruchung  dieser  Dienste  beschränken  können;  und 
finanziell  bedenklich,  weil  nicht  bloss  die  Anlagekosten,  sondern  auch  nicht  einmal 
die  laufenden  Betriebskosten  gedeckt  werden,  wahrend  diese  durch  die  unentgeltlicho 
Benutzung  noch  steigen.  Durch  eine,  wenn  auch  massige  Gebühr  wird  die  Benutzung 
auf  das  wahre  Bedürfuiss  eingeschränkt,  überhaupt  ökonomischer  verfahren.  Die 
Finanzlage  einer  Verkehrsanstalt  lässt  sich  auch  nur  bei  allgemeiner  Zahlung  aller 
Benutzer  richtig  erkennen.  Daher  ist  mit  Recht  die  Beseitigung  der  Portofreiheiten, 
der  freien  Eisenbahnfahrt  u.  s.  w.  zu  verlangen ,  und  neuerdings  auch  meistens  in  der 
Praxis  durchgeführt.  Unentgeltliche  Dienstleistung  der  Staats  Verkehrsanstalten 
soll  demnach  nur  die  seltene  Ausnahme  bilden.  Sie  stellt  dann  eine  verhüllte 
Staatsausgabe  dar,  wird  aber  besser  ganz  vermieden,  im  Nothfall  sogar  gegen 
Uebemahme  offener  Zahlungen  der  Staatskasse  an  die  Benutzer,  damit  diese  alsdann 
die  gewöhnlichen  Gebühren  entrichten.  ' 

«\  Die  Verkehrsanstalten  des  Staats  sind  daher 
entweder  nach  dem  Gebübrenprincip  oder  nach  dem 
privatwirthschaftlichen  Princip  zu  verwalten.  Welches 
von  beiden  gewählt,  wie  weit  bei  der  Anwendung  des  ersteren 
auf  volle  oder  bloss  auf  theil  weise  Kostendeckung,  und  bei  der 
Anwendung  des  zweiten  auf  den  höchst  möglichen  erreichbaren 
Gewinn  abgezielt  werden  soll,  das  hängt  ab  a)  von  dem  Grade 
der  Gemeinnützigkeit  der  einzelnen  Verkehrsanstalt  und  ihrer  ver- 
schiedenen Transportleistungen,  b)  von  der  Höhe  des  Kostenauf- 
wands für  die  Anstalt  und  für  den  etwa  mit  ihr  verbundenen  Weg, 
c)  von  der  Art  und  Weise,  wie  der  Staat  diese  Kosten  gedeckt 
hat  (durch  Schuldaufnahme  oder  Verwendung  ordentlicher  Ein- 
nahmen, besonders  Steuern)  und  d)  von  dem  Umstände,  ob  und 
wieweit  die  Kosten  (Schulden)  bereits  amortisirt  sind. 

Hiemach  wird  im  Ganzen  gegenwärtig  die  Post,  eventuell 
jedoch  nur  mit  Ausnahme  einzelner  Theile,  wie  des  Personen-  und 
unter  Umständen  des  Packettransports ,  die  Telegraphie  unter 
das  Gebübrenprincip,  der  neu  erbaute  Giwnal,  die  Eisenbahn 
und  der  Schifffahrtscurs  sowie  die  Personen-  und  eventuell 
die  Packetpost  unter  das  privatwirthschaftliche 
Princip  fallen. 

Demgemäss  sind  die  Einnahmen  aus  diesen  Verkehrsanstalten  in  diesem  Werke 
auch  in  die  Abschnitte  theils  von  den  privatwirthschafi liehen  Einnahmen,  theils  von 
den  Gebühren  gereiht  worden  (§.  203),  nur  dass  des  sonstigen  Zusammenhangs  wegen 
alle  Zweige  der  Post  im  Abschnitt  von  der  Postgebühr  behandelt  werden.  S.  Fin. 
11,  §.  308—312  über  die  Post,  §.  313  über  den  Telegraphen.  Das  Nähere  über  die 
einzelnen  Anstalten  s.  in  den  betreffenden  Abschnitten. 

A.  XVajner,  Finanrwissensohaft.    I.    3,  Aufl.  42 
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4.  Die  Grundsätze,  welche  bei  uns  in  der  Gegenwart  passend 
für  die  finanzielle  Behandlung  der  einzelnen  Anstalten  maassgebend 
sein  dtlrften,  bestimmen  sieh  wesentlich  mit  nach  den  Verhältnissen 
der  letzteren,  müssen  aber  doch  aus  einem  gemeinsamen  obersten 
Prineip  abgeleitet  werden.  Sie  lassen  sich  kurz  etwa  folgender- 
maassen  für  jede  Anstalt  zusammenfassen: 

a)  Die  Briefpost  und  wohl  auch  die  etwa  mit  vom  Staate 
betriebene  Gelpost  und  die  Zeitungs-  (und  Druckschriften-) 
Post  ist  nach  dem  Gelbührenprincip,  die  Packetpost  auch  jetzt 
noch  —  in  Abweichung  vom  neuesten  Tarifsystem  —  doch  mehr 
mit  Annäherung  an  das  privatwirthschaftliche  Prineip,  die 
Person enpost  wohl  gewöhnlich  wesentlich  nach  letzterem  zu 
verwalten. 

Die  GebQhreneinnahine  bei  der  Brief-,  Zeitung-  und  Geldpost  soU  die  Kostea 
und  zwar  unbedingt  die  laufenden  Betriebskosten,  im  Allj^emdiuen  aber 
anch  die  Zinsen  des  im  Postwesen  steckenden  Anlage-  und  Betriebskapitals 
decken,  braucht  aber  nicht  nothwendig  üeberschüsse  oder  nur  solche,  welche 
zur  Tilgung  des  Anlagekapitals  und  zur  Ausdehnunj?  und  VerbesscrunjEr  des  Postwesens 
dienen,  zu  geben.  Portoenoässigungen,  welche  mit  erheblichen  und  länger  dauernden 
Einnahmeausfällen  verbunden  sind ,  können  sich  zwar  später  in  Folge  der  Verkehrs- 
steigerung wieder  TöUig  bezahlt  machen.  Immerhin  wird  bei  ilinen  zu  beachten  sein, 
ob  und  wie  weit  sie  vornehmlich  einer  Glasse  der  Bevölkerung  zum  Vortheil 
gereichen,  und  zwar  derjenigen,  welche  durch  dirccte  Steuern  schwer  entsprechend 
zu  treffen  ist:  dem  Handels-  und  zum  Theil  dem  Gewerbestande.  In  diesem  FaUe 
fehlt  das  Merkmal  der  gleichmässigen  Gemeinnützigkeit,  so  dass  mindestens  eine 
sehr  sorgfaltige  Prüfung  verlangt  werden  muss.  ob  der  Einnahmeausfall  nicht  doch 
auf  der  Staatskasse  wird  sitzen  bleiben.    Dies  muss  möglichst  vermieden  werden. 

Die  Person  enpost  muss  bei  uns  wohl  meistens  nach  dem  privatwirthschafl- 
lichen  Prineip  verwaltet  werden.  Es  ist  daher  bei  ihr  der  höchst  mögliche  Rein- 
ertrag zu  erzielen,  wie  er  unter  den  bestehenden  Concurrenzen  erreichbar  ist  unsere 
geltenden  Personen posttarifsätze  möchten  vielfach  zu  niedrig  sein.  In  der  Praxis 
wird  der  Preis  freilich  nicht  so  hoch  steigen  dürfen,  dass  die  Post  concurrenzunfähig 
wurde,  aber  doch  so  hoch,  dass  der  sich  bildende  Verkehr  die  Mitausnutzung  des 
Personals  und  Materials  der  übrii!:en  Postzweige,  und  damit  die  ganze  Postanstalt 
möglichst  rentabel  macht  Tarifreductionen  in  der  Personenpost  müssen  daher  um 
gerechtfertigt  zu  sein  gewöhnlich  einen  finanziellen  Zweck  haben,  solche  in  der  Brief- 
post können  auch  einem  volkswirthschafUichen  Zwecke  entspringen,  also  selbst  zu 
einer  dauernden  Einbusse  am  bisherigen  Reinertrag  fuhren.  Abweichungen  hiervon 
sind  indessen  statthaft  mit  Kücksicht  auf  die  Entwicklung  des  Landstrassen-  und  des 
Eisenbahnwesens  und  auf  die  Ausdehnung  des  Staatsbahnnetzes.  Landestheile,  welche 
in  letzterer  Beziehung  zurückgeblieben  sind,  können  wohl  einstweilen  im  Personen- 
postwesen  des  Staats  einige' Begünstigung  erfahren.  Hier  sind  eben  die  Zusammen- 
hänge des  gesammten  Verkehrswesens  immer  zu  beachten. 

Für  die  Packetpost  liegt  die  Sache  ähnlich,  jedoch  nicht  ganz  so,  wie  für  die 
Personenpost  Bei  ihr  können  wenigstens  zum  Theil  dieselben  Erwägungen  wie  bei 
der  Briefpost  in  Betracht  kommen. 

Wenn  Personen-  und  Packetpost  dem  Staate  directen  Verlust  bringen,  so  muss 
bei  uns  wohl  auf  ihre  Einstellung  hingearbeitet  werden.  Alsdann  sind  die  vielleicht 
früher  im  finanziellen  Interesse  eingeführten  etwaigen  ausschliesslichen  Rechte  der 
Post  auf  den  Betrieb  der  regelmässigen  Personen-  und  PacketbefÖrderung  zu  be- 
seitigen, damit  die  Privatindustrie  die  erforderlichen  Verkehrsanstalten  schaffen 
kann.    Nach  diesem  Gcsichtspuncte  hat  man  mit  Recht   neuerdings  manche  im  Post- 
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regal  enthaltene  Yorrcclite  anschoben,  so  aucli  in  der  neuesten  deutschen  Postgesetz- 
gebong. 

b)  Die  Telegraphie  ist  zwar  im  Ganzen  wie  die  Post  nach 
dem  Gebührenprincip  zu  verwalten,  aber  doch  schon  mit  einer 
weiteren  Annäherung  an  das  privatwirthschaftliche  Princip. 

Sic  dient  in  höherem  Maasse  einem  Classeninteresse  der  Handel-  und  Gewerbe- 
treibenden, sogar  Fomemlicb  dem  Grosshandel  und  Grossgewerbe.  Daher  ist  soweit 
als  möglich  der  Ersatz  der  Bctriebsauslagen  und  der  Zinsen  und  Amortisationsquoten 
des  Anlagekapitals  zu  verlangen  und  ein  Ueberschuss  darüber  hinaus  weniger  anfecht- 
bar als  im  Postwesen. 

c)  Canäle  sind,  so  lange  die  grossen  Änlagekosten ^  welche 
meistens  durch  Schuldaufnahme  bestriften  Werden,  nicht  amortisirt 
sind,  möglichst  nach  dem  priyatwirthschaftlichen  Princip 
zu  verwalten. 

Der  rein  gewerbliche  Standpunct  einer  höchstmöglichen  Beute  braucht  dabei 
jedoch  selbst  wälirend  der  Amortisationszeit  nicht  innegehalten  zu  werden,  wegen  der 
grossen  Gemeinnützigkeit  and  hohen  volkswirthschaftlichen  Bedeutung  billigeu  Trans- 
ports Ton  Massenproducten  zur  Consumtion  wie  zur  Verwendung  in  der  Production 
der  Gewerke  und  der  Landwirthschaft.  Es  genUgt,  wenn  aus  dem  Reinertrag  das 
Kapital  verzinst  und  getilgt  werden  kann.  Dies  ist  aber  auch  gewöhnlich  zu  verlangen 
und  ein  Gewinn  darüber  hinaus,  der  bei  massigen  Tarifen  erzielt  wird,  ist  immerhin 
auch  statthaft.  Später,  nach  erfolgter  Amortisation  des  Anlagekapitals  wird  bei  den 
Canälen  das  Gebührenprincip  um  so  eher  eintreten  dürfen,  je  ausschliesslicher  sie  dem 
Hassentransport  dienen.  Die  thatsächliche  Schwierigkeit,  für  die  hohen  Kosten  von 
Canälen  eine  halbwegs  ausreichende  Verzinsung  zu  erlangen ,  bildet  den  kritischen 
Ponct  in  der  Frage  des  Neubaus  von  Canälen.  Auch  hier  lässt  »ich  ein  Zinsverzicht 
um  so  eher  rechtfertigen ,  wenn  die  grossen  Verkehrsanstalten ,  namentlich  die  Eisen- 
bahnen und  Post,  in  den  Händen  des  Staats  sind  und  dann  zwischen  den  einzelnen 
Gattungen  dieser  Anstalten  das  Princip  der  Uebcrtragung  zwischen  Activ-  und  Passiv- 
anstalten Platz  greifen  kann.     S.  u.  Abschn.  7. 

d)  Eisenbahnen  sind  zunächst  ebenfalls  nach  dem  pri- 
vatwirthschaftlichen  Princip  zu  verwalten,  solange  das 
grosse  in  ihnen  steckende  Kapital  zu  verzinsen  und 
zu  amortisiren  ist.  Sie  dürfen  selbst  zu  einer  höheren 
Rente  gebracht  werden,  wenn  diese  nicht  durch  monopolistische  Aus- 
beutung, Ausschluss  berechtigter  Concurrenzlinien  u.  s.  w.,  sondern 
durch  die  freie  Verkehrsgestaltung  erreicht  wird,  wo  sie  nicht 
Steuer,  sondern  wie  bei  den  Privatbahnen  Gewerbsgewinn  ist. 

DerVortheil  beim  Staatsbahnwesen  besteht  jedoch  eben  darin,  dass  eine  solche 
Verwaltung  nach  dem  rein  gewerblichen  Grundsatz  nicht  unbedingt  nöthig  ist. 
Ist  dieser  Grundsatz  gleichwohl  der  die  Verwaltung  leitende ,  so  wird  die  Sachlage 
aber  immer  noch  nicht  schlimmer,  wie  beim  Privatbahnsystem.  Dagegen  ergiebt  sich 
der  Vortheil.  dass  die  grosseren  UeberschUsse  der  Staatskasse  zufliessen  und  dann  zur 
Deckung  etwaiger  Deficite  anderer  Bahnen  oder  selbst  anderer  Glieder  des  Verkehrs- 
wesens, wie  z.  B.  in  dem  soeben  erwähnten  Falle  der  Canäle,  verwendet  werden  können. 
Auf  diese  Weise  lässt  sich  am  Leichtesten  ein  gutes  Bahnsystem  im  ganzen  Staats- 
gebiet durchfahren.  Das  Streben  nach  höherer  Rente  ist  um  so  weniger  bedenklich, 
wenn  es  durch  Tarifreductionen ,  besonders  im  Güterverkehr  verwirklicht  wird,  —  oft 
das  beste  Mittel  dafür.  Ein  absichtlicher  Verzicht  auf  einen  möglichen  Ceberschuss, 
der  durch  übermässige  Tarifreductionen  bewirkt  würde,  ist  dagegen  im  Allgemeinen 
nicht  nothwendig  und  wohl  erst  zweckmässig  nach  vollendetem  Ausbau  wenigstens  der 
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Hauptroutcn  dos  Bahnnetzcs.  Ein  solcher  Verzicht  sogar  auf  den  vollen  Ersatz  der 
Zinsen  —  also  die  Anwendung  des  GcbUhrenprincips  —  ist  vor  erfolgter  Amorti- 
sation des  Baakapitals  selbst  ungerecht.  Let7,teres  um  so  mehr,  je  mehr  bloss  der 
Personen-,  besonders  der  Ver^nügungsvcrVehr  profitirt,  je  woniger  wichtig  eine  Bahn 
für  den  Giltcr-,  besonders  für  den  Massenproductenverkehr  ist,  und  je  ungleichmäsbiger 
die  Staatsbahnen  sich  über  das  Staatsgebiet  erstrecken.  Denn  hier  nehmen  die  ein- 
zelnen Landestheile  ungleichen  Antheil  an  dem  Nutzen  der  Bahnen.  Es  gilt  dann 
von  billigen  Tarifen  etwas  Aehnliches  wie  im  Staatsforstwesen  von  der  billigen  Holz- 
abgabe (8.  593) 

Erst  wenn  das  Bankapital  der  Bahnen  ganz  oder 
grossentheils  getilgt  ist,  die  Bahnen  sich  möglichst 
gleichmässig  über  das  Staatsgebiet  ansdehnen,  ist 
das  Gebührenprincip  zulässig,  aber  auch  alsdann 
seine  Anwendung  nicht  unbedingt  nothwendig,  sondern 
die  Erzielung  von  weiteren  Ueberschüssen  unter  Um- 
ständen recht  wohl  gestattet  und  selbst  zweckmässig. 

Von  den  einzelnen  Transportleistungen  der  Bahnen  wird  es  besonders  der  Massen- 
güterverkehr und  der  Personen vci kehr  in  den  niederen  Wagenclassen  sein,  welcher 
durch  starke,  selbst  dauernde  Einbnsse  bringende  Tarif reductionen  am  Ersten  zu  be- 
günstigen ist.  Bei  dem  sonstigen  Transport  wären  dagegen  Tarifreductionen  nur  zu- 
lässig, soweit  sie  den  Reinertrag  der  üntcmchmaug  steigern. 

Daher  ümpfenbach's  Anwendung  des  Gebührenprincips  auf  die  Staafsbahnen 
verfrüht,  Fin.  §.  37  —  39.  Ganz  in  üebereinstimm.  mit  Obigem  Nasse,  Frage  d. 
Tariferhöh.    Jena  1874  (aus  Hildebr.  Jahrb.  XXII)  S.  31  ff. 

e)  Schifffahrts-,  insbesondere  Dampfschifffahrts- 
curse sind  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip  zu  verwalten. 
Nur  auf  sehr  wichtigen  Strecken,  für  gewisse  Transporte  darf 
statt  dessen  das  Gebtthrenprincip  angewendet  werden.  Eine  Sonder- 
stellung kann  solche  Schiiffahrt  ausserdem  als  Zweig  des  Post- 
wesens einnehmen. 

Die  vorstehenden  Sätze  sind  das  Resultat  einer  zusammen- 
fassenden Betrachtung  des  gesammten  Verkehrswesens.  Eine 
solche  Betrachtung  muss  der  Besprechung  der  einzelnen  Wege 
und  Anstalten  vorangehen.  Jene  Sätze  ddrfen  als  Regel  fttr 
unsere  Staaten  gelten.  Sie  können  und  werden  mitunter  Aus- 
nahmen erleiden,  alsdann  aber  mit  der  nicht  zu  übersehenden 
Consequenz  für  die  Volkswirthschaftspolitik  und  die  Finanzen :  der 
Staat  betrachtet  die  Uebemahme  von  Verkehrsanstalten  als  eine 
so  wesentliche  Aufgabe,  dass  er  ihre  Kosten  wie  diejenigen 
der  meisten  Thätigkeiten  zur  Durchführung  wesentlicher  Staats- 
zwecke ganz  oder  theilweise  aus  allgemeinen  Steuern 
bestreiten  zu  dürfen  glaubt.  Ob  diese  Consequenz  richtig  ist,  muss 
im  einzelnen  Falle  entschieden  werden:  im  Allgemeinen  ist 
es  zu  bezweifeln. 
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2.  Abschnitt. 
Eisenbahnen. 

1.  Die  Systemfrage:  Staatsbahnen  oder  Privatbahnen? 

lo  der  Entscheidung  dieser  Frage  ist  mein  Standpunct  im  Ganzen  den  Staats- 
eiseubahnen  principioll  noch  etwas  günstiger  als  in  d.  6.  A.  von  Rau,  wo 
der  bezügliche  Abschnitt  bereits  ausschliesslich  ?od  mir  herrührte.  Es  erklärt  sich 
dies  einmal  aus  den  neueren  Erfahrungen  im  Eisenbahnwesen,  die  auch  in  der 
EiseAbahnlitoratur  der  neuesten  Zeit  eine  grosse  Bewegung  und  hier  wie  bei  den 
Politikern  eine  bemerkenswerthe  Wandelung  zu  Gunsten  der  Staatsbahnen  nenor- 
gerufen  haben,  so  dass  man  wenigstens  für  Deutschland  die  Frage  jetzt  als  zu  Gunsten 
des  Staatsbahnprincips  (n.  zugleich  der  Eigen  Verwaltung  der  Staatsbahnen)  entschieden 
ansehen  kann;  mehr  noch  erklärt  es  sich  sodann  aus  der  immer  mehr  gewonnenen 
Einsicht  in  die  Organisation  der  Yolkswirthschaft,  welche  ich  in  der  ,,Gruncllegung'' 
darlegte:  der  Einsicht  von  der  Aufgabe  des  zwangsgemeinwlrthschaftlichen 
Systems  und  der  volkswirthschaftlich  und  socialpolitisch  richtigen  Scheidung 
zwischen  eigentlichem  Privateigenthum  der  Privatwirthschaften  und  ,,öffent- 
lichem  Eigenthum*'  in  den  Händen  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungs- 
körper,  oder,  dies  in  meiner  ökonomischen  Terminologie  in  der  Grundleg.  ausgedrückt, 
der  Zwangsgemeinwirthschaften.  Endlich  war  speciell  in  dieser  Frage  für  mich 
noch  massgebend  die  schärfere  Erkenntniss  von  der  nothwendigen  und  berechtigten 
Function  der  ««öffentlichen  Unternehmung*'  auch  in  der  materiell-wirthschaftlichen 
Sphäre,  als  eines  hauptsächlichen  Mittels  zur  richtigen  Einengung  des  Gebiets 
des  privatwirthschaftl.  Systems  überhaupt  und  des  Actiengesellschaftswesens 
speciell.  Ich  beziehe  mich  hierfür  auf  mein  Referat  über  Actiengesellschaften  auf 
dem  Eisenacher  socialpolit.  Congr.  1873  (vgl.  die  Yerhandl.  u.  Hildebrand's  Jahrb.  XXI). 
Die  principicllen  Anschauungen  über  die  Fragen  der  „Organisation  der  Yolkswirth- 
schaft'',  welche  in  der  Hauptsache  schon  in  meiner  Eisenbahnlehre  in  der  6.  Ausg. 
von  Rau  u.  in  jenem  Referate,  sowie  in  der  „Grundlegung''  entwickelt  u.  begründet 
worden  sind,  wurden  früher  vielfach  angegriffen  «.  auch  von  den  Fachgenossen  ver- 
wandter Richtung  bemängelt.  Ich  kann  mit  Genugthuung  constatiren,  dass  sich  jene 
Anschauungen  seitdem  immer  mehr  Bahn  gebrochen  haben,  und,  wie  dies  in  volks- 
wirthschaftl.  Fragen  öfters  so  geht,  schon  jetzt  beinahe  als  „selbstverständliche"  sogar 
bei  ehemaligen  principiellen  Gegnern  gelten.  Namentlich  ist  die  Schwenkung  in  der 
öffentl.  Meinung  und  bei  vielen  Stimmführern  der  „Deutschen  Freihandelsschulc"  zu 
Gunsten  d.  Staatsbahnsystems  sehr  bemerkenswerth.  Unsere  Zeit  lebt  schnell:  was 
in  den  50  er  u.  60  er  Jahren  kaum  erst  die  Ansicht  einzelner  „Theoretiker"  (K.  v.  Mo  hl. 
Kniet))  war,  ist  heute  schon  in  der  Eisenbahufrage  Gemeingut  der  Nation  geworden. 
Vielleicht  geht  es  ähnlich  auf  dem  verwandten  Gebiete  des  Versicherungswesens, 
wo  die  von  mir  mit  zuerst  ])ofürwortete  u.  principiell  begründete  Hinüberfülirung  der 
privatwirthschaülichen  Unternehniungs-  in  die  gemein wirthschaflliche  Anstaltsform  (nicht 
durchaus  mittelst  eigentlicher  „Verstaatlichung")  gegen  wältig  noch  ähnlichem  Kopf- 
schüttcln  begegnet,  wie  vor  2  —  3  Jahrzehnten  die  gleiche  Forderung  hinsichtlich  des 
Eisenbahnwesens. 

Die  Gesichtspuncte,  welche  im  T«xt  in  der  Eisenbahnfrage  vertreten  worden, 
haben  seit  10  Jahren  immer  allgemeinere  Zustimmung  gefunden.  Die  schlimmen 
Erfahrungen  mit  dem  „Gründungswesen"  bei  den  jüngeren  deutschen  Privateisenbahnen, 
die  in  der  ganzen  Welt  gewonnene  Einsicht,  dass  die  „Concurrenz"  im  Eisenbahn- 
wesen in  keiner  Weise  die  erwarteten  Früchte  trug,  der  Tarif  Wirrwarr  in  Deutschland, 
die  Erprobung  des  Staatsbahn wesens  bei  uns  —  und  zwar  Bau  und  Betrieb  durch 
den  Staat  —  erklären  diese  Wandelung  der  Meinungen  zur  GenUge.  Vielleicht  kann 
eine  so  eingehende  Beweisführung,  wie  sie  im  Texte  in  der  Frage  des  Staats-  u.  Privat- 
bahnsystems  erfolgt,  in  nicht  zu  ferner  Zeit  als  ein  horb  d'oeuvre  erscheinen.  Einst- 
weilen habe  ich  sie  nur  wenig  kürzen  zu  dürfen  geglaubt,  auch  wegen  Sax's  Antikritik. 

Die  literarische  Bewegung  in  den  Eisenbahn fi'agen  war  im  letzten  Jahrzohent 
sehr  lebhaft.  Wir  haben  besonders  werthvoUo  Untersuchungen  „inductiver  Art**  erhalten 
über   „das  Problem  der  Concurrcnz  unter  den  besonderen  Umständen  des  Eisenbahn- 


V^ 


662  S.  B.  Ord.  Einn.    2.  K.  Privaterwerb.    5.  H.  A.  Eisenbahnen. 

Wesens'*,  wo  Cohn's  n.  gen.  Werk  hanptsäcLlich  lionorzuhebcn  ist.  Die  Bcdeatang 
dieser  Arbeit  und  einzelner  kleinerer  anderer  lie^  vornehmlich  darin,  mit  dem  That- 
Sachenmaterial  die  Sätze  zu  belcg:en,  welche  nach  der  deductiven  Methode 
aus  dem  Wesen  der  Eiscnbahnunternehmunfc  und  der  bei  ihr  bestehenden  Gcstaltan;? 
der  Goncurrcnz  abgeleitet  werden  können  und  wurden.  ,,Einige  Lehrbuchparajo^phen^* 
können  natürlich  die  Beweisfahruiig  nicht  allseitig  liefern,  aber  doch  die  princi- 
piellen  Hauptpuncte  richtig  und  mit  gentigendcr  Schärfe  darlegen.  Dies  Verdienst 
glaube  ich  meiner  Eisenbahnlehre  in  d.  t).  A  der  Kau 'sehen  Finanzwissenschaft  auch 
den  neueren  „inductiven**  Forschungen  gegenüber  vindicircn  zu  dürfen  (vgl.  G.  Gohn, 
Streitfragen  d.  Eisenbahnpolitik,  Berlin  lb74,  S.  8),  so  hoch  ich  specicU  gerade  G.  Cohn's 
Verdien^te  hier  stelle. 

Eine  ganze  BroschOrenfluth  hat  sich  in  Deutschland  an  zwei  neuere  Vorgänge  in 
der  Eisenbahnpolitik  angeknüpft,  an  die  preuss.  Uutersuchungbcommission 
über  das  Eiscnbahnconccssionswesen  (1874)  und  an  das  Project,  die  deut- 
schen Bahnen  in  Reichseisenbahnen  zu  verwandeln  (1876).  Gross  ist  das 
wiäsensc))aftlichc  Ergebniss  dieser  Streitschriftliteratur  für  die  Ökonom.  Seite  der  Eisen- 
bahnfrage nicht.  Spreu  überwiegt  den  Weizen  weitaus.  Ich  führe  indessen  Vieles  daraus 
unten  an,  soweit  ich  diese  Literatur  selbst  kennen  lernte,  weil  sie  immerhin  ein  gutes 
Bild  von  dem  Principienkampf  giebt.  Der  Bericht  jener  Uutcrsnchungscommission 
kommt  über  Halbheiten  leider  nicht  hinaus.  In  der  neuesten  Periode  der  preuss. 
Eisenb.verstaatlichungen  hatten  die  princip.  Gegner  dieser  Massregel  den  Kampf 
meistens  schon  aufgegeben.  Daher  auch  in  offen tl.  Presse  u.  populärer  Literatur  keine 
ähnliche  Bewegung  wie  bei  dem  Reichseiscnb.project,  bei  dem  die  politischen 
Momente  wesentlich  mitspielten. 

WerthvoUcr  sind  die  vielfachen  Erörterungen  über  Tarifpolitik,  die  z,  Th. 
auch  ihr  rein  wissenschaftliches  Interesse  für  die  Theorie  der  Preisbildung  haben. 

Auch  die  immer  reichere  technische  Literatur  über  Eisenbahnwesen  beginnt 
allmälig  mehr  die  nationalökonomische  Seite  der  Bahnen  zu  würdigen,  freilich 
bisher  meist  ohne  genügende  Beherrschung  dieser  Seite  der  Fragen.  Besonders  hervor- 
zuheben sind  hier  v.  Weber's  Schriften,  namentlich  die  neuesten.  Hier  tritt  zwar 
klar  die  rein  autodidactische  natioualökonomischo  Bildung  des  Verfasser»  hervor. 
In  der  von  ihm  sehr  richtig  behandelten  Frage  der  Haupt-  und  Secandärbahnen  hat 
Weber  z.B.  noch  keine  Ahnung  davon,  dass  hier  ein  blosser  bedeutsamer  Special* 
fall  des  allgemeinen  Gesetzes  des  extensiven  u.  intensiven  Bodenanbaus  gerade  in  Bezug 
auf  das  Wcgcwescn  vorliegt,  wie  ich  schon  in  der  6.  A.  von  Kau  §.  246  näher 
nachgewiesen  habe.  Aber  überall  kommt  Weber  doch  als  eminenter  Techniker  und 
Kenner  des  Eisenbahnwesens  auf  die  richtige  Spur  des  NationalOkonomen. 

Ganz  isolirt  steht  die  sonderbare  Ansicht  von  L  Stein,  der  —  im  Privatbahn- 
wesen, dieser  Bluthe  des  speculativen  Kapitalismus.,  „eine  Erscheinung  des  Princips 
der  Selbstverwaltung"  (!)  sehen  will  und  ,.nicht  versteht,  wie  man  die  letztere 
allenthalben  befördern,  aber  in  diesem  wichtigen  Theile  der  Verwaltung  grundsätzlich 
ausschliessen  will"  (Handb.  d.  Ven^altungslchre.  2.  A.,  Sluttg.  1876,  S.  406).  Das 
Princip  der  Selbstverwaltung  im  Eisenbahnwesen  kann  nur  zu  Bahnen  der  Selbst- 
verwaltungskörper, der  Provinzen.  Kreise,  Gemeinden,  neben  den  Staatsbahnen  (sogen. 
Local  bahnen),  aber  doch  wahrlich  nicht  zu  Bahnen  von  Actiengesellschaften  führen. 
Ste  in  's  Ausführung  a.  a.  0.,  S.  408,  scheint  mir  zur  neml.  Consequtuiz  gelangen  zu  müssen. 

S.  auch  G.  Gohn  in  Hildebr.  Jahrb.  B.  33  S.  10  ff.  Siit  dem  Erscheinen  der 
vorigen  Aufl.  dieses  Bands  (1^77)  i»t  in  der  deutschen  Praxis  besonders  durch  die 
energische  u.  erfolgreiche  Politik  der  Eisenbahn -Verstaatlichung  in  Preusson  das 
Staat^bahn princip  zum  Siege  gelangt.  Vorgänge  in  anderen  ourop.  Staaten  (Italien, 
Oestcrr.,  Frankr.)  bewegen  sich  wenigstens  in  der  Richtung  dieses  Princips.  In  der 
Theorie  hat  indessen  das  grosse  u.  bedeutsame  Werk  von  Sax  noch  einmal  die 
Controverse  aufgenommen,  allerdings  mit  einer  so  grossen  Concession,  dass  man  Sax 
gar  nicht  mehr  einen  Vertreter  des  Privat  bah  nsystems  nennen  kann.  Die  ältere  ver- 
kehrte Theorie,  welche  das  Eisenbahnwesen  mit  den  gewöhnlichen  Gründen  für  das 
privatwirthsch.  Concurrenzsystem  vindicirt,  giebt  auch  Sax  völlig  preis.  Er  sieht  viel- 
mehr ebenso  wie  ich  die  Eisenbahnen  als  „Objecto  der  Gemein wirthschaft" 
an  (Sax  IL  82  ff  vgl.  mit  1,  80  ff  in  Schönbcrg's  Handb.  I,  379  ff,  388,  392,  399  ff., 
404  ff.).  Nur  glaubt  er  nachweisen  zu  können,  dass  damit  die  Eisenbahnen  noch 
nicht   ausschliesslich   als   Staatsbahnen   zu   constituiren    seien,    sondern    dass   eine 
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andere,  unter  Umständen  passendere,  aber  auch  „gcmeinwirthschaftliche"  Form 
diejenige  der  „regulirtcn  Privatunternehmaug'\  bez.  der  „delogirten  Ver- 
waltung'' sei,  wo  Bau  und  Betrieb  der  Bahnen  unter  genau  festgestellten 
Bedingungen,  welche  die  öffentlichen  Interessen  wahren  sollen,  Privaten,  bez.  Actien- 
gesellächaften  „tibertragen'*  werden.  Mit  dieser,  im  Einzelnen  sehr  gut  durch- 
l^cführtcn  Theorie  ist  der  Boden  der  Verständij^un^  mit  den  Anhängern  des  reinen 
Staatsbahnsystems  geschaffen.  So  gern  ich  nun  anerkenne,  dass  in  der  Praxis  öfters 
nichts  übrig  bleibt,  als  nach  diesem  System  der  ,.dolegirien  Verwaltung''  vorzugehen, 
und  dass  mit  demselben  gegenüber  dem  „Privatbahnprincip''  in  der  älteren  Auffassung 
ein  grosser  Fortschritt  auch  in  der  Theorie  erreicht  ist,  so  gern  ich  also  auch  in 
dieser  Sax 'sehen  Lehre  das  ,, Gesetz  der  Relativität'*  in  solchen  praktischen  Fragen 
richtig  hervorgehoben  finde,  so  kann  ich  ihr  in  Uebereinstimmung  mit  G.  Colin  (Hildebr. 
Jahrb.  B.  33  8.  1  ff..  10  ff.)  doch  zwei  Einwürfe  nicht  ersparen,  von  denen  der  eine 
auch  Roscher's  ähnliche  Kelativitätsentscheidung  der  Systemfrage  betrifi^  (III,  §.  S5): 
1)  Wo  ist  es  denn  irgend  thatsächlich  gelungen,  die  ,.delcgirte  Verwaltung'* 
halbwegs  befriedigend  einzurichten  und  das  m.  E.  unlösbare  Problem  zu  lösen,  ein 
richtiges  „Pf  lichten  he  ft^foreine  solche  Verwaltung  zu  coustruiren?  (AuchKoscher's 
Ausführungen,  §.  85,  sind  in  dicker  Beziehung  mit  den  Thatsachen  in  völligem  Wider- 
spruch und  seine  Auffassung  viel  zu  optimistisch.)  Und  2)  klingt  nicht  in  allen  Beweis- 
führungen von  Sax,  so  sachverständig  sie  sind  u.  so  unparteiisch  sie  zu  sein  suchen, 
dennoch  immer  die  Tendenz  durch,  ein  System  wie  das  bestehende  des  Eisenbahn- 
Actiengesellschaftswesens  eben  einmal  auch  principiell  zu  rechtfertigen,  es  theo- 
retisch zu  salviren,  weil  es  existirt,  nicht  weil  es  befriedigend  fuugirt? 
Das  scheint  mir  die  „pctilio  principii'*  in  Sax'  Lehre  von  der  „delegirten  Verwaltung** 
zu  sein.  Vgl.  zur  Kritik  von  Sax  in  diesen  Puncten  bes  Cohn*s  gen.  Aufs,  in 
Hildebr.  Jahrb.,  wo  nur  das  trotzdem  verbleibende  grosse  wissenschaftliche  Vordienst 
des  Sax'schen  vortrefflichen  Werks  nach  anderen  Seiten  nicht  ganz  ausreichend 
anerkannt  wird. 

Literatur.  Geschichte  u.  z.  Th.  Statistik  d.  Eisenbahn wcs.:  Stürmer, 
Geschichte  d.  Eisenbahnen,  1.  Th.,  Bromb.  1872,  2.  Th.  1876.  Schmeidler,  Geschichte 
d.  deutsch.  Eisenbahnwesens.  Lpz.  1S71.  J.  Michaelis,  Deutschi.  Eisenbahnen, 
3.  A.,  Lpz.  1863.  Behm,  d.  mod.  Verkehrsmittel,  Ergänzungsheft  19  zu  Petcrmann's 
geogr.  Mittheil.  Fr.  X.  v.  Neumann-Spallart  (Wien),  Ucbersichten  über  Product., 
Welthandel  u.  Verkehrsmittel,  früher  in  Behm's  Geogr.  Jahrb.,  jetzt  jährt,  selbstfindig. 
Dann  die  meistens  jährlichen  amtlichen  und  halbamtlichen  Statistiken  des  Eisen- 
bahnwesens der  einzelnen  Länder.  Für  Deutschland  bes.  die  deutsche  Eisenbahn- 
statistik, herausgeg.  von  der  geschäft^fuhrenden  Direction  des  Vereins  D.  Eisenbahn- 
verwalt.  Für  Preussen,  »Statist  Nachrichten  v.  d.  preuss.  Eisenbahnen,  herausgeg. 
V.  Handebministerium .  bisher  die  beste  amtl.  Eisen  bahn  statist.  Jetzt:  Statist,  d.  in 
Betrieh  befindl.  Eisenb  Deutschl.s,  bearbeitet  im  Keichseisenb.amt,  zuerst  f.  18S0/81, 
Bcrl.  1882,  dann  Ergänz.h.  12  d.  preuss.  stat.  Ztschr.:  Hist.  Eutwickl.  d.  deutschen 
u.  deutsch -österr.  Eisenb  netzes  1888  —  81.  Berl.  18S3  (Atlas).  Umfangreiche  Aus- 
züge aus  diesen  neuesten  amtl.  Publicationen  giebt  Kollmann  in  Schmoller's  Jahrb. 
d.  D.  Reichs  1SS3,  H.  4.  Für  Oesterrcich,  Nachrichten  v.  d.  österr.-ungar.  Bahnen. 
Eisenbahujahrb.  v.  Oest.-Ung.  v.  Kohn,  jährl.  Für  d.  Geschichte  des  engl.  Eisen- 
bahnrechts u.  bes.  f.  d.  wichtig.  Enqußtcn  d.  1.  B.  d.  u.  gen.  Werks  v.  G.  Cohn 
u.  dessen  neueste  Fortsetz.  Der  Bericht  des  parlam.  Ausschusses  v.  1872  auch  bei 
Dorn  a.a.O.  (s.u.).  Als  eigene  Fachzeitschrift  reichsten  Inhalts  (auch  bezügl.  ausser- 
deutscher  Dinge)  erscheint  seit  mehreren  Jahren  das  „Archiv  f.  Eisenbahnwesen**, 
her.geg.  im  (preuss.)  Minist,  d.  öff.  Arbeiten.  Daselbst  auch  vollständige  Ucbersichten 
über  alle  Zweige  der  Eisenb  liter.,  worauf  zur  Ergänzung  des  Folgenden  hier  hin- 
gewiesen sei. 

Volkswirthschaftl.  und  volks wirthschaftspolitische  (verwaltungs- 
rechtliche) Seite.  Knies,  d.  Eisenbahnen  u.  ihre  Wirkungen,  Braunschw.  1853, 
(noch  immer  b«;achtenswerth,  richtige  Betonung  der  Relativität  der  Argumente 
für  u.  wider  in  der  Staats-  u.  Privat  bahn  frage,  S.  38  ff.).  0.  Michaelis,  d.  Monop. 
d.  Eisenbahnen,  1S61,  ders.,  Haftpflicht  u.  natürl.  Monopol  der  Bahn,  volkswirthsch. 
Vierteljahrsschr.,  1863,  II,  ders.,  Diff.  Tarife  d.  Bahnen,  eb.  1864,  I,  ders..  Eisen- 
bahnactionäre  u.  Intere^^ente,u ,  cb.  1864,  II,  jetzt  z.  Th.  im  1.  B.  seiner  volkswirth- 
bchaftlichen  Schriften  (Michaelis  damals  in  diesen  wie  in  seinen  and.  Arbeiten  ein 
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typischer  Vertreter  der  „  Deutschen  Freihandelsschule *'V  —  Schäffle,  in  s.  gesell* 
schafü.  System  inen  sohl.  Wirthsch. ,  2.  A.,  §.262  ff./s.  A.,  II,  230  ff.  —  Jäger, 
Lehre  v.  d.  Eisenbahnen,  München  1865.  —  Vogt,  Schweiz.  Studien  über  Eisenbahn- 
wesen, deutsche  Vicrtcljahrsschr.  1859;  ders.  über  die  Frage,  ob  Eisenbahnen  u.  s.  w. 
vom  Staate  oder  t.  d.  Privatindustrio  zu  bauen,  in  d.  Annales  de  l'associat.  intcmat. 
p.  lo  progr(^  dos  scicnces  social.  4.  sess.  (Borne),  Par.  et  Brux.  1866,  p.  635—650 
(mit  unbedeut.  Debatte).  —  Perrot,  d.  deutschen  Eisenb.,  Rost.  1870,  ders..  die 
Reform  d.  Eisenbahntarifs  im  Sinno  d.  Pennyporto,  Bremen  1869,  u.  viele  Aufs,  in 
Zeiischr.,  die  Beweisführung  immer  sich  in  gleicher  Weise  wiederholend.  S.  Perrot *s 
Eisenbahnreform,  Rost.  (1871),  ders.,  Deutsche  Eisenbahnpolit.,  Berlin  1872,  ders., 
die  Differentialtarife  der  Eisenbahnen,  Berl.  1874.  —  Mehrfache  Verhandlungen  auf 
den  deutschen  volkswirthsch.  Ck)ngr.,  so  zu  Stuttgart  1861,  zu  Danzig  1872,  zu  Wien 
1873,  mit  dem  steten  Bemühen,  durch  Aufstellung  irgend  einer  Formel  (Trennung  v. 
Fahr-  u.  Frachtverkehr,  bestimmte  Tarifprincipien  u  s.  w.)  das  unliebsame  Zugcstäudiiiss 
vermeiden  zu  können,  dass  die  Grundsätze  des  priratwirthschaftl.  Goncurrenzsystems 
sich  im  Eisenbahnwesen  unanwendbar  zeigen.  S.  auch  in  dieser  Richtung:  Dorn, 
Aufgaben  d.  Eisenbahnpolit.,  Berl.  1 874  (,.  n  i  c  h  t  Goncurrenzlinie,  sondern  Goncurrcnz 
auf  der  Linie",  „Beseitigung  des  Tarifmonopols  der  Eisenbahnen"  u.  s.  w.).  Vgl. 
darüber  u.  dagegen  G.  Cohn,  Strcitfr.  d.  Eisen  bahnpol.,  S.  8  ff.,  wo  alle  diese  Vellei- 
täten  gerade  nach  den  engl.  Erfahrungen,  unter  Bezugnahme  auf  Cohu's  grosses 
Werk,  abgewiesen  werden.  „Freiheit  auf  der  Schiene  gilt  in  Englknd  bei  allen  Thcilen, 
einschliesslich  der  Agitatoren  f.  Eisen  bahn  reform ,  als  in  der  Wirklichkeit  undcnkbar.**^ 
Sax  weist  alles  dgl  ebenfalls  ab.  S.  auch  die  nach  dem  princip.  Standpuucte  wandel- 
baren Verhandlungen  über  Eisenbahnwesen  auf  d.  deutsch.  Haudelstagc,  z.  B.  1871 
(D.  Handelsbl.  1871,Nr  20, 21),  mit  den  Arbeiten  v.  Alex.  Mayer  u.A.m.;  so  auch  später. 

Die  deutschen  Hauptwerke  über  Eisen  bahn  pol  itik  sind  jetzt  die  mehrfach  genannten 
V.  G.  Cohn  u.  E.  Sax:  des  ersteren  Untersuchungen  über  engl.  Eisenbahnpolit., 
1.  B.  die  Entwickl.  d.  Eisen bahngcsetzgeb.  in  England,  Lpz.  1874,  mit  d.  Mittheil, 
aus  den  engl.  EisenbahnenquCten  (s.  bes.  S.  316  ff.,  321  ff.),  2.  B.  zur  Beurtheil.  d. 
engl.  Eisenbahnpolit,  1875.  Die  Resultate  des  Verf.  stimmen  in  den  Hauptprincipien 
durchaus  mit  meiner  EisiMibaholehre  überein.  Ders.  in  der  obeugen.  Broschüre 
(Quintessenz  des  grossen  VVcrks);  ders.  über  eine  akadem.  Vorbildung  zum  höheren 
Eisenbahnverwaltungsdienst,  Zürich  1876;  ders.,  der  Staat  u.  d.  Eisenbahnen,  in 
Hildebr.  Jahrb.  B  33  (1879),  S.  1  ff.  (die  gen.  Kriük  von  Sax);  ders.,  d.  engt 
Eisenb.pol.  in  d.  letzten  10  Jahren,  Arch.  f.  Eis.b.wes.  1883  (auch  selbständig);  dann 
Sax,  als  Vorläufer,  Oekonomik  d.  Eisenbahnen,  Wien  1871  (unausgeführt):  ders., 
d.  Verkehrsmittel  in  Staat  u.  Volkswirthsch. ,  bes.  B.  II,  Wien  1879;  ders.,  Abh. 
Transp.-  u.  Commun.wes.  in  Schönberg's  Ilandb.  II.  —  Sonst  u.  A.  de  Franque- 
ville,  Eisenb. -Concurrenz  u.  Fusionen  in  England,  deutsch  (aus  „du  regime  des 
travaux  publ.  en  Angleterre")  v.  Wilke  u.  v.  Nördling,  Wien  1875.  —  Handbuch 
d.  Eisenbahnwesens  v.  Ilaushofer  (B.  1,  Grundzüge  d.  Eisenbahn wes.,  wirthschaftl. 
Seite,  umfassendes  systemat.  Werk),  v.  Paulus  (B.  2,  Bau  u.  Ausrüst.  d.  Eisenbahn.), 
u.  Schmidt  (B.  3,  Verwalt  d.  Eisenb.  u.  Buchführ,  im  Eisenbahnbetrieb),  Stuttg. 
1875.  —  L.  Stein,  Finanzwiss.,  3.  A.,  S.  250.  Handb.  d.  Verwaltungslchrc,  2,  A-, 
S.  402  ff.  —  Röscher,  Syst.  III,  §.  76-96  passim,  bes.  §.  85. 

Eisonbahnrecht  u.  Verwand  tes  (Expropriation):  Keyschcr,  d.  Recht  d, 
Staats  a.  d.  Bahnen,  Tüb.  1852.  Bessel  u.  Kühlwotter,  preuss.  Eisenbahnrecht, 
Köln  1855-57.  Beschorner,  Deutsches  Eisenbahnrecht,  Erl.  1858.  Koch,  D.*s 
Eisenb.,  Marb.  1860.  G.  Meyer,  Recht  d.  Expropr.,  Lpz.  1868.  Förstemann, 
preuss.  Eisenbahnrecht,  Berl.  1869.  H.  Rösler,  soc.  Verwaltungsrecht,  II.  B.,  Erl. 
1873,  §  419  ff.  Michel,  ftstcrr.  Eisenbahnrecht,  Wien  1860.  L.  Stein,  z.  Eisen- 
bahnrechtsbildung, Wien  1872.  Höper,  preuss.  £is.b.fm  ges.geb.,  Berl.  1879.  Kosub, 
Organis.  d.  preuss.  Staatseisenb.verwalt. ,  Berl.  1881;  ders.,  d.  Verwalt.  d.  preuss. 
Staatsbahnen,  Berl.  1880.  Poilanetz  u.  Witteck,  Samml.  d.  Gesetze  über  österr. 
Eis.b.wes.,  Wien  Hodges,  law  affect.  railways,  6.  ed.,  London  1877.  Shclford, 
law  of  railways,  4.  ed.,  2.  vol.,  Lond.  1869.  Browne  a.  Theobald,  law  of  railway 
companies,  Lond.  1881.  Red  mann,  law  of  railw.  comp..  Lond.  1880.  Picrce.  law 
of  railroads,  Boston  1881.Palaa,  dict.  I<igisl.  et  rcglem.  des  chemins  de  fer,  2.  ed.,  Paris  1 S72. 

Technisches,  Vorwaltung   im  AUgem.   z.  Th.   schon   in    obiger  Literatu 
über  d.  Ökonom.  Seite  d.  Bahnen  u.  über  Eisenbahnrecht.    Sonst  besonders:  v.  Weber' 
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Schale  d.  Eisenbahüwes.  (Abriss  d.  Gesch.,  Techn.,  Admiüist,  Statistik),  2.  A.,  Lpz. 
1862,  3.  A.  V.  Schmitt,  Lpz.  1873  (sehr  beachtcnswcrth  auch  für  die  National- 
ökonomeu).  Dann  zahlreiche  meist  kleinere  z.  T.  populäre  Schriften  v.  v.  Weber: 
Die  Individualität  u.  Entwickelbarkcit  d.  Eiseub.,  Lpz.  1875  (gelangt  zu  sehr  bedeuts. 
nat-Okon.  Gcsichtspuncten ,  die  diu  Techniker  und  die  Staatsveriiraltung  meist  bisher 
tibersahen);  Popul.  Erörterungen  von  Eisenb.  Zeitfragen,  4  Hefte,  Wien  u.  s.  w.  1876. 
Nr.  1,  Normalspur  u.  Schmalspur,  Nr.  2,  Wcrih  u.  Kauf  der  Eisenb.,  Nr.  3,  Praxis 
d.  Sicher,  d.  Eisenbahnbetriebs,  Nr.  4,  Pnv-,  Staats-  u.  Reiclisbahnen,  alle  wichtig 
f.  d.  Nationalökon.  u.  Finanzmann,  bes.  Nr.  4;  Nationalit.  u.  Eisenbahnpolitik,  Wien 
U.S.  w.  1876.  —  Schwabe,  über  die  engl.  Eisenbahnen,  Berlin  1871.  —  Hartwig, 
tiber  das  Eisenbahnwesen  bes.  Londons,  Berl.  1S74.  —  Wehrmann,  Reisestudieu 
aber  Anlagen  u.  s.  w.  der  engh  Eisenbahn,  Elberf.  1S77.  —  Perdon n et,  traii6 
Clement  d.  chemins  de  fer,  Par.  (z.B.  3.  ed.  1865).  Goschler,  exploit.  d.  cheroins 
de  fer,  4.  vol.,  Par.  1865  —  68.  —  Jacqmin,  exploit.  d.  chemins  de  fer,  Paris  1867, 
1868.  —  Y.  Leber,  Eisenb. wes.  in  Frankr.,  Wien  1880. 

Eisenbahnreform,  Fragen  der  Staatsaufsicht  über  die  Privatbahnen, 
Deutsche  Keichseisenbahnfrage  u. dgl.  m.  Bericht  der  Specialcommission  z. 
Untersuch,  d.  Eisenbahnconcessionswesens.  Mit  Anlagen.  Berlin  1874  (Nr.  11,  Papiere 
des  Hauses  der  Abgeordn.,  12.  Legislaturperiode,  1.  Sess.  1873 — 74).  —  Faucher, 
d.  allg.  Fragebogen  d.  Untersuchungscomm.  üb.  d.  Eisenbahnconces.sionswes.  beantw., 
Berl.  1873.  —  Entwurf  eines  Reichseisen bahngosetzes,  aufgestellt  im  Reichseisenbahn- 
amte, Berl.  1874.  Vorläufiger  Entwurf  eines  Reichseisenbahngesetzes  (2.  amtl.  Entw.), 
Berl.  1875.  —  Dieser  verlauf.  Entwurf,  Beurth.  v.  Ver.  d.  Privateisenb.  im  D.  Reiche, 
Berl.  1875.  —  Entwurf  eines  Gesetzes,  betr.  d.  Uebertragung  der  Eigenth.-  u.  sonst. 
Rechte  des  Staats  an  Eisenb.  auf  d.  D.  Reich,  Berl.  1876.  Bemerk,  des  Vereins  d. 
Privateisenb.  zu  diesem  Entwürfe,  Berl.  1876.  Viel  u.  reichhaltigstes  legislatives  u. 
Statist  Material  zu  den  neueren  Fragen  üb.  Eisenbahnpolit,  bes.  auch  über  d.  Keichs- 
eisenbahnfrage in  Hirth's  Annalen  d.  D.  Reichs,  bes.  im  Jahrg.  1876.  —  E.  Roth- 
schild, Ideen  üb.  ümwandl.  d.  Bahnen  zu  Reicliseisenbahnen,  Braunschw.  1875.  — 
V.  Böbmert  (Gegner  d.  Reicbsb.),  Enquete  üb.  die  Reichseisenbahnfrage,  3  Lief., 
Lpz.  1876.  —  Tariferhöhung  oder  Reichseisenbahnen?  Von  einem  Fachmann  (f.  R.-E.). 
Berlin  1876.  —  Weizmann,  die  Deutsche  Reichsbahn,  Berlin  1876  (fUr).  (S.  auch 
ders.,  die  Eisenb.  als  Ofientl.  Strasse,  Berl.  1875,  u.  zur  Eisenbahnreform.)  —  Zehn 
Jahre  preuss.  deutscher  Eisenbahnpolitik,  Lpz.  1876  (für  Reichsb.)  —  C.  Walcker, 
z.  Orientir.  in  d.  Reichseisenbahnfrage,  1876.  —  Die  Roichseisenbahnfrage,  Beitr.  z. 
Lösung  derselben  von  einem  Faclimanne,  1.  Heft.  Erwerb  d.  deutschen  Bahnen  durch 
d.  Reich,  Lpz.  1876.  —  Schaf  fle,  Mater,  z.  Eisen  bahn  frage,  Tüb.  Zeitschr.  1876, 
S.  352  tt".  —  A.  Wagner,  la  quistione  delle  strade  ferrate  dell'  Impero  Gernianico, 
Rivista  Intemazionale .  Marzo  1876.  —  A.  Held,  d.  Uebergang  d.  deutsch.  Bahnen 
an  das  Reich  (für),  Landwirthsch.  Jahrb.  1876,  S.  1065  —  1128.  —  Runde,  das 
Reichseisenbahnproj.,  Braunschw.  1876.  —  Boden  heim,  Verkehrswege  Deutschlands, 
Hannov.  1876.  —  Unter  den  Gegnern  gegen  die  Centralisation  d.  Eisenbahnwesens  u. 
gegen  die  Reichsbahnen :  Mor.  Mehl,  üb.  d.  Entw.  eines  Reichseisenbahnges.,  Stutt- 
gart 1874  u.  1875,  ders.,  die  Frage  v.  d.  Rcichseisenb.  erörtert,  Stuttgart  1876,  — 
V.  Weber  in  der  oben  gen.  Sehr,  über  die  Privatbahuen  u.s.  w.  —  v.  Unruh  in 
der  „Gegenwart**  von  Lindau  1876  (altes  Manchesterthum).  —  v.  Varnbüler,  Soll 
d.  Reich  d.  deutsch.  Eisenbahnen  erwerben?  S.  auch  die  Verhandl.  über  die  Reichs- 
eisenbahnfrage auf  d.  Bremer  volkswirthsch.  Congr.  1876  (Verb.  Berl.  1876),  mit  dem 
Referat  v.  Böhmert  gegen  (Standpunct:  mehr  Privatbahnsystem),  von  mir  für  (als 
Gonse((Uenz  des  Staatsbahnsystemd);  in  der  Debatte  bes.  Nasse  gegen  (für  Staatsbahn, 
aber  gegen  Reichsbahn),  Stephan  gegen  (Furcht  vor  weiteren  Consequenzen).  — 
Zu  dem  Bemerkens werthesten  für  Privat-  u.  gegen  Staatsbahnen  gehören  die  viel- 
fachen Stellen  in  Stroussberg's  „Dr.  Strousberg  u.  sein  Wirken'*,  Berlin  1876. 

Eingeh.  Erörter.  der  Systemfrage  auch  in  neueren  „Euqueten",  bes.  der  Italien. 
(1878—81),  s.  darüber  Pieck  im  Arch.  f.  Eis.b.  1882  S.  91—134;  auch  d.  nieder- 
land.  (Arch.  1883  S.  571  ü.) 

Für  Oesterreich  vgh  z.B.  Denkschr.  der  Prager  Handelskammer  (Schebek) 
Reform  d.  Eisenbahnwes. ,  Prag  1874.  Bing.  Eisenbahnprogr.,  1875  Denkschr.  d. 
Ausschusses  d.  nieder- österr.  Handelskammer,  Wien  1876. 
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Die  Ta riffragen  werden  in  d.  meisten  Schriften  mit  berührt  u.  sind  aach  f.  d. 
priucip.  Fra^:  Ob  Staats-,  ob  Privatbahn?  mit  von  Bedeutung.    S.  u.  vor  Abschn.  5. 

§.  269.  E  in  1  ei  tu  Dg.  Das  Urtbeil  lautet  nach  dem  Ergebniss 
der  Erörterungen  über  das  gesaramte  Verkehrswesen  im  vorigen 
Abschnitt  im  Allgemeinen  zuGunsten  derStaatsbabnen, 
denen  unseres  Eracbtens  muthmasslich  die  Zukunft  gehören  wird. 

Dieses  Urtbeil  ist  jetzt  noch  einer  Prüfung  bloss  nach  den 
Verhältnissen  des  Eisenbahnwesens  an  und  ftir  sich 
zu  unterziehen.  Diese  Prüfung  muss,  wie  in  den  analogen  anderen 
Fällen y  immer  von  dem  doppelten  Standpuncte  des  volkswirth- 
schaftlichen  Productionsinteresses  einer-  und  das  all- 
gemein-volkswirthschaftlichen,  des  Vertheilungs-  und  des 
socialpolitischen  Interesses  anderseits  erfolgen. 

1.  Von  dem  erstgenannten  Standpuncte  aus  ist  die  Frage 
nach  dem  Bahnsystem,  ob  Staats-,  Privat-,  oder  ob  etwa  ein  aus 
Staats-  und  Privatbahnen  „gemischtes"  System  den  Vorzug 
verdiene,  meistens  allein  betrachtet  worden.  Dasjenige  System  ist 
hier  vorzuziehen,  welches  das  unmittelbare  Bedürfoiss  der  Commu- 
nication  und  des  Transports,  dem  das  Eisenbahnwesen  dient,  am 
Besten  befriedigt.  Grade  in  dieser  Beziehung  muss  im  Voraus  die 
Relativität  aller  einzelnen  Argumente  für  und  wider  Staats- 
und  Privatbahnen  anerkannt  werden:  es  lässt  sich  aus  diesen 
Beweisgründen  allein  ein  allgemeingültiges  „Gesetz'^ 
oder  „Axiom"  nicht  einmal  für  ein  bestimmtes  Land 
in  bestimmter  Zeit  gewinnen. 

Licht  und  Schatten  sind  im  Einzelnen  manclifach  verschieden,  im  Ganzen  ziemlich  gleich 
vertheilt.  Sicherlich  ist  es  ein  Irrthiim  za  meinen,  wie  es  von  einseitigen  Parteiganfrcrn  oft 
geschieht,  gewisse  Uebelstände  würden  mit  dem  Wechsel  des  Systems  ohne  Weiteres 
verschwinden.  Denn  dieselben  liegen  oftmals  tiefer  und  hängen  mit  dem  Umstände,  oh 
die  Bahnen  eines  Landes  Staats-  oder  Privatbahnen  sind,  oft  wenigodergar  nicht  zusammen. 

Die  Relativität  der  einzelnen  Argumente  hindert  aber  nicht, 
selbst  wenn  die  Frage  zunächst  nur  von  diesem  ersten  Stand- 
puncte aus  betrachtet  wird,  schon  zu  einem  festen  Ergebniss 
für  die  Wissenschaft  und  die  Praxis  zu  gelangen.  Dieses 
Ergebniss  ist  nur  wieder  kein  absolutes.  Zeit  und  Ort 
sprechen  ein  entscheidendes  Wort  mit.  Für  unsere  jetzige  Zeit 
und  ftir  unsere  Länder,  d.  h.  in  erster  Linie  für  Deutschland, 
dann  für  das  continentale ,  besonders  westliche  und  mittlere 
Europa,  endlich  im  Wesentlichen  für  die  gesammte  europäisch- 
amerikanische  Staatenwelt  folgt  die  Entscheidung  für  Staats- 
bahnen  aus  der  Stellun.g  der  Bahnen  im  Verkehrswesen 
und  wieder  aus  der  Stellung  des  Staats  zu  dem  letzteren. 
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Die  Durchsicht  der  einzehicn  Beweisgründe  in  der  Controvcrse  im  Folgendon 
wird  aber  zeigen,  dass  manche  triftige  Gründe  auch  für  Privat balinen  anzufOliren 
sind  und  manche  andere  gegen  Staats  bahnen  sprechen.  Die  bisherige  geschicht- 
liche Entwicklung  und  der  gegenwärtige  Zustand  des  Eisenbahnwesens,  wo  Staats-  und 
Pri?atbahnen  bunt  wechseln,  beweisen  zwar  in  der  principiellcn  Frage  wenig,  weil 
notorisch  nicht  feste  Principien,  sondern  zufällige  geschichtliche  Um- 
stände diese  Entwicklung  beherrscht  haben.  Sie  zeigen  jedoch  erfahrungsmässig, 
dass  alle  Beweisgründe  nur  einen  relativen  Werth  besitzen.  An  dem  früher 
gewonnenen  Ergebuiss  darf  man  vornehmlich  deshalb  festhalten,  weil  die  mancherlei 
einzelnen  Gründe  für  Privat-  und  gegen  Staatsbahnen  nicht  den  Aus- 
schlag geben  und  ihnen  stets  andere  ebenso  gewichtige  gegenüber 
gestellt  werden  können.  Auch  diese  entscheiden  nicht  allein,  obgleich  sie  mit- 
unter sehr  beachtenswcrth  sind,  jedenfalls  beleuchten  sie  die  Frage  aber  noch  von 
manchen  anderen  Seiten  in  erwünschtester  Weise. 

2.  Den  Ausschlag  für  Ötaatsbahnen  geben  vornehmlich 
die  Erwägungen  aus  dem  zweiten  Gesichtspuncte.  Es  lässt  sich 
nachweisen,  dass  die  Summe  der  materiellen  Interessen 
und  daher  der  ökonomischen  und  socialen  Macht,  welche  das 
Eisenbahnwesen  in  sich  vereinigt,  zu  gross  ist,  als  dass  die 
bürgerliche  Gesellschaft  diese  Institution  den  Privatwirthschaften 
überlassen  kann.  Das  gilt  auch  gegenüber  dem  Sax' sehen  Plan  der 
an  Actiengesellschaften  übertragenen  („  delegirten ")  gemeinwirth- 
scbaftlichen  Verwaltung  der  Eisenbahnen. 

Man  steht  daher  von  vorneherein  vor  dem  Dilemma:  ein  vom  Staate  beaufsich- 
tigtes und  geregeltes  Privatbahnwesen,  dem  im  Gesammtinteresso  wenig  Selb- 
ständigkeit, ein  ungemein  werth  volles  Eigcnthumsobject ,  bei  dem  aber  dem  Eigen- 
thümer  wenig  „Rechte**  mehr  bleiben  dürfen,  oder  —  ein  Staatsbahnwesen,  bei 
welchem  diese  Conflictc  zwischen  Privat-  und  Öffentlichem  Interesse  fortfaUen.  Das 
Staatseisenbahnweson  bildet  den  wichtigsten  Fall  auf  dem  Gebiete  der  materiellen 
Production,  wo  der  Staat  passend  und  erfolgreich  das  (ohnehin  nur  durch  die  Acti en- 
ge Seilschaft  vertretene)  privatwirthschafkliche  System  einengen  kann.  Alle  Vor- 
theile  der  grossen  „öffentlichen'*  Unternehmung  kommen  bei  ihm  zur  Geltung: 
richtiger  Grossbetrieb,  durch  den  Zweck  geboten,  vom  Staate  so  gut  als  von  einem 
anderen  Unternehmer  durchzuführen ,  ohne  die  volkswirthschafilicheu  und  socialpoli- 
tischcn  Bedenken  des  p r i v  a t wirth&chnfiüchen  Grossbetriebs;  Möglichkeit  einer  zeit- 
lich gleichmässigeren  Kapitalverwendung,  statt  der  unvermeidlich  ungleich- 
massigen,  weil  ganz  vom  Gange  der  Speculation  abhängigen  bei  dem  Privatbahusystem ; 
geringere  Gefahr  des  factischcn  Monopols  oder  bei  einem  solchen  wenig- 
stens der  finanzielle  Nutzen  für  die  Gesammtheit;  hinlängliche  Sicherung  des 
finanziellen  Interesses  für  die  Gesammtheit,  aber  dennoch  Möglichkeit,  statt  des 
reinen  RentabilitStsstandpuncts  das  öffentliche  Interesbe  bei  Anlage  und  Betrieb 
entsprechend  mit  zu  berücksichtigen ;  Ausgleichung  der  „guten  und  schlechten 
Fälle**  durch  Vereinigung  d(;r  guten  und  schlechten  Kouten  in  einer  Hand  und 
dadurch  grössere  P'ähigkeit,  mit  geringerem  Kisico  das  Bahonetz  auszudehnen. 
Da  nun  anderseits  das  Ergebniss  der  Untersuchung  von  dem  erstgenannten  Stand- 
puncte  aus  mindestens  nicht  gegen  Staatsbahnen  ausfällt  und  da  sich  zeigen 
lässt,  dass  die  Mängel  der  Staatsbahnen  den  Privat  bahnen  ähnlich  ankleben,  weil 
es  sich  in  beiden  Fällen  um  riesige,  ähnlich  zu  organisirende  Einrichtungen  handelt, 
so  darf  mit  Recht  das  Urtheil  allgemein  bei  uns  zu  Gunsten  der  Staatsbahnen 
lauten.  Dies  im  Einzelnen  möglichst  objectiv  zu  begründen,  ist  die  Aufgabe  des 
Folgenden.  Für  die  Grundanschauung  in  Betr.  des  zweiten  Gesichtspuncts  beziehe  ich 
mich  hier  ein  für  allemal  auf  meine  Grundlegung,  bes.  1.  Abth.  Kap.  3  u.  4  u. 
2.  Abth.,  ferner  auf  mein  Referat  über  Actiengesellschaftswesen  auf  d.  Eisen,  social- 
polit  Congresse  1873  u.  auf  meine  oben  gen.  AbhandL  über  Versicherungswesen  in 
d.  Tüb.  Ztschr.  1881  u.  in  Schönberg's  Handb.  I. 
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I.  ~  §.  270.    Die  Fragstelluug. 

S.  bes.  Sax  U,  139  IT.,  wo  die  Frage  wcscutlich  in  Form  einer  theils  bei- 
stimmenden, tb.  ablehnenden  und  berichtigenden  kritischen  Erörterung  über  meine 
Beweisführung  in  der  2.  Aufl.  §.  244  £  discutirt  wird.  Ich  kann  indessen  Sax  wenig 
Zugeständnisse  machen.    Koscher  III,  §.  85,  86. 

In  der  Controverse,  ob  Staats-,  ob  Privatbahnen,  ist  Allem 
zuvor  die  schiefe  Fragstellung  zu  berichtigen.  Der  un- 
deutliche Ausdruck  „Privatbahnen"  hat  den  Anhängern  der 
letzteren  den  Anlass  gegeben,  mit  den  üblichen  Gründen  vom 
„natürlichen"  und  „  erfahrungsmUssigen "  Vorzug  des  privaten  vor 
dem  staatlichen  „Gewerbe" -Betrieb  auch  in  dieser  Frage  zu  argu- 
mentiren.  Allein  diese  Gründe,  welche  ohnehin  oft  schon  zu  sehr 
verallgemeinert  zu  werden  pflegen,  passen  vollends  hier  zum 
grössten  Theile  gar  nicht,  weil  die  sogen  Privatbahnen  eben  nicht 
eigentliche  P  r  i  v  a  t  Unternehmungen  im  gewöhnlichen  Sinne  sind 
und  im  Eigenthum  und  in  der  Verwaltung  eines  oder  weniger 
Privaten  stehen,  sondern  grossen  kapitalistischen  Erwerbs- 
gesellschaflen,  insbesondere  Actiengesellschaften,  ge- 
hören und  von  diesen  verwaltet  werden.  Die  Fragstellung  ist  also 
nicht:  ob  Staats-,  ob  Privatbahnen,  sondern  ob  Staats-, 
ob  Actiengesellschaftsbahnen. 

Durch  diese  Bcrichtifi^ung  fallen  sogleich  viele  Argumente  gegen  Staats-  und  far 
die  sogen.  Privatbahncji  ganz  fort.  Statt  dessen  ergeben  sich  viele  und  sehr  bedeutende 
Aehulichkeiten  beider  Arten  von  Bahnen,  welche  in  der  Wirklichkeit  jedcti 
Augenblick  dem  Beobachter  aufstossen  und  fast  absiclitlich  übersehen  werden  müssen, 
als  nothwcndige  Consequenzen  unverkennbarer  Aehulichkeiten  des  Wirthschaftsbctriebs 
des  Staats  und  der  Actiengesellschaften.  Aus  diesen  Aehnlichkeiten  erklärt  es  sich 
zum  Theil.  dass  die  üblichen  Argumente  in  der  Controverse  über  Staats-  und  Privat- 
bahnen nur  relativ  richtig  sind.  Namentlich  zeigen  sich  vielfach  bei  beiden  ünlor- 
nehmungen  die  dem  Staats-  und  dem  Actieugesellschaftsbetrieb  gemeinsam  cigenou 
Schwächen  verglichen  mit  dem  reinen  Privatgeschäft  Endlich  treten  auch  speci- 
fische  Schwächen  der  Privatbahnen,  neben  kaum  wesentlichen  Vorzügen,  hervor, 
weil  diese  Bahnen  eben  Erwerbs-  und  noch  dazu  Actiengesellschaften  gehören. 
Zum  Theil  hat  grade  die  Eisen  bah  uacticngesellschaft  ihre  besonderen  Mängel  vor 
anderen  Actiengesellschaften,  weniger  was  den  Betrieb  der  fertigen  Bahn,  als  was 
die  Gründung  des  Unternehmens  anlangt. 

Die  zahlreichc-n  aprioristischen  Argumente  gegen  Staats-  und  für  Privat  bahnen, 
welche  somit  hinfällig  werden,  sollen  dann  zwar  oft  eine  Stutze  in  der  Erfahrung 
finden.  Dabei  wird  aber  übersehen,  dass  in  der  Kegel  ein  exacter  Vergleich  der 
Erfahrungsthatsachcn  auf  diesem  Gebiete  unmöglich  ist  Soweit  jedoch  ein  solcher 
allenfalls  zulässig  erscheint,  ergiebt  sich,  wie  es  sich  richtiger  Weise  schon  von  vorn- 
herein vnnnuthen  lässt,  dass  die  Erfahrung  el)enso  oft  A'orzüge  des  einen  wie  des 
andern  Bahnsystems  hinsichtlieh  der  Anlage  und  «ler  Verwaltung  der  Bahn,  der 
Technik  und  Oekonomik  herausstellt,  dass  aber  immerhin  gewisse  spccifische  Vor- 
zilge  des  Staatsbahnsyatems  eine  Folge  grade  der  nur  diesem  möglichen  und  nur  bei 
ihm  zulässigen  Netzesausdehnung  und  A'erwaltungseinrichtung  sind. 

IL    Uebersicht  der  einzelnen  Beweisgründe. 
§.  271.    —    A.     Ausdehnung    des    Bahnnetzes    und 
Wahl  der  Bahnlinien. 


AasdohnDnir  des  Balinnctzos.     Linien -Wahl.  669 

1.  In  beiderlei  Beziehung  pflegen  den  Staatsbahnen 
folgende  Vorwürfe  gemacht  zu  werden: 

Vgl.  z.B.  Bcrgius,  Fin.,  2.  A.,  §.  23,  S.  242  ff.,  der  mit  gewöhnlicher  Ein- 
seitigkeit den  Standpunct  der  Privatbahnen  vertritt.  « 

a)  Das  Bahnnetz  wird  sich  nicht  nach  den  natür- 
lichen Bedflrfnissen  der  Volkswirthschaft,  wie  das- 
jenige der  Privatbahnen,  sondern  nach  der  Willkühr  der  Regierung 
oder  allenfalls  dieser  und  der  Volksvertretung  ausdehnen.  Nament- 
lich drohen,  sagt  man,  zwei  Extreme: 

a)  entweder  wird  das  Bahnnetz  ganz  übermässig 
ausgedehnt,  ohne  gehörige  Rücksicht  auf  die  verschiedene  Ver- 
kehrsentwicklung der  einzelnen  Landestheile,  —  eine,  wie  be- 
hauptet wird,  nothwendige  Folge  des  Staatsbahnsystems. 

Denn  der  Staat  wird  sich  den  an  ihn  von  allen  Seiten  j^ostellten  Anforderungen 
nicht  entziehen,  keine  Bevorzugung  gewähren,  keine  Vcmachlussigung  wagen  dürfen. 
Dann  tritt  die  Rcntabilitätsfra«;e  zurück,  grosse  Staatsschulden  häufen  sich  an  und  die 
Finanzen  werden  auf  das  Acusserste  gefährdet,  an  Stelle  des  privatwirthschaftlichen 
tritt  das  Princip  der  reinen  Staatsausgabe  im  Sraatsbahnwescn ,  das  bei  den  grossen 
Anlagekosten  der  Bahnen  gar  nicht  durchfuhrbar  ist.  Mit  dem  Hinweis  auf  Belgien^ 
deutsche  Mittelstaaten  wie  Baiern,  welche  mit  dem  ganz  oder  fast  ganz  aus- 
schliesslichen Staatsbahnsystem  begonnen,  aber  dasselbe  doch  nicht  hätten  durchfuhren 
können,  wird  dies  wohl  zu  beweisen  gesacht.  Auch  in  d.  deutschen  Reichs  bahn- 
frage hurte  man  wohl  dgl.  Befürchtungen,  wie  freilich  auch  umgekehrt  die  grade 
entgegengesetzten.  Aehnlich  ging  es  in  den  Debatten  über  d.  prcuss.  Eisen bahn- 
verstaatlicbnngen. 

ß)  Oder  das  Bahnnetz  wird  gerade  mit  Rücksicht  auf  diese 
Gefahr  nur  wenig  entwickelt,  ein  bestimmter,  von  vorn- 
herein am  grünen  Tisch  entworfener  Plnn  wird  ausgeführt,  die 
Herstellung  jeder  Concurrenzlinie  wird  gescheut,  —  kurz,  das 
privatwirthschaftliche  Princip  macht  sich  (als  Fiscalismus)  geltend. 

Dann  sieht  sich  der  Verkehr  in  Betreff  seines  wichtigsten  modernen  Hilfsmittels 
beschränkt,  die  voJkswirthschaftlichc  Entwicklung  stockt  und  das  Staatsbahnsystem 
verfehlt  seinen  Zweck.  (Hinweis  auf  Verhältnisse  in  Baiorn,  WUrtcmberg, 
Baden,  Hannover,  auch  auf  preussische  Vorkommnisse,  z.B.  mit  der  Schwie- 
rigkeit der  Entstehung  von  Concurrenzlinicn  der  BorL-Schles.  Staatsbahnen.).  Gunstigsten 
Falles  werden  dann  doch  Privat))ahnen  concessionirt.  aber  kostbare  Zeit  ist  darüber 
verloren  gegangen  (Hinweis  auf  Belgien.  Baiern  [Ostbahnen],  Oesterreich)  und 
immer  wird  sich  die  Furcht,  die  Rente  der  Staatsbahnen  beeinträchtigt  zu  sehen,  von 
nacbtheiligcm  Einflüsse  auf  die  Entwicklung  der  Priratbalinen  erweisen. 

Im  Gegensatz  hierzu  wird  dann  hervorgehoben,  dass  bei  einer 
übermässigen  und  besonders  bei  einer  sehr  raschen  Ausdehnung 
des  Privatbahnnetzes  höchstens  die  Actionäre  und  Bahn- 
gläubiger etwas  riskirten,  die  Volkswirthschaft  immer 
gewänne  und  der  Staat  ganz  uninteressirt  urtheilen  könne, 
namentlich  jede  Vermehrung  von  Concurrenzlinien  nur  zu  be- 
günstigen habe. 
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Gewiss  liegt  dieser  aus  dem  Wesen  der  Sache  deducirenden 
Beweisführung  viel  Wahres  zu  Grande:  d.  h.  was  hier  behauptet 
wird,  ist  theoretisch  recht  wohl  möglich.  Auch  lassen  sich  Be- 
lege aus  der  Wirklichkeit  wohl  für  jeden  einzelnen  Satz  auffinden. 
Aber  übersehen  wird,  dass  diese  an  und  für  sich  mögliche  und 
mitunter  thatsächlich  eintretende  Entwicklung  durchaus  nicht 
nothwendig  ist. 

Bei  der  Aasdchnung  des  Staatsbahnsystems  kOnnen  jene  beiden  Extreme  rer- 
mieden,  der  privatwirthschaftliche  Ge^ichtspunct,  soweit  nOthig,  l)eachtet,  aber  gerade 
dann  anch  Mittel  zum  Ausbaa  weniger  guter  Linien  gewonnen  werden,  wie  man  jetzt 
schon  in  Prenssen  sieht.  Ein  gntes  Staatsbahnsystem  setzt  eben  wiederum  besonders 
eine  gute  Finanzcontrole  der  Volksvertretung  voraus.  Beim  Privatbahnsystem  droheo 
gerade  mehr  LUcken.  Der  Staatsbahnbau  wird  zwar  aus  finanziellen  Rücksichten  auch 
nicht  immer  ganz  gleichm&ssig  im  Gang  bleiben,  aber  der  Privatbahn))au  that  das 
wegen  seiner  grösseren  Abhängigkeit  vom  Geldmarkt  und  vom  Gange  der  Börsen- 
speculatiou  noch  viel  weniger.  Endlich  ist  die  KapitaUergeuduog  bei  übermässiger 
Goncurrenz  der  Privatbahnen  auch  ein  volkswirthschaftlicber  Verlust,  der  dem  Staate 
nicht  gleichgültig  sein  kann,  zumal  das  Endergebniss  solcher  Goncurrenz  oft  bloss 
ein  Compromiss  der  Concurrenten  ganz  u))er  die  Köpfe  des  Publicums  hinweg  ist 

h)  In  der  Wahl  der  Bahnlinien  und  in  der  Zeitfolge, 
in  der  diese  gebaut  werden^  wird  der  Staat  oft  einseitig  Special- 
interessen einer  Gegend,  eines  Orts  berücksichtigen,  die  Regierung 
selbst  politische  Parteizwecke  verfolgen;  so  dass  von  allen  anderen 
Bedenken  hiergegen  abgesehen  wieder  die  volkswirthschaftlichen 
Interessen  nicht  maassgebend  sind.  Auch  diese  Behauptung  kann 
begründet  sein  und  lässt  sich  durch  vorgekommene  Fälle  belegen. 

Vorwürfe  namentlich  gegen  kleinere  Staaten,  einseitige  Begtlnstigung  der  Res«!- 
denzen  u.  s.  w. ,  künstliche  Leitung  des  Verkehrs  von  alten  Routen  weg  über  diese 
Plätze.  Sicher  ist  dergleichen  vorgekommen,  z.B.  in  Baiern,  Hannover.  Aber  es 
wäre  hier  und  ist  anderswo  ebenso  gut  bei  Privatbahnen  passirt.  Erst  jetzt  kommt 
durch  nachträglichen  Ausbau  von  Bahnen  auf  alten  Hanptroutcn  der  Verkehr  wieder 
in  alte  Gleise,  z.B.  in  beiden  e))en  gen.  Ländern.  Vielfach  wirkten  an  den  Grenzen 
auch  specielU  Landesinteressen,  in  Deutschland  particul.  Interessen  auf  die  Wahl  der 
Bahnlinien,  zumeist  in  den  Mittelstaaten,  besonders  in  Süddeutschland,  Hannover, 
Braunschweig. 

Aber  nothwendig  ist  diese  Gestaltung  der  Dinge  wieder 
nicht,  eine  gute  Volksvertretung  bietet  in  dieser  wie  in  anderen 
solchen  Fragen  genügende  Bürgschaft  und  als  Kegel  lässt  sich  ein 
falsches  oder  gar  parteiisches  Vorgehen  der  Regierungen  nicht 
nachweisen. 

Meistens  sind  es  dieselben  Routen,  welche  zuerst  und  welche  überhaupt  gebaut 
wurden,  die  auch  Gesellschaften  hergesteUt  hätten:  eben  die  guten  Strecken,  oder 
—  die  nothwendigen,  von  der  Privatindustrie  aber  vermiedenen. 

2.  Hinsichtlich  der  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und  der  Wahl 
der  Bahnlinien  zeigen  sich  gerade  hei  Privat  bahnen  folgende 
Missstände. 
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a)  Erwerbsgesellschaften  wählen  regelmässig  die  besten, 
auch  wohl  die  am  Leichtesten  zu  bauenden  Routen  zu- 
erst aus,  namentlich  im  Beginn  einer  Bahnbauperiode  in  einem 
Lande.  Dagegen  ist  auch  nichts  einzuwenden,  weil  solche  Routen 
oft  die  volkswirthschaftlich  wichtigsten  sein  werden.  Allein  die 
Folge  dieses  Vorgehens  ist,  dass  sich  später  für  weniger 
gute  Routen  keine  Privatunternehmer  finden,  dass 
grosse  Lücken  im  Bahnnetze  bleiben  und  dem  letzteren 
Planmässigkeit  und  Einheitlichkeit  fehlt 

Goncrete  Beispiele  zum  Beleg  des  Gesagten:  In  Deutschland  gehören  z.  B. 
folgende  Pri?atbabnen  zu  den  ältesten  Bahnen  Überhaupt,  wobei  daran  zu  denken  ist, 
dass  man  anfangs  bei  Eisenbahnen  vornemlich  nur  auf  den  Personenverkehr  rechnete, 
daher  Linien  z w i s c h e n  grossen  Städten,  womöglich  nicht  sehr  weit  von  einander 
entfernten,  und  mit  bequemen,  einen  wohlfeilen  Bau  gestattenden  Terrainverhältnissen 
vorzog.  Nürnberg -Fürth  (gcgrUnd.  1833,  eröifn.  1835),  Leipzig-Dresden  (1834  35 
gegr.,  erste  Strecke  eröfF.  1837),  Magdeburg -Leipzig  (gegr.  1836,  erste  Str.  eröffn. 
1839),  Berlin-Potsdam  (gegr.  1835,  eröffn.  1838;  Potsd.-Magdeb.  erst  1843  gegründet), 
BcrHn-Stettin  (gegr.  1835 — 40,  begonn.  1S41),  Berlin-Anhalt  (fttr  d.  Anschluss  an 
Leipz.-Dresd.  zuc ist  gegr.  1836—3'.),  Berlin-Hamburg  (gegr.  1840—43,  begonn.  1844), 
Berlin-Frankf.  a.  0.  (1840/41  gegr.,  1842  orötln ,  neue  (ies.  für  d.  Bau  nach  Brosl. 
erst  1848--44),  Taunusb.  (Frankf.-Wiesb.,  1 835-— 40  gegr.\  Rheinische  B.  (Cöln-Aachen- 
Belg.  Grenze  gegr.  1833—1838,  theilw.  eröttn.  1839),  Bonn-Cöln  (1836—41  gegr.), 
GOln-Minden  dagegen  erst  1843/44  gegr.  Aehnliche  Beispiele  aus  £ngland  (Man- 
chester-Liverpool), Frankreich  (Paris-St.  Germain),  Oesterreich  (Wien-Gloggnitz, 
Wien-BrfUm  u.  Wien-Galicien ,  eine  der  ältesten  grösseren  Bahnanlagen,  —  K.  Ferd.- 
Kordb.  —  aber  unter  Rothschilds  Aegide)  beweisen  obige  Regel  ebenfalls.  Ein 
characterist  Urtheil  über  Eisenbahnen  noch  aus  d.  Jahr  1843  in  d.  russischen  Finanz - 
minist.  Kankrin  Tagebüchern  (Braonschw.  1865,  II,  31):  in  Frankfurt,  a.  M.  sei 
auch  wenig  Glauben  an  die  Eisenbahnen;  Baron  Rothschild  meine,  die  Frequenz  der 
Personen  werde  schon  merklich  geringer  mit  dem  Verschwinden  des  Reizes  der  Neu- 
heit u.  s.  w.  I 

Keine  Privatunternehmer  z.B.  für  die  Preuss.  Ostbahnen.  Stocken  des  Privat- 
bahnbaus, sowie  mehr  Kapital  als  nach  dem  Anschlag  gebraucht  oder  in  Zeiten  Ungunst. 
Geldmarkts  u.  polit  Unruhe  (1848  tf.,  1873  ff.).  Daher  öfters  nothgedningene  Ceber- 
nahme  der  begonnenen  Privatbahnen  durch  den  Staat,  z.  B.  Sachs.  Bair.  B.  Leipz.- 
Hof  1845—47. 

Lücken  im  Bahnnetz  z.  B.  lange  u.  z.  Th.  noch  jetzt  in  Frankreich  (Mangel 
der  Querbahnen  zur  Verbindung  der  von  Paris  auslaufenden  Radialbahnen),  was  sich 
im  Kriege  1870 — 71  f.  Frankreich  nachtheilig  erwies.  Sax  I,  145  meint,  daran  seien 
die  Gesellschaften  nicht  schuld  gewesen,  aber  sie  widerstrebten  bei  der  Unsicherheit 
der  Rente.  In  Deutschland  freilich  bis  1866  auch  viele  Lücken  durch  die  particul. 
Staatspolitik,  z.  B.  in  Südwestdeutschl.  lange  Vernachlässigung  der  west-östl.  Ver- 
bindungen vor  den  süd-nördlichen. 

Keine  Planmässigkeit  wenigstens  bis  jüngst  in  Deutschland,  doch  auch  mit 
aus  dem  eben  erwähnton  Grunde,  dann  lange  bes.  in  England. 

Sollen  gleich  anfangs  grosse  Bahncomplexe  von  Gesellschaften 
übernommen  werden,  bevor  man  noch  die  Rentabilitätsverhältnisse 
aus  der  Erfahmng  kennt,  so  entstehen  Schwierigkeiten,  welche  oft 
nnr  durch  besondere  Begünstigungen  (Subventionen,  Zins- 
garantieen)  für  den  ganzen  Complex  oder  wenigstens  für  schlechtere 
Routen,  Nebenlinien,  Seitens  des  Staats,  also  durch  eine  finanzielle 
Belastung  überwunden  werden  können. 
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So  bes.  seit  d.  Eiscnhahn^cs.  v.  14.  Sept.  1854  inOcstcrreich  bei  den  Bcoea 
Bahnen,  meistens  57o  Rente  VsVo  Amortisation  garantirt  für  ein  bestimmtes  Maxim. 
Baukapital,  wo^^e^cn  allerdings,  abgesehen  von  der  vorbehaltenon  Ruckzahloug  der  als 
(rogelmfissig  zu  47o  verzinsl.)  Vorschuss  geleisteten  Zinszahlungen  ans  der  Ganntie, 
der  Grund  n.  Boden  und  die  Bauwerke  der  Bahn  ohne  Weiteres  an  d.  Staat  heimfallen, 
meist  naeh  90  Jahren.  Statt  d.  Garantie  in  Geste rr eich  neuerdings  auch  Steuer- 
befreiungen (Ges.  V.  20.  Mai  1809).  Ganz  ähnliche  Bestimmungen  und  Garantiec^n 
(meist  in  dcrs.  Höbe)  bei  den  meisten  russ.,  z.  Tb.  bei  italien.  Bahnen. 

Sind  die  rentabelsten  Linien  von  Gesellschaften  bereits  gebaut, 
ohne  dass  den  letzteren  noch  Verpflichtungen  für  den  Baa  minder 
guter  Linien  obliegen,  so  bleiben  solche  Linien  ungebant  oder  die 
alten  Gesellschaften  oder  neue  dafür  besonders  zu  gründende  tiber- 
nehmen sie  nur  gegen  eine  finanzielle  Beihülfe  oder  Zinsgarantie 
des  Staats,  oder  der  Staat  muss  selbst  noch  die  Strecken  als 
Staatsbahnen  bauen.  Dann  wird  natürlich  leicht  das  Finanzinter- 
esse des  Staats  sehr  verletzt,  während  die  alten  Gesellschaflen  vor 
treflFlich  gedeihen. 

Als  Beispiel  für  Ersteres  s.  d.  characterist.  Entwicklung  in  Frankreich,  wo 
die  ültoron,  meistens  durch  Fusion  zu  grossen  geograph.  Eisenbahngruppen  rerbundenen 
einzelnen  PriFatbahngosoIIschaften  (6  an  d(;r  Zahl),  welche  meistens  gut  renürten,  zu 
ihrem  alten  Netz  in  ihrem  Bezirk  ein  neues  Netz  von  Nebenlinien  auszubauen  fibei^ 
nahmen,  gegon  4'657o  Zinsgarantie  und  Verlängerung  der  Concession  yon  40  auf 
99  Jahr;  so  1859  u.  von  Neuem  1862.  Nach  einer  Convention  von  186$  sollte  eine 
neue  starke  Ausdehnung  (etwa  Verdopplung)  der  Eisenbahnen  erfolgen,  mit  eineia 
angeschlag.  Aufwand  von  IOV4  Milliarde  Fr.,  wovon  der  Staat  über  1*7  Milliarden  an 
Subventionen  zu  (Ibemelimeu  hat.  Von  den  bis  E.  1SG8  fert  u.  concess.  Linien  ge- 
hörten ubei  Vio  ^^^  ß  grossen  Gesellschaften.  —  Achnlich  in  Preussen  z.  B.  Zins- 
garantic  an  die  Berlin -Stctt.  Ges.  für  die  vor-  u.  hintcrpomm.  (incL  Cöslin-Danziir) 
Bahnen  u.  mehrfach. 

Als  Beispiel  filr  nothgedmngcnes  Fintreten  des  Staats:  in  Preussen  Bao  der 
Ost  bahn  (Berlin-KUstrin,  früher  Frankfurt  a.  d.  0.  —  Küstrin  —  Danzig  —  KOnigs- 
bei-g  —  russ.  Grenze;  Erweiterung  dieses  Bahnnetzes  seit  1867 — 68  durch  Neben- 
linien in  Westpreussen  und  Ostprcussen,  Linie  Schneidemühl  —  Dirschau  —  Thom  — 
Insterburg);  Uebemahme  der  Niederschles.-Märk.  B.  (Berlin  —  Breslau)  auf  den 
Staat  1S52. 

Die  Entwicklung  in  Preussen  gewährt  ein  typisches  Beispiel  in  Betreff  der 
Bahnen  im  mittleren  Tbeil  des  Staats  (um  Berlin).  Die  Staatsbahnen  (Ost-,  Nieder- 
schles.-Märk., Westphäl.,  Saarbr.,  Berl.  Bahnh.  Verbd.bahn  in  d.  alten  Provinzen)  ver- 
zinsen seit  Jahren  ihr  Kapital  auch  ausreichend  (von  d.  vorübergehenden  ungünstigen 
^eit  Miite  der  70er  Jahre  abgesehen)  u.  geben  üeberschüsse.  Aber  nameutl.  die  Ost- 
bahn hat  Jahre  lang  schlecht  rentirt.  1 S52— 57  z.  B.  1 — 3%.  Die  in  Berlin  münden- 
den Privatbahnen  gaben  dagegen  auf  die  Stammactien  Jahre  lang  sehr  bedeutende 
Dividenden,  die  erst  in  der  Zeit  v.  1 S74  ff.  bei  einigen  davon,  besonders  BerL-Magdeb., 
Berl.  Anhalt  wegen  starker  Vermehrung  des  Actienkapitals,  Erweiterungsbauten  zeit- 
weise sich  reducirten. 

Mit  Rücksicht  auf  die  Finanzen  kann  der  Staat  mit  dem 
völligen  Ausbaa  des  Babnnetzes  in  solchem  Falle,  wo  ihm  vor- 
nehmlich nur  die  schlechteren  Linien  bleiben ,  auch  nur  langsam 
vorgehen  und  muss  vielleicht  ganz  darauf  verzichten.  Den  Be- 
dürfnissen der  Volkswirthschaft  wird  ein  solches  Privatbahnwesen 
auch  nicht  besonders  entsprechen.    Denn  es  entwickelt  sich  naeh 
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zufälligen  Umständen;  oft  nach  den  Tagesinteressen  der  Börsen- 
specalation,  und  in  den  ärmeren  und  schwächer  bevölkerten 
Gegenden  bleibt  es  vollends  zurück,  so  dass  diese  abermals  zurück- 
kommen. 

Die  nordOstl.  Provinzen  Preussens,  Pommern,  West-  n.  0?»tpre«ssen ,  Posen 
sind  ein  Beispiel.  Es  ist  nicht  ungerechtfertigt,  dass  sie  weniger  Bahnin  und  diese 
später  bekomm<;n  haiien,  als  d.  entwickelteren  u.  bevAlkerteren  Mittel-  u  Westprovinzen. 
Aber  der  Abstand  hätte  nicht  so  gross  zu  sein  brauchen.  Die  Ostbahn  ist  erst  seit 
1851 — 53,  bez.  1857  u.  1S60  fertig.  Sax  meint  entgegnend  (11,  145  Note)  hier  habe 
ja  der  Staat  den  Bau  in  die  Hand  genommen:  Deli<utbahnen  kann  er  freilich  nicht 
in  gi'Osserem  Maasse  bauen,  wenn  die  Ueberschussbahnen  in  anderen  Landestheileu 
ihm  nicht  auch  gehören. 

Uebernimmt  dagegen  der  Staat  das  ganze  Babnwesen,  so 
kann  er  ein  einheitliches  und  planmässiges  Bahnsystem 
entwerfen,  die  schlechteren  Linien  mit  den  Ueberschüssen 
der  besseren  tragen  und  das  Land  vollständiger  und  doch 
auch  gleichmässiger  mit  Bahnen  versehen. 

Selbst  wenn  das  Eisenbahnwesen  sich  aber  rascher  und  bedeutender  in  einem 
Lande  mit  dem  Privatbahn-  ,  statt  mit  dem  Staatsbahnsystem  entwickeln  sollte  und, 
wie  z.  B.  von  England,  Nordamerika,  auch  Deutschland  wohl  behauptet  wird,  sich 
wirklich  nur  Dank  der  Privatbahnen  in  kurzer  Zeit  so  grossartig  entwickelt  hätte,  so 
wäre  dies  noch  kein  unbedingter  Beweis  für  die  volkswirthschaftliche  Vor- 
zQglichkeit  des  Pivatbahnsysteins  Denn  es  wird  dabei  ohne  Weiteres  stets  ange- 
nommen, dass  in  gegebener  Zeit  und  im  georebenen  Lande  die  Verwendung  eines 
Tbeils  des  Nationalkapitals  gerade  im  Bahn  bau  immer  nothwendig  die  volks- 
wirthschaftlicb  productivste  sei,  die  sich  denken  lässt.  Das  ist  in  dieser  All- 
gemeinheit nicht  zu  behaupten,  um  so  weniger,  da  n  icht  das  Privatkapital  der  an  der  Bahn 
Interessirten,  sondern  das  Privatkapital  vieler  anderer  Personen  gewöhnlich  nur  aus 
SpeculationsrUck  sichten  zum  Bahnbau  herangezogen  wird.  Oftmals  wird  daher  grade 
bei  dem  Privatbahnsystem  eine  volkswlrthschaftiich  n achtheilige  Kichtung der 
Verwendung  des  Nationalkapitals  erfolgen.  Es  werden  hier  die  alten  einfachen  u. 
richtigen  Sätze  der  engl.  NationalOkon.  Über  die  unvermeidliche  Begrenzung  der  ge- 
sammten  nation.  Productiou  durch  das  in  einem  Zeitpuncte  vorhandene,  im  Wesentl.  hier  eine 
feste  Grosse  bildende  Nationalkapital  vergessen.  S.  Hill,  pol.  Oek.  B.  I,  Kap.  5,  §.  1. 
Auch  muss  wieder  Nationalkapital  u.  Privatkapital  unterschieden  werden,  s.  Gruudleg. 
I,  §.  28,  287.  Es  ist  eine  unrichtige  Fiction,  im  privatwirthsch.  System  die  auch  nur 
jeweilig  voikswirthsch.  productivste  Kapitalverwendung  grade  als  durch  die 
Spcculation  erfolgend  anzunehmen. 

b)  Der  Privatbahnbau  hängt  viel  mehr  als  der  Staats 
bahnbau  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts  ab 
und  kommt  im   grösseren  Umfange  vornehmlich  nur  perio- 
disch in  Speculationszeiten  in  Gang,  weil  hier  die  Agio- 
tage mit  den  Actien  lebhafter  anlockt. 

So  bes.  die  englische  railway-mania  1843 — 47,  bes.  1846,  Tooke,  bist, 
of  prices,  V.  852,  A.  Wagner,  Beitr.  z.  L.  v.  d.  Banken.  S.  192.  Ct.  Gohn.  engl. 
Eisenbahnpolit  I,  231,  259.  Dem  engl.  Pari,  lagen  im  Jan.  1846  815  neue  Eisen- 
bahnprojecte  vor.  Act.  f.  neue  Lin.,  Erweiter,  u.  s.  w.  wurden  ertheilt  1844  57  f. 
805  engl.  Miles  mit  205  M.  Pf.  St.  Kap.,  1845  120  für  2700  M.  mit  59*5  M.  Pf., 
1846  270  f.  4538  M.  mit  1325  M.  Pf.,  1847  190  f.  1354  M.  mit  39-5  M.  Pf.  St  — 
Aehnlich  in  Frankreich  1852—56,  meine  Beitr.  S.  248,  dsgl.  in  Oesterreich 
1851 — 56,  nach  d.  Erlass  des  Eisenbahnconcess.-Ges.  v.  1854  u.  der  Bekanntmachung 
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eines  Bahnnetzes,  das  ausj^cfuhrt  worden  sollte,  v.  10.  Not.  1854,  s.  CzOrnig, 
Neogestalt.  S.  370,  ebeudas.  wieder  nach  lb6»>  ihier  auch  Zusammenhang  mit  der 
Papierjreldausgabo) ;  in  geringerem  Maassc  in  Deutschland  1843 — 44  fF.,  1854  ff.  Aui  h 
rauss  hier  vorausgesetzt  werden,  dass  die  Speculation  nicht  gerade  andefe  Untern ehm untren 
sehr  bevorzugt,  wie  z.B.  in  Deutschland  in  d.  Speculationsper.  yon  1S54 — 1S56'57 
die  Banken  u.  Credits-Mobiliers,  Berg:-  u.  Utittcnwcrkc,  1871  z.  Th.  eben- 
falls Banken  n.  s.  w.,  z.  Th.  div.  industr.  Etabliss.  (Umwandlung  von  Privatgeschäften 
in  Actienges.),  Ber>::werkc  u.  djfl.;  in  Oesterreich  1869.  1871  ff.  Banken. 

Daher  entwickelt  sich  das  PrivatbahDuetz  nur  sprungweise, 
bald  stockt  die  Entwicklung  selbst  hinsichtlich  guter  Strecken, 
bald  werden  durch  den  Einfluss  von  Privatinteressenten  unwich- 
tigere Routen  vor  der  Zeit  gebaut,  bald  zeigt  sich  eine 
übertriebene  Bauwut h.  Dies  entspricht  den  volkswirthschaft- 
lichen  Interessen  keineswegs,  dieDeplacirung  der  Kapitalien, 
die  jeder  grössere  Bahnbau  bewirkt,  schon  wegen  der  Umwandlung 
grosser  Massen  umfaufenden  in  stehendes  Kapital,  wird  noch 
störender.  Der  Staat  kann  den  Bahnbau  viel  gleichmässiger 
in  Gang  halten,  was  in  jeder  Beziehung  erwünschter  ist. 

Beginn  des  Baus  der  neuen  Linien  der  preuss.  Ostbahn  in  1867/68,  in  schwier 
Zeit.  Sax  II,  144  (auch  Koschor  z.  Th.  ähnlich  III  §.  85,  s.  schon  oben  S.  650) 
giebt  das  Zutreffende  dieser  Beweisführung  zu,  wie  die  Dinge  oft  g:elegen  hätten,  meint 
aber,  diese  Mängel  wären  bei  einem  richtigen  Concess.systeni  abzustellen  u.  sucht 
das  durch  das  m.  E.  nur  fur  meine  Ansicht  sprechende  Beispiel  Frankreichs  zu  be- 
{gründen.  Die  Abhängigkeit  der  Goncessionen  vom  Stande  des  Geldmarkts  u.  der 
Speculation  wird  dabei  aber  Übersehen.  Diese  ist  so  gross  u.  die  Schwierigkeit',  zu- 
künftige Bedürfnisse  im  Voraus  zu  ermitteln,  so  bedeutend,  dass  mir  eben  dies  Problem 
eines  „weisen  Concess.verfahrens"  unlösbar  erscheint. 

c)  Bei  dem  Mangel  eines  einheitlichen  Bahnsystems  und  bei 
der  mehr  ruckweisen  Entwicklung  des  Bahnbaus  entsteht  im 
Privatbahnwesen  regelmässig  leicht  eine  grosseAnzahlselbst- 
ständiger  Bahnunternehmungen.  Dadurch  wird  die 
Verwaltung  des  ganzen  Bahnnetzes  weitläufiger,  un. 
gleichmässiger,  kostspieliger,  als  bei  einheitlichem  Staats- 
bahnsystem.  Diese  Uebelstände  lassen  sich  zwar  durch  grosse 
Bahngesellschaften,  welche  von  vornherein  gebildet  werden 
oder  aus  der  notbgedrungenen  Zusammenlegung  einzelner  Unter- 
nehmungen (sogen.  Fusion)  hervorgehen,  zum  Theil  beseitigen 
Aber  dann  entstehen  um  so  eher  facti  sehe  Monopole  von 
Erwerbsgesellschaften.  Beim  Staatsbahnsystem  lässt  sich 
die  Verwaltung  zweckmässiger  einrichten,  indem  das  ganze  Netz 
in  passende  geographische  Landesbezirke  eingetheilt  wird  (Preussen). 
Beim  Staate  hat  ferner  auch  ein  factisches  Monopol  viel 
weniger  Bedenken,  weil  für  ihn  der  rein  gewerbliche 
Standpunct  nicht  geboten  ist  oder  schlimmsten  Falles  der  Mo- 
nopolgewinn   der    Gcsammtheit    zu    Gute    kommt    und 
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gerade   wieder  Mittel  zum  weiteren  Ansban  des  Netzes 
bietet. 

Beispiele :  ImVerein  dentscber Eisen bahnverwa]tungen(iDc].  Oestcrr.  Ungarn)  befanden 
sieb  1871  78  selbständ.  Verwaltungen,  die  Staatsbabnvcrwaltiingen  inbegriffen,  von 
denen  die  prenss.  nicht  zxl  einer  einzigen  centralisirt  waren.  Davon  kamen  auf 
Deatscbland  49  mit  2556  Meilen»  also  auf  1  Verw.  52  M.»  auf  Oestorr.  Ungarn  24 
mit  1303  M.,  auf  1  54  M.,  auf  Ausland  5  mit  293  M.  Die  Privatbalmverwaltungen 
batten  dnrchscbnittlicb  noch  kürzere  Strecken  zu  verwalten,  nemlich  30  Verwaltungen 
103S  Meilen,  also  auf  l  35  Meilen.  Im  J.  1874  gehörten  dem  Verein  101  Ver- 
waltungen an,  neml.  15  Staatsbabnverw.  (wovon  8  preuss.)  mit  10,702  Kil.  Eigen- 
thums-  u.  11,080  Kilom.  Betriebslänge,  also  auf  1  Verw.  durchscbnittl.  resp.  713  u. 
738  KU.,  4  Staatsverwalt.  v.  Privatbahnen  mit  bez.  2,705  u.  2,720  Kil.,  d.  i.  auf 
1  Ven*'.  676  u.  680  Kil.;  36  Privatbahn  Verwaltungen  mit  10,849  u.  11,060  Kil.  oder 
auf  1  Verw.  301  u.  307  Kil.  Ausserdem  38  östcrr.  Verw.  mit  16,186,  bez.  16,208  Kil., 
d.  i.  auf  1  426  u.  427  Kil.,  u.  8  ausländische  mit  3130  xi.  3280  Kil.  Jetzt  zerfallen 
die  preuss.  Staatsbahnen  in  9  grosse  geograph.  Bezirke  unter  eigenen  Directionen,  im 
Dnrchschn.  mit  1768  Kilometer  (Min.  1149,  Max.  2925)  für  ein  Netz  v.  15,910  Kil. 
Die  Consequenzen  des  Fosionimngsprincips  zeigt  Frankreich,  wo  1  der  6 
grossen  Compagnieen  schon  1870  im  D.  fast  400  Meilen  verwaltete.  Eben  hier  denn 
auch  factische  Monopole  schroffster  Art  u.  anders,  starke  Staatsabhängigkeit  in  Folge 
dessen  nothwendig.  üeber  d.  engl.  Fusionen  s.  Cohn,  engl.  Eisenbahopolit.  I,  K.  5, 
de  Franqueville  a.a.O.,  mit  d.  Karte,  welche  zeigt,  wie  die  grossen  Gesellschaften 
das  Land  geographisch  in  ..Eisenbahnprovinzen"  unter  sicli  vertheilten.  nicht  ganz  so, 
aber  ähnlich  wie  in  Frankreich.  —  Röscher  III  §.  85  meint,  die  Neigung  der  Actien- 
bahnen  zu  Fusionen  könne  durch  Staatsaufsicht  beliebig  beschränkt  werden;  allerdings, 
dann  bleibt  aber  auch  die  Zersplitterung  der  Verwaltung,  die  man  ans  Ökonomisch - 
techn.  Gründen  durch  Fusionen  beseitigen  will. 

§.  272.  —  B.  Kapitalbeschaffung.  Diese  hat  äusser- 
lich  bei  Staats-  und  Privatbahnen  grosse  Aehnlichkeit.  Denn  bei 
dem  grossen  Aufwand  für  Eisenbahnen  kann  auch  der  Staat  das 
Kapital  fast  nur  durch  Schuldenaufnahme  beschaffen,  wie  die 
Gesellschaft,  welche  meistens  sogen.  Prioritätsobligationen  neben 
den  Actien  ausgiebt.  Beide  fordern  das  Privatpublikum  zum 
Zeichnen  auf  und  wenden  sich  sonst  an  die  Banquiers  und  die 
Börse.  Die  Actienemission  bewirkt  jedoch ,  dass  die  Kapital- 
beschaffung einer  Privatbahn  manche  bemerkenswerthe  und  nicht 
günstige  Unterschiede  von  derjenigen  der  Staatsbahn  zeigt  und 
auch  in  der  Schuldaufnahme  treten  gewisse  Verschiedenheiten 
hervor : 

1.  Wegen  der  A c t i e n ausgäbe  wird  eine  Privatbahn  viel 
abhängiger  von  der  jeweiligen  Lage  des  Geldmarkts 
als  eine  Staatsbahn,  woraus  sich  der  vorerwähnte  Nachtheil 
ergiebt 

Die  Actienausgabe  fUr  ganz  neue  Unternehmungen  gelingt  oft  nur  in  Specu* 
latioDszeiten ,  wenn  nicht  eine  ungewöhnlich  gute  Linie  in  Aussicht  steht,  was  natür- 
lich mit  dem  weiteren  Ausbau  des  Bahnnetzes  immer  seltener  wird.  Die  neuerlich 
auch  in  Deutschland,  z.B.  bei  den  iStroussberg'schen  Bahnuntemehmungen  (BerUn- 
GOrlitz,  HaUe-Sorau-Guben  u.  a.  m.)  erörterte  Frage  über  die  Zulässigkeit  der  Aus- 
gabe von  Actien  unter  Pari,  mit  oder  olme  Verzinsung  aus  dem  Baufonds  während 
der  Bauzeit,  weist   auf  die  Schwierigkeit   der  Actienemission    für  neue  Babnunter- 
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nehmung:en  in  der  Gegen wai-t  hin.  Jene  Frag:c  ist  zu  (iunsten  der  Zolässigkcit  von 
Unter-Pari-Actien  zu  beantworten,  zumal  wenn  keine  Verzinsung  während  der  Bauzeit 
stattfindet,  denn  sonst  wird  das  Actienkapital  oftmals  niclit  zusammen  zu  bringen  sein. 
Diese  Ansiebt  V(?rtrat  ich  aucli  1S73  in  Eiseuacli  in  der  Frage  des  Actienwcs^ms. 
Auch  die  preuss.  Eisenbahnuntersucliungs-Conimission  ge.>tand  die  bedingte  Noth- 
wendigkeit  der  Ausi-abe  von  Acticn  unter  Pari  zu  u.  machte  VorschUge  zur  Cautel 
dabei,  s.  Nr.  IV,  3  ilirer  Vorschläge  u.  Bericht  S.  175.  Zusammenhang  der  Frage 
mit  der  der  Zulässigkoit  der  Generalentreprisc.  S.  Stroussberg's  Wirken,  Kap.  4. 
Koscher  nennt  (III,  §.  So  Note  8)  die  Ausgabe  v.  Acticn  unter  Pari  bei  jeder  staatl. 
Zinsgarantie  eine  Prellerei:  das  geht  zu  weit.  Ks  kommt  auch  hier  auf  die  Höhe 
der  Garantie  u.  auf  die  Lage  des  Geldmarkts  an.  Si^in  Verlass  auf  ein  „gutes  Actirn- 
gesetz"  (eb.  §.  85  Note  16)  bricht  angesichts  der  Schwierigkeit  eines  solchen  Gesetzes 
u.  der  nothwendigen  Abweichungen  f.  Eisenb.actien  zusammen.  Die  neue 
Aciienemission  für  alte  Bahnen  hängt  vom  Cursstandc  der  bisherigen  Acticn  und 
sonst  ebenfalls  von  dor  Aussicht  oder  dem  ürtheil  über  die  neue  Linie  und  von  einer 
speculativen  Tendenz  des  (Geldmarkts  wesentlich  mit  ab.  Die  Interessen  der  bisherigen 
Actionäre  sind  öfters  einer  Vermehrung  der  Acticn  entgegen,  nemlich  wenn  iie  neuen 
Actien  etwa  nach  dem  Curse  (über  Pari)  verkauft  wurden  und  es  fraglicli  ist,  ob  der 
auf  neue  Bauten  verwendete  Erlös  eine  der  bisherigen  Dividende  der  alten  Actien 
entsprechende  Rente  abwerfen  wird;  mitunter,  wenn  die  neuen  Actien  al  Pari  oder 
zu  einem  billigeren  als  dem  Börsencurse  den  alten  Actionären  überlassen  werden,  bei 
einer  hoch  stehenden  Actio  auch  sehr  dafür.  Im  ersten  Fall  unterbleibt  vielleicht 
aus  einem  solchen  Grunde  ein  volkswirthschaftlich  erwünsclitor  Ausbau  des  Bahnnetzes, 
wenn  etwa  die  Ausgabe  einer  Anleihe  unstatthaft  ist,  von  der  Regierung  nicht  er- 
laubt wird  u.  s.  w.  Im  zweiten  Falle  wird  vielleicht  aus  blossen  Speculatlonsgründen 
eine  unntltze  Linie  gebaut.  In  beiden  Fällen  entscheiden  aber  nicht  oder  doch  nicht 
allein  volkswirthschaftliche  Erwägungen  über  den  Werth  einer  neuen  Bahn,  sondern 
blosse  SpeculationsgrUnde  und  Gesichtspuncte  einer  Erwerbsgeseli- 
Schaft.  Je  besser  eine  Bahn  rcntirt  desto  günstiger  ist  natürlich  für  die  Actionäre 
ein  relativ  kleines  Actienkapital  gegenüber  dem  Gesammtkapital  (incl.  Prioritätsschold.l 
und  umgekehrt.  Das  günstige  Vcrhältniss  zwischen  Actien-  u.  Prioritätskapital  kann 
für  die  Dividende  wichtiger  sein,  als  der  hohe  Nettoertrag  der  Bahn  per  Meile  und 
der  billige  Kostenpreis  der  Bahn.  Die  Emission  von  ,.jungen''  Actien,  welche  an  die 
Actionäre  unter  dem  Curs  abgelassen  werden,  zum  Zweck  des  weiteren  Ausbaus  des 
Netzes,  wozu  u.  A.  oft  die  Furcht  vor  Concurrenz  zwingt,  war  auch  bei  deutschen 
Bahnen  neuerdings,  ähnlich  wie  bei  anderen  Actiengesellschaften  (Banken  u.  s.  w.) 
ein  beliebtes  Manocuvre.  Dabei  wird  gew.  Massen  ein  Theil  des  bisher.  Dividenden- 
gewinns kapitalisirt  u.  in  dieser  Form  rcalisirt,  —  Operationen,  an  welche  sich  dann 
wieder  Börsenspeculationen  aller  Art  knüpfen.  Man  muss  solche  Massregeln  aber  als 
nothwendige  Folge  des  Actienwesens  gelten  lassen.  Die  Emission  neuer 
Actien,  al  pari  zu  beziehen  von  den  alten  Actionären,  sichert  die  letztem  vor  sonst 
oft  unvermeidlichen  Verlusten  durch  das  spätere  Sinken  des  Gurses  der  vermehrten 
Actien.  Eine  solche  Sicherung  ist  gerechtfertigt,  zumal  wenn  man  sich  die  Sachlage 
vergegenwärtigt,  dass  doch  keincsweg*s  die  ursprünglichen  Besitzer  oder  Zeichner  noch 
immer  die  heutigen  Actionäre  sind ,  sondern  viele  Personen  im  Lauf  der  Zeit  Actien 
zur  Kapitalanlage  zu  einem  viel  höheren  als  dem  Paricurse  kauften  und  daher  eine 
viel  kleinere  Verzinsung  ihres  Kapitals  als  die  nominelle  Dividende  bezogen.  In  der 
Zeit  aufsteigender  (Hausse-)  Conjunctur  liegt  bei  dem  Eisenbahnwesen  stets 
die  Gefahr  vor,  dass  rasch  auf  einmal  ein  enormer  Theil  des  National- 
kapitals  in  den  Kisenbahnbau  hineingezogen  wird,  worauf  dann  später  die  Ver- 
minderung der  Kapitalvcrwendung  um  so  stärker  ist.  Dies  bewirkt  nothwendig  eine 
ungemeine  Störung  und  Verschiebung  aller  wirthschafilichen  Verhältnisse,  mit  weiteren 
schlimmen  socialpolitisrhen  Folgen,  wie  es  in  der  „Grundlegung"  (§.  244*)  näher  dar- 
gelegt wurde. 

2.  An  das  Eisenbabn actien wesen  schliesst  sich  das  Agio- 
titgetreiben  besonders  leicht  ao^  da  bis  zur  VollenduDg  der 
Bahn,  also  immer  fUr  geraume  Zeit  jede  sichere  Grundlage  flir 
die    Rentabilitätsberechnung    fehlt    und    später   die  Rente  von    so 
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vielen  zufälligen  Umständen,  mehr  als  die  vieler  anderen  Aetien- 
unternehmungen  und  als  der  Curs  der  Staatsrenten,  welche  für 
ötaaatsbahnen  ausgegeben  wurden,  abhängt. 

Daher  die  Eibcubahnacticn  so  vielfach  mit  die  heliehtesten  SpielpapicR'  der 
Börse,  inel»r  als  die  mit  fester  Kente  versehenen  Obligationen,  die  ein  solider  Staat 
für  Eisenbahnen  ausgab.  An  d.  Berlin.  Börse  z.  B.  vor  der  Verstaatlichungsära  neben 
österr.  Staatsb.  („Franzosen"),  Südb.  (Lombarden),  Galiz.  u.  a.  m.  v.  inländ.  Pap. 
uamentl.  Berg.-Märk.,  Berl.-Görl.,  Oöln-Mind.,  Oberschles..  Khcin.,  Mainz-Ludwigsh. 
Eisen bahnactien ,  kein  iulUnd.  Staatspap.  regelmässig  za  PrämienschlUssen  u.  DiÜ'.- 
(iosch.  verwandt.  Auch  der  dauernde  Besitz  von  Eisen  bahnactien  führt  bei  dem 
wechselnden  Geschick  einer  Bahn  bald  zu  grossen  Gewinnsten,  bald  zu  ebenso  grossen 
Verlusten  an  Zins  und  folgeweise  an  Kapital,  woraus  grosse,  in  beiden  Fällen  aber 
ungerechtfertigte  Veränderungen  der  Privatvermögen  hervorgehen,  —  eine  volks- 
wirthscbaftlich  und  sittlich  bedenkliche  Sache,  die  auch  dem  Staat  nicht  gleichgültig 
sein  kann:  „Conj un et u  ren*' gewinne  und  Verluste.  S.  Grundlegung  I,  §.  7t)  fl*. — 
Das  bedeutendste  Beisp.  des  Hentabilitätswechsels  einer  Bahn  ist  wohl  die  bekannte 
Cosel-Oderborgcr  (Wilhelmsbahn),  deren  Dividende  von  47o  iß  1S50  auf  12  in 
1854  u.  lliVuin  1855  gestiegen,  dann  von  1856  an  Jahre  lang  Null  war  u.  erst  in 
den  letzten  Jahren  wieder  zum  Vorschein  kam.  Der  Curs,  185G  noch  227,  sank  bis 
Ende  1857  auf  cini«j:e  40%  und  war  J.  lang  ungof.  so.  Jener  Umschwung  im  J.  185tJ 
war  die  Folge  der  Eröffnung  der  österr.  ConcurrenzÜnic  Oderberg-Krakau  ganz  auf 
Österreich.  Gebiet,  während  dieser  Verkehr  bisher  über  die  Wilhelmsbahn  gegangen 
war;  ferner  des  Baues  zweier  unrentabler  Zweigbahnen.  Enormer  Curswechsel  auch 
seit  1871  bei  manchen  deutschen  Bahnen,  Berl.-Magdeb.,  Magdeb.-Halbcrst.  u.  a.  m. 

3.  Die  Ausgabe  von  Prioritätsobligationen  der  Privat- 
babnen  und  die  Schuldaufnahme  des  Staats  zu  Eisenbahn- 
zwecken sind  ganz  gleichartige  Operationen,  auch  wenn 
die  Staatsbahnen  nicht  ausdrücklich  als  specielles  Pfand  der 
Staatseisenbahnschulden  bestellt  werden.  In  beiden  Fällen  besteht 
eine  geringere  Abhängigkeit  von  der  Lage  des  Geldmarkts  als  bei 
der  Actienausgabe ,  jedoch  bei  der  Staatsbahn  zu  deren  Vortheil 
llir  das  ganze  Baukapital,  bei  der  Privatbahn  bloss  Itir  den  oft 
kleineren,  mitunter  ganz  fehlenden  Theil  des  Baukapitals,  welcher 
durch  Prioritätsobligationen  gedeckt  wird.  Sonst  ist  derjenige 
von  beiden,  Staat  oder  Privatgesellschaft,  in  Betreff  der  Kapital- 
beschaffung günstiger  gestellt,  der  die  Schulden  vortheilhafter,  also 
namentlich  billiger  aufnehmen  kann.  In  dieser  Hinsicht  gilt  Folgendes: 
a)  Die  Möglichkeit  oder  Leichtigkeit,  eine  Anleihe  zu  begeben, 
und  die  jeweilige  Höhe  des  Kealzinsfusses  der  Bahnschulden  (oder 
des  Emissionscurses  bei  einem  bestimmten  Nominalzinsfuss)  hängen 
einmal  von  der  Lage  des  Geldmarkts  ab.  Hier  wird  eine 
Gesellschaft  selten  vor  dem  Staate  im  Vortheil  sein. 

Ist  der  Geldmarkt  durch  wirthschaftliclie  Verhältnisse  gestört  (Handels-  und 
('reditkrisen ,  stark  passive  Zahlungsbilanz  z.  B.  bei  Missernten  u.  d;;!.  m.),  so  wird 
der  Zinsfuss  höher  sein,  für  das  Privatpapier  aber  eher  mehr  als  für  das  Staatspapier 
steigen  (bez.  der  Curs  sinken).  Auch  die  Begebung  einer  Eisenbahnanleihe  wird  dem 
Staate  in  solcher  Zeit  immer  noch  leichter  werden.  Bei  einer  Störung  des  (ieldmarkts 
durch  politische  Verhaltnisse,  namentlich  wenn  diese  den  eignen  Staat  betreuen  — 
also  besonders  im  Kriegsfall  —  wird  dem  St?iatc  die  Begebung  einer  Eisenbalmanleihc 
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momentan  vielleicht  schwerer  werden  und  nur  zu  ungunstigeren  Bedingungen  gelingen 
als  einer  Gesellschaft.  Aber  die  Erfahrung  zeigt,  dass  t<ich  Cursstand  und  Anleäe- 
bedingungen  doch  fUr  die  Obligationen  beider  Schuldner  in  solcher  Zeit  ziemlich 
gleichmässig  verschlechtern,  mitunter  selbst  für  die  Privatpapiere  noch  mehr,  — 
wegen  der  geringeren  Ausdehnung  ihres  Markts.  Der  Fall  ist  indessen  wenig  praktisch, 
denn  in  Kriegszeiten  werden  nicht  leicht  für  Eisenbahnen  neue  Anleihen  aufgelegt 
werden.  Die  besten  deutschen  Eisenbahnprior,  standen  in  der  Zeit  niedriger  Curse  in 
d(.'n  letzten  Jahren  vor  dem  franzOs.  Kriege,  ferner  während  desselben  u.  stehen  jetzt 
wieder  bei  dem  hohen  Gursstande  nach  dem  Kriege  etwas  ungünstiger  als  die  preuss. 
u.  mittelstaatl.  Staatspap.  gleichen  Zinsfusses.  Dabei  ist  der  Curs  der  älteren  Prior, 
durch  die  Tilgung  oft  noch  etwas  erhöht.  Nur  die  erste  Panique  im  Juli  1870  bat 
die  preussisch.  Staatspapiorcurse  etwas  mehr  ak  die  der  Prioritäten  geworfen,  wobei 
aber  die  letzteren  Curse  z.  Th.  nur  nominell  waren  und  eben  später  die  Ausgleichung 
erfolgte. 

b)  Sonst  kommt  noch  der  regelmässige  Durchschnitts- 
Credit  der  Schuldner  in  Betracht.  Ein  Staat  in  guter 
Finanzlage  erhält  für  Eisenbahnzwecke  zumal  das  Kapital  notorisch 
eher  noch  etwas  billiger  als  selbst  eine  gute  Privatbahn  auf  eine 
frühe  Priorität. 

Z.  B.  1877  4Vo  preuss.  Staatspap.  95—96,  4VjVo  consolid.  Anleihe  101  u. 
darüber,  beste  -IVaVo  Prior.  100,  vielfach  96—98. 

Ein  Staat  mit  schlechten  Finanzen,  etwa  mit  starkem 
chronischen  Deficit,  muss  allgemein  zu  viel  höheren  Zinsen  oder 
niedrigeren  Cursen  anleihen,  auch  für  Eisenbahn-  und  ähnlich  pro- 
dnetive  Zwecke.  Aber  dies  beeinflusst  oft  auch  die  Bedingungen, 
den  Zinsfuss  und  Curs,  unter  denen  eine  Eisenbahngesellschaft 
seines  Landes  Credit  findet,  so  dass  der  Unterschied  zu  Gunsten 
der  Privatbahn  wenigstens  nicht  immer  gross  ist. 

Die  zahlreichen  österr.  Eisenbahnprior,  stehen  s&mmtlich  erheblich  schlechter 
als  die  deutschen,  aber  doch  seit  Jahren  die  besseren  unter  ihnen  (Nordb.,  franzOs. 
Staatsb.)  höher  als  die  Staatspapiere.  Dies  Yerh&ltniss  ist  jedoch  das  Product  der 
österr.  polit.  u.  Finanzgeschicbte  der  letzten  20  Jahre.  In  den  50er  Jahren  noch,  also 
zur  Zeit  der  grossen  Eisenbahnära  nach  1854,  waren  die  Curse  der  Staatapapiere  u. 
der  Priorit.  wenig  verschieden,  z.  B.  im  Dec.  1858  (wo  Silber  fast  kein  Agio  hatte) 
5«/oige  Staatspap.  85—86,  selbst  Nordbahnprior.  5*»/o  nur  90—91,  37o  Staatsbahn- 
prior. 577o  Pap- 

Papiergeld wirthschaft,  hohe  Couponbtenem  bedrohen  die  Sicherheit  beider  Arten 
der  Kapitalanlage,  auch  wenn  die  Papiere  auf  Metallwähning  lauten  und  ihnen  Steuer- 
freiheit versprochen  ist.  liegelmässi*^  können  ferner  nur  gute  Pnontätsobligationcu 
von  Privatbahnen  mit  Staatspapieren  erfolgreich  concurrircn.  Bei  einer  späten  un- 
sicheren Priorität  und  bei  schlechten  Bahnen  verschlechtern  sich  die  Anleihebedingungen 
oder  der  Staat  muss  die  Zinsen  garantiren.  Wird  diese  Zinsgarantie  muthmasslich 
praktisch,  so  wird  sieb  für  das  Bahnpapier  auch  kein  besserer  Curs  als  für  das  Staats- 
papier ergeben.  Prioritätsobligationcn  stark  verschuldeter  oder  schlechter  Bahnen 
werden  aber  noch  ungünstiger  als  neue  Eisenbahnschulden  eines  bereits  mit  solchen 
sehr  belasteten  Staats  zu  begeben  sein.  Denn  das  ganze  Staatsbahn wesen  stellt  doch 
eine  Finanzeinheit  dar,  die  guten  wie  die  schlechten  Abschlüsse  troffen  die  eine 
Staatskasse,  so  dass  die  letzteren  leichter  zu  tragen  sind.  Bei  den  getrennten  Finanzen 
der  Privatbahnen  hängt  Alles  von  den  speciellen  Ergebnissen  der  einzelnen  Bahn  ab. 
Ausserdem  kommt  dann  noch  die  allgemeine  Garantie  der  Staatskasse  den  Staatsbahnen 
zu  Gute. 

Bei  der  VorzO^^lichkcit  fast  aller  deutscher  Bahnprior,  ist  in  dem  Gursstande 
i\oT  verschied.  Emissionen  einer  Bahn  u.  selbst  der  Priorit  verschied.  Bahnen  kaum 
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ein  Cnferschied  zu  bemerken,  der  anf  verschied.  CreditwUrdigkeit  zarückzufuliren  wäre. 
Denn  der  kleine  öfters  zu  findende  Unterschied  —  etwas  höherer  Curs  d.  Prior, 
früherer  Emiss.  und  der  Prior,  alter  Bahnen  —  erklärt  sich  meist  aus  der  bei  diesen 
schon  weiter  geschrittenen  Tilgung  u.  aus  der  noch  nicht  vollständig  erfolgten  festen 
Classimug  der  jüngeren  Papiere.  Aber  bei  fremden  Bahnen  treten  die  Unter- 
schiede schon  hervor,  z.  B.  Oesterr.  Galiz.  Prior.  (.1877)  1.  Em.  84—85,  2.  E.  82, 
3.  E.  79—80,  4.  E.  78—79. 

So  wird  den  Privatbabnen  nur  selten  ein  Vorzug  vor  den  Staats- 
babnen  in  Betreff  der  Kapitalbeschaffung  einzuräumen  sein.  Nur 
bei  ausserordentlicher  Zerrüttung  der  Staatsfinanzen  kann  ein  solcher 
erheblicher  werden.  Dies  wird  dann  vielleicht  zur  Wahl  des  Privat- 
bahnwesens zwingen,  wie  es  auch  vorgekommen  ist. 

Hauptbeisp.:  Oesterreich  seit  1855,  auch  Italien.  Dennoch  in  Ungarn 
Staatsbahnbau  wieder  begonnen,  jetzt  auch  in  West-Oesterr.  n.  Ankauf  ?.  Privatbahnen 
wieder  in  Italien. 

Darin  zeigt  sich  jedoch  nur  eine  weitere  schlimme  Folge  der 
schlechten  Finanzlage  und  keinerlei  massgebender  und  zur  Nach- 
ahmung auffordernder  Vorgang  für  die  principielle  Entscheidung 
der  Frage. 

Wie  im  Grunde  wieder  Stein  die  Sache  aufiasst,  Handb.  d.  Vcrwaltungslchre, 
S.  210:  dem  Princip  nach  solle  der  Staat  sich  lelber  seine  Bahnen  bauen  u.  ^ie  selbst 
v«'rwalten.  Allein  er  könne  es  niclit.  theils  weil  die  Bahnen  ein  zu  gros.scs  Kapital 
forderten,  theils  weil  sie  den  Charactcr  v.  ünternehniun?:en  hätten,  die  der  Staat  nie 
icut  verwalte.  Wahr  zeitweise  in  Oesterreich,  unwahr  in  vielen  anderen  Ländern. 
Mehrfach  abweichend  von  meiner  Auffassung  Sax  II,  146  ff,  149  ff.  Er  meint  u.  A. 
„die  stossweise  Beschaffung  der  Kapitalien  zu  Bahnbauten  sei  kein  Unglück  für  die 
ü««>animtwirthschaft'\  Das  ist  sie  vielfach.  Die  Gesammtwirkung  auf  die  Volkswirth- 
schaft  ist  so  uachtheilig.  Vermeiden  kann  das  der  Staat  durch  Regelung  der  Con- 
cessionen  aber  nicht  genügend,  weil  die  Ertheilunjr  der  letzteren  vom  Stand  des  Geld* 
markts  abhängt  Beim  Staatsbahnbau  lässt  sich  die>e  „stossweise  Beschaffung''  ver- 
meiden,  was  ich  auch  geireu  Nasse  (Abb.  Vcrhttt.  v.  Prod.krisen,  im  Jahrb.  d.  D. 
Keichs  1S79  S.  167  ff.)  festhalte.  S.  Grundleg.  2.  A.  S.  473.  Auch  in  d.  Bemerk. 
II,  151  über  Agiotage  u.  Curswechsel  kann  ich  Sax  nicht  beistimmen. 

§.273.  —  C.  Beschaffenheit  des  Bahnbaus  und  Bau- 
kosten. Hinsichtlich  dieses  und  des  folgenden  Punctes  wird  von 
den  Gegnern  der  Staatsbahnen  noch  häufig  ein  „natürlicher*' 
und  „erfahrungsmässiger"  Vorzug  der  Privatbahn  be- 
hauptet, weil  eben  in  solchen  Dingen  „immer"  die  Privatunter- 
nehmung besser  wirthschafte.  Danach  sollen  denn  die  Privat- 
bahnen regelmässig  zweckmässiger  und  wohlfeiler  gebaut 
werden  als  die  Staatsbahnen,  weil  Staatsbeamte  weniger  practisches 
Verständniss  der  Verkehrsbedürfnisse,  um  zweckmässig  und  weniger 
oder  gar  kein  eigenes  Interesse  hätten,  um  wohlfeil  zu  bauen. 
Mit  Staatsgeld,  „auf  Regiments  Unkosten"  werde  notorisch  immer 
verschwenderischer  umgegangen. 

Diese  Behauptungen  sind  jedoch  nicht  nur  durch  die  Erfah- 
rung   in   keiner   Weise   zu    begründen:  es  lässt  sich  auch  leicht 
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nachweisen,  dass  hier  gar  kein  innerer  ,,natttrlicher^' 
Grund  einen  Vorzug  der  Actiengesellschaft  bedingt,  welcher  letzteren 
gerade  in  diesen  Puncten  die  Vorzüge  der  Privatunternehmung  rein 
angedichtet  werden. 

Stroussberg  nimmt  die  Gen.-Entreprise  u.  Aelmlichcs  in  Schulz  bei  Prirat- 
bahncn,  wegen  der  Schwerfälligkeit  der  Baoloitung  einer  Actiengesellschaft.  Die 
Actiengesellschaft  steht  aber  auch  der  Staatsferwaltuu«:  hier  nicht  unbedin^  nach. 
Einzelne  Erfahrungsthatsachen  lassen  sich  nur  zur  Entscheidung  einer  holcben 
Frage  schwer  verwerthen  und  am  Wenigsten  kann  man  aus  ihnen  eine  allgemein 
gültige  Regel  ableiten.  Bald  ist  eine^PriFat-,  bald  eitie  Staatsbahn  überlegen.  Land 
und  Zeit  entscheiden  hierbei  wesentlich  mit.  Aus  dem  inneren  Wesen  beider 
Verwaltungen  kann  man  aber  mindestens  ebensoviel,  ja  eigentlich  mehr  Gründe  für 
den  Vorzug  der  Staatsbahn  wie  der  Privatbahn  ableiten.  Der  gute,  zweckmässige 
und  wohlfeile  Bau  einer  Eisenbahn  hängt  oilenbar  von  drei  Umständen  ab:  vom  Können , 
Wollen  und  Müssen  der  den  Bau  leitenden  und  ausführenden  Personen.  In  allen 
drei  Beziehungen  mOclite  aus  inneren  Gründon  eher  noch  der  Staatsverwaltung  vor 
derjenigen  der  Actiengesellschaft  der  Vorzug  einzuräumen  sein,  wenn  auch  nicht 
immer  unbedingt  in  praxi  und  wenn  auch  bei  der  Staatsverwaltung  mitunter  wieder 
eine  specifische  bnreaukratischo  Schwerfälligkeit  vorkommen  kann. 

Wesentlich  beistimmend  Sax  II,  152  ff.  nur  mit  einigen  Einwendungen  gegen 
meine  Acusserun^en  in  d.  2.  Aufl.  über  gewisse  Verwaltungsmissbräuche.  Ganz  wider- 
legt bin  ich  dadurch  m.  £.  nicht  In  der  Sache  selbst  glaubte  ich  aber  doch  die 
eingehendere  Beweisführung  hinsichtlich  der  Momente  „Können,  Wollen,  Müssen** 
(vor.  Aufl.  S.  571—573)  als  kaum  mehr  nothwendig  hier  jetzt  woglassen  zu  können. 

Mitunter  wird  in  der  Kostenfrage  selbst  der  Versuch  gemacht, 
mit  genauen  statistischen  Vergleichen  der  relativen 
Baukosten  (p.  Meile)  fttr  oder  gegen  das  eine  oder  andere 
System  etwas  zu  beweisen.  Allein  es  ist  klar,  dass  zwei  ver- 
schiedene Bahnen,  selbst  in  sehr  ähnlichen  Terrainverhältnissen, 
niemals  eine  derartige  irgend  genaue  Vergleichung  gestatten. 
Denn  die  Umstände,  welche  nachweisbar  in  erster  Linie  immer 
die  Kosten  bestimmen,  sind  stets  mehr  oder  weniger  verschieden. 
Ob  überhaupt  etwas  und  wieviel  von  dem  Kostenunterschiede 
ausserdem  auf  den  Umstand  der  Verschiedenheit  der  Verwaltnngs- 
Systeme  zu  setzen  ist,  lässt  sich  schlechterdings  nicht  ermessen. 

Genau  ein  und  dieselbe,  gleich  ausgestattete  Linie  müsstc  zu  derselben  Zeit  von 
einer  Gesellschaft  und  vom  Staate  gebaut  und  dieses  Experiment  so  und  so  oft  wieder- 
holt sein,  um  Beobachtungsfehler  und  zufällige  Einflüsse  zu  eliminircn,  wenn  ein 
solcher  Vergleich  nur  cinigermassen  statthaft  sein  sollte. 

Jede  eingehendere  Kostenstatistik  von  Eisenbahnen  zeigt,  dass  der  Wcrth 
des  Grund  und  Bodens,  die  Tt'rrainbescliaffenhcit.  wovon  der  Umfang  dor  eigentlichen 
Erdarbeiten  (Bewegung  von  Erdmasse)  u.  a.  m.  hauptsächlich  abhängt,  das  Vorkomm«'n 
von  grossen  Einschnitten,  Tunneln,  grossen  Dänmcn,  Viaducten,  BrUcken,  die  von  der 
Bahnfre([Urnz  abhängijj^e  Masse  des  Fahrmatorials ,  sen^tverständlicli  die  Ein-  otlcr 
Doppelgleisigkeit  der  Bahn  u.  v.  a.  m.  die  grö-^ten  Verschiedenheiten  der  Kosten  be- 
dingen. Ebenso  ist  die  Zeit  des  Bahubaus  auch  in  derselben  Gegend  wegen  der  Ver- 
änderung der  Preise  und  Lohne  von  wesentlich<'m  Einflüsse.  Endlich  ist  doch  auch 
schon  jetzt  der  ..Kang**  einer  Bahn  im  Transportsystem  —  ob  Haupt-,  ob  Secundär- 
bahn  u.  s.  w.  —  von  Einfluss  auf  die  Baukosten ,  so  wenig  leider  bisher  gewöhnlich 
bei  Staats-  und  Privatbalinen  diese  vei-schiedene  natürliche  Kangordnung  einer  Bahn 
far  Anlage,  Bau,  Ausstattung  genUgcnd  berücksichtigt  wurde  (S.  folg.  Abschnitt). 
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Auch  aus  statistischen  DurcLscbaittszalilcn  für  eine  grössere  Anzahl 
oder  für  alle  Privat-  und  Staatsbahnen  eines  oder  mehrerer  Länder  ist  der  etwaige 
Einfloss  des  Yerwaltan<:r^aioments  auf  die  Kosten  nicht  zu  ermitteln.  Denn  auch  diese 
Zahlen  werden  ganz  ?on  obigen  Fnctoren  bestimmt. 

Eine  Vergleichung  von  ungefähr  gleichzeitig  gebauten  Bahnen  in  Nachbarschaft 
und  in  ungefähr  gleichen  Terrain  Verhältnissen  zci«rt,  dass  alsdann  auch  die  Kosten 
sich  nicht  so  verschieden  stellen.  Aber  ob  es  Staats-  oder  Privatbahnen  sind,  ist 
hierfür  ganz  gleichgültig. 

Die  unmittelbare  Beobachtung  und  Prüfung  kann  im  concretcn  Falle  gewiss  oft 
theueren,  verschwenderischen  oder  einfachen,  sparsamen  Bau  nachweisen  und  /eigen, 
wie  dies  hier  mit  dem  Staats-  oder  Privatbahnsystem  zusammenhängt.  Daraus  mag 
mitunter  fUr  ein  bestimmtes  Land  eine  Folgerung  in  der  Streitfrage  hervorjrehen, 
nicht  aber  fUr  die  principielle  Entscheidung  der  Frage.  Und  sicherlich  wird  sich 
bei  der  nöthigen  zeitlichen  und  räumlichen  Ausdehnung  solcher  directer  Beobachtungen 
wieder  Licht  und  Schatten  bei  beiden  Systemen  gleichmässig  vertlieilt  finden. 

Hier  einige  Beispiele  aus  d.  prouss.  Eisenbahnstatistik  fUr  1869,  die  aus  d. 
früheren  Aufl.  herübergenommen  worden,  da  es  zweckmässig  erscheint,  etwas  ältere 
Daten  zu  vergleichen,  statt  der  neueren,  bei  denen  die  grosse  Umgestaltung  der  volks- 
wirthschaftlichen  Verhältnisse  von  Einfluss  war.  Die  Daten  aus  den  letzten  Jahren, 
wo  durch  die  grossen  Verstaatlichungen  Alles  verschoben  ist,  eignen  sich  zum  Ver- 
gleich noch  weniger.  FUr  die  Systemfragc  ist  aus  Daten,  wie  den  folgenden,  wie 
gesagt  nichts  zu  entnehmen,  wohl  aber  geben  dieselben  einen  Einblick  in  die  Bau- 
kosten u.  damit  in  die  finanziell  besonders  wichtige  Seite  des  Eisenbahnwesens.  Des- 
halb habe  ich  diese  üebersicliten  auch  in  «lieser  Aufl.  beibehalten.  Kosten  p.  Meile 
in  lOOOen  Thlm.  u.  in  Procenten  der  Gesammtkosten,  wobei  hier  nur  die  Ilauptposten 
aufgeführt  sind.  Die  amtliche  Statistik  specificirt  noch  etwas  weiter  (zu  d.  Enlarb. 
wurden  die  Ausg.  für  Böschungen,  Einfriedigungen.  Wege  Übergänge ,  zu  Bahnhöfen 
u.  Wärtcrh.  die  Signale,  zum  Aufwand  für  Verwalt.  u.  Zinsen  wahrend  der  Bauzeit 
auch  der  für  ausserord.  Anlagen  u.  Insgemein  gerechnet).  Die  Statistik  des  Vereins 
D.  Eisen  bahn  Verwaltungen  entliält  ähnliche  Daten  auch  über  die  meisten  anderen  D. 
Bahnen.  Die  Daten  beider  Werke  stimmen  übrigens  nicht  immer  ganz  genau  überein. 
Die  in  dem  2.  Werke  befindliche  Kubrik  „Ausgaben  für  Vorarbeiten"  fehlt  in  d. 
preuss.  amtl.  Statistik,  z.  Th.  befinden  sich  auch  darunter  Zinsen  wälirend  der  Bau- 
zeit. In  Bezug  auf  Berechnung  der  letzteren  besteht  übrigens  auch  manche  Ver- 
schiedenheit. Bei  den  Staatsbahncn  pflegen  sie  nicht  eingerechnet  zu  werden,  so  dass 
die  Zahlen  für  die.-e  insofern  etwas  zu  niedrig  sind. 


Granderworb 


Staatsbahnen 

Preuss.  Ostb 

Westfkl 

Saarbr 

Nass 

Privatbahnen 

Berg.-Märk 

Dsgl.  Ruhr- Sieg    .  .  . 
Berl.-Stett.  Ilauptb. .  . 

Berl.-IIamb 

Berl.-Anh 

Berl.-Magd 

Magd.Halberst 

Thüring 

Cöln-Mind.  Ilauptb.   . 
B  heinische 


1000 
Thlr. 


32 

37 

68 

103 

92 
71 
52 
38 
42 
67 
41 
61 
54 
114 


0' 


Erd- 
arbeiten etc. 


6-70 

7*09 

7-96 

13  54 

11-42 
7-59 
9-89 
9-38 

1182 
8-80 
8-74 

11.01 
5-99 

15-25 


1000 
Thlr. 


64 

85 

161 

113 

132 
135 
84 
60 
42 
54 
53 
109 
87 
87 


13-33 
16-23 
1893 
14-92 

16-38 
14-46 
15-99 
14-67 
11-76 

7-12 
11-30 
19-74 

9-1^6 
11-59 


Drücken. 
Durchl&ssc 

1000  I     0, 
Thlr.  '      '" 


82     17-18 

60  I  11-45 

62       7-31 

102  1  13-51 


54 
84 
54 
41 
31 
88 
27 
69 
74 
58 


Tunnelh 


670 
8-91 

1017 
9-91 
866 

11-53 
5-81 

12-43 
8-26 
7-76 


1000 
Thlr. 


18 
38 
69 


Oberbau 


3-92 

45 

9-05 


II    i    1-32 

152    .  16*20 

0-3     0  05 


5 

31 


0  93 
4-21 


1000 
Thlr. 

125 
126 
171 

112 


178 
158 
133 
107 
120 
199 
114 
132 
182 
157 


in 


2600 
24-02 
2003 
14-72 


22-11 
1680 
25  09 
25-96 
33-57 
26-20 
24-13 
23-9S 
20  10 
2107 


682       3.  B.  Onl.  Einn.    2.  K.  Prifatcrwcrl).     5.  II.  A.  Eisciiljalmcu.  §.  273. 


Staattibalinon 

Ostbalui     

Westfäl 

Saarbr 

Xass 

Privatbahiu'u 
Berg.-Märk. 


Ds«^l.  Ruhr-Sieg 

Borl.-Stctt.  H.  b 

Bcrl.-Haiiib 

Bcrl.-AnlL 

Bcil-Maj^d 

Magd.-llalb 

Thurinji: 

Cölu-Mind.  II.  B 

Khcinische 


Dahnhdfe. 
WirtcrhÄusor 


1000 
Thlr. 


75 

73 

106 

68 


c. 


72 

67 
82 
66 
36 
81 
60 
42 
89 
77 


15-55 

18-98 

12-49 

8-96 

G.  8-92 

719 

15-53 

16-14 

10-16 

10  64 

12  63 

7-70 

9-84 

1012 


1 

Botriel)6inat«r. 

1000 
Thlr. 

76 

1578 

85 

1615 

204 

23-93 

84 

11-04 

143 

17-74 

152 

16-24 

68 

12-92 

40 

9-70 

38 

10-68 

156 

20-41 

112 

22-19 

64 

11.68 

311 

34-44 

116  1 

15-58 

Aui«©rord., 

iDsg.  Verwalt, 

Bauzins.  etc. 

1000           0 
Thlr.        _  _o 

Somma 
)>.  M. 

1000  Thlr. 

26 

5-40 

4  SO 

40 

7-67 

525 

41 

4-82 

851 

108 

13-26 

759 

127 

15-79 

805 

118 

12-60 

93S 

82 

19-30 

407 

? 

? 

476 

48 

13-85 

359 

117 

15:U 

762 

65 

13-75 

472 

69 

12-53 

551 

106 

11-71 

904 

108  . 

14-42 

747 

Die  Ko&tcD  der  scliiefon  Ebenen,  die  bei  d.  Berg.-Märk.  und  Rhein.  B.  Torkominen, 
sind  zu  dem  letzten  Titel  (xVusserord.  u.  s.  w.)  gerechnet.  —  Verhältnissmössig  die 
gröbste  Gleichheit  des  absol.  und  relat  Aufwands  bestellt  noch  beim  Oberbau 
(Schienen,  Schwellen,  Drehscheiben  u.  s.  w.),  wo  die  grössere  oder  geringere  Aus- 
dehnung des  zweiten  Gleises,  der  Bahnhofschienen  u.  s.  w.  die  meiste  Verschiedenheit 
bewirken  wird.  Der  stärkste  Unterschied  besteht  in  den  Kosten  des  Betriebs- 
materials, wie  selbst  ähnlich  situirte  Bahnen  wie  die  drei  grossen  westlichen  Linien 
in  ob.  Uebcrsicht  (Cöln-Mind. ,  Berg.-Märk.  und  Rhein.)  u.  wie  Borl.-Anh.  u.  Beii.- 
Hamb.  einer-,  Berl.-Magdeb.  anderers.  zeigen.  Ftlr  die  Abhängigkeit  der  Kosten  von 
der  Privat-  oder  Staatsven^altung  wäre  es  nicht  ohne  Interesse,  zu  sehen,  wie  die 
sog.  General entreprise  sich  herausstellt.  Aber  auch  hier  ist  der  Einfluss  der  einzelnen 
obigen  Factorcn  natürlich  massgebend  u.  beim  Vergleich  weiss  man  nicht,  wie  die 
Arbeit  qualitativ  ausgefallen  ist.  Tilsit- Insterburg  mit  446,000,  Berlin  -  Görlitz  mit 
434,000  Thlr.  p.  Meile  in  Gcneralentreprise  gebaut  erscheinen  nicht  eben  wohlfeil 
u.  manche  Klagen  verlauten  über  die  Baubcschaffenheit  der  letzteren.  Die  sclileswig*- 
schen  Bahnen  kamen  nach  diesem  System  auf  326,000  Thlr.,  fast  genau  dieseli>o 
Summe,  wie  für  Altona-Kicl  (329,000  Thlr.),  welche  Linie  von  der  Privatverwal  tu  ng. 
allerdings  früher,  gebaut  wurde.  (Vgl.  über  Generalentreprise  Stroussb er g  a.a.  0., 
naro.  auch  Über  die  Möglichk.  seiner  Gewinno  dabei,  wo  sich  allerdings  der  Vortheil 
des  für  sich  handelnden  Privatunternehmers  zeigt.  S.  209  ff.).  —  Bemerkenswerth 
ist,  dass  die  neuen  Bauten  immer  theurer  und  die  Durchschnittskoston  p.  Molle  in 
den  grossen  Balinnetzen  immer  höher  ausfallen.  Zum  Theil  hängt  dies  wohl  mit 
Lohn-  und  Preissteigerungen,  auch  des  Bodens,  (so  bes.  in  neuester  Zeit),  mehr  aber 
gewiss  noch  mit  der  starken  Vermehrang  des  Betriebsmaterials  und  mit  den  grösseren 
t(xhnischen  Schwierigkeiten  der  neuen  Bahnen  zusammen.  Denn  in  der  Gegenwart 
werden  solche  Schwierigkeiten  gerade  wegen  der  Fortschritte  der  Technik  nicht  mehr 
so  gescheut  wie  früher  u.  deshalb  schwierigere  Linien  unternommen,  auch  in  bergigem 
Terrain  u.  s.  w.  Das  verwendete  Kapital  p.  Meile  ist  bei  den  preuss.  Bahnen  fast 
ohne  jede  üi»terbrechung  jahrlich  gestiegen,  aber  noch  stärker  vermehrte  sich  relativ 
der  Giiterwagenpark,  ferner  auch  die  Locomotivenzahl,  z.  B.  per  Meile 

Kapital  Locomot.  Personenwagen  Guterwagen. 

Stück  Stück  Stück 

1S44  296,190  1-2  6  0  11*8 

1855  413,771  16  32  24*7 

1863  524,433  20  30  42*2 

1867  549,565  2*3  35  53'5 
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Kapital  Locomot.  Pcrsoneuvagcii  Güterwagen. 

Stück  Stück  Stück 

1868  540,795  2*2  3*6  48-7 

1869  552,072  24  3*8  510 
1874            630,660                     32                       4*2                      69*8 

Die  Zahlen  v.  1S68  an  incl.  neue  Profinzen;  daher  die  Veränderung  der  Durchschnitts- 
grösscn,  aher  schon  1869  die  alte  Richtung.  In  England  sind  dagegen  die  relativen 
Baukosten  seit  25  Jabren  nur  wenig  gestiegen.  £ä  ist  auch  nur  ein  Zufall,  dass  z.  B. 
in  Preassen  die  Durchschnitte  für  Staats-  und  Privatbahnen  fast  gleich  sind,  wie 
1869  p.  M.  für  jene  551,970.  für  diese  552,905  Thlr.  oder  wie  1874  82,857  Thlr. 
p*  Kil.  f.  d.  Staats-,  79,289  Thlr.  f.  d.  Privatbahnen  in  eig.  Verwalt  (101,176  Tblr. 
f.  d.  Privatb.  in  Staats  verwalt.).  Innerhalb  der  Staatsbahnen  finden  sich  beim  Ver- 
gleich der  unter  einer  besond.  Verwaltung  stehenden  Linien  Unterschiede  wie  4  :  7 
(Ostb.  u.  Saarbrücker) ;  innerh.  der  Privatb.  wie  1  zu  fast  5  (Rhein-Naheb.  ja,  Neisse- 
Brieger)  (in  1869).  Vergleicht  man  die  einzelnen  Bahnlinien  nach  diesen  Kostcn- 
dorchschnitten ,  so  stehen  in  1869  in  Preussen  die  westlichen  Bahnen  im  Ganzen 
oben,  die  nördlichen  u.  östlichen  unten  in  der  Reihe  der  Meilenkostcn ,  doch  mit 
bemorkenswertlien  Ausnahmen,  z.  B.  unter  den  theueren  die  niederschles.-märk.  (Berl.- 
Bresl.,  von  einer  Privatges.  gebaut)  u.  d.  Berl.-Magdeb.  Neben  den  schwierigeren 
Terrainverhältnissen,  grösserem  Verkehr,  also  Betriebsmaterial  sind  höhere  Preise  u.> 
Löhne  im  Westen  daran  wohl  Schuld.  —  Uebrigens  sind  alle  Schlüsse  aus  den  Mcilcn- 
kosten  der  einzelnen  Bahnunternehmungen  mit  Vorsicht  zu  ziehen,  denn  der  zufällige 
Umstand,  ob  eine  Bahn  z.  B.  hier  aufhört  oder  ein  paar  Meilen  weiter  ^eht,  bewirkt 
oft,  dass  besonders  kostspielige  (z.  B.  Tunnels,  Brücken  u.  s.  w.)  oder  billige  Strecken 
(z.  B.  in  der  Ebene)  bald  bei  dieser,  bald  bei  jener  Bahn  eingerechnet  werden,  wo- 
durch sich,  vollends  bei  kürzeren  Bahnen,  die  Durchschnitte  sehr  verändern.  Es  ist 
dies  auch  beim  Vergleich  zwischen  Staats-  und  Privatbahnen  zu  beachten,  namentl. 
zwischen  grossen  Staatsbahnnetzen  u.  kleineren  Privatlinicn.  Die  Durchschnittskosten 
der  crsteren  sind  mehr  wirkliche  Mittelwerthe ,  weil  der  Einflu^s  theurer  und  billiger 
Strecken,  die  meistens  beide  vorkommen,  hier  schon  ausgeglichen  ist.  Dies  zeigt  sich 
z.  B.  in  dem  oben  erwähnten  kleineren  Kostenunterscbied  der  einzelnen  prcuss. 
Staatsbahnen  gegenüber  dem  grösseren  der  einzelnen  Privatbahnen. 

Nach  der  oben  gen.  amtl.  Eisenb.  Statist,  f.  ISSO/Sl  stellen  sich  die  Kosten  f. 
alle  deutsche  Bahnen  auf  248,850  M.  p.  Kil..  der  Staatsbahnen  auf  263,023,  der 
Priv.bahnen  unter  Staatsverwalt.  auf  281.503,  unter  Priv.verwalt.  auf  191,279  M., 
woraus  höchstens  das  Eine  folgt,  dass  die  alten  wohlfeilen  gut  fundirten  u.  hoch 
rentirenden /Priv.bahnen  mit  wegen  ihrer  Theuerheit  bis  daliin  noch  nicht  erworben 
werden  konnten.  Die  Quoten  der  Hajiiptkostentheile  weichen  wenig  bei  den  verschied. 
Kategorieen  ab,  (Staatsb.  —  worunter  freilich  viele  alte  Priv.bahnen  —  u.  Priv.bahnen 
in  eigener  Verwalt.  bez.  Grunderwerb  10*55  u.  11*40,  Herstell,  d.  Bahnkörpers  durch 
Erdarb.  15*16  u.  16*00,  Wcgeüberg.  u.  Einfriedig.  2*45  u.  213,  Durchlässe.  Brücken 
1011  u.  7*87,  Tunnels  2*45  u.  0*98,  Oberbau  21-95  u.  24*71,  Signale.  Bahnhöfe, 
Haltestellen.  Werkst.  14*45  u.  14*82,  Betriebsmittel  u.  And.  22*8b  u.  22'097u). 

§.  274.  D.  Betrieb,  Betriebskosten. 
1.  Betrieb.     Relativ  ist  auch  hier  Alles. 

Häufig  wird  den  Privatbahnen  vor  den  Staatsbahnen  nachgerühmt:  grössere 
Kacksicht  auf  Bedürfnisse  und  Wünsche  des  Publicums,  conlantcrcr  Betrieb,  mehr 
nach  kaufmännischer  statt  nach  bureaukratischer  Art,  besonders  im  Güterverkehr, 
grössere  Höflichkeit,  Gefälligkeit  des  Personals  u.  s.  w.  Mitunter  hört  man  aber  auch 
den  Staatsbahnen  in  Betreff  solcher  Puncto  den  Yoneug  geben.  Es  ist  klar,  dass  sich 
keine  allgemeinen  ürtheile  dieser  Art  fällen  lassen  und  dass  sich  weder  aus  dem 
Wesen  der  Sache,  noch  aus  der  Erfahrung  ein  solcher  Vorzug  der  Staats-  oder 
Privatbahnen  ergiebt.  Bezeichnend  genug  wechseln  selbst  in  kurzer  Zeit  die  Meinungen 
im  Publicum  in  solchen  Dingen.  Die  Verhältnisse  der  Zeit  und  des  Landes  sind 
eben  entscheidend.    Aber  für  die  principielle  Frage  folgt  aus  solchen  Unheilcn  nichts. 

Eher  lässt  sich  schon  in  Ordnung  und  PUnctlichkeit,  Sicherheit  und  Schnelligkeit 
des  Betriebs.  Unparteilichkeit  und  Unbestechlichkeit  des  Dienstpersonals  im  Staats- 
und Privatbahnsystem  eine  characteristische  Verschiedenheit  nachweisen,  obwohl  auch 


684       3.  B.  Ord.  Eiiui.     2.  K.  Privalorwcrb.     5.  II.  A.  Eisciiljahnon.  §.  274. 

liier  die  Verhältnisse  in  verschiedenen  Ländern  sich  oft  wesentlich  unteTSckcidcn. 
Die  allgemein  strengere  Ordnung  im  Staatsdienst  giebt  aber  wohl  von  vornherein  eine 
gewisse  Bürgschaft  anch  ftlr  die  Staatsbahiien.  Wenigstens  bei  uns  wird  diese  Er- 
wartung nicht  dorcli  die  Erfahrung  Lügen  gestraft.  Desshalb  brauchen  gewisse 
Klagen  über  einzelne  Staatsbahnen  nicht  immer  unbegründet  zu  sein.  Aber  dass  z.  B. 
das  Urtheil  über  die  verschiedenen  preuss.  Staatbabnen  ungleich  ist,  zeigt,  dass  liier 
keine  nothwendige  Inferiorität  dos  iStaatsbetricbs  gegen  den  Gesellschaftsbctrieb 
vorliegt.  Am  Khein  wurde  vielfach  Klage  geführt  über  die  StaatsverwalL  der  Berg.- 
Mark.  Bahn  verglichen  mit  der  Privatverwalt  der  Cöln- Mindener  u.  namentlich  der 
treulich  administrirten  Bhcinischen  Bahn.  Aber  der  preuss.  leidige  .,Assessorismi]s'\ 
die  ciusoitlg  privatrechtliche  Ausbildung  der  Staatsbeamten,  lässt  sich  doch  auch 
abstellen.  S.  auch  Sax  II,  156  mit  einer  den  Privatbahnen  etwas  günstigeren  Auf- 
fassung. Seine  Beweisfülirung  hat  mich  nicht  überzeugt.  Die  Statist.  Daten  S.  J59  fl'. 
beweisen  nichts  Sicheres  in  d.  Frage,  weil  zu  mancherlei  u.  andere  Kactoreü  ein- 
wirken. Der  Auslegung  dieser  Daten  u.  dem  Schluss  auf  S.  164,  dass  „die  Be- 
hauptungen über  die  minder  befriedigenden  Leistungen  der  Privat-  gegenüber  den 
Siaatsbahuen  in  Prcussen  durch  die  Thatsachen  dcsavouirt  würden'',  kann  ich  niclit 
ganz  beistimmen.  Wenn  wirklich  die  Kosten  bes.  bei  der  4.  Wagenclasse  im  Pcrs.- 
vcrkehr  bei  d.  preuss.  Bahnen,  zumal  den  Staatsbahnen  grösser  als  die  Kinnahme  sein 
sollten  (20  gegen  15 — 10  Pfcnn.  p.  Meile  u.  Pcrs.?),  so  läge  darin  nur  wieder  ein 
"Beispiel,  ähnlich  wie  im  ÖfFentl.  Versich. wcsen ,  dass  man  bei  öfl'.  Anstalten  social- 
])olitisrh  günstige  ü Übertragungen  zwischen  den  verschiedeneu  Kosten  (be/..  Gefahr-) 
(Massen  zum  Vortheil  der  unteren  Bevölkerung  machen  kann.  Ueber  die  mancherlei 
Reformen  in  Prcussen  seit  d.  Verstaatlichujig  s.  u. 

2.  Hinsichtlich  der  Betriebskosten  hört  man  mitunter  die- 
selben Lobsprücbe  wie  hinsichtlich  der  Baukosten  den  Privatbabnen 
crtheilen,  aber  ebenso  unrichtig.  Es  sind  hier  einzelne  Bahnen 
und  ganze  Babnnetze  zu  unterscheiden. 

a)  Ein  innerer  Grund,  dass  eine  einzelne  Staatsbahn  als 
solche  theurer,  absolut  und  namentlich  relativ,  nemlich  zu  einem 
höheren  Procent  der  Betriebskosten  von  der  Bruttoein- 
nahme verwalte,  besteht  nicht. 

Nach  der  Natur  der  Sache  muss  in  dem  ganzen  Mechanismus  der  N'crwaltun.s:. 
der  Betriebsleitung  und  Botriebsführang  zwischen  beiden  Arten  Bahnen  eine  gros»«/ 
(»lei<:hartigkcit  bestehen,  was  auch  thatsächlicli  der  Fall  ist.  Der  Staat  mag  hier  und 
da  etwas  schwerfälliger,  burcaukratischer  verwalten,  ein  paar  Beamte  mehr  haben. 
Nothwendig  und  regelmässig  ist  auch  dies  nicht.  Auch  dies  ist  nicht  wohl  aus  dem 
Vergleich  der  Statist.  Durchschnittszahlen,  sondern  nur  durch  unmittelbare  Beobachtung 
festzustellen.  Der  Bedarf  an  Beamten  und  niederen  Arbeitskräften  hängt  natürlich 
besonders  von  der  Gr«»sse  des  Verkehrs.  Anzahl  der  Stationen,  deren  Bedeutung  u.  s.  w. 
ab,  selbst  in  Betreu  der  allgemeinen  Centralvorwaltung.  In  Prcussen  kamen  1S61» 
bei  den  Staats!).  Beamte  und  Hülf»arbeiter  bei  d.  allgem.  Verwalt.  auf  100,000  Thlr. 
Bruttocinn.  3*5,  bei  den  unter  Staatsverw.  steh.  Privatbahnen  3*7,  bei  d.  and.  Privat- 
bahnen auch  3*7,  oder  p.  Meile  2  5,  36,  2*0,  aber  in  jeder  Gruppe  erhcbl.  Verschieden- 
heiten bei  den  einzelnen  Bahnen.  Die  Directioncn  kosteten  bei  d.  Staatsb.  p.  M.  1()4, 
bei  d.  sellist.  Privatl).  322  Thlr.  Interess.  Statist.  Material  für  sonst.  Vergleiche  s. 
Preuss.  Ei-jonbahnstati^tik  für  ISIVJ,  S.  17S;  deutsche  dsgl  S.  12S.  Der  etwaig 
kleine  Kachtheil  der  Staatsbahnen  gleicht  sich  oft  schon  dadurch  aus,  dass  die  Gehalte 
<lcr  höheren  Beamten  im  Staatsdienst  etwas  niedriger  sind  und  es  bis  zu  einem  gewissen 
(jrade  sein  können.  Die  mancherlei  kleinen  Verschiedenheiten  in  d.  Stellung  der  ein- 
zelnen Beamten  erschweren  genaue  Vergleiche  von  Bahn  zu  Bahn.  Aus  den  Durch- 
schnittszahlen ist  wieder  zu  wenig  Sicheres  zu  entnehmen.  Bei  d.  obersten  Leitung 
(incl.  Verwaltungsrat h)  werden  die  Einnahmen  der  Beamten  durch  Tantiemen  öfters 
wesentlich  erhöht,  z.  B.  bei  manchen  östcrr.  Privatbahnen,  auch  l)ei  Berl.-Anh.  u.a.m. 
Die  höhereu  Stellen   in  d.  Directioncn  d.  preuss,   Staatsb.   waren  um  J870  meist 
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mit  1200— 2000  Thlr.  dotirt,  ebenso  bei  d.  prcuss.  Privatb.  unter  StaatSFcrw. ;  bei  den 
Sachs.  Staatsb.  waren  die  Sätze  1200  —  2500,  der  würtemb.  686  (Bur.)  —  2286, 
der  baier.  915  —  1714  (ohne  Generaldircctor) ,  der  bad.  686  (Bur.)  —  1371—2285 
Thlr.  Dageircn  z.B.  Berl.-Hamb.  2500— 6Ü00,  B.-Görlitz  1800—4000,  Beri.-Magdeb. 
800—4200,  B.-Stettin  500—5000,  Magdeb.-Leipz.  1000—4500,  Baier.  Ostb.  3429, 
Pfalz.  2857  bis  4572  Thlr.,  indessen  Thnring. ,  Leipz.-Dresd.  doch  wieder  in  den 
Maassen  der  Staatsbahnen.  In  den  70  er  Jahren  j-ind  meist  Erhöhungen  der  Gehalte 
eingetreten.  So  bezogen  die  Mitglieder  der  obersten  Verwalt.  um  1874  bei  d.  preuss. 
Staatsbahnen  900—3800  Thlr.,  gewöhnlich  1400—3100  Thlr.,  Jui  d.  Sachs.  Steatsb. 
1000—3500,  wart.  1067  —  3000  Thlr.,  bei  Berl.-Hamb.  jetzt  2500—7500,  B.-Gi)rlitz 
2100—5000,  B.-Ma^^d.  800  —  6000,  B.- Anhalt  2750  —  8000,  B.-Stcttin  1000  — 55(M), 
Magdcb.-Halberst.  2000  —  8000,  bei  Magd.-Leipz.  bis  8500  Thlr.:  nach  deutschen 
Staatsbeamtenverhältnissen  also  z.  Th.  tibertriebene  Steigerunj^en  bei  den  Privatbahnen. 

Eine  Verschiedenheit  der  Betriebskosteii  wird  sich  daher  aus 
anderen  Ursachen  erklären  müssen.  Einen  Vorzug  hat  aber  sogar 
die  Staatsbahn  öfters  vor  der  Privatbahn  voraus.  Ein  Theil  der 
Betriebskosten ;  nemlich diejenigen  derallgemeinen  undCentral* 
Verwaltung,  stellt  sich  bei  grösserer  Länge  der  Linien  und  absolut 
höherer  Gesamroteinnahme  relativ  gtinstiger.  Daraus  folgen  natür- 
liche Vorzüge  der  grossen  vor  den  kleinen  Bahnen  und  demgeniäss 
öfters  auch  schon  der  einzelnen,  eine  längere  Strecke  verwaltenden 
Slaatsbahn  vor  der  Privatbahn,  wenn  auch  der  Einfluss  dieses 
Moments  bei  der  allgemein  geringen  relativen  Höhe  der  Ausgaben 
für  die  allgemeine  Verwaltung  gegenüber  den  sonstigen  Betriebs- 
kosten nicht  sehr  ins  Gewicht  fällt. 

Die  Kechnuugen  der  einzcbiun  Bahnen  sind  bes.  im  Posten  der  „allgemeinen'* 
Ausjfaben  nicht  immer  genau  vergleichbar,  weil  demselben  besondere  Zahlungen,  z.  B. 
l'Ur  Bahnpacht  (Hannov.  B.)  ^n^^^erechnct  werden,  auch  die  Verbuchung  auf  die  ein- 
zelnen Hauptrubriken  v<'rschieden  ist.  Bei  kloinen  sclbsiündig  verwalteten,  vollends  bei 
wenig  frequenlen  solchen  Privatbahnen  stellt  sich  das  Procent  der  allgem.  Ausg.  v.  d. 
Gesammtaussrabe  sehr  hoch,  z.B.  1869  Tils.-Insterb.  207o  (preuss.  Stat.,  18*9  Deutsche 
Stat.),  überh.  bei  mehreren  Privatb.  Preussens  Über  10,  meist  6— 9®/o.  Dagegen  bei 
einzelnen  grossen  und  frequ.  Privaibahncn  auch  unter  5Vo»  z- B-  Cöln-Mind.  47, 
ebenso  B.-Stett.,  B.-Hamb.  nur  8  7,  bei  d.  älteren  preuss.  Staatsbahnen  5  —  6%  {^o 
aber  Inspectiou  inbegriffen;  deutsche  Stat.  giebt  405 — 4*31  an),  nur  OstI).  7*8  (5*65), 
Bad.  3-28,  Baier.  1*78,  Sachs.  4-09,  Würt  2*49  "/„.  Im  J.  1 874  fiel  nach  d.  Vereinsstat. 
auf  d.  allg.  Verw.  bei  d.  deutschen  Staatsbahnen  4  SC'/o  d.  Gesammtausg.  (Baier.  nur 
1*88),  bei  d.  Privatb.  in  eigen.  Verwalt.  5  48  (Tils.-In8terb.  17*44,  auch  bei  anderen 
kleinen  Verwalt.  10 — 20  Vo^-  Nach  d.  neuen  deutschen  Eis.b.statist.  f.  1880  (mit  einigen 
A)>weichuugen  der  Verbuchung  gegen  früher)  sind  die  Ausgal>cn  f.  allg.  Verwalt.  bei 
d.  Staatsb.  829,  bei  d.  eigensverwalt.  Priv.b.  10*73.  davon  bloss  die  porsönl.  Ausg. 
5*70  u.  7-427o  der  Gesammt-Betriebsausg.  oder  p.  Kil.  d.  Betriebslänge  1180  u.  1271, 
p.  1000  Nutzkil.  188  u.  258  M. 

Hiervon  abgesehen  hängt  die  Höhe  des  Procents  der  Be- 
triebskosten von  der  Roheinnahme  wieder  von  ganz  anderen 
Factoren  ab:  vor  Allem  die  Grösse,  Art,  Richtung  des  Verkehrs 
selbst,  das  davon  vornehmlich  bedingte  VerhUltniss  des  todten  zum 
nützlichen  Gewicht,  die  Niveau  Verhältnisse  der  Bahn,  selbst  das 
Klima  der  Gegend,  endlich  die  Höhe  der  Arbeitslöhne,  der  Preise 
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des  BreDnstoflfs  n.  dgl.  m.  sind  hier  entscheidend.  Aus  diesem 
Kostenprocent  lässt  sich  also  für  die  Staats-  oder  Privatbahnfrage 
nichts  entnehmen. 

Auch  in  diesem  Pancto  sind  die  Bcrcclinungen  nicht  immer  gleichartig,  die 
am(I.  prcuss.  u.  die  Statist  des  D.  Eisen ))al)n7ercins  zeigen  Abweichungen  in  den 
Procenten  der  Betriebsausg.  von  d.  Betriebseinn.,  so  bei  d.  preuss.  Staatsb.  Ungfinstiger 
stellt  sich  das  Procent  besonders  bei  woniger  frequ.,  bei  neuen,  bei  kleinen  (wegen 
Höhe  der  allgcm.  Kosten  u.  geringerer  Ausnutzung  des  Materials),  bei  älteren  Bahnen, 
denen  neue,  noch  wenig  frequento  Strecken  hinzutreten.  Nach  der  prcuss.  Eisen- 
bahnstat, für  1869  S.  73  war  das  Procent  bei  d.  Staatsb.  467  (Min.  Ostb.  37S, 
Max.  Bebra -Hanau,  eben  eröffnet,  63*2  7o)»  1*^  d.  bes.  Ungunst  Jahre  1874  nach  d. 
Vercinsstatist  S.  95  bei  allen  deutsch.  Staatsb.  70*17,  Min.  oldenb.  48*62,  würtemb. 
57-68,  bad.  5833,  baier.  60*25,  sächs.  62  26,  niedorschles.  mark,  mit  Gebirgsb.  67-65. 
Ostb.  76-32,  Frankf.-Bebra  95-20 «/J,  bei  d.  unter  Staats?erw.  steh.  Pri?atbahnen  426 
(Min.  Obcrschles.  Hauptbahn  85*4,  in  1874  44*58  nach  d.  Vcreinsstat.) ,  Max.  Rhein- 
Nahe  Bahn,  schwacher  Verkehr  u.  theurer  Transportdienst,  61*7 7o)  (1874  lOO"/»). 
bei  den  sclbstverwalt  Privatb.  42*9  (1874  5915),  (Min.  Rheinische  33-9,  femer 
zwischen  37  und  39  bei  Berl.-Anh.,  B.-Magd.,  Cöln-Miod.,  Magd.-Leipz. .  Max.  die 
neuen,  schwach  frequ.  Linien  ?.  Vorpommern  8r2,  Hintcrpomm.  794 .  Tils.-Insterb. 
64-37„).  (1874  Rhein.  46-11,  B.-Anh.  51-67,  B.-Magd.  59*38,  Torpomm.  B.  72-18 
nach  d.  Vereinsstat)  Eine  Abnahme  des  Procents  dieser  Betriebsausgaben  im  D. 
aller  prens-s.  Bahnen  hat  nach  u.  nach  stattgefunden;  1859  46*6,  1861  41*9,  1865 
40-3,  1868  45*1,  1869  44*0,  die  Steigerung  1868  erklärt  sich  aus  der  Einrechn.  der 
Bahnen  der  neuen  Pro?.  Dagegen  ist  das  Procent  alier  Ausg.  von  der  Roheinnahme, 
nach  Torllbergeh.  Abnahme,  in  25  Jahren  dasselbe  geblieben:  1844  52,  Min.  1851 
46*6,  Max.  1858  591,  neues  Min.  1862  u.  1865  48*9,  1S67  54  4,  1869  52*l°/o.  — 
Bei  d.  sächs.  Staatsbahnen  war  1869  d.  Procent  sämmtl.  Ausg.  v.  d.  Bmttoeinn. 
42-71,  bad.  5105,  wUrt  60*11  (viel  neue  Routen),  baier.  6308  (incl.  Pachtz&hl.?), 
braunschw.  4813.  In  d.  70er  Jahren,  bes.  1872 — 74,  ist  eine  enorme  Steigerang 
d.  Ausgaben  u.  der  Procente  ders.  v.  d.  Einn.  eingetreten.  Die  Quote  d.  Betriebs- 
ausgabe von  d.  Bruttoeinn.  war  bei  d.  preuss.  Bahnen  1871  448,  1872  50*4,  1873 
54-9,  1S74  57-7,  d.  Steiger,  v.  1873  auf  1874  bes.  stark  bei  d.  Staatsb.  Später 
wieder  Verbesserungen.  Nach  d.  deutschen  Eisen b.stat  f.  1880  Vo  ^^^^  Betriebsausg. 
V.  d.  Einnahme  bei  d.  Staatsb.  54'29,  eigens  verwalt  Pri?.b.  55*00,  v.  Staate  ?erwalt 
Prir.b.  51*14,  i.D.  bei  allen  53*937o- 

b)  Bei  einem  Vergleich  ganzer  Bah n netze  kommt  dagegen 
ein  Vorzug  des  Staatsbahnwesens  in  Betracht.  Die  einbeitlicbe, 
selbst  centralistische  Staatsverwaltung  aller  Bahnen  eines  Landes 
ermöglicht  immerhin  eine  nicht  unwichtige  Ersparnng  an  Central- 
verwaltongskosten,  an  Abrechnungsarbeit  n.  dgl.  m.  verglichen  mit 
der  Zersplitterung  der  Privatbahnen  in  zahlreiche  kleine  Verwal- 
tungen. 

Viele  unnütze  Kosten,  z.  B.  für  Verwaltungsräthe  in  ganzen  und  hal])cn  Sinecurc- 
posten,  lassen  sich  dabei  ersparen.  Seit  1869  sind  die  früher  getrennten  sächs. 
Staatsbahnen  unter  eine  Centralverwaltung  gestellt.  FUr  Aehnliches  in  Preussen, 
wo  damals  8  Staatsbahn verw.  bestanden,  plädirte  Perrot  Da  hier  einige  wicht  Prifat- 
bahneii  (Oberschi,  mit  d.  fusion.  Wilhelmsb..  Berg.-Märk.,  Rhein-Nahe-B.)  vom  Staate 
verwaltet  wurden,  wodurch  wenigstens  2  zusammenhängende  Gruppen  bestanden,  eine 
westl.  (Saarbr.,  Rhein-Nahe,  Nass.,  Main-Wos.,  Hannov.,  Westf. ,  Berg.-Märk.)  und 
eine  östl.  (Ost,  Niedorschles,,  Oberschi.) ,  so  hätten  sich  wohl  zwei  Verwaltungen 
bilden  lassen.  Indessen  ist  es  fraglich,  ob  hierbei  nicht  eine  zu  grosse  Centralis, 
entstände.  Weber  u.  A.  nehmen  an,  dass  das  heut  baier.  Staatsbahnnetz,  incl.  Ost- 
bahnen. 1876  schon  über  3000,  1881  über  4200  Kit,  das  Maximum  der  Bahnlänge 
unter  einer  Ccntralverwalt  darstellt.    Das  Richtige  ist  wohl,  in  einem  einheitlichen 
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StaatsbahoDCtz  das  centraiist.  u.  decentralist  Princip  zu  verbiDdcn,  wie  es  jetzt 
mit  den  9  preuss.  Staatscisenb.directioneu  geschehen  ist.  Den  ries.  Aufwand  f.  d. 
Ahrechnungspcrs.,  zur  Wagencontrolc  u.  s.  w.  bei  der  Zersplitt.  d.  Vcrwalt. 
heben  Weizmann  n.  d.  Verf.  d.  „Tariferhöh,  od.  Reichseisenb.?"  (S.  18)  u.  v.  A.  m. 
hervor. 

3.  Die  Einheitlichkeit  des  Betriebs  bietet  auch 
grosse  anderweite  V ortheile  für  Schnelligkeit,  Pünct- 
liehkeit,  Einfachheit  des  Verkehrs.  Eine  ähnliche  Concen- 
tration  der  Bahnen  nnter  einer  Privatverwaltnng  ruft  dagegen 
wieder  die  grössten  Bedenken  wegen  des  factischen  Monopols 
hervor. 

Das  „Verbandswesen"  der  Pri?atbahncn,  wie  z.  B.  das  deutsche,  kann  die  üebel 
der  Zersplitterung  der  Verwaltungen  nicht  genügend  beseitigen ;  Verwirrung,  üngleich- 
mässigkeit  der  Tarife,  nachtheilige  Concurrenzmacherci,  Ucbertreibungen  und  unrichtige 
Regelung  des  DifTerentialtarifsystems  u.  s.  w.  Auch  die  Regierungscontrole  der  Privat- 
bahnen wird  solchen  Uebebtänden  nur  wenig  abhelfen  können. 

Der  Hauptpunct  der  Klage  Mher  in  Deutschland!  üeber  1500  Tarife  in  Kraft  u. 
immer  weitere  Vermehr,  und  Verwirr.,  so  dass  im  Güterverkehr  Niemand  mehr  aus 
noch  ein  weiss:  die  conscquente  Folge  des  Privatbahnsystems,  wenn  man  nicht  in 
„Fusionen"  das  Heil  sucht,  die  in  andrer  Bezieh,  wieder  bedenklich.  Praktischer 
Ökonom,  technischer  Hauptgrund  für  das  deutsche  Reichscisenbahnproject  S.  bes.  die 
0.  S.  665  gen.  Broschüren,  nam.  „Tariferhöh,  od.  Reichsbahnen?",  „Zehn  Jahre  preuss. 
dtscher  Eisenbahnpolit.",  Weizmann  u.  s.  w.,  früher  Pcrrot's  Schriften. 

Man  hat  das  Heil  in  einem  Staats-Eisenbahnamt  zur  Oberaufsicht  u.  s.  w.  suchen 
wollen.  S.  über  die  wenig  ermuthigenden  euj^li sehen  Versuche  Cohn,  engl.  Eisen- 
bahnpolit. I.  K.  4,  auch  n.  K.  1  u.  4  pass.  Im  Deutschen  Reiche  drängte  d. 
Handelsstand  lange  auf  ein  Reichseisenbahnamt  hin.  Im  J.  1873  erfolgte  die  Er- 
richtung desselben  (s.  „Zehn  Jahre"  u.  s.  w.  S.  37  ff.,  Gesetz  v.  27.  Juni  1873).  Aber 
den  gehegten  Erwartungen  hat  die  neue  Behörde  in  keiner  Weise  entsprochen ,  weil 
sie  zu  machtlos  ist,  ihren  Beschlüssen  Anerkennung  u.  Befolgung  zu  verschaffen.  Das 
gilt  auch  heute  noch. 

Gerade  hier  sind  mit  der  Verstaatlichung  von  Priv.b&hncn  in  Preussen  bereits 
manche  Reformen  möglich  geworden.  S.  u.  Sax  wird  diesem  Puncto  nicht  ganz 
gerecht 

§.  275.  —  E.  Tarifwesen.  Der  wichtigste  Panct  in  volks- 
wirthscbartlicher  Hinsicht  ist  die  Höhe  der  Tarifsätze  (bei  der 
Vergleichnng  richtiger  Weise  combinirt  mit  der  Zeitdauer  des 
Transports)  und  die  Einrichtung  des  Tarifwesens.  In  der 
Frage  des  Eisenbahn  Systems  bandelt  es  sieb  hier  um  die 
grössere  oder  geringere  Neigung  zu  solchen  Tarifermässi- 
gungen, Tarifreformen  und  Einrichtungen  des  gesamm- 
ten  Tarifwesens  überhaupt,  welche  nicht  schon  durch  das  eigene 
Interesse  der  Eisenbahn  angezeigt  sind.  Hier  kann  man  unmög- 
lich von  einem  natürlichen  Vorzug  der  Privatbahn,  wohl  aber 
muss  von  einem  solchen  der  Staatsbahn  gesprochen  werden.  Denn 
diese  ist  wenigstens  nicht  durch  ihr  ganzes  Wesen  genötbigt, 
den  rein  gewerblichen  Standpunct  einzunehmen.  Dass  auch  sie 
dies  oft  thatsächlich  thut,  beweist  nicht  für  das  Gegentheil.  Viel- 
Dfiehr  zeigt  dies,  dass  eine  Befürchtung  in  Bezug  auf  Staatsbahnen, 
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dieselben  würden  nemlich  durch  das  Drängen  des  Publieums 
nach  Tarifermässigungen  leicht  um  die  nothwendige  privatwirth- 
schafltliche  Rente  gebracht,  was  die  Finanzen  übermässig  gefährde, 
mindestens  sehr  fibertrieben,  wenn  nicht  ganz  haltlos  ist. 

Räsonnement  von  Raudot,  das  Bcrgias  2.  A.  S.  244  lieaclitenswertli  nennt. 
Auch  die  Gogner  d.  d.  Reichsbahnen  haben  gelegentlich  so  gesprochen.  Indessen 
selbst  0.  Cohn,  Arch.  f.  Eisb.wes.  1883  S.  16,  erwähnt  des  Bedenkens.  Eb.  S.  91  ff. 
liber  d.  neueston  engl.  Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  des  Tarifwesens.  S.  sonst  Sai 
II,  175  — 184  mit  mehrfachen  Einwänden  gegen  meine  Beweisführung.  Er  opcrirt 
hier  stets  mit  seiner  rcgnlirtcn  Pri?.unternehmung,  worin  schon  die  Abweisang  der 
Meinung  liegt,  dass  die  blosse  Concnrrenz  gentlgend  zur  Abstellung  ron  üel>eln  sei; 
aber  er  hat  doch  auch  nicht  zeigen  können,  dass  diese  „Regulirung''  praktisch  aas- 
reichend eingerichtet  werden  könne. 

Eine  Privatbahn  wird  freiwillig  immer  nur  solche  Tarif- 
reductionen  vornehmen,  bei  welchen. sie  in  Folge  des  verhältniss- 
mässig  stärker  steigenden  Verkehrs  doch  eine  höhere  Rente  erzielt. 
Unter  diesen  Satz  herabzugehen,  kann  sie  nur  durch  den 
Staat,  wie  die  Einen  verlangen  und  die  Anhänger  der  „delegirten 
Verwaltung",  wie  Sax,  eben  als  selbstverständlich  beim  System 
der  „regulirten  Privatunternehmung"  voraussetzen,  oder  durch 
die  freie  Concurrenz,  wie  die  Anderen  erwarten,  gezwungen 
werden.  Beides,  auch  das  Eistere,  HUlfsmittel  von  sehr  zweifel- 
haftem Werthe. 

1.  Oft  und  mit  Recht  pflegt  den  Privatbahnen  ein  Maximal- 
tarif  fUr  den  Personen-  und  Güterverkehr  und  die  einzelnen 
Ilauptclassen  beider  gesetzt  zu  sein.  Dadurch  wird  eine  Grenze 
fflr  eine  mögliche  monopolistische  Ausbeutung  nach  Oben  zu  ge- 
zogen, mehr  aber  auch  nicht. 

Dies  hat  G.  Cohn  in  s.  Werke  öfters  gezeigt,  Tgl.  II,  82  IT.  u.  ttberh.  hes,  U, 
Rap.  3  daselbst.  Die  eni^lischen  Maxima  sind  ohn«.MJcm  meist  so  hoch,  dass  d.  Bahnen 
im  eigenen  Interesse  darunter  bleiben.  Die  Vorbehalte  mancher  Eisen bahngesetze  und 
Coacessiousurkundcn ,  dass  bei  einer  gewissen,  sogar  recht  hoch  gcgriU'enen  Maximal- 
rente  eine  Tarifred uction  eintreten  solle,  haben  sich  dagegen  fast  immer  als  werthlos 
erwiesen.  Z.  B.  prenss.  Eisenbahnges.  v.  3.  Nov.  1838,  §.  33:  wenn  der  Reinertrag 
nach  Abzug  der  Ausgaben  u.  des  Beitrags  z.  Reservefonds  10  7a  ^^  i^  ^^^  Unter- 
nehmen angelegten  Kap.  überschreitet,  müssen  die  Fahrpreise  in  dem  Maassc  herab- 
gesetzt werden,  dass  dies  nicht  geschieht.  Diese  Vorschrift  kann  zur  Ausdehnung 
des  Unternehmens  nöthigen,  was  immerhin  eine  gute  Folge  ist,  aher  erreicht  ihren 
eigentl.  Zweck  schwerlich.  Durch  eine  richtige  Vcrthcilung  des  Anlagckap.  auf  Actien 
und  Prioritäten  lässt  sich  für  die  Actionnre  eine  viel  höhere  Dividende  als 
10 7o  erlangen,  wie  so  viele  preuss.  Privatbahnen  zeigen,  ohne  dass  eine  Tarifreduction 
nach  oinger  Bestimmung  nöthig  wird.  —  Auch  im  Östcrr.  Eisenbahnges.  v.  1854 
behält  sich  die  Staatsverwaltung  eine  billige  Herabsetzung  der  Tarife  vor,  wenn  die 
Rente  des  Anlagekapitals  157o  übersteigt.  Praktisch  sind  die  preuss.,  österr.  und 
ähnliche  gelegentlich  in  d.  engl.  Eisen bahnacts  vorkommende  Bestimmungen  niemals 
geworden.  Vgl.  Cohn  II,  552.  Selbst  solche  Tarifermüssigungen ,  welche  nur  zeit- 
weise die  Rente  schmälern,  scheuen  Privatbahnen.  Sie  cxperimentiren  überhaupt 
nicht  gern  in  den  Ebrichtungen,  in  der  Tarifpolitik,  sofern  nur  von  fern  eine  Ver- 
ringerung der  Erträge  droht.  Schwierigkeiten  bei  d.  Einführung  einer  4.  Wagenclasse 
für  d.  Personenverkehr  in   Prcusscn  bei   manchen  Privatbahnen,  z.B.  der  Berlin» 
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Aolialter,  die  erst  sehr  spät  d&zu  überging;  ebenso  früher  bei  der  Einfuhrong  yon 
Nachtzügen.  Der  Einwand,  dass  hier  eben  die  Selbstkosten  nicht  gedeckt  würden, 
ist  nicht  durchschlagend.  (S.  o.  S.  684.)  Dagegen  kann  eine  Staatsbahn  darch  die 
Gesetzgebung  einfach  zu  einer  anderen  Tarifpolitik  veranlasst  werden,  wenn  das 
Gemeinwohl  es  fordert  Experimente  and  Reformen  in  den  Tarifen  nnd  in  den 
gesammten  Fahreinrichtongen  sind  besonders  bei  Staatsbahnen  vorgekommen:  Ein- 
führung der  4.  Wagenclasse  bei  allen  älteren  preuss.  Staatsb.«  bald  nach  der  Annexion 
auch  in  Hannover.  Leider  haben  die  Staatsbahnen  der  D.  Mittelstaaten  dies  nicht 
nachgeahmt  Baden  hat  sogar  die  4.  Gl.  wieder  beseitigt.  Die  Einführung  der  4.  GL 
bei  den  Privatb.  erfolgte  in  Preussen  meist  durch  Anregung  oder  Drängen  des  Staats. 
Freiwillig  ist  sie  bisher  in  and.  D.  Landen  von  keiner  Privatb.  vorgenommen  (ausser 
bei  d.  ehem.  mecklenb.).  In  0 es ter reich  sind  es  auch  fast  nur  die  neuen  Bahnen, 
die  4.  Gl.  haben,  nicht  die  grossen  alten  Gesellsch.  (Nord-,  Süd-,  Staats-,  Westb).  — 
Belgische  Tarifreform  im  Personenverkehr  der  Staatsb.,  1865,  eine  princip.  wicht., 
wenn  auch  verfehlte  Maassregel,  s.  darüber  unten.  —  Tarifreductionen  im  Massen-» 
verkehr,  z.B.  zur  Zeit  von  Theuerungen  für  wicht  Nahrungsmittel  in  Preussen 
zuerst  bei  d.  Staatsb.  (übrigens  eine  Maassregel  von  zweifelhaftem  Werth).  —  In  der 
mit  dem  Tarifwesen  zusammenhängenden  Frage  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
verkehrs oder  der  Annahme  des  sogen,  „natürlichen'*  (Wagenraum-)  Tarifsystems  haben 
sich  Staaütbahn Verwaltungen  entgegenkommender  gezeigt  Nass.  Staatsb.,  Elsass  - 
Lothr.  Beichsb.  Bereitwilligk.  anderer  Staatsbahnen,  nicht  der  Privatbahnen,  auf 
einen  bezttgl.  in  Hamburg  auf  der  VereinsversammL  1860  gefassten  Beschlußs  ein- 
zugehen, Per  rot.  Eisen  bahnref.  S.  41.  Vgl.  auch  die  Yerhandl.  d.  Gommiss.  d. 
D.  Handelstags  für  Eisenbahnwes. ,  D.H.Bl.  1871,  S.  216  (Nr.  20).  Sax  (II,  178) 
u.  A.  wenden  in  solchen  Fällen  wolil  ein,  jenes  Tarifsystem  habe  sich  zur  allgemeinen 
Anwendung  unbrauchbar  gezeigt  u.  im  Wesen tl.  wieder  aufgegeben  werden  müssen. 
Es  sei  daher  ein  sehr  zweifelhafter  Vorzug  der  Staatsbahnen,  solchen  Tarifexperimenten 
zugänglicher  zu  sein:  mitnichten,  denn  vielfach  ist  eben  nur  im  Wege  des  Experi- 
ments der  richtige  Weg  zu  finden.  Ueber  die  Frage  selbst  s.  u.  Thatsächlich  sind 
endlich  die  Tarife  der  Staatsbahnen  in  den  Ländern  des  gemischten  Systems  allerdings 
nicht  immer  niedriger  als  die  der  Privat  bahnen.  Berücksichtigt  man  aber  die  schwächere 
Rente  der  Staats-  gegenüber  den  guten  Privatbahnen,  so  erscheinen  die  gleichhohen 
oder  selbst  etwas  höheren  Tarife  vieler  der  letzteren  im  drunde  wesentlich  höher. 

Die  Frage  ist  nicht  so  einfach  zu  entscheiden ,  als  es  scheint  Es  kann  z.  B. 
eine  Bahn  niedrigere  Personentarifo  haben,  aber  sie  nOthigt  die  Leute  wegen  ihrer  nur 
1  oder  2  Glassen  führenden  Schnellzüge,  wegen  der  geringen  Zahl  und  der  unbequemen 
Zeit,  des  langsamen  Fahrens  der  Personenzüge,  die  höhere  Glasse  eines  theureren  Schnell- 
zuges zu  benutzen,  wie  nur  zu  sehr  auf  verschied,  deutschen  u.  vollends  fremden  Staats- 
und Privatbahnen  (bes.  z.B.  in  Baiern)  üblich,  auch  öfters  durch  die  Eingleisigkeit 
der  Bahn  geboten  ist  (Gohn  theilt  aus  England  Ghicanen  d.  Bahnen  in  Betr.  der 
Beförderung  der  sogen.  Parlamentszügc,  wenigstens  früher,  mit.)  Bei  den  Durch- 
schnittszahlen der  Rechenschaftsberichte  über  die  Erträge  einer  Person  und  eines 
Gentners  Güter  p.  Meile,  die  gleichwohl  zum  Vergleich  noch  die  geeignetsten,  ergiebt 
sich  femer  z.B.  für  Bahnen  mit  ausgedehnten  Differentialtarifen,  zu  denen  Massen- 
güter über  die  Bahn  gingen,  ein  niedrigerer  Satz  der  Frachten,  während  der  interne 
Verkehr  höher  belastet  ist  Auch  beim  Personenvericehr  begann  schon  in  der  letzten 
Zeit  der  Privatverwaltung  das  Differentialtarifsyst  Platz  zu  greifen,  z.B.  für  die  ver- 
schied. Routen  Berlin-Frankfurt,  über  Thüringen  und  über  Kreiensen-Gassel,  für  Berlin- 
Göln  dsgl..  Magdeb.  u.  Lehrter-Hannov.  Route,  Berlin-Dresden  über  die  Anhalter  und 
die  directe  Route.  Dadurch  erscheinen  öfters  die  Tarife  kleiner  u.  mittlerer  Privat- 
bahnen, die  zufällig  innerhalb  einer  Bahngruppe  von  Goncurrenzrouten  liegen,  zu 
gOostlg  gerade  im  Vergleich  mit  grossen  Staatsbahngruppen.  Eine  Verschiedenheit 
der  Tarifsätze  ist  endlich  auch  durch  ungleiche  Baukosten  und  ungleiche  Frequenz 
gerechtfertigt :  hohe  Sätze  billiger  Bahnen  mit  grossem  Verkehr  u.  hoher  Rente  sind 
dann  aber  besonders  übel.  Sie  zeigen  sich  öfters  bei  Privatbahnen.  Zum  Vergleich 
für  unsere  Frage  muss  man  mögliclist  ähnliche  nachbarliche  Staats-  u.  Privatbahnen 
wählen,  wie  es  in  einer  Zusammenstellung  nach  der  D.  Eisenbahnstatist,  für  1869  in 
d.  vor.  Aufl.  S  583  geschehen  ist,  von  der  hier  nur  das  Resultat  angeführt  wird. 
Beim  Personenverkehr  ist  zu  beachten,  dass  in  Norddeutschi,  allgemein  50  Pfd.  Gepäck 
frei  befördert  wird,  in  Süddeutschland,  theoretisch  richtiger,  nicht,  woneben  die  Gepäck- 

A.  Wagner,  Fioanxwissenschaft.    I.    3.  Aufl.  44 
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tarife  sehr  hoch  sind.  Grosse  Unterschiede  in  den  Tarifsätzen  fanden  sich  nicht. 
Bei  gleichzcitig^er  Vcrgleichonif  der  Tarife,  Baukosten  and  Eenten  fällt  jedoch  das 
ürtheil  fast  durchweg  zu  Gunsten  der  Staatsbahnen  aus;  so  bei  den  preuss.  östl.  Staats- 
bahnen Yerglichen  mit  den  schles.  u.  in  Berlin  mOndenden  PriFatbahnen;  bei  den 
Sachs.  Staatsb.  gegenüber  Magd.-Leipz.  u.  Leipz.-Dresd.;  ebenso  im  Ganzen  doch  auch 
in  d.  nordwestd.  u.  in  d.  südwestd.  Gruppe,  wo  die  Renten  der  Staatsbahnen  der  3 
fiüdd.  Staaten  durch  starke  Ausdehnung  der  Netze  neuerdings  geschmälert  sind. 

2.  Die  Anhänger  des  Privatbahnsystems  verlassen  sich  dem 
allen  gegenüber  stets  auf  die  günstigen  Folgen  der  ,, freien 
Goneurrenz^',  welche  letztere  im  Staatsbahnsystem,  wo  der 
Staat  an  der  Erhaltung  einer  gnten  Rente  interessirt  sei,  sich 
niemals  so  geltend  machen  könne.  Die  freie  Concurrenz  wirkt 
aber  thatsäcblich  gerade  im  Eisenbahnwesen,  wie  in  so  vielen 
anderen  Fällen,  nicht  immer  so,  wie  es  eine  einseitige  Theorie 
annimmt. 

S.  d.  Arbeiten  von  0.  Michaelis,  Dorn  und  and.  Mitgliedern  d.  D.  Frei- 
handelsschule, die  Vieles  von  der  Trennung  des  Fahr-  und  Frachtverkehrs  erwarten, 
ein  wenn  überhaupt,  so  erst  noch  zu  losendes  Problem.  Scholz,  d.  preuss.  Eisen- 
bahnen in  Rucks,  auf  d.  Tarifwes.  (1870,  ohne  Jahreszahl).  Andererseits  die  Schriften 
Ton  Perrot  u.  bes.  G.  Cohn,  der  die  Zuversicht  auf  d.  „freie  Concurrenz"  u.  die 
Möglichkeit  der  Trennung  v.  Fahr-  u.  Frachtverkehr,  „Concurrenz  auf  der  Linie**  u.  s.  w. 
nach  d.  engl.  Erfalirungen  abweist.  Saz  stimmt  letzterer  Auffassang  völlig  bd 
(U,  113  ff.,  121  ff.). 

a)  Eisenbahnen  geniessen  einmal  oft  lange  für  ihre  ganze 
Linie  und  selbst  in  einem  sehr  entwickelten  Bahnnetz  beinahe 
stets  für  einen  grossen  Theil  ihrer  Linie  ein  factisches  Mono- 
pol,  wodurch  sie  ganz  oder  theilweise  ausserhalb  der  Concurrenz 
anderer  Bahnen  stehen. 

Es  zeigt  sich  dies  gerade  in  dem  Differentialtarifsystem,  der  viel  ge- 
rtlhmten  „Frucht  der  Concurrenz**,  wo  die  Tarife  zwar  für  grössere  Entfernungen 
im  Durchgangsverkehr  ermässigt  werden,  aber  für  kleinere  Entfernungen,  zumal  im 
Binnenverkehr  der  Bahn,  hoch  bleiben.  (Michaelis  a.  a.  0.,  bes.  Yierteljahrschr.  fttr 
Volkswirthsch.  1864,  B.  1,  Schaf fle,  Nationalök.,  2.  A.  §.  268.  S,  Perrot,  Eisen- 
bahnref.,  S.  56,  u.  unten.)  Denn  hier  zwingt  die  Concurrenz  nicht  zu  Er- 
mässigungen, die  sich  sonst  vielleicht  nicht  rentiren.  Das  Differentialtarifsystem  in 
seiner  jetzigen  Gestalt  als  blosse  Frucht  der  Concurrenz  unter  Bahnen,  welche  ver- 
schiedenen Eigenthttmem  gehören,  hat  aber  so  viel  Missliches,  weil  es  sich  —  ab- 
gesehen von  Concurrenzen  der  Wasserwege  —  durchaus  nur  nach  dem  zuf&lljgen 
Umstände  entwickelt,  ob  mehrere  Bahnen  nicht  allzu  ungleicher  Länge  zwischen  zwei 
weiter  von  einander  entfernten  Orten  existiren  und  unter  verschiedenen  Verwaltungen 
stehen.  Bei  einem  allgemeinen  einheitlichen  Staatsbahnsystem  würde  der  Differential- 
tarif auch  nicht  ganz  fehlen  müssen,  aber  er  würde  sich  rationell  und  gleichmässig 
nach  einem  festen  Grundsatze  entwidieln.  Der  Tarifsatz  würde  nemlich  auch  hier 
bei  grösserer  Entfernung  relativ  kleiner  und  unter  Umständen  zwischen  zwei  von  ein- 
ander entfernteren  Puncten  selbst  absolut  kleiner  als  zwischen  zwei  einander  näheren 
sein  können,  sobald  die  Selbstkosten  der  Transportleistung  der  Bahn  sich  im  ersteren 
Fall  niedriger  als  im  zweiten  stellten,  was  oftmals  vorkommen  kann.  Wenn  z.B.  auf 
einer  Linie,  die  von  A  über  B  nach  C  führt,  der  Verkehr  von  A  nach  C  meistens 
volle  Wagen  giebt  und  zugleich  volle  Rückfracht,  während  die  Wagen  nach  B  halb- 
leer gehen  müssen  und  keine  Rückftacht  finden,  so  wird  in  der  That  oft  der  Trans- 
port zwischen  A  und  C  relativ  und  mitunter  selbst  absolut  billiger  als  zwischen  A 
und  B   geliefert  werden  können.    So  ungefähr  ist  das  Verhültniss  zwischen  Binnen- 
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gegenden  mit  starker  Getreide-,  Beigwerksprodncten-  und  Fabrikatenansfabr  nacb  See- 
plätzen und  letzteren  mit  grosser  Rttckfiacbt  an  Golonialiraaren ,  Baumwolle  u.  and. 
Rolistoffen  nacb  jenen  Gegenden.  Dies  ist  das  ricbtige  DiiTerentialtarifsystcni  und 
aucb  gegen  das  heutige  ist  nichts  einzuwenden,  soweit  es  auf  diesem  Principe 
beruht,  wo  es  dann  sehr  wohl  auch  im  Binnenycrkebr  (;iner  etwas  grösseren  Balin 
anwendbar  ist. 

Der  Unterschied  zwischen  dem  Staats-  und  Privatbahnsystem 
wird  daher  darin  liegen,  dass  dort  leichter  ein  niedriger  allge- 
meiner Tarif  und  daneben  ein  noch  massigerer,  aber  rationeller 
und  ökonomisch  richtiger  Differentialtarif,  hier  dagegen  ein 
höherer  allgemeiner  und  daneben  nur  für  einige  Routen  nach  den 
zufälligsten  Concurrenzyerhältnissen  ein  erm'ässigter  Differential- 
tarif bestehen  wird. 

b)  Auch  Letzteres  gilt  aber  nur  dann  und  so  lange,  als  es 
den  Concurrenten  nicht  passender  erscheint,  sich  über  gleich- 
massige  höhere  Tarife  zu  verständigen,  was  oft  das 
Ende  des  Concurrenzkampfs  ist,  oder  bis  etwa  die  Concurrenz- 
linien  durch  Fusion  in  eine  Hand  kommen.  Hier  wird  dann 
vollends  ein  factisches  Monopol,  mindestens  fttr  geraume 
Zeit,  geschaffen,  ein  neues  Concurrenzuntemehmen  noch  schwerer 
entstehen,  weil  es  mit  einer  noch  mächtigeren  Concurrentin  kämpfen 
mttsste,  und  die  Tarife  werden  möglichst  beim  Alten  bleiben. 

.  Die  yorbergebenden  Sätze  sind  yornebmlicb  deductiv  gewonnen,  d.  b.  aus  dem 
inneren  Wesen  beider  Babnarten  abgeleitet  Sie  finden  aber  durcb  die  im  Obigen 
scbon  berührten  Erfabrungstbatsacben  aus  Geschichte  und  Statistik  des  Eisenbahn- 
wesens ihre  ToUe  Bestätigung  und  werden  durch  die  forgekommenen  Fälle  einer  zu 
einseitig  priyatwirtbscbaftlicb  oder  fiscaliscb  geleiteten  Staatsbahnycrwaltung  nicht 
wideriegt.  Denn  diese  Verwaltungsart  ist  nicht  nothwcndig  gewerbsmässig,  wie 
sie  es  bei  einer  Priyatbahn  ist,  und  immerhin  kommen  docb  wenigstens  ihre  finan- 
ziellen Ergebnisse  dem  Gemeinwesen  zu  Gute. 

Es  ist  das  Hauptverdienst  des  Cohn 'sehen  Werks,  den  unumstOssIicben  Er- 
fabrungsbeweis  aus  den  Tbatsachcn  des  engl.  Eisenbahnwesens  für  die  gar  nicbt  auf- 
zuhaltende Tendenz  der  Privatbabnen  zum  Abscbluss  von  Compromissen,  Cartellen, 
Betriebsverträgen,  zu  mehr  oder  weniger  vollständigen  Fusionen  geliefert  zu  haben, 
8.  z.  B.  B.  I,  Kap.  5  über  die  „Verschmelzungen".  Stein,  Handb.  d.  Verw.  I,  2.  A. 
S.  407,  lässt  die  Anhänger  d.  Privatbabnen  hier  durchaus  Gründe  vorbringen ,  welche 
gegen  die  Erfahrung  sind.  Sax  giebt  ausdrücklich  oder  implicite  ftlr  die  nicht 
getiQgend  „regulirte"  Privatbahn  unsere  Einwendungen  zu,  bestreitet  aber  deren 
Berechtigung  bei  seiner  „regulirten  Unternehmung",  wobei  ihm  jedoch  die  Erfahrung 
nicht  allgemein  als  Stütze  dienen  kann. 

§.  276.  —  F.  Politische;  socialpolitische  und 
ethische  Seite  der  Frage. 

S.  Sax  II,  185  —  191.    Auch  Röscher,  Syst  III,  §.  86. 

Hier  sind  namentlich  folgende  Puncte  erwägenswerth. 

1.  Ein  hftnfig  zu  hörender  und  nicht  ganz  unrichtiger  Ein- 
wand gegen  Staatseisenbahnen  lautet,  dass  durch  solche  Bahnen, 
welche  nicht  nur  im  Eigenthum,  sondern  in  der  Regel  — 
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und  mit  Recht  —  auch  in  der  eigenen  Verwaltung  des 
Staats  stehen,  ein  neues  zahl-  und  einflussreiches  Staats- 
dienercontingent  und  auch  sonst  noch  eine  neue  grosse 
Staatsclientel  geschaffen  werde.  Selbst  die  Gewerbetreiben- 
den! welche  fttr  die  Bahn  arbeiten,  die  Befrachter  sogar  geriethen 
leicht  in  eine  gewisse  Abhängigkeit ,  die  politisch  bedenklich  sei. 
Es  ist  dies  nicht  ganz  zu  leugnen  und  Spuren  davon  haben  sich 
mitunter  schon  gezeigt.  Aber  auf  der  anderen  Seite  ruft  auch 
das  Privateisenbabnwesen  ähnliche  Bedenken  wach.  Die  grossen 
Eisenbahncompagnieen  der  Neuzeit;  die  doch  unvermeidlich  sind, 
wenn  man  die  endlose  Zersplitterung  der  Verwaltung  vermeiden 
will;  erlangen  leicht  eine  bedenkliche  Macht ,  bilden  f[5rmlich 
Staaten  im  Staate. 

Dies  Verh&ltniss  bat  sich  in  kleinen  Staaten  selbst  unmittelbar  für  den  ganzen 
Staat  gefährlich  (z.B.  in  Luxemburg,  Ähnliche  Bedenken  in  Belgien),  und  sogar 
in  grossen  Staaten,  besonders  bei  Gesellschaften  ausirärtiger  Kapitalisten  unter  der 
Oberleitung  von  Ausländem  (Osterr.  Staats-  u.  Sudb.,  italien.  Bahnen,  Rückkauf  d. 
nordital.  Bahnen  von  der  Osterr.  Südbahngesellschaft  in  Italien  im  J.  1876  mit  aus 
dieser  Bücksicht)  misslich  erwiesen.  Auch  entwickelt  sich  hier  ein  Patronage-  und 
Glientelwesen,  eine  Yerwaltungscoterie,  ein  „£isenbahnkOnigthum'\  lauter  Formen  der 
unerfreulichsten  Geldoligarcliie  und  aUes  zusammen  Dinge,  welche  bedenklicher  sind 
und  doch  schwerer  Abhülfe  gestatten,  als  jene  politischen  Gefahren  des  Staatseisen- 
bahnweseiis  wenigstens  in  dem  constitutionellcn  Staate.  Die  grosse  Abhängigkeit  der 
Privatbahnbeamten,  selbst  der  höheren,  von  der  obersten  Verwaltung  hat  mit  Recht, 
unter  dem  Hinweis  auf  die  gesicherte  und  ehrenvolle  Stellung  im  Staatsdienst  schon 
wiederholt  Anlass  zu  Klagen  gegeben,  z.  B.  in  Oobterrcich.  Auch  darf  Gewicht  darauf 
gelegt  werden,  dass  der  Staat  als  grosser  Arbeitgeber  für  die  Handarbeiter  dann 
leichter  in  der  Lage  ist,  auf  passende  Reformen  im  Arbeitsrecht  und  auf  Ver- 
besserung der  ökonomischen  Lage  der  unteren  Arbeiterclasse  hinzudr&ngen, 
sobald  er  seine  bezügliche  Mission  nur  richtig  auffasst  (G.  §.  176.)  Saz  U,  186 
meint,  wesentlich  nur  bei  den  nicht  genügend  regulirten  engl.  Gesellschaften  gelte  das 
Gesagte  u.  sucht  mich  mit  Hinweis  auf  Frankreich  zu  widerlegen,  wo  der  Staat  eine 
so  vielfache  Ingerenz  auf  die  Bahnen  übe.  Die  Vorgänge  der  letzten  Jahre  in  Frankr. 
geben  mir  wohl  Recht,  wenn  man  auch  auf  die  missliche  Lage  der  französ.  Staats- 
verwaltung in  heut.  Zeit  Rücksicht  nimmt.  S.  v.  d.  Leyen,  Niederlage  d.  Privat* 
bahnen  im  französ.  Abgeordn.hause,  Arch.  f.  Eisenb.  1882  S.  367  ff.  £b.  S.  387  die 
Aeusserung  v.  Allain-Targä:  „Wissen  Sie,  was  diese  Macht  der  grossen  Eisenbahnen 
ist?  Sie  ist  die  grösste,  die  es  in  diesem  Augenblicke  in  Frankreich  giebt  nächst  dem 
Staate  u.  nächst  den  Jesuiten.'*  Röscher  a.a.O.  lässt  —  echt  deutsch  —  schon 
wieder  in  unserem  noch  so  wenig  durch  materielle  Einrichtungen  innig  verbundenen 
Vaterlande  die  Furcht  vor  übermässiger  Gentralisation  u.  Staatsomnipotenz  in  seinen 
Erörterungen  durchblicken. 

2.  In  Kriegen  sind  die  Staatsbabnen  mehr  als  die  Privat- 
bahnen dem  Feinde  preisgegeben.  Practisch  gebt  daraus  vornehm- 
lich nnr  in  Betreff  des  Fahrmaterials  eine  nicht  zu  leognende 
Gefahr  hervor,  da  dasselbe  als  Staatseigenthnm  im  Falle  einer 
feindlichen  Erbentung  anch  im  Friedensschluss  nicht  wie  doch 
wohl  meistens  dasjenige  der  Privatbahnen  ohne  Weiteres  wieder 
herausgegeben  werden  wird. 
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Im  österr.  Kriege  y.  1866  ist  von  Preussen  keinerlei  Bahnmaterial  zurück- 
behalten, das  Sachs.,  worunter  Staatseigenthum,  wohl  aus  besond.  Rücksichten  zurUck- 
fegeben.  Auch  die  französ.  Ostbahn  erhielt  nach  den  Friodensbestimmungen  yon 
ersaüles  u.  Frankfurt  1S71  alles  Material  zurück.  Die  elsäss.-Iothring.  Linien  dieser 
Bahn  sind  ausdrücklich  ohne  Betriebsmaterial  an  Deutschland  abgetreten  worden.  Hier 
würden  völkerrechtliche  Abmachungen  wünschenswerth  und  doch  wohl  kaum  unmöglich 
sein.  Eine  Entschädigung  für  die  Benutzung  der  Staatsbahnen  durch  den  siegreichen 
Feind  lässt  sich  freilich  wohl  nicht  erlangen.  Aber  auch  diejenige  für  die  Benutzung 
der  Privatbahnen  wird  doch  oft  nur  durch  den  besiegten  heimischen  Staat  gewährt 
werden. 

3.  Bei  der  UDgeheneren  Bedeutung  der  Eisenbahnen 
im  Kriege  selbst  bietet  das  Staatsbahnsystem  auch  den  Vortbeil, 
dass  die  Benutzung  der  Bahnen  für  militärische  Zwecke  sich  doch 
noch  rascher  und  einfacher  wird  einrichten  lassen,  als  wenn  erst 
an  viele  einzelne  Privatverwaltungen  Ordres  ergehen  und  mitunter 
doch  auch  erst  mit  ihnen  Vereinbarungen  getroffen  werden 
müssen. 

Je  nach  der  geographischen  Lage  eines  Landes  und  den  politischen  Gefahren, 
die  sie  mit  sich  bringt,  kann  dies  ein  wichtiger  Grund  mehr  für  Staatsbahnen  werden, 
wie  wohl  in  Deutschland.  Dies  ist  ein  Hauptgrund  vieler  Anhänger  des  Reichseisen- 
bahnprojects,  —  ein  durchschlagender  übrigens  auch  für  mich  nicht.  Die  gute  Erfah- 
rung in  1S70  —  71  ist  freilich  nicht  beweisend  genug  für  das  Ausreichen  mit  dem 
bestehenden  Zustande.  Der  Hinweis  der  Gegner  des  gen.  Projects  auf  Art.  47  der 
Keichsverf.  ebensowenig.    S.  übrigens  Saz  II,  189. 

4.  Man  hat  auch  behauptet,  das  Staatsbahnsystem  ge- 
fährde die  politische  Unabhängigkeit  der  Bevölke- 
rung gegenüber  der  Regierung,  weil  eine  Gegend  oder  ein  Ort, 
um  eine  Eisenbahn  zu  erlangen,  politisch  gefügig  sein  müssten 
und  würden.  Auch  die  Integrität  der  Staatsbeamten  und  vollends 
der  Volksvertreter  werde  leicht  Versuchungen  Seitens  Derjenigen 
unterliegen,  die  eine  Bahn  wünschten.  Auch  diese  Gefahren  sind 
nicht  ganz  zu  leugnen  und  einzelne  vorgekommene  Fälle  können 
als  Belege  dienen.  Eine  Abhülfe  liegt  in  möglichster  Oeffentlich- 
keit,  in  strenger  parlamentarischer  Controle,  in  genügender  Höbe 
der  Gehalte  u.  s.  w.  Jedenfalls  sind  aber  die  ähnlichen  Ge- 
fahren im  Privatbahnsystem  ungleich  grösser  und  bereits 
öfters  schlimm  hervorgetreten. 

Auch  bei  einer  sehr  liberalen  Gestaltung  des  Eisen bahnrechts  ist  das  Con- 
cessionssystem  nicht  zu  beseitigen.  Die  Aufstellung  blosser  Normatirbedingungen, 
bei  deren  Erfüllung  das  Recht,  eine  bestimmte  Linie  zu  bauen,  einem  Primaten  oder 
einer  Gesellschaft  ohne  Weiteres  gewährt  werden  müsste,  ist  unthunlicb  und  nirgends 
in  der  Praxis  üblich.  Die  Noth wendigkeit  der  Expropriationsbefagniss ,  die  manch- 
fachen  Interessen  hiusicbtlich  der  Richtung,  Banart,  Tarife  u.  s.  v.  machen  eine 
spccielle  Genehmigung  jeder  einzelneu  Bahnunternehmung  und  Bahn- 
route unumgänglich.  Auch  in  England  hat  man  da^on  nicht  absehen  können. 
(Vgl.  das  ganze  Werk  ?.  Cohn,  bes.  B.  I.  Die  engl  Eisenbahngesetzgebung  entw^ickelte 
sich  historisch  aus  d.  Wegegesetzs:ebung.)  Uidiebsame  Folgen  hiervon  sind  nicht  zu 
ferkennen,  mag  die  Goncession  durch  Kegierungsverordnang  oder  dorch  Gesetz, 
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darch  eine  YerwaltangsbehOrde  oder,  wie  in  England,  darch  das  Parlament 
ertheilt  werden.  Die  Beamten  der  entscheidenden  Instanzen,  im  zweiten  Falle  selbst 
die  Abgeordneten  in  den  Parlamenten  werden  dann  nur  zu  leicht  in  die  Interessen 
der  Specolation  hineingezogen  und  der  Bestechung  und  Gorroption  ist  Thor  und  Thür 
geOfihet  Diese  Gefahr  ist  entschieden  grösser  als  beim  Staatsoisenbahnwesen  und  der 
damit  verbundenen  Aufnahme  von  Staatsschulden.  Denn  namentlich  in  Zeiten  lebhafter 
BOrsenspeculation  locken  grosse  Gewinnste  bei  der  Erlangung  einer  Concession.  Solche 
Gewinoste  werfen  genug  ab  fOr  „Bestechungsprämien"  und  die  um  eine  Concession 
sich  beworbenden  Speculanten  sind  wahrlich  nicht  immer  die  Leute,  die  vor  solchen 
Mitteln  zurUckscheueu.  Es  ist  ein  offenes  Geheimniss,  dass  sich  an  das  Eisenbahn- 
concessionswesen  hie  und  da  eine  schlimme  Cormption  angeknüpft  hat  Auch  in 
England  scheint  es  nicht  an  Beispielen  zu  fehlen.  S.  Cohn  I,  214.  Die  preuss. 
Untersuchungscommission  hat  die  volle  Integrität  des  preuss.  Beamtenthums  klar  heraus- 
gestellt. Aber  es  ist  schon  der  Verdacht  ttbeL  S.  tibrigens  auch  Stroussberg's 
Wirken,  S.  150  ff.,  229  ff.    Auch  Sax  II,  187. 

5.  Die  besondereD  Bedenken  gegen  die  Staatsbahneni  weil 
diese  auf  dem  Gebiete  der  Verwaltung  (Tarifwesen,  Einriebtang 
des  Verkehrs  u.  s.  w.)  za  unabhängig  werden  könnten ,  mögen 
nicht  immer  unbegründet  sein.  Aber  einmal  heisst  es  auch  hier: 
lieber  Abhängigkeit  von  Staatsbahnyerwaltungen,  fUr  welche  doch 
wieder  der  Minister  yerantwortlich  ist,  und  über  welche  so  immer 
durch  das  Parlament  eine  gewisse  Controle  geübt  werden  kann, 
als  Abhängigkeit  von  Privatverwaltungen,  denen  auch  im  System 
der  ,,regulirten  Privatuntemehmung '^  schwer  beizukommen  ist; 
sodann  lässt  sich  eine  practische  Verwaltungscontrole 
durch  das  neuerdings  in  Deutschland  eingeführte  System  von 
,,Landeseisenbahnräthen'';  mit  berathender,  bez.  entschei- 
dender Stimme  gerade  bei  Staats  bahnen  einrichten. 

6.  In  socialpolitischer  und  allgemein-volkswirthschaftlicher  Be- 
ziehung muss  man  endlich  wieder  den  grossen  Vortheil  anerkennen, 
den  die  gleichmässigere  Kapitalverwendung  beim  Babn- 
bau,  die  bewusste  Einengung  des  Gebiets  privatwirth- 
schaftlicher;  hier  besonders  leicht  extravaganter 
Speculation  und  die  Hinttbernahme  eines  Grund-  und 
KapitaleigenthumobjectSy  das  so  leicht  zur  Ausbeutung 
Anderer  gebraucht  und  doch  so  schwer  oder  gar  nicht  einer 
Staatscontrole  unterzogen  werden  kann,  aus  dem  Privat-  in  das 
^öffentliche  Eigenthum  mit  sich  bringt. 

Auch  hier  sind  Saz's  Gegenbemerkungen  U,  190  nicht  ausreichend. 

So  spricht  auch  diese  Seite  der  Frage  mindestens  nicht  gegen 
Staatsbahnen,  eher  entschieden  ftlr  sie. 

Aus  keinem  der  im  Vorhergehenden  vorgeführten  einzelnen 
Beweisgründe  für  und  wider  Staats-  und  Privatbahnen  lässt  sich 
ein  unbedingtes  Princip  tlttr  das  eine  oder  andere  System,  wie 
früher   schon    zugegeben    wurde,    ableiten.     Aber   irgend   durch- 


Vorzug  des  Staatsbahnsysteins.  695 

Bcblagende  Gründe  gegen  das  Staatsbabnsystem  haben  sieb 
nicht  gefonden,  vielmebr  möchte  eher  noch  das  Gewicht  der  hier 
geprüften  Gründe,  namentlich  diese  in  ihrer  Gesammtheit  ge- 
nommen, zu  Gunsten  dieses  Systems  den  Ausschlag  geben. 
Jedenfalls  iSsst  sich  das  Ergebniss  der  früheren  Erörterungen  über 
das  gesammte  Verkehrswesen  aufrecht  erhalten.  Danach  ge- 
bührt dem  Staatsbahnwesen  für  unsere  Länder  in 
der  Gegenwart  der  Vorzug. 

Za  diesem  Ergebiiiss  waren  Mänjier  der  Wissenschaft  wie  B.  Mohl  und  im 
Ganzen  auch  Knies  schon  vor  längeren  Jahren  gelangt    Solche  Stimmen  kamen  aber, 
gegenüber  den  Yertretern  der  ausschliesslichen  Privatthätigkeit  auch  auf  diesem  Ge- 
biete, nicht  zur  Geltung.    Erst  in  neuerer  Zeit  begann  auch  bei  den  Praktikern,  in 
den  Regierungskroisen ,  sogar  Grossbritannlens,  der  Schweiz,  selbst  Nordamerikas,  und 
in   dem  Theile   der   öffentlichen  Presse,  welcher  sich  von  den  Einseitigkeiten  der 
Manchesterpartei  losgemacht  hat  u.  nicht  den  blossen  Interessen  der  Börsenspeculation 
dient,   ein   Umschwung  einzutreten.    Dadurch  kommt  die  Ansicht  der  „Theoretiker"' 
wieder  zu  Ehren.    Selbst  die  deutsche  Freihandelsschule  zeigt  viele  „Bekehrte",  nur 
dass  man  hier  in  der  alten  Liebe  zur  „freien  Concurrenz*'  vorläufig  noch  bloss  das 
Eigenthum  am  Eisen wege  dem  Staate   vindicirt,   nicht  die  Verwflltung,  und  dem 
Phantom  „Concurrenz  auf  der  Linie'*  nachjagt,  die  ganze  Eisenbahnfrage  in  d.  Tarif- 
frage  aufgehen  lässt  u.  s.  w.    Ueber  die  Ansichten  in  England  belehrt  uns  G.  Cohn 
vortrefflich,  vgl.  bes.  den  Bericht  u.  die  Stimmen  im  Ausschuss  v.  1872,  Cohn  I,  846, 
II,  Kap.  4,  bes.  609.   Wenn  auch  unter  der  Aera  der  schwächlichen  gegenwärtigen 
Staatsmänner  Englands   wenig  Aussicht  zu   baldiger  Verwirklichung  des  Staatsbi£n- 
systems  daselbst  besteht,  so  ist  doch  die  Neigung  für  dasselbe  schon  verbreitet  genug 
u.  bei  hervorragenden  Männern.  —  Zu  einem  durchaus  halben  Eesultat  gelangt  der 
Bericht  der  preuss.  Dntersuchungscommission  v.  IS 74  (S.  155).    Er  nennt  den  aus- 
schliesslichen Staatseisenbahnbau  in  der  Gegenwart  unausftlhrbar ,  meint  aber  doch, 
dass  „volkswirthsch.  BUcksichten  und  Gründe  auf  die  Vereinigung  aller  Eisenbahnen 
in  den  Händen  des  Staats  als  letztes  Ziel  liinfUhren.*^    Nur  zwingende  finan- 
zielle Grande  hätten  den  Standpunct  verrückt  u.  Bau  u.  Erhaltung  der  Bahnen  dem 
Staate  weggenommen   und  der  Speculation  und   der  Industrie  übergeben.    Es  müsse 
indessen   in  Zukunft   nicht   mehr  die   Frage  zinsgewinnender  Bentabilität,   sondern 
unabhängig   davon  das  Bedürfniss  des  Offentl.  Verkelirs  in  den  Vordergrund  treten. 
Der  speculativen  Privatuntemehmung  solle  nur  das  Transport-  und  Befrachtungswesen 
bleiben.    Abgesehen  von  diesem  letzten  Puncto,  wo  ein  vielleicht  unlösbares  Problem 
ohne  Weiteres  für  richtig  erklärt  wird ,  muss  man  fi^en :   wie  denn  die  Finanzlage 
noch  werden  solle,  wenn  diejenige  Preussen-Deutschlands  um  1873  die  Durchführung 
des   Plans  nicht   erlaubt!    Auch   gegen   das  Heichsbahnproject   sind   die  finan- 
ziellen Gegengründe  (bei  v.  VarnbOler  u.  A.)  die  schwächsten.    Vgl.  die  Bremer 
Debatte.    In  den  letzten  Jahren  hat  die  Staatsbahnidee  in  Deutschland  den  entschie- 
denen Sieg  errungen  n.  im  Ausland  an  Verbreitung  gewonnen.    S.  u.  A.  die  Debatte 
im  preuss.  Abg.hause  am  19.  Februar  1883  u.  daselbst  meine  Rede  über  die  Verstaat- 
lichung der  Eisenbahnen  in  Preussen  (auch  selbständig  erschienen  Berl.  1883). 

III.  —  §.  277.  Die  bisherige  thatsächliche  Ent- 
wicklung des  Eisenbahnwesens.  Sie  war  in  den  verschie- 
denen Caltarstaaten  eine  manchfach  verschiedene.  Wie  schon 
bemerkt  warde:  nicht  feste  Principien  der  Verkehrs- 
politik im  Allgemeinen,  der  Eisenbahnpolitik  im 
Besonderen  haben  sie  beherrscht,  sondern  zufällige  ge- 
schichtliche   Umstände    im     Leben     der     einzelnen 


696         3.  B.  Ord.  Eiim.  2.  K.  Prifaterwerb.  b.  H.  A.  Eisenbahnen.  §.  277. 

Staaten.  BeacbtenBwerth  ist  aber  immerhin  fttr  nnsere  Frage 
aueb  diese  rein  tbatsäcbliche  Entwicklang  schon  yor  der  jüngsten 
Zeit,  in  welcher  man  begonnen  bat;  principiell  anf  Staatsbabnen 
binzolenken,  in  folgenden  Beziehangen. 

1.  Wo  wie  z.  B.  früher  in  Oesterreich  u.  a.  L.  einmal 
das  Staatsbahnsystem  allein  oder  neben  Priyatbahnen  Platz  ge- 
griffen hatte,  da  waren  es  meistens  wiederum  nur  fremdartige 
Gründe;  namentlich  die  aus  ganz  anderen  Ursachen  als 
etwa  aus  der  Eisenbahnpolitik  entstandene  Finanz- 
noth  des  Staats,  welche  zur  Veräusserung  der  bereits 
Yorbandenen  Staatsbabnen  und  zum  Uebergang  zu  dem 
Frivatbahnsystem  führten.  Auch  mit  diesen  Thatsacben  lässt  sich 
also  nicht  erfolgreich  gegen  das  Frincip  der  Staatsbabnen  argu- 
mentiren.  In  dem  regelmässigen  Vorbehalt  des  Heimfalls  oder 
Rückfalls  der  Bahnen  in  einigen  Ländern  (Oesterreich;  Frankreich) 
an  den  Staat,  in  dem  ähnlichen  Vorbehalt  eines  Wiedereinlösungs- 
rechts  bei  verkauften  Bahnen  (Oesterreich);  findet  sich  das 
Frincip  des  Staatsbahn wesens  meist  von  Anfang  an  auch  ge- 
wahrt: nur  vorübergehende;  namentlich  finanzielle  Rücksichten 
zwingen;  dasselbe  eine  Zeitlang  bei  Seite  zu  setzen. 

Die  sogen.  Ver&usserung  von  Staatsbabnen  lässt  sieb  nach  der  Fassung  der 
Verträge  aacb  regelmässig  mcbr  alseinelangjäbrige  Verpachtung,  denn  als  wirk- 
lichen Verkauf  betrachten.  Dieser  üesichtspunct  würde  noch  schärfer  herror- 
treten,  wenn  nicht  gerade  mehrfach  nur  die  Finanznoth  Bestimmungen  in  die 
Verträge  gebracht  hätte,  die  mehr  in  einen  Kauf-  als  in  einen  Pachtcontract  gehören, 
z.B.  in  Oesterreich. 

Der  principielle  Grund;  welcher  auch  in  Staaten  mit 
wohlgeordnetem  Haushalt  in  neuerer  Zeit  so  oft  zur  Veräusserung 
von  Feldgütern ;  Berg-  und  Hüttenwerken,  Fabriken  u.  s.  w.  ge- 
führt hat:  dass  der  Uebergang  dieses  werbenden  Vermögens  aus 
dem  Staats-  in  das  Privateigenthum  und  aus  der  Staatsverwaltung 
in  die  Privatverwaltung  wünschenswerth  oder  selbst  nothwendig 
im  Volks-  und  staatswirthschaftlichen  Interesse  sei,  —  dieser 
Grund  bat  notorisch  bei  den  vorgekommenen  Veräusserungen  von 
Staatsbabnen  nicht  mitgewirkt. 

Er  wurde  höchstens  von  einseitig  doctriiiärcu  Theoretikern  und  etwa  Ton  intcr- 
eübirten  Kapitalisten  und  ihrer  Presse  aufgestellt:  von  den  Theoretikern  auch  nicht 
aus  speciellen  sachlichen  Gründen,  sondern  selbst  in  richtiger  Consequenz  eines  eben 
durchaus  nicht  absolut  waliren  Dogma's  von  der  Noth  wendigkeit  möglichster  Ein- 
schränkung der  Staatstliätigkeiten  im  Gebiete  der  Yolkswirthschaft.  Dies  z.  B.  der 
Standpunct  von  Bergius.  In  der  2.  Hälfte  der  50er  Jahre,  als  die  Smlth'schen 
theoret.  Anschauungen  in  dem  preuss.  Abgeordnetenhause  die  Herrschaft  gewonnen, 
war  einmal  eine  Gefahr  einer  solchen  Eisenbahnpolitik  da.    Man  verdankt  diesen  Ein- 
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Aussen  (neben  dem  Mitwirken  finanzieller  Momente)  die  unrichtige  Anfhebnng  des 
§.  6  d.  Ges.  T.  30.  Mai  1853  über  die  Verwendung  der  Eisenbahnabgabe  (§.  38—40 
d.  Eisenbahnges.  ?.  3.  Novemb.  ]  838)  zum  Ankauf  ?on  Eisenbahnactien  behufs  deren 
Amortisation  durch  das  Gesetz  v.  2 1 .  Mai  1 859,  —  gegen  den  Wunsch  u.  die  bessere 
Einsicht  der  Begierung.    S.  „Zehn  Jahre*'  S.  1 1. 

2.  Wo  sich,  wie  in  Dentschlandy  zufälliger  Weise  ein 
gemischtes  System  von  Staats-  und  Privatbahnen  entwickelt 
hat  j  da  neigte  auch  die  thatsächliche  Entwicklung  gerade  aus 
principiellen  und  aus  der  erfahrungsmässigen  Zweck- 
mässigkeit geschöpften  Gründen  schon  seit  lange  immer  mehr 
dazu  hin:  a)  entweder  die  Privatbahnen  Seitens  des 
Staats  zu  erwerben,  b)  oder  sie  wenigstens  tbeilweise 
unter  Staatsverwaltung  zu  stellen,  welche  sich  in  solchen 
Fällen  wiederholt  gut  bewährt  hat,  —  sogar  im  Interesse  der 
Eigentbümer  der  Privatbabn,  c)  oder  die  Privatbahnen  zu 
grossen  Bahnunternehmungen  zu  vereinigen,  sei  es 
durch  Vereinigung  des  Eigenthums  mehrerer  Bahnen  in 
einer  Gesellschaft  (Fusion)  (Frankreich,  England,  auch  Deutsch- 
land) oder  durch  Betriebsüberlassungsverträge  u.  dgl.  m.,  sei  es 
durch  Uebernahme  der  Verwaltung  kleinerer  Bahnen 
Seitens  einer  Uauptgesellschaft ,  sei  es  endlich  wenigstens  durch 
Einrichtung  von  grossen  Eisenbahn  verbänden  zwischen  den 
getrennten  Verwaltungen,  wie  besonders  in  Deutschland,  (mit 
manchen  günstigen,  aber  durchaus  nicht  ausreichenden  Erfolgen): 
d.  h.  man  suchte  Eigenthum,  Verwaltung,  Betrieb  mehr  zu  cen- 
tralisiren,  wie  es  die  ökonomisch  •  technisch  -  administrative 
Natur  des  Eisenbahnwesens  fordert,  im  Staatsbahnsystem 
aber  von  vorneherein  erreicht  ist,  und  ohne  die  bei  dem  anderen 
System  dann  nicht  zu  vermeidenden  Nachtheile. 

d)  Endlich  aber  neigt  die  thatsächliche  Entwicklung  der 
Dinge  in  Ländern  des  gemischten  oder  des  vorwaltenden  oder 
ausschliesslichen  Privatbahnsystems,  immer  mehr  dazu,  —  da  die 
Durchführung  der  Puncte  a,  b  und  c  so  schwierig  ist  und  im 
letzteren  Falle  selbst  durch  die  thatsächlichen  Monopole  grosser 
fusionirter  Privatbahugesellschaften  neue  Uebelstände  entstehen,  — 
die  Abhülfe  in  einer  weitgehenden  Staatscontrole 
der  Privatbahnen  zu  suchen.  (Einrichtung  von  Staats- 
Eisenbahnämtern.)  Diese  Controle  ist  aber  nicht  so  erfolgreich 
und  doch  wieder  in  mancher  anderen  Hinsicht  bedenklicher  und 
schwieriger,  als  das  reine  Staatsbahnsystem. 

Sie  fuhrt,  wenn  sio  irirkÜch  wirksam  werden  soll»  zu  oiner  rechtlichen  Ent- 
werthang  des  Prirateisenhahneigenthums,   welche   im  schlimmen  Sinne   commu- 
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nis tisch  ist.  Dagegen  erscheint  die  Uebernahme  der  Eisenbahnen  auf  den  Staat 
gegen  genügende  Entschädigung,  selbst  wenn  sie  in  der  Rechtsfonn  der  Zwangs- 
enteignung  erfolgte,  als  gerechter  und  socialpolitisch  unbedenklicher.  Ist  nach  der 
Sax^schen  Formulirnng  der  Theorie  des  Priyatbahnwesens,  als  einer  blossen  Abart 
des  öffentlichen  Eisenbahnwesens  in  Form  der  regulirten  Privatuntemehmung,  von  vorn- 
herein eine  entsprechende  Ingerenz  des  Staats  vorbehalten,  so  entföllt  zwar  dieses 
letztgenannte  Bedenken.  Aber  die  praktischen  Schwierigkeiten  der  Lösung  des  Problems 
bleiben  dennoch  bestehen  und  sind  noch  nirgends  überwunden  worden. 

3.  Wo  sich,  wie  in  Grossbritannien  und  Nordamerika^ 
das  Privatbahnwesen  am  Reinsten  und  Ansschliesslichsten  ent- 
wickelt hat,  haben  sich  allmäh'g  so  grosse  Schäden  gezeigt  nnd 
die  Gesetzgebung  und  Staatscontrole  zu  deren  Abhülfe  so  unzu- 
reichend erwiesen,  dass  selbst  hier  der  Gedanke  an  die  Ueber- 
nahme des  gesammten  Eisenbahnwesens  auf  den 
Staat  nicht  nur  auftaucht,  sondern  schon  mehr  und  mehr  Ver- 
breitung gewinnt  und  Versuche  zu  seiner  Verwirklichung  be- 
ginnen. 

Eine  unbefangene  Würdigung  dieser  Thatsachen  fahrt  daher 
eher  zu  einer  Bestätigung,  als  zu  einer  Verwerfung  des  Staats- 
bahnsystems. Soviel  Werth  darf  man  auf  diese  thatsächliche  Ge- 
staltung der  Dinge  legen,  auch  wenn  zuzugeben  ist,  dass  die  im 
Ganzen  principlose  geschichtliche  Entwicklung  des  Eisen- 
bahnwesens nicht  für  sich  allein  eine  principielle  Entscheidung  der 
Frage  gestattet. 

IV.  —  §.  278.  Grundsätze  der  Eisenbahnpolitik. 
Für  unsere  Staaten,  insbesondere  für  West-  und  Mitteleuropa  und 
im  Wesentlichen  überhaupt  für  die  europäisch-americanische  Welt, 
sind  demnach  gegenwärtig  wohl  folgende  eisenbahnpolitische 
Grundsätze  aufzustellen. 

Für  Deutschland  vereinfacht  sich  die  Sache  seit  der  Annahme  des  Staatsbahn- 
systems;  für  andere  Länder,  z.B.  Oesterreich,  erscheinen  diese  Grandsätze  noch 
unmittelbar  anwendbar. 

1.  Die  vorhandenen  Staatsbahnen  sind  imEigenthum 
(und  in  der  Verwaltung)  des  Staats  zu  behalten. 

Nur  besondere  Yerhültnisse  einzelner  Linien  können  eine  Ausnahme  ?on  dieser 
Regel,  aber  auch  dann  lieber  eine  Verpachtung  auf  nicht  zu  lange  Zeit,  keine  Ver- 
änsserung  bedingen,  z.B.  bei  kleinen  Grenz-  u.  Endstrecken. 

2.  Neue  Eisenbahnen  sind  in  der  Regel  auf  Kosten 
des  Staats  zu  bauen  (und  zu  verwalten).  Namentlich  gilt 
dies  von  solchen  wichtigen  Linien,  welche  eine  Hauptver- 
bindung herstellen  und  das  Bahnnetz  systematisch  erweitem; 
ferner  in  Ländern   des  gemischten  Systems  von  solchen  Linien, 
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welche   die   getrennten   StUcke  der  JStaatsbahnen  ver- 
binden. 

Mit  Becht  wäre  daher  z.  6.  za  wünschen  gewesen ,  dass  die  neue  directo  Linie 
Berlin -Hannover  (Berlin -Lehrter  B.  E.  1871  eröffnet)  nicht  von  einer  GescUsch.,  der 
Magd.-Halberst.,  sondern  vom  prenss.  Staate  gebaut  worden  wäre,  wodurch  schon 
damals  zwischen  den  westlichen  u.  östlichen  preuss.  Staats-  n.  unter  Staatsverwaltung 
steh.  Privatbahnen  die  ktirzoste  Verbindung  hergestellt  worden  wäre. 

Um  die  nachtheiligen  volkswirthschaftlichen  und  social- 
politischen  Wirkungen  einer  sehr  ungleichmässigen  Ver- 
wendung von  Nationalkapital  im  Eisenbahnbau  zu  verhüten, 
mnss  der  Staat  einen  umfassenden  Bauplan  für  eine  Reihe 
von  Jahren  entwerfen  und  jährlich  einigermassen  gleiche 
Beträge  Kapital  zur  Verwendung  bringen. 

3.  Der  Uebergang  der  vorhandenen  Privatbahnen 
in  das  Staatseigenthum  ist  im  Princip  zu  erstreben. 
Ob  und  wieweit  dies  alsbald  verwirklicht  werden  kann,  hängt 
von  den  concreten  Verhältnissen,  namentlich  von  der  Finanz- 
lage des  Staats  ab.    Jedenfalls  ist  aber  Folgendes  zu  verlangen: 

a)  dass  die  dem  Staate  nach  Gesetz,  Concessionsurkunde  oder 
Vertrag  zustehenden  Rechte  hinsichtlich  des  Heimfalls 
oder  des  Ankaufs  der  Privatbahnen  unter  im  Voraus 
bestimmten  Bedingungen  und  die  sonstigen  Vorbe- 
halte zu  Gunsten  des  Staats  sorgsam  erhalten,  eher 
gemehrt  als  gemindert  und  nicht  für  ablösbar  Seitens  der 
Bahnen  erklärt  werden. 

Heimfallsrechte  regelmässig  in  der  österr.  (Ges.  v.  1S54),  französ.  Ge- 
sctzgeb.,  nach  90,  bez.  99  (früher  40)  Jahren;  in  der  erstereu  so,  dass  das  Beal- 
yermOgen  an  den  Staat  kommt,  das  Mobil. -Vermögen,  Transportmater,  u.  s.  w.  der 
Ges.  bleibt  Aehnlich  auch  sonst,  aber  keineswegs  allgemein.  So  kann  nach  d.  Privil. 
der  österr.  Ferd.-Nordb.  v.  4.  März  1S36,  das  nach  50  J.  abläuft,  die  Ges.  dann  mit 
Real-  u.  Mobiliarrerm.  frei  schalten,  mit  d.  Staate  od.  Privaten  in  Untt^rhandl.  treten 
oder  um  Yerl&ngeruug  nachsuchen.  Ueber  diese  Bahn  u.  ihr  weiteres  Schicksal  wird 
daher  gegenwärtig  in  Oesterreich  discutirt.  Ueimfallsrechte  nach  den  besonderen 
Concessionsurknnden  mitunter  auch  bei  deutschen  Bahnen,  so  bei  der  Pfalz.  Lud- 
wigsb.  nach  99  J.  (ohne  Transportmittel,  Ges.-Gcbäude,  Mobiliarirerm.).  Das  preuss. 
Ges.  V.  1838  hat  kein  Heimfallsrecht,  aber  ein  Ankaufsrecht  (s.  u.);  bei  den 
preuss.  Privatbahnen  besteht  daher  als  Kegel  beständiges  £igentli.  der  Ge- 
sellsch.  (vgl.  preuss.  Gesetz  v.  1838,  §.  42,  Nr.  4,  Gh.  d,  —  abgesehen  vom  Ankauf- 
Torbehalt),  ebenso  war  es  auch  bei  der  sächs.  Leipz.-Dresd.  Privatb.  Doch  kommen 
Ausnahmen  vor.  So  bestand  ein  eigenthuml.  Yerhältniss  des  preuss.  Staats  zur  Cöln- 
Hindener  6.,  wonach  d.  Staat  aus  den  Zinsen  u.  Divid.  des  von  ihm  Ubemomm. 
Siebentels  der  Actien  u.  aus  denjenigen  der  amortis.  Actien  die  in  Privathänden 
befindlichen  Actien  amortisirte,  indem  er  den  betreff.  Betrag  Actien  jährlich  ausloste 
u.  zur  Buckzahlung  al  pari  einrief.  Bei  d.  Erweiterung  jenes  Bahnuntemehmens  (Göln- 
Giessen)  gewährte  der  Staat  den  Verzicht  auf  dieses  Recht  fUr  15  J.,  von  1855  an, 
veriragsweise  u.  später  entsagte  er  diesem  Rechte  gegen  eine  besond.  Entschädigung 
von  12  Mill.  Thir.  (wovon  5,704,400  Thlr.  baar,  der  Rest  in  Stammactien)  far  immer, 
Vertrag  vom  10.  August  1865,  wobei  zugleich  Seitens  der  Ges.  auf  die  älteren  Zins- 
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garantien  verzichtet  wurde.  Aehnlich  wie  zu  C.-M.  ist  das  Yerhältniss  des  Staats  zur 
Oberschi.  B. 

Küclckaafsr echte.  Hierhin  gehören  zon&clist  die  yorbehaltenen  Bück- 
kanfsrechte  bei  ver&uss.  Staatsbahnen  vor  Ablauf  der  Heimfallfrist.  So 
behielt  sich  Oesterreich  ein  solches  Becht  bei  den  1856  verkauften  lombard.  B. 
von  1889  an,  bei  den  1858  abgetretenen  Sudbahnen  voa  1895  an  vor,  nach  Mass- 
gabe des  Reinertrags  der  letzten  7  Jahre,  eicl.  die  2  schlechtesten,  n.  unter  Fest- 
setzung eines  Minimalertrags  oder  einer  Minimalablösungsrente  von  5^/5  7o  des  Anlage- 
kapitals. Aehnliches  Recht  bei  d.  Staatsbahnges.  nach  30  Jahren  u.  in  anderen 
Fällen  mehr. 

Ferner  Kau  fr  echte  bei  ursprunglichen  Privatbahnen.  Auch  bei  deutschen 
Privatbahnen  kommen  solche  Vorbehalte  vor.  Die  hess.  Ludwigsbahn  kann  nach 
Ablauf  V.  25  J.  nach  d.  Goncessionirung  vom  Staate  gegen  Erstattung  der  An- 
lagekosten, nach  Ablauf  der  Concessionsdauer  von  99  Jahren  gegen  Erstattung 
des  Taxwerths  der  Bahn  und  des  Betriebsmatcrials ;  die  baier.  Ostbahnen  konnten 
vom  Ablauf  der  35 jähr.  Zinsgarantiezeit,  d.h.  v.  1898  ab,  in  der  Weise  vom  Staate 
erworben  werden,  dass  das  Actienkapital  nach  dem  Frankfurter  Börsencors  der 
letzten  10  Jahre  abgelöst,  im  Minimum  aber  der  Betrag  des  concess.  Bau-  u. 
Einrichtungskapitals  sammt  dem  Reinertrag  des  Ablösungsjahrs  bezahlt  wird. 

Ganz  aligemein  bestimmt  endlich  der  wichtige,  aber  bisher  nicht  bei  den  „Ver- 
staatlichungen" verwerthete  §.  42  des  preuss.  Eisenbahngesetzes  von  1838:  dem 
Staate  bleibt  der  Ankauf  des  Eigenthums  der  Bahn  sammt  allem  Zubehör  gegen 
volle  Entschädig,  vorbehalten.  Diese  Erwerbung  kann  auch  zwangsweise 
geschehen  nach  Ablauf  von  30  Jahren  von  der  Transporteröffnung  an  (ob  die  erste 
Streckeneröffnung  hier  für  die  ganze  Bahnuntemehmung  entscheidet?  Bei  einigen 
Bahnen  ist  diese  Frist  v.  30  J.  abgelaufen  oder  dem  Ablauf  nahe).  Ankündignng  der 
Erwerbsabsicht  des  Staats  mindestens  1  Jahr  vorher.  Entschädigung:  25faches  der 
jährl.  Divid.,  die  an  sämmtl.  Actionäre  im  Durchschn.  d.  letzten  5  Jahre  gezahlt 
ist;  Uebergang  der  Schulden  an  den  Staat,  der  sie  nach  den  contractl.  Beding,  zu 
behandeln  hat;  Uebergang  alles  Eigen thnms,  auch  des  Inventars,  Reservefonds,  der 
Activford.  an  den  Staat.  Diese  gesetzt.  Bestimmung  ist  werthvoU  u.  könnte  doch  von 
praktischer  Bedeutung  auch  f.  die  Finanzen  werden.  Aber  freilich  ist  die  Ablösung 
danach  sehr  theuer.  Die  4**/oige  Kapitalisirung  der  5 jähr.  Di?id.  enthält  eine 
starke  Berücksichtigung  v.  lucnim  ccssans  mit.  —  Der  preussische  Staat  hat  schon 
vor  der  jüngsten  Aera  der  Eisenbahupolitik  bei  BetriebsUberlass.-Verirägen  mit  Privat- 
bahnen sich  auch  den  Erwerb  des  Eigenthums  in  späteren  Perioden  vorbehalten, 
so  bei  Hallc-Sorau-Guben,  bei  Bcrl.-Dresd.  unter  im  Voraus  stipul.  Bedingungen. 

Sonstige  Vorbehalte  zu  Gunsten  des  Staats.  Unter  Vorbehalten  dieser 
Art  werden  hier  nicht  volkswirthschaftspolitisohe  in  Betr.  der  Tarife  u.  s.  w. ,  sondern 
finanzielle  in  Betr.  der  Uebernahme  von  Leistungen  für  den  Staat,  —  unentgeltlich 
wie  oft  hinsichtlich  der  Beförderung  der  Post  n.  s.  w.  (preuss.  Ges.  §.  36)  oder  gegen 
mäss.  Maximaltarif,  wie  auch  mitunter  bei  der  Post,  für  Militär  u.  s.  w.  (grosse,  die 
Bahnen  erheblich  mit  belastende  Rechte  des  franz.  Staats  in  diesen  Puncten)  — , 
ferner  andere  finanzielle  in  Betr.  der  Erleichterung  der  Erwerbung  der  Privatbahnen 
durch  den  Staat  verstanden.  Hierhin  gehörten  die  wichtigen  Bestimmungen  der  preuss. 
Gesetzgcb.  über  Eisenbahnabgaben  n.  über  deren  Verwendung.  §.38  des  Ges. 
v.  1838  behielt  die  Einführung  einer  besond.  Abgabe  v.  d.  Bahnen  vor,  wogegen  die 
Gosellsch.  V.  d.  Gewerbsteuer  frei  blieben.  Nach  §.  39  sollte  der  Ertrag  dieser  Abgabe 
z.  Entschädig,  der  Staatskasse  für  die  ihr  durch  d.  Bahnen  entzogenen  Einnahmen 
(wohl  an  Post-  u.  Ohausseegeld  gedacht)  u.  zur  Amortis.  des  in  dem  unter- 
nehmen angelegten  Kapitals  dienen.  Art  der  Verwendung  blieb  vorbehalten. 
Kach  vollendeter  Amortis.  sollte  das  Unternehmen  so  eingerichtet  werden,  dass  der 
Ertrag  des  Bahngelds  die  Kosten  der  Unterhalt,  d.  Bahn  n.  derVerwalt 
nicht  übersteige  (§.  40V.  also  Anwendung  des  Gebührenprincips  schon  damals 
in  Aussicht  genommen.  Die  durch  Gesetz  v.  30.  Mai  1853  eingericht  progress. 
Eisenbahnabgabe  (s.  §.  4)  sollte  dann  zur  Amortis.  der  in  d.  Eisenbahnuntemehmen 
angel.  Actieukapitalien  in  der  Art  dienen,  dass  mit  ihrem  Ertrag  u.  unter  Zuwachs 
der  Zinsen  u.  Divid.  der  erworb.  Papiere  Stammactien  frei  angekauft  würden. 
Durch  dieses  Gesetz,  welches  kein  Recht  schädigte,  —  die  Höhe  der  Abgabe  ist  keine 
i»rincip.  Frage,  —  war  also  der  allmälige  Uebergang  der  Privatbahnen  in'b 
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Eigenthum  des  Staats  vorbereitet  Späterhin  hätte  diese  Aniaofsweise  durch 
Ourssteigen  bei  vcrmind.  Acticnzahl  u.  stärkerer  Amortis.  theucr  werden  können. 
Allein  durch  Ges.  v.  21.  Mai  1S59  ist  leider  diese  Amortis.  beseitigt  u.  sogar 
§.  39  n.  40  des  Gesetzes  7.  1838  aufgehoben  worden.  Eine  Massrcgcl  von  schon 
damals  mindestens  zweifelhaftem  volkswirtbschaftspolit.  u.  finanz.  Werth.  Seitdem  u. 
auch  nach  d.  iieucn  Eiscnbahnsteuerges.  v.  16.  M&rz  1867  fliesst  der  Ertrag  der  Eisen- 
bahnabgabe in  die  Staatskasse  zu  allgemeinen  Staatsausgabcu.  S.  ,,10  J.  preuss. 
D.  Eisenbahnpolitik",  S.  12. 

b)  Es  ist  ferner  statthaft,  dass  in  geeigneten  Fällen,  wenn 
eine  Privatgesellschaft  selbst  die  Abtretung  ihrer  Linien  unter 
billigen  Bedingungen  an  den  Staat  wünscht,  die  Erwerbung 
erfolge. 

Mehrfache  Fälle  in  Preussen,  Sachsen.  Langj&hr.  Wunsch  der  Actiouäre  der 
Bhein- Nahe -Bahn,  der  aber  erst  in  der  jüngsten  Zeit  rcalisirt  ist.  Bei  der  neuesten 
Verstaatlichungspolitik  in  Baiem,  Sachsen,  Preussen  rief  man  seitens  des  Staats  durch 
günstige  Angebote  solche  Bereitwilligkeit  hervor. 

c)  An  Stelle  der  Fusionirung  von  Privatbahnen,  namentlich 
der  Verschmelzung  von  kleinen  mit  grossen  Unternehmungen,  soll 
möglichst,  wenn  es  die  geographische  Lage  der  Linie,  ihr  bereits 
bestehender  oder  leicht  herzustellender  Zusammenhang  mit  anderen 
Staatsbahnen  irgend  erlaubt,  die  Fusionirung  solcher  Privat- 
bahnen mit  Staatsbahnen  treten. 

So  sollte  nach  Beschlüssen  v.  Herbst  1871  die  Taunusb.  mit  d.  hess.  Ludwigs- 
bahn fusiouirt  werden.  Die  Vereinigung  der  ersteron  —  Wiesbaden-Frankfurt  —  mit 
der  nass.  u.  der  Main-Wescr-Staatsb.,  die  sie  verbindet,  lag  wahrlich  näher  u.  erfolgte 
auch  nach  spät.  Vertrage  d.  preuss.  Regierung  mit  d.  hess.  Ludwigsb.  Aehnlich  1876 
die  Einverleibung  der  Halle-Casseler  Privatbahn  in  die  im  Bau  befindliche  Staatsbahn 
Berlin-Wetzlar. 

d)  Solange  der  Uebergang  in  das  Eigenthum  (bez.  bleibende 
Betriebsüberlassung  und  Uebernahme  auf  Rechnung  des  Staats 
gegen  Gewährung  fester  Rente  an  die  Actionäre)  nicht  zu  erzielen 
ist,  sollten  wenigstens  die  wichtigsten  Privatbahnlinien, 
welche  leicht  factische  Monopole  erlangen,  femer  solche  Privat- 
nebenbahnen, welche  in  Staatsbahnen  münden,  in  die  Verwal- 
tung des  Staats  übergehen. 

Die  Uebernahme  der  Verwaltung  von  Privatbahnen  durch  den  Staat  beruhte  in 
Preussen  auf  keinem  so  bestimmten  Princip,  als  den  beiden  im  Text  genannten, 
obgleich  finanz.  Gesichtspuncte  mit  massgebend  waren.  Bei  d.  OberschL  B.  hatte 
sich  der  Staat  die  Debcrnahme  des  Betriebs  für  den  Fall  vorbehalten,  dass  er  aus  der 
Zinsgarantie  ein  bestimmtes  Mass  von  Zahlungen  leisten  müsse.  Die  Berg. -Mark. 
Bahn  ging  in  Zeit  schlechter  Finanzlage  1850  auf  10  J.,  1S53  auf  beständig  in  Staats- 
verwaltung tlber,  die  Co  sei- Od  erb.  B.  nach  der  Katastrophe  v.  1856  i.  J.  1857. 
Die  Rhein-Nahe- B.  stand  von  Anf.  an  unter  Staatsverwaltung.  Die  Halle-Sor.-Gubener 
Bahn  wurde  1876,  die  Berl.-Dresd.  B.  1877  in  Staatsverwalt.  tlbernommen,  als  Be- 
dingung zu  gewährender  Finanz -Hilfe.  In  Baiern  u.  Baden  die  Selbstverwaltun  gs- 
iörpem  u.  kl.  GeseUschaften  gehörenden  Localbahnen  in  Staatsbetrieb.  In  Oester- 
reich  Uebernahme  in  Staatsverwaltung  auch  namentlich  aus  finanz.  Gründen ,  bei 
hohen  Staatsgarantie- Zusch(lss(ui  (ßudolfsbahn). 
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4.  Wird  gleichwohl  die  Conceßsion  zu  neuen  Privat- 
bahnen noch  ertheilt,  sei  es  an  alte  Gesellschaften  zur  Erweite- 
rung ihres  Netzes  oder  an  neue  Unternehmungen,  so  hat  sich  der 
Staat  möglichst  weitgehende  und  unzweideutige  Rechte 
hinsichtlich  des  Heimfalls  und  des  Ankaufs  der  Bahn 
vor  der  Heimfallsfrist  vorzubehalten,  etwa  eine  regel- 
mässige und  nicht  zu  langsame  Amortisation  des  Kapitals  (d.  h. 
der  Actien  neben  den  Prioritätsschulden)  einzurichten,  und  auch 
hier,  erforderlichen  Falls  (Nr.  3  ad  c),  die  Verwaltung  selbst  zu 
übernehmen. 

5.  Bei  der  Erwerbung  wie  bei  der  blossen  Verwaltungs- 
ttbernahme  der  Privatbahnen  durch  den  Staat  sind  wohl- 
erworbene Privatrechte  sorgfältig  zu  schonen,  mögen 
sie  auf  dem  allgemeinen  Privatrecht  oder  auf  besonderem  Gesetz 
oder  Privileg  beruhen.  Eine  Beseitigung  dieser  Hechte 
zu  Gunsten  des  Staats  ist  aber  gleichwohl  möglich  und 
statthaft : 

a)  Einmal  selbstverständlich  auf  dem  Wege  freier  Verein- 
barung. 

Letztere  wird  im  Ganzen  am  WUnsclienswertliesten  und  oft  aach  bei  PriFatbahoen 
in  schlechter  Finanzlag^e  und  ohne  Aussicht  auf  eine  bessere  Zukunft  unter  nicht  zu 
lästigen  finanziellen  Bedingungen,  bei  gut  rentirenden  und  zukunftsreichen  Bahnen 
wenigstens  unter  Anlegung  eines  angemessenen  Kauf-  oder  Pachtpreises  —  oder  der 
Gewissheit  guter  Staatsverwaltung,  falls  nur  diese  an  Stelle  der  Priratrerwaltung 
tritt  —  möglich  sein. 

Beispiele  der  Erwerbung  schlecht  situirter  Bahnen.  Die  Niederschles-. 
Mark.  B.  ging  im  Winter  1851  —  52  vertragsweise  gegen  eine  feste  Actienrente  Ton 
47o  Zii^^  ^'  regelmäss.  Amortis.  an  den  Staat  über.  Gurs  der  Actien  1850  meist 
c.  83,  Anf.  1851  dsgl.,  Ende  1851  c.  93 7o»  '»^ch  Genehmigung  des  Vertrags  durch 
die  Regierang  97— 987o.  —  I>ie  Sächs.-Baier.  B.  ging  1846  an  d.  sachs.  Staat  über 
gegen  47o  Acticnzinsen  für  8  Jahre  (1847—54)  u.  gegen  Austausch  mit  3  ^/^  Staats- 
papieren alsdann.  Gurs  um  die  Zeit  des  Vertragsabschlusses  76 — 83,  nach  demselben 
(i.  J.  1847)  84  —  90.  Einige  der  jüngsten  Erwerbungen  des  Staats  in  Preussen  (die 
bankerotten,  noch  unvollend.  Bahnen:  Berl.  Nordb.,  Pomm.  Gentralb.,  Bhein-Nahe-, 
Berl.-Görl.  B.  u.a.m.),  Sachsen  (kleinere  Privatbahnen  in  halbbankerottem  Zustande) 
sind  dem  Staate  billig  gekommen  (1876,  1877  u.  seitdem  mehrfach).  —  Der  Vertrag 
zwischen  dem  K.  Italien  u.  der  österr.  Südbahn  1876  ist  angesichts  der  precaren 
Finanzlage  der  Gesellschaft  relativ  günstig  für  den  Staat  ausgefallen.  Seine  Detail- 
puncto  lassen  sich  hier  nicht  in  Kürze  angeben  u.  sind  ohne  Eingehen  auf  die  rar- 
wickelte  Lage  der  Gesellsch.  nicht  verständlich. 

Beispiele  der  Erwerbung  gut  situirter  Bahnen.  Die  Wien-GIoggnitzer 
Bahn  erwarb  der  österr.  Staat  1853  in  der  Weise,  dass  der  Ges.  die  B.  Wien -Raab 
verbüeb  u.  er  für  jede  der  13,219  Actien  zu  500  fl.  675  fl.  C-M.  in  57o  Staats- 
oblig.  gab.  Curs  Anf.  1853  155 — 1607o»  nach  dem  Vortragsabschluss  1707o  ^'  mehr, 
nach  der  Umgestaltung  noch  92 — 98  7o'  ^^  baier.  Ostbahnen  gingen  durch  Vertr.  v. 
1.  März  1875  u.  Ges.  v.  15.  April  1875  an  den  Baicr.  Staat  über.  Sie  hatten  1874 
nur  4Vs7<>  Divid.  geben  können.  Der  Staat  zahlte  für  eine  Actio  von  200  fl.  d. 
1.  Emiss.  420,  der  2.  Emiss.  410  M.,  wovon  je  400  M.  in  47o  baier.  Staatspapieren, 
den  Rest  baar.  —  Die  Leipz.-Dresd.  Bahn  ging  zu  dem  relativ  hohen  Preise  von 
1000  M.  in  3*»/oigen  Sachs.  Staatsrenten  für  die  Actio  von  tOO  Thlr.  im  J.  1876 
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an  den  Staat  Ober.  Zu  diesem  Preise  (um  so  höher,  als  der  Staat  die  oben  ein- 
gestürzte Riesaer  ElbbrUcke  erst  wieder  auf  seine  Kosten  zn  bauen  hatte)  trog  die 
polit  Situation  bei  (Consolidirung  des  sächs.  Staatsbahnnetzes  gegenüber  der  Beichs- 
eisenbahncontrole  und  dem  Beichseisonbahnproject).  Ueber  die  neuesten  preuss.  Er- 
werbungen s.  unten. 

Die  Aussicht  guter  Verwaltung  wirkte  z.  B.  wohl  für  die  üeberlassong  der  Berg.- 
M&rk.  Bahn  an  die  Staatsferw.  mit. 

Indessen  gewährt  der  Weg  der  freien  Vereinbarung  keine 
genügende  Sicherheit ,  die  Bahnen  überhaupt  oder  sie  zn  ange- 
messenen Preisen  zn  erwerben.  Es  bedarf  daher  noch  der  Aner- 
kennung des  Princips: 

b)  dass  Privatbahnen  auch  zwangsweise  im  Wege  des 
£xpropriationsyerfabrens  oder  eines  nach  dessen  Analogie 
auszubildenden  Rechtsverfahrens  gegen  volleEntschädigung 
der  Eigenthümer  in  das  Eigenthum  (und  analog  in  die  Verwaltung) 
des  Staats  übergehen  können. 

Dieses  Princip  wird  den  Bechton  der  Priratbahnen  gegenüber  nicht  nur  wie  im 
Falle  mancher  anderer  Privatrechte,  besonders  des  GrundeigenthUmers,  sanctionirt 
durch  das  überwiegende  öffentliche  Interesse,  sondern  bei  den  Bahnen  noch 
speciell  durch  den  Umstand,  dass  sie  selbst  bloss  der  Gewährung  des  Expro- 
priationsrechts ihre  Entstehung  verdanken.  Erörtert  wurde  dieser  Punct 
1883  mit  in  Oesterreich  bei,  Gelegenheit  von  parlam.  Eisenbahndebatten  u.  ,,P^e- 
Verträgen". 

Dieses  Verfahren  ist  bei  alten  wie  bei  neuen  Bahnen,  mag  es 
vorbehalten  sein  oder  nicht,  statthaft.  Es  verlangt  nur  folgende 
Beschränkungen  in  seiner  Anwendung,  damit  keine 
Rechte  und  selbst  keine  berechtigten  Interessen  der 
Bahneigenthümer  verletzt  werden  und  das  Privatkapital,  wenn  es 
einmal  noch  zur  Anlegung  in  Privatbahnen  in  Anspruch  genommen 
werden  soll,  sich  nicht  zurückschrecken  lasse: 

a)  Die  zwangsweise  Eigenthums-  oder  Verwaltungsüber- 
nahme von  Privatbahnen  ist  vor  demjenigen  Zeitpuncte  absolut 
unstatthaft,  bis  zu  welchem  sie  etwa  ausdrücklich  im  Gesetz 
oder  in  der  Concessionsurkunde  (Privileg)  ausgeschlossen  ist. 
Ebenso  müssen  etwaige  früher  festgesetzte  Bedingungen  für 
die  Anwendung  des  Expropriationsverfahrens  genau  innegehalten 
werden.  In  Zukunft  sind  aber  andererseits  nur  die  nothwen- 
d  i  g  e  n  Beschränkungen  der  Rechte  des  Staats  vorzunehmen,  damit 
die  Geltendmachung  der  letzteren  zu  geeigneter  Zeit  immer  mög- 
lich sei. 

Die  Fristen,  nach  deren  Ablauf  der  Staat  das  Eigenthum  erwerben  kann,  sind 
in  den  bestehenden  Gesetzen  u.  Verträgen  doch  sehr  lange;  25,  SO,  35  Jahre  in 
Deutschland  u.  Oesterreich,  oder  gar  50,  90,  99,  nach  Ablauf  der  Oncess.-Zeit. 
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fi)  Das  Zwangsverfahren  gegen  eine  Privatbahn  ist  erst 
von  einem  Zeitpuncte  an  zulässig,  in  welchem  die  Betriebs- 
ergebnisse der  Bahn  ein  einigermassen  sicheres  Urtheil 
über  die  finanzielle  Lage  des  Unternehmens  gestatten. 

Namentlich  moss  für  unrentable  Bahnen  eine  Minimalfrist  bezeichnet 
werden,  ?or  welcher  sie  nicht  zwangsweise  an  den  Staat  übergehen  darfen,  um  die 
Actionäre  möglichst  vor  Kapitalverlasten  za  sichern ;  z.  B.  eine  Frist  von  20  Jahren 
bei  Bahnen,  welche  in  einer  bestimmten  Reihe  (z.  B.  5 — 10)  der  letzt  verflossenen  auf- 
einander folgenden  Jahre  ihren  Actionären  eine  gewisse  Minimalrente  (z.B.  4Vo)  ^^ 
Actienkapitals  nicht  liefern  konnten.  Bei  rentablen  Bahnen  kann  diese  Frist  ohne 
Gefährdang  des  Kapitals  der  Actionäre  verkürzt  werden,  z.  B.  auf  tO — 15  Jahre,  wenn 
in  den  letztverflossenen  z.  B.  5  Jahren  die  Dividende  der  Actionäre  einen  gewissen 
Satz  (etwa  5— 67o)  überschritten  hat. 

y)  Die  Entschädigung  der  Actionäre  hat  nach  dem 
vollen  Werthe  des  Eigenthnmsrechts  zu  erfolgen,  and 
zwar  nach  dem  Taxwerthe  —  so  namentlich  bei  Bahnen, 
welche  ihren  Actionären  gar  keine  Dividende  zahlen  konnten  — 
oder,  wenn  dies  für  die  Actionäre  gtlnstiger  ist,  auf  der  Basis 
der  Kapitalisirnng  der  von  den  Actionären  binnen  einer 
bestimmten  Reihe  (z.  B.  5)  der  letztverflossenen  Jahre  be- 
zogenen Rente  nach  einem  fttr  die  Actionäre  günstigen,  also 
vielleicht  etwas  niedrigeren  als  dem  üblichen  Zinsfasse  für  gate 
Sicherheit;  ferner  eventuell  noch  weiter,  namentlich  bei  der 
Uebernahme  nach  dem  Taxwerthe,  aber  selbst  auch  in  dem 
zweiten  Falle,  unter  Zuschlag  eines  bestimmten  Procents  (z.  B.  10) 
zu  dem  sich  nach  dieser  Rechnung  ergebenden  Kapitalbetrag. 

Eine  Ablösung  nach  dem  zakünftigen  Börsencors,  wie  z.B.  bei  d.  baier. 
Ostbahnen  sfipalirt  war,  scheint  mir  unzulässig.  Denn  hier  wird  dem  Bahneigenthum 
nur  durch  die  Aussicht  des  Uebergangs  der  Bahn  an  den  Staat  ein 
künstlich  hoher  Werth  gegeben.  Ausserdem  wUrde  es  dann  nicht  so  schwer  sein, 
durch  Speculationen  den  Gurs  in  die  Höhe  zu  treiben.  Drgl.  zeigte  sich  seit  1876 
schon,  als  mehrfach  von  Erwerbsabsichten  der  preuss.  Regierung  die  Bede  war. 

Die  Abfindung  der  Actionäre  muss  in  Baarem  oder  nur 
mit  ihrer  Einwilligung  in  Staatspapieren  erfolgen. 
Die  Schulden  der  Bahn  (Prioritätsobligationen)  werden 
unter  verbleibender  Verpfändung  der  Bahn  zu  Staats- 
schulden und  müssen  genau  nach  den  Anleihecon- 
tracten  verzinst  und  getilgt  werden.  Auch  hinsichtlieh 
der  Conversion,  etwaiger  Zinsreduction  u.  dgl.  m.  tritt  der 
Staat  ganz  in  das  Rechtsverbältniss  der  Gesellschaft  als  Schuld- 
nerin ein. 

So  schon  die  besteh.  Bestimmung  im  preuss.  Eisenbahnges.  §.42  u.a.m.  u. 
jetzt  regelmässig  bei  allen  neueren  Priy.bahn- Erwerbungen  in  Preussen  n.  anderen 
deutschen  Staaten. 
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5.  Neben  dem  Staate  selbst  können  anch  die  anderen 
yyränmlichen''  Zwangsgemeinwirthschaften^'  oder  die 
Selbstverwaltungskörper,  Provinzen,  Kreise  nnd  Ge- 
meinden das  Recht  erbalten,  auf  ibre  Rechnung  Eisen- 
bahnen zu  bauen,  wobei  jedoch  der  Betrieb  öfters  passend 
von  der  Verwaltung  der  Staatseisenbahnen  und  nach  den  Grund- 
sätzen ftir  letztere  (auch  in  der  Tarifpolitik)  geführt  wird. 

Aaf  diese  Weise  wird  die  Einheitlichkeit  des  Eisenbahnwesens  gewahrt,  während 
Bahnen,  die  vielleicht  der  Staat  noch  nicht  aasfuhren  ward#,  doch  bereits  gebaut 
werden.  Die  Anlage  von  Eisenbahnen  durch  die  Selbstverwaltiui^kOrper  wird  nament- 
lich in  AnknOpfong  an  eine  richtige  Unterscheidung  der  Eisenbahnen  nach 
ihrem  technischen  und  ökonomischen  ,,Bang**(s.  fol^.  Absch.),  in  Zukuaf timmer 
wichtiger  werden,  indem  jene  Körper  gewisse  Bahnen  von  „untergeordneter  Bedeutung*\ 
Secundftr-  und  Loca  1  bahnen,  mit  Normalspur  und  eventuell  mit  Schmalspur, 
Dampfbahnen  und  daneben  Pferdebahnen  tibernehmen.  Auf  diese  Art  wird  das 
Priucip  der  Selbstverwaltung  auch  bei  diesem  modernsten  Verkehrsmittel  richtig 
angewendet.  Je  nach  der  Bedeutung  und  Art  der  betreffenden  Bahnen,  kann  dann 
der  Betrieb  zwischen  dem  Staat  und  diesen  Körpern  getheilt  werden. 

In  Preussen  soUen  die  den  Provinzen  zugewies.  Chaussee -Dotationen  auch  mit 
für  den  Bau  von  Secundärbahnen  verwendet  werden  dürfen.  —  Hier  liegt  die  Ein- 
führung einer  rieht.  Selbstverwalt.  im  Verkehrswesen  vor,  nicht  in  Stein's  Ideen 
(Handb.  d.  Verw.,  2.  A.,  S.  406). 

§.  279.  Uebersicht  tlber  den  Stand  des  Eisenbahnwesens  und  die 
Entwicklung  des  Staats-  und  Privatbahnsystems. 

Vgl.  bes.  Stürmer,  Gesch.  d.  Eisenbahnen  (f.  die  Welt  II,  3,  f.  Deutschi.  II, 
6  tf.),  Neumann  a.  a.  0.,  Goth.  Jahrb.  (Jahrg.  1888  S.  1041),  Ergänz.  H.  XII  d. 
preuss.  Statist,  mit  d.  dazu  gehör.  Atlas  v.  Kühn  u.  überh.  die  oben  S.  663  gen.  bist, 
statistische  Literatur.  Aeltere  Daten,  für  1871  meist,  in  d.  6.  A.  v.  Bau  §.  239,  Note  k. 
In  den  neueren  Statistiken  sind  gewöhnlich  die  Berechnungen  auf  die  neuen  Maasse. 
Währuntren  und  Münzfusse  gestellt.  Die  „Intensität'*  des  Eisenbahnnetzes  pflegt  durdi 
eine  Vcr^leichung  der  Länge  der  Linien  mit  d.  Flächen-  u.  Bevölkerungsgrösse  zur 
Anschauung  gebracht  zu  werden.  Engel  hat  (nach  Stürmer  II,  2)  eine  „mittlere 
Proportionale''  aus  d.  Quadratwurzel  aus  dem  Producte  der  Kilometeizahl,  welche  auf 
1  geogr.  Quadratmeile  und  auf  10,000  Einw.  kommt,  gebildet,  um  eine  „Eisenbahn- 
ausstattungsziffer" zu  berechnen,  —  doch  sehr  willkürlich,  als  ob  sich  1  Quadratmeile 
und  10,000  Einw.  entsprächen.  —  Verschied,  graph.  Darstellungen  in  d.  gen.  deutschen 
£isenb.atlas.  Wie  bei  allen  solchen  Vergleichen  ersclieineu  ausserdem  auch  hierbei 
kleine  dicht  bevölk.  Staaten  (z.  B.  Belgien,  Schweiz)  in  bes.  günstigem  Lichte,  während 
in  manchen  Provinzen  grosser  Staaten  die  Verhältnisse  vielleicht  ebenso  sind,  was 
aber  in  der  Durchschnittszahl  für  den  grossen  Staat  verschwindet.  Es  war  Auf.  1876 
(nach  Stürmer,  ganz  unbedeut  Abweichungen  im  Goth.  Jahrb.),  u.  Anf.  1882  (nach 
Goth.  J.b). 

Aaf  100  Auf  1  Mill. 

g.  Qu.  M.  Bewohner 

Bahnen  Bahnen 

Kil.  m.  Kil.  m. 


Europa. 
Belgien  .  .  . 
Gr.-Britann.  .  . 
Niederl.  .  .  . 
Deutschland  .  . 
Schweiz  .  .  . 
Frankreich  .  . 
Dänemark  .  . 
Oesterreich-  Ungarn 
Italien  .... 
Spanien     .     .     . 


Bahnen 
im  Ganxen 
in  Betrieb 

KiLm. 

(1 876) 
3,517 

26,870 
1,895 

27,980 
2,066 

21,587 
1,260 

17,368 
7,704 
5,796 


P.  Kii 

1000  Mark 
nm  1874t75 


Bahnen 
i.  Betrieb 

1882 


Auf 

10,000 

Qn.KiLm 

KiL 


657 
469 
294 
285 
275 
225 
181 
153 
143 
64 


670  (Staateb.)  440 


786 
478 
676 
774 
59S 
672 
473 
287 
356 


461 
223 
251 
272 
369 
100 
262 
219 
296 


k.  Wagner,  FinancwiaaenKliart.     I.    S,  Anfl. 


4,182 
29,257 

1,976 
34,727 

2,635 
27,419 

1,576 
18,908 

8,713 

6,199 

45 


1419 
929 
598 
642 
636 
519 
411 
302 
294 
124 
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Europa. 
Portugal  .    . 
Rumänien 
Schweden 
Türkei      .     . 
Russland  .     . 
Norwegen 
Griechenland 
Bulgarien  .    . 
Finnland   .    . 
Summa  Europa 

Ausser  Europa: 


Verein.  Staaten 

(3094  p.  1  Mill.  Mensch.) 
Brit.  Nordam 

(1850  p.  1  Mill.  Mensch.) 
üebr.  America 


Bahnen 
Im  Qanxen 
in  Betrieb 

KU.  m. 

(1876) 

1,033 

1,233 

4,138 

1,537 

18,488 

555 

12 


142,944 

Kil.  m. 
1876 
.     119,352 


Auf  100 
g.  Qu.  M. 

Bahnen 
KaMm. 


61 

56 

56 

?3 

19 
9-6 
1-3 


Auf  1  MUl. 

Bewohner 

Bahnen 

Kil.  Mm. 

235 
273 
953 
183 
251 
309 
8 


P.  KiL 

1000  Hark 

um  1874175 

172 

270 

73 

196 
75 


Kil.  m. 
1882 
150,746     Australien 
Asien  .     . 


6,719       11,684     Africa. 


Bahnen 

i.  Betrieb 

1882 


1,678 

1,475 

6,177 

1,432 

22,653 

1,524 

12 

224 

873 

171,990 

Kil.  m. 

1876 

3,079 

12,302 

2,372 


7,481 


Ganz  America 133,552 


Zus.  aus8.  Europa  151,305 

Welt    ....  294,249    380,2*)6 


Auf 

10,000 

Qn.iÜLjn. 

KiL 

1S6 
113 

137 
54 
45 
47 

!•» 
35 
23 
176 
Kil.  in. 
1882 
7,859 
17,203 
4,788 
208,306 


1 6,026 
178,456 

Bei  Niederlande  1876  mit.  1882  ohne  Luxemb.  (letztres  hier  360  Kil.).  Die  Daten  in  d. 

Col.  f.  Ib82  bei  Spanien  f.  1878,  bei  Schweiz  f.  1880,  bei  Rumän.  u.  Norweg.  f.  1883. 

Die  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  der  Erde  nach  Stilrmer  in  Kil.  m.  zu  Ende 

d.  J.  (f.  1870  abweichend  im  Goth.  Jahrb.,  sonst  meist  gleich): 


1830 
1840 


1850 
1860 


332 
8591 
Davon 

1860 
1870 
1876  u. 
Die    Unterscheidung  von 


1870     211,859 
1875     295,783 
America 
52,235 
96,398 


1882     380,296 


38,022 
106,886 
Europa 
51,544 
103,774 
82  s.  0. 

Vollbahnen  u.  Bahnen  „untergeordneter  Be- 
deutung'' ist  übrigens  in  diesen  Statistiken  nicht  gleichmftssig  gemacht  Die  zweite 
Kateg.  ist  oft  unvollständig  angegeben. 

Für  den  Umfang  des  heut.  D.  Reichs  ergeben  s.  folgende  Daten  f.  d.  in  Betri<!b 
befindl.  Bahnen  in  Kilom.  immer  Ende  d.  J. : 

8.272 
11,644 
14,658 
19,688 

Das  Yerhältniss  der  Staats-  und  Privatbahnen  zu  einander  bat  in 
rinigon  Staaten  früher  mehrfach  gewechselt,  indem  Staatsbahnen  an  Gesellschaften 
verkauft  (,bez.  auf  lange  Jahre  zur  Ausbeutung  oder  Nutzniessung  überlassen),  oder 
Privatbahnen  vom  Staate  angekauft,  mitunter  aber  später  selbst  wieder  verkauft  wurden. 
Der  bunteste  Wechsel  zeigt  sich  z.  B.  in  Oesterreicli.  Oefters  ist  auch  zwischen 
den  Verhältnissen  des  Eigenthums  und  der  Verwaltung  der  Bahnen  zu  unterscheiden  (s.  n.). 
Zustand  in  1876. 
Deutsches  Reich.     Anf.  1876  (nacli  Stürmer). 


1835 

6 

1855 

1840 

581 

1860 

1845 

2,315 

1865 

1850 

6,054 

1870 

1875  27,934 
1880  33,695 
1882     34,962 


Staatsbahnen      .     .     . 
neml.  preussische  . 
sächsische     . 
oldenburgische 
Main-Neckar  . 
badische    .    . 
würtembergische 
elsass-lothr.    . 
baierische 
Militärb.    .     . 


Kil.  m. 

4335 

1087 

271 

87 

1152 

1270 

863 

3435 

15 


Kil.  m. 
12,515 


Privatbahnen  anter  Staats- 
verwaltung   

neml.  Berg.-märk.  (preuss.) 
Oberschles. 
Rhein -Nahe 
andre  (meist  in 
Sachsen)    .... 
IMvatbahnen  unter  Privat- 
verwaltung .    .     .  •  .     . 

Summa 


Kil.m.     Kil.m 


2,913 


1184 

1404 

122 

203 


12.610 
28.142 
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Wird  die  L&nge  einiger  hier  doppelt  gerechneten  Strecken,  die  gleichzeitig  ?on  zwei 
Verwaltungen  betrieben  werden,  abgezogen,  so  reducirt  sich  die  Gesammtl&nge  auf 
28,0S4  KU.  Davon  liegen  195  Kil.  nicht  im  Beichsgebiet ,  w&hrend  91  KiL  andre 
Bahnen  im  Beichsgebiet  v.  ausländ.  Yerwaltangen  betrieben  werden,  so  dass  im  Beichs- 
gebiete  liegen:  27,980  Kil.,  ausserdem  857  Kil.  sog.  Industriebahnen,  wovon  582 
f.  Locom.betrieb.  Die  preuss.  Staatsbahnen  standen  früher  unter  8  Verwalt.,  also 
hatte  eine  derselben  durchschnittl.  unter  sich  542  KiL,  Max.  Ostb.  1495  KU.  Eine 
Ausdehnung  erfolgte  schon  im  J.  1876  durch  den  Ankauf  der  Halle-Casseler  Privat- 
bahn. Bei  den  baier.  Staatsbahnen  sind  305  Kil.  Pachtbahnen,  ferner  die  im  J.  1875 
angekauften  baicr.  Ostb.  (bisher  Privatb.,  1874  769  Kil.)  bereits  inbegriffen.  Die 
Sachs.  Staatsbahnen  haben  sich  im  J.  1876  durch  Ankauf  v.  Privatbahnen  (bes.  die 
Leipz.-Dresd.  mit  285  Kil.)  noch  weiter  ausgedehnt,  auf  1667  Kil.  Anf.  1877.  Bei 
den  bad.  Staatsbahnen  sind  ebenfalls  103  Kil.  Pachtb.  eingerechnet  Die  Privat- 
bahnen in  eigener  Verwaltung  zerfallen  in  52  selbständige  Gesellschaften,  durch- 
schnittl. von  einer  Länge  von  bloss  242  Kil.  Die  grOssten  waren  Anf.  1876:  Cöln- 
Mind.  mit  1054,  Rheinische  mit  1044,  Magd.-Halberst  mit  935,  Berl. -Stettin  mit  853, 
Pfalzer  Bahnen  mit  508,  5  and.  Gesellschaften  mit  4—500,  5  mit  3—400,  9  mit 
2—300,  7  mit  100—200.  21  unter  100  Kil.  Einige  dieser  kleinen  Bahnen  werden 
von  anderen  Gesellschaften  mit  verwaltet.  Aber  die  ungemein  grosse  Verwaltungs- 
Zersplitterung  vermindert  sich  dadurch  doch  nur  wenig.  Trotzdem  hat  sich  meist 
durch  Fusion  u.  dgl.  m.  schon  eine  Besserung  ergeben.  Die  46  in  Preussen  von 
1838 — 66  concession.  Gesellschaften  hatten  sich  z.  B.  bis  1867  schon  auf  23  redncirt 

Zustand  in  der  neuesten  Zeit 

In  den  letzten  Jahren  sind  nun  durch  die  grossen  „Privatbahn- Verstaatlichungen" 
in  Preussen  die  Verhältnisse  im  Deutschen  Keich  völlig  zu  Gunsten  der  Staats- 
bahnen verschoben  worden,  nachdem  die  beiden  Mittclstaaten ,  welche  neben  ihren 
alten  Staatsbahnen  noch  grössere  Privatbahnen  besassen.  Baiern  u.  K.  Sachsen, 
diese  fast  alle  (in  Baiern  bisher  nur  noch  mit  Ausnahme  der  Priv.b.  in  d.  Pfalz) 
für  den  Staat  schon  kurz  vorher  erworben  hatten.  Mach  d.  gen.  Erg.h.  XII  d.  preuss. 
Statist  S.  180  waren  Ende  1882  in  Betrieb  in  Kilometern: 

Dsgl.  unter  o„^^^ 

eig.  Verwalt.  S°°^« 

3996  20,587 

619  4,906 

—  2,074 

17  1,448 

87  1,322 

513  843 

11  1,244 

1291  — 

6484  34,962 


—  125 

Die  Strecken  der  Kleinstaaten  gehören  meistens  zur  Verwalt  anderer  (preuss.  n.  s.  w.) 
Staatsbahnen  (nur  Oldenb.  hat  eine  eigene  Staatsb.verwalt)  oder  grösserer  preuss. 
Priv.bahnen  (eigene  Priv.verwalt.  in  Mecklenb.,  Brannschw.,  Thüringen). 

Ueber  die  zeitliche  Entwicklung  des  Deutschen  Eisenb.netzes  u.  seiner  Ver- 
waltungen in  d.  gen.  Heft  f.  jeden  Staat  u.  jede  Eisen b.geseUsch.  u.  s.  w.  detaillirtes 
Material.S.  zur  Ergänzung  des  folg.  histor.  AbrissesSaxII,  465 — 552  u.  f.  d.  neueste 
Zeit  bes.  f.  die  im  Folgenden  nur  kurz  behandelten  ausserdeutschen  Länder  d.  Archiv 
f.  Eisenb.wesen.    Deber  die  finanz.  Ergebnisse  spcciell  s.  u.  den  Abschnitt  6. 

In  Preussen  wurde  durch  d.  Ges.  v.  3.  Nov.  1838  die  Grundlage  für  die  Ein- 
fuhrung des  Privatbahnsystems  geschaffen.  Durch  letzteres  sind  auch  Ende  der 
80er  u.  bis  Ende  der  40er  Jahre  eine  Reihe  der  besten  u.  leicht  zu  bauenden  Linien 
hergesteUt  worden  (s.  o.  S.  671).  In  Betrieb  1844  1143,  1847  237*9,  1850  377'8  Meilen. 
Im  J.  1847  wurde  dann  zuerst  die  Anlage  der  Ostbahn  u.  d.  Saarbr.  Bahn  auf 
Staatskosten  beschlossen ,    1 848  begonnen ,   1 849  von  den  Kammern  genehmigt 

45* 


Priv.b. 

Staatsb. 

unter 
Staatsverw. 

Preussen 

14,204 

2336 

Baiem 

4,287 

Sachsen 

1,984 

90 

Wttrtemberg 

1,431 

Baden 

1,187 

99 

Hessen 

331 

— 

Elsass-Lothringen 

1,228 

5 

And.  Staaten 

1,246 

50 

Reich 

25,898 

2580 

Dazu  ausscrh. 

Reichs- 

gebiet»   (u. 

ausser- 

preuss.  Strecken) 

98 

26 
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Ebeuäo  siiid  von  vorubereiu  auf  Staatskosteo  gebaut  die  neueren  Erweiterungen  diesd 
beiden  Bahnen,  ferner  die  Berliner  Yerbindnngsbabn  (alte  und  1871  erO&ei 
neue).  Dagegen  wurde  die  von  einer  Gesellschaft  gebaute  Niederschles.-Mirk. 
B.  (Berl.-Bresl.)  1850  in  Staatsverwaltung  abemommen  u.  1852  gekauft  u.  die  mit  ihr 
verbundene  Schles.  Gcbirgrsb.  dann  später  auch  auf  Staatskosten  gebaut;  ebenso 
wurde  die  Westfäl.  B.  von  einer  Gesellschaft  begonnen,  noch  vor  ihrer  Vollendung 
1850  V.  Staate  Übernommen,  1854  die  Mflnster-Hammer  Bahn  da£U  gekauft  und 
sie  auf  Staatskosten  erweitert.  Die  genannten  Bahnen  bilden  die  älteren  Staats- 
bahnen d.  alten  Provinzen,  in  G.  E.  1869  268*3  Meil.,  147*2  Mill.  Thlr.  verwendetes 
Kapital  oder  p.  M.  519,000  Thir.  Auf.  1876  betrug:  ihre  Länge  2758  KU.,  Anf.  li>77 
2790  Kil.  mit  721*8  Mill.  M.  verwendetem  Kapital,  p.  Kil.  258,000  M.  In  Folge  der 
1 8666r  Annexionen  fielen  dem  preuss.  Staate  die  sämmtlich  auf  Staatskosten  gebauten 
haun.  (ausschliessL  Staatsbahnsystem  in  d.  ehem.  Kön.  Hannover,  womit  1841  begonnen  — 
Linie  Braunschweig-Hannover- Minden,  dann  Harburg -Lehrte-Hildcsheim  — ,  1850  fort- 
gefahren, Süd-  u.  Westb.),  die  churhcss.  u.  Frankf.  Strecken  der  Main- Weser- 
bahn (Cassül-Fraukf.  als  Staatsbahn  der  3  betheiligten  Staaten  1S45— 46  begonnen, 
1852  vollendet),  an  die  sich  dann  die  seitdem  gebaute  Bebra -Hanauer  Staatsbahn 
anschloss,  femer  die  nas  sau 'scheu  Staatsbahnen  zu.  Letztere  waren  von  einer  Ge- 
sellschaft begonnen,  1S5S  vom  nass.  Staate  übernommen  und  weiter  ausgebaut  Ge- 
sammtlänge  der  Staatsb.  der  neuen  Prov.  1869  179'3  M.,  102*7  MilL  Thlr.  rer- 
wendetes  Kap.,  p.  M.  573,000  ThI.  A.  1876  war  die  Länge  dieser  Staatsbahnen  der 
neuen  Provinzen  15S2  Kil.,  Anf.  1877  (mit  Eiurechn.  der  1876  angekauften  Halle- 
Gass.  Bahn)  1802  Kil.  mit  4791  Mill  M.  verwendetem  Kapital  od.  p.  Kil.  266,000  M. 
Li  Schles w. -Holst,  bestanden  und  bestehen  noch  jetzt  (1883)  nur  Privatbahnen. 
Eine  Veräusseruug  von  Staatsbahneu  ist  bisher  in  Preussen  nicht  vorgekommen;  ein 
Vertrag  der  Regierung  über  d.  Verkauf  der  westfaL  Staatsb.  an  die  Berg.-Miik.  Ges. 
wurde  v.  Landtag  nicht  genehmigt  Auch  eine  Vcrwali.  ?.  Staatsb.  durch  Privat- 
ges.  besteht  nicht.  Dass  mau  schon  von  Anfang  an  niclit  durchaus  d.  Privatbahnsystem 
für  immer  behalten  wollte,  zeigen  die  Vorbehalte  des  §.  42  d.  Eisenbahnges.  ?.  1838. 
Leider  fehlte  bis  vor  Kurzem  noch  immer  eine  directe  Verbindung  des  öst- 
lichen Staats-Bahnnetzes  der  alten  und  des  westlichen  der  neuen  Provinzen. 
Durch  den  Erwerb  der  Halle-Casseler  Bahn  u.  durch  die  sogen.  Berlin- Wetzlar  Bahn 
wurde  diese  Lücke  zunächst  ergänzt 

Dazu  kam  schon  länger  Staatsbetrieb  von  Privatbahnen.  Die  vom  Staate 
verwalteten  Privatbahnen  werden  auf  Rechnung  der  betreifenden  Gesellschaften 
geführt,  u.  wenigstens  geraume  Zeit  mit  sehr  günstigem  finanziellen  Erfolg.  Es  waren 
bis  zu  den  neuesten  „Verstaatlichungen''  die  (mit  der  Oberschi,  fusionirte)  Wilhelm sb. 
( Cosel- Oderberg),  die  Oberschi  es.  (Hauptb.  v.  Cosel  nach  Breslau  nebst  Zweigen. 
BresL-Pos.-Glog.  u.  Pos.-Starg.  u.  a.  m.,  im  G.  Anf.  1877  mit  d.  Hüttenrevierbaluien 
1682  Kil.),  wonach  das  ganze  Bahunetz  östlich  von  Berlin  (ausser  in  der  Richtung 
nach  Pommern):  nach  Ostpreuss..  Russl.,  Polen,  Schlesien,  Galicien  u.  Oest-Schlesien 
unter  Staatsverwal t  stand;  ferner  die  allmälig  sehr  erweitene  (Anfl  1877  1290  Kit) 
Berg. -Mark.  B.,  welche  mit  der  früh.  hess.  Mordb.  fusionirt  war  u.  mit  der  Westfal. 
Staatsb.  zusammen  eine  mächtige  Concurrentin  der  Göln.-Mind.  Privatb.  bildete.  Durch 
die  hess.  Nordbahn  war  sie  mit  dem  Staatsbahnsystem  in  d.  Provinz.  Hessen,  Hannover, 
Sachsen  u.  in  Nassau  verbunden.  Endlich  stand  die  Rhein-Nahe b.  (122  Kil.)  u. 
die  Münster-Enscheder  B.  (56)  unter  Staatsverwaltung.  Mit  Hülfe  der  ersteren  konnte 
die  Verbindung  mit  der  Nass.  Staatsbahn  über  Bingen-Rüdesheim  hergestellt  werden. 
Die  Nahebahn  scliloss  sich  an  die  Saarbr.  u.  durch  diese  an  die  Elsäss.-Lothring. 
Reichsbahnen  (A.  1877  925  Kil.)  an,  welche  das  D.  Reich  für  325  MUl.  Fr.  ohne 
lahrmateriai  übernahm  (A.  1877  verwend.  Kap.  schon  341*2  Mill.  M.  od.  p.  Kilom. 
397.000  M.)  So  bestanden  schon  um  die  Mitte  der  70er  Jahre  im  Osten 
u.  Westen  des  preuss.  Staats  grosse  Netze  v.  Staatsb.  oder  unter  Ver- 
walt  des  Staats  stehenden  Privatbahnen,  von  ersteren  A.  1877  4593,  fou 
letzteren  3150  Kil..  zusammen  7743  Kil. 

In  diesem  Stadium  der  Entwicklung  tauchte  das  Rcichseisenbahnproject  auf. 
Die  preuss.  Staatsregierung  liess  sich  durch  d.  Ges.  v.  4.  Juni  1876  ermächtigen,  mit 
dem  Deutscheu  Reiche  in  Unterhandlung  über  die  üebertragung  des  gesammten  preuss 
Staatseisenbahnbesitzes  u.  aller  Rechte  u.  s.  w.  an  Privatbahnen  auf  das  Reich  zu 
treten.     Indessen  kam   dies  Project   nicht  zur  Ausführung,  wohl   vornehmlich  wegen 
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politischer  Abneigang  der  Mittolstaaten  gegen  eine  solche  politisch  freilich  so 
erwilnschte  8tärkang  der  Centralgewalt  n.  angeachtet  der  eminenten  \rolkswirthsch.  n. 
vorkehrspolit  Gründe«  welche  dafür  sprachen.  Nachdem  das  entschieden  war,  ging 
Preussen,  —  wie  schon  sofort  unter  dem  Kinflnss  jenes  Projects  Bai  er  n  (Ostbahnen) 
n.  K.  Sachsen  —  mit  gprosser  Knergie  daran,  seinen  Staatsbahn  besitz  darch  Er- 
werbung von  Privatbahnen  zu  arrondiren :  und  zwar  nicht  nur,  wie  sclion  melirfach 
bisher  von  kleinen  einzelnen  Bahnen,  die  in  Notlistand  waren,  oder  von  einzelnen 
Yerbindungsstrecken,  sondern  von  grossen,  auch  gut  fundirten,  wenn  auch  durch 
die  Rentenverminderungen  in  den  70er  Jahren  wohlfeiler  gewordenen  Unternehmungen. 
Zum  Erwerb  bediente  man  sich  der  Clausein  des  Eisenb.gesetzes  v.  1S3S  nicht  u. 
konnte  das  auch  schwer.  Ebensowenig  wurde  an  Zwangsentcignungsmassregeln  gedacht. 
Man  ging  vielmehr  durchaus  auf  dem  Wege  der  Vertragsschlüsse  vor  u.  erwarb 
dabei  freilich  die  meisten  Bahnen ,  wo  nicht  über  ihrem  wirklichen  dauernden  Werth, 
so  zu  einem  mit  dem  Cursstande  der  Actien  in  keinem  Verhältniss  stehenden 
höheren  Preise.  Die  Actionäre  haben  so  vielfach  erheblich  gewonnen.  Denn  selbst 
in  den  Fällen,  wo  die  vom  Staate  gewährte  Rente  die  bisherige  Actienrente  nicht 
übertraf,  war  der  Curs  der  Staatsrente  beträchtlich  höher  als  derjenige  der  Actien 
vor  der  Aussicht  auf  die  Verstaatlichung  der  Bahn.  Der  Staat  hat  gleichwohl  Dank 
seiner  guten  Verwaltung  u.  dem  wieder  erfolgten  Verkehrsanfschwung  kein  schlechtes 
Geschäft  gemacht  u.  noch  üeberschüsse  erzieh.  Bei  der  Beurtheilung  der  Rentabilität 
des  prcuss.  (ähnlich  des  k.  säclis.  u.  baier.)  Staatsbahnnetzes  ist  aber  des  relativ 
t heueren  Preises  der  jüngst  verstaatlichten  Bahnen  zu  gedenken. 

Die  wichtigsten  „Vei-staatlichungen"  betrafen:  das  Priv.eisenb.untemehmen  Ber I.- 
Stettin (Vertr.  v.  13,  Juni  1879;  gegen  eine  Actienrente  v.  i^/^^fo'^  die  hinterpomm. 
Zweigbahn  dieser  Gesellsch.  war  schon  E.  1877  auf  Grund  der  Zinsgarantieverträge  in 
d.  Verwalt.  des  Staats  übergegangenV,  Magdeb.-Halberst.  (Vertr.  v.  5.  Juni  1879; 
gegen  eine  Rente  f.  d.  verschied.  Actienkategorieen  von  6,  5V.2  u-  57o)*»  Hannover- 
Altenbecken  (Vertr.  v.  S.  Juli  1879;  gegen  einen  Preis  v.  18"/«  f.  d.  Stammactie 
u.  36Vo  f.  d.  St.prior.acUe) ;  Köln-Minden  (Vertr.  v.  27.  Aug.,  10.  Oct  1879; 
gegen  6*'/o  Actienrente).  üeber  den  Erwerb  dieser  4  Bahnen  wurde  d.  Ges.  vom 
20.  Dec.  1S79  erUssen,  dem  die  bezügl.  Verträge  beigefügt  sind.  Diese  erste  grosse 
Verstaatlichungsoperation  umfasste  dann  noch  den  Erwerb  der  Berl. -Potsdamer 
Bahn  (Vertr.  v.  24.  Dec.  1879;  gegen  4°/o  Actienrente)  u.  der  Rheinischen  Bahn 
(Vert  V.  3./18.  Dec.  1879;  gegen  OVjVo»  ^^i  einer  Kategor.  gegen  47o  Actienrente). 
üeber  d.  Erwerb  dieser  2  iSihnen  Ges.  v.  14.  Febr.  ISSO.  So  war  der  Staat  in  den 
Besitz  der  westlichen  u.  der  mittleren,  Berlin  mit  dem  Westen  verbindenden, 
sowie  der  nördlichen  Routen  (nach  Pommern)  gelangt.  Erwerb  d.  kl.  Homburger 
B.  f.  1*8  Mill.  M.  (Ges.  v.  25.  Febr.  18S0),  dsgl.  des  grossh  hess,  Antheils  an  d. 
Main- Weser  B.  (Ges.  v.  7.  März  1880,  f.  17%  Mill.  M.).  Eine  zweite  grosso  Ver- 
staatl.operation  fand  1882  statt,  nachdem  inzwischen  mehrfache  Erweiterungen  des 
Staatsb.nctzes,  u.  A.  nach  Ges.  v.  25.  Febr.  1881  auch  die  Herstellung  einer  Reihe 
von  kleinen  Bahnen  „untergeordn.  Bedeutung"  erfolgt  waren.  Durch  Ges.  v.  7.  Dec.  1881 
wurden  6  Privatbahnen  erworben:  Berg. -mark.  B.  nach  Vertr.  v.  7.  Dec.  18*^1, 
gegen  5%  Actienrente,  das  Unternehmen  hatte  schon  bisher  unter  Staatsverwalt.  ge- 
standen; Thür.  B..  Vertr.  v.  29.  Oct.  1881  gegen  9Va**/o  Actienrente,  unter  gleich- 
zeitiger Ablösung  der  finanz.  Betheiligung  der  thür.  Staaten  an  dieser  Bahn  durch 
Preussen;  Berlin-Görlitzer  B.,  Vertr.  v.  14.  Nov.  1881,  gegen  einen  Preis  v. 
900  M.  4»/o  consol.  Anl.  f.  2400  M.  Stammactien  n.  v.  600  M.  dieser  Anleihen  f  600  M. 
Stammprioroictie ;  Cottbus-Grossenhain,  Vertr.  v.  14.  Nov.  1881  gegen  3  n.  bez. 
5Vo  Actienrente;  Märk.-Posener  B.,  Vertr.  v.  14.  Nov.  1881,  gegen  einen  Preis 
in  47o  consol.  Anleihe  v.  600  M.  f.  1 500  M.  Stammactien  u.  von  5700  M.  f.  4800  M. 
Stprior.actien  (nebst  kl.  Zuzahlung);  Rhein-Naheb.,  Vertr.  v.  6./16.  Jan.  1S82,  gegen 
einen  Preis  v.  200  M.  4"/©  consol.  Anleihe  u.  10  M.  baar  f.  1200  M.  Actien.  Durch 
ein  weitres  Ges.  v.  13.  Mai  1882  wurde  auch  das  wichtige  Berl.- An  halt 'sehe 
Eisenbahnuntemehmen  —  die  Hauptverbindung  mit  Sachsen,  Baiem  u.  Thüringen  — 
erworben,  Vertr.  v.  8.  März  1882,  gegen  67^  Actienrente.  Die  Form  der  Erwerbung 
war  in  diesen  Fällen  regelmässig  die  eines  „Verwaltung^-  u.  Betriebsüber- 
lassungsvertrags  auf  ewige  Zeiten  an  den  Staat*',  wobei  der  Staat  das  Unter- 
nehmen auf  eigene  Rechnung  betreibt  u.  der  Eigenthumserwerb  u.  die  Liquidation 
der  Gesellschaften  eventuell  Ar  später  ins  Auge   gefasst  wird.     Man  entging  so  den 
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sonstigen  Schwierigkeiten  einer  Neuregelung  der  Veriiältnisse  der  Prior.obligationen 
bei  aUgemeiner  sofortiger  Auflösung  der  Gesellschaften.  Die  Rechtsverhältnisse  der 
Prior.obligationen  bliel^n  zunächst  dieselben.  Eine  theilweise  KOndigung  (behufs 
Zlnsreduction  u.  sonst)  u.  Conversion  y.  Prior.oblig.  in  consol.  Anleihe  hat  übrigens 
schon  stattgefunden.  Die  Einlösung  der  Actieu  mittelst  auszugebender  consoUd.  (A^U) 
Staatsanleihen  wurde  vorbehalten.  Durch  diese  beiden  grossen  VerstaatlichnngsopcraüoDen 
ist  das  Privateisenbahnwesen  in  Preussen  sehr  eingeengt  Mit  Ausnahme  der  eigens 
verwalteten  Berl.-Hamb.  Bahn  (427  Kil.)  sind  die  Hauptrouten  v.  Berlin  aus  schon  in 
Staatsbesitz,  die  directc  Berl.-Dresd.  Bahn  wenigstens  in  Staatsverwaltung.  An  be- 
deutenderen Priv.bahnen  sind  nur  noch  übrig  geblieben:  die  Oberschlesische  (1590  Kil. 
f.  1881,  wovon  137  Kil.  Secundärbahnen) ,  in  Staatsverwaltung  stehend;  die  Bechte- 
Oder-Üferb.,  in  eigener  Verwalt.  (815  Kil.);  die  Bresl.-Freib.-Schweidn.-Gesellsch. 
(599  Kil.);  die  Altona-Kieler  B.  (288  Kil.);  die  schlesw.  B.  (237  Kil.);  ausserdem 
eine  Anz^  meist  kleinerer,  jedenfalls  unbedeutenderer  Priv.bahnen  in  verschied. 
Provinzen.  Der  Erwerb  der  wichtigsten  dieser  noch  restirenden  Priv.bahnen,  insbes. 
auch  der  Berl.-Hamb.,  Altona-Kieler,  Oberschles.,  Rechte-Oder-Üferb. ,  Bresl.-Freib.- 
Schweidn.  ist  im  Sommer  1883  in  Aussicht  genommen  u.  würde  eine  dritte  grwse 
Yerstaatl.operation  bilden.  (Yoriagen  darüber  an  d.  Landtag  im  Nov.  1883).  Damit 
wtlrde  im  Wesentlichen  das  preuss.  -  norddeutsche  Bahnnetz  fast  ganz  in  Staatsbesitz 
gelangt  sein  u.  sich,  InbegriiTen  die  neuen  in  Bau  befindlichen  Strecken  auf  c.  19000  Kil. 
belaufen.  Am  1.  April  ]$$d  war  der  Staatsb. besitz  bereits  15,403  KiL,  der  sich  im 
J.  1883/84  durch  neu  eröffnete  oder  noch  zu  eröffnende  Strecken  auf  15,967  Kil.  er- 
weitert: mehr  als  das  Dreifache  des  Besitzes  in  1877. 

Natüriich  hat  sich  die  Schuld  des  preuss.  Staats  durch  diese  Verstaatlichungen 
V.  Privatbahnen  u.  durch  die  erfolgten  Neubauten  stark  vermehrt-  Die  fin&nz. 
Regelung  dieser  Eisenbahnschuld  ist  durch  Ges.  v.  27,  März  1882  betr.  die  Ver- 
wendung der  Jahresüberschüsse  der  Verwalt.  der  Eisen b.angelegenheiten  erfolgt  Prin- 
cipiell  wichtig  ist  hierbei  die  aparte  Behandlung  dieses  erheblichsten  modernen 
„Domanialobjects"  in  der  Finanzwirthschaft  u.  die  Festsetzung  einer  besonderen 
Tilgung  der  Eisenbahnschold.  Letztere  ward  f.  d.  1.  Apr.  1S80  auf  1498,858.100  M.  be- 
stimmt. Derselben  wachsen  in  der  Regel  zu:  die  auf  Grund  neuer  Gredite  f.  Bahnen  auf- 
genommenen Schulden,  die  Beträge  der  im  Staatshaush.et.  ausserord.  oder  durch 
bes.  Gesetze  bewilligten  Summen,  die  im  Fall  des  Eigenthumserwerbs  von  verstaat- 
lichten Bahnen  selbstschuldnerisch  zu  übernehmenden,  auf  die  Hauptverwaltung  der 
Staatsschulden  übergegangenen  Prior.schulden.  Die  Eisenb.schuld  vermindert  sich 
dagegen  um  die  eriblgte  Tilgung.  Durch  die  verschiedenen  Finanzoperationen  seit 
1.  Apr.  1880  ist  die  Schuld  im  Et  f.  1883/84  auf  2691,644,489  M.  angewachsen. 
Hierbei  sind  nur  die  erfolgten  (Konversionen  von  Actien  u.  Prioritäten  in  consol. 
Anleihe  eingerechnet.  Diese  Schuld  ist  nun  nach  dem  gen.  Gesetz  zunächst  aus  d. 
Ueberschuss  der  Eisenb.verwaltung  zu  verzinsen  (nach  gen.  Ges.  63,914,324  M., 
welchem  Betrage  die  Zinsen  neuer  Eisenb.schulden  u.  4^0  Zinsen  f.  andere,  aas 
Staatsmitteln  beschaffne  Summen  hinzutreten;  im  Et  f.  1883/84  ist  die  Zinssumme  aaf 
109,487,679  M.  berechnet);  vom  Restüberschuss  sind  erfordert  Falls  2*2  Mill.  M. 
eines  sonst  etwa  durch  Anleihen  zu  deckenden  Deficits  zu  verwenden;  der  weitere 
Rest  ist  zu  einer  jährlich  mit  V4^/o  erfolgenden  Tilgung  der  Eisenb.schuld  bestimmt; 
eine  Tilgung  über  diesen  Betrag  hinaus  hängt  von  neuer  Bestimmung  des  Staatshaush.- 
etats  ab.  ffiemach  wären  f.  1883/84  20,187,334  M.  zu  tilgen  gewesen.  Diese  Summe 
würde  nach  den  Voranschlägen  f.  1683/84  voll  erreicht  sein,  wenn  nicht  vom  üebcr- 
schuss  der  Eisenb.verwalt.  jene  2*2  Mül.  M.  zur  Deficitdeckuug  in  diesem  Jahre  ab- 
gingen. So  steht  zur  Tilgung  nur  18,458.296  M.  zur  Verwendung,  also  1,729,038  M. 
weniger  als  die  ^4  Tilgungsquote.  Im  Ergebniss  wird  der  Oeberschuss  f.  1883/84 
aber  muthmasslich  höher  sein.  Der  Et  d.  preuss.  Eisenb.verwalt.  ergiebt  f.  1883/84 
517-72  Mill.  M.  Einnahme,  38458  M.  M.  ord.  Ausgabe  (incl.  der  Zins-,  Renten- 
n.  Amortis.beträge  aus  den  seit  1879  abgeschlossenen  Verstaatlichungsverträgen), 
130*15  M.  M.  üeberschuss.  Die  hier  in  der  „Ausgabe"  eingerochn.  Zins-.  Renteu- 
u.  Amort.beträge  belaufen  sich  auf  8697  M.  M.  f.  noch  nicht  in  Ck>nsols  convertirte 
Actien  u.  Prior.oblig.,  hierunter  allein  10,421,524  M.  M.  Amortis.8umme ,  weicher 
Betrag  daher  dem  „Üeberschuss''  eigenüich  zuzurechnen  wäre.  Die  Eisenbahnschuld 
zuzüglich  der  Schuld  aus  nicht  convertirten  Actien  u.  Prioritäten  wird  also  aus  den 
Betriebsuberschilssen  troti  des  theueren  Preises  der  verstaaüichten  Privatbahnen  nicht 
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nur  YollRtäDdig  verzinst  (i  (i.  mit  ]86'04  M.  M.  oder  p.  KU.  c,  11,600  M.),  es  steht 
auch  noch  ein  Rest  dieses  Ueberschusses  mit  31 '08  M.  M.  zu  Tilgungen  oder  zu  anderen 
Staatsausgaben  zur  Verfügung,  so  dass  eine  Eisenbahnrente  von  c.  4V4 — 57o  ^  jetzt 
angenommen  werden  kann.  Dieselbe  wird  thatsächlich  im  laufenden  Jahre  höher  sein. 
Sie  unterliegt  natürlich  gewissen  Schwankungen.  Aber  auch  trotz  des  theueren  Erwerbs 
der  verstaatlichten  Priv.bahncn  darf  auch  finanziell  das  preussische  Staatsbahnwesen 
als  gesichert  fundirt  u.  aus  seinen  Heinerträgen  allein  sich  verzinsend  u.  sein  Anlage- 
kapital allm&Iig  tilgend  angesehen  werden.  S.  v.  d.  Leyen.  Durchfahr.  d.  Staatsb.- 
Systems  in  Preussen,  in  Schmoller's  Jahrb.  d.  D.  Keichs  1883  H.  2,  S.  89. 

Im  K.  Sachsen  waren  seit  lange,  mit  Ausnahme  der  alten  Leipz.-Dresd.  Priv.- 
Bahn  u.  ihrer  neueren  Verzweigungen,  femer  einiger  neueren  kleinen,  meist  unter 
Staatsverwalt.  stehenden  Strecken,  alle  Bahnen  eigentl.  Staatsbahnen.  Die  Sachs.- 
BOhm.  Bahn  (1842 — 45  begonnen),  die  neueren  Gebirgsb.  u.  and.  m.  sind  auf  Staats- 
kosten angelegt,  die  Sachs  .-Baier.  B.  (Leipz.-Hof)  ging  1847,  die  Chemnitz- 
Riesaer,  die  Sachs. -Schi es.  1S51  von  Gesellschaften  verkaufsweise  an  den  Staat 
über.  Im  J.  1876  ist  das  sächs.  Staatsbahnnetz  durch  den  rasch  bewerkstelligten  An- 
kauf fast  des  ganzen  Rests  der  Privatbalmen ,  bes.  der  Leipz.-Dresd.  (285  Kil.)  sehr 
arrondirt  und  das  Staatsbahnsystem  zum  so  gut  wie  ausschliesslich  herrschenden  ge- 
macht worden.  Durch  weitere  Ankäufe  kl.  Priv.bahustrecken  ist  es  jetzt  dahin  ge- 
kommen, dass  es  unter  eigener  Verwalt.  gar  keine,  unter  Staatsverwalt.  nur  noch  kleine 
Strecken  Priv.bahnen  giebt.  Länge  Anf.  1877  1668  Kil..  Kapitalaufwand  380*8  Mill.  M., 
p.  KU.  (excl.  einige  kl.  neue  Strecken)  323,000  M.  Privatb.  in  Staatsverw.  126  Kil. 
Daten  für  1882  s.  0.  S.  707. 

Die  Mecklcnb.  B.  hat  wechselnde  Schicksale  «gehabt.  Die  Bahnen  der  ehem. 
Mecklenb.  Eisenbahngesollschaft  (1844 — 46  gegr.)  sind  eine  Zeit  lang  an  den  Gross- 
herzog V.  Meckleub.-Schwerin  übergegangen  gewesen  im  Wege  des  Kaufs,  konnten  also 
eher  zu  den  Staatsbahnen  gerechnet  werden.  Eine  Strecke  davon  hatte  schon  1844 
auf  Staatskosten  gebaut  werden  sollen.  1873  sind  diese  Bahnen  aber  an  eine  Actien- 
^esellschaft  übergegangen  {A.  1877  321  KU.,  431  MUI.  M.  verwendetes  Kap.,  p.  Kil. 
134,000  M.  —  Länge  1881  3S1  KU.).  Diese  Rückverwandlung  in  eine  Privatbahn 
hängt  mit  den  eigenthüml.  staatsrechtl.  Verhältnissen  des  Landes  zusammen. 

Die  Oldenb  Staatsb.  gehört  th.  dem  Staate  Oldenburg,  th.  Preusseu  (WUhelms- 
liafen-Oldenb.  u.  A.  m.),  wird  v.  Oldenburg.  Staat  verwaltet,  der  den  Betrieb  auf  der 
preuss.  Strecke  gegen  einen  best.  Antheil  an  der  Bruttoeinn.  führt,  u.  liegt  mit  auf 
preuss.  u.  brem.  Gebiete.  Sie  hat  neuerdings  Erweiterungen  erfahren,  Anf.  1877  294 
Kil.  Länge,  1882  ohne  WUh.h.-Oldenb.  281  KU. 

Die  Braunschw.  Staatsbahnen,  die  schon  1837  als  solche  angelegt  u.  allmälig 
zu  einem  kl.  Netz  ausgebaut  worden  waren,  sind  durch  Vertr.  v.  8.  März  1870  an  die 
Darmst.  Bank  u.  von  dieser  an  eine  Gesellschaft  übergegangen,  hinter  welcher  die 
Berg.-Märk.  u.  Berlin-Magdeb.  GeseUschaften  stehen,  die  den  ganzen  Actienbesitz  aus- 
schliesslich in  Händen  haben.  Kaufpreis  11  Mill.  Thlr.  u.  v.  1.  Jan.  1869  an  64  J. 
lang  eine  Annuität  von  875,000  Thlr.  (bei  bloss  13*4  MiU.  Thlr.  ursprüngl.  Kosten), 
wogegen  die  Verwaltung  v.  diesem  Zeitraum  an  schon  auf  Rechnung  der  Gesellschaft 
geht.  Zum  Verkauf  der  treß'l.  situirten  Bahnen  führten  nicht  priucip.  Gründe,  send, 
vomehml.  pol  it.  Rücksicliten  in  Betr.  der  Unsicherheit  der  Zukunft  des  Landes,  das 
sich  so  einen  reichen  Provinzialfonds  sicherte.  Unter  braunschw.  Verwalt.  steht  auch 
eine  kl.  preuss.  Grenzstrecke.  Länge  A.  1877  331  KU.  (nach  Stürmer  A.  1876  344), 
verwend.  Kapital  936  MUI.  M.,  p.  Kil.  283,000  M.  Länge  1882  345  KU.  Da  die 
Actien  der  Bahn  mit  d.  2  Gesellschaften,  die  sie  besassen,  an  den  Staat  Preusseu 
gekommen  sind,  liegt  hier  jetzt  ein  bes.  eigenthümlichcs  Verhältniss  vor.  In  d.  amtl. 
Eisenb.statist  werden  die  braunschw.  Bahnen  aber  als  Priv.bahnen  geführt. 

Von  norddeutschen  Kleinstaaten  haben  S.-Weim.,  S.  Mein.,  S.-Cob.- 
Gotha,  Schwarzb.-Sondersh.,  Hamburg  (Hamb.-Bergedorf,  an  d.  Berl.-Hamb. 
Priv.b.gesellsch.  verpachtet),  Bremen  (Uelzen -Langewedel,  wovon  d.  Betrieb  v.  Anf. 
an  d.  Magdeb.  -  Halberst.  Priv.b.ges.  überlassen  war")  kleine  eigene  Staatsb.strecken, 
z.  Th.  verpachtet  (so  die  kl.  thüring.  Bahnen  meist),  ausser  AntheUen  an  preuss. 
Staat8b.strecken  (Bremen,  Schaumb.-Lippe  bisher).  Ausserhalb  Preussens  sind  auch 
in  Norddeutschiand  jetzt  nur  noch  kleine  Privatbalmen  vorhanden,  die  z.  Th.  auch 
noch  preuss.  (^biet  berühren.  Die  wichtigsten  in  Thüringen,  bes.  die  Werrabahn, 
i^Länge  164  KU). 
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Die  baier.  Staatäbabnen  sind  grössteDtbeils  gleich  auf  Staatskosten  angelegt 
worden.  Eine  1836  gebildete  Actiengesellsch.  fUr  d.  Bahn  Nttmb.  -  s&chs.  Grenze 
geUngte  nicht  bis  zum  Beginn  der  Bauten  n.  wurde  1840  wieder  aufgelöst,  woimuf 
der  Staat  die  Linie  baute.  Die  Linie  München -Augsb.  war  bis  1840  durch  eine 
1836/37  gegründete  Ges.  gebaut  worden  u.  wurde  dieser  1844  abgekauft  l^ange  Zeit 
bestanden  dann  im  östl.  Baiern  ausser  der  kl.  B.  Narnb.-FOrth  nur  Staatsbahnen,  bis 
1856  die  Ges.  d.  Baier.  Ostbahneu  gegründet  wurde,  die  ihr  Netz  allm&lig  statk 
ausdehnte  (E.  18C9  82  5  Heil.,  1875  769  Eil.).  An  diesem  Abgehen  v.  Staatsbahn- 
system scheinen  damals  theor.  Gründe  zu  Gunsten  der  Privatb.  einen  gewissen  Antheil 
gehabt  zu  haben.  Ausserdem  sind  v.  Gesellschaften  u.  v.  Gemeinden  eine  Anzahl 
Zweigbahnen  gebaut,  welche  die  Staatsbahn  ^epacht(*t  hat.  Nach  längerer  Pause  ist 
d.  baier.  Staatsbahnsystem  seit  Ende  der  60  er  Jahre  wieder  in  grösserem  Umfang 
ausgedehnt  worden.  Durch  den  Ankauf  s&mmtl.  Linien  der  baier.  Ostbahngeseliach. 
im  J.  1875  hat  Baiem  in  seinem  compacten  rechtsrhein.  Gebiet  sein  Staatsbahnsystem, 
ähnlich  wie  Sachsen  das  seine,  neueniings  sehr  arrondirt  u.  zum  allein  herrschenden 
gemacht  (mit  Ausn.  d.  Ludwigsbahn,  NOrob. -KUrth,  d.  ältesten  deutschen  Dampf b.  r. 
6  Kil.).  Anlagekosten  der  eigentl.  Staatsbahnen  (cxcl.  Pachtbahnen)  £.  1875  715*H 
Hill.  M.  oder  p.  Kil.  231,000  M.  Nach  einer  dem  baier.  Landtage  gemachten  Auf- 
stellung sind  f.  Eisenbahnbau  u.  Dotationsmittel  der  baier.  Staatsb.  v.  1S42/43  bis  £. 
1881  verausgabt  2378*65  (?)  M.  M.,  dsgL  f.  Viciualbahnen  tr.  1869  bis  £.1881  16*93 
M.  M.  Nach  der  Keichsverf.  hat  Baiern  auch  im  Eutenbahnwes.  in  der  Hauptsache 
eine  exemte  Stellung,  was  für  die  Fragen  der  deutschen  Eisenbahnpol.  wichtig  ist 
Die  Pachtbahnen  gehöreji  mehrfach  Gemeinden,  ^ehen  aber  durch  Amortis.  d.  Bau- 
kapitals in  Staatsbesitz  über.  In  der  Pfalz  wurde  dagegen  das  Priratbahnsyst  allein 
beliebt  u.  bisher  erhalten.  Grund,  der  Pfalz.  Ludwigsbahn  1838—1844  (£.  1S69 
38-2  Meil.,  E.  1875  508  KU.,  1882  625  Kü.). 

Die  wttrtemb.  Staatsbahnen  sind  alle  ron  vorneherein  auf  Staatskosten  gebaut, 
womit  man  1842 — 43  begann,  nachdem  eine  1836  gebild  wUrtemb.  Eisenbahnges.  sich 
1838  wieder  aufgelöst  hatte.  Das  Netz  ist  in  den  letzten  Jahren  sehr  erweitert  worden. 
Die  einzige  Privatbahn  ist  die  kl.  Kirchheimer.  Kl.  Greuzstrecken  sind  zw.  W.  u.  Baiem 
wechselweise  verpachtet.  Anf.  1877  war  die  Länge  d.  wUrt  Staatsb.  1304  KU.,  ver- 
wendetes Kap.  352-7  MUl.  M.,  p.  Kil.  274,000  M. 

Auch  die  bad.  Staatsbahnen  sind  gleich  anfangs  als  solche  angelegt,  womit  schon 
1838  begonnen  wurde.  Später  traten  einige  kl.  Privatbahnen,  th.  von  Privatges.,  th. 
V.  Gemeinden  gebaut,  hinzu,  werden  aber  v.  d.  Staatsbahn  mit  verwaltet  Grosse  Er- 
weiterung der  Staatsbahiibauten  neuerdings.  Ausserdem  ist  eine  baier.  Grenzstrecke 
gepachtet  Länge  der  bad.  Staatsbahnen  incl.  Pachtb.  Anf.  1877  1181  KU.  mit  338*5 
Mill.  M.  verwend.  Kap..  p.  KU.  293,000  M. 

Die  grosscnth.  in  Hessen  lieg.  Main -Neckarb.  Frankf.-Heidelb.  u.  Mannheim 
sollte  ursprQngl.  von  einer  Gesellsch.  gebaut  werden,  die  aber  nicht  zu  Stande  kam, 
worauf  sie  1842  auf  Kosten  der  3  l>etheU.  Staaten  hergesteUt  wurde.  Sie  gehört  auch 
jetzt  Hessen,  Preussen  (f.  Fraukf.)  u.  Baden  gemeinsam  u.  steht  unter  einer  eigenen, 
in  Darmstadt  domicU.  Direction.  (95  KU.)  Ausserdem  hatte  Hessen  bis  1880  den  AntheU 
an  d.  Main-Weserb.  Durch  Ankauf  ist  1876  die  Hess.  Nordb.  v.  Staate  erworben, 
A.  1877  176  KU.,  48*7  MUl.  M.  verwend.  Kap.,  277,000  M.  p.  Kil.  Länge  18S2 
175  KU.  Das  Privatbahnsystem  (Hess.-Ludwigsb.)  wurde  1844  —  47  eingeführt  u.  ist 
vorherrschend  geblieben  in  Sudhesseu.  Umf.  der  Hess.  Ludwigsb.  A.  1877  500  KU., 
1882  621  KU. 

Es  haben  sonach  von  Anfang  an  fast  alle  D.  Mittelstaaton  das  Staate- 
bahnsystcm  adoptirt  u.  sind  meistens  sogar  ausschliesslich  oder  doch 
weit  überwiegend  dabei  geblieben.  Pollt  GrUnde  mögen  dabei  mitgewirkt 
haben.  In  neuester  Zeit  haben  die  Mittelstaaten  dies  System  noch  weiter  aus- 
gedehnt und  in  der  Hauptsache  zum  herrschenden  gemacht  (Baiern,  Sachsen), 
wozu  jetzt  wohl  wesentlich  politische  Momente  (Beziehungen  zum  Reiche)  mit- 
gewirkt haben.  Die  baierischen  und  badischen  Verhältnisse  bieten  zugleich  schon  ein 
Beispiel  passender  BetheUigung  der  Selbstverwaltungskörper  in  d.  Anlage  der  Bahn, 
mit  Ueberlassung  d.  Betriebs  an  den  Staat  Dagegen  hat  Preussen  erst  später 
u.  bis  vor  der  neuesten  Phase  mehr  nur  in  einzelnen  Fällen,  nicht  systema- 
tisch, das  Staatäbahnsystem  angenommen,  halb  und  halb  aber  schon  früher  durch 
Debernahme  der  Verwaltung  grosser  u.  wichtiger  Privatbahnen  auf  den 
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Stuat  das  Yei-säumtc»  so  möclitc  mau  aageu^  gat  zu  macheu  geäucht,  von  den  Vor- 
behalten des  §.  42  des  Eiscnbahngesetzes  y,  1838  abgesehen.  Im  Ganzen  hatte 
schon  in  der  Mitte  der  70er  Jahre  das  Staatsbahusystem  in  Deutsch- 
land die  Oberhand  u.  hatte  durch  Einverleibung  von  Privatbahnen  zu- 
genommen, w&hrend  die  zwei  einzigen  Beispiele  eines  Uebcrgangs  v.  Staats- 
bahnen an  Gesellschaften,  das  brauuschw.  u.  mecklenb.,  sich  aus  den 
eigenthüml.  polit.  Verhältnissen  der  Länder  erklären.  Durch  die  erwähnten  Er- 
werbungen von  Privatbahnen  Seitens  der  einzelnen  Staaten  u.  durch  d.  rüstigen  Aus- 
bau des  Staatsbahnnetzes  war  es  dahin  gekommen,  dass  im  Deutschen  Reiche,  ohne 
Baiern,  E.  1870  die  Länge  der  Staatsbahnen  (incl.  Pachtb.)  schon  10,282  Kü.,  der 
Privatbahnen  in  Staatsverwalt.  3189,  d.  Privatbahnen  in  Privatverwalt.  nur 
noch  11,53b  Kil.  war.  Immerhin  waren  bis  vor  Kurzem  aber  sehr  wichtige  Konten 
zwischen  der  belg.  Grenze,  dem  Rhein  einer-,  der  Oder  und  Ostsee 
andererseits  auf  preuss.  Gebiete  im  Eigonth.  u.  der  Verwalt.  von  Gesell- 
schaften (namentlich  Rhein,  u.  G(^ln-Mind.  B.,  ThOring.  u.  alle  Bahnen,  welche 
ungefähr  von  der  Elbe  an,  von  Sachsen,  Mecklenb.,  Pommern  nach  Berlin  fuhren) 
•geblieben,  während  in  Suddeutschl.  nur  noch  zwei  bedeutendere  Bahn- 
gesellschaften ezistirten  (Hessische  und  Pfälzische  Ludwigsbahn).  Erst  die 
jüngste  preuss.  Politik  der  Eisenbahnverstaatlichungen  hat  nun  auch  in  Preussen 
u.  damit  in  Norddeutschland  das  Staatsbahnsystem  zum  herrschenden  gemacht. 
Wenn  die  gegenwärtig  (Ende  1883)  angebahnten  Verstaatlichungen  in  Preussen  durch- 
geführt sein  werden,  giebt  es  ausser  dem  gen.  mittelrhein.  pfaiz.,  hess.  u.  dem  mecklenb. 
Gebiet  keine  wichtigeren  Privatbahnen  mehr.  Deutschland  hat  das 
grosse  moderne  Wirthschaftsproblem  des  Eisenbahnwesens  vor  allen 
Ländern  der  Welt  zuerst  voll  im  Sinne  des  Staatsbahnpriucips  ge- 
löst Bei  einer  Benrtheilung  der  Leistungen  der  deutschen  Privatbahnen  verglichen 
mit  fremden  darf  man  gewiss  nicht  vergessen,  dass  die  Verbreitung  des  Staatsbahu- 
systems  u.  die  durch  dieses  geschalt*.  Coucurrenz  wahrscheinlich  manche  anderswo  zu 
findenden  üebel  des  Privatbahnsystems  nicht  hat  aufkommen  lassen;  —  freilich  viel- 
leicht auch  vice  versa. 

Die  Staatsschuld  ist  allerdings  durch  das  Staatsbahnwesen  sehr  vermehrt,  wie 
die  angegeb.  Daten  schon  zeigten,  aber  sie  verzinst  u.  tilgt  sich  aus  Einnahmen  der 
Bahnen  doch  im  Ganzen.  Betrag  aller  D.  Eisenbahnschulden  1870,  nach  Herm. 
Wagner,  Goth.  Alm.  1872,  S.  314,  576  Mill.  Thlr.  neben  544*6  Mill.  Thlr.  sonst. 
Schulden,  nemlich  erstere  in  Preussen  192'7,  Baiern  93*4,  Sachsen  75,  Würt. 
80.  Baden  71*7  Mill.  Thlr.;  f.  E.  1875  wird  das  verwendete  Anlagekapital  von 
23.181  Kil.  Bahn.  (excl.  Baiern)  auf  5970*4  Mill.  M.  amtlich  angegeben,  wovon  f. 
8974  Kil.  Staatsb.  2413*3  Mill.  M.,  269,000  M.  p.  Kil.,  f.  2708  Kü.  Privatb.  in  Staats- 
verwaltung 829*8  Mill.  M.,  30»*.,000  M.  p.  Kil,  f.  11,499  Kil.  Privatb.  in  Privat- 
verwalt. 2727*2  Mill.  M.,  237,000  M.  p.  K.  —  Für  alle  deutschen  Bahnen  ver- 
anschlagt Stürmer,  IL  20: 

Länge  Kil.     verwend.  Kap.  Mill.  M.    p.  Kil.  Mark 
5,856  956-5  163,000 

11,089  2138  8  193,000 

18,667  4100*7  220,000 

28,083  7048-8  251,000 

33,645  87351 
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Der  Reichseisenbahnplan  ist  vorläufig  zurückgetreten.  M.  E.  ist  er  die  Consequen^ 
des  Staatsbahnpriucips  und  der  deutscheu  polit.  Verhältnisse,  nach  welchen  dai 
Reich  die  dem  Staate  gebührenden  Aufgaben  im  Verkehrswesen  in  Deutschland  zu 
übernehmen  hat.  S.  die  Debatten  auf  dem  Congr.  in  Bremen,  wo  eine  dieser  Ansicht 
gegnerische  von  Nasse  verfochten  wurde.  Wettere  Ck>nsolidationeu  der  Eisenbahn- 
vcrwaltungs- Verhältnisse  in  den  Kleinstaaten  (Mecklenb.,  Oldenb.,  Thüringen,  Hamburg, 
wohl  auch  Hessen)  u.  wenigstens  hier  im  Anschluss  an  preuss.  Staatsbahnverwaltungen 
sind  doch  wohl  unausbleiblich,  so  dass  dann  das  gesammte  deutsche  Eisenbahnwesen 
wenigstens  auf  6  grosse  Complexe  (unter  Voraussetzung  der  schon  eingeleiteten 
weiteren  Verstaatlichung  der  wichtigsten  preuss.  Privatbahnen)  reducirt  würde. 
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Oesterreich.  Hier  war  die  Entwicklung  unter  dem  Einflüsse  einer  wechselnden 
Politik  n.  später  in  Folge  der  Finanznoth,  die  zur  Anspannung  des  durch  die  Staats- 
bahnen repr&seotirten  Realcredits  nöthigte,  eine  ganz  andere  als  in  Deutschland.  Im 
Beginn  der  Eisenbahnura,  1S«H7,  beliielt  sich  der  Staat  das  Recht,  Eisen- 
bahnen zii  bauen  u.  zu  betreiben,  vor,  ohne  davon  einstweilen  Gebranch 
machen  zu  wollen.  Schon  1836  war  die  K.  Ferdin.-Nordbahnges.  (Wien-schles. 
Grenze  u.  Galic.  mit  Abzweig,  nacli  BrUnn)  concess.  worden.  1838  wurde  die  Wien- 
Gloggnitzer  Ges.  begründet,  anf.  zugleich  für  die  Linie  Wien-Kaab  u.  Pressb.  Gleich- 
wold  ging  der  Staat  lb41 — 42  zum  Staatsbahnsystem  über,  durch  welches  die 
Hauptlinien  ausgeführt  werden  sollten  (Wien- Prag -sächs.  Grenze,  Wien-Triest,  wesil. 
Wien-Baiem,  Venedig-Mail.-Como).  Dies  geschah  auch  grossentheils.  Femer  wurde 
1833  die  Wien  -  Gloggnitzer  B.  gekauft,  1851  die  Krak.  -  Oberschi.  (1844  ?om  Freist. 
Krakau  concess.),  1850  die  Ungar.  Centralb.  übernommen,  so  dass  im  Beginn  der 
50er  Jahre  alle  Hauptbahnen  mit  Ausnahme  der  wicht  Ferd.-Nordb. 
(u. d. alten Bud w.-Linz-Gmund. Pferdeb.) ImEigenth.  u. BetriebdesStaatswaren. 

In  der  Mitte  der  50  er  Jahre  wurden  diese  sämmtl.  Bahnen  aber  rasch  nach- 
einander  meistens   au    grosse   zu   diesem   Zwecke   neu    geprründ.   Gesellschaften 
abgetreten,  —   in  der  Form  gewöhnlich  für  90  Jahre  zur  Ausbeutung  überlassen, 
nicht  gegen  ein  jährl.  Pachtgeld,  das  nur  bedingt  beim  Steigen  des  Reinertrags  aber 
eine  gew.  jährl.  Rente  nodi  hinzutritt,  sondern  gegen  eine  in   wenigen   Baten 
rasch  nach  einander  fällige  Zahlung  eines  grösseren  Kapitals.    Dabei 
wurden  die  meistens  sehr  thenren  (Sudbahn  Wien-TriestI),  aber  noch  nicht  einmal 
alle  ganz  vollendeten   und   erst  in   den  Beginn  ihrer  Rentabilitätsperiode  getretenen 
Bahnen  weit  unter  den  Kosten  woggegeben,  obgleich  anfangs  der  günstige  Stand 
des  Geldmarkts  beim  Schlnss  des  Krimkriegs  die  Veräuss(;rung  gerade  um  diese  Zeit 
mit  empfohlen  haben  mag.    Nur  der  zufällige  Umstand,  dass  Oesterreich  die  Italien. 
Provinzen   bald  darauf  verlor,  lässt  das  Verkaufsgeschäft  für  einen  Theil  der  Linien 
nicht  so  ganz  ungünstig  erscheinen.    Ausserdem  hat  speciell  die  unkluge  u.  verfrühte 
Baukpolitik  Bruck's,  in  Folge  deren  ohne  irgend  genügende  Yorbereit.  die  Baarzahloug 
dem  Wiener  Münzvertrag  gemäss  am   1.  Jan.  1859   aufgenommen   werden  sollte,   zu 
einigen  dieser  raschen  Yeräusserungen  der  Bahnen  beigetragen,  ohne  Erfolg  für  den 
Zweck.    Zuerst  wurden  1854/55  auf  90  J.  v.  1858  an  gerechnet  die   nördl.  (böhm.- 
mähr.)  u.   südöstl.  (ungar.)   Staatsbahnen   nebst  einem  grösseren  Bergw.-  u.  Forst- 
complex   an    die  sog.  Staatseisenbahngesellschaft   (österr.-französ.,   vnlgo    im 
^örseujargon  „Franzosen"')  für  200  Mill.  Fr.  in  Edelmetall,  zahlbar  in   36  Monats- 
raten, abgetreten.    Dann  folgten  1856  die  lomb.-venet   Bahnen  für  92  Jahre  (bis 
1948)  abgetreten,  wofür  70  MilL  Lire  binnen   5  Jahren  zu  zahlen  waren,   eventuell 
30  Mill.   mehr,  zu  zahlen  aus  d.  Hälfte  des  77o  Reinertr.  übersteig.  Gewinns,  statt 
welcher  Summe  auch  eine  Abfindung  des  Staats  mit  20  Mill.  L.  eintreten  konnte,  in 
6  u.  7  J.   zur  Hälfte  zahlbar.     Rückkaufsrecht  des  Staats  von  1889  an,   gemäss  dem 
wirkl.  Ertrag,  unter  Festhaltung  eines  Minimums.     Ebenfalls  1856  wurden  begonnene 
Staatsbahnstrecken  im  mittleren  Ungarn  der  Theissb.  gegen  Kapitalzahlung  über- 
lassen.   Die  fert.  u.  im  Bau  begriUencn  galic.  Bahnen  (Krakau-Dembica  u.  Zweigli., 
Demb.-Rzescow-Przemysl)   wurden  1858  bis  z.  J.  1952  abgetreten  für  1319  Mill.  fl. 
C.-M.,   aber  erst  v.   1863    an   in    10  Jahresraten   zu   zahlen,   also  um   den   Discom 
niedriger  anzurechnen.    Kleine  andere  westgalic.  Strecken  kaufte  1858  die  Ferd.- 
Nordb.  dem  Staate  ab.    Endlich  wurden  1858  noch  d.  th.  fert.,  th.  begonnenen  südL 
(Wien-Triest)   u.  Tiroler  Bahnen  an  die   mit  der  lombard.  Ges.  verbundenen  Stid- 
bahnges.  abgetreten,  gegen  100  M.  fl.  Ö.W.,  wovon  nur  10  Mill.  sofort,  weitere  60  HilL 
in  verschiedenen  Raten  von  1859—66  u.  30  Mill.  überhaupt  nur  bedingungsweise  aus 
der  Hälfte  des  etwaigen  Reinertrags  über  77ü  von  1870  an  zu  entrichten  waren;  von 
dieser  Zahlung  hatte  sich  d.  Ges.  contractlich  auch  mit  20  Mill.  fl.  Aversionalsnmme, 
v.  1871  an  in  4  Raten  zahlbar,  befreien  können;   über  diese  eventuelle  Schuld  ist  in 
dem  Verti-age   vom    13.  April   1867  Art.  12  Neues  verabredet  worden,   ueml.  Zahlung 
von  Viü  ^^^  Bruttoertrags  über  1 07,000  fl.  p.  Meile  —  östr.  Netz  u.  venet.  Linien  — 
u.  V.   V4   dsgl.   über   110,000  fl.,   oder  20  Mill.  fl.  in   4  Raten   a  5  Mill   fl.  1.  Nor. 
1S73  —  76.     Durch  die  Abtretung  v.  Lomb.  Venet   an  Italien  sind  diese  Verhältnisse 
verwickelter  geworden.     Concess.   dauert   bis   1954.    Vorbehalt  d.  Wiedereinlösung   d. 
abgetr.  Bahnen   v.  1**95   an.     Nach   lange  vergebl.  Bemühungen   ist  im  J.  1876  eine 
Trennung  des  österr.  Südbahnnetzes  von  den  derselben  Gcsellsch.  gehörigen  Linien  im 


Eisenbahnwesen  in  Oesterreich.  715 

K.  Italien  gelongen,  die  zu  neoen  Transactionen  zwischen  der  österr.  Regierung  u. 
der  genannten  Gesellschaft  führte.  —  Die  meisten  Gesellschaften  hatten  Verpflichtungen 
zum  Ausbau  bestimmter  Linien  übernehmen  müssen.  Für  fast  alle  diese  Bahnen  hat 
der  Staat  aber  noch  eine  Zinsgarantie  ?.  6%  Zins  u.  ^/sVo  Amortis.  gewährt.  Die 
Höhe  der  aus  diesen  und  späteren  Zinsgarantien  zu  zahlenden  Vorschüsse  ist  sehr 
be<]eutend,  s.  die  Daten  oben  S.  457.  Sämmtl.  abgetretene  Bahnen  hatten  bis  £.  1859 
336*26  Mill.  fl.  C.-M.  gekostet  u.  waren  für  168-56  Mill.  fl.  C.-M.  (z.Th.  in  Silber) 
verkauft  worden,  also  fast  genau  mit  50%  Verlust  (wenn  man  tob  den  später  nur 
cirentuell  fälligen  Zahlungen  absieht),  —  im  Grunde  noch  mit  einem  grösseren,  da  der 
Gewinn  am  Agio  der  in  Metall  gezahlten  Kaufgelder  hinter  dem  Verlust  an  Discont 
der  später  föU.  Summen  zurückblieb. 

Seitdem  herrschte  in  West-Oesterrcich  fast  ausschliesslich  das  Privat- 
bahn-  u.  Privatverwaltungssystem.  Es  haben  sich  aber  wesentliche  Uebcl- 
stände  desselben  auch  in  finanz.  Beziehung  herausgestellt:  Schwierigkeiten  bei  der 
Begelong  der  Garantieverhältnisse,  bei  d.  Uebernahme  von  sogar  vorgekommenen 
Betriebsdeficiten  auf  den  Staat,  und  bei  den  ungarantirten  neueren  Privatbahnen 
noch  grössere  Mängel,  indem  die  Bahnen  z.  Th.  nicht  lebensfähig  sind  u.  dem 
Bankerott  verfallen.  Deshalb  ist  in  neuester  Zeit  auch  in  Oesterreich  der  Gedanke, 
diese  Bahnen  Seitens  des  Staats  zu  übernehmen  u.  Staatsbahnen  zu  bauen,  wieder 
ernstlicher  in's  Auge  gefasst  worden,  u.  in  den  letzten  Jahren  in  Ausführung  begriffen, 
u.  zwar  gerade  mit  aus  finanz.  Rücksichten.  Einmal  wurden  seit  1874  verschiedene 
kleinere  Bahnstrecken  vom  Staate  gebaut  oder  von  kleinen  Priv.gesellschaften  tlber- 
nommen,  wobei  der  Betrieb  zunächst  gewöhnlich  von  den  benachbarten  grösseren  Priv.- 
bahnen  nach  vertragsmäss.  Bedingungen  geführt  wurde  (Staatsbahnen  f.  1881  616  Kil., 
ausserdem  die  dalmatinischen).  In  anderen  Fällen  wurde  umgekehrt  —  auf  Grund 
der  Zinsgarantieverhältnisse  —  die  Verwaltung  von  Privatbahnen  vom  Staate  über- 
nommen (Kronprinz  Rndolf-B.  800  Kil.,  in  Staatsverwalt.  seit  1880,  Vorarlbergb.  dsgl. 
seit  1882,  90  Kil.).  Jüngst  ist  dann  auch  eine  eigentliche  Verstaatlichung  einer 
Priv.b.gesell8ch.  erfolgt,  neml.  der  Elis. -Westb.,  Ges.  v.  25.  Dec.  1881,  v.  Anf.  1882 
an,  946  Kil.  gegen  59*2  Mill.  5  7^  Goldrente  f.  d.  Actien.  Diese  Bahn  steht  geogr. 
mit  der  Kronpr.-Budolf-B.  u.  demnächst  mit  der  Vorarlbergb.  durch  die  in  Bau 
begriffene  Staatsb.  Innsbr.-Bludenz  (Arlbergtunnel)  in  Verbindung  u.  wird  wie  diese 
vom  Staate  verwaltet.  So  ist  bereits  wieder  ein  grösserer  westösterr.  Staats- 
bahncomplex  für  die  Verbindung  Wiens  mit  Baiern  u.  der  Schweiz  ent- 
standen (die  fehlende  Strecke  Wörgl-Innsbruck,  zur  Südbahn  gehörig,  wird  von  der 
Staatsb. verwalt.  mit  benutzt).  Auch  die  steirische  Staatsb.lini6  (Pola,  Bovigno-Divacca) 
ist  1883  in  eigene  Verwalt.  des  Staats  übernommen.  Gleiches  gilt  von  den  nieder- 
österr.  Staatsbahnen,  ^r  die  eigens  verwalteten  Staats-  u.  die  vom  Staate  verwalteten 
Privatbahnen  besteht  aie  „Direction  f.  Staatseisen b.betrieb*'  in  Wien.  (S.  Arch.  f. 
£isenb.wes.  1882  S.  213  ff.)  Länge  der  Staatsbabuen  A.  1883  c.  1750  Kil.  Der  dem- 
nächstige Ablauf  des  Privilegs  der  wichtigen  K.  -  Ferd.  •  Nordbahn  könnte  zu  einer 
bedeutsamen  Vergrösserung  des  Staatsbahnnetzos  (Ober -Schlesien  u.  Galizien)  führen 
Doch  ist  das  Ergebniss  zu  fahrender  Verhandlungen  noch  nicht  abzusehen.  In  Gali- 
zien ist  1882  ebenfalls  mit  d.  Bau  v.  Staatsb.  begonnen  worden.  (Abzweigungen 
galiz.  Transversalb.),  dsgl.  in  Böhmen  u.  Mähren  (Transvers.b.) ,  wobei  die  betreff. 
Kronländer  aus  eigenen  Mitteln  contribuiren. 

In  Ungarn  hat  man  bald  nach  der  wiedererlangten  finanz.  Selbständigkeit  den 
Staatsbahnbau  selbst  in  ziemlich  erheb!.  Umfange  in  Angriff  genommen,  wie  es 
scheint  zu  bchnell,  ohne  genügende  Berücksichtigung  der  möglichen  Rentabilität,  auch 
ohne  richtige  Beachtung  des  Princips,  dass  bei  dünner  Bevölkerung  zunächst  die 
Bahnen  nach  dem  extensiven  System  zu  bauen  sind.  Länge  der  ungar.  Staats- 
bahn Anf.  1876  1064  Kil.  Ausserdem  Privatbahnen  mit  Zinsgarantien.  In  den 
letzten  Jahren  hat  sich  durch  Neubau  u.  Uebernahme  von  Privatbahnen  das  Staatsb.- 
netz  noch  weiter  ausgedehnt,  so  dass  es  bereits  den  grössten  Theil  der  ungar.  Bahnen 
umfasst  Die  Reinerträge  sind  dtlrftig,  aber  in  kleiner  Steigerung  bogriften.  (Auch 
über  Ungarn  Näheres  über  d.  neueren  Verhältnisse  im  Arch.  f.  Eisenb.wes.) 

Anf.  1871  waren  in  Betrieb  in  Cisleithan.  883,  in  Transleithan.  489,  zus. 
1372  M.  geogr.,  Kostenaufw.  f.  1046*5  M.  im  Betrieb  916'2  MilL  fl.  ö.  W.  (ob  hier  die 
ursprüngl.  Baukosten  der  Staatsb.  voll  gerechnet  sind,  oder  nur  die  Kaufpreise,  welche 
die  Gesellschaften  gezahlt  haben?;    Anf.  1876  in  Betrieb  incl.  Local-  u.  Montanbahnen 
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in  der  wesüichen  Reichshälfte  10,695,  in  d.  östlichen  667.H,  zus.  17,368  Kil.  — 
Kapitalanfw.  bis  E.  1873  nach  Stürmer  4054*2  Mili.  M.  (wohl  fl.  zu  2  M.  gerechnet), 
p.  Kil.  262,000  M.  Länge  der  eröffn.  Bahnen  A.  1S82  in  Westöstcrr.  11,692,  in 
Ungarn  7211,  zus.  18,405  Kil.:  ausserdem  291  Kil.  in  Bosnien. 

Belgien.  Hier  wurde  durch  d.  Ges.  ?.  1.  Mai  1834  ein  Staatsl>ahnsystem  für 
die  wichtigsten  Routen  des  Inlands  u.  die  hauptsächl.  Verbindungen  mit  dem  Ausland 
eingeführt  u.  durch  Ges.  v.  27.  Mai  1837  erweitert.  —  ein  für  das  Staatsbahnsystem 
Oberhaupt  folgenreicher  und  zur  Nachahmung,  z.B.  in  den  deutschen  Mittelstaaten, 
auffordernder  Vorgang.  Bis  Mitte  der  40  er  Jahre  war  dies  Netz  auf  Staatskosten  aus- 
gebaut. Dann  trat  eine  Stockung  ein.  Es  erfolgten  Concessionen  an  Privatgesellsch., 
durch  welche  das  belg.  Bahnnetz  längere  Zeit  fast  allein  weiter  ausgebaut  worden  ist 
Erst  in  neuester  Zeit  hat  der  Staat  den  Bau  selbst  wieder  in  die  Hand  genommen, 
anfangs  in  kleinem  Umfange,  seit  1 870  wieder  stärker.  Audi  ist  seitdem  eine  grossere 
Anzahl  Privatbahnen,  theils  in  das  Eigenthum,  theils  in  die  Vorwaltung  des  Staats 
übernommen  worden.  Im  Ganzen  stellt  Belgien  daher  jetzt  ein  Land  des  gemischten 
Systems  dar,  wo  die  Staatsbahnen  aber  die  wichtigsten  Routen  umfassen.  Die  Staats- 
bahnen fast  g-anz  und  ein  kleinerer  Theil  der  Privatbahnen  stehen  unter  Staats- 
verwaltung, dsgl.  viele  kleine  Bergwerks-  u.  dgl.  m.  Nebenbahnen,  die  übrigen  Bahnen 
unter  Privatverw.,  wobei  öfteis  Pachtverhältnisse  vorkommen.  Auch  einzelne  kleine 
Staatsbahnsti'ecken  sind,  wohl  der  Lage  wegen,  verpachtet.  Anf.  1870  waren  in 
Betrieb  1163  Meü.  Staatsb.,  wofür  243  7  M.  Fr.,  u.  263*3  Mill.  Privatbahnen,  wof. 
bis  A^  1868  515*11  Mill.  Fr.  verwendet  waren.  Ai^f.  1876  umfassten  die  Staatsb. 
2024,  die  Privatbahnen  1475,  zus.  3499  Kil.  Nach  Stürmer  (II,  42)  kosteten 
£.  1873  d.  Staats-  u.  angekauften  Privatbahnen  307  Mill.  M.,  p.  Kil.  440,000  M. 
A.  1882  umfasste  das  belg.  Netz  4182  KU.,  wovon  in  Staatsbetrieb  2888  (davon 
vom  Staate  gebaut  1153,  v.  Staate  Privatgesellsch.  abgekauft  1409,  zus.  2562  KiL 
Staatsb.  in  Staatsbetrieb,  femer  Privatb.  in  Staatsbetrieb  325  Kil.);  in  Privatbetrieb 
1294  (wovon  Staatsb.  10,  Priv.b.  1284).  Die  Staatsbahnen  hatten  bis  dahin  789*7  M.  Fr. 
nebst  319*8  M.  Fr.  Annuitäten  f.  rückgekaufte  Bahnen  gekostet,  zus.  1109*5  Mill.  Fr. 

Niederlande.  Ein  gemischtes  System  besteht  auch  hier.  Man  begann 
Ende  der  30  er  Jahre  mit  Privatb.  (Holland.  B.  Amsterd.-Haag-Rotterd.,  erötTnet 
1839—47,  Rhein.  B..  Amst-Utrecht-preuss.  Grenze,  1843 — 56);  eine  v.  Staat  begonu. 
Strecke  ( Amst.  -  Arnheim)  wurde  1852  der  Rhein.  B.  überlassen.  Auch  für  die  Ver- 
bindungsbahnen mit  Belgien  wurden  Gesellschaften  concessionirt.  Nach  d.  Ges.  t. 
18.  Aug.  1860  wurde  dagegen  eip  grosses  Staatsb  ahn  netz,  das  sich  namentlich 
auch  auf  die  nordöstl.  abgeleg.  Theile  erstreckt,  begründet,  mit  einem  Kostenanschlag 
von  100  Mill.  fl.,  wovon  jährl.  wenigstens  10  Mill.  fl.  verwendet  werden  sollten.  Dies 
Netz  ist  jetzt  vollendet.  Umfang  d.  Staatsb.  Anf.  1870  10S*6  M|u  Kosten  107  66  M.  fl., 
also  p.  Meile  nicht  viel  mehr  als  im  D.  d.  deutschen  Bahnen,  £.  1875  war  d.  Staatsb. 
990  Kil.  lang,  KapitaUufwand  bis  £.  1874  155*2  M.  Mark,  p.  Kil.  nur  198,000  Mark. 
Den  Betrieb  auf  d.  Staatsb.  besorgt  die  „Gesellsch.  für  d.  Betrieb  d.  niederl.  Staats- 
bahnen'', eine  Actienges.  mit  12  Mill.  fl.  Kap.,  wovon  A.  1871  die  Hälfte  emittirt 
war  (s.  S.  738).  Die  Privat  bahnen  (excl.  Grossherz.  Luxemburg)  bildeten  1876  3  Gesell- 
schaften von  zus.  551  Kil.  Länge.  Daher  Länge  im  Königreich  1541  KiL,  z.  Th.  nach 
Belgien  u.  Deutschland  hineinragend,  wogegen  umgekehrt  belg.  u.  deutsche  Betriebs- 
strecken  in  Holland  liegen.  Anf.  1882  im  Ganzen  2022  Kil.,  wovon  1117  bei  d. 
„Ges.  f.  d.  Betrieb  v.  Staatsb.'',  der  Re^t  bei  2  grösseren  u.  4  kleineren  Gesellschaften. 

Luxemburg.  Die  Wilh.  Luxemb.  Bahn  von  170  Kil.  Länge  ist  bis  1912 
dauernd  zum  Betriebe  der  Verwaltung  der  elsäss.'lothr.  Reichsbahnen  überlassen  (Vertr. 
d.  D.  Reichs  mit  d.  Luxemb.  Regier,  v.  11.  Juni  1872,  Reichsges.  v.  15.  Juli  1872 
u.  IS.  Juni  1873,  s.  mein  Reichslinanzwes.  in  v.  Holtzcndorfs  Jahrb.  d.  D.  Reichs 
III.  163).  Der  Betrieb  erforderte  Jahre  lang  Zubusse  (1874  37 */o  der  Bruttoeinnahme), 
jetzt  giebt  er  üoberschüssc.  Ausserdem  existirt  in  Lux.  die  v.  d.  belg.  Staatsb.  ver- 
walt.  Prinz-Heinr.-B.  von  jetzt  149  KiL  Länge,  dann  40  KiL  kl.  Sec.bahnen. 

Schweiz.  Bisher  fast  ausschliessl.  Privatbahnon ,  wohl  unter  d.  Einfluss  polit. 
Anschauungen.  Aber  auch  erst  späte  Entwicklung.  Noch  1853  war  die  kleine  Linie 
Zürich -Baden  die  einzige  Schw.  B.  Das  Bundesges.  v.  1852  überlicss  den  Bau  der 
Privatindastrie ,  die  Concessionimng  den  Kantonen,  mit  ^qw,  Oberaufs.  d.  Bundes. 
Seitdem  gross.  Ausbau  des  Netzes,  sämmtl.  Privatbahnen,  mit  Ausnahme  der  Bemer 
Staatsb.  v.  84  KiL    (tesammtlänge  I.Jan.  1870  1368  KiL,  wovon  57*6  Kil.  auf  fremde 
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Bahnen  (38*8  auf  bad.,  3*5  auf  ülsäss.,  15*3  auf  franzöä.)  kommen.  Kosten  fUr 
1321  Kü.  423*9  MiU.  Fr.  Länge  Mitte  1876  2243  Kil..  ausser  64  Kil.  fremden 
Bahnen  gehörig  Länge  A.  1882  2606  Kil.,  excl.  68  Kil.,  die  fremden  Bahnen 
gehören.  Baukosten  der  betriebenen  Strecken  bis  E.  1881  759*0  Mill.  Fr.,  p.  Kil. 
300*946  Fr.  Mehrfach  kantonale  Bciliilfen  zum  Bau,  so  insbes.  fUr  die  Gotthardtb. 
Bestrebungen,  das  Eisenbahnwesen  an  den  Bund  zu  Übernehmen,  sind  bei  Schweiz. 
Politikern  schon  öfters  hervorgetreten.  Die  Gotthardtbahn  wurde  von  einer  Acticn- 
gesellschaft  mit  Hilfe  von  Beiträgen  einiger  Kantone,  dann  Italiens  u.  des  Deutschen 
Reichs  (Keich  auf  s.  Rechu.  u.  Beiträge  v.  deutschen  Bahnverwaltungen)  u.  des  Bundes 
gebaut  Die  in  Katen  zu  zahl,  deutsche  Subvention  ist  20  Mill.  Fr.  (Ges.  v.  2.  Nov. 
1871.)  Der  Fall  der  Gotthardtbahn  ist  von  priucip.  Bedeutung  f.  d.  Eisenbahn- 
politik: er  zeigt  die  ungenügende  Kraft  des  Privatbahnwesens  (wenigstens  bei  so  zer- 
splitterten Linien  wie  in  d.  Schweiz),  solche  gewaltige  Unternehmungen  durchzuführen, 
sowie  die  Unfähigkeit  so  kleiner  Staatskörpcr,  wie  die  Schweb«,  u.  so  organisirter,  wie 
der  dort  Bundesstaat,  solche  Aufgaben  zu  bewältigen.  S.  Geigy,  Erört.  üb.  d. 
Schweiz.  Eisenbahnwes.  Bas.  1874.  Auch  die  jüngsten  Bestrebungen  auf  Erwerb. 
V.  Privbahnen  durch  Bund  oder  Kantone  Hessen  sich  noch  niclit  verwirklichen. 

Dänemark.  Gemischtes  System.  Staatsb.  in  Jütl.  n.Fühnen,  A.1876  819  Kil., 
Privatb.  auf  Seel,  Laal.,  Falster  34S  Kit,  zus.  1260, 1881  i.G.  1576  Kit,  wov.  1241  Staatsb. 

Schweden-Norwegen.  Mit  Privatbalinsystem  in  Schweden  1852  begonnen, 
aber  ohne  genüg.  Ei'folg.  Daher  die  Hauptstrecken  vom  Staate  gebaut,  seit  1855, 
grösseres  Bahnnetz  1862  entworfen.  Die  Privatges.  haben,  z. Th.  mit  Staatsbeihttlfe, 
meistens  nur  kleine  Zweigbahnen  gebaut,  neuerdings  sich  aber  stark  ausgedehnt  Im 
Betrieb  A.  1870  105*5  M.  Staatsbahn,  Kosten  91*1  Mill.  K.  D.  (^zu  11  Sgr.  5*4  Pf. 
preuss.),  88-8  M.  Privatb.,  ohne  kl.  Strecken  Pfei-deb.  A.  1876  1926  KU.  Staatsb., 
2218  Kil.  Privatb.,  zus.  4138.  E.  1874  kosteten  die  Staatsb.  A.  145*9  M.  Mark,  p.  Kil. 
101,000  M.  A.  1883  i.G.  0305  KU.,  davon  2232  KU.  Staatsb.  Kosten  der  letzteren 
241*9  MiU.  deutsche  Mark,  der  Priv.b.  261*  1,  an  d.  Priv.bahnen  gewährte  Staats- 
unterstütz, bis  £.  1881  48*7  MiU.  M.  In  Norwegen  ebenso  Staatsbahnen,  davon  Vs 
schmalspurig.  Kosten  E.  1873  37*4  M.  M  ,  p.  Kil.  breitspur.  98,000,  Schmalspur. 
61,000  M.  1881  in  Betrieb  1117  KU.  mit  94*5  M.  Mark  Anlagekosten,  E.  1882 
Länge  1329  KU.  (Arch.  f.  Eiscnb.  1883  S.  375). 

Frankreich.  Mit  kl.  Pferdeprivatb.  wird  schon  1826  begonnen  (St  Etienue- 
Andrezieux).  Erste  eigeutl.  Dampf b.  1837  eröffnet,  Paris-St Germain.  Die  Privat- 
industrie erwies  sich  aber  nicht  ausreichend.  Daher  durch  d.  Ges.  vom 
11.  Juni  1842  Eingreifen  des  Staats,  FeststeUung  eines  grösseren  Netzes,  an 
dessen  Ausführung  Staat,  nach  d.  ursprüngl.  Plan  auch  Depart  u.  Gemeinden,  was 
später  fortfiel,  u.  Gesellschaften  sich  betheUigten.  Der  Staat  steUt  den  Unterbau,  die 
GeseUsch.  den  Oberbau  u.  s.  w.  her  u.  übernehmen  den  Betrieb  für  40  J..  wonach 
die  Bahnen  an  den  Staat  zurückfallen.  Dieses  System  war  erfolgreicher.  Bis 
1848  waren  2222  KU.  fertig,  für  797  Mill  Fr.,  wovon  der  Staat  110  Mül.  geliefert 
hatte.  Aber  die  Entwickl.  war  doch  gegen  die  Nachbarländer  zorückgebUeben  u. 
gerieth  1848  ff.  wieder  in's  Stocken.  Grosser  Aufschwung  des  Privatbahn - 
Systems  nach  dem  Staatsstreich,  Verlängerung  der  Concess.  auf  99  J.,  von  der 
Regierung  begünstigte  Fusionirung  der  kl.  GeseUschaften  u.  neuer  Linien  mit  alten 
grossen  Gesellschaften,  Uebemahme  mancher  last.  Bedingungen  hinsichtl.  des  Baus 
von  Nebenlinien  in  der  Zeit  des  günst  Geldmarkts  1852  li.  —  1856.  Neue  Stockung 
durch  die  Geldkrisen  v.  1856  u.  57  u.  abermaL  Staatsintervontion.  Diese  bestand 
in  dem  1859  gesetzt  und  durch  Vertrag  mit  den  Gesellschaften  eingeführten  System 
von  Zinsgarant.  (4*65  7o)  ^^  den  Ausbau  eines  zweiten  Netzes  von  Zwischenbahncn 
durch  die  0  grossen,  meist  gut  rentir.  Gesellschaften  des  alten,  ersten  Netzes,  woran 
sich  1863  ein  drittes  Netz  unter  ahnt  Beding,  anschloss.  Die  Ziusgarant  bestanden 
1863  für  4038  MiU.  Fr.  Durch  ein  Ges.  v.  12.  JuU  1865  wurde  auch  den  Depart. 
n.  Gemeinden  erlaubt,  Eisenb.  v.  loc.  Interesse  zu  bauen  oder  zu  Subventioniren.  Im 
J.  1870  waren  (incl.  Els.-Lothr.)  2346  6  MeU.  Bahnen  in  Betrieb,  wov.  231  Local-  u. 
38*7  M.  Industrieb.,  3352  M.  im  Ganzen,  einschUesst  d.  fertigen,  concessionirt,  wovon 
205*2  M.  Localb.  Ges.  Aufw.  bis  1867  6173,  bis  1870  7039  MiU.  Fr.  v.  d.  GeseUsch., 
979  u.  bez.  1085  MiU.  Fr.  v.  Staate,  t  G.  7152  u.  bez.  8024  Mut  Im  Sept  1871 
war  die  Länge  der  eröffn.  Bahnen,  ohne  Eis.  u.  Lothr.,  2228'5  MiU.  Es  ist  sehr 
wahrscheinlich,  dass  der  Staat  nich  finanzieU  besser  gestanden  hätte,  wenn  er  von  vorn  - 
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herein   alle  Bahnen   ganz  allein  gebaut  und  betrieben  h&tte  fUr  eigene  Rechnang, 
während  jetzt  die  gut  rentirenden  Linien  den  Privaten  gehören. 

Der  rorbehaltene  Heim  fall  sämmtl.  Bahnen  an  den  Staat  sichert  indessen 
Frankreich  in  der  Mitte  des  nächsten  Jahrhunderts  die  unentgeltl.  YerfUgong 
über  ein  höchst  werthvolles  Object:  ein  Pnnct,  der  auch  f.  d.  deutsche 
Eisenbahnpolitik  beachtenswerth  ist,  weU  Frankreich,  ähnlich  wie  Oesterreich  und  alle 
Staaten,  die  sich  Heimfali  der  Biüinen  rorbehielten ,  so  später  In  den  Stand  gesetzt 
werden,  eine  Tarifwirthschaft  ganz  nach  d.  Gesichfspuncten  d.  öffent- 
lichen Interesses  zu  betreiben.  —  In  Folge  des  Kriegs  und  seiner  Nachwirkungen 
ist  der  Eisenbahnbau  dann  eine  Zeltlang  nicht  sehr  rasch  vorgerückt  In  Betrieb 
A.  1874  u.  1876  bez.  20,005  u.  21,761  EH.,  davon  Hauptbahnen  18,564  u.  19,784, 
Localb.  1278  u.  1803,  Industrieb.  163  u.  174.  Wirkl.  u.  noch  zu  machenden  Anfw. 
f.  d.  1873  concess.  Netz  (ohne  Localb.)  81108  M.  Mark,  p.  Eil.  369.000  M.  Davon 
Staatssubveution  1310*8  M.  M.,  wovon  bis  E.  1873  gezahlt  805*2  M.  M.  Die 
6  grossen  Gesellschaften  umfassten  v.  d.  Hauptbahnen  E.  1875:  17^85  EiL«  nemL 
Nordb.  1762,  Sudb.  2031,  Ostb.  2255,  Westb.  2549,  Paris-Orleans-B.  4186,  Par.  Lyon- 
Mittelmcer-B.  5102  Eil.,  also  letztere  mehr  als  damals  noch  sämmtL  preuss.  Staatsbahoen. 
Die  Übrigen  1899  Eil.  gehören  24  kleinen  Gesellschaften  (Stürmer  H,  36,  Franc  zu 
80  Pfenn.  R.-W.  gerechnet). 

In  der  zweiten  Hälfte  der  70eT  Jahre  wurde  jedoch  wieder  mehr  gebaut.  Zu- 
gleich ist  in  der  neuesten  Zeit  auch  in  Frankreich  derUebergang  zum 
Staaatseisenbahnbositz  u.  Betrieb  erfolgt:  ein  Panct,  von  besondrer  Bedeutung 
für  die  Systemfrage,  indem  man  dort  die  Erfahrung  machte,  dass  auch  ein  ge- 
theiltes  Privatmonopol  auf  diesem  Gebiete  schwere  Uebelstände  habe  u.  dass  das 
System  der  „regullrten  Privatnnteniehmung'*  sich  nicht  bewährt,  indem  „die 
AuMchtübeh Orden  mit  all  ihren  auf  d.  Papier  stehenden  Rechten  der  Mlsswirthschaft 
der  Privatbahnen  gegenüber  von  Jahr  zu  Jahr  machtloser  wurden*'  (Arch.  f.  Eisenb. 
1881  S.  2A).  Für  den  Sax' sehen  Standpunct  ist  diese  neue  Erfahrung  ungünstig. 
U.  wenn  die  mehrfach  angeregte  Verstaatlichung  der  Priv.bahnen  noch  nicht  gelungen 
ist  u.  zunächst  der  Sturm  gegen  letztere  sich  noch  zu  verlaufen  scheint,  indem  man 
abermals  eine  „Verständigung*'  mit  den  grossen  Compagnieen  einging  (1883),  so  be- 
weist das  auch  nur,  dass  zumal  im  heut  Frankreich  die  Macht  dieser  Ge- 
sellschaften und  des  hinter  ihnen  stehenden  Privatkapitalismus  schon 
beinahe  unüberwältigter  geworden  ist:  eine  Bestätigung  unsere^  früheren 
Auffassung  (§.  276)  u.  wiederum  eine  dem  Saz 'sehen  Standpunct  ungünstige  Er- 
fahrung, nach  der  es  kaum  mehr  Wunder  nehmen  kann,  dass  bereits  die  „Wiederfaer- 
steilung  d.  Eönigthums"  als  „kapitalistische  Entreprise''  ins  Auge  gefasst  worden  ist,  — 
lauter  Belege  für  die  Berechtigung  des  socialpoUt  Standpuncts  dieses  Werks.  S.  bes, 
d.  Aufsätze  u.  Notizen  im  Arch.  f.  Eisenbahnwesen,  u.  A.  v.  v.  d.  Leyen,  1S81. 
Priv.  u.  Staatsb.  in  Fr.  (Abdr.  einiger  staatsb.freundl.  Artikel  d.  Gambetta'schen  Journals 
R^publ.  fran<;.),  1882,  Niederlage  d.  Priv.b.  im  franz.  Abg.hause.  Durch  Ges.  f. 
18.  Mai  1878  wurde  durch  Erwerbung  einiger  kleinen  6  Geselhtch.  gehörigen  Bahnen, 
die  in  der  Machtsphäre  der  Orl^nsbahn - Gesellsch.  lagen,  der  Anfang  mit  einem 
Staatsbahn  netz  gemacht.  Die  Linien  waren  z.  Th.  noch  in  Bau  begriffen  (2615  KiL, 
wovon  bei  Uebernahme  1575  in  Betrieb).  Es  sind  durchweg  kleine  Nebenlinien  noch 
geringen,  aber  doch  steigenden  Ertrags,  bei  denen  die  sdiwierige  Staatsverwaltung 
sich  dennoch  gut  bewährt  hat  (s.  Arch.  f.  Eisenb.wes.  1881  S.  157  ff.  u.  d.  gen.  Art 
der  R6p.  fran^.).  Weitergehende  Pläne,  bes.  betreffend  den  Ankauf  ,der  Ori^ansb., 
sind  unter  mitwirkendem  Einfluss  der  ungünstigeren  Finanzlage  doch  vomemlich  der 
kapitalistischen  Opposition  zum  Opfer  geätUen.  Man  will  wieder  neue  Verträge  mit 
den  grossen  Compagnieen  schliessen,  um  die  weitere  Ausdehnung  des  Bahnnetzes  zu 
)>ewirken  u.  sucht  abermals  sein  Heil  in  Verbesserung  der  Staatsaufsicht  Angelegen- 
heiten, über  welche  i.  J.  1883  verhandelt  wurde.  Das  Monopol  der  6  grossen  Com- 
pagnieen ist  so  im  Wesentlichen  noch  ungebrochen  geblieben.  Immerbin  ist  das 
Staatsbahnnetz  aber  noch  weiter  ausgedehnt  worden  u.  die  eigene  Verwaltung  des 
Staats  hat  Anerkennung  gefunden.  Namentlich  in  d.  Tarifpolitik  gingen  verschiedene 
Reformen  von  den  Staatsbahnen  aus.  Ueber  die  Höhe  u.  die  Verwirräeit  der  französ. 
Privatbahnen  wird  viel  geklagt  E.  1882  umfasste  das  sog.  „alte  Netz''  10,700  KiL, 
wovon  auf  die  6  grossen  Gesellsch.  10,584  (Nord  1358  E.  mit  kilometr.  Einn.  in  1$S2 
auf  die  durchschnitti.   Betriebslknpre  v.  102,182  fr.,  Ost  744  u.  75,153  fr.,   West  900 
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Xk,  95,978  fr.,  Paris-Orl^ans  2017  u.  61,068  fr.,  Paris-Lyon-Mittelmeer  4766  n.  67,676  fr., 
Süd  820  u.  87,254  fr.).  Das  „neue  Netz''  umfasste  10,603  Kil.  (Nord  712,  Ost  2208, 
West  2247,  Par.-Orl.  2342,  Par.-Lyon-Mittelm.  1576,  Sad  1518,  die  kUom.  Einnahme 
in  1882  bei  diesen  Gompagnieen  zwischen  15.545,  Par.-Mittelm.,  a.  34,715  fr.,  Ostb.). 
Beide  Netze  zns.  also  21,303  Kil.  Die  Staatsbahnen  haben  eine  Länge  v.  4028  Kil. 
E.  18S2,  mit  bloss  8359  &.  p.  Kil.  Einnahme:  wieder  ein  Beleg  dafür,  dass  auch 
bei  dem  System  der  „regulirten  Unternehmong*'  in  Frankreich,  neben  grossen 
Zuschüssen  für  die  Priv.bahnen  (£.  1879  schuldeten  5  der  grossen  Comp,  dem 
Staate  für  Zinsgarantiezuschttsse  583*2  M.  fr.,  wovon  475*9  M.  fr.  Kapital, 
107*4  M.  fr.  Zins  dafür,  nur  die  Nordb.  hat  alles  getilgt),  dem  Staate  die  Auf- 
gabe, die  schlechten  Linien  zu  übernehmen,  bleibt.  Das  ganze  französ. 
Netz,  incl.  898  Kil.  diversen  Gesellschaften  gehörender  Bahnen  u.  132  Kil.  der  Rhonc- 
M.  Cenisb.  war  E.  1882  26,334  Kil.  lang  (Arch.  f.  Eisenb.wes.  1883  S.  382). 

Italien.  Kleine  Privatbahnen  in  Toscana,  Staatsbahnen  in  Sardinien  (Festland), 
aber  überh.  wenige  Bahnen,  zumal  ausserhalb  Oberitalien  (ein  paar  kl.  Strecken  bei 
Neapel),  bestanden  vor  der  Bildung  des  ital.  Staats  1859,  im  Ganzen  ausserh.  Yenetiens 
198  Meil.  Seitdem  zieml.  rascher  Aufschwung,  aber  Yeräusser.  resp.  lanj^jähr.  Ver- 
pachtung fast  aller  Staatsbahnen  und  Zinsgarantiesystem,  das  i.  A.  für  1871  37*085 
MiU.  Fr.  Ausgaben  macht.  Im  Betrieb  E.  1868  759,  E.  1869  785  g.  M.,  dazu  röm. 
Bahnen,  1869  39  M.  Vereinigung  1865  zu  5  grossen  Gesellschaften.  In  neuester  Zeit 
U876)  hat  d.  Staat  aber  begonnen  Privatbahnen  zu  erwerben  und  die  ver&usserten, 
bez.  verpachteten  Staatsbahnen  zurück  zu  erwerben:  so  sämmtl.  Linien  der  österr. 
Sudbahngesellsch.  in  Ober-  u.  Mittelitalien,  die  röm.  u.  d.  calabr.  sicil.  Bahnen.  Dazu 
trugen  neben  politischen  (Emancipation  von  d.  ausländ.  Einflüssen)  auch  finanz. 
Kucksichten  bei.  Im  Et  f.  1876  sind  die  Zahlungen  auf  Zinsgarantieen  auf  47*5  M.  Fr. 
veranschlagt  Doch  beabsichtigte  man,  die  Linien  an  Gesellschaften  auf  kürzere  Zeit 
zu  verpachten,  Kapitalaufw.  bis  E.  1874  2302  MiU.  Fr. 

In  jüngster  Zeit  lebhafte  theoret  u.  pract  legislative  Erörterung  der  Eisenbahn- 
frage in  Italien.  S.  darüber  verschied.  Mittheil,  im  Arch.  f.  Eisenb.wes..  bes.  d. 
zus.fass.  Aufs.  v.  Pieck,  nach  d.  ital.  Eisenb.-EnquMe-Gommiss. ,  Arch.  1882  S.  91. 
Diese  grosse  Untersuchung  (1878 — 81)  ist  reich  an  Thatsachen  u.  Argumenten  über 
die  Systemfrage.  Die  Commission  entschied  sich  schliesslich,  ohne  durchschlagende 
Gründe,  für  die  Befürwortung  von  Verpachtung  von  Staatsbahnen  an  grössere 
Gesellschaften ,  bes.  an  2 ,  die  sich  nach  der  L&ngsaxe  Italiens  in  das  Bahnnetz  zu 
theilen  hätten  (adriat  u.  Mittelmcernetz.  Mit  nach  hoUänd.  !&fuster  wird  ein  Entwurf 
von  solchen  Pacht-  od.  Betriebsüberlassungsverträgen  (auf  60  J.)  aufgestellt,  bei  dem 
es  mir  durchaus  zweifelhaft  bleibt,  ob  man  damit  bessere  Erfahrungen  als  mit  dem  französ. 
System  der  „regulirten"'  Privatbahnen  machen  würde.  S.  Absch.  4  u.  Die  Begründung  des 
th.  allgemeinen  th.  f.  Italien  geltenden  vermeintl.  Vorzugs  des  Privatbetriebs  der 
Bahnen  überzeugt  nicht  u.  die  nicht  durehaus  günstigen  Erfahrungen  mit  dem  Staats- 
betrieb auf  den  oberital.  Bahnen  sind  auch  kein  genügender  Beweis  in  der  Frage. 
Vorläufig  ist  aber  auf  den  neu  erworbenen  oberital.  u.  röm.  Staatsbahnen  der  Staats- 
betrieb gesetzlich  nur  als  Provisorium  genehmigt  (so  v.  Neuem  durch  Ges.  v. 
24.  Dec.  1882  bis  Ende  1883).  Der  Ankauf  der  Südbahnen  warf.  1883  vertragsmäss. 
vorbehalten.  Länge  der  Linien  im  Mittel  1882  8953  Kil.,  davon  Staatsb.  5638  (4295 
provis.  V.  Staate  selbst  betrieben),  Priv.bahnen  4315,  (935  v.  Staat  betrieben). 

Spanien.  Erste  B.  erst  1848,  stärkerer  Bau  in  den  50er  und  60er  Jahren. 
Privatbahnsystem  U.Privatbetrieb,  zahlreiche  zersplitt  Unternehmungen,  aber  Staats - 
Subventionen.  Länge  fertig  A.  1870  733  M.,  im  Bau  273  M.  KapitaUufw.  bis 
18«9  746*9  Mill.  Escudos  (zu  2  Fr.  70  c).  E.  1875  fertig  5796  Kil.,  Vermehr,  seit 
1870  nur  327  Kil.  Kosten  bis  1870  1678*8  M.  M.,  wovon  303*1  M.  M.  Staatssubv. 
Länge  d.  Bahnen  E.  1881  7739  Kil.,  an  c.  60  Gesellsch.  concessionlrt.  davon  die 
grösften  2666—1847—1074—734  Kil.  Baukapital  bis  E.  1880  1474  Mill.  M,  Staats- 
subvent  525  Mill.  M. 

Portugal.  Privatb..  (französ.  Ges.  v.  1860)  u.  Staatsb.  Neuerdings  Ausdehn, 
d.  Staatsbahnen.     1882  i.  G.  1219  Kil.,  wovon  584  Staatsb. 

Rumänien.  Privatb.,  mit  Staatsgarantie,  namentL  die  bekannte  Stroussberg'sche 
Eisenbahnuntcmehmung.  die  nach  Aufhebung  d.  früh.  Concession  in  eine  Actienges. 
verwandelt,  dann  verstaatlicht  wurde;  neuerdings  weitere  Ausdehnung  des  Staatsb.- 
systems,  woneben  aber  noch  Priv.bahnen. 
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Türkei.  Kleine  Strecken  Gesellschaftsbahnen  schon  älter.  Grosses  Eisen- 
bahnnetz der  „Gescllsch.  d.  türk.  Bahnen''  mit  Staatsgarantie  in  theilireiser  Aus- 
führung begriffen,  wofür  1870  eine  Prämienanl.  v.  nom.  792  Mill.  Fr.  (reell  356-6  M.) 
ausgegeben  wurde.  Fertig  1630  Kil.  1876.  Seitdem  Yericleinernng  der  Linienlänge 
durch  die  Gebietsverlaste  u.  Störung  der  Entwicklung  durch  die  neuen  polit  Ereignisse. 

Russland.  Grosse  u.  bodeut  Ausdehnung  bald  nach  d.  Krimkrieg,  bes.  in 
den  60er  Jahren  u.  in  allemeuester  Zeit  Fast  ausschliesslich  Privatbahn- 
system,  aber  mit  Zinsgarant  und  starken  Vorschüssen  aus  d.  Staats- 
kasse, zu  welchem  Zwecke  Anleihen  aufgenommen  wurden.  Die  wichtigsten  Staatsb., 
Petersburg-Moskau  (Nicolaib.),  ist  aus  Finanzrttcksichten  verkauft  worden.  Die  ehem. 
Staatsb.  Warschau  -  österr.  Grenze  wnrde  schon  1857  veräussert  bez.  auf  75  J.  ver- 
pachtet. Länge  d.  Bahnen  1882  22*788  Kil.,  wovon  1021  Kil.  Staatsbahnen.  Die 
Vorschüsse  an  Eisenbahngesellschaften  betrugen  1875  205*6  M.  Rubel  Papier  und 
397*5  Mill.  Kübel  SUber,  1880  bez.  318  3  u.  666*5  Mill.  R.  Bei  dieser  Sachlage, 
wo  die  Kapitalbeschaffung  grossentheils  nur  durch  Vermittlung  des  Staatscredits  er- 
folgt ist,  läge  die  Verstaatlichung  der  Bahnen  in  Russland  noch  näher, 
als  in  anderen  Ländern.  S.  Arch.  f.  Eisenb.wcs.  1882,  S.  148.  Die  finnländ. 
Bahnen  (843  Kil.)  sind  Staatsbahnen. 

Grossbritannien.  S.  Cohn  a.  a,  0.,  (auch  d.  Forts,  im  Arch.  f.  Eisenb.). 
Reines  Privatbahn  System.  Erste  Bahn  1830  eröffnet,  dann  langsame,  zuerst 
1886  stärkere  Vermehrnng,  darauf  bes.  nach  günst  finanz.  Folgen  der  bisher.  Bahnen 
grosse  Ausdehnung  1845  ff.  Bcdeut  Abnahme  der  Rente,  grosse  Fusionirungeo. 
Periodisch  sehr  schwank.,  aber  im  Ganzen  doch  stetig  fortschreit.  Ausbau,  jedoch 
vielfach  schlechte  Finanzlage  und  andere  mit  dem  Privatbahnsystem  Zusammenhang. 
Uebelstände.  AUmälig  grössere  Controle  des  Staats  auch  über  das  Finanzwes.  der 
Bahnen  versucht,  aber  wenig  in  Betr.  der  Verwaltung,  Tarife,  erreicht.  Neuerdings 
häuf.  Erörterung  der  Frage,  die  Bahnen  (wie  bereits  die  Telegr.)  auf  den  Staat 
zu  übernehmen,  was  mit  irl.  Bahnen  beginnen  soll.  Hier,  in  Irland,  sind  auch 
Staatsunterstützungen  in  Form  v.  Darlehen  an  Eiscnbahngesellschaften  erfolgt 
(Cohn  I,  315).  Drei  Viertel  der  brit  Bahnen  gehören  20  grossen  Gesellschaften,  die 
meist  aus  einer  Anzahl  Amalgamationen  entstanden  sind,  s.  Cohn,  bes.  I,  K.  5.  So 
hatten  1875  3  Gesellsch.  2585,  2495.  2286  Kil.  Länge,  5  zwischen  1000—2000.  Ge- 
sammtes  Anlagekapital  E.  1875  630*2  M.  Pf.  St  p.  Kil.  1874  461,000  M.,  —  seit 
25  Jahren  im  Durchschnitt  wenig  gestiegen,  1850  p.  Kil.  442,000  M.,  s.  Stürmer 
II,  83.  Cohn  II,  276.  Länge  E.  1881  29*257  Kil.  (Engl.  u.  Wales  20*615,  Schotd. 
4715,  Iri.  3927),  Anlagekapital  745*52  Mill.  Pf.  St.,  Nettoeinnahme  31*83  Pf.  St 
Für  die  ünlösbarkeit  des  Problems  eines  nach  öffentlichem  Interesse  regulirten 
Priv.  bahn  Wesens  liefert  die  Geschichte  in  England  bes.  treffende  Belege.  S.  auch 
Cohn 's  gen.  Aufs,  im  Archiv. 

Vereinigte  Staaten  von  Nordamerika.  Fast  ganz  Privatbahnsystem. 
aber  mit  oftmal.  erhebt  Unterstützungen  der  Staaten  u.  selbst  der  Bundes- 
regierung in  Land,  Geld  u.  s.  w.  Oft  sehr  unsolide,  rein  betrügt  Verwaltung. 
Länge  A.  1842  767,  1851  236t  1861  6644,  1870  10,248  1871  11,581  geogr.  MeUen, 
E.  1875  119.352  Kit,  Kosten  2573*5  Milt  Dolt  bis  1871,  bis  E.  1875  4674  Mill.  D., 
JJknge  A.  1S82  168,749  Kit  Im  J.  1882  kosteten  152*122  Kit,  för  die  Berichte 
vorlagen,  25*544  Mill.  Deutsche  Mark,  Roheinn.  30S3,  Reineinn.  1176  M.  Mark 
(Arch.  1882,  S.  410).  Das  amerikan.  Eisenb.wcsen  zeigt  potencirt  die  Schäden  des 
britischen.  Grosse  Tarifmisswirthsch.  u.  Ausbeutung,  die  wieder  Gegenagitationen  im 
Volke  hervorruft:  ungleiche  Spurweiten;  freilich  aber  kühnes,  speculativcs  Vorgehen, 
wie  die  verschiedenen  Pacificbahnen  zeigen. 

Brit  Ostindien.  Länge  A.  1876  10,153  Kit,  wovon  fast  Vio  Staatsb. 
Länge  E.  1881  15.992  Kit  Die  Bahnen  jetzt  in  erhebt  Maasse  Staats-  u.  Provinc- 
bahnen.    S.  Arch.  f.  Eis.  1883.  S.  354. 

Dieser  Ueberblick  über  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens  u.  der  System- 
frage  zeigt,  dass  es  in  der  europ.-amerk.  Culturwelt  zu  einem  völligen  Siege  des 
Staatsbahn-  u.  Staatsbetriebsprincips  zwar  auch  jetzt  noch  nicht  gekommen  ist, 
dass  dieses  Princip  aber  immer  mehr  Boden,  wie  in  der  Theorie,  so  in  der  Praxis 
gewonnen  hat  und  wie  in  Deutschland,  so  wohl  in  Ocsterr.,  Fraukr.  u.  Italien 
in  nicht  ferner  Zeit  herrschen  wird. 
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3.  Abschnitt. 
Elsenbahnen. 

2.  Anlage  der  Eisenbahnen. 

Das  Folgende  war  in  d^r  Ansfahrnng  nco  in  der  vor.  (2.)  Anfl.  dieses  Bands. 
Einige  massgebende  Gesichtspuncte  sind  jedoch  schon  in  §.  246  d.  6.  A.  Ran 's  von 
mir  gegeben  worden.  Dre  ökonomische  Seite  der  Frage  war  mir  damals  schon  klar, 
aber  wesentlich  förderte  mich  seidem  bes.  v.  Weber  hinsichtl.  der  technischen 
Seite  u.  der  Folgerungen  daraus  f.  d.  ökonomische  Seite.  S.  o.  S.  665,  bes.  Web  er 's 
Individualis.  d.  Eisenbahnen  ii.  seine  Secnndärbabnen.  Die  Gestaltung  des  Staatsbahn- 
wesens mnss  nach  den  Gesichtspuncten  des  Tests  erfolgen.  Vgl.  auch  v.  Kübeck, 
Selbstkosten  des  Eisen  bahn  baus,  Berl.  Yierteljahrschr.  f.  Yolkswirthsch.  1876. 

Was  hier  für  die  Eisenbahnen  speciell  ausgeführt  ist,  gilt  principiell  für  das 
ganze  Gebiet  des  Communications-  u.  Transportwesens.  Vgl.  die  dafUr  leitenden  ähn- 
lichen Gesichtspuncte  von  Schftffle,  ges.  Syst  2.  A.  S.  4S9  ff..  Koscher  Syst.  III 
§.  76  ff.  u.  bes.  Sax's  gen.  Werk,  wo  das  Princip  der  Entwicklung  vom  extensiven 
2um  intensiven  Verkehrswesen  consequent  überall  nachgewiesen  wird,  nam.  I,  44  ff., 
auch  in  Schönberg 's  Handb.  I,  369  ff. 

I.  —  §.280.  Die  Individualisirnng  des  Eisenbahn- 
baues  oder  extensiver  und  intensiver  Eisenbahnban. 
Die  Anlage  von  Eisenbahnen  ist  von  Anfang  an,  seitdem  man  die 
Leistungsfähigkeit  dieses  Gommunicationsmittels  erkannt  hatte,  bei 
Staats-  und  Privatbahnen  zu  einseitig  nach  rein  technischen 
Rücksichten  erfolgt,  unter  Hintansetzung  der  ökonomischen 
Seite,  namentlich  in  Bezug  auf  den  erforderlichen  Kapital- 
aufwand. 

Unter  den  technischen  Momenten  wurden  wieder  einseitig  diejenigen,  welche 
die  Schnelligkeit  des  Transports  ermöglichen,  ins  Auge  gefasst.  Dabei  hat  theils 
eine  Uebersch&tzung  der  ökonomischen  Bedeutung  der  Schnelligkeit,  welche 
die  Eisenbahnen  erlaubten,  theils  keine  genügende  Unterscheidung  des  Bedürf- 
nisses der  Schnelligkeit,  nach  Katcgorieen  von  Trausportobjecten  —  Personen  und 
Guter,  dann  Guterarten  —  und  nach  Zeit-  und  Ortsverhältnissen  stattgefunden. 
Es  wurde  übersehen,  dass  vielfacli  der  ökonomisch-technische  Hauptnutzen  der  Eisen- 
bahnen nicht  in  erster  Linie  in  der  Schnelligkeit  des  Transports,  sondern  in  der 
Ermöglichung  eines  Massentransports  mit  einem  relativ  geringen  Kraftaufwand, 
insofern  mit  geringen  Kosten  liegt.  Und  es  wurde  ebensowenig  beachtet,  dass 
die  grosse  Schnelligkeit  (die  „normalmässige*',  die  .,eisenbahnmässige'') 
im  Allgemeinen  nur  für  den  Personen-,  nicht  für  den  Güterverkehr,  Beduäiiss 
ist,  femer,  dass  schon  bei  ersterem,  vollends  bei  dem  zweiten  je  nach  Personen-  und 
Güterkategorieen,  nach  Landes-  und  Zeitverhähnissen  sehr  verschiedene 
Schnolligkeitsgrade  bedurft  werden,  bez.  ausreichen.  Ein  andrer  Yortheil  der 
Eisenbahnen,  die  möglichste  Pünctlichkeit  des  Transports,  daher  die  sichere 
Vorausberechenbarkeit  seiner  Zeitdauer,  verglichen  mit  anderen  Transport- 
arten, besonders  mit  der  Schifffahrt,  wurde  ebenfalls  nicht  immer  in  seiner  grossen 
ökonomischen  Bedeutung  gewürdigt  oder,  wenn  er  erkannt  wurde,  zu  leicht  mit 
dem  Schnelli^keitsmoment  in  Verbindung  gebracht.  Er  besteht  aber  unabhängig 
von  letzterem  und  kommt  auch  bei  verhätnissmüssig  sehr  langsamem  Transport 
ganz  ähnlich  als  Glanzseite  der  Eisenbahnen  in  Betracht. 

Die   ökonomisch   nachtheilige  Folge   war,    dass   unsere  Eisen- 
bahnen bis  vor  Kurzem  fast  allenthalben  nach  einer  Schablone, 

A.  Waffner,  Finanzwi^senschaft.    I.    3.  Anfl.  4(3 
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mindestens  in  demselben  Lande  fast  ganz  gleichartig  in  tech- 
nischer Beziehung,  namentlich  was  die  Beschaffenheit  des 
Bahnbaus  anbetrifft,  angelegt  worden  sind.  Man  legte  einseitig 
Werth  auf  die  Ermöglichung  schnellsten  Transports,  den 
doch  nicht  einmal  aller  Personenverkehr  benöthigte.  Dieser 
schnellste  Transport  bedingte  dann  aus  Sicherheitsrtteksichten, 
zumal  bei  dem  bevorzugten  und  früher  meist  überwiegend  be- 
achteten Personenverkehr,  eine  entsprechende  technische  Be- 
schaffenheit des  Bahnkörpers.  Daraus  ergab  sich  zwar  eine 
technisch  hohe  Vollendung,  aber  folgeweise  nothwendig 
auch  eine  enorme  Kostspieligkeit  des  gesammten  Eisenbahn- 
wesens, besonders  des  eigentlichen  Bahnbaus. 

Neben  den  nachtheiligen  Folgen  für  die  Volkswirtbschaft,  die 
einen  so  unermesslichen  Theil  des  Nationalkapitals  dem  Eisen- 
bahnbau zuwenden  und  dadurch  doch  unvermeidlich  anderen  Pro- 
ductionszwecken  entziehen  musste,  ging  daraus  natürlich  auch  eine 
langsamere  Entwicklung  des  Eisenbahnnetzes  hervor,  als  sie 
bei  geringerer  Kostspieligkeit  des  Bahnbaus  möglich  gewesen  wäre. 

Die  jetzt  vorliegende  Aufgabe  ist  daher,  mit  Web  er 's 
Worten,  die  „grössere  Individualisirung  des  Eisenhahnbans'', 
wovon  die  Entwicklungsfähigkeit  des  Eisenbahnwesens 
und  die  Grösse  seines  volkswirthschaftlichen  Nutzens  wesentlich 
mit  abhängt.  Diese  „IndividualisiruDg'^  des  Eisenbahnbaus  ist 
aber  nichts  Anderes  als  die  Anwendung  des  von  v.  Thünen 
gelehrten  Gesetzes  der  Relativität  des  Werths  der 
Ackerbausysteme  oder  des  Gesetzes  der  nothwendigen 
Bedingtheit  des  Ackerbausystems,  der  Extensivität 
und  Intensivität  der Landwirthschaft  durch  dieallgemeinen 
volkswirthschaftlichen  Verhältnisse  des  Orts  undder 
Zeit,  auf  den  Wegebau,  hier  speciell  auf  den  Eisenbahn- 
bau, —  wie  denn  jenes  Thtinen^sche  Gesetz  sich  überhaupt  zu 
einem  allgemeinen  Gesetze  des  Bodenbaus  erweitem  lässt 
Es  muss  demnach  auch  im  Eisenbahnbau  extensiver  und 
intensiver  Bau  und  beide  in  verschiedenen  Graden  statt- 
finden, im  Interesse  der  ganzen  Volkswirthschail ,  namentlich  in 
Betreff  der  möglichst  productiven  und  möglichst  sparsamen  Ver- 
wendung des  Nationalkapitals,  wie  im  besonderen  Interesse  des 
Eisenbahnwesens,  seiner  weiteren  Entwicklung  und  seiner 
richtigen  Stellung  und  Function  im  Communications-  und  Trans- 
portwesen. 


Extensivrer  und  intensiver  Bahnbau.  723 

Die  hohe  volkswirthschaftliche  Bedeutung  einer 
richtigen  Individualisirung  des  Eisenbahnbaus  tritt  durch 
eine  nähere  Betrachtung  des  Einflusses  der  volkswirthschaftlicben 
Entwicklung  eines  Landes  auf  die  ökonomischen  Bedingungen 
des  Eisenbahnbaus  und  der  Rückwirkung  des  letzteren  auf  die 
Volkswirthschaft  in  folgender  Weise  hervor. 

Für  d.  techn.  Momente  s.  bes.  Weber's  Schule  d.  Eisenbahnwesens,  3.  A.  v. 
Schmitt  und  die  S.  665  gen.  kleinen  Schriften  Weber's,  die  sehr  reich  an  wicht 
nationalOkon.  Gesichtspuncten  sind.  Jetzt  auch  Sax,  bes.  I,  35 — 61,  II,  265 — 356, 
ders.  in  SchOnberg's  Handb.  I,  369  ff.  Abschn.  1. 

Nach  der  volkswirthschaftlichen  Entwicklung  eines  Landes 
oder  einer  Zeit  ist  die  Höhe  der  Zinsfttsse  und  der 
Arbeitslöhne  verschieden,  indem  in  der  höher  entwickelten, 
reichen  Volkswirthschaft  der  Zinsfuss  niedriger,  der  Lohn  höher 
ist  und  umgekehrt  Zugleich  macht  dort  die  Beschaffung  eines 
grossen  Kapitals  weniger  Schwierigkeit.  Dies  äussert  Alles 
seinen  wesentlichen  und  ganz  berechtigten  Einfluss  auf  die  Ver- 
theilung  des  stehenden  und  umlaufenden  Kapitals 
bei  einer  Unternehmung  und  fällt  vor  Allem  schwer  ins  Gewicht 
bei  stets  so  ausserordentlich  kostspieligen  Anlagen  wie  Eisenbahnen 
(und  manchfach  analog  überhaupt  bei  Wegebauten  und  Verkehrs- 
anstalten). 

Die  möglichst  vollkommene  Herstellung  einer  Bahn,  die  Vermeidungen  starker 
Steigungen  —  also  mehr  Einschnitte  —  Curven  —  also  längere  Bahnlinie  oder  bei 
kürzerer  Linie  umfänglichere  Erdarbeiten  oder  Bauten  — ,  der  Bau  von  Tunneln,  be- 
sonders auch,  um  theuren  Grunderverb,  um  Steigungen  zu  vermeiden,  von  eisernen 
oder  massiven  statt  Holzbrücken,  die  Ueber-  oder  Unterführung  der  Bahn  bei  Wege- 
übergängen, statt  der  Passage  im  Bahnniveau,  die  Anlage  des  Bahnkörpers  ftlr  zwei 
und  mehr  Geleise,  die  Ausfuhrung  des  Doppelgeleises,  die  Benutzung  schwererer 
Schienen  (breitbasiger  statt  Stuhlschienen)  oder  von  Stahlschienen  statt  Eisenschienen, 
von  imprägnirten  statt  nicht  imprägnirtcn,  von  eichenen  statt  buchenen  und  kiefemen 
Schwellen,  die  Einführung  eisernen  Oberbaus,  die  Legung  von  zahlreichen  Geleisen 
auf  den  Bahnhöfen,  das  Drehscheiben-  statt  des  Weichensystems,  die  Einrichtung 
grosser  Bahnhöfe  und  grosser,  massiver  Gebäude  u.  s.  w.  u.  s.  w.,  —  das  Alles  re- 
pr&sentirt  einen  relativ  grösseren  Aufwand  an  stehendem  Kapital  und 
erfordert  daher  überhaupt  von  vorneherein  die  Ansetzung  eines  grösseren 
Anlagekapitals  verglichen  mit  einer  möglichst  einfach  und  billig  gebauten  Bahn. 
Bei  letzterer  wird  dann  aber  gerade  wegen  der  geringeren  technischen  Qualität  der 
Anlage  der  regelmässige  Aufwand  für  die  Bahnverwaltung  imter  den 
Betriebskosten  relativ  grösser  sein,  d.  h.  das  umlaufende  Kapital  wird 
verhältnissmässig  stärker  hervortreten.  Soll  dann  bei  einer  solchen  Bahn  die 
Sicherheit  ciuigermassen  gewährleistet  sein,  so  bedarf  es  —  wenigstens  bei  Voraus- 
setzung schnellen  Fahrens  —  vollends  eines  umso  grösseren  Aufsichtspersonals 
(Bahnwärter  u.  s.  w.). 

Im  Grossen  und  Ganzen  vertritt  das  nordamerikanisch c  Bahnsystem  die 
Kategorie  des  zweiton,  des  „extensiven''  mit  verhältnissmässig  weniger  stehendem 
Kapital,  das  europäische,  besonders  das  englische  die  Kategorie  des  ersten, 
des  intensiven,  mehr  mit  stehendem  Kapital  arbeitenden  Eisenbahnwesens,  —  nur 
dass  das  nordamer.  Eisenbahnwesen  wegen  des  hohen  Arbeitslohns  und  geringerer 
Rücksicht  auf  Sicherheit  die  letzt  erwähnte  Forderung:   viel  Aufsichtspersonal,  nicht 
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immer  genügend  erfüllt.  Einige  Haapttibel  des  nordamer.  Bahnwesens  erklären  sich 
ans  dem  Zusammentreffen  schlechten  Bans  (wenig  steh.  Kap.)  und  trotzdem  geringen 
Aufsichtspersonals  und  geringer  Sorgfalt  der  Unterhaltung  der  Bahn,  also  gleiclizeitig 
zu  wenig  nmlauf.  Kapital.  Auch  zwischen  England  einer-,  dem  (kontinent  anderer- 
seits, ebenso  zwischen  Westeuropa  und  Theilen  von  Ost-  und  Nordeuropa  zeigt  sich 
ein| solcher  Unterschied  in  einigen  wichtigen  Puncten.  Die  Folge  ist  der  gleich 
anfänglich  höhere  Kostensatz  der  englischen  verglichen  mit  den  anderen 
Bahnen  und  der  äusserst  niedrige  der  nordamerikanischen  und  einiger  nach 
deren  Muster  gebauten  europäischen  Balineu,  z.  B.  in  Schottland,  Scandinavien ,  Süd- 
mssland.  —  Vgl.  die  vortreffl.  Schilderung  des  Characters  der  Eisenbahnen  der  Haupt- 
länder von  Weber,  Schule  d.  Eisenbahnwes.  2.  A..  Fr.  32  u.  ff.,  z.  B.  Fr.  40,  3.  A. 
Kap.  2,  S.  32  ff.  In  England  niedrige  Lage  der  Bahn  im  Terrain,  häufiger  Tunnels 
u.  Einschnitte  als  Brücken  und  Dämme,  umgekehrt  in  Deutschland.  In  England  tritt 
oben  in  d.  ganzen  Anlage  und  äusseren  Erschein,  der  Bahn  das  Vorwalten  des  stehen- 
den Kap.  hervor.  Weber  hat  früher  das  den  verschiedenen  Bahnsystemeu  zu  Grunde 
liegende  nationalök.  Princip  nicht  erkannt,  d.  h.  er  war  noch  zu  sehr  Techniker,  nicht 
Nationalökonom.  In  s.  neueren  Schriften  tiiffl  man  grade  auch  die  richtige  volks- 
wirthsch.  Auffassung.  Es  würde  sich  ein  noch  stärkerer  Unteischied  kundgeben  und 
kundgeben  müssen,  wenn  man  auf  dem  Gontinent.  besonders  im  Osten  und  auch  in 
Theilen  von  Deutschland,  nicht  unter  Missachtung  des  richtigen  volkswirthschaftlichen 
Princips  die  Bahnen  zu  allgemein  schon  anfänglich  mit  stärkerem  Aufwand  an  stehen- 
dem Kapital  angelegt  hätte. 

Offenbar  kann  maD  dem  ;,  englischen '^  und  dem  ,,  amerika- 
nischen^'  Princip  keinen  unbedingten  Vorzug  vor  ein- 
ander geben.  Vielmehr  kann  hier  nur  von  einer  Belativität 
der  Vorzüge  der  Eisenbahnbausysteme  die  Rede  sein, 
wie  sonst  bei  den  Ackerbausystemen.  Das  amerikanische  System 
stellt  extensiven,  das  englische  intensiven  Eisenbahnbau  dar. 
Jedes  ist  fttr  seine  Verhältnisse  berechtigt. 

Bei  hohem  Zinsfusse,  geringer  Fre<£uenz.  b\so  auch  geringer  Abnutzung  der 
Bahn  durch  den  Betrieb,  bei  geringerer  Bedeutung  des  Schnelligkeitsmomcnts  im 
Transport  empfiehlt  sich  das  extensive,  bei  niedrigem  Zinsfusse  und  hoher  Frequenz, 
also  starker  Abnutzung,  und  bei  grosser  Werthlegnng  auf  Zeiterspamiss  das  intensive 
System;  das  erstere  um  so  mehr  da,  wo  auch  die  Lohne  niedrig  sind,  das  letztere 
da,  wo  sie  hoch  sind  und  wo  die  Gonstruction  der  Bahn  fUr  grossen  Verkehr  und 
rasches  Fahren  bei  wenig  Aufsichtspersonal  vollends  soUd  sein  muss.  In  den  weniger 
verkehrsreichen  Gegenden  Deutschlands  und  zumal  des  europäischen 
Ostens  hätte  man  also  das  extensive  System,  (auch  trotz  relativ  höherer  Betriebs- 
kosten für  die  Bahnverwaltung)  von  vorneherein  bevorzugen  und  erst  nach  und 
nach  bei  veränderten  Zinsfussen,  Lohnsätzen,  grösserer  Frequenz,  höherem  Werth  der 
Zeiterspamiss,  m.  a.  W.  bei  grösserer  Volksdichtigkeit  und  entwickelterer 
Volkswirthschaft  mehr  stehendes  Kapital  in  die  Bahnanlage  verwenden,  d.  h. 
letztere  entsprechend  aus-  und  umbauen  und  intensiv  gestalten  sollen. 

Das  richtige  Princip  gelangt  jetzt  bei  der  Anlage  sog.  Secundär bahnen  zur 
Geltung.  Aber  man  baut  offenbar  noch  immer  zu  viel  Bahnen  als  Primär-  oder  Haupt- 
hahnen gleich  von  Anfang  an.  Bei  dem  jetzt  auch  bei  uns  erfolgenden  Uebergang  zu 
schwereren  Schienen,  Stahlschienen,  zu  Doppelgeleisen,  zu  einzelnen  Veränderungen 
der  Bahntrace,  z.  B.  der  Beseitigung  von  Steigungen,  Curven,  Umwegen,  schiefen 
Ebenen,  Kopfstationen,  bei  der  Ersetzung  von  Holzconstructiou  durch  Eisen  u.dgl.  m. 
wird  dasselbe  richtige  Princip  befolgt.  Es  ergiebt  sich  dann  auch  eine  Vermin- 
derung der  Bahnvcrwaltungskosten,  aber  ein  höheres  Zinserfordemiss  des  Anlage- 
kapitals. Auch  mit  dieser  Veränderung  hängt  die  wahrnehmbare  Steigerung  der 
Meilenkosten  in  Deutschland  wolil  etwas  zusammen,  während  das  relative  Gleichbleiben 
dieser  Kosten  in  England  sich  wohl  mit  daraus  erklärt,  dass  die  Bahnen  von  vorne- 
herein dort  sehr  intensiv  gebaut  wurden.    Bei  uns  hat  im  Staats-  wie  —  allerdings 
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zum  Theil  in  Folge  des  Verlangens  des  Staats  —  im  Privatbahnbau  bis  vor  nicht 
langer  Zeit  zu  einseiti^r  der  technische  Staudpuuct  bei  d.  Bahnanlage  geherrscht  So 
war  z.  B.  die  Anlage  von  Doppelgeleisen,  die  in  Concessionsurkunden  mitunter  von 
vornherein  vorgeschriebene  Anlage  des  Bahndamms,  der  Brtlcken  fllr  d.  Doppelspur 
auch  in  Deutschland  öfters  verfrüht,  ein  Verstoss  gegen  obige  Regel.  Nicht  aus 
Ueberlegnng  und  Ökonom.  Verständniss,  sondern  aus  Unterschätzung  der  Verkehrs- 
entiricklung,  also  aus  Zufall  ist  man  in  Deutscliland  u.  a.  L.  wenigstens  theil  weise 
bei  d.  ersten  Anlage  der  Bahnhöfe  richtig  verfahren:  man  hat  sie  anfangs  zu  klein 
angelegt  und  baut  sie  jetzt  um,  sparte  dadurch  früher  au  Kapital  u.  kann  jetzt  dem 
BeUurfniss  gemäss  bauen,  —  kein  ökon.  Nachtheil  in  der  Kegel,  wie  man  wohl  irr- 
thümlich  mitunter  annahm.  Der  Fehler  war  nur,  dabs  man  die  Bahnhöfe  gleich  zu- 
erst zu  kostspielig  baute  (massiv). 

Besonders  wichtig  in  ökonomischer  Hinsicht  ist  der  Zu- 
sammenhang zwischen  der  Höhe  der  Bahnverwaltungsaus- 
gaben,  des  zweiten  Haupttheils  der  Betriebsausgaben  und  der 
Beschaffenheit  der  ganzen  Bahnanlage.  Es  kann  ein 
absolut  höherer  Betrag  an  solchen  Ausgaben  durch  geringere 
Beschaffenheit^ der  Bahnanlage  und  daher  durch  grössere  Repara- 
turausgaben und  Beaufsichtigungskosten  verursacht  werden.  Dies 
ist  indessen  so  lange  ein  Vortheil,  als  das  Plus  dieser  Ausgaben 
über  den  bei  technisch  vollkommenerer^  aber  ökonomisch  noch 
nicht  nöthiger  Anlage  zu  verwendenden  Betrag  kleiner  ist  als 
der  Zins  des  in  diesem  Falle  erforderlichen  Plus  des  Anlage- 
kapitals. Damit  ist  auch  gleichzeitig  die  weitere  Regel  gegeben, 
wann  bloss  zum  Behufe  einer  Reduction  der  Bahn- 
verwaltungskosten eine  leichtere  Bahnanlage  in  eine  voll- 
kommenere verwandelt  werden  mnss:  sobald  die  erwähnte  Zins- 
ersparung  kleiner  wird  als  die  von  der  Bahnbeschaffenheit  bewirkte 
Steigerung  jener  Kosten.  Also  bei  steigendem  Arbeitslohn, 
vollends  wenn  damit  ein  Fallen  des  Zinses  verbunden  ist, 
und  bei  grösserer  Frequenz,  welche  die  Bahnverwaltungs- 
kosten leicht  auf  der  unvollkommeneren  Bahn  mehr  steigert  oder 
aus  technischen  und  Sicherheitsgründen  auf  ihr  etwa  gar  nicht 
möglich  ist. 

Analog  ist  in  verwandten  Fällen  zu  entsclieiden.  Z.  B.  die  Anlage  einer  Bahn 
für  starke  Frequenz  koste  p.  Meile  600,000  Thlr.,  voraussichtlich  aber  habe  die  Bahn 
solche  Frequenz  erst  nach  längerer  Zeit,  während  einstweilen  eine  leichtere  Anlage 
f.  400,000  Thlr.  ausreicht,  deren  Ausbau  später  noch  300.000  Thlr.  erfordert:  dann 
ist  dennoch  die  spätere  Bahn  für  700,000  Thlr.  billiger,  wenn  bis  zum  Zeitpuncte  des 
Bedarfs  die  Zinsen  und  Zinseszinsen  der  anfangs  ersparten  200,000  Thlr.  mehr  als 
100,000  Thlr.  betragen.  Gewiss  ein  oftmaliger  Fall  bei  hohem  Zinsfusse,  z.  B.  in 
vielen  östlichen  Theilen  Europas. 

Neben  dieser  Individualisirung  der  Eisenbahnen  nach  ganzen 
Ländern  .und  Provinzen ,  nach  Verhältnissen  der  Volksdichtigkeit 
und  nach  Stufen  der  volkswirtbschaftlichen  Entwicklung  muss  aber 
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Dunmebr  noch  eine  eonsequente  weitere  Individualisirnng 
der  Bahnen  nach  Local-  und  Zeit  Verhältnissen  erfolgen. 

IL  —  §.  281.  Die  practische  Durchführung  des  In- 
dividualisirungsprincips.  Hier  liegt  nun  die  am  Schlüsse 
des  §.  278  (S.  705)  schon  berührte  wichtige  Aufgabe  des  Staats 
vor,  eine  passende  Combination  der  eigenen  Staats- 
thätigkeit  und  der  Thätigkeit  der  Selbstverwal- 
tungskörper  bei  der  Anlage  und  dem  Bau  der  Bahnen  eintreten 
zu  lassen. 

S.  auch  hierfür  hes.  d.  verschied.  Schriften  v.  Weber* s,  der  nur  zu  sehr  von 
seiner  Vorliebe  f.  d.  Privatbahnen,  mindestens  f.  d.  gemischte  System  geleitet  wird. 
Aber  seine  tecbn.  Gesichtspuncte  müssen  auch  fUr  den  Nationalökonomen  die  leitenden 
werden.    Jetzt  Sax  II,  265  ff.,  bes.  284  ff. 

1.  Die  Hauptbahnen  ttlr  den  grossen  durchgehenden 
Massenverkehr  der  Personen  und  Güter  muss  der  Staat 
selbst  übernehmen  und  sie  in  derjenigen  technischen  Voll- 
kommenheit, daher  auch  mit  demjenigen  ökonomischen  Kosten- 
aufwand herstellen  und  ausrüsten,  welche  durch  die  ganze  volks- 
wirthschaftliche  Entwicklungsstufe  des  Landes  bedingt  werden. 

Auch  hier  ist  nach  den  vorent^lckeltcn  Grundsätzen  nicht  von  einer  gleichen 
technischen  Vollkommenheit  der  Herstellung  und  Ausstattung  in  allen 
Ländern  die  Bede,  also  z.  B.  nicht  der  technisch  an  sich  mögliche  höchste  Grad 
der  Vollendung  des  Bahnbaus  zu  erstreben,  wohl  aber  der  jeweilig  nach  den  ob- 
waltenden Verhältnissen  des  Landes  passend  erscheinende  Vollkommenheitsgrad. 

Diese  Bahnen  können  Primär  bahnen  genannt  werden.  Bei 
ihnen  ist  gleiche  Spurweite  im  ganzen  Lande,  womöglich  auch 
mit  den  Hauptbahnen  aller  angrenzenden  Länder,  ^aup^ 
bedingung  auch  ihres  ökonomischen  Nutzens,  damit  das  Fahr- 
material beliebig  verwendbar  sei.  Letzteres  muss  daher  mit 
Rücksicht  auf  die  Verwendbarkeit,  d.h.  thunlich  gleichartig, 
beschaffen  sein. 

Auf  d.  Gontiuent  gleiche  Spurweite,  mit  Ausnahme  Bosslands  u.  z.  Tb.  Spaniens. 
In  England  lange  2  Systeme  der  Spurweite  in  Kampf.  Selbst  in  diesem  Puncte  die 
Gesetzgebung  sehr  ängstlich  in  Betr.  d.  Vorschrift  zu  nachträglicher  Acnderung  d. 
Spurweite.  Gohn  L  209  ff.  Die  ehemals  breitere  Spur  d.  bad.  Staatsbahnen  ist 
umgeändert  worden. 

Die  weitestgehende  Generallsirung  oder  Gleichmässigkoit  aller 
Gebrauchsgegenstände  vieler  Linien,  also  bes.  der  Wagen  (weniger  der 
Locomotiven)  verlangt  auch  v.  Weber  neben  intensivster  Individualisirung 
der  Bahnanlagen,  wobei  vielleicht  dem  Relativitätsprincip  auch  beim  Wagcnpmii 
etwas  zu  wenig  Rechnung  getragen  wird.  Individ.  d.  Bahnen  S.  43,  32  flF.  —  Die 
Signalsysteme  sind  ebenfalls  nicht  einseitig  nach  Sicherbeitsrücksichten  gleich- 
massig  u.  technisch  möglichst  vollkommen  vorzuschreiben,  sondern  wegen  der  grossen 
Kosten  Verschiedenheit  nach  dem  Character  der  Bahn  u.  ihres  Verkehrs  zu  individuali- 
siren.    Weber  eb. 

2.  An  die  Primärbahnen  schliessen  sich  die  Bahnen  zweitem 
RangS;  die  Secundärbahnen  (^^Bahnen  untergeordneter  Be- 
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deutnng*')  an.  Sie  zerfallen  nach  ihrer  Bedentang  für  den  Verkehr 
wieder  in  manche  verschiedene  ^^Rangclassen^'.  Die  wich- 
tigeren unter  ihnen  —  bedeutendere  Seitenbahnen,  Verbindungs- 
bahnen zwischen  mehreren  Bahnnetzen  n.  dgl.  m.  —  wird  in  der 
Begel  wieder  der  Staat  am  Besten  selbst  anlegen:  die  Secnndär- 
bahnen  erster  Glasse.  Aber  er  muss  sie  bereits  extensiver 
bauen,  nur  mit  gewisser  Rficksicht  auf  ihre  etwaige  spätere  Um- 
gestaltung zu  Primärbahnen.  Bei  den  weniger  wichtigen  Secundär- 
bahnen  können  sich  die  Selbstverwaltungskörper  neben 
dem  Staate  in  der  Anlage  betheiligen,  und  zwar  je  nach  dem 
Grade  der  Bedeutung  der  Linien  für  den  Verkehr  die  Provinzen, 
Bezirke  an  den  Secundärbahnen  2.  oder  3.  Glasse,  die  Kreise 
und  Gemeinden  an  denen  3.,  4.  und  weiterer  Glasse.  Die  Ex- 
tensivität des  Bahnbaus  kann  im  Allgemeinen,  von  besonderen 
Abweichungen,  welche  die  Terrainverhältnisse  nöthig  machen, 
abgesehen,  entsprechend  immer  weiter  gehen,  d.  h.  der 
Kapitalaufwand  ffir  die  Bahnanlage  relativ  immer  kleiner 
werden. 

Dio  wichtige  Folge  wird  dann  sein,  dass  die  Dampf  bahnen  schliesslich  in 
Pferdebahnen,  eventnell  die  Normalspur  in  Schmalspur  tibergeht  und  der  Wagenpark 
entsprechend  leichter  und  wohlfeiler  gebaut  wird.  Indessen  lässt  sich  bis  zu  einer 
gewissen  Grenze  auch  bei  den  Secundärbahnen  der  niederen  Glasse  ein  etwas  grösserer 
Kapitalaufwand  für  die  Bahnanlage  rechtfertigen ,  wenn  dadurch  der  leistungsfähigere 
Dampfbetrieb  und  die  Normalspur  erhalten  und  so  der  üebergang  des  Wagenparks 
▼OD  einer  zur  anderen  Bahn  ermöglicht  wird.  Der  Dampfbetrieb  an  sich  setzt  nicht 
nothwendig  immer  eine  technisch  ?iel  yollkommcncre,  daher  kostspieligere  Bahnanlage 
Toraus,  sobald  sich  nur  mit  einem  massigen  Maximalmaass  der  Schnelligkeit 
begnügt  wird,  was  volkswirthschaftlich  oft  ganz  ausreicht.  Unter  dieser  Voraus- 
setzung steigert  sich  auch  der  Kostenaufwand  der  Normalspur  gegen  die  Schmalspur 
nicht  80  erheblich,  dass  nicht  der  grosse  Vortheil  der  Gleichspur  eine  hinlängliche 
Compensation  dagegen  bildete. 

Vgl.  auch  hiezu  bes.  Weber,  nam.  in  d.  „Secundärbahnen"  S.  8  ff.  Er  weist 
nach,  dass  die  Vertheuerung  der  Bahnen  liauptsächlich  durch  die  Bedingungen, 
welche  die  Durchführung  der  eisonbahnmüss.  Schnelligkeit  stellt,  dann 
durch  die  Vorkehrungen,  welche  der  Personenverkehr  an  Constructioncn  und 
Sicherheitsmassregeln  erfordert,  bewirkt  wird.  Bei  d.  oft  genügenden  geringeren 
Schnelligkeit  können  die  Bahnanlagen  auch  bei  Normalspur  viel  wohlfeiler  u. 
doch  genügend  sicher  werden.  Hier  liegt  dann  ein  tcchn.  Problem  in  d.  Con- 
stmction  v.  Locomotiven,  die  auf  solchen  Secundärbahnen  eine  massige  Maximal - 
Schnelligkeit  haben,  z.  B.  12  Kil.  p.  Stunde.  S.  Weber  a.  a.  0.  S.  11  ff.  — 
„Grundzüge  f.  d.  Gestalt,  d.  secund.  Eisenbahnen"  (v.  d.  techn.  Commiss.  d.  Ver.  D. 
Eisenbahnen),  1870.  Wob  er  veranschlagt,  eb.  S.  22,  die  Ersparung  von  Anlagekosten 
bei  Secundärbahnen  mit  Normalspur,  aber  langsamer  Geschwindigkeit,  verglichen  mit 
Hauptbahnen  schneller  Geschwindigkeit  auf  25 — 307o  ^^  Flachland,  30 — 40  im  Hugel- 
lande.  50 — 60  im  Gebirge.  —  S.  auch  Dem  arte  au,  Gedankenlese  üb.  d.  Fairlie'schc 
Locomotivsystem  u.  Schmalspur.  Schienenstrassen  in  Oest.-üng.,  Wien  (1874).  In  den 
fetzten  Jahren  ist  die  Frage  der  Secundärbahnen  nach  allen  in  Betracht  kommen- 
den Seiten  auch  literarisch  lebliaft  erörtert  worden.  S.  u.  A.  noch  v.  Weber, 
staatl.  Einfluss  auf  die  Entwickl.  der  Secundärbahnen,  Wien,  1878.  Die  preuss. 
Eisenbahnverstaatlichung  hat  auch  hier  förderlich  auf  die  Entwicklung  der  Anlage  u. 
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des  Betriebs  r.  Sec.bahnen  gewirkt.    Mehrfach  sind  neaerdings  besondre  Mittel  f.  d. 
Baa  solcher  Bahnen  in  Pronsseu  bewilligt  worden. 

■ 

3.  Die  Seen ndär bahnen  tieferer  Giasse  kann  man 
Tertiär-,  Quartär  bahnen  u.  s.  w.  nennen.  Sie  dienen  wesent- 
lich rein  localen  Bedürfnissen  von  immer  geringer  werdender 
Bedeutung.  Deshalb  sind  sie  vornehmlich  von  den  Gemeinden 
für  deren  externen  Verkehr  in  der  Nachbarschaft  und  besonders 
für  den  internen  Verkehr  zu  bauen. 

Hier  wird  die  Dampf  bahn  oft  durch  die  Pferdebahn  za  ersetzen  sein.  Die 
Nonnalspar  sollte  indessen  auch  hier  nur  bei  wesentlichen  Vortheilen  in  Ökonomischer 
Hinsicht  zu  Gunsten  der  Schmalspur  aufgegeben  werden.  Diese  reinen  lA)calbahDen 
worden  dann  das  extensivste  Bahnbausystem  darstellen.  Auf  ihnen  wird  die  Ver- 
waltung ?on  der  Gemeinde  zu  fahren  sein,  während  die  Secundärbahncn  höheren 
Rangs  vornehmlich  von  der  Verwaltung  der  Staatsbahnon  mit  administrirt  werden. 

Diese  Durchführung  des  Individualisirungsprincips  im  Eisen- 
bahnwesen entspricht  den  heutigen  Verkehrsbedttrfnissen  und  der 
richtigen  Ausbildung  des  Systems  öffentlicher  Unternehmungen 
auch  in  der  materiell -wirthschaftlichen  Sphäre  statt  der  privat- 
wirthschaftlichen ,  speculativen  Unternehmungen.  So  vorzugehen 
ist  ökonomisch-technisch  möglich  und  in  dieser  wie  in  social- 
politischer  Hinsicht  wflnschenswerth.  Die  Ueberweisung  der  Primär- 
bahnen und  der  wichtigeren  Secundärbahnen  an  das  speculative 
Actienkapital,  das  meist  allein  ttlr  diese  Bahnen  bereit  steht,  ist 
aus  den  dargelegten  Gründen  zu  vermeiden.  Die  Secundärbahnen 
niederer  Classe,  die  Tertiärbahnen  u.  s.  w.  durch  Erwerbsgesell- 
schaften oder  Private  herstellen  zu  lassen,  hat  einmal  wegen  der 
oft  geringen  Aussicht  auf  Rentabilität  keinen  Erfolg,  oder  ftihrt, 
wie  bei  internen  städtischen  Pferdebahnen,  vollends  zu  einem  fac- 
tischen  Monopol  und  entzieht  in  principiell  nachtheiliger  Weise 
der  localen  Selbstverwaltung  einen  für  diese  besonders  passenden 
Wirkungskreis. 

Weber  ist  hier  der  Privatthätigkeit  zu  einseitig  gUnstig.  Stein  im  Uandb. 
d.  Verwaltungslehre  vertritt  in  diesen  Puncten  einen  unhaltbaren  Standpunct.  Auch 
in  England  schon  Stimmen  fUr  die  Uebemahme  der  Tramways  Seitens  der  Communen« 
Gohn  II,  621. 

III.  —  §.  282.  Der  Eisenbahnbau  selbst  Mit  der 
Durchführung  eines  richtigen  Eisenbahnsystems  der  geschilderten 
Art  ist  in  folgender  Weise  vorzugehen. 

1.  Es  muss  zunächst  ein  allgemeiner  Eisenbahnbau* 
plan  („geographischer'^  oder  „Linienplan'')  für  das 
ganze  Staatsgebiet  entworfen  werden,  unter  steter  Berück- 
sichtigung  der  Anschlflsse  an  den  Staatsgrenzen.    Ist  dies,   wie 
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vielfach,  früher  versäumt  wordeo  und  demgemäss  schon  ein 
grösseres  Eisenbahnnetz  vorhanden,  so  muss  der  Plan  (,, Er- 
gänzungsplan'') dennoch  nachträglich  entworfen  werden, 
nach  dem  leitenden  Gesichtspuncte,  die  Lücken  in  dem  muihmass- 
lieh  dann  noch  wenig  einheitlichen  Eisenbahnwesen  des  Landes 
passend  auszufüllen.  Abänderungen  der  Pläne  sind  natürlich  für 
die  Zukunft  nicht  ausgeschlossen. 

Ein  HAnptmangel  im  deutschen,  engl.  Eisenbahnwesen.  —  Vorschlag  eines 
solchen  Eisenbahnplans  Seitens  d.  prenss.  Eisenbahn -Untersnchnngscomm.  S.  15T. 
Entwarf  n.  Bekanntm.  eines  Bahnnetzplans  in  0 esterreich  1854,  CzOrnig,  Neu- 
g^estalt  S.  370.    Schwabe,  Entwurf  eines  Eisenbahnplans  für  Preussen.    Berl.  ]$79. 

2.  Ein  solcher  erster  oder  Ergänzungsbauplan  ist  bei  jedem 
Eisenbahnsystem;  auch  bei  dem  reinen  Privatbahn-  oder  bei 
dem  gemischten  System,  nothwendig,  ohne  dass  deswegen  von 
vorneherein  genau  für  jede  Linie  bestimmt  wird,  ob  sie  der  Staat 
oder  eine  Gesellschaft  bauen  soll.  Bei  dem  ausschliesslich  ,;öffent- 
lichen^^  oder  S t a a t s bahnsy stem  werden  die  Hauptlinien 
dem  Staate  vorzubehalten  sein,  andere  können  gleich  den 
Selbstverwaltungskörpern  überwiesen  werden,  entweder 
definitiv  oder  so,  dass  der  Staat  es  diesen  Körpern  überlässt,  eine 
Linie  etwa  früher  zu  bauen,  als  er  dazu  kommen  würde,  wobei 
dann  Staatsunterstützungen  besonders  zulässig  sind,  der  Staat 
sich  aber  die  spätere  Uebemahme  der  Linie  vorzubehalten  hat. 

3.  Der  Linienplan  ist  nach  dem  dargelegten  Princip  der 
Individualisirung  der  Bahnen  aufzustellen  und  demgemäss 
auch  die  Betheiligung  des  Staats  und  der  Selbstverwaltungskörper 
nach  diesen  „technischen  Rangclassen '^  der  Bahnen  einzurichten. 

4.  Im  Staatsbahnsystem  ist  besonders  darauf  zu  achten,  dass 
die  Verwendung  von  Kapitalien  im  Eisenbahnbau  in  der  mehrfach 
erwähnten  Weise  thunlichst  gleichmässig  erfolgt:  m.  a.  W. 
neben  dem  geographischen  oder  Linienplan  ist  ein  Zeit- 
plan für  den  Ausbau  der  Linien  aufzustellen  und  möglichst  inne 
zu  halten. 

Dies  ist  gerade  bei  dem  Staatsbahnbaa  ausfahrbar  und,  wie  gezeigt,  von  segens* 
reichen  Folgen  für  die  Volkswirthschaft  als  Organismus»  bisher  aber 
auch  in  der  Praxis  des  Staatsbahnsystems  selten  gehörig  zur  Geltung  gekommen,  in 
Uebereinstimmung  mit  der  allgemeinen  „Planlosigkeit*',  welche  auf  diesem  Gebiete 
zu  beklagen  war  (Preussen!).  Auch  in  finanzieller  Beziehung  ist  eine  Ueber- 
stUrzung  des  Staatsbahnbaus  in  kurzer  Zeit  zu  vermeiden.  Jede  Bahn  pflegt  eine 
gewisse  Zeit  zur  Entwicklung  ihres  Verkehrs,  mithin  ihrer  RentabiUt&t  zu  brauchen. 
Das  finanzielle  Risico  vermindert  sich  also  bei  einem  besonnenen  Vorgehen  im  Eisen- 
bahnbau. In  Ungarn  zeigen  sich  jetzt  die  Folgen  dieser  Nichtberücksichtigung  der 
Hilfsmittel  des  Landes.  —  In  Preussen  hatte  sich  bis  vor  Kurzem  die  so  einfache 
Erkenntniss  der  Abhängigkeit  des  Gangs  eines  grossen  Theils  des  Erwerbslebens  vom 
Eisen bahnban  auch  noch  zu  wenig  Geltung  verschafH. 
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5.  Die  Geldmittel  zani  Eisenbabnbaa  haben  Staat  und 
Selbstverwaltungskörper;  der  Praxis  gemäss,  in  der  Regel  darcb 
Benutzung  ihres  Credits,  durch  Aufnahme  von  Anleihen 
zu  beschaffen. 

Die  gelegentlich  Torgeschlagene  sogar  mehr  oder  weniger  ausschliessliche 
Yerwendang  ordentlicher  Einni^men  (Steuern)  zum  Eisenbahnbau  selbst  Ist  jeden- 
falls nur  ausnahmsweise  passend.  Die  grossen  Summen,  um  welche  es  sich  hier 
stets  handelt,  sind  in  der  immer  unvermeidlich  etwas  drückenden  Form  von  Steuern 
schwerer  richtig  aufzubringen,  als  durch  Anleihen.  Und  w&hrend  solche  Steuern  einen 
ungleichen  Druck  ausüben ,  f ertheilen  sich  die  Vortheile  dos  Eisenbahnwesens  eben- 
falls ungleich ,  nach  Gegenden  und  Volksclassen ,  ohne  dass  diese  beiden  Ungleich- 
heiten sich  compensiren.  Einen  bezügl.  Vorschlag  machte  Per  rot,  der  hier  wie  in 
anderen  Eisenbahnfragen  sehr  zu  einseitiger  Auffass.  neigt. 

Um  in  Zukunft  hinsichtlich  des  leitenden  Finanzprincips  bei 
der  Bewirthschaftung  der  Staatsbahnen  freie  Wahl  zu  erlangen,  ist  im 
Princip  aber  eine  regelmässige  Tilgung  der  Eisenbahn- 
schulden  nach  bestimmtem  Plan  zu  befürworten,  —  abweichend 
von  dem  Grundsätze,  der  für  die  sonstige  allgemeine  Staatsschuld 
aufzustellen  ist,  deren  regelmässige  Tilgung  nach  gesetzlich 
festgestelltem  Modus  nicht  principiell  geboten  erscheint. 

Wie  diese  Tilgung  vorzunehmen  und  in  welcher  Form  die  betreffenden  Eisen- 
bahnanleihen  aufzunehmen  sind,  das  ist  erst  in  der  späteren  Lehre  von  den  Staats- 
schulden (Band  3  d.  Fin.wiss.)  zu  behandeln.  Vorläufig  gentigt  die  Bemerkung,  dass 
die  Tilgung  der  Eisenbahnschulden  die  Aufnahme  der  letzteren  in  der  Form  sogen. 
Kentenschulden  nicht  nothwendig  ausschliesst.  Ich  verweise  einstweilen  auf  meinen 
Art.  Staatsschulden  in  BlontschUs  Staatswörterb.  X,  21  (f.  für  diese  Formfragen,  auch 
S.  19  fur  die  Tilgungsfrage.  Auch  meine  Abh.  in  Schönberg's  Handb.  aber  öffentl. 
Credit,  II.  433  IT.,  bes.  §.  26.  Ueber  die  Einrichtung  der  Tilgung  der  Eisenb.schuld 
in  Preusscn  nach  Ges.  v.  27.  M&rz  1882  s.  o  S.  710. 

Einzelne  weitere  Pnncte,  welche  Anlage  und  Bau  der  Bahnen  betreHeii,  werden 
des  Zusammenhangs  halber  im  folgenden  Abschnitte  mit  bcrtihrt. 


4.  Abschnitt 
Eisenbahnen. 

3.     Die  Verwaltung  der  Staatsbahnen. 

Durch  die  grossen  Verstaatlichungen  der  Bahnen  in  Preussen.  dann  auch  in 
Ocsterreich,  Italien,  Frankreich  ist  die  Verwaltungsfrage  in  ein  neues  Stadium  gerückt 
Bei  der  mit  Recht  meist  gewählten  Selbstverwaltung  der  Staatsbahnen  ist  fttr  ein  grosses 
Landesbahnnetz  die  Schwierigkeit  nicht  zu  verkennen,  übermässige  Centralisation  der 
Verwaltung  zu  vermeiden.  Hier  dürfte  die  neue  preuss.  Einrichtung  wohl  im  Ganzen 
das  allgemein  für  ein  grosses  Land  u.  das  speciell  für  das  lang  gestreckte  preuss. 
Staatsbahnnetz  Richtige  getroffen  haben.  Auch  auf  Verpachtungen  von  Bahnen 
oder  „Betriebsüberlassungsverträgo"  zwischen  dem  Staat  als  Eigenthümer  u. 
Betriebsgesellschaften  ist  durch  die  Vorgänge  in  Italien  (o.  S.  719)  manches  neue 
Licht  geworfen.  Endlich  hat  sich  gerade  beim  Staatsbahnsystem  die  Vertretung  der 
Interessen  des  Publicums  erwünscht,  aber  auch  am  ehesten  möglich  gezoigt, 
indem  „Eisenbahnräthc"  zu  Vertretungskörpern  gebildet  wurden,  die  zur  Verwaltung 
in  gewisse  Beziehung  gesetzt  werden.  Dies  alles  kann  hier  an  diesem  Orte,  dem  Zwecke 
dieses  Werks  gemäss,  nur  kurz  berührt  werden.    Eine  speciellere  Ausführung  dartlbcr 
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gehSrt   BQch   Hiebt   eioinal  in  di«  ,.  Eisen bahnpolitUi"  ais  Thell  der  Volkawiithacbafta- 
poliük,  Bondem  in  die  tücbDisch-adminifitratire  EiseDb&bnIebre. 

Daa  TerwaUnngerocbtliche  Material  (Geüetze,  VerordnuDScn  a.s.v.)  über 
alle  Stiateu  im  Archiv  f.  Eisen bahnveaeD.  Pur  PrensBan  t.  Kosnb,  Organisation 
d.  SliMtBeisenb.rervalL ,  Berl.  1861;  ders.,  Venratt.  d.  prenaa.  StaatsLahaen,  Berlin 
1881,  Eeiches  Material  mit  kritischen  ErOrteran^en  biutct  die  italien.  Eisenbabn- 
enqneie.  S.  darüber  doo  Anfo.  v.  Piec]i  im  Archi»  1882,  wo  diese  VorwiJtnngHfrafen 
bea.  einübend  behandelt  sind  (S.  10^  über  Verpachtongsfornen).  —  Im  Allgemeinen 
a.  sonst  Sax  II.  199  S.,  2S5  E,  35T  ff,  pasaim.  Für  Versleichspan cte  mit  dem 
Prlratbahn System  ausser  Sai  auch  Cohn's  gen.  Hauptwerk  d.  dessen  neaere  Forts, 
im  Eisenb.-Arch. 

1.  —  §.  283.  Die  Verwaltnngssyeteme.  Die  Regel  ist 
bisber  bei  den  StaaUbahnen: 

1.  Die  eigene  Administrati-on  dnrcb  Behörden  des 
Staats  selbst.  Nnr  diese  Verwaltangsform  ermöglicht  es  voll- 
ständig,  die  allgemeinen  Vortheile,  welche  das  Staatsbabnsystem 
haben  kana  und  derentwegen  es  gewählt  werden  soll,  zur  Geltnng 
zu  bringen.  Nur  bei  ibr  kann  jederzeit  diejenige  Modification  des 
Bewirthschaftungsprincips  erfolgen,  welche  im  volkswirthschatt- 
liehen  gegenober  dem  finaDziellen  Interesse  etwa  geboten  ist.  Die 
eigene  Verwaltung  des  Staats  lässt  sich  anch  technisch  and  Sko- 
Domisch  mindestens  ebensogut  einrichten  als  diejenige  einer  Ge- 
sellschaft. In  der  Hauptsache  mnss  der  Betrieb  der  Eisenbahnen 
nach  gewissen  gleichartigen  allgemeinen  Grundsätzen  besorgt 
werden,  wer  immer  ihn  führe.  Anch  erfahrangsmässig  steht  die 
Staatsverwaltung  des  Betriebs  hinter  der  Gesellschattsverwaltnng, 
wenigstens  bei  uns,  durchaus  nicht  zurück.  So  darf  die  eigene 
Administration  des  Staats  als  die  grundsätzlich  richtige  be- 
zeichnet werden. 

Hieran  Indert  ä»a  Ergebnisa.  zu  dem  die  Eisenbahnautetsncbn 
in  Italien  gekommen  ist,  m.  E.  nichts.  Ihr  Endbeschluss,  „es  sei  t 
Beirieb  dar  italien.  Eisenhahnen  der  Pri»atindustrie  aninvertri 
einmal  für  Italien  überzeugend  begründet.  Die  ganie  Bewciafulini 
immer  noch  ii:  dem  alten  (ieleise  der  bril.  akonomischen  Doctrin  ( 
Gescllsch.  hat  jede  Institution  ihre  eigene  Aufgabe  zu  erfüllen ;  den 
ob.  zu  regieren,  den  Priraten  die  Gewerbe  zn  betreiben.  Deshalb 
Eisonbabn .Bewerbe"  (sicI)  den  Prifaten  anrertraol"),  S,  Pieok  i 
S.  IlT.  Vgl.  auch  d,  knrze  Beaprech,  d.  ilal.  Euqafte  in  Conrads  Jal 
B.  V.  «2  ff. 

2.  Für  die  zweite  Hauptform  der  Staatsbahn- 
die  Verpachtung  oder  BetriebsUberlassnng 
regelmässig  an  nachbarliche  Privatbahugesellachafte 
eigens  tllr  den  Betrieb  gebildete  „Betrieb s-Actienge 
sind  wohl  folgende  drei  Fälle  zu  nnterscheiden,  von  d 
dritte  hier  Bedeutung  hat,  weit  es  sich  bei  ihm  absicl 
der  Eigenverwaltung  entgegengesetztes  Verwaltnngssyst 
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a)  Verpachtungen  von  grossen  Strecken  Staatsbahnen  sind 
mehrfach  als  Finanzoperationen  einer  in  bedrängter  Finanz- 
lage befindlichen  Regierung  vorgekommen. 

Ueber  den  Inhalt  der  Verträge  entscheiden  in  solchem  Falle  nicht  sachliche 
Erwägungen  hinsichtlich  der  im  volkswirthschaftlichen  Interesse  der  Gesammtheit  und 
im  finanziellen  des  Staats  liegenden  Puncte,  sondern  eben  die  concreto  bioaiizlagc. 
die  Noth wendigkeit,  unmittelbar  möglichst  grosse  baare  Geldsummen  zu  erhalten  u.  s.  w. 
Meistens  wird  hier  der  Pachtschilling  auf  einmal  oder  in  wenigen  grossen  Baten  im 
Voraus  entrichtet,  also  kapitalisirt ,  und  nur  etwa  für  spätere  Zeiten  dem  Staate  noch 
ein  Antheil  an  demjenigen  Beinertrag,  welcher  eine  gewisse  Höhe  überschreitet,  vor- 
behalten.   (Oesterreich  s.  o.  S.  714.) 

b)  Für  den  Inhalt  der  Verträge  bei  der  Verpachtung 
kleiner  Neben-  und  namentlich  6 r e n z strecken  zur  Verbindung 
mit  anderen  Bahnen  (etwa  fremder  Länder)  sind  auch  oft  nicht 
rein  ökonomische  Erwägungen  massgebend,  sondeni  der  Wunsch 
des  Staats,  durch  günstige  Bedingungen  den  Anschluss  zu  ermög- 
lichen, oder  selbst  Verpflichtungen,  welche  er  in  dieser  Hinsicht 
eingehen  muss  u.  dgl.  m. 

Beispiele  von  Pachtverhältnissen  bei  d.  Bahnen  in  §.279  S.  712,  z.B.  bei  der 
Bai  er.,  Oldenb.  Bahn.  Ueber  die  Pachtverh.  bei  d.  baier.  B.  s.  D.  EisenbahnsUt 
1865  S.  135,  1866  S.  139.  Einn.  für  die  verpacht.  Strecken  1869  349,6S6  fl.,  A.  f.  1871 
358,643  fl.,  Ausg.  ftlr  d.  gepacht.  Strecken  1869  1,037,767  fl.,  A.  1871  1,087,640  fl^ 
Bemerkenswerth  ist  die  Verpachtung  der  der  Oberschles.  B.  gehörenden  Bergwerks- 
bahn an  Privatunternehmer  auf  kurze  Termine,  1871  wieder  auf  12  J.  ausgeschrieben. 
Ein  neueres  Beispiel  der  Bahnpacht  bietet  d.  Vertrag  des  D.  Reichs  mit  der  WUh.- 
Luxemburgbahn,  s.S.  716.  —  Oeftere  Bahnpachten  in  Belgien,  mit  mancherlei  ver- 
schiedenen Stipulationen ,  z.  B.  einem  gewissen  Procent  der  Bruttoeinn.  als  Pachtzins 
oder  einer  festen  Bahnmietbo  p.  Kilometer. 

c)  Soll  eine  allgemeine  Verpachtung  aller  oder 
grosser  Hauptlinien  von  Staatsbahnen,  d.  h.  also  die 
Ueberlassung  des  Betriebs  der  Bahn  an  einen  Dritten,  daher  wohl 
meistens  wieder  an  eine  Erwerbs-,  speciell  Actiengesellschaft, 
keine  wesentlichen  volkswirthschaftlichen  und  finanziellen  Inter- 
essen des  Staats  beeinträchtigen,  so  müssen  wohl  folgende  sehr 
schwer  zu  erfüllende  Bedingungen  gestellt  werden,  weswegen 
wiederum  die  Selbstverwaltung  vor  der  Verpachtung  den  Vorzug 
verdient:  ^ 

a)  Verbleiben  einer  eingehenden  Controle  über  den  Be- 
trieb, und  eines  Genehmigungsrechts  des  Staats,  namentlich 
iHr  das  Tarif wesen  (mit  Feststellung  von  Maximaltarifen  im 
Vertrage)  und  für  die  Transporteinrichtung. 

fi)  Gute  Instandhaltung  des  Bahnbaus  und  der  6e* 
bände  u.  s.  w.  durch  den  Pachter;  Uebernahme  von  Neubauten 
(Gebäude)  eventuell  durch  ihn  gegen  Entschädigung  bei  Ablaaf 
der  Pachtzeit.     Stellung   des   Fahrmaterials   oder  mindestens  des 
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während  der  Pachtzeit  neu  erforderlichen  womöglich  durch  den 
Pachter  und  ebenfalls  Ueberlassung  desselben  an  den  Staat  gegen 
Entschädigung  nach  Ablauf  der  Pachtzeit. 

/)  Nicht  zu  lange  Pachttermine  und  Möglichheit  für 
den  Staat,  unter  im  Voraus  grundsätzlich  festgestellten 
Bedingungen  den  Contract  vor  Ablauf  des  Termins 
zu  lösen,  ein  Punct,  an  welchem  freilich  der  Abschluss  von 
Betriebsüberlassungsverträgen  mit  Gesellschaften  leicht  scheitern 
kann,  in  welchem  nachzugeben  aber  leicht  auf  eine  ebensolche 
Preisgebung  der  Verkehrsinteressen,  wie  beim  vollen  Privatbahn- 
system, hinausläuft. 

J)  Bestimmung  des  Pachtgeldes  theils  in  einem  gewissen  Geld- 
betrag (etwa  einer  Quote  des  Bruttoertrags)  als  Minimum,  theils 
in  einem  Antheil  des  Staats  an  dem  Reingewinn,  welchen  der 
Pachter  über  einen  Minimalprocentsatz  hinaus  (z.  B.  4 — 5—6  ®/o) 
erzielt. 

Das  wichtigste  Beispiel  der  Praxis  ist  bisher  die  aUgcm.  Verpachtung  der 
niederländ.  Staatsbahnen  an  eine  ^«Gesellsch.  f.  d.  Betrieb  der  nieder!.  Staatsb/' 
auf  50  Jahre,  s.  D.  Eisenbahnstat.  1867,  S.  204,  Jahrg.  1869,  S.  260,  Jahi-g.  1873, 
S.  280.  Picck  im  Eis.b.-Arch.  1882  S.  104.  Ges.  v.  3.  Juli  1863  bestimmte  die 
Bedingungen,  unter  denen  der  Betrieb  der  Staatsbahnen  einem  Dritten  überlassen 
Worden  könne :  alle  Tarife  und  Fahrpläne  sind  zuvor  dem  Minist,  d.  Innern  z.  Genehm, 
vorzulegen ;  y.  allen  Einnahmen  ist  der  Kegierung  Rechnung  zu  legen  (s.  Erl.  ?.  5.  Mai 
1865);  keine  Beschlüsse  sind  einseiti«:  zu  fassen  über  Verhältnisse  der  Betriebs- 
einnahmen; die  Ges.  hat  alle  erford.  Betriebsmittel,  Telegr.,  Werkzeuge  zu  liefern; 
die  Ges.  bezieht  einen  Theil  der  Bruttoeinn.  ab  Betriebskosten  nach  einer  Scala.  die 
im  Verh.  z.  Einn.  p.  Meile  steht,  ferner  von  der  verbleib.  Nettoeinn.  Vß>  Vß  der  Staat 
Concessionsurk.  v.  3.  Juli,  Stat.  v.  7.  Sept.  1863.  Neue  Vertr.  v.  1875  u.  76.  „Die 
Pachtung  umfasst  die  Traction  (Beförder.  d.  Reisenden  u.  Güter)  u.  d.  ordentl.  Unter- 
halt, der  Bahnstrasse  u.  Güter.'*  (Pieck  S.  104.)  Bildung  eines  Emeuerunjrsfonds  f. 
(leleise,  roll.  Material  u.  zugleich  f.  gewisse  Schäden.  Rollendes  Material  u.  Ausrüst. 
d.  Stationen  trägt  d.  Gesellsch. ,  Verbesscr.  u.  Erweiter,  d.  Bahnstr.  u.  Gebäude  u. 
ausserord.  Unterhaltungskosten  der  Staat.  Die  der  Gesellsch.  zufallenden  S07o  v. 
Bruttoertrage  (nach  Abzug  der  Dotation  d.  Reservefonds)  müssen  der  Ges.  mindestens 
(incl.  der  Beiträge  z.  Kes.fonds)  4800  fl.  p.  Eil.  i.  Jahr  übrig  lassen,  sonst  wird  der 
Staatsantheil  entsprechend  gekürzt.  Bei  Ges.div. .  über  47a7o  ^^^^  ^^  nächste  halbe 
Proecnt  zw.  Staat  u.  Ges.  zur  Hälfte  gctheilt,  von  dem  Plus  über  5  "/o  Ge^.divid.  bezieht 
der  Staat  Vß«  ^-  ö^-  '/ß-  Pachtdauer  50  Jahre,  vorbehaltlich  des  staatl.  Kündigungs- 
rechts nach  20  J.  Unter  fast  gleichen  Beding,  übernahm  dies.  Ges.  die  Linie  Almelo- 
Salzbergen  v.  einer  and.  Ges.  Die  iinanz.  Ersrebnisse  ungünstig.  Der  Staat  erhielt  im 
Durchschn.  nicht  17o  ^ins  f.  s.  Kapital,  die  Gesellsch.  konnte  f.  d.  ihre  seit  1876 
immer  über  57^  vcrtheilen.  Autheil  des  Staats  im  Et.  f.  1882  2 12  M.  M. 
Mit  der  ganzen  Einrichtung  ist  man  aber  unzufrieden  u.  giebt  dem  reinen  Staats- 
oder reinen  Privatbahnsy&tem  den  Vorzug,  vne  dies  eine  franz5s.  ofßc.  Untersuchung 
lies  niederländ.  Systems  constatirte.  —  Mehr  aus  politischen  u  doctrinären  Gründen 
der  älteren  Wirthschaftspol.  beabsichtigt  Italien  seine  neu  erworbenen  grossen  Bahn- 
strecken zu  vftrpacht»in.  S.  o.  S.  719.  Formul.  Vorschläge  der  ital.  Eisenb.- 
Commission  f.  Betriebsüborlass.vertiäge  s.  Picck,  Arch.,  S.  128.  Die  Ges.  soll  danach 
Eigenthümerin  des  gosammten  beweglichen  Materials  u.  Inventars  nach  Taxe 
werden  u.  dasselbe  in  gutem  Bestand  erhalten.  Sie  hat  alle  Betriebskosten  (incl.  Bahn- 
unterhaltung u.  s.  w.)  zu  tragen.  Es  werden  durch  Rücklagen  aus  den  Einnahmen 
Fonds  dotirt:  für  Vermehrung  des  beweglichen  Materials,  für  Erneuerung  des  Oberbaus. 
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für  Gutmachnng  7on  Schäden  durch  höhere  Gewalt,  für  Deckung  ron  Betriebsdeficiten 
neuer  Bahnen:  lauter  ?ertragsmässig  ausnehmend  schwierig  zu  regelnde  Pancte.  Bei 
der  Yertheilang  der  Einnahmen  an  Ges.  u.  Staat  ist  ersterer  die  YerziDsung  a.  Amortis. 
ihres  Kapitals,  letzterem  „soweit  als  mdgüch''  diejenige  seines  Bau-  u.  Kauf  kapitals  zu 
gewähren.  Zu  diesem  Zwecke  Vorschlag  der  TheiluDg  der  Bruttoeinnahme  (nach 
Dotation  jener  Fonds),  wobei  aber  der  Staat  ein  Minimum  bestimmt  zu  erhalten  hat; 
sodann  bei  Ueberschreibang  einer  gewissen  Actiendividende  auch  Antheil  des  Staats 
am  Nettoertrage,  also  ähnlich  wie  in  Holland.  Dauer  des  Vertrags  60  (!)  Jahre.  Ab- 
gesehen von  der  siclieren  Aussicht  auf  zahlreiche  Reibereien  u.  Differenzen  zwischen 
d.  Ges.  u.  dem  Staate  über  die  Betriebsergebnisse,  Fondsdotimngen  u.  s.  w.  laufen  eben 
doch  solche  Verträge  darauf  hinaas,  den  Staat  das  Haaptrisico  tiageo  zu  hissen,  ohne 
ihn  an  den  finanz.  Vortheilen  passend  zu  betheiligen. 

II.  —  §.  284.  Die  eigene  Administration  der  Staats- 
bahnen. 

Vgl.  darüber  auch  Weber  a.a.O.,  Schale  d.  Eisenbahnwes. ,  2.  A.,  196  ff. 
(8.  A.  K.  12),  danach  z.Th.  Per  rot,  D.  Eisenb.  u.  £isenbahnre£  —  Im  Texte  ist 
die  Darstellang  von  Weber  neben  d.  amtl.  Quellen  (Staatshand bUchem),  Rechenschafts- 
berichten, d.  deutschen  u.  preuss.  Eisenbahnstatistik  benutzt  worden;  fUr  Preussen 
auch  d.  Staatsbudget.  S a x  11, 1 94  ff.  357  ff.  („Ausgangs-  u.  Zielpuncte  d.  BetriebsOkonomie'')* 
Für  Preassen  s.  bes.  d.  K.  Verordn.  v.  24.  No?.  1879  betr.  d.  Organisation  der 
Staatseisenbahnverwaltung  (a.  der  ?.  Staate  verwalteten  Priv.bahnen),  Kos  üb  a.a.O. 
7  ff.  Ftlr  West-Oestcrr.  s,  „Grundzttge  f.  d.  Organisation  d.  Staatsbetriebs**  u.  s.w. 
V.  24.  Febr.  1882  (Arch.  f.  Eis.b.wes.  1882,  S.  213  ff.).  Für  Frankr.  Organis.  d. 
Staatsb.verwalt  in  1878  s.  Block,  Dictionn.  del'admin.,  Sappl.  I,  1878,  S.  20,  Pieck, 
im  Eis.b.arch.  1882,  S.  107. 

Die  Eigen  Verwaltung  der  Staatsbahnen  stimmt  in  vielen  Puncten  mit  derjenigen 
der  Privatbahnen  übercin,  in  anderen  weicht  sie  davon  ab  und  ist  auch  bei  den  ver- 
schiedenen Staatsbahnen  nicht  ganz  gleichartig  eingerichtet  Die  Verwaltung  der 
St^tsbahnen  hat  sich  auch  nicht  gleich  anfangs  nach  einem  festen  Plane  ausgebildet, 
sondern  bei  der  Neuheit  der  ganzen  Einrichtung  ist  manchfach  experimentirt  und  erst 
durch  die  allmälig  gesammelten  Erfahrungen  die  anfangs  ziemlich  naturalistische  Ver- 
waltungsorganisation den  aufgetretenen  Bedürfnissen  gemäss  entwickelt  worden.  In 
gewissen  grossen  Grundzügen  bestand  aber  schon  länger  eine  wesentliche  Ueber- 
einstimmung,  ganz  entsprechend  dem  massgebenden  EinSusse  der  gegebenen  Technik 
des  Eisenbahnwesens.  Neuerdings  ist  dann  auch,  wie  jetzt  in  Preussen,  die  Ver- 
waltungsorganisation nach  bestimmtem  Plane  für  grosse  Bahnnetze  entworfen  worden, 
wobei  sich  gezeigt  hat,  dass  eine  den  Verkehrsbedttrfhissen  u.  der  Technik  des  Eisen- 
bahnwesens gleichmässig  entsprechende  Organisation  der  Verwaltung  überhaupt  nur  bei 
einem  einheitlichen,  vom  Staate  selbst  betriebenen  Staatsbahnnetze  möglich  ist;  ein 
Punct  von  Bedeutung  auch  für  die  Principien frage:  Staats-  oder  Privatbahnen. 

Eine  zweckmässige  und  wohlfeile  Verwaltnngs- 
einrichtung  der  Bahnen- ist  von  ebenso  grosser  volks- 
wirthschaftiicher  als  finanzieller  Bedeutung.  Von 
der  zweckmässigen  Einrichtung  der  Verwaltung  hängt  die 
Leistungsfähigkeit  der  Bahn  fttr  den  Verkehr,  von  der 
möglichst  sparsamen  Einrichtung  die  niedrige  Höhe  der 
laufenden  sogen.  Betriebsausgaben  —  absolut  und  im  Ver- 
hältniss  zur  Bruttoeinnahme  bemessen  —  ab.  Die  Höhe  dieser 
Ausgaben  ist  der  eine  Factor,  von  welchem  die  Grösse  des 
Reinertrags  und  der  Rente  des  Anlagekapitals  bestimmt  wird. 
Der  andere  Factor  ist  die  Höhe  der  Bruttoeinnahme  und  fQr  die 
Rente  tritt  als  dritter  Factor  die  Grösse  des  Anlagekapitals  hinzu. 
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Die  Höhe  der  Betriebsausgaben  bestimmt  aber  auch  wieder  mit 
die  Minimalhöhe  der  Tarifsätze  und  insofeme  die  Leistungs- 
fähigkeit der  Bahn  für  den  Verkehr  und  die  Grösse  der  Brutto- 
einnahme. Die  thunlichste  Verminderung  jener  Aus- 
gaben und  die  dem  entsprechende  Einrichtung  der  Verwaltung 
ist  daher,  —  selbstverständlich  neben  möglichst  billigem  Bahnbau 
und  daher  einem  kleineren  Erfordemiss  an  Zins  und  Tilgungsquote, 
soweit  die  technisch  erforderliche  Beschaffenheit  des  Bahnbaus 
nach  den  im  vorigen  Abschnitt  dargelegten  G^sichtspuncten  einen 
billigen  Bau  zulässt  —  die  Voraussetzung  eines  guten 
Reinertrags  und  einer  genügenden  Rente  sogar  bei 
massigem  Verkehr  und  niedrigen  Tarifen,  also  bei 
geringer  Bruttoeinnahme.  Sie  steigert  Reinertrag 
und  Rente  leicht  erheblich  bei  starker  Bruttoeinnahme 
und  sie  bildet  endlich  eine  der  wichtigsten  Bedingungen 
ftir  bedeutende  Tarifermässigungen  ohne  zu  grosse  oder 
selbst  ganz  ohne  Verminderung  des  Reinertrags.  Mit  Recht  ist 
daher  namentlich  die  möglichste  Verminderung  der  Selbst- 
kosten des  Transports  als  eine  hochwichtige  ?olks- 
wirthschaftliche  und  finanzielle  Aufgabe  im  Eisenbahn- 
wesen neuerdings  immer  mehr  erkannt  worden.  Hauptpuncte 
dabei  sind:  richtige  Arbeitstheilnng  in  Betreff  der  ver- 
schiedenen Functionen  der  Verwaltung,  genügende 
Berücksichtigung  des  Privatinteresses  der  Functio- 
näre,  sichere  und  leichtere  Controle  der  letzteren, 
günstiges  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Ge- 
wicht beim  Transport. 

Vgl.  z.B.  Sch&ffle  a.  a.  0.,  Scholz  S.  14  ff. 

In  Bezug  auf  die  Verwaltung  des  Betriebs  der  Staats^ 
bahnen  sind  nun  folgende  einzelne  Pnncte  zu  erörtern: 

1.  Die  Organisation  der  Verwaltung  im  Allgemeinen  und 
die  Betriebsökonomik. 

2.  Das  Tarifwesen. 

3.  Die  Einnahmeverhältnisse. 

4.  Die  Reinerträge  und  die  Rente,  oder  Nr.  3  und  4  zu^ 
sammengefasst :  die  finanziellen  Ergebnisse.  Von  den 
letzten  drei  Gegenständen  handeln  die  zwei  folgenden  Abschnitte. 

III.  —  §.  285.  Die  Organisation  der  Verwaltung  und  die 
Betriebsökonomik.  Es  ist  hier  zu  unterscheiden  die  allge- 
meine Organisation  der  Verwaltung  der  Staatsbahnen  für  das 
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ganze  Bahnnetz  nebst  der  obersten  Leitung  und  Central- 
Verwaltung  der  Eisenbahnangelegenheiten  fiberhaupt  von  der 
speciellen  Betriebsverwaltung.  In  ersterem  Puncte  treten 
specifische  Eigeuthflmlichkeiten  des  Staatsbahnsystems  hervor, 
z.  Th.  gerade  solche,  welche  den  administrativen  Vorzug  dieses 
Systems  vor  dem  Privatbahnsystem  bedingen.  Die  Organisation 
der  Betriebsverwaltung  ist  dagegen  bei  Staats-  und  Privatbahnen 
im  Wesentlichen  die  nemliche.  Diese  Verwaltung  zerfällt  hier  in 
drei  grosse  Zweige,  in  die  allgemeine,  in  die  Bahn-  und 
die  Transportverwaltung.  Diese  Eintheilung  entspricht  der 
ökonomisch -technischen  Natur  des  Eisenbahnbetriebs  und  findet 
sich  daher  Oberall  einigermassen  ähnlich  wieder. 

A.  Die  allgemeine  Verwaltungsorganisation  und 
oberste  Centralverwaltung. 

Als  Staats-  und  volkswirthschaftliche  Anstalten  ersten  Rangs 
sollen  die  Staatsbahnen  auch  zunächst  nach  Staats*  und  volkswirth- 
schaftlichen  Gesichtspuncten ,  nur  unter  gleichzeitiger  genügender 
Wahrnehmung  des  finanziellen  Interesses  verwaltet  werden.  Dem- 
nach erscheint  es  zweckmässig,  sie,  wie  die  Staatsforsten  und 
neuerdings  mehrfach  selbst  die  Domänen,  unter  eines  der  volks- 
wirth  Schaft  liehen  Ministerien,  nicht  direct  unter  das  Finanz* 
ministerium  zu  stellen.  Das  geeignetste  Ministerium  ist  wohl  das 
der  öffentlichen  Arbeiten,  allenfalls  auch  das  Handels- 
ministerium. Bei  allgemeinem  Staatsbahnsystem  und  beim 
Vorhandensein  eines  grösseren  Bahnnetzes  möchte  jedoch,  we- 
nigstens in  einem  grösseren  Staate,  entweder  ein  eigenes 
Eisenbahnministerium  oder  ein  Ministerium  fttr  die 
Verkehrsanstalten  des  Staats,  Eisenbahnen,  Post,  Tele» 
graphie  zusammen,  dem  dann  aber  auch  das  sonstige  Wegewesen 
und  die  Wasserstrassen  zu  Überweisen  wären,  das  Zweck  massigste 
sein.  Im  Uebrigen  wird  sich  auch  hier  in  den  einzelnen  Staaten 
wieder  Manches  nach  der  Grösse  des  Landes,  des  Bahnnetzes  und 
nach  der  sonstigen  Organisation  der  obersten  Staatsbehörden 
(Ministerien)  richten  müssen  und  auch  ohne  entscheidende  Gegen- 
bedenken richten  dürfen.  Kessortiren  die  Staatsbabnen  zu  einem 
der  noch  mit  anderen  Angelegenheiten  betrauten  Ministerien,  so  ist 
alsdann  entweder  eine  eigene  Ministerialabtheilung  mit 
einem  Ministerialdirector  und  der  erforderlichen  Anzahl  von  Rätheu 
und  Hülfsarbeitern  (Preussen,  früher  Sachsen)  für  die  Staats- 
bahnen zu  bilden,  oder  es  wird  unmittelbar  unter  dem  Ministerium 
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eine  Generaldirection  der  ätaatsbahnen  (so  unter  diesem  Titel 
in  den  vier  grösseren  deutschen  Mittelstaaten ,  ehemals  auch  in 
Hannover,  in  Belgien)  als  besondere  Behörde  eingerichtet,  welche 
zugleich  das  oberste  ausfahrende  Organ  der  allgemeinen  Betriebs- 
verwaltung der  Staatsbahnen  und  durch  ihren  Vorstand  oder  eines 
ihrer  Mitglieder  im  Ministerium  vertreten  sein  kann. 

Die  Ministerialabtheilang  für  Staatsbabnen  sollte  dann  aber  nicht  das  etwa 
bcstebendo  Priyatbabnweseu  unter  sich  haben,  am  InteressencoUisionen  zu  fenneiden. 
Sie  oder  anderseits  das  Ministerium  mit  der  Generaldirection  hat  die  Entscheidung 
aber  die  Principien fragen  zu  fallen.  Die  Ministerialabtheilung  und  die  General- 
direction  müssen  daher  aus  juristisch  und  technisch  gebildeten  Personen  zu- 
sammengesetzt sein,  von  denen  namentlich  die  ersteren  aber  auch  eine  umfassende 
administrative,  nationalökonomische  und  commercielle  Bildung  haben 
soUten.  Fehlt  es  daran  bei  den  berufismässigen  Staatsbeamten,  so  ist  womöglich  durch 
Herbeiziehung  tüchtiger,  wissenschaftlich  gebildeter  Praktiker  Ersatz  zu  schaffen.  Im 
Ganzen  geschieht  dgl.  bei  dem  strengen  Abschluss  der  Bureaukratie  im  Eisenbahndep. 
u.  in  verwandten  F^en  (Finanzen,  Handelsangclegenheiten  u.  a.  m.)  in  Deutschland  zu 
selten;  öfters  und  nicht  zum  Schaden  in  Oesterreich  (Brück,  Brentano  u.a.m.).  Die 
leidige  Klage  über  den  „Assessorismus*',  d.  h.  über  das  Vorwalten  des  lediglich  privat- 
rechtlich  gebildeten  Juristenthums  in  Preussen,  ist  nur  zu  begründet.  Hier  thut  eine 
Keform  an  Haupt  u.  Gliedern  noth,  wenn  das  Staatsbahnsystem  weiter  ausgedehnt  wird. 

Ob  die  Ministerialabtheilung  oder  die  Generaldirection  unmittel- 
bar auch  die  allgemeine  Betriebsverwaltung  der  Staatsbahnen  leiten 
soUy  hängt  vornehmlich  von  der  Länge  des  Bahnnetzes  und  der 
Verkehrsstärke  auf  den  Bahnen  ab.  In  kleineren  Ländern, 
wie  z.  B.  den  deutschen  Mittelstaaten,  kaum  noch  in  Baiem,  ist  es 
wohl  nicht  nur  zulässig,  sondern  betriebsökonomisch  zweckmässig. 
In  Gros 8 Staaten  mttssen  dagegen  unter  der  wie  immer  organisirten 
Gentralstelle  besondere  Directionen  der  einzelnen  Linien 
oder  Liniengruppen  für  die  Betriebsverwaltung  eingerichtet  werden. 
Demgemäss  ist  denn  das  Bahnnetz  passend  in  Directions- 
bezirke  einzutheilen.  Dies  kann  hier  nach  dem  der  Sache  am 
Besten  entsprechenden  Princip  der  Bildung  geographischer 
Eisenbahnprovinzen  von  verschiedener  Grösse,  d.  h. 
von  einer  unter  Berücksichtigung  der  Verkehrsstärke  be- 
stimmten verschiedenen  Netzlänge  geschehen  (Preussen): 
ein  beim  „gemischten^'  oder  beim  Privatbahnsystem  nicht  oder  nur 
um  den  Preis  der  Gewährung  factischer  territorialer  Monopole 
an  die  Eisenbahnen  (Frankreich)  anwendbares  Princip,  — 
daher  ein  Punct  von  principieller  Bedeutung  fOr  die  Systemfrage. 
So  erfolgt  bei  einem  umfassenden  Staatsbahnnetz  die  nothwendige 
Vereinigung  der  Centralisation  und  Decentralisation 
in  der  obersten  und  allgemeinen  Verwaltung:  „die  Eisenbahn- 
Fr  o  vi  nzial-Directionen^'  vertreten  mit  einem  soweit,  als  es 

A.  Wagner,  Finanzwissenscbaft.  I.    3.  Aofl.  47 
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die  Einheitlichkeit  zulässt,  selbständigen  Wirkungs- 
kreise die  richtige  Decentralisation  der  Verwaltang,  die  die  Ein- 
heitlichkeit des  Betriebs  garantirende  Gentralstelle 
vertritt  die  erforderliche  Centralisation.  Eine  Verwaltnngsorgani- 
sation,  welche  die  Vortheile  des  Staatsbabnsystems  zu  erreichen 
ermöglicht  und  die  an  und  für  sich  ja  nicht  durchaus  unbegrün- 
deten Befürchtungen  der  Gegner  dieses  Systems  zu  entkräften  ge- 
eignet ist.  Nach  demselben  geographischen  Princip  der  Linien- 
eintheilung  werden  dann  kleinere  ,, Betriebsamts-Bezirke'' 
unter  den  Directionen  gebildet. 

Für  die  Organis.frage  vgl.  aus  d.  früheren  Lit.  a.  A.  d.  Schriften  v.  Weizmann. 
Das  jetzt  in  Preussen  befolgte  System  der  Bildun/r  v.  ProrincialdirectioDen  schon 
in  d.  7or.  Aufl.  dieses  Bands  befürwortet  (S.  626).  Doch  hatte  ich  dort  (§.  259) 
zwischen  der  allgem.  Central -Verwaltang  o.  der  allgemeinen  Verwaltang  als  einem 
Zweige  der  Betriebsverwaltunj^  nicht  gehörig  unterschieden. 

Die  Kessortrerhältnisse  betr.,  so  stehen  die  Staatsbahnen  in  Preossen  jetzt 
unter  dem  Min.  d.  öffentl.  Arlieiten  (früher  in  dem  ehemals  damit  ?ereinigten 
Handelsmin.) ,  a.  bilden  hier  die  2.  Minist. -Abtheilang  (3  Directoren,  20  ?ortrag. 
R&the,  50  Sabalternbeamte  [Expedienten ,  GUculatoren ,  Registratoren  u.  s.  w.],  nebst 
Mitbenutzang  von  28  Kanzleisecret.  a.  25  Kanzleidienem,  deren  Gehälter  aaf  d.  Minist- 
abth.  d.  Eisenb.  u.  der  Bauvetwalt.  repartirt  sind);  femer  gehOrt  zu  dieser  Abtheil, 
ein  techn.  Bareau  \l  die  Eisenbahncommissariate.  Gesammtausg.  f.  diese  Central- 
verwalt.  d.  Eisenb.wesens  im  Et.  18S3/84  1*236  M.  M.  —  In  Baiern  besteht  eine 
„Gen.-Direction  der  kön.  Verkehrsanstalten''  unter  dem  Staatsmin.  d.  K.  Hauses  u.  des 
Aeussem.  Sie  zerfällt  in  3  Abtheil.,  2  fOr  Staatslmbnen  (Bau  u.  Betrieb),  1  fUr  Post 
u.  Telegr.  Bis  1871  dependirte  diese  Direction  von  dem  aufgelösten  Handelsmin.  — 
In  Würtemb.  hat  das  Minist.  Depart.  d.  Aaswärtigen  eine  Abtheil.  f.  d.  Verkehrs- 
anstalten :  darin  die  Gcn.direction  f.  d.  Staatsbahnen  a.  eine  andere  Gen.dir.  f.  d.  Post 
n.  Telegr.  Die  eigrenthOml.  Stellung  unter  d.  Min.  d.  Aeussem  in  diesen  2  Staaten 
erklärt  sich  wohl  aus  dem  Mangel  einer  sonstigen  grösseren  VeTwalt.thätigkeit  dieses 
Minist,  u.  aus  d.  Vielfalt.  Beziehungen  dieser  Verkehrsanstalten  mit  den  Nachbarstaaten. 
Verwaltungstechnisch  passend  erscheint  diese  Ressortirnng  kaum.  —  In  Baden  stand 
die  ,, Gen.dir.  d.  Staatsbahnen'*  früher  unter  dem  (aufgelösten)  Handelsmin.,  jetzt 
unter  dem  Finanzmin.  —  In  Sachsen  o)>enso.  —  In  Oldenburg  steht  die  Ver- 
walt. d.  Staatsb.  unter  einer  als  obere  VerwtUt.lmhörde  dem  Staatsministerium  unmittelbar 
untergeordneten  „ Eisen b.direction".  —  In  West-Oesterreich  ist  ausserhalb  des 
Handelsmin.,  al»er  unter  dessen  Oberaufsicht  eine  einheitlich  fungirende  Cen tr ah* cr- 
waltu  ngsstelle  in  Wien  für  die  Staats  bahn  Verwaltung  eingerichtet  worden  (15./24.  Febr. 
1882).  Diese  Stelle  umfasst  f.  d.  Leitung  des  ezecutiven  Dienstes  u.  zur  Ver- 
tretung nach  aussen  die  „ K.  K.  Direction  f.  Staatseisenb.betrieb''  in  Wien  und 
den  dieser  Direction  beigege)>enen  ,,Staatseisenbahnrath''  (Arch.  f.  Eis.b.wes. 
1882  S.  221  ff.).  Dem  öst.  Handelsmin.  untersteht  auch  die  Post  u.  Telegr.  —  In 
Ungarn  ressortiren  die  Eisen balinen  zum  Min.  f.  öff.  Arb.  u.  Communicationen.  — 
In  Belgien  werden  d.  Staatsbahnen  unter  d.  Min.  d.  Ofientl.  Arbeiten  von  einem  diesem 
direct  unterstellten  Administrations-Comit6  verwaltet.  —  In  Frankreich  besteht  unter 
(1.  Min.  d.  ötf.  Arbeiten  ein  Administrationsrath  v.  9  Mitgliedern  (v.  Präsidenten  d. 
RepuM.  ernannt)  f.  d.  Staatsbahnen;  die  administr.  u.  techn.  Oberleitung  hat  ein 
unmittelbar  diesem  Rath  unterstellter  techniscli  gebildeter  Director.  —  In  Dänemark 
bilden  die  Bahnen  mit  Posten,  Telegr.  u.  öfl'entl.  Arljeiten  eine  der  beiden  AbtheiL 
d.  Min.  d.  Innern.  Ebenso  in  Schweden  u.  in  Norwegen.  —  In  Italien 
ressortirt  d.  Staatsb.betrieb  z.  Min.  d.  öff.  Arbeiten. 

Für  die  verwaltungstechnisch  zulässige  Maximalg rosse  eines  einlieitlicJi  ver- 
walteten Eisenbahnbezirks  hat  man  wohl  Ziffern  aufgestellt,  z.B.  2  —  3000  Kil.,  doch 
kommt  es  ott'enbar  ausser  auf  die  Länge  der  Bahn  auch  auf  die  Verkehrsstärke  an     £ 
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giebt  schon  grössere  PriyatbahnQnternehmiingen  (so  in  Frankr.  Paris-Orl6an8,  altes  u. 

Denes  Netz  a  4400,  Par.-Mittelmeer  schon  jetzt  Über  6800)  o.  die  baier.  Staatsbahnen 

umfassten  in  den  letzten  Jahren  schon  4800  KU.  in  einheitl.  Yerwaltang.   Beim  System 

eigensverwalteter  Staatsbahnen  kann  man  aber  nicht  blos  in  geeignetster  Weise  nach 

geographischem  Gesichtspunct  ein   beliebig  grosses  Bahnnetz  in  passende  Bezirke 

zerlegen,  sondern  auch  die  Grossen  Verhältnisse  nach  verwaltnngstechnischem 

Gesichtspunct  bestimmen.    Dabei  können  dann  die  einzelnen  Directionsbezirke,  wie  es 

in  Prenssen  jetzt  geschehen  ist,  mit  BUcksicht  auf  die  Yerkehrsst&rke  die  geeignete 

verschiedene  Grösse  (Linienl&nge)   erhalten.    In  Preussen  bestehen  gegenwärtig 

folgende  9  Directionsbezirke  (s.  d.  Karte  zu  dem  Aufs.  v.  v.  d.  Leyen  in  Schmoller 's 

Jahib.  d.  D.  Reichs  18S3  H.  2). 

Länge  Erwart  Boh- 

P  a  9  { 1.  V  KiL  um  einnAhme  im        Einn. 

*^QZlT^  Ant  EtfL1883/84        p.  KU. 

1883.  MUL  M.  Mrk. 

1.  Berlin  (Linien  nördl.  u.  nordöstL  nach  Pommern, 

sfldl.  u.  sadöstl.  nach  Sachs,  n.  Schles.) .  .  .  .        2485        7135        29,000 

2.  Bromberg  (Berl.  nach  Ostpreussen  [Ostb.],  Linien 

in  Ost-  u.  Westpreoss.,  Hinterpomm.,  nördl.  Pos.)        2925        47*35        1 7,700 

3.  Hannover  (Prov.  Hannover,  ohne  Ostfriesl.  a.  ohne 

BerL-Hannover,  mit  westfäL  Linien)  ......        1933        68*83        35,600 

4.  Frankfurt  a.  M.  (Bahnen  in  Nass.,  Hess.,  Linie  Berl.- 

Wetzlar  n.  Abzweigungen) 1152        31*55        27,400 

5.  Magdeburg  (BerL-Hannover,  BerL-Magdeb.  u.  Linien 

in  Prov.  Sachs.,  Anhalt,  östl.  Hannover)    ...        1505        54*28        36,700 

6.  Köln  (linksrhein.)  (linksrhein.  Staatsbahnen)  ....        1683        63*32        38,800 

7.  Köln  (rechtsrhein.)  (südösü.  u.  nördL  v.  Köhi,  nach 

Holland,  Westfalen,  Ostfriesl.,  Bremen  u.  Köln- 

Mind.  Netz  [wesü.  Th.]) 1857        70*55        42,500 

8.  Elberfeld  (Hauptth.  d.  ehem.  berg.-m&rk.  Netzes, 

südl.  u.  östl.  V.  Elberf.,  östl.  v.  Kök  in  BheinL 

u.  Westf.  bis  Kassel) 1229        61*70        51,200 

9.  Erfürt  (Thüring.  B.,  BerL-Anhalt.  B.  mit  Abzweig.)        1149        39*57        34,400 
(Die  Kilometer- Annahme  in  der  letzten  Golonne  ist  nach  d.  etwas  kleineren  Längen 
der  Bahnen  der  einzelnen  Dir.bezirke  am  1.  Apr.  1883  berechnet.) 

Die  Directionsbezirke  zerfallen  dann  wieder  in  Betriebsämter,  deren  Anzahl  bei 
den  einzelnen  Bezirken  verschieden  ist  (i.  G.  57,  bei  Berl.  n.  Bromb.  je  9,  bei  d.  anderen 
4  —  7).  An  d.  Spitze  jedes  Bezirks  steht  eine  Direction,  eine  collegiale  Behörde 
mit  einem  Präsid.  (10,500  M.  Geh.,  weniger  als  die  meisten  ersten  Directoren  von 
viel  kleineren  Priv.bahnen  beziehen)  u.  einer  grösseren  Anzahl  Mitglieder  (im  (ianzen 
130,  bei  d.  einzelnen  Directionen  zwischen  17  u.  10,  Gehalt  4200—6000,  i.  D.  5100  M., 
Wohn.geld8tufe  HI).  Jedem  Betriebsamt  steht  ein  Betriebsdirector  (Geh.  wie  d.  Dir.- 
mitglieder)  vor.  Von  weiteren  etatmäss.  Beamtenkategorien  sind  zu  nennen:  198  stand. 
Hilfsarbeiter  d.  Betriebsämter,  121  Eisenbahnbau-  u.  Betriebsinspectoren,  121  Masch.- 
inspectoren,  1 1  Yerkehrsinsp.  (Normalgehalt  dieser  4  gen.  Kategor.  3600—4800 ,  i.  D. 
4200  M.),  17  Telegrinsp.  (Geh.  i.D.  3600  M.),  10  Hauptkassen -Rendanten  (Geh. 
4800  M.),  23  Betriebskassjend.  (Geh.  i.D.  3600  M.),  10  Kassirer  (Geh.  LD.  2850  M.), 
1144  Buchhalter  u.  Eisenb.secr.  (Geh.  i.  D.  2850  M.),  3156  Betriebssecr.  (Geh.  i.  D. 
1875  M.),  157  Betriebs-  u.  Yerkehrscontroleure  u. s.w. 

Zur  Vertretung  der  Interessen  des  Pablicnms  an  der  Einrichtung 
des  Eisenbahnverkehrs^  der  Regelung  der  Tarifverhäitnisse,  speciell 
der  Tarifsätze  soll  die  neue  Schöpfung  von  ^^Eisenbahnräthen'' 
dienen. 

Dieselben  bestehen  aus  Delegirten  der  verschiedenen  Interessentengruppen,  können 
in  grösseren  Landern  in  einen  Centralrath  (Landes-  oder  Beichs-Eisenbahn- 
rath)  und  in  Bezirksräthe  zerfallen  und  theils  ein  berathendes,  theils  in  einigen 
Angelegenheiten  ein  entscheidendes  Votum  erhalten.  Sie  stellen  so  den  Anfang  einer 
geordneten  Interessenvertretung  neben  der  wichtigsten  modernen  Yerkehrsanstalt  dar. 
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Ueber  ihre  Bewähniug  lässt  sicli  noch  nicht  sicher  urtheilen.  Wenn  auch  beim 
Privatbahnsjstem  nicht  unzulässig,  kann  ein  solcher  Eisenbahnrath  doch  hier  gegen* 
über  der  Privatrechts-  a.  PriTatinteressensphäre  der  Privateisenbahnen  nicht  wohl  eine 
so  durchgreifende  Wirksamkeit  erlangen,  wie  es  wenigstens  beim  Staatsbahnsystem 
möglich  und  gegenüber  der  Staatsverwaltung  der  Bahnen  auch  zweckmässig  erscheint. 
Eine  gedeihliche  Weiterentwicklung  dieser  Institution  zu  hoffen,  ist  nicht  zu  sanguinisch. 

In  Els.-IvOthringeu,   Preusseu   u.   anderen    deutschen   Staaten   sind  schon  seit 
mehreren  Jahren  freie  Eisen bahnconferenzen  aus  Vertretern  des  Handels,  der  Industrie 
u.  Landwirthsch.  für  wichtigere  Eisenbahnangelegenheiten  eingerichtet  gewesen,   die 
Vorläufer  der  gesetzlichen  Beirathsorgane.    S.  f.  Preussen   Ges.  v.    1.  Juni   1882. 
Danach   ist   in  jedem  Directionsbezirk   ein  Bezirks -Eiscnbahnrath,   bei   der  Central- 
vcrwaltung  ein  Landeseisenb.rath  zu  errichten.    Die  Mitglieder  des  ersteren  bestehen 
aus  Vertretern  des  Handelsstands,  der  Industrie,  der  Land-  u.  Forstwirthsch.  u.  werden 
von  Handelskammern,  kaufmänn.  Coi'porationen ,  landwirthsch.  Pi*ov.vcreinen   u.  ähnl. 
Körpern  auf  3  Jahre  grewählt    Dieser  Bez.rath  ist  „in  allen  die  Verkehrsinteressen  de^ 
Bezirks  ...  berührenden  wichtigen  Fragen  zu  hören''  (bes.  bei  Feststell,  n.  Abänder. 
d.  Fahrpläne  u.  Tarife).    Er  kann  auch  selbständig  Anträge  stellen  u.  Auskunft  Ter> 
langen.    Der  Landeseisenb.rath  hat  einen  vom  König  auf  8  Jahre  ernannten  Vorsitzenden 
u.  Stellvertreter  dess.,  dann  je  8  vom  Landwirthschatts-  u.  vom  Handelsminister,  je  2 
v.  Finanz-  u.  v.  Minister  d.  öfl".  Arbeiten  berufene  Mitglieder  u.  80  im  Gesetz  auf  die 
Provinzen  u. s.w.  vertheilte,  von  d.  betrelF.  Bezirkseisenb.räthen  aus  LocaÜnteressenten 
g:ewählte  Mitglieder.     Der  Landeseisenb.rath   bestellt  einen  ständigen  Ausschuss  tat 
Vorbereitung  seiner  Arbeiten  aus  seiner  Mitte.    Er  ist  zu  hören  über  die  dem  Ent- 
wurf des  Etats    beizuleß:ende  Uebersicht  der  Normaltransp.gebühren  f.   Personen  u. 
Güter,  über  die  allgem.  Tarifvorschriften  u.  die  Güterclassification.  über  Zulassung  u.  Ver- 
sagung V.  Ausnahme-  u.  Diflbrentialtarifen ,  über  allgem.  Aendcrungen  der  Betriebs- 
u.  Bahnpolizei-He^Iements,  soweit  sie  nicht  techn.  Bestimmungen  betreffen.    Der  Rath 
hat  auch  das  Hecht,  Anträge  in  den  gen.  Sachen  zu  stellen  u.  vom  Min.  d.  Öff.  Arh. 
Auskunft  zu  verlangen.    Er  muss  jährl.  mindestens  zweimal  berufen  wenlen.    Seine 
Mitglieder  beziehen  Diäten.    S.  auch  v.  d.  Leyen  a.a.O.  S.  122  ff.  —  S.  f.  Baiern 
d.  K.  Verordn.   v.   16.  März  1881 ,  d.  Bildung  eines  Eisenb.raths  f.  d.  Staatseisen b- 
verwalt  betr.,  der  Gen.direction  d.  Verkehrsanstalten  beigegeben  (25  Mitgl.,  Ernennung 
durch   d.  König,  Vorschlagsrecht   daf^lr  haben  d.  Handalskammern  u.  landwirthsch. 
Vereine,   auch  nur  berathendes  Votum ,   keine  Diäten,  aber  freie  Eisenb.fahrt  auf  d. 
baier.  Staatsb.).  —  Würtemberg.    Beirath   d.  Verkehrsanstalten,   K.  V.  v.  20.  März 
1881.  —  Sachsen.    Eisenb.rath,   K.  V.  v.  1».  Juli  1881.  —  West-Oesterreich. 
Staatseisenb.rath  (V.o.  v.  15./24.  Febr.  1882  §.9  11'.).     Präsident   u.   26  Mitgl.,   vom 
Handclsministcr  auf  8  J.  ernannt.    0  nach  freiem  Ermessen,  2  nach  Bezeichn.  d^ 
Finanzmin.,   1    nach   derj.  des  Ackerbauministers,  10  auf  Vorschlag  d.  Handels-   u. 
Gewerbekammern,  7  auf  deuj.  der  landwirthsch.  Fachcorporationen,  Competenz  s.  §.  IT 
d.  V.o.,  ähnl.  wie  in  Preussen,  bloss  begutachtend,  auch  u.  A.  betr.  der  Grundsätze  f.  d. 
der  Vergeh,  v.  Liefer.   u.  Arbeiten.    Aus  d.  Kath  ein  stand.  Beirath  des  Präsid.  vom 
Handelsmin.  ernannt. 

Von  Seiten  der  (iegner  des  Staatseisen b.wesens  wird  die  Wirksamkeit  solcher 
Eisenbahnräthe  mit  bloss  berath.  Votum  neben  der  „omnipotenten''  Staatsverwaltone 
th.  bezweifelt,  th.  die  Einrichtung  als  ein  Beweis  für  die  Bedenken  dieses  Bahnsysteo» 
bezeichnet.  M:ig  aber  selbst  die  Wirksamkeit  eine  bescheidene  werden :  immer  beweist 
die  Institution  doch,  dass  man  hier  solche  Bäthe  bestellen  kann,  obgleich  sie  hier 
weniger  nöthig  als  beim  Privatbahnsystem  erscheinen,  wo  ihre  Wirksamkeit  je«1enfalls 
noch  viel  geringfngij^cr  sein  würde. 

§.  286.  —  B.  Die  specielle  Betriebsverwaltung  und 
die  Betriebsökonomik. 

Auf  die  kleineren  Verschiedenheiten  in  der  Abgrenzung  der  drei  Venraltungs- 
abtheilungon  braucht  hier  nicht  eingegangen  zu  werden.  Im  Wesentlichen  ist  die  Ein- 
tbeilung  durchgreifend  u.  übereinstimmend.  Doch  bedingen  die  vorkommenden  Ver- 
schiedenheiten auch  kleine  Verschiebungen  der  Kosteuprocente ,  was  bei  Vergleiche« 
mitunter  zu  beachten  ist.  Die  deutschen,  spec.  die  preuss.  Verhältnisse  werden  aeck 
im  Foltrenden  vornehmlich  der  Darstellung  zu  Grunde  gelegt. 
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1.  Die  allgemeine  Verwaltung. 

a)  Ihre  Aufgabe  besteht  in  der  oberen  Leitung  des  Betriebs 
und  in  der  Besorgung  der  damit  zusammenhängenden  Geschäfte 
der  Controle,  des  oberen  Eassendienstes  und  Rechnungswesens, 
eventuell  der  allgemeinen  Inspection.  Diese  Aufgabe  liegt  einer 
Centralverwaltungsstelle  ob,  zu  welcher  theils  unmittelbar,  theils 
mittelbar  im  Dependenzverhältniss.  das  erforderliche  Verwaltungs- 
personal gehört. 

Beispiel.  Preusseu,  wo  ia  d.  Anlagea  zum  Eisenb.etat  die  Yertheilung  der 
Betriebsansgaben  auf  die  drei  Yerwaltongszweige  g^emacht  wird.  Die  allgemeine  Ver- 
waltnog  wird  von  der  Betriebsdirection  u.  von  den  Betriebsämtem ,  spcc.  von  deren 
Directoren  geführt  Die  Kosten  dts  leitenden  Personals  stehen  auf  (lern  Conto  der 
allg.  Yerwalt,  diej.  des  Hilfspersonals,  einschliessl.  der  diätar.  Auslagen  werden  auf 
die  drei  Verw^zweige  repartirt  Der  obere  Kassen-  n.  Rechn.dienst  zählt  meist  zur 
allgem.  Yerw.,  von  sachlichen  Auslagen  die  Steuern,  Communalabgaben  u.  nff.  Lasten, 
die  Ersatzleistungen. 

b)  Die  Kosten.  Die  Gesammtausgabe  fttr  die  allgemeine 
Verwaltung  bildet  regelmässig  nur  einen  kleinen  Bruchtheil  aller 
Ausgaben,  bei  grösseren  Staatsbahnen  2  —  4 — 5,  neuerdings  2  bis 
6,  incl.  einige  allgemeine  Posten  (Abgaben,  Ersätze)  6—10  Procent. 
Ersparungen  auf  diesem  Gebiete  fallen  also  finanziell  für 
den  Reinertrag  und  für  die  Tarifreduction  nicht  schwer 
ins  Gewicht.  Sie  sind  auch,  da  hier  wenig  sachliche  Aus- 
gaben vorkommen,  fast  nur  möglich  durch  Verminderung  der 
Beamten  und  Angestellten  (Bureaupersonal),  also 
Vereinfachung  des  Behörd en Organismus  und  Verringe- 
rung der  Arbeitsmenge,  femer  durch  geringere  Bezah- 
lung dieser  Personen. 

Das  Erstere  mag  mitunter  ausführbar  sein,  das  lUsst  sich  aber  nur  nach  den 
concreten  VerhältniBsen  beurtheilen.  Vieles  ist  auf  diese  Weise  gewiss  nicht  zu  er- 
reichen und  aUgemeine  Vorwurfe  können  den  Staatsbahnen  schwerlich  mit  Recht  etwa 
gegenüber  den  Pri?atbalmen  gemacht  werden,  deren  Directionen  im  Gegentheil  stärker 
besetzt  und  deren  Directoren  besser  bezahlt  zu  sein  pflegen.  (D.  Sehr.  „D.  Organis, 
d.  preuss.  Staatsb."  klappe  über  die  üebei-zahl  v.  Secret.  in  den  Bureau*s  d.  Staats!). 
(Betriebsinspection).)  Im  Ganzen  zeigen  beide  Arten  Bahnen  in  der  Höhe  des  Auf- 
wands ziemliche  Gleichheit  Ersparungen  durch  verminderte  Gehalte  sind  wenigstens 
in  Deutschland  sicher  unthunlich,  ?ielmehr  müssen  die  Gohalte,  wie  in  anderen 
Zweigen  des  Staatsdiensts,  erhöbt  werden,  was  gerade  in  der  Gegenwart  zu  fordern 
ist.  Die  Anwendung  des  Tantieme-  und  Prämiensystems  für  die  höheren 
Beamten  der  allgemeinen  Verwaltung  ist  nicht  unstatthaft,  aber  da  sich  ein  Maas» 
dafür,  wie  die  Thätigkeit  des  Einzelnen  den  finanziellen  Erfolg  der  Unternehmung 
beeinflnsst,  kaum  findet,  so  ist  dieses  System  im  Gebiete  dieses  Verwaltungszweigs 
doch  von  zweifelhaftem  Werthe. 

Im  Ganzen  lässt  sich  daher  in  der  allgemeinen  Verwaltung 
schwerlich  eine  erhebliche  Verminderung  der  Ausgaben  erzielen, 
eine  relative  nur  durch  Vereinigung  bisher  getrennter  Verwal- 
tungen und  Vergrösserung  des  Verkehrs.    Die  etwaigen  Reformen 
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tüchtiger  Directoren  und  Techniker  können  dergleichen  aber  um 
so  mehr  in  den  beiden  anderen  Verwaltungszweigen  zu  Wege 
bringen,  weil  hier  Ersparongen  an  sachlichen  Ausgaben  mög- 
lich sind. 

Bei  Dir.bez.  Berlin  1883/84  z.  B.  3*62  MilL  M.  AUg.  Verwaltkosten  oder  8*2  V«- 
S.  0.  S.  686.  Die  Gehalte,  Tagegelder  u.  Emolomente  in  der  allg.  Yerwaltuog 
betrugen  1869  bei  den  prenss.  Staatsbahn.  p.  Meile  1488  (Max.  2356  Main -Weser 
B.,  Min.  1191  Nass.)  oder  p.  100,000  Thlr.  Bruttoeinn.  2046  (Max.  3529  Bebr.-Han., 
eben  eröffnet.  Min.  1754  Saarbr.),  bei  den  eigens  rerwalt.  Privatb.  bez.  1352  d. 
1918  Thlr.«  also  kein  grosser  Unterschied.  Auch  diese  Ausgaben  sind,  wie  alle  per- 
sönlichen, Anfang  der  30  er  Jahre  stark  gestiegen.  Sie  betrugen  p.  KiL  (also  p.  Meile 
das  7*5  fache)  in  1874,  dem  in  Betreff  der  Betriebsausgabe  (und  Finanzeigebnisse) 
ungünstigsten  der  neueren  Zeit  im  D.  Bahnwesen,  bei  d.  preuss.  Staatsb.  604.,  den 
Priyatb.  in  Staatsverw.  661,  den  Privatb.  in  eigen.  Verw.  356,  i.  D.  479  Thlr.  1873 
nur  433,  1872  353  Thlr.,  also  Zunahme  ?on  1873  gegen  1872  um  22*66,  von  1873 
auf  1874  um  10*62  «/„•  1875  dagegen  nur  460  Thlr.  oder  4*03  7o  weniger  als  1874. 
Eine  ganz  genaue  Vergleichuug  ist  nicht  immer  zulässig,  da  diese  Ausgabembrik 
doch  nicht  immer  die  völlig  gleichen  Posten  umfasst.  1880  —  81  bei  d.  deutschen 
Staatsb.  8*29,  eigens  verwalt.  Privatb.  1 0*73  V«- 

§.  287.  —  2.  Die  Bahnverwaltung.  Sie  umfasst  die- 
jenigen Verwaltungsthätigkeiten,  durch  welche  ilUr  die  Erhaltung 
der  Bahn  selbst^  der  Gebäude,  der  Bahntelegraphen, 
der  Signale  und  anderer  fester  Anlagen  in  dem  fUr  den 
regelmässigen  ordentlichen  und  gesicherten  Betrieb 
erforderlichen  Zustande  gesorgt  wird. 

a)  Die  Organisation  dieses  Verwaltuugszweigs  ist  auch 
in  Deutschland  besonders  in  Betreff  der  Oberleitung  etwas 
verschieden. 

Mitunter  steht  an  der  Spitze  der  Oberleitung  ein  Techniker  als  Oberingenieor, 
was  Vortheile  hinsichtlich  der  Einheitlichkeit  aller  Massregeln  bietet,  oder  es  ängiren 
Ingenieure  für  einzelne  Bahnabtheilungen  unmittelbar  unter  der  Hauptvenraltnng. 
S.  Weber,  Frage  369,  2.  A.  d.  Schule  d.  Eisenbahnwes. ,  3.  A.,  S.  403  ff.  Dieser 
Dienstzweig  wird  bisweilen  auch  zur  allgemeinen  Verwaltung  gerechnet  und  besteht 
dann  gleichzeitig  mit  fUr  die  Oberleitung  der  Transportverwaltung.  So  bei  d.  preuss. 
Staats  bahnen. 

Die  weiteren  Thätigkeiten  der  Bahnverwaltung  zerfallen  in  die 
beiden  Hauptzweige  der  speciellen  Beaufsichtigung  der 
Bahn,  welche  dem  sog.  Streckenpersonal  übertragen  ist,  und 
der  Stationsverwaltung;  welche  dem  Stationspersonal 
anheimfällt. 

Zur  Stationsverwaltung  gehört  auch  die  B ahn telographen Verwaltung  (deren 
Kosten  in  Preussen  z.  Th.  bei  der  Transp.verwaltung  verrechnet  werden)  und  die 
Verwaltung  der  Bahnnnterhaltungs-  und  Betriebsmagazine,  doch  stehen  diese 
Zweige  mitunter  auch  unabhängig  neben  der  Stationsverwaltung. 

ee)  Das  Streckenpersonal  besteht  aus  Abtheilungs-  (Bezirks-)  Ingenieuren 
(Bahninspectoren) ,  Baumeistern ,  sämmtlich  ausgebildeten  Technikern,  mit  dem  noth- 
wendigen  Hulfs-  (Bureau-)  personal,  femer  aus  Bahnmeistern  (Bahnaufsehem,  Ober- 
bahnwärtem) ,  etwa  1  auf  7  —  8  Kil. ,  endlich  aus  den  unter  den  Bahnmeistern 
stehenden  Bahnwärtern  (Bahnw&chtern),   O'S  — 1'2— 1*6  und  mehr  p.  KiL  in 
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Deutschland,  vei'sclüeden  nach  der  Frequenz  der  Bahn,  auch  nach  der  Art  ihrer 
Anlage,  dem  Signalsystem  u.  s.  w.  An  diese  Beamten  schliessen  sich  etwaige  weitere 
HülfswSrter,  dann  TageMhner  u.  s.  w.  an. 

ß)  Das  Stationspersonal  begreift  die  Stationsvorsteher  (unter  verschie- 
denen Namen,  wie  Balinhoßnspector,  Bahnhofverwalter)  deren  meistens  zwei  Classen, 
für  grössere  und  für  kleinere  Stationen,  untersclüeden  werden.  Au  sie  reihen  sich 
Assistenten,  Stationsaafseher,  Portiers.  Nachtwächter,  femer  die  Weichensteller,  die 
mitunter  auch  zum  Streckenpersonal  gerechnet  werden;  eventuell  die  Telegraphisten 
und  Material-  und  Magazinvcrwaltnngsbeamtcn.  Letzterer  Zweier  wird  aach  bisweilen 
zur  Transportverwaltung  gestellt. 

Beispiel  der  Organisation  der  Bahnverwaltung:  Preuss.  Ostbahn  1870 
Streckenpersonal  7  Eisenbahnbaumeister,  S  Betriebssecr. ,  1  Oberbrückenmeister 
(AVcichsel-  u.  Nogatbrücke),  86  Bahnmeister  (vor  Eröffn.  einiger  neuer  Strecken  J871 
79,  1  auf  1-0  Meil,  1874  120),  5  Krahnmeister,  773  Bahnwärter  (bisher  715,  auf  1 
Meile  6,  1874  1175),  Statiouspersonal  24  Stationsvorsteher  1.  Cl.,  1874  28,  33 
dsgl  2.  Gl.,  1874  49,  14  Stationsaufseher,  1874  36,  69  Stationsassist.,  10  Wagen- 
meister,  1  Telegrapheninsp.,  1  Betriebssecr.,  8  Telegraphenaufseher,  62  Telegraphisten ; 
weiter  304  Weichensteller  (incl  9  Brücken  Wärter),  1874  558,  17  Portiers,  101  Nacht- 
wächter. Ges.aufw.  A.  für  1871  413,330  Thlr.  —  Die  jeUige  Etataufstellung  gestattet 
nicht,  alle  einzelnen  Beamten  auf  die  verschied.  \'erwait.zweige  zu  vertheilen.  Ein 
Beispiel  für  einige  Kateg.Beamten  ist  aber  folgendes  f.  d.  Dir.bez.  Berlin  {\.  Apr. 
1883  2467,  1,  Apr.  1884  2485  KU.).  Antheil  der  Bahnverwalt.  am  Gehalte  der 
Direct.bcamten  92,400  M.,  der  Eisenb.secr..  Betriebssecr.,  Zeicliner  u.  s.  w.  197,400  M., 
188  Bahnmeister  (1  auf  13*1  KU.,  Gehalt  1650  M.)  zus.  303,562  M.,  1409  Bahn- 
wärter (1  auf  1-75  Kil.,  Geh.  705  M.),  zus.  986,475  M.,  19  Telegr-aufseher  (zu 
1650  M.  Geh.);  ferner  diäter.  Besold.,  Löhne  u.  s.  w.  1,047,596  M.  Unter  den  sachl. 
Ausgaben  erscheinen  für  die  Bahnanlagen  auf  freier  Strecke  2,637,900  M.,  £  d. 
Bahnhofeanlagen  1,906,600  M.,  f.  Telegr.,  Signale  u.  s.  w.  225,500  M.,  f.  Emeuer. 
d.  Oberbaus  3,560,000  M.  —  Die  Ausgaben  f.  d.  Stations  personal  werden  in 
Preussen  jetzt  unter  d.  Transportverwalt  rubricirt.  ü.  A.  bei  d.  Dir.bez.  Berlin 
38  Vorsteher  1.  Cl.  zu  2650  M.  Geh.,  84  2.  Cl.  zu  1950  M.,  686  Stationsaufseher  u. 
Assist,  zu  1575  M.,  1033  Portiers,  Billetschaffner,  Weichensteller  zu  930  M.  — 
Summa  f.  Bahnverw.  bei  Bez.  Berlin  1 1  '66  Mill.  M.  oder  26-4  "/o. 

b)  Kosten.  Die  Ausgaben  der  Bahnverwaltung,  natürlich 
bei  den  einzelnen  Bahnen  etwas  verschieden,  je  nachdem  Abtheil- 
ungen der  Oberleitung  zur  allgemeinen  Verwaltung  oder  untere 
Dienstzweige,  wie  in  Preussen  die  persönlichen  Kosten  der  Stations- 
verwaltung zur  Tran8portvei*waltung  gestellt  werden,  sind  absolut 
und  relativ  viel  bedeutender  als  diejenigen  der  all- 
gemeinen Verwaltung,  stehen  aber  fast  immer  stark  hinter 
den  Ausgaben  der  Transportverwaltung  zurück.  Sie 
betrugen  im  grossen  Durchschnitt  der  preussischen  Bahnen  früher 
etwa  30  ^^  »od  darüber,  rund  (einschliesslich  der  Betriebsinspec- 
tion)  ein  Drittel  sämmtlicher  Betriebsausgaben,  neuer- 
dings in  den  70er  Jahren,  wegen  des  relativ  stärkeren  Steigens 
der  Ausgaben  für  die  Transportverwaltung,  etwas  weniger 
(28—29,  jetzt  wieder  29—30  <>/o),  also  früher  etwa  fünf  bis  sechs- 
mal, jetzt  drei  bis  viermal  soviel  als  die  allgemeinen  Verwaltungs- 
kosten und  fast  die  Hälfte  der  Ausgaben  der  Transport- 
verwaltung. 
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Bei  den  einzelnen  Bahnen,  Staats-  wie  Priratbahnen,  zeigen  sich  aber  wieder 
erhebliche  Abweichungen  dieser  Quoten.  S.  auch  u.  S.  756.  Abweichungen  auch  nach  d. 
Berechnungsart ,  z.  B.  in  den  aintl.  prenss.  n.  in  d.  deutschen  Verein sstetist. 
Von  Einfluss  hierbei  die  Zurechn.  oder  Abrechn.  der  Kosten  des  Stationspersonak. 
In  der  neuerlichen  Abnahme  nelleicht  schon  Einfluss  der  intensireren  Anlage 
der  Bahn  sichtbar,  wobei  die  laufenden  Vcrwaltungskosten  sinken  (s.  u.). 

Die  Ausgaben  der  Bahnverwaltung  sind  theils  persönliche,  Besoldong  der 
Bahnbeamten  u.  s.  w.  (Kleidung,  Heizung  der  Bahnwärterh&user),  theils  sachliche. 
Unterhaltung  des  Bahndamms  und  Oberbaus,  der  Schienen,  SchweUra,  Brtlck«D,  Darch- 
lasse,  Tunnel,  anderen  Anlagen«  der  Gebäude,  Telegraphen,  Signale,  des  InveDtars  and 
der  Arbeitsgeräthe,  Ausgaben  for  Reinigung  von  Schnee,  Fcuerversicherang,  Steuern. 
Bureaubedurfnisse  u.  s.  w.  Die  sachlichen  Ausgaben  pflegen  erheblich  hoher 
als  diu  persönlichen  zu  sein,  doch  äussert  das  Verwaltungssystem  nnd  das 
oben  in  §.  280  hervorgehobene  Moment,  der  Grad  der  Intensivität  des  ganzen  BaJin- 
baus,  namentlicli  das  Verhältniss  des  stehenden  zum  umlaufenden  Kapital,  auch  seinen 
Einfluss  auf  die  Relation  beider  Posten.  Unter  den  sachlichen  Ausgaben  befinden 
sich  viele  Werkverrichtunpren  gegen  Taglohn. 

Beispiel:  Preuss.  Ostb.  nach  d.  Berechnungsart  in  d.  deutschen  Eisen- 
bahnstatist  Gejiammte  Ausg.  in  Tausenden  Thlr.  18H9  (in  d.  Klammer  1874):  1188 
(3148);  davon  Besoldung  der  Bahnbeamten  incl.  Dienstkleidung  u.  s.  w.  462  (967). 
Heizung  der  Wärterlocale  8*7  (37)  (bei  Niederschl.-^Mirk.  84,  b^  127,  woraus  her?or- 
geht.  dass  auch  solche  Posten  nach  den  Besoldungssystemen  abweichen),  Unterhaltung 
d.  Bahndammes,  d.  Schienen,  Schwellen  453  (1132),  d.  Brücken,  Durchlässe  11*8  (37). 
d.  Gebäude  82  (259),  Tele^r.  26  (51),  übrig.  Anlagen  71  (271),  Inventarium,  GeriUhe 
14*8  (48),  Grundsteuer,  Feuerversich.  u.  s.  w.  33  (78),  Schneereinig.  19  (59),  Bureau- 
bedürfnisse,  Formulare  u.  s.  w.  4*4  (11),  Sonstiges  2*9  (198).  Im  Ganzen  penOnL 
Ausg.  40,  sachl.  60  7«  (1874:  30*7  u.  69*3);  dsgl.  bei  d.  niederschles.-märic.  bez.  36*3 
u.  63-7,  hannov.  37*9  u.  621 ,  säclis.  Staatsb.  42*7  u.  57*3,  baier.  c.  28  u.  72,  wttit 
191  u.  80*9,  bad.  36*7  u.  63*3  V«-  Auch  bei  Privatb.  ähnliche  Schwankungen,  25 
bis  40  Vo  pflc£»t  die  persönliche  Ausg.  von  den  ges.  Bahnenverwaltungskosten  meistens 
zu  betragen.  Die  unter  die  sachl.  Ausgaben  gerechneten  Taglöhne  f.  Werkrerricht. 
im  Gebiet  d.  Bahnverw.  erheben  sich  öfters  zu  bedeutenden  Summen,  z.  B.  1869  Ostb. 
167,  Niederschlos.  206,  Hannov.  300,  Sachs.  Staatsb.  239,  Würt.  230  Tausend  Thlr. 
Nach  d.  deutschen  Eisenb.statist.  f.  1880/81  betragen  die  persönl.  Kosten  der  Bahn- 
verwalt  7-41  7o  *üer  Ausgaben  bei  d.  Staatsb.,  7'80  7o  l^ei  ^'  eigensverwalL  PriF.- 
bahnen,  d.  sachl.  Kosten  (allgemeine.  Unterhalt  d.  Bahnanlagen,  Eineuerunffen,  incL 
deij.  d.  Betriebsmittel,  Erweiter,  u.  Verbess.)  bez.  22*57  u.  25*98.  was  ein  Verh.  reo 
c.  1  :  3  u.  1  :  3'3  wäre,  wobei  aber  d.  Kosten  d.  Emeuer.  der  zur  Transp.rerwalt  ge> 
hörigen  Betriebsmittel  hier  unter  d.  sachl.  Kosten  d.  Bahnverwalt  stehen. 

Die  Höhe  der  sachlichen,  indirect  aber  auch  diejenige  der  persönlichen 
Ausgaben  hängt  vornehmlich  ?on  folgenden  Bestimmungen  ab:  von  Klima,  Boden- 
bescbafienheit  des  Landes,  durch  das  die  Bahn  führt  (Schneereinigung  z.  B.  bei  d. 
öst  Süd-  u.  Tir.  B.  1869  50,314  Thlr.  unter  1*81  MiU.  Thlr.  Bahnverwallungsanslaifen, 
1874  165,000  Thlr.  unter  2*63  Hill.  Thlr.  Selbst  solche  Posten  stehen  mit  unter 
dem  Einfluss  des  in  §.  280  besproch.  Princips.  Mehr  Tunnelbauten  im  (vebirge. 
Schneeschntzwehren  (sogen.  Gallerien)  verhüten  die  Verwehung,  erfordern  aber  einen 
viel  grösseren  Aufwand  ?.  steh.  Kapital);  —  von  der  mehr  oder  weniger  sorgHütigen 
und  technisch  vollkommenen  ersten  Anlage  und  seitherigenErhaltung  der  Bahn  etc. ;  — 
von  der  Frequenz,  welche  die  Abnutzung  durch  den  regelmässigen  Betrieb  bedingt ;  — 
endlich  von  der  Sorgfalt,  mit  der  die  Unterhaltung  und  Beaufsichtigung  der  Bahn  im 
eigenen  Interesse  der  Verwaltung  oder  nach  Landessitte  oder  in  Folge  von  Staatsge- 
setzen geschieht  In  letzterer  Beziehung  wenden  namentlich  in  Deutschland  und  z.  Th. 
überhaupt  auf  dem  Continente  mit  Rechi  um  der  Ordnung  und  Sicherheit  des  Betriebs 
und  der  dabei  beschäftigten  Personen  Willen  grössere  Anforderungen  gemacht,  als  in 
England  und  vollends  in  Nordamerika.  Das  bedingt  aber  auch  etwas  grössere  Ans* 
gal^n  für  diesen  Titel  der  Bahnverwaltung,  besonders  für  ein  grösseres  Aufsichtt* 
peisonal  (Bahnwärter  u.  s.  w.). 

Die  Höhe  der  BahnverwaltangsausgabeD,  besonders  der  sach- 
lichen, aber  auch  der  persönlichen,  steht  nun,  wie  gesagt,  im  Zu« 
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sammenhaDg  mit  der  Beschaffenheit  der  ganzen  Bahn- 
anläge.  Im  Allgemeinen  gilt  hier  die  Regel:  der  intensivere 
Bahn b an,  mit  grösseren  Verwendungen  für  die  stehenden  Kapital- 
anlagen^ fUr  den  Bahnkörper  selbst  u.  s.  w.  ermöglicht  einen 
geringeren  laufenden  Betriebsaufwand  fttr  die  Bahnverwal- 
tun g,  und  umgekehrt  macht  der  technisch  unvollkommenere 
wohlfeilere  Bahnban,  zumal  bei  einigermassen  gleichen  Anforde- 
rungen an  die  Leistung  der  Bahn  (Frequenz,  besonders 
Schnelligkeit  des  Fahrens)  relativ  grössere  Bahnverwal- 
tungskosten. 

Vorzüglich  dem  eigenthümlichoa  UmsUudo.  dass  bei  den  Bahnen  das  Sicher- 
hoitsmoment  so  wichtig  ist  iiud  eventuell  von  Seiten  der  Gesetzgebung  weitgehende 
bezügliche  Vorschriften  öfters  erlassen  worden  sind,  ist  es  zuzuschreiben,  dass  nicht 
noch  grossere  Unterschiede  in  der  Beschaffenheit  der  ganzen  Babnanlage  bei  Bahnen, 
an  welche  etwa  gleiche  Ansprüche  in  Betreff  der  Frequenz ,  Schnelligkeit  u.  s.  w. 
gestellt  worden,  hervortreten,  was  national -ökonomisch  sehr  begreiflich  wäre.  Als- 
dann würden  auch  namentlich  die  Bahnverwaltuugsausgaben  noch  stärkere  Verschieden- 
heiten zeigen. 

E^s  lässt  sich  nicht  allgemein  sagen,  was  ökonomisch 
oder  finanziell  den  Vorzug  verdient:  theurerer  Bahnbau, 
mithin  höheres  Anlagekapital  zu  verzinsen,  und  geringere 
Bahnverwaltungskosten  oder  das  Umgekehrte.  Die  Wahl 
muss  nach  den  in  §.  280  dargelegten  Gesichtspuncten ,  besonders 
mit  Rücksicht  auf  die  Höhe  der  Löhne,  des  Zinsfusses  u.  s.  w. 
erfolgen.  Im  Ganzen  wohl  Anfangs  mehr  extensiver  Bahn- 
bau und  höhere  Bahnverwaltungskosten,  später  Ersparung 
an  letzteren  (Löhne!)  durch  technisch  vollkommenere  Aus- 
stattung der  Bahn. 

Die  starke  Lohnsteigerung  aui  Beginn  der  70  er  Jahre  in  Deutschland  hat  auch 
hier,  verbunden  mit  einer  kleinen  Ermässigung  des  Zinsfusses  u.  mit  technischen  Fon- 
schritten  (wohlfeiler  Herstellung  von  Stahl),  den  intensiveren  Bahnban  (z.  B.  bessere 
Schienen«  Stahlschicuen,  mehr  Eiseuvcrwend.  im  Oberbau,  Ucber-  u.  Dnterbrtlckangen 
bei  Kreuzungen  mit  Strassen,  statt  der  Kreuzung  im  Niveau,  SelbstschUessen  der 
Barrieren  mit  Schlagb&nmen  u.  s.  w.)  mauchfach  finanziell  zweckmässiger  gemacht, 
bes.  bei  gestiegener  Bahnfrequenz.  Die  Kosten  der  Bahnverwaltung  sind  diamals  in 
Deutschland  stark  gestiegen.  Sie  betrugen  1S74  bei  d.  preuss.  Staatsb.  p.  Kil.  2079, 
prenss.  Privatbahnen  unter  Staatsverwaltung  2502,  Pri?atb.  unter  eigener  Vcrwalt. 
1815,  im  Durchschn.  2011  Thlr..  1873  dsgl.  1934,  1872  1713  Thlr.,  also  mehr  1873 
gegen  1872  12*90,  1874  gegen  1873  3  98  V^-  Im  J.  1875  war  die  Ausg.  massiger: 
im  Durchschn.  1850  Thlr..  od.  gegen  1871  80 1  7^,  weniger.  1880/81  waren  die  Kosten 
d.  Bahnverwalt  bei  allen  deutscheu  Bahnen  p.  Kil.  4020  M.,  bei  d.  Staatsb.  allein 
4063  M.  oder  1340  u.  1354  Thlr.,  also  weniger  als  Mitte  der  70er  Jahre,  was  aber 
zum  Theil  aus  anderer  Verrechnung  zwischen  den  drei  Verwalt.zweigen  sich  erklären 
möchte. 

Abgesehen  von  diesem  vielleicht  finanziell  rathsamen  Wechsel 
im  ganzen  Bahnbausystem  ist  eine  selbständige  Ver- 
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minderuDg    der    Ausgaben    der    Bahnverwaltnng    in    erheb- 
lieberem  Maasse  schwer  möglich. 

Die  Verminderung  der  Zahl  der  Beamten  nnd  Angesteliten  würde  bei 
Hauptbahnen  grosser  Frequenz  und  Schnelligkeit  meist  nur  auf  Kosten  der  Sicher- 
heit geschehen,  was  im  Durchschnitt  wegen  öfterer,  Kosten  für  Entschädigung  und 
Material  henrorrufender  Unglücksfälle  nicht  einmal  immer  eine  Ersparnlss  wäre.  Mit 
der  steigenden  Frequenz  wird  sogar  die  Zahl  der  Beamten  wachsen  mOssen.  So 
wurde  z.  B.  1869  jede  Meile  der  Ostb.  il'O,  die  Niederschles.  21*7  Mal  täglich 
durchschn.  befahren,  das  Streckenpersonal  der  ersteren  war  p.  Meile  9' 3,  der  zweiten 
15*5,  das  Stationspersonal  bez.  4*3  u.  9*6  Mann.  Die  Gehalte  und  Löhne,  (in  Deutsch- 
land 1871  einige  Zeit  lang  ausserordentlich  gestiegen  —  eine  Hauptursache  der  Ver- 
theuerung  des  Betriebs  — )  gehen  in  längeren  Zeiträumen  eher  einer  Erhöhung  ent- 
gegen. Durch  Aemtercumulirung  kann  nur  eine  unerhebliche  Erspamng  ent- 
stehen, meist  gegen  das  sachliche  Interesse.  In  den  sachlichen  Ausgaben  lässt 
sich  durch  technisch  vollkommenere  Anlage  (z.  B.  bei  Schienen,  Brücken) 
sparen.  Dafür  gelten  die  erörterten  Principien  aber  extensiven  und  intensiven  Bahn- 
bau. Für  gewisse  kleinere  Beparaturarbeiteu  und  dabei  verwendete  Mate- 
rialien ist  endlich  aus  Ersparniflsrücksichten  ein  Prämien-  und  Tantiemesystem  für 
Ersparungen  an  Material  anwendbar,  einmal  bei  den  leitenden  Bahningenieuren,  theil- 
weise  auch  bei  dem  unteren  Personal.  Weber,  Schule,  2.  A,  Fr.  370.  —  Detail 
der  Bahnunterhaltungskosten  der  preuss.  Bahnen  in  d.  amtl.  Stat. 

§.  288.  —  3.  Die  Transportverwaltung.  Ihr  Gebiet 
ist  die  Ueberwachung  und  Besorgung  des  gesammten 
Transportdienstes  der  Bahn^  welcher  in  den  Personen- 
und  Güterverkehr  zerfällt 

Kurze  prägnante  Characteristik  d.  Functionen  d.  einzelnen  Organe  der  Trausport- 
verwaltung bei  Weber,  Fr.  341  ff.,  Schule  2.  A.  (3.  A.  S.  414  fl".). 

a)  Die  Organisation  der  Transportver waltnng  ist  wiederum 
nicht  ganz  gleichmässig.  Gewisse  Grnndzttge  ergeben  sich  aber 
aus  dem  Wesen  der  Sache  und  kehren  daher  ziemlich  überein- 
stimmend wieder.  An  der  Spitze  der  Oberleitung  und  Beaufsich- 
tigung des  Betriebs  steht  das  Betriebsdirectorium  oder  die 
Betriebsinspection,  deren  Functionen  mitunter  über  die 
Transportverwaltung  hinausgehen;  Behörden,  welche  daher  bis- 
weilen, neuerdings  nach  preussischem  Vorgang  bei  uns  regelmässig 
auch  zur  allgemeinen  Verwaltung  gestellt  werden.  In  der  Trans- 
portverwaltung wird  dann  der  executive  Betriebsdienstand 
die  Maschinen-,  Wagen-  und  Werkstättenverwaltung, 
daneben  auch  wohl  noch  die  Materialienverwaltung 
(Magazindienst)  unterschieden,  welche  mitunter  mit  der  Werk- 
stättenverwaltung verbunden  ist. 

a)  Der  executive  Betriebsdienst  zerfällt  in  den  Expeditionsdieust 
und  den  Fahrdienst.  Der  erstere,  welcher  an  die  Station  geknüpft  ist,  ist,  wenigstens 
an  den  grösseren  Stationen,  wieder  in  den  Dienst  für  den  Personenverkehr 
(incl.  Gepäck)  und  in  die  Guterexpedition  getrennt.  Das  zum  Expeditionsdienst 
gehörende  Personal  besteht  aus  Einnehmern  (Billctvcrkäufern,  Stationscassenrendanten). 
Gepäckexpedienten,  mitunter  noch  besonderen  Gepäckwiegeni,  dann  Gepäckträgern,  und 
etwaigem  Hulfspensonal  (Assistenten)  für  den  Personentransportdionst.  Zur  Guterexpedi- 
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tion  gehört  das  Personal  der  G Uterexpedienten.  Boden-,  Lade-  und  Wiegemeister  und 
das  nothwendige  Hlüfspersonal  für  Kasse,  Buchhaltung,  Beohnung  u.  s.  w.  Viele  ge- 
wöhnliche Werlnrerrichtungen  im  Gflterdienst  (Auf-  und  Abladen,  Wagenrangiren  etc.) 
erfolgen  im  Taglohn.  Das  gesammte  Gtttertransportweson  einer  Bahn  steht  mitunter 
noch  unter  einem  besonderen  Ober-Gttterverwalter.  Die  Üeberwachung  und  01>er- 
leitung  des  Expeditionsdiensts  fällt  dem  Bahnhofrorsteher  zu,  welcher  durch  Schirr- 
meister (Wagenmeister)  die  Zusammenstellung  der  Züge  besorgen  lässt 

Das  Fahrdienstpersonal  höherer  Ordnung  sind  die  Locomotivfülirer,  Zug- 
führer (Oberschaffner)  und  Packmeister,  dasjenige  niederer  Ordnung  die  Heizer, 
Schaffner ,  Zugschirrmeister,  Bremser,  deren  Dienst  mit  dem  der  Schaffner  mitunter 
?ereinigt  ist  An  dieses  Personal  schlicsst  sich  als  stehendes  Personal  auf  den  Sta- 
tionen far  den  Fahrdienst  dasjenige  der  Wagenputzer,  Schmierer,  Wagenmeister  (Schirr- 
meister, Wagenrevisoren)  u.  dgl.  m.,  bisweilen  auch  besonderer  Maschinenheizer  an. 
Dieses  Personal  oder  ein  Tbeil  desselben  wird  mitunter  auch  zum  Stationspersonal 
(Bahnverwaltung)  oder  zur  Wagenverwaltung  gerechnet. 

ß)   An   der  Spitze  des   Werkstättendiensts   (fUr  Keparaturen  des  Fabr- 
materials  u.  s.  w;)   stehen   Techniker,   sog.   Maschinen-   und  Obermaschinenmeister, 
welche   S^ichner  zur  Seite   haben;   unter  ihnen   Werkstättenvorsteher,   Werkmeister, 
Wagenmeister,    ausserdem    das    nothwendige    BuchhaJtungs-.   Rcchnungs-,    Kassen- 
personal u.  s.  w.    Die   meisten  Werkverrichtungen  geschehen  gegen  Tagelohn.    Auf 
grösseren  Stationen  bestehen  besondere  Magazine  verschiedenen  Cmfangs  fttr  die  erforder- 
lichen Betriebsmaterialien  unter  Materialienverwaltern,  unter  denen  Aufseher  etc.  fungiren. 
Beispiel  der  Organisat.  u.  der  Zahl  u.  Yertheilung  des  Transportverwaltungs- 
personals:   Prouss.    Ostb.    £zpeditionsdienst   (1870):     1    Obergttterverwalter, 
1  Eisenbahnsecr.,  16  Stationskassenrend.  u.  Einnehmer.  9  Gepäckexpedienten,  63  Gttter- 
expedienten,  56  Bodenmeister  (an  12  Haltestellen  sind  Weichensteller  %q^»  Remuncr. 
mit  dem  Billetverkauf  betraut).     Fahrdienst  135  LocomotivenfUhrer,  43  ZugfOhrer, 
44  Packmeister,   135  Heizer,  112  Schaffiier,  28  Schmierer.    Werkstättenbetrieb 
1  Obermaschinenmeister,  7  Maschinenmeister,  8  Zeichner,  7  Eisenbahnsecr^  32  Be- 
triebssecr.,  5  Werkstätten  verst.,  18  Werkmeister,  22  Wagenmeister ;  —  27  Maschinen- 
heizer (fehlen  bei  ander,  prenss.  Staatsb.),  8  Portiers,  10  Nachtwächter;  Material- 
verwaltnng  auf  d.  Strecke,  9  Materialverwaltcr  1.,  7  dsgl.  2.  Classe,  wozu  bei  and. 
pr.  Staatsb.   noch  Aufseher,    Wächter  u.  dgl.  treten.  —   Dir.bez.  Berlin  1883/84: 
Stationspersonal  s.  o.  S.  743.    Exp.personal,  14  Stat.kassenrendanten  a.  Guterexped.- 
vorsteher  (Geh.  2800  M.),   zus.  39,200  M.,    102  Stat.einnehmer  und  Guterexpedienteu 
(2175  M.  Geh.),  zus.  218,925  M.,    122  Lade-  u.  Bodenmeister  (1200  M.  Geh.),  zus. 
145,050  M.,  Fahrdienstpers.   588  Locom.fuhrer  (1500  M.  Geh.),  zus.  865,650  M., 
612  Loc.heizer  u.  dgl.  (1050  M.),   zus.  634,840  M.,   142  Zugführer  (1200  M.),  zus. 
170,400  M.,  196  Packmeister  (1020  M.),  zus.  199,155  M.,    391  Schaffner  (885  M.), 
zus.  343,350  M.,  330  Bremser  u.  Schmierer  (840  M.).  zus.  266,085  M.,  Werkstätt- 
verwalt.    8  Vorsteher  (2400  M.),   zus.  19,200  M.,    64  Werkmeister  (2175  M.),   zas. 
139,200   M.,    Material-   u.  Magaz.verwalt.,   6  Verwalter    1.  Gl.  (2400  M.),  zus. 
14,400  M.,  21  2.  Gl.  (1725  M.),   zus.  36,225  M.,  15  Mag.aufseher  (1125)  zus.  16,875 
u.   noch  einzelne  and.  Beamtenarten  (u.  A.  71  Nachtwächter  zu  600  M.,  143  Rangir- 
u.  Wagenmeister  zu  1 125  M.) 

Die  Organisation  einzelner  Zweige  der  Transportver- 
waltong  und  die  Zahl  des  Personals  in  denselben  hängt 
begreiflicher  Weise  von  der  Frequenz  der  Bahn,  besonders 
was  den  Fahr-  und  Werkstättendienst,  nnd  von  der  Be- 
deutung der  einzelnen  Stationen,  was  den  Expeditions- 
dienst anlangt,  wesentlich  mit  ab. 

Beispiele.  P.  Meile  Bahn  kamen  1869  in  d.  Trausportvorwaltung  vor  bei 
der  peuss.  Ostb.  7*0  Beamte  u.  Httlfsarbeiter ,  19*6  Arbeiter,  bei  der  nieder- 
schles.  221  u.  43*3,  westfäl.  12*6  u.  24*9,  Saarbr.  20*2  u.  30*9,  hannov.  11*9 
n.  23*1,  nass.  8'3  u.  13*2.  Dagegen  war  die  befOrd.  Bruttolast  auf  1  Meile  Bahn 
redncirt  bei  diesen  Bahnen  bez.  25*9,  510,   29*0,  37*7,  32*8  u.  20*3  Mill.  Gentner 
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(sog.  Centnenneilen,  Gewicht  der  Pers.,  Güter,  Wagen,  Locomot.  n.  Tender  zos.)  und 
die  Bruttoeinn.  p.  Meile  64,  101,  56,  104,  75  v.  4i)  Tausend  Thlr.  —  Bei  mmtst 
Lange  ?on  122  M.  der  Ostb.  q.  von  72  M.  der  niederschles.  (ind.  schles.  Gebirgsb.) 
(bez.  r.  1399  u.  562  Kil.  in  1874)  hatte  die  erste  u.  zweite  bez.  130  n.  167  (1S74 
227  Q.  227)  Locomotivfahrer,  130  u.  194  Heizer  (1874  Fenerleute  436  u.  507).  39 
u.  28  Zugführer  (1874  104  u.  49),  84  u.  54  Packmeister  (1874  76  u.  105),  101  u. 
223  (1874  241  u.  292)  Schaffner. 

Auf  kleinen  Stationen  und  bei  schwachem  Verkehr  können  manche  Arbeiten  von 
einem  Beamten  besorgt  werden,  die  sonst  getrennt  werden  müssen  (z.  B.  Billctveikaaf 
und  Gepäckezpedition,  beides  und  Güterexpedition). 

Einige  VerschiedeDheiten  in  der  Organisation  und  in  der  Zahl 
des  Personals  werden  im  Personenverkehr  anch  durch  das 
Billet-  und  Controlsystem,  im  Güterverkehr  durch  das 
Verladungssystem  bedingt,  in  beiden  endlich  durch  die  ob- 
waltende Rücksicht  auf  Betriebssicherheit  und  durch  den 
Zustand  der  Bahn,  wo  wieder  das  im  §.  280  hervorgehobene 
Moment  in  Betracht  kommt. 

Auch  wegen  dieser  Umstände  in  Deutschland  mehr  Fahrpersonal  auf  den 
Zügen,  wie  mehr  Streckenpersonal  auf  der  Bahn.  Hier  rechnete  man  nach  Weber 
Tor  einigen  Jahren  2 — 3  Personenwagen  auf  1  Schaffner  oder  Bremser,  5—8  Güter- 
wagen auf  1  Begleiter;  in  England  und  Frankreich  dagegen  auf  1  Personenzug  selten 
mehr  als  1  Obersch.  u.  1 — 2  Seh.  oder  Bremser.  Landessitten  thun  hier  auch  nel. 
Das  deutsche  Publicum  verlangt  jetzt  auch  mehr  Schaffner  u.  wOrde  das  französische 
Billetcontrolsystem  schwerlich  boTorzugen. 

Ueber  das  Billet-  u.  Gontrolsystem.  Wenn  die  Controle  und  Abnahme  der 
Personenbillete  nur  in  den  Wagen  erfolgt,  wie  fast  allgemein  in  Deutschland,  bedjjf 
es  unTermeidlich  mehr  Schaffner,  die  dann  wenigstens  in  den  Personenzügen  anch 
nicht  so  umfassend  als  Bremser  mit  beschäftigt  sein  können,  zumal  sie  oft  im  Fahren 
die  Billete  coupiren  müssen.  Anders  im  Ausland,  bes.  in  Frankreich,  wo  die  Bahn- 
höfe streng  abgesperrt  sind  a.  die  Hauptcontrole  der  Billete  beim  Eintritt  in  u.  Aus- 
tritt aus  dem  Bahnhof  erfolgt  Bei  der  BiUetexpedition  ergeben  sich  durch  das 
jetzige  System  der  zahllosen  Einzelbillete  für  Hunderte  von  Stationen,  für  verschiedene 
Wagenclassen,  Züge  u. s.  w.  grosse  Weitläufigkeiten ,  an  allen  Uauptstat  zumal,  für 
Stempelung,  Vcricauf  der  Billete,  Controle  der  Einnehmer.  Das  Edmondson*sche  Billet- 
system  (die  Kärtchen  mit  blosser  Angabe  von  Abgangs-  u.  Bestimmungsort.  Preis  u. 
Fahmummer  od.  Datum,  die  Kärtchen  werden  daon  von  den  SchaUhem  oder  Bahnhof- 
l)ortier8  gesammelt  u.  zur  Mitcontrole  abgeliefert),  das  auch  in  Deutschland  allmälig 
ganz  das  ältere  Zettelsystem  verdrängt  hat  u.  den  Vortheil  rascher  Stempelung  \jint 
Hülfe  bezugl.  Maschinen  schon  vor  längerer  Zeit  in  1  Stunde  bis  5000  Stuck,  jetzt 
wohl  noch  mehr)  bietet,  reicht  jetzt  immer  weniger  aus.  Eine  grosse  Vereinfachung 
des  BiUetwesens  gestattete  das  von  Per  rot  vorgeschlag.  einfache  Tarifsystem,  dessen 
Durchführung  nur  problematisch  ist  Aber  auch  bei  wesentL  Festhaltung,  wenn  auch 
einiger  Vereinfachung  des  heutigen  Personentarifsystems  sind  Reformen  in  dem  Billet- 
wesen  möglich,  vgl.  z.B.  den  Vorschlag  von  Scholtz  a  a.  0. ,  Weber,  Schule, 
3.  A.,  S.  420. 

Ueber  das  Verladungssystems,  die  Schriften  v.  Michaelis,  Perrot,  Scholtz, 
Dorn,  Cohn  u. a.  m.  Die  von  manchen  Seiten  gewünschte,  doch  unzulässige  Trennung 
des  Fahr-  u.  Frachtverkehrs  würde  den  Güterexpeditionsdienst  der  Bahnen  fast  ganz 
in  Wegfall  bringen,  da  hier  die  Befrachter  eintreten  würden.  Es  ist  wohl  möglich, 
dass  dadurch  auch  au  Arbeitskosten  im  Ganzen  einige  Ersparung  entsteht  wenn  auch 
keine  sehr  wesentliche.  Auch  die  Stellung  ganzer  Wagen  zur  Disposition  von  Be- 
frachtern, zum  belieb.  Vollladen,  die  Beförderung  von  Massengutem  in  Wagenladungen, 
welche  die  Befrachter  selbst  anfüllen,  haben  neben  anderen  Vortheilen  den,  der  &hn 
Arbeitskraft  zu  ersparen.  Bei  der  Stellung  eigener  Wagen  durch  die  Befrachter 
würden  sich  für  die  Bahn  selbst  im  Werkstättendienst  Ersparungen  ergeben.    Fraglich 
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bleibt  imr,  wie  weit  solche  Kefonnen  nach  der  ganzen  Technik  des  Bahnbetriebs  über- 
haupt durchführbar.  S.  fol.?.  Abschnitt.  Am  Meisten  Last  in  der  Expedition  macht 
der  StückgUterverkehr. 

Die  Aufgabe  ist  hier  offenbar,  diejenigen  Systeme  zu  wählen, 
welche  bei  aller  Sicherang  vor  Unterschleif  und  Verlust  in  volks- 
wirthschaftlicher  Hinsicht  günstig,  für  das  Publicum  möglichst 
bequem  und  für  die  Verwaltung  durch  Vereinfachung  des  Diensts, 
Ersparung  von  Arbeitskräften  u.  s.  w.  möglichst  wohlfeil  sind.  In 
beiden  Beziehungen  bleibt  noch  viel  zu  wünschen  übrig. 

b)  Die  Kosten  der  Transportverwaltung  bilden  der  Regel 
nach  den  bei  Weitem  stärksten  Posten  der  Betriebs- 
ausgaben, in  Deutschland  nahezu  zwei  Drittel,  früher 
etwas  unter,  dann  etwas  Über,  jetzt  wieder  annähernd  60  %,  mit 
Schwankungen  nach  Bahnverwaltungen  von  ca.  50  —  75%.  Eine 
Ersparung  an  ihnen  fällt  daher  für  den  Reinertrag  und 
für  die  Möglichkeit  der  Tarifreductionen  gewöhnlich  am 
Schwersten  ins  Gewicht.  Sie  ist  aber  auch  in  grösserem 
Umfange  möglich,  alß  in  den  beiden  anderen  Verwaltungszweigen. 

Bei  d!  deutschen  Bahnen  1880—81  Transp.verwalt.  v.  Gesammtaosg.  bei  d.  Staatsb. 
60-76,  bei  d.  cigensrerwait  Priv.b.  56-47.    Preuss.  Staatsb.  nach  Et.  f.  1883/84  6M%. 

Auch  die  Ausgaben  der  Transportverwaltung  sind  theils  per- 
sönliche, Besoldung  u.  s.  w.  der  Beamten,  theils  sachliche, 
bei  letzteren  einschliesslich  grosser  Summen  von  Taglohn  für 
niedere  Werkverrichtungen. 

Die  sachlichen  Ausgaben  (incl.  TagelOhne  u.  dgl.)  überwiegen  bei  der  Transport- 
?erwaltong  die  persönlichen  noch  st&rker  als  bei  der  Bahnrerwaltung.  Sie  zerfallen  in 
die  unmittelbaren  Kosten  der  Zugkraft  (Feuerung:  der  Locomotiren,  Schmieren  und 
Putzen  der  Maschinen  und  Tender),  der  Züge  (Schmieren  und  Reinigen  der  Wagen, 
Beleuchtung  der  Züge,  Güterverladung);  in  die  Keparaturkosten  der  Fahrzeuge;  in 
ilie  zu  einem  Theil  mitunter  aus  den  laufenden  Betriebseinnahmen  erfolgende  Er- 
gänzung der  Transportmittel,  also  Neu  beschaff  ung  (nicht  nur  Ersatz)  solcher, 
▼eiche  indessen  vielleicht  richtiger  von  den  laufenden  Ausgaben  ganz  ausgeschlossen 
u.  besonders  verrechnet  wird;  ferner  in  die  Ausgaben  für  Heizung  und  Reinigung 
der  Betriebslocalitäten;  für  Wagenmiethe  an  fremde  Bahnen;  für  Ent- 
schädigungen im  Personen-  und  Güterverkehr;  für  Drucksachen  und  Bureau- 
bedürfnisse u.  a.  Diversa.  Diese  sachlichen  Ausgaben  lassen  sich  wieder  mit 
denjenigen  persönlichen  Ausgaben,  welche  sich  an  die  einzelnen  Zweige  knüpfen, 
zusammenfassen,  was  für  einzelne  Puncto  ein  richtigeres  Bild  gewährt. 

Beispiel.  Preuss.  Ostb.  Ausg.  f.  ges.  Transportverw.  1869  2131  (1874 
6595)  Tausend,  wovon  auf  Besoldung  etc.  496  (1505),  sachl.  Ausgaben  1635  (5090) 
Tausend,  mit  Ausschluss  der  Ergänz,  d.  Betriebsmittel  1435  (4326)  von  i.  G.  1931 
(5831),  oder  pers.  A.  25*77«  (25'8)  n.  sachl.  Ausg.  74*3  7«  174-2),  neml.  Feuerung  d- 
Locomot.  315  (1171),  Schmieren  d  Masch.  u.  Tender  24  (58),  Putzen  dsgl.  53  (128), 
Schmieren  d.  Wagen  17  (136),  Reinigen  10  (25),  Beleuchtung  d.  Züge  17  (56),  Güter- 
verlad.  71  (195),  sonst.  Kosten  102  (249),  i.G.  Kosten  der  Zugkraft  u.  der  Züge  609 
(2018);  Reparaturkosten  485  (1087),  Loc.  u.  Tender  282  (606),  Personenwag.  62  (150), 
Lastw.  138  (311),  and.  i  (20);  Heiz.  u.  Reinig,  d.  Betriebsioc.  81  (122),  Wagenmiethe 
143  (271),  Entschäd.  im  Güterverk.  25  (35),  Drucksachen,  Bureaubed.  31  (88),  Sonstiges 
62  (705)  Tausend  Thlr.    Bei  d.  niederschles.  B.  ist  d.  Yerhältniss  d.  pers.  zu  den 
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sachlichen  Ausg.  (excl.  neue  Transportmittel)  in  1869  16*5  u.  SS'öVo«  bei  der  hanno?. 
28*7  0.  76*3,  s&chs.  Staatsb.  18*4  n.  82'«,  baier.  80  5  u.  69*5,  würt  299  u.  701, 
bad.  84*1  u.  65  9  %•  Ganz  gleichmäss.  Vertheilung  der  Ausgaben  erfolgt  auch  hier 
nicht.  Nicht  unwesentlich  verschieden  stellen  sich  unter  dem  Einfluss  der  Frequenz- 
Verhältnisse  auch  die  Reparatnrkosten  der  einzelnen  Arten  Fahrzeuge ,  z.  B.  1869 
(u.  1874)  bei  d.  niederschl.  B.  weniger  als  bei  d.  Ostbahn  für  Locom.  u.  Tender 
1206  :  282  u.  428  :  606),  etwas  mehr  für  Personenwagen  (66  :  62),  erheblich  mehr 
für  Lastwagen  (250  :  138  Tausend;  Kohlenverkehr  u.  s.  w.  auf  der  ersteren;  1874  bei 
beiden  Wageoarten  476  :  461).  Gegen  Tagelohn  erfolgten  Werkverrichtuugen  i.  d. 
Transportverw.  bei  d.  Ostbahn  1869  für  472,  niederschl.  für  328,  hannov.  535,  s^chs. 
215,  wart  275  Tausend  Thlr.  Dir.Bez.  Berlin  1883/84  sachl.  Ausgaben  d.  Transp.- 
verw.:  allgem.  1,226,032  M.  Kosten  der  Zügo  3,455,000  M.,  Unterhalt,  d.  Betriebs- 
mittel 4,794,000,  Erneuerung  derselben  3,043,000,  Benutzung  fremder  Bahnanlagen 
275,670  M.,  Miethe  fremder  Wagen  u.  Leihgeld  1,575,000  M.  —  Bei  d.  deutschen 
B.  1880/81  bei  Staatsb.  u.  bei  eigensverwalt  Priv.bahnen  bez.  persönL  Ausg.  d. 
Transp.verwalt  34*12  u.  29*53  (nemL  äusserer  Bahnhofsdienst  11*58  u.  9*79,  Ezped.- 
dienst  7*13  u.  6*93,  Zugbegleitdienst  6*82  u.  5*52,  Zugf^id.dienst  8*59  n.  7*23%), 
sachl.  Ausg.,  neml.  allgem.  Kosten  d.  Transp.verw.,  2*90  u.  3*01,  Bahntransport  20*24 
u.  1815,  Kosten  d.  Benutz,  fremder  Ankigen  U.Betriebsmittel  4*68  u.  5*10,  zus.  27*82 
u.  26*26  ^/u  von  allen  Betriebsausgaben.  Nach  dieser  Statist  Berechnung  wären  die 
sachl.  Ausgaben  bei  der  Transp. Verwaltung  nicht  nur  nicht  grösser,  sondern  etwas 
kleiner  als  die  persönlichen.  Diese  Abweichung  von  d.  früheren  Daten  u.  der  damals 
abgeleiteten  Regel  muss  sich  aus  Veränderungen  der  Rnbricirung  der  einzelnen  Posten 
erklären. 

Besonders  wichtig  sind  die  so  gebildeten  Kosten  des  eigent- 
lichen Fahrdienstes  und  unter  diesen  wieder  diejenigen  der 
Zugkraft. 

£in  Theil  dieser  Kosten,  besonders  für  die  Besoldung  des  Fahrpersonals  auf 
den  Ztlgen  —  zahlreicheres  Aufsichtspersonal  bei  unvollkommenerem  Bau  und  Fahr- 
OAterial  — ,  für  Reparaturkosten  der  Locomotiven,  Tender,  Wagen  —  etwas  leichterer, 
technisch  unvollkommenerer  Bau  der  Fahrzeuge  bei  leichtem  Bahnbau  — ,  auch 
gelegentlich  fUr  Miethe  fremder  Wagen  —  Ersparung  an  Kapital  ftlr  Betriebsmittel, 
also  an  stehendem  Kapital,  Seitens  einer  ärmeren  und  einfacheren  Bahn  (sonst  hängt 
die  Benutzung  fremder  Wagen  wcsentl.  von  d.  geogr.  Lage,  Durchführverkehr  einer 
Bahn,  Grösse  der  letzteren  ab;  daher  meist  verhältnissmässig  grossere  Benutzung 
fremder  Wagen  bei  den  Privatbahnen ;  bei  den  Staatsb.  war  sie  früher  bei  d.  nieder- 
schles.,  hannov.,  westfäl.,  sächs.,  bad.  gross,  bei  d.  and.  bedeutend  kleiner,  bes.  d. 
wtkrt.,  baier.,  nass.  Seit  den  grossen  Yerstaatlichungen  wird  dieser  Ausgabeposten 
bei  d.  Staatsb.  natürlich  viel  kleiner);  —  für  Entschädigungen  bei  UnfUlen  hängt 
wieder  mit  den  in  §.  280  besprochenen  Principien  in  Betreff  der  Bahnanlage 
zusammen:  bei  dem  intensiven  Systeme  wird  dieser  Kostenbetrag  kleiner  als  bei 
dem  extensiven,  daher  z.B.  in  England  kleiner  als  in  Deutschland  sein.  Erspa- 
rungeu  an  diesen  Kosten  hängen  also  unter  Umständen  von  dem  Uebergang  zu 
vollkommenerem  Bahnbau  und  Fahrmaterial  ab,  wofür  das  oben  Entwidcelte 
gilt  Ein  weiterer  Theil  der  Koston  ergiebt  sich  aus  der  Zahl  des  Fahrdienstpersonals, 
wofür  Sichcrheitsrücksichten ,  gesetzliche  Vorschriften  mit  massgebend  sind,  aus  der 
Hohe  der  Besoldungen,  der  Preise  des  Brcnnstofis  u.  s.  w.,  worüber  allgemeine  Landes- 
und Zeitverhältnisse  entscheiden,  endlich  aus  dem  mehr  oder  weniger  sparsamen  Yer* 
brauch  von  Brennstoff,  Oel,  Schmier-  und  Putzmaterial  u. s.  w..  wo  sich  ein  ratio- 
nelles System  von  Kokes-,  Oelprämien  u.s.  w.  vortheilhaft  erwiesen  hat 

Die  Kosten  der  Zugkraft  (Besoid.  u.  Lohne  d.  Maschinenmeist,  Locomotiven - 
führer,  Heizer,  Prämien,  Reisegelder,  Arbeitslöhne.  Beparaturkosten  d.  Loo.,  Tender, 
Werkstättenbetiieb,  Repar.  d.  Wasserst.,  Brennst.  Schmier-  u.  Putzmat.)  betrugen  in 
Preussen  bei  allen  Bahnen  1858  29*6,  1809  25*4Vo  sämmtl  Betriebs-,  47*8  und 
41-37o  tier  Transportausg.;  bei  d.  Staatsb.  1869  27*6  von  allen,  45*8 %  ^-  letzterer 
Ausg.  Auf  Brennstoff  kam  ein  Drittel  der  Ausg.  der  Zugkraft.  Durch  die  neuer- 
lichen Verschiebungen   der  Preise  d.  Lohne  haben  sich  diese  Quoten  verändert,   vor- 
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übergehend  bes.  stark  darch  das  abnorme  Steigen  der  Koblenpreise  im  Anf.  d.  70er 
Jahre.  —  Auf  d.  preuss.  Staatsb.  war  1874  d.  Ausg.  f.  Transportrerwalt  im  Ganzen 
p.  Kil.  5241,  Privatb,  in  Staatsverw.  5287,  Pri^atb.  in  eigener  Verwalt.  3929,  im 
Dnrchschn.  4522  Thlr.,  gegen  4241  ThJr.  in  1873,  3704  Thlr.  in  1872.  Zunahme 
1871  gegen  1870  1138,  1872  gegen  1871  16-04,  1873  gegen  1872  14-50,  1874  gegen 
1873  6*39  7o*  ^  ^'  1^'^  ^^^^  <^i^^  Ausgaben  absolut  u.  relativ  gefallen,  im  Durch- 
schnitt 3914  Thlr.,  also  gegen  1874  13-45%  w^eniger.  Nach  d.  deutschen  Statist, 
r.  1880/81  bei  allen  Bahnen  p.  Kil.  8654,  bei  d.  Staatsb.  allein  8761  M.  Kosten  d. 
Transp.verv. ,  oder  2885  u.  2920  Thlr.,  also  wieder  erhebl.  weniger  als  vor  einigen 
Jahren,  trotz  einer  f.  d.  Transportrerwalt.  wohl  im  Ganzen  eher  ungünstigeren  Vor- 
buchung. —  Geber  die  Yortheile  des  Prämiensystems,  das  jetzt  weit  Torbreitet  ist  für 
einen  unter  einem  gew.  Max.  bleibenden  Verbrauch  an  Brennstoff,  Oel  u.  s.  w.  s. 
Perrot,  Eisenbahnref. ,  S.  152  tf.,  157  tf.  Ersparung  bei  der  Rhein.  B.  wes.  mit 
durch  Schmierprämien  in  2  Jahren  32,000  Thlr.  (Verbrauch  bei  7'/«  MiU.  Achs- 
meUen  1862  29,000,  bei  9%  Mill.  1869  5723  Thlr.!).  S.  auch  unten.  Weber, 
Schule,  3.  A.,  S.  457.  Die  LocomotivfOhrer  beziehen  in  Deutschland  350 — 900  Thlr. 
fest,  ebensoTiel  u.  mehr  au  Prämien,  die  Feuerleute  250  —  500  u.  bez.  50  — 100 
Piiimien.  Neuerdings  hat  man  aber  auch  Bedenken  gegen  d.  Präniiensystem  erhoben 
u.  es  dem  Vernehmen  nach  moditiciren  noUen. 

§.  289.  —  c)  Die  Gewichtsmasse  des  Transports. 
Todtes  und  ntltzliches  Gewicht. 

Im  Uebrigen  wird  die  Höhe  der  Fabrdienstkosten 
wesentlich  mit  bestimmt  dnrch  die  Gewichtsmasse,  welche 
auf  den  Eisenbahnen  bewegt  .wird.  Namentlich  ist  diese 
Gewichtsmasse  fUr  die  Kosten  der  Zugkraft,  der  Züge,  der 
Reparatur  und,  innerhalb  gewisser  Grenzen,  auch  für  die  Zahl 
des  Fahrdienstpersonals,  also  fUr  die  Besoldungssumme  ent- 
scheidend. Die  Ztige  verlangen  fast  das  gleiche  Dienstpersonal, 
mögen  die  Wagen  voll  oder  leer  sein. 

Die  hierher  gehörigen  Lehren  gelten  fUr  alles  Transportwesen,  Terlangen  nur  bei 
ih'v  Eisenbahn  aus  technischen  Gründen  wieder  besondere  Beachtung. 

Die  zu  bewegende  Gewichtsmasse  zerfällt  bei  der  Eisenbahn 
wie  bei  jeder  Transportleistung  in  das  sog.  todte  und  nützliche 
Gewicht.  Letzteres  begreift  die  Gegenstände,  deren  Bewegung 
Zweck  der  ganzen  Transportleistung  ist,  welche  daher  der  Trans- 
portuntemehmung  den  Ertrag  geben:  bei  den  Eisenbahnen  mithin 
die  Personen  (Passagiere)  und  die  Güter.  Das  todte  Ge- 
wicht umfasst  die  Transportmittel,  mittelst  deren  die  Bef[5rderung 
des  nützlichen  Gewichts  bewerkstelligt  wird:  bei  den  Eisenbahnen 
also  das  Eigengewicht  der  Fahrzeuge,  wie  Locomotiven,  Tender, 
Wagen,  deren  nothwendigen  Bedarf  an  Brennstoff,  Wasser,  diversem 
Geräthe  und  Geschirr  u.  s.  w.,  femer  das  Zugpersonal. 

Das  zu  erstrebende  Ziel  ist  nun  bei  jeder  Transportanstalt 
eine  möglichst  günstige  Gestaltung  des  Verhältnisses 
des  todten  zum  nützlichen  Gewicht,  oder  wenn  diese 
Forderung  in  ihre  drei  einzelnen  Theile  zerlegt  wird:  erstens  ein 
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möglichst  geringer  absoluter  Betrag  des  todten  Ge- 
wichts, also  namentlich  des  Eigengewichts  der  Wagen  n.  s.  w.; 
zweitens  eine  möglichst  starke  Ladungsfähigkeit  der 
Wagen,  absolut  und  im  Verbältniss  zum  todten  Gewicht;  drit- 
tens eine  möglichst  grosse  wirkliche  Belastung  der 
Wagen  durch  das  nützliche  Gewicht  oder  eine  dem  entsprechende 
Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit.  Je  günstiger  diese  drei 
Puncte  sich  stellen,  desto  höher  der  Reinertrag,  auch  bei 
gleicher  Bruttoeinnahme,  desto  grösser  femer  der  Spiel- 
raum für  Tarifreductionen,  selbst  bei  gleichem  Fracht- 
quantnm,  und  desto  leichter  möglich  eine  höhere  Brutto- 
einnahme ganz  ohne  oder  ohne  entsprechende  Kosten- 
steigerung. 

Bei  den  Eisenbahnen  ist  das  Streben  nach  jenem  Ziel  begreif- 
licher Weise  ganz  besondera  wichtig,  aber  seiner  Erfüllung  stehen 
auch  eigenthümliche  Schwierigkeiten  in  den  technischen  Bedingungen 
des  Eisenbahnbetriebs,  namentlich  bei  „eisenbahnmässiger''  Schnellig- 
keit des  Transports,  entgegen. 

S.  im  Allg;.  Weber's  Schole,  3.  A.,  Kap.  9  —  11.  u.  d.  g^en.  Schiiflen  über 
lodividualis.  d.  Bahnen  u.  Secondärbahnen.  Das  Ges.  der  Extensint&t  gilt  in  gewissen 
F&Uen  auch  bei  dem  Fahrmaterial,  was  mir  Weber  bei  seinem  Verlangen  nach 
Generalisiraug  in  demselben  nicht  ganz  genügend  zu  beachten  scheint 

a)  Das  Eigengwicht  der  Wagen,  einschliesslich  der 
Locomotiven  und  Tender,  ist  aus  technischen  Gründen  ein 
ganz  enormes. 

Noth wendig  vorwaltende  Verwendung  von  Eisen  in  grossen  Massen;  Notbwendig- 
keit  solidester  Constmction ,  was  vielfach  wieder  starke  Eisen  Verwendung  bedingt; 
Erfordemiss  einer  erheblichen  Schwere,  um  einen  entsprechenden  Dmck  auch  der 
leeren  Wagen  auf  die  Schienen  auszuüben  und  eine  genttgende  TragflUiigkeit  und 
Widerstandsfähigkeit  bei  schneller  Bewegung  beladener  Wagen  zu  bieten  u.  dgL  m. 

Es  lässt  sich  in  diesem  Eigengewicht  durch  Fortschritte 
der  Technik  eine  Verminderung  erzielen,  aber  die  Grenzen  dieser 
Fortschritte  scheinen  eng  gezogen  zu  sein.  Ja,  die  Anforderungen, 
welche  bei  entwickelterem  Verkehr  in  Betreff  des  Fahrmaterials 
stärker  hervortreten,  nemlich  grössere  Tragfähigkeit  der  Wagen, 
grössere  Dampf  kraft  der  Locomotiven,  rascheres  Fahren, 
seltenere  Reparaturen,  damit  das  Material  beständiger  im  Dienst 
sein  kann  u.  s.  w.,  lassen  sich  theilweise  gerade  nur  mit  Hülfe 
gleichzeitiger  Erhöhung  des  Eigengewichts  erfüllen, 
theilweise  verhindern  sie  wenigstens,  dass  das  Eigengewicht  in 
demjenigen  Maasse  vermindert  wird,  wie  es  bei  gleichbleibenden 
Anforderungen  obiger  Art  möglich  wäre. 
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Beispiele  aus  d.  preuss.  Eisenbahnstatistik.  Durclischnittsgewicbt  eiueä  preusd. 
Personenwagens  p.  Achse  1859  59*6,  progress.  Zunahme,  1869  71*7,  1875  82*2, 
p.  Platz  3'5,  3*9  u.  4*24  Centner;  Kosten  der  Neubeschaffang  (also  zu  verzins.  Kap.) 
p.  Achse  1859  962,  1869  1018,  1S75  1103  Thlr.,  p.  Platz  56-6.  54-7  u.  56*8  Thlr. 
(rorttbergeh.  YerminderuDg ,  welche  sich  aus  verhältnissmäss.  stärkerer  Zunahme  der 
Wagen  4.  Gl.  erklärt).  Bei  Staats-  u.  Privatb.  gleiches  Gewicht,  bei  einzelnen  Bahnen 
erhebl.  Unterschied:  bei  neuen  Bahnen  grösseres  Gewicht  (z.B.  1869  Bebra -Uan. 
81-6  C.  p.  Achse,  4'4  p.  Platz,  Ostb.  1875  bez.  901  u.  4*54  Centn.),  was  offenbar 
mit  soliderer  erster  Bauart  u.  grösseren  Anforder.  au  die  Leistung  u.  Ausdauer  der 
Wagen  zusammenhängt.  —  Dorchschuittsgew.  eines  Gepäckwagens  p.  Achse  1859 
59-3.  1869  72*8,  1875  79*8  Ceutner  (Min.  1869  nach  Bahndorchschn.  55,  Max.  85  C, 
1875  bez.  62-1  u.  99-7),  eines  bedeckten  Güterw.  54*4.  61*6  u.  658  (Min.  1869 
53*1,  Max.  70*2,  Entw.  wie  bei  Personenw.,  1875  bez.  375  u.  74*8),  eines  offenen 
Güterw.  43-2,  496  u.  58-4  (Min.  1869  36*8,  Max.  58*7,  1875  bez.  35  u.  63'5). 
Dorchschnittskosten  sämmtl.  Güterw.  p.  Achse  1859  486,  1865  496,  1869  (incl.  neue 
Prov.)  492,  1875  500;  in  dieser  Stabilität  des  Preises  bei  grösserem  Eigengew.  und 
Ladungsfähigkeit  (s.  unter  8)  zeigt  sich  der  Einfiuss  den  techn.  Fortschr.  u.  der 
Concurr.  der  Wagen bauanstalten.  —  Die  Locomotiven  hatten  1859  im  D.  221,  1869 
.'lOO,  1ST5  275  Pferdekraft,  das  grösste  Eigengewicht  einer  Loc.  mit  Feuer  und  Wasser 
war  1859  650,  1869  900,  1S75  856  Centner.  Das  Gewicht  von  Wasser  und  Kohlen 
beträgt  50 — 100  Centner  u.  darüber;  bei  rascherem  Fahren  u.  seltenerem  Aufenthalt 
(SchnellzQge)  muss  dies  Gewicht  natürlich  auch  steigen  Die  Zahl  der  von  einer 
Locom.  durchschnittl.  durchlaufenen  Nntzmeilen  war  1859  2395,  1865  2882,  1873 
20,313  Nutzkil.  (2708  Meil.).  1875  18,797  (2506  Meil.).  eine  Steigerung,  die  wieder 
bessere  Arbeit  voraussetzen  wird.  (Die  neuerl.  Abnahme  wohl  v  Zutritt  neuer  schwach 
frequent.  Bahnen  zu  erklären.)  —  Nach  d.  deutschen  Bahustat.  f.  18h0/81  Eigengew. 
v.  Locom.  0.  Tender  bei  allen  Bahnen  4008  Tonn.,  Dci  d.  Staatsb.  allein  39.73  T. 
Personenwagen  p.  Achse  4*21  Tonn.  (842  C/entn.)  bt:i  allen  u.  auch  bei  d.  Staatsb. 
jipec,  Gepäckwagen  dsgl.  409  u.  4-08,  bedeckter  Güterw.  3*29  u.  328,  oHener  2*72 
u.  2*68  Tonn.  Durchschn.kosten  f.  1  Locom.  auf  allen  Bahnen  50.623  M.,  f.  1  Pers.- 
wagen  p.  Stück  7508,  p.  Achse  3298,  1  Güterw.  p.  Stück  2967.  p.  Achse  1455  M. 
Seit  1875  also  keine  wesentl.  Aenderung,  aber  doch  steigende  Kichtung  des  Gewichts. 

ß)  Die  Stärke  der  Ladungsfähigkeit  und  ihr  Verhält-  ^ 
niss  zum  Eigengewicht  der  Wagen  lassen  sich  zwar  auch 
verbessern,  aber  jedenfalls  in  nicht  sehr  weiten  Grenzen,  wie  sich 
aus  dem  Ebengesagten  schon  ergiebt.  Auch  hierüber  entscheiden 
technische  Momente,  sowohl  in  Betreff  der  einzelnen  Personen-  und 
Güterwagen,  als  der  ganzen  Züge,  das  Locomotiven-  und  Tender- 
gewicht hier  zum  todten  Gewicht  geschlagen. 

Die  Ladungsfähigkeit  der  Guterwagen  ist  erheblich  gestiegen  u.  stärker  ab 
die  Tragfähigkeit.  —  der  Ilauptfortschritt.  Die  folg.  Zalilen  stehen  etwas  unt.  d. 
Einfiuss  der  Einrechn.  der  Bahnen  d.  neuen  Prov.,  die  wirklich  zu  vergleichenden 
sind  eigentlich  ein  klein  wenig  ungünstiger.  Gepäckwagen  allerdiugb  Ladungs- 
fthigkeit  p.  Aclise  1859  456,  1869  53*3  Centn.,  Zunahme  16-97o,  dsgl.  des  Eigengew. 
22-77«,  1873  Ladungsfähigk.  p.  Achse  56*7,  1875  5:^*6,  also  Gleichbleiben  d.  Ladungs- 
fähigk.  bei  Zunahme  d.  Gewichts;  —  aber  bedeckte  Güterw.  1859  u.  1869  Ladf. 
54-3  u.  79-1  Centn.  Zun.  45-67ü,  dsgl-  <Jes  eig.  Gew.  nur  13*67o^  18^5  Ladf.  90-2, 
Zuä.  seit  1869  1407o,  wälirend  d.  eig.  Gew.  sich  um  6-87o  crhöhete;  —  off.  Güterw. 
Ladf.  1859  u.  1S69  64-6  u.  89-6  C,  Zun.  7„  387,  dbgl.  d.  eig.  Gew.  14-87o;  1875 
Ladf.  97  C,  Zun.  seit  1869  7*6  7«,  Zun.  d.  Eigengew.  57o.  Während  noch  Ende 
der  50  er  Jahre  ein  off.  Güterwagen  bloss  eine  Ladungsfähigkeit  von  c.  1507u  seines 
eig.  Gew.  hatte  (genau  1497o)*  batte  er  1869  fast  die  doppelte  (gen.  181 7o^*'  ^^i  ^^n 
bedeckten  Güterw.  war  dasselbe  Verhältniss  damals  knapp  10ü7o,  1^69  1287o.  1875 
hatte  d.  off.  Güterwagen  1827o  seines  Gew.  Ladf.,  d.  bedeckte  1377u-  Immerhin 
wog  auch  um  1869  noch  ein  Güterzug  von  20  Aclisen  bedeckter,  30  A.  oft".  Güterw., 
mit    1  Loc.   u.  Tender  durchschn.  c.  3900  Centner,   bei  einer  Ladungsfähigk.  von  c. 
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4300  C,  also  ein  Yerh.  von  0*91  :  1  des  todten  zam  nUtzUchea  Geiricht  bei  voller 
Ladung,  die  kaum  rorkommt;  dagegen  von  2*21  :  1  bei  der  preuss.  IhirchBchmtts- 
belastang  v.  41^0*  —  ^^^  ^^^  Personenwagen  ist  natiirlich  das  Verhältniss  des 
Eigen-  ziiui  nützl.  Gew.  viel  ungünstiger  n.  wie  aus  den  Daten  bei  a)  hervoig^'ht, 
neuerdings  noch  ungünstiger  geworden.  Eine  Achse  trug  1859  Personengewicht 
(iVi  C.  a.  d.  Pew.)  25*5.  1869  2775  (Raumerepar.  bei  3.  u.  4.  Classe),  d.h.  bez. 
42*8  u.  38*7  7u  ^^^  jeweil.  Eigengewichts.  Ein  Personenzug  von  30  Achsen  wiegt 
mit  Loc.  u.  s.  w.  c.  3200  Centner,  die  Poisonen  in  ihm  durchschn.  S30  C,  also  todtes 
zum  ntttzl.  Gew.  wie  3'85  :  1,  bei  d.  preuss.  Durchschnittsbesetzung  von  bloss  26*3  "/q 
der  Plätze  aber  gar  wie  14*7  :  1,  d.h.  um  einen  Menschen  zu  befördern,  muss  man 
i.D.  fast  das  15 fache  seines  Gewichts  mitschleppen!  Im  J.  1869  beförderten  die 
preuss.  Bahnen  ein  ntttzl.  Gewicht  von  fast  11  Milliarden  Centn.  1  Meile  weit,  zu 
welchem  Zweck  aber  30  Milliarden  Centn,  todtes  Gewicht  mitgeschleppt  wurden.  — 
Nach  d.  deutschen  Eisenb-statist  f.  1 880/81  war  die  Ladefähigkeit  (Tiagfahigk.)  dnes 
Gep&ckwagens  bei  allen  Bahnen  2*72.  bei  d.  Staatsb.  allein  2*51  Tonnen  oder  66*5  a. 
61*5  7o  d^  Eigengewichts,  bei  d.  bedeckten  Guterw.  4*57  u.  4*58  Tonnen  oder  137  u. 
1407o  ^^  Eigengewichts,  bei  d.  offenen  Gttterw.  4*81  Tonn.,  in  beiden  Fällen  aber 
177  u.  178Vo  ^68  Eigengew.  Die  Ladefähigkeit  scheint  danach  auch  neuerdings  noch 
grosser,  aber  das  Yerhältniss  zwischen  ihr  u.  dem  Eigengewicht  nicht  besser  geworden 
zu  sein. 

/)  Die  Ansnntzung  der  LaduDgstähigkeit  hängt  dagegen 
vornehmlich  von  gesellschaftlichen  und  wirthschaftlichen 
Umständen  ab.  Hier  bieten  sich  wegen  der  Verschiedenheit 
der  Gesellschaftsklassen  der  Reisenden  und  der  ver- 
schiedenen Voluminosität  und  Schwere  und  des  ver- 
schiedenen Werths  der  Ottter,  femer  wegen  der  verschie- 
denen natürlichen  Richtungen  des  Güterverkehrs  im  Ganzen 
und  in  seinen  Hauptarten,  wegen  der  verschiedenen  Zeiten 
im  Jahre,  in  denen  sich  Personen  und  Güter  naturgemäss  vor- 
nehmlich auf  den  Bahnen  bewegen  und  wegen  des  oft  unvermeid- 
lichen längeren  Leerstehens  der  Wagen  auf  den  Stationen, 
eigenthümliche  Schwierigkeiten,  welche  die  Erreichung  des  Ideals, 
d.  h.  der  vollständigen  Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit 
hindern.  In  dieser  Hinsicht  muss  man  sich  vor  Illusionen  hüten. 
Aber  die  Weiterentwickelung  des  Verkehrs  selbst  führt 
doch  zu  einer  Annäherung  an  das  Ziel.  Ferner  kann  die 
EisenbahnverwaltUDg  dazu  selbst  mächtig  beitragen  dnrch 
eine  richtige  Tarifpolitik,  durch  welche  sie  einen  gar  nicht 
existirenden  Verkehr  erst  hervorruft  und  einen  ihr  sonst 
entgehenden  an  sich  zieht.  Sonst  wird  die  Ladungsfähigkeit 
der  Wagen  nur  zu  einem  geringen  Theile  ausgenutzt  bleiben,  was 
gegenwärtig  bei  uns  noch  sehr  zu  beklagen  und  wenigstens  doch 
in  Etwas  noch  zu  vermindern  möglich  ist.  Das  Verhältniss  zwischen 
todtem  und  nützlichem  Gewicht  ist  solange  noch  viel  ungünstiger, 
als  es  nach  der  Natur  der  Eisenbahnen  ohnehin  bleibend  wird 
sein  müssen  oder  m.  a.  W.  der  Betrieb  bleibt  zu  theaer,  die 
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Bente  za  klein,  wenigstens  theilweise  deshalb,  weil  der 
Tarif  zu  hoch  ist  Demgemäss  sind  vor  allen  an  die  Staats- 
bahnen wichtige  Anforderungen  fUr  die  Tarif politik  zn  stellen, 
ebensosehr  im  volkswii-thschaftlichen  als  im  finanziellen  Interesse. 

Einfloss  der  C lassen  aaf  Ausnutzung  der  Ladefähigkeit.  Die  Hauptclassen 
der  Güter,  die  Rohproducte  des  Acker-,  Forst-«  Bergbaus,  die  Baumaterialien,  DUng- 
Stoffe,  die  fremden  Verzehmngs-  u.  Geverksstoffe  (Golonialwaaren,  Baumwolle,  Fabrik- 
Stoffe  u.  s.  IT.),  die  Fabrikate  n.  s.  w.  verlangen  verschiedene  Räume,  verschiedenen 
Schatz,  aÜBo  th.  bedeckte,  th.  offene  u.  sonst  verschiedene  Wagen,  verschiedene 
Schnelligkeit  des  Transports,  was  alles  wieder  die  Ausnutzung  der  Wagen  erschwert 
u.  indirect  das  todte  Gewicht  vergrOssert.  —  Aehnliches  gilt  vom  Wagend assen- 
system  des  Personenverkehrs. 

Einfluss  der  Verkehrsrichtungen.  FQr  die  Wagen,  welche  Getreide  aus 
dem  Binnenland  zum  Export  nach  den  Seehäfen,  Kohlen  aus  den  Bergwerksgegenden 
nach  den  Industriesitzen  bringen,  fehlt  die  Rückfracht  ganz  oder  theilweise,  oder  die 
Colonialwaaren  u.  Fabrikate  u.  s.  w.,  die  in  der  Gegenrichtung  gehen,  verlangen  wieder 
andere  Wagen.  Daher  leere  Fahrt  rückwärts  („Ballastfahrt").  Aehnliche  Verhältnisse 
oft  in  Seehäfen,  bes.  mit  Holz-.  Getreide-,  Flachsezport  u.  mit  schwachem  Import 
(Ostseehäfen,  ausser  Stettin). 

Einfluss  der  Jahreszeiten.  Im  Personenverkehr  die  Wagen  in  einer  Richtung 
stark  besetzt  im  Ausreise-,  u.  umgekehrt  später  im  Heimreiseverkehr;  in  d.  anderen 
Richtung  gleichzeitig  wenig  Frequenz.  (Berl.-Anh.  in  d.  Richtung  von  Berlin  im 
Sommer,  nach  Berlin  im  Herbst)  Aehnliches  im  Güterverkehr.  Das  oftmalige  Leer- 
stehen der  Wagen  auf  den  Stationen,  das  mitunter  10 mal  so  lange  Zeit  währt,  als 
das  In-Bewegung-sein,  hängt  mit  diesen  u.  mit  den  vorerwähnten  Umständen,  mit  der 
zeitraubenden  Be-  und  Entladung  und  mit  dem  Vorhandensein  zahlreicher  Stationen 
von  sehr  verschiedenen  Transportbedurfnissen  zusammen  und  bewirkt  natürlich  ein 
Todtliegen  grosser  Kapitalien.  Daher  die  Wichtigkeit  der  richtigen  Disposition 
über  den  Wagenpark,  mittebt  telegraph.  Ordres,  Wagenstraf miethe  ftlr  Ueber- 
schreitung  der  Frist,  binnen  deren  Wagen  von  einer  fremden  Verwaltung  zurück 
geliefert  sein  müssen  u.  dgl.  m.  Weber,  Sec-B.,  S.  28,  berechnet,  dass  die  Güter- 
wagen kaum  l07o  ^^^  ^^^^  ^^  Jahre  wirklich  fahren,  in  Preussen  29,  in  Oester- 
reich  33  Tage.  Mitwirkend  in  Deutschland  die  Zersplitterung  d.  Verwaltung,  was  die 
Freunde  der  Staatsbahnen  u.  des  Reichseisenbahnplans  mit  betonen.  Jetzt  Einrichtung 
von  Central-Wagenämtem  bei  d.  Staatsbahnen,  zur  telegr.Disposition  über  den  Wagen- 
park (Magdeburg). 

Illusionen  über  die  zu  erreichende  Ausnutzung  der  Ladefähigkeit  ergeben  sich 
U.A.  aus  Perrot^s  Vorschlag  der  Personentarifreduction;  s.  darüber  auch  Scholtz 
a.a.O.  Auch  die  Anhänger  der  Staats-  u.  Reichsbahnen  haben  mitunter  die  natür- 
lichen, durch  kein  Verwaltungssystem  zu  beseitigenden  Gründe  einer  stets  noth- 
wendig  unvollständigen  Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit  nicht  genug  gewürdigt, 
u.  darum  der  Zersplitterung  der  Verwaltung  zu  viel  Gewicht  beigelegt  Dies  widerlegt 
Weber  durch  einen  Vergleich  mit  dem  centralisirten  Bahnsystem  Krankreichs, 
Priv.-.  Staats-  u.  Reichsb,  S.  70. 

Wie  die  Tarifpolitik  mit  Erfolg  Verkehr  schafil,  zeigt  z.  B.  die  Einführung  der 
4.  Wagenclasse  für  d.  Personenverkehr,  das  System  billiger  Retoiirbillete,  die  Gewäh- 
rung des  Pfennig-  und  Meilentarifis  für  Massenproducte  n.  s.  w.  Aber  das  Geschehene 
ist  noch  nicht  hinreichend.  Wenn  Sax  U,  166  rügt,  dass  die  4.  Glasse  die  Kosten 
vollends  öfters  nicht  decke«  übersieht  er.  dass  hier  den  unteren  CUssen  eineWohlthat 
erzeigt  werden  soll  u.  darf  u.  eine  „gemeinwirthschaftliche'*  („communistische'')  Kosten- 
ausgleichung zwischen  den  verschiedenen  Classen  (wie  ähnlich  im  öffentl.  Versicherungs- 
wesen) erfolgen  kann. 

Beispiele  der  Ausnutzung  der  Ladungsfähigkeit  nach  d.  preuss. 
Statistik.  Von  den  Sitz-  bez.  Stehplätzen  (4.  Cl.)  der  preuss.  Personenwagen  auf 
allen  Bahnen  wurden   benutzt:    1S59  31*2,   1865  29*1,   1869  (incl.  Bahnen  d.  neuen 
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Pro?.)  26-3,  lb75  23-2"/o,  also  sogar  Abnahme.  18Ö9  Staatsb.  272  (Mio.  nafc.  2»-0, 
Max.  Ostb.  290),  Privatb.  unt.  Staatsverw.  23-5,  and.  Privatb.  26*5  (Min,  Cosel-Oderb. 
14-8,  Max.  34'3  Berl.-Potsd.-Magd.).  1875  die  3  Kategor.  bez.  21*6  (Min.  Ostb.  19-|, 
Max.,  wostf.  25-4),  260  u.  23*57o-  —  i>ie  wirkl.  Belastongr  sämmtl.  Güterwagen 
Prenssens  war  in  Proceuten  der  Maximalbelastang  (Ladungsfähigk.)  1859  4r5,  ]S65 
42*6,  1869  41,  1875  41*2,  also  auch  kein  Fortschritt  (d.  kleine  Rückgang  rahrt  v.  d. 
Einrechn.  d.  neuen  Bahnen  her).  1S69  Staatsb.  32*9  (Min.  Bebra-Han.,  eben  orOfln.. 
18*1,  sonst  Ostb.  31  6,  Max.  Saarbr.  58*4  —  Kohlenverk.),  Privatb.  unter  Staatsverw. 
46,  and.  Privatb.  39*8  7«  (Min.  18*4  Taunosb.  [Frankf.-Wiesb.],  Max.  547^  Neisse- 
Brieg).  1875  die  3  Kat  bez.  388  (Min.  Frankf.  -  Bebra  30*6,  Max.  Saarbr.  59-5>, 
—  50-7  —  40-97o.  Nach  d.  deutschen  Eisenbahnstat  für  1S69  u.  1874  waren  die 
Personenwagen  der  baier.  Staatsb.  zu  c.  20*7  u.  21*7,  d.  bad.  zu  27*8  u.  25*4,  d. 
Sachs,  zu  221  u.  22-4,  d.  wttrt.  zu  276  u.  24*47o»  d.  preuss.  Staatsb.  1874  zu 
19*4  —  24*4  (Ostp.- Saarbr.  B.)  besetzt;  ähnlich  bei  d.  ausserpreuss.  Privatb.,  nur 
in  ganz  wenigen  Fällen  über  30 7o'  Durchschn.  all.  D.  Privatb.  in  Staatsverw.  1874 
25-25,  in  eig.  Verw.  23-96;  etwas  stärker,  frilher  bis  35  — 367o,  ^^ei  d.  österr. 
Bahnen,  meist  auch  unter  307o,  Durchschn.  I*j74  2267.  holl.  SUatsb.  21*82,  Wawch.- 
Wien  36-347o-  I>ie  Güterwagen  waren  belastet  1869,  bez.  1874:  bei  d.  baier. 
Staatsb.  33*8  u.  41-31,  bad.  29  u.  359,  Sachs.  30  u.  413,  würt  46-1  u.  42-77o. 
bei  d.  übr.  deutsclien  u.  Osterr.  Privatb.  zieml.  dieselben  Zahlen  wie  bei  d.  preuss , 
Max.  österr.  Südb.  49*35  bez.  45'68,  südOstl.  Staatsb.  49*05,  Aussig-Teplitz  56*6  bez. 
4S'07o*  ^^cHi  d.  deutschen  Eisenb.statist.  f.  1880/81  waren  ausgenutzt  in  den 
Personenwagen  bei  allen  deutschen  Bahnen  im  Durchschn.  die  Plätze  I.  Class«'  zu 
10947o  (vermuthlich  weniger,  weil  sehr  viele  Billete  1.  Gl  für  2  Kinder  in  I.  oder 
für  1  Erwachs,  u.  1  Kind  in  II.  Gl.  genommen  werden  u.  die  Statistik  nur  den  Billet- 
absatz  constatirt),  II.  Gl.  21-02,  III.  Gl.  26*96,  IV.  Gl.  31*26,  alle  Gl.  25-407o.  Keine 
Verbesser,  der  Ausnutz,  in  neuerer  Zeit. 

§.  290.  —  4.  Gesammte  Betriebsausgabe  und  Mög- 
lichkeit ihrer  absoluten  und  relativen  Verminderung. 

Die  gesammten  Betriebsausgaben  waren  nach  der  amtl.  preuss.  Eisen bahnstatistik 
in  1874  p.  Kil.  bei  den  Staatsb.  7924,  Privatb.  unter  Staatsverw.  8450,  Privatb.  in 
eig.  Verw.  6063,  im  Durcbschn.  7012  Thlr.,  nach  älterer  Berechnungsmethode  6973, 
gegen  6584  Thlr.  in  1873,  5758  Thlr.  in  1S72,  daher  Zunahme  1873  gegen  1872  \\m 
14*35,  1874  gegen  1873  um  5-917o-  ^  J  1^75  ist  d.  Betriebsausgabe  dagegen  ge- 
wichen auf  6224  Thlr.  (6184),  d.  h.  gegen  1874  11-27«  weniger.  Nach  d.  deutschen 
Bahnstat.  f.  1880 — 81  war  d.  gesammte  Betriebsausgabe  (mit  Kosten  f.  erhebl.  Ergänz, 
u.  f.  Benutz,  fremder  Bahnanlagen)  p.  Kil.  bei  allen  Bahnen  13,968,  bei  d.  Staatsb. 
allein  14,010,  bei  d.  eigensverwalt.  Priv  b.  11,505  M.,  bei  d.  v.  Staate  verwalt.  Priv.b. 
18,923  M.,  was  eine  weitere  erhebl.  Kostenvennindenmg  seit  1875  ergiebt. 

Die  Quote  von  der  Betriebsausgabe,  welche  bei  allen  preuss.  Bahnen  auf  die 
3  grossen  Verwaltungszweige  fällt,  war  in  7o- 

Allg.  Veru'.  Bahn  verw.          Transportverw. 

1859)     von  der  6-2  31*9  61*9 

1865>  Gesammt-  65  309  62*6 

1869J     ausgäbe  8*3  30*6  61-1 

1869i  6*8  311  62-1 

1871      ^^„    .  ^  6-2  29-9  63*9 

^»^21  ;ZZ-  «-1  29-7  64-2 


1873 
1874 
18751 


6*6  29-2  64-2 

64-7 
7*4  29-7  62-9 


aiisjrabe  ^.^  ^S'o 


Die  ausserord.  Gehalts-,  Lohn-  u.  Preissteigenmgen  seit  1871  haben  die  Betriebsau«^ 
gaben  der  Eisenbahnen  sehr  erhöht.  Seit  1875  ist  aber  ein  allgemeiner  Kückschta*^ 
eingetreten,  bes.  wegen  sinkender  Preise  (Eisen  u.  s.  w.).  Das  Verhältniss  der  Ein- 
nahmen zu  den  Ausgaben  hat  sich,  trotz  der  meist  erfolgten  absoluten  und  relativen 
Steigerung  auch  dieser,  bei  dem  stärkeren  Steigen  der  Betriebskosten  ungünstiger  g^- 
steUt. 
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Bei  all( 

en 

p  reu  SS.  Bahnen  war 

G«ii.-BeCr.- 

p.  Kiloin. 

p.  Xutz- 

p.  dnrehlauf. 

AiiK. 
Mill.  Mark 

Bahnlinge 

Kil. 

Was^enache- 

Mark 

Mark 

Kil.  Pfonn. 

1867 

97-4 

13,887 

215 

5-0 

1869 

134-0 

13,044 

203 

5-0 

1871 

176-7 

14,946 

2-27 

5-0 

1873 

268-2 

19J52 

2-5S 

6-0 

1874 

297-7 

21,036 

2-62 

60 

1875 

294-8 

18,678 

•2-51 

5-8 

Nach  d. 

d. 

putschen  Bahnstatist  f.  1880—81 

war: 

Staatsliahnen. 

Eigens  venralt 
Priv.bahnen. 

Alle  Bahnen. 

MUl.  M.       7« 

Mül.  M. 

7« 

Mill.  M.      7o 

Alldem. -Verv. 

• 

.  .     27-26         8-29 

9.98 

10.73 

45-21         915 

Bahn           ,, 

• 

.  .    101-76       30-95 

30-52 

3-2-80 

15108       30-56 

Transport    „ 

• 

.  .    199-81       60-76 

52-54 

56-47 

297*98       60-29 

Sinnino. 

• 

.  .   328-83     100 

93-04 

100 

494-28     100 

In  den  letzten  2  Colonnen  die  Priv.bahnen  unter  Staatsverwalt.  inbegrritteu. 

Nach  d.  preuss.  Etat  f.  1S83/S4  ergiebt  sich  fttr  das  ganze  preuss.  Staats- 
bahnn«»tz:  all«;.  VerwalL  2711  M.  M.,  ßahnverw.  87*37,  Transp.verw.  180-34,  zus. 
295-42  M.  M.  oder  9-3— 29*6— 611  —  1007^. 

Die  preuss.  amtl.  u.  jetzt  die  amtl.  deutsche  Eisen bahnstatistik  gestatten  noch 
andere  Gruppirungen  der  gesammten  eigentl.  Betriebsausgaben,  welche  für  die  Fragen 
im  Texte  wichtig  sind,  so  d.  preuss.  nach  den  Rubriken:  Besoldung,  —  Diäten, 
Arbeitshilfe  etc.,  —  materielle  Verwaltungskosten,  —  Unterhaltung  d.  Bahnanlagen,  — 
Kosten  d.  Bahntransports,  —  unbestimmte  Ausgabe.  —  Die  Quote  für  Besoldung  ist 
nach  vonibergehendom  Fallen  1875  wieder  so  hoch  als  1869:  2S-27o'  Die  sachl. 
Ausgaben  können  durch  dauerhaftere  Construction  v.  Bahn  u.  Material  u.  durch  d. 
Accord-  u.  Prämiensystem  etwas  ermässigt  werden  im  absol.  Betrage.  Relativ  ist  die 
Ausg.  f.  ünterh.  d.  Bahnanlagen  gesunken:  1867  16,  1871  13-4.  1875  11*67,. 
Die  Ausg.  f.  Bahntransp.  ist  zeitweise  1S71 — 74  absolut  u.  relativ  am  Meisten 
gestiegen,  jetzt  wieder  bes.  stark  gesunken:  1869  27,  1871  27*6,  1873  29-7,  1874 
26-9 7o*  ^^ch  der  deutschen  Statist,  f.  1880/81  sind  bei  allen  Bahnen  u.  spec. 
bei  d.  Staatsbahnen:  die  persönl.  Ausg.  4617  u.  47*23  (neml.  allgem.  Yerwalt 
6-10  u.  5-70,  Bahnv.  7-31  u.  7*41,  Transp.verw.  33  76  u.  34*12),  die  sachl.  Ausg. 
58-83  u.  52-77  7o. 

Fasst  man  die  einzelnen  Zweige  der  Eisenbahnverwaltung  zu- 
sammen,  so  ergiebt  sich  hinsichtlich  einer  Verminderung  der 
laufenden  Betriebsausgaben  und  der  Herbeiführung  eines 
günstigeren  Verhältnisse»  der  letzteren  zur  Brutto- 
einnahme Folgendes: 

a)  Bei  gleichbleibender  Beschaffenheit  der  ganzen 
Bahnanlage  (§.  28ü)  wird  nur  in  Ausnahmelällen,  bei  bisheriger 
mangelhafter  Verwaltungsorganisation,  durch  Verminderung  der 
Beamten-  und  Arbeiterzahl  und  beider  Gehalte  und 
Löhne  eine  Ersparung  zu  erzielen  sein.  In  der  Kegel  wird  dieser 
wichtige  Ausgabeposten  bei  steigendem  Verkehr  und  wegen  der 
Nothwendigkeit  der  Lohnsteigerungen  in  der  Gegenwart  absolut 
wachsen  und  wegen  des  letzteren  Umstands  möglicher  Weise 
selbst  relativ,  d.  h.  von  der  grösseren  Bruttoeinnahme  eine 
stärkere  Quote  beanspruchen,  eine  gerade  bei  uns  schon  Ende  der 
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60er  Jahre  in  Aussicht  stehende  Möglichkeit,  die  sieb  seitdem 
wenigstens  zeitweise,  im  Beginn  der  70er  Jahre  in  grossem  Um- 
fange verwirklicht  bat 

b)  Dagegen  wird  eine  absolute  und  relative  Vermin- 
derung der  Betriebsausgaben  auf  folgende  Weise  zu  er- 
zielen sein: 

a)  Durch  VervoUkommaung  der  Babnanlage  und 
des  Fahrmaterials  in  der  Weise,  dass  m  Folge  kost- 
spieligerer, aber  dauerhafterer  erster  Constraction 
das  stehende  Kapital  mehr  vorwaltet  (§.  280). 

Dann  werden  die  sachlichen  Bahnunterhaitangs-  und  die  Beparatnrkosten  des 
Fahrmaterials,  ferner  manche  Beanfsichtigongskosten  (also  persönliche  Ausgabeui 
sinken.  Diesen  Erspamngen  ist  zwar  der  grössere  Bedarf  an  Zinsen  fttr  das 
erhöhte  Anlagekapital  gegenüber  zu  stellen.  Allein  es  wird  dabei  doch  schliess- 
lich oft  eine  Ersparang  übrig  bleiben.  Diese  zu  erzielen  ist  auch  der  eine  Haupt- 
zweck einer  solchen  Umgestaltung  der  Bahnanlage.  Der  andere  Hauptzweck  dieser 
Massr^el,  die  Bahn  für  den  Verkehr  leistungsfähiger  zu  machen,  fuhrt  aber 
zu  erhöhter  Bruttoeinnahme  und  damit  zugleich  wieder  zu  einem  günstigeren 
Yerhältniss  der  Ausgaben  zur  Einnahme.  Aus  Statist  Veigleichungen  lisst 
sich  der  Einfluss  der  yollkommeneren  Bahnanlage  auf  die  absolute  u.  reUtire  Höhe 
der  Bahnunterhalt  u.  Reparaturi^osten  nicht  mit  genügender  Sicherheit  erkennen.  Hier 
können  nur  specielle  Untersuchungen  im  einzelnen  Fall  ergeben,  wie  weit  obige  Sitze 
in  Wirklichkeit  zutreffen.  Das  Alter  der  Bahn,  die  bisher.  Sorgfalt  u.  s.  w.  üben  eben- 
falls einen  Einfluss  aus,  der  nur  im  Einzelnen  zu  ermitteln  ist. 

ß)  Durch  ein  umfassendes,  rationelles  Accordverfahren  für 
Arbeitsleistungen  und  Prämiensystem  für  sparsamen 
Materialverbrauch  können  viele  sachliche  Ausgaben,  theils 
in  der  Bahn-,  namentlich  aber  in  der  Transportvenyaltung, 
annähernd  auf  den  unumgänglichen  Minimalbetrag  herab- 
gemindert werden.  Es  gilt  dies  im  Allgemeinen  von  allen  solchen 
Ausgaben,  bei  denen  durch  Controle  von  Oben  hdchstens  die 
Innehaltung  eines  gewissen,  nicht  zu  niedrig  gegriffe- 
nen Maximalverbrancbs  an  Material  und  eine  bestimmte 
Durchschnittsqualität  der  Arbeitsleistung  eniwnngen 
werden  kann. 

Um  einen  geringeren  Matenalrerbrauch  und  eine  höhere  Qualität  der  ArbmtsleistiiD; 
und  die  aus  Beidem  resultirende  Ersparung  zu  erzielen,  empfiehlt  sich  das  Accord-  und 
Prämiirungssystem  auch  hier,  weil  es  das  eigene  Interesse  der  Arbeiter  und  Beamten,  be& 
der  Unterbeamten,  erweckt  Auch  nach  Abzug  der  Prämien  bleibt  dann  doch  eine  Ei^Mrong 
für  die  Verwaltung  übrig.  Immer  neue  Gebiete  erweisen  sich  diesem  System  zugäng- 
lich. Durch  die  bessere  Qualität  der  Arbeitsleistung  kann  schliestflich  auch  au  Arbeits- 
kraft, daher  an  persönlichen  Ausgaben  für  Besoldung  u.s.  w.  gespart  werden. 
Uebrigens  darf  von  dem  System,  wie  es  wohl  vorgekommen,  auch  nicht  zu  nel 
erwartet  werden,  denn  die  Summe  der  auf  diese  Weise  möglichen  Erspamngen  ist 
doch  keine  für  das  Ganze  so  sehr  bedeutende.  S.  Per  rot,  Eisenbahnref.  S.  157  £ 
u.  die  dortigen  interess.  Mittheil,  aus  d.  Ber.  d.  Rhein.  B.  ^s.  o.  S.  751).  Hier  war 
d.  Prämiirungssystem  für  spars.  Verbrauch  eingeführt  fttr  Locomotirenführer  u.  Heizer 
in  Betr.  d.  Brennstoffs  bei  Locomotifenheizung;  für  erstere  i.  Betr.  des  Oeis  beim 
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Schmieren  der  Locom.;  fttr  d.  Bremser  in  Betr.  d.  Gels  beim  Schmieren  der  Wagen; 
für  ökon.  Ausfuhmng  der  Unterhaltungsarbeiten  des  Oberbaus  f.  Wärter  u.  Weichen- 
steller, Arbeitsrottenfuhrer  u.  Arbeiter;  endl.  Aecordpräm.  yerf.  beim  Betrieb  auf  d. 
Centnlgaterstat.  Cöb,  ftlr  d.  Wagenrangirgeschäft  u.  d.  Ladegeschäft.  Manche  Schwie- 
rigkeit bei  d.  Einführ.,  bes.  in  YonirtheiLen  d.  Arbeiter;  mehrf.  V3 — V*  der  gegen 
eine  Mazimalsumme  erzielten  ürspam.  an  d.  Beamten  u.  Arbeiter,  die  sich  darein 
nach  gew.  Quoten  theilen.  Sehr  gUnst.  Ergebnisse.  Ob  hierin  seit  der  Yerstaat- 
lichang  der  Rhein.  Bahn  Aenderungen  eingetreten  sind,  ist  mir  nicht  bekannt. 

/)  Den  grössten  Vortheil  in  jeder  Hinsieht  muss  die  günsti- 
gere Gestaltung  des  Verhältnisses  des  todten  zum  nütz- 
lichen Gewicht  im  Transport  und  die  absolute  Verminderung 
des  ersteren  bieten ,  weil  sie  die  Selbstkosten  des  Transports 
und  die  Quote  der  Ausgaben  von  der  Bruttoeinnahme  vermindern. 
Diese  Frage  ist  wegen  ihres  Zusammenhangs  mit  der  Tarifpolitik 
auch  volkswirthschaftlich,  nicht  nur  finanziell  und  privat- 
wirthschaftlich  (für  die  Bahnuntemehmung  oder  die  dabei  be- 
theiligten Beamten)  die  wichtigste.  Einer  befriedigenden  Lösung 
derselben  muss  daher  doch  die  Aufmerksamkeit  in  erster  Linie 
gewidmet  sein. 

5.  Abschnitt 
Eisenbahnen. 

4.  Tarifwesen. 

Dieser  hochwichtige,  für  Theorie  und  Praxis  schwierige  Gegenstand  ist  noch 
wenig  eingehend  vom  volkswirthschafU.  Standpnncte  aus  untersucht  worden  und  kann 
hier  nur  in  den  allgemeinsten  Umrissen  Aufnahme  finden,  muss  dies  aber  auch 
wohl,  gerade  mit  Rücksicht  auf  den  Charakter  dieses  Werks.  Bei  den  Domänen, 
Forsten  und  anderen  privatwirthschaftiichen  Einnahmezweigen  finden  sich  die  analogen 
Abschnitte. 

Vgl.  zu  dem  Folgenden  bes.  d.  geu.  Arbeiten  von  U.  Michaelis,  Schäffle 
(bes  3.  A.  Syst.  II,  289  ff.>,  Perrot,  Scholtz  u.  die  meisten  oben  S.  668  ff.  gen. 
Schriften,  femer:  Garcke,  compar.  Berechnungen  d.  Kosten  d.  Pera.-  u.  Güter- 
transporte auf  d.  Eisenb.,  z.  Beurtheii.  d.  Frage  über  d.  zuläss.  od.  mögl.  Minimal- 
Sätze.  Berlin  1859.  —  Scheffler,  d.  Ti-ansportkosten  u.  Tarife  d.  Eisenb,  unter- 
sucht auf  Grund  d.  Betriebsresult,  Wiesb.  1860,  ders.,  Statist.  Beiträge  z.  Eisenbahn- 
tariffrage, Brauiischweig  1878.  —  Westphalen.  üb.  Güterbeweg.  auf  Eisenb  ,  u. 
ders.,  Erläuter.  z.  dieser  Brosch.,  Beitrag  z.  Lös.  d.  Tariffrage,  1870,  72.  —  Schul  1er, 
d.  natürL  Höhe  d.  EisenbahnUrife,  Wien  1872.  —  Mulvany,  DeutschL  Eisenbahn- 
tariffrage,  Düsseldorf  1874.  —  Nasse,  die  Frage  d.  Tariferhöh  auf  d.  preuss.  Eisenb., 
Jena  1874  (aus  Hildebr.  Jahrb.  XXII).  —  Gehe,  die  Tarif wirthsch.  auf  D.  Eisenb., 
Berlin  1875  (u.  mehrfach).  —  Keitzenstein,  d.  GUtei-tar.  d.  Eisenb..  Berl.  1878.  — 
Barychar,  Berechn.  über  d.  Selbstkosten  d.  Betriebs  d.  österr.  Elisabeth -Westb.,  in 
der  Tüb.  Ztschr.  1873  (29).  S.  102  ff.,  mit  den  Zusätzen  v.  Schäffle;  letzterer  in  0. 
System  a.a.  0.  —  v.  Bilinski,  d.  Eisenbahntarü'e,  Wien  1875.  —  Krönig,  d.  Differ.- 
Tarife  d.  Eisenb.,  Berl.  1877.  —  Th.  Petermann,  Sachs.  Eisenbahnfragen,  Differ.- 
Tarifeätze,  Leipz.  1876,  ders.,  die  Schattenseiten  d.  neuen  Tarifeyst.  f.  d.  Gtiterverk.. 
Leipz.  1877.  —  Vielfache  Erörterungen  d.  Tariffragen  in  den  Handelskammer- 
bcrichten  d.  letzten  Jahre,  bes.  bei  Gelegenheit  der  Frage  der  Tariferhöh.  1878, 
1874.  Dann  Verhandlungen  des  Deutschen  Handelstags,  volksw.  Congr.. 
Denkschrift   d.    Reichseisenbahuamts   u.   TarifenquSten   (,1875).     Aus  alleu 
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diesen  Qaellen  reiche  Matenaliensamml.  in  üirth's  Annalen  z.  Th.  mit  selbständ. 
Verarb.,  bes.  in  d.  Jahr^.  1874 — 76,  so  Trommer,  krit.  Beitr.  z.  Yerständn.  der 
Eisenbahnw.,  bes.  über  die  Tarife,  Jahrg.  1875,  S.  569,  1057,  Jahrg.  1876,  S.  121.  — 
Gutachten  der  Tarifenquötecommiss.  v.  Dec.  1875,  Jahrg.  1876,  S.  463,  596,  Jahrg. 
1877,  S.  683,  1106.  —  üeber  d.  engl.  Verhältnisse  bes.  Cohn's  Werk,  nam.  B.  II, 
Kap.  3  pass. ,  S.  318,  über  d.  Tarifwes.,  n.  A.  S.  452  über  die  Unaosführbariceit  der 
Zagrandeleguug  des  Princips  der  Selbstkosten,  über  die  relative  Berechtig,  des  Werth- 
tarifprinc,  ebend.  in  Kap.  2  über  die  yenrandten  Fragen  der  Trennung  des  Fahr-  u. 
Frachtverkehrs,  S.  88,  über  Wagenleihe  S.  112,  über  Besorg,  der  An-  u.  Abfuhr  durch 
die  Bahnverwalt.  selbst  S.  85,  über  „running  pow^ers*'  S.  68. 

Ich   hatte  mich  schon  in  d.  vor.  Aufl.  S.  645  ff.  z.  Th.  durch   Gohn's  Werk  n. 
durch  die  Opposition  bes.  d.  deutsch.  Priv.bahnen  gegen   den  sogen,  „natüil.'*  (eis.- 
lothr.)  Tarif,  mehr  als  da  ich  die  6.  Ausgabe  von  Bau  bearbeitete,  davon  überzeugt, 
dass  die  Berücksichtigung  der  Selbstkosten  als  Grundlage  der  Tarife  vomchml.   nur 
vom  Staats  bahn  System  zu  erw^arten  ist,  dass  aber  eine  gewisse  Berücksichtig,  des 
Werths  der  Waaren  doch  auch  hier  statthaft  bleibt  (bes.  Cohn  11,  455).    Mir  schien 
jedoch,  dass  Cohn  das Selbstkostenprincip  zu  sehr  zurückschiebe:  als  Ziel,  dem  mau 
sich  freilich   nur    annähern  könne,   hielt  ich  es  fest.     Weiteres  Studiam  hat  mich 
Seitdem  in  dieser  Frage  dem  Cohn 'sehen  Standpuncte  noch  etwas  näher  gebracht 
Auch  hier  sind  es  Analogieen  mit  dem  Versicherungswesen  u.  die  Beachtung 
der  hier  möglichen,  m.  £.  principiell  zulässigen   u.   in   der  Praxis  (beim  deutscheu 
öffentl.  Feuerveraich.wesen)  vorkommenden   Abweichung  der  Prämiens&tze  von  den 
Kostensätzen  (Bisicos),  welche  mich  mehr  noch  wie  die  neueren  Arbeiten  —  von  Neu- 
mann  (Tüb.  Ztschr.  1880,  Preis  unter  d.  Einflnss  d.  Eigennutzes,  u.  A.  S.  288  11.. 
308  fl.,  8.  auch   Neumann 's  Abh    über  d.  Preis  in  SchOnberg's  Handb.  I),   Lehr 
(Eisenbahntarifwesen  u,  s.  w.,  Berl.  1879,  eine  umfassende  kritische  Prüfung  der  ver- 
schiedenen Tarifsysteme,   worauf  hier  für  die  Kinzelfragen  speciell  verwiesen  wird), 
Sax  II,   404   ff.,  bes.  415   Ö*.,  u.  jetzt  wieder  v.  G.  Cohn  (Arch.  f.  Eiseiib.    1883 
S.  113  ff.  über  das  Tarifprincip)  —  davon  überzeugt  haben,  dass  ein  Tarif  System 
mit  Tarifsätzen   für   die   einzelnen  Transportobjecte  möglichst   genau 
proportional   den  Selbstkosten    dos  Transports  der  Objecto  nicht  all- 
gemein richtig  noch  erstrebenswerth,  nicht  unbedingt  volkswirthschaft- 
lich  zweckmässig  u.  gerecht  ist.    Letztere,  früher  von  mir  mit  vertretene  Auf- 
fassung, gegen  welche  sich  auch  Neu  mann  a.  a.  0.  mit  mich  tbeilweise  überzeugenden 
Ausführungen  wendet,  ist  eine  Consequenz  der  individualistischen  Betrachtungs- 
weise des  Wirthschaftslebens   u.   beruht  streng  genommen  auf  einer  petitio  principii. 
Ich  halte  daher  nur  daran  fest,  dass  die  Summe  der  Selbstkosten  durch  die  Ein- 
nahmen möglichst  gedeckt  werden  soll  —  obwohl  beim  Staatsbahnsystem  auch  hiervon 
unter  Umständen  Abweichungen  berechtigt  sind ;  dass  das  PrivatbaJinsystem  zu  einer 
möglichst    hohen    Ueberschreitung    der    Selbstkosten    strebt,    und   da^    eine 
richtige  Tarifpolitik  von  Fall   zu  Fall   untersuchen  muss,  ob  und  wie- 
weit  sie   ein  den  relativen   Selbstkostensätzen  der  einzelnen  Trans- 
portobjecte proportionales  System   von  Tarifsätzen  für  diese  Objecto 
durchführen   oder  nach  anderen   Momenten  (Leistungsfähigkeit  oder  Zahlangs- 
kraft  der  Personen ,  socialen  Verhältnissen ;  Werth  der  Güter)  die  individuellen  Tarife 
bilden  soll.    Die  Freiheit  des  Verfahrens,  welche  in  dieser  Hinsicht  wieder  das  Staats- 
bahnsystem giebt.  ist  ein  weiterer  Vorzug  des  letzteren.    Die  hier  befürwortete,  nicht 
bloss  nach  der  Selbstkosten-Proportion  die  Tarifsätze  bildende  Tarifpolitik  möchte  ich 
als    die    gemeinwirthschaftliche    bezeichnen.      Dass    hier    mehrfach    ähnliche 
Gesichtspunctc,  wie  in  der  Besteuerung  bei  der  Durchführung  des  (auch  „gemcin- 
wirthschaftlichen ")    Princips   der   „Besteuerung   nach   der   Leistungsfähigkeit" 
(Fin.  n,  §.417,  425  ff),  mitspielen,  hebt  Cohn  (Arch.  1883  S.  128)  mit  Recht  hervor. 
Auf  die  von  Neu  mann  u.  Cohn  angeregten  interessanten  Piincipienfragen  der  Werth- 
u.  Preistheorie  u.  auf  das  ethische  Moment  dabei  (vermeintlich  alleinige  „Gerechtigkeit 
des  Selbstkostenprincips*')  kann  an  diesem  Orte  nicht  weiter  eingegangen  werden. 

Beachtenswerth  ist,  dass  in  neuerer  Zeit  der  Einfluss  der  Bahntarifc  auf 
die  Zollsätze  immer  mehr  bemerkt  worden  ist,  was  ebenfalls  auf  die  Nothwendigkeit 
einer  einheitlichen  Begelung  der  Bahntarife  durch  die  Staatsgewalt  hinweist,  um 
willkürliche  Kreuzungen  der  Zoll-  und  Handelspolitik  zu  verhüten ;  ein  neues  Argument 
von  praktischer  Bedeutung  für  das  Staatsbahnsystem. 
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I.  —  §.  291.  Die  Grundlage  des  Tarifwesens.  Die 
FeststelluDg  des  Preises  der  TraDsportleistnngeii  erfolgt  bei  den 
Eisenbahnen  wie  bei  den  anderen  grossen  öffentlichen  Verkehrs- 
anstalten nicht  wie  im  gewöhnlichen  Verkehr  in  jedem  einzelnen 
Falle  nach  speciellem  Uebereinkommen  der  Bahn  und  der  Fracht- 
geber, sondern  nach  Taxen,  welche  in  den  sog.  Tarifen  zu- 
sammengestellt und  veröffentlicht  werden.  Die  eigenthOmliche  Natur 
des  Eisenbahntransports,  wo  eine  Menge  Personen  und  Verschiedenen 
gehörende  Güter  fttr  eine  Transportgelegenheit  (Bahnzng)  zu- 
sammengefasst  und  die  Reihenfolge  dieser  Transporte  streng 
geregelt  werden,  rechtfertigt  und  bedingt  dies  Tarifwesen.  Mit 
Taxe  und  Tarif  steht  die  Eisenbahnunternehmung  aber  schon 
wieder  anders  da,  als  eine  gewöhnliche  wirthschaftliche  Unter- 
nehmung mit  ihrer  Preisbestimmung:  die  Einwirkung  der 
Concurrenz  wird  nothwendig  von  vornherein  eine 
weniger  directe. 

Als  Grundlage  des  Bahntarifwesens  diente  bisher  fast 
ausschliesslich  die  Messung  des  Werths  der  Transport- 
leistungen für  den  Beansprucher  der  letzteren,  wobei 
folgende  Momente  als  massgebend  gelten: 

1.  Die  von  dem  Transportobject  mit  dem  Fahrmaterial  zurück- 
gelegte Entfernung,  also  die  Weglänge. 

Nur  ausnahmsweise  finden  hiervon  Abweichungen  statt:  a)  theils  in  gering- 
i'iigigen  Fällen  zum  Zweck  «1er  Abrundung  der  Tarifsätze;  b^  theils  wegen  der  be- 
sonderen Kostspieligkeit  einzelner  Wegstrecken,  indem  die  wirkliche  Weg- 
länge und  die  tarifmässige  Länge  unterschieden  wird,  so  dass  z.  R.  eine  kleine  kostspielige 
Wegstrecke  im  Tarif  als  eine  längere  betrachtet  wird;  c)  theils  im  „Differoutial- 
tarifsy Stern**,  wo  die  Taxe  fttr  die  Transportleistuug  im  Personen-,  namentlich 
aber  im  (lütervcrkehr,  besonders  fUr  länj!:ere  Strecken,  niedriger  angesetzt  wird,  als 
cs  der  Bemessung  des  Werths  der  Transportleistung  nach  der  Wegläng«'  unter  Inn«- 
haltun^-  des  allgemeinen  Tarifsatzes  entspricht. 

2.  Auf  gleicher  Weglänge  die  Schnelligkeit  der  Beförde- 
rung, also  die  beim  Transport  (bei  Gtltern  einschliesslich  der 
Einladung  und  Ausladung)  verbrauchte  Zeit.  Dieser  Massstab 
ist  beim  Personen-  und  Gtlterverkehr  fast  allgemein,  aber  nicht 
immer  ganz  consequent  in  Anwendung  (Schnellzug,  Personenzug, 
Eilzug,  Frachtzug). 

3.  Bei  gleicher  Weglängc  und  gleichem  Zeitverbrauch  die 
^Sicherheit  des  Transportobjects  vor  Beschädigung  u.  s.  w. 
(offene,  bedeckte  Güterwagen  etc.),  und  die  Bequemlich- 
keit und  Annehmlichkeit  des  Reisenden  im  Personenverkehr 
(Classensy  Stern). 
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4.  Die  Art  und  Beschaffenheit  des  Transportobjects, 
die  damit  verbundene  Expeditions-  und  Manipnlations- 
arbeit,  besonders  aber  die  Fähigkeit  des  Transportobjects, 
einen  gewissen  Tarifsatz  zu  ertragen:  Unterscheidung  zu- 
nächst von  Personen-  und  Güterverkehr,  dann  weitere  Unter- 
scheidungen in  jedem  von  beiden. 

a)  Im  ersten  massgebender  Factor:  das  Individanm.  daneben  Berdcksich- 
tigung  des  Alters  (Kinder,  Erwachsene),  mitunter,  aber  selten,  des  Berofs.  Standes 
und  der  ökonomischen  Lage  n.  a.  m.  (Auswanderer,  Schiller.  Militär,  Wagen c lassen, 
wobei  aber  freilich  die  Wahl  der  Classe  dem  Benutzer  freigestellt  ist,  —  im  Unter- 
schied  7om  Waaren-Classificationssystem).  b)  Im  Guterrerkehr  massgebender 
Factor:  das  Gewicht,  daneben  aber  BerQcksichtigun;::  des  Volumens  (Sperrgut), 
der  Manipulationsarbeit,  dann  namentlich  des  ungefähren  Werths  des  Guts  and 
der  daTon  abhängigen  Transportabilität  oder  der  Fähigkeit,  bei  einem  ge- 
wissen Tarifsystem  mehr  oder  weniger  weit  oder  eventuell  gar  nicht  versandt  werden 
in  können  (Waarenclassification  der  Tarife,  insbesondere  nach  dem  Werth  der 
Waaren;  Normalgut,  ermässigte  oder  billigere  Tarife  fUr  schwere  and 
Waaren  niederen  Werths  —  d.  h.  „geringeren  specifischen  Werths"  —  oder  für 
sog.  Massenprodacte). 

Der  principielleMangel  dieser  Grundlage  unserer  heutigen 
Bahntarife  liegt  darin,  dass  hier  das  eine  Element,  welches  bei 
der  Werthbestimmung  eines  wirthschaftlichen  Guts  (daher  auch 
einer  Transportleistung)  in  Betracht  kommt,  zu  ausschliesslich 
seine  Berücksichtigung  gefunden  hat:  dasjenige  Element,  welches 
die  Grenze  des  Tauschwerths  und  Preises  nach  Oben  bestimmt, 
nemlich  der  Gebrauchswerth  für  den  Begehrer  und  die 
Zahlungsfähigkeit  des  letzteren.  Diese  Gestaltung  des 
Eisenbahntarifwesens  ist  sehr  characteristisch  und  verräth  wieder 
deutlich  die  Monopolnatur  der  Eisenbahnunternehmnng. 

Vgl.  Cohn  II,  387  ff..  Über  die  Motive  der  Tarifbe^timmung  in  £ngland,  nach 
den  Enqueten.  Eigrennutz  als  der  vorherrschende  Factor  anerkannt  Im  Einzelneu 
die  inductive  Beweisführung  fttr  das  im  Texte  gegebene  Ui-theil.  Die  principieUe 
Formulirung  lässt  die  wesentlichen  Momente  doch  schärfer  hervortreten.  Cohn 
will  in  seiner  Reaction  gegen  die  „Aufstellung  v.  Gesetzen''  nicht  dazu  gelangen, 
womit  aber  m.  E.  mit  Unrecht  die  Ziehung  eines  (wenn  auch  nur  vorläutigen)  „Facit'' 
einer  solchen  „inductiven*'  Untersuchung  unterbleibt.  S.  auch  Cohn  im  Archiv  1883 
S.  174.  —  Wenn  ich  auch  jetzt  noch  von  einem  „princip.  Mangel'*  der  bestehenden 
Tarifgrundlage  spreche,  so  steht  das  nicht  im  Widerspruch  mit  dem  Zugeständniss, 
dass  die  Selbstkosten -Proportion  nicht  ohne  Weiteres  die  richtige  Grundlage  fOr  die 
Tari&ätze  der  einzelnen  Transportobjecte  seL 

Das  andere,  den  Tauschwerth  und  auf  die  Dauer  den 
Preis  nach  Unten  hin  begrenzende  Element  ist  der  vom  Anbieter 
getragene  (Produetions-)  Kosten-  oder  Selbstkosten-Satz 
fttr  das  Gut.  Dieser  Satz  wird  zwar  in  den  vier  Momenten^  welche 
die  Grundlage  unserer  Tarife  bilden,  etwas  mit  berücksichtigt,  aber 
im  Ganzen  ungenttgend  und  im  Einzelnen  oft  zu  willkürlich ,  so 
auch  im  bisherigen  Differentialsystem  und  in  der  bestehenden 
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Waarenclassification  der  Gütertarife,  besonders  in  derjenigen  nach 
dem  Werthe.  Dieses  zweite  preisbildende  Element  ist  wegen  der 
nnznreichenden  Wirksamkeit  des  Concurrenzprineips  im  Eisenbahn- 
wesen nicht  ordentlich  zur  Geltung  gelangt.  Dem  kann  und  soll 
gerade  durch  das  Staatsbahnsystem  wieder  abgeholfen  werden. 
Nicht  zwar  so,  dass  nun  tiberall  unbedingt  die  Tarifsätze  der 
Transportobjecte  genau  nach  Höhe  und  Proportion  der  Selbst- 
kostensätze  dieser  Objecto  gebildet  werden  soUen.  Wohl  aber  so, 
dass  mittelst  des  Tarifsystems  zunächst  auf  eine  Deckung  der 
Gesammtselbstkosten  durch  die  Einnahmen  hingestrebt  und 
sich  eventuell  damit  begütigt,  demgemäss  das  Tarifsystem 
eingerichtet  und  bei  den  einzelnen  Tarifsätzen  nach  richtigen 
Erwägungen  entschieden  wird,  ob  und  wie  weit  ihnen,  den  dabei 
in  Betracht  kommenden  Interessen  und  deren  Berechtigung  gemäss, 
die  Beträge  und  die  Proportion  der  Selbstkosten  zu  Grunde 
gelegt  werden  oder  Abweichungen  nach  der  Bertick sich tigung 
anderer  Momente  stattfinden  sollen. 

Im  volkswirtbschaftlichen  Interesse  kanu  die  thuulicbste  Kedaodou,  daher 
die  Annäherung  der  Tarife  an  die  Selbstkostenbetr&ge,  d.h.  an  gewisse  Mini  mal- 
s&tze,  statt  wie  bisher  mehr  an  Maximalsätze  zu  verlangen  sein.  0er  rein  gewerb- 
liche Standpnnct  in  der  Verwaltung  der  Eisenbahnen  spricht  für  eine  solche  Reduc- 
tion  der  Tarife  allerdings  nur  soweit,  als  daraus  eine  mehr  als  proportionale 
Verkehrssteigerung  und  demgemäss  gerade  eine  höhere  Rente  hervorgeht  Dieser 
Standpunct  ist  aber  nur  fUr  eine  Privat  Unternehmung,  nicht  für  den  Staat  aus* 
schliesslich  massgebend:  ein  weiterer  Grand  gegen  Privat-  und  für  Staatsbahnen. 
Der  Staat  kann  vielmehr  eine  Tarifpolitik  annehmen,  bei  welcher  das  yolkswirthschaft- 
iiche  Interesse  selbst  dauernd  auf  Kosten  des  finanziellen  gewinnt.  Ob  und  wieweit 
dieser  Gesichtspunct  beim  Staatsbahnsystem  leiten  soll,  ist  im  concreten  Fall  und 
entschieden  auch  unter  BerUcksichtigang  der  Finanzlage  —  u.  A.  auch  der  Möglich- 
keit und  Zweckmässigkeit,  Ueberschusse  der  Eisenbahnverwaltang  durch  andere  Ein- 
nahmen oder  umgekehrt  letztere  durch  solche  Ueberschusse  zu  ersetzen  —  zu  ent- 
scheiden. Auch  wenn  indessen  die  Tarifsätze  aus  finanziellen  Rücksichten  nicht  — 
oder  noch  nicht  gleich  —  so  weit  herabgesetzt  werden,  dass  bloss  die  Deckung  der 
Gesammtkosten  erfolgt,  so  kann  sich  der  Staat  einem  solchen  Tarifsystem  wenigstens 
mehr  nähern,  weil  ihm  gewisse  Verkehrsvortheile  mit  einem  etwaigen  vorüber- 
gehenden Einnahme-  und  Reinertragsaasfall  nicht  zu  theuer  erkauft  sind,  was  bei 
einer  Privatuntemehmung  wegen  der  Unsicherheit  des  Ergebnisses  oft  der  Fall 
sein  wird. 

Die  Selbstkosten  der  einzelnen  Arten  von  Transportleistungen  sind  natur- 
gemäss  mauchfach  verschieden.  Die  Proportion  der  Selbstkosten  bildet 
mit  Recht  nicht  die  einzige  Grundlage  der  Stufenbildung  im  Tarife,  aber 
doch  öfters  ein  Moment,  das  neben  und  zum  Theil  statt  der  anderen,  bisher 
zur  Grundlage  der  Tarifstufeu  dienenden  Momente,  besonders  des  Wert hs  der  Trans- 
portobjecte im  Güterverkehr,  mehr  zur  Geltung  gebracht  werden  darf.  Dadurch  nähert 
sich  der  Bahntarif,  soweit  das  gegenwärtig  vor  einer  Amortisation  des  Bahnkapitals 
schon  zulässig  ist,  bereits  mehr  einem  Gebtthrentarif,  in  welchem  die  Höhe  der 
Kostenprovocation  Seitens  des  Benotzers  einer  Verkehrsanstait,  wie  bei  anderen 
Gebührenzweigen,  thunlichst  für  die  Höhe  der  Gebührensätze  mit  bestimmend  ist. 
Dieser  Gesichtepnnct  scheint  mir  doch  auch  jetzt  noch  bei  Cohu  in  s.  Werke  u.  im 
Archiv  a.  a.  0.  etwas  zu  sehr  zurückzutreten ,  auch  in  dem  gelegentl.  Hinweisen  auf 
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einen  steuerartigen  Character  der  Tarifsätze  mit  Consumtionsabgaben).    In  Zukanft 
übrigens  nicht  unmöglich,  ebenso  wie  ehedem  bei  der  Post 

IL  —  §.  292.  Die  Selbstkosten  des  Transports. 
A.  Die  drei  Elemente  derselben. 

1.  Ein  Zinsbetrag  fUr  das  in  der  Unternehmnng  steckende 
(also  noch  nicht  araortisirte)  Kapital.  Dieser  mnss  mit  Rücksicht 
auf  das  mit  der  Unternehmung  verbundene  Risico  den  üblichen 
Zinsfuss  für  beste  Sicherheit  übersteigen,  aber,  wenigstens  bei 
Staatsbahnen,  nicht  nothwendig  so  hoch  sein,  um  noch  einen  Unter- 
nehmergewinn zu  enthalten.  Bei  uns  wird  der  Ansatz  von  5  —  6, 
jetzt  wohl  von  4 — 5®/o  gentigen.  Unter  Umständen  kann  indessen 
auch  eine  höhere  Rente  als  Ziel  gesteckt  werden. 

Z.  B.  zur  Erziclung  grösserer  üeberschüsse  auf  «rutcu  Strecken,  um  ilamit 
Deficite  schlechter  Linien  zu  decken.  Auch  Nasse  a.  a.  0.  befürwortet  5  7o  ^'  ^^ 
Einrechn.  f.  Emeuer.  6  °/o.  Es  wird  natürlich  mit  auf  die  Höhe  des  Zinsfusses  der 
Eisenbahnschulden,  auch  auf  deren  Form  (unkündbare  Rentenschuld)  ankommen.  Bei 
den  neuen  deutschen  Verstaatlichungen  braucht  nur  mit  4  %  Zins  für  diese  Schulden 
gerechnet  zu  werden,  ein  Satz,  den  der  Staat  bei  tier  Form  der  Reutenschuld 
(„consolidirte  Anleihe*')  nicht  zu  erhöben  i^^enöthijrt  werden  kann,  auch  wenn  der 
Staatszinsfuss  wieder  steigen  soUte.  —  0I>  eine  höhere  Kente  erzielt  werden  soll, 
hängt  auch  von  der  finanzwirthscliaftlichen  Betrachtung  mit  ab,  ob  ein  be- 
treffender Ueberschuss  der  Bahnen  eine  zweckmässigere  Einnahme  als  eine  andere 
privatwirthschaftliche,  gebtthrenartige  u.  auch  steuerartige  im  concreten  Falle  darstellt 

2.  Eventuell  ein  Amortisationsbetrag  für  dieses  Kapital. 
So  bei  derjenigen  Privatbahn ,  welche  nach  Ablauf  der  Concession 
ohne  weiteres  an  den  Staat  heimfällt.  Bei  anderen  Privatbahnen 
und  bei  Staatsbahnen  wäre  der  Betrag  unter  Umständen  entbehrlich, 
nemlich  a)  wenn  die  Bahn  aus  den  laufenden  Einnahmen 
vollkommen  im  Stande  erhalten  wird,  daraus  namentlich 
auch  alle  erforderlichen  Erneuerungen  bestritten  werden;  b)  wenn 
eine  für  P.  1  gentlgende  Ertragsfähigkeit  der  Eisenbahnen  für 
immer  sicher  ist;  und  c)  wenn  die  Bahn  immer  so  verwaltet 
wird,  dass  das  für  sie  aufgenommene  Schuldkapital  hin- 
reichend  verzinst  wird.  Die  erste  dieser  drei  Bedingungen  lässt 
sich  erfüllen,  die  zweite  hängt  von  der  weiteren  Entwicklung  der 
Technik  im  Communicationswesen  und  von  der  zukünftigen  Ge- 
staltung der  Volkswirthschaft,  die  dritte  von  der  immerwährende^ 
Aufrechthaltung  entsprechender  Tarife  ab.  Um  ftir  die 
Zukunft  das  in  den  Bahnen  steckende  Kapital  nicht  zu 
riskiren,  auch  um  das  Risico  für  die  Finanzen,  eventuell 
aus  anderen  Mitteln  die  Zinsen  der  Eisenbahnschulden  mit  decken 
zu  mtlssen,  zu  vermindern  und  endlich  und  namentlich  um  freiere 
Hand  für  die  Tarifregelung  zu  gewinnen  (etwaige  Ein- 
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fUhruDg  des  Gebtihrenprincips  mit  massigen  SHtzen),  ist 
daher  die  Einrecbnnng  einer  massigen  Amortisations- 
qnote  für  eine  nieht  gar  zu  lange  Tilgeperiode  (30  bis  50  Jahre) 
unter  die  Selbstkosten  aueh  für  Staatsbahnen  empfehlenswerth. 

Fur  d.  „Erneuerung:'*  wird  bei  der  preuss.  u.  andern  Privatbahnen  einsog. 
Erneuerungsfonds  dotirt,  welcher  bei  den  Staatsbahnen  (.ausser  d.  säclis.)  fehlt. 
I)af\lr  werden  bei  diesen  aber  nicht  unerhebliche  Verwendunjiifen  für  Gutmachung  der 
Abnutzung  u.  dg:l. ,  selbst  für  Neuljedchaffuns^en  von  Fahrmaterial  aus  den  laufenden 
Einnahmen  gemacht,  z.  B.  bei  der  preuss.  Staatsb.  im  Et.  f.  1SS3/84  für  Emeuer. 
d.  Oberbaus  27-656  M.  M.,  für  diej.  d.  Betriebsmittel  17*33  M.  M.,  oder  bez. 
9*36  u.  5*86,  zus.  15*22  7o  der  Gesammtausgabe. 

S.  über  die  gesetzl. Tilgung  des  Eisen bahn-Schuldkapitals  in  Preuss en  o.  S.  710. 
Eine  noch  stärkere  Tilgung*  als  die  hier  vorgeschriebene  v.  ^4  Vo  schiene  mir  er- 
wünscht. Man  sollte  sich  in  den  gegenwärtigen  gOnstigen  Zeiten  nicht  schon  an  die 
UeberschOsse  der  Eisenbahnen  als  an  ein  Mittel  fiir  die  Deckung  anderer  Ausgaben 
gewöhnen. 

3.  Den  dritten  Bestandtheil  der  Selbstkosten  bildet  die  lau- 
fende  Betriebsausgabe,  einschliesslich  eines  genttgen- 
den  Ersatzes  ftir  die  Abnutzung  und  auch  fttr  die  Erneue- 
rung der  Bahn  und  des  Fahrmaterials,  wenn  letzterer  Posten  nicht 
schon  unter  N.  2  besonders  eingesetzt  ist.  Dieses  Element  ist  nun 
offenbar  immer  nur  für  eine  bestimmte  Verkehrsgestaltung 
aaf  der  Bahn  (namentlich  u.  A.  auch  für  ein  bestimmtes 
Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht)  zu 
ermitteln  —  eine  an  sich  schon  recht  schwierige  und  mühsame 
Aufgabe  der  Technik  und  Verwaltung.  Denn  die  Selbstkosten 
ändern  sich  selbst  mit  dieser  Verkehrsgestaltung,  die 
ihrerseits  wieder  von  der  Tarifhöhe  abhängt,  während 
für  die  Normirung  der  letzteren  gerade  der  Selbstkostensatz  ein 
wesentlich  entscheidendes  Moment  sein  soll.  Diese  gegenseitige 
Abhängigkeit,  in  welcher  die  Tarif  höhe,  der  Selbstkostensatz  und 
die  Verkehrsgestaltung  stehen,  erschwert  die  Aufgabe  der  Tarif- 
regelung sehr. 

Vgl.  über  diese  Selbstkosten  bes.  die  Schriften  v.  Garcke,  Scheffler. 
Barychar,  die  sehr  spec.  Berechnungen  enthalten.  Ans  d.  amtl.  preuss.  Eiscu- 
bahnstatist.  ist  fiir  einige  Theile  der  Betriebsausgabe  der  Selbstkostenbetrag  des  Trans- 
ports berechnet.  So  für  die  Kosten  der  Zugkraft,  1S69  ir5S  Mill.  Thlr.,  auf 
die  Centnermeile  Bruttolast  0*10  Pf..  1S59  noch  021  Pf.,  per  Centnermeile  Nettolast 
0*38,  bez.  0*70  Pf.  Letzterer  Betrag  wird  bei  einer  stärkeren  Durchschnittsbeladung, 
welche  diese  Ausg.  nur  sehr  wenig,  die  Einnahme  bedeutend  steigert,  sofort  viel 
günstiger.  Er  war  1S69  z.  B.  I>ei  der  Ostb.  050.  Bebr.-Han.  0*82,  dagegen  bei 
n iederschles.-märk.  nur  0*34,  hannov.  044  Pf.,  wogegen  d.  Betrag  p.  Bruttocentrtcr- 
meilo  nur  variirt  wie  013,  Ol 4,  0  12,  014.  Bei  Privatbahnen  mit  gUnst.  Frequ.  u. 
starker  Verladung  sinkt  der  Satz  p.  Nettocentnermcile  bis  auf  0*23  (Brutto  017,  Cöln- 
Mind.),  steigt  aber  unter  Ungunst.  Frequenz  bis  auf  1*32  (Brutto  0*28  Pf.  Vorpömm. 
B.)^  Die  Selbstkosten  der  Zugkraft  variiren  also  hier  fast  wie  1:0.  In  den  ersten 
Jahren   nach  1871,  bes.  bis  1874,   sind  die  Kosten  der  Zugkraft  bedeutend  ge- 
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stiegen.    Sie  betrugen   bei  saBunihchen  prenss.  Bahnen   in   den  nenen  Maassen  imd 
Gewichten : 


p.  Kil. 
Bahnl. 

Somma 

MiU,  M. 
261 

31 

1867 

3714 

1869 

34-7 

3387 

1871 

48-4 

4122 

1873 

76-5 

5565 

1874 

89-4 

6318 

1875 

811 

5136 

'«s; 

p.  Tonn»  tt.  Kil.  m. 
gefördert« 

in 
d.  Anig. 

d. 
Transp.- 
verw. 

43-5 

%en 

Wcgen- 

MhB-KIl. 

Pf. 
1-3 

Netto- 

Ust 
Pt 

0-88 

Bmtto- 

Pfc 
0-33 

aaag. 
26*8 

1-2 

0-83 

0*16 

41-7 

25-5 

1-4 

0*83 

016 

43-2 

26*9 

11 

100 

0-33 

44-6 

28-6 

1-8 

116 

0-33 

46-6 

300 

1-6 

101 

0-28 

43-7 

27*5 

p.  Muts- 

KiL 
Pftnn. 

58 

53 

62 

74 

79 

69 

Nach  d.  deutschen  Eisenbahnstatist,  f.  1S80/S1  werden  die  Kosten  der  Zug- 
kraft in  unmittelbar  laufende  u.  mittelbar  laufende  unterschieden.  Im  Ganzen  betragen 
sie  bei  allen  Bahnen  111*32,  bei  d.  Staatsb.  allein  76'88  MiU.  M.  oder  p.  NotzkiL 
53'S  u.  54*0,  p.  Achskil.  1*355  u.  1*383  Pfennig,  was  auf  ein  Zurackgehen  auf  die 
Beträge  von  1870  hinweist,  wenn  auch  die  Berechnungsmethode  etwas  anders  ist. 

Man  wird  sich  darauf  beschränken  müssen,  zu  erforschen, 
wie  sich  der  unter  bestimmten  Umständen  gefundene 
SelbstlLostensatz  unter  hypothetischer  Annahme  so 
und  so  veränderter  Tarifsätze,  Bahnfrequenzen  der 
einzelnen  Transportobjecte,  todter  Gewichtsmengen 
und  Verhältnisse  des  todten  zum  ntltzlichen  Gewicht, 
als  von  diesen  Momenten  abhängige  Grösse  verändert 
und  welcher  Reinertrag  und  welche  Rentabilität  alsdann 
erzielt  werden.  Nach  den  Ergebnissen  dieser  Untersuchung  sind 
dann,  wenn  ein  sich  mehr  dem  Selbstkosten-Ersatz  anschliessendes 
Tarifsystem  gewählt  werden  soll,  solche  Tarifsätze  zunächst 
versuchsweise  zu  wählen,  bei  denen  eine  gewisse,  hypothetisch 
angenommene  Verkehrsentwicklung  und  demgemäss  eine  in  Aus- 
sicht genommene  Rente  wahrscheinlich  eintreten  wird.  Von  der 
Erprobung  des  Versuchs  hängt  es  ab,  ob  man  die  einstweilen 
angenommenen  Sätze  dauernd  festhalten  und  ob  und  wieweit 
man  mit  Rücksicht  auf  das  Finanzinteresse  in  der  eingeschlagenen 
Richtung  weitergehen  oder  umkehren  soll. 

Aehnlich  Gohn,  II,  540,  abweisend  gegenüber  den  ausschweifenden  Reform - 
project  7on  Per  rot  u.  ähnlichen  in  England  (Galt,  Branden),  womit  aber  die 
Berücksichtigung  des  Selbsdtostenbetrags  nicht  ausgeschlossen  wird. 

Die  Grösse  der  jedesmaligen  einzelnen  Tarifverändernng, 
—  oftmals,  aber  durchaus  nicht  immer  nur,  einer  Tarifermässi- 
gung  -—  kann  auch  bei  den  Staatsbahnen  nicht  allein  von  volks- 
wirthschaftlichen  Erwägungen,  sondern  muss  zugleich  von  der  Hohe 
des  dabei  gelaufenen  Risicos  der  Einbusse  für  die  Finanzen  und 
daher  von  der  ganzen  Finanzlage  abhängen. 

In  der  Opposition  der  gewerblichen  Interessenten  in  Deutschland  gegen  di** 
Tariferhöhungen  der  Bahnen  1873  ff.  wurde  dies  übersehen.    Es  ist  selbstrerstäBdlich 
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unzulässig,  eiuerlei  oh  Staats-  od.  Privatbahnen  bestehen,  bei  einer  aUgemeinen  Preis- 
steigerung die  Preise  gewisser  Leistungen  allein  auf  dem  früheren  Stande  zu  halten, 
wie  z.  B.  die  d.  Bahn.  Hier  stimme  ich  im  Princ.  Nasse  a.  a.  0.,  bes.  S.  B  ff.. 
Sc  he  ff  1er  u.  A.  bei.  Auch  beim  Staatsb.system  kann  es  sehr  wohl  einmal  nöthig 
werden,  im  Interesse  der  gebotenen  Rentabilit&t  und  selbst  um  für  andere  Staatsbo- 
dorfnisse  auf  diese  Weise  Ueberschüsse  zu  erzielen  —  wenn  dies  passender  als  die 
Eröffnung  oder  Beibehaltung  anderer  Einnahmeciuellen  sein  sollte  — ,  die  Tarife  zu 
erhohen. 

B.  Das  Verhältniss  des  bestehenden  Tarifsystems 
zu  dem  Selbstkostenprineip.  Die  Analyse  der  Sdbstkosten 
zeigt,  dass  diese  letzteren  durchaus  nicht  immer  denjenigen  Mo^ 
menten  proportional  sind,  welche  znr  Messung  des  Werths  der 
Transportleistung  und  zur  Grundlage  unserer  Tarifsysteme  zu 
dienen  pflegen. 

1.  Der  Weglänge,  über  welche  ein  Object  transportirt 
wird,  ist 

a)  der  unter  die  Selbstkosten  zu  setzende  Zins-  und  Amor- 
tisationsbetrag nicht  proportional,  wegen  der  ganz  ungleichen 
Kosten  der  einzelnen  Strecken. 

Gerade  bei  dem  jetzigen  Strocken-Tarifisystem  —  statt  eines  etwaigen  Zonen* 
Systems  —  w&re  es  unter  Umständen  möglich,  bisweilen  wohl  auch  richtig,  diese 
Ungleichheit  der  Kosten  bei  der  Bildung  der  Tarifsätze  zu  berücksichtigen. 

b)  Ebensowenig  sind  die  eigentlichen  Transportkosten 
(einschliesslich  der  Bahnunterhaltung)  der  zurtlckgelegten  Weglänge 
proportional. 

Denn  die  Kosten  der  Expedition  sind  ron  der  Länge  dieser  Strecke  fast 
ganz  unabhängig,  die  Kosten  des  Fahrdiensts,  selbst  die  eigentlichen  Zugkosten,  sodann 
diejenigen  der  Bahnverwaltnng  hängen  auch  nicht  immer  vorwiegend  von  der  zurück- 
gelegten Weglänge,  sondern  oft  noch  mehr  von  den  Steigungsverhältnissen,  der  Mit- 
Hihrnng  todten  Gewichts  auf  bestimmten  Strecken  u.  dgl.  m.  ab. 

Die  Tarifregelung  möglichst  nach  den  Selbstkosten  fuhrt  daher 
folgerichtig  zu  einem  Differentialtarif  System,  in  welchem  die 
Sätze  nicht  durchweg  den  Längen  der  zurückgelegten  Strecken 
proportional  sind. 

2.  Von  der  Schneiligkeil  hängt  wenigstens  ein  Theil  der 
Selbstkosten  des  Transports  (Zugkraft,  Sorgsamkeit  der  Aufsicht, 
Abnutzung  des  Materials,  Zins  desselben,  verschieden  nach  der 
von  der  Schnelligkeit  mit  bedingten  Gonstruction  u.  a.  m.)  ab. 
Die  Tarifabstufung  danach  ist  demnach  auf  der  Basis  des  Princips 
der  Selbstkosten-Proportion  berechtigt. 

Sie  könnte  wahrscheinlich  sowohl  den  wirklichen  Proportionen  der  Selbst- 
kosten,  als  in  diesem  Falle  auch  dem  Gebrauchswerthe  der  Leistung  gemäss  oftmals 
strenger  als  jetzt  durchgeführt  werden.  Wahrscheinlich:  nicht  gewiss,  weil  bei 
einer  grosseren  Preisdiäerenz  zwischen  schneller  und  langsamer  Beförderung  die 
Nächfrage  nach  ersterer  so  sehr  abnehmen  könnte,  dass  die  Bahn,  wenn  sie  die 
schtt'elle  Beförderung  nicht  ganz  einzustellen  vermag,  was  rein  finan- 
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zielt  oft  Uaä  VortboUhaftere  sein  kann,   sich  bei  einer  geringeren  Difl'erenz  und  bei 
niedrigerem  Tarif  für  diese  Transportart  leicht  besser  steht. 

3.  Im  TarifclasseDsystem  des  Personenverkehrs  und  der  in 
verschiedenartigen  Wagen  zn  versendenden  Güter  werden 
die  Selbstkosten  des  Transports  (verschiedene  Kosten  und  Eigen- 
gewichte der  Wagen,  verschiedene  Ausnutzung  der  Ladungsfähig- 
keit,  verschiedene  Manipulation  der  Güter  u.  s.  w.)  etwas  mit 
berücksichtigt,  aber  nicht  durchgreifend  und  nicht  auf  Grund  genauer 
Berechnungen. 

Die  Schwierigkeit  ist  auch  hier  wieder  die  unter  Nr.  2  angedeutete:  bei  einer 
genau  den  bisherigen  erfahrungsm&ssigen  Selbstkosten  entsprechenden  Abstufung  der 
Tarife  und  bei  demgcmässen  genügend  hohen  Sätzen  der  höheren  Clas  cn  kann 
die  Frequenz  in  letzteren  leicht  zu  sehr  abnehmen,  was  dann  doch  wieder  niedrigere 
Sätze  gerade  dieser  Ckssen  bedingt.  Im  Personenverkehr  lässt  sich  durch  Yerein- 
fachang  der  Ausstattung  der  mittleren  Classe  (zweite)  vielleicht  ein  richtigeres 
Frequenz-  und  Taiifverhältniss  der  einzelnen  Classen  zu  einander  mit  herbeiführen. 
Gin  grosser  Vortheil  läge  in  der  Heseitigung  oder  wenigstens  in  der  Verminde- 
rung der  Wagenclassen  im  Personenverkehr  (ähnlich  selbst  im  Outervericehr). 
Denn  das  Classen  System  erhöht  unvermeidlich  die  Selbstkosten  des  Transports,  weil 
es  die  Durchschnittsmasse  des  todteu  Gewichts  steigert,  die  Ausnutzung  der  Ladungs- 
fähigkeit verringert  und  das  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  ungünstiger 
gestaltet  Aber  unsere  Gesellschaftszustände  widerstreiten  dem  Gebrauch  einer  einzigen 
Wagenclasse.  Vielleicht  könnte  jedoch  nach  der  zweckmässigen  Einführung  der 
4.  Classe  die  erste  fortfallen.  Im  Güterverkehr  kann  man  sich  wenigstens  auf  2  Haupt - 
arten  von  Wagen  (offene  und  bedeckte)  bescliränken;  daneben  noch  Viehwagen. 

Weber  tadelt  mehrfach  die  zu  gute  Ausstattung  der  deutschen  2.  Wagenclasse, 
weshalb  die  erste  so  wenig  benutzt  sei.  In  der  That  ist  der  Unterschied  zwischen 
beiden  Classen  in  diesem  Puncto  wohl  zu  gering.  Um  so  mehr  spricht  für  eine  Auf- 
hebung der  1.  Cl.  Die  Zahl  der  Keisenden  1.  Cl.  sinkt  bei  einzelnen  deutschen 
Bahnen  unter  1  **(„  der  Gesammtzahl,  ist  oft  nur  2  —  3,  im  D.  bei  d.  preuss.  Bahnen 
1*6.  nach  Personenmeilen  3*1  7o  (1^69).  1875  kamen  in  Preussen  v.  der  Gesammt- 
zahl  der  befönlerten  Personen  (excl.  Abonnenten)  bei  den  Zügen  mit  erhöht  Fahr- 
geld auf  die  Cl.  I,  II.  III  bez.  0*4,  1*9  u.  M  7o«  bei  den  Zügen  mit  gewOhnl. 
Fahrgeld  bez.  0*5,  5*5,  19  u.  (IV.  Cl.)  29  3,  mit  ermäss.  Fahrgeld  bez.  0*5,  7*ti. 
31*0  u.  1*3  »/o,  Militärs  1*9  %•  Von  37607  Mill.  Personen-Kilometer  kamen  im 
(janzen  nur  118*3  Mill.  anf  die  I.  Classe.  Nach  d.  deutschen  £isenb.statist.  f. 
lSSO/81  kommen  von  0479*26  Mill.  Pers.kil.  auf  d.  1.  Cl.  160*45  (wahrscheinl.  noch 
woniger  in  Wirklichk.  als  nach  dieser  „  Billetstatist.  *\  p.  o.  S.  756),  2.  Cl.  1251*21, 
3.  Cl.  336275,  4.  Cl.  1388*77.  Milit.  32109  Mill. 

4.  Von  der  Art  nnd  Beschaffenheit  der  Transport- 
objecte  hängen  gewisse  Theile  der  Selbstkosten  des  Transports 
ab;  deren  Bertleksichtignng  in  unseren  Tarifs} steinen  richtig  ist, 
so  namentlich  die  durchgreifende  Unterscheidung  von  Personen- 
und  Gtlterverkehr.  Innerhalb  jeder  dieser  beiden  Verkehrsarten 
Hesse  sich  aber  das  Princip  der  Tarifregelung  nach  den  Selbst- 
kosten genauer  durchfuhren,  und  mehrtach  möchte  dies  auch  von 
einem  Standpuncte  aus,  von  welchem  dies  Princip  nicht  als  das 
allein  oder  auch  nur  immer  als  das  in  erster  Linie  zu  berück- 
sichtigende anerkannt  wird,  empfehlenswerth  sein.  Dies  gilt,  ohne 
dass   die    unter  Nr.   2    und  3   hervorgehobenen  Bedenken    allzu 
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Störend  eingreifen,  in  Betreff  der  antern  Cladsen  des  Personen- 
und  Güterverkehrs,  also  der  vierten,  bedingt  der  dritten  Wagen- 
classe  bei  ersterem  und  der  Massenprodncte  (vornehmlich  ge- 
ringeren speeifischen  Werths)  bei  letzterem.  Demgemäss  sind  hierfür 
niedere  Tarife,  welche  den  Selbstkosten  möglichst  genau  ent- 
sprechen, ja  aus  Gründen  des  socialen  und  wirthschaftlichen  Inter- 
esses mitunter  selbst  Tarife,  welche  absichtlich  unter  diesen 
Selbstkosten  gehalten  werden,  zu  billigen. 

Durch  solche  Tarife  wird  auch  hier  die  stärkste  Frequenzzunahme  erzielt  werden 
können,  indem  dadurch  ein  ganz  neuer  Verkehr  ins  Leben  gerufen  wird.  Dann 
wird  auch  wieder  das  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  günstiger,  da- 
durch der  Betrag  der  Selbstkosten  niedriger  und  eventuell  eine  neue  Tarifermassiguug 
ohne  finanzielle  Einbusse  möglich. 

fiel  den  höheren  Classen  des  Personen-  und  in  gewissen 
Grenzen  auch  des  Güterverkehrs  müsste  experimentell  erprobt 
werden,  wieweit  die  Erhöhung  der  Tarifsätze  deijenigen  der  Selbst- 
kostensätze, verglichen  mit  den  unteren  Classen,  proportional  sein 
kann  oder  aus  finanziellen  und  sonstigen  Gründen  davon  nach 
Oben  oder  nach  Unten  abzuweichen  sei. 

Eine  solche  Abweichung  lässt  sich  principiell 
rechtfertigen:  um  z.  B.  einerseits  die  erforderliche  Deckung 
der  Summe  aller  Selbstkosten  (einschliesslich  der  Verzinsung  u.  s.  w. 
des  Kapitals)  für  den  ganzen  Betrieb  zu  erzielen,  anderseits  aber 
im  allgemeinen  Interesse  die  untersten  Personen-Wagenclassen  und 
die  Massengüter  des  allgemeinen  Consums  und  der  Verarbeitung 
billiger  zu  befördern,  ist  eine  höhere  Tarifirung,  als  die  der 
Steigerung  der  Selbstkosten  proportionale,  für  die  oberen  Wagen- 
classen  im  Personenverkehr  und  für  die  werthvolleren  Güter 
statthaft.  Hieraus  folgt  die  Rechtfertigung  des  Waarenclassi- 
ficationssjstems  im  Gütertarif  (besonders  bei  Stückgütern)  mit 
nach  dem  Werth  der  Güter. 

S.  Cohn  II,  453  ff.,  479  ff.,  der  zu  einer  bedingten  Festhaltung  des  Werth- 
princips  kommt. 

S.  0.  die  Vorbem.  S.  760.  Garke,  a.  a.  0.,  S.  9  und  in  den  Tabellen,  S.  $7. 
berechnet  die  Kosten  der  Züge  nach  Achsmeilen  und  theilt  die  dabei  in  Betracht 
kommenden  Ausgaben  in  3  Classen:  a)  solche,  welche  von  der  Länge  der  von  den 
Ztlgen  zurückzulegenden  Touren  (d.  i.  von  der  Fahrtlänge)  unabhängig  sind  und  sich 
direct  nach  ihrer  Gattung  p.  Achsmeile  bestimmen  lassen  (oder  variabel  nach  den 
Zuggattungen  sind),  nemU  Befeuerung  der  Locomotive,  Versorgung  derselben  mit 
Wasser,  Putzen  u.  Schmieren  der  Locomotive  u.  Wagen  (Arbeit  n.  Material),  Bepara- 
tarkosten  der  Locomotive  u.  Wagen,  einschliessl.  der  Unterhaltung  der  erforderlichen 
Gebäude,  Beleucht.  d.  Züge;  —  b)  Kosten,  d.  für  einen  bestimmt  begrenzten  Betrieb 
V.  d.  Art  u.  Gurslänge  d.  Züge  unabhängig  sind,  neml.  Kosten  d.  Allg.  n.  d.  Bahn- 
Torwalt.,  Verzins,  d.  Anlagekap.  u.  Bestcuer.  (im  Hauptbeispiel  Vi  ^iÜ.  Thb.  excl. 
Betriebsmat.  p.  Meile  u.  5  7o  gerechnet) ;  —  c)  Kosten ,  welche  von  der  Länge  der 
Fahrt  abhängig  sind,  neml.  Abnutz.  d.  Schienen  (vom  Verf.  aus  bes.  Grund  unter  b 
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gestellt),  Zinsen  n.  Eruenerungskosten  d.  Locom.  u.  Tender,  dsgl,  der  Acbseu  und 
Wagen,  Rosten  des  Zugpersonals.  Die  Gesammtkosten  p.  Achsmeile  i^fUr  wirkl.  Wagen- 
achsen,  excl.  Achsen  v.  Masch.  a.  Tender),  zu  denon  noch  ein  approxim.  Betrag  far 
Kosten  des  Stationsdiensts  geschlagen  wird,  stellen  sich  nach  der  Gattung  iSchnell-, 
Pers.-,  Güterz.),  Stärke  lAchsenzahl^  des  einzelnen  Zu^  u.  nach  d.  Bahnfrequenz 
(dies  wegen  der  unter  c  genannten  Kosten)  wesentlich  verschieden.  Die  Kosten 
(excl.  Stationsdienst)  p.  Achs m eile  in  Thlr.  variiren  in  <len  an^est<^llten  Berech- 
nungen zwischen  diesen  Grenzen: 

bei  V4  Mill.  Thlr.  bei  '/,  Mill.  Thh-. 

Anlagecap.  p.  Meile    (excl.    Betriebsmittel) 

11.   5  ^/q  Zins  u.  tägl.  Frequenz   von   2  mal 

(>  Zügen  zu  50  Natzachsen. 

Fahrtlänpe. 

Maxim.        Minini.  Maxim.        Minim. 

Schnellzug  v.  30  Pers.-Wag.-Achsen   .     .     0*2604        0*3119  0*3355        0*3870 

bei  tägl.  Achsm 3000  300  3000  300 

DsgL  V.  18  Personenwagen-A 0*2923        0.35b2  0*3674         0*4333 

bei  tägl.  Achsm 1800  160  ISOO  180 

Personenz.  v.  48  Packwagen-A.      .    .     .    0*2280        0*2753  0*3031         0*3504 

bei  tägl.  Achsm 3360  336  3360  386 

Dsgl.  V.  12  Packwagen-A 0*3020         0*4163  0*3771         0*4914 

bei  tägl  Achsm 840  84  840  84 

Güterzug  v.  120  Guterwagen-A.       .     .     .     0*1873        0*2574  0*2624         0*3325 

bei  tägl  Achsm 6000  600  6000  600 

DsgL  V.  24  GUterwagen-A 0-2254        0-3563  0*3005         0*4S14 

bei  tägl.  Achsm 1200  120  1200  120 

Dorchschn.  Einnahme  preuss.  Personenz. 

p.  Achsm.  1857 0*5733  --  —  — 

Dsgl.  1865 0*5133  —  ^  _ 

Dsgl.  1869 0*4433  —  —  — 

Dsgl.  d.  Güterzüsre  1857 0*2466  —  — 

Dsgl.  1865 0*2333  -  —  — 

Dsgl.  1S69 0*2233  „  _  _ 

Hätten  (}arcke's  Berechnungen  den  Werth  von  Durchschnittszahlen  ^r  Preussen,  so 
ergäbe  sich,  dass  die  Personeutarife  damals  auch  bei  sehr  schwacher  Freqoenz  und 
auf  theuerer  Bahn  einen  erklecklichen  üebersehuss  (V,  das  Umgekehrte  soll  der  Fall 
sein),  die  Gütertarife  aber  nur  bei  starker  Frequenz  auf  billiger  Bahn  einen  mässigoo 
Gewinn  gegeben  hätten.  Stärkere  Tarifreductiouen  im  Güterverkehr  hingen  daher 
schon  damals  von  der  Steigerung  der  Frequtjnz  vornehmlich  ab.  Die  Verminderung 
der  Einn.  1865  und  1869  gegen  1S57  erklärt  sich  wohl  besonders  aus  der  allg«- 
meineren  Yerhreitunp:  der  4.  CI.  im  Persononverk.  u.  der  ermäss.  Tarife  für  Massen- 
producte  u.  djrl.  m.  (für  1S»»9  wirkt  auch  die  Einrechn.  d.  Bahnen  d.  neuen  Prov. 
ein).  —  Werth  voll  sind  die  Berechnungen  von  Barychar  a.  a.  0.  und  danach  di«* 
Erörterungen  von  Schäffle  im  Syst.  II,  239  ü.,  584  i\\  Die  dort  gegebenen  Daten 
sind  bei  Befolju^ung  des  Selbstkostenprincips  im  Tarifsystem  fiir  einige  der  im  Text 
besprochenen  Tarifproblomc  unmittelbar  zu  benutzen.  Vgl.  z.  B.  die  Abweichungen 
zwischen  dem  bestehenden  Tarif  der  «^st.  Westbahn  und  einem  der  Leistung  proportio- 
nalen Tarif  eb.  S.  589. 

III.  —  §.  293.  Principien  der  Tarifregelung,  insbe- 
sondere für  S  t  a  a  t  s  bahnen. 

Bei  Privat  bahnen  wird  danach  durch  die  staatl.  Tarifpolitik  hiuzustreben  sein. 
Aber  die  Erwerbsnatur  derselben  wird  mehr  oder  weniger  unüberwindliche  Schwierig- 
keiten machen.  —  S.  bes.  Lehr's  gen.  Werk.  Sax  II,  404. 

Unter  Gombination  der  im  Vorausgehenden  dargelegten 
Oesiehtspunete,  daher  nur  unter  bedingter  Berücksichtigung  de^ 
Princips  der  Tarifbildung  nach  der  Proportion  der  Selbstkosten, 
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gelangt    man    etwa  zu  folgendem  Ergebniss   in  der  Frage    des 
Tarifsystems. 

A.  Personenverkehr. 

1.  Eine  niedrigste  Wagenclasse  (die  bisherige  vierte)  ist  zu 
einem  den  Selbstkosten  bei  einer  gewissen  Verkehrsgestaltung  mög- 
lichst nahekommenden,  eventuell  selbst  etwas  darunter  bleibenden 
Tarifsatze  zu  fuhren.  Auch  diese  Classe  sollte  jedoch  den  aus 
humanen  und  sanitären  Rtlcksichten  nothwendigen  Grad  der 
Annehmlichkeiten  bieten  (so  namentlich  Sitz-  statt  Stehplätze). 
Die  Zahl  der  höheren  Classen  ist  dagegen  möglichst  auf  zwei 
zu  beschränken.  Der  Tarifsatz  derselben  sollte  zu  demjenigen  der 
niedersten  Classe  mindestens  im  Verhältniss  der  relativen 
Selbstkosten  höher  sein,  soweit  finanzielle  Rücksichten  dies 
durchzuführen  erlauben.  Auch  eine  Erhöhung  über  dieses  Maass 
hinaus  ist  statthaft,  wenn  dies  zur  Erzielung  der  nothwendigen 
Durchschnitts-Rentabilität  der  Bahn  nöthig,  unter  Umständen  auch, 
wenn  es  zur  Ermöglichung  zweckmässiger  Tarifermässigungen  für 
die  unterste  Wagenclasse  oder  im  Güterverkehr  erwünscht  ist. 

2.  Die  Tarifregelung  nach  der  Distanz  (Längeneinheit)  bleibt 
zwar  das  leitende  Hauptprincip,  das  jedoch  nur  mit  wesent- 
lichen Modificationen  durchzuführen  ist. 

Namentlich  sind  a)  niedrigere  Sätze  statthaft  und  auch  finanziell  zweckmässig 
et)  zwischen  nahen  Pancten  mit  sehr  lebhaftem  Locakerkehr  (theilweise  erfallt  im 
System  der  Retourbillete,  der  Abonuementskarten),  daher  auch  mit  im  Interesse 
der  Decentralisation  des  Wohnungswesens  der  Grossstiidte  and  znm  Zweck  eines 
Bruchs  des  städtischen  Wohnungsbodenmonopois;  femer  ß)  fUr  grossere  Ent- 
fernungen, wo  der  feste  Distauzensatz  verhältnissmässig  etwas,  aber  nicht  zu  stark, 
abnehmen  kann  (massiger  Differentialtarif,  Retourbillete  [bei  denen  jedoch 
die  Beschränkung  auf  zu  kurze  Zeitdauer  (wenige  Tage)  oder  auf  d.  Personenzüge 
oft  noch  die  Benutzbarkeit  ganz  rereitelt]:  ßeisebillete),  jedoch  in  der  Begel 
nur,  wenn  und  soweit  als  die  Selbstkosten  gleichfalls  abnehmen.  Um- 
gekehrt b)  sind  höhere  Sätze  auf  ganzen  Linien  und  auf  einzelnen  Strecken,  welche 
besonders  theuer  zu  bauen  oder  zu  betreiben  sind,  auch  volkswirthschaftlich  zulässig 
und  mitunter  —  freilich  nicht  immer,  wegen  der  Gefahr  sich  noch  verkleinernden 
Verkehrs I  —  finanziell  angebracht,  z.  B.  bei  Tunnels,  Brücken,  wo  auch  öfters 
schon  höhere  Sätze  in  Kraft  sind. 

Viel  radicaler,  aber  auch  phantastischer  sind  die  oft  von  ihm  schon  wiederholten 
Vorschläge   Perrot's,    s.  z.  B.  Eisenbahnref.  S.  191.    Nach  Analogie  der  Penny- 

Fortoreform  wird  hier  eine  Bahntarifreform  proponirt,  mit  Zugrundelegung*  eines  ein- 
achen  Zonensystems  oder  ganz  ohne  BUcks.  auf  die  Entfernung.  Für  den 
Personentarif  schlag  P.  anfangs  2  Entfemungsstafen,  bis  10  und  über  10  Meilen  vor, 
mit  Sätzen  für  die  3  verbleib.  Classen  von  ]  u.  2  Thlr.  für  1  GL,  5  gr.  u.  15  gr. 
fOr  2.  Cl.,  3  u.  10  gr.  für  3.  Gl;  neuerdings  ging  er  noch  weiter  u.  plädirte  für  3 
Glassenstufen  bei  d.  preuss.  Staatsbahnen,  ohne  jede  Eücks.  auf  d.  Entfern.,  neml. 
2  Thlr.,  10  gr.  u.  5  gr.,  was  bei  gleicher  Frequenz  wie  1869  8,324,000  Thlr.  Ein- 
nahme statt  8,702,000  Thlr.  gäbe.  In  der  Motivirung  wird  richtig  betont,  dass  manche 
Selbstkosten  gar  nicht  von  der  zurückgelegten  Weglänge  abliängen,  bei  niedrigem 
Tarif  ohne  oder  ohne  entsprech.  Steigerung  der  Selbstkosten  viel  mehr  nützlidies 
Gewicht  befördert,  also  eine  bessere  Ausnutzung  der  Ladefähigkeit  erzielt  werden  und 
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die  Frequenz  ausserord.  steigen  wUrde.  Wahrscheiul.  ist  Letztorus,  aber  P.  äcb»iit 
die  Wirkung^  einer  solchen  Tarifreform  gerade  im  Persone  n verkehr  zu  überschätzen. 
Ein  bedeutendes  Deficit  möchte  bleiben.  Denn  1)  die  Kosten  der  Bahnfahrt  bildeu 
doch  nur  einen  —  u.  selbst  jetzt  schon  sehr  oft  nur  einen  geringen  —  Theil  der 
Gesammticosten  von  Geschäfts-  u.  Vergnügungsreisen,  uamentUch  bei  grösserer  Ent- 
fernung, weshalb  die  Ermässigung'  dieses  einen  Elements  der  Kosten  nicht  nothwcndi^ 
die  Frequenz  sehr  zu  vermehren  braucht;  u.  2)  die  vermehrte  Benutzung  der  Eisen- 
bahnen erheischt  doch  vor  Allem  mehr  freie  Zeit,  die  aber  fur  Geschäfts-  und 
Vergnügungsreisen  beschränkt  ist.  Auch  hängt  immerhin  ein  wescntl.  Theil  der 
Selbstkosten  von  der  zurückgelegten  Weglänge  ab,  weshalb  es  nicht  richtig  wäre, 
dieses  Moment ,  ähnlich  wie  beim  Briefporto ,  gar  nicht  mehr  im  Tarif  zu  berück- 
sichtigen. Post  und  Eisenbahn  gestatten  hier  doch  nur  in  einigen  Puncten  einen 
Vergleich  u.  unterscheiden  sich  in  anderen  sehr  wesentlich,  namentlich  aber  gilt  dies 
vom  Personenverkehr.  Die  Durchführung  der  P.'schen  Vorschläge  würde  endlich  vor- 
nehmlich dem  weiterreisenden  wohlhabenderen  Publicum,  besoud.  auch  den  V*-r- 
gntlgangsreisenden  zu  Statten  kommen,  was  von  zweifelhafter  Billigkeit  wäre.  — 

Wichtiger  ist  die  bedeutsame  Personentarifreform  auf  den  be  lg.  Staats  bahnen 
vom  J.  1866,  die  allerdings  im  J.  1871  durch  das  gegnerische  Ministerium  (Ultramon.i 
wieder  rückgängig  gemacht  wurde.  Sie  wirft  auf  Vorschläge  wie  die  eben  erwähnten 
auch  einiges  Licht.  Vgl.  den  eingeh.  Ministerialbcricht  v.  10.  Dec.  1869  über  die 
am  1.  Mai  1S66  eingeführte  Tarifreform  in  d.  Sitzung^ber.  d.  belg.  Repräsentanteu- 
kammer  1869 — 70,  p.  58 — 100.  ebendas.  d.  Debatte  einer  techu.  Commission  darüber. 
Näheres  darüber  und  über  die  ganze  Frage  der  Personentarif ermässigung  (gegen 
Perrot's  Project)  in  meinen  bezügl.  Aufs,  im  „Deutschen  Economist**,  1872,  Nr.  1 
und  3,  wogegen  dann  Per  rot  i>olemi8irte  in  s.  „Anwcnd.  d.  Pennyportosyst  auf  d. 
Eisenbahntarir'.  Kost.  1873.  Ich  habe  es  nicht  für  nöthig  gefunden,  an  meiner  Dar^ 
Stellung  in  d.  6.  A.  von  Kau  (§.  255  Note  c)  etwas  zu  ändern. 

Zu  d.  Tarifreform  wurde  d.  bolg.  Regierung  durch  (Jes.  v.  1.  Juli  1S65  er- 
mächtigt, sie  erfolgte  durch  V.  v.  20.  März  1800,  wurde  aber  vorerst  nur  theilweiäe 
durchgeführt.  Die  Principien  waren  diese:  an  Stelle  des  festen  Distanzenpreises  v. 
8,  6  und  4  cent  p.  Kilometer  für  d.  3  Gl.  der  gewöhul.  Züge  trat  ein  Diffe- 
rentialtarif mit  ab  nehm.  Sätzen  für  weitere  Entfern.,  nemlich  für  d.  Linie  (zu 
5  Kil.)  bei  d.  ersten  IS  Lieues  80,  20  u.  15,  bei  d.  zweiten  10  L.  15,  10  u.  7*5, 
bei  d.  21.— 52.  L.  10,  V/^  u.  5  Cent.  Schnellzüge  mit  20  »/o  (bisher  25  %)  ErhOh.. 
aber  jetzt  verschen  mit  allen  S  Cl.  Filr  den  Internat.  Verkehr  blieben  die  alten 
Tarife  in  Kraft,  doch  war  nicht  zu  verhindern,  dass  d.  Reisenden  vielfach  keine 
durchgeh.  BiUete  mehr  nahmen,  sondern  an  den  Grenzen  d.  billigeren  Biliete  des 
inneren  Verkehrs  kauften.  Beispiele  der  Tarifeätze  nach  d.  :J  T.  v.  a)  1838,  b)  ls56 
u.  c)  1866:  Brüöscl-Mecheln  die  H  Cl.  a)  150,  100,  60,  b)  gewöhn l.  Z.  180,  130.  S5. 
c)  dsgl.  180.  130,  85.  Brüssel-Antwerpen  a)  300,  200.  125,  b)  gewöhul.  Z.  350,  270. 
185.  c)  dsgl.  320,  225,  155.  Brü^sel-Gont  a.)  450.  300,  175,  b)  470,  350,  230,  c) 
340,  235,  170.  Brüssel-Ostcnde  a)  900,  600,  350,  b^  1000,  750,  500,  c)  500.  3.^5, 
250  Cent.  Die  einstweilen  wirklich  geltenden  Tarife  v.  1866  waren  indessen 
etwas  anders  geregelt:  für  die  ersten  7  Licues  blieben  die  alten  Sätze,  f.  die 
H. — löte  L.  erfolgte  eine  wachsende  Reduction  nach  den  3  Cl.,  1.  Cl.  v.  6.3  —  36'T, 
2te  V.  8'8— 48-3,  3te  v.  9.4— 36-7  %;  v.  d.  16.  L.  an  trat  die  Reduction  nach  V.  v. 
20.  März  1S66  ein,  neml.  steig.  Satz  bis  zur  52ten  L.,  1.  Cl.  u.  :t.  Cl.  39— 1>.^, 
2.  Cl.  458  — 65-2  7o;  einige  Abweich,  f.  Schnclküge.  Der  Erfolg  der  Maassreg:el 
konnte  nicht  unzweifelhaft  festgestellt  werdtm,  die  Berechnungen  der  Regierung  wor- 
den z.  Th.  als  unrichtig  oder  doch  unsicher  bestlitten.  Aus  dem  Vergleich  von  186S 
mit  1865  scheint  sich  indessen  zu  ergeben,  dass  ein  Einnahmcausfall  v.  min- 
destens 600,000  Kr.  (Andere  schätzen  ihn  auf  IV3  bis  1*6  Mill.),  dagegen  eine 
Zunahme  der  längeren  Reiaen  (Va  Mill.  Pers.)  u.  keine  merkbare  Kostenvermebrang 
i/o  eingetreten  ist.  Dass  die  Reform  sich  nnr  auf  *^-  der  Reisenden  (Ober  10  Lieucrs) 
u.  in  erhebl.  Maase  nur  auf  V,,^  derselben  'über  21  L.)  eistreckte,  ist  dabei  zu  bed- 
achten. Darin  lag  wohl  der  Hauptmangel.  Die  belg.  Erfahrung  möchte  immerfaio 
das  Obengesagte  bestätigen,  dass  selbst  eine  starke  Ermässigung  der  Tarife  Itlr 
längere  Strecken  nach  d.  Differentialprincip  die  Frequenz  nicht  entsprechend  steigert. 
Durch  Minist. -Verordn.  v.  18.  Sept.  1871  wurde  vom  1.  Nov.  1871  an  das  Difieren- 
tialsyntcm  wieder  verlass<'n,  für  alle  Kntfemungm  10  *•/„  Ermässianing  an  d^n  Tarifen 
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von  1851—54  (die  bis  1SG6  bestanden),  ausserdem  ein  günstiges  Retour-  u.  Abonne^ 
»nentskartensystem  gewährt.  Die  Massregel  hing  mit  der  polit.  Parteistellung  des 
cleric.  belg.  Ministeriums  zusammen.  Als  Motive  werden  geltend  gemacht:  die  unge- 
rechte Begünstigung  des  weiten  vor  dem  nahen  Verkehr,  der  reicheren  vor  den 
kleinen  Leuten  im  bisher.  Differentialsystem;  die  zwecklose  Begünstigung  der  im 
intern.  Verkehr  das  Land  durchreis.  Fremden,  der  Einnahmeausfall,  die  Aussichts- 
losigkeit, dass  die  Privatbahnen  den  Staatsbahntarif  annähmen,  die  Erschwerung  des 
—  sehr  allgemein  gewünschten  —  Rückkaufs  der  Privatbahnen  durch  den  Staat  bei 
dem  unrentablen  Differentialsystem.  Eilass  n.  Motive  s.  im  Moniteur  beige.  20.  Sept. 
1871.  Es  wird  kaum  zu  leugnen  sein,  dass  die  Massregel  von  1866  in  der  Befolgung 
des  Differentialprinc.  zu  weit  ging,  üeber  ähnliche  Projecte  wie  die  Perrot'schen  in 
England  (Galt,  Branden),  mit  einem  richtigen  Kern,  aber  phantast.  Gonse- 
quenzen.  urtheilt  Cohn  II,  526—541,  bes.  540  wesentlich  ebenso  wie  ich  hier. 

3.  Der  Unterschied  der  Schnelligkeit  der  Beförderung  ist 
in  der  Tarifirang  so  zu  berücksichtigen,  dass  nicht  nur  Schnell- 
züge tbearer,  sondern  auch  die  Personenbeförderung  in  Güter- 
zügen (sog.  gemischte  Züge)  womöglich  etwas  wohlfeiler  als 
die  Personenzüge  sind,  der  Verschiedenheit  des  Gebrauchswerths 
der  Leistung  entsprechend. 

Auch  hier  besteht  nur  wieder  die  Schwierigkeit,  dass  durcli  billigere  Tarife  der 
Personenbef&rderung  in  gemischten  Zügen  letztere  zum  Nachtheil  des  Diensts  über- 
setzt, dte  Personenzüge  zu  sehr  entleert  werden  könnten.  Eine  kleine  Preisdifferenz 
erscheint  aber  doch  möglich.  Eine  Beschränkung  der  Schnellzüge  auf  die  obersten 
Classen  ist  thunlichst  zu  vermeiden,  mindestens  ist  eine  solche  nicht  bei  allen  Schnell- 
zügen anzuwenden.  VoUends  aber  darf  ein  indirecter  Zwang  zur  Benutzung  höherer 
Classen  nicht  durch  zu  grosse  Seltenheit  und  unbequeme  Fahrzeit  der  Personenzüge 
stattfinden.  Engl.  u.  franz.  Princ.  lange  Zeit  nur  1.  Gl.  In  Deutschi,  fast  immer 
auch  2.  Gl.,  aber  längere  Zeit  nur  in  Ausnahmefällen,  bes.  wieder  bei  nordd.  Staatsb., 
auch  3.  Gl.,  in  Belgien  seit  1866  alle  8  Gl.  Sicherlich  trägt  die  Menge  der  Passagiere 
3.  Gl.  den  Zeitveilust  in  längs.  Zügen  oft  schwerer,  als  es  die  wohlhabenderen  Leute 
in  1.  u.  2.  Gl.  thun.  —  Neuerdings  ist  in  England  v.  d.  grossen  Bahnen  bei  allen, 
auch  den  Schnellzügen,  d.  3.  GL,  mit  gutem  finanziellen  Erfolg  bei  starker  Zunahme 
des  bezüglichen  Verkehrs«  also  im  eigenen  Interesse  der  Bahnen  eingeführt  worden. 
Gohn  n,  507  ff.  Bei  uns  hat  sich  die  preuss.  Staatsbahnverwaltung  auch  in  diesem 
Puncte  Verdienste  erworben,  die  süddeutschen  freilich  weniger; 

4.  Freigepäck  ist  nur  für  die  unterste  Wagenclasse  zu 
gewähren.  Für  die  Tarifirung  des  Gepäcks  der  höheren  Classen 
sind  vornehmlich  nur  finanzielle  Rücksichten ,  nicht  volkswirth- 
schaftliche  maassgebend^  man  kann  also  unter  Umständen  bis  zum 
Maximum  der  Eilguttarife  oder  selbst  darüber  hinaus  gehen. 

BekanntUcli  in  Norddeutschland  allgemein  50  Pfd.  Fi-eigepäck.  in  Süddeutschland 
keines.  Gegen  Aufhebung  der  Gep&ckfreiheit  Sc  he  ff  1er,  Transportkost.,  S.  25,  trotz 
des  Nachweises,  dass  bei  den  braunschw.  Bahnen  die  Qepäck)>eförderung  mehr  Kosten 
als  Einnahme  bringt.  Bei  Gepäckfreiheit  zalilen  eben  die  Reisenden  ohne  Gepäck 
(tcewöhnlich  die  auf  kürzeren  Strecken  u.  oft  die  ärmeren)  für  die  Reisenden  mit  Gepäck 
(oft  wohlhabende  Vergnüg.reisende)  mit,  was  doch  ernste  Bedenken  hat. 

5.  Das  Billetsy Stern  ist  ttir  den  Expeditions-  und  Controle- 
dienst  möglichst  zu  vereinfachen. 

S.  0.  Seite  748  u.  bes.  Scholtz,  S.  öS  ff. 

6.  Nach  diesen  Grundsätzen  hat  die  Gesetzgebung  den 
Normal-Personentarif  der  Htaatsbahnen  festzustellen,  wobei 
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der  Verwaltung  aber  ein  gewisser  Spielraum  für  kleinere  Ab- 
änderungen im  Verordnungswege  dureb  das  Tarifgesetz  ein- 
zuräumen ist.  Regelmässige  Revisionen  auf  Grund  der 
gemaebten  Erfabrungen  müssen  in  nicbt  zu  langen 
Perioden  stattfinden.  Im  Verordnungswege  dürfen  sonst 
nur  provisoriscbe  Veränderungen  getroffen  werden ,  die  dann 
dureb  die  Gesetzgebung  zu  genebmigen  sind.  Bei  starken  Tarif- 
reduetionen  von  zweifelbafter  finanzieller  Tragweite  empfiehlt  es 
sieb,  aueb  dureb  die  Gesetzgebung  erst  ein  Provisorium  von 
bestimmter  Maximal-Lange  einzufübren. 

Die  Personentarife  erfordern  im  Ganzen  nicht  die  leichte  Beweglichkeit  wie 
die  Gütertarife,  Daher  l&sst  sich  bei  jenen  die  gesetzliche  Begelang,  nnBerom 
sonstigen  öffentlichen  Finanzrecht  gemäss,  doch  als  das  Richtige  bezeichnen,  auch 
wenn  der  Verwaltung  im  Gütertarif  die  Norminin^  der  Sätze  ganz  oder  in  gr(V8serem 
Maasse  überlassen  bleibt 

Unsere  Personentarife  sind  hoch  and  ?on  Beginn  der  Eisen bahnkra  an  fast 
unverändert  geblieben,  abgesehen  von  Massregeln,  wie  «lie  Einftlhrung  einer  4.  Glasse 
(Preussen),  während  die  Prachttarife  stark  ermässigt  wurden.  Eine  Reduction  der 
ersteren  liegt  mehrfach  im  yolkswirthschaftlichen  Interesse  und  wird  durch  das  finan- 
zielle Interesse  nicht  immer  ausgeschlossen. 

Auf  den  preuss.  Bahnen  —  u.  ähnlich  war  fast  ttberall  in  Deutschland  und 
anderswo  die  Entwickl.  —  war  d.  Ertrag  p.  Pers.  u.  Meile  1844  3*5,  1856  3*5,  1859 
8  1,  1865  u.  1867  2  9,  1869  2*7,  1875  2*7  Sgr.  (od.  1875  8-6  Mark-Pfenn.  p.  Kil.  m.), 
alle  Classen  zusammen  gerechnet;  eine  geringe  Abnahme,  die  noch  dazu  der  Ein- 
fahrung  u.  stärkeren  Benutzung  der  4.  Gl.  hauptsächlich  zu  verdanken  ist.  P.  Peis. 
u.  Meile  ergab  sich  för  d.  1.  Gl.  1859  71,  1869  6*6,  1875  5-98,  2.  Gl.  4*6,  4-S  u. 
4-49,  3.  Gl.  3,  2-6  u.  302,  4.  Gl.  1*6,  16  u.  1*60,  Müitär  1-6,  1*4,  1-28  Sgr.  Bei  d. 
Angaben  f.  1875  sind  hier  d.  Erträge  bei  gcwöhnl.  Fahrgeld  mitgetbeilt,  d.  Durch- 
schnitt würde  etwas  höher  stehen  (Veränder.  in  d.  AufsteU.  d.  amtl.  Statist)^  Ganz 
anders  war  die  Reduction  der  Frachttarife:  1844  p.  Gentn.  u.  Meile  ftlr  alle 
Guter  i.  D.  71,  1856  3*4,  1859  34,  1861  32,  1865  2-6.  1867  u.  1869  2*3  Pfenn. 
Ertrag.  In  den  10  J.  1859—1869:  Eilgut  108  u.  1(V2  Pf.,  Frachtgut  d.  NonnalcL 
5  u.  4*5,  d.  ermäss.  Gl.  u.  Kohlen  2*7  u.  2  Pf.  Neuerdings  ist  diese  Ermässigiuig 
der  relativen  Erträge  im  Güterverkehr  allerdings  nicht  weiter  fortgeschritten,  sondern 
die  umgekehrte  Entwicklung  hat  auch  hier  zeitweise  Platz  gegriffen,  entsprechend 
den  stark  gestiegenen  Betriebsausgaben.  Es  war  in  den  neuen  Maassen  u.  Wertfaen 
p.  Tonne  u.  Kilometer  der  Ertrag  in  Markpfennigen: 

Frachtgut  in 
Stückgut  t..        ,  .     '^ n;^         l>tiKltfcks. 

550  —  —    )  516 

4.83  —  —    )  4-88 

4-50  —  —    )  4-83 

816  4-66  3-38  450 

900  4-83  316  4*66 

0.66  4-95  3-28  4-79 

Vgl.  auch  die  Tariftabellen  über  d.  Norddeutschen  Eisenb.-Yerbaüd  in  Scheffler*s 

Statist.  Beitr.  S.  38  ff.  (1848—73). 

§.  294.  —  B.  Güterverkehr. 

1.  Vorschläge  zu  principiellen  Umgestaltungen  im 
ganzen  Gtiterverkehrssystem.     Mehrfach    sind  in  Kreisen 


KUgut. 

^onnalcl. 
inel. 

1867 

23-00 

sperriges. 

1869 

22-50 

(    - 

1871 

21-66 

(    - 

1873 

21-33 

11-10 

1874 

22-50 

11-50 

1875 

24-77 

12-79 
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der  Theoretiker  and  der  verfrachtenden  Gewerbetreibenden  (kanm 
bei  den  technischen  und  administrativen  Practikern  des  Eisenbahn- 
wesens selbst)  Pläne  zu  einer  völligen  Umgestaltung  des  Eisen- 
bahnwesens, in  der  Regel  mit  der  Beschränkung  auf  den  Güter- 
verkehr, aufgetaucht  und  öfters  ernstlich  verhandelt  worden.  Es 
sind  dies:  a)  der  Plan  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
verkehrs; b)  das  System  der  Wagenleihe  oder  das  Recht 
der  Einstellung  von  Eisenbahnwagen  Dritter  (Privaten)  in  die  Züge 
der  Bahn;  c)  das  Recht  einer  Eisenbahngesellschaft ,  auch  gegen 
den  Willen  eines  anderen  Eisenbahneigenthttmers  dessen  Schienen- 
wege zu  befahren,  das  englische  sog.  System  der  running  power s. 
Die  beiden  ersten  Pläne  haben  die  Bedeutung  einer  allgemeinen 
Reformmaassregel,  auch,  und^nach  einzelnen  Stimmen  gerade 
beim  Staats  bahn  System.  Der  dritte  Plan  bezieht  sich  auf  die 
Verhältnisse  des  nach  Eigenthumseinheiten  zersplitterten  Privat- 
oder gemischten  Bahnsystems,  d)  Eine  weitere  Frage  betrifft  die 
Uebernahme  der  An-  und  Abfuhr  der  Güter  durch  die 
Bahnverwaltung  selbst 

Vgl.  f.  alle  diese  Pläne,  bes.  dea  ersteu,  die  Erörterungen  v.  Michaelis, 
Dorn,  AI.  Meyer  u.  and.  Mitgliedern  d.  Deutschen  Freihandelspartei,  sowie  die 
Verhandlungen  der  unter  dem  Einilusä  dieser  Partei  stehenden  Vereine:  Deutscher 
Handelstag,  volksirirthscli.  Congiess  (Wien  1873X  Die  Behandlung  des  Gegenstands 
macht  den  Eindruck,  als  ob  eigentlich  alle  diese  probleui.  Experimente  nur  erörtert 
werden,  um  das  „Freie-Concurrenz-Priucip"'  wenigstens  noch  einigermassen  halten  zu 
können.  S.  dagegen  bes.  Cohn  II,  Kap.  3,  auch  z.Th.  Perrot,  dann  Schcfflcr, 
sUüst.  Beitr..  nicht  minder  Shx  II,  82—138,  bes.  107,  117,  121. 

a)  Die  Frage  der  Trennung  des  Fahr-  und  Fracht- 
geschäfts auf  den  Eisenbahnen ,  in  der  Weise,  dass  die  Bahn- 
verwaltung nur  den  Weg,  die  Transportmittel  und  die 
Locomotion  zu  liefern  hätte,  die  Verfrachtung  aber  der 
Privatindustrie  Überlassen  würde,  kann  hinsichtlich  ihrer 
Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  am  Unbefangensten  von  den 
Staatsbahnen  geprüft  werden,  erscheint  aber  unzulässig. 

Diese  Trennung  hätte  das  Gute,  eine  neue  Arbeitstheilung  durchzufahren,  den 
Bahnen  besonders  lästige  Geschäfte  abzunehmen  und  vielleicht  zu  einem  günstigeren 
Verhältniss  d»*s  todten  zum  nützlichen  Gewicht  zu  führen,  weil  die  Wagen  besser  aus- 
genützt würden.  Aber  es  fraget  sich,  ob  derVt'rkehr  auf  diese  Weise  besser  und 
weniger  monopolistisch  bedient  würde,  was  unwahrscheinlich  ist;  femer,  ob 
nicht  gerade  die  Natur  der  Eisenbahnen  die  Vereinigung  jener  Geschäfte  im 
Interesse  der  Oekouomie  verlangt.  Einstweilen  wird  man  für  weitere  Vorschläge 
iiber  das  Tarif wesen  des  Güterverkehrs  von  der  Vereinigung  des  Fahr-  u.  Fracht- 
geschäfts in  der  Hand  der  Bahnen  ausgehen  müssen.  Cohn  II,  SS  ff.,  kommt  nach 
d.  engl.  Erfahrungen  zu  diesem  Ergebniss  n.  widerlegt  dann  treffend  die  in  Deutsch- 
land verbreit  Ansichten.  Ebenso  Sax  II.  122.  Scheffler,  Statist.  Beitr.  S.  17.  — 
Die  preuss.  Eisenbahnuntersuchungscommiss.  hat  die  ,.  UeberUssung  des  Transport-  u. 
Befrachtungswesens  an  die  Privattinternehmung*'  gerade  beim  Staatsbahnsystem   f.  d. 
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Zukauft  auch  in  Aussicht  genommen,  Ber.  S.  155.  Eine  solche  Stellungnahme  war 
bei  der  völligen  unreife  des  Projects  mindestens  verfrüht,  u.  nur  die  Folge  der  Vor- 
liebe für  gewisse  doctrinäre  Projecte  der  Manchesterpartei. 

b)  Das  Recht  der  Privaten,  die  Beförderung  eigener 
Eisenbahnwagen  mit  Frachtgütern  dnrch  die  Bahn, 
also  die  Einstellung  fremder  Wagen  in  die  Zttge  der 
Bahn  zu  verlangen,  welche  letztere  dann  nur  den  Weg  und 
die  Locomotion  (Locomotiven ,  Tender,  Zugkraft  und  einen 
Theil  des  Fahrdienstpersonals)  liefern  würde,  ist  nur  eme 
besondere  Formulirung  der  Forderung  der  Trennung  von  Fahr- 
und  Frachtverkehr  und  ähnlich  zu  beurtheilen. 

Es  hätte  ähnliche  Vortheile  und  Bedenken  vie  dieser  erste  Vorschlag,  ausserdem 
aber  den  weiteren  Vortheil ,  das  Kapital  der  Eisenbahn  zu  verringern.  I>em  entgegen 
steht  jedoch  das  schwerwiegende  Bedenken,  dass  mit  einer  Pflicht  der  Bahn,  fremde 
Privatwagen  in  ihre  Zttge  einzustellen,  die  andere,  jetzt  doch  im  Ganzen  einigermassen 
anerkannte  Pflicht,  ihren  Wagenpark  den  Verkehrsbedttrfnissen  anzu- 
passen, schlechterdings  unvereinbar  ist.  Denn  eine  solche  Pflicht  kann  doch 
nur  bestehen ,  wenn  eine  Bahn  dann  auch  das  Monopol  der  Wagenverwendung  hat, 
auch  droht  die  Gefahr  eines  doppelten  factischen  Monopols,  desjenigen  der  Bahn  und 
der  Waffenbesitzer.  So  wäre  leicht  zu  fürchten,  dass  der  Verkehr  im  Ganzen  unter  dem 
neuen  System  mehr  leiden  wttrde,  als  unter  dem  alten.  Auch  Sicherheitsrttcksichten 
scheinen  gegen  letzteres  zu  sprechen.    Aehnlich  Cohn  II,  112  nach  engl  Erfahr. 

c)  Von  zweifelhafter  Durchführbarkeit  und,  wenn  diese  nach- 
gewiesen werden  sollte,  von  ungewisser  Nützlichkeit  ist  auch  das 
dritte  System.  Jedenfalls  bietet  das  Staatsbahnwesen  den  Vortheil, 
dass  man  auf  solche  problematische  Experimente  von  vornherein 
verzichten  kann.  Fttr  kleine  Verbindangsstrecken  mögen  sie  aus- 
nahmsweise am  Platze  sein. 

Cohn  II,  6S  ff.  Kunning  power  bedeutet  übrigens  nicht  nur  ein  gesetzliches 
Zwangsrecht  zum  Befahren  einer  fremden  Bahn,  sondern  auch  ein  bezügliches  Vertrags^ 
mäss.  Abkommen.  £b.  S.  (59.  Sax  II,  118.  Einzelne  solche  Fälle  vertragsmiss. 
Ucbereinkommens  neuerdings  in  Frankreich,  Oesterreich  (Wörgl-Innsbruck,  Streäce  der 
Südb.gesellsch.  mit  benutzt  von  der  Staatsbahu  zur  Verbindung  der  Elisabethb.  u.  der 
Arlbergb.). 

d)  Hinsichtlich  der  An-  und  Abfuhr  der  Güter  bei  den 
Stationen  lässt  sich  wohl  keine  allgemeine  Regel  aufstellen.  Bei 
grossen  Stationen  und  bei  gewissen  Gütern  scheint  aber  die  Aus- 
führung dieser  Leistungen  durch  die  Bahnverwaltung  selbst  ökono- 
misch zweckmässig  und  die  Entwicklung  des  Eisenbahnwesens 
darauf  hinzudrängen. 

Cohn  n,  85  tr.  Also  abermals  vermehrte  Concentration  aller  Geschäfte,  welche 
mit  dem  Eisenbahnwesen  in  Verbindung  stehen,  in  einer  Hand.  Daraus  geht  wiederum 
eine  Verstärkung  des  monopolistischen  Charakters  dieser  Anstalten  hervor,  woraus 
neue  Gründe  für  Staatsbahnen  folgen. 

§.  295.  —  2.  Grundsätze  für  die  Gütertarifbildung. 

Bleibt  demnach  die  Vereinigung  von  Fahr-  und  Frachtverkehr  in 
der  Hauptsache  bestehen,  was  das  Wsdirscheinlichste  ist,  so  werden  auch  die  wesent- 
lichen Puncte  des. bisherigen  Tarifweseus  verbleiben.    Nur  kOnnen  die- 
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selben  entsprechende  Modificationen  gemäss  dem  Princip,  bei  der  Regelung  der  Tarif- 
sätze mehr  die  Selbstkosten  zn  berUcksichtigea,  erleiden,  was  nach  dem  Gesagten  zwar 
nicht  allgemein  nothwendig  nnd  passend  ist,  aber  doch  anter  Umständen  zweckmässig 
sein  mag. 

a)  Die  Unterscheidung  von  Eilgut  mit  höheren  und  Fracht- 
gut (i.  w.  S.)  mit  niedrigeren  Tarifsätzen  für  rasche  und  lang- 
samere Beförderung  ist  ganz  richtig.  Bei  der  Proportion  der  Tarif- 
sätze kann  man  sich  freier  bewegen. 

Oefters  ist  wohl  das  Eilgat  za  hoch  tarifirt ,  auch  wenn  man  auf  die  erheblich 
höheren  Selbstkosten  dos  Transports  Rücksicht  nimmt  Eine  Ermässigung  des 
Eilgattarifs ,  der  eventuell  weiter  classiücirt  werden  kann,  aber  nicht  nothwendig 
weiter  classiücirt  zu  werden  braucht,  ist  daher  wohl  mitunter  zu  erwägen. 

Eilgat  wird  in  Deutschland  i.D.  gut  2  mal  so  hoch  als  Normal -Frachtgut  u. 
4 — 5 mal  so  hoch  als  ermäss.  Gut,  8 — 10 mal  so  hoch  als  Massengtlter  wie  Kohlen 
u.  dgl.  tarifirt.  S.  S.  774.  Expedition,  Manipulation  sind  bei  Eilgut  mtlhsamer, 
Ausnutzung  der  Wagen  geringer.  Bei  einem  massigeren  Satz  wUrde  Letzteres  sich 
wohl  rerbessem,  mitunter  die  Einrichtung  besonderer  EilgUterzUge  rentabel. 

b)  lin  Frachtgntverkehr  sind  folgende  Grundsätze  anzu- 
wenden. 

a)  Einmal  sind  Stückgüter  (Frachtgut  i.  e.  8.)  und  Massen- 
güter oder  Wagenladungsgttter  zu  unterscheiden. 

Dies  geschieht  in  unseren  Tarifen  auch,  nur  mitunter  zu  sehr  nach  dem  ein- 
seitigdn  Ermessen  der  Bahnverwaltung.  Statt  dessen  kann  die  Bestimmung,  in  welche 
der  beiden  Classen  die  einzelnen  Gtiter  zu  reihen  sind,  im  Allgemeinen  dem  Fracht- 
geber Überlassen  werden,  wenn  er  sich  den  Bedingungen  für  die  Beförderung  der 
Glasse  ftlgt  Als  Massengüter  gelten  dann  z.B.  die,  welche  in  mindestens  einer 
vollen  Wagenladung  (10  Tonnen)  aufgegeben  oder  far  die  der  Tarifsatz  für  eine 
solche  volle  Ladung  bezahlt  wird. 

ß)  Weiter  sind  die  Stückgüter  und  Massengüter  im  Tarife  nach 
der  Gattung  der  Wagen,  die  zu  ihrer  Beförderung  dienen  (also 
namentlich  bedeckte  und  offene  u.  s.  w.)  zu  unterscheiden.  Auch 
hier  aber  sollte  der  Frachtgeber  in  der  Regel  wählen  können ,  in 
welcherlei  Wagen  er  seine  Güter  befördert  haben  will. 

y)  Sperriges  Gut,  welches  als  Stückgut  aufgegeben  wird, 
darf  nach  einem  bestimmten  Verhältniss  höher  als  anderes  Stück- 
gut tarifirt  werden. 

f)  Bei  solchen  Gütern,  welche  bei  der  Verladung  u.  s.  w. 
grössere  Manipulationsarbeit  machen,  sind  bestimmte 
Frachtzuschläge  zulässig.  Auch  hier  muss  aber  die  WiUkühr 
der  Bahnverwaltung  beschränkt  werden,  soweit  nicht  den  Fracht- 
gebern die  Verladung  selbst  überlassen  werden  kann,  wenn  sie 
dies  wünschen. 

c)  Eine  weitere  Classification  der  Güter  mit  Rücksicht 
auf  den  Werth  und  eine  Abstufung  der  Tarife  danach  ist 
zwar  in  der  technischen  Natur  der  Dienste  der  Eisenbahnen 
nicht  unbedingt  begründet.    Es  würde  daher  genügen,  alles  Stück- 
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und  Massengut  bloss  nach  dem  Gewicht  zu  tarifiren,  jedoch  aneh 
nur  bis  zu  einem  nicht  zu  hohen  Maximum  für  eine  Gewichtsein- 
heit im  Fall  des  Verlusts,  der  Beschädigung  u.  s.  w.  VergtitiiDg 
zu  gewähren.  Höherer  Werth  mttsste  durch  Tarifzuschläge 
versichert  werden.  Indessen  ist  nach  dem  Gesagten  eine  Ab- 
weichung von  solchem  gleichmässigen  Gewichtstarif  ans  anderen 
Gründen  zulässig  und  oftmals,  besonders  zur  Herbeiftthrnng 
einer  volkswirthschaftlich  und  socialpolitisch  bes- 
seren Vertheilung  der  Selbstkosten  auf  die  Fracht- 
geber zweckmässig,  insofern  mit  Recht  auch  allgemein  tlblich. 

So  fra^  sich,  ob  bei  der  Anwendung  ciuts  blossen  Gewichtstarifs  die  ge- 
nügende Rentabilit&t  der  Bahn,  oder  die  vollständige  Dcckune  der  die  Ver- 
zinsung und  Amortisation  des  Kapitals  mit  enthaltenden  Selbstkosten  aberhaopt 
zu  erzielen  und  ob  nicht  zu  dietiem  Zwecke  dann  die  Tarife  aller  Goterciassea  so 
viel  zu  erhöhen  w&ren,  dass  die  Massengüter  dabei  zu  theuor  tariürt  wurden 
und  deshalb  wieder  weniger  den  Bahntransport  benutzen  könnten.  So  kann  dit 
Sache  öfters  recht  wohl  liegen. 

Demnach  werden  bei  den  Massen-  und  besonders  bei  den 
Stttckgtttem  nach  grossen  Gruppen  der  Waaren  von 
ungefährer  Werthgleichheit  die  erforderlichen  Werth- 
c  I  aB  s  e  n  dem  Massengüter-  wie  dem  Stttckgütertarif  eingeffl^ 

Dadurch  wird  die  Dlffereutirung  der  Tarife  In  einer  von  dem  nothwendigen 
Finanzinteresse  der  Bahn  gebotenen  Umfange  aufrecht  erhalten,  und  zugleich  berech- 
tigten volkswirthschaftlichen  und  socialpolitischen  KUcksichten  Rechnung  getragen. 
Eine  gewisse  Vereinfachung  der  Tarife  «j^egenttbcr  dem  Tarifwirrwarr  uud  der 
TarifwiUkUhr  im  Phvatbahusystein  ist  aber  hierbei  sehr  wohl  möglich  und  zwockmässie 
und  iässt  sich  durch  das  Staatsbahnsybtem  herbeifahren. 

^  Vgl.  hiermit  die  1871  von  mir  aufgestellten  ümndsätze  in  vor.  Aufl.  §  27«  u.  di<» 
damit  mehrfach  Übereinstimmenden  Beschlüsse  der  Tarifen quete-Commission  ?.  15.  Dec 
1S75,  Hirth's  Annalen  1876,8.463,596;  Annahme  des  ein  wenig  modificirt«:u, 
sogen,  „natürlichen"  (,.elsass-lothr.*)  Tarifsystems.  Dies  war  indessen  praktisch 
nicht  durchzufahren  u.  hatte  doch  auch  mehr  theoret.-prijicip.  Bedenken,  wie  dies 
bes.  Sax  II,  440  ff.  nachweist.  Er  bringt  auch  diese  Tariffrage  mit  derjenigen  de» 
leitenden  Vferwalt.princips  in  Verbindung ,  wo  er  aber  seinerseits  ebenfalls,  wie  früher 
ich  Q.  A.  m.,  zu  sehr  ^chabionisirt.  S.  auch  v.  d.  Leyen  in  SchmoIler*s  Jahrb.  f.  d. 
Deutsche  Reich  1883  II,  131  ff.  über  Vereinfachungen  im  deutschen  Tarifwesen. 

§.  296.  —  3.  Darcbfübrnng  eines  solchen  Tarif- 
systems. 

a)  Als  unterste  Ciasse  des  Güterverkehrs  wird  die  Beförderung 
von  Massengütern  in  offenen  Wagen  gerechnet.  Der  Tarif- 
satz („unterster  Normaltarif^')  dafür  wird  znnächst  möglichst 
dem  bisherigen  Selbstkostensatze  des  Transports  angenähert,  kann 
aber  nach  Güterarten  wieder  in  einige  Stufen  zerfallen. 

Eine  noch  weitere  Beduction  dieses  Tarifs  erweist  ^sich  öfters  thunlich,  leil 
gerade  bei  diesen  Gutem  ein  niedriger  Tarif  die  Frequenz  sehr  steigert,  —  zumal 
wenn  eine  unbeschränktere  Zulassung  der  Gater  zu  dieser  Beförderungsart  stattfindet  —, 
weil  dann  das  Verhältniss  des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  sich  sehr  verbessert,  and 
^  eil  wiederum  aus  socialen  und  volkswirthschaftlichen  Rücksichten,  bleibend  oder  zeit- 
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weise,  gewisse  orduiäre  Guter  eine  besoudorc  Tarif bon:ünstigui)g  verdieDcu  (Koblen, 
Steine,  Erze,  DUngstoffe,  mitantcr  Kartoffeln,  Getreide).  Versnobe  in  dieser  Richtung 
sind  daher  namentlich  von  den  Staatsbahneu  zn  ?erlan|rcn. 

So  war  bei  den  preuss.  Balinen  die  auf  1  Meile  Bahnlängc  beförd.  Centner- 
oiassc  1859 — 65 — 1869  (in  diesem  J.  unter  £inrecbn.  der  neuen  Pro?.)  verglichen  mit 
der  Bewegung  der  Tarifsätze: 

„.,  , .  Frachtg.  der  Ennäss.  Frachtg. 

^"^"^  Normale!.  u.  Kohl.  u.  Kokes 

Menge       Tarif  Menge        Tarif  Menge        Tarif 

IboU  100  100  100  100  100  100 

1865  140  97  96  98  242         c.    81 

1869  171  94  87  00  268  74 

b)  Theils  in  der  Proportion  der  steigenden  Selbst- 
kosten des  Transports,  theils  unter  Mitberttcksicbtignng  des 
Werths  der  Güter  werden  höhere  Normaltarife  fttr  Massen- 
güter in  bedeckten  Wagen,  für  Vieh  in  ganzen  Ladungen 
(eyentnell  mit  weiterer  Unterscheidung  der  Wagenart),  ttlr  Stück- 
güter in  offenen  und  in  bedeckten  Wagen  bei  den  Massen- 
and  Stückgütern  mit  einigen  Stufen,  festgestellt. 

Mitunter  wird  der  Tarif  noch  etwas  höher  als  in  der  Proportion  die  Selbstkosten 
steigen  können,  oftmals  dahinter  /.urückbleiben  müssen,  um  das  Gut  nicht  in  die 
unterste  Kormaltarifclasse  zu  drängen.  Das  muss  experimentell  ermittelt  werden.  Ent- 
sprechend dem  unter  N.  c  des  vor.  Paragraphen  dargelegten  Puncto  wird  eine  kleine 
Anzahl  Tarifclassen  nach  dem  Wert  he  der  Waaren  bei  den  Stückgütern  und 
aach  bei  den  Massengütern  gebildet        « 

c)  Der  Tarif  ist  in  der  Hauptsache  ein  Streckentarif. 
Neben  dem  Satz  für  die  Strecke  ist  die  Erhebung  eioer  Expe- 
ditionsgebühr dem  Princip  der  Selbstkosten  angemessen  und 
im  Tarifwesen  statthaft. 

Vgl.  P.  VQI  d.  Beschlüsse  d.  Tarifcommiss.  v.  1875. 

d)  Die  Regelung  des  Streckentarifs  nach  der  Distanz 
bleibt  zwar  auch  im  Güterverkehr  als  allgemeines  Princip  bestehen, 
das  aber  ebenfalls  zahlreiche  und  einschneidende  Modificationen 
erleidet 

cc)  Höhere  als  die  Normalsätze  düri'en  eintreten  bei  abnorm 
hohen  Bau-  und  Betriebskosten  einzelner  Strecken. 

ß)  Niedrigere  Sätze  und  dementsprechend  richtige  Diffe- 
rentialtarife sind  statthaft  in  Fällen  einer  erheblichen  Ver- 
minderung der  Selbstkosten  des  Transports,  daher  be- 
sonders emmal  zwischen  Puncten,  welche  günstige  Bück- 
frachten geben;  femer  für  grössere  Entfernungen,  durch 
welche  die  Wagen  voll  lauten,  wobei  sich  ein  Theil  der  Kosten 
repartirt;  endlich  überhaupt  da,  wo  auf  ein  besseres  Verhält- 
oiss   des  todten  zum  nützlichen  Gewicht  zu  rechnen  ist. 

Daher  z.  B.  auch  auf  Grundlage  allgemeiner,  veröffentlichter  Bedingungen 
nach  besonderem  üebereinkoramen  im  einzelnen  Fall  mit  einem  Frachtgeber,  der  gleich 
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eine  bestimmte  Anzahl  voller  Wagpen  auf  einmal  befördern  l&äst,  oder  im  besonderen 
Abonnement  mit  einzelnen  Frachtgebern,  welche  in  dieser  Hinsicht  gewisse  Be^ 
diogongen  zu  erfüllen,  namentlich  ein  prewisscs  Frachtquantam  in  regelmässigen  Perioden 
zu  liefern  versprechen. 

y)  Differentialtarife  und  sog.  Particulartarife  (be- 
günstigende niedrigere  Tarife  itir  einzelne  Frachtgeber,  wenn  sie 
die  bestimmte  Bahn  benutzen)  sind  auch  als  Mittel  der  Con- 
currenz  für  Staatsbahnen  solange  unvermeidlich,  als  es  sich  um 
die  Concurrenz  mit  ausländischen  Bahnen,  mit  inländischen 
Privatbahnen,  mit  der  Schifffahrt  etc.  handelt,  um  gewisse 
Frachtquanta  an  sich  zu  ziehen. 

Differentialtarife  dieser  Art,  daher  die  meisten  bis  jetzt  bestehenden,  —  das 
Ergebniss  zufälliger  Entwicklungen  im  Eisenbahnnetz.  —  würden  aber  mit  Recht 
wenigstens  im  Inlande  bei  der  Durchftihrnng  des  Staatsbahnsystems  grossentfaeils  ver- 
schwinden und  nur  etwa  (wie  in  England)  wegen  der  Concurrenz  des  Seetransports 
hie  und  da  verbleiben  müssen.    Cohn  II,  455. 

Viel  weitergehende  Vorschläge  macht  auch  hier  Perrot  a.  a.  0.,  der  ein  Zonen - 
System  von  3  Zonen,  bis  20,  20—50,  über  50  Meilen  mit  TariMtzen  per  Wagen 
V.  5,  8  u.  12  Thlr.  befürwortet.  Auch  dies  geht  wohl  zu  weit  u.  über  die  Richtigkeit 
des  ganzen  Princips  lässt  sich  streiten.  Immerhin  hätte  eine  solche  Reform  mehr  als 
die  im  Personenverk.  verlangte  (o.  S.  771)  eine  Aussicht  auf  günstigen  Erfolg,  denn 
für  die  Waare  ist  der  Frachtsatz  in  der  Tbat  ein  Hauptmoment  der  Transportfähigkeit, 
für  den  Menschen  nur  ein  secundäres. 

e)  Die  Normaltarife  sind  unter  Gewährung  eines  Spiel- 
raums für  Abweichungen,  wenigstens  fUr  Herabsetzungen 
Seitens  der  Verwaltung,  durch  die  Gesetzgebung  festzustellen, 
die  Differentialtarife  durch  die  Regierung  im  Verord- 
nungswege. Alle  das  Tarifwesen  betreffende  Verhältnisse  sind 
amtlich  zu  veröffentlichen  und  durchaus  keine  geheimen 
Begünstigungen  einzelner  Frachtgeber  zu  gewähren.  Eine  Revision 
der  Tarife  nach  den  gemachten  Erfahrungen  hat  in  kurzen 
Perioden  (2 — 3  Jahre),  in  Fällen  bedeutender  Tarifrednc- 
tionen  eventuell  zunächst  provisorisch  auf  eine  bestimmte 
kurze  Zeit  zu  erfolgen. 

üeber  das  Verh&ltniss  der  gesetzgebenden  und  anders,  der  Verordnnngs- 
gewalt  zum  Tarifwesen  überhaupt  u.  speciell  auch  zu  den  Gütertarifen  der  Staats- 
bahnen  bezüglich  der  Einrichtung,  Reglements,  Classification,  Höhe  der 
Sätze  U.S.W,  iht  auch  in  Deutschland  mehrfach  neuerdings  discutirt  worden,  so  in 
Freu  SS  eu  gelegentlich  der  Berathung  über  den  Eisenbahnrath  (o.  S.  739).  Bei  der 
eingreifenden  Bedeutung  dieser  Dinge  ist  die  Competenz  der  gesetzgebenden  Gewalt 
doch  an  sich  zu  verlangen,  aber  das  praktische  Bedtirfniss  erheischt  wieder  eine 
gewii^e  freiere  Bewegung  der  Verwaltiuig. 

Die  Reichsvorfassung  hat  in  Art.  4J — 47  einige  Bestimmungen  über  das 
Eisenbahnwesen  getroffen,  darunter  auch  über  da»  Tarifweseu  (Art.  45  u.  46), 
wonach  dem  Reiche  eine  „Controie  über  das  Tarifwesen''  zusteht  u.  specidi 
auf  die  baldigste  Einftthrang  übereinstimmender  Betriebsreglements  sowie 
auf  möglichste  Gleichmässigkeit  u.  Herabsetzung  der  Tarife  hingewirkt  weiden 
soll  (nam.  „bei  grösseren  Entfernungen  ein  dem  Bedttrfniss  der  LandwirtfaBchaft  a. 
Industrie    möglichst   entsprechender   ermässigter   u.   zwar  znn&chst  thunlichst  der 
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Einpfennig-Tarif*'  —  f.  Ctjutner  u.  Meile  —  für  Kohlen»  Kokes,  Holz,  Erze,  Steine, 
Salz,  Bobeisen,  Büngnngsmittel  u.  ähnliche  Gegenstände'*).  In  An.  46  werden  die 
Bahnea  ,,bei  Kothständen,  bes.  bei  ungewöbnlicher  Theueron)^  ()er  I^bensmittel» 
?erp fliehtet,  für  Getreide,  Mehl,  HtUsenfrttchte,  Kartoffeln  zeitw'eisc  einen  dem 
BedOrfhiss  entsprechenden ,  vom  Kaiser  auf  Vorschlag  des  betreffenden  Bondesraths- 
ausschusses  festzastellendeu  niedrigen  Specialtarif  einzufahren*'  (jedoch  nicht 
unter  dem  niedrigsten  für  Rohproducte  auf  d.  betreff.  Bahn  geltenden  Satz).  Eine  gut 
gemeinte,  im  „privatwirthschaftl.  Verkehissystem''  aber  ihren  Zweck  leicht  verfehlende 
Bestimmung,  weil  die  Herabsetzung  der  Tarife  leicht  durch  die  darauf  hin  erfol- 
•rende  speculative  Preissteigerung  der  Producte  am  Versendungsorte  wettgemacht  wird. 
Diese  u.  andere  B<3Stimmuugen  der  Keichsverfassung  sind  dem  damaligen  zersplitterton 
Zustande  des  deutschen  Eisenbahnwesens  angepasst  u.  vornehmlich  mit  ftlr  die  Privat- 
bahnen 1)erechnct  Das  als  Centralbehörde  dienende  Keichsoisenbahnamt  hat  den 
Bahnen  gegenüber  keine  genügende  Macht  entwickeln  können.  Bei  einer  so  grossen 
Verwaltungszersplitterung,  wie  vollends  der  früher  bestchend<'n,  konnte  die  Vorschr.  in 
An.  42  der  Reichsverfass.,  die  Bahnen  wie  ein  „einheitliches  Netz*'  zu  verwalten, 
auch  nicht  stilct  ausget'ühn  werden.  Das  ist  auch  nicht  vom  Staatsbahnsystem, 
sondern  nur  vom  Ecichsbalinsystem  zu  erwarten. 

Die  Errichtung  der  „Eisenbahnräthe'*  hat  nun  Gelegenheit  gegeljen,  die 
Interessentenkreise  über  das  Tarifweseu,  spcc.  über  die  Taiifsätzo  gutachtlich 
zu  hören  (s.  o.  S.  739,  preuss.  Ges.  ?.  1.  Juni  1&S2  §.  14).  Die  „Normalirans- 
portgebühren**  sind  in  Preusseu  dem  Entwurf  des  Staatshaushalts-Etats  beizulegen. 
In  d.  gen.  preuss.  Ges.  über  d.  Eisenb.rath  ist  aber  a\X(\i  in  §.'20  die  Bestimmung 
getroffen,  dass  „Erhöhungen  der  für  die  einzelnen  Classen  des  Gutertarifschemas 
zur  Zeit  der  Public,  dieses  Gesetzes  bestehenden  Normal-  (Maximal-)  TransportgobtUiren, 
soweit  sie  nicht  zum  Zwecke  der  Herstellung  der  Gleichmässigkeit  d.  Tarife  oder  in 
Folge  v.  Aenderungen  des  Tarifschemas  vorgenommen  werden,  nur  durch  Gesetz 
erfolgen  können. 

Erhebliche  Verbesserungen  im  deutschen  u.  spec.  unter  dem  Einfluss  der  Staats- 
bahnFerwahung  im  preuss.  Eisen b.weseu  im  Gebiete  des  Tarifwesens  haben  die  letzten 
Jahre  gebracht  So  1877  das  übereinstimmende  Gütertarifschema  f.  alle  deutsche 
Bahnen,  au  welchem  wie  and.  Classification  der  Specialtarife  Aenderungen 
jetzt  nur  durch  gemeinsamen  Beschluss  sämmtl.  Bahnen  statthaft  sind.  „Besondere, 
period.  zus.  tret.  Orgaue,  die  Tarif  commissi  ou  u.  die  Generalconfereuz  der 
deutschen  Balinen,  prüfen  u.  bei'athen  unter  Zuzieh.  v.  Sachverständigen  aus  d.  Ver- 
kehrskreisen alle  v.  Public,  oder  v.  d.  Eisenbahnen  gewtüischten  Aenderungen''  (v.  d. 
Leyen,  a.a.O.  S.  131).  Siehe  Deutscher  Eisen b.gütertarif,  Th.  I,  allgem.  Bestimm, 
f.  d.  Gütertarif,  A.  Betriebsreglem.  nebst  allgem.  Zusat^bestimm.,  B.  allgem  Tarifvor- 
schriften nebst  Güterclassihc.'',  Berl.  1S83  (mäss.  Heft). 

Auf  d.  preuss.  Staatsbahnen  (u.  v.  Staate  verwalteten  Priv.balmen)  ist  ein 
gemeinbamer  Normal-Streckentarif  in  Geltung,  neben  dem  mäss.  Expedi- 
tions gebühren  erhoben  werden.  Die  Einheitssätze  f.  d.  Tonne  (10  metr.  Centn.)  u. 
d.  Kilometer  sind  in  diesem  Tarife:  Stückgut  11  Pfennig,  Wagenlad.classe  A^  6*7, 
B  6,  A«  5,  Spec.tar.  I  4*5,  11  3*5,  III  2'6  (bis  100  Kilometer),  2*2  bei  grösseren 
Entfei-nungen .  also  f.  d.  Centner  O'll,  f.  d.  Meile  0*825  Pf.,  noch  etwas  unter  d. 
verfass.mäss.  Normalsatz);  Eilstückgut  22  Pf.,  Eil-Wagenladuugsgut  der  doppelte  Satz 
d.  allgem.  Wagenlad.classe.  Vgl.  v.  d.  Leyen  a.  a  0.  S.  132.  auch  f.  weitere  Details 
der  Keformen  u.  über  die  Bewährung  des  Staatsbahusystems  in  Preussen  nach  d. 
verschiedenen  Seiten. 

Im  Einzelnen  sind  die  Erfolge  des  Systems  in  Preusscn  durch  die  That- 
sachen  nachgewiesen,  welche  in  d.  dem  Landtag  vorgelegten  minister.  Berichten 
zus.gestellt  sind.  S.  Ber.  f.  18S1/V2  v.  11.  Dec.  1882  (N.  47  d.  Vorlagen  im  Abg.- 
hause,  1.  Sess.  d.  15.  Lcgislatper.)  u.  Nachtrag  dazu  v..  21.  Juni  1SS3  (N.  63).  Dar 
über  meine  Kede  im  Landtage  v.  19.  Febr.  1882.  Neben  den  günstigen  —  u.  seit- 
dem noch  günstiger  gewordenen  finanz.  Ergebnissen,  denen  man  u.  A.  auch  die 
leichtere  Entwicklung  des  Bahnnetzes  u.  des  Baus  von  Secundärbahnen 
verdankt,  ist  bes.  die  einhcitl.  Verwaltung  u.  Betriebsleitung  im  ganzen 
Bereich  der  Staatsbahuen  zu  rühmen.  Dabei  u.  A.  die  Constructiou  der  Fahr- 
pläne nach  den  allgemeinen  Verkehrsinteressen,  nicht  nach  denen  der  einzelnen 
Linie;  die  Gleichmässigkeit,  Uebersichtlichkeit,  unbedingte  Publicität 
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des  Tarifs  (keine  Befacticnl);  die  Tariferm&ssigun^en.  bes.  aacli  fUr  dea 
Localyerkehr  u.  die  Beseitigung  wiilkürl.  Frachtdifierenziningen ;  die  einheitliche 
Wagendisposition  a.  erhöhte  Ausnutzong  des  Wagenparks;  die  einheit- 
liche Verkehrs  Leitung  unter  Beseitig,  aawirthscbaftl.  Umwegstransporte;  die  ein- 
heitlichen Betriebseinrichtnngen  auf  den  Uebergangsstationen.  Der 
Local verkehr  ist  darch  Einlegnng  v.  Localztlgen,  YermehniDg  der  Haltestdlen 
befördert  worden.  Nicht  nnerhebüch  sind  auch  bereits  die  eingetretenen  Verbesse- 
rungen in  der  Okon.  Lage  der  Beamten,  bes.  d.  mittleren  u.  unteren,  u.  der  Arbeiter, 
worin  sich  der  speciell  socialpolitische  Vortheil  des  Staatsbahnsystems  zeigt,  während 
Priratbahnen  auch  hier  tlbermässig  besoldete  höchste  Beamte  U/  schlecht  besoldete 
mittlere  u.  niedere  haben  (s.  über  Holland,  Arch.  1883  S.  588,  Ergebn.  d.  Enquete). 
Aber  hier  bleibt  durch  Ermässigung  der  Dienststanden  und  Gehalts- 
erhöhung auch  f.  d*  Staatsb.  Preussens  noch  viel  zu  thun  ttbrig# 


6.  Abschnitt 
5.  Finanzielle  Ei^ebnisse  der  Staatsbahnen. 

I.  —  §.  297.  Erträge.  Die  Erträge  der  Eisenbahnen  zer- 
fallen in  die  drei  grossen  Gruppen  der  Einnahmen  aus  dem  Per- 
sonenverkehr (einschliesslich  Qepäckfracht,  meist  auch  Equipagen, 
Pferde,  Hunde),  aus  dem  Güterverkehr  (einschliesslich  Vieh, 
Eisenbahnfahrzeuge  u. dgl. m.)  und  der  sonstigenEin nahmen, 
worunter  namentiieh  Wagenmiethe  (besonders  ftlr  Güterwagen), 
andere  Pacht-  und  Mietheinnahmen ,  besondere  Transporte,  Lager- 
geld, Provisionen,  Telegraphie  u.  s.  w. 

Nach  deutschen  Erfahrungen  —  und  wohl  im  Allgemeinen 
in  Ländern,  wo  die  Schifffahrt  dem  Güterverkehr  der  Eisenbahnen 
keine  sehr  grosse  Concurrenz  macht,  und  die  Volksdicbtigkeit  und 
die  Wohlständsverhältnisse  ähnliche  wie  in  Deutschland  sind  — 
pflegt  in  ganzen  Bahnsystemen  und  auch  bei  den  meisten  einzelnen 
Bahnen  anfangs  die  Einnahme  aus  dem  Personenverkehr 
zu  überwiegen,  später  tritt  sie  in  der  Regel  mehr  und  mehr 
trotz  ihrer  eigenen  Vermehrung  absolut  und  relativ  hinter  die 
Einnahme  aus  dem  Güterverkehr,  und  oft  sehr  beträchtlich, 
zurück,  während  auch  die  diversen  Einuahmen  selbst  relativ 
steigen.  Der  Güterverkehr  ist  daher  in  späterer  Zeit,  wie  z.  B. 
in  der  Gegenwart,  gewöhnlich  auch  der  finanziell  wichtigste 
Theil  des  Eisenbahntransports. 

Die  Ursachen  dieser  Entwicklong  sind  wohl  vornehmlich :  die  Verknüpfung  voll- 
reicher  Orte  und  Gegenden  im  Beginn  der  Eisenbahnzeit  (S.  071);  die  Ausdehnung 
der  Linien  in  weniger  bevölkerte,  in  Ackerbau-  und  Bergbaugegenden  erst  später ;  dio 
Nothweudigkeit  des  Vorhandenseins  eines  grösseren  Bahnnetzes  ftlr  die  Ausbildung 
mancher  Guten^erkehrszwcigc  ^so  ergiebt  sich  aus  d.  preuss.  Eisen Ijahnstat.,  wie  di<^ 
Einn.  aus  d.  dirccten  Guterverk.  mit  and.  Bahnen  st&rker  als  diej.  aus  dem  localeo 
Güterverkehr  zunimmt  (z.B.  1859—65—69—75  jene  v.  10  auf  24— 40-3— 79-2*  diese 
V    10  auf  lü— 2C-5— 45-4  Mill.  Thlr.  gesüegen)  — ;  dk-  nur  allmälige  Ver&ndenieg 
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der  Productions-  und  Absatz\ crliältnissc  der  Guter;  die  nach  und  nach  durch  die 
Eisenbahnen  bewirkte  grössere  locale  Concentration  der  Bevölkerung  (Grossstadte) 
(Gnindleg.  §.  286 — 238),  welche  >\ieder  grössere  und  weitere  Zufuhren  von  Consump- 
tibüleu  und  Kohstoffen  bedarf;  die  naturgemäsä  beschränktere  Transportfähigkeit  der 
Menschen  als  der  Güter;  die  stärkere  Tarifermässigung  im  Guten  erkehr,  die  immer 
mehr  Guter  niedrigen  specifischen  Werths  transportfähig  macht  u.  dgl.  m.  Bei  Staats- 
und Privatbahnen  ist  dies«*  Entwicklung  begreif iiclicr  Weise  im  Ganzen  die  nämliche. 
Das  relative  Zurückbleiben  oder  Stillsteli«'n  der  Einnahmen  aus  dem  Perbonenverkehr 
und  die  günstige  Einwirkun;^  der  Frachttarifermässigungon  auf  die  Steigerung  der 
Einnahmen  aus  dem  Gütenerkehr  weisen  nur  wieder  darauf  hin,  dass  die  Opportunität 
von  Tarifreductionen  im  Personen-  und  von  weiteren  Ennässi;rungen  im  Güterverkehr 
auch  im  finanziellen  Interesse  ebenso  ernstlich  zu  prüfen  ist,  als  im  volkswirth- 
schaftlichen. 

Mau  kann  die  deutschen  Erfahnui^en  nicht  unbedinjL!:t  für  typisch  halten,  wie 
icli  es  in  der  6.  A.  v.  Rau  §.  257  gcthan.  In  England  zeigt  sich  fortdauernd  eine 
relativ  grössere  Bedeutung  des  Pei*soncnverkchrs  für  die  Roheinn.  der  Bahn  als  in 
Deutschland.  Die  Concurrcnz  der  Schiftfahrt  auf  Canälen  u.  bes.  auf  der  See  trägt  zu 
der  relativ  geringeren  finanz.  Bedeutung  des  Güterverkehrs  der  Bahnen  wolü  bei.  Noch 
jetzt  kommt  bei  d.  Hauptbahnen  30 — lu — 507oi  im  Durchschn.  neuerdings  (1870 — 72) 
44 Vo  ^-  Einn.  auf  den  Personenverkehr;  aber  abgenommen  hat  die  Quote  doch  auch 
hier  stark:  von  1842  —  72  von  66  auf  44 7„.  S.  Cohn  II.  137,  631.  Aehnlich  in 
Holland  (z.B.  ISSl  Einn.  aus  Pers.verk.  20*69,  aus  d.  Güterverk.  1655  M.  M.); 
auch  in  Italien. 

Unsere  amtlichen  Eisenbahnstatistiken  enthalten  reiches  Material  zum  Beleg  obiger 
Sätze,  so  z.B.  die  preuss.  Statistik.  Es  war  bei  sämmtl.  prenss.  Bahnen  die  Brutto- 
einnahme: 


p.  Meile  in  100  Thlr.  aus 

dem 

in  7ü  ^'  Gesami 

nteinn. 

Personen-    Güter-         j. 
verk.          verk. 

Summe 

Pers. 

Gut 

div 

1844 

201             101               7 

309 

65-0 

32-7 

2-3 

1851 

174             18^            17 

376 

46-3 

49*3 

.44 

1857 

200             389            29 

618 

32-3 

62-9 

4-8 

1862 

190            405            37 

683 

301 

640 

5-9 

1865 

213            493            46 

752 

28-3 

65-5 

6-2 

1867 

211             523            55 

788 

26-7 

66-4 

6-9 

1869 

209             493             54 

756 

27-6 

65  3 

7-1 

1874 

241             615             58 

914 

26-4 

67-3 

6-3 

Im  J.  1851  überstieg  zuerst  die  Einn.  aus  dem  Güterverk.  diejeu.  aus  dem  Personen- 
verkehr. 1869  hier  wieder  incl.  Bahnen  d.  neuen  Prov.  Nur  durch  die  Eiurechnung 
dieser  Bahnen  veriindeil  sich  die  Richtung  der  Bewegung  einen  Moment.  Bei  den 
einzelnen  Bahnen  ist  das  Verhältniss  verschieden,  aber  die  Entwicklungstendenz  dieselbe 
u.  nur  in  den  seltensten  Fällen,  z.B.  bei  kleinen  Privatb.  zwischen  grossen  Städten, 
die  Einn.  aus  d.  Personenverkehr  jetzt  noch  grösser  (z.B.  Taunusb.,  Homb.  B.)  1869 
u.  bez.  1874  war  bei  d.  preuss.  Ostb.  d.  Einn.  aus  d.  Personen  verk.  zu  derj. 
aus  d.  Güterverkehr  wie  c.  2  :  3,  bez.  wie  c.  1  :  2*1,  bei  d.  niederschl.  wie  1  :  4, 
bez.  wie  c.  1  :  3*8,  westfälisch.  1  :  fast  4,  bez.  1  :  3*7.  Saarbr.  1  :  6,  bez.  1  :  4*2, 
hannov.  1  :  2,  bez.  1  :  2'3,  nass.  2  :  über  3.  bez.  1  :  etwas  über  1,  Bebra-Hanau  (neu) 
1  :  wenig  über  1,  bez.  1  :  1'2,  Main-Wes.  2  :  3,  bttz.  1  :  etwas  über  2,  sächsische 
Staatsbahn  J869  1  :  3,  baier.  1  :  über  3,  würt  2  :  über  3,  bad.  4  :  5.  Yolksdichtig- 
keit,  Durchreiseverkehr,  Massenproductontransport  (Kohlen  u.  s.  w.)  zeigen  hier  ihre 
charakt.  Einflüsse. 

Nach  d.  deutschen  Bahnstatist  f.  1880/81  kamen 

Einnahmen  aus  d.  Pers.-    Dsgl.  aus  d.  Güter-       njirArc« 
verkehr  verkehr  i'iverse 


M.  p. 

"/o  der 

M.  p. 

7u  der 

Kilom. 

Ges.  einn. 

Kil. 

Ges.einn. 

Staatsb 

7,540 

28-2 

1 7,340 

65*7 

61 

Privatb.  uut  Staatsverw. 

^     6.866 

17-9 

27,230 

740 

81 

Privatb.  unt.  eig.  Verw. 

6,069 

28-4 

13,641 

64*4 

7-2 

alle  Bahnen    

7,130 

26-7 

17,583 

^6-8 

6-5 
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1.  Die  Einnahme  aas  dem  Personenverkehr  rührt  in 
Dentsehland  bei  Staats-  and  Privatbahnen  mit  sehr  seltenen  Aas- 
nahmen nar  za  einem  ganz  kleinen  Theil  (6 — 8%)  vom  Verkehr 
in  der  ersten,  zu  etwa  einem  Drittel  von  demjenigen  in  der  zweiten, 
zur  vollen  Hälile  bis  zu  Dreitllnfleln  von  dem  Verkehr  in  der 
dritten  oder  in  dieser  und  der  vierten  Wagenclasse  her. 

Die  einzelnen  Linien,  aoch  der  Staatsbahnen,  zeigen  indessen  manche  Ver- 
schiedenheiten. Die  Qaoton  der  Erträge  der  einzelnen  Glassen  bleiben  sich  aber,  von 
Neueinfühmng  ganzer  Claüsen  ^ie  der  vierten  abgesehen,  im  Durchschnitt  aller  Bahnen 
und  bei  den  einzelnen  Linien  von  Jahr  zu  Jahr  ziemlich  gleich. 

Viel  ittatist.  Material  hierüber  in  d.  amtl.  Statistiken.  Die  Durchschnitte  der 
1. — 4.  Gl.  und  des  Milit&rs  bei  allen  preus».  lUhaen  ergeben  Einnahmeqnoten  1859 
G*6 — 36'3— 42*3— 10*5— 4*8,  bei  Quoten  der  spccif.  Pcrsouenfrequenz  (Personenmeilen) 
ohne  Militär:  8*1— 26*4 — 48*0 — 22*5;  1869  (^incl.  neue  Provinzen)  Einnahmequoten: 
7-1—33-9— 40*5— 15-3-3*2,  Frequenzquoton:  3*1— 22'9— 44*7— 29-3V«.  Erheblich 
tlber  d.  Durchschn.  ist  die  Einn.  aus  1.  Gl.  bei  d.  preuss.  Staatsb.  nur  bei  uass.  B. 
(11*5,  aber  keine  4.  Gl.),  u.  Ostb.  8*9;  bei  den  Piivatb.  bei  der  Khein.  (26*6),  homb.. 
Taunusbahn.  Im  J.  1874  kam  auf  die  4.  Gl.  u.  Militär  eine  Quote  d.  Einn.  ron 
7'2— 32*8 — 40*0--18*5— 1*57«-  (Die  preuss.  Statist,  specialis,  diese  Daten  auch  nach 
den  Zug:arten,  gegen  erhöht.,  gewöhnt,  ermäss.  Fahrgeld.) 

2.  Von  der  Einnahme  aus  dem  Gtlterverkehr  rührt  nur 
eine  sehr  kleine,  bei  den  hohen  Tarifen  mitunter  noch  etwas  ab- 
nehmende Quote  aus  Post-  und  Eilgnt  (3 — 5^0  meistens),  der 
Hanpttheil  (90%  und  mehr)  ans  Frachtgut  her. 

Die  Einnahmequoten  der  anderen  Tarifclassen  indem  sich  von  Bahn  zu  Bahn 
und  von  Jahr  zu  Jahr  erheblich  nach  den  wesentlich  wieder  von  der  absoluten  und 
relativen  Tarifhöhe  jeder  Glassc  und  dem  Tarifsystem  abhängigen  Frequenzen  und 
nach  der  Natur  des  Verkehrsgebiets  der  einzeben  Bahn.  Aus  ersterem  Grunde  meist 
zunehmende  Quoten  der  <;rmässigten  Tarifclassen  für  Güter  geringen 
specifischen  Werthö. 

Im  Durchschn.  aller  preuss.  Bahnen  war  in  Procenten  der  gesammten  Guter- 
einnahmen  1859,  1865  u.  1869  (incl.  neue  Prov.)  die  Einn.  aus  Post-  u.  Eilgut  bez. 
41— 3*6 — 1*2,  aus  Kracht^nit  der  Normalcl.  84*7— 21*0— 177,  Kohlen  u.  Frachtgut 
der  ermäss.  Gl.  zus.  56*4 — 69*5— 71 '7,  aus  Viehtransport  2*9 — 3*4— 33,  aus  anderen 
Transp.  u  Nebenertr.  1*9— 2*5— 3*1 7o-  ^^  1874,  bei  etwas  anderer  Glassification, 
kam  von  der  ganzen  Einn.  im  Güterverkehr  0*5 Vo  ^^  Post-,  4*0  auf  Eil-,  9*8  auf 
Stückgut  der  Normalclasse,  incl.  d.  sperr.  Guts,  10*3  auf  Stückgut  der  ermftss.  GL,  34*4 
auf  Frachtgut  in  Wagfenlad.  in  Quantit  v  100  Gentn.  n.  mehr,  32*9  auf  dsgl.  in 
geschlossenen  Wagenladungen  v.  200  Gentn.,  3*3  auf  Vieh,  4*8  auf  Eiscnbahn&hrzeuge. 
Dienst-  u.  Baugut  u.  Nebenerträge.  Also  rund  %  ^^^  ^^^  Massengut,  Va  ^^^  ^^^ 
übrigen  Gütertransporten  (hier  incl.  Vieh).  Die  einzelnen  Bahnen  zeigen  natürlich  hier 
grosse  Unterschiede,  z.B.  in  1869  Einn.  aus  Kohlentransp.  preuss.  Ostb.  1*4,  nieder- 
schles.  35-3,  westfäl.  281,  Saarbr.  61*9,  hannov.  16*2,  nass.  9*7,  Bebra-Hann.  0*2. 
Main-Wes.  8*'Vo-  Aber  wenn  nur  Stück-  u.  Frachtgut  unterschieden  wird,  so  sind 
die  Veischiedenheiten  doch  m&ssiger,  z.B.  in  1874  bei  den  Staatsbahn.  bez.  21*2  u. 
68*8  7o,  Max.  der  letzteren  bei  der  Saarbr.  B.  (Kohlen)  90*0,  Min.  Frankf.  -  Bebra 
50*6 7o-  —  Nach  d.  deutschen  Bahnstat.  f.  1880/81  kamen  90 7«  ^^r  Einn.  der 
gesammten  Güterverk.  von  Frachtgut,  3*40  v.  Vieh,  2*74  v.  Eil-  u.  Expressgut,  0  33 
V.  Postgut,  der  Rest  v.  and.  Objccten  u.  Nebenerträgen.  > 

IL  —  §.  298.  Reinertrag,  Rente  und  deren  Verwendung. 
Der  erstere  genügte  bei  denjenigen  Staatsbahnen,  welche  eine 
Zeitlang  im  Betriebe  stehen,  bisher  wenn  auch  nicht  in  jedem  ein- 
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zelnen  Betriebsjabr,  so  doch  im  Dnrobschnitt  der  Jabre  bei  ans  in 
Deutschland  fast  immer,  um  das  aufgenommene  Schuldkapital 
zu  verzinsen  und  eventuell  zu  tilgen. 

Genaue  Vergleiche  für  längere  Zeiträame  sind  nur  für  die  einzelnen  Linien, 
nicht  für  die  ganzen  Staatsbahnsysteme  zulässig,  weil  in  letzteren  sich  oft  neue  Linien 
mit  noch  unentwickeltem  Verkehre  befinden,  die  den  Durcbschnittsertrag  berabdrücken. 
Das  ist  besonders  bei  der  Vergleichung  mit  älteren,  stabilen  oder  nur  wenig  sich  aus- 
dehnenden einzelnen  PriFatbahnuntemehmungen  zu  beachten. 

Bei  einer  raschen  Ausdehnung  des  Staatsbabnnetzes  aut 
weniger  frequente  Routen,  wie  sie  auch  in  Deutschland  (Preussen, 
süddeutsche  Staaten)  in  neuerer  Zeit  vorgekommen,  und  in  einer 
Periode  stark  steigender  Betriebsausgaben  (1871 — 74)  kann  freilich 
auch  ein  grösseres  Staatseisenbahnnetz  wohl  einmal  zur  Deckung 
der  auf  ihm  lastenden  Zinsen  und  Tilgequoten  der  noch  nicht 
amortisirten  nod  vollends  der  ursprünglichen  Baukapitalien  einen 
Zuschuss  aus  der  Staatscasse  bedürfen.  Dies  muss  thunlicbst  ver- 
flindert  werden  (§.  268).  Es  ist  aber  auch  mit  hinlänglicher  Sicher- 
heit zu  verhüten,  wenn  nur  nicht  die  besseren  Linien  des 
Landes  der  Privatindustrie  verbleiben  oder  gar  zu  theuer  er- 
worben werden,  wenn  ferner  das  Staatsgebiet  entsprechend 
gross  genug  ist,  um  eine  Ausgleichung  schlechter  und  guter  Linien 
leichter  herbeizuführen,  und  wenn  endlich  eine  richtige  Tarif- 
politik befolgt  wird.  Bei  dauernder  Steigerung  der  Betriebs- 
kosten ist  natürlich  bei  Staatsbahnen  so  wenig  als  bei  Privatbabnen 
ohne  ^Tariferhöhung  eine  genügende  Rente  sicher  zu  stellen. 

Aus  dem  Reinertrage  werden,  wenn  auch  nicht  immer  formell, 
so  doch  reell  zunächst  die  Zinsen  der  zur  Anlage  der  Bahnen 
aufgenommenen  Anleihen  und  die  für  diese  Anleihen  etwa  stipu- 
lirten  Tilgequoten  bestritten.  Der  Rest,  welcher  bei  fortschreitender 
Tilgung  also  immer  grösser  wird,  bildet  einen  freien  Ueber- 
schuss  und  eine  eigentliche  privatwirthschaftliche  Einnahme. 
Dieselbe  kann  ganz  oder  theilweise  zur  weiteren  Tilgung  der 
Eisenbahnschulden  oder  als  Hülfsmittel  zur  weiteren 
Ausdehnung  des  Bahnnetzes  und  zur. Deckung  etwaiger 
Deficite  ungünstiger  Linien  oder  endlich  unter  Umständen 
recht  wohl  auch  als. Staatseinnahme  zur  Deckung  eigent- 
licher Staatsausgaben  dienen.  Die  erste  Verwendung  ermdg- 
licht  eine  frühere  Annäherung  an  das  Gebührenprincip 
in  der  finanziellen  Behandlung  der  Staatsbahnen;  die  zweite  einen 
immer  umfassenderen  Ausbau  des  Bahnnetzes  (ein- 
schliesslich Secundär bahnen),  worauf  es  bei  dem  Staatsbahn- 

A.  Wagner,  FiiTanzwigscnsehaft  I.    3.  Anfl.  5Q 


y 


786       '^'  B.  Oi-d.  Kinn.     2.  K.  Priraterwerb.    5.  H.  A.  Eiseubahnen.  §.  29S. 

System  gerade  abgesehen  ist ;  die  dritte  macht  Steuereinnahmen 
Überflüssig  oder  gestattet  ohne  neue  oder  vermehrte  Steuern 
die  Vornahme  passender  neaer  Staatsthätigkeiten  und  führt,  wie 
die  Forsteinnahmen,  auch  den  finanziellen  Nutzen  grosser 
allgemeiner  Fortschritte  der  Volkswirthschaft  dem  Ge- 
meinwesen unmittelbar  zu,  statt,  wie  beim  Privatbahn wesen, 
in  die  Taschen  einzelner  Privaten:  der  Staat,  also  die  Gemein- 
schaft, nimmt  an  der  Kapital-  und  Grundrente  und  dem 
Unternehmer-Einkommen  der  Nation  in  erwünschter 
Weise  Theil,  —  auch  eine  günstige  Wirkung  für  die  Ver- 
theilung  des  Volkseinkommens,  also  zugleich  in  socialpoli- 
tischer  Hinsicht.  Welche  Verwendung  des  Erlöses  statthaben 
soll,  ist  mit  nach  den  concreten  Verhältnissen  des  einzelnen  Staats 
zu  entscheiden.  Die  erste  und  zweite  Verwendungsart  verdienen 
aber  wohl  principiell  den  Vorzug,  bis  die  Schulden  getilgt  Qnd 
wenigstens  die  wichtigeren  Linien  ausgebaut  sind. 

Der  Vortheil  der  SchaldentilgUDg  zeigte  sich  schon  frtther  deutlich  z.  B.  bei  d« 
preass.  Bahnen,  wo  bis  Ende  1870  von  der  orsprüDgl.  Schuld  yon  226*15  M.  Thir. 
schon  33'43  M.  Tlilr.  (neml.  Schulden  der  alten  Landesth.  d.  neae  Schulden  seit  1866: 
T.  159-3Ö  auf  142-17,  hannor.  v.  28*2S  auf  15*66,  churhess.  v.  16*73  auf  15,  nass.  v. 
16*69  auf  16*37,  Frankf.  v.  5*09  auf  3.50  M.  Thlr.  herabgegangen)  getilgt  waren. 

Die    finanzielle  Seite    der  Staatsbahnfrage   is4  in   Deutschland    angesichts    der 
sinkenden  Rente  der  Bahnkapitalien  in  der  Mitte  der  70er  Jahre,   bes.  nach  den  un- 
günstigen  Ergebnissen    des   J.  1874,    etwas    ängstlich    von   den   Anhängern,    etwas 
triumphirend  von  den  Gegnern  der  Staats-  und  speciell  der  Reichsbahnen  behandelt 
worden:   wohl  beiderseits  mit  Unrecht    Schon  das  Ergebniss  des  J.  1875  üel  wieder 
erheblich  besser  aus,  namentlich  in  Folge  der  wieder  gesunkenen  Betriebskosten  preise), 
was  jedenfalls  bewies,  dass  man  es  nicht  mit  einer  nothwendig  dauernden  £nt- 
werthung  des  Eisenbahnbesitzes  zu  thun  hat,  wie  sich  seitdem  auch  gezeigt  hat.    \i\t 
eigen thumliche  Ansicht,  als  ob  die  Bahntarife  nicht  steigen  durften,  wenn  alles  Andere 
sich  vertheuert,  muss  freilich  aufgegeben  werden.    Die  zeitweise  schlechtere  Renta> 
bilität  der  bad.,  wtlrtemb.,  baier.  Bahnen  beweist  nur,  dass  man  dort  etwas  zu  rück- 
sichtslos rasch  in  finanz.  Beziehung  vorging  und  dass  diese  Länder  —  im  heutigen 
Verkehrswesen  nur  von  der  Bedeutung  mittlerer  Provinzen  —  noch  zu  klein  sind,  um 
die  genügende  Ausgleichung  der  Chancen   der  günst.  und  ungünstigen  Fälle  zu  ver- 
bürgen.   In  Preussen  aber  muss  man  nicht  übersehen,  dass  unter  den  Staatsbahnen 
vor  1 878  einige  grosse  Linien  mittlerer  Frequenz  und  grosser  Kostspieligkeit  und  um- 
gekehrt unter  den  Privatbahnen  noch  ziemlich  die  Hauptlinien  grosser  Frequenz  u.  z. 
Th.  auch  billigen  Baus  sich  befanden.    Dabei  erfolgte  noch  nicht  die  dem  alleinigen 
oder  dem  sehr  ausgedehnten.  Staatsbahnsystem  eigenthttmliche  Gewinnausgleichung  der 
verschiedenen  Linien.    Auch  bei  dem  Reichseisenbahnproject  wäre  in  finanz.    Hin- 
sicht zu  bedenken  gewesen,  dass  das  Reich  bei  den  guten  Privatbahnen  eine  &*/^gc 
Actienrente  mit  einer  4^/^ — 4% Vollen  Reichsrente  kaufen  konnte,  wie  es  Preussen 
dann  für  sich  gethan  hat.    (Ein  ähnlich  wichtiger  Factor  wie  in  England  bei  einem 
etwaigen   Erwerb  der  Privatbahnen,  s.  Cohn  II,  617).    Soweit  aber  allgemeine 
Conjuncturen  kürzere  oder  längere  Zeit  die  Bahnrente  drücken,  ist  es  volkswirtli- 
schaftlich  u.  socialpolitisch  wieder  besser,  dass  die  staatliche  Gemeinschaft,  nicht  die 
zufälligen  Eigenthümer  oder  Actionäre  (öfters  zum  erheblichen  Tlieile  Personen,  denen 
die  „geriebeneren**  Geschäftsleute  die  Actien  vor  dem  Sinken  der  Dividende  u.  Curse 
in  die  Hände  spielten)  auch  diese  Verlaste  tragen. 
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Die  wahre  Höhe  dos  Reinertrags  und  der  Rentabilität  ist  bei  den 
Staatsbahnen  nicht  immer  leicht  genau  za  berechnen.  Denn  es  kommen  unter  den 
laufenden  Ausgaben  Verwendungen  f.  d.  Vermehrung  u.  Verbesser,  der  Betriebsmittel, 
f.  d.  Melioration  der  Bahnanlage  vor,  die  oicht  immer  nur  Ersatz  der  Abnutzung« 
sondern  z.  Th.  auch  Neubeschaffung,  also  neue  Kapitalanlage  sind,  also  vom 
Reinertrage  nicht  abgehen.  Auch  Hinauszahlungen  an  andre  Verwaltungen  u.  dgl. 
werden  hie  und  da  abgerechnet.  Es  bleibt  indessen  nichts  Andres  übrig,  als  sich  an 
die  amtl.  Berechnungen  zu  halten.  —  Die  Steigerung  der  Betriebskosten  hat 
in  der  1.  H&lfte  der  70er  Jahre  auch  bei  den  Staatshahnen  stattgefunden,  sie  war 
nicht  nur  eine  absolute,  sondern  auch  eine  relatire:  d.  b.  die  Betriebskosten  be- 
anspruchten eine  grössere  Quote  der  Bruttoeinn.,  so  dass  sich  der  Reinertrag  fcr- 
minderte.  Seitdem  ist  aber  ein  Sinken  jener  Kosten  u.  auch  damit  (neben  der  Ver- 
kehrssteigerung der  neuesten  Zeit)  eine  bessere  Rente  wieder  eingetreten. 

Preussen.  Nach  der  preuss.  Eisenbahnstatist,  war  die  Quote  der  Betriebs- 
kosten bei  allen  preuss.  Bahnen  1S65  40*3,  1867  44,  1869  44,  1871  45*4,  1873  54*9, 
1874  57*7,  1875  535%,  oder  umgekehrt,  der  Ueberschuss  sank  von  1871 — 74  von 
54*6  auf  42'37o.  Bei  den  preuss.  Staatsb.  war  er  1873—75  bez.  45.2,  38*3  und 
42*4%.  In  dem  ungünstigen  Jahre  1874  war  er  noch  am  Höchsten  bei  d.  Niedcr- 
öchl.-m&rk.  (incl.  schJes.  Gebirgsb.)  mit  44*8%  der  Bruttoeinn.  (1875  43*9).  am 
Niedrigsten  bei  d.  Frankf.- Bebraer  u.  d.  Berl.-Verbindungsb.  mit  28*0%  (1875  bez. 
39*4  u.  '29*4).  Das  verwendete  Anlagekapital  verzinste  sich  aus  dem  Ueber- 
schuss (bei  d.  Privatbahnen  ohne  Einrechn.  der  Zuschüsse  aus  d.  Titel  d.  Zinsgarantie) 

mit  7o 

1867 

Staatsb.  583 

Privatb.  in  Staatsverw.  505 
Privatb.  in  eig.  Verw.  5*79 
Alle  Bahnen  5*54 

Der  an  die  Staatscassc  (incl.  f.  d.  Main -Weser  Bahn  an  Hessen)  abgeftthrtc  Ueber- 
schuss d.  preuss.  Staats))ahnen  war  für  1874  11*68,  f.  1875  1703  Mill.  Thlr.  Die 
Rente  schwankte,  bei  den  8  einzelnen  preuss.  Staatsbahnen  1874  zwischen  0*29 
(nassauische  1875  1*83)  und  7*70%,  (Niederschi. -mark.,  1875  7*46).  Die  Ostb.  gab 
1874  u.  75  bez.  3*28  und  4*41,  die  hannoversche  4*11  und  6*52,  die  westfÄl.  1*87  und 
2-96,  die  saarbrttcker  2*92  und  4*91,  die  Main -Weser  3*61  und  4*90,  Frankf. -Bebr. 
0'4S  und  1*35.  Das  verwend.  Anlagekapital  der  preuss.  Staatsbahnen  war  1874  334*3 
Mill.  Thlr.,  p.  Kilometer  82,857  Thlr.  1875  bez.  366*3  und  87,193.  Max.  1874  Beri. 
Verbindungsb.  136.306  Thlr.  p.  KU.,  Saarbr.  133,520,  Min.  Ostb.  66,697  Thlr.  Bei 
der  starken  Schuldentilgung,  die  in  Preussen  seit  dem  franz.  Kriege  mittelst  der  Con- 
tribntionsgelder  u.  s.  w.  erfolgt  ist.  reichte  selbst  der  geringe  Uebei'schuss  der  Staats- 
bahnen im  J.  1874  fast  ganz  hin,  die  sämmtlichen  Zinsen  aller  Staatsschulden  zu 
decken,  die  z.  B.  im  J.  1876  38*8  Mill.  M.  betrugen. 

Die  Daten  der  letzten  Jahre  u.  der  (kgenwart  sind  mit  denjenigen  der  früheren 
Zeit  vor  der  grossen  Verstaatlichungsära  (S.  709)  nicht  genau  zu  vergleichen  u.  bei 
dem  raschen  Fortschritt  der  Verstaatlichungen  sind  auch  die  Ergebnisse  u.  Aorauschläge 
der  einzelnen  letzten  Jahre  nicht  direct  vergleichbar.  Jedenfalls  sind  die  Finanz- 
Resultate  aber  günstig  u.  trotz  des  vielfach  so  theuren  Erwerbspreises  der  ver- 
staatlichten Priv.bahnen  sind  die  UeborschUssu  (nach  Abzog  auch  der  Zinsen  für 
die  neuen  £isenb.schulden ,  der  gewährten  Actienrenten,  der  Zinsen  und  Tilgequoteu 
der  Prior.  Oblig.)  grösser  geworden  u.  haben  sie  regelmässig  die  freilich  vorsichtig 
aufgestellten  VoranschlSge  Ubertroti'en.  S.  schon  oben  S.  710.  So  konnte  die  Bahnschuld 
durch  Abschreibungen  vermindert  oder  der  Staatskasse  ein  Ueberschuss  zar  Verfügung 
gestellt  werden.  Dass  dabei  der  Verkehrsaufschwung  mit  geholfen,  ist  gewiss.  Auf  die 
fetten  Jahre  können  und  werden  auch  einmal  wieder  magere  kommen.  Aber  die  Ueber- 
schtlsse  sind  jetzt  so  erheblich,  dass  sie  einige  Garantie  gegen  Rückschläge  bieten.  Die 
reine  Rente  der  preuss.  Staatsbahnen  (incl.  d.  Amortis.betrags  d.  Prior.oblig.  verstaatlichter 
Bahnen)  erreichte  1882  u.  1883  wohl  an  5,  18S4/S5  an  5*457o-  Nach  d.  Rechiiungs- 
abschluss  f  18S2/S3  war  die  Roheinn.  433*17  M.  M.  (Etatsanschi.  390*15),  d.  Ausgabe 
(incl.  gew.  Poeten  au  Renten.  Zinsen  u.  Amortis.  v.  verstaatl.  Bahnen)  295*06  M.  M. 
(Anschl.  *281-94),  der  Ueberschuss  138*11  M.  M.  (Anschl.  108*21),  also  das  Resultat 
um   29*9  Mill.  M.  besser  als  der  Anschlag.    Von  dem  Ueberschuss  die  Zinsen  der 
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Eisenb^schuld  mit  95*76  M.  M.  abgezogen,  bleibt  ein  reiner  Ueberscbnss  ? on  42*35  M.  M. 
Der  Voranschlag  f.  1883/84  giobt  bei  514*72  M.  M.  Einn.  n.  384*58  M.  M.  Ausg. 
einen  Ueberschnss  v.  130*15  M.  M.  (mothmasslich  10 — 20  M.  M.  mehr),  nach  Abzug 
der  Zinsen  der  Bahnschulden  (109*49  M.  M.)  20*66  M.  M.  (erent.  10^20  M.  M.  mehr). 
Nach  d.  No?.  1883  dem  Landtage  vorgelegten  Et.  l  1884/85  ist  die  Einn.  auf  552*88, 
die  Ausg.  auf  388*19,  der  KohQbersch.  auf  164*68,  der  Beintlberschnss  (nach  Abzog 
T.  12S*39  M.  M.  Eisenb.schuldzinsen)  auf  36*29  H.  M.  veranschlagt.  Diese  Gesammt- 
ergebnisse  der  proass.  Eiseiib.  Yerwalt.  umfassen  übrigens  die  Einn.  „aas  d  Betheilig, 
d.  Staats  an  Priv.bahnen*'  mit  (A.  1883/84  4*52,  1884/85  4*33  M.  M.).  Die  Einn. 
u.  8.  w.  der  1883/84  neo  zu  verstaatlichenden  Bahnen  sind  hierbei  noch  nicht  inbegriffen. 

Die  Daten  im  Folgenden  z.  Th.  aus  dem  Material  im  Arch.  f.  Eisenb.wes. 

Sachsen.  Die  Staatsbahnen  haben  andauernd  bis  Mitte  der  70er  Jahre  eine 
reich!.  Verzinsung  gegeben,  gegen  die  Kosten  der  betr.  Staatsschulden  1 — 2Vt%  mehr. 
Fttr  die  20  J.  1856—75  wird  die  Dnrchschnittsrcnte  auf  6*487o  berechnet,  fdr  ein 
EapiUl,  das  von  99*4  Mill.  M.  in  1856  auf  330*8  Mill.  M.  zu  Ende  1875  gestiegen 
ist.  Nur  3  mal  sank  die  Rente  in  diesen  20  J.  unter  57o<  1^^^  4*37,  1859  4*41, 
1866  4*59,  Max.  1865  7*23  u.  wieder  1871  7*07,  1872-75  bez.  5*75,  554,  5*87, 
C*027ü-  Später  wurden  die  Ergebnisse  schlechter,  mit  in  Folge  des  Erwerbes  un- 
rentabler Priv.bahnen.  So  war  die  Rente  1875  nach  neuester  amtl.  Berechn.  5*77 
(also  geringer  als  nach  ob.  Angabc),  1878  3*67,  1880  4  11,  1881  4'257o  ^^  Bau- 
kapitals,  oder  in  diesem  J.  1881  4*571.  des  Anlagekapitals;  dies  betrug  f.  1881 
623*5  M.  M.,  der  Betriebsttberschuss  26*52  M.  M. 

Baiern.  Hier  eine  von  der  allgemeinen  Staatsschuld  getrennte  Eisenbahnschuld. 
Anf.  1876  nomin.  728*4  Mill.  M.,  meist  zu  4  u.  4V«7oi  mit  einem  Zins-  und  IHge- 
erfordemiss  v.  28*8  Mill.  M.  Der  Uebeischuss  der  Eisenbahnen  war  veranschlagt  auf 
29*8  Mill.  M.  Im  J.  1874  (noch  ohne  Ostbahnen)  berechnet  sich  nach  d.  Vereinsstat 
(deren  Berechn.  bei  Preussen  mehrfach  von  denen  der  preuss.  Eisenbahnstatistik  ab- 
weichen) eine  Rente  v.  4*24  7o  ^^^  ^^^  Reinertrage  f.  d.  Anlagekap.  (ezcl.  11*43  Mill. 
Thlr.  f.  d.  ^epacht.  inl&nd.  Bahnen)  von  153  MiU.  Thlr.  Der  Ceberschuss  von  6*496 
Mill.  Thlr.  hat  über  die  Zinsen  der  Bahnschulden  (4*755  Mill.  Thlr.)  u.  der  Tilgung 
derselben  (0  931  Mill.  Thlr.)  immerhin  in  diesem  ungünstigen  Juhre  noch  773,000 
Thlr.  betragen.  Seitdem  sind  auch  hier  die  Ergebnisse  mehrfach  ungiüistiger  geworden. 
1881  war  d.  Baukostenaufwand  f.  d.  Staatsb.  885*95  M.  M.,  die  Rohcinn.  79*88. 
Ausg.  44*96,  Uebersch.  34*92  oder  3.827«  des  Kap.  (1880  33.51  M.  M.),  derZuschuss 
zur  Verzins,  der  Bahnschulden  demnach  doch  unerhobl.  (Anschl.  der  Uebersch.  1882 
u.  83  je  33*8  M.  M..  bei  Kosten,  Zins,  Amort  u.  s.  w.  der  Eisenb.schuld  3721  M.  M.. 
also  3*4  M.  M.  Zuschuss). 

Wtlrtemberg.  Die  in  d.  allgem.  Staatsschuld  enthaltene  Eisenbahnschuld  be- 
trug 1876  c.  271  Mill.  M.  Nach  d.  Etat  f.  1875—76  wurde  auf  eine  Nettocinn ahme 
der  Staatsbahnen  von  12*52  Mill.  M.  gerechnet,  womit  die  Zinsen  jener  Schuld  wohl 
gedeckt  sind.  Im  J.  1874  verzinste  sich  nach  der  Vereinsstatistik  das  verwendete  An- 
lagekapital von  101*6  Mill.  Thlr.  durch  den  Ueberschnss  von  3.857  Mill.  Thlr.  nur 
mit  3*30  7o*  Seitdem  auch  hier  noch  ungünstigere  Entwickl.  Neuerliche  Verzinsung 
des  Bahnkap.s  nur  2Vs — 37o*  woran  aber  fehlerhafte  Bahnbauten  mit  schuld.  Anlage- 
kapital d.  Staatsb.  1881/82  455*31  M.  M.  (bez.  anders  berechnet  446*86).  Roheinn. 
1880/81  26*54,  1881/82  27*88  M.  M.,  Reinertr.  11*20  u.  12*85  M.  M.,  oder  mit  einigen 
weiter  abzurechn.  Summen  12*66  M.  M.  oder  2*867o  des  ges.  Anl.kap.s  (1880/81 
2*54  7o)«  <*•  ^Vi  ^*  ^-  werden  v.  heut.  Betrage  der  Zinsen  der  Eisenb.schuld  danach 
sonst  zu  decken  sein. 

~  '  Baden.  Hier  besteht  neben  der  allgem.  Staatsschuld  eine  besondere  Eisenbahn- 
schuld,  Anf.  1876  von  275*2  Mill  M.  oder  nach  Abzug  der  Activa  der  Eisenbahn- 
schnldentilgungskasse  mit  4*4  Mill.  M.  eine  reine  Schuld  von  270*8  Mill.  M.  Der 
Anschlag  der  Eisenbahnbetriebsverwalt.  schliesst  f  1876  mit  12*64  MilL  M.  Reinertr. 
-ub,  wozu  noch  der  Antheil  am  Reinertrag  d.  Main-Neckarb.  mit  0*51  Mill.  M.  kommt 
Nach  d.  Vereinsstatistik  ergab  sich  1874  anf  ein  verwend.  Anlagekap.  v.  103*4  Mill. 
Thlr.  ein  Ueberschnss  v.  4*164  Mill.  Thlr.  oder  eine  Verzins,  v.  4*03  7o-  Auch  in 
Baden  sind  die  neueren  Ergebnisse  ungtlnstiger  dank  einer  f.  d.  Kräfte  des  kL  Lands 
nicht  immer  rationellen  Ausdehn.  d.  Babnnetzes  (üebirgsbahnen).  Anhkap.  d.  Staatsb. 
f.  1881  389*64,  f.  d.  Rentenberechn.  39709  M.  M.  Roheinn.  1881  30*84  M.  M., 
Ueberschnss  13*30  (1880  13*46)  M.  M.  oder  3*35  (1880  3*44/^/0  d.  AnLkaps. 
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Diese  Verhältoisse  in  den  sttddcatschen  Staaten  zeigen,  dass  letztere  fUr  das 
Staatsb-system  noch  nicht  gross  und  leistungsfähig  genug:  einfinanzwirthschaft* 
lieb  günstiger  Punct  fOr  das  Beichseisenb.project. 

Reichsbahnen  in  Elsass-Lothringen.  Diese  auf  Rechnung  der  franzOs. 
Contribution  fUr  325  Mill.  Fr.  jedenfalls  zu  theuer  (nach  neuerer  durchsch.  Berechn. 
91*4  M.  M  Ober  d.  HerstelLkosten)  abcmommenen  ehemal.  Linien  der  französischen 
Ostbahngesellschaft  sind  mit  bedeutenden  Kapitalverwendungen  erweitert  worden.  Nach 
der  Vereinsstatistik  ergab  sich  1874  ein  Betriebsttberschuss  Ton  2086  Mill.  Thlr.  oder 
auf  d.  bis  dahin  verwendete  Anlagekap.  (incl.  jene  Summe  von  325  Mill.  Fr.)  von 
1091  Mill.  Thlr.  fp.  £il.  128.387  Thlr.)  eine  Beute  von  nur  1*91  Vo*  I>ieser  kleine 
Ueberschuss  wurde  durch  die  Mehrausgabc  für  den  Betrieb  der  übernommenen  Wilh.- 
Luxcmb.  Bahn  noch  um  584.000  Thlr.  vermindert  Nach  d.  Beichsetat  f.  1876  wurde 
auf  eine  Reineinn.  d.  Reichsb.  v.  9*47  Mill.  M.  gerechnet.  AuLkap.  f.  1881/82:  v. 
Reiche  verwend.  incl.  5*64  M.  M.  f.  Wilh.  Lux.  450.06.  effect.  incl.  dgl.  49*5  M.  M., 
402'49  M.  M.  Ueberschuss  f.  eis.  lothr.  B.  allein  erhebl.  gestiegen,  so  1881/82 
15*4  M.  M.,  womit  freilich  die  Zinsen  des  verwend.  Kap.s  noch  nicht  ganz  gedeckt, 
auch  Wilh.  Lux.,  die  frtlher  bis  1*6  M.  M.  Deficit  ergeben,  im  letzten  Jahre  Ueber- 
schuss V.  0*72  M.  M.    S.  Arch.  f.  Eisenb.wesen  1883  S.  492. 

Die  hess.-preuss.-bad.  Staatsb.  Main-Neckar  rentirt  gut.  (Anschl.  1883/84 
7*  10,  1884/85  6*757o.). 

Die  Oldenb.  Staatsb.  ergaben  nach  den  AnschL  f.  1882  einen  Beinertrag  v. 
1*293  M.  M. 

Belgien.  S.  d.  Tab.  in  Mulvany,  Deutschlands  Eisenbahntariffrage.  Nach 
d.  Budg.  £  1875  u.  1876  wurde  auf  einen  Ueberschuss  d.  Eisenbahn  Verwaltung  von 
22*4.  W.  27*4  MilL  Fr.  gerechnet  Das  Resultat  f.  1874  war  ein  Ueberschuss  von 
23*4  Mill.  Fr.,  noch  immer  eine  Verzinsung  von  fast  67o-  ^^  J-  1^^2  war  der  Roh- 
enrag  der  belg.  Staatsb.  118*4  M.  Fr.,  der  Reinertr.  43*3  M.  Fr.  oder  5*48 7o  des 
Anlagekap.s  (dieses  ohne  den  Werth  der  den  Gesellschaften  geschuld.  Rückkaufs  Annui- 
täten gerechnet.) 

Niederlande.  Die  verpachteten  Staatsb.  repräsentirtcn  nach  d.  deutschen 
Vereinsstatistik  1874  ein  verwend.  Anlagekap.  von  51*77  MilL  Thlr.,  wogegen  der 
Betriebsüberschuss  1*585  Mill.  Thlr.  war,  was  eine  Rente  v.  3*06^0  ergäbe.  Nach 
Hinterlegung  in  d.  Emeuerungsfonds  u.  s.  w.  blieben  1*52  Mill.  Tmr.  übrig,  wovon 
der  vcrtragsm&ssige  Antheil  des  niederl&nd.  Staats  944436  Thlr.  war.  Letzterer  muss 
daher  erheblich  zuscMessen.  Im  Etat  für  1876  stehen  die  Staatsbahnen  mit  1*878  Mill.  fl. 
Einn.,  aber  mit  6*6  Mill.  fl.  Ausg.  (Zinsen).  Auch  seitdem  sind  alle  Ergebnisse  f.  d. 
Staat  sehr  ungünstig,  s.  Arch.  f.  Eisenb.wes.  1883  &  583.  Im  besten  Jahre  1875 
verzinste  sich  das  Anlagekapital  d.  Staats  durch  das  vertragsm&ss.  Pachtgeld  nur  mit 
l*157o»  seitdem  immer  unter  l*/©.  wogegen  die  Gesellsch.  seit  1876  stets  über  57© 
bezog  8.  0.  S.  716,  733. 

Ungarn.  Die  Erträge  der  Staatsbahnen  bisher  sehr  gering.  Nach  der  deutschen 
Vereinsstatistik  war  der  Ueberschuss  f.  d.  nördl.  Staatsbahnlinien  1874  721,000  Thlr. 
oder  l'647o  ^-  d.  verwend.  Kap.  v.  43*9  Mill.  Thlr.  Bei  den  südl.  SUatsbahnlinien 
(Kap.  22-6  Mill.  Thlr.)  ergab  sich  sogar  1S74  ein  Betriebsdeficit  v.  89,383  Thlr., 
bei  den  Schmalspur.  Staatsb.  (verwend.  Kap.  696.000  Thlr)  dsgl.  v.  13,384  Thlr. 
Etwaä  haben  sich  die  VerhiUtnisse  gebessert,  aber  eine  Deckung  der  Zinsen  der  Bahn- 
schulden  wird  bei  Weitem  nicht  erreicht,  obwohl  die  Staatsbahnen  finanz.  besser  als 
die  Privatbahnen  bewirthschaftet  werden.  Schätzung  des  Reinertr.  im  Et  f.  1882  mit 
718  M.  fl. 

In  West-Oesterr.  u.  in  Frankreich  sind  bei  der  bisher.  Zerstückelung  und 
Kleinheit  der  Staatsbahnlinien,  die  meist  blossen  Nebenverkehr  haben,  die  finanz.  Er- 
gebnisse gering,  aber  wie  bes.  für  Frankreich  nachgewiesen  wird,  günstiger  als  auf 
Linien  unter  gleichen  Verhältnissen  bei  den  Privatbahnen.  Die  kleineren  öst  Staatsb.- 
streckeo  (vor  d.  Erwerb  d.  Elisb.b.)  z.  Th.  mit  Betriebsdeficiten. 

In  Italien  hat  der  vielfach  bemängelte  Staatsbetrieb  der  oberit  Bahnen  doch 
schon  in  der  ersten  Zeit  rechnongsmässig  günstige  Ergebnisse  gehabt  (2.  Sem.  1878 
Betriebsüberschuss  22*42,  1879  39*99.  1880  40*10  M.  Fr.).  Doch  nach  den  Enqu^e- 
bericht  ,.nnr  unter  Ausserachtiassung  derdringendsten  Verkehrs- und  Betriebsbedürfnisse''. 

Die  Staatsb.  in  Norwegen  kosteten  bis  1881  96*85  Mill.  Marie  u.  gaben  in 
diesem  J.    einen  Rcinert.    v.   1*416  M.  M.,    also    c,  iVnVo*     ^  Schweden  war 
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der  Bcinertr.  der  Staatsb.  1S80  732  M.  M.  oder  a-427o  de«  Anlagekap.  (1879 
2-58  7o). 

Die  Staatsb.  Finnlands  kosteten  1881  64'22  M.  M.  u.  gaben  rein  219  M.  M., 
also  8-4  7o. 

In  Ländern,  wie  den  eben  genannten  o.  wie  in  descrten,  weniger  berOlkertcu, 
gebirgigen  Gegenden  Oesterreichs,  Italiens,  Frankreichs,  Ungarns  o.  s.  w.  kann  man 
die  ongenttgenden  üoanz.  Ergebnisse  nicht  dem  Staatsbahnsystem  o.  Staatsbetrieb  zu- 
schieben, sondern  nur  den  gegebenen  wirthschaftl.  Verhältnissen.  In  solchen  Lindem 
rentiren  Prifatbahnen  ebensowenig  n.  sind  meist  nur  durch  theoere  Zinsgarantien  recht 
ins  Leben  zu  rufen.  Der  Staat  muss  hier  das  Eisenbahnwesen  wohl  oder  übel  als 
(ine  Zuschu SS- Anstalt  ansehen.  Hat  er  aber  wenigstens  alle  Bahnen  in  der  Hand, 
dann  kann  er  doch  hoSen,  einige  active  neben  den  passiren  Linien  zu  erhalten.  In 
Frankreich  u.  Oesterreich  ist  es  das  Oebel,  dass  die  stark  activen  Linien  den  Gesell- 
schaften gehören  u.  dem  Staate  nur  die  passiven  bleiben. 


7.  Abschnitt. 
Staatocanttle  und  Sehiffflfihrtsdieiiste. 

§.  299.  Hinsichtlich  etwaiger  Anlage  und  Verwaltung  von 
Staatscanälen  und  Schifffahrtslinien,  insbesondere  Dampf- 
schifffahrtscursen, muss  es  im  Wesentlichen  hier  gentigen,  auf 
die  früheren  allgemeinen  Bemerkungen  zu  verweisen  (§.  267,  268). 
Die  Anlage  eines  neuen  Ganalsystems  wird  in  der  Gegenwart,  wo 
die  Goncurrenz  mit  den  Eisenbahnen  so  schwer  selbst  fUr  eigent- 
liche Ganalartikel,  wie  Massenproducte,  ins  Gewicht  fällt,  kaum 
anders  als  durch  den  Staat,  in  einzelnen  Fällen  durch  Provinzen, 
Kreise  und  Gemeinden,  oder  nur  mit  erheblichen  Subven- 
tionen, Zinsgarantieen  u.  s.  w.  seitens  des  Staats  und  der 
genannten  Selbstverwaltungskörper  durch  Privatunternehmuogeu 
erfolgen  können.  Die  grossen  Anlagekosten  machen  dies  gleich- 
falls noth wendig.  Wenn  ferner  die  Verwaltung  von  Canälen 
und  Schifffahrtslinien  vor  erfolgter  Amortisation  des  Anlagekapitals 
möglichst  nach  dem  privatwirthschaftlichen  Princip  geschehen 
mttsste  (§.  268),  so  ist  doch  nicht  zu  verkennen,  dass  diese  For- 
derung in  der  Praxis  oft  nicht  durchzuführen  sein  wird. 
Denn  häufig  wird  bei  den  entsprechend  normirten  Tarifen  der 
Verkehr  zu  klein,  bei  niedrigen  Tarifen  (gemäss  dem  Gebtthren- 
princip)  aber  die  Rente  doch  noch  zu  niedrig  bleiben.  .  Das  muss 
wieder  zur  Vorsicht  im  finanziellen  Interesse  mahnen.  Eine  eigent- 
liche privatwirthschaftliche  Einnahmequelle  werden  Canäle  undScbifi- 
fahii;  daher  bei  uns  gegenwärtig  nicht  leicht  werden.  Ob  trotzdem  der 
Staat  im  allgemeinen  Interesse  des  Verkehrs  Canäle  neu 
bauen    oder    Gesellschaften,    Provinzen  u.  s.  w.    dabei   finanziell 
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unterstützen  soll,  l'ässt  sich  gleichwohl  principiell  aas  dem 
Gesichtspuncte  der  ganzen  Verkehrspolitik  bejahen, 
muss  aber  practisch  ganz  nach  Lage  der  concreten  Ver- 
hältnisse entschieden  werden.  Die  Concentration  der 
grossen  anderen  Verkehrsanstalten  (Post,  Telegraphie, 
Eisenbahnen)  im  Staatsbesitz  hat  auch  hier  wieder  den 
Vortheil,  selbst  die  Uebernahme  passiver  Canäle  (und  unter  Um- 
ständen solcher  Schiffiahrtslinien)  dem  Staate  zu  ermöglichen,  in- 
dem sich  hierbei  das  Princip  der  Uebertragung  der  Be- 
triebsergebnisse auch  zwischen  diesen  verschiedenen 
Anlagen  und  Anstalten  selbst,  wie  sonst  zwischen  den 
Theilen  einer  jeden  fttr  sich  anwenden  lässt.  Dabei  ergänzen  sich 
namentliöh  Eisenbahnen  und  Ganäle  und  befruchten  dann  aoch 
gegenseitig  ihren  Verkehr.  Auch  für  Deutschland  lässt  sich  so  wohl 
noch  jetzt  im  „Eisenbahnzeitalter"  die  Anlage  eines  grossen  kost- 
spieligen, muthmasslich  sein  Baukapital  gar  nicht  oder  nur  zu 
einem  kleinen  Theile  verzinsendes  Canalnetzes  rechtfertigen:  eine 
practische  Frucht  des  Staatseisenbahnsystems. 

Vgl.  den  Aufsatz  von  Meitzen  über  Canalbaa  in  Deutschland,  Preuss.  statist. 
Zeitschrift  1870,  S.  93  ff.,  mit  Kostenberechnungen.  Das  hier  näher  untersuchte  Netz 
V.  354*5  Meil.  Canäle  wird  schon  damals  auf  89*425  MiU.  Thlr.  Kosten,  252,000  Thlr. 
p.  Meile  angeschlagen.  —  S.  ferner  die  Petition  des  Deutsch.  FlussschifTfahrtsverelns 
an  den  Beichskanzler,  vom  24.  M&rz  J871,  Deutsches  Handelsblatt  Nr.  13,  vo  zwar 
die  Can&le  wesentlich  der  Privatindustrie  zugewiesen  werden,  dennoch  aber  die  Unter- 
stützung mit  Zuschüssen,  Prämien  oder  Zinsgarantien  für  eine  Reihe  von  Jahren  als 
unurolänglich  bezeichnet  wird,  obgleich  hier  meist  strenge  Gegner  solcher  Staatshülf«* 
sprechen.  —  Der  Donau-Main-Canal  in  Baiem  ist  jetzt  ganz  passiv,  d.h.  die 
Einnahmen  decken  d.  Yerwalt.kosten  bei  Weitem  nicht  (A.  1883  mit  Frankentli.  Oanai 
zus.  £inn.  115,742  M.,  Ausg.  321,426  M.)  —  Pläne  zu  Staats -Ganalbauton  jUngst 
in  Preussen.  8.  bes.  d.  Vorlage  z.  13.  Dec.  1882  über  den  Bau  eines  SchifTfahrts- 
ranals  v.  Dortmund  (berg.-märk.  KohlenreFier)  an  d.  untere  Ems  (46  MiU.  M.  Credit- 
fordorung).  Das  Gesetz  wurde  im  Abg.hanse  angenommen,  fiel  im  Uerrenhanse,  nicht 
aus  princip.  Gründen.  Kostenanschl.  f.  Canäle  in  dieser  Gegend  u.  Kichtung  in  einer 
amtl.  Denkschr.  v.  1882  auf  191,000—295,000  M.  p.  Kil.  Die  Frage  ist  nur,  ob  man 
ohne  Aussicht  auf  irgend  erhebliche  zur  Verzinsung  des  Baukapitals  beitragende 
Keinerträge  jetzt  mit  Canalbauten  beginnen  will,  was  doch  dann  fast  unvermeidlich 
nuthigt,  weiter  zu  gehen  u.  bedeutende  Kapitalien,  für  Preussen  einige  100  MiU.  M. 
so  anzulegen,  d.  h.  z.  B.  bei  500  MiU.  M.  u.  sdbst  1  Vo  Rcinertr.  jährUch  das  Budget 
mit  15  MiU.  M.  zu  belasten.  Unter  Verwendung  der  Ucberschüsse  der 
anderen  VerkehrsanstaUen ,  bes.  der  Staatsbahnen .  Hesse  es  sich  wohl  auch  finan- 
ziell rechtfertigen. 

Die  drei  süddeutschen  Staaten  unterhalten  eine  DampfschifFfahrt  auf  dem  Boden- 
s  e  c .  die  jetzt  in  enger  Verbindung  mit  den  dortigen  Staatsbahnen  steht  Rohertrag 
für  Baiern  1868  250,213,  rein  52,299  fl.,  A.  für  1871  in  Einn.  260,395,  Reinertr. 
15,234  fl.,  A.  1876  roh  362,000,  rein  33,400  M.,  1883  bez.  538,000  u.  197,000  M. 
Würtcmb.  1876,  A.  roh  327,000  M.,  rein  9500  M.,  18S2  rein  28000  M.  Baden 
lb76  roh  497,000  M.,  Deficit  c.  70,000  M.,  1883  dagegen  272,000  M.  roh  u.  48,000  M. 
rein.  Baiern  hatte  früher  auch  wenig  rentable  Staatsdampfschifffahrt  auf  der  Donau, 
deren  Material  später  der  Osterr.  Donaudampfschifffahrtsges.  verkauft  wurde.  —  Auf 
der  Ostsee  früher  mehrfach  preuss.,  russ.,  schwed.  Staatsdampfschifff.  zwischen  Haupt- 
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h&fen,  noch  in  neuester  Zeit  zwischen  Stralsund  und  Malmö,  mit  erheblichem  Deficit, 
weshalb  jetzt  Abgabe  an  Pri?ate,  mit  bedeutender  Postsubrention  Seitens  d.  betheiL 
Staaten. 


§.  300.  —  Das  Scblasfl-ErgebnisB  der  yorausgehenden 
Untersuchungen  über  die  Staatseinnahmen,  welche  heutzutage  bei 
uns  noch  als  privatwirthschaftliche  zu  betrachten  sind  (§.  203 ),  ist 
folgendes.  Im  Allgemeinen  sind  von  den  besprochenen  fttnf  Haupt- 
arten privatwirthschaftlicher  Unternehmungen  nur  die  Waldungen 
und  die  Eisenbahnen  in  das  Eigen thum  und  zugleich  in  die 
Selbstverwaltung  des  Staats  zu  ttbernehmen,  bez.  darin  zu 
bebalten.  Auch  dafür  sprechen  aber  nicht  in  erster  Linie 
finanzielle,  sondern  volks-  und  staatswirtbschaftliche 
und  socialpolitische  Gründe,  jedoch  spielt  das  finanzielle 
Interesse  erheblich  dabei  mit.  Von  den  anderen  priya^ 
wirthschaftlichen  Unternehmungen  sind  nur  einzelne  ausnahmsweise 
vom  modernen  Staat  zu  behalten  oder  zu  erwerben  (Feldgfiter, 
gewisse  Bergwerke,  Banken).  Die  Domanialeinnahme  ist  demnach 
nicht  schlechtweg  für  die  Gegenwart  zu  verwerfen,  wie  mit- 
unter in  der  Theorie  geschehen  ist,  sondern  sie  ist  nur  passend 
umzugestalten.  Forsten  und  Eisenbahnen  sind  das  rich- 
tige Haupt-Domanium  des  heutigen  Staats,  wie  Feldgttter, 
Forsten,  Berg-  und  Hüttenwerke,  z.  Tb.  auch  Fabriken  und  Banken 
dasjenige  des  früheren  Staats  waren.  Die  Einnahmen  aus  jenem 
Eigenthum  bilden  daher  auch  jetzt  noch  ein  passendes  Staats- 
einkommen neben  den  Gebühren  und  Steuern,  welches 
mit  der  Weiterentwicklung  der  Volkswirthschaft  und  mit  fortschrei- 
tender Amortisation  der  Eisenbabnschulden  auch  von  immer  grös- 
serer finanzieller  Wichtigkeit  werden  wird  und  dadurch  erwttnsch- 
termassen  die  sonst  erforderliche  Ausdehnung  der  Besteuerung  etwas 
zu  beschränken  erlaubt. 


Gediuckt  bei  E.  Pols  in  heij}7ig. 
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